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1 
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1 
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I. 

Die  Verwertung  des  Rentenprinzips 
zur  Sicherung  der  Grundbesitzverhältnisse. 

Von 

J.  Conrad. 

Seit  Rodbertas  in  seinem  berühmten  Werke  über  die  landwirt- 
schaftliche Kreditnot  im  Jahre  1868  die  Blicke  der  Landwirte  wieder 
auf  die  alte  Rentenzahlung  gelenkt  und  Vorschläge  zur  Durchführung 
derselben  gemacht  hatte,  ist  der  Gedanke  nicht  wieder  in  Vergessen- 
heit geraten,  sondern  fortdauernd  in  der  volks-  und  landwirtschaft- 
lichen Presse  ventiliert.  Ja,  man  muß  sagen,  daß  die  Grundideen 
von  Rodbertus  in  immer  breitere  Schichten  der  Bevölkerung  einge- 
drungen sind  und  man  vielfach  in  der  Einführung  des  Rentenprinzips 
geradezu  das  Heilmittel  für  die  hauptsächlichsten  Schäden  der  Grund- 
besitzverhältnisse sieht.  Es  ist  nur  nötig,  auf  die  eingehenden  Ver- 
handlungen im  Kongresse  norddeutscher  und  deutscher  Landwirte 
1872  und  1873,  im  Landwirtschaftsrat  und  dem  Landesökonomie- 
kollegium  von  1887  bis  1891  hinzuweisen  und  auch  die  zahlreiche 
Litteratur  über  das  Rentenprinzip  in  Betracht  zu  ziehen,  um  sich 
hiervon  zu  überzeugen.  Freilich  ist  in  diesen  selben  Verhandlungen 
und  den  mannigfachen  Schriften  auch  auf  die  praktischen  Schwierig- 
keiten der  Ausführung  des  Rodbertus'schen  Systems  und  auf  die  Ge- 
fahren aufmerksam  gemacht,  welche  mit  demselben  verbunden  sind. 
Wir  selbst  haben  schon  vor  25  Jahren  uns  in  diesen  Jahrbüchern  in 
diesem  letzteren  Sinne  ausgesprochen.  Wir  haben  aber  ausdrücklich 
betont,  daß  die  Beurteilung  des  Grund  und  Bodens  als  Rentenfond, 
wie  sie  Rodbertus  in  vortrefflicher  Weise  durchführt,  vollständig  richtig 
und  in  hohem  Maße  beachtenswert  ist.  Wir  wollen  in  dem  folgenden 
nachzuweisen  versuchen,  wie  jener  Grundgedanke  in  der  Gegenwart 
zu  verwerten  ist,  ohne  darum  die  angedeuteten  Bedenken  außer  acht 
zu  lassen,  und  darlegen,  wie  das  praktisch  Realisierbare  acceptiert 
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und  zugleich  das  Utopische  und  Extravagante  beiseite  gelassen 
werden  kann. 

Der  Fehler,  den  man  bisher  in  der  Diskussion  hierüber  u.  A.  noch 
gemacht  hat,  liegt  darin,  daß  man  das  Rentenprinzip  zur  Grundlage 
unseres  ganzen  landwirtschaftlichen  Kreditwesens  zu  machen  trachtete, 
wofür  es  sich  in  unserer  Zeit  nicht  mehr  eignet,  und  daß  man  da- 
durch die  Kapitalverschuldung  zu  verdrängen  suchte.  Man  verkannte, 
daß  sich  in  unserer  Zeit  der  Kapitalist  nicht  willkürlich  die  Form 
oktroyieren  läßt,  in  der  er  dem  Landwirte  Kredit  gewähren  soll,  und 
daß  deshalb  der  Landwirt  selbst  durch  jede  solche  Zwangsmaßregel 
geschädigt  wird,  die  seinen  Gläubigern  unbequem  ist  und  der  sie 
sich  zu  entziehen  vermögen. 

Offenbar  verändert  sich  das  Verhältnis  vollständig,  wenn  man  da- 
von absieht,  das  Reutenprinzip  zur  Grundlage  der  gewöhnlichen 
Kreditoperationen  zu  machen,  sondern  es  nur  als  Ergänzung  zuläßt, 
es  dafür  aber  als  die  alleinige  Form  der  Vererbung  im  Intestaterb- 
falle  aufstellt,  um  es  damit  zur  Grundlage  eines  Anerbenrechts  zu 
machen.  Hier  ist  es  kein  neu  von  außen  herzutretender  Gläubiger, 
der  sich  dem  Zwange  entziehen  kann,  hier  ist  es  der  gebundene  Mit- 
erbe, der  sich  der  Wirkung  des  Gesetzes  unbedingt  unterwerfen  muß, 
dem  aber  damit  kein  Unrecht  geschieht,  der  vielmehr  von  dem  Renten- 
fond, wie  Rodbertus  richtig  zeigt,  nicht  Kapitalabfindung,  sondern  nur 
Rentenanteil  zu  beanspruchen  hat. 

Die  gegenwärtig  tagende  Kommission  zur  zweiten  Lesung  des 
Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  Deutschland  kommt 
noch  in  diesem  Jahre  zur  Beratung  der  Paragraphen,  welche  die  Real- 
lasten und  damit  auch  die  Renten  betreffen,  und  auch  die  Zeit  rückt 
immer  näher  heran,  wo  das  Erbrecht  beraten  werden  soll,  und  damit 
der  Moment,  wo  für  viele  Dezennien  diese  Frage  für  Deutschland  zum 
Abschluß  gebracht  wird.  Es  dürfte  deshalb  der  letzte  Moment  sein, 
um  die  Angelegenheit  im  Sinne  und  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft 
zu  ordnen,  und  wir  bringen  deshalb  bezügliche  Vorschläge  hiermit  zur 
öffentlichen  Diskussion.  Sie  schließen  eine  so  einschneidende  Aenderung 
in  unserem  Erbrechte  ein,  sie  sind  in  unserer  Juristenwelt  bisher 
noch  so  wenig  ernst  genommen  und  nur  so  oberflächlich  ventiliert, 
daß  es  einer  intensiven  Aeußerung  der  öffentlichen  Meinung  und  be- 
sonders der  unbedingten  und  nachdrücklichen  Zustimmung  der  land- 
wirtschaftlichen Kreise  und  der  Regierungen  bedürfen  wird,  um  eine 
Umstimmung  herbeizuführen,  die  eine  Realisation  des  Gedankens 
aussichtsvoll  machen  könnte. 

Die  hauptsächlichsten  Schäden  in  unseren  ländlichen  Grundbe- 
sitzverhältnissen, welche  hier  in  Betracht  kommen,  sind :  1)  der  häutige 
Besitzwechsel,  namentlich  im  Erbfalle,  2)  die  Ueberschuldung,  3)  die 
Kündbarkeit  der  Hypotheken. 

Nach  allen  drei  Richtungen  hin  kann  durch  das  Rentenprinzip 
eine  erhebliche  Besserung  erzielt  werden,  wenn  gesetzlich  bestimmt 
wird,  daß  im  Intestaterbfalle  bei  einem  ländlichen  Grundstücke  die 
Miterben  nur  einen  Anspruch  auf  einen  entsprechenden  Teil  des 
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Reinertrages  in  Form  einer  unkündbaren  Rente  dem  Anerben  gegen- 
über haben  sollen. 

Der  häufige  Besitzwechsel  stört  die  Kontinuierlichkeit  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  und  vermindert  das  Arbeiten  für  die  spätere 
Zukunft  unter  Hintansetzung  des  momentanen  Vorteils,  was,  wie  all- 
gemein anerkannt  wird,  für  die  Landwirtschaft  von  der  höchsten  Be- 
deutung ist.  Dem  Verkauf  auf  direktem  Wege  entgegenzutreten, 
ist  unter  unseren  Verhältnissen  unmöglich,  indirekt  wird  jede  Besser- 
ung in  der  Lage  der  Grundbesitzer  darauf  hinwirken,  wir  kommen 
deshalb  später  darauf  zurück.  Dem  Besitzwechsel  im  Erbfalle  ent- 
gegenzuwirken, das  landliche  Grundstück  der  Familie  zu  erhalten, 
ohne  zu  intensiven  Zwangsmaßregeln  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  ist  als 
eine  Aufgabe  der  Gegenwart  längst  anerkannt.  Die  gesetzgeberische 
Thätigkeit  in  mehreren  Ländern  zur  Erweiterung  des  bäuerlichen  An- 
erbenrechts *)  und  die  daran  geknüpften  Diskussionen  legen  hierfür  be- 
redtes Zeugnis  ab.  Die  häufige  Neugründung  von  Fideikommissen  zeigt 
das  gleiche  Bestreben  in  den  Kreisen  des  Großgrundbesitzes,  während  in 
der  Litteratur  Vorschläge  über  Beseitigung  oder  Verminderung  des 
Pflichtteils  für  ländlichen  Grundbesitz  oder  gar  die  Einführung  des 
englischen  Erbfolgerechts,  oder  allgemeine  Erklärung  der  Geschlossen- 
heit der  Bauerngüter  die  gleiche  Tendenz  bekunden. 

Man  weiß  aber  auch,  daß  bisher  in  dieser  Hinsicht  außerordent- 
lich wenig  erreicht  ist.  Die  Höferollen  werden  in  den  preußischen 
Provinzen,  wo  sie  neu  eingeführt  sind,  fast  gar  nicht,  in  denen,  wo 
sie  längst  im  Gebrauch  sind,  viel  zu  wenig  verwertet.  Nirgends  ist 
es  gelungen,  eine  wesentliche  Aenderung  in  der  Erbgesetzgebung  oder 
in  sonst  hierher  gehöriger  Richtung  einzuführen.  Dagegen  beginnt  man 
wohl  allgemeiner  in  den  beteiligten  Kreisen  einzusehen,  daß  der  länd- 
liche Grundbesitz  in  dieser  Beziehung  eine  andere  Behandlung  ver- 
langt als  jede  andere  Form  des  Besitzes,  und  daß  eine  Bevorzugung  des 
Anerben  unerläßlich  ist,  soll  ihm  bei  Vorhandensein  von  Miterben  die 
Uebemahme  ermöglicht  werden,  ohne  ihn  von  vorneherein  auf  eine 
völlig  unsichere  Basis  zu  stellen. 

Die  oben  vorgeschlagene  Einführung  des  Rentenprinzips  sucht  die 
Stellung  des  Anerben  zu  sichern,  ohne  ihm  zunächst  einen  besonderen 
Vorzug  einzuräumen,  sondern  nur  ihn  vor  den  Nachteilen  zu  be- 
wahren, welche  ihm  die  bisherige  Erbgesetzgebung  unter  .Verkennung 
der  Natur  des  ländlichen  Grundbesitzes  auferlegten.  Das  vorgeschlagene 
Gesetz  setzt  hiernach  voraus,  daß,  wenn  der  Erblasser  nichts  anderes 
bestimmt,  der  Grundbesitz  der  Familie  erhalten  werden  soll  und 
daß  nach  dem  Alter  jeder  männliche  Erbe  den  Anspruch  auf 
Uebernalime  erheben  kann.  Die  Bestimmung  auch  auf  die  weiblichen 
Erben  und  über  die  Söhne  hinaus  auszudehnen,  scheint  uns  eine  be- 
sondere Veranlassung  nicht  vorzuliegen  und  würde  die  Gesetzgebung 
zu  verwickelt  machen. 

Die  Miterben  haben  allerdings,  wie  Rodbertus  richtig  nachweist, 
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nur  einen  Anspruch  auf  Teilnahme  am  Ertrage  des  Grundstücks,  nicht 
äber  auf  Auszahlung  von  Kapitalien.  Die  Anweisung  der  Miterben 
auf  eine  Rente  ist  deshalb  den  wirtschaftlich-rechtlichen  Verhältnissen 
durchaus  entsprechend.  Daß  damit  in  vielen  Fällen  die  Miterben 
gegenüber  den  gegenwärtig  bestehenden  Rechtsverhältnissen  benach- 
teiligt werden,  ist  zuzugeben,  dagegen  nicht,  daß  ihnen  damit  ein  Un- 
recht zugefügt  wird,  sondern  im  Gegenteil,  es  wird  nur  ein  bisher 
dem  Anerben  zugefügtes  Unrecht  beseitigt.  Jene  Nachteile  lassen 
sich  aber  sehr  wohl  auf  ein  Miuimum  reduzieren.  Werden  über  die 
Rentenanteile,  wie  das  natürlich  die  Voraussetzung  ist,  Renten- 
briefe ausgestellt,  so  werden  die  Inhaber  stets  in  der  Lage  sein,  die- 
selben in  angemessener  Weise  zu  versilbern  und  in  dringenden  Fällen 
entsprechendes  Kapital  in  die  Hand  zu  bekommen.  Es  muß  die  Auf- 
gabe sein,  durch  Rentenkredit  -  Anstalten ,  welche  bis  zu  einer  ange- 
messenen Höhe  die  Garantie  übernehmen,  den  Absatz  wesentlich  zu  er- 
leichtern. Das  Vorbild  dafür  haben  wir  ja  längst  in  unseren  alten 
Rentenbanken. 

Eine  Benachteiligung  der  Miterben  wäre  aber  noch  dadurch  mög- 
lich, daß  der  Anerbe  das  Gut  nach  kurzer  Zeit  veräußert,  wenn  die 
Miterben  in  Rentenbriefen  abgefunden  sind.  Da  wir  das  Renten- 
prinzip keineswegs  vollständig  durchzuführen  wünschen,  der  Verkäufer 
daher  nach  wie  vor  Kapitalabfindung  verlangen  und  Kapitaleintragung 
bewirken  kann,  so  werden  die  Miterben  das  Recht  beanspruchen 
können,  auch  an  dem  Kapitalserlös,  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit, 
wenigstens  innerhalb  10  Jahren  zu  partizipieren.  Hat  eine  teilweise 
Zurückzahlung  ihres  Anspruchs  bereits  stattgefunden,  so  ist  rein  rech- 
nerisch festzustellen,  welcher  Rest  noch  auszuzahlen  verbleibt. 

Ein  wichtiger  Punkt  ist  natürlich  die  Feststellung  des  Reiner- 
trages und  damit  die  Höhe  der  Rentenanteile. 

Um  den  Uebernehmer  unabhängig  zu  stellen,  ihm  das  Ergebnis 
seiner  Arbeit  zu  wahren,  ebenso  aber  auch  die  Miterben  unabhängiger 
von  dem  Anerben  zu  stellen,  ist  es  notwendig,  im  Momente  der  Ab- 
findung eine  dauernd  gleichmäßige  Rente  zu  fixieren.  Wir  gehen  da- 
von aus,  daß  es  eine  unbedingte  Notwendigkeit  ist,  auch  unter  Beibe- 
haltung des  Kapitalprinzips  nicht  wie  bisher  den  Verkaufs  wert  des 
ländlichen  Grundstücks  zur  Grundlage  der  Erbteilung  zu  nehmen, 
sondern  den  Ertrags  wert,  um  der  gegenwärtigen  Ueberbürdung  des 
Uebernehraers  ein  Ende  zu  machen.  In  der  gleichen  Weise  wird  man 
auch  bei  der  Einführung  des  Rentenprinzips  den  durchschnittlichen 
Reinertrag  festzustellen  haben  und  danach  die  Rentenverteilung  vor- 
nehmen müssen.  Hier  liegen  also  besondere  Schwierigkeiten  nicht  vor. 

In  der  erwähnten  Weise  wäre  auch  der  dritte  Hauptpunkt,  den 
wir  oben  als  gegenwärtigen  Schaden  unserer  Grundbesitzverhältnisse 
anführten,  berührt.  Für  die  große  Masse  der  Erbschulden  wäre  die 
Unkündbarkeit  erlangt,  und  da  namentlich  auf  den  Bauerngütern  der 
größte  Teil  der  Belastung  in  Erbschulden  besteht,  so  wäre  damit  ein 
außerordentlich  wichtiger  Schritt  zur  Sicherung  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes geschehen,  da  man  es  bisher  in  geradezu  unbegreiflicher,  um 
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nicht  zu  sagen  unverantwortlicher  Weise  unterlassen  hat,  Überall  die 
Einrichtungen  (nicht  nur  nach  den  Statuten  mancher  Kreditanstalten, 
sondern  in  Wirklichkeit)  zu  treffen,  um  den  Bauern  den  gleichen 
Segen  unkündbaren  Kredites  zu  schaffen  und  nahe  zu  bringen  wie 
dem  Großgrundbesitzer,  und  ihn  von  dem  Demoklesschwcrt  der  künd- 
baren Hypotheken  zu  befreien. 

Haben  wir  uns  soweit  hauptsächlich  an  das  Robertus'sche  Renten- 
prinzip angelehnt,  so  weichen  wir  in  der  folgenden  Bestimmung 
prinzipiell  von  demselben  ab  und  treten  ihm  sogar  direkt  entgegen. 

Rodbertus  wollte  nicht  nur  unkündbare  Renten  einführen,  son- 
dern behandelte  sie  auch  im  allgemeinen  als  unablösbar,  indem  der 
verschuldete  Grundbesitzer  die  Tilgung  nur  durch  Aufkauf  der  Renten  - 
briefe  bewirken  konnte  und  niemand  ihn  hierzu  zu  zwingen  ver- 
mochte. Auch  seine  Schüler  und  Anhänger  haben  sich  auf  diesen 
selben  Standpunkt  gestellt.  Das  preußische  Rentengütergesetz  von 
1890  macht  die  Ablösbarkeit  auch  von  der  Zustimmung  beider  Teile 
abhängig.  Wir  halten  das  für  im  höchsten  Maße  bedenklich  und 
würden  die  allgemeinere  Einführung  ewiger  Renten  für  eine  ent- 
schiedene Verschlechterung  der  bisherigen  Zustände  und  Wieder- 
einbürgerung eines  Teiles  mittelalterlicher  Zinspflichtigkeit  ansehen, 
so  daß  wir  sogar  dieselben  gesetzlich  ausdrücklich  ausgeschlossen 
sehen  möchten.  Die  Verschuldung  des  Grund  und  Bodens  bleibt  ein 
Uebel,  wenn  es  in  unserer  Zeit  auch  ein  unvermeidliches  Uebel  ist. 
Dasselbe  darf  aber  unter  keinen  Umständen  in  Permanenz  erklärt 
werden,  sondern  es  muß  vielmehr  gesetzlich  auf  eine  fortdauernde 
Verminderung  des  Uebels  hingearbeitet  werden.  Wer  Schulden  kon- 
trahiert, übernimmt  die  Verpflichtung,  dieselben  abzuzahlen.  Aus  dem 
Grundstücke  selbst  ist  auf  einmal  die  Ablösungssumme  allerdings 
nicht  herauszuziehen,  wohl  aber  allmählich.  Es  mag  bei  der  gewöhn- 
lichen Kreditoperation  dem  Grundbesitzer  überlassen  bleiben,  sich 
eventuell  einen  anderen  Gläubiger  zu  suchen,  der  bereit  ist,  den  ur- 
sprünglichen abzufinden  und  an  seine  Stelle  zu  treten.  Anders  bei 
dem  Erbgläubiger.  Er  hat  allerdings  keinen  Anspruch  auf  Kapital- 
abfindung, wohl  aber  liegt  es  im  Interesse  des  Schuldners  und  im 
Interesse  der  ganzen  Volkswirtschaft,  daß  er  allmählich  abgefunden 
und  damit  das  Grundstück  von  der  Schuld  befreit  wird.  Diese  Ab- 
findung kann  aber  nur  auf  Grund  einer  Kapitalisierung  der  Rente 
geschehen,  während  der  Grundbesitz  wiederum  die  Tilgung  seiner 
Natur  nach  nur  allmählich  in  Annuitäten  zu  bewirken  vermag. 

Wir  schlagen  daher  die  gesetzliche  Bestimmung  vor,  daß  eine 
jede  Rentenschuld  mit  mindestens  einem  Aufschlag  von  10  Proz.  einer 
solchen  ratenmäßigen  Tilgung  unterworfen  werden  muß,  welcher 
einer  Kapitalstilgung  von  */a  Prozent  gleich  käme.  Selbstver- 
ständlich könnte  eine  schnellere  Tilgung  vertragsmäßig  vereinbart 
werden.  Eine  solche  allmähliche  Tilgung  scheint  uns  mit  der  Natur 
des  Grund  und  Bodens  als  Rentenfonds  sehr  wohl  vereinbar.  Die 
Voraussetzung  ist  nur,  daß  der  Grundbesitzer  den  ihm  zufallenden 
Teil  der  Rente  nicht  völlig  verbraucht,  sondern  davon  einen  Teil 
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kapitalisiert  und  zur  Tilgung  seiner  Schuld  benutzt  Es  liegt  nun 
der  Einwand  nahe,  daß  auf  diese  Weise  Kapitalien  in  Renten  auf- 
gelöst werden  und  die  Aufzehrung  derselben  mit  den  Zinsen  be- 
günstigt wird.  Wir  vermögen  demselben  keine  große  Bedeutung  bei- 
zulegen. Einmal  weiß  jeder  Rentenempfänger  dann,  daß  er  mit  der 
Rente  auch  einen  Teil  des  Kapitals  empfangt  und  wie  groß  die  Rück- 
zahlung ist,  wie  viel  er  also  beiseite  zu  legen  hat,  um  sich  das  Kapital 
zu  erhalten.  In  jeder  Sparkasse,  in  jeder  Bank  ist  Gelegenheit  ge- 
geben, auch  die  kleinsten  Summen  wiederum  zinsbar  anzulegen  und 
damit  dort  eine  der  Rückzahlung  entsprechende  Kapitalansammlung  zu 
bewirken.  Wie  aber  erwähnt,  setzen  wir  voraus,  daß  überall  Renten- 
banken gebildet  werden,  welche  die  Vermittelung  der  Zahlungen  zu 
übernehmen  bereit  sind,  die  ihrerseits  den  Berechtigten  nur  die  Zinsen 
auszahlen,  die  Amortisationsquote  aber  zurückhalten.  Auf  diese  Weise 
wird  sicher  eine  allgemeinere  Aufzehrung  des  Kapitals  vermieden 
werden.  Außerdem  muß  man  sich  vergegenwärtigen,  daß  jener  leicht 
zu  nivellierenden  Anregung  zum  Kapitalsverbrauch  bei  den  Gläubigern 
ein  Zwang  zur  Kapitalsbildung  bei  dem  Schuldner  gegenübersteht, 
wonach  für  die  Volkswirtschaft  unzweifelhaft  ein  üeberschuß  in  der 
Kapitalsansammlung  erzielt  wird.  Uebrigens  können  wir  nicht  umhin, 
ausdrücklich  zu  bemerken,  daß  in  unserer  Zeit  der  rapiden  Kapitals- 
bildung  überhaupt  kein  Grund  vorliegt,  dieselbe  hier  gerade  ängstlich 
zu  schützen  und  zu  fördern.  So*  gut  der  sparsame  Arbeiter,  der 
Dienstbote  von  seinem  Lohn,  der  Handwerker  von  seinem  tropfen- 
weisen Verdienst  einen  Teil  beiseite  legt,  so  gut  wird  es  auch  der 
Rentenempfänger  thun. 

Nach  den  von  uns  angenommenen  Ziffern  erscheint  die  Zumutung 
einer  Zuschlagszahlung  von  10  Proz.  unter  sonst  normalen  Verhältnissen 
auch  als  keine  übermäßige.  Die  Kapitalisierung  des  Ertrages  mit  20  ent- 
spricht einem  Zinsfuße  von  5  Proz.,  der  unserer  Ansicht  nach  allerdings 
bereits  als  ein  dauernd  überwundener  anzusehen  ist.  Gleichwohl  hat  die 
Kommission  denselben  sehr  gegen  unseren  Wunsch  als  gesetzlichen  Zins- 
fuß beibehalten.  Es  ist  deshalb  nur  konsequent,  wenn  wir  ihn  auch  hier 
unserer  Berechnung  zu  Grunde  legen,  und  es  dürfte  sich  kaum  ein  anderer 
Maßstab  rechtfertigen  lassen.  Nimmt  man  nun  den  thatsächlichen  Hypo- 
thekenzins etwa  auf  4  Proz.  an,  so  wird  dem  Anerben  damit  ein  Vor- 
zug von  25  Proz  .des  Kapitals  wertes  zugesprochen.  Bei  einem  Reinertrag 
von  5000  Mark,  welcher  unter  fünf  Erben  zu  teilen  ist,  erhält  jeder 
eine  Rente  von  1000  Mark.  Der  Anerbe  hat  4400  M.  jährlich  an  die 
Geschwister  zu  zahlen  und  tilgt  damit  zugleich  allmählich  die  Schuld 
von  80000  M.,  während  das  Besitztum  dem  gemeinen  Werte  nach 
ein  Kapital  von  125000  M.  repräsentiert,  welche  gegenwärtig  unter 
die  Erben  zu  je  25000  M.  verteilt  würden.  Der  Uebernehmer  erhält 
nach  unserem  Vorschlage  dabei  einen  Vorzug  von  25  000  IL;  die  4400  M., 
welche  er  jährlich  zu  zahlen  hat,  machen  nur  4,4  Proz.  von  dem 
Kapital  aus,  welches  er  nach  dem  gegenwärtigen  Usus  seinen  Mit- 
erben schulden  würde.  Das  wird  niemand  als  eine  üeberlastung  an- 
sehen, und  doch  wird  damit  der  Grundbesitz  bei  normalen  Verhält- 
nissen schuldenfrei  nach  Ablauf  von  49,15  Jahren. 
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Die  Benachteiligung  der  Miterben  ist  hiermit  zugleich  klar  und 
bestimmt  gekennzeichnet.  Sie  steht  den  Bestimmungen  des  Anerben- 
rechts in  mehreren  Gesetzgebungen  nahe.  Sie  Weibt  in  sehr  vielen 
Fällen  hinter  dem  zurück,  was  Gutsbesitzer  wie  Bauern  in  testamen- 
tarischen Bestimmungen  ihren  Kindern  zumuten.  Es  entspricht  nur  dem, 
was  das  Land  von  den  Kindern  des  Landes  beanspruchen  kann  und 
muß,  um  zu  ermöglichen,  daß  der  Sohn  dort  erntet,  wo  der  Vater  ge- 
sät bat,  und  die  elterliche  Scholle  die  dauernde  Heimst&tte  der  Hinter- 
bliebenen bleibt. 

Der  Vorzug  ist  auf  der  anderen  Seite  nicht  so  erheblich,  um  die  Be- 
fürchtung hervorzurufen,  daß  dieses  Anerbenrecht  einen  übermäßigen  Reiz 
zur  unberechtigten  Ausnutzung  ausüben  könnte  und  zur  Konservierung 
des  Besitzes  in  unzweckmäßiger  Weise  zu  führen  vermöchte,  wie  das 
bei  den  Fideikommissen  der  Fall  ist.  Man  berücksichtige,  daß  der 
Erblasser  sein  bisheriges  Verfügungsrecbt  durch  Testament  behält 
Wo  davon  kein  Gebrauch  gemacht  ist,  bleibt  immerhin  der  Verkauf 
vorbehalten.  Verhindert  wird  insbesondere  aber,  daß  der  Vormund 
unmündiger  Miterben  sich  ev.  gezwungen  sieht,  den  Verkauf  herbei- 
zuführen, oder  den  Uebernehmer  in  ruinöser  Weise  zu  überlasten,  nur 
um  seiner  Pflicht  zu  genügen,  die  Interessen  seiner  Mündel  dem  Ge- 
setze gemäß  zu  wahren.  Wer  im  Interesse  der  Konservierung  des 
Grundbesitzes  überhaupt  besondere  Maßregeln  für  gerechtfertigt  hält, 
wird  das  hier  Vorgeschlagene  nur  als  eine  milde  und  gerechte  Maß- 
regel anerkennen  müssen. 

Um  die  Schuldenreduktion  so  viel  als  möglich  zu  erleichtern,  wird 
dem  Rentenschuldner  das  Recht  vorbehalten  bleiben  müssen,  auch  noch 
eine  schnellere  Abstoßung  der  Renten  zu  ermöglichen  und  zwar  nach 
dem  Gesagten  bei  Erbscbulden,  und  wo  sonst  nichts  Besonderes  aus- 
gemacht ist,  nach  dem  20-fachen  Betrage  der  Rente.  Da  es  nun 
unzweifelhaft  gemißbraucht  werden  könnte,  wenn  der  Anerbe  vom 
ersten  Momente  an  seine  Geschwister  mit  dem  20-fachen  der  Rente 
abfinden  und  damit  die  freie  Verfügung  über  das  Gut  erlangen  könnte, 
so  scheint  hier  die  Bestimmung  einer  Frist  von  10  Jahren  erforderlich, 
während  welcher  die  Miterben  jene  Abfindung  ablehnen  dürfen,  um 
sich  so  lange  die  Teilnahme  an  dem  Erlös  bei  etwaigem  Verkauf  zu 
sichern.  Bei  sonstigen  Rentenschulden  würden  wir  den  vertragsmäßigen 
Ausschluß  der  Tilgung  durch  Kapitalszahlung  nicht  über  26  Jahre 
hinaus  gestatten.  Da  diese  Bestimmung  aber  leicht  illusorisch  ge- 
macht werden  könnte  durch  die  Anforderung  einer  übermäßig  hohen 
Kapitalisierung,  so  würde  es  notwendig  sein,  auch  hier  eine  gesetzliche 
Grenze  zu  ziehen,  welche  in  dem  ^/„-fachen  als  dem  Maximum, 
also  einem  Zinsfuße  von  3  Proz.  entsprechend,  angemessen  zu  finden  wäre. 

Die  Kapitalisationsfähigkeit  der  Rente,  die  wir  voraussetzen,  macht 
auch  die  Stellang  der  nachgetragenen  Hypotheken  völlig  klar  und  be- 
seitigt alle  Schwierigkeiten. 

Im  Falle  der  Schuldner  den  Verpflichtungen  nicht  nachkommt, 
ist  er  nach  unserer  Auffassung  genau  so  zu  behandeln  wie  bei  einer 
Kapitalsschuld,  und  es  liegt  durchaus  nicht  in  unserer  Absicht,  dem 
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Grundbesitzer  in  dieser  Hinsicht  eine  privilegierte  Stellung  als  Schuldner 
zu  geben. 

Wir  setzen,  wie  erwähnt,  die  allgemeine  Errichtung  von  Renten- 
banken voraus,  und  zwar  mit  durchaus  lokalem  Charakter  unter  Haf- 
tung des  Grundbesitzes  des  betr.  Distrikts,  ganz  wie  es  seiner  Zeit 
Rodbertus  und  Becker  in  Vorschlag  gebracht  haben  und  was  leider 
so  wenig  Beachtung  gefunden  hat.  Dieselben  sollen  die  Aufgabe 
haben,  in  jedem  Erbfalle  auf  Verlangen  die  Rentenschuld  zur  Ver- 
mittelung  zu  übernehmen  bis  zu  der  Höhe,  welche  nach  der  Taxe 
acceptabel  ist.  Sie  liefern  den  Miterben  die  Rentenbriefe  aus  und 
Obernehmen  die  Garantie  für  dieselben;  sie  zahlen  ihnen  die  Renten, 
aber  nicht  die  Amortisationsquote  aus,  während  sie  beide  von  dem 
Schuldner  einziehen.  Erst  von  5  zu  5  Jahren  ist  der  Schuldner  die 
Auszahlung  der  getilgten  Rentensummen  zu  verlangen  berechtigt;  wie 
in  dem  gleichen  Zeitabschnitt  der  Schuldner  die  Löschung  bean- 
spruchen kann.  Die  Miterben  werden  veranlaßt  sein,  sich  um  die 
Vermittelung  der  Rentenbank  zu  bewerben,  weil  die  Rentenbriefe  erst 
durch  dieselbe,  d.  h.  durch  die  Garantie,  allgemein  verkäuflich  werden. 
Damit  ist  auch  ein  Druck  auf  die  Miterben  ausgeübt,  sich  der  Auf- 
sammlung der  Amortisationsquoten  zu  fügen.  Die  Rentenschuld  selbst 
müssen  die  Miterben  solidarisch  übernehmen,  einen  etwaigen  Ausfall 
gemeinsam  tragen.  Sie  haben  sich  deshalb  ebenso  in  die  garantierten 
Rentenbriefe  zu  teilen,  wie  in  die  nicht  von  der  Rentenbank  über- 
nommenen.   Weiteres  bleibt  dem  Privatvertrage  vorbehalten. 

Wie  bereits  angedeutet,  halten  wir  die  bisher  bestehenden  land- 
wirtschaftlichen Kreditanstalten  den  mit  unserem  Vorschlage  entstehen- 
den Aufgaben  nicht  für  gewachsen.  Die  Pfandbriefinstitute,  wie  die 
sonstigen  großen  Centraiinstitute,  Hypothekenbanken  etc.  haben  ihre 
Thätigkeit  niemals  allgemeiner  auf  die  bäuerlichen  Besitzungen 
ausgedehnt  —  sie  können  es  auch  nicht.  Ihr  Geschäftsgang  ist 
für  den  kleinen  Mann  zu  schwerfällig  und  zu  kostspielig.  Er 
kann  das  Geld  nicht  ohne  viel  Umstände  schnell  und  billig  genug 
erhalten.  Mehr  noch  fällt  ins  Gewicht,  daß  für  das  Institut  die  Wert- 
schätzung und  die  Kontrolle  der  Bewirtschaftung  bei  kleinen  Objekten 
zu  schwierig  und  kostspielig  wird.  Durchschlagend  ist  aber  schließ- 
lich, daß  die  Sequestrierung  bäuerlicher  Güter  fast  unmöglich  ist, 
während  bei  der  Subhastätion  gar  zu  leicht  bedeutende  Ausfälle  ent- 
stehen, wenn  der  Zuschlag  unbedingt  erfolgen  muß.  Die  Renten- 
anstalten werden  deshalb  der  großen  Masse  der  Bauerngüter  nur  ge- 
recht werden  können,  wenn  sie,  wie  die  Raifleisen'schen  Darlehns- 
kassen,  nur  für  einen  kleinen  Bezirk  in  der  nächsten  Umgebung  arbei- 
ten, wo  die  leitenden  Persönlichkeiten  mithaftende  Landwirte  sind, 
welche  ohne  besondere  Arbeit  unwillkürlich  die  Schätzung  der  Nach- 
bargüter vornehmen,  wie  die  Kontrolle  der  Bewirtschaftung  und  der 
Kreditwürdigkeit  der  Schuldner  durchführen  können.  Wir  sehen  die 
Organisation  eines  solchen  Netzes  kleiner  Rentenbanken,  welches  sich 
über  das  ganze  Land  auszudehnen  hat,  von  Staats  wegen  als  eine 
natürliche  Konsequenz  unseres  Gesetzesvorschlages  an,  verwahren  uns 
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aber  dagegen,  als  ob  ein  dahin  gehendes  Gesetz  Ober  die  Organisation 
von  Rentenbanken  wiederum  die  conditio  sine  qua  non  sei ,  durch 
welche  unsere  obigen  Vorschläge  erst  acceptabel  würden.  Wir  suchten 
vielmehr  nur  zu  zeigen,  wie  etwaige  Bedenken  über  die  Folgen  der 
Acceptierung  des  Rentenprinzips  in  obiger  Weise  praktisch  leicht  be- 
seitigt werden  können.  Wir  halten  die  Bedenken  aber  nicht  für  so 
durchschlagend,  um  von  ihrer  Beseitigung  die  Annahme  des  Gesetzes 
selbst  abhängen  zu  lassen. 

Hiernach  stellen  wir  in  dem  Folgenden  die  Gesetzesanträge  zu- 
sammen, welche  das  Ausgeführte  zum  Ausdruck  bringen  sollen.  Die 
Bestimmungen  in  betreff  der  Einführung  und  Behandlung  der  Renten- 
briefe bleiben  vorbehalten.  Wir  glauben  darauf  hier  nicht  näher  ein- 
gehen zu  brauchen,  da  es  dabei  mehr  auf  die  juristische  Konstruktion 
ankommt,  sich  nicht  aber  um  eine  neue  wirtschaftliche  Einrichtung 
bandelt.  Es  kann  sich  z.  B.  fragen,  ob  über  die  Amortisationsquote 
besondere  Briefe  auszustellen  wären,  um  das  Kapital  scharf  von  den 
Zinsen  zu  trennen  und  eine  besondere  Behandlung  zu  erleichtern,  doch 
sind  das  sekundäre  Fragen,  auf  die  wir  einstweilen  nicht  näher  eingehen. 
§  1051a  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Eine  Reallast,  vermöge  deren  eine  in  Geld  oder  in  Getreide  be- 
stimmte Rente  zu  entrichten  ist,  ist  von  Seiten  des  Berechtigten  un- 
kündbar, von  Seiten  des  Verpflichteten  kündbar,  doch  darf  auch  die 
Kündigung  seitens  des  Verpflichteten  auf  Zeit,  jedoch  nicht  über  25 
Jahre  ausgeschlossen  werden. 

(Für  das  Einführungsgesetz:  Die  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
über  Rentengüter  bleiben  davon  unberührt.) 

Für  rückständige  Geld-  oder  Getreiderenten  haftet  der  Grund- 
eigentümer nicht  persönlich. 

Die  Beitreibung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  erfolgt  wie  bei 
den  Grundschulden. 

Die  Ablösung  der  Rente  seitens  des  Verpflichteten  geschieht  nur 
in  Geld,  und  wenn  nichts  anderes  verabredet  ist,  mit  dem  20-fachen 
Betrage  des  Geldwertes  der  zu  entrichtenden  jährlichen  Rentenleistun- 
gen. Rechtsgeschäfte,  durch  welche  die  Ablösung  zu  einem  höheren 
als  dem  33V3-fachen  Betrage  festgesetzt  wird,  sind  nichtig. 

Die  Rentenschuld  unterliegt  der  Amortisation  mit  wenigstens  10% 
der  jährlich  zu  entrichtenden  Rentensumme.  Rechtsgeschäfte  über 
Ausschluß  der  Amortisation  sind  nichtig.  — 

In  den  §  1144  soll  eingeschoben  werden:  Die  Umwandlung  einer 
Hypothek  oder  Grundschuld  in  eine  Geldrente  ist  auch  ohne  Ein- 
willigung der  gleichstehenden  oder  nachstehenden  Gläubiger  gestattet. 

In  das  Erbrecht  aufzunehmen:  In  dem  Falle  der  Intestaterb- 
folge haben  die  Miterben  an  den  Uebernchmer  eines  ländlichen  Grund- 
stückes (Anerben)  nur  Anspruch  auf  einen  ihrer  Erbquote  ent- 
sprechenden Anteil  an  einer  nach  dem  durchschnittlichen  Reinertrage 
des  Grundstücks  festzustellenden  Rente. 

(Die  nähere  Bestimmung  über  den  Begriff  eines  „ländlichen  Grund- 
stücks" und  des  „Anerben"  bleibt  vorbehalten.) 
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Solange  die  Ablösung  der  Rente  nicht  erfolgt  ist,  partizipieren 
im  Falle  des  Verkaufs  die  Miterben  entsprechend  ihrer  Rentenanteile 
am  Verkaufskapitale. 

Innerhalb  10  Jahren  sind  sie  berechtigt,  die  Ablösung  abzulehnen. 

Wir  haben  uns  in  diesen  Vorschlägen  auf  das  beschränkt,  was 
wir  nicht  nur  für  wünschenswert,  sondern  auch  für  durchführbar  und 
erreichbar  halten.  Die  Gefahr  liegt  freilich  damit  vor,  keinen  zu 
befriedigen.  Vor  allem  wird  den  alten  Vertretern  des  Rentenprinzips 
bei  der  großen  Beschränkung  desselben  nicht  genügt  Ein  Teil  der 
Großgrundbesitzer  wird  auf  die  Unablösbarkeit  der  Rente  Gewicht  legen. 
Bei  den  Juristen  wird  die  besondere  Behandlung  des  ländlichen 
Grundstückes  im  Erbfalle  überhaupt  vielfach  Anstoß  erregen.  Die 
große  Masse  der  Bauern ,  für  welche  besonders  die  Einführung  des 
Vorgeschlagenen  Bedeutung  haben  könnte,  deren  Wohl  wir  dabei  be- 
sondere im  Auge  haben,  wird  die  Tragweite  schwerlich  so  bald  er- 
fassen und  dafür  eintreten.  So  wird  der  Erfolg  wohl  allein  davon 
abhängen,  ob  die  Regierungen  sich  dafür  erklären  und  die  Vereine, 
welche  sich  die  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Interessen  zur 
Aufgabe  machen,  dazu  eine  günstige  Stellung  einnehmen  und  diese 
nachdrücklich  kund  geben. 
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Der  gegenwärtige  Stand  der  Silber-  und 

Währungsfrage. 

Von 

,  W.  Lexis. 

1.  Das  neue  indische  Gesetz.  Am  26.  Juli  1893  hat  der 
indische  gesetzgebende  Rat  ein  Gesetz  angenommen,  das  zwar  noch 
immer  keine  Lösung  der  Silberfrage,  aber  doch  eine  ganz  neue  und 
entscheidende  Phase  derselben  bedeutet  Zur  Vorbereitung  dieser 
wichtigen  Maßregel  hatten  die  Beratungen  der  unter  dem  Vorsitze  des 
Lord  Herschell  vereinigten  englisch-indischen  Untersuchungskommission 
gedient ;  man  war  aber  mit  einem  in  England  sonst  nicht  gewöhnlichen 
Geheimhalten  zu  Werke  gegangen,  so  daß  unmittelbar  nach  dem  Be- 
kanntwerden der  Vorschläge  der  Kommission  auch  schon  die  Nach- 
richt von  der  in  Indien  gefallenen  Entscheidung  einlief.  Man  könnte 
diese,  äußerlich  betrachtet,  für  eine  halbe  Maßregel  erklären,  und  jeden- 
falls zeigt  sich  in  ihr  das  englische  Widerstreben  gegen  weitgehende 
Eingriffe  in  das,  was  man  als  den  natürlichen  Lauf  der  wirtschaftlichen 
Dinge  betrachtet.  Die  Prägung  von  Rupien  auf  Privatrechnung  wird 
eingestellt,  die  Regierung  jedoch  kann  nach  ihrem  Gutdünken  die  Aus- 
münzungen fortsetzen.  Es  soll  jedem  freistehen,  bei  den  indischen 
Münzstätten  Rupien  gegen  Pfund  Sterling  einzuwechseln  nach  dem 
„vorläufig**  festgesetzten  Kurse  von  16  Pence  für  die  Rupie,  einem 
Kurse,  den  diese  schon  seit  mehreren  Monaten  nicht  mehr  erreicht 
bat,  dagegen  wird  nicht  etwa  allgemein  die  Zahlungskraft  der  Rupie 
fixiert,  wie  es  bei  dem  Uebergang  zur  Goldrechnung  (wenn  auch 
noch  nicht  zur  Goldwährung)  geschehen  müßte,  noch  weniger  ist 
von  einer  Einwechselung  von  Gold  gegen  Rupien  die  Rede,  die  aller- 
dings auch  gar  nicht  durchführbar  wäre.  Es  wird  also  überhaupt  der 
Wert  der  Rupie  nicht  festgestellt,  sondern  ihm  nur  eine  obere  Grenze 
dem  Golde  gegenüber  gezogen.  Die  Sovereigns  und  halben  Sovereigns 
erhalten  zum  Werte  von  15  und  71/,  Rupien  Kurs  bei  den  öffentlichen 
Kassen,  aber  keine  allgemeine  gesetzliche  Zahlungskraft.   Die  Gold- 
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Währung  wird  für  die  Zukunft  in  Aussicht  genommen,  für  jetzt  aber 
ist  das  neue  System  weiter  nichts  als  eine  Silberwährung  mit  Aus- 
schluß der  privaten  Prägung  und  Festsetzung  eines  Maximalwertes 
der  Münzeinheit  gegen  Gold. 

Praktisch  wird  jedoch  dieses  System  voraussichtlich  ungefähr 
ebenso  wirken,  als  wenn  wirklich  ein  bestimmter  Goldwert  der  Rupie 
festgesetzt,  also  die  Goldrechnung  eingeführt  worden  wäre.  Es  han- 
delt sich  eben  um  Indien,  ein  Land,  das  stets  eine  sogenannte  günstige 
Handelsbilanz  von  ungewöhnlicher  Höhe  aufzuweisen  hatte  und  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  auch  in  der  Zukunft  behalten  wird.  Wenn 
die  durch  den  europäisch-indischen  Handel  beiderseits  erzeugten 
Wechsel  gegeneinander  abgerechnet  sind,  wenn  außerdem  die  von  dem 
indischen  Amt  in  London  auf  die  Regierung  in  Indien  ausgestellten 
Wechsel,  die  Council-Bills,  von  denjenigen,  die  Zahlungen  in  Indien  zu 
leisten  haben,  aufgenommen  sind,  so  bleibt  noch  immer  ein  großer 
Saldo  zu  Gunsten  Indiens  übrig,  der  bisher  größtenteils  in  Silber,  aber 
auch  zu  einem  erbeblichen  Anteile  in  Gold  ausgeglichen  worden  ist. 

2.  Die  indische  Handelsbilanz.  Die  Bedeutung  der  Zah- 
lungen in  Council-Bills  und  der  Edelmetallsendungen  nach  Britisch-In- 
dien  (mit  Ausschluß  der  übrigen  englischen  Kolonien  in  Ostasien)  er- 
hellt aus  folgender  üebersicht  für  eine  Reihe  von  Jahren.  Die  Zahlen 
sind  der  indischen  Handelsstatistik  entnommen,  deren  Angaben  indes 
in  Betreff  der  Edelmetalleinfuhr  von  denjenigen  anderer  Quellen  einiger- 
maßen abweichen. 


Finanzjahr 

Council- Bills 

Betr.  derC.-B. 

Sil  herein  fuhr 

Goldeinfuhr 

Goldausfubr 

Erlös  in  Mill.  £ 

in  Mill.  Rup. 

Mill.  Rup. 

Mill.  Rup. 

Mill.  Rup 

1881/82 

18,4  1 

222,1 

4M 

25.1 

0,02 

1882/83 

I85.9 

62.3 

29.7 

1,5 

1883/84 

17.60 

216,2 

60.7 

33.7 

0,05 

1884/85 

13.76 

171,0 

69.4 

30.0 

1.0 

1885/86 

IO,29 

135.3 

88.8 

12,6 

3.2 

1886/87 
1887/88 

12,11 

I67.O 

60.1 

11,6 

6,5 

15-36 

218.1 

83.7 

15,0 

2.3 

1888/89 

14,26 

209,0 

82,3 

16,6 

2,9 

1889/90 

•5,47 

224.2 

102,9 
87,6 

32.3 

4.« 

1890/91 

15  97 

211,9 

50.& 

8,2 

Bei  dem  Silber  ist  nur  die  Einfuhr  aus  Europa  und  Amerika,  bei 
dem  Golde  nur  die  aus  Europa  und  Australien  berücksichtigt,  insbe- 
sondere also  der  Verkehr  mit  China,  Afrika  und  den  übrigen  englischen 
Kolonien  ausgeschieden.  Die  Goldausfuhr  bezieht  sich  nur  auf  die  nach 
Europa  gerichtete;  die  Ausfuhr  von  Silber  aus  Indien  nach  Europa  ist 
unbedeutend. 

Aus  den  obigen  Zahlen  für  den  Betrag  der  Council-Bills  in  £ 
und  Rupien  ergiebt  sich  zugleich  der  durchschnittliche  Kurs  der  Rupie 
in  den  betreffenden  Finanzjahren;  er  betrug  z.  B.  im  Jahre  1890/91 
18,1  Pence,  1889/90  16,6  Pence,  1888/89  16,4  Pence;  von  da  ab  rück- 
wärts stand  er  im  ganzen  von  Jahr  zu  Jahr  immer  höher  und  im  Jahre 
1881/82  auf  19,9  Pence. 

Die  durchschnittliche  Summe  der  Council-Bills  in  jenen  zehn  Jahren 
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betrug  also  196  Mill.  Rupien ,  die  der  Silbereinfuhr  74  Mill.  und  die 
der  Mehreinfuhr  von  Gold  23  Mill.  Rupien.  Nimmt  man  als  Durch- 
scbnittskurs  der  Rupie  18  Pence  an,  so  stellen  diese  Summen  rund 
294  Mill.,  111  Mill.  und  35  Mill.  Mark  dar.  Von  der  Gesamtsumme 
dieser  Mittel  zur  Bilanzausgleichung  kommen  67  Proz.  auf  die  Council- 
Bills  und  33  Proz.  auf  Edelmetall,  darunter  über  25  Proz.  auf  Silber. 

Es  ist  nun  kein  Grund,  anzunehmen,  daß  diese  Verhältnisse  sich 
in  der  nächsten  Zukunft  wesentlich  ändern  werden.    Die  Versendungen 
von  Silber  sowohl  wie  von  Gold  sind  vielmehr  in  den  letzten  Jahren 
im  Zunehmen  begriffen.    Auch  das  Jahr  1892  weist  dafür  höhere 
Summen  auf,  während  der  Betrag  der  Council-Bills  für  1891/92  auf  13 
Mill.  1  zurückgegangen  war.    Die  indische  Regierung  ist  stets  darauf 
bedacht,  ihre  Zahlungsverbindlichkeiten  in  England  möglichst  zu  ver- 
mindern, und  auf  eine  Vermehrung  der  gewöhnlichen  Council-Bills  als 
Hilfsmittel  der  Bilanzausgleichung  gegenüber  Indien  ist  also  nicht  zu 
rechnen.    Die  Ursachen,  die  bisher  die  günstige  Warenhandelsbilanz 
Indiens  erzeugt  haben,  werden  auch  in  der  Zufunft  fortwirken :  Indien 
liefert  dem  Auslande  große  Mengen  unentbehrlicher  Rohstoffe,  Nahrungs- 
und Genußmittel,  während  sein  Bedarf  an  europäischen  Fabrikaten 
teils  wegen  der  niedrigen  Kulturstufe  der  Masse  seiner  Bevölkerung, 
teils  auch  wegen  der  bereits  erzielten  Fortschritte  seiner  eigenen  In- 
dustrie verhältnismäßig  beschränkt  bleibt.    Die  Differenz  zwischen  dem 
Werte  der  gesamten  indischen  Warenausfuhr  und  dem  der  gesamten 
Einfuhr  hat  sich  in  den  Jahren  1881/82  bis  1890/91  zwischen  275,5 
und  342,6  Mill.  Rupien  bewegt,  doch  haben  diese  Zahlen  nicht  die 
Sicherheit  der  obigen  Angaben  über  die  Zahlungsausgleichungen.  Daß 
die  indische  Ausfuhr  nach  Europa  durch  die  Grenzwertbestimmung  der 
Rupie  irgend  eine  Schädigung  erfahren  sollte,  ist  durchaus  unannehm- 
bar, da  der  Kurs  der  Rupie  vor  1892  immer  höher  gewesen  ist  als 
16  Pence.    Eher  könnte  trotz  dieser  sehr  niedrigen  Normierung  der 
Kursgrenze  die  Ausfuhr  von  Indien  nach  China  und  Japan  einiger- 
maßen erschwert  werden,  wenn  der  Silberpreis  fortwährend  sehr  niedrig 
bliebe  und  diese  Länder  ihr  Geldwesen  ungeändert  ließen.    Aber  von 
der  indischen  Einfuhr  nach  China,  die  140—145  Mill.  Rupien  jährlich 
darstellt,  kommen  100  Mill.  auf  Opium,  und  auf  diesen  Handel  wird 
die  Entwertung  des  Silbers  gegenüber  der  Rupie  keinen  erheblichen 
Einfluß  ausüben.   Die  Ausfuhr  von  Indien  nach  Japan  hat  erst  in  den 
letzten  Jahren  einige  Bedeutung  erlangt  und  belief  sich  z.  B.  1890/91 
auf  12  Mill.  Rupien;  in  Japan  besteht  aber  gesetzlich  Doppelwährung, 
thatsächlich  Papierwährung  nebst  Silberwährung,  und  es  würden  dort 
wahrscheinlich  bei  dauernder  starker  Entwertung  des  Silbers  neue 
münzpolitische  Maßregeln  getroffen  werden.    Von  den  Straits-Ansied- 
lungen  wird  unten  noch  die  Rede  sein. 

Kurz,  alles  spricht  für  die  Annahme,  daß  auch  in  Zukunft  nach 
Begebung  aller  Regierungswechsel  noch  eine  bedeutende  Summe  in 
Edelmetall  jährlich  aus  Europa  nach  Indien  geschickt  werden  muß. 
Selbst  wenn  wir  nicht  die  Ergebnisse  der  letzten  Jahre,  sondern  die  des 
oben  betrachteten  Jahrzehnts  und  außerdem  den  jetzt  anzunehmenden 
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Wert  der  Rupie  von  16  Pence  zu  Grunde  legen,  wird  diese  Summe 
auf  etwa  130  Mill.  M.  zu  schätzen  sein.  Davon  wurden  bisher  100  MilL 
in  Silber  versandt;  soll  nun  in  der  Zukunft,  wie  es  dem  englisch- 
indischen Goldwährungsprojekte  entspricht,  alljährlich  jene  ganze  Summe 
in  Gold  nach  Indien  abgeführt  werden?  Das  würde  bald,  und  zwar 
zuerst  in  England  selbst,  ernstliche  Schwierigkeiten  hervorrufeu. 

3.  Mögliche  Goldknappheit.  Die  Goldproduktion  hat 
allerdings  in  den  letzten  Jahren,  seitdem  Transvaal  mit  in  die  erste 
Reihe  der  Produktionsländer  eingetreten  ist,  einen  bedeutenden  Zu- 
wachs erhalten  und  fast  wieder  den  höchsten  Stand  erreicht,  den  sie 
jemals  (in  den  fünfziger  Jahren)  eingenommen  hat.  In  dem  Haupt- 
minenbezirk von  Transvaal,  dem  Witwatersrandt-Distrikt,  wo  1888  nur 
230640  Unzen  gewonnen  wurden,  stieg  der  £rtrag  1890  auf  494  392 
Unzen,  1891  auf  728  752  und  1892  auf  1  210  864  Unzen.  Die  Gesamt- 
produktion von  Transvaal,  also  mit  Einschluß  der  des  Dekaap-,  des 
Lydenburger  und  anderer  weniger  wichtiger  Bezirke  belief  sich  1892 
auf  1325  394  Unzen,  im  Werte  von  4638000  Pfund  oder  93  Mill.  M. 

In  Australien  hat  sich  die  Produktion  in  der  jüngsten  Zeit  wieder 
gehoben  :  sie  belief  sich  1889  auf  1  739  750  Unzen,  1890  auf  1567529 
Unzen,  1891  auf  1  651151  und  1892  auf  1796130  Unzen.  Der  Wert 
einer  Unze  kann,  da  das  Gold  nicht  rein  ist,  annähernd  zu  3  V,  Pfd. 
Sterl.  angesetzt  werden. 

Auch  die  russische  Goldproduktion,  die  bis  zur  Mitte  der  achtziger 
Jahre  im  Rückgang  begriffen  war,  hat  seitdem  wieder  Fortschritte 
gemacht. 

Sie  betrug  in  Pud  (zu  16.38  k) 

1887  2128       1889    2275       1891  2382 

1888  2147       1890    2404        1892  ca.  2350 

Die  Angaben  beziehen  sich  auf  sogenanntes  Schlichgold,  das  durch- 
schnittlich nicht  ganz  9Ö0/1  000  Feingold  enthält. 

In  den  Vereinigten  Staaten  bleibt  die  Goldgewinnung  ziemlich 
gleichmäßig.  Dem  Werte  nach  belief  sie  sich  1890  auf  32  845000  £, 
1891  auf  33175000  1892  auf  33000000  $.  —  Die  indische  Pro- 
duktion entwickelt  sich  langsam  weiter  und  ist  1892  schon  auf  mehr 
als  12  Mill.  M.  gestiegen,  während  sie  1890  nur  8  Mill.  M.  ausmachte. 
Dagegen  ist  Venezuela,  das  in  den  achtziger  Jahren  eine  bedeutende 
Entwickelung  seiner  Goldproduktion  in  Aussicht  zu  stellen  schien, 
jetzt  wieder  in  den  Hintergrund  getreten  und  liefert  jährlich  kaum 
noch  4  Mill.  $. 

Die  gesamte  Goldproduktion  der  Erde  mit  Ausschluß  der  chinesi- 
schen betrug  (für  die  Jahre  vor  1892  nach  den  Schätzungen  des 
amerikanischen  Münzdirektors)  in  Mill.  M. 

1887  404,3       1889    480,8        1891  506,2 

1888  425,0       1890    475,2        1892  551,8 

Da  der  Quarzbergbau  immer  mehr  in  den  Vordergrund  tritt  und 
namentlich  in  Transvaal  durchaus  vorherrscht,  überdies  die  metall- 
urgischen Prozesse  zur  Verwertung  der  goldhaltigen  Schwefelkiese  be- 
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deutende  Verbesserungen  erfahren  haben,  so  mag  die  Goldgewinnung 
wohl  einige  Zeit  auf  der  gegenwärtigen  Höhe  bleiben;  Suess  indes  hält  in 
seiner  neuer  Schrift  Ober  „die  Zukunft  des  Silbers11  seine  Ansicht  auf- 
recht, nach  der  sie  schließlich  eine  dauernd  rückgängige  Bewegung 
antreten  werde.  Jedenfalls  wird  der  Anteil  des  Alluvialgoldes  an  der 
Jahresproduktion  immer  kleiner  werden  und  ob  der  Quarzbergbau  in 
Zukunft  dauernd  auch  nur  350—400  Mill.  M.  jährlich  liefern  könne, 
ist  mindestens  zweifelhaft  Aber  nehmen  wir  an,  daß  die  Jahresaus- 
beute sich  unbestimmte  Zeit  hindurch  auf  dem  Werte  von  550  Mill.  M. 
erhalte,  so  ist  auf  der  anderen  Seite  auch  das  Steigen  des  Goldbe- 
darfs sowohl  für  industrielle  wie  für  monetäre  Zwecke  in  Betracht  zu 
ziehen.  Nach  den  auf  umfassenden  Erhebungen  beruhenden  Schätzungen 
des  amerikanischen  Münzdirektors  betrug  der  Wert  des  von  der  In- 
dustrie in  den  Vereinigten  Staaten  verwendeten  Goldes  und  Silbers 
(nach  dem  Münzpreis)  in  Dollars: 

Jahr  Gold  Silber  Jahr  Oold  Silber 

1888  13324000      7908000  1890     Ia  606  000  9031000 

1889  13624000      8569000  1891     16645000  9632000 

Auf  altes  Material  kommen  bei  dem  Golde  etwa  25  Prozent,  bei  dem 
Silber  7—9  Prozent  der  angegebenen  Summen. 

Die  obigen  Zahlen  zeigen,  daß  der  industrielle  Bedarf  an  Gold  in 
den  Vereinigten  Staaten  rascher  steigt  als  der  an  Silber.  Nach  Ab- 
zug des  alten  Materials  stellt  der  erstere  im  Jahre  1891  rund  50  Mill. 
M.  dar,  ein  Zehntel  der  gleichzeitigen  Gesamtproduktion,  während 
das  von  der  amerikanischen  Industrie  verwendete  neue  Silber  weniger 
als  ein  Zwanzigstel  der  Jahresproduktion  der  Erde  ausmachte. 

In  Europa  ist  allerdings  die  Gewohnheit,  goldene  Schmucksachen 
zu  tragen,  bei  weitem  nicht  so  verbreitet,  wie  in  Amerika,  aber  auch 
hier  wird  das  Gold  verhältnismäßig  mehr  für  die  Industrie  in  An- 
spruch genommen  als  das  Silber.  In  Birmingham  allein  sollen  nach 
der  von  Suess  angeführten  Aussage  eines  Fachmannes  in  der  neuesteu 
Zeit  jährlich  400000  Unzen  Gold  verarbeitet  werden,  die  einen  Wert 
von  ungefähr  32  Mill.  M.  darstellen.  In  der  Schweiz  verwendete  die 
Industrie  nach  dem  von  Suess  mitgeteilten  Berichte  im  Jahre  1890 
etwa  980O  k  und  im  Jahre  1891  9000  k  Feingold,  also  für  25—27 
Mill.  M.  Der  Rückgang  im  Jahre  1891  hängt  wahrscheinlich  mit  der 
erschwerten  Ausfuhr  der  Goldwaren  nach  Amerika  zusammen,  die 
auch  in  Deutschland,  wie  die  von  Suess  befragte  Handelskammer  von 
Hanau  bemerkt,  eine  große  Verminderung  des  Goldverbrauches  ver- 
ursacht bat.  Soetbeer  hat  in  seinen  Schätzungen  den  Verbrauch  der 
Vereinigten  Staaten  an  altem  Goldmaterial  zu  niedrig  und  den  Ver- 
brauch der  Schweiz,  wie  es  scheint,  zu  hoch  angesetzt.  Den  ge- 
samten industriellen  Goldverbrauch  der  Kulturwelt  nach  Abzug  des 
alten  Materials  schätzte  er  1885  auf  90000  k  jährlich,  und  mit 
Rücksicht  auf  jene  Ungenauigkeit  wird  man  ihn  gegenwärtig  wohl 
nicht  höher  als  auf  100000  k  oder  rund  280  Mill.  M.  veranschlagen 
dürfen.    Selbst  von  der  ungewöhnlich  großen  Goldproduktion  des 
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Jahres  1892  konnte  demnach  kaum  die  Hälfte  zur  Vermehrung  des 
Barvorrats  der  Kulturwelt  und  zur  Ausfuhr  nach  Indien  dienen,  da 
die  vorkommenden  Einschmelzungen  älterer  Goldmünzen  zunächst  einen 
Ersatz  aus  dem  neuen  Golde  verlangen,  bevor  eine  Vermehrung  des 
Geldbestandes  eintreten  kann.  Wenn  nun  also  auch  wirklich  die 
Jahresproduktion  auf  der  Höhe  von  1892  bliebe,  so  würden  bei  einem 
jährlichen  Abfluß  von  130  Mill.  M.  in  Gold  nach  Indien  nur  140  Mill. 
M.  zur  Vermehrung  des  Goldumlaufs  der  ganzen  nach  Gold  rechnenden 
Kulturwelt  übrig  bleiben.  Nun  sind  bekanntlich  in  der  jüngsten  Zeit 
auch  Oesterreich  -  Ungarn  und  Rußland  in  die  Reihe  der  Gold  an- 
ziehenden Staaten  getreten.  Oesterreich-Ungarn  ist,  begünstigt  durch 
die  unverständige  Münzpolitik  der  Vereinigten  Staaten,  imstande  ge- 
wesen, 230  Mill.  Kronen  in  Gold  anzuziehen,  und  weihi  es  ihm 
vielleicht  auch  nicht  gelingen  sollte,  seine  künftige  Goldwährung  effektiv 
aufrecht  zu  erhalten,  sondern  etwa  ähnliche  Zustände  einträten,  wie 
in  Italien,  so  würde  durch  die  österreichisch-ungarische  Valutarefonn 
doch  immerhin  die  Nachfrage  nach  Gold  im  Kreise  der  europäischen 
Staaten  dauernd  verstärkt.  Rußland  hat  zwar  noch  nicht  ausge- 
sprochenermaßen die  Absicht,  zur  Goldwährung  überzugehen,  aber  es 
hat  seit  1887  seinen  Goldbesitz  in  enormem  Maße  vermehrt  und 
scheint  diese  Ansammlung  auch  in  der  Zukunft  fortsetzen  zu  wollen. 
Sehr  bemerkenswert  ist  der  Umstand,  daß  kurz  nach  dem  Erlaß  des 
neuen  indischen  Gesetzes  der  russische  Finanzminister  verordnet  hat, 
daß  der  Silberrubel  bei  Zollzahl ungen  wie  der  Papierrubel  zum  Tages- 
kurs anzunehmen  sei,  und  daß  nunmehr  auch  in  Rußland  der  Wert 
des  Silbergeldes  durch  den  des  Papiergeldes  getragen  wird.  Nach 
H.  Mayer  befanden  sich  am  Jahresende  im  Besitz  der  Reichsrentei 
und  der  Reichsbauk  Millionen  Goldrubel  (zu  3,24  M  ) 


Während  früher  die  russischen  Goldmünzen  fast  sämtlich  ins  Aus- 
land gingen  und  als  Tiegelmaterial  angesehen  wurden,  ist  im  Jahre 
1891  weniger  als  eine  halbe  Million  Rubel  in  solchen  ausgeführt 
worden,  während  die  entsprechende  Einfuhr  1 133000  Rubel,  die  Ein- 
fuhr an  ausländischen  Goldmünzen  aber  58  945000  und  an  Barren 
12244  000  Rubel  betrug. 

Die  russische  Goldproduktion  wird  also  künftig  wahrscheinlich  nur 
wenig  zur  Befriedigung  des  europäischen  Bedarfs  beitragen.  Anderer- 
seits aber  wird  auch  der  Abfluß  von  Gold  aus  Amerika  sich  bedeutend 
einschränken,  wenn  dort  die  bisherige  tibermäßige  Vermehrung  der 
Umlaufsmittel  durch  die  auf  Silber  fundierten  Schatznoten  aufhört. 

Die  Ausfuhr  von  Gold,  und  zwar  hauptsächlich  von  Münzen,  aus 
den  Vereinigten  Staaten  belief  sich  im  Jahre  1892  auf  70404487 
während  die  Einfuhr  nur  18 165  056  $  (ebenfalls  zu  drei  Vierteln  Münzen) 
betrug.  Die  Mehrausfuhr  an  Gold  stellte  sich  also  auf  52,2  Mill.  & 
während  in  demselben  Jahre  47,4  Mill.  $  in  Schatznoten  zum  Ankauf 
von  54  Mill.  Unzen  Silber  ausgegeben  wurden.   Im  Ganzen  belief  sich 
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die  in  solchen  Schatznoten  seit  dem  14.  Juli  1890  ausgegebene  Summe 
am  1.  Januar  1893  auf  124754(523  $.  Auch  im  Jahre  1893  hat  der 
Abfluß  des  Goldes  noch  fortgedauert.  Am  31.  Januar  befanden  sich 
im  Schatzamt  noch  228,8  Mi  11.  $  in  Goldmünzen  und  Barren;  am 
30.  Juui  aber  war  dieser  Bestand  auf  188,5  Mill.  zusammenge- 
schmolzen, und  da  von  dieser  Summe  92,9  Mill.  Deckung  einer 
gleichen  Summe  von  ausstehenden  Goldiertifikaten  bildeten,  so 
blieben  als  Goldreserve,  d.  h.  als  Einlösungsfonds  für  die  Green- 
backs  nur  95  Mill.  $,  während  dieser  Fonds  normalerweise  100  Mill. 
betragen  soll.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  wenigstens  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  das  sogenannte  Greshamsche  Gesetz  wirksam  ge- 
worden, nach  welchem  das  schlechtere  Geld  das  bessere,  oder  in  diesem 
Falle  besser  gesagt,  das  nur  für  den  inneren  Umlauf  brauchbare  das 
internationale  Geld  verdrängt.  Wenn  aber  die  Sherman-Akte  auf- 
gehoben und  das  Silber  seinem  Schicksal  überlassen  würde,  so  würde 
das  Gold  ohne  Zweifel  mit  größerer  Anspannung  in  Amerika  zurück- 
gehalten werden,  als  bisher. 

Kurz,  mit  Rücksicht  auf  den  vermehrten  Bedarf  würde  ein 
jährlicher  Zuwachs  des  Goldgeldes  von  140  Mill.  M.  nicht  aus- 
reichen, um  in  der  europäisch-amerikanischen  Welt  ein  empfindliches 
„Zerren  an  der  zu  kurzen  Decke44,  namentlich  häufig  wiederholte 
und  heftige  Diskontokämpfe  um  das  Gold  verhindern.  Wenn  nicht 
genügend  neues  Gold  zufließt,  so  muß  jedes  Land,  das  zeitweilig  ein 
Bedürfnis  nach  einer  größeren  Zufuhr  hat,  dieses  aus  den  Beständen 
der  auswärtigen  Banken  zn  befriedigen  suchen,  die  sich  natürlich 
nach  Kräften  wehren.  Daß  Oesterreich  -  Ungarn  bei  seiner  Gold- 
beschaflung  verhältnismäßig  so  geringe  Schwierigkeit  gefunden,  ver- 
dankt es,  wie  schon  angedeutet,  der  geringen  Widerstandskraft  des 
auf  einer  eigentümlichen  Doppelwährung  beruhenden  amerikanischen 
Geldsystems.  Daß  auch  gegenwärtig  fortwährend  ein  gewissermaßen 
unterirdischer  Kampf  um  das  Gold  geführt  wird,  zeigt  sich  u.  a.  auch 
darin,  daß  der  bei  weitem  größte  Teil  des  im  internationalen  Verkehr 
hin  und  her  gehenden  Goldes»  wie  oben  schon  in  betreff  Rußlands 
und  der  Vereinigten  Staaten  erwähnt  wurde,  nicht  aus  Barren,  son- 
dern aus  Münzen  besteht,  die  größtenteils  eingeschmolzen  werden. 
Daher  kommt  es  denn  auch,  daß  die  Gesamtsumme  der  Goldprägun- 
gen nach  den  Angaben  des  amerikanischen  Münzdirektors  z.  B.  im 
Jahre  1889  169  Mill.  $  und  1890  149  Mill.  $  darstellte,  d.  h.  48  und 
18  Mill.  S  mehr,  als  die  gleichzeitige  gesamte  Goldproduktion,  und 
drei  bis  viermal  mehr,  als  die  wirkliche  Vermehrung  des  Gesamtvor- 
rates an  Goldmünzen  in  der  Kulturwelt  in  diesen  Jahren  betrug. 

Es  ergiebt  sich  also  aus  allen  diesen  Erwägungen,  daß  das  neue 
indische  Gesetz,  wenn  es  ohne  weitere  Vorkehrungen  zur  Wirksamkeit 
gelangt,  auf  die  europäischen  Geldverhältnisse  einen  empfindlichen 
Druck  ausüben  wird.  Man  könnte  vielleicht  noch  einwenden,  daß 
wahrscheinlich  immer  noch  eine  große  Quantität  Silber  in  Barren 
nach  Indien  gehen  werde,  auch  wenn  es  nicht  geprägt  werden  könne, 
da  der  Verbrauch  für  Schmucksachen,  die  zugleich  als  Schatzgüter 
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dienen,  dort  außerordentlich  beträchtlich  sei;  es  werde  also  doch 
nicht  nötig  sein,  die  ganze  Zahlungsbilanz  in  Gold  auszugleichen. 
Demgegenüber  ist  indes  zunächst  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Haupt- 
verwendung des  Silbers  in  Indien  dennoch  die  Prägung  ist  Wenn 
diese  auch  in  einigen  Jahren  hinter  der  Silbereinfuhr  aus  Europa  zu- 
rückbleibt, so  geht  sie  in  anderen  auch  darüber  hinaus.  Es  wurden» 
z.  6.  geprägt  in  Mill.  Rupien 

1882/83  65,1  1885/86  IOJ.9  1888/89  ;2.8 
1883/84  36,6  1886/87  46.»  1889/90  85,5 
1884/86  57,»        1887/88  107,9        1890/91  131.6 

Die  oben  angeführten  Einfuhrzahlen  betreffen,  wie  dort  bemerkt,  nur 
die  Einfuhr  aus  Europa  und  Amerika,  und  diese  wird  fast  genau  durch 
die  Prägungen  (durchschnittlich  von  1881/82  bis  1890/91  jährlich 
73,7  Mill.  Rupien)  aufgewogen.  Indien  hat  aber  auch  eine  bedeutende 
überschüssige  Silbereinfuhr  aus  China,  den  Straits-Settlements  und  anderen 
Ländern,  so  daß  die  gesamte  Mehreinfuhr  an  Silber  z.  B.  betrug  im 
Jahre  1888/89  92,4  Mill.,  1889/90  109,3  Mill.  und  1890/91  141,7  Mill. 
Rupien.  Man  kann  die  Sache  also  so  ansehen,  als  wenn  das  aus  den 
asiatischen  Ländern  eingehende  den  Verbrauch  Indiens  für  Schmuck- 
gegenstände decke ,  zumal  nur  in  Notstandszeiten  erhebliche  Mengen 
solcher  Gegenstände  in  die  Münze  gebracht  werden.  Demnach  ist 
von  vornherein  für  Europa  keine  wesentliche  Zahlungsausgleichung 
durch  Silberbarren  zu  erwarten ;  es  erhebt  sich  aber  außerdem  noch 
die  Frage,  ob  nicht  das  Silber  als  Luxusmetall  in  Indien  einen  großen 
Teil  seines  Ansehens  einbüßen  werde,  wenn  dauernd  ein  bedeutender 
Unterschied  zwischen  dem  Kurswert  der  Rupien  und  der  in  denselben 
enthaltenen  Silbermenge  bestehen  bleibt,  wie  er  sich  unmittelbar  nach 
dem  Erlaß  des  neuen  Gesetzes  herausgestellt  hat. 

4.  Die  Silberentwertung.  In  den  beiden  ersten  Monaten  des 
Jahres  1892  bewegte  sich  der  Silberpreis  in  London  zwischen  41  1/8 
und  438/.  Pence,  und  das  galt  schon  als  ungewöhnlich  schlechter 
Stand.  Aber  im  März  berührte  er  schon  den  nie  dagewesenen  Satz 
von  39  Pence,  und  wenn  auch  in  den  nächsten  Monaten  wieder  eine 
kleine  Besserung  eintrat,  so  blieb  er  doch  vom  August  ab  bis  zum 
Jahresende  unter  40  Pence,  mit  Schwankungen  zwischen  37  7/8  und 
396/8  Pence.  Auch  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1893  stand  er 
meistens  in  der  Nähe  von  38  Pence,  bis  ihm  die  am  26.  Juni  ein- 
getroffene entscheidende  Nachricht  aus  Indien  einen  neuen  Stoß  gab. 
Am  29.  Juni  erreichte  er  seinen  Minimalstand  mit  30  l/t  Pence,  hob 
eich  dann  aber  in  den  folgenden  Tagen  wieder  und  hielt  sich  zwischen 
33  und  34  Pence. 

Der  schon  sehr  bedeutende  Rückgang  während  des  Jahres  1892, 
trotz  der  damals  in  Aussicht  stehenden  neuen  Münzkonferenz  und  der 
Ankäufe  von  54  Mill.  Unzen  durch  die  Vereinigten  Staaten,  erklärt 
sich  einfach  durch  die  zunehmende  Massenhaftigkeit  der  Produktion. 
Suess  hat  dargelegt,  wie  die  technischen  Verbesserungen  des 
metallurgischen  Verfahrens,  namentlich  die  Ersetzung  des  alten  Amal- 
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gamationsverfahreDS  durch  die  Schmelzung  der  sogenannten  Dflrrerze 
mit  Weißbleierz  in  Amerika,  die  Wirkung  der  Erniedrigung  des  Silber- 
preises ausgeglichen  hat.  Er  betrachtet  den  Silberreichtum  der  süd- 
und  nordamerikanischen  Cordilleren  als  praktisch  unerschöpflich  und 
erklärt,  daß  noch  ein  sehr  wesentlicher  Preisfall  des  Silbers  nötig  wäre, 
um  eine  Verminderung  der  Produktion  desselben  zu  erzwingen.  Es 
sind  eben  die  Gruben,  die  am  meisten  Silber  liefern,  zugleich  die- 
jenigen, die  die  geringsten  Produktionskosten  zu  tragen  haben.  Diese 
Kosten  betragen  20  bis  24  Pence  für  die  Unze,  und  daher  war  für 
die  begünstigten  Minen  der  Preis  von  38—40  Pence  noch  ein  sehr 
lohnender.  So  wird  es  begreiflich,  daß  im  Jahre  1892  bei  dem  nie 
dagewesenen  Durchschnittspreise  von  39  3  ,'4  Pence  die  Silberproduktion, 
nach  dem  alten  Wertverhältnis  gegen  Gold  berechnet,  die  ebenfalls 
nie  dagewesene  Höhe  von  850  Mill.  M.  erreichte.  Im  Jahre  1891 
hatte  die  entsprechende  Ziffer  808  Mill.,  im  Jahre  1890  752  Mill.  M. 
betragen ,  während  sie  1880  beim  Beginne  der  bimetallistischen  Be- 
wegung sich  erst  auf  406  Mill.  M.  belief.  Welches  auch  die  ersten 
Anlässe  zum  Sinken  des  Silberpreises  gewesen  sein  mögen,  in  den  letzten 
zehn  Jahren  ist  unverkennbar  die  unausgesetzt  steigende  Produktion 
die  Ursache  dieser  Bewegung.  Dabei  war  aber  keineswegs,  wie  immer 
behauptet  wird,  das  Silber  von  der  Verwendung  als  Geldstoff  ausge- 
schlossen, im  Gegenteil  es  ist  niemals  so  viel  Silber  alljährlich  ge- 
prägt worden  als  gerade  in  der  Periode  der  angeblichen  Demoneti- 
sierung  desselben.  In  den  drei  Jahren  1889—1891  z.  B.  wurden 
durchschnittlich  jährlich  geprägt  596  Mill.  M.  (nach  dem  alten  Silber- 
wert) bei  einer  durchschnittlichen  Jahresproduktion  von  754  Mill.  M. 
Allerdings  befinden  sich  unter  diesen  Prägungen  auch  Umprägungen 
bereits  vorhandener  Münzen,  aber  diese  sind  nur  in  Indien  von  größerer 
Bedeutung,  wo  Piaster  und  andere  Silbermünzen  etwa  40  Proz.  des 
Materials  der  Ausmünzung  liefern,  was  in  den  angeführten  Jahren  durch- 
schnittlich etwa  75  Mill.  Mark  ausmacht.  Im  Jahre  1892  hat  die 
Prägung  von  Silbermünzen  allerdings  abgenommen,  weil  die  Kurant- 
prägung  der  Vereinigten  Staaten,  die  in  den  drei  Vorjahren  durch- 
schnittlich 34,7  Mill.  Doli,  betragen  hatte,  auf  6,3  Mill.  Doli,  zurück- 
ging, dafür  aber  wurden  54  Mill.  Unzen  Silber,  die  nach  dem  hier 
stets  festgehaltenen  alten  Silberwerte  301  Mill.  M.  darstellen,  mit  Aus- 
nahme des  verhältnismäßig  kleinen  ausgemünzten  Teiles,  in  anderer 
Form,  nämlich  durch  Hinterlegung  gegen  Ausgabe  von  Schatznoten  zum 
Gelddienst  bestimmt  und  dadurch  die  Gesamtsumme  des  zu  diesem 
Zwecke  neu  verwendeten  Silbers  in  jenem  Jahre  um  etwa  180  Mill.  M. 
Aber  den  Durchschnitt  des  Vorjahres  emporgebracht. 

Die  durchschnittliche  Nettoprägung  von  Silber  in  den  drei  oben 
angeführten  Jahren  darf  auf  etwa  520  Mill.  M.  veranschlagt  werden, 
und  es  würden  dann  von  der  durchschnittlichen  Jahresproduktion  noch 
234  Mill.  M.  nach  demselben  Werte  übrig  bleiben.  Von  dieser  Summe 
ist  nun  aber  noch  ein  bedeutender  Betrag  abzuziehen,  der  das  aus  Europa 
und  Amerika  nach  Ostindien,  China  und  dem  übrigen  Ostasien  ausge- 
führte, nicht  für  die  Prägung  bestimmte  Barrensilber  darstellt, 
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mag  dieses  nun  zu  Schmucksachen  verarbeitet  werden  oder  als  Sycee- 
Silber  der  Cirkulation  dienen.  Nähme  man  den  alten  Wert  dieses  Sil- 
bers zu  84  Mi  11.  M.  an,  so  würden  sich  also  für  den  industriellen  Ver- 
brauch in  Europa  und  Amerika  150  Mill.  M.  ergeben.  Die  direkte 
Schätzung  selbst  führt  zu  einer  noch  niedrigeren  Summe.  —  Die  Silber- 
ausfuhr nach  dem  übrigen  Ostasien  außer  Indien  ist  im  ganzen  noch 
sehr  bedeutend.  Sie  betrug  nach  dem  Handelswert  des  Silbers  in 
Mill.  Doli. 

von  England  von  Amerika  nach 

Jahr       nach  China      nach  d.  Straits     Hongkong  u.  China        Japan  Zusammen 

1889  a,78  8,18  I3.8&  3-91  28,17 

1890  1,28  4,44  6.S1  0,56  13,49 

1891  1,18  IO,75  5,95  1,36  19,83 

Im  jährlichen  Durchschnitt  stellte  sich  also  diese  Einfuhr  auf 
20  Mill.  $  oder  84  Mill  M.  Nach  dem  alten  Werte  aber,  der 
bei  den  obigen  Rechnungen  stets  zu  Grunde  gelegt  worden  ist,  stellt 
diese  Summe  ungefähr  112  Mill.  M.  dar.  Der  bei  weitem  größte 
Teil  des  aus  Amerika  kommenden  Silbers  besteht  aus  mexikanischen 
Piastern. 

Die  oben  angesetzten  Zahlen  für  die  Silberausfuhr  nach  den 
Straits- Kolonien  —  die  in  den  ersten  9  Monaten  des  Jahres  1892 
sogar  auf  13,6  Mill.  $  gestiegen  ist  —  lassen  zugleich  erkennen,  wie 
wichtig  die  weitere  Gestaltung  der  Geldverhältnisse  in  Hinterindien 
für  den  Silberpreis  sein  wird.  Zunächst  hat  Frankreich  sofort  nach 
dem  Bekanntwerden  des  neuen  indischen  Gesetzes  die  Prägung  der  für 
seine  ostasiatischen  Besitzungen  und  Schutzgebiete  bestimmten  Han- 
delsdollars eingestellt.  In  den  letzten  Jahren  waren  diese  Ausmün- 
zungen zwar  nur  von  geringem  Umfange,  aber  die  Spekulation  wollte 
sich  nach  dem  neuesten  Preissturze  des  Silbers  ihnen  in  großem 
Maßstabe  zuwenden,  und  dem  ist  die  französische  Regierung  zuvor- 
gekommen. Ob  nun  vielleicht  der  französische  Piaster  in  Cochinchina 
und  Tonking  einen  Kreditwert  gegen  Gold  erhalten  wird  und  die 
übrigen  Piaster  auf  ihren  Silberwert  herabgedrückt  werden,  bleibt 
abzuwarten.  England,  das  für  seine  hinterindischen  Besitzungen  nur 
Scheidemünzen  prägt  und  im  übrigen  den  fremden  Piastern  gesetz- 
liche Zahlungskraft  verliehen  hat,  wird  den  bisherigen  Zustand  jeden- 
falls nicht  lange  neben  dem  neuen  indischen  System  aufrecht  erhalten 
können.  Aber  selbst  die  Einführung  der  bloßen  Goldrechnung  mit 
überwiegendem  Umlauf  überwerteter  Silbermünzen  in  den  europaischen 
Besitzungen  in  Hinterindien  würde  die  Wahrscheinlichkeit  eines  wei- 
teren dauernden  Goldabflusses  aus  Europa  mit  sich  bringen  und  da- 
her ernstliche  Bedenken  wachrufen. 

5.  Andere  Folgen  des  indischen  Gesetzes.  Werfen 
wir  nun  einen  Blick  auf  die  weiteren  Folgen  des  neuen  indischen  Ge- 
setzes. Das  tiefe  Sinken  des  Silberwertes  hat  in  Amerika,  namentlich 
in  Colorado,  eine  große  Anzahl  von  weniger  ergiebigen  Gruben  zur 
Arbeitseinstellung  gezwungen,  und  es  scheinen  sich  auch  manche  an- 
geschlossen zu  haben,  die  bei  einem  Preise  von  33  Pence  noch  recht 
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wohl  bestehen  könnten.  Dieses  Verfahren  kann  indes  bei  der  gerin- 
gen Nachfrage  nach  Silber  höchstens  eine  noch  weitere  Entwertung 
desselben  verhindern,  aber  keine  erhebliche  Steigerung  hervorrufen, 
zumal  der  Schatzsekretär  mit  seinen  Ankäufen  möglichst  zurück- 
haltend ist.  Die  leistungsfähigen  mexikanischen  Minen  werden  sich 
dieser  Produktionsbeschränkung  sicherlich  nicht  anschließen,  ebenso- 
wenig die  große  Bröken  Hill  Proprietary-Gesellschaft  in  Neu-Südwales, 
die  allein  jährlich  für  etwa  50  Mill.  M.  Silber  (nach  dem  alten  Wert) 
bei  9 — 10  Pence  Produktionskosten  für  die  Unze  gewinnt.  Sehr  em- 
pfindlich aber  trifft  der  neue  Fall  des  Silbers  den  deutschen  Bergbau, 
der,  abgesehen  von  der  Verhütung  fremder  Erze,  noch  180-190000  k. 
dieses  Metalls  aus  eigenen  Erzen  liefert.  Die  hauptsächlich  Blei  er- 
zeugenden Werke  finden  einige  Entschädigung  in  der  Erhöhung  des 
Bleipreises  infolge  der  Produktionsbeschränkung  in  Amerika,  aber  für 
die  eigentlichen  Silberminen  in  Sachsen  und  für  den  Mansfelder  Berg- 
bau ist  eine  solche  Ausgleichung  nicht  vorhanden. 

Ein  Hebel  ist  ohne  Zweifel  auch  die  abermals  gesteigerte  innere 
Entwertung  der  Silberkurant-  und  Scheidemünzen  in  den  Staaten  mit 
hinkender  Doppelwährung  oder  Goldwährung.  Die  420  Mill.  M.  in 
Thalern,  die  Deutschland  nach  Abstoßung  von  26  Mill.  M.  in  öster- 
reichischen Vereinsthalern  noch  besitzt,  sind  bei  dem  Silberpreise  von 
33  Pence  nur  227  Mill.  und  die  460  Mill.  in  silbernen  Scheidemünzen 
nur  226  Mill.  M.  innerlich  wert.  Frankreich  bat  mindestens  3000  MUl. 
Frcs.  in  Fünffrankenstücken  seines  Gepräges,  die  also  jetzt  ebenfalls 
nur  noch  wenig  mehr  als  die  Hälfte  ihres  Nominalwertes  innerlich 
besitzen.  Die  Vereinigten  Staaten  hatten  am  1.  Januar  1893  einen 
Kurantsilberbestand  von  417876985  $  oder  1869  Mill.  M.,  wozu  noch 
hinterlegte  monetäre  Silberbarren  im  Anschaffungswerte  von  99,8  Mill. 
kamen,  die  jetzt  aber  auch  schon  um  ein  Fünftel  weniger  wert  sind. 

Der  Kredit  der  in  Betracht  kommenden  Staaten  reicht  an  sich 
unzweifelhaft  aus,  um  diese  Münzen  auf  ihrem  vollen  Nominalwerte 
zu  erhalten;  aber  einerseits  entspricht  es  denn  doch  nicht  den  Tradi- 
tionen einer  gesunden  Münzpolitik,  daß  z.  B.  ein  Land  wie  das  Deut- 
sche Reich  nahezu  eine  Milliarde  nominell  in  Silbermünzen  im  Umlauf 
habe,  deren  Metallwert  nur  eine  halbe  Milliarde  beträgt;  und  andererseits 
ist  der  Reiz  der  Nachprägung  dieser  Münzen  jetzt  außerordentlich 
gestiegen.  Wer  einen  Thaler  oder  ein  Fünffrankenstück  genau  mit 
dem  gesetzlichen  Silbergehalt  nachprägt,  gewinnt  90  Proz.;  —  das 
könnte  schon  zum  Großbetriebe  eines  solchen  Industriezweiges  im 
Auslande  reizen,  wobei  den  Unternehmern  zu  statten  käme,  daß  die 
hergestellten  Münzen  von  den  echten  gar  nicht  zu  unterscheiden 
waren.  Allerdings  steht  auf  eine  solche  Nachahmung  von  Münzen 
dieselbe  Strafe,  wie  auf  die  mit  Wertverminderung  verbundene  Falsch- 
münzerei; aber  der  Betrieb  könnte,  wie  bemerkt,  im  Auslande  seinen 
Sitz  haben,  die  Technik  wäre  weit  leichter,  als  die  der  Fälschung 
von  Papiergeld  und  die  einmal  in  Umlauf  gelangte  nachgemachte 
Münze,  wie  gesagt,  gar  nicht  mehr  als  solche  nachzuweisen.  Wenn 
also  der  gegenwärtige  Silberpreis  bestehen  bleibt  oder  noch  weiteres 
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Sinken  eintritt,  werden  die  Silbergeld  besitzenden  Staaten  unzweifel- 
haft sich  genötigt  sehen ,  Vorsichtsmaßregeln  zu  treffen.  Mindestens 
wird  man  die  Einfuhr  von  einheimischen  silbernen  Kurant-  und  Scheide- 
münzen, abgesehen  von  den  kleinen  von  Reisenden  eingeführten  Be- 
trägen, verbieten  müssen.  Das  wirklich  rationelle  Verfahren  aber  würde 
in  einer  Umprägung  der  Scheidemünzen,  sowie  auch  des  Teiles  der 
Silberkurantmünzen ,  die  man  beizubehalten  genötigt  sein  wird,  nach 
einem  neuen  schweren  Münzfuße  bestehen.  In  Deutschland  z.  B.  wären, 
wenn  der  Silberpreis  in  der  Höhe  von  33  Pence  bliebe,  minde- 
stens die  Fünf-  und  Zweimarkstücke  (ungefähr  18ö  Mill.  M.)  einzu- 
ziehen und  dafür  mit  Beseitigung  des  in  jeder  Beziehung  verwerflichen 
Fünfmarkstückes  Zweimarkstücke  nach  dem  Wert  Verhältnis  von  etwa 
22  V* :  1  zwischen  Gold  und  Silber  zu  prägen.  Die  Summe  der  ge- 
wöhnlichen Silberscheidemünzen  könnte  man  nach  dieser  Verminderung 
der  Menge  derselben  gesetzlich  auf  8  M.  für  den  Kopf  der  Bevölkerung 
fixieren.  Die  Thaler  aber  könnte  man  in  eine  höhere  Kategorie  von 
Scheidemünzen  zu  21/«  oder  4  M.  umprägen,  etwa  nach  dem  Wert- 
verhältnis 25 :  1  und  mit  einer  bis  zu  500  oder  selbst  bis  zu  1000  M. 
gehenden  Zahlungskraft.  Um  das  Gewicht  dieser  Stücke  zu  erleichtern, 
könnte  man  den  Kupferzusatz  auf  5  Proz. ,  oder  vielleicht  sogar  auf 
1  Proc.  beschränken,  da  es  noch  gar  nicht  feststeht,  ob  die  größere 
Härte,  die  die  stärkeren  Legierungen  den  Silbermünzen  verleihen,  auch 
eine  geringere  Abnutzung  derselben  bewirkt.  Die  420  Mill.  M.  in 
Thalern  wurden  sich  bei  einer  solchen  Umprägung  auf  260  Mill.  M. 
reduzieren,  wenig  mehr  als  5  M.  auf  den  Kopf,  und  der  Gesamtbetrag 
an  höheren  und  niederen  Silberscheidemünzen  würde  nicht  viel  mehr  als 
13  M.  auf  den  Kopf  betragen. 

Die  Annahme  solcher  Vorschläge  in  Bezug  auf  die  vorhandenen 
Scheidemünzen  ist  freilich  ausgeschlossen,  da  die  öffentliche  Meinung 
jetzt  über  den  notwendigen  inneren  Gehalt  einer  Silbermünze  weit- 
herziger denkt,  als  die  Inhaber  der  Heckemünzen  in  der  Kipper-  und 
Wipperzeit.  Aber  zu  einer  Umprägung  der  Thaler  wird  man  sich  viel- 
leicht eher  entschließen,  da  man  bei  einem  Verkauf  derselben  noch 
weit  größere  Verluste  erleiden  würde. 

Wenn  Deutschland  auf  solche  Art  ohne  allzu  große  Opfer  und 
Schwierigkeiten  auch  bei  einer  dauernden  tiefen  Entwertung  sein  Münz- 
wesen in  Ordnung  bringen  könnte,  so  befinden  sich  Frankreich  und 
Belgien  bei  ihrem  übermäßigen  Besitz  an  Kurantsilber  in  weit  un- 
günstigerer Lage.  Italien  hat  allerdings  verhältnismäßig  nicht  mehr 
an  Kurantsilbermünzen,  als  Deutschland,  aber  soweit  dieselben  nicht 
von  den  Banken  festgehalten  werden,  sind  sie  ebenso  wie  die  Silber- 
scheidemünzen infolge  des  5  und  mehr  Prozent  betragenden  Goldagios 
nach  den  übrigen  Staaten  des  Münzbundes  abgeflossen,  wo  sie  Kassen- 
kurs haben  und  im  Verkehr  thatsächlich  dem  Golde  gleich  gestellt 
sind.  Sollte  der  lateinische  Münzbund  gekündigt  werden,  so  müßte 
Italien  nach  dem  Zusatzvertrag  vom  6.  November  1885  seine  in  den 
übrigen  Staaten  umlaufenden  Fünffrankenstücke  bis  auf  100  Mill.  Frcs. 
nebst  einem  Teile  der  in  der  Schweiz  befindlichen,  im  Ganzen  wahr- 
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scbeinlich  aber  200  Mill.  Frcs.  in  Gold  oder  gleichwertigen  Wechseln 
einlösen.  Die  Auflösung  des  Münzbundes  ist  indes  durch  den  neuen 
Sturz  des  Silbers  nicht  wahrscheinlicher,  sondern  unwahrscheinlicher 
geworden.  Jeder  beteiligte  Staat  müßte  sich  dann  zu  einer  selb- 
ständigen Reform  seines  Geldwesens  entschließen,  und  über  diesen 
Punkt  besteht  eine  so  große  Ratlosigkeit,  daß  man  wahrscheinlich  vor- 
ziehen würde,  den  bestehenden  Zustand  noch  auf  unbestimmte  Zeiten 
fortdauern  zu  lassen.  —  In  Oesterreich-Ungarn  wird  man  den  Gedanken, 
einen  erheblichen  Teil  der  vorhandenen  Silbergulden  und  Vereinsthaler 
—  zusammen  etwa  220—230  Mill.  Gulden  —  zu  verkaufen,  bei  der 
voraussichtlichen  Gestaltung  des  Silbermarktes  wohl  definitiv  aufgeben 
müssen,  da  der  Gulden  nunmehr  gesetzlich  den  Wert  von  1,70  M.  hat. 
bei  einem  Verkauf  aber,  der  den  Preis  natürlich  noch  weiter  drücken 
würde,  vielleicht  nur  1  Mark  für  das  in  demselben  enthaltene  Silber 
zu  erlangen  wäre.  Auch  hier  wäre  das  Einfachste,  das  Kuranteilber 
nach  einem  schwereren  Fuß  zu  einer  höheren  Art  von  Silberscheide- 
münzen mit  Zahlungskraft  etwa  bis  zu  1000  Kronen  umzuprägen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist  der  Präsident  und  der  größte  Teil 
des  Geschäftspublikums  einfach  für  die  Aufhebung  der  Sherman- 
Akte;  aber  die  Silberpartei  bleibt  auch  nicht  unthätig  und  verlangt 
für  den  Fall  dieser  Aufhebung  einen  anderweitigen  Ersatz  zu  Gunsten 
des  Silbers.  Worin  dieser  bestehen  sollte,  ist  freilich  nicht  abzusehen, 
und  in  der  außerordentlichen  Sitzung  des  Kongresses,  die  der  Silber- 
frage wegen  im  August  stattfinden  soll,  wird  schwerlich  ein  prak- 
tischer Vorschlag  nach  dieser  Richtung  vorgebracht  werden.  Höchstens 
wäre  denkbar,  daß  man  zu  einem  Dollar  von  wesentlich  größerem 
Silbergehalte  überginge  und  nach  diesem  neuen  Fuße  die  Prägungen 
oder  Hinterlegungen  in  ähnlicher  Weise  wie  bisher  fortsetzte.  Werden 
aber  einfach  die  amerikanischen  Silberverkäufe  eingestellt,  während 
das  indische  Gesetz  im  Sinne  seiner  Urheber  gehandhabt  wird,  so 
muß  der  Silberpreis  so  tief  sinken,  daß  ein  Teil  der  ergiebigsten 
Minen  genötigt  wird,  die  Produktion  einzustellen  und  die  Gesamt- 
produktion überhaupt  auf  den  Betrag  herabgedrückt  wird,  der  durch 
den  industriellen  Verbrauch  und  das  Bedürfnis  des  Verkehrs  mit  China 
und  vielleicht  mit  einigen  anderen  Halbkulturländern  bestimmt  wird, 
vielleicht  200  Mill.  M.  nach  dem  alten  Werte.  Dabei  würde  der 
Preis  sich  wahrscheinlich  zwischen  20  und  25  Pence  bewegen. 

6.  Notwendiges  Verfahren  bei  der  Handhabung  des 
indischen  Gesetzes.  Die  Hauptfrage  ist  nun  aber  die,  ob  das 
indische  Gesetz  wirklich  in  dem  Sinne,  wie  es  gedacht  ist,  dauernd 
ausgeführt  werden  kann.  Wir  glauben,  diese  Frage  verneinen  zu  dürfen, 
weil  sonst  der  zu  erwartende  starke  Goldabfluß  nach  Asien  in  England 
selbst  bald  eine  Reaktion  hervorrufen  würde.  Für  den  Augenblick 
scheint  es  ja  allerdings,  daß  der  Bedarf  an  Zahlungsmitteln  für  Iudien 
nicht  sehr  groß  sei,  da  die  Council-Bills  den  Kurs  von  16  Pence  für 
die  Rupie  noch  nicht  voll  erreicht  haben,  ja  sogar  nicht  immer  den 
Kurs  von  15%  Pence  behaupten  können.  Es  hängt  dies  damit  zu- 
sammen, daß  die  indischen  Anleihepapiere  in  London  den  Council- 
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Bills  Konkurrenz  machen  and  ebenfalls  zur  Saldozahlung  nach  Indien 
geschickt  werden  können.   Dies  ist  jedoch  nur  so  lange  möglich,  als 
der  Kurs  dieser  Schuldverschreibungen  in  London  bei  genauer  Arbi- 
tragerechnung unter  dem  in  Indien  geltenden  steht.    Diese  Kursdiffe- 
renz wird  aber  um  so  mehr  verschwinden,  je  mehr  Papiere  dieser  Art 
wirklich  dem  Londoner  Markte  entzogen  und  nach  Indien  zurückge- 
führt werden,  und  Überdies  bewirkt  diese  Rückströmung  eine  Ver- 
besserung der  indischen  Zahlungsbilanz  für  die  Zukunft,  indem  sich 
die  Summe  der  nach  Europa  zu  zahlenden  Zinsen  vermindert  Kurz, 
die  Rupien-Anleihen  können  nur  vorübergehend  als  Ausgleichungsmittel 
mitwirken,  und  alles  spricht  dafür,  daß  nach  Erschöpfung  der  Council- 
Bills  jährlich  noch  130  oder  mehr  Mill.  M.  in  Edelmetall  nach  Indien 
geschickt  werden.    Wenn  dies  nun,  wie  sich  bald  herausstellen  wird, 
nicht  in  Gold  geschehen  kann,  so  wird  die  englische  uud  die  indische 
Regierung  eben  dafür  sorgen  müssen,  daß  es  wenigstens  zum  größten 
Teil  in  Silber  geschehen  könne.    Bisher  bat  man  sich  nun  offenbar 
nur  gedacht,  daß  nur  bei  den  indischen  Münzstatten  Rupien 
zu  dem  festen  Kurse  gegen  Sovereigns  eingetauscht  werden  sollen. 
Dann  muß  aber  eben  das  englische  Gold  vorher  nach  Indien  geschickt 
werden,  und  darin  liegt  gerade  die  Schwierigkeit.  Es  wird  sich  daher 
bald  die  Notwendigkeit  zeigen,  Einrichtungen  zu  treffen,  vermöge 
welcher  auch  in  England  Rupien  —  und  zwar  in  der  Form  von 
Wechseln  —  gegen  Gold  einzutauschen  sind.  Angenommen,  die  indische 
Regierung  schaffe  in  London  eine  Art  von  Bankinstitut,  das  zur  Er- 
gänzung der  Council-Bills  zu  dem  feste  Kurse  von  16  Pence  für  die 
Rupie  so  viele  Wechsel  auf  eine  Korrespondenzanstalt  in  Indien  aus- 
gäbe, als  vom  Publikum  verlangt  würden.  Dabei  könnte  übrigens  auch 
jeder  Unterschied  zwischen  den  bisherigen  Council-Bills  und  den  Er- 
gänzungswechseln aufgehoben  werden.    Soweit  nun  diese  Regierungs- 
wechsel nicht  durch  die  Verbindlichkeiten  der  indischen  Regierung  in 
England  aufgewogen  würden ,  hätte  die  Emissionsstelle  als  Deckung 
Silber  anzukaufen  und  nach  Indien  zu  schicken,  wo  es  für  Rechnung 
der  Regierung  geprägt  und  zur  Einlösung  dieses  Teiles  der  Wechsel 
benutzt  würde.    Es  w«rde  dann  wahrscheinlich  jährlich  nicht  viel 
weniger  Silber  nach  Indien  gehen,  als  bisher,  aber  der  Rupienkurs 
wäre  thatsächlich  festgelegt,  da  in  dem  Falle  Indiens  der  besondere  Um- 
stand vorliegt,  daß  stets  eine  günstige  Zahlungsbilanz  für  dieses  Land 
vorausgesetzt  werden  darf.  Der  technische  Betrieb  dieser  Operationen 
könnte  natürlich  auch  der  Bank  von  England  und  einer  von  dieser  zu 
gründenden  Zweiganstalt  in  Indieu  übertragen  werden,  aber  als  ver- 
antwortlicher Unternehmer  müßte  die  indische  Regierung  auftreten,  der 
auch  der  Gewinn  aus  diesem  Vermittelungsgeschäft  zufallen  würde. 
Dieser  Gewinn  würde  aus  der  Differenz  zwischen  dem  Nominalwert  und 
dem  inneren  Silberwert  der  Rupie  entspringen.  Denn  wenn  auch  jähr- 
lich beträchtliche  Summen  für  Rechnung  der  Regierung  ausgeprägt 
würden,  so  wäre  davon  doch  nur  eine  beschränkte  Wirkung  auf  den 
Preis  des  Barrensilbers  zu  erwarten.    So  ist  ja  auch  in  Oesterreich- 
Ungarn  nach    1879  ein   bedeutender  Wertabstand    zwischeu  dem 
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Nominalwerte  und  dem  Silberwerte  des  Guldens  entstanden ,  ob- 
wohl auf  Rechnung  der  Regierungen  durchschnittlich  jährlich  mehr 
Silbergulden  geprägt  wurden  als  durchschnittlich  in  den  Jahren 
1860—1877  bei  freier  Prägung.  Namentlich  wenn  Amerika  seine 
Silberkäufe  aufgiebt,  wurde  der  Preis  des  Silbers,  wenn  auch 
jährlich  500000  k  (90  MM.  M.  nach  dem  alten  Wert)  für  die  amt- 
liche Prägung  und  zu  industriellen  Zwecken  nach  Indien  ausgeführt 
werden,  schwerlich  mehr  als  33  Pence  betragen,  während  der  Rupien- 
kure  einem  Preise  von  41 1/t  Pence  (und  dem  Wertverhältnis  22,7 : 1 
gegen  Gold)  entspräche.  Ein  so  bedeutender  künstlicher  Wertunter- 
schied zwischen  dem  geprägten  und  dem  ungeprägten  Silber  würde 
aber  wahrscheinlich  sowohl  in  England  wie  in  Indien  bedenklich  und 
auf  die  Dauer  unhaltbar  scheinen.  Man  könnte  ihn  nun  ja  ver- 
ringern, indem  man  den  ohnehin  nur  „vorläufig"  angenommen  Rupien- 
kurs von  16  Pence  herabsetzte,  aber  das  wäre  wieder  eine  den  ganzen 
Verkehr  empfindlich  störende  Maßregel,  die  überdies  das  Vertrauen 
erschüttern  würde,  daß  eine  Befestigung  des  Wertes  der  Rupie  über- 
haupt durchführbar  sei.  Dann  bliebe  also  nur  der  umgekehrte  Weg, 
nämlich  die  Erhöhung  des  Wertes  des  Barrensilbers  —  und  da- 
mit wäre  man  wieder  bei  dem  alten  Probleme  angelangt ,  das  den 
Kern  der  Silberfrage  bildet  und  das  man  durch  das  neue  indische  Ge- 
setz, wenigstens  für  England  und  Indien  beseitigen  zu  können  glaubte : 
wie  kann  dem  Silber  wieder  eine  größere  monetäre  Verwendung  ver- 
schafft werden  ?  Wie  soll  dieser  circulus  vitiosus  durchbrochen  werden  ? 
Soll  man  wieder  internationale  Verhandlungen  veranstalten,  um  zu 
versuchen,  den  einzelnen  Staaten  bestimmte  jährliche  Kontingente  an 
Silberprägungen  nach  dem  Wertverhältnis  228/4  :  1  zuzuweisen  ?  Die 
Aussichten  auf  eine  Vereinbarung  dieser  Art  sind  für  jetzt  wenigstens 
äußerst  ungünstig.  Es  bleibt  dann  also  zunächst  nichts  übrig,  als 
daß  die  indische  Regierung  das  oben  angedeutete  Verfahren  einschlage 
und  sich  um  den  Abstand  zwischen  dem  Kurs  und  dem  Metallwert 
der  Rupie  nicht  kümmere.  Die  Kurantsilber  besitzenden  Staaten  haben 
dann  die  Wahl,  ihr  Kreditgeld  unverändert  beizubehalten  und  zu  er- 
proben, ob  die  bestehenden  Strafbestimmungen  ausreichen,  um  den 
Großbetrieb  der  Nachprägung  vollhaltiger  Münzen  dieser  Art  zu  ver- 
hindern ;  oder  aber  sie  entschließen  sich  in  der  oben  angedeuteten  Art 
zu  einer  Reform  ihrer  Scheidemünzen  und  einer  Umprägung  ihrea 
Kurantsilbers,  womit  dann  endlich  für  sie  das  bisherige  Uebergangs- 
stadium  ihrer  Währungen  überwunden  wäre.  Die  Frage,  welche  Staaten 
die  Goldwährung  effektiv  aufrecht  zu  erhalten  imstande  sein  werden, 
bliebe  dann  freilich  noch  eine  offene.  Jedenfalls  würde  dies  nicht 
allen  gelingen,  die  danach  streben,  aber  für  Deutschland  liegt  in  dieser 
Beziehung  nicht  der  mindeste  Grund  zur  Besorgnis  vor.  Fest  steht 
jedoch,  daß  in  Indien  keine  effektive  Goldwährung  eingeführt  werden  kann, 
ohne  daß  in  Europa  wirkliche  Goldknappheit  entstände  ,  die  bisher 
trotz  aller  gegenseitigen  Behauptungen  nicht  vorhanden  ist.  Freilich, 
wenn  Goldkoappheit  bedeutete,  daß  viele  Personen  in  ihrem  Geschäfts- 
betrieb das  dringende  Bedürfnis  fühlen,  mehr  Gold  einzunehmen,  als 
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es  in  Wirklichkeit  geschieht,  so  ließe  sich  das  Bestehen  nicht  be- 
streiten. Wenn  man  aber  behauptet,  daß  die  gegenwärtige  Gestaltung 
der  Preise  durch  einen  zu  geringen  Vorrat  an  Gold  und  dem  Golde 
gleichstehenden  Umlaufsmitteln  verursacht  sei,  so  wird  dies  durch  die 
Thatsache  widerlegt,  daß  niemals  vorher  so  enorme  Goldmassen  bei  den 
Bauken  zu  den  maßigsten  Diskontobedingungen  dem  Verkehr  zur  Ver- 
fügung gehalten  worden  sind.  Die  Bank  von  Frankreich  hatte  am 
8.  Juni  nicht  weniger  als  1714  Mill.  Frcs.  in  Gold  und  außerden  1282 
Mill.  Frcs.  in  Silber  in  ihrer  Kasse!  Sobald  die  sonstigen  wirtschaft- 
lichen Bedingungen  es  zulassen,  werden  diese  Barvorräte  auch  in 
der  Volkswirtschaft  wirksam,  aber  niemals  ist  die  Vermehrung 
der  verfügbaren  Umlaufsmittel  an  uod  für  sich  imstande,  einen 
wirtschaftlichen  Aufschwung  zu  erzeugen.  Im  Jahre  1889  ist  ein 
solcher  Aufschwung,  wenn  auch  mit  unerfreulichen  Nebenerscheinungen, 
eingetreten,  obwohl  damals  die  jährliche  Goldproduktion,  da  Transvaal 
erst  am  Anfang  seiner  Entwickelung  stand,  bedeutend  geringer  war  als 
gegenwärtig.  Und  augenblicklich  haben  die  Vereinigten  Staaten  einen 
wahren  Ueberfluß  an  Umlaufmitteln ,  die  alle  noch  die  Parität  mit 
dem  Golde  behaupten,  und  doch  sind  die  wirtschaftlichen  Zustäude  dort 
mindestens  ebenso  ungünstig  wie  in  Europa. 

Aber  trotz  der  Unhaltbarkeit  der  landläufigen  Ansicht  von  der 
Goldknappheit  bleibt  es  richtig,  daß  eine  dauernde  beträchtliche  Ver- 
mehrung des  Goldabflusses  nach  Ostasien  für  die  jetzt  normaler  Geld- 
verhältnisse sich  erfreuenden  Staaten  eine  mit  der  Zeit  immer  em- 
pfindlicher werdende  Störung  und  Schädigung  verursachen  würde. 
Diese  Wirkung  würde  natürlich  noch  intensiver,  wenn  der  gegenwärtige 
hohe  Stand  der  Goldproduktion  sich,  wie  Suess  annimmt,  nur  als  eine 
vorübergehende  Erscheinung  erweisen  sollte.  Dann  könnte  schließlich 
selbst  für  diese  Staaten  die  Frage  praktisch  werden,  ob  nicht  Silber 
als  sekundäres  Münzmetall  mit  möglichst  geringer  Ueberwertung  dem 
inneren  Verkehr  in  größerem  Umfange  zuzuführen  sei.  Es  hat  aber 
keinen  Zweck,  sich  im  voraus  theoretisch  mit  dieser  Frage  zu  be- 
schäftigen, da  ihre  Lösung,  wenn  sie  überhaupt  auftritt,  nur  durch 
die  Gewalt  der  Umstände  erzwungen  werden  wird. 


Digitized  by  Googl 


J.  Conrad,    A^rarsUtiitische  Untersuchungen. 


27 


III. 

Agrarstatistisehe  Untersuchungen. 

VL 

Die  Domänenvorwerke  in  der  Provinz  Preußen. 

Von 

J.  Conrad. 

Der  preußische  Staat  zeichnet  sich  vor  allen  anderen  größeren 
Ländern  dadurch  aus,  daß  er  über  bedeutende  Domanialgüter  verfügt, 
welche  zu  den  blühendsten  und  bestbewirtschafteten  Gütern  des  Lan- 
des gehören. 

Ein  näheres  Eingehen  auf  dieselben  erscheint  daher  bei  Unter- 
suchung der  Grundbesitzverhältnisse  unerläßlich.  Nur  durch  sie  kann 
man  auch  einen  tieferen  Einblick  in  die  Erträge  der  größeren  Güter 
erlangen  und,  was  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  dieselbe  auch  etwas 
zurückverfolgen.  Die  Angaben  über  den  Grundwert  einer  großen 
Zahl  adliger  Güter,  die  sich  bei  Krug  und  anderen  finden,  beruhen 
auf  sehr  ungleicher  Schätzung  und  haben  deshalb  zur  Vergleichung 
mit  der  Gegenwart  keinen  Wert,  weil  dabei  jeder  Anhalt  zur  Beur- 
teilung der  Größe  der  geschätzten  Objekte  fehlt.  Wir  unterlassen  es 
deshalb,  darauf  überhaupt  einzugehen. 

Auch  über  die  Domänen  sind  die  älteren  Angaben  nur  sehr  un- 
sicher und  unvollkommen.  Nach  Baczkow,  Teil  2,  S.  21  und  37  hatte 
im  Beginne  dieses  Jahrhunderts  der  Staat  im  königsbergschen  Kammer- 
departement 163  Vorwerke,  welche  nach  Krug,  Teil  1  S.  332,  167  217 
Morgen  gleich  42657  ha  umfaßten;  das  litauische  Kammerdeparte- 
ment 119  Vorwerke  mit  230262  Morgen  gleich  58  740  ha.  Seitdem 
haben  1819  erst  die  jetzigen  Regierungsbezirke  mit  einigen  Territorial- 
veränderungen ihre  gegenwärtige  Gestalt  erhalten.  Außerdem  sind 
fortdauernd  in  den  ersten  Dezennien  des  Jahrhunderts  viele  Güter 
mit  erheblichem  Umfange  veräußert.  Ueber  die  Erträge  der  einzelnen 
Vorwerke  fehlen  uns  zu  jener  Zeit  alle  Angaben. 
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Durch  die  Güte  des  Herrn  Staatsminister  Freiherrn  von  Lucius 
war  es  uns  vergönnt,  die  Akten  des  landwirtschaftlichen  Ministeriums1) 
eingehend  durchzusehen  und  zu  excerpieren.  Ebenso  haben  wir  in 
dem  geh.  Staatsarchiv  einige  ergänzende  Akten  benutzen  können ;  und 
wir  wollen  in  dem  Folgenden  das,  was  uns  für  den  vorliegenden  Zweck 
von  Interesse  erschien,  hier  wiedergeben. 

Leider  zeigte  es  sich,  daß  das  Material  sehr  unvollständig  war. 
Kur  für  einige  Regierungsbezirke  war  es  bis  1816  zurückzuverfolgen ; 
für  andere  nur  bis  1840.  Aber  auch  für  die  ersteren  erwiesen  sich 
die  Angaben  sehr  lückenhaft.  Eine  große  Zahl  von  Vorwerken  fand 
sich  überhaupt  nicht  aufgeführt,  so  daß  eine  vollständige  Zusammen- 
stellung des  damaligen  Domänenstandes  und  des  Ertrages  unthunlich 
war.  Ob  in  den  Archiven  einzelner  Regierungen  weiteres  Material 
zu  finden  ist,  lassen  wir  dahingestellt  sein.  Wo  wir  Nachforschungen 
anstellten,  waren  sie  vergeblich.  Da  dieselben  nur  persönlich  mit  Er- 
folg vorgenommen  werden  können,  mußten  wir  davon  Abstand 
nehmen. 

Von  größerer  Wichtigkeit  wie  die  Vergleichung  des  gesamten 
Besitzes  aber  ist  für  unseren  Zweck  die  Entwicklung  der  Erträge 
für  eine  Anzahl  Güter,  deren  Größe  man  in  den  verschiedenen  Zeiten 
kannte,  für  mehrere  Dezennien  zurück  verfolgen.  Wir  haben  deshalb 
nur  diejenigen  Vorwerke  herausgegriffen,  für  welche  diese  Bedingungen 
wenigstens  mit  annähernder  Brauchbarkeit  vorlagen.  Aber  auch  bei 
diesen  muß  auf  eine  Anzahl  Fehlerquellen  aufmerksam  gemacht 
werden,  welche  die  Vergleichbarkeit  sehr  beeinträchtigen. 

Die  Domänenpacht  im  Beginne  des  Jahrhunderts  umfaßte  nicht 
nur  den  Pachtzins  für  den  Grund  und  Boden,  sondern  auch  für  Ge- 
fälle mancherlei  Art,  für  Brennerei,  Brauerei  etc.*).  Zum  Glück  waren 
diese  in  unseren  Quellen  geschieden.  Aber  sicher  ist  es,  daß  mit- 
unter für  den  Acker  mehr  geboten  wurde,  weil  man  hoffte,  aus  der 
Brennerei  und  der  Schankgerechtigkeit  einen  höheren  Nutzen  zu 
ziehen,  als  in  der  Taxe  vorausgesetzt  war,  und  umgekehrt;  beide 


1)  Da  die  betreffenden  Akten,  aus  denen  die  Zahlen  genommen  sind,  sich  aas  der 
Art  der  Angaben,  und  der  Zeit,  aus  welcher  sie  stammen,  von  selbst  ergeben,  so  haben 
wir  die  genauere  Bezeichnung  derselben  als  aberflüssig  unterlassen  können. 

2)  Leopold  v.  Krug,  Betrachtungen  Uber  den  Nationalreichtum  des  preufsiscben 
Staates,  Berlin  1805,  Teil  I,  S.  340  ff. 

„Die  Pachtsumme  der  Domänenämter  entsteht  nicht  blols  aus  dem  reinen  Ertrage 
der  dem  Pächter  Übergebenen  Grundstücke,  sondern  auch  aus  einem  Teile  des  reinen 
Ertrages  solcher  Grundstücke,  welche  den  Mediatuntertbanen  des  Amtes  gehören.  Diese 
Alediatunterthanen  geben  von  dem  Ertrage  ihrer  Grandstücke  bestimmte  Abgaben  an  das 
Amt,  unter  dem  Titel:  Pacht,  Erbpacht,  Zinse,  Zinskorn,  Zebent  etc.  nnd  aum  Teil 
Dienstgeld;  oder  wo  das  letztere  nicht  ist,  leisten  sie  Dienste,  die  dem  Pachter  darum 
mit  in  Einnahme  gebracht  werden,  weil  sie  ihnen  Gesindelohn  und  Erhaltung  des  Zug- 
viehes ersparen.  Bei  den  königl.  Aemtern  sind  auch  viele  Industrie«  und  Fabrikan- 
stalten,  welche  nur  Zirkulation»-  oder  unechtes  Einkommen  geben  and  welche  eigent- 
lich bürgerliche  Gewerbe  sind,  als  Mühlen  aller  Art,  Brauereien,  Branntweinbrennereien, 
Ziegeleien,  Glashütten  u.  s.  w."  .  .  . 
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lassen  sich  nicht  genau  scheiden.  Für  das  Jahr  1816  ist  bei  der 
Fläche  geschieden  zwischen  der  landwirtschaftlich  nutzbaren  Fläche, 
Hutungen  und  Unland.  Später  dagegen  ist  nur  noch  das  Unland 
ausgeschieden,  und  sicher  ist  dieser  Begriff  nicht  immer  ganz  gleich 
aufgefaßt.  Wir  haben  deshalb  auch  im  ersten  Jahre  nur  das  Unland 
ausgeschieden,  wo  wir  den  Ertrag  pro  Hektar  angeben.  Die  landwirt- 
schaftlich nutzbare  Fläche  ist  deshalb  etwas  zu  weit  ausgedehnt,  und 
da  man  fortdauernd  bestrebt  war,  weniger  brauchbares  Land  an  den 
Forstfiskus  abzutreten,  so  ist  sicher  heutigen  Tages  in  der  aufge- 
führten Fläche  weniger  Land  geringster  Qualität  dabei  als  früher. 
Die  Ertragssteigerung  wird  deshalb  etwas  günstiger  scheinen,  als  sie  in 
Wirklichkeit  bis  zur  Gegenwart  gewesen  ist,  während  der  Rückgang  l) 
in  den  20er  und  30er  Jahren  nicht  ganz  genau  zum  Ausdruck  gekommen 
ist.  Indessen  halten  wir  diese  Fehlerquelle  nicht  für  eine  wirklich 
erhebliche.  Ebenso  kann  nicht  mehr  genau  der  Agiogewinn  des 
Staates  in  Rechnung  gestellt  werden,  der  ihm  dadurch  zufloß,  daß 
in  den  ersten  Zeiten  ein  Viertel  der  Pacht  in  Gold  gezahlt  wurde. 
Mehr  fällt  ins  Gewicht,  daß  in  der  ganzen  älteren  Zeit  der  Staat  ein 
eisernes  Inventarium  besaß,  welches  dann  allmählich  vermindert  und 
schließlich  ganz  beseitigt  wurde.  Je  größer  dasselbe  war,  um  so 
höhere  Pacht  mußte  der  Uebernehmer  zahlen.  Hierdurch  erscheint 
in  den  Zahlen  der  Ertrag  des  Grund  und  Bodens  weniger  gestiegen, 
als  in  Wirklichkeit  der  Fall  ist  Dies  wird  noch  wesentlich  dadurch 
gesteigert,  daß  man  bis  in  die  neuere  Zeit  dem  Pächter  allmählich 
größere  Lasten  aufbürdete  und  der  Fiskus  selbst  weniger  für  die 
Güter  leistete,  bis  neuerdings  darin  wieder  eine  Gegenströmung  zu 
beobachten  ist.  Das  läßt  sich  leider  alles  nicht  in  Geld  veranschlagen, 
macht  aber  doch  einen  Vergleich  der  Pachtkontrakte  der  verschiedenen 
Zeiten  nötig.  Auf  der  anderen  Seite  treten  bei  dem  Pachtbewerber 
eine  Anzahl  Momente  hervor,  welche  die  Pachthöhe  beeinflussen.  Das 
ist  die  wachsende  Zahl  wohlhabender  Landwirte,  die  nach  einer 


1)  Wie  erheblich  die  Calamitat  der  20  Jahre  auf  den  Domanenpkchtern  lastete,  geht 
ans  der  folgenden  kleinen  Tabelle  hervor: 
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Pachtung  streben,  wie  in  der  neueren  Zeit  die  Abnahme  derselben 
infolge  der  Unsicherheit  der  Konjunkturen. 

Gehen  wir  daher  auf  die  Pachtbedingungen  näher  ein.  Die  Pacht- 
zeit  war  im  Beginne  des  Jahrhundert  nicht  allgemein  gleich  normiert, 
noch  liefen  insbesondere  seit  Ende  des  Jahrhunderts  auf  sehr  lange 
Zeit  normierte  Verträge,  bei  einem  Gute  in  Pommern  sogar  auf 
100  Jahre.  Gerade  für  die  erste  Periode  können  wir  die  Fristen  nicht 
genau  beurteilen,  weil  die  ersten  Angaben  nur  das  Jahr  1816  be- 
treffen, und  in  unserer  Quelle  nicht  angegeben  ist,  seit  wann  die  Pacht- 
periode läuft.  Auch  in  der  folgenden  gewinnen  wir  keine  Sicherheit, 
weil  offenbar  eine  große  Zahl  der  Verträge  durch  Bankerott  unter- 
brochen sind.  Wir  finden  deshalb  in  den  zwanziger  Jahren  faktisch 
innegehaltene  Pachtperioden,  in  Gumbinnen  meistens  12  bis  15  Jahre. 
Im  Regierungsbezirk  Danzig  von  16  bis  39  resp.  45,  in  Marienwerder 
meistens  18  bis  24  Jahre,  in  den  vierziger  Jahren  schwankt  die  Dauer 
zwischen  24  und  18  Jahren,  um  dann  in  der  neueren  Zeit  als  Regel 
der  18-jährigen  Periode  Platz  zu  machen.  Das  Streben,  längere  Pacht- 
perioden zu  erzielen,  tritt  besonders  in  dem  Erlaß  des  Ministers  zu 
Stollberg  1846  hervor,  auf  den  wir  später  noch  zurückkommen.  Aber 
schon  in  den  Pachtbedingungen  von  1836  ist  in  §  23  bestimmt,  daß  vom 
Ablauf  des  sechsten  Pachtjahres  an  eine  Erhöhung  von  5  Proz.,  und 
wenn  die  Pachtzeit  länger  als  12  Jahre  verabredet  ist,  vom  Ablauf 
des  12.  .Jahres  an  abermals  eine  jährliche  Erhöhung  der  ursprüng- 
lichen um  5  Proz.  und  ebenso  nach  18  Jahren  einzutreten  hat.  Nach 
den  Bedingungen  von  1845  tritt  diese  Erhöhnng  um  5  Proz.  erst 
nach  12,  24  und  36  Jahren  ein.  Für  die  Verpachtungen  im  Jahre 
1869  ist  dergleichen  nicht  mehr  vorgesehen. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den  älteren  und  den  neuen 
Pachtkontrakten  liegt  darin,  daß  nach  dem  Kontrakt  von  1816  ein 
Drittel  der  Anschlagsumme  von  den  sogenannten  „Pachtstücken11,  nicht 
aber  von  baren  Zinsen  oder  zu  Gelde  gerechneten  Diensten  in  Gold 
gezahlt,  und  nach  dem  durch  das  Gesetz  vom  28.  Februar  1816  be- 
kannt gemachten  Tarif  der  Friedrichsdor  zu  5  Thalern  gezahlt  werden 
soll.  Diese  Anforderung  ist  noch  in  den  Pachtbedingungen  von  1845 
enthalten,  1869  dagegen  verschwunden.  Für  die  ältere  Zeit  muß 
daher  dem  Goldagio  entsprechend  zu  den  normierten  Pachtbeträgen 
ein  nicht  unbedeutender  Zuschlag  zur  Pacht  gemacht  werden,  um  die 
spätere  Erleichterung  in  ausschließlicher  Silberzahlung  zur  Ausgleichung 
zu  bringen. 

Der  zweite  Hauptunterschied  der  älteren  und  neueren  Kontrakte 
beruht,  wie  erwähnt,  darin,  daß  dem  Fiskus  ursprünglich  auf  jedem 
Gute  ein  nicht  unbedeutendes  Grundinventarium  gehörte,  welches 
exklusive  der  Saaten  der  Pächter  käuflich  zu  übernehmen  hatte. 
Nach  den  Vertragsbedingungen  von  1816  wird  der  Kaufpreis  durch 
eine  Taxe  bestimmt,  welche  bei  dem  Anfange  der  letzten  Pachtperiode 
ausgemittelt  und  mit  10  Proz.  Aufgeld  bestimmt  ist.  Dieses  sogenannte 
Geldin ventarium  haben  die  Pächter  mit  5  Proz.  zu  verzinsen  und 
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Dach  dem  Belieben  der  Behörde  bei  Ablauf  der  Pacht  entweder  an 
die  Regierung  bar  auszuzahlen  oder  in  Geld  oder  Natura  an  den 
Nachfolger  zu  übergeben.  Allmählich  ist  die  Regierung  bestrebt  ge- 
wesen, dieses  sogenannte  G eidin ventarium  gänzlich  zu  beseitigen,  so 
daß  die  Pächter  das  gesamte  Inventarium  auf  eigene  Rechnung  zu 
beschaffen  hatte,  wobei  die  Auseinandersetzung  zwischen  dem  ab- 
gehenden und  anziehenden  Pächter  freier  Uebereinkunft  überlassen 
blieb.  Die  Stellung  des  Verpächters  wurde  dadurch  wesentlich  ver- 
einfacht, die  Aufgage  der  Kontrolle  verringert,  während  die  Pacht- 
höhe nicht  direkt  berührt  wurde.  Dieser  Uebergang  hat  sich  haupt- 
sächlich in  den  fünfziger  Jahren  vollzogen1)- 

Ein  dritter  prinzipieller  Unterschied  liegt  darin,  daß  im  Beginne 
des  Jahrhunderts  noch  mancherlei  Gerechtsame  dem  Pächter  zu- 
standen, welche  schon  in  den  zwanziger  Jahren  in  Fortfall  gekommen 
waren.  Freilich  haben  schon  1816  diese  Gerechtsame  nur  noch  eine 
untergeordnete  Rolle  gespielt  und  kamen  nicht  mehr  bei  allen  Domänen 
in  Betracht.  So  heißt  es  noch  im  §  16  der  Pachtbedingungen  von 
1816.  Der  Pächter  hat  sich  „die  Zurücknahme  der  Geld-Natural- 
Prästation  der  Amtseinsassen,  ebenso  die  Aufhebung  der  Dienste  gegen 
anschlagmäßigen  Erlaß  an  der  Pacht  gefallen  zu  lassen".  Und 
in  den  westpreußischen  Pachtkontrakten  desselben  Jahres  heißt  es: 
„Die  Amtseinsassen  sind  zwar  verpflichtet,  das  zu  ihrer  Konsumtion 
erforderliche  Getränke  (inkl.  des  selbst  fabrizierten  Haustrunks) 
vom  Beamten  zu  nehmen,  indessen  soll  er  ihnen  nicht  mehr  auf- 
dringen und  beim  Verkauf  sich  nach  der  Taxe  der  nächsten  Stadt 
richten." 

Dieser  so  garantierte  Absatz  für  die  Brennereien  und  Brauereien 
war  natürlich  von  besonderem  Werte.  Man  wird  den  Verlust  durch 
die  Beseitigung  derselben  für  den  Pächter  aber  doch  nicht  zu  hoch 
veranschlagen  dürfen,  da  zunächst  im  allgemeinen  nur  wenig  Kon- 
kurrenz vorhanden  gewesen  sein  dürfte,  die  erst  ganz  allmählich  Um- 
fang gewinnen  konnte,  während  die  Verbesserung  der  Kommunikations- 
mittel und  die  Vergrößerung  der  Etablissements  die  Emanzipation 
Tom  Lokalbedarf  immer  mehr  ermöglichten  und  notwendig  machten. 

In  dem  §  4  vom  20.  April  1836  der  allgemeinen  Bedingungen 
zur  Verpachtung  der  Domänen  heißt  es  ausdrücklich,  daß  der  Domänen- 
pächter  nur  den  Anspruch  auf  die  gemeingewöhnliche  Nutzung  der  zu  den 
Vorwerken  gehörenden  nutzbaren  Ländereien  etc.,  Gebäuden,  den  dem 
Fiskus  zugehörenden  Inventarien  etc.  erhalte,  daß  er  aber  „zur  Be- 


1)  in  den  Kootraktbediogungen  von  1836  beifst  es:  „Das  Inventar,  soweit  es  dem 
Fiskus  »ngehört,  ebenso  Brauerei,  Brennerei  und  Geräte,  Vorräte  etc  bat  Pächter  nach 
dem  von  dem  Ministerium  bestimmten  Preise  su  übernehmen,  mit  6  Pros,  su  versinseu 
und  später  surückiusahlen  oder  in  natura  turückiuliefern  nach  der  Wahl  der  Behörde. 
Kacb  den  Pachtbedingungen  vom  8.  Juli  1878  ist  diese  Bestimmung  noch  dahin  ver- 
schärft, dafs  der  Pächter  den  Kaufpreis  binnen  acht  Tagen  nach  erfolgter  Aufforderung 
su  zahlen  hat  und  er  aufserdem  den  absiebenden  Pächter  wegen  dessen  Ansprüchen  be- 
friedigen mufs." 
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Dutzung  anderer  mit  dem  Güterbesitz  verbundenen  Gerechtsame  und 
Hebungen  nicht  zustehen,  soweit  sie  nicht  besonders  ausdrücklich  und 
kontraktlich  zugesichert  werden".  Damit  sind  thatsächlich  die  gesamten 
Gefallerhebungen,  welche  bisher  eine  zwar  verschiedene,  aber  im  ganzen 
nicht  unbedeutende  Einnahme  für  den  Pächter  ausmachten,  in  Fort- 
fall gekommen.  Ebenso  die  den  Vorwerken  bis  dahin  geleisteten 
Dienste,  die  Gebühren  der  Gerichtsbarkeit,  die  gesamte  Holz-,  Mast-, 
Jagd-  und  Torfnutzung;  insbesondere  sind  auch  die  Burg-  und  Bau- 
dienste niemals  und  auch  da  nicht,  wo  andere  Dienste  der  Einsassen 
mit  verpachtet  werden,  Gegenstand  der  Verpachtung.  „Alle  bei  den 
betr.  Vorwerken  oder  sonstigen  Pachtobjekten  bis  dahin  in  Burg- 
und Baudiensten  verrichteten  Fuhren  und  sonstigen  Leistungen  aber 
haben  Pächter,  sobald  diese  Dienste  aufgehoben  werden,  ohne  alle 
Entschädigung  mit  eigenem  Gespann  oder  Gesinde  oder  auf  ihre 
Kosten  mit  Ixmnfuhren  und  Tagelöhnern  verrichten  zu  lassen." 

Die  bedeutsamste  Last,  welche  dem  Pächter  außer  der  Zahlung 
der  Pachtsumme  obliegt,  sind  die  Baupflichten.  Nach  §  9  der  Ver- 
tragsbedingungen von  1836  hat  der  Pächter  zu  allen  Neu-  und  Haupt- 
reparaturbauten die  erforderlichen  Hand-  und  Spanndienste,  von  den 
ihm  verpachteten  Diensten  nach  den  Anschlagpreisen  herzugeben. 
Nach  §  10  übernimmt  Pächter  aus  eigenen  Mitteln  die  zur  Instand- 
haltung der  Gebäude,  Zäune  etc.  nötigen  Reparaturen.  Ebenso  die 
Räumung  von  Feld-  und  Wiesengräben.  Von  Strohdächern  hat  er 
jährlich  l/t0,  von  Rohrdächern  jährlich  Vjo,  von  Ziegeldächern  »/t« 
unentgeltlich  neu  zu  decken.  Dieselben  Leistungen  fallen  ihm  auch 
beim  Neubau  zu.  Dieselben  Bestimmungen  finden  sich  in  der  Haupt- 
sache auch  in  den  Kontraktbedingungen  von  1845. 

Nach  dem  Kontrakt  von  1836  hat  Pächter  bei  Bauten  infolge 
von  Brandschaden  sogar  die  Mehrkosten  zuzuzahlen,  soweit  die  Brand- 
schadengelder nicht  zur  Neuherstellung  ausreichen.  Bei  Blitz-  und 
Flugfeuer  von  anderem  nicht  zur  Pacht  gehörigen  Gebäuden  ent- 
standenen Feuer  sollen  aber  aus  der  Entschädigungssumme  auch  die 
Fuhren  dem  Pächter  ersetzt  werden.  Bei  Zerstörung  durch  Sturm, 
Wasser  etc.  hat  Pächter  auch  noch  die  Dachdeckung  inkl.  Material 
zu  besorgen.  Wenn  die  alten  Gebäude  nicht  mehr  durch  Haupt- 
reparaturen wieder  herzustellen  sind,  so  hat  Pächter  außerdem  noch 
die  Hälfte  der  übrigen  Kosten  zu  tragen.  Nach  dem  Kontrakt  von 
1845  sind  die  übrigen  Bedingungen  dieselben,  nur  in  Bezug  auf  den 
letzten  Punkt  heißt  es  in  §  19:  Bei  Neubau  ohne  Schuld  des  Pächters 
verfallener  Gebäude  hat  Pächter  nur  die  dazu  gehörigen  Fuhren  und 
Dachdeckungen  einschließlich  des  Materials,  also  auch  des  Holzes  zu 
den  Latten  unentgeltlich  zu  leisten,  und  V6  der  übrigen  Kosten  ein- 
schließlich des  Holzwertes.  Lautet  der  Kontrakt  auf  24  bis  36  Jahre, 
so  ist  statt  des  Fünftels  ein  Drittel  zu  zahlen,  lautet  der  Kontrakt 
auf  mehr  als  36  Jahre,  die  volle  Hälfte. 

Das  Bestreben,  die  Baulasten  dem  Pächter  aufzubürden  ging  aber 
noch  weiter,  denn  in  dem  ministeriellen  Erlaß  vom  18.  Januar  1846, 
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vom  Grafen  zu  Stolberg  unterzeichnet,  wird  dieses  klar  und  bündig 
ausgesprochen  mit  dem  Bestreben,  die  Pachtperioden  möglichst  zu 
verlängern,  wenn  dem  Interesse  der  Verwaltung  entsprechende  Be- 
dingungen erreicht  werden  können.  Es  heißt  dann  wörtlich:  „Zu  den 
letzteren  gehört  es  aber  ganz  besonders,  daß  der  Fiskus  der  Baulast  mög- 
lichst Oberhoben  werde,  und  deshalb  hat  auch  mit  der  steigenden  Zahl 
der  Pachtjahre  notwendig  eine  Steigerung  der  Bauverbindlichkeiten 
der  Pächter  bedungen  werden  müssen.  Diese  Steigerungen,  wie  sie 
vorher  angegeben  sind,  sollen  indessen  keineswegs  als  Maximum  der 
aufzulegenden  Verbindlichkeit  gelten.  Die  Erfahrung  in  Neu-Vor- 
pommern  lehrt,  daß  die  Pachter  auch  schon  bei  20-  bis  24-jährigen 
Pachtperioden  alle  Neubaue  ohne  Unterschied,  ohne  alle  Vergütung 
übernommen  und  neben  der  prompten  Erfüllung  angemessener  Pacht- 
zahlungen wirklich  ausgeführt  haben.  Wenngleich  ich  daher  eine  so 
ausgedehnte  Verbindlichkeit  noch  nicht  als  allgemeine  Regel  aufge- 
stellt habe,  so  unterliegt  es  doch  keinem  Zweifel,  daß  sie  in  vielen 
Fällen  auch  in  den  diesseitigen  Provinzen  wird  in  Anwendung  kommen 
können,  und  ich  empfehle  daher  der  königlichen  Regierung  dringend, 
in  allen  Fällen,  besonders  aber,  wenn  längere  Pachtperioden  bewilligt 
werden,  ernstlich  auf  die  Uebernahme  der  gesamten  Baulast  seitens 
der  Pächter  hinzuwirken.  Jedenfalls  sind  auch  bei  Verpachtungen 
auf  längere  Zeit  die  bisher  weit  über  den  Sinn  der  Bestimmung 
unter  IV.  14.  in  der  Anweisung  vom  23.  April  1837  ausgedehnten  An- 
trage auf  Bewilligung  von  Beihilfen  zur  ersten  Instandsetzung  der  Ge- 
bäude auf  das  äußerste  zu  beschränken." 

Gewiße  Modifikationen  insbesondere  zur  Erleichterung  der  Bau- 
last des  Pächters  im  Neubaufalle  haben  1882  stattgefunden.  Eine 
Verschärfung  liegt  dagegen  darin,  daß,  wenn  die  Brandentschädigungs- 
geider  zur  Wiederherstellung  der  abgebrannten  Gebäude  nicht  aus- 
reichen, noch  ein  Fünftel,  wenn  aber  die  Gebäude  nicht  bei  dem 
Domänenfeuerschädenverbande  beteiligt  waren,  noch  ein  Fünfzehntel 
des  zur  Deckung  der  letzteren  nötigen  Zuschusses  ohne  Ersatzanspruch 
zu  leisten  hat.  Neu  ist  hinzugetreten,  daß  der  Pächter  Drainanlagen 
in  gutem  Zustande  zu  erhalten  und  bei  Ablauf  der  Pachtzeit  ohne 
Entschädigung  zurückzugewähren  hat.  Eine  weitere  Erleichterung 
enthalten  in  dieser  Beziehung  die  Pachtbedingungen  vom  16.  März 
1890.  Da  die  Rohr-  und  Schindeldächer  erheblich  abgenommen  haben, 
sind  die  Bestimmungen  in  betreff  der  Dächer  nicht  mehr  spezialisiert 
wie  bisher,  sondern  es  heißt  einfach,  in  Ansehung  der  Dächer  hat  der 
Pächter  dasjenige  zu  leisten,  was  zu  deren  Unterhaltung  und  Er- 
neuerung nach  dem  Gutachten  des  Kreisbaubeamten,  beziehungsweise 
des  Regierungsbaurates  nötig  ist.  Wie  weit  hierin  eine  Erleichterung 
oder  Erschwerung  gegen  früher  liegt,  dürfte  hauptsächlich  von  der 
Persönlichkeit  des  betreffenden  Beamten  abhängen.  Eine  unzweifel- 
hafte Erleichterung  liegt  dagegen  darin,  daß  bei  Brandschaden  der 
Zuschuß  forthin  nur  ein  Fünfzehntel  des  zur  Bestreitung  der  Kosten 
(abgesehen  der  Fuhren)  erforderlichen  Zuschusses  zu  den  Brandent- 
schädigungsgeldern betragen  soll.    Ferner  die  Beschränkung  des  Zu- 

DritU  Voigt  Bd.  VI  (LXI).  3 


34 


J.  Conrad, 


schussus  und  der  Fuhren  auf  ein  Gebäude  und  der  gänzliche  Fort- 
fall derselben,  wenn  der  Brandschaden  innerhalb  der  letzten  6  Pacht- 
jahre entstanden  ist  Aehnliche  Erleichterungen  der  Bauverpflichtungen 
des  Pächters  sind  auch  zugestanden,  wenn  der  Schaden  durch  Wasser- 
fluten oder  Sturmwind  oder  durch  ansteckende  Krankheiten  herbei- 
geführt ist.  Bei  Neubau  allmählich  verbrauchter  und  daher  verfallener 
Gebäude  hat  der  Pächter  außer  den  Fuhren  ein  Fünftel  der  übrigen 
Kosten,  bei  Ausführung  der  Bauten  in  den  6  letzten  Pachtjahren  aber 
nur  ein  Zehntel  zu  zahlen. 

In  §  19  der  Bedingungen  von  1816  ist  bestimmt,  daß  für  jede 
hundert  Thaler  Pacht  vom  Grundstücke  der  Pächter  jährlich  einen 
guten  Obstbaum  und  2  andere  Bäume  pflanzen  und  für  deren  Fort- 
gang sorgen  soll,  ausgegangene  hat  er  zu  ersetzen.  Bei  12  Groschen 
Strafe  für  jeden  Obstbaum,  6  Groschen  für  jeden  Wegebaum,  der 
fehlt  In  den  Bedingungen  des  Jahres  1845  sind  diese  Bestimmungen 
noch  detaillierter  ausgeführt,  die  Strafen  noch  erhöht,  dagegen  braucht 
erst  für  je  300  Thaler  Pacht  ein  Obst-  und  2  andere  Bäume  ge- 
pflanzt zu  werden.  Ueber  alle  vorhandenen  Bäume  muß  ein  detailliertes 
Verzeichnis  geführt  werden  und  bei  Abgabe  der  Pacht  wie  noch 
gegenwärtig  ein  hoher  Geldersatz  gezahlt  werden.  Dagegen  ist  in 
den  Pachtbedingungen  von  1882  die  Verpflichtung  der  Neuanpflanzung 
in  Fortfall  gekommen,  mit  der  Motivierung,  daß  auf  den  meisten 
Domänenvorwerken  sich  ein  mehr  als  ausreichendes  Bauminventarium 
bereits  vorfindet. 

Als  Kaution  ist  schon  1816  ein  Drittel  der  jährlichen  Pacht  ver- 
langt, bare  Kautionen  wurden  nicht  höher  als  mit  4  Pro/,  verzinst. 
In  den  Bedingungen  von  1845  ist  die  erwähnte  Höhe  nur  als  Minimum 
angegeben,  in  den  späteren  fehlt  eine  derartige  Normierung.  Die  Höhe 
wird  vielmehr  in  dem  einzelnen  Falle  besonders  im  Vertrage  fest- 
gestellt und  geschieht  allgemein  in  sicheren  Wertpapieren. 

Remissionen  werden  in  Kriegs-  und  Friedenszeiten  1816  nur  dem 
allgemeinen  Landrechte  entsprechend  gewährt.  Die  Höhe  der  Ent- 
schädigung hängt  lediglich  von  der  Regierung  ab.  Bei  Mißwachs  und 
Hagelschaden,  sowie  bei  Viehsterben  wird  nur  vergütet,  was  vom 
Anschlage  nach  der  Kammertaxe  fehlt.  Nach  den  Bedingungen  von 
1836  soll  bei  Unglücksfällen  kein  Erlaß  an  Pachtzinsen  stattfinden, 
vielmehr  leistet  jeder  Pächter  auf  Remissionen  und  Unterstützungen 
bei  Unglücksfällen  sowohl  überhaupt  als  auch  wegen  der  Kriegs- 
schäden gänzlich  Verzicht.  „Doch  soll  ihnen  in  dem  einzigen  Falle, 
wenn  sie  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  einen  nicht  in  ihrer  Person 
sich  ereignenden  Zufall  zur  Ausübung  ihres  Nutzungsrechtes  auf  ein 
oder  mehrere  Jahre  völlig  außer  stände  gesetzt  werden  sollten,  der 
nach  §  307,  Titel  21,  Teil  I  des  allgemeinen  Landrechtes  den  Pächtern 
eingeräumte  Anspruch  auf  Erlaß  des  Pachtzinses  verbleiben,  auch  soll 
ihnen,  wenn  im  Kriege  von  der  Substanz  des  verpachteten  Gutes, 
selbst  infolge  allgemeiner,  die  ganze  Provinz  oder  doch  den  Kreis 
betreffender  Ausschreiben  feindlicher  Behörden  bare  Geldabgaben  bei- 
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getrieben  werden,  der  erweislich  bezahlte  Betrag  von  der  verpachtenden 
Behörde  erstattet,  und  nicht  weniger  sollen  ihnen  auch  Natural- 
getreidelieferungen  in  Körnern,  sowie  alle  Naturallieferungen  an  Vieh, 
welche  im  Kriege  von  den  verpachteten  Grundstücken,  sei  es  auf 
ordentliche  Ausschreiben  der  Behörden  zur  Verpflegung  der  landes- 
herrlichen Truppen  geleistet  oder  infolge  der  Ausschreiben  feindlicher 
Behörden  beigetrieben  worden,  insofern  als  dafür  nicht  aus  anderen 
Kassen  Vergütung  bewilligt  wird,  von  der  verpachtenden  Behörde  ver- 
gütet werden.  Die  Vergütung  geschieht  aber  diesen  Falls  für  das 
Getreide,  insofern  indem  bei  der  Verpachtung  vorgelegten  Anschlage 
nicht  noch  geringere  Preise  angenommen  sind,  als  welchen  Falls  sie 
lediglich  nach  diesen  erfolgt,  nur  nach  den  Preisen  von  einem  Thaler 
5  Sgr.  für  den  Scheffel  Weizen,  27  Sgr.  6  Pf.  für  den  Scheffel  Roggen, 
22  Sgr.  6  Pf.  für  den  Scheffel  Gerste  und  17  Sgr.  6  Pf.  für  den 
Scheffel  Hafer,  und  in  betreff  des  Viehes  müssen  sich  Pächter  ge- 
fallen lassen,  daß  die  Vergütung  lediglich  nach  denjenigen  Normal- 
sätzen berechnet  und  gewährt  werde,  welche  die  verpachtende  Be- 
hörde für  den  ganzen  Regierungsbezirk  oder  doch  für  den  Kreis, 
worin  die  verpachteten  Grundstücke  liegen,  feststellen  wird. 

Trotz  der  mannigfachen  Veränderungen,  welche,  wie  wir  sahen, 
im  Laufe  der  Zeit  in  den  Pachtkontrakten  vorgenommen  sind,  glauben 
wir  kaum,  daß  dadurch  ein  wesentlicher  Einfluß  auf  die  Zahl  der 
Pachtlustigen  ausgeübt  sein  wird  und  dadurch  also  eine  Verschiebung 
der  Pachthöhe  anzunehmen  ist.   Die  Veränderung  der  Konjunkturen, 
man  denke  allein  an  die  Fruchtpreise,  die  Verbesserung  der  Kommuni- 
kationsmittel etc.  sind  so  bedeutend  und  so  ungewiß,  daß  dagegen 
der  Einfluß  dieser  Pachtbedingungen  auf  den  zu  erwartenden  Rein- 
ertrag des  Pächters  nicht  wesentlich  ins  Gewicht  fällt.   Weit  bedeut- 
samer ist  in  dieser  Hinsicht  die  Art  der  Handhabung  der  Kontrakte 
von   Seiten  der  Behörden,  da  dieselben  eine  außerordentliche  Dehn- 
barkeit in  der  Auslegung  besitzen.   Bildet  sich  nach  einigen  eklatanten 
Fällen  die  öffentliche  Meinung,  daß  die  Regierung  rigorose  Anforde- 
rungen in  Bezug  auf  Bauleistungen  macht,  in  chikanöser  Weise  auf 
ihrem  Schein  in  Kleinigkeiten  besteht,  so  werden  allerdings  Pacht- 
lastige  von  den  Domänen  zurückgeschreckt,  während  ein  humaneres 
Vorgehen  wiederum  die  Nachfrage  erheblich  steigern  muß.  Diese 
Imponderabilien  müssen  hier  erwähnt  werden,  ohne  daß  wir  in  der 
Lage  sind,  sie  in  anderer  Weise  zu  berücksichtigen. 

Von  erheblichem  Einflüsse  ist  es  ferner,  in  welcher  Weise  der 
Pachtzuschlag  stattfindet  Zwar  war  schon  in  der  ersten  Periode  die 
öffentliche  Versteigerung  eingeführt,  aber  die  Regierungsbehörde  hatte 
zur  Zeit  der  absoluten  Monarchie  eine  weit  freiere  Hand  in  der  Aus- 
wahl des  Pächters  aus  den  drei  Meistbietenden,  als  unter  dem  konsti- 
tutionellen Regime,  und  selbst  unter  diesem  ist  der  Druck  allmählich 
immer  schärfer  geworden,  ja  er  hat  schon  vielfach  dazu  geführt,  dem 
Meistgebot  den  Vorzug  zu  geben  unter  Hintansetzung  der  anderen 
gebotenen  Rücksichten,  der  Erhaltung  des  alten  Pächters,  der  Bevor- 
zugung des  leistungsfähigeren  Landwirtes  u.  s.  w. 
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Auch  der  Umstand  verdient  Berücksichtigung,  daß  in  der  neueren 
Zeit  weit  größere  Kapitalien  zur  Uebernahme  der  Domänenpacht  er- 
forderlich sind  als  bei  Privatpachtungen  von  gleichem  Umfange,  weil, 
wie  wir  sahen ,  die  Regierung  bestrebt  war ,  einen  immer  größeren 
Teil  des  gesamten  Betriebsfonds  in  die  Hand  der  Pächter  selbst 
übergehen  zu  lassen  und  dieses  sich  sogar  mitunter  auf  nicht  unbe- 
deutende Baulichkeiten  erstreckt. 

Während  der  erstere  Punkt  auf  eine  stärkere  Steigerung  der  Pacht 
hinwirken  mußte,  als  in  den  allgemeinen  Konjunkturen  lag,  wirkte  der 
letztere  in  dieser  Hinsicht  abschwächend,  und  so  dürfte  es  wohl  über- 
haupt anzunehmen  sein,  daß  die  verschiedenartigen  Momente  sich 
vielfach  in  ihrer  Wirkung  ausgleichen  und  die  gemachten  Angaben 
über  die  Steigerung  in  der  gezahlten  Pacht  auch  für  die  ältere  Zeit 
Anhalt  bieten,  wie  in  den  betreffenden  Regierungsbezirken  innerhalb 
größerer  Perioden  die  Ertragsverhältnisse  sich  entwickelt  haben,  frei- 
lich ohne  die  großen  Schwankungen  bei  der  großen  Masse  der  Güter 
völlig  mitzumachen.  Dieselben  sind  vielmehr  außerordentlich  abge- 
schwächt und  ausgeglichen,  einmal  durch  die  großen  und  verschiedenen 
Pachtperioden  der  einzelnen  Güter,  welche  in  dem  Durchschnitt  mit- 
einander verbunden  sind,  und  durch  den  ungleichen  Anfang  derselben. 
Ein  Gut,  das  1816  auf  30  Jahre  verpachtet  wurde  und  dessen  Pächter 
imstande  war,  die  Agrarkrisis  der  zwanziger  Jahre  zu  überstehen, 
giebt  nicht  nur  selbst  keinen  Anhalt  zur  Beurteilung  des  Einflusses 
dieser  Krisis  auf  die  Pachthöhe,  sondern  schwächt  auch  die  Durch- 
schnittsziffer in  sehr  bedeutendem  Maße  ab.  In  den  zwanziger  Jahren 
haben  die  Pächter  im  großen  Ganzen  nicht  nur  keinen  Gewinn  erzielt, 
sondern  mit  erheblichem  Verlust  gewirtschaftet,  wie  die  große  Zahl 
der  Bankerotte  in  jenen  Jahren  genugsam  beweist.  Während  Ende 
der  dreißiger,  in  den  vierziger  und  fünfziger  Jahren  bei  dem  allge- 
meinen Aufschwünge  der  Landwirtschaft  und  der  Gunst  der  Kon- 
junkturen die  Ertrage  sehr  viel  starker  gestiegen  sind  als  die  Pacht- 
gebote, die  Pächter  mit  erheblichem  Gewinn  zu  arbeiten  vermochten, 
ebenso  ist  der  Rückgang  der  Erträge  in  den  achtziger  Jahren  noch 
keineswegs  in  genügender  Schärfe  in  der  Pachtentwicklung  zum  Ausdruck 
gekommen.  Wir  haben  es  deshalb  hier  nur  mit  einem  gewissen  An- 
halte zur  Beurteilung  der  Verhältnisse  zu  thun,  nicht  aber  mit  einem 
klaren  Ausdruck  derselben,  und  es  ist  weniger  aus  den  allgemeinen 
Durchschnitten  wie  aus  den  Detailangaben  der  einzelnen  Güter  zu 
entnehmen,  wenn  dieselben  mit  der  nötigen  Sachkenntnis  und  womög- 
lich mit  Lokalkenntnis  betrachtet  werden. 

Daß  wiederum  die  Pacht  in  ihrer  Entwickelung  nicht  völlig  Hand 
in  Hand  geht  mit  der  des  Grundwertes,  braucht  nicht  erst  besonders 
hervorgehoben  zu  werden. 

Nach  allem  sind  die  älteren  Zahlen  nur  mit  Vorsicht  aufzunehmen 
und  nur  als  ungefähre  Anhalte  zur  Beurteilung  der  früheren  Ertrags- 
verhältnisse anzusehen ,  und  erst  seit  1840  wird  die  Gleichartigkeit 
des  Materials  als  eine  zwar  nicht  vollkommene,  aber  doch  in  der 
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Hauptsache  ausreichende  anzusehen  sein  und  die  Zuverlässigkeit  stei- 
gert sich  mit  jedem  Dezennium. 

Die  Zahlenangaben  wollen  wir  für  die  Regierungsbezirke  trennen. 
Am  weitesten  zurück  gehen  die  Angaben  für  den  Regierungsbezirk 
Gumbinnen.  Für  das  Jahr  1816  sind  in  den  Akten,  die  uns  vor- 
lagen, Angaben  nur  für  56  Domänen  vorhanden  gewesen,  welche  eine. 
Fläche  von  105  476  Morgen  umfaßten,  wovon  33  593  als  Hutung  und 
7124  als  Unland  besonders  aufgeführt  sind.  An  Acker-  und  Wiesen- 
hache blieben  demnach  61  509  übrig.  Leider  sind  die  Angaben  über 
die  Pacht  noch  bei  8  Gütern  unvollständig  oder  überhaupt  nicht  an- 
gegeben, so  daß  diese  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  werden  können. 
Die  bleibenden  48  Domänen  umfaßten  87  216  Morgen  Fläche,  von 
denen  zunächst  3337  Morgen  als  Unland  in  Abzug  zu  bringen  sind, 
so  daß  54 179  Morgen  oder  13  832  ha  Acker  und  Wiesen  übrig 
bleiben.  Die  Gesamtpacht  für  dieselbe  machte  218  376  M.  aus, 
15,8  M.  pro  ha.  Diese  Pacht  ist  aber  nicht  eine  reine  für  das  über- 
lassene  Land  allein,  sondern  enthält  noch  76011  M.  für  Brennereien 
und  Brauereien ,  welche  nicht  nur  eine  Entschädigung  für  die  betr. 
Gebäude  etc.,  sondern  auch  für  Schankgerechtigkeit  u.  dergl.  enthalten. 
Wir  werden  deshalb  sowohl  einen  Fehler  begehen,  wenn  wir  sie  zur 
Vergleichung  mit  der  Gegenwart  in  Abzug  bringen,  als  auch  wenn 
wir  sie  dazu  ziehen.  Für  sonstige  Nebennutzung  wie  Gefälle  ver- 
schiedener Art  sind  noch  1506  M.  angeführt,  so  daß  reine  Landpacht 
127  359  M.  verbleiben.  Von  dem  Acker  inkl.  Hutung,  Bruch-  und  Unland 
wäre  danach  der  Nettobetrag  8,7  M.,  exkl.  Hutung  und  Unland  9,9  M. 
Im  Jahre  1830  liegen  uns  Angaben  über  43  Domänen  vor  mit 
18324  ha  exkl.  Unland,  welche  exkl.  Nebennutzung  eine  Pacht  von 
159  857  M.  brachten,  das  sind  8,77  M.  pro  ha.  Im  Jahre  1840  zählen 
wir  wiederum  43  Domänen,  mit  diesmal  21041  ha  und  170336  M. 
Pacht,  7,98  M.  pro  ha.  Erst  von  1849  ab  liegen  uns  die  Angaben 
für  sämtliche  Domänen  vor  und  fortan  in  völlig  vergleichbarer  Weise. 
Wir  bemerken  indes,  daß  nicht  ganz  20  Domänen  im  Jahre  1840  in 
unseren  Angaben  gefehlt  haben,  daß  vielmehr  die  Vermehrung  i.  J.  1869 
auf  Einzelverpachtung  einzelner  Vorwerke  zurückzuführen  ist,  welche 
bis  dahin  mit  dem  Hauptgut  zusammen  und  unter  dessen  Namen  zur 
Verpachtung  gelangt  sind. 

Uebersioht  der  Domänenvorwerke  und  der  ersielten  Pachtverträge 

im  Regierungsbesirk  Gumbinnen. 


Jahr 


Zahl  der 
Domäa.-Vorw. 


Nutzbare 
Flache 


Pacht 
M 


Pacht 
pro  ha 


Steigerung 


184» 

1869 
1879 


62 

70 
70 


30  141 
29067 
29  «39 
28874 


207  282 
371  000 

463  734 
511  028 


6,88 
14,14 

15.92 
17.70 


100,0 
205,5 
231,4 

257.1 


1890—91 


Oatpreufeen.    Reg.-Bez.  Qumbinnen. 


Name  de»  Vorwerks 

Pacht- 
pertode 

Nati- 
bare 
Fläche 
ha 

Jährl. 
Pacht- 
lina 
M. 

Pacht 
pro 
ha 

Pacht- 
periode 

Nuta- 
bare 

Fl. 

ha 

Jährl, 
Pacht- 

lins 

M. 

Pacht 
pro 
ha 

1.  omkuponen,  Hilchbude, 

von    is. i>i 

scouriauK ,  coseisnoi, 

auf  unbest. 

i  189 

9  795 

.  AI 

/.64 

z.  DUuupouen   

ifian  qa 

33° 

10  032 

29.68 

1  a(ta  on 

l O" z — Ov 

9  M  a! 

344 

1  A  IQ 
14.  1  S 

o.  öuuwejiscneu  «... 

i nun  Qfi 

402 

8  556 

2 1,28 

iget  ui"i 

Art". 
40y 

f  I  f%tf\ 
11  UIU 

aO,33 

4.  uuyiien,\v  usterwitz,rsea- 

10  f%w  e 
3°  °J5 

wusicrwiiz  ..... 

1  fta  t     i  ort  i 

„ä, 
yo  1 

28  393 

2o,  A  8 

j  Ovo—  OO 

994 

3wi8  3 

5.  Danzkehmen  .... 

Von  leid 

010 

4027 

6,52 

C  ninrvl.lllran 

1  Rti9  Oft 

420 

14  ODO 

33.48 

11164.  H9 

Alf 

l  1  vO  1 

7         T^ritrva  Hart       I  liun  Ii  r,  i  U'  L  .  i  n 

<.  urygaiien,  Jjotnürowaen, 

0  13° 

itOIiiSKO  

lolv  94 

S7R 
020 

9  492 

f  ff  j  a 

1O0  1  —  1 v 

fit. 
»54 

B.  r  rienncnsofirg,  tvoniau  . 

i Oos      t  an « 

1883 — 1901 

t>94 

I9878 

20, M 

1  »fi««  Bit 

720 

19   9  *9  | 

*3  3*7 

18  «<: 

9.  VrirreiiscriKeu  ,  JAgera- 

1  QQ  7      f  anK 

689 

9  560 

13,87 

IfiAQ  KT 
lootf  — Ol 

693 

O  U-y 

1  ■  r  0 

1  Ii     flfvrit  fan  liinlrpr»iiiralrlA 

IV.',     wijl  ItltMl   ,     *J  ULlaVCI  3W]l|UQ< 

BOnaierei  ,  nogosuaiiia, 

uf."  usiusuen  .... 

1BÖD  —  18UJ 

n  rS  9 

ZD  UjU 

IM".  7  RS 
IOO I  —  OO 

909 

*3  3°3 

2A    1  Q 

1882—90 

422 

9  97° 

23ibi 

1  RAA  R9 
1  O04-  BZ 

421 

A>*,80 

12.  Grünweitachen  .  . 

1883—1901 

Am 

402 

ff  4    r  1  "1  .  1 

13  °°9 

3*>'3«> 

1  003— BJ 

404 

n  774 
V  3*4 

7  2  na 
23,0» 

13.  Ornmbkowkaiten ,  Milch- 

1887  —  1905 

»45 

I 5  UOU 

1  7  D4 

1  OOS— 0  f 

Sei 
S52 

I  2  7fW"J 

TP    A  Q 

*  3<4  » 

14.  Jurgaitschen,  Beyerahof, 

Bratriken,    Lenkimmen . 

1878—96 

2  2t»3 

23  OOO 

15.  Karopiacbkehmen  .    .  . 

1885—1903 

a  c8 
43ö 

III  20 

11  a  ■ 
24,28 

1  OD i  OO 

43° 

O    4V/  *> 

1 0  0  J 

16.  Alt-  and  Neu-Kattenau,  Von  1877  auf 

Alt-  und  Neu-Budnpönen 

anbest.  Zeit 

1771 

26  O84 

1 .1  1 . 
1  4'  '  3 

1 K90  7Q 

1 BID  —  «V 

1  757 

t  5  iSno 

j  ^  u  uu 

7  7  1 
7t74 

17.  Kiauten,  Schäferei    .  . 

1879—97 

5  20 

«  4    A  t  ■ 
14  4IÖ 

77  7  H 

1  ac.  1  7Q 

.«8.7 
407 

77    A  A 

1893  —  1901 

f\\  1 

Oll 

10  •-'44 

■yt  1  u  ,1 
*U  «  D 

1  UCK  QO 

1  ODO—  Ow 

4  2  AI 

19.  Kuckerneese  .... 

1879—97 

2 C7 

1  I  3UU 

43  » ' 

I  Qfift  7ft 

3<>7 

7830 

2  c  aa 
«3»)ii 

1878—95 

oou 

7  7*4 

r  1  aa 

igen  -o 
lOOU — 78 

609 

8457 

T  9  an 

21.  LSbegallen,  Nen-Löbe- 

fallen,  Schraderaleben  . 

1880—98 

787 

7°/ 

19  029 

1  ÖD  £  — 'OU 

79» 

'5750 

in  gl 

*y>9 1 

22.  Neuendorf  

1882—1900 

39' 

3  9»4 

in  ,  . 

1  w,  1  a 

IUI  aa 

388 

2  4OO 

6. 1 8 

28.  Gr.-Nenhof,  Ragnit,  Kra- 

koniscbken,  Löbegallen 

1881-99 

1  5/3 

32  lOo 

20  1 1 

24.  Pabbeln  

1879-97 

44' 

ff  ■  n  A  1 
I  I  9D  1 

■*/  ,1 2 

IÖO l  —  IV 

437  «0300 

27  «.  7 

25.  Pierkunowen,  Antano- 

wen,  Weysack  .... 

1879—97 

974 

V  ff  A1A 

I  I  O3O 

I  I  «4 

l  170 

11  6;o 

O   Q  T 
^•^1  1 

26.  Poganten,  Roggen     .  . 

1879—97 

357 

A  t\C\l~\ 

X  t>uu 

11  aa 

8  199 

2T.  Polommen  .... 

1882—1900 

775 

10374 

13.39 

1864—82 

745 

11,01 

28.  Röbel  

1881—1901 

560 

5725 

12,23 

1864-82 

544 

6  846 

I2.5R 

29.  Rogaischen  

1880-98 

59" 

0  300 

IO  Kl 

18  330 

SO.  Saalan,  Catriniauken  .  . 

1878—96 

-  1  h 

73° 

20  434 

IC  49 

35ia  2 

1 Qßo  7ft 

723 

31.  Schnittken,  Kl.-Schnitt- 

1878—95 

070 

7  2'3 

in 

1  Ou  V—  •  O 

487 

8  700 

I  ■  y  a  ■ 

I I  / «0  ö 

32.  Kl.-Schwalg  .... 

1887-1907 

5a3 

mm 

7  59° 

1  A     -\  O 
14..)  J 

681 

1882-1900 

007 

ff  ■  im 

11 103 

ifi  1:  *. 

1 ooa — os 

9  45° 

t  2  da 

34.  SkomaUko,  Ogrodtken  . 

1884  —  1902 

I  419 

14  141 

9.97 

1866—84 

1  5'7 

13  189 

8,69 

36.  Sodargen,  Schwegupönen 

1879—97 

643 

12  720 

19.78 

1865—83 

639 

20  509 

32,09 

36.  Sperling,  Schäferei,  Wil- 

helmshof  

1880—98 

835 

10000 

1 1,98 

37.  Stanneitscben  .... 

1885—1903 

348 

10024 

28,80 

1867—85 

340 

10  140 

29,82 

1878—96 

525 

6607 

12.58 

1860—78 

412 

5  430 

13. 18 

39.  Ussipaonen,  Lobinnen  . 

1888—1906 

577 

8  840 

•5.3* 

1870—88 

582 

7  544 

12,96 

1878-9G 

33o 

10  278 

31,16 

1860—78 

300 

3  90O 

13.00 

»9  116  |5I7  ,,3| 
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Domänen 


Pacht- 
pcriode 


Nuta- 


FI. 
ha 


Jfthrl 
Pacht- 


Pacht 
pro 
ha 


Nutz- 
Pacht-  bare 
periode  Fl 
ha 


Jahrl. 
Pacht- 
zins 
M. 


Pacht 
pro 
ba 


Pacht- 
poriode 

Nutz 
bare 

Fl. 

ha 

Pacht 

inkl.  exkl. 
N.-tim-  Neben- 
nutiffn.  nutzen. 

2  =  E 

§l! 

>  e  S 

.  öS 

—  *> 

f  £ä 

„  3  C 
■B    .  «> 

1824—27 
1824—38 
1817-29 

93» 
343 
411 

5  289 

2  O4O 

3  354 

4  >58 

2  OIO 

3  291 

711 

5.23 

5.86 
8,01 

1817-29 

996 

7  767 

;  940 

1  719 

7,6» 

1822  —  28 

363 

2790 

2  289 

45° 

7.56 

1824—27 

794 

3  948 

3  045 

858 

4,92 

1824-30 

659 

5  853 

5  775 

8,76 

1823  -26 
1822  —  28 
1820-38 

811 
452 
423 

6  330 
1  698 
4638 

4  719 
1  614 

3  375 

1458 
909 

7.«i 

3.57 
10,13 

1824  —  30 

Q02 

8  205 

5  586 

2  CJ2 

0  00 

1826—31 

1816—  28 

1817-  29) 
1826-87 
1824-27 

393 
1  773 

513 

627 

1  950 
14748 

5250 
5400 

t  890 
12  123 

34i4 

3  969 

2511 

I652 
I  122 

4,81 
8,2!, 

9.87 
8,12 

1823—26 

6o5 

2550 

405 

771 

1,94 

1824  —  88 
1823-26 

73» 
346 

4884 

2  379 

379 

4  017 
2  1.70 

8l6 

6,60 
6,85 

1825  —  37 

A\ I 
1j  ' 

2979 

2  943 

6  83 

1822  —  81 

89I 

3  624 

3  585 

1816—28 
1816—28 

426 

8  439 
I  Ol  1 

4431 
I  008 

?  Q66 

I  1.46 
2,37 

1818—36 

755 

12  678 

IO320 

2256 

l6, 66 

1821—27 

379 

4968 

I  170 

669 

4,8» 

1823—29 

499 

»553 

I  164 

'053 

4,4* 

1820—32 
1817-29 

518 
513 

4656 
5  703 

I617 
4656 

900 
978 

4,86 
IO,  9  8 

1825—31 
1821—23 
1821—33 
1821-33 

300 

3  73 
694 
286 

2  550 
5088 
4626 
1  542 

I  983 
I  6ll 

4  569 
'353 

45° 
3  156 

8,14 
12,78 
6,58 
4,73 

344 
415 

1841-65  1  003 
1843—64 


417 


2883  8,38 

3  36<>  8,10 
10038  IO.01 


5859 


1837—61 
1841—65 


837  3  558 
702    7  119 


14,05 

4. »5 
IO,14 


1827-  36 
1829—39 
1829—41 

1828-  431) 
1827—37 


I  282 

4«5 

I  003 


6600 
3  528 
8  391 


5-15 
8,50 
8,36 


8381    5  5171  6:58 


837  I  80O 
702     7  206 


1852—6»    656    5235  7,98 


1843—67 


1843-67») 


963 

8  127 

8,44 

43« 

3  768 

8,74 

858 

9  438 

11,00 

795 

6165 

7.85 

1837—61 

3  753 

7.66 

1841—65 

8? 

804613,08 

1836—60 

307 

6327 

20,61 

1888—60 

609 

4  275 

7,0» 

1838—62 

7I3 

6  774 

9.00 

1834—64 

387 

1  470 

3.78 

1837—61 

i37 

3  030 

6,94 

1830—62 


1826—43 
1828—64 
1838—41 

1830—  61 
1811—? 

—  1821 

1831-  43») 


1827—41 
1827  —  36 
1826—38 


1826—34 


656 


4986 


963    8  127 
b.  N.  6 
43«    3  747  8,69 


2.15 
IO,26 

7,60 
8,44 


1831—55 
1 1841-64 
1836-60 


I  382 
1841-65  627 


1843—67 
1823-60*) 
1846 — 70 
1833-60 


I  170  3444 


I290 

740 

487 

678 


712 
580 


5  550 

8904 
2832 
3  792 

6924 

6  120 


b.N.  16 
4887 

4  395 
b.N  88 


2,94 

4.30 

12,03 
5.8» 

5,5» 

5,01 
9  73 


6,86 
7,68 


J 1828 — 41 

1821—  ? 

1827-86 

1829—42 
1841—56) 
1832—41/ 
1829-41 

1822—  ? 
1881-43 


858 
2  801 

693 


627 

307 
6O9 


387 


7698 
17  217 
15  621 

5  949 


6528 


8.97 
6,16 
5«58 
8,58 


10,41 


5  154,16.79 
2  931  4-81 


1470 


3. 80 


I  290  3  63O  2,81 
b.N.14miteuthalteu 


487 

2  I90 

4.50 

678 

I  944 

2.87 

6  168 

4-46 

1 382 

3  450 

2,50 

627 

6600 

10,53 

846 

5  097 

6,02 

b.N. 16 

580 

4500 

7.7« 

1)  Angaben  für  1828 — 48  für  Nr.  6  Dinglaaken  und  11  Grasgirren. 

2)  Angaben  für  1831—67  für  Nr.  16  Kaanpiscbkehmen  und  Nr.  37.  SUnneitschen. 
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Ostpreuteen.    Reg.-Boz.  Gumbinnen. 


Name  des  Vorwerks 

Pacht- 
periode 

Nutz- 
bare 
r  lache 
ha 

inkl. 
Neben- 
nutzungen 

Pacht 

exkl. 
Neben- 
nutzunjren 

v.Brau- 
u.  Bren- 
nereien 

Isf  J 

-*  _  c  0 

J3  O  s-  1- 

3  2  t  °- 

1.  Brakupönen,  Milchbude, 

Schurlauk ,  Coselshof, 

2.  Budupöneo   

1816—24») 

*  075 

9360 

5  847 

3  504 

8,70 

3.  Bndweitschen  .... 

1816—17 

411 

2037 

1998 

4.86 

4.  Buylien.Wusterwitz.Neu- 

8889 

1816—17 

996 

55" 

3  270 

8,82 

6.  Danskehaien  .... 

6.  Dinglauken  

1816-22 

363 

3  645 

2  292 

I  302 

9,90 

7.  Drygallen,  Dombrowken, 

1816-24 

794 

5  439 

3  819 

I  620 

6,85 

8.  Friedricbsberg,  Kohlau  . 

9.  OirrelUcbken  ,  Jägers- 

1816—24») 

1  561 

15  180 

9054 

6  123 

9.7« 

10.  Göritten  ,  Jankerswalde, 

Schäferei ,  Bogosbailis, 

811 

Qr.-Ussballan  .... 

1816-23 

9  966 

5  100 

4  554 

11,90 

1816—22 

452 

1698 

1614 

3.67 

12.  Grunweitschen     .    .  . 

1816—20 

423 

4  »03 

2970 

1  182 

9.81 

13.  Grumbkowkaiten,  Milch- 

1816—24 

Angaben  bei  N.  9 

mit  enthalten 

14.  Jurgaitschen,  Beyershof, 

Bratriken,   Lenkimmen . 

15.  Kampischkehmen  .    .  . 

1816—25 

1  393 

2  568 

2  505 

6,37 

16.  Alt-  and  Neu-Kattenaa, 

AU-  und  Nea-Budupönen 

1816 

1  773 

20  307 

14442 

5  382 

11,18 

17.  Klinten,  Schäferei     .  . 

1816—25«) 

«35 

9  195 

5  262 

3  810 

9.61 

18-  Königsfelde  .... 

1816—24 

627 

? 

? 

! 

19.  Kuckerneese  .... 

1816-23 

605 

6300 

2790 

2607 

8,92 

21.  Löbegallen  ,  Neu-Löbe- 

gsllen,  Schradersleben  . 

1816-24 

Angaben  bei  N.  2  mit  enthalten 

28.  Gr.-Neuhof,  Ragnlt,  Kra- 

konischken,  Löbegallen 

1825-37 

Angaben 

bei  N.  17  mit  ent 

halten 

25.  Pierkunowen ,  Antano- 

wen,  Weysack.    .    .  . 

1816—22 

? 

? 

? 

26.  Poganten,  Boggen     .  . 

4854 

7  260 

16,58 

-1816 

733 

13  500 

OB  ßnhol 

 i«iß 

Alt* 

1038 

IO35 

2.43 

29.  Kogaischen  

4  758 

18,88 

30.  Saalau,  Catrinlaaken  . 

1816—18 

755 

14049 

9045 

31.  Schnittken,  Kl-Schnitt- 

1816—21 

379 

6  264 

2  109 

1  629 

9.86 

32   Kl.-Schwalg  .... 

1803 

1816—23 

499 

4  338 

1950 

7.a» 

34   Skomatsko,  Ogrodtken  . 

1816—20 

5i8 

5  784 

2  217 

2019 

8,17 

35.  Sodargen,  Schwegupönen 

1816—17 

513 

4  773 

30I2 

1683 

9.15 

36.  Sperling,  8chlferei,  Wil- 

helmshof   

37.  Stanneitschen  .... 

1816—31 

300 

6  387 

2  526 

3804 

2t, 10 

1816—21*) 

659 

8  127 

3  624 

4  473 

12,89 

39.  Uszipaunen,  Lobinnen  . 

1816—21 

694 

3864 

3  807 

5.49 

1816-21 

Angaben  bei  N.  38 

mit  ent 

.halten 

1)  Angaben  für  1816—24  für  Mr.  2  Budupönen  and  21  Löbegallen. 

2)  Angaben  für  1816—24  für  Nr.  9  Girrelischken  und  13  Grumbkowkaiten. 

3)  Angaben  für  1816—25  für  Nr.  17  Kiauten,  24  Pabbeln  und  25  Pierkunowen. 

4)  Angaben  Ittr  1816—31  und  1823-60  für  Nr.  88  Stradaunen  und  40  Wittinnen. 
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reinertrag 
M 

Steuerung  der  Pacht 
1818=-100 

15  216 

»953 
9  5*4 

IOO 
100 

67.56 
164,81 

174.90 

96,88 

166,67 

162,41 

587,04 

341.15 

437.86 

6446 

? 

100 

87,19 

94,78 

113,49 

349,77 

327,44 

8  558 

IOO 

76,26 

66,46 

141,92 

268,88 

338. 18 

4032 
7402 

IOO 

71.81 

31,89 

62,04 

139.1» 

167,30 

4  9<>5 

IOO 

90,1« 

78,19 

82,10 

»9,84 

142,70 

14  179 

bei  N.  6 

4  «41 

IOO 
IOO 
IOO 

63,95 

100,00 
103,86 

70,98 
88,58 

70,92 
89,09 

202,77 

638,66 

235»»7 

227.56 
66l,62 

33».9i 

Ii  253 

25680 
4  707 

22  626 

4674 
8074 

7  548 

3  779 

IOO 
IOO 

IOO 
IOO 

75." 

73.79 
102,71 

21.75 

134.6» 

53,92 

123,2s 

79,71 
78,80 

302,04 
69,88 

233.81 
155,72 

381,16 

131.75 
388,55 

12623 

»Mm 

9  987 
1654 

23  197 
6  435 

6  795 

l 

4908 

? 

IOO 
IOO 

69,38 
97,53 

}  24,78 

}  37,92 

66,61 
5«7.7o 

81,00 

503,29 

ia325 

IOO 

91,1* 

65,81 

138,68 

196,50 

4  326 

2  205 

3  106 

4897 
6085 

IOO 

IOO 
IOO 

IOO 

49.  «0 
59,04 

59,49 

120,00 

45.6* 

38. 16 

U4.59 

\3°.«o 

115,08 

59.03 

74,33 

6l, 82 
106,84 

l8l, 14 

»84,57 

io6,se 

350,71 

109,83 
331,41 
122,03 

216,1- 

11  814 

4  707 

2  147 
6080 

3  132 

IOO 
IOO 
IOO 

38,58 
103,99 

119,85 

141,35 

55,88 

138,07 

141,88 

107,84 

236,07 

136,49 

I02.36 
279,05 
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Um  nun  die  Steigerung  der  Pacht  noch  mit  größerer  Zuverlässig- 
keit weiter  zurückverfolgen  zu  können,  haben  wir  25  Güter  ausge- 
wählt, für  welche  bis  1816  zurück  die  Angaben  mit  Genauigkeit 
vorlagen  und  bei  welchen  große  Aenderungen  in  den  Arealverhält- 
nissen  nicht  stattgefunden  haben,  woraus  sich  die  folgende  kleine 
Tabelle  ergiebt. 


Zahl  der 

Nutzbare 

Pacht 

Pacht 

Jahr 

Domänen 

Fliehe  in  ha 

M. 

pro  ha 

1816 

25 

14  250.7 

13090a 

9.19 

1820 

14  250,7 

130  266 

9,14 

1830 

25 

14654,« 

IO6950 

7.80 

1840 

*5 

15  613.3 

1*2  439 

7,84 

1850 

»5 

15639.8 

130  116 

8,3S 

18G0 

25 

15  596,« 

I47  310 

9.44 

1870 

»5 

15634.5 

294  088 

18,81 

1880 

25 

15  87*2 

309  578 

19.60 

1890 

24') 

15  491,5 

319  866 

20,65 

Aus  allen  Zusammenstellungen  ergiebt  sich  dasselbe  Resultat,  daß 
Anfangs  des  Jahrhunderts  der  Pachtertrag  sich  auf  ca.  9  M.  pro  ha 
stellte,  der  dann  in  den  30er  und  40er  Jahren  auf  ca.  71/*  M.  re- 
duziert wurde,  so  daß  der  Einfluß  der  großen  Agrarkrisis  in  den  20er 
Jahren  erst  fast  ein  Dezennium  später  in  den  Zahlen  zum  Ausdruck 
kam,  jedoch  nicht  in  dem  Maße,  wie  man  es  hätte  erwarten  sollen. 
In  den  50er  Jahren  begann  die  Steigerung  etwas  energischer,  um  dann 
namentlich  in  den  60er  Jahren  einen  gewaltigen  Sprung,  nämlich  eine 
vollständige  Verdoppelung  eintreten  zu  lassen.  Die  Jahre  1880  und 
auch  1890  zeigen  noch  eine  geringe  Zunahme. 

Für  den  Regierungsbezirk  Königsberg  liegen  uns  leider  keine 
weit  zurückliegenden  Angaben  vor,  so  daß  wir  die  Vergleichung  nur 
für  50  Jahre  durchzuführen  vermögen.  Noch  gegenwärtig  befinden 
sich  in  diesem  Regierungsbezirke  28  Domänen  mit  42  Vorwerken, 
welche  IG  086  ha  nutzbarer  Fläche  enthalten.  Sie  brachten  im 
Jahre  1890  393  768  M.  Pacht,  d.  s.  24,48  M.  pro  ha.  Eine  voll- 
ständige Uebersicht  über  sämtliche  Domänen  liegt  uns  bis  1840  vor, 
wo  noch  50  Vorwerke  mit  18  736  ha  Fläche  160  641  M.  Pacht, 
d.  s.  nur  8,57  M.  pro  ha,  brachten,  schon  1869  hatte  sich  dieser 
Satz  verdoppelt,  in  der  neuesten  Zeit  fast  verdreifacht,  wie  die  fol- 
gende kleine  Tabelle  ergiebt. 

Uebersicht  der  Domänenvorwerke  und  der  ersielten  Paohterträge 

im  Regierungsbezirk  Königsberg. 

Zahl  der  Nutzbare           Pacht  Pacht 

Jahr         Domln.-Vorw.  Fliehe               M.  pro  ha  Steigerung 

1849                50  18736,98  160  641  8,57  ioc.o 

1869                 42  15863,68  283842  17,89  208,8 

1879                 42  15762,66  370  034  23,48  274,0 

1890—91             42  16086,00  393  768  24,48  »85,.; 


1)  Exkl.  Lyk  639,2  ha. 
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Korrekter  als  in  diesen  obigen  Zahlen  tritt  die  Ertragssteigerung 
in  der  folgenden  Tabelle  hervor,  welche  nur  23  Domänen  berück- 
sichtigt, aber  fest  mit  unveränderter  Fläche  und  unter  Ausschluß 
aller  derjenigen,  bei  welchen  besondere  Verhältnisse  vorlagen,  durch 
welche  die  Pachthöhe  in  anormaler  Weise  beeinflußt  werden  konnte. 

Dom&nenpachterträge  Begierungsbezirk  Königsberg  L  Pr. 


Zahl  der 

Nutzbar«. 

Pacht 

Pacht 

Jahr 

Flüche  in  ha 

M 

pro  ha 

1840 

23 

13  814 

«34  955 

9.77 

1850 

23 

13  814 

H3  37o 

IO,38 

1860 

23 

13  814 

176  064 
28a  228 

12,75 

1870 

23 

'3  391 

21,07 

1880 

23 

13084 

331  626 

25,35 

1890 

23 

12  794 

296  038 

23,15 

(Siehe  Tabelle  II  auf  Seite  44—47.) 

In  dem  Regierungsbezirke  Danzig  der  Provinz  Westpreußen  fanden 
wir  für  das  Jahr  1816  9  Vorwerke  verzeichnet  mit  14958  Morgen 
(3825  ha)  nutzbarer  Fläche,  957  Morgen  Unland,  welche  eine  Gesamtpacht 
von  25 212 M.  für  das  Land  selbst  vor  1816  gebracht  hatten.  Im  Jahre 
1816  wurde  dann'die  Gesamtpacht  auf  47  622  M.  angegeben,  darunter 
allein  8589  M.  für  Brennereien  und  Brauereien,  wieviel  außerdem 
für  Gerechtigkeiten  mannigfaltiger  Art,  ist  leider  nicht  angeführt.  Die 
erstgenannte  Summe  ergiebt  nur  0,6  M.  pro  ha  Pacht  vor  1816; 
in  diesem  Jahre  inkl.  der  Nutzungen  aller  Art  dagegen  12,4  M., 
also  fast  das  Doppelte.  Hier  spielen  mithin  die  Nutzungen  besonderer 
Art  eine  solche  Rolle,  daß  wir  lieber  die  älteren  Angaben  außer  Be- 
tracht lassen  und  auch  hier  wie  in  Königsberg  nur  die  letzten  50  Jahre 
ins  Auge  fassen.  Nach  den  Etats  war  die  Entwicklung  seit  1849 
die  folgenden : 


Regierungsbezirk  Danzig. 


Zahl  der  Nutzbare 

Pacht 

Pacht 

Steigeren*  der 

Jahr 

Doman-Vorw.  Fläche  in  ha 

n. 

pro  ha 

Pacht 

1849—100 

1849 

13  3886,18 

46  479 

11,96 

100,0 

1869 

12  3&55-S7 

102  824 

28,13 

208,  H 

1879 

12  3680,43 

122  246 

33,2« 

274.0 

1890/91 

12  3787,00 

114  178 

30,51 

285,6 

Nach  unserem  besonderen  Materiale  ergeben  die  ausgewählten  Do- 
mänen die  folgenden  Zahlen: 


Zahl  der 

Nutzbare 

Pacht 

Pacht 

Jahr 

Domänen 

Fliehe  in  ha 

M. 

pro  ha 

1840 

8 

3688 

40  134 

10,88 

1850 

8 

35  »5 

43812 

12,4« 

1860 

8 

3647 

57  453 

15.7* 

1870 

8 

3638 

116  131 

31,9» 

1880 

8 

3759 

116  531 

31,00 

1890 

8 

3787 

114  178 

30,15 

(Siehe  Tabelle  III  auf  S.  48,  49.) 
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Tabelle  III.    Prov.  Westpreufsen.    Rog.-Bez.  Danzig. 


VT  m  -■  -  ä      A  abb  ITab 

Name  der  Vor- 
werke 

Zeit 

Nutz- 
bare 

Fläche 
ha 

Jihrl. 
Pacht 
in  Mk. 

Pacht 
pro 
ha 

Zeit 

Nutz- 
bare 
Fläche 
ha 

Jährl. 
Pacht 
in  Mk. 

Pacht 
pro 
ha 

1.  Breain  .... 

1887—1905 

381 

7640 

20,00 

1H69 — 87 

3ÖI 

9  599 

25,19 

2.  Cettnau      .    .  . 

1880—96 

"57 

3411 

21,73 

1874 — vi 

t  r  r 

*55 

5  549 

35,80 

o.  rrieancnsau  . 

Milnh     K' wir  an 

amen.  neKRu  . 

ICC 

43' 

4  736 

10,99 

<t*4 

22  "S2 

4.  Munluanz  . 

l  BDI-»  1 

1  Sa 

9  026 

47,76 

1863  81 

l8l 

10  *qc. 

56,80 

ö.  Pogatken   .    .  . 

1880—98 

446 

Mailar 

jnauar  .... 

AOä 

j  t 

75O 

906O1  12,80 

1862—80 

679 

7  821 

11,58 

6.  Rathatube  .    .  . 
Starrenciin     .  . 

1881—99 

785 

66 

85' 

39  649 

46.59 

1863—81 

84O 

35  428 

42.18 

7.  Sobbowitz  .    .  . 

1874—92 

477 

Kl.  Rosebau   .  . 

253 

730 

25  630 

35.11 

1874—92 

l¥o 

26  042 

35.33 

8.  Sabkau  .... 

1881-99 

294 

15025 

5i.ll 

1863-81 

17860 

63,78 

Summa 

1 

3787 

114  178]  30,10 

1 

Tabelle  III.    Prov.  Weatpreufsen.    Reg.-Bez.  Danzig. 


Name  der  Vor- 
werke 

Zeit 

Nutzbare 
Fläche 
ha 

Gesamt 
Mk. 

Pacht 

exkl. 
Nutzung 
Brauerei 
Brennerei 

von 
Brauerei 
Brennerei 

Pacht  inkl. 
Brau. 
Brenn, 
pro  ha 

1.  Breain  .... 

2.  Cettnau 

S.  Friedrichsau   .  . 
Milch.  Rekau 

1816-45») 
1816—45 

988 

6  195 

bei  No.  1 

3  945 

2076 

6,09 

4.  Mühlbanz  .    .  . 

5.  Pogatkon    .    .  . 
Mailar  .... 

1816— 86») 

—36 

1184 
689 

27  438 
5  070 

23  658 
3  95» 

3546 
999 

22,98 
7,1» 

6.  Rathatube  .    .  . 
Starrenczin     .  . 

1816—36 

bei  No.  4 
bei  No.  4 

7   Sobbowitz  .    .  . 
Kl.  Roschau   .  . 

1816-40 

684 

8919 

6858 

1968 

12,90 

8.  Subkau  .... 

1816—36 

bei  No.  4 

1)  Angaben  von  1816—69  für  Nr.  1  Bresin  und  3  Friedrichsau. 

2)  Angaben  von  1818—36  für  No.  4  Muhlban»  und  8  Subkau. 
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Domänen. 


Zeit 

Nutz- 
bare 
Fliehe 
ba 

v  nur  1 . 

Pacht 
in  Mk. 

pro 
ha 

Zeit 

Nutz- 
bare 
Fliehe 
ha 

vauri. 

Pacht 
in  Mk. 

rien. 
pro 
ha 

1845— 69  *) 

8lS 

9699 

11.90 

— 1845  *) 

815 

5*74 

6-47 

1856—74 

2994 

22,68 

1845—69 

bei  No.  1 

—1845 

bei  No.  1 

1889—63 

4  518 

24,69 

1836—89 

bei  No.  8 

1838—62 

679 

4062 

$.98 

—88 

679 

3  126 

4,60 

1836—39 

830 

7989 

9.«» 

1839  —63 

83° 

II  271 

I3t&8 

1818—86 

830 

12  114 

14.59 

—40 

719 

7  308 

10,16 

1855—73 

7«9 

22485 

3M7 

1840—55 

719 

8844 

12,30 

1839—63 

289 

5  418 

18,75 

1836—39  •) 

47* 

7  740 

16,43 

1818—36  «) 

471 

11  781 

25.31 

1 

;  1 

Zeit 

Nutz- 
bare 
Fläche 
ba 

Engere 
Pacht  vor 
1816 

Pacht 
pro 
ha 

Steigerung 

Engere 
Pacht  vor 
1816=100 

Grundsteuer- 
reioertrag 
Mk. 

vor  1816») 

988 

4  029 

4. 08 

490.2 

149,2 

158,6 

29». 7 

6l6,7 

IOO 

3  879 

2960 

.»  >• 

bei  No.  1 

3  270 

»•      •»  f 

1 184 

14  727 

12,44 

383»9 

184,7 

198,5 

456,6 

IOO 

5  924 

n  ti 

689 

2043 

2,96 

242,6 

IOO 

5*57 

432-« 

'55.* 

202,0 

389.» 

IOO 

21  854 

»1  1» 

bei  No.  4 

77.« 

n  if 

bei  No.  4 

374  & 

103,7 

117.8 

IO9,) 

339  » 

gegen  No.  9  = 

684 

722,3 

226,2 

2IO,6 

653.9 

IOO 

12,4 4M.  pro  ha 

K  N 

4  413 

6,4  5 

200,0 

IOO 

9901 

»57.5 

IOO 

544.3 

190.7 

484.5 

547.7 

IOO 

6434 

»  »» 

bei  No.  4 

410,8 

132.1 

150.? 

512,7 

IOO 

201,0 

1 

1  1 

1  1 

3)  Angaben  von  1816—36  für  Nr.  4  Mühlham,  Na.  6  Rathstabe  und  8  8ubkau. 
Dritte  Foto  Bd.  VI  (LXI).  4 
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Tabelle  IV.   Beg-Be«.  Marienwerder 


Nwne  der  Vor- 

Nutz- 

Jahrl. 

Pacht 

Kutz- 

Jahrl. 

Pacht 

Zeit 

bare 

Pacht 

pro 

Zeit 

hof. 

Pacht 

pro 

Fliehe 
ha 

M. 

ha 

Fliehe 
ba 

M. 

ha 

1.  Altbaasen 

1890—1908 

617 

1 

2O09O  32. 56 

1872—90 

615 

29  426,  47,85 

2.  Bischwalde  . 

1877—95 

354 

6285 

I7»75 

1859—77 

354 

3900 

11,02 

3.  Bottschin,  Ani- 

felde    .    .  . 

• 

1873 — »1 

520 

31  255  40,41 

l  OD  1  1  •» 

oft 

520 

5877 

11,13 

4.  Brodden  . 

* 

187o — V4 

4  A  ff 

49 1 

12  806 

26,08 

1  OIV9  7« 

473 

8493 

I7.»s 

5.  Dombrowken 

»» 

571 

19846 

34-76 

1852  -76 

571 

8574 

15.05 

6.  PusU  Dombrow- 

8457 

ken      .  . 

• 

7040 

l6,ll 

1869—87 

477 
vi/ 

19.85 

7.  Eogelaburg  . 

• 

1883—1901 

6lO 

17  060 

27.07 

1865—83 

600 

19  5051 32.51 

8.  Fiewo  .    .  . 

■ 

1878—96 

339 

_j  .j  * 

7  508!  22,15 

1859-77») 

1108 

II  193 

10,10 

9.  Orlewe     .  . 

• 

1875—93 

494 

16  49°  33.88 

1857—76 

493 

10  500 

21,90 

10.  Krotoschin  . 

1879 — 97 

Ott 

5  3IO 

KOI 

1861—79 

161 

4875 

t3,50 

11.  Konzendorf  . 

; 

1880—98 

666 

253" 

38,00 

1856—80 

630 

9504 

14.87 

12.  Llppinkan 

• 

1885—1903 

5<>4 

Kl.  Linde  . 

* 

126 

031 

22  345  35  *i 

1  Oftl  ar, 

1  DO 1  Dü 

025 

17  IOI 

27.36 

13.  Lonkorrek  . 

,  CO            1  Iii  i  1 

1  ÖOD  —  1 

3°* 

6090 

16,87 

1  ODO  OD 

1h- 

3°7 

9  184 

35,02 

14.  Osterwitt 

Luchowo  .  . 

1883 — lwUU 

427 

207 

423 
97 1 

171 

17C 

I  OO5 

26048  24,46 

1  Rfii  R9 

IO09 

36446 

24,74 

15.  Papaa  .    .  . 

• 

1884  —  19U2 

1*  4  f» 

5*5 

24  141  45.98 

1  Odo — 84 

JA« 

492 

»8  359 

37.8» 

16.  Rehden    .  . 

• 

■  Q  mtf  AK 

1877 — 95 

18325  42.91 

03 

17.  Klewenaa 

• 

1  QQQ  QU 

188» — Vo 

482 

02 

I  OOO 

12,19 

IR77  RR 

3830 

46.71 

18.  Seebaasen 

,  DO  Q         ,  Q  f\  f 

lö8o — 19U1 

427 

13  608  31.87 

1 OD3  DO 

4»5 

13080  31,52 

19.  Roggenhausen 

l 88i  i 902 

614 

• 

16  594  27,03 

1866—84 

614 

16815 

27,38 

10.  Scher  okopafs 

1873—91 

337 

12756  37,8& 

1861—73 

340 

2697 

7.93 

11.  Schötiau  .  . 

• 

1887 — 1905 

335 

8040  24.90 

1  0  v  V  —  8 1 

33° 

10026 

«9,84 

12.  Sittno  .    .  . 

• 

1886  —  1904 

390 

6540 

16.77 

1868—86 

559 

9624 

17.** 

13.  Steinau     .  . 

1884—1902 

553 

15992 

28,9S 

1866—84 

526 

7  971 

15.1* 

24.  Strasburg 

• 

1888—1906 

523 

1870—88 

520 

Msaanno  .  . 

• 

215 

314 

73« 

12050 

I6.SS 

73s 

15084 

20,56 

15.  Taabendorf  . 

1887—1905 

339 

8  7851  25,91 

1865—83 

336 

12515 

37. 

16.  Tinnwalde 

1878—96 

814 

8000 

983 

1859-77 

b.No.8 

17.  Unislaw   .  . 

1875—93 

387 

31  2IO 

54-81 

1867—75 

404 

7461 

18,47 

18.  Wawerwita  . 

1879—97 

598 

9432 
15900 

15.77 

1861—79 

350 

5  »9* 

14,85 

19.  Schönfliefr  . 

1874—92 

900 

17-67 

14990 

405  764 

37,07 

1 

1)  Angaben  für  1824-  48  für  No.  5  Dombrowken  und  No.  24  Strasburg. 
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Domänen. 


NuU- 

Jihrl. 

P  tritt 

Jihrl. 

Pacht 

WtmMt 

bar« 

pro 
ha 

Zeit 

bare 

Lmt 

EM loh« 

Pacht 
M 

Flache 

Pacht 
M. 

pro 
ha 

ba 

ba 

1858—71 

607 

15  120 

2A  fll 

1841-63 

573 

8  193 

14.SO 

1846-59 

354 

»356 

3.83 

1829-46 

354 

l  251 

3.65 

1838—61 

528  * 

5  802 

IO,99 

1848—52 

682 

8526 

12,60 

▼00  1848  ab  inkl.  Neuhoff  (193  ha) 

1824- 481) 

991 

I5  3<>9 

15.« 

1845—69 

433 

3  243 

7»«» 

1841—65 

606 

5052 

8.34 

—41 

£  _  * 

606 

4512 

7.46 

1835 — 59  *) 

1108 

3  339 

4.™ 

1833—57*) 

897 

8904 

9.9» 

lo3d — 61 

30I 

1  881 

5,21 

1836—56 

639 

4068 

6,37 

• 

1838—  61 

625 

5  274 

8,44 

1850-  68 

360 

3  762 

10,4  6 

414 

261 

365 

1834—64 

1040 

9  423 

9,06 

1847—66 

4Q2 

3  051 

6,2  0 

J  1859 — 77 

560 

16725 

29t86 

J  1841—59 

560 

7665 

13.8» 

1836—66 

556 

4908 

8,83 

1818—36 

556 

4908 

8,8» 

1838—61 

34° 

I  695 

4,99 

1846—  69 

334 

2  889 

8,65 

(1831-45) 

341 

2  700 

7,9t 

1844  -  68 

380 

4  197 

11,04 

1829—44 

380 

3237 

8,61 

1844—66 

526 

2  652 

5.04 

1836-44 

526 

2652 

5.04 

1852-70 

504 

208 

712 

10  116 

«4>»i 

185«— 70 

bei  No.  5 

1841—65 

336 

4  38o 

13,03 

1835—59 

bei  No.  8 

• 

1838—67 

bei  No.  9 

1838—61 

■ 

349 

125I 

3.6» 

2)  Angaben  fttr  1835—77  für  No.  8  Fiewo  und  No.  26  Tinnwalde. 

3)  Angaben  für  1833—57  ffir  No.  9  Griewe  and  No.  27  Unialaw. 


4» 
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Tabelle  IV.    Reg.-Boz.  Marienwerder. 


Pacht 

Pacht  iukl 

Name  dar  Vor- 
werke 

*^  u  t*  uiro 

Zeit 

Fliehe 

Oasamt 

axkt. 
Natsang 

tod  Brau. 

Brau. 

ha 

Brau.  u. 

».Brauner. 

pro  ha 

1.  Alt  hausen      .  . 

1838—41 

56o 

8091 

6300 

1389 

13.7» 

9  Bischwalde 

1 Qi 7  9Q 

1  o  i  t  —Zu 

3  09 

2  088 

2088 

5.*7 

8.  Bottachin,  Anz- 

falda  .... 

1880-68 
1894—48 

& 

1964 

9  018 

«63  . 

5.68 

5.  Dombrowken 

1894—69 

2.3.7 

2  778 

2778 

8  91 

6.  Pasta  Dombrow- 

ken .... 

7.  Engelsburg   .  . 

1889—41 

460 

6819 

5778 

1128 

«5.01 

8.  Fiawo  ... 

1817—56 

»37 

496a 

«»93 

35«3 

20,t7 

6,66 

9.  Oriewe     .    .  . 

1894 — 43 

474 

3  »59 

3>59 

10.  Krotoschin    .  . 

1828—38 

4«H 

*  «45 

2145 

5,81 

11  Kamendorf 

IS.  Lippin ken      .  . 

1  ai  B  «fi 

AOIO  ÜU 

11820-38 

11; 

5  745 
5907 

4<>74 
Y648 

««97 
1950 

?:;: 

Kl  Linda 

13.  Lonkorrak    .  . 

1883—38 

»94 

6096 

2070 

3*«3 

17.»* 

14.  Ost  er  Witt  .    .  . 

1816—84 

4I5 

3  771 

3627 

8,74 

Luchowo  .    .  . 

»» 

»64 

6  777 

3048 

3699 

25,56 

o  III  811  LAU    .      •  • 

•» 

36a 

3  aio 

3162 

8,75 

16.  F.pau  .... 

16.  Rahden    .    .  . 

17.  Klewenau     .  . 

18.  Saahaasan     .  . 

1816-36 

104 1 

»3  758 

9837 

3699 

13.00 

285 

3  3*7 

33»7 

11,47 

ll888— 41 

480 

8  10t 

ap  a  vj 

19.  Rotenhausen 

1839—28 

5  061 

3678 

936 

8,44 

90.  8cherokopaf« 

1890—88 

33» 

1  782 

1782 

5,97 

U.  Dchotaaa  .    .  . 

1824 — 46 

34» 

2  100 

2tOO 

6,16 

93.  Sittno  .... 

1820—29 

393 

2676 

2676 

6,80 

93.  -Steinau     .    .  . 

1816—36 

308 

3  150 

3»5o 

10,23 

94.  Strubarg     .  . 

1834—68 

469 

7818 

3»3» 

»637 

12,20 

Mszanno  ... 

i» 

184 

1  704 

«7<H 

9.»4 

96.  Taubandorf  .  . 

1883-41 

Üi 

9  52a 
3  »40 

4836 
3*40 

2637 

11,44 
11,94 

96.  Tinnwalde    .  . 

1817—35 

«77 

3  333 

3333 

3.«o 

97.  Unislaw    .     .  . 

1884—41 

43» 

3  957 

2418 

1446 

8,94 

38.  Wtwerwiti   .  . 
99.  SchSnflieA    .  . 

1889—38 

333 

«497 

«497 

4.6« 
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Domänen. 


Zeit 

Nutz- 
bare 
Flache 
ba 

l 

Gesamt 

Pacht 

inkl. 
Nutzuog 
Brau,  u 
Brenn. 

TOD 

Brau.  u. 
Brenn. 

Pacht 
inkl. 
Brau. 
Brenn, 
pro  ha 

bis  1816 
=  100 

Steigerung 

Grnnd- 
steuer- 
rein- 
ertrag 
H. 

-1816 

n 

560 
j  ? 

6  582 
468 

4122 
468 

2424 

11,49 
1,20 

100 
100 

1 17.4 
447.S 

122,3 
294,2 

213.1 
319.2 

409.3 
918,3 

278,6 
1479.2 

13693 
3  756 

N 
n 
»1 

384 
682 

337 

M58 

«7  433 
1  788 

1458 
1788 

3,80 

5.51 

100 
100 

148.2 
155,» 

290,9 

289,2 

292,9 
283,4 

1063,4 
673,* 

9  958 
6  543 
5867 

n 
» 
» 
H 
»f 
ii 

460 
237 
474 
404 

557 
667 

8364 
4965 

2  445 
2  145 

6675 
5  778 

3987  \ 
846 

2445 
2145 

3582 
3408 

4281 
3984 

3066 
2169 

•  7,97 
20,38 
5«  16 

531 

1 1.93 
8,36 

100 
100 
100 
100 
IOO 
IOO 

83,5 

99.6 
129,0 

IOO 

79.3 

100,4 

41.5 

46,4 

23.5 
192,4 
98,2 

53,4 

180,9 
49  5 
412,8 

254.* 
124,6 

155.6 
108,7 
646,9 
282,7 
318,5 

4  195 
1 1  207 

2  329 
9020 
1  236 
9  757 

J12971 

|| 
i» 
ii 
ii 

294 

415 
264 

302 

6096 
3  '38 
6  336 

2    O  IO 

2070 
2982 
1986 

25Ö9 

3213 
3705 

17,97 
7.18 
21,56 

—  1 

IOO 
IOO 

100.4 

IOO 

100.1 
58,2 

327.3 
«39,« 

423.6 

93,9 

2  102 

4  841 

3  622 

c  mn 

5  °/u 

ii 

1041 
285 

12  O84 

2  748 

7557 
2748 

3705 

10,83 
9i6* 

IOO 
IOO 

120.1 
121,1 

83.7 
64,3 

228,6 
387.0 

226.1 
477,o 

13  533^ 
8481 

ii 
ii 
ii 
ii 
ii 
Ii 
ii 

489 

522 

332 

341 

393 
308 

469 

184 

8  052 

8  604 

1383 

1  689 

2  322 
2748 
9840 

963 

3960 

5910 

1689 
2322 
2748 
1800 
9<>3 

3894 

2487 

7440 

l6,06 
l6,09 

4>9& 

5-90 
8,92 
19,83 
5,83 

100 

IOO 

IOO 
IOO 

100 

IOO,7 

54.9 

144.6 

115.3 
1 14.7 

85,-' 

54,9 

l6O,0 

144« 

56,5 

185,9 

290,8 

54.9  170,2 

174,7  602,9 
187.1  291,9 
56.5  169,8 

267,2 

75,9 

168,0 

484,8 
284.2 
324.2 

10  452 
3  660 
7  660 
9651 
5  9o6 
7268 
5  930 
5  118 

4463 
2414 

ii 
ii 
ii 

« 

"65T 
288 
877 
432 
333 

10803 
3240 
1  023 
4470 
1  497 

2823 
3240 
1023 
2097 
!  »497 

7440 
2283 

I5.'S 
II,?.'. 

Mi 

IO,14 

4,50 

IOO 
IOO 
IOO 
IOO 
IOO 

72,1 

IOO 

324,8 

88,3 

IOO 

1 

1 

90,4  130,7 
115.8  33L1 

182,1 
79.&  33<>,o 

103,9 
230,3 
840,2 
540,5 
350,4 

6877 

7  589 
3865 

8  349 
2637 

10942 
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Auch  hier  hat  eine  Verdreifachung  der  Pacht  seit  den  40er  Jahren 
stattgefunden  und  beide  Aufstellungen  ergeben  dasselbe  Resultat  auch 
darin,  daß  im  letzten  Dezennium  sich  bereits  ein  Rückgang  der  Pacht 
bemerkbar  macht. 

Für  den  Marienwerder  Regierungsbezirk  können  wir  die  Pacht- 
verhältnisse bis  zum  Jahre  1816  zurück  genauer  verfolgen.  Es  liegen 
die  Ergebnisse  für  44  Domänen  in  dem  Jahre  1816  vor.  Sie  um- 
fassen 20286  ha  (15  310  ha  Acker  und  Wiesen,  2698  ha  Hutung  und 
2278  ha  Unland),  welche  184  395  M.  Gesamtpacht  brachten,  oder 
8,76  M.  pro  ha  Gesamtfläche  und  9,54  M.  pro  ha  Acker  und  Wiesen, 
während  die  sonstigen  Nutzungen  für  Brauerei  und  Brennerei  mit 
67 170  M.  verzeichnet  sind.  Gegenwärtig  sind  noch  32  Vorwerke 
vorhanden  in  29  Domänen,  die  nutzbare  Fläche  beträgt  gegenwärtig 
14982  ha,  welche  414520  M.  Pacht,  d.  s.  27,60  M.  pro  ha,  bringen, 
es  sind  mithin  13  Domänen  veräußert  mit  5340  ha.  Gleichwohl  ist 
gegenwärtig  der  Pachterlös  ein  weit  bedeutenderer  und  der  Ertrag 
pro  ha  ist  danach  auf  das  Vierfache  gestiegen.  Wir  geben  auch  hier 
wieder  zwei  Uebersichten,  die  eine  nach  dem  Etat  für  sämtliche  Do- 
mänenvorwerke und  darauf  eine  ausgewählte  Zahl  von  Gütern,  welche 
in  der  ganzen  Zeit  keine  wesentlichen  Flächenveränderungen  erfahren 
haben.  Die  erste  nach  den  offiziellen  Vorlagen,  die  zweite  nach  dem 
Urmaterial  in  den  Akten  des  Ministeriums. 


Zahl  der  Nutzbare 

Jahr        Domin. -Vorw.  Flieh«  in  ha 

1848                   45  19  561, 34 

»869                    36  15  743.01 

1879                    33  15249,31 

1890/91                3a  14982,00 

(8i«he  Tabelle  IV 


I. 


Pacht 

Pacht 

Steigerung 

M 

pro  ha 

der  Pacht 

I44366 

7,88 

100,0 

278  392 

I7.«8 

240-0 

387  695 

25.42 

344* 

413  5*> 

27,*  0 

374iO 

auf  Seite  50—58.) 


Es  ergiebt  sich  auch  hier  wie  in  den  übrigen  Provinzen  seit  den 
30er  Jahren  eine  Verdreifachung  der  Pacht,  während  gegenüber  den 
ersten  beiden  Dezennien  von  1830—50  ein  verhältnismäßig  geringer 
Rückgang  der  Pacht  zu  beobachten  war. 

Die  Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Erträge  ist  hiernach  in 
der  ganzen  alten  Provinz  Preußen  sehr  gleichmäßig  vor  sich  gegangen, 
und  überall  ist  der  hauptsächlichste  Aufschwung  von  1860—70  erfolgt, 
wo  in  Westpreußen  mehr  als  eine  Verdoppelung,  in  Ostpreußen  fast 
eine  Verdoppelung  stattgefunden  hat.  In  den  Regierungsbezirken 
Danzig  und  Königsberg  regt  sich  die  Entwickelung  schon  etwas  früher 
als  in  den  beiden  andern,  schon  von  1840 — 50;  am  spätesten  tritt 
sie  im  Gumbinner  Regierungsbezirk  ein,  der  überhaupt  bei  weitem 
die  niedrigste  Durchschnittspacht  aufzuweisen  hat  mit  17,7  M.  gegen 
24  M.  in  Königsberg,  27  M.  in  Marienwerder  und  30  M.  in  Danzig. 
Aber  selbst  diese  höchste  Summe  bleibt  nicht  unbedeutend  hinter  dem 
Gesamtdurchschnitt  aller  preußischen  Domänen  mit  41,1  M.  pro  ha 
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und  auch  hinter  dem  Durchschnitte  der  alten  Provinzen  mit  38,9  M. 
pro  ha  zurück.  Es  ist  sicher  weniger  die  Bodengüte,  welche  diesen 
Unterschied  verursacht,  als  der  Unterschied  des  Klimas,  welches  die 
Erträge  in  vielen  Jahren  benachteiligt  und  größere  Produktionskosten 
infolge  der  kürzeren  Vegetationsperiode  und  damit  Zusammendrängung 
der  Bestellungs-  und  Erntearbeit  verursacht. 

Von  Interesse  ist  es  noch,  das  Pachtergebnis  mit  dem  Grund- 
steuerreinertrag zu  vergleichen,  wie  es  bei  der  Katastrierung  des 
Landes  Anfang  der  60er  Jahre  behufs  Grundsteuerveranlagung  er- 
mittelt wurde.  Die  damals  verpachteten  Domänen  waren  in  den  vier 
Regierungsbezirken  pro  ha  in  der  unten  angegebenen  Weise  einge- 
schätzt, und  wir  stellen  die  Erträge  der  Pacht  aus  der  gleichen  Zeit 
im  Jahre  1864  und  dem  Jahre  1890/91. 


Pacht  pro  ha  Pacht  pro  ha 
reinertrag          1864  1890/91 
Königsberg          15. so            13,17  24,48 
Qumbinnen            9.80              8,*»  17,70 
16.16  19.10 
13,87             12,45  27,00 


Das  Ergebnis  der  Grundsteuereinschätzung  harmoniert  leidlich 
mit  dem  Pachtertrage  des  Jahres  1864.  Der  letztere  übersteigt  den 
ersteren  nur  in  Danzig.  Gegenwärtig  erreicht  er  aber  in  den  ersten  drei 
Regierungsbezirken  fast  die  doppelte  Höhe.  Im  letzten  ist  die  Ver- 
doppelung sogar  überschritten.  Dies  ist  wohl  ein  lehrreicher  Beleg 
dafür,  wie  wenig  heutzutage  noch  das  alte  Kataster  zur  Beurteilung 
der  gegenwärtigen  Wertverhältnisse  zu  gebrauchen  ist. 

Wir  geben  im  folgenden  noch  einige  Notizen  über  stattgefundene 
Verkäufe  von  Domänen,  welche  Anhalte  zur  Beurteilung  des  Wertes 
des  Grund  und  Bodens  im  Vergleiche  zur  Pacht  geben. 

Die  preußische  Regierung  hat  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  ihre 
Auffassung  in  betreff  der  Domänenveräußerung  wiederholt  erheblich 
geändert.  Durch  Verordnung  wegen  verbesserter  Einrichtung  der 
Provinzialbehörden  vom  26.  Dezember  1808  §  64  a  (Gesetzsammlung 
S.  561)  wurde  der  Verwaltungsgrundsatz  aufgestellt,  daß  sämtliche 
Domänen  gegen  angemessene  Entschädigung  allmählich  in  ein  erb- 
liches, möglichst  freies  und  unwiderrufliches  Privatbesitztum  verwan- 
delt werden  sollten.  Die  Instruktion  zur  Domänenveräußerung  vom 
25.  Oktober  1810  §  14,  sowie  das  Edikt  vom  27.  Juni  1811  (Gesetz- 
sammlung S.  208)  und  die  Verordnung  über  die  Veräußerung  der 
Staatsgüter  vom  5.  März  dess.  J.  (Gesetzsammlung  S.  27)  bestätigten 
jenen  Grundsatz  l).  Hiernach  sind  alle  Veräußerungen  der  Domänen 
der  Einwilligung  des  Königs  unterworfen,  aber  nach  Maßgabe  jener 
Instruktion,  welche  am  31.  Dezember  1825  peu  bestätigt  wurde.  Die 

1)  M  tiv*  zu    einem  Oesetzentwurf   betr.  die  Veräußerung  von  Domänen,  1848. 
llAOsemann.  —  Minist,  für  landwirtsch.  Dominen  und  Forsten.    II.  Abteilung. 

Dom.-Begistratlonj-Akta  betr.  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Veräußerung 
VoL  10,  Oeaeralia-Abteil.  I,  Tit.  V,  Veräußerung  No.  I. 
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Regierungen  hatten  hiernach  freie  Disposition  über  die  einzelnen  Forst- 
un d  Domänen  stücke  von  nicht  mehr  als  hundert  Thaler  Kapitalswert. 
Der  Sektion  für  Domänen  und  Forsten  wird  selbständige  Verfügung 
eingeräumt  bei  Veräußerung  und  Vererbpacbtung  a)  ohne  Licitation 
bei  Objekten  bis  zu  150  Thlr.  Reinertrag  und  300  Morgen  Fläche; 
b)  mit  Licitation  bis  zu  300  Thlr.  Reinertrag  und  300  Morgen  Fläche, 
was  dann  im  Laufe  der  Zeit  mehrfach  modifiziert  wurde.  In  den 
Provinzen  Preußen,  Schlesien,  Brandenburg  und  Pommern  exkl.  Stral- 
sund betrugen  von  1809  bis  Ende  April  1813  die  Einnahmen  der 
Hauptdomänenveräußerungskasse  inkl.  Zinsen  8181498  Thlr.  Vom 
ersten  Mai  1813  bis  Ende  1815  2  762345  Thlr.  Von  1816  bis  1820 
belief  sich  die  Summe  auf  8  857029  Thlr.;  von  1821  bis  1834  auf 
9509274  Thlr.  Nach  einer  anderen  Notiz  *)  wurden  in  den  12  Jahren 
von  1820—32  für  23370242  Thlr.,  also  jährlich  für  ca.  2  Mill.  Thlr. 
Domänen  veräußert,  also  in  einer  Zeit  der  größten  Agrarkrisis,  wo 
schwerlich  angemessene  Preise  zu  erzielen  waren.  Der  Pachtertrag 
aller  Domänen  wird  1832  auf  12000C0  Thlr.  angegeben.  Die  ver- 
äußerten haben  547  781  Thlr.  Reinertrag  gebracht.  Da  die  obige 
Kaufsumme  bei  5  °/S  1 168512  Thlr.  Zinsen  liefert,  so  wird  ein  Gewinn 
von  620  730  Thlr.  herausgerechnet  Eine  Detaillierung  für  die  einzelnen 
Provinzen  lag  uns  für  diese  erste  Zeit  nicht  vor,  wir  können  sie  des- 
halb für  die  Provinz  Preußen  isoliert  nicht  geben.  Die  betretenden 
Zahlen  sollen  nur  einen  ungefähren  Anhalt  geben,  welche  Dimensionen 
damals  der  Verkauf  im  preußischen  Staate  angenommen  hatte. 

Die  angegebenen  Grundsätze  blieben  bis  zum  Jahre  1832  maß- 
gebend. In  diesem  Jahre  ließ  sich  Friedrich  Wilhelm  III.  durch  Kabinets- 
ordre  vom  7.  November  1832  ein  Schema  aufstellen,  wonach  aufgeführt 
werden  sollen  1)  alle  wohlarrondierten  Güter  größeren  Umfangs,  die 
gänzlich  von  der  Veräußerung  auszuschließen  sind.  Nur  ganz  aus- 
nahmsweise sollen,  abgesehen  von  Mühlen,  Krügen  u.  dergl.,  Ab- 
zweigungen gestattet  sein,  unter  ausdrücklicher  Genehmigung  des 
Königs  und  nur,  indem  der  bisherige  Ertrag  als  unablösbarer  Kanon 
darauf  stehen  bleibt.  Das  2.  Verzeichnis  soll  die  Domänen  enthalten, 
die  auch  fernerhin  zur  Veräußerung  kommen  können.  Der  König  be- 
hält sich  vor,  selbst  zu  bestimmen,  welche  auf  die  letzte  Liste 
kommen.  Er  bestimmt  ausdrücklich,  daß  fortan  nicht  mehr  veräußert 
werden  als  für  die  Million  Tbaler,  welche  zur  Schuldentilgung 
nach  Gesetz  vom  27.  Oktbr.  1810  zusammenzubringen  nötig  ist. 
Durch  Kabinetsordre  vom  2.  August  1834  wurden  zwei  in  der  er- 
wähnten Weise  aufgestellte  Verzeichnisse  genehmigt,  von  denen  also 
das  eine  die  unveräußerlichen,  das  andere  die  veräußerlichen  Grund- 
stücke aufgeführt  enthielt.  Wenn  sich  aus  bestimmten  Gründen  Abwei- 
chungen als  wünschenswert  herausstellten,  so  sollte  die  Genehmigung 
des  Königs  eingeholt  werden. 

Ueber  die  seitdem  vorgenommenen  Veräußerungen  liegen  nun  detail- 


i)  v.  Keftler,  Volwn  «am  Ksbioetsordre  tob»  7.  Not.  1832,  Domänen  Veräußerung 
betreffend. 
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lierte  Angaben  vor,  die  wir  später  für  die  einzelnen  Regierungsbezirke 
einfügen  wollen. 

r-  Nach  Kabinetsordre  Yom  14.  Novbr.  1845  und  29.  Septbr.  1846 
wurde  bestimmt,  daß  in  der  Provinz  Preußen,  Posen  und  Köslin 
Dominen,  die  pachtlos  wurden,  zur  Dismembration  und  Kolonisation 
verwendet  werden  sollten,  wenn  sie  sich  dazu  eigneten.  Man  wollte 
bäuerliche  Etablissements  bilden  und  unter  billigen  Zahlungsbedin- 
gungen aus  freier  Hand  Parzellen  an  Kolonisten  überlassen.  Trotz 
ernster  Bemühungen  der  Regierung  ist  indes  nur  wenig  erreicht,  da 
es  an  Kolonisten  fehlte,  besonders  auch  an  solchen,  die  aus  dem 
Westen  dorthin  zu  ziehen  geneigt  waren.  Ein  Kolonisationsversuch 
der  Kreiskorporation  Allenstein  ist  völlig  gescheitert,  nach  wenig 
Jahren  zogen  die  eingewanderten  Hessen  wieder  in  ihre  Heimat  zu- 
rück, die  Parzellen  wurden  dann  an  Einheimische  meistbietend  ver- 
kauft. Namentlich  in  den  Jahren  1849  bis  1852  wurden  eine  Menge 
Domänen  veräußert,  in  den  Provinzen  Preußen,  Posen  und  Pommern 
23,  wobei  wiederholt  Parzellierungsversuche  angestellt  wurden,  aber, 
wie  erwähnt,  ohne  nachhaltigen  Erfolg.  „Die  Landbevölkerung  zeigte 
sich  zu  indolent  und  arm,  noch  am  ersten  wurden  kleine  Parzellen 
für  kleine  Häusler  gekauft'*,  heißt  es  in  dem  offiziellen  Bericht.  Für 
die  erwähnten  23  Domänen  wurde  ein  Kaufgeld  von  1082860  Thlr. 
erlangt.  Die  Zinsen  zu  41/,  °/0  betrugen  48723  Thlr.,  während  sich 
die  bisher  erlangte  Pachtsumme  nur  auf  31 327  Thlr.  belief.  Der 
momentane  Gewinn  war  also  17396  Thlr.  pro  Jahr.  Wenige  Dezen- 
nien später  würde  die  gesteigerte  Pacht  diese  Summe  allerdings  reich- 
lich aufgewogen  haben. 

Sejt  1853  wurden  die  Dismembrationsversuche  aufgegeben  und 
nur  no  ch  ausnahmsweise  bei  mangelhaften  Baulichkeiten  oder  aus  be- 
sonderen Gründen  aufgenommen.  Bis  1873  sind  noch  drei  Domänen 
in  der  Provinz  Preußen  und  Pommern  unter  teilweiser  Parzellierung 
veräußert.  Dagegen  hat  die  Regierung  es  sich  nach  Verfügung  vom 
7.  März  1868  prinzipiell  zur  Aufgabe  gemacht,  fortan  Streuparzellen 
und  der  nicht  zu  einem  größeren  Wirtschaftssystem  organisch  zuge- 
hörigen Pertinenzien  zu  veräußern,  dann  durch  Abgabe  an  den  Forst- 
fiskus und  Austausch  mit  demselben  eine  angemessenere  Arrondierung 
der  Vorwerke  zu  bewirken. 

So  war  man  allmählich  zu  dem  anderen  Prinzipe  übergegangen, 
zur  Konservierung  der  größeren  Domänenvorwerke,  und  namentlich  in 
den  östlichen  Provinzen  sind  in  den  letzten  Dezennien  nur  wenige 
Verkäufe  zu  verzeichnen  gewesen.  Wir  kommen  auf  diese  bei  den 
einzelnen  Regierungsbezirken  zurück. 

Wir  führen  in  den  folgenden  kleinen  Tabellen  die  uns  bekannt 
gewordenen  Verkäufe  mit  den  Flächenverhältnissen,  der  bisherigen 
Pacht  und  den  Kaufpreisen  auf.  Für  einzelne  frühere  Jahre  ist  noch 
besonders  der  Reinertrag  neben  der  Pacht  aufgeführt,  wobei  die  Bau- 
aufwendungen und  sonstige  Kosten  in  Abzug  gebracht  sind.  Wir 
haben  auch  diejenigen  Güter  aufgeführt,  welche  1816  noch  als  Domä- 
nen verzeichnet,  in  den  späteren  Listen  aber  verschwunden  waren, 
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ohne  daß  wir  die  Kaufsumme  anzugeben  vermochten.  Um  auch  für 
den  gegenwärtigen  Wert  jener  Güter  einen  ungefähren  Anhalt  zu 
geben,  suchten  wir  den  Grundsteuerreinertrag,  wie  er  Bich  nach  der 
Katastrierung  des  Landes  Anfang  der  60er  Jahre  ergab,  zu  bieten. 
Leider  war  dieses  nicht  überall  möglich,  da  vielfach  Veränderungen 
der  Namen  der  Güter  stattgefunden  haben,  dann  Zusammenlegungen 
mit  anderen  oder  Teilungen,  durch  welche  die  Territorialveränderungen 
zu  bedeutend  waren,  als  daß  sich  eine  Vergleichung  mit  dem  früheren 
Stande  durchführen  ließ. 

Reg.-Bez  Gumb  innen.  Verkaufte  Domänen.    Tabelle  L 


Xame 

Jahr  de» 
Verkaufs 

■ 

X 

1 

Merkappen     .  . 

seit  1816 

S53 

Agrottken  .    .  . 

•» 

418 

Angerbarg 

»• 

4S9 

Wedern  . 

•< 

593 

8iirgupönen  und 

Werdein     .  . 

»« 

95« 

Altbof  Lötzen 

m 

3«7 

Ssohdauen      .  . 

»• 

597 

Friedrichsfeld 

•t 

5>5 

Kolischken    .  . 

t. 

226 

Kallbiusen     ,  . 

»• 

393 

Grappendorf  and 

Czychen 

1842 

639 

Althof-Raguit .  . 

1848 

207 

f 

Pacht 

Frühere 
Keinerlr 

Kauf- 
gelder 

a 
• 

B 

5 

M. 

M 

M. 

M 

ZurZeii 

d  Verk  auf  1  ha 
gexahlt.j  entfallt 
I  Grund-  Kaufgeld 
»teuer 
M     I  M 


4  '49 
l  419 
4  944 
8  109 

12444 

? 

?  I 
? 

» 

? 


43984386109800439a!  786 

939  »9584  784  156 

i  1 


? 
? 
? 

? 
? 
? 

? 

y 

171.83 
94.81 


429 

4077 

907 

8962 

222 

476 

? 

? 

360 

3858 

»245 

6240 

493 

7800 

Reg.-Bes.  Königsberg. 


Verkaufte  Domänen.    Tabelle  II. 


* 

Zurzeit 

-'S 

*  •.  ¥ 

Name 

Jahr  des 
Verkaufs 

■ 
• 

3 

Pacht 

Krfiherei 
Reinertri 

Kauf- 
gelder 

Zinsen 
4  0/0 

d.Verk. 

ges 
Grund- 
steuer 

auf  1  ha 
entfallt 
Kaufgeld 

S= 

*>  M 
*t  V 

—■•)'» 

a. 

M. 

M. 

M. 

M 

M 

M. 

h». 

M. 

Bunau  .    .  . 

1837 

499 

2970 

47274  1890 

489 

104,61 

Inventar 

4926 

99 

Kl.  Karschan . 

18S6 

59 

861 

12318 

492 

64 

227,14 

Inventar 
Gr.  Dirsckeim 

I  083 

43 

430 

2012 

33  198 

1  32» 

270 

77.«o 

465 

6220 

Finken  .    .  . 

- 

226 

10092 

403 

96 

44.6A 

269 

2456 

Bolgm -Linden- 

berg . 

1849-50  816 

75  336 

254040 

10  162 

? 

311,30 

? 

Rudlauken .  . 

1866 

288 

2589 

94  050 

3  762 

i 

326,56 

? 

Die  Angaben  haben,  wie  ersichtlich  erhebliche  Lücken,  sie  sind 
außerdem  zu  wenig  zahlreich,  um  Schlüsse  darauf  bauen  zu  können. 
Wir  kommen  nach  Erörterung  sämtlicher  Provinzen  darauf  zurück. 
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Beg.-Bes.  Danxig.  Verkaufte  Domänen.    Tabelle  III. 


Name 

Jahr 
des 

Ver- 
kaufs 

Fliehe 
in 
ha 

Pacht 
M 

fcf 
M. 

Kauf- 
gelder 

M. 

a 

«  .0 
M 

Zur  Zeit  des 

Verkaufs 
Kux.  vjrunu 
Steuer 

M 

■»  3  • 
ä  # 

M. 

SJ  — 

OD  « 

«1 

N  k 
S  < 

ha 

Katastr. 
Grunds  t. 
keinertr. 

H. 

Brock  

Erbpachtsgut 

1829 

3390 
Erbpacht 

45  963 

1838 

495 

? 

5»8 

3296 

Kkitervorwerk 

1844 

271 

H37 

45000 

1800 

339 

166,05 

4" 

Zarnowite  .... 
Klostervorwerk 

1841 

2481 

110  289 

4410 

5<" 

? 

676 

4950 

Svkoreajm  .... 
alt  Althütte 

1858 

N 

898 
III 

\  7686 
1 

120000 
18657 

4800 
746 

1200 

133  6» 

168,08 

893 

49S5 

Beg.-Bez.  Marionwerder.  Verkaufte  Domänen.    Tabelle  IV. 


99) 
J3 

u 

Zur  Zeit  des 

Auf    1  hm 

Aul  1  na 

Attlfall* 

eitUHiii 
Kaufgeld 

Name 

i/nnr  uss 
Verkaufs 

a 
• 

ä 

Facht 

FiUhere 
Reinertri 

Kauf- 
gelder 

1; 

Verkauf» 
gez.  Grund- 
steuer 

Grundst. 
Reinertrag 

Jetziges 
Areal 

•* 

M 

M 

M. 

M 

M 

M 

M 

ha 

Komics 

seit  1816 

344 

5634 

5908 

466 

Lebenke  .... 

444 

5223 

? 

ca.  5000 

442 

Gr.  Besewitz  .    .  . 

II  II 

104 

657 

? 

Tochel  

H  11 

524 

7836 

i 

Altmark  .... 

•  1  11 

312 

25b5 

f 

3796 

288 

Braögan    .    .  . 

»1  11 

5>3 

4812 

•( 

Baldaa  

»1  •• 

667 

3363 

i 

3359 

198 

Friedrichsbrucb 

1»  Ii 

5*5 

5826 

i 

Neuenbürg 

11  11 

203 

1194 

I 

Schloehau  .... 

Ii  Ii 

7'7 

5880 

Nraboff  (Stuhm)  *)  . 

1881 

223 

3216 

34  500 

1380 

360 

154.71 

840  M.  Kanon  außer- 

Brzeziako .... 

1849 

432 

8139 

29  280 

1171 

65.4« 

dem  früher 

465  ha 

Cfoserk  n.  Radosco  *> 

1849 

824 

2091 

64  650 

2586 

37» 

78,46 

3642 

766 

Glagowko  .... 

1844 

67 

582 

«9  797 

792 

222 

286.ai 

1842 

258 

2364 

47  7oo 

1908 

184,88 

1852 

204 

I425 

49  836 

1993 

244,88 

2289 

153 

Moekraa ')  und  Neu 

[früh.  7371  M.Pacht 

JsneM  .... 

18M 

597 

3756 

82  167 

3287 

i37<-68 

|  30  ha,  zur  Forst 

Krusehin  .... 
Inventar 

1852 

515 

4194 

3885 

126456 
6525 

5058 
26l 

}  780 

|  358,21 

l  1738  M.  415  ha 

Prsechowo  u.  Kozlo- 

»0,  Mühlengrund- 

stfiek  

1851 

7215 

5532 

90000 

3600 

132 

? 

Kowalowo  u.  Schön- 

Me  

Ctersk  

1852 

«35 

4554 

174  912  6996 

212,01 

1864 

'55 

1779 

12  000 

480 

77.4S 

ausgetauscht  mit  der 

1 

Forstverwaltung, 
nicht  zu  rechnen 

1)  Jetzt  361  ha  Acker-  und  Wiesenfläche,  7999  Bf.  Gruadsteuerreinertrag. 

2)  Jetzt  690  ha  Acker-  und  Wiesenflache,  828  im  ganzen  8642  M.  Grundsteuerrelnertrag. 

3)  Jetzt  392  ha  Acker-  und  Wiesenfläche  421  im  ganzen  1738  M,  Grundsteuerreinertrag. 
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i. 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Reich. 

( Fortsetzung)  l). 

Von  Assessor  Greiff. 
XIX. 

Im  Anschlufs  an  den  vorletzten  dieser  Berichte  (vergl.  den  vorigen 
Band  8.  670)  verfolgen  wir  nunmehr  die  Beratungen  der  Eommiasion 
über  das  Sachenrecht  weiter.  Der  zweite  Abschnitt  des  dritten  Buobes 
trägt  die  Ueberschrift:  Besitz  und  Inhabung.  Unter  „Inhabung" 
einer  Sache  versteht  der  Entwurf  die  thatsäehliche  Gewalt  über  die  Sache ; 
zum  „Besitz"  wird  die  Inhabung  nur  dann,  wenn  sich  mit  ihr  der  Wille 
des  Inhabers,  die  Sache  als  die  seinige  zu  haben,  verbindet.  Der  Ab- 
schnitt vereinigt  in  sich,  abgesehen  von  der  Schlufsbestimmung  des  §  825, 
zwei  innerlich  ganz  verschiedene  Gruppen  von  Vorschriften.  Die  erste 
Gruppe  (S§  797—813)  stellt  mit  Rücksicht  auf  zahlreiche  andere  Bestim- 


Vorlinfige  Zusammenstellung  der  Kommissionsbeschlusse.    (Fortsetiung ) 

Zweiter  Abschnitt. 

Beslta. 

§  797.  (797,  803  Abs.  8.)  Der  Besitz  einer  Sache  wird  durch  die  Erlangung  der 
thaLIchlichen  Gewalt  Uber  die  Sache  erworben. 

Die  Einigung  des  bisherigen  Besitzers  nnd  des  Erwerbers  genügt  mm  Erwerbe, 
wenn  der  Erwerber  in  der  Lage  ist,  die  Gewalt  über  die  Sache  auszuüben. 

§  797  a.  Debt  jemand  die  thaUichliche  Gewalt  fiber  eine  Sache  für  einen  anderen 
in  dessen  Haashalt  oder  ErwerbsgeschaTt  oder  einem  sonstigen  Verhältnis  aus  ,  vermöge 
dessen  er  den  auf  die  Sache  sich  beziehenden  Weisungen  des  anderen  Folge  su  leisten 
hat,  so  ist  nur  dieser  Besitier. 

§§  798  bis  802  gestrichen. 

§  803  Abs.  1  gestrieben, 

Abs.  8  Tergl.  §  797  Abs.  8. 

§  804  vergl.  §§  824c,  874b. 

§  805  Tergl.  §  874a. 

§S  806,  807  gestrichen. 


1)  Vergl.  den  Torigen  Band  8.  848 
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mutigen  de«  Entwurfs,  in  welchem  an  den  „Besitz"  Rechtsfolgen  geknüpft 
werden,  fest,  wann  Besitz  vorhanden  ist.  Es  geschieht  dies  nioht  durch 
eine  Definition  des  BesitzbegrifFs ,  sondern  durch  Vorschriften  über  den 
Erwerb  ,  die  Fortdauer  und  die  Beendigung  des  Besitzes.  Die  Bestim- 
mungen, au  derer  Ergänzung  dieser  Teil  des  Abschnitts  dient,  betreffen 
durchweg  das  Eigentum,  insbesondere  den  Eigentumserwerb  durch  Ueber- 
gabe,  Zueignung,  Ersitzung,  den  Verlust  durch  Aufgeben,  den  Eigen- 
tumsanspruoh.    Die  zweite  Gruppe  von  Vorschriften  (§§  814—824)  re- 

§  808.  (808,  810.)  Der  Besitz  wird  dadurch  beendigt,  dafs  der  Besitzer  die  tat- 
sächliche Gewalt  aber  die  Sache  aufgiebt  oder  in  anderer  Weise  verliert. 

Durch  eine  ihrer  Natur  nach  nur  vorübergehende  Behinderung  in  der  Ausübung  der 
Gewalt  wird  der  Besits  nicht  beendigt 

§  809  gestrichen. 

§  810  vergl.  §  808. 

§§  811  bis  818  gestrichen. 

§  814  (814,  818.)  Wer  dem  BesiUer  ohne  dessen  Willen  den  Besitz  entlieht 
oder  ihn  im  Besitae  stört,  handelt  widerrechtlich,  es  sei  denn,  dafs  das  Geseta  die  Ent- 
ziehung oder  die  Störung  gestattet  (verbotene  Eigenmacht). 

Der  durch  verbotene  Eigenmacht  erlangte  Besitz  ist  fehlerhaft.  Die  Fehlerhaftigkeit 
mufs  der  Nachfolger  im  Besitze  gegen  sich  gelten  lassen  ,  wenn  er  Erbe  des  Besitzers 
ist  oder  die  Fehlerhaftigkeit  des  Besitzes  seines  Vorgangers  bei  dem  Erwerbe  gekannt  hat. 

§  815.    (815  Abs.  1—5.)    Der  Besitzer  darf  sich  verbotener  Eigenmacht  mit  Gewalt 

Iat  eine  bewegliche  Sache  dem  Besitzer  mittels  verbotener  Eigenmacht  weggenom- 
men, so  darf  er  sie  dem  auf  frischer  That  betroffenen  oder  verfolgten  ThUter  mit  Gewalt 

Ist  dem  Besitzer  eines  Grundstücks  der  Besitz  durch  verbotene  Eigenmacht  entzogen, 
so  darf  er  sofort  nach  der  Entziehung  sich  des  Besitzes  durch  Entsetzung  des  Thlters 
wieder  bemächtigen. 

Dem  Tbiler  steht  derjenige  gleich,  welcher  nach  §  814  Abs.  2  die  Fehlerhaftigkeit 
des  Besitzes  gegen  sich  gelten  lassen  mufs. 

§  815a.  (815  Abs.  4.)  Zur  Ausübung  der  im  §815  bestimmten  Rechte  ist  Dritten 
gegenüber  auch  derjenige  befugt,  welcher  nach  §  797a  die  thatatchliche  Gewalt  für  den 
Besitzer  übt. 

§  816  vergl.  §  824a. 

§  817  vergl.  §  824b. 

§  818  vergl.  §  814. 

§  819.  Ist  der  Besitz  durch  verbotene  Eigenmacbt  dem  Besitzer  entzogen,  so  kann 
dieser  Wiedereinräomung  des  Besitze»  von  demjenigen  verlangen,  welcher  ihm  gegenüber 
fehlerhaft  besitzt 

Der  Anspruch  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  entzogene  Besitz  dem  gegenwärtigen 
Besitzer  gegenüber  fehlerhaft  uod  innerhalb  eines  Jahres  vor  der  Entalebung  erlangt  war. 

§  820.  Ist  der  Besitzer  durch  verbotene  Eigenmacht  im  Besitze  gestört,  so  kann 
er  von  dem  Störer  Beseitigung  der  Störung  verlangen.  Sind  weitere  Störungen  au 
besorgen,  so  kann  der  Besitzer  auf  Unterlassung  klagen. 

Der  Anspruch  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Besitzer  dem  Störer  gegenüber  fehlerhaft 
besitzt  und  die  Erlangung  des  Besitzes  in  das  letzte  Jahr  vor  der  Störung  fallt. 

§  821  vergl.  §§  824d,  824e. 

§  822.  Gegen  die  in  den  §§  819,  8S0  bestimmten  Ansprüche  kann  ein  Recht  zum 
Besitz  oder  zur  Vornahme  der  störenden  Handlung  nur  insoweit  geltend  gemacht  werden, 
als  zur  Begründung  der  Behauptung  erforderlich  ist,  dars  die  Entziehung  oder  die  Stö- 
rung des  Besitzes  nicht  verbotene  Eigenmacht  sei. 

§  823.  (828,  824.)  Ein  nach  den  §§  819,  820  begründeter  Anspruch  erlischt, 
wenn  er  nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach  der  Vorübung  der  verbotenen  Eigenmacht  im 
Wege  der  Klage  geltend  gemacht  wird. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  nach  der  Vorübung  der  verbotenen  Eigenmacht  durch  rechts- 
kräftiges Urteil  festgestellt  wird,  dafs  dem  Thater  ein  Recht  an  der  Sache  ausübt,  ver- 
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gelt  im  Sinne  der  bisher  üblichen  Terminologie  den  Besitzschutz.  Diesen 
knüpft  der  Entwarf  grundsätzlich  an  des  von  ihm  als  Inhabang  bezeich- 
nete Verhältnis.  In  der  Kritik,  welche  sioh  mit  dem  vorliegenden  Ab- 
schnitt besonders  eingehend  beschäftigt  hat,  ist  sowohl  die  Vereinigung 
der  beiden  saehlieh  ungleichartigen  Gruppen  Ton  Vorschriften,  als  auch 
die  Terminologie  des  Entwurfs  lebhaft  angegriffen  worden,  und  die  Kom- 
mission hielt  diese  Bemängelungen  für  begründet.  Sie  war  darüber 
einig,  dafs  es  sioh  im  Interesse  der  Klarheit  des  Gesetzes  empfehle,  sich 
an  dieser  Stelle  auf  die  Regelung  des  Besitzschutzes  zu  beschränken,  and 
ebenso  darüber,  dafs  es  dem  Sprachgebrauch  des  Lebens  besser  entspreche, 
jedes  durch  die  besonderen  Besitzschutzmittel  geschützte  Verhältnis  der 
Person  zur  Sache  als  Besitz  zu  bezeichoen. 

In  betreff  der  Frage ,  an  welohes  Verhältnis  der  Besitzschutz  ge- 
knüpft werden  solle,  stimmte  man  grundsatzlich  mit  dem  Entwurf  darin 
überein,  dafs  jedes  änfsere  Herrschaftsyerhältnis  einer  Person  zu  einer 
Sache  Besitzschutz  geniefsen  müsse.  (Ueber  eine  Einschränkung  dieser 
Begel  wird  alsbald  zu  berichten  sein.)  Da  man  sich  an  dieser  Stelle 
auf  die  Regelung  des  Besitzschutzes  zu  beschränken  beschlossen  hatte, 
hielt  man  es,  abweichend  vom  Entwurf,  welcher  über  den  Erwerb  und 
den  Verlust  des  von  ihm  als  Inhabung  bezeichneten  Verhältnisses  keine 
Bestimmungen  trifft,  für  ratsam,  Vorschriften  über  die  Entstehung  und 
Beendigung  desjenigen  Verhältnisses,  an  welches  der  Besitzschutz  geknüpft 
wird,  des  Besitzes  im  Sinne  der  2.  Lesung  1 ),  aufzunehmen.  Anlangend 


möge  dessen  er  die  Herstellung  eines  seiner  Handlung  entsprechenden  Besitzstandes  ver- 
langen kann. 

§  824  vergl.  §  893  Abs.  1. 

§  824a.  (816.)  Die  Vorschriften  der  §§  814  bis  823  gelten  auch  so  Gunsten  des- 
jenigen ,  welcher  nur  einen  Teil  einer  Sache ,  insbesondere  abgesondert«  Wobu-  oder  an- 
dere Blume,  besitst. 

§  824b.  (817.)  Besitzen  mehrere  eine  Suche  gemeinschaftlich,  so  findet  in  ihrem 
Verhältnisse  tu  einander  ein  Besitaschuta  insoweit  nicht  statt,  als  es  sich  um  die  Vertei- 
lung des  Oebranches  handelt. 

§  824c  wird  später  mitgeteilt 

§  824d.  (804,  821  Abs.  1.)  Besitst  jemand  eine  Sache  als  Niefsbraucher,  Pfand- 
gläubiger, Pächter,  Mieter,  Verwahrer  oder  in  einem  ähnlichen  Verhältnisse,  vermftge 
dessen  er  einem  anderen  gegenüber  auf  Zeit  zum  Besitze  berechtigt  oder  verpflichtet 
ist,  so  hat  der  andere  den  mittelbaren  Besitz  der  Sache. 

Der  mittelbare  Besitz  kann  dadurch  auf  einem  anderen  übertragen  werden,  dafs  dem- 
selben der  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Sache  abgetreten  wird. 

Wird  gegen  den  Besitzer  verbotene  Eigenmacbt  verübt,  so  stehen  die  in  den  §§  819, 
820  bestimmten  Ansprüche  auch  dem  mittelbaren  Besitser  zu.  Im  Falle  der  Entstehung 
des  Besitzes  ist,  wenn  der  bisherige  Besitser  den  Besits  nicht  wieder  übernehmen  will 
oder  kann,  der  mittelbare  Besitser  zu  verlangen  berechtigt,  dafs  Ihm  der  Besitz  eingeräumt 
wird. 

§  824  e  (821  Abs.  2.)  Steht  der  mittelbare  Besitzer  zu  einem  Dritten  in  einem 
Verbältnisse  der  im  §  824d  Abs.  1  bezeichneten  Art,  so  ist  auch  der  Dritte  mittelbarer 
Besitser. 

§  824f.  Wer  eine  Sache  als  Ihm  gehSrig  im  Besits  oder  Im  mittelbaren  Besitze 
hat,  ist  Eigenbesitser. 


1)  Im  Folgenden  wird  das  Wort  „Besitz"  stets  im  Sinne  der  2.  Lesung  gebraucht; 
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den  Erwerb  des  Besitze«,  so  bestand  darüber  kein  Zweifel,  dafs  derselbe 
die  Herstellung  eines  gewissen  äufseren  Verhältnisses  der  Person  znr 
Sache  voraussetze.  Nur  über  die  zweckmäfsigste  Art  der  Bezeichnung 
dieses  Verhältnisses  gingen  die  Meinungen  auseinander.  Gegen  die 
im  Entwürfe  gewählte  Bezeichnung  als  thateächliche  Gewalt  der  Person 
über  die  Sache  wurden,  wie  in  der  Kritik,  so  auch  in  der  Kommission  Be- 
denken erhoben,  weil  sie  für  viele  Fälle,  in  denen  unzweifelhaft  Besitz- 
schutz gewährt  werden  müsse,  nicht  passe.  Die  Mehrheit  behielt  jedoch 
nach  Prüfung  aller  Gegenvorschläge  (insbesondere  auch  der  von  Jhering  und 
Bekker  gemachten)  die  Ausdrucksweise  des  Entwurfs  als  den  zutreffendsten 
bei  im  Vertrauen  darauf,  dafa  eine  verständige  Gesetzesanwendung  an 
der  Hand  derselben  zu  sachlich  angemessenen  Entscheidungen  gelangen 
weide.  Eine  weitere  Meinungsverschiedenheit  ergab  sich  darüber,  ob 
aufser  der  Erlangung  der  thatsächliohen  Gewalt  über  die  Sache  auoh  der 
auf  die  Erlangung  gerichtete  Wille  des  Erwerbers  im  Gesetz  als  Voraus- 
setzung des  Beeitzerwerbs  aufzustellen  sei.  Die  Mehrheit  verneinte  diese 
Frage.  Sie  hielt  die  Aufstellung  des  Willenserfordernisses  einerseits  mit 
Rücksicht  auf  die  die  Mehrzahl  bildenden  Fälle,  in  denen  die  Notwen- 
digkeit eines  auf  die  Erlangung  der  thatsäch liehen  Gewalt  gerichteten, 
Willens  sioh  von  selbst  ergebe,  für  entbehrlich,  andererseits  für  bedenk- 
lich im  Hinblick  auf  manche  Fälle ,  in  welchen  ein  Erwerbswille  sich 
aur  mit  Hilfe  willkürlicher  Annahmen  und  Fiktionen  konstruieren  lasse; 
in  diesen  Fällen,  glaubte  man,  könne  die  gesetzliche  Anerkennung  des 
Willenserfordernisaes  zu  sachlich  unangemessener  Versagung  des  Besitz- 
schutzes führen.  Auoh  die  aus  diesem  Erfordernis  folgende  Unfähigkeit 
rechtlich  willensunfähiger  Personen  zum  Besitzerwerb  erschien  nicht 
unbedenklich. 

Den  hiernach  sioh  ergebenden  Satz,  dafo  der  Besitz  einer  Sache 
durch  die  Erlangung  der  thatsächliohen  Gewalt  über  dieselbe  erworben 
wird,  glaubte  man  jedoch  durch  eine  erläuternde  Vorschrift  vor  einem 
Mißverständnisse  bewahren  zu  müssen ,  welchem  der  Entwurf  duroh  die 
Anknüpfung  des  Besitzschutzes  an  die  Inhabung  in  der  Kritik  vielfaoh 
begegnet  ist.  Der  Entwurf  ist  nämlich  fast  allgemein  irrtümlich  so  auf- 
aufgefafst  worden,  als  wolle  er  in  den  Fällen,  in  denen  eine  Person  der 
thatsächliohen  Gewalt  über  eine  Sache  für  einen  anderen  als  dessen 
Werkzeug  ausübt,  wie  z.  B.  der  Dienstbote  für  den  Dienstherrn,  dieser 
Person  seibat  Besitzschutz  gewähren,  sowohl  gegen  denjenigen,  für  den 
sie  die  Gewalt  ausübt,  als  gegen  Dritte.  Um  dieses  Mißverständnis  aus- 
zuschließen, nahm  man  (als  §  797  a)  die  Vorschrift  auf,  dafs,  wenn  jemand 
die  thateäohliche  Gewalt  über  eine  Sache  für  einen  anderen  in  dessen 
Haushalt  oder  Erwerbsgesohäft  oder  in  einem  sonstigen  Verhältnisse  aus- 
übt, vermöge  dessen  er  den  auf  die  Sache  sich  beziehenden  Weisungen 
des  anderen  Folge  zu  leisten  hat,  nur  dieser  Besitzer  ist.  Man  war 
sich  dabei  bewufst,  dafs  es  nicht  möglich  sei,  die  in  Betracht  kommenden 
Fälle  im  Gesetz  zweifelfrei  und  erschöpfend  zu  umgrenzen,  dafs  man  sich 
vielmehr  begnügen  müsse,  der  Wissenschaft  und  Praxis  für  die  Auffin- 
dung der  richtigen  Grenzen  einen  Anhalt  zu  gewähren.  Das  entschei- 
dende Kennzeichen  der  hier  fraglichen  Fälle  erblickte  man  darin,  dafs 
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dem  die  tatsächliche  Gewalt  Ausübenden  gegenüber  dem  anderen ,  für 
den  er  die  Gewalt  ausübt,  kein  Recht  zum  Behalten  der  Sache  zusteht 
Infolge  des  Beschlusses,  sich  in  diesem  Absohnitt  auf  den  Besitz- 
schutz zu  beschränken,  unterzog  man  die  §§  798—813,  welche,  wie  er- 
wähnt, sich  auf  den  Eigenbesitz  beziehen,  einer  Prüfung  in  der  Richtung, 
ob  und  wieweit  dieselben  auch  für  den  Besitz  beizubehalten  seien.  Das 
Ergebnis  war  die  8treichung  der  meisten  dieser  Vorschriften.  So  wurden 
die  Bestimmungen  der  §§  804,  805,  811  über  den  Erwerb  des  Eigen- 
besitzes durch  Anweisung  und  durch  constitutum  possessorium  und  über 
die  Fortdauer  des  Eigenbesitzes  bei  Erlangung  des  Besitzes  durch  einen 
den  Eigenbesitzer  anerkennenden  Besitzer  als  ausschließlich  für  den  Eigen- 
besitz passend  gestrichen.  Als  für  den  Besitz  selbstverständlich  kamen 
in  Wegfall  die  auf  die  Voraussetzungen  der  Möglichkeit  eines  Besitzes 
bezüglichen  §§  798  und  807,  sowie  die  §§  799,  800  Abs.  2,  802,  803 
Abs.  1,  806,  welche  ron  der  Zulässigkeit  des  Mitbesitzes,  dem  Besitz- 
erwerb beschränkt  geschäftsfähiger  Personen,  dem  Auesohlufs  einer  com- 
possessio  in  solidum ,  dem  Besitzerwerb  durch  Uebergabe  und  der  Dauer 
des  Besitzes  handeln.  Die  Vorschrift  des  §  800  Abs.  1  über  die  Unfähig- 
keit geschäftsunfähiger  Personen  zum  Besitzerwerb  erschien  für  die  bei 
dem  Beschlufs  zu  §  797  berücksichtigten  Fälle,  in  denen  zum  Besitzerwerb 
ein  Wille  des  Erwerbers  nioht  erforderlich  ist,  nioht  zutreffend,  im  übrigen 
aber  selbstverständlich.  Die  Bestimmung  des  §  801  über  den  Besits- 
erwerb  durch  Vertreter  hielt  man,  soweit  sie  auf  den  Erwerb  des  Besitzes 
in  den  Fällen  des  §  797a  zur  Anwendung  kommen  kann,  für  selbstver- 
ständlich. Der  §  808,  nach  welchem  der  Eigenbesitz  durch  die  Erklä- 
rung des  Willens,  die  Sache  nicht  mehr  als  die  seioige  zu  haben ,  been- 
digt wird,  pafst  in  dieser  Gestalt  nur  für  den  Eigenbesitz;  bezüglich  des 
Besitzes  nahm  man  an,  auch  dieser  werde  in  manchen  Fällen  durch  die 
Erklärung  des  Willens,  den  Besitz  nioht  mehr  haben  zu  wollen,  beendigt, 
wenn  man  jedoch  m  §  810  ausspreche,  dafs  der  Besitz  durch  Aufgeben 
der  thatsächliohen  Gewalt  beendigt  werde,  so  ergebe  sich  bei  richtiger 
Auslegung  auch  für  die  angedeuteten  Fälle  die  angemessene  Entschei- 
dung, ohne  dafs  es  einer  besonderen  Vorschrift  bedürfe.  Aus  gleichen 
Gründen  wurde  der  mit  §  808  zusammenhängende  §  809  gestrichen. 
Die  Vorschrift  des  §  811  über  die  Beendigung  des  Eigenbesitzes  eines 
Grundstückes  im  Falle  der  Entziehung  der  thatsächliohen  Gewalt  erschien, 
soweit  sie  verdeutlichen  will,  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  blofse 
Störung,  unter  welohen  eine  Entziehung  des  Eigenbesitzes  anzunehmen 
ist,  für  den  Besitz  entbehrlich,  im  übrigen,  nahm  man  an,  sei  sie  hauptsäch- 
lich von  Bedeutung  für  den  Eigenbesitz  und  deshalb  an  dieser  Stelle  nioht 
beizubehalten.  Der  §  812  endlich,  nach  dessen  erstem  Absatz  durch  den 
Tod  oder  den  Eintritt  der  Geschäftsunfähigkeit  der  für  den  Eigenbesitser 
die  thatsächliohe  Gewalt  ausübenden  Person  der  Eigeobesitz  nioht  been- 
digt wird,  während  der  Absatz  2  die  Beendigung  des  Eigenbesitzes  durch 
eine  Lossagungserklärung  jener  Person  regelt,  ersohien  auf  den  Besitz  nur 
in  den  Fällen  des  §  797a  entsprechend  anwendbar;  für  diese  Fälle  aber 
hielt  man  den  Abs.  1  für  selbstverständlich,  den  Abs.  2  für  teils  selbstverständ- 
lich, teils  nioht  völlig  zutreffend.    Hiernach  wurden  beibehalten  nur  die 
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Vorschriften  des  §  803  Abs.  2  über  den  Besitzerwerb  durch  blofie  Eini- 
gung des  bisherigen  Besitzers  und  des  Erwerbers,  falls  dieser  in  der  Lage 
ist,  die  th  et  sächliche  Gewalt  zu  üben,  und  die  Vorschriften  des  §  810 
öber  die  Beendigung  des  Besitzet  duroh  Verlust  der  thataächliohen  Ge- 
walt und  die  Fortdauer  desselben  bei  nur  vorübergehender  Behinderung 
der  Ausübung  der  Gewalt. 

An  der  Spitze  der  auf  den  Besitzschutz  bezüglichen  Bestimmungen 
des  Entwurfs  spricht  der  §  814  den  Grundsatz  ans,  dafs,  abgesehen  von 
den  gesetzliehen  Ausnahmefällen  (§§  189,  815  Abs.  2,  3),  niemand  dem 
Besitzer  ohne  dessen  Willen  den  Besitz  entziehen  oder  ihn  im  Besitz 
stören  darf,  und  verbindet  damit  eine  Definition  des  in  den  folgenden 
Vorschriften  technisch  verwendeten  Ausdrucks  „verbotene  Eigenmacht". 
Gegen  den  Inhalt  des  §  814  wurde  sachlioh  nichts  erinnert  Ebenso 
blieb  der  §  818,  weloher  feststellt,  was  in  den  folgenden  Vorschriften 
unter  „fehlerhaftem  Besitz4'  verstanden  wird,  sachlich  unverändert.  Ins- 
besondere lehnte  man  es  ab,  auch  den  Besitz  desjenigen  als  fehlerhaft 
zu  behandeln,  welchem  beim  Erwerbe  des  Besitzes  die  Fehlerhaftigkeit  des 
Besitzes  seines  Vorgängers  im  Besitze  nur  infolge  grober  Fahrlässigkeit 
unbekannt  geblieben  ist,  wie  die«  mit  Rücksicht  auf  die  §§  877,  881 
Abs.  2  vorgeschlagen  wurde,  um  zu  einem  einheitlichen  Begriff  des  bösen 
Glaubens  zu  gelangen ;  die  Mehrheit  hielt  den  Vorschlag  für  innerlich 
nicht  gerechtfertigt,  mit  dem  geltenden  Recht  nicht  vereinbar  und  be- 
bedenklich, weil  von  der  Fehlerhaftigkeit  des  Besitzes  die  Zulässigkeit  der 
Selbsthilfe  gegen  den  Besitzer  abhänge,  diese  Zulässigkeit  aber  nicht  an 
eine  so  unsichere  Voraussetzung  wie  das  Vorhandensein  grober  Fahr- 
lässigkeit auf  seiten  des  Besitzers  geknüpft  werden  könne. 

Der  §  815  regelt  die  Befugnisse  des  Besitzers  zum  Selbstschutz.  Der 
Abs.  1,  welcher  das  Recht  des  Besitzers  zur  Abwehr  verbotener  Eigen- 
maeht, nnd  der  Abs.  2  Satz  1,  weloher  das  Recht  des  Besitzers  einer 
beweglichen  Sache,  die  ihm  weggenommene  Sache  dem  Thäter  wieder 
abzunehmen,  regelt,  blieben  sachlioh  unbeanstandet;  der  Abs.  2  wurde 
jedoch  in  der  Fassung  dem  §  127  der  StrafprozeXsordnung  angepafst.  Der 
Abs.  2  Satz  2  kam  als  nur  auf  den  Eigenbesitz  bezüglich  in  Wegfall. 
Nach  Abs.  S  soll  der  Besitzer  eines  Grundstücks,  wenn  ihm  der  Besitz 
durch  verbotene  Eigenmaoht  entzogen  worden  ist,  berechtigt  sein,  sich 
den  Besitz  sofort  nach  erlangter  Kenntnis  von  der  Entziehung  wieder- 
zurerschaffen,  mit  Gewalt  gegen  die  Person  jedoch  nur  sofort  nach  der 
Entziehung  oder  unter  den  in  §  189  bestimmten  Voraussetzungen  er- 
laubter Selbsthilfe.  Die  Kommission  ging  dieser  Vorschrift  gegenüber 
davon  aus,  das  dem  Besitzer  eingeräumte  Recht  zur  Selbsthilfe  stehe  in 
einem  gewissen  Gegensatz  zu  dem  Zweck  des  Besitzinstituts,  den  Rechta- 
frieden durch  Aufrechterhaltung  des  bestehenden  thatsächliohen  Zustandes 
zu  bewahren,  indem  es  duroh  die  Anerkennung  einer  Art  von  Faustrecht 
gerade  zu  erheblicher  Störung  des  Reohtsfriedens  führen  könne;  daher 
dürfe  das  Selbsthilferecht  nicht  weiter  ausgedehnt  werden,  als  das  prak- 
tische Bedürfnis  es  dringend  gebiete.  Auch  der  Vorgang  des  römischen 
and  des  gemeinen  Rechts  sei  für  die  Begrenzung  des  Selbsthilferechte 
nicht  massgebend,   da  durch  die   Vervollkommnung   des  gerichtlichen 
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Schutzes  das  Bedürfnis  zur  Gestattung  der  Selbsthilfe  wesentlich  einge- 
schränkt sei.  Man  bescbJofs  deshalb,  in  dem  Falle  des  Abs.  3  dem  des 
Besitzes  entsetzten  Besitzer  ein  Recht  zur  Wiederbemächtigung  nur  so- 
fort nach  der  Besitzentziehung  zu  gewähren.  Die  im  Entwurf  gemachte 
Unterscheidung  zwischen  Wiederbemächtigung  durch  Gewalt  gegen  die 
Person  und  auf  andere  Weise  hielt  man  für  willkürlich  und  oft  schwer 
durchführbar;  auch  ersohien  es  unzureichend,  mit  dem  Entwurf  nur  die 
erstgedachte  Art  der  Wiederbemächtigung  zeitlich  zu  beschränken.  Für 
hedenklich  eraohtete  man  es  auch,  die  Wiederbemäehtigung  zu  gestatten, 
wenn  sie  unverzüglich  uach  der  Besitzentziehung  erfolge,  weil  danach 
der  des  Besitzes  Entsetzte  bei  unverschuldeter  Behinderung  unter  Um- 
stäudeu  noch  nach  langer  Zeit  sich  den  Besitz  würde  wiedorversohaffen 
können ;  dabei  rechnete  man  aber  darauf,  dafs  die  Rechtsprechung  das 
Erfordernis  sofortiger  Wiederbemächtigung  nicht  zu  eug  auslegeu 
werde.  Weiter  schränkte  man  das  Wiederbemächtiguagsrecht  (sowohl 
mich  Abs.  2  als  nach  Abs.  3)  dahin  ein,  dafs  es  nur  gegen  deujenigeu 
zustehen  sollte,  welcher  im  Sinne  des  §  818  fehlerhaft  besitzt;  man  er- 
bliokte  in  dieser  Einschränkung  eine  folgerichtige  Anwendung  des  dem 
§  H18  zu  Grunde  liegenden  Gedankens.  —  Die  Bestimmung  de*  §  815 
Abs.  4,  wonach  dem  Inhaber  die  in  den  Abs.  1 — 3  bestimmten  Rechte 
auch  gegenüber  demjenigen  zustehen,  für  welchen  er  die  Sache  innehat, 
konnte  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  der  von  der  Kommission 
aufgegebenen  Auffassung  der  Besitzverhältnisse  nicht  beibehalten  werden ; 
sachlich  stehen  übrigens  auch  dem  Besitzer  im  Sinne  der  2.  Lesung  die 
im  §  815  bestimmten  Reohte  unter  den  gesetzlichen  Voraussetzungen 
gegen  jeden  zu.  Eine  Vorschrift  erachten  aber  erforderlich  über  die 
Frage,  ob  in  den  Fällen  des  §  797a  auch  derjenige,  welcher  die  that- 
sächliche  Gewalt  für  den  Besitzer  ausübt,  also  z.  B.  der  Dienstbote,  zur 
Ausübuug  der  in  §  815  Abs.  1 — 3  bestimmten  Rechte  Dritten  gegenüber 
befugt  «ei.  Das  praktische  Bedürfnis  fordert  unzweifelhaft  die  Bejahung 
dieser  Frage;  die  Mehrheit  hielt  aber  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
in  diesem  Sinne  für  notwendig,  weil  in  Ermangelung  einer  solchen  zwar 
das  in  §  815  Abs.  1  bestimmte  Notwehrreoht  bioh  aus  §  186  ergeben 
würde,  dagegeu  die  in  Abs.  2  und  3  bestimmten  Selbsthilfereohte  ver- 
ueint  werden  müi'sten,  da  uach  der  allgemeinen  Vorschrift  des  §  189  zur 
Selbsthilfe  nur  der  Berechtigte  selbst,  hier  also  der  Besitzer,  befugt  sein 
würde. 

Der  §  816,  welcher  die  §§  814,  815  zu  Gunsten  desjenigen  für  ent- 
sprechend anwendbar  erklärt,  der  nur  einen  Teil  einer  Sache,  insbeson- 
dere abgesonderte  Wohn-  oder  andere  Räume,  besitzt,  wurde  gebilligt; 
die  Bezugnahme  wurde  jedooh  erstreckt  auf  die  §§  818 — 824.  Nach 
§  817  soll  im  Falle  gemeinschaftlichen  Besitzes  mehrerer  an  einer  Sache 
jeder  Teilhaber  gegen  solche  Handlungen  eines  anderen  Teilhabers  Besitz- 
schutz geniefeen,  welche  über  die  in  §  765  bezeichnete  Gebrauchsbefugnis 
hinausgehen  oder  den  Teilhaber  in  der  Ausübung  seiner  Gebrauchsbefugnis 
hindern.  Gegen  diese  Vorschrift  ist  in  der  "Kritik  von  mehreren  Seiten 
das  Bedenken  erhoben,  dafs  sie  die  Entscheidung  über  die  Besitzschutz- 
rechte der  TeiUiaber  von  der  (oft  schwierigen)  Rechtsfrage  der  Abgrensung 
ihrer  Gebrauchsbefugnisse  abhängig  mache  und  somit  in  den  Besitzstreit 
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den  Streit  über  das  Recht  hineintrage.  Die  Kommission  hielt  dieses  Be- 
denken für  begründet.  Sie  lehnte  es  aber  auch  ab,  den  Mitbesitzern 
Besitzschutz  für  den  von  jedem  thatsächlich  geübten  Gebrauch  zu  ge- 
währen. Zur  Vermeidung  von  Zweifeln  glaubte  man  sich  nicht  auf  die 
Streichung  des  §  817  beschränken  zu  sollen,  sondern  sprach  ausdrücklich 
aus,  dafs  im  Verhältnis  der  Mitbesitzer  zu  einander  ein  Besitzschutz 
insoweit  nioht  stattfinde,  als  es  sich  nur  um  die  Verteilung  des  Gebrauchs 
(im  Gegensatz  zur  gänzlichen  Entziehung  des  Mitbesitzes)  handle. 

Der  §  819,  welcher  die  Vorschriften  über  den  gerichtlichen  Schutz 
des  Besitzes  eröffnet,  regelt  den  Anspruch  auf  Wiedereinräumung  des 
durch  verbotene  Eigenmacht  entzogenen  Besitzes  und  die  Einrede,  welche 
dem  Beklagten  gegen  diesen  Anspruch  in  dem  Falle  zusteht,  wenn  der 
Kläger  ihm  gegenüber  selbst  im  fehlerhaften  Besitz  sich  befand.  Diese 
Bestimmungen  wurden  gebilligt.     Nach  §  824  wäre  jedoch  die  Einrede 
des  fehlerhaften  Besitzes  ausgeschlossen,  wenn  die  ihr  zu  Grunde  liegende 
Besitzentsetzung   des  Beklagten  länger   als  ein  Jahr  vor  der  Geltend- 
machung der  Einrede  erfolgt  wäre;  der  Kläger  wäre  also  in  der  Lage, 
dem  Beklagten  die  Einrede  dadurch  abzuschneiden,  dafs  er  erst  nach  Ab- 
lauf eines  Jahres  seit  der  von  ihm  begangenen  Besitzentsetzung  die  Klage 
auf  Wiedereinräumung  des   ihm  wiederum  entzogenen  Besitzes  erhöbe. 
Diese  Regelung  erschien  unangemessen ;  man  besehlofs  daher ,  die  Zu- 
lässigkeit  der  Einrede  des  fehlerhaften  Besitzes  nur  davon  abhängig  zu 
machen,  dafs  die  der  Einrede  zu  Grunde  liegende  Besitzentsetzung  des 
Beklagten  nicht  länger  als  ein  Jahr  vor  der  der  Klage  zu  Grunde  liegen- 
den Besitzentsetzung  des  Klägers  erfolgt  sei.    Die  gleiche  Aenderung  des 
§  824  soll  bezüglich  der  Einrede  des  fehlerhaften  Besitzes  auch  Platz 
greifen,  soweit  sich  die  Einrede  gegen  den  in  §  820  geregelten  Anspruch 
des  Besitzers  wegen  Störung  seines  Besitzes  richtet.     Der  §  820  selbst 
blieb  unangefochten.    Auf  den  die  Besitzansprüche  des  Eigenbesitzers  be- 
handelnden §  821  wird  demnächst  eingegangen  werden.  Die  Bestimmung  des 
§  822  über  die  im  BesitzBtreit  zulässigen  Einwendungen  aus  dem  Rechte 
des  Beklagten  zum  Besitz  oder  zur  Vornahme  der  störenden  Handlung 
erfuhr  keine  Bemängelung.    Die  in  §  828  Abs.  1  ausgesprochene  Unab- 
hängigkeit der  Besitzklage  und  der  Klage  aus  dem  Rechte  von  einander 
hielt  man  sowohl  prozefsrechtlich  wie  materiellrechtlich  für  selbstver- 
ständlich.   Der  Vorschrift  des  Abs.  2  über  die  Erledigung  der  Besitz- 
klage durch  rechtskräftige  Entscheidung  über  die  Klage  aus  dem  Recht 
gab  man  die  Form  einer  materiellen  Bestimmung  und  erweiterte  sie  damit 
zugleich  in  der  Richtung,  dafs  es  nicht  darauf  ankommen  soll,  ob  zur 
Zeit  der  rechtskräftigen  Feststellung  des  Rechts  die  Besitzklage  bereits 
anhängig  ist  oder  nioht     Der  §  824  war  teilweise  durch  die  früher 
mitgeteilten  Beschlüsse  zu  den  §§  819 ,    820  über  die  zeitliche  Be- 
schränkung der  Einrede  des  fehlerhaften  Besitzes  bereite  erledigt;  so- 
weit er  dagegen  eine  Ausschlufsfrist  für  die  Geltendmachung  der  Besitz- 
anop  räche  bestimmt,  wurde  er  sachlich  gebilligt. 

Der  den  Abechnitt  beeohliefsende    §   825  stellt  zu    Gunsten  des 

§  825  vergl.  §  944b. 
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Eigenbesitzers  einer  Sache  die  Vermutung  des  Eigentums  für  die  Fälle 
auf,  in  denen  es  sich  um  die  Geltendmachung  von  Ersatzanspruch  od 
wegen  Entziehung  oder  Beschädigung,  sei  es  auf  Grund  einer  unerlaubten 
Handlung,  sei  es  auf  Grund  ungerechtfertigter  Bereicherung,  handelt;  es 
soll  vermutet  werden,  dafs  das  Vermögen  des  besitzen  im  Falle 
der  Entziehung  um  den  Wert  der  Sache,  im  Falle  der  Beschädigung  um 
die  Minderung  ihres  Wertes  verringert  ist.  Der  positive  Inhalt  dieser 
Vorschrift  wurde  im  allgemeinen  gebilligt,  jedoch  hielt  man  einerseits 
eine  Erweiterung,  andererseits  eine  Einschränkung  derselben  fdr  geboten. 
Man  dehnte  die  Vermutung  auf  jeden  Besitzer  im  Sinne  der  2.  Lesung 
aus,  jedoch  in  dem  Sinne,  dafs  sie  dem  Eigenbesitzer  auch  dann  zu 
statten  kommen  soll,  wenn  er  nicht  selbst  Besitzer  ist.  Man  ging  davon 
aus,  dafs  die  Ersatzansprüche,  deren  Geltendmachung  die  Vorschrift  zn 
erleichtern  bezwecke,  an  die  Stelle  des  Anspruchs  auf  Naturalrestitution 
träten;  wie  bei  diesem  Anspruoh  der  Kläger  nioht  sein  Eigentum,  son- 
dern nur  seinen  Besitz  zu  beweisen  habe,  so  müsse  das  Gleiche  auch  für 
jene  Ersatzansprüche  gelten,  da  die  Unmöglichkeit  der  Naturalrestitution 
nicht  dem  Beklagten  zum  Vorteil  gereichen  dürfe.  Mit  Rücksicht  auf 
die  Bemessung  des  Ersatzes  sei  zwar  ein  Eingehen  auf  das  Becht  des 
Klägers  an  der  Sache  unvermeidlich ;  indessen  müsse  der  Nachteil  der 
Beweislast  billigerweise  den  Beklagten  treffen,  der  durch  sein  Verhalten 
und  in  den  wichtigsten  Fällen  durch  sein  Verschulden  die  Notwendigkeit 
einer  Feststellung  des  Rechts  des  Klägers  herbeigeführt  habe.  Durch  die 
Leistung  des  Ersatzes  an  den  Besitzer  werde  regelmäfsig  der  materiellen 
Gerechtigkeit  Genüge  geschehen.  Zudem  erziele  man  durch  die  Erstreokung 
der  Vermutung  auf  jeden  Besitzer  eine  üebereinstimmung  mit  der  früher 
beschlossenen  Vorschrift  des  §  718  a  über  die  Befreiung  der  Ersatz- 
pflichtigen durch  gutgläubige  Leistung  des  Ersatzes  an  den  Besitzer 
(vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LV  S.  255).  Auf  der  anderen  Seite  beschränkte 
man  die  Vermutung  auf  den  Besitzer  beweglicher  Sachen,  da  sie  bei 
Grundstücken  wegen  der  ihr  vorgehenden  Eigentumsvermutung  des  §  826 
zu  Gunsten  des  als  Eigentümer  in  das  Grundbuch  Eingetragenen  von  sehr 
geringer  praktischer  Bedeutung  sein  würde.  Die  Fassung  der  Vorschrift 
wurde  der  Redaktionskommission  überlassen.  Indessen  erübrigte  sich  die 
Aufnahme  einer  besonderen,  dem  §  825  entsprechenden  Vorschrift  ganz 
durch  den  später  bei  der  Beratung  der  §§  929  ff.  gefalzten  Beschluß,  eine 
allgemeine  Eigentumsvermutung  zu  Gunsten  des  früheren  oder  gegen- 
wärtigen Besitzers  für  die  Dauer  des  Besitzes  aufzustellen. 

Der  oben  übergangene  §  821  gelangte  erst  zur  Beratung,  nachdem 
man  bereits  bis  zum  §  880  vorgerückt  war.  Es  erscheint  für  die 
weitere  Berichterstattung  zweckmässig,  das  Ergebnis  dieser  Beratung  sohon 
hier  mitzuteilen.  Der  §  821  entscheidet  die  Frage,  wieweit  neben  dem 
Besitzer  noch  andere  Personen  Besitzschutz  geniefsen  sollen.  Der  Ent- 
wurf giebt  die  in  §  815  bestimmten  Selbstschutzrechte  aus  schlief  slich  dem 
Inhaber,  dagegen  gewährt  er  die  in  §§  819,  820  bestimmten  Besitz- 
ansprüche unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie  gegen  den  Inhaber  selbst 
begründet  sind,  auch  dem  .Besitzer',  für  welchen  der  Inhaber  die  In- 
habung  ausübt,  und  wenn  „der  Inhaber  die  Inhabung  für  einen  anderen 
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hat,  welcher  für  den  Besitzer  die  thatsäohliohe  Gewalt  über  die  Sache 
ausübt",  auch  diesem  anderen ;  wenn  alio  z.  B.  ein  Mieter,  der  von  einem 
Niefsbraucher  gemietet  hat,  in  seinem  Mietbesitz  gestört  oder  des  Besitzes 
entsetzt  werden  ist,  sodafs  er  den  Ansprach  aas  §  819  oder  §  820  erlangt 
hat,  so  sollen  auch  der  Niefsbraucher  und  der  Eigentümer  diesen  Anspruch 
haben,  jedooh  sollen  sie  die  Einräumung  des  entzogenen  Besitzes  an  sieh 
selbst  nur  verlangen  können,  wenn  der  Mieter  den  Besitz  nicht  wieder 
übernehmen  will.    In  der  Kommission  wurde,  ebenso  wie  in  der  Kritik, 
ron  einer  Seite  die  Ansieht  vertreten,  dafs  es  mit  dem  Grundgedanken 
des  Besitzschutzes    sowie   mit  der  im  Leben  herrschenden  Auffassung 
nioht  vereinbar  und  durch  ein  praktisches  Bedürfnis  nicht  geboten  sei, 
anderen  Personen  als  dem  wirklichen  Besitzer  Besitzschutz  zu  gewähren. 
Die  Mehrheit  hielt  es  dagegen  in  grundsätzlicher  üebereinstimmung  mit 
dem  Entwurf  für  erforderlich,  gewissen  Personen ,  welche  die  Ausübung 
der  thatsächliehen  Gewalt  einem  anderen  überlassen  haben,  aber  vermöge 
des  der  Ueberlassung  zu  Grunde  liegenden  Rechtsverhältnisse»  noch  in 
Beziehung  zur  Sache  geblieben  sind,  insbesondere  dem  Vermieter  und  dem 
Verpächter,  in  gewissem  Umfange  Besitzschutz  zu  gewähren.     Ein  Teil 
der  Mehrheit  ging  dabei  von  der  Auffassung  aus,  dafs  z.  B.  der  Ver- 
mieter durch  die  Ueberlassung  des  Mietbesitzes  an  den  Mieter  den  Besitz, 
namentlich,  soweit  derselbe  in  der  Macht  bestehe,  Dritte  auszuschliefsen, 
nioht  vollständig  aufgebe,  während  ein  anderer  Teil  der  Mehrheit  die 
Ansicht  vertrat,  der  Vermieter  habe  zwar  keinen  —  wenn  auch  nur  be- 
schränkten —   Besitz,  aber  wegen  seines  Rechtes  auf  Wiedererlangung 
des  Besitzes  ein  schutzwürdiges  Interesse  an  der  Erhaltung  des  Besitzes 
des  Mieters,  und  deshalb  müsse  er  —  wenigstens  solange  der  Mieter  als 
soloher  besitze  —  Besitzschutz  geniefsen.    Zweifel  ergaben  sich  darüber, 
wie  die  Voraussetzungen  im  Gesetz  zu  bestimmen  seien,  unter  welchen 
neben  dem  Besitzer  einem  anderen  Besitzschutz  gewährt  werden  solle. 
Einig  war  man  in  der  Verwerfung  der  Ausdrucksweiße,  welche  der  Ent- 
wurf wählt,  indem  er  davon  spricht,  dafs  der  Inhaber  für  einen  an- 
deren die  Inhabung  hat.     Dieser  Ausdruck  erschien   unklar   und  nioht 
zutreffend.    Im  übrigen  lagen  verschiedene,  in  der  Fassung  von  einander 
abweichende   Anträge   vor;    die  Entscheidung   wurde  der  Redaktions- 
kommission überlassen.    Diese  hat  den  Gedanken  der  Kommission  in  den 
oben  als  §  824  d  Abs.  1  und  §  824  e  mitgeteilten  Bestimmungen  zum 
Ausdruck  gebracht  und  dabei  für  diejenigen  Personen,  welohe  neben  dem 
Besitzer  possessorisch  geschützt  werden  sollen,  die  technische  Bezeichnung 
als  „mittelbarer  Besitzer4'  eingeführt.  —   Anlangend  die  Art  und  den 
Umfang  des  dem  mittelbaren  Besitzer  zu  gewährenden  Besitzschutzes,  so 
wurde  der  Entwurf  durchweg  angenommen.     Insbesondere  hielt  man  die 
Gewährung  der  in  §  815  bestimmten  Selbstschutzrechte  neben  den  allge- 
meinen Vorschriften  über  Selbstverteidigung  und  Selbsthilfe  für  entbehr- 
lich.   Ebenso  war  man  mit  dem  Entwurf  darin  einverstanden,  dafs  der 
mittelbare  Besitzer  gegen  den  Besitzer  keines  Besitzschutzes  bedürfe  und 
dafs  ihm  gegen  Dritte  nur  unter  der  Voraussetzung  eines  für  den  Besitzer 
selbst  begründeten  Besitzanspruchs  ein  solcher  zu  gewähren  sei. 

Im  Anschlufs  an  die  Frage  des  possessorischen  Schutzes  des  mitte  1- 
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baren  Besitzers  gelangten  sodann  mehrere  Anträge  zur  Beratung,  welche 
sich  auf  den  Erwerb  und  den  Verlust  des  mittelbaren  Besitzes  und  des 
Eigenbesitzes  bezogen.  Die  Mehrheit  der  Kommission  hielt  zunächst  die 
Aufnahme  einer  allgemeinen  Vorschrift  über  die  Uebertragung  des  mittel- 
baren Besitzers  für  notwendig.  Der  Entwurf  enthält  eine  derartige  Vor- 
schrift für  den  Fall,  dafs  der  mittelbare  Besitzer  Eigen  besitze  ist ,  in 
§  804;  er  regelt  dort  die  Uebertragung  des  Eigenbesitzes  durch  An- 
weisung des  Besitzes,  den  Besitz  fortan  für  den  Erwerber  auszuüben. 
Die  Kommission  hatte  schon  früher  bei  der  Beratung  des  §  874  beschlossen, 
an  Stelle  des  §  804,  soweit  derselbe  auf  die  Uebertragung  des  Eigentums 
an  beweglichen  Sachen  Anwendung  findet,  die  Vorschrift  zu  setzen,  dafs, 
wenn  ein  Dritter  sich  im  Besitze  der  tu  übereignenden  Sache  befindet, 
die  Uebergabe  dadurch  ersetzt  werden  kann,  dafs  der  Yeräufserer  den 
Anspruch  auf  Herausgabe  dem  Erwerber  abtritt.  (Die  Gründe  des  Be- 
schlusses werden  später  mitzuteilen  sein.)  Diesem  Beschlufs  gemäfs  soll 
auch  *ur  Uebertragung  des  mittelbaren  Besitzes  die  Abtretung  des 
Anspruchs  des  mittelbaren  Besitzers  auf  Herausgabe  der  Sache  erforderlich 
und  genügend  sein. 

Anlangend  die  vorgeschlagenen  Bestimmungen  über  den  Eigenbesitz, 
so  war  die  Mehrheit  der  Kommission  der  Ansioht,  dafs  der  Begriff 
des  Eigenbesitzes  nicht  entbehrt  werden  könne.  (Die  Redaktionskom- 
mission, welcher  die  Entscheidung  überlasten  wurde,  wie  und  wo  die 
Definition  zum  Ausdruck  zu  bringen  sei,  hat  sich  für  die  Aufnahme  einer 
besonderen  definierenden  Bestimmung  in  den  Abschnitt  vom  Besitz  ent- 
schieden.) Dagegen  hielt  man  allgemeine  Vorschriften  über  den  Erwerb 
und  den  Verlust  des  Eigenbesitzes  nicht  für  erforderlich. 

Der  mit  §  826  beginnende  dritte  Abschnitt  des  dritten  Buches  ent- 
hält allgemeine  Vorschriften  über  Rechte  an  Grund- 
stücken. In  einer  Anmerkung  zur  Ueberschrift  dieses  Abschnitts  bat 
die  erste  Kommission  im  allgemeinen  auf  die  Notwendigkeit  reichsgesetz- 
lioher  Regelung  der  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen 
hingewiesen.  Die  erste  Kommission  hat  bekanntlich  auch  einen  Ent- 
wurf für  ein  derartiges  Gesetz  ausgearbeitet    Da  dieser  Entwurf  jedoch 

Dritter  Abschnitt. 

Allgemeine  Vorschriften  über  Rechte  an  Grundstücken. 
Anmerkung.  1.  Es  wird  vorausgesetzt ,  dal»  durch  ein  besonderes  Reichsgesetz 
die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  durch  Zwangsversteigerung  und 
Zwangsverwaltung  geregelt  wird.  Diesem  Gesetze  ist  insbesondere  die  Bestimmung  dar- 
über vorbehalten,  inwiefern  durch  die  Zwangsversteigerung  eines  Grundstücks  die  an 
diesem  bestehenden  Rechte  erlöschen  und  für  die  erlöschenden  Rechte  der  Erlös  an 
die  Stelle  des  veräufserten  Grundstücks  tritt. 

2.    An  geeigneter  Stelle,  etwa  bei  §  1066,  soll  eine  Anmerkung  folgenden  Inhalts 
aufgenommen  werden: 

Ks  wird  vorausgesetzt,  dafs  das  Gesetz  über  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbe- 
wegliche Vermögen  die  Vorschrift  enthalten  wird,  dafs  die  Hypothekenglaubiger  und 
Grundscbuldgliabigar  eines  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  veräufserten  Grund- 
stücks aus  dem  Erlöse  nur  wegen  eine»  zweijährigen  ZinsenrücksUndes  an  der  Stelle 
des  Kapitals  Befriedigung  verlangen  könneu  und  wegen  älterer  Zinsrückstände  den 
übrigen  Berechtigten  im  Range  nachstehen. 
§  »26  vergl.  §  »36b. 
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der  jetzigen  Kommission  nicht  zur  zweiten  Lesung  überwiesen  ist ,  so 
hielt  dieselbe  auch  ihrerseits  für  erforderlich,  ihre  Ueberzeugung  von  der 
Notwendigkeit  eines  solchen  Gesetzes  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Die  in 
Rede  stehende  Anmerkung  bezeichnet  weiter  einzelne  Bestimmungen, 
welche  in  das  fragliche  Reichsgcsetz  aufzunehmen  seien,  und  zwar  zu- 
nächst eine  Bestimmung,  durch  die  für  das  Zwangsversteigerungsverfahren 
das  sogenannte  Deckungsprinzip  anerkannt  wurde.  Die  Kommission  hielt 
es  nicht  für  angängig,  sich  ohne  eingehende  Erörterung  für  das  Deokuogs- 
prinzip  zu  erklären,  glaubte  aber  auch,  zu  demselben  nicht  Stellung  neh- 
men xu  brauchen,  da  die  Annahme  oder  Ablehnung  dieses  Prinzips  für 
die  materielle  Regelung  deB  Immorbiliarsaohenrechts  nirgeuds  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  sei.  Ebenso  eignete  sich  die  Kommission  die 
ron  der  ersten  Kommission  ausgesprochene  Voraussetzung,  dafs  das  frag- 
liche Gesetz  über  die  Stellung  der  öffentlichen  Abgaben  und  des  Ge- 
sindtilohns  in  der  Zwangsversteigerung  Bestimmung  treffen  müsse,  nieht 
an,  weil  es  sioh  bei  der  Behandlung  jener  Abgaben  um  eine  Frage  des 
öffentlichen  Rechts ,  bei  der  Behandlung  des  Gesindelohns  aber  um  eine 
für  die  Gestaltung  des  materiellen  Rechts  belanglose  Frage  handle. 
Dagegen  billigte  die  Kommission  die  weiter  ausgesprochene  Voraus- 
setzung, dafs  Rückstände  von  Hypotheken-  und  Grundsohuldzinsen  nur 
im  beschränkten  Umfange  an  der  8telle  des  Kapitals  in  der  Zwangsvoll- 
streckung zu  berücksichtigen  seien  und  dafs  über  daa  Erlöschen  der  an 
dem  versteigerten  Grundstück  bestehenden  Reohte  Bestimmung  zu  treffen 
»ein  werde. 

Nach  §  826  wird  vermutet,  dafs  derjenige,  für  welchen  ein  Recht 
un  einem  Grundstücke  oder  ein  Recht  an  einem  solchen  Rechte  einge- 
tragen ist,  das  Hecht  erworben  hat,  und  dafs  ein  im  Grundbuoh  als 
erloschen  bezeichnetes  Recht  aufgehoben  ist  Diese  Bestimmung  wurde 
inhaltlich  nicht  beanstandet;  insbesondere  billigte  man  es.  dafs  der  Ent- 
wurf der  Eintragung  in  das  Grundbuch  nicht  formale  Rechtskraft,  d.  h. 
nicht  die  Bedeutung  beilegt,  dafs  sie  unabhängig  von  der  Erfüllung  an- 
derer gesetzlicher  Voraussetzungen  für  sich  allein  die  eingetragene  Reehts- 
änderung  bewirkt.  Die  in  der  Kritik  gerügte  formale  Unebenheit ,  dafs 
die  hier  aufgestellte  Vermutung,  abweichend  von  dem  allgemeinen  Be- 
griff der  Voraussetzung  (vergl.  §  198),  nicht  sich  auf  Thatsachen  be- 
ziehe, hielt  man  für  praktisch  unbedenklich.  Man  berichtigte  den 
§  826  nur  dadurch,  dafs  man  in  der  Fassung  auoh  die  Löschung 
eines  zu  Unrecht  eingetragenen  nicht  bestehenden  Rechts  berück- 
sichtigte. 

Nach  §  827  soll,  wenn  ein   Recht  als  mehreren  gemeinschaftlich 
und  ungeteilt  zustehend  in  das  Grundbuoh  eingetragen  ist,  für  dieselben 


§  827  gestrichen. 

Anmerkung.  Es  wird  vorausgesetzt,  dafs  die  Grundbuchordnung  eine  Vorschrift 
enthalten  wird,  nach  welcher  die  Eintragung  eines  Rechtes  als  mehreren  Personen  gemein- 
schaftlich zustehend  nur  in  der  Art  erfolgen  darf,  dafs  entweder  die  Bruchteile  angegeben 
werden ,  zu  welchen  das  gemeinschaftliche  Recht  den  Berechtigten  zusteht,  oder,  wenn 
«in«  Gemeinschaft  nach  Bruchteilen  nicht  vorliegt,  dies  bemerkt  und  zugleich  das  für  die 
Gemeinschaft  mafsgebende  Recht* Verhältnis  bezeichnet  wird. 
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Gemeinschaft  nach  gleichen  Bruchteilen  als  eingetragen  anzusehen  sein, 
sofern  nicht  aus  dem  Inhalt  der  Eintragung  ein  anderes  sich  ergiebt. 
Gegen  diese  auoh  in  der  Kritik  angefochtene  Vorschrift  wurde  einge- 
wendet, sie  beruhe  auf  der  Voraussetzung,  dafs  die  Gemeinschaft  nach 
Bruchteilen  die  Regel  bilde,  eine  Voraussetzung,  die  nicht  mehr  zutreffe, 
nachdem  man  die  Gemeinschaft  der  Gesellschafter  als  eine  solche  zur 
gesamten  Hand  geregelt  habe,  und  gefährde  bei  einer  Gemeinschaft  dieser 
Art  die  Gemeinschafter  in  übertriebener  Rücksicht  auf  deren  Gläubiger. 
Die  Kommission  trug  diesen  Bedenken  dadurch  Rechnung,  dafs  sie  die 
Vorschrift  strich,  dafür  aber  für  die  Grundbuohordnung  in  Ergänzung 
der  in  der  Anmerkung  zu  §  827  in  Autsicht  genommenen  Bestimmung 
(yergl.  §  27  des  Entwurfs  der  Grundbuohordnung)  eine  Ordnungsvorschrift 
vorbehielt,  durch  welohe  dafür  Sorge  getragen  werden  soll,  dafs  bei  der 
Eintragung  eines  gemeinschaftlichen  Rechts  stets  entweder  das  unter 
den  Gemeinschaftern  bestehende,  die  getrennte  Vefügung  über  einzelne 
Anteile  aussohliefsende  Rechtsverhältnis  (z.  B.  Gesellschaft,  eheliehe  Güter- 
gemeinschaft) bezeichnet  oder  die  den  einzelnen  Teilhabern  zustehenden 
Bruchteile  angegeben  werden.  Beim  Bestehen  einer  solchen  Ordnungs- 
vorschrift können  Eintragungen,  die  das  Verfügungsreoht  der  Gemein- 
schafter im  Zweifel  lassen,  nur  durch  ein  Versehen  des  Grundbuohamts 
vorkommen.  Für  die  Beurteilung  dieser  seltenen  Fälle  erschien  eine 
gesetzliche  Bestimmung  entbehrlich. 

Die  §§  828—  833  betreffen  den  rechtsgeschäftlichen  Erwerb  von 
Rechten  an  Grundstücken.    Nach  §  828  Abs.  1  ist  zur  üebertragung  des 

§  828.  Zar  Üebertragung  des  Eigentums  sowie  zur  Begründung,  Üebertragung  oder 
Belastung  eines  anderen  Rechtes  an  einem  Grundstück  ist,  soweit  nicht  das  Gesetz  ein 
anderes  vorschreibt,  die  Einigung  des  Berechtigten  and  des  anderen  Teiles  über  den 
Eintritt  dar  Rechtsänderung  und  die  Eintragung  der  Rechtsänderung  in  das  Grundbuch 
erforderlich. 

Vor  der  Eintragung  sind  die  Beteiligten  an  ihre  Erkllrungeu  nur  gebunden,  wenn 
sie  dieselben  vor  dem  Grandbuchamte,  vor  Gericht  oder  vor  einem  NoUr  abgegeben 
oder  dem  Grnndbuchamt  eingereicht  haben  oder  wenn  der  Berechtigte  dem  anderen  Teile 
eine  d«n  Vorschriften  der  Grundbuchordnong  entsprechende  Eintrsgungsbe willigung  aas- 
gebändigt hat. 

§§  829,  830  gestrichen. 

§  880a.  (884.)  Zar  Aufhebung  eines  Rechtes  an  einem  Grundstock  ist,  soweit 
nicht  das  Gesetz  ein  anderes  vorschreibt,  die  Erklärung  des  Berechtigten,  dafs  er  da» 
Rächt  aufgebe,  and  die  Löschung  das  Rechtes  im  Grandbuch  erforderlich.  Die  Erklä- 
rung ist  dem  Grundbochamte  oder  demjenigen  gegenüber  abzugeben,  zu  dessen  Gunsten 
sie  erfolgt.  Der  Berechtigte  ist  an  seine  Erklärung,  sofern  er  sie  nicht  dem  Grundbuch- 
amte  gegenüber  abgegeben  hat ,  nur  gebunden ,  wenn  er  demjenigen ,  su  desseu  Gunsten 
sie  erfolgt  ist,  eine  den  Vorschriften  der  Grundbuchordnung  entsprechende  Löschungs- 
bewilligung ausgehändigt  bat. 

Ist  das  aufzuhebende  Recht  mit  dem  Rechte  eines  DriUen  belastet,  so  bedarf  es  der 
Zustimmung  des  Dritten.  Steht  das  aufzuhebende  Recht  dem  jeweiligen  Eigentümer  eines 
anderen  Grundstücks  zu,  so  ist,  wenn  dieses  Grundstück  mit  dem  Rechte  eines  Dritten 
belastet  ist,  die  Zustimmung  des  Dritten  erforderlich,  es  sei  denn,  dafs  dessen  Recht 
durch  die  Aufbebung  nicht  berührt  wird.  Die  Zustimmung  kann  dem  Berechtigten  oder 
dem  Gruodbuchamte  gegenüber  erklärt  werden ;  die  Erklärung  ist  unwiderruflich. 

§  831.  Eine  von  dem  Berechtigten  in  Gemifsheit  des  §  828  oder  des  §  830a  Abs.  1 
abgegebene  Erklärung  wird  nicht  dadurch  unwirksam,  dafs  der  Berechtigte  in  der  Ver- 
fügung beschränkt  wird,  nachdem  di«  Erklärung  für  ihn  bindend  geworden  und  der 
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Eigentums,  zur  Begründung,  Uebertragung  oder  Belastung  eines  anderen 
Rechts  an  einem  Grundstücke  durch  Rechtsgeschäft  ein  zwischen  dem 
eingetragenen  Berechtigten  und  dem  Erwerber  zu  schließender  Vertrag 
und  Eintragung  in  das  Grundbuch  erforderlich;  der  Vertrag  erfordert 
nach  Abs.  2  die  Erklärung  des  Berechtigten,  dafs  er  die  Eintragung  der 
Rechtsänderung  in  das  Grundbuch  bewillige,  und  die  Annahme  der  Be- 
willigung ron  seiten  des  anderen  Teiles.  In  diesen  Sätzen  gelangt  zum 
ersten  Mal  die  —  für  das  ganze  Sachenrecht  des  Entwurfs  grundlegende  — 
Bedeutung  des  sogenannten  dinglichen  Vertrages  (in  der  Anwendung  auf 
den  Erwerb  ron  Rechten  an  Grundstücken)  zum  Ausdruck.  Beispiels- 
weise soll  zur  rechtsgeschäftlichen  Uebertragung  des  Eigentums  an  einem 
Grundstück  aufser  der  Eintragung  in  das  Grundbuch  nur  erforderlich 
sein,  dafs  sich  der  Veräufserer  und  der  Erwerber  vertragsmäßig  dahin 
einigen ,  dafs  das  Eigentum  von  jenem  auf  diesen  übergehen  soll.  '1  hat 
sächlich  erfolgt  eine  solche  Einigung  im  Leben  stete  nur  im  Zusammen- 
hange mit  einem  bestimmton  rechtlichen  Grunde,  z.  B.  weil  der  Ver- 
äufserer sich  durch  einen  vorangegangenen  obligatorischen  Vertrag  ver- 
pflichtet hat,  dem  anderen  das  Grundstüok  entgeltlich  oder  unentgeltlich 
su  übereignen.  Auf  die  Wirksamkeit  des  dinglichen  Vertrages  soll  es 
soer  ohne  Einllufs  sein,  wenn  dieser  vorausgesetzte  Grund  nicht  zu  Reoht 
besteht  Wenn  also  z.  B.  der  dem  dinglichen  Vertrag  zu  Grunde  liegende 
Kaufvertrag  nichtig  ist,  so  soll  dennoch  der  Erwerber  durch  den  ding- 
lichen Vertrag  und  die  Eintragung  Eigentümer  werden ,  der  Veräufserer 
kann  nur,  wenn  er  die  Nichtigkeit  des  Kaufvertrages  nicht  kennt,  naoh 
den  Vorschriften  über  die  Herausgabe  einer  ungerechtfertigten  Bereiche- 
ruD^  (§§  737  ff.)  Bückübertragung  des  Eigentums  von  dem  Erwerber  ver- 
langen. Diese  in  der  Kritik  vielfach  angefochtene  Regelung  fand  in  der  Kom- 
mission grundsätzlich  Billigung.  Man  zog  namentlich  in  Betracht,  dafs  der  Ent- 
wurf durch  die  Loslösung  der  dinglichen  Rechtsgeschäfte  von  ihrem  Rechts- 
grunde (des  Leistungsgeschäfts  von  dem  Kausalgeschäft)  nur  die  Rechtsent- 
wickelung,  wie  sie  sich  auf  Grund  des  praktischen  Bedürfnisses  im  prüfst on 
Teile  des  Reiches  in  der  Neuzeit  gestaltet  habe,  zum  Abschluß  bringe, 
dafs  er  den  sachenrechtlichen  Verkehr  auf  eine  klare  und  sichere  Grund- 
lage stelle  und  die  Grundbuchführung  in  der  durch  das  Verkehrsbedürfnis 
gebotenen  Weise  vereinfache.  Nur  in  zwei  nebensächlichen  Punkten 
beschlofs  man  Aenderungen  zum  Teil  sachlicher  Natur.  Der  Entwurf 
verlangt  einen  von  dem  eingetragenen  Berechtigten  (und  dem  Er- 
werber) zu  schließenden  Vertrag.    Die  Kommission  nahm  an,  dafs  es  für 


§  832  gestrichen. 
§  883  gestrichen. 

Anmerkung.  Im  Art.  11  des  Entwürfe»  des  Einiuhrungsgesetzes  soll  der  §  668 
der  ttvilprosefsordnung  zum  Ersätze  de»  §  833  Abs.  2,  3  de»  Entw.  I  dahin  geändert 
«erden: 

Ist  auf  Bewilligaug  einer  Eintragung  in  das  Grundbuch  oder  einer  Löschung 
erkannt,  «o  wird  da»  für  vorläufig  vollstreckbar  erklärte  Urteil  durch  Eintragung 
einer  Vormerkung  volliogen. 

Die  Prüfung  der  Frage,  ob  die  Vorschrift  auf  die  Verurteilung  xur  Bewilligung 
einer  Eintragung  in  das  Schiffsregister  auszudehnen  sei  (vergl.  die  gegenwärtige 
Passung  de»  §  «58  in  dem  Entwürfe  de»  Einführungsgesettes),  bleibt  vorbehalten. 
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die  materielle  Wirksamkeit  des  Vertrages  nur  darauf  ankommen  dürfe, 
dafs  der  Vertrag  von  dem  wirklich  Berechtigken  geschlossen  ,  nicht  dar- 
auf, dafs  dieser  vor  der  Eintragung  der  Rechtsänderung  oder  gar  vor 
dem  Ahsohlufs  des  Vertrages  bereits  als  Berechtigter  eingetragen  sei. 
Im  Ergebnis  erreicht  der  Entwurf  im  wesentlichen  dasselbe  durch  seinen 
§  830 ;  da  man  diesen  aber  mit  Kücksioht  auf  die  zum  allgemeinen  Teile 
beschlossene  ihn  ersetzende  allgemeine  Vorschrift  (vergl.  §  127o  in 
diesen  Jahrb.  Bd.  LVII  8.  65)  zu  streichen  beabsichtigte,  die  Fassung  der 
letzteren  Vorschrift  aber  Zweifel  lassen  würde,  so  war  eine  entsprechende 
Aenderung  des  §  828  Abs.  1  nötig.  Der  Entwurf  berücksichtigt  ferner 
in  Abs.  2,  wenigstens  dem  Wortlaut  nach,  nicht  den  möglichen  Fall,  dafs 
die  Einigung  der  Parteien  über  die  Rechtsänderung  erst  nach  der  Ein- 
tragung desselben  zum  Abschlufs  kommt.  Diese  Lücke  wurde  beseitigt.  — 
Eine  erhebliche  Meinungsverschiedenheit  ergab  sioh  nun  aber  über  die 
Frage,  ob  es  ratsam  sei,  die  zu  erfordernde  Willenseinigung  der  Parteien 
über  den  Eintritt  der  Rechtsänderung  mit  dem  Entwurf  im  Gesetz  als 
Vertrag  zu  bezeichnen.  Für  die  Bejahung  der  Frage  wurde  geltend 
gemacht,  da  sioh  nicht  bestreiten  lasse,  dafs  die  gedachte  Einigung  alle 
Merkmale  des  Vertragsbegriffes  an  sich  trage,  so  könne  es  nur  verwir- 
rend wirken,  wenn  man  den  allein  angemessenen  Ausdruck  vermeide. 
Die  Mehrheit  entschied  sich  jedoch  gegen  den  Entwurf.  Sie  ging  dabei 
im  wesentlichen  davon  aus,  es  handle  sich  bei  der  Entscheidung,  ob  die 
sachlich  notwendig  zu  fordernden  Parteierklärungen  als  Vertrag  aufzu- 
fassen seien ,  vorwiegend  um  eine  Frage  der  juristischen  Konstruktion, 
welohe  nioht  Saohe  des  Gesetzgebers,  sondern  der  Wissenschaft  sei  Es 
verdiene  den  Vorzug,  die  Ausdruoksweise  dem  Sprachgebrauch  und  den 
Anschauungen  des  Volkes  anzupassen,  denen  die  Bezeichnung  jener 
Erklärungen  als  Vertrag  nioht  entspreche.  Wieweit  die  allgemeinen  Ver- 
tragsgrundsätze hier  anwendbar  seien,  würden  Wissenschaft  und  Praxis 
in  jedem  Falle  unschwer  zu  beurteilen  in  der  Lage  sein. 

Die  erforderliche  Einigung  der  Parteien  ist  in  ihrer  Giltigkeit  regel- 
mässig —  aufser  den  Fällen  der  Eigentumsübertragung  (Auflassung)  und 
der  Begründung  eines  Erbbaurechts,  in  welchem  nach  §§  868,  962  Abs.  1 
der  Vertrag  vor  dem  Grund buohamt  geschlossen  werden  mufs  —  nicht 
von  der  Beobachtung  einer  gewissen  Form  abhängig.  Die  neben  der 
Einigung  nötige  Eintragung  soll  zwar  nach  §  89  des  Entwurfs  der  Grund- 
buchordnung nur  angeordnet  werden,  wenn  die  zur  Begründung  der  Ein- 
tragung erforderlich  in  Erklärungen  vor  dem  Grundbuohamte  zu  Protokoll 
gegeben  oder  in  öffentlich  beglaubigten,  im  Grundbuchamt  vorgelegten 
Urkunden  enthalten  sind  (und  zwar  ist  nach  §  21  Abs.  1  ebenda  in  den 
Fällen  des  §  828,  abgesehen  von  den  oben  bezeichneten  Ausnahmefällen 
der  §§  868,  962  Abs.  1,  nur  die  einseitige  Eintragungsbewilligung  des 
berechtigten,  gegen  dessen  Recht  sich  die  Eintragung  richtet,  zur  Begrün- 
dung der  Eintragung  erforderlioh).  Jene  Form  Vorschrift  der  Grundbuch- 
ordnung hat  indessen  nur  die  Bedeutung,  dafs  ihre  Nichtbeobaohtung  zur 
Abweisung  des  Eintragungsantrags  führt,  nicht  die,  dafs  die  trotz  der 
Nichtbeobaohtung  erfolgte  Eintragung  nicht  materiell  wirksam  wäre.  Die 
formlos  zustande  gekommene  Einigung  würde  hiernach  regelmässig  für 
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die  Parteien  bindend,  d.  h.  einieitig  nicht  widerruflich  und  nur  in  ihrer 
Wirkung  von  dem  Hinzutritt  der  Eintragung  abhängig  sein.  Der  Ent- 
wurf geht  jedoch  davon  aus,  dafs  durch  diese  Regelung  die  Verfügung 
über  Rechte  an  Grundstücken  bedenklich  erleichtert  werden  würde,  und 
erkennt  daher  in  §  828  Abs.  3  den  „Vertrag"  nur  dann  als  für  die  Ver- 
tragschliefaenden  bindend  an  ,  wenn  er  entweder  vor  dem  Grundbuohamt 
geschlossen  oder  von  den  Parteien  dem  Grundbuchamt  zur  Eintragung 
eingereicht  wird  oder  wenn  die  bewilligte  Eintragung  auf  den  Antrag 
auch  nur  eines  der  Vertragsohliefsenden  erfolgt.  Die  Kommission  hielt 
mit  dem  Entwurf  eine  Entscheidung  der  in  Abs.  3  behandelten  Frage 
für  geboten  und  lehnte  daher  einen  Antrag  auf  Streichung  ab.  Sie 
itimmte  dem  Entwurf  ferner  darin  nu,  dafs  der  Widerruf  der  Parteier- 
klärungen ausgeschlossen  sein  müsse,  wenn  dieselben  vor  dem  Grundbuoh- 
amt (oder,  wie  später  mit  Rücksicht  auf  den  zu  §  868  gefafsten  Besch  lufs, 
auoh  die  Auflassung  vor  Gericht  oder  Notar  zuzulassen,  hinzugefügt  wurde, 
vor  Gericht  oder  Notar)  abgegeben  oder  von  den  Beteiligten  dem  Grund- 
buohamt zur  Eintragung  eingereicht  worden  seien,  sowie  jedenfalls  naoh 
erfolgter  Eintragung.  Man  war  auoh  darüber  einverstanden,  dafs  es  aus 
praktischen  Gründen  sich  nicht  empfehle,  die  formlose  Einigung  als  für 
die  Parteien  bindend  anzuerkennen,  insbesondere  deshalb,  weil  eine  solohe 
Einigung  nicht  zur  Eintragung  führen  und  deshalb  die  bezweckte  Rechta- 
änderuDg  nicht  bewirken  könne.  Dagegen  beschlofs  man,  eine  Bindung 
auch  dann  eintreten  zu  lassen,  wenn  der  Berechtigte  dem  anderen  Teile 
eine  den  Vorschriften  der  Grundbuchordnung  entsprechende  Eintrags- 
bewilligung  ausgehändigt  hat.  Dabei  war  namentlich  der  praktische  Ge- 
sichtspunkt massgebend,  dafs  der  andere  Teil  in  der  Lage  sein  müsse, 
nach  Empfang  der  Eintragungsbewilligung  mit  Sicherheit  die  Valuta  für 
das  zu  erwerbende  Reoht  an  den  Berechtigten  zu  zahlen,  wie  dies  im 
Verkehre  üblich  sei.  Der  Abs.  4  des  §  828,  nach  welchem  es  auf  die 
Wirksamkeit  des  Vertrages  ohne  Einflufs  ist,  wenn  einer  der  Vertrag- 
»chliefsenden  stirbt  oder  geschäftsunfähig  wird,  bevor  der  Vertrag  bindend 
geworden  ist,  wurde  als  neben  §  74  Abs.  2  (der  in  diesen  Jahrb.  Bd.  LVI 
8.  901  mitgeteilten  Zusammenstellung)  entbehrlich  gestrichen.  Ebenso 
strich  man  die  dem  §  828  beigefügte  Anmerkung,  weil  man  keinen  An- 
is/» sah,  zu  den  dort  bezeichneten  Vorbehalten  für  die  Grundbuchordnung 
Stellung  zu  nehmen. 

Die  in  §  829  enthaltenen  Sätze,  welche  das  Verhältnis  des  in  $  828 
bezeichneten  Vertrages  zu  seinem  Rechtsgrunde  zu  erläutern  bezweoken, 
wurden  ala  richtig  anerkannt  oder  gestrichen,  weil  sie  sich  aus  §  828  und 
au»  den  Vorschriften  über  ungerechtfertigte  Bereicherung  von  selbst  er- 
gaben. Die  Bestimmungen  des  §  830  über  die  Voraussetzungen,  unter 
welchen  eine  Eintragungsbewilligung  eines  Nichtboreohtigten  wirksam  ist 
oder  wird ,  kamen  gleichfalle  mit  Rücksicht,  auf  die  schon  oben  S.  82 
erwähnte  Vorschrift  des  §  127c  in  Wegfall. 

Nach  §  831  ist  es  auf  die  Wirksamkeit  einer  Eintragungsbewilligung 
ohne  Hin  Hufs,  wenn  der  Bewilligende  nach  dem  Eingang  des  Kintrngungs- 
antrags  beim  Grundbuohamt  in  der  Verfügung  über  sein  Recht,  insbe- 
sondere durch  Eröffnung  des  Konkurses  über  sein  Vermögen,  beschränkt 


wird.  Die  Vorschrift,  welche  die  Beteiligten  gegen  einen  Nachteil  zu 
schützen  bezweckt,  der  sich  ohne  dieselbe  daraus  ergeben  würden,  dafs 
die  zur  Vollendung  der  gewollten  Reohtsänderung  erforderliche  Eintragung 
regelmäßig  erst  mehr  oder  weniger  lange  Zeit  nach  dem  Eintragungs- 
antrage  erfolgt,  wurde  sachlioh  gebilligt  und  nur  dahin  verdeutlicht,  dafs 
die  Verfügungsbesohränkung  nur  dann  ohne  Wirkung  ist,  wenn  zur  Zeit 
ihres  Eintritts  nioht  nur  der  Eintragungsantrag  sohon  eingereicht,  sondern 
auch  die  naoh  §  828  erforderliche  Einigung  der  Parteien  schon  bindend 
zustande  gekommen  ist.  Ein  Antrag,  die  Verfügungsbeschränkung  schon 
dann  für  unwirksam  zu  erklären ,  wenn  die  Eintragungsbewilligung  nur 
in  der  der  Grundbuchordnung  entsprechenden  Form  dem  anderen  Teil 
ausgehändigt  sei,  wurde  abgelehnt. 

Von  der  Regel,  dafs  eine  auf  einem  nichtigen  dinglichen  Vertrage  be- 
ruhende Eintragung  unwirksam  ist,  bestimmt  der  §  832  eine  Ausnahme  für  den 
Fall,  wenn  der  Vertrag  zum  Schein  geschlossen  ist;  in  diesem  Falle  soll  die 
Eintragung  wirksam  sein,  nur  in  ihrem  Verhältnis  su  einander  sollen  die 
Parteien  die  aus  §  96  folgende  Nichtigkeit  des  Soheingeschäfts  geltend 
machen  dürfen.  Diese  in  der  Kritik  vielfach  beanstandete  Vorschrift 
wurde  gestrichen.  Man  hielt  es  für  ungerechtfertigt,  die  Berufung  auf 
die  Niohtigkeit  der  Eintragung  Dritten  zu  versagen,  und  für  nicht  geboten, 
den  Beteiligten  selbst  die  Geltendmachung  der  Nichtigkeit  gegen  Dritte 
abzuschneiden,  da  diese,  wenn  sie  beim  Erwerbe  eines  Recht»  in  gutem 
Glauben  gewesen  seien,  durch  die  §§  887,  838  genügend  geschützt,  anderen- 
falls aber  nioht  schutzwürdig  seien.  Man  verkannte  dabei  nicht,  dafs 
z.  B.  einem  Hypotheken  gläubiger,  der  sein  Recht  von  dem  wirklichen 
und  eingetragenen  Eigentümer  erworben  habe,  die  Rechtaverfolgung  und 
die  Erwirkung  der  Zwangsvollstreckung  erschwert  werden  könne,  wenn 
der  Eigentümer  das  Grundstück  zum  Schein  einem  anderen  auflasse.  In- 
dessen glaubte  man,  dafs  diesem  Bedenken  durch  eine  Vorschrift  des 
Hypotheken-  oder  des  Zwangsvollstreckungsrechts  abgeholfen  werden 
müsse. 

Der  §  833  Abs.  1,  nach  welohen  die  Eintragungsbewilligung  und 
deren  Annahme  duroh  ein  Urteil  nach  Mafsgabe  des  §  779  Abs.  1  der 
Civilproiefsordnung  ersetzt  wird,  wurde  gestrichen,  weil  man  seinen  Inhalt 
naoh  dem  Wortlaut  und  der  Entstehungsgeschichte  des  §  779  Abs.  1  für 
selbstverständlich  hielt  und  von  dem  ausdrücklichen  Ausspruch  der  An- 
wendbarkeit dieser  Vorschrift  eine  Verdunkelung  ihres  Sinnes  befürchtete. 
Die  Abs.  2  und  3  bezwecken  die  Sicherung  desjenigen,  weloher  ein  nur 
vorläufig  vollstreckbares  Urteil  auf  Bewilligung  einer  Eintragung  erstritten 
hat.  Naoh  §  658  der  C.P.O.  erfolgt  in  diesem  Falle  die  Eintragung  in 
der  zur  Sicherung  eines  Anspruches  auf  Eintragung  durch  das  m aus- 
gebende Landesrecht  vorgeschriebenen  Form  als  Vormerkung,  Protestation, 
arrestatorische  Verfügung,  Dispositionsbesohränkung  u.  s.  w.  Der  Ent- 
wurf wählt,  da  er  eine  Vormerkung  zur  Sicherung  eines  obligatorischen 
Anspruchs  auf  Eintragung  verwirft,  einen  anderen  Weg;  die  Rechtsände- 
rung,  auf  deren  Bewilligung  das  vorläufig  vollstreckbare  Urteil  geht,  soll 
regelmässig  als  duroh  die  Reohtskraft  des  Urteils  bedingt  eingetragen 
werden,  wenn  es  sich  aber  um  die  Verurteilung  zur  Eigentumsübertragung 
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oder  zur  Bestellung  einer  Grundsohuld  handelt,  soll,  weil  diese  beiden 
Rechtsänderungen  nach  §§  870,  1137  nicht  von  einer  Bedingung  abhängig 
gemacht  werden  können,  nur  ein  Veräufserungsverbot  zu  Gunsten  des  ob- 
liegenden Teiles  eingetragen  werden.  In  den  letztgedachten  Fällen 
gewährt  der  Entwurf  hiernach  nur  eine  unvollkommene  Sicherung,  weil 
dos  Veräufserungsverbot  nach  §  107  Abs.  3  im  Konkurse  desjenigen, 
gegen  den  es  sich  richtet,  seine  Wirkung  verliert.  Die  Kommission  hielt 
es  für  dem  geltende  Becht  entsprechender,  einfacher  und  wirksamer,  aus 
dem  vorläufig  vollstreckbaren  Urteil  die  Eintragung  einer  Vormerkung 
zuzulassen.  Sie  war  der  Meinung,  daf»,  auch  wenn  bezüglich  der  Ver- 
werfung einer  Vormerkung  zur  Sicherung  eines  obligatorischen  Anspruchs 
um  Standpunkte  des  Entwurfs  im  übrigen  festgehalten  werden  sollte, 
jedenfalls  hier  sich  die  Zulassung  einer  solchen  Vormerkung  rechtfertige. 
.Die  Kommission  hat  sich  übrigens  später  für  die  allgemeine  Zulassung 
derartiger  Vormerkungen  entschieden.) 

Nach  §  834  sollen  die  §§  829 — 833  entsprechende  Anwendung  finden 
auf  die  einseitige,  vor  oder  gegenüber  dem  Grundbuchamt  abzugebende 
Erklärung,  durch  welche  das  Eigentum  aufgegeben  oder  auf  ein  anderes 
Recht  an  einem  Grundstücke  oder  auf  ein  Recht  an  einem  solchen  Rechte 
verzichtet  wird;  die  Erklärung  soll  unwiderruflich  sein.  Die  in  §  834 
bezeichneten  Verzieh tserklarungen  behandelt  der  Entwarf  in  einer  gröfseren 
Anzahl  von  sachlich  im  wesentlichen  übereinstimmenden  Vorschrften  über 
die  rechtsgeschäftliche  Aufhebung  der  einseinen  Rechte  an  Grundstücken 
(IS  872,  950,  960,  965,  977,  1015,  1021,  1048,  1051).  Die  Kommission 
hielt  es  für  zweckmässiger ,  diese  Einzelbestimmungen  durch  eine  in  den 
vorliegenden  Abschnitt  einzustellende  allgemeine  Regel  zu  ersetzen.  Man 
schlofs  sich  bezüglich  derselben  dem  Entwurf  sachlich  an,  jedoch  mit 
einer  Abweichung.  Der  Entwurf  verlangt  zur  rechtsgeschäftlichen  Auf- 
hebung eines  der  hier  fraglichen  Rechte,  abgesehen  vom  Eigentum  und 
Tom  Erbbaurecht,  bezüglich  deren  der  Verzioht  vor  dem  Grundbuchami 
zu  erklären  ist,  aufser  der  Löschung  im  Grundbuch  die  Erklärung  des 
Versieht«  gegenüber  dem  Grundbuohamt.  Man  war  der  Ansicht  diese 
Form  sei  dem  bisherigen  Reoht  und  der  Verkehrsübung  fremd,  der  Ver- 
zicht werde  vielmehr  gewöhnlich  demjenigen  gegenüber  erklärt,  zu  dessen 
Gunsten  er  erfolge ,  sei  dies  der  Eigentümer  oder  ein  nachstehender  Be- 
rechtigter; es  gehe  daher  nicht  an,  der  auf  Grund  einer  solchen  Erklä- 
rung erfolgten  Löschung  die  Wirkung  zu  versagen  und  eine  solche  Er- 
klärung für  schlechthin  unverbindlich  su  erklären.  In  Verfolg  des  zu 
§  828  Abs.  3  gefafsten  Beschlusses  machte  man  jedoch  die  bindende  Kraft 
einer  derartigen  Erklärung  davon  abhängig,  dafs  der  Berechtigte  demjeni- 
gen, su  dessen  Gunsten  der  Verzioht  erfolgen  soll,  eine  den  Vorschriften  der 
Grundbuchordnung  entsprechende  Löschungsbewilligung  ausgehändigt  hat 
Der  §  834  selbst  war,  soweit  er  auf  die  §§  829,  830,  832,  833  Bezug 
nimmt,  durch  die  Streichung  dieser  Vorschriften  erledigt;  im  übrigen 
wurde  er  gebilligt. 

Der  Grundsatz  des  §  835,  nach  welchem  die  Vereinigung  des  Eigen- 

§  884  vergl.  §  880». 

§  855.    Ein  Becht  an  einem  fremden  Grundstück  erlischt  nicht  dadurch,  dafs  der 
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tum»  und  eines  anderen  Rechts  an  einem  Grundstück  in  derselben  Person 
nicht  die  Aufhebung  deB  anderen  Rechts  zur  Folge  hat,  wurde  sachlioh 
nicht  angefochten ;  die  Entscheidung  darüber ,  ob  dats  Institut  der  Eigen- 
tümerhypothek beibehalten  werden  solle,  blieb  jedoch  vorbehalten.  Die 
Bestimmungen  des  §  836  über  die  Löschung  eines  auf  die  Lebenszeit  des 
berechtigten  beschränkten  Rechts  wurden  in  folgenden  Beziehungen 
sachlich  geändert.  Nach  Abs.  2  Sats  1  soll,  abweichend  von  der  Regel 
des  Abs.  1,  die  Löschung  eines  solohen  Rechts,  falls  seinem  Inhalte  nach 
ein  Anspruch  auf  rückständige  Leistungen  nicht  ausgeschlossen  ist,  nur 
dann  ohne  eine  Lösohungsbewilligung  der  Rechtsnachfolger  des  Berech- 
tigten erfolgen  dürfen,  wenn  seit  dem  Tode  des  Berechtigten  ein  Jahr  ver- 
strichen und  nicht  innerhalb  dieser  Frist  von  demjenigen,  dem  der  An- 
spruch wegen  rückständiger  Leistungen  zustehen  würde,  beim  Grundbuch- 
amt Widerspruch  erhoben  ist  Die  Kommission  sah  keinen  Grund,  nur 
einem  innerhalb  der  Jahresfrist  erhobenem  Widerspruch  die  bezeichnete 
Wirkung  beizulegen.  Da  es  ferner  im  Falle  der  Todeserklärung  nach  den 
bezüglich  dieser  gefafsten  Beschlüssen  vorkommen  könnte,  dafs  durch  das 
Todeserklärungsurteil  ein  so  weit  zurückliegender  Zeitpunkt  als  Todestag 
festgestellt  würde,  dafs  seit  diesem  Zeitpunkt  die  in  Abs.  2  Satz  1  bestimmte 
einjährige  Frist  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Urteils  bereits  abgelaufen  wäre, 
so  erschien  es  zur  Wahrung  der  Rechte  der  Rechtsnachfolger  geboten, 
in  diesem  Falle  die  Jahresfrist  von  der  Erlassung  dee  Urteils  an  zu 
berechnen.  In  Anknüpfung  an  einen  Vorschlag  des  Generalkomitees  des 
landwirtschaftlichen  Vereins  in  Bayern  beschlofs  man  endlich,  die  Vor- 
schriften des  §  836  für  entsprechend  anwendbar  zu  erklären  auf  die 
praktisch  häufigen  Fälle,  wenn  ein  Recht  auf  die  Zeit  bis  zur  Verheiratung 
des  Berechtigten  oder  auf  ein  bestimmtes  Lebensalter  desselben  beschränkt 
ist.  Alle  diese  Vorschriften  verwies  man  endlich  in  die  Grundbuchordnung, 
davon  ausgehend,  dafs  sie  lediglich  formellrechtlichen  Inhalts  seien. 

Eigeutttmer  des  Grundstücks  diu»  Recht  oder  der  Berechtigte  das  Eigentum  des  Grund- 
stück« erwirbt. 

§  836  gestrichen. 

Anmerkung.  Bs  wird  vorausgesetit ,  deia  tum  ErsaUe  nnd  cur  Ergänzung  des 
§  836  eine  Vorschrift  folgenden  Inhalts  in  die  Grundbuchordnung  aufgenommen  wird : 
Zur  Löschung  eines  aut  die  Lebenszeit  des  Berechtigten  beschränkten  Rechtes 
bedarf  es  nach  dem  Tode  des  Berechtigten  einer  Löschungsbewilligung  nicht.  Ist 
jedoch  nach  dem  Inhalte  der  Eintragung  ein  Anspruch  auf  rückständige  Leistungen 
nicht  ausgeschlossen,  so  ist  die  Löschungsbewilligung  erforderlich,  wenn  die  Löschung 
erfolgen  soll,  ehe  ein  Jahr  seit  dem  Tode  des  Berechtigten  oder,  wenn  er  für  tot 
erklärt  ist,  seit  der  Erlassung  des  die  Todeserklärung  aussprechenden  Urteils  abge- 
laufen ist  oder  wenn  derjenige,  welchem  der  Anspruch  auf  rückständige  Leistungen 
zustehen  würde,  unter  Berufung  auf  Rückstände  der  Löschung  bei  dem  Grundbuch- 
amte widersprochen  hat.  Der  Widerspruch  ist  auf  Antrag  in  das  Grundbuch  einzu- 
tragen. 

Diese  Vorschriften  finden  entsprechende  Anwendung,  wenn  das  Recht  auf  die  Zeit 
bis  zur  Verheiratung  des  Berechtigten  oder  auf  ein  bestimmtes  Lebensalter  des- 
selben beschränkt  ist. 

§  836a  (787  Abs.  8)  vergl.  die  im  vorigen  Bande  S.  682  mitgeteilte  Vorschrift. 

§  836b  (826.)  Ist  im  Grundbuch  für  jemand  ein  Recht  eingetragen ,  so  wird  ver- 
mutet, dafs  ihm  das  Recht  zusteht. 

Ist  im  Grundbuch  ein  eingetragenes  Recht  gelöscht,  so  wird  vermutet,  dafs  das 
Recht  nicht  besteht 
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Die  Armenpflege  in  Wien  und  ihre  Beform. 

Von  Dr.  Rud.  Kob Atsch. 
L 

Die  Millionenstadt  an  der  schönen,  blauen  Donau  steht  vor  einem 
für  ihre  Bewohner  in  gleicher  Weise  wie  für  die  Gemeinde  bedeutungs- 
vollen Ereignisse:  der  Reform  ihrer  Armenpflege.  Wir  wissen  leider 
nicht,  ob  diese  Neugestaltung  vom  Grunde  aus,  oder  nur  mit  Benutzung 
einiger  „praktischer  Verbesserung8vorschläge,<  geschehen  wird  —  eine 
wirkliche  Regelung  des  Armenwesens  hätte  jedenfalls  in  erster  Linie  mit 
den  veralteten  Grundsätzen  des  1863er  Heimatgesetzes  aufzuräumen;  die 
Unzulänglichkeit  der  jetzigen  Armeninstitute  und  den  fühlbaren  Mangel 
an  geeigneten  Armenräten,  die  Zersplitterung  der  Geldmittel  und  die  allzu 
sohablonisierende  Armen  Vorschrift  wären  zu  beseitigen,  und  an  deren 
Stelle  eine  den  modernen  Anforderungen  entsprechende  Armenfdrsorge  zu 
setzen.  Ferner  bedarf  das  lose  Verhältnis  zwischen  Kommunalpflege  und 
Privatvereinen  —  deren  Wien  mit  seinem  berühmten  „goldenen  Herzen" 
eine  grofse  Menge  besitzt  —  eines  festeren  Kontaktes;  endlich  wird  man 
auch  den  präventiven  Maisnahmen,  dem  Kampfe  gegen  Verarmung,  Ver- 
wahrlosung und  Verrohung,  insbesondere  der  korrektionellen  Frage,  eine 
erhöhte  Aufmerksamkeit  widmen  müssen. 

Diese  Erfordernisse  einer  rationellen  Armenpflege  konnte  man  in 
Wien  aus  mehrfachen  Gründen  bisher  nicht  erfüllen ;  zur  Beurteilung  der 
hauptsächlichen  Reformpunkte  folge  im  Nachstehenden  eine  Skizze  der 
Allgemeinen  und  besonderen  Bestimmungen  des  Wiener  Armenpflegesystems. 

Die  ausgezeichnete  und  erschöpfende  Darstellung,  welche  das  Armen- 
wesen Oesterreichs  im  Handwörterbuche  der  Staatswissenschaften  (I.  Band, 
8.  862  ff.)  durch  Freiherrn  v.  Call  gefunden,  überhebt  uns  der  Mühe, 
die  reiohsgesetzliehen  Prinzipien  der  Wiener  öffentlichen  Armenpflege 
hier  nochmals  auseinanderzusetzen.  Es  genüge ,  anzuführen ,  dafs  in 
Oesterreich  das  Recht  eines  Staatsbürgers  auf  Armenunterstützung  ein 
Aubflufs  seines  Heimatrechtes  in  irgend  einer  österreichischen  Gemeinde 
ist,  und  folglioh  die  Pflicht  einer  österreichischen  Gemeinde  zur  Armen- 
anterstützung  nur  bezüglich  der  in  dieser  Gemeinde  heimatbereohtigten 
Personen  —  mögen  sie  daselbst  ihren  Aufenthalt  (den  „Mittelpunkt  ihrer 
wirtschaftlichen  Thätigkeit !")  gefunden  haben  oder  nicht  -  erwächst, 
und  zwar  erst  in  subsidio,  d.  h.  wenn  der  betreffende  Arme  keine  alimen- 
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tati  od  »Pflichtigen  und  -fähigen  Verwand  ten  (Asoendenz,  Descendenz,  Ehe- 
gatte) mehr  besitzt,  oder  keine  anderen  gesetzlich  begründeten  Ansprüche 
auf  Unterstützung  geltend  maohen  kann  ;  doch  ist  die  Aufenthaltsgemeinde 
verpflichtet»  „bis  zur  Austragung  dieser  etwaigen  Rechte"  für  den  Annen 
zu  sorgen.  —  Das  MaTs  und  die  Art  der  Versorgung,  welche  sich  nur 
„bis  zur  Befriedigung  der  strengen  Notdurft"  zu  erstrecken  braucht,  ist 
die  Gemeinde  selbst  festzusetzen  berechtigt ;  arbeitsfähige  Arme ,  welche 
■ich  nicht  erhalten  können  oder  keinen  Erwerb  haben ,  kann  sie  mit 
gesetzlichen  Zwangsmitteln  und  Strafen  zur  einer  ihren  Kräften  ange- 
messenen Beschäftigung,  gegen  Entgelt  oder  Naturalverpfiegung,  veranlassen. 
Ebenso  hat  sie  für  Kranke  und  arme  Kinder  zu  sorgen.  —  Für  den 
Fsll,  dafs  nach  bewilligter  Unterstützung  hinterher  ein  Vermögen  heraus- 
kommt oder  dem  Versorgten  zufällt,  ist  die  Gemeinde  berechtigt,  sioh  die 
verwendeten  Kosten  ersetzen  zu  lassen.  Und  zwar  dürfte  u.  E.  die  Ge- 
meinde dieses  Ersatzrecht  im  politischen  (kurzen)  Wege,  und  nicht  beim 
Civilgeriohte,  verfolgen  können,  obwohl  die  Judikatur  des  österreichischen 
obersten  Gerichtshofes  in  dieser  Materie  eine  schwankende  ist  Uebrigens 
müfste  auch  hier  ein  neues  Heimat- ,  oder  besser  Armengesets  eine  Aen- 
derung  dahin  schaffen,  dafs  der  Gemeinde  das  Ersatzrecht  de  lege  lata 
zwar  im  kurzen  Wege  zustehe,  jedoch  aus  sozialpolitischen  Rücksichten 
nur  dann,  wenn  ein  relativ  nennenswertes  Vermögen  zufällt,  bez.  ein 
Vermögen  mala  fide  verschwiegen  wurde. 

Was  nun  das  Grundprinzip  des  österreichischen  Armenrechtes,  dafs 
der  Anspruch  auf  Unterstützung  nämlich  ein  jus  annexum  des  Heimat- 
rechtes ist,  anlangt,  so  mufs  vor  allem  betont  werden,  dafs  sioh  die  sozial- 
ökonomischen Voraussetzungen  dieses  Prinzipes  merklich  verändert,  man 
könnte  sagen,  verwischt  haben.  Die  Gemeinde  und  ihre  Mitglieder  als 
zwei  enge  zusammengehörende  Begriffe  —  giebt  es  schon  lange  nicht 
mehr!  Seitdem  die  Freizügigkeit  anerkannt  ist,  seitdem  die  enorm  gestei- 
gerte gewerbliche  Thätigkeit  die  Landbevölkerung  in  die  Städte  treibt, 
die  industrielle  Konkurrenz  dagegen  die  Leute  wieder  von  einer  Stadt 
in  die  andere  wandern  läfst  —  seither  sind  die  historischen  Attribute 
der  Gemeinde  geschwunden  und  haben  anderen  Erscheinungen  Platz 
gemacht.  Damit  erscheint  auch  die  Armut,  bez.  deren  Begleiterscheinun- 
gen in  den  grofsen  Städten  einerseits  von  dem  wirtschaftlichen  Leben 
in  diesen  verursacht,  andererseits  aber  mit  dem  gesamten  privat-  und 
öffentlichökonomisohen  Dasein  eines  Landes,  ja  eines  Kontinents  untrenn- 
bar verknüpft.  Die  Armenlast  hätte  daher  in  erster  Linie  die  Städte 
selbst,  dann  aber  auch  die  Länder  und  den  Staat  zu  treffen,  aber  nicht 
in  Form  eines  veiknöcherten  Heimatprinzipes ,  sondern  einer  staatlichen 
Armenpflege  im  Vereine  mit  kommunalen  Armensteuern. 

Heutigen  Tages  aber  hat  die  Gemeinde  X.  Mann,  Frau,  Kinder  und 
Kindeskinder,  mögen  sie  auch  alle  seit  Jahrzehnten  in  der  Gemeinde  Y. 
gewohnt  haben ,  zu  unterstützen ,  oder  zu  sioh  „abschieben"  und  in  ihr 
Armenhaus  aufnehmen  zu  lassen.  Die  wenigen  Durchbrechungen,  welche 
dieses  Prinzip  im  Heimatgesetze  (§§  18  ff.)  erfährt,  kommen  in  praxi  sehr 
selten  zur  Anwendung,  und  so  sind  jene  krassen  Fälle  möglich,  in  denen 
zuerst  lange  Zeit  hinduroh  eine  „Zuständigkeitsverhandlung"  —  von  Call 
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a.  a.  0.  mit  Recht  „probatio  diabolica"  genannt!  —  gepflogen  werden 
tnufs,  and  hierauf  erst  im  günstigen  Falle  eine  sozial  angemein  verwerf- 
liche „Heimbeförderung"  eintritt,  falls  sioh  die  Heimatgemeinde  eben  nicht 
dazu  versteht,  eine  meist  geringfügige  Unterstützung  zu  schicken,  oder 
der  Arme  aus  Spenden  and  Stiftungen,  welche  weise  Wohlthäter  für 
Arme  ohne  Rücksicht  auf  deren  Zuständigkeit  hinterlassen  haben,  Hilfe 
erhält  —  Was  die  Stadt  Wien  betrifft,  so  sind  im  Jahre  1890  5157 
Personen  —  darunter  2953  im  Alter  über  24  Jahre  —  in  ihre  Heimat- 
gemeinde abgeschoben  worden ,  gewifs  eine  in  jeder  Hinsicht  ungerecht- 
fertigte Auslage;  dazu  kommen  noch  die  zahlreichen  „Zugeschobenen" 
and  aufserdem  die  „Dnrchgesohobenen". 

Es  hat  nun  auch  nicht  am  guten  Willen  und  Einsehen  gefehlt ;  man 
half  sioh  eben  praeter  oder  gar  contra  legem,  in  der  richtigen  Erwägung, 
dafs  auch  hier  summum  jus  —  summa  malitia;  die  „Armen Vorschrift" 
insbesondere  wurde  in  Wien  größtenteils  aufser  Wirksamkeit  gesetzt: 
Während  einer  „probatio  diabolica"  gab  man  dem  Hilfsbedürftigen  einmalige 
Aushilfen  in  periodischer  Wiederkehr;  Nichtzuständige  empfingen,  sofern 
die  Paragraphen  des  Schubgesetzes  auf  sie  noch  nicht  zutrafen,  zur  frei- 
willigen Heimreise  Reisegelder,  um  sie  freilich  nach  kurzer  Zeit  wieder 
bettelnd  vorzufinden. 

Selbst  das  niederÖ9terreiohische  Landesgesetz  vom  1.  Februar  1885, 
betreffend  die  Errichtung  eines  Landarmenverbandes,  that  nicht  die  ge- 
wünschte Wirkung;  weder  wurden  dadurch  die  Armenfinanzen  Wiens 
weeentlioh  entlastet,  nooh  erfuhren  die  Armen  selbst  eine  Besserung  ihrer 
Lage:  sind  doch  von  817  299  im  Jahre  1890  in  Wien  lebenden  Civil- 
personen,  nebst  301  035  (ta  36,8  Proz.)  Einheimischen,  kaum  88  000 
(=  1 1  Proz.)  in  einer  niederösterreiohischen  Gemeinde  heimatberechtigt ! 
428  000  (=  62  Proz.)  sind  im  übrigen  Oesterreich  und  im  Auslande 
heimat-,  mithin  dort  auch  untersttitzungsbereohtigt !  Und  von  den  88  000 
Niederösterreichern  sind  gewifs  relativ  weniger  uuterBtützungsbedürftig, 
alt  von  den  428  000  nach  Böhmen,  Ungarn,  Oalizien,  Kroatien  u.  s.  w. 
Zuständigen.  —  Dieses  Gesetz,  welches  den  Gemeinden  die  Ausgaben  für 
jene  Armen  ersetzt,  welche  über  10  Jahre  ununterbrochen  aufserhalb 
ihrer  respektiven  Heimatgemeinde  gewohnt  haben,  müfste  notwendig  auf 
die  übrigen  Kronländer  ausgedehnt,  die  Frist  von  10  auf  5  Jahre  herab- 
gesetzt, und  der  Beweis  des  „Ununterbrochen"  nicht  so  strikt,  wie  bis- 
her, verlangt  werden. 

Mit  diesen  Erwägungen  nähern  wir  uns  bereits  dem  einen  Wege  zur 
Reform,  nämlich  dem  Projekte,  den  deutschen  U  n  t  er  i  tü  tz  u  n  g  ■  w o hn- 
sitz  in  Oesterreich,  vielleicht  mit  einigen  Varianten,  immerhin  aber  zu 
adoptieren.  Wir  erklären  sofort,  dafs  wir  auf  Grund  der  in  Deutschland 
selbst  gegen  dieses  Armenpflegesystem  laut  gewordenen  Bedenken  und  er- 
hobenen Klagen  dem  Unterstützungswohnsitze  nicht  das  Wort  reden  wer- 
den; es  genüge  übrigens,  hier  auf  das  Handwörterbuch  für  Staats  Wissen- 
schaften (Artikel  „Armenwesen",  Deutschland  [Reform])  aud  auf  Löning's 
Abhandlung  im  Schönberg'schen  Handbache  (3.  Aufl.,  III.  Bd.,  S.  995  ff.) 
xo  verweisen.  —  Es  will  ans  eben  bedünken,  dafs  auch  nach  dem  deut- 
schen Prinzipe  das  Recht  auf  Armenunterstützang  wiederum  von  anderen 
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Thatbeständen ,  als  dem  schliefslich  doch  allein  mafsgebenden,  d.  i.  der 
erwiesenen  Armut  oder  Verarmung,  abhängig  gemacht  wird,  während  auf 
der  anderen  Seite  die  komplizierten  Abrechnungen ,  Aufenthaltsbeweise, 
Rückersätze  und  ähnliche  Streitfragen  «war  in  anderer  Form,  aber  den- 
noch wiederkehren.  Wir  können  uns  daher  im  Principe  nnr  für  ein 
System  erklären,  und  das  ißt :  Verstaatlichung  des  Armenwesens  in  bezug 
auf  Finanzen  (Vermögen  und  Einkünfte),  und  als  Ergänzung  kommunale 
Armensteuern,  welch'  letztere  zu  kontingentieren  und  der  Kopfzahl,  bez. 
der  Zahl  der  in  einer  Reihe  von  Jahren  in  einer  Gemeinde  unterstützten 
Personen  entsprechend  auf  die  Gemeinden  aufzulegen  wären. 

Als  wichtigstes  Bedenken  gegen  diese  Reform  wird  man  anfuhren, 
dafs  ja  dann  noch  mehr  mittellose  Leute  vom  flachen  Lande  nach  Wien 
und  in  die  grofsen  Städte  strömen,  folglich  die  ärmeren  Volksschichten 
daselbst  nooh  zahlreicher ,  die  Arbeitsgelegenheit  noch  seltener  würden, 
während  die  Landarbeiterfrage  einen  noch  krisenhafteren  Charakter  an- 
nähme ! 

Nun,  es  stehen  sich  hier  eben  zwei  Prinzipien  gegenüber:  das  der 
völlig  konsequenten  Durchführung  des  humanitären  Gedankens,  und  das- 
jenige, welche«  mehr  Rücksicht  auf  die  „Gesamtheit44  als  auf  den  Ein- 
zelnen nehmen  will.  Wird  nun  der  erstere  Weg  eingeschlagen  ,  so  läfst 
man  sioh  offenbar  von  dem  Gedankeu  leiten,  dafs  eine  Vorkehrung,  welche 
für  einen  Teil  der  Bevölkerung,  für  einen  grofsen  Teil  derselben,  mit 
schwerem  Schaden  verknüpft  ist,  unmöglich  der  ganzen  Gesellschaft  zum 
wirklichen  dauernden  Vorteile  gereichen  könne,  namentlich  wenn  dieser 
Schaden  gleich  ist  dem  wirtschaftlichen  und  sozialen  Tode,  hingegen  das 
Opfer,  welches  für  die  Verhinderung  oder  den  Ersatz  dieses  Schadens 
gebracht  werden  müfste,  in  nichts  anderem  bestände,  als  in  der  Hingabe 
eines  geringen  Teiles  seiner  irdischen  Güter  .  .  .  Um  dieses  Opfer 
wollte  man  nicht  den  ohnehin  geringen  Preis  bezahlen  ?  Nicht  gerne 
bezahlen  ? 

Die  Pflicht  zur  Armenunterstützung  obliegt  einzig  und  allein  der 
Gesamtheit,  folglich  hat  diese  auch  die  nötigen  Mittel  dafür  aufzubringen 
—  Sehen  wir,  welohen  Einflufs  die  Verwirklichung  dieses  Satzes  auf  die 
österreichische  Bevölkerung  und  deren  Steuerlast  nehmen  würde. 

Es  giebt  in  Oesterreich  keine  genügende  Armenfinanzstatistik,  aus 
weloher  wir  berechnen  könnten,  wie  viele  Gulden  jährlich  im  ganzen 
Reiche  für  Armenzweoke  absolut  und  per  Kopf  der  Bevölkerung  ausgege- 
ben werden.  Die  Publikationen  der  k.  k.  statistischen  Centraikommission 
weisen  nur  die  Verpflegungskosten  und  auch  diese  nur  für  bestimmte 
Zweige  der  armenpflegerischen  Thätigkeit  aus;  wir  haben  also  stets  ein» 
zu  kleine  Zahl  zu  gewärtigen.    So  sind  im  Jahre  1889 

in  den  Waisenhäusern  etc.  .  .  .  fl.  1  067  381 
„  „  (3!)  Arbeitshäusern  .  .  .  „  41080 
„    „    Versorgungshäusern     .    .        „   3  067  203 

„    „    Armeninstituten   4  682  996 

zusammen  fl.  8  858  660 
für  die   Verpflegung,  bez.   Beteilung    verausgabt  worden   —  offenbar 
eine  viel  zu  niedrige  Summe,  wovon  man  sioh  leioht  durch  einen  Ver- 
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gleich  mit  dem  Wiener  Armenbudget  überzeugen  kann :  nach  dem  stati- 
stischen Jahrbnohe  der  Stadt  Wien  betrugen  die  Ausgaben  für  die  Armen- 
pflege ans  öffentlichen  Mitteln  im  Jahre  1890  allein  rund  5l/8  Millionen 
Gulden,  also  oa.  65  Proz.  oder  mehr  als  a/s  obiger  Summe,  während  die 
Bevölkerung  (817  300  Seelen)  nur  x/s0  derjenigen  des  ganzen  Reiches 
ausmachte.  —  Wird  es  daher  auf  diesem  ehrlich-induktiven  Wege  kaum 
möglich  sein,  den  Gesamtaufwand  Oesterreichs  für  Armenzwecke  ziffer- 
mäfsig  an  fixieren,  so  wollen  wir  nach  beliebter  Manier  der  Statistiker 
uns  diese  Zahl  deducendo,  per  analogiam  zu  verschaffen  suchen.  Dazu 
diene  folgende  Tabelle  (nach  den  Angaben  des  Handwörterbuches,  Art. 
Armenstatistik) : 


Staat  und  Jahr 
der  Aufnahme 

für  Armenzwecke 

Auf  100  Einwohner 

Kosten  1  Unterstützten 

Aufwand 

Unterstützte 

absolut 

0.  Verwal- 
tungskosten 

Deutachtend 
1885 

90282  160  M. 

Berlin  : 
7318760  M. 

190  M. 
556  M. 

2-5 

36-57  M. 
91,5  M. 

Frankreich 
1881/86 

142605000  frs. 

189  frs. 

22  frs. 
(bureaux  d 

18,7  fra. 
e  bienfaisance) 

England 
1881/85 

15  080  168  £ 
Direkte  Auslagen: 
8  316000  £ 

30  £ 

2-3 

1888  betrug  die  Armen- 
steuer 6°/o  d.  stcucrpliich t. 
Ertrages  von  Immobilien. 

Oesterreich 
1881/85 

(Verpflegskosten) 
6213000  fl. 
Wien  : 
rund  5000000  fl. 

30  fl. 
620  fl. 

1—2 

16—65  fl- 

Biese  Baten,  namentlich  die  Relativzahlen,  erlauben  naturgemäfs  keine 
besonders  schlüssigen  Folgerungen  auf  die  gröfsere  oder  geringere  Armut, 
oder  auf  die  teure  oder  wohlfeile  Armenpflege  in  den  angeführten  Län- 
dern; immerhin  läfst  sich  für  Oesterreich,  dessen  Armenaufwand  offen- 
sichtlich viel  zu  gering  angegeben  ist,  aus  der  deutschen  Ausgabepost 
eine  Approximativzahl  berechnen.  Bie  Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches 
ist  ungefähr  doppelt  so  grofs  als  die  Oesterreichs  (50,  bez.  24  Millionen) ; 
auf  Oesterreich  kämen  daher  oeteris  paribus  45  Millionen  M.  =  27  Mil- 
lionen fl.  Armenaufwand.  Auf  100  Einwohner  entfielen  dann  freilich 
statt  0,3  fl.  :  M.  0,95  =  0,57  fl. ,  jedoch  entspricht  ja  die  Quote  0,3  fl. 
keineswegs  der  wirklichen  Belastung,  da  sie  sich  nur  aus  dem  Betrage 
der  Verpflegnngskosten  ergeben  hat,  and  zuzüglich  der  Yerwaltungskoeten 
—  bei  der  jetzt  herrschenden  Zersplitterung,  ja  Vergeudung  der  Mittel 
sioh  auf  mindestens  0,5—0,6  fl.  stellen  würde.  Auoh  käme  die  Quote 
0,57  fl.  nur  bei  Einführung  des  Unterstützungswohnsitzes  ernstlich  in 
Betracht ;  während  bei  einfacher  Centralisation  der  Armenverwaltung  und 
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streng  individualisierender  Pflege  die  Ziffer  noch  weiter  zu  sinken  ver- 
mochte. Jedenfalls  wäre  der  sich  ergebende  Gesamtaufwand,  abzüglich 
aller  bestehenden  (und  weiser  zu  verwaltenden)  Fonde,  Stiftungen,  Inve- 
stitionen u.  s.  w.,  welche  in  das  von  den  Gemeinden  unter  Kontrolle  der 
Länder  administrierte  Eigentum  des  Staates  übertugehen  hätten,  als  gans 
geringfügige  Armensteuer  im  oben  angedeuteten  Sinne  auf  die  Länder, 
bes.  Gemeinden  tu  verteilen,  und  von  letzteren  wieder  auf  die  Bewohner 
progressiv  (nioht  degressiv  oder  umgekehrt  progressiv!),  und  ein  bedeu- 
tenderes Einkommen,  etwa  8000  fl.,  freilassend,  umzulegen.  Dies  ergäbe 
für  Wien,  das  bisher  mit  jährlichen  900  000-1  000  000  fl.  ans  Gemeinde- 
mitteln zur  Armenpflege  beisteuerte,  bei  der  jährlichen  Steuerleistung  von 
rund  30  Millionen  fl.  (1886/90)  eine  Anziehung  der  Steuerschraube 
um  3  Proz.,  und  bei  vereinfachter  und  rationellerer  Armenpflege :  2 — 1 1/t  Proz. 

Der  Gedanke  einer  kommunalen  Armensteuer  ist  übrigens  bereits 
einmal,  vor  ungefähr  10  Jahren,  in  der  Gemeindevertretung  angeregt, 
seine  Ausführung  jedoch  bis  zur  Schaffung  der  damals  geplanten  Personal- 
einkommensteuer  verschoben  worden;  da  nun  der  Begierungsentwurf  vom 
vorigen  Jahre,  betreffend  die  direkten  Personalsteuern,  in  Beratung  steht, 
könnte  jenes  Projekt  sehr  wohl  wieder  in  Angriff  genommen  werden. 

Es  ist  selbstverständlich,  dafs  die  Frage  nach  dem  Prinzipe,  welches 
bei  der  Neugestaltung  der  gesamten  humanitären  Institutionen  gewählt 
werden  soll ,  von  grofser  finanzieller  Bedeutung  und  Schwierigkeit  ist. 
Da  die  Dauer  des  Aufenthaltes  eines  Pfründners  in  Wien  statistisch  nicht 
erhoben  ist,  so  läfst  sioh  anch  sohwer  berechnen,  wie  viele  Unterstützte 
—  im  Falle  der  Einführung  des  Unterstützungswohnsitzes  —  dem  jetzi- 
gen Stande  derselben  zuwachsen  würden,  bez.  davon  in  Abschlag  zu  brin- 
gen wären ;  andererseits  wissen  wir,  dafs  die  Gemeinde  Wien  jährlich  ca. 
250  000  fl.  für  auswärtige  Zuständige  verausgabt,  dagegen  für  fremdzn- 
ständige  Arme  jährlich  rund  600  000  fl.  (davon  wirklich  abgestattet: 
300  000  fl. !)  einnimmt,  wir  hätten  damit  eine  Basis  der  Berechnung,  aber 
aus  den  soeben  angedeuteten  Gründen  auoh  nur  diese,  und  keine  wei- 
teren Addenden  oder  Subtrahenden  gewonnen.  Die  ganze  Operation 
würde  mit  einem  Schlage  zu  einer  sehr  einfaohen  werden,  wenn  die 
sämtlichen  vorhandenen  Fonds ,  Stiftungen ,  die  jährlioh  zur  Verfügung 
gestellten  Spenden,  Legate,  gesetzlichen  „Perzente",  und  alle  Investitionen 
unifiziert,  und  zur  Deckung  allfälliger  Abgänge  von  den  Ländern  Beiträge, 
von  den  Gemeinden  (d.  h.  deren  Bewohnern)  Steuerzuschläge  im  obigen 
Sinne  erhoben  würden.  Dafs  bei  radikaler  Vereinfachung  des  Verwal- 
tungsapparates ,  bei  weiser  und  sparsamer,  strenge  individualisierender 
Armenpflege,  namentlich  bei  intensiveren  Präventivmaßnahmen  die  Höhe  dar 
jetzigen  Ausgaben  beträchtlich  sinken  müfste,  leuchtet  dabei  von  selbst  ein. 

Zu  dem  bisher  Gesagten  käme  noch  eine  wichtige  Beform :  die  engere 
Fühlung  zwischen  der  öffentlichen  und  privaten  Armenfürsorge!  Es  sind 
in  dieser  Richtung  von  den  beteiligten  Faktoren  schon  mehrmals  Ver- 
suche gemacht  worden,  zuletzt  im  Anfange  der  achtziger  Jahre  —  bisher 
leider  ohne  jeden  Erfolg.  Auch  diese  Beformgedanken  wurden  ad  graeoas 
oalendas  versohoben,  bis  nämlich  die  Revision  des  Heimatgesetzes,  welche 
im  Zuge  sei,  durchgeführt  sein  werde. 
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Der  erste  Schritt  zur  Besseren g  der  bier  herrschenden  Uebel stände 
bestände  in  der  Vereinigung  aller  jener  privaten  Wohlthätigkeitsunter- 
nehmungen,  welche  den  gleichen  Zweck  (Unterstandsbeschaffung,  Kinder- 
pflege, Krankenpflege,  Gewährung  von  unverzinslichen  Darlehen  oder  von 
Geschenken  in  Geld,  Ausspeisung,  Bekleidung  u.  s.  w.)  verfolgen;  erst 
mit  den  so  organisierten,  finanziell  und  administrativ  einheitlichen,  armen- 
pflegerisch  jedoch  möglichst  spezialisierenden  Vereinen  hätte  dann  die 
öffentliche  Armenpflege  in  Kontakt  zu  treten,  und  im  Wege  gemein- 
schaftlicher Kataster,  Abhörbogen,  Anfragesettel  u.  s.  w.  die  bisher  blü- 
hende Doppelbeteilung,  wie  überhaupt  die  kostspielige  Armenfürsorge 
thunliohst  einzudämmen. 

Es  ist  bereits  mehreren  deutschen  und  österreichischen  Städten 
(Dresden  ,  Mainz,  Koblenz  u.  s.  w.)  gelungen,  durch  ein  derartiges  ratio- 
nelles Vorgehen  ihre  Armenpflege  auf  eine  hohe  Stufe  zu  bringen,  ohne 
dafür  auoh  nur  einen  Kreuzer  mehr  ausgeben  zu  müssen. 

Auch  hier  gilt  das  berühmte  Wort:  Getrennt  marschieren,  vereint 
schlagen  1 

II. 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Heimatgesetzes  hat  die  Kommune 
Wien  ihre  eigene  „Vorschrift  über  die  Armenpflege  im  Wiener  Armen- 
bezirke" (letzte  Auflage  1888)  ausgearbeitet,  an  deren  Hand  wir  nunmehr 
in  die  Besprechung  der  Einzelheiten  des  Wiener  Armenwesens  eintreten 
wollen. 

Wien  bildet  einen  Armenbezirk,  mit  einheitlicher  magistratischer 
Leitung,  über  welche  der  Gemeinderat  (-Vertretung)  die  Kontrolle  ausübt. 
Die  Geschäftsführung  wird  für  jeden  Gemeindebezirk  (früher  10,  jetzt  19) 
durch  die  „Armeninstitute"  der  Bezirke  besorgt.  Jedes  Armeninstitut 
teilt  seine  Wirksamkeit  wieder  in  mehrere  Bezirkrayons,  deren  Agenden 
je  einem  Armenrat  anvertraut  sind.  Das  Armeninstitut  leitet  der  In- 
stituts vorateher,  ihm  zur  Seite  stehen  1 — 3  Beamte.  Das  Amt  eines 
Armenrates  ist  ein  unentgeltliches  und  freiwilliges. 

Wendet  sioh  ein  Armer  mit  der  Bitte  um  Unterstützung  an  seinen 
kompetenten  Armenrat,  so  obliegt  diesem,  durch  persönliche  Erhebungen 
sich  von  der  Bedürftigkeit  —  „schonend  und  liebevoll"  —  zu  überzeugen, 
im  Notfalle  so  bald  als  möglich  alles  vorschriftmäfsig  Zulässige  zu  ver- 
anlassen, arbeitscheue  und  professionelle  Bittsteller  mit  allem  Ernste  ab- 
zuweisen und  zeitweise,  mindestens  aber  zweimal  (!)  im  Jahre  bei  allen 
Armen  seines  Sprengeis  persönliche  Nachschau  zu  pflegen. 

Einmalige  Aushilfen  können  ohne  Abhörnng  des  Bittstellers  verab- 
reicht werden ;  handelt  es  sich  dagegen  um  Verleihung  einer  periodisch 
wiederkehrenden,  zeitlichen  oder  bleibenden  Pfründe,  so  hat  der  Armen- 
rat die  gepflogenen  Erhebungen  auf  einem  „Abhörbogen"  einzutragen, 
und  diesen  samt  Dokumenten  und  Relation  entweder  bei  der  nächsten 
Armenkonferenz,  welche  monatlich  (!)  wenigstens  einmal  einzuberufen  ist, 
vorzubringen,  oder  bei  Gefahr  im  Verzuge  sofort  dem  Armeninstitutsvor- 
steher zur  weiteren  Verfügung  zu  übergeben. 
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Die  Zeit,  welche  zwischen  dem  ersten  Ansuchen  des  Armen  und 
der  endgiltigen  Erledigang  der  Bitte  zu  verstreichen  pflegt,  macht  bei 
den  Haupt  berichten  im  günstigen  Durchschnitte  2 — 3  Monate  aus,  bei 
den  (selteneren)  Separatberichten,  deren  sich  gewöhnlich  nur  glücklichere 
Arme  zu  erfreuen  haben,  3 — 4  Wochen.  —  Was  nun  das  Subjekt  der 
Armen  Unterstützung  anlangt,  so  erklärt  die  Instruktion  für  „arm"  den- 
jenigen, weloher  die  dringendsten  Lebensbedürfnisse  nicht  mehr  selbst 
bestreiten  kann.  Dieses  armenreohtliche  Existenzminimum  ist  in  der  In- 
struktion sogar  ziffermäfsig  festgesetzt:  auch  eine  nicht  gerechtfertigte 
Anwendung  der  Arithmetik  in  der  sozialen  Gesetzgebung!  Es  heilst  dort 
nämlich,  dafs  zur  Erlangung  einer  (bleibenden)  Pfründe  erforderlich  ist, 
dafs  der  Bittsteller  nicht  im  Genüsse  irgend  eines  Bezuges  steht ,  dessen 
Jahresbeitrag  dem  Betrage  von  monatlich  —  6  fl.  oder  jährlich 
60  Gulden  ö.  W.  gleichkommt  oder  übersteigt.  —  Im  ordentliohen  Rechts- 
wege kann  jedooh  ein  Armer  seinen  Unterstützungsanspruch  nioht  geltend 
machen,  sondern  nur  in  dem  duroh  die  Gemeindeordnung  vorgezeiohneten 
Beschwerdezuge.  (Hiermit  ist  der  Charakter  des  Hechtes  auf  Armenunter- 
stützung als  eines  öffentlichrechtlichen  erklärt,  während  wir  schon  oben 
entgegenstehender  Entscheidungen  des  Obersten  Gerichtshofes  Erwähnung 
gethan;  so  erklärte  derselbe  einmal  die  Verleihung  einer  Pfründe  als 
„vorschuf sweise  geleisteten  Aufwand"  nach  §  1042  a.  b.  G.  B.) 

Das  zweite  Haupterfordernis  zur  Erlangung  einer  Pfründe  u.  s.  w. 
ist,  wie  dargestellt,  die  Zuständigkeit.  Gerade  in  der  gröfsten  Stadt  des 
Reiches  treten  die  Härten,  welche  das  Heimatprinzip  mit  sich  fuhrt,  am 
schärfsten  zu  Tage  treten,  da  ja  gerade  die  Nichtzuständigen  (eingewan- 
derte Arbeiter  oder  Handwerker,  Dienstboten)  zu  den  ärmeren  Klassen 
der  Residenz  zählen,  und  daher  die  Taxe  für  die  Erlangung  des  Heimat- 
rechtes, welohe  je  nach  der  Dauer  des  Aufenthaltes  in  Wien  verschieden 
hoch  (für  20  Jahre  10  fl.,  für  10  Jahre  20  fl.,  für  6  Jahre  100  IL,  und 
für  sofortige  Aufnahme  200  fl.)  ist  und  nebst  vieler  Mühe  und  grofsem 
Zeitaufwand  relativ  sehr  teuer  zu  stehen  kommt,  nioht  zahlen  können. 

Man  wendet  auch  die  obcitirten  §§  des  Heimatrechtes,  wonach  Hei- 
matlose, bei  gewissen  Voraussetzungen,  der  Aufenthaltsgemeinde  zuge- 
wiesen werden  können ,  selten  und  nur  widerstrebend  an ,  ja  es  ereignet 
sich,  dafs  man  Arme,  welche  erst  vor  kurzem  zuständig  geworden,  des- 
wegen „derzeit  abweist"  (!).  Wer  in  Wien  längere  Zeit  gelebt,  solle  eben 
um  das  Heimatrecht  ansuchen.  Wie  kann  dies  aber  ein  Mittelloser  thun, 
da  die  Taxen  keinerlei  Abstufungen  nach  dem  Vermögensstande  des  Ge- 
suchwerbers kennen;  hat  nun  ein  pauper  endlioh  die  Zuständigkeit  er- 
langt, so  wird  er  —  abgewiesen,  er  ist  eben  erst  zuständig  geworden. 
Die  Kommune  geht  hierbei  zwar  von  einem  ökonomisch  ganz  richtigen 
Standpunkte  aus,  das  Heimatgesetz  taugt  eben  sozial  nicht  viol. 

Aber  auch  im  Institute  der  Armenräte  liegen  ernstliche  Mängel. 
Vor  allem  ihre  zu  geringe  Zahl!  Die  Reformbedürftigkeit  dieser  Ein- 
richtung veranschaulicht  nachstehende  Uebersicht: 
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fietirke 

Bevnl- 

k«rung 
am 

81/12 
1890  «) 

Darunter 
in  Wien 
sustindig 

Zahl  d« 

0 
0 

T3 
B 
=3 

E 

"i 

>r  1890 

ä«  2 
•  •  • 
«  ts  tx 

ttJ<f 

0.  " 

Zahl 
der  Beteilten 
überhaupt 

Fliehe  in  ha 

a 

•  j 
Z  « 

.2  S 

*s  r, 

1  2 

2  = 
■  » 

>»  e 

X  u 
■< 

Auf 
1  Armen- 
rat  ent- 
fallen 

absolut 

in  %  der 
Kinheim. 

Be- 
teilte 

ha 

absolut    in  °/0 

Beteilten 

I 
II 
III 
IV 
V 
VI 
VII 
VIII 
IX 

x 

67  029 
158  37» 
1 10  279 

59US 
84  031 

63  901 

69859 

48976 

81  170 

74  547 

26  625 

39  582 

40  499 

24  678 

34  494 
28  737 
33608 
22438 
32864 
17  510 

39,72 

24.99 
3672 

4»>73 
41,05 
44.97 
48,11 

45.fti 
40,49 
23,49 

405 
942 
I  266 

655 
I  390 

I  013 
I  178 
98  t 
I  142 

J 

3» 
261 
220 
132 

405 
191 

212 
214 
297 
272 

436 
1  203 
I  486 

787 
1  795 
1  204 

1  390 
1  195 

M39 
784 

1,64 
3*04 
3.67 
348 
5.20 
4.18 
4,18 

5.82 
4.88 
4.*7 

283 
2  940 
604 

179 
254 
138 
M5 
104 
264 
625 

32 
65 
72 

47 
58 
43 
59 
46 

57 
47 

13.6 
18,5 
20,6 
16,8 
31.0 
28,0 
23,6 
25.9 

25.« 
l6,6 

8,8 

45.0 
8,3 

3.8 
4.* 
3.1 
2,4 

2,1 
4.6 
13.3 

Hürger- 
Pfründen 

2295 

Zasamm.J 

817  299  I301  035I  36,83 

i»  779  1  2  235 

14014 

3-91 

5  540 

526 

26     |  IO,5 

E*  erhellt  aas  diesen  Daten  zunächst,  dafs  mit  Pfründen,  Erziehungs- 
and  Waisengeldern,  also  abgesehen  von  einmaligen  Geidaushilfen ,  Auf- 
nahme In  die  Versorgung  und  Krankenpflege,  3,91  Proz.  (Maximum  5,32 
Proz.,  Minimum  1,64  Proz.)  der  einheimischen  Bevölkerung  unterstützt 
wurde;  reohnen  wir  dazu  noch  4072  Personen  in  den  Versorgungsanstal- 
ten ,  so  erhöht  sich  die  Prozentzahl  auf  6  Proz. ;  die  Zahl  der  wegen 
Krankheit,  und  der  einmal  Unterstützten  läfst  sich  deshalb  nioht  verwen- 
den, weil  in  dem  statistischen  Jahrbuohe  leider  kein  Behelf  zu  finden  ist, 
wie  man  Doppel-  oder  mehrfache  Beteilung  feststellen  und  in  Abzug  brin- 
gen könnte.  —  Aus  obiger  Tabelle  ersehen  wir  ferner,  dafs  auf  einen 
Armenrat  im  Durchschnitte  26  Unterstützte*)  entfallen  (Grenzen:  31,0 
und  13,6),  und  10,5  ha,  also  entschieden  zu  hohe  Zahlen.  Ungefähr  die- 
selbe Durchschnittszahl  kehrt  auch  1891  und  1892  wieder,  obwohl  9  neue 
Bezirke,  darunter  die  mit  ärmerer  Bevölkerung,  hinzugekommen  sind. 

Eine  Vermehrung  der  Armenrats-  (und  Waisenpfleger-)Stellen  auf 
mindestens  2000  (pro  1893  [19  Bezirke]:  3800)  also  um  das  Vierfache, 
sodafs  auf  einen  Armenrat  künftig  nur  6  bis  7  Unterstützte  entfallen,  ist 
also  dringend  geboten.  Auch  müfste,  abgesehen  von  der  absoluten  Ver- 
mehrung, die  jetzige  Ungleichheit  in  Bezug  auf  Flächenraum  und  Bewoh- 
nerzahl  der  Bezirke  beseitigt  werden:  im  kleinen  I.  Bezirke  besorgt  ein 
Armenrat  nur  13 — 14  Arme,  während  im  10 mal  gröfseren  II.  Bezirke 
18 — 19  Personen  einem  Armenpfleger  zugehören;  im  V.  Bezirke,  unge- 
fähr so  grofs,  wie  die  innere  Stadt,  eutfallen  auf  einen  Armenrat  31 


1)  Di«  Jahre  1891  und  1892  konnten  wegen  Mangels  offizieller  Publikationen  noch 
nicht  tarn  Vergleiche  herangezogen  werden. 

2)  Die  in  der  Tabelle  aufgezählten  Unterstützungsarten  umfassen  zwar  weitaus  nicht 
die  ganze,  wohl  aber  die  wichtigste  Thätigkeit  der  Armenrite. 
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Unterstützte,  also  21  2mal  so  viel,  alt  im  I.  Bezirke.  Die  Frage  ist 
nun :  wie  soll  man  künftig  die  Stellung  der  Armen-  (und  Waisen-) Pfleger 
gestalten?  Obligatorisch?  Entgeltlich:  Mit  gewissen  Strafsanktionen  bei 
Weigerung  die  Stelle  anzunehmen  ?  M.  E.  dürfte  bei  genügend  zahlreichen 
Armenratetelleo,  d.  h.  eine  auf  6—7  Individuen  bezw.  Familien,  die  Ent- 
geltlichkeit einzuführen  nicht  notwendig  sein,  zumal  ja  jeder  einzelne 
Armenrat  bei  einer  Reform  gegenüber  den  heutigen  Armenriiten  entlastet 
wäre.  Man  könnte  sich  an  das  Berliner  System  anlehnen,  welches  jeden 
stimmfähigen  Bürger  verpflichtet,  eine  unbesoldete  Stelle  in  der  Gemeinde- 
verwaltung anzunehmen,  dieselbe  mindestens  3  Jahre  hinduroh  zu  ver- 
sehen, und  wenn  er  sich  ohne  gesetzlich  anerkannten  Exkusatiousgrund  l) 
derselben  entzieht,  auf  3 — 6  Jahre  der  Ausübung  seiner  Bürgerrechte 
verlustig  erklärt  und  um  einen  gewissen  Prozentsatz  stärker  zu  den  Ge- 
meindelasten heranziehen  kann. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dafs  wir  mit  Vermehrung  der  Armenratstellen 
um  das  Vierfache  (6 — 7  Arme  auf  einen  Armenrat)  noch  weit  vom  Elber- 
felder Ideale  entfernt  blieben ,  nachdem  dieses  einem  Armenpfleger  nur 
4  Anne  (oder  Familien)  zuweist,  und  in  Wirklichkeit  einen  Pfleger  oft 
gar  nur  mit  2  oder  3  armen  Personen  betraut.  —  Sohliefslich  käme 
auch  zu  erwägen,  ob  man  nicht  auch  die  Frauen  zur  Armenpflege  heran- 
ziehen sollte,  namentlich  wieder  Frauen  gegenüber,  und  bei  Kindern. 

Aufserdem  käme  zu  erwägen,  dafs  von  den  rund  850  Armenräten 
pro  1892/93  225  sich  mit  der  Erzeugung,  bezw.  dem  Verschleifse  der 
notwendigen  Nahrungsmittel  beschäftigen  (Viktualien- ,  Fleisch-,  Milch- 
verschleifser ,  Gastwirte,  Kaffeesieder  etc.),  weiters  143  die  wichtigsten 
Bekleidungs-  und  Wohnungseinrichtungsgegenstände  produzieren,  während 
nur  104  liberalen  Berufen  angehören,  mithin  jene  eigentümliche  Art  von 
Trucksystem,  worüber  sowohl  von  8eite  der  Pfründoer  selbst,  als  auch 
von  unbeteiligten  Dritten  des  öfteren  geklagt  wird,  sehr  möglioh,  ja 
wahrscheinlich  dünkt 

Auch  die  Zahl  der  Armenärzte  pro  1890  :  19,  1892  :  54  müfste 
eine  entsprechende  Vermehrung  erfahren,  die  Aerzte  besser  remuneriert, 
und  der  Eontrolle  des  Stadtphysikates  bezw.  der  Disziplinargewalt  dea 
Magistrates  unterstellt  werden.  Auch  sollten  die  Armenärzte  stets  nur 
über  die  Krankheit,  und  die  hieraus  folgende  Arbeitsunfähigkeit,  ob  die- 
selbe dauernd  oder  nur  vorübergehend,  und  hier  wieder  eine  gänzliche 
oder  nur  teilweise  ist,  ihr  Gutachten  abgeben  dürfen ;  die  Frage  nach  der 
Erwerbsfähigkeit,  welohe  innig  mit  der  nach  der  Erwerbslosigkeit  zu- 
sammenhängt, mithin  eine  wirtschaftlich-soziale  ist,  bliebe  besser  den 
Armenpflegern  zur  Beantwortung  überlassen. 


Bezüglich  der  Armenunterstützung,  welche  Erwachsenen  zu  Teil  wird, 
bestimmt  zwar  die  Instruktion,  dafs,  entsprechend  dem  jeweiligen  Bedürfnisse 
des  Hilfesuchenden,  die  Unterstützung  in  Geld  oder  Naturalien,  oder  durch 
Zuweisung  eines  ünterstandes  oder  einer  Arbeit  geleistet  werden  soll  — 

1)  Deren  es  auch  im  neuen  Wiener  ArmensUtut  wird  geben  müssen. 
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in  Wirklichkeit  giebt  es  fast  aasschliefslich  nur  Geldaashilfen,  bezw.  Pfrün- 
den oder  die  Aufnahme  in  eine  Versorgungsanstalt;  die  Verabfolgung  von 
Naturalien  und  die  Arbeitvermittlung  kommt  fast  gar  nicht  vor.  £s  ist 
dies  eiu  entschiedener  Fehler  der  städtischen  Armenpflege,  denn  das  ein- 
lige  Werkhaus,  in  welches  jedermann  freiwillig  eintreten  kann,  ist  bei 
weitem  nicht  so  geräumig  und  darauf  eingerichtet,  um  als  erschöpfende 
Arbeitsvermittlung  zu  dienen.  —  An  Naturalaushilfen  zählt  das  s  tatist. 
Jahrb.  pro  1890  3292  Personen,  nimmt  diese  Zahl  aber  nicht  in  die 
Tabellen  auf,  „weil  die  ZähluDg  nicht  verläßlich  ist";  dazu  kommen 
3 — 400  Personen,  welche  jährlich  im  Bureau  des  Bürgermeisters  mit 
Brennholzanweisungen  im  Werte  von  rund  3000  fl.  beteilt  werden,  ferner 
die  in  den  Bezirken  zum  Ankaufe  von  Naturalien  verausgabten  10 — 12  000A. 

Wras  aber  die  einmaligen  Geld  aushilf  tu  anlangt ,  so  bestehen  in 
dieser  Hinsicht  ganz  eigentümlich  starre  Vorschriften,  welche  täglich  und 
stündlich  umgangen  werden  müssen,  soll  dem  Elende  der  zahlreichen 
Bittsteller  auch  nur  einigermafsen  abgeholfen  werden.  Diese  Aushilfen 
dürfen  nur  bei  einem  solchen  „Bedrängnisse,  das  störend  auf  die  Erwerbs- 
verhältnisse  des  Armen  mitwirkt",  verliehen  werden;  beim  Ausma£se  der 
Beteilung  soll  u.  a.  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  „ob  der  Arme 
im  letzten  Halbjahre  bereits  eine  Aushilfe  aus  was  immer  für  einer  Ur- 
sache erhalten  hat" ,  wie  überhaupt  „die  zeitweiligen  Geldaushilfen  in 
einem  Jahre  für  eine  Partei,  wobei  Mann  und  Frau  für  eine  Partei  ge- 
rechnet werden  (!)  t  den  Gesamtbetrag  von  15  fl.  ö.  W.  nicht  über- 
steigen dürfen",  vielmehr  für  jede  diesen  Betrag  übersteigende  Aushilfe 
vorerst  die  Bewilligung  des  Magistrates  eingeholt  werden  mufs.  —  Diese 
Aushilfen  werden  nicht  nur  bei  den  Bezirksarmeninstituten,  sondern  auch 
im  Armendepartement  des  Magistrates  selbst,  im  Bureau  des  Bürgermei- 
sters, bei  der  k.  k.  Polizeidirektion  und  in  den  Krankenhäusern  verab- 
folgt, ohne  dafs  all'  diese  Zahlstellen  miteinander  in  genügendem  Kon- 
takt stünden  und  Gelegenheit  fänden,  die  Würdigkeit  der  Bittsteller  genau 
(persönlich)  prüfen  zu  können.  Nicht  einmal  die  zunächst  berufene  Be- 
hörde., das  Armeninstitut,  bez.  die  Armenräte  vermögen  diese  Recherohen 
zu  pflegen,  da  es  ihrer  (b.  oben)  ja  viel  zu  wenige  giebt!  Dafs  hiermit  der 
Professionsbettelei,  der  Simulation,  aber  anoh  der  Abweisung  verschämter 
Armer  Thür  und  Thor  geöffnet,  wird  um  so  weniger  zu  bezweifeln  sein, 
als  noch  au  IV  er  dem  zahlreiche,  separatistisch  thätige  Privatvereine  bestehen, 
bei  welchen  unverschämte,  arbeitsscheue  ünterstützuogswerher  ebenso  oft 
verkehren,  wie  in  den  Büreaux  der  öffentlichen  Armenpflege!  Endlich, 
erwäge  man,  dafs  es  viele  vornehme,  ja  fürstliche  Personen  giebt,  welche 
Geldaushilfen  regelmässig  gewähren  oder  wenigstens  häufig  nioht  ohne 
Erfolg  darum  angegangen  werden  —  und  man  kann  sich  einen  Begriff 
davon  machen,  wie  sehr  in  Wien,  bei  seiner  ohnehin  leichtlebig  und  ge- 
nufs freudig  veranlagten  Bevölkerung  alles  eher,  als  die  wirkliche  Ver- 
stopfung der  Quellen,  aus  welcher  Armut  nnd  Elend  entspringen,  ge- 
schieht. 

Die  Reform  hätte  auf  diesem  so  wichtigen  Gebiete  der  Armenpflege 
darin  zu  bestehen ,  dafs  insbesondere  mehr  Gewicht  auf  die  Natural-,  als 
die  Geldaushilfen  gelegt  würde.    Derlei  Aushilfen  sollten  überhaupt  doch 
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nur  in  der  Wohnung  des  Bittstellers  verabreicht  werden,  und  wo  keine 
Heimstätte  ist,  nützt  die  Gewährung  von  Mobilien  ohnehin  nicht,  da  thut 
vorerst  ein  sicherer  Unterstand  not.  Man  blioke  nur  auf  andere  Millionen* 
städte,  und  vergleiche  deren  Aushilfewesen  mit  dem  Wiens!  1886  hatte 
Wien  über  400  000  fl.  an  Geldaushilfen  verausgabt,  während  Berlin  nur 
116  000  fl.  zu  diesem  Zwecke  spendete.  Die  Bureaux  de  bienfaisance  in 
Paris  gaben  1889  aus: 

für  Brot   588  900  frs., 

„    andere  Nahrungsmittel.    .    .    .      58  570  „ 

zusammen    642  470  frs., 

„    Brennstoffe   40  940  „ 

„    Kleider,  Wäsche  etc.    .    .    .    .      98  850  „ 

zusammen  in  natura    782  260  frs.; 

dagegen  in  Geld   1  827  540  „  ») 

Die  Geldaushilfen  betrugen  nur  26,8  Froz.,  die  Naturalaushilfen 
11,6  Proz.  der  gesamten  Auslagen  per  6  800  000  frs.;  auch  in  den  deut- 
schen Städten  verhalten  sich  diese  beiden  Zahlen  ähnlich,  s.  B.  wie  12 
Proz.  und  45  Proz.,  wie  20  Proz.  und  40  Proz.  u.  s.  w. 


III. 

Unter  welohen  Bedingungen  erlangt  nun  der  Arme  eine  Pfründe  oder 
die  Aufnahme  in  eine  Versorgungsanstalt?  Auoh  hier  stofsen  wir  auf 
mancherlei  Bestimmungen  der  „Vorschrift",  welche  ihre  Umgehung  in  der 
Praxis  geradezu  herausfordern. 

Wenn  nämlich  die  oben  geschilderten  einmaligen  Aushilfen  (im  Höchst- 
betrage von  15  fl.  ö.  W. !)  nicht  mehr  ausreichen,  um  einem  Armen  bei 
„länger  andauernder  Krankheit",  seiner  selbst  oder  seiner  Familie,  oder 
in  anderen  „länger  währenden  Bedrängnissen"  die  nötige  Hilfe  zu  bieten, 
kann  ihm ,  insofern  die  Erfordernisse  zur  Erlangung  einer  dauernden 
Pfründe  niotit  erfüllt  sind,  eine  zeitliche  Pfründe  für  die  voraussichtliche 
Dauer  der  Notlage,  und  zwar  im  Ausmafse  von  —  2,  3  und  4  fl. 
per  Monat  verliehen  werden.  Es  mufs  bemerkt  werden,  dafs  auch  höhere, 
den  bleibenden  Pfründen  entsprechende  Beträge  (bis  zu  8  fl.)  zeitlioh 
verliehen  werden  können,  jedoch  nur  bei  besonderen  körperlichen  Ge- 
brechen ,  in  welohem  Falle  also  von  dem  Haupterfordernisse  für  Verlei- 
hung bleibender  Pfründen,  dem  erreichten  60.  Lebensjahre,  ausnahmsweise 
Umgang  genommen  wird. 

Solche  Personen,  welche  selbst  durch  Erteilung  von  Aushilfen  keine 
Wohnung  erhalten,  sollen  von  dem  Magistrat  untergebracht  werden.  Es 
fragt  sich  nur:  wo?  Die  Versorgungshäuser  sind  gewöhnlich  nahezu 
gefüllt,  aufserdem  ist  die  Aufnahme  in  dieselben  an  gewisse  schwerere 
Bedingungen  geknüpft,  und  thatsächliche  Wohnungsmieten  werden  nioht 
gezahlt.  Bleibt  also  nur:  doch  wieder  mit  Geld  aushelfen!  Man  ersieht 
aus  diesem  Uebelstande,  dafs  eine  Vermehrung  der  Versorgungs-  bezw. 


1)  Vgl.  Compte  mor&l  de  rAdministration  de  l'assistance  publique  poar  l'exercUe 
1889,  Pari»  1892. 
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Arbeitsanstalten ,  eine  Auedehnung  der  In-door-Armenpflege  eine  drin- 
gende Notwendigkeit  ist. 

Noch  mehr  Erfordernisse  mufs  derjenige  erfüllt  haben,  welcher  in 
den  Genufs  einer  dauernden  Pfründe  gelangen  will.  Er  bekommt  sie  im 
allgemeinen  nur  bei  schwerer  Krankheit  („gänzlicher  Erwerbsunfähigkeit"), 
im  vorgeschrittenen  Alter  (Minimum  60  Jahre  —  „Arbeitsunfähigkeit"), 
and  kann,  wenn  er  mit  der  Pfründe  auch  nicht  mehr  auslangt,  in  ein 
Versorgungshaus  aufgenommen  werden.  Zu  den  erwähnten  Bedingungen 
kommt  noch,  dafs  der  Bewerber  (oder  seine  Frau)  nicht  mehr  aus  irgend 
einem  Titel  besteuert  ist  und  keinen  Bezug  über  jährlioh  60  fl.  ö.  W. 
geaiefat.  Mit  60  Jahren  erlangt  der  Bittsteller  die  niederste  Pfründe, 
nämlich  2  fl.  per  Monat,  —  wobei  ausdrücklich  vorausgesetzt  ist,  dafs 
„er  noch  nicht  von  aller  anderweitigen  Hilfe  entblöfst  und  auf  sich  allein 
beschränkt  sei,  sondern  von  Verwandten  einige  Unterstützung  erhalte". 
Mit  64  Jahren  rückt  er  auf  3  fl.  monatlicher  Pfründe,  mit  68  Jahren 
auf  4  fl.  vor;  5  fl.  monatlich  erhalten  Siebzigjährige,  6  fl.  erst  Acht- 
ziger, sowie  Blinde,  Gelähmte,  kurz  vollkommen  und  dauernd  Arbeits- 
unfähige und  Erwerbslose,  welchen  als  Alternative  die  Aufnahme  in  eine 
Versorgungsanstalt  geboten  wird.  In  letztere  können  übrigens  auch  Zahl- 
pfründner,  und  als  solche  selbst  nicht  zuständige  Leute  gelangen. 

Die  beste  Kritik  der  eben  mitgeteilten  Grundsätze  hat  wohl  die 
Praxis  selbst  geliefert,  von  welcher  Bie  nie  voll  und  wörtlioh  befolgt  wur- 
den, und  auch  nicht  befolgt  werden  können.  Wie  weit  ist  hier  die  Wie- 
ner Armenpflego  von  der  wirklioh  guten  Einrichtung  des  Elberfelder 
Systems  entfernt,  wonach  grundsätzlich  jede  Unterstützung  nur  auf  14  Tage 
gewährt  wird !  Naoh  Ablauf  dieser  Frist  mufs  im  Bedürfnisfalle  ein  neues 
Ansuchen,  bezw.  ein  neuer  Antrag  gestellt  werden.  Bei  der  Befreiung 
der  Wiener  städtischen  Armenpflege  aus  den  eisernen  Fesseln  des  Bureau- 
kratismus  und  der  Schablone  —  wofür  sich  ja  das  jetzige  Oberhaupt  der 
Grofskommune  und  der  gegenwärtige  Armenreferent,  Magistratsrat  Trabauer, 
mit  grofeem  Eifer  und  voller  Einsicht  bemühen  —  mufs  auch  dieser  Punkt 
zur  Reform  gestellt  werden:  nicht  auf  Monate  oder  Jahre  hinaus1)  —  bei 
■  jährlioh  zweimaliger  Recherche  des  Armenrates  — ,  sondern  nur  auf  kurze 
Zeit  dürfen  Gelder  an  Arme  verabfolgt  werden;  8ieche,  gänzlich  und 
dauernd  erwerbsunfähige  Personen  dagegen  gehören  in  die  Anstalten. 

Die  Gemeindevertretung,  insbesondere  auf  Initiative  der  genannten  Per- 
sönlichkeiten, hat  denn  auch  brevi  manu  oder  durch  förmliche  Beschlüsse 
die  ärgsten  Schablonen  beseitigt  und  einer  freieren  Bewegung  Luft  ge- 
schaffen. So  werden  die  2-Gulden-Pfründen  nach  und  nach  ganz  aufge- 
lassen, so  sind  seit  geraumer  Zeit  Unterstützungen  zu  7  und  8  fl.  per 
Monat  dauernd  und  zeitlich  auch  für  Nicht-Achtzigjährige  eingeführt  worden, 
und  überhaupt  das  Altersschema  gegenüber  dem  armenärztlichen  Gutachten 
und  Berichte  des  Armenrates  —  dank  dem  unermüdlichen  und  einsicht- 
vollen Wirken  des  jetzigen  Armenreferenten  —  etwas  in  den  Hintergrund 
getreten.    Der  jüngste  Fortschritt,  den  man  den  genannten  Persönlich- 


1)  Die  zeitlichen  Pfründen  werden  meist  auf  1  oder  2  Jahre,  offenbar  aas  buch- 
halterischer Bequemlichkeit,  verliehen. 
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keiten  zu  danken  hat,  ist  die  Normierung  von  10  fl.,  ja  12  11.  Erhaltungs- 
beiträgen, freilich  vorerst  nur  für  solche  Personen,  welche  länger  als  ein 
Jahr  in  einer  Versorgungsanstalt  sich  befunden  haben,  vollkommen  erwerba- 
und  arbeitsunfähig  und  sonst  der  höheren  Pfründe  würdig  sind.  Nur  die 
„Bürger  Wiens"  können  im  Verarmungsfalle  auf  15  fl.  monatliche  Pfründe 
erhalten,  dies  aber  nur  bei  sehr  hohem  Alter  und  gänzlicher  Erwerbs- 
unfähigkeit; leider  ist  diese  höchste  Pfründe  wie  überhaupt  die  Bürger- 
Pfründen  (6,  8,  10  und  12  fl.  per  Monat)  nur  in  beschränkt  er  Anzahl, 
je  600,  400  und  100,  systemitnert 

Es  erübrigt  in  diesem  Abschnitte  nooh,  die  Gründe  kennen  zu  lernen, 
welohe  die  Erlöschung  der  Pfründe,  bezw.  die  Entlassung  aus  der  Ver- 
sorgung bewirken.  In  der  „Vorschrift"  sind  deren  8  taxativ  aufgezählt, 
von  welchen  die  meisten,  so  der  freiwillige  Verzicht,  der  Tod  des  Pfründ- 
ners,  dreimonatliche  Nichtbehebung  der  Pfründe,  Abgabe  in  eine  Straf- 
anstalt, Aufnahme  in  die  Versorgung,  unsittlicher  und  Aergernis  erregender 
Lebenswandel  sich  von  selbst  verstehen  und  keines  Kommentars  be- 
dürfen. Nicht  so  bei  den  drei  anderen  Erlöschungsgründen,  welche  viel- 
mehr dringende  Reform  erheischen. 

Vor  allem  jene  Bestimmung,  welche  besagt,  dafs  durch  die  Erwerbung 
eines  Vermögens  oder  irgend  eines  Bezuges,  dessen  jährliches  Erträgnis 
der  höchsten  (6  fl.)  Pfründe  =>  jährlich  72  fl.  gleichkommt,  die  Pfründe 
sofort  einzustellen  ist,  und,  wäre  dieselbe  dessenungeachtet  fortbezogen 
worden,  der  Ersatz  vom  Tage  des  Erwerbes  dieses  anderweitigen  Bezuges 
zu  leisten  ist.  Hier  wird  sich  jeder  Unbefangene  verwundert  fragen,  warum 
man  denn  dieses  armenrechtliche  Existenzminimum ,  welches  allerdings 
etwas  höher  ist  als  das  bei  der  Verleihung  postulierte ,  nicht  bei  der 
Schaffung  der  7  und  8  fl.-Erhaltungsbei träge  und  der  10  und  12  fl.-Bezüge 
neuesten  Datums  nicht  auch  miterhöhte?  Uebrigens  zwingt  die  praktische 
Handhabung  auch  dieser  ökonomischen  Arithmetik,  wie  so  häufig,  immer 
wieder  zur  Umgehung  und  ziemlich  extensiven  Interpretation  der  Vor- 
schrift. —  Entschiedene  Mifsbilligung  verdient  auoh  die  absolut  ausge- 
sprochene Verpflichtung  zum  Ersätze;  hat  jemand  neben  dem  Ertrage 
seines  neu  angefallenen  Vermögens,  bezw.  neben  seinem  anderweitigen  Be- 
züge die  frühere  Pfründe  weiter  genossen,  so  wäre  die  letztere  ihm  nur 
dann  zu  entziehen,  wenn  er  mala  tide  gehandelt,  —  eine  unbedeutende 
Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Pfründners  durch  Erwerb 
weniger  Gulden  als  Vermögen  oder  als  Rente,  alteriere  nicht  sein  ohnehin 
bescheidenes  Glück. 

Anders  verhält  es  sieh,  wenn  dem  Pfründner  sein  Armengeld  deshalb 
eingestellt  wird,  weil  ihm  nachgewiesen  wurde,  dafs  er  schon  zur  Zeit  der 
Verleihung  der  Pfründe  ein  Vermögen  besessen  habe,  dessen  jährliches 
Erträgnis  auch  nur  den  Bezug  der  mindersten  (2  fl.)  Pfründe  erreicht, 
und  dessen  Besitz  er  zur  Zeit  der  Pfründenbewilligung  verschwiegen  hat. 
Diese  Bestimmung  ist  insofern  am  Platze,  als  jemand,  welcher  eine  nur 
sehr  kleine  Rente  (2 — 3  fl.  monatlich)  oder  ein  dementsprechend  es  kleines 


1)  Hier  Litte  aber  an  Stelle  des  Pfrundenbesuges  Abgabe  in  eine  Besserungsanstalt, 
in  ein  Trinkerasyl,  in  ein  Zwangsarbeitshaus  u.  s.  w.  tu  treten. 
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Vermögen  besitzt,  eine  Pfründe  als  Zubufse  auch  dann  erhalten  wird,  wenn 
er  seinen  Besitz  angiebt  und  erklärt,  dafs  dieser  eben  zu  gering  sei,  um 
sich  das  Notdürftige  zu  verschaffen. 

Noch  einen  Erlöschungsgrund  kennt  die  Armenvorschrift,  „die  Ver- 
heiratung des  Pfründners".  Wohl  selten  ist  ein  an  sich  nicht  unrichtiger 
Oedanke  so  unglücklioh  ausgedrückt  worden !  Die  ratio  dieser  lex,  welohe 
gerade  den  Moment  im  Leben  eines  Menschen,  welcher  gewöhnlich  zu 
seinen  seligsten  gehört,  für  den  Pfründner  zum  unseligsten  macht,  haben 
wir  vergebens  zu  ergründen  gesucht;  die  Absicht  war  entweder,  die  Zu- 
ständigkeit und  damit  das  Recht  auf  Armenunterstützung  solle  nicht  er- 
heiratet werden  können,  oder  leichtsinnige  Eheachliefsungen  hintanzuhalten. 
Ist  der  Konkubinat  aber  weniger  leichtsinnig,  und  oft  nicht  auch  von 
Kindersegen  begleitet  ?  Kurz  diese  Bestimmung  wird ,  namentlich  sobald 
das  Heimatgesetz  neu  geregelt  sein  wird,  von  selbst  hinfällig  und  ohne 
Nachteile  beseitigt  werden  können. 

Für  den  Fall,  dafs  ausnahmsweise  mit  gröfseren  Beträgen  ausgeholfen 
▼erden  mufs,  namentlich  um  sinkende  Existenzen  des  Mittelstandes,  wenn 
noch  möglich,  zu  retten,  ist  in  der  Wiener  Armenpflege  nur  durch  Stif- 
tungen gesorgt;  auch  gewähren  diese  gegen  die  unleidlichen  Zustände, 
welche  da«  Heimatgesetz  erzeugt,  insofern  Abhilfe,  als  ihre  Verleihung 
nicht  an  die  Zuständigkeit  gebunden  ist 

#  * 

Im  Anschlüsse  an  diese  Erörterungen  über  das  Pfründenwesen  sei 
wegen  der  vielfachen  Analogien  die  Armenkinderpflege  aufserhalb  der  An- 
stalten in  Betracht  gezogen. 

Kinder  armer  Eltern  erhalten  sogenannte  Erziehungsbeiträge  im  Aus- 
mafse  von  2  fl.  per  Monat  bis  zu  ihrem  vollendeten  14.  d.  h.  schulpflich- 
tigem Lebensjahre,  und  nur  duroh  den  Tod  des  Vaters  oder  der  unehe- 
lichen Mutter  verwaiste  Kinder  können  8,  ausnahmsweise  5  fl.  per  Monat 
als  Waisenpfründe  erlangen  1 ) ;  wenn  ein  Kind  beide  Eltern  durch  den  Tod 
verloren ,  oder  seine  Eltern  unbekannten  Aufenthaltes  sind ,  oder  „wegen 
des  Zusammentreffens  besonders  mifslicher  Umstände"  die  Verpflegung  eines 
oder  mehrerer  ihrer  Kinder  nicht  mehr  besorgen  können,  endlioh  bei  Find- 
lingen tritt  das  Institut  des  Kostgeldes  in  Kraft,  d.  h.  es  werden  diese 
Kinder,  falls  sie  eben  in  Wien  zuständig  sind  und  keine  alimentations- 
fähigen  Orofseltern  haben,  bei  Personen,  welche  eine  nachweislich  gesunde 
Wohnung  besitzen  und  „sonst  nicht  vermuten  lassen,  Kostkinder  nur  des- 
halb aufzunehmen,  um  ihre  eigene  Lage  zu  verbessern*',  gegen  Bezahlung 
monatlicher  8  fl.  von  Seite  der  Gemeinde  in  die  Kost  gegeben.  Kinder 
endlich,  welche  weder  elterliche  noch  eine  andere  private  Pflege  geniefsen, 
finden,  insofern  sie  mindestens  6  Jahre  alt,  lernfähig,  geimpft  (!)  und  ge- 
sund sind,  in  den  städtischen  Waisenhäusern,  insofern  sie  blind  oder  taub- 
stumm, in  dem  k.  k.  Blinden-  bezw.  Taubstummen -Institute  —  für  Reoh- 


1)  Bei  deren  Verleihung  ist,  nach  der  Armenvorschrift,  an  dem  höchst  befremdenden 
Grundsätze  festzuhalten,  da*  eine  Mutter  wenigstens  ein  Kind  ohne  Beihilfe  salbet  su 
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nuog  de»  Wiener  Versorgungsfonds  —  Aufnahme.  Ganz  verwahrloste  und 
verwaiste  Kinder  kommen  in  ein  Rettungshaus,  deren  es  gegenwärtig  nur 
3  private  giebt. 

Zu  dem  obigen  Erfordernisse,  welohes  an  die  Eostparteien  gestellt 
wird,  bildet  eine  eigentümliche  Illustration  die  Thatsache,  dafs  unter  den 
780  Kostparteien  (im  Durohsohnitte  1885/89)  per  Jahr  sich  allein  470  Ge- 
werbetreibende, ca.  SO  Amts-,  Schul-  und  andere  Diener,  ca.  50  Taglöhner, 
Handarbeiterinnen  u.  dgl.  und  ca.  100  Private  und  Pensionisten  befanden. 
Man  wird  in  Angesicht  dieser  Zahlen  leicht  versucht  sein,  das  Institut  der 
Kostparteien  als  eine  Art  Sisyphusarbeit  au  betrachten,  was  auch  aus  dem 
Munde  der  in  dieser  Sache  erfahrenen  Personen  —  denn  ziffermäfsige 
Nachweise  fehlen  anch  hier  —  dahin  bestätigt  wird,  dafs  Bich  aus  den 
Kostkindern  viele  der  zukünftigen  Pfründner  und  Pfleglinge  der  Yer- 
sorgungshäuser,  des  Werkhauses  u.  s.  w.  rekrutieren,  also  keine  genügend 
feste  Erziehung  genossen  haben  konnten ;  auch  frühzeitig  mit  körperlichen 
Gebrechen  behaftet  erscheinen  —  mit  einem  Worte:  ihres  Preises  nicht 
ganz  wert  sind. 

#  # 

* 

An  der  Armenkrankenpflege,  namentlich  in  den  Heilanstalten,  ist  die 
Gemeinde  Wien  nicht  so  sehr  armenpflegerisch  als  armenfinanziell  beteiligt. 
Hier  ist  auch  das  Gebiet,  auf  welchem  sich  der  echte  Bareaukrat  mit 
Herzensfreude  bewegt  und  heimisch  fühlt;  hier,  wo  die  komplizierte  Quo- 
tierung1) der  Kosten  und  die  Rückersätze  auf  der  Tagesordnung  stehen, 
wimmelt  es  von  Noten  und  Gegennoten,  Indorsaten  mit  und  leider  oft 
auch  ohne  Kommunikate,  von  Berichten,  Urgenzen  —  bis  ter  quater  urgetur 
—  zum  Glücke  müssen  Arzeneien  und  geringfügigere  Bandagen,  wenn 
anders  ihr  Zweck  erreicht  werden  soll,  sofort,  also  ehe  irgend  ein  Ersatz 
der  Kosten  auch  nur  zugesichert  ist,  verabfolgt  werden. 

Dafs  übrigens  die  Gemeinde  im  eigenen  Wirkungskreise  sehr  viel  lur 
Vereinfachung  und  Yerbilligung  der  Armenpflege,  and  gerade  der  Armen- 
krankenpflege, beitragen  könne,  ergiebt  sich  wohl  von  selbst  aus  dem  bis- 
her Dargestellten.  Mit  ein  bischen  Munizipal-Sozialismus  könnte  man  da 
sehr  viel  erreichen ;  Uebernahme  der  grofsen  Wiener  Verkehrs-  und  Be- 
leuohtungs- Anstalten  in  eigene  Regie,  damit  Schaffung  von  mehr  Arbeit 
u.  s.  w. 

Auf  kleineren  Gebieten  wäre  dasselbe  Prinzip  leichter  durchzuführen. 
Was  insbesondere  die  Auslagen  für  arme  Kranke  betrifft,  sei  die  Aufmerk- 
samkeit auf  das  Beispiel  Berlins  gelenkt,  wo  eine  unter  Leitung  eines  an- 
gestellten Apothekers  stehende  Armenapotheke  die  Arzeneien  für  die  Btädti- 
sohen  Kranken-  und  Armen-Anstalten,  für  die  offene  Krankenpflege,  ja 
selbst  für  die  in  privaten  und  Wohlthätigkeits-Anstalten  aufgenommenen 

1)  So  ist  die  Remuneration  der  Armenärzte  swischen  dem  allgem.  Versorgungefond 
(jetzt  eigenen  Geldern  der  Gemeinde)  und  dem  k.  k.  Krankenhausfond  geteilt,  and  erst 
jetzt  ist  man  daran,  nach  und  nach  eigene  städtische  Armen  arztstellen  anschaffen)  ebenso 
ist  die  Besahlang  der  Apothekerkonti  geteilt  swischen  Versorgangs-  and  Krankenhaas- 
fond; werden  Pfrfindner  in  die  k.  k.  Krankenhäuser  aufgenommen,  so  finden  die  auf- 
laufenden Kosten  zun  Teile  Deckung  aus  der  Pfründe,  zum  Teile  aus  dem  Krankenhaasfond. 
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amen  Kranken  liefert  Und  obwohl  die  Zahl  der  Verordnungen  pro 
1891/92  89  760  gegen  83  810  im  Jahre  1890/91,  und  79732  im  Jahre 
1889/90  betrag,  hat  der  gegen  die  Ansätze  der  Medizinaltaxe  zu  berech- 
nende Gewinn  Bich  von  65  650  M.  (1889/90)  auf  78  591  M.  (1891/92) 
erhöht  Die  Ausgaben  für  die  Apotheke  betrugen  in  den  3  letzten  Jahren 
40  588,  bezw.  41080,  bezw.  40  886  M. ;  eine  Verordnung  kostete  durch- 
schnittlich 45 — 50  Pfennige. 

Aber  auch  andere  wirtschaftliche  l)  Betriebe  werden  von  der  Berliner 
Armendeputation  mit  dem  gleichen  Erfolge  verwaltet:  die  freiwillige  Arbeits« 
anstalt,  bei  welcher  nur  selbständige  Handwerker  zur  Verarbeitung  der 
von  der  Armendeputation  gelieferten  Rohstoffe  thätig  sind,  liefert  Be- 
kleidungsstücke für  arme  Lehrlinge,  für  Schulkinder,  überhaupt  für  zu  be- 
teilende Arme  inner-  und  aufserhalb  der  Anstalten;  desgleichen  stellt  eine 
eigene  Bäckerei  die  Brote  für  die  Armen anstalten  her,  und  bereitet  die 
Kochanstalt  Fleischbrühen  *)  für  die  offene  Krankenpflege;  endlich  giebt 
es  sogar  —  last  but  not  least  —  eine  eigne  Brauerei,  welche  das  Bier  für 
die  geschlossenen  Anstalten  erzeugt  (Selbstkostenpreis  per  Liter  10 — 11  Ff.). 

Die  Ausgaben  betrugen  pro  1891/92: 

bei  der  Kochanstalt    .    .    .    .    M.  1711 

,,     ,,   Bäckerei  „  53  859 

„     „   Brauerei  ,  27  095 

„     „    Arbeitsanstalt .    .    .    .     „14  510 
zusammen  mit  den  Ausgaben  bei  der  Apotheke  138  061  M  ,  jedenfalls  eine 
der  gerechtfertigsten  Auslagen  für  Armenzwecke,  bei  deren  Beurteilung 
alle  anderen  Rücksichten  in  den  Hintergrund  gedrängt  werden  müssen. 

Wie  sehr  ein  Vergleich  mit  Wien  zu  dessen  Ungunsten  ausfallen 
wurde,  kann  man  bereits  aus  dem  bisher  Gesagten  entnehmen ;  im  Folgenden 
seien  im  besonderen  die  Mafsnahmen  besprochen,  welche  Wien  zur  Hintan- 
haltung der  Arbeitslosigkeit  getroffen  hat. 

IV. 

Aus  den  bisherigen  Darstellungen  des  Wiener  Armenunterstützungs- 
wesens ergiebt  sich  zwar,  dafs  die  „Vorschrift"  in  einem  gewissen  Sinne 
den  wichtigen  Unterschied  zwischen  eigentlicher  Armut  und  blofser  Dürftig« 
keit  kennt  und  praktisch  verwertet,  nur  sind  die  Grenzen  nicht  scharf 
genug  gezogen,  insbesondere  Arbeitsunfähigkeit  und  Arbeitslosigkeit,  sowie 
gänzliche  zeitweise  und  gänzliohe  dauernde  Arbeitsunfähigkeit  nioht  ge- 
bührend gesondert 

Damit  hängt  eben  auch  zusammen,  dafs  die  Mafsnahmen  gegen  Arbeits- 
(Erwerbslosigkeit  —  ArbeitsanBtalten  und  Stellenvermittlung  —  den 
starken  Anforderungen,  welche  in  der  Gegenwart  an  sie  gestellt  werden, 
nicht  nachzukommen  pflegen. 

Dafs  die  Arbeitslosigkeit  und  nicht  blofs  die  Arbeitsscheu  oftmals  die 
Ursache  der  Armut  ist  wird  wohl  nicht  bestritten  werden  können;  aber 
—  und  hier  zeigt  sich  der  Wert  einer  guten  8ozialstatistik  —  solange 

1)  Vgl.  Sozialpolitisches  CentralbUtt  (Berlin),  No.  86  d.  J. 

8)  Neben  den  Arzeneien  jedenfalls  «ach  die  Gesundheit  befördernd. 
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eine  den  modernen  Anforderungen  der  statistischen  Doktrin  entsprechende 
Aufzeichnung  über  die  verschiedenen  Momente,  welche  bei  dem  wirtschaft- 
lichen Phänomen  der  Arbeitslosigkeit  in  Betracht  kommen,  nicht  vorhanden 
ist,  werden  wie  immer  im  Dunkeln  umherirren,  und  jeder  nach  seinem 
politischen  Standpunkt  bald  der  Arbeitslosigkeit,  bald  der  Arbeitsscheu  die 
Verarmung  zuzuschreiben  geneigt  sein.  Während  in  dieser  Beziehung  ein 
Sozialdemokrat  die  Zahl  der  Arbeitslosen  in  Wien  auf  30 — 40  000  angeben 
konnte,  erklärte  zur  selben  Zeit  ein  Universitätsprofessor,  sie  betrage 
höchstens  1 — 2  °/0  der  Arbeiter.  Nun,  die  wenigen  gründlichen  Arbeits- 
losenstatistiken, welche  in  Deutschland,  in  der  Schweiz  und  England  — 
diese  Sache  läfst  sich  bekanntlich  nioht  so  leicht  durchführen  —  vorge- 
nommen wurden,  haben  ergeben,  dafs  im  vorigen  Winter  z.  B.  in  Mann- 
heim 6  °/0,  in  Schkeuditz  7  °/0  (der  Bevölkerung!),  in  Leipzig  9°/4,  im 
Leipziger  Vororte  Möckern  10°/0  (der  Bevölkerung!),  unter  den  Barliner 
Buchdruckern  17  °/0  arbeitslos  gewesen.  Es  ist  nun  nicht  anzunehmen, 
dafs  diese  Ziffern  in  Wien  eine  nennenswerte  Verminderung  erleiden 
würden  —  Grundes  genug,  dünkt  mich,  im  Interesse  einer  rationellen 
Armenpflege  ehestens  Arbeit  zu  schaffen,  und  dieses  Kapitel  der  Armen- 
politik gründlich  zu  revidieren. 

Allerdings  finden  wir  auch  niedrigere  Ziffern  vor,  dies  erklärt  sich 
daraus,  dafs  bei  weitem  nicht  die  ganze  Arbeiter- ^Gehilfen-Schaft,  die 
Fragebogen  zugeschickt  erhielt,  bezw.  ausfüllte.  Auf  der  anderen  Seite 
«ehen  wir  aber  auch  energische  Massnahmen,  so  in  schweizerischen  8tädten, 
die  Arbeitslosenversicherung  einzuführen,  denn  die  oben  mitgeteilten  Daten 
gewinnen  ihren  wahren  Wert  erst  dann,  wenn  wir  erfahren,  wie  lange 
jeder  Arbeiter  arbeitslos  war;  eine  1 — 2 -monatliche  Arbeitslosigkeit  — 
und  Bolohe  Zeiträume  kommen  im  Durchschnitte  meistens  vor  —  ist  mehr 
als  genügend,  um  das  gefürchtete  Gespenst,  die  Armut,  zu  citieren  l). 

Man  wird  uns  entgegenhalten,  dafs  dieses  Thema  ja  gar  nicht  mehr 
zur  eigentlichen  Armenpflege  gehöre.  Darauf  ist  zu  erwidern  mit  der 
Thataache,  dafs  z.  B.  in  Ludwigshafen  die  Armenpflegerschaft  selbst  die 
statistische  Aufnahme  der  Arbeitslosen  durchgeführt,  und  dafs  der  Regier- 
ungspräsident der  preufsisohen  Provinz  Schlesien  die  Einrichtung  amtlicher 
Arbeitsnachweise  den  Magistraten  der  Städte  mit  mehr  als  10  000  Ein- 
wohnern zur  Pflicht  machte  und  verfügte,  dafs  er  künftig  die  Abweisung 
von  Beschwerden  wegen  Verweigerung  von  Armenunterstützungen  nur 
dann  befürworten  werde,  wenn  der  betreffende  Magistrat  ihm  den  Naoh- 
weis  liefert,  dafs  dem  Beschwerdeführer  durch  die  städtischen  Behörden 
eine*)  Arbeitsgelegenheit  nachgewiesen  ist,  dieser  aber  keinen  Gebrauch 
davon  gemacht  hat. 

Dieser  äufserst  vernünftige  Gedanke,  weloher  bekanntlich  einen  inte- 
grierenden Bestandteil  des  Elberfelder  Systems  bildet,  wäre  auch  von  der 
Wiener  Armenverwaltung  heranzuziehen,  denn  die  derzeitig  bestehenden 
Institutionen  entsprechen  dem  Begriffe  einer  guten  Armenpflege  nicht. 


1)  Die  Kosten  dieser  Sutiitiken  betrugen  per  einen  Arbeitslosen  »5,50,  aosnihnu- 
welse^aucb  65  Pfennige.  ^ 
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In  Wien  giebt  es  zwar  einen  privaten  Verein  für  Arbeitsvermittlung, 
daneben  weisen  auch  die  gewerblichen  Genossenschaften  Arbeit  an,  ferner 
entwickelt  das  „Lehrlingsheim"  eine  gedeihliohe  Thätigkeit  —  von  Seite 
der  Kommune  kann  laut  der  „Vorschrift*4  in  dieser  Hinsicht  leider  gar 
nichts  geschehen.  Und  dafs,  wie  aus  der  bezüglichen  Statistik  resultiert, 
die  obengenannten  Stellenvermittlungen  immer  mehr  anbietende  als  nach- 
fragende Parteien  in  Evidenz  führen,  ist  eben  ein  Zeioheo  des  herrschen- 
den Arbeitsmangels  und  damit  auch  der  bestehenden  Armut.  Es  genügt 
eben  blofser  Arbeitsnachweis  nicht,  es  mufs  auch  Arbeit  wirklich  geschaffen 
werden,  um  nioht  einen  bedeutenden  Bruchteil  der  vorgemerkten  Arbeit- 
suchenden unbefriedigt  lassen  zu  müssen.  Dazu  kommt  noch,  dafs  die 
erwähnten  derzeit  bestehenden  Vereine  die  Arbeitsvermittlung  unmöglich 
ohne  Entgelt  besorgen  können. 

Also  hier  müfate  Abhilfe  getroffen  werden:  sowohl  durch  geeignete 
Arbeitsanstalten  und  einen  amtlichen  Arbeitsnachweis  —  vergleichen  wir 
nur  Berlin,  Paris  und  London  mit  ihren  Arbeitsbörsen  u.  s.  w.  —  als  auch 
im  Wege  der  Arbeitslosenversicherung.  Dieser  Zweig  der  Arbeiterver- 
sicherung wird  oft  als  der  schwierigste  bezeichnet,  und  mit  Hecht.  Den- 
noch sind  wir  in  der  Lage,  wie  oben  erwähnt,  auoh  hier  bereits  auf  nach- 
ahmenswertes Vorangehen,  so  in  Bern,  im  Kanton  Basel-Stadt  u.  a.  m.  zu 
verweisen. 

Es  erübrigt  nur,  die  einzige  bestehende  Arbeitsanstalt,  das  sog.  städtische 
Werkhaus  zu  besprechen.  Zu  seiner  Ehre  sei  gleich  im  Anfange  betont, 
dafs  es  keine  Nachahmung  der  Übel  bekannten  englischen  workhouses  ist, 
woselbst  die  Verpflegungskosten  mehr  herabgesetzt  sind,  als  im  Wiener 
Werkhause,  wo  die  Leute  auch  zur  unangenehmsten  Arbeit  noch  viel 
strenger  angehalten  werden  (und  trotzdem  keine  rechte  Erziehung  zum 
künftigen  selbständigen  Erwerbe  geniefsen),  und  wo  selbst  Kinder  einge- 
schlossen werden,  wenn  auch  für  die  Armenkinderpflege  in  neuerer  Zeit 
eigene  Sohulen  und  Wohnhäuser  errichtet  werden. 

Wie  gelangt  nun  ein  arbeitsuchendes  Individuum  in  das  Werkhaus? 
Inwieweit  ist  damit  das  Recht  auf  oder  wenigstens  zur  Arbeit  in  Wien 
verwirklicht?  Ein  Recht,  welches  insbesondere  allen  noch  arbeitsfähigen 
und  willigen,  jedooh  arbeitslosen,  also  allen  jüngeren  Personen,  welche  in 
Armut  geraten,  zustehen  sollte,  dem  aber  auoh  auf  Seite  dieser  Personen 
eine  Pflicht  zur  Arbeit  gegenüberstehen  mufs,  deren  Erfüllung  die  Gemeinde 
(das  Land),  im  Notfalle  mit  Zwang,  zu  verlangen  berechtigt  sein  soll.  Nur 
dafs  diese  „Zwangsarbeit"  nioht,  wie  bisher  in  den  meisten  derartigen  An- 
stalten ,  in  einer  Weise  durchgesetzt  werden  dürfte ,  welche  alle  besseren 
Elemente  von  vornherein  abschreckt,  für  die  bereits  verderbten  Individuen 
dagegen  eine  halb  verächtliche,  halb  willkommene  Zufluchtsstätte  für  kurze 
Zeit,  gleich  dem  Gefängnisse,  ist,  um  gar  bald  wieder  gemieden  zu  werden. 

Leider  ist  dies  in  hohem  Grade  bei  dem  Wiener  Werkhause  der  Fall. 
Die  Aufnahme  in  dasselbe  erfolgt  (nach  vorhergegangener  ärztlicher  Unter- 
suchung und  Reinigung)  entweder  infolge  freiwilliger  Anmeldung,  womit 
also  im  Prinzipe  das  Recht  auf  Arbeit  anerkannt  erscheint 1 ),  oder  durch 


1)  Doch  fafst  des  Werkhaas  gleichseitig  kaam  500—600  Personen! 
Dritt«  Fol««  Bd   VI  (LXJ).  7 
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polizeiliche  Ueberstellung,  falls-  jemand  ohne  Mittel  zu  seinem  Unterhalte 
und  ohne  erlaubten  Erwerb  betreten  wird.  Die  Aufgenommenen,  ein,  wie 
ersichtlich,  recht  gemischtes  Arbeitspersonal,  erhalten  aufser  unentgeltlicher 
Wohnung  die  Werkhausverpflegong  und  haben  hierfür  die  ihnen  anbe- 
fohlene Arbeit  zu  verrichten.  Nach  Absolvierung  dieses  Arbeitspensums 
kann  der  Betreifende  das  Haus  verlassen ;  hat  er  über  das  Minimum  hinaus 
Arbeit  geleistet,  so  erhält  er  bei  seinem  Austritte  dessen  Ertrag;  die 
Arbeitszeit  dauert  so  lange,  bis  das  Pensum  fertiggebracht  ist,  mit  ein- 
stündiger  Mittagpause.  Die  Ausgangsfreiheit,  welche  sich  nach  gethaner 
Arbeit  regelmäfsig  im  Winter  bis  7  Uhr,  im  Sommer  bis  81/,  Uhr  abends 
erstreckt,  kann  zum  Zwecke  des  Arbeitsuchens  auch  reichlicher  zugemessen 
werden.  Renitenz  wird  dureh  Erhöhung  des  Pensums  oder  Beschränkung 
der  Koßt  auf  bestimmte  Zeit  bestraft,  im  Wiederholungsfalle  erfolgt  die 
Ueberstellung  an  die  Sicherheitsbehörde.  Der  Oenufs  geistiger  Getränke, 
das  Rauchen  und  das  Spiel  sind  strenge  untersagt.  Man  sieht,  eine  für 
erwachsene,  durch  des  Lebens  Not  verbitterte  Männer  und  Frauen  ziemlich 
angemessene  Behandlungsweise,  welche  allerdings  etwas  an  die  Schule  ge- 
mahnt; für  einen  Vagabunden  oder  ausgemachten  Tagedieb  giebt  sie  hin- 
gegen nur  einen  Gegenstand  des  Spottes  ab  und  ist  obendrein  viel  zu  milde. 
Weigert  sich  jemand  aber  in  das  Werkhaus  einzutreten,  so  verwirkt  er 
im  Falle  der  Arbeitsfähigkeit  jeden  Anspruch  auf  anderweitige  Unter- 
stützung und  kann  der  Polizei  überstellt  werden  —  zu  welchem  Zwecke? 
Dazu,  um  eben  auoh  dort  in  Arrest  zu  kommen,  und  nach  Abbüfsung  dieser 
Strafe  das  frevle  Spiel  von  vorne  zu  beginnen,  bis  er  verkommt  oder  zum 
wirklichen  Verbrecher  und  als  solcher  zu  einer  längeren  Kerkerstrafe  ver- 
urteilt wird. 

Aber  kehren  wir  zum  Werkhause  zurück  und  studieren  wir  einige 
statistische  Daten ;  es  ergeben  sich  du  sehr  interessante  Beziehungen.  Auf 
der  einen  Seite  finden  wir  ca.  140  Berufe,  darunter  freilich  nahe  lj3  Tage- 
löhner der  im  Werkhause  1890  befindlichen  1008  Personen  aufgezählt. 
Von  diesen  blieben  jedoch  nur  eine  geringe  Anzahl  über  eine  Woche  in 
der  Anstalt,  und  zwar  1—2  Wochen  114,  2—3  Wochen  54,  S— 4  Wochen 
36,  1 — 2  Monate  107,  2 — 3  Monate  89  u.  s.  w.,  trotzdem  sie  dort  wenig- 
stens zum  Teile  eine  ihrem  Berufe  entsprechende  Arbeit  erlangen  könuten, 
wenn  das  Werkhaus  eben  anders  organisiert  wäre,  verschiedene  Gewerbe1) 
für  die  Kommune  in  eigener  Regie  betreiben  würde,  anstatt  den  städtischen 
Kontrahenten  oft  Monopolpreise  zu  ermöglichen.  Und  dafs  die  Leute 
grofsenteils  doch  nicht  ungern  arbeiten ,  zeigt  deutlich  die  Zahl  der  Dis- 
ziplinarstrafen :  es  kommen  pro  1890  62  Straffälle  (auf  1008  Frequenten) 
vor.  Die  ganze  sozialökonomische  Weisheit  gipfelt  aber  in  der  Produktion 
einiger  weniger  uusschliefslioh  von  Fabrikanten  bezogenen  Massenartikel, 
als:  Düten,  kleine  und  grofse  Couverts,  Papiersäcke  (1890:  60  Millionen), 
Etiquetten-  und  Markenausschlagen,  Kleben  u.  dgL 

Ein  Beispiel  aus  einem  anderen  Gebiete  des  Eingreifens  der  öffentlichen 
Gewalt  in  die  Freiheitssphäre  der  Person  möge  zur  Nachahmung  empfohlen 


1)  Natürlich  nur  solche  Betriebe,  welche  die  kleinen  Qewerbsleate  nicht  schädigen 
•würden. 
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werden.  Wir  meinen  den  jüngsten  Bericht  der  Harbarger  Männerstraf- 
anstalt, enthalten  in  der  Allgem.  österr.  Ger. -Ztg.  No.  15  d.  J.  Es  giebt 
dort  Tischlereien,  Sohmieden  und  Schlossereien,  Webereien,  Schneidereien 
und  Schustereien,  ja  sogar  Agrikultur.  Der  Arbeiter-Beingewinn  betrug 
pro  1890  7384  fL,  pro  1892  bereits  25  678  fl.  Im  letzten  Jahre  arbeiteten 
780  8träflinge  an  156  069  Verpflegungstagen,  wovon  94  198  Arbeits-, 
911  Disziplinar-  und  19  982  arbeitsfreie  Tage  waren.  Die  Verpflegungs- 
kosten  beliefen  sich  (ohne  Brot)  auf  21871  fLt  daher  per  Kopf  und  Tag 
14  Kr. 

Diese  billige  Verpflegung  wäre  allerdings  in  Wien  nicht  möglich,  über- 
haupt nicht  empfehlenswert,  wohl  aber  die  treffliche  Organisation  der 
Arbeit,  wobei  zu  bemerken  ist,  dafs  fast  ausschließlich  k.  k.  Aemter  und 
Behörden  mit  den  Produkten  versehen  wurden  (Monturstücke  u.  s.  w.), 
nur  die  Drechsler  und  Buchbinder  lieferten  auch  an  einzelne  Unternehmer. 
Im  Werkhause  dagegen  werden  nur  geringfügige  Schneider-  und  Bettwaren 
für  das  Werkhaus  selbst  erzeugt;  diesem  Stande  der  produktiven  Thütig- 
keit  angemessen  stellt  sioh  auch  das  Erträgnis  der  Arbeiter  (1890)  auf 
17138  fL,  bei  über  50  000  iL  Gesamtauslagen ,  wovon  nur  3000  fl.  als 
Ueberverdienst  an  die  Arbeiter  entfallen.    Bemerkenswert  ist  ferner,  dafs 
die  Verpflegungskosten  per  Kopf  und  Tag  (1890)  42,03  Kr.  ausmachten, 
während  sie  in  den  6  Versorgungsanstalten  durchschnittlich  57,3  Kr.  be- 
trugen (-f-  15,3  Kr.),  und  zwar  im  Maximum  75,68  Kr.,  im  Minimum 
45,99  Kr.  (in  der  noch  neueren  Anstalt  zu  Liesing).    Dem  halte  man  nun 
gegenüber,  dafs  von  den  4072  Pfleglingen  der  Versorgungsanstalten  nur 
642  in  einem  Alter  unter  50  Jahren  und  1165  unter  60  Jahren  stunden, 
wogegen  das  Werkhaus  nur  109  Personen,  welche  über  50  Jahre,  und  773, 
welohe  zwischen  20  und  40  Jahre  alt  waren,  beherbergte.    Dort  giebt  es 
also  auf  je  100  Personen  84,  welche  von  vornherein  minder  oder  gänzlich 
erwerbsunfähig  sind,  nichts  mehr  arbeiten  können,  daher  eine  weit  weniger 
kräftige  Nahrung  bedürfen,  als  jene  90  unter  100  im  Werkhause  verpflegten 
Individuen,  die  im  vollen  Besitze  ihrer  Kräfte  sind  und  harte,  unangenehme 
Arbeit  verrichten  müssen. 

Diese  Berechnung  mag  vielleicht  nicht  auf  beiden  Seiten  genau  die- 
selben Posten  enthalten;  das  Eine  zeigt  sie  deutlich,  dafs  für  die  präven- 
tive Armenpflege  nicht  nur  absolut,  sondern  auch  relativ  bei  weitem  nicht 
so  viel  ausgegeben  wird,  als  für  die  endgiltige  Altersversorgung.  Wir 
können  mithin  nur  wiederholen:  die  Arbeitslosigkeit,  sei  sie  eine  unfrei- 
willige, sei  sie  Arbeitsscheu,  mufs  auch  bei  aufrecht  gebliebener  Fähigkeit 
zur  Arbeit,   die  entere  im  Wege  der  amtlichen  Arbeitsvermittlung,  der 
Arbeitsanstalten,  die  letztere  durch  Zwangsarbeitshäuser  beseitigt  werden. 
Denn  obwohl  nach  dem  Gesetze  v.  J.  1885  die  Gemeinde  Wien  berechtigt 
ist,  solchen  arbeitsfähigen  Personen,  welche  keinen  (erlaubten)  Erwerb  noch 
andere  Mittel  zu  ihrem  Unterhalte  haben,  eine  ihren  Fähigkeiten  ent- 
sprechende Arbeit  gegen  Entlohnung  oder  Katuralverpflegung  anzuweisen, 
so  folgt  daraus  noch  immer  nioht  die  Verpflichtung  der  Gemeinde  zu  dieser 
Art  der  Armenpflege,  und  wenn  auch,  so  wird,  wie  wir  gesehen,  gerade 
diese  Art  in  ungenügendem  Mafse  geübt.    Weigert  sich  diese  Person,  die 
zugewiesene  Arbeit  anzunehmen,  ao  wird  sie  bestraft,  bezw.  in  einer  Zwangs- 

.     7*  , 
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arbeitaanstalt ,  jugendliche  Individuen  in  einem  Besserungshause  —  auf 
längstens  3  Jahre  —  angehalten.  Auch  diese  Anstalten  bestehen  derzeit 
in  unzulänglicher  Weise,  und  es  wäre  deren  Vermehrung  unbedingt  not- 
wendig, um  den  Ausbau  der  Armenpflege  zu  vollenden.  —  Eine  wirksame 
Ergänzung,  weil  präventiver  Natur,  erführe  die  Bekämpfung  der  Armut, 
insoweit  dieselbe  eine  Folge  der  Arbeitslosigkeit,  durch  den  raachen  Aus- 
bau der  Arbeiterversicherungsgesetzgebuog,  sowie  überhaupt  durch  eine 
weise  Armenpolitik. 

Oesterreichs  Arbeiter  besitzen  derzeit  nooh  kein  Alters-  und  Invaliditäts- 
veraicherungsgesetz  *),  es  ist  aber  zweifellos,  dafs  gerade  für  die  Armen- 
finanzen Wiens  die  Schaffung  dieser  Gesetze  von  grofsem  gemeindewirt- 
schaftlichem  Werte  sein  müfste  *).  —  Eine  Statistik  über  die  Entlastung 
der  Armenpflege  des  Königreichs  Sachsen,  als  sichtliche  Einwirkung  der 
Arbeiterversicherong,  lehrt  uns,  dafs  die  Zahl 

der  wegen  Unfalls  Unterstützten  von  2463  i.  J.  1880  auf  1378  i.  J.  1890 

(-  «  Ä/.) 

der  wegen  Krankheit  Unterstützten  von  26  070  i.  J.  1880  auf  18  859 

i.  J.  1890  (—  26,5  ö/0) 
der  wegen  anderer  Ursachen  Unterstützten  von  66186  i.  J.  1880  auf 

60  659  i.  J.  1890  (—  14  °/0) 
zurückgegangen  ist,  während  die  Bevölkerung  in  derselben  Zeit  um  17  °/0 
zugenommen  hat 

Freilich  steht  hier  sofort  die  Entgegnung  bereit,  dafs  die  Aufzeich- 
nungen der  Armenverwaltungen  und  Privatvereine  bezüglich  der  Ursachen 
der  Unterstützung,  ob  Unfall,  Krankheit  oder  eine  andere,  auf  10—12  Jahre 
zurück  nicht  genau  sein  können. 

Um  für  Wien  einen  solchen  Vergleich  zu  ziehen,  müssen  wir  uns  auf 
die  Krankenpflegeauslagen  beschränken,  deren  Zuwachsperzent  seit  1888*) 
sich  thatsächlich  um  ein  Oeringes  niedriger  stellt,  als  z.  B.  das  der  Aus- 
gaben für  Armen kinderpflege  —  dooh  ist  diese  Differenz  zu  belanglos,  um 
daraus  auf  eine  bestimmte  Einwirkung  der  Arbeiterversioherung  auf  die 
Armenlast  schliefen  zu  können.  Höchstens  bietet  das  Fallen  der  Ausgabe- 
Ziffer  für  Medikamente  von  22  787  fl.  i.  J.  1888  auf  19  330  fl.  pro  1889 
(19  606  fl,  pro  1890)  einige  symptomatische  Bedeutung  dar. 

Wir  gedachten  auoh  der  Armenpolizei :  es  sind  von  jeher  die  meisten 
und  schneidigst  gehandhabten  Bestimmungen  gerade  auf  diesem  Gebiete  der 
—  man  möchte  sagen  —  repressiven  Armenpflege  geschaffen  worden.  Dafs 
mit  dem  Probleme  der  Arbeitslosigkeit  zugleich  auch  die  Kapitel:  8ohub- 


1)  Dessen  Durchführung  müfste  allerdings  mit  weniger  Bureaukratismus  verknüpft 
sein  als  die  Unfallversicherungsanstalten  and  die  jetiigen  Beslrkskrankenkassen. 

S)  In  England  will  man  einen  Arbeiter-8taatspen»ionsfonds  gründen,  mit  bedeutenden 
Mitteln  und  verhältnismäßig  hohen  Kenten.  Der  bekannte  englische  Sosialstatistiker 
Charles  Booth  begrüßt  dieses  Projekt  sehr  freudig  und  berechnet  für  den  Fall  seine« 
Gelingens  eine  bedeutende  Entlastung  des  ArmenbudgeU  und  eine  Evakuierung  der 
Armenhäuser. 

3)  Das  Arbeiterkrankenversicherungsgesetz  trat  mit  Juli  1888  in  Kraft  Da  wir 
keine  Daten  Über  die  ArmenunterstüUung  wegen  Unfalles  besitsen,  mufs  das  Unfallver- 
sicherungsgesets  aufs  er  Betracht  bleiben. 
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polizeiliche  Ueberstellung  and  Polizeihaft,  Prostitution,  Vaga- 
bundage und  Landstreichertum,  Behandlung  entlassener  Sträflinge,  Trink- 
schuldenwesen ,  Dienstbotenasyl ,  Wohnungspolitik  u.  s.  w.  einer  ver- 
nünftigen Regelung  auf  Grundlage  aufrichtig  sozialpolitischer  Prinzipien 
zuzuführen  sind,  ist  eine  ebenso  unvermeidliche  Notwendigkeit,  als  die 
Einflufsnahme  auf  Sparkassen,  Spar-  und  Vorschufsvereine ,  alle  Unter- 
stützungskassen,  Pfandleihanstalten,  Bau-  und  Kreditgenossenschaften,  wie 
überhaupt  auf  alle  Einrichtungen,  welohe,  von  Privaten  ausgehend,  die 
WirtsohafUsphäre  der  ökonomisch  Schwaohen  berühren. 

80  bildet  die  Armenpolitik  einen  integrierenden,  unlösbaren  Bestand- 
teil der  ganzen  grofsen  Sozialpolitik  unserer  Tage. 


lassen  wir  nachstehende  Tabelle  folgen: 


Jahr 

Ein- 
wohner- 
uhl  in 
den  alten 

10 
Bezirken 

UnterstfitsungaflUle  *) 

Auslegen  dafür  in  fl.  ö.  W. 

Auf 
100  Einw. 

Unter- 
stützungs- 

fllle 

Auf  1  Einw. 
Arrnen- 
aoslagen 

in  fl.  ö.  W. 

ans 

öffent- 
lichen 

BUS 

privaten 

aus 
öffent- 
lichen 

privaten 

in- 
summen 

Mitteln 

Mitteln 

off 

zus. 

ßff. 

SU. 

1863/71 

581644 

IOO  204 

40  248 

14045a 

2922  149 

4452183367  367 

17  s 

24.» 

5.08 

5.71 

1872/82 

679  277 

HO  266 

53  389 

163  685 

3830442 

743  098,4  573  540 

16,2 

34,0 

5-64 

6,70 

1883 

736  773 

I48  O37 

107  480 

255  5«>7 

5  317  620 

961  577:6  279  197 

20,0 

34.6 

7«i 

8,59 

1884 

747  772 

»49  413 

108  191 

257604 

5 33» 817 

970  952  6  302  769 

20.0 

34.« 

7. 16 

8,47 

1885 

75«  935 

153  »*° 

123  173 

276  293 

5  495  799 

I  066  924  6  562  723 

20.3 

36,6 

7»8 

8,70 

1886 

770  265 

153  600 

«8  973 

282  573 

5  5Ö7  25» 

1  128  167  6  695  418 

19  9 

36,6 

7-22 

8,69 

1887 

781  764 

155  899 

134  446 

5  535  705 

1097946  6633  65  t 

20,1 

37.4 

7.14 

8,56 

1868 

793  434 

l8l  719 

137  15* 

318  8*5 

5  4»6  381 

1  180  13616  596  517 

25' 

40.6 

6,89 

8.40 

1889 

805  278 

»75  284 

137  860 

313  »44 

5  486  127 

1  166  276  6  652  403 

21,0 

39,o 

6.89 

8.36 

1890 

817  299 

177  «84 

»53  326 

33<>5>o 

5  363  608 

1  »53  326  6  516  934 

21,6 

40,4 

6, 56 

7.97 

Wachs- 

1 +10.9 

tum 

+  19,6% 

+  4«.«% 

+30.8% 

+0.8% 

+  »9.»% 

|  +3,8*/. 

+  1.6 

+3.8 

— 0,65 

—0.55 

1  % 

1 

1)  Das  englische  Armenrecht  kennt  die  sog.  Irremovibility,  d.  h.  es  darf  jemand,  der 
langer  als  1  Jahr  in  einem  Orte  gelebt,  ohne  eine  Unterstatsang  genossen  so  haben, 


t)  Wir  sagen  Unterstütinngs  falle, 
Person  zu  vermeiden. 


Die  Daten  pro  1891  and  1892  sind  offiziell  noch  nicht  bekannt  gegeben;  das 
ergröfoerte  Wien  zahlt  1892  ca.  1  400  000  Einwohner,  doch  fehlen  die  statistischen  Auf- 
der  Armutsverhältnisse   In    den   neuangegliederten  (XL— XIX.)  Bezirken,  mithin 
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II. 

Russlands  Budget  für  das  Jahr  1893. 

(Sanktioniert  vom  Kaiser  am  28.  Dezember  1892.   Vgl.  Journal  de 
St  Petersbourg  1.  [13.]  janvier  1893.) 

Mitgeteilt  von  Dr.  Max  von  He  ekel. 


A.  Einnahmen. 


Absolut« 
Zahlen 
in  Reichsmark : 
1  Babel 
—  2,16  M 


L    Privatwirtschaft! i che  Einnahmen: 

1.  Staatsgut  

a"|  Domänen  und  Pachtgrundstücke     29  34  I  656 

b)  Forsten  3$  940  863 

2.  8taatseisenbahneo  

9.  Gewerbliche  Staatsanstalteo  .    .  . 

a)  Staatsfabriken ,  technische  An- 
lagen und  Niederlagen     .    .    .    20401  513 

b)  Bergwerke  7059  I42 

c)  Ertrag  der  Münze  1  346  743 

4.  Werbendes  Staatsvermögen  .    .  . 

a)  Ertrag  aus  Kapitalien  und  Bank- 
operationen  23  178632 

b)  Anteil  des  Piscus  an  den  Ein- 
nahmen der  Privateisenbahn- 
gesellschaften  7895015 

H.  Gebühren  und  Verkehrsteuern  : 

1.  Stempel-,    Gerichts-  und  Kanzlei- 
gebfihren   

2.  Besitzwechselabgaben  

3.  Pafsgebübren  

4.  Eisenbahnpassagier-  und 
Steuer  

5.  Feuerversicherungssteuer  . 

6.  Kleinere  gebührenartige 

7.  Verschiedene  Einnahmen      .    .  . 

III   Poet-  U.  Telegraphen  Verwaltung  : 

1.  Postverwaltung  

2.  Telegraphenverwaltung  .... 


65  282  519 


174  556  350 


398 


31073  647 


5*  »73  474 
32  520900 
7955000 

18  920000 
8  772  000 
Ii  309  443 
13  789  165 


48  756  410 
25  692  500 


299  719  914 


3,61 


145  539982 


1,70 


74  448  910 


0,85 


'3*40 


6,50 


3,3» 


Digitized  by  Google 


Misz  eilen. 


103 


A.  Einnahmen. 


Absolute 
Zahlen 
in  Reichsmark: 
1  Babel 
—  8,15  M 


«  — 


*l  ii  i 


%t 

p  •  _ 

«  "°  «3  ,,. 


1.  Grundsteuer  am 

sehen  Liegenschaften  und  Abgaben 
1  Handels-  and  Gewerbesteuer    .  . 

V  Zolle  and  Verbrauchssteuern  : 

1.  Getrankesteuern  

S.  Tabaksteuer  

S.  Zackersteaer  

4.  Steuer  ron  Mineralölen  .... 

5.  Z&ndhölzersteuer  

6.  Zolle  

VI.  Btaatsverwal tungse innahm e n  : 

I.  Ablösongszahlungen  

a)  der  ehemaligen  Gatsbaaern  .  . 

b)  der  ehemaligen  Kronbaaern 

e)  der  ehemaligen  Apanagenbauera 
t,  Ersatz  von  Aasgaben  der  8taats- 

»)  Obligatorische    Zahlungen  der 
Privateisenbahngesellschaften 

b)  BQcksahlnngen    von  Darlehen 
und  anderen  Ausgaben     .    .  . 

c)  Zahlungen    an   die  Staatskasse 
aus  andern  Quellen  .... 

3.  Veriufsernangen  von 


1.  Kriegsentschädigungen  .... 
x  Ständige  Depots  bei  der  Staatsbank 

8-  Spezielle  Fonda  

4- Ana  Anleihen  


71492  5*7 
88  676023 

S38I450 


66  048  058 
47  662  761 
4t  298  578 


B.  Aasgaben. 

I  Ausgaben  der   politischen  Organi- 
sation: 

t 
1 


Dotation   des  kaiserlichen 
Oberste  Staatskörperschaften 

a)  Reichsrat  and  Beichskanslei 

b)  Gesetzgebung  u.  StaatadrackereJ 

c)  Kanzlei  und  Ministarkomitees 

d)  Privatkanzlei  des 

e)  Bittschriftenkanslei 


1904  504 
869  686 
202  382 

1  098  405 
472  628 


96  1 1 1  985 
81  124  727 
26  907  250 


553  396  500 
64  592  669 
61  609325 
34488  150 
16  163  700 

290  185  500 


165  550000 


I55  009  397 


1  779  59« 


7  603  120 
2  580000 
12  765  784 
147  409016 


22  704000 
4  547  605 


204  143962 


2,89 


IO2O435844  11,95 


322  338995 


170  357  920 


3»77 


1,99 


l  2  336985 


527 


9.1» 


45«* 


14-41 


7,«i 


100  o/o 


0/0  aller 
Ausg. 


27  251  605 


0,31 
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B.  Ausgaben. 


Absolute 

Zahlen 
in  Reichsmark: 
1  Rabel 
=  MB  M. 


1.  Senat  and  dessen 

2.  Central  Verwaltung  .    .  . 
S.  Kollegien  und  Gerichtehöfe 

4.  Kataster  

5.  Kaiserliche  Rechtsschal«  . 

6.  Sendungen  and 

7.  Gerichtskosten    .    .  . 

8.  Verschiedene  Aasgaben 


m.  Ausgaben  der  Civil  Verwaltung  : 

1.  Verwaltung    der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten  . 

a)  Centralverwaltang  

b)  Gesandtschaften  

c)  Konsulate  ........ 

d)  Aufserorden tliche  Aasgaben  im 


S. 


e)  Valutadifferenaen     .  . 

f)  Verschiedene  Aasgaben 

Innere  Verwaltung  .    .  . 

a)  Centralverwaltang  .  . 

b)  Provinsialverwaltang  . 


Gesundheitswesen 
Strafanstalten  .... 
Baaverwaltang  .... 
Oeffentliche  WohlthlÜgkeit 
Porto  für  Dienstaachen 
I)  Dienstreisen  der  Beamten 
k)  Verschiedene  Aasgaben  . 
1)  Aof 

1894 
m)  Postverwajtang 

■> 


des  Budgets  für 


871  797 
2  608057 

1  634  598 

1  W9153 
4091  388 

9583" 

2813295 

95  553  532 
178  158 

5  305  359 
31  075  990 
3660809 

1  760  506 

5  5»8  435 

2  749  420 

7  3»4369 

500  707 
12  470000 
4411  716 


IV.  Ausgaben  für  Koitus  und  Unter- 
richt : 

1.  Beiliger    8jnod    and  orthodoxer 

Kultus  

*>)  Centralverwaltang  

b)  Konsistorien ,  Kirchenregiment, 
Diözesau Verwaltung ,  Kapitel, 
Bischofsstühle     .  . 

c)  Klöster  and  Konvente 
d) 

e)  Geistliche  Unterrichtsanstalten 

f)  Religiöse  Anstalten  im  Aasland 

g)  Kirchenbauten 

*0 


516815 


3  »35  670 
871  479 
14582  970 

3  950  109 
256  074 

1  001  468 

1  068  535 


3  814  602 

1  024  871 
39  709  386 

3  435  263 

49i  363 

2  386  500 
2  184  400 
1  371  899 


»373  304 


173  312  296 


25  557  059 


54418284 


O.S4 


2,4» 


184685600 


2,16 


8,te 


77  487  563 


0,91 


3,«* 
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B.  Ausgaben. 


Absolute 
Zahlen 
in  Reichsmark : 
1  Röbel 
—  2.15  M 


i)  Auf 
1894 


Rechnung  des  Budgets  für 


1.  Unterhaltung  fremder  Kulte 

S.  Otffeoüicher  Unterricht  . 
»)  Ceotrahrerwaltung  .  . 
b)  Provinzialschuldirektoren 

e)  Hochschul 
d)  Mittelschulen 
•)  Volksschulen  . 

f)  Normalschulen 
C)  Spezialschulen 
b)  Subventionen 

Zwecke  und 
Lehrkräften 
I)  Schulbauten 


173  939 


613  728 

1  206  116 

7  8i7  7*7 
17877916 
8408  831 

2  668  412 
3917002 


3645018 
1  214352 
1  815  481 


T  Ausgaben  der 
Verwaltung  : 

1.  QtnertJdirektion  der  Gestüte 
s)  Centralvcrwaltung  .    .  . 

b)  Stutereien  

c)  Bauten  und 

d)  Verschiedene 

1  Verkehrsanstalten     .  . 
»)  Centralvcrwaltung  . 

b)  Proviu/.ialverwaltung 

c)  Verkebrsschaleo .  . 

d)  Wasserst 

e)  Unterhaltung  der  Hafen  . 

f)  Straf »«n  und  Weg«  .  . 
f)  Staatseisenbahnen  .  .  . 
k)  Verschiedene  Aasgaben  . 
i)  Auf  Rechnnng  des  Budgets 

1894   

I  Domänen  Verwaltung  .  .  . 
»)  Central  Verwaltung  .  .  . 
k)  Betriebsausgaben     .    .  . 

e)  Schulen  und  Muateran  stalten 
d)  Bauten  and  »achliche  Ausgaben 

Staatsgut  

f)  Verschiedene  Ausgaben  .  .  • 
k)  Auf  Rechnung  de«  Budgets  für 


für 


102  869 
470  981 
2  098  4OO 
I4460O 

4  668  979 
4243122 

33« 35« 
14920  183 

1  740  160 
18  123  152 

103  795  892 
1603  911 

2805000 

2  152  296 
15972066 

*  343  393 
20773  794 

6  245  989 

3  762  500 
3050874 

435  444 

1  Ausgaben   für  Heer 

1.  Ausgaben  für  die 

»)  Central  Verwaltung  5  203  654 

k)  LokalTerwaltnng  16  919  339 


3  745  921 
48184583 


2816850 


152  221  750 


209  773  956 


2,46 


9.»» 


54  735  356 


5OO814615 


608084  141 


7-12 


27,1* 
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B.  Aasgaben 


Medisinalverwaltung  .  .  . 
Bekleidung  und  Equipierung 


Futterstoffe 
Sold  und  Gagen 
Miete  und 
Militärbauten  .... 

Militarbauten  

Kriegs-  und  Artilleriematerial 
Feld-  und  Featungtartillerie 


c) 

*) 
•) 
0 

(0 

i) 

k) 
1) 

i 

Ol 

p) 

q) 
r) 

•) 


t)  Außerordentliche 

u)  Transkaspische  Eisenbahn 
v)  Verschiedene  Ausgaben 
w)  Reserve-Kredit  .... 
z)  Auf  Rechnung  des  Budgets  für 
1894    .    .  . 


Quartier  kosten  

Uebungen  der  Reserve    .  . 
Cnterstfitsungen  .... 
Gehaltsabzüge  für  den  Pensions- 
fonds   


3.  Ausgaben  für  die  Seemacht 

a)  Central-  unc 

b)  Unterstützungen       .  . 

c)  Marineschulen 

d)  MedizinalTerwaltung  . 

e)  Sold  und  Gagen     .  . 

f)  Naturalverpdegung 

g)  Bekleidung  .... 

h)  Schiffahrt  

i)  Hydrographischer  Dienst 
k)  Marineartillerie  .  . 
1)  Schiffsbauten     .    .  . 
m)  Marinewerkstitten  .  . 
n)  Miete    und  Unterhaltung 

Marinebauten     .  . 
0)  Sendungen      .    .  . 
p)  Hafen  von  Sveaborg 
q)  Verschiedene  Ausgab 
r)  Auf  Rechnung  des  Budgets  fllr 

1894   


VII  Ausgaben  der  Flnanarerwaltung : 

1.  Allgemeine  Finanz  Verwaltung   .  . 


der 


a)  ZentralTerwaltung 

b)  Provinzialver 

c)  Finansschulen 


15884  667 

7  752464 
42757418 

81  5794" 
34  5°5  595 
121  121  594 

29  932010 
38  219  406 

12  917  269 

6  143  803 
14802943 

5  995  099 

8  231  617 

6462906 
6315  586 

2  105  706 

1  158  783 

7  938  3*7 

2  945  160 

13  44a  608 
18479  250 


3851252 

987  934 
1  226  272 

1  706003 
7  165  142 

2331  748 

2  381  125 
13  128027 

1  094  539 
12  198  971 
44448921 

6408  217 

6  795  084 
984  700 
171  716 

*  OOI  334 
38854I 


4270728 
69  209  214 
334609 


IO7  269  526 


263  53»  044 


307  533<>37 


3- «0 


13." 
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B.    Aasgabe  n. 


3 


Stempelpapi  er,  Drucksach.  u.  ■.  w. 


0  Subventionen      an  öffentliche 
Institute  u.  Aktiengesellschaften 
l)  Vorschüsse  an  Eisenbahngesell- 
schaften ab  Zinsgarantien    .  . 

b)  Entschädigungen  

i)  Rfieksahlnng  von  Steuern  . 
k)  Kosten    der  militärischen 


I)  Finanxbanton  

■)Nach  früheren  Finantgesetsen 
n)  Darlehen    und   Vorschüsse  ■ 

Rflckkanfsoperationen  .  . 
o)  Rückzahlungen  .... 
p)  Verschiedene  Ausgaben  . 

1.  Oberster  Rechnungshof     .  . 
3.  Unvorhergesehene  Aasgaben 

s)  Durch  Preissteigerung  der  Lebens- 
and  Futtermittel  

b)  Daren  ausserordenti.  Ausgaben  . 


2  367  296 
76526455 

11969727 

3a  752  67a 
5  462  036 
a  457  4*2 

1  421  150 

7  234  898 

3  295  95° 

299961 

37  5644U 

8  364  5U 


12900000 
21  500000 


1 


für  die  öffentlichen 


schuld  

s)  Goldschulden  II7816267 

b)  Papierschulden  301  653  054 

2  Eisenb&hnannuitftten  

3.  Verfallene  Titel  und  Kupons    .  . 


: 


1.  Eisenbahn-  und  Hafenbanten 
2  Kosten  der  Neubewaffnung  . 

4V 


Absolute 
Zahlen 
in  Reichsmark: 
1  Babel 
—  2  15  M. 


9601  993 
34  400000 


4>9469  321 


146  245  670 
2  585  I50 


I33646  ISO 
63  655  050 

2  I5OOOO 


B.  Ausgaben-Summe 
Wirkliche  Einnahmen  Mir  1893 

Aus  Anleihen 


.  * 
'  •  2 

•  5 

► 


|  s 
=5^ 


568  300 141 


6,65 


I99  4SI2O0 


2,34 


25,40 


8,9t 


2  236  985  527 
2089  576  511 


I47  4O9  Ol6 
2236985527 
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C.  Ausgaben  für  dia  öf f entlichen  Schulden. 


Absoluta 
Zahlen 
in  Reichsmark: 
1  Babel 
—  1,15  M. 


Verzins  an  gs- 

bedarf  in 


L  Bedürfnisse  dar 
schuld: 

1.  Goldschulden  

a)  Aeufsere   Sebalden  mit 

Tilgungsfristen  

a)  Versinaung   33  7*3  882 

ß)  Tilgung  2  123  135 

b)  Aeafsere  Sebalden   ohne  feste 
Tilgungsfristen  

a)  Verzinsung  4 026  135 

ß)  Tilgung  3694016 

e)  Innere  Sebalden  mit  festen  TU- 

a)  Verzinnung  3  148  553 

ß)  Tilgung  5  934  Ol6 

d)  Innere  Schulden  ohne  feste  TU» 
gungsfristeo.    Verzinsung    .  . 

e)  Obligationen  auf  verstaatlichten 
Eisenbahnlinien  

a)  Verzinsung  6950034 

ß)  Tilgung   975  320 

Verlust  an 

2.  Papierschulden  

a)  Aeafsere   Sebalden  ohne 
Tilgungsfristen  

a)  Verzinsung  4  500  937 

ß)  Tilgung  4060331 

b)  Innere  Schulden  mit  festen  Til- 
gungsterminen   

a)  6  0/oige  Staatsbank- Obligatio- 
nen  74  567  I41 

an)  Verzinsung  .  54  037  083 

bb)  Tilgung  .  .  20530058 
ß)  OrienUnleihen  70  948  194 

aa)  Versinaung  .  $8  483  569 

bb)  Tilgung  .  .  12464625 
Y)  6  °/o«ge  Prlmienanlehen  .    .    28  562  750 

aa)  Verzinsung  .  24  1 98  250 

bb)  Tilgung  .  .  4  364  500 
8)  4  O/otge  innere  Anleihen   .    .  58174390 

an)  Verzinsung  .  47014385 

bb)  Tilgung  .  .  11  160  005 
C)  Tresorscheine: 

Verzinsung    19  353  242 

t])  Liquidationsbons  des  König- 
reichs Polen  6  845  867 

aa}  Verzinsung  .  2548313 
bb)  Tilgung  .    .    4  397  554 


117  816  267 


35  847  017 

7720151 

9082  569 

8  685  77* 
7  935  354 


42  826 
48  5«578 


8  561  268 
258838584 


301653054 


419  469  321 
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C.  Anigkben  für  die  öffentlichen  Schulden. 


Verzinsung»- 
bedarf  In 


1  Rubel 
—  «,15  M. 


0  Verschiedene  Anleihen    .    .  387 
am)  Verzinsung  .  290052 
bb)  Tilgung  .    .  96948 

gtin^sfrist©D    •  •••••• 

a)  6°/,ige  Anleihe  6721347 

aa)  Verzinsung  .    4  366  644 

bb)  Tilgung  .    .    2  354  703 
ß)  5«/0ig.  Eisenbahnrente: 

Verzinsung  10750000 

Y)  Dauernde  Depot«: 

Verzinsung        580  926 

8)  4%ig«  «wi««  K«nte: 

Verzinsung  13231547 
e)  Depot*    ehemaliger  Kredit- 
anstalten  I  O47  480 

aa)  Verzinsung  .      306  590 
bb)  Tilgung  .    .  740890 
ö  Verschiedene  Posten: 

Verzinzung        114  350 
d)  Obligationen  nunmehr  verstaat- 
lichter Eisenbahngesellschaften  . 

et)  Verzinsung  1700  912 

ß)  Tilgung   104  490 

Bankspesen  : 

II.    Anagaben    für  Eisenbahn&nnui- 
tAten : 

1.  Goldobligationen  

a  •  Verzinsung  

b)  Tilgung  

Verlust  an 

t.  *  °A>ig«  konsolidierte  Anleihe    .  . 

a)  Verzinzung  

b)  Tilgung  

m.  Verfallene  Titel  und  Kupons  1 


3»  445  650 


I  805  402 
2  150 


72673  230 
4514  918 


14488312 
430000 


146  245  670 


77  187  148 

64  240 

54075  970 
14918312 


tbedarf 


2  585  150 


568  3OO  I4I 
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D.  Lage  des  Staatsschatzes  am  SO.  Deiember  1898 

(1.  Jan  aar  1893). 

Metall-Rubel 
(diese  Zahlen 

sind  in 
riuoeiwanrung 

ausgedruckt) 

Papier-Rubel 
(diese  Zahlen 

sind  in 
ttuuciwanrung 

ausgedruckt 

L  Gold: 

3.  Depot  bei  den  auswärtigen  Korrespondenten  des  Staatsschatzes  . 

57  341  222 

693933 
30851525 

II.  Vollwertiges  Silber: 

5  603  629 
2023  218 
164  269 

IIL  Kredit-Rubel: 

37  893  468 

IV.  Effekton  und  Wertbestande: 
1.  Hinterlegt  bei  der  Staatsbank: 

Papier-Titres  

8.  Hinterlegt  bei  auswärtigen  Bankhäusern: 

4953215 
2266062 

9  260  783 

Zu  diesen  Summen  sind  noch  hinzuzufügen: 
1.  die  laufenden  Bestände  des  Staatsschatzes  und 
1.  Rbl.   I25  00O0O0   in  baren   Goldmünzen  (Rubel)  zur  Sicherung 

der  Emission  einer  kurzfristigen  Schuld  in  Schatzbilletts  bis  zu 

gleichem  Betrag«. 
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in. 

Preisaufgabe. 

Herr  Josef  Körösi,  Direktor  des  statistischen  Bureaua  der  Stadt  Buda- 
pest hat  einen  Preis  von  1600  Franos  gestiftet,  welcher  dem  besten 
Werke  über  die  Aufgaben  und  die  Fortschritte  der  Demographie  zuerkannt 
-werden  soll.  Die  Arbeit  soll  die  wissenschaftliche  Aufgabe  der  Demographie 
bestimmen,  eine  kritische  Behandlung  der  diesbezüglich  bestehenden  An- 
sichten, sowie  jener  wichtigsten  demographischen  Erhebungen  bieten,  welche 
im  Laufe  der  letzten  fünfzig  Jahre  in  den  Hauptstädten  Europas  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  veröffentlicht  wurden.  Der  Autor 
hätte  demnach  namentlich  die  Entwickelung  des  ZählungswesenB,  der 
Natalitäts-  und  Mortalitätsstatistik  ins  Auge  zu  fassen  und  hierbei  zu  be- 
rücksichtigen, wo,  wann  und  durch  welche  Personen  diese  Zweige  der 
Demographie  Förderung  gefunden. 

Die  eingesendeten  Arbeiten  können  in  deutscher,  englischer,  fran- 
zösischer oder  italienischer  Sprache  abgefafst  sein  und  sind  anonym  bis 
1.  Hän  1894  an  Herrn  Körösi  (Budapest)  einzusenden.  Der  Name  des 
Autors  ist  in  einem  versiegelten  Umschlage  beizulegen. 

Die  Zuerteilung  des  Preises  erfolgt  in  der  Eröffnungssitzung  des 
Budapester  Kongresses  für  Hygiene  und  Demographie. 


Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.    Geschichte  der  Wijsenichaft     Encyklopädisches.    Lehrbücher  Bpetielle 

Hahl,  A.,  Zur  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Ideen  in  Eng- 
land gegen  Auagang  des  Mittelaltere.  (Staatswiss.  Studien  herausg.  Ton 
L.  Elster,  Bd.  V,  Heft  2.  Jena,  0.  Fischer,  gr.  8.  69  88.) 

Diese  Schrift  erweitert  im  Anschlufs  an  W.  Roschers  Buch:  „Zur 
Geschichte  der  englisoheu  Volkswirtschaftslehre"  (1852)  dessen  Resultate 
durch  Heranziehung  einer  weiteren  Anzahl  von  Pamphleten  aus  der  Pe- 
riode von  1436—1553.  Mit  Ausnahme  von  Thomas  Morus'  „Utopia" 
durften  diese  Quellen,  deren  Verwertung  Herrn  Prof.  Schanz  au  verdanken 
ht,  wohl  in  Deutschland  unbekannt  sein.  Der  Verf.  giebt  in  der  Ein- 
leitung einen  —  allerdings  nur  kursorischen  —  Ueberblick  über  die 
ökonomischen  Verhältnisse  Englands  in  dieser  Epoche.  Infolge  äufserer 
wie  innerer  Leiden  war  die  damalige  Lage  eine  durchaus  unerfreuliche 
unmittelbar  vor  dem  grofsartigen  Aufschwung  nnter  Elisabeth,  welcher 
den  Grund  legte  zur  heutigen  Weltmachtstellung  Grofsbritanniens.  Die 
mifsliohe  Lage  der  Landwirtschaft  infolge  der  Binhegungen,  der  über- 
mäfsigen  Ausdehnung  der  Weidewirtschaft,  die  Erhöhung  der  Pachtrenten 
werden  lubhait  in  dieser  Litteratur  beklagt.  Als  Abhilfemafsregeln  hier- 
gegen wird  „planmafsige  Organisation"  des  Bedarfs  an  Nahrungsmitteln, 
werden  sonstige  staatliche  Eingriffe  vorgeschlagen.  Das  Gewerbe  hat  sich 
im  betrachteten  Zeiträume  bereits  vollständig  vom  Handel  getrennt; 
gegen  letzteren  kommt  eine  starke  Antipathie  zum  Ausdruck.  Im  ganzen 
sucht  man  das  Heilmittel  gegen  den  gewerblichen  Niedergang  in  der 
Rückkehr  zur  strafferen  Organisation,  Beschränkung  der  Zahl,  Ausschlufs 
der  fremden,  Stapelreohten  etc.,  kurz  in  dem  ganzen  Inventar  mittelalter- 
licher Gewerbepolitik.  Beiläufig  sei  erwähnt :  wenn  Verf.  es  bemerkenswert 
findet,  dafs  die  Assoziation  so  wenig  als  Rettungsmittel  empfohlen  wird 
(8.  58),  so  entgeht  ihm,  dafs  sich  gerade  in  jener  Epoohe  der  Verfall  der 
bestehenden  Assoziation,  d.  h.  der  Zünfte  abspielt  (vergl.  s.  B.  Brentano, 
Die  Arbeitergilden  der  Gegenwart,  Bd.  I,  S.  69  ff.).  Der  Wert  einer 
Flotte  für  England  wird  erst  am  Ende  dieses  Zeitraumes  erkannt;  die 
Zollpolitik  bewegt  eich  wie  die  Anschauung  über  den  Kredit  und  das 
Edelmetall  in  den  Bahnen,  welohe  später  die  merkantilistisohe  Theorie 
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formulierte.  In  den  Wünschen  naeh  einer  für  den  Konsumenten  gün- 
stigeren Preisgestaltung  gelangt  die  mittelalterliche  Taxenpolitik  zum  kräf- 
tigen Ausdruck.  Im  letzten  Kapitel:  „Gemeinwirtsohaft  und  Einzelwirt« 
schaff«  überschrieben,  sucht  der  Verf.  die  leitenden  Grundideen  der  Zeit 
zusammenzufassen  und  mit  den  heutigen  zu  parallelisieren.  Eine  Aus- 
einandersetzung mit  der  „materialistischen  Geschiohtetheorie",  wie  sie 
K.  Kautsky  in:  „Thomas  More  und  seine  Utopie"  (1888)  auf  die  ökono- 
mische Gestaltung  jener  Tage  anwendet,  hätte  vielleicht  der  Schrift  er- 
höhten Reiz  verliehen.  Allein  auch  ohne  solohe  bleibt  sie  eine  wertvolle 
Bereicherung  unseres  Wissens  von  dieser  bedeutsamen  TJebergangaperiode. 

Berlin.  Rudolf  Grltzer. 

Bücher,  Karl  (o.  Prof.,  Leipsig),  Die  Eotstehang  der  Volkswirtschaft.  6  Vor» 
trage.  Tübingen,  H.  Laapp,  1898.  8.  VI — 804  SS.  M.  4.—.  (Inhalt:  Die  Entstehung 
der  Volkswirtschaft.  —  Die  gewerblichen  Betriebssysteme  in  ihrer  geschichtlichen  Ent- 
wickelang. —  Arbeitsteilung  and  soziale  Klassenbildung.  —  Die  Anfänge  des  Zeitungs- 
wesens —  Die  soziale  Gliederung  der  Frankfurter  Bevölkerung  im  Mittelalter.  —  Die 
inneren  Wanderungen  and  das  Städtewesen  in  ihrer  entwickelnngsgeschicbtlichen  Beden- 
taag.) 

Qnmplowics,  L.,  Die  soziologische  Staatsidee.  Gras,  Leasebner  &  Lubenskj, 
1898.  gr.  8.  ISo  SS.  M.  8.—.  (Inhalt:  Die  Stufenleiter  der  Erkenntnis.  —  Die 
Staatsideen  —  Die  soziologische  Staatsidee.  —  Zar  Entwicklungsgeschichte  der  sozio- 
logischen Staatsidee.  —  Die  thatsachlichen  Grundlagen  der  sosiologischen  Staatsidee.  — 
Die  Entwickelung  der  Menschheit.  Staate  n  grün  dun  g  and  Recbtsbildang.  Der  Konstita - 
tioaalismae  and  die  Entwickelung  der  Staaten.  — ) 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  Herausgegeben  von  (Proff.  D".) 
J.  Conrad,  L.  Elster,  W.  Lexia,  Edg.  Loening.  Lieferung  87 :  Reinhard  —  Schutzsystem. 
Jena,  O.  Piaeber,  1898     Boy.  8     SS.  417—608  od.  Band  V  Bogen  87  bis  88.  M.  8. — 

Ferd.  Las  seile 's  Beden  und  Schriften.  Nene  Gesamtausgabe.  Mit  einer  bio- 
graphischen Einleitung  hrsg.  von  Ed.  Bernstein,  London.  Band  I  und  II.  Berlin,  Verlag 
der  Expedition  des  „Vorwärts",  1899/93  kl.  8.  650  and  IV— 959  SS.  M.  6,80. 

8chmidt-Weifsenfels,  E.,  Geschichte  des  modernen  Reichtums  in  biographi- 
schen und  sachlichen  Beispielen.  Berlin  O.  Seehagen,  1893  8.  VIU-391  SS.  M.  6  — . 
(Aus  dem  Inhalte:  Die  Priratreichtümer  in  der  alten  Gesellschaft  Europas.  —  Die  ersten 
Mittel  des  modernen  Reichtums.  —  Die  kapitalistische  Gesellschaft.  —  Das  Geld.  —  Daa 
Arheitertum  and  das  Kapital.  —  Der  Volkswohlstand  der  Gegenwart.) 


Castanier,  L.  (avocat),  Les  attribntions  le  l'Etat,  Ies  langaes  mortes  et  1'eVo- 
Intion  economique.    Paris,  Guillaumin  &  O,  1893.    8.    28  pag.    fr.  1. — . 

C  o  1  i  n  a ,  La  seience  sociale.  Tome  XVI.  Bruxelles,  A.  Manceaux,  1898.  8.  IV— 
485  pag.    fr.  5. — . 

Desjardins,  Arthur  (membre  de  l'Institat),  Qaestions  sociales  et  politiquea. 
Paris,  Ploo,  1898.  gr.  in- 8.  IV — 490  peg.  fr.  7,50.  (Table  des  matteres:  Conflits 
internationanx :  Le  droit  des  gens  et  la  loi  de  lynch  aax  Etats-Unis.  La  France,  l'escla- 
vage  africaJn  et  le  droit  de  visite.  L'expulsion  des  errangen.  —  Le  droit  et  la  politiqae: 
La  magistrature  eine.  Le  Jury  et  les  avocats.  Servan  et  l'instruction  criminelle.  Crimes 
et  Deines.  —  Questions  ouvrieres:  Les  mincs  et  les  mineurs.  Le  code  civil  et  les  ou- 
vriers.  —  Lee  rlformateurs :  La  politiqae  de  Henri  IV.  Reforme  du  droit  public  francais 
d'apres  les  ecrits  de  Fenelon.    Mirabeaa  jarisconsalte.  — 

Dictlonnaire  biographique,  comprenant  la  liste  et  les  blographies  des  notabilites 
dans  les  lettre»,  les  sciences  et  les  arte,  dans  la  politiqae,  la  grande  indostrie,  le  grand 
commerce,  1'agricnltare,  la  flnance,  etc.  da  departement  de  la  Marne.  Paris,  Jouve,  1898. 
6.  330  pag.  avec  portraite.    (Les  dictionnaires  d6partementaux.) 

Thirion,  B.,  Morale  et  religion.  Paris,  Fiscbbacher,  1898.  in-18  Jesus.  458  pag 
fr.  3,60.  (Table  (extrait):  L'individaalieme.  —  Egoisme  et  altruisme.  —  L'altruisme  est 
un  egoiame  raisaone.  —  Liberi«,  responsabilite.  —  La  conscience.  —  etc.) 

A  n  n  u  a  1  Register,  the.  A  review  of  public  events  at  bome  and  abroad  for  tha 
Dritt«  Polfe  Bd.  VI  (LXI).  g 
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year  1892.  2  parts.  London,  Longmans,  Green  &  C»,  1893.  gr.  in-8.  VIII— 383  and 
228  pp.,  clotb.  18/.—.  (Contents:  English  history.  —  Foreign  and  colonial  history.  — 
Cbronicle  of  eventa  in  1892.  —  Retrospect  of  literature,  science,  and  art  in  1892.  — 
Obituary  of  eminent  persona.) 

Bernstein,  Edw,  Ferdinand  Lassalle  as  a  social  reformer.  Translated  by  EL 
Marx  Aveling.    London,  Swan  Sonnenschein,  1898.    8.    XV— 192  pp.    2/  6. 

C  a  n  n  a  n ,  Edw.  (M.  A.,  Balliol  College,  Oxford),  A  bistory  of  the  theoriea  of 
droduction  and  distribntion  in  English  political  economy  from  1776  to  1848.  London, 
Percival  &  C»,  1898.  gr.  in-8.  XI— 410  pp.,  clotb.  16/.—.  (Contents:  Tbe  wealth 
of  a  nation.  —  The  idea  of  production.  —  Tbe  flrst  reqaisita  of  prodaction :  laboar.  — 
Tbe  second  reqnisite  of  prodaction:  capital  (Adam  Smith  and  hia  succeaaors  on  the  natura 
and  origin  of  tbe  capital  of  a  Community,  and  on  tbe  fanctions  of  the  cupital  of  a  Com- 
munity). —  The  tfaird  requisite  of  production:  land  (Maltbua  essay  on  the  principle  of 
population.  Origin  and  later  history  of  tbe  theory  that  incraaaing  density  of  population 
ia  connected  with  diminishing  returns  to  industry).  —  The  idea  of  distribntion :  (Early 
history  of  tbe  türm,  and  its  identification  with  diviaion  into  wages,  proflt  and  rent.  The 
meaniog  of  wagea  profit,  and  rent.    Tbe  origin  and  cause  of  wages,  proflt,  and  rent) 

—  Pseudo -distrihutii.ii :  (Wagea  per  head,  profita  per  ccnt,  and  rent  per  acre.  Varia- 
tion» of  wagea  per  bead,  of  profita  per  cent ,  of  rent  per  acre.)  Distribution  proper: 
Diatribution  of  wages  among  workers,  of  profita  among  capitaliata,  of  rents  among  land- 
lorda.  —  General  review :  politica  and  economica.  — ) 

Dictionary  of  political  economy.  V«h  part:  (De  Cardenaa  —  Drawing).  Edited 
by  R.  H.  Inglia  PalgraTe.    London,  Macmillan,  1893.    8.  3/6. 

Marx,  K  ,  Tbe  tbeory  of  value.  Complete.  Forming  tbe  9  chaptera  of  „capital". 
London,  W.  Reevea,  1893.    8.    190  pp.  1/.—. 

Stubbs,  Cb.  W.  (Eector  of  Wavertree),  Christ  and  economica  in  the  light  of  the 
„sermon  on  the  mount".  London,  Isbister,  1898.  crown-8.  290  pp.  S/.6.  (Contents: 
The  relative  conditions  of  dives  and  Lazarus.  —  The  political  economy  of  the  sermon  of 
Um  mount.  —  Private  property  and  Commonwealth.  —  Almagiving.  —  Strikes.  —  Churcb 
and  labour  movement.  —  Trade  and  labour  ethica.  —  etc.) 

Biancbetti,  C.  (avvoeato),  L'antiachiavismo  alla  fine  del  secolo  XIX.  Torino, 
tip.  8.  Marino,  1898.  8.  407  pp.  1.  4.—.   (Indice :  Problema.  —  A  volo.  —  Un  giojello. 

—  Libertaa!  -  Grandi  ideaii.  —  Pionieri.  —  Carlo  Marsiale  Lavigerie.  —  Gli  StaH  • 
la  schiavitü.  —  La  piaga  orrenda,  —  Kelle  forest«.  —  Cooperaaione.  —  Coraggio!  — 
L'inno  degli  achiavi.  —  etc.) 

van  den  Berghe,  De  werkman  in  den  Staat  Vragen  en  antwoorden  over  volks- 
huishoud künde.    Jeperen,  Deweerdt,  1898.    16.    39  pag.    fl.  0,25. 

2.    Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

v.  Buehwald,  G.,  Bilder  aus  der  volkswirtschaftlichen  und  politischen  Vergangen- 
heit Mecklenburgs  (1631—1708).  Vorwiegend  nach  angedruckten  Quellen.  Neuetreliti, 
R.  Jacoby,  1893.  gr.  8.  V— 138  SS.  M.  2,25.  (Festschrift  zur  Feier  der  goldenen 
Hochzeit  Ihrer  kgl.  Hoheiten  des  Grofsberzogs  and  der  Grofsherzogin  von  Mecklenbnrg- 
Streliti) 

Grohmann,  Max,  Daa  Oberersgeblrge  und  seine  Hauptstadt  Annaberg  in  Sage  and 
Geschichte.  Heimatkundliches  Lesebuch.  Quellcnmifeig  zusammengestellt  Annaberg, 
H.  Graser,  1892.    gr.  8.    XVIII— 308  88.    M.  2,50. 

Kleinpaul,  R,,  Das  Mittelalter.  Bilder  aua  dem  Leben  und  Treiben  aller  Stände 
in  Europa.  Unter  Zugrundelegung  der  Werke  von  Paul  Lacroix  herausgegeben.  Lieferung  1. 
Leipzig,  H.  Schmidt  &  C  Gunther,  1893.  gr.  Lex  -8.  82  SS.  mit  1  Farbendruck.  M.I.— . 
(Das  vollständige,  auf  25  Lieferungen  k  M.  1  veranlagte  Werk  wird  ca.  500  Illustrationen 
und  verschiedene  Farbendrucke  enthalten.) 

Liek,  Die  Stadt  Ldbau  in  Weatpreufsen  mit  Berücksichtigung  des  Landes  Lobau. 
Marienwerder,  Selbstverlag  des  historischen  Vereins,  1898.  gr.  8.  IV— 640  88.  mit 
6  Tafeln  Abbildungen.  M.  7,20.  (Aus  dem  lobalte:  Die  Verwaltung  der  Stadt,  S.  229/296. 

—  Gewerbe,  Handel  und  Vereine,  S.  299/329.  -  Daa  Scbulweeen,  8.  506/28.  — ) 

Pawlowaki,  J.  N.,  Geschichte  der  Provinzialbauptatadt  Danaig  von  den  ältesten 
Zeiten  bia  aur  Slkularfeier  ihrer  Wiedervereinigung  mit  Preufaen.  Danzig,  Kafemaon, 
1893.  8.  VIII— 880  88.  mit  3  Illustrationen :  die  ältesten  Ansichten  dea  Langenmarkt» 
und  der  Langgasse  vom  Jahre  1617.  etc.    M.  4  — .— 
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Heinhardt,  G.  (Rektor  in  Gräfentonna),  Geschichte  des  Marktes  Gräfentonna. 
Eine  Pastgabe  zur  Feier  des  200-jahr.  Jubiläums  der  Kirche  8t.  Petri  und  Pauli.  Langen- 
tals«, Wandt  &  Klauwell,  1893.  8.  384  88.  mit  4  Ansichten,  8  Ortsplanen  und  8  Ge- 
schlechtstafeln.   M.  4,40. 


Paulard,  S.  (membre  du  8yndicat  agrieole  des  Colons  francais  en  Tunisie),  Les 
rieh  esse»  de  la  Tunisie;  ce  que  les  Francais  peuvent  fair«  dans  la  regence  de  Tunis. 
Paris,  J.  Michelet,  1898.    8.    fr.  1,60. 

B  i  e  k  e  1 1 ,  L.,  Bookbindings  from  the  Hessian  Historical  Exhibition.  Leipzig,  Hierse- 
inann, and  London,  Salisbury,  1898.  Folio.  76/.—.  (Ulustrating  the  art  of  Dinding, 
from  the  lftth  to  the  18t»  centuries.) 

Carment,  8.,  Glimpses  of  the  olden  tlme :  being  extracts  illustrative  of  the  social 
life  and  manners  of  the  olden  time.    London,  Norman  Macleod,  1893.    8.    3/. — . 

C  ar  9  e  ,  W.  D.  and  E.  J.  A.  Oordon,  Sefton :  a  descriptive  and  historical  aceount. 
Comprislng  the  colleeted  notes  and  researches  of  the  Uta  (Bev.)  Engelbert  Horley  (Bector 
of  the  Sefton  church  and  parish,  1871—83).  Togetber  with  tbe  records  of  the  Hock 
Corporation.  London,  Longmans  &  C°,  1893.  Roy  -8.  644  pp.  with  17  plates  and 
SS  illustrations.  £  1,  11/.6.  (Die  „Mock  Corporation"  war  ein  sozialer  Klub,  dessen 
Mitglieder  hauptsächlich  aus  hervorragenden  Liverpooler  Kaufleuten  bestunden.) 

8  a  n  d  e  r  •  o  n  ,  G.  P.,  Thirteen  years  among  the  wild  beasts  of  India.  5*  edition. 
London,  W.  LI.  Allen,  1898.    4.    404  pp.  with  illustrations.    12/. — . 

W  b  i  s  h  a  w ,  F.  J.,  Out  of  doors  in  Tsarland.  A  record  of  the  seeings  and  doings 
of  a  wanderer  in  Bussia.  London ,  Longmans  &  C° ,  1898.  crown-8.  888  pp.  7/.6. 
(Contents:  A  russlan  village.  —  In  the  streets  of  8t.  Petersburg.  —  Butter-time  and 
fasting.  —  A  week  among  the  snow-tracks.  —  Tbe  angler  in  russian  waters.  —  At  tbe 
iee-biUs.  —  etc.) 

KopHHJOBi,  A.,  Geia  MtomeBi,  cpoAH  roJioAaKWHxi  Kpecn>HHi.  Chreen.  o 
nomim  rojtoAaBnxHMT.  HiKoroptiXT.  MicrHocreu  Ts>m6obckoh  ryßepHiH  1891 — 1892  r. 
MoCKBal893  [  JIah  rOJlOAax>iilHXl>.]  (A.  Kornilow,  Sieben  Monate  inmitten  der  hungern- 
den Bauern.  Bericht  Ober  die  Hilfe  an  die  Hungernden  einiger  Orte  im  Gouvernement 
Tambow,  1891 — 92.    Moskau,  1898-    8.    Bub.  1. — .    Ffir  die  Hungernden.) 

nyiemecTBie  rocyjapa  Hacj-fcjBjnca  mecapeBHia  aa  boctok-l  h  no  ChÖhpä  (1890 
— 1891).  CocraBHXB  kbjob  9.  3.  VxxoMCKiii  (C.-Uexep6ypra).  [Orientreis«  8r.  kais. 
Hoheit  des  Grofsfürsten .Thronfolgers  Nikolaus  Alexandrowitsch  von  Ruftland  über  Sibirien 
1890—1891.  Im  Auftrage  Sr.  kais.  Hoheit  verfafst  von  Fürst  üchtowsky.  2  Bde.  St. 
Petersburg,  1892—93.    Roy  -8.    Bub.  66,  Prachtausgabe  Bub.  180.] 

CeMeHOB-i,  H.,  OcBo6oameirio  Kpecn>aBi  bi  napcraoBaBie  annepaiopa  Ajök- 
cajQrpa  IL  Bubojm  h  saKnoieHlfl.  C-IIeTepöypn.  1898.  (N.  8emenow,  Die  Aufbebung 
der  Leibeigenschaft  unter  der  Begierung  Alexander  II.  Schlüsse  und  Folgerungen.  8t. 
Petersburg,  1893.)  | 

8.    Bevölkorungslehre  und  Bevölkernngspolitik.   Auswanderung  und  Kolonisation. 

Bienemann,  Fr.,  jr.,  Werden  und  Wachsen  einer  deutschen  Kolonie  in  Südrufr- 
land.  Gaschicfate  der  evangelisch-lutherischen  Gemeinde  au  Odessa.  Odessa,  Druck  von 
A.  8ehultze,  1898.    gr.  8.    VI— 460  88.    M  6.—. 

Binder,  J.  (Pfarrer  u.  Miss.),  Das  Evheland  mit  dem  deutschen  Togogebiet  in 
Weststfrika.    Stuttgart,  Steinkopf,  1898.    8.    81  88.    M.  0,40. 

Meyer,  Hans,  Die  Entwickelung  unsrer  Kolonien.  Leipzig,  G.  Lang,  1893. 
kl.  8.    86  SS.    M.  0,60. 

Biebow  (Ger. Ass.),  Die  deutsche  Koloniaigesetzgebung.  Sammlung  der  auf  die 
deutschen  Schutzgebiete  bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen,  Erlasse  und  internationalen 
Vereinigungen  mit  Anmerkungen  und  Sachregister.  Berlin,  Mittler  &  Sohn,  1893.  gr.  8. 
XIII— 706  88.    M.  14—   

de  Harlei  (pro f.  k  ITJnivenite  de  Louvain),  L'infanticide  en  Chine,  d'apree  les 
documents  chinob.    Louvain,  Ch.  Peeters,  1898.    16.    46  pag.    fr.  0,60. 

Greiwe  11,  W.  P„  Outlines  of  British  co  Ionisation.  With  an  introduetion  by  Lord 
Brassey.    London,  P«rcival,  1898.    crown-8.    374  pp.    6/. — . 

Report  of  th«  Commissioners  of  immigration  upon  the  causes  which  incite  immi- 
gration  to  the  United  State»,    2  voll.    Washington ,  Government  Printing  Office ,  1892. 

6« 
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gr.  8.  (Vol.  Ii  Reports  of  Commissioners  on  the  enforcement  of  aüeo  contract  labour 
laws.  —  Vol.  II:  Extracts  fron»  European  laws.    Letters  of  D.  States  Consuls  — ) 

8  e  1 1 1  e  r  guide,  the,  to  New  Zealand.  Compiled  expressly  for  tbe  New  Zealand 
Shlpping  Company  (limited)  by  E.  L.  Bentley.  London,  Waterlow  &  Sons,  1898.  8.  70  pp. 
/.0,8.  (Contents:  Area.  Banking.  Capital  reqnired  Coal  Cost  of  food.  Oold.  Export  and 
import  trade.  Indastrial  facta.  Live  stock.  Metals ;  Mining.  Population  ;  Settlement  con- 
ditions.  Wages.  Wbeat;  OaU;  Barley.  etc.) 

Colon  ia  (sulla)  Eritrea.  Relaxlone  annaale  (1.  Inglio  1891 — 1.  gennaio  1898) 
presenUU  dal  Minittro  degli  afiari  esteri:  Brin  (S.  marao  1898).  Roma,  Up.  della  Camera 
dei  Deputatl,  1898.    4.    54  pp. 

Emigraiione  e  colonie.  Rapport!  di  RR.  Agenti  diplomatici  e  coasolari  pubbli- 
catl  dal  R.  Minister«  degli  affari  esteri.  Roma,  tipogr.  Q.  Bertero,  189S.  Roy.  in-8. 
660  pp  (Indice:  Argentina.  Austria-Üngheria,  Belgio.  Boliria.  Brasile.  Bulgaria.  Chili. 
China.  Colombia.  Congo.  Costa-Rica.  Danimarca.  Egitto.  Equatore.  Prancia  e  colonie. 
Germania.  Giappone.  Gran  Bretagne  e  colonie.  Grecia,  Gaatemala.  Hondaras.  Lüssem- 
burgo  Montenegro.  Nicaragua.  Paesi  Baasi  e  colonie.  Paraguay.  Persia.  Peru.  Portogallo. 
Rumania.  Russia.  Salvador.  Serbia.  Slam,  äpagna  •  colonie.  Stati  üniti.  Svexia  e  Norre- 
gia.  Svixxera  Tunisia.  Turchia  e  dipendente.  Uruguay.  Venezuela.  Zansibar,  etc.  — 
Appendice:  Emigraxione  italiana  dal  1876  al  1899.  Partense  d'italiani  da  porti  esteri. 
Quadro  comparatiro  degli  itaüani  dlmoranti  all'  estero  negli  anni  1871,  1881  e  1891. 
Scuole  italiane  all'  estero.  Legge  sull'  emigraiione.  Legge  aul  divieto  dell'  impiego  di 
fanciulli  in  professioni  girovaghe.  —  etc.) 

4.    Bergbau.    Land-  and  Forstwirtschaft.  Fiscbereiwesen. 

Meyer,  Dr.  Georg,  üeber  die  Schwankungen  in  dem  Bedarf  an 
Handarbeit  in  der  deutschen  Landwirtschaft  und  die  Möglichkeit  ihrer 
Ausgleichung.  (Heft  1  von  Band  5  der  „Staatswissenschaftlichen  Studien", 
herausgegeb.  von  Ludwig  Elster.)  Jena,  Verlag  von  Gustav  Fischer,  1893. 
gr.  8°.    100  SS.  — 

In  dieser,  dem  Prof.  Dr.  Freiherrn  von  der  Goltz  gewidmeten  und 
scheinbar  aus  dessen  Seminar  an  der  Universität  und  dem  landwirtschaft- 
lichen Institut  in  Jena  hervorgegangenen  Untersuchung  werden  zuerst  die 
„thats&ohliohen  Schwankungen  in  dem  Bedarf  an  Handarbeit"  durch  Er- 
hebungen dargelegt,  welche  der  Verfasser  aus  5  Gut« wirtschaften  sehr 
verschiedener  Gegenden  Nord-  und  Mitteldeutschlands  gewonnen  hat  Es 
ergeben  sich  daraus  bedeutende  Beträge  für  die  fraglichen  Schwankungen 
einerseits  zwischen  der  Sommer-  und  Winterperiode  (im  Sinne  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeitsverrichtung),  sowohl  im  ganzen  als  auch  auf  einen 
Monat  berechnet,  andererseits  innerhalb  der  Sommerperiode  zwischen  ein- 
seinen gleichlangen  Abschnitten  derselben. 

Sodann  entwickelt  der  Verf.  die  aus  diesen  Schwankungen  hervor- 
gehenden mannigfaltigen  Nachteile  unter  den  swei  Gesichtspunkten: 
1)  dem  privatwirt schaftlichen,  sowohl  bezüglich  des  Unternehmers  als 
des  Arbeiters,  2)  dem  allgemein  wirtschaftlichen,  im  Hinblick  auf  das 
Wohl  des  gesamten  Staates.  —  Um  diese  Nachteile  handgreiflich  hervor- 
treten und  in  ihrer  Natur  richtig  erfassen  zu  lassen,  wird  iweckmäfsi ger- 
weise zunäohst  davon  abgesehen,  dals  die  bei  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  beschäftigten  Arbeiter,  wie  häufig,  aufser  in  der  Landwirtschaft 
noch  in  anderen  Erwerbsthätigkeiten  Einkommensquellen  besitzen.  Später 
wird  dann  auoh  diesem  Moment  volle  Rechnung  getragen.  Unter  jenem 
zweiten  Gesichtspunkt  liefert  Verf.  u.  a.  auoh  den  Nachweis,  dafs  die 
wichtige  Vermehrung  der  inländischen  Produktion  von  Nahrungsmitteln 
(zur  Beseitigung  der  betreffenden  Unterproduktion  gegenüber  dem  Bedarf 
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in  Deutschland)  durch  Steigerung  der  Intensität  des  Landbaues  jenes  Mifs- 
verhältnis  im  Arbeitsbedarf  in  den  verschiedenen  Jahreszeiten  nur  noch 
steigert  und  dafs  daher  hieraus  die  anzustrebende  Ausgleichung  der  frag- 
lichen Schwankungen  einen  doppelten  Impuls  empfangt 

„Die  Möglichkeit  des  Ausgleiches  in  dem  Bedarf  an  Handarbeit"  oder, 
wie  es  wohl  richtiger  lauten  dürfte:  die  Möglichkeit  einer  Minderung 
jener  Schwankungen,  beziehungsweise  einer  Verringerung  ihrer  Nachteile, 
findet  endlich  ihre  ausführliche  Entwickelung  in  der  Darlegung  des  Zu- 
sammenwirkens der  mannigfaltigen  Einflüsse  folgender,  teils  in  der  Hand 
des  Organisators  und  Leiters  der  Gutswirtschaft,  teils  in  der  deB  Staates 
hegenden  Faktoren:  1)  der  Wahl  des  Wirtschaftssystems,  2)  verschie- 
dener Ausgleiohungsmaßregeln  innerhalb  desselben,  3)  der  Benutzung, 
beziehungsweise  Beschaffung  von  anderweitiger  Arbeitsgelegenheit  (ander- 
weitigen Einnahmequellen)  für  ländliche  Lohnarbeiter  während  der  arbeits- 
armen Perioden  im  Landbau.  Solcher  Nebenthäligkeiten  „stellen  sich  in 
der  Hauptsache  drei  zur  Verfügung:  die  Industrie,  insbesondere  als  Haus- 
induatrie,  der  Waldbau  und  die  Arbeit  im  eigenen  Kleingrundbesitz  des 
ländlichen  Arbeiters". 

In  diese  ganze  dritte  Hauptuntersuchung  über  die  Ausgleichungs- 
möglichkeit werden  auch  die  allgemeiner  interessierenden  Fragen  über 
die  Verwendung  von  Frauen  und  Kindern  zu  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiten, über  die  Anwendung  der  Akkordlöhnung  und  die  Vermehrung  des 
8tandes  der  Kleingrundbesitzer,  insbesondere  der  grundbesitzenden  länd- 
lichen Lohnarbeiter,  gebührend  hineingezogen. 

Dies  in  Kürze  der  Gang  der  mit  anerkennenswerter  Methode  ge- 
führten and  überzeugend  wirkenden  Untersuchung.  — 

So  häufig  man  nun,  selbst  in  landwirtschaftlich  hoch  entwickelten 
Gegenden  Deutschlands,  grofsen  VerstöfBen  gegen  eine  rationelle  Technik 
des  Landbaues  begegnet,  so  bezüglich  der  Düngerbehandlung,  der  Düngung 
selbst,  der  Züchtung,  Ernährung  und  Pflege  der  Tiere  u.  s.  w.,  ebenso 
selten  trifft  man  eigentlich  auf  dem  Gebiete  der  im  wesentlichen  rein 
wirtschaftlichen  Operationen  im  Landbau,  ganz  besonders  aber  in  der 
Ausnutzung  der  örtlich  gegebenen  Handarbeitsverhäitnisse,  dauernde 
Verstöfse  gegen  eine  rationelle  Oekonomik.  Die  Anpassung  der  Pro- 
duktion an  diese  Arbeits-  oder  Arbeiterverhältnisse  sowohl  in  der  Guts- 
organisation  wie  in  der  zweckmäfsigen  Verteilung  der  Arbeiten  über  das 
Wirtschaftsjahr,  dessen  einzelne  Perioden  und  einzelne  Arbeitstage  ist 
freilich  nichts  Leichtes  und  setzt  eigene  jahrelange  Erfahrung  und  Uebung 
voraus;  es  wird  aber  die  Befähigung  dazu  doch  am  Ende  auch  von  solchen 
errungen,  denen  von  vornherein  das  betreffende  theoretische  Wissen  ab- 
geht, wenn  auch  natürlich  wesentlich  langsamer  und  roher,  als  wenn 
letzteres  den  Anfänger  schon  mit  geschürftem  Blick  und  erweitertem  Ge- 
sichtskreis der  Berufspraxis  übergiebt.  Das  positive  naturwissenschaft- 
liche Wissen  dagegen,  ohne  welches  eine  rationelle  Landbautechnik  und 
namentlich  eine  selbständige  Handhabung  derselben  undenkbar  ist,  kann 
natürlich  nicht  durch  die  blofse  landwirtschaftliche  Praxis  erworben 
werden.  —  So  kommt  es  denn,  dafs  man  nicht  selten  in  rein  empirisch 
gebildeten  Landwirten  sehr  tüohtigen  Wirtschafts-,  insbesondere  Arbeits- 
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Disponenten  und  dabei  Stümpern  in  der  Technik  begegnet;  so  erklärt  et 
sich,  dafs  die  Landwirtsohaftsbilder  verschiedener  Gegenden  ihren  aner- 
kannt typisohen  Charakter  neben  den  Einflüssen  von  Klima  und  Boden 
wesentlioh  den  Grundzügen  verdanken,  welche  ihnen  jene  vielseitige  öko- 
nomische Anpassung  an  die  Arbeitverhältnisse  gegeben  hat 

Danach  glauben  wir  die  Bedeutung  der,  wie  bereits  angedeutet,  auch 
methodologisch  wertvollen  Schrift  nicht  gerade  in  einem  etwa  privatwirt- 
sohaftlich  reformierenden  Einflufs  auf  erfahrene  praktische  Landwirte  er- 
kennen zu  sollen ,  dagegen  um  so  mehr  in  der  anziehenden  Belehrung, 
welche  sie  jungen  studierenden  Landwirten  bietet  und  nicht  minder  allen 
Staatawirten,  insbesondere  Agrarpolitikern,  welche  der  Landwirtschaft  selbst 
ferner  stehen,  aber  doch  oft  mit  Fragen  zu  thun  haben,  deren  aachgemäfse 
Erörterung  nioht  wohl  eines  Einblicks  in  die  vielseitigen  Arbeitsverhält- 
nisse des  Landbaues  entraten  kann. 

Aufgefallen  ist  uns  folgender  Widerspruch.  Für  die  Gutswirtsohaft  I 
in  Holstein  ist  auf  8.  6  als  Dauer  der  Sommerperiode  die  Zeit  von 
„ungefähr  Mitte  April  bis  Ende  Oktober"  angegeben;  dagegen  ist  später 
bei  der  Berechnung  der  je  auf  die  Winter-  und  Sommerperiode  fallenden 
Arbeitstage  nicht  nur  der  halbe,  sondern  der  ganze  April  in  die  Sommer- 
periode hineingezogen.  Nooh  mehr  fällt  die  entsprechende  Disharmonie 
für  das  Gut  III  in  Sohlesien  ins  Gewicht.  Auf  S.  9  ist  für  dasselbe 
die  Dauer  der  Sommerperiode  als  „ungefähr  die  Zeit  von  Ende  April 
bis  Anfang  November  umfassend"  bezeichnet;  trotzdem  findet  sich  in  der 
darauffolgenden  Berechnung  der  ganze  April  mit  seinen  Arbeitstagen  in 
diese  Periode  aufgenommen,  obgleich  er  doch  naoh  jener  Angabe  der 
Winterperiode  zuzurechnen  gewesen  wäre.  —  Endlich  können  wir  dem 
Verfasser  nicht  in  der  auf  8.  93  ausgesprochenen  Ansioht  beitreten, 
dafs  eine  Erwägung  darüber  angezeigt  wäre:  ob  nicht  der  Staat  berech- 
tigt sei,  auch  für  den  P  ri vat- Forstbesitz,  soweit  derselbe  nioht  mit 
landwirtschaftlichen  Betrieben  verbunden  ist,  im  Interesse  der  umgebenden 
Landwirtschaft  zu  verlangen,  dafs  die  technisch  nicht  absolut  an  eine  be- 
stimmte Zeit  gebundenen  forstlichen  Arbeiten  zu  einer  solohen  Zeit  ver- 
richtet werden,  in  der  in  der  Landwirtschaft  Mangel  an  Arbeit  und  zu- 
gleich Ueberflufs  an  Arbeitern  ist.  Eine  solohe  Volkswirtsohaftapflege 
acheint  uns  denn  doch  unheimlich  weit  in  die  persönliche  Freiheit  dea 
Wirtschaften  auf  eigenem  Grundbesitz  einzugreifen. 

Breslau  (z.  Zt.  Dresden).  Walter  v.  Funke. 

Bericht  über  die  Verbandlungen  der  XXI.  Versammlung  des  Deutschen  Landwirt- 
achaftsrats  vom  IS.  bis  einsebliefslich  16.  Febraar  1893.  Auf  Grund  der  Sitzungsproto- 
kolle und  der  stattgefundenen  stenographischen  Aofieichnoogen  erstattet  vom  General- 
sekretär Traug.  M ueller.     Berlin,  Druck  von  L.  Simion,   1893.    gr.  8.    IV — 506  und 

V  83. 

v.  Cube,  Max,  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  fürstl.  Stol bergischen  Porsten 
su  Wernigerode,  auf  Grund  archi raiischen  Materials  dargestellt.  Berlin,  Parey,  1893. 
gr.  8.    XI— SSO  SS.  mit  1  Karte.    M.  6.—. 

Fischer,  Carl  L.  (Pfarrer),  Beitrag  xur  Orientierung  Uber  die  Lage  der  ländlichen 
Arbeiter  in  Ostpreufsen,  als  Beantwortung  des  vom  Aktionskomitee  des  evangelisch-sosialen 
Kongresses  ausgegangenen  Fragebogens  über  die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  im  Deutschen 
Reiche.    Königsberg  i/Pr  ,  Gräfe  &  Dnier,  1893.    8.    40  SS.    M.  0,t0. 

Freibergs  Berg-  uod  Hüttenwesen.    Eine  kurae  Darstellung  der  orographiseheo, 
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geologischen,  hiitorischen,  technischen  und  administrativen  Verhältnisse,  herausgegeben 
durch  den  Bergmännischen  Verein  zu  Freiberg.  2.  Auflage  mit  18  Itthogr.  Tafeln.  Frei- 
berg i/8.,  Craz  Sc  Gerlach,   1893.    8.    VIII— 840  88.  mit  18  Hthogr.  Tafeln.    M.  8.—. 

Göring,  Ph.  (ORegR.  u.  Landestierarit) ,  Das  bayerische  Gesetz  vom  6.  April 
1888  betr.  die  Haltung  und  Körung  der  Zachtstiere,  nebst  den  hiesu  erlassenen  AusfÜh- 
mngsbestimmuogen  herausgegeben  und  erliutert.  8.  Aufl.  Hünchen,  Beck,  1893.  8. 
VI— 99  8S.    M.  1,20. 

Jahrbuch  der  königl.  preußischen  geologischen  Landesanstalt  nnd  Bergakademie 
su  Berlin  für  das  Jahr  1891.  Band  XII.  Berlin,  Simon  Schropp,  1893.  Roy, -8  LXXXIV— 
271  nnd  356  88.  mit  27  geologischen  Karten,  lithogr.  und  Lichtdrucktafeln. 

Jahresbericht  des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamts- 
beairk  Dortmund  für  das  Jahr  1892.  Essen,  Druck  von  G.  D.  Baedeker,  1893.  4. 
84  88. 

Jahresbericht  fiber  den  Zustand  der  Landeskultur  im  Gebiete  des  Vereines 
aassauiscber  Land-  und  Forstwirte  für  das  Jahr  1892.  Wiesbaden,  Becbtold  &  C°,  1898. 
gr.  8.    66  88.  mit  2  Tabellen.    M  1.—. 

Oetken,  Fr.,  Die  Landwirtschaft  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sowie 
die  allgemein-wirtschaftlichen,  sozialen  nnd  Kulturverhaltnisse  dieses  Lindes  zur  Zeit  des 
Eintritte  Amerikas  in  das  fünfte  Jahrhundert  nach  seiner  Entdeckung.  Berlin,  P.  Parey, 
1893     gr.  8.    X— 848  88.    M.  10.—. 

Opitz,  H.  GM  Reichswasserrecht?  Gutachten  über  die  Vorschläge  der  Deutschen 
LandwirtschafUgesellschaft  für  Verbesserung  des  deutschen  Wasserrechts ,  im  Auftrage 
des  kgl.  sächsischen  Landeskulturrates  erstattet.  Dresden,  C.  C  Meinhold  &  Söhne,  1893. 
12.    109  88.    M  1.—. 

8chwappach,  A.  (kgl.  Forstmeister,  Prof.  an  der  Forstakademie  Eberswalde), 
Wachstum  und  Ertrag  normaler  Rotbuchenbestände.  Nach  den  Aufnahmen  der  preufsi- 
achen  Hauptstation  des  forstlichen  Versuchswesens.  Berlin,  Springer,  1893.  gr.  8.  IV — 
104  83.    M.  3.—. 

Tboms,  G.  (Prof)  Zur  Wertschätzung  der  Ackererden  auf  naturwissenschaftlich- 
statistischer  Grundlage.  II.  Mitteilung.  Erläutert  an  den  Ergebnissen  von  284  Boden- 
analysen, welche  im  Interesse  einer  47  Landgüter  des  Dorpater  Kreises  (Gouvernement 
Livland)  umfassenden  Agrar-(Phosphorsäure-)Enquete  im  Laboratorium  der  landwirtsch.- 
chemischen  Versuchsstation  am  Polytechnikum  zu  Riga  ausgeführt  wurden.  Riga,  A. 
Stieda,  1898.    gr.  4.    VIII— 122  SS.    M.  7.—. 

Wittenberg,  H.  (Pastor  zu  Swantow),  Die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  in  Neu- 
vorpommern und  auf  Rügen.    Leipzig,  R.  Werther,  1893.    gr.  8.    92  SS.    M.  1,20. 

Zusammenstellung  der  im  Regbz.  Kassel  (reitenden,  die  Fischerei  betreffenden 
gesetzlichen  Bestimmungen.  Kassel,  Fr.  Scheel,  1893.  12.  80  SS.  mit  1  Karte.  M.  0,60. 
(Veröffentlichung  des  Kasseler  Fischereivereins.) 

K  e  b  b  e  1,  T.  E.,  The  agricultural  labourer  :  a  sbort  summary  of  bis  posi tion.  New 
edition,  with  a  new  preface.  London,  Swan  Sonnenschein,  1893.  crown-8.  282  pp.  2/.6. 

Ken  dali,  J.  D.  (Uining  engineer),  The  iron  ores  of  Great  Britain  and  Ireland, 
their  mode  of  occurrence,  age,  and  origin  and  the  methods  of  searching  for  and  working 
them,  witb  a  notice  of  some  of  the  iron  ores  of  Spain.  London,  C.  Lockwood  &  SonF 
1898.  crown-8.  XVI — 430  pp.  with  numerous  illustrations,  cloth.  16/. — .  (Contents: 
Part  1  :  Historical  and  Statistical  notes.  —  Part  2 :  Geological  position ,  form  and  inner 
natura  of  iron  ore  deposits.  —  Part  3 :  The  age  and  origin  of  the  deposits.  —  Part  4  : 
Searching  for  and  working  iron  ores.  — ) 

N  i  s  b  e  t ,  J.  (of  the  Indian  Forest  Service),  British  forest  trees,  and  their  sylvi- 
cultural  eharsveteristics  and  treatment.    London,  Macmillan ,  1893.    8.    856  pp.    6/. — . 

Richards,  Westley,  Agricultural  distress.  The  cattle  trade  and  farmers' 
mccooots.    S°d  edition.    London,  E.  Stanford,  1893.    8    56  pp.  1/.—. 

Sheldon  (Prof.),  The  future  of  British  agriculture:  how  farmers  may  best  be 
benefited.    London,  W.  H.  Allen,  1898.    crown-8.    166  pp.  2/.6. 

K  -  1  4  t  o  1 1  birtokok  kimutat&sa  i»  Magyarorszäg  területenek  mivelesi  agak  sserinti 
megoszlas*.  Budapest,  Nagel,  1898.  4.  (Ausweis  der  Güter  mit  beschränktem  Verkehr 
und  die  Verteilung  des  ungarländischen  Gebietes  nach  den  Zweigen  der  Bodenkultur.  Im 
Auftrage  des  k.  und  Ackerbauministers  von  der  Sektion  für  Feldpolisei  und  Statistik 
dieses  Ministeriums.) 
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Magyarorasig  ßldbirtokosai.  Aa  bssses  100  boldnal  többel  blrö  magyar  bb» 
tokosok  nevsora,  a  tulajdonukban  levö  földterületek  mivelesi  agak  szerinti  feltüntet£se vel. 
etc.  (Die  Grundbesitzer  L'n^rni.  Namensliste  aller  Uber  100  Joch  besitzender  ungarischer 
Grundeigentümer,  nebst  Ausweis  des  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Grandgebietes  nach 
Kuitivierungszweigen.  Auf  Grund  der  Vorarbeiten  des  Leiters  der  besilsstatistischen- 
Sektion  im  Ackerbauministeriom  weiland  A.  Szontagh  de  Iglö  et  Zaber  in  Druck  gelegt 
und  hrsg.  von  Karl  Baross  de  Bellu» ;  die  wirtschaftliche  Beschreibung  der  einzelnen 
Komitale  Ton  Joe.  t.  Nemeth).  Budapeat  1893.  4.  X— 886  und  (alphabetisches  Inhalts- 
verzeichnis der  Grundbesitzer  Ungarns)  165  SS.    geb.  fi.  16  —  M.  82.—. 

A  ii  3  ii  m  i  p  o  b  ii ,  B.,  Eecixu  no  cejacKOuy  xoaaucTBy.  Mockba  1892  (W.  Anai- 
mirow,  Gespräche  über  Lendwirtschaft.  Moskaa  1892.    8.    Rub.  0,30.) 

JKyKOBi,  EL,  Ajiomuuih  h  ero  uexixjyprijl.  Mocxsa.  (N.  8chukow,  Aluminium 
nnd  seine  Metallurgie.    Moskau  1892.    8.    Mit  40  Abbildungen  und  Tabellen). 

MemepcKiu,  H.,  fex&cxoxoa/iHCTBeHHue  xypcu  am  Hapooiuix-t  yiBTexei  bt> 
Püccih.  1883—1892.  (J.  Meschtschersky ,  Landwirtschaftliche  Kurse  für  Volksschullehrer 
in  Bursland,  1888—1892.)  o.  O  1893.  8. 

Aoooario  della  r.  scuola  di  Titicoltura  e  di  enologia  di  Cagliari  per  gli  anui 
1889—90—91—92.  Vol.  I.  Conegliano,  Pr.  Cagnani,  1893.  4.  fig.  VII— 208  pp. 
L  6.—.  (Contiene:  Belazione  generale  sulp  andamento  della  r.  acnola  enologica  di  Cag- 
liari. —  Esperimento  sulla  concentrasione  del  mosto,  per  Cettolini.  —  Analisi  delle  uve 
del  circondario  di  Cagliari.  —  Quadro  della  composizione  chimica  dei  vini  aardi.  — 
L'indoatria  della  distillasione  in  Sardegna,  per  Cettolini.  —  etc.) 

Cantani,  A.  (prof.),  Pro  »ylvls:  elementi  di  economia  naturale,  basati  sul  rim- 
boschimento  sotto  il  punto  di  vista  climatico,  economico  ed  igienico  per  gli  agrieoltori,  i 
foresticultori,  i  medici  ed  i  membri  dei  consigli  provincisli  e  comanali.  Torino,  Dnione 
tipogr-editrice ,  1898.  8.  XII— 604  pp.  fig.  1.  10.—.  (Contiene:  Le  foreate  base 
dell'  economia  naturale.  —  Utilitk  delle  foreste  sotto  il  punto  di  vista  climatico.  —  Uli- 
Utk  delle  foreste  sotto  il  punto  di  vista  economico  (dell*  agricoltura  e  dell'  Industrie).  — 
Utilitk  delle  foreste  sotto  il  punto  di  vista  igienico.  —  Culto  delle  foreste  e  degli  alberi 
alti  presso  gli  antichi  e  moderni.  —  II  rimboschimento  e  la  sistemazione  preliminare  dei 
torrenti  in  Krancia.  —  Preparazione  del  suolo  da  rlmboscbire.  —  Seminagione  delle 
plante  forestali.  —  Piantagione  degli  alberi  in  forest*.  —  Boschi,  selve  e  foreste.  — 
Coltivazione  redditizia  delle  foreate.  —  Nemici  ed  amid  delle  foreste.  —  Colonizsaaioue 
delle  terre  inollte.  —  etc.) 

Capilupl,  A.,  II  bosco  Fontane  nella  economia  agraria.  Mantova,  G.  Mondori, 
1898.    8.    64  pp.  con  tavola. 

Chiaves,  E.  (ingegnere),  Guide  alle  concimaiioni.  Torino,  F.  Casanova,  1893. 
16.  214  pp.  1.  1,60.  (Contiene:  11  letame  ed  il  auo  trattamento  conservativo.  —  Pro. 
venienza,  azione  ed  impiego  dei  concimi  del  commercio.  —  Esigenie  delle  principe!! 
colture  riapetto  agli  agenti  della  fertilitk  —  Criteri  generali  per  l'uso  dei  concimi  del 
commercio.  —  etc.) 

• 

5.    Gewerbe  und  Industrie. 

Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspektoren  Uber  ihre  Amtstätigkeit  im  Jahre  1892. 
Wien,  Hof-  und  Staatsdrnckerei,  1898.    Lex.  8     VIII— 471  88.    M.  4.—. 

Elsassiseher  Verein  von  Dampfkesselbesitzern.  XXV.  Geschäftsbericht :  1892. 
Strafsburg.  Strafsburger  Druckerei  und  Verlagaanstalt,  1898.  Roy.-8.  70  SS.  nebst  2  Stein- 
tafeln nnd  Tabelle  in  gröfst  imp.-folio. 

Jacobi.Joh.  (D*.  jur.  u.  Konsulent  der  Bremischen  Gewerbekammer),  Bericht 
der  Bremischen  Gewerbekammer  Ober  ihre  Tätigkeit  in  der  Zeit  von  Anfang  Mai  1892 
bis  dahin  1898  erstattet  an  den  Gewerbekonvent  am  29.  Mai  1898.  Bremen,  Druck  von 
A.  Guthe,  1898.    8.    68  SS. 

Normalpapier.  8ammlung  der  Vorschriften  für  amtliche  Papier-  nnd  Tinten- 
prüfnng  in  Preufsen.  Beschreibung  von  Vorrichtungen  nnd  Verfahren  zur  Prüfung  von 
Papier,  etc.    Berlin,  Verlag  der  Papierseitung,  1893.  gr.  8.  VIII—  54  SS.  geb.   M.  8-—. 

Richter,  M.  M..  Die  Benzinbrande  in  den  chemischen  Wäschereien.  Berlin,  R 
Oppenheim,  1893.    gr.  8.    53  SS.    M.  1.—. 

Textilindustrie,  die  sächsische,  und  ihre  Bedeutung.  (Columbische  Weltaus- 
stellung. Chicago  1893.)  Mit  Anhang:  Verzeichnis  der  ausstellenden  sächsischen  Textil- 
industriellen.    Leipzig,  L.  Tb.  Martins  Textilverlag,  1892.    8.    77  88.    M.  1.—. 
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Wichelhaus,  H.  (GehRegR.  u.  Prof.),  Wirtschaftliche  Bedeutung  chemischer  Arbeit. 
Braunschweig,  Vieweg  &  Sohn,  1898.    gr.  8.    VI— 42  88.    M.  0,60. 


Jottrand,  F.  (directeur  de  1* Association  des  industriels  de  Belgique  pour  l'etude  et 
ls  propagation  des  engins),  La  prevention  des  accidents  du  travail.  Paris ,  Pischbacher, 
1893.  8.  176  pag.  avec  49  figures.  fr.  5.—.  (Memoire  couronn*  par  l'Assoeiation  des 
Ingenieurs  sortis  de  l'ecole  de  Liege.)  " 

P  r  i  n  s  ,  Ad.  (inspecteor  general  au  Ministers  de  la  justice,  prof,,  Bruxelles),  Lea 
hauts  salaires,  les  courtes  journees  de  travail  et  les  unions  professionelles.  Conference 
donnee  le  17  mars  1893  Ä  la  8ocietö  industrielle  et  eommerciale  de  Verviers.  Bruxelles» 
P.  Weissenbrucb,  1898.    8.    88  pag.    fr.  1,50    (Extrait  de  la  „Revue  de  Belgique"  .\ 

Report,  of  th«  Comptroller  General  of  patents,  designs,  and  trade  marks, 

with  uppen dices  for  tho  year  1892.  London,  printed  by  Darling  &  Son,  1893.  Folio. 
21  pp.    / .0,2*/,.    (Pari,  paper  by  command.    Publication  of  tha  Patent  Office.) 

6.    Handel  und  Verkehr. 

Boe  dicker,  Rudolf,  Stadt-  und  H  andel  skammersek  retär,  Die 
Weiterführung  der  Kanalisieruog  des  Mains  von  Frankfurt  a.  M.  bezw. 
Offenbach  bis  Hanau,  ihre  Vorteile  und  ihre  Notwendigkeit.  Denkschrift 
im  Auftrage  des  Stadtrats  und  der  Handelskammer  zu  Hanau  verfafst. 
Hanau  1892.    106  SS.    Mit  3  Plänen. 

Unser  Verkehrswesen  steht  im  Begriffe,  in  eine  neue  Phase  der  Ent- 
wickelung  einzutreten.  Während  der  letzten  50  Jahre  haben  die  Eisen- 
bahnen ihren  8iegeszug  durch  die  gesamte  oivilisierte  Welt  gehalten.  Es 
ist  begreiflich,  dafs  dieses  neue,  gewaltige  Verkehrsmittel,  das  alle  früheren 
Verhältnisse  umzuwälzen  bestimmt  war,  ein  halbes  Jahrhundert  lang  fast 
ausBohlicfslioh  das  Interesse  der  Theorie  wie  der  Praxis  in  Anspruch  ge- 
nommen hat  Schienen  doch  die  Eisenbahnen  bestimmt,  alle  bisherigen 
Verkehrsmittel  zu  verdrängen.  Es  ist  anders  gekommen.  Seit  einem  Jahr- 
zehnt etwa  macht  sich  ein  Umschwung  bemerkbar,  beginnt  eine  lebhafte 
Agitation  zu  Gunsten  der  Wasserstralsen ,  zum  Ausbau  der  natürlichen 
Fluß laufe,  zur  Schaffung  von  Kanälen.  Wo  fahrbare  Wasserstralsen  be- 
reits bestanden,  wie  beispielsweise  auf  Rhein  und  Elbe,  nahm  der  Güter- 
verkehr während  der  letzten  Jahre  in  erstaunlioher  Weise  zu,  der  wach- 
sende Güterstrom  neigte  sich  mehr  und  mehr  den  guten  Wasserstraßen 
sn.  Dadurch  wurden  diejenigen  Wirtschaftscentren,  die  abseits  von  diesem 
Strom  lagen,  naturgemäß  angestachelt,  nach  Kräften  gleichfalls  den  Wasser- 
verkehr zu  heben,  um  von  dem  Zuge  der  neuen  Zeit  zu  profitieren.  So 
entstand  allerorts,  wo  grofse  Binnenwasserstraßen  fehlten,  eine  lebhafte 
Agitation  zum  Ausbau  der  Flufsläufe,  zur  Anlage  von  Kanälen.  Die  Be- 
strebungen der  Interessenten  haben  dann  ihren  adäquaten  Ausdruck  in  der 
immer  reger  werdenden  Thätigkeit  der  Binnenschiffahrtsvereine,  in  der 
Presse  und  der  Litteratur  gefunden.  Der  wirtschaftliche  Grund  für  diese 
Wandlungen  in  unserem  Verkehrswesen  ist  nicht  sohwer  naohzuweisen ; 
er  liegt  auf  der  Oberfläche:  Die  Wasserstrafsen  sind  billiger  als  die  Eisen- 
bahnen und  auf  thunlichste  Billigkeit  des  Transports  mufste  es  ankommen, 
sobald  der  Verkehr  und  mit  ihm  die  Konkurrenz  intensiver  sich  gestalteten, 
sobald  vor  allem  auch  minderwertige  Massengüter  in  den  Transport  mehr 
einbezogen  wurden.  Was  man  bisher  kaum  in  Erwägung  gezogen  hatte, 
drängte  sich  nun  der  Erkenntnis  mit  Notwendigkeit  auf:  die  naturgemäfse 
Teilung  des  Gütertransports  zwischen  Eisenbahnen  und  Wasserstrafsen.  Die 
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Eiseobahnen  von  den  schweren  Massengütern  mehr  und  mehr  zu  entlasten, 
diese  den  Wasserstraßen  zuzuweisen,  wurde  als  verkehrspolitisches  Ideal 
aufgestellt  und  damit  die  Entwiokelung  der  Wasserstrafsen  gleichzeitig  als 
■ein  Interesse  der  Eisenbahnen  erkannt.  Wie  allerorts  Ausbau  und  Anlage 
von  Binnenwasserstrafsen  während  des  letzten  Jahrzehnts  ins  Werk  gesetzt 
sind,  ist  bekannt,  ebenso  wie  die  Klage  der  interessierten  Kreise,  dafs  das 
Tempo  dieser  Entwicklung  noch  viel  zu  langsam  sei.  Inzwischen  ist  es 
für  Theorie  und  Praxis  von  Nutzen,  die  Wirkungen  nachzuweisen,  die 
Neuanlagen  oder  Verbesserungen  von  Wasserstrafsen  im  Gefolge  gehabt 
haben  und  die  fernere  Ausgestaltung  des  Wasserstrafsennetzes ,  soweit  es 
angängig  ist,  duroh  eingehende  Studien  vorzubereiten.  Eine  der  inter- 
essantesten Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsentwiokelung  wäh- 
rend der  letzten  Jahre  ist  ohne  Zweifel  die  Wirkung,  welohe  die  Kanali- 
sierung des  Mains  bis  Frankfurt  a.  M.  auf  den  Gütertransport  ausgeübt 
hat.  Es  giebt  keine  glänzendere  Apologie  der  Binnenwasserstrafsen,  als 
die  Verkehrszunahmo  auf  dem  Main  seit  seiner  Kanalisierung.  Während 
die  Verkehrsleistung  auf  dem  Main  in  den  Jahren  1880/82  durchschnittlich 

311  586  Tonnen-Kilometer  betrag,  stieg 
sie  1887  auf    15352452      „  ,,         d.  i.  das  49fache 

U-  1888    „     20551352      „  „  „     „    66  „ 

1889  „     29159283      „  „  „     „    93  „ 

1890  „     34807  411       „  „  „      „  111  „ 

Und  was  das  Interessanteste  ist:  diese  Verkehrssteigerung  auf  der  ver- 
besserten Wasserstrafse  war  begleitet  von  einem  ebenfalls  grofsem  Auf- 
schwünge des  Eisenbahnverkehrs:  die  Thatsache,  die  schon  aus  der  Ent- 
wiokelung des  Rhein  Verkehrs  entnommen  werden  konnte,  dafs  die  Wasser- 
strafse der  Eisenbahn  nioht  schadet,  sondern  nützt,  war  von  neuem  bestätigt 
worden.  Der  Eisenbahnverkehr  Frankfurts  hob  sioh  von  897  712  t  im 
Durchsohnitt  der  Jahre  1884/86 

auf  1 013  628  im  Jahre  1887 

„   1231935  „     „  1888 

„    1334 148   ,.      „  1889 

11    MOS820  „      „  1890 

An  diese  Zahlen  knüpft  die  uns  vorliegende,  sehr  lesenswerte  Denk- 
schrift an.  Thatsäohlich  sind  alle  Mainplätze  über  Frankfurt  hinaus  jetzt 
seit  der  Kanalisierung  des  Mains  auf  das  lebhafteste  an  der  Frage  inter- 
essiert, ob  die  Segnungen  der  Stromverbesserung  vor  ihren  Thoren  Halt 
machen  oder  auch  ihnen  noch  zu  teil  werden  sollen.  Schon  jetzt  ist  die 
Weiterführung  der  Mainkanalisierung  bis  Offenbach  beschlossene  Sache. 
Und  begreiflicherweise  nimmt  Hanau  gerade  diesen  Besohlufs  als  Ausgangs- 
punkt, um  in  der  vorliegenden  Denkschrift  sich  selbst  als  den  geeigneten 
Endpunkt  des  Kanalwerkes  zu  empfehlen. 

Die  Frage,  über  welche  sich  die  Denkschrift  verbreitet,  schreiben 
Magistrat  und  Handelskammer  von  Hanau,  sei  von  vitaler  Bedeutung  für 
ihre  Stadt.  Von  ihrer  praktischen  Lösung  hänge  es  ab,  ob  sich  die 
alte  Fabrik-  und  Handelsstadt  Hanau  gedeihlich  fortentwickeln  oder  ob 
sie  einem  Stillstand  und  damit  einem  unaufhaltsamen  Rückgange  preis- 
gegeben werden  solle.  Die  kritisohe  Lage  ihrer  Stadt  schildert  sie  dann 
wie  folgt: 
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„Hanau  liegt  in  günstigster  centraler  Lage,  namentlich  als  Haupt- 
eisenbahnknotenpunkt und  Ausgangsthor  von  Nord-  nach  Süddeuteohland, 
unmittelbar  am  Mainstrom,  ist  aber  von  der  Benutzung  desselben  als 
WasserstraTse  wegen  der  schlechten  Beschaffenheit  der  Flofsrinne  that- 
«ächlich  völlig  ausgeschlossen.  Solange  die  Kanalisierung  und  Nutzbar- 
machung der  Flüsse  Deutschlands  und  insbesondere  des  Mains  überhaupt 
ruhte,  mufste  und  konnte  sioh  Hanau  damit  trösten,  dafs  es  diesen  all- 
gemeinen Mangel  in  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  Verkehrsmittel 
wie  jede  andere  Stadt  des  Reichs  und  insbesondere  des  Maingebietes  mit- 
tragen mufste.  Naohdem  aber  in  Deutschland  und  insbesondere  in  Preuften 
mit  dem  Bau  von  Schiffahrtskanälon  rüstig  begonnen  ist  und  namentlich 
die  von  Mainz  bis  Frankfurt  a.  M.  mit  dem  großartigsten  Nutzen  für 
letztere  Stadt  vollendete  Mainkanalisierung  nach  den  feststehenden  Be- 
schlüssen der  Grofsherzoglioh  Hessischen  Staatsbehörden  nunmehr  in 
kürzester  Frist  bis  Offenbaoh  weitergeführt  worden  sein  wird,  ist  die 
Fortsetzung  der  Eanalisierung  bis  Hanau  für  diese  Stadt  nioht  mehr  eine 
Frage  des  gröfseren  oder  geringeren  Nutzens,  sondern  eine  solche  der 
Konkurrenzfähigkeit  und  der  Weiterexistenz  als  Handels-  und  Fabrikstadt. 
Diese  Situation  wird  duroh  einen  bedeutenden,  gleichzeitig  damit  zu- 
sammenfallenden Wendepunkt  in  der  Entwicklung  der  Hanauer  Industrie 
noch  mehr  verschärft,  indem  —  aus  den  in  der  Denkschrift  näher  ent- 
wickelten Gründen  —  Hanau  zur  Zeit  sioh  in  einem  Uebergang  von  der 
Industrie  mit  Artikeln  von  kleinerem  Volumen  zur  Fabrikation  grofser 
Massenartikel  befindet" 

Was  eine  Denkschrift  zur  Begründung  eines  Interessentenstandpunkts 
duroh  Beibringung  von  Material  und  Gesichtspunkten  leisten  kann,  scheint 
mir  die  vorliegende,  sehr  gewissenhafte  Arbeit,  soweit  ioh  die  Verhältnisse 
überblicke,  zu  leisten.  Auoh  an  dem  notwendigen  Entgegenkommen  der 
Interessenten  fehlt  es  nioht:  die  Stadt  Hanau  hat  sioh  bereit  erklärt, 
Hafen  und  Lagerhäuser  für  ca.  2l/4  Mill.  M.  auf  eigene  Kosten  herzu- 
stellen, gewifs  ein  sehr  weitgehendes  Anerbieten,  auoh  in  Anbetracht,  dafs 
die  Weiterführung  der  Mainkanalisierung  von  Offenbaoh  bis  Hanau  dem 
Staate  nnr  eine  ebenso  grofse  Summe  kosten  würde.  80  scheint  mir  Hanau 
keinen  aussichtslosen  Kampf  zu  kämpfen.  Dafs  es  nicht  an  gegnerischen 
Stimmen  aus  Interessentenkreisen  fehlen  wird,  liegt  in  der  Natur  der 
Sache.  Alle  Mainstädte  unterhalb  wie  oberhalb  Hanaus  haben  das  In- 
teresse, dafs  der  Umschlag  nicht  gerade  in  Hanau  erfolgt.  Und  ein  wich- 
tiges Moment  bleibt  für  die  Regierung  stets  zu  berücksichtigen:  jeder 
weitere  Ausbau  der  Wasserstrafsen  im  Rheingebiet  involviert  eine  unmittelbare 
Schädigung  der  deutschen  Seehäfen,  namentlich  Bremens.  So  bezieht  jetzt 
Hanau  zwei  seiner  wichtigsten  Massenartikel:  Zedernholz  für  feine  Zigarren- 
kisten und  Petroleum  per  Bahn  über  Bremen  und  hofft  ausdrücklich ,  sie 
nach  erfolgter  Kanalisierung  per  Wasser,  d.  h.  über  Antwerpen  oder  Rotter- 
dam beziehen  zu  können.  Das  ist  natürlich  kein  Grund  gegen  die  Kanali- 
sierung, höchstens  wieder  ein  Motiv,  unserem  zweitwichtigsten  Seehandels- 
platz die  ihm  duroh  die  Konkurrenz  der  Rheinhäfen  entzogenen  Güter 
durch  eisenbahntarifarisohe  Mafsnahmen  oder  vor  allem  durch  An- 
gliederang  an  das  deutsche  Binnenwasserstrafsennetz  (Mittellandkanal!)  von 


Digitized  by  Google 


124   Uebersicbt  üb«r  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  and  des  Auslandes. 

anderer  Seite  her  wieder  «uzuführen.  Obiger  Hinweis  hatte  allein  den 
Zweck,  die  überall  in  Verkehrsfragen  auftretenden  Interessengegensätze  an 
einem  Beispiele  darzuthun.  Im  ganzen  habe  ich  aus  der  vorliegenden 
Denkschrift  den  Eindruck  gewonnen ,  als  ob  Hanau  für  eine  gute  Saohe 
kämpft.  Nicht  nur  das  lokale,  im  eminenten  Sinne  auch  das  volkswirt- 
schaftliche Interesse  Deutschlands  heischt  es,  dafs  unsere  Regieruug  rasch 
und  stetig  den  Ausbau  unseres  Wasserstrafsennetzes  vollzieht.  Hierin 
bildet  aber  die  Mainlinie  entschieden  ein  wichtiges  Glied. 

Breslau.  W.  Sombart. 

Adler,  Karl,  Das  österreichische  Lagerhausrecht.  Berlin  1892. 
8«.    VII  u.  284  88. 

Eine  sehr  sorgfältige  und  scharfsinnige  Darstellung  des  Rechts  der 
Lagerhäuser  und  der  Lagerscheine,  vornehmlich  nach  dem  neuen  österr. 
Ges.  v.  28.  April  1889,  aber  mit  steter  Berücksichtigung  der  übrigen 
Gesetzgebungen  und  Entwürfe,  von  einem  jungen  Wiener  Juristen  ver» 
fafst,  der  sioh  bereits  durch  eine  eigenartige  Theorie  des  Reportgeschäft» 
und  verschiedene  Journalartikel  (auch  in  dies.  Jahrb.,  Bd.  58,  8.  616) 
vorteilhaft  bekannt  gemacht  hat. 

In  einer  Einleitung  von  6  §§  wird  zunächst  die  Litteratur  des  In- 
and  Auslandes  über  Lagerhäuser  und  Warrant«  in  einem  sehr  umfassenden 
Verzeichnis  von  85  Nummern  zusammengestellt  und  hie  und  da  mit  ein 
paar  kräftigen  Worten  auch  treffend  charakterisiert.  Auf  die  Erörterung 
der  Grundbegriffe  und  der  bisher  nooh  schwankenden  Terminologie,  be- 
sonders des  Lagerhausgesohäfts  im  weitesten,  weiteren  und  engeren  Sinne 
—  letzteres  bezeichnet  Adler  technisch  als  Lagergeschäft  (S.  7)  — 
folgen  in  §  3,  8.  11 — 21  „volkswirtschaftliche  Gesichtspunkte". 
Hier  werden  zunächst  im  teilweisen  Anschlufs  an  die  Schilderungen 
Wertheimers  die  Vorteile  des  Lagerhauses  hervorgehoben,  die  Ver- 
stärkung dieser  Vorteile  durch  die  öffentlichen  Versteigerungen,  durch 
das  Warrantsystem  und  die  Privilegien  der  Freilager  erwogen,  aber  auch 
die  wahren  und  die  eingebildeten  Gefahren  des  Instituts  werden  ge- 
würdigt, insbesondere  die  Möglichkeit,  dass  das  Lagerhaus  als  Stütze  von 
Ring-  und  Kartellbildungen  diene,  dafs  es  die  üeberproduktion  fördere, 
und  dafs  die  Warrantierung  den  Person alkredit  erschüttere.  Letzterer 
Vorwurf  beruhe  nicht  durchaus  auf  Vorurteil,  da  der  Käufer  nicht  selten 
eine  Gesohäftstratte  ziehe  und  gleichzeitig  die  Ware  warrantieren  lasse, 
mithin  für  eine  Transaktion  doppelt  Kredit  nehme.  Gleichwohl  ist  auch 
Adlers  Gesamturteil  den  Lagerhäusern  günstig  (8.  15).  §  4  giebt  die 
Geschichte  des  Lagerhaus- Wesens  und  -Rechte,  von  den  altgriechischen 
Vorratskammern  bis  zum  mexikanischen  H.  G.  B.  v.  1890;  bez.  Hollands 
und  Schottlands  verweist  Verfasser  fast  nur  auf  die  treff Hohen  Heohtschen 
Forschungen.  Nachdem  in  §  5  Geeohichte  und  Quelle  des  österr.  Lager- 
hausrechts seit  1866  mitgeteilt  sind,  wird  die  Einleitung  in  §  6,  8.  35  ff. 
mit  der  strengen  Kritik  des  neuen  Gesetzes  beschlossen ;  als  Fundamental- 
fehler werden  gerügt:  die  Abwesenheit  jeder  Systematik  und  jedes  Zu- 
sammenhangs mit  Gewerbeordnung  und  Transportpfandrecht;  ferner  die 
Haftungsbestimmung  und  die  ganz  generelle  Verweisung  auf  die  Weohsel- 
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Ordnung  bez.  des  Warrantrezesses;  jedenfalls  habe  das  Oesetz  seine 
eigentliche  wirtsohaaiiohe  Absieht,  die  Hebung  des  Warrautverkehrs,  nur 
unvollkommen  erreicht. 

Der  erste  Absohnitt  behandelt  in  §§  7—26  (3.  39— 10 u  unter  der 
etwas  befremdlichen  Uebersohrift  „Das  Personenreoh  t  der  öffentlichen 
Lagerhäuser"  folgende  Punkte:  Gründung,  Reglement  und  Gebühren- 
tarif, Kaufmannseigensohaft ,  Gerichtsstand,  Sonderrechte  und  Sonder- 
pflichten der  öffentlichen  Lagerhäuser.  Als  solche  Sonder  rechte  werden 
bezeichnet  und  erörtert:  das  beschränkt  übertragbare  Recht  an  der 
Konzession,  das  Recht  zur  Ausgabe  indossabler  Waren  scheine,  das  Ver- 
steigerungsprivileg und  das  Enteignungsreoht ;  als  Sonder pfli  ohte  n:  der 
Lagerungszwang,  das  leioht  zu  umgehende  Verbot  des  Handels  mit  ein- 
lagerungsfähigen Waren  und  das  vielbekämpfte,  nooh  weniger  zu  billigende, 
übrigens  durch  Warrantindossament  ebenfalls  leicht  zu  umgehende  Be- 
leihungsverbot ,  ferner  die  BuchfÜhrungspflioht  und  die  Pflioht  zur 
Konzessionsausubung.  Die  letzten  §§  dieses  Abschnitts  behandeln  das  Ver- 
hältnis der  öffentlichen  Lagerhäuser  zu  den  privaten  Lagerhäusern  einer- 
seits und  zu  den  Eisenbahnen  andererseits,  ferner  die  Strafbestimmungen, 
das  Erlöschen  der  Konzession  und  die  transitorisohen  Vorschritten. 

Im  zweiten  Absohnitt  (S.  100—152)  wird  in  §§  27—39  hauptsächlich  das 
regelmäfs ige  Lagergeschäft  erörtert.  Unter  den  gegenseitigen  Reohten 
und  Pflichten  der  Kontrahenten  ist  der  wichtigen  Haftung  des  Lager- 
hauses die  ausführlichste  Darstellung  gewidmet  (S.  107 — 118);  diese  Haf- 
tung geht  nach  dem  österr.  Gesetze  nioht  bis  zur  Grenze  der  höheren  Gewalt, 
sondern  ist  bedauerlicherweise  regelmässig  auf  die  Sorgfalt  des  ordentlichen 
Kaufmanns  beschränkt  Der  Pflioht  des  Lagerhauses  zur  Versiche- 
rung des  Lagerguts  gegen  Feuersgefahr,  sowie  dem  Verkaufs-  und  Pfand- 
recht der  Lagerhäuser  sind  besondere  Paragraphen  gewidmet.  Zum  Sohluft) 
werden  vier  sog.  Spielarten  des  Lagergeschäft«  behandelt:  die  ein- 
fache Lagermiete,  das  aus  Lagermiete  mit  „Obsorge  und  Warran- 
tierungspfiioht"  gemischte  Wertlagergesohäft,  das  unregelmäßige 
Depositum  und  das  von  Adler  sog.  Vermengunga- Depositum  oder  Ver- 
mengungslagergeschäft. 

Der  dritte  und  letzte  Abschnitt  (§§  42—66)  S.  158—207  ist  den 
Lagerscheinen  gewidmet.  Die  beiden  Hauptabschnitte  gelten  einerseits 
den  Scheinen  vor  dem  Pfandindossament  und  andererseits  dem  Pfand - 
Indossament  selbst  und  seinen  Rechtsfolgen.  In  Kürze  sind  auf  nur 
7  Seiten  die  Warrantierung  der  vermengt  eingelagerten  Waaren,  die  Amor- 
tisation und  der  Warrant  als  Bankpapier  behandelt;  hierbei  weist  Adler 
im  Ansohlufs  an  NeuWirth  auf  die  Gefahren  hin,  welche  durch  die 
Aufnahme  eskomptierter  Pfandscheine  in  die  Notendeckung  entstehen ;  die 
Schwierigkeit  und  Langwierigkeit  der  Eintreibung  des  durch  den  Verkauf 
ungedeckten  Fehlbetrags  sei  nicht  zu  unterschätzen.  Als  Anhang  ist  der 
Text  des  neuen  Gesetzes  nebst  Auszügen  aus  3  älteren  Verordnungen 
(v.  1866,  1835  u.  1858)  beigefügt.  Ein  Sachregister  erhöht  die  Brauch- 
barkeit des  empfehlenswerten  Buchs. 


Zürich. 


Georg  Cohn. 
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Be  riebt  der  Handelskammer  zu  Lübeck  über  das  Jabr  1892.  Erstattet  im  Juni 
189S.  Lübeck,  Druck  too  H.  G.  Rahdens,  1893.  gr.  8.  IV— 188  88.  mit  2  tabella- 
rischen Anlagen. 

Bericht  der  Handelskammer  iu  Insterbnrg  für  daa  Jahr  1892.  Insterburg,  Buch- 
druck er  ei  der  „Ostdeutschen  Volkszeitung".    1898.    8.   20  SS. 

Bericht  Ober  Handel  und  8chiflahrt  za  Hemel  für  das  Jabr  1892.  Memel,  gedruckt 
bei  Siebert,  1893.    Folio.    82  88. 

Bericht,  XLLU.,  über  Industrie  und  Handel  des  Stadt-  und  Landratsamtsbezirkes 
Gera  im  Jahre  1892  erstattet  von  der  Handelskammer  zu  Gera.  Gera,  Druck  von  Buhr  & 
Draeger,  1893.   gr.  8.   76  88.  * 

Eglauer,  Tb.  (FinansR.),  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung,  nebst  Zollgeseta  und 
Vorschriften  betr.  die  Statistik  des  auswärtigen  Handels,  sowie  nebst  allen  Durchführungs- 
bestimmungen hiezu.  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  aus  den  Gesetzes- 
materialien und  der  Litteratur  erläutert.  Wien,  Perles,  1893.  12.  XVI— 595  88. 
M.  8. — 

Encyklopädie    des   gesamten  Eisenbahnwesens   in  alphabetischer  Anordnung. 
Herausgegeben  von  Victor  Roll   (GeneraldirektionsR.  der  österr.  Staatsbahnen)  anter 
redaktioneller  .Mitwirkung  der  Oberingenieure  F.  Kienesperger  und  Cb.  Lang  in  Verbin- 
dung mit  genannten  Autoren.   Band  V :  IstriaDer  Bahnen  bis  Personenverkehr.  Wien 
C.  Gerolds  Sohn,  1898.   Roy.-8.   Bogen  131  bis  165  des  Gesamtwerkes  mit  383  Origi 
nalholzscbn ,  18  Tafeln  und  8  Eisenbahnkarten.  M.  10. — . 

Führer  auf  den  deutschen  Schiffahrtsstrafsen.  Tabellarisches  Handbuch  Teil  11 
und  III.  Berlin,  Berliner  lithogr.  Institut,  1893.  gr.  8.  Lwdband.  (Teil  II:  Elbe-  und 
Odergebiet  einschl.  des  Gebietes  der  Märkischen  Schiffahrtstrarsen.  XIV — 430  SS.  mit 
1  Ueber»ichtakarte  und  2  Sonderplänen.  Teil  III :  Weichselgebiet  und  Ostliche  8chiffahrts- 
strafsen.  XV— 99  SS.  mit  1  Uebersichtskarte.)  [Bearbeitet  im  kpl.  preufs.  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten.] 

Huber,  F.  C.  (Prof.),  Die  geschichtliche  Entwickelung  des  modernen  Verkehr». 
Tübingen,  H.  Laupp,  1893.    8.   VUI— 232  SS.   M.  4,40. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Aachen  und  Burtscheid  für  das  Jahr 
1892.  Aachen,  Druck  von  Georgi,  1898.  gr.  8.  X— 224  SS.  (Aus  dem  Inhalte:  Geld- 
und  Wechselverkehr,  Versicherungswesen.  —  Soziale  Wohlfahrtseinrichtungen  —  Innere 
Angelegenheiten  des  Handelsstandes.  —  Einrichtungen  für  Handel  und  Gewerbe.  [Gut- 
achtlicher Teil.]  —  Oe deutliche  Lasten  und  Abgaben.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Dillenburg  für  1892.  Dillenburg,  Druck 
der  Weidenbachschen  Buehdruckerei,  1893.   8.   36  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Kassel  für  1892.  Kassel,  Druck  von 
Gebrüder  Gotthelft,  1893.   Folio.   VII— 70  u.  20  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  des  Kreises  Landeshut  für  das  Jahr  1892. 
Landesbut,  Schnellpressendruck  von  Schimoneck,  1893.   Folio.   21  SS. 

Jahresbericht  der  grofsherzoglichen  Handelskammer  in  Mains  für  daa  Jahr 
1882.  Mains,  Buehdruckerei  von  H.  Prickarts,  1893.  gr.  8.  213  S8.  einschl.  13  tabella- 
rische statistische  Uebersichten. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mülheim  a.  Rhein  für  1892. 
Mülheim,  Druck  von  Künstler  W»»,  1893.   gr.  8.   VIU— 65  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Niederlausitz  za  Kottbas  pro  1892. 
Kottbus,  Druck  von  A.  Heine,  1893.  8.  90  SS. 

Jahresbericht  der  Handelkammer  su  Nordbaasen  iür  das  Jahr  1892.  Nord- 
hausen, Druck  der  Eberhard  tschen  Buchdruckerei,  1898.  gr,  8.  116  SS.  mit  graphischer, 
die  Bewegung  der  Branntweinpreise  1891  und  1892  behandelnden  Darstellung. 

Jahresbericht  der  Handelt-  und  Gewerbekammer  za  Stuttgart  für  1892.  Statt- 
gart, Hof  buehdruckerei  „Zu  Guttenberg",  1893.   Folio.   IX— 74  88. 

Ladolph,  W.,  Leuchtfeuer  and  8challsignale  der  Erde,  1898.  Nach  den  neuesten 
Quellen  bearbeitet  Jahrgang  XXII.  7.  Aufl.  Bremen,  Heinslus,  1893.  Lei  -8.  XXIV— 
878  SS.   geb.   M.  7,50. 

Stettins  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt  im  Jahre  1892.  Jahresbericht  der  Vor- 
steher der  Kaufmannschaft.  Stettin,  Druck  von  F.  Hessenland,  1898.  Folio.  X— 18  and 
(statistische  Daten)  68  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Wiesbaden  für  1892.  Wiesbaden,  Druck 
von  R  Bechtold  &  C°,  1898.  gr.  8.   169  SS.  and  tabellarischer  Anhang  mit  Uebersicbt 
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der  Weinernte  im  Begbex.  Wiesbaden  für  1892  und  Uebersicbt  der  Bierbrauereien  und 
Branntweinbrennereien  und  deren  Produktion  für  das  Jabr  1892.  etc. 

Wöhrmann,  O.  (kgl.  GeneraldirektionaB.) ,  Die  bayerischen  Staatseisenbahnen. 
Eine  gedrängte  Skiise  der  gegenwärtigen  Verhältnisse  derselben.  Vortrag  gehalten  im 
Evangelischen  Hand  werker  verein  am  16.  April  1893.    44  SS.    M.  1.—. 


Anncairede  la  marine  de  commerce  francaise.  Guide  du  commerce  d'impor- 
tation  et  d'exportation.  10«  annee  (1893).  Paris,  A.  Cballamel,  1893.  ln-4.  1260  pag. 
avec  plans  des  prineipaux  ports.  fr.  16. — .  (Publication  sous  le  patronage  du  Ministere 
de  la  marine.) 

C  b  e  m  i  n  s  de  Ter.  Pontes .  Telegraphes.  Marine.  Compte  rendu  des  Operations 
pendant  l'annee  1891.  Bapports  presentes  auz  Chambres  legislatires.  Bruzelles,  imprim. 
J.  Gocmaere,  1892.  Maximo-in-8.  XIV— 178,  21,  20,  15  pag.  et  2  cartes.  (Publication 
du  Ministers  des  chemins  de  fer,  postes  et  telegraphes  au  royaume  de  Belgique.) 

Hagemans,  P.  (eonsul  general  de  Belgique),  Bapport  commercial  sur  les  Etats- 
Unis  d'Amerique.  Bruxellea,  P.  Weissenbruch ,  1892.  8.  140  pag.  fr.  1,60.  (Extrait 
du  „Becueil  coaaulaire".) 

Societe  nationale  des  cbemins  de  fer  yicinaux.  Vlll  -me  exercice  social,  annee  1892 
Bapport  presenti  par  le  conseil  d'administration.  Bruxelles ,  J.  B.  Scbaumans ,  1899.  4 
104  pag.  et  carte. 

A  n  n  u  a  1  Statement  of  the  navigation  and  shipping  of  tbe  United  Kingdom  for  the 
year  1892.  London,  printed  by  Eyre  &  Spotüswoode ,  1893.  Folio.  X— 381  pp.  3/.1. 
(Blue  book.  Paper  by  command.  Contents:  Foreign  and  colonial  trade  of  the  U.  K. 
(number,  tonnage,  and  nationality  of  sailing  and  steam  vessels).  —  Coasting  trade  of 
the  U.  K.  —  Entrances  and  clearances  at  ports  in  tbe  U.  K.  —  Vessels  registered  at 
each  port.  —  Vessels  employed  some  time  during  tbe  year  in  the  home  and  foreign 
tradas  and  in  fisbing.  —  Vessels  built  at  each  port.  —  etc.  —  Comparatire  tables  for 
the  years  1888  to  1892.  — ) 

Fischer,  J.  Alfred,  Bailway  aecounts  and  finance:  an  exposition  of  the  princi- 
ples  and  practice  of  railway  aecounting  in  all  its  branches.  2°d  edition.  London ,  Bem- 
rose,  1898.   8.   XVI— 642  pp.  10/.6. 

Hopkins,  W.  J.  (Prof.  of  pbysica  in  the  Drexel  Institute,  Philadelphia),  Tele- 
phone lines  and  their  properües.  London,  Longmans  &  C°,  1893.  crown-8.  274  pp. 
6/.-. 

Parsons,  A.,  Tbe  iiability  of  railway  companies  for  negligence  towards  passengers. 
London,  H.  Cox,  1893.  8.   5/ — . 

Nutti  (ingegnere-capo),  Su  talune  questioni  trat  täte  nella  4*  sessione  del  congresso 
internazionale  ferroviario  di  Pietroburgo:  relaaione  al  consiglio  d'amministrasione  (Societk 
italiana  per  le  strade  ferrate  della  Sicilia).    Borna,  tip.  di  G.  Bertero,  1892.  4.   66  pp. 

Per  la  libertt  del  commercSo  degli  olt  minerali,  per  C.  L.  Kapoli,  tip.  di  Fr( 
Brancaccio,  1892.  8.  26  pp. 

7.  Finamweien. 

Schott,  Arthur,  Die  französische  Wehrsteuer  nach  dem  Gesetze 
Tom  15.  Juli  1889.  (Staatswissenschaftliche  Studien,  hrsg.  von  L.  Elster. 
1Y.  Band,  Heft  4).    Jena,  Gustav  Fisoher,  1893.    gr.  8°.    128  SS. 

Die  Frage,  ob  und  auf  welche  Weise  diejenigen  Wehrpflichtigen, 
welche  dem  Staate  entweder  gar  nioht  oder  nur  in  beschränktem 
Mufsc  persönliche  Militärdienste  leisten,  zu  den  Lasten  des  Kriegswesen» 
in  Form  einer  entsprechenden  Besteuerung  heranzuziehen  seien,  zählt  zu 
den  schwierigsten  und  prinzipiell  strittigsten  Punkten  der  Steuerpolitik. 
Nachdem  im  Laufe  der  achtziger  Jahre  die  Steuergesetzgebung  in  den 
verschiedenen  Ländern  an  die  Lösung  dieses  Problems  teils  mit  Erfolg, 
wie  in  Oesterreich  (1880),  teils  ohne  abschliefsendes  Ergebnis,  wie  im 
Deutschen  Beich  (1881)  und  in  Italien  (1882—83)  herangetreten  ist,  hat 
Frankreich  im  Jahre  1889  den  erfolgreichen  Versuch  gemacht,  die  Wehr- 
steuer in  das  Steuersystem  einzugliedern.    Diesen  Vorgang  hat  der  Ver- 
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fasser  der  vorliegenden  Arbeit  zum  Gegenstand  einer  höchst  verdienst- 
lichen monographischen  Darstellung  gemacht,  in  welcher  er  uns  ein 
reiches  und  wohlgesichtetes  Material  zum  Studium  der  Wehrsteuer  zu- 
fuhrt Gerade  in  Deutschland  dürfte  Schotts  Schrift  eine  willkommene, 
litterarische  Gabe  sein,  weil  auch  bei  uns  neuerdings  diese  Steuerform 
teils  wissenschaftlich,  teils  publizistisch  mehrfach  erörtert  wurde. 

Der  Verfasser  schildert  uns  zunächst  neben  mancherlei  Besteuerungs- 
versuchen in  anderen  Ländern  vornehmlich  den  Entwicklungsgang  in 
Frankreich,  Während  beim  Uebergang  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  die 
Anklänge  an  die  Wehrsteuer  immer  seltener  werden,  erscheinen  in  Frank- 
reich wiederholt  Einrichtungen,  die  an  dieselbe  erinnern.  Wohl  können 
sie  weder  grundsätzlich  noch  steuertechnisch  als  Wehrsteuern  in  unserem 
Sinn  bezeichnet  werden,  doch  waren  sie  die  Wurzeln  und  Vorboten  der- 
jenigen Bildungen  des  Steuerreohts,  welche  seit  der  französischen  Revo- 
lution auftreten  und,  wenn  auch  mit  Unterbrechungen,  im  Staatsleben 
wirksam  waren.  Zum  erstenmal  ist  mit  den  Militärgesetzen  vom  8.  .Man 
1800  eine  Wehrsteuer  im  eigentlichen  Sinne  verbunden,  welche  den  vom 
Militärdienst  Dispensierten  die  Auflage  machte,  einen  Ersatzmann  zu 
stellen  oder  die  für  alle,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Steuerkraft,  gleich  hoch 
festgesetzte  Summe  von  800  Fros.  zu  bezahlen,  falls  nicht  die  jährliche 
Gesamtsteuersohuld  der  Betreffenden  weniger  als  50  Fros.  betrug.  Gegen 
diese  Abgabe  nahm  der  Staat  die  Mühe  auf  sich,  nach  einem  Ersatzmanne 
zu  sehen.  Hier  tritt  schon  das  Charakteristische  der  Wehrsteuer  hervor, 
denjenigen,  welcher  trotz  allgemeiner  Wehrpflicht  aus  irgend  welchen 
Gründen  dieser  nicht  genügen  kann  oder  genügt,  auf  andere  Weise 
leistungspfiiehtig  zu  machen.  Diesen  Gedanken  spannen  die  Gesetze  vom 
18.  Mai  1809  und  26.  August  1805  weiter  aus,  indem  sie  der  einfachen 
Ersatzleistung  eine  einkommensteuerartige  Färbung  gaben.  Nach  diesen 
blieben  die  zum  Militärdienst  untauglichen  Personen,  wenn  sie  selbst  oder 
ihre  Eltern  an  direkten  Steuern  zusammen  weniger  als  60  Fros.  zahlten, 
ohne  Ersatzleistung  militärdienstfrei.  Bei  einer  Steuerschuld  von  50  bis 
100  Fros.  war  die  gleiche  Summe  zu  erlegen  und  bei  einer  100  Fros. 
übersteigenden  Jahressteuerschuld  steigt  die  Wehrsteuer  um  60  Fros.  für 
je  26  Fros.  Steuerschuldigkeit  über  100  Fros.  bis  zum  Höchstbetrage 
von  1200  Frcs.  Der  grofse  prinzipielle  Unterschied  gegenüber  den 
heutigen  Wehrsteuern  ist  der,  dafs  sie  eine  einmalige  Leistung  und  gerade 
um  deswillen  ziemlich  niedrig  war.  Diese  Auflage  kam  1818  in  Wegfall 
teils  wegen  des  geringen  Ertrags,  teils  vermutlich  wegen  der  veränderten 
Militärorganisation.  Bis  zum  Jahre  1889  gelang  es  trotz  mannigfacher 
Versuche  und  Anregungen  nicht  mehr,  eine  richtige  Wehrsteuer  zu 
schaffen. 

Der  eigentliche  8chöpfer  der  neuen  französischen  Wehrateuer  war 
General  Boulanger,  welcher  in  sein  Projet  de  loi  organique  militaire  des 
Jahres  1 886  auch  ein  Kapitel  über  die  Wehrsteuer  einfügte.  Die  ursprüng- 
liche Regierungsvorlage  wurde  von  der  Deputiertenkammer  und  dem 
Senate  in  verschiedener  Richtung  amendiert,  bis  sie  in  einer  vom  Re- 
gierungsentwurfe sehr  abweichenden  Gestalt  mit  ziemlich  bedeutender 
Mehrheit  angenommen  wurde.  —  Naoh  dem  neuen  Gesetze  besteht  die  Ab- 
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gäbe  in  einer  festen  Anlage  von  6  Frcs.  und  einer  veränderlichen  Anlage 
im  Betrage  des  Prinzipals  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  des  Pflichtigen, 
welche  verschieden  ist,  je  nachdem  der  Zensit  noch  seine  Eltern  hat  oder 
nicht  und  hei  Aszendenten  des  zweiten  Grades  die  Einderzahl  der 
Asoendenten  ersten  und  zweiten  Grades  berücksichtigt.  Für  die  Steuer 
haften  die  Ascendenten  subsidiär.  Die  Steuerpflicht  beginnt  mit  der  Aus- 
hebung im  20.  Jahre  und  endigt  mit  dem  Ueber tritt  der  Jahresklasse  der 
Steuerpflichtigen  in  die  Reserve  der  Territorialarmee,  ist  also  für  einen 
Zeitraum  von  sechzehn  Jähen  —  unter  normalen  Umständen  —  fällig.  Der 
Ertrag  der  Steuer  hat  sich  seitdem  folgendermafsen  gestaltet:  1891 :  720  000, 
1892:  1  640  000  und  1893:  2  850  000  Free.  Wir  können  es  uns  hier  ver- 
sagen, auf  weitere  Einzelheiten  des  französischen  Gesetzes  über  die  Wehr- 
steuer einzugehen  und  begnügen  uns,  auf  Schotte  Ausführungen  zu  ver- 
weisen *). 

Die  Abhandlung  des  Verfassers  ist  ein  dankenswerter  Versuch,  in 
einer  kritischen  Uebersicht  auch  in  Deutschland  die  Kenntnis  der  fran- 
zösischen Wehrsteuer  zu  verbreiten,  die  uns  einen  schätzenswerten  Stoff 
zur  weiteren  Durchbildung  des  Wehrsteuerproblems  bietet.  Auf  die  prin- 
zipielle und  steuerpolitische  Seite  der  Frage  tiefer  einzugehen,  lag  aufser- 
halb  des  Planes  seiner  Schrift,  da  er  lediglich  die  französischen  Verhält- 
nisse zum  Ausgangspunkte  seiner  Darstellung  machen  wollte.  Die  Brücke 
tu  steuertheoretischen  Erörterungen  hat  er  indes  bereits  geschlagen,  in- 
dem er  der  positiven ,  französischen  Gesetzgebung  rechtsvergleichende 
Ausführungen  aus  Steuergebieten  anfügt,  die  bereits  sieh  einer  Wehrsteuer 
erfreuen.  Es  ist  sicher,  dafs  Frankreich  wenigstens  in  dieser  Richtung 
Deutschland  und  Italien  überflügelt  hat.  Indessen  ein  abschließendes 
Urteil  über  Wert  und  Wirkung  der  Wehrsteuer  läfst  sich  heute  auch  für 
Frankreich  noch  nicht  fällen,  da  die  Zeit,  seit  der  sie  in  jenem  Lande 
besteht,  zu  kurz  ist,  um  den  Erfolg  zu  ermessen.  Dem  Verfasser  aber 
wird  man  nur  beipflichten  können,  wenn  er  sagt,  dafs  jeder  andere 
Militärstaat,  voran  das  Deutsche  Reich  mit  seiner  sohweren  Heereglast  und 
seinen  für  Militärzwecke  immer  noch  steigenden  Ausgaben,  einer  solchen 
Steuer  nnabweislich  näher  treten  und  Frankreichs  Beispiel  werde  nach- 
ahmen müssen.  Nicht  Gleichheitefanatismus  und  demokratische  Nivel- 
lierungssucht  führen  zum  Institut  einer  Wehrsteuer,  sondern  das  Be- 
wufstsein,  damit  einer  Forderung  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  zu  ent- 
sprechen. 

Die  von  den  Gegnern  der  Wehrsteuer  so  oft  vorgebrachten  Einwände, 
dafs  die  Ehrenpflicht  des  Militärdienstes  durch  eine  Wehrsteuer  herab- 
gewürdigt und  das  sittliche  Fundament  der  Armeeorganisation  erschüttert 
wurde,  haben  sich  nicht  als  richtig  erwiesen.  Die  Abgabe  hat,  wie 
Schott  bemerkt,  in  den  Wehrsteoerstaaten  ebensowenig  das  Militär- 
system geschädigt,  als  sie  der  Stellvertretung  und  dem  Loskauf  freie 
Bahn  eröffnet  hat  Unwahr  und  unnatürlich  ist  aber  jene«  weich- 
liche HumanitätegefühL  das  in  den  vom  Militärdienst  befreiten  Personen 
cur  bedauernswerte  Sieche  und  in  der  Wehrsteuer  eine  Tassa  sui  gobbi 


1)  Vgl.  auch  Jahrbücher  f.  N.  a.  St.    Neue  Folge,  Bd.  XXI  (1890),  8.  178  ff. 
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sieht.  Allerdings  in  finanzieller  Hinsicht  darf  man  die  Erwartungen 
nicht  allzu  hooh  spannen.  Der  Gedanke,  durch  ihren  Ertrag  einen  wesent- 
lichen Teil  des  Militäraufwands  deoken  zu  wollen,  ist  bei  den  modernen,, 
yon  einer  Milliarde  nicht  allzu  weit  entfernten  Militärbudgets  durchaus 
unfruchtbar.  Darum  aber  handelt  es  sich  auch  gar  nicht.  Die  Wehrsteuer 
soll  keine  Ersatsleibtung  sein,  eine  Entschädigung  dafür,  dafs  einer 
nicht  dient,  sondern  ein  Mittel  der  Ausgleichung,  weil  er  nicht 
dient.  Die  verteilende  Gerechtigkeit  aber  erheischt,  dafs  alle  Staatsbürger 
in  Oemäfsheit  ihrer  Leistungsfähigkeit  an  den  Lasten  des  öffentlichen 
Lebens  teilnehmen.  Dafs  aber  die  Ableistung  des  persönlichen  Militär- 
dienste«, man  mag  den  Ebrenpunkt  gewifs  betonen  und  als  vollberechtigt 
anerkennen,  eine  ökonomische  Belastung  ist,  darüber  kann  kein  Zweifel 
bestehen.  Aber  ich  meine  doch  andererseits,  dafs  sich  auch  im  Bereich» 
der  Steuer  wenigstens  ähnliche  Ehrengesichtspunkte  geltend  maohen  liefsen, 
die  nns  veranlassen,  die  Steuer  als  eine  wenn  auch  dem  subjektiven 
Empfinden  zuweilen  unbequeme  Ehrenpflicht  des  Staatsbürgers  zu  be- 
trachten. Eine  Wehrsteuer  wäre  nur  dann  miftlich,  wenn  die  Entrichtung 
einer  Geldsumme  den  absoluten  Loskauf  vom  Kriegsdienste  gestatten 
würde.  Dann  allerdings  bürden  die  sittlichen  Grundpfeiler  der  allge- 
meinen Wehrpflicht  in  Gefahr  sein,  vom  Strome  demokratisch -plutokratisoher 
Bewegungen  unterwühlt  zu  werden.  Die  Wehreteuer  soll  aber  prinzipiell 
eine  Steuer,  keine  indem nite*  sein,  eine  öffentlich  rechtliche  Verpflich- 
tung und  als  solche  ebenso  berechtigt  sein  als  die  persönliche  Dienst- 
pflicht. Dafs  aber  der  Wohlhabende  von  ihr  stärker  betroffen  wird  als 
der  Unbemittelte,  ist  eine  thatsächliche,  keine  prinzipielle  Erscheinung. 
Sie  ist  begründet  in  dem  Unterschiede  der  wirtschaftlichen  Lage  und  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  im  Interesse  des  Steuerertrags  notwendig. 
Niemals  aber  darf  der  nackte  Entgeltlichkeits-  und  Gewinnstandpunkt  dabei 
allein  mafsgebend  sein,  demzufolge  der  gröfsere  oder  geringere  ökonomische 
Vorteil  aus  der  Dienstesbefreiung  die  höhere  oder  niedrigere  Ansetzung 
der  Steuerpflichtigkeit  begründen  würde.  Fafst  man  aber  die  Wehrsteuer 
als  wirkliche  Steuer  auf,  so  wird  sich  die  Umkehrung  des  8atzes:  „wer 
nicht  dient,  zahlt'S  in:  „wer  zahlt,  dient  nicht",  sofort  als  widersinnige 
Folgerung  erweisen.  Im  übrigen  wird  das  Wort  Ferraris  über  kurz 
oder  lang  auoh  für  Deutschland  giltig  sein ,  womit  Schott  seine  Aus- 
führungen schliefst:  la  taasa  militare  sarä  soonfitta  oggi,  ma  domani 
trionfera. 

Würzburg.  Dr.  Max  von  Heokel. 

Sattler,  C.  (Mitglied  des  preufsisehen  Abgeordnetenhauses),  Das 
Schulden wesen  des  preufsisehen  Staates  und  des  Deutschen  Reiches.  Stutt- 
gart, J.  G,  Cottasche  Buchhandlung  Nachfolger,  1893.  gr.  8°.  VI  und 
414  88. 

Die  uns  vorliegende  Sohrift  8attlers  ist  ein  Wiederabdruok  zweier  in 
Sohanz'  Finanzarohiv1)  veröffentlichter  Aufsätze  mit  verhältnismäfsig  ge- 
ringen Abänderungen  und  Nachträgen.    Als  den  Zweck  dieser  zusammen- 


1)  Die  Schnlden  des  Deutschen  Reiches  bis  1891,  Jahrg.  VIII  (1891),  8.  968— 
1017.  Di«  Schulden  des  preufsisehen  Staates  von  1870-1891,  Jahrg.  IX  (1891),  S. 
61-203. 
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faxenden  Ausgabe  bezeichnet  der  Verf.  selbst  in  der  Vorrede  das  Be- 
streben, die  von  ihm  gegebenen  Zusammenstellungen  und  Schilderungen 
auch  dem  praktischen  Politiker  mehr  zugänglich  zu  machen,  als  wenn  sie 
sich  lediglich  in  einer  Zeitschrift  finden,  welche  naturgemäfs  in  rein  wissen- 
schaftlichen Kreisen  gelesen  und  benutzt  wird.  Der  erste  Teil  des  Buohes, 
der  die  Bearbeitung  des  preufsisohen  8taatsschuldenwesen9  enthält,  ist  ge- 
wissermassen  als  eine  Fortsetzung  der  Publikation  des  Abgeordneten 
Eugen  Richter  über  das  prenfsische  Staatssohuldenweeen  und  die  preu- 
fsischen  8taatspapiere  (Breslau  1869)  zu  betrachten,  an  welche  derselbe 
sich  möglichst  anschliefst,  ohne  mit  seinem  Vorgänger  die  Tendenz  zu 
teilen,  auch  ein  brauchbares  Handbuch  für  den  Geschäftsverkehr  in  Staata- 
papieren zu  liefern.  Die  Hinzufügung  des  Reichsschuldenwesens  lag  dem 
Verf.  deshalb  nahe,  weil  sich  dasselbe  dem  preufsisohen  enge  angliedert 
und  eine  Darstellung  wegen  der  ernsten  Bedenken  am  Platze  war,  welche 
das  Steigen  der  ReiohBschuld  im  letzten  Jahrzehnt  hervorruft 

Die  thatsächlichen  Ergebnisse,  zu  denen  der  Verf.  gelangt,  mögen 
kurz  an  dieser  Stelle  vorgeführt  werden.  Die  Gesamtsumme  aller 
Verpflichtungen  des  preufsischen  Staates  hat  am  1.  April  1891 
6  050  796  646,81  M.  neben  762  298,67  M.  an  Renten  betragen,  deren 
Kapitalwert  nicht  angegeben  werden  kann.  Dem  gegenüber  hat  der  Total- 
betrag der  Aufwendungen  für  das  Staatseisenbahnnetz  in  dem  gleichen 
Zeitpunkte  6  173  323  449,98  M.  erreicht.  Die  Verpflichtungen  der  Staats- 
schuldenmasse werden  also  bereits  durch  den  Wert  des  Eisenbahnnetzes 
gedeckt  nnd  der  Besitz  an  Forsten,  Domänen  und  Bergwerken  ist  völlig 
schuldenfreies,  werbendes  Eigentum.  Dazu  kommen  dann  noch  die  Be- 
triebsfonds der  Gen cralstaatskasse  in  der  Höhe  von  30  330  000  M.  und 
der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  mit  7  324  481,73  M.  Das  ist  ein 
in  der  Thal  glänzender  Vermögensstand  des  preufeisohen  Staates.  Man 
wird  nicht  minder  dem  Verf.  zustimmen  können,  wenn  er  nachdrücklich 
mahnt,  auf  eine  stärkere  Tilgung  der  Staatsschulden  in  Preufsen  bedacht 
zu  nehmen,  da  das  notwendige  Steigen  der  Reichsschuld,  welohe  in  erster 
Linie  naturgemäfs  für  die  Sicherheit  und  Verteidigungsfähigkeit  des  Reiches 
und  deshalb  zu  nicht  rentierenden,  keinen  Reinertrag  an  die  Reiohskasse 
abführenden  Kapitalanlagen  verwendet  werden  muls,  unvermeidlich  zu 
einer  "Verschlechterung  der  preufsisohen  Vermögenslage  führen  mufs.  Die 
Reiohasohuld  hingegen  erreichte  am  1.  April  1891  die  Summe  von 
1437  816  700  M.,  für  deren  Zinsen  und  Verwaltungskosten  der  Etat 
53  861  500  M.  auswirft.  Diesen  Passiven  stehen  auoh  im  Reiche  nicht 
unerhebliche  Aktiva  gegenüber.  Abgesehen  von  dem  Reiohsinvalidenfonds 
in  der  Höhe  von  480  Mill.  und  den  120  Mi  11.  des  Reichskriegsschatzes, 
die  besonderen  Zweoken  dienen,  setzt  sich  der  Bestand  der  Aktiven  zu- 
sammen aus  43  283  299  M.  und  den  Reichseisenbahnen  mit  einer  Kapital- 
anlage von  414  826  261  M.,  wozu  noch  anderweite  Vermögensobjekte 
kommen.  Es  ist  daher  kein  ungünstiges  Bild  der  Aktiv-  und  Paa&iv- 
renten ,  wenn  im  Reiohe  einer  Aufwendungssumme  für  Schulden  von 
53  861  600  M.  Aktivrenten  im  Betrage  von  48  213  022  M.  gegenüber- 
stehen, so  dafs  die  Reinausgabe  für  die  Reichsschulden  nur  5  648  478  M. 
erreicht.    Im  übrigen  stellt  sieh  das  Sohuldenwesen  in  Reioh  und  Bundes- 
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Staaten  ,  dank  des  reichen  Besitzstände*  der  letzteren  an  ertragliefernden 
Objekten,  besonders  günstig.  Denn  dem  Passivzinsenerfordernis  von  un- 
gefähr 453,06  Mill.  M.  stehen  Uebersehüfse  aus  Staatsaktivkapitalien 
(privatwirtschaftliohen  Einnahmen)  im  Betrage  von  fast  704,35  Mill. 
gegenüber. 

Im  übrigen  ist  der  Charakter  der  Sattlersehen  Schrift  der  einer  Ma- 
terialiensammlung ,  in  welcher  mit  grofser  Genauigkeit  die  der  Entwioke- 
lung  des  Staataschuldenwesens  zu  Grunde  liegenden  Thatsaohen  für  Preu- 
üsen  und  das  Reich  zusammengetragen  sind.  Der  Darlegung  dieses  Ent- 
wickelungsprozesses  ist  in  beiden  Abteilungen  ein  Abschnitt  über  die  Ver- 
waltung der  Staatsschulden  beigegeben ,  in  welchem  die  wichtigsten 
Grundsätze  der  Aufnahme,  Begebung  und  Verrechnung,  der  Verzinsung, 
Kündigung,  Tilgung  und  des  Umtausches,  sowie  die  Bestimmungen  über 
die  Verwaltungsorganisation  des  Staataschuldenwesens  vorgeführt  sind. 
Einige  finanzstatistisohe  Berechnungen  und  allgemeine,  rückschauende  Be- 
trachtungen schliefsen  beide  Kapitel  ab. 

Ohne  irgendwie  das  Verdienst  des  Verf.  sohmälern  zu  wollen,  das  er 
sich  duroh  die  mühevolle  Sohürfung  erworben  hat,  möchte  Referent 
einer  persönlichen  Anschauung  Ausdruck  verleihen.  Sattler  will,  wie  er 
selbst  angiebt,  duroh  den  Neudruck  seiner  beiden  Aufsätze  dieselben  einem 
neuen  Leserkreise,  den  praktischen  Politikern,  mehr  zugänglich  machen. 
Nun  aber  fragt  es  sioh,  ob  denn  hierzu  auch  ein  Bedürfnis  vorhanden 
war.  Man  sollte  meinen,  dafs  der  Mann,  der  im  Getriebe  der  praktischen 
Politik  steht  und  den  Beruf  hat,  finanzpolitischen  Problemen  näher  tu 
treten,  zu  seinen  Informationen  einer  Zeitschrift  mit  so  umfassender  Ma- 
terialiensammlung zur  Reohtevergleichung  wie  das  Finanzarchiv  nicht  Bet- 
raten kann.  Es  dürfte  daher  vermutet  werden,  dafs  auoh  der  Parlamen- 
tarier, wie  ein  jeder,  der  sioh  für  Finanzfragen  interessiert,  von  den  be- 
lehrenden Aufsätzen  des  Verf.  bereits  im  Finanzarohiv  Kenntnis  genommen 
hat  Weil  aber  gerade  in  unserer  Zeit  die  periodischen  Publikationen  auf 
staatswissenschaftliohem  Gebiete  nioht  nur  vom  Fachmann,  sondern  von 
jedem  im  öffentlichen  Leben  Stehenden  benutzt  zu  werden  pflegen,  so 
hätte  eine  Neubearbeitung  u.  E.  das  vorhandene  Rohmaterial  sichten 
und  wissenschaftlich  durchdringen  müssen.  Hier  waren  dann  die  Ur- 
sachen der  Entwicklung  ins  einzelne  zu  verfolgen,  die  grofsen  Zusammen- 
hänge zwischen  Finanzpolitik  und  Staatssohuldenwesen  weiter  aufzuhellen, 
den  Wirkungen  der  Staatsschulden  auf  den  Staatshaushalt  war  nachzu- 
gehen und  das  ganze  Problem  als  Stück  der  Staatsverwaltung  zu  fassen. 
Duroh  eine  solche  systematische,  durchgreifende  Bearbeitung  des  Ganzen 
und  eine  erschöpfende,  abschliefsende  Behandlung  der  einzelnen  Fragen 
wäre  die  Arbeit  nicht  blofs  ein  Baustein  zur  Frage  des  Staatsschulden  - 
wesens,  sondern  schon  ein  fertiges  Gebäude  geworden. 

Diese  Ausstellungen  vermögen  indes,  wie  wir  wiederholt  hervorheben, 
in  keiner  Weise  die  Anerkennung  verkümmern  ,  welche  den  Leistungen 
Sattlers  zu  zollen  ist 

Würzburg.  Dr.  Max  von  Höckel. 

Weishut,  Albert,  Der  Effektenumsatz  und  dessen  Besteuerung 
nach  dem  (österreichischen)  Gesetze  vom  18.  8ept.  1892  mit  besonderer 
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Berücksichtigung  der  bezüglichen  deutschen  Gesetzgebung  und  Rechts- 
sprechung. Mit  einem  Vorwort  von  Dr.  Leon  Ritter  von  Bilineki. 
Leipzig  und  Wien,  M.  Breitenstein,  1893.  gr.  8°.  235  88. 

Dm  Österreich] sehe  Gesetz  rom  18.  September  1892  hat  einem  längst 
in  allen  Bevölkerungsschichten  empfundenen  steuerpolitisohen  Bedürfnisse 
Rechnung  su  tragen  gesucht.  Während  die  älteren  gesetzlichen  Normen 
nur  die  beurkundeten  Rechtsgeschäfte  beim  Mo  biliar  verkehr  einer  Gebühr 
unterwarfen  und  dadurch  im  eigentlichen  Börsenverkehr  eine  stattliche 
Anzahl  brieflicher  und  mündlicher  Geschäftsabschlüsse  bedingt  oder  völlig 
steuerfrei  liefsen,  will  das  neue  Gesetz  dureh  eine  besondere  Steuer  auf 
den  Umsatz  von  Effekten  eine  bessere  Verteilung  der  Steuerlast  durch 
schärfere  Heranziehung  des  mobilen  Verkehrs  zur  Steuerleistung  herbei- 
führen. Allerdings  waren  gerade  hierdurch  extreme  Wünsche  vielfach  ent- 
täuscht worden,  welche  teils  die  mühelosen  und  von  der  Phantasie  ins 
ungemessene  vergrößerten  Gewinne  der  berufsmäßigen  Börsenspekulanten 
ausgiebig  besteuern ,  teils  die  Ansammlung  ungeheurer  Vermögensmassen 
in  wenigen  Händen  hindern  oder  doch  erschweren,  teils  dem  Börsenspiele 
überhaupt  einen  wirksamen  Damm  entgegensetzen  wollten. 

Die  Effektenumsatzsteuer  wird  in  festen  Sätzen  für  je  einen  „ein- 
fachen Schluß»",  d.  h.  bei  in  Prozenten  gehandelten  Wertpapieren  für  ein 
Nominale  von  je  5000  fl.  und  bei  in  Stückzahl  begebenen  Effekten  für 
die  übliche  Stückzahl,  erhoben.  Der  Steuersatz  beträgt  für  jeden  ein- 
fachen Schlufs  10  Kr.,  bei  Geschäften  über  verzinsliche  Staatssohuld ver- 
sehreibungen  im  Betrage  von  nicht  über  5000  fl.  5  Kr.  Die  Abgabe 
wird  regelmäßig  durch  Stempel  entrichtet  Bei  Ablieferung  der  Effekten 
ans  jedem  direkten  Börsengeschäfte,  jenes  per  Kas«a  nicht  ausgenommen, 
ist  der  Abliefernde  verpflichtet,  dem  Uebernehmer  zugleioh  mit  den  Wert- 
papieren eine  gehörig  gestempelte  Rechnung  zu  verabfolgen.  Die  Um- 
gehung oder  unvollständige  Erfüllung  dieser  Förmlichkeit  zieht  strenge 
Strafen  nach  sich  und  ist  im  ersten  Falle  mit  dem  150-fachen,  bei  Wieder- 
holung mit  dem  300-fachen  Betrage  der  hinterzogenen  Steuer  bedroht. 
Außerhalb  der  Börse  geschlossene  Vorsehufsgesehärte  unterliegen  einer 
allgemeinen  Gebühr,  sind  aber  von  der  Effektenumsatzsteuer  befreit.  Die 
Kauf-  und  Handelsleute  haben  die  Verpflichtung,  genau  über  jedes  von 
ihnen  vollzogene  Kauf-  oder  V erkauf gesohäft  eine  Note  auszustellen.  Die 
Unterlassung  ist  strafbar. 

Die  vorliegende  Schrift  von  Weishut  macht  dieses  hier  kurz  skizzierte 
Gesetz  zum  Gegenstand  einer  umfassenden  systematischen  Darstellung. 
Ein  neues  Steuergesetz  aber,  welches  zum  ersten  Male  in  technischer  Be- 
ziehung ein  Gebiet  im  Erwerbsleben,  wie  die  Börsengeschäfte,  zur  Lei- 
stung heranziehen  will,  wird  naturgemäß  bei  der  Durchführung  auf  er- 
hebliche praktische  Schwierigkeiten  stofsen.  Daher  geht  der  Verf.  von 
der  zweifellos  zutreffenden  Anschauung  aus,  da£s  die  Verwaltungspraxis 
am  meisten  durch  die  Vergleiohung  mit  steuerreohtliohen  Normen  in  einem 
anderen  Lande  gefördert  werde,  in  welchem  die  Börsen  «teuer  seit  fast 
einem  Jahrzehnt  besteht  und  sich  allmählich  in  die  Wirtachaftsverhält- 
nisse  eingelebt  hat  Darum  ist  es  ein  grofses  Verdienst  der  Monographie, 
dafs  sie  zur  Unterstützung  ihrer  Ausführungen  die  deutsche  Gesetzgebung 
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und  Rechtsprechung  in  Sachen  der  Börsensteuer  angezogen  hat,  um  so 
für  die  Entscheidungen  im  Bereiohe  der  Effektenumsatzsteuer  und  für  die 
Rechtsanwendung  steuertechnischer  Einzelheiten  einen  Ausgangspunkt  zu 
bieten.  Dem  Zwecke  der  Arbeit  entsprechend,  die  vornehmlich  der 
tastenden  8teuerverwaltung  eine  Führerin  sein  will,  sind  die  Ausführungen 
des  Verf.  vor  allem  verwaltungsrechtlioher  Natur.  8einen  Ausfuhrungen 
schickt  Weishut  einen  Abschnitt  Toraus,  welcher  die  verschiedenen  Ent- 
wickelungsstadien  der  österreichischen  Umsatzsteuer  schildert.  Nachdem 
uns  die  älteren  Steuerverhältnisse  beim  Mobiliarverkehr  dargelegt  sind, 
maoht  er  uns  mit  der  Regierungsvorlage  von  1881  bekannt,  die  teilweise 
auf  ein  ähnliches  Ziel  hinauslief.  Dann  folgt  die  Erzählung  des  An- 
trags Obresa-Tonkli-Vizetioh  und  seiner  Schicksale  1881 — 1885,  sowie 
die  Erwähnung  der  Initiativanträge  des  Jahres  1887,  bei  denen  insbe- 
sondere Biliriski,  weloher  die  Weishutsohe  Schrift  auch  mit  einem  Ge- 
leitsworte versehen  hat,  eine  wiohtige  Rolle  spielte.  Endlich  werden  wir 
über  den  grundlegenden  Entwurf  Bilinskis  unterrichtet  und  erfahren  die 
weiteren  Etappen  der  Vorlage  in  der  parlamentarischen  Behandlung,  bis 
dieselbe  im  Gesetz  vom  18.  September  1893  ihren  Abschlufs  findet.  Im 
Hauptteil  gliedert  nun  der  Verf.  seinen  8toff  in  zwei  Abteilungen.  Von 
diesen  behandelt  die  erste  das  Problem  der  Begründung  der  Steuer- 
pflicht,  das  sich  in  den  zwei  grundlegenden  Fragen  konzentriert:  was  ist 
das  Steuerobjekt,  wann  liegt  ein  Effektenumsatz  vor,  welche  Geschäfte 
bewirken  ihn?  und  wer  ist  das  Steuersubjekt  bei  Geschäften  im  Inlande 
und  bei  solchen  mit  dem  Auslände?  Hieran  sich  anschlief  send,  kommen 
dann  die  Fragen  über  Steuereinheit  und  Steuersatz  und  endlich  über 
Steuerfreiheit  und  Steuerbefreiung  zur  Erörterung.  Dagegen  hat  es  die 
zweite  Abteilung  mit  der  Erfüllung  der  St euerp flicht  zu  thun.  Sie 
beschäftigt  sich  mit  Thatsaohe,  Zeit  und  Form  der  Beurkundung*-  und 
Eintragungsp flicht,  mit  den  Methoden  der  Steuerzahlung  und  den  Mitteln, 
deren  Aufgabe  die  Sioherstellung  des  Steuereingangs  ist.  An  diese  Aus- 
einandersetzungen reiht  sioh  die  Darstellung  des  Steuerstrafrechts,  des 
Strafverfahrens  und  der  Verjährung.  Wir  müssen  uns  an  dieser  Stelle 
mit  diesen  kurzen  Andeutungen  begnügen,  da  ein  näheres  Eingehen  auf 
Einzelheiten  den  Raum  einer  Besprechung  überschreiten  würde. 

Nicht  nur  die  Steuerpraxis  in  Oesterreich,  sondern  auch  die  finanz- 
wissenschaftliohe  Theorie  wird  diesen  ansehnliohen  Beitrag  sum  Steuer- 
recht  mit  Freuden  begrüfsen,  weil  gerade  die  verwaltungsreohtliche  Seite 
von  Finanzeinrichtungen  leider  nur  allzu  selten  eine  Bearbeitung  zu  er- 
fahren pflegt,  bei  der  sioh  positivrechtliche  Thatsaohen  mit  den  grofsen 
Zusammenhängen  nationalökonomisch-wissenschaftlioher  Erkenntnisse  har- 
monisch paaren.  Wir  hegen  keinen  Zweifel,  dafs  das  streben  des  Verf., 
für  den  Theoretiker  eine  wertvolle  Monographie  und  für  den  Praktiker 
ein  brauchbares  und  bequemes  Hand-  und  Nachschlagebuch  iu  schaffen, 
allseitige  Anerkennung  und  Würdigung  finden  werde. 

Würzburg.  Dr.  Max  von  HeckeL 

r.  Kaufmann,  R.,  Die  öffentlichen  Ausgaben  der  gröberen  europäischen  Lander 
nach  ihrer  Zweckbestimmung.   Jena,  O.  Fischer,  1893.  gr.  8.   67  88.   M.  1,20. 

Muszkat,  Hör.,  Die  Emissions-  und  Notierung:) Steuer  als  Eraats  für  die  beab- 
sichtigte Börsensteuerverdoppelung.   Berlin,  C.  Hey  mann,  1898.   gr.  8.  80  88.   M.  0,80. 
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Rowe,  Leo  8.,  Die  Gemeindefinansen  Tun  Berlin  and  Paris.  Jena,  G.  Fischer, 
189S.  gr.  8.  XIV— 236  SS.  M.  7.—.  (A.  u.  d.  T.  :  Sammlang  nationalökonomischer 
und  statistischer  Abhandlungen  des  staatswissenschaftlichen  8emiuars  su  Halle  s/3.,  her- 
ausgegeben ron  (Prof.)  Joh.  Conrad.   Band  VIII,  Heft  5.) 


Gomel,  C,  Les  causes  financieres  de  la  Revolution  franvaise.  Les  derniera  con- 
tröleun»  genlraux.  Paris,  Guillaumin  &  O« ,  1893.  8.  XIX— 660  pag.  fr.  8. —  (Joly 
de  Fleury ;  (fOrmesson ;  Calonne.  —  Brienne.  Necker.  — ) 

Hausmeister,  Max,  La  dette  portugaise.  Protet  contra  le  contrat  projete  et 
proposition  poor  le  retabliseement  des  finances.  Stuttgart,  8trecker  &  Moser,  1898.  gr.  8. 
33  paff.   M.  0,50. 

Worms,  E.  (prof.  d'economie  politique),  Essai  de  legislation  nuanciere,  le  bud- 
get  de  la  France  dans  le  passe  et  dans  le  present.  Paris,  Giard  k  Briere,  1893. 
gr.  in- 8.  550  pag.  fr.  10  — .  (Table  des  matieres :  L'ancienne  France.  —  La  Revo- 
lution. —  Le  consulat  et  l'empire.  —  La  Restauration.  —  La  monarchie  de  juillet  -— 
Ls  Re'publique  de  1848.  —  Le  second  empire.  —  La  Sitae  Republique  et  l'Assemblee 
nationale  —  Les  deux  premieres  l^gislatures  röpublicaines.  —  La  8'**»  legislatnre,  exer- 
cices  1883  ä  1886.  —  La  4'*™  legislatnre,  exercicet  1887  a  1890.  —  La  6«o»e  legia- 
iatore,  exercicea  1891  a  1894.  — ) 

Monopolio.il,  governativo  degli  oli  minerali:  riflessioni  di  un  contribuente. 
Xilano,  G.  de  Tuliis  ediL,  1893.   8.   66  pp. 

Stato  di  previsione  della  spesa  del  Ministero  della  marina  per  l'esercizio  finan- 
liario  1893/94  (84— A).  Relaxione  Bettito,  12  aprile  1893.  Roma,  tip.  della  Camera 
dci  DepuUti,  1893.   4.   71  pp.  con  tavola. 

Kluifboofd,  D.,  De  praktijk  der  vermogensbelasting.  Dordrecht,  Blussl  &  van 
Braam,  1893    gr.  8.   48  bis.    fl.  1.—. 

Sprenger  van  Eyk,  J.  P.,  De  wet  op  de  vermogensbelasting  toegelicht.  'sHage, 
M  NÜhoff,  1898.  gr.  8.  18  en  160  bli.   fl.  1,25. 

8.    Geld-,  Bank-,  Kredit-  und  Veraieherungtwewn. 

Assekaranskoupafs.  .  Jahrbuch  für  Versicherungswesen,  umfafst  Berichte  über 
die  in  Oesterreich-Ungarn  operierenden  in-  und  ausländischen  Assekuransgesellschaften, 
nebst  Tarifen  und  Begünstigungen  in  der  Lebensversicherung.  Jahrg.  I:  1893.  Heraus- 
gegeben vom  (Bankrevisor)  G.  J.  Wlschniowsky.  Wien,  Dirnböck,  1893.  gr.  8.  VI — 
879  SS.   geb.  M.  6  . 

Bamberger,  L.,  Die  Stichworte  der  Silberleute.  Berlin,  Rosenbaum  &  Hart,  1893. 
8.  186  SS.      M.  1,50. 

Bericht  über  die  Verwaltung  der  Feuerwehr  und  des  Telegraphen  von  Berlin  im 
Jahre  1891.  Berlin,  Druck  von  Gebr.  Grunert,  1898.  8.  170  SS.  (Abteilung  IV.  Ver- 
sicherungswesen :  Versicherungssumme.  Gezahlte  Brandentachädigungen.   etc.  — ) 

Bericht  des  eidgen.  Versicherungsamts  über  die  privaten  Versicherungsunterneh- 
mungen in  der  Schweiz  im  Jahre  1891.  Veröffentlicht  auf  Beschlufs  des  schweizerischen 
Bundesrates  vom  5.  Mai  1893.  Bern,  Schmld,  Francke  &  C°,  1893.  4.  Text  LXXV1SS. 
und  statistische  Tabellen  116  SS. 

Cohnstaedt,  L,  Goldwährung  und  Bimetallismus.  Eine  Skizze.  Berlin,  Verlag 
der  „Volkszeitung".  1898.  gr.  8.  29  SS.  (Auch  u.  d.  T. :  Mitteilungen  des  Vereins  zur 
Förderung  der  Handelsfreiheit,  Jahrg.  1893,  Nr.  2  ) 

Heinecke,  0.  (Ingen,  u.  Fabrikdir),  Der  Valutenausgleichssoll.  Ein  Beitrag  aar 
Lösung  der  Währung»-  and  Schutziollfrage.  Leipzig,  Rofsberg,  1893.  gr.  8.  27  SS. 
M.  0,60. 

Röhrich,  W.  A.,  Oesterreichs  Geldwesen  und  dessen  gegenwärtige  Regelung  in 
gemeinfafslicher  Darstellung.  Stuttgart,  Metzler,  1893.  gr.  8.  28  88.  mit  1  graphischen 
Darstellung.   M.  0,50. 

Verwaltungsbericht  des  Generaldirektors  der  Provinsialstädtefeuersosietät  der 
Provinz  Sachsen  für  das  Jahr  1892.  Merseburg,  Druck  von  A.  Leidholdt,  1893.  4. 
66  SS.  (Rachnungsergebnisse  der  Verwaltung  und  statistische  Tabellen  für  die  Jahre 
1891  und  1892). 

Walsh  (Erzbischof  von  Dublin),  Bimetallismus  and  Monometallismus  Ihre  Bedeu- 
tung und  ihre  Einwirkung  auf  die  irische  Landfrage.  Uebersetzt  und  herausgegeben  von 
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W.  r.  Kardorff- Wahnitz.  Berlin,  H.  Walther,  1893.  8.  XII— 80  SS.  M  1. —  (A.  t>. 
d.  T. :  Schriften  des  Deutschen  Vereins  für  internationale  Doppelwahrung,  Heft  17.) 


C  o  m  p  t  e  rendu  des  Operations  et  de  la  Situation  de  la  caisse  generale  d'epargne 
•t  de  retraite,  Institute  par  la  loi  du  16  mar«  1865  sous  la  garantie  de  l'Etat.  Annee 
1891.   Bruxellea,  typ.  E.  Bruylant,   1892.   pet.  in-folio.  76  et  (annexes)  XLVIII  pag. 

Oruner,  E.  (ingebieur  civil  des  mines),  Mllanges  »tatistiques  relatifs  aux  assu- 
ranees  sociales  en  Allemagne  et  en  Autriche.  Bar-le-Duc,  imprim.  Content-Laguerre, 
1898.  8.  44  pag.  (Extreit  du  Bulletin  du  comite  permanent  du  congres  des  accidents 
du  travail,  4<  annee  N°  1,  Janvier-fevrier  1893 ) 

L  a  b  a  y  e  ,  K  .  Les  dividendes  prochains  de  l'action  8uea  et  l'avenir  du  canal ;  la 
part  cirile  Suez  et  l'action  nord  (mars  1893).   Paris,  Chaix,  1893.   8.    11  pag. 

PI  ton,  C  ,  Les  lombards  en  France  et  h  Paris.  Tome  II.  (Numismatique.)  Paris, 
B.  Champion,  1893.  8.  fr.  6.  (Table:  Marques  des  lombards.  —  Liste  des  preteure 
italiens.  —  Poids-monnaies  et  sceaux  de  plomb  des  lombards.  —  Les  jetons.  —  L'echi- 
quier.  —  Les  taillea.  —  Modele  des  tailles.  —  Fonctionneroent  de  l'echiquier.  — ) 

Cbalmera,  Rob.  (B.  A.  of  Oriel  College,  Oxford,  and  of  the  Treasury),  A  hlstory 
of  currency  in  the  British  colonies  Published  by  H.  Maj  Stationery  Office,  1893. 
gr.  in- 8.  504  pp.,  cloth.  10/. — .  (Contains  a  conclse  aecount  of  the  coinage  and  currency 
of  the  various  British  possessions  (including  India)  tbroughout  the  world,  from  the  earliest 
timee  to  the  present  day,  embracing  coins  and  notes,  also  the  monetary  u»e  of  Standard 
commodities.    With  an  appendix  of  coins  current,  and  of  imperial  legislation.) 

Macleod,  H.  Dunning  (M.  A.  of  the  Trinity  College,  Cambridge),  The  theory 
and  practica  of  banking.  8elected  by  the  Royal  CommUsioners  for  the  digest  of  the  law 
to  prepare  the  digest  of  the  law  of  billa  of  exchange,  bank  notes,  etc.  Vth  edition.  Vol.  IL 
London,  Longmans  &  C*,  1893.    8.    612  pp.    14/. — . 

M  a  y  e  t ,  P.,  Agricultural  insurance  in  organic  connection  witb  savings  banks ,  land 
eredlt  and  other  commutation  of  debts.  Transl.  by  (Rev.)  A  Lloyd.  London,  8wan  Son- 
nenschein, 1893.   8.  10/.6. 

White,  Harter,  Hepburn,  etc  ,  The  banking  question  in  the  United  States: 
report  of  the  meeting  held  on  January  12,  1893,  under  the  auspices  of  the  Academy  of 
PoUUcal  and  Social  Science.  Philadelphia,  American  Academy,  1893.  8.  95  pp.  $  1.—. 
(Contents  :  National  and  State  banks,  by  Hör.  Whit«.  —  American  banking  and  the  money 
supply  of  the  future,  by  Michael  D.  Harter.  —  State  and  national  bank  circulation,  by 
▲.  B.  Hepburn.  —  Banking  system,  old  and  oew,  by  J.  H.  Walkar.  —  Baais  of  secu- 
rity  for  national  bank-notes,  by  H.  Bacon.  —  Proceedings  of  the  X Vilm  scientific  seasion 
of  the  Academy.  — ) 

Wilson,  A.  J.  (Editor  of  the  „Investors'  Review"),  Practica!  hints  to  amall 
Investors.    London,  Longmana  &  C«,  1893.  crown-8.    92  pp»  1/.—. 

M  a  -i  t  in  e  u  t ,  6.,  0  3H*qeHin  fjm  ToproBO-iipoMi,mueHHtixT>  npeanpifiinü  oöes- 
noiejiia  c^yaceoHaro  nepcoHSJ*.  C.-IIeTep6ypn>  1893.  (Th.  Malyscbew,  Von  der  Badeu- 

Petersburg  1893.    8.)*  ? 

Strenna  dell'  assicurazione  pel  1893,  a  cura  di  Vittorio  Bario.  Napoli ,  tip.  F. 
Bideri,  1893.  8.  fig.  168  pp.  (Contiene:  Lotte  della  vita,  per  A.  Feiice.  —  Suicida, 
per  V.  Bario.  —  Previsione  del  tempo,  per  A.  Levi.  —  6.  Bellinsaghi,  Pr.  Möwe  Loria 
•d  il  socialismo,  per  C  Rovere.  —  11  risparmio  perfesionato ,  per  E  Coppi.  —  Cna 
provvidenza,  per  L.  Callari.  —  La  piecola  assicuraalone,  per  V.  Bario.  —  Gli  istitnti 
di  assicurazione  in  ltalia.  —  etc.) 

Rocbussen,  W.  F.,  Na  twintlg  jaren.  8ociale  quaestie  en  muntquaestie.  'aHage. 
H.  L.  Smits,  1898.   gr.  8    8  en  98  bla.   fl.  1,25. 

9.    Boaiale  Frage. 

Hertzka,  Th.,  Soiialdemokratie  und  8ozialliberalismus.  Dresden* 
und  Leipzig  1891.    65  88. 

Verf.  will  zeigen,  „dafs  nicht  ein  Wechsel  in  den  Formen  der  wirt- 
schaftlichen Knechtschaft"  —  hie  Kapitalist,  hie  Gesellschaft  —  „son- 
dern Befreiung  der  Arbeit  yon  jeder  wie  immer  gearteten  Fessel,  nicht 
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widernatürliche  Gleiohheit  der  Leistungen  und  Genüsse,  sondern  unge- 
schmälertes Anrecht  auf  die  Vollfrucht  des  eigenen  Fleifses  das  Ziel  der 
sozialen  Entwickelung  sei".  (Vorwort.)  Die  sozialdemokratische  Wirt- 
schaftsordnung ist  unmöglioh,  schlecht  und  unsinnig;  genau  ebenso  schlecht 
und  unsinnig  ist  die  bestehende  Ordnung,  weil  sie  die  Freiheit  blofs  für 
eine  verschwindende  Minorität  wahrt  auf  Kosten  drückender  Knechtschaft 
der  überwiegenden  Mehrheit.  (S.  59.)  Die  theoretische  Grundlage  soll 
ein  neuer  WertbegrüF  bilden,  den  Verf.  jedoch  ebenso  wie  die  auf  die 
praktische  Durchführung  seiner  Oedanken  abzielenden  Organisationsformen 
„nur  höchst  oberflächlich  berührt"  hat.  Diese  Berührung  ist  denn  auch 
in  der  That  so  oberflächlich,  dafs  einerseits  über  das  Neue  des  von  ihm 
angeblich  gefundenen  WertbegriifeB,  dem  ein  Drittel  der  Abhandlung  ge- 
widmet ist,  nichts  Wesentliches  verlautet,  andererseits  von  den  ihm  vor- 
schwebenden Organiaationsformen  der  fessellos  freien  Arbeit  nioht  einmal 
die  Umrisse  eines  Bildes  zu  gewinnen  sind.  Wifsbegierige  weist  Verf. 
wegen  dieser  beiden  Hauptfragen  teils  auf  sein  Buch:  „Freiland,  ein  so- 
ziales Zukunftsbild",  teils  auf  ein  in  seinem  Pulte  wohl  verschlossen 
ruhendes,  noch  unvollendetes  Werk.  Von  den  Sozialdemokraten  aber  ver- 
langt er,  dafs  sie  sagen,  was  sie  an  die  Stelle  der  bestehenden  Gesell- 
schutts- und  Wirtschaftsordnung  zu  setzen  gedenken  (8.  7).  Verf.  ent- 
spricht diesem  billigerweise  auch  an  ihn  zu  richtenden  Verlangen  nioht, 
es  ist  daher  über  den  eigentlichen  Gegenstand  seiner  Abhandlung  kaum 
mit  ihm  zu  rechten. 

Mit  dem  negativen  Teile  des  sozialdemokratischen  Programms  —  Be- 
seitigung der  ausbeuterischen  Gesellschafts-  und  Wirtschaftsordnung  —  ist 
Verf.  also  einverstanden.  Bei  der  Kritik  des  positiven  Teiles  geht  er 
(Atsch n.  1 — IV  und  VIII)  von  dem  Satze  aus,  dafs  neben  der  Arbeit 
Naturkräfte  und  Kapital  gleichwertige  Produktionsfaktoren  sind;  nach 
seiner  Anschauung  besteht  aber  ein  ürreoht  des  Arbeitenden  nicht  blofs 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  sondern  auch  auf  die  beiden  underen  Pro- 
duktionsmittel, gleichviel  in  wessen  Händen  sie  sind  oder  wessen  Arbeits- 
produkt sie  darstellen.  Dafs  dieses  Unrecht  gerade  jetzt  geltend  gemacht 
wird,  begründet  er  mit  dem  Satze  (Absohn.  II),  dafs  in  der  menschlichen 
Gesellschaft  das  Naturgesetz  der  realen  Macht  herrsche;  diese  haben  die 
arbeitenden  Massen,  wenn  sie  sich  nur  organisieren,  in  Händen,  seit  die 
Elementarmächte  in  den  Dienst  der  menschlichen  Produktion  gezwungen 
sind.  Unternehmergewinn,  Rente,  Zins  sind  dem  Verf.  (AbBohn.  III)  ge- 
nau wie  den  Sozialdemokraten  künstliche  Rechtstitel,  unter  denen  der 
Arbeitende  ausgebeutet,  auf  einen  Teil  des  Ertrages  seiner  Arbeit  be- 
schränkt wird;  sie  sind  kein  Beförderungsmittel  der  Macht  mehr,  sie 
sind  ein  Kulturhindernis  geworden,  weil  sie  die  arbeitenden  Massen  auf 
dem  Existenzminimum  festhalten  und  den  Verbrauch  hindern,  mit  der  ge- 
steigerten Produktionsmöglichkeit  zu  wachsen;  denn  was  nicht  in  den 
Verbrauch  übergehen  kann,  kann  nicht  produziert  werden,  weil  es  keinen 
Wert  hat,  d.  h.  nicht  zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  dienen  kann. 
Der  Schiufa  (Abschn.  IV),  dafs  das  Arbeitsprodukt  der  Gesellschaft  ge- 
höre, weil  nutzbringende  Arbeit  nur  durch  die  Gesellschaft  mög- 
lich ist,  ist  nichts  als  eine  willkürliche  Behauptung.    Die  „allgemeine 
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Arbeitspflicht"  und  die  Verteilung  des  Arbeitsprodukts  nach  den  „ver- 
nunftgetnäfsen  Bedürfnissen"  ist  eine  furch  torliche  Tyrannei;  die  Sozial- 
demokratie entscheidet  aich  für  diese  „Gerechtigkeit",  weil  sie  keinen 
anderen  Weg  sieht,  der  Ausbeutung  Herr  zu  werden.  Auch  die  Pro- 
duktionsmittel Boden  und  Kapital  werden  auf  Grand  eines  logischen 
Schnitzers  für  die  Gesellschaft  beansprucht.  (Abschn.  VIII) :  Die  Erde  hat 
niemand  hervorgebracht,  also  ist  sie  herrenlos,  müfste  man  nach  dem 
Verf.  richtig  sagen.  Dafs  alles  Kapital  Arbeitsprodukt  ist,  beweist  nur 
den  Anspruch  des  Arbeitenden  auf  die  Früchte  des  von  ihm  selbst  er- 
zeugten Kapitals,  nicht  aber  auf  die  von  anderen  erzeugten  Kapitalien, 
deren  er  zur  Befruchtung  seiner  Arbeit  bedarf.  Dieser  Umstand  soll  aber 
bei  Leibe  nicht  zu  einer  Verteidigung  des  Kapitalzinses  dienen  können, 
denn  dieser  beraubt  ja  eben  den  Arbeitenden  der  Vollfrueht  seines  Fleifses; 
der  Fehler  der  bestehenden  Ordnung  liegt  nach  dem  Verf.  in  der  Tren- 
nung der  vier  Einkommenszweige ;  der  Arbeitende  mufs  sein  eigener  Unter- 
nehmer, Grundbesitzer  und  Kapitalist  werden  (S.  48).  Es  fragt  sich  nur, 
was  und  ob  er  dabei  gewinnen  würde.  Verf.  freilich  meint,  dafs  dann 
die  Harmonie  der  wirtschaftlichen  Interessen  gewährleistet  sei,  die  der 
wirklich  freiwaltende,  aller  Fesseln  und  jeden  Monopole«  entledigte  Egois- 
mus gewissermafsen  automatisch  zuwege  bringt  (Abschn.  IX).  Die  notwen- 
dige Organisation  und  Disoiplin  in  dieser  „freien"  Gesellschaft  soll  das 
„Interesse"  der  Arbeitenden  schaffen  und  aufrecht  erhalten;  sie  werden 
sich  in  wohlgeordnete,  gutgeleitete  BetriebBgenossensobaften  zusammen- 
thun.  Zur  Beschaffung  des  auch  dieser  „freien"  Gesellschaft  notwendigen 
Kapitals  erhebt  die  „oberste  Verwaltungsbehörde"  gewisse  Prozente  von 
den  Produktionserträgen  (sie!);  der  Kapitalzins  wird  in  der  vollkommensten 
Weise  durch  die  absolute  (m.  E.  nach  der  persönlichen  und  räumlichen 
Seite  absolut  undenkbare)  Freizügigkeit  der  Arbeitskräfte  ersetzt.  Katio- 
nelle Bodenbewirtschaftung  bei  absoluter  Herrenlosigkeit  des  Bodens  soll 
gesichert  sein  dadurch,  dafs  sich  der  Landwirtschaft  nur  so  lange  Arbeits- 
kräfte zuwenden,  bis  der  Ertrag  aus  landwirtschaftlicher  Arbeit  sich  mit 
dem  Ertrage  anderer  Arbeitszweige  ins  Gleichgewicht  setzt  (?).  Es  ge- 
hört ein  grenzenloser  Optimismus  dazu,  von  der  freiwilligen  Bethätigung 
des  wohlverstandenen  Eigennutzes  der  einzelnen  Arbeitenden  eine  den 
Bedürfnissen  entsprechende  Verteilung  der  Arbeitskräfte  auf  die  einzelnen 
Produktionszweige  mit  Sicherheit  zu  erwarten  und  nioht  vielmehr  ein 
entsetzliches  Cbaos,  ein  bellum  otnnium  contra  omnes  vorauszusagen. 
Was  den  „neuen"  Wertbegriff  angeht,  so  billigt  Verf.  (8.  23)  ausdrücklich 
eine  Umformung  der  Definition  von  Ad.  Smith:  „Wert  ist  die  Eignung 
der  Dinge,  dem  Menschen  die  Befriedigung  seiner  unterschiedlichen  Be- 
dürfnisse zu  verschaffen".  Die  m.  E.  treffende  Kritik  der  Rioardo-Marx- 
Bchen  Werttheorie  führt  den  Verf.  zu  dem  Ergebnis,  dafs  der  Arbeitsauf- 
wand nicht  Wertmafs  sein  kann.  Diese  kritische  Ablehnung  der  Arbeits- 
werttheorie scheint  mir  der  wertvollste  Bestandteil  der  Broschüre  zu  sein. 
Im  übrigen  bezweifle  ich,  dafs  es  dem  Verf.  gelungen  ist,  dem  Leser 
ein  wünschenswertes  und  erreichbares  Ziel  der  sozialen  Entwiokelung  zu 
»eigen. 

Posen.  Dr.  Emminghaus. 


igitized  by  Google 


üebersicht  über  die  neuesten  Publikation«!!  Deutschlands  and  des  Auslandes.  139 


Santangelo  Spoto,  Hipp.  (Prof.),  Paysan  agriculteur  de  Torre- 
maggiore  (Province  de  Foggia  —  Italie).  Ouvrier-Tenanoier  dana  le  syateme 
des  engagements  momentanes  d'apres  lea  renaeignements  recueillia  eur  les 
lieux  en  1887  et  en  1889.  Paria,  Firmin-Didot  &  Cie.  1891.  gr.  8°.  58  pp. 
(A.  u.  T. :  Lea  Ouvriers  des  deuz  mondes.  Deuxieme  serie,  23e  faacioule.) 

Es  iat  auffallend,  wie  wenig  man  von  den  graugrünen  Heften  der 
„Arbeiter  beider  Welten"  in  Deutachland  Notiz  nimmt,  trotzdem  doch 
jedermann  ihre  Brauchbarkeit  anerkennt.  Kaum  dafa  sich  in  eine  Fach- 
zeitschrift einmal  die  Anzeige  einer  Monographie  verirrt.  Mir  soheint 
aus  diesem  Grunde  der  Hinweis  auf  eine  der  neueren  Arbeiten,  die  mir 
bei  meinen  Studien  gerade  zu  Qesioht  kam  und  der  Beachtung  wert  er- 
scheint, am  Platze  zu  sein. 

Italienische  Arbeitertypen  sind  in  den  Ouvriers  des  deux  mondes  bisher 
6  zur  Darstellung  gelangt:  ein  Teilpächter  aus  der  Umgegend  von  Florenz, 
ein  Bergmann  aus  den  toskanischen  Maremmen,  ein  Bauer  und  Maurer  aus 
den  Marken,  ein  Arbeiter  aus  den  sizilisohen  Sohwefelgruben,  ein  Winzer 
auf  Teilbau  aus  der  Provinz  Rom  und  nun  der  Parzellenpächter  aus 
Apulien.  Man  könnte  die  etwas  seltsame  Auswahl,  bei  der  der  „Ouvrier" 
tut  gar  nicht  berücksichtigt  ist,  kritisieren,  doch  werden  Zufälligkeiten 
hier  im  Spiele  sein  und  den  Herausgebern  den  Plan  verderben.  Verfasser 
der  vorliegenden  8tudie,  Professor  Santangelo  Spoto,  hat  von  den  ge- 
nannten Monographien  schon  den  sizilianischen  8chwefelarbeiter  mit  Ge- 
schick behandelt.  Er  ist  der  rühmlichst  bekannte  Autor  der  „Famiglia 
b  rapporto  alle  questione  sociale"  (1886)  und  unter  den  Nationalökonomen 
Italiens  dank  seinen  weitergreifenden  Interessen  eine  erfreuliche  Er* 
soheinung. 

Die  Anlage  unserer  Monographie  ist  die  vorschriftsmäßig  schematische. 
Der  Schwerpunkt  liegt  in  der  Aufmachung  der  Haushaltsreohnung,  in  der 
minutiösen  Familien-Budgetberechnung,  die  den  Abschlufs  der  Familien- 
beschreibung bildet.  Daneben  finden  sioh  Angaben  allgemeineren  Inhalte 
über  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältniaae  des  Landesteiles,  in 
dem  die  Beobachtung  angestellt  wurde.  Unser  Gewährsmann  fuhrt  uns 
nach  Torremaggiore,  einem  Ackerstädtchen  am  Fufse  des  M.  Gargan  o,  des 
„Sporen"  am  italischen  Stiefel.  Wir  befinden  uns  in  Apulien,  genauer 
in  der  Provinz  Foggia,  oder  agrar  geographisch  gesprochen  im  Tavoliere 
di  Puglia.  Was  hier  die  gesamten  Agrarverhältnisse  charakterisiert,  ist 
die  eigentümlich  organisierte  Wanderweidewirtachaft ,  der  3/6  des  Landes 
in  Form  von  ewigen  Weiden  dienen,  und  die  in  einer  ganz  extensiven 
Feldgraswirtschaft  auf  grofsen  Gütern  ihre  Ergänzung  findet.  Intensiver 
Kleinbetrieb  bildet  die  Ausnahme  und  findet  sioh  nur  im  Umkreis  der 
Städte.  Das  mufs  hervorgehoben  werden,  um  nicht  den  Glauben  auf- 
kommen zu  laaaen,  unaer  Payaan  agriculteur,  der  einer  kleinen  intensiven 
Acker  Wirtschaft  vorateht,  stelle  den  herrschenden  agrarischen  Typus  jener 
Gegend  dar. 

Paul  nährt  sich  und  seine  Familie  mit  seiner  und  seines  ältesten 
Böhnes  Hände  Arbeit,  die  er  auf  die  Bestellung  einer  von  der  Naohbar- 
gemeinde  gepachteten  Parzelle  verwendet;  diese  ist  3  h  67  a  91,04  c 
grofs  und  kostet  ihm  240  Frcs.  jährliche  Pacht.  Der  Kontrakt  läuft  auf 
9  Jahre.    Die  Betriebsweise  ist  eine  Vierfelderwirtechaft.  Hauptprodukt 
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Weizen.  Zugrieh  keines.  An  barem  Beinertrage  liefert  ihm  sein  Gütchen 
69,07  Frcs.,  aufserdem  nährt  es  ihn  und  die  Seinen,  kümmerlich  genug, 
wie  a.  a  0.  nachzulesen  ist.  Nebenverdienst  hat  die  Familie  durch  Korb- 
flechterei (10,27  Fros.),  Hühner-  und  Kaninohenzucht  (40,80  Frcs.),  Cham- 
pignon- und  Kapernlesen  (4ö,0ö  Fros.).  Bei  der  Anlage  einer  Leplaysohen 
mikrologischen  8tudie  verbietet  sich  ein  weiteres  Eingehen  in  einer  An- 
zeige von  selbst.  Hervorheben  mochte  ich  nur  noch  einige  besonders 
interessante  Thatsachen  allgemeineren  Charakters,  die  duroh  die  vor- 
liegende Monographie  bestätigt  werden.  Das  ist  einmal  die  nooh  in  festem 
Gefüge  erhaltene  patriarchalische  Familienorganiaation  in  Süditalien.  Unser 
Faul  hat  als  ältester  Sohn  die  Beohte  des  Pater  familias  ererbt.  Bei  ihm 
leben  jetzt  im  Hause  aufser  seinen  unmündigen  Familiengeuossen  auch 
sein  verheirateter  Sohn  und  dessen  Kinder,  wie  allgemein  üblich.  Die 
stärker  werdende  Beweglichkeit  und  zunehmende  Proletarisierung  des  süd- 
italienischen  Landvolks  zerstört  langsam  diese  nooh  immer  weitverbreitete 
Grofafamilie.  Sodann  der  noch  starke  naturalwirtsohaftliohe  Charakter 
unserer  Wirtschaft,  in  der  die  Nahrung  fast  aussohliefslioh  selbst  gewonnen 
(das  Brot  auch  seibat  gebacken),  in  der  aber  auoh  die  Bekleidung  wesent- 
lich hausgewerblioh  hergestellt  wird.  Die  Frauen  spinnen,  weben  und 
schneidern  selbst  das  Leinenzeug  und  die  viel  getragenen  Baumwollkleider 
fast  durchgehends ,  aber  auch  zum  Teil  die  Wollgewänder.  S.  berechnet 
die  Ausgabe  der  Familie  unseres  Paul  an  Kleidung  auf  194,50  Frcs.  in 
natura,  129,01  Frei,  in  Geld,  bei  welch  letzterer  Summe  aber  der  Ankauf 
der  Baumwolle  und  Fäden,  Seife  und  Brennholz  zum  Waschen  mit  70,10  Fros. 
in  Ansatz  gebracht  ist.  —  Wer  die  Agrariustände  Süditaliens  genauer 
kennt,  wird  mit  Vorteil  und  Vergnügen  die  Arbeit  Santangelos  lesen,  deren 
Inhalt  wir  hier  nur  andeuten  konnten. 

Breslau.  W.  Sombart 

Salaires  et  Budgets  ouvriers  en  Belgique  au  moia 
d'avril  1891.  Benseignements  fournis  par  les  eonsei ls  de  l'industrie 
et  du  travail.    Bruxelles,  1892. 

Auf  königliohen  Beschlufs  traten  in  den  Monaten  April  und  Mai 
1891  in  aufserordentlicher  Weise  die  belgischen  Industrie-  und  Arbeitt- 
räte zusammen,  um  zu  berichten  über  die  in  den  verschiedenen  Industrie- 
zweigen des  Königreichs  bezahlten  Löhne,  die  Lebensmittelpreise  und  den 
Haushalt  der  Arbeiter  im  Monat  April  1891.  Veranlagst  war  die  Enquete 
duroh  die  Fragen,  welche  die  Abschlüsse  der  Handelsverträge  aufwarten, 
und  die  Resultate  dieser  Arbeit  liegen  nun  in  dem  über  500  Seiten  starken 
Bande  vor.  —  Auf  dem  Gebiete  amtlicher  Lohn-,  bezw.  Leben  smittelpreis- 
und  Haushaltstatistik  gehört  die  Arbeit  quantitativ  zum  Besten  des  bisher 
zu  Tage  Geförderten.  Wie  bei  aller  bisherigen  Lohnstatistik  u.  dgl.,  so 
lassen  sich  auch  hier  —  und  zwar  teilweise  mit  mehr  Grund,  als  bei 
vielen  derartigen  Arbeiten  —  ernsthafte  Bedenken  über  die  Qualität  des 
Materials  nicht  unterdrücken.  Schon  der  Umstand,  dafs  auch  hier  mit 
FrageBohematas  operiert  wurde,  die  von  den  verschiedenen  Sektionen  dea 
Industrie- und  Arbeitsrates  schätzungsweise  beantwortet  wurden,  mufs 
den  Wert  und  die  Zuverlässigkeit  der  gewonnenen  Resultate  beeinträch- 
tigen.   Sodann  kann  auch  gegen  die  ausführenden  Organe  selbst,  welche 
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sioh  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zusammensetzen  sollen,  nicht  ganz 
unbegründet  der  Einwand  erhoben  werden,  sie  seien  nicht  in  der  Lage, 
den  zu  wissenschaftlicher  Thätigkeit  notwendigen  objektiven  Standpunkt 
einzunehmen.  Dies  ist  hauptsächlich  der  Fall,  weil  die  Art  der  Wahl 
der  Arbeitsräte  einseitige  Interessengeltendmachung  nicht  verhindert  und 
dazu  kommt  noch,  dafs  sich  diese  Räte  bisher  über  genügende  Kenntnisse 
keineswegs  ausgewiesen  haben.  Von  denselben  Männern,  welche  als 
Zentralsektion  der  Repräsentantenkammer  von  einer  einseitigen  Auf- 
fassung bei  den  Verhandlungen  über  sozialpolitische  Gesetzgebungsent- 
würfe  sich  nicht  loszureifsen  -vermochten,  und  welche  im  grollen  Qanzen 
zugleich  die  Elemente  bilden,  aus  denen  sich  die  Industrie-  und  Arbeitsräte 
zusammensetzen,  dürfen  wir  eine  gerechte  Abwägung  entgegenstehender 
Interessen  nicht  erwarten.  Alles  dies  sind  Umstände,  die  bedenklich  ge- 
nug erscheinen  und  angesichts  derer  nicht  erst  darauf  hingewiesen  werden 
mufs,  dafs  nur  gewissenhaft  geführte  Lohnbücher  und  Arbeiterhaus- 
haltungsbücher eine  wirklich  zuverlässige  Quelle  für  Lohn-  und  Privat- 
wirtschaftsstatistik abgeben  können. 

Der  erste  Teil  des  Buches  behandelt  die  „salaires  journaliers  moyens", 
an  denen  am  wertvollsten  erscheint  die  Trennung  der  Löhne  nach  Alters- 
jahren, beginnend  mit  Kindern  von  12 — 13,  bis  zu  den  Erwachsenen  von 
über  21  Jahren.  Des  ferneren  wird  die  tägliche  Arbeitszeit,  sowie  die 
Zahl  der  monatlichen  Arbeitstage  berücksichtigt.  —  Der  zweite  Teil  bringt 
die  Detailpreise  der  Nahrungsmittel  im  April  1891 ,  und  verdient  be- 
sonders deshalb  anerkennende  Berücksichtigung,  weil  hier  die  Preise 
nach  dem  Berufe  der  Konsumenten  und  nach  den  einzelnen  Ortschaften 
und  Gegenden  unterschieden  werden.  —  Im  dritten  Teil,  Zusammen- 
setzung der  Familien,  Beruf  und  Einkommen  der  einzeluen  Familien- 
glieder, finden  wir  die  von  den  Industrie-  und  Arbeitsräten  ermittelten 
Einnahmen  von  188  Arbeiterfamilien.  Hier  setzt  uns  das  hohe  Ein- 
kommen vieler  Familien  in  Erstaunen.  Man  frägt  sich  hier,  wo  es  sioh 
zum  Teil  um  belgische  Kohlengräber  handelt,  ob  diese  hohen  Einkommen 
im  Einklänge  stehen  mit  den  aus  jenen  Revieren  so  häufig  kommenden 
Berichten  über  Arbeiterunruhen,  verursacht  durch  augenscheinlich  berech- 
tigte Forderungen  der  Arbeiter.  Leider  entzieht  sioh  die  Auswahl  der 
Beobachtungsobjekte  der  einzelnen  Berufsklassen  der  bei  jeder  schätzungs- 
weisen Erhebung  doppelt  wichtigen  Kontrolle.  —  Was  nooh  folgt,  ist  den 
Ausgabebudgets  gewidmet  Es  werden  auch  die  Löhne  und  die  übrigen 
Einnahmen  zu  dem  Gesamteinkommen  und  die  einzelnen  Ausgabegruppen 
zu  den  Gesamtausgaben  in  Verhältnis  gebracht.  Im  letzteren  Teile  wird 
nach  Einkommen  von  bis  125  Fros.,  bis  175  Fros.  und  über  175  Free, 
unterschieden.  Es  folgen  dann  nooh  ein  Verzeichnis  der  Industrie-  und 
Arbeitsräte,  sowie  einige  Notizen  über  deren  Thätigkeit 

Bern.  Carl  Landolt 

Bert  hold,  G.,  Die  deutschen  Arbeiterkolonien.  6.  Folge  für  die 
Jahre  1889/91.  Mit  Rüokblioken  auf  die  Bewickelung  und  Bedeutung 
derselben  seit  der  Eröffnung  (1882).  Auf  Grund  der  offiziellen  Zählkarten. 
Berlin,  M.  Priber,  1893.    8°.    160  SS. 

Die  neue  Statistik  der  deutschen  Arbeiterkolonien  zeigt  im  Wesen 
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ganz  dieselbe  Einrichtung  wie  die  vorherigen  Jahrgänge;  neu  hinzuge- 
kommen sind  diesmal  die  Tabellen  Uber  den  Unterstützungswohnsitz  der 
Kolonisten ,  sowie  die  Kombination  von  Entlassungigrund  und  Aufent- 
haltshäufigkeit. Die  Gesamtzahl  der  seit  Beginn  der  Einrichtung  bis  zum 
31.  III.  1891  in  den  22  Kolonien  aufgenommenen  Kolonisten  beträgt 
rund  45  Tausend.  Die  in  gewohnter  Weise  alle  erheblichem  Momente 
umfassenden,  dieselben  sehr  ruhig  und  sachlich  beurteilenden  Ausfuh- 
rungen des  Verf.  scheinen  dooh  zu  zeigen,  dafs  die  Ansichten  über  die 
Aufgaben  und  Leistungen  der  Kolonien  euch  heute  noch  durchaus  nicht 
feststehen.  So  nimmt  der  Verf.  selbst  den  Standpunkt  ein ,  die  Kolonien 
seien  für  vorübergehenden  Aufenthalt  bestimmt,  während  andere  Stimmen, 
denen  er  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  abzusprechen  vermag,  betonen, 
es  müsse  eigentlich  jeder,  der  wolle,  so  oft  und  so  lange  als  er  wolle,  auf- 
genommen werden.  Dennoch  ist  0.  Berthold  der  Ansieht,  es  dürfe  der 
Grundbau  der  Organisation  nieht  wesentlich  verändert,  sondern  nur  die 
Unvollkommenheit  im  einzelnen  beseitigt  werden.  Die  Richtung,  in  welcher 
dies  zu  gesohehen  hätte,  ist  namentlich  folgende:  für  die  wiederholte 
Aufnahme  sollen  überall  gleicbmüfsige ,  verschärfte  Bedingungen  gestellt 
und  jeder  konstatierte  Koloniebummler  unter  Benachrichtigung  aller  Ko- 
lonien der  Polizei  namhaft  gemacht  werden;  ferner  möge  eine  Minimal- 
und  eine  Maximalaufenthaltszeit  eingeführt  werden,  welohe  mit  4 — 6 
Wochen  resp.  6 — 7  Monaten  zu  bemessen  wären  und  von  denen  nur  in 
Ausnahmefällen  abgegangen  werden  dürfte;  desgleichen  hätte  eine  Alters- 
grenze (nicht  über  50  Jahre)  für  den  Aufzunehmenden  zu  gelten.  Endlich 
wäre  die  Arbeitsvermittelung  überhaupt  und  namentlich  die  Ueberführung  der 
Kolonisten  in  landwirtschaftliche  Betriebe  naoh  Möglichkeit  zu  fördern. 

Diese  8ätze,  welche  im  wesentlichen  mit  den  bisher  schon  ausge- 
sprochenen Wünsohen  des  Verf.  im  Einklang  stehen,  werden  anfechtbar 
je  naoh  der  einen  oder  anderen  Seite,  je  nachdem  die  Ansioht  über  die 
Kolonien  mehr  dahin  geht,  sie  als  Besserungsanstalten  resp.  Arbeitsver- 
mittelungsgelegenheiten  oder  als  allgemeines  Kefugium  für  Landstrafsen- 
existenzen  aufzufassen. 

Prag.  E.  Mis  ohler. 

Blum,  Hans,  Unsere  Sozialdemokratie  im  Spiegel  der  ersten  französischen  Revo- 
lution.    Hünchen,  C.  H.  Beck,  1893.    8.    62  SS.    M.  0,60. 

Drechsler,  A.,  Die  soziale  Reform  der  Arbeit  und  des  Kapitals.  Eine  Volks- 
schrift bot  Aufklärung  Über  die  Ursachen,  Ziele  und  Mittel  der  sosialen  Bewegungen. 
Aarau,  Christen's  Verlag,  1893.    gr.  8.    III— 36  SS.    M.  0,80. 

Felix,  L.,  Kritik  des  Sosialismus.  Leipzig,  Doncker  &  Hamblot,  1898.  8.  VIII  - 
117  88.  M.  2,40.  (Inhalt:  Die  ethische  Natur  der  sosialen  Frage.  Wesen  des  Sosialis- 
mus. —  Die  sozialistischen  Beschuldigungen.  —  Die  sozialistischen  Ziele  und  Verheifsungen. 
—  Ergebnisse.  — ) 

Protokoll  der  I.  ordentlichen  Versammlung  des  Gesamtverbandes  deutscher  Ver- 
pflegungsstationen (Wanderarbeitsstltten)  zu  Berlin  am  8.  Marz  1893.  Bielefeld,  Schriften- 
niederlage der  Anstalt  Bethel,  1893.    gr.  8.    90  88.    M.  0,75. 

Grave,  J.,  La  societi  mourante  et  l'anarchie.  Avec  pr6face  par  O.  Mirbeau. 
Paris,  Tresse  &  Stock,  1893.    in-18.    fr.  8,60. 

Maumas,  V.  (R.  P.,  dominicain),  L'eglise  et  la  d6mocratie.  Histoire  et  qnestions 
sociales.   Paris,  Letbielleox,  1893.    16.    888  pag. 

Meyer,  Th.  (8.  J.),  La  qaestion  sociale,  t  La  question  ouyriere  et  les  prineipes 
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foudamentaux  de  la  sociologie  cbre'tienne.  Opuscule  traduit  de  l'sllemand  par  C.  Fritsch 
(prof.).  Louvain,  Uystpruyst-Dieudonne,  1893.  8.  VIII — 100  pag.  fr.  2. — . 

Carrington,  Edith,  Workers  withont  wage*.  London,  Grifoth,  Farran  &  C,e, 
1893    croim-8.   VIII— 189  pp.  2/  6. 

Wo  mens  mission:  a  series  of  Congress  papers  on  the  Philanthropie  work  of 
women  by  eminent  writers.  Arranged  and  edited ,  with  a  preface  and  notes,  by  (the 
Baroness)  Burdett  Coutts.  London,  Low,  1893.  Roy.>8,  cloth.  10/6.  (Contents:  Clnbs 
for  working  girls,  by  Maude  Stanley.  —  Clubs  for  boys  and  young  men,  by  (Miss)  Violet 
Brooks-Hunt  —  The  responsibilities  of  mothers,  by  (Mrs.)  Sumner.  —  Working  guild» 
aad  work  societies,  by  (Mrs.)  6.  A.  Sala.  —  Woman's  work  in  the  ragged  schools,  by 
(the  Countess)  Compton.  —  Emigration,  by  (Mrs.)  Stuart  Wortley.  —  How  and  why  the 
Navvy  Mission  Society  was  formed ,  by  (Mrs.)  Ch.  Garnett.  —  „My  work  among  navvies 
at  Bskenham",  by  (Miss)  Marsh.  —  Women's  work  in  connection  with  the  church  of 
England,  by  (Mrs.)  Boyd  Carpenter.  —  Work  among  soldiers,  by  (Miss)  Anne  Beale.  — 
Work  among  sailors,  by  (Miss)  A.  E.  Weston.  —  „Friedenheim"  I  Home  of  peace  for 
the  dying,  by  the  authoress  of  „the  Schönberg-  Cotta  family".  —  Sic-nursing  and  health- 
norsing,  by  (Miss)  Plorence  Nightingale.  —  The  Royal  school  of  art  needlework,  by  R. 
K  H.  Princess  Christian  of  Schleswig-Holstein.  —  On  Philanthropie  work  of  women  in 
Ireland,  by  (Mrs.)  Gilbert  —  The  work  of  women  as  guardians  of  the  poor,  by  (Miss) 
E.  S.  Lidgett.  —  The  history  of  workhouse  reform,  by  (Miss)  Louise  Twinlng.  —  The 
Organisation  of  women  workers,  by  (Miss)  Hubbard.  —  Women  tbe  missionary  of  indus- 
try,  by  (the  Baroness)  Burdett-Coutts.  —  Philanthropie  work  of  women  in  British  colonies 
tnd  the  East,  by  (Mrs.)  Cashel  Hoey.  —  Stati»tica  of  women's  work,  by  (Miss)  Louisa 
M  Hubbard.  —  etc ) 

Almanacco  dei  cooperatori  itallani,  anno  IV:  1893.  Caserta,  Up.  del  „Bollettino 
deUa  cooperaaione",  1893.   8.   1.  1. — . 

Stackelberg,  F.,  La  donna  e  il  socialiamo.  Padova,  tip.  cooperativa,  1893.  16. 
34  pp.   1.  0,10.  (Biblioteca  dt  Propaganda  del  circolo  studf  social!  di  Padova,  N°  1.) 

Bijmbolt,  B.,  Geschiedenis  der  arbeidersbeweging  in  Nederland,  aflov.  1.  Amster- 
dam, S.  L.  van  Looy,  1898.  8.  89  bli.  fl.  0,10.  (Das  Werk  erscheint  in  25  Liefe- 
rungen a  a.  0,10.) 

George,  H.,  Vooruitgang  en  armoede.  Toenemend  gebrek  bij  klimmenden  rijkdom, 
boe  te  verklären  ?  hoe  de  genezen  ?  Uit  het  Eogelscb  vert.  door  J.  W.  Strsatman,  2«  goedkeur. 
drnk  (vom  Verfasser  genehmigte  Uebersetsung).  Haarlem,  H.  D.  Tjeenk  Willink,  1893. 
8.  8en  «44  bis.    fl.  1,50. 

Hoogeboom,  H.  J,  De  sociale  mooden  in  Friesland.  Referaat  gehouden  den 
9  Februari  1893  voor  de  algemeene  vergadering  van  antirevolutionaire  kiesvereenigingen 
in  Friesland,  te  Leeuwarden.  Kollum,  T.  Slagter,  1893.   8.   24  bis.   H.  0,25. 

10.  Gesetzgebung. 

J  8  c  k  e  1 ,  P.  (KammerGer.R.),  Die  Zwangsvollstreckungsordnung  in  Immobilien,  ent- 
haltend die  Gesetze  vom  IS.  und  18.  Juli  1883  und  vom  12.  April  1888.  Mit  einem 
ausführlichen  Kommentar  in  Anmerkungen.  S.  Aufl.  Berlin,  F.  Vehlen,  1893.  8.  XI — 
651  88.   M.  12—. 

Hub  er,  E.,  System  und  Geschichte  des  schweizerischen  Privatrechts.  Band  IV. 
Basel,  Reich,  1898.  gr.  8.  XXII— 980  SS.  M.  12,60.  (Preis  des  kompL  vierbandigen 
Werkes.   M.  89,80.) 


Brenn,  AI.,  T  h.  M.  Hegen  er  et  E.  Ver  Hees  (avocats  k  la  Cour  d'appel  de 
Bruelles),  Traite  pratique  de  droit  civil  allemand.  Bruzelles,  Bruylant-Christophe  &  t>, 
•t  Berlin,  Puttkammer  A  Mühlbrecht,  1893.  gr.  in-8.  XXXIV— 564  pag.  et  2  cartes. 
Fr.  8. — .  (Sommaire :  Introduction  hlstorique.  —  Notions  preliminaires  sur  ^Organisation 
eonstitntionnelle  et  judiciaire.  —  Droit  civil:  Livre  I.  Des  personnes.  Livre  II.  Des 
biens  et  des  differentes  modifications  de  la  propriete  Livre  III.  Des  differentes  manieres 
dont  on  acquiert  U  propriete.  —  Carte  generale  de  la  repartition  g6ographique  des  droits 
civil»  en  vigueur  en  Allemagne.  —  Carte  des  regimes  matrimonianx.  — ) 

Lardenr,  G.  (avocat  k  la  cour  d'appel),  Droit  romain:  Du  pactum  displicentiae ; 
droit  francais:  Du  contrat  d'e*dition  en  matiere  litteraire  (these).  St.-Dizier,  impr.  8t.- 
Aubin  &  Tbevenot,  1893.  8.  229  psg. 
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La  Fonta,  W.,  Droit  romaln:  De  i'adpromissio }  droit  francais:  Divers  bcnefices 
accordes  k  I«  caution  (tbese).   Paris,  Rousseau,  1893.   8.   217  pag. 

Beddoes,  W.  F.,  A  concise  treatise  on  tbe  law  of  mortgage.  London,  Stevens  6t 
8ons,  1893.    8.  10/.—. 

Pingrey,  D.  H.,  A  treatise  on  the  law  of  mortgagas  of  real  property.  2  vols. 
Philadelphia,  T.  &  J.  W.  Johnson  &  C°,  1898.  8.  XIV— 2808  pp.   $  11—. 

repKyaiecT>-PH)pHKi,  0.,  KpaTKOc  oGiacaeiiie,  ito  tukoc  npaBO  n  ra-ioxeme 
ucTopiM  pyccKaro  npaita.  Gmo.tcuckx  1893.  (O.  Oerkules-Kjurik ,  Kurze  Erklärung  das 
Begriffes  Recht  und  Geschichte  des  russischen  Rechts.   Smolensk  1893.   8.   Rub.  1  —  ) 

11.   Staats-  und  Verwaltung« recht 

Auswahl  wichtiger  Aktenstücke  cur  Geschichte  des  nennsehnten  Jahrhunderts. 
Zusammengestellt  von  Oskar  Jäger  und  (Prof  )  Fr.  Moldenhauer.  Barlin,  O.  Seehagen, 
1893.  gr.  8.  XVI— 606  Sä.   M.  9  — 

Berlin.  Hausbaltsetat  der  Stadt  Berlin  pro  1.  April  1893/94.  Berlin,  1893. 
lmp.-4.   81  SS. 

Erdmann,  W.,  Praktisches  Handbuch  für  die  Gemeindeverwaltungen  des  Deutschen 
Reiches  in  Militärangelegenheilen.  Zusammenstellung  »amtlicher  Bestimmungen,  betreffend 
die  Leistungen  der  Gemeinden.  Berlin,  Gerstmann,  1893.  gr.  8.  VIII— 260  SS.  gr.  8. 
geb.  M.  6,75. 

Frisch,  Fr.  (Amtmann),  Handbuch  der  Vermögensverwaltung  und  des  Rechnungs- 
wesens der  bürgerlichen  Gemeinden  im  Königreich  Württemberg  nach  dem  neuesten  Stand« 
der  Gesetzgebung.    2.  Aufl.    Stuttgart,  Metsler,  gr.  8.    1591  SS.    M.  23  — . 

Halle.  Haushaltspläne  der  8tadt  Hall«  a/S.  für  1898/94.  Halle,  Gebauer-Schwetschk«- 
sche  Bucbdruckerei,  1893.   4.  286  8S. 

Hegel,  G.  W.  Fr.,  Kritik  der  Verfassung  Deutschland».  Aus  dem  handschriftlichen 
Nachlasse  des  Verfassers  herausgegeben  von  G.  Mollat  Kassel,  Th.  G.  Fischer  &  C°, 
1893.  gr.  8.   VII— 148  88    H.  4.-. 

Kern,  Ed.,  Ueber  die  Aeufserung  des  Volkswillens  in  der  Demokratie.  Eine  staats- 
rechtliche Skizze  als  Beitrag  zur  Frage  der  Wahlreform.  Basel,  Reich,  1898.  gr.  8. 
VII— 162  SS   M.  2.—. 

Leipzig.  Verwaltungsbericht  de«  Rates  der  Stadt  Leipzig  für  das  Jahr  1891. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1898.   Roy.-8.  906  SS.  geb. 

Lucs,  A,  Ministerverantwortlichkeit  und  Staatsgerichtshöfe  Eine  staatsrechtlich« 
Abhandlung.   Wien,  Perles,  1893.  gr.  8.   61  SS.  M.  1,20. 

Politischen  Wahlen,  die,  in  Tilsit.  Tilsit,  W  Lobaufs,  1892.  8.  IV— 809  88. 
M.  1,50.    (A.  u.  d.  T. :  Aas  Tilsits  Vergangenheit,  Band  V  ) 

Protokolle  des  Brandenburgischen  Provinziallandtags.  XIX.  Sitzungsperiode  vom 
26.  Februar  bis  «inschl.  7.  März  1898.  Barlin,  Druck  Königgrätzer  Strafse  41,  1893. 
Roy.-4    124  SS. 

Robolsky,  H.,  Der  Deutsche  Reichstag.  Geschichte  seines  füofondswanzigjährigen 
Bestehens  1867—1892.  B«rlin,  C.  Skopnik,  1893.  gr.  8.  VI— 480  und  XXXIV  88. 
M.  6— 

Verhandlungen  des  XVII  Provinziallandtages  der  Provinz  Ostpreufsen  vom 
8.  März  bis  14.  März  1898.  Königsberg,  Druck  von  E.  Rautenberg,  1893.  Folio. 
Sitzungsprotokolle  208  SS  ,  Drucksachen  (N°  1— LXXIX)  1076  SS. 

Verhandlungen  des  XXVII.  Kommunallandtags  des  Regbez  Wiesbaden  vom 
15.  Mär«  bis  25.  März  1898.  Wiesbaden,  Druck  von  Bechtold  &  C°,  1898.  4.  XII 
—884  88. 

Bouissou,  J.  F.,  Elections  municipales  de  1893.  Patz,  travail,  honnAtetl.  L« 
Programme  social  explique  et  justifij.   Paris,  Imprim  Merch,  1898.   16.   82  pag. 

L'Europe  politiquo  en  1892—1898.  (Gouvernement;  Parlement;  Presse  Fascicule 
1  k  3.)  Paris.  Lecene,  Oudin  &  C»,  1893.  gr.  in-8.  k  fr.  3.—.  (Sommaire:  Fascicule  1  : 
L'AUemagne,  l'Andorre;  —  Fascicule  2 :  L'Autriche-Hongrie,  la  Belgique;  —  Fascicule  8 : 
Bulgarie,  Danemark,  Espagne.  — ) 

M  o  n  t  e  i  1 ,  E.  (ancien  conseiller  mnnicipal  de  Paris),  L'administration  de  la  Repu- 
blique.  Paris,  Llbrairie  d«  la  „Nouvelle  Revue",  1893.  in- 18  Jesus.  VI— 334  pag.  fr.  8,50. 

Freeman,  E.  A.  (lata  Prof.,  Oxford),  History  of  federal  govemment  in  Greece 
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ud  luly.  New  and  enlarged  edition  edited  by  J.  B.  Kurv  (fellow  of  Trinity  College, 
DabliD)    London,  Macmillan  &  C°,  1893.  crown-8.   12/  6. 

Stephens,  H  C,  Parochial  self-government  in  rur&l  districts:  argument  and  plan. 
London,  Longmans,  1898.   4.  12/.6. 

Koslenszky,  G.,  Nemieti  politika  a  felvideken.  Budapest,  Singer  &  Wolfner, 
1899    8.   95  pp.   (Nationalpolitik  in  Oberungarn,  von  Geaa  Koslensaky.) 

Sierenci,  Janos,  A  förendibax  sservexete  Megrilagitva  a  fennallö  törvenyek, 
»sbalyok  es  rendeletek  Altai.  Budapest,  Selbstverlag  des  Verfassers  und  Kanslei  des 
Oberhauses ,  1893.  8.  XXVII — 256  pp.  (Die  Organisation  des  ungarischen  Magnaten- 
htnses    Beleuchtet  durch  die  bestehenden  Gesetze,  Regulative  und  Verordnungen.) 

EcanoBi,  Bi,  IIpeBi.imeHie  u  6o3jiHCTBic  mäcth  no  pyccKOMy  npasy.  C.-He- 
repöypr-B  1892.  (W.  Essipow,  Uebertretung  und  Unthätigkeit  der  Gewalt  nach  russischem 
Kecht.)   St.  Petersburg  1892.   8.   Rub.  0,70. 

Bf  geer  i  ngs-  reglementen,  de,  van  Nederlandsch-Indie  benevens  het  charter  van 
Nederburgb,  bewerkt  door  G.  J.  Grashuia.  Leiden,  8ythoflf,  1898.  gr.  8.  16  en  885  bis. 
fl.  6,25 

IS.  Statistik. 

Deutsches  Reich. 
M ischler,  Ernst,  Allgemeine  Grundlagen  der  Verwaltungsstatistik 
(als  Enter  Band  des  Handbuchs  der  Verwaltungsstatistik).   Stuttgart  1892. 
8«.    323  88. 

Mischler  erklärt  die  Verwaltungsstatistik  als  .jene  Massenbeobachtung, 
welche  vom  Staate  für  die  Zweeke  seiner  Verwaltung  vorgenommen  wird". 

Diese  Begriffsbestimmung  enthält  einige  Ungenauigkeiten :  1)  kommt 
es  dem  Staate  nicht  auf  „Massenbeobaohtung"  an.  Er  will  nicht  etwa 
—  daran  erinnert  dieser  Ausdruck  —  Gesetzmässigkeiten  durch  Verfol- 
gung der  Entwickelung  einer  grofsen  Masse  gleichartiger  Erscheinungen 
herausfinden ,  sondern  er  will  durch  systematische  Auszählung  sich  über 
Vorkommnisse  unterrichten,  die  entweder  durch  seine  Gesetzgebung  oder 
Verwaltung  herbeigeführt  oder  für  sie  von  Wichtigkeit  sind.  2)  kommt 
es  bei  der  Verwaltungsstatistik  nicht  auf  den  Staat  allein  an,  denn  Pro- 
vinzen und  gröfseren  Gemeinden,  überhaupt  Körperschaften,  welche  eine 
ausgedehntere  öffentliche  Begierungsthätigkeit  entfalten  und  für  die  per- 
sönliche Beobachtungen  der  regierten  Personen  wegen  der  Menge  derselben 
nicht  ausführbar  sind,  können  auoh  ein  Bedürfnis  nach  Statistik  haben. 
Gemeint  ist  das  auch  so,  wie  aus  den  späteren  Abschnitten  des  Buches 
hervorgeht.  3)  Der  Ausdruck  „für  die  Zwecke  seiner  Verwaltung"  kann 
leicht  so  verstanden  werden,  wie  es  der  Verfasser  nicht  will;  denn  er 
kennt  sogar  eine  verwaltungsstatistisohe  Thätigkeit  privater  Personen  — 
z.  B.  Hübners  statistische  Tafeln,  Gothaer  Kalender  —  und  behandelt  die 
internationalen  statistischen  Kongresse,  welche  überhaupt  gar  keine  eta- 
tistiiche  Thätigkeit  geübt,  sondern  sich  nur  über  Statistik  unterhalten 
haben,  sehr  eingehend.  Er  will  also  von  Statistik  nicht  nur  unter  dem 
Gesichtspunkte  handeln,  dafs,  warum  und  wie  sie  zu  Zwecken  der  Verwaltung 
gemacht  wird,  sondern  von  allen  Erhebungen,  die  auf  dem  Wege  syste- 
matischer Ausxählung  von  Verwaltungs-Organen  gemacht  werden ;  und  so- 
gar auf  diese  beschränkt  er  sich  nioht,  sondern  kommt  auch  auf  die 
Thätigkeit  von  Vereinen  und  Privaten,  welche  Data  statistisoh  sammeln, 
zu  sprechen  —  mit  anderen  Worten,  er  will  ein  Lehrbuch  der  Statistik 
schreiben  und  nennt  diese  Verwaltungsstatittik,  weil  sie  eben  ihrer  Natur 
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nach  entweder  von  Verwaltungsorganen  gemacht  oder  von  der  Verwaltung 
benutzt  wird.  Der  Unterschied  zwischen  seinem  und  anderen  Lehrbüchern 
der  Statistik  ist  aber  der,  dafs  das  seinige  der  Darstellung  der  statistischen 
Thätigkeit  gewidmet  ist,  während  andere  entweder  eine  Theorie  der  sta- 
tistischen Zahlen  oder  eine  Darstellung  der  Ergebnisse  der  Statistik  oder 
beides  vermischt  geben. 

Der  Plan  des  Buchs  ist  der,  dafs  im  ersten  Teile  (S.  1 — 160)  die 
allgemeinen  Fragen  der  Organisation  der  statistischen  Aemter  und  Auf- 
nahmen besprochen  werden,  im  zweiten  die  gegenwärtige  statistische 
Thätigkeit  in  den  einzelnen  Staaten  und  die  der  internationalen  Vereini- 
gungen und  Versammlungen  dargestellt  wird. 

Der  erste  Teil  wird  in  seiner  Dispositions-  und  Lesbarkeit  einiger- 
mafsen  dadurch  beeinträchtigt,  dafs  jene  eigentümliche  Art  der  Gedanken- 
entwickelung, die  wie  auf  8telzen  dahcrschreitet,  angewendet  ist,  welohe 
durch  Lorenz  Stein  in  die  Staatswissensohaften  eingeführt  wurde  und  den 
von  ihm  beeinflußten  Gelehrten  noch  vielfach  anhaftet.  Das  Wesen  dieser 
Stein'schen  Methode  besteht  in  einer  Schematisierung  des  Stoffes,  die  mehr 
Abteilungen  als  Gedanken  bringt,  und  in  überm&fsiger  Anwendung  hoch- 
tönender Latinismen  und  komplizierter  Wörter,  wie  hier  z.  B.  kulturelle 
Differenzierung,  lokale  Komplikation.  Beides  zusammen  macht  allerdings 
auf  viele  Leser,  denen  infolge  dieser  geschraubten  Ausdrucksweise  ganze 
Seiten  unverständlich  bleiben  —  hier  z.  B.  8.  5,  8.  74,  S.  132  —  einen 
so  überwältigenden  Eindruck,  dafs  sie  das  Buch  „geistreich"  nennen  müssen ; 
anderen  aber,  denen  daran  liegt,  den  wirklichen  8inn  des  Gesagten  zu  er- 
fassen, verursacht  sie  die  Bemühung,  den  geistigen  Nebel  zu  durchdringen, 
um  sich  das  Gesagte  zu  verdeutschen  und  zu  verdeutlichen. 

Auf  der  Jagd  naoh  systematischen  Sohlagworten,  die  in  dem  Wesen 
dieser  Darstellungsart  liegt,  hat  sich  M ischler  auch  verführen  lassen,  die 
geistreiche  Unterscheidung  von  „ausgelöster"  und  „nicht  ausgelöster" 
Statistik  durch  das  ganze  Buch  zu  führen.  „Ausgelöste  Verwaltungs- 
statistik" ist  nämlich  dann  vorhanden,  „wenn  die  Intensität  der  Funktion 
so  kräftig  ist,  dafs  die  letztere  sich  von  der  eigentlichen  Verwaltungs- 
thätigkeit  trennt  und  in  Verfassung  und  Verwaltung,  in  Organisation  und 
Thätigkeit  zur  Selbständigkeit  gelangt.  Sie  bildet  da  eine  eigene  Form 
der  Verwaltung  überhaupt  und  ist  nnnmehr  imstande,  ihre  Besonderheit 
zur  Geltung  zu  bringen,  sowie  die  Bedingungen  ihres  Wirkens  selbst  zu 
finden.  Die  Auslösung  der  Verwaltungsstatistik  kann  in  zweifacher  Weise 
vor  eich  gehen:  a)  Bei  der  vollen  Auslösung  erfolgt  eine  volle  Trennung 
eines  statistisch  funktionierenden  konkreten  Verwaltungsinhalts  aus  einem 
grofeen  Verwaltnngskompleze  zur  Gänze  ...  b)  Die  Auslösung  kann  ferner 
eine  partielle  sein,  indem  nur  der  methodische  und  technische  Charakter 
einer  statistisch  funktionierenden  Verwaltungsthätigkeit  zur  Selbständigkeit 
gelangt  und  die  Ursache  des  Lösungsprozesses  ist". 

Wie  sich  aus  dem  Nachfolgenden  ergiebt,  ist  der  Sinn  dieser  Sätze 
der,  dafs  sioh  Mischler  als  Ideal  eine  „ganz  ausgelöste"  statistische  Be- 
hörde vorstellt,  welohe  Statistik  um  der  Statistik  willen  macht  und  zu- 
gleich die  gesamte  statistische  Thätigkeit  bei  sich  konzentriert;  dafs  wir 
uns  aber  jetzt  allgemein  in  dem  —  wohl  auch  rationelleren  —  Zustande 
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der  „partiell  ausgelösten"  Statistik  befinden ,  in  welchem  die  statistischen 
Behörden  den  Bedürfnissen  der  Verwaltung  sich  anpassen.  Hierbei  zeigt 
sieh  aber  sofort,  dafs  sein  Begriff  der  „nicht  ausgelösten4'  Statistik  einem 
ganz  anderen  Gedankengange  angehört,  indem  er  nämlich  überall  von 
einer  nioht-ansgelösten  Statistik  spricht,  wo  die  statistische  Behörde  vom 
bureaukrati  sehen  Standpunkte  aus  nicht  oder  nicht  genügend  „aus- 
gelöst" erscheint  Diese  Art  der  „Auslösung"  ist  jedooh  für  die  Mög- 
lichkeit, gute  und  ausgiebige  Statistik  zu  machen,  keineswegs  entscheidend. 
Die  nicht  ausgelöste  Statistik  hat  sogar  den  Vorzug,  dafs  sie  mit  der  be- 
treffenden Verwaltungsbehörde  —  z.  B.  die  Handelsstatistik  mit  dem 
Handelsministerium  —  in  engerer  Fühlung  ist  und  deren  Autorität  un- 
mittelbar in  der  ihrigen  machen  kann;  und  die  Statistiken  werden  da- 
durch nicht  besser,  dafs  sie  einer  „ausgelösten"  Behörde  angehören.  Nicht 
einmal  äufserlich  gewinnen  die  Statistiker  daduroh.  Nirgends  sind  so  viel 
„ausgelöste"  statistische  Behörden  wie  in  Deutschland,  und  nirgends  ist  die 
bureaukrati  sehe  Stellung  der  Statistiker,  wenigstens  der  Leiter  der  statisti- 
schen Zentralstellen,  so  ungünstig  wie  hier.  Die  „Auslösung"  hat  bureau- 
kratisch  und  technisch  ihre  recht  bedeutenden  Sohattenseiten.  In  ersterer 
Beziehung,  weil  die  Beamten  in  ihrer  Laufbahn  auf  einen  toten  Strang 
geraten,  und  in  zweiter,  weil  die  Fühlung  mit  der  Praxis  dadurch  sehr 
erschwert  wird.  Der  einzige  Zweig  der  Statistik,  der  sich  an  keine  be- 
stimmte Behörde  anschliefsen  kann,  ist  die  Bevölkerungsstatistik  —  Volks- 
zählungen, Registrierung  der  Geburten,  Sterbefälle,  Eheschlief  Hungen, 
Wanderungen  — .  Dafür  und  für  die  Herstellung  von  Auszügen  aus  den 
Statistiken  der  verschiedenen  Verwaltungszweige  zum  Zwecke  eines  Jahr- 
buchs für  das  betreffende  Gebiet,  sowie  als  statistischer  Berater  für  alle 
Ressorts,  sollte  eine  statistische  Centralstelle  überall  vorhanden  sein;  im 
übrigen  aber  bietet  die  „ausgelöste"  Statistik  keine  Vorteile.  Eine  völlig 
ausgelöste  Statistik  existiert  auch  nirgends;  überall  haben  wenigstens  die 
technischen  Behörden,  wie  Eisenbahn  und  Post,  ihre  besondere  Statistik; 
und  wenn  man  die  gesamte  Statistik  „auslösen"  wollte,  so  käme  man  zu 
einer  ganz  ungeheuerlichen  statistischen  Zentralstelle. 

Noch  eine   andere   prinzipielle  Frage  ist  von  M.  nicht  genügend 
durchgearbeitet:  das  Verhältnis  der  Statistik  zur  Gesetzgebung.    M.  zieht 
die  Ordnung  der  statistischen  Operationen  durch  Gesetz  derjenigen  durch 
Verordnung  und  durch  die  Verwaltungspraxis  vor.    Das  ist  erstens  nicht 
unbedingt  zuzugeben.    Die  Festlegung  von  statistischen  Aufnahmen,  z.  B. 
der  Volkszählungen,  durch  Gesetz  hat  die  Schattenseite,  dafs  die  Statistik 
sich  weniger  den  temporären  Bedürfnissen  anpassen  kann.    Zweitens  aber 
verdiente  das  Verhältnis  der  Gesetzgebung  zur  Statistik  überhaupt  einer 
genaueren  Erörterung.    Es  handelt  sioh  ja  gar  nicht  darum,  ob  der  Sta- 
tistik durch  die  Gesetzgebung  eine  Unterlage  und  Folie  gegeben  werden 
soll;  man  möge  dooh  statistische  Aufnahmen,  die  sich  nicht  mit  innerer 
Notwendigkeit  auf  irgend  einem  Wege,  sei  es  auf  dem  des  Gesetzes  oder 
durch  die  Verwaltung  Bahn   brechen,  überhaupt  unterlassen.     Bei  der 
Frage  des  Verhältnisses  der  Statistik  zur  Gesetzgebung  handelt  es  sioh 
darum,  wie  weit  die  Gesetzgebung  der  Statistik  bedarf  und  wie  in  den 
Gesetzen  für  diejenige  8tatistik  gesorgt  werden  solle,  welohe  sie  zu  ihrer 
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Ausführung,  zur  Beobachtung  ihrer  Wirkungen  notwendig  bedürfen;  z.  B. 
in  den  deutschen  Arbeiterversicherungsgesetzen,  die  zu  ihrer  Durchführung 
die  Statistik  unumgänglioh  brauchen,  ist  dies  ganz  unvollkommen  und  un- 
klar gesohehen.  Diesen  Gesichtepunkt  gehörig  hervorzukehren,  dürfte  in 
einer  „Verwaltungsstatistik"  nicht  unterlassen  werden. 

Ganz  gut,  wenn  auch  nooh  nicht  ausreichend,  hebt  M.  die  kritische" 
Thätigkeit  der  Verwaltungestatistik  hervor.  Er  denkt  an  den  Anlafs  zur 
Kritik,  welchen  die  Vorführung  ziffermäfsiger  Ergebnisse  bestimmter  Ver- 
waltungsthätigkeiten  bezüglich  dieser  letzteren  überhaupt  giebt;  die  Wirk- 
samkeit der  Statistik  geht  aber  noch  weiter  ins  einzelne  oder  kann 
wenigstens  dahin  gelenkt  werden ;  so  giebt  die  Kriminalstatistik  Gelegenheit, 
fehlerhafte  Urteile  der  Gerichte  —  z.  B.  die  immer  wieder  vorkommenden 
fälle  von  Verurteilungen  zu  Zuchthaus  bei  Personen,  die  das  gesetzliche 
Alter  dazu  nooh  nicht  haben  —  kennen  zu  lernen ;  so  macht  die  Kranken- 
kassenstatistik auf  die  vorschriftswidrige  Geschäftsführung  einzelner  Kassen 
aufmerksam.  Der  Zwang  zur  statistischen  Rechnungslegung  kann  also  sehr 
heilsam  auch  im  einzelnen  wirken,  wenn  die  betreffenden  Konsequenzen 
daraus  gezogen  werden. 

Noch  an  manohen  anderen  Punkten  könnten  die  Beziehungen  von 
Statistik  und  Verwaltung  schärfer  zur  Anschauung  gebracht  sein;  der 
Verfasser,  dem  wohl  kein  genügender  Vorrat  statistischer  Erhebung  zu 
Gebote  steht,  hat  die  Rache  noch  etwas  zu  äuTserlioh  und  sohematisoh 
behandelt,  um  dem  Verwaltungsbeamten  —  wenn  ein  solcher  das  Buch 
in  die  Hand  nehmen  sollte  —  ganz  deutlich  zu  machen,  dafs  und  warum 
die  Statistik  eine  ebenso  notwendige  Verwaltungsthätigkeit  ist  wie  jede 
andere.  Für  den  praktischen  Statistiker  kann  dieser  erste,  allgemeine 
Teil  des  Buchs  ja  kaum  etwas  Neues  bringen;  aber  wenn  man  einem  Be- 
zirksbeamten beibringen  könnte,  dafs  eine  Viehzählung  ebenso  wichtig 
sei  wie  eine  Hengstkörung;  einem  Zollbeamten,  dafs  die  Aufzeichnung 
eines  Zentners  Garn  zu  handelsstatistisohen  Zwecken  ebenso  notwendig  sei 
und  gewissenhaft  gemacht  werden  müsse,  wie  die  Einziehung  des  Zolls 
von  dieser  Ware,  —  dann  wäre  in  der  That  etwas  gewonnen.  Solange 
die  übliche  Rederei  von  der  „Belästigung"  der  Beamten  durch  Statistik 
Glauben  findet,  als  ob  die  statistischen  Arbeiten  Extraarbeiten  zu  Ge- 
fallen der  Statistiker  seien,  solange  ist  die  Statistik  nioht  an  dem  Platze, 
den  sie  einnehmen  soll  und  wird  nioht  so  gemacht,  wie  es  sein  soll;  oder: 
sofern  jene  Rederei  berechtigt  ist,  macht  man  entweder  überflüssige  Sta- 
tistik oder  man  macht  sie  in  unzweckmäßiger,  die  Behörden  oder  die  Be- 
völkerung unnütz  in  Anspruch  nehmender  Weise. 

In  letzterer  Beziehung  aufklärend  zu  wirken,  wird  auch  eine  Auf- 
gabe eines  Lehrbuchs,  wie  das  vorliegende,  sein.  Mischler  streift  diese 
Fragen  in  seinem  sechsten  Kapitel  „die  statistische  Verwaltungsthätigkeit" 
und  wird  sie  wohl  in  dem  zweiten,  in  Aussioht  gestellten  Bande  über  die 
Teohnik  der  Statistik  ganz  eingehend  behandeln.  Z.  B.  die  Art,  wie  jetzt 
in  vielen  Staaten,  nach  dem  Vorgänge  Preufsens,  die  Volkszählungen  durch- 
geführt werden,  darf  als  eine  unnötige  Belästigung  des  Publikums  ange- 
sehen werden.  Statt  einer  einfachen  Haushaltungsliste  die  Haushaltung 
mit  einem  Zählbriefe  und  einer  Summe  von  einzelnen  Blättohen,  die  un- 
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gleich  viel  mehr  and  unbequemeres  Schreibwerk  verursachen,  heimzusuchen, 
ist  eine  Belästigung  durch  Statistik,  welche  dieser  selbst  nur  schadet,  was 
Miaohler  auch  ganz  richtig  hervorhebt;  hingegen  hat  er  nioht  genügend 
auseinandergesetzt,  dafs  an  anderen  und  an  welchen  Stellen  die  Zählkarten, 
Individualkarton  oder  „Aufnahmekarton"  ganz  am  Platze  sind.  Solohe 
Auseinandersetzungen  werden  aber  im  zweiton  Bande  nooh  ihre  Stolle  finden. 

Sehr  willkommen  sowohl  für  den  Statistiker  wie  für  den  Verwaltungs- 
beamten ist  der  zweite  Teil  des  Buohs,  der  die  Beschreibung  der  Be- 
hördenorganisation  für  statistische  Zweoke,  wie  sie  gegenwärtig  besteht, 
bietet,  auch  geschichtliche  Notizen  dazu  beibringt.  Gans  frei  von  Irr- 
tümern ist  die  Darstellung  nicht,  z.  B.  ist  die  Behauptung  auffallend,  dafs 
für  die  Vereinigten  8taaton  von  Amerika  im  Jahre  1865  ein  ständiges 
Censasbureau  errichtet  sei,  während  doch  heute  nooh  kein  solohes  existiert; 
aod  dann  überschätzt  er  wohl  in  seiner,  übrigens  sehr  sohätzenswerten 
Darstellung  der  internationalen  statistischen  Bestrebungen  den  Wert  dieser. 
Die  internationalen  statistischen  Eongreese  waren  geräuschvolle  und  glän- 
zende Erscheinungen,  die  den  daran  Beteiligten  persönliche  Anregung  und 
Orden  gebracht  haben  —  was  der  Statistik  keinesfalls  geschadet  hat  — , 
aber  was  sie  zu  Tage  gefördert  haben,  ist  doch  kaum  etwas  Anderes  als 
Druckpapier  mit  Schematen  und  Resolutionen,  welohe  Erfolge  in  der 
Praxis  nioht  gehabt  haben  und  ihrer  Natur  nach  nioht  haben  konnten. 
Auch  der  bescheidenere  Nachfolger  der  internationalen  Kongresse,  das 
Internationale  Statistische  Institut,  auf  welches  sich  die  sohon  jenen  älteren 
Bestrebungen  geltende  Ungunst  der  deutschen  Reichsregierung  übertragen 
hat,  wird  es  zu  einem  Institut  der  internationalen  Verwaltungsstatistik  nicht 
bringen.  Für  diese  sind  alle  Projekte  aussichtslos,  welohe  von  dem  allge- 
meinen Gesichtspunkte  ausgehen,  dafs  die  Statistiken  der  verschiedenen 
Länder  bis  zur  Vergleichbarkeit  einander  genähert  werden  sollton.  Die  Not- 
wendigkeit davon,  in  dieser  Allgemeinheit  hingestellt,  sieht  ja  dooh  kein 
Mensch  ein.  Wem  kann  man  z.  B.  klar  machen,  dafs  die  Bevölkerung  Frank- 
reichs an  demselben  Tage  und  auf  dieselbe  Weise  gezählt  werden  müsse  wie 
die  Deutachlands  ?  dafs  in  Frankreich  die  Totgeborenen  notwendig  nach  den- 
Mlben  Grundsätzen  registriert  werden  müssen  wie  bei  uns?  Welches  inter- 
nationale Unglück  kann  denn  passieren,  wenn  die  Vergleiche  nioht  mit 
wissenschaftlich  wünschenswerter  Genauigkeit  angestellt  werden  können ?  — 
Wenn  man  international  etwas  erreichen  will,  so  kann  man  es  in  der  be- 
gonnenen Weise  nicht,  wohl  aber  könnte  man  von  einzelnen  konkreten 
Fällen  aus  allmählich  zu  internationalen  statistischen  Vereinbarungen  kommen. 
So  ist  es  z.  B.  ein  Bedürfnis  für  jeden  Staat,  die  Zahl  seiner  im  Auslande 
lebenden  Angehörigen  zu  kennen.  Da  lassen  sich,  wie  es  z.  T.  sohon  ge- 
schehen ist,  internationale  Verträge  darüber  abschliefsen,  dafs  jeder  Staat 
nach  dem  Ergebnis  seiner  Volkszählungen  Mitteilungen  über  die  bei  ihm 
lebenden  Angehörigen  des  anderen  macht  Ebenso  wäre  es  z.  B.  nioht 
übel,  wenn  man  England  auf  dem  Wege  des  internationalen  Ueberein- 
kommens  dazu  bewegen  könnte,  anzugeben,  wie  viel  Auswanderer  der 
einzelnen  fremden  Nationalitaten  über  seine  Häfen  befördert  würden. 
Wir  in  Deutschland  würden  das  sehr  gerne  wissen.     In  dieser  Weise 
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könnte  man  allmählich  zu  internationaler  Statistik  kommen;  im  übrigen  aber 
träume  man  nicht  von  „internationaler  Verwaltungsstatistik". 

Wir  schliefsen  mit  dem  Ausdrucke  der  Dankbarkeit  für  diesen  Ver- 
such Misohler's,  ein  wirkliches  branohbare«  Handbuch  der  praktischen 
Statistik  zu  schaffen,  und  der  Hoffnung  auf  günstige  Aufnahme  und  guten 
Fortgang  der  verdienstlichen  Arbeit. 

Berlin.  H.  v.  Scheel. 

Bewegung,  die,  der  Bevölkerung  in  Elsafs- Lothringen.  I.  Bückblick  auf  den  Zeit- 
raum 188U  bis  1889.  II.  Tafeln  für  die  Jahr«  1887  bis  1890,  Herausgegeben  von  dem 
statistischen  Bureau  des  kais.  Ministeriums  für  Elsafs-Lothringen.  Strafsburg,  M  Du 
Mont-8chauberg ,  1893.  gr.  8  LVI— 111  88.  (A.  u.  d.  T. :  Statistische  Mitteilungen, 
Heft  XXIII.) 

Ergebnisse,  die  vorläufigen,  der  Viehzählung  vom  1.  Desember  1892  im  preufsi- 
schen  Staate  sowie  in  den  Fürstentümern  Waldeck  und  Pyrmont.  Herausgegeben  vom 
königl.  preußischen  statistischen  Büreau.  Berlin,  Verlag  des  Bureau* ,  1893.  Roy.-«. 
XIV— 48  SS. 

Ergebnisse  der  Civil-  und  Strafrechtspflege  und  Bevölkerungsstand  der  Gerichts- 
gefängnisse  und  Strafanstalten  des  Königreichs  Bayern  im  Jahre  1891.  München, 
Chr.  Kaiser,  1893.  gr.  4.    XXXVI— 90  88.   M.  8.—. 

Zur  Grundstücks-  und  Wohnungsstatistik  der  Stadt  Dresden  (in  den  Jahren 
1880,  1885  und  1890).  Dresden,  gr.  4.  13  SS.  (A.  u.  d.  T.l  Mitteilungen  des  stati- 
stischen Amtes  der  8tadt  Dresden,  Jahrg.  II  (1899),  N»  1-4). 

Handbuch,  statistisches,  fftr  den  preußischen  Staat.  Herausgegeben  vom  kgl. 
statistischen  Büreau.  Band  II.  Berlin,  Verlag  des  Büreaus,  1898.  Roy. -8.  XVIII — 
641  SS.  (Inhalt:  Das  Staatsgebiet.  —  Bevölkerung.  —  Grundeigentum.  —  Landwirt- 
schaft, Viehzucht,  Forstwirtschaft,  Jagd  und  Fischerei.  —  Bergwerke,  Salinen  und  Hütten 
—  Die  Industrie  im  engeren  Sinne.  —  Verkehrsmittel  und  Verkehr.  —  Bank-  und  Kredit- 
wesen. —  Versicherungswesen.  —  Statistik  der  Brande.  —  Wirtschaftliche  Fürsorge  und 
sosiale  Selbsthilfe.  —  Gesundheitspflege.  —  Kirche  und  Gottesdienst.  —  Unterrichts- 
wesen.  —  Rechtspflege.  —  Gefängnis-  und  Besserungsanstalten.  —  Finanzen.  —  Die 
gesetzgebenden  Körperschaften  — ) 

Hirschberg,  E,  Beiträge  sur  Statistik  der  Brotprei>e  im  Deutschen  Reich.  Berlin, 
J.  J.  Heine,  1893.   gr.  8.   51  88.  mit  3  graphischen  Tafeln.  M.  2.—. 

Jabrbnch,  statistisches,  für  das  Deutsche  Reich.  Herausgegeben  vom  kaiserl. 
statistischen  Amt.  Jahrgang  XIV:  1893.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1893.  gr.  8 
X— 100  SS.  mit  3  Karten  graphischer  Darstellungen.  M.  1. — . 

Jahresbericht,  medizinisch-statistischer,  über  die  Stadt  Stuttgart  vom  Jahr  1891. 
Jahrgang  XX.  Herausgegeben  vom  Stuttgarter  Entliehen  Verein.  Redigiert  von  W.  Wein- 
berg.   Stuttgart,  Metzler,  1893.   gr.  8.    HI— 107  S8.  mit  Tabellen  und  1  Plan.  M.  1. — 

Isermeyer  (prakt.  Ar/t,  Osnabrück) ,  Das  Krankenkassenwesen  der  Provinz  Han- 
nover. Im  Auftrage  der  Aeritekammer  für  die  Provins  Hannover  auf  Grund  amtlichen 
Materials  bearbeitet.  Osnabrück,  Rackhorst'sche  Buchhdl.,  1893.  4.  108  88.  statistischer 
Tabellen.    M  3.—. 

Landsberger,  J.,  Beiträge  zur  Statistik  Posens.  Posen,  E.  Schmädicke,  1893. 
gr  8.  30  88.  (Sonderabdruck  aus  der  Zeitschrift  der  „Historischen  Gesellschaft  für  die 
Prov.  Posen,"  Jahrg.  VIU) 

Mitteilungen,  statistische,  aus  den  deutschen  evangelischen  Landeskirchen  vom 
Jahre  1891.  Stuttgart,  C.  Gruninger,  1893.  8.  22  88.  (Von  der  statistischen  Kommission 
der  deutseben  evangelischen  Kirchenkonferens,  deren  Beschlüssen  gemäfs,  nach  den  An- 
gaben der  landeskircblichen  Behörden  zusammengestellt.) 

Sarrazin,  F.,  Wandkarte  der  Darstellung  der  Hagelstatistik  (1880— 1892)  von 
Norddeutschland,  östlicher  Teil :  von  der  russischen  Grense  bis  zum  Flußgebiet  der  Weser 
Berlin,  Dietrich  Reimer,  1893.  Imp.-folio  (in-4.)  mit  8  S8  erläuterndem  Text  in-4  M.  8  — . 

Frankreich. 

Compte  general  de  l'adminUtration  de  la  justice  civile  et  commerciale  en  France 
et  en  Aigen e  pendant  l'annee  1889  presente  au  President  de  la  K<  publique  par  le  Garde 
des  sceauz,  Ministre  de  la  justice.    Paris,  imprimerie  nationale,   1893    gr.  in-4.  XL— 
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174  pag.  (Table  des  matieres:  Cour  de  Cassation. —  Cours  d'appel.  —  Tribunaux  civil» 
de  premiere  instance.  —  Affaires  commerciales.  —  Justices  de  paiz.  —  Conseils  de  prud'- 
bomme*.  —  Assistance  judiciaire.  — ) 

Compte  general  de  l'adminlstration  de  la  justice  criminelle  en  France  et  en  Algerie 
pendant  l'annee  1889,  präsent*  au  President  de  la  Republique  par  le  Garde  des  sceaux, 
Ministre  de  la  justice.  Paris,  imprimerie  nationale,  1893.  gr.  in-4.  L— 172  pag.  (Table 
des  matieres:  Cours  d'a»sises  —  Tribunaux  correctionnel».  —  Des  recidives.  —  Tribu- 
naux de  simple  police.  —  De  l'instruction  criminelle.  —  Cour  de  Cassation.  —  Renseigne- 
menu  divers :  Morts  acciden teile».  Suicides.  Rehabilitation».  — ) 

England. 

Labour  statistics.  Statistical  table»  and  report  on  trade  unions.  Vth  report :  1891. 
Loodon,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.  Folio.  IV— 292  pp.  2/.4.  (Blue  book 
psper  by  command.) 

Statistical  table»  and  memorandum  relating  to  the  sea  fisherie»  of  tbe  United 
Kingdom,  including  return  of  the  quantity  of  fish  conveyed  inland  by  railway  from  each 
of  the  principal  ports  of  England  and  Wale»,  Scotland,  and  Ireland,  during  each  of  the 
years  from  1887  to  1892,  incl.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.  Folio. 
54  pp.  (Pari,  paper,  Board  of  trade,  March  1893.) 

Oesterreich-Ungarn. 

Gebarung,  die,  und  die  Ergebnisse  der  Krankheitsstatistik  der  nach  dem  Gesetze 
vom  30  Mars  1888  betreifend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  eingerichteten  Kran- 
kenkassen im  Jahre  1890.  Teil  II.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1892.  4. 
35  SS.  Text  u.  167  SS.  statistische  Tabellen  nebst  8  Tafeln  graphischer  Darstellungen. 

Nachrichten,  statistische,  über  die  Eisenbahnen  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie für  das  Betriebsjahr  1889.  Statistikai  közlem6nyek  etc.  Bearbeitet  und  hrsg 
vom  statistischen  Departement  im  k.  k.  Handelsministerium  in  Wien  und  vom  kgl.  unga- 
rischen statistischen  Landesbureau  in  Budapest.  Wien  (Bccsbeu)  1893.  Imp.4.  590  88. 
Deutscher  und  ungarischer  Text.  (Inhalt:  Bestand  und  Verwaltung  der  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  bestimmten  Eisenbahnen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  mit 
Ende  des  Jahres  1889  etc.  —  Lingen  der  öffentlichen  Bahnen.  —  Erhaltung»-  und  Um- 
gesUltungskosten  und  Anlagekapital  der  öffentlichen  Bahnen.  —  Bestand  und  Leistungen 
der  Fabrbetriebsmitiel  der  öffentlichen  Bahnen.  —  Finanzielle  Betriebsergebnisse.  Stand 
der  Fonds.  —  Fahrdienst.  Unglücksfalle.  Achsbrttche.  —  Beamte,  Diener  und  Arbeiter, 
deren  Besoldung.  —  Morbilitätsstatistik  und  Invaliditatsstatistik  der  Bediensteten.  — ) 

Oesterreichische  Statistik.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Centrai- 
kommission. Band  XXX,  Heft  8:  Statistische  Nachweisungen  Aber  das  civilgerichUkbe 
Depositen wesen,  die  kumulativen  Waisenkasaen  und  über  die  Veränderungen  im  Besitz- 
end Lastenstande  der  Realitäten  im  Jahre  1888.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1892.  Imp.-4. 
XXVI— 101  SS.    fl.  !— . 

Statistik  des  auswärtigen  Handels  des  österreichisch-ungarischen  Zollgebiets  im 
Jahre  1891.  Verfafst  und  herausgegeben  vom  statistischen  Departement  im  k.  k.  Han- 
delsministerium. Band  I.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1893.  Roy.  8.  CXLVI— 
777  SS.  fl.  4.—.  (Inhalt:  Einleitung.  —  Hauptergebnisse.  —  Warenverkehr  mit  den 
einzelnen  Staaten  und  Gebieten.  —  Generalhandel.  — ) 

Fövarosi  »tatisztikai  bavifüzetek,  szerkeszti  Körösi  Jözsef.    (Statistische  Monats- 
!,  herausgegeben  vom  statistischen  Büreau  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest, 
■on  Josef  KöroaL)   Jahrgang  XX.    Budapest,  Grill,  1892.  gr.  8.  460  SS. 

Rufsland. 

Beiträge  zur  Statistik  des  Rigaseben  Handels.  Jahrgang  1891.  Abteilung  I: 
Riga»  Handelsverkehr  auf  den  Wasserwegen.  Herausgegeben  von  A.  Tobien.  Riga,  Buch- 
drucker« Ruetz,  1892     Imp.-4.    V1II-88  u.  XXV  SS. 

Beiträge  zur  Statistik  des  Rigaschen  Handels.  Jahrgang  1890.  Abteilung  U: 
Rigas  Handelsverkehr  auf  den  Eisenbahnen.  Herausgegeben  im  Auftrage  der  handeis- 
ststUtiscben  Sektion  des  Rigaer  Börsenkomitees  von  A.  Tobien.  Riga,  Buchdruckerei 
Ruetz,  1892.   Imp -4     VI— 77  88. 

M  .i  u  k  e  b  h  n  1  B  ,  Kupru3ci.ni  cremt  TyprancKOU  oÖJiaorii  bi>  xcuopiiyio  .-lnucuno 
1*92  r.  MexEKo-crarHcnraecitiu  OHepin».  C.-IIeTepdypn>  1893.  (W.  Mazkewitsch, 
Die  kirgisischen  Steppen  des  Turgaischen  Gebietes  während  der  Choleraepidemie  1892, 
Medisiniscb-statistlscbe  Studie.    St.  Petersburg  1898.  8.  Rub.  0,85. 
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Belgien. 

Table* n  gtaeral  da  commerce  avec  les  pajs  etrangers  pendant  l'annce  1891, 
publie  per  le  Mioistre  de«  finance«.    Bruxelles,  imprim.  A.  Merten»,  gr.  in-folio.  XL 
258  pag.  et  8  table*  grapbiques.    (Statistique  de  la  Belgiqae.) 

Australien  (Nea-8üd- Wale.). 

(Censu  of  New  South  Wales.  Part  III:  Banking.)  Betarns  ander  the  Censas 
and  indastrial  retarns  Act:  Indastrial  retarns:  Banking.  Sydney,  Cb.  Potter  printed, 
1898.    4.    14  pp. 

18.  Verschiedenes 

F.  Ulrich  (Geh.  Ober- Regierung»-  und  vortragender  Rat  im  Ministerium 
der  öffentlichen  Arbeiten),  Die  Ausbildung  der  höheren  Verwaltunge- 
beamten in  PreuTsen  und  ihre  Stellung  in  der  StaaUeisenbahnyerwaltung. 
Berlin  1893.    8°.    62  88. 

Der  Kampf  der  Techniker  und  der  Verwaltungsbeamten  um  die  Be- 
setzung der  höheren  Stellen  in  der  preufsischen  Staatseisenbahnverwaltung, 
der  cum  Teil  recht  unerfreuliche  Formen  angenommen  hat,  ist  in  den 
letzten  Zeiten  durch  Brochüren  und  Zeitungsartikel  auch  dem  gröfseren 
Publikum  bekannt  geworden  und  hat  auoh  in  weiteren  Kreisen  die  Auf- 
merksamkeit auf  die  Art  und  Weise  der  Ausbildung  der  höheren  Eisen- 
bahnbeamten gelenkt.  Bei  der  Beratung  des  Eisen  bahn  etats  für  1892/93 
hat  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  in  der  Budgetkommiesion  des 
Abgeordnetenhauses  zugegeben,  dafs  hierin  Mängel  vorhanden  seien  und 
dafs  Aenderungen  des  Ausbildungsdienstes  in  Erwägung  gezogen  werden 
müssen.  Inzwischen  ist  von  ihm  eine  Kommission  niedergesetzt  worden, 
welche  einen  Beformplan  für  die  Ausbildung  der  höheren  Beamten  der 
Staatseisen  bahn  Verwaltung,  sowohl  der  administrativen  als  der  teohnisohen, 
ausarbeiten  soll.  Wir  wissen  es  nicht,  vermuten  aber,  dafs  der  Verf.  der 
vorliegenden  Schrift  dieser  Kommission  angehört.  Allerdings  erklärt  er 
ausdrücklich,  dafs  die  Schrift  keinerlei  offiziellen  oder  offiziösen  Charakter 
hat,  sondern  lediglich  die  Ansichten  des  Verf.  enthält.  Aber  wir  können 
nur  dem  lebhaften  Wunsch  Auedruck  geben,  dafs  die  Kommission  den 
Ansichten  des  Verf.  im  wesentlichen  sich  ansehliefsen  möge  und  dafs 
durch  ihre  Arbeiten  eine  Beform  des  Ausbildungsdienstes  herbeigeführt 
werde,  welche  den  von  dem  Verf.  gestellten  Forderungen  entspricht.  Die 
Schrift  des  Verf.  hat  aber  eine  über  das  „Bessortinteresse"  hinausgehende 
allgemeine  Bedeutung  und  wir  hoffen,  dafs  seine  gewichtige  8timme  auch 
in  den  benachbarten  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  gehört  und 
beachtet  wird.  Durch  die  Verfügung  des  Juatizministers  vom  3.  Nov. 
1890  sind  wenigstens  einige  der  wichtigsten  Keformen  in  Bezug  auf  die 
erste  juristische  Prüfung  durchgeführt  worden.  Aber  damit  ist  dem  an- 
erkannten Mangel  in  der  Ausbildung  der  höheren  Verwaltungsheamten  in 
keiner  Weise  Abhilfe  geschaffen.  Wie  schon  vor  Jahren  der  jetzige 
Kultusminister  Dr.  Bosse  auf  die  mangelhafte  staatswissenechaftliohe  Vor- 
bildung der  jüngeren  Verwaltungsheamten  hingewiesen  hat,  so  erklärt  auch 
jetzt  der  Verf.,  dafs  der  Mangel  an  genügenden  staatswissenschaftUohen 
Kenntnissen  bei  den  Gerichtsassessoren  die  Begel,  bei  den  Begierungs- 
assessoreo  häufig  ist.  „Unter  den  heutigen  VerhXltninen  sind 
aber  u m f a s se n de  K e n n  t n i s  s e  in  den  Staat  s  wissensohaften 
unerläfslich  für  einen  tüohtigeu  Verwaltungsbeamten." 
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Die  Grandlagen  für  diese  Kenntnisse  müssen  auf  der  Universität  gelegt 
werden.  „Denn  darüber  darf  man  sieh  nicht  täuschen,  wer  nioht  auf 
der  Universität  Vorlesungen  über  Staatswissenschaften  mit  Nutzen  gehört 
hat,  der  wird  nur  in  den  seltensten  Fällen  später  Zeit  und  Gelegenheit 
haben,  sich  wirklich  gründliche  Kenntnisse  in  denselben  zu  verschaffen" 
(8.  21).  In  den  jetzigen  3  Jahren  des  Univeraitätsstudiums  sei  es  aber 
unmöglich,  neben  dem  juristischen  Studium  auch  noch  die  Staatswissen- 
ichaften  gründlich  zu  studieren.  Auch  durch  Verlängerung  der  Studien- 
zeit auf  4  Jahre  werde  hieran  nichts  geändert.  Der  Verf.  verlangt  des- 
halb eine  Trennung  des  juristischen  vom  Verwaltungsstudium  und  eine 
besondere  erste  Prüfung  für  das  letztere.  Können  wir  dem  auch  im 
allgemeinen  zustimmen ,  so  besteht  für  uus  doch  darüber  kein  Zweifel, 
dafs  in  dem  Studienplan  der  künftigen  Yerwaltungsbeamten  der  Rechts- 
wissenschaft ein  breiterer  Raum  eingeräumt  werden  mufs,  als  dies  nach 
der  Ansicht  des  Verf.  geschehen  soll. 

Es  genügt  nicht,  wenn  der  8tudent  nur  Vorlesungen  hört  „über  das 
in  Preufsen  geltende  Privatrecht",  wenn  der  Verwaltungsbeamte  auf  der 
Universität  sich  „von  dem  geltenden  Privatrecht  nur  die  Kenntnisse  er- 
wirbt, die  hinreichen,  um  nioht  bei  jeder  Rechtsfrage,  die  ihm  aufstöfst, 
einen  Juristen  um  Rat  fragen  zu  müssen"  (S.  27).  Wir  halten  vielmehr 
ein  gründliches  Studium  des  Privatreohts  für  unerläfslich ,  weil  in  der 
Kegel  nur  dadurch  die  Fähigkeit,  das  Recht  anzuwenden ,  erweckt  und 
ausgebildet  werden  kann.  Und  der  Verwaltungsbeamte  hat  nioht  weniger 
als  der  Richter  das  Recht  anzuwenden  und  zu  handhaben.  Der  Ver- 
waltungsbeamte kann  viele  Kenntnisse  entbehren,  die  dem  Richter  un- 
entbehrlich sind.  Er  bedarf  aber,  ebenso  wie  dieser,  einer  methodischen 
juristischen  Schulung,  wenn  nicht  die  Verwaltung  der  handwerksmäßigen 
Routine  oder  aber  der  Willkür  verfallen  soll.  Für  eine  Studienzeit  von 
4  Jahren  läfst  sich  sehr  wohl  ein  Studienplan  aufstellen,  in  welchem  ein 
methodisches  Reohtsstudium  mit  einem  gründlichen  Studium  der  Staats- 
wissenschaften sich  vereinigt.  Eine  ganze  Reihe  von  Vorlesungen,  die 
für  den  Juristen  vorgeschrieben  sind,  kann  für  den  Verwaltungebeamten 
in  Wegfall  kommen,  andere  Vorlesungen  können,  und  zwar  sowohl  für 
den  Juristen  wie  für  den  Verwaltungsbeamten,  von  einer  Masse  toten 
Wissenskrams  befreit  werden,  der  herkömmlicherweise  noch  mitgeschleppt 
wird.  Hierzu  rechnen  wir  aber,  wie  ausdrücklich  hervorgehoben  werden 
soll,  die  deutsche  Rechts-  und  Verfassungsgeschichte  keineswegs ,  im 
Gegenteil  erachten  wir  es  für  notwendig,  ihr  einen  gröfseren  Raum  zu 
gewähren,  als  ihr  bisher  zugestanden  wird.  —  Nach  den  Vorschlägen  des 
Verf.  würde  nach  dem  ersten  Examen  eine  zweijährige  Beschäftigung  in 
der  allgemeinen  Verwaltung  einzutreten  haben,  dagegen  die  zweijährige 
Beschäftigung  bei  den  Gerichten  zu  beseitigen  sein.  Nach  Ablauf  der 
2  Jahre  wird  der  Referendar  zu  erklären  haben,  ob  er  in  der  allge- 
meinen Verwaltung  verbleiben  oder  in  einer  Sonderverwaltung  (landwirt- 
schaftlichen, Steuer-,  Eiscnbahnverwaltung  eto.)  beschäftigt  sein  will.  In 
diesem  letzteren  Falle  wäre  er  das  dritte  Jahr  in  der  betreffenden  Sonder- 
verwaltung zu  beschäftigen.  Das  vierte  Jahr  würde  zur  Wiederaufnahme 
wissenschaftlicher  Studien  und  zur  Vorbereitung  auf  die  zweite  Prüfung 
durch  Besuch  eines  staatswissenschaftlichen  SeminarB  zu  verwenden  sein. 
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Indes  soll  bis  «ur  Meldung  «ur  aweiten  Prüfung  dem  Referendar  noch 
freistehen,  auch  wenn  er  ein  Jahr  in  einer  8onderverwaltung  beschäftigt 
war,  der  allgemeinen  Verwaltung  sich  zu  widmen.  Für  diejenigen  aber, 
die  endgültig  in  einer  Sonderrcrwaltung  Anstellung  suchen,  hat  das  zweite 
Kxamen  sich  auch  auf  die  hierfür  in  Betracht  kommenden  Fäoher  «u  er- 
strecken. Ihnen  soll  dann  auch  nur  die  Befähigung  für  die  höheren 
Stellen  dieser  8onderverwaltung  erteilt  werden.  Bichtiger  erscheint  es 
uns,  dafs  alle  Referendare  dem  für  die  allgemeine  Staatsverwaltung  vor- 
geschriebenen Examen  sich  zu  unterziehen  haben  und  dann  die  Befähigung 
für  die  allgemeine  Verwaltung  erhalten.  An  dieses  allgemeine  Examen 
hätte  sich  dann  ein  besonderes  Examen  für  die  Sonderverwaltungen  an- 
zuschließen, das  unter  Umständen  auch  '  später  nooh  nachgeholt  werden 
könnte.  Doch  das  sind  Nebenfragen,  die  hier  nioht  eingehend  erörtert 
werden  können.  Weiterhin  empfiehlt  der  Verf.,  die  in  der  Centraiinstanz 
beschäftigten  höheren  Beamten  von  Zeit  zu  Zeit  in  die  praktische  Thätig- 
keit  zurückkehren  zu  lassen,  um  ihnen  durch  die  unmittelbare  Berührung 
mit  dem  Volksleben  und  dem  wirtschaftlichen  Leben  immer  neue  Er- 
fahrungen und  Anregungen  zu  geben.  Ueber  die  Ausführung  eines  der- 
artigen Weohsels  zwischen  Centraileitung  und  Außendienst  in  der  Eisen- 
bahnverwaltung macht  er  nähere  Vorschläge  (8.  37  ff.),  deren  Verwirk- 
lichung von  dem  heilsamsten  Einflufs  auf  die  weitere  Entwickelung 
unseres  Eisenbahnwesens  wäre. 

Halle  a.  S.  L  o  e  n  i  n  g. 

Adel  und  Judenfrage  vom  Standpunkte  des  Adels,  von  C.  v.  H.  Frankfurt  a/M., 
A.  Poesser  Nachf..  1898.    gr.  8.    138  SS.    M    1  — . 

Blaachko,  A.,  Syphilis  und  Prostitation  vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Ge- 
sundheitspflege.   Berlin,  S.  Karger,  1893.    VIII— 802  SS.    M.  4,60. 

Böhm,  G.,  Ludwig  Wekhrlin  (1739—1792).  Ein  Publizistenleben  das  18.  Jahr* 
hundert«.    München,  C.  H.  Beck,  1893     8.    IX— 323  SS.  mit  2  Portritt.    M.  5.—. 

Denkwürdigkeiten  aas  dem  Leben  Leopold  von  Gerlachs,  Generals  der  Infan- 
terie und  Generaladjutanten  König  Friedrich  Wilhelms  IV.  Nach  seinen  Aufzeichnungen 
herausgegeben  von  seiner  Tochter.  Band  II.  Berlin,  W.  Herta,  1891.  gr.  8.  78888.  M  11.— 

Festschrift  Ferdinand  Freiherrn  von  Kichthofen  zum  ((Osten  Gebartstag  am 
5.  Mai  1893  dargebracht  von  seinen  Schülern.  Berlin,  Dietrich  Reimer,  1893.  Roy. -8. 
VIII— 4 18  SS.  mit  Porträt  (Platinotypie),  eingedruckten  Abbildungen,  Tabellen  and  Karten. 
M  22. — .  (Ans  dem  Inhalt:  Zar  Entstehungsgeschichte  des  Bodensees,  von  R  Sieger. 
—  The  discovery  of  tbe  Cape  Verde  Islands,  von  H.  Yule  Oldham.  —  Regen  Verteilung, 
Pflanzendecke  and  Besiedelang  der  tropischen  Anden,  von  A.  Hettner.  —  Beiträge  aar 
Topographie  und  Geologie  der  andinen  Region  von  Llanquihue ,  von  H.  Steffen  (in  Sant- 
iago de  Chile).  —  Zur  wirtschaftlichen  Stellang  des  Negers,  von  Ed.  Hahn.  — ) 

Jacobi,  E(agenle),  Der  Völkermord.  Neuwied,  A.  Schopp,  1893-  8.  58  SS. 
M.  0,50.    (Gegen  Krieg,  stehende  Heere  and  das  Waffentragen  überhaupt.) 

Jahrbach,  VIII.,  der  Gefängnisgesellschaft  für  die  Provinz  Sachsen  and  das 
Herzogtum  Anhalt,  enthaltend  Berichte  und  Verhandlangen  der  Jahresversammlung  zn 
Dessau  am  16.  u.  17.  Mai  1892     Halle  a.  S.,  Kegel,  1893.    8     II— 223  SS. 

Jahresbericht,  XXII.,  des  Herzog-Ernst-Seminars  zu  Gotha.  Heraalgegeben 
vom  (Direktor  SchalR)  A  Zeyfs.  Gotha,  Thienemann,  1898  gr.  8.  M.  0,80.  (Inhalt: 
Das  Rechnen  im  Dienste  der  Kulturgeschichte,  von  (Seminarlehrer)  Berbig.  —  Schal- 
nachrichten vom  1.  III.  1891/93.  — ) 

Knorr,  E.  (Oberstleutnant  z.  D),  Von  1807  bis  1893.  Zur  Entwickelungsgeschichte 
unserer  Heeresverfassung.    Berlin,  H.  Peters,  1893.    gr.  8.    IV — 141  SS.    M.  2. — . 

v.  Löbell's  Jahresbericht«  über  die  Veränderungen  und  Fortschritte  im  Militär- 
wesen.  Jahrgang  XIX:  1892.  Unter  Mitwirkung  genannter  Autoren  herausgegeben  tob 
(Generalleutnant  z.  D.)  Th.  v.  Jarotzky.  Berlin,  Mitüer  &  Sohn,  1893.  gr.  8.  XXVIÜ— 
594  88.  mit  Karte.    M.  10.—. 
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Militarismus,  der,  im  Deutschen  B«ieh.  Eine  Anklageschrift  von  einem  deut- 
»eben  Historiker.    Stuttgart,  R.  Lote,  1893.    gr.  8.    81  SS.    M.  0,60. 

Maller,  Willibald,  Beiträge  zur  Volkskunde  der  Deutschen  in  Mahren.  Wien 
und  Ohnüti,  C.  Graeser,  1898.    gr.  8     VIII -448  SS.    M.  4.—. 

Scherer.  H.  (Schulinspektor,  Worms),  Die  Simnltanschule,  warum  muf»  »ie  die 
Sehole  der  Zukunft  sein?    Bielefeld,  Helmich,  1893.    8.    80  88.    ftt.  1. — 

Serbische  Heareswesen,  das,  und  seine  Organisation.  Wien  1893.  8.  28  88. 
i Sonderabdruck  aus  der  „Reichswehr"  )    M  0,80. 

Soll  die  Prügelstrafe  für  jugendliche  Verbrecher  eingeführt  werden  ?  Eine  Frage 
so  das  deutsche  Volk.    Halle  a.  8.,  Ad.  Kegel,  1893.   gr.  8.   40  88. 

Westermarck,  Ed.  (Dozent  su  Helsingfors),  Geschichte  der  menschlichen  Ehe. 
Au»  dem  Englischen  von  Loop.  Katscher  und  K.  Graaer.  Bevorwortet  von  A.  R.  Wal- 
laee.   Jena,  Coatenobl«,  1898.    gr.  8.    XLIV-Ö89  88.    M.  12.—  . 


Leroy-Keaulieu,  Anatole  (de  l'Institut),  Les  juifs  et  rantisemitisnie.  Israel 
ches  les  nations.    5"«"?  edition.    Paris,  Calmann  l.evy.  1893.    in-18  je»us.    fr  3,50 

Mang  ras,  G.,  La  fin  d'une  «ocitte.  Le  duc  de  Lauxun  et  la  cour  intime  de  Louis 
XV  (1747-1774).  Paris,  Plön,  Nourrit  &  O» ,  1893.  8.  VlI-476  pag.  et  portrait. 
fr.  7,50. 

Notovieh,  N.,  L'Empereur  Alexandre  III  et  son  entourage.  3*  edition.  Paris, 
Ollendorff,  1893.    8.    XI— 386  pag.    rr.  7,50. 

Proust,  A.,  La  defense  de  l'Europe  contre  le  chol«  ra  Paria,  G.  Maason,  1893 
8  IX— 464  pag.  avec  gravures  et  carte»,    fr.  9.—. 

Clark,  A.,  Colleges  of  Oxford:  their  histories  and  traditions.  8«d  edition.  London, 
Methoeo,  1893.    8     474  pp.  12/.6. 

Epileptie  and  erippled  chiid  and  adult:  A  report  of  the  present  condition  of 
tiiese  classes  of  afflieted  persona,  with  suggestions  for  their  better  education  and  employ- 
meot     London,  Swan  Sonnenschein,  1893.    crown-8.    168  pp.    2/  6 

Poore,  G.  Vivian,  Essays  on  rural  hjgiene.  London,  Longmans  A  C°,  1893. 
rrown-8.  328  pp.  with  6  illustrations.  6/6.  (Contents:  The  ooncentration  of  popnlation 
in  cities.  —  On  the  shortcomings  of  some  modern  sanitary  methods.  —  The  living 
esrth.  —  The  bouse.  —  Air.  —  water.  —  Person  experiences  in  a  country  town.  — 
Personal  experiences  in  a  London  suborb.  —  Water  snpply.  —  etc.) 

Jos  so  Iii,  Nie.  (sacerdote),  SconfitU  del  materialismo :  trent'  anni  dt  osservasioni 
nell'  aperta  campagna;  esame  analitico  e  sintetico  intorno  ai  rapporti  fra  la  vita  degli 
snimali  brnti  a  la  vita  dell'  nomo.  2»  ediaione  Pistoia,  tip.  del  „Popolo  pistoiese", 
1893.    8.    154  pp.    L  1.—. 

Lombroso,  Ces. ,  Le  piü  recenti  scoperte  ed  applieaziooi  della  p»ichiatria  ed 
sntropologia  criminale.  Torino,  fratelli  Bocca,  1893.  8.  VIII — 432  pp.  con  fig.  e  3  tavole. 
I  10.—. 

Carrasco,  G.  (Ministro),  La  unidad  horaria  en  la  Repablica  Argentina.  Estudio, 
»ensaje»  y  documentos  oficiale»  qoe  presenta  4  las  hooorables  Cimaras  legislativas. 
Buenos  Aires,  La  Plate  y  Rosario,  J.  Peuser,  1893.  8  94  pp.  y  mapa  horaria.  (Die 
argentinische  Einheitszeit  mit  Zonenkarte.) 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.  Prankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparee.    XVIIieme  annee  (1893).  Mai: 

A.  Franca:  Le  budget  de  l'exercice  1893.  —  Droits  sur  les  boissons  et  consommation 
moyenne  par  habitant  des  principales  villes.  —  Les  contributions  directes  et  les 
taxes  assimilees,  Situation  au  l«r  mai  1893.  —  Les  revenus  de  l'Ktat,  les  4  premiers  mois 
de  1893.  —  Le  commerce  extlrieur,  mois  d'Avril.  —  Les  postes  et  les  telcgraphes  en 
1890  et  1891.  —  Les  ventes  judiciaires  d'immeublee.  —  Les  liquidations  judiciaire»  et 
les  faillites  en  1889.  —  Les  societes  commerciales  en  1889.  —  Budget  de  la  ville  de 
Paris  pour  l'exercioe  1898.  —  Las  recettes  des  chemins  de  fer  en  1892  et  1891.  — 

B.  Pays  etrangers:  Angleterre:  L'expose  budgetaire  du  Cbancelier  de  l'Kchiquier.  — 
Antriebe  Hongrie :  Les  impAts  de  consommation.  —  Italie :  L'impflt  sur  la  richesse  mobi- 
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liere.  Les  importations  et  exportations  des  metiu  precieux.  —  Espagne:  Le  projet  de 
bodget  poar  l'exercice  1898/94.  L'impöt  des  patentes  (decret  da  11  avril  1898).  La 
circalation  fiducialre  et  le  cbange  —  Roomanie:  La  Situation  nuanciere.  —  Grece:  Le 
commerce  extdrieur,  1888  a  91.  —  Russie :  Les  caisses  d'epargne  douanieres.  —  Japon: 
Le  commerce  extdrieur  en  1892.  —  Chine:  Le  commerce  exterieur  en  1892.  — 

Journal  des  Economistes.  Revne  mensaeile,  52«  annee  (1898)  Join:  Le  droit  an 
travail,  par  Yves  Goyot.  —  Monopoles  fiscauz,  par  Rene  Stourm.  —  Le  bitan  de  la 
banque  d'Angleterre ,  par  A.  Raffalovich.  —  Houvement  scientifique  et  indastriel,  par 
Daniel  Bellet.  —  Revne  de  l'Acadeinie  des  sciences  morales  et  politiqnes  (da  20  MvTier 
au  15  mai  1898),  compta  renda  par  J.  Lefort.  —  Le  W«»  congres  des  banques  popnlaire», 
par  G.  Franoois.  —  Quinse  poar  eent  de  fecale,  par  Fr.  Passy.  —  Un  jonrnal  du  travail, 
dar  G.  de  H.  —  Un  discoars  de  M.  L.  Say.  —  8ocieU  dVconomie  politiqae,  seance  da 
ö  juin  1898.  üiscassion:  De  l'antisrtmitisme  et  da  röle  des  jaifs  dans  les  aociete* 
modernes.  —  Cbronique  economique.  —  etc. 

Journal  de  la  8oci6te  de  statistiqne  de  Paris.  XXXlVi.tr,.-  annee,  N°  5:  Hai  1893: 
Procfes-verbal  de  la  seance  du  19  avril  1898:  Necrologie  Leon  Donnat,  Ch.  Faider  et 
E  Goupy.  etc.  —  Situation  nuanciere  de  la  Societö.  Rapport  de  M.  Vannacqae,  au  nom 
de  la  commission  des  fonds  et  archives.  Comptea  de  1892  et  budget  de  1898.  —  La 
»tatistique  dn  vagabondage  et  de  la  mendicite,  par  E.  Yvernes.  —  Les  colonies  agrieoles 
d'Allemagne  poar  vagabonds  et  mendiants,  par  Thierry-Mieg.  —  La  mortalite  par  äge, 
avant  la  naissance,  par  Jacques  Bertillon.  —  Le  mouton  et  les  tarifs  douanters,  par 
Rene  Lafabregue  (avec  carte  et  7  diagrammes).  — 

Reform  e  sociale.  Bulletin  de  la  Socilte*  d'economie  sociale  etc.  XIII"  annee 
(1893)  Not:  l*r  mars,  18  mars,  1»  avril  1898:  La  Cooperation  devant  le  86uat,  par  L. 
Durand.  —  La  greve  de  Carmaax.  La  conciliation  et  l'arbitrage  dans  l'indaatrie  II:  Les 
debats  parlementaires ;  III.  La  loi  recent«  sar  l'arbitrage  indastriel,  par  A.  Gibon.  — 
L'arbitrage  international  et  ses  n-cents  progres,  rapport  d'  A.  Desjardins,  et  discoura  de 
Fred.  Passy.  —  Le  patronage  pratiqne.  II:  Les  vertus  de  l'atelier  recompenseas  par  la 
Societl  academique  d'architecture  de  Lyon.  —  Le  mouvement  social  a  l'etranger,  par 
J.  Casajeax:  La  democratie  rurale  en  Baisse.  Les  sociltes  cooperatlves  suisses.  Un 
bienfaiteur  du  peuple  a  Londres  t  Quinton  Hogg  et  le  Polytechnicon  de  Regentstreet  — 
Hippolyte  Taine,  par  A  Delaire.  —  Berlin  et  ses  institntions  administratives.  I.:  L'admi- 
nistration  ;  II:  Le  budget,  par  O.  Pyfferoen.  —  Les  origines  de  la  Cooperation  en  France 
et  en  Angleterre  et  les  tendances  actuelles  des  cooperateurs,  par  Hubert-Valleroax.  — 
Les  corporations  de  la  petite  industrie  en  Antriebe.  Dix  ans  d'experience,  par  V.  Brants 
(prof.,  Loavain).  —  Le  patronage  de  liberes  et  sa  necessite  sociale,  par  Petit  (conseiller 
a  la  Cour  de  Cassation).  —  Chronique  du  mouvement  social,  par  A.  Foogeroosse.  —  etc. 

Revue  d'economie  politiqae.  7«  annee  N°*  4  et  5,  Avril  et  Hat  1893:  Les  rapport» 
entre  le  salaire,  la  duree  da  travail  et  sa  prodactivite* ,  par  Laio  Brentano.  —  Le  mono- 
pole  des  agents  de  cbange,  par  G.  Francois.  —  La  Separation  des  pouvoirs  et  l'AssembUe 


nationale  de  1789,  suite  1:  VII.   La  sanetion   royale.    VIII.  Nomination  des  ministres. 


IX.  Reponssbilite*  politiqae  des  ministres.  etc.,  par  L.  Doguit.  —  Le  travail  aas 
pieces  et  le  travail  a  la  joornee,  par  Edm.  Villey.  —  La  division  da  travail  et  la  for- 
mation  des  classes  sociales,  par  Ch.  Bücher.  —  Le  travail  en  famille  en  Rassie,  par 
A.  A.  IssaVew.  —  Individaslisme  et  collectivisme,  par  H.  Santangelo-Spoto.  —  Chronique 
economique,  par  Gide  et  Lambert.  —  Revue  des  revues  en  langue  francaise.  —  Historique 
du  mot  capital,  par  E.  Cannan.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  (Publication  du  HinUtere  de  la  marine.)  Tome  CXV1 
(1893)  Hars  et  Avril:  Les  croiseurs,  leur  röle  etc ,  par  (vice-amiral)  Cavelier  de  Cuver- 
ville.  —  Notice  historique  sur  la  Commission  d'experiences  d'artillerie  de  Gavre,  par  H. 
de  Foyen  (suite).  —  Etat  actnel  de  la  marine  de  gnerre.  —  Au  pays  des  Canaques: 
La  Nouvelle-Calldonie  et  ses  habitants  en  1890  (suite  et  fin),  par  Legrand.  —  La  flotte 
des  Etats  Unis,  traduit  de  l'anglais  par  H.  Garreaa.  —  Les  batiments  du  combat  anglais 
(suite  3t  fin),  par  Prosper  Simon.  —  Les  anciennes  troupes  de  la  marine  (suite  et  fin), 
par  G.  Coste.  —  Note  sur  une  Installation  d'dclairage  electrique  de  fortune  faite  a  bord 
du  Japon,  psr  Ytier.  —  Chronique.  —  Section  peches.  —  etc. 

Revue  internationale  de  sociologie.  1"  annee,  1893,  Hai-Juin:  Un  »erainaire  de 
sociologie,  par  L.  Duguit.  —  Les  anciennes  populations  de  la  Hongrie.  par  L.  Gnmplo- 
wics.  —  Les  monades  et  la  science  sociale ,  par  G.  Tarde  (suite).  —  Questions  ouvrierea 
anglaises :  l'echelle  mobile  de«  salaires,  par  Haur.  Travers.  —  Chronique  da  mouvement 
social :  Suisse  (Confederation,  Saisse  franc.  et  italienne,  Snisse  aliemande),  par  G.  Renard 
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•t  V.  Rossel.  —  Note  aar  l'enseignemeut  des  sciences  sociales  im  E Uta- Unis,  par  F. 


B.  England. 

Contemporary  Review,  tbe.  June  1893:  Ulster:  facta  and  figures,  by  J.  G. 
Colclougb  —  Tbe  eigbt-hoars  day  and  tbe  anemployed ,  by  J.  Rae.  —  The  chorcb  in 
Wales,  by  Tb.  Darlington  and  (the  Bishop)  Bromby.  —  King  John  and  the  Abbot  of 
Hur v,  by  Tb.  Arnold.  —  Tbe  primitive  gospel ,  by  E.  J.  Dillon.  —  A  conscript's  view 
of  tbe  french  army,  by  H.  Belloc.  —  The  prospects  of  the  civiliaed  world,  by  (the  Rev.) 
J  Llewelyn  Darios.  —  The  Pope  and  father  Brandy:  a  reply.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  tbe.  June  1893:  The  bank  panic  in  Australia,  by  (Sir) 
J.  Vogel.  —  The  currency  crisis  in  the  United  States,  by  Moreton  Frewen.  —  Drink 
ud  crime,  by  (Archdeacon)  Farrar.  —  African  legends,  by  H.  M  Stanley.  —  The  uni- 
fication  of  the  city,  by  Cb.  Harrison  (Vice-Cbairman  of  tbe  London  Coanty  Council).— 
The  poor  children  holiday,  by  (Lady)  Jeune.  —  In  memory  of  John  Addington  8ymouds, 
by  A.  R.  Cluer.  —  The  Royal  Academy,  by  D.  8.  Mac  Coli  —  The  empire  and  its 
iastitute,  by  (Sir)  G.  Baden-Powell.  —  etc. 

National  Review,  June  1893:  The  Sag  of  Union,  by  A.  Anstin.  —  The  collapse 
in  autralia,  by  H.  Fincb-Hatton.  —  Wealth,  laboar,  and  ability,  by  W.  H.  Mallock.  — 
The  new  era  in  lettera,  by  A.  Waugh.  —  At  the  sign  of  the  eagle,  by  G.  Parker.  —  etc. 

New  Review,  the,  edited  by  A.  Grove.  N"  49:  Jane  1893:  Crime  and  punishment, 
by  H.  Hawkins,  C.  H.  Hopwood,  H.  B.  Poland.  —  Public  slaughterhouaes :  a  Suggestion 
Cor  fanners,  by  B.  W.  Richardson.  —  Middlemen  and  parasites,  by  H.  A.  Jones.  —  The 
significance  of  the  newspaper  in  tbe  United  State*,  by  W.  Morton  Fullerton.  —  Our 
uademicians  and  their  associates,  by  G.  Moore.  —  Free  education  in  Paris,  by  (Made- 
mob). Ciaire  de  Prats.  —  University  teaching,  east  and  west,  by  (the  Rev.)  S.  A. 
Barnett.  —  etc. 

Nineteentb  Century,  the.  N*  196,  June  1893:  Ulster  and  the  Confederate  States, 
by  (Prince)  Camilla  de  Polignac.  —  Siz  hundred  years  of  English  poverty,  by  G.  E. 
Statten  (with  diagrams).  —  Rare  booka  and  their  pricea,  by  W.  Roberts  (editor  of  „the 
Bookworm4').  —  The  Rothanuted  experiments,  by  (Mrs.)  Creyke.  —  Post  Office  „plunder- 
■ng  and  blundering",  by  J  Henniker  Heaton.  —  Habitual  drunkards,  by  J.  Batty 
Take.  —  Esoteric  Buddhism,  by  A.  P.  Sinnett  —  How  to  attract  capital  to  the  land, 
their  by  (Lord)  Vernon.  —  A  nnturalisfs  view  of  the  fur-seal  questlon,  by  P.  L.  Sclater. 
—  Protection  and  the  empire,  by  Waiter-Frewen  Lord.  —  etc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 

Monatsschrift,  statiatiaehe.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Central - 
koramission.  Jahrg.  XIX  (1893)  Heft  4,  April:  Ueber  Einrichtungen  für  Arbeits  Vermitt- 
lung, von  Fr.  Probst.  —  Die  soziale  Gliederung  der  Wohnparteien,  von  H.  Rauchberg.  — 
Die  Häufigkeit  der  Eheschliefsungen  und  der  Geburten  im  Lichte  der  Volkszählung,  von 
H.  Raucbberg.  —  Die  Produktion  von  Cocons,  Honig  und  Wachs  in  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  in  den  Jahren  1885 — 1892.  —  Statistik  des  öster- 
reichischen Tabakmonopoles  w&hrend  der  letzten  zwanzig  Jahre  1871  bia  1891  von  Brat- 
awevie'.  —  etc. 

Nachrichten  über  Industrie,  Handel  und  Verkehr  aus  dem  statistischen  Depar- 
tement im  k.  k.  Handelsministerium.  Band  XLVIII  Heft  1/2  und  3,  Band  XL1X  [Wien 
1893]  (Inhalt:  Statistik  des  österreichischen  Post-  und  Telegraphenwesens  im  Jahre  1891. 
Mit  einer  statistischen  Uebersicbt  Ober  die  Post  und  den  Telegraphen  in  Europa.  —  Haupt- 
ergebnisse der  österreichischen  Ebenbahnstatistik  Im  Jahre  1891  (beiden  Reichshälften 
der  Monarchie  gemeinsame  und  österreichische  Eisenbahnen).  —  Werte  für  die  Mengen- 
einheiten  der  im  Jahre  1891  ein-,  aus-  und  durchgeführten  Waren  im  österreichisch-unga- 
rischen Zollgebiet  — ) 

E.  Italien. 

Oiornale  degli  Economisti:  Giugno  1893:  Calcolo  delle  perdite  subite  dall'  Italia 
in  cinque  anni  di  crisi.  Nota  di  statistica,  per  R.  Benini.  —  La  campagna  romana  e  il 
sdo  av venire  economlco  e  sociale,  per  G.  Valenti  (continnazione  e  fine).  —  L.  A.  Mura- 
tori  come  economista,  per  E.  Mase-Dari  (continnazione).  —  II  coDgreaao  nasionale  delle 
Soeieta  economiebe,  per  N.  N.  —  Rivista  del  credito  popolare,  per  C.  G.  B.  —  Biblio- 
grafia:  Opera  di  Fr.  Ezio  Trinchi  e  di  Salvatore  Raineri,  per  A.  Zagnoni.  —  Necrologia 
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di  A.  Cicoone  ed  eleoco  delle  sue  opere,  per  A.  Bertolini.  —  La  eituaxione  del  mercato 
monetario,  per  X.  (continuaxione).  —  Cronsca,  per  V.  Pareto 

Rivista  della  benefieenza  pubblica  e  di  igiene  sociale.  Anno  XXI  N"  4:  SO  Aprile 
1893 :  La  legge  sulla  giustisia  amministrativa  ed  i  ricorsi  degli  impiegati  delle  istituzioni 
pubbliche  di  beneficenaa,  per  Lex.  —  Intorno  al  nuovo  progetto  di  legge  sngli  asili  per 
gli  alienati,  per  (Pro!  >  Antigono  Baggi.  —  La  colooia  agricola  di  San  Martino  delle 
Scale,  presse-  Palermo.  —  II  problema  dell'  immigraxione  negli  Stati  U.  d'America,  per 
(Prof.)  P.  Situ.  —  Sulla  tntela  e  custodia  degli  alienati.  —  Appunü  sull'  epidemia  di 
colera  del  1892  in  Germania,  per  C.  Oorini.  —  Kassegna  deUe  riviste.  Igiene,  per  N. 
Chiapponi  e  S.  Gutierres.  —  Cronsca  della  beneficenaa,  della  previdenaa,  della  coope- 
raxione  e  dei  fatti  sociali  interessanti  i  lavoratori.  —  etc. 

G.    Belgien  and  Holland. 

Revue  de  droit  internationsl  et  de  legislation  comparee.  Tome  XXV,  1893,  N°  8: 
Le  droit  de  succession  du  conjoint  sorvivant.  Etüde  critique  de  legislation  comparee, 
par  L.  Bridel.  —  Le  droit  de  la  contrebande  de  gnerre,  par  R.  Kleen  i  L'  article).  — 
Du  Statut  national  et  du  droit  d'acquerir  des  immeubles  en  pays  Oranger,  par  Q.  G. 
Flaischlen.  —  Documenta  diplomatiqaes  remontant  an  XVI*  siede  avant  l'ere  chretienne, 
par  Maspero.  —  etc. 

Revue  sociale  et  politique,  publice  par  la  Soci^te*  d'ltndes  sociales  et  polit.  Secre- 
taire-general :  Aug.  Couvreur.  III<*m>  aunee  (1893)  N°  4  :  Le  collectivisme,  par  A.  Schaeffle. 
—  A  propos  des  salsires  et  budgets  ouvriers  en  Belgique  au  mois  dsvril  1891.  —  etc. 

H.  Schweis. 

Schweiseriscbe  H latter  für  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik.  Halbmonatsschrift, 
redigiert  von  Otto  Wullscbleger.  Jahrg.  I  (1898)  Nr.  1  vom  1.7.  1893:  Das  Recht  anf 
Arbeit  in  der  Schweis,  von  O.  Walischleger  —  Der  Zollkrieg  der  Schweis  mit  Prank- 
reich, von  Tr.  Geering.  —  Der  gegenwärtige  Stand  der  schweizerischen  Kranken»  uod 
Unfallversicherung.  —  Die  neue  bernische  Staatsverfassung.  --  Der  Zug  in  die  Städte 
und  die  Gesundheitaverhältnisse.  —  Wirtschsftschronik. 

L 'Union  postale.  Vol.  XVIII,  N<*  fi  et  6,  1«  mai  et  lerjnin  1893:  Projet  de 
nouvelle  loi  sur  la  rlgale  des  postes  saisses  (tin).  —  Renseignements  historiques  sur  les 
postes  de  royaame  de  Portugal  (suite).  —  Le  service  des  postes  de  TUruguay.  —  Coup 
d'oeil  sur  le  developpement  du  trafic  postal  de  la  Tasmanie.  —  La  caisse  d'epargne 
posUle  des  Pays-Bas  en  1891.  —  etc. 

K.  Amerika. 

Ann  als  of  the  American  Academy  of  political  and  social  science.  Vol.  III,  N°  6, 
May  1893 :  Relation  of  State  of  education  In  Eogland  and  America,  by  Isaac  Sharpleas.  — 
Our  failnres  in  manieipal  government,  by  Gamaliel  Bradford.  —  Cost  and  expense,  by 
Simon  N.  Patten.  —  Home  rule  for  our  American  cities,  by  E.  P.  Oberboltaer.  —  Relation 
of  economic  conditions  to  the  causes  of  crime,  by  Carroll  D.  Wright.  —  Natura  of  tbe 
federal  State,  by  E.  V.  Robinson.  —  Personal  notes.  —  etc. 

Bulletin  of  the  Americsn  Geographieal  8ociety  (publi.hed  quarterly),  Vol.  XXV, 
N°  1,  March  31,  1893:  Have  we  a  portrait  of  Columbus?  Annual  address  by  Ch.  P. 
Daly  (President).  —  Carl  Lumholtz  in  Northern  Mexico. —  Tbe  misfortunes  of  an  obelisk, 
»•y  Alex.  A.  Julien.  —  Geographica!  notes,  by  G.  C.  Hurlbut.  —  Washington  letter  — 
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Annalen  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung.  Verwaltung  and  Statistik  Hrsg. 
von  G.  Hirth  and  Max  v.  Seydel.  Jahrg.  1898,  Nr.  7:  Die  Gewerbegerichte  in  Deutsch- 
land, von  (Rechtsanwalt)  L.  Fuld.  —  Das  Relchstelegraphengesetx.  11.  Bericht  der  XVI. 
Rommission  des  Reichstags.  —  Die  Tabak besteuerung  in  Deutschland,  von  Fr.  Grs/ 
(k.  Oberxollinspektor  in  Passan):  1)  Die  Zeit  vor  1868.  8)  Das  Flicbensteuergesets  von 
1868.  8)  Das  Jahr  1878  and  die  Tabakenquete.  —  etc. 

Arbeiterfreund,  der.  Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage.  Herausgegeben  von 
(Proff.  D".)  V.  Böbmert  und  R  v.  Gneist,  Jahrgang  XXXI  (1893)  1.  Vierteljahrsheft: 
Die  Verbindung  der  amtlichen  und  nichtamtlichen  Armenpflege,  von  V.  Böhmen  —  Der 
Dresdner  Volksklnb  „Volkswohl"  mit  seinen  Volksonterhaltungsabenden  and  Volksheimen, 
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von  V.  Böhmen  —  Erfahrungen  amerikanischer  Firmen  mit  Gewinnbeteiligung.  Spar- 
nnd  Arbeitsprämien,  von  L.  Kstscher.  —  Der  gegenwärtige  Stand  des  Arbeitsunterrichts 
im  Deutseben  Reiche,  von  A.  Förster.  —  Die  Lehrerbildungsanstalt  des  Deutschen  Vereins 
für  Knabenbandarbeit  In  Leipzig.  —  Materialien  für  praktische  Versuche  zur  Lösung  der 
Arbeiterfrage.  —  Litteratur  über  die  Arbeiterfrage  —  Vierteljahrschronik:  Wirtschaftlich- 
sosiale  Umschau.  Totenschau.  Ehrentafel,  etc. 

Archiv  für  öffentliches  Recht.  Herausgegeben  von  (Pro ff.  D")  Paul  Laband  und 
Felix  stoerk,  Band  VIII  (1893)  Heft  2  und  S :  Das  Völkerrecht  und  die  legalen  Aende- 
rangen  der  Länderverteilung,  von  Schlief.  —  Das  Fremdenrecht  und  die  Lehre  des  inter- 
nationalen Sachenrechts  mit  Berücksichtigung  der  geltenden  Kodifikationen,  von  Donle.  — 
Urheberrecht  und  Verlagsrecht,  von  Osterrieth.  —  Das  preufsische  Zwangerziebungsrecht. 
Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich,  von  Muskat  —  Studien  aus  dem  deutschen  Zollrecht,  von  Thuemtnel. — 
Die  verfassungsrechtliche  Stellung  des  deutschen  Kaisertums,  von  Bornhak.  —  Aus  dem 
Volksschulrechte  des  Königreichs  Bayern,  von  Grafsmann. 

Christlich-soziale  Blätter.  Katholisch-soziales  Centraiorgan.  Jahrg.  XXVI  (1893» 
lieft  6  and  7:  Das  Parteitreiben  und  die  Hoffnungen  der  Parteien  in  Oesterreich,  von 
A.  Tr.  (Wien).  —  Leo  XII I.,  der  Wiederhersteller  der  sozialen  Wissenschaften  (Artikel  I 
und  II).  —  Zu  Gericht  (Fortsetzung).  —  Kleinhandel  und  Grofsstadtbazare.  —  Sind  wir 
Wucherer  ?  Beitrag  eines  Oesterreichers  zur  christlichen  Sozialreform,  von  A.  Tr.  (Wien). 

—  Soll  das  Reich  Schulden  machen?  —  etc. 

Deutsche  Rundschau.  Herausgegeben  von  Julius  Rodenberg.  Band  LXXV:  April 
bis  Juni  1893:  Werner  von  Siemens,  von  H.  Albrecht.  —  Die  wissenschaftliche  Ausbil- 
dung der  höheren  Verwaltungsbeamten.  —  Deutsch-Südwest-Afrika,  von  P.  Reichard.  — 
Chicago,  von  Ed.  Keyer.  —  Friedrich  Nietzsches  Weltanschauung  und  ihre  Gefahren,  von 
L.  Stein  (Bern),  Artikel  IV/V.  —  Wirtschafts-  und  finanzpolitische  Rundschau.  —  Plewna. 
Eine  Landwehrstudie  aus  der  Kriegsgeschichte,  von  C.  (Frb.)  v.  der  Goltz.  —  Deutsche 
Kunst  auf  deutschen  Universitäten,  von  Hermann  Grimm.  —  Meine  Freunde  in  Indien.  Vortrag 
von  F.  Max  Müller.  —  H.  Taine.  Ein  englisches  Tagebuch  aus  der  französischen  Schreckens- 
zeit. —  Russische  Beiträge  zur  preußischen  Geschichte  des  Jahres  1797 — 1801.  —  etc. 

Mas  ins'  Rundschau.  Neue  Folge,  Jahrg.  V  (1893)  Heft  6:  Aus  dem  Bericht  des 
eidgenössischen  Versicherungsamts  für  1891.  —  Die  Rechnungslegung  der  in  Preufsen 
konzessionierten  Lebeasversicberungsgesellschaften.  —  etc. 

Neue  Zeit,  die.  Jahrg.  XI  (1892/93)  Bd.  II  N«  29  bis  36:  Konservative  Zu- 
kunftspläne zur  Ersetzung  des  allgemeinen  und  gleichen  Wahlrechts.  —  Eine  Natur- 
geschichte des  politischen  Verbrechers,  von  Karl  Kautsky  (nach  C.  Lambroso  und  R. 
Laschi).  —  Sosialsustände  und  Gewerbeinspektion  im  KR.  Sachsen,  von  Max  Quarck.  — 
Ein  Anwalt  für  nationale  Trusts,  von  Ed.  Bernstein.  —  Der  1.  Mai  und  der  Militarismus. 

—  Wert  und  Preis.  Eine  Antwort  an  Herrn  Hugo  Lande1  von  Konrad  Schmidt.  —  Der 
italienische  Bankskandal,  von  Adam  Maurizio.  —  Briefe  aus  England.  —  Die  jüngste 
„Verfassung"'  in  Deutschland,  von  E.  Adler.  —  Die  Rentengütergesetze  in  Preufsen,  von 
Bud.  Meyer.  —  Kapitalismus  und  Militarismus.  —  Daa  Ergebnis  der  Gewerbeaufsicht  in 
Bayern  und  Württemberg  für  1892,  von  Max  Quarck.  —  Die  Parteien  und  die  Militär 
frage,  von  Max  Scbippel.  —  Das  Schlagwort  und  der  Antisemitismus,  von  Ed.  Bernstein 
(mit  besonderer  Bezugnahme  auf  die  Schriften:  „Die  Juden  und  die  deutsche  Kriminal- 
statistik,  von  W.  Giese"  und  „Jüdisches  Erwerbsleben",  von  R.  Waldhausen).  —  Die  Fi- 
nanzen dea  Reiches,  von  Max  Scbippel.  —  etc. 

Preufsische  Jahrbücher.  Herausgegeben  von  Hans  Delbrück.  Band  LXXII 
Heft  3,  Juni  1893:  Ueber  Kleinbahnen,  von  L.  Brefeld  (MinistDir.  im  Minist,  d.  Oeff 
Arbeiten).  —  Der  Maximaltarif  des  Diokletian  vom  Jahre  301,  von  (Prof.)  H.  Blümner. 

—  Der  Zwischenhandel  in  der  Justiz,  von  (Amtsrichter)  E.  Schiffer.  —  Russische  An- 
schauungen vom  Zukunftskrieg  und  die  Kriegsbereitschaft  der  russischen  Armee,  von 
v.  T.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  hrag.  von  J.  Nenmann.  Jahr- 
gang XXI  (1893)  Nr.  3  und  4:  Geschäftsstand  des  Rückversicherungsverbandes  deutscher 
Lebensversicherungsgesellschaften  Ende  1892.  —  Nekrologe  von  Ferdinand  Lippert  und 
Konrad  Listemann.  —  Zur  Rechtsprechung  des   Reichsgerichts  etc.   in  Versicherungen- 

8 1 Q  Ii  ©  1  t€  O  • 

Verwaltungsarchiv.  Zeitschrift  für  Verwaltungsrecht  und  Verwaltungsgerichts- 
barkeit. Herausgegeben  von  M.  Schultienstein  (kgl.  OVerwaltGerR.)  und  A.  Keil  (kgl. 
HofkammerR .),  Band  I  Heft  4/5,  Mai  1893  :  Das  Recht  des  Verwaltungszwanges  in  Preufaen, 
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▼ob  G«rh.  Anschütz  (Merseburg).  —  Di«  vorläufige  Feststellung  des  Planes  im  preuf». 
Enteignungsverfahren,  von  (RegR.)  G.  Eger  (Breslau).  —  Streitfragen  aus  dem  Gebiete 
der  kommunalen  Beamtenbesteuerung,  von  (OVerwaltGerE.)  Frey  tag  (Berlin).  —  Der 
Mafsstab  der  Besteuerung  nach  dem  Gewerbesteuergesetz  vom  24.  VI.  1891,  von  (Reg.- 
Ass.)  Droste  (Marienwerder)  —  etc. 

Vi«rt«ljahrschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte,  hrsg. 
von  Karl  Braun.  Jahrg  XXX  (1893)  Band  II,  2.  Hilft«:  Die  Währungsfrage,  von 
(Prof.)  J.  Lehr  (München),  Forts.  (II  Artikel).  —  Mor.  Blocks  neuestes  Europa  (L'Europe 
polit.  et  sociale  etc.,  Paris  1892).  Aus  demselben  und  über  dasselbe,  von  F.  C.  Philippsoo 

—  Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aus  Paris,  von  M  Block  (Schiufs).  —  Volkswirt- 
schaftliche Korrespondenz  aus  St  Petersburg,  von  Tb.  Buck.  —  etc. 

Vierteljahrsheft«  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Herausgegeben  vom  kais. 
statistischen  Amt.  Jahrgang  1898  Heft  2  :  Die  Bevölkerung  des  Deutschen  Reichs  nach 
dem  Geburtsort  am  1.  Dezember  1890.  —  Produktion  der  Bergwerke,  Salinen  und  Hütten 
1892.  —  Verkehr  auf  den  deutschen  Wass«rstrafs«n  1872  bis  1891.  —  Ueberseeiacbe 
Auswanderung  im  ersten  Vierteljahr  1893.  —  Einfuhr,  Ausfuhr  und  Durchfuhr  1892.  — 
Branntwein-Brennerei  und  -Besteuerung  1891/92. 

Zeitschrift  für  Bergrecht.  Redigiert  und  hrsg.  von  H.  Brassert  (WGOBergB.) 
Jahrgang  XXXIV  (1898)  Heft  3 :  Bergrechüicbe  Reformen  in  Oesterreich,  von  Brassert. 

—  Das  GewerkschafUrechÄ  nach  den  deutschen  Bergrechtsquellen  des  Mittelalters,  von 

0.  Opet  (Gerichtsassess.)    (Forte,  und  Schiufs]. 

Zeitschrift  des  kgl.  bayerischen  statistischen  Büreaus.  Redigiert  von  dessen 
Vorstand  (ORegR.)  Carl  Rasp.  Jahrg.  XXIV  (1892)  Nr.  4:  Di«  Hauptergebnisse  der 
Unterrichtsstatistik  im  KR.  Bayern  für  das  Schuljahr  1890/91  Referent  (k  Bezirksamt 
mann)  Krieg  (in  Wasserburg).  —  Geburt*-  und  Sterblichkeitsverhältnis»«  in  einer  Ansah! 
bayerischer  Städte  im  IV.  Vierteljahr  1892.  —  Die  vorläufigen  Ergebnisse  der  Viehzah- 
lung vom  1.  Dezember  1892  in  Bayern.  —  Aus  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  1890. 
Altersverhältnisse  der  im  KR.  Bayern  am  1.  XII.  1890  ortsanwesenden  Bevölkerung.  — 
Nachweisungen  über  den  Verkauf  von  Getreide  auf  den  bayerischen  Schrannen ,  sowie 
über  die  erzielten  Durchschnittspreise  für  das  Kalenderjahr  1892*  —  Jahresdarchschnitts- 
preise  der  Viktualien  an  verschiedenen  Orten  Bayerns  für  das  Jahr  1892.  —  etc.  Mit 
Beilagenheft:  I.  Die  Krankheits-  und  Sterblichkeitestatistik  der  Infektionskrankheiten  des 
Jahres  1891  im  Regbez.  Mittelfranken,  von  (Reg  -  u.  MedR )  Martius  (Ansbach).  II.  Be- 
wegung der  Bevölkerung  der  Stadt  Fürth  in  den  Jahren  1876—1890,  von  H.  Wollner.  — 

Zeitschrift  des  kgl.  sächsischen  statistischen  Büreaus.  Redigiert  von  dessen 
Direktor  (GehRegR.)  V.  Böhmert  (Dresden).  Supplementbeft  zum  XXXVIII.  Jahrg.  (1892): 
Uebersicht  über  die  Dampfkessel  und  Dampfmaschinen  im  Königreiche  Sachsen  tür  den 

1.  Januar  1891,  von  (ORegR.)  Morgenstern:  II.  Feststehende  Dampfmaschinen.  III.  Be- 
wegliche Dampfkessel.  IV.  Schiffsdampfkessel  und  Schiffsdampfmaschinen.  (Abteil.  I 
in  Haft  1/2  der  Zeitschrift,  Jahrg.  1892) 

Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte  der  Staatswissenschaften.  Herausgegeben 
von  Kuno  Frankenstein.  Band  1  (1893),  Heft  4  :  Auf  dem  Wege  zur  Gewerb«freiheit  in 
Freuf/sen ,  von  (RegAss.)  Kurt  v.  Rohrscheidt.  —  Studien  über  die  neuesten  Untersuchun- 
gen auf  dem  Gebiete  der  politischen  Oekonomie  in  Spanien,  von  (Prof  )  M.  Salvä.  —  etc. 

Zeitschrift  des  Vereins  für  Volkskunde  Herausgegeben  von  Karl  Weinbold. 
Jahrg.  III  (1893)  Heft  2:  Volkstümliche  Schlaglichter,  von  Wilhelm  Schwarte.  IV.  Ab- 
schnitt: Die  Weltgeschichte  im  Spiegel  des  Volkstums.  —  Aus  dem  mittelschlesischen 
Dorflebeu,  von  A.  Baumgart.  —  Bilder  aus  dem  faeröischen  Volksleben,  von  V.  U.  Harn- 
inerhaitnb.  —  Sagen  und  Gebräuche  im  Stubaithal  in  Tirol,  von  P.  Greusing.  —  etc. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft.  Herausgegeben  von  (Proff. 
Orr.)  Fr.  v.  Liszt,  K.  v.  Lilienthal  und  H.  Bennecke.  Band  XIII  (1893)  Heft  5:  Die 
Methode  einer  wissenschaftlichen  Rückfallsstatistik  als  Grundlage  einer  Reform  der  Krimi- 
nalstatistik, von  O.  Köbner.  —  Dritte  Landesversammlung  der  Internationalen  kriminali- 
stischen Vereinigung  (Landesgruppe  Deutsches  Reich)  am  7.  und  8.  April  1893  zu  Berlin 
Bericht  auf  Grund  des  Stenogramms  bearbeitet  von  E  Friedeberg.  —  Besondere  Beilage : 
Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung,  Bd.  IV  Heft  2  :  Mai  1893.  — 
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III. 

Zur  Entstehung  der  deutschen  Stadt- 
verfassung1). 

Von 

Dr.  Willi  Varges. 

(Erster  Teil.) 

Die  Entstehungsgeschichte  der  Stadt  und  der  Stadtgemeinde 
knüpft  an  etwas  Gegebenes,  an  das  Dorf  und  die  Dorfgemeinde 


1)  Ueber  die  Litteratur  vgl.  Schroeder,  Rechtsgeschichte,  8.  688  ff.  A.  1.  —  t.  Be- 
low,  Der  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung,  S.  1  ff.  A.  8  und  S.  134  ff.  Ferner 
kommen  in  Betracht:  v.  Below,  Der  Höniger-Jastrowsche  Freundeskreis,  Düsseldorf 
1692  v.  Below,  Die  Verwaltung  des  Mafa-  und  Gewichuwesens  im  Hittelaltar,  Munster 
1893.  —  Baltzer,  Zur  Geschichte  des  Dsnziger  Kriegswesens  im  14.  und  15.  Jahrhundert. 
Wim.  Beilage  sum  Programm  des  Kgl.  Gymnasiums  zn  Danzig  1893.  —  Bartels,  Der 
Nitderbarnim  unter  den  Anbaltinern.  Programmabh.  des  Luisen- Gymnas.  Berlin  1898.  — 
v.  Bippen,  Geschichte  der  Stadt  Bremen,  Bd.  I,  1898.  —  E.  Erytbropel,  Beitrüge  aar 
Geschuhte  der  Weserpolitik  Bremens  im  XIII  und  XIV.  Jahrhundert.  Programmabhandl. 
d.  Höh.  Bürgersch.  su  Geestemünde  1892.  —  Charles  Gross,  The  gild  merchant,  Oxford.  — 
A.  Henning,  Steuergeschichte  von  Köln.  Leipz.  Diss.  1891.  —  HÖniger,  Professor  von  Below's 
Druilpolemik,  Berlin  1892.  Vgl.  dazu  Histor.  Zeitschr.  Bd.  69  S.  668.  —  Hegel,  Städte 
and  Gilden  der  germanischen  Völker  im  Mittelalter,  2  Bd.  Leipzig  1891.  —  C.  Th.  v. 
Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  II.  —  K.  Köhne,  Der  Ursprung  der 
Sudtverfassung  in  Worms,  Speier  und  Mainz.  Breslau  1890.  —  Köhne,  Die  Hansgrafen. 
—  Knieke ,  Die  Einwanderung  in  den  westfälischen  Städten  bis  1400.  Münster. 
1893.  —  Martin  Meyer,  Zur  älteren  Geschichte  Corveys  und  Höxters.  Münster.  Diss. 
1893  —  Niepmann,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuern  in  Cleve  und  Mark.  MQnster. 
Diss.  1891.  —  A.  Obst,  Ursprung  und  Entwickelung  der  hamburgischen  Ratsverfassung 
bis  sum  Stadtrecht  1292.  Diss.  —  Bach,  Ursprung  der  Stadt  Hadersleben  und  die  Ver- 
leihung des  SUdtrechtes  durch  Herzog  Waldemar  IV.  Programmabh.  des  Gymn.  su 
Htdersleben.  1898  —  Schaube,  Zur  Entstehung  der  Sudtverfassung  von  Worms,  8peier, 
Mainz.  Wiaa.  Beilage  zum  Jabresber.  des  Elisabeth  Gymnas  Breslau.  1892.  —  3.  Schwärs, 
Anfinge  des  Staatswesens  in  den  Elb-  und  Saalgegenden.  Kiel.  Diss.  1898.  —  B. 
Wolff,  Zur  Geschichte  der  Stadt  Zittau  im  14.  Jahrh.  Beilage  sum  Jahresbericht  des 
Gymoasiums  su  Zittau  1898.  —  Waitz,  Heinrich  I.,  8.  831. 

Von  in  Zeitschriften  ete  erschienenen  Arbeiten  sind  heranzuziehen:  von  Below,  Die 
Bedeutung  der  Gilden  für  die  Entstehung  der  deutschen  Stadtverfassung.  Jahrb.  f.  Na- 
tionalökonomie und  Statistik.  N.  F.  Bd.  III  8.  66  ff  —  v.  Below,  Geschichte  der  direkten 
Staatssteuern  in  Jülich  und  Berg  bis  sum  Geldrischen  Erbfolgekrieg.  Zeitschr.  d.  Ber- 
eichen Geschichtsvereins  1898.  —  Hegel,  Lateinische  Worte  und  deutsche  Begriffe. 
Neues  Archiv  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde,  Bd.  18  8.  809  ff.  —  K.  Th.  von 
insxna- Sternegg,  Lieber  die  Anfänge  des  deutschen  Städtewesens.  Zeitschr.  f.  VoUiswirt- 
Mtta  Fol»e  Bd.  VI  (LXQ.  J 1 
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an 1).  Die  Städte  sind  meist  aus  Dörfern  hervorgegangen ;  nur  sehr  selten 
siod  herrschaftliche  Höfe  die  Ausgangspunkte  einer  Stadtbildung  gewesen ; 
noch  seltener  aber  sind  Städte,  abgesehen  von  den  Kolonial-  und  Grenz- 
gebieten, an  Orten,  wo  noch  keine  Ansiedlungen  bestanden,  erwachsen, 
von  den  meisten  alten  Städten  berichtet  die  Ueberlieferung,  daß  sie 
aus  Dörfern  hervorgegangen  sind.  Hätten  wir  aber  auch  keine  Kunde 
von  dieser  £ntwickelung,  so  wurde  uns  eine  Betrachtung  des  städtischen 
Lebens  des  Mittelalters  zeigen,  daß  selbst  die  größten  Städte  des 
Mittelalters  recht  viel  von  ihrem  dörflichen  Charakter  beibehalten 
haben.  Es  giebt  wenig  Stadtrechte,  die  nicht  Bestimmungen  über 
Weide  und  Wald,  über  den  Anbau  des  Feldes,  über  die  städtischen 
Herden  und  Hirten  haben*).  In  der  Frankfurter  Gesetzgebung  des 
15.  Jahrhunderts  sind  die  Ratsbeschlüsse ,  welche  sich  mit  der  Re- 
gelung der  Landwirtschaft  befassen,  fast  ebenso  zahlreich,  als  die- 
jenigen, welche  die  Regelung  von  Handel  und  Gewerbe  betreffen s). 
Die  Stadt  Braunschweig,  die  eine  umfassende  Gesetzgebung  geschaffen 
hat,  hat  in  ihren  Rechten  zahlreiche  Bestimmungen  über  den  Anbau 
der  Stadtflur,  die  Herden  und  krankes  Vieh  •).  Der  Rat  läßt  auf 
der  Gemeindeweide  Tränkvorrichtungen  für  das  Vieh  beschaffen  und 
Umzäunungen  herstellen,  in  die  die  Herden  nachts  eingeschlossen 
werden 6).  Ebenso  haben  die  Bremer  Rechtsbücher e),  die  Goslarer 
Statuten7),  der  Hameler  Donat8)  zahlreiche  ähnliche  Bestimmungen. 


schuft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  I  Heft  4.  —  Liesegang,  Zur  Verfassungsgeachicbte 
▼od  Köln.  Zeitschr.  d.  Savignystiftung,  XI  (G.  A.)  8.  1  ff.  —  Liesegang,  Recht  und 
Verfassung  von  Rees.  Erg&nzoagsheft  6.  der  Westd.  Zeitscbr.  —  Liesegang,  Die  Kauf- 
mannsgilde von  Stendal.  Forsch,  xur  brandenb.  Geschichte,  III  8.  1—57.  —  Liesegang, 
Zur  Verfassungsgeschichte  von  Magdeburg  und  Salxwedel.  Ebenda  III  S.  329  ff.  — 
Nitzsch,  Die  niederdeutsche  Kaufgilde.    Zeitschr.  der  Savignystiftung,  XIII  (G.  A.)  1892. 

—  Bello,  Rolandsbildsaulen.  Blatter  f.  Handel  etc.  Beiblatt  z.  Magdeb.  Zeitung  1890, 
No.  9  ff  8.  68  ff.  —  Struve,  Die  Entstehung  der  Städte  in  der  Mark  Brandenburg. 
Festschrift  zur  Einweihung  des  neuen  Progymnaaialgeb&udes  zu  Steglitz  1890. 

Von  meinen  Arbeiten  kommen  in  Betracht:  Gerichtsverfassung  der  8tadt  Braun- 
schweig bis  zum  Jahre  1374.  Marburg  1890.  —  Weichbildsrecht  und  Burgrecht.  Quid- 
desche  Zeitschr.  VI  1891,  8.  86  ff.  —  Sud t recht  und  Marktrecht.  Jahrbücher  f.  Na- 
tionalökonomie und  Statistik,  N.  F.  Bd.  III  S.  670  ff.  —  Die  Entstehung  der  Stadt 
Braunschweig.  Zeitschr.  des  Harzvereins,  Bd.  25  S.  102  ff.  —  Die  Entwicklung  der 
Autonomie  der  Stadt  Braunschweig.  Ebenda  8.  289  ff.  —  Die  Polizeigesetzgebung  der 
Stadt  Braunschweig  im  Mittelalter.  Zeitschr.  f.  d.  Kulturgeschichte,  U  8.  194  ff.  — 
sowie  der  populäre  Aufsatz:  Die  Entstehung  der  deutscheu  Städte.  Zeitschr.  f.  d.  Kultur- 
geschichte, I  S.  820  ff. 

1)  Vgl.  Hegel,  Städte  und  Gilden,  Bd.  II  S.  490.  —  v.  Maurer,  Stadtverfassung, 
Bd.  I.    In  betreff  der  Entstehung  der  Stadtgemeinde  vgl.  Teil  II. 

2)  Vgl.  v.  Below,  Ursprung  der  deutschen  Stadtgemeinde,  8.  22  ff.  —  Philippi,  Zur 
Geschichte  der  osnabrückischen  Stadtverfassung.    Hans.  GescbicbUblatter,  XV III  8.  156. 

—  Reinhold,  Verfassungsgeschichte  von  Wesel,  Breslau  1888. 

3)  Bücher,  Die  Bevölkerung  von  Frankfurt  a.  M.  im  14.  und  15.  Jahrhundert,  I 
S.  260  ff. 

4)  Vgl.  meinen  Aufsatz  Poliseigesetzgebung  der  Stadt  Braunschweig,  8.  206,  210. 

5)  Mack,  Finanzverwaltung  der  Stadt  Braunschweig  bU  z.  J.  1374,  1889,  8.  68. 

6)  Oelrichs,  Gesetzbücher. 

7)  Göschen,  Goslarer  Statuten,  1840,  8.  43. 

8)  Meinardus,  Urkundenbuch  von  Hameln,  1887,  S.  572  §  30—33,  8.  582  §  87, 
8.  598  §  187. 
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Die  Sicherung  der  Stadtflur  ist  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der 
Stadtverwaltung.  Es  finden  sich  schon  früh  diesbezügliche  Urkunden 
in  den  Stadtarchiven,  so  in  Halberstadt1)  aus  den  Jahren  1036— 59, 
in  Quedlinburg »)  aus  dem  Jahre  1039,  in  Bremen  s)  aus  dem  Jahre  1059. 
Die  Bedeutung  der  Stadtflur  zeigt  sich  auch  darin,  daß  sie  auch  eine  poli- 
tische Bedeutung  hat.  In  Braunschweig  \)  und  Worms  6)  hat  das  Stadt- 
recht so  weit  Geltung,  als  die  vedrift,  pascua,  reicht  In  Minden  8)  und 
Hameln  7 )  giebt  es  Genossenschaften,  die  als  Huden,  Hütverbände,  bezeich- 
net werden.  Das  mittelalterliche  Städteleben  bewegt  sich  in  einer  durch- 
las ländlichen  Atmosphäre  8).  Bei  kleineren  Städten  tritt  dieser  Cha- 
rakter noch  mehr  hervor9).  Dieselben  scheinen  nichts  weiter  zu  sein, 
als  große  Dörfer.  Noch  heute  giebt  es  viele  kleine  Städte,  die  völlig 
den  Eindruck  eines  Dorfes  machen,  und  deren  Einwohner  neben  etwas 
Kleinhandel  nur  Acker-  und  Weinbau  und  Viehzucht  treiben. 

Ein  fernerer  Beweis  1  °)  für  den  Zusammenhang  von  Dorf  und  Stadt 
ist,  daß  in  Niedersachsen  die  Bewohner  der  Städte  und  Dörfer  sich 
als  buren  1 1 ),  <1.  h.  als  Zusammen  wohnende,  Nachbarn,  und  ihre  Gemein- 
schaft als  burschap,  Nachbarschaft,  bezeichnen  1  »)•  Die  deutsche  Ge- 
schichte kennt  zwei  Siedelungssysteme ,  einmal  die  Ansiedelung  in 
Weilern  und  alleinliegenden  Gehöften  und  zweitens  die  gemeinschaft- 
liche Siedelung  nach  Nachbarrecht,  burrecht.  Wie  das  Dorf  ist  auch 
die  Stadt  eine  Siedelung  nach  Nachbarrecht,  mit  gemeinschaftlicher 
Stadtflur,  der  Allmende.  Wer  Bürger  wird,  muß  in  die  Wirtschafts- 
gemeinschaft, die  die  burscap  repräsentiert,  eintreten,  er  muß  die 
burscap  Winnen14).  Erst  sehr  spät  tritt  statt  burscap  das  Wort 
borgerschop  auf;  in  den  Braunschweiger  Statuten  kommt  es  erst  um 
1400  vor  1  *).   Die  Versammlung  der  Städter  heißt,  wie  die  der  Dorf- 


1)  Urkundenboch  tou  Halberstadt  Bd.  IN    l  S.  1. 
8)  ürkundenbnch  yon  Quedlinburg,  Bd.  I  N.  10  8.  9. 

3)  Bremisches  Urkundenboch,  Bd.  I  N.  49  8.  63. 

4)  Urkundenbach  ron  Breanschweig,  Bd.  I  N.  23  §  9.  —  Vgl.  meine  Gerichtsver- 
fu»ui)g  8.  97. 

5)  Urkunden  buch  von  Worms,  Bd.  I  8.  124  N.  78. 

6)  Urkandenbach  ron  Hemeln,  8.  XXXXI. 

7)  Schröder,  Verfassung  der  8Udt  Minden,  8.  8. 

8)  Böchar,  a,  a.  O. 

9)  Stsvdtrecht  von  Wernigerode,  angedrückt 

10)  Vgl.  meinen  Aufs.  Weichbildsrecht:  and  Burgrecht,  e.  e.  O.  8.  86. 

11)  Urkundenbach  von  Hemeln,  N  199  8.  135,  N.  212  8.  143.  —  Urkundenboch 
ron  Halberstadt,  I  8.  582  §  67;  latinisiert  kommt  das  Wort  im  Urkandenbach  vou 
Wernigerode  tot,  8.  28  N.  40,  vielleicht  liegt  hier  aber  nur  eine  Verschreibung  aus 
burgensis  vor.  Am  Niederrhein  bedeutet  noch  heute  Bauerschaft  soviel  wie  ein  kleineres 
Dorf.  In  der  Gegend  vou  Osnabrück  wird  die  Versammlung  der  Bauern  noch  heute 
borstiee,  Bnratelle  genannt    In  Hamburg  belfst  eine  Strafte  der  Burstab. 

12)  Bremisches  Urkundenbuch,  I  S.  849  N.  614.  —  Oelrichs,  Gesetzbücher,  8.  64. 
16)  In  Halberstadt  wird  die  Burgschaft  als  neyberscap  be zeichnet.  Urkundenbuch  ron 

Halberstadt,  H  8.  519.  640.  Vgl.  auch  die  Bezeichnung  viciuia  ebenda  I  8.  372 
N.  476. 

14)  Urkundenbach  von  Braunschweig,  N.  39  §  30  8.  46.  —  Urkundenbuch  von 
Hameln,  N.  406  680.  Donat  §  222. 

16)  Urkundenbuch  von  Braunscbweig,  N.  61  8.  119  §  122. 

11* 
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bewohner  burding  *),  burmal '),  bureprake*).  Das  Stadtrecht  wird  bur- 
recht4), burmal 6),  burkore 8)  auch  bursprake 7)  genannt ;  ebenso  stehen 
an  der  Spitze  der  stadtischen,  wie  der  dörflichen  burscap  ursprünglich 
bunnester  und  burrichter 8).  Hameln  besitzt  wie  jedes  Dorf  bursce- 
pere 9).  Auch  in  lateinischen  Urkunden  macht  sich  dieser  Zusammen- 
hang zwischen  Dorf  und  Stadt  geltend,  wenn  die  Stadt  als  villa10) 
und  der  Stadtvorsteher  als  villicus  bezeichnet  werden  1  x).  —  Auch  das 
ganze  kommunale  Leben  der  Stadt,  die  Kommunalverwaltung  knüpft 
an  das  Dorf  und  die  Dorfverwaltung  an 

So  ist  es  denn  zu  erklären,  wenn  der  Sachsenspiegel  die  Stadt 
eine  mit  Erlaubnis  des  Landrichters,  d.  h.  des  Territorialherrn  l8),  als 
Vertreters  des  Kreises,  befestigtes  Dorf  nennt1  A). 

Was  unterscheidet  nun  die  Stadt  und  die  Stadtgemeinde  von  dem 
Dorfe?  Welches  sind  die  charakteristischen  Merkmale  der  Stadt  und 
der  Stadtbewohner?  —  Es  sind  vier  Attribute,  die  der  Stadt  des 
Mittelalters  im  Gegensatz  zum  Dorfe  zukommen.  Einmal  ist  die 
Stadt  befestigt,  wie  das  schon  der  Sachsenspiegel  bemerkt,  zweitens 
ist  dieselbe  befriedet,  d.  h.  sie  steht  unter  dem  besonderen  Schutz  des 
Königs;  drittens  ist  die  Stadt  im  Besitz  des  Verkehrsrechtes,  des  usus 
negotiandi 1  ß),  usus  mi*rcatorius  1  fl),  der  potestas  mercandi 1 7),  des  mer- 
catus18),  d.  h.  die  Bürger,  aber  nur  die  Bürger,  dürfen  zu  jeder  Zeit 
in  der  Stadt  und  in  ihrem  Haus  Handel  treiben19).  Fälschlicherweise 
hat  man  dieses  Recht  als  Marktrecht  bezeichnet.  —  Viertens  ist  die 
Stadt  eine  Korporation  des  öffentlichen  Hechtes,  eine  wirkliche  Gemeinde. 
Sie  ist  nicht  ein  Glied  des  Gaues,  sondern  steht  gleichberechtigt  neben 
demselben.  Sie  ist  von  demselben  eximiert.  In  ähnlicher  Weise 
kommen  den  Stadtbewohnern  vier  charakteristische  Eigenschaften  zu. 
Die  Stadtbewohner  sind  die  Verteidiger  ihrer  Festung,  ihrer  Burg, 


1)  Urkondenbuch  von  Magdeburg,  I  8.  100,  196,  201,  822,  489. 

2)  Urkundenbuch  von  Halberstadt,  1  N.  4  8.  S. 
8)  Oelrichs,  Gesetzbücher,  8.  647. 

4)  Urkundenbuch  von  Halberstadt,  I  N.  189,  242. 

5)  ebenda,  I  8.  574  §  20a. 

6)  Urkandenbuch  von  Magdeburg,  I  8.  285  N.  251. 

7)  Oelricha  a.  a.  O.  8.  647. 

8)  Urkundenbach  von  Wernigerode,  8.  154  N  247.  8.  380.  —  Urkunden  buch  von 
Hildesheiro,  II  N.  466,  483  —  Sachsenspiegel,  Landrecht,  II  71  §  6. 

9)  Urkandenbuch.  8.  399  N.  535. 

10)  Strafsburger  Urkundenbuch,  I  8.  454  N.  600.  —  Vgl.  Qengler,  Stadtrecbtsalter- 
tttmer,  8.  349,  853. 

11)  v.  Maurer,  a.  a.  O.  I  S  548 

12)  Vgl.  meinen  Aufsatz:  Politeigesetzgebung  der  Stadt  Brannschweig,  a.  a.  O.  Ein- 
leitung. 

13)  So  wird  das  Herzogtum  Braunschweig  als  richte,  Gericht  beteichnet  Urkunden- 
buch von  Braunschweig,  N.  18  §  42  8.  24.  —  Vgl.  Hegel,  Lateinische  Wörter  und 
deutsche  Begriffe.    Neues  Archiv.  Bd.  18  8.  222. 

14)  Sachsenspiegel,  Landrecbt,  heraosg.  von  Homeyer,  8.  242  III  66  §  2,  II  §  26,  §  2. 

15)  Bremisches  Urkundenbuch,  I  N.  7  8.  7. 

16)  Urkundenbuch  von  Häverstädt,  IN    1  8.  1. 

17)  Stadtrecht  für  Allenbach     Zeitschr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins,  N.  F.  V  8.  168. 

18)  Urkundenbuch  von  Quedlinburg,  I  N.  5  8.  7. 

19)  Urkundenbuch  von  MaBdeburg,  I  N.  100  8.  162. 
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also  bürgen ses,  Bürger;  zweitens  genießen  sie  einen  höheren  Schutz, 
als  die  Dorfbewohner;  drittens  haben  sie  das  Recht,  in  der  Stadt 
ständig  Handel  zu  treiben.  Sie  sind  mercatores,  negociatores ,  kop- 
luide.  Viertens  bilden  die  Stadbewohner  eine  eigene  Gerichtsgemeinde, 
sie  leben  unter  einem  eigenen,  selbstgeschaffenen  Stadt  recht 
Wir  wollen  jetzt  auf  die  einzelnen  Punkte  eingehen. 


Kapitel  I. 

1.   Die  Stadt  als  Festung. 


Das  sichtbarste  Zeichen,  das  Dorf  und  Stadt  unterscheidet,  ist  die 
Befestigung.  Es  kommen  zwar  im  späteren  Mittelalter  auch  befestigte 
Dörfer  vor1),  wir  haben  es  aber  hier  mit  einer  Nachahmung  der  Stadt- 
befestigung zu  thun").  Der  Sachsenspiegel3)  kennt  noch  keine  be- 
festigten Dörfer,  er  kennt  nur  Türme,  türne,  in  den  Dörfern  befestigte 
Zufluchtsorte  für  die  Dorfbewohner.  Als  solche  Zufluchtsorte  dienten 
in  den  Dörfern  meist  die  Kirchhöfe;  hier  findet  man  auch  die  Türme 
und  Bergfriede4).  Der  Regel  nach  ist  das  Dorf  des  Mittelalters  nicht 
befestigt6),  während  die  Stadt  immer  befestigt  ist.  Eine  unbefestigte, 
oflene  Stadt  giebt  es  im  Mittelalter  nicht.  „Die  deutsche  Stadt  des 
Mittelalters  war  in  ihrer  äußeren  Gestalt  eine  Schutzstätte  des  Friedens 
(pro  pace  terrae)  wider  Feindeseinfall  (insultus  hostilis)  und  Be- 
fehdung (inimicorum  assiduae  et  crebrae  tribulationes),  daher  ihrem 
ureigensten  Wesen  nach  eine  wehrhafte  Oertlichkeit"6).  Dieser 
wehrhafte  Charakter  der  Stadt  tritt  in  allen  Urkunden,  Geschichts- 
werken und  Rechtsbüchern  des  Mittelalters  zu  Tage.  In  den  vielen 
Kriegen,  die  die  mittelalterliche  Geschichte  erwähnt,  erscheinen  die 
Städte  als  sichere  Zufluchtsorte.  Sie  werden  verteidigt,  belagert  und 
erstürmt7).  Das  sächsische  Weichsbildsrecht8)  sagt  von  den  kowff- 
lewten,  d.  d.  den  Bürgern :  Do  sprechen  die  kowfflewte  kegen  dem 
kunige  sie  wolden  ouch  gerne  wissen,  woran  sie  bleiben  sulden.  Do 
weisete  sie  der  kunig  mit  der  Romer  rate  an  die  schiffreiche  wassere, 
das  si  do  foste  stete  bawten  mit  mawren  und  mit  weig- 
husern9).   Adam  von  Bremen  sagt  einmal  von  einer  Insel,  daß 


X 


1)  Urkundenbuch  too  Quedlinburg,  Bd.  I  N.  488  S.  436  icu  hulffe  dem  dorrte 


1)  t.  Maurer,  a.  a.  O.  I  §  26,  §  7—9,  11. 

3)  8«p.  Ldr.,  8.  242  III  66  §  2. 

4)  Urkundenbach  des  Klosters  Drübeck,  8.  82  N.  100  eynen  berchfrede  up  dem 
kerkhove  to  Drnbeke. 

5)  Vgl.  auch  Widukind,  Handausgabe  c.  35   S.  28    Vilia  aut  nulla  extra  urbes 
moenia. 

6)  Qengler,  Stadtrechtsaltertümer,  8.  1,  Tgl.  A.  1—8.  —  Vgl.  Waita,  Verfassungsge- 
richte, Bd   viii  S.  191  ff. 

7)  Vgl.  Waitz,  Verfassungsgeschichte,  Bd.  VIII  8.  191  ff.;  auch  das  l rkundenbuch 
ron  Lüneburg,  I  N.  11.  15. 

8)  Laband,  Magdeburger  Rechtsquellen,  1869,  S.  55. 

9)  Ueber  das  Weichhaus,  weichhus,  wighus  Tgl.  meinen  Aufsatz  Weichbildsrecht, 
a.  a.  O.  VI  8.  86. 
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von  Felsen  mauerartig  „nach  Art  einer  Stadt"  umgeben  sei1). 
Bezeichnenderweise»)  führen  die  meisten  St&dte  in  ihren  Siegeln  und 
Wappen  Mauern,  Tflrme  und  Thore;  einzelne  Siegel,  wie  die  von 
Braunschweig,  Antwerpen,  zeigen  geradezu  einen  von  einer  UmwaJlung 
umgebenen  Ort3).  Auch  die  Bilder  zum  Sachsenspiegel  deuten  das 
an4). 

Die  Stadt  ist  eine  Festung6).  Sie")  wird  daher  als  Castrum7), 
castellum  8),  munitio H),  vestene 1  °),  veste 1 1)  vestung 1  *),  slot,  sloit1  a)  und 
bürg  bezeichnet.  Burg14,  (lat.  burgus,  burgum  oder  burgimundium 1 6)) 
ist  das  eigentliche  ältere  germanische  Wort  für  Stadt 16).  Das  Wort,  das 
allen  germanischen  Sprachen  gemein  ist 1 7),  bedeutet  umschlossener,  be- 
festigter Ort,  Stadt,  Schloß.  Als  man  später  die  Begriffe  von  Burg  und 
Stadt  unterschied  und  zwei  verschiedene  Wörter  dafür  brauchte,  wurde 


1)  Adam  Brem,  IV  40.    Insulm  altissimis  in  cireuitu  scopulis  ritu  oppidi  munita. 
8)  Ennisch  im  ArcbiT  f.  Büchs.  Geschichte,  Bd.  12  8.  »5. 

5)  Vgl  Urkundenbuch  toq  Braunschw.  Titelblatt.  —  Meyer's  Konservationslezikon 
unter  Antwerpen. 

4)  Tenucbe  Denkmäler  von  Batt,  Babo  u.  s.  w.,  Heidelberg  1820.  Tafel  XIII  1, 
XXIII  10  and  XXVIII  9. 

6)  Vgl.  t.  Maurer.  I  S.  103  ff.  —  v.  Below,  Ursprung  der  deutschen  Stadt  Verfassung. 
§2  8.  19  ff.  —  Giesebrecht,  Kaiserzeit.  V  8.  602.  —  v.  Bezold,  Gesch.  der  deuteeben 
Reformation,  8.  496;  Zeitachr.  f.  Geschichte  des  Oberrheins,  26  S.  99  N.  134.  — 
Gengier,  8tadtrechtsaltertümer,  8  1. 

6)  Ueber  Stadtbezeichnung  im  allgemeinen  vgl.  Gengier,  Stadtrecbtsaltertömer, 
S.  349  ff.  —  Waits,  Heinrieb  I.  8.  234. 

7)  Castrum  Brandeburch,  Gercken,  StifUbistorie,  8.  336,  362,  866 

8)  castellum  nostrum  Franconovurt,  Urkundenbuch  von  Frankfurt  I,  12.  —  Euler, 
Rechtsgeschicbte,  8.  4. 

9)  Urkundenbuch  von  Hameln,  8.  78  N.  117.  —  Urkuudenbuch  von  Hannover,  I 
8.  69  N.  69.  —  Laeomblet,  a.  a.  O.  II  N.  870  S.  196. 

10)  Deyaude,  Schrae  der  stat  van  Soest,  Seiberts,  Westf.  Urkundenbuch,  II  8.  387  ff. 
§  14—16. 

11)  de  veste  to  Brunswick.  Braunschweiger  Reimchronik  Mon.  G.  D.  Chron.,  p.  493 
c.  29  v.  26,  78.  —  Urkundenbuch  von  Wernigerode,  N.  249  S.  168,  in  unserer  vesten 
und  tzingelen  to  Wernigerode. 

12)  Laeomblet,  Urkundenbuch  des  Niederrheins,  III  464. 

13)  Knieke,  a.  a.  O.  8.  33,  34. 

14)  Ich  nahm  früher  irrtümlich  an,  dafs  bürg  nur  Ort  bedeute.  Vgl.  meine  Aufsitze 
Weichbildsrecht  und  Burgrecht,  Qulddesche  Zeitschr.,  VI  8.  87 ;  Entstehung  der  deut- 
schen Städte,  Zeitsehr.  f.  Kulturgesch.,  Bd.  U  8.  828  und  A.  3.  —  Vgl.  auch  von 
Below,  Stadtverfassung,  S.  134. 

16)  Vegetius,  IV  10,  castellum  parvulum,  quem  burgum  vocant.  —  Kleine,  Diplomata 
Duisburgensia,  1839,  N.  IV  8.  11  (auch  bei  Teschenmacber,  in  burgo  nostro  Dusburc 
Stadtrecht  von  Breisach  1276).  —  Gengier,  Stsdtrecbt,  8.  42  §  1,  infra  banoum  burgi 
Brisack.  —  Urkundenbuch  von  Braunschweig,  VII  8.  14. 

16)  Vgl.  Hegel,  Lateinische  Wörter  und  deutsche  Begriffe.  Neues  Archiv  für  Ältere 
deutsche  Geschicbtskunde,  XVIII  8.  212.  —  v.  Below,  Stadtverfassung,  S.  20. —  Kluge, 
Etymologisches  Wörterbuch,  5.  Aull.,  8.  60. 

17)  got.  baurgs,  ahd.  bürg,  burch,  pure,  purch,  mhd.  bürg,  as.  burug,  bürg,  ndl. 
bürg,  age.  burh,  buruh,  byrig,  engl,  borouhh,  bury,  burrow,  dtn.  by,  an.  borg.  Vom 
latinisierten  burgus  stammt  das  ital.  borgo,  franz.  bourg  (Flecken)  und  auch  wohl  das 
altir.  borg  (Stadt),  das  arabische  bürg  und  das  armenische  burgn.  Das  Wort  gehört  mit 
„Berg"  zu  einem  idg.  bhrgh,  kaum  zu  dem  Verbalsumme  von  bergen.  —  Vgl.  Kluge, 
a.  a.  0.  8  60.  —  Hegel,  Städte  und  Gilden,  Bd.  I  8.  36,  und  meinen  Aufs.  Weicbbilds- 
reeht,  a.  a.  O.  S.  87. 
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bürg  als  Stadtbezeichnung  *)  durch  das  Wort  stat,  das  den  deutschen 
Dichtern  des  9.  Jahrhunderts  noch  nicht  in  der  Bedeutung  von  civitas 
bekannt  ist  *)  und  erst  um  1100  in  dieser  Bedeutung  gebraucht  wird  *), 
verdrängt  Das  Wort  bürg  hat  sich  nur  in  Zusammensetzungen  und 
in  Ableitungen  erhalten  *).  Der  neue  Stand  der  Stadtbewohner  empfing 
von  diesem  Worte  die  Bezeichnung  bürger,  borgere,  burgenses. 

Die  Befestigung  der  Stadt  besteht  immer  aus  einer  Umwallung 
und  meist  auch  aus  einem  Graben  5).  Ein  Dorf,  eine  Villa,  neben  der  eine 
Burg  oder  ein  Kastell  liegt,  kann  nie  eine  Stadt  sein6).  Stadt  und 
Befestigung  sind  nicht  zu  trennen.  Die  Art  der  Umwallung  ist  gleich- 
gütig7).  In  älterer  Zeit  bestanden  die  Befestigungen  aus  Holzwerk, 
Fallisaden,  Pfählen,  oder  aus  Erdwällen6).  Erst  allmählich  werden 
die  Städte  mit  steinernen  Mauern,  die  mit  Türmen  und  Wighausern 
versehen  waren,  umgeben*).  Der  Sachsenspiegel10)  spricht  noch  von 
dem  „stat  vestenen  mit  planken  noch  mit  müren".  Als  Heinrich  der 
Löwe  den  Hagen,  ein  Weichbild  Braunschweigs,  anlegt,  befestigt  er 
denselben  mit  Verhauen  und  Pallisaden  ll).  Noch  1254  wird  die  Be- 
festigung Lüneburgs  als  plancae  bezeichnet 1  '). 

Die  Befestigung,  d.  h.  die  Umwallung  und  Ummauerung,  war  in 


1)  Hegel,  Neues  Archiv,  8.  212.  —  Vgl.  Heüand,  ed.  Sievers  tbin  mariu  bürg  .  .  .  . 
thio  tbar  an  Judeon  stad  gemacod  mit  murum.  —  Ottfried  ed.  Kelle,  IV  81,  16,  er  deta 
io  guat  wergin  in  thorfon  joh  in  bnrgin.  —  Isidor,  Uebersetaung  (um  805),  cap.  V  §  4 
(Piper,  Aelteste  deutsche  Litteratur,  8.  97,  27),  see  dber  in  aion  uuard  chiboran  endi 
dh<r  in  dfaeru  selbun  burc  ward  uuordan  allero  fidhmuodigosto.  —  Annolied  ed.  Berxen- 
berger,  t.  115.  Köln  ist  der  heristin  bürge  eine,  v.  300,  496.  —  Kaiserchronik  ed. 
Harunann,  v.  396,  4897,  14115.  —  Alexanderlied  ed.  Welsmann,  v.  766,  881.  — 
Nibelungenlied  ed.  Bartsch,  8.  5  (20,  3),  in  einer  riehen  bürge ;  8.  225  (1318,  2),  diu 
bare  te  Bechel&ren,  diu  was  ufgetan ;  8.  234  (v.  1879,  1),  Etielenburc.  —  Klage,  v.  1646, 
Passau  „ein  altiu  burc".  —  Oudrun  ed.  Bartsch,  8.  31  v.  138,  2,  die  vil  witen  bürge. 

2)  Hegel,  Neues  Archiv,  8.  216. 

8)  ebenda,  8.  218 ;  stat  findet  sich  in  Bedeutung  von  civitas  tuerst  im  Annolied 
(am  1106),  r.  106,  Kolne  diu  stat,  neben  »tat  braucht  der  Dichter  bürg.  Im  Nibelungen- 
liede herrscht  der  Gebrauch  von  stat  schon  vor. 

4)  Burgrecht,  Burggraf  u.  a.  Zuweilen  nehmen  Orte  nach  ihrer  Befestigung  die 
Endung  bürg  an,  so  wird  aus  Quitilinga  Quitilingaburg,  Drkundenbucb  von  Quedlinburg, 
Bd.  I  N.  4  8.  8,  Bd.  II  8.  VII  ff.  Neben  Sehusa  findet  sich  Sehusaburg,  Mon.  O.  D. 
D.  Otto  II.  N.  36,  86. 

6)  Urkundenbuch  von  Wernigerode,  N.  19  8.  12. 

6)  So  irrtümlich  Schwarx,  a.  a.  O.  8.  5. 

7)  v.  Maurer,  a.  a  O.  I  8.  112  ff.  —  Gengier,  Stadtrechtsaltertümer,  8.  1  ff.  — 
Schwarz,  a.  a.  O.  8.  6. 

8)  Vita  Oudalr.,  c.  18.  —  Adam  Brem.  II  61.  —  Corp.  etat.  Slesw.,  II  42,  HI  616. 
-  Mirac  8.  Wigbert!,  e.  6  8.  8.  IV  p.  225  —  In  älterer  Zeit  sind  8t«inmauern,  ebenso 
wie  Steinhluser,  etwas  Seltenes,  wie  die  besondere  Erwähnung  derselben  zeigt  —  Thietmar, 
«ersah ,  I  e.  10  (8). 

9)  Gengier,  a.  a.  O.  8.  6.  —  Nordhoff,  Der  Hols-  und  Steinbau  Westfalens.  — 
Weichbildsrecht,  Laband,  a.  a.  O.  8.  65. 

10)  8sp.  Ldr.,  8.  242  III  66  §  2.    Vgl.  oben. 

11)  Keimchronik,  a.  a.  O.  c  29  8.  298: 

Und  heix  mit  howe  und  mit  slagen 
Ix  buwen  unde  vesten 
Dax  ix  vor  argen  gesten 
Sicher  were  osten,  westen. 
19)  Urkundenbuch  von  Lüneburg,  Bd.  I  N.  77  8.  46,  spadurn  quod  est  intar  aquam 
et  plancas. 
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älterer  Zeit  —  später  erschien  der  Handel  als  die  signifikanteste 
Eigenschaft  einer  Stadt  1 )  —  so  sehr  das  charakteristische  Zeichen 
einer  Stadt,  daß  einen  Ort  befestigen  und  eine  Stadt  anlegen  als  ein  Be- 
griff erschien").  Die  Befestigung,  die  Mauer,  macht  einen  Ort  zur 
Stadt.  Neustädte,  Vororte  erhalten  Teil  am  Stadtrecht,  wenn  sie  mit 
in  den  Mauerring  eingeschlossen  werden.  In  späteren  ist  es  nicht 
die  Befestigung  allein,  die  einen  Ort  zur  Stadt  erhebt;  wichtige  Privi- 
legien sind  mit  der  Befestigung  verbunden,  aber  die  Bedeutung  der 
Umwallung  macht  sich  auch  in  den  späteren  Privilegien  geltend,  durch 
die  Orte  zu  Städten  erhoben  werden.  Das  Stadtrecht  ist  zugleich 
Burgrecht.  In  vielen  Privilegien  wird  die  Befestigung  der  Stadt  zur 
Pflicht  und  zuweilen  geradezu  zur  Bedingung  für  die  Bewahrung  und 
Erhaltung  des  Stadtrechtes  gemacht 

So  heißt  es  im  Privileg  für  Dattenried  von  1358:  .  .  .  ut  in  loco 
eodem  munitum  oppidum  construeret »),  im  Privileg  für  Dorsten  von 
1251  *):  Villam  Durstene  .  .  .  concedens  muniri  et  inhabitantibus  ejus 
municipiorum  libertatem  concedens  .  .  ähnlich  in  dem  für  Haltern  von 
1288:  Noverint  igitur  tarn  futuri  quam  praesentes  quod  Nos  .  .  .  vil- 
lam nostram  Halteren  nostre  diocesis,  que  frequenter  inimicorum  in- 
cursilms  subjacebet  .  .  .  munire  cupientes,  ad  communem  utilitatem 
omnium,  qui  se  ibidem  recipere  voluerint  et  mansionem  elegerint  in 
loco  predicto,  decrevimus  ibidem  opidum  de  novo  instituere  et  fundare 
.  .  .  Ganz  ebenso  ist  der  Wortlaut  des  Privilegs  für  Lüdinghausen 
von  1307 6).  Noch  deutlicher  ist  das  Privilegium  für  Neheim  (Arns- 
berg) von  1263:  indulgemus  ac  concedimus  liberam  facultatem  ut  de 
villa  sua  Neihem  oppidi  faciat  munitionem Ä).  Die 
Magdeburger  Urkunde  von  947,  die  zwar  eine  Fälschung  ist,  aber 
die  Anschauung  ihrer  Entstehungszeit  wiedergiebt,  bringt  ebenfalls 
Befestigung  und  Stadtrecht  in  Verbindung:  concessimus  concedimus- 
que,  civitatem  exstruendi  ac  muniendi  atque  in  ea  jus  municipale  in- 
stituendi  .  .  .  . 7).  Den  Einwohnern  der  villa  Rambstorpe  wird  bei 
Verleihung  des  Münsterischen  Rechtes  auferlegt,  quod  ambitum  ville 
predicte  fossatis  ac  septuris  firment  ac  muniant8).  Noch  deutlicher 
tritt  der  Zusammenhang  zwischen  Befestigung  und  Stadtrecht  in  den 
Privilegien  für  Kempen  von  1294,  für  Dürkheim  von  1312  und  für 
die  Vorstadt  S.  Pantaleon  von  Köln  von  1154  hervor.  Im  ersten 
heißt  es:  Homines  nostros  de  Kempene,  quos  in  opidi  seu  munitionis 
ibidem  structura  quam  de  novo  fieri  mandavimus  quam  plurimum 

1)  Vgl.  unten  cap.  III  8.  65. 

1)  t.  Maurer,  a.  a.  O.  I  8.  89  §  7.  —  Schwan,  e.  a.  O.  S  4  —  In  lat.  Urkunden 
tritt  dafür  der  Ausdruck  civitatem,  urbem  aedificare,  construere,  coostituere,  urbes  fbaricare, 
nrbem  condere,  civitatem  condere. 

3)  Gengier,  a.  a.  O.  8.  76. 

4)  ebenda  8.  86.  —  Vgl.  auch  Lacomblet,  a.  a.  O.  N.  870  8.  196,  quod  cum  nos 
villam  nostram  Dur»tine  ....  duxerimus  muniendum  inhabitantibus  ipsum  locum  data 
specialis  quadam  gratia  libertatis  

6)  Gengier,  8.  268. 

6)  ebenda  8  311. 

7)  Magdeburger  Urkundenbuch,  Bd.  I  8.  8  N.  3,  der  Urkunde  liegt  ein  echtes  Privileg 
au  Grunde. 

8)  Gengier,  a.  a.  O.  8.  867. 
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invenimus  ferventes  ultra  suarum  etiam  virium  facultatem  ....  dicti 
oppidi  in  Kempene  inhabitatoribus  .  .  eam  libertatem  indulgemus  que 
in  Urdingen  ac  aliis  oppidorum  nostrorum  inhabitatoribus  esse  dino- 
scitur  concessa1).  In  der  Dürkheimer  Urkunde  lautet  die  Hauptstelle: 
indulgemus,  ut  eandem  villam  nostram  Durenkem  in  oppidum  con- 
straant  et  cingant  muris  pariter  et  fossatis.  Quod  quidem  oppi- 
dum postquam  constructum  fuerit,  de  regali  nostra  demen- 
tia libertamus  et  hominibus  ipsius  eadem  libertatis  jura  concedimus 
quibus  gaudet  Civitas  nostra  Colunibariensis  et  hactenus  est  gavisa  *). 
Die  Einwohner  von  S.  Pantaleon  sollen  erst  am  Stadtrecht  teilnehmen, 
wenn  sie  in  den  Mauerring  von  Köln  mit  eingeschlossen  sind  8).  Cum 
adversus  habitatores  ville  s.  Pantaleonis  verbum  exactionis  crebro 
moveretur,  ut  ad  communem  civium  collect  am  ipsi  pro  parte  sua 
cooperentur  et  darent,  illi  vero  de  nullo  jure  hoc  se  debere  antiqua 
et  probabili  veritate  confirmarent,  verbum  hoc  quia  de  facili  non 
poterat  terminari  ad  nostram  perlatum  est  audientiam.  Veritate 
igitur  diligenter  indigata  et  cognita  invenimus  eos  ab  antiquo  fuisse 
et  esse  liberos  et  absolutos  tarn  a  debito  thelonei  quam  ab  omni  ejus 
modi  civilium  exactione  ....  hoc  apponentes  si  quandoque  vallo  et 
muro  civibus  coadunentur,  communi  etiam  civium  jure  teneantur.  Si 
quis  vero  intra  muros  mansionem  et  proprietatem  habens  ejusmodi 
absolutionis  occasiune  ad  ipsos  se  transferat,  ipsum  a  nostre  pagine 
constitutione  secludimus.  Nach  dem  Privileg  für  Mettmann  von  1424 
sollen  die  Bürger  von  Mettmann  ihr  Stadtrecht  verlieren,  wenn  sie 
ihre  Befestigung  verfallen  lassen :  were  dat  dieselue  unse  bürgere  zu 
Medemen  alsulche  begriffe  ind  bevestonge  daselfls  zo  Medemen,  as 
itzont  mit  grauen  ind  anderen  bevestongen  begriffen  is,  hernamails 
verfellich  ind  abouwich  laissen  werden  ind  der  niet  me  in  redlicher 
vestongen  enhielden  ungeuerlich,  dat  asdan  alsulche  unse  gnade  ind 
vryheit,  as  wir  yn  nu  gegeuen  kauen,  glych  die  vur  geschreuen  steyt, 
gentzlichen  äff  ind  niet  me  syn  ensall,  noch  die  van  uns,  unsen  eruen 
ind  nakoemlingen  noch  van  nymantz  anders  vortan  niet  me  gehalden 
werden  sunder  alle  arglist  ind  geuerde  Nach  v.  Maurer  ist  die 
Stadt  Dürkheim  in  der  Pfalz  wieder  zu  einem  Dorf  herabgesunken, 
weil  sie  ihre  Befestigung  verlor*). 

Ein  gewisser  Zusammenhang  zwischen  Befestigung  und  Stadtrecht 
zeigt  sieb  auch  darin,  daß  die  Stadtmauer  wenigstens  in  ältester 
Zeit  auch  die  Grenze  des  Stadtrechtes  und  Stadtfriedens  ist,  wie 
das  z.  B.  von  Braunschweig •) ,  Magdeburg7),  Köln8),  Worms9), 


1)  Ucomblet,  a.  a.  O.  IV  8.  811  N.  677. 

2)  üengler,  Stadtrechte,  8.  95. 

3)  Lacomblet,  a.  a.  O.  I  8.  263  N.  S80. 

4)  Ucomblet,  IV  N.  156  8.  176. 

6)  t.  Maurer,  ».  a.  O.  I  8.  103  §  26;  vgl.  auch  8.  178.  Dasselbe  meldet  v.  M.  von 
LSwenstein  nnd  Schlawenscbütz  in  Schlesien.  —  Vgl.  aach  das  Schicktal  von  Bardowiek. 

6)  Urknndenbnch  von  Braunscbweig,  II  8.  5  §  16,  binnen  mnren  eder  binnen  wic- 
Wde.  —  Vgl.  meine  GerichUvertassung. 

7)  Crknndenbuch  von  Magdeburg,  Bd.  I  N.  128  8.  68. 

8)  Vgl.  Lacomblet,  I  8.  280  N.  380.  —  Urk.  betreffend  S.  Pantaleon  vgl.  oben. 
8)  Urkundenbnch  von  Worms,  Bd.  I  N.  124 ;  vgl.  N.  78. 
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und  Breslau ')  überliefert  ist.  Damit  hängt  zusammen,  daß  die  Mauern  in 
den  Urkunden  oft  fast  feierlich  hervorgehoben  werden  und  zuweilen  in 
lateinischen  Urkunden  der  betreffende  Stadtname,  z.  B.  muri  Colonienses, 
Francofurdenses,  Fredeburgenses,  hinzugefügt  wird9).  Die  Mauer  ist 
heilig  8).  Ihre  Erhaltung  und  Unterhaltung  spielt  eine  Rolle  in  den 
Stadtrechten4).  Zu  diesen  Zwecken  werden  den  Städten,  um  die 
Lasten  der  Einwohner  zu  mildern,  oft  Gerichtsgefälle  und  Straf- 
gelder5), Zölle  und  Steuern6)  überlassen.  Die  Beschädigung  der 
Mauer  wird  hart  bestraft,  zuweilen  mit  dem  Tode7).  So  heißt  es 
in  den  Dortmunder  Statuten:  We  ene  mure  upgestoten  hedde  und 
tobroken,  de  gemuret  were  vor  des  Stades  graven  to  ener  veste  der 
stad,  de  brecke  sinen  hals  8). 

Die  Städte  sind  also  Festungen  und  zwar  ursprünglich  könig- 
liche Festungen,  denn  das  Befestigungsrecht  ist  ursprünglich  Regal9) 
und  erst  später  bei  Ausbildung  der  Landeshoheit  auch  auf  die 
Fürsten,  die  domini  terrae,  übergegangen10).  Anfänglich  darf  nur 
der  König  Befestigungen  anlegen.  So  sagt  der  Scbwabenspiegel: 
Man  sol  auch  kain  purg  bawen  noch  dorfi  veste  machen  noch  berg 
mit  vestung  an  des  reiches  Urlaub11).  Die  Städte  werden  daher  als 
regales  urbes  1  *),  als  majores  civitates 1 3)  und  als  civitates  publicae  1  ♦) 
bezeichnet.  Die  erste  und  letzte  Bezeichnung  —  regales  urbes,  civi- 
tates publicae  —  bringt  die  Städte  in  Beziehung  zu  König  und  Reich,  zur 
res  publica;  die  civitas  major  deutet  den  Gegensatz  der  befestigten  Stadt 
zum  unbefestigten  Dorfe  an.  Sohm  1 6)  übersetzt  civitates  majores  mit 
„Großstädte",  aber  man  könnte  hier  nur  „Großorte"  sagen,  denn  die 
neu  gegründeten  oder  entstandenen  Städte  können  nicht  mit  anderen 
noch  nicht  existierenden  Städten  in  Gegensatz  treten.   Civitas  heißt 


1)  Urknndenbuch  von  Magdeburg,  IN.  128  S.  68.  —  Tschoppe  und  Stent«),  Ur- 
kundenbach t.  Qe»ch.  dea  Ursprung«  der  Stldte,  S.  864. 

2)  Gengier,  StadtrechtsaltertUmer,  8.  64. 

3)  ebenda  8.  16. 

4)  ebenda  S.  78  ff 

5)  Priv.  v.  Diessenhofen,  Oengler,  Stadtrecbte,  8.  80  §  S. 

6)  PriT.  v.  Dudeldorf,  ebenda  8.  80  §  4.  —  ürkundenbuch  von  Wernigerode,  S.  12 
N.  1». 

7)  Vgl.  auch  8chwars,  a.  a.  O.  8.  7  u.  19. 

8)  Dortmunder  Statuten  nov.  §  246.  —  Gengier,  Stadtrechtsaltertümer,  8.  17. 

9)  v,  Below,  Ursprang  der  deutschen  Stadtverfassang,  8.  21  u.  A.  2.  —  v.  Below, 
Auf»  II  8.  200  A  8.  —  Jürgens,  Die  Landeshoheit  im  Fürstentum  Lüneburg,  8.  48. 
—  G.  Müller,  Landeshoheit  in  Caldern,  8  33  ff. 

10)  G.  MQller,  a.  a.  O.  8.  33. 

11)  Schwäbisches  Landrecht,  c.  142.  —  v.  Maurer,  a.  a.  O.  1  8.  26.  —  Nach  dem 
Sachsenspiegel  darf  kein  Ort  befestigt  werden  „an  des  landes  ricbteres  orloff".  Vgl. 
oben. 

12)  Bremisches  Urknndenbuch,  Bd.  IN.  11  8.  12,  ceterarum  regalium  urbium  (966), 
N.  14  8.  16  (988)  ebenso.  —  Vgl.  Sohm,  a.  a  O.  8.  81. 

18)  Ebenda  N.  16  8.  16,  hier  steht  in  der  Bestltigungsurkande  statt  ceterarum 
regalium  urbium  —  majoram  videlicet  ci  vi  tat  um.  —  8ohm,  a.  a.  0.  8.  81. 

14)  Urknndenbuch  von  Worms,  Bd.  I  N.  42  8.  32,  nisi  in  publicis  civitatibus.  — 
Sohm,  a.  a.  O  8.  82. 

16)  Sohm,  a.  a.  O.  8.  81. 


Digitized  by  Google 


Zur  Entstehung  der  deutschen  Stadtverfassung. 


171 


hier  Ort,  civitates  majores  Großorte  oder  einfach  Städte.  Auch  die 
Bezeichnung  Wikbeld,  Weichbild  für  Stadt,  die  sich  vorzugsweise  in 
Niederdeutschland  findet,  scheint  sich  auf  diesen  Zusammenhang  von 
Königtum  und  Befestigung  zu  beziehen,  denn  es  bedeutet  wahr- 
scheinlich, wie  wir  unten  sehen  werden,  Königsort,  urbs  regalis  l). 
Die  Stadtmauern  sind  königlicher,  dann  landesherrlicher  Besitz;  den 
Städten  wird  das  Eigentum  an  ihrer  Mauer  oft  erst  förmlich  über- 
lassen ').  Der  König  übt  das  ßefestiguogsrecht  aus  als  Inhaber  des 
Heerbanns9).  Die  Anlage  befestigter  Orte  ist  eine  militärische  Maß- 
regel4), die  ursprünglich  auf  den  König  zurückgeht5).  Die  Stadt  ist 
nicht  eine  Rechtsburg,  eine  Burg  im  Rechtssinne6),  d.  h.  eine  Burg, 
die  das  besondere  Burgrecht  hat,  denn  ein  eigenes  Burgrecht  bildet 
sich  erst  aus,  sondern  eine  wirkliche  Burg,  ein  wehrhafter  Ort,  ein 
Bollwerk  gegen  f ei ndliche  Einfäl le7),  die  sich  gegen 
das  Reich  wenden.   Sie  bezwecken  die  Sicherheit  des  Reiches8). 

Die  Bewohner  dieser  Städte,  freie  Landbewohner,  Buren,  sind 
die  vom  König  bestellten  Verteidiger  dieser  befestigten  Orte;  sie  sind 
die  ständige  Garnison  der  neu  begründeten  Festungen.  Später  tritt  für 
diese  in  den  Burgen,  d.  h.  den  Städten,  wohnende  Verteidigungs- 
mann schuft  der  Name  Bürger  auf.  Schon  im  Heliand  und  bei  Ott- 
fried werden  die  Einwohner  der  Burgen  als  Burgleute,  burgliude, 
burgliuti  bezeichnet 9).  Im  Vorwort  des  Martianus  Capella  von  Notker 
wird  Romani  cives  mit  burgliute  wiedergegeben  1  °).  In  der  Evan- 
gelienharmonie des  Tatian  hat  burgliuto  die  Bedeutung  wie  Burgherr, 

1)  Vgl.  unten  8.  190.  * 

2)  Vgl.  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  I  N.  435  S.  273.  Kerl  IV.  bestätigt  die 
Rechte  der  Stadt  und  oek  de  mnbren  der  olden  sUdt  Magdeborg.  —  Urkundenbach  von 
Quedlinburg,  N.  58  8.  41.  Der  Graf  von  Regenstein,  der  Schirmvogt  der  Stadt,  ver- 
kauft der  Altstadt  Quedlinburg  den  Stadtgraben,  fosaatnm.  —  Urkundenbuch  von 
Wernigerode,  N.  230  S.  189. 

3)  Vgl.  auch  v.  Maurer,  Bd.  I  8.  25. 

4)  Sap.  Ldr.  III  66  §  2. 

6)  Vgl.  auch  Schwan,  a.  a.  O.  8.  19. 

6)  Sohn,  a.  a.  O.  S.  97.  —  Vgl.  meinen  Aufsatz  Weichbildsrecfat  und  Bargrecht, 
Qaiddeeche  Zeitschr.  V,  8.  86. 

7)  Geogler,  Stadtrechtsaltertümer,  8.  1.  —  Vgl.  Waitz,  Verfassungsgeschichte,  Bd.  8 
S.  191  ff.  und  die  Anmerkungen. 

8)  Nach  Thietmar  v.  Merseburg,  I  10  (18),  ist  der  Zweck  der  StÄdtebeuten  Hein- 
richs I.  die  salus  regni.  —  Vgl.  Ludwig  d.  k.  Mon.  B.,  XXXI  1  8.  168,  dvitatem  quam 
fideles  ooatri  regni  pro  taitione  patriae  ananimiter  contra  eorundem  cbristiani  nominis 
pereecutorum  insidias  noviter  in  ripa  Anesi  fluminis  ....  construxerunt.  —  Thietmar, 
IV  25  S.  778,  Imperator  ob  defenaionem  patriae  Harnaburg  (Arneburg)  dvitatem  opere 
muniens  necessario  .  .  .,  VI  21  8.  813 ,  Arnaburch  prius  devastatam  ob  defensionem 
patriae  renovavlt;  III  4  8.  760,  urbem  anam  in  bis  finibus  cesar  edificans  presidio.  — 
Vita  Bernwardi,  c.  7  8.  228,  Burgen  werden  gegen  die  barbari  erbaut.  —  Vita  Adalb. 
Wirceb.,  c  1  8.  120,  Patina  ....  mater  civitatam  versas  Pannoniam  ad  aastralem 
plagam  ad  arcendos  hosüles  Pannoniorom  incursus  et  devastationes  antiqaitus  constitata. 

9)  Heliand,  w.  8726.  Es  ist  diesem  Volke  leid,  sprechen  sie,  diesen  Burgleuten.  It 
U  theanmu  werode  led,  quadun  sie,  thesun  bargliuden.  Ottfried  bei  dem  Einsag  in 
Jerusalem.  IV  4,  57,  im  Herzen  bewegt  waren  die  Burgleate,  raarti  tbio  selban  burgliuti. 
In  der  Vulgeta  steht  hier  commota  est  tota  civitas  Math.  XXI,  10. 

10)  Piper,  Die  fiteste  deutsche  Literatur,  8.  393,  6,  Romani  cives  hiezen  beide,  joh 
selben  die  burglinte  dar  gesessene. 
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Schloßherr1).  Man  unterschied  damals  noch  nicht  die  Begriffe  von 
Burg  und  Stadt  Später  tritt  an  die  Stelle  von  burgliute  zur  Be- 
zeichnung der  Stadtbewohner  das  Wort  Bürger  (ahd.  burgari,  mhd. 
burgaere,  nd.  borgere)"),  Burgleute,  borch mannen ,  bezeichnet  jetzt 
die  Bewohner  der  Ritterburg*),  die  castellani *).  In  lateinischen 
Texten  und  Urkunden  findet  sich  zuerst  das  Wort  burgarius  *),  dann 
erlangt  der  Ausdruck  burgensis,  der  sich  zuerst  im  Privilegium  der 
Stadt  Huy  von  1106  findet,  allgemeine  Geltung6).  Die  Bezeichnung 
borgere  findet  sich  zuerst  im  Stadtrecht  der  Altstadt  Braunschweig 
von  1226 7 ),  dem  sogenannten  Ottonianum,  welches,  wie  ich  an  anderer 
Stelle  gezeigt  habe 8),  das  älteste  in  deutscher  Sprache  geschriebene 
Stadtrecht  ist.  Die  Einbürgerung  der  Worte  bürger  und  burgensis 
geschah  sehr  langsam.  Es  würde  eine  dankenswerte  Aufgabe  sein, 
festzustellen,  wann  die  Ausdrücke  zuerst  in  den  einzelnen  Territorien 
vorkommen.  In  Niederdeutschland  kommt,  soviel  ich  weiß,  das  Wort 
burgensis  zuerst  in  einer  Hildesheimer  Urkunde  von  1145  vor8), 
zur  allgemeinen  Geltung  ist  der  Ausdruck  aber  erst  im  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  gekommen,  als  sich  die  Bildung  des  Bürgerstandes 
und  die  Trennung  von  Stadt-  und  Landbewohnern  vollzogen  hatte. 
Er  hat  dann  die  anderen  Ausdrücke,  die  sich  für  Stadtbewohner 
finden,  cives 10),  civitatenses  1 J),  urbani 1J»),  mercatores,  negotiatores  *•), 
welch  letztere  sich  namentlich  großer  Verbreitung  erfreuten,  verdrängt. 

Ich  gebe  einige  Beispiele,  die  ich  niederdeutschen  Städten  entnehme, 
an.  In  Duisburg14)  werden  die  Einwohner  1129  als  cives  regie  ville, 
1155  als  mercatores  de  Dusburc,  quodam  pago  regali,  von  1166  ab 
als  burgenses  bezeichnet.  In  Halberstadt  werden  die  Einwohner  in 
Urkunden,  die  in  die  Jahre  1036—59  und  1059—88  fallen,  als 
mercatores16),  1068  als  negotiatores16),  1105  als  cives  forenses1'), 
1108  und  1196  wieder  als  negotiatores18),  von  1225  als  burgenses18) 

1)  ebenda  S.  181.  —  Titian  91,  1.  Inti  gieng  inti  zuocleböta  einemo  tbero 
lantscefi,  inti  santa  inan  sin  thorf,  das  her  fuotriti  sauin. 

2)  Kluge,  Etymol.  Lexikon,  S.  60.  —  Vgl.  Isidor,  IX  14  d«  civibus. 
8)  So  im  Parcival. 

4   Auch  Castrenses.    Gengier,  Stadtrecbte,  8.  24 S.  —  v.  Maurer,  a.  a.  O.  I  8.  469. 

5)  Cod.  Theod.,  7,  14,  1.  —  Hegel,  Neues  Archiv,  8   212.  —  Vgl.  Forcellinl. 

6)  WaiU,  Verfassungsgerichte,  Bd.  VII  8.  425. 

7)  ürkundenbuch  von  Braunschweig,  II  8.  4  §  15,  17,  18,  19  u.  s.  w. 

8)  Gerichtsverfassung  von  Braunscbweig,  8.  5  ff.  —  H&nselroann  setzt  da«  Otto- 
nianum ins  Jahr  1227,  ich  halte  an  1226  fest. 

9)  ürkundenbuch  von  Hildesheim,  I  8.  7  N.  19. 

10)  Vgl.  Ürkundenbuch  von  Bremen,  1  8.  63  N.  49.  —  Ürkundenbuch  von  Goslar, 
8.  200  N.  164. 

11)  Ürkundenbuch  von  Braunscbweig,  8.  15  N.  IX.  —  Stadtrecht  von  Augsburg  von 
1186.    Mon.  Bo  8.  330. 

12)  Stadtrecht  vou  Augsburg,  a.  a.  O.  8.  380. 

13)  Ueber  den  Gebrauch  von  mercatores  und  negotiatores  zur  Bezeichnung  der  Bürger 
vgl.  Hegel,  Neues  Archiv,  8.  218.  —  v.  Below,  Ursprung  de?  Stadtverfassung,  8.  45, 

14)  Kleine  diplomata  Duisburgensia. 

15)  Urkundenbach  von  Halberstadt,  Bd.  I  8.  1  N.  1,  t. 

16)  ebenda  8.  2  N.  3. 

17)  ebenda  8.  3  N.  4. 

18)  ebenda  8.  4  N.  5,  8.  10  N.  9. 

19)  ebenda  8.  31  N.  28. 
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bezeichnet.  In  Quedlinburg  werden  die  Stadtbewohner  1038  als  mer- 
catores bezeichnet1)-  In  den  Urkunden  von  1040  und  1134,  die  den 
gleichen  Wortlaut  wie  die  Urkunde  von  1034  haben,  werden  neben- 
einander die  Ausdrücke  negotiatores,  mercatores  und  cives  gebraucht '). 
In  einer  Urkunde,  die  in  die  Jahre  1184 — 1204  fällt,  tritt  zuerst  der 
Aasdruck  burgenses  auf3).  In  Wernigerode  werden  die  Bürger  1229 
als  mercatores4),  von  1268  als  burgenses  bezeichnet*).  In  einer  Ur- 
kunde von  1299  wird  ein  Henricus  Semele  buriensis  erwähnt*).  Ent- 
weder haben  wir  es  hier  mit  einer  Ableitung  von  bur,  oder  mit  einem 
Schreibfehler  zu  thun.  In  Magdeburg  tritt  973  der  Ausdruck  nego- 
tiotares7),  975  mercatores 8 ),  979  negotiatores 9 ),  1025  mercatores10), 
1038  mercatores 1 1),  1136  mercatores»»),  1164  burgenses18),  1179 
cives14),  1188  cives  15),  1201—1238  1 6)  burgenses  für  Bürger  auf.  In 
Lüneburg  werden  die  Bürger  1205  als  cives  bezeichnet17).  1226  wird 
ein  Adam  Bürge18),  der  in  anderen  Urkunden  Adam  cives  genennt19) 
wird,  erwähnt.  1228  kommt  ein  magister  civium  vor80).  Von  1239  wird 
burgenses  gebraucht 8 1 ).  In  Goslar  tritt  burgenses  1 188  * 2 ),  in  Hannover 
1241 »»),  in  Braunschweig  1227  l4),  in  Hildesheim  schon  1145 86),  in 
Lübeck  1188  auf26).  In  Bremen  werden  die  Bürger  966,  988,  1003, 
1014  als  negotiatores  87),  1139,  1159,  1167  als  cives58),  1187—1188  als 
concives 89),  1206  als  burgenses  bezeichnet 30 ),  aber  noch  1232  findet  sich 


1)  Urkandenbuch  von  Qaedlinbarg,  Bd.  I  S.  7  N.  8. 

2)  ebenda  S.  8  N.  9,  8.  10  N.  10. 
S)  ebenda  8.  15  N.  18. 

4)  Urkandenbuch  von  Wernigerode,  8.  4  N.  4. 

5)  ebenda  8.  11  N.  16. 

6)  ebenda  8.  28  N.  40;  buriensis  soll  vielleicht  burgeosis  heifeen. 

7)  Urkandenbuch  von  Magdeburg,  Bd.  I  8.  7  N.  18. 

8)  ebenda  8.  8  N.  14. 

9)  ebenda  8.  10  N.  16. 

10)  ebenda  8.  11  N.  18  (Fälschung). 

11)  ebenda  S.  12  N.  20  (Fälschung). 

12)  ebenda  8.  15  N.  27  (Fälschung). 

18)  ebenda  8.  19  N.  86,  scablni  quoque  judices  et  potentissimi  burgensium  Magde- 
civitatis. 

14)  ebenda  8.  28  N.  48  (Fälschung). 

15)  ebenda  8.  80  N.  59. 
ebenda  8.  61  N.  100. 

Urkandenbuch  von  Lüneburg,  Bd.  I  S.  16  N.  84. 

18)  ebenda  8.  21  N.  42. 

19)  ebenda  8.  19  N.  41. 
10)  ebenda  8.  22  N.  45. 

21)  ebenda  S.  81  N  62. 

22)  Urkandenbuch  von  Goslar,  1893  Bd.  I  N.  315  8.  348. 

23)  Urkandenbuch  von  Hannover,  Bd.  I  8.  10  N.  11.  —   Vgl.  8.  7  N.  7  cives  de 


16) 
17) 


24)  Döbner,  Städteprivilegien  Ottos  des  Kindes,  8.  19. 

25)  Urkundenbuch  von  Hildesheim,  Bd.  18  7   N.  19.  —  Vgl.  8.  47  N.  86  (1221) 

26)  Urkundenbuch  von  Lübeck,  Bd.  I  8.  9  N.  7. 

27)  Bremisches  Urkundenbuch,  Bd.  I  8.  12  N.  11,  8.  14  N.  14,  8.  15  N.  15, 
8.  16  N.  16. 

28)  ebenda  8.  87  N.  82,  S.  63  N.  49  (8.  66  N.  51,  Bericht  Helmolds). 

29)  ebenda  8.  87  N.  70. 
80)  ebenda  8.  192  N.  103. 
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der  Ausdruck  cives  BremeDses  mercatores ').  In  Hameln  heißen  die 
Einwohner  zwischen  1185  und  1206  cives  *),  1256  burgenses  s).  Die 
Bezeichnung  burgenses  findet  sich  unter  den  angeführten  Städten  zu- 
erst in  Hildesheim  (1145),  dann  folgen  Magdeburg  (1164),  Duisburg 
(1166),  Lübeck  und  Goslar  (1188),  Quedlinburg  (1184-1204),  Bremen 
(1206),  Halberstadt  (1225),  Braunschweig,  Lüneburg  (1239),  Hannover 
(1241),  Hameln  (1227,  1256),  Wernigerode  (1268). 

In  den  deutschen  Urkunden  tritt  an  die  Stelle  von  burgensis 
das  Wort  bürger.  —  Die  Ausdrücke  Burgensis  und  bürger  bezeichnen 
den  Stadtbewohner  zunächst  nur  insofern,  als  derselbe  die  Stadt  ver- 
teidigt, also  als  Krieger,  als  Soldaten,  als  Heerbannmann*).  Als 
Mitglied  der  Stadtgemeinde  werden  die  Stadtbewohner  als  buren, 
Bauern,  also  als  Nachbarn  bezeichnet 5).  Die  Gemeinschaft  der  Stadt- 
bewohner heißt  —  wie  wir  sahen  —  ebenso  wie  der  Dorfbewohner 
burscbaft,  d.  h.  Nachbarschaft.  Die  ursprünglichen  Kommunalbeamten 
der  Stadt  sind  die  burmeister  und  burrichter,  die  Versammlung  der 
Stadtbewohner  heißt  burmal,  burding,  bursprake,  die  Stadtgesetze 
burrecht,  burkoren.  In  Hameln  giebt  es  burscepere,  Burschäfer.  Da- 
gegen heißt  der  Mann,  der  an  der  Spitze  der  Stadtfestung  steht,  der 
Festungskommandant,  in  vielen  Städten  Burggraf.  Soweit  also  der 
Stadtbewohner  in  Beziehung  zur  Gemeinde,  zum  Gemeindeeigentum 
steht,  ist  er  bur,  soweit  er  als  Verteidiger  der  Stadt  in  Frage 
kommt,  ist  er  Bürger,  burgensis.  Als  Mitglied  der  Stadtgemeinde 
lebt  er  nach  Burrecht,  als  Mitglied  des  städtischen  Heerbanns  unter- 
steht er  dem  Burgrecht,  dem  Kriegsrecht.  In  ähnlicher  Weise  wird, 
wie  wir  unten  sehen  werden,  der  Stadtbewohner  mit  Hinsicht  auf 
den  Handel  oder  das  Handwerk,  das  er  treibt,  als  Kaufmann,  merca- 
tor,  negociator,  institor  bezeichnet6). 

Ursprünglich  hält  der  Sprachgebrauch  die  beiden  Worte  bur 
und  burgensis  streng  auseinander.  So  heißt  es  im  Stadtrecht  von 
Halberstadt7):  utlude  de  hir  komenerve  to  vorderne,  dat  besturven 
were,  de  scullen  hir  bur  unde  bürgere  erst  werden.  In  den 
Bürgerlisten  von  Hameln  findet  sich  hinter  den  aufgenommenen  Bür- 
gern der  Vermerk:  habent  copfortt,  buer-  unde  borgerschop  gewun- 
nen8).  Copfortt,  Kauflahrt  bedeutet  das  Recht  des  Bürgers,  Handel 
zu  treiben9).  In  einer  Urkunde  von  Magdeburg  10)  von  1372,  in  der 
das  Dorf  Frose  mit  der  Neustadt  vereinigt  wird,  heißt  es:  dath  sie 


1)  Brem,  ürkundenbuch,  Bd.  I  8.  204  N.  172. 

2)  Urkandenbuch  von  Hameln,  S.  5  N.  8. 
8)  ebenda  S.  81  N.  41. 

4)  ▼.  Maarer,  b  a.  0.  I  S.  486  A.  2,  „der  Kriegsdienst  der  Bürger  war  immer 
noch  der  alte  Königsdienst";  8.  486,  die  Stadtbürger  ersetzten  die  alten  stehenden 
Garnisonen  der  späteren  Zeit. 

5)  Vgl.  oben  8.  168. 

6)  Vgl.  unten  cap.  III. 

7)  Urkandenbneh  von  Halbentadt,  I  S.  582  N.  686. 

8)  Urkandenbuch  von  Hameln,  S.  481  N.  680,  S.  306  N.  406. 
8)  ebenda  S.  687,  Donat  §  111. 

10)  Magdeburger  Drkandenboch,  I  S.  831  N.  620. 
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nun  forbasz  mehr  in  thokoraenden  tyten  ewiglichen  thoglieken  stadt- 
recht, burschaft  und  borgherschaft  gehören  plieben.  Erst  nach  der 
Exemtion  der  Stadt  vom  Gau,  nach  Ausbildung  des  Stadtrechtes 
neben  dem  Land  rechte  l),  nach  Entstehung  der  Stände  der  Städter 
und  Bauein  beginnt  das  Wort  Bürger  das  Wort  bur  zu  verdrängen. 
Doch  hat  es  sehr  lange  gedauert,  bis  es  zur  Alleinherrschaft  kam. 
Id  den  Braunschweiger  Statuten  tritt  erst  um  1400  neben  burschap 
borgerschap  auf1).  Auch  der  Titel  Bürgermeister  für  den  Vorsteher 
der  Stadt  hat  sich  erst  spät  eingebürgert  In  früherer  Zeit  half  man 
sich  mit  UmschreibuDgen,  um  den  Vorsteher  des  Rates  zu  bezeichnen; 
so  wird  dieser  Kommunalbeamte  als  de  des  rades  word  sprikt,  hold 3), 
oder  als  rades  meister4),  Ratsroeister  bezeichnet.  Unter  dem  oft 
vorkommenden  Magister  civium  ist  übrigens  nicht  der  Ratsmeister, 
sondern  der  Burmeister  zu  verstehen6). 

In  den  Stadtbewohnern,  den  Bürgern,  wie  wir  sie  jetzt  der  Kürze 
halber  bezeichnen  wollen,  hat  sich  ein  Rest  des  alten  Volksheeres, 
das  auf  der  allgemeinen  Dienstpflicht  beruhte,  erhalten6).  Wir  haben 
es  hier  mit  keiner  Neubildung,  sondern  mit  dem  Reste  einer  das  ganze 
Volk  umfassenden  Institution  zu  thun.  Man  hat  keineswegs,  als  die 
Dörfer  befestigt  oder  mehrere  Dörfer  zu  einer  Stadt  vereinigt  wurden, 
den  Bewohnern  dieser  Städte  den  Kriegsdienst  als  Servitut  auferlegt 
und  aus  nicht-wehrhaften  Landbewohnern  wehrhafte  Städter  gemacht, 
dagegen  würden  schon  die  Worte  Widukind's  sprechen,  daß  Heinrich  I. 
milites  agrarii,  d.  b.  wehrhafte,  heerpflichtige  Dorfbewohner  in  den 
Städten  angesiedelt  habe  7 ),  sondern  es  hat  das  Gegenteil  stattgefunden. 
Die  Stadtbewohner  haben  die  alte  Wehrhaftigkeit  des  Volksheeres, 
die  sich  jetzt  in  der  Verteidigung  der  Stadt  äußert,  bewahrt,  während 
die  Landbewohner  infolge  der  Entwickelung  des  Lehnswesens  und  des 
Ritterwesens  ihr  altes  Recht  bis  auf  einen  ganz  geringen  Rest,  das 
Aufgebot  bei  Landesnot  und  zur  Landhut  verloren  haben8). 

Die  Wehrhaftigkeit  der  Bürger  tritt  in  den  meisten  Stadtrechten 
hervor.   Wachen ,  waken  •) ,  d.  h.  die  Sicherung  der  Mauern,  ist  die 


1)  Vgl.  unten. 

2)  Urknndenboch  von  Braunschweig,  S.  119  M.  LXI  cap.  XXVII  §  222. 

5)  ebenda  XVI  §  45  S.  24,  XXX  §  6  S.  39,  XLI  §  2  S.  40. 

4)  ebenda  XXI  §  2  8.  27.  —  Vgl.  meinen  Aufsatz:  Die  Entwicklung  der  Autonomie 
der  Stadt  Braunschweig.    Zeitscbr.  d  Harzvereta  s,  XXV  8.  306. 

6)  ürkondenboeh  von  Haanover,  8.  10  A.  8  Der  magister  civium,  der  im  Privilig 

von  Wesel  von  1241  erwähnt  wird,  and  den  Retahold  als  Schöffen-Ratsmeister  deutet, 
Ut  nichts  anderes  als  ein  burmeister,  bürraagister ;  Beinhold,  a.  a.  O.  8.  8. 

8)  Vgl.  die  Bemerkung  v.  Maurer's,  a.  a.  O.  I  8.  485  A.  2.  —  Vgl.  oben  8.  174  A.  4. 

7)  Widukind,  a.  a.  O  I  e.  85. 

8)  Jürgens,  Die  Landeshoheit  im  Fürstentum  Lüneburg,  1888,  8.  17.  — Vgl.  von  der 
Rahmer,  Die  Wehrverfassungen  der  deutschen  Städte.  Marb.  Diss.  1888,  8.  8  ff.  Nahmer's 
Arbeit  habe  ich  erst  bei  der  Korrektur  benutzen  können. 

9)  Stadtrecht  von  Wernigerode  (ungedruckt),  §  8.  Ok  en  scal  bir  nemant  malten 
edder  brouweo,  kopen  noch  verkopen,  he  an  sy  denne  borger,  dat  he  schote  und  wake 
inde  do  borgerrecht.  —  Urkundenbuch  von  Halberstadt,  I  N.  694  8.  481.  Wat  leyen 
»in,  de  Halberstad  bewonen  binnen  der  muren,  se  wonen  hir  wur  see  wonen,  dat  da  mid 
ans  to  rathuso  scoten  sctdlen  unde  uns  behulpen  sin  to  eyner  gemeynen  bade,  malk  nach 
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erste  Bürgerpflicht !).  In  Wernigrode  müssen  selbst  Frauen  *),  in  Hameln 
Juden s),  in  Uildesheim  die  in  der  Stadt  wohnenden  Ritter  Wache 
halten4).  Der  Bürger  muß  immer  zu  Kampf  und  Kriegsdienst  bereit 
sein;  er  muß,  wenn  ein  Gerüchte  entsteht6),  auf  dem  Posten  sein. 
„Wer  verweigert  seine  Wacbtpfiicbt  zu  thun,  verliert  in  Lüneburg  sein 
Bürgerrecht*).  Dispensationen  können  nur  im  Wege  des  Privilegs  er- 
langt werden.  Der  Bürger  muß  Waffen  besitzen  und  diese  bei  Strafe 
im  Stande  halten.  So  sagt  das  Halberstadter  Stadtrecht 7 ) :  We  hebben 
vaste  viende,  hirumme  scai  malk  sine  wapene  rede  hebben;  und  ähn- 
lich lautet  ein  Passus  des  Wernigeröder  Rechtes  *) :  we  ok  sine  wapen 
onde  arm  börste  nicht  en  het  alse  de  rad  ome  het  to  gesicht  laten  und 
gesät,  den  scal  me  twingen  mit  sinen  handwerken  und  nerige  also 
lange  wente  he  dat  to  getuget  hebbe. 

In  Hameln  haben  die  Bürger  die  Braugerechtigkeit,  aber  niemand 
durfte  brauen,  he  enhebbe  eyn  eghen  hus  uud  sin  harnsch  9).  Wird 
jemand  in  einer  Stadt  als  Bürger  aufgenommen,  der  zu  arm  ist  sich 
Waffen  anzuschaffen,  so  muß  die  Stadt  ihm  solche  schaffen.  So  sagt 
das  Halberstadter  Stadtrecht 1  °) :  Ok  sint  hir  wat  junger  unde  older 
lüde,  de  dat  burmal  kortliken  gewonnen  hebben,  de  neyne  wapene  hebben. 
We  de  sint,  dat  weten  unse  her  r  eo  wol.  Des  bidden  unse  herren  dat  sek  de 
darup  richten  von  stund  an  unde  kopen  wapene,  we  des  nicht  endeide, 
deme  wolden  unse  herren  selven  wapene  kopen.  Wat  dar  malkeme 
evenst  ane  duncket,  dat  prove  he  selven.   In  Hameln  durften  die  Waffen 


sinnr  moghelicheit,  alse  andere  ante  bürgere  hir  to  wicbelde  don  nach  unser  stad  wilkor« 
unde  wonheyt,  utgenomen  uns«  bern  de  domhern,  de  papheit  unde  er  ghesinde,  guder 
bände  lüde  unde  er  ghesinde;  ebenda  N  476  8.  872,  nocturna  muri  custodia  juxta 
morem  vicinum  Vgl  ebenda  N.  242,  6S0  S  514,  nicht  schoten,  noch  waken  noch 
nen  ne) herrscht  dun.  —  Vgl.  Urkundenbuch  von  Wernigerode,  N  80  8,  44,  Tri 
gegheven  von  scote,  wachte,  von  der  hode,  von  gravenpenninge  unde  von  aller  pleghe  unde 
denste.  des  men  uns  unde  den  borgheren  na  wicbildes  rechte  eder  «onheit  daraf  plich- 
tich  werej  N.  125  8-  71,  Haus  frei  ob  omnibus  angariis,  precariu,  exaccionibus,  murorum 
et  platearum  vigiliis  et  cnstodibus  ac  ab  omnibus  impeticionibus ;  vgl.  auch  N.  108,  411, 
424,  442,  598.  —  Urkundenbuch  von  Quedlinburg,  Bd.  I  N.  87,  exceptio 
omnis  gravaminis  vigiliarum  et  exactionum  ;  vgl.  N.  112.  —  Urkundenbuch  von  Harn  ein, 
N.  206. 

1)  Urkundenbuch  von  Lübeck,  I  11,  cives  civitatem  suam  defentabunt-  —  Urkunden- 
buch von  Magdeburg,  I  N.  100  8.  81,  alii  domi  remanentea  ad  defensionem  invigiiabunt 
—  Vgl.  auch  v.  Maurer,  a.  a.  O.  8  486.  4  n.  A.  2,  486  u.  A.  8-6. 

2)  Urkundenbuch  von  Wernigerode,  N.  602  8  V88,  Grete  Kollagen  ist  frei  von  allen 
Stadtlasten  uthgenomen  de  wachte,  de  se  holden  schullen  alse  ere  neybere  boven  nnde 
benedben  don  muten. 

3)  Urkundenbuch  von  Hameln,  N.  199,  212,  358.  Gewöhnlich  wird  von  den  Juden  eine 
Abgabe  denarii  pro  custodia  nocturnali  bexahlt  —  Urkundenbuch  von  Quedlinburg, 
I  N.  61. 

4)  Urkundenbuch  von  Hildesheim,  I  N.  521. 

6)  Urkundenbuch  von  Braonschaeig,  N.  63  §  144  8.  75. 

6)  v.  d.  Nahmer,  a.  a.  O.  8  4. 

7)  Urkundenbuch  von  Halberstadt,  I  Stadtrecht  §  20  8.  574.  —  Wismarer  Recht, 
8.  16.  1871.  —  Kraut,   8tadtrecbt  von  Lüneburg,  8.  34,  9. 

8)  Wernigeröder   Stadtrecht   (angedruckt).    —    Urkundenbuch    von  Braunschweig, 
8.  47  §  61,  8  67  §  69,  8.  136  §  101. 

9)  Urkundenbuch  von  Hameln,  8.  604.  —  Donat.  §  221. 

10)  Urkundenbuch  von  Halberstadt,  Bd.  I ;  Stadlrecht  §  20  B  S.  574. 
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weder  abgepfändet  noch  verpfändet,  verliehen  oder  verkauft  werden  1  )• 
In  einzelnen  Städten  finden  daher  Revisionen  der  Waffen  statt9). 
Später  tritt  an  Stelle  der  Wachtpflicht s)  eine  Abgabe,  die  denarii  pro 
vigilia  nocturnali,  die  wachtepenninge,  wekenpenninge 4).  In  vielen 
Städten,  namentlich  in  den  niederdeutschen  Städten  unterliegen  die 
Waffen,  die  als  Heergewäte,  Hergewede,  fierwede  bezeichnet  werden, 
einer  besonderen  Erbfolge 5).  Sie  fallen  an  den  nächsten  Verwandten 
von  der  Schwertseite«  Ist  kein  solcher  vorbanden,  so  fällt  das  Heer- 
gewäte als  erbloses  Gut  an  den  öffentlichen  Richter,  den  Vogt 6),  der 
ursprünglich  der  königliche  Befehlshaber  der  Stadt  war.  Nach  aus- 
wärts, also  außerhalb  die  Mauern  der  Stadt,  darf  das  Heergewäte  ur- 
sprünglich nicht  gegeben  weiden.  Später,  als  sich  der  Begriff 
des  Heergewätes  erweiterte  und  darunter  außer  der  Waffenrüstung 
vielerlei  andere  Dinge,  wie  das  beste  Roß,  das  Feldbett,  die  Feldtoilette, 
schließlich  sogar  das  Handwerkszeug  und  alle  Gegenstände,  die  der 
Mann  ausschließlich  im  Gebrauch  hatte,  verstanden  wurden7),  trat 
eine  Milderung  ein. 

Es  können  jetzt  auch  Schwertmagen,  die  nicht  in  der  Stadt  wohnen, 
die  Erbschaft  gegen  eine  Abgabe,  die  an  den  Vogt,  den  öffentlichen 


1)  Urkundenbuch  von  Hameln,  S.  572,  Donat.  §  34.  Ok  so  hebbet  syk  de  rat  vor 
drechen  beyde  olt  unde  nye.  dat  mallek  syne  wapene  hebben  scal  twischen  hir  unde 
»rnt«  Wolborges  daghe,  dar  men  malken  up  sathegen  wel,  dat  wyllemen  malken  iu  syn 
1  is  onbeden ;  ok  en»cal  neyment  neyn  wapen  af  panden  dem  anderen.  Ok  enscal  neyment 
ghelt  uppe  wapen  pande  don,  be  sy  jode  edder  kerstyn ;  ok  so  en  scalmen  utwert  neoe 
«tpeo  vorkopen  noch  vorlenen ;  we  dyt  dede,  de  scolden  dem  rade  gheven  */»  punt,  des 
entcalmen  ome  nicht  taten.  Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in  Mahldorf,  München, 
Dortmund,  Goslar  (Statuten  S.  6,  16),  Nürnberg,  Wismar,  Groningen.  —  Vgl.  v.  d.  Nah- 
mer,  a.  a.  O.  S.  8. 

2)  Frensdorf,  Hansische  Geschichtsbilder,  III  S.  131  ;  Urteilsbucb,  N.  97. 

3)  Urkundenbuch  von  Quedlinburg,  I  S.  61. 

4)  v.  Maurer,  I  8.  508  —  Gengler,  StadtrechUaltertamer,  8.  22.  —  Urkundenbach 
<on  Halberstadt,  Bd.  1  N.  242  8.  189,  ab  omni  iure  civili,  quod  vulgariter  dicitur  bur- 
rreht,  videlicet  exaetionibus,  quaa  vicini  super  se  facere  consueverunt,  et  contribationibus, 
qu«  vocantur  wekenpenninge  in  vulgari,  vigiliis  ac  denariis  vigilum,  immo  a  custodiis 
*»lte  deineeps  sint  libere  et  immunes  |  ebenda  N.  616  8.  409,  scal  he  us  vorschoten 
aude  wekenpenninge  gheven  na  wouheit  unde  na  settingbe  unser  stad.  —  Urkundenbuch 
»on  Hannover,  I  8.  58  N.  56,  mercedes  fossorum  et  vigilum.  —  Urkundenbuch  von 
Wernigerode,  N.  189  S.  115. 

6)  Ueber  Heergewäte  vgl.  Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechtes,  II  §  192 
»•  617,  341.  —  Schroeder,  RechUgeschichte,  8.  424  u.  A.  16.  —  Meinen  Aufsatz  Auto- 
nomie der  Stadt  Braun»chweig,  a.  a.  O.  S.  299.  —  Ueber  das  Vorkommen  der  besonderen 
Vererbung  von  Heergewäte  und  Gerade  vgl.  Schroeder,  a.  a.  O.  8.  699  A  214. 

6)  Urkundenbuch  von  Bremen,  I  N.  299  8.  337,  herwede  sunder  schwertmagen  bort 
■nten  gnedigen  herrn  und  sinen  vagede  to  |  N.  65  S.  71.  —  Urkundenbuch  von  Braun» 
Khweig,  II  8.  5  |  43,  Swelich  man  en  herwede  left,  is  he  dar  iegenwarde  de  it  hebben 
mI,  man  sal  it  ime  antwarden.  Ne  is  be  in  deme  lande  nicht,  man  sal  it  don  in  gemene 
haut  jar  und  dach,  unde  of  he  nicht  kome  so  sal,  it  de  voget  hebben  sunder  harnasch, 
du  wert  de  erven,  de  stad  mide  to  hodene 

7)  Nach  der  ältesten  Erwähnung  des  Heergewäte  in  der  lex  Angl,  et  Wer.  81  be* 
»t«ht  dasselbe  aas  dem  Harnisch  —  ad  quemeunque  hereditas  terrae  pervenerit,  ad  illum 
»Mb  bellica,  id  est  lorica,  et  altio  proximi  et  solutio  leudis  debet  pertinere.  Nach  dem 
&*eh*cnspiegel  besteht  das  Heergewäte  aus  folgendem:  dat  sverd,  unde  dat  best«  ors 
oder  perd  gesadelet  unde  dat  beste  hämisch,  berpole  (Heerpfuhl,  Feidbett),  en  discblaken, 
t*el  beckene  und  ene  doelen.    Später  kam  viele«  biniu,  wie  Ssp.,  I  22  §  4,  andeutet. 

Mtte  Fol«-.  Bd.  VI  (LX1).  12 
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Richter,  bezahlt  wird,  dat  stucke  neyst  dem  besten,  antreten1).  In 
einzelnen  Stadtrechten  werden  Vorsichtsmaßregeln  getroffen,  damit  das 
Heergewäte  nicht  in  falsche  Hände  kommt.  Nach  braunschweigischem 
Rechte  darf  kein  Höriger  —  eyn  lad  offte  eyn  eghen  man  —  ins  Erbe 
treten').  In  Halberstadt3)  behält  sich  der  Rat  bei  jedem  einzelnen 
Fall  vor4),  was  er  thun  will.  Der  Regel  nach  soll  der  Auswärtige  in 
Halberstadt  Bürger  werden,  um  das  Erbe  antreten  zu  können.  In 
Lüneburg  treten  die  Töchter  vor  den  Auswärtigen  ins  Erbe4).  In 
Braunschweig  6 )  werden  bei  Heimfall  des  Heergewätes  an  den  Vogt  oder 
bei  Erbschaft  eines  Auswärtigen  der  Harnisch,  die  eigentliche  vestis 
bellica  und  später  Waffen  und  Harnisch,  aus  der  allgemeinen  Masse 
des  Heergewätes  ausgeschieden;  dieselben  bleiben  den  Erben,  d.  h. 
den  Töchtern,  später  fallen  sie  dem  Rate  zue). 

In  späteren  Zeiten  machte  sich  die  besondere  Erbfolge  des  Heer- 
gewätes wie  der  Gerade  oft  unangenehm  geltend.  In  vielen  Städten 
suchte  man  daher  durch  königliches,  resp.  fürstliches  Privileg  diese 
besonderen  Erbfolgen  abzuschaffen7). 

Die  Sondererbfolge8)  des  Herwede  und  auch  der  Gerade  geht 
nicht  auf  hof rechtliche,  also  unfreie  Institutionen,  denn  nach  dem 
Braun  Schweiger  Stadtrecht  kann  ein  Höriger  nicht  Heergewäte  erben  '), 
sondern  auf  das  alte  Volksrecht  zurück.  Sie  wird  zuerst  in  der  lex 
Angl,  und  Werin  31  erwähnt10).  Erhalten  hat  sich  im  Mittelalter 
dies  Recht  nur  in  Niedersachsen11)  und  zwar  nur  bei  den  wehrhaften 
Ständen  des  Volkes,  bei  den  Rittern  und  Bürgern.  Als  die  Landbe- 
wohner das  Waffenrecht  verloren  und  zu  Bauern  wurden,  gingen  sie 


—  Vgl.  Urkundenbuch  von  Brauuschweig,  XVII  S  27,  LXI  c»p.  XV  §  131  8.  HJ.  — 
La  band,  Magdeburger  Rechtsquellen,  8.  21  §  55 — 58t  and  Privileg  der  Stadt  Huden  toq 
1310.  —  Selbem,  Urkundenbuch  von  Westfalen,  II  N.  540  Art.  45  ff.  —  Heuler, 
Institutionen,  II  S.  618. 

1)  Urkundenbach  von  Braunschweig,  II  8.  7  §  44,  VI  §  44.  8wa«  so  binnen  der 
mureu  bestirft  rede  oder  herewede  dar  ne  heuet  de  voget  nen  recht  an,  man  ne  gene  it 
buteo  de  stat,  so  es  des  vogedes  dat  stucke  neist  dem  besten. 

2)  ebenda  LXI  cap  XV  §  130  8.  118.  eyn  lat  offte  eyn  eghen  man  mach  nycht 
nemen  herwede  noch  erue  eynes  borgbers  in  der  stad. 

8)  Halberstidter  Urkundenbuch,  I  S.  582  §  67.  unde  dem  silven  gelick  enscal  Dement 
budelinge  herwede  noch  rade  ntluden  von  sek  don,  he  endo  dat  nnsen  bern  vritlick,  dat 
se  boren,  wo  dat  gescapen  sy;  ebenda  8.  576  §  34. 

4)  Kraut,  Luneburger  Stadtrecht,  8.  5. 

6)  Braunschweiger  Urkundenbuch,  II  §  48,  LXI  $  127,  XVI  §  19. 

6)  Ueber  Auslieferung  eines  Heergewätes  in  Magdeburg  an  einen  Braunschweiger 
Bürger  vgl.  Urkondenbnch  von  Magdeburg,  N.  594  8.  882. 

7)  Urkundenbuch  von  Hannover,  8.  15  N.  13  (1254),  nos  tarnen  inspectis  magnis 
obsequiis  dilectonim  burgensiom  .  .  .  jus  illud  deponendum,  statuentes  et  mandantes, 
qnatenas  dicti  burgenses  inter  se  infra  civitatem  neque  rathe  neque  herewede  nec  accipiant 
nec  dent,  et  neutrum  illorum  debent  presentare  extra  civitatem  alicni  neque  dar«.  —  Ur- 
kundenbuch von  Hameln,  S.  391  N.  518.  —  Bremisches  Urkundenbuch,  I  N.  103  8.  122 
u.  A.  1. 

8)  Vgl.  meinen  Aufsata:  Entwicklang  der  Autonomie  der  Stadt  Braunschwelg,  ».  a.  0. 
8.  288. 

•)  Urkundenbuch  von  Braunschweig,  XLI  §  131. 

10)  Hensler,  Institutionen,  II  8.  617. 

11)  Vereinselt  kommt  es  auch  anderwärts  vor.  —  Schroeder,  a.  a.  O.  8.  699  A.  214 
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auch  dieser  Sondererbfolge  verlustig.  Der  Sachsenspiegel  kennt  die 
Erbfolge  des  Heergewäte  nur  bei  dem  Ritterstande:  Je  welk  man  von 
ridderes  art  erft  ok  tvier  wegene:  dat  erve  an  den  nesten  evenbürdigen 
mach,  sve  de  is,  unde  it  herwede  an  den  nesten  svert  mach.  Svelk 
man  von  ridderes  art  nicht  ins  an  deme  to  stat  des  herschildes,  de  let 
hitider  ime  erve  to  nemene,  svenne  he  stirft,  unde  neyn  herwede  *)• 
Da  die  Bürger  auch  dieser  Sondererbfolge  unterliegen,  so  stehen  die- 
selben mit  den  Rittern  auf  gleicher  Stufe. 

Diese  Parallele  des  älteren  Bürgerstandes,  der  wesentlich  kriegerisch 
war,  mit  den  Rittern  zeigt  sich  noch  in  anderen  Punkten,  so  in  der 
Freiheit  vom  Schoß,  die  viele  alte  Städte  besitzen. 

Der  Schoß  ( be.de,  exactio,  pernio,  precaria,  schaff,  schätz,  sc  hat. 
»cot,  stiura,  tallia)  ist  eine  Steuer,  die  an  den  Landesherrn ,  der  als 
Inhaber  der  gräflichen  Rechte  auch  im  Besitz  des  Heerbannrechtes 
ist,  als  Ersatz  für  nicht  mehr  geleistete  Kriegsdienste  gezahlt  wird. 
Wer  Kriegsdienst  leistet,  ist  frei  vom  Schoß,  und  wer  keine  Kriegs- 
dienste leistet,  muß  die  Steuer  bezahlen.  Der  Schoß  ist  gewisser- 
maßen ein  Schutzgeld,  das  die  nicht-wehrhaften  Landesbewohner  dem 
Landesherrn  für  den  Schutz  und  die  Pflege  zahlen,  die  derselbe  ihnen 
zu  teil  werden  läßt3).  Die  nicht- wehrhaften  Einwohner  des  Landes 
werden  daher  Pfleghafte,  Vogteileute,  homines  advocaticii,  Schatzleute 
genannt*).  Diese  Steuerpflichtigen  werden  vor  allem  von  den  Landbe- 
wohnern, den  Bauern,  gebildet,  die  bei  Entstehung  der  Ritterheere  und 
der  Städte  ihr  Waffen  recht  verloren.  In  Gegensatz  zu  ihnen  stehen 
die  wehrhaften  Stände,  die  Ritter  und  die  Bürger.  Folglich  bezahlen 
Ritter  und  Bürger  keinen  Schoß.  Diese  Schoßfreiheit  ist  nun  nicht  im 
Genuß  aller  Städte.  In  späterer  Zeit  bezahlen  eine  große  Menge  von 
Städten  an  den  Landesherrn  dieselbe  Steuer,  wie  die  Dörfer  des  Terri- 
toriums, so  daß  es  fast  scheint,  als  sei  die  Zahlung  des 
Schosses  das  Regelmäßige,  die  Nichtzahlung  etwas 
Außergewöhnliches,  als  seien  die  Bürger  ebenso  gut  Vogteileute 
wie  die  Bauern  6).  Die  Lösung  dieses  Dilemma  ist  sehr  einfach.  Die 
schoßzahlenden  Städte  sind  meist  jüngere  Städte ;  und  diese  jüngeren 
Städte  waren  noch  Dörfer,  als  der  Schoß  in  dem  Territorium  denjenigen, 
die  nicht  Kriegsdienste  leisteten,  auferlegt  wurde 6).  Bei  der  Erhebung 
zur  Stadt  und  der  Uebernahme  der  Verteidigungspflicht  seitens  der 

1)  8sp.  Landrecbt,  ed.  Homeyer,  I  27.  2  8.  60.  Der  vermehrte  Sachsenspiegel  kennt 
die  Sondererbfolge  des  Herwede*  bei  Bürgern.  Vgl.  Göschen,  Goslarer  Statuten,  S.  168. 

2)  v.  Below,  Aufs.  I.  Histor.  Zeitscbr ,  §  8  8.  196  ff.  —  t.  Below,  Landstand. 
Verfassnag  von  Jülich  nnd  Berg,  I  8.  88,  III  8.  &  —  Zentner,  Stidtestenern.  —  Waitz, 
Verfassoogsgeschichte,  4.  8.  119,  171  ff.  —  Hein  Aufsat«:  Entstehung  der  Stadt  Brann- 
schwei K.  a   a.  O.  S.  17. 

8)  Vgl.  Caesarii  vita  8.  Engelbertl :  sine  pecuniis  pacem  se  non  facere  posse  in 
terris,  antwortete  Ersbischof  Engelbert  von  Köln,  als  man  ihm  die  exaetiones  in  populoro 
tibi  subjectum  vorwarf.  —  Böhmer,  F.  P.  II  8.  802;  vgl.  auch  ebenda  8.  291. 

4)  v.  Below,  Bist.  Zeitschr.,  58  8.  197.  —  8chroeder,  a.  a.  O.  8.  433  ff. 

5)  So  Schroeder,  a.  a.  0.  8.  598;  vgl.  auch  8.  433. 

6)  Vgl.  Entstehung  der  Stadt  Braunschweig,  a.  a.  O.  8.  17.  8o  bezahlt  Altstadt-, 
Hagen-,  Neustadt  Braunschweig  keinen  Schofs,  wohl  aber  die  jüngeren  Gebilde  Wik  und 
Sack.  —  v.  Below,  Histor.  Ztsehr.  58  8.  197. 
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Einwohner  hatte  diesen  Orten  eigentlich  Freiheit  vom  Schoß  erteilt 
werden  müssen.  Vereinzelt  ist  dies  auch  der  Fall  gewesen ,  oder  die 
Steuer  doch  vermindert  worden  1).  In  der  Regel  waren  die  Fürsten  aber 
nicht  geneigt,  auf  ein  einträgliches  Recht  zu  verzichten.  —  Meist  hatte 
man  wohl  den  Zusammenhang  zwischen  Kriegsdienst  und  Schoß- 
freiheit vergessen.  —  Sie  haben  im  Gegenteil  immer  nach  einer 
Gelegenheit  gesucht,' auch  den  nicht  schoßpflichtigen  Städten  die  Ab- 
gabe aufzuerlegen.  —  Ein  gewisser  Zusammenhang  zwischen  Schoß- 
Freiheit  und  Kriegsdienst  macht  sich  übrigens  auch  in  späterer  Zeit 
geltend.  So  erhalten  einige  klevische  Städte  Schoßfreiheit  gegen  die 
Verpflichtung  einer  mehrwöchentlicheo  Kriegshilfe  auf  ihre  Kosten*). 

Ritterstand  und  Bürgerstand  sind  auch  darin  in  Parallele  zu  stellen, 
daß  beide  eine  große  Anzahl  Hörige  und  Unfreie  in  ihre  Reihen  auf- 
genommen und  denselben  die  Freiheit  verschafft  haben.  In  beiden 
Fällen  ist  die  Freiheit  durch  die  Ausübung  des  Kriegs-  und 
Waffendienstes  erlangt. 

Vielleicht  steht  auch  der  Wortzins8),  die  Grundrente,  die  in 
vielen  Städten  bezahlt  wird  und  welche  ganz  im  Gegensatz  steht 
zur  Zinsleihe  des  Landrechts,  die  eine  persönliche  Abhängigkeit 
des  Beliehenen  begründete,  welche  zur  Vogtei  und  weiter  zur  Hörig- 
keit führte,  in  Beziehung  zum  Lehnswesen.  Ebenso  wie  den  Rittern 
Burgen  oder  nur  Häuser  in  Burgen  überlassen  werden  gegen  die 
Verpflichtung,  dieselben  zu  verteidigen,  so  ist  vielleicht  auch  in 
älterer  Zeit  den  in  die  Stadt  Einwandernden  Grund  und  Boden  zum 
Eigentum  überlassen  gegen  die  Verpflichtung,  die  Stadt  zu  verteidigen. 
Auch  in  jüngerer  Zeit  kommen  solche  Auflassungen  von  Grundstücken, 
namentlich  in  Kolonialgebieten,  vor.  Als  man  später  nicht  mehr  nötig 
hatte,  Einwanderer  heranzuziehen,  als  der  W  ert  des  Bodens  stieg  und 
Fürsten  und  Private  ihre  Einkünfte  zu  heben  suchten,  ging  man  nicht 
mehr  so  freigebig  vor,  sondern  verlieh  Grundstücke  nur  noch  gegen 
Zins4).  Besonders  Klöster  und  Bürger  haben  so  ihren  in  der  Stadt 
liegenden  Grundbesitz  zu  verwerten  gewußt. 

Auch  die  Lehnsfähigkeit  der  Bürger  läßt  auf  eine  gewisse  Gleich- 
stellung zwischen  den  Rittern  und  den  Bürgern  schließen.  Der^Sachsen- 
spiegel  spricht  den  Bürgern  zwar  die  Lehnsfähigkeit  ab6),  aber  in 
Wahrheit  sind  die  Bürger  der  meisten  alten  Städte  lehnsfahig  ge- 
wesen6).  In  den  Stadiprivilegien  ist  vom  Lehngut  die  Rede7).  Schon 

1)  v.  Below,  Die  direkten  Steuern  in  Jülich  uod  Berg,  S.  22.  —  Niepmann,  Staate- 
Steuern  in  Cleve  und  Mark,  8.  1  ff.  —  Jürgens,  Landeshoheit  im  Fürstentum  Lüneburg,  S.  70. 

2)  Niepmann,  a.  a.  0.  8.  16  ff. 

3)  Vgl.  meinen  Aufs  :  Entwicklung  der  Autonomie  der  Stadt  Brannschweig,  a.  a.  O- 
8.  7.  —  Schnieder,  a  a.  O  8.  599,  677.  Litteratur  ebenda  S.  599  A  65. 

4)  Dies  zeigt  sich  deutlich  in  den  einzelnen  Weichbilden  der  Stadt  Braunscbweig. 
6)  Sachsenspiegel,  Lehnrecht  ed.  Homeyer,  II  1  8.  142     Papen,  wif,  dorpere,  kop- 

lfide  nnde  alle  die  rechtes  darvet  oder  unecht  geboren  sin  unde  alle  die  nicht  ain  von 
ridderes  art  von  vader  unde  von  eldervader,  die  solen  lenrechtes  dnrven. 

6)  v.  Maurer,  a.  a.  O.  II  8.  206  A.  10  ff.  —  Dürre,  Gesch.  d.  8tadt  Braunscbweig. 
8.  126  ff,  136.  —  M.  Göschen,  Goslarer  Statuten,  8.  214;  Kaiserrecht,  IV  1. 

7)  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  I  N.  490  8.  315,  N.  567  8.  364.  —  Urkunden- 
buch  von  Bremen,  I  N.  172  8.  205.    Vgl.  unten  8.  22  A.  5.  —  Urkunden  buch  von 
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1304  erhält  Braunschweig  ein  ausdrückliches  Privileg  zu  Gunsten 
börgerlicher  Afterlehner.  Noch  bezeichnender  ist  das  Privileg  der- 
selben Stadt  von  1323 :  Wj  ne  willet  dhes  ok  nicht,  dath  unser  Denest- 
manne  jenich  jeneghen  unser  borghere  to  Bruneswic  mit  lengude  wise 
an  enen  anderen  herren,  de  beneden  eme  si,  dhes  wille  wj  em  erstan, 
also  verne  alse  ith  recht  is.  Wj  dovt  en  ok  dhe  gnade,  welk  borghere 
gud  hedde  to  lene  van  unseme  denestmanne,  storve  de  ane  erven,  so 
scolde  dhe  borghere  volghen  an  uns,  unde  wj  woelden  en  belehnen  mit 
dheme  sulven  gude  umme  mogelicke  vruntscap  l).  Nach  einem  Privi- 
leg Ludwigs  des  Bayern  für  Goslar  sind  die  Bürger  im  Besitze  des 
Heerschildes,  sie  sind  also  den  Rittern  ebenbürtig.  Die  bezeichnende 
Stelle  der  Urkunde8)  lautet:  Volentes  praeterea  eos  in  ipso  jure  Heer- 
schild nuneupato,  quoad  omnia  feoda  tarn  a  dominis  superioribus  ad 
quoscunque  per  alieujus  sui  inferioris  obitum  devoluta  fuerint,  reci- 
pienda,  habenda,  tenenda,  habiles,  dignos  et  incolumes  observari  etc. 
Vos  attente  requirimus  presentibus  et  rogamus  vobis  universis  et  sin- 
gulis  sub  obtentu  gracie  nostre  preeipiendo  mandantes,  ut  si  qui  te- 
merario  ausu  aliquo  premissorum  presumpserit  contraire  vel  saepedictis 
Goslariensibus  occasione  Heerschildes  quo  eos  Semper  gaudere 
volumus  molestaverit,  quovis  modo  bannum  imperialem  gravem  nostre 
iodignationis  offensam  se  n overint  ineursuros  etc. s). 

Der  Charakter  der  Stadt,  wie  der  Einwohner  ist  in  ältester  Zeit 
ein  wesentlich  kriegerischer.  Daher  finden  sich  die  mancherlei  Aehn- 
lichkeiten  mit  dem  Ritterstande,  daher  werden  ursprünglich  Ritter  und 
Bürger,  die  Bewohner  und  Verteidiger  des  befestigten  Ortes  und  des 
befestigten  Hauses  mit  demselben  Namen  als  burgaere,  burgenses  urbani 
bezeichnet  4).  Bürger  und  Ritter  bilden  die  neue  Heeresorganisation, 
die  einen  sind  die  Festungstruppen  und  verteidigen  die  neu  ge- 
schaffenen Festungen  des  Landes,  die  anderen  ziehen  als  Reitertruppen 
zu  Felde5 ). 

Die  ständige  Besetzung  ständiger  Festungen  ist  etwas  Neues6). 
Die  ältere  Zeit  kennt  keine  solchen  ständig  bewohnten,  im  steten  Vertei- 
digungszustand befindlichen  Festungen 7).  Sie  kennt  nur  Zufluchtsorte,  die 
im  Falle  der  Not  aufgesucht  wurden.  Solche  Orte  erwähnt  schon  Caesar8). 


buch  von  Braunacbweig,  XXI  §  8  8.  39.  —  Urkundeobucb  von  Wernigerode,  8  182 
N.  292.  —  In  Lüneburg  sind  Bürger  im  Besitz  von  Burgleben.  Urkundenbucb,  I  N.  218 
S.  121,  N.  322  8.  186,  N.  897  8.  226. 

1)  Urkundenbucb  von  Brsunschweig,  N.  18  8.  25,  N.  25  8.  32. 

2)  Abgedruckt  bei  Göschen,  m.  a.  O.  8.  215. 

3)  Vgl.  auch  Bremisches  Urkundenbucb,  I  8.  80  N.  28,  proconsules  et  cousules 
i peius  civitatis  Bremensis  dignos  faeimus,  hanc  gratiam  et  libertatem  eis  dantes  et  con- 
cedentes,  ut  se  ac  eorum  vestes  et  indumenta  duro  et  vario  opere,  ut  miiitibns  est  conces- 
s am,  possint  et  valeant  adoroare  et  adornatum  ferre.  Die  Urkunde,  eine  Fälschung,  aus 
dem  Jahre  1300,  zeigt  die  Ansprache,  die  das  Bürgertum  auf  Gleichstellung  mit  den 
Rittern  machte.  —  Vgl.  auch  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  Bd.  I  N.  458. 

4)  Vgl.  oben  8  11     Grimm,  Wörterbuch.  —  v.  Below,  Ursprung  etc.  8.  20. 

6)  In  Bezug  auf  die  Gleichstellung  von  Rittern  und  Bürgern,  vgl.  Bremisches  Ur- 
kundenbucb, I  N.  28  8.  30,  N.  172  8.  204. 

6)  Vgl.  v.  Maurer,  a.  a.  O.  I  8.  21  §  5. 

7)  Tacitus  Germ.,  c  16.  Bist  IV  64.  —  Ammianus  Marcell.,  XVI  c.  2  §  12. 

8)  Caesar  de  bello  Gallico,  VI  10  §  2.    Ueber  den  Begriff  oppidum  vgl.  VII  13,  14 
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Diese  Gauburgen1)  wurden  von  den  Gaubewohnern  im  Stand  er- 
halten. Auch  die  ältesten  Städte  sind,  wie  die  Burgwardver- 
fassung zeigt8),  solche  Gauburgen  und  Zufluchtsstätten,  denn  nur 
so  läßt  sich  die  Unterhaltungs-  und  Yerteitigungspflicht  der  Stadt- 
mauern erklären,  die  den  Umwohnern  der  Stadt  aufgelegt  wurde  *), 
aber  als  neues  Moment  tritt  die  ständige  Besatzung  von  Heerbann- 
leuten —  milites  agrarii  *)  —  in  diesen  Burgen  auf,  denen  als  einzige 
Pflicht  die  Verteidigung  des  ihnen  anvertrauten  Platzes  auferlegt  wird. 
Nach  der  ursprünglichen  Auffassung,  wie  sie  uns  in  den  nord- 
deutschen Städten  Braunschweig,  Lüneburg,  Lübeck,  Bremen,  Magde- 
burg, Halberstadt  u.  s.  w.  vorliegt Ä),  dürfen  sich  die  Bürger  nicht  von 
ihren  Mauern  entfernen.  Später  macht  sich  als  Norm  geltend,  daß 
als  Grenze  die  Tagfahrt  bestimmt  wird0).  Doch  zieht  meist  nur  ein 
Teil  der  Bürger  aus  7).  Auf  dem  Wege  besonderer  Vereinbarung  haben 
sich  die  Städte  ihren  Landesherren  gegenüber  auch  zu  größeren 
Leistungen  verpflichtet  8). 

und  V  27  §  S,  oppidum  Britanni  autem  vocaot  cum  Silvas  impeditas  vallo  atque  fossa 
munieruut,  quo  incursionibus  hottium  vitandae  conveuire  consuerunt.  Auf  Römischem 
Gebiet  haben  die  Germanen  früh  ihren  Abscheu  gegen  die  Städte  aufgegeben.  Vgl. 
Schroetter.  Rechtsgeschicbte,  S.  125. 

1)  v.  Maurer,  a.  a.  O   I  S.  8. 

2)  Schwärs,  a.  a  O.  S.  20 

3)  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  Bd  1  N.  10  S.  6.  -  v.  Maurer,  a.  a.  O.  I  S.  124,  491. 

4)  Widnkind,  I  c.  36. 

5)  Braunschweig,  Lüneburg.  Lübeck,  Bremen  kennen  keine  Verpflichtung  sur  Heeres- 
folge, ebenso  Magdeburg,  Halberstadt,  Quedlinburg,  Wernigerode  —  Urkundenbach  Ton 
Braunschweig,  XIV  S.  18.  —  Sudendorf,  Urkundenbuch,  III  S.  294.  —  Vgl.  Jürgen», 
Landeshoheit,  S.  17.  —  Urkundenbuch  von  Lübeck,  I  S.  11,  civesjam  dlcte  civitatis  nullnm 
ezpeditionem  ibunt,  sed  civitatem  suam  defensabuot.  —  Urkundenbuch  v.  Bremen,  I 
S.  205  N.  172.  Item  cives  Bremenses  mercatores  non  tenebuutur  ad  archiepiscopi 
Bremensis  ezpeditionem,  ni  volaerint,  exceptios  Ulis  mercatoribus,  qui  vel  tamquam 
ministeriales  vel  tamquam  homines  ecclesie  ab  ecclesia  sint  infeodati,  quorum  quilibet  ad 
ezpeditionem  evocatus  servitium  suum  per  unum  hominem  poterit  redimere  competenter 
armis  instructum.  —  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  N.  100  S.  62.  Si  etiam  forte  ad 
deprimendum  aliquornra  forte  predouum  audaclam  aut  pro  de  fensione  patriae 
vestram  forte  indizeritis  ezpeditionem  de  ipsa  civitate  ad  serviendum  vobis  quadraginta 
viri  bene  cum  armaturis  suis  praeparati  et  servi  ipsorum  emitteutur  et,  si  necesse  fuerit, 
in  ezpensa  civitatis,  alii  vero  domi  remanentes  ad  defensionem  civitatis  invigilabunt.  — 
Urkundenbuch  von  Wernigerode,  N.  357  S.  217  —  Vgl.  auch  Goslarer  Hecht  v.  1219.  — 
Göschen,  Statuten,  S.  113.  Ipsi  quoque  burgenses  Goslariae  cum  nullo  principe  contra 
nimm  principem  contendere  debent  seu  guerram  nec  cumaliquo  bellicam  movcbunt  ezpedi- 
tionem, nisi  pro  deiensione  patriae  ad  locum  qui  dicitur  Hildegesborgh,  ibique  quatuoor- 
decim  diebus  in  propriis  permanebunt  czpensis.  —  Stadtr.  von  Huy  von  1066.  — 
Waitz,  V.  G.  7  S.  426  adjectum  est,  quod  Hoyenses  armatam  militiam  nullatenus  sequan- 
tur,  nisi  Leodinenses  praefixa  die  belli  usque  in  octavam  eos  praecesserant  —  Von  den 
LQneburgischen  Städten  ist  nur  Uelzen  sur  Ueeresfolge  verpflichtet  —  nach  Gewohnheit  — 
Jürgens,  a.  a.  O.  S.  17  A.  3;  Urkundenbuch  von  Hildesheim,  I  N.  122 

6)  Stadtrecht  von  Freiburg,  §  36.  —  Gengier,  a.  a.  O.  8.  128.  Burgenses  non 
tenentur  ire  cum  domino  in  ezpeditione,  nisi  iter  unius  diel,  ita  tarnen,  quod  quilibet 
sequenti  nocte  possit  ad  propria  rcmeare  -  Stadtrecht  von  Wien,  Lambacher,  II  12  u. 
1 59,  ut  eo  die,  quo  clara  Iuce  de  suis  domibus  ezierint,  cum  splendore  solis  regredi  per- 
raittantur,  vgl.  v.  Below,  Hist.  Zeitschr.  8.  238,  v.  Maurer,  I  S.  489.  —  Stadtrecht  von 
Wesel,  §  11,  Gengier,  a.  a.  O.  8  624. 

7)  v  Maurer  a.  a.  O.  I  S.  488.  —  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  N.  100. 

8)  So  die  klevischen  Städte.  NMepmanu  a  a.  O.  S.  16.  Braunschweig  schliefst  förm- 
liche Bündnisse  für  jeden  einseinen  Fall.    Urkundenbuch  N.  14  8.  18. 
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An  der  Spitze  der  Stadt  und  der  Stadtgarnison  steht  in  älterer 
Zeit  —  und  das  erklärt  besonders  ihren  militärischen  Charakter  — 
ein  militärischer  Beamter1),  ein  praefectus  * ) ,  advocatus9),  vogt4), 
Burggraf6),  Wichgraf,  Stadtgraf6).  Dieser  Stadtkommandant  ist  ein 
Unterbeamter  des  Grafen  und  übt  später,  nach  Entstehung  des  be- 
sonderen Stadtgerichtsbezirkes,  neben  der  militärischen  meist  auch 
richterliche  Befugnisse  aus.  In  älterer  Zeit  ist  dieser  Beamte  immer 
ein  Adliger  oder  Ministeriale.  Dieser  Stadtkommandant  hat  nach  Ent- 
stehung des  Stadtrates  noch  lange  an  der  Spitze  der  Stadt7)  gestanden. 
Man  hat  sich  gewundert,  daß  in  den  Städten  das  Amt  des  Bürger- 
meisters und  Ratsmeisters  viel  später  als  der  Rat  auftritt.  Nun,  die 
Lösung  ist  sehr  einfach :  in  ältester  Zeit  steht  an  der  Spitze  des  Rates 
der  Stadtkommandant.  Hieraus  erklärt  sich  auch,  daß  der  praefectus  oft 
an  der  Spitze  der  Bürger  in  den  Zeugenreihen  der  Urkunden  genannt 
wird 8).  Infolge  der  Entwickelung  der  Autonomie  der  Städte  ist  dieses 
Amt  dann,  zumal  der  militärische  Charakter  der  Städte  immer  mehr 
zurücktritt,  beschränkt.  Schließlich  bleiben  dem  Vogt  nur  noch  richter- 
liche Funktionen.  Folgerichtig  wird  daher  dieser  Beamte  als  Stadt- 
richter, judex  bezeichnet9).  In  späterer  Zeit  brachten  die  Städte  meist 
das  Amt  in  ihre  Hand  und  besetzten  es  mit  Bürgern.  Als  Oberhaupt 
der  Stadt  und  als  Stadtkommandant  tritt  nun  der  Bürgermeister  oder 
Ratsmeister  auf. 


1)  Schroeder,  Rechtsgescbicbte,  S.  593  —  v.  Maurer,  I  472.  —  Waita,  VII  42  ff.  — 
Arnold,  I  121.  —  Heusler,  Stadtverfassung,  52  ff.  —  Nitzsch,  MinUterialität,  144  ff.  — 
Gengier,  Stadtrechtsaltertümer.  —  Eine  Auseinandersetzung  mit  den  Annahmen  dieser 
Forscher  behalte  ich  mir  vor  in  einem  Aufsatz  Uber  Stadtverwaltung 

2)  praefectus,  vgl.  ürkundenbuch  von  Halberstadt,  I  22  8.  29,  60  S.  62  ;  prefectus 
noster  de  Osterwik.  Oer  praefectus  von  Halberstadt  wird  auch  tribunus  plebis  genannt. 
L'rkoodenbuch  8.  2  N.  S  An  in.  —  Vgl.  Schwarz,  S.  21.  —  Ürkundenbuch  von  Magdeburg. 
N.  24  8.  18,  N.  81  8  17.  —  In  Ooslar  wird  ein  procurator  —  Ürkundenbuch  I  N.  164 
8.  200  —  In  Osnabrück  werden  rectores  —  Ürkundenbuch  I  8  98,  264  erwähnt. 

8)  Crkundenbuch  von  Wernigerode,  8.  12  N.  19.  —  Ürkundenbuch  von  Lüneburg, 
N  23,  34,  88,  39,  40,  85,  110.  —  Vgl  Crkundenbuch  von  Hildesheim,  I  N.  209.  — 
Crkundenbuch  von  Hildesheim,  I  N.  23,  N.  73,  advocatus  et  totum  commune  ejusdem 
civitatis,  und  N.  209,  Stadtrecht,  §  22,  advocatus  sine  burgen»ibus  nec  burgense»  sine 
advocato  possunt  aliquid  ordinäre  vel  facere  de  locis  communibus,  quod  dicitur  mende 
—  DSbner,  Stadteprivilegien,  S   19  N  1. 

4)  ürkundenbuch  von  Braunschweig,  N.  2  8  3.  —  Ürkundenbuch  von  Wernigerode, 
ü.  202. 

5)  Ürkundenbuch  von  Magdeburg,  I  31  8    17.  —   v.  Maurer,  I  8.  105,  III  8.  512. 

6)  Ein  Wichgraf  (oder  Stadtgraf)  wird  in  Minden  erwähnt ;  vgl.  Schroeder,  Aeltestc 
Verfassung  der  Stadt  Minden,  8.  11.  —  WOrdtwein,  subs.  dipl  X  47,  59.  —  Falke,  trad. 
Corbej.  8.  852,  853.  —  Treuer,  Münchhausen,  II  14,  83  —  Andere  Bezeichnungen  sind 
Stadtgraf  (Höxter,  Minden).  Gograf  (Herford),  Dinggraf  (Borken,  Lacomblet,  II  821), 
Tongraf  (Höxter),  Wikvogt  (Stade),  vgl  v.  Maurer,  III  S.  512. 

7)  Schwarz,  a.  a.  O.  8.  21. 

8)  Vgl.  A.  8.  —  ürkundenbuch  von  Lüneburg,  N.  85,  86,  HO,  113,  148,  154:  von 
Büdesheim,  N.  74,  209  §  11,  I.  —  ürkundenbuch  von  Braunsihweig,  Bd.  I  N.  1  8.  1, 
N  4  8.  9. 

9)  So  in  den  Braunschweiger  Urkunden.  Vgl.  meine  Aufsätze:  Entstehung  der  Stadt 
Braunschweig,  Entwickelung  der  Autonomie  der  Stadt  Braunschweig.  Vgl.  auch  Hegel, 
Neues  Archiv,  a.  a.  O.  S.  221. 
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Kapitel  II. 

Die  Stadt  als  Friedeort. 

Die  mittelalterliche  Stadt  unterscheidet  sich  ferner  dadurch  ganz 
wesentlich  vom  Dorf  und  von  der  Stadt  der  Neuzeit,  daß  in  ihr  ein  be- 
sonderer Friede  herrscht  In  Süddeutsch! and  wird  deshalb  geradezu  das 
Stadtgebiet  als  Friedekreis1),  terminus  pacis«),  bezeichnet3).  So 
heißt  es  im  Stadtrecht  von  Aarau:  zo  dem  ersten  male  han  wir  in 
gesetzet  unde  zuo  rechte  gegeben,  daz  ir  vriede  kreiz  invanc  hinnan 
hin  iemer  eweclige  marchtes  recht  haben  zol,  nach  der  stat  sitte  unde 
gewonheit 4).  Dieser  Friede,  der  als  Stadt-,  Burg-,  Wich-,  Weich- 
bilds- und  später  auch  als  Marktfriede,  auch  als  treuga  und  bannus, 
bannus  regalis  oder  libertas  schlechthin  bezeichnet  wird  geht  auf 
den  König  zurück.  Er  ist  Königsfriede ,  eine  regia  constitutio6). 
Die  spätere  Zeit,  die  alle  Institutionen  auf  göttliche  Einrichtungen 
zurückführt,  identifiziert  diesen  Königsfrieden  mit  dem  Gottesfrieden,  und 
nennt  ihn  Gottes-  oder  S.  Petersfriede;  so  die  Stadtrechte  von  Mede- 
bach7), von  Goslar8),  von  Erfurt9).  Im  Sächsischen  Weichbilds- 
recht 1  °)  heißt  die  bezeichnende  Stelle :  do  wart  in  sente  Peters  frede 
gewurcht  obir  von  gotis  halben  mit  einem  kreucze.  In  einer  Magdeburger 
Urkunde  von  947  ll),  die  eine  Fälschung  ist,  der  aber  eine  ältere  Ur- 
kunde zu  Grunde  liegen  muß,  wird  in  konsequenter  Weiterbildung 
diese  Friedensverleihung  auf  den  Stellvertreter  Gottes  auf  Erden  und 
auf  den  Nachfolger  S.  Petri,  den  Papst  zurückgeführt:  —  cum  scientia 

1)  Vgl.  meine  Aufsätze:  Entstehung  der  deutschen  Stldte,  ZeiUchr.  f.  Kulturgesch. ; 
SUdrecht  und  Marktrecht,  Jahrb.  f.  Nation alok  ;  Weichbildsrecht  und  Burgrecht, 
Quidde'scbe  Zeitscbr. 

2)  Stadtrecht  von  Aarau  von  128S,  S.  1— S.  —  Oeogler  cod.  jur.  munic.  S.  12.  — 
Rechtsquellen  von  Basel,  I  15,  20  f.  —  Rechtsmitteilung  von  Winterthur  an  Mellingen 
(Gsupp,  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters,  I  139).  —  v.  Wyss,  Zeitschr.  für  schwei- 
zerisches Recht,  XVII  50.  —  Baamann,  Gesch.  des  Allgäus,  I  S22  f.  —  Schreiber,  Dr- 
kundenbuch  der  Stadt  Freiburg,  I  398,  309,  612.  —  Grimm,  D.  W.-B.,  V  2180.  — 
Weinhold,  Ueber  die  deutschen  Fried-  und  Freistätten  (1864)  S.  10.  —  Haltaus,  Glossarium, 
214.  —  Bchroeder,  Rolandssäulen,  1890,  S.  6.  Vgl.  aucb  das  Stadtwappen  von  Freiburg, 
Diplom  v.  1156.  —  Urkundenbuch  v.  Worms.  Gengier  a.  a.  O.  8.  376  §  7.  In  Frank- 
reich heifst  der  Stadtbesirk  pax,  la  paix.  Qui  homme  ocira  dedens  la  paix ,  Hist.  de  Mets 
IV  1  S.  177. 

3}  So  in  Worms,  Regensburg,  Auweiler. 

4)  Geogler,  Cod.  jur.  munic.  I  8.  18.    Vgl.  auch  Stadtrechte  8.  3. 
6)  8ohm,  a.  a,  O.  8.  22  ff.  treuga  8tadtr.  v.  Passau  §  6;  libertas,  Stadtr.  v.  Gre- 
venmakeren, §  7. 

6)  Stadtrecht  von  Allensbach.  —  Schulte,  Zeitscbr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins,  N.  P. 
V.  8.  141.  —  Index  scholarum  Münster  1891  8.  25. 

7)  Gengier,  Stadtrecht«,  S.  283  §  6. 

8)  Göschen,  a.  a.  O.  8.  112. 

•6)  Weistum  v.  Erfurt  bei  Sohra  a.  a.  O.  S.  46. 

10)  Laband,  Magdeburger  Rechtsquellen,  8.  56. 

11)  Urkundenbuch  von  Magdeburg  N.  8  8.  4.  —  Stumpf,  Reg.  N.  146,  setst  die 
Fälschung  ins  Jahr  1490,  doch  ist  die  Urkunde  wohl  älter.  Ich  möchte  sie  in  die  Ent- 
stehungszeit des  Sächsischen  Weichbildsrecbts,  also  um  1300  ansetzen.  Vgl.  Laband, 
a.  a.  O.  8.  48.    Eine  spätere  Ueberarbeitung  ist  niebt  ausgeschlossen. 
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sanctissimi  patris  nostri  pape  Martini,  qui  ad  bec  auctoritate  sua  et 
sancti  Petri  pacem  suam  largitus  est,  quam  et  nos  confirmamus.  Auf 
diese  Anschauung,  daß  der  Papst  der  Verleiher  des  Stadtfriedens  ist, 
ist  zurückzuführen,  daß  sich  die  Städte  später  ihre  Privilegien  vom 
Papste  bestätigen  ließen  l).  Eine  kirchliche  Weihe  einer  Stadt,  die 
von  einem  Bischofausgeübt  wird,  meldet  eine  Halberstädter  Urkunde 
von  1133').  Es  ist  bezeichnend,  daß  auf  diese  kirchliche  Weihe  in 
einer  Urkunde  hingewiesen  wird,  in  der  der  königliche  Vogt  auf  die 
Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  Halberstadt  verzichtet. 

Pleonastisch  nennt  das  Stadtrecht  von  Leobschütz  diesen  Frieden 
pacem  dei  et  domini  regis  et  ipsius  civitatis3). 

Der  König  verleiht  der  Stadt  seinen  Frieden ,  seinen  Bann 4). 
Er  bannt  die  Stadt,  d.  h.  er  verbietet  den  Friedebruch  innerhalb  der 
Stadtmauern  bei  der  königlichen  Bannstrafe  von  60  solidi.  Secundum 
regiam  Constitutionen!  persolvant  (sc.  imperiale  bannum),  qui  furtum, 
rapinam,  invasionem,  lesionem,  molestationem,  percussionem,  invola- 
tionem  infra  terminum  ejusdem  oppidi  facere  presumpserient,  heißt  es 
im  Privileg  von  Allensbach  von  1075 5 ).  Diese  Buße  wird  bei  allen 
Vergeben,  in  furto,  vel  pugna  aut  aliqua  criminali  causa  er- 
hoben, mag  die  Sache  groß  oder  klein  sein,  seu  magna  seu 
parva  res  esset,  60  solidos  comiti  Semper  componere  debuisset  —  aber 
diese  Strafe  darf  nur  in  den  Städten  —  illos  vero  60  solidos  omnino 
interdicimus  nisi  in  publicis  civitatibus  —  erhoben  werden  *).  Worms 
ist  eine  solche  civitas  publica,  und  daher  wird  im  Hofrecht  Bischof 
Burchards  von  Worms  (1023—1025)  für  Vergehen  in  der  Stadt  der 
Königs  bann  angedroht,  während  außerhalb  der  Stadt  geringere  Strafen 
eintreten7).  In  niederdeutschen  Stadtrechten  heißt  diese  Strafe  „dat 
hogeste  wette"8).  Wohnt  der  Friedensbrecher  in  der  Stadt,  so 
verliert  ursprünglich  auch  sein  Haus  den  Königsfrieden,  der  bei 
Eigentumserwerbungen  für  das  Haus  vom  König  oder  dessen  Stell- 
vertreter erworben  werden  muß9).  Es  wird  zerstört 10 ).   Später,  nach- 

1)  Vgl.  ürkundenbuch  von  Braunschweig,  S.  19Ö-197  ,  202,  205,  212,  213,  219, 
213  u.  s.  w. 

2)  Urkaodenbueh  von  Halberstedt,  I  N.  6  8.  5,  quod  b.  memorie  Aroldus  episcopus 
missalibus  indutus  vestibus  multo  cleri  plebisque  comiutu  civitatem  nostram  a  se  con- 
stractain  circnmiens  consecravit  et  ita  banno  et  auctoritate  sua  immunitatetn  sacrorum 
resUuravit  Vgl.  Sazo  annal.  996  8.  691,  civitatem  Halberstadt,  quam  invenit  ex  aoti- 
quitete  collapsam,  renovare  cepit  et  mnltis  civitatibus  incomparabilem  perfecit  atque  .  .  . 
eircueundo  aspersit  et  benedizit  et  suo  banno  civitati  pacem  et  immunitate  insolubili  locum 
Mine  tum  firme  vit    Auch  bei  Waiti,  Verfassungsgeschichte,  VII  8.  379  A.  3. 

31  Gengier  m.  a.  O.  8.  247  §  10. 

4)  Bremisches  ürkundenbuch,  Bd.  I  8.  12  N.  11.    Bannum  et  theoloneum  nec  non 
monetam  .  .  .  prelibaUe  conferimus  sedi.    ürkundenbuch  von  Magdeburg,  Bd.  I  8.  5  N.  10. 
8)  a.  *.  O.  8.  168 

6)  ürkundenbuch  von  Worms,  I  N.  42  8.  32.    Bei  Sohm,  a.  a.  0.  S.  32. 

7)  ebenda  I  8.  39  ff.  §  20,  26,  27,  28. 

8)  ürkundenbuch  von  Braunscbweig,  N.  61  §  56  8.  106.  Wat  dat  wedde  is.  Oat 
hogbeete  wedde  dat  me  weddet  dem  vogbede  dat  syn  Lx  sol,  dat  mynre  »yn  IV.  schil- 
linghe.    Vgl.  Göschen,  Goslarer  8ututen,  8.  84. 

9)  Vgl.  ürkundenbuch  von  Wernigerode,  N.  228  8.  138.  —  ürkundenbuch  von 
Braunschwelg,  N    1  §  10  8.  2,  N.  2  §  64  8.  7. 

10)  Sei« roc der,  Bechtsgeschichte,  8.  74,  703.  —  Stadtrecht  von  Steveren,  Urkunden  xur 
Verfaasungsgescbichte,  N.  9  8.  25.    Vgl.  ürkundenbuch  von  Braunsehweig,  8.  4  N.  2  §  4. 
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dem  sich  in  der  Zeit  Heinrichs  IV.  in  der  Landfriedensgesetzgebung 
die  peinliche  Strafe  eingebürgert  hat1),  wird  aus  praktischen  Grün- 
den diese  Strafe  auch  auf  den  Stadtfriedensbruch  angewendet*).  Ad 
Stelle  und  neben  die  Bannstrafe  tritt  die  peinliche  Strafe8).  Die 
Geldstrafe  wird  infolgedessen  oft  erniedrigt.  In  späterer  Zeit  macht 
sich  eine  mildere  AutfassuDg  geltend 4 ).  Bei  schweren  Verbrechen,  die 
„Blut  und  Blau4'  betreffen,  bleibt  die  „peinliche"  Strafe,  —  zuweilen 
kann  statt  ihrer  Geldstrafe  eintreten  — ,  bei  kleineren  Vergehen  wird 
die  Bannstrafe  teils  überhaupt  erniedrigt,  teils  für  die  einzelnen  Fälle 
spezialisiert.  Es  bildet  sich  allmählich  eine  Taxe  aus5).  Man  darf 
aber  niedrige  Strafsätze  nicht  mit  den  Bußen  verwechseln,  die  die 
Gemeinde  kraft  ihrer  Kompetenz  in  Polizeisachen  erließ6).  Auch  in 
Bezug  auf  die  Zerstörung  des  Hauses  und  die  Einziehung  der  Habe 
des  Friedebrechers  zeigt  sich  eine  Milderung;  das  Land  muß  Jahr 
und  Tag  wüst  liegen,  dann  darf  es  wieder  bebaut  werden  7).  —  Eine 
solche  königliche  Bannung  wird  uns  urkundlich  von  Bremen  erwähnt8). 
Otto  I.  verleiht  dem  Bischof  von  Bremen  den  bann,  den  Frieden,  und 
nimmt  die  negotiatores,  ejusdem  incolas  loci,  von  Bremen,  das  also 
hier  als  Ort,  locus,  nicht  als  civitas,  urbs  bezeichnet  wird,  in  seinen 
besonderen  Schutz.  Er  stellt  sie  dadurch  den  institores  der  übrigen 
Städte  gleich  v).  Bremen  wird  also  durch  die  Verleihung  des  patroci- 
nium  und  der  tutela  zur  Stadt.  Die  bezeichnende  Stelle  lautet :  Quin 
etiam  negotiatores,  ejusdem  incolas  loci  nostrae  tuitionis  patrocinio 
condonavimus,  precipientes  hoc  imperatoriae  auctoritatis  precepto,  quo 
in  omnibus  tali  patrocinentur  tutela  et  potiantur  jure,  quali  ceterarum 
regalium  institores  urbium.  Mit  der  Bestätigung  des  Verkebrsrechtes 1  °) 
—  licentia  mercatum  construendi  —  hängt  diese  Schutzverleihung,  die 
wir  nach  der  Wormser  Urkunde  als  Friedeusverleihung,  als  Bannung  auf- 
fassen müssen  1 1 ),  nicht  zusammen,  denn  das  quin  etiam,  durch  welches 
dieser  Teil  der  Urkunde  eingeleitet  wird,  zeigt  an,  daß  etwas 
Neues  beginnt.    Es   handelt   sich  hier  um  Verleihung  des  Stadt- 


1)  Vgl.  Beichs-Landfriede  Heinrich  IV.,  Main«  1103,  6  Jan.  L.  L  II  8.  60  und 
L.  L.  II  8  61. 

3)  Kaufmann,  Zur  Entstehung  des  Städtewesens,  lud.  schol.  Münster  1891,  S  10.  — 
v.  Below,  Ursprung,  8.  92  —  Sohm's  schöne  Ausführungen  Ober  die  Einführung  der 
peinlichen  Strafe,  a  a.  O.  8.  39  ff.  sind  leider  hinfällig.  Alle  von  Sohm  angeführten  Stellen 
sind  jünger  als  die  Landfrieden  aus  der  Zeit  Heinrich  IV.  Vgl.  v.  Below,  Ursprung, 
S   92  A.  2. 

3)  Stadtrecht  von  Lcobschütz,  §  12.  Gengier,  a.  h  O.  8.  247,  vel  manu  trunca- 
bitur  vel  judici  soket  penam  decem  talentorum.  —  Urkundenbuch  von  Worms,  Bd.  I 
N.  121.  —  Vgl.  auch  die  Beispiele  bei  Sohm,  8.  41. 

4)  Vgl  Urkundenbuch  von  Braunschweig. 

5)  Urkundenb  von  Bremen,  I  8.  278  N  240.  —  Stadtrecht  von  Wien,  Gengier,  S  529. 

6)  Vgl.  meinen  Aufs.:  Poliieigesetigebung  der  Stadt  Braunschweig,  a  a.  O. 

7)  Schroeder,  RechUgeschicbtc,  8.  703. 

8)  Urkundenbuch  von  Bremen,  Bd  I  K.  11  S.  12;  vgl.  die  Bestätigungsurkunden 
N.  14  S.  15,  N.  15  8.  15 

9)  Vgl.  oben  S.  170. 

10)  Vgl.  unten  S.  195  ff. 

11)  Vgl  oben  S.  185  u.  A.  6. 
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friedens,  wie  es  auch  in  der  schon  erwähnten  Magdeburger  Urkunde 
von  947,  die  eine  Fälschung  ist,  aber  auf  eine  echte  Urkunde  zurück- 
geht, heißt:  Concedimus  praeterea  fidelibus  nostris  dilectis  atque  illo- 
rum  successoribus  perpetuam  in  ea  ci vi  täte  pacem,  gratiam, 
libertatem 1 ).  Eine  nähere  Erklärung  bieten  uns  die  französischen 
Städte,  die  auf  ganz  dieselbe  Weise  wie  die  deutschen  entstanden 
sind.  Auch  die  französischen  Könige  stellten  ihre  Städte  unter  den 
unmittelbaren  Schutz  und  Frieden  des  Königs,  d.  h.  unter  Königs- 
frieden*). So  heißt  es  in  einer  Urkunde  Philipp  Augusts  für  die 
Stadt  Riquier  von  1189:  pacem  et  communiam  damus  burgensibus  s). 
Daher  hießen  die  Städte  villes  de  paix  *).  Aehnlich  geht  es  in  den 
flandrischen  Städten  zu.  So  heißt  das  Stadtrecht  von  Valenciennes 
von  1114  pax  Valencenensis 6).  Auch  die  Keure  von  S.  Omer  gewähr- 
leistet in  ihrem  ersten  Paragraphen  die  Bewahrung  des  Friedens: 
Prion i  quidem  ut  erga  unumquemque  hominem  pacem  eis  faciam  6 ). 
Es  liegt  uns  hier  also  dieselbe  Bestimmung  vor,  die  uns  im  Eingang 
des  Straßburger  Stadtrechtes  (nach  1129)  entgegentritt:  ad  fonnam 
aliarum  civitatum  in  eo  honore  condita  est  Argentina,  ut  omnis  bomo 
tarn  extraneus  quam  indigena  pacem  in  omni  tempore  et  ab  omnibus 
habeat 7). 

Da  Friede  und  Freiheit  verwandte  Begriffe  sind 8),  so  werden  be- 
friedete Städte  auch  freie  Städte,  liberae  civitates,  genannt9).  Der 
Friede  wird  als  Freiheit,  libertas10),  bezeichnet.  Eine  Stadt  befrieden, 
heißt  dieselbe  befreien,  libertäre11).  Daher  werden  die  Städte  auch 
als  „Freiheiten"  bezeichnet.  Ueber  die  Herkunft  dieses  Friedens 
herrschen  die  verschiedensten  Meinungen.  G.  v.  Below  identifiziert 
ihn  mit  dem  Dorffrieden  „Es  kann  nur  an  den  Frieden  gedacht  werden, 
der  auch  aus  dem  „Dorffrieden"  bekannt  ist:  der  Friede,  den  jeder 
eingehägte  Raum  hat"18).  Hiergegen  spricht  aber  die  Bestimmung, 
in  der  Urkunde  Heinrich  II.  von  1014  für  Worms,  daß  die  Friedens- 
buße, die  Bannstrafe  nur  in  Städten,  in  civitatibus  publicis,  erhoben 
werden  darf18).  Daß  der  Stadtfriede  weder  aus  dem  Gottesfrieden, 
noch  aus  dem  Marktfrieden  hervorgegangen  ist,  habe  ich  an  anderer 
Stelle  gezeigt14).    Am  meisten  hat  wohl  die  Ansicht,  die  auch  ich 


1)  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  S.  3  N.  8.    Vgl.  N.  10  S.  5. 

2)  ▼.  »aurer,  a.  a.  0   I  S.  845. 

3)  Ordon.  du  L.,  IV  648.  —  v.  Maurer,  a.  a.  O.  I  8.  345  A.  46.  —  Vgl  Hegel.  Städte  und 
Gilden,  Bd.  I  S.  42  ff.,  institutio  pacis  von  Laon,  ebenda  S.  43,  von  Tournay,  ebenda  S.  66* 

4)  Lauriere,  Gloss.,  II  461 

5)  Hegel,  a.  a.  O.  Bd.  I  S.  140. 

6)  ebenda  S  164.  —  Warnkönig,  Flandrische  Staat»-  und  Rechtsgeschichie,  I,  Ur- 
kunden II,  auch  bei  Kemble,  Die  Sachsen  in  England,  Bd.  II  S.  458. 

7)  Urkundenbuch  der  Stadt  Strasburg,  I  S.  467. 

8)  Ringe,  Wörterbuch,  S.  118. 

9)  Urkundenbuch  von  Braunschweig,  N.  80  S.  88. 

10)  Stadtr.  von  Echteraach  1236,  §§  1.  7,  10,  20,  von  Luxemburg  1244,  §§  1,  7, 
10,  20,  23   —  Vgl.  Gengier,  Stadtrechtsaltertümer,  S.  259. 

11)  Stadtr  von  Dürkheim,  Gengier,  Str.  S.  95. 

12)  v.  Below,  Ursprung  etc.,  8.  35. 

13)  Urkundenbuch  von  Worms,  I  N.  42  8.  92. 

14)  Vgl.  diese  ZeiUchr.  N.  F.  Bd.  III  8.  670  ff 
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bisher  teilte  >),  für  sich,  daß  der  Stadtfriede  mit  dem  Landfrieden  identisch 
ist.  Der  Stadtfriede  zeigt  auch  einige  Aehnlichkeit  mit  dem  Land- 
frieden, so  daß  eine  gewisse  Verwandtschaft  zwischen  beiden  Frieden 
vorhanden  sein  muß.  Entweder  muß  der  eine  aus  dem  anderen  her- 
vorgegangen sein,  oder  beide  Institute  gehen  auf  eine  Wurzel,  auf 
einen  Ausgangspunkt  zurück.  Nun  sind  aber  die  Landfrieden  jünger 
als  die  Stadtfrieden;  es  ist  folglich  ausgeschlossen,  daß  der  Stadt- 
friede aus  dem  Landfrieden  entstanden  ist.  Es  könnte  also  nur  das 
umgekehrte  Verhältnis  vorhanden  sein,  daß  der  Landfriede  aus  dem 
Stadtfrieden  hervorgegangen  ist.  Vielleicht  versuchte  man  die  fried- 
lichen Zustände  der  Stadt  und  des  Stadtgebietes,  das  gewissermaßen 
eine  Landfriedensenklave  bildete,  auf  das  gesamte  Land  zu  übertragen. 
Wir  können  dann  in  diesem  Vorgange  drei  Etappen  unterscheiden. 
Zunächst  gilt  der  Stadtfriede  nur  innerhalb  der  Stadtmauer4),  dann 
wird  er  auf  die  Stadtflur  übertragen  und  schließlich  auf  das  ganze 
Land.  Die  Stadtflur  vermittelt  dann  zwischen  Stadt  und  Land.  In 
ähnlicher  Weise  wird  später  der  Stadtfriede  auf  das  Dorf  übertragen 3). 
Für  eine  solche  Annahme  treten  aber  zu  starke  Unterschiede  auf,  so 
vor  allem  in  den  Strafbestimmungen.  Sodann  will  der  Landfriede 
die  Fehde  nur  beschränken,  der  Stadtfriede  verbietet  aber  jede  Rechts- 
verletzung. Es  ist  ein  Unterschied,  wenn  es  im  Landfrieden  Hein- 
rich IV.  von  1103  heißt:  Si  in  via  occurrerit  tibi  inimicus  tuus,  si 
possis  illi  nocere,  noceas;  si  fugerit  in  domum  vel  in  curtem  alicujus, 
illesus  maneat4),  und  dem  Wortlaut  der  Stadtrechte,  in  denen  steter 
Friede,  perpetua  pax,  zugesichert  wird,  wie  der  Anfang  des  Straßburger 
Stadtrechtes  zeigt6),  und  jede  Selbsthilfe  verboten  ist*).  Eine  Ent- 
stehung des  einen  Rechtes  aus  dem  anderen  möchte  ich  nicht  annehmen, 
wenn  auch  gewisse  Einwirkungen  nicht  ausgeschlossen  sind,  wie  z.  B. 
die  peinlichen  Strafen  der  Landfriedensbestiramungen  in  die  Stadt- 
rechte aufgenommen  sind 7).  Die  Aehnlichkeit  zwischen  beiden  Friedens- 
arten basiert  wahrscheinlich  darin,  daß  sie  einen  gemeinsamen  Ursprung 
haben,  daß  sie  beide  auf  einem  Willensakt  des  Königs  beruhen. 

Ist  eine  Ableitung  des  Stadtfriedens  aus  dem  Landfrieden  aus- 
geschlossen, so  müssen  wir  uns  nach  einem  anderen  Ursprung  um- 
sehen. In  der  Urkunde  Otto  I  für  Magdeburg  steht  bannus  und 
opus  (Befestigung)  in  engster  Verbindung 8).   Ebenso  wird  in  einer  Ur- 

1)  ebenda  8.  680. 

2)  Vgl.  unten. 

3)  Vgl.  Schroeder,  Rechtsgeschichte,  S.  706 ;  vgl.  oben  S.  187. 

4)  L.  L.  Bd.  II  S.  60. 

5)  Vgl.  oben  S.  27  A.  5.  —  Dm  SUdtrecht  von  Stavereu,  WaiU,  Urkunden  sur  Ver- 
fassungsgeschichte, 8.  25,  unterscheidet  zwischen  dem  pax,  quam  omnis  possidet  Prisis. 
scilicet  in  domibus,  und  dem  communis  pax  totius  civitatis. 

6)  Vgl.  DSbner,  8tKdteprivilegien  Ottos  des  Kindes,  8.  33  §  15.  Item  pro  violeneia, 
que  sulfgherichte  dicitur,  burgensis  dabis  quatuor  solidos,  hospes  LX  u.  S.  22. 

7)  Vgl.  oben  S.  186. 

8)  Urkundenbach  von  Magdeburg,  Bd.  I  N.  10  8.  5,  idcirco  nos  .  .  .  pro  statu 
quoque  et  incolumitate  regnl  et  imperii  nostri  bannum  nostre  regia  vel  imperatorie  dif?- 
nitatis  in  urbe  Magadaburg  et  opus  construende  urbia  a  circummanentibus  illarum  partium 
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künde  Heinrich  VII.  für  Dürkheim  als  Grund  der  Friedensverleihung 
die  Befestigung  angegeben:  Quod  quidem  oppidum,  postquam  con- 
structum  fuerit,  libertamus  et  hominibus  ipsius  eadem  jura  con- 
cedimus,  quibus  gaudet  civitas  nostra  Columbariensis1).  A cimlich  heißt 
es  von  den  Einwohnern  der  Vorstadt  S.  Pantaleon  von  Köln,  daß  sie 
erst  dann  als  Bürger  behandelt  werden,  also  auch  am  Frieden  teil- 
nehmen sollen,  wenn  sie  in  den  Mauerring  Kölns  mit  einbezogen  sind  — 
si  quandoque  vallo  et  muro  civibus  coadunentur,  communi  etiam  jure 
civium  teneantur s).  In  ältester  Zeit  ist  die  Mauer  nun  auch  stets  die 
Grenze  des  befriedeten  Stadtgebietes,  wie  das  ja  auch  die  Urkunde 
für  die  Vorstadt  S.  Pantaleon  von  Köln  besagt.  In  Braunschweig  gilt 
das  Stadtrecht  1226  nur  binnen  der  muren8),  es  wird  erst  später 
auch  auf  die  Stadtflur  ausgedehnt4).  Das  erweiterte  Stadtfriedens- 
gebiet wird  urkundlich  erst  1318  erwähnt.  In  Magdeburg  und  Breslau 
gilt  noch  1261  Stadtrecht  und  Stadtfriede  nur  innerhalb  des  Mauer- 
rings5). In  Worms  wird  der  Stadtfriede  1220  auf  die  Stadtflur  über- 
tragen :  Termini  huius  pacis  protendantur  ad  ulteriores  fines  vinearum 
etc.  usque  ad  hortos  Mezelini  et  ad  fines  communis  pascue  burgensium 
et  ad  ripam  Primme,  ubi  influit  in  Renum 8).  In  einzelnen  Städten 
hat  sich  ein  Unterschied  zwischen  dem  ursprünglichen  und  dem  spä- 
teren erweiterten  Friedekreis  erhalten.  So  hat  in  Medebach  der  Raum 
innerhalb  der  Mauern  einen  höheren  Friedeschutz  als  der  Raum  außer- 
halb derselben'). 

Id  Norddeutschland,  vornehmlich  in  Sachsen  und  Thüringen  tritt 
in  älterer  Zeit  die  Stadtbezeichnung  Weichbild,  in  Westfalen  und  am 
Niederrhein  die  Bezeichnung  Freiheit  auf.  Beide  Bezeichnungen  deuten 
aof  die  Befriedung  des  Ortes,  nnd  beide  Worte  bezeichnen  immer 
einen  befestigten  Ort.  Das  Braunschweiger  Stadtrecht  von  1226  (1227) 
betrachtet  binnen  wicbelde  oder  binnen  der  muren  als  identisch 8). 
Weichbilde  sind  nach  dem  Sächsischen  Weichbildsrecht  feste  stete  mit 
mauern  und  mit  weighusern9).  Ebenso  ist  die  Freiheit,  vryheit,  „der 
befriedete  Ort11,  immer  befestigt10). 


iocolis  nostro  regio  vel  imperatorio  juri  debitum  ecclesie  in  eadem  civitate  coustruete 
auictoque  Mauricio  in  jus  perpetuum  liberaliter  offerimas. 

1)  Gengier,  Stadtrechte,  S.  95. 

t)  I-«comblet,  Urkundenbuch,  I  N.  880  S.  263. 

3)  Urkundenbuch  von  Braunschweig,  II  §  44  S.  6. 

4)  ebenda  N.  23  §  9  S.  31 ;  vgl.  meine  Gerichtsverfassung  der  Stadt  Braunschweig, 
S  27. 

5)  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  N.  127  8.  68;  vgl.  Tzschoppe  und  Stenzel,  Ur- 
kondenbuch  zur  Geschichte  des  Ursprungs  der  Städte,  S.  384. 

6)  Urkundenbuch  von  Worms,  Bd.  I  N.  124,  vgl.  N.  73 1  vgl.  auch  Böhm,  a.  a.  O. 
S.  21  A  22. 

7)  Gengier,  Stadtrechte,  S.  283  §  5,  §  8;  dem  Raum  Infra  fossam  steht  der  Raum 
extra  fossam  infra  bannum  gegenüber. 

8)  Urkundenbuch  von  Braunschweig,  II  §  16  8.  6.  8we  enen  man  erwerft  vor  sin 
gtlt  binnen  wicbelde  oder  binnen  der  muren  vor  gerieht?,  he  mot  ine  wol  bringen  an 
uoe  were. 

9)  Laband,  Magdeburger  Rechtsquellen,  8.  55,  56. 

10)  Lacomblet,  Urkundenbuch  des  Miederrheins,  IV  N.  156  8.  176,  8.  222,  8.  265; 
▼gl.  v.  Below,  Landstindische  Verfassung  von  Jülich  und  Berg,  I  8.  84. 
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Es  ist  hier  angebracht,  auf  die  viel  umstrittene  Bedeutung  des 
Wortes  Weichbild  einzugehen  1 ).  Es  herrschen  heute  zwei  Auslegungen. 
Einmal  erklärt  man  das  Wort  als  „Orts-Stadtbild"  *),  und  zweitens 
faßt  man  es  als  „Orts-Stadtrecht" »)  auf.  Auf  Grund  der  Ausdrücke  des 
Bremer4)  und  Stader  Rechtes6),  des  Sächsischen  Weichbildsrechts6),  der 
Leipziger  Stadtrechtsurkunde 7),  sowie  der  chronikalischen  Notiz  über  die 
Erhebung  Eutins  zur  Stadt8)  ist  m.  E.  an  der  Deutung  von  Weichbild  als 
Stadtzeichen,  Stadtbild  festzuhalten.  Es  ist  schwer,  anzunehmen,  daß 
man  den  Städteu  solche  abstrakten  Bezeichnungen,  wie  Ortsrecht  oder 
gar  Ortsgerichtsbezirk  gegeben  hat,  denn  zu  der  Zeit,  als  der  Name 
aufkam,  gab  es  noch  kein  besonderes  Stadtrecht,  und  keinen  beson- 
deren Stadtgerichtsbezirk.  Dieselben  haben  sich  erst  in  der  zweiten 
Periode  des  Stadtentwickelungsganges  gebildet.  In  älterer  Zeit  steht 
die  Stadt  so  gut  wie  das  Dorf  unter  dem  Landrecht.  In  dem  Sachsen- 
spiegel erscheint  die  Exemtion  der  Stadt  vom  Gau  nur  angedeutet 9).  — 
Man  könnte  höchstens  an  den  Stadtfrieden  und  den 
Stadtfriedensbezirk  denken.  Weichbild  würde  dann  das- 
selbe bezeichnen  wie  das  süddeutsche  Friedekreis10). 


1)  Vgl.  Gengier,  Stadtrechtsaltertümer,  S.  855.  —  Kluge,  Etymologisches  Wörterbuch, 
Auf  die  Deutung  Heiligenbild  brauchen  wir  hier  nicht  einzugehen. 

8)  B.  Scbroeder,  Weichbild  Histor.  Aufsätze  dem  Andenken  an  Oeorg  Weit*  ge- 
widmet, 1886,  8.  806— 823.  —  Schroeder,  Rechtsgescbichte,  8.  899.  —  B.  8cbroeder, 
Rolandssäulen,  in  Beringuer,  Die  Bolande  Deutschlands.  Sobm  a  a.  O.  8  18  ff.  —  Vgl. 
auch  meine  Aufsätze :  Weichsbildrecbt  und  Bargrecht  a.  a.  O.  8.  86.  —  Stadtrecht  und 
Marktrecht  a.  a.  O.  8.  670. 

8)  Kluge,  a.  a.  O.  8.  366  —  v.  Below,  Ursprung,  8.  17  u.  A.  8.  —  K.  v.  Amira  in 
Abteilung  Recht,  In  Paul's  Grundrifs  der  germanischen  Philologie,  §  4.  —  Seil©,  Die 
deutschen  Bolande  in  Forsch,  i.  Brandenb.  Gesch.,  III  1890,  8  409  A.  1.  —  8chulte, 
G.  G.  A.  1891,  8.  680  ff. 

4)  Urkundenbuch  von  Bremen,  Bd  I  N.  66  8.  71,  1186.  Si  quis  vir  vel  mulier  in 
ti vi  täte  Bremensi  sub  eo,  quod  vulgo  dicitur  wicpilithe,  per  annum  et  diem 
nullo  impetente  permanserit  etc.  Ad  hec  siquis  sub  wicbilithe  mortuus  fuerit  suum  her- 
wede  sub  imperatoria  potestate  per  annum  et  diem  permaneat.  —  Preterea  si  quis  aliquam 
herediutem  acquisierit  in  civitate  Bremensi  sub  wicbilitbe.  .  .  . 

6)  Gengier,  Stadtrecbte,  8.  646. 

6)  Laband,  Magdeburger  Rechtsquellen,  8.  66.  Das  ist  noch  das  orkunde,  wo  man 
newe  stete  bawet  und  merkte  machit,  das  man  do  eyn  krewcse  secsit  uff  den  markt 
dorumb,  das  man  sehe,  das  es  des  kunigs  wille  sey ,  wenne  weichbilde  recht  von  alder 
cseit  her  gestanden  hat  und  ist  bewert  von  dem  reiche  und  den  namen  behalden  bat  bis 
hewte  an  disen  tag. 

7)  Codex  diplomat  regni  Sex.,  1.  Hauptteil,  II  8.  859  u.  2.  Hanptteil,  V  S.  1. 
Juris  etiam  sui  quod  wicbilide  dicitur  signum  petentibus  uuum  in  medio  Halestre,  secun- 
dum  in  medio  Parde,  tertium  ad  lapidem,  qui  est  prope  patibulum,  quartana  trans  fossam 
qoa  lapides  fodiuntur.    Vgl.  aach  Schroeder,  Bolande,  8.  5,  6. 

8)  Urkundenbuch  des  Bistums  Lübeck,  I  316  (1866 — 57).  Item  oppidum  uthin 
libertavit  nova  juridictione,  scilicet  observantia  juris,  quod  hactenus  civitas  lnbicensis 
dinoscitar  babaisse;  consales  XU  eonstituit,  qui  mediante  suo  advocato  de  singulis  judi- 
carent;  crucem  in  uthin  erigi  praecepit,  erecta  autem  est  cruz  in  die  beatorum  petri  et 
pauli,  oppidum  muniri  fecit,  nerum  et  flagitium  ad  fustigandum  cruentos  in  publico  fieri 
Tolnit. 

9)  Ssp.  Landrecht,  III  25  §  2   —  Planck,  a.  a.  O.  Bd.  I  8.  99. 

10)  Vgl.  oben  8.  94;  vgl.  auch  die  Deutung  als  viel  cingulum,  Orts-Zirkel,  Orts-Kreis. 
Gengier,  Stadtrechtsaltertümer,  S.  356.  —  Deecke,  Grundlinien  der  Geschichte  Lübecks, 
8.  26  lit.  d.  —  SeiberU,  Westfll.  B-Geschichte,  II  8.  168  ff.  —  Kühn's  Gerichtsver- 
fassung Brandenburgs,  II  8.  211  N.  851  a. 
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Aus  sprachlichen  Gründen  kann  ich  mich  zu  dieser  Deutung  von  Weich- 
bild nicht  bequemen.  Es  fehlt  uns  immer  noch  ein  niederdeutsches 
Wort,  das  dem  hochdeutschen  bilida  entspricht Althochdeutsche 
und  mittelhochdeutsche  Wörter  können  nicht  herangezogen  werden, 
denn  es  handelt  sich  hier  um  einen  niederdeutschen  Begriff9). 

Weichbild  heißt  wahrscheinlich  Ortsbild,  Stadtbild.  Gryphiander, 
der  zuerst  diese  Deutung  aufstellt,  sagt:  weichbild  nihil  aliud  designat 
quam  oppidi  effigiem  sive  statuam,  quasi  dicas  „Stadtbild44.  (Ausgabe 
von  1625,  S.  257.)  Das  Stadtbild  ist  ein  Abzeichen  des  Königs  und 
ein  Symbol  des  den  Städten  verliehenen  Königsfriedens8).  Es  be- 
deutet, daß  der  König  einem  Ort  ewigen  Frieden,  perpetua  pax  •)  ver- 
liehen hat  Mit  dem  Marktfrieden,  der  nur  intermittierend  auftritt, 
steht  dieses  Zeichen  in  keinem  Zusammenhang5).  Es  bestand  wohl 
zunächst  aus  einem  Pfahl6),  einer  Säule7),  an  der  ein  Abzeichen  des 
Königs,  meist  der  Handschuh  oder  ein  Schwert,  aufgehängt  wurde8). 
Infolge  des  Einflusses  des  Christentums  und  der  Deutung  des 
Königsfriedens  als  Gottesfriedens,  errichtete  man  später  als  Friede- 
zeichen  meist  Kreuze9),  die  „freien  Kreuze"10,  croix  de  libert611). 
Eine  andere  Weiterbildung  der  Stadtbilder,  Frei  hei  ts-  und  Friede- 
zeichen 1  *)  sind  die  Rolandssäulen  1 »),  die  nichts  weiter  sind  als  mehr 
oder  minder  rohgearbeitete  Kaiserbilder. 


1)  Ein  nd.-Wort  bildelik  =  billig  kommt  vor. 

t)  Beide,  belt,  bild,  bUt  heifst  vielleicht  ursprünglich  Brett;  vgl.  tat.  tabula  picta. 
Koch  beute  wird  in  Meklenburg  das  Brett,  das  iu  der  Kirche  umbergereicht  wird,  um 
darauf  das  Oald  einzusammeln,  als  belt  bezeichnet. 

5)  Schnieder,  R.,  a.  a  O. 

4)  Urkundenbuch  von  Magdeburg.  8.  S  N.  8. 

6)  Vgl.  meinen  Aufsatz  Stadtrecht  und  Marktrecht,  a.  a.  O.  S.  671. 

6)  Gengier,  Stadtrechte,  S.  27. 

7)  So  in  Brakel,  vgl.  Beringuer-Schroeder ,  Die  Rolande  Deutschlands,  S.  40.  — 
8ello,  Rolandsbildsäuleo,  a.  a.  O.  S.  113.  Diese  Friedesäulen  wurden  auch  als  Pranger 
gebraucht.  Der  Friedebrecher  wurde  an  die  Säule  angeschlossen.  In  Süddeutsch land 
heifst  der  Pranger  beieichnenderweise  Friedesäule".  Vgl.  Oengler,  SUdtrechtsaltertümer, 
S.  117.  —  Vgl.  auch  Schroeder,  Rolandssäulen,  S.  4. 

8)  Vgl.  die  Bilderhandscbriften  der  Sächsischen  Rechtsbuchar  a.  a.  O.,  besonders 
die  Abbildung  aus  dem  Cod.  pictur.  Oldenburg,  fol.  49  (zu  Ssp.  II  86  §  9),  bei  8ello, 
Die  deutschen  Rolande,  a.  a.  O.  S.  82.  Vgl.  auch  Labend,  Magdeburger  RechUqueUen, 
8.  56. 

9)  Solche  Kreuze  werden  erwähnt  in  Kroppenstedt ,  SaUscblief,  in  Trier, 
Echternach,  Bettemburg,  Mondorf,  Berburg,  Merchingen,  S.  Vith,  Eiseners  in  Steier- 
mark. Vgl-  Schroeder,  Rolandssäulen,  S.  9,  10.  Wer  aus  der  „Freiheit  Morchiogen'' 
fortziehen  wollte ,  mufste  mit  dem  Meier  und  der  Gerichtsversammlung  su  dem 
„creuz  der  friheit"  gehen  und  dort  erklären :  Ir  herren,  got  gesegen  euch,  ich  wil  enweg." 
Grimm,  Rechtsaltertümer,  8.  287.  „Zu  8sp.  III  87  §  2  werden  die  Worte  ol  he  ine 
beklaget  binnen  wichbelde  in  der  Weise  illustriert,  dafs  der  Richter,  vor  dem  die  Parteien 
erscheinen,  neben  einem  Kreuse  mit  daran  befestigten  Handschuh  sitzt".  Das  Stadtkreuz 
erscheint  also  hier  als  Gerichtsseichen. 

10)  Boyaen,  Mon.  ined.,  8.  217.  Ante  domum  senatoriam  crux  terrae  inflza  .  .  .  . 
quam  vocant  das  vreye  creutz  (Freikreus  in  Kroppenstedt) ;  daselbst  auch  Abbildung. 

11)  Sehr  oeder,  Rolandssäulen,  S.  7  und  8.  —  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben 
im  Mittelalter,  II  267. 

lt)  Vgl.  die  Inschrift  am  Schild  des  Bremer  Rolandes.  Beringuer,  Die  Rolande 
Deutschlands,  8.  62. 

18)  Schroeder,  Weichbild,  a,  a.  O.  8.  822.  —  Sello,  Rolande,  S.  87.  —  Vgl.  auch 
das  Bremische  Urkundenbuch,  I  8.  31  N.  28.    Et  in  Signum  hujusmodi  libertatls  licenci- 
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In  ältester  Zeit,  als  die  Mauer  die  sichtbare  Grenze  des  Friede- 
kreises, des  befriedeten  Gebietes  ist,  errichtete  man  nur  ein  Friede- 
zeichen. Später,  als  der  Stadtfriede  auch  auf  die  Stadtflur  übertragen 
wird,  genügt  ein  Stadtbild  nicht  mehr.  Man  mußte  die  Grenze  der 
Friedezone  durch  mehrere  Friedezeichen  bezeichnen,  die  aus  rohen 
Pfählen l)  oder  Marksteinen  2),  meist  aus  Kreuzen ')  bestanden,  die  später 
zuweilen  mit  dem  Crucifixus  versehen  wurden4).  Oft  dienten  auch 
Bäume6),  die  auch  mit  dem  Signum  crucis  versehen  wurden,  als 
Friedezeichen,  zuweilen  umgab  man  das  ganze  Friedegebiet,  den  Friede- 
kreis, mit  einer  Umzäumung,  einem  Friedzaun  oder  Bannzaun6)  oder 
mit  einer  Befestigung,  der  Landwehr,  die  eine  Nachbildung  der  friede- 
gebenden Stadtmauer  ist.  So  heißt  es  in  einer  späteren  Braunschweiger 
Urkunde:  der  stad  recht  went  alse  verne  alse  eere  veeweyde  went  unde 
de  lantwere7). 

Diese  Mehrzahl  von  Friedezeichen  ist  nichts  Ursprüngliches,  son- 
dern eine  sekundäre  Erscheinung.  Man  findet  sie  in  den  alten  säch- 
sischen Städten  selten.  Am  meisten  kommen  sie  in  den  süddeutschen 
Städten  vor.  Es  ist  dies  ein  Beweis,  daß  der  Stadtfriede  hierhin  erst 
in  erweiterter,  die  Stadtflur  umschließender  Gestalt  gedrungen  ist. 
Einfache  Grenzzeichen8)  sind  diese  Friedezeichen  nicht,  wie  die. Ver- 
hältnisse von  Basel  zeigen.  In  Basel  bezeichnen  verschiedenartige 
Zeichen  das  Stadtgebiet,  die  Stadtmark,  und  das  Stadtfriedensgebict, 
die  sogenannte  Bannmeile  (Zwing  und  Bann),  die  nicht  identisch  sind ; 
die  Grenze  der  ersteren  wird  durch  Marksteine,  die  der  letzteren  durch 
Kreuze  bezeichnet8). 

Das  Friedezeichen  unterscheidet  die  Stadt  vom  Land.  So  konnte 
man  in  Sachsen  und  Thüringen  darauf  kommen,  so  charakterisierte 
Orte  einfach  als  Wikbelde,  Weichbilde  zu  bezeichnen.  Weichbild  nimmt 

amus  eisdem,  quod  in  eorum  rivitate  possunt  ymaginem  Roland!  Omare  clippeo  et  armis 
nostris  imperiaiibus.  Die  Urkunde  ist  eine  Fälschung,  ungefähr  aus  dem  Jahr  1300, 
giebl  aber  die  Anschauung  ihrer  Zeit  wieder. 

1)  Oengler,  Stadtrechte,  S.  27.  8udtrecht  von  Bochom,  §  5,  dicti  oppidani  ad 
sectionem  pruscriptorum  non  tenentur  sequi  ultra  metas  truncorum  pacis,  qai  fredepfihle 
dicuntar.  —  v.  Below,  Ursprung,  8.  128. 

2)  Oengler,  Stadtrechtsaltertümer,  8.  262.  Vgl.  die  Umschreibung  des  Weichbildes 
durch  innert  der  stat  zihlen  als  ir  steine  stand.  U.  v.  Thun  (1S66)  bei  Rubin,  Hand- 
veste,  8.  54.    U.  v.  Müh)hau»en  bei  v.  Maurer,  a.  a.  0.  II  8.  169. 

3)  Vgl.  die  Ausdrücke:  inwendig  den  crucen,  Basel.  8tat.  1339  (Rechtsquellen  von 
Basel,  I  15),  inrunt  den  vier  cruicin  (8.  Gallen,  Mitteilungen  cor  vaterländ.  Geschichte, 
1862,  I  8.  144,  148),  inrehalb  den  ktützen  allen  die  vor  derselben  stat  amb  und  umb 
»tant  und  gesezzet  sint.  —  Gengier,  Stadtrechtsaltertümer,  8.  264. 

4)  Gengier,  8tadtrechtsaltertümer,  8.  263  u.  A.  68.  —  Hoffmann,  Oschatz,  I  192, 
198.  —  Schroeder,  Rolandssäulen,  8.  8. 

6)  Gengler,  Stadlrechtsaltertümer,  8  262  —  v.  Maurer,  a.  a.  O.  II  S.  168.  So  in 
Lübeck:  buten  deme  bome  ande  lantwere,  Pistorins,  Amoen.  bist.,  III  576,  in  Wetter, 
Wenck,  Hess.  Gesch.,  II  168,  in  Bremen,  Urknndenbuch,  I  S.  339,  buten  Bremen,  binnen 
de  boeme. 

6)  ebenda  8.  263.  —  v.  Maurer,  a  a.  O.  II  S.  169. 

7)  Urkundenbuch  von  Braunschweig,  LXI  §  10,  103,  LVII  §  12   8.  81.   —  Vgl 
auch  v.  Maurer,  a.  a.  O.  II  8.  169. 

8)  v.  Below,  Ursprang,  8.  84 

9)  v.  Maurer,  a  a.  O.  II  8.  168. 
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die  Bedeutung  Bildort,  Königsort  an.  Die  naturgemäße  üebersetzung 
von  Weichbild  ins  Urkundenlatein  ist  demnach  urbs  regalis,  wie  es 
uns  in  der  Bremer  Urkunde  entgegentritt1).  Als  sich  spater  ein  Stadt- 
recht bildet,  wird  dieses  als  Weichbildsrecht,  jus  wicbeld  *),  oder  kurz 
auch  als  Weichbild  bezeichnet5).  Daß  aber  Weichbild  eine  örtliche 
Bedeutung  hatte,  geht  daraus  hervor,  daß  wir  noch  heute  unter  Weich- 
bild einer  Stadt  einen  örtlichen  Begriff  verstehen4). 

Befriedung  und  Befestigung  eines  Ortes  stehen,  wie  wir  gesehen,  in 
engster  Beziehung.  Ein  Friedeort  ist  befestigt,  und  eine  Festung  befriedet. 
Der  Stadtfriede  ist  aber  nicht  bloß  lokal,  er  ist  auch  personell.  Nicht  allein 
der  vom  Mauerring  eingeschlossene  Raum  und  später  auch  die  Stadtflur 
sind  befriedet,  sondern  auch  die  Bürger,  die  Bewohner  und  Verteidiger 
der  Stadt  „sind  befriedet'1 5 ).  Wer  sich  in  der  Stadt  niederläßt,  erhält 
Teil  am  Frieden.  Es  wird  ihm  vom  Stadtkommandanten  und  später 
vom  königlichen  Richter,  also  dem  Stellvertreter  des  Königs  „Friede 
gewirkt"  —  vrede  gewarcht«).  Für  die  Erlangung  des  Königsfriedens 
wird  später  namentlich  bei  Eigentumsübertragungen  eine  Abgabe  ge- 
zahlt, die  Friedepfennige,  Friedeschillinge  oder  der  Friedewein  bezahlt7). 
Diese  Abgabe  hat  sich,  wie  die  Bede,  wahrscheinlich  aus  einer  frei- 
willigen Gabe  entwickelt.  Auch  derjenige,  der  sich  nur  zeitweise  an 
einem  Friedeort  aufhält,  erlangt  an  dem  Stadtfrieden  Anteil.  In  dem 
Straßburger  Stadtrecht  ist  bestimmt,  ut  omnis  homo  tarn  extraneus 
quam  indigena  pacem  in  omni  tempore  et  ab  omnibus  habeat8).  Im 
Braunschweiger  Stadtrecht  von  1226  *)  heißt  es:  Swelich  kopman  kompt 
io  de  stat  mit  sime  gode,  he  sali  hebben  gelike  vrede  alse  en  borgere, 
mer  sinen  rechten  toln  sal  he  geuen.  Aehnlich  lautet  eine  Bremer 
Urkunde  von  1259 1  *) :  Ock  höret  dem  vagede  van  ideren  fromden  kra- 
mer, dat  neen  borger  is  und  in  der  stad  mit  sinem  krame  utsteyt,  veer 
Schilling  ofte  veer  loth  pepers,  hirvor  schal  öm  de  vaget  vor  perde 
and  wagen  frede  maken.  Dieser  Friede  schützt  aber  nur  vor  Unrecht 
and  Selbsthilfe,  nicht  aber  vor  dem  Richter.   Die  Stadt  ist  kein  Asyl »»). 


1)  Bremische»  Ürkundenbuch,  Bd.  I  N.  11  8.  12.    Vgl.  oben  8.  10. 

2)  ebenda  Bd.  I  N.  65  8.  71,  N.  10S  8.  122.  -  Vgl.  Sello,  Die  deutscheu  Rolande, 
a.  a.  O   8.  81  A.  1. 

3)  In  einer  westfälischen  Urkunde  (für  Overenkerken)  wird  später  dem  Worte  sogar 
die  Bedeutung  „Markt,  Jahrmarkt»  beigelegt.  Erhard,  reg.  hist.  Westfaliae,  II  8.  156.  — 
Vgl.  Sohm,  a.  a.  O.  8.  23. 

4)  Vgl.  auch  die  Beaeichnung  erve  oft«  wicbolde.  Bremisches  ürkundenbuch,  Bd.  I 
N.  299.    Wikbild  ist  soviel  wie  Stadtgut. 

5)  ürkundenbuch  von  Braunscbweig,  II  §  57  8.  7. 

6)  ebenda  I  §  10  8.  2.  Et  pax  et  secundum  jus  civitatis  facta  fuerit,  II  §  64,  VI 
§  64,  XVI  §  68.  —  ürkundenbuch  von  Wernigerode,  N.  228  8.  138 

7)  Ueber  diese  Abgabe  vgl.  meinen  Aufsatz:  Entwickelung  der  Autonomie  der  Stadt 
Braunschweig,  Zeitschr.  des  Harzvereins,  Bd.  XXV  S.  296.  In  Wernigerode  beifst  diese 
Abgabe  gravenpeuninge,  ürkundenbuch  von  Wernigerode,  N.  90  8.  45.  fredewyn, 
Bremische»  ürkundenbuch,  Bd.  I  N.  299.    Privileg  für  Allensbach,  a.  a.  O. 

8)  Gengier,  Stadtrechte,  S.  472  §  1. 

9)  ürkundenbuch  von  Braunschweig,  II  §  57  8.  7. 

10)  Bremisches  ürkundenbuch,  Bd.  I  N.  299  8.  338. 

11)  Vgl.  meinen  Aufsats:  Stadtrecht  und  Marktrecht,  a.  a.  O.  8.  674.  —  ürkunden- 
buch von  Goslar,  N.  401  $  15  8.  409. 

Dritt.  Fol*.  Bd.  VI  (LXI).  13 
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Verläßt  der  Fremde  das  Stadtgebiet,  so  gebt  er  des  Stadtfriedens 
verlustig.  Anders  steht  es  mit  den  Bürgern,  den  Stadtbewohnern. 
Dieselben  leben  immer  im  Stadtfrieden,  auch  wenn  sie  die  Stadt 
verlassen.  Nach  dem  Freiburger  Stadtrecht1)  stehen  die  Bürger 
der  Stadt  auch  außerhalb  derselben  im  gleichen  Verhältnis  zu  einander 
wie  innerhalb  der  Stadt.  Vergehen  eines  Bürgers  außerhalb  der  Stadt 
gegen  einen  anderen  Bürger  werden  bestraft,  als  wenn  das  Vergehen 
in  der  Stadt  begangen  wäre.  Die  Bürger  einer  Stadt  bilden  also  eine 
große  Friedensgenossenschaft,  die  man  vielleicht  als  Innung,  Einigung, 
Gilde,  communio  bezeichnet  hat1). 

Hängt  nun  Stadtfriede  und  Stadtbefestigung  zusammen,  so  muß 
auch  die  Befriedung  der  Bürger  mit  der  Verteidigungspflicht  derselben, 
d.  h.  mit  dem  Heerwesen  zusammenhängen*).  Die  Friedensgenossen- 
schaft der  Bürger  muß  eine  Wafiengenossenschaft 4 ),  und  der  Stadt- 
friede eine  militärische  Institution  sein. 

Wir  wissen  nun,  daß  im  aufgebotenen  Heer  ein  besonderer  Friede, 
der  sogenannte  Heerbannfriede,  herrschte6).  Dieser  Friede  legte  den 
Heerbannleuten  besondere  Verpflichtungen  auf.  Er  untersagte  vor  allem 
Gewaltthätigkeiten,  Räubereien  und  Streitigkeiten  im  Heere,  auch  den 
Zweikampf.  Wer  diesen  Königsfrieden  brach,  verfiel  der  königlichen 
Bannstrafe,  die  60  solidi  betrug.  Der  Stadtfriede  verbietet  nun  ähn- 
liche Vergehen  und  sucht  besonders  den  Zweikampf,  der  im  aufge- 
botenen Heer  nicht  vorkommen  sollte,  zu  beseitigen  oder  doch  zu  be- 
schränken. Auf  alle  Vergehen,  die  sich  gegen  den  Stadtfrieden  richten, 
steht  ebenfalls  die  königliche  Bannstrafe  von  60  solidi.  Und  wie  das 
aufgebotene  Heer  als  hostis  bannitus  bezeichnet  wird,  so  heißt  auch 
das  Stadtgebiet  Baun,  bannus  regalis. 

Die  Bürger  sind  Herbannleute,  und  zwar  ansässige  Herbannleute, 
agrarii  milites,  die  unter  stetem  Heerbannfrieden,  der  perpetua  pax, 
leben.  Sie  bilden  gewissermaßen  ein  stehendes  Heer.  Aus  dem  fleer- 
baonfrieden  wird  der  Burgfrieden.  — 

In  der  ersten  Periode  der  Entwickelungsgeschichte  der  Städte  bat 
die  Stadt  einen  wesentlich  militärischen  Charakter.  Ihr  kommen  nur 
zwei  Attribute  zu,  die  sie  vom  Dorf  unterscheiden,  einmal  die  Be- 
festigung, zweitens  die  Befriedung.  Ihre  Bewohner  sind  wehrhafte 
Bauern,  milites  agrarii,  borgere  unde  buren,  die  wie  die  Landbewohner 
dem  Landrecht  unterstehen  und  wie  diese  Ackerbau  treiben.  Handel 
wird  nur  in  günstig  gelegenen  Orten  und  wohl  meist  von  Fremden 
und  Juden  betrieben. 

Die  Stadt  dieser  Zeit  ist  nichts  weiter  als  ein  großes  befestigtes 
und  befriedetes  Dorf,  wie  das  auch  der  Sachsenspiegel  annimmt 


1)  Gengier,  Stadtrechte,  S.  134  §  27. 

2)  Urkuudenbucb  ron  Braunschweig,  N.  4  o.  5  8.  9,  10. 

3)  ▼.  Below,  Ursprung,  S.  35,  leitet  den  Stadtfrieden  aus  dem  Dorffrieden  ab,  und 
letzteren  aus  dem  Frieden,  den  der  eingehegte  Raum  hat,  aber  das  Dorf  ist  kein  atnge- 
bigter  Raum. 

4)  Kaufmann,  Zur  Entstehung  etc.,  8.  28. 

5)  Vgl.  WaiU,  Verfassungsgeschicbte. 
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Kapital  in. 
Die  Stadt  als  Handelsort 

i 

In  der  zweiten  Periode  der  Städtegeschichte  ändert  sich  das  Bild 
der  Stadt  vollständig.  Nicht  mehr  die  Befestigung,  die  Mauern  allein, 
sondern  vielmehr  das  innerhalb  der  Mauern  herrschende  Leben  und 
Treiben,  das  Recht,  Handel  und  Kaufmannschaft  zu  treiben,  das  als 
mercatus  in  den  Urkunden  bezeichnet  wird,  erscheint  als  das  Wesen 
der  Stadt  Die  deutsche  Stadt  des  12.  Jahrhunderts  ist  einmal  Festung 
und  zweitens  Handelsplatz.  Der  Stadtbewohner  ist  nicht  mehr  bur 
unde  borger1),  er  wird  jetzt  auch  Kaufmann.  Der  in  die  Stadt  Ein- 
wandernde erwirbt  nicht  bloß  bur-  unde  borgerschap*),  sondern  nach 
dem  Hameler  Stadtrecht  auch  copfart*),  d.  h.  das  Recht,  Handel  zu 
treiben.  Im  Hameler  Rechtsbuch,  dem  Donat,  heißt  es*):  Alle  de  jennen, 
de  myt  uns  wonende  sinth,  de  ohre  borgerscop  und  koepfarth  nicht 
athgegheven  edder  gewunnen  hebben  und  myt  uns  to  wonende  ge- 
dencken,  de  schullen  nu  vorth  twe  gülden  vor  de  borgerschop  und 
twolff  Schillinge  vor  de  koipfarth  gheven 6).  Auch  in  den  den  Städten 
▼erliehenen  Stadtrechten  und  Privilegien  tritt  der  Handel  als  beson- 
deres Charakteristikum  der  Stadt  hervor.  Im  Stadtprivileg  der  Alten 
Wik  von  Braunschweig  von  1245  heißt  es:  Damus  talem  graciam,  que 
▼ulgariter  dicitur  inninge,  ut  possint  ibi  emere  et  vendere  pannum, 
quem  ipsi  parant,  et  alia  omnia  sicut  in  antiqua  urbeft).  Aehnlich 
lautet  ein  Passus  im  Privileg  von  Allensbach  von  1075:  Omnibus  oppidi 
villanis  mercandi  potestatem  concessimus,  ut  ipsi  et  eorum  posteri  sint 
mercatores,  exceptis  bis  qui  in  exercendis  vineis  occupantur7).  Der 
Magdeburger  Rechtsbrief  für  Heinrich  I.  von  Schlesien  (1201—1238) 
faßt  das  Recht,  Handel  zu  treiben,  geradezu  als  das  spezifische  Bürger- 
recht auf:  Qui  übet  burgensis  aut  propriam  habens  aream  vel  domum, 
quarumcunque  rerum  venalitatem  habuerit  eas  in  domo  propria  libere 
vendere  potest  aut  pro  aliis  rebus  commutare8).  Auch  im  späteren 
Mittelalter  galt  der  Handel  als  ausschließliches  Recht  des  Bürgers. 
So  sagt  das  Recht  von  Wernigerode:  Ok  en  scal  hir  nemant  multen 


1)  Vgl.  oben  S.  164. 
1)  Vgl.  oben  S.  164. 

3)  Urkunden  buch  von  Hameln,  S.  738  (Index),  8.  481  N.  680,  Bürgerlisten.  Hinter 
dn  Namen  findet  sieb  die  Bemerkung  babent  copfortt,  buer-  unde  borgerschop  gewunnen 
•aoo  .  .  .  Vgl.  auch  S.  306  N.  406,  Wat  aver  kindere  geboren  worden  na  der  tyd, 
dit  be  de  bursebap  uppe  (?even  bedde,  de  mosten  ore  buraeap,  copfart  unde 
inninge  gewinnen. 

4)  ebenda  S.  587,  Donat  §  117. 

5)  Die  Fortaetsung  dieaer  Bestimmung  lautet:  Item  de  sulfitigen  eynen  gülden  to  der 
itadt  geschutte  und  eyn  ider  na  sinem  rormoge  und  hebbende  thor  grafft  to  ghevende  jo 
thom  gberingesten  eynen  gülden;  ok  schulten  de  frig  sin  und  nemandes  upp 
•  rdsn  egen  geborenn. 

6)  Urkunden  buch  von  Braunschweig,  8.  10  N.  6. 

7)  Zeitscbr.  f.  Gesch.  d.  Oberrheins,  V  S.  168.  —  Kaufmann,  a.  a.  O.  8.  87. 

8)  Magdeburger  Urkuodenbuch,  Bd.  I. 
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unde  brau  wen,  kopen  noch  vorkopen,  he  an  sy  denne  b  orger,  dat  he 
schote  und  wake,  und  do  borgerrecht1).  Bürgerrecht  und  Handels- 
gerechtsame bedingen  also  einander. 

Die  Ausübung  des  ständigen  Handelsverkehrs,  mercatus,  usus 
negotiandi,  ist  ursprünglich  keine  rein  städtische  Institution-  In 
älterer  Zeit  kommt  es  vor,  daß  dieses  Recht,  ebenso  wie  die  Berech- 
tigung, einen  Jahrmarkt  oder  Wochenmarkt  zu  besitzen,  auch  an 
Klöster,  Kirchen  und  Dörfer  verliehen  wird.  So  sind  z.  B.  die  Be- 
nediktinerabtei Cornelimünster  ■),  das  Kloster  Helmarshausen  s)  im  Be- 
sitz des  mercatus.  Ebenso  sind  die  Klöster  Dietkirchen  bei  Bonn  4), 
Oberkirchen  bei  Minden0),  die  Abtei  Werden6),  die  Nunkirche  bei 
Simmern 7)  im  Besitze  eines  Jahrmarkts.  In  ähnlicher  Weise  erhält 
der  locus  Brema  negotiandi  usum  und  percussuram  numorum 8), 
ebenso  die  villa  Staffelstein  das  Verkehrsrecht.  Auch  die  in  der  Ur- 
kunde Otto  III.  für  Quedlinburg  erwähnten  Orte,  die  schon  vor  der 
Stadt  Quedlinburg  das  Recht  des  allgemeinen  Handelsverkehrs  er- 
halten hatten,  Islevo,  Walahusun,  Radolvoroth,  Hazacanroth,  Saligan- 
stedi 1  •)  waren  wahrscheinlich  994  noch  keine  Städte,  denn  sie  werden 
als  loca  bezeichnet11).  Die  Verleihung  des  mercatus  ist  ursprünglich 
nicht  mit  der  Erhebung  eines  Ortes  zur  Stadt  verbunden,  wie  die 
eben  erwähnte  Urkunde  Otto  I  II  fUr  Quedlinburg  zeigt  Quedlinburg 
ist  schon  Stadt,  als  ihr  der  mercatus  verliehen  wird  **).  Die  Verleihung 
des  Verkehrsrechtes  ist  also  etwas  Sekundäres,  wie  das  auch  aus 
dem  Stadtrecht  von  Aarau 1  s)  hervorgeht.  —  Allmählich  macht  sich  aber 
die  Anschauung  geltend,  daß  der  ständige  Handel  und  Verkehr  nur 
innerhalb  der  Mauern  einer  Stadt  seinen  Platz  haben  darf.  Möglicher- 
weise geht  dies  auf  eine  Verordnung  Heinrich  I.  zurück.  Nach  Widu- 
kind  ordnete  Heinrich  an,  daß  alle  concilia  et  omnes  conventus  et  con- 
vivia  in  den  Städten  abgehalten  werden  sollten14).  Er  that  dies,  um 
die  Städte  zu  heben  und  zu  fördern.  Nun  wissen  wir,  daß  Heinrichs 
Vorbild,  König  Edward  von  England,  befahl,  daß  alle  Kaufhandlungen 
nur  in  den  Städten  abgehalten  werden  sollten 1 6).   Wahrscheinlich  sind 

1)  Weruigeröder  Stadtrecht  (ungedruckt).    Bibliothek  id  Wernigerode. 

2)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  I  S.  73  N.  121. 

3)  Willmanns-Philippi,  Kaiserurkunden,  II  267.  —  Knieke,  a.  a.  O.  8.  20. 

4)  v.  Maurer,  a.  a.  O.  I  8.  285.  —  Lacomblet,  Archiv,  II  312. 

5)  Westfälisches  Urkundenbuch,  II  416. 

6)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  I  8.  72  N.  118. 

7)  y.  Maurer,  a.  a.  O.  I  8.  285. 

8)  Bremisches  Urkundenbuch,  I  8.  7  N.  7.  In  der  Urkunde  8.  12  N.  11  steht 
neben  negotiandi  usus  auch  mercatus.  —  Vgl.  auch  Osnabrücker  Urkundenbuch,  I  N.  54  8.  42. 

9)  Monumente  Boica,  XXIX  375—376.  MQhlbaeher  bat  die  Echtheit  der  Urkunde 
angezweifelt;  dieselbe  geht  aber  auf  eine  echte  Urkunde  aurück. 

10)  Eisleben,  Wallbausen,  Roteleberode,  Harzgerode,  Osterwick,  a.  a.  O.  I  N.  7  8.  5. 

11)  Urkundenbuch  yon  Quedlinburg,  I  8.  5  N.  7. 

12)  Urkundenbuch  von  Quedlinburg,  I  8.  5  N.  7. 

13)  Stadt  recht  von  Aarau,  Gengier,  Cod.  jur.  muoicipalis,  1863,  Bd.  1  8.  12.  Zo  dem 
ersten  male  han  wir  in  gesetaet  und  zuo  rechte  gegeben,  das  ir  yride  kreis  invanc  hinnaa 
hin  iemer  ewicliche  marchtesrecht  haben  sol  nach  der  etat  sitte  unde  gewonheiL 

14)  Widukind,  Handausgabe,  I  cap.  35  8.  29. 

15)  Lappenberg,  Geschichte  Englands,  Bd.  I  8.  816.    Leges  Eduard),  I  2. 
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unter  den  concilia,  convivia,  conventus,  auch  die  Kaufhandlungen  zu 
verstehen1).  So  kam  es  schließlich  dahin,  daß  in  der  zweiten  Periode 
der  Stadtentwickelung  der  in  der  Stadt  herrschende  Handelsverkehr, 
der  als  mercandi  potestas,  mercatorius  usus,  mercatorium,  negotium, 
negotiandi  usus,  später  auch  als  ewigliches  marktrecht,  meist  aber  als 
mercatus  bezeichnet  wurde,  als  wesentliches  Charakteristikum  der  Stadt 
galt  Wurde  eine  Stadt  gegründet,  ein  Ort  zur  Stadt  erhoben,  so  er- 
hielt sie  damit  zugleich  das  Recht,  immerwährend  Handel  zu  treiben. 
Zuweilen  wurde  aber  dieses  Recht  in  beschränktem  Maße  verliehen  *). 

Dieser  Handelsverkehr  kann  sich  nicht  von  selbst  entwickeln.  Es 
ist  dazu  ursprünglich  die  Erlaubnis  des  Königs  »),  später  die  des  Landes-4) 
and  Stadtherrn6)  nötig.  Handelsverkehr  kann  an  einem  Orte  nur  in- 
folge der  Verleihung  eines  königlichen  Privilegs  entstehen.  Solche 
Privilegien,  durch  die  einem  Ort  das  Recht,  Handel  zu  treiben,  vom 
König  verliehen  wurde,  sind  zahlreich  erhalten6).  Da  die  Münze 
und  der  Zoll  in  engem  Verhältnis  zu  dem  Handelsverkehr  steheD,  so 
wird  in  diesen  Privilegien  meist  auch  die  Errichtung  einer  Münze, 
zuweilen  auch  die  eines  Wechsels,  einer  Wechslerstätte7),  fast  immer 
aber  die  Anlegung  eines  Zolls  erwähnt.  Die  fast  ständige  Zusammen- 
erwäbnung  von  Verkehr  und  Zoll,  mercatus  et  teoloneum,  macht  er- 
klärlich, weshalb  den  Königen  so  viel  an  der  Errichtung  von  Handels- 
stätten  lag.  Durch  die  Zolleinnahmen  wurden  die  königlichen  Finanzen 
verbessert. 

Die  Verleihung  des  Verkehrsrechtes  —  in  lateinischen  Urkunden 
als  mercatum  construere,  engere  bezeichnet  —  an  einen  Ort  geschah, 
um  denselben  zu  heben,  wie  das  eine  Urkunde  Ottos  III.  für  Qued- 
linburg8) klar  zeigt,  in  der  es  heißt:  .  .  .  qualiter  nos  dilecte  aviae 
nostrc  ob  interventum  Adalheidis  imperatricis  auguste  kareque  amitae 
Mahtildis  monitionem  in  metropoli  Quidiliggaburhc  animae  nostrae 
pro  remedio  honoris  atque  temporalis  memoria  hanc  prefatam  ci- 
vitatem  et  sublimandi  causa  eo  quod  patres  nostri  nobiles 
nunc  locum  precipue  venerantes  amabant  ....  mercatum  engere  de- 
crevimus  .... 

Die  ältesten  Verkehrscentren,  die  ältesten  mit  dem  dauernden 
Handelsrecht  begabten  Friedeorte  oder  Städte  scheinen  sich  zuerst  am 


1)  Bei  gröberen  Handelsgeschäften  fanden  im  Mittelalter  Gelage  statt, 

*)  Privileg  von  Allensbach,  a.  a.  O.  —  Urkundenbuch  von  Braunschweig,   N.  32 

S.  40. 

3)  Drknndenbnch  von  Qaedlinbnrg,  N.  7  8.  6.  Der  König  verbietet,  dafs  innerhalb 
bestimmter  Grenzen  ein  anderer  mercatus  angelegt  werde. 

4)  Drknndenbnch  von  Brannschweig,  8.  10  N.  5. 

5)  ebenda  8.  40  N.  32.  Preterea  in  dictis  judieiis  scilicet  veteri  vico  et  in  Sacco 
nolla  mereimonia  venalia  habebantor  freier  consensnm  consnlnm  predictoram.  Wik  und 
8sek  wurden  in  vorliegender  Urkunde  an  den  gemeinen  Rat  von  Altstadt,  Hagen,  Neu- 
stadt verpfändet    Der  Gemeine  Rat  war  also  Stadtherr  von  Wik  und  Sack. 

6)  Aus  dem  10.  und  11.  Jahrhundert  liegen  68  solcher  Privilegien  vor.  Vgl.  Schwarz 
*•  s.  0.  8.  53  A.  94. 

7)  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  8.  46  N.  39,  cambium  quod  vulgo  dicitur  weale. 

8)  Urkundenbuch  von  Quedlinburg,  8.  6  N.  7. 
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Rheine,  wo  der  Handelsverkehr  zu  früherer  Blüte  als  in  Niederdeutsch- 
land kam,  gebildet  zu  haben,  denn  in  den  älteren  Privilegien  wird 
meist  auf  rheinische  Vorbilder,  vor  allem  auf  Köln  und  Mainz  hinge- 
wiesen1). In  Niederdeutschland  war  der  erste  größere  Handelsort 
Magdeburg,  das  schon  in  den  Kapitularien  Karls  des  Großen  als  Grenz- 
verkehrsort  eine  Rolle  spielt2).  Seit  Otto  III.  werden  als  hervor- 
ragende Verkehrsorte,  die  als  Vorbild  für  andere  Handelsorte  genannt 
werden,  aufgeführt9):  im  Süden  Regensburg,  Augsburg,  Konstanz, 
Basel,  Zürich;  in  Franken  Würzburg  und  Bamberg;  am  Rhein  Worms, 
Mainz,  Köln;  im  Westen  Trier  und  Gambrai,  in  Norddeutschland  Dort- 
mund (Trutmanni),  Goslar,  Magdeburg.  Aus  dem  lateinischen  mer- 
catus  ist  unser  Wort  market,  markt  hervorgegangen  *).  Man  hat  daher 
die  Verkehrsprivilegien  als  Marktprivilegien  und  Marktverleihungen  be- 
zeichnet. Irrtümlicherweise  hat  man  nun  infolge  unseres  heutigen 
Sprachgebrauches,  der  unter  Markt  immer  den  Wochen-  oder  Jahr- 
markt versteht,  die  Verleihungen  des  mercatus,  des  Verkehrs-  und 
Handelsrechtes,  als  Wochen-  oder  Jahrmarktsprivilegien  aufgefaßt. 
Infolge  dieser  Autfassung  nimmt  man  an,  daß  sich  der  allgemeine 
Handelsverkehr  aus  dem  WTochenmarkt  entwickelt  habe.  „Der  Wochen- 
markt gestaltete  sich  innerhalb  gewisser  Schranken  zum  Tagmarkte 
um",  denn  das  wirtschaftspolitische  Prinzip  des  Mittelalters  „forderte 
die  Konzentrierung  des  Verkehrs  auf  dem  Marktplatz"6).  Gegen  diese 
Anschauung  spricht  nun  schon  der  Wortlaut  des  Magdeburger  Privilegs 
für  Heinrich  von  Schlesien.  Es  heißt  darin,  daß  jeder  Bürger  im 
eigenen  Hause  seine  Waren  verkaufen  oder  vertauschen  kann6)  — 
quod  quilibet  burgensis  aut  propriam  habens  aream  vel  domum,  quarun- 
cunque  rerum  venalium  habuerit,  eas  in  domo  propria  libere  ven- 
dere  potest  aut  pro  aliis  commutare.  Auch  die  anderen  oben  ange- 
führten Privilegien,  das  von  Allensbach  sowie  das  der  Alten  Wik  von 
Braunschweig7),  erwähnen  nichts  von  einem  alleinigen  Handelsverkehr 
auf  dem  Markte.  Das  Wernigeröder  Stadtrecht  spricht  ebenfalls  Dur 
von  multen  und  brauwen,  kopen,  vorkopen.  In  den  meisten  Verkehrs- 
privilegien des  10.  und  11.  Jahrhunderts  wird  nichts  von  einem  Jahr- 
oder Wochenmarkt  erwähnt.  Verleihungen  von  eigentlichen  Jahr-  und 
Wochenmärkten  kommen  überhaupt  in  diesen  Zeiten  nur  selten  vor. 
Schwarz  zählt  gegenüber  68  Verkehrsprivilegien  —  er  nennt  dieselben 
Marktprivilegien  ohne  Zusatz  —  im  10.  und  11.  Jahrhundert  nur  3 
Tagesmärkte,  7  Wochenmärkte,  10  Jahrmärkte  •).  In  den  Verkehrs- 
privilegien wird  nur  der  mercatus,  die  mercandi  potestas,  d.  h.  das 

1)  Urkandeobucb  von  Quedlinburg,  S.  5  N.  7. 

2)  Karoli  H.  capitularia  SOS  c.  7  ed.  Boretiu*,  8.  123.  Vgl.  ürkundenbuch  von 
Quedlinburg,  S.  b  N.  7. 

5)  Waitz,  Verfaasungageechicbte,  VII  8.  382. 

4)  Vgl.  Kluge.  Etymol.  Wörterbuch,  8.  249  8  A. 
b)  Vgl.  v.  üelow,  Ursprung,  8.  16 

6)  Ürkundenbuch  von  Magdeburg,  N  100  8.  61 ;  vgl.  auch  N.  46  8  22  u.  N.  129  8.  69. 

7)  Vgl.  oben  8.  197 

8)  ebenda. 

9)  Scbwar»,  a  a.  O.  S.  55  A.  »4. 
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Recht,  allgemein  in  der  Stadt  Handel  zu  treiben,  verliehen1),  wie  das 
deutlich  aus  dem  Altensbacher  Privileg  hervorgeht,  wenn  es  da  heißt: 
Omnibus  ejusdem  oppidi  villanis  mercandi  potestatem  con- 
cessimus,  ut  ipsi  et  eorum  posteri  sint  m  ercatores*). 
Mit  dem  eigentlichen  Wochen-  oder  Jahrmarkt  hat  dieses  allgemeine 
Handelsprivileg  der  Städte  nichts  zu  thun,  denn  es  kommt  vor, 
daß  einer  Stadt  durch  kaiserliches  Privileg  der  allgemeine  mercatus 
und  erst  viel  später  ein  Jahr-  oder  Wochenmarkt  verliehen  wird.  So 
erhält  Bremen  im  Jahre  888  von  Arnulf  die  Erlaubnis  zum  usus  ne- 
gotiaodi»)  —  Ottol.  bestätigt  966  das  Recht4)  —  aber  erst  im  Jahre 
1036  von  Konrad  IL  einen  Jahrmarkt b).  Dieser  Jahrmarkt  lag  nicht  in 
der  ältesten  Stadt  Bremen,  sondern  vor  den  Thoren  derselben4). 

Halberstadt  und  Quedlinburg  sind  ebenfalls  schon  früh  im  Besitz 
des  mercatus;  ein  Wochen-  und  Jahrmarkt  wird  aber  erst  spät  er- 
wähnt. Derselbe  Vorgang  findet  sich  in  Braunschweig,  das  ein  offi- 
zielles Jahrmarktsprivileg  erst  1498  erhalten  hat7).  Neheim  erhält 
1358  Stadtrecht,  also  auch  Handelsrecht,  aber  erst  1360  einen  Markt8). 
1425  wird  der  Stadt  Schwerte  ein  Markt  zu  teil9).  Bochum,  das  schon 
inj  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  Stadtrecht  erhalten,  bekommt  erst 
1324  einen  Jahrmarkt10).  Allensbach  dagegen,  das  schon  von  Otto  III. 
einen  Wochenmarkt  —  mercatum  in  omni  hebdomada  in  quin  tu  feria  — 
erhalten,  kommt  erst  1075  in  den  Besitz  des  allgemeinen  Handels- 
rechtes, der  mercandi  potestas.  Daß  der  Aussteller  der  Urkunde  wußte, 
daß  die  Verleihung  des  letzteren  Privilegs  von  weit  größerer  Be- 
deutung für  den  Ort  —  villa  —  Allensbach  war,  als  die  des  Wochen- 
marktes, geht  daraus  hervor,  daß  er  dadurch  die  Stadt  fördern  will. 
Kos  vero  ...  ad  meliorem  statum  perducimus11). 

Noch  anderen  Orten  werden  zu  gleicher  Zeit  der  mercatus  und 
nundinae1-),  also  das  allgemeine  Verkehrsrecht  und  ein  Wochenmarkt 
verliehen.   Endlich  giebt  es  Orte,  wie  Overenkerken 1 »)  und  Westhoven 


1)  Bremisches  Urkundenbuch,  Bd.  1  S.  12  N.  11.  Quare  omnibus  constet,  nos  pro 
dei  unore  Teoerabilia  Ad&lgadi,  Hammaburgensis  ecclesiae  episcopi,  flagitatibus  annuentes, 
constrnendi  mercatum  in  loco  Bremun  nuncupato  Uli  eoncessisse  Hcenthun.  Bannern  et 
theoloneum  nec  non  moneUm  totamqae,  quod  inde  regius  rei  publicae  flscus  obtiner« 
poUrit,  prelibata«  conferimua  sedi.  , 

t)  Zeitschr.  f.  Geschichte  des  Oberrbeins,  V  8.  168. 

8)  Bremisches  Urkundenbuch,  I  72  S.  7.    Müblbacher  hftit  die  Urkunde  für  un- 
echt.   Dieselbe  geht  aber  auf  ein  echtes  Original  zurück. 
4)  Bremisches  Urkundenbuch,  Bd.  I  S.  12  N.  11. 
ft)  ebenda  8.  18  N.  19. 

6)  Adam  T.  Bremen,  II  66,  II  67.  —  Vgl.  meinen  Aufsats,  Zur  Entstehungsgeschichte 
Bremens.    Ztschr.  d.  V.  f.  Niedersftcbs.  Geschichte  1893. 

7)  Urkunden  buch  von  Braunschweig,  N.  2  8.  8,  N.  114  8.  266. 

8)  Seibertx,  Urkundenbuch,  748}  vgl.  Knieke,  a.  a.  O.  &'.  20. 

9)  ▼.  Steinen,  Westfälische  Geschichte,  Lemgo  1756,  I  1621.  —  Gengier,  Stadt- 
rechte  8.  27.  —  Knieke,  a.  a.  O.  8.  20. 

10)  Darpe,  Bochumer  Urkundenbuch,  N.  6  8.  10. 

11)  Zeitschr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins,  V  8.  168.  —  Kaufmann,  a.  a.  O.  8.  26. 

12)  Waits,  Verfassungsgeschicbte,  VII  8.  380  A.  4,  in  cujus  valle  mercatum  et  publi- 
cas  nundinae  datis  ad  Tendendum  chirothecis  nostris  auetoritate  regia  instituimui. 

13)  WestflU.  Urkundenbuch,  II  416. 
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in  Westfalen '),  die  wohl  im  Besitz  eines  Wochenmarktes  waren,  aber 
nie  in  den  Besitz  des  allgemeinen  Verkehrsrecbtes  gekommen  sind ').  Eid 
gewisser  Gegensatz  zwischen  dem  allgemeinen  Verkehrsrecht  und  dem 
eigentlichen  Marktrecht  zeigt  sich  auch  in  dem  Stadtrecht  von  Leob- 
schütz3),  wenn  es  da  heißt:  §  40.  Item  in  die  forensi  tan  tu  est  libertas 
fori  publici  in  Lubsicz,  ut  quidquid  emerit  quisquam  in  ipso  foro 
et  hoc  potent  legitime  comprobare,  eciam  si  illa  res  inpetatur  ab  aliquo 
nomine  furti  vel  rapioe,  ipsi  emptori  nichil  ex  hoc  deperiet  in  rebus 
suis  aut  honore.  §  41.  Sed  si  in  platea  vel  in  domo  extra  forum  aut 
non  in  die  forensi  quicquam  emerit  sub  testimonio  honesto,  ipse  quidem 
innocens  erit  in  fama,  si  res  illa  impetatur  et  etiam  convincatur,  sed 
perdet  res  suas,  quas  dedit  pro  eadem.  §  42.  Si  vero  non  probaverit, 
se  talem  rem  emisse,  de  furto  tenebitur  respoodere,  si  res  evincatur, 
et  penam  legitimam  sustinebit.  Die  libertas  fori  hebt  also  hier  das 
gewöhnliche  Handelsrecht  der  Stadt  auf4). 

Unter  mercatns  haben  wir  also  den  allgemeinen  Handelsverkehr 
der  Bürger,  der  sich  in  Haus  und  auf  der  Straße  —  in  domo  vel  in 
platea &)  —  abspielt,  zu  verstehen.  Als  Verkaufender  —  mercator  — 
kann  an  diesem  Verkehr  nur  der  Bürger6),  der  buliche  und  h eheliche 
in  der  Stadt  sitzt7),  der  ein  Haus  oder  eine  Hausstelle  —  area  —  in 
der  Stadt  besitzt8),  teilnehmen.  In  Bremen  ist  den  Bürgern  verboten, 
auswärts  zu  kaufen9).  Fremde  können  in  der  Stadt  nur  als  Kaufer 
auftreten.  Daher  wird  zuweilen  von  fremden  Kaufleuten  in  der  Stadt 
ein  Grundstück  erworben,  um  so  teil  an  dem  allgemeinen  mercatus 
der  Stadt  zu  haben.  So  gestattet  Erzbischof  Wichmann 1  °)  den  Bürgern 
zu  Burg  und  den  sonstigen  Übereibischen  Handelsleuten,  welche  Tuche 
und  andere  Waren  nach  Magdeburg  bringen,  die  Benutzung  eines  am 
Markte  gelegenen  Hofes  und  eines  für  sie  eingerichteten  Hauses  — 
ut  in  curia,  que  ecclesie  sancte  Iohannis  in  monte  pertinet  et  foro  ci- 
vitatis Magdeburgensis  commode  adjacet,  mercatores 1 1 )  de  Burch  et 
reliqui  transalbini  mercatores  et  negociatores,  qui  venalia  in  pannis 
seu  in  aliis  hujusmodi  rebus  in  civitatem  afierunt,  se  recipiant  et 
res  suas  in  domo  ipsius  curie  vendant  congrua  edificiorum  commo- 
ditate  eis  disposita  in  eadem  curia.  —  Für  dieses  Haus,  das  in  einer 


1)  v  Steinen,  a.  a.  O.  I  1726  S.  20. 

2)  Knieke,  a.  a.  O.  S.  20. 

3)  Gengier,  Stadtrechte,  8.  249  j  vgl.  auch  Stadtrecbt  von  Freiberg  von  1 120,  §  32, 
ebenda  8.  128. 

4)  Vgl.  meinen  Aufsatz  Marktrecht  and  Stadtrecht,  a.  a.  O.  S.  675. 

5)  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  Bd.  I  S.  61  N  1Q0.  —  Gengier,  a.  a.  O.  S.  249. 

6)  Stadtrecht  von  Wernigerode  (ungedruckt)  vgl.  oben  S.  36  A.  1. 

7)  Speierer  Urkunde  von  1378.  Albrecht*  Landfrieden.  Handwörterbuch  der  SlaaU- 
wissenschaft,  Bd.  II  S.  797 

8)  Urkundenbuch  von  Magdeburg,  N.  100  S.  51.  —  Stadtrecbt  von  Freibnrg,  §  50. 
—  Gengier,  Stadtrechte,  S.  129. 

9)  Oelrich.s,  Gesetzbücher,  S.  56. 

10)  Urkuudenbuch  von  Magdeburg,  Bd.  I  S.  22  N  46. 

11)  In  der  einen  Urkunde  von  1262,  ebenda  S.  69  N.  129,  die  sich  auf  den  gleichen 
Vorgang  bezieht,  steht  statt  mercatores  de  Borch  :  burgenses  de  Borch. 
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späteren  Urkunde  als  theatrum1)  bezeichnet  wird,  bezahlten  die  Ein- 
wohner von  Burg  einen  Zins  —  hasmede  — ,  der  einen  halben  Denar 
von  jedem  Stück  Tuch  betrug8).  Die  Einwohner  von  Burg  können 
also  wie  alle  Magdeburger  Bürger,  die  ein  eigenes  Haus  haben,  jeder- 
zeit in  Magdeburg  ihre  Tuche  verkaufen.  Sie  mußten  nur  ihren  Zoll 
bezahlen  —  tarn  pro  mercibus  venditis  aliquibus,  tarn  pro  emptis.  Im 
Jahre  1262  erhielten  sie  gegen  eine  Zahlung  von  200  Mark  Zollfreiheit8). 
Id  ähnlicher  Weise  hatten  die  Kölner  und  Regensburger  Kaufleute  in 
Wien  ein  solches  Kaufhaus,  den  Köllnerhof  und  den  Regensburgerhof 4 ). 
Das  Kloster  Eberbach  im  Rheingau  hatte  in  Köln  ein  Wohn-  und 
erhans  zum  Verkauf  seiner  Rheingauer  Weine6).  Manchmal  er- 
teten  mehrere  Städte  zusammen  in  einer  anderen  ein  Kaufhaus8). 
Später  errichteten  die  Städte  geradezu  allgemeine  Kaufhäuser  für  die 
fremden  Kaufteute  in  ihren  Mauern,  um  so  dem  auswärtigen  Handel 
und  den  fremden  Kaufleuten  die  Teilnahrae  an  dem  städtischen  Ver- 
kehr zu  ermöglichen.  So  gab  es  in  Köln  für  die  Sachsen  und  West- 
falen einen  Sassenhof7),  in  Olmütz8)  ein  theatrum  sive  domus  com- 
munis que  in  vulgo  chaufhaus  dicitur,  in  Breslau  ebenfalls  ein  solches,  in 
Banzen  befand  sich  eine  domus  mercatoria,  quod  in  volgari  ein  kophus 
dicitur9).  Auch  in  Brück,  Ratibor,  Gardelegen,  Wipperfürth  ,0),  Kreuz- 
nach 1 1),  Laar lf)  und  anderen  Städten  finden  sich  solche  Kaufhäuser 1  s). 

Die  deutschen  Kaufleute  haben  die  Sitte  des  Kaufhauses  auch  ins 
Aasland  übertragen.  Wir  sehen  solche  Kaufstätten  z.  B.  in  den  Kon- 
stanzer „husern  ze  Pare,  ze  Trays,  ze  Prufiz  und  ze  Läni",  in  dem 
bekannten  Fondaco  dei  Tedeschi  zu  Venedig,  der  domus  sive  gildhalla 
Coloniensium  zu  London,  dem  späteren  Stahlhof14). 

Die  Errichtung  eines  Kaufhauses,  sei  es  daß  dasselbe  von  der 
Stadt  selbst  oder  von  einer  anderen  Stadt  erbaut  wurde,  konnte  nur 
auf  Grund  eines  Privilegiums  des  Stadtherrn ,  des  Kaisers  oder  des 
Stellvertreters  desselben  stattfinden  1 6 ),  denn  nur  so  kann  auswärtigen 
Kaufleuten  Anteil  an  dem  nur  den  ansässigen  Bürgern  gestatteten 
immerwährenden  Handelsverkehr  gegeben  werden. 

In  einzelnen  Städten  wird  fremden  Kaufleuten  der  Handel  in  der 


1)  Vgl.  Gengl«r,  Stadtrechtsaltertümer,  S  333.  In  deutschen  Urkunden  wird  es  als 
kophus  bezeichnet,  v.  Maurer,  II  S.  58. 

2)  Urkunden buch  von  Magdeburg,  Bd.  I  S.  68  N.  129  excepto  censu  theatri,  hus- 
mede  dicto  vulgärster,  qui  est  de  panno  •timidius  denariua  unoquoque. 

3)  ebenda. 

4)  V.  Maurer,  a.  a.  O.  Bd.  II  8.  58. 

5)  ebenda  8.  59.  Vgl.  Bar,  Beitrage  zur  Mainzer  Geschichte,  II  151  u.  258,  domum 
•t  eellarium  Colooie  situm. 

6)  Gengier,  Sudtrecbtsaltertfimer,  S.  335. 

7)  v  Maurer,  II  8  58. 

8)  Gengler,  8tadtrechtsaltertümer,  S.  331   —  W.  Müller,  Olmütz,  S.  67  ff. 

9)  Gengler,  Stadtrechtsaltertümer,  S  834. 

10)  ebenda  S  334 

11)  Grimm,  Weistfimer,  II  152. 

12)  ebenda  III  519. 

13)  Vgl.  die  Abbildung  und  den  Plmn  des  Mainaer  Kaufhauses  bei  Schuitze,  Deutsches 
Leben  im  14.  Jahrb.    Grofse  Ausgabe,  N.  69—71  S.  53  ff. 

14)  Gengler,  8udtreehte,  8.  381. 

15)  ebenda  8.  333. 
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Stadt  nur  gegen  besondere  Abgabe  gestattet1).  Einzelne  Städte,  na- 
mentlich solche,  in  denen  ein  reger  Handelsverkehr  herrscht,  haben 
sich  übrigens  früh  von  diesem  Zwang  befreit  und  ihre  Thore  jedem 
Kaufmann  jederzeit  geöffnet.  In  Bremen  wurde  der  Sieischatz 
schon  im  Jahre  1181  (?)  abgeschaflt »). 

Der  Handel  in  der  Stadt  ist  ursprünglich  Monopol  der  Bürger. 
Fremde  können  ursprünglich  innerhalb  der  Stadtmauern  nur  an  einem 
Wochen-  oder  Jahrmarkt  Handel  treiben8).  Der  wöchentliche  oder 
jährliche  Markt  hebt  also  das  ausschließliche  Handelsprivileg  der  Stadt 
auf4).  Er  gestattet,  daß  neben  den  einheimischen  auch  fremde  Ge- 
werbetreibende und  Handwerker  ihre  Waren  verkauften.  Es  konnte 
daher  leicht  vorkommen,  daß  die  Städte  durch  die  Fremden  geschädigt 
und  beeinträchtigt  wurden.  6.  v.  Below  6)  will  in  seinem  Ursprung 
der  deutschen  Stadtverfassung  diesen  Schluß  nicht  ziehen;  aber  die 
Urkunden  zeigen,  daß  man  denselben  ziehen  muß,  man  suchte  den 
Markt-  und  Jahrmarktsverkehr  oft  nicht  zu  fördern,  sondern  zu  hindern 
und  die  auswärtigen  Händler  möglichst  zu  beschränken6).  Meist 
konnte  sich  der  Fremde  am  Jahrmarktshandel  neben  den  Einbeimischen 
nur  mit  bestimmten,  zuweilen  sehr  erheblichen  und  lästigen  Ein- 
schränkungen objektiver  und  subjektiver  Art  beteiligen,  wie  Gengier 
das  im  einzelnen  ausführt7).   Ich  will  nur  einige  Beispiele  anführen8). 

In  Braunschweig  dürfen  Fremde  miteinander  nur  gegen  eine  höbe 
Abgabe  Handel  treiben.  En  ghast  en  scal  mit  dem  anderen  hir  nicht 
kopslaghen.  We  dat  dede,  de  scholde  dem  rade  io  von  der  mark 
dre  schellinge  gheven.  Hir  wel  de  rad  de  mekeler  unde  de  dregher 
to  sweren  laten9).  Erst  1415  wurde  den  Fremden  erlaubt,  in  Braun- 
schweig auf  dem  Markte  Korn  zu  kaufen,  aber  die  Bürger  hatten  auf 
das  schon  verkaufte  und  selbst  schon  verladene  Korn  die  Vorhand, 
wenn  sie  es  zu  ihrem  Bedarf  und  nicht  zum  Handel  haben  wollten, 
sobald  sie  denselben  Kaufpreis  und  Mäkler  und  Ladegeld  bezahlten  1  °). 
Ebenso  heißt  es  im  Halberstädter  Recht1  >):  ok  enscal  neyn  gast  korn 
oppe  dem  markede  kopen l8).  Sodann  mußten  die  Fremden  meist  Thor- 

1)  Bremische»  Urkondenbocb.  I  N.  58  S.  66,  »cbleiscbat,  N.  299  S.  838,  Ock  höret 
dem  vagede  van  ideren  fromden  kramer,  dat  neen  borge*  is,  und  in  der  stad  mit  sioem 
krame  atsteyt,  veer  Schilling,  ofie  veer  lot  pepers,  hirvor  schal  8m  de  voget  vor  perde 
and  wegen  frede  maken. 

2)  ebenda  1  N.  58  S.  66. 

8)  VgL  Stadtrecht  von  Leobechiits,  a,  a.  <  >  ,  Gengier,  S.  249. 

4)  Stadtrecht  ron  Halber*  tadt,  §  5  a.  Ok  willen  nnse  herren,  dat  hir  neyn  gast 
weddir  den  anderen  gaat  kopen  scal  neynerleye  kopensebat  grot  edir  kleyne  noch  neyner- 
leye gad,  snndir  in  dem  jarmarkede,  dat  schal  jowelk  wert  synem  ghaste  wiüik  don. 
Welk  gast  nn  boven  dat  andirs  heylde,  de  scholde  dat  unsen  herren  weddirdon  nnde  de 
werd,  in  des  hose  de  kopenschap  schege,  de  scholde  eyne  lodige  mark  gheven,  dar  wol- 
den  nnse  herren  neyne  bede  omme  Hden.    Urkundenbneh,  I  N.  686  8.  678. 

5)  v.  Below,  Ursprang,  8.  18. 

6)  Urknndenbach  von  Hannover,  8.  85  N.  38,  8.  40,  N  44. 

7)  Gengier,  Stadtrechtsaltertümer,  S.  163  ff. 

8)  VgL  meinen  Anfsats :  Poliseigesetsgebung  der  Stadt  Braanschweig,  e.  t>  O.  S.  204  ff 

9)  Urknndenbach  von  Braanschweig,  8.  66  N.  L1II  §  54. 

10)  ebenda  8.  141  N.  LX1I  §  168. 

11)  Urknndenbach  von  Halberstadt,  I  8.  573  N.  686  §  6. 
19)  Andere  Beispiele  bei  Gengier,  a.  a.  O.  8.  164. 
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zoll  und  hohe  Standgelder  bezahlen.  So  müssen  in  Bremen  die  fremden 
Kaufleute,  die  auf  dem  Jahrmarkt  ihr  Zelt  aufschlagen  —  in  foro  pub- 
lico  tentoria,  dicta  telt  vulgariter  facientes  —  eine  Abgabe  von  4  Lot 
Pfefler  pondus  unius  fertonis  piperis,  bezahlen,  die  den  Bremer  Kauf- 
leuten 1288  erlassen  war1)- 

Aus  alledem  geht  hervor,  daß  die  Jahr-  und  Wochenmärkte  für 
die  Entwickelung  der  Städte  geringe  Bedeutung  gehabt  haben.  Ein- 
zelne Städte  sind  gar  nicht  im  Besitz  eines  Wochenmarktes  oder  Jahr- 
marktes gewesen.  Noch  andere  Städte  halten  die  Märkte  für  so  un- 
wichtig, daß  sie  in  die  Stadtrechte  gar  keine  Bestimmungen  Ober  den 
Marktverkehr  aufgenommen  haben.  Die  Stadt  Braunschweig,  die  eine 
umfassende  Thätigkeit  auf  dem  Boden  der  Gesetzgebung  ausgeübt  hat, 
hat  nur  sehr  wenige  Bestimmungen  über  den  Marktverkehr;  und  diese 
betreffen  die  Höker,  Fisch-  und  Obsthändler8). 

Die  geringe  Bedeutung,  die  der  Jahr-  und  Wochenmarkt  für  die 
Entstehungsgeschichte  der  Städte  gehabt  haben,  zeigt  sich  auch  darin, 
daß  die  Märkte  oft  in  den  Neustädten,  also  vor  den  alten  Städten 
liegen3).  Der  Handelsverkehr  dieser  Städte  kann  also  nicht  aus  dem 
des  Marktes  hervorgegangen  sein. 

Die  Verleihung  des  mercatus,  des  ständigen  Handelsrechtes,  des 
ewigligen  marchtesrechtes 4),  scheint  durch  einen  symbolischen  Akt  ge- 
schehen zu  sein,  indem  der  König  seinen  Handschuh,  wanto,  guanto,  chi- 
rotheca,  übersandte 6).  Der  Sachsenspiegel «)  sagt:  Nieman  ne  mut  market 
Doch  monte  erheven  ane  des  richteres  willen,  binnen  des  gerichte  it  leget. 
Ok  sal  die  koning  durch  recht  sinen  hantscho  dar  to  senden,  to  bewissene 
dat  it  sin  wille  si,  —  Market  heißt  hier  so  viel  wie  mercatus,  Handelsort7). 
Der  richtere  ist  der  Landesherr;  gerichte  bedeutet  Territorium  8).  Für 
die  Uebersendung  des  Handschuhs  wurde  zuweilen  eine  Abgabe  an 
den  König  bezahlt,  der  Sachsenspiegel  kennt  dieselbe  nicht,  aber 
einzelne  Urkunden  sprechen  von  einem  Kauf  der  Handschuhe9).  So 
bezahlten  die  Halberstädter  Bürger  (mercatores)  im  Anfang  des 
11.  Jahrhunderts  eine  Abgabe  für  Ausübung  des  Verkehrsrechtes  — 
rectum  censum  pro  mercatorio  usu  solventibus  —  In  Bremen  be- 
zahlen die  einheimischen  Bürger  für  Ausübung  des  Handels  eine  Ab- 


1)  Bremisches  Urkundenbuch,  Bd.  I  N.  44t  S.  480;  Tgl.  auch  N.  299  S.  338  u. 
8.  341  A.  7. 

2)  Vgl  meinen  Aufsatz  :  Polizeigesetxgebung  der  Stadt  Braunschweig,  a.  a.  O.  8.  204  ff. 
8)  so  in  Köln,  Strasburg,  Regensburg,  Augsburg,  Bremen,  Tgl.  auch  Sohm,  a.  a.  O. 

S.  20  A.  21. 

4)  Stadtrecht  yod  Aarau,  Gengier,  Cod.  jur.  man.,  I  8.  12. 

6)  Wait»,  Verfassungsgescbichte,  Bd.  VII  8.  880.  —  Schroeder,  RolandssauleD, 
a,  a.  O.  8.  15  8.  17. 

6)  Sachsenspiegel,  Buch  II  Art.  26  §  4,  a,  a.  O.  8.  131. 

7)  «beoda  III  Art.  25  §  2. 

8)  Urkoodenbuch  von  Brannschweig,  XVI  §  42  S.  24,  in  uses  herren  richte.  — 
VgL  meinen  Anfsats:  Entwickelung  der  Autonomie  der  8tadt  Braunschweig,  a.  a.  O. 
8.  291. 

9)  Wait«,  a.  a  O   VII  8  380  A.  4. 

10)  Urkondeobach  voo  Halberstadt,  Bd.  I  N.  1  8.  1. 
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gäbe,  die  Hanse  *)  genannt  wird,  an  den  Stadtherrn,  der  1181  auf  die- 
selbe zu  Gunsten  der  Stadt  verzichtet*). 

Der  Handschuh  wurde,  wie  es  scheint,  an  dem  in  dem  Friedeorte 
befindlichen  Friedekreuz  befestigt8).  So  erhalten  wir  das  Bild,  das 
uns  die  Bilderhaodschriften  der  Rechtsbücher  zeigen  4 ).  Der  Hand- 
schuh repräsentiert  den  Handel  —  so  befind  et  _  sich  am  Kaufhause  in 
Mannheim  eine  in  Stein  geschnittene  Hand  *)  — das  Kreuz  den  Friede- 
ort, die  Stadt  der  ersten  Periode  der  deutschen  Städteentwickelung. 
Das  Kreuz  mit  dem  Handschuh  bezeichnet  die  Stadt  der  zweiten 
Periode,  die  befriedete,  befestigte  Kaufstadt,  den  befriedeten,  be- 
festigten Handelsort 6). 

Wurden  jetzt  neue  Städte  angelegt  oder  Orte  zu  Städten  er- 
hoben, so  wurde  einmal  das  Stadtfriedekreuz  errichtet,  wie  die  chroni- 
kalische Bemerkung  über  die  Erhebung  Eutins  zur  Stadt  besagt  — 
crucem  in  uthin  erigi  voluit7)  — ,  andererseits  mußte  die  Erlaubnis 
des  Königs  zum  Handelsverkehr,  die  sich  in  der  Uebersendung  des 
Handschubs  deklarierte,  nachgesucht  werden.  Infolge  des  engen  Zu- 
sammenhanges zwischen  Stadt  und  ständigem  Handelsverkehr,  infolge 
der  Auffassung,  daß  die  Stadt  Kaufstadt  sei,  nahm  bald  das  Stadt- 
kreuz, das  ursprünglich  nur  Friedezeichen  war,  den  Charakter  eines 
Verkehrs-  und  Handelszeichens  an ,  zumal  der  Handschuh  auch  als 
Zeichen  des  Jahrmarktes  und  Wochenmarktes  galt8).  Das  ständige 
Kreuz  deutet  jetzt  auch  an,  daß  der  Ort  im  Besitz  des  ständigen  Ver- 
kehrsrechtes, des  mercatus,  ist.  Man  errichtete  daher,  wenn  einem 
Ort  das  Verkehrsrecht  verliehen  wurde,  in  demselben  ein  Kreuz.  So 
sagt  die  Urkunde  Friedrich  I.  für  Staffelstein  vom  Jahre  1175 9): 
Cepit  prelatus  Adelbertus  inquietare  fratres  Babenbergenses  de  mer- 
cato,  quod  eis  ibidem  praedecessor  noster  bonae  memoriae  Lotharius 
imperator  tradiderat  more  solito  per  guantonem,  publica  donatione 
et  privilegii  sui  confirmatione,  ut  videlicet  crucem  in  suo  erigerent  et 
mercatum  publice  instituerent  .  .  .   Das  Kreuz  erscheint  also  hier  als 


1)  Urkundenbuch  von  Bremen,  I  S.  66  N   68.  —  Oelricb»,  a.  a.  O  8.  54. 

2)  ebenda  I  S.  66  N.  58. 

3)  Sachs.  Weichbild,  Art.  9.  —  v.  Maarer,  I  8.  359. 

4)  Batt,  Babo,  Eitinbenz,  Mone  und  Weber,  Teutsche  Denkmäler,  Lief.  1,  1830. 
Taf.  17  N.  8,  Taf.  25  N.  12,  13,  Taf.  81  N.  6.  —  Sello,  Die  deatschen  Rolande,  a.  a.  O. 
8.  82  (Abbildung  ans  dem  Oldenborger  cod.  pictnr.  (an  Ssp.  II  26).  Das  Gdrlitaer  Bild 
hat  2  Handschabe.  —  Vgl.  aach  8chroeder,  Rolande,  S.  4 

5)  y.  Maarer,  a  a.  O.  I  8.  360. 

6)  Ueber  die  Hand  (Handschah)  als  Grensseicben  der  Stadtmark  vgL  Nürnberger 
Jahrbücher  aus  dem  XV.  Jabrh.  1481.  Item  in  dem  jar  da  »lug  man  die  gemalten  hend 
aber  al  umb  den  mark  an  als  weit  gut  die  manu  and  die  freihält.  —  Baader,  Nene 
Poliaeiordnungen,  49—51. 

7)  Urkundenbuch  des  Bistums  Lübeck,  I  316.  —  Gengier,  8tadtrechtsaltertümer, 
S  482.  —  Vgl.  aach  Haillard-Breholles,  Hist  dipl.  Frld.  II,  Bd.  IV  8.  700,  sjgna  forao- 
sia  in  villa  Tutensteten  et  alibi  deponi. 

8)  L.  L.  U  229,  quod  si  forte  iilicoi  per  cyrotecam  nostram  rontnlimus  forum  annnale 
vel  septimanale  in  qaocanqne  loco.  —  Ueber  den  Handschah,  die  Hand  als  Marktaeiefaen 
▼gl.  8chroeder,  Rolande.  8.  17;  Weichbild,  S  317  N.  1. 

9)  Mon.  Boica,  XXIX  8.  374 
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Sinnbild  des  Verkehrsrechtes  Signum  forense  ').  Aehnlich  heißt  es  in 
der  bekannten  Stelle  des  Sächsischen  Weichbildsrechtes2),  die  uns  die 
im  13.  Jahrhundert  geltende  Auffassung  giebt:  Des  ist  noch  das  orkunde, 
wo  man  newe  stete  bawet  und  merkte  machit,  das  man  do  eyn  krewcze 
seczit  uff  den  markt  dorumb,  das  man  sehe,  das  es  des  kunigs  wille 
scy,  wenne  weichbilde  recht  von  alder  czeit  her  gestanden  hat  und 
is  bewert  von  dem  Reiche  und  den  namen  behalden  hat  bis  hewte  an 
diseo  tag. 

Da  das  Kreuz  später  im  wesentlichen  als  das  Zeichen  des  ständigen 
Handelsverkehrs  angesehen  wurde,  so  kommt  dasselbe  auch  an  Orten, 
die  wohl  im  Besitz  des  ständigen  Handelsrechtes,  aber  nicht  im  Be- 
sitz des  Stadtrechtes  und  Stadtfriedens  waren,  vor.  Solche  Kreuze 
finden  sich  namentlich  im  Westen  Deutschlands  in  den  sogenannten 
Kreuzen  von  Beaumont 8).  In  analoger  Form  kommt  es  auch  vor,  daß 
die  Rolandsäule  als  ein  Zeichen  des  Handelsverkehrs  betrachtet  wurde 
und  auch  in  Dörfern  und  Märkten  errichtet  wurde. 

Von  dem  in  den  Städten  herrschenden  Kauf-  und  Handelsverkehr, 
dem  mercatus,  nannte  man  die  Städte  Handelsorte,  loci  mercationum, 
publici  loci  mercatorum 4)  oder  geradezu  mercatus,  das  dann  zum 
deutschen  „Markt1'  wurde6).  Markt  hat  also  ursprünglich  eine  ört- 
liche Bedeutung  •),  wie  wir  ja  heute  noch  kleine  Orte  als  Märkte, 
Marktflecken  bezeichnen;  es  bedeutet  so  viel  wie  „Handelsort,  Kauf- 
stadt14. Nur  durch  Zusammensetzung  mit  den  betreffenden  Wörtern 
erlangt  es  den  Sinn  Jahrmarkt,  Wochenmarkt  —  mercatum  annuale, 
septimanale7).  —  In  späterer  Zeit  kommt  dann  auch  in  lateinischen 
Urkunden  die  Bezeichnung  forum,  das  Synonym  von  mercatus  ist,  für 
Stadt  auf.  Merkatum  construere,  einen  Markt  machen,  ist  oft  so  viel, 
wie  eine  Stadt  anlegen,  gründen.  In  einer  Freiburger  Urkunde  von 
1248  wird  die  Stadt  als  negotium  —  negocium  universale  sive  respublica 
ville  Friburgen8is  —  bezeichnet8). 

Von  deutschen  Schriftstellern  dieser  Zeit  wird  die  Stadt  als  Kauf- 
stadt, oppidum  coufstat,  choufstatt  bezeichnet9).  So  nennt  auch  die 
deutsche  Kaiserchronik  10)  Mainz  eine  Kanfstadt,  „eine  koufstat  er  do 
vant  Megence  die  vesten".  In  analoger  Weise  werden  auch  die  Städte 
in  Dänemark  und  Schweden  als  Kaufstädte,  Kjöbstaeder,  bezeichnet 1 1 ). 

Die  Stadtbürger11),  die  am  städtischen  Handelsverkehr,  dem  mer- 

1)  Vgl.  8,  44  A.  4. 

8)  Labend,  a.  a.  O.  S.  55. 

3)  Schroeder,  BoUnde,  a.  a.  O.  S.  7. 

4)  ▼.  Maurer,  a.  a.  O.  I  S.  292. 

5)  Kluge,  Etymol.  Wörterbuch. 

6)  Sachsenspiegel,  III  Art.  25  §  3. 

7)  L.  L.,  II  229. 

8)  Gengier,  Stadtrechte,  S.  182. 

9)  r.  Maurer,  a.  a.  O.  Bd.  I  8.  292 

10)  Kaiserchronik,  t.  7784. 

11)  t.  Maurer,  a.  a.  O.  Bd.  I  S.  292.  —  Hegel,  Neues  Archiv,  Bd.  XVIII  S.  220. 
Stidte  und  Gilden,  Bd.  I  S.  247. 

12)  Weite,  Verfassungsgescbichte,  V  S.  857.  —  ▼.  Maurer,  a.  a.  O.  I  S.  322.  — 
Hegel,  Neues  Archiv,  8.  118.   —   v.  Below,   Ursprung,  S.  45  und  A.  8.    —  Gengier, 
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catus,  negotium  universale  teilnehmen,  werden  -als  mercatores1), 
negotiatores  •),  institores 8) ,  cives  forenses4),  kopluide*)  bezeichnet. 
In  lateinischen  Urkunden  ist  bis  zum  Anfang  des  13.  Jahrhunderts 
mercatores  die  am  meisten  gebrauchte  Bezeichnung  für  die  Stadt- 
bewohner. Es  wird  dann  durch  die  Bezeichnung  burgenses,  bflrger 
verdrängt6).  Sie  kommt,  wenn  ich  nicht  irre,  zuletzt  in  einer 
Bremer  Urkunde  von  1238  vor.  Die  Bewohner  Bremens  werden  in 
derselben  pleonastisch  als  cives  Bremenses  mercatores  bezeichnet7). 

An  dem  Handels-  und  Kaufverkehr  der  Stadt  nehmen  alle  in  der 
Stadt  ansässigen  Bürger  teil,  derselbe  ist  nicht  etwa  das  Monopol  einer 
Kaufmannsgilde 8).  Unter  mercatores,  negociatores,  institores  sind  alle 
Stadtbewohner  gemeint,  die  in  der  Stadt  einen  eigenen  festen  Wohn- 
sitz haben,  auch  die  Handwerker.  Das  Magdeburger  Recht  für 
Heinrich  I.  von  Schlesien  sagt:  Jeder  Bürger,  der  ein  eigenes  Haus 
besitzt,  darf  am  Handelsverkehr  teilnehmen;  also  auch  die  Hand- 
werker9). Das  Wernigeröder  Recht  gestattet  das  Treiben  von  Handel 
und  Handwerk  nur  dem  Bürger  1  °).  In  einzelnen  Städten  sitzen  Hand- 
werker im  Rat,  müssen  also  Bürger  sein11). 

Die  Urkunden  zeigen  klar,  daß  unter  den  mercatores  die  ge- 
samten Bürger  zu  verstehen  sind 1  *),  In  den  späteren  Kaiserurkunden 
der  Stadt  Quedlinburg  steht  immer  cives,  wo  in  den  früheren  merca- 
tores steht19).  Von  den  zwei  Magdeburger  Urkunden,  die  das  Kauf- 
haus der  Einwohner  von  Burg  in  Magdeburg  betreflen,  hat  die  erstere 
mercatores  de  Borch,  die  zweite  burgenses  de  Burg 1  *).   Auch  der  In- 

Stadtrecbtsaltertümer,  8.  458.  —  Schroeder,  Rechtsgeschichte,  S.  596.  —  Kaufmann, 
a.  a.  O.  S.  19  A.  Vf.  —  Pirenne,  Revue  critique,  a.  a.  O.  S.  50.  —  Roth  too  Schreckeo- 
»teio,  Ritterwürde,  S.  432  A.  3  ;  ander»  Liesegaug,  Westd.  ZelUchr.,  Erganrungsbeft  6 
S.  71  A.  S. 

1)  Vgl.  oben  S.  172.  —  Urkundenbach  von  Halberstadt,  Bd.  I  S.  1  N.  1,  2. 
1)  Vgl.  oben  S.  173.  —  Urkundenbach  von  Halberstadt,  Bd.  I  S.  1  N.  8. 
8)  Bremische»  Urkundenbuch,  Bd.  IN.  11  S.  12. 

4)  Vgl.  oben  S.  178.  —  Urkundenbuch  von  Halberstadt,  Bd.  I  8.  3  N,  4.  civss 
belfst  nicht  ohne  weiteres  Bürger,  es  wird  auch  von  Bauern  gebrsucht  Vgl.  Urkunden- 
buch des  Klosters  llsenburg,  II  8.  683;  Urkundenbuch  des  Klosters  Drübeck,  8.  339.  - 
Vgl.  v.  Bolow,  Ursprung  etc.,  8.  46  A.  1. 

5)  Siebs.  Weichbild,  Art.  6.  —  v.  Maurer,  a.  a.  O.  I  8.  322. 

6)  Vgl.  oben  8.  172. 

7)  Bremisches  Urkundenbuch,  Bd.  I  8.  204  M.  172. 

8)  Kaufmannschaft  treiben  —  das  eyn  ieslich  man  trybe  koufmaonschaft  —  wird  im 
Mittelalter  von  jedem  gesagt,  mag  er  nun  selbstgefertigte  oder  fremde  Waren  verkaufe» 
Qengler,  Stadtrechtsaltertumer. 

9)  Urkundenbuch  vou  Magdeburg,  8.  51  N.  100,  quarumeumque  rerum  venalitatem 
babuerit. 

10)  Stadtrecht  (ungedruckt),  vgl.  oben  8.  196. 

11)  8o  a.  B.  in  Goslar  und  Wernigerode.  —  Weiland,  Hansisch«  Geschichtsbilder, 
14  8.  33.  —  Urkundenbuch  von  Wernigerode,  N.  19  S.  12,  N.  31  8.  18,  N.  183  S.  114. 
Bäckerbrief.  Welk  werke  vorsumet  dre  echte  morgeuaprake  met  frevele,  deme  scal  man 
dit  werk  vorbeyden  met  nnser  bereu  gerichte,  sunder  den,  de  in  deme  rad«  sin.  —  Ueber 
die  Stellung  der  Handwerker  vgl.  auch  Urkundenbuch  von  Ooslar,  I  K.  229  8.  260. 

12;  Vgl.  auch  v.  Maurer,  a.  a.  O.  I  8.  322—325  nebst  den  Anm.  —  Hegel,  Neue» 
Archiv,  S.  219. 

13)  Urkundenbuch  von  Quedlinburg,  I  8.  7  N.  8,  8.  8  N.  9,  8.  9  N.  10. 

14)  Urkundenbuch  vom  Magdeburg,  I  S.  22  N.  46,  8.  69  N.  129 
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halt  einzelner!  Urkunden  beweist,  daß  unter  mercatores  die;  Bürger 
zn  verstehen  sind.  So  wird  den  mercatores  von  Halberstadt  im  An- 
fang des  11.  Jahrhunderts  der  Besitz  gewisser  Wiesen  .bestätigt l). 
Den  mercatores  von  Quedlinburg ,  die  übrigens  in  der  in  Frage 
kommenden  Urkunden  auch  als  cives  bezeichnet  werden,  wird  1134  die 
freie  Benutzung  der  Weide  jenseits  der  Oker  zugestanden  *).  Die  merca- 
tores von  Wernigerode  erhalten  sogar  1229  das  gesamte  Recht  der 
Stadt  Goslar  —  omne  jus  Goslarie  civitatis3).  Eine  Kaufmannsgilde 
hat  übrigens  in  Wernigerode  nie  existiert.  Daß  es  sich  hier  um  Bürger-, 
nicht  um  Stadtprivilegien  handelt,  ist  klar.  In  einer  brandenburgischen 
Urkunde  von  1282  werden  die  drei  Stande  des  Volkes  als  milites, 
mercatores  und  rustici  bezeichnet4). 

Ebenso  bezeichnet  der  Ausdruck  kopluide  so  viel  wie  Bürger  6). 
Die  drei  Stände  der  Stadt-  und  Landbewohner  und  Ritter  werden  als 
koufmanne,  kopluide,  geburen  und  rittaere  unterschieden  6).  Im  Nibe- 
lungenliede und  in  der  Kudrun  ist  kopluide  und  burgaere  gleich- 
bedeutend. In  der  Kudrun  treten  die  Abgesandten  König  Hüttel's,  die 
um  Hilde  werben  sollen,  in  burgaere  mäze,  d.  h.  als  Bewohner  einer 
Stadt,  als  Kaufleute  auf7).  Im  Nibelungenlied  werden  wiederholt  beide 
Ausdrücke  nebeneinander  gebraucht,  so8): 

Der  bischof  mit  siner  nifteln  ze  Passouwe  reit, 
Do  daz  den  burgaeren  von  der  stat  wart  geseit, 
Daz  dar  koeme  Krimhild,  der  fürsten  swester  kint, 
Diu  wart  wol  enpfangen  von  den  kaufliuten  sint 
Am  bezeichnendsten  ist  jene  Stelle,  wo  die  eine  Handschrift  die 
Lesart9):  do  weinten  mit  den  vrouwen  der  guoten  burgaere  wip, 
hat,  während  die  andere  liest:  do  weinten  mit  den  vrouwen  der 
guoten  kaufliute  wip10). 


Kapitel  V. 

Die  Stadt  als  Gemeinde  des  öffentlichen  Rechts. 

Alle  die  Rechte,  die,  wie  wir  in  den  vorstehenden  Kapiteln  er- 
örtert haben,  der  Stadt  im  Gegensatz  zum  Dorfe  zukommen,  machen 
einen  Ort  noch  nicht  zur  Stadt  im  mittelalterlichen  Sinne.  Ein  solcher 
Ort  ist  nichts  weiter  als  ein  priviligiertes  Dorf,  das  zum  Gau  gehört 

1)  Urkandenbuch  von  Halberstadt,  Bd.  I  8.  1  N.  1. 

2  t  Urkundenbuch  von  Quedlinburg,  Bd.  I  S.  9  N.  10.  —  ▼.  Below,  Sudtgemeinde 
S.  S». 

8)  Urkundenbuch  von  Wernigerode,  8.  4  N.  4. 

4)  1289  wird  ein  H.  mercator  erwähnt,  ebenda  S.  18  N.  31. 

5)  VgL  die  Urk.  von  1283  bei  Lenz,  Brandenbarg.  Urk.,  I  99,  ut  miles,  mercator  et 
rujticu»  quilibet  in  suo  jure  permaneat. 

6)  Hegel,  Neues  Archiv,  S.  820.  —  Kaiaerchronik,  8125,  U575,  8133,  er  gebot  amb 
baliute  and  ambe  koufman,  dai  sie  vride  solden  hau.  — 

7)  Kudrun  ed.  Bartsch,  S.  61  Str.  292. 

8)  Nibelungenlied  ed.  Brauch,  8.  222  Str.  1298. 

9)  Iis.  A,  Bartsch,  8.  178  Str.  1087. 
10)  H*.  C,  Zarncke,  S.  157. 
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und  dem  Landrecht  und  Landgericht  unterstellt  ist1).  Die  Stadt- 
Bewohner  sind  Buren,  wie  die  Bewohner  der  umliegenden  Dörfer'). 
Ihrer  Gemeinde  kommt  noch  keine  Stelle  in  der  Staatsverfassung 
zu 3).  Erst  wenn  das  befestigte  und  privilegierte  Dorf  den  nicht 
staatlichen  Charakter  verloren  hat  und  eine  Gemeinde  des  öffentlichen 
Rechts  geworden  ist,  ist  die  mittelalterliche  Stadt  fertig.  Ist  die 
Stadt  vom  Gau  losgelöst  und  gewissermaßen  gleichberechtigt  neben 
denselben  gestellt,  so  tritt  sie  als  wirkliche  Gemeinde  in  den  Staats- 
organismus ein  4).  Erfolgt  ist  diese  Exemtion  vom  Gau  dadurch,  daß 
für  Stadt  und  Stadtgebiet  ein  besonderer  Gerichtsbezirk  hergestellt 
wurde6).  Diese  Trennung  von  Stadt  und  Land  mußte  in  rechtlicher 
Beziehung  um  so  durchgreifender  sein,  als  in  beiden  Bezirken  ein 
verschiedenes  Recht,  hier  das  alte  Landrecht,  dort  das  entstehende 
Stadtrecht,  galt6). 

Die  Exemtion  der  Stadt  vom  Gau  wurde  schon  früh  angebahnt. 
Schon  die  Befestigung  und  Befriedung  eines  Ortes  und  die  damit 
den  Bewohnern  desselben  auferlegten  Pflichten  und  verliehenen  Rechte 
mußten  zwischen  Stadt  und  Land  einen  gewissen  Gegensatz  hervor- 
rufen. Der  besondere  Friedeschutz,  unter  dem  die  Stadtbewohner 
standen  7 ),  und  das  Waffenrecht,  das  dieselben  im  Gegensatz  zu  den 
Dorfbewohnern,  welche  dasselbe  früh  verloren  haben,  ausübten  8),  mußten 
die  Bewohner  des  Landes  über  die  Bewohner  der  Dörfer  erheben. 
Das  in  der  Stadt  herrschende  Gewohnheitsrecht  unterschied  sich  bald 
durch  Aufnahme  von  Bestimmungen  über  den  Stadtfrieden  und  den 
Waffendienst  und  die  Verteidigungspflicht  von  dem  im  Gau  geltenden 
Rechte.  Namentlich  die  Friedensbestimmungen  haben  Anlaß  zur  Bil- 
dung eines  besonderen  Stadtrechts  gegeben.  So  stellt  denn  auch  das 
älteste  Straßburger  Stadtrecht  die  Friedensbestimmung  an  den  An- 
fang des  kodifizierten  Rechtes  •).  Noch  mehr  Umbildungen  muß  das 
lokale  landrechtliche  Gewohnheitsrecht  erleiden,  nachdem  die  Städte 
die  ausschließlichen  Sitze  des  ständigen  Handelsverkehres  geworden 
sind.  Unter  dem  Einfluß  des  Handels  und  der  handelstreibenden  Be- 
völkerung bildet  sich  das  Landrecht,  das  auf  einer  wirtschaftlich 
niedrigeren  Stufe  steht,  zum  Handels-  und  Kaufmannsrechte,  zum  Stadt- 
rechte um  ,0).    Das  Stadtrecht  ist  also  schlechtweg  die  Weiterentwicke- 

1)  Sachsenspiegel.   Landrecht,  II  71  §  2,  6,  III  78  §  6.  —  Planck,  Gerichtsver- 
fabren,  I  S.  21  f.,  3.  11  f. 

2)  Ueber  die  Bezeichnung  der  Bürger  als  buren,  vgl.  auch  Oelrichs  Gesetzbücher,  S.  28. 
S>  t.  Maurer,  Einleitung  etc.,  S.  820.  —  Geschichte  der  Dorfverfassung,  II  S.  115  ff.. 

168.  —  Stadtverfassung,  I  S.  197  ff.,  437  ff.,  546  ff.,  II  S.  157.  —  Sohm,  Fränkische 
Reichs-  und  Gerichtsverfassung,  S.  233  A.  60.  —  v.  Below,  Zur  Entstehung  der  deutschen 
Stadtverfassung,  Hist.  Ztscb.,  58  8.  204.  —  Meine  Gerichtsverfassung  der  Stadt  Braao- 
schweig,  8.  2. 

4)  K.  Schroeder,  Rechtsgeschichte,  S.  125. 

5)  v.  Below,  Ursprung,  8.  82.  —  Meine  Gerichtsverfassung,  8.  2. 

6)  Urkundenbuch  v.  Hameln,  S.  22,  N.  27.  —  v.  Below,  Ursprung,  8.  82. 

7)  Vgl.  oben  Kap.  I. 

8)  Vgl.  oben  Kap.  I. 

9)  Urkundenbuch  von  Strafsburg,  I  8.  467. 

10)  Vgl.  v.  Below,  Ursprung,  8.  HO.  —  Hensler,  Institutionen  des  deutschen  Privat- 
rechtes, S.  25. 
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hing  des  Land  rechtes  auf  einer  wirtschaftlich  vorgerücktere!)  Stufe. 
Den  Zusammenhang  mit  dem  Landrechte  lassen  die  Stadtrechte  viel- 
fach erkennen  *).  Die  Stadt  Münden  ist  im  Besitze  von  fränkischem 
Recht,  wril  sie  auf  fränkischem  Boden  liegt.  So  heißt  es  in  dem 
Privileg  Ottos  des  Kindes  für  diese  Stadt  von  1246:  civitas  dicta, 
com  in  terra  Franconica  sita  sit ,  jure  Franconico  fruitur  et  potitur, 
quod  in  ea  nolumus  inmutare3).  Münden  steht  also  im  Gegensatz  zu 
den  übrigen  Städten  Ottos,  in  den  sächsisches  Recht  gilt  Aehnlich 
beißt  es  in  dem  Privileg  für  Grünberg  in  Hessen:  Dicunt  itaque  se 
Francones  esse  et  ideo  sortiti  sunt  jus  Franconum  3).  In  Herford4), 
in  Hameln6),  in  Halberstadt6),  in  Magdeburg7)  herrscht  dagegen 
sächsisches  Recht,  wie  die  Stadtrechte  beweisen. 

Aus  einem  einheitlichen  Kaufmannsrecht,  dem  wieder,  wie  Sohm 
will8),  das  fränkische  Königsrecht  zu  Grunde  liegt,  ist  das  Stadtrecht 
Dicht  hervorgegangen.  Dagegen  spricht  außer  den  angeführten  Stellen 
schon  die  große  Verschiedenheit,  die  die  deutschen  Stadtrechte  zeigen. 
Dieselbe  wäre  unerklärlich,  wenn  den  Stadtrechten  ein  einheitliches 
Handels-,  Kaufmanns-  oder  Marktrecht  zu  Grunde  läge.  Nimmt  man 
dagegen  an,  daß'das  Stadtrecht  aus  dem  auf  dem  Landrecht  beruhenden 
Gewohnheitsrecht,  das  sich  überall  verschieden  entwickelte,  hervor- 
gegangen ist,  und  macht  man  sich  klar,  daß  in  den  einzelnen  Städten 
je  nach  ihrer  Beschaffenheit  der  Handel,  das  Gewerbe,  die  Industrie 
seine  Einwirkung  auf  ganz  verschiedene  Weise  ausgeübt  hat,  so  kann 
man  sich  die  Mannigfaltigkeit  der  Stadtrechte  erklären.  Eine  kleine, 
unbedeutende  Ackerstadt,  wie  Wernigerode8),  kann  es  nicht  zu  einem 
so  bedeutenden  Stadtrechte  bringen,  wie  Braunschweig  oder  Bremen, 
wo  der  Handel,  und  zum  Teil  auch  der  überseeische,  ein  bedeutendes 
Recht  geschaffen  hat.  Das  Recht  von  Wernigerode  umfaßt  nur  wenige 
Polizeigesetze.  Sehr  lehrreich  ist  es,  wenn  man  die  verschiedenen 
Stadtrechte  eines  Territoriums  miteinander  vergleicht.  Je  bedeutender 
ein  Ort  ist,  desto  umfassender  ist  auch  sein  Stadtrecht.  Umgekehrter- 
weise kann  man  aus  dem  Umfange  eines  Stadtrechtes ,  von  über- 
tragenen Stadtrechten  ist  natürlich  abzusehen,  auf  die  Bedeutung  der 
Stadt  schließen.  So  haben  von  den  braunschweigischen  Städten10), 
denen  Otto  das  Kind  Privilegien  verlieh  oder  Stadtrechte  bestätigte, 
die  kleinen  Landstädte  unbedeutende  Rechtsbriefe11),  die  größeren 


1)  Q8scl.cn,  Goslarische  Statuten,  1840,  S.  522  ff.  —  Laband,  Magdeburger  Recbts- 
quellen,  S.  32  ff. 

2)  Gengier,  Stadtrechte,  S.  302. 

3)  ebenda  S.  174. 

4)  ebenda  S.  192. 

5)  Urknndenbnch  von  Hameln,  N.  703  S.  495. 

6)  Urkandenbach  von  Halberstadt,  U  N.  943,  1131. 

7)  Urkandenbach  von  Magdeburg. 

8)  Sohm,  a.  a.  O.  S.  15.    Vgl.  meinen  Aufsatz  Qoiddesche  ZUchr.,  VI  S.  88. 

9)  Das  Stadtrecht  von  Wernigerode  werde  ich  demnächst  publisieren. 
10)  Vgl.  Doebner,  SUdteprlvUegien  Ottos  des  Kindes. 

U)  ebenda  8.  25.  —  Urkandenbach  von  Braunschweig,  I  S.  10,  20.  —  Urkanden- 
bach von  Gottingen,  I  1. 

Dritte  Fol|e  Bd.  VI  (LXI).  14 
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Handels-  und  Industriestädte  ausgedehntere  Rechtsaufzeichnungen. 
Und  unter  diesen  machen  sich  wieder  Unterschiede  geltend.  Der 
Hagen,  das  neue  Weichbild  von  Braunschweig 1 ) ,  der  Sitz  hollän- 
discher Weberei,  und  Münden*)  haben  ein  weniger  umfangreiches 
Recht  als  Hannover.  Hannovers  Recht s)  hat  nicht  solche  Bedeutung, 
wie  das  Recht  Lüneburgs4).  Das  bedeutendste  Recht  hat  naturgemäß 
die  Altstadt  Braunschweig  *).  —  So  zeigen  alle  Stadtrechte  ursprüng- 
lich große  Verschiedenheiten;  das  einzige,  was  sich  in  allen  Stadt- 
rechten findet,  sind  Bestimmungen  über  den  Stadtfrieden  und  die 
Wachtpflicht  der  Bürger.  Die  erster en  finden  sich  freilich  oft  nur  in 
den  Strafbestimmungen,  die  den  Friedebrecher  treflen,  angedeutet. 
In  späterer  Zeit  macht  sich  eine  größere  Uniformität  in  den  Stadt- 
rechten infolge  der  Rechtsübertragungen  geltend,  aber  auch  bei  diesen 
Uebertragungen  werden  meist  Aenderungen  den  lokalen  Verhaltnissen 
entsprechend  vorgenommen6).  In  älterer  Zeit  kommen  solche  Ueber- 
tragungen nicht  vor ;  wenn  es  in  einzelnen  älteren  Urkunden  heißt,  die 
Einwohner  sollen  die  Rechte  haben,  wie  die  Einwohner  anderer  Städte, 
so  heißt  das  nichts  weiter,  als  daß  sie  des  Friedeschutzes  oder  des 
Handelsrechtes,  das  diese  Städte  genießen,  teilhaftig  werden  sollen7). 
Es  handelt  sich  hier  um  ganz  allgemeines,  nicht  um  ein  besonderes 
Stadtrecht  Auch  das  Medebacher  Recht  ist  keineswegs  eine  Ueber- 
tragung  des  Soester  Rechts,  denn  die  beiden  Rechte  sind  sehr  unähn- 
lich. Es  wird  in  der  Urkunde  nur  bestimmt,  daß  der  Markt,  d.  h. 
der  Jahrmarkt,  von  Medebach  ähnliches  Recht  haben  soll  wie  der 
Soester  Markt8).  Die  älteste  urkundliche  Rechtsübertragung  stammt 
m.  E.  aus  dem  Jahre  1174  *).  Jüterbogk  erhielt  damals  Magdeburger 
Recht 

Sobald  sich  ein  besonderes  Stadtrecht  gebildet  hat,  muß  sich 
die  Trennung  von  Stadt  und  Land,  von  Stadt-  und  Landbewoh- 
nern vollziehen.  Die  Stadt  und  das  Stadtgebiet  werden  vom  Gan 
eximiert.  Dieser  Vorgang  hat  sich  bei  den  meisten  alten  Städten 
im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts  vollzogen10),  denn  in  dem  An- 
fang des  13.  Jahrhunderts  ist  es  Regel,  daß  zu  jeder  Stadt  ein  be- 

1)  ebenda  Doebner,  a.  a.  O.  8.  31.  —  Ur Kundenbuch  von  Braunschweig,  S.  2  N.  1. 

2)  Doebner,  a.  a.  O.  8.  26.  —  Gengier,  Stadtrecht,  8.  802. 

3)  Doebner,  a.  a.  O.  8.  21.  —  Urkandenbuch  von  Hannover,  I  8.  10  ff.,  vgl  Zuchr. 
f.  niedere.  Geschichte. 

4)  Doebner,  a.  a.  O.  8.  27.  —  Urkandenbuch  von  Lüneburg,  I  8.  40. 
6)  Urkandenbuch  von  Braunschweig,  8.  4  N.  2. 

6)  Urkundenbach  von  Magdeburg,  I  S.  68  N.  127.  —  Gengier,  Stadtrechte,  8.,  184  155. 

7)  v.  Below,  Ursprung,  8.  110  A.  3.  —  Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  de«  Schwan- 
waldes, 8.  10.  Wenn  in  älterer  Zeit  auf  das  Recht  einer  anderen  Stadt  verwiesen  wird, 
so  hat  das,  sagt  Gothein  treffend,  kein  andere  Bedeutung,  als  wenn  im  17.  Jahrb.  bei 
der  Gründung  von  Mannheim  versprochen  wird,  „da/s  ein  jeder  so  frei  wohnen  und 
handeln  solle,  wie  in  Holland". 

8)  Geogler,  Stadtrechte,  8.  281  §  24.  Ad  hec  firmlssime  precipimus,  nt  in  foro 
Madebahe  pax  habeatur  concedentes,  ut  leges  illius  fori  similes  sint  legibus  aosaticosis. 

9)  Urkandenbuch  von  Magdeburg,  I  S  22  N.  45.  —  Vgl  Schroeder,  Rechtsgeschichte, 
8.  686.  —  Vgl.  Nitssch,  Uebertragung  des  Soester  Rechts  auf  Lübeck,  Hans.  Geschiehts- 
blJUter,  1882  (1880—81)  8.  9. 

10)  v.  Below,  Ursprung,  8.  82. 
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sonderer  Gerieb  tsbezirk  gehört.  So  sagt  das  statu  tum  in  favorem 
prineipum  vom  Jahre  1232 :  civitates  nostre  jurisdictionem  suam  extra 
civitatis  sne  arnbitum  non  extendant Die  älteste  Exemtion  einer  Stadt 
scheint  die  von  Allensbach  gewesen  zu  sein,  welche  1075  stattfand  *). 
Im  Jahre  1100  wird  Radolfszell  exiraiert s).  Speier  besitzt  um  1101 
einen  eigenen  Gerichtsbezirk4).  Mainz  ist  um  1118'),  Freiburg 
um  1120 6)  eximiert  In  Straßburg  wird  1129  der  eximierte  Ge- 
richtsstand der  Bürger  anerkannt7).  Köln  besitzt  1154»),  Medebach 
1166  ein  eigenes  Recht 9).  Osnabrück  ist  1171 1  •),  Magdeburg  1174 ' »), 
Bremen  um  1200  vom  Gau  gelöst 1  *).  Die  Gründungsurkunde  von  Bocholt 
vom  Jahre  1206  zeigt 18 ),  daß  die  Exemtion  vom  Gau  Regel  war,  wenB 
es  daselbst  heißt:  Ville  .  .  .  id  juris,  quod  vulgo  wicbilede  dicitur,  .  . 
conces8imus.  Verum  quia  hoc  sine  consensu  Swederi  de  D.,  cujus 
comicie  pred.  subjacebat  villa  minime  fieri  debuit,  hanc  cum  eo  feci- 
mus  transactionem,  ut  pred.  juri  suo  ipsa  villa  renunciaret  et  pro  eo 
in  recompen8ationem  Judicium  civile  reeipiet,  quäle  est  aliarum  civita- 
tum  nostrarum  Monasterii,  Coesfelde  et  ceterarum.  —  Als  Grund  der 
Exemtion  giebt  die  Osnabrücker  Urkunde  Friedrich  L14)  die  Be- 
drückungen an,  welche  die  Bürger  von  auswärtigen  Richtern,  die  das 
Stadtrecht  nicht  kannten,  zu  erleiden  hatten:  Videntes  igitur  affec- 
tiones  et  pressuras  civium  Osnabrugensium,  quas  ab  extrinsecis  judieibus 
snstinuerunt,  qui  cos  extra  civitatem  ad  aliena  et  insolita  jura  solebant 
evocare  ex  consueta  benignitatis  nostre  dementia  statuimus,  ne  quis 
judex  extrinsecus  manens  quemquam  ex  civibus  pro  aliqua  causa  pre- 
samat  evocare,  nisi  prius  querimoniam  suam  in  civitate  coram  civitatis 
rectoribus  vel  coram  nobis  exsequatur  et  secundum  civitatis  jus  con- 
saetudinarium  debitam  consequatur  justitiam.  Die  Stadtbewohner 
konnten  sich  dem  Landrechte,  das  auf  ihre  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse keine  Rücksicht  nahm,  nicht  mehr  unterordnen,  ohne  zahlreichen 
Belästigungen  ausgesetzt  zu  sein.  Sie  mußten  bei  Streitigkeiten  den 
Gerichtsstand  vor  einem  stadtbürgerlichen  Gericht  verlangen,  weil  sie 
ihren  Urteilsspruch  nur  von  Personen,  die  das  oft  sehr  verwickelte 
zunächst  mündliche  Gewohnheitsrecht  kannten,  hören  wollten. 


1)  L.  L.  n  (1837)  S.  291  §  15,  vgl.  §  5. 

2)  Ztachr.  f.  Gesch.  des  Oherrheins,  N.  F.  V  8.  168.  Est  autem  terminus  ab  orien- 
Uli  plag»  quousque  ab  oppido  ingrediatur  silra  ad  Aaenhus,  a  meridie  medietas  laci,  ab 
Meidrate  vallum  eenolentum  ad  Unsen,  ab  aqnüone  rivulus  Suarsanbach. 

3)  ebenda  S.  141.    Hoc  eciain  constituimus,  ut  idem  forum  sub  nullo  districtu  con- 

4)  Hilgard,  Urkunden  zur  Geschichte  Speiers,  1885,  8.  16.  —  Sohra,  a  a.  O.  8.  59. 

5)  Forschungen,  20,  443.    Vgl.  Hegel,  Stkdtechroniken,  18  (Teil  II)  25. 

6)  Gengier,  Stadtrechte,  8.  124. 

7)  ürkundenbuch,  I  61. 

8)  Lacomblet,  Ürkundenbuch  des  Niederrheins,  I  N.  380  8.  263. 

9)  Gengier,  a.  a.  O.  8.  281. 

10)  Ürkundenbuch  Ton  Osnabrück,  I  S.  264  N.  828. 

11)  Ürkundenbuch  von  Magdeburg,  I  8.  22  N.  45. 

12)  ürkundenbuch,  I  8.  129  N.  109. 

13)  Wigand,  Archiv  2,  340.  —  v.  Below,  Zur  EnUtehung,  Aufs.  II  8.  201  u.  A.  4. 

14)  ürkundenbuch  von  Osnabrück,  I  8.  264  N.  328. 

14» 


212  Willi  Tirgfi, 

Die  Exemption  erstreckte  sich  zuuächst  in  der  Regel  nur  auf  das 
Gebiet  innerhalb  der  Mauer  —  so  fasse  ich  auch  den  eben  citierteo 
Passus  des  Statutum  in  favorem  prineipum  auf »)  —  erst  später  wurde 
auch  die  Stadt  Hur  eximiert.  In  Braunschweig  ■ ) ,  Magdeburg3),  in 
Köln  1 )  und  in  Worms  &)  war  nur  der  Raum  binnen  der  muren  eximiert 
Der  Gerichtsbezirk  deckte  sich  also  mit  dem  befriedeten  Gebiet6). 
In  Braunschweig  gilt  das  Stadtrecht  1318,  soweit  die  Ackerflur  und 
Almende  reichen.  Im  Hu  Mtbrief  von  1318  heißt  es:  de  voghet  scal 
richten  in  der  stat  und  buten  also  verne,  also  ere  vedrift  went'). 
In  späterer  Zeit  wird  die  Grenze  des  eximierten  Gebietes  wieder  durch 
eine  Befestigung,  die  Landwehren,  gebildet7).  Daß  übrigens  schon 
früh  auch  die  Stadtflur  eximiert  ist,  beweist  die  Allensbacher  Urkunde 
von  1075 8).  Mit  der  Exemtion  vom  Gau  und  der  Schaffung  eines 
Stadtgerichtsbezirkes  ist  nicht  unumgänglich  verbunden,  daß  die  Stadt 
einen  eigenen  Stadtrichter  erhielt.  In  einzelnen  Städten  ist  der 
Richter  des  Landgerichtes  meist  auch  Richter  im  Stadtgericht  ge- 
wesen. So  sagt  das  Privileg  von  1246  für  Münden:  Nulluni  quoque 
judicem,  qui  terre  et  civitati  gravis  sit  nimium,  statuemus9).  In 
Wernigerode  tritt  ein  besonderer  Stadrichter  erst  1362  auf10).  In  der 
Regel  wurde  in  den  Städten  bei  der  Neuordnung  der  Gerichts- 
verfassung der  Vorsitz  in  dem  unter  Königsbann  tagenden  Stadt- 
gericht dem  Stadtkommandanten,  dem  Burggraf,  Vogt,  praefectus,  ad- 
vocatus,  tribunus  plebis,  übertragen.  Wenn  dieser  Kommandant  ein 
höherer  Beamter  des  Kaisers  oder  eines  Fürsten  und  Bischofs  war,  so 
wurde  bald  einem  zweiten  Beamten,  der  meist  den  Titel  advocatus, 
voget,  Stellvertreter,  führt,  die  Jurisdiktion  übertragen.  Dieser  ad- 
vocatus minor  oder  secundarius  leitete,  wie  oben  bemerkt  ist 1 1 ),  ursprüng- 
lich mit  Hilfe  der  burmeister,  dann  mit  der  des  Rates  oder  eines 
Schöffenkollegs,  dem  kommunale  Funktionen  übertragen  worden  waren, 
auch  die  Stadtverwaltung1*). 

Die  Entstehung  des  Stadtgerichtes  hat  auf  verschiedene  Weise 
stattgefunden.  Befand  sich  in  einer  Stadt  ein  Grafschaftsgericht,  so 
wandelte  sich  dasselbe,  wie  z.  B.  in  Bremen  und  Magdeburg,  nach 
Entstehung  des  Stadtrechtes  zum  Stadtgericht  um  und  schloß  die 
Bauern  aus.  War  kein  öffentliches  Recht  verhanden,  so  wurde  ent- 
weder, namentlich  bei  neuen  Städten,  ein  Stadtgericht  geschaffen,  oder 

1)  L.  L.  II  8.  891,  Tgl.  oben  S.  910,  Tgl.  §  6.    In  chriUtibus  nostris  uotU  bannitum 

2)  Urkundenbach  von  Braunschweig,  N.  2  §  40  8.  6. 
S)  Urkandenbacb  von  Magdeburg,  N.  127  8.  68. 

4)  Lacomblet,  Urkandenbacb,  1  N.  380  8.  168. 

5)  Urkandenbuch  Ton  Worms,  I  N.  124,  78. 

6)  Urkundanbuch  von  Braunschweig,  N.  28  §  9  8.  30. 

7)  ebenda  N.  61  §  10  8.  108,  N.  67  §  12  8.  81.  —  Vgl.  meine  GariebtsTerfrsanng, 
8.  27. 

8)  a.  a.  O.  S.  188,  Tgl.  oben  A. 

9)  Gengier,  8.  802. 

10)  Zeitschrift  de*  HarsTerelni,  8.  376,  887,  890  f.,  XII  8.  338. 

11)  Vgl.  8.  183. 

12)  Hegel,  Stidte  und  Gilden,  II  8.  491. 
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das  Börding  nahm,  wie  in  Braunschweig,  die  Kompetenzen  des  öffent- 
lichen Gerichts  an.  Vielfach  hat  das  Stadtgericht  nur  die  Kompetenz  für 
causae  minores  erhalten  1 ),  aber  dieser  Umstand  hat  mit  der  Exemtion 
der  Stadt  nichts  zu  thun,  wie  es  auch  unwesentlich  ist,  ob  die  Stadt 
die  volle  Gerichtsgewalt  erlangt  hat8).  Im  großen  und  ganzen  sind 
alle  diese  Verhältnisse  meist  so  kompliziert,  und  in  den  Städten  so 
verschieden,  daß  sie  einer  eingehenderen  Untersuchung  vorbehalten 
werden  müssen. 

Es  muß  immer  festgehalten  werden,  daß  sich  die  Verfassung  der 
deutschen  Städte  höchst  individuell  entwickelt  hat.  Nicht  alle  be- 
festigten, befriedeten  und  mit  dem  Verkehrsrecht  begabten  Orte  haben 
die  Exemtion  vom  Gau  erlangt.  Sie  sind  also  nicht  zu  Korporationen 
des  öffentlichen  Rechtes,  zu  wirklichen  Staatsgemeinden  geworden 
und  nehmen  gewissermaßen  eine  Zwischenstellung  zwischen  Dorf  und 
Stadt  ein.  Man  hat  solche  Orte  meist  als  Afterbildungen  bezeichnet; 
wir  haben  es  aber  mit  einer  Entwickelungstufe  zu  thun,  auf  der  einst 
alle  Städte  gestanden  haben.  Diese  Orte  sind  für  den  Forscher  sehr 
wichtig,  denn  sie  zeigen  uns  das  Urbild  der  Stadt.  Bezeichnender- 
weise tragen  dieselben  meist  die  altertümlichen  Namen,  mit  denen 
man  ursprünglich  die  privilegierten  Orte,  die  civitates  majores,  regiae, 
publicae,  bezeichnete,  um  sie  von  den  Dörfern  zu  unterscheiden*). 
Sie  werden  als  Weichbilde  und  Freiheiten  bezeichnet  In  einer  Braun- 
schweig-Lüneburger  Urkunde  von  1355  werden  den  Städten  (Steden) 
Luneborck,  Hannovere,  Uelsene,  Lüchowe,  Dannenberghe,  Pattensen, 
Mundere,  Eldaghusen,  Nyenstad,  Tzelle  gegenübergestellt  die  wicbelde 
Wynsen,  Dalenborch,  Blekede 4 ).  Ebenso  führen  Dülmen  1311,  Borckenen 
1349,  Gröningen  1371,  Belgern  1377,  Seesen  1453  die  Bezeichnung  Weich- 
bild5). Es  sollen  damit  Orte  bezeichnet  werden,  die,  wie  eine  mittel- 
alterliche Urkunde  sagt,  nine  ingesegele  hedde  und  brukede6).  So- 
genannte Freiheiten,  die  streng  von  den  Städten  geschieden  werden  7 ), 
finden  sich  vor  allem  am  Niederrhein8)  und  in  Westfalen  9),  aber  auch 
die  Vorstädte  Braunschweigs  werden  als  Freiheiten  bezeichnet 1 Ä).  In 
anderen  Gegenden  werden  diese  Orte  als  bleck,  Blek  oder  Flecken 
bezeichnet11)-  So  heißt  das  Halberstädter  Gröningen  1371  wieckbold,1573 

1)  v.  Below,  Ursprung,  S.  111,  Hut  Zuchr.,  60  8.  805  ff.,  819  ff.  —  LandstÄnd. 
Verfassung,  I  N.  190. 

8)  Sohm,  a.  a.  O.  8.  79.  —  t.  Below,  Ursprung,  8.  111. 

3)  Vgl.  oben  8.  170. 

4)  Urkaodenbuch  von  Hennover,  S.  S37  N.  339. 

5)  Gengier,  8tadtreclit*altertümer,  8.  357. 

6)  ebenda  8.  357. 

7)  ▼.  Below,  Landstandische  Verfassung  von  Jülich  und  Berg,  I  8.  33  u.  A.  118, 
S.  34  u.  A.  114  a,  8.  55.  ' 

8)  ebenda;  auch  in  Cleve  werden  Freiheiten  erwähnt. 

9)  Knieke,  Die  Einwanderung  in  den  westflUiscben  Städten.   Münsterer  Üiss.  1893, 

S.  21  A.  8.  i 

10)  Dürre,  Geschichte  der  8tadt  Braanschweig,  8.  818. 

11)  blek,  bleck  bezeichnet  sonst  so  viel  wie  Dorf.  —  Vgl.  Urkundenbuch  des  Hocb- 
»tifu  Halberstadt,  (Puhl.  a.  d.  Preufs.  Staatsarchiven  XX  V  II),  Teil  IU  8.  35,  637.  Doch 
bedeutet  ea  auch  Hof,  Hofstelle.  —  Urkundenbuch  des  Klosters  Drübeck,  N.  138.  Ueber 
die  Bedeutung  von  blek  =  oppidum  vgl.  Urkundenbuch  des  Klosters  Ilsenburg,  U  N.  547 
j.  A.  —  Urkundenbuch  von  Wernigerode,  8.  149  N.  848. 
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bleck  1).  Ein  gutes  Beispiel  ist  die  Neustadt  von  Wernigerode.  Die 
Neustadt  gehörte  in  Bezug  auf  das  Gerichtswesen  zum  Lande  und 
stand  bis  zum  Jahre  1528,  wo  sie  mit  der  Altstadt  verbunden  wurde, 
unter  dem  Landvogt.  Die  Neustadt  war  befestigt,  befriedet,  im  Genuß 
des  Verkehrsrechtes  und  in  Besitz  eines  Marktes,  behielt  aber  bis  zum 
Schluß  des  Mittelalters  den  Charakter  und  die  Bezeichnung  eines  Flecken, 
blek*).  Ihre  Einwohner  werden  als  borgere  bezeichnet s).  Auch  die 
Bewohner  des  bleks  Dannstedt  werden  borgere  to  Tanstede  genannt  *). 
Ebenso  wird  Ilsenburg  im  Harz,  das  noch  heute  unter  die  Flecken 
gezählt  wird,  als  blek  —  oppidum  —  bezeichnet5).  In  Jülich  tritt 
neben  Freiheit  auch  die  Bezeichnung  Thal  auf,  so  für  Heimbach  und 
Montjoie6).  Wahrscheinlich  bezeichnet  das  Wort  dasselbe  wie  Frei- 
heit. Heimbach,  das  1476  nachweislich  einen  Rat  hat,  heißt  1412 
Stadt,  1489  Freiheit,  1509,  1510,  1520,  1521  Thal7),  Montjoie  wird 
1483  als  Stadt,  1509  als  Thal,  1516  in  derselben  Urkunde  als  Thal 
und  Freiheit,  dann  als  Thal  bezeichnet 8). 

Alle  diese  Orte  sind  keine  Dörfer  mehr,  sie  stehen  vielmehr  in 
viel  näherer  Beziehung  zu  den  eigentlichen  Städten,  als  zu  den 
Dörfern.  Sie  unterscheiden  sich  von  der  Stadt  des  Mittelalters  nur 
dadurch,  daß  sie  ein  Teil  des  Gaues  geblieben  und  nicht  von  dem- 
selben eximiert  sind,  aber  gerade  erst  durch  die  Exemtion  vom  Gau  wird 
ein  Ort  eine  mittelalterliche  Stadt9),  d.  h.  eine  Korporation  des  öffent- 
lichen Rechtes,  eine  wirkliche  Gemeinde10). 


1)  Gangler,  a.  »  O.  S.  867. 

2)  Jacob»,  Wernigerode  am  Schlafs  de»  Mittelalters,  Zt»chr.  d.  Haravereins,  XII. 
1874,  S.  888.  —  Urkundenbuch  der  8tadt  Wernigerode,  S.  149  N.  242,  S.  280  N.  361, 
8.  851  N.  600. 

8)  Urkundenbach  von  Wernigerode.  N.  861  8.  280. 

4)  Urkundenbuch  von  Ulenburg,  II  N.  408  8.  61.     Sonst  werden  die  Einwohner 
als  villani  und  rustici  bezeichnet,  ebenda  II  N.  400,  549. 
6)  ebenda  I  N.  258. 

6)  v.  Below,  Landet.  Verf.,  I  8.  33  A.  118. 

7)  ebenda  A.  IIS. 

8)  ebenda  A.  113. 

9)  Vgl.  zu  den  vorhergehenden  Ausführungen  auch  meinen  Aufsatz  „zur  Entstehungs- 
geschichte I tremens",  der  in  der  Ztschr  d.  Vereins  für  Niedersachs  Geschichte  erscheint.  — 

10)  Der  zweite  Teil  wird  die  Entstehung  und  Uutwickelung  der  Stadtgemeinde,  des 
Bürgerstandes,  des  Stadlrates  und  der  Stadtverwaltung  behandeln. 
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V. 

Ueber  die  Berechnung 
eines  internationalen  Sterblichkeitsmafses. 

(Mortalitäts-Index.) 

Referat 

an  die  Chicagoer  Session  des  Internationalen  Statistischen  Instituts. 

Von 

Josef  KöpösI  (Budapest). 

1.  Störender  Einfluß  der  ungleichartigen  Alters- 
besetzung auf  den  Mortalitätskoeffizienten. 

Das  richtigste  Maß  der  Sterblichkeit  bieten  die  Berechnungen  der 
Mortalitätstabellen.  Bei  der  Umständlichkeit  derselben  werden  solche 
aber  nur  selten  angestellt;  für  den  täglichen  Gebrauch  der  Statistik 
gilt  als  gebräuchlichstes  Sterblicbkeitsmaß  der  Mortalitätskoeffizient 
(„Sterbiichkeitsziffer").  Trotzdem  es  bekannt  ist,  daß  diese  Berechnung 
einen  derben  Fehler  involviert,  kann  man  sich  einer  Benützung  derselben 
dennoch  nicht  entschlagen:  täglich  begegnen  wir  —  und  zwar  nicht  nur 
in  der  Tagespresse,  sondern  auch  in  den  Werken  der  Fachlitteratur 
—  auf  Grund  solcher  Koeffizienten  aufgestellten  internationalen  Ver- 
gleichungen  über  die  Sterblichkeit  verschiedener  Staaten  und  Städte. 
Es  soll  infolgedessen  untersucht  werden,  ob  es  nicht  möglich  wäre, 
den  die  gewöhnliche  Koeffizientenrechnung  begleitenden  Fehler  zu  eli- 
minieren und  hierdurch  zu  brauchbareren  Sterblichkeitsmaßen  zu  ge- 
langen. 

Der  Mortalitätskoeffizient  giebt  an,  wie  viel  aus  einer  gleich  großen 
Anzahl  von  Lebenden  im  Laufe  eines  Kalenderjahres  sterben.  Wenn 
in  einem  Staate  von  10  Mill.  Einwohnern  in  einer  Woche  6000  Men- 
schen sterben,  so  macht  dieses,  auf  das  Kalenderjahr  gerechnet,  312000 
Todesfälle,  der  Mortalitätskoeffizient  beträgt  demnach  31,2  auf  je 
Tausend  der  Bevölkerung.  Steigt  nun  in  einem  anderen  Jahr  oder  in 
einem  anderen  Staate  die  Sterblichkeit  auf  40  per  1000,  so  wird  all- 
gemein angenommen,  daß  sich  die  Sterblichkeit  erhöht  habe,  und  zwar 
etwa  um  ein  Drittel.  Der  Sterblichkeitskoeffizient  dient  also  als 
Salubritätsmaß.  Wollte  man  demselben  diese  Anwendung  streitig  machen, 
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so  hieße  dies,  dem  Koeffizienten  alle  wissenschaftliche  Berechtigung 
überhaupt  absprechen :  wozu  ein  Sterblichkeitsmaß,  mit  dem  man  die 
Sterblichkeit  nicht  messen  kann? 

Nun  ist  es  aber  unleugbar,  daß,  trotzdem  an  zwei  Orten  genau 
dieselben  Gesundheitsverhältnisse  herrschen,  der  Mortalitätskoeffizient 
dennoch  ein  verschiedener  sein  kann.  Wenn  z.  B.  sowohl  in  A  wie 
in  B  von  den  Kindern  10  Proz.,  von  den  Erwachsenen  1  Proz.  sterben, 
so.  sind  die  Gesundheitsverhältnisse  in  den  beiden  Orten  dieselben. 
Trotzdem  wird  der  Koeffizient  ein  verschiedener  sein,  wenn  die  An- 
zahl der  Kinder  oder  wenn  jene  der  Erwachsenen,  also  mit  einem  Worte, 
wenn  die  Besetzung  der  Altersklassen  eine  verschiedene  ist.  Wenn 
es  z.  B.  in  A  5000  Kinder  und  5000  Erwachsene,  in  B  aber  2000 
Kinder  und  8000  Erwachsene  giebt,  so  beträgt  die  Anzahl  der  Todes- 
fälle : 

Kinder  Erwachsene  Zusammen 

(Sterblichk.  10%)       (Sterblichk.  1%) 

i*A  5oo  50  SS%o 

in  B  200  80  28  „ 

W:ie  man  also  sieht,  hängt  die  Höhe  des  Mortalitätskoeffizienten 
nicht  bloß  von  den  allein  maßgebenden  qualitativen  Ursachen  der 
herrschenden  Gesundheits-  und  Sterblichkeitsverhältnisse,  sondern  über- 
dies noch  von  einem  ganz  irrelevanten,  bloß  quantitativen  Faktor, 
nämlich  davon  ab ,  wie  groß  die  Menge  der  lebensschwächeren  ,  be- 
ziehentlich der  widerstandsfähigeren  Elemente  sei.  Es  ist  klar,  daß 
man  dort,  wo  mehr  Kinder  vorhanden  sind,  man  auch  mehr  Kinder- 
verstorbene finden  wird,  daß  es  daher  ein  großer  Irrtum  wäre,  eine 

Sößere  Anzahl  von  Kindertodesfällen  mit  einer  größeren  Lebensge- 
hrdung des  Kindesalters  zu  verwechseln1). 

2.  Eliminierung  dieses  Einflusses;  Standardalters- 
besetzung. 

Vergleicht  man  demnach  die  Mortalitätskoeffizienten  zweier,  wenn 
auch  gleich  großer,  aber  z.  B.  bezüglich  der  Kinderhäufigkeit  verschiedener 
Orte  miteinander,  so  drängt  sich  von  selbst  die  Forderung  au£  nicht 
die  rohe  Anzahl  der  faktisch  vorgekommenen  Todesfälle  (beziehentlich 
nicht  den  rohen  Mortalitätskoeffizienten)  in  Betracht  zu  ziehen,  sondern 
zu  fragen,  wie  sich  denn  die  Sterblichkeit  gestalten  würde,  wenn  in 
A  und  in  B  gleich  viel  Kinder  lebten.  Diese  Art  von  Fragestellung 
ist  schon  vom  Standpunkte  des  gesunden  Menschenverstandes  aus 
um  so  berechtigter,  als  die  große  Anzahl  der  Kinder  eigentlich  ein 
Merkmal  einer  größeren  Vitalität,  d.  i.  einer  größeren  Lebenskraft  ist, 
und  es  infolgedessen  recht  befremden  müßte,  wollte  man  aus  diesem 
Umstände  Beweise  für  eine  schwächere  Vitalität  herleiten.  Wenn  in 
A  jährlich  tausend  Kinder  geboren  würden,  in  B  aber  kein  einziges, 
könnten  in  B  gar  keine  Säuglinge  sterben.  WTenn  in  A  zweimal  so 
viel  Kinder  geboren  werden,  als  in  B,  so  dürfen  in  A  auch  zweimal 


1)  S.  Seite  305  d  meines  Berichtes  an  die  Wiener  8ession  des  Instituts  im  2.  Hefte 
des  VI.  Bandes  des  Bulletin  de  l'Institut  International  de  Statistique. 
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so  viel  Kinder  begraben  werden,  ohne  daß  man  das  Recht  hätte, 
hieraus  auf  eine  größere  Sterblichkeit  in  A  zu  folgern.  Statistisch 
gesprochen,  heißt  dies  so  viel,  daß  man  nicht  den  allgemeinen  rohen 
Koeffizienten  der  Gesamtbevölkerung,  sondern  die  speziellen  Koeffi- 
zienten der  einzelnen  Altersklassen  miteinander  vergleichen  müsse. 
Wenn  in  A  und  in  B  die  Mortalitätskoeffizienten  der  einzelnen  Alters- 
klassen identisch  sind,  muß  man  auch  die  Mortalität  beider  Orte  für 
identisch  erklären;  jede  Rechnung  die  zu  einem  abweichenden  Ergeb- 
nis führt,  ist  daher  als  unrichtig  zu  bezeichnen. 

Nun  handelt  es  sich  aber  darum,  das  Maß  der  Sterblichkeit  einer 
Gesamtbevölkerung  einheitlich,  d.  h.  in  einer  Ziffer  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Es  ist  der  Statistik  nicht  damit  gedient,  zu  wissen,  daß 
z.  B.  in  Paris  die  Sterblichkeit  der  Säuglinge  eine  geringere,  hingegen 
jene  der  bis  5-jährigen  Kinder  eine  größere  ist  als  in  London,  ander- 
seits wieder  die  Altersklassen  von  10 — 15  Jahren  etwa  in  beiden 
Städten  gleichmäßig  gefährdet  sind,  während  wieder  für  andere  Alters- 
klassen sich  stets  andere  Verhältnisse  ergeben.  Mit  solchen  Urteilen, 
die  sich  teilweise  widersprechen  und  aufheben,  wird  jene  berechtigte 
Frage,  inwieweit  sich  die  Lebensgefährdung  der  Pariser  Bevölkerung 
im  ganzen  von  jener  Londons  im  ganzen  unterscheide,  nicht  beant- 
wortet. 

Ich  habe  nun  der  letzten  (Wiener)  Session  des  Intern.  Statistischen 
Instituts  eine  Methode  unterbreitet,  die  den  störenden  Einfluß  der  ver- 
schiedenen Altersbesetzung  eliminiert.  Wenn  die  Altersklassen  in  A  und 
B  verschieden  besetzt  sind,  soll  die  Sterblichkeit  nach  Altersklassen  und 
zwar  selbstverständlich  auf  Grund  der  in  denselben  wirklich  herrschen- 
den Sterblichkeit  (also  auf  Grund  der  Alterskoeffizienten),  jedoch  für 
jenen  Fall  berechnet  werden,  als  ob  es  in  A  ebenso  viel  Säuglinge, 
Kinder,  Erwachsene  etc.  gäbe  wie  in  B,  also  als  ob  die  Alters- 
besetzung in  beiden  Orten  die  gleiche  wäre.  Es  wird 
solcherart  entweder  die  Altersbesetzung  von  A  oder  von  B  als  Basis, 
d.  i.  als  Standardbesetzung  angenommen.  Eventuell  könnte  auch 
die  Altersbesetzung  eines  dritten  Ortes  oder  die  durchschnittliche 
Altersbesetzung  ganz  Europas  oder  aller  statistisch  erfaßbaren  Staaten 
zur  Basis  gewählt  werden.  Dieses  ist  der  Kern  meines  auf  die  An- 
nahme einer  Standardaltersbesetzung  hinzielenden  Vorschlages.  Welche 
Altersklassen  hierbei  zu  unterscheiden  wären,  ist  eine  Frage  zweiter 
Ordnung,  auf  welche  später  eingegangen  werden  soll. 

Ein  seltenes  Zusammentreffen  der  Umstände  brachte  es  mit  sich, 
daß  an  demselben  Orte  und  zur  selben  Zeit  von  einer  anderen  Seite 
genau  derselbe  Vorgang  in  Vorschlag  gebracht  wurde:  der  ausge- 
zeichnete Statistiker  des  englischen  Registeramtes,  Dr.  Ogle,  meldete 
Dämlich  einen  gleichen  Vorschlag  an.  Infolge  der  Fremdartigkeit  des 
einzuführenden  neuen  Begriffes  einer  Standardbevölkerung  wurde  über 
diese  Vorschläge  keine  Resolution  gefaßt,  sondern  beschlossen,  hier- 
über der  nächsten,  in  Chicago  stattfindenden  Versammlung  Bericht  zu 
erstatten.  —  Erst  einige  Zeit  nach  Schluß  der  Wiener  Versammlung 
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gelangte  es  zu  meiner  Kenntnis,  daß  Dr.  Ogle  die  Idee  einer  Stan- 
dardbesetzung schon  vor  mehreren  Jahren  gefaßt  und  auch  die  Stan- 
dardberechnung seither  angewendet  habe  >)•  Unter  solchen  Umständen 
muß  ich  Dr.  Ogle  bereitwillig  die  Priorität  einräumen,  und  ersuche 
ich  infolgedessen,  meinen  Antrag  bloß  als  ein  Korreferat  zu  be- 
trachten, das  sich  damit  bescheidet,  den  Antrag  Dr.  Ogle's  seinem 
Wesen  nach  zu  unterstützen,  wobei  aber  bezüglich  der  Ausführung 
auch  einige  selbständige  und  abweichende  Amendements  vorgebracht 
werden  sollen. 

3.  Berechnung  von  Mortali  täts-Indexen. 

Gehen  wir  nun  des  weiteren  auf  die  Standardberechnung  ein. 

In  unserem  ersten  Beispiel  war  der  Einfachheit  halber  sowohl  die 
Bevölkerung  von  A  und  B  als  die  Sterblichkeit  der  zwei  Altersklassen 
gleich  groß  angenommen.  Wir  sahen,  wie  trotz  der  gleichartigen 
Sterblichkeitsverhältnisse  die  gewöhnliche  Koeffizientenberechnung  ein 
verschiedenes  Maß  der  Sterblichkeit  ergab,  indem  sich  für  A  55,  für 
B  28  °/no  ^s  Mortalitätskoeffizient  herausstellte.  Der  Unterschied 
rührt  daher,  daß  die  Sterblichkeit  der  Kinder  eine  größere  als  jene 
der  Erwachsenen  ist,  es  in  A  aber  mehr  Kinder  als  in  B  giebt.  Fragt 
man  daher,  wie  groß  die  Sterblichkeit  in  A  wäre,  falls  es  daselbst 
ebenso  viele  Kinder  und  ebenso  viele  Erwachsene  wie  in  B  gäbe,  d.  h. 
betrachtet  man  die  Altersbesetzung  von  B  als  Standard,  so  fände  sich 
für  beide  Orte  gleichmäßig  dasselbe  Sterblichkeitsmaß,  nämlich  28  °/00  ; 
desgleichen  würde  sich,  falls  die  Besetzung  von  A  als  Standard  gälte, 
für  beide  das  Sterblichkeitsmaß  von  55  °/00  ergeben. 

Mein  Vorschlag  geht  also  dahin,  die  Mortalitätskoeffizienten  der 
angenommenen  Altersklassen  (über  die  Anzahl  derselben  später)  mit 


1)  Der  Direktor  des  Hamburger  statistischen  Bureau*,  Herr  Dr.  Koch,  macht  mich 
aufmerksam,  dafs  auch  er  schon  im  Jahre  1883  zur  Anwendung  der  Staudardberechunng 
geschritten,  wie  dies  auf  Seite  44  des  12.  Heftes  der  „Statistik  des  Hamburgischen 
Staates"  ersichtlich  ist.  Es  gereicht  dem  Verfasser  cur  Befriedigung,  dafs  die  Gründe, 
durch  welche  unser  geehrte  Kollege  die  Notwendigkeit  einer  Standardbesetzung  bereit*  vor 
sehn  Jahren  motivierte,  beinahe  wörtlich  mit  unserer  eigenen  Motivierung  übereinstimmen.  So 
heilst  es  S.  44:  „Die  Zerlegung  einer  Sterblichkeitssiffer  (nämlich  nach  5  Altersk lasse a) 
macht  einen  Vergleich  nach  der  Gesamtmortslität  äufserst  schwierig,  wenn  nicht  unmög- 
lich, obgleich  gerade  ein  schneller  Ueberbliek  Uber  diese  Verhältnisse  oft  sehr  erwünscht 
ist.  Diesen  wohlberechtigten  Wunsch  sollen  nun  die  unter  der  Bezeichnung  „reduzierte 
Sterblichkeitsziffer"  eingeführten  Werte  erfüllen.  Die  allgemeine  Sterblichkeitssiffer  lüfst 
bekanntlich  die  verschiedene  Verteilung  der  Bevölkerung  auf  die  einzelnen  Altersklassen 
gans  unberücksichtigt  und  eignet  sich  darum  nicht  su  Vergleichungen.  Die  reduzierte  Sterb- 
üchkeitsziffer vermeidet  diesen  Fehler,  indem  sie  von  einer  in  allen  Stadt-  und  Gebtets- 
teilen gleichen  Zusammensetzung  der  minnlichen  bezw.  weiblichen  Bevölkerung  in  Bezug 
auf  das  Alter  ausgebt,  wobei  es  für  die  Vergleichbarkeit  gleichgiltig  ist,  welche  Zu- 
sammensetzung man  annehmen  will.  Wir  haben  diejenige  Verteilung  su  Grunde  gelegt, 
welche  sich  für  die  männliche  bezw.  weibliche  Bevölkerung  des  gesamten  Staates  nach  der 
Volkszählung  von  1880  ergeben  hat,  immer  mit  Ausschluls  der  im  ersten  Lebensjahre 
als  lebend  besw.  gestorben  Gezählten.  Es  giebt  demnach  die  so  reduzierte  Sterblichkeits- 
ziffer an,  wie  hoch  sich  die  Gesamtsterblichkeit  eines  Stadt-  bezw.  Gebietsteiles  mit  Be- 
rücksichtigung der  für  die  einzelnen  Altersklassen  seiner  Bevölkerung  gefundeneu  Mortali- 
tät stellen  würde,  wenn  seine  männliche  bezw.  weibliche  Bevölkerung  dem  Alter  nach 
genau  so  zusammengesetzt  wäre,  wie  die  des  gesamten  Staates ;  für  letztere  ist  daher  die 
reduzierte  Sterblichkeitasiffer  mit  der  allgemeinen  identisch." 
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der  Anzahl  der  in  der  Standardbevölkerung  Lebenden  zu  multipli- 
zieren. Da  aber  die  Volksmenge  in  verschiedenen  Staaten  eine  ver- 
schiedene ist,  empfiehlt  es  sich,  nicht  die  absoluten  Zahlen  der  Stan- 
dardbevölkerung, sondern  deren  perzentuale  Werte  in  Rechnung  zu 
stellen.  Es  ergeben  sich  solcherweise  statt  der  Alterskocflizienten 
neue  Werte,  die  ich  zur  Unterscheidung  mit  dem  Namen  „Altersindexe" 
bezeichnete.  Diese  Indexe  haben  den  unsummierbaren  Alterskoeffizienten 
gegenüber  den  Vorzug,  addierbar  zu  sein.  Summiert  man  die  Alters- 
indexe, so  gelangt  man  zu  dem  allgemeinen  Sterblichkeitsindex,  also 
zu  einem  solchen  Maße  der  Sterblichkeit,  welches  durch  die  ver- 
schiedene Besetzung  der  Altersgruppe  nicht  mehr  beeinflußt  ist,  dennoch 
sich  wohl  dazu  eignet,  die  Lebenskraft  verschiedenartig  aufgebauter 
Bevölkerungen  zu  messen  und  die  Ergebnisse  —  sei  es  in  internatio- 
naler oder  in  retrospektiver  Weise  —  zu  vergleichen. 

Beispiel:  Angenommen,  daß  man  die  nachfolgenden  12  Alters- 
klassen unterscheiden  wollte,  und  daß  sich  die  Besetzung  derselben  in 
der  als  Standard  ausgewählten  Bevölkerung  (Schweden)  folgendermaßen 
verhielte : 


Jahre 

0—  1 

1—  2 

2—  3 

3—  4 

4—  6 

5—  10 


% 
2,65 
2,49 
2,49 
2,32 
2,85 
IO,62 


Jahre 

10—20 
20-30 
80—40 
40—50 
60-60 
über  60 


7. 

»9.54 
15.63 
12,26 
IO,73 
9.3* 
9.60 

:  100 


E6  würde  sich  nun  z.  B.  für  die  Sterblichkeit  in  Oesterreich  1881 
folgende  Berechnung  ergeben: 

1)  ist  der  Alterskoemzient  jeder  der  12  Altersklassen  zu  berechnen, 

2)  sind  die  Alterskoeffizienten  für  den  Fall  anzuwenden,  als  die 
Altersbesetzung  in  Oesterreich  dieselbe  wie  in  der  gewählten  Standard- 
bevölkerung wäre,  wodurch  sich  12  Altersindexe  ergeben, 

3)  sind  die  einzelnen  Altersindexe  zu  summieren,  wodurch  sich 
der  Gesamtindex  für  die  Sterblichkeit  der  Gesamtbevölkerung  Oester- 
reichs ergiebt.   Die  Rechnung  stellt  sich  demnach,  wie  folgt: 

1)  Berechnung  de»  Mo  rt  a  1  i  t  It  •  kol  f  f  i  ■  i  e  n  t  e  n  ffir  12  Altersklassen: 


Alter 

0-  1 

1—  1 
8-8 

•<••  u 



Gezählte  Lebende 
(31. /XII  1880) 

679  4S8 
588521 

56«  479 
54*  773 
542  599 

Verstorbene 
(1881) 

208  357 
52635 
27  640 
18  267 
14  466 

Mortalitätskoeffizient 
-  V.. 
306,7 
89.4 
49.» 
33.7 
26,7 

0-6 
5-10 

10—20 

80—80 

•*  Szlo1"''1 

50—60 
über  60 
Alter  anbekannt 

2  914830 
2421  696 

4  277  867 

3  588816 
2969  307 
2450404 
1  838  486 
1  682  838 

321  3ö5 
30664 
25  901 
32  610 
34  772 
41  336 
52  381 

137  266 
220 

110,3 

12.7 

6.1 

9.1 

IM 
16, 9 

28,5 
81,6 

22144244  | 

676  5»5 

30,6 

I 

! 
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2)  Berechnung  des  Mortalitätsindex  iaf  Grand  dir  tngenoi 
Normalbesetzung  der  Altersklassen: 


m  e  n  e  n 


inoriaiHaisKocinsiefii 

Demnach  verstarben  vo 
1000  Lebenden 

Alter 

(s.  vorstehende  Auf- 
stellung) 

Standardalters- 
besetzung 

(Multiplikation  der  vor 
stehenden  Werte) 

0  —  1 

/  0  0 

% 

/VW 

1 — 3 

106,7 

2,65 

8,13 

****** 

2—3 

2.4  9 

3-4 

49.« 

2,49 

1.23 

4—5 

33.7 

2.32 

0,7  8 

26,7 

2,35 

O.6  3 

0—5 

HO,  3 

12.30 

13.57 

5-10 

12.7 

IO,62 

1,35 

10—80 

6,1 

19,54 

1,19 

20—30 

9.1 

15.63 

1.42 

30—40 

II. 7 
16,9 

12.86 

1,43 

40—50 

IO,73 

1,81 

50—60 

28,5 

9.3* 

2,66 

über  60 

8l,6 

9.«» 

7-83 

Summe 


30,6 


100,00 


31,2« 


Es  wären  demnach  nur  noch  folgende  zwei  Fragen  zu  beantworten  : 
1)  wie  viel  Alterskoeffizienten  zu  berechnen  (d.  i.  wie  viel  Altersklassen 
zu  unterscheiden)  seien,  2)  welche  Altersbesetzung  als  die  maßgebende 
(Standardbesetzung)  zu  wählen  sei. 

3.  Anzahl  der  Elemente,  aus  denen  der  Mortalitäts- 
index zu  berechnen  ist. 

Ich  habe  in  meiner  Denkschrift  für  eine  Reihe  von  Staaten  jene 
Veränderungen  untersucht,  welche  durch  die  verschiedenartige  Ab- 
grenzung der  Altersgruppen  entstehen.  Die  Berechnung  wurde  zuerst 
für  12  Altersgruppen  aufgestellt,  nämlich  die  ersten  5  Lebensjahre  in 
fünf  Jahresgruppen,  die  5 — 10-jährigen  in  einer  Gruppe,  die  höheren 
Altersklassen  in  sechs,  je  10  Jahre  umfassenden  Gruppen.  Es  wurde 
dann  untersucht,  welche  Veränderungen  dadurch  entstünden,  wenn  im 
Kindesalter  zwar  das  1.  Lebensjahr  getrennt,  das  2.-5.  Lebensjahr 
aber  in  eine  Gruppe  vereinigt  würden ;  desgleichen  wenn  man  alle  fünf 
Lebensjahre  in  eine  Klasse  zusammenfaßte;  ferner  wenn  im  Jünglings- 
alter die  5— 20-jährigen  in  einer  Gruppe  vereinigt  werden,  und  wenn 
schließlich  die  höheren  Altersklassen  in  5,  je  ein  oder  in  3,  je  zwei 
Dezennien  umfassende  Gruppen  zusammengefaßt  werden 1).  Diese 
Versuche  ergaben  dann,  daß  es  wünschenswert  sei,  die  Sterblichkeit 
des  1.  Lebensjahres  getrennt  auszuweisen,  daß  es  aber  keine  nennens- 
werte Abweichung  mit  sich  bringe,  wenn  man  die  Sterblichkeit  der 
nachfolgenden  19  Jahre,  also  vom  1.  bis  zum  20.  Lebensjahre,  in  eine 


1)  S.  Bulletin  VI,  Heft  S,  S.  305  n  — 305  a. 
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Gruppe  zusammenfaßt;  desgleichen  ergab  sich,  daß  es  bei  den  über 
20-Jährigen  keinen  fühlbaren  Unterschied  mache,  wenn  man  statt  der 
zahlreichen  zehnjährigen  Altersklassen  bloß  zwei  größere  Gruppen, 
Dämlich  für  die  20—50-  und  die  über  50-Jährigen  aufstellt,  indem 
namentlich  die  Altersklasse  der  ältesten  Personen,  über  60,  infolge  ihrer 
geringen  numerischen  Bedeutung,  getrost  mit  jener  der  über  50-jährigen 
vereinigt  werden  kann.  Als  Resultat  dieser  Versuche  ergab  sich  also, 
daß  man  durch  Aufstellung  bloß  folgender  vier  Altersklassen,  nämlich 
0—1,  1 — 20,  20—50,  über  50  Jahre,  fast  zu  den  gleichen  Ergebnissen 
gelangt,  als  wenn  man  die  12  Altersklassen  gesondert  berechnet  hätte. 
Bedenkt  man  nun,  wie  große  Mühe  es,  namentlich  bei  internationalen 
Vergleichungen,  verursacht,  für  jede  der  in  Betracht  gezogenen  Staaten 
oder  Städte  allmonatlich  oder  gar  allwöchentlich  zwölf  Rechnungen 
anzustellen,  so  wird  man  —  vorausgesetzt,  daß  hierdurch  die  Resultate 
nicht  wesentlich  geändert  werden  —  der  bequemeren,  d.  h.  jener  Me- 
thode den  Vorzug  geben,  welche  sich  mit  den  wenigsten  Altersklassen 
begnügt l). 

Die  oben  erwähnten  Versuche  umfassen  also  Kombinationen  von 
4  bis  12  Altersgruppen.  Jede  Kombination  ergiebt  natürlich  einen 
anderen  Index :  die  Hauptfrage  bleibt  aber,  wie  weit  die  verschiedenen 
Berechnungsweisen  den  relativen  Stand  der  für  die  einzelnen  Staaten 
berechneten  neuen  Sterblichkeitsmaße,  bez.  den  Abstand  derselben  von- 
einander, beeinflussen.  Untersucht  man  nun,  inwieweit  selbst  die  be- 
quemste, nämlich  die  sich  bloß  auf  vier  Altersgruppen  (0 — 1,  1 — 20, 
20—50,  über  50  Jahre)  beschränkende  Berechnung  jene  Rangordnung 
modifiziere,  welcher  sich  auf  Grund  der  umständlichsten  Berechnung 
(aus  12  Altersklassen)  ergiebt,  so  sieht  man,  daß  die  hierdurch  hervor- 
gerufenen Veränderungen  ganz  minimale  sind.  Die  Rangordnung  der 
in  Betracht  gezogenen  14  Staaten  ist  nämlich  die  folgende: 

a)  ans  12  Koeffizienten  berechnet      b)  aas  4  Kocffisienten  berechnet 


Schweden 

I 

i 

Norwegen 

2 

2 

Dänemark 

3 

3 

Schottland 

4 

4 

Belgien 

1 

7 

\ 

Frankreich 
Niederlande 

1 

Schweis 

8 

8 

Preufsen 

Württemberg 

9 

IO 

9 

IO 

8achaen 

Ii 

ii 

Bayern 

18 

13 

Italien 

13 

12 

Oesterreich  (Cisleit 

hanien) 

14 

14 

1)  In  dem  von  Dr.  Janssens  redigierten  internationalen  Wochen  -  Bulletin  lind 
350  Städte  enthalten.  Die  bisherige  Berechnung  je  einea  Mortalitätskoeffiiienten  für 
jede  Stadt  erheischt  demnach  wöchenUich  250,  jährlich  6250  Berechnungen.  Die  Ein- 
führung einea  au«  4  Elementen  berechneten  Mortalititaindex  würde  die  Menge  der  Ope- 
rationen schon  vervierfachen,  d.  1.  auf  25  800  erhöhen.  Wollte  man  aber  auf  der  Be- 
rechnung ans  12  Altersklassen  bestehen,  so  wurde  dieses  die  Ansah!  der  Operationen 
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Wenn  also  der  Altereindex  bloß  aus  4  statt  aus  12  Berechnungen 
resultiert,  so  ergeben  sich  im  ganzen  nur  zwei  Rangverechiebungen, 
und  auch  diese  nur  um  je  eine  Stelle1 ). 


jeder  Alters- 
derartige 


auf  76  000,  ja  bei  Guüieifsung  der  Seiten»  Dr.  Ogle's  proponierten  Tr 
klasse  nach   zwei  Geschlechtern  auf  nicht  weniger  als  160000  erhöhen! 
ßeschlufsfassung  dürfte  al»o  kaum  hoffen,  faktisch  angewendet  zu  werden. 

1)  Noch  deutlicher  erscheint  die  Harmlosigkeit  der  einfacheren  Berechnangsweise, 
wenn  man  untersucht,  wie  weit  »ich  der  perzentuele  Abstand  der  8terblichkeitamafse  je 
nach  der  einen  oder  der  anderen  Berechnungsweise  verändert  Ich  lasse  zu  diesem  Be- 
ll ufe  nachstehend  folgen,  wie  sich  die  Mortalitätsindexe  der  genannten  Staaten  gestalten, 
wenn  man  das  Sterblichkeitsmafs  eines  Staates,  z.  B.  Schwedens  =  100  setzt.  Es  soll 
hierbei  zugleich  jenes  Amendements  gedacht  werden,  das  diesbezüglich  von  Dr.  Ber- 
tillon  In  der  Komiteeberatung  der  Wiener  Bitsang  vorgebracht  wurde  (e,  Bulletin, 
Tom.  VI,  1,  p.  86).  Derselbe  schliefst  sich  nämlich  der  Indexberechnung  im  Principe 
an,  findet  ferner  ebenfalls,  dafs  man  sich  auf  eine  geringe  Anzahl  tob  Altersgruppen 
beschranken  dürfe,  nnd  acceptiert  die  oben  proponierten  Tier  Gruppen,  aber  mit  dem 
Amendement,  dafs  mit  Rücksicht  auf  die  gröfsere  Sterblichkeit  der  höchsten  Altersklassen 
noch  eine  fünfte  für  die  über  60-Jährigen  hinzugefügt  werden  möge.  Es  ist  nun  eine 
rein  tfaatsichiicbe  Frage,  ob  durch  Einführung  dieser  fünften  Klasse  die  Sterbliehkeits- 
mafse  wirklich  fühlbar  geändert  würden.  Sollte  —  infolge  der  verschwindenden  Anzahl 
der  über  60-jährigen  Personen  —  dies  nicht  der  Fall  sein,  so  würde  man  wieder  die 
einfachere  Berechnung  der  umständlicheren  Torziehen  müssen.  Um  nun  auch  hierüber 
ein  Urteil  zn  ermöglichen,  lasse  ich  in  der  nachfolgenden  Zusammenstellung  sugleich  jene 
Mortalitätsindexe  folgen,  die  sich  auf  Grund  des  Bertillon'schen  Amendements  ergeben 
(s.  meine  Denkschrift,  Balletin,  Tom.  VI,  S,  p.  806  r  unter  dem  Buchstaben  b). 

Sterblichkeitsindex  Ton  II  8taaten,  jenen  Sehwedens  saa  100  gesetst 

en    c)  nsch  Bertilloi 
Vorschlag 

  loo  (l) 

108  (ä)~ 

» '5  (3) 

«15  (4) 

M9  (§) 

129  (?) 

127  (•) 

»3»  (») 

143  (9) 
151(10) 

»59(13) 

«55  (U) 
158(12) 

173(14) 


a)  au 

1  12  Koeffizient« 
berechnet 

Schweden 

1O0  (l) 

100  (1) 

Norwegen 

IO8  (2) 

Dänemark 

"4  (3) 

:s  gl 

Schottland 

"5  (4) 

116  (4 

Belgien 

120  Kl 

121  (5) 

Frankreich 

127  (6) 

130  (6) 

Niederlande 

»3°  (7) 

130  (<) 

Schweiz 

131  (8) 

130  (8) 

Preufsen 

144  (9) 

»44  (9) 

Württemberg 

151  (10) 

»53  (»0) 

8acbsen 

I58('0 

»57(11) 

Bayern 

I58(") 

»59(13) 

Italien 

160(13) 

158(12) 

»75  i'4) 

»73  (»4) 

Abweicbnng 

Ton 
a)  gegen  b) 

0,9  O/o 

o.9  „ 

»,T  „ 

0.8  „ 

2,S  ,< 

0,8  „ 

0,7  „ 

»•3  t. 

M  » 

2,6  „ 

(Cisleithanien) 

In  diesen  14  Staaten  also,  deren  Sterblichkeitsmafse  die  ganz  bedeutende  8pannjing; 
von  76%  aufweisen,  bringt  die  einfachste  Recbnang  (ans  blofs  Tier  Koeffizienten) 
die  umständlichste  (aus  IS  Koeffizienten)  im  Durchschnitte  nnr  ein 


etwa  2  */0  hervor,  d.  h.  ein  Land ,  dessen  Mortalitätsindex  nach  der  umständlicheren 
Rechnung  SO  %o  beträgt,  läuft  durch  die  einfache  Rechnung  nur  jene  Gefahr,  mit  unge- 
fähr 29  oder  31  °/M  taxiert  za  werden  —  ein  Unterschied ,  den  man  sich  im  Tor> 
liegenden  Falle,  wo  es  sich  um  die  Schaffung  eines  raschen,  zur  ersten  allgemeinsten 
Orientierung  dienenden  Mafses  handelt,  getrost  gefallen  lassen  darf.  Man  sieht  zugleich 
auch ,  dafs  Bertillon's  Amendement  den  Index  in  noch  geringerem  Mafse  beetnfiufst, 
man  sich  also  der  durch  dasselbe  inTOrrierten  Mehrarbeit  und  Unbequemlichkeit  beruhigt 
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Der  Vorschlag  Dr.  Ogle 's  geht  dahin,  eine  Standardbesetzung  von 
12  Altereklassen,  überdies  jede  derselben  nach  Geschlecht  unterschieden, 
also  im  ganzen  24  Standardklassen  aufzustellen.  Es  müßten  also  solcher- 
art zur  Eruierung  des  Sterblichkeitsmaßes  je  eines  Landes  oder  je  einer 
Stadt  nicht  weniger  als  24  Rechnungen  angestellt  worden.  Man  könnte 
diesem  Vorschlage  nur  dann  zustimmen,  wenn  diese  überaus  umständ- 
liche Berechnung  zu  wesentlich  verschiedenen  Resultaten  führte.  Da 
dieses  aber  nicht  der  Fall  ist,  und  da  speziell  die  geringen  Unterschiede, 
welche  sich  für  die  Sterblichkeit  der  beiden  Geschlechter  ergeben, 
nicht  bedeutend  genug  sind,  um  eine  solche  Mehrbelastung  der  sta- 
tistischen Arbeiten  zu  motivieren,  hoffe  ich,  daß  auch  Dr.  Ogle  von 
dieser  Forderung,  wenigstens  insoweit  sie  sich  auf  Herstellung  eines 
raschen  Sterblich keitsmaßes  bezieht,  abstehen  wird. 

4.  Anwendung  der  Standardbesetzung  für  andere 

Zwecke. 

Es  muß  hervorgehoben  werden,  daß  der  Antrag  Dr.  Ogle's  weiter 
als  der  meinige  geht,  indem  derselbe  nicht  bloß  die  Sterblichkeits- 
ziffer,  sondern  auch  jene  der  Geburten  und  Trauungen  auf  eine  Standard- 
altersbesetzung reduziert  wissen  will.  Die  Beurteilung  dieses  Vorschlages 
liegt  eigentlich  außerhalb  der  Grenzen  meines  gegenwärtigen  Berichtes, 
der  sich  bloß  auf  die  Mortalitätsziffer  beschränkt.  Ich  erlaube  mir 
deshalb  diesbezüglich  kurz  nur  folgendes  zu  bemerken:  Die  Alters- 
zusammensetzung einer  Bevölkerung  ist  nicht  bloß  für  die  genannten, 
sondern  fast  für  alle  Erscheinungen  des  Volkslebens  von  Bedeutung. 
So  hängt  z.  B.  die  Kriminalität  eines  Landes  auch  von  der  Stärke 
der  im  kriminalfähigen  Alter  stehenden  Bevölkerung  ab,  und  hat  die 
Kriminalstatistik  der  Großstädte  sehr  stark  unter  dem  Umstände  zu 
leiden,  daß  in  denselben  die  kriminalfähigen  Altersklassen  stärker  ver- 
treten sind  als  auf  dem  Lande.  Aehnlichen  Schwierigkeiten  begegnen 
wir  auch  in  der  Berufsstatistik,  weil  auch  hier  Kinder  und  Greise  die 
Menge  der  Berufslosen  in  verschiedenartigem  Maße  beeinflussen  u.  s.  w. 
Infolgedessen  werden  bei  fast  allen  statistischen  Beobachtungen  schon 
seit  längerer  Zeit  die  Altersverhältnisse  mit  in  Betracht  gezogen.  So 
hat  z.  B.  schon  Berti  Hon  d.  Aelt  vorgeschlagen,  die  Geburten  nicht 
auf  die  Gesamtbevölkerung,  sondern  bloß  auf  die  im  zeugungsfähigen 
Alter  stehende  Bevölkerung  zu  beziehen ;  ebenso  werden  in  der  Kriminal- 
statistik die  Delikte  auf  die  im  kriminalfähigen  Alter  stehende  Be- 
völkerung, einzelne  derselben  (z.  B.  militärische  Vergehen  oder  Kinder- 
abtreibung) auch  nur  auf  die  männliche  oder  weibliche  Hälfte  derselben 
berechnet.  Welche  Alterklassen  aber  bei  den  verschiedenen  statistischen 
Problemen  auszuscheiden  wären,  läßt  sich  in  allgemeiner  Weise 
nicht  feststellen:  es  ist  dieses  eine  Frage,  welche  von  Fall  zu 
Fall  unter  Berücksichtigung  der  maßgebenden  Verhältnisse  zu  erledigen 
ist.  Bei  der  Berechnung  eines  Sterblichkeitsmaßes  sind  unbedingt 
mehr  und  andere  Altersklassen  in  Betracht  zu  ziehen,  als  bei  Be- 
rechnung des  Maßes  der  Nuptialität  oder  Natalität.   Dr.  Ogle  schlägt 
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zwar  auch  für  diese  die  gleichen  12  Standardaltersklassen  (und  zwar  0—5, 
—10,  —15,  —25  etc.)  vor;  es  ist  aber  klar,  daß  bei  Berechnungen 
des  Nuptialitäts-  oder  Natalitätskoeffizienten  die  drei  Kindesalters- 
klassen wegzulassen  sind,  desgleichen  daß  für  die  Geburten  jene  von 
65—75,  75—85  und  über  85  Jahren  überflüssig  sind.  Durch  einfache 
Weglassung  dieser  sechs  werden  die  zwölf  Altersklassen  Dr.  Ogle's 
schon  auf  sechs  Gruppen  reduziert.  Es  scheint  mir  aber  wahrschein- 
lich, daß  auch  diese  sechs  Altersgruppen  noch  einer  weiteren  Ein- 
schränkung fähig  wären. 

5.  Auswahl  der  Standardbevölkerung. 

Die  zweite  Frage  wäre  sodann,  welche  Bevölkerung  als  Standard 
zu  wählen  wäre.  In  meiner  Denkschrift  habe  ich  diesbezügliche  Be- 
rechnungen auf  Grund  zweier  Standardbesetzungen  durchgeführt,  einmal 
nach  jener  Schwedens  und  dann  nach  jener  von  14  europäischen  Staaten. 
Da  sich  nun  ergeben  hat  (siehe  S.  305  r),  daß  die  Rangordnung  der 
einzelnen  Staaten  hierdurch  fast  gar  nicht  beeinflußt  wird,  dürfte  man 
sich  auch  hier  lieber  für  die  einfachere  Lösung,  d.  i.  dafür  entscheiden, 
die  Altersbesetzung  eines  einzigen  Landes  zum  Standard  zu  wählen. 

Gegen  die  Acceptierung  einer  mehrere  Staaten  umfassenden  Standard- 
besetzung spricht  auch  die  Umständlichkeit  einer  derartigen  Aufstellung. 
Die  Herstellung  einer  solchen  Tafel,  wie  sie  auf  S.  305  cU  meines  Be- 
richtes enthalten  ist,  repräsentiert  eine  Arbeit  von  mehreren  Tagen, 
während  der  Index  eines  einzelnen  Landes  —  namentlich  wenn  der- 
selbe bloß  vier  Altersklassen  berücksichtigt  —  in  wenigen  Minuten 
gefunden  ist.  Bei  dem  Umstände  ferner,  daß  das  Altersd6pouillement 
der  europäischen  Staaten  ein  verschiedenartiges  ist  und  die  Volks- 
zählungen nicht  zu  gleicher  Zeit  erfolgen,  würde  jeder  Statistiker 
eine  andere  Auswahl  der  Staaten  und  der  Zählungsresultate  vornehmen, 
wodurch  die  Einheitlichkeit  des  Maßes  verloren  ginge,  beziehentlich 
dieselbe  nur  derart  gesichert  werden  könnte,  daß  man  irgend  ein 
statistisches  Bureau  damit  betraute,  die  europäische  Standardtafel 
zu  berechnen  und  als  normale  zu  publizieren.  Allen  diesen  Schwierig- 
keiten wird  aus  dem  Wege  gegangen,  wenn  man  die  Altersbesetzung 
eines  einzigen  Landes  zum  Standard  wählt.  Aus  diesen  Ursachen  und 
unter  Berücksichtigung  der  hervorragenden  Stelle,  welche  Schweden 
in  der  Geschichte  der  Mortalitätsstatistik  und  der  Bevölkerungs- 
erhebungen einnimmt,  geschah  es,  daß  ich  vorschlug,  die  Alters- 
besetzung Schwedens  als  Standard  zu  acceptieren. 

Dr.  Bleicher,  Direktor  des  kommunal- statistischen  Bureaus  in 
Frankfurt  a.  M.,  hat  für  die  achte  Konferenz  der  deutschen  Kommunal- 
statistiker eine  sehr  eingehende  Kritik  der  Standard-  und  Index- 
berechnung geliefert  und  ist  hiebei  infolge  des  Umstandes,  daß  der 
Index  sich  ändere,  je  nachdem  man  die  eine  oder  andere  Alters- 
besetzung zum  Standard  wähle,  zu  dem  Resultate  gelangt,  daß  es  bei 
dem  bisherigen  Vorgange  sein  Bewenden  haben  möge,  d.  h.  daß  man 
bei  der  bisherigen  Koöffizientenberechnung  beharren,  keineswegs  aber 
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dieselbe  ganz  fallen  lassen  möge.  Letzteres  lag  aber  ohnehin  nicht  in 
der  Intention  der  Antragsteller:  kein  Staat  wird,  für  seinen  eige- 
nen Gebrauch,  des  Mortalitätskoeffizienten  entbehren  können.  Ob 
derselbe  aber  auch  für  internationale  Vergleichungen  ausreiche,  ist  eine 
andere  Frage,  deren  Erledigung  dem  Ermessen  des  einzelnen  Statistikers 
anheimfällt  Wenn  man  der  Ansicht  ist,  daß  der  Mortalitätskoäffizient 
ein  richtiges  Bild  der  Sterblichkeit  biete,  daß  auf  denselben  das  bloß 
quantitative  Moment  der  verschiedenen  Altersbesetzung  keinen  ver- 
wirrenden Einfluß  ausübe,  dann  ist  es  gewiß  am  besten,  beim  Alten 
zu  bleiben;  meint  man  aber,  daß  der  Sterblichkeitskoeftizient  ein  un- 
richtiges internationales  Sterblichkeitsmaß  biete  —  und  ich  glaube  be- 
haupten zu  dürfen,  daß  die  gesamte  Fachlitteratur  auf  diesem  Stand- 
punkte steht,  ja  meiner  Ansicht  nach  dem  Mortalitätskoeffizienten 
gegenüber  eher  eine  zu  strenge  Haltung  einnimmt  —  so  folgt  hieraus 
notwendigerweise,  daß  man  den  Fehler,  den  die  Koöffizientenrechnung 
involviert,  korrigieren  müsse  *).   Nur  dies  und  nicht  mehr  ist  aber  der 


1)  Ich  mufs  gestehen,  dafs  die  vielfachen  Berechnungen,  welche  ich  zu  dem  Zwecke 
unternahm,  um  den  Einflufs  der  versshiedenartigen  Altersbesetiung  auf  die  Sterblicbkeita- 
ziffer  zu  erkennen,  schließlich  den  Eindruck  hervorriefen,  dafs  diese  Ziffer  —  wenigstens 
für  europäische  Altersbesetzungen  —  doch  besser  als  ihr  Ruf  sei.  Dies  ändert  freilich 
nichts  an  der  theoretischen  Berechtigung  der  gegen  die  Brauchbarkeit  derselben  als  Sterb- 
lichkeitsmai« angeführten  Bedenken,  die  sich  in  jeder  Arbeit  über  dieses  Thema  so  stän- 
dig wiederholen,  dafs  sie  bereits  Wim  statistischen  Gemeinplatze  geworden.  Unter  den 
neuesten  Arbeiten  über  die  Sterblichkeitsmafse  findet  sich  aber  eine,  welche  den  enge- 
fährten  Bedenken  in  entschiedener  Weise  entgegentritt:  Dr.  Bortkewitsch  („Die 
mittlere  Lebensdauer*'  im  IV.  Bande  der  E  1  ste  r' sehen  „Staatswissenschaftlichen  Studien") 
unterscheidet  zwischen  zwei  Aufgaben  der  Sterbiicbkeitstnessung,  je  nachdem  es  sich  darum 
handelt,  die  Intensität  des  Sterbens  oder  die  Absterbeordnuug  zu  ermitteln.  Für  den 
letzteren  Zweck  sei  die  Sterblichkeitsziffer  zwar  nicht  verwendbar,  wohl  aber  für  den 
enteren.  Im  weiteren  Verlaaf  seiner  bemerkenswerten  Ausführungen  wird  namentlich  gegen 
Westergaard  folgendes  bemerkt:  „Zwei  Bevölkerungen  können  aus  dem  Grunde  zwei 
Terschiedene  (summarische)  Sterblicbkeitskoeffisienten  ergeben,  weil  dieselben  in  ungleicher 
Weise  aus  gleichsterblichen  Gruppen  zusammengesetzt  sind.  Der  Unterschied  zwischen 
den  Gesamtsterblichkeiten  beider  Bevölkerungen  bleibt  nicht  minder  bestehen,  und  auch 
dann  äufsert  sich  in  der  arithmetischen  Differenz  zweier  Sterblicbkeitskoeffizienten  die 
Wirkung  der  in  jeder  der  beiden  Bevölkerungen  die  Sterblichkeit  bestimmenden  Momente. 
Denn  die  Thatsache,  dafs  in  der  einen  Bevölkerung  die  demographischen  Elemente  mit 
günstiger  oder  ungünstiger  Sterblichkeit  stärker  vertreten  sind  als  in  der  anderen,  ist  mit 
vollem  Recht  als  eine  Ursache  der  kleineren  oder  der  gröfseren  Gesamtsterblichkeit  jener 
Bevölkerung  anzusehen.  Und  eine  statistische  Qröfse,  die  die  Wirkung  einer  Ursache 
dieser  Art  zum  Ausdruck  bringt,  ist  deshalb  nicht  als  eine  unzuverlässige  zu  betrachten." 
Es  möge  gestattet  sein,  hier  diesbezüglich  folgende  Bemerkungen  einzurlcchten : 
Die  Sterblichkeit  hängt  nicht  blofs  von  dem  Alter,  sondern  auch  von  einer  Reihe 
anderer  Urseehen,  so  Rasse,  Wohlhabenheit,  Beruf  etc.  ab.  Es  läfst  sich  also  nicht 
leugnen,  dafs  man  die  Aufserachtlassung  dieser  Faktoren  ebenfalls  bemängeln,  beziehent- 
lich auch  den  nach  dem  Alter  korrigierten  Sterblichkeitskoeffizienten  als  einen  unvoll- 
ständigen bezeichnen  könnte.  Dieser  Umstand  ist  dem  Scharfblick  Westergaard's 
nicht  entgangen.  Indem  er  die  Eliminierung  des  Altersmoments  —  aber  nach  einer  an- 
dern als  der  unsrerseits  angeführten  Methode  —  fordert,  fügt  er  (Lehre  von  der  Mortali- 
tät S.  SO)  hinzu:  „dafs  man  sich  bei  Anwendung  dieses  Prinzips  nicht  an  das  Alter  zu 
halten  brauche;  man  kann  es  überall  benutzen,  wo  man  einer  Ursache  nachgeht,  und  wo 
die  Statistik  der  Todesfälle  und  der  Bevölkerung  verschiedene  Einteilungen  haben."  — 
Wenn  dem  aber  so  ist,  fragt  B  ,  warum  hütet  sich  Westergaard,  auch  hinsichtlich  dieser 
andern  Momente  denselben  Schlufs  zu  ziehen,  den  er  sich  in  Bezug  auf  das  Alter  gestattet 
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Zweck  der  vorgeschlagenen  neuen  Berechnungsweise.  —  Was  den  Ein- 
wand betrifft,  als  ob  die  Aenderung  der  Standardbesetzung  einen  zu 
großen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  des  Sterblichkeitsmaßes  und  nament- 
lich auf  die  Rangordnung  der  einzelnen  Staaten  übe,  so  ist  dies  eine 


hat?  Mit  welchem  Rechte  wird  den  Momente  des  Altera  eise  gleichsam  pririlegierte  Stel- 
lung angewiesen?  B.  findet  die  Lösung  dieser  „befremdenden  Logik"  in  der  Verwechs- 
lung der  iwei  Betracbtungsarten  der  Sterblichkeit.  Es  scheint  aber,  dafs  sich  das  Vor- 
gehen Westergaard's  und  der  Statistiker  überhaupt  von  einem  allgemeineren  Standpunkte 
erküren  und  rechtfertigen  liTst. 

Es  ist  nämlich  ein  Unterschied  twiseben  deakriptiren  and  kausalerklärenden  Urteilen 
zu  machen.  Die  Ansahl  der  ersteren  hat  keine  Schranken  und  ist  so  unendlich,  wie 
die  Anzahl  der  möglichen  Wahrnehmungen.  Eine  Sammlung  solcher  Wahrnehmungen, 
bei.  der  dieselben  ineinsfassenden  deskriptiven  Urteile,  bildet  aber  noch  keine  Wissen- 
schaft: die  wissenschaftliche  Erkenntnis  beginnt  erat  mit  der  Kausalerklärung,  mit  der 
Einsiebt  in  den  Zusammenbang  der  Erscheinungen.  Handelte  es  sich  nun  im  vorliegenden 
Falle  blofs  um  praktische,  administrative  Verfügungen,  s.  B.  um  die  Anzahl  der  anau- 
steilenden Aerste,  Totenbeschauer,  oder  die  Gröfse  der  anzulegenden  Friedhöfe,  könnte 
man  sich  auch  an  dem  rein  deskriptiven  Datum  der  Sterbensiutensitat  begnügen  lassen. 
Will  man  aber,  wie  dies  für  die  Wissenschaft  der  Demologie  der  einsige  Zweck  sein 
kann,  aus  der  Oröfse  der  Wirkung  auf  die  Gröfse  der  dieselbe  verursachenden  Kraft 
schliefen,  so  ist  die  erste  Krage,  ob  die  beobachtete  Erscheinung  in  einem  ständigen 
(geraden  oder  verkehrten)  Verhältnis  zur  Kraft  stehe.  Dies  ist  nun  bezüglich  des  sum- 
marischen Sterblichkeitskoeffisienten  nicht  der  Fall :  derselbe  kann  bei  abnehmender 
wie  bei  annehmender  Sterblichkeit  unverändert  bleiben,  gröfser  oder  kleiner  werden. 
Solcherart  hat  die  Messung  der  blofsen  Sterbensintensität  zwar  eine  deskriptive,  eventuell 
praktische,  aber  keine  wissenschattliche  Bedeutung,  beziehentlich  kann  sie  auf  dieselbe 
nur  dann  Anspruch  erheben,  wenn  diese  Wahrnehmungen  durch  Eliminieruog  der  störenden 
Ursachen  einer  Korrektur  unterzogen  werden. 

Noch  deutlicher  erscheint  der  blofs  deskriptive  Charakter  des  summarischen  Sterb- 
lichkeitskoeffizienten, wenn  es  sich  um  die  Vergleichung  der  Sterbekraft  verschiedener 
Bevölkerungen  handelt.  In  diesem  Falle  wird  die  Sterbensintensität  der  einen  Bevöl- 
kerung zum  Mafse  für  die  Sterbekraft  der  übrigen.  Da  aber  8terbensintensität  und 
Sterbekraft  nicht  identisch  sind,  erweist  sich  das  Mafs  als  unbrauchbar.  Das  an  aicb 
unrichtige  Mafs  kann  aber  noch  immer  brauchbar  gemacht  werden,  wenn  das  Gewicht 
der  störenden  Ursachen  bei  allen  zu  messenden  Erscheinungen  gleichartig  gesetzt,  hier- 
durch also  verhindert  wird,  dafs  diese  bei  verschiedenen  Erscheinungen  mit  verschiedener 
Kraft  wirken.  Dies  bildet  die  Rechtfertigung  der  in  der  vorliegenden  Schrift  vorge- 
schlagenen Eliminierung  des  verschiedenen  Einflusses  der  verschiedenartigen  Altersbesetsung. 

Es  kann  daher  die  Bestimmung  der  Sterbensintensität  mit  jener  der  Sterbekraft  oder 
des  Sterblichkeitsmafses  nicht  als  gleichwertig,  beide  Operationen  nicht  als  parallele  be- 
zeichnet werden.  Nur  die  letztere  ist  als  die  eigentliche  Aufgabe  der  Wissenschaft  zu 
betrachten,  während  das  entere  nur  als  eine  vorbereitende,  an  sich  nicht  abschließende 
Operation  aufzufassen  ist.  Was  man  gegen  den  summarischen  Sterblichkeitskoeffisienten 
vorbringt,  besteht  ja  nicht  darin,  als  ob  derselbe  die  Thatsachen  nicht  richtig  beschriebe, 
sondern  dais  er  keine  brauchbare  Einheit  sur  Messung  der  Sterblichkeit  verschiedener 
Bevölkerungen  abgiebt.  Es  bezweifelt  niemand,  dafs,  wenn  der  Sterblichkeitskoeffiaient 
in  A  30,  in  B  40  °/M  betragt,  in  dem  iweiten  Orte  um  ein  Drittel  mehr  Menschen 
sterben:  irrig  ist  nur  jene  Folgerung,  als  ob  die  Veränderungen  des  Koeffizienten 
parallel  mit  der  Veränderung  der  Ursache  liefen,  desgleichen  als  ob  die  Unterschiede  in 
den  Koeffizienten  verschiedener  Bevölkerungen  ein  MaTs  für  die  Gröfse  der  in  denselben 
wirkenden  verschiedenen  Sterbekräfte  bieten  könnten.  Wie  unmöglich  eine  derartige 
Schlußfolgerung  sei,  erhellt  schon  daraus,  dafs  dies  ein  Syllogismus  ohne  Mittelbegrifl" 
wäre.    Die  Prämissen  lauten  nämlich : 

in  A  sterben  von  tausend  Personen  30, 

»»  ■      M        ii        ii  ii  *0i 

woraus  sich  aber  nur  soviel  folgern  läfst,  dafs  in  B  um  ein  Drittel  mehr  sterben,  während 
man  hieraus  fälschlich  folgert,  dais  die  Lebens-  oder  Sterbenskraft  beider  Bevölkerungen 
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Frage  der  Thatsacben.  Sollte  die  Verschiebung  thatsächlich  eine  sehr 
große  sein,  so  wäre  dieser  Nachteil  abzuwiegen,  eventuell,  wenn  der- 
selbe zu  fühlbar  ins  Gewicht  fallt,  die  Standard-  und  Indexberecbnung 
abzulehnen.  Nun  habe  ich  in  meiner  Denkschrift  die  Indexberechnung 
aof  Grund  zweier  Standardbesetzungen  durchgeführt:  einmal  für 
Schweden  mit  4  1  /,  Millionen  Einwohnern  und  dann  für  14  europäische 
Staaten  mit  nicht  weniger  als  225  Millionen  Einwohnern.  Untersuchen 
wir  also,  wie  sich  die  Bangordnung  und  der  Abstand  der  europäischen 
Mortalitätsmaße  auf  Grund  dieser  zwei  —  wie  man  zugeben  wird, 
möglichst  verschiedenartigen  —  Altersbesetzungen  verändere.  Nimmt 
man,  um  die  Größe  des  AbStandes  leichter  übersehen  zu  können,  das 
Sterblichkeitsmaß  des  an  erster  Stelle  stehenden  Staates  (Schweden) 
100  an,  so  folgen-  die  übrigen  13  Staaten  in  nachstehenden  Ab- 


Schweden 


a)  nach  der  Standard- 
besetzung von  228  Miü. 
der  europäischen 
Bevölkerung 

ioo  (i) 


b)  nach  der  Standard- 
besetzung  von  4*/3  Mill. 
der  schwedischen 
Bevölkerung 

ioo  (i) 


von 
b)  gegen  a) 


Norwegen 

Schottland 

Dänemark 

Belgien 

Frankreich 


Preuften 
Württemberg 


Italien 
Bayern 

Oesterreich  (Cialei- 
thanien) 


108 
116 
117 
121 

»3» 
131 
»3» 
M5 


(3) 
14) 
(5) 
(6) 
(7) 
(8) 
(9) 


155 (»<>) 
I59(i») 
»59  (»2) 

»64(13) 
»74  (»4) 


108 
116 
116 

121 
I30 
I30 
I3O 

»44 
«53  (»o) 
»57(i») 
»58  (»*) 
»59(i3) 
»73  (»4) 


(*) 

(3) 
(4) 
(5) 
(6) 
(7) 
(8) 
(9) 


o,9  o/0 


0,8 
0,8 
0,8 
0,7 

1,3 
1,3 
0,6 

3,o 
0,6 


»» 
»» 
n 
»» 
11 
♦♦ 
11 
1» 
1» 


Man  ersieht  hieraus  vor  allem,  daTs  die  Rangordnung  der  einzelnen  Staaten  trotz  der 
der  zwei  so  weit  abliegenden  Altersbesetzungen  nicht  in  einem  einzigen 


am  ein  Drittel  verschieden  sei.  Da  aber  über  diese  Kraft  in  den  Prämissen  nichts  aus- 
ist, kann  dieselbe  auch  nicht  das  Subjekt  der  Konklusion  bilden. 
Solcherart  bleibt  freilich  noch  immer  die  Frage  offen,  warum  gerade  der  Altersarsache 
■ierte  Stellung  eingeräumt  werde?  Die  Erklärung  hiefür  dürfte  aber  darin 
sich  für  den  Einflufs  aller  anderen  Ursachen  blofs  empirische  Gesetze,  be- 
ziehentlich blofs  Begelmäfsigkeiten  erkennen  lassen  und  nur  die  Abhängigkeit  von  dem 
Alter  als  Naturgesetz  betrachtet  werden  kann.  Es  ist  kein  Naturgesetz,  dafs  aus  dieser 
oder  jener  Berufsart,  aus  dieser  oder  jener  Basse  so  und  so  viel  Menschen  sterben  müssen, 
wohl  aber,  daiin  mit  fortschreitendem  Alter  alle  Menschen  sterben.  Es  ist  unleugbar,  dafs 
in  einem  richtigen  Sterblichkeitsmafse,  blofs  theoretisch  genommen,  alle  quantitativ  ver- 
schieden besetzten  störenden  Ursachen  auf  eine  gleicbmlfsige  Besetzung  reduziert  werden 
müßten.  Da  aber  die  Anzahl  der  mitwirkenden  Ursachen  eine  unendliche  ist,  würde  diese 
Forderung  die  Aufstellung  jedes  Sterblichkeitsmafses  unmöglich  machen.  Es  ist  daher 
berechtigt,  wenn  man  sich  damit  begnügt,  blofs  bei  den  ausschlaggebenden  Ursachen  eine 
EIhninierung  des  verschiedenen  Gewichtes  derselben  vorzunehmen.  Nun  ist  nichts  so 
ausschlaggebend  wie  ein  Naturgesetz.  Sollte  es  gelingen,  auch  eine  zweite  kausale  Ver- 
koBpfung  als  gleich  wichtige,  etwa  gar  ebenfalls  als  naturgesetzlicbe  zu  erkennen,  so 
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Falle  gestört  wurde ;  desgleichen  dafs  die  Abstände  selbst  sich  hierdurch  in  einem  kaum 
fühlbaren  Mafse  veränderten.  In  einem  einiigen  Falle  änderte  sich  der  Abstand  nm  S  %, 
in  9  Fällen  um  kaum  1  o/o,  ja  in  3  Fällen  um  gar  nichts.  Ich  glaube  nicht,  dafs  so 
minime  Abweichungen  uns  von  der  Benutzung  eines  theoretisch  unbedingt  richtigeren 
Sterblichkeitsmafses  abhalten  könnten.  Angesichts  des  ohnehin  nur  annähernden  Wertes 
aller  Sterblichkeitsmafse  mufs  es  schliefslich  gewisse  Grenzen  geben,  unterhalb  welcher 
Präsisionsbemängelungen  nicht  mehr  aufgestellt  werden  dürfen. 

7.  Resolutionen. 

Ich  komme  nun  zum  Schlüsse,  d.  i.  zu  den  Resolutionen.  Da 
Dr.  Ogle  in  seinem  Berichte  die  neue  Rechnungsweise  bloß  im  all- 
gemeinen angedeutet,  aber  keine  positiven  Regeln  für  die  Anwendung 
derselben  gegeben,  desgleichen  sich  nicht  positiv  darüber  ausgesprochen 
hat,  die  Altersbesetzung  welcher  Bevölkerung  als  Standard  dienen 
solle,  muß  ich  im  Nachfolgenden  auf  die  in  meinem  Gutachten  formu- 
lierten Resolutionen  zurückkommen.  Wenn  sich  nun  auch  aus  den 
seitens  Dr.  Ogle's  eingereichten  "Vorschlägen  nicht  ersehen  läßt,  wie 
weit  dieselben  mit  meinen  eigenen  harmonieren  *),  so  ist  dies  doch 
aus  jenen  faktisch  durchgeführten  Standardberechnungen  möglich,  die 
sich  in  seinen  anderen  Arbeiten  finden. 

Unser  geehrter  Kollege  wendet  nun  in  den  Veröffentlichungen  des 
englischen  Registeramtes  zweierlei  Standardberechnungen  an:  die  eine 
findet  sich  in  den  „Annual  Reports'1  des  genannten  Amtes,  die  andere» 
in  den  „Annual  Summary  of  births,  deaths  and  causes  of  death  in 
London" »). 

Die  in  den  Jahresberichten  befolgte  Berechnung  entspricht  voll- 
kommen der  meinerseits  empfohlenen,  und  ersuche  ich  infolge  dessen 
meine  diesbezüglich  vorliegenden  Vorschläge  bloß  als  die  Formu- 
lierung des  seitens  Dr.  Ogle's  schon  faktisch  seit  längerer  Zeit  geübten 
Vorganges  zu  betrachten.  Was  hingegen  die  an  zweiter  Stelle  erwähnte 
Methode  betrifft,  so  kann  ich  derselben  zu  meinem  Bedauern  nicht  bei- 
stimmen. Da  ich  in  meiner  Denkschrift  (S.  305  w— ad)  mich  diesbe- 
züglich eingehender  ausgesprochen  habe,  will  ich  unter  bloßer  Hinwei- 
sung auf  den  dort  geführten  Beweis  nur  so  viel  konstatieren,  daß  die 
ganze  Berechnungsweise  Dr.  Ogle's  wieder  auf  den  Mortalitätskoef- 
fizienten zurückführt,  und  daß,  wenn  in  seiner  Rechnung  sich  eine  Diffe- 
renz zwischen  dem  rohen  und  dem  korrigierten  Mortalitätskoeffizienten 
ergiebt,  dies  nicht  eine  Folge  der  beabsichtigten  Korrektur,  sondern 
bloß  einer  sich  im  Laufe  der  Berechnung  eingeschlichenen  irrigen 
Durchschnittsrechnung  ist.    Wird  dieser  Irrtum  vermieden,  so  ergiebt 


1)  Bulletin,  Tom.  VI,  1,  p.  88—86.  Der  Vorschlag  Dr.  Ogle's  beschränkt  sich  wört- 
lich nur  auf  Folgendes :  „I  think  it  would  be  highly  desiderable  to  select,  at  any  rate  for 
purposes  of  international  »tatiatics,  a  Standard  population,  of  fixed  age  and  »ex  distribution, 
and  to  ask  the  officials  in  each  country  who  are  charged  with  the  statisücs  of  roortality, 
to  give  each  year  in  their  reports  the  deatb-rate  for  their  country,  as  it  would  bare  been, 
had  the  popalation  agreed  in  its  composition  with  the  international  Standard." 

2)  Der  zu  beobachtende  Vorgang  findet  sich  ausführlich  wiedergegeben  in  dem  „An- 
nual Summary"  für  1883  (wörtlich  citiert  in  meinem  Berichte,  8.  305  y).  Eine  ein- 
gehende, durch  Beispiele  erläuterte  Erklärung  dieser  Methode  findet  sich  auch  in  New- 
sholme „The  elements  of  vital  statistics",  London  1889. 
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die  langwierige  Berechnung  am  Schlüsse  wieder  den  rohen  Mortalitäts- 
koöffizienten,  den  man  doch  eben  zu  korrigieren  beabsichtigte. 


Auf  Grund  des  Vorhergegangenen  schlage  ich  folgende  Resolutionen 
zur  Annahme  vor: 

1)  Um  zu  einem  für  internationale  Vergleichungen  brauchbaren, 
also  derartig  gestalteten  Sterblichkeitsmaße  zu  gelangen,  auf  dessen 
Höhe  die  verschiedenartige  Altersbesetzung  verschiedener  Bevölkerungen 
ohne  Einfluß  ist,  empfiehlt  es  sich,  jenen  Vorgang  Dr.  Ogle's  anzu- 
wenden, wonach  die  verschiedenen  Altersbesetzungen  auf  eine  Standard- 
altersbesetzung zurückgeführt  werden. 

2)  Um  eine  rasche  und  dabei  möglichst  verläßliche  Orientierung 
zu  erhalten,  genügt  es,  die  Sterblichkeitskoöffizienten  für  folgende  vier 
Altersklassen:  0—1,  1—20,  20—50,  über  50  Jahre  zu  berechnen. 

3)  Es  wird  empfohlen,  die  Altersbesetzung  eines  einzigen  Landes, 
eventuell  jene  Schwedens,  zum  Standard  zu  wählen. 

4)  Die  Berechnung  des  neuen ,  als  Sterblichkeitsindex  bezeichneten 
internationalen  Sterblichkeitsmaßes  erfolgt  derart,  daß  die  Sterblich- 
keitskoeffizienten der  genannten  vier  Altersklassen  mit  den  perzentua- 
len  Bevölkerungsziffern  der  Standard bevölkerung  multipliziert  werden ; 
es  ergeben  sich  solcherart,  den  aufgestellten  vier  Alterklassen  ent- 
sprechend, vier  Altersindexe,  deren  Summe  dann  den  Gesamtindex, 
d.  i.  das  internationale  Sterblichkeitsmaß,  der  Gesamtbevölkerung  er- 
giebt. 

5)  Die  Anzahl  der  Lebenden  ist,  den  bisherigen  Beschlüssen  ent- 
sprechend, auf  Grund  des  sich  zwischen  den  zwei  letzten  Volkszählungen 
ergebenden  Unterschiedes  nach  obigen  Altersklassen  jährlich  fortzu- 
schreiben und  immer  auf  die  Mitte  des  Jahres  zu  berechnen,  während 
die  Standardbesetzung  für  die  zwischen  den  allgemeinen  Volkszählungs- 
terminen  liegenden  zehn  Jahre  unverändert  bleibt 


Beispiel  für  Oesterreich  (Cisleithanien). 


Altersgruppe 

Standard  altersbesetiung 
der  Bevölkerung 
in  Schweden 
31.  XII.  1880 

Sterblichkeit- 
koeffiiient  in 
Oe»terreich  1881 

Demnach  entfallen 
auf  1000  Einwohner 
in  Oesterreich  wie 
viel  Todesfälle? 

0—1  Jahr 

2.65  <fo 

30. 6  7  0/0 

8,13 

1—20  Jahre 

39. 81  „ 

1,90  „ 

7.56 

20-50  „ 

38,6*  „ 

1,20  „ 

4.63 

über  60  „ 

18.98  .. 

5-3» 

10,20 

Summa : 

100,00  o/o 

30,5» 

Budapest,  im  Juni  1893. 
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VI. 

Unter  dem  Zunftzwange  in  Preufsen  während 

des  18.  Jahrhunderts. 

Von 

Kurt  von  Rohrscheidt, 


VIII.  Abschnitt 

Die  Maßregeln  zur  Abstellung  der  Hand werksmiß- 

bräuche. 

Aus  den  bisherigen  Ausführungen  geht  bereits  hervor,  daß  es  zu- 
nächst wesentlich  Verwaltungsmaßregeln  waren,  mit  denen  man 
den  in  den  Zünften  eingerissenen  Uebelständen  zu  Leibe  ging,  und 
welche  ebenso  gut  dem  Schutze  des  Publikums  wie  dem  der  Innungen 
selbst  dienen  sollten.  Wenn  sich  z.  B.  der  Landesherr  in  den  Privi- 
legien vorbehielt,  auch  wider  den  Willen  der  Gewerke  Freimeister 
anzusetzen,  so  hatte  diese  Maßregel  nicht  nur  den  Zweck,  dem  Publi- 
kum durch  Schaffung  einer  größeren  Konkurrenz,  als  sie  etwa  die  ge- 
schlossene Innung  zuließ,  eine  gewisse  Erleichterung  zu  gewahren. 
Sie  erreichte  vielmehr  auch,  daß  geschickte  und  tüchtige  Elemente, 
die  aber  aus  irgend  eioem  Grunde  in  der  Zunft  nicht  Aufnahme  ge- 
funden hatten,  zum  Handwerk  zugelassen  wurden  und  diesem  selbst 
frisches,  gesundes  Blut  zuführten.  Den  gleichen  Zweck  verfolgte  die 
Beförderung  der  Zuwanderung  sowie  der  Ansetzung  fremder  Meister. 
So  hatte  eine  Verordnung  vom  23.  Mai  1713 1),  um  die  von 
den  nötigen  Handwerksleuten  entblößten  Lande  zu  „repeupliren",  be- 
stimmt, daß  die  in  Königsberg  ankommenden  Personen,  welche  eine 
Profession  gelernt  hätten  und  danach  einige  Jahre  gewandert  wären, 
nicht  mit  Gewinnung  des  Bürger-  und  Meisterrechts 
beschwert,  sondern  „ohne  Difficultät"  ins  Gewerk  aufgenommen 
würden.   Sie  sollten  ihr  Handwerk  ungehindert  treiben  können,  auch 


1)  A.  No.  4. 
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durfte  kein  Meisterstück  von  ihnen  gefordert  werden.  Hiergegen 
wandte  sich  eine  Eingabe  der  Magistrate  vom  24.  Juli  1713 x), 
in  welcher  vorgestellt  wurde,  daß,  wenn  auch  ein  guter  Vorrat  von 
Handwerkern  wünschenswert  sei,  doch  darauf  gesehen  werden  müsse, 
daß  keine  untüchtige  und  verlaufene  Leute  sich  ins  Ge- 
werk  einschlichen.   In  Königsberg  sei  aber  schon  eine  genügende  Zahl 
von  Meistern.    Die  Gewerke  erboten  sich,  wenn  ein  tüchtiger  Hand- 
werker komme  und  habe  kein  Vermögen,  um  das  Meisterstück  zu 
fertigen,  so  wollten  sie  ihm  einen  Vorschuß  geben  und  das  Meister- 
stück zu  seiner  Zufriedenheit  an  sich  kaufen.   „Möchte  hingegen 
Jemand  von  der  Erfahrung  nicht  sein,  ein  ordentliches  Meisterstück 
zu  verfertigen,  so  dürfte  derjenige  auch  nicht  crepiren,  sondern  könnte 
in  denen  kleinen  Städten  dieses  Königreichs,  all  wo  in  einem  und  an- 
deren Orte  ein  großer  Mangel  an  Handwerkern  annoch  verspüret  wird, 
sich  niederlassen  und  sein  Gewerbe,  so  gut  er  es  gefasset,  betreiben." 
Sodann  wurde  noch  angeführt,  daß  schon  jetzt  blutjunge  Gesellen,  die 
noch  einige  Jahre  „denen  Meistern  guttes  thun"  und  sich  bei  ihrer 
Profession  dem  Publikum  zum  Bessern  „perfectioniren"  sollten,  sofort 
sich  zum  Meisterrecht  meldeten,  da  sie  sich  schon  zuvor  „mit  einer 
Magd  oder  gar  unbekannten  Weibsstücken"  versprochen  hätten.  Es 
läge  die  Gefahr  vor,  daß  sich  untüchtige  Handwerker  zudrangen  und 
die  tüchtigen  Meister  wegen  der  Menge  untergehen  würden.  Bisher 
seien  ihre  Gesellen  in  allen  europäischen  Städten  und  Landen  ange- 
nommen und  als  gute  Arbeiter  angesehen  worden.  Später  aber  möchten 
sie  im  Auslande  nichts  gelten,  und  fremde  Gesellen  würden  zum  Ruin 
der  Meister  vom  Herziehen  abgeschreckt  werden.   Aus  diesem  Grunde 
wurde  gebeten,  das  Meisterstück  aufrecht  zu  erhalten, 
denn  es  sei  kein  Mangel  an  Meistern  vorhanden,  wohl  aber  an  Ge- 
sellen, so  daß  schon  Meister  bei  Meistern  als  Gesellen  arbeiteten. 
Auf  dieses  Gesuch  erging  ein  Bescheid  vom  26.  Juli  1713*), 
in  welchem  es  hieß,  es  sei  nicht  die  Meinung  gewesen,  daß  untüchtige 
Leute,  welche  ihr  Handwerk  nicht  gelernt  hätten,  ohne  Unterschied 
angenommen  werden  sollten,  was  ja  nicht  vernünftig  wäre.    Wenn  aber 
z.  B.  am  Montag,  wie  es  der  üblen  Gewohnheit  nach  geschehe,  kein 
Oeselle  Arbeit  verrichten  wolle,  und  die  Meister  dann  selbst,  gleich- 
sam als  wäre  es  für  sie  unanständig,  nicht  Hand  anlegten,  die  be- 
stellte Arbeit,  deren  man  doch  oftmals  nötig  bedürfe,  fertig  zu 
liefern,  so  gebe  es  kein  besseres  Mittel,  dem  üebelstande  abzuhelfen, 
als  die  Zahl  der  Handwerker  zu  vermehren  und  jeden,  der 
tüchtig  sei,  etwas  Ordentliches  zu  arbeiten,  aufzunehmen.   Dies  hätte 
z.  B.  in  Berlin  einen  heilsamen  Effekt  gehabt,  da  dort  alles  durch 
den  Zuwachs  in  Flor  gekommen  wäre.   Es  wurde  jedoch  den  Anträgen 
soweit  nachgegeben,  daß  nur  die  tüchtigen  fremden  Zuzügler  auf- 
genommen, die  untüchtigen  in  die  kleinen  Städte  verwiesen  werden 
sollten. 


1)  A.  No.  4. 
1)  Ebenda. 
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Um  den  Streitigkeiten  unter  den  einzelnen  Zünften  nach 
Möglichkeit  vorzubeugen,  die  daraus  notwendig  entstehenden  Spann- 
ungen, das  berüchtigte  Schimpfen  und  Schelten  zu  vermeiden,  strebte 
man  im  vorigen  Jahrhundert  die  aus  gleichen  Materialien  arbeitenden 
Handwerke,  soweit  es  anging,  miteinander  zu  verbinden.  So  wurden 
durch  Kabinetsordre  vom  20.  Juni  1787  die  Rasch-  und  Zeug- 
macher mit  den  Tuchmachern  vereinigt,  zumal  sich  diese  Ge- 
werke  nur  durch  Verfertigung  schmaler  und  breiter  Arbeit  unter- 
schieden.   Ebenso  kombinierte  die  Kab.-Ord.  v.  18.  Febr.  1790  die 
Sattler  und  Riemer  im  Netzedistrikt  und  eine  solche  vom  19.  Aug. 
1790  dieselben  in  Westpreußen  so  weit,  daß  sie  gegenseitig  ihre  Waren 
produzieren  konnten ,  während  sie  selbst  getrennt  blieben 1 ).  Eine 
solche  kumulative  Verfertigung  ihrer  Waren  wurde  noch  anderen 
Zünften  eingeräumt,  während  andererseits  im  Interesse  des  Publikums 
die  Verfertigung  gewisser,  insbesondere  Drechsler-  und  Posamentier- 
waren, die  vom  Auslande  billiger  als  seitens  der  Zünfte  geliefert 
werden  konnten,  für  ein  freies  Gewerbe  erklärt  wurden.   Zu  einem 
solchen  machte  z.  B.  die  Kab.-Ord.  v.  8.  Juli  1718 * )  die  Zucker- 
bäckerei in  den  geschlossenen,  mit  Acciseämtern  und  Offizianten  ge- 
hörig besetzten  größeren  Städten  des  Königreichs  Preußen  und  ver- 
sprach den  Ausländern,  welche  sich  deshalb  im  Lande  etablieren  wollten, 
die  gewöhnlichen  Kolonistenwohlthaten.  Bisweilen  war  es  vorgekommen, 
daß  an  einem  Orte  zwei  Innungen  gleicher  Art  nebenein- 
ander bestanden,  wie  z.  B.  in  Braunsberg  zwei  Schneider- 
gewerke vorhanden  waren.    Dieser  Mißstand,  der  zu  einer  Quelle 
steter  Eifersüchteleien  und  Streitigkeiten  werden  mußte,  wurde  im 
vorigen  Jahrhundert  beseitigt.    Die  früher  beliebte  Schließung 
der  Zünfte  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Meistern  fand  als  eine 
sowohl  dem  Gewerk  wie  dem  Publikum  schädliche  Institution  nach 
und  nach  fast  überall  Abstellung.  Die  dahin  gehenden  Gesuche  blieben 
durchweg  unberücksichtigt,  wenn  sie  auch  noch  so  bewegliche  Vor- 
stellungen  enthielten.     So  bat  das  Scbuhmachergewerk  in 
Christburg  unter  dem  6.  Juli  1787  darum,  es  möchte,  wenn  auch 
nicht  für  immer,  so  doch  auf  einige  Jahre  geschlossen  werden,  „indem, 
wenn  dieses  nicht  geschieht,  nichts  gewisseres  als  unser  Sämmtlicher 
Untergang  kommen  muß".   In  dem  kleinen  Städtchen  gebe  es  bereits 
43  Meister,  so  daß  manche  aus  Mangel  an  Verdienst  andere  Hand- 
arbeit zu  suchen  genötigt  waren.    In  Westpreußen  waren  namentlich 
die  Schustergewerke  auf  eine  bestimmte  Anzahl  Bänke 
geschlossen.   Diese  Bänke  waren  meist  beliehen,  z.  B.  in  Löbau  von 
Pfarre  und  Kirche  mit  1 130  Thaler,  von  „unmündiger  Kinder  Geldern11 
mit  670  Thaler.   Als  nun  durch  das  Generalprivileg  für  die  Schuster 
vom  4.  Juni  1774  die  geschlossenen  Gewerke  und  Bänke  gänzlich  auf- 
gehoben wurden,  und  bei  einem  Gewerke  immer  so  viel  Meister,  als  sich 
ernähren  könnten  oder  sich  ernähren  zu  können  glaubten,  ange- 


1)  A.  No.  18,  Vol.  vi  u.  vir. 
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nommen  werden  sollten,  entstand  die  allgemeine  Befürchtung,  es 
würden  mit  der  Aufhebung  der  Bänke  auch  die  darauf  geliehenen 
Kapitalien  verlustig  gehen l).  Durch  Kab.-Ord.  v.  22.  Febr.  1810 
wurde  für  Preußen  die  Schließung  der  Zünfte  durchweg  so  weit  auf- 
gehoben, als  die  Berechtigung  der  Meister  zum  Gewerbebetriebe  eine 
persönliche  war  und  die  Inhaber  rechtlich  zu  deren  Veräußerung 
nicht  befugt  waren.  Zur  Beförderung  der  Industrie  hob  man  hie  und 
da  für  einzelne  Gewerke  die  Anfertigung  des  Meisterstückes  auf. 
wie  z.  B.  für  die  Tuchmacher  in  Kulm'schen  und  Michelau'schen 
Kreise  in  Westpreußen  nach  dem  Generalprivileg  von  1737.  Hier 
maßten  andere  Garantien  für  die  Güte  der  gelieferten  Arbeit  gegeben 
werden.  Daher  wurden  sämtliche  verfertigte  Tücher,  sobald  sie  von 
den  Wirkstühlen  und  der  Walkmühle  gebracht  waren,  von  den  bei 
jedem  Gewerk  bestimmten  Schaumeistern  besichtigt,  ob  sie  die 
gehörige  Qualität  und  das  vorgeschriebene  Maß  hatten.  Fand  sich, 
daß  einer  seine  Profession  nicht  tüchtig  verstand,  so  ward  ihm  die 
Fabrikation  der  Waren  untersagt*). 

Die  im  vorigen  Jahrhundert  immer  mehr  um  sich  greifende  Ten- 
denz, das  Zunftwesen,  wo  es  nur  ging,  zu  beschränken  und  zu  begrenzen, 
führte  endlich  dahin,  einzelnen  Zünften,  deren  Mitglieder  sich  wegen 
fehlenden  Absatzes  verringert  hatten,  die  Aufnahme  neuer  Mit- 
glieder zu  untersagen  und  sie  dadurch  auf  den  Aussterbe- 
etat zu  setz en.  Im  allgemeinen  konnte  eine  Zunft  nur  gegründet 
und  ein  Privileg  nur  verliehen  werden,  wenn  wenigstens  drei  Meister 
am  Orte  vorhanden  waren.  Aber  schon  seit  Mitte  und  in  den  Pro- 
vinzen Preußen  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  nahm  man  den 
Grundsatz  an,  überhaupt  keine  neuen  Privilegien  zu  er- 
teilen. Nach  Publizierung  des  Reichsbeschlusses  von  1731  und  Er- 
laß der  Handwerksordnungen  wurden  zahlreiche  Anträge  auf  Bildung 
eigener  Gewerke  gestellt  und  meist  damit  motiviert,  daß  die 
vielen  Reisen  zu  dem  Gewerke,  zu  welchem  sich  die  Petenten  halten 
müßten,  behufs  Ein-  und  Ausschreiben  der  Lehrjungen  und  Gesellen 
zu  viel  Kosten  und  Versäumnisse  in  der  Wirtschaft  verursachten. 
Diese  Anträge  wurden  meist  abgelehnt,  da  ohne  höchste  Not  die  Ver- 
mehrung der  Gewerke  nicht  ratsam  sei.  Als  einen  anderen  Grund 
gab  man  auch  die  zu  geringe  Anzahl  der  Meister  an,  die  das  neue 
Gewerk  bilden  wollten,  welches  deshalb  nicht  leistungsfähig  erschiene 3). 
Ferner  wurde  eingewendet,  die  Kommunikation  mit  einer  auswärtigen 
Zunft  sei  nur  nötig,  wenn  Lehrburschen  anzunehmen  und  loszusprechen 
oder  zu  Gesellen  zu  machen  seien  oder  wenn  ein  Geselle  Meister 
werden  wolle.  Dies  wären  seltene  und  nicht  beschwerliche  Fälle. 
Weitere  Zusammenkünfte  mit  dem  Gewerk  könnten  ohne  Nachteil  ent- 
behrt werden,  da  in  vielen  Städten  eine  Menge  Meister  in  mehreren. 
Jahren  die  Zusammenkünfte  ohne  Abbruch  ihrer  Rechte  gar  nicht 


1)  A.  No.  13,  Vol.  I. 
3)  A.  No.  13,  Vol.  VI. 
3)  A.  No.  IS. 
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besuchton  und  überhaupt  das  viele  Innungswesen  den 
Meistern  mehr  Störung  und  Unordnung  als  Nutzen 
bringe.  Man  ging  bei  der  Antworterteilung  zunächst  immer  etwas 
vorsichtig  um  die  Sache  herum,  erst  im  Jahre  1805  wies  die  Regierung 
zu  Königsberg  im  Namen  des  Königs  ein  Gesuch  um  Bewilligung  eines 
Privilegs  deshalb  zurück,  .,weil  wir  es  überhaupt  dem  Interesse  des 
Publikums  nicht  gemäß  finden,  die  demselben  schon  ohnehin 
lästigen  Zu n f tein rieh tunge n  durch  Erteilung  neuer  Gewerks- 
Privilegien  zu  vermehren".  Und  weiter  hieß  es :  „dagegen  scheint  uns 
die  Schwierigkeit,  welche  die  Drechslermeister  zu  Wartenburg  darin 
finden,  daß  sie  jetzt  sich  zu  den  Gewerken  benachbarter  Städte  halten, 
dadurch  gehoben  werden  zu  können,  daß  sie  künftig,  ohne  selbst  ein 
eigenes  Gewerk  zu  bilden,  die  Verbindung  mit  jenen  Ge- 
werken anderer  Städte  ganz  aufgeben,  und  auf  Grund  un- 
serer besonderen  Konzession  dazu  die  Annahme  und  Entlassung  ihrer 
Lehrlinge  durch  bloße  Erklärung  zum  Protokolle  vor  dem  Magistrate 
verrichten,  auch  diesem  die  Ansetzung  neuer  Meister  nach  Prüfung 
ihrer  Zeugnisse  und  eingeholtem  sachverständigen  Gutachten  über  ihre 
Geschicklichkeit  anheimstellen.  Durch  König  1.  Spezialbefehl 
vom  29.  Sept.  1805  wurde  darauf  genehmigt,  daß  diese  Drechsler 
ihre  Lehrlinge  nur  durch  Erklärungen  vor  dem  Magistrate  annehmen 
und  entlassen  dürften,  ohne  ein  eigenes  Gewerk  zu  bilden.  In  späteren 
Verfügungen  betonte  man  stets  die  Verminderung  der  Zünfte  und  Inn- 
ungen aus  staatswirtschaftlicher  Rücksicht  als  dringend 
notwendig  •)• 

Um  einige  Beispiele  anzuführen,  so  wurde  die  Gründung  eines 
eigenen  Zimmergewerks  zu  Löbau  nachgesucht,  weil  die  Ge- 
werke,  zu  denen  sich  die  Meister  bisher  gehalten  hätten,  zu  weit  ent- 
fernt seien,  um  die  Bönhasen  stören  zu  können,  welche  viele  Bau- 
herren durch  schlechte  Bauten  betrögen  und  das  Holz  unnötig  ver- 
dürben, den  zunftmäßigen  Meistern  aber  auch  das  Brot  schmälerten, 
da  sie  siehs  nichts  hätten  kosten  lassen.  Der  Antrag  wurde  gleich- 
falls zurückgewiesen8).  Eine  Kab.-Ord.  vom  8.  April  1790  sprach  es 
aus,  daß  die  Gewerksprivilegien  zwar  den  etablierten  Meistern 
vorteilhaft  seien,  sie  hätten  dagegen  in  vieler  anderer  Beziehung 
ihre  Inkonvenienzen.  Es  sei  also  nicht  ratsam,  wo  eine  Innung  noch 
nicht  bestanden  habe,  eine  solche  einzuführen*).  Eine  weitere  Kab.- 
Ord.  v.  11.  April  1791  bekundete  den  Entschluß,  keine  neuen  Innungs- 
artikel auszufertigen.  Vereinzelt  kam  dies  allerdings  noch  vor.  So 
wurde  unter  dem  21.  Juni  1791  den  Müllern  in  Gollup  ein  eigenes 
Gewerk  gestattet,  weil  ein  Zunftzwang  bei  den  Müllern  nicht  so  lästig 
sei  als  bei  anderen  Innungen  und  außerdem  die  angrenzenden  Müller 
aus  Polen  sich  dem  Gewerk  inkorporieren  wollten,  wodurch  die  un- 
beträchtliche Stadt  einigen  Zuwachs  zu  ihrem  Nahrungsstande  zu 
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hoffen  habe.  Hierbei  hob  man  aber  ausdrückl  ich  hervor,  daß  sich  der 
polnischen  Meister  halber  keine  verbotenen  Gewerksmißbräuche  ein- 
schleichen dürften ').  Was  den  Zerfall  der  Innungen  beschleunigen 
konnte,  wurde  im  übrigen  begünstigt.  So  baten  die  deutschen  Mit- 
meister des  Müllergewerks  in  Dzimnonne  bei  Culmsee 
im  Jahre  1792  wegen  Streitigkeiten  mit  den  polnischen  Meistern  sich 
von  diesen  zu  trennen  und  zu  einem  Gewerk  einer  anderen  Stadt 
halten  zu  dürfen.  Es  wurde  ihnen  gesagt,  daß  sie  keinesfalls  an 
Culmsee  gebunden  seien,  sondern  daß  sie  von  dem  dortigen  Gewerk 
abgehen  und  sich  zu  jedem  anderen  einer  Königl.  Stadt  inkorporieren 
könnten*).  Als  die  Leineweber  in  Behrend  1792  um  Erneue- 
rung ihres  Privilegs  petitionierten,  das  bis  1771  fortgedauert  hatte, 
wurde  ihnen  dies  dennoch  mit  dem  Bemerken  abgeschlagen,  daß  die 
Weberei  nach  der  Landesverfassung  schon  überhaupt  ein  von  allem 
Zunftzwange  gewissermaßen  eximiertes  Gewerbe  sei,  mithin  es  nicht 
angängig  wäre,  für  das  Gewerk  ein  neues  Privilegium  nachzusuchen, 
zumal  sich  dasselbe  schon  länger  als  20  Jahre  ohne  ein  solches  be- 
holfen  habe9).  Das  Leineweberge werk  zu  Culmsee  stammte 
angeblich  aus  der  Zeit  der  Kreuzherren,  und  1561  war  ihm  bereits 
das  Privilegium  erneuert  worden.  Als  nach  der  Besitznahme  der  pol- 
nischen Landesteile  alle  Privilegien  konfirmiert  wurden,  konnte  dieses 
nicht  reorganisiert  werden,  weil  alle  Meister  bis  auf  einen  ausgestorben 
waren,  welcher  die  Kosten  nicht  allein  tragen  wollte,  sondern  die 
Lade  und  die  dem  Gewerk  gehörigen  Utensilien  in  der  Pfarrkirche 
und  dem  darin  der  Zunft  eigentümlichen  Schranke  asservierte.  Nach- 
dem sich  nun  wieder  4  Meister  etabliert  hatten,  wurde  1793  beantragt, 
ihr  Privileg  den  Landesgesetzen  gemäß  zu  verändern.  Trotzdem  also 
nicht  ein  neues  Gewerk  gestiftet  werden  sollte,  wurde 
doch  das  Gesuch  zurückgewiesen  mit  dem  Hinweis,  es  möchten  sich 
die  Meister  von  einer  anderen  Innung  inkorporieren  lassen 4).  Aus- 
nahmsweise erhielt  das  Tuchmachergewerk  zu  Gollup  nach 
zweimaligem  Abschlagen  seitens  der  westpreußischen  Kammer  dennoch 
1796  ein  Privileg,  aber  nur  deshalb,  weil  die  Zunft  es  bereits  1778 
beantragt,  auch  die  16  Thlr.  Gebühren  eingesandt  hatte,  und  damals 
nur  die  Ausfertigung  vernachlässigt  war.  Die  Meister  hatten  zu  pol- 
nischen Zeiten  und  früher  ein  eigenes  Gewerk  formiert,  so  daß  die 
Gefahr  zugegeben  wurde,  es  möchte  ihnen  nunmehr  der  Mangel  eines 
Privilegs  bei  den  Handwerksgenossen  zum  Vorwurf  und  Nachteil  ge- 
reichen 5 ).  Ein  Antrag  des  Schneiderge werks  zu  Kowalewo, 
bei  dem  charakteristisch  ist,  daß  von  6  Meistern  nicht  weniger  als 
5  ihre  Unterschrift  durch  Kreuze  abgaben,  wurde  zurückgewiesen.  Ja, 
die  Behörden  waren  so  scharf,  daß  man  sogar  den  Tischlern  in 
Rehden  das  Privilegium  verweigerte,  obgleich  sie  bereits  eins  be- 


1)  A.  No.  13,  Vol.  VII. 
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saßen,  welches  ihnen  nur  bei  einem  Brande  aus  den  Händen  ge- 
kommen war.  Erst  durch  Spezialbefehl  des  Königs  wurde  ihnen  1797 
ein  neues  erteilt1). 

Später  war  die  Praxis  anscheinend  wieder  etwas  milder.  Man 
gab  den  Anträgen  nach,  wenn  die  betr.  Meister  bereits  früher  ein  be- 
sonderes Gewerk  formiert  hatten,  also  kein  neues  gestiftet  werden 
sollte.  Auch  die  besonders  große  Zahl  der  am  Orte  ansässigen  Meister 
wurde  wieder  als  ein  Grund  für  Erteilung  eines  Privilegs  zugelassen. 
So  erhielten  die  Fleischer  in  Schöneck  ein  solches,  weil  sie 
schon  zu  polnischer  Zeit  eins  besessen  hatten.  Auch  die  Schneider 
zu  Kowalewo  hatten  jetzt  (1797)  mehr  Erfolg*).  In  den  betreffen- 
den Anträgen  wurde  häufig  betont,  daß  ein  Verbot  der  Gewerks- 
gründung  auch  für  die  Burschen  nachteilig  sei,  die,  da  die  Meister 
sich  wegen  der  damit  verbundenen  Kosten  nicht  zu  einem  benach- 
barten Gewerk  halten  wollten,  nicht  richtig  auslernen  und  mit  Lehr- 
briefen versehen  werden  könnten.  Ordentliche  Gesellen  wollten  daher 
bei  ihnen  nicht  in  Arbeit  gehen,  weil  solche  Handwerker  auswärts  nur 
als  Pfuscher  angesehen  würden.  Dagegen  wurden  alle  Gesuche  um 
Bildung  einer  Zunft,  welche  sich  nicht  auf  frühere  Privilegien  berufen 
konnten,  durchweg  abgelehnt,  da,  wie  der  Kammerdirektor  Graf 
Dohna  in  einer  eigenhändigen  Verfügung  vom  17.  Dez.  1802  aus- 
führte s) ,  „dies  ganz  gegen  die  Grundsätze  eines  wohleingerichteten 
Staates  laufe  und  Gewerbefreiheit  befördert  werden  müsse, 
die  geschlossenen  Zünfte  aber  Mittel  wider  den  Gewerbefleiß,  mithin 
schädlich  seien". 

Wenn  man  sich  also  auch  darüber  klar  war,  daß  im  Staats- 
interesse ein  Zurückdrängen  des  Innungswesens  geboten  sei,  so  waren 
die  Behörden  doch  der  Wege  noch  nicht  recht  sicher,  welche  sie  zu 
betreten  hatten.  Immer  noch  sprach  aus  ihren  Maßnahmen  eine  ge- 
wisse Scheu,  zu  weit  zu  gehen.  So  wurde  z.  B.  seitens  der  west- 
preußischen Kammerdeputation  zu  Bromberg  in  einer  Be- 
schwerdesache unter  dem  21.  Mai  1803  der  Grundsatz  ausgedrückt, 
daß  nach  den  Provinzialusancen  ein  einzelner  Meister  gar  keine 
Gewerksrechte  habe,  da  nur  da,  wo  drei  Meister  seien,  Privilegien  er- 
teilt würden  und  nur  solche  Privilegierte  die  Rechte  zünftiger  Meister 
bisher  gehabt  hätten.  Wo  noch  kein  Gewerk  existiere,  sei  immer  der 
freie  Betrieb  jedermann  gestattet  worden.  Ein  einzelner  Meister  würde 
ein  Monopol  in  ausgedehntem  Umfange  gehabt  haben.  Diese  Ansicht 
wurde  durch  Kab.-Ord.  vom  5.  Sept.  1803  zwar  für  zweck- 
mäßig, aber  nicht  für  durchführbar  angesehen,  da  es  nach  Inhalt  der 
Gildebriefe  nicht  erforderlich  sei,  daß  gerade  an  dem  Orte,  wo  eine 
solche  Streitigkeit  zur  Sprache  komme,  eine  Innung  bestehe,  die  sich 
für  beeinträchtigt  halte.  Es  sei  vielmehr  zum  Schutze  des  Hand- 
werkers hinreichend,  daß  derselbe  bei  einer  inländischen  Gilde  das 
Meisterrecht  gewonnen  und  auf  Grund  dessen  sich  mit  Bewilligung 
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des  Magistrats  des  Ortes  daselbst  angesetzt  habe.  Allerdings  aber 
sei  eine  Deklaration  der  Privilegien  für  die  Fälle  wünschenswert, 
wo  nur  ein  Meister  am  Orte  sei,  und  zwar  dahin,  entweder 

a)  daß  an  Orten,  wo  von  einer  Klasse  von  Handwerkern  keine 
Innung  existiere,  der  Innungszwang  für  diese  Klasseso 
aufgehoben  werde,  daß  es  jedermann  freistehe,  die  sonst 
zunftmäßigen  Arbeiten  der  Klasse  von  Handwerkern,  die  dort 
keine  Innung  hätten,  zu  fertigen,  oder 

b)  daß  au  solchen  Orten  die  Aufhebung  des  Zunftzwanges  in  An- 
sehung der  Handwerker,  die  daselbst  keine  Innung  hätten,  mit 
der  Einschränkung  verfügt  werde,  daß  bloß  andere  ähnliche 
Professionen  betreibende  Handwerker  mit  jenen  gemein- 
schaftlich die  Profession  ausüben  könnten1). 

Die  westpreußische  Kammer  hielt  eine  Deklaration  nicht  für  nötig, 
dt  das  Allgemeine  Landrecht  in  T.  II,  Tit.  8  §  17  bestimme,  daß  die 
Profession  in  einer  solchen  Stadt  jedem  zu  treiben  freistehe,  wo  keine 
Zunft  existiere.  Eine  Zunft  setze  dem  Wortverstande  nach  schon  eine 
Vereinigung  von  mehreren  voraus,  und  verfassungsmäßig  könne  sie 
nicht  eher  als  Zunft  anerkannt  werden,  als  bis  sie  ein  Privilegium 
habe.  Wenn  also  an  einem  Orte  nur  ein  Professionist  einer  Art  vor- 
banden sei,  so  könne  er  keinen  Zunftzwang  ausüben,  wenn  er  sich 
gleich  zu  einem  auswärtigen  Gewerke  hielte,  denn  er  für  seine  Person 
mache  keine  Zunft  aus,  und  die,  zu  der  er  sich  halte,  habe  wieder 
aof  jenen  Ort  kein  Privileg.  Dagegen  beantragte  die  Kammer,  in  der 
Deklaration  auszusprechen,  daß  Gewerksprivilegien  bloße  Polizei- 
verordnungen wären  und  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  so- 
wie nach  dem  Bedürfnis  der  Zeit  abgeändert  und  modifiziert  werden 
könnten. 

Hierauf  erging  ein  Reskript  des  Generaldirektoriums 
vom  24.  Mai  1804»),  nachdem  der  Kammerbericht  im  Plenum  er- 
wogen worden  war.  In  demselben  wurde  ausgeführt,  daß  es  in  West- 
preußen wie  in  den  alten  deutschen  Provinzen  unbedenklich  sei,  daß 
nur  diejenigen,  welche  die  durch  die  Provinzial- Handwerksprivilegien 
eingeführten  Gilderechte  gewonnen,  oder  die,  welche  landesherrliche 
Konzession  erhalten  hätten,  solche  Gewerbe  in  der  Provinz  zu  betreiben 
befugt  seien.  Ob  an  einem  Orte  eine  eigene  Zunft  bestehe,  sei  nach 
den  Gesetzen  unerheblich,  da  denjenigen  Meistern,  welche  es  mit  den 
Zünften  in  anderen  Städten  hielten,  in  den  Städten,  auf  welche  sie 
das  Meisterrecht  gewonnen,  zunftmäßige  Rechte  zukämen, 
worin  ihnen  nur  durch  vom  Staate  angesetzte  Freimeister  Eintrag 
geschehen  könne.  Daß  dies  der  Fall  sei,  bewiesen  alle  in  Preußen 
bestehenden  Handwerksgesetze.  Es  erhelle  auch  aus  der  ursprüng- 
lichen Norm,  aus  der  alle  diese  Gesetze  abgeleitet  seien,  dem  in 
Preußen  am  6.  August  1732  landesherrlich  bestätigten  Reichspatente, 
und  zwar  aus  der  Schlußperiode  in  Art.  13,  wo  es  hieße: 


1)  A.  No.  13,  Vol.  X. 
1)  A.  No.  18.  Vol.  X. 
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„Inmaßen  einem  jeden  Staate  unbenommen  bleibt,  1)  einen  oder 
andern  guten  Arbeiter  oder  Künstler,  2)  auch  wider  der  Zunft  Willen, 
noch  vielmehr  aber  an  den  Orten,  wo  so  viel  Meister,  die  eine  Zunft 
machen  können,  nicht  sind,  anzunehmen  und  zur  Meisterschaft 
kommen  zu  lassen. u 

Hierin  liege  also  die  offenbarste  Anerkennung  der  einzelnen  zunft- 
mäßigen Meistern  eines  Ortes,  wo  selbst  keine  Innung  bestehe,  ge- 
bührenden Zunftrechte,  und  die  westpreußische  Handwerksordnung  vom 
24.  Januar  1774  unterscheide  ebenfalls  nicht  zwischen  den  einzelnen 
Innungsmeistern  an  Orten,  wo  eine  besondere  Innung  nicht  bestände 
und  solchen,  wo  eine  dergleichen  vorhanden  sei.  Das  Privileg  be- 
stimme dann  ferner,  daß  jeder  einzelne  Meister  durch  die  bloße 
Aufnahme  zum  Mitmeister  aller  Vorrechte  des  Gewer ks  teilhaftig 
werde  und  gäbe  dadurch  von  selbst  zu  erkennen,  daß  ihm  alle  Aus- 
schließungsrechte zu  Teil  werden  müßten,  „wie  denn  auch  nur  denen 
Mitmeistern  in  den  Städten,  die  zu  dem  Gewerke  sich  einmal  ge- 
schlagen, zu  arbeiten  freistehet".  Hiermit  stimme  das  Landrecht 
ebenfalls  überein.  Es  gebiete  in  T.  II,  Tit.  8  §  192,  die  Rechte  der 
Zunftgenossen  hauptsächlich  nach  den  vom  Staate  bestätigten  Gilde- 
briefen zu  beurteilen.  In  §  179  spreche  es  nicht  von  Provinzen,  wo 
durch  Provinzial-Gildebriefe  gewisse  Gewerbe  in  Zünfte  oder  Innungen 
eingeschlossen  seien,  dagegen  eigne  es  in  §  184  ,  224  ,  225  die  Aus- 
übung eines  zunftmäßigen  Gewerbes  innerhalb  eines  der  Zunft  ange- 
wiesenen Distrikts  nur  denjenigen  zu,  welche  zur  Zunft  gehörten  oder 
vom  Staate  besonders  privilegiert  seien.  Zugleich  aber  lege  es  diesen 
die  Kechte  des  Zunftzwanges  ohne  alle  Einschränkung  bei  und  heiße 
in  §  4  der  Einleitung  Observanzen  nur  in  solchen  Punkten  gut,  welche 
die  Gesetze  unentschieden  gelassen  hätten.  Danach  stehe  also  der 
Grundsatz  fest,  daß  sowohl  in  Ost-  und  Westpreußen  nach  den  dortigen 
Handwerksordnungen  von  1733  und  1774,  als  auch  in  allen  älteren 
Provinzen  nur  ein  solcher,  der  das  Meisterrecht  auf  eine 
Stadt  gewonnen  oder  landesherrliche  Dispensation 
erhalten  habe,  zum  Betriebe  eines  Handwerks  für  fähig  gehalten 
werden  könne.  Durch  dieses  Reskript  wurden  übrigens  noch  die  An- 
schauungen ausgesprochen,  daß  in  einem  Lande,  welches,  wie  die 
preußischen  Provinzen,  noch  wenig  besondere  Zünfte  in  jeder  Stadt 
habe,  der  Zunftzwang  vorzüglich  drückend  sei,  und  daß 
auf  die  Erhaltung  der  durch  Reichsgesetze  festgestellten  Prinzipien  in 
Preußen,  da  dieses  zum  deutschen  Reiche  nicht  gehöre,  keine  Rücksicht 
genommen  werden  dürfe. 

Außerordentliche  Schwierigkeiten  bereiteten  die  Zunftverhältnisse 
dem  Grenzverkehr,  und  hier  war  man  schon  frühzeitig  auf  Er- 
leichterungen bedacht.  So  entstanden  z.  B.  vielfache  Streitigkeiten 
zwischen  den  Orten  an  der  polnischen  und  ermländischen 
Grenze.  Die  ausländischen  Gewerke  behaupteten,  beim  Verkauf 
ihrer  Waren  auf  den  preußischen  Märkten  mit  Abgaben  überlastet  zu 
sein,  während  die  preußischen  Meister  auf  den  auswärtigen  Märkten 
alle  Freiheit  genössen.   Es  wurde  daher  1739  verfügt,  daß,  daMarien- 
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werder  und  andere  Orte  das  commercium  mit  Polen  nicht  entbehren 
könnten,  auf  den  diesseitigen  Jahrmärkten  den  polnischen  Kaufleuten, 
Schustern  und  anderen  Lederarbeitern  und  Händlern ,  wie  auch  den 
übrigen  Handwerkern  der  freie  Verkauf  ihrer  Waren  gestattet  würde  *). 
Unter  den  fremdländischen  Gewerken  fühlten  sich  besonders  die 
Bäcker  und  Schuster  gestört  Bald  darauf,  im  Jahre  1774, 
wurden  durch  Verfügung  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  wieder 
Einschränkungen  gemacht,  und  namentlich  blieb  den  Bäckern 
aus  dem  Bischoftum  Ermland  nur  erlaubt,  Zwieback,  Pfeffer-  und 
Butterkuchen  auf  die  preußischen  Märkte  zu  bringen.  Anderes  Brot 
solle  zurückgewiesen  oder  versiegelt  werden.  Allein  bereits  eine  Kab.- 
Ordre  vom  2.  Februar  1745  gestattete  auf  Ansuchen  des  Bi- 
schofs von  Ermland  den  Verkauf  aller  Backwaren  wieder,  da  solcher 
auch  polnischerseits  erlaubt  sei,  damit  das  nachbarliche  gute  Ver- 
nehmen beibehalten  würde2).  Es  kam  der  Grundsatz  zum  Ausdruck, 
daß  es  nie  in  den  Intentionen  des  Königs  gelegen  habe,  die  mutuelle 
Besuchung  der  Jahrmärkte  zwischen  den  preußischen  und  den  benach- 
barten Städten  aufzuheben,  da  erstere  solchen  Besuch  weniger  ent- 
behren könnten  als  letztere s). 

Ein  Hauptübel  der  alten  Zünfte  waren  die  ewigen  Streitigkeiten 
und  die  Lust,  Prozesse  zu  führen,  gewesen.  Immer  und  immer 
kehrt  die  Anweisung  wieder,  die  Einnahmen  der  Lade  nicht  auf  Pro- 
zesse zu  verwenden.  Später  hoffte  man  in  Preußen  mehr  dadurch  zu 
erreichen,  daß  man,  wie  die  Ka binetsordre  vom  19.  August 
1806*)  vorschrieb,  den  Gewerksstreitigkeiten  den  Rechtsweg  entzog. 
Dieselben  sollten  vielmehr  nach  Regierungsmaximen,  die  den  Vorteil 
des  Publikums,  die  Belebung  der  Industrie  und  den  Nahrungsstand 
der  Innungen  im  Auge  hätten,  „von  dem  General-Directerio  ex  aequo 
et  bono  arbitrirt  werden14.  Diese  Bestimmung  wurde  durch  die  Re- 
gierungsinstruktion vom  26.  Dez.  1808  um  so  weniger  aufgehoben,  als 
—  so  führt  ein  Spezialbefehl  vom  2.  April  1810  aus  —  die  Innungs- 
artikel keineswegs  Privilegien  seien,  wie  sie  wohl  eine  alte  Gewohn- 
heit, aber  offenbar  ganz  uneigentlich,  nenne,  sondern  sie  wären  als 
polizeiliche  Statuten  anzusehen  und  könnten  aus  ebender 
Machtvollkommenheit,  aus  der  sie  vormals  erteilt  worden,  auch  den 
Zeitbedürfnissen  nach  abgeändert  werden.  Streitigkeiten  über  die 
Sachen,  die  von  der  und  jener  Innung  ausschließlich  gefertigt  werden 
dürften,  müßten  im  Verwaltungswege  entschieden  werden,  wobei 
zu  verhindern  sei,  daß  „neue  Exclusiven  etablirt"  würden.  Vielmehr 
sollten  alle  Sachen,  die  erst  seit  der  Erlassung  der  Innungsartikel  auf- 
gekommen oder  doch  nicht  ausschließlich  einer  Zunft  überwiesen  seien, 
von  allen  verwandten  Zünften,  ja  nach  Befinden  auch  von  den  Un- 
zünftigen, gefertigt  werden  können5).   Die  Kab.Ordr.  v.  19.  August 


1)  A.  Mo.  10. 
2  i  Ebenda. 
8)  A.  No.  7. 

4)  A.  No.  16. 

5)  A.  No.  16. 
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1806  wies  deshalb  das  Generaldirektorium  an,  einen  Prozeß  der 
Schlosser-  und  Schmiedete  werke  zu  Potsdam  darüber,  wer  die  Be- 
schlagarbeiten in  den  Garde-du-Corps-Pferdeställen  auszuführen  habe, 
zu  sistieren  und  den  Streit  zu  schlichten.  Die  Sache  fiel  zuletzt  zu 
Gunsten  der  Schlosser  aus.  Im  Jahre  1810  wies  das  Oberlandes- 
gericht zu  Königsberg  alle  Untergerichte  an,  solche  Gewerksklagen 
nicht  mehr  anzunehmen1). 

Außer  solchen  einzelnen  Verwaltungsmaßregeln  fand  im  vorigen 
Jahrhundert  eine  allgemeine  gesetzliche  Revision  des  Zunft- 
wesens statt,  und  zwar,  wie  bereits  früher  mehrfach  erwähnt  worden 
ist,  zuerst  durch  den  Reichsbeschluß  vom  4  September  1731 
über  die  Abschaffung  der  Innungsmißbräuche ,  welcher  im  folgenden 
Jahre  in  den  alten  Provinzen  Preußens  veröffentlicht  wurde.  Wie  wir 
wissen,  schlug  derselbe  einen  sehr  energischen  Ton  an  und  verstieg 
sich  sogar  zu  der  Drohung:  „Sollten  dennoch  aber  nichtsdestoweniger 
Meister  und  Gesellen  in  ihrem  bisherigen  Muthwillen ,  Bosheit  oder 
Halsstarrigkeit  verharren,  und  sich  also  zügellos  aufzuführen  fort- 
fahren, so  dürfte  Kaiserliche  Majestät  und  das  Reich  leicht  Gelegen- 
heit nehmen,  damit  das  Publikum  durch  dergleichen  freventliche 
Privathändel  in  Zukunft  nicht  ferner  gehemmt  und  belästiget  werden 
möge,  alle  Zünfte  insgesammt  und  überhaupt  völlig 
aufzuheben  und  ab z uschaffen"  *).  Das  Dekret  erreichte  aller- 
dings nicht  das,  was  es  beabsichtigte.  In  einzelnen  Staaten  ward  es 
nur  stückweise  eingeführt,  in  anderen  so  lax  gehandhabt,  daß  der  Er- 
folg völlig  ausblieb.  Andererseits  hielten  namentlich  die  Gesellen  an 
ihren  geliebten  Sitten  und  Unsitten  fest  und  wehrten  sich  gegen  alle 
Eingriffe,  soweit  es  nur  anging.  Ja,  es  kam  vor,  daß  sie  da,  wo 
z.  B.  der  „blaue  Montag"  abgeschafft  wurde,  die  Arbeit  aufgaben  und 
in  andere  Länder  gingen,  wo  ihnen  diese  Schmälerung  ihrer 
Rechte  nicht  drohte.  Bei  der  damaligen  Zerstückelung  Deutschlands 
ward  ihnen  auch  solche  Auswanderung  leicht  genug.  Daher  unter- 
ließen es  manche  Reichsstände  nicht,  herbe  Beschwerde  über  die  un- 
genügende Ausführung  des  Dekrets  zu  führen,  so  daß  sich  Kaiser 
Franz  I.  im  Jahre  1764  genötigt  sah,  den  Reichsbeschluß  zu 
erneuern,  auch  den  Reichsstädten  anzubefehlen,  auf  keine  Weise 
die  verbotenen  Mißbräuche  zu  dulden.  Jedoch  alles  dies  half  wenig 
oder  nichts,  die  Uebelstände  erhielten  sich  und  fanden  erst  ihr  Ende 
mit  dem  Zusammenbruche  der  Zünfte  selbst 

Eng  an  diesen  Reichsbeschluß  lehnte  sich  die  Handwerksord- 
nung für  das  Königreich  Preußen  vom  10.  Juni  1733  an, 
während  für  Westpreußen  durch  Kab inetsordre  vom  17.  Dez.  1772 
zunächst  Bestimmung  dahin  erging,  es  sollte  den  Unordnungen  der 
Handwerke  in  der  Weise  gesteuert  werden,  daß  sämtlichen  Zünften 
die  in  den  alten  Provinzen  erteilten  Privilegien  und  Verordnungen  zur 


1)  Ebenda. 

2)  Faber,  Europäische  Staat*- Cantzeley,  part.  LVII,  cap.  20,  nnm.  1,  oder  Berlepsch, 
Deutsches  Stidteweseo  u.  a  w.  (St.  Gallen),  S.  109. 
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Befolgung  vorgeschrieben  würden  1 ).   Als  dann  auch  für  diesen  Landes- 
teil  eine  Handwerksordnung  ausgearbeitet  werden  sollte,  erbat  sich 
behufs  Anfertigung  eines  Projekts  die  Marienwerder  Kriegs-  und 
Domänenkammer  unter  dem  20.  April  1773  von  der  in  Königsberg 
ein  Gutachten  über  die  Handwerksordnung  von  1733.   In  diesem 
letzteren  hieß  es,  wenn  das  ursprüngliche  Endziel  bei  Einrichtung  der 
Zünfte  und  Gewerke  die  Anlockung  der  Künstler  und  Meister 
durch  Freiheiten  und  Begnadigungen,  z.  B.  auch  durch  Einschränkung 
des  Gewinnes  auf  wenige  Personen,  gewesen  sei,  so  könne  dieser  Zweck 
bei  der  veränderten  Verfassung  des  Staates  jetzt  wegfallen,  da  Künst- 
ler und  Handwerker  in  Menge  vorhanden  seien.   Die  Schließung 
der  Gewerke  sei  falsch,  da  die  Erweiterung  der  Nahrungen  und  Ge- 
werbe und  die  Verbreitung  des  Gewinnes  dergestalt  notwendig  sei, 
daß  sonst  „weder  die  stärkere  Population  noch  die  Vergrößerung  des 
Handels  gehörig  bewirkt  werden  könne",  auch  müsse  man  bedenken, 
daß  durch  die  stärkere  Konkurrenz  der  mehreren  Arbeiter  und 
Verkäufer  ein  wohlfeilerer  Preis  der  Waren  sich  erzielen  lasse.  Und 
obgleich  anderer  Unbequemlichkeiten  wegen  die  Zünfte  nicht  ganz 
aufgehoben  und  die  Gewerke  nicht  durchgehends  völlig  frei  werden 
könnten,  so  dürfe  doch  auch  auf  die  festgesetzte  Zahl  der  Meister 
nicht  so  genau  und  ängstlich  als  bisher  gehalten  werden  *).   Zur  Vor- 
bereitung- der  Handwerksordnung  wies  die  Marienwerder  Kammer 
unter  dem  15.  Oktober  1773  die  Landräte  an,  sie  sollten  den  Hand- 
werkern, die  gewöhnlich  auf  dem  platten  Lande  geduldet  würden,  wie 
Ridemachern ,  Grobschmieden,  Müllern,  Schneidern  und  Garnwebern 
von  der  bevorstehenden  Neuregelung  der  Gewerke  Nachricht  geben 
und  sie  auffordern,  sich  sofort  bei  dem  Magistrate  der  Stadt  zu  mel- 
den, wo  sie  es  mit  dem  Gewerke  in  der  Folge  halten  wollten.  Den 
übrigen  Landprofessionisten  sei  aber  anzudeuten,  daß  sie 
wohl  thun  würden,  wenn  sie  sich  in  Zeiten  in  den  Städten  nieder- 
ließen, indem,  wenn  sie  gleich  das  Meisterrecht  gewönnen,  ihnen  doch 
Jungen  und  Gesellen  zu  halten,  Märkte  zu  bereisen  und  andere  den 
städtischen  Meistern  zuständige  Vorrechte  nicht  gestattet  werden 
könnten.    Mit  Genauigkeit  sei  darauf  zu  halten ,  daß  sich  kein  Pro- 
fessionist unter  irgend  einem  Vorwande  ohne  spezielle  Konzession  auf 
dem  Lande,  weder  nahe  noch  fem  von  den  Städten,  ansetze.   Bei  den 
weiteren  Ermittelungen  wurde  der  Kammer  vielfach  berichtet,  es  ver- 
lange kein  einziges  Gewerk  ein  neues  Privilegium,  sondern  sie 
wünschten  alle,  bei  ihren  „vorigten  Schmausrechten  zu  bleiben14,  da 
sie  erfahren  hätten,  daß  nach  den  ostpreußischen  Privilegiis  die  Un- 
ordnungen und  Unterdrückungen  eines  jungen  Meisters  nicht  geduldet 
würden  s).    Am  24.  Januar  1774  erschien  in  deutschem  und  polnischem 
Text  die  Hand  we  rksordnung  für  Westpreußen.   Jedes  Ge- 
werk war  verpflichtet,  davon  3  Stück  zu  kaufen,  und  zwar  1  für  die 


1)  A.  No.  n. 

2)  Ebenda. 

8)  A.  No.  11. 

Dritt«  Fol,«  Bd.  Tl  (LX1).  1  6 
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Lade,  1  für  den  Gewerksbeisitzer  und  1  für  den  Aeltermann.  Auch 
für  die  Gewerksherberge  mußte  ein  Exemplar,  welches  36  Groschen 
kostete,  angeschafft  werden.  Für  die  Ausfertigung  eines  neuen  Ge- 
werksprivilegs  waren,  wenn  die  Zunft  aus  8  Meistern  oder  weniger 
bestand,  16  Thaler,  wenn  sie  aber  stärker  war,  für  jeden  Meister 
1  Thaler  mehr  zu  entrichten. 

In  den  hiernach  revidierten  Gildebriefen  wurde  besonders  betont, 
daß  die  neue  Verfassung  nicht  nur  „der  unbändigen  Licenz  derer 
sämmtlichen  Hand  werk  sgenossen"  Einhalt  thun,  sondern  auch  die  Ge- 
werkt.' wegen  ihrer  Arbeit,  die  dabei  befindlichen  Meister,  Gesellen 
und  Lehrjungen  an  Zucht  und  Aufführung  in  solche  Ordnung 
setzen  solle,  wie  es  die  Umstände  des  Landes  und  die  aligemeine 
Sicherheit  desselben  erforderten.  Der  schädliche  Zusammenhang  unter 
den  Innungen  sollte  getrennt,  jeder  Mißbrauch  verboten  werden,  Friede 
und  Ruhe  einkehren  und  daher  das  Aufkommen  und  der  Nahrungs- 
stand der  Gewerke  selbst  sich  heben.  Aus  diesem  Grunde  wurden  die 
früher  erteilten  Innungsbriefe  oder  sogenannten  Privilegien  aufgehoben. 
Sie  sollten  in  keinem  Stücke  mehr  gelten,  es  dürfe  „bei  denen  Judiciis 
darauf  im  geringsten  nicht  gesehen,  ja  nicht  von  einem  Advocaten 
bei  10  Thaler  Strafe  zu  einigem  Behelf  angeführt  werden" *). 


IX.  Abschnitt. 
Stimmen  über  den  Zunftzwang. 

Am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  erlitt  in  der  Behördenwelt 
der  Zunftzwang  bereits  die  schärfste  Anfechtung.  Die  Kriegs-  und 
Domänen  kam  mer  zu  Brom  berg  schrieb  in  einem  Berichte  vom 
22.  Oktober  1790:  „Wir  halten  die  Zünfte  überhaupt  für  ein  Uebel, 
welches  aber  nur  durch  ihre  allgemeine  Abschaffung  gehoben 
werden  kann.  So  lange  sie  noch  da  sind,  ist  es  hingegen  gut,  wenn 
dergleichen  Gewerke  in  jeder  Provinz,  wo  Handarbeiter  ihrer  Art  sich 
befinden,  etablirt  werden.  Denn  der  Handwerker  muß  zünftig  sein 
und  sich  zu  einem  Gewerke  halten,  wenn  er  Gesellen  haben  will  und 
Lehrlinge,  die  er  auslernt,  dafür  gelten  sollen.  Ist  also  kein  Gewerk 
in  der  Provinz,  so  muß  sich  der  Handwerker  zu  einem  entlegenen 
Gewerke  halten  und  Zeit  und  Kosten  unnötig  verwenden" 

In  den  Verhandlungen  des  ostpreußischen  Land- 
tages vom  25.  Mai  bis  2.  Juni  1798  legten  die  beiden  Ober- 
stände dem  Könige  das  Bedenken  der  Ritterschaft  über  den  Zuoft- 
ond  Gewerkszwang  vor.  Sie  äußerten  sich  dahin:  „die  Ritterschaft 
glaubt  S.  Kgl.  Majestät  tiefstunterwürfig  vorstellen  zu  dürfen,  daß  die 
Provinz  durch  den  Zunft-  und  Gewerkszwang  sich  gedrückt 
fühle,  indem  der  Fleiß  und  die  Industrie  dadurch  gehemmt,  das 
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Publicum  übervortheilet  und  mit  schlechten  Fabricaten  versehen,  auch 
die  Zahl  der  Zunftgenossen  zum  Nachtheil  des  Acker- 
baues ungebührlich  vermehrt  wird.  S.  K.  M.  werden  nach 
Ihrer  Weisheit  zu  entscheiden  wissen,  ob  und  mit  welchen  Modifica- 
tionen  diese  Sache  ins  Werk  zu  richten  sei,  da  allerdings  nicht  zu 
läugnen  steht,  daß  Zeit  und  Muße  bei  der  Aufhebung  einer  so  ver- 
jährten in  die  Organisation  des  Staatskörpers  eingreifenden  Einrichtung 
beobachtet  werden  müssen.  Da  jedoch  die  Stände  dieser  Provinz  sich 
für  gewissen  halten,  daß  sämmtliche  Kgl  Staaten  ein  gleiches  Bedürfniß 
fühlen,  und  ihre  Wünsche  und  Erwartungen  bei  gegebenem  Anlaß  mehr 
oder  minder  vor  dem  Thron  laut  werden  zu  lassen  nicht  anstehen 
werden,  so  glauben  sie,  daß  der  Landtag  den  schicklichsten  Zeitpunkt 
darbiete,  die  öffentliche  Stimme  in  dieser  Provinz  S.  K.  M.  bekannt 
werden  zu  lassen" x)-  Darauf  wies  eine  Kab.-Ord.  v.  20.  Okt.  1798 
das  üeneraldirektorium  an,  solange  der  Zunftzwang  nicht  ganz 
abgestellt  werden  könne,  denselben  nach  und  nach  so  zu  modifizieren, 
daß  die  schädlichen  Folgen  desselben  vermindert  würden.  Und  wiederum 
die  ostpreußische  Kammer  wurde  durch  Reskript  vom  13.  Nov. 
1798  zur  Begutachtung  darüber  aufgefordert,  wie  die  Mißbräuche  und 
der  dem  Handwerksinteresse  zu  beschwerliche  und  nachteilige  Innungs- 
zwang successive  abzustellen  sei,  ohne  daß  die  bestehenden 
Zunftgesetze  und  Privilegien  selbst  im  wesentlichen  aufgehoben  und 
den  Genossen  die  dadurch  erlangten  jura  quaesita  entzogen  würden. 
Die  Kammer  machte  hauptsächlich  Vorschläge  zur  Abstellung  gewisser 
Uebelstände,  die  durchaus  Billigung  fanden. 

Später  beabsichtigte  die  Gewerbepolizeisektion  im  Mini- 
sterium des  Innern  (1809)  die  gänzliche  Auflösung  des 
Zunftwesens  in  Litauen,  wo  bei  weitem  weniger  Hindernisse 
entgegenstanden,  in  den  Provinzen  Preußen  aber  erst  vorbereitende 
Modifikationen  vorzunehmen,  da  die  öffentliche  Meinung  sich 
noch  keineswegs  überwiegend  für  die  Aufhebung  jedes  Zunftzwanges 
erklärt  zu  haben  schiene.  Und  zwar  wurde  für  Preußen  der  Erlaß 
folgender  Bestimmungen  beabsichtigt2): 

1)  Alle  Landhandwerker  sind  von  der  Verpflichtung  entbunden, 
sich  zu  den  Zünften  der  nächsten  Städte  zu  halten.  Die  Be- 
stimmung in  Th.  H  Tit.  8  §  185  und  186  wird  aufgehoben. 

2)  Alle  Gewerke  werden  aufgelöst,  die  aus  weniger  als  9 
Meistern  bestehen.  Die  Laden  werden  an  die  rathäuslichen 
Registraturen  abgeliefert. 

3)  Kein  neues  Gewerk  wird  gebildet,  auch  bei  9  und  mehr 
Meistern. 

4)  Jeder,  der  zur  Verfertigung  einer  Ware  befugt  ist,  kann  sie 
überall,  nicht  nur  an  seinem  Wohnorte  und  auch  außer  Jahr- 
marktszeit feilbieten. 
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5)  Alle  Landhandwerker  können  künftig  jede  Ware  anfertigen, 
die  zu  ihrer  Profession  gehört,  also  auch  die  Landtöpfer  glacierte 
Kacheln  und  Töpfe  u.  s.  w. 

6)  Die  ausschließliche  Berechtigung  aller  Gilden  erlischt. 

7)  Die  Gesellen  Versammlungen  zu  den  Auflagen  hören  auf. 
Th.  II  Tit.  8  §  399  A.  L.  R.  wird  aufgehoben. 

8)  Radikal-Gerechtigkeiten  können  nur  unter  Genehmigung 
der  Provinzial-Regierung  ausgekauft,  aufgehoben  oder  mit  ähn- 
lichen konsolidiert  werden. 

9)  Wenn  der  Betrieb  von  Gewerben  auf  Grundstücke  radiziert 
ist,  so  begründet  dies  noch  nicht  die  Vermutung,  daß  die  In- 
haber dieser  Grundstücke  ausschließlich  berechtigt  sind, 
sondern  die  Verleihung  der  Exklusion  muß  besonders  nachge- 
wiesen werden. 

10)  Auch  wo  solches  erwiesen  ist,  können  Concessionarien  neben 
den  Berechtigten  angesetzt  werden,  wenn  bedeutende  Veränderung 
des  Absatzes  oder  Bedarfs  seit  Erteilung  der  Berechtigung  nach- 
gewiesen wird.   Vorher  sind  die  Berechtigten  zu  hören. 

11)  Die  Befugnis,  die  Radikalgerechtigkeiten  ohne  die  Grund- 
stücke zu  veräußern,  die  schon  durch  das  Edict  vom  9:  Oct. 
1807  erteilt  ist,  findet  auch  statt,  wo  die  Veräußerung  bisher 
durch  spezielle  Privilegien  untersagt  war. 

12)  Unter  Gleichberechtigten  findet  volle  Freiheit  der  Kon- 
kurrenz statt  Keinem  kann  vorgeschrieben  werden,  wann,  wie 
oft  und  in  welchem  Maße  er  sein  Gewerbe  ausüben  soll. 

Die  Königsberger  Regierung  sagte  mit  Bezug  auf  diese 
Vorschläge  in  einem  Gutachten  vom  31.  März  1809  *),  sie  erachteten 
den  jetzigen  Zeitpunkt  für  den  geeignetsten,  die  Fesseln  des 
Zunftzwanges  zu  lösen,  in  welchem  dieser  das  älteste  und  ur- 
sprünglichste aller  Eigentumsrechte,  das  Recht,  die  Früchte  der  freien 
Arbeit  zu  genießen,  gefangen  halte.  Die  wichtigen  Zeitereignisse  und 
das  vielseitige  Interesse,  das  jeden  Einwohner  des  Staates  ohne  Unter- 
schied des  Standes  beschäftige,  würden  den  Eindruck  eines  solchen 
Einschreitens  vermindern,  den  sonst  in  ruhigen  Zeiten  jede  Neuerung 
zur  Folge  hätte.  Die  Regierung  sprach  sich  daher  für  die  völlige 
Aufhebung  und  gegen  die  aufgestellten  Modalitäten  aus,  weil 

1)  Das  teilweise  Vorschreiten  in  dieser  wichtigen  Sache  entweder  Un- 
sicherheit in  den  Grundsätzen  verrate  oder  Furcht- 
samkeit in  der  Anwendung  derselben.  Durch  beides 
schade  sich  die  Regierung  weit  mehr  in  der  öffentlichen  Meinung, 
als  durch  ein  festes,  durchgreifendes  Verfahren,  an  welches  sich 
Glauben  und  Vertrauen  anschlössen. 

2)  Durch  die  Aufhebung  der  Fleischer-,  Bäcker-  und  Hökerzünfte, 
deren  Nützlichkeit  bereits  empfunden  würde,  sei  die  öffent- 
liche Meinung  für  die  Auflösung  der  Zünfte  schon 
gewonnen. 
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3)  Die   teilweise    Aufhebung    benachteilige   die  aufgehobenen 

Zünfte  gegenüber  den  noch  nicht  aufgehobenen. 

Was  die  aufgestellten  Vorschläge  anging,  so  sprach  sich  die  Re- 
gierung für  die  Punkte  1,  3,  4,  5,  6,  8 — 12  aus.  Dagegen  beanstan- 
dete sie  Punkt  2,  da  bei  der  Festsetzung  dieser  Grenze  z.  B.  die 
Fleischerzunft  in  der  einen  Stadt  aufgehoben  werden  würde,  in  der 
anderen  nicht.  Auch  die  7.  Bestimmung  verwarf  sie  und  befür- 
wortete, es  möchte  den  Gesellen  auch  ferner  die  Herberge  gestattet 
sein,  weil  sonst  der  Einwandernde  nicht  erfahre,  welcher  Meister  Ar- 
beiter brauche.  Ebenso  ginge  es  den  losgesprochenen  Lehrjungen,  die 
nicht  bei  ihren  Meistern  als  Gesellen  bleiben  wollten.  Andererseits 
wurde  die  Aufhebung  der  Eide  der  Kommissionäre  empfohlen, 
welche  bisher  schwören  mußten,  nur  von  einem  Bürger  zu  kaufen  und 
an  einen  solchen  zu  verkaufen.  Es  erschien  richtig,  jedem  die  Be- 
treibung der  Handlung  in  der  größten  Ausdehnung  ohne  Unterschied 
en  gros  und  en  detail  zu  gestatten. 

Auf  dieses  etwas  freimütige  Bekenntnis,  welches  doch  im  Grund 
den  Nagel  auf  den  Kopf  traf,  erging  ein  Erlaß  der  Sektion  vom 
13.  April  1809,  in  welchem  gesagt  wurde,  so  wenig  sie  es 
zwar  angemessen  finden  könne,  wenn  die  Regierung  vorberei- 
tende Maßregeln,  welche  den  Umständen  nach  oft  sehr  wohl- 
thätig  sein  könnten,  mit  halben  Maßregeln,  welche  immer  nur  Schwäche 
und  Unsicherheit  verrieten,  unbedingt  verwechsle,  so  sei  sie  doch  sehr 
entschlossen,  da,  wo  es  keiner  Vorbereitung  mehr  bedürfe,  ohne  An- 
stand definitiv  zu  verfahren.  Sie  werde  daher  sehr  gern  auf  den  An- 
trag, auch  in  Ostpreußen  das  Zunftsystem  gänzlich  aufzu- 
lösen, Rücksicht  nehmen1)- 

Wegen  allgemeiner  Auflösung  der  Zünfte  in  Litauen  wurde  die 
dortige  Regierung  durch  Reskript  vom  5.  März  1809*)  zur 
Begutachtung  aufgefordert.  Dasselbe  erklärte,  es  seien  bei  weitem 
nicht  alle  Provinzen  des  Staates  gleich  reif  für  diese  volle  Be- 
freiung des  Gewerbefleißes,  daher  wäre  es  bei  der  Verschiedenheit 
der  Verfassungen  und  der  Ausbildung  der  öffentlichen  Meinung  zweck- 
mäßig, die  Wohlthat  der  Auflösung  des  Zunftzwanges  nur  stufenweise 
eintreten  zu  lassen.  Eine  Provinz,  wo  die  wenigsten  Hindernisse  seien, 
sollte  als  Muster  der  Gewerbefreiheit  aufgestellt  werden, 
während  in  den  benachbarten  bedeutende  Vorbereitungen  geschehen 
würden.  In  den  übrigen  Landesteilen  wäre  der  öffentlichen  Meinung 
noch  Zeit  zu  lassen,  sich  durch  die  aufgestellten  Beispiele,  durch 
den  Gemeinsinn,  welchen  die  neue  Städteordnung  notwendig  er- 
zeugen müsse,  und  durch  die  Wahrnehmung  des  Wohlstandes  der 
Produzenten,  welcher  eine  Folge  der  durch  das  Edikt  vom  9.  Oktober 
1807  verliehenen  Befreiungen  werden  würde,  in  ihren  Anschauungen 
zu  berichtigen.  Die  Auflösung  der  Zunftformen  stoße  aber  nirgends 
auf  weniger  Schwierigkeiten  als  in  Litauen.    Das  Zunftsystera 
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sei  am  spätesten  dort  eingeführt  worden  und  am  wenigsten  verbreitet 
Die  Provinz  habe  bei  weitem  weniger  Städte  als  irgend  eine  andere 
der  Monarchie,  und  der  zum  Teil  bedeutende  Wohlstand  dieser  kleinen 
Anzahl  von  Städten  sei  offenbar  nicht  durch  die  Fabrikation,  sondern 
durch  den  Haudel  erzeugt.  Die  gut  situierten  Distrikte  der  Provinz 
würden  die  Befreiung  von  dem  städtischen  Gewerkszwange  dankbar 
annehmen  und  höchst  vorteilhaft  benutzen.  Litauen  habe  in  seiner 
Nachbarschaft  das  Beispiel  eines  Landes,  das  von  1795  bis  1807  bei 
gänzlicher  Entfernung  alles  Zunftzwanges  sehr  schnell  aufgeblüht  sei, 
es  habe  wenig  fremde  Handwerksgesellen,  ost-,  nord-  und  südwärts 
seien  um  dasselbe  nur  Länder,  welche  in  Rücksicht  alles  Gewerbe- 
fleißes noch  sehr  weit  zurückstünden,  westwärts  liege  Ostpreußen,  wo 
schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  der  Zunftgeist  bedeutend  herab- 
gestimmt wäre,  und  wo  jetzt  noch  erhebliche  Erleichterungen  des  Ge- 
werbezwanges beabsichtigt  würden.  So  sei  Litauen  vor  anderen 
Provinzen  geeignet  als  Beispiel  zu  dienen.  Auch  die  Aufhebung  des 
Unterschiedes  zwischen  Städten  und  plattem  Lande  beabsichtige  man, 
es  sollten  also  auf  letzterem  gleichfalls  Gewerbe  getrieben  werden 
dürfen,  während  dies  bisher  nur  ausnahmsweise  gestattet  war. 

Und  um  zum  Schlüsse  noch  die  Stimme  eines  praktischen 
Schriftstellers  zu  hören,  so  möge  hier  angeführt  werden,  was 
der  Kriegs-  und  Domänenrat  Lamprecht1)  über  diesen  Punkt  mit- 
zuteilen weiß.  Derselbe  sagt:  „Die  kurmärkischen  höchsten  Landes- 
polizeibehörden ....  haben  sich  durch  die  Erfahrung  überzeugt,  daß 
aus  dem  Innungswesen  mancherlei  wichtige  Nachtheile  für  das 
gemeine  Wohl  entstehen,  und  zwar  insonderheit,  daß  sie,  wie  jedes 
Monopol  Concurrenz  zum  Nachtheil  des  Publicums  ver- 
mindern, bewirken,  daß  die  Handwerke  dürftig  erlernt  werden,  weil 
jeder  weiß,  daß  er  vermöge  des  Zunftzwanges  doch  fortkommen  könne, 
Meister  oft  den  Fleiß  und  die  Talente  der  Lehrlinge  durch  den  Ge- 
brauch zu  Hausarbeiten  unterdrücken,  weil  sie  einen  gewissen  Geist 
der  Singularität  nähren,  welcher  eine  reichhaltige  Quelle  von  Feind- 
seligkeiten, Prozessen,  Unordnungen,  Aufruhr  und  mehreren  moralischen 
Uebeln  ist,  und  vorzüglich,  weil  sie  der  Industrie  zünftiger  Meister 
nachtheilige  Fesseln  anlegt,  indem  sie  einentheils  ihn  zwingt,  nur  die 
Arbeiten,  die  für  sein  Handwerk  gehören,  zu  machen,  und  sich  aller 
übrigen  andern  Zünften  beigelegten  zu  enthalten;  anderntheils,  weil 
er  nicht  jedweden  zum  Gehülfen  bei  seiner  Arbeit  annehmen,  sondern 
sich  nur  zünftiger  Gesellen  bedienen  darf,  die,  wenn  sie  eine  Zeitlang 
bei  ihm  gearbeitet,  seine  Werkstätte  verlassen.  Bei  den  gemeinen 
Handwerken,  deren  es  überall  im  Lande  viele  giebt,  und  welche  nur 
auf  Bestellung  oder  für  Lohn  arbeiten,  als  der  Bäcker,  Brunnenmacher, 
Buchbinder,  Bürstenbinder,  Glaser,  Hufschmiede,  Klempner,  Maurer, 
Nagelschmiede,  Rademacher,  Riemer,  Schlächter,  Schneider,  Schuster, 
Schornsteinfeger,  Tischler,  Zimmerleute,  ist  zwar  der  größte  Theil  der 
bemerkten  Nachtheile  dem  gemeinen  Wohl  weniger  fühlbar;  aber 
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desto  bedeutender  sind  die  üblen  Folgen  der  Zunftverfassung  bei  Ge- 
werben, die  ihrer  Natur  nach  Waaren  liefern  können,  welche  Gegen- 
stände der  Handlung  und  des  auswärtigen  Absatzes  sind.  Man  hat 
indessen  in  der  Kurmark  die  Aufhebung  der  Zunftverfassung 
Doch  immer  nicht  (1797)  für  rathsam  erachtet.  Man  hat  es  be- 
denklich gefunden,  den  zünftigen  Meistern  ihre  mit  Mühe  und  Kosten 
auf  den  Gründen  landesherrlicher  Privilegien  wohl  erworbenen  Vor- 
rechte zu  nehmen.  Man  hat  eine  Stöhrung  und  Stillstand  dieser 
Gewerbe,  die  durch  das  Wegbleiben  und  Auswandern  fremder  Hand- 
werksburschen, durch  das  Wegziehen  geschickter  Handwerker  entstehen 
könnten,  besorgt,  und  es  ist  aus  diesen  und  anderen  Gründen  festge- 
setzt worden,  daß  vor  der  Hand  die  Zunftverfassung  beibehalten 
werden  soll." 

Im  allgemeinen  waren  am  Ausgang  des  vorigen  und  mit  Beginn 
dieses  Jahrhundert«  alle  maßgebenden  Faktoren  darüber  einig,  daß, 
wie  einmal  ein  Kammerbericht  in  Anlehnung  an  den  bekannten  Leit- 
satz von  Adam  Smith  ausführte,  der  Zunftzwang  einem  voll- 
kommenen Rechte  des  Menschen  widerspreche,  nämlich 
dem,  von  jedem  anderen  zu  fordern,  daß  ihm  kein  Hindernis  in  den 
Weg  gelegt  werde,  seinen  physischen  Wohlstand  zu  vermehren,  daß 
er  ebenso  gegen  die  Grundsätze  einer  geläuterten  Staats- 
wirtschaft sei,  indem  er  die  Preise  der  Fabrikate  monopolistisch 
fixiere  und  ein  wesentliches  Hindernis  für  die  Vervollkommnung  der 
Künste  bilde.  Es  erfaßte  die  Mehrzahl  der  Beamten,  welchen  die 
schlechten  Erfahrungen,  die  man  mit  dem  Zunftzwange  machte,  ge- 
radezu eine  Bestätigung  für  die  Richtigkeit  der  neu  auftretenden  volks- 
wirtschaftlichen Theorien  zu  sein  schienen,  ein  wahrer  Ueberdruß  an 
dem  ganzen  Innungswesen.  Dennoch  wurde  überall  ein  langsamer 
und  vorsichtiger  Gang  bei  den  bevorstehenden  Reformen  anem- 
pfohlen. 
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Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Reich. 


Die  §§  837—839  behandeln  den  für  das  materielle  Grundbuchrecnt 
bedeutsamen  Grundsatz  des  öffentlichem  Glaubens  des  Grundbuoha.  Naoh 


Vorläufige  Zusammenstellung  der  Kommissionsbeschlasse.  (Fortsetzung) 

§  834  a.  (840.)  Dm  Rangverbältnis  unter  mehreren  Rechten,  mit  denen  ein  Grand- 
»tack  belastet  ist,  bestimmt  sich,  wenn  die  Rechte  in  derselben  Abteilung  des  Grund- 
buchs eingetragen  sind,  nach  der  Reihenfolge  der  Eintragungen.  Sind  die  Rechte  in  ver- 
schiedenen Abteilungen  eingetragen,  so  hat  das  unter  einem  früheren  Datum  eingetragene 
Recht  den  Vorrang;  Rechte,  die  unter  demselben  Datum  eingetragen  sind,  haben  gleichen 
Rang.    Ist  ein  anderes  Rangverhältnis  eingetragen,  so  ist  dieses  mafsgebend. 

Das  Rangverhiltnis  bestimmt  sich  nach  diesen  Vorschriften  auch  dann,  wenn  die  nach 
§  828  cum  Erwerbe  des  Rechtes  erforderliche  Einigung  erst  nach  der  Eintragung  in 
Stande  gekommen  ist. 

Anmerkung.    Es  wird  vorausgesetzt, 

1.  da/s  die  Grundbuchordnung  die  Erledigung  mehrerer  dasselbe  Grundstück  betreffender 
Eintragungsantrage  dahin  ordnen  wird,  da/s  für  die  Eintragung  der  Regel  nach  die 
Zeitfolge  mafsgebend  ist,  in  welcher  die  Antrage  gestellt  sind; 

2.  dafis  die  Grundbuchordnung  vorschreiben  wird,  dafs ,  wenn  ein  Eintragungsantrag 
wegen  Mangels  einer  gesetzlichen  Voraussetzung  der  Eintragung  zurückgewiesen  ist, 
die  Wiederanbringuug  desselben  als  ein  neuer  Antrag  zu  behandeln  ist 

§  834  b.    (841.)    Das  Rangverhältnis  kann  nachträglich  geändert  werden. 

Zu  der  Rangänderung  ist  die  Eiuigung  des  zurücktretenden  und  des  vortretenden 
Berechtigten  und  die  Eintragung  der  Aenderung  in  das  Grundbuch  erforderlich.  Ist  das 
zurücktretende  Recht  eine  Hypothek  oder  eine  Grundschuld,  so  bedarf  es  der  Zustimmung 
des  Eigentümers.  Die  Zustimmung  kann  einem  der  Beteiligten  oder  dem  Grundbuch- 
amte gegenüber  erklart  werden;  die  Erklärung  ist  unwiderruflich. 

Ist  das  zurücktretende  Recht  mit  dem  Rechte  eines  Dritten  belastet,  so  finden  die 
Vorschriften  des  §  830  a  Abs.  2  entsprechende  Anwendung. 

Der  dem  vortretenden  Rechte  eingeräumte  Rang  geht  durch  eine  auf  Rechtsgeschäft 
oder  auf  Urteil  beruhende  Aufbebung  des  zurücktretenden  Rechtes  nicht  verloren. 


(Fortsetzung)  '). 

Von  Assessor  Greift 


XX. 


1)  Vgl.  S.  60. 
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der  Kegel  des  §  837  Abf.  1  gilt  zunächst  bei  dem  reohtsgeschäft- 
liohen  Erwerbe  eines  Rechts  an  einem  Grundstücke  oder  an  einem  ein- 
getragenen Rechte   zu  Gunsten    des  Erwerbers   der  Inhalt  des  Grund- 


Hechte,  welche  den  Bang  zwischen  dem  zurücktretenden  und  den  vortretenden  Rechte 
haben,  werden  durch  die  Rangäuderung  nicht  berührt. 

Anmerkung.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Einwilligung  erforderlich  ist, 
wenn  bei  der  Teilung  einer  Hypothek  oder  einer  Orundscbuld  dem  einen  Teile  der  Vor* 
rang  vor  dem  anderen  Teile  eingeräumt  wird,  ist  bis  »ur  Beratung  des  Abschnitts  über 
die  Hypothek  ausgesetzt. 

§  834  c.  (842.)  Oer  Eigentümer  kann  sich  bei  der  Belastung  des  Grundstücks  mit 
einem  Rechte  vorbehalten,  ein  anderes,  dem  Umfange  nach  bestimmtes  Recht  mit  dem 
Range  vor  jenem  Rechte  eintragen  zu  lassen. 

Der  Vorbehalt  bedarf  der  Eintragung  in  das  Grundbuch ;  die  Eintragung  hat  bei 
dem  Rechte  au  erfolgen  ,  welches  zurücktreten  soll.  Der  Vorbehalt  erlischt  nicht  durch 
die  Veräufserung  de»  Grundstücks. 

Ist  das  Grundstück  vor  der  Eintragung  des  Rechts,  welchem  der  Vorrang  beigelegt 
ist,  mit  einem  Rechte  ohne  den  Vorbehalt  belastet  worden,  so  hat  der  Vorrang  insoweit 
keine  Wirkung,  als  der  Rang  des  mit  dem  Vorbehalt  eingetragenen  Rechtes  infolge  der 
inzwischen  eingetretenen  Belastung  eine  über  den  Vorbehalt  hinausgehende  Beeinträchtigung 
erleiden  würde. 

§  834  d.  Zur  Sicherung  des  Anspruchs  auf  Einräumung  oder  Aufhebung  eines  Rechtes 
an  einem  Grundstück  oder  an  einem  eingetragenen  Rechte  kaun  eine  Vormerkung  in  das 
Grundbuch  eingetragen  werden. 

Eine  Verfügung,  die  nach  der  Eintragung  der  Vormerkung  über  das  Grundstück 
oder  das  Recht  getroffen  wird ,  ist  insoweit  unwirksam,  als  sie  den  Anspruch  vereiteln 
oder  beeinträchtigen  würde.  Der  rechtsgeschäftlichen  Verfügung  steht  eine  Verfügung 
gleich,  die  durch  Urteil  oder  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  der  Arrestvollziehung 
erfolgt. 

Der  Rang  des  Rechtes,  auf  dessen  Einräumung  der  Anspruch  gerichtet  ist,  bestimmt 
sich  nach  der  Stelle  oder  dem  Datum  der  Vormerkung. 

Anmerkung.  In  den  Art  13  des  Entwurfes  des  Einführungsgesetzes  soll  als 
§  19a  der  Konkursordnung  die  Vorschrift  eingestellt  werden: 

Ist  zur  Sicherung  eines  Anspruchs  auf  Einräumung  oder  Aufhebung  eines  Rechtes 
an  einem  Grundstücke  des  Gemeinscbuldners  oder  an  einem  für  denselben  eingetragenen 
Rechte  eine  Vormerkung  im  Grundbuch  eingetragen,  so  kann  der  Gläubiger  von  dem 
Konkursverwalter  die  Einräumung  oder  die  Aufhebung  des  Rechtes  verlangen. 

§  834  e.  (845.)  Die  Eintragung  einer  Vormerkung  erfolgt  auf  Grund  einer  einst- 
weiligen V  erfügung  oder  auf  Grund  der  Bewilligung  desjenigen ,  dessen  Recht  von  der 
Vormerkung  betroffen  wird.  Zur  Erlaasung  der  einstweiligen  Verfügung  ist  nicht  er- 
forderlich, dafs  eine  Gefährdung  des  zu  sichernden  Anspruchs  glaubhaft  gemacht  wird. 

Bei  der  Eintragung  kann  sur  näheren  Bezeichnung  des  zu  sichernden  Anspruchs  auf 
die  einstweilige  Verfügung  oder  die  Eintragungsbewilligung  Bezug  genommen  werden. 
§§  835— 836  b  vergl  S.  77  unten. 

§  837.  (837,  844  Abs.  2  )  Ist  au  dem  Erwerb  eines  Rechtes  die  Eintragung  in 
das  Grundbuch  erforderlich,  so  gilt,  wenn  der  Erwerb  auf  Rechtsgeschäft  oder  auf  Ur- 
teil beruht,  der  Inhalt  des  Grundbuchs,  wie  er  zur  Zeit  des  Erwerbes  besteht,  zu  Gunsten 
des  Erwerbers  als  richtig.  Dies«  Vorschrift  findet  keine  Anwendung,  wenn  ein  Wider- 
spruch gegen  die  Richtigkeit  des  Grundbuchs  eingetragen  ist  oder  wenn  der  Erwerber 
die  Unrichtigkeit  des  Grundbuchs  oder  die  Tbatsachen,  aus  welchen  sich  die  Unrichtig- 
keit ergiebt ,  zur  Zeit  der  Stellung  des  Antrags  auf  Eintragung  oder ,  sofern  die  nach 
§  828  erforderliehe  Einigung  erst  später  zustande  kommt,  zur  Zeit  der  Einigung  ge- 
kannt hat. 

Steht  dem  Erwerb  ein  Veriufserungsverbot  der  in  den  §§  107,  107  a  bezeichneten 
Art  entgegen,  so  gilt  es  zu  Gunsten  des  Erwerbers  als  nicht  bestehend,  wenn  es  zur 
Zeit  das  Erwerbes  aus  dem  Grundbuche  nicht  ersichtlich  ist,  es  sei  denn,  dafs  der  Er- 
werber das  Verbot  zu  der  im  Abs.  1  Satz  2  bestimmten  Zeit  gekannt  hat. 

Anmerkung.  1.  Es  wird  vorausgesetzt,  dafs  die  Grundbuchordnung  vorschreiben 
wird,  dafs  dl«  Grundbuchämter  di«  Einsicht  der  Grundbücher  und  der  dazu  gehörenden 
Akten  jedem  Beteiligten  zu  gestatten  haben. 
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buchs,  wie  er  zur  Zeit  des  Erwerbes  besteht,  als  richtig  und  ein  aui 
dem  Grundbuch  nicht  ersichtliches  gesetzliche*,  gerichtliches  oder  rechts- 
geschäftliches, nur  dem  Schutze  bestimmter  Personen  dieneodes  (sogen,  re- 
latives! Veräufserungsverbot  als  nicht  bestehend.  Diese  Begel  des  Ent- 
wurfs wurde  nioht  angefochten  ;  man  behielt  sie  auch  insoweit  bei,  als 
sie  sich  auf  Veräufserungsverbote  bezieht,  obwohl  von  der  Minderheit  die 
Ansicht  vertreten  wurde,  dafs  dieser  Teil  der  Regel  sich  schon  aus  dem  §107 
Abs.  2  (nach  der  in  Band  L VII  S.  59  mitgeteilten  Fassung)  ableiten  lasse. 
Dagegen  lehnte  die  Kommission  es  ab,  den  Grundsatz  des  öffentlichen 
Glaubens  mit  dem  Entwurf  auch  allgemein  auf  den  im  Wege  der 
Zwangsvollstreckung  oder  der  Arrestvollziehung  sich 
vollziehenden  Rechteerwerb  zu  erstrecken.  Einverstanden  war  man  nur 
damit,  dafs  der  Grundsatz  Platz  greifen  müsse,  wenn  der  Rechtserwerb 
sich  auf  Grund  einer  gemäfs  §  833  durch  Urteil  ergänzten  Eintragungs- 
bewilligung vollzieht,  da  es  sich  in  diesem  Falle  im  Grunde  um  einen 
rechtsgeschäftlichen  Erwerb  handle.  Die  weitere  Frage,  ob  der  Grundsatz1 
für  die  Fälle  der  Hintragung  einer  Zwangs-  oder  Arresthypothok  bei- 
behalten werden  solle,  glaubte  man  erst  bei  der  Beratung  der  auf  diese 
Reohtsinstitute  bezüglichen  Vorschriften  entscheiden  zu  können.  In  dem 
hiernach  allein  noch  in  Betracht  kommenden  Falle  der  Pfändung  und 
Ueberweisung  eines  eingetragenen  Rechts  erschien  die  Anwendung  des 
Grundsatzes  nicht  gerechtfertigt,  da  sie  ohne  ein  zwingendes  Bedürfnis 
des  Verkehrs,  lediglich  dem  Prinzip  zu  Liebe,  den  Erwerber  in  unbilliger 
Weise  auf  Kosten  des  wahren  Berechtigten  begünstigen  würde,  während 
dieser  in  den  fraglichen  Fällen  regelmässig  auch  von  dem  als  Berechtigten 
Eingetragenen  keinen  Ersatz  würde  erlangen  können. 

Nach  §  837  Abs.  2  Satz  1  tritt  der  im  Abs.  1  bestimmte  Schutz 
des  Erwerbers  nioht  ein,  wenn  dieser  zur  Zeit  „des  sich  vollziehenden  Er- 
werbes" die  Thatsachen  gekannt  hat,  aus  welchen  sioh  die  Nichtüberein- 
stimmung des  Grundbuchs  mit  der  wirklichen  Rechtslage  oder  das  Ver- 
äufserungsverbot ergiebt.    Mafsgebend  für  den  Schutz  des  Erwerbers  wäre 


2.  Die  Entscheidung  der  Frag«,  ob  die  Vorschriften  des  Abs.  1  bei  dem  Erwerbe 
einer  Zwangs-  oder  Arresthypothek  Anwendung  finden  sollen,  ist  bis  zur  Beratung  über 
die  Zwangs-  und  Arresthypothek  ausgesetzt 

8  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Anwendung  des  §  8S7  auf  die  Brieibypothek 
und  die  Grundschuld  besonderer  Klarstellung  bedarf,  bleibt  vorbehalten. 
Der  §  113  erhält  folgenden  zweiten  Absats: 
Wer  die  Anfechtbarkeit  eines  Rechtsgeschäfts  kannte  oder  aus  Fahrlässigkeit  nicht 
kannte,  wird,  wenn  die  Anfechtung  erfolgt,  so  behandelt,  wie  wenn  er  die  Nichtigkeil 
des  Rechtsgeschäft*  gekannt  oder  infolge  von  Fahrlässigkeit  nicht  gekannt  hätte. 
Der  §  147  wird  gestrichen. 

§  838.  Die  Vorschriften  des  §  837  finden  entsprechende  Anwendung,  wenn  ao  dsn- 
fenigen,  für  welchen  ein  Recht  im  Grundbuch  eingetragen  ist,  auf  Grund  dieses  Rechtes 
eine  Leistung  bewirkt  oder  wenn  zwischen  ihm  und  einem  anderen  in  Ansahuog  dieses 
Rechtes  ein  nicht  unter  die  Vorschriften  des  §  837  fallendes  Rechtsgeschäft  vorgenommen 
wird,  das  eine  Verfügung  über  das  Recht  enthält. 

§  839.  Wer  infolge  der  Vorschriften  der  §§  837,  838  einen  RechUverlust  erleidet, 
kann  von  demjenigen,  welcher  anberechtigt  vorlägt  oder  eine  Leistung  empfangen  hat, 
das  dadurch  Erlangte  nach  den  Vorschriften  übar  die  Herausgabe  einer  ungerechtfertigten 
Bereicherung  fordern.  Der  gleiche  Anspruch  steht  ihm  gegen  denjenigen  zu,  welcher 
durch  die  Veriügung  des  Nichtberechtigten  ein  Recht  unentgeltlich  verlangt  hat 
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somit,  ob  derselbe  zur  Zeit  der  Eintragung  oder,  falls  diese  ausnahmsweise 
vor  der  nach  §  828  neben  der  Eintragung  erforderlichen  Willenseinigung 
erfolgt,  zur  Zeit  des  Zustandekommens  der  Einigung  die  bezeichneten 
Thatsachen  gekannt  hat.    Die  Kommission  erkannte  diese  Art  der  Be- 
stimmung des  für  die  Kenntnis  mafsgebenden  Zeitpunktes  zwar  als  folge- 
richtig au,  besohlofs  aber  dennoch  mit  Kücksioht  auf  die  naoh  dem  Zeugais 
mehrerer  Mitglieder   im    größten    Teile   Norddeutsohlands  herrschende 
Verkehrssitte,   naoh  weloher  die  Valuta  für  das  zu  erwerbende  Keoht 
schon  nach  dem  Abschlufa  der  erforderlichen  Einigung  und  der  Einreichung 
des  Ein tragungsan träges  gezahlt  zu  werden  pflegt,  den  Erwerber  in  dem 
Regelfalle,  in  welchem  die  Eintragung  der  Einigung  nachfolgt,  schon 
dann  den    Schutz    des    öffentlichen    Glaubens  des  Grundbuchs    zu  teil 
werden  zu  lassen,  wenn  er  nur  zur  Zeit  der  Stellung  des  Ein- 
tragungsantrags  die  den  Schutz  ausschliefsende  Kenntnis  nicht  ge- 
habt habe.     Während  ferner  der  Entwurf  nur  von  der  Kenntnis  der 
Thatsachen  spricht,  aus  denen  sich  die  Unrichtigkeit  des  Grundbuchs 
ergiebt,  war  man  der  Ansicht,  dafs  es  dieser  Kenntnis  in  der  Wirkung 
gleichstehen  müsse,  wenn  der  Erwerber,  ohne  gerade  die  bezeichneten 
Thatsachen  zu  kennen,  auderweit  von  der  Unrichtigkeit  des  Grundbuchs 
Kenntnis  erlangt  habe.  —  Der  Entwurf  macht,  abweichend  vom  preufeischen 
Recht  und  den  meisten  Landesrechten,  welohe  den  Grundsatz  des  öffent- 
lichen Glaubens   des  Grundbuchs    anerkennen,   von    diesem  Grundsatx 
keine  Ausnahme  für  den  Fall  des  unentgeltlichen  Erwerbs.  Der  Kommission 
lag  ein  Antrag  vor,  welcher,  in  Uebereinstimmung  mit  den  Aeufserungen 
der  meisten  Bundesregierungen  und  den  fast  einstimmigen  Wünsohen  der 
Kritik,  zum  Standpunkte  des  geltenden  Rechts  zurüokzukehren  empfahl. 
Der  Antrag  wurde  jedoch  naoh  eingehender   Erörterung   mit  Stimmen- 
gleichheit abgelehnt.    Man  hielt  es  tür  nioht  gerechtfertigt,  im  Falle  des 
unentgeltlichen  Erwerbs  den  Eintritt  der    beabsichtigten  dinglichen 
Rechtsänderung  zu  verneinen  und  dadurch  auch  Dritten  die  Berufung  auf 
die  Unentgeltlichkeit  des  Erwerbes  gegenüber  dem  Erwerber  zu  gestatten. 
Namentlich  in  den  häufigen  Fällen   eines  nur  teilweise  unentgeltlichen 
Geschäfts,  glaubte  man,  würde  die  vorgeschlagene  Regelung  zu  mifsliohen 
Gemeinschafthverhältnissen  nach  schwer  zu  ermittelnden  und  unzweok- 
mäfsigen  Bruchteilen  zwischen  dem  bisherigen  wahren  Berechtigten  und 
dem  Erwerber  führen.     Die  Kommission  war  aber  andererseits  der  An- 
sicht, dafs  es  unbedenklich  und  durch  die   Billigkeit  geboten  sei,  im 
Falle  des  unentgeltlichen  Erwerbes  dem  wahren  Berechtigten  gegen  den 
Erwerber    einen  Anspruch  auf  Herausgabe    der  ungerechtfertigten  Be- 
reicherang zu  gewähren. 

Der  Satz  2  des  §  837  Abs.  1  naoh  welchem  die  Kenntnis  der 
Anfechtbarkeit  eines  Rechtsgeschäfts  (z.  B.  der  dem  Eigentum  des  ein- 
getragenen Eigentümers  zu  Grunde  liegenden  Auffassung),  wenn  die  An- 
fechtung erfolgt,  der  Kenntnis  der  mit  der  Anfechtung  einge- 
tretenen rechtlichen  Wirkungen  gleichsteht,  wurde  sachlich  gebilligt, 
erübrigte  sioh  jedoch  später  dadurch,  dafs  man  zu  §  877  Satz  2  be- 
schloß, eine  diese  Sätze  deckende  allgemeine  Bestimmung,  wie  sie  schon 
bei  der  Beratung  des  Allgemeinen  Teils  ins  Auge  gefafst   worden  war 


Digitized  by  Google 


252 


Naiionalökonomiache  Gesetzgebung. 


(vergl.  diese  Jahrb.  Band  LVII  8.  59,  Anmerkung  zu  §  112  der  Zu- 
sammenst.)  in  den  Allgemeinen  Teil  aufzunehmen.  Von  den  in  der 
Anmerkung  zu  §  837  ausgesprochenen  Vorbehalten  wurde  der  erste,  der 
für  die  Grundbuohordoung  eine  die  formelle  Otffentlichkeit  des  Grund- 
buchs aussprechende  Vorschrift  in  Aussicht  nimmt,  beibehalten,  der  zweite 
auf  das  Einführungsgesetz  bezügliche  Vorbehalt  als  durch  den  Entwurf 
zum  Einführungsgesetz  erledigt  gestrichen. 

Nach  §  838  soll  der  Schutz  des  öffentlichen  Glaubens  auch  dem- 
jenigen zu  teil  werden,  welcher  ein  dem  Berechtigten  gegenüber  vorzu- 
nehmendes einseitiges  Rechtsgeschäft,  z.  B.  eine  Kündigung,  dem  als  Be- 
rechtigten Eingetragenen  gegenüber  vornimmt  oder  dem  gegenüber  der 
Eingetragene  ein  die  Aenderung  des  eingetragenen  Rechts  unmittelbar 
bezweckendes  Rechtsgeschäft  vornimmt  oder  mit  dem  der  Eingetragene 
ein  solches  Rechtsgeschäft  abschließt,  insbesondere  demjenigen,  der  eine 
auf  Grund  des  eingetragenen  Rechts  zu  fordernde  Leistung  dem  Ein- 
getragenen gegenüber  bewirkt.  Sachlioh  wurde  diese  Bestimmung  nicht 
beanstandet.  Ebenso  billigte  man  den  §  839  Satz  1,  2,  naoh  welchem 
der  wahre  Berechtigte,  wenn  er  infolge  der  Vorschriften  der  §§  837,  838 
einen  Rechtsverlust  erleidet,  von  dem  Eingetragenen,  der  unberechtigt  ver- 
fügt oder  eine  Leistung  empfangen  hat,  die  Herausgabe  der  Bereicherung 
verlangen  kann.  Der  Satz  3,  welcher  bezüglich  der  nach  §  930  dum  Be- 
sitzer verbleibenden  Nutzungen  den  Bereicherungsanspruch  ausschliefst, 
wurde  in  Verfolg  des  zu  §  740  Abs  2  gefafsten  Beschlusses  (vergl.  den 
vorigen  Band  8.  854  a.  E.)  gestrichen. 

Die  §§  840 — 842  betreffen  das  Racgverhältnifs  zwischen  mehreren 
zu  ihrer  Entstehung  der  Eintragung  bedürfenden  Rechten  an  demselben 
Grundstücke.  Nach  §  840  Abs.  1  bestimmt  sich  die  Rangordnung  nach 
dem  Datum  der  Eintragung,  mehrere  unter  demselben  Datum  eingetragene 
Rechte  sollen  gleichen  Rang  haben;  wenn'  sie  jedoch  in  derselben  Ab- 
teilung des  Grundbuchs  eingetragen  sind,  soll  sich  ihr  Rang  Verhältnis 
naoh  der  Reihenfolge  der  Eintragungen  bestimmen.  Die  Kommission  be- 
sohlofs,  bei  mehreren  in  derselben  Abteilung  des  Grundbuchs  eingetragenen 
Rechten  allgemein  ohne  Rüoksicht  auf  das  Datum  der  Eintragung  die 
Reihenfolge  der  Eintragungen  lür  massgebend  zu  erklären.  Man  nahm 
an,  dafs  bei  richtigem  Verfahren  des  Grundbuchamts  beide  Arten  der 
Regelung  im  wesentlichen  zu  den  gleichen  praktischen  Ergebnissen  fuhren 
würden,  hielt  es  aber  für  richtiger,  dem  Datum  der  Eintragung,  abgesehen 
von  dem  Verhältnis  mehrerer  in  verschiedenen  Abteilungen  eingetragener 
Rechte,  nioht  entscheidende  Bedeutung  beizulegen ;  man  erwog  dabei,  dafs 
nach  der  Grundbuchordnung  die  Angabe  des  Datums  nicht  zu  den  wesent- 
lichen Erfordernissen  der  Eintragung  gehöre,  bezüglich  des  Datums  auch 
leichter  Irrungen  des  Grundbuchamts  vorkommen  könnten  als  bezüglich 
der  Reihenfolge,  dafs  ferner  auch  bei  Eintragungen  unter  demselben 
Datum  niemals  wirkliche  Gleichzeitigkeit  der  Eintragung  vorliege  und 
daher  auch  bei  solchen  grundsätzlich  richtiger  die  Reihenfolge  entscheide, 

§  840  vergl.  §  834  a 
§841  vergl.  §  834  b. 
§  848  vergl.  §  834  s, 
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dafs  eodlieh  nach  der  beschlossenen  Regel  sich  auch  das  Rangverhültnis 
zwischen  datierten  und  nicht  datierten  Eintragungen  in  einfacher  Weise 
bestimmen  lasse.  Der  Entwarf  hebt  besonders  hervor,  dafs  seine  Regeln 
aber  das  Rangverhältnis  auch  für  bedingt  eingetragene  Rechte  gelten. 
Diesen  Hinweis  strich  man  als  neben  §  135  entbehrlich  und  geeignet, 
die  Bedeutung  der  letzteren  Vorschrift  zu  verdunkeln.  Dagegen  stellte 
man  durch  einen  Zusatz  klar,  dafs  die  beschlossenen  Vorschriften  auch 
dann  gelten,  wenn  die  nach  §  828  zum  Rechtserwerbe  erforderliche 
Einigung  erst  nach  der  Eintragung  zustande  gekommen  ist.  Die  Vor- 
schrift des  Abs.  2,  dafs  wenn  ein  anderes  Rangverhältnis  eingetreten 
ist,  dieses  mafsgebend  ist,  blieb  unbeanstandet.  Die  in  der  Anmerkung 
zu  §  840  ausgesprochenen  Voraussetzungen  bezüglich  der  Regelung  des 
Verfahrens  bei  der  Eintragung  mehrerer  Rechte  wurden  als  für  die 
materielle  Vorschrift  des  §  840  wesentlich  von  der  Kommission  bei- 
behalten. 

Nach  §  841  kann  das  nach  §  840  sich  ergebende  Rangverhältnis 
nachträglioh  geändert  werden,  jedoch  nur  durch  einen  von  dem  Grund- 
stückseigentümer, dem  zurücktretenden  und  dem  vortretenden  Berechtigten 
und  etwaigen  Zwischen  berechtigten  zu  schliefsenden  Vertrag  und  Ein- 
tragung in  das  Grundbuch.  Die  Vorzugseinräumung  des  geltenden 
Hypothekenrechts,  welche  sich  von  der  in  §  841  behandelten  Rangände- 
rung wesentlich  durch  das  Absehen  Ton  einer  Mitwirkung  des  Eigen- 
tümers und  der  Zwischtnberechtigten  unterscheidet,  hat  der  Entwurf 
hauptsächlich  wegen  der  Unklarheit  und  der  Zweifelhaftigkeit  des  aus  ihr 
sich  ergebenden  Rechtsverhältnisses  nicht  aufgenommen.  Diese  Stellung- 
nahme des  Entwurfs  ist  bei  der  Kritik,  namentlich  auch  bei  den  Ver- 
tretern der  landwirtschaftlichen  Interessen,  auf  entschiedenen  Widerspruch 
gestofsen,  und  auch  die  Kommission  glaubte  den  angeregten  Bedenken 
Rechnung  tragen  zu  müssen.  Man  war  zunächst  darin  mit  dem  Ent- 
würfe einverstanden,  dafs  die  Rangänderung  nicht  nur  oWigatorisohe, 
sondern  dingliche  Wirkung  haben  müsse  und  dafs  für  dieselbe,  entsprechend 
dem  §  828,  ein  dinglicher  Vertrag  und  Eintragung  zu  erfordern  seien. 
Zweifel  bestanden  nur  darüber,  ob  der  Vertrag  sich  vollziehen  müsse 
zwischen  dem  zurücktretenden  und  dem  vortretenden  Berechtigten  oder 
zwischen  jenem  und  dem  Eigentümer.  Die  Mehrheit  hielt  ersteres  für 
der  Auffassung  des  Lebens  am  meisten  entsprechend,  da  die  Rang- 
änderung regelmäfsig  nur  die  Rechtslage  der  beiden  beteiligten  Berechtigten 
berühre.  Nur  wenn  es  sioh  um  das  Zurücktreten  einer  Hypothek  oder 
Grundschuld  handle,  nahm  man  an,  könne  auch  der  Eigentümer  durch 
die  Kangänderung  empfindlich  geschädigt  werden,  und  deshalb  machte  man 
für  diesen  Fall  die  Wirksamkeit  derselben  von  der  Zustimmung  des  Eigen- 
tümers abhängig.  Dabei  wurde  die  Frage,  ob  die  Zustimmung  auch  dann 
erfordert  werden  solle,  wenn  bei  der  Teilung  einer  Hypothek  oder 
Grundschuld  dem  einen  Teile  der  Vorrang  vor  dem  anderen  eingeräumt 
wird,  bis  zur  Beratung  des  Hypothekenrechts  zurückgestellt.  Soweit  nach 
dem  Bisherigen  die  Zustimmung  des  Eigentümers  erforderlich  ist,  soll  sie 
sas  praktischen  Gründen  nicht  nur  gemäfs  §  127  den  Beteiligten,  sondern 
auch  dem  Grundbuchamt  gegenüber   wirksam    erklärt   werden  können. 
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In  betreff  der  praktischen  Hauptfrage,  ob  es  zur  Wirksamkeit  der  Rang- 
änderung der  Mitwirkung  der  Zwiecbenberechtigten  bedürfen  solle,  bestaud 
Einverständnis  darüber,  dafs  die  Regelung  des  Entwurfes  dem  Bedürfnis 
des  Verkehrs  nicht  genüge,  da  die  Rangänderung  sehr  häufig  an  der  Unmög- 
lichkeit, die  Zustimmung  der  Zwischenberechtigten  zu  erlangen,  scheitern 
würde.  Die  Bedenken,  welche  in  den  Motiven  gegen  die  Anerkennung 
einer  die  Zwischen  berechtigten  nioht  berührenden,  nur  relativ  wirksamen 
Vorrechtsein räumung  geltend  gemaoht  sind,  hielt  man  nicht  für  durch- 
schlagend; glaubte  vielmehr  nach  den  im  Gebiete  de»  preufsischen  Rechte 
gemachten  Erfahrungen,  dafs  sich  praktisoh  nioht  unüberwindliche 
Schwierigkeiten  ergeben  würden.  Ungerechtfertigt  erschien  es  aber 
auch,  der  zwischen  dem  zurücktretenden  und  dem  vortretenden  Berechtigten 
und,  soweit  erforderlich,  mit  Zustimmung  des  Eigentümers  vereinbarten  Rang- 
änderung im  Falle  der  blofsen  einseitigen  Zustimmung  eines  Zwischen- 
berechtigten  Wirksamkeit  ihm  gegenüber  beizulegen,  dergestalt,  dafs  der 
zurücktretende  Berechtigte  auch  ihm  gegenüber  meinen  Vorrang  verliere, 
er  selbst  seine  bisherige  Rechtsstellung  gegenüber  dem  vortretenden  und 
dem  zurücktretenden  Rechte  ändere,  endlich  zu  dem  Zurücktreten  des 
Zwischenberechtigten  hinter  den  vortretenden  Berechtigten  es  einer  be- 
sonderen Zustimmung  des  Eigentümers  auch  insoweit,  als  sie  nach  dem 
gefafsten  Beschlüsse  wegen  der  Natur  des  Zwischen  rechts  erforderlich 
sein  würde,  nicht  bedürfen  solle.  Man  war  vielmehr  der  Ansicht,  dafs 
für  die  Aenderung  des  Ranges  eines  Zwischenberechtigten  gleichfalls  die 
beschlossenen  Erfordernisse  der  Rangänderung  gelten  müfsten,  und  be- 
schränkte sich  daher  auf  den  Ausspruch,  dafs  die  Reohte  des  Zwischen- 
berechtigten durch  die  Rangändtrung  nicht  berührt  werden. 

Die  Wirkung  der  Rungänderung  wurde  endlich  noch  wesentlich  ver- 
stärkt durch  die  Vorschrift,  dafs  der  dem  vortretenden  Recht  eingeräumte 
Rang  durch  die  auf  Rechtsgeschäft  oder  Urteil  beruhende  Aufhebung  des 
zurücktretenden  Rechts  nicht  verloren  gehe.  Man  ging  von  der  Erwägung 
aus,  da  der  vortreteude  Berechtigte  nach  §  837  den  Vorrang  auch  dann 
erwerbe,  wenn  das  zurücktretende  Recht  in  Wirklichkeit  nicht  bestehe, 
und  auch  von  einer  späteren  Lösohung  dieses  Rechts  nicht  berührt  werde, 
so  erhelle,  dafs  die  Rangänderung  nioht  schlechthin  von  dem  Bestände 
des  zurücktretenden  Rechts  abhängig  sei.  Es  zeige  sich  hierin,  dafs  der 
Rang  nach  der  Anschauung  des  Lebens  ein  selbständiges  wirtschaftliches 
Gut  geworden  sei;  das  Gesetz  müsse  dieser  Anschauung  Rechnung  tragen. 
Sei  daher  trotz  der  Löschung  des  zurücktretenden  Rechts  die  Kacg- 
änderung  als  weiter  wirksam  anzuerkennen,  so  ergebe  sich  hier  freilich 
ein  Fall  relativer  Fortdauer  der  Wirksamkeit  eines  aufgehobenen  Rechts; 
indessen  erscheine  diese  Rechtsgestaltung,  welohe  der  Entwurf  sonst  zur  Ver- 
meidung von  Verwickelungen  und  im  Interesse  der  Klarheit  der  Buchführung 
abgelehnt  habe,  hier  unbedenklich,  da  auch  bei  vorbehaltloser  Löschungdes 
zurücktretenden  Rechts  die  Rungänderung  noch  durch  den  bei  dem  vor- 
tretenden Reohte  eingetragenen  Vermerk  ersichtlich  bleibe. 

Der  §  842  regelt  den  im  geltenden  Recht  noch  nicht  ausgebildeten 
Vorbehalt  des  Ranges  für  ein  später  einzutragendes  Recht.  Der  Eigen- 
tümer eines  Grundstücks  k  inn  nach  Satz  1  bei  der  Belastung  des  Grund- 
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stück»  mit  einem  Rechte  sich  die  auf  jeden  nachfolgenden  Eigentümer 
übergehende  Befugnis  vorbehalten,   das  Grundstück  mit  einem  anderen 
Rechte  von  bestimmtem  Umfange  derart  zu  belasten,  daß»  dieses  Recht 
dem  enteren  im  Range  vorgeht;    z.  B.  kann  in  dieser  Weise  ein  Bau- 
unternehmer sich  bei  der  Eintragung  einer  Restkaufgeldhypothek  auf  der 
Ton  ihm  erworbenen  Baustelle  den  Vorrang  für  eine  später  aufzunehmende 
Baugelderhypothek  vorbehalten.    Die  Vorschrift  des  l.  Satzes  wurde  ge- 
billigt,  ebenso  die  Bestimmung   des   2.  Satzes  über  die  Art  der  Ein- 
tragung, des  Rangvorbehalts.    Der  Satz  3  erfordert,  wenn  nach  dem  mit 
dem  Vorbehalt  eingetragenen  Rechte  zunächst  ein  Recht  ohne  Vorbehalt 
eingetragen  ist  und  sodann  das  vorbehaltene  Recht  eingetragen  werden 
soll,  zur  Eintragung  des  Vorrangs  vertrageraäfsige  Zustimmung  des  Zwischen- 
berechtigten.   Die  Kommission  lehnte  jedoch  dieses  Erfordernis  aus  ähn- 
lichen Gründen,  wie  den  zu  §  841  mafsgebenden,  ab,  weil  durch  dasselbe 
das  Institut  des  Rangvorbehalts  beim  Vorhandensein  von  Zwischenrechten 
häufig  seinen  praktischen  Wert  verlieren  würde.    Ebensowenig  erschien  es 
aber  angängig,  entsprechend  dem  zu  §  841  gefafsten  Beschlüsse,  sich  auf 
die  Vorschrift  zu  beschränken,  dafs  durch  die  Eintragung  des  Vorrangs 
bei  dem  vorbehaltenen  Rechte  die  Rechte  der  Zwischenberechtigten  nioht 
berührt  werden ;  denn  danach  würde  sich  das  unbillige  Ergebnis  heraus- 
stellen, dafs,  wenn  z.  B.  bei  derEintragung  einer  Hypothek  von  1000M.  für  eine 
gleich  grofse  Hypothek  der  Vorrang  vorbehalten,  vor  der  vorbehaltenen  aber 
noch  eine  andere  wiederum  gleich  grofse  Hypothek  ohne  Rangvorbehalt  einge- 
tragen worden  wäre,  im  Falle  einer  den  Erlös  von  2000  M.  erzielenden 
Zwangsversteigerung  der  erste  Hypothekar  ausfallen  würde,  obwohl  er  bei 
der  Bewilliguag  des  Rangvorbehalts  annehmen  durfte,  hinter  1000  M.  zur 
Hebung  zu  kommen.    Zur  Vermeidung  dieser  Unbilligkeit  bestimmte  man, 
dafs  in  dem  hier  fraglichen  Falle  des  Vorhandenseins  eines  Zwischenrechts 
der  eingetragene  Vorrang  des  vorbehaltenen  Rechts  insoweit  keine  Wir- 
kung haben  solle,  als  der  Rang  des  mit  dem  Vorbehalte  eingetragenen 
Hechtes  infolge  der  Belastung  mit  dem  Zwischenrecht  eine  über  den  Vor- 
behalt hinausgehendu  Beeinträchtigung  erleiden  würde.    Die  Bestimmung 
des  Abs.  2,  dafs  der  Rangvorbehalt  durch  die  Veräufserung  des  Grund- 
stücks   im  Wege   der  Zwangsversteigerung   erlischt,  wurde  gestrichen. 
Man  hielt    es   für   ungerechtfertigt,   dem   mit  dem   Vorbehalt  einge- 
tragenen Berechtigten  auf  Kosten  des  Erstehers  einen  Vorteil  zuzuwenden, 
»uf  den  er  nicht  rechnen  konnte,  und  den.  Vorbehalt  im  Falle  der  Zwangs- 
versteigerung verschieden  zu  behandeln,  je  nachdem  von  ihm  schon  Gebrauch 
gemacht  sei  oder  nicht.   Man  erwog  ferner,  dafs,  wenn  der  Vorbehalt  auch 
dem  Ersteher  zu  statten  komme,  höhero  Gebote  erzielt  werden  würden. 
Die  Vorschriften  des  §  843  über  den  Anspruch  des  durch  eine  un- 

§  843.  Steht  eine  Eintragung  oder  eine  Löschung  im  Orundbuche  mit  der  wirk- 
lichen Rechtslage  nicht  im  Einklänge,  so  kaun  der  durch  die  Eintragung  oder  die  Löschung 
in  »einem  Rechte  an  dem  Grundstück  oder  au  einem  das  Grundstuck  belastenden  Rechte 
Beeinträchtigte  Ton  demjenigen,  zu  dessen  Gunsten  die  Eintragung  besteht  oder  die 
Löschung  erfolgt  ist,  verlangen,  dafs  er  die  xur  Berichtigung  des  Grundbuchs  erforder- 
liche Erklärung  abgiebt.  Ist  au  einer  Löschung  die  Zustimmung  des  Eigentümers  er- 
forderlich, so  hat  dieser  auf  Verlangen  die  Zustimmung  zu  erteilen. 

Die  Kosten  der  Berichtigung  und  der  dazu  erforderlichen  Erklärung  hat  derjenige 
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richtige  Eintragung  oder  Löschung  im  Grundbuche  in  einem  ihm  zu- 
stehenden Rechte  an  dem  Grundstücke  odeT  an  einem  dieses  belastenden 
Rechte  Beeinträchtigten  auf  Bewilligung  der  zur  Berichtigung  des  Grund- 
buchs erforderlichen  Eintragung  wurden  sachlich  gebilligt  Ueber  die  Ver- 
jährung des  Berichtigungsanspruchs  enthält  der  Entwurf  keine  besondere 
Vorschrift;  es  sollen  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Anspruchs- 
Verjährung  (§§  154  ff.)  Anwendung  finden.  Hiernach  kann  beispielsweise 
der  Berichtigungsanspruch  des  wahren,  aber  nicht  eingetragenen  Eigen- 
sitze türoers  verjährt  sein,  während  der  Eigentümer  sich  dauernd  im  Ba- 
des Grundstüoks  befindet  oder  doch  noch  die  Herausgabe  des  Grund- 
stücks von  dem  im  Belitz  Befindlichen  verlangen  kann,  weil  dieser  An- 
spruch noch  nicht  verjihrt  ist.  Die  Folge  ist,  dafs,  solange  nicht  ein 
durch  §  837  geschützter  Rechtserwerb  dazwischen  tritt,  ein  nicht  zu  be- 
seitigender Widerspruch  zwischen  dem  Grundbuch  und  der  wahren  Rechts- 
lage bestehen  bleibt.  In  der  Kritik  ist  hierin  von  mehreren  Beurteilern  ein  Miß- 
stand erblickt,  welcher  dringend  der  Abhilfe  bedürfe,  und  es  sind  ver- 
schiedene eine  Abhilfe  bezweckende  Vorschläge  gemacht  worden.  Das 
gleiche  Ziel  verfolgten  mehrere  der  Kommission  unterbreitete  Anträge, 
die  darin  grund*ätzlich  von  einander  abwiohen,  dafs  sie  teils  von  der 
Unverjährbarkeit,  teils  von  der  Verjährbarkeit  des  Berichtigung<anspruch» 
ausgingen.  Die  Mehrheit  hielt  die  gegen  den  Entwurf  erhobenen  Be- 
denken für  nieht  unbegründet,  glaubte  aber  zu  der  vorwiegend  theoretischen 
Frage,  ob  der  Berichtigungsanspruch  als  verjährbar  oder  als  unverjährbar  anzu- 
sehen sei,  im  Gesetze  nicht  Stellung  nehmen,  sondern  sich  uuf  die  beiden,  die 
praktisch  wichtigsten  Fragen  saohgemäfs  entscheidenden  Sätze  beschranken 
zu  sollen,  dafs  der  Bcrichtigutigsanspruch  so  lange  geltend  gemacht  werden 
kann,  als  der  thatsächliche  Zustand  der  Rechtslage  entspricht  oder  der 
Anspruoh  auf  Herstellung  dieses  Zustanles  nicht  verjährt  ist,  und  dafs 
mit  der  Verjährung  des  letzteren  Anspruchs  der  Berichtigungsanspruch 
erlösche  Die  (Redaktionskommission  hat  sich  jedoch  bei  der  späteren 
Feststellung  der  Fassung  überzeugt,  dafs  sioh  der  Ged  inke  des  Beschlusses 
nicht  anders  klar  ausdrücken  lasse,  als  indem  man  von  der  Unverjähr- 
barkeit des  Berichtigungsam-pruohs  ausgehe.) 

Während  der  Berichtigungsanspruch  dazu  dient,  den  Inhalt  des 
Grundbuchs  mit  der  wahren  Rechtslage  in  Einklang  zu  setzen,  gewähren 
die  §§  844,  845  dem  durch  eine  unrichtige  Eintragung  oder  Löschung 
in  einem  ihm  zustehenden  Rechte  an  dem  Grundslücke  oder  einem  dieses 


xa  tragen,  welcher  die  Berichtigung  verlangt,  sofern  sie  nicht  aus  einem  zwischen  ihm 
und  dem  Verpflichteten  bestehenden  Rechtsverhältnis  ein  Anderes  ergiebt. 

Der  BerichtigunK>Rnsprucli  unterliegt  nicht  der  Verjährung;  er  kann  jedoch  nicht 
mehr  geltend  gemacht  werden ,  wenn  der  Anspruch  auf  Herstellung  des  der  wirklichen 
Rechtslage  entsprechenden  Zustande*  verjährt  ist. 

§  844.  (844  Abs  1,  845.»  Steht  eine  Eintragung  oder  eine  Löschung  im  Grund- 
bache  mit  der  wirklichen  Rechtslage  nicht  im  Einklänge,  ao  kann  ein  Widerspruch  gegen 
die  Richtigkeit  des  Grundbuchs  eingetragen  werden 

Die  Eintragung  erfolgt  auf  Grund  einer  einstweiligen  Verfügung  oder  auf  Grund 
einer  Bewilligung  desjenigen,  gegen  den  sieb  der  Berichtigungsanspruch  richtet  Zar 
Erlassung  der  einstweiligen  Verfügung  ist  nicht  erforderlich,  dafs  eine  Geflhrdung  da» 
Rechtes  des  Widersprechenden  glaubhaft  gemacht  wird. 

§  845  vergl.  §§  834  e,  844. 
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belastenden  Kochte  Beeinträchtigten  ein  Mittel,  sich  vor  der  Durchführung 
de«  Berichtigungsanspruchs  gegen  die  Gefahr  eines  RechtsverlusteB  infolge 
der  Vorschriften  der  §§  837,  838  zu  schützen,  nämlich  durch  Eintragung 
eines  Widerspruchs  gegen  die  Richtigkeit  des  Grundbuchs,   einer  Vor- 
merkung im  Sinne  des  Entwurfs;  die  Eintragung  erfolgt  auf  die  Be- 
willigung desjenigen,  gegen  den  sioh  der  Beriobtigunganspruoh  richtet, 
oder  auf  Grund  einer  einstweiligen  Verfügung  des  Gerichts,  zu  deren  Er- 
lsssung ,    abweichend    von    den    allgemeinen    Vorschriften    der  Civil- 
prozefsordnung,  nicht  erforderlioh  ist,  dafs  der  Widersprechende  eine  Ge- 
fährdung seines  Hechtes  glaubhaft  macht    Gegen  diese  den  Schutz  be- 
stehender dinglicher  Reohte  bezweckende  Vermerkung  des  Entwurfs 
wurde  in  der  Kommission  von  keiner  Seite  etwas  eriunert.    Nur  erschien 
es  unzweckmäßig,  dafs  nach  §  846  Abs.  2  Satz  3  die  Eintragung  der 
durch  einstweilige  Verfügung  angeordneten  Vormerkung  auf  Ersuchen  des 
Gerichts  erfolgen  soll,  während  nach  §  846  die  Eintragung  im  Wege  der 
Vollziehung  einer  einstweiligen  Verfügung  auf  den  unmittelbar  an  das 
Grandbuehamt  zu  richtenden  Antrag  des  Berechtigten  erfolgt;  man  hielt 
eine  gleichmäfsige   Regelung  des  Verfahrens   für  praktisch  geboten  und 
und  entschied  sioh  für  die  Streichung  des  §  845  Abs.  2   Satz  3.  Eine 
tiefgehende  Meinungsversohiedenhsit  ergab  sich  aber  weiter  darüber,  ob 
und  unter  welchen  Voraussetzungen  neben  dieser  Art  der  Vormerkung  im 
Anschlufe  an  mehrfache  Forderungen  der  Kritik  auch  zur  Sicherung  per- 
sönlicher Ansprüche  auf  Einräumung  eines  dinglichen  Rechts,  dessen 
Entstehung  von  der  Eintragung  abhängig  ist,  oder  auf  Authebung  eines 
eingetragenen  Rechts  eine  Vormerkung  zugelassen  werden   solle.  Der 
Standpunkt  des  Entwurfs  fand  lebhafte  Verteidigung.    Die  Mehrheit  nahm  je- 
doch an,  dafs  das  praktische  Bedürfnis  für  die  Zulassung  derVormerkung  obliga- 
torischer Ansprüche  im  Hinblick  auf  das  in  grofsen  Teilen  des  Reiches 
geltende,  zum  Teil  ohne  gesetzlichen  Anhalt  durch  die  Praxis  entwickelt« 
Recht,  sowie  auf  die  Aeufserungen  der  meisten,  insonderheit  der  gröfsten, 
Bundesregierungen  und  der  Mehrzahl  der  Kritiker  nioht  bestritten  werden 
könne,    und   war   der  Ansicht,   dafs   die  gogen   die  Zulassung  in  den 
Motiven  und  in  der  Kommission  erhobenen  Bedenken  lediglich  theoretischer 
Natur  seien  und  nicht  rechtfertigten,  dem  obligatorisch  Berechtigten  den 
durch  die  Grundbuoheinrichtung  ermöglichten  Schutz  zu  versagen.  Die 
Besorgnis ,  dafs  mit  dieser  Art  Vormerkung  Mifsbrauch  getrieben  und 
das  Grundbuch    mit   unnötigen   oder   zweckwidrigen  Eintragungen  be- 
lastet werden   würde ,    erschien    nach    den  mit  dem  bisherigen  Recht 
gemachten    Erfahrungen     unbegründet.       Um    dem    Bedürfnis  voll- 
ständig gerecht  zu  werden,  glaubte  man,  die  Vormerkung  allgemein  zur 
Sicherung  des  Anspruchs  auf  Einräumung  oder  Aufhebung  eines  Rechtes 
an  einem  Grundstück  oder  an  einem   eingetragenen  Rechte  zulassen  zu 
müssen,  und  lehnte  verschiedene  das  Anwendungsgebiet  beschränkende 
Anträge  ab.    Gleichfalls  mit  Rücksicht  auf  das  durch  die  Erfahrung  nach- 
gewiesene Bedürfnis  beschlofs  man,  die  Vormerkung  sowohl  auf  Grund 

§  846  gestrichen. 

Anmerkung.  Der  Ornndbachordnnng  bleibt  die  Bestimmung  darüber  vor  he- 
halten,  ob  die  Vorschriften  des  §  846  des  Entw.  I  und  des  Art.  78  des  Entwurfes  des 
Einfubrungsgesettes  aufzunehmen  sind. 
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der  Bewilligung  desjenigen,  dessen  Kocht  von  der  Vormerkung  betroffen  wird, 
als  auf  Grund  einer  einstweiligen  Verfugung  des  Gerichte  zuzulassen  und  be- 
züglich der  Erlassung  der  einstweiligen  Verfügung  von  dem  Erfordernis  der 
Glaubhaftmachung  einer  Gefährdung  des  zu  sichernden  Ansprühe  abzusehen, 
da  dieses  Erfordernis  das  Institut  in  den  meisten  Fällen  wertlos  machen 
würde.    Zur  thunlichiten  Entlastung  des  Grundbuchs  gestattete  man  für 
die  Eintragung  der  Vormerkung  die  Bezugnahme  auf  die  einstweilige  Ver- 
fügung oder  die  Eintragungsbewilligung  zur  näheren  Bezeichnung  des  zu 
sichernden  Anspruchs.    In  betreff  der  Wirkung  der  hier  fraglichen  Vor- 
merkungen war  man  sachlich  darüber  einverstanden,  dafs  das  Gesetz,  ohne 
der  juristischen  Konstruktion  vorzugreifen,   denselben  gleiche  Wirkungen 
beizulegen  habe,  wie  einem  aufschiebend  bedingten  Rechtegeschäft  (vt-rgl. 
§  135  in  diesen  Jahrb.  Bd.  LVII  8.  66).    Einvernehmen  bestand  auch 
darüber,  dafs  die  Vormerkung  in  Eonkurse  des  durch  dieselbe  Betroffenen 
wirksam  bleiben  mü?se  und  dafs  der  Rang  des  Rechts,  auf  dessen  Ein- 
räumung der  durch  die  Vormerkung  gesicherte  Anspruch  gerichtet  itt, 
•ich  nach  der  Stelle  oder  dem  Datum  der  Vormerkung  bestimmen  müsse. 
Der  wesentliche  Unterschied  der  hier  fraglichen  Art  der  Vormerkung 
und  der  Vormerkung  des  Entwurfs  wurde  endlioh  auch  in  der  Fassung 
dadurch  zum  Ausdruck  gebracht,  dafs  man  nur  für  die  erstere  Art  das 
Wort  „Vormerkung"  als  technische  Bezeichnung  beibehielt,  für  die  Vor- 
merkung des  Entwurfs  dagegen  die  Bezeichnung  als  „Widerspruch"  wählte, 

Die  Vorschriften  des  §  846  über  das  Verfahren  bei  Eintragungen, 
die  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung,  der  Vollziehung  eines  Arreste» 
oder  einer  einstweiligen  Verfügung  erfolgen,  und  bei  der  Löschung  einer 
solchen  Eintragung  wurden  sachlich  gebilligt,  aber  im  Gesetzbuch  ge- 
strichen und  der  Grundbuchordnung  vorbehalten.  Den  Artikel  78  des 
Entwurfs  des  Einführungsgesetzes,  welcher  den  Landesgesetzen  eine  Ab- 
weichung von  den  Vorschriften  des  §  846  gestattet,  beschlofs  man  gleich- 
falls zu  streichen;  der  Beratung  der  Grundbuchordnung  wurde  die  Ent- 
scheidung der  Frage  überlassen,  ob  für  den  Vorbehalt  des  Artikel  78  ein 
Bedürfnis  bestehe. 

Der  §  847,  weloher  die  Ansprüche  aus  eingetragenen  oder  durch 
eine  Vormerkung  im  Sinne  des  Entwurfs  gesicherten  Rechten  mit  ge- 
wissen Ausnahmen  für  unverjährbar  erklärt,  wurde  sachlieh  nicht  ange- 
fochten ;  entbehrlioh  erschien  nur  die  besondere  Hervorhebung,  dafs  die 
Vorschrift  auch  für  die  Ansprüche  des  Erben  eines  eingetragenen  oder 
vorgemerkten  Berechtigten  gelte.  Die  Kommission  beschlofs  sodann  klar- 
zustellen, dafs  die  Kegel  des  §  847  auch  auf  die  durch  eine  Vormerkung 
im  Sinne  des  oben  mitgeteilten  Beschlusses  gesicherten  obligatorischen 
Ansprüche  keine  Anwendung  finden  solle.  Die  Redaktionskommission  ist 
jedoch  bei  ihrer  oben  mitgeteilten  Fassung  davon  ausgegangen,  dafs  sich 
nach  dem  Wortlaut  des  §  847  dessen  Unanwendbarkeit  auf  diese  An- 
sprüche von  selbst  verstehe. 

§  847.  Die  Ansprüche  aas  eingetragenen  Rechten  unterliegen  nicht  der  Verjährung, 
es  sei  denn,  dafs  sie  auf  Rückstände  wiederkehrender  Leistungen  oder  auf  Schadens- 
ersatz gerichtet  sind.  Ein  Recht,  wegen  dessen  ein  Widersprach  gegen  die  Richtigkeit 
des  Grundbuchs  eingetragen  ist,  steht  einem  eingetragenen  Rechte  gleich. 
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m. 

Die  Statistik  der  Ehescheidungen. 

Von  Dr.  Johannes  W ernicke,  Berlin. 
I.  Litteratur. 

Die  Ehescheidungsstatistik  hat  in  Deutschland  weit  weniger  Beachtung 
und  Behandlung  erfahren  als  wie  im  Auslände.  Und  doch  ist  dieselbe 
ohne  Frage  ein  sehr  wesentliches  Glied  der  Moral-  oder,  besser  gesagt, 
der  sozialen  Statistik. 

8  ü fem i  Ich,  Die  göttliche  Ordnung  in  den  Veränderungen  des  mensch- 
lichen Geschlechts  etc.,  4.  A.  Berlin  1775,  behandelt  die  Ehescheidungen 
nicht  statistisch,  sondern  nur  allgemein  räsonnierend  in  Bezug  auf  ihre 
Wirkung  auf  die  Geburtenfrequenz. 

In  Preofsen  wurden  seit  1816  die  gerichtlichen  Ehescheidungen  regi- 
striert. Dieselben  werden  zum  ersten  Male,  soweit  ich  Behe,  von  J.  G. 
Hoffmann,  Die  Bevölkerung  des  preufaischen  Staates ,  Berlin  1 839, 
erwähnt,  aber  leider  zusammen  mit  den  Trennungen  der  Ehe  duroh  den 
Tod,  8.  30.  31.  Man  sieht  hieraus,  dafs  die  Bedeutung  einer  Eheschei- 
darjgsstatistik  damals  noch  nicht  gewürdigt  wurde.  Erst  im  Anfang  der 
60  er  Jahre  treffen  wir  in  allen  statistischen  Werken  die  Ehcscheidungs- 
rtatistik  an,  so  bei  Wappäus,  Allgemeine  Bevölkerungsstatistik,  B.  II, 
1861,  Dieterici,  Handbuch  des  preufsischen  Staates,  Berlin  1861, 
8.  202  lf.,  A.  Frantz,  Handbuch  der  8tatistik,  Breslau  1864,  8.  24, 
aber  ohne  Quellenangaben,  Engel,  Zeitschrift  des  Statist.  Bureaus  im 
Kgr.  Sachsen  1865,  8.  145  ff. 

Aber  diese  Statistik  beschränkte  sich  einerseits  nur  auf  die  betr. 
Länder,  und  andererseits  war  man  sich  ihrer  Bedeutung  als  Moralstatistik 
kaum  bewufst  Dieser  Fortschritt  wurde  erst  in  den  70er  und  im  Anfang 
der  80er  Jahre  gemacht  von  Cadet  und  Loua:  Em  est  Cadet,  Etüde« 
morales  sur  la  socie'te'  conteraporaine ,  Paris  1870,  Loua,  Divorces 
tn  Belgique,  im  Journal  de  la  Sociöte  statistique  de  Paris  1877,  und  eben- 
dort  1880,  II.  Teil.  Ein  weiterer  Aufsatz  erschien  von  Kobyns,  in  den 
Annali  di  statistica  1880,  8.  168  ff. 

Die  wichtigsten  aber  und  grundlegenden  Arbeiten  über  die  inter- 
nationale Ehescheidungsstatistik  sind  die  von  Bodio,  in  den  Annali  di 
statistica,  8erie  8,  Vol.  1,   1882,  8.  39—115,  von  Bertillon,  Etüde 
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ddmographique  du  divorce  ei  de  la  Separation  de  corps,  in  den  Annales 
de  demographie  internationale,  Paris  1882,  and  von  Carrol.  D.  Wright, 
A  Report  on  marriage  and  divoroe  in  tbe  United  States,  Washington 
1889,  1074  SS. 

Einen  ziemlich  ausführlichen  Abschnitt  widmet  der  Ehescheidung«- 
Statistik  Oettingen,  Moralstatistik,  3.  A.  1882,  8.  177  ff. 

Einen  internationalen  Ueberbliok  über  die  Ehescheidungen  bringt 
schliefslich  Michael  G.  Mulhall,  The  dictionary  of  statistics,  London 
1892,  8.  217  ff.  Doch  sind  diese  Angaben  nur  mit  grofser  Vorsicht  zu 
gebrauchen.  8o  divergieren  z.  B.  die  Seheidungaziffern,  die  mit  den  Selbst- 
morden zusammengestellt  sind,  so  erheblioh  von  den  früher  verzeichneten 
Ehesoheidungsziffern,  dafs  es  ganz  unerfindlich  ist,  wie  Herr  Mulhall  zu 
denselben  gelangt  ist 

Was  die  Quellen  für  die  Ehescheidungsstatistik  der  einzelnen  Länder 
betrifft,  so  sind  aufser  den  passim  schon  angeführten  noch  folgende  zu 
nennen:  Für  Deutschland:  Deutsche  Justiz-Statistik;  Justizministerial- 
blatt  für  die  preufsische  Gesetzgebung;  Ergebnisse  der  Civil-  und  Straf- 
rechtepflege bei  den  Gerichten  des  Kgr.  Bayern,  Beiträge  und  8tatistik  des 
Kgr.  Bayern  I,  III,  XXXIII;  Uebersicht  der  Ergebnisse  der  Civil-  und 
8trafrechtspflege  im  Kgr.  Sachsen;  Stat.  Jahrb.  des  Kgr.  Sachsen  1882 — 83; 
Freufs.  Stat.  Korresp.  LI,  1876;  Mitteilungen  der  Grofsherzogl.  hessischen 
Centralstelle  für  die  Landesstatistik;  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin 
etc.  etc.  Für  Oesterreich-Ungarn:  Mitteilungen  der  Statistischen 
Centraikommission;  Wien.  Stat.  Monateschrift,  bes.  VI.  Jahrgang  1880; 
Ungarisches  Statist.  Jahrbuch.  Für  Frankreich:  Bertillon;  Levas- 
seur,  La  population  fran^aise,  II.  B.  1891 ;  Preufs.  8tat.  Korresp.,  XXXIX, 
1888.  Die  Ehescheidungslisten  als  solche  liegen  im  Justizministerium  und 
sind  nicht  veröffentlicht.  Für  England:  Judioial  statistics  for  England 
and  Wales;  Judioial  statistics  for  Ireland;  Mulhall  c.  f.  a.  a.  0.  Für 
Belgien:  Annuaire  statistique  de  la  Belgique;  Loua  c.  f.  a.  a.  O.  Für 
die  Niederlande:  Annuaire  statistique  des  Pays-Bas ;  Listen  im  Mini- 
sterium des  Innern.  Für  Norwegen:  Listen  im  Statist  Centraibureau. 
Für  Schweden:  Bidrag  tili  Sveriges  officiels  Statistik.  Für  Kufsland: 
Encyclopaedia  Britannica,  XXI,  8.  89;  Finnisches  Statistisches  Jahrbuch; 
Berichte  des  heil.  Synod.  Für  die  8chweis:  Publikationen  des  Bundee- 
Bureau  für  Statistik.  Für  die  grofsen  Städte:  Statistique  internationale 
des  grandes  villes,  Budapest,  berausgeg.  v.  Körösi.  —  AU  Anhang 
befindet  sich  in  Wright's  Report  ein  guter  internationaler  Ueberblick  mit 
Quellenangabe. 

Im  allgemeinen  kann  man  über  die  Ehescheidungsstatistik  das  Urteil 
illlen,  dafs  sie,  was  die  blofsen  Zahlensummen  betrifft  wie  nioht  viele 
andere  Statistiken  auf  sicherer  Grundlage  ruht,  auf  der  Registrierung  der 
einzelnen  Fälle  durch  die  Gerichte.  Man  kann  ihr  daher  in  dieser  Be- 
ziehung volles  Vertrauen  entgegenbringen. 

IL  Bedeutung  der  Ehesoheidungsstatistik. 

Die  Ehescheidungsstatistik  gehört  durchaus  zur  Moralstatistik  i.  e.  8. 
8elbst  der  sittlich  indifferente  Mensch  wird  die  geriohtliche  Auflösung  einer 
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Ehe  als  etwas  der  Natur  Zuwiderlaufendes  empfinden,  denn  die  Bhe  ist 
nun  einmal  die  heiligste  Burg  des  menschlichen  irdischen  Lebens,  soviel 
man  auch  gegen  sie  anstürmen  mag.  Doch  ist  diese  Trennung  nur  etwas 
Aeufserliches,  sie  ist  der  letzte  Akt  deB  inneren  Scheidungsprozesses ;  und 
wo  wirklich  innerlich  das  Eheband  für  immer  sersohnitten  ist,  da  ist  aller- 
dings die  vollständige  Scheidung  eine  dem  Wesen  der  Ehe  entsprechendere 
Lösung  als  die  blofse  Trennung  von  Tisch  uod  Bett.  Aber  dies  ist  gerade 
der  schwierigste  Punkt  der  Frage.  Sehr  häufig  werden  sich  die  Betreffen- 
den über  die  Unwiederbringliohkeit  ihres  Eheglückes  täuschen.  Man  hat 
oft  beobachtet,  dafs  Ehen,  die  eine  Zeitlang  durchaus  ihr  Gleichgewicht 
verloren  hatten,  später  die  glücklichsten  von  der  Welt  geworden  sind. 
Vielen  mufs  so  die  Leichtigkeit  der  Ehescheidung  gerade  zu  ihrem  Un- 
glück dienen. 

Werden  auoh  die  Ehescheidungsklagen  in  den  meisten  Fällen  wegen 
Verschuldens  des  einen  oder  beider  Teile  anhängig  gemacht,  so  läfBt  sich 
doch  nicht  verkennen,  dafs  die  moderne  Ehescheidungsgesetzgebung  den 
Leichtsinn  sowohl  bei  der  Eingehung  von  Ehen  als  auoh  bei  der  Auflösung 
derselben,  die  Minderung  des  Verantwortungsgefühls,  des  Pflichtgefühls, 
bestärkt. 

So  vermögen  die  Ehescheidungen  in  einem  gewissen  Mafse  als  Grad- 
messer der  herrschenden  Moral  sowohl  hinsichtlich  begangener  Verschul- 
dungen als  auch  des  Leichtsinns  der  Gesinnung  zu  dienen. 

Hier  aber  mufs  man  von  vornherein  die  katholischen  und  die  prote- 
stantischen Länder  unterscheiden.  Wenn  wir  finden,  dafs  in  ersteren  weit 
weniger  Ehetrennungen  vorkommen  als  in  den  letzteren,  so  kann  das  zwei 
Grande  haben.  Einmal  erschwert  die  katholische  Kirche  die  Ehetrennung 
überhaupt  und  läfst  nur  die  Separation  du  corps  zu  —  abgesehen  von 
Frankreich,  das  1884  gegen  den  Willen  der  Kirche  die  Ehescheidung  ein- 
führte. Andererseits  —  und  das  läfst  sich  nicht  leugnen  —  verhütet  sie, 
wo  sie  noch  thatsäohlichen  Einflufs  auf  das  Volk  besitzt,  eine  Menge  von 
Trennungsklagen,  indem  sie  das  Volk  zur  Pflichterfüllung  anhält  Dies 
letztere  Moment  ist  aber  nicht  konstatierbar.  Aeufserlich  erscheint  die 
Trennungserschwerung  als  Hauptunterschied  beider  Religionen,  darum  sind 
aber  auch  die  Zahlen  zum  Rückschlufs  auf  die  grössere  oder  geringere 
Moralität  nicht  geeignet  Ein  solcher  ist  nur  für  die  Länder  jeder  einzelnen 
Religion  ev.  gestattet  —  Mit  dem  Standpunkt  der  Moral  hängt  auch  die 
Auffassung  der  Stellung  der  Frauen  zusammen.  Wo  das  Weib  tief  unter 
dem  Manne  steht  nur  dessen  Hausverwalterin  und  Konkubine  ist,  da  wird 
es  als  Ware  behandelt;  eine  eigentliche  Eheschliefsung  giebt  es  nicht, 
darum  aber  auch  keine  eigentliche  Ehescheidung.  Die  Länder  der  Viel- 
weiberei sind  daher  nieht  mit  den  monogamisohen  vergleichbar.  In  der 
Mitte  zwischen  beiden  steht  China  und  Japan.  Hier  herrscht  Monogamie 
mit  daneben  erlaubtem  Konkubinat  die  Frau  ist  wirkliohe  Hausfrau,  steht 
aber  unter  dem  Manne.  Die  Ehescheidungen  sind  hier  weit  zahlreicher 
als  in  Europa. 

Die  Ehescheidungsdaten  sind  —  namentlich  von  Bodio  und  von 
Bertillon  —  nach  den  verschiedensten  Gesichtspunkten  hin  bearbeitet,  so: 
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1)  Hinsichtlich  ihrer  Zu-  oder  Abnahme,  wobei  aber  fast  in  allen 
Ländern  nur  ersteres  zu  konstatieren  ist. 

2)  Hinsichtlich  des  Einflusses  der  Religion  oder  der  „religiösen  Ge- 
wohnheiten" (Bertillon,  8.  283)  auf  die  Zahl  der  Ehetrennungen. 

3)  Unter  dem  Gesichtspunkte  der  Scheidung  für  Stadt  und  Land. 

4)  Bezüglich  der  Ehetrennungsgründe. 

6)  Bezüglich  des  Zusammenhangs  zwischen  der  Häufigkeit  der  anehe- 
lichen Kinder  und  derjenigen  der  Ehetrennungen. 

6)  Hinsichtlich  des  Standes  der  Geschiedenen. 

7)  Hinsichtlich  des  Alters  der  Geschiedenen. 

8)  Bezüglich  der  Chancen  der  Wiederverheiratung  der  Geschiedenen. 


III.  Statistik  der  Ehetrennungen. 

1)  Zahl  und  Zunahme  der  Ehetrennungen. 

Die  absoluten  Zahlen  können  hier,  da  sie  kein  vergleichbares  Bild 
gewähren,  fortgelassen  werden.  Für  die  Gewinnung  vou  Relativzahlen  hat 
mau  vier  verschiedene  Methoden  angewendet:  einmal  die  Angabe  der 
Trennungen  in  Proz.  der  Eheschliefsungen,  so  Dr.  Löwy  in  der  Wien.  8tat. 
Monatsschrift;  oder  die  Berechnung  des  Verhältnisses  von  einer  Soheidung 
zu  den  Eheschliefsungen,  so  Wright  in  seinem  Report;  oder  die  Berechnung 
der  Trennungen  auf  1000  Eheschliefsungen,  so  Bertillon  und  Mulhall 
(letzterer  auf  je  10  000);  und  schliefslich  die  Berechnung  der  Trennungen 
auf  je  1000  Einwohner,  parallel  mit  der  Eheschliefsungsziffer ,  so  die 
japanische  Statistik.  Da  wir  nun  einmal  den  Begriff  der  Eheschliefsungs- 
ziffer als  feststehenden  haben,  so  ist  letzterer  Ehescheidungssiffer  der  Vor- 
zug zu  geben.  Jedenfalls  ist  es  wünschenswert,  dafs  Einheitlichkeit  in  der 
Methode  herrscht,  damit  die  mechanischen  Umrechnungsnotwendigkeiten 
fortfallen. 


Tabelle  I:  Die  Zahl  der  Ehescheidungen. 
Auf  1  Ehetrennung  (Separation  und  divorce) 


1. 

In  Japan1) 

1885-90 

2,8 

9. 

„  den  Vereinigten  8taa 

ten  1867—86 

11-31 

3 

,,  der  Schweiz 

1882—86 

21.6 

1886—90  23, 

4. 

„  Frankreich 

1884—86 

1866—86  120 

5. 

Im  Deutschen  Reich 

1882—86 

II 

6.  In  Rumänien») 

1875—80 

96 

7. 

,.  den  Niederlanden 

1882—86 

98 

1867—71  210 

8. 

„  Belgien 

132 

1867—86  183 

9 

„  Schweden 

1882—87 

»34 

1867—76  182 

1Ü. 

„  Ungarn 

1882—86 

171 

1876—86  159 

11. 

„  Oesterreich 

244 

18. 

„  Italien 

1880—85 

376 

1869-78  325 

13. 

„  Norwegen 

1880—84 

376 

1870-76  369 

Heiratssiffer 

8,s  (1886—90) 

8.6  (1874) 

7.5  (187S— 86) 

7.7  „ 

7.8  (1876-85) 
8,2  (1890) 

7.6  (187S-86) 
»• 


7,o 
6,7 
10,1 
8,0 
7.8 
7.0 


n 
n 
»• 

♦» 


1)  K  sutne*  statistique  de  l'empire  du  Japon,  1892. 

2)  Annall  di  statistica,  1882. 
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14  In  Kurland 
■)  Reformierte 

b)  Protestanten 

c)  Russ.  Polen 

d)  Finnen 

15.  In  Großbritannien 

a)  In  Schottland 

b)  ||  Irland 


1882-86 

». 

M 
I» 
»I 
.» 

1884-86 


589 

125 
152 

179 

4*7 

539 

454 
4901 


1867—76    714      9,*  (1888) 


1867-75  1368      7.8  (1873—86) 


»♦ 
1» 


Diese  Tabelle  redet  8ehr  deutlich.  An  der  Spitze  marschiert  Japan, 
wie  es  ja  auch  nach  den  vorausgeschickten  Bemerkungen  zu  erwarten  war. 
Die  freie  Schweiz  und  das  freie  Amerika  bethätigen  ihre  Freiheit  auch 
bezüglich  der  Ehescheidungen  in  hohem  Mafse.  Dann  kommt  als  viertes 
Land  Frankreich,  dessen  se'parations  du  corps  schon  vor  dem  Ehescheidungs- 
gesetz vou  1884,  wie  ersichtlioh,  recht  zahlreich  waren,  dessen  Trennungen 
aber  nach  dem  Gesetze  in  aufserordentlich  starkem  Mafse  zugenommen 
haben.  Hier  hilft  also  auch  die  katholische  Religion  nichts  mehr,  sie  ist 
ein  längst  durchbrochener  Damm.  Aber  auch  für  Deutschland 
6t eilen  die  Ziffern  kein  günstiges  Zeugnis  aus.  Es  nimmt 
die  fünfte  Stelle  ein ;  weit  günstiger  liegen  die  Verhältnisse  in  Sohweden, 
noch  mehr  in  Norwegen,  kaum  aber  sind  damit  die  in  England  zu  ver- 
gleichen. Es  ist  unmöglich,  das  Auge  vor  diesem  Mifsverhältnis  in  Deutsch- 
land zu  schliefsen.  Die  ruhigeren,  stetigeren  Verhältnisse 
im  Norden  und  in  England  sind  zu  einem  guten  Teile  aus 
den  besseren  Eheverhältnissen  zu  erklären.  Sollen  unsere 
Volksverhältnisse  gesunden,  so  mufs  diesem  Gebiete  mehr  Beachtung  ge- 
schenkt werden. 


Tabelle  II:  Zunahme  der  Ehetrennungen1). 


Auf  1000  Eheschließungen  kamen  Trennungen  in: 


Belgien 

Nieder- 
lande 

Schwe- 
den 

Krank- 
reich 

Hessen 

Ma.len 

Preufsen 

Schweis  *) 

L'ngarn 

1819 

« 

27«) 

1820 

26») 

1836-40 

4,8 

2,1 

22»)  (1840) 

1841-45 

0,7 

4.2 

2,7 

1846—50 

0,9 

4* 

2,8 

1851—55 

I 

3.» 

4.4 

4 

1856-60 

M 

3.3 

4.3 

4.8 

1861—65 

M 

37 

4-8 

6 

4 

1866—70 

1,9 

3.8 

5 

7.6 

6,5 

3,8 

a,5 

1871-75 

2,8 

4.6 

5.8 

4,3 

3,8 

1876-80 

4* 

5 

7.1 

9 

6,* 

7,4 

II  (1880) 

47.9 

M 

14,« 

47  (1881—85) 

5.« 

1882-86 

42  (1886—90) 

1)  Ans  Berti  Hon 

2)  Ana  Statist 

3)  Aas  Dieterici, 


der  Schweis,  1892 
des  Pr.  St.,  1861. 
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Tabelle  III:  Zunahme  resp.  Abnahme  der  Scheidungen 
im  Deutschen  Reich  und  Italien  1 ). 


Tl.  I 

DUch. 
Reich 

Bayern 

Auf  1  8ch 
Hessen 

eidung  kam 
Baden 

>en  Ehe. 
Preufs. 

»chliefsuDge 
Sachten 

n: 
Ham- 

a  

hurt' 

Berlin 

Italien 

1871 

— 

161 

237 

386 

— 

40 

— 

33 

319 

(1836—49) 

(1867—71) 

(1867—71) 

(1840—49) 

1872 

— 

— — 

209 

356 

— 

4J 

— • 

24 

4tO 

1878 

— 

>  203 

293 

245 

46 

— 

26 

281 

(1871—75) 

236 

1874 

'59 

207 

»7 

1875 

— 

«97 

»74 

•83 

— 

8 

— 

27 

— 

1876 

155 

162 

3» 

1877 

I58 

'3' 

II 

«9 

1878 

»47 

"3 

3» 

18 

1879 

192 

116 

1880 

191 

180 

26 

364 

1881 

86 

186 

92 

152 

90 

40 

31 

23 

320 

1882 

67 

173 

102 

104 

54 

3» 

32 

16 

32» 

188S 

62 

148 

98 

108 

62 

3» 

21 

16 

356 

1884 

6t 

150 

«03 

120 

59 

8 

33 

31 

18 

389 

1685 

60 

149 

93 

106 

3i 

19 

«9 

500 

1886 

6l 

»57 

»34 

78 

33 

16 

»7 

42l 

Für  das  Deutsche  Reich,  als  Ganze««,  hat  die  Ehescheidungsfrequenz 
seit  1881  zugenommen.  Nach  der  Deutschen  Justizstatistik  entfiel  im 
Deutschen  Reich  je  eine  rechtskräftig  aufgelöste  Ehe  auf: 


Einwohner  bestehende  Ehen 
1881  —  85               8410  1430 

1886  7585  1283 

1887  7261  1237 

1888  6966  1179 

1889  7155  I2II 


Die  deutsche  Ehescheidungsstatistik ,  namentlich  die  preufsische,  be- 
darf noch  sehr  der  Vervollständigung  und  des  Anschlusses  an  die  allgemein 
üblich  gewordene  Methode.  Für  Preufsen  ist  es  mir  nicht  möglich  ge- 
wesen ,  das  ältere  Material  zu  beschaffen ;  in  den  Publikationen  des  Stat. 
Bureaus  ist  nichts,  in  den  älteren  Jahrgängen  des  Justizministerialblattes 
nichts  Verwertbares  vorhanden.  Die  älteren  Daten  in  Tab.  II  sind  aas 
Dieterici,  Handbuch  etc.,  entnommen.  Gleichwohl  läfst  sich  bezüglich 
Preufsens  so  viel  sagen,  dafs  seit  1819  die  Zahl  der  Trennungen  abge- 
nommen hat,  seit  1881  dieselbe  aber  wieder  ziemlich  konstant  höher  steht 

In  der  Schweis,  Italien,  Ungarn  ist  die  Zahl  der  Ehetrennungen  relativ 
gesunken;  in  den  anderen  Ländern  ist  sie  gestiegen. 

2)  Die  Ehetrennungen  nach  Religionen  vergliohen. 

Schon  aus  Tabelle  I  geht  deutlich  hervor,  dafs  in  den  katholischen 
Ländern,  wo  die  Kirche  Einflufs  auf  das  Volksleben  ausübt,  die  Zahl  der 


1)  Ans  Wright  und  den  betr.  Statistiken. 
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Ehetrennungen  weit  geringer  ist  als  in  den  protestantischen  Ländern  — 
Frankreich  ausgenommen.  Für  Läoder  mit  gemischter  Bevölkerung  hat 
namentlich  Bertihon  eingehende  Untersuchungen  über  den  Einflufs  der 
Religion,  oder  vielmehr  nach  ihm  der  „religiösen  Gewohnheiten"  auf  die 
Zahl  der  Ehescheidungen  angestellt    Ich  führe  daraus  folgende  an: 


Tabelle  IV. 

Schweiz  1876—80  Niederlande  1850—64 


») 

Protestanten 

0) 

Caatone 

0 

Trennungen  auf| 
lUOOEheachllefs 

b) 

c) 

*<V0 

üri 

0 

I2  0/0 

Nord-Brabant 

0,91 

I 

Valaia 

4-0 

2 

Limburg 

0,96 

2 

Schwyi 

5.« 

67 

Ober-Y.sel 

1,77 

0 

Tessin 

7,6 

92 

Drenthe 

1,91 

4.5 

Luzern 

»3 

62 

Geldern 

2,15 

Zug 

14.8 

91 

Friesland 

3. 80 

.1 

Kreibur« 

»5.9 

73 

Seeland 

3.S6 

Basel  (Land) 

33 

s: 

Gröningen 

388 

Basel  (Stadt) 

34 

Utrecht 

4.19 

21 

Soleare 

37.7 

74 

Sfld-Holland 

6.38 

38 

Neachatel 

4M 

66 

Nord-Holland 

10,98 

92 

Vaud 

Bern 

43.» 

»7 

47.« 

6. 

40 

St.  Gallen 

57 

Königreich 

48 

Oeneva 

7o 

1876—80 

5 

89 

Zürich 

80 

79 

Glums 

83 
100 

93 

Appenzell 

88 

Schaffhausen 

Bayern 


Teile 

Katholiken 

Trennungen 
auf  1000  Ehe»culiefs. 

1862  —  70  I  1870—75 

Schwaben  und  Neuburg 

85 

3* 

1.9 

Niederfranken  und  AschafTenburp 

80 

2,1 

Oberpfalz  und  Hegensberg 

92 

3.9 

38 

Oberfranken 

42 

3.6 

4-1 

Pfalz 

43 

3.8 

4.» 

Mittelfranken 

22 

7.a 

5.4 

Oberbayern 

96 

11,« 

8,1 

99 

12.3 

8,1 

Königreich 

71 

1  6.« 

1  5 

Katholiken   6,4      I  3-7 

Protestanten   6,3  5.» 
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In  der  Schweiz  bestätigt  sich  die  obige  Kegel.  Die  Niederlande  und 
Bayern  dagegen  wiesen  iür  die  früheren  Jahre  gerade  entgegengesetzte 
Beispiele  auf.  Doch  soheint  auch  in  Bayern  die  Tendenz  zur  Annäherung 
an  die  Regel  zu  herrschen.  Wenigstens  haben  in  der  zweiten  Periode  die 
HaupUitze  des  Katholicismus,  Oberbayern  und  Niederbayern,  einen  Bück- 
gang der  Ehetrennungsfrequenz  —  wie  auch  die  anderen  vorwiegend 
katholischen  Bezirke  —  aufzuweisen,  während  Oberfranken  und  die  Pfalz 
mit  überwiegend  protestantischer  Bevölkerung  eine  Tendenz  zur  Erhöhung 
der  Scheidungeziffern  zeigten. 


3)  Die  Ehetrennungen  in  Stadt  und  Land. 

Schon  aus  dem  weit  beweglicheren  Charakter  der  Stadtbewohner  rauf» 
sich  die  Konsequenz  ergeben,  dafs  die  Ehescheidungen  in  den  Städten 
häufiger  sein  müssen,  als  wie  auf  dem  Lande,  und  in  gröfseren  wieder 
zahlreicher  als  in  kleineren.  Diese  Thatsache  wurzelt  in  folgenden 
Momenten :  In  den  Städten  drängen  sich  verhältnismäßig  viel  mehr  besitz- 
lose Elemente  zusammen;  der  Zusammenhang  des  Einzelnen  mit  der  Familie 
und  Gemeinde  und  der  dadurch  ausgeübte  konservative  Einflufs  wird  ge- 
ringer; die  Gelegenheit  zu  Ausschweifungen  und  auch  solche,  sympathischere 
Personen  als  der  andere  Ehegatte  kennen  zu  lernen,  ist  in  den  Städten 
viel  mehr  geboten,  als  auf  dem  Lande.  Diese  Momente  treffen  am  meisten 
—  abgesehen  vielleicht  von  dem  ersten  —  bei  dem  Handelsstande  zu. 
Darum  stellt  dieser  auch  das  Hauptkontingent  der  Ehescheidungen.  Und 
da  er  hauptsächlich  in  den  Städten  seinen  Sitz  hat,  so  erhöht  sich  dadurch 
die  Zahl  der  Ehescheidungen  in  denselben.  Bei  den  Bauern  kommen  am 
seltensten  Ehescheidungen  vor,  darum  stellt  sich  die  Zahl  derselben  auf 
dem  Lande  weit  niedriger  als  in  den  Städten. 

Tabelle  V:  Die  Ehescheidungen  in  den  grofsen  8tädten  l\ 


Trennungen  auf 
1000  Eheschlief*. 


Jahre 


jen  im 
gamen  Lande 


Budapest 
Wien 
Stockholm 
Hamburg 


6 

3 
58 


2  (23,3  1865-74) 
2  (28,1  1864-73) 


1882—86  5,8 

1882—86  4 

1875—86  7,4 

1882-86  16  (D.  Reich) 

1882—86  I4.8  (Preufcen) 


Cbristiania 

1,7 

1864- 

72 

2,7 

Prag 

1,8 

1865—74 

Köln 

6,4 

1866-75 

Brauel 

13,4 

1871- 

78 

MQnchen 

15.3 

1868-74 

5 

Frankfurt  a.  M. 

17,1 

1866- 

75 

Kopenhagen 

29  ,| 

1870— 

74 

12,6 

Breslau 

30,7 

1866— 

75 

Bukarest 

44,3 

1868- 

74 

10,6 

8.  Francisco 

223,8 

1875 

Seine- Departement 

25  (29  1876- 

-78) 

1871— 

75 

6,5 

Diöcese  Moskau 

36  (39  1867—76) 

1877—86 

1,6 

1)  Teilweise  aus  Bertillon  und  Körösi's  Statistique  internationale  des 
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4)  Die  Ehetrennungsgründe. 

Der  intereasan teste  Punkt  der  Ehescheidungsstatiatik  sind  die  Trenn- 
ungsgTünde.  In  Deutschland  pflegt  man  dieselben  zu  klassifizieren  in 
Ehebruch,  böswillige  Verfassung,  8ävitien  und  andere;  in  Frankreich  da- 
gegen in  Sävitien,  Ehebruch  uud  infamierende  Strafen.  Die  Einteilungen 
der  Scheidungsgründe  beruhen  naturgemäfs  auf  dem  Inhalt  der  betr.  civil- 
gesetzliohen  Bestimmungen.  Ob  die  Klaggründe  im  allgemeinen  den 
wahren  Thatbestand  widerspiegeln,  ist  sehr  fraglich.  Da  in  Frank- 
reich der  Grund  „böswillige  Verlassung"  nioht  existiert,  so  sind  die  Daten 
in  Frankreich  und  den  übrigen  Ländern  nioht  gut  vergleichbar.  Auffallend 
ist  der  aufaerordentlich  hohe  Prozentaat«,  den  die  Sävitien  in  Frankreich 
einnehmen;  jedenfalls  sind  darin  auch  andere  damit  zusammenhängende 
Gründe,  wie  vielleicht  auch  die  „böswillige  Verfassung**,  mit  einbegriffen. 


Tabelle  VI:  Die  Ehetrennungsursachen. 


Berlin 
1881-84 

Würt- 
temberg 

1870-78 

Sachsen 
1872-74 

Ver. 
Staaten 

1867-86 

Baden 

1867-79 

Italien 
1866  79 

Schwe- 
den 

Frank- 
reich 

1867-80 

a&viuen 

S*  % 

6,9 

4M  „ 

460/0 
}  54,. 

37.17O/0  20,60/o 
3. «3  ,,      15  ., 

.,    38  m 

"9n/o 

77  „ 
4  m 

'3% 

61  „ 
26  „ 

8,57% 
4>>9  M 

61,4*  „ 

*,m% 

4-78  » 
91,71  „ 

Tabelle  VII:  Die  Trennungsklagen  in  Frankreich1). 


1837— 
40 

1841— 
45 

1846— 
50 

1851  — 
55 

1856— 

60 

1861  — 
65 

1866— 
70 

1870— 
75 

1876— 
80 

Ehebruch,  m. 

„  w. 
Sivitien 

5«»7. 

4'°  „ 
88,&  „ 

5.8°/. 
4«» 
87,»  ., 

3,3  „ 

4.4% 
4,9  ,, 
88,6 ,. 

2.»  „ 

5  »% 
6.2,, 

86.5 ., 

2,0  11 

4-8% 
6,4  „ 

87  „ 

1,1  „ 

4,o% 
6.2  „ 
88,7  „ 

1.1  H 

3-5% 
4,&  >' 

92  ., 

1,0,, 

3,o% 
5  ,1 
91  „ 
1,0  „ 

3,5% 
4*8  H 
91,7  „ 

1,0  „ 

Aua  Tabelle  VII  geht  hervor,  dafs  die  Trenn ungaklagen  wegen  Ehe- 
bracha  im  Abnehmen  begriffen  aind,  und  zwar  auf  Seiten  der  Männer, 
deren  Anteil  aich  aeit  der  Periode  1846 — 50  niedriger  stellt  als  derjenige 
der  Frauen,  während  die  Sävitienklagen  seit  der  Periode  1861 — 65  zuge- 
nommen haben. 


5)  Uneheliche  Kinder  und  die  Ehetrennungen. 

Nach  Bertillon  ist  ein  Zusammenhang  zwiachen  der  Häufigkeit  unehe- 
licher Kinder  und  derjenigen  der  Ehetrennungen  nicht  vorhanden. 

Gerade  in  Dänemark,  der  Schweiz,  Sachsen,  wo  die  Ehetrennungen 
sehr  zahlreich  sind ,  werden  die  meisten  unehelichen  Kinder  geboren, 
während  in  Ländern  mit  geringer  Ehescheidungsfrequenz,  wie  Norwegen, 
England,  Italien,  die  Zahl  der  uneheliohen  Kinder  weit  geringer  ist. 

1)  Aas  Bertillon. 
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Aaf  1000 

Töchter  und 

Witwen  im  Alter  ron 

15- 

50  Jahren 

wurden  uneheliche  Kinder 

geboren 

in: 

Dänemark 

Italien 

Norwej 

ten 

1860-70 

1868— *74 

1868-72 

1861—70 

1861—70 

Uneheliche 

30.7 

32,9 

M,l 

20.1 

17.« 

Auf  1  Ehetrenn,  kamen 

79 

43 

325 

369 

1368 

Eheschliefsuugen 

1870-74 

1871—75 

1869-75 

1870- 

71 

1867—75 

6)  Der  Stand  der  Geschiedenen. 

Berti  Hon  weist  für  Frankreich,  Wright  für  Amerika  nach,  dafs  der 
Bauernstand  am  geringsten  bei  den  Ehetrennungen  beteiligt  ist,  der  Handels- 
stand aber  am  meisten ,  während  die  Arbeiter  und  die  freien  Berufsarten 
sieh  etwa  die  Wage  halten. 

Thatsächlich  wird  bei  den  Arbeitern  die  Trennung  des  ehelichen  Zu- 
sammenlebens wohl  am  häufigsten  Bein.  Dies  läfst  eich  aber  in  vielen 
Fällen  nicht  erfassen,  da  in  diesem  Stande  die  wilden  Ehen  sehr  zahl- 
reich sind. 

7)  Das  Alter  der  Geschiedenen. 

Nach  Wright  werden  in  Amerika  die  meisten  Ehen  im  3. — 7.  Jahre 
ihres  Bestehens  getrennt;  in  Wien  war  1874 — 79  die  mittlere  Dauer  der 
durch  Scheidung  gelösten  Ehen  8 — 9  Jahre  (Dr.  Löwy);  in  Frankreich 
war  1886  die  Zahl  der  getrennten  Ehen  von  5 — 10-jähriger  Dauer,  32°/0 
aller  getrennten  Ehen;  in  8achaen  1872—74  31,10°/0. 


Tabelle  VIII. 


Von  1000  getrennten  Ehen 

dauerten  1  > : 

0—1 

2-5 

6-10 

1  i_20  |  21—1 

0—10 

Italien  1866—7» 

91 

ji« 

229 

244  118 

638 

Frankreich  1876—79 

7 

208 

296 

327    j  162 

5" 

320  (1886) 

Schwei»  1876—80 

37 

323 

241 

285  114 

601 

Rumänien  1875-77 

246 

263 

374 

H7 

883 

Sachsen  1875-77 

•7 

340 

253 

350 

650 

311  (1872—74) 

Baden  1872—80 

279 

34u 

646 

Schweden  1876-80 

0,8 

111,4 

248,4 

640 

360 

Die  Dauer  der  gelösten  Ehen  ist  nach  mannigfachen  Richtungen  hin 
von  Wichtigkeit.  Einmal  kann  man  irgendwelche  Schlüsse  daraus  auf  die 
Moral  ziehen.  Es  zeugt  wohl  für  gröfseren  Leichtsinn,  wenn  kaum  ge- 
schlossene Ehen  bald  wieder  gelöst  werden.  Sodann  aber  kommt  die  Zahl 
der  Kinder  in  Betracht. 


1)  Bertillon. 
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Auf  je  100  getrennte  Paare  kamen  *) : 

mit  Kindern     ohne  Kinder 

In  Frankreich  1851—60  60,4  39,6 

1875-80  63.6  36,4 

„  lUlien  1866—79  52.4  48,6 

„  den  Niederlanden      1876—78  34,5  65,5 

„  der  Schweiz  1877—80  62,7  37,3 


Das  Vorhandensein  von  Kindern  bildet  einen  gewissen  Wall  gegen  die 
Ehetrennungen.  Wenn  gleiohwohl  in  Frankreich  und  in  der  Schweix  die 
Ehen  mit  Kindern  hantiger  getrennt  werden  als  die  ohne  Kinder,  so  ge- 
währt dieser  Umstand  einen  sicheren  Bückschlufs  auf  den  Leichtsinn  und 
die  Moral  in  diesen  Ländern.  Leider  fehlen  in  Deutschland  die  Daten 
Aber  diese  Verhältnisse. 

Nicht  unwichtig  ist  die  Frage:  Welchen  Einflufs  übt  eB  aus,  wenn 
der  Mann  jünger  ist  als  die  Frau?  Das  einzige  Beispiel,  das  wir  haben, 
bietet  die  Schweiz. 

Unter  100  000  Paaren  kamen  1877—80  Trennungen  Tor,  wobei 

der  Mann  jünger  war       die  Frau  jünger  war 
um    1  —  10  Jahre  239  Trennungen  19a  Trennungen 

N     11-«      „  48O  „  184 

„   25— x      „  I020         „  106  „ 

Je  älter  die  Frau  ist  als  der  Mann,  um  so  mehr  Trennungen  kamen 
also  in  der  Schweiz  vor. 

8)  Die  Chancen  der  Wiederverheiratung  der  Geschiedenen. 

Tabelle  IX. 


Von  je  1000 

Personen  war 

en  Gescl 

liedene  1885»): 

w. 

m. 

8chwei« 

1885 

4*« 

2,5 

3.« 

1888 

5.0 

2,8 

8  h 

1885 

3,5 

1,8 

2,7 

» 

1884-49 

1,50 

0,8 

n 

Land 

»» 

11 

1,80 

0,7 

Städte 

n 

2,30 

i»i 

Dänemark 

1885 

3.« 

2,6 

3.« 

Deutsches  Reich 

w 

M 

1,0 

M 

Norwegen 

» 

1,1 

0,9 

M 

Ungarn 

n 

0,9 

0,57 

0,75 

Schweden 

m 

0.88 

0,45 

0.67 

m 

0,8« 

0,4  8 

0,65 

Oesterreich 

n 

o.as 

0,4 

0,4  6 

Von  den  Geschiedenen  verheiraten  sich  demnaoh  im  Verhältnis  die 
Frauen  viel  weniger  wieder  als  die  Männer;  allerdings  ist  auch  das  durch- 
schnittlich längere  Leben  der  geschiedenen  Frauen  mit  in  Anrechnung 


1)  Bertiüon. 

S)  Aua  der  Zeitschr.  des  Kgl.  Siebs.  Stat.  Dur.  1865.  1889. 


Digitized  by  Google 


270 


Mizellen 


IV. 

Die  Zunahme  der  Bevölkerung  in  den  hauptsachlichsten  Kultur- 


Deutschland 


1 

-A 

ahresi 

*> 

ö  !  ? 

"o 

-£ 

2  I  •? 

=  I 


•5 


a  .2 

u  — 
□ 


1816  24  M31  39(1  46.3 
1820  12629t  606  49.1 
1825  2Ä  III  263  52,5 
1830  |22il8  1251  55,1 
1895  I30935  648  57.7 
1840  [32  ZiS  L5°J  61,* 
1850  35  305496  66,0 
1860  '32  745  l8j  70.4 
1870  I4O&1S249  76,1 
1880  45  234061  83.7 
1885  46855224  86,7 
1890  I49  428  470I  91,4 

Oesterreich 


2-5 
0.0 

■  %m 

S  JS 

a  * 


Preufsen 


t.43 

Lfj 
o.m 

1.16 

Q.76 
Q.64 

o  t:> 
Mm 

O.70 
1.07 


1857  113  768  443  42.6, 

1869  1 15  509455  48.0  1,05 

1880  ij  225  ZIP.  48,7  0,1 3 

1890  12  463  4/J.  54^0  ' 


1.1& 


* 

N 
» 

M 
* 


1816 
1822 
1831 
1840 
1849 
1858 
1867 
1867 
1875 
1880 
1885 
1890 


z  • 
a  m  bc 

■Sa" 
a  = 


U  6b 


)  1367J  8jj 


27  222  111 


8 

|# 

3 

■ 

■ 

Sa» 

8 

0  2. 

£  0 

1.3 

1  □ 

s  — 
a  * 

N  -» 

u 

•s 

S  !£  p 

r     >  fa 

□ 

r^-^_  _— — : 

35.3 

1816 

1  128  805 

48,6 

39-* 

Vi 

1821 

I  2&J  602 

84,3 

1,11 

44 

1,31 

1830 

I  402  066 

93,6 

I.S3 

;o 

1,61 

1840 

I  206  226 

I  I3.9 

2.11 

55.9 

1.04 

1849 

1  894  43J 

126.4 

60^1 

O.ü.'. 

1858 

2  122  Q02 

132.9 

L14 

1.21 

1867 

2  426  3OO 
2  760  586 

l6l,9 

I.S8 

6q.l 

1875 

184,1 

LH 

n  * 

0.65 

78.4 

t.ao 

1880 

2  972  805 

1983 

I.S4 

8  t. 3 
86,0 

O.T:> 

1885 

3  l8_2  OO3  212,2 

1.36 

1.1g 

1890 

3502O84  233,,; 

1,9* 

Frankreich 


1 

1801 

£892  536 

55i0 

1806 

29107423  53.1 

1811 

LQ  164  256 

67.3 

1.43 

1821 

30471  875  55^ 

o.:.i 

1821 

L2  OOO  236 

79t« 

m 

1831 

32  569223  59  4 

0 

1831 

Ii  896  797 

92.0 

1.58 

1841 

34  230  178  62.4 

O  51 

1841 

15  914  148  105.3 

I.4& 

1867 

l8  224  500:  60.7 
20  394  980  67^ 

1861 

35  7g3  L20  65^3 

0.45 

1851 

12  927  609 

118,7 

1869 

0...7 

I861»i 

36713  166  67.0 

0,26 

IB61 

2Q  Qhh  22j 

132, R 

1.19 

1872») 

36  103  9_2i  67,7 

1871 

22712  266 

I5O.4 

1,99 

1880 

22  144  244  23^7 

0,7  8 

1876 

36  905  288  70.0 

0.55 

1881 

25  968  286 

t ;  !.;> 

1,43 

1885 

22862825  74.0 

188« 

38  218  903  72.3 

0,3ü 

1886 

27  820  58L  184.7 

1.36 

1890  |2J  895  413 

TM 

0,fi 

1891 

38  343  I9*i  7i,o 

0.:i2 

1891 

29  001  018  192,0 

0,7- 

Miederlande 

Spanien 

Schweden 

1787 

lfi402  8Z2|  20,6 

1761 

1  7i5  211 

Jo.il 

1800 

234I303 

Q.6  1 

1810 

2-522ÜJ 
2584600 

5^3 

o.ii 

1832 

U  158  264  21,9 

1820 

1829 

2613487 

m 

1846 

LZ  liiZ  87_2  23  | 

O  6  4 

18S0 

2  *M  o«  2 

1.17 

1839 

2860450 

0,94 

1857 

1546434030^ 

2,47 

184'< 

3138887 

6,;. 

o.ft»; 

1849 

3056822 

92, 1 

0,6'> 

1860 

15  673  536  30 ■» 

0.45 

1860 

3482541 
385972I 

1 . 0  9 

1869 

3293  512 

loo.n 

O  7  7 

1860 

i 

1.08 

1869 

3519  519 
4012693 

108, 

0,87 

1677 

16625  &6fil  32^7 

1 

0,85 

1870 

4  ihE  52J 

2i» 

Q..HQ 

1879 

122.0 

I.S4 

1880 

4  jts  6M  10,1 

0.;l.S 

1885 

4  336ol2 

1.14 

1884 

16958  178  33^4 

O.25 

1885 

4642769 
4  78I981 

10..' 

0,30 

1889 

45I»4I5 

136,7 

1.01 

1887 

'7565625  35  » 

1,19 

1890 

1 1,0 

o.<ui 

Ungarn 

Schweif 

Rursland  (enrop.) 

1860 
1870 
1880 
1888 


2510494 
2  669  14" 
2  84  h  LD_2 

^9'7  754 


60,6 

64  4 

69  ö 
7I.Q 


Q,6  3 


o..u 


Sachsen 


England  nnd  Wales 


1858  I1689J  493 
1867  I72  195  494 
1879  83  626590 
1883  187  850490 
etotcEmftlieli 
1889  |94  289057; 


14.0 

1677 
Polen 
17.8  i  LI» 


Q.8P 


1)  Alte  Prorinsen.  S|  Ohne  die  1860  erworbenen  Provinzen. 

8)  Exkl.  Elsafs-Lothringen. 
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Staaten  während  der  letzten  Deoennien.   (Nach  amtlichen  Quellen.) 


I 


Württemberg 


« 

S  ö 

M 
• 

0  -2 

ft.O 

8 

b 

ii  2 

k  — 

H 

A 

D 

*  I 

1818 

3  707  966 

48.5 

1827 

4  044  569 

52  9 

I.Ol 

1830 

4  »33  760 

541 

0.73 

1840 

4  370  977 

57.8 

0.57 

1849 

4  52<>75i 

59* 

0  38 

1858 

4615748 

60.4 

0.23 

1867 

4824421 

63,6 

O,50 

1875 

5  022  390 

66,8 

0,61 

1880 

5  284  778 

69,7 

1,04 

1885 

5420  199 

0.51 

1890 

5  594  982 

73.7 

0,90 

Schottland 


I  608  420 

1  805  864 

2  091  521 
2  364  386 
2  620  184 

2  888  742 
3062  294 

3  360018 

3  734  370 

3  949  393 
4025647 


20,3 

1801 

21,8 

1,23 

1811 

26,6 

1,58 

1821 

3O.0 

1,30 

1831 

33* 

1,08 

1841 

36.6 

I  02 

1851 

38,8 

O.60 

1861 

42.6 

0,97 

1871 

47.3 

1,11 

1881 

50.1 

1,09 

1886 

5i.o 

0,36 

1881 

1815 

885  467 

2,9 

1825 

1051  318 

3.4 

1.87 

1885 

I  194  812 

4-o 

1,36 

1845 

I  328471 

4,4 

1.12 

1855 

I  490  786 

4.9 

1.22 

1865 

1  701  478 

5,6 

1.41 

1875 

1  806  900 

6,0 

0,62 

1880 

I  925  OOO 

6.1 

1,23 

1891 

2001  OOO 

6,2 

0,35 

i 

■ 
& 

X 


<B  « 

O  —  U 

•-o  c 

*  2 


I 


6 

o  £ 

□ 


o.o~ 

•  u 
B  JS 
3  « 
SJ  -5 


1816 
1822 
1831 
1840 
1849 
1858 


1  410684 
I  459  250 
I  586785 
I  646  136 

1  744  595 
1  690  898 


1867    1  778  396 


72,3i 

74,» 
81.4 
84,4 
89.4 

86,7 
91,2 


1875  I  881  505  96,5 

1880  1  971  Il8  101,1 

1885  1995185102,3 

1890  2036522104,4 


Irland 

5  226  33 « j 

5  956  460 
6801  827 

7  767  401 

8  175  1*4 

6  552  385 
5  798  967 
5  412377 
5  »59  839 
4  887  439 
4  704  750 


61,8 

70. 6 ' 

86. 8 1 
92.1 
96.9 

77.71 

68,8 
64,2 
6t. 2 
58.0 
56.0 


0,57 
0,97 

0,4  2 
0,66 
-O  34 

0,57 

0,72 
0.95 
0  24 
0,4  1 


1,42 
1,44 
1.42 

0.  52 
-1,98 
-1.15 
-O.66 
-0,47 

1,  U 

-0,7  5 


1788 


1812 


IUlien 

17  700000 
19800000 


1861  25  023  810 
187l26  8oi  154 
1879  28437091 
1885  29  699  785 
1891  30347  291 


6l,s 

68,6 


867 
92.9 

98  6 
IOO.0 
106,0 


0,56 


0.54 
0,72 
0.76 
O.86 
0,36 


8 

i 
-3 


£  k 

II 


s 

o  ° 
□ 


2^ 

.  Im 

II 


1816 

I  005  899 

66,s 

1822 

1  090  910 

72,2 

1,41 

1830 

1  200  47 1 

79,5 

1,15 

1840 

I  296  464 

85.2 

0,79 

1849 

'  362  774 

90,2 

0,67 

1858 

1  340  735 

88,7 

—0,1  8 

1867 

M34  970 

95,o 

0,7  8 

1875 

1  507  179 

99-8 

0.63 

1880 

»  570  254 

104,0 

0,83 

1885 

I  601  255 

106,2 

0,39 

1890 

I  657  867 

109/J 

0,69 

Belgien 


1831 
184C 
1856 
1860 
1870 
1879 
1885 
1891 


3  785814 

4  337  196 

4  529  560 
4671  183 
5087  105 

5  536  654 


122,9 
140,8 
M7,o 

15», 6 
165.I 

179.7 
198,0 

444  209,0 


0,97 
O.44 
0,7  8 
0.89 
0,98 
1,14 
0,97 


Verein.  Staaten  t.  N.-A 
Pllcheninlialt:  9  212  300  qkm. 


1790  3929827 
1800  5305925 
1810  7239814 
1820  9638  131 
1830  12  866  020 
1840  17069453 
1850  23  191  876: 
1860  31  443  32I1 
1870  38558371I 
1880  50  155  783 
1890  62  982  244 


7,0 


3,60 

3-64 
331 
3  31 
3-26 

3,s« 

3,55 
2.37 
2.96 
2,55 


4)  In  Bezug  auf  die 
teilungen  Ii,  VII. 


PlMchenverhältnisse  stützen  wir  ans  auf  Petermanns  Mitt- 


P. 


N 
c 

s 

w  § 
2.3 
■  § 


ELP» 


09  OS 


LM 
O 

lm 

00 
On 
00 


00 
VJ 

VI 

t 


Ln 

o 

Ln 


Ln 
O 

8 


00 


er» 


S  I 

L  - 

g 

i  1 

? 

r  -i 

i  i 


2  = 

Ii 


>>>■>■« 

BT«-" 


""  BD 


CD 

I 


I  g  I  : 


O 


Ln 


K>  4» 

"•  —  wo 

00  O  Q  CM 

cn  o  vi 

O  N  Cn  Ln 
004k  —  OOLn  Ln 

*  »>.  o  o  - 

fcM  O  CT '4k  4^  wn 


II  —  — 


—  LM 
WvOUi 

4k  O  C*4>  O  so 
Kl  O  II  vt  4«  4» 
O  OUi^  C  Cc 


-  o 

Ocn 

O  OOO  00  — 
4k  oc  -  i  vö  00 


OO  —  VI 
OOLM   0*N  M 

*  ~  O  CQ»J 

Ln  —  Kl  «Ui 

O  OOLn  Q  m  M 

UM  — 

»  Ol" 
NNJ  O 


M  O 

O  ki  cn 


«'S  WCS 

-i  00L- tn  00vl 


Kl  LM  Kl 

—  Ln   —  Cm  — 

«vi  >o  "v«  00  —  O 

\0  Ovl  OOLn  »v| 

lm  oolm  o  cc  -o 

MMN  OO  O 


Kl 


Kl  CM 

-  VI  _    -  _ 

O  4k  —  O  Ln  vi 

-  :  ;.  ..  „.  ...  .• 
4k  o  O  O  O  O 
Uimu  ocn 


trt  Ln 
4*  Lm  O 


Kl  000 


M  Kl  O  4k  4k  VI 
O  004k  O  4k  Cm 
Q  vi  4k  4k  O  O 


Kl  —  —  Lm  Lm 
vi  lm  vi  —  —  sO 

Ö  CO  M  M  »  U> 


SM.! 


O  LM 

i*  L» 


I  \t 


Ln  4k  , 

•  »  1 


I  I  -> 


a  S  2.  "  2  2  2  ä 

5  g 


9 

fr 


-  O 
[  5 

8  I 


c  2 
— >  * 

»  IT 

r 


z.  fr  2.  =.-  =. 


o  ö 

Ii 


f 


f  » 

ff 


r 


C4k  «v| 


~  O  ~  00  O  - 
Kl  Ln  4k  vi  Qo4k 
O0  O04k    O   Kl  LM 


OLM 
00O 


—  Ln  Cm  v| 

oo 


I  LM  Kl  Lm  4k  O  00  O  Cn  4k 
LM  I  »OC^U^-KI-A  Kl  — 
O  4k  00  Lm  vi  w  ki  O  4k  O  4k 


ki 

O 


LM  vi 


OL.;  Lm  —  lm 

OOLM  KlCMviLMLMOLnLMO 
00  o 
CT-  O 


viQ  '  —  O  O  Kl  Ln  O  O  OO  Kl 
O0  O       O  OLn  »»  Q  Kl  —  vi  vj  O 


—  —  Kl 
O  O0  - 


Kl  K> 
O  VI 


«  »  -  «  »  HUUlVnN 

Ln  O  Kl  Kl  Ln  o  04kLn  OOMvILnui  00  45 

—  Ln  LM  LM  OLM  O  Ln   O  -U  Lm    Q    C  C  O    —  O 

Kl  vi  OLM  Ovl  0  Ln  Q  O  OO  OKI  OOLn 


CO 


s 


CC 

-1 


—  Kl  Kl  Kl  LM 
O  00  00  —   O  OOLM 


O  —  V  ...  /•  .  ,  —  4-  CM  Kl  VI  LM  LM 
-  Ln  in  4k  O  O  O  004k  WO  -  OsOM  Q  00 
Cm  vD  -  —  Lm  vO        w  Qt-O  CO  O  sO  Ln  Ovi 


M  Kl   Kl    Kl  LM 

i-i  —  ___KIK>4k  O  vi  00  OOLm  vi  4k 
-  Kl  4k  OIm  lm  O  -  — vi  0O  CO  OO  O  Kl  Kl 
'  ~  -  tM  "  O  O  -  00 vi  vO  vO  000  -  OLn 
'  LnO  004kQ00KI4k4kLMOO  00  Kl  vi 


—  M  Kl  Lm  Lm  Lm 
M  mm  «•  —  Kl  Kl  4k  OOO  Kl  O  Kl  O  v| 
i  Ln  Ln  OOLM  00  VI  4k  00      lm  9>4>  4>  OOLn 
O  Kl  04k  O  O  O  -  O  OOLn  -  OOO  4k  Lm 
Kl  O  O  Ki4k  O  vi  O  Kl  Ln  4«  Lm  Lm  -  Lm  Ln 


Kl  LM  Lm  LM  4k 
O  O  O  Kl  m 


»•  Kl  Kl  —  —  Lm  Lm  Ln  "vj  O  Kl 
vlLn04kOO0""  000vi  OOLn  —  Lm  O  vi 

_    o  O  OO  -  O  00  —  ■ 
O  Kl 


o  O  O  O  OO  — 

O  LM  O   O  4» 


00  Oc  vi  O  OOLn  vi  OC  O 
00  004k  vi  vj  O  O  OOLM 


8 


00 
CO 


—    Kl  LM  LM  LM  . 

-   Kl   Kl   Kl   -  LM  LM  Ln  O0  O  CM   0C-VI  KIV 

O  Ln  Kl  Ln  Q  vi  O  Kl  Lm  Kl  *-  —  0  004».- 
—  004k  O  O  vi  vj  O  - 1  Lm  ooOvi.«.  OC 
Ln  Kl  Lm  LM  OOOOOviO  —  OO  —  Ovl  - 


-W  MW 


Lm 

o 


OLM  4k 
4k  OOLM 


Ln  Kl  O  vi  -  Qv|-4kQ  OO 


O 

m 


Kl 

Ln  Ln 


Kl  04k  Kl  —  Kl  VI  Kl  LM  vO  O  CM  O 

te  <£>   —   LCV   —         30   es  c    ic  —  — 


oo 


od  es 

O  K6 


OD  00  00  X  00 
0C  «0  «  CO  CD 
— 1  C  —  —  «3 


OD  OD   X  00 

lo  co  co  es 

O  »-  — 


s 

■ 


S 

09 
n 

% 
% 

er 
■ 

| 

Ob 

S" 
?;  t» 

-.  a 

s  2 
s  5" 

S s 

er 

I 
1 

CD 

o 

S- 

s 


m 

2 


00 

i 

00 

I 

! 

l 
& 


5 
> 

S  < 


3  g  D  ? 

g 


N 

■ 

3) 


o 

M 

O 

— 

Kl 

4k 

Kl 

Ln 

4k 

1  w 

LM 

1  Ln 

OOO  0 

00 

Lm 
O 

o 

Lm 

1  B 

Ln 

1  O 

— 

Ln 

4k 

LM 

—    —  IM 

rtn  n  - — 


00  Kl 

•  Ln  vn 
I    Kl  — 


Kl  Kl  Lm  —  Kl 

—  OCm  o  Kl 

—  Ln  Kl  OOLn 
4k  00  Kl  vi  — 

^225 


Kl  Kl 


O  00 


O  Kl   00  O  , 

4k  o  ui  O  er 
vi  ki  oo  oaq 

O  4»  004k  a 
■ 

O  Ln  Ln  O  - 
Ln  o  O  vi  a 

4k  LM   Kl    O  — 

o  o  o  o  » 

_8_8_y. a. 

Kl  Ol  Ln  Kl  ? 
Kl  —  Ocn  — 
Kl  O   O  Kl  — 

•••:■>. 

00  Kl  O  — 
CM  QVI 


in 

Proaent  - 


i3l 


3 

D 

I 


8C«r  S 

'   B  ' 


> 

B 

sr 

IT 
» 


I 

W 

oq 
o 
P 


P 

9 


Kl  —  Ln 
y>  io  — 


O  00  VI  oo  —  Kl 

-    -J   -_         T  - 


O  vi 

er.  © 


O  oo 

ü  o 


4k  v]  4k  Ln  O  Kl  O  -  O0VI  Ln  4k  OCm  O  00  00 

Nä«oi»b»ii«(iöitinNoi9>ö 


O  —>  05  P3  m 

9  <=>    S  g-g-" 
-  2. 

1 


1U000 
Einw. 


2  2 


Digitized  by  Google 

4 


Misselle  d. 


273 


VI. 

Der  Staatshaushalt  Rumäniens 

Mitgeteilt  von  Dr.  Max  von  He  ekel. 
L  Staatsrechnung  für  1881 — 92. 


A.  Einnahme) 


I.  Direkt«  Stenern: 

1  Grundsteuer  .  . 
I  Abgaben  voi 

3.  Lizenzen  von  Spirituosen 

4.  Psteatstauar  

5  10 "nitre  Abgaben  von  .... 

Steigt  Lohn-  nnd  Besoldangsteoer 
wegen 


« 


Zollverwaltung  .  ... 
»)  Hinfuhr-  nnd  Ausfuhrzölle 

b) 

c)  Zufällige  Einnahmen 
dj  Zollstrafen 
Verkehrsstem 
•) 

b)  Visa-Gebühren 

c)  Registerabgaben 
<i)  Steuer strafen  . 


28  88 1  602 

274  150 
73609 

47  392 

5  75«  958 
1  075  447 

3  975  257 
110792 

10  167082 


12  971  578 
5  640  935 
5  086059 

3  133  830 
2685  581 

629  480 
28419 

105  004 


29  276  753 


10913454 


11  172  530 


30  280  886 


5U62  737 


5-60 


15.70 


10,20 


26f>» 


1)  Die  nachstehenden  Zahlen  sind  anf  Grund  des  Exposl  de  la  Situation  du  Trösor 
public  et  des  Services  dependents  du  Ministers  des  Finances  au  80  Septembre  1892 
(Bucarest  1893)  bearbeitet  Leider  giebt  diese  amtliche  Publikation  nur  hinsichtlich  der 
Einnahmen  n  ac  h  d  er  S  t  aa  t  sr  e  c  h  n  u  n  g  1891 — 92  die  wünschenswerten  Detail- 
angaben,  wahrend  sie  sich  im  übrigen  auf  die  Zusammenfassung  der  Hauptsummen  nach 
Kapiteln  beschrankt.  Infolgedessen  bat  der  Bearbeiter  auch  auf  die  bei  den  übrigen 
Etatsdarstellangen  befolgte  Gepflogenheit  verzichtet,  die  einzelnen  Posten  des  Budgets  in 
Gruppen  nach  den  inneren  Merkmalen  zu  gliedern.  Auch  die  Umrechnung  der  Lei  in 
Reichsmark  ist  unterblieben. 

Dritt.  Fol*«  Bd.  VI  (LH).  18 
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Mistellen. 


A.  Einnahmen. 


Absolute 


in  Lei 
■  0.80  M. 


P 


IM' 


JB  6 


b)  Weinberg-  und  Obstgarteusteuer      i  004  925 

c)  Steuerstrafen   523 

m.  BiaaUmonopole : 

1.  Tabakmonopol  

2.  Salzmonopol  

a)  Pur  den  inneren  Verbrauch  5  923  977 

b)  Von  der  SaUausfukr   ■    .    .    .      I  478  588 
8.  Zöndhölsermonopol  

4.  Spielkartenmonopol 

5.  Steuerstrafen  und  ausserordentliche 
Einnahmen  

IV.  Einnahmen  von  den  Domänen: 

1.  Pachtgelder  von  Grundstücken  und 

2.  Einkünfte  aus  Staatsforsten  .    .  . 

3.  Miete  von  Hiasern  und  Weinbergs- 
pachtungeu   

4.  Wegeaölle  

6.  Einnahmen  aus  den  Beäugen  der 
Porstbeamten  

6.  Verkauf  von  Ländereien  in  Dobro- 



7.  Schulden  der  Neuvermählten 

8.  Ablösung  de«  Zehnten  in  Dobrogea 

9.  Aus  der  Verpachtung  von  Weide- 
plätzen und  Grundstücken  in  Do- 
brogea   

10.  Steinbrüche  

11.  Mars  und  Gewicht  

12.  Donaukanäle  

13.  Weiher  in  Dobrogea  

14.  Verpachtung  der  Schilfernte  .  . 
16.  Bader    von    Calimanesti  ,  Lacu- 

Sarat  etc.  

16.  Oeffentliche  Gärten  

17.  Acker banschuleu  

18.  Technikum  von  Jassy  .... 

19.  Pachschule  von  Bukarest     .    .  . 

20.  Prüfungsgebühren    der  Ackerbau - 
schule  

21.  Tieräratliche  Schule  

22.  Einkünfte  aus  dem  Fonds  J. 
Dimitriu  

23.  G«richtlicbe  Urteile     .  . 

V.  Einkünfte    aus  deu 
Arbeiten: 

Staatseisenbahnen  und  Eisenbahnen  von 


34  899  938 
7  401  565 


2  3968I9 
389  492 

Il6  981 


H558  443 
3981010 

203S56 
130  9i4 

356807 

1  471  129 
1  789  36a 
234  443 


831  509 
234  683 

»7  399 
88  199 

576  500 

43  802 

95  4>7 
3664 

59  494 
S4°4 
3  876 

60495 
12463 

8822 
26724 


45  204  785 


8.97 


23,5» 


24  794  125 


13872579 


4.9« 


12,63 


2.7.S 


7,11 
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A.  Einnahmen. 

Absolute  |1 
Zahlen  £ 
in  Lei  , 
«=  0.80  M.  I 

:      s*  1 

Li  IN 
*  > 

Ein- 
1  nahmen  | 

trag: 

2.  Telegraphenverwaltung 

3.  Staatsdruckerei  und  Staataanzeiger 

4.  Arbeitsertrag  der  Strafgefangenen 

3  656  894 
2  366  780 
736  679 
»37  °57 

6  898  030 

1,37 

J.56 

VII.  BanataMB   der  Finanaverwal- 

2001  174 

0,39 

1,03 

V UaaK  • 

t.  Interessen  der  Staatsschuldner  .  . 

3.  Dividenden    der  Landwirtachafts- 

4.  Verkauf  alter  Gegenstände  .  . 

5.  Entscheidungen     des  Bechnungs- 

6  Aus  der  Pensionskaaae  .... 

iöo  375 

I  097  379 

534  804 
26666 

6878 
4OOOO  j 

1.  Annuität  der  Bodenkreditanstalt  von 

109  072 

VJH.  Einkünfte    der  Xriegsverwal- 

l.  Zuschüsse  der  Gemeinden  zur  Keuer- 

733  0OO 

1  256  984 

0,25 

0,6  4 

2.  Gebühren    der  Militarbildungsan- 

3.  Hafen  von  Konstanza,  Strafgefalle 

99  095 

8  590 
416  299 

P 

• 

tv   v:«n«i>ifnATi   am  der  Verwaltung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten : 

1.  Pafsvisa  und  Abgabe  der  48-8tun- 

S   Einkünfte  der  Gesandtschaften  und 

33  343 
146  866 

181  778 

0,036 

O,09 

8.  Gebühren  der  Naturalisation     .  . 

1  570 

1 

x   Einnahmen  der  8  chul Verwaltung : 

1.  Gebühren  der  SUatsinternate    .  . 

2.  Inskriptionsgebübren   an  den  Uni- 

3.  Zuschüsse  der  Distrikte  und  Ge- 
meinden zur  Unterhaltung  d.  Lyceen 

86967 
10452 

116000 

213419 

0,045 

0,11 

XI.  Einkünfte  der  Justizverwaltung : 

Bulletin  des  Kassationshofes    .  . 

„mm         i«             ti e JhTI  A    Vi  T1T1  ft.il  TTtftTl  * 

4  262 

1     7  278  054 

O,008 
1,44 

O,002 
3.16 

A.  Einnahmen-Summe : 
üeberschufs  des  Staatsschatzes : 

1  183348814 
1     9  943  961 

j  1,97 

II  193292775 

18* 
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Mitteilen. 


Absolate 

<—  sc 

5>  i  s 

u  0 
e  « 

B.  Ausgaben. 

Zahlen 

in  Lei 

pH 

II 

—  0,80  M. 

g  -Q  « 
O.  > 

I.  Oeffenüicbe  Schulden  

11.  Kriegsmini»terium  

III.  Finanzministerium  

IV.  Kultusministerium  

V.  Ministerium  des  Innern  

VI.  Ministerium  für  Beuten  und  öffentliche  Arbeiten 

VII.  Justizministerium  

VIII.  Dominenniinisterium  

12.  Ministerium  für  auswärtige  Angelegenheiten  . 

B.  Ausgaben-Summe 
Ueberschufs  1891  —  92 

f. 


62  591  674 

38  56'  455 
22  194462 

17  56i  225 
12  370627 

4  8'5  735 

5  43» 
4  636  236 
1  649  436 

51007 


169  681  289 
13667  525 
9  943  961 


12,4» 

32.1* 

7-65 

19.9* 

4.40 

11.66 

3-48 

90S 

2,45 

6,4c 

0,95 

2,4» 

1,04 

2,71 

0,98 

2,40 

O.Sf 

0,85 

0,001 

O.OJ 

J4«» 

J  12,*: 

II.   Voranschlag  für 

A.  Einnahmen. 

I.  Direkte  Steuern  

II.  Indirekte  Steuern  

III.  8taatsmonopole  

IV.  Einnahmen  von  den  Domänen  .  . 
V.  Einkünfte  aus  den  öffentlichen  Arbeiten 

VI.  Einnahmen  der  Inneren  Verwaltung  . 

VII.  Einnahmen  der  Finanzverwaltung .  . 

VIII.  Einkünfte  der  Kriegsverwaltung  . 
IX.  Einnahmen  aus  der  Verwaltung  der 

gen  Angelegenheiten  

X.  Einnahmen  aus  der  Schulverwaltung 
XI.  Einkünfte  der  Justisvi 
XII.  Verschiedene  Einnahmen 

A.  Einnahmen-Summe 
Ueberschufs  1891—92 


193  292775 

28  500000 

5«65 

47  155000 

9.S6 

44  500000 

8,83 

23  669000 

4.70 

14  1 18000 

2,80 

7  100000 

1,41 

1  942  000 

0.38  | 

1  384000 

°-  : 

115  000 

0.02 

303000 

0.04 

1  000 

0,0003 

6  925  000 

1.37  1 

II   175  713  000 

3  887  000 

aller 

Einn 


16.« 
26.35 
25.JJ 
1348 
8,04 
4.04 

Ml 

0,78 

O,0*> 
0,13 
O.0OC 
3.95 


B.  Ausgaben. 

I.  Oeffentliche  Schulden  

IL  Kriegsministerium  

III.  Finanzministerium  

IV.  Kultusministerium  

V.  Ministerium  des  Innern  

VI.  Ministerium  für  Bauten  und  öffentliche  Ar- 
beiten   

VII.  Justitministerium  

VIII.  Domänenministerium  

IX.  Ministerium  für 

X  Ministerrat  . 

B.  Ausgaben-Summe 


179600000 


0/0  süler 

Ausg. 

65  504831 

13.01 

36,56 

39  848  231 

6,28 

2»,ll 

22819744 

4.63 

12,66 

18  937  154 

3.7« 

IO,52 

14060224 

2.78 

7.80 

6609768 

1,31 

3,6- 

5486752 

0,09 

3.04 

5  238  1 23 

1,04 

2.91 

1  672  250 

0.31 

0.93 

64  500 

0,01 

0,003 

180  241 577  I 
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Hisseil  en. 


Ministerien : 


Ilauptsummen 
1887—88  i  1888 


I.  OeffenUiche  8cbolden  

II.  Kriegsministeriam  

III.  Finanzministerium  

IV.  Kaltasministerium  

V.  Ministeriam  des  Innern    .    .    .  . 

VI.  Ministeriam  f.  öff.  Bauten  a.  Arbeiten 

VII.  Justizministerium  

VIII.  Domanenmiuisterium 
IX  Ministeriam  für 
X. 


I. 

II 
III. 
IV. 

V. 
VI. 

vn. 

VIII. 

IX. 
X. 


der  Aasgaben  für  die  Finanzjahre 
(Voranschlag) 


—  89 


1891—91 


Oeffentliche  Schulden  . 
Kriegsministerium   .  . 
Finansministeriam  . 
Kaltasministerium    .  . 
Ministeriam  des  Innern 
Ministerium  f.  Bauten  u.  öff. 
Justizministerium     .  . 
Domfinenministerium  . 
Ministerium  für  ausw.  Angelegenh. 
Ministerrat  


Arbeiten 


63912459  63896 
30870317  36066 
II  676  552  23669 

i4  055°°3 
10  491  568 

3871  849 

4  74»  039 

3  325  988 

1  798  100 
62  960 


14498 
11  798 

3  940 

4  659 
4  763 
I  904 

62 


144805  835 


410 
619 
529 

952 
162 
878 
590 
794 
797 
960 


63  920  404 

34  3I7  8751 
21  783  094 
15  078  211 
Ii  101  387 

4  655  054 
4  755  507 
3824558 
1  530  986 
62510 


61  795  322 
36  450  946 
22  457  687 
16822  556 
11  928  996 
5  4t3  23i 
5  030  549 
4  087  386 
1  560362 
63  665 


62  601 770 
38  64466c 
22  483344 
I7  74M33 
12  548  511 
5816480 
5  286089 
4770366 
1  672936 
63560 


165  261  692  161  029  586  165  610  700  171  63415: 


der  Ausgaben  für  die  Finanzjahre 
(Staatsrechnung) 

1887—88  i  1888  —  89     1889— 90  1  1890—91  |  1891 — 92 


63  735  226 

30  725  599 
11  460  186 

13  947  «99 
10  229  869 

3  620  24 1 

4  702  852 
3  278  473 
1  786423 

61394 


143  547  962 


63  793  406 
35  654  823 
23071  334| 
«4353  2MI 
11  604  172 

3  476  1891 
4502513' 

4  734  760 
I  856949 

62  779 


63  907  890 
34  «05  396 
21  748057 
14945  «6« 
1 1  07 1  408 
4  556  330 
4  720  050 

3  752  499 
I  471  167 
62  402 


61  726  199 
35  953  303 
22  345  483 
16719357 
« »  493  947 
4  805  079 

4  975  301 
3  966  256 
1  538816 
62862 


62  592674 

38561 455 
22  194  46: 

17  563«; 
1 2  370  6:7 

4  8>5  735 

5  246  43J 
4  636  236 
1  649  436 

5100: 


163  110  136  160  340360!  163  586  603I169681 289 


8.  Die  Bilanzen. 


Finanzperioden 

Ausgaben 

Ueberschurs 

Fehlbetrag 

1880—  81 

1881—  82 

1882—  88 

1883—  84 

1884—  85 

1885—  86 

1886—  87 

1887—  88 

1888—  89 

140270570 

123  180935 
141  815930 

«34  695  990 
116  057  508 

124  478  397 
141  266  823 

«39  569  639 
159076892 

125  574  59« 
130675  100 
136  854  162 
«35  557  860 
130352265 

12997«  645 
129418851 
140  201  995 
161  173462 

«4  695  979 
4961768 

« «  843  972 

7  494  «65 

861  870 
14  294  757 
5  493  248 

632  356 
2  096  570 

Ueberscbüsse  bis  sum  Rechnungschlufs  1888 — 89 

3«  501  7«9 
30  872  966 

30872966 

Gesamtüberschurs 

628  753 

1889—  90 

1890—  91 

1891—  98 

159  849  207 

«70  353  796 
,   180  147  096 

158  770  924 
162  1 16  869 
168  404  894 

1  078  283 
8236927 
11  742  202 

1  bis  1891-92 

21  686  165 
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S.   Entwickeln!!)?  einzelner  Einnthmegroppen. 


*)  Direkte  Steuern. 


O/o- Verhältnis 

o/o -Verhältnis 

F  nun?.- 

Boll- 

Ist- 

Rest- 

zwischen  Vor- 

zwischen 

Perioden 

Rechnung 

Rechnung 

Rechnung 

anschlag  und 

Soll-  und  Ufr 

Soll-Rechnung 

1882-83 

27  709000 

30  918  216 

29  570  085 

1  348  '30 

I06  71 

95  «4 

1888—84 

24  100000 

2$  747  857 

24  532  800 

1  215057 

IOI.79 

95  «8 

1884—85 

24  930  OOO 

25  960  876 

24  621  104 

139  772 

98.76 

94  84 

1885—86 

24  780  OOO 

25  856003 

24  692  142 

I  163  861 

99  64 

95.&0 

1886-87 

27  640  000 

28  45O  166 

27  620  757 

829  409 

99  93 

97.7* 

1887—88 

27  160000 

28  163  838 

27040847 

I  122  99I 

99  5« 

96.02 

1888—89 

27  500000 

28  483  843 

27  359  277 

I  124  566 

99  48 

96  Ol! 

1889—90 

27  500000 

28  834659 

27  989  036 

845  623 

101.77 

97.07 

1890—91 

27  800  000 

29  664  ot>8 

28936358 

7277IO 

IO4  08 

97^ 

1891  —  92 

29  335000 

30  280  886 

29467038 

813848 

I00.4S 

97,82 

b)  Zölle. 


Finanz- 

Voranschlag 

Kin gange 

Differenz 

Perioden 

bei 

% 

1882— 83 

15  500000 

16  761  240 

4-  1  261  240 

+  8.13 

1883-84 

16010000 

20  076  362 

+  4  066  362 

+  25,40 

J884— 85 

18  IOO  OOO 

15  239  272 

—  2  860  728 

—  15-80 

1885-86 

1600000O 

16  891  238 

4-    891  238 

+  5*« 

1886-87 

16770000 

18016967 

+  1  246  967 

+  7-4» 

1887-88 

18  302  000 

21  201  595 

+  2  899  595 

+  15  84 

1888—89 

21  50OOOO 

21  962  957 

+    462  957 

+  2.15 

1889—90 

220O0  00O 

22  925  330 

+    925  330 

4-  4,80 

1890-91 

23  50OOOO 

23810044 

+    3  «0044 

+  182 

1891—92 

23  7OOOOO 

29276752 

+  5  576  752 

+  23. .",3 
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Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.    Geschichte  der  Wissenschaft.   Eneyklop&disches.    Lehrbücher.  Spezielle 

theoretische  Untersuchungen 

Cathrein,  V.  (8.  J.),  Moralphilosophie.  Eine  wissenschaftliche  Darlegung  der  sitt- 
lichen einscblielslich  der  rechtlichen  Ordnung.  2.  Aufl.  2  Bde.  Preiburg  i/B,,  Herder, 
1893.  gr.  8.  XIX-638  u.  XVI- 662  88.  M.  16.80.  (Inhalt:  Bd.  L  Allgemeine  Moral- 
Philosophie:  Die  Natur  des  Menschen.  Die  Bestimmung  des  Menschen.  Von  der  Norm 
des  sittlieb  Outen.  Von  den  Arten  and  Quellen  des  sittlich  Onten.  Das  natürliche  Sitten- 
gesetz. Des  Gewissen.  Schuld  und  Verdienst  Die  Lehre  Tom  Reiht:  (Das  Naturrecht. 
Widerlegung  einiger  unrichtigen  Rechtstheorien.)  Ueberblick  Uber  die  sittlichen  Anschau- 
ungen der  wichtigsten  Kultur-  und  Naturvölker.  —  Bd.  II  Besondere  Morslphilosophie : 
Von  den  individuellen  Pflichten  und  Rechten  :  Der  Mensch  in  seinem  Verhältnis  su  Oott. 
Der  Mensch  in  seinem  Verhältnis  zu  sich  selbst.  Von  den  persönlichen  Beziehungen  der 
Menschen  untereinander.  Das  Eigentumsrecht:  (Der  Sozialismus j  Das  Privattcrundeigeu- 
tum  und  seine  Gegner;  Positive  Begründung  des  Privateigentums;  Von  den  abgeleiteten 
Erwerbstiteln.)  Von  den  Verträgen.  —  Die  gesellschaftlichen  Beziehungen  des  Menschen: 
Die  Familie.    Die  Lehre  vom  Staate.    Das  Völkerrecht.  — ) 

Wippermann,  K,  Deutscher  GeschichUkalend«r  für  1892.  Sachlich  geordnete 
Zusammenstellung  der  polltisch  wichtigsten  Vorgänge  im  In-  and  Aasland,  Band  II. 
Leipzig,  Granow,  1893.  8.  XV— 406  88.  geb.  M.  6.—.  (8.  890  u.  ff. :  Internationale 
Versammlungen.) 

Zeidler,  H.,  Geschichte  des  deutschen  Genossenschaftswesens  der  Neuzeit.  Leip- 
zig, Duncker  &  Humblot,  1893.  gr.  8.  VII— 478  SS.  M.  9,20.  (A.  u.  d.  T.:  Staats- 
und sozialwissenschaftliche  Beiträge,  herausgegeben  von  A.  von  Miaskowski ,  Band  I, 
Heft  8.) 

B  o  u I  a  r  d  ,  Ed.,  Etudes  synthetiques  sur  une  Organisation  sociale  logique,  necessaire, 
cooforme  aux  lois  naturelles.  Theorie  et  pratique  du  collecüvhme  integral  revolution- 
naire.    13«  Edition.    Angers,  imprim.    Burdin  &  <     .  1893.    in-18.     168  pag.    fr.  1. — . 

Dictionnaire  des  finances,  publik  sous  la  direction  de  Leon  Say  par  L.  Poyot 
(chef  de  bareau  au  Ministere  des  finances)  et  A.  Lanjalley  (directeur  general  >u  Ministere 
de*  finances).  Fascicule  21.  Paris  et  Nancy,  Berger-Levrault  &  O,  1893.  Roy.  in-8. 
(vol.  U,  pag.  993  a  1120).  fr.  3,60.  (Sommaire :  Prestatious  (taxe  des).  —  Privileges 
da  tresor.  —  Protectorats  —  Quittance  (timbre).  —  Reclamations.  —  Röimpositions.  — 
Rentes  sur  l'Etat.  —  Reqaisitions.  —  Revenu  (impöt  sur  le).  —  Richesse.  —  RÖles. 
—  et«.) 

Grave,  J  ,  La  •ociete'  mourante  et  l'anarchie.  Preface  par  O.  Mirbeau.  Paris, 
Tresse  &  8tock,  1893.    in-18  jesus.    X- 298  pag.    fr.  8,50. 

de  Oreef,  O.,  Les  lois  sociologiques.  Paris,  F.  Alcan,  1893.  in-18  jesas.  IV— 
183  pag  fr.  2,60.  (Table  des  matieres :  La  Classification  des  sciences.  —  Les  lois 
scientifiques-  —  Les  meihodes.  —  Analyse  et  Classification  naturelle  sociologiqnes.  — 
Lois  sociologiques  llementaires.  —  Lois  sociologiques  composees.  —  Les  croyances  et  les 
doctrines  politiques.  —  Lois  sociologiques  progressives  et  regressives.  — ) 

Ivanouel.J.  E,  De  la  vie  simple.    Etüde  sociale.    Paris,  Giard  &  E.  Brlere, 
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1893.    8     91  pag     fr.  1. — .    (Eztrait  de  sommaire:  Do  luxe  et  de  la  fausse  grandeur. 

—  Des  metiers  ntiles  et  des  metiers  inutiles.  De  la  destinee  humaine.  —  Le  ceJibat.  — 
Du  socialisme  a  la  roode.  —  Da  contrat  social  et  de  l'amitle.  —  L'argent.  —  etc.) 

Vainberg,  8.  (avocat,  docteur  en  droit  .  L'cconomie  politique  est-elle  ane  science? 
y  a-t-il  des  lois  economiques ?  Conference  falte  le  19  avril  1893.  Paris,  Quantin,  1893. 
8.    fr.  0,75. 

Appleton  s'  Annual  cyclopaedia  and  register  of  important  events  of  the  year 
1892.  New  series,  vol.  XVII  (whole  series,  vol  XXXII).  New  York,  D.  Appleton  & 
C°,  1893.  Roy.  in-8.  VIII— 853  pp  with  12  füll  page  illustrations  (portraita,  views 
and  mips)  and  numerous  illustrations  in  the  tezt.  £  5=25/. — .  (Embracing  political,  mili- 
Ury,  and  »cclesiastical  »ffairs ;  public  documents ;  biography,  statistica,  commerce,  finance, 
litteratnre,  science,  agriculture,  and  mecbsnical  industry.) 

Dictionary  of  national  biography.  Edited  by  Sidney  Lee.  Volume  XXXV:  Mac 
Carwell-Maltby.    London,  Smith,  Eider  &  C°,  1893.    Roy. -8.    VI— 447  pp.  15/.—. 

Quarta,  Alb.,  Prolegomeni  alla  storia  doli'  economia  politica.  Vol.  I.  Roma, 
tip.  Elzeviriana,  1892.  8.  VI— 457  pp.  I.  10.-.  (Contiene:  La  Cina.  —  L'India. — 
L'Egitto.  —  La  Giudea.  —  La  Grecia.  —  Roma.  —  II  cristianesimo.  —  Cristianesimo, 
medio-evo,  il  feudo.  —  I  comuni,  le  repubbliche  italiane,  le  crociate,  le  leggi  commer- 
ciali  e  marittime.  —  Le  leghe  anseatica,  renana  e  sveva.  —  II  diritto  industriale:  le 
corporazioni  d'arti  e  mestieri.  —  La  politica  di  Carlo  V ;  la  scoperta  del  nuovo  mondo ; 
le  conseguenze  economiche.  —  La  rifnrma ;  la  dichiarasione  dei  diritci ;  la  manomorta 
ecclesiastica  ■  il  pauperismo. —  Splendore  artistico  e  deoadenza  politica;  critica  filosofica; 
la  cittk  del  sole  di  Campanella;  albori  economic!.  —  La  moneta,  la  produsione  dell'  oro 
e  dell'  argento;  i  precursori  dell'  economia  politica  in  Italia.  —  11  colbertismo.  —  I 
precursori  francesi ;  i  flsiocrati ;  Turgot.  —  Giovanni  Law  e  il  suo  sistema  |  origini  e 
svolgimento  del  credito  in  Europa.  —  Adamo  Smith  e  Roberto  Malthus;  1'InRbilterra  e 
la  rivoluzione  francese  ;  il  blocco  continentale.  —  Le  tre  scuole  degli  economisti ;  Ricardo ; 
l'ottimismo  e  il  pessimismo  economico ;  la  sociologia  nell'  economia  politica;  la  nuova 
scuola  tedesca;  la  scuola  italiana.  — ) 

2.  Geschichte  und  Darstellung  der  wirtschaftlichen  Kultur. 

Mandello,  Rückblicke  auf  die  Entwickelung  der  uogari  sehen 
VolkswirUohaft  im  Jahre  1892.  Budapeut  1898.  8°.  147  88.  (mit 
1  Tafel). 

Die  von  Mandello  alljährlich  veröffentlichten  Bückblicke  auf  die  Ent- 
wickelung  der  ungarischen  Volkswirtschaft  eind  an  dieser  Stelle  wieder- 
holt als  ein  Mittel  bezeichnet  worden,  sich  einen  klaren  Ueberblick  über 
die  Verhältnisse  Ungarns  zu  verschaffen  und  durch  Vergleiche  mit  den 
heimisohen  Zuständen  die  Punkte  aufzufinden,  in  denen  auch  bei  uns 
Reformen  nötig  sind.  Das  Buch  wird  diese  Bedeutung  auch  in  der  für 
die  neue  Ausgabe  gewählten  Form  beanspruchen  dürfen,  wenn  auch  viel- 
leicht nicht  in  demselben  Mafse  wie  sonst  Die  früheren  Jahrgänge  boten 
in  zahlreichen  Einzelberichten  über  Handels-  und  Gewerbezweige  eine 
willkommene  Ergänzung  der  allgemeinen  Darlegungen ;  diesmal  fehlen 
Bolche  Einzelberichte.  Viel  Erfreuliches  dürften  sie  freilich  nach  dem 
Inhalt  der  allgemeinen  Darstellungen  über  die  Hauptgebiete  der  ungarischen 
Volkswirtschaft  nicht  enthalten  haben.  Wenn  auch  die  ungarischen  Börsen 

—  gegenüber  dem  Pessimismus,  der  1892  fast  allenthalben  die  Börsen 
beherrschte  —  eine  verhältnismäfsig  zuversichtliche  Haltung  zeigten,  aiob 
sogar  nach  dem  Berichte  zu  „Stützen  der  übrigen  Märkte"  gestalteten, 
wenn  auch  nach  der  in  der  That  eifrigen  Arbeit  der  letzten  Jahre  1892 
eine  ruhigere  Periode  eintreten  mufste ,  so  kann  man  sich  doch 
beim  Durchlesen  des  Buches  des  Eindrucks  nicht  erwehren,  dafs  im 
ganzen  das  Jahr  1 892  kein  erfreuliches  war.  Für  die  industriellen  Unter- 
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nehmungen  ist  „keine  Veränderung",  also  auch  kein  Fortschritt  einge- 
treten. Für  die  Eisenindustrie  wird  das  Jahr  ausdrücklich  als  ungünstiger 
bezeichnet,  vornehmlich  wegen  der  gedrückten  Preise.  Auch  im  effektiven 
Warenhandel  war  das  Ergebnis  meistens  ungünstig.  Namentlich  aber  litt 
die  Mühlenindustrie  und  die  Landwirtschaft,  weil  geringere  Ernteerträge 
mit  ungünstigen  Preisen  zusammenfielen,  und  gerade  diese  Gebiete  sind 
auch  heute  noch  für  Ungarn  von  hervorragender  Bedeutung.  Als  ein 
ungünstiges  Symptom  erscheint  auch  die  mit  Hecht  in  dem  Berichte  be- 
klagte mehrfache  Erhöhung  der  Güterfrachten  auf  den  Eisenbahnen.  Nach  • 
dem  grofsen  Eifer,  der  in  Ungarn  während  der  letzten  Jahre  gerade  auf 
dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  geherrscht  hat,  war  zwar  eine  Ruhe- 
pause angemessen,  „um  den  organischen  Zusammenhang  fester  zu  knüpfen 
und  durch  ökonomische  Mafsnahmen  die  Ertrags-  und  Leistungsfähigkeit 
der  Schienenwege  zu  stärken"  (8.  130);  aber  dafs  auoh  auf  dem  Gebiete 
des  Vicinalbahnwesens  aus  Mangel  an  „genügenden  Kapitalkräften"  und 
sonstigen  Gründen  verhältnismässig  wenig  geschehen  ist,  wird  man  als 
weiteres  ungünstiges  Symptom  bezeichnen  müssen.  Auf  dem  Gebiete  der 
Binnenschiffahrt,  auf  dem  Ungarn  noch  wichtige  Aufgaben  vor  sich  hat, 
konzentriert  sich  begreiflicherweise  das  Interesse  auf  die  Regulierung 
der  unteren  Donau,  die  das  Hindernis  des  „eisernen  Thores"  beseitigen 
soll.  Diesem  wichtigen  und  interessanten  Unternehmen  ist  ein  besonderer 
Abschnitt  gewidmet. 

War  nach  dem  Gesagten  im  ganzen  das  Jahr  1892  kein  günstiges 
für  Ungarn  —  auch  für  Deutschland  werden  voraussichtlich  die  Handels- 
kammerberichte  ein  trübes  Bild  zeigen  — ,  so  wurde  doch  auf  vielen 
Gebieten,  insbesondere  auf  dem  des  Währungs-  und  Finanzwesens  eifrig 
gearbeitet  und  der  Herausgeber  glaubt  raschere  Fortschritte  der  ungarischen 
Volkswirtschaft  voraussagen  zu  dürfen.  Als  wesentliche  Vorbedingung 
dazu  bezeichet  er  mehrmals  die  ernste  und  unverdrossene  Arbeit  an  der 
„Hebung  des  Wissens"  in  gewerblicher  Hinsicht. 

Aachen.  R.  van  der  Borght 

Deutsch,   Anton,  25  Jahre  ungarischer  Finanz-  und  Volkswirt- 
schaft (1867—1892).    8°.    95  SS.    Berlin  1892. 

Der  Verfasser  giebt  eine  sehr  interessante  Skizze  der  Entwickelung 
der  Staatsfinanzen,  des  Geld-  und  Kreditwesens,  des  Verkehrswesens,  des 
Handels,  der  Gewerbe  und  Industrie  und  der  Land-  und  Forstwirtschaft, 
wie  sie  sich  in  Ungarn  seit  1867  vollzogen  hat.  Das  Land  hat  sich  in 
dieser  Zeit  nach  dem  vom  Verf.  beigebrachten  Material  zu  einem  erheb- 
lichen Wohlstande  heraufgearbeitet,  und  wenn  auch  der  Schwerpunkt  seiner 
Wirtschaft  nooh  heute  in  der  Landwirtschaft  liegt,  so  spielen  doch  auch 
Gewerbe  und  Industrie  und  Handel  schon  eine  sehr  erhebliche  Rolle. 
Unter  den  Mitteln,  die  zur  Förderung  der  wirtschaftlichen  Entwickelung 
angewandt  sind,  ist  namentlich  das  Eisenbahnwesen  zu  nennen.  Auf  dem 
Gebiete  der  Wasserstrafsen  ist  zwar  manches  geschehen ,  niufs  aber  noch 
viel  mehr  geschehen,  ein  Gedanke,  dem  auch  der  Verf.  bei  aller  Aner- 
kennung de«  Erreichten  unumwunden  Ausdruck  giebt 
Aachen.  R.  van  der  Borght. 
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Seeliger,  Gerhard,  Die  Kapitularieu  der  Karolinger.  München 
1893.    8°.    88  88. 

Boretius  hat  sich  grofae  Verdienste  um  die  Kapitularerforsohung  er- 
worben, die  ihm  niemand  streitig  machen  wird,  aber  seine  Ergebnisse 
sind  doch  keine  endgiltigen  gewesen  und  man  sucht  sie  heute  zu  berich- 
tigen. Schon  tot  einiger  Zeit  hat  Victor  Krause  eine  abweichende  Mei- 
nung für  die  Textgestaltung  in  der  neuen  Ausgabe  der  Mon.  Germ,  be- 
kundet, jetit  unternimmt  Seeliger  einen  Versuoh,  auch  die  Lehre  von  der 
Dreiteilung  der  Kapitularien  in  capitularia  legibus  addita,  oapitularia  per 
sc  scribenda  und  capitularia  missorum  um  zustürzen.  Vieles,  was  er  sagt, 
ist  sehr  beachtenswert,  doch  möchte  ich  nioht  allseitig  so  weit  in  der 
Verwerfung  der  Ansichten  von  Boretius  gehen,  wie  er  es  thut  8ehr  an- 
erkennenswert ist  es,  dafs  der  Verfasser  endlich  einmal  versuoht  hat,  das 
Wesen  der  Kapitularien  an  sich  zu  bestimmen.  Er  sieht  das  Merkmal 
derselben  weniger  in  den  äufseren  Kennzeichen,  der  kapitelweisen  An- 
ordnung des  8toffea  und  dem  Mangel  einer  Beglaubigung,  aber  ebenso- 
wenig in  ihrem  Inhalt,  als  vielmehr  in  ihrer  reohtlichen  Funktion,  welche 
sie  von  den  Diplomen  und  Mandaten  unterscheidet.  Die  Kapitularien 
waren  zumeist  Aufträge,  welche  die  Beamten  unmittelbar  aus  dem  Munde 
dea  Herrschers  entgegennahmen  und  die  eben  deswegen  einer  besonderen 
Beglaubigung  entbehren  konnten.  Im  folgenden  wendet  sioh  der  Ver- 
fasser gegen  die  gemachte  Scheidung  der  capitularia  legibus  addenda  und 
der  oapitularia  per  se  scribenda,  welche  mit  der  daraus  gefolgerten  Unter- 
scheidung von  Königsrecht  und  Volkarecht  der  Wissenschaft  verhängniavoll 
geworden  sei.  Die  Kapitularien  sollen  ihrem  Inhalte  naoh  nicht  einheitlich 
gefafst  aein,  sondern  einen  aus  sogenannten  volksrechtliohen  und  köoigsreoht- 
lichen  Bestandteilen  gemiaohten  Charakter  verraten.  Ebenso  leugnet  er  bei 
der  Entstehung  der  oap.  leg.  add.  eine  Beteiligung  des  Volkea  neben  dem 
Könige  und  dem  Reichstage,  der  mehrfach  erwähnte  Konaena  des  Volkea 
in  den  provinzialen  Geriohtsveraammlungen  iat  ihm  eine  gezwungene  Zu- 
stimmung, die  rechtlich  ohne  jede  Bedeutung  ist.  Auoh  eine  höhere 
Geltungskraft  will  er  ihnen  abstreiten.  Sohliefslich  entwickelt  er,  dafa 
die  von  Boretius  gewählte  Bezeichnung  der  dritten  Gruppe  als  capitularia 
missorum  nur  auf  eine  sehr  viel  geringere  Zahl  von  Stücken  angewandt 
werden  dürfe  und  dafs  von  einer  beschränkten  Geltungsdauer  derselben 
auf  ein  Jahr  durchaus  nicht  immer  die  Bede  sein  könne.  Beides  wird 
man  ihm  zugeben  müssen  und  ebenso ,  dafs  die  von  Boretius  vorge- 
nommene Dreiteilung  der  Kapitularien  nioht  zu  Recht  besteht,  sondern 
dafs  die  cap.  leg.  add.  und  die  cap.  miss.  nur  zwei  Gruppen  aus  einer 
grofsen  Anzahl  anderer  sind.  Daa  sind  wichtige  Ergebniaae,  denen  ich 
beipflichten  möohte,  während  ich  mich  nicht  entsohliefaen  kann,  den  cap. 
leg.  add.  eine  so  untergeordnete  Stellung  anzuweisen,  wie  es  der  Ver- 
fasser zu  beabsichtigen  scheint.  Auoh  glaube  ich  nioht,  dafs  das  karolin- 
gische  Verordnungswesen  völlig  regellos  gewesen  sei ,  and  dafs  man  den 
Ueberblick  über  die  Erlasse  der  eigenen  und  früheren  Zeit  verloren  hätte ; 
Abänderungen  und  Neueinschärfungen  waren  natürlich  nötig,  wo,  wie  die 
Kapitularien  selbst  verraten,  die  vorhandenen  Gesetzesbestimmungen  so 
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häufig  unbeachtet  blieben.  —  Das  Schriftchen  enthält  nooh  unendlich 

viele  und  gediegene  Beobachtungen,  welche  den  Forschern  willkommen 
sein  werden. 

Leipzig.  Dr.  B.  Hill  ig  er. 

Aufsätze,  gemeinverständliche  wissenschaftliche,  Qber  das  Erzgebirge.  I.  Jahrbuch 
des  Erzgebirgevereina  Cbemnits.  Leipzig,  Rengersche  Buchhdl.,  1893.  gr.  8.  VIII — 
131  88.  mit  2  Karten.  M.  1,50.  (Inhalt:  Die  Namen  des  Erzgebirges,  von  (Prof.)  8. 
Roge.  —  Deber  die  Entstehung  des  Erzgebirges,  von  T.  8tersel.  —  Die  räumliche  Aus- 
breitung des  erzgebirgischen  Bergbaus  im  Mittelalter,  von  W.  Zöllner.  —  Die  Spielwaren- 
industrie  des  Erzgebirges,  von  H.  Gebauer.  —  etc.) 

Beiträge  zur  Geschichte  des  Niederrheins.  Jahrbuch  des  Düsseldorfer  GeschichU- 
vereins.  Band  VII.  Düsseldorf,  Ed.  Linti,  1893.  gr.  8.  IV— 462  88.  nebst  1  Karte. 
M  6.—.  (Aus  dem  Inhalte:  Beitrage  zur  Verfassung*-,  Verwaltung»-  und  Wirtschafts- 
geschichte des  Niederrheins,  vom  16.  bis  zum  18.  Jahrhundert,  von  (Prof.)  G.  v.  Below. 
—  Die  Rentmeister  von  Düsseldorf,  von  G.  Bloos.  —  Die  Gemarken  und  Rittergüter  im 
Amte  Angermund;  das  Steuerbuch  des  Hauptgerichts  Creutzberg  im  Amte  Angermund 
von  1734/1785,  von  H.  Ferber.  —  Aktenstücke  zur  Geschichte  des  niederrheinischen  Post- 
wesens und  der  Düsseldorfer  Posthalterfamilie  Maurenbrecher.  —  Errichtung  einer  regel- 
mifsigen  direkten  Dampfschiffahrt  zwischen  Köln,  Düsseldorf  und  London,  resp.  Ham- 
burg und  Havre,  1838.  —  Die  Distriktsnamen  des  Kreises  Düsseldorf,  von  (Prof.)  K. 
Bone.  —  etc.) 

II  elbig,  J.,  Beitrage  zur  Geschichte  der  Stadt  und  des  Bezirkes  Friedland.  Liefe- 
rung 1.  Friedland  i/B.,  J.  Weeber,  1892.    12.    64  88.    M.  0,40. 

Hohenzollerische  Forschungen.  Jahrbuch  hrsg.  von  (Archivar)  Chr.  Meyer, 
Jahrg.  I,  2.  Halbband.  Berlin,  H.  Lüstenöder,  1892.  gr.  8.  8.  V/VI  u.  305—500.  (Aus 
dem  Inhalt:  Das  Stadtbuch  der  Stadt  Baireuth  vom  Jahre  1464.  (Schlafs.)  —  Am  Hofe  Fried- 
rich Wilhelms  I.  —  Hohenzollerische  Burgen  und  Grabstätten  in  Franken.  I.  P  lassen - 
bürg.    IL  Kadolzburg.    (Mit  4  Abbildungen.)  —  etc.) 

Mau,  H  (Pastor,  Kiel),  Die  Gesellschaft  freiwilliger  Armenfreunde  in  Kiel  von 
1798  bis  1898.    Festschrift  zur  Feier  des  hundertjährigen  Bestehens  der  Gesellschaft 

2  Bände.    Kiel,  H.  Eckardt,   1893.    gr.  8.    VI— 236  u.  IV— 847  SS.  mit  Porträt  und 

3  Steintafelo.  M.  7. —  (Band  I:  Geschichte  der  Gesellschaft.  —  Band  II:  Aktenstücke 
zur  Geschichte  der  Gesellschaft.) 

Meifsner,  H.  (Lehrer  in  Gera),  Die  Stadt  Gera  und  das  fürstliche  Haus  Reufs 
j.  L.  Lieferung  1.  Gera,  K.  Bauch,  1893.  8.  VI— 16  SS.  M.  0,20.  (Das  Buch  wird  u.  a. 
im  V.  Abschnitt  die  Blüte  der  Zeugfabrikation  Geras  von  1647  an  behandeln.) 

Mitteilungen  der  k.  k  Geographischen  Gesellschaft  In  Wien,  1892.  Heraus- 
gegeben vom  Redaktions-  und  Vortragskomitee.  Redakteur:  Jüttner.  Band  XXXV  (der 
neuen  Folge  XXV).  Wien,  R.  Lechner,  1892  Roy.-8  658— XLI  SS.  mit  17  Tafeln. 
(Aus  dem  Inhalte:  Das  Quellengebiet  der  Oder,  von  C.  (Frb.)  v.  Cumerlauder.  —  Das 
ehemalige  Vilajet  Derssim,  von  D.  Butyka.  —  Skizzen  aus  holländisch  Ostindien.  Am- 
boina  und  Ceram,  von  L.  Prochnik.  —  Steuerleistung  in  der  Erythräischen  Kolonie.  — 
Eröffnung  eines  Handelswegs  von  Assab  nach  Centralabessinien.  —  Die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  Brasiliens.  —  Wirtschaftliche  Verhältnisse  der  Fidschiinseln.  —  Geographische 
Kongresse.  —  Nekrologe.  — ) 

Schanz,  Moritz,  Das  heutige  Brasilien.  Land,  Leute  und  wirtschaftliche  Ver- 
hältnisse. Hamburg,  W.  Mauke  Söhne,  1893.  kl.  8.  VIII— 364  SS.  M.  6.—.  (Aus 
dem  Inhalte:  Die  Staat  Rio  de  Janeiro.  —  Der  Brasilianer  und  sein  Haus.  —  Kleidung, 
Nahrung,  Lebensweise.  —  Indianer.  Schwarze.  Einwanderung.  Fremdenkolonien.  —  Staats- 
verwaltung. Volkswirtschaftliches.  — ) 

Thimme,  Fr.,  Die  inneren  Zustände  des  Kurfürstentums  Hannover  unter  der  fran- 
zösisch-westfälischen Herrschaft,  1806—1813.  Band  1.  Hannover,  Hahn,  1893.  gr.  8. 
VIII  — 448  SS.  M.  8  .  (Von  der  philosophischen  Fakultät  der  Georg-Augusts-Univer- 
sität zu  Göttingen  mit  dem  ersten  Preise  der  Benekestiftung  gekrönte  Schrift.) 

Walcker,  Karl,  Die  Mittel  zu  einer  großartigen  Hebung  der  Landwirtschaft, 
der  Industrie,  des  Handwerks,  Handels  und  Bankwesens  des  Deutseben  Reiches.  Leipzig, 
Rofsbexg,  1898.    8.    16  SS.    M.  0,80. 
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Bourges,  J.  (viterinaire  en  premier  au  4«  bussard»),  Notice  nur  le  Soudau  francais 
et  le  Tonkin.    Pari»,  Asselin  &  Houxeau,  1893.    8.    XII— 162  pag. 

Flori»,  f..  La  r&orme  k  Aumessa*  (Oard)  depuis  son  origine  jusqu*  a  Tan  1802. 
Nimes,  Lavague-Peyrat,  1893.    16.    92  pag. 

Guy,  A.  (ingluieur  des  arts  et  manufactures),  De»  famines  periodique»  en  Algerie 
et  d'un  moyen  d'y  porter  remede.    Paris,  Challamel,  1893.    gr.  in-8.    20  pag.   fr.  0,50. 

Legrand,  kl.  A.  (Medecin  de  1«  claase  de  la  marine),  An  pays  des  Canaques. 
La  Nouvelle-Caledonie  et  «es  habitants  en  1890.  Paria,  L.  Baudoin,  1893.  gr.  in-8 
VI— 212  pag.    fr.  4.—. 

Ferguson,  J,  Ceylon  in  1893,  deseribing  tbe  progress  of  the  island  since  1803, 
its  preseot  agricultoral  and  commercial  enterprises,  etc.  London,  J.  liaddon  &  C°,  1893. 
8.  XV — 491  pp.  wich  numerous  illustrations,  cloth.  7/.6.  (Contents:  Past  bistory.  — 
Tbe  island  in  1796,  1815,  and  seventy-eight  year»  Uter.  —  Social  progress  in  tbe  Cen- 
tury. —  Native  agricultural  and  manufacturing  interests.  —  The  origin  and  rise  of  the 
planting  industry.  —  New  producta.  —  Present  commercial  position.  —  What  tbe  planiinK 
industry  has  done.  —  Present  prospects  for  capitalisU.  —  The  revenue  and  ezpenditure 
of  Ceylon.  —  What  its  government  can  do.  —  Social  life  and  customs.  —  etc.  Appen- 
dlees:  Christianity  and  missions.  Present  State  ofBuddhism.  Besulta  of  the  census.  Taxa- 
tion in  Ceylon,  etc.  — ) 

Handbook  of  Jamaica,  the,  for  1893,  publisbed  by  authority,  comprtsing  historical, 
Statistical  and  general  Information  concerning  the  island.  XHl"»  year  of  publication. 
Compiled  from  official  etc.  record»  by  S.  P.  Musson  and  T.  Laurence  Boxburgb.  London, 
E.  Stanford,  and  Jamaica,  Government  Printing  Oftice,  1898.  gr.  in-8.  VII— 561  and 
IX  pp  ,  doih.  8/.—. 

Poxzi,  G.,  Le  crisi  economiche.  2»  edixione.  Borna,  E.  Mantegasza,  1893.  8. 
67  pp.    L  1  

Bepubblica,  la,  dell'  Equatore:  monografia  politico-statistico-economica,  compi- 
lata  a  cura  del  consolato  dell'  Equatore  in  Genovia.  Firense,  Up.  dl  G.  Pellas,  1892.  8. 
13  pp.  con  2  tavole. 

3.    Bevölkerungslehre  und  Bevölkerungspolitik.    Auswanderung  und  Kolonisation 

Neubert,  B.  (P.  emer.,  Mitglied  der  deutschen  Kolonialgesellschaft,  Abteil.  Zwickau), 
Denkschrift  Uber  die  systematische  Erschließung  der  deutschen  Schutzgebiete  mittels 
befestigter  Militarbahnen  und  Uber  die  Anlage  von  Wasserreservoiren  in  Deutsch-Südweat- 
Afrika.    Zwickau,  Selbstverlag  des  Verfassers,  1893.    8.    17  SS.    M.  0,30. 

Pfotenhauer,  J.  (P ),  Die  Hissionen  der  Jesuiten  in  Paraguay.  Ein  Bild  ans 
der  alteren  römischen  MisaionslhKtigkeit ,  augleich  eine  Antwort  auf  die  Frage  nach  dem 
Werte  römischer  Mission,  sowie  ein  Beitrag  xur  Geschichte  Südamerikas.  Teil  III:  Die 
Kritik  und  der  Zusammenbruch  de»  Systems.  Gütersloh,  C.  Bertelsmann,  1893.  8.  IV 
—384  SS.    M   5.— .    (Schlufs  des  Werkes.) 

Vita  Hassan  (ehemal.  Arst  u.  Apotheker  der  Aequatorialprovins) ,  Die  Wahrheit 
über  Emin  Pascha,  die  ägyptische  Aequatorialprovins  und  den  Ssudan,  unter  der  Mitarbeit 
von  Elie  M.  Baruck.  Au*  dem  französischen  Original  übersetzt  und  mit  Anmerkungen 
versehen  von  B.  Moritz.  Teil  I:  Emiu  Pascha,  die  Aequatorialprovins  und  der  Mahdis- 
mus. Berlin,  Dietrich  Beimer,  1893.  gr.  8.  XIV— 222  88.  mit  Portrat  Vita  Hassans. 
M.  3,50. 


Annuaire  colonial  1893.  Pubiii  par  le  sous-secretariat  des  colonies.  2  parties. 
Paris,  A.  Challamel,  189S.  8.  fr.  10.—.  (Sommaire:  Partie  Administrativ  Partie 
Ilm«:  Agricole,  commercial  et  industriel.) 

Crisier,  Cb.  (directeur  de  l'inteneur  au  Congo  francais),  Impressions  coloniales 
(1868—1892).  Etüde  comparative  de  colonisation.  Paris,  Berger-Levrault ,  1893.  8. 
VIII  — 357  pag.  fr.  5. — .  (Table  desmatieres:  Considerations  geuirales. —  Les  anciens 
regime».  —  L'emigration  et  1'immigration.  La  question  des  bras.  —  Nos  colonies  agri- 
coles  et  la  crise  economique.  —  Colonisation  pratique.  Moyens  de  transUlou.  —  L'4du- 
eation  coloniale.  —  Apercus  statistiques  raisonne'».  —  La  Guyane  franoaise  en  1889.  — 
Les  rivieres-du-Sud  en  septembre  1890.  —  Le  Congo  francais  en  1892.  —  Les  grandes 
compagnies  de  commerce.  — ) 

Bambaud,  A.  (prof.  k  la  faculte  des  lettres  de  Paris),  La  France  coloniale.  Histoir«  ; 
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Geographie ;  Commerce.  Avec  1«  collaboration  d'une  societe1  de  geographes  et  de  voyageur». 
Vl*m*  Edition,  entierement  refoudue.  Paria,  A.  Colin  St  Q» ,  1893.  gr.  in-8.  VI — 
791  pag.    avec  13  cartes  en  trots  couleur».    fr.  8.—. 

4.    Bergbau,  Land-  und  Forstwirtschaft  Fisohereiwesen. 

Hüokinghaus,  Karl  Aug.,  Die  Verstaatlichung  der  Steinkohlen- 
bergwerke. Jena  1892.  8°.  150  8S.  („Staatswissenschaftliche  Studien", 
hrsg.  v.  L.  Elster,  Bd.  IV,  Heft  ö.) 

Die  wichtige  Frage,  mit  der  «ich  die  fleißige  Arbeit  befafst,  ist  seit 
den  Bergarbeiterausständen  von  1889  wiederholt  erörtert  worden  und 
dürfte  bei  jeder  gröfaeren  Bergarbeiterbewegung  von  neuem  in  Flufs 
kommen,  ihre  gründliche  Bearbeitung  unter  ruhiger  Prüfung  des  Für 
und  Wider  mufs  deshalb  sehr  willkommen  sein.  Diesen  Charakter 
trägt  die  Hückinghaus'sche  Schritt  durchaus.  Auf  den  ersten  Blick 
könnte  es  freilich  scheinen,  als  ob  die  näheren  Ausführungen  über  die 
Enlwickelung  des  Bergrechts  und  über  die  Grenzen  zwischen  Staats-  und 
Privatbetrieb  im  allgemeinen,  sowie  die  eingehende  Besprechung  der 
Arbeiterfrage  im  Kohlenbergbau  (Kap.  II,  III  u.  VIII)  nicht  eng  genug 
mit  dem  eigentlichen  Thema  zusammenhängen.  Indes  hat  der  Verf.  es 
verstanden,  sie  so  geschickt  mit  seinem  Thema  in  inneren  Zusammenhang 
zu  setzen,  dafs  der  Leser  sie  ungern  misseu  würde.  Nur  ist  zu  berück- 
sichtigen, dafs  die  Kapitel  II  und  III  vollständig  den  Charakter  der  Ein- 
leitung zeigen  und  vom  Verf.  wohl  nur  aus  äufaeren  Gründen  den  späteren 
Kapiteln  koordiniert  sind. 

Der  Verf.  hält  den  Staat  in  technischer  und  wirtschaftlicher  Hinsioht 
für  ebenso  berufen  zum  Bergbau  wie  die  Privaten.  Er  kommt  aber  durch 
die  Besprechung  der  für  die  Verstaatlichung  der  Kohlengruben  geltend 
gemaehten  Gründe  zu  dem  Ergebnis,  dafs  weder  die  Monopolgefahr,  noch 
die  —  einstweilen  noch  sehr  ungewisse  —  Möglichkeit  einer  Erschöpfung 
der  deutschen  Kohleulager,  noch  auch  die  Lage  der  Kohlenarbeiter  die 
Verstaatlichung  nötig  machon.  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  überdies 
auch  die  Schwierigkeiten  der  Entsohädigucgsfruge,  die  Gefahr  mißbräuch- 
licher Ausnutzung  des  Monopols  und  die  alsdann  unvermeidliche  Ver- 
schärfung der  Intercssenkämpfe  entgegen.  Die  Hoffnungen,  die  man  an 
die  Verstaatlichung  der  deutschen  Kohlengruben  knüpft,  werden  besser 
verwirklicht  werden,  wenn  der  „regulierenden,  der  hemmenden  und  ord- 
nenden Thätigkeit  des  Staates  ein  gröf serer  EinÜufs  auf  das  wirtschal  t- 
iiche  Leben  überhaupt  eingeräumt  wird."  Dazu  liegt  allerdings  Anlufs 
genug  vor  wegen  der  zunehmendou  Monopolisierungsteudenz  in  den 
meisten  Grofsindustrien  und  wegen  der  Gestaltung  der  sozialen  Lage  der 
Lohnarbeiter. 

Diesem  grundsätzlichen  Standpunkte  wird  man  beipflichten  müssen, 
zumal  die  Vorschläge  des  Verf.  für  die  regulierende  Thätigkeit  des 
Staates  die  Grenzen  des  Zulässigen  und  Möglichen  nioht  übersehreiten. 
Ueberhaupt  zeichnet  sich  die  Arbeit  im  allgemeinen  durch  besonnene  Ab- 
wägung der  Vorteile  und  Nachteile  und  der  Gründe  und  Gegengründe 
aus.  Nur  einige  Stellen  befriedigen  nioht  vollständig  in  dieser  Hinsicht. 
So  vermifst  man  auf  8.  122  den  Hinweis  auf  den  abweichenden  Charakter 
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eines  Teiles  der  neueren  englischen  Gewerkvereine  gegenüber  den  älteren. 
Auf  8.  48  ist  übersehen,  dafs  die  Bildung  eines  wirklichen  Kohlen- 
monopols  so  lange  nioht  möglich  ist,  als  nicht  sämtliche  Gruben  Deutsch- 
lands und  der  anderen  europäischen  Kohlenländer  sich  zu  dem  Zweoke 
zusammensohliefsen.  8elbst  wenn  sich  eine  Vereinigung  sämtiioher  deutsoher 
Privatgruben  bilden  sollte,  so  würden  doch  zunächst  die  Jiskalisohen 
Gruben  gewissermafsen  als  Sicherheitsventil  wirken,  und  Belgien,  Nord- 
frankreioh  und  England  würden  bald  genug  übermäßige  Freissteige- 
rungen der  Vereinigung  unsohädlich  machen.  Diese  Erwägungen  treten 
den  Gründen  zur  8eite,  aus  denen  der  Verf.  vor  einer  Ueberschätzung 
der  Monopolgefahr  glaubt  warnen  zu  dürfen. 

Nioht  ohne  Widerspruch  werden  die  Ausführungen  des  Verf.  über 
die  Lohnfrage  bei  den  Bergarbeitern  bleiben,  trotz  der  Vorsicht,  die  er 
gerade  hier  walten  läfst.  Dafs  die  Löhne  der  Arbeiter  vor  1889  niedriger 
standen  als  nach  1889,  ist  sicher.  Aber  nicht  minder  auch  die  That- 
Bauhe,  dafs  der  Bückgang  der  Kohlenpreise  naoh  1873  und  die  äufserat 
schlechten  Ertragsverhältnisse  zahlreicher  Gruben  nur  teilweise  in  den 
Löhnen  zum  Ausdruok  gekommen  sind.  Es  zeigte  sich  eben  auch  damals, 
dafs  „die  in  günstigen  Zeiten  erhöhten  Löhne  auch  iu  Zeiten  des  ge- 
schäftlichen Niederganges  nioht  wieder  auf  ihr  altes  Niveau  zurücksinken" 
(8.  118).  Allerdings  mufsten  die  Arbeiter  die  Ungunst  der  Zeiten  mit- 
tragen; aber  die  Arbeitgeber  haben  die  Ungunst  der  Zeiten  in  noch  viel 
stärkerem  Mafse  gefühlt  und  Jahrelang  Zubufsen  von  beträchtlicher 
Höhe  bei  sehr  vielen  Gruben  leisten  müssen.  Dafs  mit  dem  Steigen  der 
Kohlenpreise,  die  überdies  wegen  der  älteren  Lieferungsvertäge  nicht  sofort 
den  Gruben  in  vollem  Umfang  zugute  kamen,  nicht  sofort  auch  eine  Lohn- 
Steigerung  eintrat,  ist  unter  diesen  Umständen  durchaus  erklärlioh  und 
der  Verf.  nimmt  mit  Unrecht  daran  Anstofs.  Dafs  die  Arbeitgeber  weiter 
nicht  höhere  Löhne  zu  zahlen  gewillt  sind,  als  die  Lage  des  Arbeits- 
marktes nötig  macht  (S.  90  u.  S.  117),  kann  kaum  auffallen  und  ist  eine 
Erscheinung,  die  nioht  blofs  bei  allen  Privatunternehmern,  sondern  auoh 
beim  Staate  als  Arbeitgeber  vorliegt.  Mau  kann  im  allgemeinen  nicht  be- 
haupten, dafs  in  Bezug  auf  Lohn  und  Arbeitsbedingungen  der  Arbeiter 
und  Beamten  der  Staat  bisher  Vorbildliches  geleistet  hat. 

Eine  gewisse  Übertreibung  liegt  in  dem  Ausspruch  des  Verf.  (8.  24), 
dafs  die  Absatzverhältnisse  der  Kohlen  die  „denkbar  einfachsten"  seien. 
Für  unsere  Zeit  trifft  das  nioht  zu,  und  auch  nach  der  Verstaatlichung 
aller  Kohlengruben  wird  der  Absatz  oft  recht  empfindliche  Schwierig- 
keiten machen.  Kohlen  sind  zwar  ein  Gegenstand  allgemeinen  Konsums, 
aber  der  Umfang  des  Verbrauchs  hängt  auf  das  engste  mit  den  wech- 
selnden Konjunkturen  des  gewerblichen  Lebens  zusammen.  Die  Produktion 
kann  indes  nioht  beliebig  ausgedehnt  und  zusammengezogen  werden. 
Gerade  dem  Kohlenbergbau,  der  in  den  Gruben  gewaltige  Kapitalien 
festgelegt  hat  und  sie  bei  starker  Einschränkung  der  Produktion  gefährdet, 
sind  verhältnismäfsig  enge  Grenzen  in  dieser  Hinsicht  gezogen  und  des- 
halb wird  es  dem  Staate  ebenso  schwer  fallen  wie  den  Privaten,  in  Zeiten 
rückgängiger  Konjunkturen  das  nötige  Gleichgewicht  zwischen  Produktion 
und  Absatz  herzustellen.    Die  Natur  der  Kohle  verbietet  es,  für  lange 
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Jahre  Vorräte  aufzustapeln,  zwingt  also  dazu,  den  Absatz  eines  Jahres 
möglichst  der  Produktion  desselben  Jahres  anzupassen,  und  das  ist  oft  sehr 
schwierig,  mag  nun  der  Staat  oder  die  Privatindustrie  die  Gruben  ausbeuten. 

Mit  diesen  Bemerkungen  soll  kein  Tadel  gegen  die  Arbeit  ausge- 
sprochen, sondern  nur  auf  einige  notwendige  Ergänzungen  hingewiesen 
werden.  Die  gründliche,  gewissenhafte  und  besonnene  Behandlung  der 
Frage  seitens  des  Verf.  verdient  vielmehr  volle  Anerkennung. 

Aachen.  R.  van  der  Borght. 

Brons,  Der  westfälische  Kohlenbergbau  und  die  an  ihm  Be- 
teiligten. Hamburg  1892.  8°.  46  88.  (Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen, 
Heft  103.) 

Die  kleine  Schrift  will  über  die  Verhältnisse  des  Kohlenbergbau!  in 
Westfalen  unterrichten  und  zwar  duroh  Darstellung  eines  einzelnen  Bei- 
spiels, der  Zeche  „König  Ludwig"  zu  Bruoh  bei  Reoklinghausen  i.  W. 
Zum  Vergleich  werden  Angaben  über  die  einzelnen  deutschen  Kohlen- 
reviere, bezw.  über  Preufsen  und  über  England  herangezogen.  Eine  ge- 
wisse Tendenz  läfst  sioh  unsohwer  herausfinden,  nämlich  die,  zu  zeigen, 
dafs  die  Lage  der  Grubenbesitzer  nicht  so  günstig  und  die  der  Bergleute 
nicht  so  ungünstig  ist,  wie  man  häufig  annimmt.  Wissenschaftliche  Be- 
deutung beansprucht  die  Schrift  nicht,  wird  aber  manchem  als  Mittel  zu 
einer  bequemen,  wenn  auoh  unvollständigen  Orientierung  willkommen  sein. 

Aachen.  R.  van  dor  Borght 

Th.  Freiherr  von  der  Goltz,  Die  ländliche  Arbeiterklasse  und 
der  preufsische  Staat    Jena,  G.  Fischer,  1893.    8  °.    300  SS. 

Das  Buoh  ist  nicht  eine  Umarbeitung  der  bekannten  Schrift:  „Die 
ländliche  Arbeiterfrage  und  ihre  Lösung"  (1874,  2.  Aufl.),  sondern  ein 
völlig  neues  Werk,  und  zwar  nicht  nur  in  der  Art  der  Anlage,  sondern 
auch  in  den  praktischen  Forderungen,  welohe  gestellt  werden.  Wie  näm- 
lich schon  der  Titel  andeutet  und  v.  d.  Goltz  selbst  (8.  3)  bemerkt  hat 
er  sich  auf  Grund  der  Erfahrungen  der  letzten  beiden  Jahrzehnte  ver- 
anlafst  gesehen,  seinen  früheren  Standpunkt  insofern  erheblich  zu  ändern, 
als  er  nicht  mehr  von  der  Initiative  der  landwirtschaftlichen  Unternehmer, 
sondern  daneben  oder  vielmehr  hauptsächlich  von  positiven  Eingriffen  des 
Staates  eine  Gesundung  der  auch  naoh  seiner  Ansioht  bedrohlich  gewor- 
denen sozialen  Zustände  im  Osten  erwartet.  Auch  seiner  Schrift  liegt 
der  Gedanke  zu  Grunde,  dafs  die  preufsische  Politik  auf  diesem  Gebiet  • 
bisher  von  der  Regulierungsgesetzgebung  angefangen  bis  zu  den  Ablösungs- 
gesetzen, und  am  meisten  bei  Gelegenheit  der  Gemeinheitsteilungen,  neben 
den  Grofsgrundbesitzern  nur  von  den  selbständigen  Bauern  Notiz  genom- 
men, die  Interessen  der  kleinen  Besitzer  aber  ignoriert,  die  soziale  Aus- 
scheidung der  Landarbeiter  als  besonderen  Standes,  auf  welohe  die  natür- 
liche Entwicklung  ohnedies  hindrängte,  noch  künstlioh  verschärft  und 
ihre  Proletarisierung  und  soziale  Isolierung  auf  das  entschiedenste  begün- 
stigt hat.  Und  er  fordert,  dafs  nunmehr  auch  die  Interessen  der  unter- 
sten Schicht  der  Landbevölkerung  in  den  Kreis  der  staatlichen  Thätigkeit 
einbegriffen  werden. 

Dritte  Fol«»  Bd.  VI  (LH).  19 
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Die  Schrift  behandelt  zunächst,  rückblickend  und  sich  dabei  vielfach 
mit  den  Gedanken  Knapp«  berührend ,  die  Verhältnisse  vor  der  Bauern- 
befreiung, die  Entstehung  der  modernen  Landarbeiter  durch  die  Bauern- 
befreiung und  ihre  historischen  Schicksale  seitdem  (Kap.  I  und  II), 
dann  die  zur  Zeit  bestehenden  Uebelstände  und  Gefahren  (Kap.  III)  und 
endlich  die  Forderungen,  welche  an  die  Thatigkeit  des  Staates  zu  stellen 
sind  (Kap.  IV). 

In  den  ersten  beiden  Kapiteln  wird  der  Naohweis  unternommen,  dafs 
in  den  gutsunterthänigen  Verbänden  bis  zur  Regulierung  eine  soziale 
Scheidewand  zwischen  „Bauern"  und  „Landarbeitern"  nioht  bestanden  habe, 
beide  vielmehr  identisch  gewesen  seien,  und  iu  diesem  Behufe  ein  er- 
hebliches Material  an  literarischen  Zeugnissen  zumal  des  vorigen  Jahr- 
hunderts zusammengetragen.  Man  wird  dem  im  allgemeinen  und  nament- 
lich, soweit  der  Vergleich  mit  den  jetzigen  Zuständen  in  qualitativer  und 
quantitativer  Hinsicht  in  Frage  steht,  durchaus  beistimmen,  doch  aber  die 
Formulierung  zu  sohroff  finden  dürfen.  Es  ist  namentlich  m.  £.  kein 
Grund  gegen  die  Annahme  einer  sozialen  Differenzierung,  dafs,  wie 
v.  d.  Goltz  mit  Hecht  aus  seinem  Material  entnimmt,  die  wirtschaft- 
liche Lage  der  sozial  tiefer  stehenden  Schicht  —  der  Instleute  — 
oft  eine  günstigere  war  als  die  der  höheren :  der  Bauern.  Denn  das 
Gleiche  —  relativ  bessere  Lage  des  Proletariats  gegenüber  den  Klein- 
unternehmern —  kommt  innerhalb  und  aufserhalb  der  Landwirtschaft  auch 
heute,  und  zwar  nioht  nur  in  Einzelfallen,  vor  und  ist  nicht  das  für  die 
Klassenschichtungen  wesentlichste  Moment  Es  ist  ferner  auch  m.  E. 
zu  weit  gegangen ,  wenn  v.  d.  Goltz  den  Landbesitz  der  Bauern  wesent- 
lich unter  den  Gesichtspunkt  eines  dem  Arbeitslohn  gleichzustellenden 
Entgeltes  für  zu  leistende  Arbeiten  bringt.  Das  ist  doch  selbst  für  die 
Fälle  nicht  anzuerkennen,  wo  die  Dienste  auch  der  spannfähigen  Stellen 
ungemessene  waren.  Ks  ist  ferner  m.  E.  historisoh  unzutreffend,  denn  die  Art 
der  Besitzverteilung  innerhalb  der  Grundherrsohaften  stammt  aus  einer 
Zeit,  wo  die  gesohäftlich-gewerbliche  Ausbeutung  des  Grundes  und  Bodens 
hinter  der  politischen  Bedeutung  der  Grundherrlichkeit  zurückstand;  und 
es  traf  auch  wirtschaftlich  nioht  zu,  denn  gerade  die  Notwendigkeit  des 
staatlichen  Bauernschutzes  zeigt,  dafs  vom  Standpunkte  des  Arbeitsver- 
hältnisses aus  die  Gewährung  eines  so  grossen  Areals  sowohl  unverhält- 
nismäßig als  unzweckmäfsig  war.  Wenn  ferner  das  Band  der  Erb-  oder 
doch  der  Schutzunterthänigkeit  mit  immerhin  bemerkenswerten  Differenzen 
beide  Kategorien  —  Bauern  und  Arbeiter  —  umfafste ,  so  hinderte  das 
nioht  notwendig  das  Bestehen  sozialer  Klassengegensätze  innerhalb  der 
Unterthanenschat't.  In  der  That  war  ein  solcher  Gegensatz  schon  in  der 
Stellung  der  kleinen  Arbeitsstellenbesitzer  aufserhalb  der  Feldgemeinschaft 
in  höohst  markanter  Weise  begründet  und  findet  in  den  schlcsischen  Ur- 
kunden, welche  Meitzen  (Urk.  sohles.  Dörfer)  publiziert  hat,  wiederholt 
in  dem  Gegensatz  der  Bauern  und  der  „kleinen  Gemeinde"  —  umfassend 
Häusler,  Dresohgärtuer  etc.  —  Ausdruck.  Die  nähere  Ausführung  würde 
hier  zu  weit  tühren ;  ich  glaube  nur  noch  hervorheben  zu  sollen ,  dafs 
das  Absetzungsrecht  des  Gutsherrn  gegen  die  Bauern,  auf  welches  v.  d. 
Goltz  Gewicht  legt,  doch  nioht  regelmässig  ein  ganz  arbiträres  war  und 
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die  Häufigkeit  seiner  Ausübung  zweifelhaft  ist.  Allein  aller  Bedenken  gegen 
die  Formulierung  ungeachtet  trifft  das,  was  v.  d.  Goltz  mit  der  Gegen- 
überstellung der  früheren  und  jetzigen  Zustiindo  beweisen  will,  dennoch 
su.   Denn  zweierlei  hat  eich  unzweifelhaft  zu  Ungunsten  der  Landarbeiter 
verschoben.    Einmal  bestand  in  der  alten  unterthänigen  Gemeinschaft 
ein  Ascensionsyerhältnis,  welches  mehrere  Stufen  höher  hinaufführte,  als 
dies  heute  der  Fall  ist.   TJeber  den  Besitz  einer  Inst-  bezw.  Deputaten- 
stelle hinaus  kann  der  heutige  Gutstagelöhner  normalerweise  in  der  Hei- 
mat nicht  aufsteigen:  der  unfreie  Landarbeiter  konnte  es  in  einer  jeden- 
falls bedeutend  gröfseren  Zahl  von  Fällen  duroh  Uebertragung  einer  un- 
freien BauernBtelle.    Der  Ausschluss  der  kleinen  Stellen  von  der  Regu- 
lierung und  die  Separationen  haben  diesen  Steg,  der  zum  relativ  selbständigen 
Unternehmertum  hinauf!  ührto ,  zerstört  und  ein  sich  aus  sioh  selbst  er- 
gänzendes, zu  dauernder  Unselbständigkeit  verurteiltes  und  isoliertes  Prole- 
tariat geschaffen.    Ferner  aber :  der  Organisation  der  patriarchalischen 
Gutswirtschaften  lag  trotz  der  Herrengewalt  des  Besitzers  der  Gedanke 
zu  Grunde,  dafa  die  unfreien  Glieder  der  Wirtschaftsgemeinschaft  in  ihrer 
strengen  Unterordnung  eben  doch  Genossen  der  Gemeinschaft  zu  minderem 
Recht  waren.    Die  Sprengung  des  Verbandes  hat  an  die  Stelle  des  per- 
sönlichen und  deshalb  eine  menschliche  Beziehung  enthaltenden  Herrschafts- 
verhältnisses eine  rein  kapitalistische,  die  unmittelbar  psychologisch  wirk- 
same Seite  ausscheidende  Herrschaft  gesetzt  und  damit  eine  Schranke 
aufzurichten  begonnen,  welche,  wie  überall,  so  auch  hier  thatsüohlich  zu 
einer  auf  die  Dauer  sehr  viel  schärferen  Isolierung  der  dienenden  Glieder 
führte.    Wir  finden  die  gleiche  Entwickelung  überall,  in  der  Beseitigung 
des  genossenschaftlichen  Elements  in  der  Stellung  der  Schiffsmannschaft, 
der  Handlungscommis  etc.  ebenso  wie  hier  auf  agrarischem  Gebiet.  Und 
wenn  deshalb  v.  d.  Goltz  an  anderer  Stelle  (S.  189  f.)  das  Vorhandensein 
eines  „patriarchalischen"  Verhältnisses  für  die  frühere  im  Gegensatz  zur 
Jetztzeit  mit  dem  Bemerken  bestreitet,  dafs  die  Beziehungen  zwischen 
Herrschaft  und  Gesinde  bezw.  Instleuten  früher  nicht  freundlicher  und 
vertrauensvoller  gewesen  seien  als  jetzt,  so  ist  dagegen  zu  sagen,  dafs  darin 
die  Eigentümlichkeit  eines  „patriarchalischen"  Verhältnisses  durchaus  nicht 
notwendig   zum   Ausdruck  kommt.     Der  Mangel   des  „geschäftlichen" 
Charakters,  das  Persönliche  und  „Familienartige"  des  Herr sohafts Verhält- 
nisses ist  das  Entscheidende.    Blickt  man   —  um  ein  anderes  Beispiel 
heranzuziehen  —  z.  B.  auf  die  Verhältnisse  innerhalb  der  Buuernfamilien 
bei  herrschendem  Anerbenrecht,  so  wird  man  das  Obwalten  wilder  Lei- 
denschaften, von  Hafs  und  Streit  unter  den  bevorzugten  und  den  zurück- 
gesetzten, als  Knechte  dienenden  Angehörigen  als  Kegel  finden,  und  den- 
noch beherrscht  die  Familienzusammengehörigkeit  mit  ihren  psychologischen 
Konsequenzen  daH   ganze  Verhältnis.     Das  Verschwinden  des  analogen 
Elements  aus  der  Arbeitsverfassung  der  Gutsbetriebe  ist  das,  worum  es 
sich  handelt     Die  Eonsequenzen  des  damit  zusammenhängenden  Ver- 
schwindens  der  naturalwirtschaftlichen  Interessengemeinschaft  hat  v.  d. 
Goltz  selbst  in  Uebereinstimmung  mit  den  Ergebnissen  der  Enquete  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  geschildert 

Kap.  III  stellt  zunäohst  in  wirksamer  Weise  das  Zahlenmaterial  über 
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die  Au«-  und  Abwanderung  zusammen  und  bespricht  sodann  die  sozial- 
demokratische Agitation  und  ihre  Gefahren  für  das  Land.  —  Den  letz- 
teren Punkt  anlangend,  so  ist  m.  E.  vorläufig  nooh  nicht  empirisch  test- 
gestellt ,  welche  Wirkung  ein  etwaiger  Maseeneintritt  von  Landarbeitern 
in  die  sozialistische  Bewegung  haben  würde.    Ueberwiegend  befördert  — 
daran  dürfte  kein  Zweifel  sein  —  der  Sozialismus  die  Abwanderung  nach 
den  Industriebezirken ,  d.  h.  also  die  sozialistischen  Landarbeiter  bleiben 
eben  nicht  Landarbeiter.    Neuerdings  scheint  das  andere  zu  werden.  Es 
interessiert  dabei  aber  m.  E.  keineswegs  nur  die  Frage,  welche  Wirkung 
das  auf  die  Lage  der  Landarbeiter  und  ihr  Verhalten,  sondern  mehr  noch, 
welohe  es  für  den  als  Partei  organisierten  Sozialismus  haben  wird.  Die 
sozialistisch i  ii   mecklenburgischen  Tagelöhner  sind  ebenso  wie  andere  bei 
den  jüngsten  Wahlen  vom  Sozialismus  ergriffene  Volkskreise  nur  so  lange 
ein  einigermafsen  verdauliches  Element  in  der  Partei,  als  sie  sich  die 
Lieferung  der   erforderlichen  Kandidaten  aus  den  Vorräten  der  Partei 
gefallen  lassen.    Hört  das  mit  erhöhtem  Selbstbewufstsein  auf,  so  wird 
die  Unüberbrückbarkeit  des  Gegensatzes  zwischen  Stadt  und  Land  fühl- 
bar werden.     Den  individualistischen  „Landhunger"  als  Leitmotiv  des 
Landproletariats  gab  das  Centraiorgan  der  Partei  nach  den  Verhaudluugen 
dos  Vereins  für  Sozialpolitik  zu  und  verzichtete  in  bemerkenswerter  Aus- 
führung für  die  nächste  Zukunft  auf  die  Verfolgung  sozialistischer  Ideale 
für  das  platte  Land.  —  Ich  vermag  deshalb  der  Erscheinung  nicht  so 
aueschliefslich  pessimistisch   gegenüberzustehen ,  wie  v.  d.  Goltz ,  wenn- 
schon es  sicher  ist,  dafs  das  Durchgangsstadium  durch  den  Sozialismus 
ein  überflüssiges  und  der  natürlichen  Entwickelung  nicht  förderliches  ist. 
Die  folgenden  Ausführungen  des  gleichen  Kapitels  legen  in  sachkundigster 
Art  die  Möglichkeit  und  Notwendigkeit  einer  intensiven  Steigerung  der 
Getreideproduktion  bis  zur  Deckung  des  vollen  Nahrungsbednrfes  Deutsch- 
lands einerseits,  andererseits  die  Gefahr  dar,  dafs  statt  dessen  unter  Er- 
sparung von  Kapital  und  Arbeitskraft  die  ewige  Weide  auf  Kosten  des 
Ackerlandes  vermehrt  wird,  und  die  verhängnisvolle  Rolle,  welche  bei 
dieser  doppelten  Möglichkeit  der  Zukunftseutwiokelung  der  Arbeitermangel 
im  Sinne  der  Entscheidung  für  die  ungünstige  Alternative  spielt,  beson- 
ders da  die  Verwendung  arbeitssparender  Maschinen,  zumal  der  Dresch- 
maschinen, den  U<  beistund  nicht  mildert,  sondern  durch  Vergröfserung  des 
Unterschiedes  zwischen  den  im  Sommer  und  den  im  Winter  nötigen  Ar- 
beitskräften verschärft. 

Kap.  IV  enthält  die  positiven  Vorschläge,  welche  v.  d.  Goltz  zur 
Zeit  für  das  Eingreifen  des  Staates  für  praktikabel  erachtet. 

Grundgedanke  ist,  dafs  die  Instleute,  aber  unter  Abschaffung  der 
Scharwerkerpflicht ,  als  ständige  regelmäfsige  Arbeitskräfte  fortbestehen, 
die  Einlieger  dagegen  verschwinden  und  an  ihre  Stelle  sowie  an  die 
der  Scharwerker  grundbesitzende  Arbeiter  —  Häusler  —  mit  ca.  21/, 
Morgen  Land  treten  sollen.  Es  soll  dadurch  eine  Ascension  von  den 
Instleuten  zu  den  Häuslern  und  von  diesen  eventuell  wieder  zu  den  kleinen 
Bauern  ermöglicht  werden.  Sowohl  die  Ansiedelung  in  besonderen  Arbeiter- 
kolonien als  im  Gutsbezirk  verwirft  v.  d.  Goltz,  das  Normale  soll  —  und 
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dafür  sprechen  ja  in  der  That  schlechterdings  alle  Erfahrungen  —  die 
Ansetzung  innerhalb  der  Bauerndörfer  sein.  Höchst  sachverständig  — 
die  betreffenden  Abschnitte  sind  ganz  besonders  wertvoll  —  wird  die 
Unentbehrlichkeit  der  Kuhhaltung,  und  der  Bedarf  an  Euhfutter  und  Streu 
besprochen  und  die  Neuschaffung  von  Allmenden  und  Laubutreugerechtig- 
keiten  gefordert.  Als  Rechtsform  empfiehlt  v.  d.  Goltz  gesetzlich  an- 
rerschuldbare,  unteilbare,  aber  veräufserliche  Rentengüter  mit  wenigstens 
teilweise  unablöslicher  Rente  und  Anerbenrecht.  Die  Kosten  solcher 
Stellen  inkl.  Gebäude  berechnet  er  kapitalisiert  auf  3 — 4000  XI.,  das  In- 
ventar einschlkfslich  aller  Möbel  auf  750—850  M.  Die  Zahl  der  zu 
errichtenden  Stellen  soll  3 — 400  000  betragen  und  v.  d.  Goltz  denkt  sich 
den  Uergung  der  Kolonisation  wie  folgt:  Der  Staat  stellt  einen  neuen 
100-Millionenfonds  zur  Verfügung  behufs  vorschufsweiser  Beschaffung  eines 
Teiles  des  demnäobst  in  Renten  zu  amortisierenden  Bodenkaufkapitals  und 
zur  Bevorschussung  des  Erwerbers.  Durch  Gesetz  wird  die  Befugnis,  die  Er- 
richtung von  Arbeiterrentengütern  zu  beantragen  und  dazu  diesen  Fonds 
in  Anspruch  zu  nehmen,  den  Landgemeinden,  aufserdem  aber  —  wegen 
der  voraussichtlichen  regelmäfsigen  Abneigung  der  Gemeinden  —  den 
Kreisen  übertragen,  weloh  letztere  ebenfalls  einen  Teil  des  Kapitals  vor- 
schufsweise  aufbringen  sollen.  Das  erforderliche  Land  soll  dann  im 
Wege  des  freihändigen  Ankaufes  innerhalb  der  einzelnen  Landgemeinden 
erworben  und  im  übrigen  (in  der  Hauptsache)  analog  wie  bei  den  bis- 
herigen Kolonisationen  verfahren  werden.  —  Ihre  Ergänzung  soll  diese 
energische  Kolonisation  finden  in  Gestalt  der  Bereithaltung  von  Staats- 
mitteln behufs  Gewährung  von  Darlehen  au  Landgemeinden  zum  Er- 
werb von  Allmenden,  welche  in  erster  Linie  den  Kleinstellenbesitzern, 
erst  in  zweiter  den  übrigen  Gemeindegliedern  als  Weideland  gegen  Ent- 
gelt zur  Verfügung  gehalten  werden  sollen.  In  überaus  sorgfältiger  Detail- 
ausführung weist  v.  d.  Goltz  die  Bedeutung  seiner  Einzelvorschläge  für 
die  Arbeiterwirtschaften  nach  und  kennzeichnet  sodann  die  künftige  recht- 
liche Stellung  der  grundbesitzenden  Arbeiter  innerhalb  der  Landgemein- 
den nach  der  neuen  Landgemeindeordnung. 

Es  ist  auch  hier  wieder  zu  betonen,  dafs  der  Wert  dieser  Erörterun- 
gen in  der  mit  ausgezeichnetem  Kenuerbliek  bis  ins  Einzelne  durch- 
geführten Darlegung  der  konkreten  Möglichkeiten  zu  finden  ist  Die 
grofse  praktische  Erfahrung,  welohe  v.  d.  Goltz  zur  Verfügung  steht, 
kommt  hier  zur  vollen  Geltung.  Ein  ähnlicher,  ins  Detail  ausgeführter 
Plan  für  die  Arbeiterkolonisation  liegt  bisher  nirgends  vor  und  doch  ist 
er  die  Voraussetzung  für  alle  legislatorischen  Erörterungen,  die  durch 
allgemeine  Aufstellungen  über  den  wünschenswerten  Gang  der  Entwicke- 
lung  nichts  gewinnen.  —  V.  d.  Goltz  selbst  hält  Bedenken  mancherlei 
Art  gegen  seine  Vorschläge  für  möglich  und  einige  solche  möchte  ich 
hier  geltend  machen,  in  der  Ueberzeugung ,  dafs  der  vollen  Würdigung 
des  Wertes  seiner  Schrift  dadurch  kein  Eintrag  geschieht. 

Es  ist  nämlich  zunächst  zweifelhaft,  ob  die  anzusetzenden  Häusler 
mit  Vorliebe  in  der  Heimat  Arbeit  suchen  werden.  Nach  v.  d.  Goltz 
sollen  sie  als  unständige  Arbeiter  neben  den  Instleuten  stehen.  Nui 
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unter m  günstigen  Verhältnissen  —  die  allerdings  vorkommen  —  wird 
ihnen  dann  ein  ständiger  und  reichlicher  Lohuerwerb  gesichert  sein  und 
es  spricht  alles  dafür,  dafs  sie  überwiegend  zur  Sachs engängerei  neigen  wer- 
den, wozu  sie  bei  der  Kleinheit  der  Stellen  durchaus  imstande  sind. 
Das  wird  am  meisten  dort  der  Fall  sein,  wo  der  bekannte  mittlere  Sand- 
boden des  Ostens  vorherrscht  —  und  gerade  für  diese  Bezirke  ist  die 
derzeitige  Arbeiterkrisis  der  Landwirtschaft  am  brennendsten,  weil  hier  die 
Zahlung  hoher  Geldlöhne  (und  solche  müssen  die  Häutler  beanspruchen) 
unmöglich  ist.  Will  man  andererseits  sie  kontraktlich  binden  und  wer- 
den also  etwa  bei  Uebernahme  des  Rentengutes  langfristige  Arbeitsver- 
träge mit  ihnen  geschlossen,  —  ein  modus  procedeedi,  der  von  agrarischer 
Seite  mehrfach  befürwortet  ist,  —  so  entsteht  ein  Abhängigkeitsverhältnis, 
welches  die  Gefahr  lohiimmster  Ausbeutung  in  besonders  hohem  Mafse 
in  sich  trägt  und  das  Institut  zu  diskreditieren  geeignet  ist.  Ein  Kon- 
traktsverhältnis und  eine  feste  Arbeitsgemeinschaft  des  Gutes  mit  den 
Arbeitern  ist  aber  die  natürliche  Voraussetzung  der  Naturallöhnung,  wie  sie 
dem  überwiegenden  Teil  des  Ostens,  der  in  absehbarer  Zeit  zur  inten- 
siven Kultur  nicht  überzugehen  vermag,  adäquat  ist.  Für  dieses  grofse 
Areal  ist  m.  E.  eine  elastischere  Struktur,  d.  h.  die  Fortbildung  des 
Instverhältnisses  zu  einem  Pachtverhältnis  mit  gegenseitiger  Hand-  und 
Spannhilfe  zwischen  Herrn  und  Arbeitern,  das  einzig  Mögliche.  Die  Er- 
hebungen, welche  auf  Veranlassung  des  preufs.  Landwirtschaftsministers 
über  die  Gestaltung  solcher  Arbeiterpachten  jetzt  vorgenommeu  werden, 
werden  das  bestätigen  >).  Was  das  Interesse  der  Arbeiter  anlangt,  so  haben 
die  Erhebungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  m.  E.  den  Glauben ,  dafs 
die  Arbeiter  im  allgemeinen  die  Erwerbung  von  Land  in  Gestalt  von 
Arbeiterstellen  erstrebten,  nicht  bestätigt,  sondern  vielmehr  widerlegt. 
Es  ist  nur  lokal  das  Gegenteil  der  Fall,  da  nämlich,  wo  dieser  Erwerb 
das  künftige  Aufsteigen  in  den  Bauernstand  ermöglicht.  Das  setzt  nun 
v.  d.  Goltz  als  normal  voraus ;  es  ist  aber  im  Osten  in  Ermangelung  einer 
starken  Beweglichkeit  des  Bodens  nicht  die  Eegel.  Solche  Existenzen, 
wie  der  Büdwestdeutsche  Kleinbesitzer,  der  sein  Lebelang  Fetzen  um 
Fetzen  Land  ankauft,  alle  seine  Ueberschüsse  in  Land  anlegt  und  so 
achliefslich  zum  kleinen  Bauer  wird,  sind  im  Osten  im  allgemeinen  nicht 
denkbar.  In  der  gleichen  Kiehtung  liegen  die  Erfahrungen  der  Ansied- 
lungskommission.  Sie  setzt  ihre  Arbeiterstellen  nur  mit  Schwierigkeit 
ab.  —  Im  übrigen  würde  es  doch  wohl  auoh  optimistisch  sein,  wollte  man 
glauben ,  dafs  die  Landgemeinden  oder  die  Kreiskorporationen  im  all- 
gemeinen diejenigen  Instanzen  sein  würden,  welche  die  Arbeiterkolonisation 


1)  Auf  die  umfassende,  im  Druck  befindliche  Arbeit  meines  Freundes  Dr.  Karl 
Kiorger  über  die  „A r  b e i  t  e  rp a c h  t"  ,  welche  die  Ergebnisse  dieser  Ermittelungen 
zusammenfallt  und  deren  Druckbogen  er  mir  freundlichst  zur  Verfügung  stellte,  möchte 
ich  schon  hier  hinweisen.  Die  Begründung  der  im  Text  wiedergegebenen,  jetzt  auch  von 
ihm  vertretenen  Ansicht  ist  eine  ungleich  gründlichere,  als  ich  sie  nach  Lage  des  Materials, 
der  verfügbaren  Zeit  und  meiner  Kenntnis  der  bestehenden  Zustände  in  den  Enquete- 
bericht des  V.  f.  Sozialpolitik  (Bd.  65)  bieten  konnte.  Mit  seiner  temperamentvollen  aber 
die  sachliche  Erörterung  fordernden  Polemik  gegen  mich  inbetreff  der  Ergebnisse  der 
Enquete  werde  ich  mich  bei  anderer  Gelegenheit  auseinanderzusetzen  haben. 
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unter  einem  wahrhaft  sozialpolitischen  Gesichtspunkt  in  Angriff  zu  nehmen 
den  guten  Willen  hätten.  Schon  jetzt  sind  die  GuUhezirke  auch  in- 
sofern eine  Schmarotzerpflanze,  als  sie  als  „freie"  Arbeiter  regelmässig 
Arbeitskräfte  ausnutzen,  welche  sie  weder  erzogen  haben,  noch  naoh  der 
Abnutzung  unterhalten,  beides  den  Dorfgemeinden  überlassend.  Trotz 
aller  Kautelen,  die  v.  d.  Goltz  treffen  will,  vergröfsert  sich  diese  Mög- 
lichkeit, wenn  die  vom  Grofsbesitz  beherrschten  Kreiskorporationen  gegen 
den  Willen  der  Landgemeinden  Arbeiter  ansiedeln  können.  Man  wird 
gut  thun,  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  über  die  sozialpolitische  Ge- 
sinnung der  landwirtschaftlichen  Unternehmer  bei  uns,  so  wenig  Maoht- 
mittel als  irgend  möglich  in  ihre  Hand  zu  legen,  sonst  könnte  man 
leicht  ein  Proletariat  schaffen,  welches  die  eigene  Scholle  als  Sklavenfessel 
empfindet.  —  Diese  Bedenken  bestehen  für  Gegenden  mit  sehr  grofser 
Arbeitsgelegenheit,  gutem  Boden,  intensiver  Wirtschaft,  lebhaftem  Boden- 
urnsatz und  besonders  da,  wo  auch  Arbeit  in  der  Industrie  zur  Wahl  steht, 
nicht.  Dort  ist  ein  ,. Heuerlinge"- Verhältnis  nicht  am  Platze,  weil  der 
Boden  zu  wertvoll  ist ,  die  Güter  werden  zunehmend  geldwirtsohaftlich 
mit  freien  Arbeitern  wirtschaften  und  hier  hat  im  Ansohlufs  an  grofse 
Bauerodörfer  der  Häusler  seine  naturgemäfse  Stelle.  Es  ist  also  von 
entscheidender  Bedeutung,  wie  man  die  Zukunft  der  Landwirtschaft  an- 
sieht: ob  man  mit  v.  d.  Goltz  glaubt,  dafs  im  allgemeinen  der  inten- 
siven Wirtschaft  für  den  Markt  die  Zukunft  im  Osten  gehört,  —  dann 
werden  die  Vorschläge  von  v.  d.  Goltz  für  ein  immer  gröfser  werdendes 
Areal  unmittelbar  praktikabel;  —  oder  ob  man  für  den  überwiegenden 
Teil  des  Ostens  für  absehbare  Zeit  das  Gegenteil  annimmt,  —  dann  wird 
man  mit  der  Arbeiterkolonisation,  wie  er  sie  vorschlägt,  nur  sehr  vor- 
sichtig und  nur  wenn  im  einzelnen  Falle  völlig  feststeht,  dafs  alle  Be- 
dingungen besonders  günstig  liegen,  vorgehen,  zumal  es  höchst  proble- 
matisch bleibt,  ob  die  Landgemeinden  die  unerläßliche  Vorbedingung :  Er- 
werb von  Allmenden  zur  Viehweide,  erfüllen  werden,  wenn  diese  wesent- 
lich den  Arbeitern  zu  gute  kommen  soll.  —  Man  wird  dann  eben  den 
Schwerpunkt  der  kolonisatorischen  Thätigkeit  allein  auf  die  Bauern- 
kolonisation  legen ;  und  diese  Ansicht  habe  ich  aus  Gründen,  die  ich  hier 
nicht  wiederholen  möchte,  vertreten  zu  sollen  geglaubt.  —  Die  weiteren 
Vorschläge  der  Schrift  beziehen  sich  zunächst  auf  die  bei  Schaffung  der 
nötigen  Kautelen  gewifs  praktische  Einrichtung  von  Halbtagasohulen,  um 
die  Mitarbeit  von  Kindern  zu  ermöglichen.  Das  Unwesen  der  Hüte- 
kinder will  auch  v.  d.  Goltz  beseitigen ,  im  übrigen  wird  eine  sehr 
genaue  Kontrolle  über  die  Art  der  Verwendung  nötig  sein,  die  ja  freilich  nicht 
die  Gefahr  der  Kinderarbeit  in  der  Industrie  an  sich  trägt  Die  ferner 
rorgesohlageno  systematische  Beurlaubung  von  Soldaten  wird  ebenfalls 
nur,  wo  feststeht,  dafs  inländischen  Arbeitskräften  dadurch  keine  Kon- 
kurrenz gemacht  wird,  erwünscht  sein.  —  Mit  grofser  Genugthuung  mufs 
man  es  begrüfsen ,  dafs  v.  d.  Goltz  sich  (S.  279  f.)  unter  überzeugender 
Darlegung  der  obwaltenden  Gefahren  für  die  Ausschliefsungder 
Zuwanderung  polnischer  Arbeiter  in  sehr  energischer  Form  aus- 
spricht. Es  ist  das  m.  E.  —  ich  will  die  Gründe  nicht  wiederholen  — 
die  wesentlichste  Forderung,  die  auf  diesem  Gebiet  gegenwärtig  überhaupt 
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su  stellen  ist  Zur  Zeit  hört  man  freilich  lediglich  von  Zusagen  weiterer 
Erleichterung  seitens  der  Staatsregierung:  es  besteht  eben  die  Gefahr, 
dafs  die  landwirtschaftlichen  Unternehmer  nachgerade  eine  derartige 
politische  Macht  im  8taat  werden,  dafs  ihre  Interessen  zu  einer  festen 
Schranke  für  alle  sozialpolitische  Thätigkeit  des  Staates  erwachsen.  — 
Von  unmittelbar  praktischem  Wert  sind  endlich  die  Bemerkungen  (8.  287  f.) 
über  die  Aufgabe  des  Staates  als  Domänen  besitzer :  es  soheint  ja,  dafs  die 
landwirtschaftliche  Verwaltung  in  Preufsen  entschlossen  ist,  hier  refor- 
mierend nach  Art  der  mecklenburgischen  Domanialyerwaltung  vorzugehen. 
Hoffen  wir,  dafs  die  Zeit  kommt,  wo  dem  durch  regelmäßige  Einstellung 
von  Beträgen  in  den  Etat  behufs  Aufkauf  heruntergewirtschafteter  Grofs- 
betriebe  zur  Melioration  und  andererseits  duroh  Verwendung  geeigneter 
Domänen  zur  Kolonisation  eine  noch  umfassendere  Bedeutung  gegebeu 
wird. 

Wenn  ich  geglaubt  habe,  hier  im  wesentlichen  nur  die  Beden- 
ken, welche  m.  E.  gegenüber  den  Ausführungen  von  v.  d.  Goltz  be- 
stehen bleiben ,  zusammenfassen  zu  sollen  und  die  Kucksicht  auf  den 
Raum  mir  verbot ,  die  sahireichen  Ausführungen ,  denen  man  unbedingt 
zustimmen  kann  und  mufs,  hier  einzeln  zu  erörtern,  so  liegt  das  daran, 
dafs,  wie  schon  hervorgehoben,  die  grofse  Stärke  des  Buches  und  sein 
dauernder  Wert  in  der  Einzelerörterung  der  Bedürfnisse,  Stärken  und 
Schwächen  des  Arbeitshaushalts  auf  dem  Lande  liegt,  in  welchen  sich  der 
wohlbekannte  praktische  und  nüchterne  Blick  seines  Verfassers  glänzend 
bewährt.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  es  die  entsprechende  Be- 
achtung an  der  Stelle  finden  wird,  zu  der  es  sprechen  will:  bei  den 
Mannern,  in  deren  Hand  die  kolonisatorische  Thätigkeit  zur  Zeit  liegt. 

Berlin.  Max  Weber. 

Moltzer,  J.  P.,  Landbouw  en  kapitaalbelegging.  8°.  XVI  u.  263  SS. 
Haarlem,  1892. 

Diese  „Studie  über  die  privatreohtliche  Grundlage  unseres  Landbau- 
betriebes" enthält  eine  Reihe  von  Vorschlägen  in  betreff  des  landwirt- 
schaftlichen Pacht-  und  Kreditwesens.  Dieselben  sind  zwar  unmittelbar 
auf  die  besonderen  holländischen  Verhältnisse  zugeschnitten,  werden  aber 
auoh  bei  uns  Interesse  erweoken ,  da  das  landwirtschaftliche  Kreditwesen 
und  das  Pachtrecht  auch  in  Deutschland  bisher  noch  nicht  die  den  berech- 
tigten landwirtschaftlichen  Interessen  entsprechende  gesetzliche  Regelung 
gefunden  hat.  Der  Verf.  will  —  auf  Rodbertus  verweisend  —  das  Renten» 
prinzip  in  ausgiebigster  Weise  für  die  Landwirtschaft  verwerten.  Die 
bestehenden  Hypothekensohulden  sollen  —  duroh  Vermittelung  der  Hy- 
pothekenbanken, und,  falls  diese  versagen,  duroh  eine  staatlich  garantierte 
Rentenbank  —  in  dauernde  Rentenschulden  (der  Verf.  nennt  sie  „Grund- 
renten") verwandelt  werden  ;  hierbei  soll  der  Rentensohuld  der  Rang  der 
umgewandelten  Hypothek  gesichert  werden.  Die  Rentensohuld  soll  nur 
mit  beiderseitigem  Einverständnis  ablösbar  und  unter  richterlicher  Mit- 
wirkung teilbar  sein.  Der  Rentenempfänger  soll  aber  bei  Nichtbezahlung 
der  schuldigen  Rente  und  bei  Verwahrlosung  oder  Mifsbrauoh  des  Bodens 
diesen  durch  öffentliche  Versteigerung  zu  verkaufen  berechtigt  sein.  Der 
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Pachter  Boll  ferner  gesetzlich  von  dem  Grundeigentümer,  der  nicht  selbst 
die  Bewirtschaftung  in  die  Hand  nehmen  will,  fordern  können,  dafs  ihm 
(dem  Pächter)  das  Gut  fortan  in  festen  und  dauernden  Gebrauch  gegeben 
wird,  belastet  mit  einer  Rente,  die  durch  Sachverständige  festzustellen 
ist  und  dem  in  Geld  ausgedrückten  durchschnittlichen  Nettopaohtertrage 
der  letzten  '20  Jahre  entsprechen  mufs.  Bei  der  Pacht  soll  die  „immer- 
währende" Erbpacht  in  den  Vordergrund  geschoben  werden.  Auch  das 
in  Groningen  noch  bestehende  feste,  unkündbare,  veräufserliche  und  in 
allen  Linien  yererbliohe  Gebrauchsrecht  des  Meiers  an  dem  von  ihm 
bearbeiteten  fremden  Boden,  wobei  die  Gegenleistung  des  Meiers  in  einer 
jährlichen  Rentenzahlung  und  einigen,  bei  dessen  Hochzeit  und  ähnlichen 
Anlässen  zu  leistenden  einmaligen  Zahlungen  besteht  („raste  beklemming''), 
soll  auf  dem  Pulse  der  Erbpacht  geregelt  werden. 

Dem  Meier,  dem  Krbpüchter,  dem  renten Pflichtigen  Eigentümer  etc. 
soll  aufserdem  ein  gesetzliches  beneficium  competentiae  derart  zustehen, 
dafs  seine  Verantwortlichkeit  auf  den  bei  sorgfältiger  Bodenbearbeitung 
zu  erzielenden  JahreBertrag  nach  Abzug  der  Grund-  und  Polder-Lasten 
und  der  Ausgaben  für  Saatgut  und  Dünger  beschränkt  wird. 

Von  der  Durchführung  dieser  Mafsregeln  verspricht  sich  der  Verf. 
grofse  wirtschaftliche  und  soziale  Vorteile.  Nicht  mehr  der  städtische 
Kapitalist,  der  von  seinem  Grundeigentum  nichts  weiter  verlangt,  als  eine 
prompte  Zinsenzahlung,  sondern  der  Bearbeiter  des  Bodens  selbst  wird 
auf  diese  Weise  die  Vorteile  einer  gesteigerten  Ertragsfähigkeit  geniefsen. 
Der  Verf.  verkennt  nicht,  wie  sehr  die  Stellung  des  ersteren  dadurch 
gegen  den  bisherigen  Zustand  verschlechtert  wird;  aber  er  sieht  in  der 
vorgeschlagenen  Regelung  diejenige,  die  dem  allgemeinen  Wohle  und  auoh 
der  Gerechtigkeit  am  besten  entspricht 

Auf  den  ersten  Blick  haben  die  Vorschläge  des  Verf.  etwas  Bestechen- 
des. Sie  dürften  aber  gleichwohl  zu  weit  gehen.  Zunächst  verewigen 
die  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes,  da  die  Kentenschuld  nur  mit 
beiderseitigem  Einverständnis  ablösbar,  also  grundsätzlich  unablösbar  sein  soll. 
Die  wünschenswerte  Minderung  der  Verschuldung  wird  dadurch  entschieden 
erschwert,  und  der  Zustand,  der  nach  der  Durchführung  dieser  Vorschläge 
eintreten  würde,  dürfte  sich  der  mittelalterlichen  Zinspflichtigkeit  bedenk- 
lich nähern. 

Die  Zuerkennung  des  gesetzlichen  beneficium  competentiae  bedeutet, 
dafs  das  Risiko  des  Betriebes  dem  Grundeigentümer  bezw.  Kapitalisten 
auferlegt,  also  dem  zinspflichtigen  Bodenbearbeiter  abgenommen  wird. 
Gleichzeitig  soll  letzterem  der  Vorteil  günstigerer  Betriebsergebnisse  un- 
verkürzt zufliefsen.  Wenn  aber  der  Boden bearbeiter ,  bezw.  der  Erb- 
pächter, der  ja  nach  dem  Verf.  künftig  im  Vordergrunde  stehen  soll,  die 
Vorteile  günstiger  Zeiten  geniefsen  will ,  dann  ist  es  nur  gerecht  und 
billig,  dafs  er  auch  das  Risiko  schlechter  Zeiten  übernimmt.  Andernfalls 
wird  in  die  Rechte  des  Grundeigentümera  tiefer  eingegriffen,  als  die 
Gesundung  der  landwirtschaftlichen  Kredit  Verhältnisse  erfordert.  Der  weitere 
Vorschlag,  dafs  der  Pächter  gesetzlich  da«  ,,un veräufserliche"  Recht  haben 
soll,  die  dauernde  Uebertragung  des  Paohtgutes  zu  fordern ,  beraubt  den 
Grundbesitzer  eines  wesentlichen  Teiles  seines  Verftigungsrechtes.  Wären 
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die  Pächter  immer  nach  jeder  Richtung  hin  solide  und  tüchtig,  so  würde 
der  Grundeigentümer  vielleicht  noch  über  diese  Beschränkung  hinweg- 
sehen können.  Ist  aber  der  Pächter  weniger  tüchtig,  dann  schadet  die 
Begelung  sowohl  dem  Grundbesitzer,  als  auch  dem  Gesamtinteresse. 

Trotz  der  Ueberzeugungstreue  des  Verf.,  der  in  der  That  das  wirk- 
samste Mittel  zur  Besserung  der  Verhältnisse  gefunden  zu  haben  glaubt, 
mufs  demnach  vor  Experimenten  in  seinem  Sinne  gewarnt  werden. 
Aaohen.  K.  van  der  Borght. 

Assmann,  G.  (Ingenieur),  Die  Bewässerung  und  Entwässerung  von  Grundstücken 
im  Anschlufs  an  öffentliche  Anlagen  dieser  Art.  München,  R.  Oldenbourg,  1893.  gr.  8 
IV— 326  88.  mit  436  in  den  Text  gedr.  Abbildungen.    M.  7.—. 

Bericht  Uber  die  Verhandlungen  der  XXI.  Versammlung  des  Deutschen  Landwirt- 
scbafUrats  vom  13.  bis  einschliefslich  16.  Februar  1893.  Auf  Grund  der  Sitsungsproto- 
kolle  und  der  stattgefundenen  stenographischen  Aufzeichnungen  erstattet  Tom  General- 
sekretär Traag.  Mueller.  Berlin,  Druck  von  L  Simion ,  1893.  gr.  8.  IV — 506  and 
V  88. 

Denkschrift  Uber  die  von  der  Landeskommission  für  die  Regulierung  der  Gewisser 
in  Tirol  aus  Anlafs  der  Ueberscbwemmung  vom  Jahre  1882  auf  Grund  des  Reichsgesetses 
vom  13.  Mira  1883  (R  -O.-Bl.  Nr.  31)  ausgeführten  bautecbniscben  Arbeiten.  Wien, 
8pielhagen  &  8chnrich,  1893.    Roy  -8.    46  88.  Text  u.  26  lithogr.  Tafeln.    H.  6.—. 

Jahresbericht  des  schlesuchen  Provinsialvereins  für  llndliche  Arbeiterkolonien 
für  das  Jahr  1892.    Breslau,  Druck  von  W.  G.  Korn,  1898.    8     41  88. 

v.  Pfeil,  L.  (Graf),  Vier  Kragen  Verhältnisse  des  Grundbesitzes  betreffend  und 
Vorschläge  zur  Herstellung  unkündbarer  Hypotheken  auf  alle  künftigen  Zeiten.  3.  Aufl. 
Berlin,  F.  Dümmler,  1893.    8.    43  8S.    M  0,60. 

Thier,  A.  (a  ö.  Prof.,  Giefsen),  Die  landwirtschaftlichen  Unkräuter.  Farbige  Ab- 
bildung, Beschreibung  und  Vertilgungsmittel  derselben.  2.  Aufl.  24  Chromolithographien 
nebst  Text.    Berlin,  Parey,  1893.    gr.  8. 

Uli  mann,  Martin,  Die  wasserlösliche  Phosphorsäure  und  deren  Bedeutung  and 
Verwendung  als  Superphosphate.  Ein  Beitrag  zur  Lösang  der  deutschen  Agrarfrage 
Hamburg,  Gräfe  &  8illem,  1893.    12.    70  SS.    M.  1.—. 

Verhandlungen  der  am  20  und  21.  März  1893  in  Berlin  abgehaltenen  General- 
versammlung des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  ländliche  Arbeiterfrage  and  über  die 
Bodenbesitzverteilang  und  die  Sicherung  des  Kleingrundbesitzes.  Auf  Grund  der  steno- 
graphischen Niederschrift  herausgegeben  vom  ständigen  Ausschuf»  Leipzig,  Duncker  & 
Humblot,  1893.  8  VI -226  SS.  M.  5,40  (A.  u.  d.  T. :  Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik.  LVIII) 

Zur  sachlichen  Würdigung  des  geltenden  Branntweinsteuergesetxes  und  der  Liebes- 
gabentheorie.   Berlin,  H.  Steinitz,  1893.    gr.  8.    32  SS.    M.  0,80 

Bad  in,  J.  B.  (de  la  Societe"  des  agriculteurs  de  France),  TraittS  d'agriculture  pra- 
tique,  principalement  au  point  de  vue  de  la  restitution  au  sol  par  les  engrais  chimiques. 
Lyon,  impr.  Jevaln,  1893.    8.    116  pag.    fr.  2.—. 

B  o  u  r  g  h  s  ,  J.  (väteYinaire  en  premier  au  4?  hujsards),  Les  animaux  domestiques  au 
Soudan  et  au  Tonkin.  Paris,  A.  Challamel,  1893.  8.  fr.  5  — .  (Sommaire :  Climato- 
logie-  Agriculture.  Fourrages.  Hygiene  des  equidcs  d'importation.) 

Lara  Ire,  Pierre,  L'agriculture  de  l'avenir  Paris,  Fiscbbacher,  1898.  8.  271  pag. 
fr.  8,50.  (Table  de«  raatieres :  L'agricnlture  et  le  progres.  —  Quelques  vieux  problemes.  — 
L'instruction  agricole.  —  Des  capitaux  en  agriculture.  —  De  la  division  du  travail  — 
De  la  specialisation  des  sp6culations.  —  Les  modes  de  faire  valoir.  —  L'avenir.) 

Annuai  report,  XXVth,  0f  the  Flax  8upply  Association  for  the  improvement  of 
the  culture  of  flax  in  Ireland,  and  the  dissemination  of  information  relative  to  the  pro- 
duction  and  supply  of  flax  for  the  year  1892.  Belfast,  H.  Adair,  1893.  8.  56  aod 
63  pp.  and  2  Statistical  tables. 

Nisbet,  J.,  British  forest  trees  and  their  sylvicultural  cbaracteristica  and  treatment 
London,  Macmillan,  1893.    crown-8.    356  pp.    6/. — . 

Wallace,  R.  (Prof.  of  agricaltore  and  rural  economy,  Edinburgh),  Farm  live  stock 
of  Great  Britain.  8"1  edition,  London,  Crosby  Lockwood  &  Son,  1893.  8.  XXII— 350  pp 
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with  145  illustrations  (76  plates)  and  4  maps:  (dbtribuüon  of  cattle,  sheep,  and  agri- 
cultural  population)  etc.,  cloth.  12/.6.  (Contents  Prineiples  of  breeding.  —  Breeds  of 
domestic  cattle.  —  House-feeding  of  cattle.  —  Dairying :  Pasture  and  food.  Cows  and 
thelr  manegement.  —  Pigs.  —  Tbe  horse.  —  Sheep :  British  breeds.  Management  of 
sheep  on  cultivated  land  and  low  country  p asture.  The  ewe  and  lamb-  —  The  typical 
examples  of  the  stocking  of  farms  in  Soulhern  and  Midland  England.  —  Uve  stock 
societies.  —  The  regulär  progressive  movemenU  of  the  horse  —  etc.) 

TpyxauoBCKiu,  M  .  TJo<mi  h  MCJiiopamu  hxx.  CapaTort  1898.  8.  (Der 
Gnind  und  seine  Melioration,  von  M.  Truchanowsky.  Saratow  1898.) 

5.    Gewerbe  and  Industrie. 

Berichte  der  Kantonsregiernogen  Ober  die  Ausführung  des  Bundesgesetses  betref- 
fend die  Arbeit  in  den  Fabriken  1891  und  1892.  Veröffentlicht  vom  schweizerischen 
Industrie-  und  Landwirtschaftsdepartement.  Aarau,  Sauerländer  &  C°,  1893.  gr.  8. 
IV— 129  8S.    M.  1,60. 

Caro,  H.,  üeber  die  Entwickelung  der  Theerfarbenindustrie.  Berlin,  R.  Friedländer 
&  Sohn,  189S.    gr.  8.    151  SS.    M.  3,60. 

Fischer,  N  ,  Handels-  und  Gewerbeadrefsbuch  von  Elsafs- Lothringen.  Nach  amt- 
lichen Quellen.    Strafsburg,  E.  d'Oleira,  1893.  gr.  8.  X— 536  SS.  mit  Karte.  M   12. — 

Gärungstechnisches  Jahrbuch.  Beriebt  Ober  die  wissenschaAlichen  und  gewerb- 
lichen Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Brauerei,  Brennerei,  Prefshefefabrikation,  Wein- 
lereitnng,  Essigfabrikation,  Molkerei,  Kälteerzeugung,  Stärke-,  Dextrin-  und  Stärkesucker- 
fabrikation.  Jahrgang  II:  1892,  herausgegeben  von  (RegR.)  A.  Schrobe.  Berlin,  Parey, 
1893.    gr.  8     VI— 258  SS.  mit  246  Textabbildungen,  geb.  M.  7.—. 

Hofmann,  E.  (Pfarrer  in  Stettfurt),  Die  Geschichte  der  Fabrikgesetzgebung  im 
Kanton  Thurgau  bis  zum  Jahre  1877.    Frauenfeld,  Huber,  1892.    8.    102  SS.    M.  1— . 


Delhotel,  E.  (ingenieur  des  arts  et  manufactures),  Tratte  de  l'epuration  des  eaux 
naturelles  et  industrielles.  Paris,  Baudry  &  O,  1898.  8.  VII— 442  pag  avec  147  figurea. 

fr.  15.—. 

Salaires  et  budgets  ouvriers  en  Belgique  au  mois  d'avril  1891.  Bruzelles,  imprim. 
P.  Weifsenbruch,  1892.  gr.  ln-8.  578  pag.  fr.  7.—.  (Table  des  malieres:  Salaires 
journaliers  moyens  au  mois  d'avril  1891.  —  Prix  du  detail  des  denrees  alimentaires  pen- 
dant  le  mois  d'avril  1891.  —  Budgets  ouvriers  pour  le  mois  d'avril  1891.  Composition 
de  la  famille  ouvriere  et  recettes.  Depenses  de  l'ordre  materiell  nourriture ;  quantites 
consommees  et  depenses.  Habitation,  vetement  et  autres  depenses  de  l'ordre  mat<$rlel.  — 
D4penses  de  l'ordre  religieux,  moral  et  intellectuel  Depenses  de  luxe.  —  Proportion 
des  salaires  et  des  autres  recettes  aux  ressources  totales.  —  Proportion  des  diverses 
groupes  de  depenses  aux  depenses  totales.  —  Tableau  des  conseils  de  l'industrie  et  du 
travail.  — ) 

Testenoire,  J.  (directeur  de  la  condition  des  soies),  Compte  rendu  des  Operations 
de  la  condition  des  soies  de  Lyon  pendant  l'exercice  1892.  Lyon,  impr  Rey,  1893.  8. 
23  pag. 

Annual  report,  VIB»,  of  the  Commissioner  of  labor,  1891.  Cost  of  produetion : 
the  textiles  and  glass,  volume  I.  Washington,  Government  Printing  Office,  1892.  gr.  in-8. 
VI— 841  pp.  (Contents:  Part  1:  Cost  of  produetion.  —  Part  2:  Wages:  Urne  and  earn- 
itigs.  —  Part  8:  Cost  of  livlng.  — ) 

Garcke,  E.  and  J.  M.  Fells,  Summary  of  the  Factory  and  Workshop  Acts 
1878—91.    London,  Crosby  Lockwood  &  8on,  1893.    crown-8  /0,6. 

8  wank,  J.  M.  (Secrelary  of  the  American  Iron  and  Steel  Association),  History  of 
the  manufacture  of  iron  in  all  ages,  and  particularly  in  the  United  States  from  colonial 
times  to  1891,  etc.  3»'  edition.  Philadelphia  and  London,  American  Iron  and  Steel 
Association,  1892.  gr.  in-8.  XIX— 554  pp,  cloth  S7/.6.  (Contents:  The  carlicst  use 
of  iron.  —  Tbe  early  use  of  iron  in  Europe.  —  Beginning  of  the  British  iron  industry. 
—  Tbe  British  iron  industry  from  tbe  XV<b  to  the  XIXtb  Century.  Early  processea  in 
the  manufiteture  of  iron  and  ateel.  —  First  attempt  by  Europeans  to  manufacture  iron  in 
the  U.  States.  —  Beginning  of  the  manufacture  of  iron  in  the  New  England  colonies.  — 
Extension  of  the  manufacture  of  iron  in  New  England.  —  Early  iron  enterprises  in  New 
York.  —  Tbe  manufacture  of  iron  in  various  western  States.  —  The  manufacture  of  iron 
with  anthracite  coal.  —  The  manufacture  of  iron  with  bituminous  coal.  —  Statistics  of 
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pig  iron  producüon  in  the  U.  States.  —  The  Bessemer  procesa  in  the  U.  States  —  The 
early  history  of  iron  rails  in  the  U.  Stute,  —  Early  discoveries  of  coal  in  the  U.  Sutes. 
—  Production  and  prices  of  iron  and  steel  in  the  ü.  States.  —  etc.) 


Bericht  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft  su  Königsberg  i.  Pr.  Ober  das 
Jahr  1892.    Königsberg,  Hartungsche  Buchdruckerei,  189S.    gr.  8.    VIII— 146  SS. 

Geschäftsbericht,  XXI,  der  Direktion  und  des  Verwaltungsrates  der  Gotthard- 
bahn  umfassend  da»  Jahr  1898.  Lasern,  Buchdruckerei  Heller,  1893.  4.  Text  »0  88  , 
Beilagen :  Statistische  Tabellen  35  SS.  u.  graphische  Darstellungen  8  Blatt  in  quer-folio. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Braunsberg  für  das  Jahr  1892.  Brauns- 
berg, Heyneacbe  Buchdruckerei,  1893.    8.    36  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Dusseldorf  pro  1898.  Dnsseidorf,  gedruckt 
bei  L.  Vofs  &  O,  1893.    gr.  8.     203  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  tu  Frankfurt  a/Oder  für  das  Jahr  1892. 
Frankfurt  a/O.,  Druck  von  Trowitisch  &  Sohn,  1893.    Folio.    IV— 62  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Hagen  (Land-  und  Stadtkreis  Hagen  und 
Kreis  Schwelm)  für  1892.  Hagen,  Buchdruckerei  von  G.  Buti,  1898.  Folio.  VI— 18  SS. 
mit  graphischer  Darstellung  der  Preise  von  Siegener  Roheisen  1885 — 1892  und  3  stati- 
stischen Anlagen. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  tu  Halle  a/S.,  1892.  Halle  a/S.,  Druck  der 
Backdruckerei  des  Waisenhauses,  1893.  Roy  -4  LVI— 102  88  mit  graphischer  Dar- 
stellung der  Preise  von  rohem  und  raffiniertem  Zucker  in  Halle  während  der  Jahre  1891 
und  1892  Ifir  100  kg.  (Der  Bezirk  der  Handelskammer  um  fafst  die  Stadt  Halle  und  den 
Saalkreis,  die  Kreise  Bitterfeld ,  Delitzsch,  Hansfelder  Gebirgskreis  (mit  Ausscblufs  von 
Ermsleben),  Martfelder  Seekreis,  Merseburg,  Naumburg,  Querfurt,  Weifsenfeis,  Witten- 
berg und  Zeitz.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Hannover  für  das  Jahr  1892  Hannover, 
Druck  von  Riemschneider,  1893.  gr.  8  VII — 834  SS.  mit  1  Getreidepreis-  und  1  Durch- 
schnittsmarktpreistabelle. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Heidelberg  nebst  der  Stadt 
Eberbach  für  1892.  Heidelberg,  Buchdruckerei  von  Emmerling  &  8ohn,  1898.  8.  VI— 
190  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Koblenz  für  1892.  Koblenz,  Druck  der 
Krabbenschen  Bachdruckerei,  1893.    Folio.    35  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Köln  für  1892.  Köln,  Druck  von  M.  Du 
Mont-Schauberg,  1893.  gr.  8.  X— 275  SS.  (Inhalt:  A.  Die  Wirksamkeit  der  Handels- 
kammer während  des  leisten  Jahres :  1.  Handels-  und  Industriegesetzgebung.  2.  Sonstige 
Industrie-  und  Handelsangelegenheiten.  3.  Verkehrswesen.  4.  Zoll-  und  Steuerwesen. 
Handelsverträge.  —  B.  Thatsächliches.  — ) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Liegnits  umfassend  die  Kreise  Liegoitz 
(Stadt-  und  Landkreis).  Bnnzlau,  Jauer,  Goldberg-Haynau  und  Lüben  für  das  Jahr  1892. 
Liegnits,  Druck  von  W.  London,  1893.  4.  IV— 110  SS.  mit  XIX  8S.  tabellarischer 
Anlagen. 

Bericht  der  Handelskammer  su  Lübeck  Uber  das  Jahr  1892.  Erstattet  im  Juni 
1893.  Lübeck,  Druck  von  H.  G.  Rahtgens,  1893.  gr.  8.  IV— 183  SS.  mit  2  Anlagen. 
(Aus  dem  Inhalt:  Umfang  des  lübeckischen  Handels  und  Verkehrs.  —  Seescbiffahrts- 
verkehr.  Reederei,  Frachten-,  Flufs-  und  Kanalschiffahrtsverkehr.  Hafenanlagen.  —  Han- 
dels- und  Schiffahrtsverträge.  Handels-  und  Verkehrsrecht.  Handelspoliseiliche  Bestim- 
mungen. Statistische  Hilfsmittel.  —  Mittel  für  Wohlthäügkeitsswecke.  Testamente.  Prä- 
benden.  Stipendien.  —  Börse  und  verschiedene  Vertretungen  kaufmännischer  Interessen. 

—  Einrichtungen  zur  Förderung  des  Verkehrs.  Angestellte.  Arbeiter.  — ) 

Jahresbericht  der  grofsherzoglichen  Handelskammer  zu  Offenbach  a.  M.  für  das 
Jahr  1892.  Offenbach  a.  M.,  Seiboldsche  Bnchdrackerei,  1893.  8.  VIII— 143  u.  23  SS. 
Inhalt:  Wirtschaftliche  Verbältnisse  und  Gesetzgebung.  —  Verkehrswesen.  —  Geldwesen. 

—  Industrie  der  Stadt  Offenbaeh  und  Umgebung.  —  Korporationen,  Vereine,  Bildungs- 
anstalten.  —  Statistik.  — ) 


Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Plauen  auf  das  Jahr  1892. 
Teil  I.    Plauen,  1898.    gr.  8.    IV— 304  8S. 
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Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Kreis*  Sagan  und  Sprottau  zu  Sagan 
för  das  Jahr  1892.    Sagan,  Druck  von  P.  Mertsching,  1893.    4.    24  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  8tolberg  (Rheinland)  für  1892.  Aachen, 
Druck  Tun  C  H.  Georgi,  1898     Polio.    24  88. 

Jung,  J.  (kais.  Postinspektor),  Entwickelang  des  deutschen  Post-  und  Telegraphen- 
wesens in  den  letsten  25  Jahren.  Oedenkblilter  tum  25-jftbrigen  Bestehen  eines  einheit- 
lichen Post-  und  Telegraphenwesens  in  Deutschland.  3.  unverttnd.  Aufl.  Leipaig,  Dnncker 
&  Humblot,  1898.    gr.  8.    VIII- 185  88  mit  7  graphischen  Tafeln.     M.  3,80 

Stellung,  die,  der  höheren  Techniker  in  der  8taatseisenbahnverwaltung,  von  einem 
Fachmanne.  Entgegnung  auf  die  Schrift  des  Geb.  ORegR.  Ulrich.  Leipaig,  W.  Engelmann. 
1893.    gr.  8.    32  SS.    M.  0,60. 


Compte  rendu  des  travaux  de  la  chambrc  de  commerce  de  Cognac  pendant  l'ann^e 

1892.  Cognac,  impr.  Berauld,  1893.  8.  29  pag. 

Congres  international  des  chemins  de  fer,  4«  Session  k  St.-Petersbourg :  aoüt- 
»eptembre  1892  Compte  rendu  gdneral.  1«  volame.  Bruxelles,  Weissenbrucb,  1893. 
io-4.  2,  2,  89,  51,  442,  36,  42,  44,  166,  138,  4  pag.  av.  figures  dans  le  texte  et  planches 
hors  texte,    fr.  25— 

Expose  de«  travaux  de  la  chambre  de  commerce  de  Nantes  pendant  Tanne*«  1892. 
Rapport  sur  la  Situation  commerciale  et  industrielle  en  1892.    Nantes,  impr.  Grimaud, 

1893.  in-4.    284  pag. 

Ooebel,  M.  (consul  general  de  Belgique  en  Chine),  Rapport  commercial  sur  le 
nord  de  la  Chine    Bruxelles,  P.  Wei  Isenbruch,  1893     8.    50  pag.    fr.  1,60. 

Liste  des  principales maisons  de  commerce  du  Japon  au  l«>anvier  1893.  Bruxelle», 
Weifsenbruch,  1893.  in-folio.  8  pag.  fr.  0,50.  (Exlrait  du  „Bulletin  du  MuseVcom- 
mercial".) 

Pars  ons,  A.,  The  liability  of  railway  companies  for  negligence  towards  passengers. 
London,  H.  Cox,  1893.    8.  5/.—. 

7.  Finanzwesen 

▼.  Kaufmann,  R.  (GRegR.,  Prof.),  Die  öffentlichen  Ausgaben  der  gröfseren  euro- 
päischen Lander  nach  ihrer  Zweckbestimmung.  3.  umgearbeitete  und  vermehrte  Aufl. 
Jena,  Fischer,  1893.    gr.  8.    8S  88.    M.  1,20. 

Körner,  Aloia,  Staatsscbuldentilgung  und  Staatsbankerott.  Mit  besonderer  Be- 
rückaichtigung  der  fundierten  Staatsschuld.    Wien,  Man»,  1893.  gr.  8.  104  SS.  M.  2,40. 

Georg  iades,  D.,  La  Situation  nuanciere  de  la  Grece.  L'echeance  de  juillet  1893. 
Paris,  Guillaumin  &  O  ,  1893.    8.    19  pag. 

Gomel,  Ch„  Les  causes  financieres  de  la  Revolution  francaise.  II:  Les  derniers 
contrdleurs  generaux.    Paris,  Guillaumin  &  Cl«,  1893.    8.    fr.  8. — 

P  a  b  o  n  ,  L.,  Traitd  des  infractions  du  contentieux  et  des  tsrifs  des  douanes.  Avec 
prlface  explicative  par  A.  Ribereau  (prof.  de  droit  commercial,  Bordeaux).  Paris,  Larose 
h  Porcel,  1893.    gr.  in-8     XXII— 816  pag.    fr.  12,50. 

Seligmann,  E.,  La  crise  flnanciere  avant  la  Revolution.  Paris,  impr.  du  „Me- 
morial diplomatique",  1893.    in-folio  k  3  col.    8  pag. 

Wet,  de,  op  de  vermogensbelasting  benevens  het  formulier  van  aangifte  met 
aanteekeningen  op  beide  door  L.  Rinkel.  Amsterdam,  Gebr.  Ebert,  1893.  12  .  20  bis. 
uet  1  formulier.    iL  0,25. 

8.    Geld-,  Buk-,  Kredit-  und  Versicherungswesen 

Nierop,  Ä.  H.  van,  und  Baak,  De  Nederlandsche  naamlooze 
vennootachappen.  Jahrg.  1892.  8°.  XCV  und  1022  S8.  nebst  2  Tabellen. 
Zwolle  1893. 

Der  stattliche  neueste  Band  dieses  Jahrbuchs  der  niederländischen 
Aktiengesellschaften,  von  welchem  jetst  11  Jahrgänge  vorliegen,  enthält 
eine  Fülle  von  Angaben  über  nicht  weniger  als  1416  Gesellschaften  mit 
826,34  Mill.  Gld.  Nominalkapital.    Neu  gegründet  sind  1892  im  ganzen 
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128  Geaellschaften  mit  47,97  Mill.  Old.  Nominalkapital,  darunter  20  Bau- 
gesellsohaften ,  27  „Kulturgesellschaften",  8  Schiffahrt«-,  4  Pferdebahn-, 
9  Versicherung«-,  17  FabrikgeBellachaften  u.  b.  w.  Die  Anordnung  des 
wertrollen  Werkes  zeichnet  sich  durch  Uebersiohtlichkeit  und  Klarheit 
aus.  Dafs  ein  gleich  vollständiges  Werk  für  die  deutschen  Aktiengesell- 
schaften nooh  immer  fehlt,  mufs  wiederholt  bedauert  werden. 

Aachen.  B.  van  der  Borght. 

Kohne,    Paul,    Krankenversicherungsgesetz    vom  — — - — -  • 

10.  April  1892 

II.  Aufl.  8°.  XIV  u.  260  SS.  Stuttgart,  1892,  Ferd.  Enke. 

Der  Köhne'sohe  Kommentar  hatte  sich  schon  in  seiner  ersten  Auf* 
läge  einen  ehrenvollen  Platz  unter  der  reichen  Zahl  von  Kommentaren 
erworben,  die  zu  dem  Krankenversicherungsgesetz  erschienen  sind.  Die 
neue  Auflage  darf  auf  gleichen  Erfolg  rechnen.  Das  Werk  zeichnet  sich 
aus  durch  eine  knappe  und  klare  Erläuterung  der  zahlreichen  Bezeich- 
nungen des  Gesetzes,  die  einer  näheren  Begriffsbestimmung  bedürfen,  und 
durch  eine  systematische  Zusammenstellung  der  zusammengehörigen  bezw. 
einander  ergänzenden  Vorschriften.  Die  Einleitung  enthält  einen  kurzen 
Ueberblick  über  die  Entwickelung  der  Gesetzgebung  seit  der  preufs.  Ge- 
werbeordnung von  1845.  Ein  gutes  Sachregister  ist  beigefügt.  Der 
Kommentar  verdient  empfohlen  zu  werden. 

Aachen.  R.  van  der  Borght. 

Arendt,  Otto,  Das  goldene  Zeitatter  Ludwig  Bambergers-  Eine  Währungsschrift 
aas  dein  20.  Jahrhundert    Berlin,  H.  Walther,  1893.    8.    24  SS.    M.  0,50. 

Christians,  W.,  Die  deutschen  Emissionsbluser  und  ihre  Emissionen  in  den 
Jahren  1886  bis  1891.    Berlin,  F.  Schneider  &  0 ,  1898     gr.  8.  XX- 60  SS.  M  5.—. 

Ehrenberg,  V,  Versicherungsrecht  Baud  I  Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1893 
gr.  8.    XII— 356  SS.  M.  12  —.  (A.  u.  d.  T. :  Binding,  Handbuch  der  deutschen  Rechb- 

iü  IV, 


t,  Abteilung  III,  Teil  IV,  Band  1.) 
Qothein,  Eberhard,  Die  deutschen  Kreditverbältnisse  und  der  dreifsigjährige 
Krieg.  Ein  neu:  Nützlich  vnd  Lustigs  Colloqvivm  von  etlichen  Reichtags-Puncten.  In- 
sonderheit die  Reformation  der  Zöllen,  Zinszahlung  und  Verbesserung  der  Matrikul  an- 
treffend. Colloquenten  seyn  Drr.  Edelmann,  Burger,  Baur.  Herausgegeben  Ton  E.  Ootbein. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1898.  gr.  8.  XCVII— 107  SS.  Lwdbd.  M.  3,20.  (A.  u. 
d.  T. :  Brentano  und  Leser,  Sammlung  filterer  und  neuerer  staatswissenscbaftlicher  Schriften 
des  In-  und  Auslandes  Nr.  8.) 

Heim,  G.,  Ist  eine  Abnahme  der  Goldproduktion  zu  befürchten  ?  Eine  Vorfrage 
zur  Wahrungsfrage.  Berlin,  L.  Simion,  1893.  gr.  8.  68  SS.  M.  2.—.  (Auch  u.  d.  T. : 
Volkswirtschaftliche  Zeitfragen  Heft  115/116.) 

Kredit,  der  öffentliche.  Seine  Einwirkung  auf  die  Verschärfung  der  sozialen 
Gegensätze.    Berlin,  R.  Wilhelm!,  1893.    gr.  8.    48  88.    M.  1.—. 

M  e  n  z  e  I ,  Ad.  (Prof.  d.  Rechte  Wien),  Die  Arbeiterversicherung  nach  österreichi- 
schem Rechte.  Mit  Berücksichtigung  des  deutscheu  Reichsrechtes  systematisch  bearbeitet 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1898.    gr.  8.    XVIII— 604  SS.    M.  10.—. 

Salings  Börsenpapiere.  II.  (finanzieller)  Teil.  XVII.  Aufl.  A.  u.  d.  T. :  Salings 
Börsenjahrbuch  für  1898/94.  Ein  Handbuch  für  Bankiers  und  Kapitalisten.  Bearbeitet 
von  Hertslet.    Berlin,  Haude  &  Spener,  1893.    8.    XXIV— 1443  SS.    geb.    M.  10.—. 

Versicherungskalender,  deutscher,  für  das  Jahr  1893.  Herausgegeben  von 
Wallmanns  Verlag  &  Buchdruckerei  Berlin,  1892.  12.  488  SS.  geb.  H.  10.—.  (Aus  dem 
Inhalte:  Die  wichtigsten  im  Deutschen  Reich  arbeitenden  ausländischen  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften. —  Die  schweizerischen  Transport-,  Riickversicherungs-  und  Unfall- 
versicherungsgesellschaften. —  Oesterreichisch-ungarische  Versicherungsgesellschaften.  — 
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Die  grösseren  nordischen  Versicherungsgesellschaften.  —  Russische  Versicherungsgesell- 
schaften. — ) 

Wrang,  E.  (k.  k.  Gerichtsadjunkt) ,  Ueber  Veruntreuungen  an  Krankenkassen. 
Wien,  C.  Konegen,  1893.    8.    IV— 32  88.    M.  0,60. 


C  o  n  s  c  q  u  e  n  c  t  s  ,  des,  sociales  du  foutlonnement  actuel  de  la  mutualite  scientifique, 
procurant  l'assurance  sur  la  vie  au  priz  cofiUnt  r.:el.  Paris,  Institut  economique,  1893. 
8.    32  pag.    fr.  2.—. 

Frerejouan  du  Saint,  G.,  Jeu  et  pari  su  point  de  Tue  civil,  penal  et  r^gle- 
mentaire;  loteries  et  valeurs  k  lotsj  jeux  de  bourse ;  marcbes  k  terme.  Paris,  Larose, 
1893.    8.    509  pag.    fr.  8  — . 

Furquin  d'Almeida,  Des  assurances  sur  la  vie,  specialemeot  en  cas  de  deces. 
Bruxelles,  Societe  beige  de  librairie,  1893.    8.    212  pag.    fr.  S. — . 

ryp&eux,  A.,  Kx  pe^opirt  rocyAapcTBeaaaro  EaHKa.  OT.-IIcTepöypn.  1893.  8. 
(Zur  Reform  der  Reicbsbsnk,  von  A.  Gurjew.    8t.  Petersburg,  1893.  8.  rub.  1. — .) 

Kinley,  D.  (Fellow  and  asslstant  in  political  economy  in  the  University  of  Wis- 
consin), The  history,  Organization  and  influence  of  tbe  independent  treasury  of  the  United 
States.  New  York,  Th.  Y.  Crowell  &  C°.  1893.  crown-8.  IV— 329  pp.,  cloth.  7/  6. 
(Contents :  Tbe  old  Bank  of  the  U.  States.  —  The  State  Banks  as  depositories.  —  Develop- 
ment of  the  independent  treasury.  —  The  Organisation  and  work  of  the  independent 
treasury.  —  The  independent  treasury  and  the  management  of  loans.  —  The  influence 
of  tbe  independent  treasury  to  crises.  —  Proposais  for  the  replacement  of  the  indepen- 
dent treasury.  —  A  «Organisation  of  the  banking  System  to  replace  the  independent 
treasury.  — ) 

Relton,  F  B  ,  An  account  of  the  Are  assurance  companies,  etc.,  establisbed  and 
projected  in  Great  Britain  and  Ireland  during  the  17"'  and  18,h  centuries,  including  the 
Sun  Fire  Office,  also  of  Ch.  Povey.    London,  Swan  Sonnenschein,  1893.  Roy.-8.  25/. — . 

Skinner,  Th.,  The  London  banks,  and  kindred  companies  and  firms,  may  1893. 
LVIth  half-yearly  issue.  London ,  Royal  exchange  buildings,  1893.  8.  VIII— 292  pp. 
5/. — .  (Contents:  An  account  to  date  regarding,  the  banks  and  kindred  companies  and 
firms  which  make  up  the  London  money  market;  tbe  british  provincial,  colonial,  and 
foreign  banks  having  London  agenta ;  and  the  private  banks  of  the  United  Kingdom.) 

9.    Soziale  Frage. 

Schulze,  Ad.,  Die  Lage  der  Bergarbeiter  in  den  Hauptkoblenbesirken  Deutsch- 
lands.   Eine  sozialpolitische  Studie.    Berlin,  Schorer  (A.-G.),  1893.    8.   51  SS    M.  1.— . 

Sturz,  der,  der  Sozialdemokratie  oder  das  Ei  des  Kolumbus.  Eine  Sozialreform 
im  grofsen  Stile.    Berlin,  Ed.  Rentzel,  1893.    8.    40  SS.    M.  0,50. 


Deneus,  Cl.  (avocat  pres  la  cour  d'appel  de  Gand),  La  journee  de  huit  heures 
et  la  reglementation  internationale  du  travail  industriel.  Gand,  A.  Siffer,  1893.  8.  44  bis. 
fl.  0,75. 

Feret,  P.  (I'abbe,  docteur  en  theologie,  cnri  de  St.-Maurice,  a  Paris),  La  question 
ouvriere.    Paris,  Lethielleux,  1893.  in-16.  XXXVII— 887  pag. 

Gilon,  E.,  Miseres  sociales.  La  lutte  pour  le  bien-ötre.  Paris,  Fischbacher,  1898. 
in-16.  360  pag.  fr.  3,50.  (Livre  couronn^  au  4e  concours  Guinard:  prix  de  10  000  fr. 
Table  des  matteres :  La  lutte  des  intcrets.  —  Imminence  du  peril.  —  Le  manque  d'equite\  — 
La  rubere.  —  Le  manque  d'inatruction.  —  Le  dt'faut  de  caractere.  —  ReTorme  de  l'indi- 
vidualite.  —  Le  bien  pour  le  bien.  —  L'oeuvre  d'instruction.  —  Conscquences  de  l'in- 
struction:  Etre  »on  propre  proprietaire.  Etre  son  propre  fournisseur.  Etre  son  propre 
banquier.  Etre  son  propre  patron.  Etre  son  propre  instituteur.  Etre  son  propre  bien- 
faiteur.  —  L'entente  internationale.  — ) 

de  Molinari,  G.,  Les  bourscs  du  travail.  Paris,  Guillaumin,  1893.  in-18  Jesus. 
XII— 335  pag.  fr.  3,50.  (Table  des  matieres:  Le  salaire  et  sa  raison  d'etre.  —  Le 
taux  necessaire  et  le  taux  courant  du  salaire.  —  L'ancien  regime.  L'esclavage  et  le 
servage.  —  L'ancien  regime.  Les  corporations.  —  La  disparition  de  l'ancien  regime 
economique  et  l'avenement  du  nouveau.  —  Les  commencements  du  regime  de  la  liberte" 
de  l'indastrie  et  du  travail.  —  Le  pauperisme.    La  Charit«!  publique.  —  Progres  qui  nnt 
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contribue,  particulierement  depuis  un  demi-sieele ,  ä  relever  le  taux  des  salaires  et  a 
ameliorer  1»  condiiion  des  classes  ouvrieres.  —  Le»  remedes  »ocialistes.  Le  socialistne 
rivolutionnaire  et  le  socitlisme  d'Etat.  —  Les  eoslitions  et  les  greves.  —  Les  „trade» 
unions"  et  les  syndicats.  Etat  actuel  de  la  guerre  du  capital  et  du  travail.  —  Les 
facteurs  de  l'agrandissement  des  marches.  —  Consequences  de  l'agrandusement  des  march4» 
des  produiu  et  des  capitaux.  —  Les  obsUcles  a  l'agrandissement  des  marchds  du  travail.  — 
La  premiere  idee  de  la  bourse  du  travail.  —  Les  bourses  du  travail  socialistes  ou  pbilan- 
thrnpiques.  —  Etat  actuel  des  intermediaires  du  placement  du  travail.  —  Progres  a 
re&lUer  pour  agrandir  et  unifier  les  marches  du  travail.  —  Le  marchandage,  son  etat 
actuel  —  Le  marchandage.  Comment  on  peut  le  perfectiotiuer.  —  Resultats  materiels  et 
moraux  de  l'extension  et  de  l'unification  des  marches  du  travail.  —  Appendice.  — ) 

Robin-Fournet,  J.  (avocat  k  la  Cour  d'appel),  La  societe'  moderne  et  la  question 
sociale.  Paris,  Guillauroin,  1893.  in-18  jesus  XII— 456  pag  fr.  3,50.  (Table  des 
matieres:  L'indiffe>ence  moderne. —  L'esprit  de  parti. —  Du  defaut  de  vraie  religion. — 
Remedes  qu'on  a  proposes  pour  gue>ir  le  mal  social.  —  Remedes  a  apporter  au  mal 
social.  — ) 

Savoure*-Bonville,  A.  (inspecteur  departemental  da  service  de»  enfant*  assiste»), 
Reflexions  sur  le  fontionnement  et  le  röle  de  l'assistance  publique  eu  France.  Nancy, 
Berger-Levrault  &  C<«,  1893.    16.    XVIII— 138  pag.    fr.  2,50 

Ziegler,  Th.  (prof.  de  philo».,  Strasbourg),  La  question  sociale  est  nne  quesüou 
morale.  Traduit  de  l'Allemand  sur  la  4«  Edition  et  precede'  d'une  introduetioo.  Paris, 
F.  Alcan,  1893.    in-18.    fr.  2,50.    (Bibliotheque  de  philosopbie  contemporaine.) 

D  w  e  1 1  i  n  g  s  ,  the,  of  the  poor.  Report  of  the  Mansion  House  Council  for  the 
year  ending  December  31»l ,  1892.  London,  Cassel  &  C°,  1893  8.  71  pp.  with  a 
plan  of  the  citys  of  London,  Westminster,  and  borough  of  Soutbwark  with  the  new 
addittonal  buildings,  anno  1720.    M.  1/. — . 

Hobbouse,  L  T.,  The  labour  movement.  Witb  preface  by  R.  B.  Haidane.  Lon- 
don, Fisher  Unwin,  1893  8.  XII— 98  pp.,  clotb.  3/6.  (Contents:  The  aims  of  labour  

Trade  anionism  and  the  control  of  produetion.  —  The  aims  and  methods  of  co-operation. 
—  The  distribution  of  wealth.  —  The  control  of  industry  and  the  liberty  of  the  indi- 
vidual.  — ) 

Mansion  House  Council  on  the  dwellings  of  the  poor:  report  for  year  ending 
December  31,  1892.    London,  Cassell,  1893.    8.    l/.— . 

PiiXTOp'fc,  3.,  ( ' i •• : i : : i i . u o-AOMOKparii <t  ocKifl  KapTHHU  öyÄVmaro  bx  repMaoin. 
(Sozialdemokratische  Zukunftsbilder,  von  Eugen  Richter.)    St  Petersburg  1893.  8. 

Flladelfio,  Una  pagina  di  socialismo  pratico.  Torino,  tip.  L.  Roux  &  C,  1893. 
8     93  pp.    1.  1 — .    (Contione:  L'accattonaggio  —  Socialismo  in  pillole.  — ) 

Marx,  C.  e  F.  Engels,  II  manifesto  del  partito  comunista,  con  un  nuovo  proemio 
al  lettore  italiano  di  F.  Engels.  Versione  da  Pompeo  Bettini.  Milano,  „La  Critica  sociale" 
edit.,  1893.    IC.    46  pp.    1.  0,85. 

Zanetti,  F.,  II  socialismo:  »ne  cause  e  suoi  effetti.  Torino,  tip.  Salesiana,  1893. 
16.  666  pp.  (Coutiene:  Idea  generale  del  socialismo.  —  Principi  fondamentali  del 
socialismo.  —  Filosofia  moderna  e  socialismo.  —  Lo  Stato  ed  il  socialismo.  —  La  parola 
del  Papa  e  il  socialismo.  —  Oli  ebrei  e  il  socialUmo.  —  Hassoneria  e  il  socialismo.  — 
Schiavitü  antica  e  moderna.  —  La  biblia;  il  socialismo  e  i  tempi  finali.  —  Scienxa, 
miracoli  e  spiritismo.  — ) 


Freytag,  P.  (Oberverwaltungsgerichtsrat),  Die  Landgemeindeord- 
nung für  die  sieben  östlichen  Provinzen  der  Monarchie  vom  3.  Juli 
1891.    Breslau,  J.  ü.  Kerns  Verlag  (Max  Müller)  1892. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist,  wie  die  beiden  neben  ihr  noch  nennens- 
werten Kommentare  zur  L.  G.  0.  von  Genzmer  und  Halbey  (letzterer  in  : 
von  Brauchitsch,  Verwaltungsgesetze)  in  erster  Linie  ersichtlich  von  dem 
dankenswerten  Bestreben  geleitet,  dem  Publikum  schon  bei  dem  Inkraft- 
treten der  L.  G.  0.  am  1.  April  1892  eine  Handhabe  für  die  Gesetzesan- 
wendung zu  bieten.    Die  aus  dieser  Eile  resultierenden  unverkennbaren 
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Mängel  haben  demnach  einen  Anspruch  aaf  eine  besonders  schonende 
Beurteilung. 

Dm  Buch  umfafst  aufser  einer  knappen  Einleitung  und  einem  Sach- 
register 

a)  den  Text  der  L.  G.  0., 

b)  die  Erläuterungen  in  der  Form,  dafs  zunächst  die  Motive,  dann 
aber  die  eigenen  Bemerkungen  des  Autors  vorliegen, 

c)  zwei  der  Anlagen  zu  dem  Entwurf  der  L.  0.  0.,  die  geschicht- 
liche Entwickelung  der  Landgemeinden  und  Gutsbezirke,  sowie 
die  Darstellung  dea  Reoht-zustandes  betreffend  die  Gemeindeab- 
gaben und  Dienste,  sowie  des  Gemeindevermögens,  in  wörtlicher 
Wiedergabe, 

d)  das  Kommunalabgabengesetz  vom  27.  Juli  1885  und  die  Verord- 
nung betreffend  das  Verwaltungszwangsverfahren  vom  7.  September 
1879  nebst  Ausführungan Weisung, 

e)  die  drei  ministeriellen  Ausführungsanweisungen  der  L.  G.  0. 

Es  ist  nicht  recht  abzusehen,  welchen  unmittelbaren  Wert  die  Dar- 
stellung einer  abgeschlossenen  geschichtlichen  Entwickelung  sowie  eines 
mit  der  Einführung  der  L.  G.  0.  veralteten  Rechtszustandes  für  den  Leser 
haben  sollte,  dem  gegebenenfalls  mit  einem  Citate  aus  diesen  legislatori- 
schen Materialien  in  den  Erläuterungen  am  besten  gedient  sein  dürfte. 
Nimmt  also  schon  äufserlicb  der  Rohstoff,  dessen  Verwendung  erst  vom 
Leser  erwartet  wird,  einen  unverhältnismäßig  grofaen  Raum  ein,  so  wirkt 
auch  in  den  Erläuterungen  selber  die  vom  Verfasser  fast  durchweg  be- 
folgte Methode,  nicht  das  Resultat  eigener  Forschungen,  sondern  vor  allem 
die  Judikatur  des  Oberverwaltung?gerichta  darzubieten,  obgleich  eine  ge- 
wisse Diskontinuität  zwischen  dieser  und  dem  neuen  Reohtazustande  zu 
Tage  treten  mufs,  nicht  zu  Gunsten  des  Buches.  So  sehr  denn  auch  ein- 
zelne Kommentare,  z.  B.  der  von  Oertel  über  die  Städteordnung,  der  von 
Herrfurth  und  Noell  über  das  Kommunalsteuernotgesetz  berücksichtigt 
worden  sind,  eine  wissenschaftliche  Vertiefung  etwa  durch  Zurückgehen 
auf  verwandte  theoretische  Arbeiten  von  Gierke  und  Rosin  verbot  schon 
die  Knappheit  der  zu  Gehote  stehenden  Zeit. 

Im  einzelnen  ist  folgendes  zu  bemerken.  Eine  Definition  des  Be- 
griffs der  direkten  und  indirekten  8teuern  fehlt  8.  112  und  122,  so 
dankenswert  ein  solcher  Versuch  gerade  für  das  preußische  Recht  ge- 
wesen wäre;  ebensowenig  sind  dort  die  durch  die  Reichsgesetzgebung  den 
Landgemeinden  bei  der  Erhebung  indirekter  Steuern  gezogenen,  für  die 
Praxis  besonders  wichtigen  Grenzen  näher  bestimmt  worden.  Der  Begriff 
der  in  §  28  L.  G.  0.  behandelten  „wüsten  Hufen"  ist  S.  145—149  in 
keiner  Weise  entwickelt;  zu  der  Entschädigucgsfrage  für  die  aufgehobenen 
persönlichen  Befreiungen  des  §  31  L.  G.  0.  ist  nicht  Stellung  genommen. 
Ebenso  hätte  auch  das  schwierige  Auenreoht,  dessen  gesetzliche  Rege- 
lung für  die  einzelnen  Provinzen  jüngst  mifalungen  ist,  8.  221  eine  Dar- 
legung verdient.  Der  Gutsbezirk  ist  8.  272  ff.  nicht  systematisch  als 
eigeues  kommunales  Gebilde  konstruiert,  wofür  zusammenhangslose  Urteile 
des  Oberrerwaltungsgerichts  keinen  Ersatz  bieten  können.  Die  Natur  des 
Gemeindeverbandes  als  eines  Zweckverbandes  ist  in  keinem  genügend 

Dritte  Folge  Bd.  VI  (LXQ.  20 
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scharfen  Gegensatze  zu  der  verpönten  Samtgemeinde  gebracht.  Schliefslich 
ist  eine  Interpretation  des  §  146  Absatz  3  L.  G.  0.  —  dieser  crux  der 
Kommentatoren  —  nicht  einmal  versucht.  An  Stelle  einer  Erläuterung 
darüber,  welche  publizistischen  Rechte  und  Pflichten  als  auf  speziellem 
Titel  beruhend ,  den  Vorzug  vor  der  L.  G.  0.  beanspruchen  können  — 
man  denke  an  Urbarien,  Regulierung*-,  Gemeinheitsteilungs-,  Separation  s- 
recesse  in  ihrer  Stellung  an  den  Grenzen  des  privaten  und  öffentlichen 
Rechts,  bald  objektive  Normen,  bald  subjektive  Rechte  enthaltend  —  ist  es 
S.  319  lediglich  als  „ein  überaus  schwieriges  Beginnen"  bezeichnet,  „die 
Nutzanwendung,  welche  Wissensohaft  und  Praxis  von  dem  Absatz  3  machen 
werden,  auch  nur  einigermafsen  zu  prognostizieren." 

Diesen  Mängeln  stehen  aber  grofse  aus  der  Arbeitemethode  hervor- 
gehende Vorzüge ,  die  minutiöse  Anlehnung  an  die  Entscheidungen  des 
Oberverwaltun  gsgeri  cht«  und  die  genaue  Kenntnis  der  altpreufsischen 
Verwaltungspraxis  gegenüber,  welche  sich  z.  B.  in  sohätzbaren  Bemer- 
kungen für  das  in  den  §§  49  ff.  L.  G.  0.  behandelte  Wahlverfahren  und 
in  einer  fortlaufenden  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  der 
Provinz  Posen  dokumentieren.  Dafs  der  Verfasser  die  Konsequenzen  aus 
dem  auch  von  ihm  S.  163,  164  gerügten  „Schönheitsfehler"  der  verfehl- 
ten Stellung  des  §  56  L.  G.  0.  nicht  gezogen  und  trotz  aller  Zweifel 
diesen  Paragraphen  nicht  ausdrücklich  als  auf  Gemeinden  ohne  Gemeinde- 
vertretung unanwendbar  bezeichnet  hat,  mag  zum  Schlufs  noch  hervor- 
gehoben werden. 

Dafs  die  erste  Auflage  dieses  Kommentars  voraussichtlich  duroh  das 
in  allernächster  Zeit  zu  verabschiedende  Kommunalabgabengesetz  in  sehr 
wesentlichen  Punkten  einer  Umarbeitung  bedürfen  wird,  ist  dem  Verfasser 
nicht  zuzurechnen ,  sondern  erklärt  sich  aus  der  abnormen  Schnelligkeit, 
mit  der  die  Gesetxgebungsmaschine  gerade  in  dieser  Materie  in  den  letzten 
Jahren  gearbeitet  hat 

Breslau.  Dr.  K  e  i  L 

Fuhr,  Karl,  Strafrechtspflege  und  Sozialpolitik.  Ein  Beitrag  zur 
Reform  der  Strafgesetzgebung  auf  Grund  rechtsvergleiohender  und  stati- 
stischer Erhebungen  über  die  Polizeiaufsischt.  Berlin,  Otto  Liebmann,  1892. 

Die  sehr  beachtenswerte  Arbeit  ist  auf  Anregung  des  Prof.  von  Liszt 
entstanden,  um  dem  Eindringen  der  Sozialreform  in  die  Strafrechtspflege 
den  Boden  weiter  zu  ebnen.  Der  Verfasser  weist  das  Vorkommen  der 
Polizeiaufsicht  in  der  deutschen  Kriminalpraxis  schon  vor  der  surveil- 
lance  de  la  haute  polioe  de  l'Etat  des  code  pe*nal  von  1810  überzeugend 
nach  ;  er  beleuchtet  zugleich  den  schwankenden  Charakter  ihres  Ursprungs, 
wie  sie  bald  als  poena  extraordinaria,  bald  als  Sicherheitsmafsregel  gegen 
materiell  Schuldige,  aber  nicht  voll  überführte  Verbrecher,  schliefslioh  als 
Präventivmittel  gegen  Gewohnheitsverbrecher  nach  überstandener  Strafe 
auftritt,  um  endlich  unter  französischem  Einflüsse  die  Natur  einer  Neben- 
strafe anzunehmen.  Der  beiläufige  Quellennachweis  über  die  im  Jahre 
1802  singulür  auch  in  Preufsen  vorgekommene  Deportation  nach  Sibirien, 
welche  auch  anderweitig  bestätigte  Thatsache  vom  Verfasser  bezweifelt 
wird,  dürfte  für  weitere  Kreise  Interesse  haben.  In  sehr  eingehender 
Weise  wird  sodann  unter  Beibringung  eines  beinahe  erdrückenden  Quellen- 
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die  Entwickelang  der  Polizeiaufsicht  in  Frankreich,  Belgien, 
Italien  and  England,  sowie  in  den  deutsohen  Einzelstaaten  bis  zum  Reiohs- 
etrafgesetzbuoh  geschildert,  das  geltende  Reiohsrecht  dogmatisch  dargestellt 
und,  was  besonders  hervorzuheben  ist,  eine  mit  grofsen  Schwierigkeiten 
verknüpfte  Statistik  an  der  Hand  offizieller  Quellen  aufgemacht  (S.  228  ff.), 
die,  obwohl  lückenhaft,  dennooh  in  Verbindung  mit  den  auf  Frage- 
bogen ergangenen  Antworten  deutscher  Amtsstellen  erkennen  läfst,  was 
seitens  der  grofsen  Mehrzahl  der  Praktiker  wohl  niemals  bezweifelt 
wurde,  dafs  in  dem  Zeitalter  der  allgemeinen  Freizügigkeit  die  Erfolge 
der  Polizeiaufsicht  als  Nebenstrafe  wie  als  Sicherheitsmafsregel  gleich 
Null  sind  (S.  235)  Der  Verfasser  verlangt  seinerseits  eine  Borg- 
fältigere  Vorbildung  für  das  Amt  des  8trafriohters,  Einheitlichkeit 
des  Strafvollzuges  durch  den  Uebergaug  desselben  an  das  Reich 
und  planmäfsige  Kooperation  mit  Fürsorgevereinen,  um  den  entlassenen 
Sträfling  allmählich  in  das  bürgerliche  Leben  zurückzuführen  ,*  indem 
er  sich  mit  seinem  System  der  Polizeiaufsicht  nach  Inhalt  und  Hand- 
habung an  englische  Vorbilder  anlehnt,  die  allein  Resultate  erzielt  haben. 
8eine  Vorschläge  gipfeln  in  einer  wirkungsvollen  Beaufsichtigung  des 
Sträflings,  dem  sofort  Arbeitsgelegenheit  und  Unterkommen  nachgewiesen 
werden  soll,  durch  wohlwollende,  hilfsbereite,  diskrete  Polizeibeamte  nnter 
steter  Ueberwachung  des  Strafrichters ,  der  auoh  diesen  Teil  der  Strafe 
zur  Vollstreckung  bringt  and  das  Leben  des  Sträflings,  nötigenfalls  durch 
Dissiplinarmafsregeln,  mehr  oder  weniger  unter  Kontrolle  hält.  Das  Buoh 
ist  sowohl  dem  Kriminalpolitiker  als  dem  Nationalökonomen  im  weiteren 
Sinne  zum  Studium  zu  empfehlen. 

Breslau.  Dr.  Keil. 

Boise,  A.  (BeichsgerichtsR.),  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Civilsacben.  Band  XIV. 
Leipsig,  Brockhaus,  1893.    8.    XII— 460  SS.    M.  6  — 

Entscheidungen  des  kgl.  preußischen  Oberverwaltnngsgerichts.  Herausgegeben 
von  WGehRegRR.  u.  Senatspräsideoten  des  kgl.  OVGerichts)  Jebens,  v.  Heyeren  und  vom 
(OVGerR.)  Friedrichs.  Band  XXIV.  Berlin,  C.  Hermann,  1893.  gr.  8.  XVI— 460  SS. 
M.  5,80. 

E  v  e  r  t ,  Georg  (RegR.) ,  Taschenbuch  des  Gewerbe-  und  Arbeiterrechts.  Zum 
täglichen  Gebrauche  bearbeitet.  Berlin,  C.  Heymann,  1893.  kl.  8.  101  SS.  kart.  M.  2  — . 

Gewerbeordnung,  die,  für  das  Deutsche  Reich  in  ihrer  jetzigen  Geltung  nach 
der  Novelle  vom  1.  Juni  1891  und  das  Reichsgesetz  vom  29.  Juli  1890  betr.  die  Gewerbe- 
gerichte. Mit  den  neuesten  für  das  Reich  und  für  Bayern  abgeschlossenen  Vollzogsbestim- 
musgen.    München,  O.  Galler,  1893.  kl.  8.  VIII— 868  SS.  geb.  M.  2,40. 

Kopp,  K.  A.  (GehRegR.),  Die  badische  Volksschulgesetzgebung,  enthaltend  das 
Gesetz  Aber  den  Elementarunterricht  in  der  Passung  vom  13.  V.  1892,  das  Gesetz  über 
den  Fortbildungsunterricht  vom  18.  II.  1874,  die  zum  Vollzuge  dieser  Gesetze  erlassenen 
Vorschriften  etc.  3.  Ausg.  Karlsruhe,  Lang,  1893.  kl.  8.  VII— 644  u.  VII  SS.  geb. 
M.  5.— . 

Mugdan,B.  (AGerR.),  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche  Reich  In  Ihrer 
neuesten  Gestaltung.  Textausgabe  mit  Anmerkungen.  2.  Aufl.  Berlin,  v.  Decker,  1893. 
12.   IV— 188  SS.    M.  1,50. 

Reicbswuchergesetz,  das  neue  deutsche,  von  1893  (Geld-  and  8achwucher, 
Vieh-  and  Grundstückswucber.)  Ergänzt  und  erläutert  durch  die  amtlichen  Materialien 
dir  Gesetzgebung  von  R.  Höinghaas.    Berlin,  Dümmler,   1893.    12.    64  SS.    M.  0,50. 

Stobbe,  Otto,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts.  Band  I,  3.  Auflage.  Berlin, 
Hertz,  1893.    gr.  8.    XIV— 702  SS.    M.  19. — 

Strafrechtlichen  Nebengesetze,  die,  des  Deutschen  Reiches.  Erläutert  von  M. 
Menglein  (ReichsgerR.)  in  Verbindung  mit  H.  Appelias  (Staatsanwalt ,  Elberfeld)  und 
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O.  Kleinfeller  (Privatdozent,  München).  Berlin,  O.  Liebmann,  1893.  Roy  8  X— 1138  88. 
M.  32,60.  (Inhalt:  Gesetze  zum  8chutie  des  geistigen  Eigentums,  über  gewerbliche  Ver- 
einigungen, das  Verkehrswesen  betreffend,  über  das  Gesundheitswesen  und  die  Lebens- 
mittel, gegen  Viehkrankheiten,  Steuergesetze  und  Arbeiter  versicherungsgesetxe,  Bestim- 
mungen über  den  strafbaren  Bankerott.  —  etc.) 


A  u  b  e  r  t ,  M.  (avocat  a  la  Cour  d'appel),  Droit  romain  :  Du  contrat  per  nancium ; 
droit  francais:  Du  contrat  par  correspondance  (these).  Paris,  Pedone-Lauriel,  1893.  8. 
21Ö  pag. 

Brugairoiles,  J.  (avocat  ä  la  Cour  d'appel  de  Paris),  Lea  droits  de  1'cpoux 
»urvivant  dans  la  succession  de  son  conjoint  predecede,  en  droit  romain  et  en  droit 
francais.    Paris,  Giard  &  Briere,  1893.    8.    275  pag.    fr.  5  —. 

Vassal,  V.,  Droit  romein:  Des  publicains  sous  la  Republique;  droit  francais  : 
Des  emprunts  des  dopartements,  des  communes  (et  accessoirement  des  etablissements 
publica)  [these].    Paris,  Pedone-Lauriel,  1893    8.  246  pag. 

Zdglicki,  L.  (jnge  1  Instruction  au  tribunal  civil  de  Mauria«),  Loi  du  28  avril 
1893.  Complement  de  la  reforme  des  frais  de  justice :  modification  de  certains  droits 
d'enregie/rement  en  matiere  civile.  Paris,  Pichon,  1893.  8.  35  pag.  fr.  1,50 

Code  (commercial)  of  the  Netherlands.  Edlted  by  the  Department  of  foreign  affairs, 
at  the  Hague.    Rotterdam,  M   Wijt  &  Zonen,  1893     8  en  2*0  bl«.    8.    fl  2,50. 

MpoieKi-ÄposAOBCKiH,  IL,  Hcxopüi  pyccKaro  npa6a.  MocKBa  1892.  8. 
(Geschichte  des  russischen  Rechts,  von  (Prof)  P.  Mrotschek-Drosdowsky,  Moskau.) 

11.    Staat«-  and  Verwaltung  Brecht. 

Barth,  Hans,  Crispi.  Mit  Urteilen  hervorragender  Zeitgenossen.  Leipzig,  Renger- 
sche  Buchhdlg.,  1893.    gr.  8.    VIII— 268  SS.    M.  6.—. 

Bismarck.  Die  Reden  des  Ministerpräsidenten  und  Reichskanzlers  Fürsten  von 
Bismarck  im  preufsiseben  Landtage  und  im  Deutschen  Reichstage  1873 — 1876.  Kritische 
Ausgabe  besorgt  von  Horst  Kohl.  Stuttgart,  Cotta,  1893.  gr.  8.  XXVIII— 491  SS.  M.  8.—. 
(Auch  u.  d.  T. :  Die  politischen  Reden  des  Fürsten  Bismarck,  Band  VI.) 

Bochum.  Bericht  des  Magistrais  zu  Bochum  über  die  Oemeindeangelegenheiten 
für  das  Jahr  1891/92  und  Haushaltsplan  für  die  Stadikasse  pro  1893/94.  Mit  Anhang: 
Jahresbericht  der  stadtischen  Gas-  uud  Wasserwerke  Ittr  das  Jahr  1891/92.  Bochum, 
Druck  von  Hoppstädter  &  O- ,  1893.    4.    VIII  -8«  und  23  u  32  SS. 

Brandenburgischer  Provinziallandtag.  XIX.  Sitiungsperiode  1898,  Nr.  2 : 
Verwaltungsbericht  des  Provinzialausschusses.  Berlin,  25.  II.  1893.  Folio.  55  88.  u 
145  SS.  Beilagen.  (Aus  dem  Inhalte:  Chausseeverwallung.  —  Verwaltung  des  Land- 
armen-, Korrigenden-  und  Irrenwesens.  —  Taubstummen-,  Blinden-  und  Idiotenwesen.  — 
Zwangserziehung  verwahrloster  Kinder.  —  Brandenburgische  Witwen-  und  Waisenver- 
sorgungsanstalt. —  Gewerbekammer  der  Provins  Brandenburg.  —  etc.) 

Denn ler,  W.,  Die  reformierten  Gemeinden  in  Erlangen.  Rechtliehe  Stellung  der- 
selben.   Erlangen,  Th.  Blaesing,  1893.    8.    56  88.    M.  0,60. 

Elbing.  Bericht  Uber  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegenbeiten  der 
Stadt  Elbing,  umfassend  den  Zeitraum  für  das  Verwaltungsjabr  1892/93.  Elbing,  Druck 
von  R.  Kühn,  1893.  kl  4.  64  88.  —  Kammereihauptetat  der  Stadt  Elbing  pro  1.  April 
1893/94,  ebd   1893  kl  4   141  SS. 

Forschungen  zur  brandenburgischen  und  preufsiseben  Geschichte.  Neue  Folge 
der  „Markischen  Forschungen".  In  Verbindung  mit  genannten  Autoren  herausgegeben 
von  Albert  Naude,  Band  VI,  1.  Hälfte.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot ,  1893.  gr.  8. 
IV — 342  SS.  M.  6. — .  (Aus  dem  Inhalte:  Zur  Geschichte  der  kurmärkiseben  Lehns- 
kanzlei im  16.  Jahrh.,  von  Fr.  Holtze  jr.  —  Ueber  die  Errichtung  des  brandenburgischen 
Gebeimenrates,  von  Ad.  Stölzel.  —  Bartholomäus  Stoff,  kurbrandenburgischer  Hofprediger 
(1604 — 1686),  von  H.  Landwehr  —  Voltaire  und  die  „Idee  de  la  cour  de  Prasse",  von 
R.  Koser.  —  Tilsit,  von  Max  Lenz  (I.  Artikel).  —  etc.) 

Kobatsch,  R.,  Die  Armenpflege  in  Wien  und  ihre  Reform.  Wien,  Maua,  1893 
gr.  8.    92  88.    M.  1,60. 

L  i  n  d  n  e  r ,  Th.,  Die  deutschen  Königswahlen  und  die  Entstehung  des  Kurfürsten- 
tums.   Leipzig,  Dyk,  1893.    gr.  8.    XU— 234  88     M.  5  — . 

Lüneburg.  Haushaltsplan  der  Stadt  Lüneburg  für  das  Jahr  1893/94.  Lüneburg, 
Sternsche  Buchdruckerei,  1893.  4.  8  SS  —  Auszug  ans  der  Kämmereirechnang  der 
Stadt  Lüneburg  Tür  das  Rechnungsjahr  vom  l.  IV.  1891/92,  ebd.  1893.  4.  8  SS. 
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Magdeburg.  Haushaltspläne  der  Stadt  Magdeburg  für  das  Etatsjahr  1893/94. 
Magdeburg,  ilofbucbdruckerei  von  C.  Priese.  1893.    4.    XII— 653  88. 

Pr  an  Blau.  Bericht  über  Stand  und  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  der 
Stadt  Preozlau  für  das  Jahr  1.  April  1891/92.    Prenxlau,  Druck  von  A.  Mieek,  1898. 

gr.  8.    33  SS. 

Verhandlungen  des  XXXV.  Provinsiallandtages  der  Provinz  Schlesien  vom 
5.  bis  einschließlich  den  16.  Mira  1898.  Breslau,  Druck  von  Graf»,  Barth  &  C°,  1893. 
4.  XXXV  u.  XXII  SS.  und  325  Drucksachen  auf  1840  88.  —  Stenographischer  Bericht 
über  die  Verhandlungen  de»  XXXV.  Schlesischen  Provinsiallandtages.  Redigiert  von 
(ORegR.  Prof.)  H.  Krieg  (Vorstand  des  kgl.  stenographischen  Instituts  au  Dresden).  Bres- 
lau, O.  Gutsmann,  1893.    4.    273  SS. 

Verwaltungsbericht  des  Rates  der  kgl.  Haupt-  und  Residenzstadt  Dresden 
für  das  Jahr  1891.  Dresden,  v.  Zahn  &  Jaensch,  1892.  hoch-4.  X— 78,  282  SS.  und 
Anhang:  Grundstücks-  und  Wobnungsstatistik.  21  SS. 

B  a  b  e  a  u ,  H.  (avocat  k  la  Cour  d'appel),  Les  assemblees  generale»  des  communautea 
d'habitants  en  France  du  X 1 11«  siecle  k  la  Revolution.  Paris,  A.  Rousseau,  1893.  gr.  in-8. 
fr.  6  — . 

G 1  a  r  d ,  J.  (avocat  pres  !a  Cour  d'appel  de  Renne»),  De  l'acqnisition  et  de  la 
parte  de  1*  national^  francaise  au  point  de  vue  du  droit  civil  fraucais  et  du  droit 
international.  Paris,  A.  Rousseau,  1893.  8.  fr.  7. — .  (Memoire  couronne  par  la  faculte 
de  droit  de  Renne»,  coueours  de  doctorat  1892:  Premiere  meaaille  d'or.) 

Latour,  J.  I.  (laureat  de  l'Acadcmie  des  sdeuces  moral.  et  polit.),  La  papaute  en 
droit  international.  Pari»,  Pedone-Lauriel,  1893.  8.  fr.  6.—.  (Bibliotheque  Internat, 
et  diplomatique,  tome  XXXI.) 

Tchacos,  G.  (avocat  k  Constantinople),  De  la  succession,  en  droit  Ottoman.  Paris, 
Pedone-Lauriel,  1893.    8.    104  pag. 

de  Valfleur»,  H.  B.,  Les  partis  en  Allemague,  leurs  origines,  leurs  domaines  et 
leurs  aspirations.  Sittard,  H.  Berens,  1893-  kl.  8.  66  bis.  fl.  0,48.  (Overdrok  uit 
,.Le  Correspondant  Limbourgeois",  6.  Nov.  1892—12.  Mai  1893.) 

P  o  1 1  o  c  k ,  Fr.  (prof.  k  l'Universite  d'Ozford),  Introduction  k  l'etude  de  la  science 
politique.  Essais  et  Conferences.  Traduit  avec  1'autorisation  de  l'auteur.  Paris,  Thorin  & 
fils,  1893.    8.    VI  — 588  pag.    (Bibliotheque  de  l'histoire  du  droit  et  des  institntions,  IX.) 

HBaHOBCKiä,  B.,  FocyA»pcTBO,  k:ikx  ropHAUitiCKoe  OTHOMoiiio  Kasan  i  1893.  8. 
(Der  Staat  in  juristischer  Hinsicht,  von  (Prof.)  VV.  Iwanowsky.) 

Norsa,  G.,  I  radicali  all«  Camera.  Roma,  tip.  „La  CooperaÜva",  1892.  8.  29  pp. 

Zanichelli,  Dom.,  Studi  politici  e  storici.  Bologna,  N  Zanicbelli  di  Casare  e 
G.  Zanichelli,  1893.  16.  715  pp.  1.  5.—.  (Contiene:  Le  costituzioni  moderne.  —  Nazione 
e  demoerazia.  —  Le  difficoltk  del  sistema  rappresentativo-parlamentare.  —  Sulla  costitu- 
zione  italiana.  —  La  coscienza  nazionale  italiana.  —  Vecchi  nomini  e  vecchie  idee.  — 
11  partito  liberale  storico  in  Italia  —  La  giovinesza  di  Vinc.  Gioberti.  —  11  primato 
morale  e  civil e  degü  italiani.  —  Vincenzo  Gioberti  e  Cesare  Balbo.  —  Del  rinnovamento 
civiie  d'Italia.  —  Ubaldino  Peruzzi.  —  Cesare  Albicini.  —  etc.) 

Sick  eng a,  J ,  De  gemeente  in  Nederland.  Leew,  Meijer  &  Schaafsma,  1893.  4. 
135  blz.    fl.  1,80. 

12.  Statirtik. 

Allgemeines. 

Militlr-statistische  Tabellen.     3.  Aufl.     Leipzig,  Mor.  RuhL    88  SS.    M.  1,50. 

Reichesberg,  N  a  e  m  (Dozent  für  Nationalökonomie  u.  Statistik,  Bern),  Die  Statistik 
and  die  Gesellschaftswissenschaft.    Stattgart,  P.  Enke,  1893.  8.  116  SS.    M.  8.—. 

Caporalo,  G.  (prof.),  I  due  insegnamenti  di  statistica  nel  reale  istituto  teenico  di 
Napoli:  prolusione  al  corso  facoltativo  di  statistica  pratica  nell'  anno  scolasüco  1892/93 
Napoli,  Üp.  N.  Jovene  &  C,  1892.  8.  11  pp. 

Deutsches  Reich. 

B  6  c  k  h  ,  R.  (Direktor  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Berlin),  Die  Bevölkerangs* 
and  Wohnungsaufnahme  vom  1.  Dezember  1890  in  der  Stadt  Berlin.  Im  Auftrage  der 
städtischen  Deputation  für  Statistik  bearbeitet.  Heft  1.  Berlin,  L.  Simion,  1893.  Roy. -4. 
XXIV— 122  SS.    (Inhalt:  Vorbereitung,  Aasführung  und  Durcharbeitung  der  Aufnahme 
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vom  1.  XII.  1890.  —  Zunahme  der  Bevölkerung  von  Berlin,  den  Stadtteilen  und  der 
Umgebung.  —  Tabellen  sur  Bevölkerungsstatistik,  nebst  Anhang:  Die  Auslinder  besw. 
die  Gesamtbevölkerung  nach  dem  Geburtalande,  unterschieden  nach  Geschlecht,  Kon- 
fession und  Muttersprache.  Die  Ehepaare  nach  dem  gegenseitigen  KonfessionsverhUtni* 
der  Ehegatten.) 

Seifart  b,  F.,  Die  Berufsstatistik  des  Deutschen  Reiches  nebst  der  landwirtschaft- 
lichen Betriebs-  und  Gewerbestatistik.  Nach  authentischen  Quellen  bearbeitet.  Band  II : 
Die  landwirtschaftliche  Betriebs-  und  Gewerbestatistik.  Heidelberg,  J.  Hörning,  1893 
kl.  8.  SS.  VIII  und  Bogen  14  bis  26  (Schlufs). 

Statistik  der  GUterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  nach  Verkehrsbezirken 
geordnet.  Band  XLIV  (Jahrgang  X)  Jahr  1892.  Berlin,  C.  Heymann,  1893.  Roy.-« 
406  SS.    geb.    H.  11.-. 

E  ngland. 

Annual  Statement  of  the  trade  of  the  United  Kingdom  with  foreign  countries  an  i 
british  possessions  for  the  year  1892.    Compiled  in  the  Custom  House  from  documents 
collected  by  that  department.   London,  printed  by  Darling  &  Son,  189S.  Folio.  X — 466  pp 
Parliam.  paper  by  command  4/.6. 

Oest  erreich  - Ungarn. 

Jahrbuch,  statistisches,  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  für  1892.  Heft  1:  Statistik 
der  Ernte  des  Jahres  1892.  Wien,  k  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1893.  gr.  8.  LXIV 
— 111  SS.  mit  6  Diagrammen,  2  Tafeln  und  6  Karten. 

Oesterreicbisches  statistisches  Handbuch  für  die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder.  Nebst  einem  Anhange  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen 
Centraikommission,  Jahrgang  XI :  1892.  Wien,  Verlag  der  k.  k.  Statist.  Ceotralkommission, 
1893.    gr.  8.    IV— 302  88. 

Oesterreicbische  Statistik.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen 
Centralkommission,  Band  XXXII,  Heft  2:  Die  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  31.  XII. 
1890  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern.  Heft  2:  Die  Bevölke- 
dung  nach  Heimatsberechtigung  und  Gebürtigkeit.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1898.  hup  -4. 
XL VIII— 76  SS.  mit  4  Kartogrammen.  —  Band  XXXil  Heft  4:  Die  Ergebnisse  der 
(cisleithanischen)  Volkszählung  vom  81.  XII  1890,  Heft  4:  Die  Wohnungsverhältnis*e 
in  den  gröfseren  Städteu  and  ihren  Vororten,  ebd.  1893  Imp  -4.  L— 60  SS.  mit  18  Karto- 
grammen. 

Oesterreicbische  Statistik.  Band  XXXV,  Heft  2,  3  und  4:  Statistik  der 
Sparkassen  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  für  das  Jahr 
1890.  —  Der  österreichische  Staatshaushalt  in  den  Jahren  1889  und  1890.  —  Statistik 
der  UnterrichUanstalten  (in  Cisleithanien)  für  das  Jahr  1890/91.  Wien,  C.  Gerolds  Sobo, 
1892—93.  lmp.-4.  XVI— 67  88.  fl.  1,60.  —  XVI— 128  SS.  fl  2,60.  —  XXXVIII— 
190  SS.   fl.  3,  40.   (Bearbeitet  von  dem  Büreau  der  k.  k.  statistischen  Centralkommission.) 

Belgien. 

Heins,  Maur.,  Les  ouvriers  gantois.    Etüde  statistique.    Gand,  Ad.  Hoste,  1893. 

8.    99  pp.    fr.  1.—. 

Schweis. 

Mitteilungen  des  bernischen  statistischen  Bureaus,  Jahrg.  1898,  Lieferung  1: 
Bericht  Ober  die  Verschuldung  des  Grundbesitzes  und  deren  Ursachen.  Bern,  Haliersche 
Buchdruckerei,  1893.    gr.  8.    II— 93  SS. 

Italien. 

Leva,  della,  sui  giovani  nati  nell'  anno  1870  e  delle  vicende  dfll  r.  esercito  dal 
1°  luglio  1890  al  30  giugno  1891.  Relasione  a  sua  eccellenaa  U  Miniatro  della  guerra. 
Roma,  tlp.  L.  Cecchini,  1893.  Roy.  in-8.  VIII— 114  pp.  e  6  allegati  statistici  della  statura 
degli  inscritti,  delle  imperfesioni  e  malattie  che  determinarone  la  riforma  degli  inscritti. 
della  foria  degli  uomini  di  truppa  dell'  Esercito,  etc  (Pubblicasione  del  Ministero  della 
guerra.)  [Italienische  Rekrutiemngsstatistik  für  das  Ausbebungsjahr  1.  Juli  1890  bis 
30.  Juni  1891.] 
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Movimento  della  navigazione  nei  porti  del  Regno  nell'  anno  1892.  Roma,  tipogr. 
di  G.  Bertero,  1893.  gr.  in-4.  XI— 358  pp.  (Pubblicasione  del  Mlnistero  delle  finanie, 
Direxione  generale  delle  gabeile.  Indice:  Movimento  della  navlgasione  per  operazioni  di 
commercio  nei  dodici  porti  principali :  Ancona,  Bari,  Brindisi,  Cagliari,  Catania,  Oenova, 
Livorno,  Messina,  Napoli,  Palermo,  Savona  e  Venezia.  —  Movimento  della  navigazione  in 
tatti  i  porti  del  Regno  :  Movimento  dei  battelli  per  la  grande  pesca.  —  Movimento  generale 
della  navigazione,  ripartito  per  1  sei  grandi  tratti  del  litorale:  Ligare,  Tirreno,  Jonio, 
Adriatico,  Sardo  e  Sicalo.  —  Movimento  della  navigazione  nel  porto  di  Massaua.  —  etc.) 

Relatione  statistica  intorno  ai  servisi  postale  e  telegrafico  per  l'esercisio  1891 
—  98  ed  al  servisio  delle  casse  postali  di  risparmio  per  l'anno  1891.  Roma,  tipogr.  di  Q. 
Bertero,  1893.  4.  236  pp.  (Indice:  Parte  comune.  —  Parte  postale.  —  8ervisio  delle 
casse  di  risparmio  durante  l'anno  1891.  —  Servitio  dei  telegrafi.  — ) 

Statistica  industriaie  del  Piemontese.  Roma,  tipogr.  di  Bertero  1892.  Roy.  in-8. 
VIII — 299  pp.  1.  3. — .  (Indice :  Notisie  solle  condisioni  industriali  delle  quattro  provincie 
del  Piemonte:  Alessandria,  Coneo,  Novara,  Torino:  Industrie  minerarie,  meccaniche  e 
chimiche;  indastrie  alimentari,  indastrie  tessili ;  specchio  riassuntivo  degli  operai,  della 
forsa  motrice  e  dei  telai  esercitati  a  domicilio.  — ) 

Serbien. 

Cistb  cm  k»  KpatcDHHC  Cp6mc.  Klara  II:  IIodhc  aom&i>c  ctoko  y  KpabeBUB* 
CponiH.  Ecorpaa  1893.  4.  (Statistik  des  Königreichs  Serbien,  Band  II:  Ergebnisse 
der  Serbischen  Viehzählung  vom  31.  XII.  1890.)  Belgrad,  Staatsdruckerei,  1893.  4. 
LXVIU— 231  pag.  mit  8  Kur-     and  2  Diagramms. 

Amerika  (Vereinigte  Staaten). 
Mineral  industry,  the,  its  statistica,  technology  and  trade,  in  the  U.  States  and 
other  countries  from  the  earliest  times  to  tbe  end  of  1892.    New  York,  The  Scientific 
Publishing  Cy  ,  1893.    gr.  in-8     113— XXIII— 628  pp.  $  2  —.   (Statistical  Supplement 
of  the  „Engineering  and  Mining  Journal'*.) 

—  Republik  Uruguay. 
Estadistica  escolar  de  la  Republica  oriental  del  Uruguay  correspondiente  a  los 
anos  de  1890  y  1891.    Montevideo,  iinprenta  de  „La  Naciön",  1892.  gr.  in-8.  (84  tav. 
siatist.) 

18.  Verschiedenes. 

Funok-Brentano,  Th.  (professeur  a  l'eoole  libre  les  soiences 
politiques),  La  Folitiqae,  priucipes,  critiques,  räformes.  8°.  430  SS. 
Paris,  Arthur  Rousseau  1892,  (Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1893.) 

Wenn  auch  das  vorliegende  Werk  den  Anspruoh  erheben  mag,  als 
ein  Witten schaftliches  behandelt  zu  werden,  so  wäre  ea  dennoch  unbillig, 
den  Mafsstab  strenger  Wissenschaft  an  dasselbe  anzulegen.  Das  ergiebt 
bereits  ein  Ueberblick  über  den  Inhalt  des  Baches,  in  welchem  ein  ge- 
bildeter Franzose  unserer  Tage  seine  Ansichten  über  alle  möglichen  Dinge 
vorträgt,  die  für  sein  Vaterland  von  Interesse  sind :  über  Religion  und 
öffentlichen  Unterriebt,  über  die  Arbeiterfrage.  Verarmung  der  Mittelklasse, 
industrielle  Krisen,  Zollreform,  Amortisation  der  Staatssohuld,  Kongresse, 
auswärtige  Politik,  Grofsmächte,  orientalische  Frage,  Elsafs-Lothringen  u.  s.  w. 
Und  zwar  sind  es  entweder  ausschliefslich  französische  Verhältnisse,  die  der 
Verfasser  in  Betracht  zieht  oder  er  beurteilt  die  nichtfranzösischen  Ange- 
legenheiten, auf  die  sein  Blick  sich  richtet,  vom  Standpunkt  der  franzö- 
sischen Interessen  aus.  Nicht  sowohl  die  Politik,  als  vielmehr  die  fran- 
zösische Politik  ist  der  Gegenstand  der  Untersuchungen  Funck-Brectanos. 

Im  wesentlichen  sind  es  lauter  grofse  Ueberblicke,  die  dem  Leser  ge- 
boten werden,  die  mühsame,  aber  auch  wertvolle  Darstellung  des  Details,  die 
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sorgsame  Darlegung  des  Materials,  aus  dem  die  allgemeinen  Sätze  gewonnen 
wurden  —  und  an  allgemeinen  Sätzen  ist  das  Buch  überreich  —  mangelt  fast 
gänzlich.  Eine  Art  politischen  Panoramas,  von  dem  Salon  des  Verfassers 
aus  gewonnen,  beschrieben  in  einer  Reihe  von  Feuilletons  in  höherem 
Stile,  so  präsentiert  sich  der  Inhalt  eines  Buches,  dessen  Verfasser  die 
Litteratur  bereits  mit  Werken  über  politische  Oekonomie,  über  Völker- 
recht, über  Philosophie ,  über  die  Gesetze  der  Civilisation ,  über  die  Be- 
Stimmung  der  Menschen  bereichert  hat  und  mit  einem  Buche  über  Me- 
dizin demnächst  zu  bereiohern  gedenkt. 

In  der  Einleitung  untersucht  Fun«  k- Brentano  das  Verhältnis  der  Moral 
sor  Politik  und  der  Macht  cur  Freiheit.  Aus  dem  bei  allen  Völkern  und 
zu  allen  Zeiten  gleichbleibenden  Wesen  der  Menschen  werden  die  obersten 
Grundsätze  für  die  Beurteilung  dieser  Verhältnisse  abgeleitet.  Den  deut- 
schen Leser  aus  dem  du  de  siecle  mutet  diese  Methode  höchst  seltsam  an. 
Man  meint  eine  Stimme  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  zu  hören,  wenn 
man  von  den  ewigen,  unveränderlichen,  für  alle  historischen  Bildungen 
und  alle  Nationen  gleichbleibenden  Gesetzen  der  politischen  Entwickelung 
und  Rückbildung  liest.  Da  ist  von  einer  Konzession  an  den  Empirismus 
unserer  Tage  keine  Rede.  Aus  der  reinen  politischeu  Vernunft  werden 
alle  Gesetze  der  Geschichte  herausgewiokelt.  Dadurch  steht  das  Buch  in 
einem  auffallenden  Gegensatz  zu  der  fast  gleichzeitig  mit  ihm  erschienenen 
Politik  Roschers,  die  von  konkreten  geschichtlichen  Daten  geradezu  über- 
voll ist  und  giebt  Anlafs  zur  Vergleichung  der  wissenschaftlichen  Sonderart 
der  Franzosen  und  der  Deutschen. 

Den  Prinzipien  der  Politik  zugewendet  sind  auch  die  Kapitel  über 
Wissenschaft  und  Kunst  der  Politik,  über  Staat  und  Volk,  über  die  sou- 
veräne Gewalt  und  ihre  Funktionen,  über  die  wirkliche  und  die  geschrie- 
bene Staatsverfassung,  ferner  über  die  Politik  und  ihre  Gesetze,  sowie 
über  Politik  und  Geschichte.  Sie  enthalten  viel  Wahres,  aber  wenig  Neues. 
Sie  ermüden  jedoch  durch  den  breiten  Wortschwall,  mit  dem  das  Selbst- 
verständliche vorgetragen  wird  und  vor  allem  durch  die  grofse  Selbst- 
gefälligkeit, mit  der  tönende,  aber  hohle  Phrasen  und  niohtige  Antithesen 
und  Distinktionen  sich  breit  machen.  „Die  wahre  Freiheit,  Gleichheit  und 
Brüderlichkeit  sind  die,  welche  man  übt."  „Unsere  geschriebene  Ver- 
fassung trägt  den  Namen  Wallon,  unsere  wahre  Verfassung  heifst  Frank- 
reich." „Früher  endeten  unsere  Niederlagen  und  Revolutionen  mit  Liedern  ; 
sie  waren  das  Mittel,  um  sich  Über  sie  zu  trösten.  Seit  der  Einführung 
des  allgemeinen  Stimmrechts  beginnen  unsere  Niederlagen  und  Revolutionen 
mit  Liedern";  so  geht  es  oft  seitenlang  fort.  Die  theoretisch-politische 
Bildung  des  Verfassers  scheint  sioh  wesentlich  auf  Bodin  zu  stützen, 
dessen  Bedeutung  er  den  Franzosen  aufs  neue  eindringlich  darlegen  will; 
im  übrigen  weist  sie  aber  bedenkliohe  Lücken  auf.  Was  soll  man  zu  einem 
Lehrer  der  Politik  sagen,  der  (8.  23)  erklärt,  Hobbes  lasse  den  8taat  durch 
die  Gewalt  des  Stärksten  entstehen  und  Pufendorf  habe  im  Gegensatz 
gegen  Hobbes  die  Vertragstheorie  erfunden!  Die  uns  Deutschen  längst 
geläufige  Kritik  Montesquieus,  wonach  nicht  die  Staatsgewalt,  sondern  nur 
die  Staatsfunktionen  teilbar  sind,  wird  wie  eine  neue  Entdeckung  vorge- 
tragen. Wenn  aber  der  Verfasser  in  der  Kritik  der  Lehre  von  der  Volks- 
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souveränetät  behauptet:  autre  ohose  est  le  pouvoir,  autre  ehoae  la  puis- 
aanoe,  so  zweifle  ich  sehr  daran,  dafs  sich  irgend  jemand  darunter  etwas 
Klares  denken  kann. 

Die  Abhandlangen  über  die  einzelnen  Fragen  der  inneren  Politik 
sind  insofern  von  Interesse,  als  man  ans  ihnen  entnimmt,  welche  Probleme 
das  heutige  Frankreich  bewegen  und  wie  ein  besonnener  Mann  über 
sie  denkt.  In  ihnen  liegt  der  Schwerpunkt  des  ganzen  Buches.  Aller- 
dings bringt  es  die  Natur  der  Sache  mit  sich,  dafs  die  Kritik  des  be- 
stehenden Zustandes  gelungener  ist,  als  die  vorgeschlagene  Verbesserung. 
Wenn  Funck-Brentano  z.  B.  zum  Schlufs  des  Kapitels  über  die  Ver- 
armung der  Mittelklasse  erklärt,  der  Staat  müsse  diesem  Auflösungsprozefs 
mit  allen  Mitteln  Einhalt  thun,  so  wird  man  ihm  gewifs  darin  zustimmen. 
Allein  gerade  da,  wo  die  Frage  nach  dem  Wie  sich  aufdrängt,  bekommt 
man  wiederum  nur  ganz  allgemeine  Sätze  zu  hören. 

Geringeres  Lob  verdienen  aber  die  mit  der  äufseren  Politik  sich  be- 
schäftigenden Kapitel.  Ist  dieses  Gebiet  in  der  Litteratur  doch  so  recht 
die  Domäne  des  politischen  Dilettantismus!  Und  in  der  That  feiert  hier 
auch  bei  Funck-Brentano  die  Phrase  ihre  höchsten  Triumphe.  So  hören 
wir,  dafs  Italien  heute  dieselbe  Politik  treibt  wie  zur  Zeit  Karls  des  Grofsen 
und  Friedrichs  Barbarossa,  dafs  in  Deutschland  an  Stelle  der  SöO  Terri- 
torien des  alten  Reiches  die  397  Wahlkreise  getreten  seien,  dafs  Frank- 
reich in  seiner  Allianz  mit  Rufsland  seiner  oivilisatorischen  Mission  getreu 
bleibe.  An  Stelle  der  Phrase  tritt  aber  der  Schrei  wahnsinnigen  Hasses 
gegen  das  Deutsohe  Reich,  wenn  von  Klsafs- Lothringen  die  Rede  ist.  Da 
wird  bewiesen,  dafs  das  Reichsland  von  jeher  seiner  Natur  nach  franzö- 
sisches Gebiet  gewesen  sei  und  prophezeit,  dafs  Preufsen  dereinst  auf  einer 
goldenen  Schüssel  der  französischen  Nation  die  Schlüssel  Strafsburgs  dar- 
bieten werde.  Nicht  minder  leidenschaftlich  ist  die  Art,  wie  das  Bild 
Bismarcks  verzerrt  wird.  Derartiges  haben  wir  schon  unzähligemal  in 
Pariser  Boulevardblättern  gelesen,  Herrn  Funck-Brentano  war  es  vorbe- 
halten, dieses  Journalistengeschwätz  mit  dem  prunkenden  Sohein  der 
Witsen8chaftlichkeit  zu  bekleiden.  Es  ist  aber  immerhin  gut,  wenn  man 
in  Deutschland  erfährt,  wie  ein  französischer  Lehrer  der  Staatswissen- 
schaft über  die  Beziehungen  seines  Vaterlandes  zu  unserem  Staate  zu 
achreiben  wagt.  Und  deshalb  erwirbt  sich  auch  die  Leipziger  Firma,  die 
ein  derartiges  Buch  in  Kommission  genommen  hat,  damit  ein  gewisses  pa- 
triotisches Verdienst. 

Heidelberg.  J  e  1 1  i  n  e  k. 

Winter,  Alexandre,  F.  8.  8.,  L'etablissement  pe*nitentiaire  de 
l'dtat  de  New-York  k  Elmira.  Paris  1892.  Vve.  Bube*  et  Cie.  V  u.  187  SS. 

Der  Verfasser,  welcher  sich  in  der  Vorrede  als  ein  entschiedener 
Anhänger  der  von  dem  Italiener  Lombroso  begründeten  kriminal-anthro- 
pologischen  Schule  bekennt,  giebt  in  dem  vorliegenden  Buche  eine  sehr 
anschauliche  Schilderung  über  die  Einrichtung  der  Strafanstalt  des  Staates 
New-York  zu  Elmira.  Diese  Anstalt  ist  von  dem  Amerikaner  Brookway 
nach  den  Grundsätzen  der  Lombrososohen  Schule  eingerichtet.  Durch  einen 
sehr  grofsen  und  kostspieligen  Apparat  —  W.  beziffert  die  Ausgaben  für 
das  Jahr   1889  auf  mehr  als  137   Millionen  Dollars  bei  einer  Durch- 
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schnittszahl  von  922  Gefangenen  —  yenooht  man  auf  die  Verbrecher  er- 
ziehlioh  eiazuwirkeo  und  sie  zu  nützlichen  Mitgliedern  der  meusohlioheD 
Gesellschaft  heranzubilden.  —  Ob  man  aus  den  in  grofser  Zahl  zum  Ab* 
druck  gebrachten  Briefen  der  aus  der  Anstalt  entlassenen  Sträflinge  mit 
dem  Verfasser  ohne  weiteres  deren  wirkliche  Besserung  folgern  kann,  er- 
scheint sehr  zweifelhaft.  Noch  bedenklicher  ist  es,  dafs  der  Verfasser 
einen  angeblichen  Rückgang  in  der  Zahl  der  Gefangenen  in  ganz  Nord- 
amerika auf  die  im  Jahre  1876  erfolgte  Gründung  der  Anstalt  zu  Elmira 
zurückführen  will.  Wenn  im  Jahre  1880  in  den  Vereinigten  Staaten 
auf  1  Million  Einwohner  1169  Gefangene  kamen,  im  Jahre  1890  dagegen 
auf  die  gleiche  Zahl  von  Einwohnern  nur  1133,  so  kann  dieser  immerhin 
nicht  einmal  erhebliche  Rückgang  ebensowohl,  ja  nooh  eher  in  zahl- 
reichen anderen  Ursachen  begründet  sein,  als  in  der  Gründung  dieser 
einen  Anstalt  zu  Elmira. 

Mag  man  aber  auch  mit  den  Schlufsfolgerungen  des  Verfassers  nicht 
übereinstimmen,  so  gewährt  doch  seine  interessante  Schilderung  sowohl 
für  den  Kriminalpolitiker  wie  den  Nationalökonomen  mancherlei  Anre- 
gung und  Belehrung. 

Göttingen.  Neukamp. 

A  c  h  e  1  i  s  ,  T  h. ,  Die  Entwickelung  der  Ehe.  Bern,  Emil  Felber,  1898  8-  VI— 
125  8S.  M.  2,60.  (A.  u.  d.  T. :  Beitrage  zur  Volks-  und  Völkerkunde,  Band  IL  (Inhalt: 
Primitive  Ehe  und  primitive  Geschlechtgenossenschaft.  —  Individuelle  Ehen.  —  Die 
Verwandtschaftsverhältnisse.  —  Die  Eheschließung.  —  Die  Eheauflösung.  — ) 

v.  Arnetb,  Alfred  (Ritter),  Aus  meinem  Leben.  2  Binde.  Stuttgart,  Cotta, 
1893.    gr.  8     Hit  dem  Bildnisse  des  Verfassers.    M.  12  —. 

Baum  a  nn  (Prof.,  Göttingen),  Volksschalen,  höhere  Schulen  und  Universitäten. 
Wie  sie  heutzutage  eingerichtet  sein  sollten.  Güttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht,  1893. 
gr.  8.    VIII— 144  SS.    M.  2.40. 

D  ü  h  r  i  n  g ,  E.,  Die  Gröfsen  der  modernen  Litteratnr.  Abteilung  II.  Leipzig,  C.  G. 
Naumann,  1893.  gr.  8.  XVI— 412  SS.  M.  8  — .  (Inhalt:  Gröfsenscbätzung.  Rousseau. 
Schiller.  Byron.  Shelley.  —  Blofse  Aaszeichnungen.  —  Jahrhandertsabschlufs.) 

Pricker,  K.  Die  Entstehung  und  Verbreitung  des  antarktischen  Treibeises.  Ein 
Beitrag  zur  Geographie  der  Südpolargebiete.  Leipzig,  Rofsberg,  1893.  8.  VUI— 208  88. 
mit  einer  Karte  der  anarktUcben  Eisverteilung.    M.  ö  — . 

Hirsch,  Marcus  (D'  med.)  Prankf.  a/M,  Kulturdefizit  am  Ende  des  19.  Jahr- 
hunderte.  Frankfurt  a/M.,  J.  Kaufmann,  1893.  kl.  8.  140  88.  M.  0,80.  (Philosemi  tischen 
Inhalts.) 

Hosken-Woodward,  Emma,  Männer ,  Frauen  und  Fortschritt  Weimar, 
Weimarer  Verlagsanstalt,  1898.  8.  82  SS.  M.  0,90.  (A.  u.  d.  T. :  Bibliothek  der 
Frauenfragc,  hrsg.  von  Fraa  J.  Kettler,  Nr.  20—22.) 

v.  Hoensbroecb,  P.  (Graf),  Mein  Austritt  aus  dem  Jesuitenorden.  2.  Aafl. 
Berlin,  II.  Walther,  1893.    gr.  8.    45  SS.    M.  0,80. 

Jahresbericht  des  Vereins  deutscher  Ferienkolonien  für  arme  and  schwächliche 
Kinder  der  deutschen  8chulen  Prags  im  Jahre  1892.  Prag,  Selbstverlag  des  Vereins, 
1893.    gr.  8.    34  88.    M.  0,40. 

K  e  m  p  f ,  J.,  Geschichte  des  Deutschen  Reiches  während  des  grofsen  Interregnum» 
1245-1278.  Würzburg,  A  Stuber,  1893.  gr.  8.  V1U— 292  SS.  M.  6.—.  (Auf  Grand 
einer  von  der  philosophischen  Fakultät  der  Julius-Maximilians-Üniversität  Würaburg 
gekrönten  Preiaschrift  umgearbeitet  und  ergänzt.) 

Kriege,  die,  Friedrichs  des  Grofsen.  Herausgegehen  vom  Grofsen  Generalstabe. 
Abteilung  für  KriegSKeschichte.  Teil  I:  Der  I  Schlesische  Krieg,  1740 — 1742.  Band  2  : 
Von  Mollwitz  bis  zum  Beginn  des  Mährischen  Peldzugs,  Band  3 :  Der  Feldsug  in  Mähren 
und  der  Feldzug  in  Böhmen  und  Ober»chlesien.  Berlin,  Mitüer  &.  Sohn,  1893.  Roy  -8 
Vlll— 275  u.  Anlagen  37  8S. ;  V— 377  u.  Anlagen  44  8S.  mit  20  Karten,  Plänen  und 
Skizzen.    M.  21.—. 
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Kühl,  J.  (Prof.),  Geschichte  der  Stadt  Jülich  insbesondere  des  früheren  Gymna- 
siums zu  Jülich.  Teil  II:  1660— 1742.  Jülich.  J.  Fischer,  1893.  gr.  8.  VI—  320  SS. 
M.  4  — 

Kurella,  H.  (Oberarzt  der  Provinzlal-Irrenanstalt  zu  Brieg),  Naturgeschichte  das 
Verbrechers.  Grundzüge  der  kriminellen  Anthropologie  und  Kriminalpsychologie.  Stutt- 
gart, F.  Ki. kc.  1898.  gr.  8.  VIII— 284  83.  mit  zahlreichen  anatomischen  Abbildungen 
und  Verbrecherportrits.    M.  7.—. 

Rathlef,  G.  (Oberlehrer  der  Geschichte  in  Dorpat),  Bismarck  und  Oesterreich  bis 
1866  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Sybelschen  Werkes.  Reval,  Kluge,  1893. 
gr.  8.  VI— 92  88.  M.  1,00.  (Sonderabdruck  aus  der  „Baltischen  Monatsschrift* ',  1892, 
nebst  einem  Zusatzartikel:  „Die  Beurteilung  der  österreichischen  und  preußischen  Politik 
im  Sybelschen  Werke".) 

t  <  Stern,  B.,  Aus  dem  modernen  Rufsland.  Berlin,  Cronbach,  1893.  kl.  8.  VI  — 
168  SS.  M.  2.—.  (Aus  dem  Inhalte:  Die  Aussätzigen  von  Jakutsk.  —  Wenn  der  Rubel 
rollt.  —  Torquemada  in  Rußland.  —  Der  Kampf  gegen  die  Sekten.  —  Die  Agonie  des 
Baltentums.  —  Dorpat  und  Jurjew.  —  Quer  durch  Sibirien.  — ) 

Stoerl  (Direktor  der  II.  städtischen  Portbildongsschule  für  Knaben  zu  Leipzig), 
Ein  Wort  zur  Geschiebte  des  Leipziger  Portbildungsschulwesens.  Leipzig,  1898.  kl.  8. 
20  SS.    M.  0,30.    (Sonderabdruck  aus  dem  „Leipziger  Tageblatt".) 

v.  Thielmann-Jacobsdorf  (Prh),  Die  Aera  Caprivi -Heyden  und  die  nord- 
deutsche Wirtschaftspolitik     Breslau,  Schleuer,  1898.    gr.  8.    25  SS.    M.  0,80. 

Tilkowsky,  A.  (Direktor  der  niederbsterr.  Landesirrenanstalt  in  Ybbs),  Die  Trinker- 
heilanstalten der  8chwelz  und  Deutschlands.  Ihre  Stellung  zur  projektierten  Trinkerheil- 
anstalt in  Niederösterreicb.    Leipzig  und  Wien,  Deuticke,  1898.  gr.  8.  83  SS.   M.  1.— . 

Tschirch,  A.  (o.  5.  Prof.,  Bern),  Da*  Kupfer  vom  Standpunkte  der  gerichtlichen 
Chemie,  Toxikologie  und  Hygiene.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Reverdissage 
der  Konserven  und  der  Kupferung  des  Weins  und  der  Kartoffeln.  Stuttgart,  F.  Enke, 
1893.    gr.  8     1V-138  88.    M.  4.—. 


Lavisse,  E.  (de  l'Academie  francaise),  Le  Grand  Prüderie  avec  l'avcuement. 
Paris,  Hachette  &  O,  1898.  gr.  in-8  XVII -373  pag.  fr.  7,60.  (Table:  Le  sejour 
de  Frcdiric  k  Neu-Ruppin.  —  L'idylle  de  Rheinsberg.  —  Les  lettres  et  la  philosophie. 
—  L'etude  du  terrain  politique.  —  L'avenement  du  Grand  Krlderic.  — ) 

Marin,  P.  (membre  de  la  Sociale*  d'economie  sociale),  Coup  d'oeil  sur  l'oeuvres 
de  l'initiative  privle  k  Geneve.  Paris,  Guillaumin  &C1«,  1893.  in-18jesus.  XU— 836  pag. 
fr.  3,50.  (Table  des  matieres :  Cuisines  populaires  —  CaftSs  de  temperance.  —  Restau- 
rants de  temperance.  —  Auberge  de  famille.  —  Asile  de  nuit.  —  Lavoir  public.  — 
Bureau  de  bienfaisance.  —  Home   —  Soci4t<§  de  lecture.  — ) 

de  Montu  I  ieu,  F.  P.,  Philanthropie  et  charite  au  XIX  siecle .'  Roma,  impr.  de 
la  „Propaganda",  1893.    16     36  pp.    L  0,60 

Pasquier,  Histoire  de  mon  temps    Memoire»  du  (cbancelier)  Pasquier,  publica  par 
(le  duc)  d'Audiffret-Pasquier  de  l'Acade'mie  franc.  1"  partle:  Revolution.  Consulat  Empire 
Tome  1  :  1789—1810.    Paris,  Plön,  Nourrit  &  Cfc,  1898.  8  Avec  8  portraits.  fr.  8.—. 

Picard,  Ch.,  Semitcs  at  Aryans.    Paris,  P.  Alcan,  1893.    in-18.    fr.  1,60. 

Renan,  E.,  Histoire  du  peuple  d'Israel.  Torna  IV.  Paris,  C.  Levy,  1893  gr.  in-8. 
411  pag.    fr.  7,50. 

Romagny,  Ch.  (Capitaine),  Histoire  generale  de  l'arraee  nationale  depuis  Bonvines 
jusqu'  k  nos  jours  (1214—1892).  Paris,  Berger-Lavrault  &  C>«,  1898.  in-18  jesus.  VI— 
331  pag.  fr.  8. — .  (Sommaire :  Recrutement.  Organisation  Ecoles.  Armemen t.  Uniformes. 
Drapeau.  Hierarchie.  Grades.  Avancement.  Administration.  Discipline.  Art  militalre. 

Rot  gas,  E.  (inspecteur  de  l'ansaignement  primaira),  Histoire  de  Instruction  pri- 
maire  dans  l'arrondissement  de  Bazas  du  XVI«  siecle  k  nos  jours,  avec  12  cartes  scolaires 
de  larrondiuemant,  snivia  de  notices  sur  les  anciens  Colleges  de  Bazas  et  de  Langon. 
Paris,  J.  Rouam  &  O ,  1893.    ic-4.    XV— 868  pag. 

Thiaucourt,  C.  (prof.  k  la  faculte  des  lettres  de  Nancy),  Les  bibliotbaques  de 
Strasbourg  et  da  Nancy.  Paris  at  Nancy,  Berger-Levrault,  1893.  gr.  in-8.  IV— 11 8  pag 
fr.  3.—. 

Boyce,  Fr.  B.,  Tbe  drink  problem  in  Australia;  or,  tha  plagues  of  alcohol  and 
the  remedies.  London,  National  Temperance  Publishing  Depot,  1898.  crown.  8  VI— 
324  pp.  3/6. 
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Smith,  O.  Barnett,  The  lifo  and  euterpriaes  of  Ferdinand  de  Lesseps.  London, 
W.  H.  Allen,  1893.    crown-8     448  pp  ,  portreit     7/  6. 

y ich mk  3aaacKU  HMnepa/ropcKaro  »pieBCKaro  yHUBtipcHTeTa.  No  1.  IOopiein 
1893  gr.  8.  IV  — 136  u.  16  pp.  ^Acta  et  commentationes  imp  universitatia  JnrievensU 
[olim  DorpatiensU]  N°  1. 

G  e  m  m  a ,  Sc,  La  guerra  e  11  diritto  internationale.  Bologna,  tip.  Fava  &  Oaragnani, 
1893.  8.  IV — 178  pp  (Contiene:  La  guerra  come  difessa  giuridica  e  come  fcnomeno 
sociale.  —  Dei  modi  per  combattere  la  gnerra :  I .  Le  confederaxioni  di  popoli  e  lo  stato 
universale.    2.  La  giustisia  internationale.    3.  11  sistema  della  libertk.  — ) 


Bulletin  du  Ministere  de  l'agricullure.  XU^m«  annee  (1893)  N°  2:  Kapport  sur 
les  experieuces  effectnees  k  la  Station  d'essais  de  machine»  (exercice  1890),  par  Ringel- 
mann (prof  a  l'Ecole  nation  d'agriculture  de  Grignou).  —  Recherche«  sur  les  vignobies 
de  la  Champagne,  par  A.  Munta  (prof.  a  l'Institut  national  agronomique).  —  Des  con- 
ditions  probables  des  approvisionnements  des  cer^ales  dans  les  divers  pars  et  de  la  part 
de  la  Rassle  dans  ces  approvisionnements  pendant  la  campagne  1892/93,  par  Pingaud 
(consul  de  France  k  Odessa).  —  Rapport  snr  la  production  de  la  vigne  et  ses  maladies 
en  Paleatine.  —  Note  sur  la  valeur  de  la  proprio  fonciere  au  Mexique   —  etc. 

Bulletin  de  statUtique  et  de  legislation  compaiea.    XVI !•*■»•  amii-e  (1893)  Juin: 

A.  France,  colonies  etc.:  Reglement  d'administration  publique  concernant  l'impöt  sur  les 
Operations  de  bourse.  —  Le  projet  de  budget  pour  l'exercice  1894  —  Situation  de 
l'exercice  1892  au  l«r  mai  1893.  —  Les  decouverta  du  Tresor  au  1«  janvier  1893.  — 
La  dette  flottaute  et  les  Services  speciaux  du  Tresor.  —  L'amortis>ement.  Prävisions 
inscrites  dans  le  projet  de  budget  de  1894.  —  Les  patentes  en  1892.  —  Les  contri- 
butions  directes  et  les  taxes  assimilces.  —  Les  revenus  de  l'Etat,  janvier  k  mai  1893, 
pour  l'Algerie,  janvier  k  avril.  —  Le  commerce  exterieur,  mois  de  mai  1898  —  Pro- 
duction  des  alcools  en  1892  et  1891.  —  Les  postes  et  les  telegraphes  en  1690  et  1891 
(suite)  avec  diagramme.  —  Principales  consommations   de   la   population   de  Paris  — 

B.  Pays  etrangers:  Angleterre:  La  restauration  des  monnaies  d'or.  Le  regime  des  caissas 
d'epargne.  —  Autriche-Hongrie :  Le  projet  de  budget  commun  pour  1894.  —  Bussie:  Le 
droit  de  douane  sur  les  billets  de  credit  russe*.  —  Espagne:  Le  projet  de  t  forme  de 
la  comptabilite  publique.  —  Etats- Unis:  La  crise  mondtaire.  —  Maroc:  Le  commerce 
exterieur.  —  etc. 

Journal  du  droit  international  priv6  et  de  la  jurisprudence  eomparee  SO«  annee 
(1893)  Nm  5/6:  La  Convention  du  14  octobre  1890  sur  le  transport  international  des 
marchandlses  par  chemins  de  fer,  par  Ch.  Lyon-Caan  (prof.  a  la  faculte  de  droit  de 
Paris).  —  Cas  interessante  d'extradition  en  Angleterre  pendant  les  annees  1890  a  1892, 
par  W.  F.  Craies  (barrister  at-law ,  Londres).  —  De  la  competence  an  caa  d'abordage 
entre  navires  etrangers  dans  les  eaux  territoriales  d'un  Etat  etranger  ,  par  A  de  ßaran- 
diaran  (avocat  k  la  Cour  d'appel  de  Paris).  —  Da  droit  des  compositeurs  de  masique  et 
des  autears  dramatiques  etrangers  en  Suisse,  par  Ph.  Dunant  (avocat  k  Geneve)  —  etc. 

Journal  de  la  Sociale  de  sutistique  de  Paris.  XXXIV«»  anne*e  (1893)  N°  6. 
Juin:  Proces-verbal  de  la  säance  du  17  mai  1893.  —  Une  noavelle  Evaluation  du  capital 
et  du  revena  des  valeurs  mobilieres  en  France,  par  A.  Neymarck.  Extrait  de  sommaire : 
Nombre  des  valeurs  cot.'-cs  k  la  bourse  de  Paris,  de  1800  k  1893.  Statistique  des  valeur» 
mobilieres  depuis  le  commeneement  du  siede  —  La  statistique  des  rentes  francaiseu  — 
La  proprietd  bfttie  ;  les  droits  de  mutation  ;  valeurs  coinparees,  en  1869  et  1890.  L'accroisse- 
ment  de  la  richesse  generale.  —  Les  depots  de  titres  k  la  Banque  de  France  de  1853  k 
1892.  —  La  stattatique  des  fonds  et  titres  etrangers  circulant  en  Franca.  —  Total  general 
et  repartltion  des  valeurs  mobilieres  en  France.  —  La  statistique  des  etablisieroents 
tinanciers.  —  Les  pertes  de  l'£pargne.    Les  krachs  de  1880  k  1848.  —  Ca  qu'a  coAte" 
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le  krach  de  1882.  —   Lea  Emissions  publiques  en  Europe  et  en  France  de  1871  k  1892 

—  Lea  capitaux  francais  en  Antriebe,  en  Espagne,  en  Italie,  en  Hnssie.  —  8tatistiqne 
des  societes  de  credit,  vaieurs  d'assurances,  societes  houil  leres  dn  Nord  et  da  Pa*-de- 
Calais.  —  etc. 

Moniteur,  le,  des  asaurances.  Kcvue  mensuelle.  Tome  XXV,  15  jnin  et  15  jaület 
1893:  N«  S 97  et  298:  DeVIsions  relatives  k  laasuraoce-incendie.  par  C.  Oudiette.  — 
Dectsion  relatives  a  l'as.*urance  sar  la  Tie ,  par  L.  Begnault.  —  Decisions  relatives  k 
l'assurancc  coutre  les  accidenta,  par  E.  Fagot,  —  Un  Systeme  trompeur  d'asaurances  sur 
la  vi.:,  par  A.  J.  Cook.  —  Etüde  sur  le  contrat  d'assurances  coutre  les  accidents,  pnr 
E.  Pagot  (suite).  —  Operations  des  compagnies  francaises  d'assurances  snr  la  vie  en  1892. 
(I.  Assurances.  II.  Rente»  viateeres  III.  Reserve*  IV.  Frais  g6n6raux  et  commission*. 
V.  k<  sume.  Actif  des  compagnies  au  81  decerobre  1898),  par  P.  Hidrac.  —  Assurances 
contre  les  accidents.  Les  accidents  du  travail,  par  E   Pagot  —  etc. 

Be  forme  sociale,  la.  Bulletin  de  la  Societe  d'lcooomie  sociale  XIII«  ann^e  (1893. 
N°  de  16  avril :  Usage  de  la  liberK,  discours  de  O.  Picot.  —  La  question  des  caisses 
d'epargne  devant  le  Parlement,  par  E  Bostand.  —  Berlin  et  ses  institutions  administra- 
Uvea,  par  O  Pyfferoen,  III:  La  police.  —  Assemblee  senerale  dea  Unions  de  Nord, 
tenne  a  Lille  le  21  mara.  Compte  rendu  par  A.  Maron.  —  MeUnges  et  noticea:  La  loi 
de  Dieu  et  la  clasae  ouvriere.  Uoe  ancienne  „indu.trie  en  chambre'*  k  Vienne.  Un 
trail4  de  droit  conetitutionnel,  par  P.  Baugas.  —  Cbrooique  du  mouvement  social,  pnr 
A.  Fougcrousse.  —  etc. 

Revue  generale  d'administration.  XVI-  ■  a0n4e  (1893)  Mars,  Avril  et  Mai:  Du 
pouvoir  reglementaire,  pur  J.  Dejamme  (suites  4  et  6). —  Lea  dettes  communales  (suite  2). — 
Notes  de  jurisprudence  (section  de  l'interieur,  des  cultes,  de  1  Instruction  publique  etc.) 
[suites  3  et  4]  —  Des  droits  de  police  de  l'administration  aur  les  ätangs,  par  Ferd. 
Sanlaville.  —  Cbrooique  de  l'administratiou  fran9aise.  —  etc. 

B.  England. 

Board  of  Trade  Journal.  Vol.  XIV  N°83,  June  1893:  Report  of  the  aelcct 
Committee  of  the  House  of  Commona  on  corn  sales.  —  The  co-operative  Congress  of 
1893  —  Sixty  years  of  railway  progress.  —  The  importation  and  consumption  of  mutton 
in  France.  —  Tbe  Elbe  Trave  canal.  —  The  settlement  of  labour  dUputea  in  Italy.  — 
Spanish  iron  and  coal  industries.  —  The  foreign  trade  of  China  in  1892.  —  Steam  and 
electric  launebes  in  China  —  The  mining  industries  of  Japan.  —  Trade  articlea  in 
demand  in  Madagascar.  —  Tariff  channes  and  customs  regulations.  —  Customs  tarifl  of 
Victoria.  —  Extracts  from  diplomatic  aud  consular  reports.  —   General   trade  notes. 

—  etc. 

Contemporary  Review,  the,  for  July  1893:  The  future  of  Siam,  by  H.  Norman. 

—  Tbe  teaching  of  civic  duty,  by  J.  Bryce.  —  Ulster :  fact»  and  figures.  A  reply,  by 
Tb  Sinclair.  —  The  Spencer- Weismann  coutroversy,  by  G.  J.  Bomanes  and  (Prof.)  Marc. 
Hartog.  —  Winchester  College,  1393—1898,  by  A.  F.  Leacb.  —  A  may-day  dialogue, 
II.,  by  Vernon  Lee.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the.  July  1893:  The  evolution  of  our  race,  by  Fr.  Harri- 
son.  —  Beautiful  London,  by  Grant  Allen  —  The  progress  of  women's  trades  unions, 
by  (Miss)  E  March  Phillipps.  —  The  Russian  intrigues  in  South-Eastern  Europe,  by  C. 
B.  Roylance-Kent   —  Advance  of  tbe  United  States  during  one  hundred  years,  by  Brock. 

—  Kreuch  movement»  in  Kasten   Siam,  by  (Sir)  Rieh.  Temple.  —  etc. 

Humanitaria  n,  the  Edited  by  Victoria  Woodhull  Martin,  July  1893:  The 
alchemy  of  maternity,  by  V.  W.  Martin.  —  Mediaeval  medicine,  by  (Rev.)  Momerie.  — 
Anthropometrical  descriptions,  by  (Dr.  med.)  A.  Bertillon  —  To  the  third  and  fourth 
Reneration,  by  Walter  Besant  —  Master  of  the  dark  world,  by  C.  W.  H.  —  Politics  in 
the  house,  by  H.  Fawcett.  —  8ocial  progress,  by  (Rev.)  A.  H  Moncur  Sime.  —  Elec- 
tricity  and  biology,  by  W  Ilumphris  Winny.  —  etc. 

Journal  of  tbe  Royal  Statistical  Society,  published  quarterly.  Vol.  LVI,  part  1: 
March  1893:  Distribution  and  movement  of  the  population  in  India,  by  J.  A.  Baines 
(Cenaus  Commissioner  for  lndia),  with  dUcussi-m  on  Mr.  Baines's  paper  —  The  reorganl- 
sation  of  our  Labour  Department,  by  David  F.  Schloss.  witb  discussion.  —  Resulta  of 
an  inqniry  as  to  the  physical  and  menul  condition  of  flfty  thousand  children  seen  in 
108  «*hoo  K  by  Francis  Warner,  with  discussion.  —  Commercial  history  and  review  of 
1892  —  AgTtcultaral  returns  of  1892.  —  Fires  in  London  and  tbe  metropolitan  Are 
brigade  in  1892.  —  etc. 
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Journal  of  the  Royal  Statistical  Society.  Vol.  LVI,  part  2,  June  1893:  Progress 
of  the  extern  al  trade  of  the  United  Kingdom  in  recent  years,  by  8t.  Boarne,  with 
discussion  on  Mr.  Boome'»  paper.  —  Pricea  of  commodities  during  the  last  seven  year«, 
by  A.  Saaerbeck,  with  discussion.  —  Workmen's  budgeU,  by  H.  Higgs,  with  discussion.  — 
The  agricaltaral  produce  of  the  world.  Local  taxation.  —  Emigration  and  Immigration 
in  1892.  —  Report  on  the  Gothenbnrg  system  regulating  the  sale  of  spirituous  Hquor 
in  Norway.  —  Disturbance  of  the  population  estimates  in  Australia  by  defective  record», 
by  H.  H.  Hayter.  —  The  Labour  Department  and  the  laboar  gasette.  —  Censns  of  the 
nnmber  of  persona  nsing  the  London  connty  eouncil's  park»  on  Whit  Monday,  1893.  —  etc. 

National  Review,  the.  Jaly  1893 :  France,  England,  and  Slam,  by  R.  S.  Gundry.  — 
Sir  Richard  Owen  and  old-world  memories,  by  Lionel  A.  Tollemache.  —  The  fature 
income  of  labour,  by  W.  H.  Mallock.  —  The  argument  of  Belief,  by  H.  M.  Bompas.  — 
In  defence  of  the  Post  Oftice,  by  „one  who  knows".  —  etc. 

New  Review,  the,  edited  by  Archibald  Grove,  N°.  50:  July  1893:  Reminiscences 
of  Cariyle,  with  some  unpublished  letters,  by  Q.  Strachey.  —  Our  public  schools: 
their  methods  and  morals,  by  ,,vox  in  solitudine  clamantis".  —  The  poisoning  of  the 
fnture,  by  8.  (Squire)  Sprigge.  —  Life  and  labour  by  E.  Zola.  —  Criminals  and  their 
detoction,  by  E  R.  Spearman.  —  Canadian  society,  past  and  present,  by  (Lady)  Jephson.  — 
The  tactics  of  the  Opposition:  a  defence,  by  T.  M.  Healy  (M.  P.)  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  No.  197,  July  1893:  The  „arts  and  crafts"  exhibition 
at  Westminster,  by  E.  Dicey.  —  The  ninth  clause  (to  my  fellow  Oladstonians)  by 
Wallace  (M.  P.).  —  The  New  South  8ea  bubble,  by  J.  Fortescue.  —  The  Siamese 
Boundary  question,  by  G.  N.  Curxon  (with  a  map).  —  The  pan-britannic  gathering,  by 
J.  Astley  Cooper.  —  Some  day  dreams  and  realities,  by  (the  Rev.)  Harry  Jones.  — 
Great  Britain  as  a  sea- power,  by  T.  A.  Brassey.  —  The  Situation  at  Washington,  by 
(Prof.)  Goldwin  Smith.  —  etc. 

Westminster  Review,  the.  July  1893:  Canadian  finance  and  the  Homa  Rule 
Bill,  by  H.  H.  L.  Beilot.  —  Scientific  aspects  of  the  temperance  question,  by  A.  E. 
T.  Longhurst  —  Italian  women  of  the  XVIiti  Century,  by  E.  P.  Jacobson.  —  South 
African  labour  questions,  by  A.  Cartwright.  —  The  ioterrelations  of  natural  forces,  by 
A.  H.  Ivens.  —  Alasca  and  its  people,  by  C.  W.  Sarel.  —  etc. 


Deutsche  Worte.  Monatshefte  herausgegeben  von  Engelbert  Pernerstoner. 
Jahrgang  XIII  (1893)  Heft  6,  Juni:  Die  Zukunft  der  Deutsch-Oesterreicher,  von  (Proi.) 
U.  Herkner  (Karlsruhe).  —  Soziale  und  wirtschaftliche  Skiizen  aus  der  Bukowina,  V. 
(Sr hluf»)-Artikel :  Aus  dem  Leben  der  Cbassiden  (Schlufs),  von  Marie  Mischler  (Prag).  — 
Hausindustrie  und  Sittgesellenwesen  im  österreichischen  Gewerberechte,  von  Rieh.  Riedl 
(Wien  )  —  Die  platonische  Verehrung  des  Sozialismus  und  die  deutsche  Gesellschaft  für 
ethische  Kultur,  von  A.  R  Hardeg  (Berlin).  —  Nochmals  die  Marxische  Geschichts- 
philosophie und  Ethik  von  Paul  Barth  (Leipzig).  —  etc. 

Statistische  Monatsschrift.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Centraikom- 
mission, Jahrgang  XIX  (1893)  Maiheft:  Sterblichkeit  in  Wien  im  Jahre  1891,  von 
Fr.  v.  Juraschek.  —  Der  Bildungsgrad  der  Bevölkerung  Oesterreichs  nach  Altersstufen, 
von  H.  Rauchberg.  —  Die  Alters-  und  Patnilienstandsgliederuog  der  Israeliten  in  den 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  von  H.  Rauchberg.  —  Oesterreichs 
Sparkassen  im  Jahre  1891  ,  von  H.  Ehrenberger.  —  Die  Kinderbewahranstaiten  in 
Oesterreich  während  der  letzten  zwanzig  Jahre,  von  Bratasse  vic.  —  Zur  Statistik  der 
lokalen  Versicherungsvereine  gegen  Feuerschäden  in  Oesterreich  im  Jahre  1891,  von 
H.  Ehrenberger.  —  Die  Arbeitseinstellungen  in  Oesterreich  in  den  Jahren  1891  und 
1892,  von  J.  —  etc. 


Giornale  degli  Economisti.  Luglio  1893:  La  ricchezza  in  Francis  et  in  altri 
paesi,  per  A.  de  Fovill«.  —  La  legislaaione  economico-sociale  austriaca  negli  Ultimi  anni, 
per  H.  v.  8chullern  •  Schratlenhofen  (continua).  —  L.  A.  Muratori  come  economista ,  per 
E.  Mase-Dari  (continua).  —  A  proposito  dell'  istitoto  Umberto  e  Margherita,  per  L.  Bodio 
e  R.  Bonghi.  —  Previdenza,  per  C.  Bottoni.  —  Cronaca,  per  V.  Pareto.  —  La  »ituazione 
del  mercato  monetario,  per  X.  —  etc. 
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Economist,  de,  opgericht  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  XLII.  jaargang  (1893) 
Mei  (in  holländischer  Sprache):  Javas  Zackerindustrie,  von  H.  J.  E.  Peelen.  —  Die 
nntisosialistlsche  Ordnangspartei  („bond  van  orde")  in  Holland,  von  W.  J.  N  Landre\  — 
Wirtschaftliche  Chronik:  Die  wirtschaftlichen  Zustände  in  Friesland.  Die  niederländische 
Reicbspostsparbank.  Arbeiterversicherang.  Das  preufsische  Ergäosungssteuergesetz.  Grofs- 
britannische  Finanzen  etc.  —  Handelschronik:  Ein-  nnd  Ausfuhr  von  Java  und  Madura 
im  Jahr  1892.  —  etc. 

H.  Schweiz. 

Schweizerische  Blätter  für  Wirtschafte-  und  Sozialpolitik.  Jahrg.  I  (1893) 
Nr.  2,  15.  Juli:  Dia  Versicherung  gegen  die  Arbeitslosigkeit,  von  O.  Schärtlin.  —  Zur 
landwirtschaftlich»"  Notlage,  von  Job.  Fischer.  —  Aus  Grofszürich.  —  Unsere  Volks- 
schale and  der  Band.  —  Die  Arbeitslosenversicherung  in  Bern.  —  Verschuldungsver- 
bältnisse  des  Grundbesitzes  Im  Kanton  Bern.  —  etc. 


Die  periodische  Presse  Deutschlands. 

A  n  n  a  1  e  n  des  Deutschen  Reiches  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  and  Statistik,  hrsg. 
von  G.  Hirth  and  M.  v.  Seydel.  Jahrg.  XXVI  (1893)  Nr.  8:  Verwaltungsbericht  der 
Reicbsbank  für  das  Jahr  1892.  —  Bericht  Uber  die  Thltigkeit  des  Reichskommissärs 
für  das  Answanderungswesen  während  des  Jahres  1892.  —  Geschäftsbericht  des  Reicbs- 
versichernngsamts  für  das  Jahr  1892. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Herausgegeben  im  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 
beiten. Jahrgang  1893,  Heft  4  (Juli  and  Augast) :  Die  Ausbildung  der  Assessoren  tür 
die  Eisenbahnverwaltnng,  von  Lentze.  —  Die  sibirische  Eisenbahn.  —  Der  Scbnellzug- 
verkehr  zwischen  Berlin  and  dem  Rhein  über  die  preufsisch-braunschwelgische  Route,  von 
Weber.  —  Die  kgl.  prenfsuchen  Staatseisenbahnen  im  Jahre  1891/92.  —  Die  Güter- 
bewegang  auf  deutschen  Eisenbahnen  im  Jahre  1892  im  Vergleich  zu  der  in  den  Jahren 
1891,  1890  und  1889,  von  Tbamer.  —  Die  Eisenbahnen  in  Frankreich.  —  etc. 

Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik.  Herausgegeben  von  Heinrich  Braun. 
Band  VI  (1893)  Heft  2:  Studien  zur  Entwicklungsgeschichte  des  italienischen  Proletariats, 
von  (Prof.)  Werner  Sombart:  1.  Einleitung.  2.  Zur  Orientierung  über  die  heutige  Lage 
der  Gewerbe  and  des  gewerblichen  Proletariats  in  Italien.  3.  Die  Streikbewegung  in  den 
italienischen  Gewerken  während  der  Jahre  1860 — 1891.  —  Die  Vereinigten  Staaten  and 
die  europäische  Aaswanderung,  von  (Prof.)  E.  v.  Philippovicb.  —  Die  gewerblichen  Fort- 
bildungsbestrebungen der  Dresdner  Arbeiterschaft,  von  K.  v.  Hangoldt.  —  Die  soziali- 
stische Genossenschaft  in  Belgien,  von  E.  Vandervelde  (Dozent,  Brüssel).  —  Die  Eini- 
gungsämter in  Frankreich  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  27.  XII.  1892.  Eingeleitet  von 
(Prof.)  Raoul  Jay  (Grenoble).  —  etc. 

Christlich- soziale  Blätter.  Katholisch-soziales  Centraiorgan.  Jahrg.  XXVI  (1893) 
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VII. 

Neue  und  alte  Messungsvorschläge  in  der 

Statistik. 

Von 

Prof.  Harald  Westergaard. 

In  der  folgenden  Abhandlung  versuche  ich  etliche  in  der  letzten 
Zeit  in  Vorschlag  gebrachte  statistische  Messungsniethoden  zu  be- 
handeln, in  der  Absicht,  deren  Vorteile  und  Mängel  ins  rechte  Licht 
zu  setzen.  Einige  allgemeine  Bemerkungen  über  die  Natur  der 
statistischen  Aufgaben  und  den  Zusammenhang  zwischen  Methode  und 
Material  erlaube  ich  mir  vorauszuschicken. 

Die  Entwickelung  der  Statistik   drängt  auf  eine  immer  weit- 

S'eifendere  Spezialisierung.  Begnügt  man  sich  beispielsweise  in  der 
ortalitätsstatistik  anfangs  mit  einer  summarischen  Sterbeziffer,  so 
erkennt  man  doch  bald,  daß  diese  Zahl  erhebliche  Verschiedenheiten 
deckt;  man  teilt  deshalb  das  Material  etwa  nach  Alter  und  Geschlecht; 
aber  auch  dann  bleiben  kräftig  wirkende  Ursachen:  Stadt  und  Land, 
Armut  und  Wohlstand,  Profession,  Vererbung  ohne  entsprechenden 
Ausdruck  und  fordern  zu  weiterer  Teilung  des  Materials  auf.  Ganz 
ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Krankheitsstatistik,  der  Statistik 
der  Selbstmorde  u.  s.  w.  Um  den  Stand  einer  Krankenkasse  gründ- 
lich beurteilen  zu  können,  genügt  nicht  eine  einzige  Durchschnitts- 
zahl, man  muß  den  Einfluß  des  Alters,  der  Profession  auf  die  Krank- 
heitsfrequenz kennen,  muß  genaue  Auskunft  über  die  Dauer  der  Krank- 
heiten haben  u.  dergl.  Auch  in  der  Anthropometrie  durfte  man 
sich  nicht  mit  Durchschnittszahlen  für  ganze  Bevölkerungen  begnügen, 
sondern  mußte  auf  die  Maß  Verhältnisse  bestimmter  Gesellschaftsklassen 
näher  eingehen.  Durch  solche  über  längere  Zeiträume  fortgesetzte 
Untersuchungen  hat  man  höchst  beachtenswerte  Ergebnisse  über  die 
Anwendbarkeit  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  auf  die  Anthropometrie 
gewonnen.  Wenn  nun  Galton  in  seinem  Werke:  Natural  Inheritance 
(1889)  der  herkömmlichen  Statistik  vorwirft,  daß  ihre  Ergebnisse  ge- 
wöhnlich nur  auf  die  Mitteilung  von  Mittelwerten  hinauslaufen,  so 
muß  man  allerdings  zugeben,  daß  viele  Statistiker  nur  allzu  geneigt 
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sind,  bei  Mittelwerten  stehen  zu  bleiben,  die  große  Ungleichheiten 
verschleiern  (z.  B.  bei  internationalen  Vergleichungen),  im  ganzen  aber 
ist  die  Tendenz  eine  entgegengesetzte,  und  die  wissenschaftlichen  Ver- 
treter der  Statistik  können  doch  für  die  Fehlgriffe  der  Dilettanten 
nicht  verantwortlich  gemacht  werden.  Trotz  aller  Spezialisierung 
beruht  freilich  in  letzter  Instanz  jedes  statistische  Ergebnis  auf  einem 
Mittelwerte,  auf  einer  aus  Massenbeobachtungen  hervorgegangenen  Zahl, 
dieses  ist  aber  auch  nicht  anders,  wenn  man  die  Beobachtungen  in 
ihrer  Verteilung  um  den  Durchschnitt  betrachtet,  wie  Galton  bei  seinen 
anthropometrischen  Untersuchungen.  Daß  z.  B.  unter  einer  gewissen 
Anzahl  Wehrpflichtiger  1000  eine  Größe  von  160—161  cm  haben,  be- 
deutet offenbar  nicht,  daß  diese  1000  Personen  im  übrigen  einander 
vollständig  gleich  sind.  500  unter  ihnen  haben  vielleicht  eine  größere, 
die  übrigen  eine  geringere  Lungenkapacität;  eine  jede  dieser  beiden 
Gruppen  gehört  zu  einer  größeren  Gruppe;  die  500  ersteren  befinden 
sich  vielleicht  unter  den  kleinsten  der  Gesamtheit  der  Rekruten  mit 
großer  Lungenkapacität  und  umgekehrt;  das  Material  fordert  daher 
zu  einer  Teilung  nach  dieser  Richtung  auf  u.  s.  w.  Der  Statistiker 
kennt  in  dieser  Beziehung  keine  Grenzen,  solange  nur  das  Material 
eine  neue  Teilung  gestattet  und  das  Gesetz  der  großen  Zahlen  mit 
seinen  Kriterien  betreffend  die  zufälligen  Abweichungen  vom  Durch- 
schnitt angewandt  werden  kann.  Die  Anwendbarkeit  dieser  Kriterien 
hängt  aber  von  einem  genauen  Studium  eben  der  Verteilung  um  den 
Durchschnitt  ab,  und  nur  eine  unwissenschaftliche  Richtung  der  Statistik 
wird  sich  mit  einfachen  Durchschnittszahlen  begnügen. 

1.  Wenn  es  sich  nun  darum  handelt,  gewissen  Ursachen  statistisch 
nachzugehen,  so  gilt  es  vorerst,  über  den  Zusammenhang  zwischen 
Methode  und  Material  klar  zu  werden.  Viele  Forscher  vertiefen  sich 
in  mathematische  Formeln,  ohne  jemals  ihre  Anwendbarkeit  auf  ein 
statistisches  Material  zu  prüfen.  Wenn  das  Material  erst  zustande 
gebracht  werden  soll,  kann  man  oft  die  Fragestellung  so  wählen,  daß 
eine  bestimmte  Methode  anwendbar  wird;  aber  auch  dann  wird  man 
oft  bei  aller  Oekonomie  lieber  nach  mehr  als  dem  unbedingt  Not- 
wendigen fragen,  auf  die  Gefahr  hin,  durch  die  Form  der  Antwort 
bei  der  statistischen  Bearbeitung  zu  einer  Aenderung  der  Methode 
gezwungen  zu  werden,  statt  eine  geringere  Anzahl  von  Fragen  zu 
stellen,  welche  die  Lieblingsmethoden  zulassen. 

Wenn  aber  das  Material  schon  vorliegt,  gilt  es,  die  Methode  zu 
finden,  welche  am  besten  auf  die  gegebenen  Thatsachen  angewandt 
werden  kann;  wenn  z.  B.  bei  Untersuchungen  über  die  Berufssterb- 
lichkeit Angaben  über  den  Geburtstag  fehlen,  muß  man  eine  Formel 
aufstellen,  welche  diesem  Mangel  des  Materials  Rechnung  trägt,  wobei 
man  sich  selbstverständlich  (z.  B.  durch  „Stichproben")  über  die  An- 
wendbarkeit der  Formel  zu  vergewissern  hat.  Ich  werde  weiter  unten 
Gelegenheit  haben,  auf  diese  Verhältnisse  zurückzukommen. 

Die  wichtigste  Aufgabe  bei  der  statistischen  Bearbeitung  eines 
Materials  ist  die  Untersuchung  über  die  Anwendbarkeit  der  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung.    Ich  kann  diesbezüglich  auf  meine  „Grund- 
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züge  der  Theorie  der  Statistik"  (1890)  verweisen.  Selbst  wenn  die 
benutzten  Formeln  vollständig  rationell  sind,  genügen  die  Berechnungen 
nicht,  solange  man  nicht  angeben  kann,  in  welchem  Grade  man  sich 
auf  die  Ergebnisse  verlassen  kann.  Wie  wir  später  sehen  werden, 
muß  dieser  Umstand  auch  einen  erheblichen  Einfluß  auf  die  Form  der 
Untersuchung  üben.  Diejenige  Form  der  statistischen  Ergebnisse, 
welche  am  klarsten  die  Messung  der  Unsicherheit  zuläßt,  die  jeder 
statistischen  Untersuchung  anhaftet,  ist  unter  sonst  gleichen  Um- 
ständen vorzuziehen.  Im  folgenden  werde  ich  als  Maßstab  der  Un- 
sicherheit den  „mittleren  Fehler"  benutzen,  d.  h.  die  Abweichung  vom 
Durchschnitt,  welche  ungefähr  in  2  Fällen  unter  3  nicht  über- 
schritten wird. 

2.  Ich  werde  von  diesen  Gesichtspunkten  aus  vorerst  die  Galto  n  - 
sehe  Methode  der  Berechnung  nach  perzentilen  Graden  betrachten, 
welche  in  dem  vorhin  citierten  Werke  in  Vorschlag  gebracht  wurde1). 
Um  diese  Methode  zu  kennzeichnen,  will  ich  ein  von  Dr.  Geißler  an- 
gefahrtes Beispiel  herauswählen.    Es  liegt  vor  eine  Skala  für  den 
Zeitunterschied  zwischen  zwei  Geburten  bei  den  Ehen  im  Bergmanns- 
stande; der  durchschnittliche  Zeitunterschied  ist  2,11  Jahre;  in  */5 
der  sämtlichen  Fälle  ist  der  Unterschied  kleiner,  in  5  Proz.  derselben 
höchstens  1,03  Jahre,  während  für  einzelne  der  Unterschied  bis  auf 
4  Jahre  oder  mehr  steigt   Die  gewöhnliche  Darstellung  solcher  That- 
sachen  läuft  darauf  hinaus,  gewisse  bestimmte  Zeitintervalle  festzu- 
stellen und  die  Verteilung  der  Geburten  auf  diese  Intervalle  zu  be- 
trachten.   Galton  zieht  vor,  umgekehrt  zu  untersuchen,  wie  die  Zeit- 
intervalle  sich  auf  gewisse  Prozentteile  der  Anzahl  der  Geburten  ver- 
teilen. Statt  z.  B.  zu  sagen,  daß  56  Proz.  der  Geburten  einen  kleineren 
Zeitunterschied  als  2  Jahre,  61  Proz.  als  2,1  Jahre,  66  Proz.  als 
2,2  Jahre,  71  Proz.  als  2,3  Jahre  u.  s.  w.  haben,  würde  es  nach  der 
Galtorf  sehen  Methode  heißen,  daß  55  Proz.  einen  Zeitunterschied 
höchstens  von  1  Jahr  360  Tagen,  60  von  2  Jahr  28  Tagen,  65  von 
2  Jahr  62  Tagen  u.  s.  w.  haben.    So  auch  bei  anthropometrischen 
Beobachtungen:  Galton  stellt  die  Körperlänge  als  Funktion  der  An- 
zahl dar,  während  man  gewöhnlich  umgekehrt  die  Anzahl  als  Funk- 
tion der  Körperlänge  auffaßt.    Galton  ordnet  nun  die  gemessenen 
Personen  dergestalt,  daß  1  Proz.  der  Personen  immer  in  eine  Größen- 
klasse zusammentritt. 

Welche  Vorteile  bietet  nun  diese  Messungsmethode  nach  „perzen- 
tilen Graden"?  Galton  scheint  einen  Vorzug  darin  zu  erblicken, 
daß  man  sich  hierbei  nicht  auf  einen  einzelnen  Durchschnitt  be- 
schränkt, aber,  wie  wir  gesehen  haben,  ist  dieses  auch  bei  den  ge- 
wöhnlichen anthropometrischen  Untersuchungen  nicht  der  Fall.  Ueber- 
haupt  sind  diese  Darstellungsformen  prinzipiell  gar  nicht  verschieden. 
Bezeichnet  man  im  oben  angeführten  Beispiele  die  Anzahl  der  Ehen, 
welche  einen  Zeitunterschied  kleiner  als  x  aufweisen,  mit  y,  so  gilt 


1)  Ich  verweise  auch  auf  Dr.  Geifsler'»  interessante  Abhandlung,  Allg.  Sut.  Archiv  II, 
1892:  Ueber  dl«  Vorteile  der  Berechnung  nach  „peraentilen  Graden». 
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es,  die  Funktion  y  =  f(x)  zu  bestimmen,  oder  umgekehrt,  die  Ab- 
hängigkeit des  Zeitunterschiedes  x  von  der  Anzahl  y,  mithin  x  =  f^x{y) 
zu  finden.  Wenn  sämtliche  Werte  der  Größe  y  zu  den  entsprechenden 
x  gefunden  sind,  durch  Interpolation  oder  unmittelbare  Beobachtung, 
dann  fällt  überhaupt  jeder  Unterschied  fort.  Nach  Dr.  Geißler's  Beob- 
achtungen läßt  sich  die  Funktion  graphisch  durch  eine  Kurve  wie  die 
folgende  darstellen. 


Die  Bewegung  ist  anfangs  fast  geradlinig,  später  wachsen  die 
Werte  der  Funktion  f{x)  langsamer,  und  die  Kurve  y=f\x)  nähert 
sich  einer  mit  der  Abscissenachse  parallelen  Asymptote,  deren  Ab- 
stand von  der  Abscissenachse  der  Gesamtzahl  der  Beobachtungen  ent- 
spricht. Die  Kurve  giebt  offenbar  zur  gleichen  Zeit  die  Abhängig- 
keit y=f{x)  und  x=f~i(if)  wieder,  d.  h.,  sie  ist  gleichzeitig  eine 
Darstellung  nach  „perzentilen  Graden"  und  nach  der  gebräuch- 
lichen Methode. 

Gewöhnlich  kennt  man  nun  nicht  alle  Punkte,  sondern  nur  eine 
Reihe  derselben  mit  gewissen  Intervallen,  und  der  einzige  Unterschied 
ist  dann  der,  daß  nach  der  einen  Darstellung  die  Punkte  mit  kon- 
stanter Abscissendifferenz,  nach  der  anderen  mit  gleicher  Ordinaten- 
differenz  aufeinander  folgen.  Dieser  Unterschied  ist  aber  ein  ganz 
untergeordneter,  ein  jeder  geschulte  Statistiker  wird  sofort  aus  beiden 
Reihen  die  Bewegung  erkennen  und  durch  Interpolation  die  Kurve 
bestimmen  können.  Die  geradlinige  Bewegung  tritt  mit  derselben 
Klarheit  hervor,  ob  man  die  Figur  in  der  oben  angegebenen  Stellung 
betrachtet,  oder  sie  um  90°  dreht  In  beiden  Fällen  wird  man  die 
Thatsache  erkennen,  auf  welche  Dr.  Geißler  aufmerksam  gemacht  hat, 
daß  bis  zu  einem  Zeitunterschied  von  21j6  Jahren  etwas  über  4  Proz. 
der  Qeburten  auf  jede  Menstruationsperiode  fallen,  während  nach  diesem 
Zeitpunkte  die  Häufigkeit  der  Geburten  für  jede  Menstruationsperiode 
kleiner  wird. 

Vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  hat  also  die  Galton- 
sche  Methode  keine  Vorzüge,  und  in  technischer  Hinsicht  begegnet 
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sie  erheblichen  Schwierigkeiten.  Wenn  es  sich  nur  darum  handelt, 
ein  kleines,  vielleicht  von  dem  betreffenden  Forscher  selbst  gesammeltes 
Material  zu  bearbeiten,  dann  kann  das  Galton'sche  Verfahren  aller- 
dings ebenso  leicht  in  Anwendung  gebracht  werden  wie  das  gewöhn- 
liche: anders  aber  liegt  die  Sache,  wenn  die  betreffende  Statistik  ein 
großes  Gebiet,  wie  etwa  das  Deutsche  Reich  umfassen  soll.  Gesetzt 
z.  B.,  man  wolle  gelegentlich  der  deutschen  Militärdienststatistik  die 
Verteilung  der  Dienstpflichtigen  nach  der  Körperlänge  für  die  einzelnen 
Teile  des  Reiches  wie  für  das  ganze  Reich  ausfindig  machen.  Bei 
der  gewöhnlichen  Zusammenstellung  der  Ergebnisse  kann  man  durch 
eine  einfache  Addition  die  Resultate  für  das  Ganze  aus  denjenigen 
für  die  einzelnen  Teile  berechnen,  aber  nicht  so  hier.  Nach  jener 
Methode  hat  man  bestimmte  Größenintervalle,  z.  B.  160 — 161  cm, 
161 — 162  cm  etc.,  man  zählt  für  jeden  einzelnen  Teil  des  ganzen  Ge- 
bietes, wie  viele  Individuen  auf  jede  Kategorie  fallen,  und  addiert, 
um  auf  das  Hauptresultat  zu  kommen,  für  jede  Größenklasse  die  Er- 
gebnisse. Bei  der  perzentilen  Berechnung  schwanken  dagegen  die 
Größenintervalle  von  Land  zu  Land,  und  nur  durch  eine  mühsame 
Interpolation  kann  man  von  den  Einzelergebnissen  zu  Gesamtresultaten 
gelangen. 

Die  meisten  Aufgaben  des  praktischen  Lebens  verlangeu  überdies 
geradezu  die  gewöhnliche  Methode,  nicht  die  Galton'sche.  Man  wünscht 
z.  B.  die  Abhängigkeit  der  Feuersgefahr  von  der  Höhe  der  Versiche- 
rung zu  bestimmen.  Offenbar  wird  man  dann  in  der  Regel  feste 
Größenintervalle  wählen  und  diese  allmählich  aus  dem  Material  füllen. 
Weniger  praktisch  würde  es  z.  B.  sein,  die  1000  niedrigsten  Summen 
in  ein  Rubrum  einzuführen,  die  nächsten  1000  in  ein  zweites  u.  s.  w., 
was  allerdings  mit  Hilfe  eines  Zählkartenmaterials  geschehen  könnte. 
Für  die  Versicherungsgesellschaft  gilt  es,  eine  bestimmte  Prämie  für 
jede  Größenklasse  berechnen  zu  können ;  wenn  eine  neue  Versicherung 
hinzutritt,  muß  man  sofort  die  entsprechende  Prämie  angeben  können. 
Wenn  im  Laufe  der  Zeit  Verschiebungen  in  der  Verteilung  nach  der 
Höhe  der  Versicherungssumme  eintreten,  darf  dieses  keinen  Einfluß 
auf  die  Tarifierung  haben  —  vorausgesetzt  natürlich,  daß  die  Feuers- 
gefahr unverändert  geblieben  ist,  nach  den  perzentilen  Graden  da- 
gegen würden  solche  Verschiebungen  viele  Versicherungen  in  andere 
perzentile  Gruppen  bringen. 

Um  noch  ein  zweites  Beispiel  zu  erwähnen,  so  wird  eine  Statistik 
über  die  Einkommensteuer  nach  den  meisten  Steuergesetzen  zu  einer 
Teilung  des  Materials  nach  ganz  bestimmten  Größenklassen  auffordern. 
Eine  Ausnahme  bildet  z.  B.  der  Fall,  wo  man  die  Zahl  der  höchst- 
besteuerten Personen  wissen  will,  welche  zusammen  ein  Drittel  der 
Steuer  entrichten;  gewöhnlich  wird  man  aber  fragen,  wie  viele  Per- 
sonen z.  B.  ein  Einkommen  von  1000— 1100  M.  haben,  wie  viele  von 
1100—1200  M.  u.  s.  w. 

3.  Sollte  die  perzentile  Berechnung  wider  Erwarten  eine  Zukunft 
haben,  würde  es  unbedingt  notwendig  sein,  die  Sätze  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung so  zu  formulieren,  daß  sie  auf  diese  Berechnung  an- 
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gewandt  werden  könnten.  Dieses  läßt  sich  allerdings  ohne  große 
chwierigkeit  erreichen,  einfach  deshalb,  weil  die  beiden  Methoden,  wie 
oben  entwickelt,  prinzipiell  gar  nicht  verschieden  sind.  Beide  lassen 
ohne  Schwierigkeit  eine  Berechnung  des  mittleren  Fehlers  zu.  Es 
giebt  dagegen  andere  statistische  Methoden,  welche  eben  in  dieser  Be- 
ziehung dem  Forscher  große  Schwierigkeiten  bereiten.  Ich  gedenke 
hier  beispielsweise  einer  auf  dermittlerenLebensdauer  fußenden 
Messung  der  Sterblichkeit.  Diese  fast  aus  der  Mode  gekommene 
Messung  ist  neuerdings  von  Dr.  von  Bortkewitsch  empfohlen 
worden1).  Er  stellt  derselben  die  von  mir  seiner  Zeit  befürwortete 
Methode  des  „erwartungsmäßigen  Verstorbenen"  gegenüber.  Es  ist  mir, 
nebenbei  gesagt,  nicht  ganz  klar,  mit  welchem  Nachdruck  er  die 
erstere  Methode  hervorgehoben  wissen  will;  jedenfalls  scheint  er  die 
letztere  als  recht  unvollkommen  anzusehen.  Ich  will  versuchen,  die 
Vorzüge  und  Mängel  beider  Methoden  zu  entwickeln. 

Zunächst  ist  zu  untersuchen,  wie  man  auf  die  zufälligen  Ab- 
weichungen vom  Durchschnitt  Rücksicht  nehmen  kann.  Selbst  bei 
Berechnung  der  Absterbeordnung  eines  großen  Reiches  ist  man  dieser 
Aufgabe  nicht  überhoben. 

Gesetzt,  man  habe  im  25.  Altersjahre  durchschnittlich  l/i  Mill. 
Einwohner  männlichen  Geschlechts  beobachtet  und  in  einem  10-jährigen 
Zeiträume  jährlich  2500  Todesfälle  registriert.  Die  Intensität  der 
Sterblichkeit  ist  dann  0,5  Proz.,  der  mittlere  Fehler  0,0032  Proz.,  so 
daß  man  die  wirkliche  Sterblichkeit  zwischen  0,51  Proz.  und  0,49  Proz. 
liegend  erwarten  kann,  falls  die  Beobachtungsperiode  als  völlig  normal 
nach  meteorologischen,  ökonomischen  und  anderen  Verhältnissen  zu 
betrachten  ist,  —  ist  dieses  nicht  der  Fall,  so  werden  die  Grenzen 
noch  viel  weiter  zu  stecken  sein. 

Eine  jede  unausgeglichene  Sterbetafel  weist  daher  außerordentlich 
viele  Unebenheiten  auf,  und  es  gilt,  die  Gesamtwirkung  sämtlicher 
möglicher  Abweichungen  vom  Normalwerte  zu  bestimmen.  Dieses 
läßt  sich  leicht  erreichen,  wenn  man  sich  darauf  beschränkt,  einen 
linearen  Ausdruck  der  Sterblichkeitswerte  zu  berechnen,  oder  wenn 
der  betreffende  Ausdruck  sich  wenigstens  approximativ  auf  diese 
Form  bringen  läßt.  Es  sei  z.  B.  die  von  der  beobachteten  Bevölke- 
rung im  Alter  x  verlebte  Zeit  tx  und  die  gefundene  Intensität  der 
Sterblichkeit  ux-  Die  Sterblichkeit  auf  einer  gegebenen  Altersstrecke 
wird  dann  durch  die  Größe  ZuTtx  gemessen,  und  die  Unsicherheit 
durch  den  mittleren  Fehler  V-S^r  (1 — /ux)  £x,  oder,  wenn  nx  nicht 

zu  groß  ist,  approximativ  durch  V tx.  Da  Sfi,  t*  die  Anzahl  der 
in  der  betreffenden  Altersperiode  Verstorbenen  bezeichnet,  hat  man 
in  der  Regel  einen  überaus  leicht  verwendbaren  Maßstab  für  die  Un- 
sicherheit. Ganz  dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  man  die  Ergebnisse 
zweier  Beobachtungsreihen  vergleichen  will.  Man  kann  z.  B. 
den  mittleren  Fehler  der  Differenz  der  nach  einer  gegebenen  Sterbe- 

1)  Di«  mittlere  Lebensdauer.  Die  Methoden  ihrer  Bestimmung  und  ihr  Verhältnis 
«ur  Sterblichkeitsmessung.  (StaaUwisseuscbaftlicbe  Studien.  Hgg.  von  L.  Elster.  IT.  Bd. 
6.  Heft.)    Jena  1893. 
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tafel  berechneten  Sterbezahl  und  der  faktischen  Anzahl  von  Ver- 
storbenen berechnen.  Der  mittlere  Fehler  ist  die  Quadratwurzel  aus 
der  Summe  der  Quadrate  der  beiden  einzelnen  mittleren  Fehler  der 
berechneten  und  faktischen  Anzahl  von  Todesfällen.  Gesetzt,  man 
wünscht  die  Sterblichkeit  einer  gewissen  Bevölkerung  im  25-jährigen 
Alter  mit  der  auf  Grundlage  von  2500  Todesfällen  gefundenen  Sterb- 
lichkeit 0,5  Proz.  zu  vergleichen.  Es  betrage  die  verlebte  Zeit 
10000  Jahre  und  die  Anzahl  der  Todesfälle  70,  die  Sterblichkeits- 
intensität somit  0,7  Proz.  und  der  mittlere  Fehler  0,084  Proz.,  während 
der  mittlere  Fehler  der  Größe  0,5  Proz.  0,01  Proz.  ist   Der  mittlere 

Fehler  der  Diflerenz  der  beiden  Sterblichkeitswerte  ist  yo,0000007l, 
also  ebenfalls  0,084  Proz.  Die  Unsicherheit  bei  der  größeren  Sterb- 
lichkeitstafel spielt  also  hier  eine  ganz  untergeordnete  Rolle.  Der 
mittlere  Fehler  der  Differenz  der  Anzahlen  der  faktischen  und  erwartungs- 
mäßigen Sterbefälle  ist  10000  V0,0000007 1  =  8.  Da  der  Unterschied 
nur  das  2 'y  fache  des  mittleren  Fehlers  ist,  darf  man  es  nicht  als 
sicher  betrachten,  daß  die  eine  Bevölkerung  eine  größere  Sterblichkeit 
hat  als  die  andere. 

Es  ist  leicht,  diese  Methode  auf  eine  ganze  Altersstrecke  zu  er- 
weitern und  so  den  mittleren  Fehler  der  Differenz  der  faktischen  und 
der  nach  einer  gegebenen  Sterbetafel  budgetierten  Anzahl  von  Todes- 
fällen in  der  betreffenden  Altersstrecke  zu  berechnen.  Dieses  ist 
nichts  anderes  als  die  M ethode  der  erwartungs mäßigen 
Ereignisse. 

Viel  größer  ist  die  Schwierigkeit,  wenn  es  sich  um  die  mittlere 
Lebensdauer  handelt.  Die  Verteidiger  dieser  Messungsmethode 
haben  die  wissenschaftliche  Pflicht,  vorerst  die  Aufgabe  zu  lösen  — 
meines  Wissens  bat  man  niemals  einen  derartigen  Versuch  gemacht  — 
den  mittleren  Fehler  (oder  eine  andere  Größe,  welche  als  Maßstab  für 
die  zufalligen  Abweichungen  betrachtet  werden  kann)  von  einem  Aus- 
druck wie  dem  folgenden  zu  berechnen 

1    ,    £r  +  1  "f"      +  S  "h  •  •  •  • 

"'!=2+  T,  

wo  lx  die  Anzahl  der  nach  der  Absterbeordnung  im  Alter  x  Lebenden 
bezeichnet.  Wenn  ferner  wx  die  Wahrscheinlichkeit  einer  x-jährigen 
Person  ist,  vor  Ablauf  eines  Jahres  zu  sterben,  hat  man 

Der  mittlere  Fehler  von  w.r,  u?x+i  u.  s.  w.  läßt  sich  leicht  berechnen, 
nicht  so  der  von  /J+n;  dazu  kommt  noch  die  Frage,  ob  hier 
überhaupt  das  exponentielle  Fehlergesetz  gilt.  Bre- 
miker  und  Gram  haben  allerdings  Methoden  zur  Berechnung  der 
Risikos  bei  Lebensversicherungen  angegeben,  welche  leicht  auf  die 
mittlere  Lebenserwartung  angewandt  werden  können.  Die  Voraus- 
setzung ist  aber,  daß  die  Sterblichkeitstafel  vollständig  richtig  ist, 
denn  die  zufälligen  Abweichungen  von  dieser  unter  einer  gewissen 
Anzahl  von  Versicherten  bilden  die  Grundlage  für  die  Risikoberech- 
nung.  Man  würde  nämlich,  wenn  es  sich  um  die  mittlere  Lebensdauer 
handelt,  z.  B.  berechnen,  wie  groß  deren  mittlerer  Fehler  für  100 


Digitized  by  Google 


328 


Harald  Westergaard, 


gleichaltrige  Individuen  ist,  innerhalb  welcher  Grenzen  die  durch- 
schnittliche Lebensdauer  dieser  100  Personen  also  erwartungsmäßig 
fallen  wird.  Die  an  dem  benutzten  Werte  der  Lebensdauer  haftende 
Unsicherheit  hat  man  aber  auf  diese  Weise  nicht  gefunden.  Es  sei 
Ijr  die  Anzahl  der  Lebenden  nach  der  Sterbetafel,  /<  r  die  Intensität 
der  Sterblichkeit.  Es  würde  dann  für  k  gleichaltrige  Personen  im 
Alter  n,  wenn  ex  die  mittlere  Lebensdauer  und  m  den  mittleren  Feh- 
ler bezeichnet,  die  folgende  Gleichung  bestehen: 


falls  h  aus  einem  unbegrenzten  oder  doch  sehr  großen  Material  be- 
rechnet worden,  die  Sterbetafel  folglich  als  typisch  zu  betrachten  wäre. 
Ist  aber  das  Material  ein  begrenztes,  so  gilt  es,  auch  auf  die  von 
diesem  Umstände  herrührende  Unsicherheit  Rück- 
sicht zu  nehmen,  und  hierin  liegt  die  Schwierigkeit 

Abgesehen  von  diesen  Bedenken,  ist  oflenbar  die  mittlere  Lebens- 
erwartung geeignet,  als  Illustration  für  die  Wirkungen  der  Sterblich- 
keit zu  dienen.  Ich  selbst  habe  mehrmals  Gebrauch  von  dieser 
Illustration  gemacht1).  Wenn  z.  B.  eine  gegebene  Ursache  eine  Ver- 
besserung der  Sanitätsverhaltnisse  hervorgebracht  hat,  ist  es  nicht 
ohne  Interesse,  zu  berechnen,  um  wie  viele  Jahre  oder  Monate  die 
mittlere  Lebensdauer  dadurch  verlängert  wurde;  es  bezeichnet  ja  diese 
Verlängerung  eine  Vermehrung  der  Produktionskraft.  Andere  Illustra- 
tionen können  anderen  Zwecken  dienen.  Eine  Lebensversicherungs- 
gesellschaft würde  z.  B.  nach  dem  Einfluß  einer  Verbesserung  der  sani- 
tären Verhältnisse  auf  die  Wrerte  der  Leibrenten  und  Lebensver- 
sicherungen fragen ').  Oder  man  kann  wissen  wollen,  um  wie  viel 
die  Wahrscheinlichkeit,  ein  gegebenes  Alter  zu  erreichen,  durch  einen 
gewissen  eine  Altersstrecke  beherrschenden  Umstand  vergrößert  werde 
u.  s.  w.  Jene  Methoden  werden  dann  am  besten  anwendbar  sein,  wenn 
man  mit  einem  sehr  großen  Material  zu  thun  hat;  man  kann  etwa 
zwei  Absterbeordnungen  mit  durchgängig  größerer  und  kleinerer  Sterb- 
lichkeit als  eine  vorliegende  aufstellen  und  dadurch  recht  enge  Grenzen 
finden,  innerhalb  deren  die  wirkliche  Lebensdauer  sich  befinden  muß. 
Im  oben  angeführten  Falle  würde  für  das  25-jährige  Alter  die  eine 
Absterbeordnung  z.  B.  eine  Intensität  der  Sterblichkeit  gleich  0,51, 
die  andere  0,49  angeben  u.  s.  w.  In  der  Regel  ist  aber  das  Material 
nicht  groß  genug,  um  dieses  Verfahren  zuzulassen.  Das  Hauptinteresse 
der  Statistik  knüpft  sich  eben  nicht  au  solche  große  Beobacbtungs- 
reihen;  wie  oben  gesagt,  kommt  es  mehr  darauf  an,  das  Material 
weiter  und  weiter  zu  spezialisieren,  und  nicht  nur  den  Einfluß  des 
Alters,  sondern  auch  den  einer  Reihe  von  anderen  Momenten  (Wohn- 
verhältnisse, Wohlstand,  Beruf,  u.  s.  w.)  kennen  zu  lernen8).  Aber  nicht 


1)  Vergl.  c  B.  The  Relation  of  Alcoholism  to  public  Health  (International  Congres* 
cif  Hygiene  in  London  1891). 

S)  VtfffL  Die  Lehre  ron  der  Mortalität,  Jena  1882,  S.  18. 

3)  Daf»  diese  Speaialisierung  alle  wissenschaftliche  Statistik   beherrscht  und  u  x. 
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nur  wegen  der  Berechnung  des  mittleren  Fehlers  muß  man  erhebliche 
Bedenken  gegen  die  Benutzung  der  mittleren  Lebensdauer  hegen.  Ge- 
setzt, man  wünsche  die  Mortalitätsverhältnisse  in  phthisischen  Familien 
zu  untersuchen.  Es  scheint,  daß  die  Wirkung  der  phthisischen  Ver- 
anlagung sich  hauptsächlich  auf  die  jüngeren  Altersklassen  konzen- 
triert. Die  mittlere  Lebensdauer  wird  sich  infolge  der  größeren  Sterb- 
lichkeit etwas  kleiner  erweisen  als  in  nicht-phthisischen  Familien ;  aus 
diesem  Unterschiede  geht  aber  nicht  hervor,  in  welchem  Alter  die  er- 
höhte Sterblichkeit  eintritt  Allerdings  kann  man  dann  für  verschiedene 
Altersjahre  die  mittlere  Lebenserwartung  berechnen,  z.  B.  für  das  20., 
40.,  60.  Altersjahr  und  aus  den  gewonnenen  Zahlen  die  eigentümliche 
Bewegung  der  Sterblichkeit  ersehen,  aber  dieses  Verfahren  ist  doch 
offenbar  ein  sehr  indirektes.  Im  ganzen  glaube  ich  behaupten  zu  können, 
daß,  je  unmittelbarer  die  Formeln  der  Statistik  sich  an  die  Beobach- 
tungen knüpfen,  desto  besser  es  ist.  Die  Wirkung  der  phthisischen 
Disposition  springt  vorerst  in  einer  größeren  Intensität  der  Sterblich- 
keit ins  Auge;  daß  man  nachträglich  andere  Zahlen,  je  nach  der 
Natur  der  Aufgabe  ableiten  kann,  ist  eine  andere  Sache:  eine  Lebens- 
versicherungsgesellschaft wird  Prämienzulagen  für  die  betreffenden 
Personen  berechnen,  ein  Nationalökonom  wird  vielleicht  nach  der 
mittleren  Lebensdauer  fragen  u.  s.  w. 

Noch  größeres  Gewicht  hat  der  Einwand,  daß  nicht  immer  ein 
zuverlässiges  Material  zur  Berechnung  der  mittleren  Lebensdauer  vor- 
liegt. Oft  fehlt  für  die  höheren  Altersklassen  das  Material  entweder 
gänzlich,  oder  man  hat  dafür  nur  spärliche  Beobachtungen.  Ich  er- 
innere z.  B.  an  die  außerordentlich  umfassende  Frage  nach  der  pro- 
fessionellen Sterblichkeit;  dasselbe  gilt  aus  naheliegenden  Ursachen 
z.  B.  für  die  oben  erwähnten  Untersuchungen  über  den  Einfluß  der 
Vererbung,  nicht  zu  reden  von  der  Sterblichkeit  unter  Soldaten.  Ja, 
wohl  bei  den  meisten  Sterblichkeitsuntersuchungen  dürfte  man  wegen 
des  Mangels  an  zahlreichen  Beobachtungen  für  das  hohe  Lebensalter 
bei  der  Berechnung  der  mittleren  Lebensdauer  oder  der  Leibrenten 
in  Verlegenheit  geraten. 

4.  Um  nun  einen  praktischen  Beitrag  zur  Lösung  dieser  Frage  zu 
geben,  will  ich  einige  Beobachtungen  über  die  Mortalität  in  phthisischen 
Familien  zum  Ausgangspunkt  nehmen  ').  Es  gilt,  wie  oben  entwickelt, 
eine  Methode  zu  finden,  welche  für  das  Material  paßt;  die  beste 
Empfehlung  für  eine  Methode  liegt  in  ihrer  praktischen  Anwendbar- 
keit. Die  betrefienden  Personen  wurden  von  dem  Augenblicke  an 
beobachtet,  wo  ein  Todesfall  an  Schwindsucht  in  der  Familie  einge- 
treten war;  doch  wurde  das  erste  Lebensalter  außer  Betracht  ge- 
lassen. 


in  meinem  Werke:  Die  Lehre  von  der  Mortalität  die  Hauptaufgabe  bildete,  scheint 
Dr.  von  Bortkewitsch  su  verkennen  (vergl.  seine  Bemerkungen  a.  a.  0.,  S.  52). 

1)  Harald  Westergaard ,  Ueber  die  Vererbung  der  Schwindsucht  (Assekuranzjahr- 
buch XIV,  1893). 
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29 

55—65 

1190,0 

0 

34 

34 

'59«.* 

3 

25 

28 

65—75 

188,6 

0 

7 

7 

358.0 

0 

Ii 

Ii 

75  u.  mehr 

19,0 

0 

2 

2 

14.5 

0 

0 

0 

1 

28184,5 

.09 

263 

37» 

29817.5 

,4 

... 
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Wie  soll  man  nun  diese  Thatsachen  verwerten?  Es  liegen  aller- 
dings mehrere  Mortalitätstafeln  für  die  höheren  Gesellschaftsklassen 
vor;  soll  man  aus  diesen  die  mittlere  Lebensdauer  berechnen  und 
diese  Zahlen  mit  den  entsprechenden  für  phthisische  Familien  vergleichen? 
Das  würde  schon  aus  dem  Grunde  nicht  zu  empfehlen  sein,  weil 
das  Material  recht  begrenzt  ist,  besonders  nach  dem  65.  Lebens- 
jahr. Die  19  Lebensjahre  unter  Männern  nach  dem  75.  Jahre  bei- 
spielsweise gehören  nur  ganz  wenigen  Personen  an.  Man  könnte  aller- 
dings für  die  höheren  Lebensalter  die  nach  den  erwähnten  Tafeln 
berechneten  Zahlen  benutzen,  wer  bürgt  aber  dafür,  daß  diese  nicht 
erheblich  von  den  ^tatsächlichen  abweichen  ?  Es  muß  also  die  mitt- 
lere Lebensdauer  als  Maßstab  der  Sterblichkeit  hier  fallen  gelassen 
werden.  Man  könnte  fragen,  ob  das  Material  nicht  so  hätte  bearbeitet 
werden  können,  daß  dieser  Uebelstand  vermieden  worden  wäre. 
Dieses  ist  aber  offenbar  unmöglich.  Die  Tafel  enthält  sämtliche 
vorhandene  Thatsachen;  eine  jede  Person  wurde  von  dem  oben 
erwähnten  Zeitpunkte  an  beobachtet,  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  das 
betreffende  Schema  ausgefüllt  wurde,  und  neue  Thatsachen  sind  nicht 
zur  Hand. 

Dagegen  kann  man  offenbar  eine  Absterbeordnung  für  alle  Alter 
bis  zum  65.  oder  75.  Jahre  berechnen  und  die  gefundenen  Zahlen  mit 
der  von  Ansell  berechneten  Tafel  vergleichen.  Man  muß  dann  nur 
bedenken,  daß  die  Sterblichkeitsintensitäten  nicht  sehr  genau  sein 
können  wegen  des  geringen  ümfangs  des  Materials.  Um  nunmehr 
einen  Ueberblick  über  die  Gesamtwirkung  der  vorhandenen  Ursachen 
zu  gewinnen,  kann  man  die  Metbode  der  erwartu  ng  smäß  ig  Ver- 
storbenen verwenden.  Beiläufig  sei  hier  bemerkt,  daß  diese  Me- 
thode, wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  sehr  alt  sein  muß.  Eine 
jede  Bank,  eine  jede  Versicherungsgesellschaft  wird  sich  ganz  von 
selbst  gedrängt  fühlen,  für  das  Jahr  ein  Budget  aufzustellen  und  die 
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wirklichen  Ausgaben  damit  zu  vergleichen.  Hat  eine  Feuerversicherungs- 
gesellschaft  z.  B.  100  Mill.  M.  mit  einer  durchschnittlichen  Feuers- 
gefahr von  V-  Proz.  versichert,  200  mit  1  pro  mille  und  100  mit  2,  dann 
wird  'sie  sei  bsverstand  lieh  ihre  künftigen  Ausgaben  auf  50000  + 
200000  +  200000,  im  Ganzen  also  auf  450000  M.  berechnen.  Dieses 
ist  nichts  anderes  als  die  Methode  der  erwartungsmäßigen  Ereignisse1). 
Der  Gedanke  ist  so  einfach,  daß  es  wahrscheinlich  fruchtlos  sein 
würde,  dem  ersten  Auftauchen  desselben  nachzuspüren.  Die  Ergeb- 
nisse einer  solchen  Budgetierung  nach  der  AnseH'schen  Tafel  werden 
nun  aus  folgender  Zusammenstellung  erhellen. 


1 

Männer 

Frauen 

Sterblichkeit  in  Pros. 

Ansah!  der 

Sterblichkeit  in  Pros. 

Anzahl  der 

Alter 

der 

Todesfall« 

»  nach 

nach 

der 

Todesfälle 

nach 

allgemei- 

Tafel für 

Be- 

allgemei- 

Tafel  für 

Be- 

nen 

Pbthisis- 

rech- 

Phthisls- 

Erfahrung 

rech- 

Jahre 

Tafel 

familien 

nung 

Ta*fel 

familien 

nung 

1— ß 

1,35 

3.10 

»4 

6,1 

1,98 

2,57 

11 

6—10 

0,65 

0,98 

»3 

7,3 

0,49 

0,40 

S 

10—15 

0,36 

0,73 

16 

7,9 

0,49 

0,60 

11 

9>» 

15—20 

0,61 

0,9t 

28 

18,5 

0,69 

1,62 

48 

20,4 

«0—25 

0,99 

1,60 

56 

32.1 

0,66 

1,09 

37 

23<« 

Jö  35 

0,95 

1,17 

»5 

69,1 

0,79 

1,1« 

91 

59,4 

35—45 

1,05 

1,20 

69 

60,5 

0,8 1 

0,7  9 

44 

44,9 

45—55 

1,36 

1,48 

48 

44.1 

0,91 

0,89 

29 

33,1 

55—65 

2,36 

2,86 

34 

28,1 

1,72 

1,76 

28 

27,* 

Zusammen 

363 

274 

304 

230 

1—15 

21,3 

27 

20,9 

15—35 

169 

H9,7 

176 

103,4 

35-65 

I5i 

13*>7 

101 

105,4 

Der  einzelne  Sterblichkeitskoefficient  ist  natürlich  ein  sehr  unvoll- 
kommener Ausdruck  für  die  Sterblichkeit  in  den  phthisischen  Familien, 
und  noch  mehr,  wenn  man  ei  n  jährige  Altersklassen  benutzt  Der  mittlere 
Fehler  des  Wertes  1,60  für  das  Alter  von  20—25  Jahren  ist  z.  B.  0,21  Proz., 
ob  der  normale  Wert  also  z.  B.  1,4  oder  1,2  Proz.,  oder  gar  höher  als 
hier  berechnet  ist,  z.  B.  2  Proz.  oder  mehr,  muß  dahingestellt  bleiben. 
Nur  so  viel  kann  man  sagen,  daß  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die 
Sterblichkeit  größer  ist  als  unter  nicht-phthisischen  Familien.  Im 
Alter  15—20  hat  man  einen  mittleren  Fehler  gleich  0,17  Proz.,  im 
Alter  25 — 35  0,13  Proz.  In  diesen  beiden  Fällen  ist  es  also  keines- 
wegs sicher,  daß  die  Sterblichkeit  in  Phthisisfamilien  größer  ist  als 
unter  nicht-phthisischen.    Wie  sollen  diese  mehr  oder  minder  sicheren 


1)  Betreffend  der  Methode  verweise  ich  übrigens  auf  meine:  Gruodzüge  der  Theorie 
der  Statistik,  1890. 
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Zeugnisse  vereinigt  werden?  Im  Ganzen  wurden  in  den  3  erwähnten 
Altersklassen  169  Todesfälle  verzeichnet,  und  nach  der  allgemeinen 
Tafel  wurden  120  Todesfälle  budgetiert  mit  einem  mittleren  Fehler 
gleich  11.  Da  die  Abweichung  49  ist,  also  mehr  als  der  4- fache  mitt- 
lere Fehler,  so  ist  die  Wahrscheinlichkeit  sehr  groß,  daß  die  Sterb- 
lichkeit in  dieser  Altersstrecke  größer  als  in  nicht-phthisischen  Fa- 
milien ist  Anders  im  Alter  35—65.  liier  sind  die  Zeugnisse  noch 
unbestimmter  als  im  Alter  15—35.  Im  Ganzen  wurden  allerdings 
133  berechnete  gegen  151  faktische  Todesfälle  verzeichnet,  und  somit 
ein  recht  bedeutender  Unterschied  gefunden,  dieser  ist  aber  nur  un- 
gefähr l'/2  mal  dem  mittleren  Fehler1). 

Die  Methode  der  erwartungsmäßigen  Ereignisse  ist  also  ein  leicht 
funktionierendes  Hilfsmittel  zur  Beurteilung  der  Wirkung  der  herrschen- 
den Ursachen.  Die  Einzelergebnisse  sind  oft  zu  klein,  um  ein  solches 
Urteil  zuzulassen,  wenn  man  aber  das  Endergebnis  betrachtet,  wird 
sich  das  Material  doch  in  vielen  Fällen  als  zureichend  erweisen.  Oft 
können  sogar  die  Einzelresultate  zum  Teil  widersprechende  Zeugnisse 
liefern,  und  doch  wird  man  aus  dem  Endresultate  vollständig  berech- 
tigte Schlüsse  ziehen  können.  Ich  erlaube  mir  hierfür  ein  Beispiel 
anzuführen.  In  der  Königlich  dänischen  Lebensversicherungsanstalt 
wurden  in  einer  gewissen  Gruppe  der  männlichen  Versicherten  die 
folgenden  Sterblichkeitsverhältnisse  beobachtet2): 


Anial 

il  der  Todesfälle 

Anza 

bl  der  TodesfaUe 

Alter 

na 

ch 

Alter 

Ol 

ch 

Erfahrung 

Berech- 

Differens 

Erfahrung 

Berech- 

Differenz 

Jahre 

nung 

Jahre 

nung 

50 

7 

11,0 

4.0 

50—62 

184 

240,3 

56,3 

01 

9 

11,8 

2,8 

63 

3« 

30.9 

-0,1 

62 

10 

12,9 

2.» 

64 

22 

33.« 

53 

H.l 

-0(9 

65 

35 

37.3 

2,3 

54 

7 

«5.3 

8,8 

66 

40 

395 

—0.5 

55 

12 

16,5 

4.5 

67 

30 

4L6 

11,6 

56 

16 

17.7 

M 

68 

37 

42.6 

57 

23 

19.0 

— 4.o 

69 

36 

42,6 

58 

12 

20,3 

8,3 

70 

50 

43.1 

—6,9 

59 

»7 

22.4 

5.« 

71 

42,8 

60 

'3 

24.6 

11,6 

72 

ä 

42,» 

6,8 

61 

»3 

26,6 

3,6 

73 

35 

39.7 

4.7 

62 

SO 

28,1 

8.1 

74 

38 

373 

—0,7 

Zusammen 

|  184 

840,8 

,  56,3 

Zusammen 

,  608 

712,* 

104,5 

Von  den  Abweichungen  sind  also  19  positiv,  6  negativ.  Manchem 
würde  es  unmöglich  erscheinen,  aus  diesen  Zeugnissen  ein  feststehen- 

1)  Ich  habe  der  Einfachheit  wegen  vorausgesetzt,  dafs  der  mittlere  Fehler  bei  Ansell's 
Tafel  aufser  Acht  bleiben  kann  ;  wie  man  denselben  berücksichtigen  kann,  ist  in  meiner 
Theorie  der  Statistik  8.  82—83  auseinandergesetzt. 

2)  Den  4«««>  femaarige  Risiko  —  Opgörelse,  1892,  8.  17. 
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des  Resultat  zu  erlangen.  Faßt  man  aber  die  Ergebnisse  zusammen, 
so  findet  man,  daß  die  Abweichung  ungefähr  4  mal  so  groß  ist  wie 
der  mittlere  Fehler,  weshalb  man  schließen  darf,  daß  die  Sterblichkeit 
in  dieser  Altersstrecke  wirklich  kleiner  ist  als  die  Sterblichkeit  nach 
der  benutzten  Mortalitätstafel.  Und  diese  einfache  Berechnung  sollte 
man  durch  die  der  mitteren  Lebensdauer  ersetzen? 

Die  Bedeutung  der  entwickelten  Methode  liegt  also  teils  darin, 
daß  die  Berechnung  so  äußerst  einfach  und  naheliegend  ist,  indem  sie 
die  nächste  Wirkung  der  betreffenden  Ursachen  enthüllt,  teils  darin, 
daß  sie  eine  Elimination  der  zufälligen  Ursachen  zuläßt,  welche  in  den 
Einzelergebnissen  oft  einen  so  großen  Spielraum  haben,  daß  keine  zu- 
verlässigen Schlüsse  daraus  gezogen  werden  können.  Selbstverständ- 
lich hängt  die  Wahl  der  Mortalitätstafel  von  der  Natur  der  Aufgabe 
ab;  es  herrscht  hier  weniger  Willkür,  als  oft  angenommen  wird.  Gilt 
es  z.  B.,  die  professionelle  Sterblichkeit  in  einer  Stadt  zu  untersuchen, 
so  wird  man  als  Ausgangspunkt  eine  für  dieselbe  Periode  gefundene 
Sterbetafel  für  die  Gesamtbevölkerung  wählen.  Diese  ist  sozusagen 
ein  Ausdruck  für  die  Gesamtwirkung  der  auf  die  einzelnen  Berufe 
wirkenden  Ursachen.  Oder  man  wählt  eine  solche  für  den  Stand, 
welcher  die  günstigsten  Verhältnisse  aufweist.  Gilt  es,  gewisse  Klassen 
in  einer  Lebensversicherungsanstalt  zu  untersuchen,  so  wird  es  sich 
empfehlen,  eine  aus  dem  Material  der  Gesellschaft  abgeleitete  Tafel 
zu  benutzen  u.  s.  w. 

Wie  oben  bemerkt,  kann  die  Methode  überall  angewandt  werden, 
wo  das  Material  sich  in  verschiedene  Gruppen  zerlegen  läßt,  jede  mit 
ihren  eigentümlichen  Verhältnissen.  Sie  ist  keineswegs  auf  die  Tei- 
lung nach  Altersklassen  beschränkt,  die  Teilung  läßt  sich  gerade  so 
nach  Civilstand,  Beruf  u.  s.  w.  vornehmen.  Auch  in  der  wirtschaft- 
lichen Statistik  ist  sie  verwendbar:  oben  wurde  ein  Beispiel  aus  der 
Feuerversicherung  erwähnt,  wie  überhaupt  in  der  Geschäftswelt  dieses 
Prinzip  bei  Aufstellung  des  Budgets  der  Ausgaben  und  Einnahmen 
vielfach  zur  Anwendung  kommt. 

5.  Ich  gehe  jetzt  zu  einer  Klasse  von  Aufgaben  über,  bei  welchen 
die  Methode  der  erwartungsmäßigen  Ereignisse  von  ganz  besonderer 
Bedeutung  ist.  Sehr  oft  kann  man  nur  einen  Teil  des  Materials  nach 
einer  gewissen  Richtung  zergliedern.  Man  kennt  z.  B.  den  Altersauf- 
bau der  Bevölkerung  nach  Beruf,  kennt  aber  nur  die  summarische 
Anzahl  der  Todesfälle  ohne  Alterseinteilung.  Es  handelt  sich  dann 
darum,  das  Material  möglichst  ausgiebig  zu  verwerten.  Ich  werde 
aus  der  dänischen  Statistik  ein  Beispiel  herauswählen.  In  Kopenhagen 
verheirateten  sich  1878—82  11549  Männer,  darunter  10263  Jungge- 
sellen, 1286  Geschiedene  und  Witwer.  Die  Verteilung  der  Bevölke- 
rung im  Jahre  1880  nach  Altersklassen  und  die  entsprechende  Ver- 
teilung der  11  549  Getrauten  erhellen  aus  folgender  Tafel. 


Digitized  by  Google 


Harald  Westergaard, 


A  tar 
Jahre 


Volkaiahl  1880 

|  Witwer  and 
iene 


20—24 
25  —  29 
80-84 


45  und  mehr 


II  102 
6481 

2  741 
2  64O 

«577 


4 

78 
192 

54i 
2944 


11  106 

6  559 
»933 
3  181 
5521 


2669 
4610 
2170 
1458 
642 


Auf  100  Un- 
verheiratete 
fielen  jahrlich 
Trauungen 

4.8I 
14.06 
14-80 

9.17 
2,83 


»5  54« 


3759 


29300 


»549 


7.« 


Wir  kennen  hier  also  die  Verteilung  der  Bevölkerung  Dach  Alter 
und  Civilstand;  in  der  offiziellen  dänischen  Statistik  werden  aber  die 
Trauungen  nicht  auf  dieselbe  Weise  spezialisiert.  Wie  kann  man  nun 
doch  über  die  Heiratsfrequenz  der  Witwer  oder  Junggesellen  Aus- 
kunft erhalten?  Die  meisten  Statistiker  begnügen  sich  mit  einer 
summarischen  Berechnung.  Es  sind  25541  Junggesellen  vorhanden, 
auf  diese  fielen  10  263  Trauungen,  oder  jährlich  8  Proz.  Witwer  und 
Geschiedene  wiesen  dagegen  nur  1286  Trauungen  auf,  oder  jährlich 
6,8  Proz.  Man  schließt  daraus,  daß  die  Heiratsfrequenz  der  Witwer 
kleiner  ist  als  die  der  Junggesellen.  Dieser  Schluß  ist  vollständig 
berechtigt;  fast  immer  wird  man  betreffs  der  Heiratsfrequenz  der 
Witwer  dieselbe  Erfahrung  machen.  Fragt  man  aber  nach  der  Ur- 
sache dieser  Erscheinung,  so  kann  man  sich  mit  jener  summarischen 
Berechnung  nicht  begnügen  und  hat  dies  auch  nicht  nötig,  einfach 
deshalb,  weil  man  das  vorliegende  Material  noch  nicht  voll  ausgenutzt 
hat.  Um  die  Verteilung  der  Bevölkerung  nach  Altersstufen  zu  ver- 
werten, braucht  man  nur  nach  dem  gegebenen  Heiratskoefficienten  die 
Trauungen  für  Witwer  und  Junggesellen  zu  budgetieren.  Es  gab 
z.  B.  6481  Junggesellen  zwischen  25  und  29  Jahren.  14,1  Przt  dieser 
Zahl  ist  913,8,  und  für  5  Jahre  (1878-82)  erhält  man  dann  4569 
Trauungen.  Führt  man  diese  Berechnung  durch,  so  wird  man  folgen- 
des Resultat  erhalten: 


Alter 

Jahre 

SO— 24 
25—29 
80—84 


45  nnd 


Junggesellen 

2670 

45S6 
2028 
1210 

 300 


der  erwartungsmäf»igen 
Trauungen  von 

Witwern  nnd 
Geschiedenen 

I 

55 

'42 
348 

343 


10764 


789 


Nimmt  man  also  auf  den  Altersaufbau  Rücksicht,  so  ergiebt  die 
Annahme  eines  gleichen  Heiratscoefficienten  für  Junggesellen  und 
Witwer  in  jeder  einzelnen  Altersstufe  für  Junggesellen  einen  durch- 
schnittlichen Heiratskoefficienten  =  I  für  Witwer  =  ^  g^, 
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d.  h.  für  Junggesellen  8,4,  für  Witwer  und  Geschiedene  4,2  Proz.  M. 
a.  W.,  wenn  die  Heiratsverhältnisse  in  jeder  Altersklasse  unter  Witwern 
und  Junggesellen  dieselben  wären,  würde  man  eine  zweimal  so  große 
sammarische  Heiratsfrequenz  für  Junggesellen  als  für  Witwer  finden. 
Noch  größer  würde  der  Unterschied  sein,  wenn  man  engere  Alters- 
klassen benutzte,  weil  der  Altersaufbau  auch  innerhalb  jeder  mehr- 
jährigen Klasse  einen  Einfluß  üben  wird.  Wenn  nun  die  wirkliche 
Heiratsfrequenz  der  Witwer  6,8  ist,  so  ist  es  vollständig  sicher,  daß 
kräftig  wirkende,  die  Ehefrequenz  erhöhende  Ursachen  im  Spiele  ge- 
wesen sind.  In  allen  Altersklassen  oder  doch  in  einer  ge- 
wissen Altersstrecke  muß  ihre  Heiratsfrequenz  größer  gewesen 
sein  als  für  Junggesellen.  Und  wenn  sie  in  gewissen  Altersklassen 
eine  geringere  Heiratsfrequenz  haben  sollten,  so  müssen  dann  in  den 
übrigen  Altersstufen  die  die  Heiratsfrequenz  erhöhenden  Ursachen  um 
so  kräftiger  gewirkt  haben.  789  berechneten  Ereignissen  stehen 
1286  beobachtete  Eheschließungen  gegenüber.  Das  ist  ein  sehr  großer 
Unterschied.  Man  kann  daran  denken,  das  Material  auf  andere 
Weise  zu  spezialisieren.  Vielleicht  ist  z.  B.  die  Heiratsfrequenz 
der  Witwer  anfangs  nach  dem  Tode  der  Gattin  sehr  groß  und  wird 
später  kleiner  etc.  Dies  alles  sollten  nachträgliche  Untersuchun- 
gen ins  Auge  fassen,  nachdem  durch  jene  vorläufige  Berechnung 
festgestellt  wurde,  daß  kräftig  wirkende  Ursachen  im  Spiele  sind. 
Eine  solche  spezielle  Untersuchung  ist  für  unseren  Fall  thatsächlich 
vorgenommen  worden  1 ) ;  dabei  hat  sich  erwiesen ,  daß  die  größere 
Heiratsfrequenz  der  Witwer  in  allen  Altersstufen  vorhanden,  sowie 
daß  die  Eheschließungen  der  Witwer  kurz  nach  Eintritt  in  den  Witwer- 
stand sehr  häufig,  dagegen  nach  einigen  Jahren  vielleicht  gar  selte- 
ner sind  als  bei  Junggesellen. 

Nach  dem  Entwickelten  glaube  ich,  daß  sich  die  Methode  der 
erwartungsmäßigen  Ereignisse  bewähren  wird,  nicht  nur  in  der  Morta- 
litätsstatistik, sondern  überall ,  wo  man  das  statistische  Material  teilen 
kann.  Die  Verwendbarkeit  ist  natürlich  nicht  immer  die  gleiche.  Wenn 
z.  B.  die  Altersverteilung  der  Todesfälle  bekannt  ist,  nicht  aber  der 
Altersaufbau  der  Bevölkerung,  dann  darf  man  sie  nur  mit  großer  Vorsicht 
anwenden,  weil  der  mittlere  Fehler  leicht  verhältnismäßig  groß  wird '). 

6.  Was  hier  von  der  Metbode  der  erwartungsmäßigen  Ereignisse 
festgestellt  wurde,  gilt,  welche  Form  man  ihr  übrigens  geben  mag. 
Solcher  Formen  sind  verschiedene  denkbar,  obgleich  sie  in  letzter 
Instanz  auf  derselben  Grundlage  beruhen.  Man  könnte,  um  bei  obigem 
Beispiele  zu  bleiben,  die  erwartungsmäßige  Ehefrequenz  der  Jung- 
gesellen oder  Witwer  absolut  auf  10764  und  789  berechnen  und  diese 
Zahlen  mit  den  absoluten  beobachteten  Zahlen  vergleichen.  Oder  man 
kann,  wie  dies  oben  geschehen  ist ,  durch  Elimination  des  Alters  die 
relative  erwartungsmäßige  Häufigkeit  auf  8,4  und  4,2  berechnen  und 
mit  der  beobachteten  8,0  und  6,8  vergleichen.  Wenn  man  die  Sanitätsver- 


1)  Rubin  and  Westergaard,  Statistik  der  Ehen,  Jena  1890. 
8)  Vergl.  Theorie  der  Statistik  8.  108. 
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hältnisse  einer  Reihe  von  Städten  vergleichen  will,  hat  man  einen  sehr 
einfachen  Maßstab.  Man  wählt  eine  passende  Mortalitätstafel  und  berech- 
net mit  Hilfe  derselben  erwartungsmäßige  Sterblichkeitskoeffizienten  für 
die  Gesamtbevölkerung  jeder  Stadt.  Statt  aber  eine  Mortalitätstafel 
zum  Ausgangspunkt  zu  wählen,  könnte  man  auch  auf  einer  gegebenen 
Altersverteilung  fußen.  Denken  wir  uns,  um  noch  bei  dem  Beispiele 
der  Witwer  und  Junggesellen  zu  bleiben,  daß  man  die  folgenden  Werte 
der  Ehefrequenz  gefunden  habe1): 

.  Junggesellen  Wittwer 

Alter  Proa.  Pro*. 


20—24  4,8 

25—29  13,9  27 

30—84  14,«  24 

85-44  7,4  18 

48-  1,4  3.1 


Man  kann  dann  den  Einfluß  des  verhältnismäßig  höheren  Alters 
der  Witwer  auf  ihre  Ehefrequenz  dadurch  zur  deutlichen  Anschauung 
bringen,  daß  man  die  Zahl  der  Eheschließungen  berechnet,  welche 
auf  1000  Junggesellen  und  1000  Witwer  fallen  würden,  wenn  die  Jung- 
gesellen dieselbe  Altersverteilung  hätten  wie  die  Witwer. 

Nach  S.  4  sind  von  1000  Witwern  alt: 

Jahre 
I  20—24 
21      25  —  29 
51  80—34 
144  85—44 
783     45  and  darüber 

Nach  der  Heiratsfrequenz  der  Junggesellen  würde  man  z.  B.  im 
Alter  35  -44  jährlich  144  .  0,074  Eheschließungen,  also  10,7  zu  erwarten 
haben.  Die  Ergebnisse  der  Berechnung  sind  in  der  folgenden  Tafel 
zusammengestellt: 

ErwartungamaTsige  Ehe- 


Alter 

schllelsangen  unter  1000 

20—24 

Junggesellen  Wittwern 

25—29 

2.9  5,7 

80—34 

7.2  12,» 

85—44 

IO,7  25.9 

45- 

11.0  24.3 

usammen               31,8  68,1 

Die  Anzahl  der  Eheschließungen  der  Witwer  ist  also  mehr  als 
das  Doppelte  von  derjenigen  der  Junggesellen. 

Diese  Form  der  Methode  ist  u.  a.  von  dem  englischen  Statistiker 
Dr.  Ogle  angewandt  worden,  vergl.  z.  B.  Supplement  to  the  forty- 
üfth  Annual  Report  of  Births,  Deaths  and  Marriages  in  England 
1885,  S.  XVII ff.   Ebenso  wird  von  Körösi  in  der  Abhandlung:  Mor- 


1)  Rubin  und  Westergaard  a.  a.  O.  65. 
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talitatskocfficient  and  Mortalitätsindex,  Bulletin  de  l'Institut  Inter- 
national  de  Statistique,  VI,  1892,  dieselbe  Methode  zum  internationalen 
Vergleich  in  Vorschlag  gebracht.  Dr.  Ogle's  Ausgangspunkt  für  eine 
Vergleichung  der  Sterblichkeitsverhältnisse  in  den  einzelnen  Registra- 
tion-counties  bildet  die  Altersverteilung  der  Gesamtbevölkerung  in 
England  und  Wales.  Er  gelangt  z.  B.  für  Dorsetshire  zu  dem  Resultat,  daß, 
während  der  summarische  Sterblichkeitskoefficient  17,46  Proz.  war,  man 
bei  Zugrundelegung  der  in  der  Gesamtbevölkerung  herrschenden  Alters- 
verteilung nur  15,97  erhält.  Eine  ganz  ähnliche  Berechnung  wird  in 
der  Berufsstatistik  durchgeführt 

Bei  Anwendung  dieser  Form  der  Methode  gilt  es  nur,  die  Spiel- 
räume der  zufälligen  Abweichungen  berechnen  zu  können.  Dies  läßt 
sich  leicht  erreichen,  nur  daß  die  Formel  etwas  schwerfälliger  wird 
als  bei  der  oben  erwähnten  Form.  Wenn  a,  as  .  .  .  die  Besetzung 
der  Altersstufen  in  der  Gesamtbevölkerung,  diejenige  der- 

selben Altersstufen  in  dem  betreffenden  Distrikt,  <?,  d2  .  .  .  die  in 
letzterem  auf  jene  Altersstufen  entfallenden  beobachteten  Todesfälle, 
ft  endlich  den  mittleren  Fehler  bedeutet,  so  ist  annäherungsweise 

a*d 

n* 

2" —  ist  offenbar  die  berechnete  Anzahl  der  Todesfälle,  und 
n 

man  kann,  um  einen  Maßstab  für  die  zufälligen  Schwankungen  erhalten, 
den  Wert  von       2—  feststellen.  Bei  der  gewöhnlichen  Methode  ist 

Vvti  1 

der  entsprechende  Ausdruck  annäherungsweise  r      =  y  ^  Weil  nun 


-  n 

=  (».  _  «.y  aA  +  (••  _  ■_.)'  Ml  + ....  >o, 


gm  gm 

so  wird  nur  dann,  wenn  -1  =—  =   ,  der  mittlere  Fehler  ver- 

w,      n,  n3 

hältnismäßig  ebenso  groß,  welche  Form  der  Methode  man  wählt; 
in  jedem  anderen  Fall  werden  bei  Dr.  Ogle's  Verfahren  die  zufalligen 
Schwankungen  verhältnismäßig  größer  sein.  Ist  z.  B.  dx  =  10,  wäh- 
rend man  nach  Beobachtungen  für  die  Gesamtbevölkerung  nur  5  er- 
warten sollte,  so  wird  diese  zufällige  Abweichung  einen  recht  erheb- 
lichen Einfluß  üben  können,  sobald  av  verhältnismäßig  größer  ist  als 
»!•  Allerdings  ist  dies  prinzipiell  von  keiner  Bedeutung,  wenn  man 
nur  überhaupt  den  mittleren  Fehler  in  Rechnung  zieht,  was*,  wie 
bekannt,  leider  nur  allzuhäufig  nicht  der  Fall  ist. 

Dr.  Ogle's  Verfahren,  um  auf  die  zufälligen  Schwankungen  Rück- 

Bd.  VI  (LIT).  22 
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sieht  zu  nehmen,  ist  sehr  dilettantenhaft.  Dasselbe  besteht  in  der 
Berufsstatistik  darin,  daß  er  diejenigen  Sterblichkeitskoeficienten 
besonders  angiebt,  welche  aus  weniger  als  5000  Lebensjahren  hervor- 
gegangen sind.  Eine  solche  Regel  ist  offenbar  unstatthaft  Wenn 
unter  4000  Personen  40  Todesfalle  eintreten  statt  20,  die  man  er- 
warten sollte,  so  darf  man  mit  vollem  Recht  auf  eine  erhöhte  Sterb- 
lichkeit schließen,  nicht  aber,  wenn  die  Zahl  der  wirklichen  Todesfälle 
nur  30  beträgt  Selbst  100000  Beobachtungen  können  unter  Umständen 
völlig  unzureichend  sein. 

Uebrigens  hat  Dr.  Ogle  auch  die  gewöhnliche  Form  der  Methode 
der  erwartungsmäßigen  Ereignisse  in  Anwendung  gebracht  (vergl. 
u.  a.  die  oben  citierte  Abh.  in  Bulletin  de  l'Institut  International). 
Er  berechnet  z.  B.  für  Bristol  die  erwartungsmäßige  Sterblichkeit 
unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Sterblichkeit  nach  Altersklassen  die- 
selbe sei  wie  in  der  Gesamtbevölkerung  von  England  und  Wales 
1871—80.  Die  so  berechnete  „Standard  death-rate"  betrug  für 
Bristol  20,55  Proz.,  während  der  entsprechende  Koefficient  für  Eng- 
land-Wales 21,27  war.  Um  den  Standardkoefficienten  von  Bristol 
auf  diese  Höhe  zu  bringen,  muß  man  denselben  mit  1,0351  multi- 
plizieren. Will  man  den  Einfluß  des  Alters  eliminieren,  so  wird  man 
die  faktische  Sterblichkeit  für  Bristol  entsprechend  erhöhen.  Ist 
diese  in  demselben  Zeitraum  (1871—80)  z.  B.  17,90  Proz.,  also  kleiner 
als  in  der  Gesamtbevölkerung,  dann  ist  dieser  Unterschied  z.  T.  als 
Wirkung  guter  Sanitätsverhältnisse  aufzufassen ,  denn  1 7,90,  multipliziert 
mit  1,0351,  giebt  18,53.  Von  dem  Unterschiede  21,27—17,90  =  3,37 
ist  demnach  0,63  als  Wirkung  der  günstigen  Altersbesetzung  zu  er- 
klären und  nur  2,70  als  Wirkung  aller  sonstigen  Momente.  Uebrigens 
geht  Dr.  Ogle  noch  einen  Schritt  weiter,  indem  er  auf  dieser  Grund- 
lage auch  die  Sterblichkeitsverhältnisse  außerhalb  der  Epoche  1871 — 80 
vergleicht.  Der  Koefficient  17,9  bezeichnet  faktisch  die  Sterblichkeit 
im  Jahre  1883,  und  der  entsprechende  Koefficient  für  England- 
Wales  ist  19,5.  Dr.  Ogle  will  nun  eigentlich  den  Unterschied  zwischen 
21,3  (Gesamtsterblichkeit  1871—80)  und  17,9  (Sterblichkeit  für  Bristol 
1883)  in  drei  Elemente  auflösen,  erstens  die  Wirkung  (0,6) 
der  Altersbesetzung,  zweitens  den  Einfluß  der  übrigen  in  Bristol 
herrschenden  Ursachen  (1,0  °/J0)  und  drittens  die  Wirkung  der 
sanitären  Verhältnisse  des  Jahres  1883  (1,8°/00).  Dieser  Schluß 
ist  jedoch  etwas  gewagt,  weil  die  Altersbesetzung  nicht  dieselbe  wie 
1871 — 80  zu  sein  braucht.  Eine  abnehmende  Geburtsfrequenz  würde 
z.  B.  einen  recht  erheblichen  Einfluß  auf  die  Altersbesetzung  und  da- 
durch auf  die  summarische  Sterblichkeit  üben  können.  Die  von  Dr. 
Ogle  in  Vorschlag  gebrachte  Multiplikation  mit  einem  Faktor  „for 
correction  of  sex  and  age  distributionu  kann  daher  nur  dann  ein  zu- 
verlässiges Resultat  ergeben,  wenn  man  sich  auf  Vergleiche  für  eine 
bestimmte  Periode  mit  bekanntem  Altersaufbau  beschränkt 

Eine  besondere  Form  der  Methode  ergiebt  sich,  wenn  man  eine 
gleichmäßige  Verteilung  auf  alle  Altersklassen  annimmt  und  infolge 
dessen  die  Sterblichkeitsverhältnisse  durch  die  Summe  der  Sterblichkeits- 
werte für  die  einzelnen  Altersklassen  mißt.   Jene  Voraussetzung  ent- 
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spricht  nur  sehr  selten  der  Wirklichkeit,  und  ist  deshalb  die  Methude 
unvollkommen.  Daß  sie  aber  so  absolut  verwerflich  sei,  wie  Dr.  Bortke- 
witsch  S.  54—55  behauptet,  muß  bestimmt  zurückgewiesen  werden. 

Allerdings  würden  bei  Anwendung  dieser  Berechnung  auf  sämt- 
liche Altersjahre  die  Sterblichkeitsverhältnisse  der  hohen  Lebensalter 
ein  allzu  großes  Gewicht  bekommen;  wenn  man  sich  aber  auf  eine 
kürzere  Altersstrecke  beschränkt,  kann  die  Berechnung  brauchbare 
Resultate  ergeben.  Gesetzt  z.  B.,  man  habe  im  Alter  30—50  von 
Altersjahr  zu  Altersjahr  die  faktischen  Sterblichkeitskoefficienten  berech- 
net und  wünsche  dieselben  schnell  mit  den  entsprechenden  Werten 
nach  einer  anderen  Tafel  zu  vergleichen.  In  der  Regel  würde  dann 
die  hier  besprochene  Form  der  Methode  fast  dieselben  Resultate  er- 
geben, wie  die  früheren.  Durch  die  Summation  der  Koefficienten 
werden  die  einzelnen  Unebenheiten  ausgeglichen,  und  man  wird  sich 
rasch  davon  überzeugen,  ob  ein  bedeutender  Unterschied  hinter  den 
Unebenheiten  herrscht.  Ja  in  vielen  Fällen  fordern  die  mitgeteilten 
Daten  geradezu  zu  einer  solchen  Berechnung  heraus.  Man  kennt  z.  B. 
nur  die  Wahrscheinlichkeitswerte,  nicht  die  Anzahlen  der  Todesfälle 
und  der  Lebensjahre.  Lohnte  es  sich  dann,  auf  den,  für  viele  Alters- 
klassen (besonders  die  älteren)  vielleicht  recht  unzuverlässigen  Koeffi- 
cienten eine  Berechnung  der  mittleren  Lebensdauer,  oder  ähnlicher 
komplicierter  Ausdrücke  vorzunehmen  ? 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  diese  Form  der  erwartungsmäßi- 
gen Ereignisse  nicht  an  die  Sterblichkeitstafel  gebunden  ist.  Das 
folgende  Beispiel  entnehme  ich  meinem  Werke:  Die  Lehre  von  der 
„Mortalität"  S.  297.  Nach  Finlaison's  Untersuchungen  erkrankten  unter 
100  Personen  jährlich  in  den  Großstädten  bei  dem  Wetter  ausgesetzter 
Arbeit: 


Aller 
Jahr« 

30 
40 

50 
60 
70 

Leichte  Arbeit 
26,1s 

29,58 
29.63 
32.00 

Schwere  Arbeit 

30.2  6 
36.04 

49.50 

Mi ii im«-  der  Zatilei 
tod  30—60 

1 

112,69 

123.97 

Ich  habe  hier  nur  2  Zahlenreihen  angeführt,  in  Wirklichkeit  sind 
in  Finlaison's  Bericht  deren  12  mitgeteilt,  und  daher  ein  Ueberblick 
recht  schwer  zu  gewinnen.  Die  Krankheitsfrequenz  hat  die  Eigen- 
tümlichkeit, vom  Alter  weniger  abhängig  zu  sein  wie  die  Sterblichkeit, 
und  es  ist  daher  ein  Vergleich,  wie  der  hier  vorgenommene,  weit  un- 
bedenklicher. Aber  selbst  wenn  die  Zahlen  stärker  variieren,  hat  die 
Methode  ihre  wissenschaftliche  Berechtigung;  denn  der  mittlere  Fehler 
der  Summe  ist  verhältnismäßig  kleiner  als  die  einzelnen  mittleren 
Fehler.  Wenn  eine  Ursache  die  Sterblichkeit  in  einer  gewissen  Be- 
rufsklasse erhöht,  die  Wirkung  derselben  sich  aber  in  den  einzelnen 
Sterblichkeitskoefficienten  wegen  des  geringen  Umfanges  des  Materials 
nicht  durchweg  gegen  die  zufälligen  Ursachen  behaupten  kann,  dann 
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wird  dies  vielleicht  der  Fall  sein,  wenn  man  eine  Reihe  von  Sterb- 
lichkeitskoefficienten  in  eine  Summe  zusammenfaßt.  Denken  wir  uns 
beispielsweise,  daß  die  Zahl  der  Lebenden  im  Alter  30,  40,  50  und 
60  Jahre  in  beiden  Gruppen  der  Arbeiter  14400,  beziehungsweise 
1 1  200,  8  400,  6000  sei,  was  recht  wohl  der  gewöhnlichen  Altersvertei- 
lung einer  Bevölkerung  entspricht,  und  gehen  wir  übrigens  von  Fin- 
laison's  Zahlen  aus.   Man  hat  dann 


Zahl  der 

Sterblichkeitskoüfticient  bei 

Mittlerer 

Alter 

leichter 

schwerer 

Differenz 

Fehler  der 

Lebenden 

Arbeit 

Differenz 

Jahre 

Proz. 

Pros. 

Proz. 

Prot. 

30 

14400 

1*16 

1,22 

O,03 

0,13 

40 

II  200 

1,90 

1,6« 

0,28 

0,1 8 

50 

8  400 

2,69 

1,94 

0,75 

O.S4 

60 

6000 

4.7  5 

3-52 

1.23 

0.37 

Zusammen : 

40000 

lO.f.y 

8,30 

2,21) 

0,49 

Die  einzelnen  Zeugnisse  sind  also  schwankend  und  z.  T.  unsicher, 
namentlich  für  das  30-jährige  Alter,  für  welches  der  mittlere  Fehler 
die  Differenz  erheblich  übersteigt  Die  Summe  der  4  Differenzen  hat 
aber  einen  mittleren  Fehler,  welcher  nur  £  bis  ]  derselben  ausmacht. 

7.  Ich  komme  schließlich  zu  einer  in  der  letzten  Zeit  von  dem 
angesehenen  Statistiker  Körösi  in  mehreren  Abhandlungen  verfoch- 
tenen  Methode  für  Sterblichkeitsmessungen  (vgl.  hierzu  hauptsachlich: 
Kritik  der  Vaccinations-Statistik  Berlin  1889).  Es  sei  in  einer  Bevölke- 
rung die  Anzahl  der  Nichtgeimpften  5000,  die  der  Geimpften  10  OOO. 
In  beiden  Gruppen  sterben  im  Laufe  eines  Jahres  30  an  Blattern ;  an 
anderen  Ursachen  sterben  unter  Geimpften  180,  unter  Nichtgeimpften 
120.  Die  Sterblichkeit  an  Blattern  ist  also  0,003  bezw.  0,006  Proz., 
also  verhältnismäßig  zweimal  so  groß  bei  Nichtgeimpften  wie  bei 
Geimpften,  während  die  Sterblichkeit  an  anderen  Ursachen  bei  ersteren 
um  33  Proz.  größer  war.  Körösi  behauptet  nun,  daß  diese  kleinere 
Widerstandsfähigkeit  der  Ungeimpften  den  anderen  Ursachen  gegen- 
über —  welche  vielleicht  auf  größere  Armut  oder  ähnliche  Umstände 
zurückzuführen  sei  —  ganz  abgesehen  von  der  Impfung  in  entsprechen- 
dem Grade  sich  bei  der  Blatternkrankheit  geltend  machen  müsse. 
Unter  den  Ungeimpften  würde  also,  wenn  sie  geimpft  wären,  statt 
0,003  eine  Blatternsterblichkeit  gleich  0,004  zu  erwarten  sein,  und  wenn 
man  statt  dieser  Zahl  eine  Blatternsterblichkeit  gleich  0,006  Proz.  findet, 
so  sei  der  Unterschied  0,002  als  Folge  des  Unterlassens  der  Impfung 
aufzufassen.  Die  Blatternsterblichkeit  würde  also  durch  Nichtimpfung 
von  0,004  auf  0,006,  d.  h.  um  50  Proz.  erhöht  Diese  letztere  Zahl 
würde  man  nun  auch  finden  können,  ohne  die  Anzahl  der  Lebenden 
zu  kennen;  denn  die  Voraussetzung  ist  nur,  daß  die  Blatterntodes- 
fälle in  beiden  Gruppen  verhältnismäßig  ebenso  häufig  zu  erwarten 
sind,  wie  die  Todesfälle  aus  anderen  Ursachen.  Wenn  also  die  Zahl 
der  Todesfälle  an  letzteren  in  der  Gruppe  der  Geimpften  180,  in  der 
anderen  120  und  die  Anzahl  der  Todesfälle  an  Blattern  in  der  ersteren 
30  beträgt  so  wird  man  in  der  letzteren  20  Blattern  todesfälle  berech - 
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oeu,  und  wenn  statt  deren  30  eingetroffen  sind,  bedeutet  dies  eine 
Erhöhung  um  50  Proz. 

Diese  Schlußfolge  läßt  sich  aber  nicht  als  richtig  anerkennen.  Es 
ist  eine  Thatsache,  daß  die  einzelnen  Todesursachen  in  verschiedenen 
Bevölkerungsklassen  höchst  verschieden  auftreten,  die  Wirkung  eines  neu 
hinzutretenden  Umstandes  wird  die  Frequenz  der  einzelnen  Todesur- 
sachen nicht  gleichmäßig  beeinflussen;  einige  Todesursachen  werden 
vielleicht  ganz  unberührt  bleiben,  andere  werden  häufiger,  wieder 
andere  seltener  auftreten.  Gesetzt,  der  Unterschied  der  Geimpften 
und  Nichtgeimpften  rücksichtlich  der  Sterblichkeit  an  anderen  Ursachen 
als  Blattern  sei  als  Folge  eines  Unterschiedes  in  den  Wohlstandsver- 
hältnissen zu  erklären,  dann  wird  es  notwendig  sein,  das  Material  in 
selbständige  Gruppen  nach  Wohlstand  zu  teilen,  ganz  wie  man  fast 
immer  das  Material  nach  Alter  zerlegt  Spielen  auch  professionelle 
Verhältnisse  eine  Rolle,  so  muß  man  nach  Beruf  teilen  usw.  Erst  wenn 
man  dann  zwei  homogene  Zahlenreihen  hat,  kann  man  die  Wirkung 
des  Impfstandes  beobachten.  Sollte  dann  auf  den  einzelnen  Punkten 
das  Material  zu  klein  werden,  kann  man  mit  Hilfe  der  Methode  der 
erwartungsmäßigen  Ereignisse  wiederum  diesem  Mangel  abhelfen.  Selbst 
uach  dieser  Bearbeitung  kann  man  jedoch  die  Gesamtzahl  der  Leben- 
den nicht  entbehren.  Die  Möglichkeit  ist  ja  vorhanden,  daß  die  Fre- 
quenz einiger  Krankheiten  durch  Impfung  vermehrt  wird  und  daß 
dadurch  die  Wirkung  der  Verminderung  der  Blatternsterblichkeit  auf- 
gehoben wird. 

Aus  dieser  Kritik  folgt  allerdings  nicht,  daß  man  in  keinem  Falle 
zu  richtigen  Ergebnissen  gelangen  kann,  ohne  die  Lebenden  zu  kennen. 
Vor  allem  sei  hier  an  den  Fall  erinnert,  wo  man  sowohl  die  Zahl  der 
Erkrankungen  als  die  der  Todesfälle  kennt.  Körösi  fand  z.  B.,  daß  im 
Alter  von  20 — 30  Jahren  unter  249  erkrankten  geimpften  Personen 
nur  18,  d.  h.  7  Proz.  starben,  dagegen  unter  66  Ungeimpften  24,  also 
36  Proz.  Dieser  Unterschied  der  „Lethalität"  ist  so  groß,  daß  er 
weder  durch  den  geringen  Umfang  des  Materials,  noch  durch  die  im 
allgemeinen  verschiedene  Widerstandsfähigkeit  der  betreffenden  Be- 
völkerungsklassen zu  erklären  ist  Aber  auch  wenn  man  nur  die  Zah- 
len für  die  Todesfälle  kennt,  kann  man  wenigstens  einen  Wahrschein- 
lichkeitsbeweis führen.  Ich  entnehme  aus  Körösi's  Werke  S.  132  die 
folgenden  Thatsachen: 


Todesfälle  der 


Alter 


Geimpften 
an 


Uugeimpnen 
an 


Nicbtblattern 


Blattern 


Nichtblattern 


Hlattern 


Jahre 

6—20 
20—80 
30—40 
40—60 


1425  74-=  5.»  Pr<>". 

1*45  49  =  3.9  n 

1262  36  —  2,9  „ 

22IO  l8  =  0,8  „ 


«50 
55 
57 

146 


37* 
82 


6142        177  =  2,9  Proz. 


Unter  Nichtgeimpften  sollte  man  also  die  folgenden  Blatternfälle 
erwarten:  im  Alter  5—20:8,  20—30:2,  30-40:2,  40-60:1,  im 
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Ganzen  ca.  13,  während  in  Wirklichkeit  475  eingetroffen  sind.  Aller- 
dings ist  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  übrigen 
Todesursachen  unter  Ungeimpften  seltener  auftreten,  als  unter  Ge- 
impften, es  ist  aber  wohl  kaum  denkbar,  daß  die  Impfung  die  Fre- 
quenz dieser  Todesursachen  auf  mehr  als  das  Doppelte  erhöhen  sollte. 
Falls  also  das  Material  im  übrigen  eine  genügende  Homogenität  (z.  B. 
nach  Wohlstand,  Beruf  u.  s.  w.)  besitzt,  darf  man  mit  aller  Wahr- 
scheinlichkeit auf  eine  vergrößerte  Blatternsterblichkeit  unter  Nicht- 
geimpften schließen.  In  vielen  Fällen  kann  man  auch  unbedenklich 
davon  ausgehen,  daß  die  Frequenz  der  einzelnen  Todesursachen  durch 
Hinzukommen  einer  besonderen  Todesursache  nicht  wesentlich  ver- 
mindert werde,  so  z.  B.  in  der  Statistik  über  die  Sterblichkeit  an 
Alkoholismus.  Ks  mag  sein,  daß  gewisse  Personen  durch  das  Genießen 
geistiger  Getränke  vor  einzelnen  Krankheiten  geschützt  bezw.  gerettet 
werden.  Aber  die  große  Letalität  der  Säufer  bei  vielen  Krankheiten 
deutet  darauf  hin,  daß  jene  heilsame  Wirkung  der  alkoholischen  Ge- 
tränke gegenüber  der  gesundheitsschädlichen  Wirkung  nur  äußerst 
schwach  sein  kann.  Wenn  sich  nun  z.  B.  zeigt,  daß  unter  Nicht- 
Abstinenzlern  die  Sterblichkeit  an  Alkoholismus  10  Proz.  der  Gesamt- 
sterblichkeit  beträgt,  während  Abstinenzler  dieser  Krankheit  selbst- 
verständlich nie  unterliegen,  so  wird  man  die  Ersparnis  an  Leben  für 
die  Abstinenzler  wenigstens  auf  10  Proz.  schätzen  können.  Eine  solche 
Schlußfolge  bleibt  jedoch  immer  eine  unvollkommene  gegenüber  einer 
sowohl  auf  der  Zahl  der  Lebenden  als  auf  derjenigen  der  Todesfalle 
fußenden  Untersuchung. 
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Beiträge  zur  Lehre  von  den  auswärtigen 

Wechselkursen. 

Von 

Dr.  Carl  Heiligenatadt  (Berlin). 
III. 

Die  englisch-deutsche  Zahlungsbilanz. 

Die  auswärtigen  Wechselkurse  und  ihre  Bewegungen  werden  in 
allen  Ländern  mit  Recht  als  das  Barometer  betrachtet,  das  über  den 
Stand  der  Zahlungsbilanz  die  zuverlässigste  Auskunft  giebt. 

Keine  Statistik,  der  man  sich  bedienen  könnte,  um  den  Stand  der 
Zahlungsbilanz  mit  dem  gesamten  Auslande,  wie  auch  mit  jedem 
einzelnen  Lande  zu  ermitteln,  vermag  bei  den  verschlungenen  und 
schwer  kontrollierbaren  Pfaden,  die  Handel  und  Verkehr  einschlagen, 
ein  auch  nur  annähernd  zutreffendes  Bild  der  gegenseitigen  Zahlungs- 
verbindlichkeiten der  verschiedenen  Länder  untereinander  zu  geben. 

Die  heutige  Handelsstatistik  ist  darauf  beschränkt,  den  Umfang 
der.Ein-  und  Ausfuhr  von  Waren  einschließlich  der  Edelmetalle  nach 
Gewicht  und  Wert  bei  ihrem  Uebergang  über  die  Landesgrenzen  fest- 
zustellen 1 ).  Allein  selbst  die  so  und  auf  die  vorsichtigste  Weise  ge- 
wonnenen Resultate  der  Handelsstatistik  können  auf  absolute  Genauig- 
keit der  mitgeteilten  Zahlen  keinen  Anspruch  machen2)3)  und  sind 

1)  Vgl.  H.  von  8cbeel,  Die  Berechnung  der  Handelsbilanzen.  Jahrb.  f.  Gesetz- 
Hebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich.  Neue  Folge  XIII.  Jahrg., 
Heft  III.  Leipzig  1889,  8.  64. 

2)  „Die  handelsstatistischen  Uebersichten  aller  Staaten  sind  mehr  oder  minder  un- 
genau, allein  dessenungeachtet  für  eine  Reihe  volkswirtschaftlicher  Untersuchungen  fast 
unentbehrlich  Am  wenigsten  unsicher  ist  die  Auskunft,  die  aus  denselben  über  die 
zollpflichtige  Einfuhr  sowie  die  allgemeinen  Verkehrsverhaltnisse  eines  Lande* 
in  verschiedenen  Jahren  vergleichsweise  entnommen  sind."  Ad.  Soetbeer,  Be- 
merkungen Qber  die  Handelsbilanz  Deutschlands.  Georg  Hirth,  Annalen  des  Deutschen 
Reiches,  Jahrg.  1876,  8.  731  Anm.  „Dafs  es  bei  der  Wertermitteluug  der  Einfahr 
and  Ausfuhr  grofser  Linder  sich  lediglich  um  ungefähre  oder  annähernde  Schätzungen 
mit  sehr  weitem  Spielraum  handeln  kann,  ist  so  selbstverständlich  und  allgemein  aner- 
kannt,  sw  a.  O  ,  S.  781. 

5)  Vgl.  H  von  Scheel  a.  a.  O.  8.  60. 
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darum,  wo  es  sich  um  genauere  Feststellung  der  Zahlungsverbindlich- 
keiten und  der  gegenseitigen  Versen ulduugsverhältnisse  handelt,  nicht 
gut  verwendbar. 

Ist  es  daher  schon  kaum  möglich  auf  dem  Wege  der  Statistik 
zu  einer  auch  nur  annähernd  genauen  Feststellung  der  Bilanz 
des  Warenhandels  eines  Landes  mit  dem  gesamten  Auslande 
zu  gelangen,  so  wachsen  diese  Schwierigkeiten,  sobald  es  darauf  an- 
kommt, den  jeweiligen  Anteil  der  verschiedenen  einzelnen  Länder  hieran 
zu  bestimmen. 

Viele  Waren  müssen,  um  an  ihren  Bestimmungsort  zu  gelangen,  durch 
fremde  Gebiete  transportiert  werden,  von  deren  eigenen  Aus-  und  Einfuhr  sie 
bei  den  späteren  statistischen  Erhebungen  häufig  nicht  mehr  zu  trennen 
sind.  Der  Anteil  des  Nachbar- oder  Durchgangslandes  am  Warenverkehr  er- 
scheint in  den  statistischen  Ausweisen  in  solchen  Fällen  meist  viel  größer,  als 
der  Wirklichkeit  entspricht,  und  ein  Schluß  hiervon  auf  das  thatsäch- 
liche  Verschuldungsverhältnis  muß  vollständig  irre  führen. 

Gleichfalls  die  Ausfuhr  eines  Landes  nach  einem  zweiten,  die 
jedoch  für  Rechnung  eines  dritten  erfolgt,  bewirkt,  daß  die  sta- 
tistischen Aufzeichnungen  den  durch  die  Ausfuhr  entstandenen  Zahlungs- 
verbindlichkeiten nicht  entsprechen.  Beispielsweise  geht  ein  nicht  un- 
bedeutender Teil  der  Ausfuhr  von  Hamburg  nach  Indien,  nach  Aus- 
sage Hamburger  Kaufleute,  dorthin  nicht  für  Rechnung  Deutschlands, 
sondern  für  Rechnung  englischer  Geschäftshäuser.  In  den 
statistischen  Ausweisen  wird  Indien  für  diesen  Posten  belastet,  während 
in  Wirklichkeit  nur  das  Verschuldungsverhältnis  zwischen  England 
und  Deutschland  davon  betroffen  wird.  Es  ist  dies  eine  ziemlich 
häufig  vorhandene  Ursache,  die  es  erklärlich  macht,  warum  wir  aus 
der  Handelsstatistik  selbst  über  das  Verschuld ungs Verhältnis  zweier 
Länder,  das  dem  gegenseitigen  Warenverkehr  seine  Entstehung  ver- 
dankt, Auskunft  nicht  zu  erhalten  vermögen. 

Die  Handelsstatistik  sucht  nur  den  Warenverkehr  zu  erfassen. 
Obgleich  dieser  immerhin  auch  heute  noch  der  wichtigste  Zweig  des 
internationen  Handels  ist,  so  ist  er  doch  nicht  mehr  der  einzige,  viel- 
mehr hat  sich  in  den  letzten  Decennien  daneben  ein  entgeltlicher,  von 
Land  zu  Land  erfolgender  Austausch  von  mobilem  Kapital  und 
Effekten  von  derartigem  Umfange  entwickelt,  daß  er  heute  sicherlich  hinter 
dem  Warenverkehr  seinem  Wertbetrage  nach  nicht  mehr  zurücksteht1). 
Alle  internationalen  Umsätze  von  Geldkapitalien  und  Effekten  ent- 
ziehen sich  schon  ihrer  Natur  nach  der  statistischen  Beobachtung  und 
Kontrolle.  Die  Handelsstatistik  läßt  somit  ein  weites  Gebiet,  das  in 
steigendem  Maße  seinen  Einfluß  auf  die  Zahlungsbilanz  äußert,  völlig 
unbeachtet  liegen ').    Aus  allen  diesen  Gründen  ist  man  daher  be- 


1)  Aujourd'hui  lest  nations  n'importeDt  au  n'exportent  plus  seulement  des  mareuan- 
dises,  elles  importeut  ou  exportent  des  capitaux,  qui  vont  feconder  le  sol  et  fruetifier 
\k  ou  ils  en  trouvent  l'occasion ;  au  Importe  ou  on  exporte  des  titres  niobiliers,  rentes, 
fand*  publies  ou  valcurs  industrielles,  et  la  masse  en  croit  cbaque  annee  dans  des  propor- 
tions  colossales.  Discours  de  H.  Beeruaert  a  l'ouverture  de  la  Conference  monetaire. 
Conference  monetaire  internationale  1892.    Proces-Verbaux,  Bruxellea  1892,  p.  11. 

2)  Vgl.  H.  von  Scheel  a.  a.  O.  S.  38  f. 
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rechtigt,  zu  behaupten,  dass  die  Statistik  über  den  Stand  der  Zahlungs- 
bilanz zwischen  den  verschiedenen  Ländern  mit  hinlänglicher  Genauig- 
keit Auskunft  zu  geben  nicht  vermag,  noch  jemals  vermögen  wird. 

Wenn  somit  die  Handelsstatistik,  die,  wie  schon  Soetbeer  betont, 
trotz  dieser  Mängel  für  viele  andere  Zwecke  sich  als  sehr  nützlich  erwiesen 
hat,  außer  stände  ist,  uns  ein  richtiges  Bild  der  Zahlungsbilanz  zu 
liefern,  so  würden  wir  uns  über  die  thatsächliche  gegenseitige  Ver- 
schuldung der  Länder  und  damit  über  eine  ungemein  wichtige,  wirt- 
schaftliche Thatsache  fast  gänzlich  im  Dunkeln  befinden,  wenn  nicht 
die  auswärtigen  Wechselkurse  in  diese  Lücken  einsprängen  und  uns 
wenigstens  über  das  gegenseitige  Verschuldungs  Verhältnis  Auskunft 
verschafften. 

Wie  und  wodurch  sind  aber  die  auswärtigen  Wechselkurse  ge- 
eignet, Auskunft  über  die  Verschuldungsverhältnisse  zu  geben,  die  die 
Statistik  nicht  zu  bieten  vermag? 

Unter  primitiven  Verhältnissen  vollzieht  sich  der  Güteraustausch, 
der  Handel,  der  vorwiegend  ein  solcher  mit  Händlern  fremder 
Nationalität  war  l),  in  der  Weise,  daß  die  Kaufleute  persönlich  mit 
ihren  Waren  dorthin  ziehen,  wo  sie  hoffen,  dielben  absetzen  zu  können »); 
alle  Kaufleute  jener  Zeit  sind  Hausierer").  Die  Ware  wird  losge- 
schlagen und  in  Austausch  gegen  sie  oder  aus  dem  gemachten  Er- 
löse werden  sofort  Waren  des  fremden  Platzes,  nach  denen  in  der 
Heimat  oder  anderswo  Bedarf  ist,  erworben. 

Auf  dieser  Wirtschaftsstufe  besteht  somit  vorwiegend  ein  direkter 
Austausch  von  Waren  gegen  Waren  mit  oder  ohne  Zuhilfenahme  des 
Geldgebrauches.  Eine  gegenseitige  zeitweise  Verschuldung  der  Länder 
untereinander  kann  daher  auch  noch  nicht  zur  Entstehung  gelangen, 
für  sie  ist  noch  kein  Raum  vorhanden. 

Der  Verkehr  entwickelt  sich,  es  bilden  sich  bestimmte  Straßen, 
denen  die  Züge  der  Kaufleute  folgen,  Messen  und  Märkte  gelangen 
zur  Entstehung.  Die  Ausbildung  des  Nachrichtenverkehrs  hält  gleichen 
Schritt,  und  allmählich  wird  ein  Zustand  erreicht,  wo  die  persönlichen 
Reisen  der  Kaufleute  unter  gleichzeitiger  Mitführung  ihrer  Waren 
überflüssig4)  werden,  da  der  Geschäftsabschluß  sich  billiger  brieflich 
erledigen  läßt,  und  auch  die  UeberfÜhrung  der  Waren  die  persönliche 
Gegenwart  des  Kaufmannes  nicht  mehr  erheischt.  Dieser  Entwicklungs- 
gang ist  regelmäßig  von  einer  Veränderung  im  Betriebe  des  Handels, 
von  einem  Akte  der  Arbeitsteilung  im  Handelsgewerbe .  begleitet. 

Verkauft  unter  primitiven  Verhältnissen  derselbe  Kaufmann 
seine  Waren  in  der  Fremde  und  kauft  dagegen  gleichzeitig  deren 

1)  Der  älteste  Handel  ging  wesentlich  aus  den  Beziehungen  der  Stämme  unter- 
einander hervor,  während  im  Innern  derselben  daneben  viel  langsamer  ein  mäfsiger 
Tauschverkehr  hauptsächlich  in  Verbindung  mit  dem  Vieh-  und  Sklavenbesitz  wichst. 
Vergl.  Gustav  Schmoller,  Die  Thatsachen  der  Arbeitsteilung.  Jahrb.  f.  Gesetzgebung, 
Verwaltung  u.  Volkswirtschart,  N.  F.  Jahrg.  XIII,  Heft  3,  8.  107  ff. 

2)  Vergl.  Schmoller  a.  a.  O.  S.  108. 

3)  Vergl.  Schmoller  a.  a.  O.  S.  117. 

4)  Vergl.  F.  C.  Huber,  Die  geschichtliche  Entwickelung  des  modernen  Verkehrs, 
Tübingen  1893,  S.  30  f. 
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Produkte  ein,  so  beginnen  jetzt  sich  diese  beiden  Zweige  des  Handels 
zu  sondern  und  zu  verselbständigen.  Entweder  kauft  nunmehr  der 
einzelne  Kaufmann  im  Auslande  nur  fremde  Produkte,  oder  er  verkauft 
nur  solche  der  Heimat.  Für  beide  Glieder  des  internationalen  Güter- 
austausches, für  die  Ausfuhr  einerseits  und  für  die  Einfuhr  anderer- 
seits, treten  selbständige  Personen  auf. 

Empfängt  der  Exporteur  den  Gegenwert  seiner  im  Auslande  ab- 
gesetzten Waren  selbst  nicht  mehr  in  den  Waren  des  Auslandes,  so 
muß  er  in  irgend  einer  anderen  Form  ein  Entgelt  erhalten,  gegen 
das  er  in  der  Heimat  wieder  neue  Waren  für  den  Export  eintauschen 
kann.  Durch  Ausbildung  des  Wechsels  wurde  dieses  Entgelt  oder 
Tauschmittel,  das  der  Kaufmann  im  Austausch  gegen  seine  Waren 
erhält,  und  das  er  zum  Ankauf  neuer  Waren  wieder  verwenden  kann,  ge- 
schaffen 1 ).  In  ihm  hat  sich  der  Handel  ein  Verkehrsinstrument 
erzeugt,  das  für  Tauschmittelfunktionen  im  internationalen  Verkehre 
in  ganz  besonderer  Weise  geeignet  erscheint.  Der  kaufmännische 
Wechsel  - )  geht  durch  die  ganze  Welt,  er  wird  im  internationalen 
Verkehr,  gleichwie  das  Geld  im  lokalen  und  interpersonalen,  anstands- 
los im  Austausch  gegen  die  eigenen  Güter  genommen,  und  im  Aus- 
tausch gegen  die  fremden,  begehrten  Güter  gegeben. 

Jeder  entgeltliche  Tauschakt  des  internationalen  Verkehrs  ist 
heute  von  einer  entsprechenden  Wechsel  trän  saktion  begleitet.  Da  aber 
der  Wechsel  neben  seiner  Tauschmittelfunktion  gleichzeitig  Mittel  des 
Kreditverkehrs  ist  und  einen  Vtrschuldungsakt  beurkundet,  so  ist  das 
Ergebnis  seiner  Benutzung  im  auswärtigen  Handel  ein  Zustand  wechsel- 
seitiger, internationaler  Verschuldung,  der  in  dem  gegenseitigen  Besitz 
von  Wechsel-  oder  diesen  gleichartigen  Forderungen 8)  seine  Verkörpe- 
rung findet. 

Bilanzieren  die  gegenseitigen  entgeltlichen  Leistungen  zweier 
Völker  zeitlich  und  dem  Werte  nach  einander,  so  müssen  auch  die 
gegenseitigen  Forderungen,  die  durch  diese  Leistungen  ins  Leben  ge- 
gerufen  werden,  ihrem  Umfange  nach  gleich  groß  sein  und  sich, 
wenigstens  in  ihrem  Schlußresultate,  kompensieren.  Soviele  Wechsel- 
forderungen gegen  Hingabe  von  Gütern  geschaffen  werden,  soviele 
finden  wieder  Verwendung  als  Zahlungsmittel  beim  Erwerbe  von  Wert- 
objekten oder  durch  Kompensation  der  Forderungen  untereinander. 
Angebot  und  Nachfrage  nach  Wechseln  sind  in  diesem  Falle  nach 
Stärke  und  Umfang  einander  gleich,  und  der  Preis  der  Wechsel 
muß  ihrem  Nominalwerte  entsprechen;  die  auswärtigen  Wechsel- 
kurse müssen  pari  stehen4).  Hat  dagegen  ein  Land  mehr  ge- 
leistet, als  es  empfangen  hat,  so  gelangt  es  in  den  Besitz  einer  deu 


1)  Vargl.  L.  Goldschmidt,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts ,  I.  Lieferung, 
Stattgart  1891,  S.  403  fl 

2)  Das  Wort  Wechsel  wird  hier  ganz  allgemein  gebraucht  Alle  die  Zahlung»- 
modalitlten,  die  sieb  der  Handel  geschaffen  hat,  and  die  gleichsam  als  Surrogat«  des 
Wechsels  dienen,  werden  an  dieser  Stelle  darunter  mit  verstanden. 

8)  z-  B.  Outhaben  im  Aaslande. 

4)  Vgl.  diese  Jahrbücher,  III.  Folge  Bd.  IV,  S.  827. 
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Betrag  seiner  Verpflichtungen  gegen  das  Ausland  übersteigenden 
Menge  von  Forderungen  auf  dieses.  Da  jedoch  bei  einem  üeber- 
wiegen  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr  nicht  die  ganze  Menge  der  als 
Gegenwert  jener  erhaltenen  Wechsel  auf  das  Ausland  als  Tauschmittel 
für  die  Einfuhr  nötig  ist,  und  da  somit  ein  Teil  derselben  keine 
Verwendung  finden  kann,  sondern  zur  Bareinlösung  gelangen  muß, 
so  steht  ein  größeres  Angebot  von  Wechselforderungen  einer  kleineren 
Nachfrage  gegenüber,  was  in  einer  Ermäßigung  der  auswärtigen  Wechsel- 
kurse im  Inlande  bei  entsprechender  Erhöhung  des  heimischen  Kurses 
im  Auslande  zum  Ausdruck  gelangen  muß1). 

Eine  jede  Veränderung  die  hinsichtlich  des  entgeltlichen  Austausches 
von  Gütern  und  Wertobjekten  zwischen  zwei  Ländern  eintritt,  ist  so- 
mit von  einer  entsprechenden  Veränderung  von  Angebot  und  Nach- 
frage nach  Wechselforderungen  begleitet,  die  wieder  notwendig  eine 
entsprechende  Veränderung  der  auswärtigen  Wechselkurse  im  Gefolge 
hat.  Bewirkt  aber  eine  Veränderung  im  Güteraustausch  zweier  Wirt- 
schaftsgebiete eine  korrespondierende  Veränderung  der  auswärtigen 
Wechselkurse  dieser  Länder,  so  ist  man  auch  berechtigt,  tritt  diese 
ein,  auf  das  Vorhandensein  jener  zurückzuschließen.  In  den  aus- 
wärtigen Wechselkursen  spiegelt  sich  so  das  gegenseitige  jeweilige 
Verschuldungsverhältnis  der  Länder  zu  einander  getreu  wieder,  und 
sie  sind  daher  gewiß  ganz  zutreffend  das  Barometer  er  internationalen 
Zahlungsbilanz  genannt  worden. 

Wie  an  einer  früheren  Stelle51)  nachgewiesen  und  auf  der  dort 
mitgeteilten  Tafel  zur  Darstellung  gebracht  wurde,  entsprechen  die 
Goldbewegungen  zwischen  England  und  Deutschland  genau  den  Be- 
wegungen des  Wechselkurses.  Sowie  der  Kurs  sich  zu  Gunsten  des 
einen  oder  des  anderen  Landes  stellt,  jedesmal  verändert  sich  auch 
der  Saldo  der  Goldbewegungen  3),  die  in  geringerem  Umfange  hinüber 
und  herüber  stets  vorhanden  sind,  in  entsprechender  Weise.  Ent- 
sprechen aber  die  Goldbewegungen  den  Wechselkursen,  und  sind  diese, 
wie  eben  gezeigt,  das  Ergebnis  der  gegenseitigen  Zahlungsverbindlich- 
keiten4), so  müssen  auch  jene  als  ein  Produkt  derselben  betrachtet 
werden.  Sind  die  Wechselkurse  und  somit  auch  die  Geldbewegungen 
durchschnittlich  den  größten  Teil  der  Jahres  für  Deutschland  günstiger 
als  für  England,  so  ist  daraus  weiter  zu  folgern,  daß  England  Deutsch- 
land im  allgemeinen  stärker  verschuldet  ist,  als  umgekehrt,  daß  die 
deutschen  Forderungen  auf  England  ihrem  Umfange  nach  diejenigen 
Englands  auf  Deutschland  fast  das  ganze  Jahr  hindurch  überragen. 

Thatsächlich  ist  ein  solcher  überwiegender  Besitz  von  Forde- 
rungen auf  England  in  deutschen  Händen  so  ziemlich  zu  allen  Zeiten 
in  weitgehendstem  Maße  vorhanden,  wie  von  den  englischen  Schrift- 

1)  Vgl.  diese  Jahrbücher,  III.  Folge  Rd.  IV,  S.  825  ff. 

2)  Vgl.  diese  Jahrbücher,  III.  Folge  Bd.  IV,  8.  817  ff. 

3)  Der  Saldo  der  Goldbewegungen,  d.  h.  der  üeberschufs  der  Einfuhr  von  Gold 
über  die  Ausfuhr,  ist  auf  unserer  Tafel  in  Bd.  IV  dieser  Jahrbücher  jeweils  für  einen 
Monat  über  oder  anter  der  Ziffer  der  Gesamtein.  oder  -ausfuhr  verzeichnet. 

4)  Die  gegenseitigen  Zahlungsverbindlichkeiten  sind  »war  die  nächste  Veranlassung 
aber  nicht  die  leUte  Ursache  der  Goldbewegungen. 
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steilem,  die  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt  haben  (z.  B.  von  Bage- 
hot,  Montagu,  Cläre  und  anderen)  auch  anerkannt  wird,  die  aber  nicht 
die  sich  aus  dieser  Thatsache  fast  von  selbst  aufdrängenden  Schlüsse 
gezogen  haben. 

Da  Forderungen  auf  England  von  Deutschland  nur  in  wirt- 
schaftlicher Weise,  auf  dem  Wege  des  Verkehrs  erworben  sein  können, 
so  muß  eine  Untersuchung  der  Art  und  Weise  ihres  Erwerbes,  der 
Quellen,  Umstände  und  Bedingungen,  unter  denen  er  erfolgt,  die 
Gründe  und  die  Erklärung  liefern,  warum  die  Zahlungsbilanz  und 
der  Stand  der  Wechselkurse  zwischen  beiden  Ländern  seit  vielen  Jahren 
ein  für  Deutschland  verhältnismäßig  günstigerer  ist  als  für  England,  und 
warum  weiter  jenes  infolge  seines  Besitzes  von  Forderungen  fast 
stets  die  Möglichkeit  besitzt,  durch  Geldentziehungen  auf  den  eng- 
lischen Gold-  und  Geldmarkt  einzuwirken. 

Ehe  wir  uns  der  Untersuchung  der  deutsch-englischen  Zahlungs- 
bilanz zuwenden,  mögen  noch  einige  Bemerkungen  über  die  Er- 
scheinungsformen des  internationalen  Güter-  und  Wertaustausches  hier 
Platz  finden. 

Die  Art,  in  der  sich  der  internationale  Austausch  von  Wert- 
objekten vollzieht,  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  der  Zahlungs- 
bilanz zwischen  produzierenden  und  consumierenden  Ländern  eine 
dreifache,  je  nachdem  beim  Güteraustausch  und  bei  der  korrespon- 
dierenden Zahlungsausgleichung  die  beiden  in  Frage  stehenden  Länder 
sich  einander  direkt,  d.  h.  ohne  irgendwelche  Vermittelung,  oder  in- 
direkt, d.  h.  nur  durch  Vermittelung  eines  Dritten,  gegenübertreten. 
Die  Beachtung  dieses  Prinzips  ist  für  die  Erklärung  der  Zahlungs- 
verbindlichkeiten vieler  Länder,  darunter  auch  Deutschland,  von  großer 
Bedeutung. 

Erstens  treten  zwei  Länder,  der  Produzent  und  der  Konsument, 
rücksichtlich  der  Lieferung  der  Ware  und  der  Inempfangnahme  der 
Zahlung,  einander  unmittelbar  und  direkt  gegenüber.  Der  die  Wert- 
gegenstände erhaltende  Teil  wird  dem  leistenden  direkt  verschuldet 
und  muß  für  die  Einlösung  und  Tilgung  der  entstandenen  Verbind- 
lichkeiten aufkommen. 

Der  zweite  Fall  ist  der,  wo  sich  zwischen  zwei  Länder  ein 
drittes  als  Zwischenhändler  schiebt.  Durch  ihn  werden  die  unmittel- 
baren Beziehungen  zwischen  Produzent  und  Konsument  aufgehoben. 
Der  Zwischenhändler  empfängt  die  Ware  für  eigene  Rechnung  und  ist 
auch  selbst  zur  Zahlung  verpflichtet.  Hinsichtlich  der  Zahlungsbilanz 
zwischen  den  verschiedenen  Ländern  unterscheidet  sich  dieser  Fall  in 
nichts  vom  ersten;  ein  Verschuldungsverhältnis  gelangt  stets  nur  mit 
dem  Zwischenhändler,  der  den  Konsumenten  die  Ware  liefert,  zur  Ent- 
stehung. 

Endlich  können  drittens  die  Verhältnisse  so  liegen,  und  that- 
sächlich  spielt  sich  ein  großer  Teil  des  gesamten  Welthandels  in  dieser 
Form  ab,  daß  zwei  Länder  wohl  hinsichtlich  ihres  Güterverkehrs 
einander  direkt  sich  gegenüberstehen,  nicht  jedoch  hinsichtlich  der 
Ausgleichung  ihrer  beiderseitigen  Forderungen  und  Schulden. 
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Der  Zwischenhändler  wird  durch  Entwickelung  des  nationalen 
Handels  des  einen  oder  beider  Länder  wie  auch  durch  jede  Ver- 
besserung der  Verkehrsmittel  mit  mehr  oder  weniger  großem  Erfolg 
bei  der  Ein  -  und  Ausfuhr  der  Güter  verdrängt,  während  bei 
der  Zahlungsausgleichung  seine  Dienste  noch  während  längerer  Zeit- 
Dicht  entbehrt  werden  können.  Ist  dies  der  Fall,  so  pflegen  entweder 
beide  Länder,  oder  auch  nur  eines  derselben,  ein  drittes  mit  älteren  und 
umfangreicheren  Handelsbeziehungen  anzuweisen,  Zahlungen  für  sie  zu 
leisten,  in  Empfang  zu  nehmen,  oder  Schulden  einzuziehen.  Im  Welt- 
handel vollzieht  sich  dieser  Vorgang  in  der  Weise,  daß  die  Valuta  eines 
dritten  Landes,  das  am  Geschäfte  selbst  nicht  beteiligt  ist  und  die  Accepte 
der  Bankiers  desselben  von  den  anderen  Ländern  zu  Zahlungszwecken  be- 
nutzt werden.  Dieses  dritte  Land,  wie  die  Verhältnisse  liegen,  heute  in 
den  meisten  Fällen  England,  ist  so  gleichsam  der  Bankier  der  anderen 
Länder,  durch  dessen  Hände  die  Zahlungen  gehen,  und  der  für  den  einen 
oder  anderen  je  nach  Bedarf  auch  in  Vorschuß  zu  treten  pflegt.  Soviel 
ist  jedenfalls  klar,  daß  dort,  wo  Güteraustausch  und  Zahlungsaus- 
gleichung ihre  besonderen  Wege  geben,  das  thatsächliche  Verschuldungs- 
verhältnis nicht  dem  wirklich  erfolgten  Austausch  von  Wertobjekten 
mit  den  verschiedenen  Ländern  entsprechen  kann. 

Wenden  wir  uns  der  Untersuchung  der  englisch-deutschen  Zah- 
lungsbilanz nunmehr  selbst  zu,  so  ist  nach  den  eben  entwickelten 
Gesichtspunkten  einleuchtend,  daß  wir  uns  hierbei  nicht  auf  den  Ver- 
kehr Englands  und  Deutschlands  unter  einander  beschränken  können, 
sondern  daß  wir  auch  den  Verkehr  beider  mit  dritten  Ländern  teil- 
weise in  den  Kreis  unserer  Betrachtung  ziehen  müssen. 

Die  Quellen  aufzudecken,  denen  die  gegenseitigen  Forderungen 
und  Schulden  der  beiden  in  Frage  stehenden  Länder  entstammen, 
darum  handelt  es  sich.  Eine  Untersuchung  bis  in  die  kleinsten  Einzel- 
heiten kann  jedoch  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  da  bei  dem  Mangel 
exakter  Zahlen  sie  immer  nur  eine  unvollständige  bleiben  kann.  Soet- 
beer 1 )  hat  schon  vor  Jahren  eine  so  vollständige  Aufstellung  der 
einzelnen  Posten  jeder  Zahlungsbilanz  gegeben,  daß  wir  ihr  nichts  Neues 
mehr  hinzuzufügen  vermöchten.  Ein  jeder  Posten  hat  seine  Bedeutung 
für  den  Haushalt  eines  Landes,  regelmäßig  sind  es  aber  nur  einzelne 
wenige,  die  der  Zahlungsbilanz  ihre  Signatur  aufdrücken. 

Diese  Hauptquellen,  und  zwar  diejenigen,  denen  die  große  Menge 
der  englisch-deutschen  und  der  deutsch-englischen  Geldschulden  ent- 
stammen, sollen  hier  allein  einer  Untersuchung  unterworfen  werden. 

Von  diesen  internationalen  Hauptverschuldungsursachen  sind  drei 
von  besonderer  Wichtigkeit,  und  daher  allein  für  uns  von  Bedeutung. 

Entweder  entstammen  die  gegenseitigen  Forderungen,  deren  An- 
gebot und  Nachfrage  die  Höhe  der  Wechselkurse  bestimmt,  dem 
Warenverkehr,  oder  sie  bilden  einen  Entgelt  für  Dienstleistungen  aller 
Art  (z.  B.  die  Dienstleistungen  als  Frachtführer,  Agent  und  Kommissionär), 
die  die  eine  Partei  der  anderen  erwiesen  hat,  oder  endlich,  sie  ver- 

1)  Ad.  Sortbeer,  Bemerkungen  über  die  HandelabiUuu  Deutschland,.  Hirth's  Annmlen, 
Jahrg.  1875,  8.  771  ff. 
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danken  internationalen  Kreditgeschäften,  sowohl  öffentlichen  als  privaten, 
ihre  Entstehung. 

Der  direkte  Warenverkehr  zwischen  England  und  Deutschland 
mit  entsprechender  direkter  Zahlungsausgleichung  auf  beiden  Seiten 
ist  sehr  bedeutend. 


Tabelle  I. 


Verkehr  de»  deutschen  Zollgebietes 
(deutsche  Statistik) 


Verkehr  Grofsbritanuiens  (englische  Statistik) 


1000  M. 


in  Sterling 


Hinfuhr 
aas  Grof. 
britannien 


Ausfuhr 
»chrtrofi 
britannien 


Grof.t-  nach  Grof» 


L'cberschufs  der 


Ausfuhr 
nach 


Einfuhr    Ausfuhr  \  Deutsch- 


Einfuhr 

aus 
Deutsch- 


land 


lieber- 
schuf»  der 
Ausfuhr 


in  1000  M. 
,1  £  =  20  M.) 

Ueberschuf» 
der  Ausfuhr 


354  815 
365  HO 

387  132 
472605 
503  892 
452  2S4 
452700 
460  856 
498  117 

674  945 
640484 
676  810 


436  176 
455  627 
520883 

545  877 
499416 

453  04' 
44i  34" 

492  t66 
482  792 

652  338 

33 


4476 

"  359 

•5  325 
22  607 


81  361 
90517 

133  75' 

73  272 

757 
3«  3»° 


64781 
19256 


29055  844 
29276914 

30524652 
31  781  370 
30789  123 
27  059  830 

26370833 
27  227  281 

27430572 
31  283  624 
30516  281 
29  944  36  t 


24  355  4'9 
23  650  285 

25  570  985 
27  907  626 
23  620  682 

23  069  163 
21  422  342 

24  563  536 
26724  347 
27  104  832 
26073331 
27031  743 


4  700425 

5  626  629 

4  953  667 

3  873  744 
7  168  441 

3  990  ht>7 
4948491 

2663745 
706  225 

4  I78  792 
4442950 

2912618 


94  008 
112  532 
99  o73 
77  474 
»43  3b8 
798t3 
98969 

53  274 
1  412 

83  575 
88859 
5825- 


Nach  der  deutschen  Statistik  würden  im  Verkehr  mit  Groß- 
britannien Ausfuhr  und  Einfuhr  von  Waren  einschließlich  der  Edel- 
metalle einander  so  ziemlich  gleich  sein,  während  nach  der  englischen 
Statistik  die  deutsche  Wareneinfuhr  nach  England  größer  als  die  Aus- 
fuhr dorthin  ist 

Da  jedoch  die  Zahlen  der  deutschen  Statistik  wegen  der  mehr- 
fachen Aenderungen  bei  ihrer  Erhebung  (Annahme  einer  neuen  Methode 
der  Anschreibung  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1879,  Verände- 
rung des  Erhebungsgebietes  im  Jahre  1889)  während  der  letzten  Jahre 
für  eine  Vergleichung  weniger  brauchbar  sind  als  die  der  englischen, 
so  werden  wir  uns  trotz  der  Mängel,  die  auch  ihnen  anhaften1),  vor- 
wiegend an  sie  zu  halten  haben. 

Die  englische  Statistik  weist  im  Gegensatz  zur  deutschen  durch  - 
gehends  einen  Ueberechuß  der  englischen  Ausfuhr  nach  Deutschland 
über  die  Einfuhr  dorther  aus.  Berücksichtigt  man  aber,  daß  ein 
großer  Teil  der  deutschen  Ausfuhr  seinen  Weg  ins  Ausland  und  be- 


1)  Ueber  die  Mängel  und  Eebler  der  englischen  Zahlen  vgl.  H.  v.  Scheel  im  Jahrb. 
f.  Gesetzgebung  u.  s.  w.,  a.  a.  O.  S.  47  ff. 
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sondere  auch  nach  EDgland,  den  Rhein  hinunter  über  Belgien  und 
Holland  nimmt,  und  daß  diese  Quote  der  deutschen  Ausfuhr  infolge 
der  Umladung  und  Umexpedierung  in  den  holländischen  und  belgischen 
Seehäfen,  in  der  englischen  Statistik  so  gut  wie  ganz  als  aus  Holland 
und  Belgien  kommend  verzeichnet  wird,  so  erscheint  eine  Korrektur 
der  englischen  Zahlen  gerechtfertigt  und  geboten. 

Zu  einigermaßen  zutreffenderen  Zahlen  der  deutsch-englischen 
Warenhandelsbilanz  gelangt  man,  wenn  man  den  Warenhandelsverkehr 
Englands  mit  Belgien,  Holland  und  Deutschland  zusammengenommen 
ins  Auge  faßt  und  untersucht  Eine  jahraus  jahrein  für.  diese,  drei 
Länder  günstige  Warenhandelsbilanz  im  ungefähren  Werte  von  150 
bis  200  Millionen  Mark  ist  vorhanden.  Es  ist  Holland,  dessen  Waren- 
ausfuhr nach  der  englischen  Statistik  vor  allem  die  Ursache  dieser 
für  die  drei  Länder  günstigen  Lage  ist.  Die  englisch-hollandische 
Warenhandelsbilanz  allein  ist  nach  den  englischen  Quellen  auf  nieder- 
ländischer Seite  jährlich  zwischen  10—15  Millionen  Pfund  Sterling 
(oder  200—300  Millionen  M.)  aktiv.  Daß  die  Ausfuhr  holländischer 
Herkunft  für  sich  allein  ein  solches  Ergebnis  nicht  herbeizuführen 
vermag,  wird  allgemein  anerkannt,  zumal  da  Holland  sowohl  an  export- 
fähigen mineralischen  Bodenprodukten,  als  auch  an  großen,  für  den 
Export  arbeitenden  Industrien  arm  ist.  Die  Aktivität^  des  hollän- 
dischen Warenverkehrs  mit  England  kann  daher  nicht  als  das  Resultat 
des  holländischen  Eigenhandels  betrachtet  werden,  sondern  ist,  da 
der  Durchgangsverkehr  von  Belgien  und  Frankreich  über  Holland 
nach  England  auch  nur  unbedeutend,  zu  einem  guten  Teile  auf  Rechnung 
Deutschlands  zu  setzen.  Werden  diese  Verhältnisse  gebührend  berück- 
sichtigt, so  ist  man  zu  der  Schlußfolgerung  berechtigt,  daß  auf  Grund  des 
direkten  Warenverkehrs  zwischen  England  und  Deutschland  England 
von  diesem  gewiß  nicht  per  Saldo  etwas  zu  fordern  haben  wird.  In 
dem  direkten  Warenverkehr  Englands  und  Deutschlands  mit  einander  ist 
also  die  Ursache  desUeberwiegenB  der  deutschen  Forderungen  auf  England 
nicht  zu  suchen,  dagegen  entstammt  dem  Warenhandel  Deutschlands 
mit  einer  ganzen  Anzahl  anderer  Länder  ein  nicht  unbeträchtlicher 
Teil  der  in  deutschen  Händen  befindlichen  Wechselforderungen  auf 
England. 

Die  Warenhandelsbilanz  Deutschlands  mit  den  meisten  Ländern,  mit 
denen  es  Handel  treibt,  ist  bis  in  die  jüngste  Zeit  für  dieses  entweder 
neutral,  oder  aktiv  gewesen ;  Deutschland  hat  also  von  jenen  den  gleichen 
Betrag,  oder  weniger  Waren  empfangen,  als  es  an  sie  abgeführt  hat 

(Siebe  Tabelle  III  auf  8eite  85S.) 

Nur  zwei  Staaten,  und  zwar  unseren  Nachbarn  Oesterreich-Ungarn 
und  Rußland  gegenüber,  ist  die  deutsche  Warenhandelsbilanz  stets  und  seit 
langer  Zeit  passiv.  Beide  sind  für  das  Deutsche  Reich  bis  in  die  jüngste  Zeit 
Hauptlieferanten  von  Getreide  und  anderen  Rohprodukten  gewesen,  die  wir 
bei  dem  ständigen  Anwachsen  unserer  Industrie  in  immer  steigendem 
Maße  einzuführen  gezwungen  sind.  Die  Handelsbilanz  (Waren-  und  Edel- 
metallverkehr) mit  allen  übrigen  Ländern  zusammengenommen  war  bis 
zum  Jahre  1888  einschließlich,  wie  aus  der  Tabelle  III  hervorgeht,  auf 
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deutscher  Seite  um  300-400  Millionen  M.  aktiv.  Die  Passivität  der 
allerletzten  Jahre  1889—1892  hat  jedenfalls  ihren  Hauptgrund  darin, 
daß  diejenigen  Lander,  die  dem  deutschen  Kapital  verschuldet  sind,  die 
fälligen  Zinsen  und  Amortisationen  durch  verstärkte  Wareneinfuhr 
nach  Deutschland  zu  begleichen  suchen.  Man  ist  zu  dieser  Annahme 
um  so  mehr  berechtigt,  als  nach  dem  Zusammenbruche  der  Barings 
(Nov.  1890)  die  Geneigtheit  der  europäischen  Kapitalisten  die  Zinsen 
ihrer  im  Auslande  stehenden  Kapitalien  nicht  einzuziehen,  sondern  sie 
weiter  zu  kreditieren,  eine  sehr  geringe  ist.  Vor  allem  das  starke 
Anwachsen  der  Passivität  im  Jahre  1891  muß  unserer  Ansicht  nach 
als  besondere  Folge  der  durch  die  noch  frischen  Eindrücke  des 
Baring'schen  Zusammenbruches  ganz  besonders  zurückhaltend  ge- 
wordenen Kapitalistenkreise  erklärt  werden. 


Tabelle  IV. 


Jahr 

Verkehr  Großbritannien»  (Waren) 

Einfuhr  »u» : 

Au»fuhr  nach: 

Kintubr 

Dänemark 

Schweden 

und 
Norwegen 

Dänemark 

Schweden 
Norwegen  j 

in  Pfund  Sterling 

in  1000  M. 

1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
188Ü 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 

4  6ll  999  10  054  051 

5  24946?  it  758635 
6254998  11  834314 
5  248  244  10  529  115 

4829515  10  941  59o 
4936992  10  327  401 
5  197758  10  106954 
7  061  396  1 1  246  963 
7845877  12704560 

7  753  389  1 1  906  345 
7936  787  11873  280 

14  666  050 

17  008  102 

18  OXq 312 

'5  777  359 
«5  771  105 
«5  164393 
15304712 

15  308  359 

20550437 

«9659  734 

19  810067 

2  431  «93 
2  489  182 

2  597  807 
2  600  591 
2  254  089 
2  109  169 
2  235  087 
«  432  795 
2817954 

2  928  006 

3  032  612  | 

5  037  236 
5  107  502 

5  410972 
5  304  429 
5  105  502 

4  504012 
4647  957 

5  389  644 

6  402  154 

7  002  269 
6  586438 

7  468  429 

7  596  684 

8  008  779 
7  905  020 

7  359  591 
6613  181 
6  883  044 
7822439 

9  220  108 

9  930  275 
9  619050 

7  «97621 
9411 418 
10080  533 

7  872  339 
8411 514 

8  551  212 

8  421  668 
10  485  920 
«i  330329 

9  729  459 
10  191  017 

«43  952 
188  228 
201  611 

'57  447 

168  230 
171  024 
168  433 
209  718 
226607 
194  589 
203  820 

Die  russische  und  österreichisch-ungarische  Mehreinfuhr  nach 
Deutschland  wird  durch  die  deutschen  Ansprüche  für  Zinsen,  Amorti- 
sationen in  Deutschand  untergebrachter  Anleihen  dieser  Staaten,  für 
erwiesene  Dienstleistungen  u.  s.  w.  zum  größten  Teil  direkt  zwischen 
den  Ländern  selbst  ausgeglichen  und  übt  somit  keinen  Einfluß  auf  die 
englisch-deutsche  Zahlungsbilanz  aus.  Dem  gegenüber  sind  jene  Länder, 
die  ihrerseits  Deutschland  verschuldet  sind,  andererseits  Gegenansprüche 
an  dasselbe,  aus  Kreditgeschäften  u.  s.  w.  herrührend,  nicht  besitzen, 
gezwungen,  den  Schuldsaldo  auf  irgend  eine  Art  zu  überweisen  und 
zu  tilgen.  Hierzu  bedienen  sich  sowohl  diejenigen  Länder,  zwischen 
denen  und  Deutschland,  die  Möglichkeit  einer  direkten  Zahlungsaus- 
gleichung besteht,  als  auch  diejenigen,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist, 
was  in  dem  Fehlen  eines  entsprechenden  Wechselkurses  auf  die  be- 
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treffenden  Länder  in  Deutschland  und  dem  Fehlen  einer  Notierung 
der  deutschen  Valuta,  im  Auslande  schon  äußerlich  zum  Ausdruck 
gelangt,  vorwiegend  der  englischen  Vermittelung,  des  englischen 
Wechsels.  Deutschland  empfängt  so  für  einen  Teil  seiner  Ausfuhr 
Zahlung  in  englischer  Valuta  und  der  Betrag,  der  auf  diese  Weise 
in  englischen  Wechseln  als  Rimesse  gegen  deutsche  Warenver- 
schiffungen aus  dritten  Ländern  eingeht,  stellt  sich  sicher  im  Laufe 
eines  Jahres  auf  mehrere  Hundert  Millionen  Mark. 

Ein  Beispiel  möge  zeigen,  daß  der  eben  beschriebene  Vorgang 
keine  willkürliche  Konstruktion,  sondern  thatsächlich  dem  wirklichen 
Geschäftsleben  entnommen  ist. 

Die  drei  nordischen  Reiche  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen 
exportieren  jährlich  für  durchschnittlich  8 — 10  Millionen  Pfund  Sterling 


Tabelle  V. 


Verkehr  des  deutschen  Zollgebiets  (Waren  und  Edelmetalle) 

Einfuhr  aus: 

Ausfuhr  nach: 

Ueber- 
schufs 
der 

Jahr 

Nor- 

Schwe- 

Zusammen 

Dänemark 

Nor- 

Schwe- 

wegen 

den 

wegen 

den 

Ausfuhr 

in  Wert 

an  von  1000  Mark 

• 

1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 

23  86l 
21  824 
20295 
21  693 

21  642 
22092 
26  635 

22  858 
42716 
6l  899 

75  404 

II  458 
13  108 
II  829 
13  680 

10  969 

11  108 
12995 
14877 

20  734 
22  377 
19843 

14  400 

15  114 
1570a 

17873 
20  786 

20  357 
26684 

35  038 

5°  »03 
46076 

52  154 

49  719 

50  046 
47826 
53  246 
53  397 
53  557 
66314 

72  773 

"3  553 

130352 
147  401 

48450 
58084 
61  039 

61  310 

5W57 
44  93» 
55  573 

62  920 

72  250 
76383 

73  458 

Ii  073 

"957 
13207 

13  782 
Ii  006 
Ii  376 
10  962 
15  219 

35  475 
39  769 
40010 

48  945 
51  124 
57848 
58  021 

58  361 
51668 

50  371 
54050 
7»  359 
9»  559 
73  53i 

108  468 
121  165 

132  094 

133  "3 
121  124 

107  975 
116  906 
132  189 
179  084 
207  711 
186  999 

58  749 
71  119 
84  268 
79  867 
67  727 
54418 
SO  592 
594'6 
65  53i 
77  359 
39  598 

oder  150 — 200  Millionen  M.  (hauptsächlich  lebendes  Vieh,  Produkte  der 
Viehwirtschaft,  Holz  u.  s.  w.)  mehr  nach  England,  als  sie  von  dorther  in 
Waren  u.  s.  w.  zurückerhalten.  Eine  Folge  hiervon  ist,  daß  der  Wechselkurs 
auf  London  fast  stets  zu  Gunsten  der  drei  Länder  steht,  eine  in  London 
allgemein  bekannte  Thatsache1).  Auf  der  anderen  Seite  importierten 
dieselben  Länder  aus  Deutschland  durchschnittlich  jährlich  für  50  bis 
70  Millionen  Mark  mehr,  als  sie  dorthin  exportierten.  Diesen  Ueber- 
schuß  ihres  Imports  aus  Deutschland  pflegen  alle  drei  fast  stets  mit 
englischen  Wechseln  zu  bezahlen,  besonders  da  sie  dieselben  durch 


1)  VgL  J.  B.  Airfield,  English  and  foreign  banks:  *  comparison.  London  1893, 
S.  92. 
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Verkauf  nach  Deutschland  am  vorteilhaftesten  verwenden  können l). 
Große  Summen  von  Wechseln  dieser  Provenienz  gelangen  hauptsächlich 
in  Hamburg  und  Berlin  an  den  Markt,  und  es  ist  eine  den  dortigen 
Wechsel arbitrageuren  ganz  bekannte  und  geläufige  Thatsache,  die  sich 
eben  durch  das  starke  Angebot  englischer  Wechsel  seitens  der  nor- 
dischen Reiche  und  durch  die  rege  Nachfrage  derselben  nach  Wechsel 
und  Guthaben  auf  Deutschland  erklärt,  daß,  wenn  eine  Arbitrage 
zwischen  Berlin  (Hamburg)  und  London  direkt  noch  nicht  rentiert, 
sie  häufig  indirekt  Ober  Kopenhagen  schon  lange  mit  Nutzen  aus- 
fahrbar ist. 

Neben  dem  Warenhandel  bilden  die  entgeltlichen  Dienstleistungen, 
die  die  Angehörigen  der  verschiedenen  Nationen  einander  gegenseitig 
erweisen,  einen  wichtigen  Faktor  für  die  Gestaltung  der  internationalen 
Zahlungsbilanz  der  einzelnen  Länder.  Unter  den  Dienstleistungen 
sind  diejenigen  als  Frachtführer  zur  See  von  der  größten  Bedeutung, 
weswegen  wir  uns  ihnen  zuerst  zuwenden. 

Nach  den  Zusammenstellungen  des  norwegischen  Statistikers 
Kiaer*)  war  die  deutsche  Flagge  im  Jahre  1888  am  gesamten  inter- 
nationalen Verkehr  zur  See  mit  7,30  Proz.  beteiligt,  während  der  auf 
Deutschland  entfallende  Anteil  hieran  nur  4,72  Proz.  betrug.  Deutsche 
Schiffe  mit  einem  Nettoraumgehalt  von  14599  600  Tonnen  waren  im 
Jahre  1888  am  gesamten  Seeverkehr  der  Welt  beteiligt,  während  der 
Rauminhalt  der  in  deutsche  Häfen  eingelaufenen  Schiffe  aller  Nationen 
nur  9441800  Tonnen  betragen  hat.  Rechnet  man  die  Leistungen 
des  Auslandes  als  Frachtführer  im  deutschen  Interesse,  und  diejenigen 
Deutschlands  für  fremde  Rechnung  gegeneinander  auf,  so  verbleibt 
ein  Ueberschuß  der  Thätigkeit  der  deutschen  Handelsmarine  für  das 
Ausland  von  ungefähr  einem  Drittel  oder  rund  35  Proz.  ihrer  Ge- 
samtleistung. Den  durchschnittlichen  WTertbetrag  dieser  Thätigkeit 
der  deutschen  Handelsflotte  für  das  Ausland,  den  dieses  jährlich 
Deutschland  schuldig  wird,  zu  bestimmen,  ist  unsere  nächste  Auf- 
gabe. 

Das  Natürlichste  wäre,  die  von  den  deutschen  Schiffen  in  Ladung 
gemachten  Reisen  nach  der  Anzahl  der  zurückgelegten  Kilometer  und 
der  Summe  der  beförderten  Tonnen  Ladung  zu  berechnen ').   Da  für 


1)  VgL  Attfield  r.  h   O.  S.  92. 

t)  A.  N.  Kiaer,  Navigation  maritime  IV  Mouvement  de  la  narigation.  Chriatienla 
1892,  Tableau  N.  Iii  a,  b,  c,  Seite  LTV  0. 

8)  81  Ton  connaissait  les  dietances  parcourues  dang  les  voyages  effectaes  sous  cbaqae 
pavillon,  od  poarrait  calcaler  la  somme  totale  des  voyages  exprimee  en  tonneaux-kilo- 
mktres  et  mettre  cette  somme  en  rapport  arec  l'effectif  des  marines  des  marchan  dea 
difiVrents  pays.  Nona  sommea,  cependant,  encore  loin  de  pouvolr  faire  an  tel  calcul. 
Toatefois,  il  n'est  paa  pourvu  depoar  d'interet  de  comparer  rat  effeetif  a  l'enaemble 
du  mouvement  sous  chaqae  pavillon,  en  tant  qae  les  donnees  le  permettent.  Riaer  a.  a.  O. 
8.  XXXVI. 

Eine  statistische  Erbebang  nach  den  jahrlich  beförderten  Tonnen  Ladung  and  den  in 
Ladung    zurückgelegten  Kilometern   könnte    unserer  Ansicht   nach   nicht   mit  grofaen 
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eine  solche  Berechnung  jedoch  alle  und  jede  Daten  fehlen,  so  ist 
wenigstens  zur  Zeit  das  Ziel  auf  diesem  Wege  nicht  zu  erreichen. 
Notgedrungen  muß  zu  einer  anderen,  wenn  auch  weniger  zuverlässigen 
Methode  gegriffen  werden.  Da  also  die  von  der  deutschen  Handels- 
flotte thatsächlich  zurückgelegte  Anzahl  Tonnenkilometer,  die  auf 
alle  Fälle  die  Grundlage  der  Frachtberechnung  zu  bilden  hat,  nicht 
bekannt  ist,  so  wird  es  erforderlich,  diesen  Mangel  durch  eine  mehr, 
oder  weniger  genaue  Schätzung  zu  ersetzen.  Diese  Schätzung  soll 
hier  in  der  Weise  versucht  werden,  daß  angenommen  wird,  ein  jedes 
Schiff  mache  in  jedem  Jahre  eine  gewisse  Normalreise.  Da  ein  großer 
Teil  der  deutschen  Schiffe  die  von  uns  angenommenen  Normalreisen 
regelmäßig  jährlich  thatsäeblich  ausführt,  so  steht  unsere  Annahme 
der  Wirklichkeit  näher,  als  es  den  Anschein  hat. 

Wenn  trotz  der  großen  Schwierigkeiten,  die  sich  einer  ziffer- 
mäßigen Feststellung  der  Frachteinnahmen  aus  dem  Güterverkehr  zur 
See  entgegenstellen,  hier  dennoch  ihre  Feststellung  versucht  wird,  so 
geschieht  dies,  weil  wir  glauben,  daß  eine  auch  mit  sehr  weiten 
Fehlergrenzen  behaftete  Schätzung  immerhin  einigen  Nutzen  hat, 
zumal  bei  dem  Fehlen  irgend  welcher  anderer  Anhaltspunkte  man 
selbst  in  mit  der  Schiffahrt  vertrauten  Kreisen  ganz  abenteuerlichen 
Ansichten  über  die  Größe  der  durch  diese  verdienten  Summe  be- 
gegnet. 

Durchschnittlich  braucht  ein  Segelschiff  für  die  Reise  nach  den 
chilenischen  Salpeterhäfen  (Iquique,  Valparaiso  u.  s.  w.)  oder  nach  den 
ostindischen  Reishäfen  (Rangun,  Saigon  u.  s.  w.)  zur  Hin-  und  Rück- 
fahrt, zum  Laden,  Löschen  und  Docken  oder  indem  es  auf  Fracht 
wartend  still  liegt,  ungefähr  zehn  Monate1).  Nimmt  man  an,  daß 
weiterhin  jedes  Schiff  durchschnittlich  zwei  Monate  im  Jahre  in  Ballast 
oder  leer  versegelt*),  so  würde  die  Reise  nach  den  genannten  Häfen 
hin  und  zurück  die  gerade  ein  Jahr  ausfüllende  Nonnaireise  und  die 
Fracht  hierfür  der  normale  Bruttofrachterwerb  pro  Tonne  und  Jahr 
sein.  Mit  der  durchschnittlichen  Bruttofrachteinnahme  pro  Register- 
tonne und  Jahr  wäre  der  Faktor  gefunden,  mit  dem  der  Nettoraum- 
gehalt  der  Handelsflotte  zu  multiplizieren  ist,  um  die  Ziffer  des  Brutto- 
frachtertrages der  ganzen  Handelsflotte  zu  erhalten. 


Schwierigkeiten  verbunden  sein.  Jedem  Reeder  brauchte  nur  aufgegeben  tu  werden, 
jährlich  dem  statistischen  Amte  diese  Zahlen  auf  Grund  von  Auszügen  aus  den  Schiffs- 
bflehern  zu  Übermitteln.  Eine  gröfsere  Belästigung  als  diejenige  der  Im-  und  Exporteure 
bei  der  statistischen  Erhebung  des  Warenverkehrs  wäre  für  die  Reeder  hiermit  sicherlich 
nicht  verbunden. 

1)  Vergl.  L.  C.  Dinklage,  Abteilungsvorsteher  an  der  Seewarte.  Rasche  Reisen 
deutscher  Segler,  Hamburgische  Börsenhalle,  Jahrg.  89  No.  862,  Beilage  vom  29.  Juli 
1893  und  folgende  Nummern  besonders  No.  878,  894,  404. 

2)  Auf  Grund  der  im  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich,  Jahrg.  XIII, 
1898,  Abteilung  VIII,  Tabelle  4  D,  8.  124  mitgeteilten  Zahlen  betragt  der  Prozentsatz 
der  Seereisen  deutscher  Scbifle  in  Ballast  oder  leer  während  der  Jahre  1876  bis  1890 
einschliefslich  jährlich  15,08  Proz.,  während  in  unserer  im  Texte  ausgeführten  Berechnung 
16,66  Proz.  (2  Monate  von  12)  angenommen  wurde 
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Der  Nettoraumgehalt  der  deutschen  Segelschiffe  betrug  am 
I.  Januar  1892  704274  Registertonnen 

Derjenige  der  Dampfschiffe  764  711  Register- 
tonnen; da  jedoch  ein  Dampfschiff  durch- 
schnittlich dreimal  soviel  Reisen  macht  als 
ein  Segelschiff,  so  ist,  um  eine  einheitliche 
Zahl  zu  erhalten,  der  Raumgehalt  derselben 
mit  drei 1 )  zu  multiplizieren.  Es  beträgt 
also  der  Nettoraumgehalt  der  Dampfschiffe, 

auf  Segelschiff-Registertonnen  ungerechnet,  2294133  Registertonnen 
Der  Gesamtraumgehalt  der  deutschen  Flotte 

betragt  daher,  auf  Segelschiff-Netto- Register-  

tonnen  reduziert,  2998  407  Registertonnen 

Auf  die  Netto-Registertonnen  werden  im  Durchschnitt  ein  und 
und  eine  halbe  Tonne  (1500  kg)  Ladung  eingenommen '),  so  daß,  da 
die  Fracht  nach  der  Tonne  Ladung  berechnet  wird,  unserer  Schätzung 
eine  Ladefähigkeit  der  deutschen  Handelsflotte  von  4497610  Tonnen 
zu  Grunde  zu  legen  ist 

Die  Frachtrate  ausgehend,  z.  B.  für  Kohlen  nach  Valparaiso  oder 
nach  dem  Osten,  kann  für  die  letzten  Jahre  durchnittlich  zu  15  sh. 
und  eingehend  von  dort,  z.B.  für  Salpeter  oder  Reis,  zu  35  sh.s)  für 
die  Tonne  Ladung  angenommen  werden.  Jedes  Schiff  würde  also  pro 
Tonne  Ladung  einen  Bruttofrachtertrag  von  50  sh.  oder  rund  50  Mark 
abwerfen.  Bei  50  Mark  pro  Tonne  Ladung  würde  die  deutsche  Kauf- 
fahrteiflotte  bei  der  berechneten  Ladefähigkeit  von  4497  610  Tonnen  *) 
einen  Bruttofrachtertrag  von  224880500  Mark  abwerfen. 

Wie  auf  Grund  der  Kiaer'schen  Untersuchungsn  gezeigt,  erfolgen 
ungefähr  35  Proz.  der  Fahrten  der  deutschen  Flotte  nach  Kompen- 
sation der  Fahrten  fremder  Flaggen  für  deutsche  Rechnung  im  Dienste 
des  Auslandes.  35  Proz.  der  eben  berechneten  Summe  oder  78  708 175  M. 
würde  somit  das  Ausland  aus  dieser  Quelle  Deutschland  jährlich 
schuldig  werden.  Rechnet  man  die  Hälfte  dieser  Summe  für  durch 
die  Schiffe  selbst  im  Auslande  gemachte  Ausgaben  aller  Art  ab,  so 
bleiben  immerhin  noch  40  Millionen  Mark  übrig,  die  den  deutschen 
Rhedern  vom  Auslande  zu  remittieren  wären.  Die  Remittierung  dieses 
Betrages  erfolgt,  da  auf  dem  Frachtenmarkte  die  englische  Valuta  mehr 
wie  auf  jedem  anderen  Gebiet  gauz  unbestritten  herrscht,  vorwiegend 
in  englischen  Wechseln. 

Soetbeer s)   veranschlagt  den  Bruttofrachterwerb  der  deutschen 

1)  Vgl   Kiaer,  a.  a.  O.,  Kap.  V,  8.  XXX VI  und  Tableau  8,  S.  144. 

2)  Vgl.  Kiaer,  a.  a.  ().,  Kap.  II.  S.  XXIII  Anm.  und  8.  169  f. 

3)  Obgleich  diese  Frachtsätze  schon  ganz  außerordentlich  niedrig  sind,  sind  sie  trotz- 
dem  in  allerletzter  Zeit  (1892,  1893)  noch  mehr  zurückgegangen.  Da  wir  aber  Tat- 
sachen des  leisten  Jahrzehnts  hier  zu  erküren  haben,  so  glauben  wir  die  im  Text 
zeichneten  Frachtraten  als  DorchscbnitUraten  bei  unserer  Berechnung  benutzen 
dürfen. 

4)  Der  Umstand,  dafs  Schiffe  nicht  vollgeladen  in  Ballast  oder  leer  fahren,  ist 
berücksichtigt  worden. 

5)  Vgl.  Soetbeer  in  Births  Annalen,  a.  a.  O.,  S.  772. 
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Handelsflotte  im  Jahre  1873  auf  ca.  153  Millionen  Mark  gegen 
224,9  Millionen  Mark  nach  unseren  Schätzungen  im  Jahre  1892.  Ob- 
gleich sich  der  Nettoraumgehalt  der  Dampfschiffe  in  dieser  Zeit  von 
167633  auf  764711  Registertonnen  gehoben  hat  bei  einer  gleich- 
zeitigen Verminderung  des  Raumgehalts  der  Segelschiffe  von  866093 
auf  704274  Tonnen,  so  ist  dennoch  der  Frachterwerb  der  gesamten 
deutschen  Handelsflotte  nicht  dieser  Vermehrung  entsprechend  ge- 
wachsen. Seit  jener  Zeit  hat  ein  beständiges  Fallen  der  Frachtraten 
stattgefunden,  die  im  Jahre  1873/74  für  Reis  und  Salpeter  durch- 
schnittlich noch  65  his  75  sh.  pro  Tonne  Ladung  notierten,  gegen  30 
bis  35  sh.  im  Jahre  1890.  Einer  ungefähr  54  Proz.  betragenden  Ver- 
größerung der  Flotte  steht  eine  Ermäßigung  der  Frachtraten  um  un- 
gefähr 50  Proz.  gegenüber. 

Neben  diesen  Einnahmen  aus  der  Frachtbeförderung  für  aus- 
ländische Rechnung,  bezieht  die  deutsche  Handelsflotte  durch  Be- 
förderung von  Personen  und  Post  ein  bedeutendes  Einkommen  aus 
dem  Auslande,  wodurch  die  Forderungen  an  dasselbe  nicht  unbe- 
trächtlich vermehrt  werden. 

Eine  weitere  Gattung  von  Dienstleistungen,  die  mit  der  Schiff- 
fahrt in  engem  Zusammenhang  stehen,  bildet  die  Uebernahme  der 
Seeversicherung  für  Schiff  und  Ladung.  Dieser  Geschäftszweig  ist  in 
England  ungemein  ausgebildet  und  liefert  unzweifelhaft  dem  Lande 
ansehnliche  Gewinne.  Gleichfalls  in  Deutschland,  wo  das  Versiche- 
rungsgeschäft besonders  in  Hamburg  seit  Jahrhunderten  kräftig  sich 
entwickelt  hat  und  noch  heute  blüht,  wird  es  in  umfangreichster  Weise 
betrieben,  so  daß  anzunehmen  ist,  daß  die  Summen,  die  für  deutsche 
Rechnung  für  Versicherungen  ins  Ausland  abfließen,  reichlich  aufge- 
wogen werden  durch  solche  Beträge,  die  das  Ausland  an  Deutsch- 
land aus  gleichem  Grunde  zurückzahlt. 

Ebenso  werden  die  deutschen  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete 
der  Lebens-,  Feuer-  etc.  Versicherung  wohl  eine  gleich  umfangreiche 
Thätigkeit  im  Auslande  entfalten,  als  die  ausländischen  Unternehmungen 
derselben  Art  in  Deutschland.  Auch  auf  diesem  Gebiete  ist  also  eine 
Verschuldung  Deutschlands  dem  Auslande  gegenüber  per  Saldo  nicht 
anzunehmen. 

Einen  Zweig  des  internationalen  Geschäftsverkehrs  giebt  es  je- 
doch, hinsichtlich  dessen  Deutschland  wie  die  ganze  übrige  Welt  von 
England  abhängig  und  diesem  tributpflichtig  ist. 

London  ist  der  große  Bankier  der  Welt  und  Lombardstreet  ihr 
Clearinghouse.  Aus  allen  Ländern  strömen  die  gegenseitigen  Forde- 
Tungen  dort  zusammen,  um  gegeneinander  ausgeglichen  zu  werden. 

Ein  nicht  unbedeutender  Teil  des  deutschen  Zahlungsverkehrs 
mit  dem  Auslande  ist  gleichfalls  darauf  angewiesen,  sich  dieser  eng- 
lischen Vennittelung  zu  bedienen.  Vor  allem  ist  der  Handel  mit 
solchen  Orten  hierzu  gezwungen,  wo  wegen  der  Geringfügigkeit  des 
deutschen  Verkehrs,  vor  allem  aber  wegen  der  geringen  Marktfähig- 
keit der  deutschen  Valuta,  nur  die  englischen  Wechsel  Umlaufsfähig- 
keit  besitzen.   Der  deutschen  Valuta  im  Auslande  eine  ihrer  Bedeutung 
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entsprechende  Stellung  zu  erwerben,  ist  für  den  deutschen  Unter- 
nehmungsgeist noch  eine  große  und  gewiß  dankbare  Aufgabe,  die  er 
stets  im  Auge  behalten  sollte. 

Selbst  dort,  wo  durch  Entwickelung  der  Schiffahrt,  besonders  auch 
durch  regelmäßige  Dampferlinien,  längst  ein  direkter  Güteraustausch 
mit  Deutschland  hergestellt  ist,  pflegt  die  Zahlungsausgleichung  in 
vielen  Fällen  noch  lange  Zeit  über  London  zu  erfolgen.  Die  aus- 
ländischen Exporteure  suchen  stets,  sei  es,  weil  sie  an  alten  Gewohn- 
heiten festhalten ,  sei  es  ihres  Vorteiles  wegen  gegen  ihre  Waren- 
verschiffungen, auch  gegen  die,  die  gar  nicht  für  England  bestimmt 
sind,  auf  einen  Londoner  Bankier  zu  trassieren1).  Dieser  acceptiert 
die  betreffenden  Wechsel  und  liefert  seinerseits  die  beigegebenen 
Konnossemente  den  wirklichen  Warenempfängern  darunter  auch  den 
deutschen  Importeuren,  nachdem  er  von  ihnen  Deckung  für  die  W'echsel- 
summen  erhalten  hat,  aus.  Für  sein  Accept  berechnet  sich  der  Lon- 
doner Bankier  durchschnittlich  V4  Proz.  Provision,  die  Deutschland 
selbst  verdienen  könnte,  wenn  unmittelbar  auf  dieses  gezogen  würde 
Der  deutsche  Importeur,  besonders  von  Kolonialwaren  und  ähnlichen 
Produkten,  bezahlt  diese  fast  stets  über  London  ■).  Damit  noch  nicht 
genug,  auch  bei  den  Zahlungen,  die  der  deutsche  Exporteur  aus  dem 
-Auslande  empfängt,  ist  er  häufig  gezwungen,  die  Vermittelung  des 
Londoner  Platzes  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  überseeischen  Länder 
trassieren,  wie  eben  gezeigt,  gegen  ihre  Ausfuhr  vorwiegend  in  eng- 
lischer Valuta,  diese  ist  daher  dort  in  großen  Mengen  vorhanden,  am 
bequemsten  zu  erlangen  und  somit  auch  das  nächstliegende  Rembours- 
material zur  Bezahlung  der  eigenen  Einfuhr.  Man  kann  sagen,  die 
Remboursierung  englischer  Wrechsel 3)  ist  in  jenen  Ländern  geradezu 
die  Regel  geworden. 

Englische  Wechsel  sind  natürlich  nur  in  England  einlösbar;  sie 
müssen  zu  diesem  Zwecke,  haben  nicht  englische  Länder  sie  in 
Zahlung  genommen,  dortigen  Bankiers  übersandt  werden,  die  für  die 
Mühewaltung  des  Einkassierens  und  der  Uebersendung  des  Gegenwertes, 
außer  den  aufgelaufenen  Kosten,  sich  eine  Provision  von  durchschnitt- 
lich */•  P™2-  berechnen. 

Im  Jahre  1892  stellte  sich  im  Spezialhandel  der  Wert  der  ge- 
samten Wareneinfuhr  Deutschlands  auf  4272,9  Millionen  Mark.  Man 
kann  annehmen,  daß  von  diesem  Betrage  ungefähr  20  Proz.4)  oder 

1)  Dafs  dieses  Geschäft  teils  durch  die  Vermittelung  von  Bankiers  und  Banken  an 
den  Überseeischen  Plätzen,  die  ihrerseits  mit  dem  Exporteur  abrechnen  und  entweder 
selbst  trassieren  oder  die  von  diesem  gekauften  Dokumentenwecbsel  versenden,  erfolgt, 
ändert  hieran  nichts. 

2)  Vtrv.].  die  deutsche  Währung  in  Brasilien.  Hamburgische  Börsenhalle,  Jahrg.  89, 
No.  136,  132,  154,  136  vom  15.,  18  .  20  ,  21.  Mär»  1893. 

3)  Vgl.  Hani burgische  Börsenhalle  die  eilierten  Artikel. 

4}  Dieser  allerding»  xiemlicb  hochgegrifTene  Prozentsatz  ist  auf  Grund  der  im 
Statistischen  Jahrbucbe,  Jahrg.  1892,  S.  65  gegebenen  Prozentzahlen  berechnet  und  setzt 
sich  aus  dem  Anteile  am  Handel  mit  solchen  Lindern  zusammen,  zwischen  denen  und 
Deutschland  kein  direkter  Wechselkars  besteht,  und  bei  denen  daher  aus  diesem  und  «neb 
aus  anderen  Gründen  anzunehmen  ist,  daf»  die  Vermittelung  Londons  in  Ansprach  ge- 
nommen werden  inufs. 
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854  Millionen  Mark  durch  Vermittelung  der  Londoner  Bankiers  reguliert 
wurden.  Auf  diese  854  Millionen  Mark  ist,  wie  erwähnt,  eine  Accept- 
provision  von  durchschnittlich  0,25  Proz.  und  für  Stempel  0,05  Proz.  x) 
zusammen  0,30  Proz.  oder  ungefähr  21/,  Millionen  Mark  an  England  zu 
zahlen. 

Der  Wert  der  deutschen  Ausfuhr  stellte  sich  im  gleichen  Jahre 
auf  3409,5  Millionen  Mark.  Rechnet  man,  daß  auch  hier  20  Proz.  oder 
682  Millionen  Mark  der  verkauften  deutschen  Waren  in  englischen 
Wechseln  beglichen  werden,  so  würde  das  Inkasso  (1/8  Proz.) 
derselben  852  600  Mark  Kosten  verursachen. 

Die  Einnahme,  die  England  aus  der  Vermittelung  des  Zahlungs- 
ausgleiches des  deutschen  Warenhandels  mit  dem  Auslande  zieht,  ist 
auf  Grund  dieser  Berechnung,  die  eher  zu  hoch  als  zu  niedrig  sein 
wird,  ungefähr  mit  3  bis  3  Va  Millionen  Mark  zu  veranschlagen, 
ein  Betrag,  der  zu  gering  ist,  um  für  die  englisch-deutsche  Zahlungs- 
bilanz ins  Gewicht  zu  fallen. 

Bemerkt  mag  hier  übrigens  werden,  daß  Deutschland  für  den 
Zahlungsausgleich  Englands  und  anderer  Länder  mit  Oesterreich-Ungarn, 
Rußland  und  Rumänien,  die  ihre  Geldgeschäfte  meistens  über  Berlin 
zu  machen  pflegen,  eine  ähnliche,  wenn  auch  viel  weniger  bedeutende 
Vermittlerrolle  einnimmt. 

Als  dritte  Hauptquelle  der  gegenseitigen  Verschuldung  der  Völker 
haben  wir  die  internationalen  Kreditgeschäfte  genannt  Der  Begriff 
„internationale  Kreditgeschäfte",  wie  er  hier  gebraucht  ist,  erfordert 
zunächst  noch  eine  kurze  Bemerkung. 

Wir  rechnen  bei  Untersuchungen  über  Zahlungsbilanz  und  Wechsel- 
kurs, den  thatsächlichen  internationalen  Kreditgeschäften,  bei  denen 
die  Uebertragung  von  Kapital  ins  Ausland  von  einer  gleichzeitigen 
Uebertragung  des  Eigentums  daran  auf  ausländische  Personen  begleitet 
ist,  diejenigen  Kapitalsübertragungen  von  einem  Lande  in  ein  anderes  zu, 
bei  denen  das  ins  Ausland  übertragene  Kapital  im  Eigentume  der  In- 
länder verbleibt.  Theoretisch,  glauben  wir,  steht  dem  nichts  entgegen. 
Die  Eigentumsübertragung  im  Darlehn  ist  ja  überhaupt  nur,  wenigstens 
wirtschaftlich,  eine  begleitende  Erscheinuug  *) ;  das  Wesentliche  bleibt 
immer,  wer  in  den  Genuß  der  geliehenen  Summe  gelangt.  Dies  ist 
aber,  da  solche  Kapitalsübertragungen  aus  höher  kultivierten  in  weniger 
kultivierte  Länder  vorgenommen  werden,  ebeuso  sehr  das  fremde  Land, 
dessen  Produktionsfaktoren  hierdurch  vermehrt  oder  in  ihrer  Ergiebig- 
keit gesteigert,  dessen  wirtschaftliche  Position  dem  Auslande  gegenüber 
hierdurch  verbessert  wird,  als  die  Person,  die  die  Investitionen  daselbst 
vornimmt.  Auch  sonst  sind  die  Punkte  der  Uebereinstimmung  dieser 
Kapitalstibertragungen  mit  dem  wirklichen  Darlehn  so  zahlreich,  daß  wir 
sie  demselben  wenigstens  für  unsere  Zwecke  unbedenklich  zurechnen 
können. 


1)  Der  Stempel  ist  nicht  in  allen  Fällen  zu  tragen,  s.  B.  dann  nicht,  wenn  die  als  Zah- 
lung empfangenen  Wechsel  wieder  ins  Ausland  verkauft  werden,  da  nach  den  Usancen  der 
melkten  Börsen  diese  Wechsel  ungestempelt  lieferbar  sind. 

S)  Vgl   Karl  Knies,  Da»  Geld,  2.  Aull,,  Berlin  1885,  8.  118,  116. 
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Zu  den  Kapitalsübertragungen,  bei  denen  das  Eigentum  nicht  mit 
übertragen  wird,  die  aber  ihrem  Umfange  nach  zwischen  gewissen 
Ländern  nicht  unbedeutend  sind,  gehören  die  Beteiligungen  der  In- 
länder mit  ihrem  Gelde  an  ausländische  Unternehmungen,  einerlei,  ob 
dieselben  durch  Ankauf  von  Aktien  oder  durch  selbständige  Errichtung 
von  Geschäften,  Fabriken  u.  s.  w.  erfolgen.  Ein  Rückstrom  dieser 
Kapitalien  erfolgt  meistens  in  kürzerer  oder  längerer  Zeit,  je  nach 
der  Kulturstufe  und  der  Entwicklung  des  Landes,  zu  dessen  Be- 
fruchtung sie  gedient  haben.  Ihre  Rückzahlung  geschieht,  sobald  die 
Länder  ihre  Selbständigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  und  des 
Handels  erlangt  haben meistens  dadurch,  daß  die  Aktien,  die  Ge- 
schäfte und  Unternehmungen  der  Ausländer  mit  wachsendem  Kapital- 
reichtum allmählich  von  den  Inländern  erworben  werden. 

Um  für  den  eben  beschriebenen  Vorgang  ein  Beispiel  anzuführen, 
braucht  nur  an  Deutschland  selbst  erinnert  zu  werden.  Noch  vor 
wenigen  Jahrzehnten  war  ein  großer  Teil  des  rheinisch-westfälischen 
Bergwerksbesitzes  in  den  Händen  belgischer  Kapitalisten;  bis  vor 
wenigen  Jahren  wurden  fast  alle  Gasanstalten  und  Pferdebahnen  in 
Deutschland  durch  belgische  oder  englische  Unternehmer  und  Aktien- 
gesellschaften gebaut  und  ausgebeutet.  Nachdem  aber,  besonders  in 
den  siebziger  Jahren,  das  Volksvermögen  stark  angewachsen  war, 
änderte  sich  dieser  Zustand,  und  heute  befinden  sich  fast  alle  diese 
Unternehmungen  mit  verhältnismäßig  wenigen  Ausnahmen  im  deutschen 
Besitze. 

Wie  die  Aufnahme  von  Anleihen  jeder  Art  die  Zahlungsbilanz 
und  den  Wechselkurs8)  zu  Ungunsten  des  darleihenden  Landes,  die 
Zahlung  der  Zinsen  und  die  endliche  Rückzahlung  des  Darlehns  sie 
aber  zu  dessen  Gunsten  beeinflußt,  so  ist  auch  die  einfache  Ueber- 
tragung  von  Kapitalien  ins  Ausland  ohne  Aenderung  des  Eigentums 
von  einer  ungünstigen  Einwirkung  auf  den  Wechselkurs  für  das 
leistende  Land,  der  Eingang  der  Gescbäftsgewinne  (Dividenden)  und 
das  endliche  Zurückströmen  des  Kapitals  selbst,  von  einer  günstigen 
Einwirkung  auf  denselben  begleitet. 

Kreditgeschäfte  öffentlichen  Charakters  kommen  zwischen  Eng- 
land und  Deutschland  bei  dem  Kapitalsreichtum  beider  Länder  so  gut 
wie  gar  nicht  vor.  Im  eigenen  Lande  finden  beide  Staatsregierungen 
und  auch  die  provinziellen  und  kommunalen  Verbände  hinlänglich  Ge- 
legenheit, ihr  Kapitalsbedürfnis  vollständig  und  in  bequemer  Weise 
zu  decken.  Eine  Inanspruchnahme  des  Auslandes  zu  diesem  Zwecke 
findet  in  keinem  der  beiden  Länder  in  irgend  welchem  Umfange  statt. 
Die  Anleihetitres  jedes  Landes  sind  daher  auch  fast  vollständig  im 
Besitze  der  Inländer,  besonders  auch  wegen  ihres  relativ  niedrigen 
Zinsfußes,  der  die  Ausländer  zum  Ankauf  kauft  derselben  zu  Anlage- 


1)  Vgl.  über  die  allmähliche  Zurückdrängung  des  auslandischen  Einflusses.  Schmoller 
im  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  u.  s.  w.,  XIII.  Jahrg.,  Heft  III  a.  a.  0.,  S.  110  f. 

2)  ....  a  foreign  loan  will  teil  against  the  balance,  not  of  the  borrowing  country 
which  receives  the  loan,  but  of  tbe  lending  country  which  supplies  it.  O.  J.  Goschen, 
The  theory  of  the  foreign  excbauges,  13  edition,  London  1888,  8.  13. 
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zwecken  kaum  reizen  kann.  Eine  gegenseitige  Verschuldung  aus  dieser 
Quelle,  wenigstens  in  einem  solchen  Umfange,  um  einen  merklichen 
Einfluß  auf  ihre  Zahlungsbilanz  auszuüben,  besteht  nicht 

Vollständig  anders  liegen  die  Verhältnisse  hinsichtlich  der  privaten 
eigentlichen  Kreditgeschäfte. 

Die  großen  Summen  von  Guthaben  und  Wechselforderungen  auf 
England,  die,  wie  wir  im  Laufe  unserer  Untersuchung  nachgewiesen 
haben,  Deutschland  in  seinem  Verkehr  mit  dritten  Ländern  dadurch 
erwirbt,  daß  es  mit  der  Bezahlung  seiner  Ansprüche  von  diesen  an 
England  verwiesen  wird,  führen  zu  einer  dauernden  und  starken  Ver- 
schuldung Englands  an  Deutschland. 

Uneigentliche  private  Kreditgeschäfte,  die  Beteiligung  mit  Kapital 
an  den  Unternehmungen  des  anderen  Landes,  sind  heute,  worauf  schon 
hingewiesen,  nur  noch  gering.  Die  Einnahmen  jedes  der  beiden  Länder 
hieraus  dürften  wohl  einander  ausgleichen. 

In  ganz  gleicher  Weise  wie  beim  internationalen  Warenhandel 
und  bei  den  Einnahmen  aus  den  dem  Auslande  erwiesenen  Dienst- 
leistungen bilden  die  öffentlichen  und  privaten  Kreditgeschäfte  mit 
dritten  Ländern  durch  Verweisung  der  deutschen  Ansprüche  an  Eng- 
land für  Deutschland  eine  Quelle,  aus  der  ihm  große  Mengen  von 
Forderungen  auf  England  zuströmen. 

Soetbeer1)  schätzte  im  Jahre  1875  den  Betrag  an  Zinsen  und 
fälligen  Rückzahlungen,  den  Deutschland  alljährlich  vom  Auslande  zu 
empfangen  hat,  auf  300  bis  400  Millionen  Mark.  Unter  Berück- 
sichtigung der  Entwickelung  Deutschlands  in  den  letzten  zwanzig 
Jahren  dürfte  diese  Summe  mit  450—600  Millionen  Mark  als  durch- 
schnittliche jährliche  Einnahme  der  letzten  Zeit  nicht  zu  hoch  ge- 
schätzt sein.  Die  große  Marktfähigkeit  der  englischen  Valuta  in  der 
ganzen  Welt  ist  wiederum  die  Veranlassung,  daß  ein  Teil  dieser 
Summe  in  englischen  Wechseln  nach  Deutschland  remittiert  wird, 
und  die  aus  anderen  Quellen  herrührende  Verschuldung  Englands 
Deutschland  gegenüber  erheblich  steigert. 

Nachzuweisen,  daß  England  Deutschland  thatsächlich  verschuldet 
ist,  und  die  Quellen  und  Gründe  dieser  Verschuldung  aufzudecken, 
war  unsere  Aufgabe. 

Im  Vorstehenden  glauben  wir  diesen  Nachweis  geführt  zu  haben. 
Hierbei  sind  wir  zu  einem  Ergebnisse  gelangt,  das  sowohl  für  sich 
ein  allgemeineres  theoretisches  Interesse  beanspruchen  kann,  wie  es 
auch  die  Thatsache  der  Verschuldung  Englands  Deutschland  gegenüber 
in  natürlicher  und  ungezwungener  Weise  erklärt. 

Theoretisch  ist  es  ein  bis  jetzt  noch  wenig  oder  gar  nicht  be- 
achteter Gesichtspunkt,  daß,  wenn  auch  zur  Bestimmung  der  Zahlungs- 
bilanz eines  Landes  mit  dem  gesamten  Auslande  die  Ermittelung 
der  ein-  und  ausgeführten  Wertobjekte  aller  Art  genügen  würde, 
daneben,  handelt  es  sich  um  die  Zahlungsbilanz  zwischen  zwei  be- 
stimmten einzelnen  Ländern,  außerdem  erforderlich  ist,  die  inter- 
nationalen Ueberweisungen  von  Forderungen  zu  berücksichtigen. 


1)  Hirths  Annalen,  Jahrg.  1875  a.  a.  O.,  8.  776. 
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Was  sodann  die  Frage  der  Verschuldung  Englands  Deutschland 
gegenüber  anbetrifft,  so  haben  wir  eine  solche  von  ziemlich  beträcht- 
lichem Umfange  auf  Grund  unserer  Untersuchung  dreier  Hauptposten 
der  Zahlungsbilanz  t  hat  .sächlich  nachweisen  können ').  Stets  waren 
es  die  Beziehungen  Deutschlands  zu  dritten  Ländern,  durch  die  dieses 
Ergebnis  herbeigeführt  wurde.  Von  den  verschiedensten  Völkern  wird 
Deutschland  mit  seinen  Forderungen  für  Leistungen  zu  ihren  Gunsten 
durch  deren  Bezahlung  in  englischen  Wechseln  und  Accepten  an 
England  verwiesen.  Hierdurch  tritt  England  an  die  Stelle  dieser 
dritten  Länder  und  wird  zum  Schuldner  Deutschlands.  Unserer  An- 
sicht nach  ist  hierin  die  Ursache  des  für  England  überwiegend  un- 
günstigen Standes  der  deutsch-englischen  Wechselkurse  zu  suchen. 

Teilweise  verwendet  Deutschland  diese  auf  die  verschiedenste  Art 
erhaltenen  Forderungen  auf  England  dadurch,  daß  es  sie  weiter  über- 
weist, gleichfalls  zur  Begleichung  seiner  im  Auslande  eingegangenen 
Verpflichtungen.  Immerhin  wird  hierdurch  nur  ein  Bruchteil  der- 
selben verbraucht  Deutschland  ist  ein  Kapital  sparendes  Land  und 
der  nicht  verbrauchte  Teil  dieser  Forderungen  repräsentiert  nicht 
konsumierte  Beträge  seines  Hein-Einkommens,  besonders  desjenigen, 
das  dem  Verkehr  mit  dem  Auslande  entstammt.  Die  Kapitalbeträge 
die  zur  Zeit  noch  keine  feste,  dauernde  Anlage  gefunden  haben,  suchen 
solche  zeitweise  auf  dem  englischen  Geldmarkte.  Sie  bilden,  wenig- 
stens wie  die  Verhältnisse  jetzt  liegen,  einen  für  gewöhnlich  nach 
jeder  Schmälerung  sich  erneuernden,  für  alle  auftretenden  Bedürfnisse 
der  deutschen  Volkswirtschaft  stets  bereiten  Fonds  von  durchschnitt- 
lich annähernd  15-20  Millionen  Pfund  Sterling1). 

Unzweifelhaft  sind  die  Forderungen  auf  England  in  der  Hand 
Deutschlands  ein  jenem  gewährtes  Darlehn.  Die  Darlehnsgewährung 
im  internationalen  Verkehr  pflegt  von  einer  für  den  Ausleiher  un- 
günstigen Beeinflussung  seiner  Zahlungsbilanz  und  der  Wechselkurse 
begleitet  zu  sein*).  Da  jedoch  Deutschland  diese  englischen  For- 
derungen ganz  allmählich  als  Gegenwert  eines  Teiles  seiner  Waren- 
ausfuhr, seiner  dem  Auslande  gewährten  Dienste,  als  Rückzahlung  ge- 
liehener Kapitalien,  weiter  als  Zinsen  und  Gescbäftsgewinne,  wie  auch 
im  Austausche  gegen  Forderungen  auf  andere  Länder  erhält,  und  da 
sich  ferner  ihr  Erwerb,  d.  h.  also  die  Gewährung  dieses  Darlehns 
gleichmäßig  über  einen  längeren  Zeitraum  erstreckt,  so  ist  von  einer 
ungünstigen  Zahlungsbilanz  auf  deutscher  Seite  als  Folge  dieser 
Kreditgeschäfte  so  gut  wie  nichts  zu  bemerken.  Eine  ausgesprochen 
negative  Beeinflussung  des  deutschen  Wechselkurses,  die  man  erwarten 
sollte,  ist  gar  nicht,  oder  nur  ganz  unmerklich  vorhanden. 

Während    der  Dauer   des   Darlehns,   des  Kreditverhältnisses 


1)  Wohl  werden  auch  die  anderen  Posten  der  von  Soetbeer  in  Hirths  Annalen, 
Jahrg.  1875,  S.  774,  zusammengestellten  vollständigen  Zahlungsbilanz  für  die  Bilaos 
zwischen  England  und  Deutschland  ihre  Bedeutung  haben,  eine  Veränderung  des  Schlol»- 
resultates  durch  sie  ist  jedoch  ausgeschlossen.  ■ 

2»  Vgl  unsere  Schätzung  in  diesen  Jahrbüchern,  Folge  III,  Bd.  V.  S.  217. 

3)  Vgl.  Goschen,  a.  a.  0  S.  13  f. 
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zwischen  den  beiden  Ländern,  wird  die  Zahlungsbilanz,  abgesehen 
von  den  Zinszahlungen,  nicht  beeinflußt l).  Die  Zinszahlungen  sind 
es  aber  nicht,  die  zu  den  Geldentziehungen  mit  ihren  einschneidenden 
Störungen  des  englischen  Geldmarktes  führen,  sondern  es  ist  die  Zurück- 
ziehung des  Kapitals  selbst,  die  diese  verursachen. 

Die  Gründe,  daß  Deutschland  das  England  gewährte  Darlehn 
kündigt  uud  sein  Kapital  von  dort  zurückzieht,  können  ganz  all- 
gemein dreierlei  Art  sein: 

Erstens:  Die  Kapitalien  finden  außerhalb  Englands  vorwiegend 
wieder  im  Auslande  definitive  Anlage.  Fast  beständig  wird  der  deutscher- 
seits in  England  gehaltene  Fonds  hierdurch  in  Anspruch  genommen 
und  geschmälert.  In  normalen  Zeiten  wird  dieser  Abgang  jedoch 
durch  neu  produzierte  Kapitalien  bald  wieder  ersetzt,  und  so  ihr  Be- 
trag auf  einer  ziemlich  gleichmäßigen  Höhe  erhalten. 

Zweitens  erfolgt  die  Zurückziehung  der  deutschen  Kapitalien 
dann,  wenn  eine  Veränderung  in  dem  Verhältnisse  der  Vorteile,  die 
Forderungen  auf  England  ihren  Besitzern  stets  in  der  einen  oder 
anderen  Weise  gewähren,  zu  den  Verlusten  an  Zinsen,  die  hiermit 
gewöhnlich  verbunden  sind,  eintreten. 

In  England  pflegt  der  Zinsfuß,  der  für  Anlagen  von  Kapital  in 
Wechseln  u.  s.  w.  vergütet  wird,  niedriger  zu  stehen,  als  in  den 
übrigen  Ländern.  Die  Bankiers,  die  englische  Guthaben  und  Wechsel 
halten,  könnten  also  mit  ihren  hierin  angelegten  Geldern  einen  höheren 
Zinsertrag  erzielen,  wenn  sie  dieselben  nicht  in  England,  sondern  im 
übrigen  Auslande  und  im  In  lande  verwenden  würden.  Bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  wird  aber  dieser  Verlust  eben  wegen  der  Vorteile, 
die  im  internationalen  Verkehr  in  Gold  realisierbare  Forderungen 
zu  allen  Zeiten,  unter  allen  Umständen  und  an  allen  Orten  der  Welt 
gewähren,  gern  getragen.  Geht  aber  die  Differenz  zwischen  dem 
englischen  Zinsfuße  und  demjenigen  außerhalb  Englands  über  ein  ge- 
wisses Maß  hinaus,  oder  wachsen  die  Summen,  auf  die  der  niedrigere 
englische  Zinsfuß  bezahlt  wird,  zu  stark  an,  so  wird  der  ausländische 
Bankier  das  Kreditgeschäft  mit  England  einzuschränken,  oder  ganz 
zu  lösen  suchen.  Er  wird  die  definitive  Anlage  seines  Kapitals  be- 
schleunigen oder  es  durch  Ankauf  z.  B.  französischer,  holländischer,  kurz 
nicht  englischer  Wechsel  anderswo  zinstragend  unterbringen,  oder  es 
endlich  ganz  zurückziehen  und  im  Inlande  verwenden. 

Beide  bis  jetzt  erwähnten  Fälle,  die  zur  Auflösung  des  deutsch- 
englischen Kreditverhältnisses  führen,  berühren  zwar  die  englische 
Zahlungsbilanz  regelmäßig  in  ziemlich  starker  Weise  negativ,  pflegen 
jedoch  meistens  ohne  weitere  nachteilige  Folgen  für  England  zu 
bleiben.  Der  Grund  hierfür  liegt  darin,  daß  diese  Zurückziehungen  von 
Kapitalien  vorwiegend  in  Zeiten  der  Geldfülle  einzutreten  pflegen,  wo 
sie  in  England  entweder  gar  nicht  beachtet,  unter  Umständen  sogar, 
im  Hinblick  auf  eine  gewisse  Versteifung  der  Diskontraten,  ganz  gerne 
gesehen  werden. 


1)  Vgl.  Goschen,  a.  r    0.  S,  16  f. 
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Drittens  kann  die  Beendigung  des  Kreditverhältnisses  zwischen 
den  beiden  Ländern  die  Folge  besonderer  Vorgänge  oder  Störungen 
auf  dem  deutschen  Markt,  oder  auf  dem  Weltmarkte  sein.  Stets  sied 
es  die  leicht  realisierbaren  Außenstände,  zu  denen  die  Bankiers 
greifen,  um  zeitweiligen  außerordentlichen  Anforderungen  gerecht  zu 
werden,  oder  um  dadurch  in  krisenhaften  Zeiten  ihre  Zahlungsfähig- 
keit aufrecht  erhalten  zu  können.  Am  günstigsten  für  den  eigenen 
Geldmarkt  lassen  sich  die  Außenstände  im  Auslande,  die  Anlagen  in 
Guthaben  und  Wechselforderungen  auf  in  Gold  zahlende  Länder,  vor 
allem  also  auf  England  realisieren.  Zur  Zurückziehung  dieser  wird 
daher  zuerst  geschritten,  zumal  hierdurch  der  eigene  Geldmarkt  nicht 
beunruhigt,  vielmehr  durch  das  Einströmen  des  Geldes  gekräftigt 
wird.  Der  Abfluß  der  so  gekündigten  Kapitalien  von  England  ins 
Ausland  erfolgt  vorwiegend  unter  diesen  Umständen  in  Gold. 

Die  Rückzahlung  eines  Darlehns  beeinflußt  die  Zahlungsbilanz 
auf  seiten  des  zurückzahlenden  Schuldners  stets  ungünstig.  England 
sieht  sich  sehr  häufig  zu  Rückzahlungen  dieser  Art  gerade  zu  solchen 
Zeiten,  wo  sie  ihm  am  schwersten  fallen,  gezwungen.  Die  Wirkung, 
die  dieser  Umstand  auf  seine  auswärtigen  Wechselkurse  ausübt,  ist 
darum  doppelt  einschneidend. 

Gerade  das  so  stattfindende  Zusammentreffen  mehrerer  für  Eng- 
land ungünstiger  Umstände  ist  es,  das  die  starke  Wirkung  der  in 
solchen  Zeiten  stattfindenden  GoldabBüsse  auf  dem  Londoner  Markte  mit 
erzeugt,  die  regelmäßig  von  einem  gewissen  Gefühle  des  Unbehagens 
und  des  Mißmutes  gegen  die  ihre  Forderungen  in  Gold  einziehenden 
Länder  begleitet  ist.  Die  Länder  jedoch,  gegen  die  sich  der  englische 
Mißmut  richtet,  sind  aber  nicht  die  eigentliche  und  letzte  Ursache 
der  ungünstigen  Wirkung  der  für  England  zu  ungelegener  Zeit  er- 
folgenden Goldausgänge.  Daß  sie  überhaupt  eintreten  können  und  in 
einem  solchen  Umfange,  daß  sie  eine  Störung  des  englischen  Geld- 
marktes herbeiführen,  das  ist  die  notwendige  Folge  und  die  Kehrseite 
des  Ueberwiegens  und  des  universellen  Gebrauches  der  englischen 
Valuta  im  internationalen  Verkehr. 

In  England  pflegt  man  die  vielen  Vorteile,  die  dem  Lande  aus  der 
Benutzung  seiner  Währung  im  Auslande  erwachsen,  stets  zu  übersehen, 
um  desto  heftiger  über  die  Nachteile  der  dadurch  bedingten  Goldent- 
ziehungen zu  klagen.  Man  hat  es  dort  sehr  gerne,  daß  London  den 
Handel  in  vielen  Gegenständen,  besonders  auch  den  des  Goldes,  geradezu 
monopolisiert;  man  sonnt  sich  in  dem  Vertrauen,  daß  die  ganze 
Welt  dem  englischen  Kredit  dadurch  entgegenbringt,  das  sie  ihre 
disponiblen  Gelder  vor  allem  in  London  anzulegen  sucht;  man  freut 
sich  der  schönen  Gewinne,  die  durch  Verwendung  dieser  außerordent- 
lich billig  erhaltenen  Summen  besonders  in  überseeischen  Geschäften 
gemacht  werden.  In  der  Ausnutzung  des  Kapitals,  des  einheimischen 
wie  auch  des  geliehenen  fremden,  bei  denen  wegen  ihrer  drohenden 
Zurückziehung  doppelte  Vorsicht  geboten  wäre,  geht  man  nirgendwo 
rücksichtsloser  vor,  als  gerade  wieder  in  London.  Nicht  die  kleinste 
Summe  darf  müßig  liegen,  sie  muß  Gewinn,  muß  Zinsen  bringen.  Um 
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ReservestelluDgen  —  ein  bekannter  und  viel  beklagter  schwacher  Punkt 
des  englischen  Bankwesens  —  für  diese  stets  rückforderbaren  Darlehn 
des  Auslandes  kümmert  man  sich  herzlich  wenig.  An  den  Gefahren,  die 
ein  solcher  Zustand  notwendig  in  sich  birgt,  geht  man  achtlos  vor- 
über. Treten  Beklemmungen  des  Geldmarktes  in  irgend  einem  Winkel 
der  Erde  ein  und  leben  mit  ihnen  die  in  London  stets  so  unangenehm 
empfundenen  Goldentziehungen  wieder  auf,  so  wird  die  Veranlassung 
dazu  allanderwärts  gesucht,  nur  nicht  im  eigenen  Hause,  wo  sie  sich 
thatsächlich  befinden.  Mit  Vorwürfen  und  Beschuldigungen  des  Aus- 
landes wird  nicht  gespart,  obgleich  der  ganze  Zustand  die  notwendige 
Folge  englischer  Handelsgewohnheiten  und  Verhältnisse  ist.  Das 
Ausland,  das  seinen  gerade  für  die  Zeiten  außerordentlichen  Bedarfs 
in  Forderungen  auf  England  angesammelten  Reservefonds  einzieht, 
thut  seinerseits  nichts,  was  englische  Kaufleute  und  Bankiers  unter 
ähnlichen  Umständen  nicht  auch  selbst  und  in  viel  rücksichtsloserer 
Weise  thun  würden. 

Hiermit  hätten  wir  unsere  Aufgabe  beendet.  Die  Möglichkeit,  fast 
zu  allen  Zeiten  Gold  aus  London  zu  beziehen,  ist  für  Deutschland 
eine  Folge  der  stets  vorhandenen  Verschuldung  Englands  Deutsch- 
land gegenüber.  Daß  England  ein  Gleiches  nicht  vermag,  daß  es 
aus  Deutschland  nur  selten  Gold  importieren  kann,  beruht  nicht 
darauf ,  daß  es  kein  Gold  erhalten  könnte,  oder  daß  ein  Gold- 
abfluß deutscherseits  durch  mehr  oder  weniger  künstliche  Mittel  ver- 
hindert wird ,  sondern  allein  darauf,  daß  England  seine  Forderungen 
auf  Deutschland  zur  Kompensierung  der  in  größerer  Menge  vor- 
handenen deutschen  Ansprüche  viel  vorteilhafter  verwendet,  als  es 
bei  der  Erwerbung  von  Gold  in  Deutschland  geschehen  könnte.  Es 
sind  also,  was  immer  wieder  betont  werden  muß,  nicht  Maßregeln  der 
deutschen  Reichsbank,  nicht  eine  besonders  scharfe  Handhabung  der 
Diskontpolitik  oder  gar  die  Anwendung  der  Prämienpolitik,  die  den 
Abfluß  von  Gold  aus  Deutschland  verhindern  sondern  lediglich  der 
Umstand ,  daß  Forderungen  auf  Deutschland ,  die  daselbst  in  Gold 
wirtschaftlich  ohne  Verlust  einkassiert  werden  könnte,  in  Eng- 
land meistens  einfach  nicht  vorhanden  ist  Andererseits  sind  diu 
deutschen  Goldbezüge  aus  England  nichts  anderes,  als  die  bare  Ein- 
kassierung eines  vorhandenen  Saldos  von  Forderungen,  der  zeitweise 
von  England  in  anderer  Weise  nicht  beglichen  werden  kann,  weil  in 
Deutschland  die  anderen  Wertobjekten,  die  es  zur  Zeit  als  Zahlung 
anzubieten  hätte,  einen  viel  geringeren  Wert  haben  als  in  England 
selbst,  weil  also  die  Kaufkraft  der  Wert  des  Geldes  in  Deutschland 
eine  höhere  ist  als  dort. 

Die  Einkassierung  von  Forderungen  in  England  erfolgt  dann,  wenn 
man  in  Deutschland  Geld  braucht.  Sie  macht,  wenn  sie  zu  unge- 
legener Zeit  erfolgt,  auf  den  englischen  Geldmarkt  einen  tiefen  Ein- 


1)  Die  Anwendung  dieser  Mittel  müTst«  ja  auch  den  Abflufs  tod  Gold  aus  Deutsch- 
land nach  anderen  Lindern  in  gleicher  Weise  wie  nach  England  unmöglich  machen,  was, 
wie  bekannt,  nicht  der  Fall  ist. 
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druck  und  beunruhigt  ihn  fast  regelmäßig.  Die  Gründe  hierfür  sind 
jedoch  nicht  in  den  Goldentziehungen  an  sich  zu  suchen. 

Erwähnt  wurde  bereits,  daß  die  im  Hinblick  auf  die  stets  zu  er- 
wartenden Rückforderungen  der  in  England  angelegten  großen  Summen 
fremder  Gelder,  außerordentlich  geringen  Reservestellungen  teilweise 
hierfür  verantwortlich  zu  machen  sind.  Weitere  Ursachen  dieses 
Zustandes  liegen  in  der  Verquickung  des  Londoner  Geldmarktes  mit 
dem  dortigen  Goldmarkte  und  in  der  Stellung  die  London  im  inter- 
nationalen Geldkreditgeschäft  einpimmt 
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IH. 

Die  französische  Finanzgesetzgebung  von  1882 — 92. 

Von  Andre  L  i  4  s  s  e. 

Wir  beschränken  uns  auf  die  gröfseren  Gesetze,  welche  von  allge- 
meinem Interesse  sind,  die  übrigen  haben  nur  Wichtigkeit  für  Verwaltungs- 
beamte und  einige  Spezialisten.  Die  Gesetze,  welche  allein  die  Finanzen 
berühren,  wird  man  in  zwei  Partien  dieser  Arbeit  behandelt  finden.  In 
Wirklichkeit  Bind  nur  die  Zuckersteuern  und  die  Zölle  am  meisten  und 
tiefsten  in  dem  letzten  Dezennium  verändert,  besonders  vom  fiskalischen 
Standpunkt. 

Wir  geben  in  dem  Folgenden  einige  allgemeine  Andeutungen  über 
dag  Budget,  eine  besondere  Prüfung  desselben  würde  uns  zu  weit 
führen  und  würde  auf  der  anderen  Seite  keinen  Nutzen  haben,  um  sich 
eine  allgemeine  Uebersicht  über  die  Entwickelung  der  Finanzlage  in  Frank- 
reich in  den  letzten  Jahren  zu  verschaffen. 

Man  kann  sagen,  dafs  die  Periode  von  1878 — 82  eine  verhältnis- 
mäfsig  günstige  für  Frankreich  gewesen  ist  Der  Ertrag  der  Steuern  ist 
während  mehrerer  Jahre  über  den  Voranschlag  hinaus  gewachsen.  Dieses 
fiskalische  Ergebnis  stand  im  Einklang  mit  der  Zunahme  des  allgemeinen 
Wohlstandes  und  war  nur  der  Reflex  desselben.  Die  erste  Eonsequenz 
dieses  Zustandes  war  eine  Kurssteigerung  der  Benten.  Der  Staatskredit 
gestaltete  sich  günstiger  und  kam  natürlich  der  perpetuierlichen  Schuld 
zu  gute.  Der  Ausdruck  perpetuierlich  hat  eine  doppelte  Bedeutung,  er 
drückt  nur  unvollkommen  aus,  was  man  damit  sagen  will.  Perpetuierlich 
will  nicht  in  Wirklichkeit  sagen,  dafs  die  Rente  eine  ewige  sein  soll, 
sondern  nur,  dafs  der  Gläubiger  nioht  die  Rückzahlung  verlangen  darf, 
während  der  Schuldner,  hier  der  8taat,  die  Rückzahlung  naoh  seinem  Be- 
lieben einrichten  kann. 

Die  Konvertierung  der  Schuld,  welche  durch  das  Gesetz  vom  27.  April 
1883  angeordnet  wurde,  war  im  wahren  Sinne  des  Wortes  eine  Konver- 
tierung, indem  sie  eine  Ermäfsigung  des  Zinsfußes  der  Staatskasse  infolge 
der  Verbesserung  des  Staatskredites  bewirkte  und  eine  Verminderung  der 
Summe  herbeiführte,  welche  zur  Rentenzahlung  bestimmt  war.  Viele 
Konversionen  haben  in  Frankreich  seit  dem  Beginn  des  Jahrhunderts 
stattgefunden.  Alle  aufser  der  von  1883  schlössen  keine  Reduktion  des 
Zinsfufses  ein,  ohne  zugleioh  die  Kapitalschuld  zu  erhöhen.     Man  mufs 
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indessen  die  Konvertierung  von  1852  ausnehmen,  durch  welche  der  Zins- 
fuß von  5  Froz.  vollständig  beseitigt  wurde  und  statt  dessen  4  Vt  Proz. 
gesetzt  wurden;  sie  betraf  eine  Konto  von  175  Mill  und  brachte  dem 
Staatsschatz  eine  Erleichterung  von  17  */,  Mill.  ein.  Indessen  wurde  die 
Schuld  durch  eiue  besondere  Aufnahme  um  47  Mill.  erhöht. 

In  Bezug  auf  die  Konvertierung  von  1883,  welche  5-prozentige  Renten 
in  4-prozentige  verwandelte,  wollen  wir  nicht  die  Frage  der  Berechtigung 
solcher  Konvertierungen,  wie  sie  gewöhnlich  gemacht  werden,  erörtern,  wir 
berühren  sie  vielmehr  nur  beiläufig.  Der  Staat  leiht  z.  B.  eine  Summe  von 
80  Frcs.  von  Privatleuten.  An  Stolle  dieser  Summe  von  80  Frcs.,  für  deren 
Rückzahlung  er  keine  Verpflichtungen  Ubernimmt,  wenigstens  nicht  bei  einer 
permanenten  Schuld,  giebt  er  den  Privatleuten  eine  Anweisung,  dafs  dem 
Gläubiger  100  Frcs.  im  Fall  der  Rückzahlung  duroh  den  Staat  ausgezahlt 
werden  aollen,  und  gewährt  aufserdem  einen  Rentenanspruch  von  5  Frcs. 
Der  Staat,  wohlverstanden,  behält  sich  vor,  die  100  Frcs.  zurückzuzahlen, 
wenn  es  ihm  pafst,  aber  der  zunehmende  Wohlstand  lafst  den  Zinsfufs 
sinken,  der  Kapitalist  verleiht  seine  Gelder  billiger.  Die  Rentenbriefe 
eines  so  bevorzugten  Schuldners  wie  der  Staat,  wenn  dieser  Staat  ge- 
sicherte Einnahmen  hat,  steigen  im  Werte.  An  der  Börso  reifsen  sich 
die  Privatleute  um  die  Obligationen,  die  zu  80  Frcs.  ausgestellt  sind, 
und  treiben  den  Kurs  auf  100  Frcs.  Der  Staat,  d.  h.  hier  der  Schuldner, 
hat  keinen  Nutzen  von  dieser  Steigerung,  seine  Schuld  hat  sich  nicht 
verändert.  Er  schuldet  dem  Rentier  100  Frcs.  und  nicht  107  oder  108  Frcs. 
Er  hat  z.  B.  absolut  das  Recht,  dem  Gläubiger  zu  Bagen,  die  Erniedrigung 
des  Zinsfufses  macht,  dafs  Eure  Schuldverschreibung  sehr  im  Preise  ge- 
stiegen iat,  ich  kann  heute  eine  Summe  von  80  Frcs.  für  41/,  Proz. 
Zinsen  zahlen,  ich  werde  Euch  deshalb  nur  41/,  Pros,  zahlen,  oder  ich 
zahle  euch  die  Schuld  zurück. 

Wir  erwähnen  dies  nur,  weil  zur  Zeit  der  Konversion  vielfach  die 
Rechtsfähigkeit  der  Konversion  bestritten  wurde.  Das  Gesetz  vom 
27.  April  1883  hat  das  Folgende  bestimmt:  Die  5-prozentigen  Renten 
werden  in  41/a-prozentige  verwandelt  oder  zurückgezahlt.  Die  Staats- 
schuld von  5  Frcs.  Rente  betrug  kapitalisiert  100  Frcs.  Der  Staat  ver- 
zichtete aufserdem  auf  die  Rückzahlung  der  neuausgegebenen  41/a-prozen- 
tigen  Renten  während  der  folgenden  10  Jahre,  vom  16.  August  1883  an 
gerechnet,  weshalb  am  16.  August  dieses  Jahres  die  Frist  abgelaufen  ist 
Diese  sehr  wichtige  Konvertierung  verwandelte  die  infolge  des  Krieges 
von  1870  aufgenommene  Schuld  aus  einer  5-prozentigen  in  eine  41/f- 
prozentige,  sie  betraf  340  Mill.  Renten  und  sicherte  dem  Lande  eine 
jährliche  Ersparung  von  34  Mill. 

Bei  weitem  der  gröfste  Teil  der  Rentenbesitzer  unterwarf  sich  der 
Konvertierung;  nur  95  340  Frcs.  wurden  zurückgezahlt.  Das  Werk  ist 
das  Verdienst  deB  Finanzministers  Tirard. 

Aber  ungeachtet  der  günstigen  Wohlstandsverhältnisse  oder  vielmehr 
wegen  dieses  günstigen  Zustandes  stiegen  die  Staatsausgaben  fortdauernd. 
Die  Ersparnisse  durch  die  Konvertierung  und  die  Ueberschüsse  der  Ein- 
nahmen über  die  Voranschläge  von  1880 — 85  genügten  nioht,  sie  zu 
decken,  selbst  in  dem  laufenden  Budget   Dasselbe  war  von  2750  Mill.  Frcs.  • 
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im  Jahre  1880  auf  2765  MiU.  im  Jahre  1881,  2854  Mill.  1882,  3044  Mill. 
1883  gestiegen.  Man  kann  hier  das  Wort  wiederholen,  womit  man  s.  Z. 
die  dritte  Milliarde  unseres  Budgets  begräfste:  „Grüfst  diese  3  Milliarden, 
ihr  werdet  sie  nicht  wiedersehen."  Nichtsdestoweniger  war  das  laufende 
Budget  ron  1884  etwas  niedriger  als  das  von  1888,  ebenso  wie  das- 
jenige von  1885  und  86;  aber  neben  dieser  bedeutenden  Steigerung  des 
laufenden  BudgetB  von  1880 — 83  inkl.  sehen  wir  noch  bedeutende  Aus- 
gaben nebenher  hinzutreten,  auf  Grund  ergänzender  Inanspruchnahme  des 
Kredites.  Es  ist  bekannt,  dafs  in  dem  Jahre  für  Militärzwecke  ein  er- 
gänzender Kredit  gewährt  wurde,  während  diese  Ausgaben  später  in  das 
laufende  Budget  aufgenommen  wurden.  8ie  wurden  wie  gewöhnlich  von 
den  Ministern  verlangt  für  unvorhergesehene  Ausgaben,  welche  die  Sätze 
des  Budgets  überschritten.   So  wurden  1880  84  Mill.  Fros.,  1881  168  Mill., 

1882  148  Mill,  1883  120  Mill.  bewilligt,  von  denen  30—40  Mill.  später 
in  dem  laufenden  Budget  Aufnahme  fanden. 

Das  aofserordentliche  Budget  erreichte  1870  480  Mill.,  1881  700  Mill., 

1883  614  Mill.  Von  1882  ab  beginnt  aufserdem  das  Defizit,  welches 
schon  1882  106  Mill.  betrug  und  1885  280  Mill.  erreichte.  Auf  die 
Periode  der  Uebersohüsse  folgte  eine  solche  des  Defizits,  auf  die 
fetten  Kühe  folgten  die  mageren.  Diese  Erscheinung  ist  nicht  allein  bei 
den  Staatsfinanzen,  sondern  auoh  bei  Privatleuten,  Bankiers  und  Kauf- 
leuten bekannt. 

Bei  dieser  Vermehrung  der  sohwebenden  Sohuld  beschlofs  man  eine 
Anleihe  zu  machen.  Diese  Anleihe  vom  1.  Mai  1886  belief  sich  auf 
500  Mill.  Frcs.  und  wurde  als  3-prozentige  Rente  ausgegeben  zu  einem 
Kurse  von  79,  80,  wonach  der  Staat  etwas  mehr  als  3]/s  bis  3,75  Proz. 
zahlte.  Von  dieser  Anleihe  wurden  gedeckt  für  extraordinäre  Zwecke 
des  Heeres  bis  152  Mill.  Fros.  zur  Einlösung  von  ausgegebenen 
Staatsobligationen.  Zweitens  zur  Deckung  des  Militärbudgets  von  1887 
bis  195  Mill.  Der  Rest  wurde  zur  Tilgung  der  schwebenden  Schuld  be- 
nutzt.    Derselbe  reichte  aber  nicht  aus,  um  sie  ganz  zu  tilgen. 

Durch  das  Gesetz  vom  7.  Nov.  1887  wurde  eine  abermalige  Kon- 
vertierung verfügt,  die  in  Wirklichkeit  eine  Art  Anleihe  war.  Die  41/,- 
prozentigen  alten  Renten  beliefen  sich  auf  37  Mill.  Frcs.,  auf  205  398 
Namen  eingetragen,  4-prozentige  Renten  im  Betrage  von  446  096,  auf 
1321  Namen  eingetragen,  die  Konvertierung  fand  auf  3-prozentige  Renten 
statt.  3,6  Mill.  Frcs.,  repräsentierend  ein  Kapital  von  80  Mill.  Frcs., 
wurden  aber  zur  Rückzahlung  präsentiert 

Der  Emissionskurs  war  auf  80,10  der  3-prozentigen  Rente  festge- 
setzt. Das  Nettoergebnis  der  Konvertierung  stellte  sich  auf  173  Mill.  Frca., 
von  denen  118  Mill.  für  extraordinäre  Ausgaben  des  Heeres  pro  1887/88 
verwendet  wurden.  Der  disponible  Rest  von  54,8  Mill.  Fros.  blieb  zu 
demselben  Zweck  pro  1889. 

Wir  wären  damit  zu  dem  Schiasse  unserer  Besprechung  der  haupt- 
sächlichsten Anleihen  gelangt,  aufser  noch  der  Anleihe  vom  27.  Okt.  1890, 
welche  in  3-prozentigen  perpetuierlichen  und  3-prozentigen  amortisier- 
baren Renten  ausgegeben  wurden.  Zugleich  wurde  die  Rückzahlung  ver- 
schiedener Staatsschatzscheine  bestimmt.    Im  Grunde  genommen  handelte 
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es  eich  um  eise  Konsolidation  einer  schwebenden  Schuld.  Die  Anleihe 
erhob  sich  auf  ein  Kapital  von  869  Mill.  Frcs.  Trotz  einer  nicht  be- 
sonders günstigen  Lage  des  Landes  geschah  die  Emission  dooh  zu  dem 
aufserordentlioh  günstigen  Kurse  von  92,55.  Die  Anleihe  war  ein  be- 
achtenswerter Erfolg  und  liefs  sich  schnell  placieren,  d.  h.  sie  kam  un- 
mittelbar in  die  Hände,  welohe  sie  nicht  zur  Spekulation  verwenden 
wollten,  sondern  zu  dauernder  Anlage.  Jetzt  spricht  man  viel  von  einer 
weiteren  Konvertierung  der  4*/t-prozentigen  Rente,  welohe  noch  in  diesem 
Jahre  stattfinden  soll,  nachdem,  wie  wir  sahen,  die  zehnjährige  Festlegung 
abgelaufen  ist.  Diese  Konvertierung  würde  in  3-prozentigen  perpetuier- 
lichen  und  in  3-prozentigen  amortisierbaren  Renten  geschehen. 

Steuerreformen  (einmal  der  Besteuerung  des  Zuckers,  dann  solche, 
welohe  eine  Erhöhung  der  Zollsätze  in  sioh  sohliefsen)  haben  die  De- 
putierten und  Senatoren  riolfaoh  beschäftigt,  aber  kein  irgend  umfassender 
und  bedeutungsvoller  Vorschlag  ist  acceptiert  worden.     Man  ist  jetzt  im 
Begriff,  die  Geträukesteuer  zu  modifizieren  ;  zu  entlasten  die  gesundheits- 
förderlichen  Getränke  und  um  so  mehr  zu  belasten  den  Alkohol,  eine  Re- 
form, die  wohl  in  dem  Parlamente '  populär  ist     Schliefslich  wollen  wir 
noch  die  Vorgänge  der  lstzten  Zeit  berücksichtigen,  wo  die  Deputierten- 
kammer sich  mit  einem  Amendement  zur  Börsensteuer,  speziell  der  Be- 
steuerung des  Terminhandels  beschäftigte.    Die  wichtigste  Entlastung  ist 
dem  ländliohen  Grundbesitz  zu  teil  geworden   und  zwar  auf  Kosten  des 
bebauten  Grundbesitzes,  welcher  eine  Mehrbelastung  erfahren  hat  Da 
man  eine  Steuer  erst  richtig  beurteilen  kann,  nachdem  sie  mehrere  Jahre 
zur  Anwendung  gekommen  ist,  wird  erst  die  Zukunft  lehren,  ob  das 
Verfahren  den  gewünsohten  Erfolg  gehabt  hat  d  h-  der  Landwirtschaft 
wirklich  zu  gute  gekommen  ist.    Aber  eine  Entlastung  von  noch  grösserer 
Bedeutung,  deren  Folgen  schon  jetzt  siohtbar  sind,  ist  im  letzten  Jahre 
eingeführt,  das  ist  die  Befreiung  des  Transportes  auf  Schnellzügen  von 
einer  Steuer,  welche  dem  Staate  33  Mill.  eintrug.     Nach  der  grofsen 
Uebereinkunft   zwischen  dem  Staate  und  den  grofsen  Eisenbahngesell- 
schaften wurde  die  Bestimmung  festgesetzt,  dafs  für  den  Fall  der  Staat 
die  Steuer  vom  16.  Sept.  1871  auf  Sohnellzüge  aufheben  würde,  die  Ge- 
sellschaften sich  verpflichteten,  den  Personentarif  für  die  zweite  Klasse 
um  10  Proz.,  für  die  dritte  Klasse  um  20  Proz.  herabzusetzen.  Diese 
bezügliche  Herabsetzung  wurde  von  den  Eisenbahngesellschaften  durch- 
geführt.   Man  hatte  berechnet,  dafs  diese  Ermässigung  eine  Summe  von 
34  MilL  ausmachen  würde,  wenn  man  den  Verkehr  des  Jahres  1890  zu 
Grunde  legte.    Nach  der  erwähnten  Konvention  von  1883  lag  für  die  Ge- 
sellschaften kein  Grund  vor,  den  Tarif  für  Wareu  und  Nahrungsmittel 
herabzusetzen.     Gleichwohl  hatten  sie  eine  Ermäfsigung  eintreten  lassen 
auf  den  Transport  von  Waren,  welche  die  Gesamtsumme  von  ca.  19  Mill. 
ausmacht.  Duroh  beides  wurde  den  Reisenden,  Kaufleuten  und  Industriellen 
eine  Ersparnis  von  100  MilL  pro  Jahr  verschafft     Die  Hälfte  hiervon 
trägt  der  Staat,  die  andere  Hälfte  die  Eisenbahngesellsohaft.  Indessen 
•  tragen  die  letzteren  den  Verlust  nicht  vollständig,  da  der  Staat  ihnen 

noch  eine  Zinsgarantie  gewährt,  der  Staat  also  eintreten  mufs,  wo  infolge 
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jener  Ermäfsigung  der  Ertrag  unter  den  garantierten  Zinsen  bleibt,  so  dafs 
ein  Teil  der  Verminderung  der  Transportkosten  auf  die  Steuerzahler  zu- 
rückfallt. Wir  sagen  zum  Teil,  denn  augenscheinlich  hat  eine  wirkliche 
Ermässigung  der  Transportkosten  dem  Lande  darüber  hinaus  Nutzen  ge- 
bracht, nur  dafs  man  dieselbe  weniger  plötzlich  hätte  eintreten  lasseu 
sollen.  Man  hat  angenommen,  dafs  nach  dem  Prinzip  von  Angebot  und 
Nachfrage  durch  die  Frachtermässigung  auch  die  Quantität  der  trans- 
portierten Waren  entsprechend  steigen  würde,  das  ist  im  Prinzip  ganz 
richtig,  aber  die  ökonomische  Wissenschaft  lehrt  nicht,  dafs  eine  Be- 
freiung oder  Verminderung  immer  eine  Erhöhung  des  Konsums  genau  in 
demselben  Verhältnis  herbeiführt.  Das  scheint  sich  auch  in  der  That 
bald  hier  herauszustellen,  denn  wenn  man  die  Bruttoeinnahmen  der  6 
grofsen  Eisenbahngesellschaften  während  der  10  ersten  Monate  des  Jahres 
1891  untersucht,  so  erkennt  man  wohl,  dafs  eine  Verminderung  der  Ein- 
nahmen stattgefunden  hat  Diese  Verminderung  beläuft  sich  bei  den 
6  Eisenbahngesellschaften  und  bei  den  Gesellschaften  im  Staatsbetriebe 
in  den  entsprechenden  Monaten  des  Jahres  1892  auf  41/s  Mill.  Fros. 
und  man  mufs  bedenken,  dafs  es  sich  hier  um  Bruttoeinnahmen  handelt. 
Nun  haben  die  Eisenbahnen  aber  erhöhte  Betriebskosten  gehabt,  um 
welche  die  Einbuße  sich  noch  steigert.  Es  ist  wahrscheinlibh,  dafs  die 
beträchtliche  Zollerhöhung,  welche  den  Import  aus  fremden  Ländern  be- 
einträchtigt, die  Einnahmen  noch  weiter  reduzieren  wird.  Die  bisher 
veröffentlichten  Zahlen  über  den  Handel  Frankreichs  liefern  den  Beweis, 
dafs  die  Prophezeiungen  der  Verteidiger  des  Freihandels  nioht  irrig  ge- 
wesen sind. 

Das  Ergebnis  dieser  ganzen  Erörterung  ist  gewesen,  dafs  in  Frank- 
reich, wie  überhaupt  in  den  europäischen  Ländern,  die  Tendenz  einer 
fortdauernden  Steigerung  der  Ausgaben  vorgelegen  hat,  und  dafs  der 
Triumph  der  sohutzzöllnerisohen  Ideen  ein  bedeutsamerer  gewesen  ist,  als 
man  es  für  möglich  gehalten  haben  würde.  Die  Lasten,  welche  das 
gTofse  Staatsbudget  mit  sich  bringt,  ebenso  wie  die  Monopole,  welche 
unser  Steuer-  und  Zollsystem  zu  Gunsten  einer  priviligierten  Klasse  ein- 
geführt hat,  drucken  schwer  auf  die  Konsumenten  und  die  kleinen  Unter- 
nehmer. Nichtsdestoweniger  ist  die  Energie  der  kleinen  Ersparnisse 
im  Begriffe,  diesen  Druck  der  grofaen  Produktionsmächte  auszugleichen. 
Ungeachtet,  dafs  der  Zinsfufs  für  die  Einlagen  in  der  gTofsen  Postspar- 
kasse wie  in  den  gewöhnlichen  Sparkassen  von  4  auf  3,5  Proz.  herab- 
gesetzt ist,  ffiefsen  denselben  reichliche  Einzahlungen  zu.  Man  beginnt 
überhaupt  den  kritischen  Bemerkungen  einiger  verständiger  Gegner  des 
StaatssozialiBmus  Bechnung  zu  tragen.  Seit  2  Jahren  ist  man  bestrebt, 
mehr  Klarheit  in  das  Budget  zu  bringen,  indem  man  in  dasselbe  laufende 
Ausgaben  einträgt,  die  bisher  als  extraordinär  behandelt  wurden.  Zugleich 
achlägt  man  freilich  sozialistische  Gesetze  vor,  deren  Folgen,  wenn  sie 
angenommen  würden,  für  das  Budget  in  ihrer  Gröfae  noch  gar  nicht  ab- 
zusehen sind. 
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Gesetzgebung. 


IV. 

Eine  Hypothekarreform  in  der  Schweiz. 

Von  Edw.  Ramaperger. 

Die  Bewegung  zur  Reform  der  Hypothekengesetzgebung  achreitet 
rüatig  vorwärt*.  Der  landwirtschaftliche  Notstand,  welcher  infolge  von 
Dürre  und  Spätfrösten  einen  grofsen  Teil  unaerea  Landea  heimsucht,  kann 
nur  fördernd  wirken.  Dazu  kommt  nun  noch,  dafa  der  Kanton  St.  Gallen 
im  Begriffe  ist,  gesetzgeberisch  die  Bahn  der  Reform  zu  betreten.  Der 
Entwurf,  auagearbeitet  vom  Vorstand  dea  Justizwesens ,  Uro.  Nationalrat 
Scherrer-Füllemaun ,  einem  hervorragenden  Mitgliede  der  eozialreforma- 
toriachen  jungdemokratiaohen  Fraktion  der  eidgenöasisohen  Räte,  hat  bereits 
die  Durchsicht  dea  Rogierungarates  bestanden  und  liegt  nun ,  von  dieaem 
Kollegium  teilweiae  abgeändert,  dem  Orofaen  Rate,  der  kantonalen  geaetz- 
gebenden  Behörde,  zur  Behandlung  vor.  Zur  besseren  Orientierung  sei 
vorausgeschickt ,  dafs  das  Hypothekarweaen  auaschliefalioh  Sache  der 
Kantone  iat  und  dafs  daa  dermalen  nooh  geltende  St.  Oalliaohe  Gesetz 
vom  Jahre  1832  aich  im  Weaen  auf  der  Grundlage  eines  Geaetzee  von  1818 
aufgebaut,  von  welchem  es  aich  hauptsächlich  daduroh  unterscheidet,  dafa 
die  Revision  von  1832  die  bisherige  Freiheit  im  Zinaenbezuge  durch  ein 
Zinsfursmazimum  von  5  Proz.  ersetzte,  die  Beschränkungen  in  der  Giltig- 
keitadauer  und  der  Uebertragbarkeit  der  Kaufaohuldveraioherungabriefe 
(hypothekarische  Sicherheit  für  den  Kaufachilling  durch  Pfandrecht  an 
der  verkauften  Liegenschaft)  aufhob  und  die  Rechtsfähigkeit  der  Abtretung 
von  Hypothekartikeln  nicht  mehr  von  der  Mitwirkung  der  Hypothekarbe- 
hörde abhängig  macht.  Ee  iat  nun  klar,  dafa  ein  so  eng  mit  dem  volks- 
wirtachaftlichen  und  sozialen  Leben  eines  Volkes  «uaammenhängendea 
Rechtagebiet  uaoh  Verflufa  von  75  Jahren  einer  Reform  unteratelit  wer- 
den mufs.  Man  verspürte  dieaee  Bedürfnia  achon  im  Jahre  1843,  wo  der 
Juaüzdirektor  bei  der  Regierung  aich  darüber  beschwerte,  dafa  bei  Schätz- 
ungen der  Unterpfande  vielfaoh  „die  Gefälligkeit  der  Schätzer  und  die 
Bedürftigkeit  der  Schuldner"  entacheidend  seien  und  dafa  die  freie  Uebertrag- 
barkeit der  Hypothekurtikel  verschiedene  Nachteile  nach  aich  ziehe,  wes- 
halb über  die  Bodenverschuldung  in  den  Gemeinden  statistische  Erhe- 
bungen angestellt  werden  aollten.  Auch  im  Jahre  1850  wurde  ein  An- 
lauf zur  Revision  der  St.  Galliaohen  Hypothekeuordnung  gemacht  und  es 
sind  aus  dieser  Zeit  zwei  Entwürfe  gebliebene  Vorlagen  vorhanden,  welehe 
u.  a.  den  Zinafufa  für  Pfandbriefe  auf  4*/s  Proz.  reduzierten,  die  Hypo- 
thekartitel für  daa  erste  Jahr  nach  ihrer  Errichtung  als  unkündbbar  er- 
klärten und  bei  allgemeiner  Geldnot  dem  Regiernngarat  Kompetenz  er- 
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teilten,  die  Abkünduug  von  Hypothekarforderungen  und  die  Sohuldexeku- 
tion  einzustellen. 

Der  jetzt  vorliegende  Gesetzentwurf  verfolgt,  wie  die  begleitende 
Botschaft  der  Regierung  an  den  Qrofsen  Rat  auseinandersetzt,  wesentlich 
drei  Hauptzwecke:  der  8t.  Gallische  Hypothekarkredit  soll  gekräftigt,  dem 
weiteren  Fortschreiten  einer  unnatürlichen  Verschuldung  des  Grundbe- 
sitzes eine  Grenze  gesetzt,  den  Hypothekarschuldnern  aber  diejenigen  Vor- 
teile gewährt  werden,  welche  den  Grundsätzen  der  materiellen  Gerechtig- 
keit entsprechen. 

Ben  ersten  Zweck  will  man  erreiohen,  indem  die  Unterpfande  in  der 
Regel  nach  dem  wirklichen  Ertragswerte  gesohätzt  werden,  so  dafs  die 
Preisschwankungen  der  Liegenschaften  dieselben  nicht  mehr  wesentlich 
beeinflussen  können.    Die  Schätzer  der  Unterpfands  sollen  den  Einflüssen, 
über  die  man  seit  50  Jahren  sich  beschwerte,  entzogen  werden,  indem  man 
als  solche  Männer  aus  Nachbargemeinden  bezeichnet,  denen  ortsbekannte 
Bürger  der  Gemeinde  der  gelegenen  Sache  mit  beratender  Stimme  beige- 
sellt werden.  —  Die  gröfste  Schädigung  erlitt  der  Grundbesitz  und  der 
solide  Bauernstand  aber  durch  den  Unfug,  der  seit  1830  mit  Ausstellung 
der   Bauschuldversicherungsbriefe    getrieben  wurde.     Wie  wir  oben  er- 
wähnten, liefs  das  Hypothekargesetz  vom  Jahre  1818  diese  Briefe  nur 
sehr  beschränkt  zu;  dieselben  waren  nämlich  nur  auf  8  Jahre  Dauer  giltig 
und  durften  nur  auf  die  Erben  des  Verkäufer«  der  Liegenschaft  und  seine 
Konkursmasse  übertragen  werden.    Das  Jahr  1830  brachte  der  Schweiz 
mit  anderen,  namentlich  politischen  Freiheiten,  insbesondere  auoh  die 
Handels-  und  Gewerbefreiheit.  Der  Regierungsrat,  der,  wie  wir  ausdrück- 
lich hervorheben,  in  seiner  Mehrheit  der  freisinnigen  Partei  (dor  liberalen 
und  der  demokratischen  Riohtung)  angehört,  spricht  sich  über  die  Folgen 
dieser  Errungenschaft  folgendermafsen  aus:    „Einmal  führte  die  Möglich- 
keit  pfandrechtlicher   Sicherstellung  des  ganzen  Kaufpreises  zu  leicht- 
sinnigen Ankäufen  von  Liegenschaften  und  damit  zu  einer  den  Ertrags- 
wert bedeutend  überragenden  Steigerung  der  Güterpreise.  Sahlaue  Speku- 
lanten mufsten  finden,  dafs  auch  nur  bei  geringen  Anzahlungen  an  den 
jeweiligen  Kaufpreis  mit  Rücksicht  auf  das  bestehende  Pfandrecht  nichts 
zu  riskieren  sei.    So  wurde  der  Grundbesitz,  was  er  nie  hätte  werden 
sollen,  nämlich  ein  Gegenstand  der  Spekulation.  Die  Freiheit  des  Verkehrs 
mit  Liegenschaften  und  die  freie  Verpfändbarkeit  derselben  für  den  je- 
weiligen Kaufpreis  öffneten  für  den  Grundbesitz  eine  Schuldongrube,  in 
welcher  zahlreiche  Existenzen,  namentlich  unseres  Bauerostandes,  unter- 
gingen und  in  Zukunft  nooh  untergehen  werden.    Die  Sünden  der  Väter 
rächen  sioh  auch  da  bis  ins  dritte  Gesohleoht".  —  Eine  weitere  üble 
Wirkung  der  Freigebung  des  Verkehrs  mit  Kaufschuldenversicherungs- 
briefen  äufserte  sich  in  der  nun   bald  überwuchernden  schwindelhaften 
Spekulation.    Man  fing  an,  gewerbsmässig  fingierte  Kaufverträge  mit  un- 
sinnig hohen  Kaufpreisen  zu  fabrizieren ,  um  damit  gutmütigen  Leuten 
Sand  in  die  Augen  zu  streuen. 

Diesen  Mifsbräuchen  Bteuert  nun  die  Vorlage  dadurch ,  dafs  sie 
die  Kaufschulden  in  Bezug  auf  die  pfandreohtliche  Sicherstellung  auf 
die  gleiche  Linie  stellt  wie  jode  andere  Schuld.  „Wer  nioht  in  der  Lage 
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Nationalökonomisch«  Gesetxgebuug. 


ist,  eine  gekaufte  Liegenschaft  bis  zum  wirklichen  Ertragswert  abzuzahlen» 
ist  entweder  mit  Sicherheit  dem  ökonomischen  Hain  verfallen,  oder  er 
mufs  Einkünfte,  welche  ihm  ein  Nebenerwerb  bietet,  zusetzen,  um  diesen 
Ruin  aufzuhalten.  Im  einen  wie  im  anderen  Falle  hat  er  jedenfalls  kein 
Interesse,  eine  teure  Liegenschaft,  die  er  nur  mit  Sohaden  bewirtschaften 
kann ,  zu  erwerben.  Die  eingeschlagene  Mafsregel  wird  allerdings  eioe 
nicht  unwesentliche  Beschränkung  des  Liegensohaftenverkehrs  zur  Folge 
haben ;  aber  dadurch  werden  keine  wohlbereohtichten  Interessen,  sondern 
hauptsächlich  nur  jene  Kreise  getroffen,  welche  in  volkswirtechaftlich 
durchaus  verwerflicher  Weise  die  Liegenschaften  zu  einem  Gegenstande  der 
Spekulation  gemaoht  haben. 

Eine  wesentliche  Neuerung  ist  die  Bestimmung,  dafs  der  Grundbesitz 
nicht  mehr  wie  bisher  bis  zum  sogenannten  Verkehrswert,  sondern  nur 
innerhalb  des  in  der  Regel  meist  unter  demselben  stehenden  wirklichen 
Ertragswerte  soll  belastet  werden  dürfen.  Im  enteren  Fall  ist  der  achliefs- 
liche  ökonomische  Ruin  des  Eigentümers  sicher.  Der  Entwurf  schlägt  nun 
vor,  den  Verkehrswert  nur  noch  in  den  seltenen  Fällen  als  gesetzliche 
Grenze  der  Verpfändbarkeit  aufzustellen,  wo  ein  Ertragswert  gar  nicht 
besteht.  Besonderer  Berücksichtigung  unterliegen  da  die  Baug.ünde,  welche 
in  Städten  nud  deren  Umgebung  Preise  erreichen,  die  auf  eine  dem  Ge- 
meinwesen gefährliche  ungesunde  Spekulation  schliefsen  lassen  und  zudem 
einem  raschen  und  bedeutenden  Wechsel  unterworfen  sind. 

St.  Gallen  besafs  bis  jetzt  einen  durch  Gesetz  auf  5  Proz.  fixierten 
Hypothekenzinsfufs.  Sollte  da  eine  Aenderung  eintreten?  Nach  Art.  337 
des  eidgenössischen  Obligationenrechts  liegt  die  Kompetenz  hierzu  bei  den 
Kantonen  und  haben  dieselben,  auch  abgesehen  hiervon,  das  Recht,  verschie- 
dene Zinsfüfise  festzusetzen  und  deren  Ueberschreitung  als  strafbar  zu  er- 
klären, von  jeher  geübt.  Interessauterweise  begegnet  man  daher  in  der 
Schweiz  innerhalb  engbegrenzter  Gebiete,  von  Kanton  zu  Kanton,  ab- 
weichenden Ansätzen;  in  den  einen,  namentlich  Landwirtschaft  treiben- 
den, gilt  der  3-prozentige,  in  anderen  steigt  er  auf  4 1 ;?,  ja  5  Proz.  Einer 
Reduktion  des  in  St.  Gallen  geltenden  Zinsfufses  stand  im  übrigen  nichts 
entgegen.  Im  Gegenteil  spreohen  hier  die  seit  1875  allgemein  rückläufige 
Strömung  und  die  Thatsache,  dafs  sich  das  vorsichtige  Kapital  immer 
eifrig  den  Hypotheken  auf  Grundbesitz  zuwendet,  selbst  wenn  derselbe 
niedriger  ist ,  für  eine  Reduktion  ,  die  der  Gesetzgeber  nun  ohne  Unter- 
schied für  alle  Hypothekarschulden  auf  4*/a  Proz.  normierte. 

Eine  wichtige  sozialpolitische  Neuerung,  die  jedoch  nicht  ohne  An- 
haltspunkte in  der  thatsüchlichen  Entwiokelung  unseres  Hypotheken wesens 
ist,  liegt  in  Art.  16  Absatz  2  („Wenn  der  wertvollere  Teil  der  ver- 
schriebenen Liegenschaft  aus  landwirtschaftlichen  Grundstücken  und  aus 
solchen  Gebäulichkeiten  besteht ,  welche  landwirtschaftlichen  Zwecken 
dienen,  so  ist  der  Gläubiger  verpflichtet,  ein  Viertel  des  betreffenden 
Jahreszinses  nachzulassen,  wenn  der  gewöhnliche  Jahresertrag  der  land- 
wirtschaftlichen Grundstücke  infolge  aufserordentlicher  Unglücksfälle  (z  B. 
Ueberschwemmung  infolge  von  Dammbrüchen,  Frost,  Dürre,  Zerstörungen 
durch  Wurzelwürmer,  Krieg  u.  s.  f.)  um  mindestens  die  Hälfte  geschmä- 
lert worden  ist.  Die  Taxation  der  Ertragssohmälerung  findet  auf  Begehren 
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des  Eigentümers  durch  den  Hypothekarschätzer  beförderlich  nach  dem 
Eintritt  des  Unglücksfalles  und  anmittelbar  vor  der  betreffenden  Krnte- 
seit  statt.")  Es  soll  hiermit  ein  Analogon  zu  Art.  808  des  eidgenössi- 
schen Obligationen  rechts  geschaffen  werden,  welohes  diesen  Grundsatz  für 
die  Pachtverhältnisse  aufgestellt  hat,  indem  für  Anwendung  desselben  auch 
auf  Kapitalzinse  mindestens  so  starke  Gründe  der  Billigkeit  sprächen. 
Wenn  so  den  Bauern  ein  gewisser  Sohutz  gegen  die  Folgen  von  Ereig- 
nissen, gegen  die  keine  Vorsicht  noch  Anstrengung  zu  schützen  vermöge, 
verliehen  werde,  so  handele  es  sich  eben  um  Abwehr  von  schädliohen 
Einflüssen,  denen  in  diesem  Grade  kein  anderer  Erwerbsstand  ausgesetzt 
sei  und  es  sei  daher  keine  Rede  davon,  dafs  die  Landwirtschaft  in  dieser 
Welse  privilegiert  werden  solle.  Das  Verfahren  für  Beurteilung  der  Frage, 
ob  ein  Nachlafs  vom  Zinse  einzutreten  habe,  wäre  höchst  einfach:  Der 
amtliche  Hypothekarschätzer  giebt  lediglich  ein  Gutaohten  darüber  ab,  ob 
der  gewöhnliche  Jahresertrag  sämtlicher  Grundstücke  um  mindestens  die 
Hälfte  geschmälert  worden  sei.  Zu  einem  richterlichen  Entscheid  könnte 
es  nur  dann  kommen,  wenn  der  Hypothekengläubiger  den  schädigenden 
Unglücksfall  nicht  als  einen  aufserordentlichen  gelten  lassen  oder  die  Mög- 
lichkeit und  Landesüblichkeit  einer  Versicherung  behaupten  wollte,  für 
welch  letzteren  Fall  der  Entwurf  das  Nachlafsrecht  ebenso  ausschliefst,  wie 
bei  Schuldverschreibungen,  für  welche  derZinsfufs  auf  höchstens  88/i  Proz. 
fixiert  ist. 

Art  19  sagt:  „Der  Schuldner  ist  in  der  Regel  jederzeit  zur  Kün- 
digung berechtigt."  Eine  Ausnahme,  beziehungsweise  die  Pflicht,  gewisse 
Termine  einzuhalten,  soll  nur  bei  Schuldverschreibungen  zutreffen ,  deren 
Zinzfufs  höchstens  33/4  Proz.  beträgt  Man  begründet  die  Neuerung 
aus  dem  Gesichtspunkte,  dafs  sich  die  Bodenversohuldung  als  ein  volks- 
wirtschaftliches Uebel  erweise,  dessen  Beseitigung  nicht  durch  gesetzliche 
Hindernisse  solle  ersohwert  werden  dürfen.  Auch  das  Kündigungsreoht 
des  Gläubigers  ist  beschränkt,  jedoch  innerhalb  von  Grenzen,  bei  denen 
seine  Interessen  nicht  verkürzt  werden.  Hinwieder  kann  ihm  das  Recht 
erwachsen,  jederzeit  zu  kündigen,  wenn  der  Schuldner  mit  zwei  verfallenen 
Zinsen  im  Rückstand  ist  oder  infolge  Verschlechterung  des  verpfändeten 
Grundstücks  die  Sicherstellung  des  Pfandes  gefährdet  ist.  —  Unter  den 
bisherigen  Gesetzgebungen  war  mit  fingierten  Schuldverschreibungen  grofser 
M  fsbraueh  getrieben  worden.  Das  neue  Gesetz  sieht  nun  gegen  solche 
Vereinbarungen,  welchen  entweder  gar  kein  wirkliches  Schuld  Verhältnis 
oder  doch  nicht  im  verschriebenen  Betrage  zu  Grunde  liegt,  Anfechtungs- 
klagen vor,  seitens  des  Staates,  soweit  ein  Vergehen  vorliegt,  in  Verbin- 
dung mit  dem  bezüglichen  Strafverfahren,  ferner  zu  Gunsten  des  Eigen- 
tümers der  verpfändeten  Liegenschaft  und  jedes  Dritten,  welcher  ein  recht» 
liebes  Interesse  an  der  Löschung  der  Schuldverschreibung  darzuthun  ver- 
mag. —  Am  Recht  der  freien  Uebertragbarkeit  von  Schuldverschreibungen 
ist  grundsätzlich  festgehalten;  dagegen  mufs  dem  gutgläubigen  Schuldner 
förmliohe  Kenntnis  von  derselben  gegeben  werden.  - 

Zu  den  bisher  zulässigen  Schuldverschreibungen  (Pfandbrief  und  Ver- 
sioherungsbrief)  tritt  als  neue  Form  der  Pfandverbesserungsbrief.  Mit 
demselben    will    der  Gesetzgeber    dem  Eigentümer  einer  Liegenschaft, 
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welcher  an  derselben  eine  wesentliche  Verbesserung  von  bleibendem 
Werte  vornehmen  will,  ein  Kreditmittel  gewähren.  Einsichtige  Elemente 
des  Bauernstände*  hatten  von  joher  darüber  geklagt,  dafs  ein  Kredit- 
institut zur  Ermögliohung  der  für  eine  wesentliche  Ertragsvermehrung 
notwendigen  Meliorationen  fehle  und  hatten  daher  im  Jahre  1887  die 
landwirtschaftlichen  Vereine  St.  Gallen  und  der  Thurgau  aoläfslioh  der 
Ausarbeitung  des  eidgenössischen  Konkurs-  und  Betreibungsrechtes  erfolglos 
das  Gesuch  an  die  Bundesversammlung  gerichtet,  es  möchte  für  Forde- 
rungen aus  solchen  Meliorationen  eine  auf  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren 
beschränkte  privilegierte  Rechtsstellung  geschaffen  werden,  während  andere 
die  Gründung  von  Moliorationskreditbanken  vorgezogen  hätten,  welohe 
auoh  vorübergehende  Verbesserungen  fördern  sollten.  —  Das  neue  St.  Galli- 
sche Hypothekargesetz  fafst  nun  als  Unterpfande  für  Pfandverbesserungs- 
briefe ins  Auge  einzelne  Gebäude,  welohe  auf  bereits  verpfändetem  Boden 
neu  erstellt  oder  an  welchen  außerordentliche  Hauptreparaturen  vorge- 
nommen worden  sind,  ferner  einzelne  Grundstücke,  deren  Ertragswert 
z.  B.  durch  Drainage,  Anlage  von  Nutzgärten  u.  s.  f.,  wesentlich  und  blei- 
bend gesteigert  wurde.  —  Solchen  Pfandverbesserungsbriefen  wird  sich 
indessen  der  Kredit  erst  dann  zuwenden,  wenn  man  ihnen  einen  Rang 
anweist,  der  die  Forderung  als  sicher  hinstellt  und  war  diese  nur  mög- 
lich, indem  der  sonst  beibehaltene  Grundsatz,  wonaoh  für  die  Rangord- 
nung der  Schuldverschreibungen  die  Zeitfolge  der  Errichtung  mafsgebend 
sein  soll,  teilweise  durchbrochen  wurde,  was  nun  im  Entwürfe  geschehen 
ist.  —  Die  Pfandverbesserungsbriefe  folgen  nämlich  unmittelbar  don  Pfand- 
briefen (Verschreibungen  auf  Liegenschaften,  welohe  naoh  dem  Schätzungs- 
werte dem  Gläubiger  ein  doppeltes  Unterpfand  bieten),  gehen  also  den 
Versicherungsbriefen  vor,  welche  bis  zum  Betrage  des  Schätzungswertes 
auf  solche  Liegenschaften  errichtet  werden,  die  dem  Gläubiger  weniger 
als  ein  doppeltes  Unterpfand  bieten.  Durch  diese  Vorstellung  erwächst 
indessen  letzteren  keine  Gefahr,  da  diesen  höchstens  für  75  Proz.  der 
durch  den  Hypothekarschätzer  konstatierten  Wertsteigerung  ein  Pfand- 
verbesserungsbrief vorgestellt  werden  kann,  kann  die  übrigen  25  Proz. 
ohne  irgendwelche  Gegenleistung  ihnen  zu  gute  kommen.  —  Die  Befürch- 
tung, das  neue  Kreditmittel  möchte  leichtsinnige  Verbosserungsprojekte, 
namentlich  z.  B.  an  Bauten,  fördern  ,  scheint  unbegründet,  da  der  Eigen- 
tümer, welcher  mindestens  einen  Viertel  der  für  die  Melioration  erforder- 
lichen Auslagen  zuerst  ersparen  mufs  und  dazu  weifs,  dafs  die  übrigen 
drei  Viertel  innerhalb  6  Jahren  zu  tilgea  sind,  sich  kaum  zu  Ver- 
besserungen wird  verleiten  lassen ,  die  sich  ihm  und  dem  kreditieren- 
den Unternehmer  weder  als  nötig  noch  als  nützlich  darstellen.  —  Die 
Pfandverbesserungsbriefe  thun  demnach  nicht  nur  dem  Eigentümer  einen 
Dienst,  sondern  sie  nützen  auch  den  Inhabern  von  Versicherungsbriefeo, 
die  in  ihren  wirklichen  Rechten  nicht  beeinträchtigt  werden  und  nur 
soloher  Werte  teilweise  verlustig  gehen,  welche  einzig  durch  die  Arbeit  und 
das  Kapital  Dritter  geschaffen  wurden  und  ohne  letztere  gar  nicht  exi- 
stieren würden. 
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V. 

Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  Oesterreich-Ungarns  im 

Jahre  1892. 

A.  Landwirtacluft. 

1.  Viehseuchen- Uebereinkommen  zwischen  Oesterreich-Ungarn  nnd  dem  Deutschen 
Reiche  vom  6.  Dez.  1891. 

2.  Oes.  Abänderung  des  Art.  II  des  Ges.  v.  8.  Okt.  1891.  Gewähr,  von  Unter- 
stützung bei  Schädigung  durch  Phylloxera  v  28.  März. 

8.  Ges.  betr.  die  Abwehr  und  Tilgung  der  Lungenseuche  der  Rinder  v.  18.  Aug. 

B.  Gewerbe. 

Gesetz  Tom  16.  Juli  1892  betreffend  die  registrierten  Hilfskassen. 

1.    Zweck.  Mitglieder,  territorialer  Umfang,  Statuten  der  registrierten  Hilfakassen. 

§  1.  Anf  Gegenseitigkeit  gegründete  Vereine,  welche  die  Versicherung  ihrer  Mit- 
glieder zum  Zweck  haben,  können  durch  Eintragung  in  das  Register  der  Hilfskassen  nach 
Mafsgabe  dieses  Gesetzes  besondere  Rechte  erlangen. 

Der  Zweck  dieser  Hilfskassen  kann  sich  erstrecken  auf  die  Versicherung : 

1.  von  Krankenunterstützungen  j 

2.  eines  Begräbnisgeldes ; 

8.  von  lnvaliditäts-  oder  Altersrenten; 

4.  von  Witwen-  und  Waisenunterstützungen ; 

5.  einer  Summe  Geldes  von  Seite  eines  Mitgliedes  zu  Gunsten  eines  Dritten  (ins- 
besondere ab  Heiratsgut  oder  Ausstattung  eines  Kindes),  zahlbar  zu  einem  bestimmten 
Termine. 

Der  Wirkungskreis  der  Hilfskasso  kann  einen  oder  mehrere  oder  alle  genannten 
Zwecke  umfassen. 

Die  Rente,  welche  die  Hilfskasse  in  einem  der  bezeichneten  Versicberungszweige 
zusichert,  darf  wöchentlich  14  fl  nicht  Ubersteigen. 

Das  Begrabnisgeld  darf  200  fl.,  die  Versicherung  einer  Summe  Geldes  zu  Gunsten 
eines  Dritten  in  jedem  einzelnen  Falle  1000  fl.  nicht  übersteigen. 

Die  registrierte  Hilfskasse  ist  auch  befugt,  ihren  Mitgliedern,  wenn  sie  erwerblos 
sind,  Aushilfen  zu  leisten,  wenn  sie  genötigt  sind,  einen  Erwerb  zu  sachen,  Reiseuuter- 
stuuungen  au  gewähren,  ferner  für  dieselben  Arbeitsvermittlung  zu  übernehmen,  sowie 
Lesezimmer  und  Bibliotheken  einzurichten. 

§  2.  Als  ordentliche  Mitglieder  können  nur  solche  Personen  aufgenommen  werden, 
welche  gegen  Entrichtung  von  Beiträgen  Anspruch  auf  die  bedungenen  Versicherungs- 
summen erlangen  wollen.  Der  Hilfskasse  können  auch  unterstützende  Mitglieder  ange- 
hören, welche  einmalige  oder  fortlaufende  Beiträge  leisten,  ohne  dadurch  einen  Versiehe- 
rungsansprach  zu  erwerben. 

Der  Beitritt  ordentlicher  Mitglieder  erfolgt  mittels  schriftlicher  Erklärung  oder  durch 
Unterzeichnung  des  Statuts.  Das  unterstützende  Mitglied  kann  sich  zur  Beitragsleistung 
blofs  für  einen  oder  auch  für  mehrere  der  Kassenswecke  verpflichten. 

Der  Beitritt  zu  einer  Hilfskasse  darf  von  der  Angehörigkeit  an  andere  Vereine  nur 
dann  abhängig  gemacht  werden,  wenn  eine  solche  Beteiligung  für  sämtliche  Mitglieder 
bei  Errichtung  der  Hilfskasse  durch  das  Statut  vorgeschrieben  ist.  Ist  der  Beitritt  zu 
einer  Hilfskasse  jedoch  erfolgt,  so  kann  ein  Mitglied,  wenn  es  der  Kasse  bereits  zwei 
Jahre  angehört  hat,  nicht  ausgeschlossen  werden,  wenn  auch  für  seine  Person  diese 
Beteiligung  an  einem  anderen  Verein  aus  irgend  einem  Grunde  aufKebört  hat.  Auch  darf 
den  ^Mitgliedern  die  Verpflichtung  zu  Handlungen  oder  Unterlassungen,  welche  mit  dem 
Kassenswecke  in  keiner  Verbindung  stehen,  nicht  auferlegt  werden. 

Mitglieder  dürfen  nur  unter  den  durch  das  Statut  bestimmten  Formen  und  aus  den 
darin 'bezeichneten  Gründen  ihrer  Mitgliedschaft  verlustig  erklärt  werden. 

Wegen  Ueberschreitung  der  Altersgrenze,  über  welche  hinaus  nach  Bestimmung  des 
Statutes  Mitglieder  nicht  aufgenommen  werden,  und  wegen  Veränderung  des  Üesundheits- 
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ausländes,  von  welchem  nach  Bestimmung  des  Statute*  die  Aufnahme  abhängig  ist,  darf 
der  Ausschluß  nicht  erfolgen. 

§  3.  Eine  HUfskasse  kann  ihre  Thiügkeit  auf  alle  im  Reicbsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Linder  erstrecken. 

Bezüglich  der  Krankenunterstützung  ist  sie  jedoch  auf  jene  Personen  beschrankt, 
welche  in  dem  politischen  Besirke,  in  dem  die  Kasse  ihren  Sita  hat,  wohnen  oder  beschäftigt 
sind.  Dem  politischen  Bezirk  sind  in  diesem  Falle  der  Poliseirayon,  soweit  er  mehr  als 
einen  politischen  Bezirk  umfafst,  dann  die  Städte  mit  einem  eigenen  Statute  samt  den 
sie  umgebenden  politischen  Bezirken  gleich  zu  achten. 

Eine  Erweiterung  des  Bezirkes  für  Krankenversicherungsswecke  kann  das  Ministerium 
des'  Innern  nach  Prüfung  des  Organisationsplanes  der  Versicherung  gestatten. 

§  4.    Das  Statut  der  HUfskasse  bat  zu  bestimmen: 

1.  Namen,  Zweck,  Sitz  und  territorialen  Wirkungskreis  der  Kasse; 

2.  die  Voraussetzungen  und  die  Form  des  Beitrittes  sowie  des  Austrittes  der  Mit- 
glieder ; 

S.  die  Versicherungsbedingnisse,  insbesondere  die  im  §  10  der  Ministerialverordnung 
vom  18  August  1880,  K  6.BI.  Mr.  110,  bezeichneten  Bestimmungen; 

4.  die  Bestellung,  Zusammensetzung  und  den  Wirkungskreis  des  Vorstandes,  sowie 
des  Ueberwachungsausschusses  ; 

5.  die  Zusammensetzung,  Berufung,  Art  der  Beschlufsfassung  und  den  ausschliefs- 
lieben  Wirkungskreis  der  Generalversammlung ; 

6.  das  Stimmrecht  der  Mitglieder; 

7  die  Bedingungen,  unter  welchen  eine  Aendernng  der  Statuten  oder  die  Auflösung 
der  Hilfskasse  stattfinden  kann. 

8.  die  Art  der  Aufstellung  und  Prüfung  der  Jahresrechnung ; 

9.  die  Verwendung  des  Kassenvermögens  im  Falle  der  Auflösung  der  Kasse,  be- 
ziehungsweise der  lur  Nebenzwecke  (§  :7  i  bestehenden  besonderen  Fonde  in  dem  Falle, 
als  die  nach  §  36  der  Landesbehörde  vorbehaltene  Verfügung  getroffen  wird ; 

10.  die  Zusammensetzung  des  Schiedsgerichtes  und  das  Verfahren,  nach  welchem 
das  Schiedsgericht  in  Streitigkeiten  zwischen  der  Kasse  und  Ihren  Mitgliedern  su  ent- 
scheiden hat; 

11.  die  Vertretung  der  Kasse  nach  aufsen  und  die  Formen  rechtsverbindlicher  Akte ; 

12.  die  Form,  in  welcher  die  Kundmachungen  der  Kasse  su  erfolgen  haben; 

13.  die  Benennung  der  Mitglieder  des  ersten  Vorstandes  oder  derjenigen  Personen, 
welche  die  Registrierung  der  Hilfskasse  zu  erwirken  haben. 

II.    Registrierung  and  rechtliehe  Persönlichkeit  der  Hilfskassen. 

§  5.  Um  die  Registrierung  zu  erlangen,  haben  die  mit  der  Geschäftsleitung  vor- 
läufig betrauten  Personen  oder  der  Vorstand  eines  bereits  bestehenden  Vereines ,  welcher 
die  Rechte  einer  registrierten  Hilfskasse  zu  erlangen  wünscht,  den  Entwurf  des  Statuts 
in  fünf  Exemplareu  bei  der  politischen  Besirksbehörde  des  künftigen  Sitzes  der  Kasse 
mittels  eines  Gesuches  zu  überreichen.  Das  Gesuch  wird  von  der  Bezirksbehörde  der 
politischen  Landesbehörde  vorgelegt  Dieselbe  entscheidet  über  die  Registrierung  der 
Kasse. 

Die  Registrierung  darf  nur  dann  versagt  werden,  wenn  das  Statut  den  Anforderungen, 
dieses  Gesetzes  nicht  entspricht,  oder  gegen  andere  bestehende  Gesetze  verstöfst.  Wird 
die  Registrierung  versagt,  so  sind  die  Gründe  anzugeben.  Wird  über  dieselbe  binnen 
zwei  Monaten  nicht  entschieden,  so  erwirbt  die  Kasse  nach  Ablauf  dieser  Frist  die  Rechte 
einer  registrierten  Hilfskasse  und  ist  in  das  Register  einzutragen. 

Die  Hilfskasse  hat  behufs  Registrierung  einen  Namen  anzunehmen,  der  sie  von  andern 
registrierten  Kassen  im  Gebiete  der  politischen  Landesbehörde  deutlich  unterscheidet  und 
den  Beisatz  „Registrierte  Hilfskasse"  enthält. 

Diese  Bestimmungen  habeu  bezüglich  Abänderungen  des  Statuts  sinngemäfse  Anwen- 
dung su  finden. 

§  6.  Die  politische  Landesbehörde  führt  das  Register  über  die  Hilfskassen.  Sie 
hat  Namen,  Zweck  und  Sita  derselben,  sowie  Namen  und  Wohnort  der  Mitglieder  des 
Vorstandes  in  das  Register  einzutragen. 

Diese*  Register  ist  öffentlich.  Die  Eintragungen  sind  auf  Kosten  der  eingetragenen 
Hilfska^se  durch  das  Amtsblatt  su  veröffentlichen. 

Es  ist  gestattet,  die  bei  der  politischen  Landesbehörde  erliegenden  Statuten  einzu- 
sehen und  davon  Abschrift  su  nehmen. 
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Duplikate  aller  Register  werden  beim  Ministerium  des  Innern  vereinigt, 
■a  bescheinigen. 

Aach  kann  von  der  politischen  Landesbehörde  die  Bescheinigung  begehrt  werden, 
dafs  das  Statut  der  Kasse  den  im  §  60  des  Gesetzes  vom  30.  Min  1888,  R.O.B1.  Nr.  88, 
betreffend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter  hinsichtlich  der  Vereinskassen ,  enthal- 
tenen Bestimmungen  genügt. 

Für  Mitglieder,  welche  bei  einer  registrierten  Hilfskasse,  deren  Statut  im  Sinn«  des 
vorstehenden  Absatzes  bescheinigt  wurde,  gegen  Krankheit  versichert  sind,  tritt  die  Ver- 
pflichtung, einer  nach  Malagabe  der  Vorschriften  des  Arbeiterkrankenversicherungsgesetzes 
errichteten  Krankenkasse  anzugehören,  nicht  ein. 

Wird  die  nach  Mafsgabe  des  zweiten  Absatzes  begehrte  Bescheinigung  versagt,  so 
sind  die  Gründe  mitzuteilen. 

§  8.  Die  registrierte  Hilfskasse  kann  anter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  und 
Verbindlichkeiten  eingeben,  vor  Gericht  klagen  und  geklagt  werden. 

Für  alle  Verbindlichkeiten  der  Kasse  heftet  den  Kassengläubigern  nur  das  Vermögen 
der  Kasse. 

Ihr  ordentlicher  Gerichtsstand  ist  jenes  Gericht ,  in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Sitz  hat 

III     Die  Selbstverwaltung  der  registrierten  Hilfskassen. 

§  9.  Der  Vorstand  der  nilfskasse  wird  von  der  Generalversammlung  aus  den  eigen- 
berechtigten  ordentlichen  Mitgliedern  gewählt.  Das  Statut  kann  bestimmen,  dafs  auch 
die  unterstfitzenden  Mitglieder,  und  zwar  bis  zu  einem  Dritteile  der  Stimmen  im  Vorstande 
vertreten  sind.     Die  Mitglieder  des  Vorstandes  müssen  österreichische  Staatsbürger  sein. 

Dem  Vorstande  liegt  die  Vertretung  der  Kasse  sowie  die  Besorgung  der  Geschäfte 
mit  Ausnahme  jener  Angelegenheiten  ob,  welche  durch  das  Statut  ausdrücklich  der  General- 
versammlung vorbehalten  sind. 

Als  erster  Vorstand  einer  neu  errichteten  Hilfskasse  gelten  jene  I'ersouen,  welche 
das  Statut  derselben  zum  Zwecke  der  Registrierung  bei  der  politischen  Behörde  über- 
reicht haben. 

Jede  Veränderung  in  der  Zusammensetzung  des  Vorstandes  ist  der  politischen  Landes- 
behörde anzuzeigen  und  von  derselben  in  dem  Register  ersichtlich  zu  machen. 

§  10.  Die  Generalversammlung  besteht  aus  den  ordentlichen  Mitgliedern  der  Hilfs- 
kasse, welche  das  21.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben.  Das  Statut  kann  bestimmen,  das 
auch  die  unterstützenden  Mitglieder,  und  zwar  bis  zu  einem  Dritteile  der  Stimmen  in 
der  General  Versammlung  vertreten  sind. 

Mitglieder,  welche  mit  ihren  fälligen  Beiträgen  bis  zum  Beginne  der  Generalver- 
sammlung im  Rückstände  sind,  können  durch  das  Statut  von  der  Teilnahme  an  der 
Generalversammlung  ausgeschlossen  werden. 

Wenn  die  Kasse  mehr  als  1000  Mitglieder  zählt,  mufs  die  Generalversammlung  aus 
Delegierten  bestehen,  deren  Anzahl,  Wahl  und  Amtsdauer  das  Statut  bestimmt.  Doch 
mufs  die  Zahl  der  Delegierten  mindestens  SO  betragen  und  doppelt  so  grofs  sein,  als  die 
Zahl  der  Vorstandsmitglieder. 

Der  Generalversammlung  ist  jedenfalls  vorbehalten  : 

1.  die  Wahl  des  Vorstandes  der  Kaste; 

2.  die  Wahl  des  Ueberwachungsausschusses  und  des  Schiedsgerichtes) 

3  di«  Beschlußfassung  über  den  Jahresbericht  des  Vorstandes,  sowie  Uber  seine 
Entlastung; ; 

4.  die  Beschlufsfassung  über  Statutenänderungen,  sowie  über  die  Auflösung  der  Kasse. 

§  11.  Der  Ueberwachungsausschufs ,  welcher  aus  den  eigenberechtigten  Mitgliedern 
der  Kasse  zu  wählen  ist,  kontrolliert  die  Geschäftsführung  der  Hilfskasse  und  kann  in 
dieselbe  jederzeit  Einsicht  nehmen. 

Er  hat  den  Rechnungsabschlufs,  sowie  den  Ausweis  Uber  Stand  und  Anlage  der 
Reserve  zu  prüfen  und  alljährlich  der  Generalversammlang  Bericht  zu  erstatten. 

§  12.  Jede  Hilfskasse  hat  ein  Schiedsgericht  zu  bestellen.  Dasselbe  ist  in  allen 
Streitigkeiten  zwischen  den  versicherten  Personen  und  der  Kasse  ausschliefslich  zuständig. 

Berufungen  gegen  das  schiedsgerichtliche  Erkenntnis  sind  nicht  zulässig.  Die  Klag« 
auf  Ungültigkeit  des  Schiedsspruches  ist  binnen  der  unerstreck baren  Frist  von  acht  Tagen 
nach  der  Zustellung  des  schiedsgerichtlichen  Erkenntnisses  bei  dem  ordentlichen  Richter 
erster  Instanz,  welcher  aur  Entscheidung  in  der  Hauptsache  berufen  wäre,  schriftlich 
anzubringen. 
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Dnrch  die  Erhebung  der  Klage  auf  üngiltigkeit  des  Schiedsspruches  wird  die  Exekution 
desselben  nicht  gehemmt. 

Zur  Vollstreckung  des  schiedsgerichtlichen  Erkenntnisses  oder  eines  Tor  dem  Schieds- 
gerichte geschlossenen  Vergleiche«  ist  das  ordentliche  anständige  Gericht  des  Schuldner» 

§  13.  Die  Hilfskasse  kann  aufserhalb  ihres  Sitses  Filialen  errichten;  sie  hat  jedoch 
vorher  an  ihre  Aufsichtsbehörde  die  Anzeige  davon  au  erstatten.  Der  Wirkungskreis 
dieser  Filialen  kann  sich  jedoch  nur  erstrecken  auf  die  Befugnis: 

1.  Beitritts-  und  Austrittserklirungen  von  Mitgliedern  entgegenzunehmen; 

2.  Beitrage  in  Empfang  au  nehmen  und  Ausaahlungen  au  leisten ; 

8.  den  Arzt  und  die  Apotheke  für  den  der  Filiale  angewiesenen  Beairk  zu  wählen 
und  die  Kontrolle  Ober  die  im  Genüsse  einer  Unterstützung  stehenden  Mitglieder  au  üben. 

Am  Sitae  der  Filiale  können  auch  Wahlen  der  Delegierten  für  die  Generalversamm- 
lung (§  10,  Absata  9)  vorgenommen  werden. 

Ueber  die  Verwaltung  der  Filialen  und  ihre  Organe  mufs  das  Kaasenstetut  die 
nötigen  Bestimmungen  enthalten. 

§  14.  Die  Hilfskassen  können  sich  über  Beschlufs  der  Generalversammlung  au  Kassen- 
verbänden vereinigen ,  deren  Verwaltung  nach  Mafsgabe  eines  besonderen  Statute  be- 
sorgt wird. 

Diese  Kassenverbände  können  inebesonders  bezwecken  ,  einen  Verbandreservefond  au 
bilden,  eine  gemeinsame  Kapitalsanlage,  sowie  die  Kontrolle  der  einzelnen  Kassen  durch- 
zuführen, gemeinsame  Beamte  anzustellen,  Verträge  mit  Aeraten,  Apotheken  und  Kranken- 
häusern au  schliefsen,  die  Errichtung  eigener  Heilanstalten  und  Apotheken  unter  Beob- 
achtung der  gesetzlichen  Vorschriften  zu  erwirken  und  die  Statistik  zu  besorgen. 

Dem  Kassenverbande  kann  von  den  einzelnen  Verbandskassen  die  Besorgung  der  im 
§  1  angegebenen  Versicherungsswecke,  mit  Ausnahme  der  Krankenversicherung  und  der 
damit  verbundenen  Versicherung  eines  Begräbnisgeldes,  übertragen  werden. 

Bei  jedem  Kassenverbande  hat  alljährig  eine  Delegiertenversammluog  stattzufinden. 

Die  Vertretung  der  einzelnen  Verbandskassen  in  derselben  ist  nach  dem  Verhältnisse 
der  Zahl  der  ordentlichen  Mitglieder  in  der  Weise  au  regeln,  dafs  jede  Kasse  mindestens 
durch  einen  Delegierten  vertreten  ist 

Die  Delegiertenversammlung  entscheidet  über  die  Aufbringung  der  Mittel  des  Kassen- 
verbandes, sowie  über  die  Aufteilung  auf  die  einzelnen  Verbandskassen. 

Der  Verbandsvorstend  hat  der  Delegiertenversaromlung  Uber  seine  Geschäftsführung 
jährlich  Bericht  zu  erstatten. 

§  15.  Den  Vorschriften  über  die  Registrierung  unterliegen  gleich  den  einzelnen 
Hilfskassen  auch  die  Verbände  und  es  treten  bezüglich  derselben  überhaupt  alle  übrigen 
Bestimmungen  dieses  Gesetses  insoweit  ein,  als  sie  slnngemäfs  anwendbar  sind. 

In  den  Fällen,  als  ein  Kassenverband  oder  eine  Hilfskasse  sich  Uber  mehrere  der 
im  Reichsrato  vertretenen  Königreiche  und  Länder  erstreckt,  tritt  rücksichtlich  der  Registrie- 
rung und  Bescheinigung  dieses  Verbandes,  beziehungsweise  der  Hilfskasse,  das  Ministerium 
des  Innern  an  Stelle  der  politischen  Landesbehörden. 

IV.    Vorschriften  über  die  Geschäftsführung  und  freiwillige  Auflösung  der  Hilfskassen, 

a)  Rücksichtlich  der  Krankenversicherung. 

§  16.  Als  Krankenunterstfitznng  können  den  Mitgliedern  Krankengeld,  ärztliche 
Behandlung,  Arzneien  und  andere  Heilmittel,  Verpflegung  in  einem  Krankenhause,  sowie 
die  geeigneten  Mittel  zur  Erleichterung  körperlicher  Leiden  oder  Mängel  gewährt  werden. 

Den  Mitgliedern  kann  für  ihre  Angehörigen,  sofern  letztere  nicht  selbst  Mitglieder 
der  Kasse  sind,  ärztliche  Behandlung,  Gewährung  der  Araneien  und  andere  Heilmittel 
zugesichert  werden. 

Auch  der  normale  Verlauf  des  Wochenbettes  kann  den  Anspruch  auf  Krankenunter- 
stützung  begründen. 

Die  Dauer  der  Krankenunterstützung  darf  höchstens  zwei  Jabre  betragen. 

§  17.  Jede  Hilfskasse  hat  für  die  von  ihr  betriebene  Krankenversicherung  einen 
Reservefond  in  der  Höhe  der  zweifachen  durchschnittlichen  Jahresausgabe  der  letzten  fünf 
Rechnungsjahre  anzusammeln  und,  falls  er  unter  die  bezeichnete  Höhe  gesunken  sein 
sollte ,  wieder  bis  zu  dieser  Höhe  zu  ergänzen.  Solange  der  Reservefond  diesen  Betrag 
nicht  erreicht,  sind  für  denselben  jährlich  mindestens  zwei  Zebnteile  der  Kassenbeiträge 
zurückzulegen. 
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Jedoch  bat  die  Kasse  die  Wahl,  in  ihren  Statuten  zu  bestimmen,  dafs  anch  bezüglich 
der  Krankenversicherung  in  jedem  fünften  Jahre  eine  versichernngatechnische  Abschätzung 
ihrer  Einnahmen  nnd  Verpflichtungen  auf  die  im  §  82  angegebene  Weise  vorzunehmen 
ist.  In  diesem  Falle  ist  für  die  Ansammlung  des  nötigen  Reservefonds  statt  des  obigen 
festen  Mafsstabes  das  jeweilige  Resultat  dieser  Abschätzung  marsgebend. 

b)  Rücksichtlich  der  Versicherung  eines  Begräbnisgeldes. 

§  18.  Die  Versicherung  des  Begräbnisgeldes  ist  nicht  nur  für  den  Fall  des  Todes 
des  Mitgliedes  selbst,  sondern  auch  für  den  Fall  des  Todes  eines  Angehörigen  desselben 


c)  Rücksichtlich  der  Invalidität!-  and  Altersversicherung. 

§  19.  Will  eine  Hilfskasse  die  Versicherung  von  Invallditäts-  und  Altersrenten  ein- 
richten, so  mufs  der  Versicherungsplan  dem  Ministerium  des  Innern  zur  Prüfung  und 
Genehmigung  vorgelegt  werden.  Hiebe!  ist  zugleich  auszuweisen,  dafs  mindestens  200 
Personen  ihren  Beitritt  zu  dem  Versichernngszweige  erklärt  haben. 

Die  Aufstellung  der  Tarife,  sowie  die  Ansammlung  einer  Reserve  hat  in  diesen 
Fällen  nach  den  Grundsätzen  versicherungsmäfsiger  Deckung  zu  erfolgen. 

§  20.  Zur  Erlangung  des  Anspruches  auf  Invaliditätsrente  muls  das  8tatut  mindestens 
eine  dreijährige  Teilnahme  an  dieser  Versicherung  (Karenz)  bedingen. 

Bei  den  Invaliditätsfällen,  die  in  einem  Betriebsunfall  oder  anderweitigen  Unfall 
ihren  Grund  haben,  gilt  diese  Beschränkung  nicht. 

$  21.  Die  Statuten  müssen  die  Bestimmung  enthalten,  dafs  das  Mitglied,  welches 
eine  Invaliditäts-  oder  Altersversicherung  eingeht ,  das  Recht  habe ,  die  Versicherung  vor 
Eintritt  des  bedungenen  Fähigkeitstermines  jederzeit  rückgängig  zu  machen,  und  in  diesem 
Falle  die  Auszahlung  eines  Abfindungsbetrages  beanspruchen  könne ,  welcher  auf  Grund 
des  nach  dem  letzten  Rechnungsabschlüsse  sich  ergebenden  Wertes  seiner  bisherigen 
Versicherung  zu  berechnen  ist. 

Dieser  Abfertigungsbetrag  mufs  mindestens  50  Prozent  und  darf  höchstens  80  Prozent 
dieses  Wertes  betragen.  Der  letztere  ist  nur  auf  Grund  der  eigenen  Einzahlungen  des 
versicherten  Mitgliedes  der  Kasse  zu  berechnen. 

§  22.  In  jedem  fünften  Jahre  hat  die  Kasse  bezüglich  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
renten die  wahrscheinliche  Höhe  ihrer  Verpflichtungen  und  der  ihnen  gegenüberstehenden 
Einnahmen  durch  einen  Sachverständigen,  welcher  bei  der  Verwaltung  der  Kasse  nicht 
beteiligt  ist,  abschätzen  zu  lassen,  das  Ergebnis  nach  dem  vorgeschriebenen  Formulare 
der  Aufsichtsbehörde  mitzuteilen  und  der  Kenntnisnahme  aller  Mitglieder  zugänglich  zu 


d)  Rücksichtlich  der  Witwen-  und  W  ai  se  n  v  er  s  i  c  h  e  r  ung. 

§  83.  Der  Ansprach  auf  Witwenunterstützung  darf  nur  jener  Ehegattin  zugestanden 
werden ,  mit  welcher  das  Kassemitglied  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Versicherung  ver- 
ehelicht war. 

Im  Falle  der  Wiederverehelichung  ist  daher  hinsichtlich  der  Witwenversorgung  der 
neue  Beitritt  zur  Kasse  notwendig. 

§  24.  Der  Bezug  der  Waisenunterstützung  darf  nur  bis  zu  einer  bestimmten  Alters- 
grenze, welche  über  das  20.  Lebensjahr  nicht  hinausreicht,  gewährt  werden. 

Nur  für  solche  Waisen  ,  welche  wegen  physischer  oder  geistiger  Gebrechen  gänzlich 
erwerbsunfähig  sind,  darf  die  Fortzahlung  der  Unterstützung  auch  über  diese  Grenze 
hinaus  zugelassen  werden. 

§  85.  Die  §§  19,  20  and  22  dieses  Gesetzes  haben  auch  auf  die  Witwen-  und 
Waisenversicherung  sinngemässe  Anwendung  zu  finden. 

Witwen  nnd  Waisen,  welche  durch  ein  strafgerichtliches  Urteil  überwiesen  sind,  den 
Tod  ihres  Gatten  beziehungsweise  Vaters  oder  Mutter  durch  eine  vorsätzliche  Handlung 
verschuldet  oder  mitverschuldet  zu  haben,  darf  keine  Unterstützung  gewührt  werden. 

e)  RUcksichtlich  der  Versicherung  einer  Summe  Geldes  zu 

Gunsten  eines  Dritten. 


§  26.    Die  §§  19,  21  und  22  dieses  Gesetzes  haben  auch  auf 
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f)  Gemeinsame  Bestimmungen. 


§  11.  Die  statutenmäßigen  Beiträge  sor  Kasse  müssen  su  den  yun  der  Kasse  zu 
gewährenden  Unterstützungen  in  einem  solchen  Verhlltnisse  stehen,  daß  die  letzteren 
nach  versicberungstechntschen  Grundsätzen  in  den  ersteren  ihre  wahrscheinliche  Bedeckung 
finden. 

Die  Mittel  zur  Bestreitung  der  im  §  1 ,  letzter  Absatz,  erwähnten  Nebenzwecke  werden 
durch  Beiträge  beschafft,  welche,  getrennt  von  den  Versicherungsbeiträgen  veranschlagt, 
eingeboben  und  verwaltet  werden. 

Die  Statuten  jener  Hilfskassen,  welche  ihre  Thätigkeit  auch  auf  solche  Nebenzwecke 
ausdehnen  wollen ,  müssen  genaue  Bestimmungen  über  die  Eingehung  und  Verwendung 
der  bezüglichen  Beiträge  enthalten 

§  38.  Zu  anderen  als  den  statutenmäßigen  Zwecken,  der  Deckung  der  Verwaltung*- 
auslagen  und  der  Ansammlung  der  Reserve  dürfen  weder  Beiträge  von  Hitgliedern  erhoben 
werden,  noch  Verwendungen  aus  dem  Vermögen  der  Kasse  erfolgen. 

Ueber  die  Verwendung  der  Beiträge,  welche  von  den  unterstützenden  Mitgliedern 
(§  2)  geleistet  werden,  hat  das  Statut  Bestimmungen  zu  treffen. 

§  29.    Das  Vermögen  der  registrierten  Hilfskasse  darf  nur  angelegt  werden: 

1.  in  zur  Anlage  von  Pupillarvermögen  geeigneten  Wertpapieren  ; 

2.  in  pupillarsicheren  Hypotheken; 

8.  in  der  Postsparkasse  und  in  anderen  Sparkassen  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder; 

4.  in  zinstragenden  Realitäten,  wenn  sie  nicht  über  ein  Drittel  des  Ankaufspreises 
belastet  bleiben. 

Realitäten,  die  keinen  Zins  tragen,  dürfen  die  Hilfskassen  nur  erwerben  zur  eigenen 
Benützung  als  Geschäftslokalitäten,  Heilanstalten,  Versorgungshäuser  und  Apotheken. 

§  30  Die  Hilfskaase  ist  verpflichtet,  ein  genaues  Mitgliederverzeichnis  sowie  ord- 
nungsmäfsige  Rechnung  Uber  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  führen,  und  mit  Ablauf  eines 
jeden  Kalenderjahres  eineu  Rechnungsabschluß  su  machen. 

Wenn  eine  Hilßkasse  mehrere  der  im  §  1  angeführten  Zwecke  verfolgt,  so  hat  für 
jeden  derselben  eine  getrennte  Vermögensgebarung,  Verrechnung  und  Verwahrung  der 
Gelder  stattzufinden.  Das  Statut  bestimmt,  in  welchem  Verhältnisse  die  allfälligen  Ein- 
trittsgebühren  ,  sonstigen  Einnahmen ,  dann  die  Verwaltungskosten  auf  die  einzelnen  Ver- 
sicherungszweige zu  verteilen  sind 

%  3i.  Ergiobt  sich  aus  den  jährlichen  Rechnungsabschlüssen  oder  aus  den  periodi- 
schen Abschätzungen,  daß  die  Einnahmen  eines  Versicherungszweiges  zur  Deckung  der 
Übernommenen  Verpflichtungen  und  Ansammlung  der  Reserven  nicht  ausreichen ,  so  ist, 
falls  das  Mißverhältnis  sich  nicht  durch  geeignete  Maßnahmen  der  Kassenverwaltung 
beheben  läßt,  entweder  eine  Erhöhung  der  Beiträge  oder  eine  Minderung  der  Kasse- 
lcistungcn  herbeizuführen. 

§  82.  Die  Kasse  kann  durch  Beschluß  der  Generalversammlung  unter  Zustimmung 
von  mindestens  vier  Fünftel  sämtlicher  vertretenen  Stimmen  aufgelöst  werden. 

Die  Abwickelung  der  Geschäfte  wird  vom  Vorstaude  besorgt. 

Betreibt  die  Hilßkasse  die  Invaliden-,  Alters-,  Witwen-  oder  Waisenversorgung  oder 
die  Versicherung  einer  Summe  Geldes  zu  Gunsten  eiues  Dritten,  so  sind  Beschlüsse  zu 
fassen,  durch  welche  die  den  Versicherten  gegenüber  eingegangenen  Verpflichtungen  erfüllt 
oder  sichergestellt  werden.  Diese  Beschlüsse,  sowie  eventuell  die  Uebertragung  dieser 
Versicherungssweige  an  eine  andere  Hilßkasse  oder  Gesellschaft  sind  der  staatlichen 
Genehmigung  vorbehalten. 


§  33.  Die  registrierten  Hilfskassen  unterliegen  der  Staatsaufsicht  nach  Maßgabe 
dieses  Gesetzes. 

Als  Aufsichtsbehörden  sind  in  erster  Reihe  die  politischen  Bezirksbehörden  des 
Sitzes  der  Kassen,  als  höhere  Instanzen  die  politischen  Landesbehörden,  beziehungsweise 
das  Ministerium  des  Innern  berufen. 

§  84.  Jede  Hilßkasse  hat  der  politischen  Landesbebörde  ihres  Sitzes  innerhalb 
von  drei  Monaten  nach  Schluß  jedes  Kalenderjahres  vorzulegen: 

1.  den  Jahresbericht; 

2.  den  Rechnungsabschluß  ; 

3-  den  Ausweis  Uber  Stand  und  Anlage  der  Reserve ; 
4.  den  statistischen  Bericht. 


V. 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 


385 


Diese.  Ausweise  und  Bericht«  sind  an  du  Ministerium  des  Innern  >u  leiten  und  von 
demselben  alljährlich  dem  Reichsrate  in  entsprechender  Bearbeitung  mitsuteilen. 

Formalarien  für  die  Rechnungsführung,  den  Bechnungsabschlurs  und  den  statistischen 
Bericht  sind  im  Verordnungswege  bekannt  zu  machen 

§  85.  Die  Aufsichtsbehörde  Überwacht  die  Befolgung  der  gesetzlichen  und  statuta- 
rischen Bestimmungen.  Sie  kann  zu  diesem  Zwecke  in  die  Geschäftsführung  der  Kasse 
jederzeit  Einsicht  nehmen  und  die  Kassebestände  revidieren. 

Sie  ist  berechtigt,  gesetz-  und  statutenwidrige  Beschlüsse  der  ausübenden  Kasse- 
organe ,  sowie  der  General  Versammlung  su  sistiereo.  Im  enteren  Falle  ist  der  Gegen- 
stand der  Beschlußfassung  in  der  nächsten  Generalversammlung  su  Unteraichen.  Im 
letzteren  Falle  steht  der  Rekurs  an  die  höhere  Aufsichtsbehörde  offen. 

Die  Aufsichtsbehörde  kann  die  Befolgung  der  gesetalichen  und  statutarischen  Vor- 
schriften gegen  die  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  Ueberwachnngsausscbussea  durch  An- 
drohung ,  Verhängung  und  Vollstreckung  von  Geldstrafen  bis  100  fl.  und  im  Nichtein- 
bringungsfalle  mit  Arreststrafen  bis  14  Tage  erzwingen. 

Hilfskassen,  deren  Berechtigung  zur  Krankenversicherung  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  30.  März  1888,  R.G.B1.  Nr.  33,  betreffend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter, 
anerkannt  (§  7),  unterliegen  in  Bezug  auf  diesen  Versicherungszweig  der  Staatsaufsicht 
nach  Maßgabe  der  §§  19  und  20  des  erwähnten  Gesetzes. 

§  36.  Einer  Kasse ,  welche  von  dem  im  leisten  Absätze  des  §  1  erwähnten  Befug- 
nisse hinsichtlich  der  Nebenzwecke  einen  diesem  Gesetze  oder  den  Bestimmungen  der 
Statuten  zuwiderlaufenden  Gebrauch  macht,  kann  die  politische  Landesbehörde  diese 
Befugnis  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  auf  immer  entziehen  und  die  Einhebung  von  Bei- 
trägen für  diese  Nebenzwecke  untersagen. 

§  37.  Wenn  für  eine  Kasse  gemäß  §  31  dieses  Gesetzes  die  Verpflichtung  entsteht, 
ihren  Versichernngsplan  zu  ändern,  und  sie  dieser  Verpflichtung  nicht  nachkommt,  so  hat 
ihr  die  Aufsichtsbehörde  eine  Frist  von  mindestens  drei  Monaten  zur  Durchführung  der 
notwendigen  Aenderungen  zu  geben. 

Hiebei  bat  die  Aufsichtsbehörde  der  Kasse  jedoch  mittels  einer  rechnungsmäßigen 
Auseinandersetzung  mitzuteilen,  in  welcher  Art  und  in  welchem  Umfange  diese  Aende- 
rungen notwendig  sind. 

§  38.  Die  politische  Landesbehörde  kann  die  Auflösung  einer  Hilfskasse  in  folgen- 
den Fällen  verfügen: 

1.  wenn  mehr  als  ein  Viertel  der  Mitglieder  mit  der  Einzahlung  der  Beiträge  im 
Rückstände  ist  und  trotz  ergangener  Aufforderung  der  Aufsichtsbehörde  die  Kasse  weder 
die  Eintreibung  der  fälligen  Beiträge  vornimmt,  noch  gegen  die  säumigen  Mitglieder 
statutenmäfsig  vorgeht; 

S.  wenn  die  Kasse  mit  der  Auszahlung  fälliger,  nicht  streitiger  Unterstützungen 
durch  vier  Wochen  nach  ergangener  Aufforderung  der  Aufsichtsbehörde  im  Rückstände  bleibt ; 

8.  wenn  die  Generalversammlung  einer  diesem  Gesetze  oder  den  Statuten  zuwider- 
laufenden Verwendung  aus  dem  Vermögen  der  Kasse  ihre  Zustimmung  erteilt,  oder  wenn 
die  Generalversammlung  einen  anderen  diesem  Gesetze  oder  den  Statuten  zuwiderlaufen- 
den Beschtufs  gefafst  hat,  und  wenn  dieselbe  in  den  bezeichneten  Fällen  der  Aufforderung 
der  Aufsichtsbehörde,  den  Beschluß  zurückzunehmen,  im  ersten  Falle  in  der  Frist  von 
vierzehn  Tagen ,  im  zweiten  Falle  in  der  Frist  von  sechs  Wochen  nicht  nachgekom- 
men ist; 

4.  wenn  die  Kasse  nach  fruchtloser  Anwendung  des  §  87  der  Verpflichtung,  ihren 
Versicberangsplan  su  Indern,  nicht  nachkommt. 

§  39.  Im  Falle  der  verfügten  Auflösung,  sowie  in  dem  Falle,  wenn  bei  einer  frei- 
willigen Auflösung  der  zur  Abwickelung  der  Geschäfte  berufene  Vorstand  seinen  Ver- 
pflichtungen nicht  genügt,  hat  die  politische  Landesbehörde  die  Abwickelung  der  Geschäfte 
geeigneten  Personen  zu  übertragen  und  deren  Namen  bekannt  su  machen  (§  6). 

Dies  gilt  insbesondere  auch  in  dem  im  §  32,  Absatz  3,  bezeichneten  Falle. 

§  40.  Bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  nach  der  verfügten  Auflösung  der  Kasse  kann 
einer  für  die  gleichen  Zwecke  und  für  denselben  Mitgliederkreis  oder  für  einen  Teil  des- 
selben bestimmten  Kasse  die  Registrierung  versagt  werden. 


§  4t.    Die  Hilfskasse  wird  durch  die  Eröffnung  des  Konkurses  aufgelöst. 

§  42.    Die  dem  Versicherten  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zustehenden  Forderungen 
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können    weder    in   Exekution    gesogen,    noch    durch   Sic  heran  gs  du  bregeln  getroffen 

Eine  Ausnahme  hievon  besteht  nar  xa  Gunsten  der  gegen  den  Versicherten  usch 
dem  Gesetze  bestehenden  Forderangen  sar  Leistung  des  Unterhaltes. 

Soweit  Exekution  und  Sicherbeitsmafsregeln  nicht  sulässig  sind,  ist  such  jede  Ver- 
fügung Ober  die  dem  Versicherten  zustehenden,  oben  bexeichneten  Forderungen  durch 
Cession,  Anweisung,  Verpfandung  oder  durch  ein  anderes  Rechtsgeschäft  ohne  rechtliche 
Wirkung. 

§  43.  Die  Eintragungen  in  das  Hilfskassenregister  sind  gebühren-  und  stempelfrei. 
Ebenso  sind  alle  sur  Begründung  und  Abwickelung  der  Rechtsverhältnisse  zwischen  den 
registrierten  Ililfskassen  und  den  Versicherten  erforderlichen  Verhandlungen,  Verträge  und 
Urkunden,  sowie  alle  an  die  Aufsichtsbehörde  zu  erstattenden  Anmeldungen  und  Berichte 
gebühren-  und  stempelfrei. 

Auf  die  registrierten  Hilfskassen  finden  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  15.  April 
1885,  R.G.BI.  Nr.  51,  Anwendung. 

§  44.  Gegen  die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassenen  Entscheidungen  der  politischen 
Behörden  erster  Instanz  steht  der  Rekurs  an  die  politische  Landesbehörde  und  gegen 
Entscheidungen  der  Landesbehörde  an  das  Ministerium  des  Innarn  xu.  Die  Frist  in 
beiden  Fallen  ist  vier  Wochen  nach  der  Zustellung,  und  ist  der  Rekurs  bei  jener  Behörde 
zu  überreichen,  welche  in  erster  Instanz  entschieden  bat. 

§  45.  Auf  die  in  Gemäfsheit  dieses  Gesetzes  errichteten  registrierten  Ililfskassen 
findet  das  Vereinsgesetz  vom  26  November  1852,  R.G.B1.  Nr.  258,  und  das  Gesetz  vom 
15.  November  1867,  R.G.B1.  Nr.  184,  Ober  das  Vereinsrecht  keine  Anwendung. 

§  46.  Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Minister  des  Innern  im  Einver- 
nehmen mit  den  Ministern  der  Justiz,  der  Finanxen  und  des  Handels  betraut. 

Ges.  betr.  die  Regelung  der  Verhältnisse  der  Bruderladen  vom  17.  September. 


Oesetz  Tom  2.  August  1892,  womit  die  Kronen  Währung  festgestellt  wird. 

Artikel  1.    An  die  Stelle  der  bisherigen  österreichischen  Währung  tritt  die  Gold- 
währung, deren  Rechnungscinheit  die  Krone  ist. 
Die  Krone  wird  in  hundert  Heller  eingeteilt. 

Artikel  II.  Das  Münxgrundgewicbt  ist  das  Kilogramm  mit  seiner  decimalen  Ab- 
stufung,  wie  dasselbe  durch  das  Gesetz  vom  23.  Juli  1871,  R.G.B1.  Nr.  16  ex  1872, 
als  allgemeines  Gewicht  eingeführt  worden  ist. 

Artikel  III.  Die  Landesgoldmünsen  werden  im  Mischungsverhältnisse  von  900 
Tausendteilen  Gold  und  100  Tausendteilen  Kupfer  ausgeprägt. 

Auf  ein  Kilogramm  Münsgold  gehen  2952  Kronen,  demnach  auf  ein  Kilogramm 
feinen  Goldes  3280  Kronen. 

Artikel  IV.    Von  Landesgoldmünzen  werden  ausgeprägt: 

a)  Zwansig-Kronenstücke, 

b)  Zehn-Kronenstücke. 

Aus  einem  Kilogramm  Münsgold  werden  147,6  Stücke  zu  swanxig  Kronen,  bezie- 
hungsweise 295,2  Stücke  zu  zehn  Kronen ,  daher  aus  einem  Kilogramm  feinen  Goldes 
164  Stücke  su  zwanzig  Kronen,  beziehungsweise  328  Stücke  zu  zehn  Kronen  ausgebracht. 

Das  Zwansig-KronenstÜck  hat  sonach  das  Rohgewicht  von  6,775067  und  das  Fein- 
gewicht von  6,09766  Grammen,  das  Zehn-Kroncnstück  das  Rohgewicht  von  3,3875338 
und  das  Feingewicht  von  3,04878  Grammen. 

Artikel  V.  Diese  Goldmünzen  werden  auf  der  Aversseite  Mein  Brustbild,  auf 
der  Reversseite  den  kaiserlichen  Adler  mit  der  Wertbexeichnung  20,  beziehungsweise 
10  Cor  ,  sowie  die  Jahreszahl  der  Ausmünzung  tragen.  Die  Umschrift  bat,  in  angemessener 
Abkürzung,  zu  lauten:  „Franciscns  Josepbus  I.  D.  G.  Imperator  Austriae,  Rex  Bobe- 
miae,  Galiciae,  Illyriae  etc.  et  Apostolicus  Rex  Hungariaa." 

Der  Rand  wird  glatt  sein  und  bei  den  Zwaniig-Kronenstücken  in  vertiefter  Schrift 
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die  Worte:  „Viribus  unitis"  enthalten.  Bei  den  Zebn-Kronenstücken  wird  der  Band  eine 
vertiefte  Verzierung  enthalten. 

Die  innere  Einfassung  besteht  auf  beiden  Seiten  aus  einem  flachen  Stäbchen,  dessen 
inneren  Umfang  ein  Perlenkreis  (Perle  an  Perle  anliegend)  berührt. 

Die  Goldmünzen  in  20  Kronen  werden  21  Millimeter ,  jene  au  10  Kronen  werden 
19  Millimeter  im  Durchmesser  betragen. 

Artikel  VI.  Das  Verfahren  bei  der  Ausprägung  dieser  Münzen  soll  die  voll- 
ständige Genauigkeit  der  Münzen  nach  Gehalt  und  Gewicht  sicherstellen. 

Soweit  eine  absolute  Genauigkeit  bei  dem  einzelnen  Stücke  nicht  eingehalten  werden 
kann,  wird  eine  anderste  Abweichung  in  Mehr  oder  Weniger  gestattet,  welche  im  Roh- 
gewichte 2  Tausendteile  und  im  Feingehalte  1  Tausendteil  nicht  überschreiten  darf. 

Artikel  VII.  Das  Passiergewicht  des  Zwanzlg-Kronenstückes  wird  mit  6,74  Gram- 
men, dasjenige  des  Zebn-Kronenstückes  mit  8,37  Grammen  festgestellt. 

Goldmünzen,  welche  durch  den  gewöhnlichen  Umlauf  nicht  unter  dieses  Gewicht 
verringert  sind,  sind  bei  den  Staats-  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  und  im  Privat- 
verkebre  als  vollwichtig  bei  allen  Zahlungen  anzunehmen. 

Dagegen  werden  Goldmünzen,  welche  infolge  l&ngerer  Cirkulation  und  Abnützung 
am  Gewichte  so  viel  eingebüfst  haben,  dafs  sie  das  Passiergewicht  nicht  mehr  erreichen, 
für  Rechnung  des  Staates  zum  Einschmelzen  eingezogen.  Zu  diesem  Zwecke  sind  derlei 
abgenützte  Goldmünzen  bei  allen  Staats-  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  stets  voll 
zu  ihrem  Nennwerte  anzunehmen  und  im  Wege  der  k.  k.  Staats-Centralkasse  in  Wien 
an  das  k.  k.  Hauptmönzamt  in  Wien  abzuführen. 

Münzen ,  welche  in  anderer  Art  als  durch  den  gewöhnlichen  Umlauf  am  Gewichte 
verringert  wurden,  werden  von  den  Staats-  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  im  Vor- 
kommensfalle gegen  Ersatz  des  ihnen  zukommenden  inneren  Wertes  eingezogen  und,  wie 
oben  festgesetzt,  der  Umprägung  zugeführt  werden. 

Artikel  VIII.  Die  Ausprägung  der  Landesgoldmünzen  erfolgt  auf  Rechnung  des 
Staates.  Zwauzig-Kronenstücke  werden  auch  für  Becbnung  von  Privatpersonen,  und  zwar 
soweit  ausgeprägt  werden,  als  das  k.  k.  Münzamt  nicht  für  den  Staat  beschäftigt  ist. 

Die  bei  der  Ausprägung  für  Privatrechnung  für  Prägekosten  einzuhebende  Gebühr 
wird  im  Verordnungswege  festgesetzt ;  sie  darf  indes  bei  den  Zwanzig-Kronenstücken  das 
Maximum  von  0,3%  de»  Wertes  nicht  übersteigen. 

Artikel  IX.  Anfser  den  bezeichneten  Landesgoldmünzen  werden  die  österreichi- 
schen Dukaten,  wie  bisher,  81  355/189  Stücke  aus  einer  Wiener  Mark  (0,280668  Kilogramm) 

Toöo  )  ^  HlMldeIsmün" 

geprägt. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  9.  März  1870,  B.G.B1.  Nr.  22,  eingeführten  Goldmünzen 
zu  8  und  4  Gulden  werden  nicht  geprägt  mehr  werden. 

Artikel  X.  Die  auf  Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857, 
B.G.B1.  Nr.  169,  ausgeprägten  Landessilbermünzen  zu  %,  1  und  */«  Gulden  österreichi- 
scher Währung  haben  bis  auf  weiteres  im  gesetzlichen  Umlaufe  zu  verbleiben.  Landes- 
silbermünzen der  österreichischen  Währung  sind  nicht  mehr  auszuprägen ,  aufser  jenen 
Silbermünzen,  welche  sich  bereite  im  Besitze  der  Finanzverwaltung  befinden  ,  oder  von 
derselben  zu  Münzzwecken  erworben  worden  sind. 

Insolange  die  bezeichneten  Landessilbermünzen  nicht  aufser  Verkehr  gesetzt  werden, 
sind  dieselben  bei  allen  Zahlungen,  welche  gesetzlich  in  der  Kronenwährung  zn  leisten 
sind,  von  Staats-  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  und  von  Privatpersonen  in  Zahlung 
anzunehmen,  und  zwar  dergestalt,  dafs  gerechnet  wird: 

das  Zwel-Guldenstück  =»    4  Kronen, 

tf  Ein-  »»         "=    2  »» 

„  Viertel-     „  50  Heller. 

Artikel  XI.  Aufser  den  Landesgoldmünzen  werden  zunächst  folgende  Münzen 
der  Kronenwährung  ausgeprägt: 

1.  Silbermünzen: 

2.  Nickelmflnzen : 

a)  Zwanzig-Hellerstücke, 

b)  Zebn-Hellerstücke. 

25* 


Digitized  by  Google 


388  Nationalökonomische  Gesetzgebung. 

3.  Bronzemünzen  i 

a)  Zwei  Hellerstücke, 

b)  Ein-Hellerstücke. 

Artikel  XII.  Die  Ein-Kronenstücke  werden  im  Mischungsverhältnisse  von  8  35 
Tausendteilen  Silber  and  166  Tausendteilen  Kupfer  ausgeprägt. 

Aas  dem  Kilogramme  Münssilber  werden  200  Ein-Kronenstücke  ausgebracht.  Es 
werden  demnach  die  Ein-Kronenstücke  das  Gewicht  von  5  Grammen  haben. 

Bei  der  Ausprägung  der  Ein-Kronenstücke  mufs  das  Normalgewicht  und  der  Normal- 
gehalt eingebalten  werden.  Soweit  eine  absoluta  Genauigkeit  bei  den  einseinen  Stächen 
nicht  eingehalten  werden  kann,  wird  eine  Abweichung  in  Mehr  oder  Weniger  gestattet, 
welche  im  Peingehalte  *liooo  und  im  Gewichte  ,ö/iooo  nicht  übersteigen  darf. 

Artikel  XIII.  Die  Ein-Kronenstflcke  werden  im  Averse  Mein  Brustbild,  im  Reverse 
die  kaiserliche  Krone,  die  Wertbeseichnung,  sowie  die  Jahreszahl  der  Ausmfinsung  tragen. 
Die  Umschrift  hat,  in  angemessener  Abkürzung,  zu  lauten:  „Francisens  Josephus  I.  D.G. 
Imperator  Austriae,  Rex  Bohemiae,  Galiciae,  lllyriae  etc.  et  Apostolicus  Rex  Hungariae" 

Der  Rand  der  Ein-KronenstQcke  wird  glatt  sein  und  mit  vertieften  Buchstaben  den 
Wahlspruch:  „Viribus  unitis"  enthalten. 

Der  Durchmesser  der  Ein-Kronenstücke  wird  25  Millimeter  betragen. 

Artikel  XIV.  Die  Ausprägung  der  Ein-Kronenstücke  erfolgt  nur  für  Rechnung 
des  Staates. 

Es  sind  für  140  Millionen  Kronen  Ein-KronenstBcke  ausiuprigen. 

Im  Verordnungswege  bestimmt  wird  werden,  In  welchen  Terminen  die  Ausprägung 
und  Hinausgabe  der  Ein-KronenstBcke  stattzufinden  hat. 

Artikel  XV.  Die  Nickelmünzen  werden  aus  reinem  Nickel  geprägt.  Aus  dem 
Kilogramme  reinen  Nickels  werden  250  Zwanzig-Hellerstücke,  beziehungsweise  353  Zehn- 
Hellerstücke  ausgebracht. 

Der  Avers  der  Nickelmünzen  tragt  den  kaiserlichen  Adler  ,  der  Revers  enthalt  die 
Wertangabe  und  die  Jahressahl  der  AusmQuzung. 

Der  Rand  wird  gerippt  sein. 

Der  Durchmesser  wird  bei  den  Zwanzig-Hellerstückeu  21  Millimeter,  bei  den  Zehn- 
Hellerstflcken  19  Millimeter  betragen. 

Artikel  XVI.  Die  Ausprägung  der  Nickelmünzen  findet  nur  fflr  Rechnung  des 
Staates  statt. 

Nickelmünzen  sind  bis  zum  Betrage  von  42  Millionen  Kronen  auszuprägen. 

Die  Ausgabe  derselben  erfolgt  unter  Einsiehung  der  Silberscheidemünzen  zu  20,  10 
und  5  Kreuzern  österreichischer  Währung. 

Im  Verordnungswege  wird  bestimmt  werden,  in  welchen  Terminen  die  Ausprägung 
und  Ausgabe  dieser  Münzen ,  sowie  die  Einziehung  .der  Silberscheidemünzen  österreichi- 
scher Währung  stattfindet. 

Artikel  XVII.  Die  Bronzemünzen  werden  aus  einer  Legierung  von  95  Teilen 
Kupfer,  4  Teilen  Zinn  und  1  Teil  Zink  geprägt. 

Aus  dem  Kilogramme  dieser  Legierung  sollen  : 

a)  300  Stücke  zu  2  Hellern, 

b)  600  Stücke  zu  1  Heller  ausgebracht  werden. 

Der  Avers  der  Bronsemüozen  trägt  den  kaiserlichen  Adler,  der  Revers  enthält  die 
Wertangabe  und  die  Jahressahl  der  Ausmünzuug. 
Der  Rand  wird  glatt  sein 

Der  Durchmesser  dieser  Münzen  wird  auf  19  und  beziehungsweise  17  Millimeter 
festgesetzt 

Artikel  XVIII.  Die  Ausprägung  der  Bronsemünzen  findet  nur  für  Rechnung  des 
Staates  statt  und  darf  insgesamt  den  Betrag  von  18  200  000  Kronen  nicht  übersteigen. 
Sie  dürfen  nur  unter  Einsiehung  der  Kupferscheidemünsen  zu  4,  1  und  */io  Kreuzern 
österreichischer  Währung  ausgegeben  werden. 

Im  Verordnungswege  wird  bestimmt,  In  welchen  Terminen  die  Ausprägung  und  Aus- 
gabe dieser  Münzen,  sowie  die  Einsiehung  der  Kupfermünzen  österreichischer  Währung 
stattzufinden  hat. 

Artikel  XIX.  Die  Ein-Kronenstflcke,  sowie  die  Nickel-  und  Bronzemünzen  der 
Kronenwährung  werden  bei  allen  Staats-  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  nach  ihrem 
Nennwerte  in  Zahlung  genommen,  und  zwar  die  Ein-Kronenstücke  unbeschränkt,  die 
Nickel-  und  Bronzemünzen  bis  zum  Betrage  von  10  Kronen. 
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Außerdem  sind  dieselben  bei  den  eis  Verwechslungskassen  fungierenden  Kissen  im 
Wege  der  Verwechslang  gegen  gesetzliche  Landesmünsen  (Artikel  IV  and  X)  unter  den 
im  Verordnungswege  festzusetzenden  näheren  Bedingungen  anzunehmen. 

Hinsichtlich  des  Privat  Verkehres  wird  festgesetzt,  du  Ts  niemand  verpflichtet  ist,  Eln- 
Krouenstücke  im  Betrage  von  mehr  als  fünfzig  Kronen  ,  Nickelmunsen  im  Betrage  von 
mehr  als  zehn  Kronen  und  Brontemflnzen   im  Betrage  Ton   mehr  als  einer  Krone  in 


Artikel  XX.  Die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Artikels  haben  auf  durchlöcherte 
oder  sonst  auf  andere  Weise  als  durch  den  gewöhnlichen  Umlauf  am  Gewichte  verringerte, 
sowie  auch  auf  verfälschte  Münzstücke  keine  Anwendung  zu  finden.  Kommen  verfälschte 
Münzstücke  bei  den  Staats-  oder  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  vor,  so  sind  dieselben 
sofort,  ohne  jeden  Ersate,  einzustehen  und  an  das  k.  k.  Hauptmünzamt  in  Wien  einzu- 
senden. Münzen,  welche  durchlöchert  oder  sonst  auf  andere  Weise  als  durch  den  gewöhn- 
lieben Umlauf  am  Gewichte  verringert  wurden,  sind  im  Falle  ihres  Vorkommens  bei  den 
Staats-  oder  den  übrigen  öffentlichen  Kassen  mit  einem  Merkmale  zu  kennzeichnen,  welches 
sie  aus  dem  gesetzlichen  Umlaufe  ausschliefst. 

Silber-,  Nickel-  und  BronzemQnzeo,  welche  infolge  längerer  Cirkulstion  und  Abnfitinng 
an  Gewicht  oder  Erkennbarkeit  erheblich  eingebüfst  haben,  werden  zwar  von  den  öffent- 
lichen Kassen  In  Zahlung  oder  in  Verwechslung  angenommen ,  sind  aber  auf  Rechnung 
des  Staates  zur  Umprägung  einzuziehen. 

Artikel  XXL  Die  auf  Grund  des  kaiserlichen  Patentes  vom  19.  September  1857, 
R.G.BL  Nr.  199,  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Oktober  1860,  Ii  G  Hl.  Nr.  230, 
des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1868,  B.G.B1.  Nr.  84,  des  Gesetzes  vom  30.  März  1872, 
B.G.BL  Nr.  44,  des  Gesetzes  vom  16.  April  1878,  R.G.BI  Nr.  55,  des  Gesetzes  vom 
26.  Februar  1881,  R.G.BI.  Nr.  20,  des  Gesetzes  vom  10.  März  1885,  R.G.BI.  Nr.  92, 
und  des  Gesetzes  vom  10.  Juni  1891,  R.G.BI.  Nr.  90,  geprägten  Silber-  und  Kupfer- 
scheidemünsen  österreichischer  Währung  haben  so  lange  im  Umlaufe  tu  verbleiben,  bis 
deren  Einsiehung  verfügt  werden  wird. 

Diese  Verfügung  wird  im  Verordnungswege  im  Zusammenhange  mit  der  Durchfüh- 
rung dieses  Gesetzes  erfolgen.  Aach  wird  im  Verordnungswege  ein  letzter  Termin  aus- 
gesprochen werden,  bis  iu  welchem  die  einberufenen  Münzen  von  den  Staatskassen  ein- 
zulösen sind.  Mit  dem  Ablaufe  dieses  Termine*  ist  jede  Verpflichtung  des  Staates  zur 
Einlösung  dieser  Münzen  erloschen. 

Bis  dahin  sind  dieselben,  und  zwar  die  Zwanzig-Kreuzerstücke  mit  40  Hellern,  die 
Zehn-Kreuserstficke  mit  20  Hellern,  die  Fünf-Kreuserstücke  mit  10  Hellern,  die  Kupfer- 
münzen su  4  Kreuzer  mit  8  Hellern,  die  Ein-Kreuzerstücke  mit  2  Hellern,  die  ''/,.,- 
Kretuerstüeke  mit  1  Heller  zu  rechnen  und  nach  Mafsgabe  des  Artikels  X  des  Gesetzes 
vom  1.  Juli  1868,  R  G.B1.  Nr.  84,  in  Zahlung  anzunehmen. 

Artikel  XXII.  Die  sogenannten  Levantiner  Thaler  mit  dem  Bildnisse  der  Kaiserin 
Maria  Theresia  glorreichen  Andenkens  und  mit  der  Jabressahl  1780  werden  im  dama- 
ligen Schrot  und  Korn,  wie  bisher  12  Thaler  aus  1  Wiener  Mark  (0,280688  Kilogramm) 


geprägt  werden. 

Artikel  XXIII.  Die  auf  österreichische  Währung  lautenden  Papiergeldseichen  sind 
bis  so  Ihrer  Einziehung  bei  allen  Zahlungen ,  welche  gesetzlich  in  Kronenwährung  zu 
leisten  sind,  von  allen  Staats-  und  den  übrigen  öffentlichen  Kassen,  sowie  von  Privat- 
personen anzunehmen,  und  swar  dergestalt,  dafs  je  ein  Gulden  österreichischer  Währung 
des  Nennwertes  der  betreffenden  Papiergeldzeichen  gleich  zwei  Kronen  gerechnet  wird. 

A  rtikel  XXIV.  Die  allgemeine  Einführung  der  obligatorischen  Rechnung  in  der 
Kronenwährung  im  Zusammenhange  mit  der  Ordnung  der  Verhältnisse  des  allgemeinen 
Münzverkehrs  und  den  Bestimmungen  über  die  Anwendung  der  neuen  Währung  (Arti- 
kel I)  auf  die  Rechtsverhältnisse,  sowie  die  Verfügungen  in  Bezug  auf  die  nach  dem 
gegenwärtigen  Gesetze  im  Umlaufe  verbleibenden  LandessilbermUnzen  au  2,  1  und  '/4 
Gulden  österreichischer  Währung,  ferner  die  Verfügungen  über  die  Einlösung  der  Staats- 
noten, die  Bestimmungen  Uber  die  Ordnung  der  Papiergeldcirkulation  und  die  Verfügungen 
über  die  Aufnahme  der  Barzahlungen,  werden  durch  besondere  Gesetee  festgestellt  werden. 

Es  können  jedoch  alle  Zahlungen,   welche  gesetzlich  in   österreichischer  Wahrung 
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—  »ei  es  in  klingender  Münte  oder  nicht  —  zu  leisten  sind,  schon  von  dem  Zeitpunkte 
an ,  da  gegenwärtiges  Gesets  in  Kraft  treten  wird,  nach  Wahl  des  Schuldners  auch  in 
Landesgoldmünsen  der  Kronenwahrung  dergestalt  geleistet  werden,  dafis  das  Zwanzig- 
Kronenstück  zum  Werte  von  10  Gulden  österreichischer  Währung,  und  das  Zehn-Kronenstück 
zum  Werte  von  5  Gulden  österreichischer  Währung  gerechnet  wird. 

Dasselbe  gilt  von  den  Kin-Kronenstücken  und  den  Nickel-  und  Bronzemünzen  der 
Kronenwährung  nach  Mafsgabe  der  denselben  im  Artikel  XIX  dieses  Gesetzes  einge- 
r Kumten  Zablkraft,  und  zwar  dergestalt,  dar*  das  Ein-Kronenstück  zum  Werte  von 
60  Kreusern  österreichischer  Wahrung,  das  Zwansig-Hellerstück  zum  Werte  von  10  Kreu- 
zern österreichischer  Währung,  das  Zehn-Hellerstück  zum  Werte  von  5  Kreuzern  öster 
reichischer  Währung,  das  Zwei-Hellerstück  zum  Werte  von  1  Kreuzer  österreichischer 
Währung  und  das  Eln-Hellerstück  zum  Werte  von  6/10  Kreuzern  österreichischer  Währung 
gerechnet  wird. 

Artikel  XXV.  Dieses  Gesetz  tritt  zugleich  mit  dem  Gesetze,  wodurch  das  Mini- 
sterium der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zum  Abschlüsse  eine» 
Münz-  und  Währungsvertrages  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischer  Krone 
ermächtigt  wird,  in  Kraft. 


Gesetz  vom  2.  August  1892,  betreffend  die  Erfüllung  von  auf 
Goldgulden  lautenden  Verpflichtungen  in  Landesgoldmünzen  der 

Krön  en  Währung. 

Artikel  I.  Zahlungs Verbindlichkeiten,  welche  in  österreichischen  oder  ungarischen 
Goldgulden  effektiv  tu  leisten  sind,  können  nach  Wahl  des  Schuldners  und  nach  dem  im 
Artikel  II  des  gegenwärtigen  Gesetzes  festgesetzten  Wertverhältnisse  auch  in  den  gemäfa 
dem  Gesetze ,  wodurch  das  Ministerium  der  im  Reicbsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  tum  Abschlüsse  eines  Münz-  und  Währungsvertrages  mit  dem  Ministerium  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  ermächtigt  wird,  und  dem  Gesetze,  womit  die  Kronen- 
währung festgestellt  wird,  geprägten  Landesgoldmünzen  der  Kronenwäbntng  beiderlei 
Gepräges  erfüllt  werden. 

Artikel  U.  Bei  solchen  Zahlungen  sind,  in  Pesthaltung  des  Grundsatses  des 
§  989  a.  b.  G.  B,  wonach  der  innere  Wert  des  tu  Leistenden  ungeändert  tu  bleiben 
bat,  je  43  österreichische  oder  ungarische  Goldgulden  gleich  100  Kronen  in  Landesgold- 
münzen  der  Kronenwährung  zu  rechnen. 

Artikel  III.  Diese  Bestimmungen  haben  insbesondere  auch  bei  Zolltahlungen 
Anwendung  zu  finden. 

Artikel  IV.  Dieses  Gesetz  tritt  zugleich  mit  dem  Gesetze,  wodurch  das  Ministerium 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zum  Abschlüsse  eines  Münz-  und 
Währungsvertrages  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der  ungarischen  Krone  ermächtigt 
wird,  in  Kraft. 


Gesetz  vom  2.  August  1892,  durch  welches  der  Finanzminister  ermächtigt 
wird,  ein  Anlehen  zur  Beschaffung  von  effektivem  Gold  behufs  der  Aus- 
prägung von  Landesgoldmünzen  der  Kronenwährung  für  Rechnung  des 
Staates  aufzunehmen  ,  und  womit  Bestimmungen  über  die  Gebarung  und 
Eontrolle    hinsichtlich   dieser   neugeprägten  Landesgoldmünzen  erlassen 

werden. 

Artikel  I.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  ein  Anlehen  mittels  Begebung 
von  durch  das  Gesetz  vom  18.  März  1876  R.G.BI.  Nr.  35,  geschaffenen,  mit  4  Prozent 
in  Gold  verzinslichen  Rente-Obligationen  in  jenem  Gesamtausmafse  aufzunehmen,  welches 
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erforderlieb  ist,  um  in  effektivem  Gold  einen  Betrag  von  Einhundertdreiundachtaig  Millio- 
nen vierbundertsechsundfünfzig  Tausend  österreichischen  Goldgulden  za  erlassen. 

Artikel  II.  Der  erlöste  Goldbetrag  ist  sofort  in  Landesgoldmünzen  der  Kronen- 
wahrnng  auszuprägen. 

Artikel  III.  Diese  Goldmünzen  sind  in  der  k.  k.  Staats-Centralkasse ,  oder  im 
Anftrage  und  für  Rechnung  der  Finanzverwaltung  in  der  Oesterreicbisch-ungariscben  Bank 
zur  gesonderten  Verwahrung  zu  erlegen. 

Artikel  IV.  Verfügungen  über  die  nach  dem  vorstehenden  Artikel  in  Verwah- 
rung erlegten  Goldmünzen  können  nur  durch  die  Gesetzgebung  getroffen  werden. 

Artikel  V.  Zur  Kontrolle  über  die  Einhaltung  der  Bestimmungen  der  Artikel  III 
und  IV  dieses  Gesetzes  ist  die  Staatsschulden-Kontrollkommission  des  Reichsrates  berufen. 

Zu  diesem  Zwecke  übt  die  Kontrollkommission  die  Gegensperre  über  den  Erlag  dieser 
Goldmünzen. 

Die  Kommission  hat  über  die  Ausübung  ihrer  Kontrolle,  so  oft  sie  es  angemessen 
erachtet,  jedoch  alljährlich  mindestens  einmal,  einen  besonderen  Bericht  an  den  Reichsrat 
ZU  erstatten. 

Artikel  VI.  Der  Finansminister  wird  angewiesen,  über  die  Ordnung  der  mit 
dem  Maximalbetrage  von  Einhundert  Millionen  Gulden  österreichischer  Währung  begrenz- 
ten schwebenden  Schuld  in  Partial-Hypothekar-Anweisungen ,  beziehungsweise  in  den 
dieselben  in  der  Cirkulation  vertretenden  Staatsnoten  eine  besondere  Gesetzvorlage  recht- 
zeitig einzubringen. 


Oesetz  vom   18.  September  1892,  betreffend  die  Besteuerung  des  Um- 
satzes von  Effekten  (Effektenumsatzsteuer). 

§  1.  Der  Umsatz  von  Effekten  (Wertpapieren)  unterliegt  nach  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  einer  besonderen  Steuer  (Effektenumsatzsteuer). 

Es  unterliegen  derselben  sowohl  die  an  der  Börse,  als  auch  die  ausserhalb  der  Börse 
geschlossenen,  urspüoglichen  und  Prolongationsgeschäfte.  Hierbei  macht  es  bei  Börsen- 
geschäften keinen  Unterschied,  ob  dieselben  per  Kassa,  auf  einige  Tage  Lieferung,  oder 
auf  feste  Termine  geschlossen  ;  ob  sie  direkt  oder  mittels  Arrangement  abgewickelt ;  ob 
»ie  als  Kauf-  und  Verkaufsgeschäfte,  oder  als  Prämien-  oder  Kostgescbäfte  geschlossen ; 
und  ob  endlich  insbesondere  die  Kostgescbäfte  von  einzelnen  Personen  oder  Bank- 
anstalten, für  längere  oder  kürzere  Zeit  eingegangen  werden.  Ebenso  macht  es  bei  aufser- 
halb der  Börse  geschlossenen  Geschäften  keinen  Unterschied,  ob  sie  nach  Börse-Usancen 
oder  ohne  Rücksicht  auf  dieselben  geschlossen  werden;  ob  es  Kauf-  und  Verkaufs-, 
Lieferungs-  oder  Kostgescbäfte  sind  ;  und  ob  endlich  die  letzteren  von  einzelnen  Personen 
oder  Bankanstalten  für  längere  oder  kürzere  Zeit  eingegangen  werden. 

Der  Umsatz  von  inländischen  Wechseln  und  kaufmännischen  Anweisungen,  dann  von 
gemünzten  und  ungemünzten  edlen  Metallen,  von  Devisen  und  sonstigen  ausländischen 
Zahlungsmitteln  ist,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  8.  März  1876 
(R.  G.  Bl.  Nr.  86)  steuerfrei. 

Auf  den  Umtausch  von  gröfseren  Appoints  in  kleinere  oder  umgekehrt,  auf  den 
Kammern-Austausch  bei  Losen,  sowie  die  Zahlung  von  Verbindlichkeiten  mit  verlosten 
Schuldverschreibungen  finden  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  keine  An- 
wendung. 

§  2.  Die  Effektenumsatzsteuer  wird  in  festen  Sätzen  für  je  einen  einfachen  Schlufs 
bemessen. 

Als  einfacher  Scblufs  gilt  bezüglich  der  an  der  Wiener  Börse  notierten  Effekten  bei 
den  in  Prosenten  gehandelten  Effekten  ein  Nominale  von  6000  fl  ö.  W.,  bei  den  an  der 
vorstehend  bezeichneten  Börse  nach  Stücken  gehandelten  die  Zahl  von  25  Stücken ,  be- 
ziehungsweise dasjenige  Nominale  und  diejenige  Stückzahl,  welche  nach  den  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Gesetzes  geltenden  Geschäftsbedingungen  der  Wiener 
Börse  für  gewisse  besondere  Effekten  als  einfacher  Schlufs  festgesetzt  sind. 
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Bei  den  zwar  nicht  au  der  Wiener  Börse,  doch  an  einer  anderen  im  Geltangsgebiete 
diese«  Gesetzes  befindlichen  Börse  notierten  Effekten  gilt  eis  einfacher  Schlafs  ein  Nomi- 
nale von  5000  ti  ö.  W  ,  beziehungsweise  dasjenige  Nominale  and  diejenige  Stückzahl, 
welche  nach  den  «or  Zeit  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Gesetzes  geltenden  Ge- 
schäftsbedingungen dieser  Börse  für  gewisse  Effekten  als  einfacher  Schlafs  festgesetzt  sind. 

Im  Falle  eine  der  in  den  Torstehenden  Absitzen  bezeichneten  Börsen  die  Geschäfts- 
bedingangen  über  einfache  Schlüsse  ändert,  kann  die  Regierung  die  diesen  Aenderungcn 
entsprechenden  Vorschriften  auch  in  Ansehung  der  Bemessung  der  Effektenumsatzsteuer 
im  Verordnungswege  erlassen. 

Bei  Eflekten,  welche  an  keiner  österreichischen  Börse  notiert  werden,  gilt  als  ein- 
facher Schlufs  ein  Nominale  von  5000  ti.  ö.  W. 

Bei  den  aufserhalb  der  Börse  geschlossenen  Kostgeschäften  (§  10)  ist  der  Schlafs 
nach  dem  vorgekommenen  wirklichen  Geldumsätze  tu  berechnen  und  gilt  als  einfacher 
Schlufs  die  Summe  von  6000  fl.  ö.  W.  Bei  allen  sonstigen  aufserhalb  der  Börse  ge- 
schlossenen Geschäften,  dann  bei  den  an  der  Börse  geschlossenen  direkten  Geschäften 
(§  7)  findet  diese  Bestimmung  nur  für  den  Fall  Anwendung,  wenn  bei  einem  und  dem- 
selben Geschäfte  Effekten  verschiedener  Art  umgesetzt  werden. 

Bei  Einseinschlüssen,  welche  die  Höhe  eines  einfachen  Schlusses  ubersteigen,  wird 
jeder  Rast,  der  die  Höhe  eines  weiteren  einfachen  Schlusses  nicht  erreicht,  als  weiterer 
voller  einfacher  Schlufs  bebandelt.  Das  letztere  gilt  auch  für  solche  Einzelnschlüsse, 
welche  überhaapt  die  Höhe  eines  einfachen  Schlusses  nicht  erreichen. 

§  8.  Die  Effektenumsatzsteuer  beträgt  für  jeden  einfachen  Schlafs  10  kr.  ö.  W.,  bei 
Geschäften  Uber  ▼eninslicbe  Staatsschuldverschreibungen  im  Betrage  von  nicht  mehr  als 
500  fl  ö.  W.  Nominale,  6  kr.  ö.  W. 

Sie  wird,  sofern  dieses  Gesetz  keine  Ausnahmen  gestattet,  mittels  besonderer  Stempel- 
zeichen entrichtet. 

§  4.  Von  Börsengeschäften  der  im  §  1,  Absatz  1  und  2  bezeichneten  Art,  welche 
durch  ein  offizielles  Arrangementbüreau  einer  Börse  abgewickelt  werden,  ist  die  Steuer 
von  jedem  der  beiden  Kontrahenten  durch  Verwendung  von  Stempelzeichen  von  je  5  kr. 
ö.  W.  für  jeden  einfachen  Schlufs  auf  der  beim  Arrangementbureau  einzureichenden  Kon- 
signation der  zu  arrangierenden  Geschäftsumsätze  (Arrangement bogen)  zu  entrichten. 

Die  auf  Grund  der  gehörig  gestempelten  Arrangementbögeu  ausgegebenen  Rechnungen 
unterliegen  gleich  den  ihnen  angehefteten  Adressen  (Hände)  keiner  weiteren  Gebühr. 

§  5.  Di«  das  Arrangement  besorgende  Anstalt  Uber  wacht  unter  ihrer  Haftung  die 
genaue  Entrichtung  der  im  §  4  festgesetzten  Steuer. 

Für  die  mit  diezer  Ueberwachung  verbundenen  Auslagen  und  die  Mühewaltung  kann 
vom  Finanzministerium  eine  entsprechende  Vergütung  zuerkannt  werden. 

§  6.  Die  Arrangementbögen  jedes  vorhergehenden,  sowie  des  laufenden  Jahres  sind, 
mit  laufenden  Nummern  verseben,  von  dem  Arrangementbureatt  bei  Strafe  von  100  bis 
500  fl.  aufzubewahren. 

Der  Fiuanzbehörde  steht  es  jederzeit  zu,  in  diese  verwahrten  Arrangementbögen  im 
Beisein  eines  Organes  des  Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  Sie  darf  jedoch,  den  Fall  einer 
befundenen  Steuerhinterziehung  ausgenommen ,  von  den  Unterschriften  der  Parteien  auf 
den  Arrangementbögeu  keine  Kenntnis  nehmen,  und  sind  diese  Bögen  dementsprechend 

Für  Arraogementbögen,  welche  mit  keinem  oder  einem  ungehörigen,  oder  mit  einem 
nicht  vorschrirtmäfsig  verwendeten  Stempel  versehen  sind,  wird  die  unterzeichnete  Partei 
mit  der  150  fachen  Erhöhung  der  hinterzogenen  Steuer  bestraft. 

§  7.  Von  Börsengeschäften  der  im  §  1,  Absatz  1  und  2  bezeichneten  Art,  welche 
ohne  Vermittlung  eines  offiziellen  Arrangemeutbureau  abgewickelt  werden  (direkte  Ge- 
schäfte), ist  die  Steuer  von  dem  Abliefernden  durch  Verwendung  der  erforderlichen 
Stempelzeichen  auf  der  Rechnung  (§  8)  zu  entrichten. 

Der  mit  Gesetz  vom  8.  Mä»  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  86,  festgesetzte  Rechnungsstempel 
tritt  für  Rechnungen  über  direkte  Börsengeschäfte  aufser  Kraft. 

§  8.  Bei  Ablieferung  der  Effektes  aus  jedem  direkten  Börsengeschäfte  (§  7),  jenes 
per  Kassa  nicht  ausgenommen,  ist  der  Abliefernde  verpflichtet,  dem  Ueberuehmer  zugleich 
mit  den  Effekten  eine  gehörig  gestempelte  Rechnung  zu  erfolgen. 

Hat  der  Abliefernde  keine  Rechnung  oder  eine  mit  keinem  oder  einem  nicht  ge- 
hörigen, oder  mit  einem  nicht  vorscbriftmäCsig  verwendeten  Stempel  versehene  Rechnung 
ausgestellt,  so  wird  er  mit  der  löOfachen  und  im  Wiederholungsfalle  mit  der  SOOfachtn 
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§  9.  Wird  eic  nach  den  §§  4  oder  7  steuerpflichtiges  Geschäft  durch  Vermittlung 
eine*  Sensales  abgeschlossen,  SO  unterliegen  die  hiebei  ausgestellten  Schlufszeltel  der  mit 
§  13  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1864  (R.  G.  Bl.  Nr.  80)  festgesetzten  Stempelgebuhr 

nicht. 

§  10.  Außerhalb  der  Börse  geschlossene  Vorsehufsgesch&fte  unterliegen  der  Gebuhr 
nach  Tarifpost  36  des  Gesetzes  vom  13.  Desember  1862  (R.  G.  Bl.  Nr.  89)  und  sind  von 
der  Effekteoumsatssteuer  frei. 

Von  allen  außerhalb  der  Börse  geschlossenen  Kostgeschäften  der  im  §  1,  Absats  1 
und  2  bezeichneten  Art  ist  die  Effektenumsatzsteuer  entweder  vom  Schuldner  (Kostgeber) 
durch  Verwendung  der  erforderlichen  Stempelzeicheu  auf  der  von  ihm  au  (iberreichenden 
Rechnung,  oder,  wo  eine  solche  Rechnung  unterbleibt,  vom  Gläubiger  (Kostnehmer)  durch 
Verwendung  der  erforderlichen  Stempelseichen  auf  dem  den  Erlag  der  Effekten  bestätigen- 
den Schriftstücke  zu  entrichten. 

Biebei  macht  es  in  Bezug  auf  die  Steuerpflicht  keinen  Unterschied,  ob  die  Effekten 
sum  Tageskurse  oder  unter  demselben  in  Kost  übernommen  werden,  und  ob  der  Kost- 
nehmer Ober  die  übernommenen  Stücke  zu  verfügen  berechtigt  ist  oder  nicht. 

Die  Bestimmungen  des  §  8,  lit.  a  des  Gesetzes  vom  29.  Februar  1864  (R.G.B1. 
Nr.  20)  haben,  insofern  sie  sich  auf  die  im  zweiten  Absätze  bezeichneten  Geschäfte  be- 
ziehen, aufser  Kraft  zu  treten. 

§  11.  Für  die  Entrichtung  der  im  §  10  bezeichneten  Steuer  ist  in  erster  Linie  der 
haftbar.  Derselbe  ist  verpflichtet,  bei  dem  Abschlüsse,  sowie  bei  jeder  Pro- 
longation des  Geschäftes  dem  Kostgeber  entweder  eine  gehörig  gestempelte 
zuverlangen,  oder  ein  eben  solches,  den  Erlag  der  Effekten  bestätigen 
(Pfandschein,  Depotschein  u.  s.  w.)  su  erfolgen. 

Zuwiderhandelnde  werden  mit  der  löOfachen  Erhöhung  der  hinterzöge  neu  Steuer 
bestraft 

§  12.  Von  Kauf-  und  Verkaufe»,  dann  von  Lieferungsgeschäften,  welche  aufserhalb 
der  Börse  durch  Vermittlung  eines  Handelsmaklers  geschlossen  werden ,  ist  die  Effekten- 
umsatzsteuer durch  Verwendung  von  Stempelzeichen  auf  den  beiderseitigen  Schiufazetteln 
zu  entrichten. 

Für  gehörige  Stempelung  jedes  der  beiden  Schlufszettel  mit  der  Hälfte  des  Steuer- 
betrages, dann  für  die  entsprechende  Verwendung  der  Stempelzeichen  haftet  der  Handels- 
rnakler  bei  Strafe  der  160fachen  Erhöhung  der  hinterzogenen  Steuer. 

§  13.  Alle  übrigen  aufserhalb  der  Börse  geschlossenen  Kauf-  und  Verkaufs-,  dann 
Lieferungsgeschäfte  Aber  die  im  §  1 ,  Absats  1  bezeichneten  Effekten  unterliegen  der 
Effektenumsatzsteuer  nur  insofern,  als  hiebei  ein  Kaufmann,  welcher  gewerbsmässig  den 
Effektenhandel  betreibt,  thätig  Ist.  Die  Steuer  Ist  von  jenen  Kaufleuten,  deren  Firma  im 
Handelsregister  (Artikel  12  des  H.G.B.)  erseheint  (protokollierte  Kaufleute),  mittels  Ver- 
wendung der  erforderlichen  Stempelseichen,  und  swar  zur  Hilft«  auf  der  dem  anderen 
Kontrahenten  zu  überreichenden  Note,  zur  anderen  Hälfte  in  dem  Register  (§  14)  zu 
entrichten.  Andere  Kaufleute  (nicht  protokollierte  Kaufleute)  haben  die  volle  Steuer  mittels 
Verwendung  der  erforderlichen  Stempelzeichen  auf  der  dem  anderen  Kontrahenten  su 
überreichenden  Note  allein  su  entrichten. 

Ist  der  andere  Kontrahent  ebenfalls  ein  Kaufmann,  welcher  gewerbsmäßig  den 
Effektenhandel  betreibt,  so  ist  die  Steuer  von  dem  Verkäufer  allein  su  entrichten. 

Auf  die  im  Absats  1  dieses  Paragraphen  bezeichneten  Noten  findet  die  im  Gesetz 
vom  8.  Märs  1876  (R.  G.BL  Nr.  26)  festgesetzte  Stempelpflicht  keine  Anwendung. 

%  14.  Jeder  Kaufmann  (§  18)  ist  verpflichtet,  über  jedes  bei  ihm  vorgekommene 
Kauf-  und  Verkaufsgeschäft  der  im  §  13,  Absats  1  bezeichneten  Art  der  kaufenden,  be- 
ziehungsweise verkaufenden  Partei  bei  Abschlufs  des  Geschäftes  eine  Note  auszustellen, 
welche  nebst  dem  Datum  und  dem  Namen  (Firma)  des  Ausstellers,  auch  noch  die  Art 
und  den  Nominalbetrag  der  umgesetzten  Effekten,  sowie  den  berechneten  Kauf-,  beziehungs- 
weise ersielten  Verkaufspreis  der  letzteren  zu  enthalten  hat.  Die  Noten  des  protokollieren 
Kaufmannes  sind  aufserdeiu  mit  der  fortlaufenden  Jahresnummer  su  versehen. 

Ueberdies  ist  jeder  protokollierte  Kaufmann  verpflichtet ,  ein  von  der  Flnansbehörde 
beglaubigtes  Register  anzulegen,  in  welches  aus  dem  Inhalte  der  an  jedem  Tage  ausge- 
stellten Noten  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Abschlufs  des  Geschäftes  das  Datum,  die 
Art  and  der  Nominalbetrag  der  bei  jedem  einseinen  Geschäfte  umgesetzten  Effekten,  so- 
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Bei  schriftlichen  Anzeigen  Uber  vollzogene  Kauf-  und  Verkanfsgeschäfte  sind  gleich- 
falls gestempelte  Noten  sn  verwenden  und  auf  dem  Schriftstücke  in  befestigen.  Ist  die 
Anteige  aber  ein  vollzogene»  Kauf-  und  Verkaufsgescblft  im  telegraphiacben  Wege  ge- 
schehen, so  ist  eine  gestempelte  Note  im  Korrespondenswege  sofort  nachzusenden.  Der 
protokollierte  Kaufmann  hat  das  Geschlft  in  beiden  Fällen  auch  in  das  Register  einzu- 
tragen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  haben  in  dem  im  §  13,  Absatz  2  bezeichneten 
Falle  nur  auf  den  Verkäufer  Anwendung  zu  finden. 

§  16.  Im  Falle,  als  der  protokollierte  Kaufmann  den  Käufer  behufs  Ablieferung  der 
verkauften  Effekten  an  ein  Kreditinstitut  anweist,  ist  das  Geschäft  ins  Register  sofort 
einzutragen,  dagegen  die  Note  von  dem  angewiesenen  Kreditinstitute  dem  Käufer  bei  Ab- 
lieferung der  Effekten  spätestens  am  dritten  Tage  nach  Abschluß  des  Geschäftes  auszu- 
folgen. Diese  Note  hat  nebst  den  im  §  14,  Absats  1  bezeichneten  Merkmalen  noch  die 
Firma  des  anweisenden  Verkäufers  und  die  Nummer,  unter  welcher  das  Geschäft  in  das 
Register  des  Verkäufers  eingetragen  worden  ist,  au  enthalten.  Die  Anweisung  des  Ver- 
käufers an  das  Kreditinstitut  (Konsignation)  ist  steuerfrei. 

§  16.  Die  Bestimmungen  der  §§  14  und  15  finden  auf  Lieferungsgeschifte  mit  der 
Mafsgabe  Anwendung,  dafs  die  Ausfolgung,  beziehungsweise  Nacbsendung  der  Note  spä- 
testens am  dritten  Tage  nach  Vollzug  des  Geschäftes  zu  geschehen  hat.  Die  protokol- 
lieren Kaufleute  haben  das  Lieferungsgeschäft  überdies  in  das  Register,  und  zwar  sofort 
nach  Abschlufs  de»  Geschäftes,  einzutragen. 

§  17.  Jeder  protokollierte  Kaufmann  ist  verpflichtet,  seine  Bücher  so  einzurichten, 
dafs  aus  deren  Vergleich  mit  dem  Register  die  genaue  Versteuerung  jedes  bei  dem  enteren 
vorgenommenen  Kauf-  und  Verkaufs-,  dann  Lieferungsgeschäftes  leicht  und  ersichtlich 
konstatiert  werden  kann. 

§  18.  Die  Register  der  zwei  vorangegangenen  Jahre  sind  von  jedem  protokollierten 
Kaufmann  bei  Strafe  von  100  bis  1000  fl  ö.  W.  tu  verwahren.  Den  Finanzbehörden 
steht  es  jederzeit  zu,  in  diese  Register,  sowie  in  das  Register  des  laufenden  Jahres,  dann 
in  die  dem  Kauf-,  Verkaufs-  und  Lieferungsgeschäfte  entsprechenden  ersten  Aufzeich- 
nungen (Strazza,  Primanota,  Tagebuch)  im  Beisein  des  Kaufmannes  oder  eines  Organes 
desselben  Einsicht  zu  nehmen.  Sie  sind  jedoch,  den  Fall  einer  befundenen  Steuerhinter- 
ziehung  ausgenommen,  zur  Wahrung  des  Geschäftsgeheimnisses  unter  ihrem  Amtseide 
verpflichtet  Auch  ist  es  ihnen  nicht  gestattet,  die  bei  der  Revision  der  obigen  Aufzeich- 
nungen gemachten  Wahrnehmungen  bei  der  Bemessung  der  Erwerb-  und  Einkommen- 
steuer für  die  betreffenden  Kaufleute  oder  für  deren  Geschäftsfreunde  irgendwie  benutzen 


§  19.  Ein  Kaufmann  (§  14),  welcher  bei  einem  Kauf-  und  Verkaufs-  oder  Lieferungs- 
geschäfte der  im  §  13  bezeichneten  Art  keine  Note,  oder  eine  mit  keinem  oder  einem 
nicht  gehörigen,  oder  mit  einem  nicht  vorschriftmäTsig  verwendeten  8tempelzeichen  ver- 
sehene Note  ausgestellt  hat,  oder,  sofern  er  zur  Führung  eines  Registers  verpflichtet  ist 
(§  14,  Abs.  2),  ein  solches  Geschäft  in  das  Register  gar  nicht  oder  nicht  vollständig  ein- 
getragen hat,  oder  das  eingetragene  Geschäft  gar  nicht  oder  mittels  eines  ungehörigen 
oder  nicht  vorschriftmäTsig  verwendeten  Stempelzeichens  versteuert  hat,  wird  mit  der 
l&Ofachen  Erhöhung  der  hinterzogenen  Steuer  und  aufserdem  mit  einer  Ordnungsstrafe 
von  26  bis  260  fl.  ö.  W.  bestraft. 

Hit  der  l&Ofachen  Erhöhung  der  hinterzogenen  Steuer  und  aufserdem  mit  einer 
Ordnungsstrafe  von  25  bis  260  fl.  ö.  W.  wird  auch  das  im  §  16  beseichnete  Kredit- 
institut, welches  keine  Note,  oder  eine  mit  keinem  8tempel,  oder  mit  einem  nicht  ge- 
hörigen, oder  mit  einem  nicht  vorschriftsmäßig  verwendeten  Stempel  versehene  Note  aus- 
gestellt hat,  bestraft 

Die  nicht  vollständige  Eintragung  eines  Geschäftes  in  die  stempelpflichtigen  Noten 
und  Register  wird  mit  einer  Ordnungsstrafe  von  25  bis  250  fl.  ö.  W.  bestraft 

§  20.  Die  Versteuerung  der  nach  diesem  Gesetze  steuerpflichtigen  Geschäfte,  welche 
von  der  österreichisch-ungarischen  Bank  als  Kontrahenten  abgeschlossen  werden,  bat  auf 
die  Dauer  der  im  Artikel  98  der  8t*tuten  dieser  Bank  (Gesetz  vom  21.  Hai  1887, 
R.G.B1.  Nr.  51)  enthaltenen  Privilegialrechte  derselben  in  nachstehender  Weise  zu  er- 
folgen: 

1.  Wird  bei  den  nach  den  §§  4—6  steuerpflichtigen  Geschäften  ein  Arrangement- 
bogen von  der  österreichisch-ungarischen  Bank  eingereicht,  so  ist  derselbe  stempelfrei, 
wogegen  der  andere  Kontrahent  seinen  Arrangementbogen  mit  einem  der  Hälfte  der  Um- 
satzstauer entsprechenden  Stempelseichen  zu  versehen  hat. 
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2.  Hat  die  österreichisch-ungarisch«  Bank  aas  einein  nach  den  §§  7 — 9  steuerpflich- 
tigen Geschäfte  Effekten  abzuliefern,  so  ist  die  von  der  Bank  zu  aberreichende  Rechnung 
stempelfrei,  dagegen  hat  der  Uebernehmer  der  Effekten  der  Bank  hierüber  eine  nach  den 
Bestimmungen  der  §§  3  und  3  gestempelte  Bestätigung  auszustellen. 

8.  Wird  ein  nach  den  §§  10 — 11  steuerpflichtiges  Geschäft  mit  der  österreichisch- 
ungarischen  Bank  geschlossen,  so  ist  der  Kostgeber  ausnahmslos  zur  Ausstellung  einer 
Rechnung  und  Stempelung  derselben  nach  den  Bestimmungen  der  §§  2  und  3  ver- 
pflichtet. 

4.  Bat  die  österreichisch-ungarische  Bank  ein  nach  §  12  steuerpflichtiges  Geschäft 
geschlossen,  so  hat  der  Handelsmakier  den  Schlufszettel  für  die  Bank  stempelfrei  auszu- 
stellen, wogegen  der  andere  Kontrahent  einen  mit  der  Hälfte  der  Umsatisteuer  gestem- 
pelten Schlufszettel  erhalt. 

5.  Bei  Abschlufs  der  nach  den  §§  13 — 19  steuerpflichtigen  Geschäfte  ist  die  öster- 
reichisch-ungarische Bank  weder  zur  Führung  und  Stempelung  von  Registern,  noch  zur 
Stempelung  der  Noten  verhalten  ;  desgleichen  ist  das  von  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  behufs  Ablieferung  der  verkauften  Effekten  angewiesene  Kreditinstitut  (§  15)  aar 
Ausstellung  der  Note  nicht  verpflichtet.  Dagegen  ist  die  kaufende,  beziehungsweise  ver- 
kaufende Partei  verpflichtet ,  eine  nach  den  Bestimmungen  der  §§  2  und  3  gestempelte 
Quittung  über  die  erhaltenen  Effekten,  beziehungsweise  die  erhaltene  Valuta  der  Bank 
auszustellen. 

Die  von  den  Mitkontrahenten  der  österreichisch-ungarischen  Bank  nach  den  Bestim- 
mungen der  ZZ.  2,  3  und  5  ausgestellten  stempelpflichtigen  Schriftstücke,  dann  die  der 
Bank  nach  der  Bestimmung  der  Z.  4  zugestellten  ungestempelten  Schlufssettel  sind  von 
der  Bank  durch  »wei  Jahre  aufzubewahren  und  der  Finansbehörde  auf  Begehren  vorzu- 
zeigen. 

Die  gleiche  Verpflichtung  liegt  dem  Arrangementbureau  in  betreff  der  von  der  Bank 
eingereichten  ungestempelten  Arrangementbögen  ob. 

Di«  nach  den  Bestimmungen  der  ZZ.  2,  3  und  5  von  den  Mitkontrahenten  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  auszustellenden  stempelpflichtigen  Schriftstücke  haben  zu 
entfallen,  wann  der  genannten  Bank  von  der  Regierung  die  Bewilligung  erteilt  wird,  un- 
beschadet der  dieser  Bank  zukommenden  Steuerbefreiung,  die  Umsatzsteuer  von  ihren 
Mitkontrahenten  einzuheben  und  für  Rechnung  derselben  unmittelbar  zu  entrichten. 

Di«  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes  haben  nur  für  die  nach  diesem  Paragraph 
sur  Auastellung  von  gestempelten  Schriftstücken  verpflichteten  Parteien  Anwendung. 

§  21.  Geschifte,  welche  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  als  Kontrahenten  abge- 
schlossen werden,  sind  unter  sinngemässer  Anwendung  der  Bestimmungen  des  §  20  nur 
mit  der  von  dem  anderen  Mitkontrahenten  su  entrichtenden  Steuer  zu  belasten. 

Zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  der  österreichisch-ungarischen  Bank  ge- 
schlossene Geschifte  sind  auf  die  Dauer  der  im  Artikel  93  der  Statuten  dieser  Bank 
(Gesetz  vom  21.  Mai  1887,  R.G.BI.  Nr.  61)  enthaltenen  Privilegialrechte  von  der  Um- 
satzsteuer gani  befreit. 

§  22.  Bilden  ausländische  Effekten  den  Gegenstand  eines  Geschäftes  der  im  §  1, 
Absatz  1  und  2  bezeichneten  Art,  so  ist  die  Steuer  in  der  doppelten  Höhe  su  ent- 
richten. 

Werden  b«i  einem  und  demselben  aufserhalb  der  Börse  geschlossenen  Geschäfte 
sowohl  in-  als  ausländische  Effekten  umgesetzt,  so  sind  bei  Berechnung  der  Sehlufshöbe 
(§  2,  Absatz  6)  die  auf  die  letzteren  entfallenden  Geldbeträge  in  der  doppelten  Höh« 
aasusetzen. 

Ungarische  Effekten  sind,  insolange  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868 
RG.B1.  Nr.  94)  und  der  Finaozministerialverordnung  vom  2.  Oktober  1868  (R.G.BI. 
Nr.  135)  dauert,  gleich  den  inländischen  Effekten  zu  behandeln. 

{  23.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  di«  unmittelbare  Entrichtung  der  in  den 
|§  4.  7,  10  und  13  bes«ichn«ten  Umsatzsteuer  zu  bewilligen. 

Desgleichen  wird  die  Regierung  ermächtigt,  einzelnen  Kreditinstituten  in  gestatten, 
für  die  bei  ihnen  vorkommenden  Kaufgeschäfte  die  im  §  13  bezeichnete  Steuer  mittels 
Stempelung  der  von  der  verkaufenden  Partei  zu  überreichenden  Rechnung  zu  entrichten. 
Das  Kreditinstitut  ist  jedoch  in  diesem  Falle  für  die  Ausstellung  und  richtige  Stempelung 
dieser  Rechnung  in  erster  Linie  in  GemiTsbeit  des  §  19  haftbar  und  hat  jede  solche  em- 
pfangen«  Rechnung  bei  Strafe  des  §  18  zu  verwahren. 

§  14.     Die  Anordnungen  wegen  Anfertigung  der   nach  diesem  Gesetze  zu  verwen- 
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dendeu  Stempelteichen,  sowie  die  Vorschriften  über  di«  Art  der  Verwendung  dieser 
Stempelleichen  werden  im  Verordnungswege  erlassen. 

Auf  diese  Stempelzeichen  finden  die  Hostimmungen  der  }§  14,  15,  16  and  17  der 
Verordnung  vom  28.  Mir*  1864  (R.G.BL  Nr.  70)  »i  im  gemäße  Anwendung. 

§  26.  Jeder  Aussteller  eines  stempelpflichtigen,  jedoch  nicht  oder  nicht  Vorschrift- 
mafsig  gestempelten  Schriftstückes,  welcher  binnen  drei  Tagen  nach  Ausstellung  desselben 
der  leitenden  Pinansbehörde  erster  Instanz  (Pinanabezirksdirektion,  Gebührenbemessungs- 
amt)  von  der  Uebertretang  die  Anseige  macht  and  sagleich  die  bintersogene  Steuer  sofort 
entrichtet,  wird  ron  den  Strafen  dieses  Geseties  befreit. 

§  26  Jeder  Empfänger  der  in  den  §§  7,  10,  12,  13  und  15  bezeichneten  steuer- 
pflichtigen Schriftstücke  haftet  für  deren  richtige  Stempelang  and  ist  mit  der  50fachen 
Erhöhung  der  8teaer  zu  bestrafen,  wofern  er  nicht  binnen  SO  Tagen  nach  Erhalt  des  gar 
nicht  oder  nicht  vorschriftmäfsig  gestempelten  Schriftstückes  entweder  die  nachträgliche 
Stempelung  aus  eigenen  Mitteln  vornimmt  oder  die  Steuerhinterziehung  cur  Kenntnis  der 
Pinansbehörde  bringt. 

Der  Beweis  über   die  Einhaitang  der  obbeieichneten  Frist  liegt  dem  Empfanger  ob. 

In  den  in  den  §§  11  and  23,  Absatz  2  vorgesehenen  Fällen,  in  welchen  für  die 
Ausstellung  und  gehörige  Stempelang  des  Schriftstückes  in  erster  Linie  der  Empfanger 
(Kostnehmer,  beziehungsweise  kaufendes  Kreditinstitut)  haftbar  ist,  haftet  für  die  unter- 
lassene, beaiehungsweise  ungehörige  Stempelung  des  Schriftstückes  auch  der  Aassteller  im 
Sinne  des  Absätze«,  1  dieses  Paragraphen  and  liegt  der  Beweis  über  die  eingehaltene  Frist 
ihm  ob. 

§  27.  Zur  Erlassung  von  Straferkenntnissen  auf  Grund  eines  die  Uebertretang  dieses 
Gesetzes  konstatierenden  Befundes  ist  die  leitende  Finanzbehörde  erster  Instanz  ( Finanz - 
bezirksdirektion,  Gebührenbemessungsamt)  berufen. 

Gegen  ein  solches  Erkenntnis  ist,  mit  Aasschlafs  des  ordentlichen  Rechtsweges,  der 
Rekars  an  die  Finanzlandesbehörde  zulässig. 

Derselbe  ist  bei  der  erkennenden  Behörde  binnen  30  Tagen  vom  Tage  der  Zustel- 
lung des  Straferkenntnisses  einzubringen  und  bat  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Auf  die  nach  diesem  Gesetse  sa  verhängenden  Strafen  haben  die  Schlufs-Alinea  des 
§  20,  dann  der  §  21  des  Gesetzes  vom  8.  März  1876  (R.G.BI.  Nr.  26)  Anwendung  tu 
finden. 

§  28.  Weder  über  die  Frage,  ob  eine  Umsatzsteuer  zu  entrichten  ist,  noch  über 
das  Ausmafs  dieser  Steuer  findet  ein  gerichtliches  Verfahren  statt.  Unberichtigte  Steuer- 
betrage  sind  auf  die  zur  Einbringung  der  direkten  Steuern  vorgeschriebene  Art  einzu- 
bringen. 

§  2».  In  Bezug  auf  die  Verjährung  der  nach  diesem  Gesetze  festgesetzten  Stauer, 
sowie  der  nach  demselben  verhängten  Strafen  haben  die,  die  Stempel-  and  anmittelbaren 
Gebühren  betreffenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  18.  März  1878  (R.G.BI.  Nr.  Sl), 
beziehungsweise  §  14  des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  1862  (R.G.BI.  Nr.  89)  Anwendung 
zu  finden. 

§  80.  Die  Anteile  der  Anzeiger  und  Ergreifer  an  auf  Grund  dieses  Gesetzes  einge- 
hobenen Strafen  werden  für  den  Anseiger  mit  l/|t,  für  den  Ergreifer  mit  der  über  das 
Mafs  der  ordeutlichen  Steuern  einfiiefsenden  Steuererhöhungen  festgesetzt. 

Wird  ein  hiernach  zuerkannter  Betrag  binnen  8  Monaten  nach  der  Anweisung  nicht 
behoben,  so  ist  der  betreffende  Anteilanspruch  als  erloschen  sa  behandeln. 

Im  übrigen  finden  aaf  die  Anzeiger  der  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  and  die  Er- 
greifer der  Gegenstände  solcher  Uebertretungen  jene  Vorschriften  Anwendung,  welche  für 
die  Anzeiger  und  Ergreifer  der  Gegenstande  anderer  Gefällsübertretungen  bestehen. 

§  31.  Weiden  über  die  nach  diesem  Gesetze  steuerpflichtigen  Geschäfte  nebst  den 
nach  demselben  vorgeschriebenen  Schriftstücken  andere  nach  den  Gebührengesetsen  atem- 
pelpflicbtigen  Urkunden  ausgestellt,  so  unterliegen  sie  den  Bestimmungen  dieser  Gesetze. 

§  32.    Dieses  Gesetz  tritt  drei  Monate  nach  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 
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Gesetz  vom  18.  September  1892,  betreffend  die  Entrichtung  der  Stempel- 
gebühren von  ausländischen  Aktien,  Renten  und  Schuldverschreibungen. 

§  1.  Von  io  du  Inland  eingebrachten  ausländischen  Aktien,  Aktienanteilscheinen, 
Renten  und  Teilscbuldverschreibungen  ausländischer  Staaten,  Korporationen,  Aktiengesell- 
v haften  oder  industrieller  Unternehmungen  oder  von  Interimsscheinen  über  Einzahlungen 
auf  solche  Wertpapiere  ist  eine  Stempelabgabe  su  entrichten,  wenn  sie  im  Inlande  über- 
tragen, veräufsert,  znm  Verkaufe  ausgeboten,  verpfändet,  oder  wenn  darauf  Zahlungen 
geleistet  oder  auf  Grundlage  derselben  andere  rechtsverbindliche  Handlungen  vorgenommen 
werden  sollen. 

§  2.  Die  im  §  1  bezeichnete  Abgabe  ist  vor  der  Vornahme  eines  der  oben  be- 
zeichneten Akte  nach  Skala  III  des  Gesetzes  vom  18.  Dezember  1862  (K.G.B!.  Nr.  89) 
in  der  Weise  zu  entrichten,  dafs  die  der  entfallenden  Gebühr  entsprechenden  Stempel- 
marken auf  der  ersten  Seite  des  Wertpapiere  befestigt  und  von  einem  zu  dieser  Amts- 
handlung ermächtigten  Amte  mit  dem  Amtssiegel  überstempelt  werden. 

Der  Bemessung  der  Abgabe  ist  der  in  Gemäfsbeit  des  §  1  der  kaiserlichen  Verord- 
nung vom  8.  Juli  18S8  (R.G.B1.  Nr.  108)  zu  bestimmende  Nominalwert  des  Wert- 
papieres,  beziehungsweise,  wenn  es  sich  um  teilweise  eingezahlte  Papiere  handelt  und  der 
Betrag  der  geleisteten  Einzahlung  in  dem  Papiere  ausdrücklich  angegeben  ist,  dieser  Teil- 
zahlung zu  Grunde  su  legen. 

§  8.  Die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  im  §  8  bezeichneten  Stempelgebühr, 
welche  von  jedem  Stücke  nur  einmal  zu  entrichten,  trifft  jedermann,  welcher  mit  einem 
solchen  Wertpapiere  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  eine  der  im  ersten  Absätze  dieses 
Paragraphen  bezeichneten  Handlungen  vornimmt. 

Alle  nach  dieser  Bestimmung  zur  Gebührenentrichtung  verpflichteten  Personen  haften 
für  die  Gebühr  zur  ungeteilten  Hand. 

§  4.  Für  solche  ausländische  Wertpapiere,  welche  vor  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  ausgegeben  worden  sind  und  binnen  90  Tagen  nach  diesem  Zeitpunkte 
bei  einem  zu  dieser  Amtshandlung  ermächtigten  Amte  zur  Ueberstempelung  vorgelegt 
werden,  ist  nur  die  feste  Stempelgebühr  von  25  kr.  für  jedes  Stück  zu  entrichten. 

§  5.  Ausländische  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
welche  zum  Geschäftsbetriebe  im  Inlande  zugelassen  werden,  haben,  abgesehen  von  den 
in  den  §§  2  und  4  festgesetzten  Gebühren,  für  jenen  Teil  ihres  Kapitals  in  Aktien  und 
Obligationen,  welchen  sie  diesem  Geschäftsbetriebe  zu  widmen  beabsichtigen,  die  Stempel- 
gebühr nach  Skala  II  noch  vor  Beginn  des  Geschäftsbetriebes  im  Inlande,  jene  aber, 
welche  bei  Eintritt  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetses  den  inländischen  Geschäftsbetrieb 
bereits  begonnen  haben,  binnen  30  Tagen  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
unmittelbar  zu  entrichten. 

§  6.  Ausländische  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
dann  ausländische  Korporationen  und  Einzelpersonen,  welche  die  Notierung  der  von  ihnen 
ausgegebenen  Aktien  oder  Aktienanteilscheine  oder  Teilschuldverschreibungen  an  einer 
inländischen  Börse  zu  erwirken  beabsichtigen,  sind  verpflichtet,  abgesehen  von  den  in 
den  (§  2  und  4  festgesetzten  Gebühren,  vor  der  Erteilung  dieser  Bewilligung  für  jenen 
Teil  des  Aktien-  oder  Obligationenkapitals,  welcher  im  Inlande  in  Verkehr  gebracht  wird, 
die  Stempelgebfihr  nach  Skala  II  unmittelbar  zu  entrichten. 

Von  dieser  Gebühr  lind  ausländische  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  welche  zur  Entrichtung  der  nach  §  5  angeordneten  Gebühr  ver- 
pflichtet sind,  befreit. 

Die  von  diesen  Gesellschaften  aus  Anlafs  der  Notierung  ihrer  Aktien,  Aktienanteit- 
»cheine  und  Teilschuldverschreibungen  an  einer  inländischen  Börse  entrichtete  Gebühr 
wird,  wenn  die  Gesellschaft  nachträglich  die  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe  im  Inlande 
erlangt,  in  die  nacb  §  5  zu  entrichtende  Gebühr  eingerechnet. 

§  7.  Die  Höhe  des  Kapitalsbetrages,  von  welchem  in  den  Fällen  der  §§  5  und  6 
die  Gebühr  zu  bemessen  ist,  wird  mit  Berflckeichtigung  der  Verhältnisse  vom  Finanz- 
minister bestimmt. 

§  8.    Die  Repräsentanten  der  oben  erwähnten  ausländischen  Gesellschaften,  Kor- 
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porationen  and  Einzelpersonen  haften  persönlich  für  die  nach  den  §§  5  and  6  zu  ent- 
richtenden Gebühren. 

§  9.  Ein  Handelsmakler  (Sensal),  welcher  bei  Begebung  solcher  Wertpapiere  mit- 
gewirkt  hat,  tod  denen  er  wufste  oder  wissen  konnte,  daf«  für  dieselben  die  Stempel- 
abgabe nach  den  Bestimmungen  der  §§  8  and  4  nicht  entrichtet  ist,  haftet  für  die  ver- 
kürzte Gebühr  und  die  Gebührenerhebung  und  unterliegt  überdies  den  im  §  84  c,  Absatx 
II  des  Gesetses  vom  4.  April  1875  (B.G.B1.  Nr.  68)  enthaltenen  Disziplinarstrafen. 

§  10.  Die  Bestimmungen  der  §§  1 — 3  und  5 — 8  haben  auf  spätere  Einzahlungen 
auf  teilweise  eingezahlte  Wertpapiere  und  auf  spltere  Emissionen  solcher  Papiere  sinn- 
gemlfse  Anwendung. 

Die  Begünstigung  des  §  4  hat  jedoch  auf  Einzahlungen,  welche  auf  die  daselbst 
bezeichneten  Wertpapiere  vor  Ablauf  der  im  §  4  bestimmten  Frist  gefordert  werden,  An- 
wendung zu  finden. 

§  11.  Für  den  Fall,  dafs  die  nach  diesem  Gesetze  zu  entrichtenden  Gebühren  nicht 
oder  nicht  in  dem  gesetzlichen  Betrage  oder  nicht  rechtzeitig  oder  nicht  auf  vorschrift- 
mäfsige  Art  entrichtet  worden,  ist  ohne  Einleitung  eines  Strafverfahrens  aaf  Grand  des 
die  Debertretang  konstatierenden  Befände«  von  den  gesetzlich  zur  Zahlung  der  Gebühr 
oder  zur  Haftung  für  dieselbe  verpflichteten  Personen  zur  angeteilten  Hand  eine  Gebühren- 
erhöhang,  und  zwar  einschließlich  der  ordentlichen  Gebühr  im  dreifachen  Betrage  der 
letzteren  einsuneben. 

§  IS.  In  Ansehung  der  in  den  Ländern  der  königlich  ungarischen  Krone  ausge- 
gebenen, in  das  Geltangsgebiet  dieses  Gesetzes  gelangenden  Aktien,  Obligationen  and 
anderen  Wertpapiere  finden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  keine  Anwendung,  iuso- 
lange  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1868  (R.G.B1.  Nr.  94)  und  der 
Finanzministerialverordnong  vom  2.  Oktober  1868    K  O  LH.  Nr.  185)  dauert. 

Desgleichen  finden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  auf  Schuldverschreibungen  mit 
Prämien  keine  Anwendung  and  bleibt  das  Gesetz  vom  28.  März  1889  (R.G.B1.  Nr.  32) 
unberührt. 

§  13.    Dieses  Gesetz  tritt  drei  Monate  nach  seiner  Kandmachang  in  Wirksamkeit. 
§  14.    Hit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  wird  Mein  Finanzminister  betraut. 
Ges.  v.  9.  Febr  betr.  Begünstigung  für  Neubauten  mit  Arbeiterwohnungen. 


Gesetz  vom  16.  März  1892,  betreifend  die  Entschädigung  für  ungerecht- 
fertigt erfolgte  Verurteilung. 

§  1.  Wer  wegen  einer  nach  der  Strafprozeßordnung  tu  verfolgenden  strafbaren 
Handlung  rechtskräftig  verurteilt  worden  ist,  kann,  wenn  aaf  Grand  der  Wiederaufnahme 
des  Strafverfahrens  die  Einstellung  des  Verfahrens  oder  die  endgiltige  Zurückweisung 
der  Anklage  erfolgt,  ferner  in  allen  Fällen,  in  welchen  nachträglich  seine  Freisprechung 
stattfindet,  für  die  durch  die  angerechtfertigte  Verurteilung  erlittenen  vermögensrechtlichen 
Nachteile  vom  Staate  eine  angemessene  Entschädigung  verlangen. 

Der  Anspruch  ist  unstatthaft,  wenn  der  Verurteilte  die  ungerechtfertigte  Verurteilung 
absichtlich  herbeigeführt  oder  im  Falle  eines  Kontumazierungsarteiles  Einspruch  za  er- 
beben unterlassen  hat. 

§  2.  Wenn  die  Voraussetzungen  des  §  1  gegeben  sind,  kann  der  Ansprach  nach 
dem  Tode  des  Verurteilten  nur  von  dessen  Ehegatten,  Kindern  and  Eltern  erhoben  oder 
der  bereit«  von  ihm  erhobene  fortgesetzt  werden,  und  zwar  nur  insoweit  diesen  Ange- 
hörigen durch  angerechtfertigte  Verurteilung  ein  ihnen  von  dem  Verurteilten  geschuldeter 
Unterhalt  entgangen  ist. 

§  3.  Der  Anspruch  erlischt  nach  drei  Monaten  von  dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem 
derselbe  auf  Grund  der  §§  1  nnd  2  dieses  Gesetses  erhoben  werden  konnte. 

§  4.  Der  Anspruch  ist  mittels  schriftlicher  Eingabe  oder  zu  Protokoll  bei  dem 
Gerichte,  welches  das  aufgehobene  Urteil  in  erster  Instanz  gefällt  hat,  zu  erheben  und 
mit  möglichster  Bestimmtheit  zu  bezeichnen. 
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§  5.  Das  Gericht  hat  von  Amts  wegen  vorzugeben,  die  erforderlichen  Erhebungen  zu 
pflegen  und  die  zur  Feststellung  der  Thatsachen,  welche  den  Anspruch  begründet),  nötigen 
Beweise  aufzunehmen.  Hierbei  sind  alle  Umstände  für  and  gegen  den  Ansprach  mit 
gleicher  Sorgfalt  zu  erheben.  Zeugen  nnd  Sachverstandige  können  zur  Aussage  ver- 
halten und  erforderlichenfalls  in  Eid  genommen  werden. 

§  6.  Sind  die  Erhebungen  geschlossen,  so  ist  dem  Anspruchsteller  bekannt  ia  geben, 
dafs  es  ihm  freisteht,  eine  Aeufserung  zur  Begründung  seines  Anspruches  (§§  1  and  2) 
schriftlich  zn  Überreichen  oder  za  Protokoll  zu  geben ,  woia  ihm  eine  unerstreckbare 
Frist  von  vierzehn  Tagen  za  gewähren  ist. 

Dem  Ansprachsteller  ist  die  Einsiebt  der  Akten  za  gestatten. 

§  7.  Die  geschlossenen  Akten  sind  nebst  einem  Gutachten  des  Gerichts  dem  Justiz- 
minister  vorzulegen,  welcher  Ergänzungen  der  Erhebungen  anordnen  kann. 

Der  Jastizminister  erkennt  über  den  erhobenen  Anspruch  and  stellt  den  Entschädigangs- 
betrag  fest 

§  8.  Dem  Anspruchsteller  steht  eine  Frist  von  sechsig  Tagen  von  der  Zustellung 
des  Erkenntnisses  des  Justisministers  zur  Erhebung  seines  Anspruches  vor  dem  Reichs- 
gerichte auf  Grand  des  Artikels  3,  lit.  a)  des  St.G.G.  vom  21.  Dezember  1867  (R.G.B1. 
Nr.  143)  Uber  die  Einsetzung  eines  Reichsgerichts  offen. 

Die  Frist  ist  unerstreckbar,  und  findet  eine  Wiedereinsetzung  wegen  Versäumung  der 
Frist  nicht  statt. 

Das  Gesuch  bedarf  nicht  der  Unterschrift  eines  Advokaten. 

§  9.  Die  Verhandlungen  in  der  durch  dieses  Gesetz  geregelten  Angelegenheit 
und  alle  darauf  bezüglichen  Eingaben  sind  gebühren-  und  portofrei. 

§  10.  Das  Gesetz  findet  auf  Strafarteile,  welche  vor  der  Wirksamkeit  dieses  Ge- 
setzes gefällt  worden  sind,  keine  Anwendung. 

Ges.  vom  29.  Dez.  betr.  die  Verstaatlichung  der  städtischen  Telephonnetze. 
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VII. 

Ergebnisse  der  obligatorischen  Unfallversicherung  in  Deutsch- 
land für  die  ersten  fünf  Jahre  ihres  Bestehens. 

Von  Dr.  C.  Hampke. 

Am  1.  Oktober  1892  waren  sieben  Jahre  vergangen,  dafs  das  Deut- 
sche Reioh  mit  der  Inkraftsetzung  des  ersten  Unfallversicherungsgesetzes, 
desjenigen  vom  6.  Juli  1 884 ,  den  zweiten  grofsen  Schritt  zur  obli- 
gatorischen Arbeiter  Versicherung  that,  und  schon  hat  die  diesen  Zweig 
der  praktischen  staatlichen  Sozialpolitik  behandelnde  Litteratur  einen  statt- 
lichen Umfang  angenommen.  Der  Grund  hierfür  ist  leicht  ersichtlich. 
Betrat  doch  das  Reich  mit  der  obligatorischen  Unfallversicherung  ein  bisher 
noch  fremdes  Gebiet,  begründete  es  doch  mit  derselben  ganz  neue  Ver- 
bünde öffentlich-rechtlichen  Charakters ,  neue  Behörden ,  neue  Rechtsver- 
hältnisse in  mehrfacher  Beziehung. 

Forderten  daher  die  Unfallversicherungsgesetze  die  Rechtskundigen 
auf,  sie  naoh  allen  Richtungen  zu  interpretieren  and  die  Folgezustände 
ihrer  Durchführung  besonders  im  Anschlufs  an  die  Entscheidungen  des 
Reichsversicherungsamtes  in  öffentlich-,  civil-  und  strafrechtlicher  Be- 
ziehung festzulegen,  so  konnte  es  andererseits  nicht  ausbleiben  ,  dafs  bald 
Vorschläge  auf  Abänderung  der  Unfallversicherungsgesetzgebung,  in  erster 
Linie  ihrer  Aasführungsorgane  auftauchten.  Besonders  haben  die  Berufs- 
genossen sohaften  als  Träger  der  Versicherung  und  die  Ergebnisse  ihrer 
Thätigkeit  zu  kritischen  Besprechungen  herausgefordert  und  dies  um  so 
mehr,  als  die  Reichsregierung,  entgegen  ihrer  ursprünglichen  Absicht  durch 
Uebertragucg  der  Alters- und  Invaliditätsversicherung  an  neue  Versicherungs- 
verbände bekundete,  dafs  sie  den  Berufsgenossen  sohaften  anders  als  5  Jahre 
früher  gegenüberstand. 

Weiter  hat  die  Unfallversiohernngsgesetzgebung  naturgemäfs  eine 
reiche  medizinische  Litteratur  entstehen  lassen.  Ist  doch  die  richtige 
Behandlung  eines  Verletzten  von  grofser  Wichtigkeit  für  seine  spätere 
Erwerbsfähigkeit  und  beruht  dooh  die  Beurteilung  des  Grades  der 
letzteren  in  erster  Linie  auf  dem  Urteil  des  Arztes. 

Endlich  hat  die  den  Berufsgenossenschaften  etc.  überwiesene  wich- 
tige Aufgabe,  Unfälle  zu  verhüten,  eine  vierte.  Gruppe  von  schrift- 
stellerischen Erzeugnissen,  besonders  von  Ingenienren,  ins  Leben  gernfeo, 
und    hat  ihr  die  deutsche  Allgemeine  Ausstellung    für  Unfallverhütung 
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im  Jahre  1889  in  Berlin  ihr  Dasein  verdankt  Der  Bericht  über  dieselbe 
ist  denn  auoh  von  mir  in  meinem  Verzeichnis  der  infolge  der  Unfall- 
versicherungsgesetzgebung  entstandenen  Litteratur,  die  ich,  in  die  4  ge- 
kennzeichnete  Arten  getrennt,  möglichst  vollständig  zusammenzustellen 
v  er  Bucht  habe,  aufgenommen  1). 

War  der  erste,  dritte  und  vierte  Teil  der  Litteratur  notwendig  und 
trug  er  viel  zum  Yerständuis  der  Unfallversicherungsgesetze  und  sach- 
gemäfsen  Durchführung  derselben  bei,  so  kann  einer  Gruppe  des  zweiten 
Teils  derselben  nioht  der  Vorwurf  erspart  bleiben,  dafs  sie  häufig,  von  zu 
geringen  Unterlagen  ausgehend,  zu  Schlußfolgerungen  gelangte,  die  minde- 
stens als  übereilt  bezeichnet  werden  müssen.  Die  betreffenden  Autoren 
waren  schon  kurze  Zeit  nach  dem  Bestehen  der  Unfallversicherung  mit 
ihrer  Ansicht  über  die  Notwendigkeit  der  Abänderung  vieler  Bestimmungen 
der  betr.  Gesetze,  über  die  mangelhafte  und  kostspielige  Art  und  Weise 
der  Durchführung  derselben  seitens  der  Berufsgenossenschaften  o.  s.  w. 
fix  und  fertig,  ohne  zu  bedenken,  dafs  doch  erst  die  Zweckmäßigkeit  der 
einzelnen  gesetzlichen  Bestimmungen  erprobt  werden  mufs  und  dafs  be- 
sonders so  junge,  ohne  Vorbild  arbeitende  Verbände,  wie  die  Berufs- 
gen ossenschaften,  längere  Zeit  als  ein  paar  Jahre  brauchen,  um  es  in  ihrer 
Verwaltung  und  Geschäftsführung  zu  der  wünschenswerten  Vollkommen- 
heit zu  bringen.  Man  war  schon  mit  Vorschlägen  für  eine  andere  Or- 
ganisation bei  der  Hand,  als  die  Berufsgenossenschaften  noch  gar  nicht 
fertig  in  der  Ausbildung  der  ihrigen  waren  und  sein  konnten,  und  man 
bedachte  nicht,  wie  gefährlich,  kostspielig  und  mühselig  ein  Experimen- 
tieren auf  diesem  Gebiete  ist. 

Liegen  jetzt  auch  in  den  ,,  Amtlichen  Nachrichten  des  Reichsver- 
sicherungsamtes" f)  die  zahlenmäßigen  Ergebnisse  der  Unfallversicherung 
für  die  ersten  fünf  Jahre  ihres  Wirkens  vor  und  ist  damit  ein  gewisser 
reiflicher  Abschnitt  für  dieselbe  gegeben,  so  ist  freilioh  letzterer  auoh 
zu  kurz,  um  auf  Grund  jener  Statistik  den  gekennzeichneten  Autoren  auf 
das  Gebiet  abschliefsender  Gutaohtec  über  erstere  zu  folgen. 

Jedoch  ist  jener  Zeitabschnitt  grofs  genug,  um  sich  am  Sohlufs  des- 
selben das  bisher  auf  dem  Gebiete  der  Uofallvericherung  Geleistete  zu 
vergegenwärtigen ,  sowie  Grundlagen  zur  Beurteilung  jener  polemischen 
Abhandlungen  zu  gewinnen,  und  dies  um  so  mehr,  als  die  Unfallver- 
sicherungsgesetzgebung  und  damit  die  Neubildung  von  Versicherungorganen 
jetzt  einen  gewissen  Stillstand  erreicht  hat.  Ich  sehe  dabei  von  der  be- 
vorstehenden Revision  der  bisherigen  Unfallversicherungsgesetze,  durch 
welche  sie  wesentlich  nioht  geändert  werden  dürften,  und  von  der  Ver- 
sicherung der  im  eigentlichen  Handwerk  beschäftigten  Personen  ab,  da 
letztere  wohl  noch  einige  Jahre  auf  ihre  Einführung  warten  dürfte. 


1)  Siehe  Anhang. 

1)  Amtliche  Nachrichten  de»  BeichsversicherunRsamtes,  Verlag  ron  A.  Asher  &  Co. 
in  Berlin,  Jahrgang  1887  ff. 
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I.  Die  Organe  der  obligatorischen  Unfallversicherung. 

Zunächst  ist  vorauszuschicken,  dafs,  da  bekanntlich  das  Unfallver- 
sicherungsgesetz vom  6.  Juli  1884  am  1.  Oktober  1885  in  Kraft  trat, 
mit  dem  Jahre  1890  eigentlich  schon  die  Statistik  über  51/A  Jahre  des 
Bestehens  der  Unfallversicherung  vorliegt.  Es  wird  das  Richtigste  sein, 
gegebenen  Falls  die  Ergebnisse  dieses  4.  Quartals  des  Jahres  1885,  die 
naturgemäfs  naoh  jeder  Richtung  nur  geringe  sind,  denjenigen  des 
Jahres  1886  zuzurechnen. 

In  dem  genannten  Zeitraum  haben  sich  nun  die  Organe  der  Unfall- 
versicherung folgendermafsen  entwickelt: 

Tabell  e  I. 


ehren- 

Ar- 

amtlich 

beiter- 

i  s 

thätigen 
Mitglieder 

ver- 

II 

Betriebe 

treter 

1  i 

versicherten 
Personen 


FUr  die  Umlage 
in  Anrechnung 
su  bringende 


L  Gewerbliche  Berufsgenosseuschaften. 


1885 

57 

3>3 

12296 

1889 

349 

194  601 

2  986  248 

475889964,71 

1886 

62 

366 

11  207 

2445 

404 

269  174 

3  473  435 

2  228  338  865,59 

1887 

62 

366 

14256 

2407 

405 

3«9  453 

3  861  560 

2  389  349  563.»* 

1888 

64 

366 

»4  475 

295 1 

413 

350697 

4  320  663 

2  646  092  664,95 

1889 

64 

36I 

15258 

2826 

413 

37«  236 

4  742  548 

2  947  138  403,91 

1890 

64 

14688 

2887 

4» 

390622 

4  926  672 

3  183  823  207,1» 

(1891) 

(64) 

(358) 

(14  8651 

(2837) 

(4°9) 

(405  241) 

(5  093  4«) 

;3  311  444  320,88) 

II.  Landwirtschaftliche  Bernfsgenossenscbaften. 


1888 

22 

549 

15205 

960 

559 

3  046  007 

5  576  765 

1889 

48 

55« 

21  528 

1 176 

588 

4  753  808 

8  088  698 

1899 

48 

553 

22  339 

1185 

589 

4843  621 

8  088  698 

(1891) 

(48) 

(555) 

(23  384) 

(1182) 

(59«» 

(4  776  520) 

(12289415) 



III.  Ausf ührungsbehörden  der  Reichs-,  Staats-,  Provinzial-  und 

Kommunal-Betriebe. 


1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
(1891) 


83 
47 
48 

178 
285 
316 
(352) 


583 

83 

265  188 

432 

48 

251  878 

440 

47 

259  977 

954 

174 

446  250 

1275 

275 

543  320 

»385 

210 

604380 

(1445) 

(329) 

(63s  459) 

Zu  dieser  Tabelle  ist  zu  bemerken,  dafs  die  Steigerung  der  Anzahl 
der  BerufsgenoBsenschaften,  ihrer  Sektionen  u.  s.  w.  im  Jahre  1886  durch 
das  mit  dem  1.  Juli  dieses  Jahres  in  Kraft  tretende  Gesetz  vom  28.  Mai 
1885,  betreffend  die  Auedehnung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung, 
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in  erklären  ist.  Im  Jahre  1888  traten  dann  auf  Grund  des  Seeunfall- 
versicherungsgesetzes  vom  13.  Juli  1887  die  Seeberufsgenossenschaft  und 
auf  Grund  des  Bauunfallversicherungsgesetzes  vom  11.  Juli  1887  die 
Tiefbauberufsgenossenschaft  hinzu.  Auf  Grund  des  landwirtschaftlichen 
UnfaUversicherungsgesetzes  vom  5.  Mai  1886  traten  1888  22  von  den 
überhaupt  gebildeten  48  landwirtschaftlichen  Berufsgenossensohaften  ins 
Leben,  während  die  übrigen  26  im  Jahre  1889  folgten.  Die  ehrenamt- 
lichen Mitglieder  setzen  sioh  aus  den  Hitgliedern  der  Genoasenschafts- 
und  Sektion  svorstände,  den  Delegierten  zur  Genossenschaft« Versammlung, 
den  Vertrauensmännern  und  unbesoldeten  Beauftragten,  den  Eassenre- 
visoren  und  Schiedsgerichtsbeisitzern  zusammen. 

Die  für  die  Umlage  in  Beohnung  zu  bringenden  Löhne  sind  nur 
von  den  Mitgliedern  der  gewerblichen  Berufsgenossenschaft  nachgewiesen, 
da  bekanntlich  die  Kosten  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung 
durch  Zuschläge  zu  direkten  Staats-  oder  Kommunalsteuern  aufgebracht 
werden. 

Die  Zahlen  der  Ausfuhrungsbehörden  u.  s.  w.  wurden  durch  den 
Umstand  bedingt,  dafs  vom  Jahre  1886  ab  an  Stelle  der  vom  Beiohs- 
postamt  ressortierenden  40  Oberpostdirektionen  die  im  Laufe  des  Rech- 
nungsjahres als  alleinige  Ausführungsbehärde  für  den  gesamten  Betrieb 
der  Beichspost-  und  Telegraphenverwaltung  eingesetzte  Postversioherungs- 
kommission  zu  Berlin,  und  an  Stelle  der  Generaldirektion  der  königlioh 
bayrischen  Verkehrsanstalten ,  Bauabteilung  und  Betriebsabteilung  zu 
München  die  Generaldirektion  der  königlioh  bayrischen  Staatseisenbahnen 
zu  München  erscheint.  Aufserdem  haben  sioh  im  Jahre  1888  für  die  auf 
Grund  der  Ziffer  3  des  §  4  des  Bauunfallversicherungsgesetzes  vom 
11.  Juni  1887  als  leistungsfähig  erklärten  Verbände  48,  im  Jahre  1889 
85  und  im  Jahre  1890  27  Provinzial-  und  Kommunalausführungsbehörden 
organisiert. 

Endlich  ist  zu  erwähnen,  dafs  mit  dem  1.  Januar  1888,  dem  Zeit- 
punkt des  Inkrafttretens  desBauunfallversicherungsgesetzes  vom  11.  Juni  1887, 
13  für  die  Regiebetriebe  errichtete  Versicherungsansalten,  und  zwar  12 
bei  den  nach  dem  Unfall  Versicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  bereits  be- 
stehenden Baugewerksberufsgenossensohaften  und  1  bei  der  Tiefbau- 
berufsgenossenschaft ins  Leben  traten.  Angaben  über  ihre  Organisation  etc. 
lassen  sioh  bei  den  eigenartigen  Verhältnissen  —  die  Versicherungs- 
anstalten werden  von  den  genannten  Berufsgenossensohaften  mit  verwaltet 
—  nicht  bringen. 

Unsere  Tabelle  zeigt,  wie  mit  jedem  der  ersten  5  Jahre  die  staat- 
liche Unfallversicherung  sich  ein  immer  gröfseres  Feld  angeeignet  hat, 
wie  damit  auch  ihre  Organe  lieh  stets  vermehrt  haben,  so  dafs  im  Jahre 
1890  zu  Versicherung  der  18  719  750  Arbeiter,  von  denen  18  115  370  in 
5  234  243  Betrieben  beschäftigt  waren,  112  BerufegenosBensohaften  mit 
911  Sektionen  und  33  119  ehrenamtlich  thätigen  Berufsgenossen,  316  Aus- 
fuhrungsbehörden, beide  Organisationen  mit  zusammen  1210  Schieds- 
gerichten und  5457  Arbeitervertretern,  nötig  waren.  Dagegen  gab  es 
im  letzten  Viertel  des  Jahres  1885  erst  57  Berufsgenossenschaften  mit 
313  Sektionen  und  9896  ehrenamtlich  thätigen  Mitgliedern  bei  194  601 

26* 
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Betrieben,  sowie  83  Ausführungsbehörden,  welohe  zusammen  432  Schieds- 
gerichte und  2472  Arbeitervertreter  besafsen  und  zur  Versicherung  von 
3  251  436  Arbeitern  dienten. 

Wir  sehen  im  besonderen,  wie  grofs  naoh  und  nach  der  Kreis  der 
versioherungpflichtigen  Betriebe  und  der  versicherten  Personen  geworden, 
wie  gTofs  die  Anzahl  der  Unternehmer  ist,  die  meistens  ohne  jede  pekuniäre 
Entschädigung,  sondern  nur  aus  Interesse  zur  Sache  einen  Teil  ihrer  Zeit 
der  8orge  für  die  Invaliden  der  Arbeit  verwenden. 

Demgegenüber  ist  die  Zahl  der  Arbeiter  klein,  welohe  ihre  eigenen 
und  die  Interessen  ihrer  Genossen  im  Schiedsgerichtsverfahren  und  zum 
Zwecke  der  Unfallverhütung  gegen  Dispens  von  der  Arbeit  und  gute 
Entschädigung  für  meistens  nicht  einmal  entgangenen  Arbeitsverdienst  zu 
vertreten  haben.    Bei  den  Angriffen,  welchen  das  Unternehmertum  in- 
folge seiner  Handhabung  der  Unfallversicherung  seit  dem  Bestehen  der- 
selben nicht  nur  von  sozialdemokratischer  Seite  ausgesetzt  ist,  ist  es  wohl 
wert,  sich  zu  vergegenwärtigen,  wie  viel  von  demselben  aufser  der  pe- 
kuniären Last,  auf  die  wir  noch  zu  sprechen  kommen,  an  ehrenamtlicher 
Arbeit  geleistet  werden  mufs.     Andererseits  ist  es  erfreulich,  dafs  sioh 
1890  in  Deutschland  über  33  000  Industrielle,  Landwirte  eto.  gefunden 
haben,  die  neben  der  Arbeit  für  eigenes  Interesse  und  neben  einer  häufig 
erklecklichen  Anzahl  von  anderen  Aemtern  noch  gern  Zeit  zur  Uebernahme 
eines  oft  recht  arbeitsreichen  Amtes  in  den  Berufsgenossenschaften  übrig 
haben.    Interessant  ist  es,  dafs  in  den  51  ,  Jahren  der  industriellen  Un- 
fallversicherung infolge  des  zahlenmäßigen  Uebergewichts   der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  nur  wenig  mehr  Personen  versichert  waren,  als  in 
den  3  Jahren  des  Bestehens  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherung, 
nämlich  22  071  440  gegen  21  754  161,  und  dafs  gegen  diese  Versicherungs- 
bestände derjenige  der  Ausrührungsbehörden  der  R.-,St  -,  Pr.-  und  K.- Be- 
triebe mit  zusammen  2172  077  Personen  in  der  6 1/4 jährigen  Versicherungs- 
zeit,  fast  genau  dem  zehnten  Teil  der  versicherten  landwirtschaftlichen 
Arbeiter,  nur  gering  ist.    Auch  das  Ueberwiegen  der  landwirtschaftlichen 
Betriebe  über  die  industriellen  —  im  Jahre  1890  betrug  die  Anzahl  der 
ersteren  fast  das  13fache  der  der  letzteren  —  ist  zu  bemerken.  Während 
daher  bei  den  gew.  Berufsgenossenschaften  durchschnittlich  fast  13  ver- 
sicherte Personen  auf  den  Betrieb  kommen,  beträgt  diese  Zahl  beiden  landw. 
Berufsgenossenschaften  noch  nicht  2,  eine  deutliche  Illustration  des  Verhält- 
nisses zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft,    was  Zahl  ihrer  Vertreter 
und  Arbeiter  betrifft. 

Bei  Vergleich  der  von  den  gew.  Berufsgenossenschaften  versicherten 
Personen  mit  den  von  ersteren  für  die  Umlage  in  Anrechnung  gebrachten 
Löhnen  ergiebt  sioh,  dafs  auf  1  versicherte  Person  an  Lohn  kommt 

im  Jahr«  1886  M.  641,54 

1887  „  619,00 

„       1888  „  612,5* 

„       1889  „  621,77 

1890  „  645,81 

(      „       1891  „  650,57) 
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Demnach  wären  die  Lohn  Verhältnisse,  nachdem  sie  sich  bis  zum  Jahre 
1888  verschlechtert,  seit  dem  Jahre  1889  in  stetiger  Besserung  begriffen. 
Der  Wert  dieser  Zahlen  ist  jedoch  ein  sehr  problematischer.  Zunächst 
ist  unter  den  versicherten  Personen  eine  sowohl  absolut  wie  verhältnis- 
mässig wechselnde  Anzahl  von  Frauen  und  Kindern,  uod  je  gröTser  die 
letztere  in  einem  Jehre  ist,  um  so  kleiner  mufs  der  Durchschnittslohn 
aller  versicherten  Arbeiter  sein.  Sodann  deckt  sich  nioht  der  Begriff 
„für  die  Umlage  in  Anrechnung  zu  bringende  Löhne"  mit  den  wirk  lieh 
gezahlten  Löhnen.  Einesteils  wird  der  den  Satz  von  4  Mark  über- 
steigende Tagelohn  einer  versicherten  Person  bei  der  Umlage  nur  zu  einem 
Drittel  in  Anrechnung  gebracht,  anderenteils  gilt  für  jugendliche  Arbeiter 
und  solche  Personen,  welche  wegen  noch  nicht  beendigter  Ausbildnng 
keinen  oder  einen  geringen  Lohn  beziehen,  als  Jahresarbeitsverdienst  das 
Dreihundertfaohe  des  für  Erwachsene  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohns 
gewöhnlicher  Tagearbeiter. 

Irgend  welche  weitgehenden  Schlufsfolgerungen  aus  den  gefundenen 
Durchschnittslöhnen  zu  ziehen,  durfte  daher  gewagt  sein,  wenn  auch  die 
eben  genannten  Bestimmungen  geeignet  sind,  sich  durch  ihre  entgegengesetzte 
Wirkung  auf  die  Durchschnittslöhne  auszugleichen.  Da  die  Unfallstatistik 
nachher  eine  stärkere  Zunahme  der  jugendlichen  als  der  erwachsenen 
Personen  unter  den  Verletzten  und  damit  sicher  auch  unter  den  ver- 
sicherten Personen  ergiebt,  wird  aus  dem  trotzdem  seit  dem  Jahre  1889  zu- 
nehmenden Durchschnittslohnsatze  im  allgemeinen  auf  eine  Besserung  der 
Lohn  Verhältnisse  in  der  Industrie  seit  diesem  Jahre  geschlossen  werden  können. 


II.   Die  Ausgaben  für  die  Unfallversicherung. 

Was  haben  nun  die  Berufsgenossensohaften ,  Ausfuhrungsbehörden 
und  Versicherungsanstalten  bis  zum  Jahre  1890  geleistet  uud  mit 
welohen  Mitteln?  Darüber  wird  uns  folgende  Tabelle  belehren.  (8.  Ta- 
belle II,  S.  406  u.  407). 

Die  Höhe  ihrer  Zahlen  wird  jene  überrasohen,  die,  von  der  Not- 
wendigkeit des  Eintretens  der  Arbeitgeber  für  die  Invaliden  ihrer  Be- 
triebe überzeugt,  die  oft  gehörte  und  ohne  genügende  Prüfung  weiter 
erzählte  angebliche  Unbilligkeit  der  Berufsgenossenschaften  gegen  letztere 
nioht  genug  verurteilen  können.  Sie  wird  denen  Stoff  zum  Nachdenken 
geben,  die  mit  ihnen  die  Unzufriedenheit  überhaupt  und  besonders  auoh 
mit  der  Unfallversicherung  in  denjenigen  Kreisen  vergleichen,  für 
deren  Angehörige  allein  vorstehende  Summen  ausgegeben  und  zurück- 
gelegt worden  sind.  Wenn  man  in  der  Tabelle  liest,  dafs  schon  in 
den  ersten  5  Jahren  der  Unfallversicherung  130  472  278  M  allein  für 
ihre  Zwecke  dem  Gewerbe,  der  Landwirtschaft  etc.  entzogen  worden 
sind,  und  dafs  davon  schon  52  829  266  M.  in  barem  Oelde  oder  in 
Gestalt  von  ärztlicher  Behandlung  etc.  den  verletzten  Arbeitern  zu 
gute  gekommen  sind,  so  wird  man  eher  die  oft  ungern  ausgeübte 
Strenge  der  Unfallversioherungsorgane  bei  Bemessung  der  Entschädigungen 
begreifen. 
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Tabelle 


Kntschädigunga- 

!: 

Kosten  der  Unfall- 

anteraachungen  und|  Schiedsgericht»- 

Unfallverhutungs- 

beträge 

Festatellungen  der 
Entschädicuneen 

koatei 

1 

kosten 

* 

2 

3 

* 

1 

M 

V.  Z. 

M. 

V.  z. 

M 

V.  Z. 

I.  Gewerbliche 

1885/86 
1887 
1888 
1889 
1890 

I  729015 
5  373  496 
8  662  789 
12  278  152 
16330  383 

IOO 

3»i 
501 

709 

944 

88887 
158  244 
267042 
362  648 
499  662 

IOO 
178 
30I 

SS 

125  482 

205  787 

237  327 
302  142 
311  860 

1 

100 
164 
189 
241 

248 

73  »63 
361  589 
328  387 
301  589 

34«  525 

IOO 

494 
449 
412 

467 

Summa 

44  373  835 

1  376  482 

1  182  598 

1  406  253 

(1891) 

20  282  042 

1172 

587  329 

660 

378  827 

303  ! 

430  5»4 

588 

II. 

Landwirtschaftliche 

1888 
1889 
1890 

42  ODO 
678  259 
I  878  458 

100 

'58s 

4389 

0  250 

72  569 
160783 

IOO 

878 
1946 

3  997 
29  130 

57  927 

IOO 

755 
1452 

4787 

3854 

IOO 

3682 
2965 

2  599  577 

241  609 

9io53 

8772 

3  436  734 

80,1 

266 163 

3222 

89502  2419 

5288 

4068 

III 

Ausführungsbehörden  der  Reichs-, 

1885/86 
1887 
1888 
1889 
1890 

206  252 

559  434 
956414 

1  387  637 
1  866  703 

262 

464 

495 

445 
2081 

3  564 

?M 

100 
91 
425 

I!7 
1601 

8799 
9682 

««  343 
'7  758 
19074 

IOO 
110 

129 

202 

.17 

•91 
5  >oi/ 
7219 

16977 
21  762 

IOO 

«4« 

333 
427 

Summ» 

4  976  440 

1 

«4  43» 

66  706 

5«  059 

(1891) 

2  370  243 

1151 

9  '3i 

1863 

24  77o 

281 

18  248 

357 

IV 

Versicherungsanstalten  der 

1888 
1889 
1890 

«9  385 
1 20  256 

239  774 

IOO 

620 

1236 

1  333 
4  620 

8  690 

IOO 

347 
653 

296 

1  103 

2  5'4 

IOO 

373 
850 

433 
728 
1  266 

IOO 

169 
294 

Summa 

379  4 '4 

14643 

3  913 

2427 

(1891) 

337  358 

»739 

10  185 

766 

2388 

807 

81 

0,* 

V. 

Sämtliche  Ver 

1885/86 
1887 
1888 
1889 
1890 

1  935  268 

5  932  930 
9681  447 
14464  303 

W3I53'9 

IOO 

305 
5oo 

705 
1049 

89  382 
158689 
278714 
443  401 
676  981 

IOO 

178 

3«3 
498 
760 

134  281 

215  470 
253  012 
35o  132 
39'  374 

IOO 
160 

189 
261 

292 

73  183 
366670 

336  169 
324  081 
368  408 

IOO 

501 

459 
443 
503 

Summa 

52329  267 

1  647  167 

1  344  269 

1  468  5 1 1 

(1891) 

26426377 

1366 

872  808 

976 

495  487 

370 

454  «3« 

620 
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Kosten  d.  ersten  Ein 
richtuugcn  u.  Ausga 
ben  auf  Grund  über 
nommen rr  Un tBl.vt-i  ■ 
sicherungaanträge 


V.  Z. 


Einlagen 
in  die 

Reserve- 
fonds 

8 

M 


Insgesamt 

(7  u.  8) 

9 

M.      |  V.  Z. 


Berufsgenossenschaften. 


988  320 

225674 
122  041 

58  «43 
15  434 

100 

22,8 

12.3 

5,9 
1.6 

2  897  O45 

2  897  166 

3  217  342 
3  549  4*3 
3  700  198 

100 
100 
111 

123 

,28 

5  901  913  lOO 
9  221  956  I56 
I2834926  217 
16852086  286 

21 199061]  359 

5401878 

9  935  439 
12  311  948 

12759214 
12  105  062 

»303  791 
19157  395 
25  146874 
29  611  299 
33  304  123 

100 
169 
222 
262 

295 

1  409611 

16  261  164 

66009942 

52  513  540 

118  523  482 

11  921 

«3  733 
175  199 
19644 

1,1 

3978416 

137 

25669049 

435 

12222  706 

37  891  755 

335 

100  j 

«4« 
15« 

269387 
596  221 
859467 

n. 

IO0  | 

221 

319 

448  365 
1  556  165 
2980  133 

100 

347 
664 

13  43»! 
158  163 
412654! 

461  797 
1  7M328 
3392787 

100 

37o 
756 

318576 

1  725  075 

4  984  663 

584  249 

5  56891" 

2  180 

M 

1056019 

392 

4  855  887 

.084 

752  886 

5608773 

1214 

Staats-,  Provinaial-  und  Kommunalbetriebe. 


2 151 

100 

217  748 

100 

100 

557 

26 

575  203  265 

1395 

3987 

1 452 

67 

979  954 

45  t 

1 231 

35!6 

6  192 

288 

1  433  358 

660 

2469 

705S 

5  545 

257 

1  923  399 

886 

5 131 

15897 

5  129663 

1 

- 

- 

50 

142 

5  396 

351 

2427838 

»Ml 

-  1 

Baugewerksberufs  genossen  Schäften. 

4  126 

100 

151  334 

100 

176807 

lOO 

223  378 

lOO 

207 

202  399 

134 

329312 

186 

69  68O 

398  991 

I80 

835 

267  991  177 

521  070 

294  ! 

I06  782 

627  8S2 

28  t 

5168 

621  624 

1  027  189 

273  033 

I  25O  222 

: 

279  437 

186 

629450  355 

125  OI9 

754  469 

338 

lieh . 


immen. 


988351 
225678 

251 295 
234  780 
38  382 

100 

22,9 
25,4 
13,7 
3.88 

2899  127 
2  897  722 
3639416 

4  354  224 
4833  201 

100 

100 

125 

:s 

6  11966t 

9  797  159 
14440  052 
20  170  920 
26  551  664 

100 
160 
236 
330 
434 

S  401  878 

9  935  439 
I237I951 
12  987  056 
1 2  624  498 

«1521  539 
19  732  598 
26  812003 

33  «57  977 
39  248  161 

100 
«7« 
283 
288 

34« 

1 738  486 
14151 

18623  759 
5  319  269 

183 

77  «51456 
33  582  224 

549 

53  320  822 
13  IOOÖII 

130472278 
46682835 

406 
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Ad  den  Ausgaben  für  die  Unfallversicherung  im  Betrage  von 
77  151456  M.  partizipieren  naturgemäfs  als  ihre  ältesten  und  hauptsäch- 
lichsten Träger  die  Berufsgenossenschaften  mit  70  994  604  M.  oder 
92,0  Proz.,  während  die  Ausführungsbehörden  nur  mit  5  129  663  M. 
oder  6,6  Proz.  und  die  Versicherungsanstalten  sogar  nur  mit  1  027189  M. 
oder  1,4  Proz.  an  ihnen  teilnehmen.  Von  den  Berafsgenossensohaften 
sind  es  wieder  die  gewerblichen,  welche  mit  66  009  942  M .  den  gröfsten 
Teil  oder  85  Proz.  der  gesamten  Ausgaben  gemacht  haben,  während  die 
landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften  nur  4  984  663  M.  oder  6,5  Proz. 
aufweisen.  Es  kommen  also  unter  Berücksichtigung  der  Zahlen  in  Ta- 
belle I  auf  einen  Betrieb  und  einen  Arbeiter  durchschnittlich  in  einem 
Jahre»): 

L  Bei  den  gewerbl.  Berafsg.  37.13  M.  betw.  2,94  Hk. 
II.    „     „    landw  „         o,39  0,»s  „ 

III.    „     „    Ausführungsbehörden  „     2,35  „ 

Die  Gründe  für  die  auffallend  grofse  Verschiedenheit  dieser  Zahlen 
nind,  abgesehen  von  der  schon  erwähnten  ungleichen  durchschnittlichen 
Gröfse  der  gewerbl.  und  landw.  Betriebe,  mannigfaltigster  Art  und  werden 
uns  am  besten  bei  weiterem  Eindringen  in  unser  Zahlenmaterial  gewärtig 
werden,  welchem  Zweck  auch  zunächst  folgende  Tabelle  dienen  wird 
(s.  Tabelle  III  auf  S.  409). 

Von  den  77  151456  M.  Oesamtausgaben  betragen  also: 

1)  die  Entschädigungen  52  329  266  M.  oder  67,8  Proz. 

2)  die  Kosten  der  Unfalluntersuchungen  und  Feststellungen  der  Ent- 
schädigungen 1  647  166  M.  oder  2,1  Proz.; 

3)  die  Schiedsgerichtskosten  1  344  270  M.  oder  1,7  Proz. ; 

4)  die  ünfallverhütungskoaten  1  468  511  M.  oder  1,9  Proz.; 

5)  die  Kosten  der  ersten  Einrichtung  1  738  485  M    oder  2,3  Proz. 
and 

6)  die  laufenden  Verwaltungskosten  18  623  759  M.   oder  24,2  Proz. 
der  ersteren. 

Will  man  die  Entschädigungsbeträge  den  Verwaltungskosten  gegen- 
überstellen, was  zur  Beurteilung  der  Wirtschaftlichkeit  der  Versicherung 
notwendig  ist,  so  werden  die  Kosten  der  Schiedsgerichte  und  der  Unfall- 
verhütung, von  denen  die  ersteren  an  und  für  sich  nioht  von  den  Be- 
rufsgenossenschaften u.  s.  w.  verursacht  werden,  die  letzteren  aber  mit 
der  Unfallversicherung  selbst  nichts  zu  thun  haben,  aufser  Betracht  zu 
lassen  sein,  während  die  Beträge  sub  2,  5  und  6  zusammen  die  Summe 
darstellen,  die  zur  Ermöglichung  der  Zahlung  der  sub  1  angeführten 
Entschädigungen  ausgegeben  worden  sind.  Wir  haben  dann  52  329  266  M. 
oder  67,8  Proz.  Entschädigungsbeträge  und  22  009  411  M.  oder  28,6  Proc. 
Verwaltungskosten  im  weiteren  Sinne.  Ob  vom  volkswirtsohaftliohen 
Standpunkte  aus  auch  unter  Berücksichtigung,  dafa  der  Kapitalwert  der 
gezahlten  Renten  ein  Vielfaches  der  letzteren  selbst  darstellt,  beide 
8ummen  in  einem  annehmbaren  Verhältnisse  stehen,  läfst  sioh  bei  dem 


1)  Für  die  Versicherungsanstalten  der  Baogewerksberafsgenosseuschaften  lassen  sich 
leider  dies«  Zahlen  nach  ihrem  ganzen  Wesen  nicht  erbringen. 
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Mangel  jedweden  vergleichbaren  Materials  schwer  beurteilen  l).  Die  Ver- 
waltungskosten erscheinen  jedenfalls  auf  den  ersten  Bliok  im  Verhältnis 
zu  den  Entschädigungen  sehr  hooh  und  es  wird  auch  schwerlich  behauptet 
werdeu  können,  dafs  sie  im  ganzen  Betrage  notwendig  oder  zweckmässig 
gewesen  sind.  Aber  wie  ich  schon  in  meiner  Entgegnung  auf  Hilse's 
„Reichsversicheruugsanstalt  oder  Berufsgenossenschaften  als  Träger  der 
Unfallversicherung"  »)  in  diesen  Jahrbüohern  ausführte,  hat  die  Höhe  der 
Verwaltungekosten,  auoh  soweit  sie  das  notwendige  Mafs  überschritten, 
ihre  berechtigten  Gründe,  s.  B.  in  der  Neuheit  der  Zwang« Versicherung 
und  ihrer  Organe,  in  der  unzweckmäßigen,  aber  Verbesserung«  fähigen 
Gestaltung  mancher  Berufagenossenschaften  und  der  Verteilung  der  Ge- 
schäfte zwischen  ihren  Organen  eto.  loh  führte  auoh  an,  wie  diesen 
Mängeln  abzuhelfen  und  zeigte,  dafs  auch  ohnedem  infolge  der  langsamen 
Steigerung  der  Verwaltungskosten  3)  und  der  rapiden  Zunahme  der  Ent- 
schädigungen der  Prozentsatz  der  ersteren  von  den  letzteren  mehr  und 
mehr  fällt,  bis  er  —  bei  den  gewerblichen  Berufsgenossensohaften  allein 
—  im  Beharrungszustande,  der  zu  der  Zeit  eintritt,  wo  der  jährliche  Zu- 
wachs an  entschädigungsptlichtigen  Unfällen  mit  dem  jährlichen  Abgang 
an  Kentenempfängern  durch  den  Tod  balanciert,  nur  noch  ungefähr  8  Proc. 
betragen  würde.  Ist  diese  Zahl  nach  ihrer  Berechnung  nur  als  eine  an- 
nähernd richtige  zu  betrachten,  so  dürfte  es  bei  der  Jugend  der  land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung  und  der  Versicherungsanstalten  un- 
möglich sein,  sohon  jetzt  auch  nur  annähernd  richtig  die  Höhe  der  Ver- 
waltungskosten und  der  Entschädigungen  im  Beharrungszustande  für  die 
gesammte  Zwangsunfallversicherung  und  damit  den  Prozentsatz  der  ersteren 
von  den  letzteren  zu  ermitteln.  An  und  für  sich  wird  dieser  Satz  gröfser 
sein,  weil  ich  hier  zu  den  Vcrwaltungskosten  auch  die  Kosten  der  Un- 
falluntersuchungen und  Feststellungen  der  Enteohädigungen  hinzugenommen 
habe,  die  im  Durohsohnitt  der  Jahre  1886 — 90  für  sämtliche  Ver- 
sicherungakörper  2,1  Proz.  der  Gesamtausgaben  und  3,1  Proz.  der  Ent- 
schädigungsbeträge ausgemacht  haben.  Sodann  sind  auch  die  eigentlichen 
Verwaltungskosten  der  Versicherungsanstalten  der  Baugewerksberufs- 
genossenschaften,  die  sich  infolge  der  Schwierigkeit  der  Versicherungs- 
handhabung seitens  letzterer  im  Burchsohnitt  der  Jahre  1888/90  auf 
61  Proz.  ihrer  gesamten  Ausgaben  und  165  Proc.  ihrer  Entschädigungs- 
beträge beziffern,  geeignet,  das  Verhältnis  der  Verwaltungskosten  zu  den 
Enteohädigungsbeträgen  im  Beharrungszustande  ungünstig  zu  beeinflussen, 
Andererseits  müssen  die  geringeu  Verwaltungskosten  der  Ausführungs- 
behörden der  Reichs-  etc.  Betriebe  —  sie  betragen  für  die  Jahre  1886 — 90 

1)  An«  No.  14  der  „Berufsgenossenschaft"  ffir  1898  ersehe  ich  nachträglich,  dafs 
die  Verwaltung  der  österreichischen  Arbeiter-Unfallversicherung,  die  durch  teritorial  ge- 
gliederte Versicherungsanstalten  geschieht,  int  Jahr  1891  2,60  Gulden  für  den  Betrieb 
und  0,27  Gulden  für  die  versicherte  Person  gekostet  hat  (mit  Ausschluss  der  Unfall- 
erhebungs-,  Schiedsgerichts-  und  Inspektionskosten),  wahrend  die  betr.  Zahlen  bei  den 
deutschen  Berufsgenossenschaften  0,97  Mk.  besw.  0,29  Mk.  lauten! 

t)  Seite  417,  Jahrgang  1891,  3.  Folge,  2.  Band  und  Seite  437,  Jahrgang  1892,  3. 
Folge,  4.  Band. 

3)  In  meinem  angeführten  Artikel  hatte  ich  nur  die  eigentlichen  Verwaltungskosten, 
die  in  Tabelle  III  die  Rubriken  5  uud  6  bilden,  in  Betracht  gesogen. 
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durchschnittlich  0,7  Proz.  ihrer  gesamten  Ausgaben  und  0,8  Proz.  der 
EntBchädigungsbeträge  —  den  Bruohteil  der  Verwaltungskosten  von  den 
Entschädigungsbeträgen  herabsetzen,  und  wenn  auch  jener  bei  den  land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  im  Durchschnitt  der  3  Jahre 
1888 — 90  noch  45,8  beträgt,  also  ziemlich  hoch  ist,  so  betrug  er  doch 
auch  bei  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  für  die  ersten  3  Jahre 
ihres  Bestehens  65.  Es  ist  daher  für  erstere  ein  derartiges  Sinken  des 
Prozentsatzes  der  V.  K.  l)  von  den  E.  B.  zu  erwarten,  dafs  er  wesentlich 
unter  den  von  mir  für  die  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  allein 
berechneten  Prozentsatz  fallen,  also  diesen  bezüglich  der  gesamten  Zwangs- 
versicherung nur  günstig  beeinflussen  kann. 

Endlich  dürfte  auch  der  Umstand,  dafs  naturgemäfs  die  Kosten  der 
ersten  Einrichtungen  und  Ausgaben  auf  Grund  übernommener  Unfallver- 
sicherungsbeträge,  die  nach  Tabelle  III  2,1  Proz.  der  Gesamtausgaben 
ausmachen ,  nach  kurzer  Zeit  ganz  verschwinden  werden  —  sie  sind 
z.B.  bei  den  g.  B.  von  590  133  M.  im  Jahre  1886  auf  15  433  M.  im 
Jahre  1890  gefallen  —  das  definitive  Verhältnis  der  V.  E.  zu  den  G.  A. 
und  E.  B.  zu  einem  volkswirtschaftlich  zu  rechtfertigenden  gestalten. 

Nach  dieser  Abschweifung  auf  das  oft  erörterte  Gebiet  der 
Wirtschaftlichkeit  der  deutsohen  Unfallversicherung  auf  Grund  des  Ver- 
hältnisses der  E.  B.  zu  den  V.  K.  wäre  zunächst  darauf  hinzuweisen,  dafs 
letzteres  nach  Tabelle  III  für  die  4  Arten  der  Versicherung  ein 
sehr  ungleiches  ist. 

Bei  den  g.  B.  verhalten  sich  die  E.  B.  zu  den  V.  K.  wie  67,2  zu 
28,9,  bei  den  1.  B.  wie  52,2  zu  45,8,  bei  den  A.  B.  wie  97:  0,7  und 
den  V.  A.  wie  37,1  zu  62,4,  also  ist  das  Verhältnis  weitaus  am  günstigsten 
bei  den  A.  B.,  am  schlechtesten  bei  bei  den  V.  A.  Zur  Erklärung  dieser 
Zahlen  sei  zuerst  bemerkt,  dafs  angeführtes  Verhältnis  naturgemäfs  am 
günstigsten  bei  den  Versicherungskörpern  sein  mufs,  die  am  längsten  be- 
stehen, da  ja  mit  jedem  Jahre  der  Bruchteil  der  V.  A.  von  den  E.  B.  ein 
geringerer  wird.  Ein  Vergleich  obiger  Zahlen  für  zu  ungleicher  Zeit  ent- 
standene Versicherungskörper  ist  also  zunächst  zwecklos.  Andererseits  be- 
dingte die  verschiedene  Organisation  und  der  ungleiche  Umfang  der  von  den 
Versicherungskörpern  entwickelten  Thätigkeit  eine  Verschiedenheit  der  Ver- 
hältnisse einesteils  bei  den  g.  B.  und  A.  B.,  andernteils  bei  den  1.  B. 
und  V.  A.  Dafs  die  VerwaltungskoBten  der  A.  B.,  bei  denen  die  Unfall- 
versicherungsarbeiten  von  sohon  vorhandenen  Beamten  in  vorhandenen 
Lokalitäten  nebenbei  erledigt  werden,  mit  denen  der  g.  B.,  als  eigens  zu 
dem  Zweck  ins  Leben  gerufenen  Organisationen,  nicht  zu  vergleichen  sind, 
ist  ohne  weiteres  klar.  Die  persönlichen  und  sachlichen  Kosten  der  ersten 
Einrichtung,  die  Gehälter  der  Beamten  und  Bediensteten,  der  Hauptaus- 
gabeposton bei  den  Berufsgenossenschaften,  sind  damit  bei  den  A.  B.  sehr 
bescheidene  Summen,  während  die  Ausgaben  für  Lokalmieten,  Heizung  otc. 
ganz  fortfallen.    Die  Versicherung  der  Arbeiter  durch  den  8taat  etc.  selbst 

1)  Der  Einfachheit  halber  gebrauche  ich  künftig  folgende  Abkürzungen :  Verwal- 
tungskosten —.  V.  K  ,  Entschidigungsbetr&ge  —  E.  B.,  Gesamtausgaben  «=  O.  A.,  ge- 
werbliche und  landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaften  =  g.  B.  u.  1.  B. ;  AusfUhrung»- 
behörden  =  A.  B.,  Versicherungsanstalten  «=  V.  A. 
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bringt  weiter  mit  sich,  dafi  bei  ihr  die  Ausgaben  auf  Grand  übernommener 
Unfallversicherungsverträge,  für  Insertionen,  Publikationen,  Porto  und 
Reiten  auch  nur  gering  sein  können.  Dazu  kommt,  dafs  die  Unfall  ver- 
■ieherungsgesetzgebung  den  g.  B.  eine  weit  gröTsere  Arbeitslast  aufge- 
bürdet hat,  als  den  A.  B.,  die  Führung  der  Mitgliederkataster,  die  jähr» 
liehen  Umlagen  der  Mitgliederbeiträge,  die  Einschätzung  der  Betriebe  in 
die  Gefabrenklassen,  die  Kassenführung,  die  Verwaltung  des  Reservefonds, 
die  Ueberwachung  der  Betriebe  kommen  für  die  A.  B.  gar  nicht  in  Betracht, 
während  jeder  Eingeweihte  weifs,  welche  Kosten  gerade  diese  Thätigkeiten 
den  g.  B.  verursachen.  Ebensowenig  wie  sioh  also  aus  dem  Verhältnis  der 
Entschädigungen  zu  den  Yerwaltungskosten  sohliefsen  läfst,  welche  von  den 
beiden  Gruppen  der  älteren  Versicherungsorgane  am  rationellsten  gewirt- 
sohaftet  hat,  ebensowenig  ist  dies  für  die  1.  B.  und  die  V.  A.  möglich.  Die 
Verwaltung  der  erstgenannten  Organe  kann  eine  billigere  als  die  der  letzteren 
und  auoh  der  g.  B.  sein,  weil  sie  fast  ausschliesslich  von  den  Selbstverwaltungs- 
organen oder  sonstigen  öffentlichen  Behörden  geschieht  und  auch  infolge 
der  sich  an  örtliche  Bezirke  anschliefsenden  Organisationen  geschehen 
kann.  Für  sie  gilt  also  auch  das  in  dieser  Hinsicht  für  die  A  B.  Ge- 
sagte. Dazu  kommt,  dafs  nach  Mafsgabe  des  landw.  Unf.-Vers.-Gea.  vom 
5.  Mai  1886  überhaupt  die  ganze  Verwaltung  eine  einfachere  ist.  So 
fällt  bei  den  l.  B.  die  Führung  des  Genossensohaftskatasters  in  der  Art, 
wie  bei  den  g.  B.  weg,  meistens  auch  die  Einschätzung  der  Betriebe  in  die 
Gefahrenklassen.  Die  Umlagen  der  Mitgliederbeiträge,  welohe  nach  Mafi- 
stab von  Steuern  erfolgen  kann  und  auch  fast  aussohliefslioh  erfolgt,  sind 
wesentlich  einfachere,  ebenso  die  Ueberwachung  der  Betriebe  hinsichtlich  der 
Befolgung  der  Unfall  Verhütung«  Vorschriften,  die  bis  zum  Jahre  1890  erst 
von  wenigen  1.  B.  erlassen  waren.  Andererseits  bedingt  bei  den  1.  B. 
der  Umstand,  dafs  die  von  ihnen  gewährten  Renten,  weil  nur  auf  Grund 
des  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher  land-  und  forstwirtschaftlicher 
Tagearbeiter  berechnet,  geringer  als  die  von  den  übrigen  Versioherungs- 
organen  gewährten  Renten  sind,  dafs  sich  das  Verhältnis  zwischen  Ent- 
schädigungen und  Verwaltungskosten  zu  ihren  Ungunsten  verschrieb. 

Die  Versicherungsanstalten  haben  endlich  sehr  mit  der  Feststellung 
der  zu  ihren  Ausgaben  Steuerpflichtigen  zu  kämpfen.  Daraus  erkläreu 
sich  ihre  verhältnismäfsig  ganz  erhebliohen  Ausgaben  für  Porto,  Schreib- 
materialien, Drucksachen  etc.  und  Beamtengehälter.  Ein  Genossensohafts- 
kataster  haben  sie  natürlich  nicht  zu  führen. 

Die  Schiedsgerichts-  und  Unfallverbütnngskosten  nehmen  nun  auch 
verschiedene  Bruchteile  der  Gesamtausgaben  bei  unseren  4  Versicherung«- 
grnppen  in  Anspruch  und  ist  der  Grund  dieser  Ersoheinung  ohne  weiteres 
klar.  Es  ist  bedauerlich,  dafs  die  Unfallverhütungskosten  trotz  der  Not- 
wendigkeit, Rentabilität  und  des  humanen  Zwecks  derselben  nooh  einen 
so  geringen  Bruchteil  —  1,9  Pros.  —  sämtlicher  Ausgaben  bilden.  Sie 
werden  fast  ausschliefslich  von  den  g.  B.  getragen,  die  mit  1  409  611  M. 
oder  2,1  Proz.  ihrer  Ausgaben  95,7  Proz.  aller  Aufwendungen  für  Un- 
fallverhütung maohen.  Die  Leistungen  der  übrigen  Versicherungsanstalten 
sind  dem  gegenüber  sowohl  absolut,  als  procentualiter  verschwindend. 
Wenn  auoh  zugegeben  werden  kann,  dafs  bei  den  1.  B.  und  den  V.  A. 
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wegen  der  Kürze  ihrer  Existenz  und  bei  diesem  wie  bei  den  A.  B. 
wegen  der  geringen  Verwendung  von  Maschinen  in  den  versicherten  Be- 
trieben ein  gleioher  Aufwand  wie  bei  den  g.  B.  nioht  möglich  ist  und 
werden  kann,  so  sind  doch  die  für  die  Unfallverhütung  angewandten  Be- 
träge, besonders  bei  den  1.  B.,  als  zn  gering  zu  bezeichnen  und  eine 
intensive  Steigerung  derselben  nur  wünschenswert. 

Ich  habe  dann  nooh  in  Tabelle  III  (Rubriken  4,  7,  10,  13,  16)  be- 
rechnet, welche  Anteile  die  4  Versioherungsgruppen  an  den  6  Ausgabe- 
posten haben.  Ich  erwähnte  schon,  wie  grofs  dieselben  hinsichtlich  der 
1]  n fal  1  Verhütungskosten  sind ;  im  übrigen  kann  ich  die  Zahlen  für  sioh 
selbst  sprechen  lassen.  Eine  gröfsere  Bedeutung  als  die  Anteile  der  Be- 
rufsgenoesensohaften  etc.  an  den  Ausgaben  für  die  Unfallversicherung, 
naoh  ihren  Zwecken  getrennt,  ziffermäfsig  darzustellen,  können  dieselben 
wegen  der  geschilderten  Yersohiedenartigkeit  ihrer  Grundlagen  leider  nicht 
haben. 

Aber  auch  diese  Zahlen  beweisen  wieder,  dafs  dis  Ausgaben  der 
gew.  B.  diejenigen  der  übrigen  auf  jedem  Gebiete  bei  weitem  überragen, 
dafis  sie  als  die  hauptsächlichsten  Vertreter  der  Zwangsunfallversicherung 
anzusehen  sind. 

Dieses  Ergebnis  erhält  eine  weitere  Bestärkung,  wenn  wir  zu  den 
Ausgaben  nooh  die  Einlagen  in  die  Reservefonds  hinzurechnen. 


Tabelle  IV. 


L 

Ausgaben 

II. 

Einlsgen  in  die 
Reservefonds 

I  und  II 

M. 

% 

M 

% 

M 

°/o 

Gewerbliche  Berufsgenossen- 

66009941,51 

85,5 

5»  513  540.« 

98,6 

Il8  523  481,76 

90,» 

Landwirtschaftliche  Berufs- 
genosseuschaften  .    .  . 

4984662,7« 

6,6 

584  248,51 

1,1 

5568911,27 

4»* 

Ausfuhrungsbehörden  der 
Reichs-,  Staats -,  Pro- 
vinsial-  und  Kommunal  - 

5  129663,81 

6,6 

5  129663,21 

3.9 

Versicherungsanstalten  der 

nossenschaften  . 

I  027  l88, 83 

M 

223  032,81 

0.4 

I  250  221,64 

1*0 

77i5M56,si| 

53  320821,57 

1 130  472  277,ss| 

Von  den  53  320  821,57  M.  betragenden  Einlagen  in  die  Reserve- 
fonds haben  die  gew.  B.  52  513  540,25  M.  oder  98,5  Proz.  sämtlicher 
Einlagen  gemacht,  während  auf  die  landw.  B.  584  248,51  M.  oder 
1,1  Pros,  und  die  V.  A.  223  032,81  M.  oder  0,4  Proz.  fallen.  Für  die 
Ausführungsbehörden  der  Reiohs-  eto.  Betriebe  ist  die  Ansammlung  von 
Reservefonds  der  Natur  der  Versicherer  gemäfs  überflüssig,  diese  Zahlen 
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wie  die  in  der  dritten  Vertikalkolumne  berechneten  Endsummen  und 
Prozentsätze  haben  natürlioh  naoh  ihrer  Entstehuug  auch  nur  einen  in- 
formatorischen Charakter.  Nicht  anders  verhalt  es  sich  mit  der  That- 
sache,  dafs  am  Ende  des  Jahres  1890  die  Reservefonds  bei  den  gew.  B. 
79,6  Proz.  ihrer  gesamten  bisherigen  Ausgaben,  bei  den  1.  B.  11,8  Pro*., 
den  Y.  A.  21,7  Proz.  und  insgesamt  71,7  Pros,  betragen  haben.  Be- 
kanntlieh müssen  von  den  g.  B.  die  Reservefonds  auf  gesetzlich  vor- 
geschriebene Weise  gebildet  und  so  lange  erhöht  werden ,  bis  sie  den 
doppelten,  bezw.  bei  den  Baugewerks-Berufsgenossensohaften  den  ein- 
fachen Jahresbedarf  der  betr.  Berufsgenossenschaften  erreicht  haben.  Bei 
den  1.  B.  kann  die  Ansammlung  von  Reservefonds  durch  Landesgesetz 
und  Statut  angeordnet  werden  und  war  dies  am  Ende  des  Jahnes  1890 
erst  bei  17  von  den  48  1.  B.  geschehen.  Daher  sind  auch  ihre  Reservefonds 
im  Verhältnis  zu  denjenigen  der  g.  B.  und  zu  ihren  Ausgaben  nur  gering. 

Kehren  wir  noch  einmal  zur  Tabelle  II  zurück,  in  der  ich  noch  durch 
Reduktion  der  Ausgaben  der  Jahre  1887 — 1890  auf  die  gleich  100  gesetzten 
1885/86er  Ausgaben  versucht  habe,  die  jahresweise  Entwickelung  derselben 
möglichst  anschaulich  zu  machen.  Da  sehen  wir,  wie  die  Unfallversicherung, 
im  Jahre  1886  auf  den  verschiedenen  Ausgabegebieten  nooh  verhältnismäßig 
geringe  Summen  erfordernd,  durch  die  nächsten  Jahre  derartig  an  Umfang 
zunimmt,  dafs  schon  im  Jahre  1 890  für  ihre  Zwecke  von  dem  versicherungs- 
pflichtige Personen  beschäftigenden  Unternehmertum  39  248  161,46  M. 
aufgebracht  werden  müssen.  Was  zunächst  die  gewerbliohen  Berufs- 
genossenschaften anbetrifft,  so  sehen  wir,  da£s  die  Steigerung  der 
Entschädigungsbeträge  von  1  729  015  M.  auf  16  380888  M.  durch 
die  Jahre  hindurch  eine  fast  gleichmäfsige  gewesen  und  dafs  von  ihnen 
im  Jahre  1890  fast  Genial  soviel  als  im  Jahre  1885/86  geleistet  worden 
ist.  Fast  analog  ist  diese  Entwickelung  bei  den  A.  B.,  während  sich  die 
Entsehädigungbeträge  bei  den  V.  A.  und  noch  mehr  bei  den  1.  B.  in 
viel  rapiderer  Weise  gesteigert  haben.  Bei  jenen  betrugen  die  Ent- 
schädigungen mit  239  774  M.  im  Jahre  1890  schon  das  121,  ..fache  der- 
jenigen des  Jahres  1888  (19  385  M.)  bei  diesen  sogar  das  4 3 fache 
(42  860  M.  und  1  878  458  M.).  Während  aber  bei  jenen  bisher  auch 
eine  gleichmäfsige  Entwickelung  unverkennbar,  ist  dies  bei  diesen  nicht  der 
Fall.  Ihre  Verhältniszahlen  betragen  für  die  drei  Jahre  1888—90  100, 
1585  und  4389. 

Bezüglich  der  übrigen  Ausgabeposten  ist  zunächst  hervorzuheben, 
dafs  überall  mit  wenigen  Ausnahmen  ihre  Steigerung  in  den  5  Jahren 
eine  z.  T.  bedeutend  geringere  als  die  der  EntschädigungBbeträge  gewesen 
ist.  War  diese  Thatsache  von  vornherein  zu  erwarten,  so  ist  ihre  Fest- 
stellung gern  zu  begrüfsen.  Die  Entwickelung  der  Kosten  der  Uu  fall  Unter- 
suchungen und  Feststellungen  der  Entschädigungen  schliefst  sich  naturgemäfs 
am  meisten  an  diejenigen  der  lezteren  an  und  ist  nur  bei  der  A.  B.  eine 
andere  und  stärkere  gewesen,  was  wohl  bei  diesen  mit  äufserst  geringen  Ver- 
waltungskosten arbeitenden  Versioherungskörpern  in  besonderen  Verhält- 
nissen seinen  Grund  hat.  Sonst  bleiben  die  Verhältniszahlen 'dieses  Ausgabe- 
postens weit  hinter  denen  der  Entschädigungsbeträge  zurück.  Dasselbe 
gilt  von  den  Schiedsgerichtskosten  und  leider  auch  den  Unfallverhütungs- 
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Tabelle  V. 


Pro 
versicherte 
Person 

Entschä- 

Kosten der 
Unfallunter- 

Schieds- 

Unfallver- 

Ver- 

Summen 

digungs- 
Beträge 

sucb.  and 
Feststell, 
der  Ent- 
schädig. 

gerichts- 
kosten 

hütungs- 
kosten 

waltungs- 
kosten 

sämtlicher 
Ausgaben 

Pfg.  [v.z 

Pfg  v.z. 

Pfe.  v.z. 

Pfg.  [v.z 

Pfg.  |v.z. 

Pfg  v.z. 

A.  Gewerbliche  Berufsgenossenschaften. 


1885  (4. 

Quartal)  and 

1886 

5« 

100 

3,6 

IOO 

3,7 

100 

3,1 

IOO 

"5 

IOO 

»75 

100 

1887 

»54 

300 

4.5 

170 

5,9 

160 

II 

520 

89 

77 

266 

153 

1888 

201 

400 

6,9 

240 

5.ö 

150 

7.6 

360 

77 

67 

297 

170 

1889 

357 

500 

7,6 

290 

6,4 

180 

'6,4 

305 

76 

66 

355 

203 

1890 

650 

10 

380 

,  6,3 

170 

7,0 

333 

76 

66 

43i 

270 

Darcbschn. 

209 

65 

5.6 

6,6 

83,3 

3" 

(1891) 

398 

780 

II 

433 

7,4  200 

8,4 

400 

78 

67 

504 

288 

B.  Landwirtschaftliche  B e  r  uf  s  g e  n  o  s  se n  s c  h  a  ft  e  n. 


1888 
1889 
1890 

0,8 
8 
23 

IOO 

IOOO 

2875 

0,1 
0,8 

■ 

IOO 

800 
2000 

0,07 

0,3 

0,7 

1 

IOO  — 
430  0,06 
IOOO|  0,05 

IOO 

83 

7 
9 
10 

IOO 

128 
143 

8 

19 

37 

IOO 

237 

462 

Durchschn. 
(1891) 

IM  1 

38  I3500 

I„ 

2,1 

2200 

0,4 
0,7 

IOOO 

0,04 
0,04 

9,4 

66|  8,6 

123 

23 
39 

487 

C.  AusfQhrnngsbehörden  der  Reichs-,  Staats-,  Provinzial-  and 

Kommunalbetriebe. 


1885  (4. 

1 

Quartal  >  und 

81 

85 

1886 

100 

0,8 

IOO 

3,4 

IOO 

0,9 

IOO 

IOO 

1887 

216 

267 

0,2 

IOO 

3,8 

112 

)' 

IOO 

0,2 

22 

222 

261 

1888 

214 

266 

0,6 

280 

3,5 

74 

1,6 

80 

0,6 

67 

220 

260 

1889 

355 

315 

0,7 

350 

3.» 

99 

3.1 

155 

1,4 

»55 

264 

310 

1890 

309 

381 

M 

650 

3.1 

98 

3.« 

I80 

1,8 

I44 

318 

374 

I  i  U  r  C  h  S  C  \i  1 1  • 

336 

0,7 

3.1 

2,4 

243 

(1891) 

375 

469 

1,4 

700 

3,9 

"5 

3,9 

145 

IOO 

384 

452 

D.  Sämtliche  Versicherungsanstalten  zusammen  (ohne  die  Ver- 
sicherungsanstalten der  Bau- Gew.  -  B  e  r.). 


1885  (4. 

Quartal)  and 

168 

1886 

53 

100 

2,17 

IOO 

3,7 

IOO 

2 

IOO 

107 

100 

100 

1887 

•44 

271 

3-8 

»73 

5.» 

140 

8,9 

445 

76 

61 

238 

140 

1888 

93 

»75 

3,7 

133 

3,4 

65 

3,2 

,60 

36 

33 

»38 

82 

1889 

107 

202 

3,3 

150 

2,6 

70 

2,4 

120 

32,7 

30 

»48 

88 

1890 

146 

37S 

4,» 

333 

3,8 

76 

2,7 

»35 

33,6 

3« 

190 

»13 

Darehschn. 

"5 

3.6 

3 

3.» 

43 

168 

(1891) 

«45 

375 

4-8 

222 

3,7 

71 

2,5 

»35l  38 

26 

»83 

109 
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Erwerbsunfähigkeit 

Todesfälle 

Kosten 
des 

Heilverfahrens 

Renten 
an 
Verletste 

Beerdigung»* 
kosten 

an 

Witwen 
Getöteter 

Abfindung 
an  Witwen  im 

Fall  der 
Wiederver- 
heiratung 

an 
Kinder 
Getöteter 

Per«.  M. 

Pen.   |  M. 

Per».  )  M. 

Per.  M. 

Pers.|  M. 

Pen.  1  M. 

I.  Gewerbliche 


1885 

(iQrt.) 

u.1886 
1887 
1888 
1889 
1890 

254O 
6025 
9  266 
12  226 
15217 

I00  9O8 

289  575 
417  486 
526  489 
626  728 

1  1 
6337    941748]  2529 

»7509  3  345  513  2968 
29560  5  618  631  2865 

42023  8109894  3329 
60238  10832279  3  581 

122900  1757 

'48  159  3  528 
«47817,  5  153 
175284  6848 
196988I  8  898 

157246  17 

4«7  533l  «33 
670987  234 
951  320  315 
«  257950  4«9 

j 

8358    3  429  227809 
65094    7  5*8,  635407 
1 16  748  1 1  180  1  047  236 
152  128  14  411  1  492  869 
204  912]  18  587  1  967  518 

(1891) 

45  274 
18  868 

1  961  186  155667  28  84806515  272 

458205I  78  568  13  528  228'  3705 

791  148J26  184  3  455  036  11 18 
209498I10865  1  573598I  436 

547240!  55  425  5  370839 
217627;  2279112470853 

11.  Landwirtschaftliche 


1888 
1889 
1890 

47 

995 
2637 

1  576 
32702 
91  032 

376 
5  277 
»5  136 

14858 
423  790 
1  288372 

336|  10329 
1  341  41  776 
1  86 1  j  57340 

212 

979 
2030 

6905 
50  004 
134098 

1 

10 
50 

180 
2317 
11034 

318I  6963 
1  672     68  708 
3  228|  155640 

Summa 

(1891) 

3  679 

4  325 

125  310 
154  811 

20  789 
27  942 

1  727  020 

2  505  680 

3  538 
2  III 

109  445 

66  689 

3  221 
3  203 

191  007 
271  752 

61 
85 

13  53i 
18  766 

5218 
5  300 

23«  3"» 

256827 

III.    Ausführungsbehörden  der  Reichs-,  Staats-, 


1885 

(1  Qrt.) 

u. 1886 
1887 
1888 
1889 
1890 

265 
509 

741 
I  112 
I  54I 

16215 
36  I40 
48  272 
65  677 
87  044 

499 

1  217 

2  163 

3  544 
5204 

102  716 
338813 
631654 

918  734 
1  260  581 

330,  13945 
3°9|  13  372 
342  15309 
442  19004 
490  21  647 

i  1 

248  243231  1 
496  60080  13 
763  94260,  17 
1 083  135  204  49 
1 396  173  5301  63 

394 
5340 
7386 
19009 
26 151 

1 

477  33 138 
971  79 161 
1 438  126 107 
2097I  189065 
2697  237973 

Summa 

4  168 

I  672 

253  348 
89  984 

12627 
6864 

3  252  498 
1640953 

1913 
567 

83  277 
25  992 

3986 
1 701 

487397  144 
221272I  43 

58  280 
17 105 

7680 
3252 

665444 
294  150 

(1891) 

IV.  Versicherung» 


1888 

49 

797 

113 

11  582 

44 

2012 

35 

2089 

1 

252 

44 

1  598 

1889 

192 

6  549 

487 

81  129 

S3 

3  536 

103 

10  681 

2 

605 

«75 

11  043 

1890 

402 

14250 

948 

157  317 

82 

3867 

161 

20434 

3 

i  137 

240 

22032 

Summa 

643 

21  596 

1548 

250  028 

209 

9415 

299 

33  204 

6 

1  994 

459 

34  673 

(1891) 

713 

22  970 

1423 

228914 

85 

3  748 

223 

27  890 

6 

1855 

333 

29  770 

1885 

(i  Ort.) 

u.1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


Sämtliche  Versicherung» 


2705! 

6  534 
IO  103 

14  525 

19  797 


117  123 

325  715 
468  131 

631417I 
819054 


6836 
18  726 
32  212 

51  331 
8l  526 


I  O44  464 

3  684  326 

6276725 

9  S33  547 
13  538  549 


2859  136845 
3  277  161  531 
3  587  175  467 
5  195  239  600 
6014  279  842 


I 


2  005 
4024 
6  163 
9013 
12485 


181  569 
477  613 

774  241 
1  147  209 
1  586012 


I  I 


I9|  8752 
146  70  434 
253  124  566 

376  174059 
535  243  234 


4  206 
8489 
12  980 
18  265 
24752 


260  947 
714  568 
1  181  904 
1 761  685 
2383  163 


Summa 

(1891) 


53  664 
25  578 


2  26l  340  I9063 
1025  970  114  797 


34077  611 

17  903  775 


932  993  285  33  690  4  166  644  1329  621  045 


20 

6  468  305  927 


68692 


6  302  267 


15992  2044512 


570  255  353 


3i  673  3 °Si  600 
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beträge  für 


Unterbringung  ins  Krankenhaus 

Renten  an 
Ascendenten 
tG«töteter 

Kenten  an 

Ehefrauen  K,nder 

in  Krankenhäusern  nntergeb 
Verletzter 

rechter 

Kur»  und 
Verpflegungen 

kosten  an 
Krankenhäuser 
gezahlt 

Ab- 
findungen 

Auslander 

Summen 

der 
Entsche. 
digungs- 
betrage 

Pen.  |  M. 

Pen.  '     M.     |  Pers.  !  K. 

Pen.  M. 

Pers  M. 

PersJ  M. 

M. 

Berufsgeuossenschaften 


156 

412830 

757 

18  132 

1  742 

30816 

24 

722 

1  299 

1 

101  794 

8 

5  702 

1  729  015 

316 

3748s 

1  663 

45  608 

3670 

74  251 

7i 

2  974 

2639 

256  275 

49 

55622 

5  373  496 

456 

57  111 

2  046 

62551 

4  294 

97  274 

61 

2  721 

3  777 

395  963 

40 

28  263 

8  662  789 

617 

78  833 

2  555 

77  381 

5  34' 

123  107 

11. 

4  582 

4924 

525  842 

92 

60414 

12  278  152 

802 

107  643 

3  161 

98558 

6426 

«49  362 

'34 

5  152 

6  118  766295 

176 

11-000  16330383 

2347 

293  902 

10  182 

302  230 

2M73 

474  820 

401 

16  201 

'8  757 

2  076  169 

365 

267  001 

44  373  835 

992 

135  671 

4088 

122688 

8616 

186  869 

119 

5  772 

7o87 

96t  245 

•56 

tu  788 

20  282  042 

Berufagenossenschaften. 


5 
34 
80 

«'3 
2043 
5  222 

16 

201 

397 

239 
3089 
6  137 

20 
370 

799 

275 
4670 
8560 

2 

6 

7 

32 
»23 
187 

21 

505 
1  206 

«  39' 
40654 

'  20  516 

3 
1 

383 
320 

42  860 
678  259 
1  878  458 

119 

7  378  614 

9465 

1  189 

'3  50S 

»5 

342 

'  732 

162  481 

4 

703 

2  599  577 

105 

6  997 |  628 

9  357 

1  181 

11  430 

18 

363 

1  819 

180324 

7 

3  737 

3  436  734 

Proi 

'  i  u  *  i  a  1 

•und 

Kommunalbetriebe 

1  1 

«5 
3« 
43 
60 

IOI 

M73 
4706 
5  118 

7  '32 
"47i 

66 

"3 
117 

'72 

'97 

«963 
3488 
3  600 
3692 
5291 

»33 
211 
221 

326 
537 

2679 

3  44' 

4  H2 

4  77' 
7416 

4 
IO 

7 

16 
10 

1 

»42 

277 
229 
366 
197 

73 
»47 
181 
269 
333 

7  700 
14616 
20  337 
24  502 
35  403 



1 

1 

842 
390 

205  53» 
559  434 
956414 
'  387  637 
I  866  703 

250 

29900 

665 

18034 

1  428 

22449 

47 

1  211 

1  003 

102  558 

2 

1  232 

4  975  722 

128 

16  195 

257 

6788 

466 

7  485 

18 

830 

388 

45  426 

2 

4  043 

2  370  243 

1 
3 
5 

37 
191 

519 

8 

35 
72 

182 

649 
1  380 

21 
78 
140 

353 

1  013 

2  722 

9 
48 
100 

483 
4  001 

8969 

I 
8 

859 
7  148 

'9  385 
I20  256 

239  774 

9 

747 

"5 

2  211 

239 

4  088 

»57 

»3  453 

9 

8007 

379  415 

5 

658 

93 

1  920 

161 

2868 

152 

14969 

4 

1  797 

337  358 

: 

1 

1 

171 
347 
505 
714 
98« 

»4  303 
42  '9' 

62  379 
88  199 

124855 

823 

1  776 

2  187 

2963 

3  827 

20095 
49096 
66  572 
84  811 
1 1 1  366 

'  875 
3881 

4  556 

6  115 

7  902 

33  495 
77692 

102  044 

»33  57' 
168  060 

28 
8. 
70 
»33 
15' 

914 

3251 
2  982 

5071 
5  576 

'  372 
2786 
3  988 
5  746 
7  757 

109  494 
270  891 
418  174 
594  999 
93'  '83 

9 
49 
40 

97 
.85 

6  5441   »  934  546 
55622  5932930 
28  263    9  681  448 
62  046  14  464  304 
124468  20315  318 

2725 

331  927 

II  576 

33'  940 

24  329 

514862 

463 

»7  794 

21  649 

2  324  74' 

380 

276  943 

52329  266 

1230 

159  521 

5  066 

140  753 

10424 

208  652 

'55 

6985 

9  446 

1  201  964 

169 

121  365 

26426377 
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kosten,  eine  Regelmäßigkeit  in  ihrer  Aufeinanderfolge  ist  jedoch  bei 
beiden  nicht  zu  erkennen.  Die  Entwicklung  der  Kosten  der  ersten  Ein- 
richtung etc.  ist  natürlich  im  allgemeinen  eine  degressive,  abgesehen  von  den 
A.B.,  die  anoh  hiereine  Ausnahme  machen,  am  stärksten  bei  den  g.  B.,  (von 
988  320  M.  (100)  aut  15  434  M.  (1,5),  aber  auch  zugleich  eine  sehr  un- 
regelmäßige. Wichtiger  ist  die  Thatsache,  dafs  abgesehen  von  den  Kosten 
der  ersten  Einrichtung,  die  laufenden  Verwaltungdkosten  aller  4  Ver- 
sicherungen sich  am  wenigsten  vergrößert  haben,  und  zwar  stehen  die 
wichtigsten,  die  g.  B.  mit  den  Verhältniszahlcu  100:100:111:123:120 
am  günstigsten,  da,  während  die  L  B.  die  stärkste  Steigerung  der  Ver- 
waltungsausgaben im  Verhältnis  von  100  :  221  :  319  aufweisen. 

Endlich  sei  noch  bemerkt,  dafs  im  Jahre  1890  die  sämtlichen  Auf- 
gaben der  gew.  Berufsgenossen  schatten  das  3'/9ßche  derjenigen  im  ersten 
Jahre  ihrer  Wirksamkeit,  der  1.  B.  das  öVjfache,  der  A.  B.  das  neun- 
fache und  der  V.  A.  fast  das  Dreifache  betragen  haben.  Auf  die  von 
uns  für  die  Ausgaben  sämtlioher  Versicherungen  berechneten  Verhäit- 
niszahlen  sei  hiermit  nur  hingewiesen. 

Auf  die  Ziffern  der  Tabelle  V  S.  415  möchte  ich,  weil  besonders 
wichtig,  auch  besonders  aufmerksam  machen,  ohne  daß  ioh  des  näheren 
auf  sie  eingehen  werde.  Hervorheben  möohte  ich  nur,  daß  sich  bei  den 
g.  B.  die  Verwaltungskosten,  pro  Kopf  der  versicherten  Arbeiter  be- 
rechnet, stetig  vermindert  haben,  daß  die  Entschädigungsbeträge  bei  den 
1.  B.  in  den  3  Jahren  ihrer  Existenz  überrasohend  zugenommen  und 
wie  verschieden  hoch  sich  bei  den  g.  B.  und  den  A.  B.  einerseits  und 
den  L.  B.  andererseits  die  einzelnen  Beträge  stellen,  so  daß  im  Durch- 
schnitt der  Versioheningsjahre  die  sämtlichen  Ausgaben  pro  Kopf  der 
versicherten  Arbeiter  bei  den  g.  B.  ungefähr  das  13fache,  bei  den  A.  B. 
das  11  fache  der  der  L,  B.  betragen  haben. 

III.  Die  Entschädigungen. 

Haben  wir  uns  bisher  mit  den  sämtlichen  Ausgaben  der  Berufs- 
genossenschaften beschäftigt,  so  wird  uns  die  Tabelle  VI  S.  416  eine 
Spezialisierung  der  wichtigsten  derselben,  der  Entschädigungsbeträge,  liefern 
und  zugleich  auch  zu  wissen  geben,  wie  vielen  dieselben  zugute  gekommen 
sind.  Wie  sich  in  der  Venicherungsperiode  die  gezahlten  Entschädigungen 
auf  ihre  Bestandteile  verteilen,  zeigt  folgende  kleine  Tabelle  VII.  (Siehe 
folgende  Seite.) 

Beachtenswert  ist  es,  dafs  sich  die  Entsohädigungsbeträge  bei  sämt- 
lichen Versicherungsarten  mit  unbedeutenden  Abweichungen  in  gleicher 
Weise  auf  die  einzelnen  Posten  verteilen,  so  daß  die  von  mir  be- 
rechneten Durohsohcittsprozentsätze  im  allgemeinen  auch  als  maßgebend  für 
die  fernere  Zusammensetzung  der  Entschädigungsbeträge  gelten  können.  Im 
Durchschnitt  sind  also  65,5  Pros,  oder  nahezu  */s  aller  Entschädigungen 
in  Gestalt  von  Renten  an  Verletzte  gewährt  worden,  während  die  übrigen 
35,5  Proz.  sich  dermaßen  verteilen,  dafs  12,1  und  8  Proz.  auf  die  Renten 
an  Waisen  und  Witwen ,  4,4  und  4,3  Proz.  auf  die  Kosten  der  Kur 
und  Verpflegung  von  Verunglückten  in  Krankenhäusern  und  auf  die 
Kosten  des  Heilverfahrens  kommen.     Die  übrigen  Beträge  sind  sowohl 
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Tabelle  VII. 


Gewerbliche 

Landwirtseh. 

Ausfiihrungs- 

Versicherungs- 

Berufsgenossenscbaften 

bebörden 

anstalten 

«. 

0/0 

M. 

0/0 

M 

0/0 

M. 

% 

M. 

Ol 

Kosten  d.  Heilverfahrens 

i  961  186 

4.« 

125  310 

4,8 

«53  348 

5.i 

21  596 

5,7 

2  26l  34O 

4,3 

Renten  an  Verletite  .  . 

28  848  065 

65 

I  727  020 

66,4 

3  252  498 

65,3 

250  028 

66 

34  °77  MI 

65,5 

791  148 

1,8 

109  445 

4.« 

83  277 

1,7 

9415 

2,5 

993  205 

1,9 

Renten  an  Witwen  .  . 

3  455  036 

7.8 

191  007 

7,3 

487  397 

9.8 

33  204 

8,7 

4  166  644 

8 

Abfindungen  an  Witwen 

547  «40 

1,1 

13  531 

O.ft 

58  280 

1,1 

1  994 

O.;. 

62t  045 

1,2 

All      TT  M3CU  • 

5  37°839  i2,i 

231  311 

8,9 

665444 

13,3 

34  673 

9.1 

6  W2  267 

12.1 

Renten  an  Atcendenten 

293902,  0,66 

7  378 

0,3 

29  900 

0,6 

747 

o.« 

331  927 

0,8 

Renten  an  Ebefranen 

302  230 

0,7 

9  465 

0,« 

18034 

0,4 

2  211 

0,6 

331940 

0,6 

Renten  an  Kinder    .  . 

474  820 

1,1 

13  505 

0,6 

22449 

0,5 

4088 

1,1 

514  862 

O,» 

Renten  an  Ascendenten 

16  201 

0,0« 

342 

0,2 

1  211 

17  794 

0,08 

Kur-  und  Verpflegungs- 

kosten  

2  046  169 

4.6 

l62  48I 

6.» 

102  558 

2,1 

13  453 

3,s 

2324741 

4,* 

Abfindungen  an  Aualinder 

267  001 

0,6 

703 

0.3 

1  232 

8  007 

2,1 

276  943 

Simtl.  Entachadigungs- 

44373  835 

52  329  266 

oeirHge  .... 

2  599  577 

4  975  722 

379  415 

absolut  als  relativ  nur  gering.  Dafs  diese  Erscheinungen  in  der  Unfall- 
versicherungageaetzgebung,  die  zwar  auf  verschiedenen  Wegen  doch  eine 
gleichartige  Entschädigung  der  Unfallsfolgen  erstrebt,  ihre  Begründung 
findet,  sei  nur  erwähnt. 

Der  einzige  Prozentsatz,  welcher  durch  seine  respektive  Höhe  auf- 
fällt, ist  eigentlich  nur  derjenige  der  L  B.  für  die  Beerdigungskosten. 
Die  Höhe  desselben  hat  ihren  Grund  in  der  Thatsache,  dafs  für  die  1.  B., 
obgleich  die  von  ihnen  in  Geld  zu  gewährenden  Entschädigungen  be- 
kanntlich beträchtlich  geringer  als  die  der  übrigen  Versicherungen  sind, 
der  an  Beerdigungskosten  zu  gewährende  Minimalbetrag  derselbe  wie  für 
letztere  ist,  nämlich  30  M.  Auf  gleiche  Weise  läfst  sich  auch  ihr  ziem- 
lich hoher  Prozentsatz  für  die  Kur-  und  Verpflegungskosten  erklären. 

Verteilen  sich  also  die  Entschädigungen  aller  Veraioherunga- 
körper  in  ziemlich  gleicher  Weise  auf  ihre  verschiedenen  Arten,  so 
ist  das  Bild  ein  desto  bunteres,  wenn  man,  wie  in  Tabelle  VIII  (s. 
8.  420  u.  421)  berechnet,  wie  viel  von  jenen  auf  den  Kopf  der  ent- 
schädigten Pereon  fällt  oder  wie  viel  also  die  BerufsgenoBseoschaften  u.  s,  w. 
durchschnittlich  jährlich  in  jedem  Fall  an  Renten,  Beerdigungskosten  u.  a.  w. 
geleistet  haben.  Man  müfste  eigentlich  annehmen,  dafs,  sofern  die  Verun- 
glückten durchschnittlich  gleichen  Lohn  erhielten,  diese  Beträge  für  die  vier 
Versicherungen  annäherndgleiche  sein  würden,  da  die  Umstände,  welche 
in  einem  Jahre  eine  Verschiedenheit  herbeiführen  geeignet  sind,  z.  B.  be- 
sonders häufige  und  sohwere  Verletzungen  gut  bezahlter  Arbeiter  bei  einer 
Versicherung,  sioh  im  Laufe  der  Jahre  ausgleichen  müfsten.  Wenn  dies  also 
nicht  der  Fall  ist,  so  liegt  dies  aber  nicht  allein  daran,  dafs  unsere  Voraus- 
setzung —  durchschnittlich  gleiche  Arbeitaverdienste  der  von  den  ver- 
schiedenen Veraicherungen  entaohädigten  Verletzten  —  falach,  Bondern  dafs 

27» 
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Tabelle 


Erwerbsunfähigkeit 

Todes 

Be- 

• 

s  0 
«  — 
c*  c 
a  v 

u  ji 

b  « 

des  H 

eil- 

an  Witwen 

2* 

a  E 

Verleti 

koste 

Getöte 

§  s 

fs 

verfah 

ren» 

te 

B 

ter 

<  2 

Jährlich! 

E  nts 

chi 

digungsbet 

rige  für  e 

i  n  e  en 

tscfc 

Edi 

( Tf*w«r  blich  ä       Beruf  see- 

I85 

1 

nossenschaften  . 

43.30 

1 

131,87 

497.50 

Landwirtschaftl.  Berufs- 

33,87 

83,0s 

3L»7 

59.«9 

«25.51 

AasfUhrungsbehörden 

6o,»> 

258,11 

43." 

122,46 

416,2s 

V  ersicheru  nmo  stalten 

33.74 

l6l,3l 

44.78 

119,68 

332,33 

Die   gesamte  Unfallver- 

sicherung .... 

4L87 

178,4» 

47.30 

122,54 

466,95 

1 

Entschädi 

gun 

8* " 

V.Z. 

V.Z. 

V.Z. 

V.Z 

V  z. 

1885/6 

3  70S 

IOO 

6836 

IOO 

*859 

IOO 

2005 

100 

19 

IOO 

1887 

6  534 

242 

18726 

272 

3  277 

114 

4024 

201 

146 

730 

1888 

IO  IO3 

374 

32  212 

473 

3  587 

"5 

6  163 

308 

233 

1270 

1889 

14  525 

538 

|I33I 

754 

5  195 

182 

9  033 

450 

376 

1880 

1890 

«9  797 

753 

81  526 

1198 

6014 

210 

•M85 

624 

535 

2680 

Zusammen 

53  <*4 

I90  63I 

20  932 

33  690 

1329 

(1891) 

1  25  578 

947 

II4  796 

1688 

6468 

«3 

15992 

799 

570 

2850 

auch  der  fragliche  Zeitraum  ein  zu  kurzer  ist,  wie  wir  noch  sehen 
werden  um  unsere  zweite  Annahme  tu  verwirklichen.  Für  die  1.  B. 
kommt  natürlich  hinsichtlich  ihrer  geringen  Entschädigungen  pro  Kopf 
hinzu,  dafs  die  von  ihnen  gewährten  Kenten  wegen  der  gesetzlich  ge- 
ringeren Lohnsummen,  die  ihnen  zu  Grunde  zu  legen  sind,  auch  geringer 
als  die  der  übrigen  Versicherungen  sein  müssen. 

Im  übrigen  gewährt  die  Tabelle  VIII  einen  Ueberblick  Uber  die 
durchschnittliche  jährliche  Belastung  der  Versicherungskörper  durch  einen 
entschädigungspflichtigen  Unfall  in  der  Versicherungsperiode  1885/90. 
Um  zu  prüfen,  ob  diese  Belastung  in  den  einzelnen  Jahren  eine  annähernd 
konstante  oder  ob  sie  eine  variable  gewesen,  habe  ich  mit  der  Zahl  der 
in  einem  Jahre  entschädigten  Personen  in  die  Summen  ihrer  Ent- 
schädigungsbeträge dividiert  und  erhalten,  dafs  im  Jahre 

1885/86  auf  1  entschädigten  Unfall    84  M.  Entschädigung 

1887  „  „  „      Il8  „  „ 

1888  11  ,,  n      I25  ..  ,1 

1889  „  „  „      127  „ 

1890  11  „  „  122 
(1891)  „  .,               „      119  „ 
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fälle 

Unterbringung  ins  Krankenhaus 

Ab- 

Renten 
Getöteter 

Renten  an  die 

Ehefrauen  1     Kinder  f*0?0* 

deuten 

in  Krankenhäusern 
untergebrachter  Verletater 

b  2  e  «*> 

•  °  r,  * 
>  m  3  1 

°  |  ff  - 

JfSj 

findungen 
an 

Ausländer 

Im 

Durchachnitt 

Person  im  Durchschnitt  der  Jahre  1885/90  in  Mark: 


97.65 

»27,78 

»9.«8 

23,08 

40,50 

I08.84 

74167 

141,99 

44-4  6 

86,4» 
75»' 

6l,48 
II980 
83 

«7.3* 

19.»« 

1 1,25 
16,03 

i7»o» 

22,80 
25.78 

95.5» 
102.55 
85,70 

175  75 

6l6 

889.67 

66,65 
146,77 
102,66 

9M» 

122,99 

28,61 

24.« 

38,68 

107,62 

728.88 

121,68 

Berechtigte. 


v.z. 

V.Z 

r.aj 

V.Z.| 

V.Z. 

V.Z 

V.Z. 

V.Z. 

4206 

IOO 

171 

IOO 

823 

IOO 

1  875  IOO 

28 

IOO 

1  372 

IOO 

9 

IOO 

22  908 

IOO 

8489 

202 

347 

204 

1 776 

216 

3881 

209 

81  289 

2786 

199 

544 

50  116 

219 

12  980 

309 

505 

297 

2  I87 

266 

4  556  242 

70  I  250 

3988 

284 

8 

444 

76644 

335 

18265 

7  «4 

420 

2  963 

361 

6  115 

325 

»33 

475 

5  746 

410 

1100 

»4  493 

520 

24  752 

X 

988 

581 

3  827 

466 

7  902 

420 

151 

540 

7  737 

553 

.3 

2055 

165  919 

724 

68692 

2725 

»I  576 

24329 

463 

21  649 

380 

430  080 

31  673 1  792 

1230]  703 

5  066 

633 

10424 

548 

»55 

54i 

9446 

688 

169 

1878 

221  568 

968 

gekommen  ist.  Demnach  ist  die  Belastung  keine  konstante,  sondern  eine 
bis  zum  Jahre  1889  zuerst  schnell,  dann  langsam  wachsende  gewesen,  um 
im  Jahre  1890  wieder  etwas  abzunehmen.  Ob  diese  Bewegung  auoh 
weiter  eine  rückschrittliche  bleiben  wird  und  bis  wann,  oder  ob  die  von 
mir  per  Unfall  berechneten  jährlichen  Belastungssätze  im  allgemeinen  auch 
für  die  Zukunft  Giltigkeit  haben,  wird  sich  bald  zeigen,  jedenfalls  dürfte  jenen 
Zahlen  eine  besondere  Bedeutung  nicht  abzusprechen  sein. 

Die  gewaltige  Zunahme  der  entschädigten  Personen  von  Jahr  zu 
Jahr  in  Tabelle  71  erklärt  sich  aus  dem  Umstand,  dafs  die  betr.  Zahlen 
auch  diejenigen  Personen  umfassen,  deren  Rentenbezüge  aus  früheren 
Jahren  stammen  und  im  betr.  Jahre  weitergelaufen  sind.  80  ist  denn 
auch  die  Zunahme  in  der  Zahl  der  Personen,  deren  Entschädigungen 
einmalige  Kapitalzahlungen  darstellen,  wie  die  Beerdigungskosten,  von 
Jahr  zu  Jahr  keine  so  grofse,  wenn  auch  noch  beträchtlich  genug.  loh 
habe,  um  möglichst  übersichtlich  das  Wachstum  des  Heeres  der  Ent- 
schädigten darzustellen,  in  Tabelle  VIII  die  betr.  Zahlen  für  die  einzelnen 
Jahre  zusammengestellt  und  zugleich  die  Ergebnisse  der  Jahre  1887/90 
auf  die  des  Jahres  1885/86  reduziert. 
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Wenn  diese  Zahlen  auch  insofern  einen  falschen  Eindruck  hervor- 
rufen, als  die  Zahl  der  Fntschädigten  in  jedem  Jahre  in  Wirklichkeit  des- 
halh  eine  viel  kleinere  gewesen  ist,  weil  ja  viele  Verunglückte  in  einem  Jahre 
nacheinander  oder  zu  gleicher  Zeit  verschiedenartige  Entschädigungen  er- 
halten haben,  z.  B.  eine  Rente  und  die  Kosten  des  Heilverfahrens,  so  er- 
öffnet doch  das  starke  absolute  und  verhältnismäfsige  Wachstum  der  Ent- 
schädigtenanzahl  kein  angenehme«  Zukunftsbild.  Uebrigens  dürfte  durch 
die  ebenerwähnte  Thatsache  die  Gesamtmenge  der  Entschädigten  nach 
meiner  Berechnung  um  22,5  Pro«,  reduziert  werden. 

IV.    Die  Unfall  vor  letzten,  die  Folgen  und  Ursachen  ihrer  Unfälle. 

Die  soeben  geschilderte  Steigerung  in  der  Zahl  der  entschädigten 
Personen  wäre  nicht  möglich  gewesen,  wenn  nicht  die  Zahl  der  jährlichen 
Unfallverletzten  von  Jahr  zu  Jahr  bedeutend  zugenommen  hätte.  Dies 
zeigt  uns  Tabelle  X,  welche  uns  zugleich  auch  Aufsohlufs  über  das  Alter 

Wir  sehen  dann  deutlich,  dafs  die  Zahl  der  Empfänger  der  einzelnen 
Entschädigungen  nioht  nur  mit  jedem  Jahre  gewachsen  sind,  sondern  auch 
dieses  Wachstum  mit  jedem  Jahre  ein  schnelleres  gewesen  ist.  Wird  diese 
Erscheinung  durch  die  Anrechnung  der  jährlichen  Zunahme  der  ver- 
sicherten Personen  bedeutend  gesohwäoht,  so  wird  sie  doch  nioht  ganz 
aufgehoben ,  denn  von  je  1000  versicherten  Personen  erhielten  Ent- 
schädigungen 

Tabelle  IX. 

1885  86  1887  1888]  1889  1890 

Oewerbl.  Berufs«.  6.«  11,1  15.6  19,5  25,1 

LandwirUch.  Berufsg.       —  —  o,«  1,4  3,4 

Auaführungstahörden       7,9  13,5  l6,7  20,8 

und  Geschlecht  der  Verletzten,  die  Folgen  ihrer  Unfälle  und  einige  andere 
statistische  Angaben  giebt.  Nach  Inhalt  derselben  ist  bei  den  gewerb- 
lichen Berufsgenossensohaften  die  Zahl  der  entschädigten  Verletzten  von 
9949  im  Jahre  1885/86  stetig  zunehmend  auf  26  403  im  Jahre  1890  ge- 
stiegen, und  bei  den  anderen  Versicherungsanstalten  sind  die  Verhältnisse 
entsprechende,  bei  den  1.  B.  sogar  noch  bedeutend  traurigere.  Auoh 
die  in  Rubrik  8  angestellte  Berechnung  der  auf  1000  versicherte  Per- 
sonen kommenden  Verletzten  zeitigt  bei  den  Berufsgenossenschaften  das- 
selbe Ergebnis.  Da  liegt  denn  die  Frage  nahe :  wie  ist  dies  möglich  ? 
Erstens  wohl  durch  die  zunehmende  Kenntnis  der  Unfallversicherungs- 
gesetzgebung seitens  der  Unternehmer  und  der  Versicherten.  In  der 
ersten  Zeit  der  Versicherungsperiode  gelangten  häufig  Unfälle  aus  Ge- 
eetzesunkenntnis  nicht  zur  Anmeldung  und  wurden  deren  Folgen  daher 
auoh  nicht  entschädigt.  Diese  Fälle  sind  von  Jahr  zu  Jahr  immer  seltener 
geworden.  Vielmehr  melden  jetzt  die  meisten  Unternehmer  anoh  die  un- 
bedeutendsten Unfälle  an,  um  den  gesetzlichen  und  statutarischen  8trafen 
zu  entgehen,  wenn  der  Unfall  von  unvorhergesehenem  Nachteil  für  die  Erwerbs- 
fähigkeit der  Verletzten  begleitet  sein  sollte,  und  ans  diesem  Streben  her- 
aus läfst  sich  zum  grofsen  Teile  auch  die  absolut  und  relativ  starke  Zu- 


Digitized  by  Google 


Mellen. 


423 


nähme  derjenigen  Unfälle  erklären,  für  welche  Anzeigen  erstattet  wor- 
den >ind.    (Rubrik  17  und  18  der  Tabelle  X.) 

Andererseits  werden  aber  auch  die  Versicherten,  duroh  die  Renten- 
empfänger, Winkelkonsulenten,  Veröffentlichungen  des  Reichsversicherungs- 
anitsetc,  angetrieben,  immer  geneigter,  aus  jedem,  auch  dem  geringsten  Unfall 
eine  Entschädigung  zu  erwirken.  Wenn  z.  B.  jemand  bei  einem  Unfall  zwei  Glie- 
der des  linken  Goldfingers  verliert,  so  ist  er  unzweifelhaft  duroh  diesen  Verlust 
in  einem,  wenn  auch  sehr  geringen  Grade  in  seiner  Erwerbsfähigkeit  beein- 
trächtigt und  mufs,  sofern  er  um  eine  Entschädigung  einkommt,  auch 
eine  solche  erhalten.  Eine  solche  geringe  Verstümmelung  wird  den  Ver- 
unglückten aber  in  den  meisten  Fällen  nioht  hindern,  seine  Arbeit  nach 
wie  Tor  dem  Unglücksfall  zu  verrichten  und  denselben  Verdienst  weiter 
zu  erzielen.  Aus  diesem  Grunde  haben  die  Berufsgenossenschafts-,  bezw. 
Sektionsvorätände  in  solchnm  Falle  erst  dann  Veranlassung,  das  Recht  der 
Verletzten  auf  eine  Entschädigung  zu  prüfen,  wenn  er  sie  beanspruoht,  und 
wie  gesagt,  geschieht  dies  mit  jedem  Jahr  häufiger.  Sind  ja  nach  Rubrik 
9 — 12  der  Tabelle  X  die  Unfälle,  welche  eine  dauernde  teilweise  oder 
eine  vorübergehende  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge  haben,  im  Verhältnis 
zu  denen,  die  den  Tod  oder  eine  dauernde  völlige  Erwerbsunfähigkeit  nach 
sich  zogen,  ganz  rapide  gewachsen. 

Sodann  ist  es  fraglos,  dafs  das  Bewufstsein,  bei  einem  Unfall  auf 
eine  entsprechende  Unterstützung  rechnen  zu  können,  viele  Arbeiter  sorg- 
loser in  dem  Umgang  mit  den  Maschinen  etc.  gemacht  und  dafs  dieselben, 
sind  sie  erst  verunglüokt,  sich  viel  weniger  als  vor  dem  Bestehen  der 
Uufallversicherungsgesetzgebung  die  Wiedererlangung  ihrer  Arbeitskräfte 
angelegen  sein  lassen.  Letztere  Erscheinung  erklärt  auch  zum  Teil  die 
Steigerung  in  der  Zahl  der  Entschädigten  und  in  den  Summen  der  Ent- 
schädigungen. Dazu  kommt  die  Erhöhung  der  Betriebsgefahr  duroh  die 
Aufstellung  von  neuen,  den  Betrieb  vereinfachenden  und  verbilligenden 
Maschinen  in  die  alten,  mit  den  bisherigen,  zum  Betriebe  nooh  not- 
wendigen Maschinen  gefüllten  Räume.  Auch  in  den  Fällen,  wo  die  alten 
Maschinen  entfernt  werden,  wird  durch  die  Anschaffung  von  neuen  Ma- 
schinen, für  deren  Verhältnisse  die  Fabrikräume  nicht  gebaut  waren  oder 
nicht  umgebaut  werden  können,  die  Unfallgefahr  für  die  Arbeiter  nicht 
unwesentlich  erhöht. 

Nehmen  wir  hinzu,  dafs  die  jetzigen  Produktions-  und  Arbeiter- 
Verhältnisse  von  Jahr  zu  Jahr  häufiger  zur  Einstellung  ungelernter  Arbeiter 
führen,  die  mit  den  Betriebsgefahren  weniger  vertraut  wie  die  gelernten 
Arbeiter  sind  —  hat  doch  die  Zahl  der  verletzten  jugendlichen  Arbeiter 
stärker  als  die  der  erwachsenen  zugenommen  (Rubrik  3 — 7  der  Tabelle  X) 
—  dafs  besonders  die  erstgenannten  Verbältnisse  zu  Zeiten  ganz  hervor- 
ragende Forderungen  an  die  Leistungsfähigkeit  vieler  Arbeiter  stellen,  und 
d  imit  die  Unfallgefahr  für  diese  erhöhen,  so  werden  wir  die  Hauptgründe 
für  die  fragliche  Erscheinung  zusammengefafst  haben.  Immerhin  mufs  es  in 
Erstaunen  setzen,  dafs  die  von  den  meisten  Versicherungsanstalten  er- 
lassenen Unfallverhütungsvorsohriften  scheinbar  so  gar  keinen  EinÜufs 
auf  die  Verminderung  der  Unfallgefahr  gehabt  haben,  wenn  auch  dieselben, 
wie  wir  noch  zeigen,  darauf  nur  eine  geringe  Einwirkung  haben  konnten. 
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Steht  ja  sogar  die  Meinung  nicht  vereinzelt  da,  dafs  die  infolge  der  Un- 
fallverhütungs  Vorschriften  getroffenen  Schutzvorrichtungen  in  vielen  Be- 
trieben die  Unfallgefahr  eher  erhöht  all  vermindert  haben. 

Was  das  Alter  und  Gesohlecht  der  Verletzten  betrifft,  so  überwiegen 
natürlich  bedeutend  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter,  während  nur 
bei  den  1.  B.  die  weiblichen  erwachsenen  Arbeiter  beträchtliche  sind. 
Die  Ursaohe  letzterer  Erscheinung  ist  bekannt.  Im  Ganzen  wurden  in 
der  Zeit  von  1885/86—1890  729  666  Menschen  durch  Betriebsunfälle 
verletzt,  von  denen  122  633  oder  16,8  Proz.  entschädigt  wurden.  Von 
diesen  Entschädigten  waren  111798  oder  90,8  Proo.  Männer,  6797  oder 
5,5  Proz.  Frauen  und  4072  oder  3,7  Proz.  Kinder.  Den  höchsten  Prozent- 
satz der  entschädigten  von  den  angemeldeten  Unfällen  weisen  die  V.  A. 
mit  41  Proz.  und  die  1.  B.  mit  35,2  Proz.  auf,  jedenfalls  weil  bei  diesen 
ein  grofser  Teil  der  nicht  entschädigungspflichtigen  Unfälle  nicht  zur  An- 
meldung gelangt  ist,  denn  dafs  gerade  die  in  der  Landwirtschaft  und  bei  den 
Bauten,  deren  Arbeiter  von  den  V.  A.  versichert  werden,  sich  ereignenden 
Unfälle  so  sohwer  sein  sollen,  ist  niohtnur  nicht  anzunehmen,  sondern  wie  ioh 
zeigen  werde,  auch  nioht  der  Fall.  Von  den  A.  B.  waren  die  wenigsten 
von  den  angemeldeten  Unfällen  zu  entschädigen,  nämlich  15,4  Proz.,  von 
den  g.  B.  16,8  Proz.  Von  [den  erwähnten  122  633  schweren  Unfällen 
wurden  nun 

21253  oder  17,3  Pro*,  wegen  des  Todes 
12776    „    10  4     „  der  dauernden  völligen 

62972    „    51,8     „        „       „         „        teilweisen  und 
25632    „    21,1     „        „       „    vorübergebenden  Erwerbsunfähigkeit  der 

Verunglückten 

entsohädigt.  Ungefähr  die  Hälfte  (aller  Vorletzten  sind  also  infolge  der 
Unfälle  dauernd  teilweise  erwerbsunfähig  geworden. 

Für  die  einzelnen  Arten  der  Versicherungen  gestaltet  sich  das  Ver- 
hältnis folgendermaßen : 


Tabelle  XI. 

Tod   dauernde  Erwerbsunfähigkeit          Torübergehende  Erwerbs- 
völlige      teilweise  Unfähigkeit 

01               Ol                  0/  01 

10             10                10  10 

Gewerbl.  Berufsg    16.6          11,2            54,6  17,5 

Lsndw.  Berulsg.     17,9           3,7            41,8  37,2 

Ausführungsbehörd.  23,9          18,8            38,6  18,8 

17.6            5-5            46,8  30,2 


Da  diejenigen  Unfälle,  welche  eine  dauernde  völlige  Erwerbs- 
unfähigkeit der  Verunglückten  oder  den  Tod  zur  Folge  haben,  die 
Versioherungskörper  am  stärksten  und  diejenigen,  die  von  einer  vorüber- 
gehenden Erwerbsunfähigkeit  begleitet  sind,  am  wenigsten  belasten,  so 
ist  es  klar,  dafs  die  a.  B.  am  meisten,  die  1.  B.  und  die  V.  A.  dagegen 
am  wenigsten  durchschnittlich  pro  Unfall  zu  zahlen  hatten,  und  unsere 
Zahlen  in  Tabelle  VIII  erhalten  ihre  klare  Begründung.  Somit  ist  aber  auf 
einmal  zahlenmäfsig  bewiesen,  dafs  die  in  der  Landwirtschaft  sich  ereig- 
nenden Unfälle  leichter  als  die  in  der  Industrie  vor-kommenden  sind. 
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Die  Tabelle  X  giebt  endlich  auch  noch  Aufschlug  über  die  Zahl  der 
entschädigungsberechtigten  Hinterblieben en  der  Getöteten,  welche  von 
6456  im  Jahre  1885/86  auf  11310  im  Jahre  1890  gestiegen  ist,  and 
zwar  war  die  stärkste  Zunahme  bei  der  L.  B.,  von  685  (1888)  auf  3077, 
die  schwächste  bei  den  G.  B,  und  A.  B.,  nämlich  von  5644  auf  7047,  bezw. 
812  auf  1005  Hinterbliebene.  Den  gröfsten  Prosentsatz  derselben  bilden  na- 
türlich die  Waisen  mit  66,5  Proz.,  den  geringsten  die  Ascendenten 
mit  2,7  Proz.,  während  30,8  Proz.  der  Hinterbliebenen  die  Witwen  der 
Getöteten  sind.  Im  Durchschnitt  kamen  auf  eine  Witwe  2  Waisen, 
während  von  21253  Getöteten  nur  13  484  Witwen  hinterliefsen,  also 
verheiratet  waren.    Demnach  waren  von  3  Getöteten  2  verheiratet 

Während  aber  im  Jahre  1885/86  durchschnittlich  jeder  bei' einem  Unfall 
Getötete  noch  2,16  entschädigungsbereohtigte  Hinterbliebene  hinterliefs, 
betrug  diese  Zahl  im  Jahre  1890  nur  nooh  1,87. 

Die  Zahl  der  Hinterbliebenen  pro  Kopf  der  Getöteten  hat  also  ab- 
genommen und  zwar  stetig,  wie  man  sich  fiberzeugen  kann;  unter  den 
Getöteten  befinden  sich  also  mit  jedem  Jahre  mehr  jugendliche  Arbeiter, 
ein  neuer  Beweis  für  unsere  Behauptung,  dafs  die  Mehrung  der  ent- 
schädigten Unfälle  nicht  am  wenigsten  der  durch  die  Gestaltung  der 
Produktions-  und  Arbeiterverhältnisse  sioh  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  ver- 
notwendigenden  Einstellung  von  ungelernten,  jugendlichen  Arbeitern  in 
die  Betriebe  zuzuschreiben  ist.  Ob  jene  Erscheinung  auch  beweist,  dafs 
die  Möglichkeit  und  die  Neigung  zum  Heiraten  auoh  unter  Arbeitern 
von  Jahr  zu  Jahr  abnimmt,  wollen  wir,  solange  dies  nicht  durch  zuver- 
lässigeres Material  nachgewiesen  ist,  dahingestellt  sein  lassen. 


Mit  den  in  unserer  Tabelle  X  zusammengestellten  Ergebnissen  der 
Unfallversicherung  sind  in  den  Amtliohen  Nachrichten   des  Reichsver- 
sioherungsamtes  auch  Zahlen  veröffentlicht  worden,  aus  denen  ein  Bild 
über  die  Gegenstände  und  Vorgänge,  bei  welohen  sich  die  entschädigten 
Unfälle  ereigneten,  zu  gewinnen  ist,  und  habe  ich  in  einer  Tabelle  XII 
da«  diesbezügliche  Material  zusammengestellt.     Wie  dieselbe  zeigt,  sind 
leider  erst  seit  dem  Jahre  1888  die  Ursachen  der  Unfälle  in  wünschens- 
werter Weise  spezialisiert  worden,  so  dafs  für  die  sub  Rubrik   3  und 
9 — 15  der  Tabelle  XII  aufgeführten  in  den  Jahren  1885/86  und  1887 
entweder  gar  keine  oder  nur  zusammenfassende  Angaben  vorhanden  sind. 
Immerhin  bietet  doch  die  Tabelle  wohl  für  manohen  viel  des  Interessanten 
So  passen   sioh  ihre  Zahlen  in  ihrer  vergleiohaweisen  Höhe  dem  Um- 
fange und  der  Wichtigkeit  der  Thätigkeiten  und  Einrichtungen  genau 
an,  die  in  den  Betrieben  vorhanden,  für  welche  die  betr.  Versicherungs- 
körper errichtet  sind.     Während  also  z.  B.  bei  den  gewerbl.  Ber.  sioh 
die  meisten  Unfälle  an  den  Motoren,  Transmissionen,  Arbeitemasohinen  etc., 
weiter  durch  Zusammenbruch,  Hinsturz,  Herab-  und  Umfallen  von  Gegen- 
ständen   ereignet  haben,   sind  bei  den  L.  B.  der  Fall   von  Leitern, 
Treppen  etc.,  aus  Luken  etc.,  in  Vertiefungen,  weiter  das  Fuhrwerk,  bei 
den  A.  B.  der  Eisenbahnbetrieb  und  bei  den  V.  A.der  Fall  von  »Leitern  etc. 
and  der  Zusammenbruch  von  Gegenständen  die  Hauptursachen  der  von 
ihnen  entschädigten  Unfälle  gewesen. 
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Mistel  len. 
Tabelle  XIII. 


Gewerbliche 
Berufsgenoi 

Land- 
wirtschaftliche 

•enschaften 

fflhrungs- 
behörden 

Ver- 
sicherungs- 
anstalten 

Sämtliche 

Ver- 
sicherungen 

i 

Unfälle  | 

%  1 

Unfälle 

% 

Unfälle 

% 

Unfälle 

% 

Unfälle 

7o 

Motoren ,  Trans- 
missionen ,  Ar- 

\  *  &  i  r  u  r\  t  m  m  4%  n  l  W*  4S  n 

oeitsnisscninen 

14870 

22 

2862 

14,3 

232 

3.« 

9 

0., 

17  973 

18.9 

ranrsiunie,  aui- 
zflge,  Krahne, 
Hebezeuge 

1897 

2,8 

40 

0,2 

33 

o,e 

14 

Kit 

1984 

2 

u Ampi« esse i,   u  • 
Leitungen  u.  D.- 
Kochapparate 

(Explosionen  etc.) 

444 

0,7 

2 

17 

0,3 

463 

o.& 

Sprengstoffe  (Ex- 
plosionen 

1  140 

i,7 

0,4 

57 

1 

18 

„ 

1286 

M 

Feuergefährliche, 
heifse  u.  «sende 
Stoffe  .... 

2  183 

3.» 

34 

0,« 

50 

0,8 

24 

2 

2299 

2.4 

/lU.Hainmen  orucn, 

Einstur*,  Herab- 

•*«. Ii—..  »  Ii .■■■■» 
lallen  v.  uegen- 

ständen  . 

I  722 

8  ti 

767 
/u/ 

t62 

10,8 

3  VF,* 

14  OI2 

15,7 

Fall  Ton  Leitern, 
Treppen      etc.  , 
aus  Luken  etc. 

II  OOO 

16,3 

4  834 

24,2 

722 

12 

414 

34,6 

16970 

17,8 

Aut-  und  Abladen, 
Heben  ,  Tragen 

etc.  ...» 

7  679 

11,4 

94O 

4-7 

75» 

12,5 

»3 

9,4 

9501 

10 

Fuhrwerk  .    .  . 

4  «54 

6,1 

4  210 

21,0 

82 

1,4 

45 

3,8 

8491 

8,9 

Eisenbahnbetrieb, 
(Ueberfahr.  etc.) 

3  387 

3,& 

37 

0,2 

2115 

35.8 

7 

0,6 

4546 

4,8 

Schiffahrt  u.  Ver- 
kehr so  Wasser 

864 

M 

7i 

0,3 

68 

1,1 

6 

0,5 

1019 

1,3 

Tiere,  Unfälle  b. 
Reiten     .    .  . 

702 

M 

2365 

11,8 

21 

0,4 

3 

0,3 

3°9i 

3,8 

Handwerkseugs  u. 
einfache  Gerste 

4  206 

6,t 

1  040 

5,3 

57o 

;  9-5 

121 

10,1 

5  937 

6,4 

Sonstige     .    .  . 

3947 

5-9 

1     1  784 

8,9 

448 

| 

91 

7.6 

6269 

i 6'7 

67  55» 

20012 

5  932 

1227 

94  723 
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Für  die  Jahre  1888—1890  mag  die  TabeUe  XIII  auf  Seite  430  diese 
Verhältnisse  beleuchten. 

Unfälle  aber,  welche  bei  den  Dampfkesseln,  duroh  Sprengstoffe,  bei 
der  Schiffahrt,  duroh  Fahrstühle,  Aufzüge  etc.  durch  feuergefährliche, 
heifse  und  ätzende  Stoffe  geschehen  sind,  waren  Ton  sämtlichen  Ver- 
sicherungsanstalten nur  selten  zu  entschädigen,  jedenfalls  nach  der  Natur 
dieser  Unfälle  nioht  wegen  ihrer  geringfügigen  Folgen,  sondern  wegen 
ihrer  relativen  Seltenheit. 

Sehen  wir  uns  die  Ursachen  der  Unfälle  auf  die  Möglichkeit  an,  sie 
durch  Schutzvorrichtungen  zu  bekämpfen,  so  ist  dieselbe  bei  den  sub  4  bis  14  ge- 
nannten sicher  im  allgemeinen  entweder  gar  nicht  oder  nur  im  geringen 
Mafse  vorhanden  gewesen.  Diese  Ursaohen  umfafsten  aber  1888 — 1890 
72,4  Proz.  sämtlicher  Gegenstände  und  Vorgänge,  bei  welchen  sich  die 
entschädigten  Unfälle  ereigneten.  Der  Unfallverhütung  bleibt  demnach 
zur  Bethätigung  nur  ein  verhältnismässig  geringes  Feld,  und  ist  es  da- 
durch erklärlich,  dofs  trotz  und  infolge  ihrer  vielseitigen  Handhabung  ein 
Rückgang  in  der  Unfallzahl  bisher  nicht  zu  konstatieren  war.  Haben 
sich  doch  nach  Tabelle  XII  gerade  diejenigen  Unfälle  am  meisten  ver- 
mehrt, gegen  welche  es  Schutvorrichtungen  am  wenigsten  giebt,  nämlich 
die  durch  Fall  von  Leitern,  Treppen,  Auf-  und  Abladen,  Heben,  Tragen 
von  Gegenständen,  Fuhrwerk,  Sohiffahrt,  Tiere. 

Glaube  ich  mit  dem  Gesagten  die  Ergebnisse  der  Unfallversicherung 
in  Deutschland  für  die  Zeit  von  1885/86  —  1890  auf  Grund  des  vor- 
handenen statistischen  Materials  und  der  eigenen  praktischen  Erfahrungen 
zusammengestellt  und  klargelegt  zu  haben,  so  dürfte  allerdings  zur  voll- 
ständigen Darstellung  der  staatlichen  Unfallversicherung  eine  Uebersioht 
über  die  Thätigkeit  der  Schiedsgerichte  und  des  Reichsversicherungsamtes 
in  genanntem  Zeitraum  nicht  zu  entbehren  sein.  Da  sich  aber  das  Er- 
scheinen dieser  Arbeit  durch  Verhältnisse  schon  weit  über  den  gesetzten 
Zeitpunkt  hinaus  verzögert  hat,  so  mufs  der  Verfasser  in  ihr  von  dieser  Darstel- 
lung absehen,  indem  er  sich  vorbehält,  dieselbe  in  kürzester  Frist  nachzuholen. 

Immerhin  wird  das  Gebrachte  zur  Bildung  eines  Urteils  über  die 
sozialpolitische  und  finanzielle  Wirkung  der  Unfallversicherungsgesetzgebung, 
die  von  ihr  geschaffenen  Organe  und  ihre  Thätigkeit  auch  in  Bezugnahme 
aufeinander,  die  Arten,  Ursaohen  und  Folgen  der  Unfälle  der  duroh  sie 
versicherten  Personen  und  die  entschädigten  Personen  selbst  in  den  fünf 
ersten  Jahren  ihres  Bestehens  beitragen. 
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Litteratur  über  die  deutsche  TJnfaUverBicheruugsgeBetegebuxig. 

A. 

Die  Litteratur,  welche  die  Hebung  des  Verständnisse«  der  Unfallversicherungsgeietie, 
ihrer  rechtlichen  Wirkungen,  der  Thatigkeit   ihrer  anafahrenden  Organe  und  der 
Entscheidungen  des  Beichversichemngsamtee  ete  beiwecken 

Kateohismus  des  Unfallversicherungsgesetzes  von  E.  R.  Christ  uod 
G.  Steffens.    Verlag  vod  C.  Kraus-Düsseldorf. 

Die  Rekursentaoheidungen  des  Reichsversicherungsamtes  als  Spruoh- 
kollegium  in  Unfallversicherungsangelegenheiten,  herausgegeben  Tom  Vor- 
stand der  Knappsohafts- Berufsgenossenschaft,  Berlin. 

Tasohenkalender  1893  zum  Gebrauch  bei  Handhabung  der  Arbeiter- 
versioherungsgesetze  nach  amtlichen  Quellen  zusammengestellt  und  heraus- 
gegeben Ton  Goetze.    Berlin,  Verlag  der  Liebel'schen  Buchhandlung. 

Sammlung  der  Besoheide,  Beschlüsse  und  Rekursentsoheidungen  des 
Reichsversioherungsamtes  nebst  den  wichtigsten  Rundschreiben  desselben 
von  J.  Schmitz-Berlin,  Siemenroth  &  Worms  1888. 

Mitteilungen  des  Königl.  Bayerischen  Laodesversioherungsamts. 

Die  Arbeiterversorgung,  Centraiorgan  zur  Ausführung  der  Gesetz- 
gebung, betr.  das  Arbeiterrersioherungswesen  im  Deutschen  Reiche,  heraus- 
gegeben von  J.  Sohmitz,  Verlag  von  Siemenroth  &  Worms  in  Berlin  1889. 

Reichsgesetz,  betr.  die  Unfallversicherung  der  bei  Bauten  beschäf- 
tigten Personen,  vom  11.  Juli  1887.  Erläutert  von  Dr.  L.  Fuld,  Rechts- 
anwalt in  Mainz.    Berlin,  Verlag  von  Franz  Vahlen,  1887. 

Die  Gewerbe-  und  Versicherangsgesetzgebung  des  Deutschen  Reichs 
von  F.  Boediker,  Berlin  1887,  R.  v.  Decker's  Verlag. 

von  Rohr,  Unfallversicherung,  Verlag  von  Siemenroth  &  Worms  in 
Berlin,  1886. 

Handbuch  der  Unfallversicherung  von  M.  8tupp,  Münohen,  J.  Roth, 
1887. 

Das  Reichsgesetz  über  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen  von 
Dr.  Zeller,  S.  535  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und 
Statistik.  N.  F.  Band  14,  und  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc.  von  G. 
Schmoller,  11.  Jahrgang,  8.  1167. 

Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  N.  F.  Bd.  15,  8. 
306  das  Reichsgesetz,  betr.  die  Unfallversicherung  bei  Bauten,  und  8. 
306  das  Reichsgesetz,  betr.  Unfallversicherung  bei  Seeleuten  von  Dr. 
ZeUer. 
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Die  Verteilung  des  Risiko»  in  der  Unfall-  und  Alters  Versicherung  von 
Dr.  E.  van  der  Borght.    Aachen,  Verlag  von  Rudolf  Barth,  1888. 

Aus  der  Verwaltungspraxis  der  Berufsgen  ossenschaften  von  Max 
Schlesinger.    Verlag  von  Funke  und  Naeter  in  Berlin. 

Unfall-  und  Krankenversicherung  für  Land-  und  Forstwirtschaft  im 
Königreich  8aohsen  von  Dr.  jur.  Ruinpelt-Dresden,  1888.  Verlag  von 
Karl  Höokner. 

Einflufs  der  Kranken-  und  Unfallfürsorge  auf  den  Ersatzanspruch  des 
Verletzten  von  Dr.  C.  Hilse.    Berlin,  Heynemanns  Verlag. 

Die  Unfallversicherung  der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Be- 
trieben beschäftigten  Personen,  bearbeitet  von  Just,  Königl.  preufs.  Be- 
gierungsrat in  Hildesheim.    Berlin,  Siemenroth  &  Worms,  1888. 

Die  Bekursentsoheidungen,  Bescheide  etc.  des  Reichsversioherungsamtes 
als  Erläuterung  zu  dem  Unfallversicherungsgesetze  von  Dr.  R.  Freund. 
Berlin,  J.  J.  Heine's  Verlag,  1888. 

Die  landwirtschaftliche  Unfallversicherung  der  Provinz  Schlesien  von 
W.  von  Tzsehoppe.  Breslau,  Korn,  1888. 

Die  Gemeinde-Krankenversicherung,  Unfallversicherung  und  gemeind- 
liehe Armenpflege  von  F.  Haushalter.   München,  Ackermann,  1888. 

Beichsgesetz ,  betr.  die  Unfallversicherung  der  bei  Bauten  beschäf- 
tigten Personen  vom  11.  Juli  1887  von  L.  Mugdan.  Berlin,  Guttentag, 
1888. 

Das  Unfallgefahrengesetz  in  den  deutschen  Strafsenbahnbetrieben  von 
Dr.  Carl  Hilse.    Wiesbaden,  Verlag  von  J.  F.  Bergmann,  1889. 

Führer  durch  die  gesamte  Arbeiterversioherung  von  G.  Pfafferoth. 
Berlin,  J.  J.  Heine's  Verlag  1889. 

Die  Unfallstatistik  der  Berufsgenossenschaften  von  P.  Luscher-Dussel- 
dorf, 1889,  Selbstverlag  des  Herausgebers. 

Die  land-  und  forstwirtschaftliche  Unfallversicherung  im  Herzogtum 
Oldenburg  von  Meyer.  Oldenburg,  H.  Hintzen,  1889. 

Anleitung  zur  Kassen-  und  Rechnungsführung  der  Berufsgenossen- 
schaften von  E.  Goetze.    Berlin,  Siemenroth  &  Worms,  1889. 

Die  Unfallversicherung  der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
beschäftigten  Personen  im  Königreich  Sachsen  von  K.  Moebius.  Dresden, 
Schoenfeld,  1889. 

Die  landwirtschaftliche  Unfallversicherung  in  der  Provinz  Hannover 
von  W.  von  Tzsehoppe,  Landrat.  Hannover,  Verlag  von  Carl  Meyer 
(Gustav  Prior),  1890. 

Beichsgesetz,  betr.  die  Unfallversicherung  der  Seeleute,  erläutert  von 
Dr.  W.  Zeller.  Berlin,  J.  J.  Heine's  Verlag,  1890. 
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Die  Entschädigungsansprüche  der  Arbeiter  bei  Unfällen  von  Hans 
Müller.    Magdeburg,  Druck  und  Verlag  der  Volksstimme,  1890. 

Das  Reichsunfa  11  versicherungsrecht,  dessen  Entstehungsgeschichte  und 
8ystem  von  Dr.  jur.  R.  Piloty.  Würzburg,  Verlag  von  Georg  Hertz,  1890. 

Bornhak,  Conrad",  Die  deutsohe  Sozialgesetzgebung.  Freiburg  i.  B., 
J.  C.  B.  Mohr,  1890. 

Das  Keoht  der  Arbeiterversioherung  in  seiner  Anwendung  auf  Bayern 
von  Max  Seidel.    Freiburg  i.  B.  1890. 

Das  Recht  der  Arbeiterversicherung  von  Prof.  H.  Rosin.  Berlin, 
J.  Guttentag,  1890. 

Handbuch  der  sozialen  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiohs  von  H. 
Bünnecke.    Leipzig,  Verlag  von  Wilhelm  Violet,  1892. 

Handbuch  der  Unfallversicherung,  die  Reichsunfallversicherungsgesetze, 
dargestellt  von  Mitgliedern  des  Reichversicherungsamtes.  Leipzig,  Breit- 
kopf &  Härtel,  1892. 

Die  Unfallversicherung  von  W.  von  Baumbanh-Kirchheim.  Carl  Hey- 
mann's  Verlag  in  Berlin,  1892. 

Dr.  jur.  Görres,  Handbuoh  der  gesamten  Arbeitergesetzgebung  des 
Deutschen  Reiohs,  Herder'sche  Verlagsbuchhandlung  Freiburg  i.  B. 

Sammlung  der  die  Unfallversicherung  betreffenden  Besoheide,  Be- 
schlüsse und  Rekursentsoheidungen  des  Reioheversicherungsamtes  nebst 
den  wichtigsten  Rundschreiben  desselben  von  E.  Goetze,  Band  III.  Berlin, 
Siemenroth  &  Worms,  1992. 

Die  Berufsgenossensohaft,  Jahrgang  1893,  S.  2  5:  Einflufs  des  An- 
trages auf  Bufse  im  Strafverfahren  bei  Geltendmachen  des  Entschädigungs- 
anspruchs im  Civil  verfahren,  bezw.  prozessuale  Behandlung  desselben  von 
Dr.  B.  Hilse,  Berlin. 

B. 

Die  Kritiken  der  TJnfallversicherangsgesetsgebnng,  der  Thitigkeit  und  Ergebnisse  der 
Bernfsgenossenscnsiten  and  ihrer  Organisation,  des  Baichsrersieherungtamte*  etc. 

Die  Berufsgenossensohaft,  herausgegeben  von  Otto 
Wenzel  und  Max  Schlesinger.    Berlin,  Carl  Heymanns  Verlag. 

Jahrgang  1887,  Seite  18.  Die  ungleiche  Höhe  der  Verwaltungs- 
kosten bei  den  Berufsgenossensohaften. 

Jahrgang  1887,  Seite  19.  Wer  arbeitet  teurer,  die  Berufsgenossen  - 
schaften  oder  die  Unfall  Versicherungsanstalten  ? 

Jahrgang  1887,  Seite  176.  Wie  hat  das  Unfallversicherungsgesetz 
sich  bisher  bewährt? 

Jahrgang  1888,  Seite  83.  Noch  einmal  die  Verwaltungskosten  der 
Berufsgenossensohaften  von  C.  Landmann. 

Jahrgang  1888,  Seite  331.  Die  Verwaltungskosten  der  BerufsgenoBsen- 
schaften  im  Jahre  1887. 
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Jahrgang  1889,  Seite  3.  Das  Verhältnis  der  berufsgenossensohaft- 
lichen  Verwaltungskoaten  au  den  gewährten  Unfallentschädigungen. 

Jahrgang  1890,  Seite  3.  Die  Verwaltungskoaten  der  Berufagenossen- 
schaften  im  Jahre  1888. 

Jahrgang  1890,  Seite  94  and  131.  Anträge  der  sozialdemokratischen 
Fraktion  im  Reichstage  auf  Abänderung  des  Unfallveraicherungsgesetzes 
vom  6.  Juli  1884. 

Jahrgang  1890,  Seite  194  und  207.  Zur  Abänderung  der  Unfall- 
versioherungsgesetzgebung  von  Dr.  Benno  Hilse. 

Jahrgang  1891,  8eite  190.  üeber  die  Verwaltungskosteu  der  Berufs- 
genossenschaften. 

Jahrgang  1891,  Seite  255.  Abänderungsvorschläge  zur  Unfallver- 
sioherung8gesetzgebung  von  Dr.  B.  Hilse. 

Jahrgang  1892,  8eite  253  und  254.  Kostspieligkeit  der  deutschen 
Dnfallberufsgenossenschaften. 

Jahrbüoher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 

N.  F.,  9.  Band,  Seite  411.  Das  Unfall  Versicherungsgesetz  vom  6.  Juli 
1884,  seine  Entstehung  und  sozialpolitische  Bedeutung  von  Prof.  Dr.  H. 
Paasche. 

N.  F.  12.  Band,  Seite  497.  Dr.  R.  van  der  Borght,  Durchführung 
des  Unfallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884. 

N.  F.  14.  Band,  Seite  546.  Unfallstatistik  der  Berufsgenossenschaften 
von  H.  Zimmermann. 

N.  F.  18.  Band,  Seite  97.  Die  Reohnungsergebnisse  der  Berufs- 
genossensohaft  in  den  Jahren  1885  und  1886  von  Dr.  Wirminghaus. 

N.  F.  19.  Band,  Seite  174.    Dieselben  im  Jahre  1887. 

N.  F.  21.  Band,  8eite  402.  Die  Organisation  der  Arbeiterunfall- 
versicherung von  Ernst  Kirchberg. 

Dritte  Folge  2.  Band,  Seite  417.  Hilse  B.,  Reiohsversioherungs- 
anstalt  oder  Berufsgenossenschaften  als  Träger  der  Unfallversicherung. 

Dritte  Folge  3.  Band,  Seite  744.  Die  Entwickelung  des  Reichs- 
versioherungsamtes  von  Ludw.  Fuld. 

Dritte  Folge  4.  Band,  Seite  437.  Reiche-Versicherungsanstalt  oder 
Berufsgenossenschaften  als  Träger  der  Unfallversicherung  von  C.  Hampke. 

Sozialpolitisches  Cen  tralblatt,  herausgegeben  von 
Dr.  H.  Braun  in  Berlin,  Jahrgang  I  und  II;  fast  jede  Nummer 
enthält  Artikel.    Hervorzuheben  ist  im  Jahrgange  I: 

Nr.  7.    Zur  Reform  der  deutschen  Arbeiterversicherungsgesetze. 

Nr.  12.    Amtliche  Berichte  über  die  deutsche  Unfallversicherung. 

Nr.  14.    Zur  Wirksamkeit  der  deutschen  Unfallversicherung. 

Nr.  20.    Die  Berufsgenossenschaften  als  Organe  der  Unfallverhütung. 

Nr.  82.  Zwei  Vorschläge  zur  Revision  des  deutschen  Unfallver- 
sioherungsgesetzes  von  H.  Horn-Berlin. 

Nr.  33.    Die  Selbstverwaltung  der  Berufsgenossenschaften. 

Nr.  35.    Zum  Verfahren  in  Unfallentschädigungssaohen. 

Nr.  88.  Der  Grundfehler  des  Verfahrens  zur  Feststellung  von  Unfall- 
entschädigungen von  Dr.  E.  Lange  in  Friedenau. 

28* 
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II.  Jahrgang,  Nr.  8.  Kostspieligkeit  der  berufsgenossenschaftlichen 
Verwaltung. 

Nr.  9.  Arbeiterversioherung  und  Sozialstatistik  vom  Unterstaata- 
sekretär  z.  D.  Dr.  G.  v.  Mayer. 

Nr.  11.    Lohnstatistik  und  Unfallversicherung  von  E.  Lange. 
Nr.  13.    Lohnstatistik  und  Unfall  Versicherung  von  0.  v.  Mayer. 
Nr.  15.  Nochmals  Lohnstatistik  und  Unfallversicherung  von  E.  Lange. 

Annalen  des  Deutschen  Reichs,  herausgegeben  von 
Dr.  Georg  Hirth  und  Dr.  Max  Seydel  in  Münohen,  Jahrgang 
1888  und  89. 

Der  Arbeite  rfr  euu  d  ,  Zeitschrift  des  Cen  tral  Vereins 
für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen,  herausgegeben 
von  Prof.  Dr.  Viktor  Böhmert  in  Dresden  und  Prof.  Rudolf 
Gneist  in  Berlin,  Jahrgang  1884,  1885,  1886,  1889. 

Die  Centralisation  der  Arbeiterversioherung  von  Dr.  Rieh.  Freund. 
Berlin,  J.  J.  Heines  Verlag,  1888. 

Sohra oller'a  Jahrbuch  1889:  Zur  Frage  der  Bewährung  der  beruf s- 
genoBsensohaftliohen  Verwaltung  von  Dr.  R.  van  der  Borght. 

Entwurf  einer  Berufsgenossenschaftsordnung  von  F.  Knorr-Münohen. 
J.  Schweitzer  1891. 

c. 

Die  Behandlung  Verunglückter  bis  zur  Ankunft  des  Arztes  von 
Dr.  med.  Pistor,  Berlin  1888,  Verlag  von  Th.  Chr.  Fr.  Enalin  (Rioh. 
Sohoetz). 

Die  erste  Hilfe  bei  plötzlichen  Unglücksfällen,  bearbeitet  von  Dr.  med. 
Greven  zu  Mörsbach.  Herausgegeben  von  dem  Vorstand  der  Knappschafts- 
beruf Bgenossenschaft,  Berlin  1888. 

Ueber  mechanische  Behandlung  der  naoh  Unfällen  zurückgebliebenen 
Funktionsstörungen  von  Dr.  Hönig-Breslau,  1889. 

Unfallversicherung  und  ärztliches  Gutachten  von  Dr.  A.  Kroke, 
Münohen,  Jos.  Ant.  Finsterlin,  1889. 

Anleitung  zur  Bestimmung  der  Arbeits-  und  Erwerbsunfähigkeit  naoh 
Verletzungen  von  Dr.  med.  L.  Becker.  Berlin  1890,  Th.  Chr.  Fr.  Enslin 
(Richard  Schoetz). 

Samariterbuch  für  jedermaun  von  Dr.  med.  Eydam.  Verlag  Otto  Salle, 
Braunschweig  1890. 

Die  Errichtung  von  Unfallskrankenhäusern  von  Prof.  Dr.  A.  Seelig- 
müller.  Leipzig,  Verlag  von  Georg  Thieme,  1890. 

Anleitung  über  die  nächsten  Verhaltungsmafsregeln,  welche  bei  Un- 
glücksfällen vor  Ankunft  des  Arztes  zu  beobachten  sind,  von  Dr.  Eckardt- 
Düsseldorf.    Verlag  von  August  Bagel. 
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üeber  Simulation  und  Uebertreibung  der  Unfallverletzten  and  deren 
Bekämpfung  von  Dr.  Honig.    Breslau,  1891. 

Die  praktische  Handhabung  des  Unfallversicherungsgesetzes  von  F.  Bähr, 
prakt  Arzt.  Neuwied,  L.  Heyser  1892. 

Unfall  versicherungsgesetz  und  Arzt  Ton  Dr.  H.  Blasius.  Berlin  1892, 
Verlag  von  Carl  Habel. 

Licht-  und  Schattenseiten  des  Unfallversicherungsgesetzes  von  Dr.  £. 
Golebiewski.    Berlin,  Carl  Heymann'B  Verlag. 

Dr.  E.  Golebiewski,  Aerztlioher  Kommentar  zum  Unfall  Versicherungs- 
gesetz vom  6.  Juli  1884.    Berlin,  Carl  Heymann's  Verlag,  1898. 

Handbuoh  der  Unfallverletzungen,  bearbeitet  von  Dr.  Konstantin  Kauf- 
mann, Stuttgart,  Verlag  von  Fr.  Enke,  1898. 

D. 

Die  Litteratur,  betr.  die  Unfallverhütung 

Arbeiten  für  die  Revisionskommissionen  der  Berufsgenossensohaften 
bei  ihrer  Kontrollthätigkeit  von  H.  Michaelis.    Berlin,  H.  Spamer,  1888. 

Die  Unfall  Verhütungsvorschriften ,  herausgegeben  vom  Verbände  der 
deutschen  Berufsgenossenschaften  dnrch  Robert  Platz,  Königl.  Regierungs- 
baumeister.   Berlin,  Carl  Heymann's  Verlag,  1889  —  1890. 

Schutzvorrichtungen  an  Holzbearbeitungsmaschinen  auf  der  Deutschen 
Allgemeinen  Ausstellung  für  Unfallverhütung,  Berlin  1889.  Verlag  von 
Carl  Schüfsler  in  Hannover. 

Sammlung  von  Vorrichtungen  und  Apparaten  zur  Verhütunggvon  Un- 
fällen an  Hasohinen ,  herausgegeben  von  der  Gesellschaft  zur  Verhütung 
▼on  Fabrikunfällen  zu  Mülhausen  (Elsafs).  Verlag  von  C.  Detloff,  Mül- 
hausen 1889. 

Bericht  über  die  Deutsche  Allgemeine  Ausstellung  für  Unfallverhütung 
in  Berlin  1889,  herausgegeben  vom  Vorstand,  2  Bde.,  Berlin,  C.  Heymann's 
Verlag,  1890. 

Fabrikshygiene,  Darstellung  der  neuesten  Vorrichtungen  und  Einrich- 
tungen für  Arbeiterschutz  und  -Wohlfahrt  von  Max  Kraft.  Verlag  von 
Spielhagen  und  Schurich  in  Wien,  1890. 

Amtliche  Mitteilungen  der  mit  Beaufsichtigung  der  Fabriken  be- 
trauten Beamten.  I.  Jahrgang  1876  ff.  Verlag  von  Fr.  Kortkampf,  Berlin. 

M.  Hirsch,  Arbeiterstimmen  über  Unfall-  und  Krankheits Verhütung. 
Berlin,  Verband  der  deutschen  Gewerkvereine,  1889. 
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VIII. 

Einige  Zahlen  aus  Ungarns  Agrarstatistik 

Jahr   für  Jahr    werden  im   ungarischen  Budget  gröfsere 
statistischen  Zweckeu  gewidmet  und  es  iet  zu  hoffen,  dafs  Ungarn  in 
einigen  Jahren  eine  brauchbare  Statistik  wird  aufweisen  können. 

Auf  dem  Gebiete  der  Agrarstatistik  ist  nooh  wenig  gesohehen.  Einen 
Fortschritt  bezeichnet  der  unlängst  erschienene  amtliche  Ausweis  der  im 
Verkehr  beschränkten  Güter  und  der  Verteilung  der  Kulturzweige  in  Un- 
garn. Diese  Schrift,  sowie  der  Ernteausweis  vom  Jahre  1891  dienen 
meist  den  folgenden  Zahlen  zur  Grundlage. 

Nach  älteren  Schätzungen  auf  Grund  des  Interimskatasters  der  70er 
Jahre  waren  in  Ungarn  2  486  265  Besitzungen,  darunter 

Klcinbesiti  bis  30  Joch      3348110     94,47  % 

{rr:oo£  ::  s^i  -v. 

Summa    2  486  265         100  °/0 
Aber  die  94.47  %  umfassen  vom  Areal  32,3  % 
5'"    »»  i>  »»        ,t     29.6  n 

0,19  „  „        „    39,1  „') 

Aus  diesen  Zahlen  erhellt,  dafs  die  Zersplitterung  des  Bodens  in  An- 
betracht des  extensiven  Betriebs  auf  */a  Ungarns  eine  überaus  grofee  ist. 
Das  bäuerliche  Erbrecht,  nach  welchem  meist,  wenn  auoh  nicht  alle 
Kinder,  doch  immerhin  die  Söhne  eine  Teilung  vornehmen,  trägt  zu  dieser 
Zerstäubung  des  Bodens  gewifs  bei. 

Was  zunächst  die  Gebundenheit  des  Bodens  anbelangt,  sind  im  Ver- 
kehr beschränkt: 


Fiskalgüter  2  786  411  Joch  5,68  0/0  der  Gesamtfläche  Ungarns 

Beligions-  und  öff.  Stiftungsgüter        248  870    „  0,m   „    „  „  „ 

Fideikommiße  2  349  970    „  4,79   „    „  „ 

Oemeinde-  und  GemeingOter    .    .    8674726    „  17,69   „    „  „ 
Vereins-,  Unternehmungs-,  Fabrik-, 

Eisenbahngüter                          476  180    „  0,99  „    „  „  ,. 

Kirchenguter   2270346    „  4,68   „    „  „  „ 

Güter  der  Ersiehungsfonds  .    .           1 32  985            o,87   ..  „  „  „ 

Summa    .    .  16  939  488  Joch  34,56  °/0  der 

Im  Verkehr  frei     ......  32080667    ,,  65,44  „ 

Ungarns  Boden  49  020  155  Joch  100  °/0  der  Gesamtfläche  Ungarns*) 


»» 


1)  Diese  Zahlen  sind  der  Statistik  Földes'  vom  Jahre  1885  (ungar.)  entnommen. 

2)  Laut  der  aus  dem  Jahre  1870  summenden  Statistik  machte  der  beschrankte  Besit* 
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Die  Kirchengüter  bestehen: 

Erzbischöfliche  und  bischöfliche  86t  539  =  i,?6 

Besitz  des  Domstiftes   494  439  ■»  I.Ol 

Probstelen  und  Abteien  '39  450  =  0,28 

Klostergüter  145  276  =  0,30 

Protestanten  und  Unitarier     .    .    ,      28900  —  0,0« 

Kirchen  364  920  =  0,75 

Hochwald  235873  «=  0,4  8 

Die  bedeutendsten  Kirchenguter  sind  die  Besitzungen 

des  Grof»wardeiner  Bistums  187078  lt.  Joch 

h  »1  griech.-kath.  Bistums     .    137  744  „  „ 

„  Oraner  Erzbistums  72  723  „  „ 

,,  Kalresaer  Erzbistums  92  251  „  „ 

  53  56«        »    u  s-  * 


n 

Benutzt  wird  vom  Boden  als: 

frei  beschr.  Summa  ») 

Acker  ....  17920989  Joch  2349711  Joch  20  270  OOO  Joch 

Garten  ....  55°  947  m  5»  935  ..  602883  „ 

Wiese    ....  4397669  „  759666  „  5«57  325  h 

Weide   ....  2773483  „  3  704392  ..  6477875 

Röhricht     .        .  97  320  „  56727  m  154046  „ 

Weingarten     .    .  58a  998  „  14  560  „  597  558  „ 

Wald         .    .    .  4890021  „  8272297  „  13  162318  „ 

Unbebaut  (steril).  867240  „  1730  au  „  2597451  „ 

Summa1)    .    32 080  667  Joch      16939488  Joch     49020  155  Joch 

Das  Verhältnis  des  nicht  gebundenen  Bodens  zum  gebundenen  ist 
65,44  zu  34,56.  Dies  Verhältnis  —  nimmt  man  blofs  Acker,  Wiese, 
Weide  in  Betracht  —  ändert  sioh  zu  Gunsten  des  ungebundenen  Bodens, 
da  der  gebundene  nur  27,15  Proc.  dieser  Kulturboden  ausmacht.  Hin- 
gegen ist  vom  Wald  62,85  Proc,  vom  sterilen  Boden  66,12  Proc.  gebunden. 

Vom  Acker  sind  gebunden     .  11,59  % 

„    Wiese   14,70  „ 

„    Garten   8,61  „ 

„    Weingarten   2,4  4  „ 

Es  ist  klar,  dafs  der  intensivere  Teil  der  Landwirtschaft  naturgemäfs 
dem  nioht  gebundenen  Boden  angehört. 

Die  Erntestatistik  (1 8  87 — 91)  enthält  folgende  bemerkenswerte  Zahlen  : 

1891  1887 
Acker      20583697  Joch     20080720  Joch     41,00  %  d*r 
Brache      3165568    „  3426998    «.        »5.0»  „ 


damals  nur  24,2s  Proc.  der  Gesamtfläche  aus.  —  Im  Laufe  von  nicht  ganz  2  Dezennien 
hat  sich  also  der  gebundene  Besitz  mit  8,34  Proc.  vermehrt.  —  In  einigen  Distrikten 
des  Landes  hat  der  beschrankte  Besitz  eine  beispiellose  Höhe  erreicht.  —  Wir  wollen  blofs 
die  Komiute  Krass6-Saör6ny  und  Sselan  nennen.  —  Im  ersteren  gehörten  63,5s  Proc.,  im 
letzleren  64,46  Proc.  der  Gesamtfläche  der  toten  Hand. 

Ein  enormes  Wachstum  können  wir  ferner  bei  den  folgenden  Beaitzkategorieo 
wahrnehmen : 

Es  waren  :  Im  Jahre  1870  1891 

Fideikommisse         563  35a  1 1  Joch       2  349  970  k.  Joch 
Kirchengüter         I  288  312  „     „         2  270  347  „  „ 
Fiskalgüter  2720915,,     „         2786410,,  „ 

1)  Obige  Zahlen  sind  abgerundet,  daher  Summa 
dern  dem  pünktlicheren  Ausweis  entnommen. 
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Der  Rückgang  der  Brache  deutet  auf  eine  Intensivierung,  die  Zunahme 
der  Aecker  auf  eine  nicht  weichen  wollende  Getreidewirtschaft. 

Die  Verteilung  der  Aeoker  ist  nach  Komi  taten  sehr  verschieden. 
Maximum  81  Proc,  Miniraum  11  Proc. 

Im  allgemeinen :    In  18  Komiten  betragen  Aecker  Uber  50  °/0 

t,  39      *  n  ..  5° — 20  .» 

1.    6      „  „  „     anter  20  „ 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1887—91  gestaltete  sioh  die  Produktion, 
wie  folgt: 


Weiten  .... 
Roggen1).    .    .  . 

Gerate  

Hafer  

Rapa  

Hirae  1 
Buchwetaen  J 

Mais  

Bohne 

Erbte,  Linae      >  . 
Wicke 

Lein  

Hanf   .    .    .    .  1 . 

Tabak   

Zuckerrübe  . 
Kartoffel  .... 
Fntterrübe  .  .  . 
Klee,  Laterne  .  . 
Wickengemenge 
Natürl.  Wiese  (Heu) 


AnbauÖIche  in  % 

•  •  23,71 

10,88 

.     .  8,87 
8,41 

.  .  0,18 
.    .  0,88 

•  •  15.71 
.     .  0,99 

.     .  0,09 

•  •  0,59 

0,99 

.     ■  0,44 

•  •  3.5« 
.    .  0,95 

2,19 

.  .  2.01 
.     .  21,49 


Produktion  in 
Million.  Mtaentn. 
3°,&7 
12,87 
10,96 
8,6.-» 
0.4  7 

0.4  3 

26,32 

J  0.4* 

0,80 
0,13 
0,B8 
0,57 

9.4» 
23,78 
26,15 
IO,14 

7,4« 

62,45 


Produktion  pro  Joch 
in  Mtaentn. 

7.28 

5,85 
6,86 

4.8« 

4.86 

5.S5 
7.97 
5.18 

5.8» 
6,13 
7,07 
6,91 
102,36 
31,74 
130,08 
21,80 
17,60 
I3.'l 


Im  Wachsen  begriffen  ist  der  Weizen-,  Gerste-,  Zuckerrüben-  und 
Futterbau ;  rapid  nimmt  dagegen  der  Roggenbau  ab,  in  den  letzten  5  Jahren 
um  mehr  als  200  000  Joch;  ebenfalls  in  Abnahme  ist  der  Tabak-  und 
Kapshau,  letzterer  nach  Angabe  des  offiziellen  Ausweises  zufolge  Mangel 
an  Saatgut,  es  wird  aber  dazu  die  immer  mehr  sich  aufdringende  Einsicht 
der  Landwirte,  dais  nämlioh  diese  Pflanze  zwar  auf  unserem  Boden,  aber 
nicht  unter  unserem  Klima  (starke  Frühjahrsfröste)  wird  gedeihen  können, 
sich  gesellt  haben. 

Dank  den  neu  errichteten  Fabriken  macht  der  Zuckerrübenbau  merkliche 
Fortschritte;  in  Qualität  stehen  die  Rüben  den  deutschen  noch  stark  nach. 

Da  die  Ernten  sowie  das  Klima  sehr  den  Extremen  zuneigen,  aufser- 
dem  aber  die  Böden  sehr  verschieden  sind,  kommen  in  den  verschiedenen 
Landesteilen  von  den  Durchschnittszahlen  außerordentlich  abweichende 
vor,  z.  B. : 

pro  Joch  Mttntn. 
Weitenertrag  im  Jahre  1891  variierte  twischen  .    .  11,87—1,50 

Roggen  8.56—2,58 

Gerate  9,80—2,18 

Mais  15,48-6,0 


1)  In  „Roggen"  iat  Weiten-  nnd  Roggengemiacb  inbegriffen. 
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Durchschnittszahlen  verschiedener  Jahre  weichen  auch  erheblich  von 


Die  Differenzen  allein  der  Erträge  dieser  zwei  Pflanzen,  die  an  erster 
Stelle  in  Ungarn  stehen,  ergeben  mit  Notwendigkeit  die  Richtschnur  der 
landw.  Betriebsreform,  die  auch  der  Landesagrikultnrverein  in  Wort  und 
That  zu  verkörpern  sucht. 

Die  Wirtschaft  mufs  dieses  Hazardspiel,  alles  auf  eine  Karte  zu 
setzen,  aufgeben.  Sichere,  wenn  auch  geringere  Erträge  sind  erwünscht, 
schon  um  die  jährlichen  Hypothekarquoten  tilgen  zu  können  und  so  Sub- 
bastationen  sowie  dem  Gtiterausschlachten  vorzubeugen.  Einführung  der 
Tiefkultur  und  Kunstdüngung,  Hebung  der  Viehzucht  und  der  landw.  Gewerbe 
sind  die  auegesteckten  Ziele,  zugleich  aber  auch  ein  Palliativ  gegen  akute 
Krisen.  Stern. 


einander  ab: 


Weisenertrag  (1887)  8,47 
Maisertrag      (1891)  10,84 


(1889)  4,98  per  Joch  Mtxntn. 
(1887)    5,9«    „  „ 
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Levaaseur,  K.  (Membre  de  l'lnstitut),  La  population  francai:>e. 
Histoire  de  )a  population  avant  1789  et  Demographie  de  la  France  com- 
purdo  ä  oelle  des  autres  nations  au  XIXe  siecle,  pre'cede'ü  d'une  Intro- 
duotion  -vir  la  statistique.  Tome  premier:  XLYII  et  468  pages;  tome 
deuxieme:  533  pages;  tome  troisieme :  569  pages  gr.  in-8.  Paris,  Arthur 
Rousseau,  1889,  1891  et  1892. 

Besprochen  von  Dr.  A.  W  i  r  m  i  n  g  h  a  u  «  -  Köln. 

Mit  dem  im  Sommer  vorigen  Jahres  erschienenen  dritten  Bande  de6 
vorstehenden  Werkes  hat  der  als  Volkswirt,  Statistiker  und  Geograph 
vorteilhaft  bekannte  Verfasser  eine  Arbeit  «um  Abschlufs  gebracht,  welche 
nicht  nur  wegen  der  Fülle  des  verarbeiteten  Materials  und  des  Reich- 
tums an  selbständigen  Oedanken ,  sondern  auch  wegen  der  mustergültigen 
formalen  Behandlung  des  Gegenstandes  einen  hervorragenden  Platz  in 
der  sozialwissenschaftlichen  Litteratur  beanspruchen  darf.  Das  Werk 
Levasseur's  ist  die  Frucht  langjähriger  8tudien.  Während  der  letzten 
zwanzig  Jahre  wurde  der  Verfasser  duroh  seine  Lehrthätigkeit  immer  von 
neuem  auf  die  Untersuchung  der  Bevölkerungtverhältnisse  seine«  Vater- 
landes hingewiesen  und  veranlafst,  seine  Studien  zu  vertiefen  und  syste- 
matisch zu  vervollständigen.  So  ist  es  ihm  gelungen  ,  ein  abgerundetes 
Ganzes  zu  schaffen,  welches  geeignet  ist,  der  zukünftigen  Einzelforschung 
auf  dem  Gebiete  des  französischen  Bevölkerungswesens  als  zuverlässige 
Grundlage  und  den  Darstellern  aufserfranzösischer  Verhältnisse  als  nach- 
ahmenswertes Beispiel  zu  dienen. 

Wer  es  unternimmt,  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft  der  Be- 
völkerung eines  Staates  zum  Gegenstande  wissenschaftlicher  Betrachtung 
zu  machen,  sieht  sich,  mit  Rücksicht  auf  die  Divergenz  der  herrschenden 
Anschauungen,  vor  die  Beantwortung  zweier  Vorfragen  gestellt,  von  denen 
die  eine  methodologischer  Natur  ist,  während  die  andere  die  Systematik 
der  Wissenschaft  betrifft.  Beide  begegnen  sich  in  dem  alten  Streit  um 
den  Begriff  der  Statistik.  L.  ist  diesen  Fragen  in  einer  „Einleitung" 
näher  getreten,  welobe  die  Aufgaben  der  Statistik,  das  statistische  Ver- 
fahren und  die  Geschichte  der  Statistik  behandelt.  Bei  aller  Kürze  der 
Darstellung  dürfte  L.  seinen  Zweok  erreicht  haben,  nämlioh  den  mit  dem 
Gegenstande  nicht  vertrauten  Leser  über  die  Bedeutung  und  die  bisherigen 
eigenartigen  Schicksale  der  statistischen  Disciplin  aufzuklären  und  ihn 
mit  einer  Forsohungsmethode  bekannt  zu  machen,   welche  in  den  nach- 


Digitized  by  Google 


L  itteratur 


443 


folgenden  Untersuchungen  eine  hervorragende  Holle  spielt.  In  den  das 
statistische  Verfahren  und  die  Geschichte  der  Statistik  behandelnden  Ab- 
schnitten konnte  L.  neues  freilich  nicht  bieten.  Auch  dort,  wo  er  sich 
über  die  gegenwärtig  nooh  umstrittene  wissenschaftliche  Stellung  der 
Statistik  ausspricht,  schliefst  er  sich  in  der  Hauptsache  der  bereits  von 
anderen  begründeten  und  u.  E  zutreffenden  Auffassung  an,  nauh  welcher 
die  Statistik  einerseits  ah  eine  auf  der  Mathematik  fufuende  methodische 
Hilfedisciplin  zu  betrachten  ist,  welche  die  M aasen beobachtung  lehrt  und 
damit  dem  induktiven  Beweis  verfahren  dient ,  —  andererseits  als  eine 
Kunst  (Technik),  sofern  man  die  Thutigkeit  des  Materialsammelns  und 
-darstellens  im  Auge  hat,  während  dieses  Material  selbst  den  verschie- 
densten Wissensgebieten,  insbesondere  den  sozialen  Wissenschaften  ange- 
hört. L.  will  zwar  den  Namen  „Statistik"  nicht  auf  jede  zahlonmüfsige 
Untersuchung  (innerhalb  der  sozialen  sowohl  wie  der  Naturwissenschaften) 
angewandt  wissen,  weil  die  Statistik  damit  zu  einer  blofsen  „mdthode 
d' Observation"  werde.  Die  Statistik  sei  vielmehr  „l'dtude  uunierique  des 
faitB  sociaux".  Indessen  an  anderer  Stelle  erblickt  auch  er  in  ihr  „une 
methode  de  recherches ,  un  instrument  et  non  une  fin",  und  möohte  ihr 
den  Charakter  einer  Wissenschaft  mit  Rücksicht  auf  die  grohe  Verschie- 
denheit der  Erscheinungen,  auf  welche  sie  Anwendung  findet,  nicht  zu- 
erkennen. So  sehr  wir  der  grundsätzlichen  Auffassung  L.'s  beipflichten,  ver- 
mögen wir  die  doch  etwas  willkürliche  Beschränkung  auf  die  sozialen 
Wissenschaften  nicht  als  zweckmässig  anzuerkennen.  Es  ist  ja  richtig, 
dafs  die  statistische  Methode  vornehmlich  innerhalb  dieser  letzteren  zur 
Anwendung  gelangt.  Warum  soll  man  aber  z.  B.  die  Frage  des  Ge- 
schlechts Verhältnisses  der  Geborenen  bei  Menschen  und  Tieren,  als  zwei- 
fellos naturwissenschaftliches  Problem ,  soweit  überhaupt  zahlenmäfsige 
Untersuchungen  dabei  in  Betracht  kommen,  aus  dem  Gebiete  der  Statistik 
ausschliefsen,  obwohl  doch  dje  Forschungsrnethode  hier  nicht  von  anderer 
Art  ist  als  dort,  wo  es  sich  etwa  um  Feststellung  des  Einflusses  der 
Jahreszeiten  auf  die  Geburtenfrequenz  handelt!  Mit  vollem  Recht  be- 
tont übrigens  L. ,  dafs  die  Statistik  nur  von  demjenigen  mit  Nutzen  und 
Sicherheit  bei  irgend  welchen  wissenschaftlichen  Untersuchungen  gehand- 
habt werden  könne ,  welcher  in  den  betreffenden  Wissenschaften  bewan- 
dert ist.  Es  ist  nur  eino  Konsequenz  seiner  grundsätzlichen  Auffassung  vom 
Wesen  der  Statistik,  wenn  L.  den  Ausdruck  „Bevölkerungsstatistik"  als 
Bezeichnung  für  den  von  ihm  zu  behandelnden  Gegenstand  nioht  liebt, 
weil  damit  die  unzulässige  Beschränkung  auf  eine  bestimmte  Forschungs- 
methode angedeutet  ist.  Er  wählt  statt  dessen  das  auoh  in  Deutschland 
übliche  Wort  „Demographie".  Als  Wissenschaft  von  der  Bevölkerung 
erforscht  sie  nicht  nur  den  Stand  derselben  und  ihre,  besonders  durch  Ge- 
burten, Eheschliefsungen ,  Sterbefälle  und  Wanderungen  hervorgerufene 
Bewegung,  sondern  sucht  auoh  bis  zur  Erkenntnis  der  sie  regierenden 
Gesetze  vorzudringen.  Levasseur  definiert  darnach  den  Begriff  „Demo- 
graphie" als  „la  science  de  la  vie  humaine  dans  l'dtat  social".  Wäre  hier 
aber  der  Ausdruck  „Demologie"  nicht  vorzuziehen  ?  Der  Name  „Demo- 
graphie" deutet  ihm  gegenüber  die  lediglich  beschreibende  Thätigkeit  an 
und  findet  insofern  in  dem  Zusammenhang  „Demographie  franc,aise  oom- 
I>areV'  allerdings  mit  Recht  Verwendung.  — 
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L.  hat  sein  Werk  in  vier  Bücher  eingeteilt  Da«  erste  behan- 
delt die  „Geschiohte  der  Bevölkerung  Frankreichs  bis  zum 
Jahre  178 9".  Er  verfolgt  darin  die  gewaltigen  Veränderungen,  welche 
seit  dem  Beginne  der  beglaubigten  Geschichte  in  der  Zahl,  der  Vertei- 
lung und  der  materiellen  Lage  der  Bevölkerung  sich  vollzogen  haben. 
Den  Stoff  entlehnt  er  in  erster  Linie  natürlich  der  historischen  Forschung 
und  erst  in  zweiter  der  Statistik.  Im  19.  Jahrhundert,  dem  das  folgende 
Buch  gewidmet  ist,  bot  dagegen  die  moderne  Statistik  so  reiche,  wenn 
auch  keineswegs  völlig  genügende  Aufschlüsse,  daft  sich  eine  ausführliche 
„vergleichende  Demographie  Frankreichs"  darauf  gründen 
lieft.  Letztere  enthält  in  drei  Abschnitten  eine  Darstellung  einmal  des 
Standes  und  sodann  der  Bewegung  der  Bevölkerung  unter  ausführlicher 
Heranziehung  auch  der  aufserfranzösisohen  Verhältnisse,  und  im  Anschlufs 
hieran  eine  Reihe  zusammenfassender  Beobachtungen.  Das  dritte  Buch 
ist  der  „M  o  r  a  1  s  ta  t  i  s  t  i  k"  gewidmet,  soweit  ein  Eingehen  auf  dieselbe 
dem  Verfasser  zum  Verständnis  der  Demographie  notwendig  erschien. 
Das  vierte  Buoh  endlieh  beschäftigt  sich  unter  dem  Titel  „Die  Be- 
völkerungsgesetze und  das  Gleichgew  icht  der  Nationen" 
mit  den  Ursachen  und  Folgen  der  Volksvermehrung  und  -Verminderung 
sowie  der  Wanderungsbewegungen.  L.  betrachtet  diese  Erscheinungen 
einmal  vom  allgemeinen  theoretischen  Standpunkt  (Malthus'sche  Lehren) 
und  sodann  mit  Rücksicht  darauf,  in  welcher  Weise  Frankreich  im  Ver- 
gleich zu  anderen  Kulturstaaten  von  diesen  natürlichen  und  sozialen 
Bevölkerungsbewegungen  betroffen  wird.  Er  giebt  seinen  Untersuchungen 
damit  einen,  namentlich  auch  vom  politischen  Standpunkte  aus  sehr  inter- 
essanten Abschlufs.  Wir  müssen  uns  in  den  nachfolgenden  Zeilen  selbst- 
verständlich damit  begnügen,  au«  dem  reichen  Inhalte  des  L. 'sehen 
Werkes  einige  Hauptmomente  in  aller  Kürze  hervorzuheben. 

Erstes  Buoh.  In  der  Geschichte  der  Bevölkerung  Frankreichs 
lassen  sich  drei  Hauptperioden  unterscheiden.  Die  erste  reicht  bis  zum 
Ende  der  grofsen  germanischen  Einwanderungen  im  ö.  und  6.  Jahrhun- 
dert, aus  welcher  dann  wieder  die  vorhistorische  Zeit  des  rohen  Kultur- 
sustandes ausgeschieden  werden  mufs.  Die  zweite  umfafst  nicht  nur  die 
Feudalzeit  des  Mittelalters,  sondern  auch  die  neue  Zeit  bis  zum  Ausgang 
des  18.  Jahrhunderts.  Im  Verlaufe  dieser  mehr  als  tausendjährigen  Pe- 
riode haben  die  verschiedenen  Bevölkerungsgruppen ,  nachdem  sie  end- 
giltig  ihre  Wohnsitze  eingenommen  hatten,  aus  rechtlichen  und  wirt- 
schaftlichen Gründen  nur  geringe  örtliche  Verschiebungen  erfahren,  so 
dafs  sich  zwischen  den  einzelnen  Landesteilen  ein  tiefgreifender  Charak- 
ter- und  Sittenunterschied  ausbilden  und  erhalten  konnte.  Im  19.  Jahr- 
hundert, der  dritten  Periode,  haben  dann  unter  einer  einheitlichen  Staats- 
gewalt der  lebhafte  Aufschwung  aller  Gewerbe  und  die  außerordentliche 
Verkehrsentwickelung  eine  starke  Bevölkerungsbewegung  innerhalb  des 
Landes  hervorgerufen,  infolge  deren  die  früheren  charakteristischen  Unter- 
schiede in  den  Bevölkerungszuständen  fast  verschwunden  sind. 

Auf  die  Urzeit  Galliens  werfen  die  prähistorischen  Funde  nur  ein 
schwaches  Licht.  Erst  mit  der  Eroberung  des  Landes  durch,  die  Römer 
betreten  wir  den  Boden  der  Gesohichte.  Die  damaligen,  wahrscheinlich 
von  Osten  her  eingewanderten  Bewohner  Galliens   hatten  die  Urbevöl- 
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kerung,  der  sie  an  Kultur  überlegen  waren,  wenn  nicht  völlig  ersetzt, 
so  doch  jedenfalls  unterdrückt  und  in  ihrer  Eigenart  vernichtet.  Cäsar 
faod  in  Gallien  bekanntlich  verschiedene,  in  physischer  und  kultureller 
Beziehung  mehr  oder  minder  ungleich  geartete  Völker  vor ,  deren  jedes 
in  zahlreiche  Stämme  zerfiel.  Unter  Zugrundelegung  der  vermutlichen 
Zahl  und  Stärke  dieser  Stämme  schätzt  L.  die  damalige  Einwohnerschaft 
des  Landes  innerhalb  der  Grenzen  des  heutigen  Frankreich  auf  6  700  000 
oder  12  Einwohner  pro  qkm,  gegen  mehr  als  70  in  der  Gegenwart.  Mit 
der  Besitzergreifung  Galliens  durch  die  Römer  vollzog  sioh  in  Sprache, 
Sitte  und  Einrichtungen  der  Gallier  eine  völlige  Umwälzung.  Ackerbau, 
Gewerbe  und  Handel  hoben  sioh.  Infolgedessen  stieg  natürlich  auoh  die 
Bevölkerung,  welche  für  das  Zeitalter  der  Antonine  vielleicht  auf  mehr 
als  8  Millionen  veranschlagt  werden  darf. 

Der  Verfall  des  römischen  Weltreiches  bedeutete  auch  für  Gallien  den 
Niedergang.  Unter  den  Angriffen  der  germanischen  Völker  im  Osten  und 
der  Araber  im  Südwesten  ging  die  römische  Kultur  fast  völlig  zu  Grunde. 
Eratere  setzten  sioh  dauernd  im  Lande  fest.  So  entstand  aus  dem  Ge- 
misch der  gallischen ,  romanischen  und  germanischen  Rassen  die  franzö- 
sische Nation,  innerhalb  deren,  ja  nach  dem  mehr  oder  minder  starken 
Vorwiegen  der  einzelnen  Volkselemente,  die  provinziellen  Eigentümlich- 
keiten sich  ausbildeten.  Als  die  Wanderungsbewegungen  auf  gallischem 
Boden  ihr  Ende  erreicht  hatten  und  die  Völker  sefshaft  geworden  waren, 
konnte  sich  auoh  die  Kultur  des  Landes  wieder  heben.  Unter  den  letzten 
Merowingern  und  ersten  Karolingern  erfreute  sich  das  Frankenreich  denn 
auch  einer  günstigen  wirtschaftlichen  Entwicklung,  und  die  Zahl  von  8 
bis  10  Millionen  Einwohnern,  welche  L.  für  die  Zeit  Karls  des  Grofsen 
ansetzt,  erscheint  nioht  übertrieben.  Auf  die  agrarischen  Zustände  jener 
Zeit  wirft  das  bekannte  Polyptyohon  des  Abtes  Irminon  von  Saint-Ger- 
main-des-Pres  aus  dem  Anfung  des  9.  Jahrhunderts  ein  gutes  Licht.  Diese 
Urkunde  lehrt  uns  u.  a.,  dafs  die  Zahl  der  freien  Leute  in  Frankreich 
damals  noch  eine  verhältnismäfsig  beträchtliche  war. 

In  diesen  Zuständen  trat  im  Laufe  des  10.  und  1 1.  Jahrhunderts  ein 
Umschwung  ein.    Damals  vollzog  sich  mit  der  Ausbildung  des  Lehens- 
wesens eine  wesentliche  Veränderung  in  der  rechtlichen  Stellung  der 
ländlichen  Bevölkerung ,  indem  viele  Freie  zu  Hörigen  und  Leibeigenen 
herabsanken.  Im  Norden  des  Landes  zeigte  sioh  diese  Entwickelung  noch 
stärker  ausgeprägt  als  im  Süden,  wo  auch,  unter  dem  Einflufs  römischer 
Traditionen,  das  Städteleben  nicht  so  sehr  in  den  Hintergrund  gedrängt 
wurde,   als  dies  damals  im  Norden   der  Fall  war.    Waren   schon  jene 
rechtlichen    Umwälzungen   der  Weiterentwickelung  des    Landes  wenig 
günstig ,   bo  gilt  dies  wohl  ebenso  sehr  von  den  Sohäden ,  welche  die 
Einfälle  der  Normannen,  die  Bürgerkriege,  die  Unsicherheit  im  Innern, 
das  zunehmende  Klosterleben  der  Volkswirtschaft  zufügten.    Eine  Besse- 
rung in  diesen  Verhältnissen  soheint  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderte 
eingetreten  zu  sein.    Die  rechtliche  Abhängigkeit  der  ländlichen  Bevöl- 
kerung  milderte  sich,  nioht  zum  wenigsten  auf  Veranlassung  der  Grund- 
herren selbst,  welohe  dadurch  eine  bessere  Kultivierung  des  Landes  zu 
erzielen  hofften.  Mit  der  Stärkung  der  königliohen  Gewalt  nahmen  Ruhe 
und  Rechtssicherheit  zu.    Das  8tädteleben  hob  sich  unter  dem  Einflufs 
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des  Bloh  entwickelnden  Gewerbe-  und  Handelsstande».  Unter  Philipp  dem 
Schönen  hatte  Paris  wahrscheinlich  bereits  mehr  als  240  000  Einwohner; 
Rouen,  Montpellier,  Toulouse  und  Rheims  waren  blühende  8tädte.  Die 
günstigen  Folgen  dieser  Verhältnisse  zeigen  sich  auch  in  der  wachsenden 
Gesamtzahl  der  französischen  Bevölkerung.  Schon  die  lebhafte  Beteili- 
gung derselben  an  den  Kreuzzügen  berechtigt  zu  der  Annahme,  dafs  ihre 
Dichtigkeit  damals  einen  verhältnismäfsig  hohen  Grad  erreicht  hatte.  Aus 
dem  Jahre  1328  stammt  ein  zum  Gebrauch  der  königliohen  Finanzver- 
waltung bestimmtes  Veraeichnil  der  steuerpflichtigen  Feuerstellen,  welches 
als  Anhalt  für  die  Berechnung  der  damaligen  Volkasahl  dienen  kann.  Sie 
darf  danach  auf  20  bis  22  Millionen  oder  38  bis  41  Einwohner  pro 
qkm  veranschlagt  werden. 

Im  Laufe  der  folgenden  ,  Jahrhunderte  hat  die  Bevölkerung  eher 
ab-  als  zugenommen.  Der  hundertjährige  Krieg  (1339— 1453;  und  der 
sohwarze  Tod  verwüsteten  und  entvölkerten  das  Land,  welches  sich  zwar 
bis  sur  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  dank  der  günstigen  Rechtslage  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  langsam  erholen  konnte,  indessen  unter  den 
Religionskriegen  wieder  schwer  zu  leiden  hatte.  Nach  den  von  Froumen- 
teau,  einem  Zeitgenossen  Heinrichs  III.  (1674 — 89},  in  seinem  Werke 
„Seoret  des  finances  de  France"  über  die  Zahl  der  Haushaltungen  ge- 
machten Angaben  belief  sich  die  Bevölkerung  des  heutigen  Frankreich 
damals  auf  etwa  20  Millionen  Seelen. 

Unter  Heinrich  IV.  begann  das  Land  sich  wieder  zu  erholen  (1598 
Edikt  von  Nantes),  und  das  Zeitalter  Ludwigs  XIII.  und  Ludwigs  XIV. 
ermöglichte,  trotz  mancher  durch  die  häutigen  Kriege  hervorgerufenen 
Wechseltülle ,  bei  guter  innerer  Verwaltung  (Biohelieu ,  Colbert)  eine 
Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage1.  Etwa  im  Jahre  1700  ist  mit  über 
21  Millionen  Einwohnern  die  Volkszahl  des  14.  Jahrhunderts  wieder  er- 
reicht. Es  ist  dies  die  erste  Zahl,  welche  auf  einigermaßen  sicheren 
Grundlagen  ruht.  Als  solohe  sind  die  Berichte  der  Intendanten  anzu- 
sehen, welche  von  diesen  seitdem  regelmäßig  über  die  BevölkerungsgTÖfee 
der  einzelnen  Provinzen  des  Landes  der  Regierung  eingereicht  wurden. 
Die  letzte  Begierungszeit  Ludwigs  XIV.  war  einer  aufsteigenden  Bewe- 
gung der  Bevölkerung  nicht  günstig,  welche,  gestützt  u.  a.  auf  eine 
Angabe  Forbonnais',  für  1715  auf  nur  18  Millionen  beziffert  werden  mufs. 

Seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  begannen  zahlreiche  Schrift- 
steller (Messance,  Expilly,  Deparoieux,  Moheau,  Necker,  Chevalier  des 
Pommelles,  Lavoisier,  Arth.  Young,  Montesquieu  u.  a.)  sich  mit  Bevöl- 
kerungsfragen  zu  beschäftigen  und  ihre  Aufmerksamkeit  auch  den  bis  in 
das  16.  Jahrhundert  zurückreichenden  Aufstellungen  der  Pfarrer  über  die 
Eheschliefsungen,  Geburten  und  Sterbefülle  zuzuwenden,  so  dafs  für  diese 
Zeit  die  Quellen  reichlicher  fließen.  Auf  Grund  derselben  darf  für  1770 
eine  Bevölkerung  von  24  x/t  Millionen,  für  1789  eine  solche  von  26  Mil- 
lionen angenommen  werden,  eine  Zunahme,  welche  angesichts  der  ruhigen 
Zeit  bis  zur  Revolution  nicht  überraschen  kann.  Bemerkenswert  ist,  dafs 
im  18.  Jahrhundert,  ähnlich  wie  heutzutage,  die  Landbewohner,  durch 
höhere  Löhne  und  freiere  Lebensweise  angelockt,  in  Massen  den  Städten 
zuströmten ,  welche  dadurch  beträchtlich  an  Volkszahl  gewannen.  Im 
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Jahre  1787  zählte  Frankreich,  aufgor  Paris,  bereits  78  Städte  von  mehr 
als  10  000  Einwohnern  mit  einer  Gesamtbevölkerung  von  1  949  911  Seelen. 
Damals  waren  die  Eheschließungen  und  mehr  noch  die  Geburten  relativ 
zahlreicher  als  in  der  Gegenwart,  während  die  Sterblichkeit,  besonders 
die  der  Kinder,  eine  sehr  hohe  Frequenz  aufzuweisen  hatte.  Im  ganzen 
war  die  natürliche  Bevölkerungszunahme,  namentlich  auf  dem  Lande,  be- 
trächtlicher als  heutzutage.  Hiernach  begreift  es  sich,  dafa  der  Anteil 
der  Erwachsenen  an  der  Gesamtbevölkerung  sowie  die  durchschnittliche 
Lebensdauer  sich  ehedem  ungünstiger  gestalteten.  Die  Einwanderung 
Fremder  nach  Frankreich  war  unbedeutend,  die  Auswanderung  dagegen 
stand  der  freilich  sehr  geringen  heutigen  vermutlich  nur  wenig  nach. 

Zweites  Buch.  Nachdem  infolge  der  Bevolution  das  Anoien  re- 
gime der  modernen  Staatsverfassung  und  -Verwaltung  gewichen  war, 
machte  sich  das  Bedürfnis  naoh  zuverlässigen  statistischen  Erhebungen 
auf  den  verschiedensten  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  um  so  dringen- 
der geltend,  als  es  fast  überall  an  den  notwendigsten  Grundlagen  fehlte. 
Besondere  Behörden  wurden  daher  mit  der  Erhebung,  Sammlung  und  Ver- 
öffentlichung des  Materials  betraut  Und  wenn  auch  diese  Bestrebungen 
zeitweilig,  so  namentlidh  unter  dem  Kaiserreich,  zurückgingen,  bo  bedeutet 
doch  der  Anbruch  des  neuen  Jahrhunderts  zugleich  einen  Wendepunkt  in 
der  französischen  Statistik.  Dies  gilt  insbesondere  auch  von  der  Bevöl- 
kerungsstatistik. Im  Jahre  1801  fand  die  erste  allgemeine  Volkszählung 
statt;  gleichzeitig  begann  die  regelmäfsige  Registrierung  der  Geburten, 
Eheschlielsungen  und  Sterbefälle  auf  Grund  des  neu  eingeführten  Civil- 
standswesenB.  An  der  Hand  dieser  Ermittelungen ,  welche  im  Laufe  der 
Zeit  immer  mehr  erweitert  und  vervollkommnet  worden  sind,  läfst  sich 
ein  ausführliches  Bild  von  den  Bevölkerungsverhältnissen  in  Frankreich 
entwerfen. 

1)  Stand  der  Bevölkerung.  Nach  den  zum  Teil  von  amtlioher 
Seite  nachträglich  berichtigten  Ergebnissen  der  bisherigen  16  Zählungen 
zeigt  die  Gesamtbevölkerung  Frankreichs  folgende  Entwicklung. 
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Die  scheinbar  sehr  starke  Zunahme  in  den  ersten  Jahren  beruht 
zum  Teil  jedenfalls  auf  ungenauen  Ermittelungen.  Gobi  et«  Veränderungen 
fanden  statt  1860  (Erwerb  von  Savoyen  und  Nizza)  und  1871  (Verluzt 
yon  Klsafs  -  Lothringen).  Auf  die  heutige  Flache  berechnet  betrug  die 
Einwohnerzahl  1801:  26,9,  1821:  29,9,  1841:  33,4,  1861:  35,8,  1881: 
37,7  und  1886:  38,2  Millionen.  War  die  Bevölkerungszunahme  in 
diesem  Jahrhundert  hiernach  auoh  erheblich  stärker  als  in  dem  vorigen, 
so  steht  sie  dooh  derjenigen  der  meisten  anderen  Kulturländer  weit 
nach.  (Vergl.  auoh  diese  Jahrb.  in  Band  III  und  VI  der  III.  F.).  Die 
schon  in  älterer  Zeit  beobachtete  Vergröfserung  der  städtischen  Orte  auf 
Kosten  der  ländlichen  hat  in  Frankreich  während  dieses  Jahrhunderts 
weitere  Fortschritte  gemacht.  Von  der  Gesamtbevölkerung  (ausschließ- 
lich der  in  Kasernen,  Anstalten  u.  s.  w.  untergebrachten)  betrug  die  zer- 
streut lebende  1872:  13447320  und  1886:  13836  118;  gleichzeitig  stieg 
die  sogenannte  agglomerierte  Bevölkerung  von  21865  625  auf  23  367  061. 

Die  städtische  Bevölkerung,  d.  h.  diejenige  der  Gemeinden  mit  mehr 
als  2000  agglomerierten  Einwohnern,  zählte  1846:  8  646  743,  1886  da- 
gegen 13  766  508  Seelen,  während  die  ländliche  von  26  753  743  auf 
24  452  395  herabging.  Der  prozentuale  Anteil  beider  zeigt  folgende  zeit- 
liche Verschiebung: 

1846  1851  1856  1861  1866  1878  1876  1881  1886 
StldtUche  Bevölkerung  24,42  25,5s  27,31  28,86  30,46  31,06  32,44  34,76  35,95 
Lindlich«        „         75.18    74-*»    7*,69    71,1*    69,44    68,94    67,66    65,2*  64,06 

Die  Bedeutung  dieser  bekanntlich  auoh  in  anderen  Ländern  zu  be- 
obachtenden En t wickoluug  hat  L.  veranlafst,  das  Anwachsen  der  einseinen 
Grofsstädte  näher  zu  verfolgen,  seinen  Ursachen  nachzugehen  und  die 
sozialstatistisoh  wichtigen  Erscheinungen  innerhalb  der  grofsstidtisohen 
Bevölkerung  darzulegen. 

Die  Gesamtbevölkerung  Frankreiohs  verteilte  sich  im  Jahre  1886 
auf  10  582  251  Haushaltungen,  welohe  somit  eine  Durchschnittsstärke  von 
3,6  Personen  aufweisen.  Wenn  dieselbe  gegen  diejenige  der  anderen 
europäischen  Staaten,  in  denen  sie  uberall  mehr  als  4  beträgt,  zum  Teil 
erheblich  zurücksteht,  so  ist  dies  namentlich  der  geringen  Kinderzahl  der 
französischen  Ehen  zuzuschreiben. 

Der  FrauenüberschufB  (1886  kamen  auf  10  000  männliche  10  069 
weibliche  Personen)  ist  infolge  der  beträchtlichen  Einwanderung  bei  ver- 
hältnismäfsig  geringer  Auswanderung  kleiner  als  in  den  meisten  anderen 
Kulturstaaten.  Der  Einflufs  der  Kriegszeiten  macht  sich,  namentlich  im 
Anfang  des  Jahrhunderts,  duroh  ein  stärkeres  Vorwiegen  des  weiblichen 
Geschlechtes  geltend.  (Die  Zählung  von  1821  ergab  ein  Verhältnis  von 
10  000:10  594.) 

Was  die  weiteren,  von  dem  Verfasser  eingehend  behandelten  Fragen 
des  BevölkerungBstandes  (Familienstand,  Alter,  Konfession,  Herkunft,  Ge- 
brechlichkeit, Beruf  und  Körperbesohaffenheit  der  Bevölkerung,  Dich- 
tigkeit der  Besiedelung  in  den  einzelnen  Teilen  des  Landes)  anlangt,  so 
müssen  wir  uns  hier  darauf  beschränken,  über  die  Altersverteilung  einige 
Angaben  zu  machen.  Nach  den  letzten  fünf  Zählungen  ergiebt  sich  fol- 
gendes Prozentverhältnis : 


Digitized  by  Google 


Litt  er  ■  tu  r. 


449 


Frankreich  zeichnet  sich  bekanntlich  durch  den  besonders  groben 
Anteil  der  Erwachsenen  and  Greise  an  der  Gesamtbevölkerung  aus.  Im 
Deutschen  Ilde  ho  waren  nach  der  Zählung  von  1885  die  bezüglichen 
Verhältniszahlen  35,5,  56,4  und  8,1  Pros.  Als  Ursachen  jener  Erschei- 
nung kommen  in  erster  Linie  die  geringe  Fruchtbarkeit  der  Ehen,  günstige 
8terblichkeitflYerhältnisse  und  eine  starke  Einwanderung  in  Betracht. 

2)  Bewegung  der  Bevölkerung. 

a)  Geburten.  Bekanntlich  hat  Frankreich  unter  allen  europäischen 
Ländern  die  niedrigste  Geburtenziffer,  indem  auf  1000  Einwohner  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1881 — 88  nur  24,0  Geburten  entfielen,  wohingegen 
sie  100  Jahre  früher  auf  etwa  38  °/nQ  -veranschlagt  wurden.  In  der  That 
ist  Frankreich  erst  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  in  jene  Ausnahmestellung 
eingetreten.    Die  Ziffer  zeigt  folgende  Bewegung: 


Von  zehn  zu  zehn  Jahren  ist  also  ein  anhaltender  Bückgang  zu  be- 
obachten, während  begreiflicherweise  die  Jahressohwankungen  unter  dem 
Einflufs  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Wandelungen,  infolge  von 
Epidemien  u.  s.  w.  nicht  uubeträchtlioh  sind. 

Neuerdings  entfallen  auf  100  Mädchengeburten  etwa  105  Knaben- 
geburten, und  zwar  ist,  wie  ja  auch  anderwärts,  der  Uebersohufs  bei  den 
ehelichen  Kindern  etwas  gröfser  als  bei  den  unehelichen,  innerhalb  der 
ländlichen  Beyölkerung  gröfser  als  innerhalb  der  städtischen. 

Entsprechend  der  allgemeinen  Geburtenziffer  ist  auch  die  Zahl  der 
Mehrgeburten  in  Frankreich  sehr  gering:  auf  100  Geburten  überhaupt 
kommt  deren  kaum  eine. 

Nach  der  Jahreszeit  entfällt  die  Mehrzahl  der  Geburten  auf  die  Mo- 
nate Januar,  Februar,  März  und  April.  Der  September,  welcher  in 
Deutschland  gleichfallt  zu  den  geburtenreicheren  Monaten  gehört,  tritt  in 
Frankreich  mehr  surüok. 

Bezüglich  der  Häufigkeit  der  unehelichen  Geburten  nimmt  Frank- 
reich mit  etwa  8  Proz.  unter  den  europäischen  Staaten  eine  Mittelstellung 
ein.  Indessen  hat  sioh  das  Verhältnis  im  Laufe  des  Jahrhunderts  erheb- 
lich verschlechtert;  für  den  Beginn  desselben  ergaben  sich  nur  5  Proz. 
Dafs  die  Zahl  der  unehelichen  Geburten  in  den  Städten  gröfser  ist  als 
auf  dem  Lande,  hat  Frankreich  mit  anderen  Staaten  gemein. 

Totgeborene  giebt  es  in  Frankreich  etwa  4,5  auf  100  Geborene  über- 
haupt. Die  Registrierung  ist  übrigens  hier  wie  anderwärts  eine  unzu- 
verlässige, was  auch  den  Vergleich  mit  anderen  Staaten  erschwert.  Li 
den  obigen  allgemeinen  Geburtenziffern  sollten  die  Totgeborenen  eigent- 
lich ausgeschlossen  sein,  dooh  ist  die  8cheidung  namentlich  in  den  frü- 
heren Jahrzehnten  nioht  streng  durchgeführt 

Dritte  Fol«e  Bd.  VI  (Uli).  29 


1801—1810  :  32,8 
1811—1880  :  31,6 
1821—1830  :  30,8 
1881-1840  :  29,0 
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1851—1860  :  26.3 
1861—1870  :  26,3 
1871  —  1880  :  25,4 
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b)  Die  Eheschließungen  beliefen  sich  in  den  Jahren  1881 — 
1888  auf  durchschnittlich  7,4  pro  1000  Einwohner.  Die  Heirateziffer 
Frankreich!  ist  hiernach  eine  im  Vergleich  an  anderen  Ländern  keines- 
wegs ungünstige,  was  auch  durch  Zugrundelegung  der  Zahl  der  Heirats- 
fähigen bestätigt  wird.  Dieter  Umstand,  sowie  die  Thatsache,  dafs  — 
von  einzelnen  Jahresschwankungen  abgesehen  —  die  Frequenz  während 
dieses  Jahrhunderts  annähernd  diesolbe  geblieben  ist,  lassen  erkennen, 
dafs  die  niedrige  Geburtenziffer  lediglich  in  der  Abnahme  der  ehelichen 
Fruchtbarkeit  ihren  Grund  hat. 

Das  Heiratsalter  beträgt  für  die  Junggesellen  etwas  über  28,  für  die 
Jungfrauen  24  Jahre.  Die  gröfste  Heiratswahrscheinlichkeit  liegt  beim 
männlichen  Geschlecht  zwischen  dem  25.  und  35.,  beim  weiblichen  zwi- 
schen dem  20.  und  30.  Altersjahre.  Die  Heiratswahrscheinlichkeit  ist  in 
allen  Altersklassen  bei  den  Witwern  gröfser  als  bei  den  Junggesellen, 
dagegen  im  allgemeinen  bei  den  Witwen  geringer  als  bei  den  Jung- 
frauen. Mehr  als  vier  Fünftel  aller  Eheschliefsungen  erfolgt  zwischen 
bisher  ledigen  Personen. 

Eine  ausführliche  Darstellung  der  durch  Tod  oder  Scheidung  erfolg- 
ten Ehelösungen  sowie  der  Todesursachen  bildet  den  üebergang  zu  den 

c)  8terb  efäll  en.  Auf  1000  Einwohner  entfielen  Gestorbene  im 
Durchsohnitt  der  Jahre 


Das  allmähliche  Sinken  der  allgemeinen  Sterbeziffer  ist  in  erster 
Linie  wohl  dem  Rückgang  der  Geburtenfrequenz  zuzuschreiben.  Hiermit 
hängt  auch  zusammen,  dafs  die  Sterbeziffer  Frankreichs  überhaupt  eine 
im  Vergleich  zu  anderen  Ländern  recht  günstige  ist.  Im  übrigen  sind 
die  Jahreesohwankungen  gerade  bei  den  Todesfällen  sehr  beträchtlich; 
Kriege,  Epidemien  u.  s.  w.  sind  hier  von  unmittelbarer  Wirkung. 

Fast  auf  allen  Altersstufen  ist  die  Mortalität  des  männlichen  Ge- 
schlechts der  des  weiblichen  überlegen ;  sie  ist  bei  den  Ledigen  gröfser 
als  bei  den  Verheirateten  gleichen  Alters;  am  ungünstigsten  erscheint  sie 
bei  den  Verwitweten.  Ferner  ist  die  städtische  Bevölkerung  stärker  be- 
droht als  die  ländliche.  Die  Monate  Januar  bis  April  sind  den  Greisen, 
die  Monate  August  und  September  den  Kindern  besonders  verderblich. 

Auf  Grund  der  weiteren  eingehenden  Untersuchungen  über  Sterblich- 
keit und  Lebensdauer  nach  Alter  und  Beruf  kommt  L.  au  folgenden  Er- 
gebnissen : 

Die  äufserste  Lebensdauer  früherer  Zeiten  scheint  von  der  heutigen 
nicht  sehr  verschieden  gewesen  zu  sein. 

Infolge  der  verminderten  Kindersterblichkeit  ist  die  mittlere  Lebens- 
dauer der  Gesamtbevölkerung  seit  dem  18.  Jahrhundert  in  Frankreich, 
wie  in  den  meisten  anderen  Ländern,  gestiegen;  bezüglich  Frankreichs 
gilt  dies  sowohl  für  die  Kinder  als  auch  für  die  Erwachsenen  innerhalb  der 


1801—1810:  28,8 

1811  —  1820:  25.9 

1821  —  1830:  25,0 

1881—1840:  25,0 

1841—1850:  23,3 


1851— 1860:  23,9 
1861  —  1870:  23,6 
1871  —  1880:  23,6 
1881  —  1885  :  22,3 
1886—1888:  22,» 
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Gesamtbevölkerung,  wohingegen  bei  den  „ausgewählten  Leben"  der  Unter- 
schied gegen  früher  weniger  hervortritt. 

Die  mittlere  Lebensdauer  der  Frauen  ist  derjenigen  der  Männer  über- 
legen. 

Die  Lebenswahrsoheinliohkeit  wird  auf  allen  Altersstufen  von  der 
sozialen  Stellung  stark  beeinflufst.  — 

Selbstverständlich  kann  die  vorstehende  gedrängte  Zusammenfassung 
der  Hauptdaten  über  den  Stand  und  die  Bewegung  der  Bevölkerung  keinen 
Anspruch  darauf  machen,  wesentlich  Neues  zu  bieten.  8ie  sollte  lediglich 
die  Richtung  der  ebenso  sorgfältigen  wie  ausführlichen  Einzel  Unter- 
suchungen andeuten,  welche  gerade  den  hervorragenden  Wert  der  L/uchen 
Arbeit  begründen. 

Drittes  Buch.  Zur  Charakteristik  dieses  kurzen  Abschnittes 
dürfen  wir  uns  auf  die  Bemerkung  beschränken,  dafs  die  Verbreitung  der 
Prostitution  und  der  Trunksucht,  die  Kriminalität  in  ihren  verschiedenen 
Erscheinungsformen  und  unter  Berücksichtigung  der  Alters-,  Berufs-  und 
Bildungsverhältnisse,  sowie  endlich  die  Verbreitung  des  Analphabetismus 
und  die  Fortschritte  im  Unterrichtswesen  an  der  Hand  eines  reichen 
statistischen  Materials  dargestellt  werden. 

Zum  Schlufs  betrachtet  L.  die  Frage  der  Willensfreiheit  im  Lichte 
der  Moralstatistik  und  kommt  dabei  zu  dem  u.  E.  zutreffenden  Ergebnis, 
dafs  eine  solche  Freiheit  allerdings  vorhanden  sei,  aber  nicht  in  dem 
Sinne,  dafs  der  Mensch  in  seinen  Entschliefsungen  völlig  frei  losgelöst  von 
jedem  Zwange ;  vielmehr  üben  körperliche  und  geistige  Eigentümlichkeiten, 
die  soziale  Stellung,  Erziehung  u.  a.  m.  auf  die  Entschliefsung  des  Men- 
schen einen  mehr  oder  minder  grofsen  Einflufs  aus,  ohne  dafs  dadurch 
die  Selbstverantwortlichkeit  desselben  bezüglich  seiner  Handlungen  be- 
seitigt werde. 

Viertes  Buch.  In  diesem  letzten  Teile  seines  Werkes  geht  L. 
dazu  über,  aus  den  Ergebnissen  seiner  bisherigen  statistischen  Unter- 
suchungen die  allgemeinen  Folgerungen  zu  ziehen.  Zum  Ausgangspunkt 
seiner  Betrachtungen  wählt  er  die  Malthus'sche  Lehre.  In  der  Kritik 
derselben  weist  er  namentlich  darauf  hin,  dafs  die  schroffe  Formulierung, 
welche  Malthus  seinen  Ansichten  gegeben  habe,  den  Thatsachen  nicht  ent- 
spreche, vielmehr  die  Bevöikerungsentwickelung  von  einer  ganzen  Reihe 
von  Umständen  bedingt  werde.  Danach  findet  die  Oröfse  der  Bevölke- 
rung eines  Gebietes  ihre  Grenze  1)  in  den  natürlichen  Eigenschaften  des 
Bodens  nud  des  Klimas,  2)  in  der  Menge  der  vorhandenen  Kapitalien  sowie 
in  der  industriellen  Entwicklung  und  der  Arbeitsamkeit  des  Volkes,  3) 
in  dem  Umfange  der  kommerziellen  Absatzgebiete  und  4)  in  dem  durch- 
schnittlichen individuellen  Verbrauche.  Infolge  des  letzteren  Umstandes 
kann  die  Hebung  des  allgemeinen  Volkswohlstandes  das  Wachstum  der 
Bevölkerung  vermindern ,  jedenfalls  aber  setzt  sie  zur  Ernährung  der 
gleichen  Bevölkerungszahl  das  Vorhandensein  einer  entsprechend  gröfseren 
Gütermenge  voraus. 

Anknüpfend  an  diese  Leitsätze  zeigt  L.  unter  ausführlichem  Hinweis 
auf  die  Zunahme  des  Verbrauchs  an  Nahrungsmitteln  und  Iodustriepro- 
dukten,  die  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse,  die  gesteigerte  Verkehrs- 
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entwickelung,  die  vergröfserte  Sparkraft,  die  Zunahme  des  steuerpflichtigen 
Besitzes,  die  Steigerung  des  Nominal-  und  Reallohns  u.  s.  w  ,  dafs  die 
Lebenshaltung  des  französischen  Volkes  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts 
aufserordentlich  gestiegen  ist  und  dafs  die  Erweiterung  des  Nahrungs- 
spielraumes keineswegs,  wie  man  nach  Malthus  hätte  befürchten  müssen, 
von  einer  grofsen  Steigerung,  sondern  vou  einem  Sinken  der  Volkaver- 
mehrung begleitet  gewesen  sei. 

Freilich  ist  der  Umfang  der  Verarmung- in  Frankreich  durchaus  nicht 
gering.  Indessen  kommt  L.  auf  Grund  einer  kurzen  Darstellung  der  ge- 
schichtlichen Entwickelung  der  Armenverhältnisse  und  der  Armenpflege 
doch  zu  dem  Ergebnis,  dafs  der  heutige  Umfang  der  Verarmung  minde- 
stens nicht  gröfser  ist  als  etwa  vor  hundert  Jahren,  und  jedenfalls  nicht 
als  eine  Folge  der  Entwiokelung  der  Bevölkerungsverhaltnisse  im  Laufe 
dieses  Jahrhunderts  betrachtet  werden  darf.  Von  einer  Verbesserung  der 
jetzigen  ländliohen  Armenpflege  erhofft  L.,  dafs  sie  den  Fortzug  vom 
Lande  in  die  Städte  vermindern  und  dadurch  indirekt  eine  Hebung  der 
ullgemeinen  Volksvermehrung  herbeiführen  werde. 

Dem  stetigen  Rückgang  in  dem  Wachstum  der  französischen  Bevöl- 
kerung wendet  L.  seine  besondere  Aufmerksamkeit  zu.  Die  immer  ge- 
ringer werdende  Geburten frequenz  hat  dahin  geführt,  dafs  gegenwärtig  die 
Zahl  der  Geburten  durch  die  der  Sterbefftlle  ausgeglichen  wird.  Der 
durchschnittlich  jährliohe  Geburtenüberschufs  bezw.  der  natürliche  Zu- 
wachs der  Bevölkerung  in  #/00  betrug: 

1801  — 1810:  121  800  4,»0/,»  1851  —  1860:  86  800  M  %s 

1811—18*0:  169300  5,7    „  1861  —  1870:  101  700  2,7  „ 

1881-1880:  183  300  5,8    „  1871—1880:  63  $00  1,7  „ 

1831—1840:  138  700  4.*    „  1881—1885:  93  OOO  3,4  „ 

1841—1850:  145000  4,1    „  1886—1889:  59  700  1,7  „ 

In  den  Jahren  1890  und  1891  sind  sogar,  wie  wir  hinzufügen  dürfen, 
die  Geburten  um  38446  bezw.  10  505  hinter  den  Sterbefällen  zurückge- 
blieben, ein  in  ruhigen  Zeiten  bis  dahin  unerhörtes  Ereignis.  Schon  früher 
hat  sich  ein  solcher  Fehlbetrag  ergeben  und  zwar  in  den  Jahren  1854 
und  65  (zus.  104  924)  und  ein  weit  gröfserer  (548  283)  in  den  Jahren 
1870  und  1871 ;  in  beiden  Fällen  war  indessen  die  Bevölkerungsbewegung 
durch  KriegsereigniBse  beeinflußt. 

Der  Rückgang  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  wird  durch  folgende  An- 
gaben über  die  auf  eine  Ehe  entfallenden  eheliohen    Geburten  veran- 


1801— 1805 
1806—1810 
1811—1815 
1816—1820 
1821-  1826 
1826-1830 


4,84  1831  —  1836:3,4«  1861  —  1865:3.07 

3,84  1836—1840:3,86  1866—1870:  3,15 

3,49  1841—1845:  3.81  1871  —  1875:2,80 

4,08  1846—1850:  3,83  1876  —  1880:  3,09 

3,84  1851—1855:  3,11  1881—1885:  3,03 

3,58  1856-1860:3,04  1886  — 188»  :  2,96 


Im  Jahre  1886  hatten  von  sämtlichen  10  425  321  Familien  2  073  205 
keine  Kinder,  2  542  611  ein  Kind,  2  265  317  zwei,  1  512054  drei,  936  853 
vier,  549  693  fünf,  318  400  seohs  und  232  188  sieben  oder  mehr  als  sieben 
Kinder.    Dabei  ist  übrigens  zu  berücksichtigen,  dafs  von  den  kinderlosen 
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Ehen  etwa  eine  halbe  Million  erst  innerhalb  des  letzten  Jahres  geschlossen 
war,  daTs  manche  Eltern  ihre  Kinder  yerloren  haben  u.  s.  w. 

Nach  einem  eingehenden  Vergleich  der  Fruchtbarkeit  der  Bevölke- 
rung Frankreichs  mit  derjenigen  anderer  Länder  und  nach  sorgfaltiger 
Erwägung  aller  der  Umstände,  welche  das  für  Frankreich  ungünstige  Er- 
gebnis etwa  herbeigeführt  haben  könnten,  gelangt  L.  zu  dem  Schlufs,  dafs 
ein  durchschlagender  Grund  nicht  zu  erkennen  sei. 

„Man  hat  die  geringe  Fruchtbarkeit  der  Bevölkerung  Frankreichs 
auf  sehr  verschiedene  Ursaohen  zurückgeführt,  auf  die  späten  Heiraten, 
und  allerdings  finden  sie  später  statt  als  in  England,  Italien  und  Ost- 
europa, indessen  früher  als  in  Norwegen;  auf  die  teueren  Wohnungs- 
mieten, obwohl  dieser  Umstand  nur  für  die  städtische,  insbesondere  grofs- 
städtische  Bevölkerung  ins  Gewicht  fällt;  auf  die  Gewohnheit  der  Eltern, 
ihre  Töchter  reichlich  auszustatten,  aber  dieser  an  sioh  richtige  Umstand 
betrifft  doch  nur  die  mittleren  Klassen ,  indem  die  wohlhabenderen  die 
Mitgift  unschwer  zusammenbringen  können,  während  Bie  für  die  ärmeren 
überhaupt  nicht  in  Frage  kommt;  auf  den  Zudrang  zur  Beamteulaufbahn, 
weloher  indessen  in  Frankreich  keineswegs  jüngeren  Datums  ist;  auf  die 
allgemeine  Verteuerung  des  Lebensunterhaltes,  auf  die  Neigung  zum 
Luxus  und  gewisse  soziale  Gewohnheiten,  welche  das  junge  Mädchen  aus 
Furcht  vor  dem  körperlichen  Verfall  und  die  jungen  Männer  aus  Scheu 
vor  den  Lasten  der  Ehe  gegenüber  ihren  Vorzügen  vom  Heiraten  ab- 
halten ;  und  was  der  Gründe  mehr  sein  mögen.  In  allen  diesen  Behaup- 
tungen liegt  etwas  Wahres,  aber  keine  von  ihnen  enthält  die  völlige 
Wahrheit.  Wir  wiederholen,  dafs  die  Sitten,  ein  zwar  unbestimmter,  aber 
doch  alle  vorstehenden  Momente  umfassender  Aufdruck,  als  ausschlag- 
gebende Ursache  angesehen  werden  müssen." 

Von  besonderen  Heilmitteln ,  wie  sie  die  ältere  Bevölkerungspolitik 
vielfach  in  Anwendung  gebraoht  hat,  versprioht  sich  L.  keinen  erheblichen 
Erfolg.  Vielleicht  werde  die  Zukunft  sogar  eine  Bevölkerungsabnahme 
bringen;  indessen  würde  alsdann  die  Einwanderung  die  Lücken  bald 
wieder  füllen  und  nach  gewisser  Zeit  dürfte  selbst  eine  Steigerung  der 
Geburtenfrequenz  wahrscheinlich  sein,  um  das  Arbeitsangebot  mit  der 
Nachfrage  wieder  in  Einklang  zu  bringen. 

Vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  aas  erscheint  dem  Verfasser  die 
geringe  Volks  Vermehrung  zwar  für  die  lebende  Generation  als  vorteilhaft, 
insofern  sie  von  einer  Steigerung  der  Lebenshaltung  begleitet  werde;  aber 
auoh  als  schädlich,  denn  es  sei  kurzsichtig,  die  Zahl  der  Konsumenten  in 
der  Gegenwart  zu  beschränken  und  dabei  der  Zukunft  eine  ungenügende 
Ansahl  von  Produzenten  zu  hinterlassen. 

Die  meisten  Bedenken  aber  lassen  die  militärischen  Rücksichten  auf- 
kommen. Denn  wenn  auch  anzunehmen  sei,  dafs  im  Auslande  mit  wach- 
sendem Wohlstande  die  Geburten-  und  vielleicht  auoh  die  Heiratsfrequenz 
abnehmen  werden,  so  könne  diese  Entwickelung  doch  erst  innerhalb  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  Platz  greifen.  Thatsächlich  besteht  also  die 
Gefahr  eines  relativen  Rückganges  der  militärischen  .Macht  Frankreichs 
und  damit  seines  Ansehens  in  Europa  überhaupt,  was  von  L.  auf  Grund 
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eines  eingehenden  Vergleiches  der  Bevölkerungsgröfse  und  der  Heeres- 
stärke der  europäischen  Staaten  nachgewiesen  wird. 

Worin  bestehen  nun  die  Aufgaben  des  Staates,  um  dieser  Gefahr 
wirksam  zu  begegnen? 

Sie  liegen  auf  dem  Gebiete  sowohl  der  äufseren  als  auch  der  inneren 
Politik.  Nach  einem  Ueberblick  über  die  Entwickelung  der  europäischen 
Politik  und  deren  Ergebnisse  während  der  letzten  Jahrzehnte  kommt  L. 
zu  dem  Schlüsse,  dafs  Frankreich  nach  aufsen  hin  „sich  sammeln"  d.  h. 
eine  vorsichtige  Zurückhaltung  beobachten  müsse.  Es  konnte  nicht  aus- 
bleiben, dafs  L.  bei  Besprechung  jener  Ereignisse  Ansohauungen  vertritt, 
welche  wir  vom  deutschen  Standpunkte  aus  als  einseitig  bezeichnen  müssen. 
Nicht  Frankreichs  Haltung,  aondern  die  deutsche  Politik  und  der  Drei- 
bund haben  nach  L.  die  wachsenden  Rüstungen  verschuldet.  Und  doch, 
räumt  er  ein,  werde  das  verstümmelte  Frankreich  niemala  vergessen  können, 
wer  ihm  seine  Wunde  geschlagen  habe.  „Wer  aber  bedroht  das  euro- 
päische Gleichgewicht  mehr,  der  Besiegte,  welcher  seine  Rüstung  wieder 
herstellt,  oder  der  Sieger,  welcher  immer  neue  Waffen  sehmiedet?"  In 
Bezug  auf  die  Handelspolitik  verlaugt  L.  Rückkehr  zu  einer  freihänd- 
lerischen Richtung,  da  die  neuere  Schutzzollperiode  dem  Lande  gesohadet 
habe.  Im  Innern  fordert  er  grofsere  Einigkeit  unter  den  republikanischen 
Parteien,  Versöhnungspolitik. 

In  dem  letzten  Hauptabschnitt  seines  Werkes  zieht  L.  die  Wanderungs- 
beweguDgen  in  den  Kreis  seiner  Betrachtungen.  Die  Binnenwanderung 
innerhalb  Frankreichs,  die  Fremdeneinwanderung  und  die  Auswanderung, 
überhaupt  der  Bevölkerungsaustausch  der  einzelnen  Kulturstaaten  werden  an 
der  Hand  reichen  statistischen  Materials  dargestellt,  wobei  namentlich 
auch  die  treibenden  Ursachen  dieser  Bewegung  in  äufsert  gesohickter  und 
anziehender  Weise  ins  Licht  gesetzt  werden.  Ebenso  lehrreich  ist  die 
Geschichte  der  kolonisatorischen  Bestrebungen  Frankreichs.  L.  erkennt 
den  hohen  Wert  des  Kolonialbesitzes  für  den  Aufsenhandel  Frankreichs 
vollauf  an,  kann  aber  auoh  andererseits  nicht  leugnen,  dafs  dieser  Belitz 
im  Falle  eines  Seekrieges  manohe  politische  Gefahren  im  Gefolge  haben 
werde.  Die  Zahl  der  im  Auslande  lebenden  Franzosen  wird  für  1886  auf 
etwa  400  000  veranschlagt;  dagegen  zählte  man  damals  innerhalb  Frank- 
reichs nioht  weniger  als  1  126  531  Ausländer,  gegen  880  831  im  Jahre  1851. 

Mit  einer  zusammenfassenden  Betrachtung  der  ökonomischen  und 
politischen  Folgen  der  Bevölkerungsvermehrung  sowie  der  gegenwärtigen 
und  zukünftigen  Stellung  seines  Vaterlandes  innerhalb  dieser  sozialen  Be- 
wegungen schliefst  L.  sein  Werk,  dessen  vielseitiger  und  gediegener  In- 
halt uns  nur  bedauern  läfst,  dafs  wir  demselben  in  der  vorstehenden  An- 
zeige nur  unvollkommen  gerecht  werden  konnten. 

Wir  Deutsche  haben  Ursache,  uns  den  Besitz  eines  ähnlichen  natio- 
nalen Werkes  zu  wünschen.  Dasselbe  müfste  nicht  allein  im  Interesse  der 
Wissenschaft,  sondern  auch  deshalb  freudig  begrüfst  werden,  weil  es  dazu 
beitragen  könnte,  das  bis  jetzt  leider  nur  sehr  geringe  Interesse  des 
weiteren  Publikums  an  den  Bevölkerungsfragen  zu  wecken  und  zu  steigern. 
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und  des  Auslandes. 

1.    Geschichte  der  Wissenschaft.    Encyklop&disches.    Lehrbücher.  Spezielle 

theoretische  Untersuchungen 

Fellner,  Friedrich,  Die  Schätzung  des  nationalen  Vermögens. 
(A  nemzeti  vagyonossag  becslese,  Budapest  1893.) 

Die  hier  genannte,  in  ungarischer  Sprache  erschienene  Sohrift  giebt 
eine  systematische  Uebersicht  über  die  verschiedenartigen  Schätzungs ver- 
suche, die  in  den  einzelnen  Ländern  unternommen  worden  sind.  8ie 
bespricht  die  Arbeiten  von  Rümelin  (186S)  und  Schall  (1884  Württem- 
berg), Giffen  (1878  England),  Foville  (1883  Frankreich),  Bodio  (1890 
Italien)  und  kritisiert  auch  die  amtlichen  Schätzungen,  welche  in  den 
Vereinigten  Staaten  schon  öfters  unternommen  wurden.  Dann  stellt  sie 
diesen  Untersuchungen  andere  gegenüber,  welche  der  zahlenmäfsigen 
Fixierung  des  Nationalvermögens  aus  dem  Wege  gehen  und  aus  syste- 
matischen Erscheinungen  auf  den  durchschnittlichen  Wohlstand  und  die 
Verteilung  des  Vermögens  zu  schliefsen  suohen.  Fellner  behandelt  die 
in  dieser  Richtung  vorhandene  überwiegend  deutsohe  wissenschaftliche 
Litteratur  und  schliefst  seinen  ersten  Teil  mit  einer  kritischen  Betrach- 
tung, in  weloher  er  der  letzteren  Methode  den  Vorrang  erteilt.  Einer- 
seits sei  der  Beichtum  einer  Nation  nicht  mit  dem  allgemeinen  Wohl- 
stand gleichbedeutend ;  andererseits  sei  das  Nationalvermögen,  dessen  Begriff 
übrigens  zu  den  umstrittensten  der  ganzen  Nationalökonomie  gehöre,  mit- 
tels der  gegenwärtig  zu  unserer  Verfügung  stehenden  statistischen  Daten 
nicht  zutreffend  zu  schätzen.  Zur.  Rechtfertigung  dieser  Behauptung  ver- 
sucht er  die  Immobilien  Ungarns  auf  zwei  verschiedenen  W  egen  zu 
schätzen. 


Der  Wert  des  Bodens  wurde  durch  die  4  °/0ige  Kapitalisierung  des  durch 
den  Grundsteuerkataster  ausgewiesenen  Reinertrags  (245  729  842  Ii.)  er- 
reicht —  Die  Bergwerke  (ausgenommen  die  amtlich  auf  183  564  912  fl. 
geschätzten  Salzbergwerke)  hatten  in  den  Jahren  1872 — 88  im  Durch- 
schnitteinen Bruttoertrag  von  20  894  636  fl.  entworfen,  dessen  40  °/0  Nettoer- 
trag (8  357  854,40  fl.),  mit  4  °/0  gerechnet,  die  Wertsumme  von  208  946  360  fl. 


1.  Boden 
Bergwerke 
Gebäude 


6  143  246  057  fl. 

392  511  272  „ 
I  077  540  486  ., 


7613  297815  fl. 
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ergiebt  —  Die  HausBteuer  betrug  in  Budapest  (1890)  28  985  890  fl.,  was 
auf  den  Wert  von  338  799  830  fl.  der  Budapester  Gebäude  schliefsen 
läfst.  Diese  Summe  wurde  mit  der  Zahl,  die  das  Verhältnis  der  Haus- 
Bteuer des  ganzen  Landes  zu  dem  der  Hauptstadt  ergab,  vervielfacht.  — 
Bei  diesen  Schätzungen  fehlen  die  Eisenbahnen,  Kanäle,  Chausseen  etc., 
trotzdem  ihr  gröfster  Teil  amtlich  geschätzt  ist.  (8iehe  die  amtlichen 
Staats«  chlufsrechnungen.) 

II.  Die  zweite  Art  der  Schätzungen  erfolgt  in  der  Weise,  dafs  der 
Wert  der  jährlich  in  Besitzwechsel  gekommenen  Immobilien  (335  500  000  fl.) 
mit  der  Anzahl  der  Jahre  (25)  multipliziert  wird,  in  welchen  durchschnitt- 
lich jedes  Gut  einem  Besitz  Wechsel  unterliegt.  Das  Resultat  ist  der  Wert 
der  Immobilien  8  382  500  000  fl.  Die  beiden  Schätzungsresultate  ergaben 
einen  Unterschied  von  fast  einer  Milliarde,  ein  Beweis  der  Unbrauchbar- 
keit  der  statistischen  Daten  zu  ähnlichen  Untersuchungen.  —  Von  dem 
mobilen  Vermögen  sind  mitgeteilt: 

Vermögen  der  Geldinstitute  I  030  525  034  fl. 

Viehstand  688  1 24  829  „ 

Materialien  im  Staatseigentum  115658928  „ 

Grundkapital  der  Eisenbahnen  87981680a  „ 

Von  den  übrigen  Werten  stehen  keine  Daten  zur  Verfügung,  nur  zur 
Charakteristik  ihrer  Gröfse  wurde  der  Bücherstand  gesohätzt  und  ergab 
die  Summe  von  22,7  Millionen  Gulden. 

Der  gröfste  Mangel  des  mit  vieler  Sachkenntnis  Terfafsten  Werkes 
ist  der,  dafs  die  zahlenmäfsige  Schätzung  des  nationalen  Vermögens  gänz- 
lich in  den  Hintergrund  gestellt  wurde  mit  der  Begründung,  dafs  bei 
dem  jetzigen  Stande  der  Statiutik  die  Forschung  von  groben  Irrtümern 
und  Willkürlichkeiten  nicht  freigehalten  werden  könne.  Die  Pflicht  der 
Wissenschaft  ist  aber  die  Entwiokelung  der  Statistik  in  dieser  Rich- 
tung hin  und  nicht  das  F  allen  lassen  der  Frage,  denn  es  gilt  hierauch 
der  altbewährte  Satz:  „Ex  errore  oritur  veritas". 

Budapest  Oscar  Weltner. 

t.  Schulaa-Gaevernits,  O.,  Thomas  Carlyla's  Welt-  und  Geeellschaftsanscbaa- 
ung.    Dresden,  L.  Ehlermaun,  1898.    8.    VII— 184  SS.    M.  2.—. 

Staatslezikon  herausgegeben  im  Auftrage  der  Görres- Gesellschaft  aar  Pflege  der 
Wissenschaft  im  katholischen  Deutschland  durch  Ad.  Bruder  (Kustos  der  k.  k.  Univer- 
sitätsbibliothek Innsbruck),  Heft  23.  Freiburg  i/Br ,  Herder,  1893.  gr.  8.  (Bd.  III, 
Bogen  10/14.)  M.  1,30.  (Enthält  an  wichtigeren  Artikeln:  Hörigkeit.  —  Hofrecht. 
Jagd-  und  Fischerei  recht.  —  Japan.  —  Jesuiten.  —  Kirchliche  Immunität.  —  Inqui- 
sition. — ) 

Unger,  J.  (Reichsger.- Präs.),  Handeln  auf  eigene  Gefahr.  Ein  Beitrag  zur  Lehre 
vom  Schadenersatz.    2.  Aufl.    Jena,  G.  Fischer,  1893.    gr.  8.    VI— ISO  SS.    M.  2,30. 

Engels,  F.,  L'origine  de  la  famille,  de  la  proprietö  privee  et  de  l'Etat  (pour  faire 
suite  aux  travaux  de  Lewis  H.  Morgan.)  Traduction  francaise  par  H.  Rare.  Paris,  Carrl, 
1893.    in- 18  jesus.    XX XI 11- -296  pag. 

Loria,  A.,  Les  bases  economiques  de  la  Constitution  sociale.  2«  Edition.  Traduit 
de  l'italien  sur  le  manuscrit  original  par  A  Bouchard.  Paris,  F.  Aiean,  1893  8. 
fr.  7,60. 

Ashley,  W.  J.  (Prof.  of  economic  history  in  Harvard  Univeraity),  An  introduction 
to  English  economic  history  and  theory.  Part  II:  The  end  of  the  middle  ages.  2»* 
edition.  London,  Longmans,  Green  &  C°,  1893.  8.  XI— 501  pp.,  cloth.  10/  6.  (Con- 
tents: Book  II.  From  the  XlVOt  to  the  XVIta  Century:  The  supremacy  of  the  towna. — 


Digitized  by  Google 


Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes.  457 


The  craft*.  —  The  woollen  industry.  -  -  The  agrarian  revolution ,  wlth  map:  The  endo« 
sures  of  the  Tudor  period.  —  The  relief  of  the  poor.  —  The  canonist  doctrine.  — ) 

Crotier,  J.  B.,  Civilization  and  progres*.  3rd  edition,  revised  and  enlargcd.  Lon- 
don, Longmans,  Green  &  Cü,  1892.  gr.  in-8.  XXI— 464  pag.,  cloth.  U/.— .  (Contents: 
Part  I.  A  new  organon  :  History,  descriptive  and  philosophical.  Metapbysics,  Psycho- 
logy,  Cardinal  Newman.  The  new  organon.  Snpernaturalism  versus  science.  —  Part  II. 
The  gaol:  How  is  civilization  possible?  The  eud  of  civilisation.  The  politics  of  Comte. 
Politics  of  Carlyle.  —  Part  III.  The  religion  of  hamanity  :  The  law  of  wills  and  caases. 
First  principles.  A  confasion  of  plane».  —  Part  IV.  Religion:  Preliminary.  The  law 
of  reflexion.  The  law  of  the  balances.  Mental  effects.  Practical  resnlta.  —  Part  V. 
Government:  Aristocraoy,  preliminary;  moral  et  social  effects.  —  Democracy,  political 
tllusions;  political  dangers  ;  the  demagogue  ;  the  march  of  concentration  ;  morality;  seciety. 
—  Part  VI.  Theory  of  progress :  Historical.  The  Controlling  factor.  The  equalisation 
ot"  conditions.  Statics.  Dynamics.  — ) 

Biblioteka  social*  ich  nauk.  VydÄva  a  pofäda  vydavatelstvo  Casopisu  ceskeho 
studentstva.  I.  v  Praxe  1892.  8.  (Sozialpolitische  Bibliothek,  herausgegeben  von  der 
Redaktion  des  Journals  der  tschechischen  Studentenschaft.)    Prag,  1892.   8.   Heft  1. 

XoxpjiKun  !, ,  IL,  0  npoucxoacjeHiu  «teJOB*Ka  Ch  HCHXOÄorHiecieoH  mn  apim/t 
h  KpHTUKa  3BOJUOaioHBOU  Mopa-ut  CneHcepa.  BüTKa  (P.  Chochrjakow,  Ueber  die  Abstam- 
mung des  Menacheu  vom  psychologischen  Standpunkt  und  Kritik  der  Evolutionsmoral 
von  Spencer.    Wiatka  1893.) 

Asturaro.A,  La  sociologia  e  le  sciense  sociali :  prelezione  al  corso  di  socio- 
logia  dal  1892/93  nell'  universitk  di  Genova.  Chiavari,  tip.  Eaposito,  1898.  8.  80  pp. 
J.  1,50. 

Galletti  di  S.  Cataldo,  B.,  L'aristocrasia  e  la  civllta.  Palermo,  tip.  Blzaar- 
rilli,  1892.    8.    30  pp. 

Grasiani,  Aug.,  Dl  alcuui  errori  dominanti  nella  scienza  econoinica.  Torino, 
fratelli  Bocca  edit,  1893.    8.    5  pp.    (Estr.  dagli  Studi  senesi,  vol.  IX,  fasc.  4.) 

Ted  es  chi,  E.  E.,  Studi.  Verona- Padova ,  fratelli  Drucker,  1893.  8.  198  pp. 
(Coatiene:  Deila  proprietk.  —  La  controversia  aria.  —  Antfchitk  arie  sociologiche : 
Sguardo  generale  sulla  proprietk  degli  Ari  d'Asia.  I  Germani.  I  Celti.  Gli  Slavi.  La  proprietk 
greca  arcaica.  II  comunismo.  La  proprietk  in  Atene  6no  alla  costitnaione  di  Cllstene. 
Roma  primitiva.  —  etc.  —) 

2.  Oeschichto  und  Darstellung  der  wirtsohaftlichen  Kultur. 

Preivogel,  L,  Die  Landschaft  Basel  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts. 
1.,  einleitender  Teil.    Basel,  R.  Reich,  1893.  8. 

Märkel,  G.,  Döbeln  und  Umgebung.  Natur-  und  Kulturbild  einer  sächsische» 
Hittelstadt.    Döbeln,  C.  Schmidt,  1893.    8.    IV— 94  SS.    M.  1.—. 

Middendorf,  E.  W.,  Peru.  Beobachtungen  und  Studien  aber  das  Land  und 
seine  Bewohner  während  eines  25-jährigen  Aufenthalts.  Band  I :  Lima.  Berlin,  R  Oppen- 
heim, 1893.  Roy.-8.  XXXII—  638  SS.  mit  21  Textbildern  und  82  Tafeln.  M.  16 — • 
(Inhalt:  Geschichtliches.  —  Das  heutige  Lima.  —  Die  Bevölkerung.  —  Kirchen,  Klöster 
und  Kultus.  —  Gebäude  des  Staates  für  Regierung,  Landesvertretung  und  Militärawecke. 
—  Gerichte,  Gesetze  und  Rechtspflege.  —  Die  öffentlichen  Unterricbtsanstalten.  —  Der 
nationale  Wohlthätigkeitsverein  und  die  unter  seiner  Verwaltung  stehenden  Häuser  und 
Anstalten.  —  Anstalten  des  öffentlichen  Verkehrs.  —  Gebäude  und  Anstalten  unter  städti- 
scher Verwaltung:  Rathaus.  Markthallen.  Schlachthaus.  Wasserleitung.  Löschanstalten. 
Oeffentliche  Beleuchtung.  —  etc.) 

Rätsel,  Fr.,  (Prof.),  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Band  II.  2.  Aufl. 
München,  R.  Oldenbourg,  1898.  gr.  8.  XVI— 768  SS.  mit  1  Kulturkarte  u.  16  Kärtchen 
und  Plänen  im  Text.  M.  15 —  (Inhalt:  Politische  Geographie  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  natürlichen  Bedingungen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse.) 

Schäfer,  Fr,  Wirtschafts-  und  Finanzgeschichte  der  Reichsstadt  Ueberlingen  am 
Bodensee  in  den  Jahren  1550 — 1628,  nebst  einem  einleitenden  Abrifs  der  Ueberliuger 
Verfaasungsgeschicbte.  Breslau,  W.  Koebner,  1893.  gr.  8.  XII— 196  SS.  M.  7.—. 
(A.  n.  d.  T. :  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  herausgegeben 
von  (Prof.)  O.  Gierke,  Heft  44.) 

Schiller-Tiets,  Heer  und  Nationalkraft.  Volkswirtschaftlich-nationalökonomische 
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Untersuchungen  in  Beziehung  auf  die  zweijährige  Dienstzeit.  Düsseldorf,  H.  Kufilticb, 
189«.  8.  28  SS.  M.  0,80.  (A.  u.  d.  T. :  Sammlui.g  militar  wissenschaftlicher  Vortrage 
und  Aufsitze  in  zwanglosen  Heften.  II.) 


Cbatrieux,  E.,  Etudes  algeriennes.  Contribution  a  l'enquete  senatoriale  de  1898. 
Paris,  Challamel,  1893.    in-18  jeaus.    XII— 361  pag. 

Crepon,  E.  (payer  particalier  de  la  tresorerie  du  Tonkin),  Neuf  ans  en  Algerie, 
Tunisie  et  Tonkin.    Paris,  Gaulon,  1893.    16.    XII— 188  pag.    fr  3  — . 

Iiis  toi  re  generale  de  Paris.  Collection  de  documents.  publice  sous  les  aosplees 
de  iV.lilitc  parisienne:  Les  metiers  et  corporations  de  la  ville  de  Paris.  Vol.  II:  XIV« 
—XVIII«  slecle,  par  Rene  de  Lespinasse.  Paris,  imprim.  nationale,  1898.  Folio.  VIII 
— 773  pag  fr.  32.  —  (Sommaire:  Orfevrerie.  Sculpture  Mercerie.  Ouvriers  en  metanx. 
B&timent  et  ameubiement) 

Lemoine,  V.,  Les  richeases  du  sol  de  la  Champagne,  allocution  prononcee  au  banquet 
de  la  Societe  amicale  de  la  Marne  du  3  mai  1893.  Paris,  impr.  May  &  Motteroi,  1893. 
8.    ö  pag. 

Levasseur,  Les  prix  Apercu  de  1'hUtoire  ecooomique  de  la  valear  et  du  revenu 
de  la  terra  en  France     Paris,  1893     8.    148  pag. 

Bentley,  A.  F.,  Tbe  coodition  of  the  western  farmer.  as  illustrated  by  the  econo- 
mic history  of  a  Nebraska  township.  Baltimore,  1893.  8.  95  pp.  (Jobns  Hopkins 
Univ.,  11">  series,  nos   7/8.)  #1—. 

Juglar,  Clement,  A  brief  history  of  panics  and  their  periodical  occureuce  in 
the  Uoited  States.  Englished  and  edit.  with  an  introduetory  essay  setting  forth  the  indi- 
cations  of  approaching  panic  by  De  Courry  W.  Thom.  New  York,  Putnam,  1893.  12- 
$  1. — .    (Questions  of  the  day  series,  N°  76.) 

Smith,  C.  W  ,  Commercial  gambling :  the  principal  cause»  of  depression  in  agri- 
cnlture  and  trade.  Written  after  thirty-one  years  in  the  commercial  world.  London, 
Low,  1893     crown-8.    168  pp.  3  .6 

Wholesale  prices,  wagee,  and  transportation.  Report  by  Mr.  Aldrich,  from  the 
Commlttee  on  finance,  March  3,  1893.  4  parU.  Washington,  Government  Printing  Office, 
1893.  gr.  iu-8.  11—658,  1903  pp.,  cloth.  (Contents:  Introduetory  report  of  Commlttee: 
Views  of  majority  on  whole»ale  prices  and  wages.  Views  of  majority  on  tran»porution. 
Views  of  miuority.  —  Report  of  the  stathttician  (Prof.  Roland  P.  Falkner).  —  Reports 
of  C.  D.  Wright  (Commissioner  of  labor),  J.  R.  Dodge  (statisticlan ,  Agricaltural  Depart- 
ment), W.  T.  Harris  (Commissioner  of  education),  S.  N.  D.  North,  Mauger  &  Avery,  Jo». 
Reece,  jr.,  E.  8Unwood,  H.  Bower,  C.  C.  Mc  Cain.  —  Prices  of  miscellaneous  article». 

—  Exhibits  (vol.  II— IV)  —  Contents  of  the  report  of  the  »tatistician  (vol.  1,  pag.  27 

—  336):  Wholesale  prices  of  commodities  for  68  years.  —  Wholesale  prices  of  farm 
producta  for  62  years.  —  Rates  of  wages  for  58  years.  —  Rates  of  wages  for  52  years 
in  the  coal,  irou,  glass,  and  pottery  Industries.  —  Teachers'  salaries  for  52  year».  — 
Prices  in  October  1891  and  Oct.  1892.  Wages  iu  July  1891  and  Oct.  1892.  —  Foreign 
prices  and  wages :  Sauerbeck's  prices.  Palgrave's  calculations.  Calculations  of  Soetbeer, 
Kral,  (Prof.)  Conrad.  Prices  in  England,  Prossia,  Germany,  Austria,  France,  Italy,  and 
other  countries.  —) 

jHopoJKHi.i  n  MMtTKH  ti.i  iivTitiio  MoHrojrix  bt.  1847  h  1859  rr  arxmuuupHTa 
Hxumaxti  etc.  (Bemerkungen  des  Archimandriten  Palladii  auf  einer  Reise  durch  Mongolien 
in  den  Jahren  1847  and  1869  mit  Einleitung  von  E.  V.  Bretschneider  nnd  erläuternden 
Zusätzen  von  A.  M.  Poxdneev).  St.  Petersburg,  kais.  Akademie  der  Wissenschaften,  1892.  8. 

Froehlicb,  R.,  La  crisi  cotonifera  nel  Lancaahire:  rapporto.  Roma,  tip.  del 
Ministero  degli  affari  esterl,  1893     8.    30  pp. 

Sabbat  in  1,  L.,  Notizie  solle  condizioni  iodustriali  della  provincia  di  Milano. 
Milano,  tip.  Bellini,  1898.  8.  XX— 472  pp.  1.  6—.  (Pubblicazione  del  Ministero  di 
agricoltara,  Industrie  e  commercio,  direzione  generale  della  sUtistica.) 

Sans  y  Esc  artin,  El  estado  y  la  reforma  social.  Madrid,  1898.  8.  298  pag. 
(Soziale  und  wirtschaftliche  Zustande  in  Spanien  vom  Standpunkte  halb  des  katholischen, 
halb  des  Staatssozialismus  betrachtet.) 

S.    Bevölkerungslehre  and  Bevölkerungspolitik.    Auswanderung  und  Koloniaation. 

T  o  1 1  i  n ,  H.,  Geschichte  der  französischen  Kolonie  von  Magdeburg.  Jublliumsschrift. 
Band  HI,  Abteilung  1,  B.  Magdeburg,  Fabersche  Buchhandlung,  1898.  gr.  8.  X— 896  SS. 

M.  12,75. 
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Wolf  f.  H,  Die  Verbreitung  der  Bevölkerung  im  Harz.  Halle  a/8.,  Druck  Ton 
Wischau  k  Wettengel,  1893.  8.  86  SS.  mit  1  kartographischen  Darstellung  der  Volks- 
dichteverhältnisse  Im  Harz  (Mafsstab  1:200  000).  Doktordissertation.) 

Schöne,  L.,  (laureat  de  l'Institut,  prix  Rossi),  Hlatoire  de  la  population  francalse. 
Avec  une  preTace  par  £.  Levasseur.  Pari»,  Rousseau,  1893.  in- 1 8  jesus.  VII — 428  pag. 
fr.  5. — .  (Table  des  chapitres:  I«  partie.  Queations  hUtoriques:  Population.  Uistoire 
du  mot.  —  Le  peuple  d'Israel.  —  Les  peuples  helleniques.  —  Le  peuple  romain  — 
L«  christianisme  et  la  populatiou  aocienne.  —  La  France  au  moyen  ige;  sa  population 
au  XIV«  siede.  —  Depopulation  pendant  la  guerre  de  Cent  ans.  —  Les  guerres  de  rdi- 
gion.  —  Le  XVII  siede ;  Colbert;  ses  mesures  aux  colonies.  —  La  fin  du  regne  de 
Louis  XIV,  Emigration,  misere,  depopulation.  —  La  Lorraine  sous  le  duc  Leopold.  — 
Projets  et  reformes  sous  la  Revolution.  —  II  me  partie.  Causes  des  mouvements  de  popu- 
lation.    Encouragements  et  obatacles  au  manage  et  a  la  propagation :  Colbert  et  l'opinion. 

—  Montesquieu  et  son  temps.  —  Le  sentimentalisme     Les  Partisans  de  mesures  violentes. 

—  Les  economistes  et  la  question  des  subsistancas  avant  Halthus.  Condorcet.  Malthus, 
ses  precurseurs,  son  temps.  —  Le  malthusianisme  ou  pessimisme.  —  Les  necessites  poli- 
tiques  en  France  depuia  1866.  —  De  quelques  causes  majeures  des  mouvements  de  popu- 
lation :  Du  mariage  et  de  Tage  requis  pour  le  contracter.  Encouragemente  et  restric- 
tions  au  mariage.  Fecondite*  et  natalite*  ;  obstacles  et  enconragemente.  Longevite  et  morta- 
lite.  —  8ubaiatances.  —  etc.) 

Tripi-Romano,  E.  (avvoc),  Crestomazia  critica  della  legge  30  dicembre  1888 
Bulla  einigrasione  e  del  suo  potere  esecutivo.  Napoli,  tip.  dei  fratelli.  Tornesc,  1893. 
8.    41  pp. 

Volpelandi,  O.  B.,  L'emigraxione ;  sue  cause,  suoi  bisogni,  provvedimenti :  rela- 
sione.    Piacenza,  tip.  Marchesotti  &  L.  Porta,  1898.    8.    19  pp. 

Colonia  Rio  Negro  fundada  en  1889  por  la  Sociedad  de  colonisadön  y  fomento 
del  Uruguay.    Montevideo,  imprento  uacional,  1892.  8 

4.    Bergbau,  Land-  und  ForitwirUchaft  Fischereiweaa*. 

Abraham,  F.,  Aufrichtige  Geschichte  der  Ooldminen  des  Witwatersrands  (Süd- 
svfrikanische  Republik).  Vortrag.  Berlin,  A.  Haustitann,  1898.  gr.  8.  51  SS.  mit 
1  Tabelle.    M.  8  — . 

Beschreibung  der  Bergreviere  Wiesbaden  und  Dies.  Herausgegeben  mit  Ge- 
nehmigung des  Herrn  Ministers  flir  Handel  und  Gewerbe  von  dem  kgl.  Oberbergamte  su 
Bonn.  Bonn,  Ad.  Marcus,  1893.  gr.  8.  IV — 264  SS.  mit  (Jebersichtskarte  des  Vor- 
kommens der  nutsbaren  Minerallagerstätten  in  den  Bergrevieren  Wiesbaden  und  Dies, 
5  Blätter  mit  Skizzen  der  interessanteren  Minerallagerstätten  und  11  Gangbildern  von  den 
Eingingen  der  Gruben  Merkur  und  Ems,  Friedrichssegen ,  Holsappel  und  Leopoldine- 
Luise. 

Beschreibung  der  Fischerei  in  der  Oberpfals.  Herausgegeben  von  dem  ober- 
pfälzischen  Kreisfiscberei vereine  in  Regensburg.  Regensburg,  Pustet,  1898.  gr.  8. 
VIII— 140  SS.  mit  1  Uebersichtskarte  Uber  das  Wassergebiet  der  Oberpfals  und  48  Ab- 
bildungen.   M.  1.20. 

v.  Bibra  (Frh.,  MlnistR.),  Die  Haltung  und  Verwendung  der  Zuchtstiere  in  Elsafs- 
Lotbringen.  Zusammenstellung  und  Erläuterung  der  betreffenden  Gesetze,  Verordnungen 
und  Bekanntmachungen  etc.,  nebst  einem  Ueberblick  Uber  den  Stand  der  Rindviehsucht 
in  Elsafs-Lotkringen.  Strasburg  i  E.,  Trübner,  1893.  12.  V— 60  SS.  M.  1.  (Im  Auf- 
trage des  Ministeriums,  Abteilung  für  Finanzen,  Landwirtschaft  u.  Domänen  herausgegeben.) 

Br  Ummer  (Prof.,  Jena),  Ratschläge  für  Landwirte  in  futterarmen  Jahren.  Er- 
fahrungen und  Versuche  Uber  Futterbau  und  Tierfütterung.  Jena,  Druck  von  Neuenhabn, 
1898.    8.    47  88.    M.  1.—. 

Dann  er,  H.  und  V.  M.  v.  Milborn,  Der  jüngste  Entwurf  eines  Landesfischerei- 
gesetzes für  das  Erlherzogtum  Oesterreich  ob  der  Enns.  Beleuchtet  und  besprochen. 
Gmunden,  E.  Mänhardt,  1893,    gr.  8.    73  SS.    M  1—. 

Jahrbuch  der  Staats-  und  Fond  »guter  Verwaltung  Redigiert  von  (MinistR.) 
L.  Dimitz.  Jahrg.  1 :  1898.  Wien,  W.  Friek,  1893.  Lex.-8.  XII— 356  88.  mit  Ab- 
bildungen im  Text,  6  Schematafeln  und  3  Spesialkarten.  M.  10.—.  (Veröffentlichung  des 
k.  k.  Ackerbauministeriums.) 

Jahresbericht  des  oberschlesiscfaen  Knappschaftsvereins  für  das  Jahr  1892. 
Kattowitx,  Druck  von  Gebr.  Böhm,  1898.    4.    54  8S. 
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Jahresbericht  des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamts- 
besirk  Dortmund  für  das  Jahr  189«.  Esben ,  Druck  von  6.  D.  Baedeker,  1893.  4. 
84  SS. 

Kissling,  R. ,  Der  Tabak  im  Lichte  der  neuesten  naturwissenschaftlichen  For- 
schungen. Kursgefafstes  Handbuch  der  Tabakkunde  für  Tabakbauer,  -Handler  und 
•Fabrikanten  etc.    Berlin,  Parey,  189S.    gr.8.    VII— 278  SS.  mit  86  Abbildungen,  geb. 

m.  e.— . 

▼.  Maltian,  M.  (Frh.),  Welche  Mittel  sind  anauwenden,  am  der  Magermilch  bessere 
Verwertung  und  als  Volksnahrungsmittel  weiteren  Absatt  tu  verschaffen?  Im  Auftrage 
des  Hauptdirektoriums  des  landwirtschaftlichen  ProvinaiaJ  Vereins  für  die  Mark  Brandenburg 
und  die  Niederlausits  beantwortet.  Berlin,  Trowitxsch  k  Sohn,  1898.  8.  54  SS.  M.  0,80. 

Kuiitz  l  er,  H  ,  Der  gewerbemlfsige  Gemüsebau  oder  doppelt  und  dreifache  Ernten 
und  Erträge  des  Bodens  mit  Gemüse-,  Kartoffel-,  Spargelbau  und  Ühampignonzncht  in 
mitteleuropäischen  Alpen-  und  Gebirgsländern.  Aarau,  Sauerlinder  &  C°,  1893.  gr.  8. 
VIII— SSO  SS.    M.  3,20. 

Schematismus,  neuester,  der  Herrschaften,  Güter  und  Zuckerfabriken  in  Mahren 
und  Schlesien  ,  sowie  der  auf  den  Gütern  bestehenden  Brauereien ,  Brennereien  und 
sonstigen  Industrien,  deren  Besitzer,  Pachter  etc.  VII.  Ausgabe.  Brünn,  Karafiat  &  Sohn, 
1893.    8.    416  SS.    M.  8,60. 

Viehseuchenübereinkommen,  das,  «wischen  dem  Deutschen  Reich  and 
Oesterreich-Ungarn  vom  6.  Deiember  1891.  Mit  einer  farbigen  üebersichukarte  von 
Oesterreich-Ungarn.    Berlin,  Parey,  1898.    8.    29  88.    M.  1,50. 


Bresque,  E.  (conducteur  des  ponts  et  chaussees),  Projet  de  credit  agricole  demo> 
cratlque.    Montauban,  imprim   Gnillau,  1893.    8.    20  pag. 

Durand,  L. ,  Un  devoir  social.  Le  credit  agricole  et  les  caisses  rurales.  Paris, 
imprim.  de  807s  &  Als,  1893  8.  30  pag.  (Extrait  du  „Conrespondant"  du  10  juiu 
189S.) 

Kropotkine,  P. ,  L* agriculture.  Paris,  au  bureau  de  la  „Revolte",  1893.  16. 
32  pag.    fr.  0,10. 

Laiterie  (la),  la  culture,  l'elevage  du  betail  et  les  mines  dans  le  grand  ouest  du 
Canada.    (Montreal)  1892.  8. 

Ednie-Brown,  J. ,  Annual  progress  report  of  State  forest  administration  in  New 
South  Wales,  for  the  year  1891.    Sydney,  C.  Potter,  1892.    gr.  in-4. 

Boefi  k ob  a,  A.  H.,  Metcopo j 0 m m ec k i a  c&ncR0X03j^cs«HHMfl  HaojnoaeHi*  n 
Pocciu.  (Meteorologischs  Beobachtungen  in  den  Jahren  1888/1891  mit  besonderer  Bexug- 
nahme  auf  die  russische  Landwirtschaft,  von  A.  J.  Voetkov.)  2  Bände.  St.  Petersburg, 
Buchdruckerei  der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften,  1892/98.  8. 

Mines  and  mining  men  of  Colorado.  Historical ,  deseriptive  and  pictorial.  In 
account  of  the  principal  producing  mines  of  gold  and  silver,  the  Bonanxa  kings  and 
successful  prospectors,  the  picturesque  camps  and  thriving  cities  of  the  Rocky  Mountain 
region.  Danver  (Colorado),  J.  G.  Canfield,  1893.  obl.-folio.  118  pp.  with  numerons 
woodcuu.    6/. — . 

Newhall,  C.  S.,  The  shrubs  of  northeastern  America.  (Canada,  the  U.  8tates  east 
of  the  Mississippi  River  and  north  of  the  latitude  of  southern  Pennsylvania.)  New  York, 
Putnam's  Sons,  1893.  8.  249  pp.,  cloth.  $  2, CO.  (Witb  description  of  the  introduced 
and  naturalized  Speeles.) 

Twenty  two  years'  work  of  the  Hampton  Normal  and  Agricultural  Institute  at 
Hampton,  Virginia.  Hampton,  Normal  School  Press,  1898.  8.  6,  520,  8  pp.  with  maps  and 
illostrations,  cloth.    $  1,50. 

Focardi,  O. ,  La  produxione ,  i  pressi  ed  il  commercio  dei  vini  in  Italia  nel 
quinquennio  1888—1892:  note  ed  appunti  di  statistica  enologica.  Roma,  tip  dl  G.  Bertaro, 
1898.    8.    40  pp.  con  tavola. 

Ott a vi,  O.,  Viticoltura  teorico-pratiea.  2«»»  edisione.  Casale,  tip.  di  C.  Cassone, 
1893.    8.    VIII— 1178  pp.  c.  fig.  e  nove  tavole.    1.  12,50. 

S.    Gewerbe  und  Industrie. 

Böttger,  M..  Das  Programm  der  Handwerker.  Eine  gewerbepolitische  Studie. 
Braunschweig,  A.  Limbach,  1893.  gr.  8.  XII— 288  SS.  M.  2.—.  (Inhalt:  I.  Das 
Handwerk  und  seine  Verfassung:   Wer  repräsentiert  das  gegenwärtige  Handwerk?  Die 


Digitized  by  Google 


Uebersicht  Uber  die  neuesten  Publikationen  Deutschland»  und  des  Auslande..  461 

Geschieht«  des  deutschen  Handwerks.  Die  Rechtsgrundlagen  des  deutschen  Handwerks. 
—  IL  Das  Refonnprogramtn  der  Handwerker:  Die  Geschichte  der  Uandwerkerbewegnng. 
Die  Forderungen  des  Handwerks.  —  etc.) 

Gemeinschaft,  die  wirtschaftliche.  Volkswirtschaftliche  Untersuchungen,  ange- 
wandt auf  die  Verhältnisse  der  Gegenwart  von  einem  westdeutschen  industriellen  Kreise. 
Köln,  J.  G.  SchmiU,  1893.    4.    34  SS.    M.  1  — . 

Gerstenberg,  A.,  Die  neuere  Entwicklung  des  deutschen  Buchdruckgewerbes  in 
statistischer  und  sosialer  Beziehung  Jena,  G.  Fischer,  1892.  gr.  8.  X— 190  SS. 
M  3,50.  (A.  u.  «LT.:  Sammlung  nationalökonomischer  und  statistischer  Abhandlungen 
des  staatswissensebaftlichen  Seminars  su  Halle  a/S.    Band  VU,  Heft  2.) 

Hampke,  Thilo  (11.  Sekretär  de«  kgl.  Kommerskollegiums  su  Altona),  Hand- 
werker- oder  Gewerbekammern  ?  Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  gewerblichen  Organisations- 
frage.   Jena,  G.  Fischer,  1898.    gr.  8.    X— 271  88.    M.  4,30. 

Bremond,  F.  (inspecteur  departemental  du  travail  de  la  Seine),  Precis  d'bygiene 
industrielle ,  avec  des  notions  de  chimie  et  de  mecauique ,  redige  conformement  au  Pro- 
gramme de  la  loi  du  2  novembre  1892,   ä  l'usage  des  inspecteurs  et  inspectrices  du  - 
travail  dans  l'industrie.    Paris,   Bailliere  &  fils,   1898.    16.    VII— 385  pag.  avec  122 
figures.    fr.  5. — . 

Bulletin  de  la  Societe  scientifique  industrielle  de  Marseille,  20«  aunee  (1892). 
Marseille,  impr.  Barlatier  &  Barthelet,  1893.  8. 

Chauvet,  G..  Comparaison  des  Industries  primitives  de  France  et  d'Asie.  (Moscou) 

1892.  8.    (Eztrait  du  Congres  iuternat.  d'archeologie  prebistorique  et  d'anthropologie, 
11«  sassion,  Moscou  1892,  tome  I.) 

Maraini,  Em.,  Memoria  sulla  fabbricasione  dello  zucchero  indigeno  di  barba- 
bietola.  2<U  ristampa  riveduu,  con  aggiunte  e  con  gli  Ultimi  dati  sUtistici  1892/93. 
Koma,  tip.  di  G.  Bertero,  1893.    4.    126  pp.    1.  2  — . 

do  Maroussem,  M.  P.,  Ouvriere  mouleuse  en  cartonnage  d'une  fabrique  collective 
de  joutits  Parisiens  (Seine-France),  ouvrier-chef  de  mutier,  dans  le  Systeme  des  engage- 
ments  momentanes,  d'apres  les  renseignements  recueillis  sur  les  lieux ,  en  janvier  1892 
Paris,  Firmin-Didot  &  ©«,  1898.  gr.  in-8.  fr.  2.—.  (Les  ouvriers  des  deux  mondes 
li  m«  serie,  31e  fasdcule.) 

Societe  d'encouragement  de  la  bijouterie,  de  la  joaillerie  et  de  l'orfevrerie  de  Paris, 

1893.  Paris,  imprim.  Davy,  1893.    8.    42  pag. 

de  Brevans,  J.,.The  manufacture  of  liquors  and  preserves.  London,  Paul,  Trübner 
&  C»,  1893.    12.  15/.—. 

Kelly's  Directory  of  the  manufacturers  of  textile  fabrics.  4<h  edition.  London, 
Kelly,  1893.    Boy.-8.    30/. — 

Report,  Ulrd  special,  of  tbe  Commissioner  of  labor.  Prepared  und  er  the  direction 
of  C.  D.  Wright  (Commissioner  of  labor).  Washington,  Government  Printing  Office,  1898. 
8.  376  pp.,  cloth.  (Contents:  AnaJysis  and  index  of  all  reports  issued  by  Bureaus  of 
labor  statistics  in  the  ü.  States  prior  to  November  1,  1892:  California,  Colorado,  Con- 
necticut, Illinois,  Indiana,  Jowa,  Kansas,  Maine,  Maryland,  Massachusetts,  Michigan, 
Minnesota,  Missouri,  Nebraska,  New  Yersey,  New  York,  North  Carolina,  North  Dakota, 
Ohio,  Pennsylvania,  Rhode  Island,  Wisconsin.  —  United  States.  — ) 

Samuelson,  J.,  Labour-saving  machinery :  An  essay  on  the  efTect  of  mecha- 
nical  appliances  on  the  dlsplacement  of  manual  labour  in  various  industries.  London, 
Paul,  Trübner  &  C«,  1893.    crpwn-8.    104  pp.    2/  6. 

jlHxau'-B  x.  H.  II.,  Eysiara  h  ÄpoBHtäniia  öpiaacHLiH  Mejn»HHnbi  bt,  mockobckomi 
rocyxapcTBi.  (N.  P.  Likhatchev,  Das  Papier  und  die  ältesten  Papiermühlen  im  russischen 
Kaiserreich.)  St.  Petersburg,  Druckerei  der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften,  1891. 
gr.  in-8.  mit  116  Filigrantafeln. 

üypi.e,  0.  /L,  ÄyöpoBHHCKio  EBpea  -  KyciapH.  Moskau,  Druck  von  E.  Herbek, 
1890.    16.    (Die  jüdische  Industriebevölkerung  der  Dubrowna.) 

6.    Handel  und  Verkehr. 
Auswärtiger  Handel  des  deutschen  Zollgebiets  im  Jahre  1892.  Herausgegeben 
vom  kais.  statistischen  Amt.    Teil  I:  Darstellung  nach  Wareogattungen.    Berlin,  Putt- 
kammer &  Muhlbrecht,  1893.    Roy  -4.    IV— 24,  XXXIII,  58,   137,   137  SS.    M.  6.—. 
(A.  u.  d.  T.:  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Neue  Folge  Band  LXVI.) 
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Baasch,  £.,  Hamburgs  Seeschiffahrt  und  Warenhandel  vom  Ende  des  16.  bia  aar 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  Hamburg,  Gräfe  &  Sillem,  1893.  gr.  8.  126  SS.  M.  8  — 
(Ans  „Zeitschrift  des  Vereins  für  hamburgische  Geschichte".) 

Bericht  Uber  Handel  und  Industrie  von  Berlin  im  Jahre  1892,  erstattet  von  den 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin.  Berlin,  Druck  von  Ad.  Hausmann,  1893. 
Folio.  V — 299  SS.  (Inhalt:  Grundluge  der  wirtschaftlichen  Lage  im  Jahre  1892.  — 
Gesetsgebung  und  Verwaltung  auf  wirtschaftlichem  Gebiete.  —  Verkehrswesen.  —  Spesial- 
berichte  über  Berlins  Handel  und  Industrie.  —  Uebersicht  über  die  Wirksamkeit  des 
Aeltestenkollegiums  der  Berliner  Kaufmannschaft  im  Jahre  1892  ) 

Bericht  der  Handelskammer  zu  Bielefeld  für  das  Jahr  1892,  umfassend  die  Kreise 
Bielefeld  (Stadt-  und  Landkreis),  Halle,  Wiedenbrück  nnd  einen  Teil  des  Kreises  Her- 
ford.   Bielefeld,  Druck  der  „Bielefelder  Zeitung",  1898.    8.    IV— 100  u  42  SS. 

Danzigs  Handel,  Gewerbe  uud  8chiffahrt  im  Jahre  1893.  Jahresbericht  des  Vor- 
steberamtes der  Kaufmannschaft  zu  Denaig.  Danaig ,  Druck  von  E.  Groeninx ,  1893. 
Folio.  97  8S.  Als  besondere  Beilage:  Bericht  über  die  Thlllgkeit  des  Vorsteberamtes 
der  Kaufmannschaft  zu  Danaig  für  das  Jahr  Mai  1892/93  zur  Generalversammlung  am 
29.  Mai  1893     Ebd.  1893     Folio.    20  8S. 

Exportkompafs  1893.  Kommerzielles  Jahrbuch  für  die  Interessenten  des  öster- 
reichisch-ungarischen Ausfuhrhandels,  Jahrgang  VI.  Herausgegeben  von  A.  Dorn 
Wien,  A.  Dorn,  1893.    gr.  8    Lwdbd.  XVI— 616,  26,  48  u.  19  SS.    fl.  6       M.  12.—. 

Handbuch  für  Handel ,  Verkehr  und  Industrie  der  Provinz  Schleawig-Holstein- 
Lauenburg.  Kiel,  Verlag  der  „Nord-Ostsee-Zeitung",  1892/93.  Roy.-8  XII— 101,  180, 
29,  23,  XXII  SS.  nebst  Karte  von  Schleswig  -  Holstein  und  Abbildungen,  geb.  M.  3. — . 
(Inhalt:  Rückblick  auf  die  Gesamtentwickelung  von  Handel  und  Industrie.  —  Handel  und 
Verkehr.  —  Reedereibestand.  —  Das  Eisenbahnverkehrswesen.  —  Die  Kriegsmarine.  — 
Der  Nord-Ostseekana).  —  Industrie  und  Gewerbe   —  Aktiengesellschaften.  —  etc.) 

Handelsgebräuche  im  Großhandel  und  Schiffahrt»  verkehre  in  Magdeburg. 
Festgestellt  von  den  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  zu  Magdeburg.  Magdeburg,  Heinrichs- 
hofen, 1898.    gr.  8.    129  SS.    M.  2.—. 

II  i  1  s  e ,  K.,  Handbuch  der  Strafsenbahnkunde  zugleich  als  Unterlage  für  seine  Vor- 
lesungen an  der  kgl.  technischen  Hochschule  zu  Berlin.  Band  II:  StrafsenbahnpoliÜk, 
•Wirtschaftslehre  und  -Betriebslehre ,  Lieferung  3 :  Strafsenbahnbetrlebslehre.  Manchen, 
Oldenbourg,  1893.   gr.  8.    VIII,  Bd.  II  Bogen  30/41.   (SchluMiefer.vonBd.il.)  M.  5,60. 

Jahresbericht  der  Centraikommission  für  die  Rheinschiffahrt,  1892.  München, 
Druck  von  F.  Straub,  1893  4.  IV— 83  SS.  Teit  nebst  4  Tabellen  der  Wasserstande 
des  Rheins  während  des  Jahres  1892,  9  graphischen  Darstellungen  der  Wasser&tands- 
bewegungen  des  Rheins  während  des  Jahres  1892  und  25  tabellarischen  Uebersichten 
Über  Ein-,  Aus-  und  Durchgangsverkehr  an  Schiffen,  FlöTsen  und  Gütern  von  und  nach 
den  bedeutenderen  Nebenflüssen  und  Seitenkanälen  des  Rheins  sowie  von  und  nach  den 
rheinischen,  niederländischen  und  belgischen  Häfen.  —  etc  (Inhalt  des  Textes :  Verhält- 
nisse des  Fahrwassers.  —  Anstalten  und  Einrichtungen  zur  Erleichterung  und  Sicherung 
der  Schiffahrt.  —  Schlffahrts-  und  Flurspolizei.  —  Statistik  der  Schiffahrt  und 
Flöfserei.  — ) 

Jahresbericht  des  kgl.  Kommerzkollegiums  zu  Altona  für  1892.  Altona,  Druck 
von  H.  W.  Köbner  &  C»,  1893.  Folio.  IV— 56  88.  mit  Uebersichtsplan  der  neuen 
Bahnhofsanlagen  in  und  bei  Altona. 

Jahresbericht,  XLIII.,  der  Direktion  der  Lübeck-Büchener  Eisenbahngesellscbafl 
für  das  Jahr  1892.    Lübeck,  Druck  von  Gebr.  Borchers,  1893.  4. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Bochum  für  das  Jahr  1892.  Bochum, 
W.  Stumpf,  1898.    Folio     78  8S 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Bromberg  für  1892.  Bromberg,  Grttnau- 
ersche  Buchdruckerei,  1893.    Folio.    48  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Stadtkreis  Duisburg  über  das  Jahr 
1892.    Duisburg,  gedruckt  bei  J.  Ewlch,  1993.    gr.  8.    VI— 82  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Gottingen  für  das  Jahr  1892.  GSttingen, 
Druck  der  Dietrich'schen  Univ.-Buchdruckerei,  1893.  8.  V— 91  88.  mit  3  statistischen 
Anlagen  in  quer-folio. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Hildesheim  Uber  das  Jahr  1892.  Hildes- 
heim, Druck  von  Gebr.  Gerstenberg,  1893.    8     144  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  des  Kreises  Iserlohn  für  das  Jahr  1892. 
Iserlohn,  Druck:  Iserlohner  Tageblatt,  1893     8.    XXVI-14  8S. 
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Jahresberich  t  der  Handelskammer  su  Kiel  für  1892.  Jahrgang  XXI.  3  Teile. 
Kiel,  Druck  der  Kord-Ostsee-Zeitung,  1893.  gr.  8.  XXI— 159  a.  89  S8.  (Teil  I. 
Innere  Angelegenheiten  der  Kammer.  Aeursere  Wirksamkeit.  Ansichten  und  Wunsche.  — 
Teil  II.  Handel  und  Gewerbethätigkeit.  —  Teil  III.  8tatistik.  Stenographische  Auf- 
Uber  die  Verhandlungen  der  Plenarsitzung  am  86.  7.  1898.) 

Handelskamroer  au  Kolroar  i.  E.  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1892/93. 
3  Teile.  Kolmar,  Bucbdruckerei  Decker,  1893.  Roy-8.  70  BS.  (Inhalt:  Teil  I.  An- 
sichten, Wünsche,  Gutachten.  —  Teil  II.  Handel  und  Industrie.  —  Teil  III.  Statistische 
Dokumente.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Krefeld  für  1892.  Krefeld,  Druck  von 
Kramer  &  Bsum,  1893.  Fol.  VIII— 108  SS.  (Auf  8.  93  ff. :  Die  Zollsätze  auswärtiger 
Staaten  Tür  die  Erzeugnisse  der  Krefelder  Industrie  ) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Lüneburg  vom  Jabre  1892.  Lüneburg, 
Druck  der  v.  Stern'schen  Buchdruckerei,  1893.    Folio.    27  SS. 

Jahresbericht  über  den  Gang  des  Handel* ,  der  Industrie  und  der  Schiffahrt 
von  Magdeburg  im  Jahre  1892.  Magdeburg,  Faber'scbe  Buchdruckerei,  1893.  Folio.  IV — 
94  83. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Mülhausen  im  Elsafs  für  1892.  Mül- 
hausen, Druck  von  Wwe.  Bader  &  C°,  1893.  4.  LX1I1— 100  SS.  (Inhalt:  Einrich- 
tungen für  Handel  und  Industrie :  Gesetzgebung.  Versicherungswesen.  Patentwesen. 
Handelsbesiehungen  su  fremden  Staaten.  —  Verkebrsanstalien.  —  Innere  Angelegenheiten 
der  Handelskammer.  —  Statistik :  Landgericht  zu  Mülhausen :  Kammer  für  Handels- 
sachen; Handelszeichen-  und  Musterregister  (1886, 92) ;  Amtsgerichte  (Konkurse,  1886/92) ; 
Gewerbegericht  zu  Mülhausen  (1886/92).  Keichseisenbahuen :  Personenverkehr  und  sonstige 
Verhältnisse  in  dem  Handelskammerbezirk ,  Güterverkehr.  Schiffsverkehr  in  den  Hafen- 
bassina  su  Mülhausen  1882/92.  Zollamtlicher  Warenverkehr.  Uebersicht  der  wichtigsten 
Industriezweige  in  dem  Handelskammerbezirk.  Durchschnittspreise  wichtiger  Waren 
(1886/1892).  —  etc.) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Mülheim  a  d.  Ruhr  pro  1892-  Mülheim 
a/d.  K. .  Buchdruckerei  E.  Marks,  1893.    4.    57  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Osnabrück  über  das  Jahr  1892.  Osnabrück, 
Kisling's  Buchdruckerei,  1893.  8.  VIII— 234  SS.  mit  statistischer  Tabelle  in  gr.  quer-folio. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Posen  für  1892.  Posen,  Hofbuchdruckerei 
W.  Decker  &  C°,  1893.  gr.  8.  VI— 188  SS.  mit  den  Anlagen:  Statistik  der  Eisenbahn- 
güterbeförderung der  Provinz  Posen  im  Jahre  1892.  —  Veränderungen  im  Firmenregister 
in  der  Zeit  vom  1  /IV.  1892  bis  81./HX  1893.  —  etc. 

Jahresbericht  Über  den  Handel  Rigas  im  Jahre  1892.  Riga,  Müller'sche  Buch- 
druckerei, 1893  R07-8.  45  SS.  (Von  der  handelsstatistischen  Sektion  des  Börsen- 
komitees veröffentlicht) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Stralsund  für  1892.  Stralsund,  Druck 
der  kgl.  Regierungsdruckerei,  1893     gr.  8     66  SS. 

Jahresberichte  der  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Württemberg  für  das 
Jahr  1892.  Systematisch  zusammengestellt,  veröffentlicht  und  mit  einem  Anhang  ver- 
sehen von  der  kgl.  Centraistelle  für  Gewerbe  und  Handel.  Stuttgart ,  Druck  der  Hof- 
buchdruckerei au  Guttenberg,  1893.    gr.  8.    XV— 334  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Zittau  für  1892.  Zittau, 
Druck  von  R  Menzel,  1893.  gr.  8.  XU— 252  SS.  (Die  statistischen  Angaben  SS.  167  ff. 
beziehen  sich  auf:  Gewerbliche  Anlagen  und  Arbeiter;  Handels-  und  Genossenschafts- 
register, Musterregister;  Konkurse;  Prozesse  der  Kammer  für  Handelssachen  und  Gewerbe- 
gerichte ;  Verkehr  ;  Steuern  ;  Sparkassen  ;  Lebensmittelpreise ;  Löhne  etc.) 

K  o  h  1  e  r ,  J.,  Treue  und  Glauben  im  Verkehr.  Ein  Beitrag  zur  Lahre  vom  straf- 
baren Betrug.    Berlin,  Heymann,  1893.    gr.  8     55  SS.    M  1,20 

Kohl  für  st,  L,  Die  elektrischen  Telegraphen  und  Signalmittel,  sowie  die  Siche- 
rung«-, Kontroll-  und  Beleuchtungseinrichtungen  für  Eisenbahnen ,  auf  der  Frankfurter 
internationalen  elektrotechnischen  Aasstellung  1891.  Stuttgart,  Cotta,  1893.  8  VI— 
268  SS.  mit  226  Abbildungen.    M.  5. — ■ 

Uebersic  Ilten,   tabellarische,  des  Lübeckiscben  Handels  im  Jahre  1892,  zu- 
sammengestellt im  Büreau  der  Handelskammer.    Lübeck,  E.  Schmersabi,  1893.    Roy. -4 
X-147  SS.    (Inhalt :  Schiffahrtsverkehr.  —  Wareneinfuhr.  —  Warenausfuhr.) 


Digitized  by  Google 


464   Uebersieht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes. 


Commerce  exterieur,  le,  de  l'Egypte  pendant  l'aunee  1892.  Alexandrie,  imprim. 
generale:  L.  Carriere,  avril  1893.  Roy.  in-8.  LI-189  pag.  (PnblicaUon  de  la  Direction 
generale  des  douanes  Egyptiennes.) 

C  o  m  p  t  e  rendu  des  travanx  de  la  chambre  de  commerce  de  Toulouse  sur  las  prind- 
pales  questions  soumises  ä  son  exameu  pendant  l'annde  1892.  Toulouse,  impr.  Douladoure- 
Privat,  1898.    8.    116  pag. 

Danjon,  D.  (prof.  a  la  faculte  de  droit  de  Caan),  Elements  de  droit  maritime  com- 
merciaL    Orleans,  impr.  Morand,  1898.    in- 18  j*sus.    670  pag.    fr.  6 — . 

Hole,  J.,  State  railways :  an  argument  for  Sute  purchase.  London,  Caasell,  1898 
crown-8.    4/. — . 

Jackson,  8.,  Commercial  arithmetic.  New  York,  Hacmillan  it,  C°,  1898.  lt. 
clotb,  371  pp.    $  1,10. 

Pattinson,  J.  B.,  British  railways:  their  passenger  Services,  rolling  stock,  loco- 
motivea,  gradienU  and  axpress  speeds.    London,  Caasell,  1898.    8.    964  pp.    12/  6. 

Sime,  J,  Sir  Francis  RouaJds  and  bis  work  in  connection  witb  electric  telegraphy 
in  1816.    London,  Simpkin.  1898.    8.    12  pp.    1/  — 

üepeioiix  BHyTpcHHux b  boahmxx  nyTeä  Ebpohchckob  l'occia.  CT.-IIeTep6ypra 

1892.  (Die  SchiffahrUstrafsen  für  den  Binnenverkehr  im  europäischen  Raisland.  St.  Peters- 
burg 1892.    gr.  8.) 

Camera  di  commercio  ed  arti  di  Bari:  movimento  commerciale  di  navigaxione  della 
provincia  di  Bari     Anno  1891.    Bari,  Up.  del  Corriere  delle  Puglie,  1892.    4.    86  pp. 

Reselia  sobre  la  ensenanza  comercial  organizada  por  la  camera  de  comercio  de 
Paris     Paris,  Cbaix,  1893.    gr.  in-8.    198  pag.    (Exposidön  universal  de  Chicago.) 

7.  Finanzwesen. 

Eglauer,  Tb.  (PinanzR.  im  k.  k.  Finanzministerium),  Zoll-  und  Staatsmonopols- 
ordnung nebst  Zollgesets  und  Vorschriften,  betreffend  die  Statistik  des  auswärtigen  Han- 
dels, nebst  allen  Durchführungsbestimmungen  hiezu  nach  dem  gegenwartigen  Stande  der 
Gesetzgebung  aus  den  Gesetsesmaterialien  und  der  Litteratur  erläutert.    Wien,  M.  Perles, 

1893.  8     XVI— Ö93  SS.    fl.  4.—. 

0  e  r  t  e  I ,  O.  (Oßürgerm.),  Vortrag  über  den  Entwurf  eines  Kommunalabgaben- 
gesettes,  gehalten  auf  dem  scblesischen  StädteUg,  Breslau,  den  19.  Dezember  1892,  nebst 
einem  Vorwort  und  den  vom  Städtetage  gefafsten  Beschlüssen.  Breslau,  Morgensterns 
Verlag,  1898.    gr.  8.    58  SS.    M.  0,60. 

Weis,  H.,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuern  von  Kurtrier  im  Mittelalter. 
Münster,  Regensberg,  1893.    8.    77  SS.  (Doktordissertation.) 


Finances,  les,  de  la  Russie.  Le  budget  de  1898  ;  le  reglement  definitiv  du  budget 
de  1892;  la  dette  publique,  d'apres  les  documents  officiels.  Paris,  Chaix,  1898.  4. 
122  pag. 

Rapport  du  Directeur  general  des  douanes  Egyptiennes  sur  l'exercice  de  l'annee 

1892.  Alexandrie.  impr.  L  Carriere,  1898-  Roy  in-8.  20  pag.  (Publication  de  l'admi- 
nistration  des  douanes  i'-gyptiennes.) 

Kinley,  David  (of  the  üniversity  of  Wisconsin),  The  independent  treasury  system 
of  the  United  Statea.  New  York,  Crowell  &  C»,  1898.  12.  $  1,60.  (Library  of  econo- 
mic« and  politlcs,  edited  by  (Prof.)  Rieh.  T.  Ely,  vol.  I.) 

Ripley,  W.  Zebina,  The  fiuancial  history  of  Virginia,  1609  -1776.  New  York, 

1893.  8.    V— 170  pp.    $  0,75     (Columbia  College  studiea,  vol.  IV,  no.  1.) 

Scott,  W.  A.  (Assistant  prof.  of  polit  economy  in  the  Üniversity  of  Wisconsin), 
Repudiation  of  State  debts  in  the  United  States.  New  York,  Crowell  &  C«,  1893.  lt. 
X — 325  pp.,  eloth.  $  1,50.  (Library  of  economics  and  politics,  edited  by  (Prof.)  Ri- 
chard T  Ely,  vol.  II.  Contents :  The  constitutione!  and  legal  aspects  of  repudiation.  — 
Repudiation  in  Mississippi.  Florida,  and  Alabama.  —  Repudiation  in  North  Carolina  and 
South  Carolina.  —  Repudiation  in  Georgia,  Louisiana,  and  Arkansas.  —  Repudiation  in 
Tennessee,  Minnesota,  and  Michigan.  —  Repudiation  in  Virginia.  —  Causes  of  repudi- 
ation. —  Remedies  for  repudiation.  —  Appendix:  Sources  of  Information.  Statistical  table». 
Extracts  from  the  charter  of  the  Mississippi  Union  Bank  and  the  Act  supplementary  the- 
reto.  Extracts  from  the  Mc  Culloch,  Riddleberger,  and  Debt-settlemeut  Acts  of  Virginia. 
Extracts  from  the  internal  improvements  and  the  Debt  Settlement.  Acts  of  Tennessee, 
—  etc.) 
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West,  Max,  Tbe  inheritance  tax  (in  America).  New  York,  1893.  8.  III— 140  pp. 
f  0,75.    (Columbia  College  studies,  vol.  IV,  no.  2.) 

8     Geld-,  Bank-,  Kredit-  und  Versicherungswesen. 

Arendt,  Otto,  Leitfaden  der  W&hruogsfrage.  8.,  unter  Berücksichtigung  der 
Schließung  der  indischen  Münzstätten  veränderte  und  vermehrte  Auflage.  Berlin,  II. 
Walther,  1898.    8.    45  SS. 

Israel,  B.,  Die  Geschäftsresultate  der  üsterreich.-ungar.  Lebensversicherungsgesell- 
scbafteu  und  der  ausländischen  Lebensversicberungsgeseü»chafleu  in  Oesterreich- Ungarn 
im  Jahre  189*.  Jahrgang  XVII.  Wien,  Eisenstein  &  C",  1893.  gr.  8.  24  SS.  (Sonder- 
abdruck aus  „Der  Nationalökonom".) 

Komiteebericht,  der,  über  die  indische  Währungsreform  in  deutscher  Ueber- 
tragung.  Eingeleitet  von  Alfred  Oatersetier.  Wien,  Alex.  Dorn,  1893  gr.  8.  VIII— 96  8S. 
M.  2.—. 

Leiffmann,  Hör.,  Gold,  Silber,  Papier.  Eine  Studie.  3.  Aufl.  Düsseldorf,  Lints, 
1893.    gr.  8.    22  SS.    M.  0,50- 

Stall,  B,  Die  Zukunft  des  Silbers.  Berlin,  Verlag  der  „Deutschen  Volkswirtschaft- 
lichen Korrespoudens",  1893.    gr.  8.    46  8S.    M.  1. — . 

Zustand  und  Fortschritte  der  deutschen  Lebensver»icherungsanstalten  im  Jahre 
1892  Jena,  G.  Fischer,  1893.  gr.  8.  60  SS.  mit  2  Tabellen  in  gr.  quer-fol.  M.  2.—. 
(A.  u.  d.  T.:  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Supplementheft  XXI.) 


Petit,  A.,  Les  assurances.  L'art  de  s'assurer  contre  Pincendie.  Paris,  Hetael, 
1893.  8. 

Meriam,  Lucius  S.,  The  theory  of  final  Utility  in  its  relation  tu  money  and  the 
Standard  of  deferred  payments.  Philadelphia,  American  Academy  of  polit.  and  social 
science,  1893.    8.    J  0,25.    (Publikation  of  the  Society,  no.  78.) 

Wilson,  A.  J.,  Piain  advice  about  life  assurance.  Keprinted  ,  with  corrections 
and  additions,  from  the  „Investors'  Review".    London,  Longmaos,  1893.  12.  92  pp.  1/. — . 

Contreras,  G.  (prof.),  La  riforma  bancaria  ed  il  banco  di  Sicilia.  Trapani,  tip. 
Q.  Gervaai-ModicA,  1898.    4.    15  pp. 

Fabbri,  G.,  Storia  della  banca  nazionale.  Teramo,  G.  Fabbri  edit.,  1893.  16. 
214  pp.  1.  2. — .  (Indice :  Storia  della  banca  nazionale.  —  Primi  accenni  sull'  attuale 
questione  bancaria.  —  L«  origini  delle  attuali  cos«  bancarie.  —  L'attuale  questione  banca- 
ria. ~  Lo  stato  attuale.  —  La  banca  d'Italia.  — ) 

9.   Sociale  Frage. 

Bericht  über  die  XXVII.  Q«neralversammlung  nnd  die  Delegiertenversammlungen 
des  Vaterlindischen  Frauenvereins  am  13.  und  14.  April  1893.  Berlin  ,  Buchdruckerei 
„Die  Post",  1898.    8.    241  SS. 

Braun,  G.  H.  (Priester),  Zur  Lösung  der  sozialen  Frage.  I.  Soziale  Fragen  des 
Kolumbischen  Katholikenkongresses  (September  1893).  IL  Der  Anthracitkohlenstreik  in 
Pennaylvanien  1887/88  im  Vergleich  mit  den  Bergarbeiterbewegnngen  in  Grofsbritannien  und 
Deutschland.  St.  Louis  u.  Freiburg  ij Hr.,  Herder,  1893.  gr.  8.  88,  VIII— 714  SS.  H.  4.—. 

Reinbert,  K.,  Die  Wiedertäufer  im  Herzogtum  Jülich.  Kapitel  II  und  III.  Münster, 
Druck  von  J.  Bredt,  1893.    8.    68  SS. 

Seidel,  lt..  Die  Arbeitslosigkeit,  eine  Pest  der  kapitalistischen  Wirtschaft.  Zürich, 
Buchhandlnng  des  schweizerischen  Grütlivereins,  1893.    gr.  8.  8  SS. 

Stegmann,  C.  und  C.  Hugo,  Handbuch  des  Sozialismus.  Lieferung  1.  Zürich, 
Verlagsmagasin,  1894.  gr.  8.  64  SS.  M.  0,80.  (Das  auf  7—8  Lieferungen  veranlagte 
Unternehmen  wird  in  lexikographiseber  Anordnung  eine  vollständige  Geschichte  des 
Sozialismus  geben.) 

Stephan,  Max,  Der  Normalarbeitstag.  Kritisch  erörtert.  Leipzig- Volkmarsdorf, 
Selbstverlag  des  Verfassers,  1893.    gr.  8.    15  SS.    M.  0,50. 

Verbandlungen  und  Beschlüsse  des  internationalen  Arbeiterkongresses  zu  Brüssel 
(16.— 82.  August  1891).  Berlin,  Verlag  der  Expedition  des  „Vorwärts",  1893.  8.  35  88. 
M.  0,20. 

Wird  der  Sozialismus  siegen  ?  Ein  Ueberbllck  der  Erscheinungen,  welche  das  Kom- 
mende verkünden.    Köln  (Leipzig,  Volksbuchhandlung)  1893.    gr.  8.    38  SS.    M.  0,30. 
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Aunuaire  de  I«  bourse  da  travail  pour  1891.  Paris,  imprim.  Mangeot,  1893.  8. 
XIV— 416  pag. 

Associations,  les,  ouvrieres  de  production  et  la  Chambre  consultative.  Paris, 
imprim.  Mangeot,  1893.    iu-4.    91  pag. 

Bouquet,  L.  (secretaire  de  la  Üommtasion  super,  du  travail  dans  l'industrie),  Le 
travail  des  enfants,  des  filles  mineures  et  des  femmes  dans  l'industrie.  Commentaire  de 
la  loi  du  2  novembre  1892.  2*  edition,  completement  mise  a  jour.  Paris,  Berger-Levrault  & 
C*«,  1893.    8.    620  pag.    fr.  6.—.  (Table  des  matteres :  Teite  de  la  loi  du  2  novembre 

1892.  —  Commentaire.  Cbap.  1:  Etablissements  soumis  a  la  loi  du  2  novembre  1892. 
Caractere  general  de  la  loi.  Etablissements  pnblics.  Colonies  penitentiaires.  Etablissements 
de  bianfaisance  et  d'enseignement  professionel.  Travaux  agricoles.  Ouvriers  etrangers. 
Ateliers  de  Familie.  —  Cbap.  2  :  Aga  d'admission.  Enlants  de  12  a  13  ans.  Certiticat 
d'aptitude  physique,  Duree  du  travail.  —  Cbap.  8  :  Travail  de  nuit.  Repos  hebdomadaire. 

—  Cbap.  4 :  Exceptions  en  ce  qui  concerne  le  travail  de  nuit  et  le  repos  hebdomadaire. 
Industries  dites  ,,de  saison44,  u sin  es  a  fen  continu.  Autorisations  temporaires.  —  Cbap.  5 : 
Emploi   des  enfants  dans   les  tbeatres.    Loi  du  7  d£c.  1874.    Professions  ambulantes. 

—  Chap.  6:  Travaux  Souterrains.  —  Chap.  7:  Surveillance  des  enfants.  Lirret.  Registre 
d'ioscription.  Affichage.  Prescriptions  speciales  aux  etablissements  de  bieufaisance.  — 
Chap.  8 :  Travaux  dangereux  ou  depassant  les  forces.  Etablissements  insalubres.  Hygiene 
et  securile  des  ateliers.  Accidents.  Bonnes  moeurs.  —  Chap  9 :  In»pection.  —  Chap.  1U : 
Commission  superieure.  Commissions  departementales.  Comites  de  patronage  —  Chap.  1 1 : 
Penalitea.  Dispositions  speciales.  Annexes:  Reglement d'administration  publique  du  15  juillet 
1898.  —  atc.) 

Conci  liatloD,  de  la,  «t  de  l'arbitrage  dans  les  eonflits  co'lectifs  entre  patrons  et 
ouvriers  en  France  et  a  l'etranger.  Paris,  Berger-Levrault  &  O,  1898.  8.  616  pag. 
fr.  6.—.    (Publicaüon  da  Minister«  da  commerce  et  de  l'industrie,  Office  du  travail.) 

Guyot,  Yves,  La  tyrannie  soctaliste.    Paris,  Ch.  Delagnive,  1893.  12.  fr.  1,26. 

Programme  agricole  du  parti  onvrier.    Paris,  a  l'administration  da  socialiste, 

1893.  in-18.    15  pag. 

Thirion,  E.,  La  repnblique  utile.  Etüde  de  la  qaestion  sociale.  Paris,  Fisch- 
bacber,  1893.  8.  VIII— 219  pag.  fr.  2.—.  (Sommaire:  Y  a-t-il  une  question-sociale  ?  — 
La  propriete  est  la  garantle  de  la  liberte.  —  Evolution  et  Evolution  —  Le  salariat.  — 
La  Cooperation.  —  Le  credit  populaire.  —  Ce  qae  Ton  doit  faire.  —  L'origine  du  mal. 

—  Individualisme  et  collectivisme.  —  Reform  t-s  administratives,  jadiciaires,  fiscales.  — ) 

Lewis,  J.,  Rules  for  associate  life  and  brotherhoods.  London,  „Vegetarian  Office", 
1893.    8.    8  pp.  1/.—. 

Limanowski,  Boleslav,  Drjiny  socialnfho  hnuti  v  XIX.  stol.  Z  polsüng  » 
dovolenim  autorovym  pfeloeili  Ant.  Hajn  a  AI.  Hajn.  v  Prase ,  nakladen  vydavatelstva 
,0asopbm  feskeho  studentstva"  1892.  8.  (Geschichte  der  sozialistischen  Bewegung  im 
19.  Jahrhundert,  von  B.  Limanowski.  Aus  dem  Polnischen  übersetst  von  Ant.  und  AI. 
Hajo.)    Prag,  Redaktion  des  „tschechischen  Studentenjournals'4,  1892.  8. 

Bartolotta,  O.,  Discorsi  pronunziati  nella  societk  operaia  di  Mistretta.  Milano, 
Up.  degli  „Opcrai",  1893.    16.    30  pp.    1.  0,16. 

Branicardi,  Ad.,  Lo  stato  e  la  mercede  dell'  operaio.  Castrocaro,  Up.  A.  Bar- 
boni,  1893.    16.    20  pp.  (Estr.  dalla  „Nuova  Rassegna41,  N°  2.) 

Oggero,  O.,  Conferenza  intorno  al  socialismo,  tenuta  la  sera  del  1°  maggio  1893 
per  rioangaraaione  del  circolo  socialista  sondriese.  Sondrio,  tip.  E.  Quadrio,  1893.  16. 
31  pp.    1.  0,15. 

Persico,  O.  (awoc),  II  diritto  italiano  sulle  istituzioni  pubbliche  di  benefirenza, 
legge  17  laglio  1890,  N°  6972:  Schema  di  trattaxione  sistematica.  Napoli,  tip.  F.  Oian- 
nini  &  figli,  1893.  8.  165  pp.  1.  3 — .  (Contiene:  I.  Del  carattere  delle  istituzioni 
pubb liehe  di  beneficenaa  e  delle  funsioni  della  loro  amministrazione :  Definisione  e  requi- 
siti  essensiaii  delle  istituzioni  pubbliche  di  beneficenia.  Del  domicilio  di  soecorao.  — 
IL  Delle  tutele :  Dell'  autoritk  tutoria.  Della  vigilanza  ed  ingerenza  governativa  aulle 
istituzioni  di  beneficenaa.  Delle  ri forme  nell'  amministraaione  e  delle  mutasioni  nel  tiue. 
Dell'  azione  popolare.    etc  — ) 

Pol  oio  w,  A.  L.,  Snl  socialismo:  conferenza  data  al  circolo  filologico  di  Napoli 
il  18  maggio  1893.    Napoli,  tip.  Italo-Germanico,  1893.    16.    29  pp.    I.  0,50. 

Salvioli,  G.  (prof.),  II  passato  e  l'avvenire  della  lotta  di  c lasse  in  Inghilterra. 
Milano,  tip.  degli  „Operai",  1893.  16.  23  pp.  1.  0,20.  (Estr.  dalla  „Critica  sociale44, 
anno  III  (1892).) 
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Schiattarella,  K  .  La  riforma  social« :  conferensa,  tenuta  al  teatro  Massimo 
di  Hessina  il  89  giugno  1892  per  inaugurare  la  bandiera  di  quell'  associazione  universi- 
taria.    2»  edisione.    Palermo,  N.  Carosio  edit,  1893.    8.    24  pp. 

Turati,  Fil.,  Rivolta  e  riroluzione.  Milano,  Critica  sociale  edit.,  1898.  16.  lftpp. 
L  0,10.    (Estra.  dalla  „Critica  sociale",  anno  III  (1898).) 

10.  Gesetzgebung. 

Goldsohmidt,  L. ,  Alte  und  neue  Formen  der  Handelsgesell- 
schaft. (Vortrag  in  der  juristischen  Gesellschaft  zu  Berlin  gehalten  am 
19.  März  1892.)    Berlin  1892.    Verlag  von  Otto  Liebmann.    43  88. 

In  wenig  Worten  viel  sagen  —  diese  schwierige  Aufgabe  hat  der 
Verfasser  in  dem  hier  angezeigten  Vortrage  meisterhaft  gelöst,  wie  eine 
kurze  Skizzierung  des  reichen  Inhalts  ohne  weiteres  ergiebt. 

Der  Vortrag  zerfällt  in  6  Abschnitte  und  ein  Naohwort;  der  L  Ab- 
schnitt (8.  4 — 17)  giebt  in  nuce  einen  höchst  interessanten  Ueberblick 
über  die  heutigen  handelsrechtlichen  Gesellschaftsformen  und  ihre  ge- 
schichtliche Entwickelung,  die  er  bis  zum  Altertum,  insbesondere  bis  zum 
römischen  Recht  zurückyerfolgt,  überall  die  Anknüpfungspunkte  des  gegen- 
wärtigen Reohtszustandes  mit  dem  früheren  Recht  aufdeckend.  Die  Ab- 
schnitte II — VI  (S.  17 — 43)  und  das  kurze  Naohwort  behandeln  sodann 
die  neueste  Gesellschaftsform  des  deutschen  Handelsrechts,  eine  ureigene 
deutsche  Rechtsschöpfung  ohne  jedes  fremdländische  Vorbild,  nämlich  d  i  e 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung,  wie  sie  der  zur 
Zeit  des  Vortrags  noch  nicht  zum  Gesetz  erhobene  Regierungsentwurf  ge- 
staltet katte. 

G.  bekennt  zunächst  (II),  dafs  erzwar  nicht  wie  Bähr  ein  prinzi- 
pieller Gegner  der  neuen  Gesellschaftsform  ist;  indes  macht  er  gegen  die- 
selbe zwei  schwerwiegende  Bedenken  geltend :  einmal  liege  die  Gefahr  vor, 
dafs  sie  gerade  wegen  des  Ausschlusses  einer  persönlichen  Haftbarkeit 
der  Gesellschafter  die  solideren  und  kreditwürdigeren  Formen  der  offenen 
Handelsgesellschaft,  der  Kommanditgesellschaft  und  der  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  verdränge;  sodann  aber  sei  es  durchaus  verkehrt,  „das 
vor  kurzem  nach  langen  mühseligen  Vorarbeiten  erlassene  Aktiengesetz 
dadurch  indirekt  zu  beseitigen,  dafs  man  die  Bildung  von  Gesellschaften 
mit  durchaus  gleichen  Zielen  ohne  die  strengen  Vorschriften  dieses  Ge- 
setzes gestattet". 

Nur  in  einer  Hinsicht  erkennt  G.  ein  Bedürfnis  zur  Schaffung  einer 
neuen  Gesellschaftsform  an:  er  hebt  hervor,  dafs  die  „mangelnde  Ela- 
stizität" des  Grundkapitals  der  Aktiengesellschaften  nicht  geeignet  sei, 
„sich  völlig  den  wechselnden  Bedürfnissen  des  kaufmännischen  Unter- 
nehmens anzupassen" ;  aus  diesem  Grunde  empfiehlt  er  die  Bildung  einer 
neuen  Gesellschaftsform  in  der  Gestalt  sogen.  „Zubnfsegesellschaften"  nach 
dem  Vorbilde  der  Gewerkschaften. 

G.  tadelt  nun  an  dem  Entwurf  insbesondere  die  Zulassung  der  neuen 
Gesellschaft  auch  für  solche  Fälle,  in  denen  dieselbe  von  vornherein  nur 
aus  2 — 3  Personen  besteht ,  so  dafs  also,  wie  er  mit  Recht  hervorhebt, 
schon  zwei  Personen  eine  „juristische  Person"  z.  B.  dadurch  zu  sohaffen 
vermögen,  dafs  sie  eine  offene  Handelsgesellschaft  in  eine  Gesellschaft 
mit  beschränkter  Haftung  umwandeln;  (Vermischung  der  „kollektivisti- 
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sehen  mit  der  „individualistischen"  Gesellschaftsform).  Er  bemängelt 
ferner,  dafr  die  Nachschußpflicht  der  Gesellschafter  nioht  obligato- 
risch vorgeschrieben  ist  und  auf  einen  bestimmten  Betrag  beschränkt 
werden  kann  (Abschn.  III  nod  IV.  Endlich  findet  G.  es  verkehrt,  daft 
die  neue  Gesellschaftsform  für  jeden  beliebigen  gesetzlich  zulässigen  Zweck 
verwertet  werden  kann  und  ohne  Rücksioht  auf  ihren  Zweck  —  gleich- 
viel, ob  ein  politischer,  sozialer,  religiöser,  gemeinnütziger  Zweck  verfolgt 
wird  —  als  Handelsgesellschaft  zu  gelten  hat. 

Dem  gegenüber  will  G.  diese  Form  auf  Gesellschaften  zn  Handels- 
zwecken beschränkt  wissen  und  ihren  Charakter  als  juristische  Person 
nicht,  wie  dies  durch  §  13  des  Gesetzes  (und  Entwurfs)  gesohehen,  durch 
da«  Gesetz  festgelegt  haben,  sondern  der  Feststellung  durch  Wissenschaft 
und  Praxis  von  Fall  zu  Fall  überlassen. 

Im  Nachwort  sprioht  G.  sein  Bedauern  darüber  aus,  dafs  bei  der  un- 
gewöhnlich eiligen  gesetzgeberischen  Behandlung  des  Stoffes  auch  nicht 
einmal  die  bescheidensten,  gegen  den  Entwurf  laut  gewordenen  Bedenken 
berücksichtigt  worden  sind. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Ausführungen  G.'s  einer  Kritik  zu 
unterziehen;  vielmehr  sollte  die  vorstehende  Inhaltsangabe  lediglich  zur 
Lektüre  des  höchstinteressanten  G.'sohen  Vortrages  anregen,  der  auch  jetzt 
noch,  nachdem  das  Gesetz  betr.  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung hingst  zustande  gekommen,  seinen  vollen  Wert  behält 

Nur  einen  Punkt  der  G.'sohen  Darlegungen  möchte  der  Bericht- 
erstatter nicht  unwidersprochen  lassen,  nämlich  die  Forderung,  im 
Gesetze  selbst  nicht  zum  Ausdruck  zu  bringen,  dafs  die  neue  Gesell- 
schaft eine  juristische  Person  ist,  die  Feststellung  dieser  Thatsache 
vielmehr  der  Wissenschaft  und  Praxis  zu  überlassen.  —  Dem  gegen- 
über ist  der  Berichterstatter  gerade  der  Ansioht,  dafs  es  weit  besser 
gewesen  wäre ,  wenn  das  Gesetz  nioht  blofs  indirekt  —  durch  den 
Gebrauch  der  Formel  :„Die  Gesellschaft  als  solche  hat  selbständig 
ihre  Keohte  und  Pflichten"  und  durch  die  sonstige  Konstruktion  —  die 
juristische  Persönlichkeit  der  G.  m.  b.  H.  festgelegt,  sondern  ihr  mit 
dürren  Worton  diesen  Charakter  beigelegt  hätte. 

Durch  den  Satz:  „Die  Gesellschaft  erlangt  durch  die  Eintragung  die 
Hechte  einer  juristischen  Person"  t),  wird  sofort  klargestellt,  dafs  auf  die- 
selbe die  Grundsätze  des  Sozial-(Korporations)rechts,  nicht  aber  diejenigen 
des  Individualrechts  Anwendung  finden,  insbesondere  dafs  sie  keine 
Sozietät  ist. 

Diese  kurze  Formel  giebt  dem  Juristen  sofort  Klarheit  darüber, 
welche  Reihe  von  Rechtssätzen  auf  diese  Gesellschaftsform  Anwendung  zu 
finden  haben ;  sie  ersetzt  die  Aufzählung  aller  derjenigen  einzelnen  Vor- 
schriften ,  welche  über  die  juristischen  Personen  im  allgemeinen  gelten, 
indem  in  dieser  Formel  gleichsam  alle  jene  Einzel  Vorschriften  zusammen- 
gefafst  sind. 

1)  8o  heifst  es  auch  in  §  8  des  preufs.  Oes.  Ober  die  Aktiengesellschaften  vom 
9.  Novbr.  1848  (G.  8.  S.  841):  „Aktiengesellschaften  erlangen  durch  die  landesherrliche 
Genehmigung  die  Eigenschaft  juristischer  Personen",  eine  Fassung,  die  wegen  ihrer  Klar- 
heit derjenigen  des  Art.  212  H.  G.  B  bei  weitem  vorziehen  ist. 
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Wenn  wir  es  als  eines  der  wichtigsten  Erfordernisse  einer  guten  Ge- 
setzgebungspolitik  betraohten ,  vor  allem  darüber  Klarheit  zu  verschaffen, 
welche  Rechtssätze  im  Einzelfall  znr  Anwendung  zu  bringen  sind,  so  mufs 
die  in  der  Neuzeit  übermäfsig  stark  hervortretende  Tendenz ,  einzelne 
ganz  besonders  wichtige  Streitfragen  in  dieser  Hinsicht  nioht  durch  ein 
klar  formuliertes  Gesetz  aus  der  Welt  zu  schaffen,  deren  Lösung  vielmehr 
der  Wissenschaft  und  Praxis  zu  fiberlassen,  geradezu  als  verkehrt  be- 
zeichnet werden.  —  Das  beste  Beispiel  für  die  Richtigkeit  dieses  Satzes 
bildet  gerade  die  uns  hier  beschäftigende  Frage,  ob  eine  Gesellschaft  als 
juristische  Person  zu  gelten  hat  oder  nicht.  Hätte  das  Gesetz  z.  B.  mit 
klaren  Worten  gesagt:  „Die  Aktiengesellschaft  ist  eine  juristische  Person", 
so  wären  alle  die  zahllosen  Streitfragen  und  Erörterungen  über  deren 
rechtliche  Natur,  die  nicht  blofs  theoretische  Bedeutung  haben,  sondern 
auch  praktisch  von  der  erheblichsten  Tragweite  sind,  ohne  weiteres  ver- 
mieden worden. 

Göttingen.  Neukamp. 

Höcht,  F.,  Systematische  Darstellung  des  im  rechtsrheinischen  Bayern  geltenden 
JagdrechU.    München,  J.  Schweitzer,  1893.    gr  8.    III — 42  88.    M.  1.—. 

Loenbolm,  L,  Allgemeiner  Teil  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
für  das  Deutsche  Reich.  Sprachliche  und  stilistische  Abänderungsvorschläge  in  Gestalt 
eines  Gegenentwurfs.    Tokyo  (Leipzig,  Roßberg)  1898.    8.    94  88.    M.  S  — . 

Loock,  W.,  Die  Eisenbahndelikte  des  Reichsstrafgesetsbuchs.  Halle,  1898.  8. 
VI— 47  88.  (Doktordissertation.) 

Osterrieth,  A.,  Die  Reform  des  Urheberrechts.  Berlin,  Deutsche  Schriftsteller- 
Keoossenschaft,  Verlagsabteilung,  1893.  kl.  4.  34  88.  M  1. — .  (Mit  besonderer  Bezug- 
nahme auf  Antrage  und  Beschlüsse  auf  dem  „Allgemeinen  deutschen  Schriftsteller-  und 
Journalistentag«,  München,  1893.) 


Prost,  A.  (membre  de  l'Academie  de  Metz  et  de  la  SocicV-  nationale  dos  anti- 
quaires  de  France),  Les  Institution*  judiciaires  dans  la  cit6  de  Mets.  Paris,  Berger- 
l^vrault  &  f>,  1893.    gr.  in-8.    XVII— «68  pag.    fr.  7,50. 

Jones,  Dwight  Arven,  The  law  and  practica  under  tho  Statutes  concerninK 
business  corporations  in  the  8tate  of  New  Tork.  New  York,  Baker,  Voorhis  &  Co., 
1893.  8.  88  +  861  pp.  $  4.  (Contents:  The  text  of  the  business  corporations  law; 
the  text  of  the  stock  corporation  law ;  the  text  of  the  general  Corporation  law ;  the  text 
of  the  transportation  corporations  laws;  the  text  of  the  joint  stock  Association  laws;  the 
text  of  the  taxation  laws.  —  etc.) 

11.    Staats-  und  Verwaltungsrecht 

Jellinek,  Georg,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte. 
Freiburg  i.  B.  (J.  C.  B.  Mohr)  1892.    XIV  u.  848  88. 

Kaum  etwas  vermag  den  Fortschritt,  den  Gesetzgebung  und  Wissen- 
schaft des  öffentlichen  Rechte  seit  den  sechziger  Jahren  unseres  Jahr- 
hunderts machten,  besser  vor  Augen  zu  führen,  als  ein  Vergleich  zwischen 
der  1862  erschienenen,  für  ihre  Zeit  epochemachenden  Abhandlung  Ger- 
ber's  „über  öffentliche  Rechte"  und  der  vorliegenden  Monographie  J el- 
lin ek's,  zumal  letztere  auch  äufserlioh  ihre  Aufgabe  weiter  nimmt,  als 
eretere,  indem  sie  nioht  blofs  die  subjektiven  öffentlichen  Rechte  des  In- 
dividuums, sondern  auch  diejenigen  des  Staates,  der  öffentlichen  Verbände, 
ein  schließlich  der  Staatenverbindungen,  und  sogar  die  Staatenreohte  in 
der  internationalen  Gemeinschaft  zur  Darstellung  bringt.  Worin  der  an- 
gegebene Fortschritt  beruht,  ist  hier  nicht  anzugeben,  sondern  als  be- 
kannt vorauszusetzen. 
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Auoh  an  eich  betrachtet  erscheint  das  Buch  J  ellin  ek 's  als  Ge- 
dankenarbeit schwerster  Art,  wie  wenige,  überaus  reich  an  prächtigen 
Resultaten ,  an  anziehenden  Konstruktionen.  In  einem  grundlegenden 
Funkt«  jedoch  vermögen  wir  dem  Verf.  nicht  zuzustimmen.  Er  betrifft 
die  auch  praktisch  wichtige  Frage,  ob  die  kompetenzregelnden  und  orga- 
nisatorischen Rechtsvorschriften  für  die  hinter  den  Staatsorganen  stehen- 
den Menschen  in  ihrer  gegenseitigen  Organstellung  Rechte  und  Pflichten 
begründen. 

Jellinek  verneint  dies  in  Rücksicht  auf  die  Einheit  des  die  staat- 
lichen Zwecke  versorgenden  Willens,  welche  ein  Postulat  jeder  Staats- 
lehre sei  (S.  215).  Hinter  den  Organen  stehe  keine  andere  Person,  sie 
seien  der  wollende  Staat  selbst;  der  Staat  könne  nur  durch  das  Medium 
von  Organen  walten,  denke  man  die  Organe  hinweg,  so  Bei  auch  die  Vor- 
stellung des  Staates  selbst  verschwunden  (S.  213).  „Der  Monarch  hat 
nicht  das  Recht  der  Gesetzessanktion,  sondern  die  Kompetenz  hierzu". 
(8.  219). 

Allein  gilt  dieses  Postulat  nicht  blofs  für  das  Verhältnis  der  Organe 
zum  Staat  und  des  Staates  zu  Dritten,  insbesondere  zu  den  einzelnen 
Unterthanen  r  Steht  damit  in  Widerspruch,  dafs  im  Verhältnis  der  Staats- 
organe zu  einander  die  Vielheit  der  thätigen  Willen  konstruktiv  beachtet 
wird?  Mir  scheint  es  nicht  blofs  dem  populären,  sondern  dem  wissen- 
schaftlichen Denken  zu  entsprechen,  wenn  das  Gerichtsverfassungsgesetz 
z.  B.  von  Rechten  und  Pfliohten  der  Rechtsptlegeorgane  gegeneinander 
redet  oder  das  Aktiengesetz  von  Rechten  des  Aufsichtsrates  gegenüber 
dem  Vorstand.  Freilich  handelt  es  sich  da  nicht  um  Rechte  und  Pflich- 
ten der  unpersönlichen,  d.  h.  einer  Rechtssubjektivität  entbehrenden  Or- 
gane, wohl  aber  um  Orgausrechte  nnd  Organspfliohten  der  Individuen, 
welche  hinter  den  Organen  stehen,  Organsträger  sind.  Nur  soviel  ist 
einzuräumen,  dafs,  wenn  der  Gesetzgeber  von  einem  Anspruch  des  einen 
staatlichen  Gerichts  gegen  das  andere  auf  Rechtshilfe  spricht,  damit  nicht 
ein  Anspruch  des  Organs  als  solchen  gemeint  ist,  sondern  nur  eine  sprach- 
liche Abkürzung  des  Gedankenweges  vorliegt,  nach  dessen  Weite  nur  ein 
Recht,  aber  ein  wirkliches  Recht  des  Organ  trägers  vorhanden  ist. 

Erlangen.  Hermann  Rehm. 

Dam  es,  K.  W.,  Freizügigkeit  und  Aufenthalt  und  deren  Beschränkungen.  Nach 
Reichsrecht  mit  spezieller  Berücksichtigung  des  bayerischen  Landesrechtes.  Würaburg, 
Onad  &  C°.,  1893.    gr.  8. 

Handbuch  für  das  Fürstentum  Schwarzburg-Rudolstadt,  1893.  Rudolstadt,  Keil, 
1893.    8.    VI — 112  38.    H.  1,20. 

Keil,  B.,  Die  solonische  Verfassung  in  Aristoteles'  Verfassungsgeschichte  Athens. 
Berlin,  Heyfelder,  1892.  8. 

L  i  e  g  n  i  t  z.  Bericht  über  Stand  und  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheitcn  der 
Stadt  Liegnitz  für  das  Ktatsjahr  1892/93.  Liegnits,  Druck  von  0.  Heinze,  1893.  4. 
100  SS. 

Mülheim  a.  d.  Ruhr.  Haushaltspläne  der  Sladt  Mülheim  a.  d.  R.  für  das  Jahr 
1893/91  und  Bericht  Uber  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Qemeindeangelegenheiten 
für  das  Jahr  1892/93.  Mülheim  a.  R. ,  Buchdrackerei  ron  K.  Blech,  1893.  kl.  4. 
148  SS. 


Borgeaud,  C,  Etablissement  et  rerision  des  Constitution»  en  Amerique  et  eu 
Rurope.  Paris,  Thorin  &  fils,  1893.  8.  V—  431  pag.  (Bibliotheque  de  l'histoire  du 
droit  et  les  inslitutions.) 
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Hervieu,  H.  (laureat  de  )a  faculte  de  droit  de  Paris),  Les  ministres,  leur  röle  et 
leurs  attributlons  dans  les  differents  Etats  organises.  Paris,  L.  Larose,  1893.  8. 
fr.  12  — . 

P  i  c  h  o  n ,  L.  (de  Shanghai),  Notes  sor  la  question  siamoise.  Paris,  Plön,  Nourrit 
&  0 ,  1893.    16.    47  pag. 

Bishop,  Cortlandt,  T. .  History  of  elections  in  the  American  colonies.  New 
York  1893.    8.    VI— 297  pp.    $  1,50.    (Columbia  College  studies,  Vol.  3,  No.  1.) 

Seal,  H. ,  The  natura  of  State  interference.  London,  Cassell,  1893.  crown-8. 
4/.  . 

T  u  p  p  e  r ,  C.  L. ,  Our  Indien  protectorate :  an  introduction  to  the  study  of  the 
relations  between  tho  British  govornment  and  its  Indien  feudatories.   London,  Longmans, 

1893.  Boy-8.    436  pp.  16/.—. 

,\  »  t;  J  M  B  11  T  U    H3T>   CoKj.uTHHTi   apXHBH   Ha   pyCCKOTO  npaBHT&ICTBO.     II ojhtuk  aTa 

ha  Pyccuji  k  r.M ).  Eo.irapua  ori  ocBOOOyKjteiweTO  ao  cera.  (Aus  geheimen  Archiven 
angezogene  Aktenstücke  betreffend  die  seit  1879,  beaw.  1887  fi^en  Bulgarien  verfolgte 
Politik  der  russischen  Regierung.  Veröffentlicht  Ton  der  Redaktion  der  „CBOtofta" 
(„Freiheit"]).    Sofia,  Bulgarische  Nationaldruckerei,  1893.  8. 

Isern,  Damian,  De  la  democracia,  la  übertad  y  la  «publica  en  Francia.  Madrid, 
impr   de  Perea,  1892.  16. 

12.  Statistik. 

Deutsches  Reich. 

Arbeiterstatistik,  Altonaer.  Veranstaltet  durch  das  kgl.  Kommerskollegium 
su  Altona.  Teil  I.  Hamburg,  Verlagsanstalt  und  Druckerei  (A.-G),  1893.  gr.  8. 
M.  2.40.  (Inhalt:  Altonaer  Arbeitslöhne,  1891.  Ein  Versuch  lohnstatistischer  Erhebungen 
auf  Grund  wirklich  geaahlter  Arbeitslöhne.    V— 79  SS  ) 

B  e  i  t  r  X  g  e  sur  Statistik  des  Grofsherzogtums  Hessen.  Herausgegeben  von  der 
grofsher*.  Centralstelle  für  die  Landesstatistik.  Band  XXXVII,  Heft  2.  Darmstadt, 
G.  Jonghaus,  1893.  4.  IV— 31  SS.  (Inhalt:  Statistik  der  Straf-  und  Gefangenanstalten 
im  Grofsherxogtum  Hessen  für  das  Jahr  vom  1.  April  1891  bis  31.  Marz  1892.) 

Bei  tr ige  zur  landwirtschaftlichen  Statistik  von  Preufsen  für  das  Jahr  1892. 
Teil  I.  Bearbeitet  im  kgl.  preufs.  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten. 
Berlin,  Parey,  1893.  gr  8.  VI— 53,  24,  IX,  271  SS.  (A.  u.  d.  T.:  Landwirtschaft- 
liche Jahrbücher,  Ergänzungsband  I  su  Band  XXII  [Jahrg.  1893].) 

Bericht,  statistischer,  über  den  Betrieb  der  unter  kgl.  sachsischer  Staatsverwaltung 
stehenden  Staats-  und  Privateisenbahnen  mit  Nachrichten  über  Eisenbahnneubau  im  Jahre 
1892.  Dresden,  Druck  von  Heinrich,  1893.  4.  326  SS.  mit  üebersichtskarte  vom 
Bahnnets,  sowie  5  graphischen  Darstellungen.  —  Als  Beilage  dazu:  Nachweisung  der 
am  Schlüsse  des  Jahres  1892  bei  den  unter  kgl.  sächsischer  Staatsverwaltung  stehenden 
Eisenbahnen  vorhandenen  Transportmittel,    ebd.  1893.    4.    98  SS. 

Jahrbuch,  statistisches,  der  höheren  Schulen  und  beilpädagogischen  Anstalten 
Deutschlands,  Luxemburgs  und  der -Schweis.  Jahrg.  XIV  (1893/94).  1.  Abteilung:  Das 
Königreich  Preufsen.    Leipzig,  Teubner,  1893.    12.    geb.    220  SS. 

Jahrbuch,  statistisches,  für  das  Grofsherzogtum  Baden.  Jahrgang  XXIV:  1891. 
Karlsruhe,  MackloUche  Druckerei,  1893.  gr.  8.  XIV— 491  SS.  (Inhalt:  Gebiet,  Be- 
wohnung  und  Stand  der  Bevölkerung.  —  Bewegung  der  Bevölkerung.  —  Bodenbenützung, 
Land  •  und  Forstwirtschaft.  —  Gewerbe.  —  Verkehr  und  Verkehrswege.  —  Handel, 
Kredit  und  Versicherung,  Preise  und  Löhne.  Das  soziale  Versicherungswesen.  —  Gesund- 
heitswesen und  Versorgung.  —  Unterricht  und  Bildung.  —  Rechtspflege.  Verwaltung 
und  Polizei.  —  Finanzen.  —  Kirche.  —  etc.) 

Justizstatistik,  deutsche.  Bearbeitet  im  Reichsjustizamt.  Jahrg.  VI.  Berlin, 
Puttkammer  &  Muhlbrecht,  1893.    gr.  8     VHI— 293  SS.    kart.  M.  8.—. 

Kalender  und  statistisches  Jahrbuch  für  das  Königreich  8achsen  auf  das  Jahr 

1894.  Herausgegeben  vom  statistischen  Büreau  des  kgl.  sichs.  Ministeriums  des  Innern. 
Dresden,  C.  Heinrich,  1893.  12.  IV— 91  u.  X— 242  SS.  mit  Karte.  (Das  statistische 
Jahrbuch  ist  unter  Redaktion  des  RegR.  V.  Böhmert  zusammengestellt.) 

Mitteilungen,  statistische.  Herausgegeben  von  dem  statistischen  Büreau  des 
kaiserl.  Ministeriums  für  Elsafs- Lothringen.  Heft  XXIII.  8trafsburg,  F.  Bull,  1893. 
gr.  8.   M.6.—   (Inhalt:  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  Elsafs  Lothringen.   1.  Rück- 
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blick  auf  den  Zeitraum  1880  bis  1889.  2.  Tafeln  für  die  Jahre  1887  bis  1890  LVI— 
111  88.) 

Mitteilungen,  statistische,  aus  dem  Herzogtum  Sachsen-Altenburg.  Nr.  XXXIII. 
Altenburg,  Pierersche  Hofbuchdruckerei,  1893,  10.  August.  4.  (Inhalt:  XXXIV.  sta- 
tistische Nachricht  über  das  Genesangshaus  su  Roda  auf  das  Jahr  1892  —  Uebersicht 
der  Durchschnittspreise  der  vorzüglichsten  Lebensmittel  in  den  Städten  Altenburg,  Ronne- 
burg und  Eisenberg  in  den  einzelnen  Monaten  de«  Jahres  1892,  —  Ermittelung  des 
Anbaues  und  des  Ernteertrages  im  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  für  das  Jahr  1892.  — 
Uebersicht  Uber  die  Geschäftstätigkeit  der  Schiedsmänner  im  Jahre  1892.  — ) 

Morgenstern,  Lina,  Frauenarbeit  in  Deutschland.  2  Teile.  Berlin,  Verlag 
der  „Deutsrhen  Haus frauen zeitun g« 4 ,  1893.  gr.  8.  VIII  — 248  und  VIII  — 276  SS. 
M.  6 — .  (Teil  I:  Geschichte  der  deutschen  Frauenbewegung  und  8tatistik  der  Frauen- 
arbeit auf  allen  ihr  zugänglichen  Gebieten ;  Teil  H :  Adrefsbuch  und  Statistik  der  Fraueu- 
vereine  in  Deutschland.) 

Statistik  des  Herzogtums  Sachsen-Meiuingen.  Band  V,  Nr.  4.  Meiningen  1893 
4.  (Beilage  zum  Regierungsblatt  Nr.  107  vom  5.  Juli  1893.  Inhalt:  Rechnungskassen 
der  Kreiskassen  im  Jahre  1891.  —  Brandschaden  im  Jahre  1892.  —  Genossenschafts- 
wesen im  Jahre  1892.  —  Impfstatistik  in  den  Jahren  1882/1892.  —  Rechnungswesen 
der  politischen  Gemeinden  im  Jahre  1891.  —  Rechnungswesen  der  Kirchenkassen  im 
Jahre  1891.  — ) 

England. 

Statistical  abstract  for  the  principal  and  other  foreign  countries  in  earh  year 
from  1881  to  1890/91  (as  far  as  the  particulars  can  be  stated).  XIX"j  No.  London, 
printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.  8.  320  pp.  1/4.  (Parliamentary  paper  by 
command.) 

Oesterreich-Ungarn. 

Sedlaczek,  St.  (Magistratsrat  und  Leiter  des  statistischen  Departements),  Die 
Wohnverhältnisse  in  Wien.  Ergebnisse  der  Volkszahlung  vom  31.  XII.  1890.  Wien, 
Verlag  des  Wiener  Magistrates,  1893.  Roy -8.  V— 273  SS.  („Mitteilungen  des  sta- 
tistischen Departements  des  Wiener  Magistrates.1') 

8tatistik  des  böhmischen  Braunkohlen  Verkehrs  im  Jahre  1892.  Mit  einer  chrono- 
logisch-statistischen Tafel  Ober  Produktions-,  Transport-  und  Absatsverhältnisse  böhmischer 
Braunkohlen  vom  Jahre  1861  bis  1892.  Jahrgang  XXIV.  Teplitz-Dux,  Druck  von 
C.  Weisend,  1893.    Roy. -8.    XLVII— 80  88.  mit  Tafel  in  Imp.-Fol. 

Wiadomösci  statystyczne  o  stosunkach  krajowych  wydane  przez  Krsjowe  Biuro 
statystyczne  pod  redakeya  (Prof.  Dr.)  Tadeussa  Pilata.  Tom  trzynasty  zeszyt  1—3. 
Lwöw  1892/93.  4.  (Statistische  Mitteilungen  Uber  die  Verhältnisse  Galiziens,  heraus- 
gegeben vom  statistischen  Büreau  des  galizischeu  Landesausschusses,  redigiert  von  Thad- 
däus Pilat.  Band  XIII,  Heft  1/3  Lemberg  1892/93.  4.)  (Inhalt:  Die  wichtigsten 
Ergebnisse  der  Volkszählung  in  Galizien  nach  dem  8tande  vom  31.  XII.  1890,  von  (Prof.) 
Pilat.  —  Die  wichtigsten  Ergebnisse  der  Zählung  des  Rindviehes  in  Galizien  nach  dem 
Stande  vom  31  Dezember  1890,  dargestellt  von  St  Komornicki.  —  Statistische  Tabellen 
r.ur  Reform  der  Gemeindewahlordnung  fflr  die  gröfseren  Städte,  zusammengestellt  von 
Z.  Gassyt'skL  —  Der  Handel  Galiziens  und  der  Bukowina  sowie  der  übrigen  öster- 
reichischen Linder  mit  dem  Deutschen  Reiche  in  den  Jahren  1887/1890,  auf  Grund  der 
deutschen  Eisenbahnstatistik  bearbeitet,  von  (Prof.)  Pilat.  —  Die  Auswanderung  aus  den 
podolischen  Bezirken  nach  Rufsland  im  Jahre  1892,  dargestellt  von  (Prof.)  Pilat  —  etc.) 

Italien. 

Navigazione  generale  italiana  (societa  riunite  Florio  e  Rabattino,  sede  in  RomaV 
Statistica  generale  delle  operazioni  in  merci  e  passeggieri  efiettuate  dalla  societk  durante 
l'esercizio  1891/92.    Roma,  tip   Bontempelli,  1893.    4.    VII -486  pp. 

Statistica  delle  confraternite.  Volume  I.  Roma,  tip.  nazionale  di  Bertero,  1892. 
Imp.  In-folio.  XIX— 244  pp.  I.  8.—.  (Pubblicazione  del  Ministero  di  agricoltura, 
industria  e  commercio ,  direzione  generale  della  statistica.  Contiene:  Introduzione.  — 
Piemonte.  Ligurie.  Lombardia.  Veneto.  Emilia.  Toscana.  Marche.  Umbria  e  Lazio. 
—  Notizie  statistiche  delle  confraternite  con  patritnonio,  riassunte  per  circondari,  provincie 
e  compartimenti,  con  la  distinzione  del  capolnogo  dagli  altri  comuni.  —  Notizie  statistiche 
delle  confraternite  non  aventi  patrimonio,  riassunte  per  provincie  e  per  compartimenti.  — ) 
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Holland. 

Jaarcijfers  over  1891  en  vorige  jaren  N°  11.  Jaarboekje.  uitgegeven  door  het 
Statistisch  Institaat  der  Vereeniging  Toor  de  Statistiek  in  Nederlaad.  XLIV.  Jaargang, 
aüevering  1 :  Binnenland.    Amsterdam  1892.    gr.  in-8.    X  VIII  -  239  pp. 

8  c  h  w  ei 

Schweizerische  Statistik.  Lieferung  91;  Pädagogische  Prüfung  bei  der  Rekru- 
tierung im  Herbste  1892.  Herausgegeben  vom  statistischen  Bureau  des  eidgenössischen 
Departements  des  Innern.  Bern,  Orell  Ffifsli,  1893.  4.  28  SS.  Text  und  So  SS.  Ta- 
bellen mit  graphischer  Rekrutenprüfungskarte. 

Portugal. 

Organisation  des  Services  statistiques  du  royaume  de  Portugal  (donnie  par  di- 
cret  du  1  dicembre  1892).    Lisbonne,  imprim.  nationale,  1893.    8.    14  pag. 

Afrika  (Aegypten). 

Rapport  annuel,  1890,  adresse*  a  S.  E.  le  Dr  Rogers  Pacha  (Directeur  general  des 
services  aanitaires  et  d'bygiene  publique).  Le  Caire,  imprimerie  nationale,  1893.  Imp. 
in-4  XXI — 82  pag.  avec  2  planches  graphique«  (courhes).  [Publication  du  Ministere  de 
i'interieur,  administration  des  Services  sanitaires  et  d'hygiene  publique.  Bureau  de  sta- 
tistique.  Table  des  matieres:  Tableaux  statistiques :  Observations  meteorologiques.  — 
Naissances  et  ddces  de  la  ville  du  Caire.  —  Naissances  et  deces  de  la  ville  d'Alexandrie. 
—  Naissances  et  d6ces  des  villes  de  la  Basse-  et  de  la  Haute-Egypte.  —  Manifestation» 
epidemiques.  —  Statistique  sanitaire  comparee.  —  Mouvement  des  hopitaux  civils  du 
gouvernement.  —  Mouvement  des  h6pitaox  civils  etrangers  —  Cötes  des  eaux  du  sous- 
sol  du  Caire  et  du  Nil.  —  Resume"  (sUtistique)  sur  les  naissances  et  dich»  des  villes  de 
l'Egypte  (pag.  V-XXI.)  _] 

Amerika  (Uruguay). 

Hollo.  L.  C.  (Director  general  del  registro,  del  Estado  civil),  Anuario  demogräiico 
de  la  Repüblica  oriental  del  Uruguay,  ano  III:  1892  Montevideo,  tipogr.  Goyena,  1893. 
gr.  in-8.  XX — 123  pp.  c.  9  cuadros  grAfkos.  (Statistik  der  Geburten,  Trauungen, 
Sterbefalle,  totgeborenen  und  legitimierten  unehelichen  Kinder  mit  internationalen  Ver- 
gleichuugen.  Herausgegeben  von  der  Generaldirektion  des  Civilstandsregisteramts  (Registro 
del  estado  civil.) 

Comercio  exterior  y  movimento  de  navegaciön  de  la  Repüblica  del  Uruguay  y 
varios  otroa  datos  correspondientea  &  los  anos  1891  y  1892.  Montevideo,  tipo-litogr. 
„Oriental",  1893.    gr.  in-8.    30  pp.    (Publicaciön  de  la  Direccion  de  estadistica  general.) 

Asien  (China). 

Customs  Gazette  N°  XCVII,  January  -  March  1893.  Shanghai  1893.  4.  IV  — 
217  pp  $  1.—.  (China.  Imperial  maritime  customs.  I.  Statistical  series,  N°  2. 
Publ'uhed  by  order  of  the  Inspector  general  of  customs.) 

—  Hollandisch  Ost-  und  Westindien. 
Jaarcijfers  uitgegeven  door  de  Centrale  Commissie  voor  de  statistiek  Kolonien 
1891    en    vorige  jaren.    's  Gravenhage   1893.     gr.  in-8.    XXI— 124  pp.  (Statistisches 
Jahrbuch  der  ost-  und  westindischen  Kolonien  des  Königreich»  der  Niederlande  für  das 
Jahr  1891  mit  vergleichendem  Rückblicke  auf  frühere  Jahrgänge.) 

Australien  (Tasmania). 

Censu»  of  the  colony  of  Tasmania,  1891.  Parts  I— Vin.  Hobart,  printed  by  W. 
Graham«,  jr.  1893.  Folio.  LXXXVI,  III,  323  pp.  (Contents:  Introductory  report  by 
the  Reiristrar-Gcneral.  —  Population,  dwellings,  land  —  Ages  of  the  people,  1891.  — 
Conjugal  condition.  —  Birth-places.  —  Education  of  the  people.  —  Sickness  and  in- 
flrmity.  —  Religions  of  the  people.  —  Occupations  of  the  people.  —  Particulars  a»  to 
occnpations  and  other  Information  regarding  Chinese.  — ) 

18.  Vereehiedene«. 

Brühl,  C  B  (Prof.  einer.),  Einiges  Ober  die  Gaben  der  Natur  an  die  Frau  und 
die  Konsaqnenxen  hieraus  für  Bedeutung ,  Stellung ,  Aufgaben  und  Rechte  der  Frau  in 
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der  menschlichen  Gesellschaft.  Vortrag.  Berlin,  Friedlander  A  Sohn,  1898.  gr.  8. 
III  —  32  SS.  mit  3  Illustrationen.    M.  1,20. 

Credoer,  K.  (Prof.),  Rügen.  Eine  loselstudie.  Stattgart,  J.  Engelhorn,  1893. 
gr.  8.  III  — 122  SS  mit  2  Kurten,  S  Lichtdrucktafeln,  8  geologischen  und  6  Hoben- 
profilen.  M.  9.—.  (A.  u.  d.  T. :  Forschuogeo  sur  deutschen  Landes-  und  Volkskunde, 
herausgeben  voo  (Prof.)  A.  Kirchhon*.    Baod  VII,  Heft  5.) 

D  r  e  w  s ,  A.,  Die  deutsche  Spekulation  seit  Kant  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das 
Wesen  des  Absoluten  und  die  Persönlichkeit  Gottes.  2  Bde.  Berlin,  P.  Maeter,  1893. 
8.    XVIII-531  u.  VIII— 682  88. 

Jan  kau,  L,  Der  Tsbak  und  seine  Einwirkung  auf  den  menschlichen  Organismus. 
Müochen.  Seit*  &  Schauer,  1893.    gr.  8.    110  SS.  mit  Figuren.    M.  8—. 

Schwartz,  P.  (Oberlehrer),  Das  Schulwesen  der  Stadt  Königsberg  in  der  Neu- 
mark, von  der  ältesten  Zeit  bis  sur  Stiftung  des  Gymnasiums  1817.  Königsberg,  NM., 
Striese,  1893.    8.    48  88.    M.  0,60. 

Dansas,  G.  (avocat  k  la  Cour  d'appel  de  Caen),  Le  mouvement  catholique  en 
Allemsgne.  Evreux,  imprim.  Odieuvre,  1893.  8  15  pag.  (Extrait  de  la  „Revue  ca- 
tholiqne  de  Normandie".) 

Jourdan,  G.  (chef  du  bureau  k  la  prefecture  de  la  Seine),  Etudes  d'hygifene 
publique.  3c  Edition.  Paris,  Berger  -  Levrault  &  C1«,  1893.  gr.  in-8.  VI — 204  pag. 
fr.  4. — .  (Sommaire:  L'assainissement  de  Paris  en  1885.  —  L'assainissement  de  Paris 
de  1885  k  1891.  —  Etüde  sur  le  projet  de  revision  de  la  loi  concernaot  les  logements 
insslubres,  präsente  k  la  Chambre  des  d^pute*s  en  1888.  —  Memoire  sur  la  rtforme  de 
la  loi  du  13  avril  1850,  presentä  au  Congris  d'hygiene  et  de  demographie  de  1889.  — ) 

Annual  report  of  the  Bureau  of  Health,  Philadelphia,  for  1892  Philadelphia,  Dun- 
lap  Printing  C°,  1893.  gr.  in-8  XXX— 823  pp.  with  charts  and  tables,  cloth.  (Con- 
tents: 2»<i  Annual  message  of  Edw.  S  Stuart  (Major  of  the  city  of  Philadelphia).  — 
Annual  report  of  Abraham  M.  Beitier  (Director  of  the  Department  of  Public  Safety)  — 
Annual  report  of  the  Board  o(  Health  for  the  year  ending  Dec.  31  ,  1892,  issued  by  the 
city  of  Philadelphia.) 

Foster,  J„  Oxford  men  and  their  Colleges.    2  vols.    London,  Parker,  1893  4. 

63/.-. 

Guirey,  G.  (Rev.),  The  hallowed  day :  Fletcher  prizc  essay,  Dartmouth  College, 
1892.  New  York,  the  Baker  &  Taylor  C°,  1893.  12.  806  pp  ,  cloth.  $  1,25-  (Cou- 
tents:  Application  of  the  principles  that  govern  the  observance  of  the  Lord's  day.  — 
The  seveoth  day  question.  —  etc.) 

Strong,  Josiah,  The  new  era;  or  the  coming  kingdom  New  York,  the  Baker 
&  Taylor  C°,  1893.  XVIII— 874  pp.,  cloth.  $  0,76  (Contents:  The  XIXU»  Century 
one  of  prepsration.  —  The  destiny  of  the  race.  —  The  contribution  made  by  the  three 
great  races  of  antiquity.  —  The  contribution  made  by  the  Anglo-Saxon.  —  The  aothori- 
tative  teacher.  —  The  two  fundamental  laws  of  Christ.  —  Populär  discontent.  —  The 
problem  of  the  country.  —  The  problem  of  the  city.  —  The  Separation  of  the  masses 
Irom  the  church.  —  The  missioo  of  the  church.  —  The  necessity  of  new  methods.  — 
Necessity  of  personal  cootact.  —  Necessity  of  co  -  Operation.  —  An  enthusiaam  for 
humanity.  —  etc.) 

Webb,  Mohammed  A.  R.,  Islam  in  America:  a  brief  Statement  of  Mohamme- 
danism  and  an  outline  of  the  American  Islamic  Propaganda.  New  York,  Orieotal  Publi- 
shing C°,  1893.    8.    70  pp.    |  0,50. 
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A.  Frankreich. 

Bulletin  du  Ministere  de  ragriculture ,  XII""»«  annde  (1898)  N°  3  :  France: 
Rapport  gen^ral  annuel  sur  les  travaux  de  la  Station  d'essais  de  semences  da  1  Institut 


Digitized  by  Google 


Die  periodische  Presse  des  Auslände«. 


475 


national  agronomique  en  1891/1892.  —  Lea  vergers  d'etude  de  l'Ecole  pratique  d'agri- 
cultnre  des  Trois-Croix,  k  Rennes.  Conference  sar  la  loi  de  police  sanitaire  du  21  juillet 
1881.  Compte  rendu  de  la  foire  auz  jambons  en  1893.  —  Autriche-Hongrie :  Kapport 
tur  la  Situation  du  commerce  du  betail  en  Hongrie.  Rapport  »ur  la  senciculture  hongroise 
en  1892.  —  Russie:  L'agriculture  en  1892  dans  la  Russie  meridionale  (resumä  d 'apres 
des  documents  consulaires  anglais).  —  Italie:  Rapport  sur  la  destruction  de  la  chenille 
de»  pommiera.  —  Espagne  et  Portugal :  Malaga  en  1891.  Notice  aur  les  forets  de  chene- 
licge  d'Espagne  et  de  Portugal.  —  Japon:  La  cire  vegetale.  —  etc. 

Bulletin  de  sUtistique  et  de  legislation  compar6e.  XVlIWme  aDn,;e  (1893). 
Juillet:  A.  France,  colonies,  etc.:  Decret  promulguant  la  Convention  commerciale  franco- 
russe  du  17  jain  1893.  —  8tatistique  des  fabriques,  entrepots,  magasins  de  vente  en 
gros  et  magasina  de  vente  en  detail  soumis  aux  exercices  des  agenta  des  coutribution» 
indirectes.  —  Les  revenua  de  l'Etat:  France,  6  premiers  mois  de  1893;  Algerie,  5  Pre- 
miers mois  de  1893.  —  Le  commerce  extörieur  pendant  le  1«  semestre  de  1893.  —  Les 
recettes  des  cbemins  de  fer  (1"  semestre  1893).  —  L'impöt  du  timbre  depuis  le  com- 
mencement  du  siecle  (avec  diagrammes).  —  Tunlsie:  Les  rvsultats  de  l'exercice  1892.  — 
Nouvelle-Cale'donie :  Le  taux  de  l'inte>ct  legal.  —  La  Guadeloupe:  Le  regime  douanier 
des  colonies.  —  Pays  Prangers:  Angleterre:  Le  projet  d'emancipatioii  de  l'lrlande.  Les 
caisses  d'epargne  privees.  —  Belgique :  Recettes  et  depenses  des  commune»  beiges  en 
1865,  1870.  1879,  1880  et  1892.  —  Italie:  L'administration  des  gabelies  en  1891/92  et 
1890/91.  Recettes  et  döpenses.  —  Rassie:  Le  nouveau  regime  douanier.  Le  commerce 
des  boissons.  L'impöt  sur  lea  habitations.  —  Inde  anglaise :  Le  nouveau  regime  motu- 
Uire  (loi  du  26  juin  1893).  L'histoire  moneuire  de  l'lnde.  —  Australie:  La  crise  des 
banques  austraJiennes.  —  Etats-Unis:  La  crise  moneuire  —  etc. 

Journal  des  Economistes.  Juillet  1893:  La  liberte  economique,  par  6.  du 
Puynode.  —  Le  m.'tul  argent.  A  propos  d'un  uonveau  livre:  „Die  Stichworte  der  Silber- 
leute, von  L.  Bamberger',  par  Raphael  Georges  Lövy.  —  Revue  de»  principales  publi- 
cations  economiques  de  l'ltranger,  par  Maur.  Block.  —  La  reforme  fonciere  en  Algerie, 
par  J.  G.  Henricet.  —  Inde  et  Russie,  par  Inostranieti.  —  Le  coton  aux  Etats-Unis 
depuis  un  siecle,  par  Daniel  Bellet  —  La  crise  et  le  protectionnisme  en  Australie,  par 
A.  Raffalovich.  —  Vieox  neuf,  par  Fr.  Passy.  —  La  gargouille  et  la  fierte  de  St.  Ro- 
main, par  Fr  Passy.  —  Sociöte"  d'economie  politique,  seance  du  5  juillet  1893:  Neuro- 
logie: M.  de  Gaste.  Discussion :  Des  conditions  auxquelles  les  bourses  de  travail  peuvent 
etre  utiles.  — 

Journal  de  la  Sockte  de  statistique  de  Paris.  XXXIV'^"  annee  (1893)  N"  7, 
Juillet:  Proces-verbal  de  la  scance  du  21  juin  1893:  Communications:  Les  Übles  de  M. 
Arnaudeau,  le  procjde*  de  Collignon  et  le  bareme  de  Cheysson  pour  l'abreviation  des 
calculs,  par  Cheysson  Discussion  du  memoire  de  Neymarck  :  „Une  nouvelle  Evaluation 
da  capital  et  du  revenu  des  valeurs  mobilleres  en  France",  etc  —  Du  trafic  commercial 
maritime  dans  se*  rapports  avec  le  tonnage  de  jauge  des  navires  transporteurs,  par 
Vaathier.  —  Chronique,  par  Liegeard.  — 

Moniteur,  le,  des  assurances.  Tome  XXV,  N°  299,  15  aoflt  1893:  Assurance» 
rontre  l'incendie:  I.  Operations  des  compagnies  d'assuranoes  contre  l'incendie  en  1892. 
II.  Situation  au  31  decembre  1892,  par  L.  Warnier.  —  Assurances  contre  la  gröle: 
Resume  des  Operations  de  l'exercice  1892.  I.  Operations  de  1892.  II.  Situation  au  31 
decembre  1892.  —  Etüde  juridique  sur  le  contrat  d'assurance  contre  l'incendie,  par  C. 
.  Oodiette  (suite).  —  etc. 

Revue  d'6conomie  politique,  7«  annee,  1893,  N°  7:  Juillet  a  Aoüt  1893:  Les 
noavelles  compagnies  onvrieres:  I  Mine  de  Rive-de-Gier.  II.  Mine  de  Monthieux,  par 
P.  Regnault  et  Maur.  Waton.  —  Des  principales  causes  des  crises  Economiques,  par  A. 
A.  Issaiev.  —  Chronique  economique:  La  fenneture  de  la  Bourse  du  travail  k  Paris. 
La  suppression  de  la  frappe  de  l'argent  aux  Indes.  —  Chronique  legislative.  —  etc 

Revue  internationale  de  sociologie,  1'  aunee  (1893)  N«  4:  Juillet  ä  Aoüt:  La 
fumille  patriarcale  au  Caucase,  par  Maxime  Koralevsky.  —  Les  lois  du  langage:  1)  les 
lois  phonEtique»,  par  A.  Meillet.  —  La  discussion  du  programme  et  de  la  doctrine 
socialistes  au  Reichstag  allemand,  par  A.  Raffalovich.  —  Portugal  (chronique  de  mouve- 
ment  social),  par  J.  J.  Tavares  de  Medeiros.  —  Note  sur  un  pröcurseur  du  socialisme : 
Pechmeja,  par  A.  Lichtenberger.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  ('XVII,  livraison  380  et  881,  Mai  et  Juin 
1893 :  La  circulation  des  vents  et  de  la  pluie  dans  l'atmosphere,  par  A.  Duponchel  (suite 
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et  fin).  —  Etata-Unis:  Le  badget  de  U  marine  ponr  1898.  Nouveaux  paquebots  trans- 
atlantiquea.  —  Essai  sur  la  rivu  gauche  et  la  navigabilite  dn  M4-Kong  moyen,  par  J.  de 
Malglaive.  Etades  bistoriques  snr  la  marine  militaire  de  la  France,  par  Chabaud-Arnaalt 
(taite).  —  Peches  maritimes :  Deatraetion  des  dauphins  et  dea  marsouins.  Peche  dn 
homard  an  Canada.  Propagation  artificielle  de  la  morue  et  du  homard.  Projet  de  crlation 
d'une  ecole  professionelle  regionale  dea  peches  maritimes.  Le  congres  national  de  la 
pfche  cotiere.  Situation  de  la  peche  et  de  l'ostreiculture  pendant  le  mois  de  mars 
1888.  —  etc. 

B.  England. 

Board  of  Trade  Journal.  Vol.  XV  (1898),  N«  84:  July:  Importe  of  hay  into  the 
U.  Kingdom.  —  The  rise  and  progress  of  submarine  telegrapby.  —  Prospects  of  the 
Kassian  grain  harrest  —  Russian  mining  Industries.  —  A  German  sheet-iron  trust.  — 
The  Franco-Swiss  commercial  rupture.  —  The  Indlan  tea  trade.  —  Tbe  condition  of 
Corea.  —  Tariff  changea  and  eustoms  regulations.  —  Costoms  tariff  of  Victoria  (con- 
cluded).  —  Extracta  from  diplomatic  and  conMilar  reporta.  —  State  of  the  skilled  labour 
market,  etc.  —  Statiatics  of  trade,  emigration,  fisheries,  ete. 

Contemporary  Review,  the.  August  1893:  Ethics  and  the  struggle  for  exiatence, 
by  Lealie  Stephen.  —  Scotland  and  diseatabllshment,  by  Donald  Macleod.  —  The  aseo- 
ciated  life,  by  Walter  Beaant.  —  The  new  Islam,  by  Edw.  Seil.  —  The  gray  and  gay 
race,  by  Stuart  Henry.  —  The  evolution  of  liberal  unionism,  by  (Sir)  G.  Osborne  Mor- 
gan. —  etc. 

Economic  Review,  tbe.  Published  quarterly  for  the  Oxford  University  brauch  of 
the  Christian  Social  Union,  Vol.  III,  N°  8,  Jnly  1898:  Bimetallism;  Ita  meaning  and 
aims,  by  (Prof.)  H.  S.  Foxwell.  —  Commercial  morality,  by  (the  Rev.)  J.  Carter.  — 
Christianity  and  social  duty,  a  rejoinder,  by  (the  Rev.  Prof.)  W.  Sanday.  —  Tbe  Hüll 
strike,  by  the  Rev.  W.  H.  Abraham.  —  Agricultnral  contracts  in  South  Italy,  by  (Prof.) 
Fr.  8.  Nitti.  —  Ashley's  economic  history  (vol  I,  pt.  8),  by  W.  A.  8.  Hewius.  —  Legis- 
lation, partium entary  inquiries.  and  official  returns,  by  E.  Cannan.  —  etc. 

Ediuburgh  Review,  N«  866  (published  July  1893):  Walpole's  Isla  of  Man.  — 
The  protection  of  birds.  —  Sir  Henry  Maine  as  a  jurist.  —  Russia  on  the  Pacific.  — 
The  use  and  abuse  of  wealth  —  The  campaign  in  the  Kanjut  Valley.  —  Church  and 
State  in  8cotland.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  August  1893:  The  wanderiugs  of  the  North  Pole,  by  (Sir) 
Rob.  Ball.  —  British  farmers  and  foreign  imports,  by  (Prof.)  J.  Long.  —  Tbe  poor  of 
the  world,  by  S.  A.  Barnett.  —  Missionarie»  in  China,  by  R.  8.  Gundry.  —  Thomas 
Paine,  by  Leslie  Stephen.  —  The  needs  of  the  navy,  by  (Admiral)  Th.  8ymonds. 

Humanita  rinn,  the.  Vol.  III,  N°  2  and  3  :  August  and  September  1893:  The 
morals  of  manner  and  appearance,  by  Sarah  Grand.  —  The  curse  of  drunkenness,  by 
(the  Archdeacon)  Farrar.  —  Morals  and  law,  by  W.  Schooling.  —  The  proposal,  by 
Zola  Maad  Woodhull  —  Ghosts  and  ghosts,  by  (the  Rev.)  H.  R.  Haweia.  —  Electricity 
and  life,  by  Newman  Lawrence.  —  Woman'a  missions,  edited  by  (the  Baroness)  Burdett- 
Coutto.  —  The  principles  of  finance,  by  Victoria  Woodhnll  Martin.  —  The  edacational 
crisis,  by  tbe  Dean  of  St  Paul's  —  Sex  -  Blas.  A  missing  chapter  in  the  study  of 
sociology,  by  ElHs  Ethelmer.  —  Work  in  the  oracle.  A  Suggestion  for  the  employment 
of  discharged  prisoners,  by  (Sir)  B.  W.  Kichardson.  —  Effecte  of  posture  on  schonl 
children,  by  (Rev.)  J.  Rice-Byrne.  —  A  new  staff  of  life,  by  Laurence  Irwell.  —  Orgswic 
plülosopby,  by  E.  E.  Fournier  d'Albe.  —  etc. 

National  Review,  the.  August  1893:  Alexis  de  Toqueville:  a  study,  by  (Prof.) 
Dicey.  —  Fin  de  Miele  medicine,  by  A.  Rymons  Eccles  —  The  spontaneous  diffusion 
of  wealth,  by  W.  H.  Mallock.  —  Closing  of  the  Indien  mints,  by  W.  H  Houldsworth 
(Bart'   —  The  Royal  Welsh  Land  Commlssion,  by  (Lord)  Stanley  of  Alderley.  —  etc. 

New  Review,  the.  N°  51,  August  1898:  The  ,.gag"  and  the  commons,  I.,  by  T. 
W.  Russell,  IL,  by  J.  E.  Redmond,  III.,  by  (Vitcount)  Cranborne.  —  Evening  conti- 

nuation  schools,  by  (Lord)  Battersea.  —  The  silver  crisis  in  India,  by  (Sir)  R.  Temple  

The  bettle  of  the  nile :  a  contemporaneous  aecount.  by  (Captaini  Charrier  —  The  brain 
of  women,  by  (Prof.1  Ludwig  BBchner.  —  What  can  the  government  do  for  the  poor  at 
once?  by  J.  Th.  Dodd.  —  The  Armenien  church,  its  history  and  Iis  wrongs,  L,  by  F. 
8.  Stevenson  (President  of  the  Anglo-Armenian  Association),  II.,  by  G   B  M.  Coore. 
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Nineteent  h  Century,  August  1893:  India  between  two  Are«,  by  G.  N.  Curzon. 

—  Th«  crisis  in  Indo-China,  by  Demetrius  C.  Boulger.  —  Evolution  in  Prof.  Huxley, 
by  (Prof.)  8t  George  Mivart  —  The  future  of  education,  by  (Prof.)  Mahaffy.  —  Public 
playgrounds  for  children,  by  the  (Earl)  of  Menth.  —  An  open  letter  to  (Lord)  Meath, 
by  (Bishop)  Fitzgerald.  —  Esoteric  buddhism,  by  (Prof.)  Max  Maller.  —  The  art  of 
househoid  management,  by  (Colon«l)  Kenney- Herbert.  —  etc. 

Sc  otii.s  Ii  Review,  the.  July  1898:  The  Spanish  blank»  and  catholic  earls,  1592 
—1694,  by  T.  G.  Law.  —  Andrew  Fletcher,  the  Scottish  patriot,  by  J.  R.  Mac  Donald. 

—  The  anthropological  history  of  Enron«,  by  J.  Beddoe.  —  Galloway  and  her  feudal 
sberiffs,  by  J.  Ferguason.  -  Shellfith  culture,  by  J.  H.  Pnllarton.  -  «tc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 

Deutsche  Worte.  Monatshefte  herausgegeben  von  Engelbert  Pernerstorfer.  Jahr- 
gang Zill  (1893)  Heft  7/9,  Juli— September  1893:  Die  Landwirtschaft  in  Galiiien,  von 
W.  Budsynowaky  (Wien).  —  Innere  Wanderungen  in  der  Schwei«,  von  Ad.  Braun  (Ber- 
lin). —  Mutterrecht  und  Vaterrecht,  von  (Prof.)  Loth.  Dargnn  f  (Krakau).  —  Das  «Tät- 
liche Recht.  —  Der  Selbstmord  im  k.  u.  k.  österreichischen  Heere.  Eine  statistisch« 
Studie  von  S.  Rosenfeld  (Wien).  —  Die  Geburtenziffern  Frankreichs,  von  (Prof.)  L. 
Gamplowici  (Gras).  —  Zur  Methodologie  der  Haushaltungsstatistik,  von  Ad.  Braun 
(Berlin).  —  Dar  Kohlenring  und  was  er  uns  lehrt,  von  A.  Mülberger  (Crailsheim).  — 
Die  ethische  Bewegung  der  Gegenwart,  von  P.  v.  Feldegg  (Wien).  —  Neue  Schopen- 
hauerbriefe, von  B.  Muns  (Wien).  —  etc. 

Statistische  Monatsschrift.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Centrai- 
kommission. Jahrgang  XIX,  Heft  6/7:  Juni  und  Juli:  Die  internationale  Klassifizierung 
der  Berufsarten,  von  J.  Körösi.  —  Die  Viehzählung  in  Oesterreich  vom  81.  Dezember 
1890,  von  Julius  v.  Roschmann-Hörburg.  —  Anbauflachen  und  Ertragt;  der  Zuckerrüben 
in  den  Jahren  1884/1892,  farner  deren  Anbauflachen  nach  dem  Sunde  vom  I.Juni  1893, 
von  A.  (Frh.)  v.  Hohenbruck  (k.  k.  MinisterialR.).  Mit  1  Karte.  —  Die  Uberseeisch« 
österreichische  Auswanderung  im  Jahre  1891,  von  Fr.  Probst.  —  Vergleichende  Statistik 
der  wichtigsten  Todesursachen  während  der  Jahre  1873/1890  in  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Landern,  von  Brataseevic.  —  etc. 

B.  Italien. 

G Sorna  1«  degli  Economisti.  Rivista  mensile.  Agosto  1898:  II  sistema  bancario 
Nord-Americano,  per  G.  Alessio.  —  L.  A.  Muratori  com«  «conomlsta,  per  E.  Mase-Dari 
(conttnuaaion«  •  Ana).  —  Rivista  del  credito  popolara,  per  C.  G.  B.  —  Bibliografia :  Opere 
di  L.  Cossa  e  dl  Ugo  Rabbeno.  —  La  situasione  del  mercato  monetario,  per  X.  —  Cro- 
naca.  —  Supplamento:  Saggio  di  bibliografia  economica  italiana  (1870— 90)  continuaaione, 
per  A.  Bertolini.  —  etc. 

Rivista  della beneficensa  pubblica  e  di  igiene  sociale.  Anno  XXI,  N°5:  SIMaggio 
1893:  Previdenia  o  beneficensa,  per  C.  Turchetti.  —  L'Istituto  Umberto  e  MargheriU 
per  gli  orfani  degli  operai  morti  per  infortunio  sul  lavoro,  per  R.  Bonghi  •  L.  Bodio.  — 
Gli  asili  «d  i  rifugi  per  1«  notte  di  Parigi,  per  A.  Joltrain.  —  II  IX  bollettino  della 
croce  rossa.  L'arbitrato.  La  guenra  di  mare,  per  N.  Bertoglio  Pisani.  —  Regolamenti  e 
ordinanse  governative  all'  estero  per  la  tutela  della  salute  pubblica  e  del  igiene  sociale, 
per  Chlapponi  e  Gutierre*.  —  Cronaea  della  beneficenza,  della  previdenaa,  della  coope- 
razion«  etc.  — 

G.    Belgien  und  Holland. 

de  Economist  opgeriebt  door  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  XLII.  j  aargang  (1893) 
Juni:  Die  immer  dringender  »ich  geltend  machende  Forderung,  den  Angriffen  des  Sozialis- 
mus auf  den  Kapitalismus  Schranken  zu  ziehen,  von  C.  A.  Verrijn  Stuart  —  Die  preufai- 
»cb«  Steuerreform,  von  H.  N.  Mecs.  —  Wirtschaftliche  Chronik.  —  HandeUchronik.  — 
Ensehede«  Baumwollspinnereien  und  -Webereien  im  Jahre  1892.  —  Die  portugiesischen 
Finanzen,  etc.  — 

Revue  de  droit  international  et  de  legislation  comparee.  Tome  XXV  (1893)  N°4: 
Un  nouvean  projet  de  codification  des  lois  de  la  guarre  sur  terre  et  sur  mer,  par  E.  Lehr. 

—  Les  Institution«  judiciaires  du  Japon,  par  Kentaro  Kaneko.  —  Le  conflit  franco- 
siamois,  par  E.  Kol  in  —  Les  juridictions  inferieure»  en  Russie,  d'apres  le  code  de  1864 
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et  les  lois  des  9  et  12  juiliet  1889.  Les  tri ba natu  des  paysans  ou  de  volost  (Lr  artirle), 
par  J.  Dubois.  —  Le  droit  de  la  contrebande  de  guerre,  par  R.  Kleen  (4i^>*  et  dernier 
article).  —  etc. 

H.  Schweis. 

Schweizerische  Blätter  für  Wirtschafts-  nnd  Sozialpolitik.  Jahrg.  I,  Nr  3 : 
31.  Juli  1893:  Zur  schweizerischen  Konsularfrage,  von  A  Ducken.  —  Das  Hecht  auf 
Arbeit,  von  O.  Beck.  —  Sozialpolitische  Kundschau:  Zur  Kraue  der  Grundsteuer  im  Kau- 
ton  Bern.  Stellung  der  Aerste  zu  den  eidgenössischen  Gesetzentwürfen.  Strafrechtspflege 
und  Sozialpolitik.  Arbeiterinneuscliutz  des  Kantons  St.  Gallen.  Die  Freilandezpedition 
nach  dem  Keniagebiet.  —  WirUchafUchrouik :  Die  Stickereiindustrie  von  8t  Gallen  Die 
englischen  Gewerkverein«. —  Internationaler  Arbeiterkongrefs  in  Zürich.  —  Die  britische 
Genossenscbaftsbewegung.  Die  Kohlenvorräte  in  Europa  und  Nordamerika  und  deren 
Aufzehrung.  —  etc. 

I.  Amerika. 

Forum,  the.  1893,  July :  The  grand  army  as  a  pension  agency,  by  Leoser.  —  Com- 
plete  history  of  the  Farnham  Post  revolt,  by  Fiun.  —  Tcaching  of  civic  duty,  by  Bryce. 
—  The  Russian  extradition  treaty :  Reply  to  protests,  by  J.  B.  Moore.  —  etc. 

Political  Science  Quarterly ,  edited  by  the  Universily  faculty  of  political  science 
of  Columbia  College.  Vol.  VIII  (June  1893),  N"  S  I  Tbe  tnonetary  Conference,  by  (Pres ) 
E.  B.  Andrews.  —  Progressive  taxation ,  by  (Prof.)  E.  R.  A.  Seligman.  —  Stock  Ex- 
change Clearing  House» ,  by  A.  D.  Noyes.  —  Respousibility  for  seceasion ,  by  Sidney 
Webster.  —  The  Caucus  in  England,  by  Ostrogorski.  —  The  Fueros  of  Northern  Spain, 
by  W.  T  Strong.  —  Campbell's  Puritan  in  Holland  ,  by  J.  A.  Doyle.  —  Reviews.  — 
Record  of  political  evenU,  by  (Prof.)  W.  A.  Dunuing. 
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Arbeiterfreund,  der.  Zeitschrift  Tür  die  Arbeiterfrage.  Herausgegeben  von 
(Proff.)  V.  Böhmert  und  U.  v.  Gneist.  Jahrg.  XXXI  (1893),  2.  Vierteljahrsheft:  Ist 
die  Beseitigung  des  Gewinns  am  Preise  durch  Arbeitergenossenschaften  oder  durch  den 
Staat  möglich  und  wünschenswert?  von  H.  Crüger.  —  Sozialistische  Kolonien  in  Nord- 
amerika und  Mexiko,  von  Fr.  Paetow.  —  Deutsche  Arbeitsstätten  in  ihrer  Fürsorge  lür 
das  Wohl  ihrer  Arbeiter:  Zuckerfabrik  Frankenthal,  von  Max  May.  —  Die  Gewinn- 
beteiligung der  Arbeiter  in  Deutschland:  1  Hallesche  Maschinenfabrik  und  Eisengiefserei 
vorm.  R.  Riedel  &  Kemnitz  in  Halle  a/S.  2.  Mechanische  Weberei  von  A.  W.  Bär  &  C* 
in  Zschopau.  —  Handfertigkeit  und  Hausfleifs :  Die  Hauptversammlung  des  Deutschen 
Vereins  für  Knabenhandarbeit  und  des  sächsischen  Landesverbandes  zur  Förderung  des 
Handarbeitsunterrichts.  Der  Handfertigkeitsunterricht  auf  der  XXX.  allgemeinen  deutschen 
Lehrerversammlung  zu  Leipzig.  Neuere  Thatsachen  auf  dem  Gebiete  des  Handfertigkeit«- 
Unterrichts  und  des  Hausfleifses.  —  Vierteljahrschronik.  —  etc. 

Deutsche  Revue  über  das  gesamte  nationale  Leben  der  Gegenwart,  herausgegeben 
von  R.  Fleischer.  Jahrg.  1893,  Juli  und  August:  Lothar  Bucher,  von  H.  v.  Poschinger 
(Artikel  II  u.  III).  —  Das  Land  der  Morgenruhe,  von  M.  v.  Brandt  (ehemal.  kais.  Ge- 
sandter in  Peking).  —  Höhenluft  und  verdichtete  Luft,  von  G.  (Frh.)  v.  Liebig.  — 
Herodes  der  Grofse,  von  A.  Reville  (Artikel  IV,  Schlafs).  —  Sibirien  und  die  Verbannung, 
von  Max  Behrmann.  —  Kunstgewerbe  :  Orientalische  Teppiche,  von  J.  Janitsch.  —  Ans 
gärender  Zeit  (kurz  nach  der  französ.  Julirevolution).  Auszüge  aus  dem  Briefwechsel 
einer  deutschen  Fürstin  (Gräfin  Mensdorf)  and  einem  deutschen  Gelehrten  (Prof.  Ober- 
studienR  Schacht),  mitgeteilt  von  Ottilie  Moldenhauer.  —  Georg  Bartisch,  ein  Surstecher 
des  Mittelalters,  von  H.  Cohn.  —  Ein  Beitrag  zum  Briefwechsel  von  Joseph  v.  Görres, 
von  J.  v.  Gruner  (I.  Artikel).  —  Sechzehn  Jahre  in  der  Werkstatt  Leopold  v.  Ranke's, 
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▼od  Th.  Wiedemann  (XIII.  Artikel).  —  Aas  dem  Leben  König  Karls  von  Rumänien 
(Artikel  XVUI  a.  XIX)  etc. 

Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  Band  XXU  (1893),  Heft  5:  Notation  and 
Begranuung  in  ihren  korrelativen  Beziehungen  und  als  züchterisebe  Indices  bei  der  langen 
zweizeiligen  Gerste,  von  £.  v.  Proskowetz  jun.  (mit  6  Tafeln).  —  Ueber  die  Mechanik 
des  Pflügens,  von  (Prof.)  A.  Föppl.  —  Die  niederländische  Landwirtschaft  im  Jahre 
1880.    Mach  amtlichen  Quellen  bearbeitet  von  H.  Grobmann. 

Neue  Zeit,  die.  Jahrg.  1892/93,  No.  37  bis  48:  Brief  aas  Amerika,  von  F.  A. 
Sorge.  —  Zu  „Die  Nationalisierang  der  Gesundheitspflege".  —  Der  Untergang  des  adeligen 
Grundbesitzes  in  Rußland.  —  Die  Ergebnisse  der  Einkommensteuerabscbätxungen  im 
Königreich  Sachsen,  von  U.  Lux.  —  Zur  Geschichte  der  Volksrechte,  von  Th.  Curti.  — 
Zur  UevöUteruugsfrage  iu  Frankreich,  von  P.  Lafargue.  —  Der  Sozialismus  in  Frankreich 
wahre ü d  der  großen  Revolution,  von  C.  Hugo.  —  Cholera  und  Volkaernihrung,  von  R. 
J.  Beck.  —  Lohnforrueu  und  Preis  der  Arbeit,  von  Max  Schippel.  —  Die  Lage  der  Land- 
arbeiter in  Russisch-Polen,  von  (Dr.)  Sophie  Daszynska.  —  Die  russische  Handelspolitik.  — 
Briele  aus  England.  —  etc. 

Prenfsiscbe  Jahrbücher.  Herausgegeben  von  Hans  Delbrück.  Band  LXXIII, 
Heft  S,  Aoguat  1893:  König  Philipp  U.  von  Spanien,  von  (Prof.)  Erich  Mareks  (Frei- 
burg). —  Ein  Kapitel  aus  dem  Kampr  zwischen  Glauben  und  Unglauben  im  Altertum, 
von  (Prof.)  Max  bchneidewin  (Hameln).  —  Ein  Volksschuldotationsgesets,  von  (Pastor) 
H.  v.  Zittwitz.  —  Südosldeut&cbe  Betrachtungen,  von  (Prof.)  H.  v.  Zwiedineck  (Gras).  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen.  Redigiert  von  J.  Neumann. 
Jahrg.  XXI  (1893),  No.  &  und  6:  Deutsches  BinnenschiffahrtsgeseU.  —  Feuerversiche- 
rung im  Regbes.  Kassel.  —  Lebensversicherungsgeschäfc  iu  England  in  1892.  —  Die 
Bewegung  des  französischen  Lebensversichernngsgeschiftes  im  Jahre  1892.  —  etc. 

Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  Herausgegeben  vom 
kaiserl.  statistischen  Amt.  Jahrg.  1893,  H  u  3:  Erhebungen  Uber  Arbeitslöhne  in  Deutsch- 
land. —  Anmusterungen  von  Vollmatrosen  und  unbefahrenen  Schiffsjungen  im  Jahre  1892.  — 
UebersceUche  Auswanderung  im  zweiten  Vierteljahr  1893.  —  Dampfkesselexplosionen 
während  des  Jahres  1892.  —  Zollbegünstigungen  der  Woinhftndler  im  Etatsjahre  1892/93.  — 
Spielkartenfabriken  und  Verkehr  mit  Spielkarten  wahrend  des  Etatsjahres  1892/93.  — 
Straffalle  in  Bezug  auf  die  Zölle  und  Steuern  im  Etatsjahre  1892/93.  —  Erntestatistik 
lür  das  Erntejahr  1892/93.  —  Bestände  an  Zucker  in  den  Zuckerfabriken  etc.  am  31.  Juli 
1893.  —  Konkursstatistik  lür  die  Jahre  1891  and  1892. 

Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  and  Kultargeschichte,  hrsg.  von 
Karl  Braun.  Jahrg.  XXX  (1893),  Band  IU,  2.  Hälfte:  Die  Kraftprobe  des  Freihandels- 
systems in  den  letzten  Jahrzehnten,  von  Karl  Walcker.  —  Stimmungsbilder  aus  der  Zeit 
des  Krimkrieges,  von  F.  C.  Pbilippson.  —  Dorf  and  Bauernhof  in  Deutschland  in  alter 
und  neuer  Zeit,  von  Chr.  Meyer.  —  Volkswirtschaftliche  Korrespondenz  aas  Paris,  von 
M.  Block.  —  etc. 

Zeitschrift  des  kgl.  preußischen  statistischen  Bureaus.  Herausgegeben  von  dessen 
Direktor  E.  Blenck.  Jahrg.  XXXIII:  1893,  1.  u.  2.  Vierteljahrsheft:  Die  preußischen 
Sparkassen  im  Rechnungsjahre  1891  bezw.  1891/92  mit  Rückblicken  auf  die  Vorjahre, 
von  (Reg.R.)  G.  Evert.  —  Die  vorlaufigen  Ergebnisse  der  Viehzahlung  vom  1.  Dezember 
1892  im  preußischen  Staate  sowie  in  den  Fürstentümern  Waldeck  und  Pyrmont  —  Die 
Zwangsversteigerungen  land-  und  forstwirtschaftlicher  Grundstücke  im  preufsischen  Staate 
während  der  Rechnungsjahre  1886/87  bis  1891/92.  —  Das  niedere  Schulwesen  Preufsens 
in  statistischer  Beleuchtung,  von  A.  Petersilie.  —  Die  internationale  Ausstellung  für  Musik 
und  Theaterwesen  in  Wien  im  Jahre  1892  und  die  Entwicklung  des  deutschen  Musik- 
iustramentengewerbes,  von  O.  Behre.  —  Statistische  Korrespondenz.  —  Besondere  Beilage: 
Wirkliche  und  Mittelpreise  der  wichtigsten  Lebensmittel  für  Menschen  und  Tiere  in  den 
bedeutendsten  Marktorten  der  preufsischen  Monarchie  während  des  Kalenderjahres  1892 
bezw.  des  Erntejahres  1891/92.  —  etc. 

Zeitschrift  für  deutsche  Kulturgeschichte  Neue  (3.)  Folge,  IU.  Jahrgang  Redi- 
giert von  Christian  Meyer.  Heft  6  (August  1893):  Geschichte  des  deutschen  Einheits- 
gedankens von  Karl  Biedermann  (1.  Artikel).  —  Aus  dem  Lebensgange  eiues  deutschen 
evangelischen  Geistlichen  und  Gelehrten  im  17.  und  18.  Jahrh  ,  von  Chr.  M.yer  (Fort- 
setzung). —  Ein  Ueberbleibsol  altwendischer  Kultur,  von  A.  Wolter  (I.  Artikel).  —  etc. 

Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte  der  Staatswissenschaften.  Herausgegeben 
von  Kuno  Frankenstein.    Band  I  (1898),  Heft  5  und  6 :    Beiträge  zur  Geschiebte  des 
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Sozialismus  und  de«  Kommunismus  II:  Di«  Ekklesiazusen  des  Aristophanes  und  die  plato- 
nische Politeia,  von  (Prof.)  H.  Dietzel  (Bonn).  —  Studien  Uber  die  neuesten  Unter- 
suchungen auf  dem  Oebiete  der  politischen  Wissenschaften  in  Spanien  ,  von  (Prof.)  M. 
Silva  (Madrid),  II.  Artikel.  —  Auf  dem  Wege  zur  Gewerbefreiheit  in  Preufsen,  von  Kurt 
v.  Bohrscheidt  (Schlufs).  —  etc. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft.  Hrsg.  von  (ProfT.  Dtt  )  F. 
v.  Liszt,  K.  v.  Lilienthal,  H.  Bennecke.  Band  XIII  (1893),  Heft  6:  Zur  Reform  des 
Strafprozesses  und  des  Verteidigerberufes,  von  (Prof.)  Ro»enblatt  (Krakau)  —  Zum  §  297 
des  Reichsstrafgesetzbuches,  von  (Prof.)  M.  Pappenheim  (Kiel).  —  Das  französische  Gesetz 
von  1889  über  den  Schutz  der  Kinder,  von  (Rechtsanwalt)  L.  Puld  (Mainz).  —  Die  er- 
gebnlslosen  Vorverfahren  und  die  Praxis  der  Staatsanwaltschaft.  Eine  Erwiderung  und 
zugleich  ein  Beitrag  zur  Bekämpfung  des  Denunziantentums,  von  (Gerichtsaas.)  Stelling 
(Hannover).  —  Jugendlich«  Kriminalität  und  Verwahrlosung  in  Grofsbritannien,  von  Ferd. 
Tönnies.  —  Ueber  Schürfung  und  Milderung  der  Freiheitsstrafe,  ein  Beitrag  zur  lex  Heinze, 
von  E.  Sichart  (k.  württemb.  Strafanstaltsdirektor). 

Zeitschrift  des  Vereins  für  Volkskunde.  Hrsg.  von  K.  Weinhold.  Jahrgang  III 
(1898),  Heft  3:  Das  Saterland.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Volkskunde,  von  Th.  Siebs: 
Herkunft  der  Saterlinder  und  fiteste  Nachrichten  über  das  Gebiet.   Recht  und  Verfassung. 

Sitten  und  Gebräuche.    Tracht.    Lebensweise  und  Erwerbsquellen,    etc.  — 
aus  dem  faeröischen  Volksleben,  von  V.  U.  Hammershaimb  (Schlufs).  —  etc. 
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IX. 

Der  Uebergang  vom  Versicherungsdarlehn 
zur  reinen  Versicherung. 

Von 

Adolf  Sohaube. 

1.  Der  Versicherungsvertrag  in  der  Form  des  Mutuum. 

Wenn  den  ersten  Jahrzehnten  des  14.  Jahrhunderts  die  echte 
Versicherung,  die  bekanntlich  zuerst  als  Seeversicherung  ins  Leben  ge- 
treten ist,  noch  fremd  war,  so  strebte  der  Versicherungsgedanke  doch 
in  dieser  Zeit  von  verschiedenen  Seiten  her  immer  kräftiger  und  all- 
gemeiner einer  zweckentsprechenden  Verwirklichung  entgegen  *).  Er 
äußerte  sich  in  mannigfacher  Weise  in  Kauf-  und  Lieferungsverträgen, 
in  denen  das  Risiko  des  Transports  auf  den  Verkäufer  oder  Lieferanten 
abgewälzt  wurde,  und  schuf  sich  die  eigentümliche  Form  des  beim 
Reeder  aufgenommenen  Versicherungsdarlehns ,  das  der  Ladungsinter- 
essent bei  behaltener  Ankunft  der  Ware  zugleich  mit  der  Zahlung  der 
Fracht  zurückzuerstatten  hatte.  Während  aber  mit  dieser  Art  des 
Veroicherungsdarlehns  ein  Seitenweg  eingeschlagen  war,  der  zur  echten 
Versicherung  nicht  führen  konnte,  betrat  man  mit  dem  Seedarlehn  zu 
Versicherungszwecken,  wie  es  in  dieser  Zeit  von  Ladungs-  und  Schiffs- 
interessenten immer  allgemeiner  bei  Personen,  die  am  Seetransport 
nicht  beteiligt  waren,  aufgenommen  zu  werden  pflegte8),  die  Pforte, 
von  der  aus  man  auf  geradem  Wege  zur  echten  Versicherung  gelangen 
mußte. 

Unleugbar  war  der  Zweck  der  Versicherung  mit  diesem  Ver- 
sicherungsdarlehn, das  in  gewisser  Weise  wie  eine  Umkehr  unserer 
Versicherungstechnik  erscheint,  wohl  erreichbar. 

Der  Versicherungsnehmer  nahm  ein  Darlehn  auf,  das  dem  Werte 


1)  Vgl.  darüber  meine  Abhandlung  Ober  die  wahre  Beschaffenheit  der  Versiche- 
rang in  der  Entatehungsxeit  des  Versicherungswesens,  in  diesen  Jahrbüchern,  3.  Folge, 
V  (LX),  8.  40  f.  nnd  473  f. 

2)  Beispiele  ebd.  S.  482  f. 

Dritte  Fol«.  Bd.  H  (LH).  31 
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des  Gegenstandes  der  Versicherung  entsprach;  bei  Waren  pflegte  im 
Vertrage  betont  zu  werden,  daß  die  Darlehnsaufnahme  zum  Ankauf 
derselben  erfolgt  sei.  Die  Versicherungssumme  also  ward  vorweg  ge- 
leistet; sie  war  es,  die  immer  zur  Auszahlung  gelangte. 

In  welcher  Höhe  das  Darlehn  wirklich  empfangen  war,  wird  in 
den  uns  vorliegenden  Vertragen  ausnahmslos  verschwiegen;  das  Ver- 
sicherungsdarlehn  wird  von  vornherein  auf  die  Summe  ausgestellt,  die 
von  dem  Versicherten  im  Falle  der  behaltenen  Ankunft  des  Gegen- 
standes der  Versicherung  zu  erstatten  war.  In  diese  Summe  war  also 
der  Preis  der  Versicherung  vorweg  mit  einbezogen.  Die  Differenz 
zwischen  der  wirklich  empfangenen  und  der  im  Versicherungsvertrage 
genannten ,  zur  Rückzahlung  bestimmten  Summe  stellt  aber  natürlich 
keine  reine  Versicherungsprämie  dar;  sie  begreift  vor  allen  Dingen 
auch  die  Zinsen  des  geliehenen  Kapitals  in  sich;  auch  konnte,  wenn 
es  sich  um  Rückzahlung  des  Darlehns  in  anderer  Münze  handelte,  eine 
Wechselgebühr,  und  wenn  die  Rückzahlung  an  einem  anderen  Orte 
vorgesehen  war  —  wie  häufig  geschah  —  eine  Geldübermittelungs- 
gebühr darin  enthalten  sein.  Zinsen,  etwaige  Wechselgebühr,  Risiko- 
gebühr: alles  ist  vorgeleistet  —  ideell  natürlich  nur,  denn  eine  wirk- 
liche Zahlung  wäre  dem  Darleiher  einer  weit  höheren  Summe  gegen- 
über sinnlos  gewesen.   Der  Versicherte  erhielt  eben  von  der  ange- 


der  von  dem  Versicherer  aus  dem  Geschäft  erhobenen  Forderungen 
betrug.  Kein  Zweifel,  daß  das  kanonische  Verbot  des  Seedarlehns  für 
diese  Darstellung  des  Vertrages  bestimmend  gewesen  ist 

Kam  das  versicherte  Objekt  behalten  an,  so  war  der  Versicherte 
zur  Erstattung  der  vollen  im  Vertrage  angegebenen  Summe  verpflichtet. 
Dafür,  daß  diese  Zahlung  in  vertragsmäßiger  Weise  erfolgte,  bürgte  in 
erster  Linie  das  Objekt  selbst,  das  dem  Versicherer  als  Spezialpfand 
bestellt  war;  der  Versicherer  oder  sein  Bevollmächtigter  konnte  es 
nach  Umständen  mit  Beschlag  belegen  und  nach  den  Bestimmungen 
des  geltenden  Pfandrechts  zum  Verkaufe  desselben  schreiten.  Indessen 
war  der  Versicherer  doch  keineswegs  allein  an  das  versicherte  Objekt 
gewiesen,  vielmehr  haftete  der  Versicherte  mit  seinem  ganzen  Ver- 
mögen, „personaliter  et  realiter" ;  dies  Versicherungsdarlehn  war  durch- 
aus kein  bloßer  Realkontrakt. 

Ging  der  Gegenstand  der  Versicherung  durch  Seegefahr  völlig  zu 
Grunde,  so  entfiel  einfach  jede  Verpflichtung  des  Versicherten;  das 
empfangene  Darlehn  blieb  als  Ersatz  für  seinen  Verlust  in  seiner  Hand. 
Bei  teilweisem  Verlust  erfolgte  eine  dem  Schadenswerte  entsprechende 
Ermäßigung  der  vom  Versicherten  am  Zahlungstermine  zurückzuer- 
stattenden Summe1). 

Verluste  oder  Beschädigungen,  die  aus  anderen  Ursachen  als  aus 
Seegefahr  entstanden  waren,  befreiten  den  Versicherten  in  keiner  Weise, 


1)  In  dar  Urkunde  von  Pera  beginnt  die  Verpflichtung  des  Gläubigers  erst  dann, 
wenn  Verlust  oder  Beschädigung  durch  Seegefahr  Uber  die  Hälfte  des  Wertes  des  ver- 
sicherten nnd  verpfändeten  Objekts  hinausging,  a.  a.  O.  S.  490. 


viel  weniger,  als  die  Gesamtheit 
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wie  er  auch  zur  Tragung  aller  auf  den  Transport  bezüglichen  Neben- 
kosten und  Lasten  verpflichtet  war.  Darum  findet  sich  in  den  Ver- 
trägen für  den  Versicherten  die  Verpflichtung  ausgesprochen,  sofort 
nach  erfolgter  Ankunft  der  versicherten  Ware  das  „pignus  facere  bonum 
et  idoneum",  d.  h.  wenn  die  Ware  infolge  eingetretener  Beschädigungen 
gedachter  Art  als  Kaution  nicht  mehr  ausreichte,  für  anderweite  volle 
Sicherheit  zu  sorgen,  bis  die  vertragsmäßige  Zahlung  an  den  Ver- 
sicherten oder  seinen  Vertreter  erfolgt  war  *). 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  der  Versicherungsgedanke  in  der 
Form  des  Vereicherungsdarlehns  noch  nicht  rein  enthalten  war.  Nicht 
bloß  Versicherung  ist  der  Zweck  des  Vertrages;  der  Vertrag  dient  dem 
Versicherungsnehmer  gleichzeitig  dazu,  sogleich  mit  Abschluß  des  Ver- 
trages in  den  Besitz  eines  Kapitals  zu  gelangen.  Dies  Kapital  mochte 
er  zum  Nutzen  des  zu  versichernden  Schiffes  oder  zur  Bezahlung  der 
zu  versichernden  Ware  verwenden;  so  war  die  Aufnahme  des  Ver- 
sicherungsdarlehns besonders  über  See,  außerhalb  des  Heimathafens, 
praktisch,  indem  es  gleichzeitig  dem  Zwecke  der  Versicherung  wie  dem 
der  GeldQbermittelung,  der  Ersparung  eines  besonderen  Geldtrans- 
portes, diente.  Oder  es  konnte  jemandem  daran  liegen,  für  Ware,  die 
er  über  Meer  sandte,  schon  im  Heimathafen  Geldmittel  in  die  Hand 
zu  bekommen ;  der  Reeder  konnte  wünschen,  über  die  aus  den  Fracht- 
geldern zu  erwartenden  Einnahmen  früher  zu  verfügen.  In  allen  der- 
artigen und  ähnlichen  Fällen  erwies  sich  die  Form  des  Versicherungs- 
darlehns durchaus  als  zweckentsprechend. 

Nachdem  das  Versicherungsdarlehn  aber  erst  einmal  eingebürgert 
war  und  man  zum  vollen  Bewußtsein  der  Vorteile,  die  es  dem  Handel 
zu  bieten  vermochte,  gelangt  war,  war  es  natürlich,  daß  man  danach 
strebte,  sich  diese  Vertragsform  mit  ihren  Vorzügen  auch  in  den 
Fällen  nutzbar  zu  machen,  wo  ein  Geldbedürfnis  für  den  Versiche- 
rungsnehmer nicht  vorlag.  Für  diese  Fälle  galt  es,  eine  technische 
Schwerfälligkeit  zu  überwinden.  Wenn  das  Risiko  ungünstig  ablief,  so 
war  das  Verfahren  allerdings  höchst  einfach  und  praktisch:  der  Ver- 
sicherungsnehmer blieb  eben  ohne  weiteres  im  Besitze  der  Versiche- 
rungssumme. In  der  großen  Mehrzahl  der  Fälle  aber  lief  das  Risiko 
natürlich  günstig  ab;  dann  war  die  Zahlung  der  Versicherungssumme 
wie  ihre  Rückzahlung  ganz  überflüssig  gewesen;  der  Versicherungs- 
nehmer hatte  für  ein  Darlehn,  dessen  er  an  sich  nicht  bedurfte,  un- 
nötigerweise hohe  Zinsen  entrichtet 

Man  mußte  also  in  solchen  Fällen  darauf  denken,  die  für  den 
Zweck  der  Versicherung  überflüssige  und  das  Geschäft  nur  belastende 
Doppelzahlung  zu  vermeiden.  Dies  war  auf  die  einfachste  Weise  da- 
durch zu  erreichen,  daß  der  Versicherungsnehmer  dem  Darleiher  die 
Versicherungssumme,  die  dieser  nach  der  hergebrachten  Form  zu  er- 
legen gehabt  hätte,  kreditierte,  und  zwar  bis  zum  etwaigen  Ein- 
treten des  Falles,  in  welchem  die  Zahlung  der  Versicherungssumme 
allein  zweckentsprechend  war.    Trat  dieser  Fall  überhaupt  nicht  ein, 


1)  Ebend.  8.  483,  489. 
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lief  also  das  Risiko  günstig  ab,  so  war  der  Vertrag  damit  hinfällig 
geworden. 

Es  mußte  also  in  gewissem  Sinne  eine  Umkehrung  des  bisherigen 
Verhältnisses  der  vertragschließenden  Parteien  vorgenommen  werden. 
Bisher  war  man  von  dem  Fall  der  günstigen  Beendigung  des  Ri- 
sikos ausgegangen,  und  der  Versicherungsnehmer  war  der  promit- 
tierende  Teil  gewesen ,  der  für  diesen  Fall  die  Rückzahlung  der  Ver- 
sicherungssumme verhieß.  Nun  ging  man  von  dem  Ausnahmefall,  der 
ungünstigen  Beendigung  des  Risikos,  aus;  der  Versicherungs- 
geber wurde  der  promittierende  Teil ;  er  verhieß  die  Versicherungs- 
summe zu  zahlen,  den  Fall  ausgenommen,  daß  das  Risiko  günstig 
ablief. 

Der  Preis  des  Versicherungsgeschäfts  behielt  bei  dieser  Uni  keh- 
rung dieselbe  Stelle,  die  er  schon  beim  Versicherungsdarlehn  einge- 
nommen hatte.  Da  nun  aber  eine  Vorwegzahlung  der  Versicherungs- 
summe durch  den  Versicherer  nicht  mehr  erfolgte,  so  konnte  auch  die 
Prämie  nicht  mehr  einfach  einbehalten  werden;  eine  wirkliche  Aus- 
zahlung derselben  durch  den  Versicherungsnehmer  war  damit  not- 
wendig geworden.  Hatte  der  Geber  des  Versicherungsdarlehns  sich 
die  Risikogebühr  bisher  von  der  Versicherungssumme  von  vornherein 
abgezogen,  so  hatte  sie  nun  der  Versicherungsnehmer  folgerecht  von 
vornherein  zu  zahlen.  Ihre  ausnahmslose  Zahlung  mußte  um  so  ge- 
rechtfertigter erscheinen,  als  ihr  die  Sicherheitsleistung  des  Versiche- 
rers in  allen  Fällen  gegenüberstand.  Ganz  von  selbst  aber  mußten  die 
für  das  entliehene  Kapital  berechneten  Zinsen  sowie  eine  etwaige  Geld- 
übermittelungs-  und  Wechselgebühr  in  Wegfall  kommen,  da  eine  effek- 
tive Vorleistung  der  Versicherungssumme  nicht  mehr  stattfand;  so 
blieb  die  Prämie  allein  übrig,  die  bloße  Risikogebühr,  wie  sie  übrigens 
gelegentlich  auch  schon  in  Lieferungsverträgen  zur  Berechnung  ge- 
kommen war1).  Im  wesentlichen  ist  es  erst  diese  Umkehrung  des 
Versicherungsgeschäfts,  die  Kreditierung  der  bisher  vorzuleistenden  Ver- 
sicherungssumme gewesen,  die  die  Prämie  zu  einem  selbständig  für 
sich  stehenden  Faktor  des  Versicherungswesens  gemacht  hat 

Doch  wenden  wir  uns  nun  den  ältesten  bis  jetzt  bekannten  Verträgen 
dieser  Art  zu,  den  ältesten  also,  die  als  wirkliche  und  echte  Versiche- 
rungsverträge zu  bezeichnen  sind.  Sie  entstammen  dem  genuesischen 
Notariatsarchiv  und  beginnen  mit  dem  Jahre  1347 ;  £.  Bensa  hat  sich 
durch  ihre  Auffindung  und  Veröffentlichung  ein  bleibendes  Verdienst 
erworben. 

Der  erste,  vom  23.  Oktober  1347  datierte  Vertrag  betrifft  eine 
Kaskoversicherung  und  zeigt  folgende  Struktur*): 

Ego  Georgius  Lecavellum  civis  Janue  confiteor  tibi  Bartholomeo 
Basso  mc  habuisse  .  .  a  te  mutuo  gratis  et  amore  1.  197  jan.  Renun- 
cians  etc. 


1)  A.  a.  O.  S.  495. 

8)  Bens*,  K  .  II  contratto  di  assienrazione  nel  roedio  evo,  Geuova  1884 ;  Docnmenti 
No.  3,  p.  198. 
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Quas  1.  107  .  .  promitto  restituere  tibi  aut  tuo  certo  nuncio  per 
me  vel  meum  nuncium  usque  ad  menses  6  proxime  venturos,  salvo  et 
reservato  et  hoc  saue  intellecto,  quod  si  cocha  tua .  .  vocata  S.  Clara, 
que  nunc  est  in  portu  Janue,  parata  .  .  ire  et  navigare  presentialiter 
ad  Majorichas,  iverit  et  navigaverit  recto  viagio  de  portu  Janue  navi- 
gando  usque  ad  Majorichas  et  ibi  applicuerit  sana  et  salva,  quod  tunc 
et  eo  casu  sit  presens  instrumentum  cassum  et  nullius  valoris,  ut  si 
facta  non  fuisset,  suseipiens  in  me  omnem  risicum  et  periculum  dicte 
quantitatis  pecunie,  quousque  dicta  cocha  applicuerit  Majoricis,  navi- 
gaote  recto  viagio  ut  supra  l)  etc. 

Der  zweite,  eine  Warenversicherung  betreffende,  von  demselben 
Notar  am  15.  Januar  1348  aufgenommene  Vertrag  zeigt  eine  durchaus 
analoge  Gestaltung8): 

Ego  Nicolaus  Cataueus  . .  confiteor  tibi  Johanni  de  Junta  lanerio, 
me  habuisse  .  .  a  te  mutuo  gratis  et  amore  1.  200  jan. 

Quas  . .  promitto  . .  restituere  tibi .  .  usque  ad  menses  4  proxime 
venturos. 

Salvo  et  reservato  .  .,  quod  si  balle  19  pannorum  lombardis- 
chorum  tui  dicti  Johannis,  bonerate  super  galea  Jacobi  de  Savignono 
et  sociorum,  signate  signo  Andalonis  Marufii  et  Scripte  super  dictum 
Audalo  in  cartulario  dicte  galee,  defferebuntur  super  dicta  galea  ad 
portum  Panormi  seu  ad  alium  portum  insule  Sicilie  .  .,  quod  tunc  et 
eo  casu  sit  presens  instrumentum  cassum  etc. 

Quod  risicum  ineipiat  a  die,  quo  dicta  galea  separaverit  de  portu 
Janue  et  finiat  applicata  dicta  galea  in  portu  Panormi  sive  in  alio 
portu  insule  Sicilie,  in  quo  exhonerabitur  dicta  galea  et  ipsis . .  ballis 
exhoneratis,  navigante  dicta  galea  recto  viagio.  Actum  etc. 

Im  ersten  Fall  hat  Bartolommco  Basso  sein  Schirl  für  die  Fahrt 
von  Genua  nach  Mallorca  bei  Giorgio  Leccavello  mit  107  Pfund  genue- 
sisch versichert,  während  im  zweiten  ein  von  dem  Wollhändler  Gio- 
vanni da  Giunta  von  Genua  nach  Palermo  verfrachteter  Posten  von 
19  Ballen  lombardischer  Tuche  mit  200  Pfund  bei  Niccolö  Cattaneo 
versichert  wird. 

Die  Fassung  dieser  Versicherungsverträge  kann  jeden,  der  die- 
selben für  sich  allein,  außerhalb  des  Zusammenbanges  der  geschichtlichen 
Entwickelung  betrachtet,  nur  höchst  sonderbar  berühren.  Jemand  em- 
pfängt ein  zinsfreies  Darlehn ;  er  verpflichtet  sich,  dieses  Darlehn  inner- 
halb eines  bestimmten  Zeitraums  zurückzuerstatten;  diese  Verpflich- 
tung aber  soll  hinfällig  werden,  falls  der  nicht  eben  unwahrscheinliche 
Fall  eintritt,  daß  ein  bestimmt  bezeichnetes,  dem  Darlehnsgeber  ge- 
höriges Objekt  (Schiff  oder  Ware)  eine  bestimmt  umschriebene  Seereise 


1)  Im  Anschlufs  hieran  wird  der  Vertrag  ausdrücklich  für  nichtig  erklärt  auch  für 
den  Fall,  dal»  das  Schiff  vor  Ablauf  der  6  Monate  irgendwo  anders  wohlbehalten  ein- 
treffen sollte,  und  endlich  noch  Air  den  Fall,  dafs  es  eine  andere  als  die  im  Vertrage 
vorgesehene  Reise  einschUgen  sollte  (mutaverit  viagium). 

2)  Bens»  r.  a.  O.,  Doc  No.  4  p.  194.  Einige  Worte ,  die  Bensa  in  diesem  Ver- 
trage nur  darum  fortgelassen,  weil  sie  in  den  analogen  von  ihm  veröffentlichten  Ver- 
trägen wiederkehren,  habe  ich  der  größeren  Deutlichkeit  wegen  aus  diesen  ergänzt. 
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innerhalb  dieses  Zeitraums  glücklich  besteht.  Und  dabei  behauptet 
der  Darlehnsempfänger,  dessen  zinsfreie  Schuld  mit  dem  Moment  der 
behaltenen  Ankunft  des  Objekts  erlöschen  soll,  damit  ein  Risiko  zu 
übernehmen  I 

Der  Herausgeber  Bensa  hat  diese  Fassung  der  Vertrage  so  er- 
klärt: Ein  Darlehn  liegt  überhaupt  nicht  vor;  was  als  angeblich  em- 
pfangenes Darlehn  hingestellt  wird,  ist  nichts  anderes  als  die  vom 
Versicherungsnehmer  eingezahlte  Prämie;  diese  Prämie  habe  man  der 
Summe,  deren  Zahlung  für  den  ungünstigen  Ausgang  des  Risikos  ver- 
sprochen war,  der  Versicherungssumme  also,  durch  Fiktion  gleich- 
gesetzt1)» UI«  auf  diese  Weise  zu  der  vom  Usuraverdacht  freien  Ver- 
tragsform des  unverzinslichen  Darlehns  zu  gelangen. 

Gewiß  wird  man,  wenn  man  den  Vertrag  für  sich  allein  unter- 
sucht und  alle  wirklichen  Bestandteile  des  Versicherungsvertrages  in 
dieser  Fassung  des  Vertrages  untergebracht  sehen  will,  zu  dieser  Er- 
klärung greifen  müssen,  obwohl  auf  der  Hand  liegt,  daß  die  angenom- 
mene Fiktion  eine  so  grobe  ist,  daß  sie,  anstatt  einen  etwaigen  Usura- 
verdacht zu  beseitigen,  denselben  geradezu  hervorrufen  mußte.  Wenn 
die  Form  des  Vertrages  diesem  Bedürfnis  entsprungen  sein  sollte,  so 
müßten  wir  den  an  der  Abfassung  des  Vertrages  Beteiligten  das  größte 
Ungeschick  vorwerfen ;  eine  solche  Fiktion  konnte  niemand  täuschen. 

Wir  wissen,  daß  wir  das  Mutuum  ganz  anders  aufzufassen  haben. 
Nicht  eine  willkürlich  erfundene,  sondern  eine  in  der  vorangegangenen 
Entwickelung  fest  wurzelnde  Form  haben  wir  in  demselben  zu  er- 
blicken. Das  Mutuum  ist  die  von  dem  Versicherungsnehmer  dem 
Versicherer  kreditierte  Versicherungssumme,  die  dieser  nach  der  bis 
dahin  üblichen  Gestaltung  des  Vertrages  hätte  vorentrichten  müssen  *). 
In  Wahrheit  hat  der  Versicherer  allerdings  die  bezeichnete  Geldsumme 
nicht  erhalten;  aber  das,  was  er  sonst  an  den  Versicherungsnehmer 
sogleich  hätte  zahlen  müssen,  behielt  er  nun  als  ein  Darlehn  desselben, 
das  er  zu  erstatten  hatte,  falls  nicht  innerhalb  eines  festgesetzten  Zeit- 
raumes die  Nachricht  eintraf,  daß  ein  bestimmtes  Objekt  die  Gefahr 
einer  bestimmten  Seereise  glücklich  bestanden  hatte.  Bei  dem  in 
dieser  Zeit  schon  durchaus  entwickelten  Buchverkehr  lag  der  Gedanke 
einer  derartigen  Stundung  um  so  näher;  der  Versicherer  schrieb  dem 
Versicherungsnehmer  die  Versicherungssumme  bis  zu  dem  angegebenen 
Termine  gut,  an  welchem  je  nach  Ablauf  des  Risikos  eutweder  Löschung 
der  Summe  (unter  Kassierung  des  Vertrages) 3)  oder  effektive  Zahlung 
derselben  zu  erfolgen  hatte. 


1)  ßensa  p.  60  .  .  1»  wmm»  assicurata  ed  il  premio,  che  solo  per  finzione  pareggia- 
vasi  ad  essa;  dazu  p.  77. 

2)  Goldschmidt,  der  in  seiner  Universalgeschichte  des  Handelsrechts  I,  364  betont, 
dafs  sich  an  der  Prämienassekuranz  noch  lange  die  Eierschalen  des  Seedarlehns  er- 
kennen liefsen,  erklärt  doch  nicht,  aus  welchem  Grunde  eigentlich  der  Versicherer  fingiert, 
vom  Spekulanten  eiu  Darlehn  empfangen  zu  haben.  Darüber,  dafs  er  den  Ursprang  der 
echten  Versicherung  erheblich  zu  früh  ansetzt,  vgl.  Jahrb.  f.  Nationalök ,  3,  Folge 
Bd   V  (LX),  S.  41  f.,  494  f.,  601  f. 

3)  Derartige  Kassationsvermerke  tragen  die  Dokumente  No.  4  und  5  bei  Bensa 
a.  a.  0.  8.  194  f. 
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Auf  die  Prämie  wird  bei  dieser  Fassung  des  Vertrages  keinerlei 
Bezug  genommen.  Sie  war  als  Gebühr  für  das  Versicherungsgeschäft 
vorweg  entrichtet  und  so  lag  für  ihre  Erwähnung  im  Vertrage  ein 
besonderer  Anlaß  nicht  mehr  vor.  Die  Entrichtung  der  Risikogebühr 
wird  verschwiegen,  genau  so  wie  es  beim  Versicherungsdarlehn  ge- 
schehen war  und  wie  es  bei  völlig  unverhüllten  Versicherungsvertragen 
auch  in  späterer  Zeit  noch  lange  geschehen  ist. 

Eine  Fiktion  im  eigentlichen  Sinne  liegt  also  meines  Erachtens 
in  dieser  ältesten  uns  bekannten  Form  echter  Versicherungsverträge 
nicht  vor.  Unmittelbar  aus  dem  Versicherungsdarlehn  entsprungen 
und  nur  eine  Vereinfachung  desselben,  bot  diese  Form  des  Vertrages, 
in  ihrer  ursprünglichen  Bedeutung  aufgefaßt,  dem  Wucherverdacht  nicht 
mehr  Nahrung  als  das  Versicherungsdarlehn  selbst. 

Es  erhebt  sich  die  Frage,  wann  diese  für  die  weitere  Entwickelung 
des  Versicherungsgeschäfts  so  wesentliche  Vereinfachung  des  Ver- 
sicherungsdarlehns  zuerst  angewendet  worden  sein  mag.  Daß  Bensa 
gerade  die  allerersten  Verträge  dieser  Art  aufgefunden  haben  sollte, 
werden  wir  doch  wohl  nicht  anzunehmen  haben;  ein  wenig  vor  1347 
werden  wir  wohl  zurückgehen  dürfen.  Weit  aber  schwerlich. 
Denn  dazu  stehen  diese  Vertrage  in  ihrer  ganzen  eigentümlichen  Form 
dem  Boden,  auf  dem  sie  erwachsen  sind,  noch  zu  nahe.  Und  wären 
sie  schon  längere  Zeit  vorher  in  Genua  üblich  gewesen,  so  wäre  Bensa 
bei  seinem  eifrigen  Studium  der  genuesischen  Notariatsakten  gewiß 
auch  auf  solche  ältere  Verträge  gestoßen 1 ).  Dazu  kommt  die  bis  1341 
reichende  Veröffentlichung  Lionti's,  dazu  das  aus  dem  Jahre  1339 
stammende  kaufmännische  Handbuch  Pegolotti's  *).  Wäre  in  diesen 
Jahren  die  echte  Versicherung  schon  in  Gebrauch  gewesen,  so  hätte 
neben  ihr  das  alte  Versicherungsdarlehn  wohl  noch  vorkommen,  schwer- 
lich aber  im  sizilischen  Verkehr  so  ausnahmslos  das  Feld  behaupten 
können,  wie  es  nach  der  Publikation  Lionti's  den  Anschein  hat  Man 
bedenke  nur,  daß  im  Mittelmeergebiet  der  Verkehr  der  Handclsnationen 
unter  einander  in  dieser  Zeit  ein  so  entwickelter  war,  daß  ein  an  einer 
Stelle  gemachter  Fortschritt  an  anderen  Stellen  unmöglich  lange  un- 
beachtet bleiben  konnte;  dazu  kommt,  daß  Häuser  wie  die  der  Bardi, 
Peruzzi,  Acciaiuoli,  die  Pegolotti  in  erster  Linie  vor  Augen  standen 
uud  auf  die  auch  jene  von  Lionti  veröffentlichten  palermitanischen 
Vertrage  sich  beziehen,  doch  wahrlich  im  Mittelpunkte  des  Handels- 
verkehrs ihrer  Zeit  standen. 

So  meine  ich,  können  wir  uns  mit  dem  Ergebnis  zufrieden  geben, 
daß  die  vereinfachte  Form  des  Versicherungsdarlehns,  d.  h.  der  älteste 


1)  Eine  allgemeinere  Bemerkung  sei  mir  bei  dieser  Gelegenheit  gestattet  Wer 
archivalische  Forschungen  anstellt  wie  Bensa,  wird  nicht  selten  in  den  Fall  kommen, 
sahireiche  Akten  ohne  ein  positives  Ergebnis  durchsehen  zu  müssen.  Ein  solches  negatives 
Ergebnis  kann  aber  für  die  Wissenschaft  nicht  weniger  wichtig  sein  als  positive  Ent- 
deckungen. Darum  wären  bestimmte  Angaben  erwünscht :  Die  und  die  Akten  aus  der  und 
der  Zeit  sind  durchforscht ;  Vertrage  dieser  Art  sind  nicht  darin.  Das  ist  bei  umfangreichem 
Material  doch  nicht  mehr  Zufall.  Vgl.  übrigens  noch  über  Bensa's  Forschungen  in  den 
genuesischen  Archiven  seine  Angaben  in  Ehrenzweig's  Assekuranz- Jahrbuch,  Jahrg.  1887, 
3,  S.  4. 

2)  Diese  Jahrbücher  a.  a.  O.  S.  473  f.  und  56. 
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echte  Versicherungsvertrag  zwischen  den  Jahren  1341  und  1347,  etwa 
um  1345,  zuerst  in  Anwendung  gekommen  sein  mag.  Ob  dabei  der 
Kaskoversicherung  oder  der  Warenversicherung  die  Priorität  gebührt, 
werden  wir  nach  dem  zufälligen  Umstände,  daß  der  älteste  von  Bensa 
veröflentlichte  Vertrag  eine  Kaskoversicherung  darstellt,  während  der 
älteste  durch  ihn  bekannt  gewordene  Warenversicherungsvertrag  ein 
paar  Monate  jünger  ist,  nicht  entscheiden  dürfen.  Die  Verträge  sind 
so  gleichartig,  daß  wir  vielmehr  aus  inneren  Gründen  zu  der  Annahme 
berechtigt  sind,  daß  die  neugefundene  Form  gleichzeitig  auf  beide 
Arten  Anwendung  gefunden  haben  wird *).  Wesentlicher  als  eine 
etwaige  noch  genauere  Feststellung  des  Zeitpunktes  der  Entstehung 
des  ältesten  Versicherungsvertrages  erscheint  es  jedenfalls,  daß  wir  im- 
stande sind,  die  Art  dieser  Entstehung  zu  erklären  und  festzustellen, 
daß  auch  hier  kein  Sprung,  sondern  nur  ein  leichter  Uebergang  von 
dem  Alten  zu  dem,  was  wir  bei  geschichtlicher  Betrachtung  der  ganzen 
Eutwickelung  als  den  Beginn  einer  neuen  Phase  anzusehen  das  Recht 
haben,  wahrzunehmen  ist.  In  der  Stundung  der  beim  Versicherungs- 
darlehn  vorzuleistenden  Versicherungssumme  durch  den  Versicherungs- 
nehmer liegt  der  entscheidende  Wendepunkt;  wir  stehen  hier  an  der 
üreprungsstelle  der  echten  Versicherung. 

2.  Der  Versicherungsvertrag  in  der  Form  der  Emptio. 

Versicherungsverträge  in  dem  Gewände  des  gratis  et  araore  ge- 
währten Mutuum  liegen  uns  für  die  Jahre  1347  bis  1350  wirklich  vor  *); 
nach  Angabe  Beusa's,  ihres  Herausgebers,  hätten  die  Versicherungs- 
verträge in  Geuua  diese  Form  bis  zum  Jahre  1368  bewahrt3).  Seit- 
dem aber  seien  sie  in  die  Form  von  Kaufverträgen  gekleidet  worden, 
in  denen  sich  der  Versicherer  zur  ev.  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe „nomine  venditionis  et  cambii"  verpflichtet  hätte. 

Hier  waltet  nun  freilich  ein  Irrtum  Bensa's  ob.  Die  erwähnte 
Formel  ist  uns  ja  vom  Versicherungsdarlehn  her  wohlbekannt ;  in  genau 
derselben  Fassung  ist  sie  speziell  in  dem  Versicherungsdarlehn  ent- 
halten, das  am  12.  Februar  1341  vor  einem  genuesischen  Notar  in 
Pera  kontrahiert  worden  ist4).  Und  in  der  That  ist  auch  das  von 
Bensa  veröffentlichte  und  als  echte  Versicherung  angesehene  Dokument 
vom  18.  Juli  1370 6)  nichts  anderes  als  ein  Vertrag  dieser  Art;  auf 
den  Transport  eines  maurischen  Sattels  mit  Zubehör  von  Genua  nach 
Sevilla  wird  ein  Versicherungsdarlehn,  und  zwar  in  diesem  Falle  beim 
Transporteur  selbst,  aufgenommen.  Der  Versicherte  ist  wie  in  den 
Urkunden  von  Palermo  und  Pera  der  promitticrende  Teil;  Gregorius 

1)  Daf»  Goldschroidt  die  Warenversicherung  für  älter  hält  (Universaigesch.  I,  359), 
hängt  damit  zusammen,  dafs  er  die  Prämienversicherung  durch  eine  Reihe  von  Zeug- 
nissen schon  für  die  ersten  Jahrzehnte  des  14.  Jahrhunderts  nachgewiesen  glaubte. 

2)  Bensa,  Contratto  di  asiicurasione.    Docum.  Nu.  3  bis  6,  p.  192  f. 

3)  ib.  p.  60;  vgl.  dazu  p.  48  not.  4. 

4)  Jahrb.  für  NaUonalök.  LX,  S.  488  f. 
6)  Doc.  Xo  9,  p.  201. 
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de  Negrono  bekennt  dem  Bartholomen  de  Ricio  gegenüber  „nie  a  te 
. .  recepisse  tantam  quantitatem  tue  pecunie  januinorum",  und  verspricht 
ihm  dafür,  nomine  venditionis  et  cambii,  in  Sevilla  18  maurische 
Golddublonen  binnen  25  Tagen  nach  behaltener  Ankunft  der  ihm  über- 
sehenen Gegenstände  zu  zahlen  oder  zahlen  zu  lassen.  Sattel  und 
Zubehör  werden  ausdrücklich  als  Pfand  für  die  zu  leistende  Zahlung  be- 
zeichnet, und  auch  die  uns  bekannte  Formel  „pignus  tibi  promitto 
facere  bonum  et  sufflciens  ad  dictum  solutionem14  fehlt  nicht.  Sollte 
die  Zahlung  in  Sevilla  ausbleiben,  so  verspricht  der  Versicherte  dem 
Transporteur  in  Genua  selbst  für  jede  Golddublone  35  genuesische 
Soldi  „salvos  in  terra,  nomine  venditionis  et  cambii"  zu  erlegen; 
für  diesen  Fall  war  also  ein  recambium ein  Rückwechsel,  vorgesehen. 

Es  könnte  auffallen,  daß  wir  auch  in  dieser  Zeit  des  entwickelten 
Versicherungswesens  noch  der  Form  des  Versicherun gsdarlehns  begegnen. 
Iodessen  hat  die  Wahl  dieser  Form  gerade  in  unserem  Falle  ihren 
guten  Grund  offenbar  darin,  daß  der  Versicherungsnehmer  die  Anwen- 
dung möglichster  Sorgfalt  für  den  Transport  des  versicherten  Gegen- 
standes durch  den  Transporteur  zu  erzielen  suchte.  Das  wäre  in  dem 
Rahmen  der  neuen  Form  nicht  mit  derselben  Einfachheit  und  Sicher- 
heit zu  erreichen  gewesen.  Es  ist  dieselbe  Absicht,  die  für  die  Auf- 
nahme von  Versicherungsdarlehen  beim  Reeder  maßgebend  gewesen  ist. 
Daß  in  unserem  Falle  der  Reeder  gerade  zugleich  der  Transporteur 
gewesen*),  geht  aus  der  Urkunde  nicht  hervor;  die  Ausdrücke  der- 
selben sprechen  vielmehr  dagegen;  ineipiendo  huiusmodi  rixicum, 
heißt  es,  quando  cum  dicta  sella  de  Janua  recedes,  et  stet  et  duret 
quousque  ipsam  conduxeris  Sibiliam,  quomodjocunqueetqualiter- 
cunque  ipsam  conducere  voles.  Wenn  Adler  diesen  Vertrag 
als  ausgehende  Bodmerei  charakterisiert  hat,  so  kann  es  doch  schwerlich 
als  zweckmäßig  bezeichnet  werden,  diesem  Begrifl  eine  so  weite  Aus- 
dehnung zu  geben.  Der  Gläubiger  hat  sich  auch  keineswegs  etwa  nur  an 
den  angeblich  „verbodmeten"  Gegenstand  zu  halten.  Neben  der 
speziellen  Verpfändung  steht  ausdrücklich  die  obligatio  omnium  bonorum ; 
am  Schluß  der  Urkunde  heißt  es:  ita  quod  specialis  obligatio  non 
deroget  generali  nec  e  converso s).  Auch  ist  der  Zweck  der  Bodmerei 
doch  wahrlich  ein  ganz  anderer  als  der  dieses  Versicherungsdarlehns. 

Völlig  mißverstanden  hat  Ehrenberg  den  Vertrag,  wenn  er  meint, 
daß  hier  dem  Reeder  als  dem  Versicherer  die  versicherten  Objekte 
für  die  richtige  Zahlung  der  Prämie  zu  Pfand  gegeben  seien,  nur 
scheinbar  habe  hier  der  Reeder  dem  Ladungsinteressenten  ein  Dar- 
lehn gegeben;  der  Versicherte  habe  versprochen,  die  Prämie  nomine 
venditionis  et  cambii  zu  zahlen4). 

1)  In  dem  Vertrage  vom  21.  Febr.  1368,  einem  Seedarlohn  auf  den  Schiffskörper, 
findet  sieb  an  der  anaiogen  Stelle  zuerst  auch  dieser  Ausdruck  „nomine  revenditionis 
et  recambi",  ib.  p.  199. 

2)  Dies  nimmt  K.  Adler:  Die  Prlmienvorleistung  bei  der  Versicherung,  Z.  f.  Handels- 
recht 34,  175  an. 

3)  Vgl.  hieran  auch  den  Aufsatz  M.  Pappenheim's :  Zur  Entstehungsgeschichte  der 
Hodmerei  in  derselben  Zeitschrift  40  (1892)  S.  378  ff. 

4)  Z.  f.  Handelsrecht  32,  8.  280. 
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Der  Irrtum  Bensa's  endlich  besteht  darin,  daß  er  nicht  erkannt 
hat,  daß  wir  es  in  dieser  Urkunde  mit  einer  hergebrachten  Vertrags- 
form, deren  Anwendung  man  in  bestimmten  Fällen  noch  immer  bevor- 
zugte, zu  thun  haben,  daß  er  vielmehr  glaubte,  in  derselben  gerade 
umgekehrt  eine  neue,  aus  der  in  das  Gewand  des  Mutuum  gekleideten  Ver- 
sicherung erst  entwickelte  und  diese,  die  sich  nicht  lange  im  Gebrauch 
erhallen,  ablösende  Form  sehen  zu  müssen.  Seit  1368,  so  behauptet  er, 
verpflichte  sich  in  allen  genuesischen  Versicherungsurkunden  der  Ver- 
sicherer, die  versicherte  Summe  „nomine  venditionis  et  puri  cambii" 
zu  zahlen  l).  Indessen  hat  schon  Ehrenberg  mit  Recht  hervorgehoben 2 ), 
daß  außer  dem  besprochenen  Vertrage  von  1370  und  einem  auf  die 
Bedürfnisse  des  Schiffes  aufgenommenen  Darlehnsvertrage  von  1368 
alle  anderen  durch  Bensa  veröffentlichten  genuesischen  Assekuranz- 
Verträge  diese  Klausel  gar  nicht  enthalten.  Sicher  wird  nun  zwar 
Bensa  dieser  Formel  auch  in  einigen  anderen  Dokumenten  begegnet 
sein;  er  hat  ja  sehr  vielmehr  derselben  eingesehen,  als  er  abdruckt*); 
uur  ist  in  derselben  dann  durchweg  nicht  eine  neue  Form  zu  erblicken, 
sondern  die  fortdauernde  Anwendung  der  alten  Form  des  Versicherungs- 
oder  auch  Bedürfnisdarlehns. 

Dagegen  werden  wir  von  Bensa's  Beobachtung  soviel  als  richtig 
festhalten  können,  daß  die  Form  des  unentgeltlichen  Mutuum,  in  der 
uns  das  vereinfachte  Versicherungsgeschäft  in  genuesischen  Urkunden 
seit  1347  entgegengetreten  ist,  in  dieser  Zeit  verschwindet;  nur  ist 
die  Veränderung,  die  nunmehr  mit  der  Form  des  Versicherungs- 
geschäfts in  Genua  vorgenommen  worden  ist,  anderer  Natur,  als  Bensa 
angenommen  hat. 

Der  erste  Vertrag,  der  diese  Veränderung  aufweist,  liegt  uns  aus 
demselben  Jahre  1370,  dem  auch  das  zuletzt  besprochene  Versiche- 
rungsdarlehn  entstammt,  vor;  für  die  Geschichte  des  Versicherungs- 
wesens ist  dieses  Dokument  auch  darum  bedeutsam,  weil  es  das  erste 
Beispiel  des  Vorkommens  der  Rückversicherung  und  der  Versiche- 
rung für  fremde  Rechnung  ist. 

Die  Darstellung  des  Vertrages  selbst  ist  folgende 4):  Die  Genuesen 
Goffredo  Benavia  und  Martino  Marutfo  bekennen  am  12.  Juli  1370 
ihrem  Landsmann  Bartolommeo  Lomellino  gegenüber  „nos  a  te  emisse, 
habuisse  et  reeepisse  tot  de  tuis  rebus  et  niereibus"  und  versprechen 
dafür  binnen  sechs  Monaten  125  1.  (jeder  die  Hälfte)  zu  zahlen,  aus- 
genommen den  Fall,  daß  die  in  ein  bezeichnetes  Schiff  aufgenommene 
Ladung,  für  die  Giuliano  Grillo  dem  Giovanni  Sacco  gegenüber  durch 
notariellen  Vertrag  ein  Risiko  unter  bestimmtem  Vorbehalt  übernommen 
(ad  rixicum  cuius  G.  se  obligavit  Johanni  Sacho  sub  certa  reservatione), 
in  Sluys  wohlbehalten  zur  Entladung  komme;  in  diesem  Falle  sollte 
der  Vertrag  hinfällig  sein. 


1)  p.  60:  Dal  1368  in  pol  «te.  Da»  l'ansicurato  in  diesem  Satz«  mufs  doch  wohl  als 
Druckfehler  für  l'assicuratore  angesehen  werden  ;  sonst  giebt  d«r  Satz  keinen  Sinn. 

2)  Zeitschr.  f.  Handelsrecht,  32,  S.  280. 
S)  Benaa  p.  145. 

4)  ib.  p.  200,  Doc.  8. 
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Benavia  und  Maruffo  übernehmen  das  Risiko  vom  Zeitpunkte  der 
Ankunft  des  bezeichneten  Schiffes  in  Cadix  an  für  die  direkte  Fahrt 
nach  Sluys;  es  soll  sich  nicht  erstrecken  auf  irgendwelchen  Tribut, 
der  in  Cadix  irgend  jemandem  geleistet  werden  müßte.  Am  Schlüsse 
erklärt  der  Versicherungsnehmer  Bartolommeo:  „quod  presens  debitum 
est  Juliani  Grilli",  d.  h.  die  aus  dem  Vertrage  erwachsende  Forderung 
steht  eintretenden  Falles  dem  Giuliano  Grillo  zu. 

Der  Sachverhalt  ist  also  so  zu  denken:  Giovanni  Sacco  ist  der 
Versicherte  für  einen  Warentransport  von  Genua  nach  Sluys.  Grillo 
hat  die  Versicherung  dieses  Transportes  übernommen,  unter  einem  be- 
stimmten Vorbehalt  allerdings,  der,  wie  wir  annehmen  müssen,  dahin 
ging,  daß  er  für  den  gefährlicheren  Teil  der  Fahrt  von  Cadix  an  Rück- 
versicherung finde.  Dies  Geschäft  besorgt  nun  Bartolommeo  Lomellino, 
der  als  Versicherungsnehmer  im  Auftrage  Grillos  dieselbe  Ware  in 
Höhe  von  125  1.  für  die  Fahrt  von  Cadix  nach  Sluys  bei  den  zwei 
oben  genannten  Unternehmern  versichert. 

Stellen  wir  neben  diesen  Vertrag,  mit  seinen  verwickeiteren  Ver- 
hältnissen noch  das  nächste  von  Bensa  veröffentlichte  genuesische 
Dokument,  das  dieselbe  Form  in  einfachster  Gestalt  zeigt.  In  diesem 
am  15.  September  1393  geschlossenen  Vertrage  l)  erklären  die  Ver- 
sicherer vor  Notar  und  Zeugen,  von  dem  Versicherten  Federigo  de' 
Viva] di  gekauft  zu  haben  (e misse,  habuisse  et  reeepisse)  tot  de  bonis 
dicti  Federici  und  versprechen  dafür  (unde  et  pro  pretio  quorum) 
dem  Vivaldi,  nach  Maßgabe  ihres  Anteils  die  Versicherungssumme  in 
angegebener  Höhe  in  einer  Frist  von  5  Monaten  zu  zahleu,  ausge- 
nommen den  Fall,  daß  die  für  Rechnung  des  Vivaldi  auf  einem  be- 
zeichneten Schiffe  in  Aigues-mortes  schon  verladenen  oder  zur  Ver- 
ladung kommenden  Waren  an  ihren  Bestimmungsorten  Rhodus  und 
Ephesus  glücklich  zur  Löschung  gelangen.  In  diesem  Falle  sei  ihre 
Verpflichtung  hinfällig  und  die  ausgestellte  Urkunde  nichtig.  Ihr 
Risiko  laufe  von  der  Abfahrt  des  Schiffs  in  Aigues-mortes  bis  zur  er- 
folgten Entladung  an  den  angegebenen  Orten.  Nichtig  soll  der  Anspruch 
des  Vivaldi  auch  dann  sein,  wenn  er  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  er 
denselben  geltend  zu  machen  berechtigt  war,  ein  Jahr  verstreichen 
ließ,  ohne  es  zu  thun. 

Wir  sehen,  die  Veränderung  erscheint  zunächst  sehr  gering;  an 
die  Stelle  der  Form  des  Mutuum  ist  die  Form  der  emptio  getreten. 
Die  Fassung  des  neuen  Vertrages  schließt  sich  der  des  früheren  mög- 
lichst eng  an;  die  kennzeichnende  Formel  „salvo  et  specialitcr  reser- 
vat olt,  die  den  Vertrag  bei  günstigem  Ausgang  des  Risikos  für  un- 
giltig  erklärt,  ist  genau  so  beibehalten,  wie  sie  uns  schon  im  Jahre 
1347  entgegengetreten  ist.  In  der  faktischen  Leistung  des  Ver- 
sicherers und  Versicherten  hat  sich  dem  früheren  Zustande  gegenüber 
gar  nichts  geändert;  die  Darstellung,  die  theoretische  Auffassung  des 
Verhältnisses  aber  ist  allerdings  eine  ganz  andere  geworden.  Nicht 
ein  Darlehn  mehr  erklärt  der  Versicherer  erhalten  zu  haben,  zu 


1)  ib  «15,  Doc.  No.  13.  Aus  demselben  Jahre  liegt  uns  auch  eine  in  dieselbe 
Form  gekleidete  Schiffsversicherung  vor,  ib.  318,  Doc  No.  12. 
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dessen  Rückzahlung  er  sich  gegebenen  Falles  verpflichtet;  vielmehr 
will  er  nun  einen  Kauf  abgeschlossen  haben,  wobei  die  Erlegung  des 
Kaufpreises  nicht  sofort,  sondern  erst  später  und  zwar  in  gleichem 
Falle  wie  die  Erstattung  jenes  Darlehns  erfolgen  soll. 

Und  während  jenes  Mutuum  sich  auf  die  Versicherungs- 
summe bezog,  deren  ursprünglich  notwendige  Zahlung  dem  Ver- 
sicherer gestundet  war,  faßte  man  nun  bei  der  Darstellung  des  Ver- 
tragsverhältnisses den  Gegenstand  der  Versicherung  selbst  und  das 
Rechtsverhältnis,  in  dem  dieser  zu  den  kontrahierenden  Parteien  stand, 
ins  Auge.  Dieser  war  in  gewissem  Sinne  dem,  der  das  Risiko  über- 
nommen, von  dem  Moment  der  Gefahrübernahme  an  tradiert;  er  ging  nach 
dieser  Auffassung  thatsächlich  in  das  Eigentum  des  Versicherers  über, 
wenn  der  Fall,  für  den  sich  der  Versicherte  sein  Eigentumsrecht  vor- 
behalten, der  Fall,  daß  er  wohlbehalten  ankam ,  nicht  eintrat.  Dann 
zahlte  der  Versicherer  den  „Kaufpreis",  und  was  später  von  dem  ver- 
sicherten Gegenstande  in  seinen  Besitz  kam,  war  sein.  Von  dieser 
Seite  angesehen,  war  es  möglich,  das  Versicherungsgeschäft  als  einen 
Kauf  darzustellen,  und  zwar  als  einen  bedingten  Kauf,  der  bei  un- 
günstigem Ausgange  des 'Risikos  perfekt  zu  machen  war,  während  er 
bei  günstigem  Ausgange  desselben  von  selbst  rückgängig  wurde1). 

Das  Dokument  von  1393  zeigt  uns  die  Form,  die  der  Versiche- 
rungsvertrag in  Genua  zu  der  Zeit  hatte,  als  der  genuesische  Jurist 
Bartolommeo  Bosco  seine  Consilia  verfaßte,  die  zwischen  1390  und 
1435  entstanden  sind.  Es  entspricht  genau  dieser  Form  und  der  in 
ihr  zum  Ausdruck  gelangenden  Auffassung,  wenn  er  von  der  assecuratio 
schreibt:  ..  est  contractus  emptionis,  ut  apparet  ex  verbis 
contractus  quibus  Statur,  et  ex  substantialitate,  nam  si 
contingeret  res  vel  merces  super  quibus  facta  est  assecuratio,  perdi, 
assecurator  solvit  prelium  et  valorem  pro  quo  assecuravit,  et  recuperat 
merces,  que  sunt  suo  periculo  a  se  empte,  si  recuperari  possunt, 
propter  quod  modus  faciendi  istas  securitates  inventus 
est  per  viam  venditionis  sub  conditione  resolvendae1). 

Unzweifelhaft  ist  das  eine  künstlich  zurechtgemachte  Theorie,  eine 
Umdeutung  des  bestehenden  Versicherungsvertrages,  die  mit  der  wirk- 
lichen Entstehung  des  Versicherungsgeschäftes  nichts  zu  thun  hat. 
Man  glaube  nicht  etwa,  daß  die  neue  an  Stelle  des  Mutuum  getretene 
Form  der  emptio  mit  dem  Versicherungsdarlehn,  das  in  Genua  nicht 


1)  Irrtümlich  fafst  Goldschmidt,  Univcrsalgesch  des  Handelsrechts  I,  S.  365,  Anm.  96 
diese  Vertrage  so  auf:  Der  Versicherer  , .kauft"  die  versicherten  Waren  und  zahlt  dalür 
(fiktiv)  den  Kaufpreis  (Versicherungssumme),  welche  er  bei  behaltener  Ankunft  „zurück- 
empfangt".  —  Die  Konstruktion  ist  doch  weniger  künsüich,  es  liegt  nur  ein  Zahlung»- 
versprechen,  nicht  eine  Fiktion  geleisteter  Zahlung  vor.  Goldschmidt  scheint  hier  unter 
dem  Einflufs  von  Bensa's  Mißverständnis  zu  stehen,  da  er  sich  auf  die  genuesischen  Ver- 
sicherungsverträge von  1368  an  beruft,  während  der  älteste  bekannte  Vertrag  dieser  Art 
dem  Jahre  1370  angehört  Auffällig  ist  auch,  dafs  Goldschmidt  an  dieser  Stelle,  wenn 
auch  zweifelnd,  Bensa's  Doc.  No.  9  anführt,  das  sicher,  wie  G.  anderwärts  (ebend. 
Anm.  97)  auch  anerkennt,  kein  Versicherungsvertrag  ist.  Dagegen  ist  das  von  G.  eben- 
falls mit  dem  Fragezeichen  versehene  Doc.  Nn.  12  zweifellos  ein  Versicherungsvertrag. 

2)  Abgedruckt  bei  Bensa  p.  61. 
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bloß  als  cambium,  sondern  als  venditio  et  cambium  bezeichnet  zu 
werden  pflegte,  einen  unmittelbaren  Zusammenhang  besitzt  Bensa  aller- 
dings hat  diese  Formel  so  sehr  mißverstanden,  daß  er  die  Versicherung 
per  viani  emptionis  und  das  Versicherungsdarlehn  nomine  venditionis 
et  cambii  überhaupt  nicht  auseinanderhalt.  Die  Darstellung  beider 
Verträge  als  emptio/venditio  hat  ihn  getäuscht.  Er  übersah  ganz, 
daß  in  den  Verträgen,  die  die  Formel  nomine  venditionis  et  cambii 
enthalten,  der  Versicherungsnehmer,  in  jenen,  die  in  die  Form  der 
emptio  gekleidet  sind,  der  Versicherer  der  versprechende  TeU  ißt, 
daß  in  den  ereteren  das  Zahlungsversprechen  für  den  Fall  günstigen, 
in  den  letzteren  für  den  Fall  ungünstigen  Ausganges  des  Risikos  ge- 
leistet ist,  daß  endlich  bei  den  letzteren  zwar  der  Versicherer  bei  Ab- 
schluß des  Geschäfts  eine  Prämie,  bei  ersteren  aber  der  Versicherungs- 
nehmer ein  Darlehn  erhalten  hat. 

Und  was  wird  denn  in  beiden  Fällen  als  gekauft  und  verkauft 
dargestellt?  In  den  Verträgen  mit  der  Formel  nomine  venditionis  et 
cambii  bezieht  sich  diese  Formel  auf  die  Versicherungssumme, 
die  der  Versicherer  dem  Versicherungsnehmer  darlehnsweise  vorweg- 
leistet (me  habuisse  et  reeepisse  tantam  quantitatem  tue  pecu- 
n  i  e  . . . . ,  unde  et  p  r  o  q  u  a ,  nomine  venditionis  et  cambii  . .  pro- 
mitto  . .  dare  et  solvere) ;  für  die  vertragsmäßige  Entrichtung  des 
Kaufpreises  wird  das  zu  transportierende  Gut  als  pignus  gegeben. 
In  den  Versicherungsverträgen  in  der  Form  der  emptio  aber  ist  nicht 
Geld,  sondern  die  Ware  selbst,  das  bisherige  pignus,  Gegenstand 
des  Kaufgeschäfts  (nos  a  te  emisse,  habuisse  et  reeepisse  tot  de  t  u  i  s 
rebus  et  mereibus  oder  tot  de  bonis,  ..unde  et  pro  pretio 
quorum  . .  promisit  etc.). 

So  streng  aber  die  beiden  Verträge  auseinandergehalten  werden 
müssen,  so  unleugbar  ist  es,  daß  der  Darstellung  beider  Vertrags- 
arten als  emptio/venditio  dieselbe  wohlbekannte  Tendenz  zu  Grunde 
liegt.  Jenes  Versicherungsdarlehn  wie  diese  Versicherung,  sie  sollten 
nun  einmal  als  Kaufgeschäft  hingestellt  werden.  Man  kann  wohl  an- 
nehmen, daß  jene  Versicherung  in  der  Form  des  unentgeltlichen 
Mutuum,  das  sich  auf  die  Kreditierung  der  eigentlich  vorzuleistenden 
Versicherungssumme  bezog,  so  leicht  sie  sich  in  ihrer  Entstehungszeit 
an  die  in  allgemeiner  Uebung  befindliche  Vertragsform  anschloß,  doch 
im  Laufe  der  Zeit  rücksichtlich  des  Grundes  ihrer  Fassung  nach  und 
nach  unklar  geworden  und  so  allmählich  in  den  Verdacht  der  Usura, 
den  ihre  Form  nahelegte,  gekommen  sein  mag.  Wegen  eines  rein 
theoretischen  Bedürfnisses  hätte  man  die  Form  schwerlich  so  leicht 
geändert,  und  vor  allem,  man  hätte  sie  nicht  nach  der  Richtung  hin 
verändert,  wie  es  geschah.  Es  sind  vielmehr  praktische  Rücksichten, 
denen  zu  Liebe  man  diese  Veränderung  in  der  Darstellung  des  Ver- 
sicherungsgeschäftes eintreten  ließ,  die  Rücksicht  auf  das,  äußerlich 
wenigstens,  sich  immer  mehr  Beachtung  erzwingende  Wucherverbot, 
dessen  tiefgreifende  Wirksamkeit  auf  den  verschiedensten  Gebieten  von 
Endemann  in  einer  unsere  Erkenntnis  des  mittelalterlichen  Rechts- 
und  Wirtschaftslebens  bei  mancher  Einseitigkeit  doch  ungemein  fördern- 
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den  Weise  dargestellt  worden  ist1).  Für  unsere  Frage  speziell  ist 
das  von  Bensa  veröffentlichte  Dekret  *)  des  Dogen  von  Genua,  Gabriel 
Adorno,  vom  22.  Oktober  1369  „contra  allegantes,  quod  cambia  et 
assecuramenta,  facta  quoviscunque,  cum  scriptum  vel  sine,  sint  illicita 
vel  usuraria"  von  höchstem  Interesse,  um  so  mehr,  als  es  einer  Zeit 
entstammt,  die  den  ersten  in  der  Form  der  emptio  auftretenden 
Assekuranzvertragen  unmittelbar  vorhergeht 

Das  Dekret  wendet  sich  gegen  diejenigen,  die  sich  ihren  vertrags- 
mäßigen Verpflichtungen  „super  quibuscunique  mercantiis  et  in  quo- 
cumque  contractu  mercantie,  et  maxime  per  viam  cambii  seu 
assecuramenti  versus  aliquam  personamu  durch  den  Einwand,  daU 
der  geschlossene  Vertrag  ein  wucherischer  oder  unerlaubter  sei,  ent- 
ziehen wollten.  Dabei  sollte  es  keinen  Unterschied  machen,  ob  dieser 
Einwand  vor  einem  geistlichen  oder  weltlichen  Gericht  erhoben  sei; 
ipso  jure  sollte  derjenige,  der  sich  einer  solchen  Eiurede  bediente, 
einer  Geldbuße  schuldig  sein,  die  der  Hälfte  der  Summe  gleichkam, 
deren  Zahlung  er  verweigerte.  Zum  ersten  Male  begegnen  wir  hier 
dem  Ausdruck  assecuramentum  in  einer  Verbindung,  die  nur  auf  Ver- 
sicherung im  technischen  Sinne  bezogen  werden  kann;  betont  doch 
das  Dekret  weiterhin  die  Nachteile,  die  für  den  genuesischen  Handel 
und  die  Abfertigung  der  Schiffe  entstehen  maßten,  wenn  die  Wirksam- 
keit jener  Verträge  durch  derartige  Einwände  hinfallig  gemacht  werden 
könnte  (nec  aliter  possent  mercimonia  exerceri  nec  navigia  navi- 
gantia  expediri).  Wir  werden  annehmen  können,  daß  der  Aus- 
druck assecuramentum  sich  auf  die  uns  bekannten,  in  das  Gewand  des 
Mutuum  gekleideten  Versicherungsverträge  bezieht;  die  Motive  des 
Dekrets  wenden  sich  dementsprechend  in  erster  Linie  gegen  die  „alle- 
gantes,  quod  contractus  sive  mutuum,  de  quo  ageretur  et  pro  quo 
molestarentur,  esset  illicitum  et  feneraticium,  et  quod  secundum  scrip- 
turas  canonice  non  possit  ipsis  talis  contractus  requiri  vel  peti".  Sie 
heben  hervor,  wie  oft  es  vorkomme  und  früher  schon  vorgekommen 
sei,  daß  die  Zahlungspflichtigen,  um  ihrer  Schuld  quitt  zu  werden, 
sich  deswegen  an  kirchliche  Gerichtshöfe  und  Behörden  wendeten. 

So  energisch  die  Regierung  hier  im  Interesse  des  Handels  auf- 
zutreten suchte,  der  Arm  der  Kirche  war  mächtig  und  weitreichend, 
und  die  von  ihr  vertretenen  Anschauungen  hatten  auch  unter  den 
weltlich  gebildeten  Juristen  immer  größere  Verbreitung  erlangt.  So 
kam  man  darauf,  einen  Ausweg  zu  suchen;  es  kam  alles  darauf  an, 
die  Vertragsform  so  zu  gestalten,  daß  die  Einrede  des  wucherischen 
Charakters  des  Vertrages  von  vornherein  ausgeschlossen  schien,  und 
dadurch  zu  einer  unanfechtbaren  Darstellung  des  Versicherungsgeschäfts 
zu  gelangen.  Inmitten  der  Bewegung,  von  der  uns  das  Dekret  von 
1369  Kunde  giebt,  wird  die  neue  Form  der  emptio/ venditio  für  den 
Versicherungsvertrag  gebildet  worden  sein,  die  Bartolommeo  Bosco 


1)  Endemann,  W.,  Studien  in  der  romanisch-kanoniatiachen  Wirtachafts-  and  RecbU- 
lehre.    Vgl.  *.  B.  II,  8.  410. 

2)  p.  149/150;  Leggi  No.  t. 
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später  so  kräftig  verteidigte,  während  die  an  die  geschichtliche  Ent- 
stehung des  Vertrages  anknüpfende  Form  des  Mutuam  für  den  Ver- 
sicherungsvertrag seitdem  verschwindet 

Das  einzige  Ziel  der  neuen  Konstruktion  des  Vertrages,  die  Wucher- 
einrede  zu  beseitigen,  war  dem  anerkannten  Grundsatz  gemäß :  „emptio 
tollit  praesumptionem  usurae14  erreicht.  Ein  irrationales  Moment  aller- 
dings war  vorhanden,  das  mit  der  neuen  Form  durchaus  nicht  in  Ein- 
klang zu  bringen  war :  die  Prämie.  Der  Verkäufer  tradierte  die  Ware, 
stundete  den  Kaufpreis  und  —  zahlte  seinerseits  noch  ein  Angeld.  In- 
dessen, die  Prämie  blieb  ganz  außerhalb  des  Vertrages ;  sie  war  vorher 
entrichtet,  so  daß  es  nicht  notwendig  erschien,  eine  Beziehung  auch 
zwischen  ihr  und  dem  „Kaufgeschäft"  herzustellen. 

Interessant  ist  es,  daß  wir  eine  Nachricht  besitzen,  wonach  die 
Versicherten  in  Genua  seiner  Zeit  einmal  den  Versuch  gemacht  haben, 
auch  die  praktischen  Konsequenzen  dieser  Darstellung  zu  ziehen,  in- 
dem sie  die  für  die  versicherten  Waren  zu  zahlenden  Abgaben  und 
Gebühren  auf  die  Versicherer,  als  die  Käufer,  abzuwälzen  strebten. 

Am  2.  Februar  1401  erließen  die  genuesischen  Consules  Calle- 
garum  über  die  Bezahlung  der  bei  der  Abfertigung  der  Waren  zu 
entrichtenden  Gebühren  eine  neue,  jeden  Zweifel  ausschließende  Ver- 
ordnung (clausula)1),  um,  wie  es  in  den  Motiven  heißt,  Streitigkeiten 
zu  beseitigen,  die  sich  täglich  zwischen  den  Kaufleuten  und  dem 
Collector  expedicamentorum  erhöben.  Danach  waren  von  den  Kauf- 
leuten einige  Bestimmungen  der  bestehenden  Zollordnung  (clausulae 
quaedam  dictorum  expedicamentorum)  so  gedeutet  worden,  daß  die 
Versicherer  zur  Zahlung  der  Abfertigungsgebühren  für  die  von  ihnen 
versicherten  Waren  verpflichtet  seien  (obligatos  esse  ad  solutionem 
expedicamentorum  pro  rebus  et  mercibus  per  ipsos  assecuratis) ;  offen- 
bar waren  in  jenen  Bestimmungen  die  Käufer  der  zur  Einschiffung 
gelangenden  Waren  für  zahlungspflichtig  erklärt  worden,  und  die  Ver- 
sicherten machten  sich  nun  die  in  Genua  übliche  Darstellung  des 
Versicherungsvertrages  als  eines  Kaufvertrages  zu  Nutze. 

Die  Verordnung  von  1401  erklärt  eine  solche  Deutung  für  ab- 
surd1) und  betont  ausdrücklich,  daß  die  Versicherten,  unter  welcher 
äußeren  Form  auch  immer  die  Versicherung  vorgenommen  sein  möge, 
zur  Zahlung  der  gesetzlichen  Abgaben  für  die  versicherten  Waren  ver- 
pflichtet seien  (obligate...  ad  solutionem  introituum  Com- 
munis Janue  pro  dictis  rebus  et  mercibus,  de  et  pro  quibus 
se  assecurari  fecerint  et  non  ille  persone,  que  versus  eos  assecu raverint 
de  rebus  et  mercibus  antedictis). 

3.  Die  ältesten  auch  in  der  Form  reinen  Versicherungs- 
verträge.  Die  Termini  des  Versicherungswesens. 

Während  sich  in  den  zahlreichen  notariellen  Versicherungs- 
instrumenten, die  uns  aus  Genua  erhalten  sind,  die  echte  Versicherung 

1)  Bens»  I.  c  p.  165;  Leggi  Mo.  4. 

8)  „quod  minus  videtur  absurdum  et  ideo  ad  tollendum  omne  dubium"  bellst  et  im 
Text;  offenbar  ist  für  das  sinnlose  minus  nlmls  an  lesen. 
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noch  lange  unter  verhüllenden  Formen  verbarg,  tritt  uns  seit  dem  vor- 
letzten Decenniam  des  14.  Jahrhunderts  der  Versicherungsvertrag  in 
Toskana  auch  formell  in  voller  Reinheit  entgegen.  Die  ältesten  be- 
kannten Verträge  dieser  Art  liegen  in  einer  pisanischen  Urkunde  von 
1384 »)  und  einer  florentinischen  von  1397  vor8);  nicht  von  Notaren, 
sondern  von  den  Sensalen,  die  das  Versicherungsgeschäft  vermittelt 
hatten,  sind  beide  aufgenommen3);  damit  hängt  denn  auch  eng  zu- 
sammen, daß  sie  nicht  in  der  lateinischen,  sondern  in  der  Volksprache 
abgefaßt  sind.  Offenbar  ist  eben  auch  in  dem  Umstände,  daß  die  Ab- 
fassung dieser  Vertrage  von  praktischen  Geschäftsleuten  herrührt,  der 
Hauptgrund  dafür  zu  erblicken,  daß  sich  uns  diese  Verträge  mit 
solcher  Offenheit  präsentieren;  auf  überlieferte  Formen  und  Formeln 
nahm  man  in  diesen  Kreisen  wenig  Rücksicht;  künstliche  Konstruk- 
tionen lagen  ihnen  zunächst  fern;  man  nannte  die  Dinge  mit  den 
Namen,  die  sich  im  kaufmännischen  Geschäftsverkehr  selber  für  sie 
ausgebildet  hatten. 

Danach  ist  es  wohl  möglich,  daß  auch  in  Genua  die  von  Maklern 
aufgenommenen  Versicherungsverträge  ähnlich  reine  Formen  aufge- 
wiesen haben ;  nur  siud  uns  genuesische  Polizen  bisher  nicht  bekannt 
geworden.  Daß  solche  von  Maklern  ausgestellte  Polizen  in  Genua  nicht 
fehlten,  wird  durch  das  Gesetz  vom  2.  Februar  1401  bewiesen,  das  die 
notariellen  Instrumente  und  die  Polizen  der  Makler  nebeneinander 
stellt4)  und  zum  Zwecke  der  Besteuerung  der  abgeschlossenen  Ver- 
sicherungen auch  die  Makler  zur  Vorlegung  ihrer  Bücher  im  finanziellen 
Interesse  verpflichtet  Immerhin  scheint  es  allerdings,  daß  es  in  Genua 
vorherrschender  Handelsbrauch  war  und  blieb,  sich  an  die  Notare 
zu  wenden ;  schon  die  außerordentlich  große  Zahl  der  vor  den  Notaren 
abgeschlossenen  Versicherungen  weist  darauf  hin &). 

So  sind  wir  bezüglich  des  auch  in  der  Form  reinen  Versicherungs- 
vertrages allein  auf  Toskana  angewiesen.  Hier  aber  fehlen  uns  wieder 
für  die  echte  Versicherung  notarielle  Instrumente,  bis  jetzt  wenigstens, 
gänzlich.  Von  Notaren  ausgestellte  Urkunden  des  toskanischen  Ver- 
kehrskreises haben  wir  in  jenen  palermitanischen  Versicherungsdarlehen 
der  Jahre  1337  bis  1341  kennen  gelernt  und  den  Unterschied,  der 
zwischen  ihnen  und  jenen  des  genuesischen  Verkehrskreises  bestand, 
nur  gering  befunden.  Die  Entwicklung  aber,  die  das  Versicherungs- 
wesen in  Pisa  und  Florenz  von  der  Zeit  dieser  Verträge  an  bis  zu 
der,  wie  man  mit  Recht  hervorgehoben  hat,  durchaus  modern  an- 
mutenden pisanischen  Polize  von  1384  nach  Form  und  Inhalt  ge- 
nommen hat,  sind  wir  vorläufig  nicht  imstande,  positiv  nachzuweisen. 

1)  Ben»,  Contratto  di  auicar.  Doc.  No.  11,  p.  210. 

2)  Ebd.  No.  14,  p.  »17. 

3)  Privaturkunden  der  Versicherer  selbst ,  ohne  Vermittelung  eines  Maklers  ausge- 
stellt, kenneu  wir  nicht,  wie  ich  gegen  die  Darstellung  Goldschmidt's,  Universaigesch.  I, 
S.  374  hervorheben  mochte.  Goldschmidt  scheint  übersehen  zu  haben,  dafs  auch  die  pisa- 
nische  Polize  von  einem  Sensal  ausgefertigt  ist  (vgl.  seine  Anm.  121). 

4)  Bensa,  1.  c,  Leggi  No.  4,  p.  156/6.  Daiu  auch  das  Gesetz  vom  23.  Januar 
1408,  p.  157  f. 

5)  Vgl.  die  Aufzählung  aus  den  Notariats-Akten  bei  Bensa  p.  48,  Anm.  4. 
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So  können  wir  nur  vermuten,  daß  in  den  vierziger  Jahren  des  14  Jahr- 
hunderts auch  für  Toskana  der  entscheidende  Umschwung  erfolgt  sein 
wird,  daß  auch  hier  die  Kreditierung  der  vorzuleistenden  Versicherungs- 
summe üblich  und  im  Zusammenhange  damit  die  Prämie  zum  selb- 
ständigen Faktor  im  Versicherungsgeschäft  geworden  sein  wird.  Der 
Ansicht  Bensa's,  „daß  die  Versicherung  erst  in  späteren  Zeitläuften 
unter  den  Florentinern  eine  gewisse  Verbreitung  gefunden  habe"  ver- 
mag ich  durchaus  nicht  beizutreten,  ein  Nachweis  dafür  ist  in  keiner 
Weise  erbracht.  Selbst  das  werden  wir  vorläufig  nicht  einmal  mit 
voller  Sicherheit  behaupten  dürfen,  daß  Genua  bezüglich  der  Ent- 
stehung der  echten  Versicherung  die  Priorität  gebühre;  um  darüber 
abschließend  urteilen  zu  können,  müßten  uns  völlig  gleichzeitige  Ur- 
kunden des  toskanischen  Verkehrskreises  zur  Verfügung  stehen.  Was 
uns  als  ein  Nichtvorkommen  bestimmter  Verträge  oder  Vertragsformen 
erscheint,  kann  sich  sehr  leicht  als  eine  bloße  Lücke  in  unserer  bis- 
herigen Quellenkenntnis  herausstellen;  weitere  Forschungen  in  den 
Archiven  Toskanas  sind  für  die  Aufhellung  der  ältesten  Geschichte 
des  Versicherungswesens  nach  dieser  Richtung  hin  ein  dringendes  Be- 
dürfnis. Bei  dieser  Gelegeuheit  mag  gleichzeitig  darauf  hingewiesen 
werden,  daß  für  die  Ausbeutung  des  ungemein  reichhaltigen  und  treff- 
lich geordneten  Notariatsarchivs  in  Venedig  auf  unserem  Gebiet  wie 
auf  anderen  Gebieten  der  Wirtschafts-  und  Rechtsgeschichte  noch  so 
gut  wie  nichts  geschehen  ist. 

Der  älteste  uns  aus  Toskana  bisher  bekannte  Versicherungsvertrag 
ist  die  pisanische  Polize  von  1384.  So  vollkommen  durchgebildet  aber 
erscheint  dieser  Vertrag,  daß  es  sicher  möglich  sein  wird,  in  toskanischen 
Archiven  noch  ältere  Urkunden  dieser  Art  ausfindig  zu  machen.  Natür- 
lich könnnen  diese  Polizen  als  Privaturkunden  nicht  in  Notariatsakten 
aufgesucht  werden ;  die  Chancen  für  ihre  Erhaltung  sind  so  von  vorn- 
herein ganz  erheblich  geringer,  als  für  die  öffentlichen  Urkunden,  die 
der  Notar  registrierte  und  die  uns  in  dieser  mehr  oder  minder  aus- 
führlichen Registrierung  massenhaft  erhalten  sind;  aber  es  giebt  in 
Italien  der  Familienarchive  und  der  aus  solchen  stammenden  Archi- 
valien genug,  um  die  Hoffnung  gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen,  daß 
die  Lücken  unseres  Wissens  sich  ohne  besondere  Schwierigkeit  werden 
ausfüllen  lassen,  nachdem  sie  erst  einmal  genau  erkannt  sind.  Vor- 
läufig möchte  ich  als  Vermutung  aussprechen,  daß  die  Maklerpolize 
in  Toskana  in  derselben  Zeit  zur  vorherrschenden  Anwendung  gelangt 
sein  mag,  in  der  man  in  Genua  in  den  notariellen  Urkunden  die  vom 
Versicherungsdarlehn  überkommene  Form  des  zinsfreien  Mutuums  mit 
der  Form  der  Emptio  vertauschte.  Schwierigkeiten,  die  auf  Grund 
des  kanonischen  Wucherverbots  von  Seiten  der  Notare  und  den  No- 
taren gegenüber  bei  der  Aufnahme  des  Versicherungsvertrages  gemacht 
wurden,  der  in  die  alten  Schablonen  durchaus  nicht  recht  passen  wollte, 
mögen  in  Toskana  dazu  geführt  haben,  die  Ausfertigung  solcher  Ver- 
träge in  immer  allgemeinerem  Umfange  den  weniger  skrupulösen  und 


1)  Assekuranx- Jahrbuch  X  (1889),  Teil  3,  8.  6. 
Dritte  Folee  Bd.  VI  32 
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doch  mit  öffentlichen  Funktionen  und  öffentlichem  Glauben  ausge- 
statteten vereideten  Sensalen  zu  Ubertragen  1 ).  Diese  waren  es,  denen 
das  Verdienst  gebührt,  den  Versicherungsvertrag  zuerst  unverhüllt  in 
der  Gestalt  dargestellt  zu  haben,  zu  der  er  erwachsen  war.  Sicher 
ist,  daß  man  in  Toskana  die  in  Genua  beliebte  Darstellung  der  Ver- 
sicherung als  emptio/venditio  nicht  mitgemacht  hat  Das  beweist 
schon  die  Art  und  Weise,  wie  der  Florentiner  Lorenzo  de'  Ridolfi,  der 
seinen  Traktat  im  Jahre  1403  verfaßt  hat,  die  Versicherung  gegen  den 
Wucherverdacht  verteidigt;  nicht  aus  einem  Darlehn  ziehe  der  Ver- 
sicherer seinen  Gewinn,  da  ein  solches  in  keiner  Weise  vorliege,  sondern 
aus  einem  völlig  selbständigen  Geschäft,  indem  er  dem  Kaufmann  be- 
züglich seiner  der  See-  oder  Landgefahr  ausgesetzten  Waren  Sicher- 
heit gewähre*). 

Wenden  wir  uns  nun,  nachdem  wir  manche  Lücke  in  unserer  Kennt- 
nis festgestellt  haben  und  uns  zum  Teil  mit  Vermutungen  haben  be- 
gnügen müssen,  der  ältesten  Versicherungspolize  selbst  zu,  die  am 
11.  Juli  1384  vom  Sensal  Boninsegna  di  Rinuccio  in  Pisa  ausgestellt 
worden  ist8). 

An  der  Spitze  des  Dokuments  stehen  die  Namen  der  drei  Ver- 
sicherungsunternehmer unter  Beifügung  der  Summe,  für  welche  jeder 
derselben  Versicherung  leistet: 

Michele  del  Voglia  e  comp.  per  fiorini  150 
Bartolommeo  e  Piero  del  Voglia  „  „  150 
Michele  di  Carlo  degli  Strozzi      „      „  100. 

I  detti  assicuratori,  so  beginnt  der  eigentliche  Tenor  der  Polize, 
. . .  feciono  sicurta  e  assicurarono  da  Arli  fino  in  Porto  Pisano  iscarica 
e  posta«)  la  roba  in  terra  a  Francesco  di  Marco  de  Prato  e  coin- 
pagni,  sopra  ogni  roba . . . ,  che  i  commissari  o  fattori  o  lor  compagni 
caricassono  ...  ad  Arli  in  sullo  navilio  di  Giorgetto  Gostanzo  Berga 
di  Provenza.  Dann  folgt  die  auch  in  den  genuesischen  Versicherungs- 
verträgen übliche  Bestimmung,  daß  das  Risiko  der  Versicherer  mit 
dem  Zeitpunkt  der  Abfahrt  des  Schiffes  von  Arles  beginnen  und  sich 
bis  zur  Entladung  der  Waren  in  Porto  Pisano  erstrecken  solle.  Weiter- 
hin aber  treten  uns  —  zum  erstenmal  in  der  Geschichte  des  Ver- 


1)  Die  in  sich  anwahrscheinliche  Annahme  Ooldschmidt's  (Universaigesch.  I.  S.  374 ; 
vgl.  Bcnsa,  Contratto  di  assicur.,  p.  58),  dafs  die  Privatnrkonde  des  Versicherers  dem 
Notariatsinstrument  ursprünglich  voraufgegangen  sei ,  ist  offenbar  durch  »eine  Ansicht 
veranlagt,  dsfs  die  Eintragungen  in  den  Uandluugsbüchorn  des  Hauses  Del  Bene  e 
Comp,  von  1319  f.,  die  Bens«  veröffentlicht  bat,  auf  Prämienversicherungen  xu  be- 
zichen seien. 

2)  Tract  de  usur.,  p.  III,  cap.  cons.  §  10,  quaest.  8,  art.  8:  Non  enim  propter  mutuutn, 
cum  nulluni  interveniat,  sed  propter  id,  quod  assecurat  mercatorem  de  mercibas  suis,  qaas 
periculo  marino  vel  terrestri  exponit,  illud  recipit. 

3)  Das  1366  der  Polixe  selbst  ist  phänischer  Stil  (al  corso  di  Pisa,  heifst  es  aus- 
drücklich in  der  Urkando  selbst);  das  pisanischo  Jahr,  mit  dem  25  Marx  beginnend,  war 
dem  nnserigen  um  ungefähr  */4  Jahr  und  dem  florentinischen  um  ein  volles  Jahr  vorau». 
Die  unrichtige  Datierung  dieser  Urkunde  in  das  Jahr  1385  begegnet  in  der  bisherigen 
Litteratur  ganz  allgemein,  xumal  sie  schon  der  Herausgeber  übernommen  hat. 

A)  So  lese  ich  für  porta,  das  der  Text  Bensa's  (und  ebenso  der  Abdruck  Adler's) 
zeigt. 
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Sicherungswesens  —  die  Ristoruoklauseln  entgegen.  Sollte  das  genannte 
Schiff  die  Reise  nach  Porto  Pisaoo  überhaupt  nicht  antreten,  so  zahlen 
die  Versicherer  die  empfangenen  5  Proz.  voll  zurück;  kommt  es  aber 
nach  Porto  Pisano  oder  Livorno,  ohne  Ladung  für  den  Versicherten 
mitzuführen,  worüber  diesem  die  Beweislast  obliegt,  so  zahlen  sie  nur 
4  '/t  Proz.  zurück  ');  den  Rest  sollen  die  Versicherer  für  ihre  Mühe  be- 
halten ;  bringt  das  Schiff  aber  die  erwartete  Fracht  für  den  Versicher- 
ten, so  bleibt  den  Versicherern  die  volle  Prämie  als  Gewinu  (s'iotenda 
che  gli  assicuratori  abbino  guadagnato  la  sicurta).  Nun  folgt  der  von 
dem  Versicherten  angegebene  Schätzungswert  der  Ware,  deren  Zu- 
sendung er  von  seinen  Vertretern  in  Arles  erwartet;  die  Höhe  des 
Betrages  ist  in  der  uns  vorliegenden  Urkunde  nicht  ausgefüllt. 

Des  weiteren  wird  nun  ausgeführt,  daß  die  Versicherer  für  die 
genannte  Fracht  innerhalb  des  angegebenen  Zeitraums  jede  denkbare 
Art  von  Gefahr  auf  sich  nehmen,  „ogni  rischio  di  Dio  e  di  mare  e  di 
gente,  ed  ogni  caso  e  pericolo  e  fortuna  e  disastro  o  caso  sinistro,  che 
per  niuno  modo  potesse  intervenire,  e  fosse  fatto  il  caso  o  il  pericolo 
o  la  fortuna  o  il  disastro  come  si  volesse  o  di  che  condizione1',  bis  die 
Ware  in  Livorno  oder  Porto  Pisano  wohlbehalten  an  Land  geschafft 
ist  Für  diese  Gefahrübernahme  erhalten  den  Versicherten  und  erklären 
sie  bereits  empfangen  zu  haben  5  Floren  vom  Hundert  (e  per  lo  rischio 
debbono  avere  ed  ebbono  gli  assicuratori  fiorini  cinque  d'oro  per  C). 

Trifft  die  versicherte  Ware  ein  Unfall,  so  ist  die  Versicherungs- 
summe ohne  jedeu  Einwand  binnen  2  Monaten,  vom  Tage  der  Mit- 
teilung des  Unfalls  an  gerechnet,  an  die  Versicherer  zu  zahlen;  die 
Summe  kann  in  Pisa,  Florenz,  Genua,  Neapel,  oder  wo  es  der  Ver- 
sicherte sonst  wünscht,  erhoben  werden  ;  nur  darf  der  Versicherte,  wenn 
die  Zahlung  anderswo  als  in  Pisa  erfolgen  soll,  beim  Wechseln  in 
landesübliche  Münze  keinen  Vorteil  für  sich  erzielen  wollen. 

Sollten  die  Versicherer  nach  eingetretenem  Unfall  die  Ware  doch 
noch  in  ihren  Besitz  bringen,  so  haben  sie  das  Recht,  dieselbe,  falls 
unversehrt,  innerhalb  eines  Vierteljahres,  vom  Tage  des  Unfalls  an  ge- 
rechnet, für  den  Eigentümer  in  Livorno  oder  Porto  Pisano  bereitzu- 
stellen, der  so  lange  zur  Abnahme  verpflichtet  bleibt2). 

Der  Vertrag  schließt  mit  der  Bemerkung,  daß  die  Versicherer  zur  Be- 
kräftigung ihrer  Verpflichtung  den  von  der  Hand  Bouinsegna's,  des  „Sensale 
e  mezzano  delle  dette  cose",  aufgesetzten  Vertrag  eigenhändig  unterschrie- 
ben hätten.  „Unser  Herrgot  geleite  Ladung  und  Schiff  wohlbehalten ;  und 
falls  die  genannte  Schuld  von  den  Versicherern  binnen  heut  und 
8  Monaten  nicht  eingefordert  wird,  soll  sie  als  hinfällig  und  nichtig 

1)  ...  rendere  addietro  fiorini  4'/j  Per  C,  e  fiorini  1  abbino  guadagnato  i  delti 
assicuratori  per  lor  fatica.  Da  die  Versicherungssumme  400  fl.  beträgt,  mofs  fiorini  II 
gelesen  werden ;  es  ist  unwahrscheinlich,  dafs  der  Fehler  in  der  Angabe  der  Prozente 
steckt,  wo  4  */.  gelesen  werdeu  müTste. 

2)  Dafs  die  geretteten  Güter  auch  hier  als  von  den  Versicherern  gekauft  gegolten 
hätten,  wie  Goldschmidt,  Universaigesch.  I,  377,  Anm.  129  behauptet,  ist  wohl  nur  ein 
Versehen,  da  Goldschmidt  selber  an  anderer  Stelle  (S.  865,  A.  96)  betont,  dafs  diese 
Auffassung  sich  nur  in  Genua  finde.  8.  877,  A.  128  ist  übrigens  Florentiner  Poliie  statt 
Pisaner  su  lesen. 
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angesehen  werden"  (s*  intenda  il  debito  esser  casso  e  vano  e  di  niun 
valore). 

Besonders  bemerkenswert  erscheint,  daß  in  dieser  pisanischen  Po- 
lize  von  1384  über  die  Höhe  der  Prämie  besondere  Bestimmung  ge- 
troffen, auch  die  mit  dem  Abschluß  des  Vertrages  gleichzeitig  erfolgte 
Zahlung  derselben  hervorgehoben  ist  (debbono  avere  ed  ebbono);  in- 
dessen lag  hier  eine  ganz  bestimmte  Veranlassung  zur  Aufnahme  der- 
selben in  den  Vertrag  in  den  Abmachungen  vor,  die  über  völlige  oder 
teilweise  Rückzahlung  der  Prämie,  die  unter  bestimmten  Um- 
ständen einzutreten  hatte,  getroffen  werden  mußten. 

Der  zweite  aus  dem  toskanischen  Verkehrskreise  stammende  Ver- 
trag dieser  Art  ist  am  10.  Juli  1397  in  Florenz  abgeschlossen.  Der 
uns  schon  aus  der  pisanischen  Polize  bekannte  Francesco  di  Marco 
von  Prato  nimmt  hier  zusammen  mit  Domenico  di  Cambio  und  Comp, 
von  Florenz  bei  11  Versicherungsunternehraern  eine  Versicherung  in 
Höhe  von  2100  Scudi  für  den  Transport  von  6  Ballen  und  einem 
Bündel  Kurzwaren  von  Motrone,  dem  Hafen  Luccas,  nach  Aigues-mortes 
auf.  Die  einzelnen  Fälle  des  Risikos  werden  genauer  aufgezählt,  als 
in  der  pisanischen  Polize,  und  unter  anderem  außer  eigentlicher  See- 
gefahr auch  Feuersgefahr  und  verschiedene  Fälle  der  Beschlagbelegung 
besonders  aufgeführt:  „il  rischio  di  Dio,  di  mare,  di  gente,  di  fuoco, 
di  gitto  di  mare;  ritenimento  di  Signori  o  di  Comuni  o  d'  alcun'  altra 
persona,  o  di  rappresaglia  o  d'arresto  e  d'ogni  altro  caso,  pericolo, 
fortuna,  impedimento  o  caso  sinistro,  che  per  verun  modo  ne  potesse 
intervenire  o  fusso  intervenuto,  e  fussono  fatti  i  casi  come  si  volessero 
o  di  che  condizione" ;  dagegen  werden  ausdrücklich  ausgenommen  „i  casi 
di  stiva  o  di  dogana",  also  Beschädigungen,  die  aus  Anlaß  der  Ver- 
stauung  oder  der  Verzollung  der  Waren  erfolgten. 

Neu  ist  in  dem  Vertrage  die  Aufnahme  einer  besonderen  Be- 
stimmung, die  die  Versicherer  zur  Zahlung  der  Versicherungssumme 
verpflichtet  auch  für  den  Fall,  daß  innerhalb  eines  halben  Jahres  keine 
sichere  Nachricht  über  den  Verbleib  der  versicherten  Fracht  einge- 
gangen sein  sollte;  falls  indessen  die  versicherte  Ware  nachträglich 
doch  noch  wohlbehalten  in  Aigues-mortes  eingeliefert  würde,  sind  die 
Versicherten  verpflichtet,  gegen  Uebernahme  der  Ware  die  erhobenen 
Summen  zurückzuzahlen. 

Dagegen  fehlt  über  die  (unzweifelhaft  vorgeleistete)  Prämie  im 
Gegensatz  zu  jener  13  Jahre  älteren  pisanischen  Polize  jede  Angabe. 
Der  Grund  ist  durchsichtig.  Bestimmungen  über  eine  ev.  Rückzahlung 
der  Prämie  schienen  offenbar  darum  nicht  nötig,  weil  bei  den  Betei- 
ligten ein  Zweifel  über  die  im  Hafen  von  Lucca  vorgesehene  Art  der 
Einnahme  der  Fracht  nicht  bestand ;  damit  fiel  auch  jede  Veranlassung 
zur  Erwähnung  der  Prämie  fort ;  jene  pisanische  Versicherung  aber  ist 
am  Bestimmungsorte  der  Ladung  aufgenommen;  an  ihrem  Auf- 
gabeorte Arles  konnten  Umstände  eintreten,  die  von  den  Kontrahenten 
in  Pisa  nicht  vorherzusehen  waren;  dadurch  wurden  die  Ristorno- 
klauseln  und  mit  ihnen  die  Angabe  der  Höhe  der  Prämie  zur  Notwendigkeit. 

So    finden    wir    alle    Elemente    eines     ausgebildeten  Ver- 
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8icherungsvertrage8  in  diesen  toskanischen  Verträgen  von  1384  und 
1397  vollkommen  entwickelt1);  nur  in  der  Anwendung  und  Mischung 
dieser  gegebenen  Elemente  weist  die  folgende  Zeit  noch  Unterschiede  auf. 

Man  kann  sagen:  erst  dadurch,  daß  die  Versicherung  auch  in  einer 
selbständigen,  ihr  eigentümlichen  Form  auftrat,  ist  sie  zu  einem  be- 
sonderen, allein  auf  sich  selbst  ruhenden  Rechtsgeschäfte  geworden. 
Diese  fremder  Stützen  nicht  mehr  bedürfende  Selbständigkeit  bekundet 
sich  vor  allem  auch  darin,  daß  das  Versicherungsgeschäft  sich  nun 
auch  besonderer,  ihm  eigentümlicher  Termini  bedient,  und  es  fragt 
sich  nun:  wie  siud  diese  Termini  entstanden  und  wann  lassen  sie  sich 
zuerst  nachweisen? 

Lange  Zeit  waren  die  Ausdrücke  assecurare,  sicurare,  securitas  für 
jede  Art  äußerer  Sicherstellung  in  allgemeinstem  und  ausschließlichem 
Gebrauch,  ob  es  sich  nun  um  Bestellung  von  Bürgen,  Kautionen, 
Pfändern  oder  um  sicheres  Geleit  oder  um  sonst  ein  Schutzversprechen 
handelte 2).  Das  Versicherungsdarlehn  selbst  wurde,  soviel  wir  sehen 
können,  mit  diesen  Ausdrücken  noch  nicht  bezeichnet;  wo  sie  beim 
Versicherungsdarlehn  vorkommen,  ist  je  nach  dem  Zusammenhange  die 
Pfandbestellung  für  den  Gläubiger  oder  die  Sicherheitsleistung  bei 
einer  Bank  oder  eine  äußere  Sicherung  der  Ware  gemeint8).  Nach 
der  Beseitigung  der  Vorleistung  der  Versicherungssumme  aber  muß 
die  Erkenntnis,  daß  damit  eine  neue,  selbständige  Vertragsform  ge- 
schaffen war,  unverzüglich  durchgedrungen  sein;  in  der  geschäftlichen 
Umgangssprache  ist  es  gewiß  schon  in  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
üblich  gewesen,  den  Vertrag  seinem  nunmehr  alleinigen  Zweck  ent- 
sprechend kurz  und  richtig  als  ein  „Versichern"  zu  bezeichnen.  Man 
nannte  den  Vertrag  so,  ohne  sich  zunächst  im  Vertrage  selbst  dieses 
Ausdruckes  zu  bedienen. 

Mit  sicherer  Beziehung  auf  das  Versicherungswesen  ist  der  Aus- 
druck zuerst  im  Jahre  1354  nachweisbar,  wo  in  einer  palermitanischen 
Urkunde  vom  11.  Januar*)  eine  Vollmacht  ausgestellt  wird  „de  emendo, 
vendendo,  locando,  naulizzando,  deponendo,  accomandando,  cambiando, 
permutando,  arrisicando,  assecurando,  mutuando  et  cuius- 
libet  alterius  generis  debito  contrahendo  tarn  in  dando  quam  in  re- 
cipiendo".  Das  ist  um  so  bezeichnender,  als  es  in  einer  analogen, 
dem  Zeitraum  von  1334  bis  1342  entstammenden  Formel5)  nur  heißt: 
„de  emeudo,  vendendo,  mercatando,  cambiando,  contrahendo  ...  re- 
cipiendo  .  . .  mutua,  deposita,  cambia,  cessiones,  donationes",  während 
doch  offenbar  auch  diese  Formel  auf  Vollständigkeit  in  der  Aufzählung 
der  damals  üblichen  Handelsgeschäfte  ausgeht. 

In  einem  Gesetze  können  wir  den  Terminus  zuerst  im  Jahre  1369 


1)  Vgl.  Goldschmidt,  Universaigesch,  des  Handelsrechts  I,  S.  37fi. 
3)  Jahrb.  für  Nationalök.  LX,  S  47  f. 

3)  Ebend.  8.  478  f.,  500,  505. 

4)  Akten  des  Notars  Stefano  Amato  bei  V.  Cusumano,  StorU  dei  banchi  di  Sicilia, 
Borna  1887,  p.  13. 

5)  Akten  des  Pellegrino  Salerno  ebend.  73/4  vom  1.  August  (ohne  genauere  Jahres- 
angabe). 
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nachweisen,  wo  sich  seiner  das  erwähnte  Dekret  der  genuesischen  Re- 
gierung zur  Bezeichnung  einer  besonderen  Vertragsform  (per  viani 
cambii  seu  assecuramenti)  bedient;  in  einem  genuesischen  Schieds- 
sprüche aus  dem  folgenden  Jahre  wird  dann  die  erfolgte  Versicherung 
securitas  genannt  (X.  debet  .  .  pro  securitate  facta)  und  von  einer 
„versicherten"  Summe  gesprochen  (ponimus  in  rationibus  .  .  .  scutos 
auri  600,  eidem  X.  assecuratos)  In  den  genuesischen  Versicherungs- 
verträgen selbst  aber  werden  diese  Ausdrücke  im  Zusammenhange  mit 
ihrer  gekünstelten  Gestaltung  noch  lauge  gemieden,  während  sie  in 
der  Geschäftssprache  offenbar  auch  hier  jedermann  geläufig  waren. 
So  wird  in  dem  Vertrage  vom  22.  August  1393  der  Umstand,  daß  der 
Versicherungsnehmer  auf  dasselbe  Objekt  noch  einen  zweiten  Ver- 
sicherungsvertrag aufnehmen  will,  mit  den  Worten  „se  debet  facere 
assecurari"  in  einem  Zusätze  erwähnt  *),  während  dem  Vertrage  selbst 
die  entsprechenden  Termini  fremd  sind.  In  besonders  korrekter  Weise 
stellt  dann  ein  genuesisches  Gesetz  von  1401  das  „se  assecurari  facere 
de  et  pro  oder  super  aliquibus  rebus"  dem  „assecurare  versus  aliquem 
de  .     gegenüber s). 

In  Toskana  treten  uns  dagegen  die  Termini  des  Versicherungs- 
wesens sogleich  in  den  Vertragen  selbst  entgegen ;  die  pisanische 
Polize  von  1384  redet  von  assicuratori ,  von  fare  sicurtä  e  assicurare 
oder  assicurare  allein  in  offenster  und  offenbar  schon  seit  längerer 
Zeit  üblicher  Weise. 

Der  uns  so  ueläufige  Ausdruck  „Prämie"  begegnet  in  der  Ent- 
stehuugszeit  des  Versicherungswesens  noch  nicht  Auch  hierfür  wird 
zunächst  der  Ausdruck  securitas,  sicurtä  angewandt;  so  in  dem  ge- 
nuesischen Schiedsspruch  von  1370  (recepimus  .  .  in  securitate)  wie  in 
der  pisanischen  Polize  von  1384,  wo  von  den  Versicherern  die  Wen- 
dung „guadagnare  la  sicurtä"  gebraucht  ist4).  Wohl  ihrer  Viel- 
deutigkeit wegen  vermied  man  später  diese  Bezeichnung  lieber  und 
begnügte  sich  damit,  von  einem  Versicherungspreise  zu  reden,  wie  es 
ja  auch  durchaus  zutreffend  war  (pretium ,  costo,  prezzo  della  sicurtä; 
los  preus  de  tals  seguretats  in  Barcelona) 5).  Noch  das  florentinische 
Statut  von  1523  braucht  den  Terminus  „prezzo"  und  die  italienische 
üebersetzung  des  Konsolats  giebt  den  Begriff  mit  la  Valuta  oder  il 
costo  di  tale  sicurtä  wieder6).  An  Stelle  dieser  Bezeichnungen  wurde 
nun  auch  der  Ausdruck  „premio"  gebraucht,  das  im  Italienischen  und 

1)  Kens«,  Contratto  dt  assicur.,  p.  150,  206,  208. 

2)  Ebend.  p  214. 
8)  Ebend.  p  155. 

4)  Ebend.  p.  207,  211.  Vgl.  dazu  Goldschmidt,  Univcrsalgc»ch.  des  Handelsrecht*  I. 
S.  367,  Aom.  101.  der  die  Behauptung  aufstellt,  dafs  anfänglich  jede  Bezeichnung  gefehlt 
habe.  Der  an  sich  nichtssagende ,  durch  den  Zusammenhaug  aber  erläuterte  Ausdruck 
pecunia,  den  er  anführt,  gehört  indessen  erst  einem  Vertrage  von  1426  an. 

5)  Ord.  von  1435,  c.  1  und  oft;  desgl.  von  1484;  precio  de  los  seguros  noch  1538 
in  Burgos:  Reata,  Weich,  des  europ.  Seeversicherungsrechts  I,  8.  244. 

6)  c.  7,  17;  1,  5-  Ueber  die  älteste  italienische  Uebersetauog  des  Konsolats  (von 
1519)  vgl.  meine  Neuen  Beiträge  zur  Geschichte  des  Konsulat*  des  Meeres,  Brieg  1891, 
Oymn.-Progr. 


Digitized  by  Google 


Der  Uebergaug  vom  Versicherungsdarlehn  zur  reinen  Versicherung. 


503 


Spanischen  genau  dieselbe  Bedeutung  haben  kann  wie  prezzo  und  das 
katalonische  preu.  In  der  Ordonnanz  für  Sevilla  vom  Jahre  1556  ist 
mir  der  Ausdruck  „el  premio"  zum  ersten  Male  aufgestoßen  1 ).  Daß 
gerade  dieser,  in  diesem  Falle  mit  pretium  durchaus  synonyme  Aus- 
druck von  uns  übernommen  und  zum  ausschließlichen  Terminus  ge- 
worden ist,  ist  eine  Laune  der  Sprache,  die  dem  Verständnis  des  Ver- 
trages nicht  gerade  förderlich  gewesen  ist;  wir  sind  nur  zu  geneigt,  mit 
dem  Wort  „Prämie"  einen  Nebenbegriff  zu  verbinden,  der  zu  dem 
Wesen  des  Versicherungspreises  eine  innere  Beziehung  in  keiner  Weise 
besitzt. 

Die  Bezeichnung  endlich  des  Versicherungsbriefes  als  Polize,  ital. 
polizza,  pulizza,  hat  nichts  mit  polliceri  zu  thun,  wie  Goldschmidt, 
offenbar  auf  die  Autorität  von  Diez  vertrauend,  annimmt  *);  sie  stammt 
vielmehr  von  dem  griech.  cmodetl-ig  (=  probatio,  Nachweis).  Das  Wort  ist 
als  apodixa  früh  in  das  mittelalterliche  Latein  Italiens  eingedrungen  und 
z.  B.  in  den  pisanischen  Quellen  sehr  häufig.  Es  bedeutet  zunächst 
weiter  nichts,  als  ein  beschriebenes  Stück  Papier,  das  nach  irgend 
einer  Richtung  hin  als  Ausweis  oder  Beglaubigung  dienen  kann;  eine 
Wahl  per  apodixas  z.  B.  ist  eine  Zettelwahl8);  in  einer  Spesenrech- 
nung von  1321  werden  die  Erlaubnisscheine,  die  für  die  Ausfuhr  er- 
forderlich waren,  so  genannt  (per  polizze  per  mettere  e  trarre  i  clotri 
torselli  di  Pisa)4).  Im  Versicherungsgeschäft  bezeichnet  es  dement- 
sprechend in  der  alten  Zeit  den  vom  Sensal  ausgestellten  Versicherungs- 
brief  im  Gegensatz  zum  notariellen  Instrument;  „se  facere  assecurare 
per  instrumentum,  appodisiam  vel  alio  quovis  modo"  heißt 
es  bezeichnend  in  einer  genuesischen  Verordnung  vom  Jahre  1401 5). 
In  diesem  Jahre  also  ist  der  Ausdruck  Versicherungspolice  zuerst 
nachweisbar  und  nicht  erst  1458  in  Barcelona,  wie  Reatz  annahm  und 
Goldschmidt  noch  jetzt  festhält«). 

4.  Ursprüngliche  Vor-  oder  Nachleistung  der 


Mit  der  oben  entwickelten  Anschauung  von  der  Entstehung  der 
echten  Versicherung  aus  dem  Versicherungsdarlehn  hängt  die  Annahme 


1)  l'ardessus,  Coli,  de  lois  mar.,  tom.  V,  c.  87. 

2)  Universaigesch,  des  Handelsrecht»  1,  S.  374,  Anm.  181.  Im  Anhange  von  Dies' 
Etymologischem  Wörterbuch  (Ausg.  5,  Bonn  1887,  S.  740)  bat  sich  der  Heransgeber 
Scheler  auch  schon  gegen  die  Uerleitung  von  pol  lex  und,  wenn  auch  noch  zweifelnd,  für 
die  Ableitung  aus  dem  Griechischen  aasgesprochen. 

3)  Constit.  Usus  in  Stat.  pis.  II,  1015 :  coram  8  senatoribus  sorte  per  apodixas  eli- 
gendis;  Breve  Mercatorum  ebend.  III,  rub.  76.  Weitere  Beispiele  s.  bei  Rezasco,  Dlaio- 
nario  a.  v.  polizza. 

4)  Bei  Bensa,  Doc.  p.  187.  Aebnlich  die  „polizza  scritta  di  mano  del  chomerchiaro*' 
in  Konstantinopel  ;  Pegolotti  bei  Pagnini,  Deila  decima  III,  p.  89  Eine  apodixa  mann 
pnblici  campsoris  1417  bei  Cusumano,  Stor.  de!  banchi  di  Slcilia,  p.  827. 

5)  Bensa  1.  c.  Leggi  No.  4,  p.  166. 

6)  Reatz,  Oesch.  des  europ.  Seeversicherungsrechts  S.  118;  Goldschmidt,  Universal- 
geschichte I,  8.  374,  Anm.  181.  Die  aus  dem  14.  Jahrhundert  erhaltenen  Polisen  bc- 
seichnen  sich  selbst  nur  als  „scritta",  „questa  scritta». 
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von  der  üreprünglichkeit  der  Vorleistung  der  Prämie  im  Versicherungs- 
geschäft auf  das  engste  zusammen;  die  Vorausentiichtung  der  Ver- 
sicherungsgebühr war  ebenso  durch  den  Zusammenhang  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  gegeben,  wie  sie  durch  das  Wesen  des  entgelt- 
lichen Vertrages  logisch  gefordert  wird. 

Bei  der  Wichtigkeit  der  Sache  für  die  gesamte  Auffassung  des 
.  ursprünglichen  Versicherungsvertrages  scheint  eine  besondere  Behand- 
lung der  Frage  geboten,  zumal  ein  Gelehrter  von  der  Bedeutung  Gold- 
schmidt's  die  entgegengesetzte  Ansicht  zu  bevorzugen  scheint;  es  fehle 
nicht  an  Spuren,  erklart  er,  daß  die  Versicherungsprämie  ursprünglich 
nur  im  Falle  glücklicher  Ankunft  gezahlt  worden  sei1),  und  ander- 
wärts spricht  er  die  Meinung  aus,  „daß  der  ursprüngliche  Versiche- 
rungsvertrag formell  oder  doch  materiell  die  Gestalt  zweier  bedingter 
Sponsionen  getragen14  habe2).  Auch  Ehrenberg  nimmt  in  seiner  Be- 
sprechung des  Bensa'schen  Buches s)  an,  „daß  anfangs  der  Versicherte 
ebenfalls  für  die  Zukunft  ein  Versprechen  abgab41. 

Demgegenüber  möchte  ich  von  vornherein  betonen,  daß  es  ein 
Versicherungsgeschäft  nach  der  Formel  mittelalterlicher  Theoretiker: 
„Ich  verspreche  Dir  X,  falls  das  Risiko  günstig  abläuft;  dafür  ver- 
sprichst D  u  mir  A,  falls  es  ungünstig  abläuft11,  zu  keiner  Zeit  gegeben 
hat.  Diese  Sponsionsformel  ist  nichts  als  ein  Hirngespinnst  einzelner 
Juristen  der  späteren  Zeit,  die  ohne  Kenntnis  der  geschichtlichen  Ent- 
wickelung  auf  Grund  eines  außerhalb  des  Zusammenhanges  ihnen  vor- 
liegenden Tbatbestandes  oder  gar  auf  Grund  eines  Mißverständnisses 
ihre  Konstruktionen  aufgebaut  haben.  Es  ist  mit  der  Schritt  für 
Schritt  nachweisbaren  Entwickelung  des  Versicherungsgeschäftes  nicht 
vereinbar,  einen  derartigen  der  Merkmaie  des  entgeltlichen  Geschäfts 
entbehrenden  Vertrag  an  die  Spitze  der  Entstehungsgeschichte  des 
Versicherungswesens  stellen  zu  wollen;  die  geistreich  und  blendend 
geschriebene,  aber  für  die  ältere  Zeit  der  thatsächlichen  Unterlagen 
nur  zu  sehr  entbehrende  Wetttheorie  Vivantes  hält  der  nüchternen 
Untersuchung  der  wirklichen  Quellen  gegenüber  nicht  Stand  *). 

In  der  That  fehlt  es  für  die  Nachleistung  der  Versicherungsgebühr 
gerade  in  der  Entstehungszeit  des  Versicherungswesens  und  während 
des  ganzen  14.  Jahrhunderts  an  jeglichem  Anhalt.  Wenn  man  sich 
auf  das  Seedarlelm  beruft,  so  übersieht  man  die  durchgreifende  Ver- 
änderung, die  mit  der  Form  des  Seedarlehns  während  des  13.  Jahr- 
hunderts vorgenommen  worden  war,  das  seitdem  nur  noch  entweder 


1)  Universalgeschichte  des  Handelsrechts  I,  S.  365. 

S)  Juristische  Abhandlungen,  Festgabe  für  Beseler,  S.  205. 

8)  Zeitschr.  für  Handelsrecht,  32  (1886),  8.  279  f.  K.  Adier,  Die  Prämien  Vorleistung 
bei  der  Versicherung,  ebend.  34,  S.  162  f.  ist  in  seiner  Darstellung  anklar;  auweilen  scheint 
er  die  UrsprQnglichkeit  der  Sponsioosform  su  leugnen,  dann  setzt  er  sie  wieder  voraus; 
s.  B.  S.  167:  Anstelle  der  Sponsionsform  müfste  u.  s.  w.  Vgl.  Goldschmidt,  Universal- 
geschichte I,  S.  865,  A.  98.  Ein  besonders  unglücklicher  Gedanke  von  Adler  ist  es,  dafs 
die  Prfimienvorleistuog  des  ursprünglichen  Versicherungsvertrages  dessen  wettsrtige  Natur 
bitte  verhallen  sollen;  a.  a.  O.  S.  195. 

4)  Vivante,  L'assicuraxione  delle  cose ;  evoloxione  storica.  Arch.  giuridico  32  (1884), 
p.  80  f. 
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als  zinsfreies  Darlehn  oder  als  Cambium  dargestellt  wurde.  Wenn 
ferner  früher  die  Quittung  von  1329  als  wichtige  Stütze  für  diese 
Auffassung  dienen  mußte,  so  ist  diese  Stütze  damit  hinfällig  geworden, 
daß  die  angeblich  nachgeleistete  Prämie  als  ein  dem  Reeder  zurück- 
erstattetes Versicherungsdarlehn  erkannt  ist.  In  allen  wirklich  be- 
kannten Versicherungsverträgen  dieses  wie  des  folgenden  Jahrhunderts 
aber  ist  die  Prämie  im  voraus  entrichtet1).  Zwar  die  Verträge  selbst 
schweigen  darüber  zum  allergrößten  Teil.  Aber  daß  sie  darüber 
schweigen,  ist  doch  nur  dadurch  ermöglicht,  daß  die  Prämie  sogleich 
bei  Abschluß  des  Vertrages  entrichtet  worden  ist;  hätte  sie  nach- 
geleistet werden  sollen,  so  war  es  doch  unumgänglich  notwendig,  im 
Vertrage  selbst  darüber  Bestimmung  zu  treffen.  Und  wo  einmal  ein 
Anlaß  zur  Erwähnung  der  Prämie  vorlag,  da  erfahren  wir  denn  auch, 
daß  sie  vorgeleistet  war.  So  geht  es  aus  dem  genuesischen  Schieds- 
sprüche vom  31.  Juli  1370,  der  die  Auseinandersetzung  zwischen  Pa- 
drone  und  Schiffspartnern  bezüglich  eines  Schiffes  betriflt,  das  im 
Jahre  vorher  auf  der  Heimreise  von  Brügge  in  den  spanischen  Ge- 
wässern Schiffbruch  erlitten  hatte,  hervor,  daß  der  Padrone  Goflredo 
Marini  von  Portovenere  das  Schifl  in  Brügge  bei  den  Genuesen  Otto- 
bono  Demarini  und  Constantino  Portonario  in  Höhe  von  600  Scudi 
versichert  hatte  und  daß  die  Prämie  mit  8  Proz.  vorausentrichtet 
war*);  in  der  Abrechnung,  die  unter  den  Parteien  vorgenommen  wird, 
findet  sich  bei  dem  Guthaben  des  Padrone  der  Posten :  item  in  securi- 
tate  de  scutis  DC  :  sc.  XXXXVIIl s).  Nicht  minder  erhellt  aus  der 
pisanischen  Polize  von  1384,  daß  die  Prämie  für  eine  Seetransport- 
versicherung von  Arles  nach  Porto  Pisano  mit  5  Proz.  vorgeleistet 
war;  weshalb  dieser  Vertrag  gerade  von  der  Vorleistung  der  Prämie 
Notiz  nimmt,  ist  oben  erörtert. 


1)  Eine  Spur  webt  darauf  hin,  daf»  bei  den  ältesten  echten  Versicherungsverträgen 
möglicherweise  für  den  Fall  des  ungünstigen  Ausganges  des  Risikos  aufser  der  Zahlung 
der  gestundeten  Versicherungssumme  auch  die  Rückzahlung  der  geleisteten  Prämie  mit 
ausbedungen  worden  ist.  Während  nämlich  die  Versicherungssummen  in  diesen  Ver- 
tragen sich  sonst  in  runden  Zahlen  bewegen  (200  1.  jan :  1348;  300:  1349;  860:  1350), 
ist  der  älteste  dieser  Verträge,  die  Schiflsvcrsicherung  vom  Oktober  1347,  auf  einen  Be- 
trag von  107  Pfund  ausgestellt,  den  der  Versicherer  angeblich  als  zinsfreies  Darlehn  er- 
halten haben  und  surQckerstatten  soUte,  falls  das  Schiff  nicht  am  Rebesiele,  in  Mallorca, 
behalten  ankam.  Es  liegt  nun  die  Vermutung  nahe,  dafs  in  den  die  runde  Summe  von 
100  Pfund  übersteigenden  7  Pfund  die  Prämie  zu  erblicken  ist,  die  im  Falle  des  un- 
günstigen Ausganges  des  Risikos  zurückzugewähren  war.  Ihre  Höhe,  7  Proz  für  die 
Fahrt  von  Qenna  nach  Ifallorca,  würde  durchaus  angemessen  erscheinen.  Oerade  in  der 
Entstehungszeit  der  neuen  Form  der  echten  Versicherang  würde  danach  in  Bezug  auf  die 
Behandlung  der  im  übrigen  immer  vorgeleisteten  Prämie  im  Falle  des  ungünstigen  Ab- 
laufs des  Risikos  ein  Schwanken  geherrscht  haben,  das  indessen  durch  die  mit  der  sach- 
gemäßen Erwägung,  dafs  man  den  Versicherten  damit  allzu  günstig  stellte,  verbundene 
Praxis  bald  beseitigt  worden  sein  müfste ;  denn  später  findet  sich  von  einer  solchen  Rück- 
erstattung der  Prämie*keine  Andeutung  mehr. 

2)  Das  Reiseziel  ist  nicht  genauer  angegeben ;  es  wäre  möglich,  dafs  die  Versiche- 
rung nur  von  Brügge  bis  Lissabon  oder  Cadix  lief. 

3)  Nicht  38  1.,  wie  Goldschmidt,  Universalgescb.  I,  8.  368,  A.  105  angiebt,  was  freilich 
weder  nach  Zahl  noch  Münze  auf  8  Proz.  führen  könnte. 
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Diesen  der  Versicherungspraxis  unmittelbar  entnommenen  Be- 
weisen steht  aus  dem  14.  Jahrhundert  nichts  anderes  gegenüber  als 
eine  Stelle  der  Sermoni  evangelici  des  im  übrigen  wegen  seiner  im 
Stile  des  Boccaccio  verfaßten  Novellen  bekannten  Florentiners  Franco 
Sacchetti.  Salvioli 1 )  hatte  zuerst  auf  einige  das  Assekuranzwesen 
betreffende  Stellen  dieser  Predigten  hingewiesen;  und  üolcischmidt 
brachte  aus  ihnen  eine  weitere  Stelle  bei1),  die  die  Lieblichkeit  der 
Kachleistung  der  Prämie  in  der  Abfassungszeit  der  Predigten  (ziem- 
lich genau  derselben  Zeit,  der  die  pisauische  Polize  angehört)3),  außer 
Zweifel  zu  stellen  schien :  „E  poi,  se  la  nave  va  a  salvamento,  tu  ricevi 
il  prezzo44. 

Doch  fassen  wir  diese  den  gleichzeitigen  urkundlichen  Zeugnissen 
widersprechende  Stelle  etwas  genauer  ins  Auge.  Predigt  4  „erat  navis 
in  medio  man  handelt  von  allerlei  Mißbräuchen  und  unerlaubten  Ge- 
schäften der  Kaufleute  und  wirft  u.  a.  die  Frage  auf,  ob  ein  Kauf- 
mann, indem  er  Geld  von  einem  anderen  nehme,  dessen  auf  einem 
Schiffe  befindliche  Ware  versichern  dürfe  (e  fassi  questione:  se  uno 
mercatante  pigliando  prezzo  da  un  altro  puö  sicurare  merca- 
tanzia  su  una  nave)4)?  Nun  spricht  diese  Stelle  zunächst  doch  wahr- 
lich nicht  dafür,  daß  Nachleistung  der  Prämie  üblich  gewesen;  im 
Gegenteil,  sie  setzt  das  Entgelt  für  das  Versicherungsgeschäft  als 
vom  Versicherer  empfangen  voraus.  Die  Frage  selbst  wird  verneint, 
da  das  Kapital  keiner  wirklichen  Gefahr  ausgesetzt  werde.  Der  Ein- 
wand, daß  der  Versicherer  doch,  wenn  das  Schiff  untergehe,  zur  Er- 
stattung des  Kapitals  verpflichtet  sei,  wird  damit  widerlegt,  daß  des- 
halb das  Kapital  selbst  doch  nicht  der  Seegefahr  ausgesetzt  gewesen ; 
wenn  er  es  verliere,  habe  er  das  allein  der  thörichten  Verpflichtung, 
die  er  übernommen,  zuzuschreiben  (E  io  rispondo,  che  per  questo  11 
capitale  tuo  non  ha  navicato ;  e  se  ne  perdi,  ciö  addiviene  per  sciocca 
obbligazione  che  hai  fatta,  pensando  che  non  puoi  sicurare  questo  tu, 
ma  solo  Dio).  In  diesem  Zusammenhange  nuu  fährt  Sacchetti  fort: 
„E  poi,  se  la  nave  va  a  salvamento,  tu  ricevi  il  prezzo,  e  non  ci  e 
stato  il  danno  ;  quello  prezzo  non  e  licito44.  Es  ist  klar,  daß  poi  in 
diesem  Zusammenhange  nicht  „nachher44  bedeutet;  es  ist  so  gebraucht, 
wie  wir  unser  „dann44  auch  gebrauchen  können,  gleich  „in  dem  an- 
deren Falle44.  Auf  den  Gebrauch  des  Praesens  „ricevi44  aber  kann  dann 

1)  6.  Salvioli,  L'assieurazione  e  il  cambio  marittimo  nella  itoria  del  diritto  italiano  p.  36. 

2)  Juristisch.  Abhandlungen,  Pestgabe  flir  Beseler,  8.  208  Universaigesch,  des 
Handelsrecht«  I,  S.  365,  Anm.  98. 

8)  Der  Heraasgeber  dieser  Predigten,  0.  Gigli  (I  sermoni  evangelici,  1«  lettere  ed 
altri  scritti  inaditi  o  rari  di  Pranco  Sacchetti,  Pirenze  1867,  p.  XXXIV  und  LXVUI) 
hat  die  Abfassungszeit  auf  1370  bestimmt  und  Salvioli  und  Goldschmidt  sind  ihm  hierin 
gefolgt.  Nun  beweist  aber  Sacchetti  die  Richtigkeit  des  Sattes ,  dafs  kein  Prophet  in 
seinen  Vaterlande  etwas  gelle,  mit  dem  Hinweise  auf  die  Gebeine  Dante's,  Petrarca's  und 
Boccaccio's  (p.  69);  und  letzterer  ist  bekanntlich  erst  1376  gestorBen  An  anderer  Stelle 
ist  der  Krieg,  den  Plorens  1376  mit  der  Kirche  hatte,  ausdrücklich  mit  der  Jahreszahl 
angetOhrt  (p.  147  u.  148);  gleichzeitig  ist  der  Name  des  damaligen  Papstes,  Gregor  XI., 
in  solcher  Weise  genannt,  dafs  man  annehmen  mufs,  dafs  er  nicht  mehr  am  Leben  war  als  S. 
schrieb  (er  starb  1378).   leb  schliefse  daraus,  dafs  die  Sermoui  nicht  vor  1380  abgefafst  sind. 

4)  Sacchetti  a.  a.  <>.,  p  11  f. 
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ein  weiteres  Gewicht  nicht  gelegt  werden;  auf  eine  Erwähnung  des 
Zeitpunktes,  an  dem  die  Prämie  gezahlt  wurde,  kam  es  dem  Verfasser 
dem  Zusammenhange  seiner  Darstellung  nach  nicht  im  geringsten  an ; 
„in  dem  Falle  empfängst  du  den  Preis"  sagt  er  in  seiner  lebhaften 
Beweisführung,  ohne  damit  irgend  sagen  zu  wollen,  daß  der  Ver- 
sicherer die  Zahlung  desselben  erst  nach  der  behaltenen  Ankunft  des 
Schiffes  zu  empfangen  hatte1)- 

Diese  Stelle  Sacchetti's  läßt  sich  also  für  eine  in  der  Entstehungs- 
zeit des  Versicherungswesens  oder  überhaupt  im  14.  Jahrhundert  üblich 
gewesene  nachträgliche  Entrichtung  der  Prämie  nicht  mehr  anführen. 
Sprechen  doch  auch  die  zahlreichen  und  eingehenden  Ausführungen 
des  Genuesen  Bartolom meo  Bosco  dagegen,  z.  B.  an  der  Stelle,  wo 
er  auf  die  Notwendigkeit  einer  genauen  und  sorgfältigen  Abfassung 
der  Versicherungsverträge  hinweist:  „ut  assecuratoruni  cavillationes 
praeciderent,  ne  pro  assecurando  pecunias  caperent  et 
advenieu  tibus  casibus  c  avi  11  an do  sol  vere  recus aren t"  *). 
Gewiß  ist  dies  ein  ganz  unzweideutiges  Zeugnis,  und  Bosco's  Consilia 
gehören  dem  Ende  des  14.  und  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  an. 
Nicht  minder  deutlich  drückt  sich  der  ungefähr  derselben  Zeit  ange- 
hörende Paulus  de  Castro  aus,  wenn  er  von  den  assecuratores  mer- 
cantiarum  redet,  „qui  suscipiunt  in  se  periculum  rerum,  que  portantur 
per  mare,  et  recipiunt  certam  mercedcm  pro  centenario, 
et  promittunt  emendare  casu  quo  perdantur,  vel  ex  tempestate 
maris  vel  certis  causis"  *). 

Nicht  minder  geht  aus  einem  der  Consilia  dieses  Rechtsgelehrten 
die  übliche  Vorleistung  der  Prämie  hervor;  ein  Versicherer  wünscht 
von  dem  Vertrage  zurückzutreten  und  bietet  Rückgabe  der  empfangenen 
Prämie  an4). 

Für  die  Nachleistung  der  Prämie  führt  Goldschmidt  aber  noch 
das  Zeugnis  späterer  Kanonisten  ins  Feld6),  unter  denen  Johannes 
von  Anagni  (gest.  1457)  der  älteste  ist.  Es  ist  zunächst  klar,  daß 
wir  dem  Zeugnis  dieser  Männer  für  die  Gestaltung  des  Versicherungs- 
wesens in  der  Entstehungszeit  keinerlei  Bedeutung  beilegen  dürfen; 
sie  urteilten  allein  nach  den  Erscheinungen  ihrer  eigenen  Zeit,  inter- 
pretierten dieselben  auf  ihre  Art  und  waren  bei  ihren  Konstruktionen 
von  einer  historischen  Betrachtungsweise  soweit  wie  möglich  entfernt. 
Immerhin  verdienen  sie  für  ihre  eigene  Zeit  wenigstens  insoweit  Be- 
achtung, als  zunächst  die  Annahme  notwendig  erscheint,  daß  sie  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  derselben  in  richtiger  Beobachtung  wieder- 
gegeben haben  werden. 


1)  In  ibnlicher  Weite  ist  alt»  seitlos  auch  die  bekannt«  Stelle  bei  Lorcnzo  de'  Ridolfi : 
convenio,  quod  mihi  tradas  certam  pecuniae  quantitatem,  aufzufassen ;  nur  auf  den  Inhalt 
der  Abmachungen  kommt  es  dem  Autor  an;  es  liegt  ihm  fern,  eine  Angabe  über  die  Zeit 
der  Prämienzahlung  machen  zu  wollen.  Vgl.  Ebrenzweig,  Kritisches  lur  Gesch.  der 
Seeversicherung  im  Assekuranz-Jahrbuch  XI  (1890),  8,  S.  24;  Goldschmidt,  Universal- 
geschichte I,  S.  865,  A.  98. 

2)  Bensa  p.  67. 

3)  Pauli  Castrensls  in  Dig.  vetus  Comm  ,  Lugd.  1685,  II,  134  (in  1.  34  D.  locati) 

4)  Eiosdem  Consilia  I,  No.  81  (Frankfurt.  1682). 

5)  Jurist  Abhandlungen  8   209}  Universaigesch.  I,  8.  366,  Änm.  98. 
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In  der  zum  Beweise  dienenden  Stelle  des  Johannes  von  Auagni 
wird  nun  mit  aller  Deutlichkeit  das  Beispiel  der  flotentinischen  Kauf- 
leute angeführt  „qui  praestant  securitatem  mercatoribus,  qui  ponunt 
merces  suas  in  mari  et  obligant  se  ad  aestimationem  i Harum,  si  pereunt; 
et  si  non  pereunt,  volunt  habere  tantum  pro  ceutenario"  und  in  Ver- 
teidigung des  Anspruchs  der  Versicherer  hinzugefügt:  „etiam  ratione, 
si  res  venit  ad  salutem,  possunt  illi  petere  quanti- 
tatem  sibi  promissam'11).  Das  klingt  nun  freilich  so,  als  wenn 
Nachleistung  der  Prämie  in  der  Zeit  des  Schriftstellers  der  allgemeine 
Gebrauch  gewesen,  ja  als  wenn  die  Prämie  überhaupt  nur  im  Falle 
des  glücklichen  Ablaufs  des  Risikos  geleistet  worden  wäre. 

Letzteres  ist  augenscheinlich  unrichtig.  Gegen  das  erstere  spricht 
zunächst  der  nachgewiesene  Gebrauch  der  ganzen  früheren  Zeit.  Aber 
auch  für  die  Zeit  des  Schriftstellers  selbst  haben  wir  die  sichersten 
Beweise  vom  Gegenteil.  Am  28.  April  1457  beschloß  der  Rat  der 
Pregadi  in  Venedig,  einen  Sekretär  der  Kanzlei  nach  Genua  zu  ent- 
senden, um  zu  Gunsten  des  Entschädigungsanspruchs  zweier  Venezianer, 
des  Francesco  Balbi  und  Girolamo  Michele,  bei  der  genuesischen 
Regierung  zu  intervenieren.  Sie  hatten  ihre  auf  dem  Schiffe  ihres 
Landsmanns  Niccolö  Malipiero  verladenen  Waren  in  Genua  bei  genue- 
sischen Versicherern  in  bedeutender  Höhe  versichert;  als  das  Schiff 
aber  Schiffbruch  erlitt,  verweigerten  die  Versicherer  die  Zahlung  der 
Versicherungssumme  unter  Berufung  auf  ein  altes  Gesetz,  nach  welchem 
es  allen  Genuesen  verboten  war,  Versicherungen  auf  fremde  Schiffe  zu 
übernehmen;  das  genuesische  Gericht,  an  das  sich  die  Versicherten 
gewandt  hatten,  hatte  diesen  Einwand  der  Versicherer  auch  als  be- 
rechtigt anerkannt.  In  dem  Beschluß  der  venezianischen  Regierung, 
welche  behauptete,  daß  jenes  Verbot  längst  obsolet  geworden  sei,  wird 
nun  ausdrücklich  hervorgehoben,  daß  die  Versicherungsnehmer,  der 
kaufmännischen  Gewohnheit  entsprechend,  den  Versicherern  bei  Ab- 
schluß des  Geschäfts  eine  beträchtliche  Summe  Geldes  entrichtet 
hätten »). 

Sechs  Jahre  später  wird  auf  Beschluß  des  Rates  der  Zehn  den 


1)  Joa.  de  Anania,  Praelect  in  Decretal.  I.  V  zu  cap  Naviganti  q.  13,  No.  44  (Lugduai 
1646).  Goldschmidt  bat  mit  Recht  hervorgehoben,  dafa  seine  Berufung  auf  Paulus  de 
Castro  an  dieser  Stelle  unbegründet  ist. 

2)  Deliberaaioni  Secreta  8enato  im  Archivio  di  Stato  zu  Venedig,  vol.  XX,  fol.  124: 
Quoniam  subveniendum  est  viris  nob.  Francisco  Balbi  et  Hleronymo  Michael,  qui  Janue 
aasecurati  super  na  vi  Nicolai  Maripetro,  que  naufragium  fecit,  suum  debitum  conaequi  ab 
assecuratoribus  non  possunt,  mittatnr  Januam  unns  ex  notariis  Cancellarie  nostre  cum 
infrascripta  commissione.  In  derselben  beif»t  es:  ...  assecuratoribus  exbursarunt 
bonatn  denariorum  quantitatem,  ut  moris  est;  ferner :  objectum  est  per 
assecuratores,  per  quandam  eorum  antiquam  legem  assecurationes  predictas  facere  sibi  non 
lieuisse,  dedueta  ad  judicium  controversia  assecuratores  ipsi  ab  honesta  civium  nostrorom 
petitione  absolut!  sunt,  nulla  alia  in  medium  producta  ratione  quam  vetatione  i  1 1  i  u  s 
antique  legis.  Que  ratio  cum  nullius  sit  efiicatie,  quia  lex  illa  suspensa  po*te*  fuit, 
sicut  itle  III.  vester  D  Dux  in  suis  litteris  propriis  assentire  videtur  etc.  Ueber  das 
schon  im  14.  Jahrhundert  in  Genua  erlassene  Verbot  vgl  Bensa,  Contratto  di  assic, 
p.  85  f.;  über  analoge  Verbote  in  Venedig  Goldschmidt,  Festgabe  für  Beseler,  S.  216; 
dazu  üniversalgesch.  des  Bandeisrechts  1,  8.  378  A.  136. 
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Versicherern  für  eine  von  Venedig  nach  Valencia  gerichtete  Fahrt, 
die  auf  Befehl  der  Regierung  zu  unterbleiben  hatte  und  durch  eine 
Fahrt  nach  Corfu  ersetzt  worden  war,  freigestellt,  entweder  die  Ver- 
bindlichkeit der  Versicherung  auch  für  die  Fahrt  nach  Corfu  anzu- 
erkennen oder  binnen  füuf  Tagen  dem  Versicherten  die  Hälfte  der 
Prämie  zurückzuerstatten1),  damit  er  für  diesen  Preis  eine  neue 
Versicherung  für  die  Fahrt  nach  Corfu  aufnehmen  könne. 

Ferner  verlangt  die  bekannte  Ordonnanz  der  Ratsherren  von  Barce- 
lona über  die  Seeversicherung  von  Jahre  1435  nicht  bloß  vorherige 
Entrichtung  der  Prämie,  sondern  auch  ausdrückliche  Beurkundung 
dieser  Vorleistung  im  Versicherungsvertrage:  „de  la  qua]  paga  haie 
apparer  en  la  carta  6  scriptura  qui's  fara  de  la  seguretat  axl  que 
la  dita  seguretat  no  haja  eficacia  ne  valor,  ne  per  lo  assegurat  ne 
per  lo  assegurador,  trosus  e  lavors  com  lo  preu  de  la  seguretat  serä 
pagat  e  rebut,  e  no  abans"  und  auch  die  Ordonnanz  von  1458  läßt 
die  Giltigkeit  des  Versicherungsvertrages  erst  mit  dem  Moment  der 
thatsächlich  erfolgten  Entrichtung  der  Prämie  eintreten '). 

Diesen  Zeugnissen  gegenüber  müßten  sich  die  Verteidiger  des 
Kanon  ist  en  darauf  zurückziehen ,  daß  er  ja  von  florentinischen 
Kaufleuten  rede.  Allerdings  spricht  die  Wahrscheinlichkeit  durchaus 
nicht  dafür,  daß  in  Florenz  bezüglich  der  Prämienzahlung  ein  anderer 
Handelsbrauch  geherrscht  haben  sollte  als  in  Venedig,  Genua  und 
Katalonien.  Ein  florentinisches  Statut  darüber  besitzen  wir  freilich 
erst  aus  etwas  späterer  Zeit,  vom  Jahre  1523;  aber  auch  dieses  ver- 
langt, daß  die  Prämie  sofort  nach  der  Unterzeichnung  der  Polize  vom 
Versicherten  bar  entrichtet  werden  muß  8),  wie  wir  andererseits  wissen, 
daß  am  Ende  des  14.  Jahrhunderts  die  Vorleistung  der  Prämie  auch 
in  Toskana  Handelsbrauch  gewesen  ist. 

Indessen  e  i  n  Zeugnis  steht  unserem  Kanonisten  doch  zur  Seite. 
Es  ist  das  eine  bisher  nicht  beachtete  Stelle  in  dem  kaufmännischen 
Handbuche  des  Giovanni  da  üzzano,  das  im  Jahre  1440  verfaßt  ist4). 
Der  Schriftsteller  bespricht  hier  die  für  den  Transport  von  Getreide- 
sendungen aus  Apulien  oder  Sizilien  nach  Genua  herrschenden  Usancen; 
er  giebt  die  Höhe  der  üblichen  Fracht  an  und  fügt  dann  die  Worte 
hinzu:  chi  piglia  sicurtä,  la  paghi  poi  giunto  in  Gienova. 
Daß  der  Schriftsteller  in  diesem  Falle  eine  derartige  Bemerkung  hinzu- 
fügt, beweist  gewiß  auf  der  einen  Seite  für  das  thatsächliche  Vor- 
kommen der  Nachleistung  der  Prämie,  zeigt  aber  andererseits,  daß 
wir  es  hier  keineswegs  mit  etwas  Regulärem,  sondern  gerade  mit  einer 
Abweichung  von  der  herrschenden  Regel  zu  thun  haben;  nur  weil 

1)  Fr.  Kerrara,  Dncumenti  etc  im  Arch.  veneto  I  (1871),  p.  131,  No.  47  :  „.  .  .  asse- 
cnrttores  sint  in  liberUte  sua  restituere  medietatem  totius  eius,  quod  perceperunt  ex 
sccuritate  ipsa". 

2)  Ord.  Ton  1436,  c.  11;  1458,  c.  12;  auch  1484,  c  15:  que  les  seguretats,  que 
no  seran  pagades,  no  valegau. 

3)  Bei  Reatz,  Geschichte  de«  europ.  Seeversicherungsrechts  I,  8.  193. 

4)  Bei  Pagnini,  Deila  Decima  IV,  p.  159.  Das  Werk  Giovanni's  da  Uzzano  ward 
nach  der  Bemerkung  am  Schlufs  am  8.  November  1440  Tollendet;  die  Angabe  de«  Jahres 
1442  auf  dem  Titelblatt  ist  also  irrtümlich. 


Digitized  by  Google 


510 


Adolf  Sch  aube, 


cs  sich  um  eine  solche  handelt,  wird  der  Fall  von  dem  Schriftsteller, 
der  im  übrigen  oft  von  der  Versicherung  redet,  besonders  erwähnt. 
Wir  haben  hier  offenbar  eine  besondere  Einrichtung  vor  uns,  die  eine 
Erleichterung  im  Versicherungsgeschäft  herbeizuführen  bestimmt  war. 
Bestimmte  Unternehmer  in  Genua  erklärten  sich  von  vornherein  bereit, 
für  Getreidesenduugen  aus  Apulien  oder  Sizilien  die  Versicherung  zu 
übernehmen.  Der  Verfrachter,  der  die  Sendung  bei  einem  derartigen 
Unternehmer  versichern  wollte,  erklärte  dies  vor  dem  Schiffsschreiber 
und  wahrscheinlich  zu  seiner  Sicherung  auch  notariell;  den  ein  für 
allemal  feststehenden  Främieusatz  zahlte  der  Verfrachter  oder  sein 
Vertreter  dann  nach  der  Ankunft  in  Genua;  in  beiden  Fällen  mochte 
der  Ladeschein  als  Ausweis  dienen  '  ).  Keineswegs  handelt  es  sich  bei 
dieser  Praxis  um  eine  prinzipielle  Nachleistung  der  Prämie;  der  Ge- 
brauch sollte  vielmehr  nur  unter  Umständen  genuesischen  Unter- 
nehmern die  Ueberuahme  der  Versicherung  und  andererseits  solchen 
Verfrachtern,  die  nicht  von  Genua  selbst  aus  des  Getreidehandels 
wegen  nach  Sizilien  oder  Apulien  gegangen  waren,  die  Aufnahme  einer 
solchen  Versicherung  in  Genua  ermöglichen.  Es  war  eine  Stundung 
der  Prämie  und  weiter  nichts.  Daß  im  Schadenfalle  eine  Berichtigung 
der  Prämie  überhaupt  nicht  stattfand,  wie  man  aus  Johannes  von 
Anagni  schließen  könnte,  ist  sicher  falsch. 

Es  bleibt  also  bei  dem  Ergebnis:  die  vorherige  Entrichtung  der 
Prämie  ist  nicht  nur  in  der  Entstehungszeit  des  Versicherungswesens, 
sondern  auch  im  15.  Jahrhundert  beim  legitimen  Versicberungsgescnäft 
Grundsatz  und  herrschender  Gebrauch.  Das  schloß  nicht  aus ,  daß 
dem  Versicherten  gelegentlich  die  Zahlung  der  Prämie  gestundet  wurde; 
diese  Stundung  war  in  vereinzelten,  ganz  bestimmten  Verkehrs- 
beziehungen aus  Gründen  der  Erleichterung  des  Abschlusses  von  Ver- 
sicherungsverträgen Usance  geworden  *). 

Es  ist  natürlich,  daß  es  in  solchen  Fällen  am  ehesten  zu  Streitig- 
keiten bezüglich  der  Prämienzahlung  und  zur  Anrufung  richterlicher 
Entscheidung  kommen  konnte.  Derartige  Fälle  sind  oflenbar  von  den 
Kanonisten  irrtümlich  verallgemeinert  worden;  Mißbräuche,  wie  sie  in 
der  reinen  Wettassekuranz  vorkamen,  mögen  dazu  beigetragen  haben, 
ihr  Urteil  noch  weiter  zu  verwirren.  Und  was  einer  von  ihnen  ge- 
schrieben, war  für  seinen  Nachtreter  in  der  Regel  eine  weit  größere 
Autorität,  als  alles  praktische  Leben  um  ihn.  Aus  so  trüber  Quelle 
aber  ist  die  Formel  der  Assekuranz-Sponsion  abgeleitet  worden  s),  die 
so  lange  die  richtige  Erkenntnis  des  Ursprungs  und  des  Wesens  des 
Versicherungsvertrages  erschwert  hat;  ein  Zeichen,  daß  man  sich  hüten 


1)  Vgl.  die  Stelle  bei  Scip.  Ammirato,  Ist.  fior.  VI,  53 :  venne  a  riscuotere  I»  sicurta 
a  Firenie  con  polizza  falsa  di  caricamento. 

2)  Hierher  gehört  es  auch,  wenn  nach  der  Ordonnanz  fUr  Burgos  von  1538  die 
Prämien  aller  vom  1.  Oktober  bis  30.  April  geschlossenen  Versicherungen  auf  der  Mai- 
messe, die  übrigen  während  der  Oktobermesse  zu  Medina  del  Campo  gezahlt  werden 
mußten.    Reatz,  1.  c.  8  244/6 

8)  So  durch  Alex,  de  Imola  (gest.  1477).  Vgl.  Goldschmidt,  Festgabe,  S  209  (auch 
Universaigesch.  I,  8.  365,  Anm   98);  Ehrenberg  in  der  Z.  f.  H  R.  32,  8.  279  f. 
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muß,  nicht  nur  den  Auffassungen  und  Theorieen  dieser  weitabgewandten 
Juristen,  sondern  selbst  ihren  thatsächlichen  Angaben  zu  viel  Gewicht 
beizulegen 

5.  Die  Gefahrverteilung  im  Versicherungswesen 

der  älteste n  Zeit. 

Wie  in  der  Entstehungsgeschichte  des  Versicherungswesens  der 
Uebergang  zur  reinen  Versicherung  in  formeller  Beziehung  mit  der 
Ausbildung  eines  auch  in  seiner  äußeren  Fassung  dem  Wesen  der 
Versicherung  entsprechenden  Versicherungsvertrages  als  abgeschlossen 
angesehen  werden  kann,  so  kann  materiell  ein  solcher  Abschluß  in  dem 
Umstände  gefunden  werden,  daß  neben  dem  Gedanken  der  Gefahr- 
abwälzung das  andere  Prinzip,  auf  dem  das  Versicherungswesen  be- 
ruht, der  Gedanke  der  Gefahrverteilung,  zur  allgemeinen  praktischen 
Durchführung  gelangt.  Die  Ansätze  zu  dieser  Entwickelung  lassen 
sich  auch  hier  bis  in  die  Zeit  des  Versicherungsdarlehns  zurück- 
verfolgen. 

In  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  des  14.  Jahrhunderts2)  ist  es 
eine  ganz  allgemeine  Erscheinung,  daß  an  jeder  Schiffs-  oder  Waren- 
Versicherung  eine  ganze  Anzahl  von  Geschäftsleuten  beteiligt  ist,  die 
einzelne  Anteile  der  Versicherungssumme  in  abgerundeten,  nicht  zu 
hohen  Beträgen  übernommen  haben.  Die  Versicherung  mit  den  ver- 
schiedenen Versicherern  pflegt  in  einem  einzigen  Vertrage  abgeschlossen 
zu  werden ;  die  Anteile  bewegen  sich  gewöhnlich  in  der  Höhe  von  50, 
100,  150  Goldfloren. 

So  übernehmen  in  jener  pisanischen  Polize  von  1384  drei  Parteien 
die  Versicherung  einer  Warensendung  mit  400  Goldfloren ;  eine  Einzel- 
person ist  mit  100,  zwei  Handelsgesellschaften  mit  je  150  Goldfloren 
beteiligt.  Denselben  Gesamtbetrag  Ubernehmen  in  einem  genuesischen 
Vertrage  von  1393  fünf  Versicherer  in  drei  Anteilen  zu  50  und  je 
einem  zu  100  und  150  Goldfloren.  Aus  einer  Zusatzerklärung  aber, 
die  diesem  Vertrage  angefügt  ist s),  erfahreu  wir,  daß  dasselbe  Objekt 
noch  in  einem  zweiten  Versicherungsvertrage  mit  weiteren  200  Kloren 
versichert  werden  sollte,  und  aus  einer  neuerlichen  Veröffentlichung 
Bensa's  aus  den  Akten  ergiebt  sich,  daß  das  am  folgenden  Tage,  und 
zwar  wieder  unter  Beteiligung  von  drei  Versicherern,  wirklich  ge- 
schehen ist  *),  so  daß  also  8  Unternehmer  bei  der  Schiffsversicherung 
von  Pera  nach  Genua,  um  die  es  sich  hier  handelt,  beteiligt  gewesen 
sind.  Aus  einem  Schreiben,  das  die  florentinische  Regierung  im  Jahre 
1395  zu  Gunsten  einiger  ihrer  Unterthanen  an  Jacob  von  Appiano, 

1)  Dm  erkennt  auch  Goldschmidt,  Universaigesch,  des  Handelsrechts  I,  S.  366,  Anm<  99 
durchaus  an,  wenn  er  sagt:  Die  späteren  Schriftsteller  haben  ihre  Formulierungen  meist 
gedankenlos  den  älteren  entlehnt. 

2)  Vgl.  Goldschmidt,  Universaigesch,  des  Handelsrechts  I,  S.  368,  A.  107. 

3)  Bens«,  Contratto  di  assic,  Doc.,  No.  12,  p.  213. 

4)  Derselbe,  Zum  Versicherungswesen  im  Mittelalter,  Assekuranz-Jahrbuch  X  (1889), 
3,  8.  4. 
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den  Herrn  yon  Pisa,  richtete,  geht  hervor,  daß  die  Florentiner 
Giovannozzo  de'Biliotti  und  Leonardo  de'  Altoviti  und  Genossen  einem 
Genueser  Waren,  die  von  Sevilla  nach  Pisa  verfrachtet  waren,  „more 
mercatorum"  im  Gesamtbetrage  von  300  Goldfloren  versichert  hatten  l); 
es  hatte  also  auch  hier  die  damals  offenbar  allgemein  übliche  Ver- 
teilung der  Risiken  stattgefunden.  In  einem  zweiten  genuesischen 
Versicherungsvertrage  von  1393  begegnen  wir  für  eine  Gesamtsumme 
von  1000  Floren  nicht  weniger  als  11  Versicherern,  von  denen  9  je 
100,  die  übrigen  2  je  50  Floren  gezeichnet  haben ;  es  ist  nicht  ohne 
Interesse,  daß  unter  diesen  11  Versicherern  in  Genua  3  sind,  deren 
florentinische  Nationalität  wir  nachweisen  können*).  Dieselbe 
Zahl  von  11  Versicherern  tritt  uns  endlich  auch  in  der  florentinischen 
Polize  von  1397  entgegen,  in  der  je  2  Zeichner  Versicherungsbeträge 
von  je  100,  150,  300  Scudi,  die  übrigen  5  je  200  Scudi  übernommen 
haben;  unter  diesen  11  Personen  befinden  sich  auch  nur  5  Einzel- 
versicherer, während  die  anderen  6  Gesellschaften  vertreten  3). 

In  derartig  verhältnismäßig  niedrig  bemessenen  Beträgen  Ver- 
sicherungsanteile zu  zeichnen,  ist  demnach  in  dieser  Zeit  ganz  allge- 
meiner Brauch  gewesen ;  kein  einziger  Fall  ist  uns  bekannt,  in  dem 
ein  einzelner  Versicherer  in  dieser  Zeit  die  Versicherung  eines  einzelnen 
Objektes  mit  einer  hohen  Summe  übernommen  hätte.  Dafür  beteiligte 
sich  der  einzelne  an  verschiedenen  Versicherungen;  Bensa  bezeugt 
uns,  daß  er  in  den  Akten  des  Notars  Tberamus  de  Majolo  vom  Jahre 
1393  ein  und  denselben  Versicherer,  Bartolommeo  Delfino  von  Passana, 
an  16  Versicherungsverträgen  mit  einer  Gesamtsumme  von  1500  Gold- 
floren beteiligt  gefunden  habe4).  Wir  sehen,  die  Gefahrverteilung 
unter  zahlreiche  Versicherer,  der  Ausgleich  der  Risiken  durch  Be- 
teiligung an  zahlreichen  Unternehmungen  war  in  dieser  Zeit  schon 
völlig  ausgebildetes  System.  Ueberall  treten,  wie  wir  sagen  könnten, 
Versicherungsgesellschaften  als  Versicherer  auf ;  nur  sind  diese  Gesell- 
schaften nicht  ständiger  Art,  sondern  bilden  sich  für  jeden  einzelnen 
Fall  der  Versicherung  besonders  und  von  neuem  und  setzen  sich  dem- 
gemäß immer  wieder  in  verschiedener  Weise  zusammen.  Das  setzt 
eine  ungemein  rege  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  voraus;  die  akten- 
mäßig festgestellte  Thatsache,  daß  in  Genua  im  Jahre  1393  vor  einem 
einzigen  Notar  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  26  Tagen  mehr  als 
achtzig  Versicherungsverträge  abgeschlossen  worden  sind  ß),  wird  be- 


1)  Statuti  pi-ani  ed.  F.  Bonaini  III,  p.  357. 

2)  Bensa,  Contratto  di  assic.  p  215.  Bei  zwei  Versicherern  wird  die  florentinische 
Nationalität  ausdrücklich  angegeben ;  bei  Simon  Ooaachonas  ergiebt  sie  sich  aas  dem  Ver- 
trage vom  22.  August,  ib.  p.  213.  Wenn  Goldschmidt,  Universaigesch.  I,  S  868,  Anm  107 
nur  Ton  10  Versicherern  redet,  so  erklärt  sich  die  kleine  Differenz  daraus,  dafs  derjenige 
der  10,  der  150  Goldfl  zeichnet,  am  Schluß  des  Vertrages  die  Erklärung  abgiebt, 
100  Floren  davon  im  Namen  eines  genannten  Elften  gezeichnet  in  haben. 

3)  Bensa,  L  o.  p.  219. 

4)  ib.  p  79. 

5)  Einige  statistische  Angaben  über  diese  Verträge  macht  Bensa  in  einem  kleinen 
Aufsatz;  „Zum  Versicherungswesen  im  Mittelalter"  in  Ehrenzweig's  Assekuranz- Jahr- 
buch X  (1889),  3,  S.  4.  Die  Angaben  scheinen  nicht  besonders  genau;  dafs  sich  die 
versicherte  Gesamtsumme  stets  auf  höchstens  200  bis  300  Goldfl.  belief,  ist  i.  B.  ein 
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redtet  als  alles  andere  bezeugen,  wie  lebendig  und  umfangreich  sich 
der  Versicherungs  verkehr  in  den  letzten  Zeiten  des  14  Jahrhunderts 
schon  gestaltet  hatte. 

Gehen  wir  aber  von  hier  aus  bis  zu  den  ältesten  bisher  bekannten 
Versicherungsverträgen  zurück,  so  begegnen  wir  auch  hier  der  Er- 
scheinung, daß  die  Versicherungssummen  über  die  genannten  verhältnis- 
mäßig niedrigen  Beträge  nicht,  oder  doch  nur  unwesentlich,  hinaus- 
gehen. Der  Versicherungsvertrag  vom  12.  Juli  1370  zeigt  zwei  Ver- 
sicherer zu  gleichen  Teilen  an  125  Pfund  genuesisch,  der  Vertrag  von 
Brügge  vom  Jahre  vorher  ebenso  viel  Versicherer  au  600  Scudi  betei- 
ligt, und  in  den  vier  von  Bensa  für  die  Jahre  1347  bis  1350  veröffent- 
lichten Versicherungsverträgen  *)  belaufen  sich  die  Versicherungssummen 
auf  100  (bezw.  107),  200,  300  und  250  genuesische  Pfund.  Mit  diesen 
Summen  halte  man  nun  die  Gegenstände  der  Versicherung  zusammen. 
Der  älteste  dieser  Verträge  ist  eine  Schiffsversicherung;  sollte  das 
Schiff  (eine  coccha  de  duabus  copertis)  wirklich  nur  mit  100  Pfund 
versichert  gewesen  sein?  In  dem  zweiten  Vertrage  werden  19  Ballen 
lombardischer  Tuche  mit  200  Pfund  versichert.  Nun  wissen  wir,  daß 
11  einzelne  Tuche  von  Chalons  im  Jahre  1319  etwa  460  Hb.  (a 
fiorini)  kosteten  *).  Der  Wert  der  florentinischen  Lira  stand  hinter 
der  genuesischen  nicht  erheblich  zurück3),  und  wenn  auch  jene  Tuche 
von  Chalons  im  Werte  beträchtlich  höher  gestanden  haben  mögen  als 
die  lombardischen,  so  bleibt  doch  als  Ergebnis  dieser  Vergleichung 
so  viel,  daß  jene  200  Pfund  nur  einen  Bruchteil  des  Wertes  der 
19  Ballen  ausgemacht  haben  können.  Das  führt  uns  mit  Notwendig- 
keit zu  der  Annahme,  daß  auf  dieselben  Objekte  noch  andere  Ver- 
sicherungen genommen  worden  sind;  oft  geschah  es  gewiß  auch  vor 
verschiedenen  Notaren.  Daß  dergleichen  noch  in  späterer  Zeit  vor- 
kam, lehrt  uns  das  oben  erwähnte  genuesische  Instrument  von  1393, 
in  dem  auf  einen  zweiten  über  dasselbe  Objekt  abzuschließenden  Ver- 
sicherungsvertrag ausdrücklich  hingewiesen  wird.  Man  hatte  sich  eben 
in  der  Praxis  allmählich  von  der  Notwendigkeit  der  Durchführung  des 
Grundsatzes  überzeugt,  daß  jeder  Versicherer  von  der  Gesamthöhe  der 
auf  das  versicherte  Objekt  genommenen  Versicherungsgelder  unter- 
richtet sein  mußte4);  es  ist  begreiflich,  daß  man,  als  die  echte  Ver- 
sicherung eben  erst  entstanden  war,  zu  dieser  Praxis  noch  nicht  vor- 
geschritten war  und  anstandslos  noch  völlig  gesonderte  und  auf- 
einander keinerlei  Bezug  nehmende  Versicherungsverträge  abschloß; 
erst  hier  und  da  sich  einschleichende  Mißbräuche  der  Versicherungs- 
Dehmer  werden  zu  einer  Abänderung  dieses  Verfahrens  geführt  haben. 

offenbarer  Widerspruch  mit  dem  von  Bens«  selbst  in  seinem  Buche  veröffentlichten  Doc. 
Ko.  IS,  wo  die  Gesamtsumme  1000  Goldfl.  betragt.  Vgl.  im  übrigen  Bensa,  Contratto 
di  assic,  p.  80. 

1)  ib.  p.  192  f. 

2)  Dies«  Jahrbücher  LX,  S.  46. 

3)  Aua  den  Bucheinträgen  der  Del  Bene  e  Comp.  (Bensa  p.  183  ff  )  ergiebt  sich 
für  1319  etwa  folgendes  Verhältnis:  1  Goldfl.  =  1,45  L.  a  fior.  —  1,33  L.  jan. 

4)  Vgl.  die  Bemerkungen  von  Reatz,  Gesch.  des  europäischen  Seeversicherungsrechts 
I,  S.  127. 

Dritt.  Fol««  Bd.  VI  (LX1).  33 
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Die  Anfänge  zu  einer  derartigen  Teilung  der  Versicherungssumme 
in  kleinere  Beträge  und  zur  Uebernahme  derselben  durch  verschiedene 
Versicherer  scheinen  mir  nun  auch  schon  in  der  Praxis  des  Versichern ngs- 
darlehns  gemacht  worden  zu  sein,  während  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
allerdings  ein  Versicherer  (Darlehnsgeber)  die  ganze  auf  ein  be- 
stimmtes Objekt  aufzunehmende  Summe  vorleistete. 

Am  9.  Dezember  1340  nimmt  der  Vertreter  der  Peruzzi  in  Pa- 
lermo, Johann  Jacobi  von  Florenz,  bei  einem  Bürger  von  Palermo  ein 
Vereicherungsdarlehu  von  1160  Goldfloren  auf  für  eine  Ladung  von 
400  Last  Weizen,  die  von  Sizilien  nach  Porto  Pisano  zu  transportieren 
war;  das  Gleiche  thut  am  selben  Tage  der  Pisaner  Rainuccio  Federighi 
in  Gemeinschaft  mit  dem  genannten  Vertreter  der  Peruzzi,  nur  daß 
das  Versicberungsdarlehn,  das  sie  bei  einem  pisanischen  Kaufmann  in 
Palermo  aufnehmen,  sich  nur  auf  den  zehnten  Teil  der  angegebenen 
Summe  beläuft  und  dementsprechend  nur  ein  Zehntel  des  Getreide- 
quantums deckt 1).  In  beiden  Fällen  sollte  der  Transport  auf  dem 
Schiffe  des  Pisaners  Enrico  di  Nuccio  erfolgen.  Nun  wissen  wir  aber, 
daß  der  Florentiner  und  der  Pisaner,  die  beide  im  Auftrage  ihrer 
Kommunen  handelten,  die  der  in  diesem  Jahre  ausgebrochenen  Hungers- 
not *)  zu  steuern  suchten,  erheblich  größere  Mengen  Getreides  in  dieses 
Schiff  haben  verladen  lassen.  Zwei  Tage  vorher  hatte  Rainuccio 
Federighi  dem  Bevollmächtigten  der  Acciaiuoli  in  Palermo  die  Aus- 
fuhrlicenz  für  1115  Last  Weizen  abgekauft3);  20  Tari  für  die  Last 
hatte  er  innerhalb  eines  Monats  zu  zahlen  sich  verpflichtet,  falls  die 
Einschiffung  ohne  jedes  Hindernis  von  Seiten  der  Behörden  vor  sich 
gehe.  Gleichzeitig  hatte  er  bei  dieser  Gelegenheit  die  Erklärung  ab- 
gegeben, daß  er  diese  „exituras"  im  Auftrage  der  Kommune  Pisa  ge- 
kauft habe  und  daß  das  fragliche  Getreide  in  dem  Schiffe  des  Enrico  di 
Nuccio,  das  durch  die  Kommunen  Pisa  und  Florenz  gemeinschaftlich 
gemietet  (conducta  et  naulizata)  worden  sei,  zur  Verladung  kommen 
werde.  Rainuccio  Federighi  allein  hat  also  1115  Last  Weizen  in  das 
Schiff  seines  Landsmannes  verladen  lassen4),  während  wir  ihn  nur  für 
ein  Quantum  von  20  Last  an  der  Aufnahme  eines  Versicherungs- 
darlehns  beteiligt  finden.  Das  macht  es  wahrscheinlich,  daß  er  für 
den  Hauptteil  seiner  Ladung  andere  Verträge  dieser  Art  abgeschlossen 
haben  wird;  ob  zu  ähnlich  niedrigen  Beträgen,  steht  freilich  dahin. 
Auch  der  Vertreter  von  Florenz  hat  wahrscheinlich  auf  die  695  Last 
Weizen  seines  Anteils,  die  durch  die  beiden  uns  bekannten  Verträge 
noch  nicht  gedeckt  waren,  andere  Versicherungsdarlehen  aufgenommen. 
Das  wird  eben  vor  anderen  Notaren  geschehen  sein ;  bei  der  Aufnahme 


1)  Jahrb.  für  Nationalökonomie  LX,  S.  483  f. 

2)  Ebenda  S.  486. 

3)  Archivio  storico  siciliano  XIV  (1889),  p.  219  f. 

4)  Dafs  es  wirklich  geschehen  ist,  wird  dnrch  den  nach  erfolgter  Zahlang  in  den 
Akten  des  Notars  dem  Vertrage  anf  Antrag  der  Parteien  beigefügten  Kassationsvermerk 
vom  4  Januar  1S41  (cassatum  est  in  tot  um  predictum  instrumeotum  etc.)  bewiesen;  I.e. 
p.  220  Das  im  Vermerk  angegebene  Jahr  1340  ist  floreotinlsche  Zählung;  die  Indiktion 
XI III  ist  verdruckt  lür  Villi. 
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des  zweiten  Vereicherungsdarlehns  (über  40  Last)  fungiert  auch  ein 
anderer  Notar,  Guilelmus  de  Martino  von  Palermo,  als  Zeuge ;  vielfach 
wird  der  Darlehnsgeber  auf  die  Wahl  des  Notars,  vor  dem  das  Ge- 
schäft abgeschlossen  werden  sollte,  bestimmend  eingewirkt  haben. 

Den  Ansätzen  zu  einer  Verteilung  des  Risikos  begegnen  wir  also 
schon  hier;  auch  bei  dem  Vertrage  vom  27.  Juni  1341,  wo  ein  Ver- 
sicherungsdarlehn  von  575  Goldgulden  auf  ein  Quantum  von  500  Last 
Weizen  für  den  Transport  von  Girgenti  nach  einem  der  Häfen  der 
genuesischen  oder  pisanischen  Riviera  aufgenommen  wird  »),  ist  es  wohl 
möglich,  daß  er  nur  einen  der  Verträge  darstellt,  die  der  Vertreter 
der  Peruzzi  gleichzeitig  zum  Zwecke  der  Versicherung  wie  der  Geld- 
übermittelung auf  die  ganze  auf  etwa  2500  Last  zu  veranschlagende 
Schiffsladung  abgeschlossen  haben  wird.  Immerhin  sind  die  Beträge 
in  den  bisher  bekannten  Versicherungsdarlehen  dieser  Art  größtenteils 
recht  hoch,  freilich  ist  dabei  zu  bedenken,  daß  sich  die  Publikation 
Lionti's  in  erster  Linie  mit  den  großen  Welthäusern  der  Bardi,  Peruzzi, 
Acciaiuoli  beschäftigt,  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Anwen- 
dung des  Vereicherungsdarlehns  unter  kleinereu  Verhältnissen  ein  anderes 
Bild  zeigen  würde.  Auf  jeden  Fall  mußte  die  Vorleistung 
der  Versicherungssumme  immer  hemmend  und  erschwerend 
wirken;  in  ganz  anderer  Weise  war  die  allgemeine  Anwendung  der 
Versicherungspraxis  möglich,  als  die  Stundung  der  vorzuleistenden 
Versicherungssumme  aufkam  und  der  einzelne  damit  in  die  Lage  ver- 
setzt war,  auch  mit  verhältnismäßig  geringem  Kapital  sich  an  einer 
größeren  Zahl  von  Versicherungen  beteiligen  und  durch  Verteilung  der- 
selben auf  verschiedene  Schiffe  einen  Ausgleich  der  Risiken  herbei- 
führen zu  können. 

1)  Meine  Abhandlung  über  die  wahre  Beschaffenheit  dar  Versicherung  etc.  in  diesen 
Jahrbüchern  LX,  8.  487. 
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X. 

AgTarstatistische  Untersuchungen. 

EL 

Der  Großgrundbesitz  in  der  Provinz  Posen. 

Von 

J.  Conrad. 

In  der  Provinz  Posen  tritt  der  rein  agrarische  Charakter  noch  in 
einem  höheren  Maße  zu  Tage,  als  in  der  Provinz  Preußen.  Ein  Teil 
des  Gebietes  besitzt  recht  fruchtbares  Ackerland,  indessen  überwiegt 
der  mittelmäßige  und  geringe  Boden,  so  daß  die  landwirtschaftlichen 
Erträge  hinter  denen  der  übrigen  preußischen  Proviuzen  nicht  uner- 
heblich zurückbleiben.  Die  Ernteerträge  wurden  von  1879,85  im  Durch- 
schnitt 

bei  Weizen    Roggen  Gerste 
des  preußischen  Staates       1220  k         872  II48 
in  Posen  936  „         727  836 

pro  ha  geschätzt. 

Die  Gesamtfläche  beträgt  2895654  ha,  wovon  1  790  664  ha  Acker- 
und  Gartenland  oder  61,6  Proz.,  das  Wiesenland  232040  ha  = 
8,02  Proz.,  d.  s.  zusammen  fast  70  Proz.  landwirtschaftlich  nutzbarer 
Fläche  gegen  64,5  und  61,2  Proz.  der  früher  besprochenen  preußischen 
Provinzen.  Die  Forsten  betragen  583910  ha  oder  21,5  Proz.  der 
Fläche. 

Die  Bevölkerung  beläuft  sich  auf  1  751 642  Personen ,  60,5  pro 
qkm,  gegen  86  im  preußischen  Staate,  91,5  im  Deutschen  Reiche,  aber 
55  in  der  Provinz  Preußen,  die  also  in  der  Volksdichtigkeit  von  Posen 
übertroflen  wird.  75,4  Proz.  der  Bevölkerung  wohnen  in  Ortschaften 
mit  weniger  als  2000  Einwohnern,  also  mit  rein  ländlichem  Charakter, 
in  ganz  Deutschland  und  in  Preußen  dagegen  nur  57,2  und  57,6  Proz., 
nur  Ostpreußen  mit  76,5  und  Oldenburg  mit  76,6  zeigen  von  größeren 
Distrikten  einen  noch  etwas  höheren  Prozentsatz.  Die  übrigen  bleiben 
dagegen  meist  sogar  in  bedeutendem  Maße  zurück.  Die  beiden  größten 
Städte  der  Provinz,  Posen  mit  69000,  Bromberg  mit  41000  Ein- 
wohnern, gehören  heutigen  Tages  zu  den  kleineren. 

Auch  in  Posen  ist  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  die  Bevölkerung 
nicht  unbeträchtlich  gestiegen.   Im  Jahre  1816  zählte  sie  nur  820176, 
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hat  sich  bis  zum  Jahre  1890  daher  mehr  als  verdoppelt,  sie  blieb  in 
ihrer  Entwicklung  nur  wenig  hinter  Altpreußen  zurück.  Auch  noch  in 
dem  letzten  Dezennium  nahm  die  Bevölkerung  um  50000  Personen  zu. 

Die  Einteilung  der  Bevölkerung  nach  dem  Berufe  ergab,  daß  von 
je  100  Erwerbstätigen  59,12  sich  mit  Boden benutzung  und  Tierzucht 
beschäftigten,  im  ganzen  preußischen  Staate  nur  40,07  und  auch  Ost- 
und  VVestpreußen  bleiben  unter  jenem  Prozentsatz  mit  57  und  53 
zurück.  Nur  15,37  sind  in  Industrie  und  Gewerben  thätig,  gegen  31 
in  den  übrigen  preußischen  Landesteilen.  In  Handel  und  Verkehr  5,02 
(in  Preußen  7,78),  10,6  in  Hausdienst,  5,56  in  Heer  und  Verwaltung 
und  freiem  Beruf  (in  Preußen  5,01),  ohne  Beruf  oder  Berufsangabe 
5,12  (in  Preußen  6,02). 

Pro  qkm  landwirtschaftlich  beuutzter  Fläche  waren  in  Landwirt- 
schaft und  Viehzucht  thätig  in  Deutschland  25,5,  in  Preußen  22,5,  in 
den  7  östlichen  Provinzen  20,6,  in  Ostpreußen  19,7,  in  Posen  19,4. 

In  den  übrigen  in  Betracht  kommenden  Verhältnissen  zeigt  Posen 
keine  wesentlichen  Abweichungen  von  dem  allgemeinen  Durchschnitte, 
so  daß  wir  sie  übergehen  können. 

Wir  wenden  uns  demnach  zu  dem  Kernpunkt  unserer  Untersuchung, 
zu  den  landwirtschaftlichen  Grundbesitzverhältnissen. 

Die  Größenverhältnisse  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  ergeben 
sich  aus  folgenden  Zahlen: 


unter  1 

1—10 

10—100 

100  u.  darüber 

ha 

ha 

ha 

ha 

Posen 

79  445 

53  348 

30  068 

2  724 

Posen 

47.9% 

32.3  % 

'8,1% 

1,7 

% 

preufs.  Staat 

47.9  „ 

38.8  ,. 

12.6  „ 

0,7 

7  ösU.  Provinzen 

46,6  ,. 

37a  ,, 

15,1 

1,15 

Deutschland 

44,o  „ 

43.1  „ 

12,4  „ 

0,5 

M 

Die  landwirtschaftliche  Fläche  in  den  verschiedenen  Betriebsklassen 
gestaltete  sich  wie  folgt: 

Posen  27608        222357       664166  1133909 

preufo.  Staat        4599"     4  148  997     9638483       6606  131 

Von  je  100  ha  der  landwirtschaftlichen  Fläche  kommen  ha  auf 
die  Betriebe  der  Größenklassen  von 


Posen 

1,4 

l6,8 

32>5 

55.3 

preufs.  Staat 

2,8 

19,8 

46,8 

31.7 

7  östl.  Provinzen 

M 

14,5 

41.8 

42,0 

Deutachland 

2.4 

25,6 

47,6 

24,4 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  daß  der  Großgrundbesitz  in  der  Provinz 
Posen  mehr  überwiegt,  als  nicht  nur  im  Durchschnitte  in  Deutschland 
und  im  preußischen  Staate,  sondern  auch  als  in  den  übrigen  einzelnen 
Provinzen  außer  Pommern,  wo  57,4  Proz.  der  landwirtschaftlichen 
Fläche  in  Betrieben  von  100  ha  und  mehr  zusammengelegt  sind. 
Schon  in  Westpreußen  sind  es  nur  47  Proz.,  in  Ostpreußen  38,6  Proz., 
in  Brandenburg  und  Schlesien  36  und  34,5  Proz.,  in  der  Provinz 
Sachsen  nur  27  Proz.  Damit  steht  auch  im  Zusammenhange,  daß 
der  wohlarrondierte  Bauer  mit  10  —  100  ha  noch  nicht  einmal  ein 
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Drittel  der  Fläche  umfaßt,  während  er  in  den  übrigen  Provinzen  nahe- 
zu die  Hälfte,  mitunter  auch  über  die  Hälfte  occupiert.  Die  kleinen 
bäuerlichen  Stellen  und  der  Parzellenbesitz  bleiben  zwar  hinter  dem 
ganzen  Durchschnitte  erheblich  zurück,  entsprechen  aber  mehr  den 
Verhältnissen  der  Provinz  Preußen. 

Die  Generalstatistik  weist  in  unserer  Provinz  2724  Güter  mit 
100  ha  und  mehr  nach.  Darunter  befinden  sich  aber  nur  1497  Ritter- 
güter. Die  Zahl  größerer  bäuerlicher  Güter  ist  deshalb  fast  ebenso 
groß,  ein  Verhältnis,  das  in  den  anderen  preußischen  Provinzen  nicht 
so  gefunden  wird,  wo  vielmehr  große  Bauerngüter  verhältnismäßig  selten 
sind.  Unsere  Quelle  (Eilerholz  1884)  giebt  nicht  eine  so  große  Zahl 
von  Gütern  an,  sondern  nur  2395,  also  329  Güter  weniger,  die  offen- 
bar mit  leichtem  Boden  reine  Bauern  wirtschaften  sind,  wie  das  in 
diesen  Gegenden  häufig  zu  beobachten  ist.  Dieselben  sind  in  der 
Hand  von  1691  Besitzern,  auf  den  einzelnen  entfallen  etwa  l1/,  Güter 
im  Durchschnitt.    1203  Güter  haben  sich  noch  in  der  Hand  des  Adels 


Tabelle 
Posen  A. 


L  Mitgii 

eder  sou- 

II.  Fi 

unten 

veritner  Familien 

und  Grafen 

unter 

über 

unter 

über 

1000  ha 

1000  hu 

'   1000  ha 

1000  ha 

1.  Zahl  der  Besitter 

to 

23 

7« 

«  Güter 

40 

26 

3.  a)  Zahl  der  vom  Besitzer  bewohnten  Güter 

16 

b)     ,,      „      ,,        „      nicht  bewohnten 

Güter 

40 

10 

261 

4.  a)     „     „      „        „  selbstbewirtschaf- 

teten  Güter 

II 

30 

b)     „      „    verpachteten  Güter 

3» 

6 

156 

c)     „      „  adminUtrierten  Güter 

9 

9 

133 

6.  BesitzverbKltnis»e : 

a)  Besitaer  eine«  Gutes 

i 

20 

*4 

b)      „       von  2  Gütern 

3 

3 

•9 

c)       m         »  3 

i 

6 

d)       ||         „    4  und  5  Gütern 

3 

e)       „         „    6  und  mehr  Gütern 

2 

ä 

f)  Güter,  die  2  oder  mehreren  Besitsern 

1 

sogleich  gehören 

2 

3 

6.  a)  Acker  und  WieeenflÜche             in  ha 

30  750,00 

10  878,86 

186411,4* 

b)  Waldfliehe                               „  „ 

40  I49  86 

2712.15 

115866,1» 

c)  Gesamtfläche                             „  „ 

76  704,6$ 

14902  59 

327  »59.J« 

7.  Grundsteuerreinertrag                      „  M. 

43 1  620 

137  776 

2  617  281 

8.  Industriebetrieb : 

a)  Brennereien 

21 

4 

63 

b)  Zuckerfabriken 

c)  Ziegeleien 

10 

6 

64 

d)  Stärkefabriken 

1 

6 

e)  Mühlen 

12 

2 

40 

1 

3 

Grundsteuerreioertrag  pro  ha 

• 

5.6» 

9.** 

8,00 
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erhalten,  d.  i.  nicht  ganz  die  Hälfte.  Die  Zahl  der  adligen  Besitzer 
bleibt  noch  bedeutend  unter  der  Hälfte ;  es  sind  712  gegen  942  bürger- 
liche mit  1066  Gütern.  34  Kirchen  und  Schulen  gehören  42  Güter, 
2  Aktiengesellschaften  gehören  3,  dem  Fiskus  81  Güter.  Seine  Majestät 
der  Kaiser  hat  in  dieser  Provinz  einen  Grundbesitz  von  10  Gütern 
mit  6380  ha. 

Der  Absentismus  spielt  hier  eine  verhältnismäßig  große  Rolle, 
während  zugleich  die  Verpachtung  nur  eine  Ausnahme  bildet.  1158 
Güter  werden  nicht  von  ihrem  Besitzer  bewohnt,  d.  s.  48,8  Proz.,  ver- 
pachtet waren  nur  428  Güter  oder  18,3  Proz.,  während  nach  der 
Generalstatistik  sogar  nur  389  Güter  von  100  ha  und  darüber  ver- 
pachtet sind,  oder  14,8  Proz.  mit  15,6  Proz.  der  Fläche.  Der  Adel 
läßt  in  586  Fallen  seine  Güter  unbewohnt  und  hat  nur  279  Güter 
verpachtet,  d.  s.  48,7  Proz.  und  23,2  Proz.  Bei  Bürgerlichen  sind  446 
Güter  von  ihren  Besitzern  unbewohnt  und  nur  41  verpachtet,  d.  8. 
41,8  Proz.  und  3,8  Proz. 

I 

LatifondienbeeitB. 


III  Adlig«  überhaupt 
inkl.  Souveräne 


IV.  Bürgerliche 


V.  Aktien- 


VI.  Kirchen. 
Schalen  etc 


VII  L'eberhaupi 


unter 

über 

unter 

Uber 

unter 

über 

unter 

über 

unter 

über 

MM  ha 

1000  ha 

1000  ha 

1000  ha 

1000ha 

1000  ha 

1000  h« 

looo  ha 

1000  ha 

1000  ba 

454 

259 

& 

99 

2 

30 

4 

I  J25 

364 

5io 

722 

184 

3 

8 

1424 

917 

406 

211 

• 

74« 

78  l 

• 

I  147 

289 

104 

5» 

»39 

,06 

3 

34 

8 

277 

628 

337 

»47 

698 

75 

8 

1  043 

222 

49 

340 

30 

13 

23 

5 

101 

257 

'»4 

335 

152 

97 

3 

4 

3 

280 

438 

400 

,  90 

807 

45 

1 

26 

1 

"8 

'37 

5» 

'  83 

30 

39 

1 

« 

2 

«25 

1 

27 

3 

11 

1 

5 

39 

38 

1 

3 

1 

40 

31 

2 

23 

»3 

38 

26 

3 

49 

31 

i88  504,791434  716.05 

*)258  861,69 

IIS  187. 05 

2  541.47 

6232,01 

4  148.87 

1>453  598.49 

553  593  44 

26137,54  248456  48 

28  203. 51 

55  712  08 

577-84 

I  846,55 

I  95I  65 

56  186.60 

306698  05 

235696,9« 

740  783  83 

310910.88 

184  906.84 

3  280,39 

9084.87 

6771.41 

555692.11 

935  74>-87 

1338  611 

5  859  726 

3036350 

1  300  349 

25613 

82  454 

59  928 

5  457  4»5 

7  245616 

45 

,87 

103 

82 

2 

2 

148 

273 

I 

1 

1 

1 

06 

173 

»30 

68 

2 

2 

226 

245 

3 

10 

24 

7 

27 

17 

46 

120 

7i 

5» 

1 

1 

"7 

»73 

2 

11 

3 

3 

4 

'3 

9,91 

7.91 

9.77 

7-03 

7.81 

8,85 

9.82 

7.74 
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Tabelle 


Posen  B. 


100 

200 

300 

r  lach« 
400 

'ninna.lt  von 
500 

—200 

—300 

—400 

—500 

—1000 

I.  Mitglieder  souveräner  Häuser 

| 

1     Zahl   Amr  R»eii**r 

1.  ttmai  uer  nesuicr 

1 

1 

9  Hilter 

4.  b)  Zahl  der  vom  Besitzer  nicht  bewohnten 

1 

ituier 

1>\                                  \  •    r  t  •  a  i  •  Ii  t  j.  f  a.  >i     IJ  ai> 

o.  d;     ii      f,    verpacmeien  uiiier 

c)     ,,      . ,    aaniiDisirierien  uuter 

Ot    Hl            Kl.        Ulli!     ♦«  ItMlill  il  II«.                       in  Ol 

• 

DJ    tvHIUnilCilC  ,v 

V.  f      VI  l'Sfllll  l  II  ll«L  Ut  j. 

I.  urnnastenerremertreK                     ,,  m. 

II.  Grafen. 

1.  Zahl  der  Besitzer 

3 

I 

4 

•| 

2.     „      ,,  Güter 

3 

I 

4 

18 

8.     „      „       ,.     mit  mehreren  Besitzern 

2 

4.  a)  Zahl  der  vom  Besitzer  bewohnten  Güter 

3 

I 

4 

8 

dj                  „         ,,       nicni  oewonnten 

VIHf 

IO 

5.  a)      ,,      |f     ||         ,,  selbstbewirtschaf- 

teten Güter 

2 

t 

3 

5 

hl                            V  Ar  n  anfi  f  *»t  ön    f  2iir..r 

u j                   »crjjuciiicieu  uuior 

1 

cj      ,,           aamiiiisincrieii  uuier 

* 
1 

i 

o.  ai  Acaer-  nna  »v  lesenuAcne            in  na 

7OÖ 

3>8 

I  203 

fi  pflfi 

hi  WaJdrlärhn 

Ul     TT  M IHN HC                                                         ff  ff 

rf 

a  | 

4' 

jnr 
4OI 

2*11 

iipjjnini  iianie                                         ff  ff 

OKß  1 

3/4 

t  Ria 

I  I  912 

7     fJninH«t«ii»rr«in»rtriiir  M 

i.  vfrunu»ieuorremprir.i..                          „   in . 

10  730 

4  ,23 

IO  O03 

nV  Sin 

90  040 

III.  Adlige  überhaupt 

1.  Zahl  der  Besitzer 

6t 

65 

80 

219 

2.     m     „  Güter 

30 

6t 

66 

B« 

j 

268 

3.     „      f,       „     mit  mehreren  Besitzern 

1 

I 

3 

18 

4.  a)  Zahl  der  vom  Besitzer  bewohnten  Güter 

28 

57 

59 

69 

'93 

b)     „      ,.     „         „       nicht  bewohnten 

Güter 

2 

4 

7 

16 

T5 

5.  a)     „     „     „        „  selbstbewirtschaf- 

teten Güter 

26 

50 

54 

56 

«5« 

b)     ,,      ,,  verpachteten  Güter 

I 

2 

5 

9 

3J 

e)     „     ,,  administrierten  Güter 

3 

9 

7 

20 

«»5 

6.  a)  Acker-  nnd  Wiesenfläche           in  ha 

3880 

13  998 

19808 

28  690 

122  12; 

b)  Waldfläche                              „  „ 

50 

599 

t  500 

3  .96 

20790 

c)  Gesamtfläche                            „  „ 

4  288 

»5  444  [ 

22  881 

35812 

157  268 

7.  Grandsteuerreinertrag                     „  M 

42  HO 

188  886 

248  100 

368  155 

1  491360 
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II. 

Latifundionbesitz  I. 


bis 


1000 


1000 
-1600 


1500  2000 
—2000  —3000 


3000 
—4000 


4000 
—  5000 


5000 
-10  000 


über 
10  000 


über 
1000 


Ueber- 
haupt 


*3 

26 
2 

16 

io 

II 
6 
9 

10878 
2712 
14  902 

137  776 


454 

510 

104 

337 
49 
124 
188  504 
26  137 
235  696 
2  338611 


21 

3» 
3 
»7 

14 

8 
2 
21 

18677 
6092 
27  366 
267  384 


100 

'52 
«3 
88 


57 
19 
76 

85  535 
27  095 

123  475 


1 

2 

2 
1 
1 

1  567 
171 
1  984 

"5  383 


_  8 
7809 

1  946 

10867 


1 
2 

2 
2 

95» 
1955 
2  993 
17  373 


14 
26 


18 

4 

9 
'3 

20  468 

8  735 
32  965 


I  ! 
46 

II 

35 

«4 
12 
20 
26  849 

9879 

39  486 


3 

10 

10 

7 
3 

6  886 
5  162 
13526 
102  402 


4 

16 


•3 

I 

1 

4 
11 

•°  155 

4  734 
i<>554 


102384     261761349431  134802 


34 
63 
7 
32 

3' 

17 
8 

38 
40  138 

13  737 
59  113 


56 
•38 
8 

47| 

9i 

54 
17 

67 
84  207 
38726 
134  648 


24 
92 


22 

7o 

'5 
19 

58 


9 
3« 

6 

25 
1 

■3 
«7 


54990  22959 
24254    11  719 
84671  37692 
1  139  664  522  279  1  042  857  692  1 25  303  05 1 


3 

18 

18 

»5 

3 

13  '07 
3058 

17  577 
169  017 


16 
•  106 

10 


20 
121 

12 

109 

3 
67 
5« 

75  579 
46215 
132045 


2 

8 

8 

6 
2 

8237 
29  801 
40621 
12744; 


6 
85 


10 

40 

40 
3« 
9 

30750 
46  149 

76704 
431  620 


78 
3>9 


3  3° 

62  6b  156 

4'  »9  »33 

61  897  40  553  18641t 

37918  46557  115  866 

107  486  92  432  327  159 
919  148  582  371  2  617  281 


58 
261 


6 
85 

4 
81 

66 
19 


249 
682 
28 
211 

47i 

H7 
209 
32b 


40  553    403  966 


46  557 
92432 


208  306 
664  079 


10 
40 

40 
3» 
9 

30750 
40  149 

76  704 
431  620 


10t 

345 
5 
74 

271 

4' 
162 
142 

197  289 
118578 
342  062 

2  755  057 


1192 

575 

484 
258 
450 
592  470 
234  444 
899  776 


1  145  759  582371  5428  106  7766717 
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Tabelle  III. 


100 

—200 


800 
-800 


300 
-400 


400 

-Ä00 


Flächeninhalt 


500 
—  1000 


1000 


I.  und  IL  Adlige  and  Mitglieder  uou- 


1.  Zahl  der  Besitier 

2.  „      „  Güter 

8.  ,.     „    mit  mehreren  Besitzern 

4.  a)  Zahl  der  vom  Besitzer  bewohnten 
Güter 

b)  Zahl  der  vom  Besitzer   nicht  be- 
wohntes Güter 
6.  a)  Zahl  der  vom  Besitzer  selbstbewirt- 
schafteten Güter 

b)  Zahl  der  verpachteten  Güter 

c)  „      „    adminiatrierten  Güter 

6.  a)  Acker  und  Wiesenfläche         in  ha 

b)  Waldfläcbe 

c)  Gesamtfläche 

7.  Grundsteuerreinertrag  ,,  M 


»t 

H 

»» 


III.  Bürgerliche 

1.  Zahl  der  Besitzer 
2     „      „  Güter 

8.    „     „     „    mit  mehreren  Besitzern 

4.  a)  Zahl   der  vom  Besitzer  bewohnten 

Güter 

b)  Zahl    der   vom  Besitzer   nicht  be- 
wohnten Güter 

5.  a)  Zahl  der  vom  Besitser  selbstbewirt- 

schatteten  Güter 
b)  Zahl  der  verpachteten  Güter 
e)    „      ,,  administriertoi 

6.  a)  Acker  und  Wiesenflächi 

b)  Waldfllche  „  „ 

c)  Gesamtfläche  „  „ 

7.  Grundsteuerreinertrag  H  M. 

IV.  Aktiengesellschaften. 

1.  Zahl  der  Besitzer 

2.  „      „    Güter  (nicht  bewohnt  and  ad- 


ln ha 

»t  »• 
»»  «« 
M. 


29 
30 


28 
2 

26 

I 
3 

3880 
50 
4  «88 
42  110 

226 
4 

"4 
12 

216 

2! 
8 


61 
61 
1 

57 
4 

9 

13  998 
599 
15  444 


65 
66 

1 

59 

7 

54 
5 

7 

19808 
1  500 

22  88l 


188  886  248  100 


368  155  1  491  360 


in  ha 


184 

.85 
5 

162 

23 

164 

7 

'4 


1 


30  047  '140  775 
1094     2  «77 
33  340    45  435 

343  »94  3748564»«  760 4M  698 


7. 


a)  Acker  und 

b)  Waldfiäche 

c)  Gesamtfläche 


V. 

der  Besitzer 

„    Güter  (nicht  bewohnt) 


"7 
119 

4 

102 
'7 

93 
5 

21 

34652 

2995 
41039 


80 

85 
i 

69 

16 

56 

9 
20 

28  690 

3  «96 
35  812 


99 
10s 


Si 


77 
2 
26 
36  807 
4  303 
44  560 


219 
268 
18 

193 

75 

'5> 

32! 
85 

122  127 
20790 
157  268 


8. 

5.  a)  Zahl  der  selbstbewirtschafteten  Güter 
h)    »1      <•  verpachteten  Güter 

c)    „     „  administrierten  Güter 

6.  a)  Acker  and  Wiesenfläche        in  ha 

b)  Waldfläche  „  „ 

c)  Gesamtfläche  „  „ 

7.  Grundsteoerreinertrag  ,,  M. 


•3 

i 

1 749 
10 

»937 
24  108 


7 
7 
3 
4 

I  304 
281 
1  728 

«5  695 


2 
3 

2 
1 

602 
8  393 


216 
245 
«3 

182 

63 
148 

'£ 

116  577 
»7  631 
146 535 
1  384  74» 


454 

510 

23 
406 

104 

337 
49 
124 
188  504 
a6  137 
235696 
2  338  611 

841 
880 

26 

74» 
«39 

698 
30 

152 
»)258  861 
28  202 
310910 
3036350 


3 

5 

30 

3 
1 

I 

J5 

i 

22 

I 

« 

4 

507 

2  068 

6  232 

458 

1  093 

1  846 

& 

3  37« 

9084 

28  588 

82  454 

1)  Angabe  fehlt  bei  einem  Gute. 
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Latifundlenbesitz  IL 


100O 
—  1600 


.  .  bis 

1500 
—2000 


ha 


2000 
— 80O0 


3000 

—4000 


4000 

— »000 


5000 

—10000 


Über 
10000 


Über 
1000 


Ueberhaupt 


IOO 
»52 

88 


57 
19 
76 
85  535 
27095 
«»3  475 
1  139  664 


56 
81 
1 

46 

35 

34 
7 
40 

47  043 

Ii 165 

68  912 


35 
65 
7 

32 

33 

'7 
9 
39 
41  705 
13909 
61  098 
537  661 

18 
33 


14 

19 

'3 
l 

19 
21  911 

5  136 
30460 


S»2  937  244375 


1 

8t7 
322 
1  «88 
6  182 


I' 

I 

1! 


53« 
55« 
1  114 


1 

5 

4 
1 

2331 
657 
3  208 


8045  35162 


57 
140 

8 

47 

93 

54 
•9 
67 
85  158 
40  682 
137642 
1  060  230 


'5 
33 


12 
21 
16 
»7 

20061 
12801 

iSiSt 
223  828 


2 

I  723 

255 
2092 

19  431 


1 

1  285 

743 
2448 
16  721 


24 

92 


22 

70 

«5 
19 
58 
54  99o 
24  254 
84671 
692  125 

4 

«5 
2 

2 
'3 


10 
8938 
3  43« 
«3  451 
123  438 


12 
4« 

6 

35 
1 

20 
20 
29  846 
16882 
51  218 
405  453 


4 

7 


3 
4 


5 

3  799 

«2  554 
18043 

55  435 


23 
«39 


12 

«27 

3 
82 


54 
88687 

49  273 
149623 

«  3 «4  77b 


1 

1  980 

4  919 

7  602 

39  75« 


8 
93 

4 
89 


72 
21 

48  791 

76  359 

»33  053 
709  816 


1 

»3 
I 

12 

S 
3 

5 

7851 
1  702 
10482 
90585 


J59 
722 
28 

211 

5" 

«47 
240 

335 
434  7  «6 
248  456 
740  783 
5  859  726 


99 
184 

3 
78 
106 

75 

12 
97 

112  187 

184  906 
(  3OO  349 


3 

2  541 

577 

3  280 

25613 


4 

8 

5 

4  148 

1  951 

6  77« 
59  928 


713 

1  232 

5« 
6.7 

6«5 

484 

289 

459 
623  220 

274  594 
976  480 

8  198  337 


940 
1  064 

29 
819 

245 

773 
42 
249 
•1371048 
83  9«4 
495817 
4336699 


3 

2  54« 

577 

3  280 

25  6«3 


34 

4I 

27 

7 

10  380 

3  798 

15855 
142382 


1   Angab«  fehlt  bei  einem  Gate. 
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Flächeninhalt  von 


100 
-200 


200 

—  300 


300 
—400 


400  !  500 
—  600  —1000 


1000 


1. 
*.  „ 

3.  „ 

4.  .) 

b) 

5.  a) 

b) 

o) 

6.  a) 

3 

7. 


VI.  Ueberhaupt. 

der  Besitser 
„  Güter 

„      „    mit  mehreren  Besitzern 
Zahl  der  Tom  Beaitier  bewohnten 
Güter 

Zahl  der  vom  Besitzer  nicht  be- 
wohnten Güter 

Zahl  der  vom  Besitzer  selbstbewirt- 

•chafteten  Güter 

Zahl  der  verpachteten  Güter 

ii     ||    administrierten  Güter 
Acker  and  Wiesenflache        in  ha 
Waldflache  „  ,, 

»i  n 
ii  M. 

Grundsteuerreinertrag  pro  ha 
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29 
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4  497 
64628 
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12 

47 
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7  958 
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785  523 
9,61 


440 
52o 
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375 
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299 
52 
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240  773 
39  5«5 
307  176 
2  904  690 
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•325 
1424 
49 

1  «47 
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1043 
101 
280 

')  453  59« 
56186 

55  5  692 
5  457  415 

9,8t 


(Siehe  Tabelle  III  A  auf  Seite  626). 

Grundbesitz  von  mehr  als  1000  ha  liegt  in  364  Fällen  vor,  mit 
917  Gütern  und  einer  Fläche  von  935  742  ha  =  32,3  Proz.  der  Prov. 
Davon  sind  553593  ha  Acker  und  Wiesen  =  26,9  Proz.,  306698  ha 
Waldfläche  =  52,5  Proz.,  und  der  Grundsteuerreinertrag  ist  auf 
7  245  616  M.  veranschlagt.  Also  fast  ein  Drittel  der  ganzen  Fläche 
der  Provinz  ist  in  solchem  Großgrundbesitz  vereinigt,  von  den  Forsten 
sogar  über  die  Hälfte.  Das  ist  unzweifelhaft  eine  übermäßige  Kon- 
zentration des  Grundbesitzes. 

In  dieser  Kategorie  überwiegt  der  Adel  erheblich.  259  adlige 
Großgrundbesitzer  mit  722  Gütern  und  740083  ha  stehen  nur  99 
bürgerlichen  mit  184  Gütern  und  184906  ha  gegenüber;  es  treten 
indes  noch  2  Aktiengesellschaften  und  4  Kirchen  und  Schulen  hinzu. 

Latifundienbesitz  mit  über  5000  ha  findet  sich  in  der  Provinz 
33  mal,  darunter  sind  31  adlige  Latifundienbesitzer  und  2  bürgerliche. 
Diese  Latifundien  umfassen  300761  ha,  d.  s.  10,5  Proz.  der  hier  be- 
trachteten Gesamtfläche,  darunter  sind  147  310  ha  Acker  und  Wiesen- 
fläche, d.  s.  7,2  Proz.,  die  Wälder  mit  132254  ha  dagegen  22,6  Proz. 
Durch  diese  Zahlen  wird  in  noch  schärferem  Maße  die  große  Grund- 
besitzkonzentration gekennzeichnet,  und  wenn  man  noch  den  sehr 
ausgedehnten  fiskalischen  Besitz  hinzurechnet,  so  erscheint  die  Ver- 
teilung in  der  That  als  eine  höchst  ungünstige. 

Wir  führen  in  dem  Folgenden  wiederum  die  Namen  der  Lati- 
fundienbesitzer einzeln  mit  Namen  und  Ausdehnung  des  Besitzes  auf. 
Obenan  stehen  der  Fürst  von  Hohenzollern  -  Sigmaringen  mit  über 
29  000  ha,  der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  mit  24000  ha.   Außer  dem 
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7  245  616 

I  265 

358 
718 

x)  I  007  191 
362  884 

1  491  433 

12  703  031 

8,*, 

8,6* 

7,4i 
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Kaiser  sind  noch  3  Mitglieder  souveräner  Häuser  in  dieser  Kategorie 
enthalten.  Es  befinden  sich  ferner  18  Polen  darunter;  ein  Vertreter 
der  Hautefinanz,  Herr  von  Hansemann  und  einhervorragender  bürger- 
licher Landwirt,  der  Abgeordnete  Kenneniann. 

Um  auch  hier  wie  in  Westpreußen  festzustellen,  wie  weit  das 
polnische  Element  unter  den  Großgrundbesitzern  vertreten  ist,  haben 
•wir  aus  dem  Verzeichnis  der  Grundbesitzer  von  Ellerholz  aus  dem 
Jahre  1884  die  polnischen  Namen  besonders  ausgezogen,  aber,  wie  wir 
ausdrücklich  hervorheben,  für  jeden  Kreis  besonders,  und  mit  der  Ge- 
samtzahl der  aufgeführten  Grundbesitzer  verglichen.  Durch  die  Sum- 
mierung der  Kreise  sind  Doppelzählungen  unvermeidlich  gewesen,  da 
eine  ganze  Anzahl  Besitzer  Güter  in  mehreren  Kreisen  haben.  Da 
dieses  aber  sowohl  bei  den  Deutschen  wie  bei  deu  Polen  der  Fall 
war,  wird  dadurch  das  Verhältnis  nur  unwesentlich  berührt,  und  auf 
dieses  kam  es  uns  allein  an. 

In  dem  Regierungsbezirk  Posen  zählten  wir  auf  diese  Weise  unter 
1029  größeren  Grundbesitzern  459  Polen  oder  44,6  Proz.,  in  dem  Re- 
gierungsbezirk Bromberg  unter  863  Besitzern  305  Polen  oder  35,3  Proz. 
In  der  letzteren  Provinz  ist  mithin  das  polnische  Element  bereits  fast 
bis  auf  ein  Drittel  zurückgedrängt,  in  Posen  auf  weniger  als  die  Hälfte. 
Neuerdings  ist  nun  bekanntlich  durch  den  Aufkauf  polnischer  Be- 
sitzungen durch  die  Regierung  und  deren  Zerschlagung  behufs  An- 
siedelung deutscher  Bauern  in  dieser  Beziehung  noch  eine  weitere  Ver- 
schiebung eingetreten. 

Die  Fideikom misse  sind  in  der  Provinz  Posen  nicht  in  über- 
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Tabelle  III  A. 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaiser  und  König  von  Preufsen 

Fürst  von  HohenzollernSigmaringen 

Ernst,  Herzog  von  Sachsen-Altenburg 

Ernst,  Herzog  von  Sachsen-Coburg-Gotha 

Sophie,  Grofshersogin  von  Sachsen-Weimar 

Prinz  Biron  von  Curland,  Gast,  auf  Poln  Wartenberg 

Graf  Buinski,  Ignatz,  auf  Satnostrzel 

Graf  Czapski,  Bogdan,  auf  Smogulec 

Graf  Czarnecki.  Sigismund,  auf  Rusko 

Giaf  Dzieduszycki,  Oesterr.  Geh  -Rat  in  Lemberg 

Graf  von  Kwilecki,  Miecislaus,  auf  Opporowo 

Graf  von  Mieixynski,  Joseph,  auf  Schi.  Miloslaw 

Graf  von  Mieixynski,  Leo,  auf  Pawlowits 

Fürst  von  Plefs,  Hans  Heinrich  XI.  auf  Plefs 

Graf  von  Potocki,  Bole»laus,  auf  Bendlewo 

Comtesse  von  Potulicka,  Aniela,  auf  Potulice 

Graf  Uaczynski,  Carl  Eduard  Nalecz 

Fürst  Radolin-Radolinski 

Fürst  Radziwill,  Ferdinand,  auf  Antonin  uud  Berlin 

Gräfin  von  der  Schulenburg  auf  Filebne 

Graf  von  Skoraewski,  Leo,  in  Labischin 

Graf  von  Skorzewski,  Sigismund,  auf  Schi.  Czerniejewo 

Fürst  zu  Stolberg-Wernigerode,  Otto 

Fürst  Sulkowski,  Anton,  auf  Schi.  Reisen 


Graf  Zamojski,  Wladyslaw,  auf  Schi.  Kurnik 
Graf  von  Zoltowski,  Franz,  au(  Niechanowo 
von  Bethmann-Hollweg,  Theodor,  auf  Schi, 
von  Gasiorowski,  Bronislaw,  in  Paris 
von  Uansomann,  Adolph,  io  Berlin 
von  Schwichow,  Leo,  auf  Margoninsdorf 
Beyme,  Franz  Heinrich,  in  Stade  (Hannover) 
Hermann,  auf  Klenkn 
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33  Besitzer  mit  247Güter  300761,81  ha 

mäßiger  Zahl  vertreten,  wir  fanden  im  Jahre  1888  nur  26  vor,  über 
welche  wir  in  dem  Folgenden  ausführliche  Auskunft  geben. 

(Siehe  Tabellen  IV,  V,  VI  und  VII.) 

Außer  einem  stammen  sämtliche  noch  aus  diesem  Jahrhundert. 
Es  ist  bemerkenswert,  daß  der  immerhin  noch  erhebliche  Großgrund- 
besitz der  Polen  sich  hier  bis  zur  Gegenwart  auch  ohne  das  Hilfs- 
mittel der  gesetzlichen  Festlegung  in  der  vorgeführten  Weise  zu  er- 
halten vermochte,  wohl  hauptsächlich  durch  testamentarische  Bevor- 
zugung eines  Anerben. 

In  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  wurden  nur  4  neue 
gegründet,  in  den  50er  Jahren  nur  2,  in  den  60er  Jahren  7,  in  den 
70ern  9,  in  den  80ern  2.  Der  größte  Teil  stammt  mithin  aus  der 
neuesten  Zeit.  7  von  den  26  umfassen  weniger  als  1000  ha  Fläche 
mit  nur  3,5  Proz.  des  so  festgelegten  Areals.  12  betreffen  eine  Fläche 
von  1000—5000  ha.  Ihnen  fallen  28  Proz.  zu.  Ueber  5000  ha  ent- 
halten 7  mit  68,5  Proz.  der  in  Betracht  kommenden  Fläche  Der 
Latifundienbesitz  überwiegt  in  dieser  Kategorie  mithin  erheblich. 

Sämtliche  26  Fideikommisse  legen  135  Güter  in  den  Familien 
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fest,  60170  ha  Acker  und  Wiesen,  fast  3  Proz.  der  landwirtschaft- 
lichen Kulturfläche  der  Provinz,  43232  ha  Wald,  7,4  Proz.  und 
109773  ha  Gesamtareal,  3,8  Proz.  der  Fläche  mit  880521  M.  Grund- 
steuerreinertrag. 

Bedeutender  sind  die  Prozentsätze  von  den  über  1000  ha  um- 
fassenden Besitzungen.  19  Fideikommisse  mit  125  Besitzungen  haben 
12,2  Proz.  der  betr.  Ackerfläche,  34,8  Proz.  des  betr.  Waides,  11,2 
Proz.  des  Gesamtareals  dieses  großen  Grundbesitzes  und  11,8  Proz. 
des  Grundsteuerreinertrages  derselben  gesetzlich  gebunden.  Gerade 
bei  dem  ganz  großen  Besitz  liegt  in  hervorragendem  Maße  hiernach  das 
Bestreben  vor,  denselben  dauernd  unteilbar  in  einer  Hand  festzulegen. 

Unter  den  26  Fideikommißinhabern  befinden  sich  12  Polen,  also 
fast  die  Hälfte. 

Die  größte  Ausdehnung  hat  das  Thronmannlehen  des  Fürsten  von 
Thum  und  Taxis  mit  35  Gütern  und  fast  24000  ha  Fläche  und 
186000  M.  Gruudsteuerreinertrag ,  es  folgt  der  Fürst  Radziwill  mit 
13  Gütern,  15668  ha  und  76481  M.  Grundsteuerreinertrag. 

Bemerkenswert  ist,  daß  die  betr..  Fideikommißin haber  95,5  Proz. 
ihres  ganzen  Besitzes  gebunden  haben.  Nur  4  besitzen  außer  ihrem 
Fideikommiß  noch  weitere  Grundstücke,  die  aber  auch  keine  erheb- 
liche Ausdehnung  haben. 

In  der  Provinz  Posen  war  namentlich  in  früheren  Zeiten  der 
Dominalbesitz  von  großer  Ausdehnung.  Wir  zählen  im  Jahre 
1816  146  Domänen  allein  in  dem  Reg.-Bez.  Posen  und  45  im  Reg.-Bez. 
Bromberg.  In  dem  ersteren  Distrikt  müssen  aber  18  ganz  unberück- 
sichtigt bleiben,  weil  uns  die  Angabe  des  Areals  fehlt.  Die  bleibenden 
128  Domänen  umfassen  31446  ha  Gesamtfläche,  darunter  2480  ha 
Unland.  Die  45  Domänen  im  Reg.-Bez.  Bromberg  betragen  23  817  ha 
Fläche  mit  1778  ha  Unland.  Das  ist  in  der  ganzen  Provinz  1,9  Proz. 
der  Gesamtfläche  und  2,3  Proz.  der  landwirtschaftlich  nutzbaren 
Fläche.  Hiervon  ist  namentlich  in  den  zwanziger  Jahren  der  größte 
Teil  verkauft,  so  daß  im  Jahre  1849  nach  dem  Werke  „Preußens  Staats- 
Domänengüter  von  Adolf  Frantz,  II.  Ausgabe,  Jena  1865",  im  Regie- 
rangsbezirk Posen  nur  noch  28  Domänen  mit  einem  Areal  von  22  758  ha 
Nutzland  vorhanden  waren,  im  Reg.-Bez.  Bromberg  15  Domämen  mit 
9222  ha.  In  der  ganzen  Provinz  waren  mithin  nur  noch  31  980  ha  oder 
62  Proz.  im  fiskalischen  Besitze.  Gegenwärtig  im  Jahre  1890  zählt  man 
in  Posen  noch  55  Domänen  Vorwerke  mit  18  776  ha  nutzbarer  Fläche,  in 
Bromberg  29  Vorwerke  mit  1 1 102  ha  nutzbarer  Fläche  d.  s.  zusammen 
29878  ha  oder  1,48  Proz.  der  betreffenden  Fläche  der  Provinz. 

(Siebe  Tabellen  VIII  und  IX.) 

Die  Pacht  ist  für  die  ältere  Zeit  in  dem  Reg.-Bez.  Posen  nicht 
mehr  für  alle  Domänen  festzustellen.  Für  die  Zeit  vor  1816  sind  die 
Angaben  nur  für  33  vollständig  mit  10327  ha  nutzbarer  Fläche, 
wofür  eine  Pachtsumme  von  63  771  M.  Pacht  oder  6,17  M.  pro  ha 
gezahlt  wurde.  Diese  Summe  bezieht  sich  aber  allein  auf  das  Acker- 
land selbst,  bildet  also  die  engere  Pacht,  während  uns  die  Gesamt- 
pacht, also  inkl.  dem  Gebot  für  die  Gerechtsamen,  die  landwirtschaft- 
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liehen  Gewerbe  etc.  nicht  bekannt  ist  Für  dieselben  Domänen  wurden 
in  der  Pachtperiode  nach  1816  70  488  M.  gezahlt  oder  8,36  M.  pro 
ha.  Die  Gesamtpacht  dagegen  betrug  128  187  M.  (darunter  für 
Brennereien  und  Brauereien  15  846  M.)  oder  12,41  M-,  also  um  die 
Hälfte  mehr  als  die  engere  Pacht  Außer  diesen  eben  angeführten 
Angaben  liegen  für  dieselbe  Zeit  mit  ausreichender  Vollständigkeit 
die  Zahlen  für  90  Domänen  vor,  welche  17  279  ha  nutzbare  Fläche 
enthielten,  aber  in  den  zwanziger  und  dreißiger  Jahren  verkauft 
wurden.  Sie  brachten  eine  Gesamtpacht  von  225  408  M.  (darunter 
13  305  M.  für  Brauereien  und  Brennereien),  d.  s.  13,04  M.  pro  ha, 
also  wenig  mehr  wie  bei  der  erst  erwähnten  Gruppe  ein.  Die  engere 
Pacht  lieferte  132  237  M.,  d.  s.  7,65,  und  inkl.  Brennerei  und  Brauerei 
8,47  M.,  also  etwas  weniger,  wie  die  obige  Gruppe  ergab.  Im  ganzen 
wurden  von  146  Gütern  nach  1816  433695  M.  Pacht  eingenommen, 
worunter  47  689  für  Brennereien  und  Brauereien  besonders  angegeben 
sind,  während  die  engere  Pacht  allein  sich  auf  246489  M.  beziffert, 
d.  s.  56  Proz.  der  Gesamtpacht.  So  sehr  nun  in  der  neueren  Zeit 
auch  die  Erträge  und  damit  die  Pachthöhe  gestiegen  ist,  konnte  doch 
die  erstgenannte  Summe  nach  den  umfassenden  Verkäufen  und  dem 
Fortfall  mancher  Gerechtsame  nicht  wieder  erreicht  werden,  denn 
gegenwärtig  bringen  die  Domänen  in  diesem  Reg.-Bez.  nur  387  143  M. 
Das  ist  allerdings  bedeutend  mehr,  als  im  Jahre  1816  die  engere 
Pacht  betrug,  während  dieselbe  aber  damals  pro  ha  nur  circa  8  M. 
brachte,  beträgt  sie  gegenwärtig  über  20  M. 

In  dem  Reg.-Bez.  Bromberg  fanden  wir  1816  45  Domänen  ver- 
zeichnet mit  einer  Fläche  von  23  817  ha  Gesamtfläche  und  1778  ha 
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Unland  darunter,  von  diesen  sind  in  den  zwanziger  und  dreißiger 
Jahren  30  Domänen  mit  13535  ha  Fläche  inkl.  525  ha  Unland  ver- 
kauft. Von  einer  Domäne  mit  994  ha  kennen  wir  die  Pacht  nicht 
Die  bleibenden  44  Domänen  mit  21 045  ha  nutzbarer  Fläche  brachten 
1816  eine  Gesamtpacht  von  256568  M.  (darunter  64566  M.  für 
Brauerei  und  Brennerei),  das  sind  12,19  M.  pro  ha,  die  engere  Pacht 
dagegen  betrug  150354  M.,  d.  8.  7,14  pro  ha,  inkl.  Brauerei  und 
Brennerei  10,21  M.;  trotzdem,  wie  erwähnt,  30  Domänen  im  Laufe 
der  Zeit  verkauft  wurden,  die  1816  eine  Pacht  von  165  762  M.  in  die 
Staatskasse  lieferten,  und  die  Gesamtfläche  damit  auf  die  Hälfte 
reduziert  wurde,  wird  doch  gegenwärtig  wiederum  fast  dieselbe  Pacht 
eingenommen  wie  vor  75  Jahren ,  nämlich  224  989  M.  infolge  der 
Steigerung  der  Pacht  pro  ha  von  12  resp.  7  M.  auf  über  20  M.  pro  ha. 

Um  aber  noch  eine  genauere  Entwicklung  der  Pachtverhältnisse 
zu  ermöglichen,  führen  wir  in  der  kleinen  Tabelle  X  die  Steige- 
rung der  Pacht  für  dieselben  Domänen  mit  nur  wenig  veränderten 
Flächenverhältnissen  für  eine  größere  Reihe  von  Dezennien  auf.  Nur 
für  den  Reg.-Bez.  Bromberg  vermochten  wir  für  15  Güter  die  Ziffern 
bis  1816  mit  Genauigkeit  zurückzuverfolgen,  während  in  Posen  teils 
infolge  von  Namenveränderungen,  dann  durch  verschiedene  Zusammen- 
werfungen und  Trennungen  der  Vorwerke  bei  der  Verpachtung  sowie 
bei  Verkauf  dies  unmöglich  wurde  und  wir  uns  begnügen  mußten, 
um  genaue  gleichartige  Flächen  zu  verfolgen,  nur  bis  1840  zurück- 
zugehen. In  der  Pachtsumme  für  die  ersten  Jahrzehnte  sind,  solange 
sie  getrennt  angegeben  waren,  die  besonderen  Zahlungen  für  Brennerei 
und  Brauerei  mit  enthalten,  weil  auch  in  den  späteren  Jahren  die 


Nach  der  Flächengröfse  geordnet. 


1000 
—  1500 
ba 

1600 
—2000 
ba 

3000 
—8000 
ba 

8000 
—4000 
ba 

4000 
—5000 
ha 

5000 
—  10000 
ba 

Uber 
10000 
ha 

über 
1000  ha 

Ueber- 
baapt 

2 

I 

5 

3 

I 

5 

2 

26 

2 

I 

5 

3 

1 

5 

2 

ll 

26 

2 

4 

3 

I 

5 

1 

16 

21 

1 

1 

I 

2 

2 

10 

16 

1 

46 

48 

125 

»35 

2 

2 

9 

10 

I 

»7 

2 

43 

51 

1 

'4 

31 

46 

4S 

6 

10 

12 

28 

28 

5 

3 

8 

8 

2 

I 

4 

2 

I 

4 

1 

21 

I 

6 

4 

30 

44 

85 

86 

2 

3 

12 

4 

37 

42 

i  7*5.8« 

I  273,98 

785024 

6824.46 

2  022,42 

18  020.6  V 

18  762.50 

56  479  « 

60  169.81 

340.52 

97.88 

3  291.011  3  228  97 

I  572.81 

15489,94 

18  664.67 

42  685.80 

43  232,28 

2  213.39 

I  519  »7 

Ii  753.3«!  1° 563-S4 

4  007,30 

35  547  «« 

39  66i,i6ji05  265. 16 

109772,75 

22924 

20  988 

113928 

83  952 

30  148 

284  769 

263  161 

819  870 

880521 
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Tabelle 

Posen.    Fideikommiß  se.  B. 


■ 

Errichtet 

6 

Majorat 

Thron- 
lehen 

Name  des  Besitzers» 

Ueber- 
haupt 

Aecker  u. 
Wiesen 

Fürsten  u.  Grafen 

i. 

Vor  diesem  Jahrb. 

l 

1 

Kürst  Anton  Sulkowski  auf  BeMoA  Reisen 

12 

4  564,50 

2 

1819 

I 

i 

„     vod  Thurn  und  Taxis,  Albert  Maria 

j  j 

1 1  734. »» 

I.nmoral    in  Retrensburs' 

3. 

1826 

I 

i 

Graf  von  Raczynski,  Carl  Kduard,  Nalecz 

IO 

3  433.05 

4. 

1829 

I 

Fürst  von  Hohcnlohe-Schilliufc'sfÜrst 

2 

1  398,04 

3-4 

2 

• 
i 

12 

4  831.09 

5 

1  847 

i 

i 

firaf   Kwilprlci    nnf  WrohlftWO 

1 

I  022,41' 

6. 

1855 

I 

t 

Skorzuwski  auf  C/.erniejcwo 

I  I 

3  597.0" 

7. 

1861 

| 

l 

C!znnski     Hoc^lari  KitttiiStT 

IO 

3  628, Ort 

8. 

1866 

I 

i 

Kürst  Radolin-Radolinski 

2  797-88 

9. 

M 

I 

• 
l 

Graf  von  der  Goltz  auf  Czavcze 

i 

.  874,60 

10. 

[ 

r 

Potolicki-Skor7ewski  auf  Kmchnowo 

7 

2  385,10 

1 1. 

1867 

| 

I 

zu  Limburtr-Stvrum  auf  Kbersuack 

X 

o 

I  615,6» 

7—11 

r 

5 

24 
m*f 

1 1  301,46 

12. 

1878 

I 

i 

Kürst   Ferdinand    Radziwill    auf  Antouin 

IX 

■  j 

7  027,60 

und  Berlin 

12 

IO 

I 

1  uo 

45  ü79''° 

Sonstiger  Adel 

13. 

Vor  diesem  Jahrh. 

j 

Freiherr  von  Schlichtintr  auf  GurM'hen 

I 

230,8h 

14. 

1856 

■ 
i 

i 

von  Taczanowski    Anton    auf  Taczanow 

C 
-> 

2  2IO.H:' 

15. 

1861 

1 

, 

,,  Trzebon-FerKUSon 

i 

469,U 

16. 

1867 

I 

i 

„    Twardowski,  Thaddeus 

2 

I  247,19 

15—16 

2 

2 

3 

I  7l6,90 

1  7 

1  87  1 

lull 

* 
I 

I 

i ,      *>iiziei.en  uui    »»  niieueii 

i 

I  8qj  ••>; 

18. 

I 

I 

„    Klabr,  Ludwig,  auf  Klahrsheim 

i 

8l8,l3 

19. 

I 

i 

„        „      Georg,  auf  Hohenhausen 

i 

508.95 

20. 

1874 

I 

1 

„     Stiegler,  Alexander 

2 

I  695,13 

Ii. 

1876 

I 

1 

„    Nicgolowski,  Sigismund 

2 

I  273.9» 

£  *  • 

1878 

t 

I 

Kro!)i«rr     v An     f  .i.pwün         T I  nru     Mut ! h       All f 

r  reuicrr    >uii    lj^lscii  t     nun»    mwim.,  am 

I 

8co  7  I 

23 

tt 

I 

I 

Freiherr  von  Leeaen,  Georg,  auf  Treben 

1 

498.77 

17  —  28 

7 

6 

7  54°.06 

24 

1888 

i 

i 

von  Hardt,  Richard,  in  Berlin 

4 

2  228.23 

IO 

22 

13  926,*'.. 

Bürgerliche. 

2» 

1879 

i 

i 

Neugebauer,  Carl,  Rittergutsbesitzer 

4 

889.89 

1882 

i 

Schlieper,  Ad  ,  Ob  -Land  -Ger.-Rat  in  Posen 

I 

273. 1)3 

2 

i 

5 

I  163.  II 

Ueberhaupt 

12 

10 

Fürsten  und  Grafen 

108 

45  079.10 

I  2 

II 

Sonstiger  Adel 

22 

13  926. Si. 

»4 

i 

Adlige 

130 

59  OOj.l..' 

2 

1 

Bürgerliche 

1  163, ss 

26  22 

i 

|    135  |6o  169.8I  | 
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V. 

Nach  den  Jahren  der  Errichtung  geordnet. 


Wald 

Total 

Orund- 
üfc'uer- 
rcinertra^ 

8  £  c 
Sil 

m X  Ii 

i 

m 

> 

5 
-0 

•< 

Bemerkungen  (anderweitigen  Besit«  in  der 
Provin*  Posen) 

2  542. 92 
11  293.15 

23  992.7  + 

84  280 
186  680 

1 

1 1 

32 

I 

3 

Besitzt  noch  1  Rgt  489,43  ha  Fl.  u.  6742  Gr.  B. 

5  862.12 
847,64 

6  709.76 

1  572,81 

2  505,95 
2  547,79 
2031. 16 

186,44 
692.97 
551.43 

6  009,79 

7  371,5* 

9  708. 16 

2  353  »° 
12  062,06 

4  007.30 
6  470,45 

6  754  3* 

5  288  62 

1  I23,2:>> 

3  394,17 

2  398  a<; 
18  958,74 
15  668,42 

62  325 
20  464 

82  7Sq 

30  I48 

56  123 

45  870 

36  17« 
14994 
29052 

24  633 
150720 

76481 

1 

1 
1 
1 
1 

1 
1 
1 

4 
1 

6 
2 
8 

7 
6 

3 
9 
12 

4 

4 

4 
4 

3 
1 

7 

15 
1 

„    3    „3312,7  5  haFl.u.  20390  Gl  K. 

Besitzt  noch  1  Rgt.  668,4  2  ha  Fl.  u  5156  Gr.  R. 
„        «,    1   h    73°-30  ■!   •»  11  5677  -  » 

t 

38005.90 

88  485,88 

Ü67  221 

9 

79 

28 

5.58 
I  408. 80 
136,87 

868,u3 
1  004,40 
568,04 

455.87 
97.88 

I54. OH 

282.57 

3  732."* 
666.81 

2  182,87 
i    2  849.68 

2  614,90 
864,4  9 

53M7 
2  203.33 

1  090. 1 4 

4  304 
26  461 

5852 
20  360 

26  212* 
25  502 

13  436 
8  000 
22  969 
20  988 

7  930 

1 
1 

1 

! 
2 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

4 
1 

1 
1 

I 

1 
1 

1 
1 

m 

m 
1 

Zubehör  zum  Majorat  Wilkau  (Schlesien) 

279  24 

1  555-n 

822,45 

J    9  645.55 
3  436,1:, 

6654 

105  479 

28  439 

; 
7 

1 

2 

3 

4 

5  101,09 

19946,91 

190895 

1 1 

7 

10 

12520 

91711 
42  \  01 

1-019 

1 

4 

125,-.'  9 

1  340.™ 

22405 

1 

4 

38005.90 
5  IOI  tfl 

88485.88 
19  946.fl 

607  621 
190  915 

9 
11 

1  79 
7 

28 
10 

43  IOO  99 
125,29 

108  432  H.S 
I  340.2I 

79»  536 

2  2  405 

86 

38 
4 

IO9773.OI 

|    82094I  21 

80 

42 

34* 
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Tabelle 


Ueberhaupt 

Zahl 
der  Be- 

Totalfläche 
in  ha 

Grundsteuer 
in  M. 

Fürst  von  Thum  and  Taxis,  Albert  Maria  Lamoral,  in 
Regensburg 

Fürst  Radaiwill,  Ferdinand,  auf  Antonin  and  Berlin 
Graf  von  Racsynski,  Carl  Eduard,  Nalecs 
Fürst  Sulkowski.  Anton,  auf  Schlof»  Reisen 
Graf  Csapski,  Bogdan,  Rittmeister  auf  Smogulec 
Graf  Skorxewski,  8igismond,  auf  8chlofs  Cierniejewo 
FUrat  Radolin-Radolinaki,  Hofmarschall 
Graf  Kwilecki,  Zbigniew  von  Wesierski,  auf  Wroblewo 
Graf  Potalicki-8koraewski,  Sigismund,  auf  Prochnowo 
Graf  sa  Limburg-Styrum,  Friedr.  Wilhelm 
Fürst  in  Hohenlohe-Schillingsfürst,  Clodwig,  Prinz  von 
Ratibor  u.  Corvey,  Statthalter  von  Elsafs-Lotbringen 
Graf  von  der  Goltz,  Heinrich,  auf  Czaycze 

36 
'4 
13 
12 
IO 

1 1 

3 
I 

8 
3 

2 
I 

24482,17 
16  398.7* 
13  020  91 
7  325.R7 
6754  34 
647O  46 
5  288.68 
4  007.30 

4  062,ft9 
2  398,30 

2  T5V90 

I  12125 

193422 
82  158 

82715 
84  280 

45  870 
56123 
36  171 
30  148 
34  208 
24  633 

20  464 
14  994 

12 

114) 

93^48 

705  186 

von  Taczanowski,  Anton,  Majoratsherr  auf  Taczanow 

von  Hardt,  Richard,  Bankier  in  Berlin 

von  Witsleben,  Job  Wilhelm  Carl  Eric  Albrecht 

von  Stiegler,  Alexander,  Majoratsherr 

von  Twardowski,  Thaddens,  Majoratsherr 

von   Niegolewski,    Sigismund,    Rittergutsbesitter  auf 

Niegolewo 
Freiherr  von  Leesen,  Hans  Matthias 
von  Klahr,  Ladwig,  Landschaflsrat 
Freiherr  von  Leesen,  Georg  Heinrich  Wilhelm 
von  Traebon-Fergoson,  Heinr.  Adolph  Tbeod.  Tepper 

5 
4 

■ 

2 

• 

2 
I 
I 
I 
I 

3  732-78 

3436.45 

2  614,90 
2  203.33 
2  l82,87 

1 519.17 

I  090.14 
864,4  a 
822.43 

666.81 

26  461 
28  439 

22  969 
20  160 

20  988 

7  93o 
»3  436 
6654 
5  852 

von  Klahr,  Georg,  Rittergutsbesitzer  auf  Hohenhausen 
Freiherr  von   Schlichting,   Rudolf,   Majorataherr  auf 

I 

I 

531.07 
282.57 

8000 
4  304 

12 

22 

19  946.97 

190895 

Sonstiger  Adel  12 

114 

22 

93  686.48 
19946  97 

705  186 
190895 

136 

»13633.45 

896081 

Nengebaoer,  Carl  Hermann,  auf  Cbwalkowo 
Scblieper,  Adolf  Theodor,  Ob.L.Ger.Rat  in  Posen 

4 

1 

9i7,n 

423  09 

17019 
5  386 

2 

5 

»  340,20 

22405 

141 

"4  973.65 

918  486 
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VI. 


Da 

von  in  Fidei 

kommifs  festgelegt 

Besiu  de«  Fidei- 
kommiß in  0/0  rom 
Gesamtbe»itte 

Zahl 
der  Be- 

Totalfllche 
in  ha 

Grundsteuer- 
reinertrag 
in  M. 

Jahr  der 
Festl  etruna 

Zahl 
der  Be- 
«itzungei 

ToUl- 
flfcche 

Bemerkungen 

35 
13 
10 

12 
IO 
II 

3 
1 

7 
3 

23  992  74 
15  668.42 
9  708,16 
7  3*5-87 
6  754  34 
6  470,45 
5  288,63t 
4007,80 
3  394.17 
2  398.36 

186  680 
1  76481 
62325 
84  280 

45  070 
56123 
36171 
30  148 
29052 

24633 

1819 
1878 
1826 
1  Tor  1800 
1861 
1855 
1866 
1847 
1866 
1867 

1829 
1866 

97* 
92,8 
76,9 

IOO 

lOO 

IOO 

100 

IOO 

87,6 

IOO 

98 

95.6 

74.6 

100 

IOO 
IOO 
IOO 
IOO 

83,6 

IOO 

Thronmannslehen. 

2 
1 

2  353-90 
1  123.25 

20  464 
14  994 

IOO 
IOO 

IOO 
IOO 

• 

108 

88  485,58 

667  221 

94.7 

94.* 

5 

4 

1 

2 
2 

3  732,7  2 
3  436  *6 
2  614,90 
2  203.33 
2  182.87 

26  461 
28  439 
25502 
22  960 
20360 

1856 
1888 
1871 
1874 
1867 

IOO 
IOO 

100 

IOO 
IOO 

IOO 
IOO 

100 

IOO 
IOO 

2 
1 
1 
1 
1 

1 

1  5'9.i7 
1  090,14 
864.49 

822.46 
666.81 

531.07 

7930 

6654 
5852 

8000 

1  H7  A 
|  0  1  D 

1878 

1  »71 
1011 

1878 

1861 

1871 

IOO 
IOO 
1  w 
IOO 
IOO 

IOO 

IOO 
IOO 
IOO 
IOO 
IOO 

IOO 

Besitzt  noch  in  West- 
preufsen  das  Gut  Bo- 
rowke  mit  898  ha. 

1 

282,67 

4304 

vor  1800 

IOO 

IOO 

Der  Anteil  des  Fideikommiß 
liegt  in  d.  Prov.  Schlesien 
und  beträgt  1814  ha. 

22 

19946.97 

190895 

IOO 

IOO 

108 
22 

88  485.58 
19946,97 

667  221 

190895 

94.7 

IOO 

94t* 

IOO 

130 

108  432.56 

858 116 

95.6 

95* 

4 
I 

917.11 
423.09 

17019 

5386 

1879 
188'2 

IOO 
IOO 

IOO 
IOO 

5 

1  340.20  | 

22405 

100 

IOO 

'35 

109772,75  | 

880  521 

95.7 

95,6 
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Tabelle  VII. 


Zeitraum 

Zahl 

Fidei- 
kommisse 

Zahl 
der  Be- 
sitzungen 

Gesamt- 
fläche 

in  ha 

Orii  nHuf  All  Ar. 

vir  unu  sveucr- 

reinertrag 
in  M 

Durchschnitt- 
liche Fliehe 
pro  Fidei- 
kommiß 

Fürsten  und 

Grafen  : 

Vor  diesem  Jahrhundert 
1800—1860 
1851—1860 
1861—1870 
1871—1880 

I 

4 
I 

5 
i 

12 
48 
11 
»4 

73258V 
40062,10 

6  470. 4  & 
18  958.74 
15  668.4» 

84  280 
299617 

56  123 
150  720 

76481 

7  325-87 
10015,53 

3791.7a 

15  668.4  2 

Insgesamt 

12 

108 

88  485.68 

667  221 

7  373.80 

Sonstiger  Adel: 

Vor  diesem  Jahrhundert 
1851-1860 
1861—1870 
1871  —  1880 
18*1—1888 

I 
I 
2 

7 
i 

l 
5 
3 
9 
4 

282,57 
3732.72 

2  849.68 
9  645,55 

3  436.45 

43O4 
26  46I 
26  212 

105  479 
28  439 

282,57 
3  732,7» 
1  424,84 
1  377-94 
3  436.4  5 

Insgesamt 

12 

22 

19946,97  190895 

I  662.25 

Bürgerliche: 

1871—1880 
1881  1888 

1  ! 

4 

1 

91711 
423-09 

|     »7  019 
5  386 

5 

1  340.20 

22  405 

Tabelle 

Uebersicht  der 


Namen  des 


1.  Altenhof 


2  Paradies 

3.  Althöfchen 
Seinritz  und  Neu- 
vorwerk 

4.  Altkloster 
I.upiti 


5.  Bollwitz 

6  llallberg 

7  Kaisershof 
Wilhelmshof 

8.  Augustenhof 
9  Albrechtshof 
Preufsendorf 

10.  Glafsberg 

11.  Grofsdorf 
Steinsdorf 


1879-97 


1879-97 
1881-99 


1876-94 


1877  —  95 
1880—98 
1875-93 

1875—93 
1883— l'JOi 

1883  —  1901 
1888-1906 


Nutz- 
bare 

Fläche 
in 
ha 


Jährliche 
Pacht 

in 
II. 


Pacht 
pro 
ha 

M. 


Zeitraum 


IO  230 
I2  3°3 


21  482 


28.» 


18 180  15,5 
14  962  26.7  ji 

6  582  19,0 
19  762  .  20. rt 

I23.O 

5  504  I  26.7 
12  534  '  26,6 

4623  II,] 


1863—81 


1860—78 
1859-77 
1862  -80 
1871—75 

1871—75 
1871  -75 

1865—83 


Nutz- 
bare 

Flache 
in 
ha 


Jährliche 
Pacht 

in 

M 


Pacht 
pro 
ha 


I  205 


745 


1  552 
539 
336 
969 

194 
47i 

416 


17  400  14.4 


14  100  i8.s 


13  473  8,7 
9  168  17.0 
6045  18,0 
18  140  18,7 
I  I21.4 
I    4  030  f  20,8 
'  12856  '  27,3 

5095  I2,J 


14070I   23,4  I   1869-81   j     646  |  16152I 


as.o  I 
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Pacht  zugleich  für  vorhandene  Brennereien  und  Brauereien  berechnet 
ist.  Es  ergiebt  sich  seit  1816  ein  sehr  erheblicher  Rückgang  der 
Pacht,  bis  1840  andauernd,  von  10,5  zu  6,5  M.  pro  ha,  um  von 
da  ab  beständig  zu  steigen  und  namentlich  von  1860 — 70  von  11,5 
auf  18,8.  Im  Jahre  1890  wurden  im  Durchschnitt  21,5  M.  bezahlt, 
eine  Ziffer,  die  sich  um  1,3  M.  über  den  allgemeinen  Durchschnitt  des 
Regierungsbezirkes  und  der  Provinz  erhebt.  In  ganz  ähnlicher  Weise 
ist  die  Steigerung  im  Reg.-Bez.  Posen  vor  sich  gegangen,  in  50  Jahren 
von  7,3  auf  22,8,  während  der  Durchschnitt  für  alle  Domänen  in  dem 
Reg.-Bez.  jetzt  20,8  beträgt. 

Wie  wir  schon  früher  sahen,  daß  der  Durchschnittsertrag  der 
hauptsächlichsten  Getreidearten  nach  der  offiziellen  Statistik  in  der 
Provinz  nicht  unerheblich  hinter  dem  der  übrigen  Provinzen  zurück- 
steht, so  ist  das  auch  von  den  Pachtverträgen  der  Domänen  zu  sagen. 
Die  durchschnittliche  Pacht  in  den  östlichen  Provinzen  Preußens  war 
1890  38,9  M.  pro  ha,  also  fast  das  Doppelte  wie  in  Posen,  und  nur 
Gumbinnen  steht  mit  17,7  M.  noch  dahinter  zurück,  während  die  be- 
nachbarten Provinzen  Pommern  und  Westpreußen  bedeutend  höhere 
Erträge  aufzuweisen  haben. 

Die  Angaben  über  den  Verkauf  der  Domänen  sind  in  unserer 
Quelle  nicht  vollständig  genug,  um  hier  entsprechende  Berücksichtigung 
finden  zu  können.  Wir  behalten  uns  vor,  auf  Grund  anderen  Materials 
darauf  zurückzukommen. 


VIII. 


verpachteten  Domänen  von  ca.  1830  ab. 


Nuts- 
bare 
Fläche 

Jährliche 
Pacht 
in 

M. 

pro  ha 

Zeitraum 

Nutz- 
bare 

Flüche 

Jährliche 
Pacht 
in 
M. 

.3 

O 
U 

rt  • 

-  a 

O 
I 

tu 

Steige! 

■ung 

Orund- 
»teuer- 
rein- 

in 
ha 

— 

i 

SU 

in 
ha 

ertrag. 

M. 

1837—61 

I  305 

6  249 

S.I 

1829-87 

1  '75 

7  032 

6,0 

330 
463.3 

240 

86,7 

IOO 

4  «46 

4640 

1839-63 

745 

7656 

10,3 

1829—39 

661 

5607 

8,5 

338.» 

222,* 

121,2 

IOO 

43'8 

1860-59 
1840—62 
1862-71 

\ltl~n 

2  248 

539 

$ 

"77 
433 

II  520 
7  8uo 
3864 

}  7  »03 

5.1 

»4tf> 

Iii« 

5-2 

1836—38 
1819—36 

183S-62 

1838—62 
1H38— 6« 

2  248 
2  248 

\Z 

f  «77 
'  433 

13  557 

14  184 

j.  7  497 

6.0 

6,8 

1 

246 

166,7 

,4'2 

460 

534 
'532 

138.1 
«57.» 

374 
428 
416 
546 

8o,9 
IOO 
IO4 

95.» 

100 

IOO 

8  457 
3894 

4  54« 
11  067 

2  461 

5  649 

1841-66 

395 

2  292 

M 

I9M 

210,3 

too 

2617 

646 

'1655 

18,0 

-1845 

646 

6  585 

to.t 

»29.* 

»45.1 

176,6 

IOO 

6033 
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Name  des 

Vorwerk« 

Zeitraum 

— —  — 
Nuu- 
bare 
Fliehe 
in 
ha 

Jährliche 
Pacht 
in 

M. 

Pacht 
pro 
ha 

M. 

Zeitraum 

Nats- 
bare 

Flache 
in 
ha 

J&hrliche 
Pacht 
in 

M. 

Pacht 
pro 
ha 

M. 

12.  Orimsleben 

1876—94 

\  M 

1 

Sausberi» 

}  39° 
1 

Drookaa 

290 

680 

13  268 

10.5 

1868—76 

31  f 

8  4QO 

14,7 

13.  Kalsig 

1874—92 

367 

4  368 

11,9 

1856 — 74 

365 

4  2t8 

11,6 

14.  Kulm 

1888—1901 

769 

Motaberg 

243 

Lenk  Wie»« 

22 

16.  Hüblingen 

I  O34 

21  050 

20,4 

1866—83 

0?0 

2Q  71* 

27.1 

1888—1906 

628 

Gr.  Krossingen 

287 

QIC 

15  120 

16,5 

1880—88 

925 

16  194 

16.  Seebruck 

1874  92 

6  170 

I  Q  1 

1856 — 74 

A  l67 

II  A 

17.  Joacbitnafeld 

1886—1904 

l3 

Waidenhof 

223 

1886  —  1904 

<;ai 

III  To 

1868  86 

1  07 1 

2Q  R 

18.  Rdbrfeld 

■3  *  * 

1  *  — «0 

Brachweide 

22Q 

19.  DeuUcbof 

540 

IX  108 

U.4 

1880-98 

368 

5  23° 

'4.* 

1861-80 

402 

2835 

7»i 

20.  Nochan 

1876—94 

484 

Pellberg 

I  C  t 

°35 

21  730 

34'* 

1  OKO  7« 

looo — <o 

OIB 

IQ  »75 

ib,6 

91  OiilHpnÄll 

AI.  UUlUCilftU 

IRR9  lQiw'i 
lOO* — 1  VW 

702 

/»  K  rn  f  f  Vi  •  ti  • 

ncoruiLii  im 

5ai 

Ii  Urbach 

,  Q  _ 
Iö2 

22.  Porbach 

I  465 

33  820 

»3.1 

1864 — 82 

»  494 

20  844 

18,0 

*  OO  1  »7  v 

I  I 

1    10  r* 

l !?« ! 

ISA«  01 

i  OO  J  —Ol 

374 

9  500 

25,8 

an       Ilf-  1  

[!!• 

1881 — 99 

344 

8  283 

j  24,1 

1863—81 

298 

6485 

J  21.4 

24.  Stramin 

1887  —  1905 

275 

7  128 

35.9 

1870—88 

276 

'II27 

37.« 

So.  1  rebisheim 

1882  —  1900 

349 

O  c 

8  829 

25,3 

1864—82 

350 

8  855 

25-3 

zo.  Unterwaiaen 

1876 — 93 

435 

rrinientaorl 

353 

KatUtedt 

27.  Hammer  nnd 

1  1K1 
1  103 

19054 

I7,t 

1 o  aa  71 

1  005 

I599O 

15.» 

1887 — 1905 

A  lpTHTlr)«rVinf 
AIGJkttllUCillUl 

1 

2lO 

Wald  vorwerk 

186 

Johanniafeld 

108 

Sandvorwerk 

148 

Lehmgrabe  in 

Jublone 

5 

28  Grabitz 

657 

5  a5° 

7,99 

1869 — 87 

65a 

5  349 

8,1 

1880—98 

CIO 

Geifsberg 

297 

Kloaaowits 

l8l 

_____ 
_  t>  O 

988 

21  064 

21. S 

29.  Widtim 

1884-1902 

309 

Tloki 

305 

Dembrowiec 

322 

Alt-  und  Neu- 

Kiebel 

3»4 

1  250 

20174 

l6.1 

'8  775 

387  142    20ltS  | 
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Zeitraum 

Nutz- 
bare 
Fliehe 
in 
ha 

Jährliche 
Pacht 
in 

M. 

« 

JB 

1  • 
f 

j 

Nuta- 
bare 
Fliehe 

in 

ha 

[jährliche 
Facht 
in 

M. 

Pacht  pro  ha 
M. 

Steige 

rung 

Grund- 
steuer- 
rein- 
ertrag 
M. 

1840—58 
1835—66 

577 
365 

5  30I 
2472 

9* 

6,8 

1829—35 

562 

2  35* 

4.2 

1 

212,0 
283,3 

«59.* 
276,2 

100 

161,9 

100 

5  563 
»774 

1841—65 

15090 

i6,i 

125,9 

167,3 

100 

7661 

1862—80 
1841—66 

917 
290 

15030 
3  321 

16,4 
11,5 

1829—41 

2S7 

j/ 

I  434 

5.6 

146.4 

2^7,1 

205,4 

100 

12566 
3  6)6 

1844  -  68 

1  118 

»5  039 

13.3 

—  1844 

I  Il8 

8496 

7,6 

,272.4 
l297,3 

273-7 

'75 

100 

U4810 

1860-82 

399 

3822 

9,6 

'321,0 

I 

3  227 

1840—68 

618 

6291 

io.s 

—  1840 

618 

2988 

4.8 

712.5 

345,8 

212,5 

100 

6963 

1840—64 
1840—63 

1840—  63 
1846—70 
1845 — 64 

1492 

377 

298 
289 
349 

14586 
j  4  740 

3285 
3  5«° 

9,8 

7.0 

",4 
IO,l 

—  1840 

—1840 

—  1846 

—  1845 

377 

298 
289 
349 

}  3  747 

1  866 
1  860 

5.6 

6,5 

53 

235.7 
528,6 
482.1 
430,4 
398,5 

477.9 

183,7 
453.« 

382,1 
575-4 
477.» 

100 
I25 

175.« 
190,6 

100 

100 
100 

24  946 

4  657 

3  717 
4651 

5  496 

8352 

1854—69 

469 

8571 

18,3 

1 

l 

3854 

1 

1  1 

1      Ii         1  1 

Digitized  by  Google 


538 


J.  Conrad, 


Tabelle 

Begierungabesirk  Bromberg. 


Nuta- 

Jähr- 

Pacht 

Nutz- 

Jähr- 

Pacht 

Name  du  Vor- 

bare 

liche 

pro 

bare 

liche 

pro 

Zeitraum 

Flache 

Pacht 

ha 

Zeitraum 

Flache 

Pacht 

ba 

werks 

in 

in 

a  

in 

in 

ha 

M 

M. 

ba 

M. 

M. 

1.  Hottwell 

von  iBotf 

/°5 

1 3  202 

10,7 

70C 

12  2l8 

18,7 

mit  der  Wydor- 

auf  an  he - 

mllhle 

stimmte  Zeit 

I  I  AtS 

l8. !> 

S.  Janenfeldo 

1888 — 1906 

OI9 

9  43° 

15.2 

1(174  in 

hin 

üarWbot 

302 

8  8c8 

3  Paulsdorf 

1 885 — 1903 

382 

6  (in 

0  029 

23.i 

1AA7  RR 

11  4 
*S  - 

4.  Schönfelde 

l 888  — 1906 

J35 

3  5'7 

I2,S 

1 

1877-88 

1 

449 

9000 

2O.0 

—               W  II.. 

5.  Juditten 

i aal      i anfi 

1888 — 1906 

2IO 

3  3'7 

1  r  a 

IS'8 

6.  Neu  hausen 

1878—96 

437 

8  702 

19,9 

7.  Seehausen  ^ 

1 

Carolineobof 

u.  dem  daau 

VWtri  irf*ri     Rt'i(*l*»  i 

1887—95 

749 

8278 

IM 

1877—87 

75« 

6  420 

8.5  | 

Wn«r  n  Hrorho- 

JhVvl     U  >    m  9  \  vvli  v 

liniir  Raa 

11  LI  Ol      OCC  J 

8.  Oschüt* 

1878—94 

304 

s  036 

16,0 

9.  Jigerndorf 

1883—1901 

354 

1 

nebst  Anteil  am 

68 

1 

Strselcer  See 

Nebenvorwerk 

Gadow  nebst  An- 
teil  a.  Krsysanna- 
See  u.  Anteil  am 

•74 

12 

Bronislawer  See 

23 

631 

14873 

20,4 

1865—88 

631 

10905 

16,8 

10    Gr    Mo  riii 

A  v*     V-»  '  •     all  VI  III 

iggi  99 

338 

MflBH  aHT  mit  t\  p  m 

1 

204 

| 

54» 

16536 

3°»5 

IfiftQ  Ol 

looa — Bi 

*/  /4j 
»4  4W 

22.3 

11.  Niscbwit*  mit 

«OTQ  AO 

794 

19  229 

24,8 

lööU— <o 

777 

l8,6 

Mucharei  Muchhof 

8  853 

12.  PodstoliU 

1874—92 

503 

10036 

»9.9 

1856—74 

452 

19.6 

Rattay 

13.  Gonsawa 

1888— 1901 

3<>3 

1 

16,6 

Bergen  einschl. 

3^6; 

des  Gonsawaer, 

629 

15240 

24.8 

1865-83 

dt    ^  mt 

626 

IO428 

Godawyer  nnd 

Swiete-Sees 

1 4   Waldau  \ 

Bosch  | 

1  458 

Mfihlgrnnd  V 

1886— 1904 

1458 

36  33» 

24-3 

1868  —  86 

42  7«o 

29.S 

Naakrentny 

Blnmenberg  / 

15.  WlrsiU  | 

von  l 87 3  ab 

938 

21456 

Karlsweiler  \ 

1  auf  unbe- 

945 

24056 

25.3 

1855—73 

22,9 

Wiesenau  j 

stimmte  Zeit 

16.  Zolondowo 

1887-1905 

93« 

10  760 

11,6 

1 

Beerenberg 

1865-87 

17  x8a 

17.  Hohenberg 

1 1887 — 1905 

(  725 

14030 

•  9.3 

725 

23,7 

Rosenhof 

18.  NekU 

1887—1905 

29  t 

3  578 

12.3 

|  11  102  224989I  20,3 
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IX. 


Uebersioht  der  verpachteten  Domänen. 


Zeitraum 

Nutz- 

Fliehe 
in 
ha 

Jährliche 
Pacht 
in 
M. 

Pacht 
pro 
ha 

M 

Zeitraum 

Nuts- 
bare 
Fläche 
in 
ha 

Jährliche 
Pacht 
in 
M 

rächt 
pro 
ha 

M 

=— 

1853-71 

705 

7  026 

IO,o 

1829-63 

705 

6018 

8,5 

1828  89 

12.0 

1853—71 

619 

9  108 

14,7 

1829— 58 

619 

3  156 

5»i 

8,1 

1826—29 

39i 

.  4236 

10,8 

1843—67 

457 

3  720 

1831—48 

457 

l  4  923 

5.« 

11861—79 

449 

6480 

14,* 

449 

[1848—61 

449 

3027 

6,7 

j  1831—43 

1844—68 

431 

4986 

6,8 

1844-68 

622 

2473 

1881—44 

1354 

5  820 

4,s 

1844-  68 

301 

bei  Nr.  6 

1841-65 

455 

3  331 

7,1 

1826-41 

455 

4  995 

11,0 

1839-63 

500 

9.7 

1842—60 

777 

8463 

10,9 

1882-42 

777 

4260 

5,* 

1888—56 

452 

1 800 

4»o 

1841—68 

508 

5202 

10,, 

1881—41 

508 

2400 

4,7 

1850-68 

M37 

17340 

12,1 

1881—50 

M37 

12960 

1834—55 

938 

5400 

5.» 

I       i       !         I  i 


Digitized  by  Google 


540 


J.  Conrad, 


Tabelle 
Bromberg. 


des  Vor- 


Nutsbare 
Fliehe 
in 


1.  Flottwell 

mit  der  Wjrdor- 
mühlo 

2.  Jnlienfelde 
Carlshof 

S.  Panlsdorf 

4.  8cböDfelde 

5.  Jaditten 
6. 
T. 

Carolinenhof 
n.  dem  dazu  ge- 
hörigen Rgiels- 
koer  u.  Brocho- 
liner  See 

8.  Oschüts 

9.  Jagerndorf 
nebst  Anteil  am 


1820-26 


1820—26 


1825—81 


Ne 

Qadow  nebst  An- 
teil a.  Krsyianna 
See  u.  Anteil  am 
Bron  isla  wer  See 

10.  Gr.  Mo rin 
Nendorf  mit  dem 
Moriner  See 

11.  Ni. schwitz  mit 
Milcherei  Hilchhot 

12.  PodstoliU 
Kattay 

18.  Oonsawa 

Bergen  einschl. 

des  Oonsawaer, 

Oodawjrer  and 

Swiete-Sees 
14.  Waldau 

Bnsch 

Mfihlgrnnd 

Nnskrentny 

Blnmenberg 
18.  Wirsits 

Karlaweiler 

Wieseoan 
16.  Zolondowo 


1823—26 


17.  Hohenberg 
Rosenhof 

18.  Mehla 


1821—89 
1820—82 


1828—86 


1819—31 


>1817-B1 


|l826— 84 


inkl.     lexkl.  Satz- 
Neben-   Jung  Brenn 
nutsangen  n.  Brauer. 
M  M 


Ton  Brenn 
n.  Brauer. 


|  Pacht  inkLU 
Brenn, 
u.  Brauer - 
pro 
ha 


679 


391 

365 
233 
53» 
473 


285 
873 

778 

83» 
1  506 

685 
396 

1  064 
610 


895a 

4  548 

12  168 


'20604 


11  961 

8004 
8  17a 
4  34» 

6  591 

11  055 
7224 


5  451 
4*36 
6984 


13827 


64H 

6204 
6627 

3  *'9 
3  774 

9078 
5103 


2724 


1  710 


1  380 


5298 

1446 
139* 
75° 

1  365 

1527 
2028 


12,0 


10,8 


7.7 


9.» 


9.« 
5.« 
5.» 

13*0 

10,0 
11,1 
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IX. 

Ueberirfcht  der  verpachteten  Domänen. 


Zeit- 
*  räum 

Nutz- 
bare 
Fläche 

in 

ba 

inkl. 
Neben- 
nutz 
M. 

Pacht 
exkl. 

Nutzung 
Brenn,  u 
Brauer 
M. 

von 
Brenn 
u  Brau 
M 

Pacht 
pro 
ha 

M. 

firund- 
'iteuer* 
rein- 
|  ertrag 

M. 

Steigerung 

—1816 

679 

8  952 

5  45' 

12,0 

1  9  43? 

■SS.« 

«55.« 

83.3 

70 ,1 
100 

100 

100 

— 18ie 
—1816 

391 

16c 

233 
531 
473 

4548 
[13  041 

4236 

7  770 

»974 

10.8 
8.,; 

6  608 

3  526 

4  7 «3 

3  971 
3  569 

I4O," 

268.6 

«43  0 
176,7 

193.2 

171. 3 

269.7 
I232.5 
I 

136.1 

94.2 
167.4 

77.» 
66,0 

47.« 
100 

63.7 

100 

89,5 

100 
100 

—  1816 

285 
373 

20  460 

13  776 

3087 

10,8 

2625 

107,8 
161. 3 

82,5 

38,8 

4M 

90.3 

100 

—1816 

778 

11  844 

6414 

5298 

»5.1 

6073 

«35.« 

111,2 

47.o 

72.8 

100 

100 

—1816 

832 

87«5 

6  207 

2  160 

10. 1 

12  167 

302,0 

329.7 

96,0 

9i,i 

100 

—  1816 

1  506 

««  739 

8979 

2  622 

7,7 

•5  298: 

3«4.» 

24«.£> 

14«. 5 

7»,« 

68,8 

100 

—  1816 

68S 

5  073 

3  219 

I  5OO 

M 

6311 

288,4 

284,1 

58,0 

84,1 

100 

—1816 

396 

6  435 

2  481 

3  165 

14.3 

8  349 

169,2 

116,1 

7«. 3 

32.9 

90,9 

100 

—1816 

1  064 

12  642 

9078 

3  345 

11,1 

30426 

212,8 

250,4 

103,4 

76,9 

85.5 

100 

—  1816 

610 

8826 

5  103 

3627 

14.3 

15  281! 
7  626 

176.9 

160,1 

40,6 

1 

81,8 

100 
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Tabelle  X. 


• 

Jahr 

Begierungsbezirke : 

Bro 

mberg 

Zahl 
der 

Dom 

Nutzbare 
Fläche 
ha 

Pacht 
H. 

Pacht 
pro 
ha 

Zahl 
der 

Dom. 

Nutzbar  a 

Fliehe 
ha 

Pacht 
M. 

Pacht 
pro 
ha 

1816 
1820 
1830 
1840 
1850 
1860 
1870 
1880 
1890 

16 
|6 
16 
16 
16 
16 

12429 

12  462 

II  766 
II  703 

"383 
1 1  4OO 

90417 
106  986 
Il8  704 
186  386 
245668 
260612 

7.»7 
8,58 

10,00 
15.93 

21.58 
22.82 

!| 

I  c 

»5 
>5 
'S 
15 
15 
15 

9  701 
9  701 

Q  dOQ 

8648 
865I 
8  651 

8  923 

9  »36 
9  15« 

102  216 

95  259 
76812 

56  583 
69666 

99  735 
168005 
197  797 
1 96618 

10,54 
9.82 
8,16 

6,54 

8,05 
11,58 
18,88 
21.65 
21.49 

1860 
1890 

16 

Vor- 
werke 

55 

II  766 
18776 

Grundsteuei 
123  828 

Pacht 
387  143 

reinertr. 
10,52 

20, 6  2 

»5 

Vor- 
werke 
29 

8651 
11  102 

Grundsteuerreiner  tr 
128362    |  14,84 

Pacht 
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IV. 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Reich. 

(ForUetiong)  *). 

Von  Assessor  Greif  f. 
XXL 

Der  vierte  Abschnitt  des  dritten  Buches  handelt  vom  Eigentum. 
Sein  erster  Titel ,  welcher  die  Ueberschrift  trägt  „Inhalt  und  Be- 
grenzung des  Eigentums",  stellt  in  §  848  zunächst  den  Inhalt 
des  Eigentums  fest.  Die  Kommission  hielt  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
Entwurf  eine  derartige  Feststellung  mit  Rücksicht  auf  die  grundlegende 
Bedeutung  des  Eigentums  für  die  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  für, 
wenn  auch  nicht  unentbehrlich,  so  dooh  angemessen.  Sie  billigte  ferner 
gegenüber  verschiedenen  Anträgen,  die  eine  abweichende  Kennzeichnung 
des  Eigentumsinhalts  versuchten,  auch  die  Art,  wie  der  Entwurf  den- 
selben feststellt,  indem  er  neben  der  negativen  Befugnis  des  Eigentümers, 
andere  von  der  Einwirkung  auf  die  Sache  auszuschliefsen,  die  positive 
Befugnis,  nach  Willkür  mit  der  Sache  zu  verfahren,  hervorhebt  und 
darauf  hinweist,  dafs  diese  Befugnisse  des  Eigentümers  den  duroh  Gesetz 


.     TIerter  Abschnitt. 
Eigentum. 

Erster  Titel, 
lobalt  des  Eigentums. 

§  848.  Der  Eigentümer  einer  Sache  kann,  soweit  nicht  das  Oesetx  oder  Rechte 
Dritter  entgegenstehen,  mit  der  Sache  nach  Belieben  verfahren  und  andere  von  jeder 
Einwirkung  ausschliefsen. 

1)  Vargl.  8.  248. 
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oder  Kochte  Dritter  begründeten  Beschränkungen  und  zwar  nur  diesen 
Beschränkungen  unterliegt.  Da  jedooh  die  Ausdrucksweise  des  Entwurfs, 
dafs  der  Eigentümer  nach  Willkür  mit  der  Sache  zu  verfahren  be- 
rechtigt sei,  ron  der  Kritik,  freilich  kaum  mit  Hecht,  getadelt  worden 
ist,  weil  in  derselben  das  Anerkenntnis  einer  Befreiung  des  Eigentümers 
auch  von  allen  sittlichen  8ohranken  in  Bezug  auf  den  Gebrauch  seines 
Rechts  gefunden  werden  könne,  so  wählte  man  statt  der  Worte  „nach 
Willkür"  die  Worte  „nach  Belieben".  Während  der  Entwurf  ferner  das 
Recht  des  Eigentümers,  über  die  Sache  zu  v  er  fügen,  als  einen  Be- 
standteil des  RechUinhalts  erwähnt,  war  die  Kommission  der  Ansicht, 
dafs  in  diesem  Rechte  nicht  ein  für  das  Eigentum  kennzeichnendes  Moment 
liege,  und  strich  daher  diesen  Teil  der  Bestimmung.  —  Gegenüber  der 
Vorschrift  des  §  849,  nach  welcher  sich  das  Recht  des  Eigentümers  eines 
Grundstücks  auf  den  Raum  über  der  Oberfläche  und  auf  den  Erdkörper 
unter  derselben  erstreckt,  erachtete  die  Kommission  im  AnBchlufs  an 
mehrere  Stimmen  der  Kritik  eine  gesetzliche  Begrenzung  des  Machtbe- 
reichs des  Grundstückseigentümers  für  erforderlich,  da  ohne  solche  die 
Rechtsprechung  durch  die  unbeschränkte  Fassung  der  Vorschrift  zu  un- 
annehmbaren Entscheidungen  gedrängt  werden  würde.  Eine  Einschrän- 
kung der  Vorschrift  erschien  durch  die  Entwickeluog  des  modernen  Ver- 
kehrs und  der  modernen  Technik  geboten,  welohe  eine  weitgehende  Be- 
nutzung des  Raumes  über  und  des  Erdkörpers  unter  fremden  Grund- 
stücken nötig  machen.  Man  beschränkte  demgemäfs  die  Befugnis  des 
Grundstückseigentümers  zur  Ausschliefsung  fremder  Einwirkungen  auf 
solche  Einwirkungen,  an  deren  Ausschluß  derselbe  ein  Interesse  (irgend 
welcher  Art,  wenn  auch  kein  Vermögensinteresse)  hat. 

Bezüglich  der  in  §  850  geregelten  Frage  der  Zulässigkeit  der  sog. 
mittelbaren  (nioht  durch  unmittelbare  Zuleitung  bewirkten)  Immissionen 


§  849  Das  Recht  dos  Eigentümers  eiues  Grundstücks  erstreckt  sich  auf  den  Raum 
Uber  der  Oberflache  und  auf  den  Erdkörper  anter  derselben.  Der  Eigentümer  mufs  je- 
doch Einwirkungen  dulden,  die  in  solcher  Hobe  oder  Tiefe  vorgenommen  werden,  dafs  er 
an  der  Ausschliefsung  kein  Interesse  hat. 

§  860.  Der  Eigentümer  eines  Grundstücks  kann  die  Zufuhrung  too  Gasen,  Dämpfen, 
Gerüchen,  Rauch,  Rufs,  Wärme,  Geräusch,  Erschütterungen  und  ähnliche  von  einem 
anderen  Grundstück  ausgehende  Einwirkungen  insoweit  nicht  verbieten,  als  er  durch  sie 
in  der  Benutzung  seines  Grundstücks  nicht  oder  nur  unwesentlich  beeinträchtigt  oder  die 
Einwirkung  durch  eine  Benutzung  des  anderen  Grundstücks  herbeigeführt  wird,  die  nach 
den  örtlichen  Verhältnissen  bei  Grundstücken  dieser  Lage  gewöhnlich  ist.  Die  Zu- 
führung durch  eine  besondere  Leitung  ist  unzulässig. 

§  850a.  (864.)  Der  Eigentümer  eines  Grundstücks  kann  verlangen,  dafs  auf  den 
Nachbargrundstücken  nicht  Anlagen  hergestellt  oder  gehalten  werden ,  von  denen  mit 
Sicherheit  vorauszusehen  ist,  dafs  ihr  Bestand  oder  ihre  Benutsung  eine  unzulässige  Ein- 
wirkung auf  sein  Grundstück  aar  Folge  hat.  Genügt  eine  Anlage  den  landesgesetzlichen 
Vorschriften,  die  einen  bestimmten  Abstand  von  der  Grenze  oder  sonstige  Schutzmafs- 
regeln  vorschreiben,  so  kaon  die  Beseitigung  der  Anlage  erst  verlangt  werden,  wenn  die 
unzulässige  Einwirkung  thataächlich  hervortritt. 

Bäume  und  Sträucher  gehören  nicht  au  den  Anlagen  im  Sinne  dieser  Vorschriften. 
|  850  b.    Wird  durch  ein  Gebäude  oder  ein  sonstiges  mit  einem  Grundstücke  ver- 
bundenes Werk  wegen  Gefahr  des  Einsturzes  oder  der  Ablösung  von  Teilen  ein  Nachbar- 
grnndstflck  mit  Schaden  bedroht,  so  kann  der  Nachbar  von  demjenigen,  welcher  nach  dem 


§  714  c  Abs.  1   und  den  §§  714  d,  714e  für  den  eintretenden  Schaden  verantwortlich 


Gesetzgebung. 


545 


von  Imponderabilien  wie  Gasen,  Bauch,  Erschütterungen  u,  dergl.  ging 
die  Kommission,  abweichend  von  der  Auffassung,  welche  nach  den  Motiven 
dem  Entwurf  zu  Grunde  liegt,  von  der  Ansicht  aus,  dafs  es  sich  darum 
handle,  einerseits  für  Immissionen  dieser  Art  eine  Ausnahme  von  dem  aus 
den  §§  848,  849  folgenden  Verbietungsrecht  des  von  der  Immission  be- 
seht würde,  verlangen,  dafs  er  di«  iur  Abwendung  der  Gefahr  erforderlichen  Mafs- 
r egoin  trifft. 

§  860  c.  (865.)  Ein  Grundstück  darf  nicht  in  der  Weite  vertieft  werden,  dafs  der 
Boden  des  Nachbargrundstücks  die  erforderliche  Stütze  verliert,  es  sei  denn,  dafs  für  eine 
genügende  anderweitige  Befestigung  gesorgt  ist. 

§  850  d.  (861).  Der  Eigentümer  eine*  Grundstück«  kann  Wurzeln  eines  Baumes  oder 
eine*  Strauches,  die  von  einem  Nachbargrundslück  eingedrungen  sind,  abschneiden  und 
behalten  Das  Gleiche  gilt  von  herüberragenden  Zweigen,  wenn  der  Besitzer  des  Nachbar- 
Grundstücks  sie  nicht  innerhalb  einer  ihm  von  dem  Eigentümer  des  anderen  Grundstücks 
bestimmten  angemessenen  Frist  beseitigt. 

Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwendung,  wenn  die  Wurzeln  oder  die  Zweige  die 
Benutzung  des  Grundstücks  nicht  beeinträchtigen. 

Anmerkung.  Der  Art.  67  des  Entwurfes  des  Einführungsgesetzes  erhält  folgende 
Fassung: 

Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  durch  welche  die  Rechte  des 
Eigentümers  eines  Grundstücks  zu  Gunsten  eines  benachbarten  Waldgrundstücks  in  An- 
sehung der  auf  der  Grenze  oder  auf  dem  Waldgrundstücke  stehenden  Bäume  und 
Strfturher  Beschränkungen  unterworfen  werden,  die  über  die  Vorschriften  des  §  850  d  und 
des  §  855  Abs.  2  hinausgehen. 

§  850  e.  (862.)  Früchte,  die  von  einem  Baume  oder  einem  Strauche  auf  ein  Nach- 
barfcrundstück  hinüberfallen,  gelten  als  Früchte  dieses  Grundstücks.  Diese  Vorschrift 
findet  keine  Anwendung,  wenn  das  Nachbargrundstück  dem  öffentlichen  Gebrauche  dient. 

§  850  f.  (857.)  Hat  der  Eigentümer  eines  Grundstücks  bei  der  Errichtung  eines  Gebäudes 
über  die  Grenze  gebaut,  ohne  dafs  er  sie  kannte  und  ohne  dafs  seine  Unkenntnis  auf  grober 
Fahrlässigkeit  beruhte,  so  hat  der  Nachbar  den  Ueberbau  zu  dulden,  es  sei  denn,  dafs  er 
vor  oder  sofort  nach  der  Grenzüberschreitung  Widerspruch  erhoben  hat. 

Der  Nachbar  ist  durch  eine  Geldrente  zu  entschädigen.  Für  die  Höhe  der  Rente 
ist  die  Zeit  der  Grenzüberscbreitung  maßgebend. 

§  850  g.  (857  Abs.  2,  858.)  Das  Recht  auf  die  Rente  steht  dem  jeweiligen  Eigen- 
tümer des  Nachbargrundstücks  zu ;  zur  Entrichtung  der  Rente  ist  der  jeweilige  Eigentümer 
de»  anderen  Grundstücks  verpflichtet. 

Die  Rente  ist  jährlich  im  voraus  zu  entrichten.  Sie  erlischt  mit  der  Beseitigung 
des  Ueberbaues.    Ein  Verzicht  auf  die  Rente  ist  unzulässig. 

Die  Rente  wird  nicht  in  das  Grundbuch  eingetragen.  Sie  geht  allen  Rechten  an 
dem  belasteten  Grundstück,  auch  den  älteren,  vor.  Im  übrigen  finden  auf  die  Rente  die 
Vorschriften  über  die  Reallasten  Anwendung. 

§  850  b.  (859.)  Der  Rentenberechtigte  kann  jederzeit  verlangen ,  dafs  der  Renten- 
pflichtige ihm  gegen  Uebertragung  des  Eigentums  an  dem  überbauten  Teile  des  Grund« 
Stücks  den  Wert  ersetzt,  welchen  dieser  Teil  zur  Zeit  der  Grenzüberscbreitung  gehabt 
bat.  Macht  er  von  dieser  Befugnis  Gebrauch ,  so  bestimmen  sich  die  Rechte  und  Ver- 
pflichtungen beider  Teile  nach  den  Vorschriften  über  den  Kauf. 

Für  die  Zeit  bis  zur  Uebertragung  des  Eigentums  ist  die  Rente  fortzuentrichten 

§  850  i.  (860.)  Wird  durch  den  Ueberbau  ein  Erbbaurecbt  oder  eine  Dienstbarkeit 
au  dem  Nachbargrundstücke  beeinträchtigt,  so  finden  zu  Gunsten  des  Berechtigten  die 
Vorschriften  der  §§  850  f,  850  g  entsprechende  Anwendung. 

§  850  k.  (863.)  Fehlt  einem  Grundstücke  die  zur  ordnungsmäßigen  Benutzung  not- 
wendige Verbindung  mit  einem  öffentlichen  Wege,  so  kann  der  Eigentümer  von  den 
Nachbarn  verlangen,  dafs  sie  bis  zur  Hebung  des  Mangels  die  Benutzung  ihrer  Grund- 
stücke zur  Herstellung  der  erforderlichen  Verbindung  dulden.  Die  Richtung  des  Notwegs 
und  der  Umfang  des  Benutzungsrechts  werden  erforderlichen  Falles  durch  Urteil  bestimmt. 

Der  Eigentümer  hat  die  zur  Duldung  des  Notwegs  verpflichteten  Nachbarn  durch 
eine  Geldrente  au  entschädigen.  Die  Vorschriften  des  §  850  f  Abs.  2  und  der  §§  850  g, 
850  i  finden  entsprechende  Anwendung. 

Dritt.  Kol««  Bd.  VI  i  LH).  35 
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troffenen  Grundeigentümers  zu  bestimmen ,  andererseits  aber  dasjenige 
Mafs  derartiger  Immissionen  gesetzlich  festzusetzen,  bei  dessen  Ueber- 
schreituog  das  Vertretungsrecht  wieder  Platz  greife.  Die  in  Betracht 
kommenden  Immissionen  bezeichnet  der  Entwurf  durch  Aufführung  der 
hauptsächlichen  Beispiele,  erwähnt  aber  unter  diesen  nicht  die  Ge- 
räusche, indem  er  es  der  Polizeigesetzgebung  überlassen  will,  die  in 
dieser  Hinsicht  notwendige  Abhilfe  zu  schaffen.  Die  Kommission  nahm 
die  Geräusche  mit  in  die  Bestimmung  auf,  da  von  der  Polizeigesetzgebung 
Abhilfe  nicht  zu  erwarten  sei.  Aufserdem  wurde  der  Begriff  der  über- 
mäßigen Immission  abweichend  vom  Entwurf  bestimmt  Die  Immission 
soll  im  allgemeinen  als  übermäfsig  gelten,  wenn  sie  die  Benutzung,  nicht 
nur,  wie  der  Entwurf  will,  wenn  sie  die  regelmüfsige  Benutzung 
des  betroffenen  Grundstücks  wesentlich  beeinträchtigt,  da  der  Eigentümer 
dieses  Grundstücks  an  sieh  berechtigt  ist,  dasselbe  beliebig  zu  benutzen. 
Nur  dann  soll  deT  Eigentümer  sich  auch  eine  wesentliche  Beeinträch- 
tigung der  Benutzung  gefallen  lassen  müssen,  wenn  die  Immission  zu 
einer  Benutzung  des  anderen  Grundstücks  gehört,  die  nach  den  örtlichen 
Verhältnissen  bei  Grundstücken  dieser  Lage  gewöhnlich  ist  (z.  B.  Kauch- 
zuführung  bei  Grundstücken  in  der  Nachbarschaft  von  Fabrikvierteln). 

Die  Vorschriften  des  §  851  über  die  Abmarkung  einer  unter  den 
Nachbarn  unbestrittenen  Grenze  wurden  sachlich  nicht  beanstandet.  Den 
Verzicht  auf  den  Abroarkungsanspruch  auszuschliefsen,  lehnte  man  ab,  weil 
ein  Verzicht  mit  obligatorischer  Wirkung  statthaft  sein  müsse,  die  ün- 
zulässigkeit  eines  Verzichts  mit  dinglicher  Wirkung  aber  sich  von  selbst 
verstehe.  Nach  §  852  soll,  wenn  im  Falle  einer  Grenzverwirrung  die 
richtige  Grenze  nicht  ermittelt  werden  kann,  die  Grenze  in  erster  Linie 
naoh  dem  Besitzstande,  in  zweiter  durch  die j  e  ni  ge  Linie  bestimmt 
werden!,  durch  welche  jedem  der  Nachbargrundstücke  ein  gleich  grofses 

§  850 1.  (863.)  Die  Verpflichtung  mr  Duldung  des  Notwegs  tritt  nicht  ein,  wenn 
die  bisherige  Verbindung  des  Grundstücks  mit  dem  öffentlichen  Wege  durch  eine  will- 
kürliche Handlung  des  Eigentümers  aufgehoben  worden  ist 

Ist  infolge  der  Veräufserung  eines  Teiles  des  Grundstücks  der  veräußerte  oder  der 
zurückbehaltene  Teil  von  der  Verbindung  mit  dem  öffentlichen  Wege  abgeschnitten,  so 
hat  der  Eigentümer  desjenigen  Teiles,  Uber  welchen  die  Verbindung  bisher  stattgefunden 
hat,  den  Notweg  zu  dulden.  Der  Veräußerung  eines  Teiles  steht  die  Veräufserung  eines 
von  mehreren  demselben  Eigentümer  gehörenden  Grundstücken  gleich. 

§  851.  Der  Eigentümer  eines  Grundstücks  kann  von  dem  Eigentümer  eines  Nacn- 
bargrundstücks  verlangen,  dafs  derselbe  zur  Errichtung  fester  Grenzzeichen  und,  wenn 
ein  Grentzeichen  verrückt  oder  unkenntlich  geworden  ist,  zur  Wiederherstellung  mitwirkt 

Die  Art  der  Abmarkuug  und  das  Verfahren  bestimmen  sich  nach  den  Landesgesetzen ; 
nthaltcn  diese  keine  Vorschriften,  so  entscheidet  die  Ortsüblichkeit. 

Die  Kosten  der  Abmarkung  sind  von  den  Beteiligten  zu  gleichen  Teilen  zu  tragen, 
sofern  sich  nicht  aus  einem  zwischen  ihnen  bestehenden  Rechtsverhältnis  ein  anderes 
ergiebt. 

§  852.  Läfst  sich  im  Falle  einer  Grenzverwirrung  die  richtige  Grenze  nicht  er- 
mitteln ,  so  ist  für  die  Abgrenzung  der  Besitzstand  maßgebend.  Rann  der  Besitzstand 
nicht  festgestellt  werden ,  so  ist  jedem  der  Grundstücke  ein  gleich  grofses  Stück  der 
streitigen  Fläche  zuzuteilen. 

Soweit  eine  diesen  Vorschriften  entsprechende  Bestimmung  der  Grenze  zu  einem  Er- 
gebnisse führt,  das  mit  den  ermittelten  Umständen,  insbesondere  mit  der  feststehenden 
Gröfse  der  Grundstücke,  nicht  übereinstimmt,  ist  die  Grenze  so  zu  ziehen,  wie  es  unter  Be- 
rücksichtigung dieser  Umstände  der  Billigkeit  entspricht 
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Stück  des  streitigen  Flächen  abschnitt«  zugeteilt  wird.  Diese  Vorschrift 
bedurfte  zunächst  mit  Rücksicht  darauf  einer  Berichtigung,  dafs  die  in 
zweiter  Linie  vorgeschriebene  Teilung  in  jedem  Falle  durch  viele  ver- 
schiedene Linien  bewirkt  werden  kann.  Man  zog  ferner  in  Betracht, 
dafs  unter  Umständen  trotz  der  Unmöglichkeit,  die  wahre  Grenzlinie  fest- 
zustellen ,  doch  feststehen  könne ,  ein  wie  grofser  Teil  der  streitigen 
Fläche  dem  einen  oder  dem  anderen  Nachbar  gehöre,  wenn  z.  B.  der 
Gesamtflächeninhalt  der  Machbargrundstücke  bekannt  sei.  In  solchem 
Falle,  nahm  man  an,  müsse  die  Teilung  der  streitigen  Fläche  so  erfolgen, 
dafs  jeder  Nachbar  ein  Grundstück  von  dem  ihm  zustehenden  Flächen- 
inhalt erlange.  Der  §  853,  welcher  die  sioh  aus  den  §§  851,  852  er- 
gebenden Ansprüche  für  unverjährbar  erklärt,  wurde,  obwohl  ihn  die 
Minderheit  als  theils  entbehrlich,  theils  unrichtig  lebhaft  bekämpfte,  auf- 
recht erhalten. 

Die  Vorschriften  des  §  854  über  das  Rechtsverhältnis  an  einer 
auf  der  Grenze  zweier  Grundstücke  befindlichen,  zum  Vorteil  beider 
Grundstücke  dienenden  Einrichtung  erfuhren  nur  eine  unwesentliche 
Aenderung,  indem  man,  abweiohend  von  Abs.  1,  es  für  einfacher  hielt, 
eine  Vermutung  für  die  Befugnis  der  Nachbarn  zu  gemeinschaftlicher 
Benutzung  der  Einrichtung  aufzustellen.  Auch  die  Bestimmungen  des 
§  855  über  die  auf  der  Grenze  stehenden  Bäume  fanden  sachlich  Billigung. 
In  Gemäfsheit  eines  Vorschlags  des  preußischen  Landes-Oekonomie-Kolle- 
giums  sohlofs  man  jedoch  den  im  Entwurf  den  Nachbarn  allgemein  ge- 
währten gegenseitigen  Anspruoh  auf  Beseitigung  eines  solchen  Baumes 

§  853  vergl.  §  855». 

§  854.  (854  Abs.  1.)  Werden  zwei  Grundstücke  durch  einen  Zwischenraum,  Rain, 
Winkel,  einen  Graben,  eine  Mauer,  Hecke,  Planke  oder  eine  andere  Einrichtung,  die  zum 
vorteile  neioer  vrrunasiucae  oieni,  voneinanaer  geiscnieuen  ,  so  wira  verminet,  aais  die 
Eigentümer  der  Grundstücke  zur  Benutzung  der  Einrichtung  gemeinschaltlich  berechtigt 
lind,  sofern  nicht  äufsere  Merkmale  darauf  hinweisen ,  dafs  die  Einrichtung  dem  einen 
Nachbar  allein  gehört. 

§  854  a.  (854  Abs.  2.)  Sind  die  Nachbarn  in  Ansehung  einer  der  im  §  854  be- 
zeichneten Einrichtungen  gemeinschaftlich  berechtigt,  so  kann  jeder  von  ihnen  die  Ein- 
richtung zu  dem  Zwecke,  der  sich  aus  ihrer  Beschaffenheit  ergiebt,  insoweit  benutzen, 
als  nicht  der  andere  in  der  Mitbenutzung  beeinträchtigt  wird.  Die  Unterhaltungskosten 
sind  von  den  Machbarn  zu  gleichen  Teilen  zu  tragen.  Solaoge  der  eine  Nachbar  an 
dem  Fortbestande  der  Einrichtung  ein  Interesse  hat,  darf  sie  ohne  seine  Zustimmung 
nicht  besaitigt  oder  geändert  werden.  Im  Übrigen  bestimmt  sich  da«  Rechtsverhältnis 
zwischen  den  Nachbarn  nach  den  Vorschriften  über  die  Gemeinschaft. 

§  855.  Steht  auf  der  Grenze  ein  Baum,  so  gebühren  die  Früchte  und,  wenn  der 
Baum  gefällt  wird,  auch  der  Baum  den  Nachbarn  zu  gleichen  Teilen. 

Jeder  der  Nachbarn  kann  die  Beseitigung  des  Baumes  verlangen.  Die  Kosten  der 
Beseitigung  fallen  den  Nachbarn  zu  gleichen  Teilen  zur  Last.  Der  Nachbar ,  welcher 
die  Beseitigung  verlangt ,  hat  jedoch  die  Kosten  allein  zu  tragen,  wenn  der  andere  auf 
sein  Recht  an  dem  Baume  verzichtet;  er  erwirbt  in  diesem  Falle  mit  der  Trennung  das 
Alleineigentum.  Der  Anspruch  auf  Beseitigung  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Baum  als 
Grenzzeichen  dient  und  den  Umständen  nach  nicht  durch  ein  anderes  zweckmässiges  Grenz- 
zeichen  ersetzt  werden  kann. 

Dies«  Vorschriften  finden  auf  einen  auf  der  Grenze  stehenden  Strauch  entsprechende 
Anwendung. 

§  855  a.  (858).  Die  ans  den  §§  850  a,  850  b,  850  h,  850  i.  dem  §  850  k  Abs.  1, 
dem  §  8501  Abs.  8,  den  §§  851,  852  und  dem  §  855  Abs.  2  sich  ergebenden  Ansprüche 
unterliegen  nicht  der  Verjährung. 
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für  den  Fall  aus,  wenn  der  Baum  als  Grenzzeichen  dient  und  den  Um- 
ständen nach  nicht  durch  ein  anderen  zweckmässiges  Grenzzeichen  er- 
setzt werden  kann,  wie  z.  B.  die  sog.  Kopfbäume  (gekappte  Weiden) 
als  Grenzzeichen  für  Wiesen  in  den  Ueberschwemmungsgebieten  grofser 
Flüsse,  namentlich  des  Niederrheins.  Der  §  856,  welcher  die  Pflicht 
der  Grundeigentümer  zur  Duldung  des  natürlichen  Wasserabflusses  be- 
trifft, wurde  gestrichen;  es  erschien,  nachdem  durch  das  Einführungsge- 
Betz  Art.  39  die  Regelung  des  Wasserrechts  allgemein  der  Landesgesetz- 
gebung  vorbehalten  ist,  nicht  angemessen,  sich  mit  einer  einzelnen,  obenein 
mit  anderen  einschlägigen  Fragen  zusammenhängenden  wasserrechtlichen 
Frage  im  Gesetzbuch  zu  befassen. 

Die  §§  857—860  regeln  den  Fall  des  Grenzüberbaus.  Nach  §  857 
Abs.  1  hat  der  Nachbar  das  seine  Grenze  Überschreitende  Gebäude,  so- 
lange es  steht,  unter  der  doppelten  Voraussetzung  zu  dulden,  dafs  dem 
Bauenden  bei  der  Grenzüberschreituug  weder  Vorsatz  noch  Fahrlässigkeit 
zur  Last  fällt  und  dafs  der  betroffene  Nachbar  selbst  nicht  vor  oder  so- 
fort naoh  der  Ueberschreitung  gegen  diese  Widerspruch  erhoben  hat.  Die 
Kommission  beschlofs  in  weitergehender  Berücksichtigung  des  volkswirt- 
schaftlichen Interesses  an  der  Erhaltung  bestehender  Gebäude  unter  Ab- 
lehnung mehrerer  den  Bauenden  noch  mehr  begünstigender  Anträge,  dem 
Bauenden  zur  Begründung  der  Duldungspflicht  nur  den  Nachweis  aufzu- 
erlegen ,  dafs  er  ohne  Vorsatz  oder  grobe  Fahrlässigkeit  die  Grenze 
überschritten  habe,  den  Beweis  der  rechtzeitigen  Erhebung  des  Wider- 
spruchs jedoch  dem  die  Beseitigung  des  Gebäudes  verlangenden  Nachbar 
aufzubürden,  da  diesem,  falls  er  nicht  rechtzeitig  Widerspruch  erhebe, 
regelmäfsig  gleichfalls  ein  Verschulden  zur  Last  falle.  Die  Vorschrift 
des  Abs.  3,  wonach  der  Betrag  der  von  dem  Bauenden  nach  Abs.  2  zu 
entrichtenden  Rente  einfürallemal  nach  der  Zeit  der  Grenzüberschrei- 
tung bestimmt  wird,  wurde  als  zur  Abschneidung  von  Streitigkeiten  dien- 
lich einem  Streichungsantrage  gegenüber  beibehalten.  Auch  die  in  §  858 
enthaltenen  näheren  Bestimmungen  über  die  Entschädigungsrente  fanden 
die  Billigung  der  Kommission ;  insbesondere  lehnte  man  es  mit  Rücksicht 
auf  die  Sicherheit  des  gutgläubigen  Erwerbers  des  überbauten  Grund- 
stücks und  der  an  diesem  bestehenden  Realrechte  ab,  den  Bestand  der 
Rentenlast  von  der  Eintragung  im  Grundbuch  abhängig  zu  machen.  Sach- 
lich unbeanstandet  blieben  auch  die  §§  859,  860,  welche  das  Recht  des 
vom  Ueberbau  betroffenen  Eigentümers  auf  Ersatz  des  Wertes  des  Bau- 
grundes gegen  Ueberlassung  des  Eigentums  an  demselben  sowie  die  Rechte 
der  durch  den  Ueberbau  beeinträchtigten  Dienstbarkeits-  und  Erbbauberech- 
tigten betreffen. 

Zu  sehr  umfangreicher  Erörterung  gab  der  auf  das  Ueberhangsrecht 
bezügliche  §  861  Anlafs.  Naoh  dem  Entwurf  kann  der  Eigentümer  eines 
Grundstücks,  in  welches  Zweige  oder  Wurzeln  eines  auf  dem  Nachbar- 

§  856  gestrichen. 

§  857  vergl.  §  850  f. 

§  858  vergl.  §  850  g. 

§  869  vergL  §  860  h. 

§  860  vergl.  §  860  i. 

§  861  vergl.  §  850  d. 
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grundstücke  stehenden  Baumes  oder  Strauches  hinüberragen ,  von  dem 
Nachbarn  die  Beseitigung  des  Hinüberragenden  verlangen;  aufserdem 
kann  er  nach  Ablauf  von  drei  Tagen  nach  einer  an  den  Besitzer  des 
Nachbargrundstücks  gerichteten  Aufforderung  zur  Beseitigung  die  hinüber- 
ragenden Zweige  oder  Wurzeln  selbst  abtrennen  und  ohne  Entschädigung 
sich  zueignen.  Daneben  behält  der  Art.  67  des  Einführungsgesetzes  der 
Landesgesetzgebung  vor,  die  Rechte  des  Eigentümers  eines  einem  Wald- 
grundatüoke  benachbarten  Grundstückes  in  betreff  der  auf  dem  Wald- 
grundstück  stehenden  Bäume  und  8träucher  anders  als  im  §  861  zu  be- 
stimmen. Die  Kommission  machte  sich  zunächst  über  die  Regelung  des 
Rechts  des  Ueberhangs  und  der  Ueberwurzelung  ohne  besondere  Rück- 
sicht auf  Waldbäume  schlüssig.  In  Betreff  des  Ueberhangs  lehnte  sie 
den  im  Entwurf  an  erster  Stelle  gewährten  Anspruch  auf  Beseitigung  der 
Zweige  durch  den  Besitzer  des  Baumes  ab;  man  hielt  diesen  Anspruch 
für  unzweckmäfsig  und  innerlich  nicht  gerechtfertigt,  weil  es  sioh  bei 
dem  Hinüberragen  der  Zweige  nicht  um  eine  von  dem  Nachbar  ver- 
schuldete Störung  des  betroffenen  Eigentümers  handle,  dieser  daher  nur 
verlangen  könne,  dafs  ihm  die  Beseitigung  der  Zweige  auf  eigene  Kosten 
gestattet  werde.  Das  Selbsthilfen  cht  schlofs  man  ferner  zur  Vermei- 
dung möglicher  Chikanen  dann  aus,  wenn  die  Zweige  die  Benutzung  des 
Nachbargrundstücks  nicht  beeinträchtigen.  An  Stelle  der  im  Entwurf 
bestimmten  dreitägigen  Frist,  nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  der  Nachbar 
erst  zur  Selbsthilfe  soll  schreiten  dürfen,  schrieb  man  die  Einhaltung 
einer  angemessenen  Frist  vor,  davon  ausgehend,  dafs  sich  eine  der 
grofsen  Mannigfaltigkeit  der  Fälle  gerecht  werdende  gesetzliche  Frist 
nicht  feststellen  lasse.  Mit  der  dem  Nachbarn  eingeräumten  Befug- 
nis, sioh  die  getrennten  Zweige  zuzueignen,  war  die  Kommission  ein- 
verstanden. Die  gleiche  Regelung  wie  bezüglioh  des  Ueberhangs  erschien 
auch  bezüglich  der  Ueberwurzelung  angemessen,  jedoch  mit  der  Ab- 
weichung, dafs  das  Selbsthilferecht  ohne  vorgängige  Aufforderung  des  Nach- 
bars zur  Beseitigung  der  Wurzeln  Platz  greifen  müsse.  Ein  Vorschlag, 
bezüglioh  der  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gesetzbuchs  vorhandenen 
Obstbäume  die  dem  Baumbesitzer  noch  günstigeren  Vorschriften  des  geltenden 
Rechts  aufrechtzuerhalten,  wurde  abgelehnt,  weil  man  eine  solche  Be- 
stimmung mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeit  deB  Beweises,  dafs  ein 
Obstbaum  zur  bezeichneten  Zeit  schon  vorhanden  gewesen  sei,  für  prak- 
tisch unbrauchbar  hielt.  —  In  betreff  der  Waldbäume  war  die  Mehrheit 
darüber  einig,  dafs  es  erwünscht  wäre,  durch  eine  den  besonderen  Be- 
dürfnissen des  Waldes  gereoht  werdende  Gestaltung  der  reiohsrechtlichen 
Vorschriften  den  Vorbehalt  für  die  Landesgesetzgebung  entbehrlich  zu 
machen.  Es  lagen  auch  mehrere  Anträge  vor,  welche  eine  derartige  Ge- 
staltung des  §  861  anstrebten,  indem  sie  teils  in  Bezug  auf  alle  Bäume, 
teils  nur  in  Bezug  auf  Waldbäume  dem  Nachbar  zum  Teil  gegen  Ent- 
schädigung (entweder  in  Rente  oder  in  Kapital),  zum  Teil  ohne  Ent- 
schädigung die  Verpflichtung  auferlegen  wollten,  diejenigen  Zweige  und 
Wurzeln  zu  dulden,  deren  Beseitigung  eine  erhebliche  Gefährdung  der 
Bäume  oder  des  Waldes  zur  Folge  haben  würde.  Von  anderer  8eite 
wurde  empfohlen,   für  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  Gesetzbuchs 
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bestehenden  Wälder  den  Landesgesetzen  die  Aufrechterhaltung  oder  Ein- 
führung einer  über  den  §  861  hinausgehenden  Duldungspflicht  der  Nach- 
barn su  ermöglichen.  Die  Kommission  fand  jedoch  nach  eingehender  Er- 
örterung alle  dieae  Vorschläge  nicht  annehmbar.  Sie  war  der  Ansicht, 
dafs  die  Vorschriften  des  §  861  in  ihrer  veränderten  Gestalt,  namentlich 
durch  die  beschlossene  Beschränkung  des  Selbsthilfereohts  der  Grundnach- 
barn auch  für  Waldbäume  einen  im  allgemeinen  genügenden  Schutz  ge- 
währten, mithin  regelmäßig  ein  gesetzgeberisches  Eingreifen  der  Landes- 
gesetzgebung entbehrlich  sein  werde,  dafs  aber  andererseits  ein  solches  Ein- 
greifen nicht  ausgeschlossen  werden  dürfe,  wenn  die  besonderen  örtlichen 
erhältoisse  die  Aufreohterhaltung  oder  die* Einführung  eines  über  das  reichs- 
reohtliche  Mafs  hinausgehenden  Schutzes  der  Wälder  erforderlich  machten. 

Die  Vorschrift  des  §  862,  nach  welcher  die  auf  ein  Nachbargrund- 
stück  hinüberfallenden  Früchte  eines  Baumes  als  getrennte  Früchte  des 
Naoh  bargrund  stücks  gelten,  mithin  gemäfs  den  §§  898 — 902  in  das  Eigen- 
tum der  naoh  diesen  zum  Fruchterwerb  berechtigten  Personen  übergehen 
sollen,  wurde  nicht  beanstandet,  jedooh  fügte  man  eine  Ausnahme  bei 
für  den  Fall,  wenn  das  Nachbargrnndstück  eine  öffentliche  Strafse  oder 
ein  öffentlicher  Platz  (Flufs,  See)  ist.  Insbesondere  hinsichtlich  der  An- 
lieger öffentlicher  Strafsen,  denen  in  manohen  Gegenden  (z.  B.  Württemberg) 
die  Verpflichtung  zur  Anpflanzung  von  Obstbäumen  obliegt,  erschien  es 
dem  Bechtsbewufstsein  entsprechend,  dem  Baumbesitser  das  Zueignungs- 
recht bezüglich  der  überfallenden  Früchte  zu  belassen,  zumal  da  in  dem 
gedachten  Falle  der  für  §  862  maßgebende  Gesichtspunkt  der  Vermeidung 
Ton  Streitigkeiten  über  das  Becht  zum  Betreten  des  N ach bargrund stücks 
nioht  zutreffe  und  dem  Eigentümer  der  öffentlichen  Strafse  mit  dem  aus  §  862 
folgenden  Rechte  in  Ansehung  der  überfallenden  Früchte  nicht  gedient  sei. 

Der  §  863  handelt  vom  Notweg.  Naoh  Satz  1  ist  Voraussetzung  des 
Beohtes  auf  einen  solchen  einerseits,  dafs  einem  Grundstück  die  zu  seiner 
bisherigen  ordnungsmäßigen  Benutzung  notwendige  Verbindung  mit 
einem  öffentlichen  Wege  fehlt,  andererseits,  dafs  der  Notstand  nicht  von 
dem  Eigentümer  oder  dessen  Bechtsvorgänger  verschuldet  ist.  Beide 
Voraussetzungen  sind  in  der  Kritik  vom  Standpunkt  des  Interesses  der 
Landeskultur  lebhaft  bekämpft  worden,  weil  durch  sie  das  Notwegerecht 
zu  sehr  beschränkt  werde.  Die  Kommission  war  der  Ansicht,  dafs  es 
bei  der  Begelung  der  Frage  darauf  ankomme,  zwischen  den  sich  gegen- 
überstehenden Interessen,  nämlich  dem  allgemeinen  Interesse  an  möglichst 
vollständiger  Ausnutzung  des  von  der  Verbindung  abgeschnittenen  Grund- 
stückes sowie  dem  Privatinteresse  des  Eigentümers  dieses  Grundstücks 
auf  der  einen  und  dem  Privatinteresse  der  mit  dem  Notweg  zu  belastenden 
Nachbarn  auf  der  anderen  Seite,  einen  billigen  Ausgleich  zu  finden.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  erschien  auf  der  einen  Seite  die  alleinige  Berück- 
sichtigung der  bisherigen  ordnungsmäßigen  Benutzung  zu  eng,  weil 
insbesondere  dadurch  ein  Notwegerecht  zu  Gunsten  eines  bisher  überhaupt 
nicht  ordnungsmäßig  benutzten  Grundstücks  ausgeschlossen  werden  würde. 


§  862  vergl.  §  860  e 

|  863  vsrgl.  §§  850  k,  8501. 
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Andererseits  hielt  man  es  zwar  für  zu  weitgehend,  wenu  der  Entwurf 
wegen  jedes  die  Zugangsnot  herbeiführenden  Verschuldens  des  Eigentümers 
des  abgeschnittenen  Grundstücks  oder  des  Rechts  Vorgängers  desselben  das 
Notwegerecht  ausschliefst,  glaubte  aber  doch,  auch  nicht  ganz  von  jeder 
Rficksioht  auf  das  Verhalten  des  wegebedürftigen  Eigentümers  absehen  zu 
dürfen,  und  entschied  sich  demgemäfs  dafür,  den  Anspruoh  auf  Duldung 
des  Notwegs  dann  für  ausgeschlossen  zu  erklären,  wenn  die  vorhandene 
Verbindung  mit  dem  öffentlichen  Weg  durch  eine  willkürliche  Anordnung 
(oder,  wie  die  Redaktionskommission  statt  dessen  sagen  will,  duroh  eine 
willkürliche  Handlung)  des  den  Notweg  begehrenden  Eigentümers  aufge- 
hoben ist.    Im  Zusammenhang  hiermit  fügte  man  für  den  Fall,  wenn  die 
Zugangsnot  für  ein  Grundstück  durch  die  Veräufserung  eines  Teiles  des 
Grundstücks    oder  eines  demselben  Eigentümer  gehörenden  Grundstücks 
entstanden  ist,  die  Vorschrift  bei,  dafs  die  Verpfliohtuug  zur  Duldung  des 
Notwegs  alsdann   aosschliefslich  den  Eigentümer  des  Grundstücks  oder 
GrundstüoksteileB  treffen  soll,  über  welche  bisher  die  Verbindung  mit  dem 
öffentlichen  Wege  stattgefunden  hat.  —  Nach  Satz  2  des  §  863  sollen 
die  Richtung  des  Weges  und  der  Umfang  der  Wegebenutzung  von  dem 
Gerichte,  d.  h.  von  dem  ordentlichen  Prozefsgericht  im  Wege  des  Civil- 
prozefsverfahrens,  nach  freiem  Ermessen  bestimmt  werden.    In  der  Kritik 
ist  diese  Regelnng  der  Zuständigkeit  und  des  Verfahrens  als  unsweck- 
mäfsig  beanstandet  worden.    Die  Mehrheit  der  Kommission  vermochte  je- 
dooh  diese  Bemängelung  nicht  als  begründet  anzuerkennen.  Sie  verkannte 
nicht,  dafs  namentlich  dann,  wenn  mehrere  Grundstücke  für  den  Notweg 
in  Betracht  kommen,  die  Auseinandersetzungsbehörden  und  das  für  sie 
geltende  Verfahren  für  die  Entscheidung  unter  Umständen  besser  geeignet 
seien ,  hielt  ob  jedoch   für  allein  angemessen ,  reichsreohtlioh  alle  ein- 
schlägigen Fragen,  einschliefslich  der  Entschädigungsfrage,  der  Entscheidung 
der  bürgerlichen  Gerichte  im  Prozefsverfahren  zu  überweisen,  daneben 
aber  den  Landesgesetzen  die  Befugnis  zur  Bestimmung  anderer  Behörden 
und  einoH  anderen  Verfahrens  vorzubehalten.    Ein  ausdrücklicher  Vorbe- 
halt  erschien  im  Hinblick  auf  die  §§  13,  14  No.  2  des  Geriohtsver- 
fassungsgesetzes  entbehrlich.    Um  nicht  Zweifel  darüber  zu  erwecken,  ob 
diese  Bestimmungen  bezüglich  der  hier  fraglichen  Streitigkeiten  in  Geltang 
bleiben  sollen,  vermied  man  es,  an  dieser  Stelle  ausdrücklich  die  Gerichte 
für  zuständig  zu  erklären.  —  Die  auf  die  Entschädigungspflicht  des  Not- 
wegeberechtigten  bezüglichen  Sätze  3  und  4  des  §  863  wurden  gebilligt. 
Man  erklärte  jedoch  ausdrücklich  auch  den  §  857  Abs.  3  auf  die  hier 
fra-liohe  Entschädigungsrente  für  entsprechend  anwendbar  in  dem  Sinne, 
dafs    der  Betrag    dieser  Rente  einfürallemal    nach  dem  Zeitpunkt  be- 
stimmt werden  soll,  in  welchem  der  Berechtigte  den  Notweg  in  Anspruoh 
nimmt;  man  hielt  diese  Vorschrift  ebenso  wie  im  Falle  des  Grenzüber- 
baues im  Interesse  der  Einfachheit  der  Regelung  und  zur  Vermeidung 
dauernden  nachbarlichen  8treites  für  geboten.  —  Um  mögliche  Zweifel 
abzuschneiden  ,  braohte  man  endlich  besonders  zum  Ausdruck,  dafs  der 
Anspruoh  des  Wegebedürftigen  gegen  die  Nachbarn  auf  Duldung  der  Be- 
nutzung ihrer  Grundstücke  zum  Notwege  nicht  der  Verjährung  unterliege. 
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Nach  §  864  dürfen  Anlagen,  deren  Benutzung  eine  unzulässige  Ein- 
wirkung auf  ein  Nachbargrandstück  zur  Folge  hat,  nicht  hergestellt  oder 
gehalten  werden.  Durch  diese  Vorschrift  wird  der  Schntz  des  Grund- 
eigentümers gegen  (caoh  den  §§  848 — 850)  unzulässige  Einwirkungen  von 
seiten  einer  auf  dem  Naohbargrundstüeke  befindlichen  Anlage  zweifaoh 
erweitert;  der  Eigentümer  soll  einerseits  schon  vor  dem  Eintritt  unzulässiger 
Einwirkungen  gegen  diese  negatorisch  vorgehen  und  zwar  Beseitigung  der 
Anlage  verlangen  können,  falls  nur  mit  Sicherheit  vorauszusehen  ist,  dafs 
die  Anlage  durch  ihren  Bestand  oder  ihre  Benutzung  eine  unzulässige 
Einwirkung  zur  Folge  haben  wird,  und  er  soll  andererseits  nach  dem 
Eintritt  solcher  Einwirkungen  gleichfalls  Beseitigung  der  ganzen  Anlage 
verlangen  könneu.  Diese  Erweiterung  des  negatorischen  Eigentumaan- 
spruchs  zu  einem  vorbeugenden  Schutzmittel  fand  ihrem  Grundgedanken 
naoh  bei  der  Kommission  Billigung.  Man  erachtete  jedoch  eine  Ausnahme 
von  der  Vorschrift  in  betreff  solcher  Anlagen  für  geboten,  bei  deren  Er- 
richtung etwaige  landesgesetzliohe  Vorschriften  über  den  einzuhaltenden 
Abstand  von  der  Grenze  oder  über  sonstige  Schutz  mofs regeln  beobachtet 
worden  sind.  Es  erschien  mifslich,  bei  derartigen  Anlagen  dem  Nachbar 
zu  gestatten,  auf  Grund  des  Nachweise*,  dafs  von  der  Anlage  unzulässige 
Einwirkungen  mit  Sicherheit  zu  er  warton  seien,  sofort  die  Beseitigung 
der  Anlage  zu  verlangen.  Ebensowenig  hielt  man  es  aber  für  zweck- 
mässig, den  Nachbar  bezüglioh  solcher  Anlagen  schlechthin  auf  den  ge- 
wöhnlichen negatorischen  Anspruch  zu  verweisen,  weil  er  mit  diesem  zwar 
die  Benutzung  der  Anlage  unmöglich  und  diese  dadurch  für  den  Eigen- 
tümer wertlos  machen,  nicht  aber  die  Beseitigung  der  ihn  fortdauernd 
gefährdenden  Anlage  selbst  erlangen  könnte.  Man  gab  daher  auch  gegen- 
über einer  solchen  Anlage  den  Anspruch  auf  deren  Beseitigung  ,  sobald 
unzulässige  Einwirkungen  von  der  Anlage  wirklich  hervorgetreten  seien. 
—  Eine  fernere  Aenderung  erfuhr  der  Entwurf  in  Bezug  auf  Pflanzen- 
anlagen, auf  welche,  wenigstens  nach  den  Motiven,  der  §  864  gleichfalls 
Anwendung  finden  soll.  Diese  Anwendung  erschien  unvereinbar  mit  dem 
zu  §  861  gefaXsten  Beschlufs,  nach  welchem  der  Grundnaohbar  selbst  im 
Falle  des  Hinüberragens  von  Zweigen  oder  Wurzeln  nicht  vom  Baum- 
eigentümer Beseitigung  der  Zweige  oder  Wurzeln  soll  verlangen  können, 
und  auch  der  Natur  von  Pflanzenanlagen  nioht  entsprechend,  weil  sich 
bei  der  Herstellung  niemals  der  Eintritt  einer  unzulässigen  Einwirkung 
auf  dos  Nachbargrundstück  sioher  voraussehen  lasse.  In  Uebereinstimmung 
mit  einem  Wunsche  des  preofsischen  Landes-Oekonomie-Kollegiums  sprach 
man  daher  die  ünanwendbarkeit  des  §  864  auf  Bäume  und  Sträucher  be- 
sonders aus. 

In  Ausführung  eines  bei  der  Beratung  des  §  735  gemachten  Vorbe- 
halts (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LX  8.  262  unten)  nahm  man  sodann  zum 
Schutze  des  Grundnachbarn  gegen  drohenden  Einsturz  oder  drohende 
Ablösung  von  Teilen  eines  auf  dem  Nachbargrundstücke  befindlichen  Ge- 
bäudes oder  sonstigen  mit  dem  Grundstück  verbundenen  Werkes  die  neue 
Vorschrift  auf,  dafs  der  Naohbar  von  den  nach  §§  714  c  Abs.  1,  714  d, 


§  864  vergl.  §  850». 
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714  e  (vergl.  a.  a.  0.  S.  252)  für  einen  etwa  wirklich  eintretenden  Schaden 
verantwortlichen  Personen  die  Ergreifung  der  zur  Abwendung  der  Ge- 
fahr erforderlichen  Mafsregeln  verlangen  könne.  Die  Mehrheit  der  Kom- 
mission hielt  auch  neben  dem  polizeilichen  und  dem  in  der  drohenden 
Schadensersatzpflicht  liegenden  mittelbaren  Schutz  die  Vorschrift  für  nicht 
entbehrlich.  Abweichend  von  §  714  c  Abs.  2  gab  man  den  hier  frag- 
lichen Anspruch  nicht  gegenüber  dem  früheren  Eigenbesitzer  des  ge- 
fährdenden Grundstücks,  weil  dieser  regelmässig  nicht  in  der  Lage  sei, 
die  erforderlichen  Mafsregelu  zu  treffen.  —  Das  in  §  865  aufgestellte 
Verbot  eines  das  Naohbargrundstück  gefährdenden  Vertiefens  des  Erdbodens 
wurde  gebilligt. 

Nach  §  866  sollen  die  Landesgesetze ,  welohe  das  Eigentum  von 
Grundstücken  zu  Gunsten  der  Nachbarn  noch  anderen  oder  weiter- 
gehenden Beschränkungen  unterwerfen ,  unberührt  bleiben.  Die  Ab- 
sicht dieser  Bestimmung  geht  (vergl.  die  Motive  zu  Art.  67  des  Einf.- 
Ges.)  nur  dahin,  den  Landesgesetzen  die  Bestimmung  anderer  nachbar- 
rechtlicher  Eigentumsbeschränkungen  als  der  im  Entwurf  geordneten  vor- 
zubehalten, nicht  aber  dahin,  ihnen  auch  eine  Verschärfung  dieser  letzteren 
Beschränkungen  zu  gestatten.  Die  Kommission  billigte  diese  Absioht;  sie 
sah  mit  Rücksicht  auf  die  zu  den  §§  855,  861,  864  gefafsten  Beschlüsse 
und  auf  den  Vorbehalt  des  Art.  66  des  Einführungsgesetzes  kein  Be- 
dürfnis, den  Landesgesetzen  auch  die  letzigedachte  Befugnis  einzuräumen, 
und  hielt  es  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Rechtsau wendung  für  ge- 
boten ,  eine  Berücksichtigung  der  landesreohtliohen,  zum  Teil  nur  statu- 
tarischen Vorschriften  neben  den  Bestimmungen  des  Gesetzbuchs  abzu- 
schneiden. Um  jedoch  den  angegebenen  Sinn  der  Vorschrift  zu  deut- 
licherem Ausdruck  zu  bringen,  strich  man  die  Worte  „oder  weiter  gehenden" 
(Beschränkungen).  Aufserdem  wurde  der  in  §  866  ausgesprochene  Satz 
in  das  Einführungsgesetz  verwiesen. 

Der  §  867  giebt  dem  Eigentümer  und  dem  bisherigen  Inhaber  einer 
bewegliohen  Sache,  wenn  sich  dieselbe  auf  einem  fremden  Grundstück 
befindet,  gegen  den  Eigentümer  dieses  Grundstücks  den  Anspruch  auf  Ge- 
stattung der  zur  Aufsuchung  und  Wegschaffung  der  Sache  erforderlichen 
Handlungen.  Die  Kommission  hielt  es  zunächst  für  einfacher  und  natür- 
licher, den  bezeichneten  Anspruch  nicht  gegen  den  Eigentümer,  sondern 
gegen  den  Besitzer  (im  Sinne  der  2.  Lesung)  als  solchen  zu  gewähren, 
da  die  Sache   sioh  in  dessen  unmittelbaren  Machtbereich  befinde,  der 


§  865  vergL  §  850  b. 
§  866  gestrichen. 

Anmerkung.  In  den  Entwarf  des  Einführungsgesetzes  soll  zum  Ersätze  des 
§  866  [des  Entw.  I  folgende  Vorschrift  als  Art.  66  a  eingestellt  werden: 

Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  welche  das  Eigentum  an 
Grundstöcken  zu  Gunsten  der  Nachbarn  noch  anderen  als  den  im  Bürgerlichen  Gesetz- 
buche bestimmten  Beschränkungen  unterwerfen. 

§  867  fällt  hier  weg. 

An  Stelle  des  §  867  wird 
a)  als  §  824  c  folgende  Vorschrift  eingestellt : 

Ist  auf  ein  Grundstück  eine  Sache  gelangt,  die  bis  dahin  im  Besitz  eines  anderen 

als  des  Besitzers  des  Grundstücks  war,  so  hat  dieser  dem  bisherigen  Besitzer  der 
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niohtbesitzende  Eigentümer  aber  wegen  Unkenntnis  des  ganzen  Vorfalles 
regelmäfsig  nicht  in  der  Lage  sei ,  die  von  dem  Berechtigten  vorzu- 
nehmenden Handlungen  zu  untersagen,  und  ebensowenig  ein  Interesse  daran 
habe.  Einverstanden  war  man  mit  dem  Entwurf  darin,  dafs  der  fragliche 
Anspruoh  sowohl  dem  Eigentümer  wie  dem  bisherigen  Besitzer  der  auf 
das  fremde  Grundstück  geratenen  Sache  zustehen  müsse,  sowie  in  betreff  der 
negativen  Voraussetzung  für  die  Anwendbarkeit  der  Vorschrift,  dafs  die 
Sache  nicht  bereits  von  dem  Besitzer  des  Grundstücks  oder  einem  anderen 
in  Besitz  genommen  sei,  da  entgegengesetzten  Falles  zum  Schutze  des 
Eigentümers  oder  früheren  Besitzers  die  diesen  gegen  den  Besitzer  zu- 
stehenden  Ansprüche  genügten ;  zur  Erleichterung  der  praktischen  Hand- 
habung erschien  es  zweckmässig,  diese  negative  Voraussetzung  zum  Aus- 
druck zu  bringen.  Die  im  Abs.  2  ausgesprochene  Schadensersatzpflicht 
des  von  der  Befugnis  des  Abs.  3  Gebrauch  machenden  Berechtigten  blieb 
gleichfalls  unbeanstandet.  Nicht  minder  behielt  man  die  in  der  Kritik 
angefochtene  Verpflichtung  desselben  zn  vorheriger  Sicherheitsleistung  für 
den  Ersatz  eines  zu  besorgenden  Schadens  bei.  Man  hielt  es  nioht  für 
angängig,  dem  Besitzer  des  Grundatüoks  die  hier  fragliche  Duldungspflicht 
ohne  solche  Sicherheitsleistung  aufzuerlegen,  und  war  der  Ansicht,  dafs 
ein  chikanöser  Mifsbrauch  der  Befugnis,  Sicherheit  zu  verlangen,  ausge- 
schlossen sei,  weil  dem  die  Sicherheit  Begehrenden  der  Beweis  dafür  ob- 
liege, dafs  ein  Schaden  zu  besorgen  Bei. 

Die  Kommission  beschäftigte  sich  endlich  noch  aus  Anlafs  eines  be- 
züglichen Antrags  mit  der  früher  vorbehaltenen  Frage,  ob  eine  besondere 
Vorschrift  gegen  die  chikanöae  Ausübuug  des  Eigentums  an  Grundstücken 
aufgenommen  werden  solle  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LVII  8.  720,  Bd.  LX 
8.  247);  die  Mehrheit  verneinte  die  Frage.  Mit  Rücksicht  auf  die  vor- 
stehend mitgeteilten  Beschlüsse,  welche  bezwecken,  der  Ausübung  des 
Eigentums  an  Grundstücken  die  durch  das  Interesse  Dritter  gebotenen 
Schranken  zu  setzen,  und  auf  die  den  Landesgesetzen  vorbehaltene  Be- 
fugnis zur  Bestimmung  weiterer  Eigentumsbeschränkungen  erschien  es 
überflüssig  und  bedenklich,  noch  durch  eine  allgemeine,  notwendig  an 
subjektive  und  schwankende  Merkmale  anzuknüpfende  Bestimmung  der 
chikanösen  Ausübung  des  Eigentums  entgegenzutreten.  Man  erwog,  dafs 
eine  solche  Bestimmung  zu  der  mifsliohen  Erörterung  der  Frage  führen 
müfste,  ob  der  Eigentümer  im  Einzelfalle  duroh  ein  berechtigtes  Interesse 
zur  Ausübung  Beines  Rechtes  veranlafst  worden  sei ,  und  dafs  dieselbe 
leicht  zu  chikanöser  Belästigung  des  Bein  Recht  loyal  ausübenden  Eigen- 
tümers mifsbraucht  werden  könnte. 

Sache  die  Aufsuchung  und  Wegnahme  zu  gestatten ,  sofern  nicht  die  Sache  bereits 
in  Bes.it/  genommen  ist.  Der  bisherige  Besitzer  der  Sache  ist  verpflichtet,  den  durch 
die  Aufsuchung  und  Wegschaffung  entstandenen  Schaden  au  ersetzen.  Ist  die  Ent- 
stehung eines  Schadens  zu  besorgen,  so  kann  die  Gestattung  verweigert  werden,  bis 
für  den  Ersatz  Sicherheit  geleistet  worden  ist. 
b)  als  §  944  a  folgende  Vorschrift  : 

Befindet  sich  eine  bewegliche  Sache  auf  einem  Grundstücke,  das  ein  anderer 
als  der  Eigentümer  der  Sache  besitzt ,  so  steht  diesem  gegen  den  Besitzer  des 
Grundstücks  der  im  §  824  c  bestimmte  Anspruch  zu. 
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V. 

Die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  der  deutschen  Bundes- 
staaten im  Jahre  1892. 

i 

A.    Land-  und  Forstwirtschaft  und  Grundbesitz. 

G«5.    die  Entschädigung  an  Milzbrand  gefallener  Tiare  betr.   v.  22.  April.    (*/,  des  Preufren. 
durch  Schätzung  festgestellten  Wertes.     Zur  Bestreitung  der  Entschädigung  sowie  der 
Unkosten  wird  innerhalb  des  Verbandes  nach  Mafsgabe  des  vorhandenen  Pferde-  und 
Rind  Viehbestandes  von  den  sämtlichen  Pferde-  und  Rindviehbesilxern  ein  verhältnismäßiger 
Betrag  aufgebracht.) 

Ges.  betr.  die  gutsherrlich-bäuerlicben  Verhältnisse  in  Neuvorpommern  und  Riigeu  v. 
12.  Juni. 

Ges.  die  Entschädigung  für  Viehverluste  infolge  von  Milzbrand  betr.  v.  26.  Mai.  Bayern 
(Es  ist  der  festgestellte  Schaden  von  der  Staatskasse  mit  4/5  des  gemeinen  Wertes  zu  er- 
setzen.   Keine  Entschädigung  wird  gezahlt  bei  Tieren,  die  mit  der  Krankheit  behaftet 
ins  Land  gebracht,  in  Schlachthöfe!)  aufgestellt,   bei  vorsätzlicher  oder  fahrlässiger  Zu- 
widerhandlung gegen  bezügl.  Vorschriften.) 

Ges.  betr.  die  freiwillige  Veräufserung  kleiner  Bestandteile  von  Fideikommiß-  und  Weimar. 
Lehngütern  ohne  Einwilligung  der  Berechtigten ;  v.  20.  April  (lofern  die  Grof»h.  Revisions- 
kommission bezeugt,  dafs  die  Veräufserung  den  Berechtigten   unschädlich  ist,   d.  h.  nur 
wenn  das  Grundstück  von  geringem  Wert  und  Umfang  ist.) 

Ges.  betr.  Entschädigung  für  an  Milzbrand  gefallene  Rinder  v.  30  Marz.  (*/»  des 
gesch.  Wertes  vorschufsweise  aus  der  Verbandskasse  der  Rindviehbesitzer,  im  nächst- 
folgenden Jahre  repartiert  nach  dem  Viehbesitz  des  betr.  Verwaltungsbezirks.) 

B.  Gewerbewesen. 

Ges.  betr.  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  des  allgem.  Berggesetzes  v.  24.  Juni  Preaown. 
1865  (betr.  die  Verhältnisse  der  Bergleute  und  der  Belriebsbeamteu). 

Verordn.  v.  31.  März  1892,  die  Fabriken  und  Gewerbeinspektoren  betr.  (Für  Mayen», 
jeden  Regierungsbez.  wird  bis  auf  weiteres  ein  Fabrik-  und  Gew.-lnsp.  eroaunt  und 
zwar  bei  der  Regierung,  Kammer  des  Inuern,  angestellt.  Dieselben  werden  von  Uns  er- 
nannt. Hierfür  siud  Uns  in  der  Regel  nur  Bewerber  mit  wissenschaftlicher  Bildung  in 
Vorschlag  zu  bringen,  welche  entweder  eine  höhere  technische  Lehranstalt  absolviert, 
demnächst  einige  Zeit  als  technische  Beamte  im  öffentlichen  oder  Privatdienst  thätig  ge- 
wesen sind  oder  welche  mehrere  Jahre  eine  größere  gewerbliche  Anlage  mit  technischem 
Betriebe  selbst  geleitet  haben.  Sie  werden  den  K-v  -Assessoren  gleichgestellt.  Sie  haben 
die  amtlichen  Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden.  Sie  haben  jedoch  polizeiliche,  event. 
im  Wege  adminiatr.  Zwange»  durchzuführende  Verfügungen  nicht  zu  erlassen,  sondern 
»ich  um  Unterstützung  an  die  Polizeibehörden  zu  wenden.) 

Ges.  die  Bergschiedsgerichte  betr.  v.  5.  März.    (Die  Beisitzer  müssen  zur  Hälfte  aus  Sachen. 
Arbeitgebern,  z.  H.  aus  Arbeitnehmern  entnommen  werden     Die  ersteren  werden  mittels 
Wahl  der  Arbeitgeber,  die  letzteren  mittels  Wahl   der  Arbeiter  bestellt.     Die  Wahl  ist 
unmittelbar  und  geheim.) 

Ge*.  betr.  den  unterirdischen  Abbau  von  Mineralien,  welche  dem  Verfügungsrechte  Bnuin- 
des  Grundeigentümers   unterliegen,  v.   16.  April.     (Steht  unter    polizeil.   Aufsicht  der  schwel«. 
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Bergbehörde.  Anzeigepflicht  vier  Wochen  ror  Beginn  der  Arbeiten  Bei  Bedenken  bat 
die  Bergbehörde  Termin  zur  Verhandlung  anzusetzen.  Gegen  die  Entscheidung  Ut  Rekurs 
•  11  des  herzogl  Minist,  zulässig.) 

Ges.  betr.  das  hamburgische  Gewerbegericht  v.  12.  Febr. 

Ges.  betr.  da»  Gewerbegericbt  in  Bremen  v.  4  März. 


Ges.  betr.  die  Versicherung  von  Gebluden  gegen  Brandschäden  v.  18.  Mai. 

(Versicherungen  von  im  bremischen  Staate  belegenen  Gebäude  gegen  Brandschäden  dürfen 
nur  von  solchen  Versicherungsanstalten  übernommen  werden ,  welche  der  bremischen 
Gerichtsbarkeit  schon  an  »ich  unterworfen  sind  oder  sich  derselben  freiwillig  unterworfen 
haben  und  durch  dem  Deutschen  Reiche  Angehörige,  im  bremischen  Staatsgebiete  wohn- 
hafte Geschäftsführer  vertreten  werden 

Kein  im  brem.  Staatsgebiete  belegenes  Gebäude  darf  anders  als  nach  vorgängiger 
Schätzung  in  Gemäfsheit  der  Bestimmungen  des  Grundsteuergesetzes  v.  11.  Okt.  1878 
versichert  werden.  Die  Versicherungssumme  darf  den  durch  Schätzung  festgestellten  Ver- 
sicherungswert nicht  übersteigen.  Spätestens  nach  Ablauf  von  15  Jahren  mufs  eine  Neu- 
schätzung stattfinden.  Zuwiderhandlungen  werden  mit  Geldstrafe  bis  zu  160  Mark  oder 
Haft  bedroht,) 

Ges.  v.  1.  April  betr.  die  stadtbremische  Armenpflege.  (Die  Armenpflege  wird  ver- 
waltet von  dem  Direktor  (Senatsmitglied)  und  den  Armenpflegern,  deren  Zahl  vom 
1.  April  d.  J.  an  190  beträgt  und  vom  Vorsitzenden  auf  200  erhöht  werden  kann.  Der 
Armenpflege  wird  ein  rechtsgelehrter  Beamter  beigeordnet  Die  Armeupfleger  werden 
von  der  Burgerschaft  auf  6  Jahre  gewählt.  Die  Stadt  zerfällt  in  169  Armendistrikte. 
Sie  können  auf  178  erhöht  werden.  Jedem  Distrikt  steht  ein  Annenpfleger  vor.  Je 
8  Distrikte  bilden  in  der  Regel  einen  Bezirk.  Jedem  Bezirk  steht  ein  Bezirksvorsteher 
vor.  Die  Bezirksvorsteher  werden  vom  Vorstande  aus  den  Armenpfiegern  gewählt.  — 
Die  Distriktsarmenpfleger  haben  die  Unterstützungsgesuche  entgegenzunehmen,  persön- 
lich zu  untersuchen,  die  Anweisungen  von  Gaben  persönlich  zu  überreichen.  Geringe  Be- 
träge können  sie  ohne  weiteres  gewähren.  Bezirksversammlungen  bestehen  aus  dem  Be- 
zirksvorsteher und  den  Armenpflegern  des  Distrikte.  Sie  treten  mindestens  einmal  im 
Monat  zusammen.  Die  Gaben  werden  in  der  Regel  nur  von  einer  Sitznng  bis  zur  andern 
bewilligt  —  Der  Vorstand  der  Armenpflege  besteht  aus  dem  Direktor  und  den  Besirks- 
vorsteheru.    Der  Armenarzt  kann  mit  beratender  Stimme  teilnehmen. 


Oes  betr.  die  Deklaration  einiger  Vorschriften  des  Einkommens-  und  Gewerbesteuer- 
gesetzes v.  22.  April. 

(§  72  Abs.  1  des  Einkommensteuergesetzes  v.  24.  Juni  1891  u  §  51  Abs.  1  des 
Gewerbesteuergesetzes  werden  dahin  deklariert,  daf»  die  darin  vorgesehenen  Sätze  der 
Tagegelder  und  Reisekosten  im  Wege  der  königl  Verordnung  gemäfs  §  12  des  Ges. 
betr.  die  Reisekosten  und  Tagegelder  der  Staatsbeamten  geändert  oder  neu  bestimmt 
werden  können  ) 

Ges.  betr.  die  Aufhebung  der  Befreiung  von  ordentl.  Personalsteueru  gegen  Ent- 
schädigung v   18.  Juli  1892  (14  bisher  Befreite.) 

Ges.  betr.  d.  Abänderung  des  Einkommen-,  des  Gewerbesteuer-  und  des  Kapital- 
rentensteuergesetzes  v.  6.  Mai. 

(Als  gewerbliche  Unternehmung  gilt  auch  der  Geschäftsbetrieb  der  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften.  —  In  den  Art.  2  werden  folgende  Ziffern  4  u.  5  hinzu- 
gefügt : 

4)  Vorschuß-  und  Kreditvereine,  deren  Betriebskapital  die  Höhe  von  50  000  M. 
nicht  erreicht,  landw.  Kohstoffvereine.  5)  Die  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Ver- 
sicherungsgesellschaften. Die  nicht  befreiten  Vorschuf»-  und  Kroditvereine  werden  nur 
mit  der  Hälfte  ihres  Betriebskapitals  zur  Gewerbesteuer  herangezogen. 

Zur  Kapitalrentensteuer  treten  folgende  Aenderungen  ein:  Die  Gemeinden  sind  berechtigt, 
auch  die  Zinsen  von  Schulden  ,  die  nicht  unterpfändlich  versichert  siud,  von  ihrem  Ein- 
kommen an  Zinsen  nnd  Renten  abzuziehen.  —  Auf  Gemeinschaftlichkeit  der  Erträge 
und  Verluste  begründete  Spar-  und  Leihbanken,  Erwerbs-  und  Wiruchaftsgenossen- 
sebaften,  Rentenversicherongsges  auf  Gegenseitigkeit  werden  nicht  zur  Kapitalrentensteuer 


C.  Verkehr  und  Versiebe  ru  ngs  wes  en. 


D.  Finanzwesen. 
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herangezogen.  Jedoch  bat  jeder  Teilnehmer  von  »einen  Bezügen  aas  der  Anstalt  d.  St 
su  sshlen.  Lebensversicberungsges.  werden,  soweit  sie  Kapitalan&ammlungen  besweckea, 
mit  dem  ganzen  Betrage  der  angelegten  Kapitalien  s.  St.  herangezogen.  Die  außerhalb 
Badens  zufallenden  Beträge  bleiben  frei.) 

Ges.  betr.  Nachlafs  der  Grundsteuer  wegen  aufserord  Unglücksfällen  v.  12.  Mai. 
(Nachlafs  wird  gewahrt,  wenn  durch  Hagel,  Wolkenbruch,  Ueberschwemmung  oder  bei 
Reben  durch  Frost  mindestens  der  dritte  Teil  der  Erndte  zerstört  wird.  Bei  Beschädigung 
von  */j  bis  */»  ist  der  Nachlafs  6/10,  bei  */,  uno  mehr  8/J0  der  Grundsteuer.  (Bei  Reb- 
gelände */|0  resp.   die  Ranze  Steuer )    Die  Kosten  der  Schätzung  trägt  die  Gemeinde.) 

Ges.  oetr  die  Besteuerung  der  Kunstweinfabrikation  v.  27.  Juni.  (Dieselbe  findet 
nach  der  Menge  des  hergestellten  Fabrikates  statt,  pro  Hektoliter  6  M.  Nicht  hierher 
gehört:  der  Verschnitt,  der  Zusatz  von  Stoffen,  die  lediglich  als  Kellerbeliandlung  an- 
zusehen ist,  Zu»atz  von  kohlens.  Kalk,  Zucker,  sowie  die  Bereitung  von  Schaumwein.) 

Ges.  die  Abänderung  des  Schlachtsteuertarifs  v.  15  Mai  1867  betr.  v.  22.  April.  Sachsas. 

(Vom  1.  Juli  1892  ab  beträgt  die  St.  lür  Schweine  2  M.  pro  Stack.  Bis  20  kg 
schwere  sind  frei.) 

Ges.  die  Abänderung  des  Erbschaftssteuergesetzes  v.  18.  April  1876,  v.  10.  Juni  Unnn 
(Grundstttcke  welche  aufserbalb  des  Landes  liegen,  gehören  nicht  zur  steuerpflichtigen  whwei« 
Masse.    Aenderungen  betr.  der  Leibrente.) 

Oes   betr.  Abänderung  der  Gewerbesteuer  v.  16.  Nov.  1870,  v.  16.  Juni  (Konsum- 
vereine mit  offenem  Laden  sind  steuerpflichtig.    Neuer  Tarif  der  Gewerbesteuer.) 

Ges.  betr.  die  Einkommensteuer  v.  J.  1892/93  vom  15.  März.    (4  Proz.  vom  Ein-  »tmuen. 
kommen  aber  9000  M.,  bis  zu  9000  M.  nach  Marsgabe  der  ges.  Skala.) 

E.  Soziale  Frage. 

Ges.  die  Auslegung  und  Abänderung  einiger  Bestimmungen  des  Ges.  v.   16.  April  Barem. 
1868,  28.  Febr.  1872  Aber  Heimat,  Verehelichung  und  Aufenthalt  betr.  v.  17.  März  1892. 

(Abs.  IV  des  Art  1  wird  gestrichen.  —  Zu  den  defin.  angestellten  Beamten  des 
Staates  zählen  auch  die  Notare.  Ist  die  Gemeinde  der  Anstellung,  der  Garnison  etc. 
nicht  in  Bayern  gelegen ,  so  behalten  die  Angestellten  ihre  bisherige  Heimat  oder  er- 
halten die  des  Sitzes  der  nächst  höheren  Dienstbehörde  des  Angestellten.  Beamte  und 
öflentliche  Diener,  welche  nach  Ges.  v.  1.  Juni  1870  die  bayerische  Staatsangehörigkeit 
erlangt  haben,  besitzen,  solange  sie  nicht  eine  wirkliche  Heimat  erlangt  haben,  die  vor- 
läufige Heimat  In  der  Gemeinde  ihrer  Anstellung. 

An  die  Stelle  des  Abs.  II  v.  Art.  38  (welcher  die  Ungiltigkeit  einer  im  Wider- 
spruch zu  den  Bestimmungen  eingegangenen  Ehe  ausspricht)  treten  folgende  Bestimmungen: 

Auf  die  Rechtsgi Itigkeit  der  geschlossenen  Ehe  Ist  der  Mangel  dieses  Zeugnisses  ohne 
Einfluf* ;  die  Ehe  ist  aber  so  lange,  als  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  nicht  nachträglich 
erwirkt  wurde,  für  die  Ehefrau  und  die  aas  der  Ehe  entsprossenen  Kinder  in  Bezug 
auf  die  Heimat  nicht  die  Wirkung  einer  giltigen  Ehe.  Die  Ehefrau  behält  ihre  bis- 
herige Heimat  und  die  Kinder  folgen  der  Heimat  der  Muttter  etc.) 

Ges.  betr.  die  Ausführung  des  Krankenversicherungsgesetzes  v.  26.  Mai. 

Ges.  die  Errichtung  von   Naturalverpflegungsstationen   betr.  v.   9.  März.    (Die  Be-   S  Weimar, 
zirksausschüsse  sind  berechtigt,  die  Errichtung  ders.  für  mittellose  wandernde  Gesellen 
und  Arbeiter  zu  beschliefsen  und  den  Aufwand  durch  die  Verteilung  auf  die  beteiligten 
Gemeinden  aufzubringen.) 

Nachtrag  zu  dem  Gesetze  vom  9.  Febr.  1881  betr.  die  Unterbringung  verwahrloster 
Kinder  v.  23.  Mira.  (Das  Recht  hört  auf  mit  dem  vollendeten  18.  Lebensjahre  des 
Zöglings  etc.  In  §  8  Abs.  5  des  Ges.  ▼.  1881  statt  voll.  18.  abgeändert  im  vollend. 
SO.  Lebensjahre.) 

Ges.   betr.  die  Unterbringung  von  Arbeitern  in   Arbeiterkasernen  etc.  v.   8.  April.  Briuo- 
(Anzeigepflicht  Fremdländer  müssen  in  besonderen  Räumen  untergebracht  werden.    Die  *chwet*- 
Geschlechter  müssen  getrennt  gehalten  werden.     Die  Ortsbebörde  kann  wie  oben  Be- 
atimmungen erlassen. 

Die  Arbeiterkasernen  sind  von  dem  Besitzer  zu  beaufsichtigen :  wenn  mehr  als 
20  Personen  beisammen  sind,  so  ist  ein  besonderer  Aufseher  zu  bestellen,  der  dort 
wohnen  mufs.  Eine  Hausordnung  ist  aufzustellen.  Polizeibehörden  sind  zur  Kontrolle 
befugt) 

Ges.  das  Schlafgängerwesen  betr.  v.  8.  April.  (Anzeigepflicht  des  Wirtes  24  St. 
nach  der  Aufnahme  über  Zahl  der  Sehl ,  der  für  dieselben  best.  Räumlichkeiten  an  die 
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Ortspolizeibehörde.  Die  letztere  kann  Vorschriften  Ober  Läse.  Gröfse.  Zugänglichkeit 
und  Einrichtungen  der  Schlafräume  nach  Anhörung  der  Kreisaasschüsse  oder  der  städt. 
Behörden  mit  Genehm,  de*  Minist,  erlassen.  Niemand  darf  ohne  orUpol.  Erlaubnis 
gleichzeitig  Schiafcänger  versch.  Geschlecht*  aafnehmen.  Schlafgänger  dürfen  nicht 
dritte  Personen  in  Aftermiete  oder  während  der  Nacht  bei  »ich  aufnehmen.) 
Himnarg.  Gesctzbl    No   32     Oes.  betr.  da«  Armenwesen  v.  18  Mai 

Brrm.-n  Ges    betr.  die  Abändern ng  der  die  stadtbremische  Armenpflege    betr.  Gesetze 

1.  Dez.  1878,  v   23.  Nov.  1879  n.  vom  30.  April  1887. 

F.  Verschiedenes 
Preaftea,  Ges   betr.  die  üuftere  Heilighaltung  der  Sonn-  und  Festtage  »    9  Mai. 

Sichwn.  Revidierte  Gesindeordnung  für  das  Königr.  S.  vom  2  Mai. 

Braun  Grs.   die  Einführung    des   Handarbeitsunterrichts    in    den    Landgemeindeschulen  v. 

«rhw.nC.     ig.  Mai. 

(Schülerinnen  sind  zur  Teiln.  nach  dem  voll.  8  Lebensjahre  verpflichtet,  doch  können 
Befreiungen  im  Sommer  aufser  den  Ferien  für  8  Wochen  vom  Konsistor.  auf  Antrag  des 
Schulvorstandes  ausgesprochen  werden  Kr  soll  wöchentlich  2—4  Lebratunden  um- 
fassen Er  uu.fafst:  Stricken,  Naben.  Wäschezeichnen.  Ausbessern  und  Zuschneiden.  Die 
Lernmittel  sind  auf  Kechnung  der  Schulkasse  anzuschaffen.) 

Ges.  betr.  die  Städteordnung  v.  18.  Juni. 

Ges   betr.  die  Landgemeindeordouog  v.  18.  Juni. 
lUmhoric.  Ges.  betr.  die  (iründuug  eines  hygienischen  Institutes  v    28.  De*. 

Brunen.  Ges.  betr.  Versorgung  voti  Privatanlagen  mit  elektrischem  Strom  durch  das 

Elektrizitätswerk  v.  7.  Juli. 


VI. 

Wirtschaftliche  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches 

im  Jahre  1892. 


Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  auf  Stein- 
kohlenbergwerken, Zink-  und  Bleierzbergwerken  und  auf  Kokereien 
im  Regierungsbezirk  Oppeln.    Vom  24.  März  1892. 

L    1.  Arbeiterinnen  dürfen 

auf  Steinkohlenbergwerken: 

beim  Hin-  und  Zurückfahren  der  Förderwagen  «wischen  Schacht  und  Aus- 
Stürzvorrichtungen, 

bei  Bedienung  der  Separationsvorrichtungen  und  Wäschen,  beim  Verladen 
der  Steinkohlen, 
auf  Zink-  und  Bleierzbergwerken : 
bei  Bedienung  der  Anfbereitungsanstalten, 

beim  Transport  der  Erze  zum  Zweck  der  Um-  und  Verladung, 
auf  Kokereien: 

beim  Anfahren  der  Kohlen  zu  den  Oefen, 

beim  Einstampfen  der  Kohlen. 

bei  Bedienung  der  Separationsvorrichtungen, 

beim  Füllen,  Verladen  und  Umladen  des  Koks  in  Körbe  oder  Wagen,  bei« 
Transport  des  Koks  nach  den  Eisenbahnwagen,  deren  Beladung  i 
vor  den  Oefen  stattfindet  oder  nach  den  mit  Kokereien  in 
Verbindung  stehenden  Hochöfen, 
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auch  fernerhin  zur  Nachtzeit  und  am  Sonnabend  sowie  an  Vorabenden  der  Fest- 
tage auch  nach  fünfeinhalb  Uhr  nachmittags  unter  nachstehenden  Bedingungen 
beschäftigt  werden. 

2.  Die  Beschäftigung  der  Arbeiterinnen  darf  weder  in  der  Tagschicht  noch  in  der 
Nachtschicht  die  Dauer  von  zehn  Stunden  überschreiten  und  tnufs  in  jeder  Schicht 
durch  eine  oder  mehrere  Pausen  in  der  Gesamtdauer  von  mindestens  einer  Stunde 
unterbrochen  sein. 

Die  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  darf  innerhalb  einer  Woche  nicht  mehr 
als  sechzig  Stunden  betragen,  davon  dürfen  innerhalb  zweier  Wochen  in  die 
Zeit  von  sechs  Uhr  abends  bis  sechs  Uhr  morgens  nicht  mehr  als  sechzig  Stunden 
fallen. 

Zwischen  zwei  Arbeitascbichten  mufs  eine  Ruhezeit  von  mindestens  zwölf  Stunden 
liegen. 

Der  wöchentliche  Wechsel  zwischen  den  Tag-  und  Nachtschichten  ist  in  der 
Weise  zu  regeln,  dafs  die  in  der  Tagschicht  beschäftigten  Arbeiterinnen  erst  nach 
einer  Ruhezeit  von  mindestens  vierundzwanzig  Stunden  in  der  Nachtschicht,  die 
in  der  Nachtschicht  beschäftigten  erst  nach  einer  Ruhezeit  von  mindestens  vier- 
undzwanzig Stunden  in  der  Tagschicht  beschäftigt  werden  dürfen. 

3.  Die  Arbeitsräume,  Arbeitsplätze  und  Förderbahnen  müssen  hell  beleuchtet  sein. 
Den  Arbeiterinnen  sind  besondere  abschliefsbarc,  in  der  kalten  Jahreszeit  erwärmte, 
zum  Waschen,  zum  Umkleiden  und  zum  Trocknen  der  Kleider  geeignet»  Räume 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Aufserdem  müssen  für  sie  getrennte  Aborte  mit  besonderen 
hingängen  vorhanden  sein. 

4.  Auf  Arbeitsstätten,  in  welchen  Arbeiterinnen  nach  verschiedenen  Bestimmungen 
zur  Nachtzeit  beschäftigt  werden,  mufs  neben  der  gemäfs  §  138  Absatz  2  der 
Gewerbeordnung  auszuhängenden  Tafel  eine  zweite  Tafel  angebracht  werden,  welche 
in  deutlicher  Schrift  die  Bestimmungen  unter  1  bis  3  wiedergiebt  Ferner  ist 
ein  Verzeichnis  der  Arbeiterinnen  auszuhängen ,  welches  die  beiden  Abteilungen 
der  je  In  der  Tagschicht  und  in  der  Nachtschicht  Beschäftigten  getrennt  aufführt. 

5.  Die  Bestimmungen  unter  1  bis  4  finden  auf  diejenigen  Anlagen  keine  Anwendung, 
in  welchen  eine  Beschäftigung  von  Arbeiterinneu  mit  den  bei  1  bezeichneten 
Arbeiten  zur  Nachtzeit  bisher  nicht  stattgefunden  hat. 

Bei  den  unter  1  bezeichneten  Arbeiten  darf  die  Anzahl  der  in  Tag-  und  Nacht- 
schichten beschäftigten  Arbeiterinnen  auf  den  einzelnen  Werken  die  Höchstzahl 
der  im  Jahre  1891  beschäftigten  nicht  überschreiten.  Diese  Zahl  ist  bis  zum 
1.  Mai  1892  dem  zuständigen  Aufaichtsbeamten  (§  139b  der  Gewerbeordnung) 
nachzuweisen. 

Zur  Beschäftigung  in  Tag-  und  Nachtschichten  bei  solchen  Arbeiten  dürfen 
Arbeiterionen  vom  1.  Oktober  1898  ab  nicht  mehr  neu  angenommen  werden. 
II.  Auf  Steinkohlenbergwerken  und  Zink-  und  Bleierzbergwerken  tritt  für  diejenigen 
Arbeiterinnen  über  achtzehn  Jahre,  welche  mit  den  unmittelbar  mit  der  Förde- 
rung der  Kohlen  oder  Erze  zusammenhängenden  Arbeiten  beschäftigt  sind,  der 
§  137  Absatz  3  der  Gewerbeordnung  mit  der  Maßgabe  aufser  Anwendung,  dafs 
zwischen  den  Arbeitsstunden  den  Arbeiterinnen  eine  oder  mehrere  Pausen  in  der 
Gesamtdauer  von  mindestens  einer  Stunde  gewährt  wenden  müssen  und  dafs  die 
Beschäftigung  im  ganzen  nicht  mehr  als  zehn  Stunden  betragen  darf. 

Werden  mehrere  Pausen  gewährt,  so  mufs  eine  derselben  mindestens  eine  halbe 
Stunde  betragen. 

III.  1.  Auf  Steinkohlenbergwerken  und  Zink-  und  Bleierzbergwerken,  deren  Betrieb  auf 
eine  doppelte  tägliche  Arbeitsschicht  eingerichtet  ist,  treten  die  Bestimmungen  des 
§  137  Absatz  1  und  3  der  Gewerbeordnung  für  Arbeiterinnen  Uber  sechzehn 
Jahre,  welche  mit  Arbeiten  der  unter  Nr.  I  Ziffer  1  bezeichneten  Art  beschäftigt 
sind,  mit  folgenden  Mafsgaben  aufser  Anwendung. 

2.  Die  erste  Schicht  darf  nicht  vor  viereinhalb  Uhr  morgens  beginnen,  die  zweite 
nicht  nach  zehn  Uhr  abends  schlichen ,  in  keiner  der  beiden  Schichten  darf  die 
Beschäftigung  länger  als  acht  Stunden  dauern. 

3.  Zwischen  der  zweiten  und  der  sechsten  Arbeitsstunde  mufs  den  Arbeiterinnen 
eine  Pause  von  mindestens  einer  halben  Stunde  gewährt  werden. 

i.  Arbeiterinnen  zwischen  sechzehn  und  achtzehn  Jahren  dürfen  in  der  vorstehend 
bezeichneten  Weise  nur  beschäftigt  werden,  wenn  durch  das  Zeugnis  eines  von 
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der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur  Ausstellung  solcher  Zeugnisse  ermächtigten 
Arzte»  nachgewiesen  ist,  dafs  die  körperliche  Entwickelung  der  Arbeiterin  die 
Beschäftigung  ohne  Gefahr  für  ihre  Gesundheit  zuläßt. 

Das  arztliche  Zeugnis  ist  vor  Beginn  der  Beschäftigung  dem  Arbeitgeber  aus- 
zuhändigen, welcher  es  zu  verwahren,  auf  amtliches  Verlangen  vorzulegen  und 
bei  Beendigung  des  Arbeitsverhältnisse»  der  Arbeiterin  beziehungsweise  dereu 
gesetzlichen  Vertreter  wieder  auszuhändigen  hat. 

5.  Auf  Arbeitsstätten,  wo  Arbeiterinnen  nach  den  Bestimmungen  unter  1  bis  4 
beschäftigt  werden,  mufs  neben  der  nach  §  138  Absatz  2  der  Gewerbeordnung 
auszuhängenden  Tafel  eine  zweite  Tafel  angebracht  werden ,  welche  in  deutlicher 
Schrift  die  Bestimmungen  unter  1  bis  4  wiedergiebt. 

6.  Die  Gesamtzahl  der  nach  Maßgabe  der  vorstehenden  Bestimmungen  auf  den 
einzelnen  Werken  beschäftigten  Arbeiterinnen  darf  die  Höchstzahl  der  im  Jahre 
1891  beschäftigt  gewesenen  nicht  überschreiten.  Wegen  der  Nachweisung  dieser 
Höchstzahl  findet  die  Bestimmung  in  Nr.  I  Ziffer  5  Absatz  2  Anwendung. 

IV.        Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  dem  1.  April  1892  in  Kraft. 

Die  Bestimmungen  unter  I  haben  bis  zum  1.  April  1897,  die  Bestimmungen  unter  II 
und  III  bis  zum  1.  April  1902  Gültigkeit 


Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  ju- 
gendlichen Arbeitern  in  Rohzuckerfabriken  und  Zuckerraffinerien. 

Vom  24.  März  1892. 

I.  Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Rohzucker- 
fabriken und  Zuckerraffinerien  unterliegt  folgenden  Beschränkungen : 

1.  Arbeiterinnen  und  jugendliche  Arbeiter  dürfen  zur  Bedienung  der  Rübensch  wemmeu, 
der  Rübenwäschen  und  der  Fahrstühle,  sowie  zum  Transport  der  Rüben  und  Rüben- 
schnitzel in  schwer  zu  bewegenden  Wagen  nicht  verwendet  werden. 

2.  Im  Füllhause,  in  den  Centrifugenräumen,  den  KrisUllisationsräumen ,  den  Trocken- 
kammern und  den  Maischräumen,  sowie  au  anderen  Arbeitsstellen ,  an  welchen  eine 
außergewöhnlich  hohe  Wärme  herrscht,  darf  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern 
während  der  Dauer  des  Betriebes  eine  Beschäftigung  nicht  gewährt  und  der  Auf- 
enthalt nicht  gestattet  werden. 

Für  Zuckerraffinerien  kann  von  der  Landes-Zentralbehörde  die  Beschäftigung  von 
Arbeiterinnen  über  sechzehn  Jahre  in  diesen  Räumen  bis  längstens  zum  1.  April 
1893  gestattet  werJen  ,  wenn  dies  im  Interesse  der  Arbeiterinnen  geboten  erscheint 
oder  wenn  die  sofortige  Durchführung  des  Verbots  eine  erhebliche  Betriebscinschrän- 
kung  zur  Folge  haben  würde. 

II.  Für  die  Beschäftigung  der  Arbeiterinnen  über  sechzehn  Jahre  in  Rohzucker- 
fabriken und  Zuckerraffinerien  treten  die  Bestimmungen  des  §  137  Absatz  1  der  Gewerbe- 
ordnung mit  folgenden  Maßgaben  außer  Anwendung: 

1.  Eine  Beschäftigung  während  der  Nachtzeit  darf  nicht  auf  den  Zuckerböden  and  nicht 
beim  Trocknen  der  Schnitzel ,  übrigens  nur  mit  solchen  Arbeiten  stattfinden ,  welche 
für  den  Fortgang  des  kontinuierlichen  Betriebes  unentbehrlich  sind. 

2.  Die  Beschäftigung  während  der  Nachtschicht  darf  in  vierundzwanzig  Standen  die 
Dauer  von  zehn  Stunden  nicht  überschreiten  und  mufs  in  jeder  Schicht  durch  mehrere 
Pausen  unterbrochen  sein,  von  denen  eine  mindestens  eine  Stuude  beträgt. 

Die  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  darf  weder  in  den  Tag-  noch  in  den  Nacht- 
schichten innerhalb  einer  Woche  mehr  als  fünfundsechzig  Stunden  betragen. 

Zwischen  zwei  Nachtschichten  muß  eine  Rahezeit  von  mindestens  zwölf  Standen 
liegen. 

Die  Tagschichten  und  Nachtschichten  müssen  wöchentlich  wechseln. 

Der  wöchentliche  Wechsel  zwischen  den  Tag-  und  Nachtschichten  ist  in  der  Weise 
zu  regeln,  daß  die  in  der  Tagschicht  beschäftigten  Arbeiterinnen  erst  nach  einer 
Ruhezeit  von  mindestens  vierundzwanzig  Stunden  in  der  Nachtschicht,  die  in  der 
Nachtschicht  beschäftigten  erst  nach  einer  Ruhezeit  von  mindestens  vierundzwanzig 
Standen  in  der  Tagschicht  beschäftigt  werden  dürfen. 
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Der  Schichtwechsel  darr  nicht  in  die  Zeit  zwischen  achteinhalb  Uhr  abends  und 
fünfeinhalb  Uhr  morgens  fallen. 
3  Die  Anzahl  der  in  Tag-  and  Nachtschichten  beschäftigten  Arbeiterinnen  darf  in  Roh* 
Backerfabriken  sowie  in  denjenigen  Zuckerraffinerien,  welche  nicht  während  des  ganzen 
Jahres  im  Betriebe  sind  ,  die  Zahl  der  im  Durchschnitt  der  beiden  letzten  Betriebe- 
Perioden,  in  denjenigen  Zuckerraffinerien,  welche  wahrend  des  ganzen  Jahres  im 
Betriebe  sind,  die  Zahl  der  im  Durchschnitt  der  beiden  letzten  Kalenderjahre  in  Tag- 
end Nachtschichten  beschäftigten  Arbeiterinnen  nicht  Uberschreiten.  Diese  Zahl  ist 
bis  zum  1.  Juni  1892  dem  zuständigen  Aofsichtsbeamten  (§  189b  der  Gewerbeord- 
nung) nachzuweisen 

In  Rohsuckerfabriken  and  Zackerraffinerien  dürfen  vom  1.  April  1895  ab  nur 
noch  zwei  Drittel,  vom  1.  April  1896  ab  nur  noch  ein  Drittel  dieser  Höchstsahl 
von  Arbeiterinnen  in  Tag-  und  Nachtschichten  beschäftigt  werden. 

4.  Die  ArbeiUräume  und  Verkehrsstellen  (Treppen,  Gange,  Wege,  Höfe  u.  s.  w.)  müssen 
bei  Dunkelheit  genügend  erleuchtet  sein,  die  Arbeitsräume  müssen  einen  ausreichen- 
den Luftraum  haben,  mit  wirksamen  Lüftangseinrichtungen  verseben  und  in  der  kalten 
Jahreszeit  erwärmt  sein. 

5.  Den  Arbeiterinnen  müssen  gesonderte,  angemessen  eingerichtete  und  sauber  gehaltene 
Ankleide-  und  Waschräume,  während  der  Pansen  angemessen  eingerichtete  nnd  »>aber 
gehaltene  Aufenthaltsräume  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Die  Räume  müssen  in 
der  kalten  Jahreszeit  erwärmt  werden. 

Auf  Anordnung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  sind  den  Arbeiterinnen  Einrich- 
tungen zur  Herrichtung  von  Speisen  und  Getränken  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Während  der  einstündigen  Pause  darf  den  Arbeiterinnen  der  Aufenthalt  in  den 
Arbeitsräumen  nur  gestattet  werden,  wenn  in  denselben  während  dieser  Zeit  der 
Betrieb  rnht. 

6.  Die  Bedürfnisanstalten  müssen  für  die  Geschlechter  getrennt,  mit  besonderen  Zu- 
gängen verseben  sein  and  für  die  Zahl  der  Arbeiter  aasreichen. 

Sie  müssen  nebst  ihren  Zugängen  bei  Dunkelheit  genügend  erleuchtet  sein  and 
von  den  in  warmen  Räumen  beschäftigten  Arbeitern  ohne  besondere  Erkältungsgefahr 
erreicht  werden  können 

7.  Für  die  in  Tag-  und  Nachtschichten  beschäftigten  Arbeiterinnen  ist  ein  Verzeichnis 
in  der  Weise  aufzustellen,  daf»  die  in  derselben  Schicht  beschäftigten  je  eine  Abtei- 
lang bilden.  Das  Verzeichnis  mufs  die  Angabe  der  Arbeitstage,  des  Beginns  und  des 
Endes  der  Arbeitszeit  und  der  Pausen  enthalten  und  ist  in  denjenigen  Räumen,  in 
welchen  Arbeiterinnen  zur  Nachtzeit  beschäftigt  werden,  an  geeigneter  Stelle  auszu- 
hängen. 

8.  In  den  anter  7  beseichneten  Räamen  ist  neben  der  nach  §  138  Absatz  2  der  Gewerbe- 
ordnung auszuhängenden  Tafel  an  geeigneter  Stelle  eine  besondere  Tafel  aaszuhängen, 
welche  in  deutlicher  Schrift  die  Bestimmungen  unter  1  bis  7  wiedergiebt. 

III.  Die  Bestimmungen  unter  I  treten  mit  dem  1.  Mai  1892,  die  Bestimmungen 
anter  II  mit  dem  1.  April  1892  in  Kraft 

Die  Bestimmungen  unter  I  haben  bis  zum  1.  April  1902,  die  Bestimmungen  unter 
II  bis  zum  1.  April  1898  Giftigkeit, 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Ermittelung  der  Zahl  der  in  Fabriken 
und  diesen  gleichstehenden  Anlagen  beschäftigten  Arbeilerinnen. 

Vom  26.  März  1892. 

L  Arbeitgeber,  welche  Arbeiterinnen  in  Fabriken,  Hüttenwerken,  Zimmerplätzen 
und  anderen  Bauhöfen,  in  Werften,  in  Ziegeleien,  welche  nicht  blofs  vorübergehend  oder 
in  geringem  Umfange  betrieben  werden,  in  Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungsanstalten, 
unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder  Gruben  beschäftigen,  sind  verpflichtet,  der  Orts- 
poliseibahörde  bis  spätestens  zum  2.  Mai  1892  die  Zahl  der  von  ihnen  am  1.  April  1892 
beschäftigten  Uber  sechsehn  Jahre  alten  minderjährigen  and  grofsjährigen  Arbeiterinnen 
schriftlich  mit  zuteilen.  Die  Mitteilung  kann  mit  der  nach  §  138  der  Gewerbeordnungs- 
norelle  vom  1.  Juni  1891  (Reichs- Gesetzbl.  S.  261)  au  erstattenden  schriftlichen  Anzeige 
verbanden  werden. 
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II.  Auf  Anlagen  der  unter  Nr.  I  fallenden  Art,  welche  nur  einen  Teil  des  Jahres 
im  Betriebe  sind  und  ihren  Betrieb  am  1.  April  1892  bereits  eingestellt  oder  noch  nicht 
begonnen  haben,  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  mit  der  Mafsgabe  Anwendung, 
dafs  die  Arbeitgeber  verpflichtet  sind,  der  Ortspoliseibehörde  eine  schriftliche  Anzeige 
über  die  Höcbstaahl  der  von  ihnen  innerhalb  der  Zeit  vom  1.  April  bis  tum  31.  Mars 
1892  beschäftigten  Arbeiterinnen  Uber  sechzehn  Jahre  tu  erstatten. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jug end- 
lichen Arbeitern  in  Cichorienfabriken. 
Vom  17.  März  1892. 

I.  In  Cichorienfabriken  darf  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Blumen, 
in  welchen  Darren  im  Beiriebe  sind,  während  der  Dauer  des  Betriebes  eine  Beschäftigung 
nicht  gewährt  und  der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden. 

II.  In  Cichorienfabriken  mit  Darrenbetrieb  mufs  in  Räumen  ,  in  welchen  Arbeiter- 
innen oder  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  werden,  ueben  der  nach  §  138  Absats  2  der 
Gewerbeordnung  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1891  (Reichs-Gesetzbl.  S.  261) 
aussubängenden  Tafel  eine  zweite  Tafel  ausgehängt  werden,  welche  in  deutlicher  Schrift 
die  Bestimmung  anter  I  wiedergiebt. 

1U.    Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  für  zehn  Jahre  Giltigkeit. 
Sie  treten  mit  dem  1.  April  1892  in  Kraft. 


Bekanntmachang,  betreffend  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  auf 
Steinkohlenbergwerken.    Vom  17.  März  1892. 

I.  Auf  Steinkohlenbergwerken,  deren  Betrieb  auf  eine  doppelte  tlgliche  Arbeite- 
schiebt  eingerichtet  ist,  treten  die  Beschränkungen  des  §  136  Absatz  1  und  2  der  Gewerbe- 
ordnung für  diejenigen  jugendlichen  Arbeiter  männlichen  Geschlechts  über  vierzehn  Tage 
mit  den  unmittelbar  mit  der  Förderung  der  Kohlen  zusammenhängenden  Arbeiten  beschaf- 
tigt  sind,  mit  folgenden  Maßgaben  aufser  Anwendung: 

1.  Die  erste  Schicht  darf  nicht  vor  fünf  Uhr  morgens  beginnen,  die  zweit«  Schicht  nicht 
nach  zehn  Ubr  abends  schliefsen,  keine  der  beiden  Schiebten  länger  als  acht  Stunden 
dauern. 

Am  Tage  vor  Sonn-  und  Festtagen  darf  die  arste  8chicht  am  vier  Chr  morgens 
beginnen,  am  nächsten  Werktage  die  zweite  Schicht  um  zwölf  Uhr  abends  schliefsen. 

2.  Zwischen  zwei  Arbeitaschicbten  mufs  den  jagendlichen  Arbeitern  eine  Buhezeit  von 
mindestens  zwölf  8tanden  gewährt  werden. 

3.  Zwischen  den  Arbeitsstunden  müssen  den  jugendlichen  Arbeitern  an  jedem  Arbeite- 
tage  eine  oder  mehrere  Pansen  in  der  Gesamtdauer  von  mindestens  einer  8tnade 
gewährt  werden  j  während  der  Pausen  darf  ihnen  eine  Beschäftigung  in  dem  Betriebe 
nicht  gestattet  werden. 

II.  Anf  Steinkohlenbergwerken  dürfen  jugendliche  Arbfiter  männlichen  Geschlechts 
über  vierzehn  Jahre  in  sechsstündigen  Schichten  unter  Wegfall  der  im  §  136  AbsaU  1 
Satz  3  der  Gewerbeordnung  vorgeschriebenen  Psnse  mit  ihren  Kräften  angemessenen 
Arbeiten  über  Tage  beschäftigt  werden,  sofern  die  Art  des  Betriebes  an  sich  Unter- 
brechungen der  Beschäftigung  mit  sich  bringt. 

Wegen  der  awischen  zwei  Arbeitsschichten  za  gewährenden  Buhezeit  gilt  die  Bestim- 
mung anter  Nr.  I  Ziffer  2. 

III.  In  der  bei  I  und  II  bezeichneten  Art  dürfen  jagendliche  Arbeiter  nur  beschäftigt 
werden,  wenn  durch  das  Zeugnis  eines  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur  Aas- 
stellung solcher  Zeugnisse  ermächtigten  Arates  nachgewiesen  ist,  dafs  die  körperliche 
Bntwickelung  des  Arbeiters  die  für  denselben  in  Aussicht  genommene  and  genau  anzu- 
gebende Beschäftigung  auf  dem  Werke  ohne  Gefahr  für  seine  Gesundheit  suläfst  Das 
ärztliche  Zeugnis  ist  vor  Beginn  der  Beschäftigung  dem  Arbeitgeber  auszuhändigen, 
welcher  as  zu  verwahren,  auf  amtliches  Verlangen  vorzulegen  und  bei  Beendigung  des 
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Arbeitsverhältnisses  dem  jugendlichen  Arbeiter  beziehungsweise  dessen  gesetzlichem  Ver- 
treter wieder  auszuhändigen  hat 

IV.  Auf  Arbeitsstellen,  wo  jugendliche  Arbeiter  nach  Mafsgabe  der  Vorschriften 
unter  I,  II  und  III  beschäftigt  werden,  mufs  ueben  der  nach  §  138  Absatz  2  der  Gewerbe- 
ordnung auszuhängenden  Tafel  eine  zweite  Tafel  ausgehängt  werden,  welche  in  deutlicher 
Schrift  die  Bestimmungen  unter  I,  II  und  III  wiedergiebt. 

V.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  für  tebn  Jahre  Giftigkeit 

Dieselben  treten  vom  1.  April  1892  ab  an  die  Stelle  der  durch  die  Bekanntmachungen 
des  Beichskanzlera  vom  10.  Juli  1881  und  vom  12.  März  1883  verkündeten  Bestimmungen 
über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  auf  Steinkohlenbergwerken. 


Bekanntmachung,    betreffend  die   Beschäftigung   von  Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern  in  Walz-  und  Hammerwerken. 
Vom  29.  April  1892. 

Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Metall-,  Walz- 
und  Hammerwerken,  welche  mit  ununterbrochenem  Feuer  betrieben  werden,  unterliegt 
folgenden  Beschränkungen : 

1.  Arbeiterinnen  dürfen  bei  dem  unmittelbaren  Betrieb«  der  Werke  nicht  beschäftigt 
werden ; 

2.  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  dürfen  in  den  Werken  überhaupt  nicht  beschäftigt 
werden. 

II.  Für  die  Beschäftigung  der  jungen  Leute  männlichen  Geschlechts  treten  die 
Beschränkungen  des  §  136  der  Gewerbeordnung  mit  folgenden  Mafsgaben  aufser  An- 
wendung :  „ 

1.  Vor  Beginn  der  Beschäftigung  ist  dem  Arbeitgeber  für  jeden  Arbeiter  das  von  einem 
Arzte,  der  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  zur  Ausstellung  solcher  Zeugnisse 
ermächtigt  ist ,  auszustellende  Zeugnis  einzuhändigen ,  nach  welchem  die  körperliche 
Entwickelung  des  Arbeiters  eine  Beschäftigung  in  dem  Werke  ohne  Gefahr  für  die 
Gesundheit  zuläfst.  Der  Arbeitgeber  hat  mit  dem  Zeugnisse  in  gleicher  Weise,  wie 
mit  dem  Arbeitsbuche  (§  107  der  Gewerbeordnung)  zu  verfahren. 

2.  Die  ArbeiUschicht  darf  einschließlich  der  Pausen  nicht  länger  als  zwölf  Stunden 
ausschliefst  :h  der  Pausen  nicht  länger  als  zehn  Stunden  dauern.  Die  Arbeit  mufs 
in  jeder  Schicht  durch  Pausen  in  der  Gesamtdauer  von  mindestens  einer  Stunde 
unterbrochen  sein.  Unterbrechungen  der  Arbeit  von  weniger  als  einer  viertel  Stunde 
Dauer  kommen  auf  die  Pausen  nicht  in  Anrechnung.  Eine  der  Pausen  mufs  minde- 
stens eine  halbe  Stunde  dauern  und  swischen  das  Ende  der  vierten  und  den  Anfang 
der  siebenten  Arbeitsstunde  fallen. 

Die  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  darf  innerhalb  einer  Woche  ausschliefslich 
der  Pausen  sechzig  Stunden  nicht  überschreiten. 

Bei  Tag-  und  Nachtbetrieb  mufs  wöchentlich  Schichtwechsel  eintreten.  Bei  Betrieben 
mit  taglich  zwei  Schichten  darf  für  junge  Leute  die  Zahl  der  in  die  Zeit  von  acht- 
einhalb Uhr  abends  bis  fünfeinhalb  Uhr  morgens  fallenden  Schichten  (Nachtschichten) 
wöchentlich  nicht  mehr  als  sechs  betragen. 
8.  Zwischen  zwei  Arbeitsschichten  mufs  eine  Buhezeit  von  mindestens  zwölf  Stunden 
liegen.  Innerhalb  dieser  Buhezeit  ist  eine  Beschäftigung  mit  Nebenarbeiten  nicht 
gestattet. 

4.  An  Sonn-  und  Festtageu  darf  die  Beschäftigung  nicht  in  die  Zeit  von  sechs  Uhr 
morgens  bis  sechs  Uhr  abends  fallen.  In  die  Stunden  vor  oder  nach  dieser  Zeit  darf 
an  Sonntagen  die  Beschäftigung  nur  dann  fallen ,  wenn  vor  Beginn  oder  nach  Ab- 
schluß» der  Arbeitsschicht  den  jungen  Leuten  eine  ununterbrochene  Buhezeit  von 
mindestens  vierundzwanzig  Stunden  gesichert  bleibt 

6.  Wahrend  der  Pausen  für  die  Erwachsenen  dürfen  junge  Leute  nicht  beschäftigt  sein. 
III.  Di«  Bestimmungen  des  §  138  der  Gewerbeordnung  finden  in  Wals-  und  Ham- 
merwerken (1)  mit  folgenden  Mafsgaben  Anwendung: 

1.  Das  in  den  Fabrikräumen  auszuhängende  Verzeichnis  der  jugendlichen  Arbeiter  ist 
in  der  Weise  aufzustellen,  dafs  die  in  derselben  Schicht  Beschäftigten  je  eine  Abtei- 
lung bilden. 
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2.  Dm  Verzeichnis  braucht  eine  Angabe  über  die  Pausen  nicht  zu  enthalten.  Statt 
dessen  ist  dem  Verzeichnis  eine  Tabelle  beizufügen,  in  welche  während  oder  unmittel- 
bar nach  jeder  Arbeitaschicht  Anfang  und  Ende  der  darin  gewährten  Pausen  eingetragen 
wird.  Die  Tabelle  mufs  bei  zweischichtigem  Betriebe  mindestens  über  die  leUten 
vierzehn  Arbeitsschichten,  bei  dreischichtigem  Betriebe  mindestens  über  die  letzten 
zwanzig  Arbeitsschichten  Auskunft  geben.  Der  Name  desjenigen  ,  welcher  die  Ein- 
tragungen  bewirkt,  mufs  daraus  zu  ersehen  sein. 

3.  In  Räumen,  in  welchen  junge  Leute  nach  Hafsgabe  der  Vorschriften  unter  U  beschäftigt 
werden,  mufs  neben  der  nach  §138  Absatz  2  auszuhängenden  Tafel  eine  zweite 
Tafel  ausgehängt  werden,  welche  in  deutlicher  Schrift  die  Bestimmungen  unter  1 
und  II  wiedergiebt. 

IV.    Vorstehende  Bestimmungen  haben  auf  die  Dauer  von   zehn  Jahren  Giltigkeit 
Sie  treten  am  1.  Juni  1892  in  Kraft  und  an  Stelle  der  in  der  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  23.  April  1879  (Centralbl.  für  das  Deutsche  Reich  S.  303)  verkün- 


Bekanntmaohung,   botreffend   die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in 
Hechel  räume  ti  und  dergl.    Vom  29.  April  1892. 

L  In  Hechelräumen  sowie  in  Räumen,  in  welchen  Maschinen  zum  Oeffnen,  Lockern, 
Zerkleinern,  Entstäuben,  Anfetten  oder  Mengen  von  rohen  oder  abgenutzten  Faserstoffen, 
von  Abfällen  oder  Lumpen  im  Betriebe  sind,  darf  jugendlichen  Arbeitern  während  des 
Betriebes  eine  Beschäftigung  nicht  gewährt  und  der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden. 

Die  Karden  (Krempel)  für  Wolle  und  Baumwolle  fallen  unter  die  vorstehende  Be- 
stimmung nicht. 

II.  In  Fabriken  mit  Räumen  der  unter  Mr.  I  Absatz  1  fallendes  Art  mufs  in  den 
Räumen,  in  welchen  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  werden,  neben  der  nach  §  138 
Absatz  2  der  Gewerbeordnung  auszuhängenden  Tafel  eine  zweite  Tafel  ausgehängt  werden, 
welche  in  deutlicher  Schrift  die  Bestimmungen  unter  Mr.  I  wiedergiebt 

III.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  dem  1.  Oktober  1892  in  Kraft  und 
an  Stelle  der  durch  die  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  20  Mai  1879,  betreffend 
die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Spinnereien  (Centralbl.  für  das  Deutsche  Reich 
S.  362),  verkOndeten  Bestimmungen. 

Dieselben  haben  für  die  Dauer  von  zehn  Jahren  Giltigkeit. 


Bekanntmachung ,    betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern  in  Glashütten.    Vom  11.  März  1892. 

I.  Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Glashütten 
unterliegt  folgenden  Beschränkungen: 

1.  In  solchen  Räumen,  In  denen  vor  dem  Ofen  (Schmelz-,  Kühl-,  Glüh-,  8treckofen) 
gearbeitet  wird,  und  in  solchen  Räumen,  in  denen  eine  aufsergewöhnlich  hohe  Wärme 
herrscht  (Häfenkammern  und  dergleichen),  darf  Arbeiterinnen  eine  Beschäftigung  nicht 
gewährt  und  der  Aufenthalt  nicht  gestattet  werden.  Ausnahmen  hiervon  kenn  der 
Bundesrat  zulassen. 

2.  Mit  Schleifarbeiten  dürfen  jugendliche  Arbeiter  unter  viersehn  Jahren  (Knaben)  und 
jugendliche  Arbeiterinnen  nicht  beschäftigt  werden.  In  Tafelglashfltten  dürfen  Knaben 
vor  dem  Schmelz-  oder  Streckofen  oder  mit  dem  Tragen  der  Walzen  nicht  beschäftigt 
werden,  wenn  die  Hütten  Walzen  von  mehr  als  5  Kilogramm  Gewicht  herstellen. 

3.  Jugendliche  Arbeiter  männlichen  Geschlechts  dürfen,  soweit  deren  Beschäftigung  in 
Glashütten  nach  diesen  Bestimmungen  zulässig  ist,  nur  beschäftigt  werden,  wenn 
durch  ein  Zeugnis  eines  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  sur  Ausstellung  solcher 
Zeugnisse  ermächtigten  Arztes  dargethan  wird,  dafs  die  körperliche  Entwiche! ung 
des  Arbeiters  eine  Beschäftigung  in  der  Hütte  ohne  Gefahr  für  die  Geundheit 
zuläfst. 

Das  ärztliche  Zeugnis  ist  vor  Beginn  der  Beschäftigung  dem  Arbeitgeber  auszu- 
händigen, welcher  damit  wie  mit  dem  Arbeitsbuche  (§  107  der  Gewerbeordnung)  zu 
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IL  in  Glashütten,  in  denen  die  Glaamasse  gleichseitig  geschmolsen  and  verarbeitet 
wird,  treten  die  Beschränkungen  des  §  136  der  Gewerbeordnung  für  jugendliche  Arbeiter 
männlichen  Geschlechts  (Knaben  und  junge  Leute)  mit  folgenden  Mafsgaben  aufser  An- 
wendung : 

1.  Die  Beschäftigung  der  Knaben  darf  innerhalb  vierundswanzig  Stunden  einschllefslich 
der  Pausen  nicht  länger  als  sechs  Stunden  dauern.  Die  Gesamtdauer  der  Beschäfti- 
gung darf  innerhalb  einer  Woche  einschliefslich  der  Pausen  sechsunddreifsig  Stunden 
nicht  überschreiten. 

I.  Die  Arbeitsschicbt  der  jungen  Leute  darf  einschliefslich  der  Pausen  nicht  länger  als 
zwölf  Standen,  aasscbliefslich  der  Pausen  nicht  länger  als  zehn  Stunden  dauern. 

Die  Gesamtdaner  der  Beschäftigung  darf  innerhalb  einer  Woche  ausseht iefslich  der 
Pausen  sechzig  Stunden  nicht  Qb«rschreiten. 

Unterbrechungen  der  Arbeit  von  weniger  als  einer  Viertelstunde  Daner  werden 
auf  die  Pausen  nicht  in  Anrechnung  gebracht ;  eine  der  Pausen  mufs  mindestens  eine 
halbe  Stunde  dauern. 

3.  Bei  Tag-  und  Nachtbetrieb  mufs  wöchentlich  Schichten  Wechsel  eintreten.  Diese 
Bestimmung  findet  auf  diejenigen  Glashütten  keine  Anwendung,  in  Jenen  die  Beschäfti- 
gung so  geregelt  ist,  dafs  für  die  jugendlichen  Arbeiter  zwischen  je  zwei  Arbeits- 
schichten eine  Ruhezeit  von  mindestens  vierundswanzig  Stunden  liegt 

Die  Arbeit  mufs  in  jeder  Schicht  durch  eine  oder  mehrere  Pausen  in  der  Gesamt- 
dauer  von  mindestens  einer  Stunde  unterbrochen  sein. 

4.  Während  der  Pausen  für  die  Erwachsenen  dürfen  jugendliche  Arbeiter  Uberhaupt 
nicht,  während  der  Pausen  für  junge  Leute  dürfen  Knaben  nicht  beschäftigt  werden. 

6.  Zwischen  zwei  Arbeitsschichten  mufs  eine  Ruhezeit  von  mindestens  zwölf  Stunden  liegen. 
6.  An  Sonn-  und  Festtagen  darf  die  Beschäftigung  nicht  in   die  Zeit  von  sechs  Uhr 

morgens  bis  sechs  Uhr  abends  fallen.    Die  Vorschrift  findet,  wenn  mehrere  Festtage 

aufeinander  folgen,  nur  auf  den  ersten  Festtag  Anwendung. 

III.    In  Glashütten ,  in  denen  die  Schmelzschicht  und  die  Verarbeitungsscbicht  mit- 
einander wechseln,  treten  die  Beschränkungen  des  §  135  Absatz  2  and  3  and  §  136  der 
Gewerbeordnung  für  jugendliche  Arbeiter  männlichen   Geschlechts  (Knaben  und  junge 
Leute)  mit  folgenden  Mafsgaben  aufrer  Anwendung: 
1.  Die  Arbeitsschicht  der  Knaben  darf  nicht  länger  als  die  halbe  Arbeitsschicht  der 
Erwachsenen  dauern.    Die  Beschäftigung  darf  nicht  länger  als  sechs  Stunden  dauern, 
wenn  zwischen  den  Arbeitsstunden  nicht  Pausen  von  zusammen  mindestens  ein- 
stündiger Dauer  gewährt  werden.    Die   Dauer  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  darf 
sechsanddreifsig  Stunden  nicht  überschreiten.    Innerhalb  zweier  Wochen  darf  von 
der  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  in  die  Zeit  von  sechs  Uhr  abends  bis  sechs  Uhr 
morgens  uicht  mehr  als  die  Hälfte  fallen. 

5.  Die  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  darf  für  junge  Leute  innerhalb  einer  Woche 
aasschliefslich  der  Pausen  nicht  mehr  als  sechzig  Stunden  betragen. 

Innerhalb  zweier  Wochen  darf  von  der  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  in  die  Zeit 
von  sechs  Ubr  abends  bis  sechs  Uhr  morgens  nicht  mehr  als  die  Hälfte  fallen. 

Die  Dauer  der  Pausen  mufs  für  Schichten  von  höchsten»  sehn  Arbeitsstunden 
mindestens  eine  Stunde,  für  Schichten  mit  längerer  Arbeitszeit  mindestens  eine  und 
und  eine  halbe  Stunde  betragen.  Unterbrechungen  der  Arbeit  von  weniger  als  einer 
Viertelstunde  Dauer  werden  auf  die  Pauseu  nicht  in  Anrechnung  gebracht ;  eine  der 
Pausen  mufs  mindestens  eine  halbe  Stunde  dauern. 

3.  In  der  Zeit  von  sechs  Uhr  abends  bis  sechs  Uhr  morgens  darf  die  Beschäftigung 
ausschließlich  der  Pausen  die  Dauer  von  zehn  Stunden  nicht  überschreiten. 

4.  Während  der  Pausen  für  die  Erwachsenen  dürfen  jugendliche  Arbeiter  überhaupt 
nicht,  während  der  Pausen  für  junge  Leute  dürfen  Knaben   nicht  beschäftigt  sein. 

6  Zwischen  zwei  Arbeitsschichten  mufs  eine  Ruhezeit  liegen.  Bei  Knaben  mufs  die- 
selbe mindestens  die  Dauer  einer  vollen  ArbeiUschicht  der  Erwachsenen,  bei  jungen 
Leuten  mindestens  die  Dauer  der  zuletzt  beendigten  Schicht  erreichen.  Innerhalb 
der  Ruhezeit  ist  eine  Beschäftigung  mit  Nebenarbeiten  für  Knaben  nicht  gestattet. 
Für  junge  Leute  ist  sie  gestattet,  wenn  dieselben  vor  Beginn  oder  nach  dem  Ende 
dieser  Beschäftigung  noch  lür  eine  Zeit  von  der  Dauer  der  zuletzt  beendigten  Schicht 
ohne  jede  Beschäftigung  bleiben.  Die  Dsuer  der  Beschäftigung  mit  Nebenarbeiten 
kommt  auf  die  Gesamtdauer  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  in  Anrechnung. 

6.  An  Bonntagen  darf  die  Beschäftigung  nur  einmal  innerhalb  zweier  Wochen  in  die 
Zeit  von  sechs  Uhr  morgens  bis  sechs  Uhr  abends  fallen. 
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IV.  Für  Glashütten,  welche  von  den  unter  II  and  III  nachgelassenen  Aasnahmen 
Gebrauch  machen,  finden  die  Bestimmungen  des  §  138  der  Gewerbeordnung  mit  folgenden 
Mafsgaben  Anwendung: 

1.  Das  in  den  Fabrikräumen  aaszuhängende  Verzeichnis  der  jugendlichen  Arbeiter  ist 
getrennt  für  Knaben  and  für  junge  Leate  in  der  Weise  aufzustellen,  dafs  die  in 
derselben  Schicht  Beschäftigten  je  eine  Abteilung  bilden 

2.  Das  Verzeichnis  braucht  in  Glashütten  der  anter  III  bezeichneten  Art  eine  Angabe 
über  die  Arbeitstage,  die  Arbeitszeit  und  die  Paasen  nicht  za  enthalten.  Statt  dessen 
ist  dem  Verzeichnis  eine  Tabelle  nach  dem  anliegenden  Muster  beizufügen,  in  welche 
während  oder  anmittelbar  nach  jeder  Arbeitsschicht  die  vorgesehenen  Eintragungen 
bewirkt  werden. 

Die  Tabelle  mufs  mindestens  über  die  letzten  vierzehn  Verarbeitungsschichten  Aus- 
kunft geben.  Der  Marne  desjenigen,  welcher  die  Eintragungen  bewirkt,  mufs  daraas 
za  ersehen  sein. 

8.  In  Räumen,  in  welchen  jugendliche  Arbeiter  beschäftigt  werden ,  mufs  neben  der 
nach  §  188  auszuhängenden  Tafel  eine  zweite  Tafel  aasgehängt  werden,  welche  in 
deutlicher  Schrift,  aufser  den  Bestimmungen  anter  I,  für  Glashütten  der  unter  II 
bezeichneten  Art  die  Bestimmungen  anter  II,  für  Glashütten  der  unter  III  bezeich- 
neten Art  die  Bestimmungen  unter  III  wiedergiebt. 

V.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  für  zehn  Jahre  Giltigkeit. 

Dieselben  treten  vom  1.  April  1898  ab  an  die  Stelle  der  durch  die  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  23.  April  1879  (Centralbl.  für  das  Deutsche  Reich  8.  304)  ver- 
kündeten Bestimmungen,  betreffend  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  and  jagendlichen 
Arbeitern  in  Glashütten ,  mit  der  Mafsgabe ,  dafs  während  der  Uebergangszeit,  während 
welcher  auf  Grand  des  Artikels  9  des  Gesetzes,  betreffend  die  Abänderung  der  Gewerbe- 
ordnung, vom  1.  Juni  1891  schulpflichtige  Kinder  in  Glashütten  noch  beschäftigt  werden 
dürfen,  auf  diese  die  Bestimmangen  anter  Ziffer  I  2  der  Bekanntmachang  vom  23.  April 
1879  Anwendung  finden. 


Tab.  über  Beginn  und  Ende  der  Arbeitszeiten. 


Junge  Leute. 

Beginn 
der  Schicht. 

Ende 

der  Schicht. 

I.  Abteilung. 

Nummer 
der 

8chicbt 

Pausen. 

Beginn 
der  Schicht. 

Datum. 

Tages- 
zeit. 

Da- 
tum. 

Tageszeit 

Dau  er 

in 

Minuten. 

Da- 
tum. 

Tages- 
zeit. 

Da- 
tum 

Tages- 
zeit. 

Da- 
tum 

Tageszeit. 

Dsns 

in 
Minute 

1.  Schicht. 

2  Jan. 

1  Uhr 

2./1. 

2V,bi.2«/4 
57,bis6 

9  bis  9*/4 

IS 
SO 
15 

1/1. 

11  Uhr 
nachm. 

2./1. 

1  Uhr 
nachm. 

2/1. 

*7.bU2'/4 
5  V,  bis  6 

16 
.0 

Knaben. 

II.  Abteilang. 

Name 

desjenigen,  welcher  dii 
Eintragungen  bewirkt 

Ende 
der  Schicht 

Beginn 
der  Schicht. 

Pausen. 

Ende 
der  Schicht 

Datum. 

Tageszeit. 

Datum 

Tageszeit 

Datum 

Tageszeit 

Dauer 

in 

Minuten. 

Datum. 

Tageszeit. 

2./1. 

7  Uhr 

|  *•/!•  * 

7  Uhr 

i  t/i. 

9  bis  9l/4 

i. 

«.,.. 

11  Uhr 
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Bekanntmachung,   betreffend   die  Beschäftigung   von   Arbeiterinnen  und 
jugendlichen  Arbeitern  in  Drahtziehereien  mit  Waaserbetrieb. 

Vom  11.  März  1892. 

I.  In  Drahtzieherelen  mit  Wasserbetrieb,  in  welchen  wegen  Wassermangels,  Frostes 
oder  Hochflut  die  Einteilung  des  Betriebes  in  regelmäfsige  Schichten  von  gleicher  Dauer 
zeitweise  nicht  innegehalten  werden  kann,  dürfen  Kinder  unter  vierzehn  Jahren  und 
Arbeiterinnen  bei  der  Herstellung  des  Drahtes  nicht  beschäftigt  werden.  Denselben  darf 
der  Aufenthalt  in  den  zur  Herstellung  des  Drahtes  bestimmten  Arbeitsrlumen  nicht  gestattet 


II.  Für  die  Beschäftigung  junger  Leute  männlichen  Geschlechts  «wischen  viersehn 
und  sechzehn  Jahren  in  den  unter  I  beseichneten  Drahtziehereien  treten  die  Beschrän- 
kungen der  §§  136  Absatz  8  und  1S6  der  Gewerbeordnung  mit  folgenden  Maßgaben 
anfser  Anwendung : 

1.  Die  Gesamtdauer  der  Beschäftigung  innerhalb  einer  Woche  darf  ausschliefslich  der 
Pausen  nicht  mehr  als  sechzig  Stunden  betragen.  In  der  Zeit  von  sechs  Uhr  morgens 
darf  die  Beschädigung  ausschliefslich  der  Pausen  die  Dauer  von  sehn  Stunden  nicht 
Überschreiten. 

Schichten  von  höchstens  zehn  Arbeitsstunden  müssen  durch  eine  oder  mehrere 
Pausen  in  der  Gesamtdauer  von  mindestens  einer  Stunde,  Schichten  von  längerer 
ArbeiUseit  durch  eine  oder  mehrere  Pausen  in  der  Gesamtdauer  von  mindestens  ein 
und  einer  halben  Stunde  unterbrochen  sein.  Unterbrechungen  der  Arbeit  von  weniger 
als  einer  Viertelstunde  Dauer  werden  auf  die  Pausen  nicht  in  Anrechnung  gebracht. 
Werden  mehrere  Pausen  gewährt,  so  mufs  eine  von  ihnen  mindestens  eine  halbe 
Stunde  dauern. 

S.  Zwischen  zwei  Arbeitet. Lichten  mufs  eine  Ruhezeit  liegen ,  welche  mindestens  die 
Dauer  der  zuletzt  beendigten  Schiebt  erreicht.  Die  Dauer  der  Beschäftigung  mit 
Nebenarbeiten  kommt  bei  der  Berechnung  der  Gesamtdauer  der  wöchentlichen  Arbeits» 
zeit  in  Anrechnung. 

3.  Während  der  Pausen  für  Erwachsene  dürfen  auch  jugendliche  Arbeiter  nicht  beschäf- 
tigt werden. 

4.  An  Sonntagen  darf  die  Beschäftigung  innerhalb  zweier  Wochen  nur  einmal  in  die 
Zeit  von  sechs  Ubr  morgens  bis  sechs  Uhr  abends  fallen. 

III.  Für  Drahtsieherelen ,  welche  von  den  unter  II  nachgelassenen  Ausnahmen 
Gebranch  machen,  finden  die  Bestimmungen  des  §  138  der  Gewerbeordnung  mit  folgenden 
Mafsgaben  Anwendung: 

1.  Das  in  den  Fabrikräumen  auszuhängende  Verzeichnis  der  jungen  Leute  ist  in  der 
Weise  aufzustellen,  dafs  die  in  derselben  Bchicht  Beschäftigten  je  eine  Abteilung 


2.  Das  Verzeichnis  braucht  Angaben  über  die  Arbeitstage,  die  Arbeitszeit  und  die 
Pausen  nicht  zu  enthalten.  Statt  dessen  ist  ihm  eine  Tabelle  nach  nachstehendem 
Muster  beizufügen,  in  welche  während  oder  unmittelbar  nach  jeder  Arbeitsschicht 
die  vorgesehenen  Eintragungen  zu  bewirken  sind.  Jede  Tabelle  mufs  mindestens 
über  die  letzten  vierzehn  Arbeitsschichten  Auskunft  geben.  Aus  der  Tabelle  mufs 
der  Name  demjenigen,  welcher  die  Eintragungen  bewirkt  hat,  zu  ersehen  sein. 

8.  In  den  Räumen,  in  denen  junge  Leute  beschäftigt  werden,  mufs  neben  der  nach 
§  138  Absatz  2  auszuhängenden  Tafel  eine  zweite  ausgehängt  werden ,  welche  in 
deutlicher  Schrift  die  Bastimmungen  unter  I  und  II  wiedergiebt. 

IV.    Vorstehende  Bestimmungen  haben  auf  die  Dauer  von  zehn  Jahren  Giltigkeit. 
Sie  treten  vom   1.  April  1892  ab  an  die  Stelle  der  In  der  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  8.  Februar  1886  (Reichs-Gesetzbl.  8.  24)  verkündeten  Bestimmungen. 
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Gesetz,  betreffend  die  Abänderung  des  §  87  des  Unfallversicherungsgesetzes 
vom  6.  Juli  1884  (Reiohs-Gesetzbl.  8.  69)  und  des  §  95  des  Gesetzes, 
betreffend  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in  Luid-  und  forst- 
wirtschaftlichen Betrieben  beschäftigten  Personen,  vom  5.  Mai  1886 
(Reichs-Gesetzbl.  8.  132).    Vom  16.  Mai  1892. 

§  1.  Der  §  87  Abtat!  4  des  Unfallversicherungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884  (Reichs- 
Geselsbl.  3.  69)  erhält  im  ersten  Satte  and  der  §  95  Absatz  5  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
beschäftigtet.  Personen,  vom  6.  Mai  1886  (Reichs-Gesetzbl.  S.  132)  erhalt  im  sweiten 
Satze  folgende  Fassung : 

„Für  die  nichtständigen  Mitglieder  des  Reichs- Versicherungsamts  sind  in  der  gleichen 

Weise  nach  Bedürfnis  Stellvertreter  zu  bestellen,   welche  die  Mitglieder  in  Behinde- 

rungsflllen  zu  vertreten  haben." 

§  2.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  der  Wirkung  vom  1.  Oktober  1891  ab  in  Kraft. 


Gesetz,  betreffend  die  Einführung  des  §  75  a  des  Krankenversicherungs- 
gesetzes.   Vom  14.  Dezember  1892. 

Mitglieder  solcher  eingeschriebenen  und  auf  Grund  landesreebtlicher  Vorschriften  er- 
richteten Uilf»kas»en,  welche  am  1.  Janaar  1893  die  im  {75  a  des  Kranken Versicherung*- 
gesetses  vorgesehene  Bescheinigung  noch  nicht  erhalten,  aber  bereite  vor  diesem  Tage 
die  hierzu  erforderliche  Abänderung  der  Statuten  mit  dem  Antrage  auf  fernere  Zulassung 
oder  Genehmigung  bei  der  zuständigen  Stelle  eingebracht  haben,  bleiben  von  der  Ver- 
pflichtung, der  Gemeinde-Krankenversicherung  oder  einer  nach  Mafsgabe  des  Kranken- 
versicherungsgesetzes errichteten  Krankenkasse  anzugehören,  noch  bis  zum  1.  Juli  1893 
befreit,  wenn  für  die  Mitglieder  dieser  Kassen  auf  Grund  des  §  75  des  Gesetzes  vom 
15.  Juni  1883  und  der  am  31.  Dezember  1892  gehenden  Kassenstatuten  eine  solche  Be- 
freiung besteht. 

Bis  zu  diesem  Zeilpunkte  haben  die  bezeichneten  Kassen  der  Bestimmung  des  §  49  a 
des  Krankenversicherungsicesetzes  nur  insoweit  zu  genügen,  als  es  sich  tun  den  Austritt 


X.  Verschiedene«. 

Gesetz,  betreffend  den  Verkehr  mit  Wein,  weinhaltigen  und  weinähnlichen 

Getränken.    Vom  20.  April  1892. 

$  1.    Die  nachbenannten  Stoffe,  nämlich: 
lösliche  Aluminiumsalse  (Alaun  und  dergl.), 
Hary  um  Verbindungen, 
Borsäure, 
Glycerin, 
Kermesbeeren, 
Magnesiumverbindungen, 
Salicylslure, 

unreiner  (freien  Amylalkohol  enthaltender)  Sprit, 
unreiner  (nicht  technisch  reiner)  Stärkezucker, 
Strontiumverbindungeu, 
Teerfarbstoffe, 

oder  Gemische,  welche  einen  dieser  Stoffe  enthalten,  dürfen   Wein,  weinhaltigen  oder 
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weinähnlichen  Getränken,  welche  bestimmt  sind,  anderen  als  Nahrungs-  oder  Genufs- 
mittel  zu  dienen,  bei  oder  nach  der  Herstellung  nicht  zugesetzt  werden. 

§  2.  Wein,  weinhaltige  and  weinähnliche  Getrinke,  welchen,  den  Vorschriften  des 
§  1  zuwider,  einer  der  dort  bezeichneten  Stoffe  zugesetzt  ist,  dürfen  weder  feilgehalten, 
noch  verkauft  werden. 

Dasselbe  gilt  für  Rotwein,  dessen  Gebalt  an  Schwefelsäure  in  einem  Liter  Flüssig- 
keit mehr  betragt,  als  sich  in  zwei  Gramm  neutralen  schwefelsauren  Kaliums  verfindet. 
Diese  Bestimmung  findet  jedoch  auf  solche  Rotweine  nicht  Anwendung,  welche  als  Dessert- 
weine  (Süd-,  Süfaweine)  ausländischen  Ursprungs  in  den  Verkehr  kommen. 

§  8.  Als  Verfälschung  oder  Nachmachung  de«  Weines  im  Sinne  des  §  10  des  Ge- 
setze-, betreffend  den  Verkehr  mit  Mahrungsmitteln,  GenuXsmitteln  und  Gebrauchsgegen- 
ständen, vom  14.  Mal  1879  (Reicbs-Gesetsbl.  S  145)  ist  nicht  anzusehen: 

1.  die  anerkannte  Kellerbehandiung  einschließlich  der  Haltbarmachung  des  Weines, 
auch  wenn  dabei  Alkohol  oder  geringe  Mengen  von  mechanisch  wirkenden  Klärungs- 
mitteln (Elweifs,  Gelatine,  Hausenblase  und  dergl.),  von  Kochsalz,  Tannin,  Köhlen* 
säure,  schwefliger  Säure  oder  daraus  entstandener  Schwefelsäure  in  den  Wein  ge- 
langen ;  jedoch  darf  die  Menge  des  zugesetzten  Alkohols  bei  Weinen,  welche  als 
deutsche  in  den  Verkehr  kommen,  nicht  mehr  als  ein  Raumteil  auf  100  Raumteile 
Wein  betragen; 

2.  die  Vermischung  (Verschnitt)  von  Wein  mit  Wein  ; 

8.  die  Entsäuerung  mittelst  reinen  gefällten  kohlensauren  Kalks  ;  J 

4.  dar  Zusatz  von  technisch  i einem  Rohr-,  Rüben-  oder  Invertzucker,  technisch  reinem 
Stärkesucker,  auch  in  wässeriger  Lösung;  jedoch  darf  durch  den  Zusatz  wässeriger 
Zuckerlösung  der  Gebalt  des  Weines  an  Extraktstoffen  und  Mineralbestandteilen  nicht 
unter  die  bei  ungezuckertem  Wein  des  Weinbaugebietes,  dem  der  Wein  nach  seiner 
Benennung  entsprechen  soll,  in  der  Regel  beobachteten  Grenzen  herabgesetzt  werden. 
§  4.  Als  Verfälschung  des  Weines  im  Sinne  des  §  10  des  Gesetzes  vom  14.  Mai 
1879  ist  insbesondere  anzusehen  die  Herstellung  von  Wein  unter  Verwendung 

1.  eines  Aufgusses  von  Zuckerwasser  auf  ganz  oder  teilweise  ausgepreiste  Trauben; 

2.  eines  Aufgusses  von  Zuckerwasser  auf  Weinhefe; 

8.  von  Rosinen,  Korinthen,  Saccharin  oder  anderen  als  den  im  §  8  No.  4  bezeichneten 
Süßstoffen,  jedoch  unbeschadet  der  Bestimmung  im  Absatz  8  dieses  Paragraphen; 

4.  von  Säuren  oder  säurehaltigen  Körpern  oder  von  Bonquetstoffen ; 

6.  von  Gummi  oder  anderen  Körpern ,  durch  welche  der  Extrakigehalt  erhöht  wird, 
jedoch  unbeschadet  der  Bestimmungen  im  §  3  No.  1  und  4. 

Die  unter  Anwendung  eines  der  vorbezeichneten  Verfahren  hergestellten  Getränke 
oder  Mischungen  derselben  mit  Wein  dürfen  nur  unter  einer  ihre  Beschaffenheit  erkenn- 
bar machenden  oder  einer  anderweiten ,  sie  von  Wein  unterscheidenden  Bezeichnung 
(Trestarwein,  Hefenwein,  Rosinenwein,  Kunstwein  oder  dergl.)  feilgehalten  oder  verkauft 
werden. 

Der  blofse  Zusatz  von  Rosinen  zu  Most  oder  Wein  gilt  nicht  als  Verfälschung  bei 
Herstellung  von  solchen  Weinen,  welche  als  Dessertweine  (Süd-,  Süßweine)  ausländischen 
Ursprungs  in  den  Verkehr  kommen. 

§  6.    Die  Vorschriften  in  den  §§  3  und  4  finden  anf  Schaumwein  nicht  Anwendung. 

§  6.  Die  Verwendung  von  Saccharin  und  ähnlichen  Süßstoffen  bei  der  Herstellung 
von  Schaumwein  oder  Obstwein  einschliefslich  Beerenobstwein  ist  als  Verfälschung  im 
Sinne  des  §  10  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1879  anzusehen. 

§  7.    Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend- 
funfhundert  Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  wird  bestraft: 
1.  wer  den  Vorschriften  der  §§  1  oder  2  vorsätzlich  zuwiderhandelt; 
8.  wer  wissentlich  Wein,  welcher  einen  Zusatz  der  im  §  3  No.  4  bezeichneten  Art 

erhalten  bat,  unter  Bezeichnungen  feilhält  oder  verkauft,  welche  die  Annahme  hervor- 

anrufen  geeignet  sind,  daß  ein  derartiger  Zusatz  nicht  gemacht  ist. 

§  8.  Ist  die  im  $  7  Nr.  1  bezeichnete  Handlung  aus  Fahrlässigkeit  begangen 
worden,  so  tritt  Geldstrafe  bis  zo  einhundertfUnfzig  Mark  oder  Haft  ein. 

§  9.  In  den  Fällen  des  §  7  Nr.  1  und  §  8  kann  auf  Einsiehung  der  Getränke 
erkannt  werden,  welche  diesen  Vorschriften  zuwider  hergestellt,  verkauft  oder  feilgehalten 
sind,  obne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten  gehören  oder  nicht.  Ist  die  Verfolgung 
oder  Verurteilung  einer  bestimmten  Person  nicht  ausführbar,  so  kann  auf  die  Einziehung 
selbständig  erkannt  werden. 
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§  10.  Die  Vorschriften  dei  Gesetzes  vom  14.  Mai  1879  bleiben  unberührt,  soweit 
die  §§  3  bis  6  des  gegenwärtigen  Gesetses  nicht  entgegenstehende  Bestimmungen  ent- 
halten.  Die  Vorschriften  in  den  §§  16,  17  des  Geseties  vom  14.  Mai  1879  finden  auch 
bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dos  gegenwärtigen  Gesetzes  Anwendung. 

§  11.    Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  die  Qrenaen  festzustellen,  welche 
e;  für  die   bei  der  Kellerbehandlung  in  den  Wein  gelangenden   Mengen  der  im  §  8 

Nr.  1  bezeichneten  8toffe,  soweit  das  Gesets  seibat  die  Menge  nicht  festsetzt,  sowie 
b)  fttr  die  Herabsetzung  des  Gehalu  an  Extraktstonen  und  Mineralbestandteilen  im  Falle 

des  §  3  Nr.  4 
maisgebend  sein  sollen. 

%  IS.  Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  Grundsätze  aufzustellen,  nach  welchen  die  aar 
Ausführung  dieses  Gesetzes,  sowie  des  Gesetses  vom  14.  Mai  1879  in  Bezug  auf  Wein, 
weinhaltige  und  weinihnliche  Getränke  erforderlichen  Untersuchungen  vorzunehmen  sind, 

§  13.    Die  Bestimmungen  des  §  2  treten  erst  am  1.  Oktober  1892  in  Kraft 


Bekanntmachung,  betreffend  die  Ausführung  des  Gesetzes  über  den  Ver- 
kehr mit  Wein,  weinhaltigen  und  weinähnlichen  Getränken.  Vom 

29.  April  1892. 

Auf  Grund  des  §  11  des  Gesetzes,  betreffend  den  Verkehr  mit  Wein,  weinhaltigen 
und  weinähnlichen  Getränken,  Tom  SO.  April  1892  (Reichs-Gesetsbl  8.  697)  hat  der 
Bundesrat  beschlossen,  die  Grenzen  für  die  Herabsetzung  des  Gehalts  an  Extraktstonen  und 
Mineralbestandteilen  (§  3  Nr.  4  des  Gesetses),  wie  folgt,  festzustellen: 

Bei  Wein,  welcher  nach  seiner  Benennung  einem  inländischen  Weinbaugebiet  ent- 
sprechen soll,  darf  durch  den  Zusatz  wässeriger  Zuckerlösung 

a)  der  Gesamtgehalt  an  Extraktionen  nicht  uuter  1,5  Gramm,  der  nach  Abzug  der 
nicht  flüchtigen  Säuren  verbleibende  Extraktgehalt  nicht  unter  1,1  Gramm,  der 
nach  Abzug  der  freien  8äuren  verbleibende  Extraktgehalt  nicht  unter  1  Gramm, 

b)  der  Gehalt  an  Mineralbestandteilen  nicht  unter  0,14  Gramm 

in  einer  Menge  von  100  Kubikcentimeter  Wein  herabgesetzt  werden. 


Gesetz,  betreffend  die  Unterstützung  von  Familien  der  zu  Friedensübungen 
einberufeneu  Mannschaften.    Vom  10.  Mai  1892. 

§  1.  Die  Familien  der  aus  der  Reserve,  Landwehr  oder  Seewehr  zu  Friedensübungen 
einberufenen  Mannschaften  erhalten  auf  Verlangen  aus  öffentlichen  Mitteln  Unterstützungen. 
Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  Familien  der  aus  der  Ersatsreserve  für  die  zweite  oder 
dritte  Uebung  einberufenen  Mannschaften. 

Vorstehendes  findet  nicht  Anwendung,  wenn  der  Uebungspflichtige  zu  denjenigen 
Reichs-,  Staats-  oder  Kommunalbeamten,  welchen  zufolge  §  66  Absatz  S  des  Reichs- 
Militärgesetzes  vom  2.  Mai  1874  (Reicbt-Gesetzbl.  8.  45)  in  der  Zeit  der  Einberufung 
zum  Militärdienste  ihr  persönliches  Diensteinkommen  gewahrt  ist,  gehört. 

Der  Anspruch  auf  Unterstützung  ist  bei  der  Gemeindebehörde  desjenigen  Ortes  an- 
zubringen, an  welchem  der  Unterstützungsberechtigte  zur  Zeit  des  Beginns  des  Unter- 
stützungsanspruchs seinen  gewöhnlichen  Aufenthaltsort  hat,  und  erlischt,  wenn  solches 
nicht  binnen  vier  Wochen  nach  Beendigung  der  Uebung  geschieht. 

Die  Gewährung  der  Unterstützungen  richtet  sich,  soweit  nachfolgend  nicht  Be- 
sonderes bestimmt  ist,  nach  den  Vorschriften  des  Gesetses,  betreffend  die  Unterstützung 
von  Familien  in  den  Dienst  eingetretener  Mannschaften,  vom  28.  Februar  1888  (Reichs- 
Gesetsbl.  8  69). 

Die  täglichen  Unterstützungen  sollen  betragen: 

a)  für  die  Ehefrau  dreifsig  Prozent  des  ortsüblichen  Tagelohnes  für  erwachseoe 
männliche  Arbeiter  am  Aufenthaltsort  des  Einberufenen, 

b)  für  jede  der  sonst  unterstützungsberechtigten  Personen  sehn  Prozent  des  orts- 
üblichen Tagelohnes  für  erwachsene  männliche  Arbeiter  am  Aufenthaltsorte  das 
Einberufenen 
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mit  der  Maßgabe,  daß  der  Gesamtbetrag  der  Unterstützung  sechaig  Prozent  de»  Be- 
trages de«  ortsüblichen  Tagelohoes  nicht  Übersteigt 

§  S.  Die  gesahlten  Unterstützungen  werden  aus  Reicbsmitteln  erstattet  Die  Er- 
stattung hat  vor  Ablauf  des  Etatjahres  tu  erfolgen,  in  welchem  die  Zahlung  statt- 
gefunden bat 

verpfändet,  noch  au  Dritte  abgetreten  werden,  unterliegen  auch  keiner  Art  Ton  Zwangs- 
vollstreckung. 

§  6.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  1892  in  Kraft 

§  6.  Unterstützungen  nach  Mafsgabe  dieses  Gesetzes  werden  auch  rücksichtlich 
solcher  FrledensQbungen  gewahrt,  welche  ganz  oder  teilweise  in  der  Zeit  vom  1.  April 
1892  bis  tum  1.  Juli  1893  stattgefunden  haben. 

Ist  die  FriedensUbung  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  beendigt  so  beginnt  die 
vierwöchige  Frist  für  die  Anbringung  des  Unterstützungsanspruchs  mit  dem  1.  Juli  1898. 


Gesetz  über  das  TelegraphenweaeD  des  Deutschen  Reichs.    Vom  6.  April  1 892. 

§  1.  Das  Recht  Telegrapbenanlagen  für  die  Vermittolung  von  Nachrichten  au  er- 
richten und  zu  betreiben,  steht  ausschließlich  dem  Reich  zu.  Unter  Telegraphenanlagen 
sind  die  Fernsprecbanlagen  mit  begriffen. 

§  2.  Die  Auaübung  des  im  §  1  bezeichneten  Rechts  kann  für  einzelne  Strecken 
oder  Bezirk«  an  Privatunternehmer  und  mufa  an  Gemeinden  für  den  Verkehr  innerhalb 
dea  Gemeindebezirks  verliehen  werden,  wenn  die  nachsuchende  Gemeinde  die  genügende 
Sicherheit  für  einen  ordnungsmäßigen  Betrieb  bietet  und  das  Reieh  eine  solche  Anlage 
weder  errichtet  hat,  noch  aich  zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  einer  solchen  bereit 
erklärt. 

Die  Verleihung  erfolgt  durch  den  Reichakanzler  oder  die  von  ihm  hierzu  ermächtigten 
Behörden. 

Die  Bedingungen  der  Verleihung  aind  in  der  Verleihungsurkunde  festzustellen. 
§  8.    Ohne  Genehmigung  des  Reichs  können  errichtet  und  betrieben  werden: 

1.  Telegraphenanlagen,  welche  ausschiiefslich  dem  inneren  Dienste  von  Landes-  oder 
Kommunalbehörden,  Deichkorporationen,  Siel-  und  Entwisaerungsverbinden  ge- 
widmet aind ; 

2.  Telegraphenanlagen,  welche  von  den  Tranaportanstalten  auf  ihren  Linien  ausschiiefs- 
lich zu  den  Zwecken  ihres  Betriebes  oder  für  die  Vermittelung  von  Nachrichten 
innerhalb  der  bisherigen  Grenzen  benutzt  werden; 

3.  Telegraphenanlagen 

a)  innerhalb  der  Grenzen  eines  Grundstücks, 

b)  zwischen  mehreren  einem  Besitzer  gehörigen  oder  zu  einem  Betriebe  vereinigten 
Grundstücken,  deren  keines  von  dem  anderen  über  25  Kilometer  in  der  Luftlinie 
entfernt  ist  wenn  diese  Anlagen  ausschiiefslich  für  den  der  Benutzung  der  Grund- 
stücke entsprechenden  unentgeltlichen  Verkehr  bestimmt  sind. 

§  4.  Durch  die  Landes-Zentralbehörde  wird,  vorbehaltlich  der  Reichsaufsicht  (Art  4 
Ziffer  10  der  Keichsverfassung),  die  Kontrolle  darüber  geführt,  daß  die  Errichtung  und 
der  Betrieb  der  im  §  8  bezeichneten  Telegraphenanlagen  sich  innerhalb  der  gesetzlichen 
Grenzen  halten. 

§  6.  Jedermann  hat  gegen  Zahlung  der  Gebühren  das  Recht  auf  Beförderung  von 
ordnungsmäßigen  Telegrammen  und  auf  Zulassung  zu  einer  ordnungamlfaigen  telephonischen 
Unterhaltung  durch  die  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmten  Anlagen. 

Vorrechte  bei  der  Benutzung  der  dem  öffentlichen  Verkehr  dienenden  Anlagen  und 
Auaschließungen  von  der  Benutzung  sind  nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses 
zulässig. 

§  8.  8ind  an  einem  Orte  Telegrapbenlinien  für  den  Ortsverkehr,  sei  es  von  der 
Reicbs-Telegrsphenverwaltung,  sei  es  von  der  Gemeindeverwaltung  oder  von  einem  anderen 
Unternehmer,  zur  Benutzung  gegen  Entgelt  errichtet ,  so  kann  jeder  Eigentümer  eines 
Grundstücks  gegen  Erfüllung  der  von  jenen  zu  erlassenden  und  öffentlich  bekannt  zu 
machenden  Bedingungen  den  Anschluß  an  das  Lokalnetz  verlangen. 

Die  Benutzung  solcher  Privatatellen  durch  Unbefugte  gegen  Entgelt  ist  unzulässig. 
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§  7.  Di«  für  die  Benottnng  von  Reichs-Telegraphen-  and  Fernsprech-Anlagen  be- 
stehenden Gebühren  können  nur  auf  Grand  eine«  Gesetzes  erhöht  werden.  Ebenso  ist 
eine  Ausdehnung  der  gegenwärtig  bestehenden  Befreiungen  ron  solchen  Gebühren  nur 
auf  Grund  eines  Gesellet  zulässig 

§  8.  Das  Telegraphengeheimnls  ist  unverletzlich ,  vorbehaltlich  der  gesetzlich  für 
strafgeriehtliche  Untersuchungen  ,  im  Konkurs«  und  in  <  :i  vi  (prozessualischen  Fällen  oder 
sonst  durch  Reichsgeseta  festgestellten  Ausnahmen.  Dasselbe  erstreckt  sich  aach  darauf, 
ob  and  zwischen  welchen  Personen  telegraphische  Mitteilungen  stattgefunden  haben. 

§  9.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  tun fliundert  Mark  oder  mit  Haft  oder  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  sechs  Monaten  wird  bestraft,  wer  vorsätzlich  entgegen  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  eine  Telegraphenanlage  errichtet  oder  betreibt. 

§  10.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  einhundertundffinfzig  Mark  wird  bestraft,  wer  den  in 
Gemäfsheit  des  §  4  erlassenen  Kontrollvorschriften  suwiderbandelt. 

§  11.  Die  unbefugt  errichteten  oder  betriebenen  Anlagen  sind  aafs«r  Betrieb  zu 
setzen  oder  zu  beseitigen.  Den  Antrag  auf  Einleitung  des  hierzu  nach  Mafsgabe  der 
Landesgesetzgebung  erforderlichen  Zwangsverfahrens  stellt  der  Reichskanzler,  oder  die 
vom  Reichskanzler  dazu  ermächtigten  Behörden. 

Der  Rechtsweg  bleibt  vorbehalten. 

§  12.  Elektrische  Anlagen  sind,  wenn  eine  Störung  des  Betriebes  der  einen  Leitung 
durch  die  andere  eingetreten  oder  zu  befürchten  ist,  auf  Kosten  desjenigen  Teiles,  welcher 
durch  eine  später  eintretende  Aendernng  seiner  bestehenden  Anlage  diese  Störung  oder 
Gefahr  derselben  veranlafst,  nach  Möglichkeit  so  auszuführen,  dafs  sie  sich  nicht  störend 
beeinflussen. 

§  13.  Die  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  entstehenden  Streitigkeiten 
gehören  vor  die  ordentlichen  Gericht«. 

Das  gerichtliche  Verfahren  ist  zu  beschleunigen  (§§  198,  202  bis  204  der  Reichs- 
Civilprozefsordnung).  Der  Rechtsstreit  gilt  als  Ferieusache  (§  202  des  GericbUverfaasungs- 
gesetzes,  §  201  der  Reichs-Civilproaefsordnung). 

§  14.  Das  Reich  erlangt  dureh  dieses  Gesetz  kein«  w«iterg«hend«n  als  die  bisher 
bestehenden  Ansprüche  auf  die  Verfügung  Uber  fremden  Grand  and  Boden,  insbesondere 
Ober  öffentliche  Wege  und  Strafseu. 

$  15.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gelten  für  Bayern  und  Württemberg  mit 
der  Mafsgabe,  dafs  für  ihre  Gebiete  die  für  das  Reich  festgestellten  Rechte  diesen  Bandes- 
staaten zustehen  nnd  dafs  die  Bestimmungen  des  §  7  auf  den  inneren  Verkehr  dieser 
Bundesstaaten  keine  Anwendung  finden. 
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IX. 

Die  Bibliotheksstatistik  des  deutschen  Reiches. 

Von  E.  Beyer. 

In  Dr.  Schwenkes  Adrefsbuch  der  deutschen  Biblio- 
theken (Leipzig  1893)  werden  1609  Bibliotheken  mit  27  Mill.  Vol.  auf- 
geführt. Hiervon  entfallen  nahezu  15  Mill.  Vol.  auf  öffentliche  Biblio- 
theken und  je  8  Mill.  auf  höhere  Schulen  und  Behörden  (inkl.  Militär). 
Vergl.  die  folgende  Tabelle: 


Ansaht  der 

Bücherbestand 

VermehrnngseUt 

Bibliotheken 

in  Mill.  Vol. 

in  Mill.  Mark 

Oeffentliche  Bibliotheken    .    .  . 

130 

14.8 

Iii 

Bibliotheken  der  höheren  Schalen 

530 

3.» 

0,3 

Andere  Wissenschaft!.  Bibliotheken 

142 

2,1 

0,3 

Bibiotheken  der  Behörden  .    .  . 

391 

3,* 

0,5 

Kirchliche  Bibliotheken  .    .    .  . 

201 

1,4 

0,08 

128 

o,9 

0,07 

87 

1,5 

0,OS 

Die  kirchlichen  und  Privatbibliotheken  verfugen  über  einen  in  frü- 
heren Zeiten  aufgestapelten  Büchervorrat  von  nahezu  3  Mill.  Vol.,  da- 
gegen über  so  minimale  Mittel,  dafs  sie  in  Wirklichkeit  zumeist  als  ab- 
gestorbene Institute  bezeichnet  werden  müssen. 

Eine  hervorragende  Stellung  nehmen  die  Universitätsbiblio- 
theken ein,  welche  150  000  bis  600  000  Vol.  und  zumeist  20  000  bis 
500  000  M .  Budget  notiren.  Sämtliche  Universitätsbibliotheken  besitzen 
5,4  Mill.  Vol.  und  verausgaben  940  000  M.,  wovon  480  000  auf  Bücher- 
käufe und  Buchbinder  entfallen.  Die  Zahlen  würden  sioh  noch  erhöhen, 
wenn  man  die  Universitätsinstitute  berücksichtigte,  über  welohe  jedooh 
keine  genügenden  Ausweise  vorliegen  (die  Institute  der  pre  ufsischen  Uni- 
versitäten besitzen  etwa  */,  Mill.  Vol.).  Die  Bibliotheken  der  9  tech- 
nischen Hochschulen  zählen  0,4  Mill.  Vol.  und  notieren  insgesamt  82  000 
Mark  Budget. 

■ 

Die  bedeutendsten  Bibliotheken  des  Reiches. 

Gemeiniglich  wird  die  Bangordnung  der  Bibliotheken  nach  der 
Büoherzahl  bestimmt,  dooh  wird  die  Leistungsfähigkeit  und  der  Wert 
einer  Bücherei  gewifs  in  höherem  Grade  durch  das  Budget  bestimmt,  in- 
dem eine  Bibliothek  ohne  genügende  Mittel  weder  in  Bezug  auf  Nach- 
schaffungen,  noch  in  Bezug  auf  Personal  den  Bedürfnissen  der  Zeit  ent- 
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sprechen  kann  and  dem  gern  üfs  rasch  veraltet  und  entwertet  wird.  Im 
folgenden  sind  die  deutschen  Bibliotheken  nach  dem  Budget  ge- 
ordnet: 


nAqtin  H 

UV?  l  *  II  U 

U  W»L  IIS 

O  »Iii  1. 

Zahl  d»r 

in 

in 

in 

Benutzunffen 

etat. 

1000  M. 

1000  Vol. 

1000  Vol. 

in  1000 

Beamten 

Berlin,  Kön.  Bibl. 

4»4 

80O 

28 

28l 

69 

Manchen,  Hofbibl. 

"59 

900 

13 

I30 

26 

•8trafsburg,  Üniv.B 

122 

60t 

90 

20 

•Leipalg,  Üniv.B. 
•Güttingen,  Üniv.B. 

87 

43» 

•i 

? 

«7 

76 

441 

6.4 

73 

17 

Dresden,  Kön.  B. 

70 

410 

r 

? 

14 

Stattgart,  Kön.  B. 

70 

304 

5.7 

40 

II 

Hamburg,  Stadtbibl. 

63 

560 

20 

7 

•Breslau,  Üniv.B. 

55 

298 

13 

74 

10 

Darnutadt,  Hotbibl. 

300 

3.o 

6 

•Bonn,  Üniv.B. 

5' 

219 

5.5 

tl 

9 

Wir  zählen  1 1  Bibliotheken ,  welche  mehr  als  60  000  M.  ausgeben 
und  aufserdem  9  Bibliotheken  mit  40  000  bis  50  000  M.  Budget1). 

Ton  diesen  zwanzig  reiohtten  Bibliotheken  (mit  mindestens  40  000  M. 
Budget)  gehören  elf  den  Universitäten  an,  eine  für  Deutschlaud 
bezeichnende  und  ehrenvolle  Thatsache. 

Dagegen  fällt  es  auf,  dafs  viele  öffentliche  Bibliotheken ,  welobe 
dieser  bevorzugten  Klasse  nicht  angehören,  über  ungenügende  Mittel 
verfügen.  Bamberg,  Wolfenbüttel ,  Weimar,  Augsburg  geben  bei  einem 
Bücherbestande  von  2 — 300  000  für  Bücherkäufe  jährlich  nur  einige 
1000  M.  aus.  Derartige  Bibliotheken  müssen  als  veraltet  und  entwertet 
bezeichnet  werden. 

Dr.  Schwenke  giebt  in  seinem  Werke  leider  keine  Auskunft  über  die 
Volksbibliotheken,  obwohl  diese  dem  Leser  bekanntlich  nicht  nur 
litterarische  sondern  auch  wissenschaftliche  Werke  in  reicher  Auswahl 
bieten  und  in  Bezug  anf  relative  Benutzung  begreiflicherweise  den 
wissenschaftlichen  Büchereien  weit  überleben  sind.  Man  vergleiche  die 
folgenden  Daten: 

Volksbibliotheken  1890—91. 

in  1000         in  1000  in  1000         in  1000 

Vol.  Benotzangen  Vol.  Benutzungen 

Berlin  HO  339  Frankfurt  l8  117 

München  19  126  Hannover  4  30 

Dresden  27  132  Bremen  10  96 

Die  grofsen  wissenschaftlichen  Bibliotheken  Deutschlands  erzielen 
jährlich  1,6  Mill.  Benutzungen,  obige  Yolksbibliotheken  verzeichnen  0,8 
Mill.  und  es  ist  kaum  zweifelhaft ,  dafs  die  Benutzungsziffer  im  ganzen 
Beiche  binnen  kurzem  sich  mit  der  von  den  wissenschaftlichen  Büchereien 
erzielten  Zahl  messen  wird,  wenn  dies  Stadium  nicht  schon  jetzt  erreich' 
sein  sollte. 


1)  Die  Stadtbibl.  von  Breslau,  die  Universitätsbibliotheken  von  Heidelberg,  Halle, 

und  die  Reiehatagsbibliothek. 
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X. 

Die  deutschen  Aktiengesellschaften  im  Jahre  189192. 

Von  B.  t»o  der  Borght. 

Zum  letztenmal  wurde  in  diesen  Jahrbb.  über  die  deutschen  Aktien- 
gesellschaften in  N.  F.  Bd.  XIX  8.  170  ff.  berichtet.  Die  damalige 
Statistik  umfafste  248  Banken,  118  Versicherungsgesellschaften  und  1782 
Industrie-  und  Verkehrsgesellschaften.  Die  letzteren  wurden  eingehender 
besprochen.  Die  Angaben  bezogen  sich  auf  das  Jahr  1886  bezw.  1886/87 
und  waren  den  von  G.  Feuerhake  aus  dem  Reichsanzeiger  gesammelten 
„Bilanzen  der  deutschen  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien"  (Hannover  1887  und  1888)  entnommen.  Eine  Fortsetzung 
dieser  Sammlung  ist  weder  von  privater  Seite,  noch  von  den  in  erster 
Linie  dazu  berufenen  amtlichen  Stellen  herausgegeben  worden.  Auoh  hat 
sich  die  amtliche  Statistik  nooh  immer  nicht  zur  Bearbeitung  des  Aktien- 
wesens entschliefsen  können.  Alle  späteren  Versuche  einer  umfassenden 
Aktienstatistik,  wie  z.  B.  die  des  „Deutschen  Oekonomist"  (6;  Aug.  1892 
für  1889/90),  blieben  deshalb  darauf  angewiesen,  aus  den  im  Reichsan- 
zeiger  nach  dem  geltenden  Aktiengesetz  veröffentlichten  Bilanzen  das 
Material  zusammenzutragen.  Auch  für  die  nachfolgen  Angaben  mufste 
dieser  "Weg  eingeschlagen  werden.  Zu  dem  Zwecke  sind  die  Veröffent- 
lichungen im  Reichsanzeiger  während  der  Zeit  vom  1.  Jan.  1892  bis  31. 
März  1893  verarbeitet  worden,  nach  denen  1891  bezw.  1891/92  8127 
deutsche  Aktiengesellschaften  bezw.  Kommandit-Aktiengesellechaften  thätig 

Dafs  dieser  Weg  zu  mühselig  und  zeitraubend  ist,  als  dafs  ein  Privat- 
mann ihn  alljährlich  betreten  könnte,  braucht  kaum  besonders  hervor- 
gehoben zu  werden.  Wohl  aber  mufs  betont  werden,  dafs  eine  voll- 
ständige Uebersicht  nicht  zu  erreiohen  ist.  Die  Unterlassung  der  vor- 
geschriebenen Veröffentlichung  zieht  nur  eine  mäfsige  Ordnungsstrafe  nach 
sioh,  die  weit  weniger  beträgt,  als  die  Kotten  der  Veröffentlichung.  Eine 
Gewähr  dafür,  dafs  alle  Gesellschaften  zur  Veröffentlichung  schreiten, 
besteht  also  nicht.  Aber  auoh  die  Möglichkeit,  für  die  3127  Gesell- 
schaften, die  ihre  Bilanzen  im  Reichsanzeiger  veröffentlicht  haben,  genauere 
Angaben  zu  erhalten,  ist  ausgeschlossen. 

Die  Form  der  im  Reichsanzeiger  enthaltenen  Bilanzen  und  Gewinn- 
und  Verlustrechnungen  ist  zum  Teil  derart,  dafs  so  gut  wie  nichts  daraus 
zu  ersehen  ist.    Bei  3  Gesellschaften  ist  noch  nicht  einmal  das  ürund- 
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kupital  eraichtlioh,  du  die  Bilanzen  nur  aus  wenigen  Sammelrubriken  be- 
stehen ;  bei  31  weiteren  ist  der  Reingewinn  nicht  zu  erkennen.  Der  Be- 
griff Reingewinn  wird  überdies  von  den  einzelnen  Gesellschaften  sehr 
verschieden  aufgefofst  Bei  einer  ganzen  Reihe  werden  die  Abschreibungen 
und  die  Zuweisungen  an  den  Emeueruugsfouds  als  Te  le  des  Reingewinns 
bezeichnet,  bei  anderen  —  zutreffenderweise  —  als  Teile  des  Bruttoge- 
winns. Die  Tantiemen,  selbst  die  Zuweisungen  an  den  Reservefonds 
werden  in  ähulicher  Weise  verschieden  behandelt  u.  s.  f.  Um  einiger- 
maßen einheitliche  Angaben  zu  gewinnen,  sind  hier  grundsätzlich  nur  die 
Zuweisungen  zum  Reservefonds,  die  Dividenden,  die  Tantiemen  und  der 
Vortrag  auf  neue  Rechnung  als  Bestandteile  des  Heingewinnes  in  Betracht 
gezogen  worden.  Ueberall  war  das  aber  bei  der  Undeutlichkeit  vieler 
Bilanzeu  eto.  nicht  möglich,  so  dafs  die  angegebenen  Reingewinn  betrage 
im  ganzen  noch  Uber  die  eben  bezeichneten  Posten  hinausgehen. 

Für  die  Dividenden  ist  das  Material  noch  lückenhafter.  Bei  weit 
über  500  derjenigen  Gesellschaften,  für  die  der  Reingewinn  ersichtlich 
gemacht  war,  ist  der  absolute  und  prozentuale  Betrag  der  Dividende  nioht 
aus  den  Veröffentlichungen  zu  erkennen.  Bei  vielen  fehlt  jede  Angabe 
darüber,  bei  vielen  anderen  wird  nur  bemerkt  ,,x  Mk.  pro  Aktie",  ohne 
dafs  die  Zahl  der  Aktien  oder  die  Gröfse  der  einzelneu  Aktien  angegeben 
wird.  Wo  eine  Ergänzung  in  dieser  Hinsicht  nach  dem  zugänglichen 
Material  möglioh  war,  wurde  sie  natürlich  vorgenommen ;  dadurch  konnte 
die  Zahl  der  Gesellschaften,  bei  deneu  über  die  Gewinnverteilung  Angaben 
nicht  vorliegen,  auf  539  zurückgebracht  werden.  Leider  sind  die  Börsen- 
jabrbücber  und  sonstigen  Veröffentlichungen  über  die  deutschen  Aktien- 
gesellschaften t-iimt; ich  unvollständig,  entweder  auf  ein  bestimmtes  Ge- 
biet oder  auf  eine  bestimmte  Börse  beschränkt.  Ein  ganz  Deutschland 
umfassendes  derartiges  Werk  fehlt  nach  wie  vor,  so  dafs  jede  private  Aktien- 
statistik vor  der  Hand  auf  die  Ergänzung  aller  Lücken  verzichten  mufs. 

Nach  dem  Gesagten  beläuft  sich  die  Zahl  der  Gesellschaften,  für  die 
auch  die  Gewinnverteilung  ersichtlich  ist,  auf  2554.  Diese  Zahl  ist  grofs 
genug,  um  einen  Einbliok  in  das  deutsche  Aktienwesen  zu  gestatten.  Aber 
das  Bedürfnis  nach  einer  alle  deutschen  Gesellschaften  umfassenden 
Statistik  wird  sioh  immer  wieder  geltend  machen.  Seine  Befriedigung  ist 
nur  möglich,  wenn  alle  Gründungen  und  alle  Bilanzen  im  Reiohsanzeiger 
veröffentlicht  werden,  und  wenn  weiter  die  Bilanzen  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  derart  aufgestellt  werden,  dafs  das  eingezahlte  Kapital,  die 
Obligationen,  die  Reserven,  der  Brutto-  und  der  Nettogewinn,  die  Divi- 
denden im  absoluten  Betrage  und  in  Prozenten  des  eingezahlten  Kapitals, 
die  Tantiemen,  die  Abschreibungen  etc.  genau  erkennbar  sind.  Dieae  Vor- 
aussetzung wird  ohne  das  Eingreifen  der  Gesetzgebung  nicht  eintreten, 
und  da  eine  umfassende  Aktienstatistik  bei  der  grofsen  Bedeutung  des 
Aktienwesens  als  notwendig  bezeichnet  worden  mufs,  so  sollte  man  sioh 
nicht  scheuen,  bei  geeigneter  Gelegenheit  das  Aktiengesetz  entsprechend 
zu  ergänzen. 

Ehe  es  dahin  kommt,  kann  von  amtlicher  Seite  die  Statistik  der 
Aktiengesellschaften  wesentlich  gefördert  werden  entweder  durch  Ver- 
arbeitung des  im  Reiohsan zeiger  vorhandenen  Materials,  dessen  Lücken 
von  einer  Behörde  eher  alz  von  Privaten  ergänzt  werden  können,  oder 
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duroh  regelmäfsige  HerauBgabe  einer  systematisch  geordneten  Sammlung 
der  im  Beiohsanzeiger  zerstreuten  Bilanzen  und  Gewinn*  und  Verlust- 
rechnungen,  die  für  private  Arbeiten  auf  diesem  Gebiet  eine  grofse  Er- 
leichterung bedeuten  würde. 

Nach  dem  vorliegenden  Material  verteilen  sich  die  Gesellschaften, 
deren  eingezahltes  Aktienkapital  erkeonbar  war,  1891/92  in  folgender 
Weise  auf  die  einzelnen  Gruppen : 

(8iehe  TabeUe  8.  578  u.579.) 

Im  Durchschnitt  entfällt  hiernach  auf  jede  Gesellschaft  ein  Kapital 
von  etwa  1,85  Mi  11.  M.  Diesen  Durchschnitt  erreichen  aber  weder  die 
Industrie-  und  Yerkehrsgesellsohaften  in  ihrer  Gesamtheit,  noch  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften. Jene  haben  1,54  Mill.  M.  Durchschnittskapital, 
diese  nur  0,92  Mill.  M.  üeberhaupt  ist  bemerkenswert,  dafs  das  einge- 
zahlte Kapital  der  Versicherungsgesellschaften,  das  meist  nur  1/i — */6  des 
Nominalkapitals  beträgt,  verhältnismäfsig  niedrig  ist:  109,36  Mill.  M.  für 
119  Gesellschaften.  Am  stärksten  ist  das  Durchschnittskapital  bei  den 
Banken,  nämlich  4,19  Mill.  M.  Wären  in  der  letzten  Zeit  nicht  so  viele 
kleine  und  kleinste  Kreditanstalten  entstanden,  die  sich  als  „Banken", 
„Bankvereine",  „Volksbanken'',  „Vorsohufabanken"  eto.  bezeichnen,  so 
würde  der  Durchschnitt  ein  viel  bedeutenderes  Kapital  zeigen. 

Noch  gröfser  als  bei  den  Banken  ist  im  Durchschnitt  das  Kapital  bei 
den  Bergwerken  (4,88  Mill.  M.)  und  bei  den  Eisenbahnen  (6,82  Mill.  M.). 
Am  kleinsten  ist  das  Durchsohnittskapital  bei  den  gemeinnützigen  Gesell- 
schaften (ca.  160  000  M.)  und  bei  den  GlaaversicherungsgesellBohaften 
(44  875  M.). 

Im  ganzen  überwiegen  die  kleinen  Kapitalien  stark,  wie  die  nach- 
folgende Uebersioht  nooh  deutlicher  erkennen  läfst. 

Von  den  3134  Gesellschaften  hatten  ein  eingezahltes  Aktienkapital 
(einschl.  Prioritätsaktien)  von 

(Siehe  Tabelle  8.  580.) 
'  Nach  dieser  Zusammenstellung  gingen  398  Gesellschaften  oder 
12,7  Proz.  der  Gesamtzahl  nicht  über  100  000  M.,  1377  oder  44,1  Proz. 
nicht  über  500  000  M.,  und  2052  oder  65,7  Proz.  nicht  Über  1  Mill.  M. 
hinaus.  Rund  */,  aller  Gesellschaften  sind  demnach  als  kleinere  Unter- 
nehmungen anzusehen.  Ueber  2*/t  Mill.  M.  kamen  nur  453  (od.  14,5  Proz.), 
über  5  Mill.  M.  nur  205  (oder  6,6  Proz.),  über  10  Mill.  M.  gar  nur 
90  Gesellschaften  (oder  2,9  Proz.)  hinaus.  Die  Beträge  der  eingezahlten 
Kapitalien  sind  im  einzelnen  natürlich  sehr  verschieden.  Am  niedrigsten 
war  das  eingezahlte  Kapital  bei  der  Kleinkinderschule  Oetlingen  (900  M.), 


der  sich  anreihen 

die  Akt.-Ü.  f.  Kinderpflege  Baierthal  mit  1000  M. 

die  Kleinkinderschule  Haningen  mit  2163  „ 

das  kathol.  Gesellenhaus  Neunkirchen  mit  2600  „ 

das  kathol.  Vereinshaus  Offenburg  mit  3375  „ 

der  Bethanien- Verein  Frankfurt  a.  M.  mit  3600  „ 

der  „Liederkranz4'  Mannheim  mit  4500  „ 
die  „Deutsche  Reiohspost"  (Zeitung)  Stuttgart  mit  4872 

und  der  Vincentius-Verein  Oppenau  mit  5000  „ 

Dritte  Folge  Bd.  VI  (LX1).  37 
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Gruppe 


Zahl  dar  Eingezahltes 
Gesell-  Aktienkapital 
schaden  M 


1.  Bader,  Hotels,  Geseilschafts-  u.  Vergnügungslokale  etc. 

II.  Hau-  und  TerraiDspekulationsgesellschaften 

III.  Berg-  und  Hüttenwerke,  Salinen 

a)  Bergwerke 

b)  Hüttenwerke 

c)  Salinen 

IV.  Chemische  Industrie 

a)  Chemische  Fabriken 

b)  Fabriken  für  Explosivstoffe  und  Zündwaren 

c)  Fabriken  für  Dünger 

V.  Druck,  Verlag,  Kunsthandel 

VI.  Elektrizitäts-Gesellscbaften 

VII.  Gasanstalten  und  Wasserwerke 

VIII.  Gemeinnützige  Gesellschaften,  Konsumrereine,  zoolog. 
Gärten,  Gesellenhiuser  etc. 
IX.  Gummiindustrie 

X.  Leder-,  Lederwaren-  and  Kratzenfabriken 

XI.  Linoleum-  und  Wachstucbfabriken 
XU.  Holzbearbeitung  und  Möbelfabrikatton 

XIII.  Maschinen,  Inatrumente,  Apparate  n.  Verw. 

a)  Metallverarbeitung 

b)  Maschinen-,  Eisenbahnbedarfsfabriken,  Schiflsbanan- 
stalten  etc. 

c)  Nahmaschinenfabriken 

d)  Musikinstrumentenfabriken 

e)  Uhrenfabriken 

XIV.  Nahrungs-  und  Genufomittel  und  Verw. 

a)  Brauereien 

b)  Brennereien 

c)  Malzfabriken 


e)  Mühlen 

f)  Eiswerke 

g)  Cichorien-  und  Kaffeesurrogatfabriken 

h)  Meiereien,  Molkereien,  Butterfabriken 

i)  Stärkefabriken 

k)  Tabak-  und  Cigarrenfabriken 
1)  Weingesellschaften 
m)  Zuckerfabriken 
n)  Sonstige 

XV.  Papier-,  Pappen-,  Tapeten-  und  Holzstofffabriken 

XVI.  Petroleum-,  Oel-  und  Fettwarenfabriken  und  Verw. 
XVIL  Industrie  der  Steine  und  Erden 

a)  Baumaterial-,  Cement-,  Ofen-,  Ziegelei-,  Asphalt-  etc. 


e)  Torf-  und  Torfstreufabriken 
XVIIL  Textilindustrie  und  Verwandtes 

a)  Spinnereien,  Webereien,  Färbereien,  Tuchfabriken  etc. 

b)  Seilerwarenfahrikeo 
XIX.  Verkehrsgesellscbaften 

a)  Eisenbahnen 

b)  Pferdebahnen  und  Omnibusgesellschaften 

c)  Reitinstitute 

d)  Scbiffahrtsgesellschaften 

e)  Telegraphengesellschaften 

0  Sonst  (Lagerhäuser,  Fähren,  Straften,  Markthallen  etc.) 
XX.  Verschiedene  


»53 

S2  997  434 

121 

157  358  991 

147 

718  114  696 

°3 

100  300  343 

7 

6i 

139  267  500 

16 

42306000 

12 

20  996  771 

74 

39  DOO  059 

9 

ai  Sin  crv> 

47  ö3°  5°° 

9 

74  013  002 

5« 

9  281 380 

•j'j  f\f  1  Ä/v"* 

Äi  \1J  1  OOÜ 

10 

10  y/ 0  400 

3 

2  450  OOO 

25 

4» 

89  782  245 

I  ZO 

200  547  425 

4L 
O 

7  759  5°° 

4 

2     O/O  OOU 

0 

2  /O4  OOO 

316 

3I8  I45  119 

I  4 

I  7  "7C     6  CO 

29 

2O3IOOOO 

0 

8 

D  lüo  OOO 

36  292715 

O 

3  944  94  2 

7 

1  /  0  4  4*-*-* 

iS 

2  091 300 

9 

7 133800 

4 

3  »35  000 

8 

4811  436 

,96 

D 

158698  172 

2  D7U  WU 

54 

44b1-*  UÜO 

*33 

103  512  307 

35 

a6  i  an  0S6 

AU  J  *U  WOV 

3 

692000 

332  924  739 

5028  571 

87 

593  237  447 

44 

71  356  457 

tl 

2  231  300 

127 

193  411  520 

2 

2  200  000 

50 

43  384  816 

92 

70  71692«» 

s, 


und  Verkebrsgesellschaften 


2615 


4025915927 
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Gruppe 

Zahl  der 
Gesell- 
schaften 

Eingesahltes 
Aktienkapital 

M. 

XXI.  Versicherungsgesellschaften 

a)  Lebensversicherungsgesellschaften 

b)  Unfallversicherungsgesellschaften 

d)  Glusversicherungsgosellsohaften 

c)  FeuÄrversicheninescrese  11  sc  haften 

g)  Ha^elversicherungsgesellschaften 

h)  Verschiedene 

»4 
3 
zz 

4 

18 

*5 
e 

28 

1 5  995  4t>o 
l  450  000 

n  RÄ  f  t  Cf\ 

y  00 1 

179  500 

2C  77 1  OOO 

13   183  520 

7  40*  800 
35  499  9*> 

119 

109  364  950 

XXII.  Banken,  Sparkassen  and  sonstige  Kreditanstalten 

390 

1  635  816  Ol  1 

Summa  aller  Gesellschaften 

3«4 

5771096  888 

Dafs  für  derartige  winzige  Unternehmungen  überwiegend  gemein- 
nützigen Charakters  gerade  der  schwerfällige  Apparat  der  Aktiengesellschaft 
besondere  geeignet  sei,  läfet  sich  nioht  behaupten.  Hier  hat  bei  der  Wahl 
der  Gesellschaftsform  die  feste  Beschränkung  des  Risikos,  wie  sie  den 
Aktiengesellschaften  eigen  ist,  ohne  Zweifel  den  Ausschlag  gegeben.  Die 
gröfsten  Kapitalien  finden  sich  bei  den  pfälzisohen  Eisenbahnen  (173,53 
Hill.  M,),  der  Reichsbank  (120  Mi  11.  M.)  und  der  hessischen  Ludwigsbahn 
(111  Mill.  M.).  Unter  den  Banken  ragen  noch  hervor  die  Bank  für 
Handel  und  Industrie  zu  Darmstadt  mit  80  Mill.  M.,  die  Diakontogesell- 
schaft und  die  deutsche  Bank  in  Berlin  mit  je  75  Mill.  M  ,  die  Bank  von 
Elsafs-Lothringen  mit  72  Mill.  M.,  die  Dresdener  Bank  und  die  nord- 
deutsche Bank  zu  Hamburg  mit  je  60  Mill.  M.  etc.  Unter  den  Verkehrs- 
gesellschaften aussohliefslich  der  Eisenbahnen  steht  der  norddeutsche  Lloyd 
zu  Bremen  mit  40  Mill.  M.,  unter  den  Bergwerks-  und  Industriegesell- 
schaften  die  Dortmunder  Union  mit  39,3  Mill.  M.  an  der  Spitze. 

Bei  3093  Gesellschaften  war  der  Reingewinn  bezw.  die  Unterbilanz 
zu  ermitteln,  freilich  —  wie  erwähnt  —  nioht  in  völlig  gleichmäfsiger 
Weise.  Bei  den  grofsen  Zahlen,  um  die  es  sioh  hier  handelt,  dürften 
indes  diese  Ungleiohmäfsigkeiten  nioht  allzu  sohwer  ins  Gewicht  fallen. 

Die  hierher  gehörigen  Zahlen  sind  folgende: 

(Siehe  TabeUe  8.  581.) 

Im  ganzen  erzielte  das  eingezahlte  Aktienkapital  von  über  5s/4 
Milliarden  M.,  das  in  den  hierher  gehörigen  3093  Gesellschaften  arbeitete, 
einen  Reingewinn  von  521,4  Mill.  M.  oder  9,06  Proz.  des  Kapitals.  Dieser 
Durchschnitt  wird  aber  weder  von  den  Banken  noch  von  den  Industrie- 
gesellschaften erreicht.  Bei  jenen  macht  der  Reingewinn  8,8  Proz.,  bei 
diesen  8,6  Proz.  des  eingezahlten  Aktien  kapitale«  aus.  Dagegen  stellt 
sich  der   entsprechende   Prozentsatz  bei  den  Versicherungsgesellschaften 
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Gruppe 

Zahl  der  Ge- 
Seilschaften 

Eingezahltes  Aktien- 
kapital 
M. 
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Unterbilanz 
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6  901  461 

u\ 
o) 

«3 

186386  343 

14668  822 
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auf  29,5  Proz.  Dem  Reingewinn  stehen  nicht  unbeträchtliche  Verluste 
gegenüber,  die  bei  einer  ganzen  Reihe  von  Gesellschaften  Unterbilanzen 
zur  Folge  gehabt  haben.  Im  ganzen  stellt  sioh  die  Unterbilanz  auf 
59,2  MilL  M.,  an  weloher  Summe  die  Banken  mit  nur  373  732  M.  be- 
teiligt sind. 

Da  bei  539  Gesellschaften,  deren  Ertragsverhältnisse  noch  zu  er- 
kennen waren ,  der  absolute  und  relative  Betrag  der  Dividende  nicht  zu 
ermitteln  war,  so  bedarf  es  für  die  verbleibenden  2554  Gesellschaften 
noch  einer  besonderen  Uebersioht,  die  folgendes  Bild  zeigt: 

(Siehe  Tabelle  8.  583.) 

Die  2564  Gesellschaften  erzielten  einen  Reingewinn  von  8,8  Proz. 
und  eine  Dividende  von  6,1  Proz.  des  eingezahlten  Kapitals.  Für  die  drei 
Hauptgruppen  sind  die  entsprechenden  Ziffern 

Reingewinn  Dividende 

Industriegesellschafteu  8,15  Prot.       5,6s  Proz. 

Banken  8,9       „  6,4  „ 

Versicherungsgesellschaften  30,8       „         16,1  „ 

Diese  Ziffern  sind  angesichts  des  Standes  des  landesüblichen  Zins- 
fußes günstig.  Gegen  1886/87  ist  in  dieser  Umsicht  ein  Fortschritt  zu 
verzeiohnen.  Die  verteilte  Dividende  stellte  sich  damals  im  ganzen  für 
die  Banken  auf  4,2  Proz.,  fUr  die  Verkehrs-  und  Industriegesellschaften 
auf  4,6  Proz. 

Die  Unterbilanz  beläuft  sioh  bei  den  Banken  auf  0,02  Proz.,  bei  den 
Industriegesellschaften  auf  1,5  Proz.,  bei  den  Versicherungsgesellschaften 
auf  2,6  Proz.  und  bei  allen  Gesellschaften  auf  1,1  Proz.  des  eingezahlten 
Kapitals. 

Ueber  die  Zahl  der  mit  Unterbilanz  abschliefsenden  Gesellschaften  und 
über  die  Prozentsätze  der  für  Stammaktien  verteilten  Dividenden  giebt 
die  nachstehende  Tabelle  Auskunft. 

(Siehe  Tabelle  8.  584.) 

Mit  Unterbilanz  schlössen  hiernach 
3,2  Proz.  der  Banken, 

9,26  Proz.  der  Versicherungsgesellschaften, 
21,15  Proz.  der  Industrie-  etc.  Gesellschaften, 
18,4  Proz.  aller  Gesellschaften  ab. 
Bei  den  Banken  verteilten   8,3  Pros,  der  Gesellschaften  keine  Divi- 
dende, und  von  den  Dividenden  der  übrigen  liegen  die  meisten  zwischen 
5  und  10  Proz.     Unter    5  Proz.  Dividende   blieben   20,4  Proz.  der 
Banken,  über  5—10  Proz.  gaben  209  Banken  =  66,6  Proz.  der  Gesamt- 
zahl.   Die  höheren  Dividenden  bis  zu  20  Proz.  sind  nur  wenig  vertreten 
und  darüber  hinaus  sind  die  Banken  überhaupt  nicht  gegangen. 

Anders  bei  den  Versicherungsgesellschaften!  Keine  Dividende  ver- 
teilten zunächst  alle  Hagelversioherungs-Gesellscbaften,  die  ein  rocht  un- 
günstiges Geschäftsjahr  hinter  sioh  hatten;  im  ganzen  konnten  17  Ge- 
sellschaften oder  15,7  Proz.  der  Gesamtzahl  keine  Dividende  geben.  Bei 
den  übrigen  sind  die  Dividenden  bis  zu  5  Proz.  viel  seltener  als  bei  den 
Banken  (bei  8  Gesellschaften  =  7,4  Pros,  der  Gesamtzahl).     Auch  die 


Digitized  by  Google 


Missellen. 


Gruppe 

Zahl  der 
Gesell- 

Eingezahltes Aktien- 
kapital 

Rein  gewinn 
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c) 
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•) 

54 
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bi 

12 
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— 
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42 
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265  404 

56  688 
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15 
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X. 
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456  161 

325  775 
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XL 

3 
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649  946 
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23 

18  951  700 
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XIII. 

») 

34 
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3  783  084 

597  926 

b) 

107 
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12  O97  329 
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c) 

6 
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635  620 
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4 

2  070000 
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133000 

277886 

•) 
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») 
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d) 
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2898OI 
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268851 

«) 
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30  940  573 

3  762  079 
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0 

6 

3  740  14» 
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118  100 

130  224 

g) 

6 

1  725  400 

I46  586 

99420 
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b) 

13 

1  372  100 
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I) 

9 
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223361 

A 

4  811  436 
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m) 
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114  616033 
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») 

3 
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192  948 

120  000 

153927 

XV. 

47 

48  968  229 

5  243  56o 

2  801  030 

1 035  552 

XVI. 

18 

34719000 

1  339  671 

1  055  800 

1  692  563 

XVII. 

») 

109 

86  799015 

7  690507 

5  568661 

2029  887 

b) 

29 

37  934  086 

3  424  976 

2  620  560 

727  061 

c) 

1 

600  000 

— 

— 

104  146 

xvin. 

•) 
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11  165  149 

9627664 

b) 

5 
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d) 
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•) 
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0 

42 
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XX. 

75. 

5»  934  354 
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XXI. 

») 

»3 
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8317  509 
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b) 

3 
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**  aC  a*  * 

367  704 

192  OOO 

1 1 1  309 

•) 

19 

8  230  750 

2  333  58S 

I  708  292 

32518 

d) 
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b) 

22 
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4  266  645 

647  700 
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2  696  813 

XXII. 

3M 

1  608  814  861 

142  977648 

103  678  807 

373  732 

Sa.  Aller  Gas. 

2554 

5  362  844  283 

472276  115 

326515  163 

59  19»  481 
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nächste  Stufe  (über  5  — 10  Proz.),  die  bei  den  Banken  die  Hauptrolle 
spielt,  igt  bei  den  Versicherungsgesellschaften  seltener;  sie  findet  sieh 
bei  26  Gesellschaften  (=  24,1  Proz.  der  Gesamtzahl).  Dagegen  sind  die 
hohen  Sätze  sehr  häufig. 

Es  gaben 

über  io— 20  Proz.  26  Vem.-Ges.  (24,1  Proz.  d.  Ge».-Zahl) 

„    20—30     „11  „        (I0,s     „     „  „  ) 

f.    3°— 4°     11      9  .»       (  8»*ö    .1  ».  ) 

Mehr  als  die  Hälfte  aller  Versicherungsgesellschaften  konnte  dem- 
nach über  10  Proz.  Dividende  verteilen. 

Bei  den  Industrie  -  und  Verkehrsgesellschaften  sind  die  höheren 
Dividendensätze  selten.  849  Gesellschaften  (=  39,16  Proz.)  gaben  gar 
keine  Dividende ,  569  (=  26,7  Proz.)  überschritten  die  Grenze  von 
5  Pros,  nicht  und  499  oder  23,4  Proz.  der  Gesamtsahl  gaben  Dividenden 
von  mehr  als  5 — 10  Proz.  des  eingezahlten  Kapitals.  Mithin  bleibt  rund 
die  Hälfte  aller  Industriegesellschaften  innerhalb  10  Proz.  und  bei  fast 
*/&  erhielten  die  Stammaktien  überhaupt  nichts.  Nur  wenig  mehr  als 
x/10  aller  Industriegesellschaften  konnte  höhere  Stufen  erreichen. 

Bei  der  grofsen  Zahl  von  Gesellschaften,  die  in  dieser  Gruppe  ver- 
einigt sind,  mufs  die  Gesamtheit  der  herangesogenen  Gesellschaften  über- 
haupt ähnliche  Verhältnisse  aufweisen.  Von  allen  Gesellschaften  gaben 
den  Stammaktien 

O  Proz.  Dividende  888  Gesellschaften  =  34,8  Proz. 
über    O-S     M  641  „  oa  25,1  „ 

„    5—IO     „  „         734  „  =  28,7  „ 

über  10     „  „        291  „  =  11,4  „ 

Als  besonders  hohe  Dividende  sind  su  nennen 

66*/,  Pros,  bei  der  Bergbaugesellschaft  Neu -Essen  und  der  Feuer- 
versicherung« gesell  schuft  Colonia,  Köln, 

76"/,  Proz.  bei  der]  Aachen -Münchener  Feuerversicherungsgesell- 
sohaft  zu  Aachen, 

80  Proz.  bei  der  Arenberg'schen  Aktiengesellschaft  für  Bergbau  und 
Hüttenbetrieb  zu  Essen, 

83  1/3  Proz.  bei  der  Aktienzuokerfabrik  Göttingen, 

100  Proz.  bei  der  allgemeinen  Gesellschaft  für  See-,  Flofa-  und 
Landtransport  zu  Dresden,  und  bei  der  Sächsischen  Viehversioherungs- 
gos oll schaft  zu  Dresden, 

120  Proz.  bei  der  Oberschlesisehen  Aktiengesellschaft  für  Fabrikation 
von  Lignose  zu  Kruppamühle.  — 

An  neu  entstandenen  Aktiengesellschaften  weist  der  Beiohsanzeiger 
in  der  Zeit  vom  1.  Januar  1892  bis  31.  Dezember  1892  folgende  nach: 
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XIII.  a)  Metallverarbeitungsges.  . 

b)  Maschinenfabr.,  Schiffs 

XIV.  a'l  Brauereien  
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f)  Eiswerke  
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1)  1  Pbospbatfabrik,  8  Kohlensäurefabrikcn,  1  Farbenfabrik. 

2)  Eine  Gesellschaft  ist  doppelt  gezahlt,  weil  sie  sowohl  Namens-  als  noch  Inhaber- 
aktien hat. 

3)  Zwei  Gesellschaften  sind  doppelt  gezahlt,  weil  sie  sowohl  Namens-  als  noch  In- 
haberaktien haben. 

4)  Je  zwei  Hochseefischerei  -  and  Düngerabfuhrgesellschaften ,  je  1  Modebazar, 
Spielkartenfabrik,  Cartonnagefabrik,  Korbweidenkultur,  Flaschenbiergeschaft. 

5)  Drei  Gesellschaften  sind  doppelt  gezählt  (s.  Anm.  2  u.  3). 

6)  Der  „Deutsche  Oekonomist"  giebt  in  seiner  Nr.  626  (7.  Jan.  1893)  die  Zahl  der 
Gründung»  für  1892  auf  127  mit  79  826  000  M.  Kapital  an.  Nach  den  Einzelangaban 
des  Blattes  ergeben  sich  nur  126  Gesellschaften ;  dabei  sind  3  Gesellschaften  nicht  mit 
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Die  Aktienkapitalien  halten  sich  —  wie  schon  seit  Jahren  —  meist 
in  sehr  bescheidenen  Grenzen.  Das  niedrigste  Kapital  zeigt  die  Aktien- 
gesellschaft Wingolf  zu  Heidelberg  mit  1000  M  ,  das  größte  Kapital 
weist  mit  8  000  000  M.  die  „MühlhauBer  Baumwollgesellsohaft  vorm. 
Schlumberger  &  Co."  auf.  Ueber  1  Will.  M.  Kapital  hatten  überhaupt  nur 
19  Gesellschaften  (=  14,7  Proz.  der  Gesamtzahl),  während  33  oder 
25,6  Proz.  den  Betrag  von  100  000  M.,  65  oder  60,4  Proz.  den  Betrag 
250  000  M .,  91  oder  70,5  Proz.  den  Betrag  von  500  000  M.  nioht  über- 
schritten.   Das  Durchsohnittskapital  stellt  sich  auf  624  091  M. 

Der  Zahl  nach  sind  die  Gründungen  gegen  die  vorhergehenden  Jahre 
wesentlich  zurückgegangen.  Dabei  ist  allerdings  zu  berücksichtigen,  dafs 
bereits  1892  auf  Grund  des  am  10.  Mai  1892  in  Kraft  getretenen  Beichs- 
gesetzes  betreffend  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  61  Ge- 
sellschaften m.  b.  H.  entstanden,  von  denen  ohne  dies  Gesetz  manche 
jedenfalls  die  Form  der  Aktiengesellschaft  gewählt  haben  würden.  8eit 
dem  Jahre  1889,  das  sehr  reich  an  Gründungen  war,  ist  überhaupt  ein 
steter  Bückgang  bemerkbar,  wie  folgende,  dem  D.  Oekonomist  entnommene 
Uebersioht  zeigt.    Es  wurden  gegründet: 


1881:  153  Gesellsch.  Ul,84  MilL  M.  Kapital,  pro  Gesellseh.  0,7S  Mill.  M. 

1886:  70        „  53,47 

1886:  113        „  103,94 

1887:  168        „  128,41 


,1        ««i«    »»      »>  n 

» 


1888:  184  „  193,68  „ 
1889:  360         „       402,54  „ 


„  0,76  «1 

n  0,92  „  „ 

1»  0,7S  11  1, 

ii  I|06  ,1  h 

11  l»H  11  «» 


1890:  236         „        270,99    „      „        „         „  „        1,1«    „  „ 

1891:  160         „         90,84    „      „       „        „  „       0,56    „  „ 

Der  Charakter  der  Gründungen  hat  sioh  dagegen  insofern  schon  seit 
Jahren  unverändert  erhalten ,  als  überwiegend  Privatunternehmungen 
miifsigeren  Umfange  in  Aktiengesellschaften  umgestaltet  werden.  Die 
Hauptgebiete  für  die  Gründungsthätigkeit  sind  das  Verkehrswesen,  das 
Bankwesen,  die  8teinindustrie,  die  Nahrungsmittelindustrie  (Brauereien, 
Zuckerfabriken).  Aufserdem  wird  das  Feld  gemeinnütziger  Bestrebungen 
reichlich  von  Aktiengesellschaften  meist  kleinsten  Umfangs  beackert,  und 
auch  die  häufig  vorkommenden  Gründungen  von  Badeanstalten,  Gesell- 
schaftslokalen  etc.  haben  oft  genug  einen  gemeinnützigen  Charakter. 


aufgezählt,  die  1892  zur  Eintragung  gelangten,  nämlich  die  Frei  berger  Dungerabfuhr- 
gesellschaft (150  000  M.),  der  Konsumverein  Deutschenborn  (SO  000  M  )  und  die  Wol- 
gaster A.-G.  für  Holzbearbeitung  (550  000  ftf.).  Infolgedessen  sowie  durch  die  Be- 
richtigung einiger  Ungenauigkeiten  in  den  Kapitalangaben  des  „D.  Oekonomist*'  ergiebt 
aich  auch  ein  anderer  Gesamtkapitalbetrag,  als  dort  verzeichnet  ist.  Hei  der  Einreihuug 
in  die  einseinen  Gruppen  verfolgt  der  „Oekonomist"  andere  Grundsätze,  woraus  sich  die 
Abweichungen  bei  den  Gruppenziffern  erklären. 
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Die  Elitwickelung  des  Vieh  b  tan  des  während  der  letzten 

Nach  den  offiziellen  Quellen 


S  t  A  a  t  e  n 

Jahr 

Bevölkerung 

Pferde 

Rindvieh 

üesamt- 
lahl 

p.  1000 
Einw. 

1817 

10  319  993 

1  243  261 

4013  912 

2  154  645 

209 

1849 

16  296483 

1  577  4'7 

5  37'  644 

1  n**  X  1  if\ 

j  \J  j  0  1  *  vJ 

1  II 

Freufsen  (altes  Gebiet 

1867 

19  671  841 

1  871  852 

5  853  686 

*  6c  1  *•  Ä ~ 

3  DJ>3  /  °7 

1  K 

  • O0|\ 

vor  1866) 

1873 

20  400  OOO 

I  002  318 

0  530  OOO 

3  821  024 

188 

1  U  k  'X 

22  409  /  94 

•  983  720 

A  Ava  ■?  *■  t 

0  030  771 

i  ou4 

I  74 

»74 

1  UQ9 

24  720  9/  2 

2  «7°  954 

1867 

24  047  934 

2  279  337 

7  996  596 

4  005  /Oo 

202 

Preufsen  (inkl.  neue 

1873 

24  689  252 

2  274  932 

8  6 1 2  1 50 

c  oc6  a 00 

-u4 

Provimen) 

1883 

27  279  I  1  I 

2417  158 

8  737  641 

C  III  Ü1Q 

iqAu 

18»- 

29  957  307 

2  647  388 

9  850  960 

1810 

3  5OOOOO 

292414 

1  828  083 

825  720 

299 

1854 

4  600  000 

347  229 

2  616  152 

«  34«  362 

296 

Königreich  Bayern 

1863 
1873 

4  770000 
4  860000 

379  467 
350  867 

3  162  456 
3  066  263 

i  55 1  o°o 

1  55/  300 

311 
320 

1888 

5  *84  778 

360636 

3  033  263 

1  5Ö4  45° 

299 

-  »AU 

1892 

5  594  982 

368  636 

3  333  953 

1820 

1  432  241 

68  600 

660  850 

328  OOO 

2*9 

1855 

1  669  720 

95038 

811  159 

Königr.  Württemberg 

1864 
1873 

1  748328 
1818539 

104  527 
96970 

974  917 
946  228 

a  fi  r  Ast* 
403  OOS 

2/° 

1883 

1  971  «'8 

96885 

904  139 

J  Eft  717 

459  73/ 

l3 

•  AQO 

18'Jz 

2  036  522 

101  625 

970  059 

1834 

1  595  668 

73  535 

546  942 

343  784 

215 

1853 

1  987  612 

94  870 

610836 

397  700 

200 

Königreich  Sachsen 

1867 

2  426  300 

ti2  800 

625  260 

4>3  755 

I70 

1873 

2  600000 

115  667 

647  074 

1883 

2972805 

126886 

651 329 

aa  ">  010 
44-  U3U 

140 

1892 

3  502  684 

148417 

664077 

1825 

1  I  IO  OOO 

69  610 

480  487 

224  97O 

202 

1865 

1 314  837 

68  828 

582  486 

322  768 

245 

Grofsherzotrtutn  Baden 

1868 
1873 

I  438872 

1  500  OOO 

75  223 
70  285 

603  840 
621  888 

1  )6  Ol  * 

1883 

I  570  254 

66607 

593  526 

323  384 

206 

1  B 

1  057  007 

04  OÖ9 

635  °l5 

1812 

30  OOO  OOO 

2  122  617 

6  681  952 

3  909  959 

1  '30 

1840 

34  *30  178 

2  8l8  4OO 

9  936  5»8 

5501  825 

1  161 

1866 

38  067  064 

3  3«3  232 

12733  »88 

6  694  502 

186 

Frankreich 

1871 

36  102  921 

2  882  85I 

10023  7'6 

6013  089 

166 

1879 

37672048 

2  817  803 

11  586  197 

7  267  573 

'93 

1886 

37  °72  °48 

2 911  392 

13  104970 

6414487 

170 

1891 

38  343  >92 

2  883  460 

13  661  533 

6557632 

170 

1857 

18  224  500 

1  342  036 

8013  368 

1868 

21  974  236 

'  365  344 

8  610  162 

4  185328 

'99 

Oesterreich 

1870 

20  394  980 

1  367  023 

7  425  212 

3831  136 

188 

1880 

22  144  244 

t  463  282 

8  584  077 

4  138625 

186 

1890 

23  895  4'3 

1  548  197 

8  643  936 

— 

1)  Die  Ergebnisse  der  Ermittelung  der  landwirtschaftlichen  Bodenbenutsung  im  Jahre 
1888;  Heft  81  der  „Preufsiscben  StatUtik". 
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Dezennien  in  den  hauptsächlichsten  Staaten  Europas. 


zusammengestellt. 


8«.  Haupt  Groß- 

Ackerfläche 

8a.  Haupt  Grofs- 

Schaf« 

Schweine 

Ziegen 

vieh  exkl.  Pferde 

vieh  inkl.  Pferde») 

Gesamt- 

p.  1000 
t£inw. 

in  Hektaren 

Gesamt- 

7.AMI 

p.  1000 

II    1  1  _ 

1  Hektar 

8  2ÖO  396 

2  494  369 

'43  433 

5  325  496 

5'6 

1 1  O48  600 

12  066  500 

7  I90386 

64. 

16  236  328 

I  466  316 

584  771 

7  672  254 

470 

10035  378 

840 

1 8  806  400 

3  7*5  b74 

1  043  764 

8  873  634 

45« 

14  579OOO 

1 1  68t  412 

801 

16763  224 

3  367  792 

'  149  395 

9  «5J  9«8 

448 

11  979  595 

820 

12  362  936 

4  504  6 1 1 

I  309  552 

9  092  3-s 

405 

14  4O6  8^5  l) 

12072  513 

838 

8  217  296 

5  9«6  539 

"  536  592 

9919  189 

446 

I4494  847«, 

13  184  63t 

9«2 

22  261  xxo 

4  875  114 

l  343  615 

11  553  475 

480 

14  972  479 

856 

19  624  758 

4  278  5U 

5  818732 

1  477  335 
1  679  686 

11  767  369 

477 

17  4«5  587  l) 

15  179  767 
15  432  360 

871 

14  747  975 

11  806  653 

433 

886 

10092  568 

7  704  354 

1  953  748 

12  929  1 17 

435 

'7  527740') 

16  900  199 

964 

1  074  2*2 

501  509 

65  289 

2616  362 

747 

2  505  188 

1091 

1  22} 576 

402  767 

103  184 

2892715 

629 

3  413  557 

107 1 

2  O4O  1.72 

922  453 

148  493 

3  911  909 

820 

3  186000 

4  481  109 

1406 

1  342  igo 

872098 

193  881 

3  439  286 

707 

3  965  586 

1239 

I  178  270 

1  038  344 

220818 

3432812 

650 

3  0-0378  1! 

3  967  286 

1292 

965  772 

1  356674 

268  992 

3  792  114 

677 

3  051  347 

4345068 

1424 

487  040 

128  830 

23  120 

75«  217 

524 

700000 

881  117 

1 260 

485  488 

'43  S24 

42  064 

896  658 

537 

1  039215 

1300 

70s  656 
*  j  j 

26?  ^04 

35  262 

1  114  509 

638 

927  2CO 

1  271  299 

1371 

;?7  290 

267  35,0 

38  10z 

«  073  936 

59' 

1  219  39t 

1360 

550  104 

292  206 

54  876 

1  036  773 

526 

879  971  'J 

1  182  099 

'343 

384  335 

394  402 

69987 

1112  924 

547 

879  108 

1  265  375 

«439 

604  950 

lOl  680 

T  7 

48  553 

638  967 

429 

767  OOO 

749  269 

975 

485  147 

124  158 

74  726 

696  915 

35° 

839  220 

1050 

304  087 

325  564 

93  o°4 

744  ««4 

306 

83900O 

9«3  354 

1089 

206  830 

301  091 

105  401 

75'  8«5 

289 

925  315 

1 101 

140  037 

1 16  547 

798  966 

269 

812  268  l) 

989295 

1218 

104  882 

433  435 

128  482 

793  93' 

229 

83I  226 

1  016  555 

1223 

1S9  000 

204  000 

23  100 

552  487 

498 

_ 

656  902 

1 184 

162  607 

24  t;  4  13 

C7  OI4 

665  659 

506 

768  90  t 

1407 

174  127 

0  T  ff 

34°  7'3 

57  302 

709  727 

493 

557  800 

822  564 

1475 

156  287 

272  333 

68  873 

7««  355 

474 

816  763 

1460 

«3'  461 

291  001 

90  782 

686  987 

438 

614038  V 

786  896 

1281 

98  369 

390761 

102  547 

75'  087 

453 

612974 

847  222 

1382 

35  OOO  üOO 

32  15«  430 

4910721 

964  000 

14439674 

422 

18  687  274 

30386233 

5  889624 

1  679938 

17  384  217 

457 

28  889430 

22  354065 

24  707  496 

5  377  231 

1  79«  725 

15  248  782 

432 

19  947  934 

2  2  993  867 

5  S02  638 
5881  088 

1  546  566 

15  390  122 

409 

19  616  825 

22  616  547 

1  483  342 

16  960  506 

450 

21  327  594 

759 

2179t  909 

6  096  232 

1  480  229 

17488  134 

456 

28  114384 

21  813  324 

776 

5  184  664 

3  4°9  950 

1  027  618 

9479956 

520 

1 1  493010 

5  682  431 

3  646  703 

1  os6  852 

10  180  652 

463 

10487  018 

12  228  668 

1166 

5  026  398 

2  55«  473 

979  104 

8  647  311 

424 

10  183  425 

10  697  844 

1050 

\%% 

2721  541 

1  006  675 

9  73  2  485 

10636834 

1 1  927  408 

1191 

3  549  7°o 

1  035  832 

9  936  359 

$ 

10854875 

12  258654 

1129 

2)  Ein  Haupt  Gr.-V.  =  1  Rind=  »/4  Pferd  >=  10  Schafen  =  4  Schweinen  wm  18  Ziegen. 
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Miss  eilen. 


Kühe 

Staaten 

Jahr 

Bevölkerung 

Kinanen 

Geiamt- 
aahl 

p.  1000 
Einw. 

1868 

14  672  526 

2  095  055 

5  646  954 

2  167  758 

'47 

Ungarn 

1870 

15  509  455 

2 158  819 

5  »79  193 

2052488 

132 

1880 

15725  710 

2  O70  528 

5  3"  378 

1884 

15738468 

1 748  859 

4  879  038 

I  7C2  4O6 

1 1 1 

1866 

2  5 '9  630 

105  799 

993  29i 

553  205 

219 

Schweiz 

w  v  11  w  eil 

1876 

2  660  IA? 

106  191 

I  o\\ 8c6 

592  4>3 

222 

1886 

2917754 

98622 

«  212  538 

663  102 

227 

1867 

30334999 

8  73«  473 

1870 

31  205  444 

1  750  498 

9235052 
10  162  787 

Britisches  Reich 

1875 

3»  749  '67 

1  819687 

1881 

34929679 

1  923  619 

9905013 

1886 

35  24U87 

1  927  527 

10872  8t  1 

1891 

37  879  285 

2  026  170 

Ii  343  686 

XII. 

Zur  Berechnung  eines  internationalen  Sterblichkeitamasses. 

Von  Marens  Rnbin  (Kopenhagen). 

Mit  grofsem  Interesse  habe  ich  im  Augusthefte  der  „Jahrbücher" 
den  Aufsatz  des  Herrn  Direktor  Körösi  über  einen  internationalen 
Sterbliohkeitsmafsstab  gelesen.  Wohl  findet  sieh  gewisseren eisen  nichts 
ganz  Neues  im  Vorschlage,  indem  nioht  nur,  wie  der  Verfasser  selbst  mit- 
teilt, verschiedene  Statistiker  früher  denselben  Plan  gehabt  haben,  sondern 
auch  das  ganze  in  der  Wirklichkeit  nur  eine  Anwendung  der  Methode 
ist,  wovon  alle  Statistiker  immer  Gebrauch  maohen  müssen,  eine  Substitu- 
tionsmethode, wodurch  man  zu  einer  Gleichung  mit  einem  Unbekannten 
gelangt.  (Leider  hat  die  Gleiohung  hier  noch  viele  Unbekannte,  weil  man 
ja  nur  die  verschiedene  Alters  Verteilung  und  nicht  die  vielen  anderen 
störenden  Faktoren  eliminiert  hat).  Es  mufs  indessen  immer  als  be- 
deutungsvoll betrachtet  werden,  die  Saohe  praktisch  formuliert  und  eine 
leichte  und  einfache  Methode  angezeigt  zu  haben,  wodurch  sie  ins  Werk 
gesetzt  werden  kann;  und  ferner  werden  gewifs  Körösi 's  Name  und 
seine  Verdienste  um  die  internationale  Statistik  einen  weit  stärkeren  An- 
stois zur  Verwirklichung  des  Vorschlags  geben,  als  wenn  derselbe  von 
irgend  einer  anderen  Seite  gekommen  wäre. 

Indessen  ist  es  meines  Eraohtens  doch  nioht  Unrecht,  dafs  Be- 
denken dagegen  aufgetaucht  sind.  Wie  selbstfolglich  es  auoh  ist,  war  es 
doch  nützlich  hervorzuheben,  dafs  der  summarische  Sterbliohkeitsquotient 
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Schafe 

Schweine 

Ziegen 

Sa.  Haupt  Qrof»- 
rieh  exkl.  Pferde 

Ackerflache 
in  Hektaren 

Sa.  Haupt  Grofs- 
vih,  inkl.  Pferde  >) 

Gesamt- 
sahl 

p.  1000 
Einw. 

Gesinnt- 
zahl 

p.  1000 

Hektar 

II  281  80; 

4  5°4  905 

43°  973 

7  937  »7i 

1  54> 

9  839  588 

1 1  079  852 

1126 

15076997 

4  443  »79 

572  95« 

7  945  458 

512 

9  840  826 

II  183  685 

1 136 

9839797 

4  160  127 

333  2«4 

7  16t  1  c.8 

468 

10  910  078 

10  480  950 

961 

10594  831 

4  803  639 

270  192 

7  161  946 

455 

»<  74i  575 

9  785  236 

833 

447001 

3044*8 

375  482 

1  M5  388 

454 

2080929 

I  304  085 

626 

367  549 

334  5°7 

396  001 

1  189237 

446 

2  161  830 

I  348  522 

624 

341  804 

394  9ir 

416323 

1  380  140 

479 

2  129  000 

1  598  073 

759 

33  817  95i 

4  221  100 

13  168  543 

434 

18  381  761 ») 

32  786  783 

3  650  730 

13  426412 

43o 

18  701  834') 

16052  159 

858 

33  491  948 

3  495  167 

«4385  774 

439 

19  162  084  *) 

17  115  306 

893 

27  896  273 

3  149  173 

13  481  933 

385 

19296  675 ») 

16  367  360 

848 

28  955  240 

3  497  «6S 

13  855  764 

393 

16  747  053 

828 

33  533  988 

4  272  764 

15766275 

442 

20  213  900 

18  805  530 

929 

1)  „Cultivated  Area". 


1 


in  der  Wirklichkeit  an  und  für  eioh  ein  treues  Bild  der  Sterblichkeits- 
verhältnisse jeder  betreffenden  Stadt  oder  jedes  betreffenden  Landes  giebt. 
Und  so  kann  nicht  genügend  eingeschärft  werden,  dafs  diese  Zahl  etwas 
Wirkliches,  die  Standardzahl  aber  etwas  Fiktives  darstellt.  Man  sieht  so 
oft  sowohl  im  Leben  als  in  der  Wissenschaft,  wie  das  hypothetische 
Moment  der  Voraussetzungen  vergessen  wird,  dafs  eine  Warnung  kaum 
überflüssig  sein  kann.  Trotz  aller  Bedeutung  der  internationalen  Statistik 
mufs  dieselbe  doch  gegenüber  der  nationalen  (oder  begrenzten,  speziali- 
sierten) weit  zurücktreten,  und  die  Reaktion  gegen  die  internationale 
Statistik  ist  nicht  unnatürlich,  da  dieselbe  während  der  Jugendzeit  der 
Wissenschaft  gar  zu  dreist  hervortrat,  und  oft  an  einen  schlotterigen 
Jüngling,  einen  hoch  emporstrebenden  Baum  ohne  tiefe  Wurzeln  erinnert 
hat1). 


1)  Als  letztes  Beispiel  gewagter  internationaler  Statistik  kann  die  Abhandlung  des 
Herrn  Dr.  Wer  nicke:  „Die  Statistik  der  Ehescheidungen"  (ebenfalls  im  Augusthefte  der 
Jahrbücher)  gelten.  Obgleich  die  EbescheidungssUtistik  in  den  einzelnen  Lindern  noch 
sehr  unbearbeitet  und  das  Material  kaum  vorhanden  ist,  werden  doch  in  dem  Artikel 
philosophische  Theorien  gebildet,  denen  die  Zahlen  kaum  mit  der  gröfsten  Gewalt  ent- 
sprechen wollen  (p.  266—66)  Dies  gilt  bei  den  verschiedenen  Konfeasionen.  Aber  von 
den  Verhältnisse»  in  den  verschiedenen  Staaten  heifst  es  —  weil  eine  Ebetrennong  in 
Deutschland  auf  62,  in  Norwegen  auf  876,  in  Grofsbritannien  auf  689  Eheschliefsungen 
fallt  —  „die  ruhigeren  stetigeren  Verhältnisse  im  Norden  and  in  Eng- 
land sind  zu  einem  guten  Teile  aus  den  besseren  E  h  e  v  e  r  h  i  1 1  n  i  s  se  n 
zuerkllre  n.u  (von  Dr.  W.  gesperrt,  p.  268).  In  Dänemark  aber  ftllt  eine  Ehetrennung  auf 
79  (p.  968),  in  Schweden  eine  auf  134  (p  267)  Eheschliefsungen  —  gehören  diese  Linder 
also  dem  Süden  oder  sind  die  Verhältnisse  in  Norwegen  3  mal  ruhiger  als  in  Schweden,  6  mal 
ruhiger  als  in  Dänemark?!  —  An  folgender  Konklusion  (p.  269)  ist  aber  die  internationale 
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Falls  man  jetzt  über  eine  Standard-Sterblichkeitsberechnung  einig 
wird,  wird  dadurch  vielleicht  etwas  praktisches  gewonnen  sein;  man  darf 
aber  also  nicht  vergessen,  dass  die  ganze  Berechnung  nur  auf  einer  Fiktion  be- 
ruht. Zumal  da  diese  Fiktion  zum  Teil  über  eine  Fallklappe  deckt.  Die 
Sache  ist  ja  nämlich  die,  dafs,  falls  die  Bevölkerung  so  verteilt 
wäre,  wie  de  r  ge  w  ähl  te  Stan  d  a  rd  an  gi  eb  t,  dann  die  prozen- 
tuale Sterblichkeit  in  jeder  Altersklasse  vielleicht  nioht 
dieselbe  Gröfse  haben  würde,  die  sie  jetzt  effektiv  hat 
loh  setze  voraus,  der  Standard  habe  100  Kinder  und  100  Erwachsene,  und 
meine  Stadt  habe  150  Kinder  und  50  Erwachsene.  Dann  wäre  die  pro- 
zentuale Sterblichkeit  der  150  Kinder  sehr  wahrscheinlich  gröfser,  als 
wenn  nur  100  Kinder  existiert  hätten.  Die  Grösse  der  verschiedenen 
Altersklassen  beeinflufst  die  prozentuale  Sterblichkeit  in  jeder  Klasse, 
und  wenn  ich  die  Altersklassen  nach  dem  Standard  reduziere,  gebe  ioh 
deshalb  eigentlich  ein  falsches  Bild,  weil  der  resultierende  ge- 
samte Sterbliohkeitsquotientnicht  herausgekommen  wäre, 
falls  die  Altersverteilung  der  Bevölkerung  mit  dem 
Standard  übereingestimmt  hätte  —  und  das  eben  fingiere  ich 
doch.  Es  steigert  sich  —  um  ein  Beispiel  zu  nennen  —  die  Sterblich- 
keitsfrequenz  mit  der  Geburtsfrequenz  (cfr.  B  u  b  i  n  und  Westergaard: 
Ehestatistik),  und  deshalb  ist  es  nicht  angezeigt,  einen  faktischen  hohen 
Sterblichkeitsquotient  auf  einen  fingierten  niedrigen  Geburtsquotient  anzu- 
wenden und  das  Ergebnis  ein  brauchbares  Bild  der  Verhältnisse  zn 
nennen  —  im  Gegenteil  ist  das  Bild  verzeiohnet.  Falls  Rufsland  eine 
ebenso  gute  Hygiene  wie  Schweden  hätte,  würde  dessenungeachtet  die 
Altersverteilung  der  russischen  Bevölkerung  (wegen  der  sehr  frühen  Eben 
und  anderen  sozialen  Verhältnisse  eine  gröfsere  Sterblichkeit  in  RuXs- 
land  hervorbringen,  und  wenn  man  also  dieselbe  Altersverteilung  in 
Rufsland  wie  in  Schweden  annimmt  und  hieraus  Schlüsse  zieht,  werden 
diese  Schlüsse  irreleitend.  Und  je  weniger  verschieden  die  Verteilung 
der  Altersklassen  ist,  um  so  weniger  Gebrauch  hat  man  für  den  Standard. 
Das  Unglück  liegt  darin,  dafs  die  verschiedenen  relativen  Grössen  der  Alters- 
klassen selbst  ein  Sterblichkeitsmoment  bilden  ,  welches  man  durch  An- 
wendung des  Standards  ganz  eliminiert. 

Deshalb  mufs  das  Hypothetische,  das  Unwirkliche  der  Darstellung  so 
stark  hervorgehoben  werden,  wenn  man  die  Standardmethode  anwenden 
will  —  während  man  gleichzeitig  darin  einen  Trost  linden  kann,  dafs 
man  gewissermafsen  diese  Art  von  Fiktion  überall  anwendet.  Wenn  von 
10  000  Neugeborenen  die  2500  sterben,  drückt  man  dieses  Verhältnis 
durch  die  Formel  aus,  dafs  die  Sterblichkeit  25  °/0  beträgt,  obgleich  wahr- 


Statistik  unschuldig :  Aar  je  100  getrennte  Paare  kamen  io  Frankreich  und  in  der  Schweis 
63  ä  64  Paare  mit  Kindern,  36  a  37  Paare  ohne  Kinder,  ergo  werden  „in  Frank- 
reich und  in  der  Schwei«  die  Ehen  mit  Kindern  häufiger  getrennt,  als  die  ohne  Kinder"  (!!) 
und  dieses  gewährt  „einen  sicheren  Rückschiurs  auf  den  Leichtsinn  und  die  Moral  in 
diesen  Ländern"  (sie!).  Die  Wahrheit  ist  —  die  Richtigkeit  der  angeführten  Zahlen 
vorausgesetzt,  wo  es  freilich  nicht  su  sehen  ist,  ob  das  Wort  „Kinder"  gestorbene  und 
erwachsene  Kinder  ezkladiert  oder  nicht  —  dafs,  verhältnismäßig,  wenigstens  doppelt 
so  viele  kinderlose  Paare  wie  Paare  mit  Kindern  getrennt  werden. 
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scheinlich  nioht  25  gestorben  wären,  falls  nur  100  geboren  wären.  Eine 
andere  Auedruoksweise  als  die,  dafs  von  je  100  durchschnittlich  25  sterben, 
existiert  indessen  nicht  und  „25  °/0"  ist  deshalb  nur  ein  sprachlicher 
Ausdruck  für  das  Faktum,  dafs  von  den  10  000  */4  gestorben  sind. 
(Das  Ideal  würde  erreicht  sein,  wenn  man  der  progressiven  Sterblichkeit 
einen  exakten  Ausdruck  geben  könnte,  m.  a.  W.  wenn  man  angeben  könnte, 
welche  Sterblichkeitszahl  pro  100  den  2500  pro  10  000  entspräche).  Auf 
dieselbe  Weise  besagt  man  durch  Anwendung  der  Standardbereohnung  in 
der  Wirklichkeit  nur,  dafs  im  Lande  A  von  100  Kindern  x  sterben, 
von  100  Erwachsenen  y,  also  von  100  Kindern  und  100  Erwachsenen 
x  4-  y 

— -~  ,  eine  Zahl,  welohe  der  ganzen  Sterblichkeit  einen  überschauliohen 
Ausdruck  giebt. 

Allein  ich  konnte  mich  deshalb  auch  dazu  versucht  fühlen  —  um 
das  Imaginäre  in  der  ganzen  Substitution  festzuhalten  —  vorzuschlagen,  dafs 
man  überall  e  i  n  e  n  d  u  r  c  h  ge  f  ü  h  r  ten  fiktiven  Sterblich- 
keitsausdruck anwenden  möchte.  Wenn  man  die  6  Sterblichkeits- 
quotienten der  Bevölkerung  in  den  Altersklassen  0 — 1  Jabr,  1 — 5,  5  — 15, 
15 — 45,  46 — 65,  65  Jahre  und  darüber  addierte  und  die  Summe  mit  6  divi- 
dierte, erreichte  man  dann  nicht  dasselbe,  was  man  jetzt  erreichen  will, 
einen  einfachen  Ausdruck  zum  Gebrauch  bei  der  Yergleichung,  und  hielte  man 
nicht  daduroh  mit  gröfserer  Schärfe  fest,  dafs  das  Ganze  nur  eine  Fiktion 
ist:  Die  resultierenden  Sterblichkeitsquotienten  für  die  verschiedenen 
Länder  würden  eben  das  angeben,  was  man  zu  wissen  wünscht,  nämlich 
die  Sterblichkeit  innerhalb  jeder  Altereklasse  in  eine  Zahl  zusammen- 
gezogen; und  stellte  man  dieser  Reihe  gegenüber  die  Reihe  der  summa- 
rischen, wirklichen  Sterblichkeitsquotienten,  würde  man  daraus  den  Ein- 
flufs  der  gröfseren  oder  kleineren  Rolle  ersehen  können,  welche  jede  der 
einzelnen  Quotienten  in  den  verschiedenen  Ländern  nach  dem  Umfange 
jeder  Alterpklasse  gespielt  haben.  Die  Berechnung  wird  daduroh  eine 
rein  mechanische  Operation,  vorgenommen  mit  dem  praktischen  Ziel 
vors  Auge  eine  Zahl  statt  sechs  zu  nennen.  Wenn  man  dagegen  — 
um  es  zu  wiederholen  —  die  Sterblichkeitsquotienten  Rufslands  auf  die 
Altersverteilung  Schwedens  anwendet  und  das  Ergebnis  als  die  präsum- 
tive Sterblichkeit  Rufslands  betrachtet,  hat  man  an  Dichtigkeit  oder  Deut- 
lichkeit vor  der  vorher  angegebenen  Methode  nichts  voraus,  man  hat 
aber  sich  selbst  und  andere  weitreichenden  Mifsverständnissen  ausgesetzt. 

Ueberall,  wo  man  Sterblichkeitsverhältnisse  vergleicht,  ob  es  Staat 
und  Staat  gilt,  oder  Stadt  und  Stadt,  oder  Stadt  und  Land,  oder  soziale 
Schichten  etc.,  wird  man,  durch  die  summarischen  Sterbliohkeitsquotienten 
und  durch  die  hier  genannten  sechs  Quotienten,  mit  sechs  dividiert  — 
oder  z.  B.  zu  einer  zusammengedrängten  Berechnung  der  mittleren  Lebens- 
dauer (auch  nur  eine  Zahl)  angewendet  —  alles  das  erfahren,  was  in 
diesem  Zusammenhange  überhaupt  zu  erfahren  ist,  wenn  man  nur  mit  einzelnen 
Zahlenausdrücken  operieren  will,  und  dann  braucht  man  nicht  für  eine 
jede  dieser  Vergleichungen  erst  einen  neuen  Standard  zu  komponieren. 
Etwas  hat  man  gewonnen  und  jedenfalls  niohts  verloren. 
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1.    Geschichte  der  WUsenscbaft    Encysüopadischei.    Lehrbücher.  Spezielle 

thoorotischo  ünterauchungen 

Z eidler,  Hugo,  Geschiohte  des  deutschen  Genossenschaftswesens 
(Bd.  I,  Heft  3  der  Staats-  und  sosialwisseosohaftliohen  Beiträge,  heraus- 
gegeben von  A.  von  Miaskowski).  Leipzig,  Verlag  von  Dnocker  und 
Humblot,  1893.    8°e.    478  SS. 

Die  Geschichte  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  in 
Deutschland  steht  im  uu  mittel  barsten  Zusammenhang  mit  der  Entwicke- 
lung  des  gesamten  wirtschaftlichen  LebenB  der  Nation  uud  die  Genossen- 
schaften bilden  heute  ein  wesentliches  Glied  desselben,  selbst  mancher 
Volkswirt  wird  überrascht  sein,  zu  hören,  dafs  am  31.  Mai  1893  8921 
Genossenschaften  im  Deutschen  Reiche  bestanden.  Die  modern  n  Genossen- 
schaften haben  wie  kaum  eine  andere  wirtschaftliche  Einrichtung  ihre 
Schicksale  gehabt;  zuerst  wurden  sie  von  den  Regierungen  mit  Mifs- 
trauen  beobachtet,  denn  der  „Demokrat  Schulze- Delitzsch"  rief  sie  ins 
Leben  und  stand  an  der  Spitze  der  Bewegung;  ging  es  doch  so  weit, 
dafs  sie  in  einzelnen  deutschen  Staaten  für  Versicherungsgesellschaften 
erklärt  wurden,  und  dafs  ihnen  dann  „mangels  eines  Bedürfnisses"  die 
Konzession  verweigert  wurde.  Dann  kam  eine  Zeit  ruhiger  Entwicke- 
lung  und  gesetzlioh  gesicherten  Besitzstandes,  nur  dafs  konservative  und 
klerikale  Kreise  versuchten,  auf  die  Genossenschaften  Einflufs  zu  gewin- 
nen, um  dieselben  als  politische  Werkzeuge  zu  benutzen.  Auch  die  grofseo 
politischen  Umwälzungen  und  wirtschaftlichen  Krisen  blieben  nioht  ohne 
Einflufs;  aus  kleinen  Kreditgenossenschaften  waren  zum  Teil  Großbanken  ge- 
worden, deren  Leiter  dem  Spekulationstriebe  nicht  widerstehen  konnten  und 
damit  den  Zusammenbruch  grofser  Genossenschaften  herbeiführten,  was  in 
den  betroffenen  Kreisen  viel  wirtschaftliches  Elend  und  ungerechte  Angriffe 
gegen  das  8ystem  der  Genossenschaften  zur  Folge  hatte.  Der  in  den 
Genossenschaften  steckende  gesunde  wirtschaftliche  und  soziale  Kern  hat 
dieselben  alle  Fährnisse  glüoklioh  überstehen  lassen  und  aus  einem  kleinen 
sohlanken  Bäumchen  ist  ein  mächtiger  Baum  geworden,  dessen  Aeite  über 
ganz  Deutschland  verzweigt  sind.  Hier  und  da  entwickeln  sich  freilich 
auch  wunderliohe  Gebilde  auf  diesem  Gebiete,  wie  z.  B.  seit  1890  das 
sog.  sozialreformatorische  Genossenschaftswesen,  bei  dem  nur  die  weit- 
gehende Phantasie  und  die  grofse  wirtschaftliche  Unkenntnis  Erstaunen 
hervorruft. 
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Verfolgen  wir  die  Litteratur,  die  über  die  Genossenschaftabewegung 
erschienen  ist,  80  mu£s  der  Umstand  befremden,  dafs  die  grofsen  und 
kleinen  Arbeiten  bis  auf  wenige  Ausnahmen,  zu  denen  insbesondere  das 
Werk  Gierke's  gehört,  von  Männern  herrühren,  die  sieh  in  der  genossen- 
schaftlichen Praxis  befinden ;  nur  mit  ganz  bestimmten  Gebieten  haben 
sich  auch  die  den  Genossenschaften  nicht  unmittelbar  zugehörigen  volks- 
wirtschaftlichen Kreise  beschäftigt,  wie  z.  B.  mit  der  Zulassung  der  be- 
schränkten Haftpflicht.  Hauptsächlich  in  den  letzten  Jahrzehnten  haben 
dieaelben  den  Genossenschaften  sogar  verhältnismäßig  wenig  Beachtung  ge- 
schenkt; vielleicht  liegt  der  Grund  darin,  dafs  die  Genossenschaften  auf 
dem  Boden  der  Selbsthilfe  beruhen,  während  der  Sozialismus  und  ihm  ver- 
wandte Strömungen  einen  so  grofsen  Einflufs  auf  die  volkswirtschaftlichen 
Anschauungen  gewannen,  dafs  man  vielfach  geneigt  war,  alle  auf  Selbsthilfe 
beruhenden  Bestrebungen  als  manchesterlioh  zu  bezeichnen  und  als  einen 
überwundenen  Standpunkt  zu  betrachten.  Dieses  Fernhalten  von  der  Ge- 
nossenschaftsbewegung hat  sich  zuweilen  recht  bemerkbar  gemacht,  wenn 
gelegentlich  eine  Frage  aus  dem  Genossenschaftsweseu  zur  öffentlichen 
Erörterung  stand,  dann  zeigte  sich  Unkenntnis  der  Geschichte,  der  Einrich- 
tungen und  des  Wesens  der  deutschen  und  der  ausländischen  Genossen- 
schaften. 

Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dafs  gerade  auf  diesem  Gebiete  es  eines 
sehr  tiefen,  sachverständigen  Einblicks  in  die  praktische  Thätigkeit  bedarf, 
um  über  dieselbe  urteilen  und  —  schreiben  zu  können. 

Diese  allgemeinen  Bemerkungen  glaubten  wir  der  Besprechung  dej 
Zei  d  1  er 'sehen  Buches  vorausschicken  zu  sollen.  Die  Herausgabe  dieses 
Werkes  durch  einen  Mann,  der  offenbar  keine  persönlichen  Beziehungen 
zu  den  Genossenschaften  hat,  mufste  schon  um  deswillen  begrüfst  werden, 
weil  auf  diesen  Schritt  nun  vielleicht  weitere  folgen  werden  und  damit 
das  Interesse  der  Volkswirte  für  die  Genossenschaften  ein  lebhafteres 
werden  wird.  Ob  es  allerdings  wünschenswert  ist,  dafs  sioh  dieses  Interesse 
unter  dem  Zeidler'schen  Gesichtspunkte  bekundet,  das  ist  eine  andere 
Frage,  die  wir  weiter  unten  beantworten  werden. 

Zeidler  bringt  eine  Geschichte  „des  modernen  deutschen  Genossen- 
schaftswesens", also  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  d.  h. 
allein  derjenigen  Genossenschaften,  die  dem  Erwerb  und  der  Wirtschaft 
ihrer  Mitglieder  dienen.  —  Er  teilt  die  Geschichte  in  5  Perioden  ein: 
1)  die  Vorperiode  bis  1848,  2)  die  Zeit  von  1849  bis  zur  Errichtung  des 
allgemeinen  deutschen  Genoasenschaftsverbaudes  (1859),  3)  die  Zeit  von 
1859  bis  zum  Erlafs  des  Genossenschaftsgesetzes  vom  4.  Juli  1868,  4)  von 
da  ub  bis  zum  Erlafs  des  GenoBsensohaftsgesetzes  von  1889,  5)  die  Zeit 
nach  diesem  Gesetz.  In  einem  Schlufswort  stellt  Zeidler  Betrachtungen 
über  das  Wesen  der  Genossenschaften,  daa  Verhältnis  derselben  zn  den 
Innungen,  zum  Sozialismus,  über  die  sozialpolitische  Bedeutung  des  Ge- 
nossenschaftswesens an.  Zeidler  unterscheidet  scharf  das  städtische  und 
das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen,  welches  er  denn  auch  sioh 
bemüht,  möglichst  gesondert  geschichtlich  darzustellen.  Unter  diesen  Haupt- 
gruppen unterscheidet  er  weiter:  Kredit-,  Rohstoff-,  Werk-,  Magazin-, 
Produktiv-,  Baugenossenschaften  und  Konsumvereine,  bemerkt  dann  dazu, 
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dafs  die  ,, Mannigfaltigkeit"  „heute  vielleicht  noch  nicht  abgeschlossen 
ist".  Hier  liegt  bereits  ein  Irrtum  vor;  wie  sieh  aus  den  von  dem 
Anwalte  F.  8chenck  für  den  Allgemeinen  Deutschen  Genossenschaftsverband 
herausgegebenen  Jahresberichten  ergiebt,  ist  die  Mannigfaltigkeit  schon 
heute  weit  gröfser,  es  giebt  kaum  ein  Wirtschaftsgebiet,  auf  dem  die 
Genossenschaft  nioht  Anwendung  gefunden  hätte,  eine  bestimmte  Klassi- 
fizierung der  Genossenschaften  nach  Arten  ist  nicht  möglioh,  weswegen 
denn  auch  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1889  im  §  1  die  bekanntesten  (von 
Zeidler  benannten)  Arten  nur  beispielsweise  aufrührt.  Des  weiteren 
sind  in  dem  Buche  gesonderte  Kapitel  den  wichtigsten  genossen- 
schaftlichen Einrichtungen  gewidmet,  wie  z.  fi.  den  Genossenschaftsver- 
bänden, ferner  werden  in  besonderen  Abschnitten  einzelne  wichtige  Fragen, 
wie  die  Revision  des  Genossenschaftsgesetzes ,  die  Steuergesetzgebung  be- 
handelt, auch  das  Genossenschaftswesen  im  Ausland  ist  gestreift,  endlich 
haben  auch  das  „sozialreformatorische  Genossenschaftswesen"  und  das 
„sozialistische  Genossenschaftswesen"  besondere  Erörterung  gefanden. 

Dafß  unter  dieser  komplizierten  Art  der  Darstellungs  weise  nach 
Perioden  und  in  den  Perioden  nach  Genossenschaftsarten  unter  Verwei- 
sung einzelner  Ereignisse  in  besondere  Abschnitte  die  Uebersichtliohkeit 
leidet,  ist  selbstverständlich.  Wenn  auch  die  Gründung  des  Allgemeinen 
Deutschen  Genossenschaftsverbandes  und  die  Genossenschaftsgesetze  die 
Bewegung  nicht  unerheblich  beeinflufst  haben,  so  ist  doch  dieser  Einflufs 
immer  nur  allmählich  eingetreten,  und  vor  allem  hat  die  Bewegung  mit 
dem  Eintritt  der  betreffenden  Ereignisse  keinen  anderen  Charakter  ange- 
nommen ,  so  bieten  dieselben  denn  auch  keine  bequeme  Handhabe  für 
eine  Trennung  nach  Perioden.  Insbesondere  die  Wirkung  der  Gesetz- 
gebung hat  abgesehen  von  einer  stärkeren  Ausbreitung  des  Genossen- 
schaftswesens sich  wesentlich  nur  in  der  inneren  Organisation  der  Genos- 
senschaften gezeigt,  und  mit  dieser  konnte  sich  der  Verfasser  natürlioh 
nur  nebenher  in  seiuem  Werke  beschäftigen. 

Trotz  dieser  getrennten  Behandlung  der  Genossenschaftsarten  ist  es  dem 
Verfasser  noch  möglichst  gelungen,  Wiederholungen  zu  vermeiden. 

Mit  aufserordentlichem  Eifer  hat  Zeidler  die  Quellen,  insbesondere 
Jahresberichte  und  Mitteilungen  über  die  allgemeinen  Vereinstage  studiert, 
und  es  ist  ihm  dabei  wenig  entgangen.  Manches  hätte  allerdings  doch  noch 
Erwähnung  in  seiner  Geschichte  verdient,  so  z.  B.  die  Gründung  von 
konservativen  und  klerikalen  Vorschufskassen  in  den  60er  (Jahren,  die 
sehr  interessanten  Stoff  bieten.  Auoh  eine  vollständige  Angabe  der  genos- 
senschaftlichen Litteratur  wird  der  Leser,  der  das  Bach  zum  Studium 
benutzt,  vermissen;  an  der  Spitze  der  einzelnen  Perioden  befindet  sich 
wohl  eine  Quellenangabe,  doch  viele  Werke  sind  außerdem  im  Texte  citiert. 
Die  Quellenangabe  an  der  Spitze  des  Kapitels  ist  daher  unvollständig  und 
sie  mag  wohl  für  den  Verfasser  in  jeder  Beziehung  sehr  bequem  sein, 
für  den  Leser  der  die  einzelnen  Darstellungen  in  den  Quellen  weiter 
verfolgen  und  auf  ihre  Richtigkeit  prüfen  möchte,  ist  diese  Anordnung 
ganz  gewifs  nicht  angenehm.  Doch  dieses  sind  alles  mehr  oder  weniger 
Aeufserlichheiten,  die  den  Wert  des  Buches  nioht  wesentlich  beeinflussen 
können.    Und  wir  kommen  nun  zu  dessen  Inhalt. 
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Der  Verfasser  steht  der  Genossensohaftsbeweguug  anscheinend  sym- 
pathisch gegenüber,  er  ist  wenigstens  bestrebt,  mit  Objektivität  derselben 
gerecht  zu  werden  und  ihre  wirtschaftliche  und  sozialpolitische  Bedeutung 
zu  erkennen.  In  den  meisten  Abschnitten  beschränkt  er  sich  auf  eine 
erzählende  Darstellung  der  Entwickelung  der  Genossenschaften  und  der 
wichtigsten  Ereignisse  in  derselben,  er  stellt  dabei  selbst  zuwiderlaufende 
Ansichten  einander  gegenüber  (z.  B.  bei  der  Geschichte  des  Streites 
zwischen  Schulze  und  Raiffeisen),  ohne  sioh  bestimmt  für  die  eine  oder 
die  andere  zu  erklären,  wenigstens  ist  es  schwer,  die  Ansicht  des  Verfassers 
herauszufinden.  Diese  zahlreichen  Abschnitte  entziehen  sich  natürlich 
einer  Kritik'  mit  Bezug  auf  die  Auffassung  des  Verfassers,  man  könnte 
nur  an  einigen  Stellen  etwas  weniger  Breite,  an  anderen  mehr  Ausführ- 
lichkeit wünschen,  im  übrigen  bietet  diese  sehr  mühsame  und  meistens 
auoh  sorgfältige  und  erschöpfende  Zusammenstellung  ein  sehr  schätzbares 
Material,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Quellen,  aus  denen  der  Verfasser 
geschöpft  hat,  nur  wenigen  Kreisen  zugänglich  sind. 

Wo  der  Verfasser  dagegen  selbst  Stellung  nimmt,  wo  er  versucht, 
Kntwickelungen  und  Anschauungen  zu  erklären,  da  sind  wir  sehr  ent- 
täuscht worden  und  haben  die  betreffenden  Seiten  mit  zahlreichen  Frage- 
und  Ausrufungszeichen  begleiten  müssen.  Es  ut  dem  Verfasser  nicht 
gelungen ,  in  das  eigentliche  Wesen  der  Genossenschaften  einzudringen. 
Das  geht  so  weit,  dafs  wir  behaupten,  wer  sich  nach  dem  Zeidler'schen 
Buche  ein  Bild  über  Wesen  und  Entwickelung  der  Genossenschaften  bil- 
den wollte,  wird  einen  ganz  falschen  Eindruck  gewinnen.  Der  Verfasser 
scheint  sich  für  Quellenstudien  nicht  sehr  zu  eignen,  er  greift  eine  Stelle 
einer  Hede,  eine  Mitteilung  aus  dem  Zusammenhang  heraus  und  baut  auf 
derselben  ohne  Bücksioht  auf  Zeit  und  begleitende  Umstände  Sohlufsfolge- 
rungen  auf,  die  vielleicht  in  einzelnen  Worten,  aber  durchaus  nicht  im 
Wesen  der  Sache  begründet  sind.  So  gründlich  der  Verfasser  alle  Einzel- 
heiten der  äufseren  Gesohichte  der  Genossenschaften  kennt,  so  wenig 
hat  er  das  Wesen  der  einzelnen  Einrichtungen  und  die  Bestrebungen 
erfafst. 

Es  kann  selbstverständlich  nioht  im  Rahmen  dieser  Kritik  liegen, 
auf  alle  Einzelheiten  einzugehen,  denn  das  Buch  würde  damit  eine  Ge- 
genschrift fordern,  die  ihm  an  Umfang  schwerlich  nachstehen  möchte. 
Die  Stellung  des  Keceosenten  ist  hier  dadurch  sehr  erschwert,  dafs  er  sich 
leicht  dem  Vorwurf  aussetzt,  nach  Willkür  die  ihm  passenden  Stelleu  zum 
Angriff  herausgeholt  zu  haben;  nun  handelt  es  sich  aber  nicht  um  ein 
Buch,  das  in  seinem  System,  um  einen  Autor,  desseu  wirtschaftlicher 
Standpunkt  zurückgewiesen,  bezw.  auf  seine  Kiohtigkeit  geprüft  werden 
soll,  sondern  um  ein  geschichtliches  Werk,  dessen  Verfasser  in  der  Aus- 
legung verschiedener  Ereignisse  irrt.  Wir  müssen  uns  daher  darauf 
beschränken,  hervorzuheben,  dafs  der  Standpunkt,  den  der  Verfasser  nach 
den  Quellen  und  Vorkommnissen  glaubt  einnehmen  zu  müssen,  vielfach 
nicht  begründet  ist  und  dafs  er  daher  zum  Teil  zu  unrichtigen,  für  die 
Wertschätzung  des  Genossenschaftswesens  sogar  höchst  nachteiligen  Sohlufs- 
folgerungen  gelangt,  wenn  er  selbst  auch  vielleicht  nicht  einmal  diese 
Absicht  hat.    Und  da  wir  nun  nicht  bei  der  Kritik  in  alle  Einzelheiten 
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eindringen  können  ,  so  müssen  wir  uns  damit  begnügen ,  unsere  Behaup- 
tung durch  einige  Beispiele  zu  beweisen. 

Bereits  die  von  dem  Verfasser  gewählte  scharfe  Trennung  der  Genos- 
senschaften in  städtische  und  ländliche  widerspricht  den  thatsäohliohen 
Verhältnissen,  wenn  er  die  Kreditgenossenschaften  naoh  8ohulze-Delitzsch- 
schem  System  zu  den  städtischen  zählt,  denn  es  ergiebt  sich  bei  den- 
selben für  das  Jahr  1892  folgende  Mitgliederbeteiligung  (nach  der  Mit- 
gliederstatistik des  „Jahresberichts"  für  1892):  972  Schulze-Delitzseh'sche 
Kreditgenossenschaften,  welche  über  die  Mitgliederbewegung  berichteten, 
hatten  einen  MitgliederMand  von  491  207  ,  davon  entfielen  auf  die  Hand- 
werker 27,3  Proz.,  auf  selbständige  Landwirte,  Gärtner,  Förster, 
Fischer  29,4  Froz. ;  diese  bildeten  den  gröfsten  Prozentsatz. 

Der  Verfasser  selbst  spricht  auch  S.  112  von  Genossenschaften  mit 
„gemischt  städtisch-ländlichem  Charakter",  und  B.  307  erkennt  er  sogar 
den  grofsen  Wert  der  Sohulze'schen  Kreditgenossenschaften  für  die  Land- 
wirtschaft ausdrücklich  an.  S.  115  dagegen  behauptet  er,  dafs  man  in 
dem  allgemeinen  deutschen  Genossenschaftsverbande,  „die  Verschiedenheiten 
städtischen  und  ländlichen  Kredits  nicht  berücksichtigt,  indem  man  nur 
auf  lange  Kündigungsfrist  geliehenen  Real-  und  auf  kurze  geliehenen 
Personalkredit  unterschied".  Das  ist  ein  Irrtum.  Der  Verfasser  hätte  sioh 
aus  den  Mitteilungen  über  die  allgemeinen  Verciustage  zu  Wiesbaden  (1877) 
und  München  (1892)  von  dem  Gegenteil  überzeugen  können;  8.  162  hebt 
er  übrigens  selbst  die  „starke  Beteiligung  der  Landwirte  an  den  städti- 
schen Kreditgenossenschaften"  hervor  —  warum  denn  dieselben  als 
„stadtische"  Kreditgenossenschaften  bezeichnen,  wenn  t?o  viel  Mitglieder 
aus  der  Landwirtschaft  ihnen  angehören  ?  —  -und  S.  264  unterscheidet 
er  sogar  schließlich  zwischen  „ländlichen"  und  „städtisch-ländlichen" 
Kreditgenossenschaften  !  Der  Verfasser  scheint  sich  kein  genügend  klares 
Bild  über  die  Bedingungen  und  Arten  des  landwirtschaftlichen  Kredits 
und  über  die  Bedeutung  der  Schulze'schen  Kreditgenossenschaften  für  letzteren 
gemacht  zu  haben. 

Nicht  zu  billigen  ist  u.  £.  ferner  die  von  Dr.  Zeidler  auf  die  Spitze 
getriebene  Unterscheidung  der  Genossenschaften  in  solohe  der  „Unter- 
nehmer" und  der  „Arbeiter",  „in  der  ersteren"  —  sagt  er  —  „betreiben 
die  Mitglieder  selbständig,  jeder  für  sich  eine  Unternehmung  in  Handel 
und  Gewerbe,  in  der  letzteren  sind  die  Mitglieder  unselbständige  Arbeiter 
und  Gewerbegehilfen,  welche  bei  Unternehmern  iu  Lohn  und  Brot  stehen"  — 
zu  den  letzteren  sollen  die  Produktiv-,  die  Konsum-  und  Baugenossen- 
schaften gehören.  Sogleich  wird  freilich  wieder  zugegeben,  dafs  „die 
Leiter  des  städtischen  (!)  Genossenschaftswesens"  grundsätzlich  die  Betei- 
ligung aller  Berufsarten  bei  den  Genossenschaften  fordern  „zur  Ausgleichung 
sozialer  Gegensätze",  doch  für  das  landwirtschaftliche  Gewerbe  sei  dies 
Bestreben  gescheitert  und  bei  der  Arbeitergenossenschaft  ein  „stetiges 
Verdrängen  der  nicht  zur  Arbeiterklasse  gehörigen  anderen  Mitglieder 
erkennbar".  Das  ist  wieder  alles  unrichtig.  Dafs  sioh  allerdings  einer 
landwirtschaftlichen  Bohstoffgenossenschaft  nur  Landwirte  anschliefsen,  ist 
ebenso  selbstverständlich ,  wie  dafs  einem  8chuhmaoher-Rohstoffverein 
nur  Schuhmacher  beitreten,  denn  dieses  sind  „Berufs- Erwerbsgenossen  - 
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schatten" ;  anders  liegt  es  bereits  bei  den  Kreditgenossenschaften,  deren  Ge- 
deihen und  Kul wiekelung  sogar  davon  abhängig  ist,  dafs  sich  alleBerufs- 
arten  in  ihnen  vereinigen,  da  in  diesem  Umstände  gerade  eine  Gewähr  des 
Ausgleichs  der  Kreditbedürfnisse  der  verschiedenen  Klassen  liegt  —  der 
Verfasser  hat  dies  freilich  fast  ganz  aufser  acht  gelassen  (vgl.  8.  46)  — , 
die  Statistik  beweist  nun  auch  «ur  Genüge,  dafs  die  Bestrebungen  nach 
dieser  Richtung  keineswegs  gescheitert  sind,  sondern  immer  mehr  die  all- 
gemeine Anerkennung  finden.  Generalisieren  läfst  sioh  hier  freilioh  nichts, 
was  für  die  eine  GenossenBohaftsart  notwendig  ist,  kann  für  die  andere 
sogar  schädlich  sein ;  allgemeine  Behauptungen,  wie  sie  der  Verfasser  auf- 
stellt, sind  nur  geeignet,  den  mit  der  Materie  nioht  ganz  vertrauten  Leser 
irrezuführen.  Unrichtig  ist  ebenso,  dafs  in  den  von  dem  Verfasser  be- 
zeichneten drei  Arten  die  Nichtarbeiter  verdrängt  werden;  wiederum  ver- 
weisen wir  ihn  auf  die  Statistik,  die  das  nicht  ergiebt  In  betreif  der 
Konsumvereine  will  es  nun  sogar  der  Zufall,  dafs  deren  Gegner  sioh 
gerade  darauf  berufen,  dafs  dieselben  immer  weniger  Arbeitergenossen- 
schaften werden !  Auch  für  die  Produktivgenossenschaften  gilt  nicht  die 
Ansicht  des  Verfassers,  wir  verweisen  z.  B.  aof  die  „Bäokereigenossen- 
sohaften",  deren  Mitglieder  zum  geringsten  Teil  Bäcker  sind,  ferner  auf 
die  „Baugenossenschaften",  die  zum  Teil  aus  den  alten  Braugerechtig- 
keiten hervorgegangen  sind ;  auch  bei  den  Produktivgenossenschaften  für 
bestimmte  Handwerkszweige  finden  wir  vielfach  N  i  ohtarbeiter  als  Mit- 
glieder. Bereits  auf  den  Allgemeinen  Vereinstagen  zu  Stettin  (1865)  und 
zu  München  (1875)  ist  den  Produktivgenossenschaften  BOgar  empfohlen, 
sioh  bei  der  Aufnahme  der  Mitglieder  nicht  auf  die  Gewerksgenossen  zu 
beschränken  ,  sondern  auch  Mitglieder  aus  anderen  Kreisen,  besonders  aus 
dem  Kaufmannsstande  mitheranzuziehen.  Dies  ist  aber  nioht,  wie  der 
Verfasser  annimmt,  allein  geschehen  „zur  Ausgleichung  sozialer  Gegen- 
sätze", sondern  wesentlich  zur  wirtschaftlichen  Festigung  und  Hebung 
der  Genossenschaft. 

Bei  den  Baugenossenschaften  endlich  ist  auch  wieder  das  Gegenteil 
von  der  Auffassung  des  Verfassers  zutreffend,  die  Zulassung  der  beschränk- 
ten Haftpflicht  ist  für  diese  Genossenschaften  gerade  in  der  Erwartung 
begrüfst,  dafs  auch  die  kapitalkräftigen  Klassen  sioh  den  Baugenossen- 
schaften mit  beschränkter  Haftpflicht  anschliefsen  werden,  und  die  starke 
Vermehrung  dieser  Genossenschaften  in  den  letzten  Jahren  hat  diese 
Erwartung  nioht  getäuscht. 

Sohliefslich  mag  auch  noch  gegen  den  Verfasser  darauf  hingewiesen 
werden,  dafs  z.  B.  die  Produktivgen ossensohaft  den  Zweck  hat,  ihre  Ar- 
beiter-mitglieder  in  den  Unternehmerstaud  emporzuheben,  was 
freilich  naoh  Dr.  Zeidler's  Ansioht  eine  contradictio  in  adjeoto  (S.  469)  sein 
soll!! 

Mit  der  Unhaltbarkeit  der  vom  Verfasser  gewählten  und  durchge- 
führten Unterscheidung  zwischen  Unternehmer-  und  Arbeitergenossenschaft 
fallen  auch  alle  von  ihm  aus  derselben  gezogenen  Schlufsfolgerungen  zu- 
sammen. Wenn  derselbe  z.  B.  die  Voraussicht  ausspricht,  dafs  es  in 
Deutschland  dahin  kommen  wird,  dafs  wie  in  England  die  nioht  zur 
Arbeiterklasse  zählenden  Berufsarten  ihre  besonderen  Konsumvereine  bil- 
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den  werden,  so  hoffen  wir,  dafs  dieser  Fall  nicht  eintreten  wird,  denn 
nichts  fordert  die  Opposition  mehr  heraus,  als  wenn  sich  ein  Stand  wirt- 
schaftlich abschliefst;  wir  haben  dies  in  Deutschland  an  den  bestehenden 
Konsumgesellschaften  bestimmter  Berufsarten  bereite  zur  Genüge  kennen 
gelernt.  Ein  Bedürfnis  zu  solchen  Sonderverbindungen  liegt  auch  ganz 
gewifs  nioht  vor.  Uebrigens  sind  auch  in  England  dieso  Verhältnisse 
durchaus  vereinzelt  und  beschränken  sich   unseres  Wissens  auf  London. 

Wenn  der  Verfasser  8.  8  behauptet,  dafs  in  Frankreich  seit  1870  eine 
Anlehnung  des  Genossenschaftswesens  an  das  deutsche  stattgefunden  hat, 
os  ist  dies  durchaus  nicht  zutreffend,  wie  wir  wiederholt  an  der  Hand 
von  Thatsachen  in  den  „Blättern  für  Genossenschaftswesen"  nachgewiesen 
haben. 

Gegenüber  der  Annahme  (S.  27),  dafs  durch  die  ländlichen  Genossen- 
schaften und  Konsumvereine  das  „nationale  Gepräge"  des  deutsohen  Ge- 
nossenschaftswesens „etwas  verwischt"  sei ,  mag  nur  auf  den  Umstand 
hingewiesen  werden,  dafs  auf  dem  Gebiete  des  landwirtschaftlichen  Genos- 
senschaftswesens Deutschland  eine  ganz  eigenartige  Stellung  einnimmt, 
schon  wegen  der  eigentümlichen  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  Deutsch- 
lands, die  ihren  Einfiufs  so  weit  bemerkbar  machen,  dafs  selbst  in  einzel- 
nen Gegenden  die  Genossenschaften  einen  von  anderen  Gegenden  ganz 
verschiedenen  Charakter  haben.  Und  auch  die  Konsumvereine  in  Deutsch- 
land haben  durchaus  nicht  die  sozialistischen  Ziele  im  Auge,  wie  etwa  die 
Konsumvereine  in  England,  Belgien,  Frankreich.  AU  dies  ist  dem  Verfasser 
entgangen. 

Unhaltbar  ist  die  S.  40  aufgestellte  Behauptung,  dafs  die  Gründnng 
von  Rohstoffgenossenschaften  auf  französischen  Eiuflufs  zurückzuführen  ist, 
dieselbe  erinnert  etwas  an  das  französische  Werk  über  die  Genossenschaften 
von  Hubert- Valleroux.  In  Frankreich  gab  es  damals  gar  keine  Rohstoff- 
genossensohaften,  und  giebt  es  solche  wohl  auch  heute  noch  nicht.  Die 
Genossenschaften  der  40er  Jahre  und  der  folgenden  Jahrzehnte  in  Frank- 
reich waren  zum  giöfsten  Teil  H  a  n  d  wer  ker p r  o d u k  t  i  vgenossen- 
sohaften.  Dem  Verfasser  soheint  aber  die  Geschichte  der  französischen 
Genossenschaften  ziemlich  unbekannt  zu  sein,  sonst  hätte  er  nioht  be- 
haupten können,  dafs  die  französischen  Arbeiter  aus  Mangel  an  dem 
erforderlichen  Betriebskapital  keine  Associationen  hätten  bilden  können, 
„wenn  ihnen  nicht  aus  einem  Fonds  von  3  Millionen  Frcs.  mehr  oder 
weniger  beträchtliche  Subventionen  zugeflossen  wären".  Dieser  „Fonds" 
ist  der  am  5.  Juli  1848  von  der  konstituierenden  Versammlung  verfügte 
Staatskredit;  dieser  Kredit  hat  allerdings  einer  Anzahl  Genossenschaften 
zur  Gründung  verholfen,  er  hat  aber  damit  nioht  nur  keinen  Nutzen 
gestiftet,  sondern  den  Ruin  der  Produktivgenossenschaften  jener  Epoohe 
eingeleitet. 

Ganz  unklar  sind  die  Vorstellungen  des  Verfassers  über  den  Unter- 
schied zwischen  ,,Erwerbsvereinen"  und  „Wirtschaftsvereinen",  denn  er 
nimmt  an,  dafs  bereits  mit  dem  Betriebskapital  und  der  Verteilung  von 
„Dividende"  (8.  89,  47,  53)  die  Genossenschaften  zu  „Erwerbs vereinen" 
werden,  während  u.  E.  dafür  ganz  allein  der  Umstand  entscheidend  ist, 
ob  „Gewinn"  erzielt  werden  soll.   In  diesem  Sinne  ist  die  wirtschaftliche 


Digitized  by  Google 


Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  uud  des  Auslandes.  601 

Natur  von  dem  Reichsgerioht  und  den  höchsten  Gerichtshöfen  der  meisten 
Bundesstaaten  anerkannt. 

Wir  könnten  auf  diese  Weise  fast  Seite  iür  Seite  besprechen,  müssen 
uns  dies,  wie  bemerkt,  natürlich  hier  versagen.  Nur  die  Stellung,  die 
Sohulze-Delitzsch  bei  verschiedenen  Fragen  nach  der  Ansioht  des 
Verfassers  eingenommen  haben  soll,  mag  hier  noch  eine  kurze  Kritik  finden. 

Dafs  der  Verfasser  unrichtigerweise  annimmt,  Schulze  habe  unter  fran- 
zösischem fiinflnfs  gehandelt,  haben  wir  bereits  hervorgehoben. 

„Die  Theorie"  Schulze'*  wird  von  Dr.  Zeidler  in  drei  Teile  zerlegt, 
in  1)  den  Teil,  der  die  „historisoho  und  soziule  Notwendigkeit"  der  Ge- 
nossenschaften darthut;  2)  in  einen  die  Grundsätze  des  Genossenschafts- 
wesens behandelnden  Teil ;  3)  in  einen  das  Verhältnis  der  verschiedenen 
Zweige  des  Genossenschaftswesens  zu  einander  behandelnden  Teil.  Diese 
Teilung  der  Theorie  kanu  wohl  angenommen  werden,  nur  dafs  Schulze 
jedenfalls  nicht  an  dieselbe  gedacht  hat.  Schulze  war  viel  zu  sehr  der 
Mann  der  Praxis,  um  sich  auf  eigentliche  „Systeme"  einzulassen,  seine 
Schriften  haben  den  ausschliefslichen  Zweck,  „zum  praktischen  Angriff 
anzuregen".  Und  dabei  fafst  der  Verfasser  in  seinen  Schlufsfolgerungen 
das  „System",  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Genossenschaften  zu  einander 
auch  nicht  richtig  auf.  Weil  Schulze  die  Produktivgenossenschaften  als 
„die  Spitze"  der  Bewegung  hinstellt,  deswegen  behauptet  der  Verfasser  als 
die  An  sich;  Schulze'*,  „alle  übrigen  Assooiationsurten  sollten  nur  die 
Produktivassociation  vorbereitende ,  sogenannte  Distributivassociationen 
sein",  und  er  geht  so  weit,  auszusprechen,  dafs  die  Vorschufsvereine  „ur- 
sprünglich" eine  für  Schulze  „untergeordnete  Stellung"  eingenommen  haben. 
Um  sogleich  die  letztere  Behauptung  zu  widerlegen,  verweisen  wir  auf 
das  1853  erschienene  „Associationsbuch",  von  Schulze,  wo  es  (S.  47) 
mit  Bezug  auf  die  Sicherung  der  Vorteile  des  Associationswesens  für  den 
Handwerker-  und  Arbeiterstand  heifst:  „Besonders  sind  die  Vorschufs- 
vereine von  der  gröfsten  Wiohtigkeit,  weil  durch  sie  den 
isoliert  stehenden  kleinen  Gewerbetreibenden  das  zum  Ankauf  des  Roh- 
materials in  gröfseren  Portionen  .  .  .  erforderliohe  Kapital  verschafft  .  .  . 
wird."  Mit  diesem  8atz  erkennt  Schulze  zweifellos  die  grofse  Be- 
de u  tu  ug  der  Kreditgenossenschaften  an.  Gewifs  hat  Schulze  die  Pro- 
duktivgenossenschaft als  das  höohste  und  am  schwersten  zu  erreichende 
Ziel  hingestellt,  deswegen  hat  er  aber  auch  vor  übereilten  Gründungen 
gewarnt  und  gefordert,  dafs  die  Handwerker  und  Arbeiter  nioht  un- 
vorbereitet an  dieselben  gehen,  sondern  insbesondere  in  den  einfacheren 
Genossenschaftsarten  gewissermaßen  zunächst  eine  Schule  durohmaohen 
und  die  notwendigen  Mittel  erwerben  sollten.  Erst  wenn  alle  Erforder- 
nisse für  das  Gedeihen  der  ProduktivgenosBensohaft  vorhanden  sind,  dann 
„mag  man"  zu  derselben  schreiten,  wie  sioh  Schulze  ausdrückt  (S.  45 
a.  a.  0.).  Dafs  die  Kredit-,  Rohstoff-  u.  s.  w.  Genossenschaften  einst  durch 
die  Produktivgenossenschaften  sollten  ersetzt  werden,  der  Gedanke  ist 
Schulze  wohl  kaum  gekommen ,  glaubte  doch  sogar  Huber  infolge  der 
auf  dem  Kongref*  deutscher  Volkswirte  zu  Gotha  (1858)  mit  Bezug  auf 
die  Genossenschaften  gefafste  Resolution  in  Schulze  einen  Gegner  der 
Produktivgenossensohaften  zu  sehen! 
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Bei  Bolohem  Mifsverständnie  ist  es  wohl  erklärlich,  wenn  der  Ver- 
fasser meint,  dafs  der  Plan  Schulze's  nicht  „wohlüberlegt"  war,  sondern 
sieh  erst  naoh  einem  längeren  Versuch,  die  Hilfsvereine  zu  seinem  Zweck 
zu  benutzen,  ergeben  habe!!  Im  Gegenteil  —  weil  Schulze  sofort  er- 
kannte, dafs  dem  Handwerker-  und  Arbeiterstaod  durch  ihre  eigene  An- 
strengung die  Vorteile  des  Grofsbezugs,  des  Großbetriebes  und  vor  allem 
der  Kredit  zugänglich  gemacht  werden  müfsten ,  hat  er  die  Bildung  von 
Genossenschaften  angeregt;  die  von  ihm  gegründeten  Hilfsvereine 
waren  nur  Kranken-  und  dergl.  Kassen  und  keineswegs  auf  Förderung 
von  Erwerb  und  Wirtschaft  gerichtete  Genossenschaften. 

Wenn  der  Verfasser  dann  weiter  (S.  45)  behauptet,  dafs  Sohulze  zu 
Anfang  der  7 Oer  Jahre  dem  Genossenschaftswesen  eine  andere  Bichtung 
gab,  dafs  er  und  seine  Freunde  „für  die  speziellen  gewerblichen  Genos- 
senschaften .  .  eine  theoretische  Vorliebe  gehabt"  haben,  und  dafs  „man 
ihre  praktische  Bedeutungslosigkeit  endlich  anzuerkennen  nicht  umbin 
konnte"  —  so  hat  der  Verfasser  augenscheinlich  bei  seinen  Stadien  wieder 
Dinge  herausgefunden,  die  nur  in  seinen  Kombinationen  vorhanden  sind. 
Schulze  hat  mit  Bezug  auf  die  Bedeutung  und  das  Wesen  der  Genossen- 
aohaften  in  den  7 Oer  Jahren  keine  andere  Ansicht  gehabt,  als  vorher;  und 
wie  Schulze  und  „seine  Freunde"  über  die  „speziellen  gewerblichen  Ge- 
nossenschaften" denken,  darüber  mag  der  Verfasser  die  Blätter  für  Genossen- 
schaftswesen, das  1  8  7  3  von  Schulze  herausgegebene  Buch  über  die  Genossen- 
schaften in  einzelnen  Gewerbszweigen ,  die  Mitteilungen  über  den  Allge- 
meinen Genossenschaftstag  in  München  (1892)  nachlesen,  und  er  wird 
finden ,  dafs  alles  sioh  seiner  Behauptung  gerade  entgegengesetzt  verhält. 

Dr.  Zeidler  passiert  es  in  seinem  Buche  leider  sehr  oft,  dafs  er 
Schulze  vollkommen  falsch  versteht.  So  meint  er ,  dafs  Schulze  für  die 
Kreditgenossenschaften  stets  im  Auge  gehabt  habe,  dafs  dieselben  hohe 
Dividenden  erzielen,  und  dafs  die  Zuziehung  fremder  Kapitalien  ihm  nur 
ein  Mittel  zu  diesem  Zwecke  gewesen  sei!  (8.  insbes.  auf  S.  52,  54.) 
Und  dooh  führt  der  Verfasser  selbst  an  späteren  Stellen  (S.  274,  287, 
289,  307)  die  Gründe  an ,  mit  denen  Sohulze  die  Verteilung  der  Divi- 
dende rechtfertigte  und  aus  denen  unzweideutig  hervorgeht,  dafs  es  sich 
für  ihn  nicht  zum  wenigsten  um  ideale  Rücksichten,  wie  z.  B.  Förde- 
rung des  Sparsinns,  dabei  handelte;  dazu  kam  dann  freilich  auch  der  äufsere 
Zwang,  der  darin  lag,  dafs  es  nur  dann  möglich  war,  wohlhabende  Mit- 
glieder zu  den  Genossenschaften  heranzuziehen,  wenn  denselben  für  ihren 
Geschäftsanteil  eine  Vergütung  in  Aussicht  gestellt  wurde,  welche  den 
landesüblichen  Zinsfufs  etwas  überstieg.  Der  Verfasser  stützt  sich 
für  seine  Auffassung  hauptsächlich  auf  eine  Berechnung  Schulze's,  nach  der 
es  für  die  Genossenschaft  unrentabel  ist,  wenn  ihr  eigenes  Vermögen  im 
Geschäft  zu  grofs  ist.  Das  ist  aber  doch  ein  im  kaufmännischen  Leben 
so  bekannter  Grundsatz,  dafs  es  nur  überrascht,  wie  der  Verfasser  den- 
■  selben  auslegt.  Es  würde  gewifs  nicht  im  Interesse  der  Mitglieder 
einer  Kreditgenossenschaft  liegen,  wenn  dieselbe  unwirtschaftlich 
handelt.  Billiger  Kredit  ist  stets  der  leitende  Grundsatz  der  Kredit- 
genossenschaften gewesen.  Dafs  Schulze  zur  eigenen  Kapitalsbildnng 
aufs  strengste  gemahnt  hat,  geht  aus  unzähligen  Stellen  seiner  Schriften 
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hervor,  es  bildete  dies  sogar  einen  wesentlichen  Streitpunkt  mit  Raiff- 
eisen  und  wird  auoh  überdies  von  Dr.  Zeidler  anerkannt 

Von  all  den  schiefen  Auffassungen  des  Verfassers  über  die  Lebren 
Schulze'»  mag  nur  nooh  dies  hervorgehoben  werden:  8chu)ze  habe  die 
Umwandlung  der  Genossenschaften  in  Aktiengesellschaften  „als  das  Ziel 
aller  genossenschaftlichen  Entwicklung  überhaupt  dargestellt"  (8.  157ff., 
183),  einzelne  Aeufserungen  Schulze's  werden  als  Beweis  angeführt,  so 
eine  solche  aus  dem  Jahre  1866  und  dann  verschiedene ,  die  bei  Um- 
wandlungen von  Genossenschaften  in  Aktiengesellschaften  gethan  sind. 
Was  die  ersteren  anlangt,  so  übersieht  der  Verfasser,  dafs  es  ein  Genos- 
sensohaftsgeseta  damals  noch  nicht  gab,  dafs  die  Genossenschaften  der 
gesetzlichen  Grundlage  entbehrten  und  es  nicht  ausgeschlossen  war,  dafs 
ein  neues  Aktiengesetz  eine  geeignete  Grundlage  für  Genossenschaften 
bieten  konnte.  Der  Verfasser  irrt  sehr,  wenn  er  annimmt,  dafs  Schulze 
in  der  Aktiengesellschaft  „eine  höhere  Wirtschaftsform"  gesehen.  Wie 
Schulze  darüber  dachte,  das  zeigt  folgende  Stelle  aus  einem  Artikel  in 
den  Blättern  für  Genossenschaftswesen  über  die  Umwandlung  der  Kre- 
felder Gewerbebank  aus  der  Genossenschaft  in  eine  Aktiengesellschaft; 
obgleich  der  Verfasser  den  Artikel  citiert,  schenkt  er  anscheinend  dieser 
Stelle  nicht  genügend  Beachtung.  Es  heifst  daselbst:  „Gewifs  kann  die 
Krefelder  Gewerbebank ,  wie  sie  gethan»  auf  das  Vertrauen  ihrer  Mit- 
glieder den  Anspruch  erheben:  dafs  sie  nach  wie  vor  allen  irgend  berech- 
tigten Ansprüchen  ihrer  Mitglieder  —  ja  vielleicht  in  nooh  höherem 
Grade ,  als  vorher  —  genügen  werde.  Aber  eins  kann  sie,  von  dem 
Augenblicke  ihrer  Umwandlung  an,  nicht  mehr:  die  ihr  noch  nicht 
angehörigen  Elemente  aus  den  unbemittelten  Volks- 
klassen auf  den  Standpunkt  erheben,  auf  welchen  sie 
die  aus  diesen  Klassen  früher  ihr  Beigetretenen  ge- 
bracht zu  haben,  ihr  grofses  Verdienst  ist.  Nur  eine  Ge- 
nossenschaft, welche  sich  selbst,  als  Ganzes,  aus  dem  Kleinen  und 
Engen  heraufarbeiten  mufs,  nimmt  die  ihr  Angehörigen  bei  dieser  Arbeit 
gleich  mit.  Nur  sie  kann  aus  jener  allmählichen  Ansammlung  von  Spar- 
groschen Geschäftsanteile  bilden,  indem  sie  die  Kreditwürdig- 
keit der  Mitglieder  erprobt,  ihnen  zur  Kreditfähigkeit  verhelfen 
und  bo  die  grofde  ihr  gestellte  Aufgabe  der  wirtschaftlichen  Er- 
ziehung  der  zumeist  auf  sie  Angewiesenen  in  die  Hände  nehmen.  Mit 
diesem  TeU -der  Aufgabe  Bohliefst  die  Aktiengesellschaft  ab." 

Der  Grundstitz  Sohulze's  war,  dort  die  Umwandlung  zu  empfehlen, 
wo  die  Genossenschaft  dem  Kähmen  einer  solchen  entwachsen  war  und  die 
unbeschränkte  Solidarhaft  gefährlich  werden  konnte,  und  mit  Recht  wies 
er  dabei  auf  die  Bedeutung  der  Genossenschaft  hin ,  mittelst  deren  die 
Mitglieder,  die  ganz  klein  angefangen  hatten,  nun  dahin  gekommen  waren, 
eine  Kapitalgesellschaft  zu  bilden.  Deswegen  war  und  ist  die  Aktien- 
gesellschaft nooh  durchaus  nicht  das  Endziel  der  GenossenBchaftsbewegung. 
Uebrigens  meint  Dr.  Zeidler  an  anderer  Stelle  selbst,  dafs  für  Schulze 
die  Umwandlung  zur  Aktiengesellschaft  nur  ein  Ventil  war,  um  über- 
starke Genossenschaften  zu  entfernen. 

Auf  diese  Hinweise  beschränken  wir  uns,  sie  mögen  zur  Charakteri- 
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sierung  dieser  Art  der  Darstellung  der  MGeschiohte  des  deutschen  Genossen- 
schaftswesens" dienen.  Es  ist  um  so  mehr  zu  bedauern,  dafs  Or.  Zeidler 
Uber  die  Grundzüge  der  deutschen  Genossenschaften  nioht  weitere  Informatio- 
nen eingeholt  und  sich  Aufklärung  verschafft  hat,  als  gerade  die  von 
ihm  gezogenen  Resultate,  die  fast  ausnahmslos  auf  Mifsverständnisse  zu- 
rückzuführen sind,  dem  Buche  den  Wert  nehmen,  den  es  sonst  ganz  gewifs 
gehabt  hätte.  Die  Schwierigkeiten  der  Abfassung  der  Gesohichte  des 
deutschen  Genossenschaftswesens  sind  aufserordentlioh  grofs ,  weil  sehr 
vieles  uus  derselben  nicht  gedruckt  ist,  sondern  nur  in  der  Erinnerung 
der  Männer  lebt,  die  von  Anbeginn  der  Genossensohnftsbewegung  zuge- 
hört haben,  ferner  hat  die  Litteratur,  die  der  Verfasser  benutzt  hat,  zum 
Teil  einen  ganz  besonderen  Charakter,  es  sind  mehr  oder  weniger  Gelegen- 
heitsschriften zum  Zwecke  der  Propaganda  oder  der  Organisation  der 
Genossenschaften,  deren  Verwertung  eine  gewisse  Vorsicht  erfordert,  welche 
versteht,  das  Wesentliche  von  dem  Unwesentlichen  zu  scheiden. 

Der  Kreis  der  Männer,  die  befähigt  und  imstande  wären,  eine  voll- 
ständige Geschichte  des  deutschen  Genossenschaftswesens  in  allen  ihren 
Einzelheiten  zu  schreiben,  eine  Geschichte,  die  mehr  als  ein  Gesamtbild 
der  wichtigsten  Ereignisse  bietet,  —  ist  nicht  mehr  grofs.  — 

In  dem  aus  6  Abschnitten  bestehenden  „Schlufswort"  vertritt  der 
Verfasser  vielfach  einen  Standpunkt,  der  wenigstens  den  Vorzug  hat,  dafs 
er  neu  ist. 

Sogleich  in  dem  ersten  Abschnitt,  bei  der  Rekapitulation  des  Wesens 
der  Genossenschaft  begegnen  wir  der  eigentümlichen  Auffassung,  dafs  „die 
Arbeitergenossenschaften  und  die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  mit 
Ausnahme  jedoch  der  Raiffeisen'scheu  Darlehnskassen"  „am  meisten  den 
reinen  Erwerbsunternehnmngen"  gleichen,  da  sie  „ihren  Mitgliedern  Unter- 
nehraergewinn"  verschaffen !  Wo  liegt  denn  aber  z.  B.  bei  der  Baugenossen- 
schaft, dem  landwirtschaftlichen,  nur  an  Mitglieder  verkaufenden  Rohstoff- 
verein, dem  Lebeosmittelverein  —  der  Unternehmergewinn  für  die  Mit- 
glieder? Und  wenn  ein  solcher  bei  dem  landwirtschaftlichen  Rohstoff- 
verein für  die  Mitglieder  erzielt  wird,  warum  nicht  auch  bei  dem  Hand- 
werker-Rohstoffverein ? !  Der  Protokollhandel,  wird  weiter  behauptet,  soll  die 
Raiffeisen'schen  Kassen  zu  „Erwerbs"- Unternehmungen  machen!  Aus 
welchem  Grunde  denn  gerade  dieser  Geschäftszweig? 

Der  folgende  Abschnitt  handelt  von  dem  Gtschäftsguthaben  und  dem 
unteilbaren  Reservefonds  bei  den  Raiffeisen'schen  Darlehnskassen.  Schulze 
soll  darin  „geirrt"  haben,  dafs  er  „Geschäftsanteile  auch  als  reale  Grund- 
lage für  die  Raiffeisen'schen  Vereine  fordert1'.  Der  Verfasser  hat  über 
diese  „Grundlage",  die  Entstehung  der  Solidarhaft,  das  Bürgschaftssystem 
ganz  eigenartige  Ansichten,  deren  Richtigstellung  allein  den  Umfang  einer 
Brosohüre  erfordern  würde.  Raiffeisen  soll  für  die  Einführung  einer 
Sparkasse  bei  der  Genossenschaft,  Schulze  aber  dagegen  gewesen  sein, 
allerdings  die  Einführung  von  Pfennigsparkassen  hat  Schulze  nicht  em- 
pfohlen ,  und  konnte  dieses  nicht  thun ,  da  nur  sehr  wenige  Kreditgenos- 
senschaften über  eine  diesem  Betrieb  entsprechende  Organisation  verfügen, 
im  übrigen  aber  sind  die  Kreditgenossenschaften  auf  die  kleinen  Sparein- 
lagen sogar  zunächst  in  erster  Reihe  angewiesen  gewesen.    Das  Vertrauen 
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der  Wohlhabenden  ist  erst  »ehr  allmählich  gekommen,  so  wurden  sie 
ganz  von  selbst  „Sparkassen".  Sehr  entschieden  spricht  sich  der  Ver- 
fasser gegen  den  unteilbaren  Reservefonds  aus,  und  darin  ist  ihm  nur  zu- 
zustimmen. 

In  einem  Abschnitt  „Das  Verhältnis  des  Genossenschaftswesens  zum 
Innungswesen"  beschränkt  sich  der  Verfasser  mit  dem  Hinweis  darauf, 
dafs  die  Innungen  mit  Recht  die  Zumutung  des  sozialreformatorischen 
Genossenschaftswesens  abgelehnt  haben,  sich  in  Genossenschaften  umzu- 
wandeln. Diese  Zumutung  ist  ihnen  aber  nie  gestellt,  sie  sollten  nur  von 
der  Befugnis  aus  §  97a  l'os.  4  der  Gewerbeordnung  Gebrauch  machen. 
Der  Verfasser  verkennt  übrigens  auch  die  leitenden  Beweggründe,  die 
nicht,  wie  er  annimmt,  auf  Erhaltung  der  selbständigen  Innungen,  sondern 
auf  eine  fast  fanatisohe  Gegnerschaft  gegen  das  Genossenschaftswesen 
zurückzuführen  waren. 

In  dem  Abschnitt  „Der  Sozialismus  und  das  Genossenschaftswesen" 
wird  der  Standpunkt  eingenommen,  dafs  diu  Genossenschaften  „nicht  ent- 
fernt diejenige  ökonomische  und  soziale  Tragweite"  haben  werden,  die 
man  ihnen  zuschreibt,  da  „sie  die  Arbeitsgelegenheit  vermindern".  Die 
Bedeutung  der  Vermehrung  der  Arbeitsgelegenheit  ist  gewifs  nicht 
zu  verkennen,  aber  dafs  die  Genossenschaft  die  Arbeitsgelegenheit  ver- 
mindert, ist  doch  ein  überraschender  Standpunkt.  Die  Genossenschaft, 
beruhend  auf  dem  Gemeinsinn,  eine  8chulo  der  Selbstverwaltung  für  Ge- 
meinde und  Staat,  findet  ihre  politische  Mission  —  wie  Schulze-Delitzsch 
zutreffend  hervorhebt  —  in  dem  Ausgleich  des  Klassenkampfes,  der  Ver- 
söhnung zwischen  Kapital  und  Arbeit,  sie  hat  zur  wirtschaftlichen  Auf- 
gabe ihren  Mitgliedern,  den  wirtschaftlich  schwachen  und  gefährdeten 
Elementen,  die  Vorteile  des  Kapitalbesitzt s,  des  fabrikmäfsigen  und  kauf- 
männischen Betriebes  zur  Förderung  des  Erwerbs  und  der  Wirtschaft  zu- 
zuführen und  damit  ihre  wirtschaftliche  Lage  zu  festigen  und  zu  heben. 
Und  dazu  kommt  ihr  sozialer  Einrlufs  auf  die  Haltung  der  Mitglieder. 
„Die  Genossenschaft  und  sie  allein  kaun  und  wird  die  bis  jetzt  nooh 
selbständigen  Wirtsohaftsatome  vor  dem  Verlust  ihrer  Selbständigkeit 
schützen,  sie  und  sie  allein  kann  und  wird  aber  auch  die  Masse  derer, 
welche  heute  nur  Gegenstand  fremden  ökonomischen  Willens  sind,  zu 
wirtschaftlicher  Persönlichkeit  erheben."  (Gierke.) 

In  einem  Abschnitt  „Das  System  der  Genossenschaften"  finden  wir 
wieder  als  Ausgangspunkt  den  ganz  verfehlten  Gegensatz  von  Unter- 
nehmer- und  Arbeitergenossenschaft,  sodann  wird  die  Ansicht  vertreten, 
dafs  die  Interessen  der  Hauptgruppen  der  Genossenschaften  verschiedene 
seien,  dals  daher  die  Unternehmer-  und  die  Arbeitergenossenschaften 
getrennte  Verbände  bilden  sollten.  Damit  stellt  sich  der  Verfasser,  ab- 
gesehen von  den  unrichtigen  Voraussetzungen,  von  denen  er  ausgeht,  auf 
einen  der  sozialen  Autgabe  der  Genossenschaft  direkt  zuwiderlaufenden 
Standpunkt.  Dr.  Zeidler  wünscht  ferner  in  seinem  „System"  u.  A.,  dafs 
auf  die  Gründung  von  Produktivgenossenschaften  verzichtet  wird,  er  unter- 
sucht auch  die  Gründe  für  die  bisherigen  geringen  Erfolge  der  Rohstoff- 
genossenschaft,  und  kennt  anscheinend  nur  einen,  und  der  soll  darin 
liegen,  dafs  den  Rohstoff  genossen  schaffen  von  leitender  Stelle  aus  stets 
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widerraten  sei  —  Kredit  zu  geben  und  empfohlen  sei  an  dem  Prinzip 
der  Barzahlung  festzuhalten. 

Der  Verfasser  erklärt :  „Sollen  sie  (die  Rohstoffvereine)  neben  Vorsohuis- 
vereinen  gedeihen,  so  müssen  sie  neben  dem  Vorteil  des  Großeinkauf«, 
der  gemeinsamen  Beschaffung  und  Ausnutzung  u.  s.  w.  nooh  gleich  den 
Vorschufsvereinen  den  anderen  der  Kreditgewährung  bieten,  aufser  welchem 
die  Vorschufsvereine  ihren  Mitgliedern  keinen  anderen  Vorteil  zu  bieten 
vermögen."  Diese  wirtschaftliche  Auffassung  bedarf  wohl  kaum  einer 
Widerlegung.  Der  Verfasser  scheint  noch  nichts  von  den  Vorteilen  de« 
Einkaufs  gegen  bar,  von  dem  Risiko  des  Warenkredita,  den  Schäden  des- 
selben gehört  zu  haben.  Selbst  in  Handwerkerkreisen  hat  man  diesen 
Kredit  stets  als  ein  sehr  grofses  Uebel  betrachtet,  und  auf  allen  Seiten  • 
ist  man  bestrebt,  duroh  Kreditgenossenschaften  den  Handwerker  in  die 
Lage  zu  versetzen,  seinen  Bedarf  bar  zu  bezahlen ;  duroh  Kreditgewährung 
ist  manche  Rohstoffgenossenschaft  in  schweren  Sohaden  geraten,  nur  gleich- 
artige Geschäftszweige  können  mit  Erfolg  gemeinsam  betrieben  werden, 
Kreditgeschäfte  und  Wareneinkauf  aber  gehören  nicht  zusammen. 

Dr.  Zeidler  hat  freilioh  von  den  Kreditgenossenschaften  eine  recht 
geringe  Meinung,  denn  er  behauptet:  „Was  wir  daher  von  der  zukünftigen 
Ausbreitung  der  Raiffeisen'schen  Darlehnskassen  sagten ,  dafs  sie  mit 
steigender  Kultur  verschwinden  werden,  gilt  daher  auch  von  den  städti- 
schen Kreditgenossenschaften  des  Schulze'äohen  Systems."  Die  Kredit- 
genossenschaften würden  sich  bei  „gröfserer  Wohlhabenheit"  der  Be- 
völkerung in  „gesellschaftliche  und  Einzelunternehmungen  umwandeln"; 
wir  glauben,  bis  zum  Eintritt  dieser  „Wohlhabenheit"  wird  noch  geraume 
Zeit  vergehen.  — 

Der  Raum  gestattet  es  nicht ,  die  weiteren  kritischen  Ansichten  des 
Verfassers  über  die  einzelnen  Genossen schaftsarten ,  deren  Aufgaben  und 
Zukunft,  zu  beleuchten  und  auf  ihren  wahren  Wert  zurückzuführen. 

Berlin.  Hans  Crüger. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenjchaften.  Herausgegeben  von  (Proff.  Drr) 
J.  Conrad,  L.  Elster,  W.  Lexis,  E.  Loening.  Lieferung  28.  (Schlufsheft  des  V.  Bandes.) 
Inhalt:  Schutzsystem  bis  Statik.  —  Lieferung  29  (Bogen  1—10  des  VI.  Bandes).  Inhalt: 
Statistik  bis  Suezkaual.    Jena,  Q.  Fischer,  1893.    Roy.-8.    k  Lieferung  M.  3.—. 

Lauterburg,  A.,  Johann  Ludwig  Muret,  ein  schweizerischer  Nationalökonom  und 
Statistiker  des  18.  Jahrhunderts.  Bern,  K.  J  Wyfs.  1898  8.  71  SS.  M.  1,40.  (A. 
u.  d.  T.t  Bremer  Beiträge  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie,  Nr.  5,  hrsg.  von  A. 
Onckeu.) 

v.  Petrazycki,  L  ,  Die  Lehre  vom  Einkommen.  Vom  Staudpunkt  des  gemeinen 
Civilrechts  unter  Berücksichtigung  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  rür  da« 
Deutsche  Reich  Band  I:  Grundbegriffe.  Berlin,  H.  W.  Müller,  1898.  gr.  8.  X— 344  SS. 
M  7,60. 

Staatslexikon.  Herausgegeben  im  Auftrage  der  Görresgesellschaft  zu  Pflege 
der  Wissenschaft  im  katholischen  Deutochland.  Heft  24.  Freiburg  i.  B.,  Herder,  1893. 
gr.  8.  (Bd.  HI,  Bogen  15—19)  M.  1,50.  (Enthält  an  gröfseren  Artikeln:  Josephinismus; 
Italien;  Juden;  Kant;  Kapital  und  Kapitalismus.  — ) 

Stammhammer,  J.  (Bibliothekar  des  juridisch-politischen  Lesovereins  in  Wien), 
Bibliographie  des  Sozialismus  und  Kommunismus.  Jena,  G.  Fischer,  1893.  Roy.-8  IV— 
303  SS     M.  10  — 

Verhandlungen  und  Arbeiten  der  ökonomisch-patriotischen  Sozietät  der  Fürsten- 
tümer Schweidnitz  und  Jauer  im  Jahre  1892.  Als  eine  Fortsetzung  der  „Neuen  Annalen" 
hrsg.  von  Freitag    Jauer,  Opitzsche  Buchdruckerei,  1898.    8.    VI— 84  SS. 
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Wagner,  Ad.,  Lehr-  und  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  In  einzelneu  selbstän- 
digen Abteilungen  in  Verbindung  mit  (Pr&sident)  A.  Buchenberger,  (Proff.)  K.  Bücher  und  H. 
Dietzel  und  anderen  bearbeitet  und  herausgegeben  von  Ad.  Wagner.  III.  Hauptabteilung : 
Praktische  Volkswirtschaftslehre.  Teil  II.  Agrarwesen  und  Agrarpolitik  von  A.  Buchen- 
berger, Band  II.    Leipzig,  C.  F.  Winter,  1893.    gr.  8.    XII- 641  SS.    M.  15.-. 

Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts.  HerausRegeben  von  K.  (Frh.)  von 
Stengel  (Prof.,  Warzburg).  II.  Ergänzungsband  (abgeschlossen  am  31.  Marz  1893). 
Freiburg  i/Br.,  J.  C.  B.  Mohr,  1893.    gr.  8.    IV— 360  SS.    M.  10.—. 


Bureau,  P.  (prof.  suppleant  ä  la  facultl  libre  de  droit  de  Paris),  La  d  lmiDution 
du  revenu.  La  baisse  du  taux  de  l'inteiet  et  des  revenus  fonciers.  Paris,  Firmin-Didot  & 
C*,  1893.    8.    VII— 131  pag.    fr.  2.—. 

Marz,  K-,  Le  capilal.  Edition  V.  Pareto.  Extraits  faits  par  Paul  Lafargue.  Paris, 
Guillaumin,  1898.  in-16,  toile.  fr.  2,50.  (Petite  bibliotheque  economique  francaise  et 
Prangere,  volume  XV.)  (Sommaire :  Biographie  de  Marx.  —  Introduction  par  V.  Pareto.  — 
Le  capital,  lre  partie:  Marchan  dise  et  monnaie.  —  Le  capital,  2me  partie  :  La  transfor- 
mation  de  l'argent  en  capital.  —  Notes  par  P.  Lafargue.  — ) 

Ely,  R.  T.,  Outlines  of  ecouomics.  New  York,  Hunt  &  Eaton,  1893.  12.  442  pp. 
hf.  f  1,25.  (Neue,  erweiterte,  auch  im  System  umgestaltete  Bearbeitung  des  Verfassers : 
„Introduction  to  political  economy.'') 

Report  of  the  proeeedings  of  the  American  Economic  Association  at  the  V^annual 
meertag,  Chautanqua,  N.  Y.,  August  23  /26.,  1892.  Baltimore  and  London ;  Swan  Sonnen- 
sebein, 1893.  gr.  ln-8.  130  pp.  S./9.  (Publications  of  the  American  Economic  Asso- 
ciation, vol.  VIII,  N°  l.) 

Jasz,  G4za,  A  fejlödes  törv<tayei  különös  tekintettel  a  tarsadalmi  es  gazdasägi 
e'letre.  Budapest,  Athenäum,  1893.  8.  328  SS.  (Die  Gesetze  der  Entwickelung  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  das  gesellschaftliche  und  wirtschaftliche  Leben.) 

2.  Geschichte  und  Darstellung  der  wirtachaftlichen  Kultur. 

Beiträge  zur  Geschichte  der  deutschen  Industrie  in  Böhmen.  Herausgegeben  vom 
Verein  für  Geschichte  der  Deutschen  in  Böhmen.  Band  I  und  II.  Prag,  Selbstverlag 
des  Vereins,  1898.  gr.  8.  (Inhalt:  Bd.  I.  Litteratur  zur  Geschichte  der  Industrie  in 
Böhmen  bis  zum  Jahre  1860,  gesammelt  von  W.  Hieke.  XX-133  SS.  M.  2,40.—.  Bd.  II. 
Firma  Franz  Leitenberger  1793—1893.  Eine  Denkschrift  von  H.  Hallwich.  IV— 151  SS 
Mit  2  Bildnissen.    M.  3,60-) 

Darpe,  F.  (Prof.),  Geschichte  der  Stadt  Bochum.  II.  Bochum  in  der  Neuzeit. 
B.  1618—1740  (mit  eingehendster  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse). 
Bochum,  Ad.  Stumpf  1893.  gr.  8.  Band  U,  Bogen  16—24  mit  Ansicht  der  Stadt  Bochum 
ans  der  Zeit  um  1700.    M.  1,80. 

Gebauer,  H.  (Lehrer  an  der  öffentl.  Handelslebranstalt  der  Kaufmannschaft  zu 
Dresden),  Die  Volkswirtschaft  im  Königreiche  Sachsen.  3  Bände  Dresden,  W.  Baenscb, 
1893.    gr.  8.    LXIV— 612,  676,  III— 781  S8.    M.  32.—. 

Neu  mann,  T  h.  (k.  k.  Konsul  a.  D.) ,  Das  moderne  Aegypten.  Mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Handel  und  Volkswirtschaft  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1898.  Roy.-8. 
XIII— 352  SS.  M.  8.—.  (Inhalt:  Das  Land.  —  Die  Bevölkerung.  —  Bodenproduktion. 
Fauna  nnd  Flora.  —  Staatswesen,  Regierung,  Verwaltung.  —  Kultus,  Unterricht,  geistiges 
Leben.  —  Finanzen  und  Staatsschulden.  —  Handel  und  Gewerbe.  —  Verkehrswesen.  — 
Der  Sudan.  —  etc.) 

Rommel,  K.,  Chronik  der  Stadt  Löwenstein.  Schwäbisch •  Hall ,  W.  German, 
1893.  8.  245  88.  M.  8,70.  (Mit  einer  Tabelle  der  Webjahre  und  Weinpreise  in 
Löwenstein  von  1701  bis  1878.) 

Spleny'a  (General)  Beschreibung  der  Bukowina.  Herausgegeben  von  J.  Polek 
(Kustos  der  k.  k.  Universitätsbibliothek  in  Czernowitz).  Czernowitz,  Pardini,  1  8  93.  kl.  8. 
XVI— 167  88.  M.  2.—.  (Die  Originalausgabe  dieses  1775  verfafsten  Spleny'schen  Buches 
betitelt  sich :  „Beschreibung  des  Bukowiner  Distrikte  nach  der  vorherigen  und  jetzo  noch 
bestehenden  Beschaffenheit  desselben  nebst  ohnmafsgebigsten  Vorschlag,  wie  dessen  bis- 
herige Landesverfassung  sowohl  in  Politicis  als  Oeconomicis  in  das  künftige  verbessert 
werden  könnte-") 


Digitized  by  Google 


(308    Uebersicht  üb«r  die  neueston  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes. 


Annexe  au  expose"  de  la  Situation  administrative  de  la  province  de  Brabant,  session 
de  1893.  Bruxelles,  typographie  A.  Mertens,  1893.  8.  (Sommaire :  Rapport  da  <Core* 
tnissaire  de  l'arrondissement  de  Louvain.  —  Rapport  de  M.  Rycx,  Ingenieur  en  chef, 
Directeur  de«  ponts  et  chaussees.  —  Rapport  detail  to  sur  les  differentes  parties  da 
»ervice  de  M.  l'Ingenienr  provincial.  —  etc.) 

Ardouin-Dumazet,  Voyage  en  France,  «erie.  Paris,  BergerLevrault  & 
0 ,  1898.  in- 18  joaus  IV — 352  pag.  fr.  3,50.  (Table  des  matieres:  La  greve  des 
bateliers  de  l'Yonne.  —  Les  bücherons  du  Nivernais :  Systeme  de  proprieto  Grefes  de 
bficberon»  et  grfcves  d'lcorceurs.  Socialisme  agricole.  —  Au  pays  des  nourrices :  La  trans- 
formation  du  Morvan.   Effroyable  mortalite  des  enfants.  Les  enfanto  assistes  de  la  8eine. 

—  Le  Nivernais  indnstriel:  La  ville  de  Decite,  Imphy.  Les  ouvriers  aux  meules.  Fourcham- 
bautt.  Les  fabriques  de  boulons  et  de  limes  Cause«  de  la  decadence  de  la  ntotallurgie 
en  Nivernais.  —  Le  Nivernais  pastoral.  —  Qien  et  la  Puisaye :  L'oeuvre  du  bouton  de 
porceUine.  Les  potiers  de  la  Puisaye.  La  faiencerie  de  Gien.  —  La  Sologne.  — 
Paysages  solognots.  —  Les  colons  de  Sologne.  —  La  Sologne  berrichonne.  —  Le  safran 
en  Gatinais :  Le  safran ,  son  origine ,  grandeur  et  d«§cadence  du  safran.  —  Orleans  com- 
mercial  —  Les  roses  d'Olivet.  —  Les  vignes  et  les  vignobles  du  val  de  Loire.  —  La 
capitata  des  tanneurs :  Les  tannaries  americaines.  Les  ouvriers  de  Chateaurenault.  —  La 
Champagne  tourangelle.  La  reglisse:  La  reglisse  de  Bourguell.  Graine  d'olgnon  et  reglisse. 
Une  domaine  industriel :  La  Bricbe.  —  La  Touraine  industrielle :  Soctotes  cooperative» 
agricole».  L'tndustrie  de  Tours.  La  H  tye-Descartos,  sa  papetorie.  Une  cito  ouvriere 
modöle.  —  Mettray.  —  Le  Perche.  —  Le  percheron  en  Aim'rlque.  —  Le  grand  Perche.  — 
Les  foreU  du  Perche.  —  La  valtöe  de  la  Sarthe :  L 'agriculture  dans  la  Sarthe.  Les  chanvres. 
La  döcadence  d'une  grande  industrie.  Les  derniers  tisserands.  —  Ce  que  deviennent  le» 
hetres:  Sabotiers  et  boisseliers  de  Jupilles.  La  champelure  et  la  brosserie.  Une  page 
d'histoire  industrielle.  —  La  Flccbe  et  le  pays  flechois :  Tanneurs  et  bauchers.  Le  vig- 
noble  du  Loir.  —  etc.) 

Expos  e  sur  la  Situation  administrative  des  provinces  d'Anvers,  de  Brabant.  Flandre 
occidentale,  Haiuaut,  Liege,  Limbourg,  Luxembourg,  Namur,  session  1893  (Luxembourg, 
session  1892)  9  vols.  Anvers,  Bruxelles,  Bruges,  Qand,  Flameriea,  Liege,  Basselt,  Arloo, 
Namur  1893.  8.  (Table  des  matieres:  Population.  —  Revision  des  listes  ölectorales.  — 
Organisation  des  chambres  legislatives  et  de  l'administration  provinciale.  —  Organisation 
communale.  —  EtablissemenU  charitables.  —  Culte  catholique.  —  Instruction  publique, 
beaux  arts.   —  Hygiene  publique.  —  Justice,  police,  prisons.  —  Contributions  publique*. 

—  Travaux  publica.  —  Agriculture.  —  Industrie,  commerce,  mines.  —  etc.) 

Vautier,  G.,  La  Hongrift  economique.  Paris,  Berger-Lcvrault  &  O»,  1893.  gr.  in-8. 
IV — 486  pag.  avec  carte,  fr.  10.—.  (Table  des  matieres:  I«  partie.  Les  moyens :  So! 
Population.  Regime  politique.  Polttique  commerciale.  Voies  et  Communications.  Finances 
publique*-  Institution»  de  credit.  Legislation  Economique.  Enseignement.  —  II«  partie.  La 
produetion :  Proprio  fonciere.  Agriculture.  Vignobles,  vergers,  potagers,  jardins.  Forets. 
Elevage.  L'induatrie  en  glneral.  Industries  agricoles  Mines  et  hauts  fourneaux.  Industries 
metallurgiques.  Industries  toxtiles.  —  III«  partie.  Le  commerce:  Mouvement  göneral.  Ex- 
portotion.  ImporUtion.  La  Hongrie  et  l'Autriche.  La  Hongrie  et  l'Orient.  La  Hongrie  et 
l'Occident.  — ) 

Burton,  R.  F.  (Sir),  A  mission  to  Geleke,  king  of  Dahome.  Edited  by  bis  wife: 
Isabel  Burton.  2  vols.  London,  Tylston,  1898.  8.  684  pp.  12/.—.  (Memorial  edition. 
Contents  :  Notices  of  the  »o-called  „amazons".  —  The  grand  customs ;  the  yearly  eus- 
toms.  —  The  human  sacrifice«.  —  The  present  State  of  the  slave  trade.  —  The  negros' 
place  in  nature.  — ) 

Gundry,  R.  S.,  China  and  her  neighbonrs:  France  in  Indo-China,  Russia  and  China, 
lndia  and  Thibet.  London,  Chapman  &  Hall,  1893.  gr.  in-8.  XIV— 408  pp.  with  maps, 
cloth.  9/. — .  (Contents:  I.  France  in  Indo-China:  France  and  Saigon.  —  France  and 
Cambodia.  —  France  and  Tongking.  —  France  and  Annam.  —  China  and  her  tribat- 
aries.  —  France  and  Siam.  —  England,  China  and  Slam.  —  II.  Rnasia  and  China:  Kaldja. 

—  Corea.  —  Port  Hamilton.  —  Russia  and  China.  —  lndia  and  Tbibet:  Projectt  of 
commercial  Intercourse.  —  The  position  in  1888.  —  Sikhim.  —  Progress  of  negotia- 
tions.  — ) 

Robottom,  A.,  Travels  in  search  of  naw  trade  producta.  London,  Jarrold,  1893 
crown-8.    l/.— . 

Stephens,  T.,  Madoc :  An  essay  on  the  discovery  of  America  by  Madoc  ap  Owen 
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Gwynedd  in  the  XII«»  Century,  Edited  by  Llywarch  Reynolds.  London,  Longtnans,  1893. 

8.    290  pp.  7/.6. 

Wilson,  J.  Orant  (editor),  The  memorial  history  of  the  city  of  New  York,  frotn 
Ha  flrst  settlemeut  to  1892.  Volume  III  and  IV.  New  York,  the  New  York  History  C°, 
1898.  8.  687  and  754  pp.,  cloth,  each  vol.  $  7,60.  (Contents:  Society  in  New  York 
in  the  early  days  of  the  republic,  by  Wilson.  —  The  beginning  of  steam  navigation, 
1807—1812,  by  C.  Barr  Todd.  —  New  York  in  the  2«»<l  war  of  independence,  1812— 
1815,  by  J.  A.  Stevens. —  The  Hbraries  of  New  York,  by  Fr.  Saunders. —  The  beginning 
of  New  York's  commercial  greatness,  1825 — 1837,  by  J.  A.  Stevens.  —  The  fine  arts  in 
New  York,  by  Fr.  Weifenkampf.  —  etc.) 

Casar  etto,  P.  Fr.,  Influence  reciproche  tra  movimento  operaio ,  prodnzione  e 
ricchesza.  Torino,  L.  Roux  &  C°,  1893.  8.  482  pp.  1.  4. — .  (Contiene:  Introduzione.  — 
II  rincaro  della  mano  d'opera  netl'  agricoltura.  —  Industrie  manifatturiere.  —  Industria 
delle  miniere.  —  Industrie  commerciali  e  costruzioni  terrestri.  —  Influenza  dell'  agiatezza 
dei  lavoratori  sul  profitto,  l'interesse  e  l'accnmulamento  del  capitale.  —  Quando  sia  pos- 
sibile  quel  progresso  industriale  che  e  favorevole  ai  lavoratori.  —  Epilogo.  — ) 

8.    Bevölkerungilehre  und  Bevölkerungspolitik.    Auswanderung  and  Kolonisation. 

Hugenberg,  Alfred,  Innere  Kolonisation  im  Nordwesten  Deutsch- 
lands. (Abhandlungen  aus  dem  Staats  w.  Seminar  zu  Strafsburg  i.  E.  Her- 
ausgegeb, von  G.  F.  Knapp.  Heft  VIII.)  Strafsburg,  Trübner,  1891. 
8«.  XII  und  532  8S. 

Der  Verfasser  stellt  sich  in  dieser  umfangreichen  Schrift  die  Auf- 
gabe ,  die  Wirtschaftsgeschichte  der  nordwestdeutsohen  Moorbesiedelung 
im  unteren  Weder-  und  Emsgebiet  hauptsächlich  auf  Grund  arohivalisoher 
Studien  darzustellen.  Er  unterscheidet  zwei  Arten  der  Besiedelung,  die 
auf  sohon  kultiviertem  und  die  auf  bisher  nicht  bebautem  Boden.  Es 
dürfte  sich  indes  mit  Rücksicht  auf  die  Moor-  und  Heidekultur  empfehlen, 
bei  der  letzten  Besiedelungsart  zwei  Formen  zu  unterscheiden,  die  An- 
siedelung auf  bisher  nicht  bebautem,  aber  jungfräulichem  oder  ertrags- 
fähigem Boden  (Nordamerika)  und  die  auf  bisher  60  gut  wie  totem,  erst 
ertragsfähig  zu  machendem  Boden.  Die  Geschichte  der  Moorbesiedelung 
lehrt,  dafs  auf  der  Verkennung  oder  Zusammenwerfung  dieser  beiden 
Formen  ein  Hauptgrund  ihres  Mifslingens  liegt.  Eine  Besiedelung  auf 
bereits  kultiviertem  Boden  stellt  die  gegenwärtige  bäuerliche  Besiedelung 
des  Ostens  dar,  dagegen  geschieht  die  neueste  Hochmoorbesiedelung  im 
Westen  auf  bisher  totem,  erst  jungfräulich  zu  machendem  Boden. 

Die  Einleitung  S.  1 — 37  enthalt  neben  einigen  allgemeinen  Bemer- 
kungen über  die  Entstehung,  Zusammensetzung  und  Arten  der  Moore 
(tote,  kalkarme  Hochmoore  und  kalk  reiche ,  leichter  zu  kultivierende 
Grünlandsmoore)  eine  kurze  Uebersicht  über  die  Entwickelung  des  tech- 
nischen Betriebes  der  verschiedenen  Hochmoornutzungen.  Bei  der  Fehn- 
kultur wird  das  Moor  zuerst  durch  Kanalisation  entwässert,  darauf  die 
Torfmasse  ausgestochen  und  verschifft  und  schliefslioh  der  feste  Unter- 
grund durch  Bedeckung  mit  einer  Mischung  von  Sand  und  der  oberston 
Moorsohicht  (Bunkerde)  sowie  durch  reichliche  Düngung  in  Kulturland 
umgewandelt.  Es  reichen  sich  also  bei  der  Fehnkultur  Gewerbe,  Handel 
und  Landwirtschaft  die  Hände.  Diese  während  des  17.  Jahrhunderts  in 
den  Niederlanden  ausgebildete  Moorkultur,  welche  einen  genügenden  und 
lohnenden  Absatz  für  Torf  voraussetzt,  fand  auf  den  deutschen  Mooren 
nur  vereinzelt  in  Ostfriesland  Nachahmung.    Erst  die  ebenfalls  aus  den 


Dritt«  Fol««  Bd.  VI  (LXI). 


39 


610  Ueberticbt  über  di«  neuesten  Publikationen  DenUchUndi  and  des  Auslandes. 

Niederlanden  zu  Anfang  des  18.  Jahrhundert«  über  die  deutsche  Grense 
dringende  Brandkultur  mit  ihrem  Buchweisenbau  ermöglichte  mit  oder 
ohne  Torfgräberei  eine  wenn  auch  nur  dürftige  und  unsichere  Nutzung 
des  Hochmoorbodens  in  gröfserem  Umfange.  Da  sich  aber  mit  der  Zeit 
herausetciltt  ,  dafs  die  Brandkultur  ein  Raubbau  und  somit  in  sich  nicht 
lebensfähig  sei,  und  da  ferner  in  neuerer  Zeit  die  Febnkultur  durch  die 
Eonkurrenz  des  Torfes  mit  der  Steinkohle  unsicher  geworden  ist,  hat  man 
sioh,  gestützt  auf  die  moderne  Agrikulturen»  mie,  seit  Mitte  der  70er  Jahre 
die  grofsartige  Aufgube  gestellt,  die  weiten  Flächen  der  bisher  toten  und 
kalkarmen  Hochmoore  ohne  Abtorfung  duroh  passende  Bearbeitung  und 
Befruchtung  oder  Impfung  mit  künstlichem  Dünger  ertragfähig  zu  machen, 
und  hiermit  steht  die  Frage  der  Hochmoorbesiedelung,  wie  vor  etwa  100 
Jahren,  aber  in  einem  gunz  anderen  Lichte,  von  neuem  auf  der  Tages- 
ordnung. 

Wie  dies  alles  aus  volkswirtschaftlichen,  verwaltungspolitischen  und 
technischen  Gründen  so  hat  kommen  müssen,  zeigt  dir  Verfasser  in  gründ- 
lich wissenschaftlicher  und  aufseilt  detaillierter  Darstellung,  an  den  drei 
gröfsten  Moorbesiedelungen  des  Nordwestens,  an  der  osttriesisch-preufd- 
schen  S.  38 — 222,  an  der  Moorkolonisation  in  den  Herzogtümern  Bremen 
und  Verden  8.  223  —  302  und  an  der  Ansiedelung  im  Emsgebiet  8.  303 
— 392  (im  Herzogtum  Arensbt  rg-Meppen,  in  Papenburg  und  den  Fehn- 
kolonien in  der  niederländischen  Provinz  Groningen).  Es  werden  die 
wirtschaftlichen  und  politischen  Ursachen  des  Gedeihens  und  des  Verfalles 
der  Kolonien  in  eingehendster  Weise  geschildert,  so  dufs  die  Schrift  für 
den  theoretischen  und  praktischen  Kolonisator  sehr  w<  rtvolle  Winke  ent- 
hält. In  einem  letzten  Abschnitt  8.  393 — 462  bespricht  der  Verfasser 
auf  der  nunmehr  gewonninen  historischen  Grundlage  die  gegenwärtigen 
AnBiedelungshestrebungen.  Er  erblickt  die  Hauptbedeutung  der  westlichen 
Hochmoorbesiedelung  darin ,  dafs  die  tote  Scheidewand  des  Emsgebiets 
zwischen  den  hochentwickelten  Niederlanden  und  dem  Hinte  rlande  um 
Bremen  und  Hamburg  in  einen  produktiven,  anschlufsfähige  n  Landstrich 
umgewandelt  wird.  Die  Grundlage  für  die  Moorkultur  bildet  auch  bei 
der  gegeuwärtigen  Hochmoorbesiedelung  die  Entwässerung,  die  indes  durch 
Anlagen  von  Sammelbecken  und  Stauanlagen  so  reguliert  sein  mufs,  dafs 
sie  eine  genügende  Bewässerung  nicht  ausschliefst.  Die  preufsische  Re- 
gierung hat  dieser  ersten  Voraussetzung  durch  Anlegung  des  8'/a  Meilen 
langen  Nord-Südkanals  links  der  Ems  durch  das  Bourtanger  Moor  und 
durch  Herstellung  von  Wasserstrafsen  zwisoben  der  unteren  Ems  und 
Weser  entsprochen.  Obschon  der  Verfasser  8.  37  und  401  zugiebt,  dafs 
die  dauernde  Rentabilität  der  gegenwärtigen  Hochmoornutzung  ohne  Ab- 
torfuog  noch  nicht  erwiesen  ist,  kann  er  doeh  der  Verlockung  nicht 
widerstehen,  auf  einer  so  schwankenden  Unterlage  soziale  und  volkswirt- 
schaftliche Erörterungen  über  die  Hochmoorbesiedelung  zu  wagen,  indem 
er  die  Erledigung  der  technischen  und  privatwirtschaftlichen  Fragen  den 
Praktikern  überläfst.  Es  dürfte  doch  wohl  bedenklich  sein,  in  die  Be- 
aiedelungsfrage  eines  Bodens  von  so  problematischer  Natur  wie  des  Moores 
weitgehende  soziale  und  volkswirtschaftliche  Gesichtspunkte  hineinzulegen. 
Solche  sind  gewifs  bei  der  Besiedelung  eines  alten,  bewährten  Kultur- 
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bodens,  wie  im  Osten,  gerechtfertigt,  wohl  aber  kaum  bei  der  Nutzbar- 
machung eines  Bodens,  an  dessen  Problem  der  Produktivität  die  agrikul- 
turchemische Wissenschaft  (die  Bremer  Moorversuchsstation)  noch  arbei- 
tet. Für  die  Hochmoorbesiedelung  kommen  vielmehr  in  erster  Linie  rein 
technische  und  privat  wirtschaftliche  Fragen  in  Betracht.  Nicht  die  Frage 
der  Erhaltung  oder  Vermehrung  des  bäuerlichen  Besitzes,  noch  irgend 
ein  anderes  volkswirtschaftliches  Problem  ist  hier  zu  lösen,  sondern  ledig- 
lieh die  Aufgabe,  auf  irgend  eine  Weise  den  toten  Hochmoorboden  jung- 
fräulich zu  gestalten  und  es  den  wirtschaftlichen  Strömungen  eiuer  spä- 
teren Zeit  zu  überlassen,  mit  dem  so  gewonnenen  Kulturboden  bestimmte 
soziale  Gebilde  zu  verknüpfen.  In  dieser  Hinsioht  ist  es  ganz  gl.  ich, 
welche  Betrieb? gröfse  zur  Hochmoorbesiedelung  gewählt  wird,  die  Renta- 
bilität ist  die  Kardinalfrage,  wie  der  Verfasser  auch  ausführt  (8.  400).  Erst 
wenn  eine  Generation  sich  auf  dem  Hochmoorboden  behauptet  hat,  wird 
man  vielleicht  die  Erklärung  wagen  dürfen,  dafs  die  gegenwärtige  Hoch- 
moorbesiedelung ohne  Abtorfung  lebensfähig  ist.  Die  passende  üröfse  des 
Hochmoorbetriebes  wird  sioh  von  selbst  bei  längerer  ErJahrung  ergeben, 
die  schwierige  Frage  bei  der  Hochmoorwirtschaft  bleibt  das  ökonomische 
Verhältnis  zwischen  Tier-  und  Pflanzenproduktion ,  da  dem  Hochmoorbe- 
trieb keine  natürlichen  Wiesen  und  Weiden  zur  Verfügung  stehen.  Arbeit- 
sam, a  und  etwas  vermögendes  Menschenmaterial  mit  einer  landwirtschaft- 
lichen Bildung,  die  der  eines  intensiv  wirtschaftenden  Bauers  der  Zucker- 
rübendistrikte in  der  Provinz  Saehsen  nicht  nachsteht,  und  vorläufig  nicht 
zu  hohe  Pachtforderungen ,  wären  wohl  die  wesentlichen  Grundlagen 
für  die  Faktoren  Arbeit  und  Kapital  bei  der  Hoohmoorbesiedelung.  Es 
ist  daher  sehr  anzuerkennen ,  dafs  die  Regierung  in  dieser  Hinsicht  bei 
den  neuen  Kolonien  am  Nord-Südkanal  und  in  Ostfriesland  die  gröfste 
Vorsicht  übt  Die  Besprechung  des  Rentengutsgesetzes  vom  27.  Juni 
1890  8.  424  —  448,  das  der  wohl  etwas  römisch-rechtlich  und  individua- 
listisch denkende  Verfasser  nicht  günstig  beurteilt,  kann  hier  füglich  über- 
gangen werden ,  da  dieser  Gegenstand  in  der  letzten  Zeit  bereits  nach 
allen  Seiten  bin  erörtert  ist,  und  überdies,  was  dem  Verfasser  noch  nicht 
bekannt  sein  konnte,  dasselbe  in  der  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1891 
geschaffenen  öffentlich  rechtlichen  Grundlage  der  Kolonisation  seine  Er- 
gänzung erhalten  hat. 

Der  Anhang  S.  452 — 631  enthält  neben  einer  geographischen  Ueber- 
sieht  über  die  M oorgebiete  Nordwestdeutschlands  (der  Verfasser  zählt  138 
Moore  daselbst  mit  ca.  300  000  ha  in  der  Provinz  Hannover  und  oa. 
100  ouo  ha  im  Herzogtum  Oldenburg,  den  gesamten  Moorboden  des  Deut- 
schen Reiches  berechnet  der  Verfasser  auf  etwa  425  Quadratmeilen,  wovon 
etwa  die  Hälfte  unkultiviert  und  vielleicht  ein  Drittel  besi«  delungsfähig), 
ältere  Pachtkontrakte  über  Moorbesiedelungen  nnd  viele  wertvolle  stati- 
stische Mitteilungen  über  den  Zustand  der  drei  Hauptbesiedelungeu,  end- 
lich ein  Quellenverzeichnis  und  eine  Utbersicbtkarte  über  die  Moore  de* 
Nordwestens.  Wünschenswert  wären  noch  eine  Uebersioht  über  die  Ent- 
wicklung und  somit  Wirkung  der  Torfpreise  und  ein  Vergleich  derselben 
mit  den  Steinkohlenpreisen  gewesen,  positive  Angaben,  welohe  in  der 
ganzen  Litteratur  über  diesen  Gegenstand  vermifst  werden.    Doch  wir 
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können  nicht  wissen,  ob  dem  mit  Liebe  und  wissenschaftlicher  Gründlich- 
keit seinen  Stoff  nach  Inhalt  und  Form  beherrschenden  Verfasser  hierfür 
genügendes  Material  zur  Verfügung  gestanden  hat. 

Berlin.  Dr.  Dade. 

K  nieke,  A.,  Die  Einwanderung  in  den  westfälischen  Stidten  bis  1400.  Ein  Beitrag 
aar  Geschichte  der  deutschen  Stldte.  Münster,  Regensbergsche  Buchhandlung,  1893.  gr.  8. 
176  SS.    M.  3.—. 

Hassan,  Vita,  Die  Wahrheit  Ober  Emin  Pascha,  die  ägyptische  Aequatorialprovins 
und  den  Ssudin ,  unter  der  Mitarbeit  von  Elie  M.  Barock.  Aas  dem  franz.  Original 
übersetzt  und  mit  Anmerkungen  versehen  von  B.  Moritz.  Teil  II:  Emin  im  Kampfe  mit 
dem  Mahdismus  und  seine  Rückkehr  mit  Staoley's  Expedition.  Berlin,  D.  Reimer,  1893. 
gr.  8.    VII— 246  u.  15  88.  mit  Karte.    M.  3,50. 


Schoondermark  jr.,  J.,  Nieuw-Malthusianlsme.  „Gevaarlijke"  huwelijksgeheimen. 
Amsterdam,  W.  B.  Moransard,  1893.  8.  70  bis.  fl.  1,25.  Derselbe,  Nieuw-Malthusia- 
nisme.    Te  vecl  menschen!  Ebenda  1893.    8.    28  bis.    fl.  0,90. 

Bcjbuuh  i  ,  A . ,  I  IImuu  bx  Poccia.  OqepKii  HcropHiecKaro  pa3BimH  ■  nacTOiTmaro 
noaoaceHia  HtHeauxi,  koiobIh  b»  rort  h  BOCTOirt  Poccia.  (Die  Deutschen  in  Rufaland. 
Abnfs  der  geschichtlichen  Entwickelung  und  der  gegenwärtigen  Lage  der  deutschen  Kolo- 
nien im  Süden  und  Osten  Rußlands,  von  A.  Welitsyn.)    [8t.  Petersburg  1892.  8.] 

4.    Bergbau.    Land-  und  Forstwirtiehaft.  Fischereiwesen. 

Beitrag,  XIV.,  znr  Geologie  Mecklenburgs  :  Mitteilungen  fiber  einige  Wallberge 
(Osar)  in  Mecklenburg,  von  E.  Geinitz-Rostock.  Güstrow,  Opitt  &  C°,  1893.  8.  84  SS 
u.  6  Tafeln.    M.  1,50. 

Bericht,  VI,  der  Kommission  zur  wissenschaftlichen  Untersuchung  der  deutschen 
Meere  in  Kiel  für  die  Jahre  1887  bis  1891.  Im  Auftrage  des  kgl.  preufs.  Ministeriums 
für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  herausgegeben  von  (D")  G.  Karsten,  V.  Hensen, 
J.  Reinke,  K.  Brandt.  Jahrg  XVII— XXI.  8.  (Schlufa-)Heft.  Berlin,  Parey,  1893. 
Imp.-folio.  Bogen  89—64  mit  1  Karte,  6  Holzschnitten  a.  1  Photolithographie.  (Darin 
a.  a. :  Untersuchung  über  die  Tierwelt  der  Unterelbe,  von  F.  Dahl,  S.  149/187.  — ) 

Bericht  über  das  Veterinlrweseo  in  Königreich  8achsen  für  das  Jahr  1892. 
Herausgegeben  von  der  kgl.  Kommission  für  das  VeterinKrwesen  zu  Dresden.  Jahr- 
gang  XXXVIL    Dresden,  G.  Schöofeld,  1893.    8.    IV— 191  8S.  mit  1  Tafel.    M.  8,50. 

Berg-  and  HUttenkaJender  für  das  Jahr  1893.  Jahrgang  XXXVIII.  Essen, 
G.  D.  Baedeker,  1893.  12.  VIII — 200  SS.  mit  eingedr.  Holzschnitten,  1  Steindruck- 
tafel  u.  einer  die  Gesetze  zu  Gunsten  der  Arbeiter  sowie  die  Bestimmungen  über  Dampf- 
kessel enthaltenden  Beilage  von  101  SS.  M.  3,50.  (Aas  dem  Inhalte  S.  162/194  :  Er- 
zeugnisse des  Bergwerks-,  Salinen-  und  Hüttenbetriebes:  Deutsches  Reich  and  Luxem- 
burg —  Aasland.  — ) 

v.  B 1  a  e  s  e ,  M. ,  (OTaxator  des  kurländ.  Kreditvereins)  und  M.  Stahl-Schroeder 
(Assistent  auf  der  Versuchsfarm  Peterhof),  Der  Fatterbau  in  Karland  und  den  umliegenden 
Provinzen.    Riga,  N.  Kymmel,  1893.    gr.  8.    VI-167  SS.    M.  4  —. 

Droysen  und  Giserias,  Ackerbau.  Berlin,  Parey,  1898,  kl.  8.  200  SS.  mit 
160  Textabbildungen.  M.  1,60.  (A.  u.  d.  T. :  Landwirtschaftliche  Unterrichtsbücher, 
Band  I.) 

Fleischmann,  W.  (Prof.),  Lehrbuch  der  Milchwirtschaft.  Bremen,  Heinsius  Nach- 
folger, 1893.  gr.  8.  XI— 355  SS.  mit  65  Textillustratäonen  und  3  Tierbildern,  geb. 
M.  8  - 

Frankenstein,  Kuno,  Die  Arbeiterfrage  in  der  deutschen  Landwirtschaft.  Mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Erhebungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Lage 
der  Landarbeiter.    Berlin,  R.  Oppenheim,  1893.    gr.  8.    IV— 326  SS.    M.  6. — 

Haag,  H.  (k.  bayer.  MinisterialR.) ,  Kurze  Beschreibung  der  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  in  Bayern.  München,  R  Oldeabourg,  1893.  8.  71  88.  M.  0,50.  (Ge- 
widmet den  Besuchern  der  Wanderausstellung  der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft 
im  Jahre  1893  in  München.) 

Landwirtschaftlicher    Genossenscbaftskalender    für    den    Jahrgang  1893. 
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Herausgegeben  von  Karl  Ihrig.  Darm»  t  ad  t,  Herbertsche  Hofbucbdruckerei,  1893  IS. 
238  SS.  geb.  M.  9,10. 

Meyer,  Fr.  (geprüfter  Rechtspraktikant) ,  Land-  und  forstwirtschaftlicher  Betriebs- 
unfall.   München,  A.  Schweitier,  1893.    gr.  8.    VI—  24  SS.    M.  0,60. 

Naumann,  E. ,  Nene  Beitrage  zur  Geologie  und  Geographie  Japans.  Gotha, 
J.  Perthes,  1893.  Boy.  8.  1V-45  88.  mit  3  Karten  und  2  Skizzen  im  Text.  M  3,60. 
(A.  u.  d.  T. :  Erginzungsbeft  108  tu  Petermann's  Mitteilungen  hrsg.  von  (Prof.) 
A.  8upan.) 

Schriften  des  Centraiverbandes  der  Haus-  und  städtischen  Grundbesitzervereine 
Deutschlands.  Herausgegeben  von  W.  Straufs  (Direktor  des  Centraiverbandes).  Band 
II — IV.  Leipzig,  E.  Heitmann,  1891.  8  M.  12  —.  (Inhalt  Bd.  II:  Der  Staat  und  die 
Prostitutionsfrage.  —  Grundzüge  für  die  Gemeindebauwirtschaft.  —  Die  Haftpflicht  der 
Hausbesitzer.  —  Chronik  des  Centraiverbandes.  —  VI— 402  SS.  M.  3 —  Bd  III:  Ge- 
schichte des  Grundeigentümervereins  zu  Hamburg.  —  Der  Gemeindegewerbebetrieb  und 
dessen  Grenzen.  —  Die  Zustande  der  Prostitution  in  Berlin  und  ihre  Gefahren  für  den 
stldtischen  Grundbesitz.  —  Die  städtische  Besteuerung  und  Belastung  des  Grundeigen- 
tums in  Deutschland.  —  Der  Grundbesitz  in  Leipzig.  —  Chronik  des  Ccntralverbandes. 
—  VI— 476  SS.  M.  4—  Bd.  IV:  Der  Bauschwindel  und  die  geeigneten  Mittel  zu 
seiner  Bekämpfung.  —  Pfandbriefanstalten  für  den  städtischen  Grundbesitz.  —  Normal- 
Statut  einer  Pfandbriefanstalt  für  deutsche  Städte.  —  Interessenkampf  zwischen  Land 
und  Stadt.  —  Geschiebte  der  ersten  25  Jahre  des  Vereins  Berliner  Grundbesitzer  von 
1865.  —  Chronik  des  Centraiverbandes.  —  VIU-512  88.    M.  .) 

Semler.  II. ,  Die  tropische  Agrikultur.  Ein  Handbuch  für  Pflanzer  und  Kauf- 
leote.  Band  IV,  2.  Hälfte.  Wismar,  HinstorfT,  1893.  gr.  8.  XIV  und  Bd.  IV,  Bogen 
26  bis  56.    M.  10.—. 

Verbandlungen  des  österreichischen  Forstkongresses,  1893.  Wien,  W.  Frick, 
1893.    gr.  8.    VIII— 146  SS.    M.  2.—. 

Verwaltungsbericht  de«  Wurm-Knappschaftsvereins  zu  Bardenberg  für  1892. 
Aachen  1893.    4.    36  SS. 

Voltz,  H,  Die  Bergwerks-  und  Hütten  Verwaltungen  des  oberschlesischen  Industrie- 
bezirks. Ein  historisch-statistischer  Wegweiser  den  Teilnehmern  am  V.  Allgemeinen 
deutseben  Bergmannstage  gewidmet  vom  Oberschlesischen  Berg-  und  Hüttenmännischen 
Verein.  Kattowitz,  Selbstverlag  des  Vereins,  1892.  gr.  8.  XI— 263  88.  Dazu  die 
2  Karten:  der  oberschlesische  Industriebezirk  und  die  Beuthener  Erzmulde,  von  Mark- 
scheider KQntzel. 


Lavalard,  E  (membre  de  la  8ociet6  nationale  d'agriculture  de  France),  La  ebeval 
dans  ses  rapports  avec  Teconomie  rurale  et  les  Industries  de  transport.  Tome  II.  Paris, 
Flrmin-Didot  &  C* ,  1894.  8.  IV — 426  pag.  fr.  8.  (8ommaire :  Choiz  et  achat  — 
UtilUation  du  cheval.  Situation  actuelle  de  la  produetion  chevaline.  [Bibliotheque  de 
l'enselgnement  agricole,  publiee  sous  la  direction  de  M.  A.  Müntz  (prof.  k  l'lnstitut 
national  agronomique.)) 

de  Pelsmaeker,  L.,  Rapport  sur  les  mines  de  cuivre  arge  ntifo  res  du  Rio  Genil, 
district  de  Guejar  Sierra,  province  de  Grenade  (Espagne).  Bruxelles,  P.  Weissenbruch, 
1893.     8.    60  pag.  et  un  plan  colorie.    fr.  1.50 

Rapport  sur  l'etat  de  ragricullure  dans  la  province  de  Hainaut  pendant  l'annee 
1892.  Frameries,  imprim.  Dufrance- Friert,  1893  gr.  in  8.  119  pag.  (Publication  de 
la  Commission  provinciale  d'agriculture.) 

Rapport  du  Directeur  de  la  ln  division  des  mines  sur  la  Situation  de  l'iodustrie 
minerale  et  metallurgique  de  la  province  de  Hainaut  pendant  l'annee  1892.  Frameries, 
impr     Dufrance-Friart,  1893.    gr.  in-8.    64  pag 

Da  y ,  D.  T.,  Mineral  resources  of  the  United  States.  Washington,  Government  Prin- 
ting  Office,  1893.    8.    630  pp  2/6. 

Mines:  List  of  mines  worked  in  the  year  1891  under  the  Coal  Mines  Regulation 
Act,  1887;  the  Metalliferous  Mines  Regulation  Acts,  1872  and  1875,  and  the  Slate 
Mines  (Gunpowder)  Act,  1892.  Prepared  by  U.  Maj.'s  Inspectors  of  mines  by  direction 
of  the  Secretary  of  State  for  the  Home  Department  London,  printed  by  Eyre  &  Spottis- 
woode,  1892.    Folio.    238  pp.  with  2  maps.    2/.—.    (Pari,  paper,  blue  book.) 
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8.    Gewerbe  und  Industrie. 

Hampke,  Thilo,  Handwerker-  oder  üewerbekammern ?  Jena  1893. 
Gustav  Fischer.    8°.    271  SS. 

Mit  der  im  Titel  obengenannter  Schrift  aufgeworfenen  Frage  hat  sich 
die  Litteratur  verhältnismäßig  wenig  beschäftigt.  Die  wirtschaftliche 
Interessenvertretung  im  allgemeinen  ist  duroh  v.  Kaufmann  und  Stein- 
mann-Bücher  behandelt  worden.  Der  gewerblichen  Organisation  besonders 
bat  Grätzer  seine  Aufmerksamkeit  gewidmet,  aber  doch  auch  die  kauf- 
männische und  landwirtschaftliche  Interessenvertretung  in  den  Bereich 
•einer  Untersuchung  gesogen.  Nun  hat  Dr.  Hampke  speaiell  die  eine 
Frage:  Handwerker-  oder  Gewerbekammer?  herausgegriffen  und  ihr  eine 
eingehende  Untersuchung  angedeihen  lassen.  Er  weist  zunächst  die  gegen- 
wärtige Organisation  der  gewerblichen  Interessenvertretung  nach  (S.  4 — 
24),  giebt  alsdann  eine  sehr  ausführliche  geschichtliche  Auseinander- 
setzung über  frühere  Einrichtungen,  die  den  heutigen  Projekten  ent- 
sprechen, und  über  die  Propaganda,  die  allerorten,  in  Handwerkerkreisen, 
im  Reichstage,  in  den  Gewerbekammern  selbst,  für  die  neue  Schöpfung 
gemaoht  wird  (8.  25 — 192)  und  schliefst  mit  einer  kritischen  Beleuchtung 
der  verschiedenen  Organisationsvorschläge  sowie  einer  Entwickeluog  seines 
eigenen  Programms  (8.  193 — 246).  In  einem  Anhange  wird  einiges 
sonst  schwer  erreichbare  Material,  wie  eine  Petition  Berliner  Innungen 
von  1869,  die  Beschlüsse  der  Eisenaoher  Kommission  des  Zentralverbandes 
deutscher  Industrieller  von  1882,  die  Eingabe  des  Verbandes  deutscher 
Gewerbevereine  an  den  Reichskanzler  von  1892  u.  s.  w.  in  dankenswerter 
Weise  zusammengestellt. 

Wie  schon  eine  frühere  Arbeit  desselben  Verf.  ist  auoh  diese  Unter- 
suchung mit  groBer  Gründlichkeit  und  Geduld  durchgeführt.  Er  hat  es 
sich  nicht  verdrießen  lassen,  den  Handwerkern  in  den  Protokollen  aller 
ihrer  seit  1848  abgehaltenen  Handwerkertage  nachzugehen,'  um  zu  er- 
mitteln, was  ihnen  eigentlich  als  ihr  Ideal  vorsohwebt,  er  hat  die  Reichs- 
tagsverhandlungen sorgfältig  durchgesehen  und  die  Aeufserungen  der  Han- 
dels- und  Gewerbekammern  verfolgt.  So  hat  er  ein  Material  zusammen- 
gebracht, das  an  Vollständigkeit  kaum  übertroffen  werden  könnte  und  völlig 
gestattet,  von  dem  Wechsel  der  Ansichten  und  einer  gewissen  Unklarheit 
über  die  letzten  Ziele  in  allen  Kreisen  Einblick  zu  nehmen.  Vielleicht 
ist  er  in  diesen  Absohnitteu  zu  ausführlich  geworden  und  hat  namentlich 
durch  vielfache  wörtliche  Wiedergabe  gewisser  Stellen  aus  seinen  Quellen 
seinem  Ruche  etwas  Schleppendes  gegeben.  Eine  bessere  Verarbeitung 
der  Ideen,  Wünsohe  und  Auffassungen,  auf  die  er  stiefs,  wäre  am  Platze 
gewesen,  zumal  man  jetzt  nicht  selten  den  Eindruck  hat,  dafs  den  citierten 
Rednern  und  Motiven  zu  viel  Ehre  erwiesen  ist. 

Die  Kritik,  die  der  Verf.  den  verschiedenen  bisherigen  Organisations- 
plänen angedeihen  läfst,  scheint  mir  gerechtfertigt.  loh  kann  ihm  nur 
bestimmen,  wenn  er  anführt,  dafs  die  Interessen  der  Industrie,  des  Han- 
dels, des  Handwerks  uud  der  Landwirtschaft  viel  zu  sehr  auseinander- 
gehen, als  dafs  aus  dieser  Vermengung  verschiedener  Anschauungen  etwas 
Nützliches  hervorgehen  könnte.  Damit  sind  die  älteren  preufsischen  Ge- 
werberäte und  die  neueren  Bismarck'schen  Gewerbekammern  verurteilt. 
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Und  ich  halte  es  für  ebenso  richtig,  wenn  er  auseinandersetzt,  dafs  die 
Heranziehung  der  Grofsindustrie  zu  den  Gewerbekaramern  so  wenig  Erfolg 
verspricht,  als  die  reine  Handwerkork  immer  den  Keim  des  Gelingens  in 
sich  trägt.  Aber  es  will  mir  nicht  recht  einleuchten,  wenn  Hampke  in 
der  Annahme,  difs  höhere  gewerbliche  Sohichten  in  die  Gewerbekamraer 
mit  einbezogen  werJen  müssen,  die  Ansicht  verficht,  dafs  zwischen  den 
Gewerbetreibenden,  deren  Interessen  nach  der  Grofsindustrie,  und  denen, 
deren  Interessen  nach  dem  Kleingewerbe  und  Handwerk  hin  gravitieren, 
eine  Scheidung  herbeigeführt  werden  mufs.  Er  wül  also  eine  Trennung 
der  Grofsindustrie  in  2  Hälften ,  die  eigentlichen  Grofsbetriebe  und  die 
mittleren  Betriebe,  und  die  letzteren  der  neu  zu  gründenden  Gewerbe- 
kammer  zugewiesen  wissen.  Die  richtige  Trennung  glaubt  er  gefunden 
zu  haben,  indem  er  alle  diejenigen  technisch-produktiven  Gewerbetreibenden, 
die  regelmäfsig  mindestens  25  Hilfspersonen  beschäftigen,  der  Kompetenz 
der  Gewerbekammer  unterstellt  und  aufserdem  denen,  die  mehr  be- 
schäftigen, das  Optionsrecht  für  die  Gewerbekammer  zugesteht.  Ich  fürchte, 
dafs  mit  der  Anwendung  eines  solchen  äufserlichen  Teilungsgrundsatzea 
nicht  viel  gewonnen  sein  wird.  Die  „mittlere  Industrie"  wird  sich  so  wenig 
zum  Kleingewerbe  rechnen  wollen,  als  es  heute  die  Großindustrie  thut 
und  ob  gerade  sie  berufen  ist,  mit  ihrem  Rate  fördernd  und  heilsam 
auf  die  Entschliefsungen  des  Handwerks  einzuwirken ,  ist  dooh  mehr  als 
fraglich.  Denn  eine  recht  deutliohe  Vorstellung  von  diesen  über  das 
Handwerk  hin  ausgreifenden  und  doch  noch  nicht  in  die  Grofsindustrie 
aufgehenden  Unternehmungen  vermag  man  sich  nicht  zu  entwerfen. 

Vermutlich  würde  den  Interessen  des  Handwerks  mehr  gedient  sein, 
wenn  man  die  Idee  der  „Kammern"  ganz  fallen  liefse  und  statt  ihrer 
eine  staatliche  Zentralstelle  für  die  Pflege  des  Gewerbewesens,  wie  sie 
Württemberg ,  Baden ,  Hessen  bereits  aufweisen ,  auoh  in  den  Ländern 
schüfe,  die  sie  zur  Zeit  noch  entbehren.  Diese  Zentralstelle  könnte  dann 
di-'  vorhandenen  Innungen  und  Gewerbevereine  benutzen,  um  sich  den 
Rat  aus  den  Kreisen  der  Gewerbetreibenden  zu  holen ,  auf  den  man  mit 
Recht  neuerdings  so  viel  Gewicht  legt,  und  sie  könnte  mit  größerem 
Nachdrucke  den  als  richtig  anerkannten  Grundsätzen  im  Gewerbsleben 
Einkang  verschaffen,  als  die  Kammern  es  zu  thun  vermögen  werden.  Die 
Zentralstelle  müfste  man  mit  einem  bestimmten  Etat  aus  staatlichen  Mitteln 
versehen,  die  Karomer  würde  immer  durch  die  Mittellosigkeit  ihrer  Mit- 
glieder in  der  Bethätigung  ihrer  Entschliefsungen  gehemmt  sein. 

In  den  weiteren  Ausführungen  über  die  Organisation  der  neuen 
Kammern,  Wahlmodus,  Kompetenz  u.  s.  w.  sagt  der  Verf.  viel  Beherzigens- 
wertes, wie  überhaupt  seine  Schrift,  wie  immer  man  sich  zu  ihren  Grund- 
gedanken stellen  mag,  als  eine  anregende  und  das  Thema  vielseitig  be- 
leuchtende bezeichnet  werden  darf. 

Rostock  i.  M.        •  Wilh.  Stieda. 

Internationale  Ausstellung  für  Musik-  und  Theaterwesen,  Wien  1892.  Führer 
durch  die  Ausstellung  und  Katalog  der  gewerblichen  Spesialausstellung.  2  Aufl.  Wien 
1892.  kl  8.  VIII  — 275  SS.  —  Fachkatalog  der  musikhUtorUcheo  Abteilung  von  Deutsch- 
land und  Oesterreich- Ungarn,  nebst  Anhang:  Musikvereine,  Konsertwesen  and  Unterricht, 
ebd.  gr.  8.  XIV— 596  SS  —  Fachkatalog  der  Abteilung  filr  deutsches  Drama  und 
Theater,  ebd.   gr.  8.  XII— 560  88.  —  Führer  durch  die  Sammlung  alter  Musikinstrument« 
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in  der  kgl.  Hochschule  für  Musik  au  Berlin,  von  O.  Fleischer,  Berlin  1892.    8.    145  SS. 

—  Führer  durch  die  Fachausstellung  der  deutschen  Militärmusik,  zusammengestellt  von 
O.  Thouret,  ebd  1893.  8.—.  Katalog  der  Ausstellung  des  Königreiches  Großbritannien 
und  Irland,  ebd.  1892.  8.  VI— 47  SS.  —  Fachkaulog  der  Abteilung  de*  Königreiches 
Italien,  ebd.  1892.  gr.  8.  V— 394  SS.  —  Katalog  der  polnischen  Abteilung,  redigiert 
von  A.  Nossig,  ebd.  1892.  gr.  8  IX-81  SS.  —  Rußland.  Direktion  der  kais.  Hof- 
theater  in  St.  Petersburg  und  Moskau,  ebd.  1892.  gr.  8.  IV  — 84  SS.  —  Katalog  der 
Ausstellung  des  Königreiches  Spanien,  ebd.  1892.  gr.  8.  96  SS.  —  (Die  Wiener  Drucke 
sind  von  der  Ausstellungskommission  heraasgegeben  und  in  deren  Selbstverlage  erschienen.) 

Jahresbericht  der  königlich  preußischen  Regierungs-  und  Gewerberät«  und  Berg- 
behörden für  1892.  Amtliche  Ausgabe  Berlin,  Bruer,  1898   gr.  8.  XLIX— 482  SS  M.  8,10. 

Kalender  für  Elektrotechniker.  Herausgegeben  von  F.  Uppenhorn  (Ingenieur}. 
Jahrg.  X  (1898).    München,  Oldenbourg,   1898.    kl.  8.     VIII— 368  SS.    geb.  M.  4.—. 

Meusch,  Ella,  Die  Bedeutung  der  Chicagoer  Weltausstellung  für  deutsche 
Frauenarbeit  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Entwicklung,  die  letstere  im  Grofs- 
herzogtum  Hessen  genommen  bat.  Vortrag.  Darmstadt,  J.  Waitz,  1893.  gr.  8.  44  SS.  M.  1. — . 

Quarck,  Max,  Die  Arbeitsverhältnisse  im  Handelsgewerbe.  Ergebnisse  der 
Reichsenquete  vom  September  und  Oktober  1892.  Frankfurt  a./M.,  Mahlau  &  Wald- 
scbmidt,  1893     gr.  8     32  SS.    M.  0,50. 

v.  Kohrscheidt,  K,  Die  Polizeitaxen  und  ihre  Stellung  in  der  Reichagewerbe- 
ordnung  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Brottaxen  und  Gewichtbäckerei.  Berlin,  C.  Hey- 
mann, 1893.    gr.  8.    X-128  SS.    M.  2.40. 

vanOverbergh,  C.  (commissaire  d'arrondiasement  k  Courtrai).  Lea  imspecteurs. 
du  travail  dans  les  fabrique»  et  les  ateliers.  Etudes  d'dconomie  sociale.  Louvain,  A. 
Uystpruyst-Dicudonnü,  1893.  gr.  in-8.  VII— 488  pag.  fr.  8 — .  (Table  des  matteres : 
Gene&e  du  mouvemeut  industriel  moderne  dans  ses  rapports  avec  l'inspection  du  travail. 

—  L'inspection  du  travail  en  Angleterre.  —  L'inapection  du  travail  en  France.  — 
L'inspection  du  travail  en  Allemague.  —  L'inspection  du  travail  en  SuUse.  —  L'inspec- 
tirn  du  travail  en  Autricbe.  —  Conclusions:  Etat  de  la  question.  Les  inatitutions  in- 
spectorales.    L'inspection  speciale  du  travail.  — ) 

Gr  es  well,  W.  P.  (Rev.),  The  british  colonies  and  their  Industrie»  London, 
G   Philip  &  Son,  1893.    8.    132  pp.,  cloth.    2/  8. 

Hall,  T.  Ii.,  The  infringement  of  patent»  for  inventions,  not  designs  —  with  sole 
reference  to  the  opinions  of  the  supreme  court  of  the  U.  States.  Cmcinnati,  1893.  8. 
275  pp.    $  5.—  4 

Report  of  the  Chief  Inspector  of  factories  and  Workshops  to  Her  Maj 's  Principal 
Secretary  of  State  for  the  Home  Department,  for  the  year  ending  31»t  October  1892. 
London,  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.  gr.  in-8.  314  pp.  (Parliam.  paper  by  command. 
Contents:  Cbanges  effected  by  the  Factory  and  Workshop  Act,  1891.  —  Dangerous  and 
ttnhealtby  processes.  —  Workshops  and  sanitary  authoritiea.  —  Oulworkers.  —  Liceu- 
sing  of  Workshops.  —  Accidents.  —  Overtime.  —  The  Cotton  Cloth  Factories  Act.  —  etc.) 


Baasch,  Ernst,  Hamburgs  Seeschiffahrt  und  Warenhandel  vom 
Ende  des  16.  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts.  (Separatabdruck  aus  der 
Zeitachr.  d.  Vereins  f.  Hamb.  Geschichte.  Bd.  IX-  Hamburg  1893.) 

Der  Unterzeichnete,  der  das  Material  zu  der  vorliegenden  Arbeit  vor 
einer  Reibe  von  Jahren  unter  der  unscheinbaren  Bezeichnung  „Schifferbücher" 
im  hamburgischen  Staatsarchive  aufgefunden  und  den  jetzigen  Bearbeiter 
zuerst  auf  die  grofse  Wichtigkeit  dieses  Materials  hingewiesen  hat,  ist  er- 
freut Uber  die  Bearbeitung,  welche  fortan  ein  unentbehrliches  Hilfsmittel 
für  die  haraburgischen  Handelsgeschichte  bilden  wird,  darf  aber  nicht  ver- 
schweigen, dafs  sie  an  einigen  fundamentalen  Mäugeln  leidet. 

Die  Arbeit  bringt  zunächst  statistische  Mitteilungen  über  den  ham- 
burgischen Schiffsverkehr.     Die  Tabellen  (Schiffsverkehr   seewärts : 


1625  und  1647/48,  von  der  See:   1628,  1624,  1625,  1628,  1629,  1632, 


6.    Handel  und  Verkehr. 
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1683)  sind  gut  angelegt  und  belehrend,  da  sie  eine  vollständige  Ueber- 
sicht  über  den  Schiffsverkehr  für  die  gewählten  Jahre  nicht  nur  mit  den 
einzelnen  Ländern,  sondern  auch  mit  den  einzelnen  Hafenplätzen  gewährt. 
Trotzdem  wird  schon  hinsichtlich  des  Schiffsverkehres  jeder,  der  sich  mit 
hamburgischer  Uandelsgeschichte  beschäftigt,  nach  wie  vor  auf  das  Ur- 
material  zurückgreifen  müssen. 

Zunächst  sind  bei  weitem  nicht  alle  Jahre,  für  welche  die  „Schiffer- 
bticher"  noch  existieren,  in  der  gedachten  Weise  bearbeitet  worden.  Schiffer- 
bücher sind  uns  erhalten  für  die  meisten  Jahre  des  Zeitraumes  1590  bis 
1634.  Sie  sind  allerdings  zum  Teil  unvollständig  erhalten  oder  von  An- 
fang an  lückenhaft;  so  ist  z.  B.  bei  dem  Schiffsverkehre  von  der  See  in 
der  ersten  Zeit  der  Abfahrtshafen  meist  nicht  genannt;  aber  seit  dem 
Jahre  1604  ist  dies  ziemlich  regelmässig  geschehen  und  die  Jahrgänge 
1604  — 1623  hätten,  soweit  sie  uns  erhalten  geblieben  sind,  ebenso  be- 
arbeitet werden  müssen,  wie  die  Jahre  1623 — 1633.  Statt  dessen  wird 
nur  die  Oesamtzahl  der  in  den  einzelnen  Jahren  jenes  Zeitraumes 
in  Hamburg  eingelaufenen  Schiffe  angeführt,  ohne  Unterscheidung  der 
Herkunftsländer  und  Häfen.  Ferner  hätten  die  fehlenden  Lastziffern 
der  eingelaufenen  Schiffe  nach  den  Listen  der  Schiffsausgänge  sehr 
häufig,  wohl  meistens  ergänzt  werden,  die  Nationalität  der  Sohiffer  hätte 
in  vielen  Fällen,  und  die  Verteilung  des  Schiffsverkehres  nach  Juhreezeiten 
ohne  grofse  Mühe  durchweg  sich  feststellen  lassen.  Auch  vermifst  man 
jede  Angabe  darüber,  ob  die  Lucken  in  den  8chitferbü ehern  durch  deren 
Verlust,  bezw.  teilweise  Zerstörung  oder  vielleicht  durch  zeitweilige  Sper- 
rung des  Schiffsverkehres  hervorgebracht  worden  sind.  Insbesondere  ist  eine 
solche  Bearbeitung  gerade  lür  jene  Zeit  kaum  mit  Nutzen  auszuführen 
ohne  fortwährende  Bezugnahme  auf  den  Gang  der  Eriegsereignisse.  Etwas 
Anderes  wäre  es  gewesen,  wenn  der  Bearbeiter  den  ganzen  Inhalt  der 
8chifferbücher  in  Tabellenform  gebracht,  sich  jeder  Darstellung  enthalten 
und  nur  kurze  Erläuterungen  geliefert  hätte.  Dann  würde  der  Benutzer  nicht 
auf  das  Urmaterial  zurückzugreifen,  sondern  sich  nur  mit  der  Ergänzung  des 
Kommentars  zu  beschäftigen  brauchen,  während  man  jetzt  nie  weifs,  was 
auf  die  Mängel  des  Materials,  was  auf  die  der  Bearbeituug  zurückzuführen  ist 

In  stärkerem  Mafse  nooh  gelten  diese  Bedenken  für  die  vorliegende 
Bearbeitung  des  Warenverkehrs.  Zunächst  wäre  hier  sum  Ver- 
ständnisse eine  Uebersicht  der  damaligen  Hamburger  Mafse  und  Gewichte 
nötig  gewesen,  wozu  das  Material  in  den  alten  Handbüchern  des  kauf- 
männischen Rechnens  auf  der  Hamburgischen  Stadtbibliothek  vollständig 
bereit  liegt.  Sodann  führt  der  Bearbeiter  zwar  die  einzelnen  importierten 
Waren  der  Reihe  nach  auf  und  giebt  jedesmal  die  wichtigsten  Herkunfts- 
länder an  —  die  Ausfuhr  ist  aus  den  Schifferbüchern  nur  zum  kleinsten 
Teile  ersichtlich  — ;  dagegen  hat  er  den  Warenverkehr  jedes  Landes 
nicht  zueammengefalst,  so  dafa  man  sich  diesen  aus  den  einzelnen  Waren- 
gattungen zusammensuchen  müfste;  doch  selbst  das  ist  nicht  möglich, 
weil  auch  bei  den  einzelnen  Warengattungen  die  Herkunftsländer  in  der 
Bearbeitung  nur  teilweise  angegeben  sind,  bei  weitem  nicht  so  oft  wie 
im  Urmateriale.  8o  habe  ich  z.  B  damals,  als  ich  die  „Schifferbücher" 
fand ,  den  Warenverkehr  Englands  daraus  extrahiert.  Bei  oberfläch- 
licher Vergleichung  meiner  Auszüge  mit  denen  Baasch's  ergab  sich,  dafs 
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dieser  folgende  aus  bezw.  über  England  importierte  Artikel  ganz  fortge- 
lassen hat:  Indigo,  Ingwer,  Pelzwerk,  Kümmel,  Anis,  Schreibblei,  Essig, 
Kalk,  Karden  u.  a.,  während  andere  Waren,  z.  B.  Gallen,  Schleifsteine, 
Kreide,  Kaninchenfelle,  „Tornoefisch",  Rosinen,  Korinthen,  Zuoker,  Tabak, 
Malz,  Baumwolle  etc.  mit  viel  zu  geringen  Importmengen  für  England  an- 
geführt worden  sind. 

Das  Wenige  ferner,  was  S.  6G  in  Bezug  auf  englisches  Tu  oh  ge- 
sagt wird ,  hätte  ohne  Heranziehung  weiteren  Materials  leicht  ergänzt 
werden  können.  Das  über  Kattun  und  Kattunfabrikation  Gesagte  beruhte 
auf  Verkennung  der  damaligen  Bedeutung  des  Wortes  „Kattun".  In  Be- 
zug auf  den  Getreideimport,  der  dankenswerter  Weise,  soweit  er  aus 
den  Sohifferbüchern  ersichtlich  ist,  für  die  Jahre  1623,  1625,  1638  und 
1629  tabellarisch  dargestellt  wird,  hätte  das  Jahr  1624,  das  freilich  nicht 
vollständig  erhalten  ist,  dennoch  nicht  ausgelassen  werden  dürfen,  da  schon 
in  diesem  Jahre,  wie  es  scheint,  ein  ungewöhnlich  starker  Getreideimport 
seewärts  stattfand.  Bei  Darstellung  des  Getreideexports,  der  in  einzelnen 
Jahren  nach  Italien  erfolgte,  hätte  gesagt  werden  müssen,  dafs  nur  bei 
Alifswachs  in  Italien  Getreide  von  Hamburg  dorthin  geführt  wurde  u.  s.  t 

Wenn  es  auf  S.  40  heifst,  die  aus  der  Bearbeitung  ersichtlichen 
Warenmengen  seien  weitaus  überwiegend  ge  genüber  den  unkontrollierbaren 
Mengen,  und  jene  gäben  ohne  Zweifel  in  den  meisten  Fallen  annähernd, 
oft  vielleicht  vollständig  richtig  das  Verhältnis  der  Einfuhr  eines  Artikels 
von  einem  zum  anderen  Jahre  wieder,  so  ist  diese  Behauptung  allerdings 
nach  dem  jetzigen  Stande  unserer  Kenntnisse  ebenso  schwierig  zu  wider- 
legen wie  zu  beweisen.  Ich  mufs  aber  ihre  Richtigkeit  bezweifeln.  Viel- 
leicht wäre  sie  begründet,  wenn  der  Bearbeiter  den  gesamten  Inhalt  der 
Schifferbüoher  in  Tabellenform  gebracht  hätte,  statt  einzelne  Jahre,  Län- 
der und  Waren  herauszugreifen. 

Die  Arbeit  bleibt  trotz  der  gerügten  Mängel  ein  wertvoller  Bei- 
trag zur  hamburgisohen  Handelsgeschichte;  aber  auf  den  Titel  „Ham- 
burgs Seeschiffahrt  und  Warenhandel  vom  Ende  des  16.  bis  zur  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts"  hat  sie  keinen  Anspruch. 

Altona.  Ehrenberg. 

Bericht  Uber  die  Ergebnisse  des  Betriebes  der  preußischen  Staatseisenbahnen  im 
Betriebsjabre  1891/9*.    Berlin,  Hofbuchdruckerei  W.  Moeser,  189».   Roy.-4    V  -837  88. 

Bericht,  IAH  .  der  beiden  Verwaltungskörper  der  Ludwigs-Eisenbahngesellschaft 
in  Nürnberg.  Nürnberg,  Druck  von  J.  L.  Stich,  1898.  4.  40  SS.  (Enthalt  die 
Rechenschaft  Uber  die  Geschäftsführung  im  Jahre  1892  und  die  Verbandlungen  der  General- 
versammlung vom  2.  II.  1893.) 

Borna  ach,  O,  Der  Holthandel  in  Ost-  und  Westpreufsen.  Königsberg,  Härtung, 
1898.    gr.  8.    100  SS.    M  8,50. 

Eger,  O.  (KegK),  Das  internationale  Uebereinkommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr, vom  14.  Oktober  1890.  Erläutert  mit  eingehender  Berücksichtigung  der 
Materialien,  insbesondere  des  schweizerischen  un  I  deutschen  Entwurf»  nebst  Motiven, 
sowie  der  Protokolle  der  internationalen  Konferensen  su  Bern,  Heft  8.  Berlin,  C.  Her- 
mann, 1893     gr  8.    VII,  Bogen  34/43.    M.  4  — . 

Fischel,  A ..  Die  Tertiarbahnen,  ein  Mittel  sur  Hebung  der  Landwirtschaft  and 
Industrie  Vortrag  gehalten  im  wissenschaftlichen  Klub  am  17.  April  1893.  Wien, 
Eisenstein  &  C«,  1893.    gr.  8     26  SS.    M  0,80. 

Oeschlftsbericht  über  den  Betrieb  der  Main-Neckar-EUenbahn  im  Jahre  1891. 
Darmstadt,  HerberUche  Hofbuchdruckerei,  1893.  Roy -4.  10  SS.  mit  18  lahlreiche 
Tabellen  enthaltenden  Anlagen 
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Jahresbericht,  XXL,  über  die  Verwaltung  der  Breslau- Warschauer  Eisenbahn 
(preußische  Abteilung)  für  das  Jahr  1892.  Breslau,  Druck  von  B.  Nischkowsky,  1893. 
4.    16  SS.  mit  9  tabell.  Anlagen.    H.  1.—. 

Jahresbericht  über  die  Betriebsverwaltung  der  oldenburgischen  Eisenbahnen  für 
das  Jahr  1892.  Oldenburg,  Druck  von  G.  Stalling.  1893.  4.  116  SS.  mit  9  graphischen 
Tafeln  in  Folio. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Oewerbekammer  xu  Chemnitz.  1892.  Cbemnits, 
Ed.  Pocke,  1893.  Roy  -8.  XI. IV  — 554  88.  mit  einer  graphischen  Darstellung  (Bewe- 
gungen des  Liverpooler  Baumwollenmarktes  im  Jahre  1892)  in  gr.  Polio.  (Aus  dem  In- 
halte der  Abteilung  Bericht  über  Thatsacben :  Mineralische  Produkte  uod  Waren 
(83.  144/219).  —  Maschinen  und  Instrumente,  Metallwaren  Oberhaupt  (SS.  220/271).  — 
Textilindustrie  und  Handel  mit  deren  Erzeugnissen  (8S.  314/388).  —  Baugewerbe.  — 
Schlacht-  und  Viehhof  au  Chemniu.  —  Geld-  und  Kreditwesen.  —  Einrichtungen  des 
Verkehrs.  —  Armenpflege.  — ) 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Erfurt  für  das  Jahr  1892.  Erfurt,  Ohlen- 
rothsche  Buchdruckerei,  1893.    Polio.    23  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Gotlar  über  das  Jabr  1892.  Qoslar, 
gedruckt  bei  Jäger  &  Sohn,  1893.    8.    73  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  Mett  Uber  Ihre  Thätigkeit  vom  1.  April  1892 
bis  31.  März  1893.  Mets,  imprim.  P.  Even,  1893.  gr.  8.  (Deutscher  und  französischer 
Text.)    78  u.  75  SS.  mit  Tabellen. 

Jahresbericht,  XXXVIII  ,  der  Handelskammer  für  den  Regierungsbezirk  Mün- 
ster.   2  Teile.    Münster  1.  W  ,  Bredt,  1893.    gr.  8.    226— XC  SS.  n.  195  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  su  Saarbrücken  für  1892.  Saarbrücken, 
Druck  von  Gebr.  Hofer,  1893.    4.    67  SS. 

Jahresbericht  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft  zu  Tilsit  über  den  Gang 
des  Handels  im  Jahre  1892     Tilsit,  Druck  von  O.  v.  Mauderode,  1893.    8.    82  88. 

Kalender  für  Eisenbahntechniker.  Begründet  von  E.  Heusinger  v.  Waldegg. 
Neubearbeitet  unter  Mitwirkung  von  Fachgenossen  von  Reg.Bau-M.  A.  W.  Mover.  Jahr- 
gang XX.  189S.  Wiesbaden,  Bergmann,  1893.  8.  VI— 118  SS.  nebst  Eisenbahnkarte 
uud  einer  Beilage  von  IV — 887  83.    M.  4. — . 

Meyer,  Emil  (vereid.  Waren-  und  Produktenmakler),  Bericht  über  den  Getreide-, 
Oel-  und  Spiritusbandel  in  Berlin  und  seine  internationalen  Beziehungen  im  Jahre  1892. 
Berlin  1893.    gr.  4.    47  83. 

0  es  terreichiscb -ungarische  Staalseisenbabngesellsehaft.  XXXVII  a.  XXXVIII. 
ordentliche  Generalversammlung  su  Wien  am  25.  Mai  1892  u.  am  31.  Mai  1893:  Be- 
richt, Beschlüsse,  Rechnungsabschluß,  Beilagen  betreffend  die  Betriebsjahre  1891  und 
1892.    Wien,  Druck  von  R.  v.  Waldheim,  1892/93.    4.    110  n.  122  8S. 

Verwaltungsbericbt  der  kgl.  wurttembergischen  Verkehrsanstalten  für  das 
Rechnungsjahr  1891/92.  Stuttgart,  J.  B.  Metxlersche  Buchhandlung,  1893.  gr.  8. 
VI— 463  SS.  (Herausgegeben  von  dem  kgl.  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten , 
Abteilung  für  die  Verkehrsanstalten.) 

Uebersichten,  tabellarische,  des  Hamburgischen  Handels  im  Jahre  1 892,  xu- 
sammengestellt  vom  handelastatistischen  Büreau.  Hamburg,  Druck  von  Schröder  &  Jeve, 
1893  lmp-4.  VIII— 78,  HO,  180  u.  23  SS.  (Inhalt:  Hamburgs  Handel  und  Schiffahrt 
von  1846  bis  1892.  —  Die  Seeschiffahrt.  —  Die  Wareneinruhr.  —  Die  Warenausfuhr. 
—  Die  Seeversieberungen.  —  Die  Auswandererbeförderung  über  Hamburg.  —  Banken-, 
Wechsel-  und  Geldverkehr.  — ) 

Votiert,  E.,  Die  Besteilanstalt  für  den  Berliner  Buchhandel  Ein  Beitrag  sur  Ge- 
schichte der  Korporation  der  Berliner  Buchhändler.  Berlin,  Verlag  der  Korporation,  1893. 
8.    62  SS     (Festschrift  sur  Einweihung  des  Berliner  Buchhändlerhauses.) 


Chambre  de  commerce  d'Anvers.  Mouvement  commercial,  industriel  et  maritime 
de  la  place  d'Anvers.  Rapport  sur  lexercice  1892.  Anvers,  De  la  Montagne,  1893.  8. 
168,  86  pag. 

Art  of  tea  blending :  a  handbook  for  tbe  tea  trade.  A  guide  to  tea  mercbanU, 
brokers,  dealers  and  consumers  in  tue  secret  of  successful  tea  mixing.  London,  Whitting- 
ham,  1893.    crown-8     116  pp.  S/.6 

Gibbins,  H.  de  B.,  British  commerce  and  colonies  from  Elisabeth  to  Victoria. 
London,  Methuen  &  Co.,  1893     8.    VIII-133  pp.,  cloth.  2/.   —  (ContanU :   The  mer- 
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chant  companies  and  commercial  progress.  —  Monopolies.  —  Colonisation.  —  Financial 
questions  of  the  XVlBh  Century.  —  Commerce  in  the  XVll'b  Century.  —  Commercial 
institutions  and  legislation  under  William  III.  —  The  Methnen  treaty  and  the  nnion  with 
Scotland.  —  The  treaty  of  Utrecht  and  tbe  South  Sea  babble.  —  Tbe  conqnest  of  India, 
1600—1761  and  1761 — 1857.  —  Tbe  American  colonies  and  their  Separation  —  Tbe 
industrial  revolution  and  the  Continental  war.  —  England  during  the  war,  and  the  nnion 
with  Ireland.  —  Commerce  siuce  1816;  the  ern  of  free  trade. —  Recent  changes  in  our 
trade  and  eastern  affairs.  —  Modern  colonial  development  —  etc.) 

Poor,  H.  V.,  Manual  of  the  railroads  of  the  United  State»  for  1898,  showing  their 
route  and  mileage;  Stocks,  bonds,  debts,  cost,  traffic,  earnings,  ezpenses  and  dividends; 
their  organizations,  directors,  officers  etc.  New  York,  H.  V.  &  H.  W.  Poor,  1893.  gr. 
in-8.    1236,  172  pp.  with  numerous  cbarts,  cloth.  31/.6. 

Kailway  returns  for  England  and  Wales,  8cotland,  and  Ireland  for  the  year  1892: 
With  summary  Übles  for  U.  Kingdom  for  each  year  from  1864  to  1898,  etc.  London, 
printed  by  Eyre  tt  Spottiswoode,  1893.    Folio.   XIX— 92  pp  (Pari,  paper  by  command.) 

Magyar  (a)  korona  orszägainak  1892  —  ik  M  arüforgalma.  A  kereskedelemügyi 
magyar  kir.  Miniszter  Rendeleteböl  sserkesati  es  kiadja  ai  orszagos  magyar  kir.statisztiksi 
Hivatal.  Budapest  1893.  lmp.  in-4.  VI — 67  es  97  pp.  (Warenverkehr  der  Linder  der 
ungarischen  Krone  im  Jahre  1892.  Im  Auftrage  des  kgl.  ung.  Handelsministers  verfafst 
und  bersusgegeben  durch  das  kgl.  ung.  statistische  Bureau.  Budapest,  Athenäums- Buch- 
druckerei,  1893.)  (A.  u.  d.  T:  Magyar  sUtisztikai  közlemenyek.  Uj.  folyam,  IV.  kötet: 
Ungarische  statistische  Mitteilnngen,  N.  F.  Heft  4.) 

Movimento  commerciale  del  Begno  d'ltalia  nell'  anno  1892.  Roma,  tipogr.  di 
Bertero,  1893-  Roy.  in-4.  XII — 541  pp.  con  una  tavola  grafica.  (Pubblicazione  del 
Ministero  delle  finanze,  Direzione  generale  delle  gabelle.  Indice:  Osservazioni  preliminari. 
—  Comtnercio  generale  e  commercio  speciale.  —  Riscossioni.  —  Importazioni  temporanee. 
EsporUzioni  temporanee.  —  Movimento  commerciale  della  dogana  di  Massaua.) 

Vers  lag  van  de  le  afdeeling  der  staatscommissie  van  arbeids-enquöte  angaande  de 
tram  wegen     's  Hage,  van  Weelden  &  Mingelen,  1893.    folio.    27  bli.    fl  0,V6. 

Verslag  over  den  toestand  van  handel,  sheepvaart  en  nijverheid  te  Amsterdam,  in 
1892.  Opgemaakt  door  de  Kamer  van  koophandel  en  fabrieken  aldaar.  Amsterdam, 
J.  Müller,  1893.    gr.  8.    VI-814  blz.  met  2  platen.    fl.  2,50. 

7.  Finanzwesen. 

Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  preufsischen  Staate. 
Nr.  26  nnd  27.  Berlin,  gedruckt  in  der  Reichsdruckerei,  1893.  gr.  8.  118  SS.  und 
28  88.  (Nr.  27  enthält :  Uebersicht  der  in  SlaaUsteuersachen  ergangenen  Entscheidungen 
des  kgl.  Oberverwaltungsgerichts  von  grundsltzlicher  Bedeutung,  soweit  dieselben  bis 
Ende  April  1893  bekannt  geworden  sind  ) 

Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten  Steuern  im  preufaischen  Staat«. 
Nr.  28.    Berlin,  Reichsdruckerei,  1893.    gr.  8.    182  88. 

Weifs.H.,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuern  von  Kurtrier  im  Mittelalter. 
Münster,  Regensberg,  1893.    gr.  8.    76  88.    M.  2 — . 


Esperson,  P.  (prof.  de  droit  internst,  Pavie),  La  legislation  flscale  italienne  dans 
ses  rapports  avec  le  droit  international.  Bruxelles,  bureau  de  la  „Revue",  1893.  8. 
29  pag     fr.  1  — . 

K  i  p  1  ey ,  W.  Z  ,  The  fiiiaucial  history  of  Virginia  1609—1776.  New  York,  Columbia 
College,  1893.  gr.  in-8.  VI — 170  pp.  3/.9.  (Studies  in  history,  economics  and  public 
law,  edited  by  the  University  faculty  of  political  science  of  Columbia  College,  vol.  IV, 
No.  1.  Contents:  Direct  taxation.  —  The  quit-rents.  —  Customs  daties.  —  Local  tax  es. 
—  The  budget  —  Hard  money.  —  Paper  money.  —  etc.) 

8.   Geld-,  Bank-,  Kredit-  und  Versicherungswesen. 

Aktiengesellschaften,  die,  in  Hamburg  und  Umgebung,  Lübeck,  Bremen, 
Schleswig-Holstein  und  Mecklenburg  1893/94.  Mit  den  Anhingen:  Erläuterung  der  an 
der  Hamburger  B6rse  notierten  Fonds  und  Effekten  und  Usancen  der  Hamburger  Fonds- 
börse.   Hamburg,  Aktiengesellschaft  „Neue  Börsenhalle",  1893.    8.    652  88.    M.  6.—. 

Bericht  über  die  Verwaltung  der  Feuerwehr  und  des  Telegraphen  von  Berlin  im 
Jabr  1892.    Berlin,  Gebrüder  Grunert,  1893.    8.    196  SS. 
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Höver.  C.  Fr.,  Die  Frage  dea  Goldes  and  Silbers  und  ihrer  Währungen  in  populär- 
wissenschaftlicher Form  erörtert.  8.  Bearbeitung.  Köln  a.  Rh.,  Druck  der  Kölner  Ver- 
lagsanstalt (A.-G.)     M.  8.—. 

Bi  ttn  er,  Ed.  (Prof.,  Wiener  Handelsakademie),  Die  an  der  Wiener  Börse  kotierten 
Effekten.  Wien,  A.  Holder,  1893.  gr.  8.  165  SS.  H.  2,60.  (Sonderabdruck  aus  dem 
Jahresberichte  der  Wiener  Handelsakademie  für  1892/98.) 

Eingabe  dar  Handelskammer  au  Köln  an  Se.  Exc.  den  Herrn  Reichskanzler  be- 
treffend die  Erhaltung  der  deutschen  Reichsgoldwilhrung.  Köln,  Druck  von  M.  Da  Mont- 
Schaaberg,  1898.    gr.  8.    12  SS. 

f|  Glackemeyer  (Senator),  Die  Verbandsrerlsion  auf  Abwegen.  Eine  Gefahr  für 
alle  Kreditgenossenschaften  Deutachlands.  Hannover-Linden,  Blanz  &  Lange,  1893.  gr.  8. 
82  SS.    M.  0,60. 

Handbuch  der  süddeutschen  Aktiengesellschaften  :  Bayern,  Württemberg  und  Baden. 
XI.  Jahrgang  (1893/94).  Mit  Anhang:  Die  bayerischen  Staats-  und  Kommunalanleihen 
und  mit  einem  Bankierverieichnis.  München,  J.  Roth.  1893.  gr.  8.  XVIII— 448  SS.  M  6.—. 

Hauptversammlung  des  rheinisch- westfälischen  Sparkaasenverbandes  am  18. 
Juni  1893.    o.  O  (Hagen  i.  W  )  1893.    4.    16  SS. 

Hecht,  C,  66  Thesen  aar  Währungsfrage.  Frankfurt  a.  M.,  Gebrüder  Fey,  1893. 
gr.  8.    24  SS.    M.  0,60. 

Ichen  haeuser,  J.,  Reformarbeit  an  den  Böraenauswücbsen.  Zittau,  Pähl,  1893. 
8.    48  SS.    M  0,80. 

P  i  1  o  t  y  ,  R.  (Privatdox.,  München),  Das  Reichsunfallveraicherangsrecht,  dessen  Ent- 
stehungsgeschichte and  System.  Band  III  (Schlafs  des  Werkes).  '  Dresden,  G.  Herta, 
1893.    gr.  8.    Des  ganzen  Werkes  SS.  V— VIII  u.  621—811.    M.  4.—. 

Sattler,  II.  (GerichU-Ass.),  Die  Revision  der  Gründung  von  Aktiengesellschaften. 
Nach  der  Praxis  dargestellt.  Berlin,  F.  Vahlen,  1898  8  VII— 190  SS.  M.  4.—.  (8. 
177/186:  Verzeichnis  der  im  Deutschen  Reiche  für  die  Vertretung  des  Handelsstandes 
berufenen  Organe.) 

Schenck.  F.  (Anwalt  des  allgemeinen  Verbandes  der  deutschen  Erwerbs-  and  Wirt- 
sebaftsgenossenschaften),  Jahresbericht  für  1892  über  die  auf  Selbsthilfe  gegründeten 
deutschen  Erwerbs-  and  Wirtschafugenossenschaften.  Leipzig,  J.  Klinkhardt,  1893. 
Imp.-folio.    XIX  — 144  SS.  M.  9  — . 

Verwaltungsbericht  der  Invaliditäts-  und  Alters  Versicherungsanstalt  Berlin 
für  das  Rechnungsjahr  1892.    Berlin,  Druck  von  Ad.  Knickmeyer,  1893.    4.    31  SS. 


Banking  qnestion,  tbe,  in  the  United  States.  Report  of  the  meetiog  held  on 
January  12,  1893,  under  the  aospicea  of  the  American  Academy  of  political  and  social 
science.  Philadelphia,  American  Academy,  1893.  gr.  in-8.  VI— 91  pp.  $  1.—.  (Publi- 
cationa  of  the  American  Academy  of  political  and  sorial  acience,  Nos.  80/84,  special 
edition.  Contents:  National  and  State  banks,  by  H.  White.  —  American  banking  and 
the  money  supply  of  the  future,  by  Mich.  D.  Harter.  —  State  and  national  bank  circa- 
lation,  by  A.  B.  Hepbarn.  —  Banking  System,  old  and  new,  by  J.  H.  Walker.  —  Basis 
of  seenrity  for  national  bank  notes,  by  H.  Bacon.  —  Proceedings  of  the  XVIIüi  scientific 
Session  of  the  Academy.  — ) 

▼  an  Oss,  8.  F.,  American  railroads  and  british  investors.  London,  E.  Wilson  & 
C°,  1893.  8.  VII — 188  pp.  cloth.  3/. 6.  (Contents:  The  American  railroad  of  to-day. 
—  American  railroad  finance.  —  Capitalisation.  —  Rates  and  revenae.  —  Revenue  and 
its  application.  —  Securities  and  their  returns.  —  Summing  up  the  case.  —  How  to 
invest.  —  Appendices.  — ) 

Snow  Church  (the)  Companys  legal  and  banking  year-book  for  bankers  lawyers 
and  the  bnsineaa  public,  1893.  New  York,  The  Snow  Church  Surety  Co,  1893.  8. 
1316  pp.  with  38  mapa.    cloth.    $  2,50. 

Walsh  (Archbp.),  Bimetalliam  and  mono-metallism :  What  they  are  and  how  they 
bear  upon  the  Irish  land  question,  ü"J  edition.  Dublin,  Brown  &  Nolan,  1893.  8. 
136  pp.  /.0,6. 

8  o  c  i  et  ä  ,  le,  cooperative  di  credito  e  banche  popolari,  le  societa  ordinarie  di  credito, 
le  societa  ad  istiluti  di  credito  agrario  e  gli  istitnti  di  credito  fondiario  nell'  anno  1890. 
Roma,  tipogr.  naaionale  di  G.  Bertern,  1893.  4.  XL— 373  pp.  (Pabblicazione  del 
Ministero  di  agricoltura,  industria  e  commercio,  Divisione  industria,  commercio  e  credito.) 
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9.    8oiiaJe  Frage. 

Hirsch,  Max,  Die  Arbeiterfrage  und  die  deutschen  Gewerkvereine.  Leipzig,  C.  L. 
Hirschfeld,  1893.  8.  96  SS.  M.  1,—.  (Festschrift  mm  26  jahrigen  Jubiläum  der 
deutschen  Gewerkvereine  [Hirach-Duncker].) 

Reich,  Morita,  Der  Konsurovereinsspiegel.  Ein  treu  nach  der  Wirklichkeit  auf- 
genommenes Bild  der  eigenartigen  Fürsorge  für  die  Arbeiter  der  Montanindustrie  und  des 
ritterlichen  Kampfes  der  Grofsindustiiellen  gegen  die  kleinen  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden.   Rosdsin  (O.-Schl),  Selbstverlag  des  Verfassers,  1893.    8.    28  88. 

Schriften  der  Central* teile  für  ArbeiterwohllabrUeinrichtungen.  Nr.  3  and  4. 
Berlin,  C.  Heymann,  1898.  gr.  8.  (Iuhalt:  Mr.  3:  Die  Spar-  und  Bauvereine  in 
Hannover,  Göttinnen  und  Berlin.  Eine  Anleitung  zur  praktiachen  Bethitigung  auf  dem 
Gebiete  der  Wohnungsfrage.  VI— 118  88.  M.  2,40.  —  Nr.  4:  Hilfs-  und  Unterstütxungs- 
kassen,  Fürsorge  für  Kinder  und  Jugendliche.  Vorberichte  und  Verbandlungen  der 
Konferem  vom  21.  und  28.  April  1893.    XII— 178  88.    M.  3,60. 

Traub,  T  h.,  Kürzere  Arbeitszeit  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Programms 
der  evangelischen  Arbeitervereine.    Leipiig,  Grunow,  1893.    8.    60  88.    M.  0,50. 

t.  Troll-Borostyini,  Irma,  Das  Recht  der  Frau.  Eine  soziale  Studie.  Berlin, 
S.  Fischer,  1894.    8.    88  88.    M.  2  — 

Untersuchungen  über  die  Wohnungsverhaltnisse  der  ärmeren  Bevölkerungs- 
klasscn  in  Berlin.    Berlin,  C.  Heymann,  1893.    gr.  8     86  SS.    M.  0,50. 

Zacher,  Arbeiterbewegung  und  Soaielreform  in  Deutschland.  Berlin,  C.  Hey  mannt 
1893.  gr.  8.  80  88.  M.  0,60.  (Vortrag  gehalten  auf  dem  Internationalen  Kongre/s  für 
Arbeiterfrsgeu  in  Chicago,  28.  August  bis  4.  Sept.  1893.) 

Co  n  gros  sur  les  habitations  ouvrieres  tenu  k  Lille  le  22  mai  1898,  sooa  lea 
auspices  de  la  „Terre  de  France".  Amiens,  aux  bureaux  de  la  „Terre  de  France", 
1893.    8     16  pag.    fr.  0,50. 

d*  E  1  p  h  e ,  A.,  Clinique  sociale.  Ce  qui  perd  .  . .,  ce  qui  sauve.  Bruxelles,  SocWte" 
beige  de  librairie,  1893.    8.    144  pag.    fr.  3.—. 

G  r  e  v  e »  ,  lea,  d'Amiena.  Etüde  impartiale  par  X***.  Amiena,  aux  bureaux  de  la 
„Terre  de  France",  1893.    8.  16  pag.    fr.  0,25. 

Guyot,  Yvea,  La  tyrannie  socialiste.  Paris,  Cb.  Delagrave,  1893.  in-18  jesus. 
XVI  — 272  pag.  fr.  1,26.  (Table:  La  regression  sociale.  —  Programme»  sociaüstes.  — 
Caracterea  du  progres  politique  et  intellectuel.  —  Caracteres  du  progres  social.  —  Revo- 
lution de  la  propriet^.  —  Contradiction  doctrinale  des  »ocialistcs.  —  Travail  et  riebe»«. 

—  Dea  limites  de  la  societe  collectiviste.  —  La  loi  de  1'oflVe  et  de  la  demande.  —  La 
loi  d'airain  des  salaires.  —  Les  crises  economiques.  —  La  methode  des  socialiste».  — 
Les  faits  au  regard  des  aasertions  socialistes  —  Räpartition  de  la  richesae.  —  Les  truia- 
bnit  et  le  minimum  dea  salaires.  —  Le  travail  des  femmes  et  la  loi.  —  Le  c  hornige 
force  dea  aecouebea.  —  Le  travail  national  et  lea  ouvriers  et  Tangers.  —  Les  syndicata 
profesaionnels.  —  Lea  bureaux  de  placement.  —  Caracti-ru  des  loia  ouvrieres.  —  Le  tra- 
vail servile  et  le  travail  libre.  —  Coüt  et  consequences  des  greves.  Lea  cauaea  dea  greves. 
Pendant  la  gieve.  —  La  guerre  sociale.  —  Le  Parlement  et  lea  greves.  Les  subveutiona 
aux  grevistes.  —  Le  pouvoir  executif  et  judiciaire  et  les  greves.  —   Liberia  et  anarchie. 

—  Le  aocialisme  des  patrons.  —  Le  militaiisme,  le  proteclionniame  et  le  socialisme.) 

Kurth,  G.  (prof.  k  l'Universite"  de  Liege),  Les  corporations  ouvrieres  au  moyen-age. 
Namur,  Lambert-De  Roiain,  1893.    16.    32  pag. 

Jay,  A.  Osborne  (Rev.  Vicar  of  Holy  Trinity,  Shoreditcb,  author  of:  ..Life  in 
darkest  London"),  The  social  problem :  its  poasible  Solution.  London,  Simpkin,  Marsball 
&  C",  1893.  crown-8.  IV— 142  pp  1/.—.  (Contents :  The  problem.  —  Will  educaüon 
solve  it?  Can  religion  or  philanthropy  ?  —  Or  the  law.  —  Or  the  poor  law  »ystem?  — 
Or  indiscriminate  charlty?  —  First  remedy:  to  acknowledge  facta.  —  Proposed  eure: 
Penal  aettlements.  —  What  they  are.  —  Olher  remedial  measures.  —  What  real  religion 
migbt  do.  — ) 

Justice  for  England;  or,  bow  to  6ght  socialism,  by  „an  old  tory".  London,  Swan 
8onnenachein,  1898.    crowo-8.    100  pp.  1/.—. 

Kenworthy,  J  C,  The  anatomy  of  miaery:  piain  lectures  on  economic«.  London, 
W.  Reeves,  1898.    crown-8.    98  pp.    1/.—.    (Bellamy  library  N°  17.) 

Alf  an  i,  (i,  Che  cosa  4  U  aocialiamo.  Napoli,  Up.  „Monitor*  degil  Annunai", 
1893.    16.    30  pp.    L  0,10. 
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Avogadro,  A.,  Per  la  pace  fra  capitata  e  Uvoro:  ezperimenti  e  risultati.  Como, 
tip  F.  Ostinelli,  1893.    16.    263  pp.    I.  2,50. 

Bacci,  G.,  Maszini  e  il  socialismo.    Mantova,  tip.  A.  Masusio,  1893.    8.    42  pp. 

deCorswarem,  A.,  Eenige  woorden  over  de  werkmsnswoningen.  Hasselt, 
Ceysena,  1898.    16.    14  bis.    fl.  0,15. 

Molton,  J.,  Voorschriiten  omtrent  minimum-loon  en  mazimum-arbeidsdour  in 
bestekken.    Haarlem,  H.  T.  Tjeenk  Willink,  1893.    gr.  8.  51  bis.    fl.  0,50. 

Veuillot,  L.,  8ocialiMne  en  christendom.  Naar  het  Pransch  door  P.  v.  O.  Alk- 
maar, A.  Küsters,  1898.    8.    8  en  65  bis.    fl.  0,60. 


10. 

11  öcht,  F.,  Systematische  Darstellnng  des  im  rechtsrheinischen  Bayern 
Jagdrechts.    München,  J.  Schweitzer,  1893.    gr.  8.    IV— 41  S8.    M.  1.—. 

v.  Sicherer,  Fr.,  Die  gemeindliche  Finans- Polizei-  nnd  Strafgewalt  in  Besag  auf 
Verbrauchssteuern  and  andere  örtliche  Abgaben  nach  den  Artikeln  40  und  41  der  baye- 
rischen Gtmeindeordnnng  lür  die  Lasdesteile  diesseits  des  Rbeiss.  München,  J.  Schweitser, 
lb93.    8.    IV— 87  SS.    M.  1,80. 

Wies  sn  er,  A.  (Referendar),  Das  Pfandrecht  an  der  eigenen  Sache  nach 
Becht.    Breslau,  Schleuer,  1893.    8.    64  SS.  (Dissertation.) 


Lees'  Practica!  digest  of  the  Mercbant  Sbipping  Acts,  1854 — 1892.  New  and  revi- 
sed  edition  by  J.  C.  Binghan  and  J.  A.  Hamilton.  London,  Philip  &  Son,  1893  crown-S. 
3/6. 

Statutes  of  the  province  of  Quebec,  passed  in  the  2"»  session  of  tbe  V1H««> 
legislature,  begun  and  holdes,  at  Quebec,  12.1.  to  27.  11.  1893.  Quebec,  printed  by 
Cb.  F.  Langlois,  1898.    gr.  in-8.    441  pp. 

Bartha,BeIa,  A  polgari  bazastag  es  a  bizassagi  biriskodas.  Budapest ,  L. 
Revay,  1892.  8.  36  SS.  (Die  Civilehe  und  die  Gerichtsbarkeit  in  Kheangelegen- 
heilen.) 

Wet  tot  heffing  eener  vermogeucbelasting  (van  27  September  1892)  [Stbl.  N°  223], 
toegelicht  door  J.  A.  P.  Levenkamp.  2«  druk.  Tholen,  J.  M.  C.  Pot,  1893.  gr.  8.  95  bis. 
fl.  1,26. 


11.    Staate^  unc 

Bericht  der  städtischen  Armendeputation  sn  Krefeld  über  ihre  fünfjährige  Wirk- 
samkeit in  den  Jahren  1888/89—1892/93  Krefeld,  Druck  von  Kramer  &  Baum,  1893. 
8.    22  SS.  u.  9  Anlagen. 

Bericht  des  Bundesrates  an  die  Bundesversammlung  betreffend  die  Gescbaftsfüh- 
rnng  und  die  Rechnung  der  Alkoholverwaltung  pro  1892.  Vom  12.  8eptember  1893. 
Bern,  1893.    8.    218  SS. 

Bericht  über  Verwaltung  und  8tand  der  Gemeindeangelegenbeiten  der  Stadt  Merse- 
burg für  das  Jahr  1892/98.    Merseburg,  1893.    4.    44  SS. 

Bezirkstag  des  UntereLafs.  Sitzung  von  1892.  Verwaltungsbericht  und  Vor- 
lagen des  Besirkspräsidenten.  —  Haushaltsetat  des  Besirks  Unterelsafs  für  1893/94. 
2  Hefte.    Strasburg,  Elsfissische  Druckerei,  1892.    4.    VIII— 213  u.  61  88. 

Cbarlottenburg.  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegen- 
heiten des  Stadtkreises  Charlottenburg  für  das  Etatsjahr  1891/92.  Charlottenburg,  Druck 
von  A.  Gerts,  1893.    Roy  -4.    62  und  60  88. 

Duisburg.  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten  der 
Stadt  Duisburg  für  1891/92  nebst  Ha^haltsetat  für  das  Jabr  1892/93.  Duisburg,  Druck 
tod  Mendel»sobn,  1693.    4.    160— XC1I  SS. 

Entscheidungen  des  Bundesamtes  für  das  Heimatwesen.  Im  amtlichen  Auf- 
trage bearbeitet  und  herausgegeben  von  J.  Krech  (kais.  GehRegR.)  Heft  26;  die  seit 
dem  1.  IX.  1892  bis  sum  1.  IX.  1893  ergangenen  wichtigeren  Entscheidungen  enthaltend. 
Berlin,  F.  Vablen,  1893.    8.    VIII— 199  SS.    M.  1,50. 

Grofs-Glogau.  Bericht  über  Verwaltung  und  Staad  der  Gemeindeangelegen- 
heiten  in  der  Stadt  Gr.-Glogan  für  das  Jahr  1892.    Glogau,  Fiemming,  1893.  4.   31  SS. 

Hof-  nnd  Slaatshandbuch  des  Grofsbersogtums  Badea  (gekürzte  Zwischenausgabe) 
1893.    Karlsruhe,  Braunsche  Holbuchhdl ,  1893.    8.    XII— 220  88.  geb. 

Kassel.  Voranschlag  über  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Resideasstadt  Kassel  für 
das  Rechnungsjahr  1893/94.    Kassel,  Druck  von  Fr.  Scheel,  1893.    4.    210  SS. 
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Potsdam.  Haushaltsetat  der  Stadt  Potsdam  pro  1  IV  1893/94  Nebst  Anhang. 
Potsdam,  Druck  von  E.  8tein.  1893     4.    327  88. 

P  renslau.  Kämmereikassenetat  der  Stadt  Prenzlau  für  das  Etatsjahr  1893/94. 
Prenslau,  Vinceutsche  Buchdruckerei,  1893.    hoch-8.    61  SS. 

v.  Rascher,  J.  M.,  Der  Schweiler  Staat  und  PreufsenDeutschland.  Freistaat  und 
Königtum  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1893  gr.  8.  VHI— 188  SS.  M.  2,50. 
(Inhalt:  I.  Teil.  Vom  Schweizer  Staat  und  Volk.  —  II.  Teil:  Preulsen-Deutecblaad.  — 
III.  Teil:  Deutsch-  und  8chweiaertum.  — ) 

Schönebeck.  Bericht  Uber  Stand  und  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten 
der  8ta<lt  Schönebeck  filr  das  Jahr  1892.  Schönebeck  a.  E.,  Buchdruckerei  von  C.  Hirsch- 
felder, 1893     4.    38  SS. 

8 1  e  i  n  Des  Frh.  vom  Stein  Orundsitse  und  Ansichten  nach  dessen  eigenen  Worten. 
Herausgegeben  von  E.  Klingele.  Freiburg  i/B  ,  E.  Mohr,  1893  kl.  8.  80  SS  M.  1. — 
}i<(  Stettin.  Bericht  über  die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  für  die  Zeit 
vom  UV.  1892  bis  dahin  1898.    Stettin,  Druck  von  F.  Hessenland,  1893.    4    65  SS. 

Um-  und  Ausbau  der  Hamburgischen  Staate-  und  Selbstverwaltung  mit  revidiertem 
Abdruck  der  Staatsverfassung  und  der  grundlegenden  Verwaltungsgesetee.  Wünsche  bei 
Hamburgs  Wiedergenesung  im  Jahre  1892/93,  von  D'  ***.  Hamburg,  Friedrichsen  &  C°, 
1893     gr.  8.    V11I-182  88.    M.  8,60. 

Verhandlungen  des  XVI.  westpreufsUchen  Provinsiallandtages  vom  XI.  bis  ein- 
schliefslich  den  25.  Februar  1893.  Daoaig,  Druck  von  A.  W.  Kafemann,  1893.  hocb-4 
XVI-746  SS. 


Dak  o-romanismus  es  a  magyar  rulturpolitika.  Ajanlva  a  kozoktatäsügyi  minisster 
figyelmlbe.  Budapest,  Hornyinszky,  1893.  8.  (Dako-Bomanismus  und  die  ungarische 
Kulturpolitik.    Der  Aufmerksamkeit  de*  UnterrichUministers  empfohlen.) 

Moskovits,  Iv4n,  Öukorm&nyzatunk  mint  alkotmanyos  garanczia.  Budapest, 
Grill,  1893.    8.    83  pp.    (Unsere  Selbstverwaltung  als  politische  Garantie.) 


Arbeiterstatistik.  Erhebung  über  Arbeitszeit,  Kündigungsfristen  und  Lehr- 
lingsverhältnisse im  H a n  d  e  1  s g  e  w  er  b  e.  Veranstaltet  im  September  und  Oktober  1892. 
Berlin,  Druck  von  W.  Koebke,  1893.  Folio.  95  SS.  (Bearbeitet  im  kais.  statistischen 
Amt.) 

Badischer  Geschiftskzlender  für  1894.  Jahrg.  XLII.  Lahr,  Schauenburg,  1893. 
8.  XXXII— 194  SS.  mit  Portrat  und  3  Kärtchen.  (Inhalt:  Organisation  der  Behörden, 
nach  dem  Stande  vom  1  8.  1893  —  Staatsgebiet  und  Bevölkerung  nach  Kreisen,  Amts* 
gerichtsbezirken  uud  Gemeinden  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  im  Jahre  1890. 


Breslauer  Statistik.  Im  Auftrage  des  Magistrate  herausgegeben  vom  statistischen 
Amt  der  Stadt  Breslau.  Band  XIV,  Heft  4  und  6  Breslau,  Morgenstern,  1892.  gr.  8. 
204  u.  108  SS.  mit  1  graphischen  Darstellung.  M.  4—.  u  M  2,80.  (Inhalt  Heft  4: 
Verwaltungabericht  der  städtischen  Bank  für  1891,  der  Sparkasse,  der  Krankenhäuser, 
der  Kanalbetriebsinspektion,  des  chemischen  Uutersuchungsamte,  der  Promenaden,  Ges- 
und Wasserwerke  etc  für  1891|92.  —  Heft  5:  Bevölkerungswechsel  im  Jahre  1891.  — 
Statistik  der  Erkrankungen  im  Jahre  1891.  —  Meteorologische  und  physikalische  Ver- 
hältnisse im  Jahre  1891.  — ) 

Jahrbuch  der  bremischen  Statistik.  Jahrg.  1892,  Heft  2:  Zur  allgemeinen  Stati- 
stik des  Jahres  1892     Bremen,  v.  Halem,  1893     gr  8.    X— 265  SS. 

Jahrbuch,  statistisches,  der  höheren  Schulen  und  beilpädagogischen  Anstalten 
Deutschlands,  Luxemburgs  und  der  Schweiz.  Jahrgang  XIV,  2.  Abteilung,  die  deutschen 
Staaten  (aufser  Preuf»en),  Luxemburg,  die  Schweis  etc.  enthaltend.  Leipzig,  Teubner, 
1893     kl.  8.    IV— 360  SS  geb. 

Landsberger,  J.,  Beiträge  zur  Statistik  Posens.  Posen,  Druck  von  E.  Sehmädicke, 
1893.  gr.  8  SO  88  M.  0,60.  (Sooderabdruck  aus  der  Zeitschrift  der  historischen 
Gesellschaft  für  die  Provinz  Posen,  Jahrg.  VIII,  Heft  1.) 


Monatsberichte  des  statistischen  Amte  der  Stadt  Breslau  für  das  Jahr  1892. 
Jahrgang  XIX.    Breslau,  Genossenschaftsbuchdruekerei,  1893.    gr.  8.    136  SS. 


12.  8tati»tik. 


Deutsches  Beleb. 


—  etc  ) 
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Preufsische  Statistik.  (Amtliches  Quellenwerk.)  Herausgegeben  in  zwanglosen 
Heften  vom  kgl.  Statist  Bürau  in  Berlin.  Heft  121,  Teil  2:  Die  endgültigen  Ergebnisse 
der  Volkszählung  im  prenfa.  Staate  vom  l.  MI  1890  Berlin,  Verlag  des  Bureaus,  1898. 
Roy  -4.  Vi— 857  SS.  mit  6  Tafeln  graphischer  Darstellungen.  M  10,40.  (Inhalt:  Alters- 
Verhältnisse  nnd  Muttersprache  der  ortsanwesenden  Bevölkerung  am  1.  Dezember  1890.  — 
Geistliche  und  Hilfspersonal  für  gottesdienstlicbe  Zwecke  sowie  Insassen  geistlicher  An- 
stalten am  1.  Deiember  1890.  —  Die  graphischen  Darstellungen  behandeln  Abstammung, 
Muttersprache,  Erwerbfihigkeit  der  preufs.  Bevölkerung  und  der  einzelnen  Volksstimme, 
Anteil  der  Polen,  Masuren  und  Kasuben,  sowie  Anteil  der  Juden  an  der  Oesamtbevölke- 
rung der  Kreise.) 

Preufsische  Statistik.  (Quellenwerk.)  Hrsg.  vom  kgl.  statist  BBrean  in  Berlin. 
Heft  126:  Die  Ergebnisse  der  Ermittelung  des  Ernteertrages  im  preufsischen  Staate  für 
das  Jahr  1892.  Berlin,  Verlag  des  Boreaus,  1898.  Roy.-*.  LVI— 196  SS.  mit  2  Tafeln 
graphischer  Darstellungen.    M.  7. — . 

Reform,  die,  der  landwirtschaftlichen  Statistik.  Berlin,  Simion,  1898.  gr.  8. 
60  SS.  (Sonderabdruck  aus  dem  Bericht  Uber  die  XX.  Plenarversammlung  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrats.) 

Schaefer,  H.,  Statistische  Uebersicht  der  freiwilligen  Feuerwehren  des  Feuerwehr- 
verbandes für  die  Provinz  Hannover  nach  dem  Stande  vom  1.  Mära  1891.  Lüneburg, 
v.  Stern'ache  Buchdruckerei,  1898.  Imp.-folio.  62  SS.  —  Derselbe,  Uebersicht  über  die 
Thätigkeit  der  freiwilligen  Feuerwehren  des  Feuerwehrverbandes  für  die  Provinz  Han- 
nover bei  Bekämpfung  von  Schadenfeuern  im  Jahre  1891,  ebenda  1893.  Imp.-folio. 
38  SS. 

Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen  nach  Verkehrsbezirken 
geordnet.  Band  XLV.  (XI  Jahrg.:  1898,  1.  Vierteljahr.)  Berlin,  ü.  Heymann,  1893. 
Imp  4      364  SS.     M.  11  — 

Statistik  der  Krankenversicherung  der  Arbeiter  im  Jahre  1891.  Herausgegeben 
vom  kais.  statistischen  Amt.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1898  Roy.-4.  XXVH — 
183  SS.    M.  5  — .    (Statistik  des  Deutschen  Reichs    N.  Folge  Band  LXV.) 

Statistik  der  Seeschiffahrt  für  das  Jahr  1892.  Herausgegeben  vom  kais.  stati- 
stischen Amt.  Abteilung  I:  Bestand  der  deutschen  Schiffe  (Kauffahrteischiffe);  Schiffs- 
mi  fülle  an  der  deutschen  Küste;  Verunglückungen  deutscher  Seeschiffe).  Berlin,  Putt- 
kammer &  Mühlbrecht,  1893.  Roy.-4.  131  SS.  M.  4—.  (A.n.  d  T.:  Statistik  des 
Deutschen  Reichs,  N.  Folge  Band  LXIX,  Abteilung  1.) 

England. 

Agriculture  produce  statistics  of  Great  Britain  showing  the  estlmated  total  pro- 
duce  and  average  yield  per  acre  of  the  principal  crops  with  abstract  returns  for  the 
United  Kingdom,  1892.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.  8.  XIV— 88  pp. 
(Parliamentary  paper  by  command  ) 

Census  of  England  and  Wales  (63  &  54  Vict,  c.  61)  of  1891.  8  volumes.  Lon- 
don, printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.  Folio.  (Blue  book.  Pari,  paper  by  command. 
Contents:  Vol.  I:  Area,  houses,  and  population.  Administrative  and  ancient  counties. 
XXXVI — 482  pp.  4/.1.  —  Vol.  II:  Area,  houses,  and  population.  Registration  areas 
and  sanitary  districts.  XXXVII— 1165  pp.  with  maps.  12/.2.  —  Vol.  III:  Ages,  con- 
dition  as  to  marriage,  occupations,  birth-places,  and  infirmities.    LXIV — 564  pp.    5/. — .) 

Com  prices,  1892.  Statistical  Übles  of  prices  of  british  com  in  the  year  1892, 
ascertained  under  the  Coro  Returns  Act,  1882;  with  comparative  Statements  for  previous 
years  and  an  ezplanatury  memorandum  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893. 
gr.  in-8.  VIII — 30  pp.  (Pari,  paper  by  command.  Publication  of  the  Board  of  Agri- 
culture.) 

Oesterreich-Ungarn. 
Gebarung,  die,  und  die  Ergebnisse  der  Krankheitsstatistik  der  nach  dem  Gesetze 
vom  80.  Marz  1888  (R.-G.-Bl.  Nr.  88),  betreffend  die  Krankenversicherung  der  Arbeiter, 
eingerichteten  Krankenkassen  im  Jahre  1891.  Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1898. 
4.    205  SS.  mit  Kartographie  in  quer-folio 

Jahrbuch,  statistisches,  des  k.  k  Ackerbauministeriums  für  1892.    Heft  8:  Der 
Bergwerksbetrieb  Oesterreichs  im  Jahre  1892,  Lieferung  1  I  Die  Bergwerksproduktion, 
ien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,  1898.    gr.  8.    153  SS. 
Dritte  Folge  Bd.  VI  (LXI).  40 
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Jahrbuch,  statistisches,  der  Stadt  Wien  für  das  Jahr  1891.  Jahrgang  IX.  Be- 
arbeitet von  (Magistr.-K.)  Sedlacsek  und  (Magistr.-Sekr.)  W.  Löwy.  Wien,  Verlag  des 
Wiener  Magistrates,  1893.  Roy.-8.  XVI— 700  88.  Orig.-Lwdbd.  (Aus  dem  Inhalte : 
Bau-  nnd  Wohnstatistik.  —  Oekonomische  Verhältnisse  der  Gemeinde.  —  8teuern  und 
Regalien. —  Rechtspflege  und  öffentliche  Sicherheit. —  Konfessionelle  Angelegenheiten.  — 
Bildungswesen.  —  Gesundheitswesen.  —  Lebensmittel  zufuhr  und  Lebensmitte  1  verbrauch.  — 
Gewerbe  und  gewerbliche  Angelegenheiten.  —  Sparkassen  and  Pfandleihanstalten.  — 
Armenpflege.  —  Oeffentlicher  Verkehr.  — )  [Mitteilungen  des  statistischen  Departements 
des  Wiener  Magistrates.] 

Oesterreichische  8tatistik.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Centrai- 
kommission, Band  XXXII,  Heft  S:  Die  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  Sl.  12.  1890 
in  den  im  Reichsrate  vertretenen  RRR.  und  Lindern.  Heft  S:  Die  Bevölkerung  nach 
Gröfsenkategorien  der  Ortschaften,  Stellung  sum  Wohnungsinhaber,  Geschlecht,  Alter  und 
Familienstand,  Konfession,  Umgangssprache,  Bildungsgrad,  Gebrechen.  Wien,  C  Gerolds 
Sohn,  1893.    Imp.-4.    XL— 208  SS.    fl.  4.—. 

Oesterreichische  Statistik.  Hrsg.  von  der  k.  k.  statistischen  Centralkommission, 
Band  XXXVI,  Heft  1 :  Die  Ergebnisse  der  Civilrechtspflege  in  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Landern  im  Jahre  1889.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1893. 
Imp.-4     XXXVIII— 118  SS.    fl.  2,20. 

Oesterreichische  Statistik.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Central- 
kommission, Band  XXXVII,  Heft  1:  Bewegung  der  Bevölkerung  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen KRR.  und  Länder  im  Jahre  1891.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1893.  Imp -4. 
XVUI— 169  SS.  fl.  3.—.  Band  XXXVII,  Heft  2:  Statistik  des  (cisleithaniscbeo)  Sani- 
UUwesens  für  1890,  ebd.  1893.    Imp  -4.    XLIV— 289  SS.    fl.  5.—. 

Worobkiewies,  E.  (gr.  oriental.  Weltpriester),  Die  geographisch-statistischen 
Verhaltnisse  der  Bukowina  nebst  einigen  vergleichenden  statistischen  Tabellen.  Lemberg, 
Druck  von  C  Budwelser,  1898.    gr.  8.    114  SS.    M.  1,60. 

Magyar(a)  korona  orszagaiban  aa  1891  iv  eleje'n  vegrehajtott  nepszimlalas  ered- 
menyel.  A  Kereske  delemügyi  Magyar  kir.  Minisster  rendeleteböl  szerkeszeti  ea  kiadja 
as  orssagos  Magyar  kir.  statisstlkai  Hivatal.  Res«  I  es  II  Budapest  1893.  Folio.  Magyar 
statisstikai  köslemlnyek,  üj  folyam  1.  es  2.  kötet.  (Ergebnisse  der  in  den  Lindern  der 
angarischen  Krone  im  Anfange  des  Jahres  1891  durchgeführten  Volkszählung  L  Teil: 
Allgemeine  Demographie.  U.  Teil:  Berufsstatistik  der  Bevölkerung.  Budapest,  Pester 
Buchdruckerei-Aktiengesellschaft,  1893.  Folio.  Teil  I:  VU— 248,  490  SS.  mit  11  graphi- 
schen Beilagen.  Preis  fl.  8.—.  Teil  II:  VIII— 228,  804  SS.  mit  9  graphischen  Beilagen. 
Preis  fl.  10.—.  (A.  u.  d.  T. :  Ungarische  statistische  Mitteilungen,  Neue  Folg«,  Bd.  I 
und  II.) 

Italien. 

S  t  u  d  i  preparatorii  per  11  IV*  censimento  decennale  della  popolasione  del  Regno. 
Studi  e  proposte.  Roma,  tip.  di  G.  Bertero,  1892.  Roy.  in-8.  162  pp.  e  17  pp.  allegati 
obl.  in-folio. 

Belgien  und  Holland. 

Recensement  genöral  de  la  population  du  royaume  de  la  Belgique  du  31  de- 
cembre  1891.  2  volumes.  Bruxelles,  imprim.  A.  Leslgne,  1898.  imp.  in-4.  CLXXXIV— 
555  et  IV— 512  pag.  (Publication  du  Ministers  de  l'interieur  et  de  Instruction  publi- 
que. Table  des  matieres:  Population  de  droit  et  de  fait;  menages,  territoire  et  b&timents 
—  R4partition  des  habitants  d'apres  le  lieu  de  naissance,  la  nationalite  et  17-tat  civil.  — 
Repartition  des  habitants  d'apres  leur  nationalite,  l'age,  le  «Jegri  d'instruction  et  des 
langues  nationales  parlees.  —  Repartition  des  habitants  d'apres  l'itat  civil  et  le  degre 
d'instruction  compares  k  Tage.  —  Repartition  des  habitants  d'apres  les  professiona,  fonc- 
tions  et  positions.  —  Communautes  religieuses.  —  Nombre  h 'habitants  per  arrondissement 
et  par  canton.  — ) 

Gerechtet  ijke  statistiek  van  het  Koninkrijk  der  Nederlanden  ,  1892.  'sGraren- 
hage  1893.  4.  XXXVI— 269  bis.  (Inhalt:  Civil-  und  Militlrstrafrechtsstatistik.  —  Civil- 
prosefsstatistik.  —  Konkurse.  — ) 

Statistiek  van  het  Koninkrijk  der  Nederlanden.  Bescheiden  betreffende  de  geld- 
middelen.  XVIIIde  stuk  (1892):  Mededeeling  van  de  opbrengst  der  belastingen  in  andere 
middelen  en  van  verschillende  bijsonderheden  met  de  heffing  der  belastingen  in  verband 
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staande.  'sOravenbage,  M.  N'ljboff,  189S.  4.  IV— 112  bis.  (Herausgegeben  vom  Finana- 
ministerium.  Inhalt :  Direkte  Steuern.  —  Indirekte  Steuern.  —  Acciseerträge.  —  Domänen. 

—  Einnahme  an  Steuern  in  den  Finanzjahren  1887/1892.) 

Statistiek  van  den  in-,  uit-  en  doorvoer  (van  den  Koninkrijk  der  Nederlanden) 
over  het  jaar  1892.  Uitgegeven  door  bet  Departement  van  financien.  I.  gedeelte.  'sGra- 
venhage,  gedrukt  bij  gebroeders  Giunta  d'Albani,  1893.    Imp.  in-folio.    496  bis. 

Dänemark. 

Danmarks  Statistik.  Statistlak  Tabelvierk,  IV.  Serie,  Abteil.  AN"?:  Vielser, 
Fodslerog  Dadsfald  i  Aarene  1885— 1889.  Kjebenhavn,  Gyldendal,  1893.  4.  XXX— 296  pp. 
(Verehelichungen,  Geburten  und  Sterbefille  in  Dänemark  in  den  Jahren  1885  u.  1889.) 

—  Statistisk  Tabelvrerk,  IV.  Serie,  Abt.  A,  N°  8*:  Tabellariske  Oversigter  over  Folke- 
mengdens  Fordeling  elter  Alder,  Kjen,  »gteskabflig  Stilling,  Troessamfnnd  og  Nterings- 
veje  m.  m.  samt  Arealet  og  Anfallet  af  Gaarde  og  Huse  in  Kongeriget  Danmark,  den 
1.  Februar  1890,  ebd.  1893.  4.  893  pp.  (Die  Bevölkerung  Dänemarks  nach  der  Zäh- 
lung vom  1.  Febr.  1890,  dargestellt  nach  Alter,  Geschlecht,  Civilstand,  Religionsbekenntnis, 
Beruf,  sowie  in  ihrer  Verteilung  auf  Wohnplätze  und  Wohnhäuser.)  (Publikation  des 
dänischen  statistischen  Bfireaus.) 

Danmarks  Statistik.  Statistisk  Tabelvasrk,  IV  Serie,  Abteil.  D,  N°  21:  Kongeri- 
gets  Handels-Flaade  og  Skibsfart  i  Aaret  1892.  Kjebenhavn,  Gyldendal,  1893.  4. 
LIX — 88  pp.  (Die  Handelsmarine  und  die  auswärtige  sowie  die  Rüstenschiffahrt  Däne- 
marks im  Jahre  1892  )    [Publikation  des  dänischen  statistischen  Bureaus.] 

Schweis. 

Mitte  Hungen,  statistische,  betreffend  den  Kanton  Zürich.  Herausgegeben  vom 
kantonalen  statistischen  BDreau.  Jahr  1890.  Heft  1 :  Landwirtschaftliche  Statistik. 
Zürich,  Druck  von  Orell  FÜfsli,  1893.  8.  132  SS.  Tut  und  13  88.  tabellarische 
Fragezettelformulare.  —  Heft  3:  Bevölkerungsstatistik .  Darstellungen  der  Bewegung  der 
Bevölkerung  im  Jahre  1890,  nebst  vorläufigen  Mitteilungen  Über  die  Bevölkerungsbewegung 
in  den  Jahren  1891  und  1892.    ebd.  1893.    8.    67  SS. 

Schweden. 

Bidrag  tili  8veriges  officiella  Statistik.  A.  Befolkningsstatisdk,  ny  följd,  XXXII. 
1,  för  8r  1890.  I»  afdelningen:  Folkmängd,  vigde,  födde  och  döde  samt  emigranter  och 
immigranter  är  1890.  Stockholm  1892.  Roy.  in-4.  XVII— 60,  XLVI— 57  pp.  (Trauuogen, 
Geburten  und  Sterbefälle,  1890.    Bewegung  der  Bevölkerung  in  den  Jahren  1881—90). 

—  B.  Rättsväsendet,  ny  följd,  XXXIV,  1.  2,  ebd.  1892.  Roy.  in-4.  XXII— 50, 
VI — 44  pp.  (Civil-  und  Kriminalstatistik  für  1891).  C.  Bergshandteringen.  Berättelse 
för  Sr  1891,  ebd.  1892.  Roy.  in-4.  (Montanstatistik  für  1891).  —  D.  Fabriker  och 
manufakturer.  Berättelse  för  Sr  1891,  ebd.  1893.  Roy.  in-4.  XVIII— 75  pp.  —  E. 
Inrikes  sjöfart  och  handel.    Berättelse  för  ar  1891,  ebd.  1893.    Roy.  in-4.    X— 38  pp. 

—  F.  Utrikes  handel  och  sjöfart.  Berättelse  för  ar  1891,  2  häften:  I.  Utrikes  handel. 
X-161  pp.  II.  Utrikes  sjöfart  IV— 149  pp.,  ebd.  1892/93.  Roy.  in-4.  —  G.  Fang- 
va°rden,  ny  följd  XXXHL    Berättelse  för  ar  1891,  ebd.  1892.   Roy.  in-4.  XXIX— 39  pp. 

B  u  I  g  ar  i  es. 

Übh3cohho  ua  HacejieHHeTO  b%  E'KirapcKOTO  KtuixecTBO  npi3T>  1889  rojunia. 
Co*uh,  3H.i6epi,  1892.  4.  (Bewegung  der  Bevölkerung  des  Fürstentums  Bulgarien 
während  des  Jahres  1889.)  Sofia,  Druck  von  Silber,  1892.  4.  VI— 469  SS.  (Publi- 
kation des  bulgarischen  statistischen  Bureaus.) 

Amerika  (Vereinigte  Staaten). 
Quart  er  ly  report  of  the  Chief  of  the  Bureau  of  statistics,  Treasury  Department, 
relative  to  the  Imports,  exports,  Immigration,  and  navigation  of  the  United  States  for  the 
9  montbs  ending  September  80,  and  December  31  1892,  and  March  31,  1893;  also 
containing  other  statistics  (values  of  exports  from,  and  Importe  into  the  U.  St.  calendar 
years  1867  to  1892;  Tobacco  and  manufactures  of  tobaeco,  1880  to  1892;  Financial 
history  of  the  U.  St,  1860 — 92;  etc.)  relative  to  the  trade  and  industry  of  the  country. 
3  parte.  Washington,  Government  Printing  Office,  1893.  8.  763  pp.  (Compiled  from 
official  returns  renderad  to  the  Bureau  of  statistics  by  collectors  of  customs.) 
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—  Argentinien 

Anuario  estadistico  de  la  ciudad  de  Buenos  Aires,  ano  II  (1892).    Buenos  Aires, 

Compania  Sud-Aroericana  de  billetes  de  banco,  1893.  Roy. -8.  XXIX — SS8  pp.  (Pabli- 
caciöij  de  la  Direcciön  general  de  estadistica  municipal.) 

—  Uruguay. 

Anuario  estadistlco  de  la  Repüblica  orientel  del  Uruguay,  ano  VIII:  1891.  Monte- 
video, tipogr.  orlenteL  1892.  Roy.  iu-8.  LI— 666  pp.  c.  Uvol.  graf.  y  fototip  (Publi- 
caclön  de  la  Direcciön  de  estadistica  general.) 

Asien.  China. 

China.  Imperial  maritime  customs.  I.  Statistical  series  :  N<*  3  and  4:  Returns  of 
trade  and  trade  reports  for  the  year  1892.  Part  II:  Reports  and  statistics  for  eacb  port, 
with  the  reports  and  statistics  for  Corea.  84»>  issue  and  (for  Corea)  28**>  issue.  Shanghai 
and  London,  Hin*  &  Sohn,  1898.  4.  VII-692  pp.  $  6—  (Appendix  I:  Index  to 
annual  trade  reports,  1864—92,  pp.  611/31.) 

—  Japan. 

Resume*  statistique  de  l'empire  du  Japon.  7«  annee.  Tokio,  26p  ann.'e  de 
Moni;,.  1893.    4-minor.    XV— 149  pp.    avec  carte  imp.  in-folio  et  3  graphiques. 

Australien.  Neusudwales. 
Statistiken' a  report  on  tb«  Xlth  census  of  New  South  Wales.  1  mstalment. 
Sydney,  Ch.  Potter  printed,  1893.  4.  VI  — 136  pp  with  5  diagram  maps.  2/.6.  Con- 
tents: Origiu  of  the  census.  —  Census  Conference.  —  Data  of  the  census.  —  The  Census 
Act.  —  Initial  preparations.  —  The  taking  of  the  census.  —  Tabulation  of  resulta.  — 
Population  estimates.  —  The  method  of  mustering.  —  The  growth  of  population,  from 
tbe  foundation  of  the  colony  to  the  year  1800.  —  The  growth  of  population  from  tbe 
year  1810  to  tbe  year  1856.  —  The  censuse*  of  1861,  1871,  and  1881.  —  The  density 
of  population,  1861  to  1891.  —  Urban  and  rural  population,  1861—1891.  —  Elements 
of  increase  of  population  and  distribution  of  sex.  — ) 

—  Neuseeland. 

Resultsof  a  census  of  the  colony  of  New  Zealand,  taken  for  tbe  night  of  the 
6»  April,  1891.  Coropiled  in  tbe  Office  of  tbe  Registrar-General.  Wellington,  O.  Dids- 
bury  printed,  1892.  Folio.  VII— 804,  L1X  pp.  (Contents:  Population  and  houses.  — 
Birtbplaces  of  the  people.  —  Religions  of  the  people.  —  Ages  of  the  people.  —  Coo- 
jugal  condition  of  the  people  —  Educ&tion  of  the  people.  —  Occupation  of  tbe  people. 

—  Sickness  and  infirmity.  —  Land,  live-stock,  dairy  produce,  and  agricultural  machincs 

—  Industries,  land  and  building  societies,  mechanics'  institutes,  ete.  — ) 

Statistics  of  the  colony  of  New  Zealand  for  the  year  1891:  with  abstracte  from 
the  agricultural  statistics  of  1892.  Wellington,  G.  Didsbury  printed,  1892.  Folio. 
X — 425  pp.  (Compiled  from  official  records  in  the  Registrar-Oenerals  Office.  Contents: 
Population  and  vital  statistics.  —  Trade  and  interchange.  —  Finance,  accumulation,  pro- 
duction.  —  Law,  crime,  education.  —  Local  governing  bodies  :  Receips,  expenditure,  and 
loans.  —  Defence,  pollce,  fire  brigades;  life  assurance.  —  etc.) 

13.  Verschiedene» 

B  1  o  n  d  e  1 ,  0.  (Docteur  en  droit  et  doctenr  es  lettree,  Professear  ag- 
grege ä  la  Faculte"  de  droit  de  Lyon),  Etüde  sur  la  Politique  de  l'Em- 
perear  Fre'de'rio  II  en  Allemagne  et  sur  les  transformations  de  la  Con- 
stitution allemaudu  dans  la  premiere  moitie*  da  XHIe  Sieole.    Paris  1892. 

Vor  einem  Menschenalter  noch  war  Deutschland  den  meisten  fran- 
zösischen Schriftstellern  das  Land  der  romantischen  Poesie  und  einer 
tiefen ,  wenn  auch  mystischen  und  schwer  verständlichen  Philosophie. 
Man  brachte  uns  ein  mit  Mitleid  über  unsere  politische  Schwäche  und 
unsere  Weltfremdheit  gemischtes  Wohlwolleu  entgegen,  aber  man  begnügte 
sich  aus  den  Schilderungen  der  Madame  de  Stael  und  ihrer  Nachahmer 
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und  etwa  noch  aas  einigen  Übersetzungen  ,  vornehmlieh  der  phantasti- 
schen Erzählungen  E.  T.  Ä.  Hoffmanns  seine  Kenntnisse  Deutschlands  und 
des  deutsohen  Geistes  zu  schöpfen.  Das  hat  sich  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten gründlioh  geändert  und  wir  können  darüber  nur  unsere  Befrie- 
digung ausdrücken.  Ist  auch  leider,  aber  begreiflicherweise  das  Wohl- 
wollen gesohwunden,  so  sind  dafür  Deutschland,  seine  Geschichte,  seine 
Einrichtungen,  Beine  Litteratur  zu  Gegenständen  ernster  und  eindringender 
Studien  in  Frankreich  geworden  und  wir  verdanken  einer  Reihe  jüngerer 
fransösisoher  Gelehrten  zahlreiche  wissenschaftliche  Untersuchungen  and 
zusammenfassende  Werke,  die  durchaus  unparteiisch  und  vorurteilsfrei  nur 
die  wahre  Erkenntnis  der  deutschen  Gegenwart  und  der  deutsohen  Ver- 
gangenheit sioh  zum  Ziele  gesetzt  haben.  Zu  ihnen  gehört  auch  der  Ver- 
fasser des  oben  angeführten  Buches,  der,  durch  längeren  Aufenthalt  in 
Deutschland  mit  der  deutschen  Wissenschaft  und  Gelehrtenwelt  vertraut, 
sohon  durch  seinen  Berioht  über  das  Reohtsstudium  an  den  deutscheu 
Universitäten  sich  unseren  Dank  verdient  hat.  Sein  Werk  über  Kaiser 
Friedrich  11.  ist  die  reife  Frucht  langjährigen  Studiums  und  ruht  auf  einer 
ebenso  ausgebreiteten  wie  tiefgehenden  Kenntnis  des  gesamten  Quellen- 
materials und  der  außerordentlich  umfangreichen  und  weit  zerstreuten 
Litteratur.  Keine  Abhandlung,  keine  Dissertation,  keine  Notiz  in  irgend 
einer  unserer  Zeitschriften  ist  dem  Verfasser  entgangen  und  in  mühsamer 
Forschung  hat  er  die  Steine  zusammengesucht,  welche  er  zu  einem  reiohen 
und  doch  übersichtlichen  Gesamtbild  vereinigt  hat.  Von  unserer  deut- 
schen Geschichtsforschung  hat  er  die  kritische  Methode  und  Genauigkeit 
der  Einzeluntersuchung  gelernt,  und  sein  Werk  zeigt  auf  jeder  Seite,  dafs 
er  sioh  mit  Recht  als  einen  Schüler  von  Waitz  bekennen  darf.  Andererseits 
hat  er  in  Deutschland  nicht  die  Eigenschaften  verloren ,  welche  die  fran- 
zösische Geschichtsschreibung  auszeiehnen  und  welche  leider  den  meisten 
unserer  Geschichtsforschern  fehlen.  Nicht  nur  wegen  seines  Inhalts,  son- 
dern auch  wegen  der  Eleganz  und  Klarheit  seines  Stils,  wegen  der  über- 
sichtlichen und  folgerichtigen  Komposition  kann  das  Werk  vornehmlich 
unseren  jüngeren  Historikern  zum  eifrigen  Studium  dringend  empfohlen 
werden.  Der  Verfasser  beherrscht  den  grofseo  Stoff  in  allen  seinen  Ein- 
zelheiten, aber  er  verliert  sich  nicht  in  ihnen.  Er  versteht  es  das  Wich- 
tige von  dem  Unwichtigen  zu  scheiden  und  die  einzelnen  Thatsaohen  in 
den  grofsen  Zusammenhang  der  Dinge  einzuordnen  und  nach  ihrer  Be- 
deutung für  die  Gesamtentwiokelung  abzuschätzen.  Die  Einzelheiten  sind 
ihm  nicht  um  ihrer  selbst  willen  von  Wert,  sondern  er  untersucht  sie 
nur,  um  aus  ihnen  die  allgemeinen  Ideen  zu  gewinnen,  welche  den  wahren 
Inhalt  der  Gesohichte  bilden  und  welche  allein  den  Schicksalsgang  der 
Völker  erklären.  Ausgezeichnet  nach  Inhalt  wie  nach  Form  sind  in  dieser 
Beziehung  vor  allem  die  Einleitung  und  die  Schlufskapitel.  Während  der  Verf. 
in  jener  die  Entwickelung  der  Verfassung  in  Frankreich,  England  und 
Deutschland  während  des  Mittelalters  und  ihre  Grundformen  einer  ver- 
gleichenden Betrachtung  unterwirft,  zieht  er  in  den  Erörterungen,  mit 
denen  sein  Werk  schliefst,  die  Ergebnisse  seiner  Forschungen,  indem  er 
die  Politik  Friedrichs  II.  in  ihren  Hauptziigen  charakterisiert  und  indem  er 
darlegt,  wie  seine  Regierung  der  Ausgangspunkt  für  die  weitere  Entwioke- 
lung  der  staatlichen  Zustände  in  Deutsehland  geworden  ist 
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Zu  allen  Zeiten  hat  die  geniale  und  merkwürdige  Persönlichkeit  des 
grofsen  staufischen  Kaisers  das  Interesse  der  Nachlebenden  gefesselt  and  es 
ist  bekannt,  wie  verschiedenartig  die  Beurteilung  ist,  die  ihm  zu  teil  ge- 
worden ist  und  noch  gegenwärtig  zu  teil  wird.  Der  Verf.  bemüht  sich  zu 
einem  gereohten  und  unbefangenen  Urteil  zu  gelangen,  er  zollt  seiner 
glänzenden  Begabung,  der  Großartigkeit  seiner  Auffassung,  der  unerschöpf- 
lichen Gewandtheit  seiner  Politik  volle  Anerkennung.  Als  den  grofsen  Traum 
eeines  Lebens,  als  das  fostgesteckte  Ziel  seiner  ehrgeizigen  Bestrebungen  be- 
zeichnet er  mit  Recht  die  Bildung  eines  grofsen,  Deutschland  und  Italien 
umfassenden  Reichs,  dessen  Schwerpunkt  aber  nicht  in  Deutschland,  sondern 
in  Sicilien  liegen  sollte.  „Italien  sollte  in  seinen  Gedanken  seine  Operations- 
basis bilden,  Italien  sollte  dem  Reich  seinen  Charakter  geben,  es  war  eine 
vollständige  politische  und  geographisohe  Revolution,  welohe  er  plante." 
Der  Verf.  weist  die  Gründe  nach,  aus  denen  im  13.  Jahrh.  dieser  Traum 
nicht  zu  verwirklichen  war.  „Es  wäre  nicht  möglich  gewesen,  so  ver- 
schiedenartige Völker  unter  einer  Regierung  friedlich  zusammenzuhalten. 
Die  Entfernung  von  der  Mündung  der  Erbe  bis  zur  Spitze  Siciliens  war  zu 
grofs,  als  dafs  ein  Mann  ein  so  ausgedehntes  Reich  hätte  lonken  können. 
Und  in  der  That  Friedrich  erscheint  nicht  als  nationaler  Herrscher  irgend 
eines  seiner  Länder.  Trotz  seiner  Klugheit  und  der  Geschmeidigkeit  seines 
Geistes  hat  er  nirgends  Wurzel  gefafst  und  ist  er  in  das  Leben  keines 
der  Völker,  die  er  beherrschte,  tief  eingedrungen."  Für  Deutschland  aber 
war  seine  Herrschaft  ein  Unglück.  Die  unmittelbaren  Folgen  waren  eine 
vollständige  Anarchie,  die  Auflösung  der  Rechtsordnung,  der  Niedergang 
des  nationalen  Geistes.  Nach  ihm  verlor  das  Reioh  seine  Stellung  als 
europäische  Grofsmacht.  Mit  seinem  Falle  beginnt  eine  neue  Periode  der 
deutschen  Verfassungsgeschiohte,  dereu  charakteristischer  Zug  die  Schwäche 
jeder  zentralen  Gewalt  bildet.  So  ist  die  Regierung  Friedrichs  II.  der 
Wendepunkt  der  deutschen  Geschichte.  Die  Aufgabe  aber,  die  der  Verf. 
sich  gestellt  hat,  besteht  darin,  die  Veränderungen  nachzuweisen,  welohe 
sich  in  den  Verfassungszuständen  Deutschlands  während  dieser  bedeu- 
tungsvollen Uebergangszeit  unter  den  Einwirkungen  der  Politik  Frie- 
drichs II.  vollzogen  haben.  Nach  allen  Seiten  hin  hat  er  diese  Einwir- 
kungen verfolgt,  so  dafs  uns  sein  Werk  in  der  That  eine  Geschichte  der 
deutschen  Verfassung  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrh.  darbietet.  So 
grofs  die  Zahl  der  Abhandlungen  ist,  in  welchen  einzelne  Fragen  unter- 
sucht worden  sind,  so  haben  wir  in  der  deutschen  Litteratur  doch  keine 
Darstellung,  die,  wie  der  Verfasser  dies  thut,  uns  ein  Gesamtbild  vorführt 
Und  hierin  liegt  der  wissenschaftliche  Wert  des  Buches  hauptsächlich, 
während  der  Verf.  meist  darauf  verzichtet  hat,  die  wissenschaftliche  Unter- 
suchung der  einzelnen  Rechtsinstitute  weiterzuführen.  Sein  Streben 
war  mehr  darauf  gerichtet,  die  Ergebnisse  der  bisherigen  Forschung  einer 
sachkundigen  Prüfung  zu  unterziehen  und,  soweit  sie  sich  als  richtig  er- 
geben, ihren  inneren  Zusammenhang  nachzuweisen. 

Das  Werk  ist  —  von  der  Einleitung  und  dem  Schlüsse  abgesehen  — 
in  sechs  Kapitel  gegliedert.  Nachdem  der  Verf.  im  ersten  Kapitel  die 
Persönlichkeit  des  Kaisers  und  seine  Regierung  im  allgemeinen  charak- 
terisiert hat,  widmet  er  das  zweite  der  königliohen  Gewalt  im  An- 
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fang  des  13.  Jahrhunderts.  Der  Verf.  schildert  die  Aasbildung  des  Rechts 
der  Königswahl  und  den  Einflufs  der  Wahl  auf  die  Stellung  und  das  Recht 
des  Königs,  sowie  das  Verhältnis  der  Konigswürde  zu  der  Kaiserwürde. 
Die  Funktionen  des  Königs  in  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit,  seine 
militärischen  Maohtmittel,  seine  finanziellen  Verhältnisse  werden  uns  in 
einem  interessanten  Vergleioh  mit  der  Stellung  des  Königtums  in  Frank- 
reich nnd  England  vorgeführt.  Das  folgende  und  umfangreichste  Kapitel 
erörtert  die  Lehnsverfassung  des  Reichs  und  das  Verhältnis  Frie- 
drich II  zu  den  weltliohen  Grofsen.  Eingehend  und  in  sehr  lehr- 
reicher Weise  werden  die  Zugeständnisse  besprochen ,  welche  der  Kaiser 
in  dem  Reichsgesetze  von  1231  und  vor  allem  in  dem  grofsen  Landfrie- 
den des  Reichstags  von  Mainz  von  1235  den  Fürsten  gemacht  hat.  Wie 
sich  auf  Grund  dieser  Zugeständnisse  die  Landeshoheit  in  den  einzelnen 
Territorien  ausbildete,  weist  er  an  den  Beispielen  von  Meifsen  und  Thü- 
ringen (die  der  Verf.  aber  nioht  als  „Sachsen"  hätte  bezeichnen  sollen), 
Hessen,  Bayern,  Schwaben  nach.  Hieran  schlieft  sioh  in  Kapitel  IV  die 
Darstellung  der  Beziehungen  des  Kaisers  zu  den  geistlichen  Fürsten 
und  dem  Klerus.  Wie  in  dem  vorigen  Kapitel  das  Reichsgesetz  von 
1235,  so  giebt  der  Verf.  hier  eine  ausführliche  Besprechung  des  Reiohs- 
gesetzes  von  1220,  der  confoederatio  cum  prinoipibus  ecclesiastiois ,  und 
verfolgt  die  Wandlungen,  welche  die  Stellung  der  Bischöfe  und  der  Reichs- 
äbte zu  der  königlichen  Gewalt  während  der  Regierung  Friedrichs  erfuhr. 
Von  besonderem  Interesse  ist  das  V.  Kapitel,  in  welohem  der  Verf.  die 
wechselnde  und  schwankende  Politik,  welche  der  Kaiser  den  aufstrebenden 
Städten  gegenüber  befolgte,  einer  Untersuchung  unterzieht.  Er  unter- 
scheidet zwischen  dem  Verhalten  des  Kaisers  gegenüber  den  bischöflichen 
Städten  nnd  gegenüber  den  Reiohsstädten.  Während  er  die  enteren  der 
Herrschaft  der  Bischöfe  preisgiebt,  um  deren  Unterstützung  zu  gewinnen, 
suchte  er  durch  zahlreiche  Privilegien  den  Aufschwung  der  Reichsstädte 
zu  fördern,  um  seine  Hausmaoht  zu  stärken.  Aber  meist  von  Deutsch- 
land abwesend,  vermochte  er  nioht  aus  den  Städten  sich  eine  Macht  zu 
schaffen ,  auf  die  er  sioh  in  dem  Kampf  gegen  die  Fürsten  hätte  stützen 
können.  Er  zeigte  sioh  hier  der  Aufgabe,  die  dem  deutschen  König  ob- 
gelegen hätte  und  durch  deren  Lösung  er  den  Fall  des  Reiches  hätte  auf- 
halten können,  nicht  gewachsen.  Im  VI.  Kapitel  wird  die  Lage  der  1  ä  n  d- 
lichen  Bevölkerung  insbesondere  auf  den  grofsen  Grundherrschaften 
im  südlichen  und  westlichen  Deutschland  geschildert  und  die  Ursachen, 
welche  eine  Verbesserung  der  Verhältnisse  der  Bauern  im  13.  Jahrh. 
herbeiführten,  untersucht.  Eine  unmittelbare  Einwirkung  des  Kaisers 
läfst  sich  nicht  nachweisen.  Seine  langjährige  Abwesenheit  verhinderte, 
dafs  er  diesen  Verhältnissen  nahe  trat  und  von  einer  Politik  des  Kaisers 
gegenüber  dem  Bauernstand  kann  eigentlich  nicht  die  Rede  sein. 

In  einem  Anhang  giebt  der  Verfasser  zunächst  einen  Abdruck  der 
Reiohgesetze  von  1220,  1231,  1232  und  1235  nach  den  Mon.  Germ. 
Leges  II.  In  einer  längeren  Ausführung  weist  er  sodann  die  Zweifel, 
welche  Philippi  an  der  Echtheit  der  confoederatio  von  1220  erhoben  hat, 
mit  Erfolg  zurück  und  bespricht  endlioh  in  einem  dritten  Anhang  die 
vielerörterte  Frage  über  den  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung.  Er 
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giebt  eine  sehr  dankenswerte  kritische  Uebersicht  der  zahlreichen  Sohriften 
und  Aufsätze,  welche  in  den  letzten  Jahren  über  diesen  Gegenstand  er- 
schienen sind.  Seine  eigene  Ansicht  fafst  er  in  den  Worten  zusammen : 
„loh  bin  überzeugt,  dafs  die  Städte  weder  römischen  noch  germanischen 
Ursprungs  sind.  Ihr  Aufschwung  ist  das  Ergebnis  einer  sozialen  Ent- 
wicklung, welche  in  dem  ganzen  Occident  sich  rollzog  und  welche  weder 
einem  Volke  nooh  einer  Rasse  eigentümlich  ist.  Man  mufs  in  ihr  vor 
allem  eine  Aeufserung  jenes  GenOBseuschaftstriebes  sehen,  weloher  allge- 
mein ist  und  der  sioh  aus  sich  selbst  heraus  bei  allen  Völkern  offenbart, 
sobald  die  Verhältnisse  sein  Erscheinen  begünstigen".  Wir  stimmen  diesen 
Worten  vollständig  bei.  Aber  damit  ist  nooh  nicht  die  Frage  gelöst, 
welche  Ursachen  waren  es,  die  bei  dem  einzelnen  Volke  zu  einer  be- 
stimmten Zeit  die  Stadt  als  ein  besonderes  Gemeinwesen  mit  städtischem 
Gericht  und  eigenen  Organen  hervorbrachten?  Und  wenn  für  Deutsch- 
land der  Verf.  darauf  antwortet:  „durch  eine  Entwickelung,  die  leicht  (?) 
zu  begreifen  ist,  und  in  weloher  sicherlich  die  Markt-  und  Handelsver- 
hältnisse eine  grofse  Rolle  spielten,  ist  das  alte  Landgericht  zum  Stadt- 
gericht geworden",  so  hat  er  sioh  u.  E.  die  Antwort  doch  zu  leicht  ge- 
macht. Hier  wie  in  manchen  Einzelheiten  können  wir  ihm  nioht  bei- 
stimmen. Aber  das  mindert  nicht  den  Dank,  den  wir  dem  Verf.  für  seine 
vortreffliche  und  lehrreiche  Bearbeitung  der  deutschen  Verfassungsge- 
sohiohte  zollen,  einen  Dank,  der  dadurch  nur  gesteigert  werden  kann, 
dafs  wir  die  Gabe  aus  der  Hand  eines  Ausländers  empfangen  haben. 
Halle  a.  8.  L  o  e  n  i  n  g. 

L  otmar,  Philipp  (Professor  an  der  Universität  in  Bern),  Vom 
Reohte,  das  mit  uns  geboren  ist  —  Die  Gerechtigkeit.  Zwei  Vorträge. 
Bern  1893.  Verlag  von  Schmid,  Franoke  &  Co.    95  SS. 

Im  Rahmen  zweier  auch  für  Damen  bestimmten  Vorträge  hat  hier 
der  Verfasser  einige  der  schwierigsten  Probleme  des  Rechts  zu  behandeln 
versucht  und  diese  auf  „Sprengung  eingebildeter  Grundbegriffe"  gerich- 
teten Versuche  durch  die  Drucklegung  der  öffentlichen  Kritik  unterbreitet 

Anknüpfend  an  den  bekannten  Spruch  des  Mephistopheles  in  Goethes 
Faust : 

„Vom  Rechte,  d*s  mit  une  geboren  ist, 
Von  dem  iet,  leider !  nie  die  Frage"  — 

untersucht  der  Verfasser  zunächst,  was  unter  dem  hier  gemeinten  Rechte 
zn  verstehen  ist  Er  identifiziert  es  mit  dem  „Naturrecht",  dem  Ideal- 
recht, dem  Reoht,  wie  es  der  Idee  nach  sein  sollte,  dem  Gegensatz  des 
„positiven"  Reohts,  weshalb  er  es  auch  als  nioht  wirkliches,  als  blofs  ge- 
dachtes Recht  bezeiohnet  (8.  21).  —  Zwar  ist  er  der  Ansioht,  dafs  es 
vor  der  philosophischen  Kritik  nicht  bestehen  kann,  dafs  es  aber  als  „Er- 
rungenschaft der  Kultur  oder  dooh  als  Denkmal  ihrer  Geschiohte  an- 
ziehend und  ehrenwert  ist" 

Dafs  sioh  die  Juristen  mit  diesem  Reohte  nioht  befassen,  ist  nach 
Lotmars  Meinung  thatsäohlich  richtig,  aber  keineswegs,  wie  Mephisto- 
pheles meint,  zu  bedauern.  Denn  „der  Kritik  und  der  Reform  des  gel- 
tenden Rechts  Vorschub  zu  leisten,  ist  gar  nicht  Sache  der  Jurisprudenz. 
Ob  ihr  Recht  „Vernunft"  oder  „Unsinn",  „Wohlthat"  oder  „Plage",  kurz, 
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wie  beschaffen  sein  Inhalt  ist,  ist  für  die  Jurisprudenz  völlig  gleich  gütig. 

da  sie  einzig  nur  darum  besorgt  zu  sein  hat,  was  Rechtens  ist."  

„Dieses  dringende  Bedürfnis  zu  befriedigen,  ist  das  Geschäft  und  das  pro- 
fessionell einzige  Geschäft  des  Rechtsgelehrten.11 

Wie  grundfalsch  diese  letzten  wörtlich  wiedergegebenen  Sätze  sind, 
das  beweist  der  Verfasser  selbst  durch  den  Inhalt  seines  zweiten  Vor- 
trages, in  welchem  er,  obwohl  Jurist,  fortgesetzt  untersucht,  nicht  etwa, 
was  Rechtens  ist,  sondern  was  Rechtens  sein  sollte,  indem  er,  im  Wider- 
spruch mit  obigen  Sätzen,  stellenweise  die  denkbar  schärfste  Kritik  an 
dem  geltenden  Recht  ausübt. 

Mulis  sonaoh  zwar  anerkannt  werden,  dafs  der  erste  Vortrag  gewisse 
Anregungen  bietet,  so  sind  dooh  die  darin  enthaltenen  SohlufsfolgerUDgen, 
die,  wären  sie  richtig,  die  Jurisprudenz  ihres  wissenschaftlichen 
Wertes  nahezu  vollständig  entkleiden  würden,  auf  das  Allerentschiedenste 
abzulehnen. 

Was  würde  man  wohl  von  einem  Mediziner  sagen ,  der  es  als  die 
„professionell  einzige  Aufgabe"  seiner  Wissenschaft  hinstellen  wollte,  den 
Menschen  und  dessen  Krankheiten  zu  beschreiben,  der  dagegen  jegliohe  Un- 
tersuchung über  die  Entstehungsursachen  der  Krankheiten,  die  Mafsregeln, 
ihnen  vorzubeugen  und  die  Mittel,  sie  zu  heilen,  als  aufserholb  des 
Rahmeos  der  Medizin  liegend  bezeichnen  würde?  Handelt  Lotmar  mit 
Bezug  auf  die  Jurisprudenz,  der  er  ihre  vornehmste  und  wichtigste  Auf- 
gabe, „Material  zum  Rechtsbau  zu  liefern",  entziehen  will,  etwa  anders?! 

In  dem  zweiten  Vortrage  sucht  L.  nachzuweisen,  daf»  die  „Gerech- 
tigkeit" für  diu  Gestaltung  des  Rechts  bedeutungslos  ist,  indem  es  z.  B. 
keine  Forderung  der  Gerechtigkeit  sein  soll,  dafs  der  Mörder  gestraft  werde. 

Nach  dem  Vorgang  von  Jhering  —  den  L.  freilich  nicht  nennt  — 
erblickt  er  vielmehr  lediglich  im  Zweok  (oder,  wie  er  sagt,  in  der 
„Zweokmäfsigkeit")  den  8ohöpfer  alles  Rechts. 

Als  das  Wesen  der  Gerechtigkeit  bezeichnet  der  Verfasser  sodann 
nach  dem  Vorgang  von  Aristoteles  „die  verhältnismässige  Gleichheit". 

Sind  sonach  die  hier  von  L.  aufgestellten  8ätze  nicht  neu,  so  for- 
dern die  daraus  von  ihm  gezogenen  Folgerungen  zum  Teil  den  entschie- 
densten Widerspruch  heraus,  60  z.  B.  dasjenige,  was  er  über  die  Gewäh- 
rung der  „politischen  Rechte"  an  die  Frauen  als  eine  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit sagt  (8.  80). 

Auf  Einzelheiten  einzugehen,  namentlich  die  logischen  Fehler  und 
thatsächlichen  Irrtümer  *)  in  der  Beweisführung  des  Verfassers  auf- 
zudecken, gebricht  es  an  Raum;  das  Gesagte  dürfte  genügen,  um  dar- 
zuthun,  wie  mifslich  es  ist,  grundlegende  Probleme  in  dem  Rahmen  eines 
populären  Vortrags  zu  behandeln. 

Göttingen.  Neukamp. 

1)  So  giebt  L.  8.  94  A.  49  die  Zahl  der  „selbständig  Ei  werbenden"  in  Preufsen  auf 
23,3  Millionen  (!)  an,  während  die  G  e sam  tb  ev ö  1  k  e  r  nn g  (also  einschl.  der  Kinder, 
Frauen  o.  s.  w.)  sich  im  Jahre  1892/93  nur  auf  29  895  224  Köpfe  belief,  wovon 
10  945  227  Köpfe  (keineswegs  selbständig  Erwerbende)  steuerfrei  blieben.  (Reichs, 
anzeiger  1899,  Mr.  24 1  i  —  Mit  dieser  thatsächlichen  Berichtigung  werden  die  von-  L. 
aas  den  von  ihm  mitgeteilten  irrigen  Zahlen  gesogenen  Schlußfolgerungen  ohne  weiteres 
hinfällig. 
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AI  man  ac  b  für  die  k.  u.  k.  Kriegsmarine  1893.  Neue  Folge,  XIII.  Jahrg  Tola 
u.  Wien,  Gerold  &  Co  ,  1893  12.  XXIV— 889  SS.  mit  144  Panserschiffsskiszen,  geb. 
M.  4,40.  (Inhalt:  Teil  I:  Haft-,  Gewichts-  und  Reduktionstabellen.  —  Teil  II:  Artillerie 
der  verschiedenen  Flotten.  —  Teil  III:  Flottenlist«.  — ) 

Baer,  A.  (GSanR.  u.  OArat  am  Strafgefängnis  Plötzensee),  Der  Verbrecher  in 
anthropologischer  Hinsicht.  Leipiig,  O.  Thieme,  1893.  gr.  8.  IV— 456  SS.  mit  18  Tabellen 
und  4  Hthogr.  Tafeln.    M.  16. — . 

Bericht,  ärztlicher,  des  k.  k.  Allgemeinen   Krankenhauses  su  Wien  vom  Jabre 

1891.  Wien,  Verlag  des  Krankenhauses,  1893.    gr  8     LXI— 276  SS     M.  6.—. 
Börner 's  Reichsmodizinalkalender   für   Deutschland  auf  das  Jahr  1893.  Hrsg 

von  (GehSanR  )  8.  Guttmann.    Teil  I :  Geschäftliches  Taschenbuch.    Leipzig,  G.  Thieme, 

1892.  kl.  8.  VIII— 201  u.  30  SS.  (Enthaltend  u.  a.  Verzeichnis  der  wichtigsten  Bade- 
und  Kurorte  (in  Europa)  und  der  Irren-  und  Idiotenaostalten  im  Deutschen  Reiche.) 
Nebst  Beiheft  tum  1.  Teil,  150  SS.  (Darin  der  Artikel:  Zur  Wohnungshygiene,  von 
(Prof.)  v.  Pettenkofer  etc.) 

Bohde  (Reg.  u  MedR),  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  im  Regbes.  Stade 
während  der  Jabre  1889  bis  1891.  VI.  Generalbericht.  Stade,  Druck  von  Pockwitz, 
1893     8.    IV— 203  SS. 

Den  gier,  P.,  Der  XXI.  »chlesiscbe  Bädertag  und  seine  Verhandlungen  nebst  dem 
medizinischen,  dem  statistischen  Verwaltung«-  und  dem  Witterangsberichte  für  die  Saison 

1892.  Reinerz,  Verlag  des  schlesischen  Badertages,  1893.    8.    IV — 156  SS. 
Gritzner,  M.,  Handbuch  der  Ritter-  und  Verdienstorden   aller  Kulturstaaten  der 

Welt  innerhalb  des  XIX.  Jahrhunderts.  Leipiig,  J.  J.  Weber,  1893.  kl.  8  XIII-618  8S. 
mit  760  in  den  Tut  gedruckten  Abbildungen,  geb.  M.  9.—. 

Hai.'  v  y  ,  L  ,  Der  Feind  im  Land.  Erinnerungen  aus  dem  Kriege  1870/71.  Nach 
französischen  Tagebüchern.  Deutsche  autorisierte  Uebersetzuog  von  H.  Altona.  Brann- 
schweig, O.  Salle,  1893.    gr.  8.    124  SS.    M.  1,50. 

Hollaender,  A.,  Eine  Strafcburger  Legende.  Ein  Beitrag  zu  den  Beziehungen 
8trafBburgs  su  Frankreich  im  16.  Jahrhundert.  8traf»burg,  J.  H.  E.  Heitz,  1893.  8. 
30  SS.  M  1.—.  (A.  u.  d.  T. :  Beitrage  zur  Landes-  und  Volkskunde  Elsafs-Lothringens, 
Heft  XVII ) 

Hygienische  Untersuchungen.  Max  von  Pettenkofer  zum  50-jäbrigen  Doktor- 
jubiläuni am  80.  Juni  1893  gewidmet  vom  Niederrheiniscben  Verein  für  öffentliche  Ge- 
sundheitspflege und  dem  Centralblatte  für  allgemeine  Gesundheitspflege,  herausgegeben 
von  (D"  )  Finkelnburg,  Lent  und  Wolffberg.  Bonn,  E.  8traufs,  1893.  gr.  8.  VI— 180  SS. 
mit  Pettenhofen  Photogravure  nebst  2  Tabellen  und  1  graphischen  Darstellung  in  gr. 
quer-folio.    M.  5  — . 

Jahresbericht  über  die  Verwaltung  des  Medizinal wesens,  die  Krankenanstalten 
und  die  öffentlichen  GcsundbeiUverhlltnisse  der  Stadt  Frankfurt  a/M.  Herausgegeben 
vom  Amtlichen  Verein.  Jahrg.  XXXVI :  1892    Frankfurt  a/M.  1893.  gr.  8.  IV— 240  SS. 

Karsten,  H.  (Pastor,  Schlieffenberg  L  Mecklenb.),  Die  Geschichte  der  evangelisch- 
lütherischen  Mission  in  Leipzig  von  ihrer  Entstehung  bis  auf  die  Gegenwart  dargestellt 
Teil  I.    Güstrow,  Opits  &  Co.,  1893.    gr.  8.    V— 448  SS.    M.  5.—. 

Pas  sau  er  (Reg.-  u  GehMedR),  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  im  Regbez. 
Gumbinnen  während  der  Jahre  1889— 91.    Generalbericht.    Gumbinnen,  W.  Chrzescinski, 

1893.  gr.  8.    IV— 211  SS. 

Peters  (Reg.-  u.  MedR),  Generalbericht  über  das  öffentliche  Gesundheitswesen  des 
Regbes.  Bromberg  für  die  Jabre  1889,  1890  und  1891.  Bromberg,  Bucbdrackerei  Böhlke, 
1893.    gr.  8.    160  SS. 

Repertorium  der  technischen  Journallitteratur.  Im  Auftrage  des  kais.  Patentamts 
herausgeg.  von  Rieth  (Mitglied  des  kais.  Patentamts).  Jahrg  1892.  Berlin,  C  Heymann, 
1898.    Roy.-8.    XI -502  88.    M.  15.—. 

8ohriften  der  physikalisch-ökonomischen  Gesellschaft  zu  Königsberg  in  Pr.  Jahr- 
gang XXXIII  (1892)  Königsberg,  W.  Koch,  1892.  4.  VI— 134  u.  90  SS.  mit  8  Ta- 
feln nnd  9  Abbildungen  im  Text. 

8chultze,  F.  (Prof  ,  Dresden),  Der  Zeitgeist  in  Deutschland,  seine  Wandlungen 
im  neunzehnten  nnd  seine  mutmafsliche  Gestaltung  im  zwanzigsten  Jahrhundert.  Leipsig, 
E.  Günther,  1894.  gr.  8.  M.  3. — .  (Aus  dem  Inhalte:  Die  freireligiöse  Bewegung  and 
die  realistische  Wendung  des  Zeitgeistes  zum  Naturalismus,  Materialismus  and  Darwinis- 
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mus.  —  Pessimismus  und  ethischer  Materialismus,  Sozialdemokratie  und  Ultramontauis- 
mus,  etc.  — ) 

W«if»,  A.  (Reff.- o.  GMedR.),  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  im  Regbex.  Dussel- 
dorf in  den  Jahren  1889—1891.  V.  Verwaltungsbericht.  Kassel,  Weber  &  Weidemeyer, 
1893.    gr.  8.    VI — 262  SS. 

Bardoux,  A.,  La  bourgeoUie  francaise,  1789—1848.  2*  edition.  Paris,  C.  Ldvy, 
1893.    gr.  in-18.    fr.  8,50. 

Congres  annuel  de  mddecine  mentale.  III-  >>ir  session,  tenue  a  Blois  du  l*  au 
6  aoot  1892.  Comptes-rendus  publies  par  le  (Dr)  Doutrebente  (Secr4taire  glneral  du 
Congres)  et  le  (DO  Thiret  (SecreUire  des  sdances.).  Blois,  imprim.  Dorion  &  f>,  1893. 
Roy.  in-8.    X— 431  pag.    fr.  10.—. 

Pondations  des  bourses  d'6tude  Stabiles  en  Belgiqoe.  Pondations  isoldes  dites 
Tolantes.  Tome  III :  Recueil  des  fondations  de  la  Plandre  occidentale  public"  sous  la 
direction  du  minister«  de  la  justice  par  H.  Lenti  (Directeur  gendral  au  mdme  ministere). 
Bruxelles,  P.  Weissenbrucb,  1893.    in-4.    317  pag.    fr.  10.—. 

Gros,  J.,  Le  Comite*  de  salut  public  de  la  Convention  national.  Paris,  E.  Plön, 
1803     in-18.    fr.  8,50. 

Ned-Noll,  Etüde  generale  aar  le  mouvement  gdographique  Africain.  Paris, 
Charles-Lavauxelle,  1898.    8.    96  pag.    fr.  2  — . 

Spencer,  H.,  La  morale  des  diffdrents  peuples  et  la  morale  peraonnelle.  Traduit 
par  E.  Castelot  et  E.  Martin  St.- Leon.  Paris,  Guillaumin  &  Cie,  1898.  8.  fr.  9. — . 
(Collection  des  auteurs    trangcrs  contemporains,  vol.  VI.) 

Low'»  bandbook  to  the  charities  of  London.  LVII'h  year  (189S).  Revlsed  ac- 
e  ording  to  the  latest  reports.    London,  8.  Low,  1893.    8.    XXX  —  308  pp.  1/-—. 

Kharousin,  N  ,  PyccRie  jtonapn.  Moskau,  Levenson,  1890.  folio.  (Die  russischen 
Lappen.    Verhandlungen  der  Moskauer  ethnographischen  Gesellschaft,  Band  X.) 

Ha6.5H»ÄOHiÄ  naÄT.  TeMnepaTypo»  hoibli  nporooeAeuBUfl  bx  TmnoCKOi  ♦ksh- 
leCKoii  oftcopBaTopiH  sa  1886—1887  roxbi.  (Beobachtungen  der  Temperatur  des  Erd- 
bodens im  Tifliser  physikalischen  Observatorium  in  den  Jahren  1886—1887.  Heraus- 
gegeben von  J.  Mielberg  (Direktor  des  Observatoriums).  Tiflis.  Druck  von  J.  Liber- 
mann, 1893     gr.  8     403  pp. 

Piemonte,  L.,  8volgimento  storico  dell'  essenxa  e  dell'  aaione  dello  sUto.  Partei, 
fino  alla  rivoluxione  francese.    Verona,  tip.  G.  Civelli,  1893.    16.    237  pp.    L  8,50. 
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A.  Frankreich. 

Bulletin  du  Ministere  de  l'agriculture.  XII«™  ann«e  (1893)  N«  4 :  A.  France: 
Circulaire  aux  professcurs  d'agriculture  sur  1'alimentation  du  bdtaU  en  temps  de  scche- 
resse.  —  Rapport  »ur  la  pisciculture  dans  les  de'partements  de  la  Savoie  et  de  la  Haute- 
Savote,  par  Brocchi  (prof.  a  l'Institut  national  agronomique).  —  B.  Etranger:  Rapport 
sur  le  commerce  du  b.'tail  eotre  la  Russie  et  les  echelles  du  Levant.  —  Culture  industri- 
elle du  prunier  en  Californie  (d'apres  un  rapport  pre»eut4  a  la  Societc"  hortieole  de  cet 
Etat),  par  J.  Laverriere.  —  Rlpublique  Argentine:  Rapport  sur  la  Situation  geographique 
de  la  province  de  Cordoba  et  sur  son  extension  territoriale.  —  etc. 

Bulletin  de  statistlque  et  de  legislation  comparee  Aoflt  1893:  A.  France,  coloniea, 
etc.:  Le  budget  de  l'exercice  1894.  —  Loi  sur  l'aasistance  mddicale  gratuite.  —  Le» 
revenus  del'Etat:  Becouvrements  de»  sept  premier»  mois  de  1893  (Alglrie  non  comprise). 
—  Le  commerce  extdrieur,  les  sept  premiers  mois  de  1893.  —  Statistiqo«  generale  des 
contributions  directes  et  des  taxes  assimildes.  I.  RAles  de  l'exercice  1892.  II.  Fonds 
de  non-valeur»  des  contributions  directes,  1891.  —  Tonis!«  :   Le  commerce  extdrieur  de 
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1«  Rcgence.  La  refonte  des  monnaies.  L'immatricolation  des  immeuble*  —  B.  Paye 
etrangers:  Belgique:  Lea  monnaies  de  billon  etrangerea  (lol  du  28  jnillet  1893)-  —  Au- 
triche-UoDgrie  |  Lea  succeasions  et  la  ricbease  publique  en  Autricbe.  —  Italie  :  Le  regime 
des  banques  (loi  du  10  aoüt  1893).  Monnaie  de  papier  et  moniiaie  de  broosa.  La 
Situation  budgetaire.  La  service  de*  rentes  italiennes.  —  Espagne.  Le  budget  de  l'exer- 
cica  1893/94.  —  Ruasie:  Le  regime  de  largent.  La  reglementation  des  speculatlons  de 
bourse.  (Oukasea  du  8/20  juin  1893.)  Las  budgeta  finlandaia.  —  Egypte  :  Le  commerce 
exterieur.    Etats- Unis :  La  question  monetaire.  —  etc. 

Journal  das  Economistes.  LH  annee  (1893)  Aoüt:  La  liberte  economique,  par 
G.  du  Puynode  (suite  et  fin).  —  La  colonisation  cbinoise  auz  Etats-Unis,  par  O.  N. 
Tricocbe.  —  Les  ofticiers  ministeriell,  par  L  Tbeureau.  —  Le  mouvement  «gricole,  par 
G.  Fouquet.  —  Revue  critique  des  publications  economiques  en  langue  francaise ,  par 
RouxeL  —  En  Roumauie,  par  D.  Bellet  —  Robinson  Crusoe  et  l'infame  capitaJ,  par 
Hubert- Valleroui.  —  Bulletin:  Le  logement  dea  fonctionnaires.  La  conaommation  du 
tabac  en  France.  —  Soci6t6  d'4conomie  politique,  seance  du  S  aoüt  1893 :  Neurologie : 
Karl  Braun.  Discussion :  Des  reformes  a  operer  dana  l'enselgnement  secondaire  au  point 
de  vue  Economique.  —  etc. 

Journal  de  la  Societ*  de  statlsüque  de  Paria.  XXXiV««w  aone>,  N(  8,  Aout 
1893:  Procea-verbal  de  la  seanc«  du  19  juillet  1893.  —  Rapport  et  decret  relatifs  au 
Conseil  superieur  de  statistique.  —  Sutistique  de  la  dette  publique  de  la  France  (1869 
a  1891),  parA.  de  Foville.  (Avec  le  tableau  comparatif:  Evaluation  des  amortissements 
annuels  exercices  1869  a  1894  (projet  de  budget).  Evaluation»  de  MM.  Fouquet  et  Poiocare.) 
—  Statistiquea  coloniales.  Documenta  de  1893  pour  1890,  par  Cb.  Ceriaier.  —  Cbronique 
des  transports,  par  Beaurin-Greasier.  —  Cbronique  des  finances  publiques,  par  F.  Desjar- 
dtns.  —  Cbronique  des  banque»,  changcs  et  metaux  precieux,  par  Pierre  des  Essars.  — 

Moniteur  des  aasurancea.  Revue  mensuella.  Tome  XXV,  N°  800,  15  Septembre 
1893:  Assurances  contra  les  accidenta :  Kesume  des  Operations  de  l'exercice  1892:  I.  Ope- 
rations de  1892;  II.  Situation  au  31  dccembre  1892;  III.  Assurances  diverses;  IV.  Ren- 
seignements  speciaux,  par  L.  Warnier.  —  Etüde  sur  le  contrat  d'aasurance  contre  le» 
accidenta,  par  E.  Pagot  (suite).  —  Assurances  sur  la  vie:  Projet  de  reglementation  des 
commiaaiona  a  Paris  et  en  province,  par  P.  Sidrac.  —  Lea  commiaaions  escomptees  en 
Amerique.  —  etc. 

Revue  generale  d'administration,  XVlteme  annee  (1893)  Juillet  et  Aoüt:  De  l'hy- 
potheque  judiciaire  et  des  biens  communaux,  par  E.  Seignouret  (soua-prefet  de  Vüleneuve- 
sur-Lot.  —  De  La  Michodiere  et  la  statistique  de  la  population,  par  A.  des  Ciileala.  — 
Notea  de  jurisprudence  (section  de  l'interieur,  dea  cultea,  de  1'instruction  publique  et  des 
beaux-arts  du  Conseil  d'Etat  (suitea).  —  Cbronique  d'ltalie :  Le  Systeme  penitentiaire  en 
Italie.    La  loi  sur  lea  pensions.  —  Cbronique  de  l'administration  francaise.  — 

Revue  internationale  de  sociologie,  I™  aunee  (1893)  N°  ö,  Septembre-Octobre :  L'idee 
de  solidarite  en  tant  que  programme  economique,  par  Cb.  Gide.  —  Le  hasard  et  la 
religion,  par  Mecislaa  Golberg.  —  Le  darwiniame  dana  la  acience  sociale,  par  6.  de 
Lapouge.  —  Essai  de  Classification  des  sciences  sociales,  par  Rene*  Worms.  —  Cbronique 
du  mouvement  social :  Roumanie,  par  C.  D.  Angbel.  —  L'Inatltut  International  de  aocio- 
logie.  —  etc. 


Board  of  Trade  Journal ,  vol.  XV.  August  1893  :  Imports  of  hay  into  tbe  D. 
Kingdom.  —  The  river  trade  of  Siberia.  —  The  Trana-Siberian  railway.  —  The  econo- 
mical  condiüon  of  Poland.  —  The  metal  production  of  Germany.  —  Commercial  edu- 
cation  in  Austria.  —  Japaneso  camphor  trade.  —  Manganeae  production  of  the  U.  States. 

—  Begalationa  affecting  currency  in  the  U.  Statea.  —  Tbe  metal  production  of  Mexico. 

—  Vanilla  cultivation  in  Mexico.  —  Tun  ff  cbsngea  and  cuatoma  regulationa.  —  Com- 
mercial Convention  between  France  and  Ruasia.  —  Extracta  from  diplomatic  and  consular 
reports.  —  Proceedioga  of  Chambers  of  commerce.  —  Statistica  of  trade,  emigration, 
fiaberiea,  etc.  —  SUte  ol  the  akilled  labour  market,  etc.  — 

Contemporary  Review,  the.  September  1898:  The  all-sufßciency  of  natural 
selection.  A  repiy  to  Herbert  Spencer,  by  (Prof.)  A.  Weismann.  —  The  Indien  currency 
experiment,  by  (Prof.)  J.  Sbield  Nicobion.  —  The  principles  of  the  reformation,  by 
(Archdeacon)  Farrar.  —  Journalism  as  a  profession  for  women,  by  Emily  Crawford.  — 
The  teachings  of  the  Labour  Commisaion ,  by  C.  H.  d'E.  Leppington.  —  Ho«r  to  stop 
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river  pollution,  bj  Fr.  Spence  —  Agricultural  depression  in  East  Anglia,  by  R.  Heath. 

—  etc. 

Economic  Journal,  the,  edit.  by  Edgeworth.  Vol.  III  (1892/98)  N°  10:  Jane: 
Statistics  of  some  midland  villages,  by  J.  Aahby  and  B.  King.  —  Labour  federations, 
by  C  Edwards.  —  State  promotion  of  indastrial  peace,  by  D.  F.  Schloss.  —  Patriarchal 
veraas  social  remedies,  by  J.  O.  Brooks.  —  A.  Smith  and  his  relations  to  recent  econo- 
mic*, by  L.  L.  Price.  —  Tbe  taxation  of  ground  rents,  by  C.  F.  Bastable.  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actaaries.  N°  CLXX,  July  1893:  On  the  progress  of 
profit  in  a  life  assarance  fand,  by  Th.  J.  Searle.  —  Contingent  reversions,  reversionary 
lifo  intereeta,  and  life  intereat  in  possession,  by  W.  Brockie  Paterson.  —  etc. 

National  Review,  the,  September  1893:  The  Behring  sea  award,  by  A.  W.  Stave- 
ley  Hill.  —  An  english  woman  in  Thibet,  by  (Miss)  A.  R.  Taylor.  —  The  weary  Citi- 
zens, by  H.  D.  Traill.  —  The  immorality  of  evolutionary  ethics,  by  W.  (Earl)  Hodgsou. 

—  The  rupee  difflculty,  by  E.  Hubbard  —  The  Tuscan  nationality,  by  Grant  Allen.  — 
A  warning  from  Wales,  by  A.  Oriffith-Boscawen.  —  etc. 

Nineteenth.  Century,  the,  8eptember  1893:  The  transformation  of  Japan,  by 
(the  countess  of)  Jersey.  —  Father  Arcbangel  of  Scotland,  by  K.  B.  Cunninghame 
Graham.  —  „La  jeune  ßelgique",  by  W.  Sharp.  —  The  Malay  peninsula,  by  A.  Keyser 
(with  a  map).  —  American  life  through  english  apectacles,  by  A.  8.  Nortbcote.  —  etc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 

Deutsche  Worte.  Monatshefte  herausgegeben  von  Engelbert  Pernerstorfer.  Jahr- 
gang XIII  (1893)  Heft  10  (Oktober):  Panama  oder  über  die  Grenten  zwischen  Reklame, 
Betrug,  Bestechung  n.  a.  w.  Eine  strafrechtliche  Studie  nebst  einigen  freimütigen  Worten 
Uber  Parlament,  Presse  und  Journalisten,  von  Paal  Turn  —  Die  Empörung  der  Weiber. 
Nach  dem  Englischen  J.  B.  Bury's,  von  Serann  Bondi  (Wien)  —  Gegen  F.  v.  Feldegg's 
Auffassung  der  ethischen  Bewegung,  I ,  von  (Prof.)  F.  Tönnies  (Kiel),  II.,  von  J.  Himmel- 
baur  (Wien).  —  Kunst  und  Sozialdemokratie.  —  Auch  eine  Ausstellung,  von  H.  8chmid- 
kunz  (Berg  bei  Starnberg).  —  etc. 

O  est  erreich  iscb -ungarische  Revue.  Jahrgang  VIII  (1893).  Herausgegeben 
und  redigiert  von  A.  Mayer- Wyde,  Band  XIV,  Heft  6  und  Band  XV,  Heft  1:  Zins- 
taxen und  Strafgesetze  gegen  den  Zinswucher,  von  F.  Wiesenthal.  —  Die  Kupferzeit  in 
Europa,  von  K.  Pruka.  —  Die  Regulierung  der  Etsch,  von  A.  Birk  (Ingenieur.)  —  Der 
Piaristenorden  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien,  von  G.  Deutsch.  —  Referat  über 
„Römische  Strafsen  in  Bosnien  und  der  Herzegovina",  von  Ph.  Ballif.  —  etc. 

Statistische  Monatsschrift.  Herausgegeben  von  der  k.  k.  statistischen  Centrai- 
kommission. Jahrg.  XIX  (1893)  Nr.  8/9,  August  bis  September:  Zur  Statistik  der  Starb» 
lichkeit  der  arbeitenden  Klassen,  von  F.  v.  Juraschek.  —  Die  österreichischen  Asse- 
kuranzgesellschaften im  Jahre  1891.  I.  Die  Lebens-  und  Rentenversicherung,  von 
B.  Krickl.  —  Beriebt  über  die  Tbitigkeit  des  statistischen  Seminars  an  der  k.  k.  Uni- 
versität Wien  im  Wintersemester  1892/93,  von  H.  v.  Scbullern-Schrattenhofen.  —  Neue 
Untersuchungen  zur  Statistik  der  Preise.  —  etc. 

Ungarische  Revue.  Herausgegeben  von  (Prof.)  Karl  Heinrich.  Jahrgang  1898, 
Heft  6 — 7,  Mai  bis  Juli:  Die  Ausgrabungen  zu  Aquincum  1879—1891,  von  V.  Kuzsinszky 
(Schlufs).  —  Das  Hochwasser  und  Wasserbauangelegen beiten  Ungarns,  von  A.  Zawa- 
dowski,  II.  Artikel.  —  Die  Regierung  B61a's  IV.,  von  Mor.  Wertner  (U  u.  III  Artikel). 

—  Die  magyarische  Nobilittt  in  der  weiland  polnischen  Reichsadelmatrikel,  von  (Prof.) 
W.  Schmidt.  —  Statistik  der  Ungarn  in  Oesterreich.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.  Organ  der  Gesell- 
schaft österreichischer  Volkswirte.  —  Herausgegeben  von  E.  v.  Böhm-Bawerk,  K.  Th. 
v.  Inama-Sternegg ,  E.  v.  Plener.  Band  II  (1893).  Heft  8:  Die  zunehmende  Mannig- 
faltigkeit der  Konsumtion  ,  von  Robert  Meyer  (Wien).  —  Die  Konvertierung  der  Hypo- 
thekarschulden und  das  österreichische  Civilrecht,  von  W.  Schiff  (I.  Artikel).  —  Der 
Markenschutz  in  Oesterreich-Ungarn,  von  J.  v.  Razant.  —  Fragen  der  Handelspolitik 
und  der  neue  Handelsvertrag  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Serbien,  von  J.  Grunzet. 

—  Verhandlungen  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte.  —  Litteratur. 

E.  Italien. 

Giornale  degli  Economisti-  Settembre  1898:  Gli  spexzati  d'argento,  per  A.  de 
Vit!  de  Marco.  —  La  dottrina  dello  Stato  e  la  filosofia  politica  contemporanea,  per  F. 
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Flor*  (I,  continua).  —  La  legislazione  economico-social«  Austriaca  negli  Ultimi  anoi,  per 
H.  Schullern-Schrattenhofen  (continuazione).  —  La  defioizione  economico-sociale  dei 
risparmio,  per  G.  Montemartini.  —  Previdenta,  per  C.  Bottoni.  —  La  situaaione  del 
mercato  monetario,  per  X.  —  Cronaca.  — 

Ri  v  i  sta  della  beneficenza  pubblica  e  di  igiene  sociale.  Anno  XXI,  N°  6 :  30  Giugno 
1893:  J  monti  di  pieta  al  Congresso  nazionale  di  Firenze,  per  (avvocato)  J.  Maro.  — 
Dn  nuoTO  asilo  infantile  a  Bologna.  —  L'Asilo  per  gü  orfani  dei  marinari  italiani.  — 
La  nostra  emigrazione,  per  O.  Calvi.  —  Le  bauche  popolari  in  Europa.  —  Latte  sano, 
latte  durevole  e  latte  sterilizzato ,  per  Gorini.  —  La  sanita  pubblica  in  Itatia,  per 
L.  Pagliani.  —  Cronaca  della  beneficenza,  della  previdenia,  della  cooperazione.  —  etc. 

Rivista  della  beneficenza  etc.  Anno  XXI,  K°  7 :  31  luglio  1893:  II  principio 
teorico-morale  della  beneficenza,  per  O.  Marchesini.  —  Gli  Italiani  nella  Svlzzera,  per 
(Prof.)  P.  Sitta.  —  La  Societa  „Margherita"  di  patronato  per  i  eiechi  in  Italia.  — 
L'lstitusione  di  una  cassa  nasionale  di  pensioni  per  gli  operai,  per  M.  Paniaza.  —  Uno 
sguardo  agli  ospedali  italiani:  L'ospedale  civile  di  Padova,  per  D.  Fabris.  —  Cronaca 
della  beneficenza,  della  previdenza,  della  cooperazione,  etc.  — 

G.  Belgien. 

Revue  sociale  et  politique  publiee  par  la  Sodete  d'etudes  sociales  et  politiquos 
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XL 

Wohnungsnot  und  Absatzkrisis. 

Von 

Heinrich  Freese. 

Die  Frage,  wie  der  Arbeiter  wohnt  und  lebt,  ist  nicht  zum  ersten- 
mal aufgeworfen  und  erschöpfend  beantwortet  worden.  Es  ist  eine 
umfangreiche  Litteratur  über  diesen  Gegenstand  vorhanden,  die  ziem- 
lich eingehende  und  zuverlässige  Auskunft  über  die  Lage  der  arbeiten- 
den Klassen  in  den  verschiedensten  Teilen  unseres  Landes  giebt. 
Weniger  oft  sind  die  Veranstalter  derartiger  Untersuchungen  in  der 
Lage  gewesen,  ihren  mehr  oder  minder  ergiebigen  Untersuchungen 
über  den  Wohnungsaufwand  der  arbeitenden  Klassen  zuverlässige  An- 
gaben über  das  Einkommen  der  nämlichen  Personen  und  Familien 
hinzuzufügen  und  dadurch  den  Wert  solcher  Ermittelungen  wesentlich 
zu  erhöhen.  Es  ist  klar,  daß  gegenüber  der  verhältnismäßig  leichten 
Beschaffung  von  Angaben  über  die  Kosten  der  Wohnung  und  die  Zahl 
der  vorhandenen  Räume,  die  Kopfzahl  der  Familien,  die  sie  bewohnen, 
und  der  fremden  Personen,  mit  denen  die  Wohnung  geteilt  werden 
muß,  die  Feststellung  des  wirklichen  Einkommens  der  betreffenden 
Familie  desto  schwieriger  ist.  Der  Wechsel  des  Arbeitgebers,  der  Be- 
schäftigungsart und  des  Verdienstes,  Unterbrechungen  der  Arbeit  durch 
Krankheit  und  Arbeitslosigkeit,  dazu  der  Mangel  zuverlässiger  schrift- 
licher Aufzeichnungen  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  ebenso 
zahlreiche  Hindernisse  für  jede  derartige  Aufstellung  gewesen. 

Die  von  den  Unfallberufsgenossenschaften  gesammelten  Lohnnach- 
weisungen geben  über  das  Einkommen,  soweit  während  des  Jahres  ein 
Wechsel  des  Arbeitgebers  nicht  stattfand  noch  die  beste  Auskunft, 
aber  diese  Genossenschaften  beschäftigen  sich  nicht  mit  der  Wohnungs- 
frage. Für  den  Arbeitgeber  selbst,  der  die  Lohnlisten  einreicht  und  das 
Einkommen  der  Arbeiter  aus  ihnen  feststellen  kann,  sind  dagegen  die 
Schwierigkeiten  nicht  gering,  seine  Kenntnis  des  Einkommens  durch 
einen  oflenen  Einblick  in  die  Wohnungs-  und  Lebensverhält- 
nisse der  Arbeiter  zu  ergänzen,  soweit  bei  ihm  überhaupt  Neigung 
besteht,  derartige  Untersuchungen  anzustellen,  und  bei  den  Arbeitern, 
ihm  dabei  behilflich  zu  sein. 
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Uns  erschien  gerade  eine  solche  Gegenüberstellung  von  Wohnung 
und  Einkommen  und  dann  wieder  dieser  beiden  zu  anderen  Be- 
lastungen, besonders  zu  den  Steuern,  als  wichtig  genug,  um  eine  solche 
Untersuchung  als  lohnend  anzusehen.  Zu  beschaffen  waren  die  er- 
forderlichen Angaben  nur  durch  ein  offenes  Zusammenwirken  von 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  das  nicht  allzu  leicht  zu  erzielen  sein 
dfirfte.  Zumal  für  so  intime  Details,  wie  sie  bei  der  Höhe  des  Miets- 
aufwandes, der  Steuern,  der  Einnahmen  aus  Aftervermietung  und  der 
Nebeneinnahmen  der  Frau  in  Frage  kommen  und  besonders  angesichts 
der  schlimmen  Saat  des  Mißtrauens,  die  nicht  ohne  schwere  Ver- 
schuldung der  Arbeitgeber  zwischen  ihnen  und  dem  im  Kampfe  um 
eine  Besserung  seiner  Lage  befindlichen  Arbeiterstande  allzu  üppig 
aufgegangen  ist. 

In  dem  Unternehmen,  dessen  Leitung  in  der  Hand  des  Verfassers 
dieser  Zeilen  ruht,  der  Hamburg-Berliner  J alousie  fab  rik 
Heinrich  Freese  bot  sich  dagegen  eine  Grundlage,  die  für  eine 
solche  Untersuchung  geeignet  erschien.  Die  seit  Jahren  durchgeführte 
Gleichstellung  von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  der  als  Arbeits- 
vertrag vereinbarten  Fabrikordnung,  die  ohne  Zustimmung  der  Arbeiter- 
schaft nicht  abgeändert  werden  kann,  die  selbständige  Leitung  der 
vorhandenen  Wohlfahrtseinrichtungen,  Unterstützungskasse,  Bierkonsum, 
Bibliothek,  Sommerfest,  Sparkasse  durch  die  Arbeiterschaft,  das  acht- 
jährige Zusammenarbeiten  in  den  regelmäßigen  gemeinsamen  Sitzungen 
der  gewählten  Arbeitervertretung,  die  Beteiligung  der  Arbeiter  und 
Beamtenschaft  mit  10  Proz.  am  Beingewinn  der  Fabrik,  endlich  die 
erfolgreiche  Durchführung  des  achtstündigen  Normalarbeitstages  haben 
im  Laufe  der  Zeit  ein  Vertrauensverhältnis  zwischen  Unternehmer  und 
Arbeiterschaft  hergestellt,  das  nicht  in  allen  Fabriken  vorhanden  ist 
Natürlich  ohne  daß  behauptet  und  verlangt  werden  soll,  daß  der  ein- 
mal vorhandene  Gegensatz  zwischen  Kapital  und  Arbeit,  Unternehmer 
und  Arbeiter  bei  dem  berechtigten  wirtschaftlichen  und  politischen 
Klassenbewußtsein  der  Arbeiter  durch  solche  private  Konzessionen 
etwa  beseitigt  worden  wäre.  Ein  solcher  Anspruch  würde  zu  weit 
gehen.  Denn  nur  eine  Milderung  der  bestehenden  Gegensätze,  nicht 
ihre  Beseitigung  können  solche  Wohlfahrtseinrichtungen  selbst  bei  weit- 
gehendster demokratischer  Durchführung  zu  Wege  bringen.  Die  Be- 
seitigung selbst  liegt  auf  ganz  anderen  Gebieten. 

Unter  diesen  Umständen  traten  wir  in  den  ersten  Monaten  dieses 
Jahres  an  unsere  Arbeiterschaft  mit  dem  Vorschlag  einer  gemeinsamen 
Ermittelung  der  Wohnungsverhältnisse  unserer  Fabrikmitglieder  heran, 
und  der  Vorschlag  fand  bereitwilligstes  Entgegenkommen.  Die  beiden 
Vorsitzenden  der  Arbeitervertretung,  die  Herren  H.  Ihn  und  A.  Dame- 
row,  unterzogen  sich  der  Mühe  der  Aufnahme,  und  das  Ergebnis 
liegt  nunmehr  vor.  Da  die  Untersuchung  sich  nur  auf  einen  Teil  des 
Betriebes,  nämlich  die  Werkstätten  in  Berlin,  erstreckte,  und  ferner  nur 
auf  Personen  ausgedehnt  werden  konnte,  die  ohne  Unterbrechung  zwölf 
Monate  thätig  waren,  so  konnte  sich  die  vorliegende  Feststellung  von 
den  im  ganzen  in  Frage  kommenden  224  Personen  nur  auf  51  Arbeiter 
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und  Beamte  ausdehnen.  Auch  ist  das  Ergebnis  neben  diesem  geringen 
Umfange  noch  dadurch  beeinträchtigt,  daß  diese  öl  Haushaltungen 
sämtlich  dem  gleichen  Betriebe  angehören.  Vielleicht  wird  dieser 
Minderwert  aber  mehr  als  reichlich  dadurch  aufgewogen,  daß  wir 
selbst  aus  unseren  sich  auf  20  Jahre  erstreckenden  geschäftlichen  Auf- 
zeichnungen die  Angaben  der  Arbeiter  durch  die  gleichen  Angaben 
des  Unternehmers  vervollständigen  konnten,  um  so  an  der  Hand 
von  Nach  Weisungen  für  einen  ganzen  Betrieb  die  Unterlage  für 
Schlüsse  zu  bieten,  die  über  den  engen  Rahmen  der  Wohnungsfrage 
ziemlich  weit  hinausreichen. 

Wenden  wir  uns  zunächst  zu  der  Wohnungenquete  der  Arbeiter. 
Es  liegen  für  dieselbe  44  genaue  Angaben  vor.  31  Arbeiter  sind  ver- 
heiratet, 13  unverheiratet.  Von  den  unverheirateten  sind  5  weibliche 
8  männliche  Arbeiter.  Die  Befragten  stehen  in  den  verschiedensten 
Lebensaltern  von  17  bis  68  Jahren  und  gehören  wegen  der  Vielseitig- 
keit des  in  Frage  kommenden  Betriebes  sehr  verschiedenen  Berufen 
an.  Durch  diesen  Umstand  wird  die  zugegebene  Einseitigkeit  des 
Ergebnisses  zum  Teil  abgeschwächt.  Neben  Kreis-  und  Bandsägen- 
schneidern, Hoblern  und  Fraisern  kommen  Tischler,  Schlosser,  Klempner, 
Maler,  Anstreicher,  Näherinnen  und  Pflasterer,  daneben  7  Lohnarbeiter 
und  3  Fabrikbeamte  in  Frage.  87  Fabrikmitglieder  konnten  nicht  in 
Betracht  kommen,  weil  sie  nur  einen  Teil  des  Jahres  der  Fabrik  an- 
gehörten. 93  Personen  und  Haushaltungen  mußten  außer  Berechnung 
bleiben,  weil  sie  nicht  in  Berlin,  sondern  in  auswärtigen  Filialen  be- 
schäftigt waren.  Von  den  aufgenommenen  Personen  sind  4  unter 
20  Jahre,  26  zwischen  20  und  40  Jahre,  9  zwischen  40  und  50  Jahre 
5  über  50  Jahre  alt.  Fünfzehn  der  befragten  Arbeiter  sind  länger  als 
5  Jahre  in  der  Fabrik  beschäftigt,  10  länger  als  10  Jahre,  einer  ist 
länger  als  20  Jahre  in  ihr  thätig.  Dies  zur  Orientierung  über  die 
Art  der  in  Frage  kommenden  Personen  und  über  die  Zuverlässigkeit 
ihrer  Angaben. 

Als  leidlich  befriedigend  können  die  Wohnungsverhältnisse  der 
13  unverheirateten  Arbeiter  angesehen  werden,  wenigstens  so- 
weit es  den  Mietsaufwand  anbetrifft.  Von  den  befragten  ledigen 
Arbeitern  zahlen  drei  für  die  Hälfte  eines  Zimmers  jährlich  72  M.. 
einer  96  M.  Einer  zahlt  für  */»  Zimmer  72  M.  Drei  haben  sich  den 
Luxus  eines  eigenen  Zimmers  gestattet,  wofür  einer  120  M.,  einer 
132  M.,  einer  180  M.  Miete  zahlt 

Bei  den  Arbeiterinnen  zahlt  eine  für  Vi  Zimmer  60  M.,  eine 
84  M.  und  eine  96  M.,  eine  für  den  dritten  Teil  eines  Zimmers  48  M. 
jährlich.  Eine  einzige  ist  sogar  glücklich  gewesen,  im  IV.  Stock  hinten 
für  60  M.  ein  Zimmer  für  sich  allein  zu  erhalten.  Nach  Prozenten 
von  den  fabrikseitig  festgestellten  Einkommen  berechnet,  stellt  sich 
die  Wohnungsmiete  für  ledige  Arbeiter  auf  7,75  Proz.  bis  13,98  Proz. 
und  im  Durchschnitt  auf  10,98  Proz.  des  Einkommens.  Für  ledige 
Arbeiterinnen  von  7,72  Proz.  bis  14,10  Proz.  im  Durchschnitt  auf 
10,26  des  Einkommens. 

Wesentlich  anders  ist  das  Bild,  das  die  Wohnungsverhältnisse  der 

41* 


Digitized  by  Google 


644  Heinrich  Frees«, 

verheirateten  Arbeiter  bieten.  Von  den  aufgenommenen  31  Familien 
sind  nur  zwei  kinderlos,  4  Familien  haben  ein  Kind,  7  zwei,  6  drei, 
4  vier,  5  fünf,  3  sechs  Kinder,  die  Durchschnittsziffer  ist  für  die 
Familien  etwas  mehr  als  5  Köpfe.  Eine  Familie  wohnt  im  Keller 
vorn,  eine  von  8  Köpfen  im  Keller  nach  dem  Hofe;  13  Familien  wohnen 
im  1.  und  2.  Stockwerk,  davon  7  nach  dem  Hofe,  16  Familien  wohnen 
3  und  4  Treppen,  davon  die  Hälfte  nach  dem  Hofe. 

Die  Preise  für  12  aus  Stube  und  Küche  bestehende  Wohnungen 
stellen  sich  von  180  M.  für  eine  vorstadtische  Dachwohnung  bis  310  M. 
für  eine  Wohnung  im  2.  Stock  nach  hinten.  Der  Durchschnittspreis 
stellt  sich  auf  243,41  bei  durchschnittlich  5,58  Bewohnern.  Die  etwas 
größeren,  aus  Stube,  Kammer,  Küche  bestehenden  17  Wohnungen  kosten 
240  bis  450  M.  Der  Durchschnitt  beträgt  304,76  bei  durchschnittlich 
4,94  Bewohnern.  Während  bei  den  eine  Stube  und  Küche  enthaltenden 
Wohnungen  nur  einmal  Aftervermietung  stattfand,  ist  solche  bei  den 
aus  Stube,  Kammer  und  Küche  bestehenden  17  Wohnungen  neunmal 
zu  verzeichnen,  Beweis  genug,  daß  für  die  überwiegende  Zahl  der  in 
Betracht  kommenden  Personen  die  nur  aus  einer  Küche  und  Stube 
bestehende  Wohnung  die  Grenze  ihrer  pekuniären  (Leistungsfähigkeit 
erreicht  Das  dritte  Gelaß  wird  nur  von  einzelnen  der  bestgestellten 
Arbeiter  zur  eigenen  Benutzung  gemietet  und  stellt  dann  eine  ganz 
unverhältnismäßig  hohe  Belastung  dar,  oder  die  Wohnung  liegt  in 
einem  der  nächstliegenden  Vororte.  In  allen  übrigen  Fällen  wird  auf 
Wiedervermietung  gerechnet  Läßt  sich  dieselbe  zeitweilig  nicht  aus- 
führen, so  ist  der  Verlust  etwaiger  Ersparnisse  oder  drückende  Ein- 
schränkung die  Folge.  Von  den  übrigen  beiden  Wrohnungen  hat  die 
eine  vier  Räume,  von  der  zwei  vermietet  sind,  die  andere  wird  von 
einem  kinderlosen  Ehepaar  bewohnt  und  enthält  nur  einen  Raum. 

Von  den  3  Räumen  des  vorgedachten,  von  8  Personen  bewohnten 
Kellers  ist  noch  ein  Zimmer  vermietet.  Acht  Personen  leben  in  Küche 
und  Kammer.  Außer  dieser  Familie  haben  noch  neun  von  ihren  beiden 
Stuben  eine  vermietet,  so  daß  für  die  Eltern  und  bis  zu  6  Kindern 
nur  eine  Stube  und  die  Küche  übrig  bleiben.  Die  meisten  haben  das 
abgegebene  Zimmer  an  eine  Person  vermietet,  in  einem  Falle  teilen 
sich  zwei,  in  einem  drei  gegenseitig  fremde  Personen  in  das  abver- 
mietete Zimmer.  Die  Zahl  der  in  diesen  kleinen  Wohnungen  zusammen- 
gepferchten Personen  steigt  dadurch  einmal  auf  neun,  einmal  auf 
zehn.  Die  Familien  greifen  aber  notgedrungen  zu  diesem  Mittel,  um 
den  Mietsdruck  zu  mildern.  In  dem  letztgenannten  Falle  lebt  eine 
Familie  von  8  Köpfen  mit  2  Fremden  in  einer  Wohnung  im  Hinter- 
hause 3  Treppen,  die  aus  einer  Stube  und  Küche  besteht  1  Die  Stube 
ist  an  2  Aftermieter  vermietet  in  der  Küche  leben  Mann,  Frau  und 
6  Kinder  im  Alter  von  »/4  bis  8  Jahren.  So  ist  das  Heim  beschaffen, 
das  ein  fleißiger,  ruhiger  Arbeiter  den  Seinigen  bieten  kannl  Wir 
meinen  das  spricht  Bände. 

Nimmt  man  den  Durchschnitt  der  31  aufgenommenen  Familien- 
wohnungen, so  ergiebt  sich  bei  Gegenüberstellung  des  fabrikseitig  er- 
mittelten Einkommens  ohne  Berücksichtigung  der  Einnahme  durch 
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Aftervermietung  eine  Belastung  von  11,82  Proz.  bis  46,01  Proz.  und 
durchschnittlich  21,83  Proz.  des  Einkommens.  Nach  Abzug  der  After- 
mieten von  11,82  Proz.  bis  28,40  Proz.  und  im  Durchschnitt  18,07  Proz. 
des  Einkommens.  Diese  letzte  Angabe  trifft  aber  nicht  die  wahre 
Belastung,  da  die  Einnahme  durch  Aftervermietung  nicht  als  unbe- 
dingt sicher  angesehen  werden  kann  und  ferner  durch  höhere  Miets- 
und Einkommensteuer  Ausgaben  entstehen.  Im  ganzen  bestätigen 
diese  Angaben  das  allgemeine  Urteil  über  die  ungünstigen  Berliner 
Mietsverhältnisse,  nur  daß  der  Notstand  mehr  noch  in  den  unge- 
nügenden Wohnräumen  als  in  der  Höhe  des  Aufwandes  selbst  in  Er- 
scheinung tritt. 

Die  Belastung  selbst  wirkt  progressiv  nach  unten,  wenig- 
stens bei  den  verheirateten  Arbeitern,  bei  denen  ein  gewisser  Raum- 
bedarf sich  unabweislich  geltend  macht.  So  ist  die  durchschnittliche 
Mietslast  aller  verheirateten  Arbeiter  18,07  Proz.  vom  Einkommen. 
Bei  den  besser  gestellten  mit  höherem  als  Durchschnittseinkommen 
beträgt  sie  aber  nur  17,18  Proz.  bei  den  übrigen  18,86  Proz.  Bei 
den  sechs  kleinsten  Einkommen  unter  1000  M.  steigt  sie  auf  20,89  Proz. 
und  bei  starker  Familie,  wenn  nicht  vermietet  ist,  bis  auf  27,08  Proz. 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  kein  Wunder,  daß  ein  erheblicher 
Teil  der  Ehefrauen,  auch  solche  mit  vier  bis  sechs  Kindern,  genötigt 
sind,  Nebenerwerb  zu  suchen.  Von  31  Familien  ist  dies  bei  13, 
also  beinahe  der  Hälfte  der  Fall.  Der  Erwerb  findet  in  vier  Fällen 
durch  Uebernahme  von  Näharbeit  für  die  Fabrik  statt,  und  hat  sich 
in  diesen  Fällen  aus  den  Büchern  genau  feststellen  lassen.  Andere 
haben  Beschäftigung  außer  dem  Hause  (4),  durch  Schneiderei  und 
Hausarbeit  (3),  durch  Kleinhandel  (2)  und  durch  Zeitungsaustragen  (1) 
bei  sechs  kleinen  Kindern  und  einem  Einlogierer!  Die  Einkommen 
dieser  14  Frauen  betragen  im  ganzen  4630,00  M.  Ueber  die  Wir- 
kungen dieser  Erwerbsthätigkeit  der  Ehefrau  auf  die  Erziehung  der 
Kinder  und  die  Häuslichkeit  läßt  sich  natürlich  nicht  viel  Gutes  sagen. 
Es  ist  ein  Notbehelf,  zu  dem  die  Familien  greifen,  und  zur  Erzielung 
einer  besseren  Lebenshaltung  greifen  müssen,  dessen  Nachteile  all- 
seitig anerkannt  sind.  Der  Arbeiterstand  wird  meist  gern  darauf  ver- 
zichten, wenn  die  Lohnverhältnisse  bessere  werden.  Heute  besteht 
aber  die  Tendenz  zur  gegenteiligen  Entwickelung :  wäre  die  Fabrik 
in  der  Lage,  mehr  Arbeit  zu  geben,  so  würden  von  den  Familien  ohne 
Nebenerwerb  der  Frau  nicht  die  Hälfte  übrig  bleiben.  Die  beständigen 
Fehlbeträge  im  Arbeiterhaushalt  drängen  dazu,  auch  bei  den  solidesten 
und  bestgestellten.  Wie  es  mit  einer  Häuslichkeit  aussehen  kann,  die 
den  Arbeiter  mittags  oder  abends  empfängt,  wenn  seine  Frau  wie 
er  den  ganzen  Tag  in  einer  Fabrik  arbeitete,  wie  das  in  aller  Hast 
oder  abends  vorher  zubereitete  Mittagsmal  oft  bestellt  sein  mag,  kann 
man  sich  denken.  Der  Lebenshaushalt  solcher  Familien  ist  durch  die 
Mithilfe  der  Frau  allerdings  gesteigert,  ob  auch  das  Familienglück, 
müssen  wir  bezweifeln. 

Ihre  volle  Beleuchtung  erhalten  die  vorstehenden  Angaben  je- 
doch erst  durch  den  Umstand,  daß  es  sich  hier  um  eine  Gruppe  von 
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Arbeitern  handelt,  die  sowohl  innerhalb  des  engeren  Fach  - 
kreises  wie  außerhalb  desselben  vielfach  als  bevor- 
zugt angesehen  werden.  Das  Alter  des  Unternehmens,  die  lang- 
jährige Thätigkeit  der  meisten  Arbeiter  an  derselben  Stelle  und  die 
damit  erworbene  Routine,  die  Vereinbarung  aller  Accordtarife  auf  die 
Dauer  von  zwei  Jahren  mit  unbedingtem  Schutz  gegen  willkürliche 
Abzüge,  dazu  auch  das  langjährige  Zusammenwirken  bei  den  Wohl- 
fahrtseinrichtungen der  Fabrik  und  der  Wille  des  Unternehmers,  den 
Wünschen  der  Arbeiter  innerhalb  der  Grenzen  des  Möglichen  gerecht 
zu  werden,  sind  Umstände,  die  auf  die  Lohngestaltung  der  Arbeiter 
auch  trotz  der  Erfindung  des  „eisernen  Lohngesetzes"  nicht  ohne  jeden 
Einfluß  geblieben  sind. 

Will  man  das  Durchschnittseinkommen  aller  drei  Arbeiterklassen 
berechnen ,  so  ist  zu  berücksichtigen ,  daß  in  den  aufgenommenen 
Lohnergebnissen  im  ganzen  33  Krankenwochen  zu  berücksichtigen 
wären.  Es  macht  dies  etwa  4  Tage  per  Kopf  aus.  Wir  haben  diese 
Lücke  im  Verdienst  dadurch  ausgefüllt,  daß  wir  bei  den  betreffenden 
Personen  die  erhaltenen  Krankengelder  der  offiziellen  Krankenkassen 
mit  220,50  M.  und  ebenso  den  aus  der  Unterstützungskasse  der 
Fabrik  gewährten  Zuschuß  von  218,15  M.  als  Einnahmen  hinzu- 
gerechnet haben.  Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß  die  Fabrik  eine 
Woche  im  Jahre  (zwischen  Weihnachten  und  Neujahr)  der  Inventur 
wegen  geschlossen  bleibt  und  nur  ein  Bruchteil  der  Arbeiter  dabei  be- 
schäftigt wird,  während  die  Jahresverdienste  auf  52  Wochen  verteilt 
worden  sind.  Bei  den  Arbeiterinnen  tritt  hier  eine  hinzu,  die  das 
ganze  Jahr  beschäftigt  war,  aber  verheiratet  ist,  und  bei  der  Wohnungs- 
enquete außer  Betracht  bleiben  mußte. 

Das  Einkommen  stellte  sich  für  6  weibliche  Arbeiterinnen  (Nähe- 
rinnen) im  Alter  von  18—45  Jahren  auf  621,75  M.  bis  1040,00  M. 
Für  8  ledige  männliche  Arbeiter  im  Alter  von  17 — 30  Jahren  auf 
578,32  bis  1330,00  M.  Für  31  verheiratete  Arbeiter  im  Alter  von 
30-68  Jahren  stellte  es  sich  auf  747,86  bis  2435,00  Ii  Im  Durch- 
schnitt stellte  sich  der  Verdienst  der  gedachten  drei  Arbeiterklassen 
im  Jahre  1892  für: 

a)  6  weibliche  Arbeiter  durchschnittlich  jährlich  aui  Ii.  738,87 

oder  wöchentlich  auf  M.  14,81 

b)  8  ledige  männliche  Arbeiter  jährlich  auf  .    .    .     „  934,0* 

oder  wöchentlich  auf  M.  17,96 

c)  81  verheiratet«  Arbeiter  jährlich  auf    ...    .     „  1332,67 

oder  wöchenUich  auf  M.  25,68 

Faßt  man  die  drei  Klassen  zusammen  und  ordnet  sie  in  Gruppen  nach 
dem  Jahreseinkommen,  so  sind  vorhanden: 


2  Arbeiter  mit  Einkommen         unter  600  M. 

7  „  „  „  von  600—  8O0  „ 
ü  ,.  „  „  „  800—IOOO  „ 
6       „        „          „  „  IOOO— 1200  „ 

16       „        „  ,.  ,.  I200— 1500  „ 

8  „        „  „  über  1500  „ 
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Es  haben  also  von  45  Fabrikmitgliedern  nur  ein  Drittel  ein  Ein- 
kommen unter  1000  M.,  dagegen  mehr  als  die  Hälfte  ein  solches  von 
mehr  als  1200  M.  Reichlich  ein  Sechstel  hat  mehr  als  1500  M.  Ein- 
kommen. Wir  gehen  kaum  fehl,  wenn  wir  diese  Einkommen  als  ver- 
hältnismäßig gute  ansehen,  gesichert  durch  ununterbrochene,  auch 
während  der  toten  Saison  fabrikseitig  gewährte  Arbeit.  Trotzdem 
von  31  Familien  16  im  Hinterhause,  17  Aftermieter,  bis  28,40  Proz. 
Miete  vom  Einkommen  und  bis  10  Personen  in  einer  Stube  und  Küche, 
bei  einer  Arbeiterschaft,  die  zu  beinahe  einem  Viertel  seit  mehr  als 
10  Jahren  unter  gleich  günstigen  Bedingungen  in  demselben  Unter- 
nehmen ununterbrochen  Beschäftigung  fand  und  die  zur  Elite  der 
Berliner  Arbeiterschaft  gerechnet  werden  kann.  Wie  muß  es 
aussehen  in  den  Tausenden  von  Arbeiterfamilien,  deren  Oberhaupt  nur 
mit  beständigen  Unterbrechungen  Arbeit  findet,  deren  Verdienst  ein 
geringer  und  schwankender  ist,  und  die  deshalb  erheblich  weniger  ver- 
dienen als  die  vorgenannten. 

Wir  glauben,  daß  es  schwer  ist,  sich  in  die  Wohnungsverbältnisse 
solcher  schlechter  gestellten  Arbeiterfamilien  hineinzufinden;  schwerer 
noch  zu  begreifen,  wie  es  den  Familienvätern  und  ihren  Frauen  immer 
gelingt,  den  drückenden  Mietzins  zu  beschaffen.  Gewiß  aber  viel  we- 
niger schwer,  weshalb  der  Arbeiterstand  sich  in  seiner  Masse  den  ex- 
tremsten politischen  Parteien  angeschlossen  hat,  nach  den  Lassalleanern 
den  Marxisten,  nach  den  Sozialisten  den  Unabhängigen  und  nach  diesen 
vielleicht  den  Anarchisten.  Wenn  auch  die  letzte  gemeingefährliche 
Abart  einstweilen  in  Berlin  nur  in  einer  verhältnismäßig  geringen  und 
leicht  zu  überwachenden  Anzahl  vorhanden  ist:  das  unmerkliche  Hin- 
übergleiten des  gesamten  Arbeiterstandes,  auch  der  ältesten  besonnen- 
sten und  tüchtigsten  Elemente  in  die  Reihen  der  extrempolitischen 
Richtung  haben  wir  seit  20  Jahren  genau  und  sicher  verfolgen  können. 
Ein  nicht  sozialistischer  Arbeiter  ist  in  jedem  Fabrikwesen  nur  noch 
als  weißer  Rabe  zu  finden,  ein  Rest  aus  besserer  Zeit,  der  uns  zeigt, 
wie  es  hätte  sein  können,  den  man  in  seiner  Treue  bewundert,  aber 
kaum  noch  begreift. 

Daß  die  Wohnungsfrage  ein  wichtiger  Teil  der  sozialen  Frage  ist, 
wird  allerdings  kaum  noch  bestritten.  Niemand  verkennt,  daß  die 
Verhältnisse  besonders  in  den  Großstädten  nicht  in  der  bisher  be- 
liebten Weise  sich  weiter  entwickeln  dürfen,  wenn  nicht  Zustände  wie 
im  alten  Rom  eintreten  sollen.  Leider  ist  aber  von  dem  platonischen 
Bedauern,  das  man  in  den  großstädtischen  Magistratsberichten  findet, 
bis  zum  energischen  Thun  ein  sehr  weiter  Weg.  Gegen  dieMiets- 
kasernen,  diese  Massengräber  des  Arbeiter-  und  Hand- 
werkerwohls zu  reden,  ist  sehr  volkstümlich,  aber  auch 
sehr  billig.  Soll  etwas  Ernstliches  dagegen  geschehen,  so  will  nie- 
mand dabei  sein:  zu  groß  sind  die  Profite,  die  dieses  System  zahl- 
reichen und  sehr  potenten  Größen,  dem  Heer  der  Spekulanten  und 
Vermittler  in  Terrains  mühelos  in  den  Schoß  geworfen  hat;  von  dem 
Schöneberger  oder  Tempelhofer  Bauern  an,  den  sein  zu  Bauplätzen 
gewordener  Acker  über  Nacht  zum  Millionär  machte,  bis  zu  den 
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Terraingesellschaften,  die  20  Proz.  Jahresdividende  geben,  indem  sie 
das  Bauland  weiter  ausschlachten.  Man  werfe  nur  einen  Blick  in  die 
Annoncenspalten  der  maßgebenden  politischen  Zeitungen ,  um  eine 
Ahnung  von  der  Bedeutung  und  der  Macht  dieser  wirtschaftlichen 
Größen  zu  erhalten.  Man  begreift  dann  erst,  weshalb  der  politische 
Teil  gewisser  Blätter  von  freiheitlicher  Gesinnung  überschäumen  und 
täglich  für  die  Hebung  der  arbeitenden  Klassen  eintreten  kann  —  was 
sich  gut  anhört  und  nichts  kostet  —  während  der  lokale  Teil  von 
einem  ernstlichen  Eingreifen  in  diese  Spekulation  nichts  wissen  mag. 
Man  denke  nur  an  den  hartnäckigen  Kampf  gegen  die  neue  Bau- 
ordnung für  die  Berliner  Vororte,  die  der  maßlos  ins  Kraut  ge- 
schossenen Spekulation  einige  Schranken  zog. 

Es  genügt,  auf  diese  Verhältnisse  hinzuweisen.  Im  übrigen  sind 
sie  so  oft  geschildert  worden,  daß  man  meinen  könnte,  es  wäre  über- 
flüssig, sie  nochmals  zu  berühren,  wenn  sie  nicht  so  gefahrdrohend 
wären,  daß  man  angesichts  der  passiven  Haltung  der  bürgerlichen 
Kreise  nicht  oft  genug  den  Finger  an  diese  bösartige  Wunde  am  so- 
zialen Körper  legen  kann. 

Der  wesentliche  Zweck  dieser  Zeilen  ist  aber  ein  anderer.  Näm- 
lich der,  neben  den  offenkundigen  und  jedermann  sichtbaren  Wirkungen 
dieser  Mißstände  auf  die  weniger  sichtbaren,  aber  nicht  minder  schäd- 
lichen indirekten  Folgen  hinzuweisen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  es 
nötig  sein,  nachdem  wir  einen  Blick  auf  die  Einnahmen  und  den 
Wohnungsaufwand  der  Arbeiter  geworfen  haben,  nunmehr  einen  solchen 
in  die  gleichen  Verhältnisse  des  Unternehmers  zu  thun.  Erst  dann 
wird  das  Bild  vollständig  sein. 

Es  ist  in  mancher  Hinsicht  nicht  unbedenklich,  gerade  die  innern 
Verhältnisse  eines  Unternehmens,  das  nicht  Aktiengesellschaft  ist,  in 
dieser  Weise  bloßzulegen,  und  werden  wir  uns  mehrfach  auf  An- 
deutungen beschränken  müssen.  Auch  wollen  wir,  um  die  Verhältnisse 
möglichst  zu  vereinfachen,  nur  einen  Teil  des  Unternehmens  berück- 
sichtigen, nämlich  denjenigen  in  Berlin.  Die  drei  auswärtigen  Betriebe 
bleiben  hier  wie  bei  den  Wohnungsverhältnissen  der  Arbeiter  außer 
Rechnung. 

Was  wir  erweisen  wollen,  ist  der  unmittelbare  Zusammen- 
hang unserer  Wohnungsnot  und  der  Gründe,  die  sie  beständig 
verschlimmern,  auf  die  Absatzverhältnisse,  und  damit  auf  den 
Arbeitslohn.  Derart,  daß  die  Wohnungsmisere  den  Arbeiterstand 
indirekt  noch  mehr  schädigt,  als  es  schon  direkt  ge- 
schieht. Läßt  sich  dies  ziffernmäßig  nachweisen,  wie  wir  hoffen,  so 
ist  damit  für  die  Lösung  der  Wohnungsfrage  ein  fernerer  wichtiger 
Gesichtspunkt  gewonnen.  Zugleich  werden  wir  einigen  Anhalt  für  den 
Weg  erlangen,  der  zur  Lösung  dieser  Frage  einzuschlagen  sein  wird. 

Die  Lage  der  Unternehmer  wird  vielfach  überschätzt  von  oben 
und  unten  und  doch  ist  sie  nie  schwieriger  gewesen  als  heute.  Nie 
sind  an  seine  Intelligenz,  sein  Organisationstalent  und  seine  Umsicht 
größere  Ansprüche  gestellt  worden.  Auch  der  Sozialdemokratie  dürfte 
nach  dem  geschäftlichen  Ausgang  ihrer  meisten  gewerblichen  Unter- 
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nehmungen  darüber  allmählich  anderer  Meinung  werden.  Eine  gärende 
Arbeiterwelt  unter  sieb,  eine  erdrückende  Konkurrenz  neben,  wachsende 
öffentliche  Lasten  über  sich,  dazu  eine  sich  langsam  und  sicher  ver- 
engende und  in  ihrer  Zahlungsfähigkeit  geschwächte  Kundschaft.  Da 
leidet  mancher  Schiffbruch,  und  den  wenigen,  die  vorwärts  kommen, 
steht  eine  übergroße  Mehrheit  solcher  gegenüber,  die  untergegangen 
sind  und  schweigen.  Der  Kampf  der  Unternehmer  um  ihre 
Kundschaft,  um  ihre  Existenz  ist  ein  Kampf  auf  Leben 
und  Tod  geworden,  in  dem  derStärkere  siegt  und  immer 
seltener  ein  Hochkommen  möglich  ist. 

In  Bezug  auf  die  Wohnungsnot  ist  die  Lage  der  Unternehmer 
nicht  besser,  sondern  schlechter  als  die  der  Arbeiter,  schon  weil  sein 
Raumbedürfnis  größer  ist.  Im  Stadtinnern  sind  die  Mieten  kaum  noch 
zu  erschwingen,  und  auch  vor  den  Thoren  sucht  der  mittlere  und 
kleine  Industrielle  vergebens  Erlösung  von  der  Mietsscb raube.  Der 
ganze  Grund  und  Boden  bis  auf  eine  Meile  vor  der  Stadt  ist  in  den 
Händen  von  Spekulanten.  Die  Aussicht  auf  die  Erträge  der  künftigen 
Mietskaserne  mit  Vorderhaus,  Seitenflügel  und  Quergebäude  hat  sie  in 
Bewegung  gesetzt.  Je  nachdem  das  Heranrücken  der  Mietskaserne 
näher  oder  ferner  in  Aussicht  steht,  wird  der  Preis  des  Bodens  be- 
messen. Da  ist  für  die  Industrie  mit  ihrem  Bedarf  an  niedrigeren 
Gebäuden  und  großen  Höfen  kein  Raum;  denn  der  Industrielle  soll 
mit  6  oder  8  Mietskasernen,  die  sich  auf  dem  Platze  errichten  ließen, 
im  Preise  konkurrieren.  Infolgedessen  ist  die  kleine  und  mittlere  In- 
dustrie völlig  auf  Mietsräume  angewiesen.  Erwirbt  ein  Gewerbe- 
treibender dennoch  ein  Grundstück,  so  ist  dies  unter  lj3  oder  >/t 
Million  Mark  nicht  möglich,  und  die  Folge  davon  eine  Hypotheken- 
schuld, die  ihn  bei  jeder  Gelegenheit  dem  Ruin  aussetzt. 

Aach  vor  den  Thoren  der  Städte  findet  die  Industrie  keinen  billigen 
Boden  mehr.  Die  Mietskaserne  ist  überall  Mitbewerber.  Nur  wenige 
Gemeinden  haben  für  Fabrikdistrikte  gesorgt.  Gemeindeboden  ist  für 
solche  Zwecke  nicht  mehr  vorhanden.  In  den  als  Spekulationsobjekt 
von  Hand  zu  Hand  gehenden  Grundstücken,  dem  „mobilisierten  Immo- 
bil" findet  wie  der  Arbeiter  und  Beamte  oder  Ladenbesitzer,  so  auch 
der  Industrielle  nur  noch  überteuerte  Räume.  Die  wilde  Jagd  der 
Häuser-  und  Terrainspekulation  geht  über  sie  alle  fort.  Das  Ende 
kennt  niemand,  aber  es  wird  kein  gutes  sein.  Für  die  Gesamtheit 
der  Bewohner  ist  der  Erfolg  schon  jetzt  Not,  Sorge,  Zusammenbruch. 

Wie  das  Großkapital  über  die  Lage  der  Unternehmer  denkt,  er- 
hellt schon  aus  der  fast  unmöglichen  Beschaffung  von  Hypotheken  für 
Fabriken:  was  das  Sicherste  und  Beste  sein  sollte,  bietet  die  schlech- 
teste Sicherheit.  Fabriken,  die  außerhalb  der  Umgebung  größerer  Orte 
liegen,  werden  nicht  beliehen.  Das  zeigt  den  wahren  Charakter  der 
Beleihung  in  der  Stadt  Es  wird  nicht  der  Ertrag  der  gewerb- 
lichen Thätigkeit  beliehen,  denn  diese  Thätigkeit  kann  unterbrochen 
und  eingestellt  werden.  Beliehen  wird  nur  das  Wohnbedürfnis, 
das  Dasein,  die  Existenz.  Beliehen  sind  also  in  Wahrheit  nicht 
die  Baugründe  und  Häuser,  sondern  die  Menschen  selbst,  die  wohnen 
müssen. 
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Man  fragt  vielleicht,  warum  geht  die  Industrie  nicht  mehr  auf 
das  flache  Land  und  in  die  kleinen  Städte?  Gegenüber  den  Lasten, 
die  die  Großstadt  den  Gewerbebetrieben  auferlegt,  ist  die  Frage  auch 
von  uns  oft  erwogen  worden.  Das  Ergebnis  war  stets,  in  der  Stadt 
zu  bleiben,  und  bei  einem  Baugewerbetreibenden  ist  dieses  Ergebnis 
beinahe  selbstverständlich.  Wenn  der  Betrieb  nicht  sehr  umfangreich  ist 
und  nicht  mehrere  Firmeninhaber  vorhanden  sind,  die  sich  in  die  Ar- 
beit teilen,  werden  entweder  die  geschäftlichen  Interessen  in  der  Stadt 
oder  in  dem  nach  auswärts  verlegten  Betriebe  leiden.  Dieser  Schaden 
kann  noch  größer  sein  als  die  Miete,  und  die  Lage  der  meisten  Unter- 
nehmer verbietet  Experimente.  Aber  auch  in  anderen  Industriezweigen 
liegen  viele  Gründe  vor,  in  der  Stadt  zu  bleiben.  Schon  die  Wahl 
eines  anderen  Stadtteiles  bringt  oft  fühlbare  Nachteile  im  Einkauf  und 
Verkauf,  nicht  für  den  mit  Millionen  arbeitenden  Großbetrieb,  wohl 
aber  für  die  unendlich  größere  Zahl  der  mittleren  und  kleinen  Be- 
triebe. Diese  fürchten  schon  außer  Mitbewerb  gesetzt  zu  werden, 
wenn  sie  das  Stadtviertel  verlassen,  in  dem  die  betreffende  Branche 
ihren  Sitz  aufgeschlagen  hat,  wie  viel  mehr  also  bei  Verlegung  aufs 
flache  Land. 

Die  Industriellen  aber,  die  —  wie  die  Baubranche  —  auf  bestimmte 
Stadtteile  nicht  angewiesen  sind,  und  gern  in  die  Außendistrikte  zögen, 
finden  überall  die  von  uns  geschilderten  Verhältnisse  vor.  Daneben 
fehlen  den  meisten  die  Mittel,  sich  außerhalb  der  Stadt  eigene  Ge- 
bäude zu  beschaffen  und  das  Heranziehen  fremder  Mittel ,  die  Be- 
leihung ist  für  solche  Gebäude  so  gut  wie  aussichtslos. 

Machen  wir  das  Exempel  bei  unserem  Unternehmen.  Die  Fabrik 
hat  einen  Flächenraum  von  1673  qni  für  Arbeits-,  Comptoir-,  Lager-  und 
Stallräume  in  Benutzung.  Nach  den  in  Berlin  üblichen  Preissätzen 
besitzen  diese  etwa  6,00  M.  pro  qm  jährlichen  Mietswert.  Das  macht 
jährlich  10038,00  M.  Geschäftsmiete.  Dem  Ertrage  der  Fabrik  gegen- 
über, festgestellt  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  3  Jahre  und 
nach  Abzug  der  übrigen  Geschäftsunkosten,  jedoch  ohne  Abrechnung 
der  Staats-  und  Gemeindeeinkommensteuer  macht  das  mehr  als 
ein  drittel  des  durchschnittlichen  Betriebsüberschusses !  Wir  glauben, 
diese  Angabe  bestätigt,  was  wir  vorher  über  die  Wohnungsfrage  für 
die  Unternehmer  sagten.  WTir  sind  aber  damit  noch  nicht  am  Ende 
Denn  von  dem  Reste  des  Gewinnes,  der  dem  Unternehmer  bleibt,  hat 
er  nochmals  in  seiner  Privatwohnung  einen  Teil  als  Wohnungsmiete 
abzugeben.  Diese  können  wir  in  unserem  Falle  nicht  mit  dem  wirk- 
lichen Werte  einstellen,  weil  der  Unternehmer  4  Fabriken  besitzt.  Sie 
kann  nur  in  solcher  Höhe  in  Rechnung  gestellt  werden,  wie  sie  anzu- 
nehmen wäre,  wenn  der  Unternehmer  nur  diesen  einen  Betrieb  hätte. 
Dann  beträgt  der  Aufwand  für  ihn  nochmals  8,67  Proz. 

Diese  Ziffern  sprechen  deutlich  genug.  Dabei  handelt  es  sich  um 
ein  Unternehmen,  das  mit  Einführung  des  neuen  Einkommensteuer- 
gesetzes mit  Selbstdeklaration  von  den  Statistikern  der  Tagespresse, 
denen  4  M.  Einkommen  natürlich  allemal  100  M.  Vermögen  be- 
deuten, nach  diesem  einleuchtenden  Maßstab  ohne  Gnade  unter  die 
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—  Millionäre  versetzt  werden  mußte.  Er  kann  also  nicht  gerade 
zu  den  schlechtesten  Betrieben  gerechnet  werden. 

Der  Belastung  des  Unternehmers  tritt  noch  hinzu  die  der  kauf- 
männischen Angestellten,  deren  die  Firma  im  ganzen  16  mit  27  452,50  M. 
Einkommen  hat.  In  der  Berliner  Fabrik  sind  5,  einen  Lehrling  nicht 
mitgerechnet,  mit  12280,00  M.Einkommen  und  2167,00  M.  Miete  vor- 
handen. Diese  betrug  bei  dem  einzigen  unverheirateten  18  M. 
monatlich,  während  sie  bei  dem  Arbeiter  nur  8,60  M.  monatlich  be- 
trug. Bei  den  4  verheirateten  Comptoiristen  stellt  sich  die  Mietslast 
durchschnittlich  auf  487,75  M.  gegen  236,19  M.  bei  den  Arbeitern. 
Bei  dem  Einkommen  der  Comptoiristen  ist  der  Gewinnanteil  von 
5  Proz.  vom  Reingewinn  der  Fabrik,  der  erst  seit  einigen  Jahren  ein- 
geführt worden  ist  und  bei  den  kaufmännischen  Angestellten  sehr  ins 
Gewicht  fällt,  außer  Berechnung  gelassen. 

Stellen  wir  hiernach  das  Ergebnis  der  Mietenquete  zusammen, 
so  ergeben  sich  folgende  Ziffern: 

Von  den  Arbeitern  waren  insgesamt  aufzubringen 

a)  von  5  weiblichen  Arbeitern: 

Gesamtlohn     3393,83  M.     Mietslast  10,86%  «*    348,00  M. 

b)  von  8  ledigen  Arbeitern: 

Oesamtlohn     7544,80  M.    MieUiast  10,98  °/0  =    816,00  M. 

c)  von  31  verheirateten  Arbeitern: 

Gesamtlohn  41312,64  M.     Mietslast  18,07  °/0  =  7322,00  M. 

Einem  Einkommen  von  zusammen  52250,07  M.  steht  ein  Mietsaufwand 
von  8486,00  M.  gegenüber.  An  die  Personen  des  Berliner  Betriebes  sind  je- 
doch insgesamt  71818,67  M.  gezahlt  worden,  daneben  64396,57  M. 
an  93  Personen  auswärts.  Der  Unterschied  zwischen  der  in  Berlin 
gezahlten  Summe  und  dem  Einkommen  der  befragten  44  Personen  Mit 
auf  solche,  die  nicht  volle  12  Monate  beschäftigt  waren,  und  auf 
Passanten.  Um  festzustellen,  wieviel  Wohnungsmiete  hiernach  von 
der  gesamten  Arbeiterschaft  aufzubringen  war,  müssen  wir  den  Miets- 
aufwand im  Verhältnis  erhöhen.  Die  Miete  stellt  sich  dann  auf 
11 664  M.  oder  auf  16,24  Proz.  vom  Einkommen.  Diese  Uebertragung 
ist  natürlich  nicht  ganz  zuverlässig,  sie  wird  aber  der  Wahrheit  nahe 
kommen. 

Es  sind  hiernach  als  Mietslast  zu  rechnen: 

a)  für  den  Gewerbebetrieb  M.  10038,00 

b)  „     „    Unternehmer       „  1500,00 

c)  „    die  Beamten  „  2167,00 

d)  „     „    Arbeiter  11664,00 

siisammen  M.  25  369,00 

bei  einer  Kopfzahl  von  durchschnittlich  66  Personen. 

Nun  wolle  man  erwägen,  was  dies  sagen  will.  Es  bedeutet,  daß 
65  Menschen,  die  sich  unter  Leitung  eines  Unternehmers  zusammen- 
finden und  nichts  besitzen  als  ihre  Hände  und  das  Kapital  des  Unter- 
nehmers Jahr  für  Jahr  mehr  als  25000  M.  für  das  Obdach 
aufzubringen  haben.    Da  von  der  Miete  im  Durchschnitt  in 
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Berlin  etwa  nur  60  Proz.  für  das  Gebäude  und  40  Proz.  für  den  Grund 
und  Boden  zu  rechnen  sind,  so  zahlen  sie  10147,60  M.  jährlich  für 
das  Recht  des  Daseins.    Das  macht  für  jede  Person  153,75  M. 

Was  hilft  es,  wenn  die  Berliner  Magistratsberichte  dem  Steuer- 
zahler beweisen,  daß  Berlin  durch  mehr  als  10000  im  Ehrenamte 
thätige  Personen  überaus  billig  verwaltet  ist,  daß  die  Stadt  fast  keine 
Kämmereischulden  hat,  deren  Zinslast  die  Steuerzahler  aufzubringen 
haben.  Die  Zinsen  sind  deswegen  nicht  geringer,  nur  sind  sie  an  die 
Grundeigentümer  zu  entrichten,  die  sich  alle  Aufwendungen  der 
Kommune  in  der  Miete  doppelt  und  dreifach  bezahlen  lassen. 

Darüber,  wie  diese  als  Kopfsteuer  anzusehende  Bodenrente  von 
153,67  M.  für  unsere  Fabrikangehörigen  oder  von  etwa  104  Mill.  M. 
jährlich  für  die  Bevölkerung  Berlins  entsteht  und  anwächst,  giebt 
nichts  erschöpfender  Auskunft,  als  eine  Uebersicht,  die  vom  Berliner 
Magistrat  vor  12  Jahren  aus  Anlaß  der  beabsichtigten  Reform  der 
Berliner  Mietssteuer  hergestellt  worden  ist.  Sie  ist  in  weiteren  Kreisen 
unbekannt  geblieben  und  verdient  doch  beachtet  zu  werden.  Es  ist 
eine  Nach  Weisung  über  die  Mietssteigerungen  in  allen  18  Berliner  Stadt- 
vierteln. In  jedem  Stadtviertel  sind  damals  2  bis  4  Straßen  ausgewählt 
worden  und  um  jeden  Irrtum  auszuschließen,  sind  nur  diejenigen 
Häuser  berücksichtigt  worden,  die  während  des  der  Untersuchung 
zu  Grunde  liegenden  zehnjährigen  Zeitraumes  bauliche  Veränderungen 
(Umbauten,  Neubauten)  nicht  erlitten  hatten.  Wir  bringen  an  Stelle 
weiterer  Auseinandersetzungen  dieses  Aktenstück  zum  Abdruck,  das 
wir  dem  Staube  der  Akten  entreißen  möchten. 

Naohweisung1)  von  Grundstücken  verschiedener  Straften  in  Be- 
ziehung auf  den  Nutzungswert  derselben  in  den  Jahren  1868  u.  1877, 
bei  welchen  bauliche  Veränderungen  in  dieser  Zeit  nicht  vorge- 
kommen sind. 


I.  Berlin. 

1868 

1877 

mehr») 

Spandauerstrafse 

334  365  M. 

470  794 

M. 

40,80  "/. 

Königstraf&e 

375  438 

»» 

564061 

»♦ 

50,*4  „ 

Hober  Steinweg 

IO785 

1» 

«5  8i5 

" 

46,68  „ 

II.  Alt-Cölln. 

Brüderstrafse 

228  84O 

»t 

344  078 

11 

50,3«  „ 

Breites  traTse 

l6l  703 

»1 

234  7H 

11 

45.1»  » 

Scharrnstrafse 

76  143 

ti 

117  877 

»i 

54i8i  „ 

HJ.  Friedriehswer der. 

Kurstrafse 

141  909 

i* 

196  57« 

«1 

38,51  „ 

Hauivoigteiplatz 

"3  325 

1» 

169267 

1» 

Adlerstrafse 

»9  443 

»» 

36  796 

M 

IV.  Dorotheenstadt. 

Unter  den  Linden 

55»  158 

M 

813  231 

n 

47." 

Dorotheenstrafse 

364  393 

H 

556  845 

»» 

52,81  „ 
68,10  „ 

Kanonier»trafse 

72  258 

»» 

129  877 

>» 

V.  Friedrichstadt 

Mohrenstrafe 

180  756 
282  687 

1» 

297  287 

n 

64.47  „ 

Ii 

455  652 

»» 

61,19  „ 

1)  Verhandlungen  der  Gemischten  Deputation,  1881,  Heft  II,  p.  38. 

2)  Das  Mehr  ist  von  nns  berechnet  worden. 
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VI.  Friedrichsvorstadt. 


Köthenerstraise 

177  657 

M. 

276074  M. 

55.3»% 

Bollevuestrafse 

167  418 

»» 

256  749 

w 

53-96  ,, 

Hafenplata 

54  708 

11 

74  678 

ti 

361»«  II 

VII.  Schöneberger  Vorstadt. 

SteglitzerstxaTse 

103  Il6 

1» 

186  815 

»• 

8l, 17  „ 

Blumesbof 

46782 

M 

83  «>3 

» 

77,43  1, 

VIII.  Tempelhofer  Vorstadt. 

i >    Ii       i  in  f 

Belle-Alliancestrarse 

157  827 

lf 

298  747 

i« 

OO  Ofi 

rsostizstralse 

50  40 2 

•1 

120  894 

11 

lüo,<4  ,, 

7°i«*  11 

leiiowersiraise 

104  204 

>» 

I85  820 

»1 

IX.  Luisenstadt. 

Alezandrinenstrarse 

479  974 

»• 

794  379 

11 

65.50  „ 

i\ommRi)fiaiueii5iralie 

336  969 

M 

oie  405 

11 

Oo,52  ,, 

Waldemars  traf»« 

131  280 

II 

234  994 

M 

70  nn 

X.  Ken-Cölln 

Spittelmarkt 

43  n6 

t» 

66  283 

H 

53.7» 

Wallstrafse 

485  222 

II 

7H583 

II 

47i8'  11 

XI.  Stralauer  Viertel. 

Blumenstrafse 

185  241 

' « 

315  850 

'1 

70,51  „ 

Alennderstrafse 

86  925 

II 

•1 

50.9»  11 

36  477 

II 

03  099 

II 

75it«  11 

XII.  Königsviertel. 

Landsbergerstralse 

227  385 

H 

352  636 

•I 

55iO»  11 

OollnowstraTse 

5«38i 

11 

03  oyo 

II 

02,88  ,, 

Qeorgenkirchstrafse 

48  129 

1» 

74  5°4 

II 

5i'5V  11 

XIII.  Spandau  er  Viertel. 

Orenadierstrafse 

114  402 

11 

1 07  997 

M 

Hirtenstrafse 

23637 

11 

5°  013 

II 

wOI«>«>  11 

Oranienburgerstrafse 

204  192 

11 

IOC  JIO 

Su3  4,u 

M 

IQ  ,7 

tyf  •  11 

XIV.  Rosenthaler  Vorstadt. 

Brunnenstrafe 

72  475 

M 

ITC  1 1  f\ 

» 

3  0 1  •  11 

XV.  Oranienburger  Vorstadt. 

Invalidenstrafse 

227  595 

»1 

371 948 

II 

f-,  ■>    1  « 

03,43  „ 

Ackerstrafse 

88  929 

II 

1 z h  1 70 
1       *  /  w 

»1 

10,01  M 

XVI.  Friedrich. Wilhelm 

Stadt. 

Luisenstralse 

239  193 

II 

364  766 

H 

52,49  „ 

Karlstrafse 

146  001 
60  120 

1» 

233  55« 

II 

59.97  „ 

II 

93  °29 

II 

54.74  „ 

VII.  Moabit 

Thurmstraise 

23  429 

»1 

54  230 

Ii 

62,27  „ 

Alt-Moabit 

32  574 

II 

55  982 

11 

71,86  „ 

XVIII.  Wedding. 

Müllerstrafce 

70496 

II 

"Ig? 

n 

78,24  „ 

Pankstralse 

4  305 

II 

11 

59,81  ,, 

Also  Mietssteigerungen  von  36,52  bis  106,74  Proz.  in  10  Jahren, 
ohne  daß  die  Häuser  bauliche  Veränderungen  erlitten!  Wir  glauben, 
das  sagt  genug.  Es  ist  den  Vätern  der  Stadt  kaum  zu  verdenken  ge- 
wesen,  daß  sie  erschreckt  über  Ziffern,  die  so  erbarmungslos  den 
Schleier  von  dem  großstädtischen  Wohnungselend  zogen,  diese  Statistik 
nicht  fortgesetzt  haben.  Nur  die  anwachsenden  sozialdemokratischen 
Stimmen  in  allen  Stadtteilen  sprechen  davon,  daß  die  arbeitende  Be- 
völkerung diesen  Druck  empfindet  und  gegen  die  „kapitalistische  Oe- 
sellschaft4' protestiert,  während  in  Wahrheit  nur  gegen  die  kapi- 
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talistische  Verwertung  des  Grund  und  Bodens  zu  pro- 
testieren ist,  die  allein  diese  ungaublichen  Steige- 
rungen hervorgerufen  hat. 

Sehen  wir  uns  jener  von  uns  auf  153,75  M.  für  jedes  Mitglied 
unserer  Fabrik  berechneten  Kopfsteuer  gegenüber  einmal  die  wirk- 
lichen Staats-  und  Gemeindesteuern  einschließlich  der  vielberufenen 
Mietssteuer  an.  Unter  den  von  unserer  Arbeiterschaft  beantworteten 
Fragen  war  auch  diese  vorgesehen.  Wie  lächerlich  gering  sind  diese 
Lasten  gegenüber  den  vorgedachten  Beträgen. 

Staatseinkommen 8 teuer  zahlte  von  den  Arbeiterinnen  gar 
keine,  von  den  ledigen  Arbeitern  nur  2,  von  den  31  Verheirateten 
nur  19.  Die  Steuerbeträge  schwanken  ausschließlich  eines  vierfach 
zu  hoch  eingeschätzten  Arbeiters,  der  aus  Unkenntnis  rechtzeitige 
Schritte  unterlassen  hatte,  zwischen  6  und  12  M.  In  den  kinder- 
reichen Familien  macht  sich  in  erfreulicher  Weise  die  wohlthätige  Be- 
stimmung geltend,  daß  für  jedes  Kind  von  dem  Einkommen  50  M.  in  Abzug 
gebracht  werden.  Eine  bescheidene  Vergütung  für  hochbesteuerte  Per- 
sonen. Wir  konnten,  als  der  Urheber  jener  Bestimmung,  Herr  Staats- 
minister Miquel,  sie  einst  uns  gegenüber  erwähnte,  ein  Lächeln 
nicht  unterdrücken.  Verhieß  sie  doch  auch  uns  einen  kleinen  Steuer- 
nachlaß. Freilich  als  der  Entwurf  später  kam,  fanden  wir  die  größe- 
ren Einkommen  von  dieser  Vergünstigung  ausgeschlossen.  Bei  kleinen 
Einkommen  fällt  dieser  Nachlaß  schon  sehr  ins  Gewicht  und  wird  vom 
Arbeiterstande  dankbar  empfunden. 

Von  der  Gemeindeeinkommensteuer  fanden  wir  11  Per- 
sonen ganz  befreit.  Die  Steuerbeträge  der  übrigen  schwanken  zwischen 
2,80  M.  und  8,40  M.  Nur  in  einem  Falle  betrug  sie  15  M.  Miets- 
st euer  wurde  von  allen  Arbeitern  mit  Ausnahme  der  ledigen  uud 
zweier  verheirateten,  die  in  Vororten  wohnen,  gezahlt  Der  Betrag 
bewegte  sich  zwischen  4,40  M.  als  niedrigstem  und  7,80  M.  als  höchstem 
Betrage.  In  zwei  Fällen  betrug  er  12,60  M.,  wobei  jedoch  Wieder- 
vermietung vorlag.  Im  ganzen  waren  von  den  Arbeitern  aufzu- 
bringen : 

ft)  für  Einkommensteuer  M.  l66,00 

cj  Mietssteuer  JJ  155,40 

oder  auf  die  drei  Arbeitergruppen  verteilt: 

tod  6  Arbeiterinnen  zusammen  M.    2,80  oder  durchschnittlich  M.  0.&6  jihrlich 

8  ledigen  Arbeitern  „         „   38,40    „  „  „  4,80 

81  verheirateten  Arbeitern     „        „  446.44    „  „  .,  14,40  „ 

zusammen  M.  487,64 

oder  1,07  Proz.  des  erhaltenen  Arbeitslohns. 

Hiernach  kann  bei  den  unverheirateten  von  einem  Steuerdruck  nicht 
die  Rede  sein.  Bei  den  Verheirateten  sind  die  Leistungen  erheblich 
höher.  Diese  haben  aber  billigerweise  an  den  Ausgaben  der  Gemeinde 
für  Krankenhäuser,  Armenpflege,  Pflasterung  und  Beleuchtung,  insbe- 
sondere für  die  Schulen  nach  ihren  Kräften  beizutragen.  Da  diese 
31  Familien  der  Gemeinde  nicht  weniger  als  37  schulpflichtige 
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Kinder  stellten  und  die  Kosten  dafür  nach  dem  städtischen  Schul- 
etat für  1892/93  M.  51,60  für  jedes  Schulkind  betrugen1),  so 
kann  auch  bei  den  verheirateten  Arbeitern  nicht  von  einer  wirk- 
lichen Last  gesprochen  werden.  Der  Untericht  dieser  37  Kinder  kostete 
1909,20  M. ,  also  das  Vierfache  der  ganzen  direkten 
Staats- und  Gemeindesteuern  der  Arbeiter,  einschließ- 
lich der  viel  erörterten  Mietssteuer!  Man  sieht,  daß  hier 
zur  Beschwerde  kein  Anlaß  vorliegt  Dennoch  klagen  die  Arbeiter 
über  die  Steuern.  Sie  sagen,  daß  während  der  Woche,  in  der  die 
Steuern  fällig  sind,  kaum  auszukommen  sei.  So  schwer  wird  ihnen 
die  Zahlung  und  das  ist  gewiß  richtig.  Aber  es  ist  nur  richtig,  weil 
am  Tage  vorher  20  M.  monatliche  Wohnungsmiete  entrichtet 
werden  mußten.  Ob  es  ein  richtiges  System  ist,  erst  den  Arbeiter 
erbarmungslos  der  Boden-  und  Häuserspekulation  zu  überliefern  und 
dann  die  Kinder  der  Arbeiter  auf  Gemeindekosten,  d.  h.  der  reich  ge- 
wordenen Hauswirte  und  Hypothekenbesitzer  umsonst  erziehen  zu  lassen, 
dürfte  zweifelhaft  erscheinen. 

Wir  wollen  die  Mietssteuer  durchaus  nicht  verteidigen,  müssen  aber, 
soweit  es  Handel  und  Industrie  angeht,  rund  heraus  sagen,  daß  nicht 
bei  der  Mietsteuer  anzusetzen  ist,  wenn  eine  Verbesserung  der  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  erfolgen  soll,  sondern  bei  der  Miete  selbst. 
Ueber  die  Mietssteuer  bewegliche  Klagen  führen,  wie  es  in  der  Tages- 
presse geschieht,  und  die  wucherische  Ausnutzung  des  Bodens  ver- 
teidigen oder  totschweigen,  das  heißt  Mücken  seihen  und  Elefanten 
verschlucken. 

Nicht  geleugnet  kann  dagegen  werden  die  Belastung  der  ar- 
beitenden Klassen  durch  die  indirekten  Steuern,  da  sie  zweifellos  in 
vielen  Fällen  als  Kopfsteuer  wirken  müssen.  Von  den  Arbeitern  wird 
besonders  über  die  Nahrungsmittelzölle  geklagt  Die  Preisschwankungen, 
denen  diese  Artikel  unterliegen,  sind  allerdings  so  groß,  daß  der  Zoll 
erst  in  zweiter  Linie  mitwirkt  Auch  die  Frage,  ob  der  Zoll  allein 
vom  Konsumenten  und  infolge  der  Verengung)  des  Marktes  nicht 
zum  Teil  vom  auswärtigen  Versender  zu  tragen  ist,  kann  von  uns 
nicht  unbedingt  beantwortet  werden.  Wir  wollen  hier  auf  diese  Fragen 
nicht  eingehen,  sondern  einfach  auf  die  Thatsache  der  Belastung  der 
arbeiten«!  i  Klassen  durch  diese  Steuern  hinweisen. 

Anders  als  bei  den  Arbeitern  ist  es  bei  dem  Unternehmer.  Bei 
diesem  spielt  die  Mietssteuer  neben  den  erheblichen  Lasten  der  mo- 
dernen und  von  uns  sehr  gebilligten  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
einen  beträchtlichen  Posten  im  Unkostenetat.  An  die  viel  empfind- 
licheren Mietssteigerungen  reicht  sie  allerdings  nicht  heran,  sie  sprechen 
aber  doch  mit 

Die  Steuerlast  des  Unternehmers  berechnet  sich  in  dem  vor- 
liegenden Falle  wie  folgt  Dabei  ist  die  Mietssteuer  für  die  Wohnung 
nur  in  solcher  Höhe  berechnet  als  wenn  für  den  Unternehmer  nur 
dieser  eine  Betrieb  bestände.   In  Wirklichkeit  ist  der  Aufwand  größer. 


1)  M.  9  213  420  für  178  469  Schalkinder. 
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a)  für  den  Gewerbebetrieb: 

1.  Mietssleuer  H.  557,00 

J.  Gewerbesteuer1)  „  96,00      M.  653,00 

b)  Personalsteuern : 

S.  Mietssteuer  fQr  die  Wohnung  „  100,00 

4.  Staats-Kinkommensteuer  „  480,00  ^ 

iu&h mtnen  H.  1569,00 

Hierzu  treten  die  Steuern  der  5  Beamten.   Dieselben  entrichten: 

Gemeindeateuer  „  174,00 
Mietasteuer  (dux2)„  52,40 

M  396,40  oder  3,1s  %  dea  Einkommens. 

Bei  den  Arbeitern  betrug  die  Steuerlast  insgesamt  487,64  M. 
Will  man  die  Gesamtsteuerlast  sämtlicher  zu  dem  gedachten  Unter- 
nehmen vereinigten  67  Personen  feststellen,  so  muß  man  den  Betrag 
für  die  Arbeiter  entsprechend  für  die  abwesenden  erhöhen. 

Es  »ablen  dann  die  Arbeiter        M.  620,15 
„   Beamten         „  396,40 
der  Unternehmer  „  1569,00 
«laammerTM  2585^60 

oder  39,02  M.  per  Kopf,  wogegen  10174,60  M.  oder  153,75  M.  pro 
Kopf  jährlich  an  Grundrente  von  denselben  Personen  aufzubringen  sind. 

Die  R ei  ch s Verwaltung  mit  ihren  indirekten  Steuern  iür  Heer 
und  Marine  verschlingt  allerdings  mehr.  Auf  die  Berliner  Bevölkerung 
entfallen  etwa  45  Mill.  M.  Die  Grundrente  beträgt  aber  mehr  als 
100  Mill.  M.  jährlich  und  die  Militärlast  dient  zur  Verteidigung  des 
Vaterlandes,  während  die  doppelt  so  hohe  Grundrente  in  die  Taschen 
der  städtischen  Grundbesitzer  und  Hypothekengläubiger  fließt. 

Stellt  man  die  Mietslast  und  die  direkten  Steuern  und  ebenso  die 
Miete  dem  Einkommen  gegenüber,  so  ergeben  sich  für  unser  Unter- 
nehmen folgende  Ziffern: 


Wohnungsmiete  Steuern 

Unternehmer        8,67  <tyb  5,04% 

Beamte              17,66  „  3.»«  » 

Arbeiter            16,14  „  1,07  „ 


des  Einkommens.  Während  also  die  Steuerlast  mit  dem  Verhältnis  der 
Kräfte  bei  den  kleineren  Einkommen  erheblich  sinkt,  ist  bei  der  Woh- 
nungsmiete das  Gegenteil  der  Fall.  Der  Arbeiter  zahlt  fast  nur  ein 
Fünftel  der  Steuern  desUnternehmers,  dagegen  fast  die  doppelte 
Wohnungs  miete!  Nicht  also  über  die  Staatsabgaben  sollte  an  erster 
Stelle  Klage  geführt  werden,  sondern  über  die  vierfach  höheren  Ab- 
gaben an  den  privaten  Grundbesitz.  Hier  ist  der  Abgrund,  in 
den  die  Ersparnisse  des  Volks  fallen.  Davon  wollen  aber 
die  parlamentarischen  Steuerkritiker  nicht  viel  wissen.' 

Um  die  Lage  der  Unternehmer  besser  übersehen  :zu  können,  ist 
es  noch  nötig,  auf  die  sonstigen  Aufwendungen  unseres  Unternehmens 

1)  Seit  dem  Gewerbesteuergesetz  von  1892  Mark  836,00. 
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einen  Blick  zu  werfen.  Neben  Mieten  und  Steuern  und  dem  kauf- 
männisch den  Unkosten  —  richtiger  aber  dem  Arbeitslohn  —  hinzuzu- 
rechnenden Gehalt  der  Beamten  ergeben  sich  mangels  irgend  welchen 
Aufwandes  für  Reklamen  u.  s.  w.  und  den  verbleibenden  wirklichen 
Unkosten  für  Feuerversicherung,  Reisen,  Porto  und  den  Abschreibungen 
(Abnutzung  der  Utensilien)  folgende  Beträge: 

1.  8osiale  Gesetzgebung. 

a)  Unfallversicherung  M.  495,56 

b)  Kranken  kassenbei  trage  „  474,76 

c)  Altersversorgung  „  404.47     M.  1374,78 

S.  Wohl  f  ab  rt  sei  nrichtnngen. 

a)  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  and  Beamten  „1721,78 

b)  Unterstütiangskasse,  Festkaue,  Bibliothek     „  781,00      „  2442,78 

S.  Zinsen.  — 
4.  Verloste  „  4967,61 

Von  diesen  Aufwendungen,  unter  denen  die  Kosten  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  und  die  freiwillig  übernommenen  Lasten  der 
Wohlfahrtseinrichtungen  augenscheinlich  eine  nicht  unbeträchtliche  Be- 
lastung des  Unternehmers  bilden,  fließen  die  meisten  wieder  der  Arbeit 
zu.  Die  Steuern  an  den  Staat,  die  Aufwendungen  für  Unfall-  und 
Krankenkassen,  die  Gewinntantiemen  wie  die  sonstigen  Ausgaben  für 
Feuerversicherung,  Reisen,  Porto  u.  s.  w.  werden  zu  überwiegenden 
Teilen  von  den  Empfängern,  dem  Staat,  den  Krankenkassen,  den  Ver- 
sicherungsanstalten, den  Eisenbahnen,  der  Post  u.  s.  w.,  dem  Verkehr 
in  Form  von  Gehalten,  Entschädigungen  und  für  Anschaffungen  zurück- 
gegeben. Das  Geld  kommt  schließlich  in  Hände,  die  es  sofort  für 
Kleider  und  Nahrungsmittel  dem  Verkehr  zurückgeben  müssen.  Sie 
fließen  den  Gewerbetreibenden,  die  sie  verausgabten,  alsbald  durch 
ihre  Kunden  wieder  zu.  Eine  Störung  des  freien  Güteraustausches 
kann  durch  sie  nicht  hervorgerufen  werden.  Nur  wenn  jene  Auf- 
wendungen eine  verhältnismäßige  flöhe  hätten  und  soweit  dies  der  Fall 
ist,  kann  davon  die  Rede  sein.  Daß  die  an  Gehalt  und  Lohn  veraus- 
gabten Beträge  fast  ganz  und  zwar  unmittelber  nach  Empfang  wieder 
ausgegeben  werden,  an  dieser  Stelle  also  künstliche  Stauungen  nicht 
vorkommen,  ist  selbstverständlich.  Aufwendungen  dagegen,  die  dem 
Verkehr  nicht  ebenso  gewiß  wieder  zufließen,  sind  erstens  die  Ver- 
luste mit  4967,61  M.,  zweitens  die  an  Banken  u.  8.  w.  gezahlten 
Zinsen,  endlich  die  Mieten  des  Unternehmers,  der  Beamten  und  Ar- 
beiter mit  zusammen  25  369  M. 

Es  unterliegt  für  uns  keinem  Zweifel,  daß  in  dem  hohen  Mietsbetrage 
der  am  meisten  konsumhindernde  Faktor  unserer  Rechnung  vorliegt  Diesen 
von  den  66  zu  unserem  Unternehmen  vereinigten  Personen  jährlich  aufzu- 
bringenden Tribut  von  25369  M.  verbleibt  nur  zu  einem  kleinen  Teile 
bei  den  Vermietern.  Ihnen  gehören  oft  nicht  10  Proz.  von  ihrem  so- 
genannten Eigentum.  Der  Rest  geht  als  Zins  an  die  Hypotheken- 
gläubiger.  In  diesen  dem  Rentenkapital  vom  Volke  zu 
machenden  ungeheuren  und  alljährlich  sich  erneuern- 
den und  steigenden  Tributleistungen  liegt  zugeich  die 
erste  Ursache  unserer  gewerblichen  Krisis. 

Dritt«  Kolte  Bd.  VI  (LXI).  42 
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Neben  der  Miete  kommt  als  zweite  Abgabe  das  Zinsen k od to 
für  Leihkapital,  sei  es  von  Banken  für  diskontierte  Kuodenwechsel,  sei 
es  für  Kapitalien,  die  dem  Unternehmer  anvertraut  sind.  Wir  wollen 
uns  hier  über  die  Berechtigung  des  Zinses  nicht  auslassen.  Es  genüge, 
darauf  hinzuweisen,  daß  auch  diese  Abgäbe  dem  Rentenkapital  große 
Teile  der  Erträge  der  Arbeit  zuführt.  Geht  das  Geschäft  schlecht,  so 
kann  es  vorkommen,  daß  derselbe  Hauswirt  oder  Hypothekengläubiger, 
der  die  obigen  10038  M.  Miete  erhält,  sie  dem  notleidenden  Gewerbe- 
treibenden zu  6  Proz.  Zinsen  als  Darlehn  wieder  giebt.  Dann  zahlt 
der  Unternehmer  für  die  Folge  einschließlich  der  Zinsen  jährlich 
10638  M.  Das  jährliche  Defizit  ist  dann  um  600  M.  vergrößert.  Der 
Unternehmer  muß  jährlich  diesen  Betrag  mehr  verdienen.  Ob  aber 
der  Kapitalist,  der  vielleicht  schon  die  vorgedachten  10038  M.  nicht 
mehr  verbrauchen  konnte  und  Anlage  dafür  suchte,  nun  die  600  M. 
verzehren  und  sie  der  Industrie  wieder  zuführen  wird,  ist  gewiß 
mehr  als  zweifelhaft.  Dann  ist  aber  auch  die  Ursache  der  steigenden 
Absatznot  des  Unternehmers  leicht  erklärt.  Er  soll  jährlich  10638  M. 
bares  Geld  abliefern,  der  Empfänger  dieses  Geldes  will  aber  vielleicht 
nicht  1  M.  an  ihn  für  gewerbliche  Erzeugnisse  zurückgeben. 

Der  kleinere  Hausbesitzer  und  Rentner  mag  seine  Zinsen  alsbald 
verzehren.  Die  Mehrzahl  von  ihnen  thut  es  sicher.  Thäte  sie  es  nicht, 
so  würde  die  Absatznot  ganz  andere  Dimensionen  angenommen  haben. 
Aber  eine  sehr  große  Zahl  sparender  Großkapitalisten  verzehrt  ihre 
Einkünfte  aus  Grundbesitz  und  Hypotheken  ebenso  sicher  nicht.  Die 
Bestimmtheit,  mit  der  die  Börse  an  jedem  Miets-  und  Zinstermin  auf 
große  neue  Anlage  suchende  Kapitalien  rechnet  und  der  Geldüberfluß 
an  der  Börse  in  diesen  für  die  Masse  des  Volkes  so  schweren  Tagen 
redet  für  den  Gewerbestand  eine  schlimme  Sprache.  Der  Gewerbe- 
stand will  und  muß  verkaufen,  um  die  fällige  Mietsrate  zu  er- 
schwingen, die  Empfänger  seines  Geldes  suchen  aber  sicher  verzins- 
liche Anlagen.  Die  Störung  des  Absatzes,  die  sie  damit  hervorrufen, 
entspricht  dem  Millioneubesitz  ihrer  Verleiher.  In  der  Progression 
des  Zinseszinses  und  mit  tötlicher  Sicherheit  wächst  das  Defizit  an. 
Der  Umsatz  muß  stocken. 

Als  dritte  Ursache  der  Störung  des  Gleichgewichtes  nennen  wir 
die  Verluste.  Sie  betragen  in  unserem  Falle  durchschnittlich  das 
Doppelte  der  Steuern  des  Unternehmers,  der  Beamten  und  der  Ar- 
beiter zusammengenommen.  Der  Staat  könnte  dem  Unternehmer  auf- 
erlegen, sämtliche  direkten  Steuern  seiner  Beamten  und  Arbeiter  aus 
seiner  Tasche  zu  entrichten,  wenn  er  ihn  dafür  gegen  die  unerträg- 
lichen Verluste  schützen  wollte,  die  er  heute  tragen  muß,  der  Unter- 
nehmer würde  sich  sehr  gut  dabei  befinden.  Diese  Verluste  sind  un- 
berechenbar und  bei  größter  Vorsicht  nicht  zu  vermeiden.  Sie  wurzeln 
in  der  übertrieben  und  einseitig  kapitalistischen  Gestaltung  unserer 
modernen  Gesetzgebung,  die  in  zahlreichen  Fällen  geradezu  zu  einer 
Beraubung  der  produzierenden  Stände  führt. 

Besonders  zwei  Verlustursachen  sind  es,  die  in  die  Augen  fallen. 
Gegen  diese  sind  Leichtsinn,  Krankheit  und  Tod  des  Schuldners  nur 
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sehr  untergeordnete  Vorkommnisse.  Beide  Arten  von  Verlusten  treffen 
wieder  dieselbe  Stelle  des  wirtschaftlichen  Lebens,  auf  die  wir  im  Ver- 
laufe unserer  Auseinandersetzungen  wiederholt  stießen.  Bei  denjenigen 
Produzenten,  die  mit  der  großen  Klasse  der  Detail  listen  zu  thun 
haben,  sind  es  wieder  die  Mieten,  und  bei  denen,  die  am  Bauge- 
werbe beteiligt  sind,  die  Verluste  an  Neubauten.  In  beiden  Fällen 
also  wieder  das  Wohnungswesen! 

Die  von  den  Detaillisten  aufzubringenden  Ladenmieten  sind  ruinös. 
Der  Detaillist  arbeitet  nur  noch  für  die  Miete.  Vielfach  hat  sie  eine 
Höhe  erreicht,  daß  sie  nicht  mehr  mit  dem  Verdienst  und  den  Er- 
sparnissen des  Ladeninhabers,  sondern  nur  noch  mit  dem  anvertrauten 
Gut  der  Lieferanten  gedeckt  werden  kann.  Kommt  es  zum  Konkurs, 
so  geht  die  Miete  natürlich  allen  anderen  Forderungen  vor.  Der  Haus- 
wirt übt  das  berühmte  Retentionsrecht  aus.  Zunächst  wird  er  befrie- 
digt Daß  der  Lieferant  sein  Geld  verliert,  geschieht  ihm  schon  recht, 
denn  „er  konnte  sich  vorsehen".  Der  Hauswirt  hat  das  nicht  nötig. 
Alle  Waren,  die  der  Lieferant  an  den  Mieter  geschickt  hat  und  ohne 
deren  Hergabe  der  Mieter  nicht  1  Pfennig,  geschweige  die  5  oder  15000 
Mark  Miete  verdienen  konnte,  fallen  in  das  Retentionsrecht  des  Haus- 
wirtes. Daß  es  allein  die  hohe  Miete  war,  die  den  armen  Hutmacher 
oder  Goldschmied  ruiniert  hat,  macht  nichts  aus.  Ebenso  daß  es  das- 
selbe sein  müßte,  ob  der  Hauswirt  ihm  zum  Geschäftsbetriebe  einen 
sehr  teueren  Laden  oder  der  Fabrikant  sehr  billige  Waren  lieferte. 
Der  Hauswirt  muß  befriedigt  werden:  im  Interesse  der  Hypotheken- 
gläubiger, die  fern  von  Madrid  ihre  Zinsen  verzehren  oder  anhäufen 
und  durch  solche  Kleinigkeiten,  wie  den  Untergang  eines  Handwerkers, 
in  ihrer  Ruhe  nicht  gestört  sein  wollen.  Der  Fabrikant  verliert  in- 
folgedessen sein  Geld  und  ist  nur  um  die  Erfahrung  bereichert,  daß 
er  nicht  allein  seine  eigene  drückende  Miete  zu  decken  hat,  sondern 
auch  die  Mieten  der  anderen,  seiner  Abnehmer  und  Schuldner. 

Viel  erheblicher  sind  die  Verluste  im  Baugewerbe,  und  die 
schlimmen  Zustände,  die  auf  diesem  Gebiete  herrschen,  fangen  an, 
mehr  und  mehr  die  öffentliche  Entrüstung  hervorzurufen.  Sie  sind 
schon  aus  Anlaß  einer  vom  Bunde  für  Bodenbesitzreform  erlassenen 
Petition  wiederholt  in  den  Parlamenten  zur  Sprache  gebracht  worden. 
Bis  jetzt  ohne  Erfolg.  Auch  von  einsichtigen  Juristen,  so  von  Pro- 
fessor Dernburg  im  „Pionier44  (1890/91)  und  neuerdings  in  einem 
ausgezeichneten  Aufsatz  des  Berliner  Privatdozenten  Dr.  P.  Hert- 
mann1) ist  die  Unbaltbarkeit  der  jetzigen  Verhältnisse  in  über- 
zeugendster Weise  nachgewiesen  worden.  Auch  diese  zweite  Reihe 
von  Verlusten  wird  ausschliesslich  hervorgerufen  durch  die  über- 
triebene Fürsorge  der  staatlichen  Gesetzgebung  für  die  Hypotheken  - 
gläubiger.  Der  Sicherheit  der  Hypothek,  gleich,  aus  welcher  Art  von 
Geschäften  sie  entstanden  ist,  sind  die  Interessen  des  Baugewerbes 
rücksichtslos  geopfert  worden. 

Die  bezüglichen  Verhältnisse  dürfen  als  allgemein  bekannt  gelten; 


1)  Dm  Pfandrecht  der  Rhu  Handwerker.    Conrad'»  Jahrbücher,  1893. 
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nirgends  hat  die  Ausbeutung  der  Schwachen  durch  die  Starken  wider- 
wärtigere Formen  angenommen  als  im  großstädtischen  Bauschwindel. 
Nur  daß  die  öffentliche  Meinung  und  oft  auch  die  Bauhandwerker  mit 
Unrecht  die  sogenannten  Bauunternehmer  dafür  verantwortlich  raachen, 
während  es  in  Wirklichkeit  die  Hypothekengläubiger,  die  Terrainge- 
sellschaften und  Geldgeber  sind,  die  als  die  Verderber  des  Handwerker- 
standes zu  bezeichnen  sind.   Erst  wird  der  Grund  und  Boden,  ehemals 
geringwertiger  Acker,  auf  das  Vielfache  des  Preises  getrieben,  der  dem 
ehemaligen  Ackerburger  gezahlt  worden  ist.    Dann  wird  die  Baustelle, 
da  zu  dem  hinaufgetriebenen  Preise  ein  solider  Maurermeister  oder 
Architekt  keine  Rechnung  mehr  findet,  an  den  ersten  besten  mittel- 
losen Unternehmer,  „einen  ehemaligen  Maurerpolier,  Schlächter,  Barbier 
oder  Kellner14 1)  verkauft   Eine  Anzahlung  erfolgt  entweder  gar  nicht 
oder  sie  ist  unverhältnismäßig  gering.    Da  der  Rest  hypothekarisch 
eingetragen  wird,  so  geht  der  Verkäufer  trotzdem  sicher.    Er  wird 
Hypothekengläubiger.     Dem  Käufer    wird  außerdem  Baugeld  ver- 
sprochen, das  ebenfalls  im  voraus  hypothekarisch  eingetragen  wird. 
Hinter  diesen  folgen  die  großen  Lieferanten,  der  Holz-  und  Stein- 
händler, die  starke  Hände  sind,  Aufträge  an  sich  herantreten  lassen 
können  und  meist  selbst  noch  nebenbei  etwas  in  Baustellen  „machen44. 
Für  die  auf  solche  Weise  bis  zum  Dach  im  voraus  verpfändeten  Bauten 
haben  die  Gewerbetreibenden  zu  liefern.    Wenn  sie  nicht  wollen,  so 
haben  sie  keine  Beschäftigung.    Die  in  Terrains  engagierten  Banken 
oder  Geldgeber  können  es  natürlich  länger  aushalten  als  sie.  Hat 
der  gekennzeichnete  „Unternehmer44,  der  in  der  Bauzeit  mit  Summen 
hantiert,  die  er  vorher  nie  bei  sich  führte,  im  Preise  der  Baustelle 
Unmögliches  bewilligt  oder  zu  lustig  gelebt,  haben  die  „Damnos44  der 
Geldgeber  einen  gar  zu  großen  Teil  der  Baugelder  verschluckt,  oder 
zahlt  er  den  jetzt  zum  honetten  Hypothekengläubiger  gewordenen 
Terrainhändlern  nicht  seine  wohlverdienten  Zinsen,  natürlich  auch 
während  des  Baues  und  ehe  Einnahmen  aus  Vermietungen  erfolgen 
können,  so  ist  das  Unglück  da.   Die  Hypothekengläubiger  beantragen 
Subhastation.   Das  Haus  fällt  ihnen  für  ihre  Hypotheken  zu,  besorgte 
Handwerker,  die  sich  etwa  ebenfalls  eintragen  ließen  —  hinter  den 
vorgedachten  —  fallen  aus  und  die  Handwerker  und  Lieferanten  ver- 
lieren ihr  Geld8). 

Daß  es  die  armen  Handwerker  waren,  die  das  Haus  errichtet 
haben,  daß  sie  zu  Grunde  gehen,  während  das  Kapital  ihre  Arbeit  ein- 
heimst, daß  die  Handwerker  dadurch  selbst  an  ihren  Lieferanten  zu 
Betrügern  werden,  thut  nichts.  Die  „Sicherheit  der  Hypothek44,  das 
„Eintragungsprinzip44,  der  „öffentliche  Glaube"  des  Grundbuches  be- 
herrschen die  juristische  Doktrin.  Der  Anspruch,  daß  bei  den  von 
Hypothekengläubigern  herbeigeführten  Subhastationen  zunächst  die 
Handwerker  befriedigt  werden,  hat  bei  den  Verfassern  des  bürger- 

1)  Aas  einem  Briefe  des  Vorstandes  der  Ortskrankenkasse  der  Haarer  an  den 
Verfasser. 

2)  Man  vergleiche  aach  unseren  Aafsats  in  Scbmoller's  Jahrbach,  1892,  Das  Vor- 
recht der  Bauhandwerker. 
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liehen  Gesetzbuches  kein  geneigtes  Ohr  gefunden.  Es  darf  aber  nicht 
wunder  nehmen,  daß  der  Arbeiter-  und  Handwerkerstand  diese  Gesetz- 
gebung für  eine  „kapitalistische14  erklärt.  Unser  eigenes  Urteil  ist 
noch  viel  härter:  sie  ist  inhuman  und  staatsbedrohend, 
denn  sie  begünstigt  die,  die  schon  stark  sind  und  ver- 
nichtet die,  die  wirtschaftlich  sch  wach  sind  und  unter- 
stützt werden  müßten.  An  dem  Anwachsen  des  Antisemitismus 
und  Sozialismus  hat  diese  Gesetzgebung  den  größten  Anteil.  Ganze 
Stadtviertel  entstehen  auf  diese  Weise,  Subhastation  neben  Subhasta- 
tion,  überall  Verluste  und  zwar  von  solcher  Höhe,  daß  sie  meist  den 
Untergang  der  betreffenden  Handwerker  herbeiführen.  Für  unser 
eigenes  beschränktes  Unternehmen  haben  trotz  großer  Vorsicht  die 
Verluste  in  19  Jahren  mehr  als  60000  M.  betragen.  Für  einen  mitt- 
leren Gewerbetreibenden  bedeutet  ein  solcher  Verlust  den  Verlust 
eines  Vermögens. 

In  Berlin  betrug  die  Zahl: 

der  Neubauten    der  SubhasUtionen 

1889  535  133 

1890  442  242 

1891   388  356 

tusammen  1365  731 

Das  heißt,  daß  die  Subhastationen  im  Jahre  1889  etwa  20  Proz.,  im 
Jahre  1890  =  50  Proz.,  im  Jahre  1891  =90  Proz.  aller  Neubauten 
ausmachen.  Aeltere  Gebäude  kamen  nur  vereinzelt  zur  Subhastation, 
Neubauten  dagegen  zum  Teil  schon  im  Rohbau,  zum  Teil  wiederholt. 
Es  ist  ausgerechnet  worden '),  daß  allein  in  Berlin  jährlich  20  bis  30 
Millionen  Mark  von  Handwerkern  an  Bauten  verloren  gehen.  Von  186 
auf  dem  ehemaligen  Fabrikterrain  von  Borsig,  Egells  und  Wöhlert  er- 
richteten Bauten  sind  nur  6  nicht  subbastirt  worden,  viele  aber  zwei 
und  dreimal.  Von  der  Nordöstlichen  Baugewerks-Berufs- 
genossenschaft  wurden  1892  35650,35  M.  Umlage  für  Unfälle 
rar  uneinziehbar  erklärt  und  mußten  von  den  übrigen  Mitgliedern 
mit  gedeckt  werden!  Die  Ortskrankenkasse  der  Maurer  zu 
Berlin  mußte  städtische  Hilfe  in  Anspruch  nehmen,  weil  die  Kasse  in 
den  drei  Jahren  von  1890  bis  1892  S8  738  M.  an  zahlungsunfähigen 
„Bauherren"  verlor  und  8000  M.  Gerichtskosten  unnütz  opfern  mußte! 
Bei  den  eben  genannten  830  in  den  Jahren  1891  und  1892  in  Berlin 
errichteten  Neubauten  haben  nach  Mitteilung  des  Kassen  Vorstandes 
222  Unternehmer  die  von  ihren  Arbeitern  entrichteten  Krankenkassen- 
beiträge unterschlagen!  Es  ließen  sich  also  mehr  als  25  Proz.  aller 
Unternehmer  Unterschlagungen  zu  schulden  kommen,  ein  für 
jeden  anderen  Gewerbszweig  gewiß  beispielloser  Vorgang. 

Hier  liegt  die  zweite  Verlustgefahr  und  wir  mußten  wieder  aus- 
schließlich den  schrankenlosen  Handel  mit  Grund  und  Boden  und 
seine  Verpfändung  dafür  verantwortlich  machen.  Wie  vorher  bei  den 
übertriebenen  Wohnungsmieten  für  Arbeiter  und  Unternehmer  sehen 

1)  Petition  des  Bandes  für  Bodenbesitsrefonn  an  den  Staatssekretär  des  Reichsjustiz- 
amtas,  Dr.  Bosse.    Prals  80  Pf.  bei  B.  Krebs,  Berlin,  StalUebrelberstr.  56. 
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wir  auch  in  den  durch  das  Retentionsrecht  der  Vermieter  und  dem 
Vorrecht  der  Hypotheken  herbeigeführten  Verlusten,  daß  in  allen  drei 
Fällen  die  arbeitende  Bevölkerung  der  unterliegende,  die  Spekulation 
in  Grund  und  Boden  der  profitierende  Teil  ist.  Als  Folge  davon 
müssen  wir  in  allen  Fällen  eine  Schwächung  der  Konsum- 
fähigkeit der  arbeitenden  Bevölkerung  feststellen. 

Die  große  Bedeutung  dieser  Schwächung  der  Kaufkraft  und  da- 
mit des  Absatzes  für  die  an  unserem  Unternehmen  beteiligten  Hände 
läßt  sich  aber  erst  ermessen,  wenn  wir  nach  Prüfung  der  Verlustseite 
des  Unternehmens  noch  einen  Blick  auf  den  Gewinn,  die  Verkaufs- 
preise und  den  Umsatz  des  Betriebes  geworfen  haben.  Erst  dann 
wird  die  volle  Tragweite  der  durch  die  vorgenannten  Umstände  her- 
beigeführten künstlichen  Absatznot  zu  erkennen  und  die  Wirkung  auf 
Unternehmergewinn  und  Arbeitslohn  zu  schätzen  sein.  Wir  beschränken 
uns  auch  hier  ausschließlich  auf  das  Berliner  Geschäft  des  Verfassers. 
In  den  anderen  liegt  die  Sache  aber  ganz  ähnlich. 

Der  U  m  s  a  t  z  der  Berliner  Fabrik  des  Verfassers,  die  seit  25  Jahren 
besteht,  im  Vergleich  zum  Rohgewinn,  also  dem  Ueberschuß  der  Ver- 
käufe der  fertigen  Produkte  über  den  Einkaufswert  der  Materialien 
und  die  bezahlten  Arbeitslöhne  ergeben  folgende  Tabelle: 

Umsatz  Rohgewinu 


1883 

128  539,44 

1884 

169  546,58 

22,50 

11 

1885 

19»  I73.3J» 

26,33 

11 

1886 

250  259.00 

2S.11 

n 

1887 

206  243,56 

22,71 

.. 

1888 

270  759  " 

22.85 

,  ♦ 

1889 

315936.94 

23,09 

11 

1890 

288  541,08 

23,87 

.1 

1891 

295  US." 

23,03 

1892 

279032.13 

23,86 

ti 

Nun  beachte  man  neben  den  vorstehenden  Ziffern  die  Durch- 
schnittspreise eines  der  hauptsächlichsten  Fabrikate  im  Baugewerbe. 
Es  wurden  im  Durchschnitt  für  jede  Jalousie  im  Berliner  Baugewerbe 
gezahlt : 


1875 

32,86 

M 

1881 

25,74  M. 

1887 

18,06  M. 

1876 

34.*« 

1882 

2S.&2  n 

1888 

18,1s  „ 

1877 

3L41 

» 

1883 

26.85  „ 

1889 

16,36  „ 

1878 

38,59 

M 

1884 

21,08  „ 

1890 

16,61  „ 

1879 

30.24 

11 

1886 

18.48  n 

1891 

16,85  „ 

1880 

24.90 

11 

1886 

18,08  „ 

1892 

17.30  „ 

1893  Preis  14,00  bis  15,00  M. ! 


Wir  wollen  nicht  sagen,  daß  es  in  allen  Branchen  der  Fabrik 
genau  so  geht.  Aber  annähernd  ist  die  Bewegung  nach  abwärts  gleich 
oder  ähnlich,  und  in  den  meisten  Gewerbebetrieben,  soweit  sie  am 
Baugeschäft  beteiligt  sind,  sieht  es  nicht  besser  aus.  Wir  meinen, 
daß  solche  Ziffern  das  bestätigen,  was  wir  über  die  Unternehmerarbeit 
gesagt  haben;  denn  Reduktionen  der  Preise  bis  zu  55  Proz.  wurden 
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durch  gesteigerte  Umsicht  im  Einkaufe  und  in  der  Fabrikation  wett- 
gemacht Und  dabei  konnte  die  Lage  der  Arbeiter  verbessert,  die 
Arbeitszeit  beharrlich  verkürzt,  die  Feiertagsarbeit  ausgeschlossen  und 
manche  VTohlfahrtseinrichtung  pekuniär  gefördert  werden.  Es  wird 
also  mit  der  Ausbeutung  durch  den  Unternehmer  nicht  immer  so 
schlimm  sein,  wie  es  in  den  Arbeiterorganen  dargestellt  zu  werden 
pflegt.  Die  Arbeiter  selbst  urteilen  darüber  auch  ganz  anders  und 
wissen  die  Lage  und  die  Leistungen  ihrer  industriellen  Führer  meist 
viel  besser  zu  würdigen. 

Vor  allen  Dingen  beweisen  die  Ziffern  aber  die  entscheidende 
Bedeutung  eines  ungehemmten  Absatzes.  Wir  sehen,  daß 
selbst  ein  Preisrückgang  von  55  Proz.  den  Unternehmer  nicht  ge- 
fährdete. Der  Gewinn  blieb  annähernd  derselbe.  Eine  neue  vorteil- 
haftere Maschine  und  Erparnisse  beim  Einkauf  der  unter  dem  gleichen 
Preisdruck  befindlichen  fremden  Erzeugnisse  glichen  die  Rückgänge 
immer  wieder  aus.  Im  Einkauf  wie  in  der  Fabrikation  kann  der  Unter- 
nehmergeist sich  frei  entfalten.  Dieser  Kampf  ist  gesund.  Auf  ihm 
gründet  sich  unser  industrieller  Fortschritt.  Wie  Adam  Smith  in 
dem  anziehendsten  Teile  seines  Hauptwerkes  an  der  Herstellung  der 
Stecknadel  die  Wirkungen  der  Arbeitsteilung  nachweist:  hier  ist  ein 
unerschöpfliches  Gebiet  für  die  Bethätigung  des  kaufmännischen  und 
Organisationstalentes.  Fehlt  es  hier,  hat  den  Unternehmer  seine 
Menschenkenntnis,  seine  Ruhe  und  Umsicht  nur  in  einem  entscheiden- 
den Momente  verlassen,  so  hat  er  verspielt  —  oft  für  immer.  Das 
weiß  jeder  Unternehmer  und  danach  richtet  er  sich. 

Ganz  anders  steht  es  mit  dem  Absatz,  Dieser  entzieht  sich  in 
der  Hauptsache  dem  Einflüsse  des  Einzelnen.  Der  Fabrikant  A  kann 
wohl  heute  seinen  Konkurrenten  B  oder  G  ihre  Aufträge  wegnehmen: 
den  Gesamtbedarf  der  Abnehmer  kann  weder  A  noch  B  oder  C  steigern. 
Dieser  wird  durch  andere,  stärkere  Kräfte  bestimmt.  Der  Gesamt- 
bedarf der  Abnehmer  bestimmt  aber  zuletzt  den  Umsatz  und  damit 
den  Lohn  des  Arbeiters  und  des  Unternehmers.  Zwar 
scheint  in  zahlreichen  bedeutenden  Berufen  die  Sache  zuweilen  anders 
zu  liegen.  So  sind  es  in  der  Eisen-  und  Kohlenindustrie  nach  den  Ge- 
schäftsberichten immer  nur  die  höhereu  oder  niedrigeren  Preise,  die 
für  das  Geschäftsergebnis  entscheidend  gewesen  sind.  Was  bestimmt  aber 
in  letzter  Reihe  die  niedrigen  oder  hohen  Preise  andere,  als  der  leichte 
oder  beschränkte  Absatzl  Verminderung  des  Absatzes  heißt: 
Verminderung  des  Lohnes  für  den  Unternehmer,  Entlassung  von  Be- 
amten und  Arbeitern  und  Sinken  des  Arbeitslohnes.  Steigen  des 
Absatzes  heißt  von  allem  das  Gegenteil. 

Aber  noch  eine  andere  Seite  der  Frage  verdient  Beachtung.  Ge- 
legentlich von  Feststellungen  über  die  Ergebnisse  des  ersten  Jahres 
des  in  unserem  Betriebe  eingeführten  Achtstundentages1)  ist  ermittelt 


1)  HugoPringsbeim,  Ein  Versuch  mit  dem  Achtstundentag.  Archiv  für  so- 
ziale GeseUgebung,  1893. 
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worden,  daß  der  Arbeitslohn  in  den  Jahren  1886—1888  durchschnitt- 
lich 23,71  M.  betrug,  in  den  Jahren  1889—1891  24,25  M.t  dagegen 
1892  durchschnittlich  24,08  M.  Es  liegt  also  so  gut  wie  keine  Erhöhung 
vor.  Haben  einige  Werkstellen  bessere  Löhne  erzielt,  so  sind  dagegen 
andere  durch  den  Rückgang  der  Preise  geschädigt  worden.  Bei  einem 
Zurückgreifen  auf  20  Jahre  rückwärts  wird  man  eher  einen  Rückgang 
als  einen  Fortschritt  feststellen  können.  Trotzdem  ist  das  Schicksal 
des  Arbeiters  in  mancher  Hinsicht  besser  geworden.  Er  verdient  jetzt 
in  48  Stunden  seinen  Unterhalt,  während  er  früher  nach  altem  Her- 
kommen 60 — 80  Stunden  dazu  gebrauchte.  Aber  das  Einkommen 
ist  dasselbe  geblieben,  und  soweit  wir  uns  umgesehen  haben,  ist  dies 
seit  20  Jahren  in  der  Mehrzahl  aller  Betriebe  der  Fall.  Seit  1873 
hat  der  Arbeitslohn  überall  eher  eine  Tendenz  zum  Fallen  als  zum 
Steigen  und  alle  Streikbewegungen  in  den  verschiedensten  Gewerben 
haben  dagegen  nichts  auszurichten  vermocht. 

Wir  fragen  nun  aber,  wo  bleibt  der  Fabrikant  mit  seiner  durch 
Maschinenkraft  und  Arbeitsteilung  nach  obiger  Tabelle  seit  1883  um 
117  Proz.  gesteigerten  Produktion?  In  der  Hauptmasse  des  Volkes, 
dem  Arbeiterstande,  sind  die  Löhne  gar  nicht  oder  ganz  unerheblich 
gestiegen.  Nach  der  Einkommenstatistik  beträgt  aber  die  Zahl  der 
Minderbegüterten  volle  96  Proz.,  während  die  wohlhabenden  Klassen 
nur  4  Proz.  des  Volkes  ausmachen.  Wenn  die  Produktion  fortwährend 
gestiegen,  für  96  Proz.  des  Volkes  die  Kaufkraft  ebenso  niedrig  blieb  wie 
vorher,  wo  bleibt  der  Fabrikant  mit  seinen  117  Proz.  Mehrerzeugnissen? 
Mag  ein  gewisser  Teil  davon  den  „Stock"  vergrößern  und  in  der  Fabrik 
oder  bei  den  Detaillisten  gegen  übertriebene  Zahlungsfristen  der  Ab- 
nahme harren.  Die  fehlenden  Mittel  setzen  hier  bald  Schranken.  Das 
hauptsächliche  Unterkommen  findet  diese  Ueberproduktion  der 
Großindustrie  in  zwei  Richtungen  :  Erstens  indem  mit  allen 
Mitteln  der  Anpreisung  und  Reklame  die  gesättigten  4  Proz.  des 
Volkes  zu  immer  neuen  Ausgaben  und  damit  zur  Hergabe  der  dem 
Volke  entzogenen  Summen  veranlaßt  werden;  zweitens  aber  durch 
systematische  Unterdrückung  aller  mittleren  und  kleinen  Mitbewerber, 
deren  Umsatz  zu  Gunsten  der  Großen  zurückgeht.  So  sind  allein  in 
das  Unternehmen  des  Verfassers  seit  1883  ein  halbes  Dutzend  kleine, 
ehemals  selbständige  Geschäfte  aufgegangen.  Man  mag  dies  be- 
klagen, damit  ist  aber  nichts  gethan.  Besser  ist  es,  die  Ursachen  der 
scheinbaren  Ueberfüllung  des  Marktes,  des  unnatürlichen  Unter- 
konsums zu  ergründen  und  zu  beseitigen,  die  es  dem  Schwachen 
unmöglich  machen,  sich  zu  halten. 

Hier  setzen  wir  mit  dem  ein,  was  wir  vorher  über  das  Wohnungs- 
wesen gesagt  haben.  Indem  wir  in  der  Wohnungsnot  und  den  sie 
begleitenden  Umständen  nicht  eine  von  vielen,  sondern  die  Haupt- 
ursache der  Absatzkrisis  erkennen,  unter  der  Handel  und  Industrie 
seufzen,  würdigen  wir  sie  erst  in  ihrer  vollen  Bedeutung. 

Der  Mietsertrag  der  Berliner  Häuser  wird  von  dem  statistischen 
Jahrbuch  der  Stadt  für  die  Jahre  1889/90  genau  auf  260899032  Mi  11.  M 
angegeben.   Diese  260  Mill.  M.  hat  eine  Bevölkerung  von  ll  ,  Mill. 
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Menschen  jedes  Jahr  an  etwa  15000  Haasbesitzer,  Kapitalisten  und 
Spekulanten  abzuliefern.  Auf  jedes  der  22  372  Häuser  eutfallen  1 1 260  M. 1 ). 
Die  Mietszahlung  geht  allen  anderen  noch  so  dringenden  Zahlungen  vor. 
Die  320000  Familien,  aus  denen  Berlin  besteht,  müssen  sich  unter  einer 
solchen  Last  von  jährlich  260  Mill.  M.  ungebührlich  einschränken.  Sie 
sind  gezwungen,  sich  an  Nahrungsmitteln,  Kleidern 
und  sonstigen  gewerblichen  Erzeugnissen  Entbehrun- 
gen aufzuerlegen,  die  in  ihrer  von  Jahr  zu  Jahr  wach- 
senden Höhe  bei  gleichzeitig  fieberhaft  steigernder 
Produktion  schließlich  zu  einer  allgemeinen  Absatz- 
krisis  führen  müssen. 

Wir  sind  also  der  Ansicht,  daß  die  Wohnungsnot,  indem  sie  den 
Wohnungsmieter,  den  Laden besitzer,  den  Gewerbetreibenden,  den  Hand- 
werker und  Arbeiter  wirtschaftlich  bedrückt  und  den  politischen  Ex- 
tremen in  die  Arme  treibt,  zugleich  der  Industrie  ihren  natür- 
lichen in  ländischen  Absatz  raubt  und  sie  damit  doppelt  trifft. 
Der  Wohnungsaufwand  schädigt  die  Industrie  nicht  allein  direkt  durch 
die  Auflage  des  drückenden  Tributes,  den  alle  miteinandet  zu  ent- 
richten haben :  sie  hindert  obendrein  den  natürlichen 
Absatz  ihrer  Produkte  und  drückt  künstlich  auf  den 
Preis  der  Arbeit,  den  Lohn  der  Arbeiter  und  den  Lohn 
der  Unternehmer,  die  ohne  diese  künstlichen  Hemm- 
nisse viel  höher  sein  müßten,  als  sie  heute  sind.  — 

Diese  Seite  der  Wohnungsfrage  bat  bisher  noch  nicht  genügende 
Beachtung  gefunden.  Sie  verdient  sie  aber.  Uns  erscheinen  gerade 
diese  indirekten  Wirkungen  des  Mietdrucks  und  der  dadurch  her- 
beigeführten Absatznot  noch  als  tiefgreifender,  als  die  aller  Welt  sicht- 
baren. Auf  diese  indirekten  Wirkungen  hinzuweisen,  ist  der  Zweck 
dieser  Zeilen  gewesen,  und  es  bleibt  nur  die  kurze  Nutzanwendung: 
daß  die  Wohnungsfrage  nicht  eine  der  wichtigsten  Seiten  des  sozialen 
Problems,  sondern  zweifellos  der  Kernpunkt  ist.  Die  Wohnungsfrage  ist 
ausschließlich  hervorgerufen  durch  die  Verkennung  der  Be- 
deutung desGrund  und  Bodens  als  Träger  unseres  Da- 
seins. Indem  man  diesen  der  spekulativen  Ausbeutung  und  Ver- 
pfändung auslieferte,  überlieferte  und  verpfändete  man  seine  Bewohner. 
Indem  man  zugab,  daß  der  Boden,  der  außerhalb  der  Stadt  noch  für 
öO  Pf.  das  Quadratmeter  zu  haben  ist,  mit  der  zunehmenden  Bcsiede- 
lung  bis  auf  100 — 150  M.  in  den  Quartieren  der  Armen  und  bis  auf 
3000  M.  und  mehr  das  Meter  (!)  in  den  bevorzugten  und  in  den  Ge- 
schäftsgegenden emporge— schraubt  werden  konnte,  überlieferte  man 
seine  Bewohner  einer  beständig  zunehmenden  und  in  ihren  Folgen  un- 
übersehbaren Ausbeutung. 

Die  Unterbringung  fast  der  ganzen  großstädtischen  Bevölkerung 
in'Massenquartiercn,  die  Vertreibung  jeder  behaglichen  Bauart,  die 
Verödung  der  nächsten  Umgebung  der  meisten  deutscheu  Städte,  die 
nur  Schutthaufen  zeigen,  sind  die  ersten  Folgen  dieses  verhängnisvollen 


1)  Statiat.  Jahrb.  d.  Stadt  Berlin,  p.  »39. 
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Fehlers  gewesen,  der  Untergang  der  armen  Bauhandwerker  mit  ihren 
Millionenverlusten  und  die  Verurteilung  des  Baugewerbes  zur  Schund- 
und  Schleuderproduktion  die  fernere.  Schließlich  eine  steigende  Ab- 
satznot  auch  in  den  im  Bauwesen  nicht  beteiligten  Gewerben,  völlige 
Stagnation  des  Arbeitslohns  und  steigende  Unzufriedenheit  der  ar- 
beitenden Klassen  als  Schlußtableau.  Das  ist  doch  wahrlich  des 
Schlimmen  genug. 

Bei  solcher  Lage  der  Dinge  kann  man  sich  nicht  wundern,  daß 
sich  beständig  die  Stimmen  mehren,  die  eine  Abhilfe  nur  finden  wollen 
in  einer  gänzlichen  Umgestaltung  unseres  heutigen  hyperindividua- 
listischen Bodeneigentums,  das  heißt  in  einer  Bodenbesitz  reform, 
die  die  Auswüchse  des  heutigen  Systems  beseitigt,  die  Rechte  der  Ge- 
sellschaft, der  Gemeinde,  des  Staates  wesentlich  vergrößert  und  dem 
Grund  und  Boden  seine  Eigenschaft  als  Träger  der  nationalen  Arbeit 
wiedergiebt,  den  er  heute  beinahe  ganz  eingebüßt  hat.  Wir  sind  selbst 
dieser  Ansicht 

Der  Weg,  der  zu  beschreiten  ist,  um  die  trüben  Wohnungsver- 
hältnisse der  Großstadt  durch  Reformen  in  bessere  Bahnen  zu  lenken, 
liegt  auch  nicht  weit. 

Hat  der  jetzt  im  neuen  Stadtviertel  mit  Mietskasernen  bedeckte 
Grund  und  Boden  ehemals  nur  50  Pfg.  der  qm  gekostet,  während  er  heute 
für  das  Hundertfache  nicht  käuflich  ist,  so  bietet  schon  diese  Steigerung 
und  der  Umstand,  daß  sie  mit  der  vorschreitenden  Bebauung  einge- 
treten ist,  den  richtigen  Fingerzeig,  wo  anzusetzen  ist  Auch  jetzt 
noch  stehen  an  der  Grenze  des  städtischen  Weichbildes  große  Acker- 
flächen, wenn  auch  nicht  zu  den  eben  genannten,  so  doch  zu  einem 
mäßigen  Preise  den  Stadtgemeinden  zur  Verfügung  und  dieser  Flächen 
möge  man  sich  rechtzeitig  für  die  Stadterweiterung  versichern.  Man 
möge  die  Stadterweiterung  nicht  mehr  als  einen  Vorgang  an- 
sehen, bei  dem  nur  die  Spekulation  verdienen,  die  Steuerzahler  aber 
nur  zu  leiden  und  zu  zahlen  haben,  sondern  als  den  wichtigsten 
Vorgang  im  sozialen  Leben  jeder  Gemeinde.  Einzelne 
weiterblickende  Gemeinden  sind  in  dieser  Beziehung  mit  gutem  Bei- 
spiel vorangegangen  und  haben  durch  Gründung  von  Stadter- 
weiterungsfonds  und  Ankauf  oder  Enteignung  der  zur  Ver- 
größerung der  Gemeinwesen  erforderlichen  Ländereien  nicht  allein  den 
Wohnungsmietern,  sondern  auch  ihren  eigenen  Finanzen  gute  Dienste 
geleistet.  Auch  In  der  Abänderung  unzweckmäßiger  Bebauungspläne 
können  die  Gemeinden  viel  zur  Besserung  beitragen.  Der  heutige  Ber- 
liner Bebauungsplan  mit  seinen  übertrieben  tiefen  Häuservierteln  hat 
die  Errichtung  von  Kasernenbauten  mit  Seitenflügeln  und  Quergebäuden 
geradezu  begünstigt1).  Auch  die  oft  unnötig  breiten  Nebenstraßen  mit  ihren 
hohen  Grundabtretungs-  und  Pflasterungskosten  tragen  ihr  Teil  dazu  bei. 
Für  Nebenstraßen  mit  niedrigen  Gebäuden  sind  24—36  m  breite  Straßen 
nicht  nötig.    Stellt  man  sie  auf  Kosten  des  Grundbesitzers  her,  so 


1)  Man  vergleiche  Rod.  Eber.tadt'a  AutoUie  in  den  Preuf.Ucben  Jahrbüchern, 
1892. 
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zwingt  man  ihn  geradezu  zum  Bau  von  Mietskasernen  und  höchster 
Ausnutzung  des  verbleibenden  Restes  seiner  Baustelle. 

Der  Staat  kann  helfend  einschreiten  zunächst  durch  Anregung 
zur  Gründung  solcher  Fonds,  sodann  dadurch,  daß  er  den  Gemeinden 
angrenzende  Ländereien  anbietet  und  überläßt.  Entbehrliches  Staats- 
land sollte  grundsätzlich  nicht  mehr  an  Spekulanten  abgegeben,  sondern 
nur  den  Gemeinden  überlassen  werden.  Auch  eine  endliche  Reform 
der  Grundsteuer,  die  heute  die  wertvollsten  Bauterrains  nur  nach 
dem  landwirtschaftlichen  Ertrage  besteuert  und  dadurch  die  Speku- 
lation unzulässig  begünstigt,  ist  notwendig.  Ebenso  kann  eine  mehr  von 
großen  sozialen  Gesichtspunkten  getragene  Auffassung  des  Enteig- 
nungsrechtes  den  Gemeinden  ihre  Aufgaben  erleichtern.  Mehr  als 
das  ist  zunächst  nicht  nötig,  vor  allen  Dingen  nicht  die  staat- 
liche Zinsgarantie  ohne  die  S c  h äf  f  1  e  *)  bei  einer  erfolgreichen  Lösung 
der  Wohnungsfrage  nicht  auszukommen  erklärt.  Wir  glauben,  der 
Staat  hat  Schulden  genug,  um  nicht  nach  weiteren  zu  trachten. 

Dagegen  können  Staat  und  Gemeinde  die  zu  gemeinnützigen 
Zweckeu  gegründeten  Vereinigungen  durch  Gewährung  von  zeitweiligen 
Vorschüssen  aus  vorhandenen  öffentlichen  Mitteln  gegen  niedrige  Zinsen 
im  Anfang  unterstützen.  Zu  diesen  Zwecken  müssen  besonders  die 
verschiedenen  Pensionskassen  und  die  Reserven  der  Invaliditäts-  und 
Altersversicherungsanstalten  herangezogen  werden. 

Den  wichtigsten  Teil  der  Aufgabe  sehen  wir  in  einer  Entfaltung 
und  Förderung  der  genossenschaftlichen  Selbsthilfe.  Dieser 
ist  durch  die  Zulassung  von  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht der  Weg  gebahnt.  In  dem  vernachlässigten  Wohnungswesen 
bietet  sich  für  solche  Genossenschaften  ein  weites  Feld.  Das  Ideal 
einer  solchen  sehen  wir  vom  Standpunkte  des  Praktikers  in  dem 
Hanno  verschenSpar-  und  Bauverein.  Ueber  die  Organisation 
des  Vereins  geben  die  Aufsätze  von  F.  Borck  und  Dr.  H.  Albrech  t 
in  der  neuesten  Veröffentlichung  der  Zentralstelle  für  Wohlfahrtsein- 
richtungen»)  nähere  Auskunft.  Die  Grundgedanken  dieser  Arbeiter- 
genossenschaft sind  so  einfach  und  verständig,  daß  wir  behaupten 
möchten,  ein  guter  Stern  habe  über  ihrem  Entstehen  gewaltet  1  Die 
errichteten  Häuser  bleiben  im  Besitze  der  Genossenschaft,  die  dadurch 
immer  vermögender  und  einflußreicher  wird.  Die  Einzahlungen 
betragen  nur  30  Pfg.  wöchentlich.  Mehr  als  3  Anteile  von  je 
300  M.  darf  niemand  erwerben.  Die  Genossenschaft  gewährt  ihren 
Mitgliedern  billige  Mietwohnungen,  diese  aber  unkündbar  und 
unBteigerbar  auf  Lebenszeit.  Will  der  Genossenschafter  kündi- 
gen, so  kann  er  das  jederzeit ;  er  genießt  also  alle  Vorteile  des  Eigen- 
tümers ohne  dessen  Gefahren  und  Lasten.  Er  ist  Eigentümer 
und  Mieter  zugleich:  das  ist  das,  was  der  Arbeiter,  Handwerker, 
Ladeninhaber  und  Beamte  ersehnt  hat  Es  hat  uns  mit  besonderer 
Freude  erfüllt,  daß  sich  auch  in  anderen  Städten  und  besonders  Berlin 


1)  No.  38  der  Zukunft. 

2  i  Schriften  der  Zentralstelle  für  Wohlfahrtseinrichtungen,  Band  3,  Berlin  1893. 
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gleiche  Genossenschaften  gebildet  haben.  Man  kann  diesen  nur  raten, 
sich  in  jeder  Weise  an  das  erste  erfolgreiche  Vorbild  za  halten,  dessen 
Einrichtungen  auch  im  einzelnen  höchst  nachahmungswert  sind.  Wir 
halten  die  Bildung  dieser  Wohnungsgenossenschaften  für  ein 
sozialpolitisches  Ereignis  von  großer  Tragweite  und  freuen  uns,  daß  die 
Berliner  Genossenschaft  unter  ihren  900  Mitgliedern  solche  vom  Arbeiter 
bis  zum  Unterstaatssekretär  und  Staatsminister  zählt 1 ). 

Wenn  sich  solche  Genossenschaften  in  allen  größeren  Städten  unter 
wirksamer  Unterstützung  der  Stadtgemeinden  und  der  Regierung  bilden 
und t  später  vielleicht  ein  staatliches  Wohnungsamt  diese  Genossen- 
schaften und  die  auf  anderer  Basis  errichteten  zusammenfaßt,  so  kann 
noch  eine  Wendung  zum  Besseren  eintreten.  Dagegen  bedarf  es  keiner 
Zinsgarantie  des  Reiches  oder  der  Einzelstaaten.  Das  Wohnungs- 
bedürfnis ist  so  groß  und  bietet  eine  so  große  Sicherheit,  daß  der 
Staat  selbst  dem  Darleiher  keine  größere  Gewähr  bietet.  Der  Zins- 
fuß für  Hypotheken  beweist  dies. 

Aber  der  Staat,  die  Gemeinden  können  etwas  anderes  thun,  was 
weit  erfolgreicher  und  wichtiger  ist,  als  eine  Beihilfe  bei  der  Beschaffung 
der  nötigen  Mittel:  das  ist  die  Beschaffung  des  erforderlichen  Grund 
und  Bodens.  Wir  haben  es  schon  mehrfach  hervorgehoben  und  wieder- 
holen es  hier.  Das,  was  wir  Wohnungsfrage  nennen,  müßte  recht- 
mäßig Grund-  und  Bodenfrage  genannt  werden.  Staat  und  Ge- 
meinden besitzen  auch  beute  noch  umfangreiche  Läodereien,  die  sich 
zur  Bebauung  eignen.  Durch  billige  Hergabe  derselben  wäre  die 
Thätigkeit  gemeinnütziger  Genossenschaften  außerordentlich  zu  fördern. 
Zugeich  auch  bietet  die  Hergabe  solcher  Ländereien  die  Möglichkeit, 
die  betreffenden  Genossenschaften  dauernd  in  ihrer  gemeinnützigen  Ver- 
fassung zu  erhalten.  Geben  der  Staat  oder  die  Gemeinde  das  Bauland 
nur  auf  Zeitpacht  her,  so  kann  zugleich  die  Beibehaltung  des  gemein- 
nützigen Charakters  der  Bebauung  im  Pachtvertrage  ausbedungen 
werden  und  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Genossenschaft  die  Aus- 
kehrung nicht  des  jetzigen,  sondern  des  späteren  Kaufwertes  des  Grund 
und  Bodens  ausbedungen  werden.  Dieser  Vorbehalt  würde  die  Ge- 
nossenschafter dauernd  an  den  ersten  gemeinnützigen  Gedanken  binden. 
Bei  Auflösung  hätten  sie  nur  den  Besitz  der  Gebäude,  die  mit  der 
Zeit  nicht  wertvoller  werden,  zu  erwarten,  den  Mehrwert  des  Bodens, 
auf  den  einzelne  Genossenschafter  spekulieren  könnten,  erhielte  der  Staat, 
die  Gesamtheit. 

Der  Umstand,  daß  derartige  Genossenschaften  immer  nur  privat- 
rechtlichen  Charakter  haben  und  deshalb  in  ihrer  Lebensdauer  be- 
grenzt sind,  ist  der  einzige,  der  ihre  sozialpolitische  Bedeutung  ein- 
schränkt Es  müßte  ihnen  unter  gewissen  Umständen  ein  staatsrecht- 
licher dauernder  Charakter  beigelegt  werden  können,  wie  dies  bei  den 
staatlichen  Unfallberufsgenossenschaften  erreicht  ist.  Hier  kann  die 
Gesetzgebung  helfen,  ebenso  wie  bei  den  notwendigen  Enteignungen. 
Wird  aber  diese  Seite  der  Frage  befriedigend  erledigt,  so  wäre  die 
Wohnungsfrage  für  die  Unbemittelten,  die  Kleinen  und  Schwachen  in 


1)  Voraitaender  ist  Herr  Joh.  F.  Martin,  Zoaaeneratr.  10  in  Berlin. 


Digitized  by  Google 


wichtigen  Teilen  als  gelöst  anzusehen.  Es  fehlt  dann  nur  Zeit  zur 
Ausfahrung.  Vielleicht  viel  Zeit,  aber  nicht  so  viel,  wie  für  einen 
nebelhaften  sozialen  Zukunftstaat.  Wie  für  gemeinnützige 
Genossenschaften,  so  würde  auch  für  den  einzelnen  Privatmann  oder 
Gewerbetreibenden  die  Errichtung  von  Wohn-  oder  Fabrikgebäuden 
auf  billigem  Staats-  oder  Gemeindeland  einen  Ausweg  aus  den  jeztigen 
drückenden  Verhältnissen  bieten,  der  bei  weiterer  Errichtung  von  Ge- 
bäuden auf  gekauftem  und  hypothekarisch  verpfändbarem  Grund  und 
Boden  sich  nicht  finden  läßt. 

Freilich  erstreckt  sich  die  Wirkung  aller  dieser  Mittel  in  der 
Hauptsache  nur  auf  neu  entstehende  Gebäude,  Straßen,  Stadtviertel. 
In  den  anderen  bleibt  es  beim  alten.  Unsere  Vorschläge  zeigen  des- 
halb nur  die  Richtung,  in  der  die  Thätigkeit  des  Staates,  der  Ge- 
meinden und  der  Privaten  sich  zu  bewegen  hat.  Für  die  alten 
Stadtteile  wird  die  Trennung  des  Bodens  von  den  Gebäuden  und  der 
allmähliche  Uebergang  des  Bodens  an  die  Gemeinden  das  einzige  wirk- 
liche Heilmittel  bleiben.  Hat  die  Behandlung  des  heimat- 
lichen Hodens  als  Ware  die  Wohnungsfrage  in  ihrer 
heutigen  Gestalt  erzeugt,  der  jedem  zugängliche  freie 
Staats-  oder  Gemeinde boden  wird  diese  Schäden 
wieder  beseitigen,  unter  Beihilfe  guter  Gesetze  und 
gemeinnütziger  Genossenschaften. 
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VII. 

Die  polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Mietwohnungen 

in  Hessen 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Ludwig  Faid  in  Mains. 

Die  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  die  Frage,  was 
zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der  ärmeren  Yolksklassen 
geschehen  mafs,  lenkten  auch  im  Uro  ^Herzogtum  Hessen  die  Aufmerk- 
samkeit der  gesetzgebenden  Faktoren  auf  die  Zustände  des  Wohnungs- 
wesens und  die  Erörterung  der  Mafsregeln,  durch  welche  eine  Besserung 
derselben  angebahnt  werden  könnte.  Eine  Interpellation  in  der  zweiten 
Kammer  auf  dem  26.  Landtage  veranlasste  die  Regierung,  über  die  Be- 
schaffenheit der  Arbeitermietwohnungen  sowie  über  Anzahl  und  Zustand 
der  Logierhäuser  und  Schlafstellen  eine  Umfrage  bei  den  Verwaltungsbe 
hörden  zu  veranlassen ;  dieselbe  führte  zwar  zu  dem  Ergebnis,  dafs  die  Woh- 
nungsverhältnisse der  Arbeiter  innerhalb  des  Grofsherzogtums  nur  zu  einem 
nicht  sehr  erheblichen  Teile  den  im  Interesse  der  Gesundheit  zu  stellenden 
Anforderungen  nicht  genügten,  dafs  aber  eine  Abhilfe  immerhin  geboten 
erscheine  und  zwar  je  früher  desto  besser.  Dafs  die  geltende  Verwaltungs- 
gesetzgebung keine  ausreichenden  Mittel  biete,  um  eine  allgemeine  Besse- 
rung bestehender  ungünstiger  Wohnungsverhältnisse  herbeizuführen,  wurde 
seitens  der  Regierung  nicht  verkannt  und  demgemäfs  im  Gegensätze  zu 
der  Ansicht  mancher  Verwaltungsbehörde,  welche  das  Bedürfnis  mittelst 
Erlasses  eines  besonderen  Gesetzes  den  Behörden  weitergehende  Befugnisse 
zu  verleihen,  in  Abrede  stellte,  die  Notwendigkeit  einer  gesetzlichen 
Regelung  des  Mietwohnungswesens  grundsätzlich  bejaht  Für  den  Inhalt 
des  betreffenden  Gesetzes  betrachtete  die  Regierung  im  allgemeinen  die 
Forderungen  als  maßgebend,  welche  Miquel  in  der  Einleitung  des  von 
dem  Verein  für  Sozialpolitik  veröffentlichten  Sammelworks  über  die  Woh- 
nungsnot der  ärmeren  Klassen  aufgestellt  hatte;  der  Gesetzentwurf 
die  polizeiliche  Beaufsichtigung  der  Mietwohnungen  und  Schlafstellen  be- 
treffend, weicher  der  zweiten  Kammer  am  23.  April  1892  vorgelegt  wurde, 
enthielt  demgemäß)  Bestimmungen  über  folgende  Funkte : 

Zunächst  wurde  den  mit  der  Untersuchung  der  Mietwohnungen  be- 
fafsten  Polizei-  und  Geaundheitsbeamten  eine  gesetzliche  Befugnis  zur 
ständigen  Visitation  verliehen,  sodann  eine  obligatorische  Anzeigepflicht 
für  die  Wohnungsvermieter  in  Gemeinden  von  5000  Seelen  und  darüber 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  begründet.  Weitere  Vorschläge  betrafen 
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die  Anzeigepflicht  ohne  Rücksicht  auf  die  Seelenzahl  der  Gemeinden  für 
alle,  welche  öchläfer  bei  sich  aufnehmen,  die  Befugnis  der  Polizeibehörden 
zur  Untersagung  der  mietweisen  Benützung  ungesunder  Wohnungen,  Nor- 
mierung eines  Minimalluftraums  für  Schlafstellen ,  Androhung  von  Strafen 
-wegen  Zuwiderhandlung  gegen  die  erlassenen  Verbote,  die  Normierung  des 
Beschwerderechts  und  Bchliefslich  die  Eegelung  der  Befugnis  der  Polizei- 
behörden weitergehende  Bestimmungen  nach  verschiedenen  Richtungen  zu 
erlassen.  Aus  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs  heben  wir  die  folgenden 
Ausführungen  hervor:  „Mit  den  im  Vorstehenden  kurz  angedeuteten  haupt- 
sächlichsten Bestimmungen  des  Gesetzentwurfs  dürften  wenigstens  für  das 
nächste  Jahrzehnt  Mittel  in  ausreichender  Weise  geboten  werden,  um  eine 
durchgreifende  Besserung  in  den  Wohnverhältnissen  der  ärmeren  Volks- 
klassen  allmählich  herbeizuführen  und  neue  Mifsstände  nicht  wieder  auf- 
kommen zu  lassen.  Dabei  dürfen  die  getroffenen  Massnahmen  zu  der 
Befürchtung  nicht  Anlafs  geben,  dafs  ein  dauernder  Mangel  an  kleinen 
Wohnungen  und  eine  erhebliehe  Verteuerung  derselben  dadurch  hervor- 
gerufen werden  könnte.  Es  darf  vielmehr  erwartet  werden,  dafs  die 
Privatthätigkeit  zur  Herstellung  jetzt  mangelnder  kleiner,  den  gesundheit- 
lichen Anforderungen  entsprechender  Wohnungen  erst  neue  Anregung  er- 
hält, wenn  einmal  mit  Hilfe  von  Besimmungen,  wie  sie  der  Gesetzentwurf 
vorsieht,  die  jetzt  bestehende  Eonkurrens  gesundheitsschädlicher  Woh- 
nungen und  das  Zusammenwohnen  in  unzureichenden  Wohnungen  besei- 
tigt wird.  Es  ist  festgestellt,  dafs  die  Mietpreise,  welohe  für  schmutzige 
und  feuchte  Wohnungen  vielfach  gezahlt  werden,  eine  ausreichende  Ver- 
zinsung des  für  Erbauung  gesunder  Wohnungen  aufzuwendenden  Kapitals 
gewähren  können.  Um  Kapital  hierfür  flüssig  zu  machen  und  hierauf 
bezügliche  Unternehmungen  anzuregen,  mufs  nur  Sicherheit  dafür  bestehen, 
dafs  derartige  Wohnungen  vermietbar  sind;  hieran  fehlt  es  aber  zur 
Zeit,  weil  den  Arbeitern  meist  noch  die  Erkenntnis  der  Nachteile  abgeht, 
welche  für  die  Gesundheit  durch  das  Wohnen  in  schmutzigen,  feuchten 
oder  überfüllten  Bäumen  erzeugt  werden;  um  einige  Mark  zu  sparen,  ver- 
bleiben sie  lieber  in  den  ungesunden  Räumen  und  lassen  die  gesunden 
unbenutzt.  Die  Anwendung  eines  gewissen  Zwangs  gegen  das  Verbleibeu 
in  gesundheitsschädlichen  Räumen  erscheint  daher  teils  im  öffentlichen 
Interesse,  teils  aus  dem  Grunde  gerechtfertigt,  weil  nur  dann  eine  Besse- 
rung der  Zustände  durch  Erbauung  gesunder  Wohnungen  für  die  weniger 
Bemittelten  erreicht  werden  kann.  Wo  Privatunternehmer  oder  gemein- 
nützige Baugesellschaften  sich  nicht  finden,  auch  die  Arbeitgeber  nicht  in 
der  Lage  sind ,  Wohnungen  für  ihre  Arbeiter  zu  erbauen ,  wird  die  Ge- 
meinde, die  ja  auch  zunächst  den  Vorteil  davon  hat,  helfend  eintreten 
müssen,  sei  es  durch  Gewährung  von  Darlehen  gegen  amortisationsweise 
Rückzahlung  oder  durch  Ueberlassung  von  Baugelände  an  Arbeiter.  Die 
Bestimmungen  des  Gesetzentwurfs  beziehen  Bich,  wie  bereits  erwähnt, 
nicht  auf  die  Wohnungen,  welche  die  Eigentümer  selbst  bewohnen,  son- 
dern nur  auf  Mietwohnungen,  weil  bei  diesen  die  hauptsächlichsten  MiCs- 
stände  vorkommen,  hervorgerufen  aus  dem  Bestreben,  durch  Vermietung 
ungeeigneter  Räume  zu  Wohnungszwecken ,  durch  Unterlassung  der  not- 
wendigen Aufwendungen  für  die  Unterhaltung  sowie  durch  Aufnahme  einer 
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gröfseren  Anzahl  von  Personen  in  die  Wohnungen  als  Rücksichten  auf 
Gesundheit  dies  zulassen,  mögliohst  hohe  Reinerträge  zu  erzielen. 
Gegen  die  Hauseigentümer  in  Beziehung  auf  die  von  ihnen  selbst  mit 
Familie  bewohnten  Räume  eben  wohl  Zwangsmittel  anzuwenden  erschien 
mindestens  vorerst  zu  weitgehend,  auoh  zu  schwer  durchführbar,  da  die 
WohnungsmifBstände  hier  regelmäßig  in  der  Mittellosigkeit  des  Haus- 
eigentümers begründet  Bein  werden,  überdies  aber  auch  in  besonderen 
Fällen,  wenn  der  öffentlichen  Gesundheit  hieraus  Gefahr  droht,  auf  Grund 
der  Artikel  80  der  Ereisordnung  bezw.  Artikel  56  der  Städteordnung 
polizeiliches  Einschreiten  hiergegen  ermöglicht  ist"  Die  Vorlage  wurde 
im  allgemeinen  mit  Sympathie  aufgenommen;  die  im  Laufe  der  parlamen- 
tarischen Beratungen  vorgenommenen  Abänderungen  waren  zwar  ziemlich 
zahlreich,  liefsen  aber  die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  des  Entwurfes 
unberührt;  bemerkenswert  war  die  Haltung  verschiedener  Vertreter  des 
flachen  Landes,  dieselbe  liefs  sich  als  eine  dem  Gesetze  günstige  nicht 
bezeichnen;  ja  man  scheute  Bich  seitens  eines  Abgeordneten  der  Land- 
bezirke nicht,  die  ganze  Aktion  der  Regierung  zur  Verbesserung  der 
Wohnungszustände  als  auf  einem  „humanen  Dusel"  beruhend  zu  bezeichnen; 
eine  Aeufserung,  die  charakteristisch  ist  für  die  Denkungsweise,  welohe  in 
manchen  Kreisen  der  ländlichen  Bevölkerung  den  sozialpolitischen  Be- 
strebungen gegenüber  herrscht 

Das  Gesetz  betont  im  Eingange,  dafa  es  sein  Zweck  sei,  die  aus  der 
mietweisen  Benützung  ungesunder  Wohnungen  oder  ungeeigneter  Schlaf- 
stellen hervorgehenden  Nachteile  für  Gesundheit  und  Sittlichkeit  zu  ver- 
hüten; der  Schutz  der  Gesundheit  und  Sittlichkeit  bildet  in  der  That  für 
die  Gesetzgebung  die  Veranlassung,  sich  mit  der  Regelung  der  Wohnungs- 
verhältnisse  zu  beschäftigen,  wenn  derselbe  an  der  8pitze  besonders  be- 
tont wird,  bo  läfBt  sioh  hiergegen  ein  Einwand  nicht  erheben.  Der  Inhalt 
des  Gesetzes,  welches  am  1.  Juli  1898  verkündet  wurde,  ist  folgender: 

„Die  staatlichen  Gesundheitsbeamten  und  die  Ortspolizeibehörden  so- 
wie auch  die  von  diesen  Beauftragten  sind  berechtigt  die  zum  Vermieten 
bestimmten  Wohnungen  und  Schlafstellen  einer  Untersuchung  zu  unter- 
ziehen, welche  den  Zweck  hat,  festzustellen,  ob  aus  deren  Benutzung  zum 
Wohnen  oder  Schlafen  Nachteile  für  Gesundheit  oder  Sittlichkeit  nicht 
zu  besorgen  sind.  Dieselbe  Befugnis  steht  den  genannten  Organen  be- 
züglich der  Sohlafräume  zu,  welche  von  Arbeitgebern  ihren  Arbeitern, 
worunter  auch  Dienstboten  zu  verstehen  sind,  zugewiesen  werden.  Die 
eigentlichen  Sachverständigen  zur  Untersuchung  der  Wohnungen  sind  hier- 
nach die  staatlichen  Gesundheitsbeamten,  da  aber  dieselben  mit  Funktionen 
verschiedener  Art  bereits  belastet  sind,  bo  erscheint  es  in  hohem  Mafse 
fraglich,  ob  von  ihnen  eine  genügende  Verwirklichung  der  Visitations- 
befugnis zu  erwarten  ist;  in  der  Hauptsache  liegt  die  Aufsicht  über  die 
Wohnungen  in  der  Hand  der  Ortspolizeibehörden,  die  mit  den  Gemeinde- 
behörden fast  durchgängig  identisch  sind.  Das  Gesetz  hat  bei  Nennung 
der  Beauftragten  der  Ortspolizeibehörden  an  städtische  Wohnungsinspek- 
toren gedacht  die  als  Beauftragte  der  Ortspolizeibehörde  auftreten;  es  ist 
jedoch  auch  der  Regierung  gestattet,  einen  von  ihr  angestellten  Beamten 
mit  der  ständigen  Wohnungsinspektion  zu  betrauen,  auoh  kann  dieselbe 
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dem  Ortspolizeibeamten  bezw.  seinem  Vertreter  die  durch  das  gegenwärtige 
Oesetz  normierten  Funktionen  abnehmen  und  einem  ihr  unterstellten  Be- 
amten übertragen.  Hierdurch  ist  der  Fehler  einigermafsen  vermieden 
worden,  den  man  in  der  früheren  Wohnungsgesetzgebung,  namentlich,  in 
der  englischen,  so  lange  Zeit  begangen  hatte,  der  Fehler,  dafs  die  Aus- 
fuhrung der  gesetzlichen  Bestimmungen  vollständig  in  Hände  der  Ge- 
meinden gelegt  wurde;  für  kleinere  Gemeinden  bedeutet  dies  in  Wahrheit 
einen  Verzicht  auf  die  Ausführung.  Veranlassung,  von  ihren  Befugnissen 
Gebrauch  zu  machen,  wird  die  Regierung  in  reichem  Mafse  haben,  es  ist 
nur  zu  wünschen,  dafs  der  Gebrauch,  den  sie  thatsächlioh  raucht,  weder 
hinter  den  Erwartungen  noch  hinter  dem  Bedürfnis  zurückbleibt  Was 
unter  Schlafstellen  zu  verstehen  ist,  erklärt  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich ; 
von  einer  unmittelbaren  Definition  konnte  auoh  abgesehen  werden,  da  die 
Bedeutung  dieses  Wortes  vollkommen  klar  ist  und  einem  Zweifel  nicht 
unterliegt;  eine  Schlafstelle  ist  ein  nur  zum  Schlafen  gemieteter  Raum; 
wenn  ein  Raum  auch  zum  Aufenthalt  bei  Tage  gemietet  wird,  so  hat  man 
es  mit  der  Miete  eines  Zimmers  und  nicht  mit  derjenigen  einer  Schlaf- 
et eile  zu  thun;  mietet  eine  Familie  einen  Raum,  dann  verliert  derselbe 
den  Charakter  als  Schlafstelle;  gleiohgiltig  ist  für  die  begriffliche  Unter- 
scheidung zwischen  Schlafstelle  oder  Mietwohnung,  ob  der  Mieter  das 
Recht  hat,  während  des  Tages  seine  Kleider  darin  aufzuhängen  oder  nicht 
Diese  in  den  Verhandlungen  der  zweiten  Kammer  zum  Ausdruck  gelangten 
Ansohauungen  stehen  mit  dem  im  Einklang,  was  man  als  communis  opinio 
bezeichnen  darf. 

Durch  Polizei  Verordnung  kann  für  Mietwohnungen,  welche  aus  drei 
oder  weniger  Räumen  bestehen,  für  Kellergeschosse  oder  nicht  unter- 
kellerte Räume,  deren  Fufsboden  nicht  mindestens  0,25  m  über  der  Erde 
gelegen  ist,  sowie  für  unmittelbar  anter  Dach  befindliche  Räume  ein 
Mindestmaß  von  Luftraum  vorgeschrieben  werden,  welches  für  jeden  Be- 
wohner in  dem  vermieteten  Räume  vorhanden  sein  mufs.  Der  Erlafs 
gleicher  Vorschriften  ist  zulässig  in  Ansehung  der  Räume,  welche  von 
Arbeitgebern  ihren  Arbeitern  zum  Schlafen  zugewiesen  worden  sind;  es 
ist  hierbei  zu  bemerken,  dafs  die  den  Arbeitern  zugewiesenen  Schlafräume 
ohne  Rücksicht  darauf  dem  Gesetze  unterstellt  sind,  ob  die  Zuweisung 
gegen  Entgelt  oder  unentgeltlich  stattfindet 

Für  zur  Vermietung  von  Schlafstellen  vermietete  Räume  hat  die 
Polizeibehörde  festzusetzen,  wie  viel  Luftraum  für  jede  darin  aufzunehmende 
Person  vorhanden  sein  mufs;  hierbei  ist  davon  auszugehen,  dafs  für  jede 
Person ,  welohe  in  einen  Schlafraum  zugelassen  werden  soll ,  mindestens 
10  Kubikmeter  Luftraum  erforderlich  sind.  Unter  Anlehnung  an  diese 
Festsetzung  ist  sodann  von  der  Ortspolizeibehörde  die  Zahl  der  Personen 
zu  bestimmen,  welohe  zur  Beherbergung  in  jeden  Schlafraum  aufgenommen 
werden  können;  diese  Zahl  mufs  an  der  Eingangsthüre  in  dauerhafter, 
leicht  erkennbarer  Weise  angeschrieben  oder  angeschlagen  werden.  Die 
letztere  Bestimmung  hatte  mit  Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  der  kleineren 
und  kleinen  Gemeinden  zunächst  Bedenken  erregt,  nachdem  man  sich  je- 
doch darüber  geeinigt  hatte,  dafs  für  Gemeinden  unter  5000  Seelen  die 
wichtigsten  polizeilichen  Beetimmungen  nur  dann  gelten,  wenn  sie  durch 
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Polizeiverordnung  für  dieselben  eingeführt  worden  sind,  lief«  man  den 
Widerspruch  dagegen  fallen. 

Eingehende  Regelung  hat  die  Anzeigepflicht  der  Vermieter  gefunden ; 
das  Oesetz  legt  dieselbe  demjenigen  auf,  welcher  eine  Wohnung  zum 
ersten  Male  vermietet,  sofern  es  sich  um  eine  Wohnung  der  Kategorien 
handelt,  für  welche  nach  Mafsgabe  der  obigen  Ausführungen  ein  Mindest- 
maß von  Luftraum  vorgeschrieben  werden  kann ;  die  Anzeige  muß»  Be- 
zeichnung des  Eigentümers,  die  Lage  des  Hauses  und  der  Wohnung  ent- 
halten, sie  mufs  ferner  Auskunft  über  die  Anzahl  der  zu  vermietenden 
Räume  und  ihre  Bestimmung  sowie  über  den  Beruf  des  Mieters  und  sein 
Verhältnis  zu  den  mit  ihm  in  Hausgemeinschaft  lebenden  Personen,  end- 
lich auch  über  Namen  und  Alter  derselben  geben;  den  Vermietern  möb- 
lierter Räume  liegt  die  Anzeigepflicht  grundsätzlich  zwar  ebenfalls  ob, 
jedoch  sind  sie  von  derselben  dann  befreit,  wenn  der  monatliche  Miet- 
preis den  Betrag  von  8  M.  übersteigt.  Bei  Aenderungen  in  der  Person 
des  Vermieters  oder  Mieters  ist  gleichfalls  Anzeige  zu  erstatten,  ebenso 
wenn  durch  Verminderung  der  Wohnräume  oder  durch  Aftermietung  nach- 
träglich eine  Anzeigepflicht  entsteht.  Die  Anzeigepflicht  ist  des  weiteren 
den  Inhabern  von  Schlafstellen  auferlegt,  und  zwar  mufs  dieselbe  vor 
Beginn  der  Mietbenutzung  erfüllt  werden;  ihr  Inhalt  besteht  in  der  Aus- 
kunft über  die  Lage  des  Hauses,  den  Vermieter,  Länge,  Höhe  und  Breite 
der  zu  Schlafstellen  dienenden  Räume  und  die  Anzahl  der  Personen, 
welche  in  jeder  Schlafstelle  vorhanden  sind.  Die  Erstattung  von  den  that- 
Bächlichen  Verhältnissen  entsprechenden  Anzeigen  ermöglicht  die  Aus- 
übung der  duroh  das  Gesetz  den  Behörden  eingeräumten  Befugnisse,  dieeer- 
halb  wird  die  Unterlassung  der  Erstattung  einer  Anzeige  oder  die  Angabe 
unrichtiger  Thatsachen  in  derselben  mit  Geldstrafen  bis  zu  30  M.  be- 
droht; die  wissentliche  Angabe  unrichtiger  Thatsachen  unterliegt  unter 
Umständen  strengerer  Bestrafung  nach  Mafsgabe  anderer  Bestimmungen 
des  Strafgesetzbuches.  Dis  mietweise  Benutzung  einer  gesundheitsschäd- 
lichen Wohnung  der  erwähnten  Kategorie  kann  von  der  Polizeibehörde 
untersagt  oder  von  der  Beseitigung  bestimmter,  die  Gesundheit  gefähr- 
dender Ursachen  abhängig  gemacht  werden.  Der  Beschlufs,  in  welchem 
die  Polizeibehörde  diese  Verfügung  trifft,  ist  schriftlich  abzufassen  und 
mit  Gründen  zu  versehen,  er  hat  die  Wirkung,  dafs  die  betreffenden 
Wohnräume  vor  seiner  Zurücknahme  mietweise  nicht  benutzt  werden 
dürfen.  Auoh  die  Benutzung  von  Schlafstellen  kann  wegen  ihrer  gesund- 
heitswidrigen Beschaffenheit  des  weiteren  aber  auch  dann  untersagt  wer- 
den, wenn  Thatsachen  in  der  Person  des  Vermieters  oder  seiner  Haus- 
haltungsgen OBsen  die  Annahme  rechtfertigen,  dafs  die  Vermietung  zu  Un- 
sittlichkeiten  führen  werde ;  sowohl  bei  Mietwohnungen  wie  bei  Schlaf- 
stellen ist  endlieh  die  Nichtbefolgung  der  erlassenen  Vorschriften  gleich- 
falls ein  Grund,  die  Benutzung  polizeilich  zu  untersagen.  Die  Unter- 
sagung kann  mittels  verwaltungsgerichtlicher  Besehwerde  angefochten 
werden,  über  ihre  Begründung  entscheiden  KreisauBschufs  und  in  zweiter 
Instanz  Provinzialausschufs.  Bauunternehmer,  welche  Umbauten  oder  Neu- 
bauten in  Ausführung  nehmen  wollen,  können  vor  oder  bei  Beginn  der- 
selben eine  Verfügung  der  Polizeibehörde  erwirken,  ob  und  unter  welcher 
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Bedingung  die  ihr  als  künftige  Wohnräume  zu  bezeichnenden  Bauteile  als 
solche  von  ihr  angesehen  werden,  welche  in  baulicher  Beziehung  den  ge- 
sundheitlichen Anforderungen  entsprechen;  auoh  diese  Verfügung  unter- 
liegt der  Anfechtung  mittels  Beschwerde  bei  dem  Kreis-  und  Provinzial- 
ansschufs.  Für  kleine  Gemeinden,  d.  h.  Gemeinden  unter  5000  Seelen, 
gelten  die  vorstehenden  Bestimmungen  mit  Ausnahme  der  Vorschrift  über 
die  ViBitationsbefugnis  nur  dann,  wenn  ihre  Einführung  durch  Polizei- 
verordnung angeordnet  worden  ist;  hiernach  werden  die  wichtigsten  Be- 
stimmungen nur  für  eine  kleine  Zahl  der  hessischen  Gemeinden  unmittel- 
bare Geltung  erlangen,  nämlich  für  5  Gemeinden  von  über  10  000  Seelen 
und  10  Gemeinden  von  5000 — 10  000  Seelen.  Die  vorgesehene  Polizei- 
verordnung kann  sich  auch  auf  die  Einführung  einzelner  der  vorgenannten 
Bestimmungen  beziehen,  beispielsweise  auf  die  Normierung  der  Anzeige- 
pflioht  in  Ansehung  der  Schlafstellen,  voraussichtlich  wird  man  sich  hier- 
mit zunächst  befassen.  Für  die  Befolgung  der  Vorschriften  des  Gesetzes 
iet  der  Vermieter  zunächst  verantwortlich;  sind  dieselben  jedoch  von  Per- 
sonen übertreten  worden ,  welohe  dieser  zur  Verwaltung  der  Mieträume 
und  Schlafstellen  bezw.  zu  ihrer  Vermietung  bestellt  hat,  so  trifft  die 
Strafe  diese ;  eine  Bestrafung  des  Vermieters  tritt  daneben  noch  ein,  wenn 
er  bei  der  naoh  den  gegebenen  Verhätnissen  ihm  möglichen  Beaufsich- 
tigung oder  bei  der  Auswahl  der  Vertreter  nicht  die  gebotene  Sorgfalt 
angewendet  hat  In  den  Fällen,  in  welohen  die  Benutzung  einer  Woh- 
nung oder  Schlafstelle  von  der  Polizeibehörde  untersagt  wird,  unterliegt 
die  Nichtbefolgung  der  betreffenden  Anordnung  einer  Geldstrafe  bis  zu 
1 00  M. ;  unbeschadet  der  strafgerichtlich un  Verfolgung  kann  die  Polizei- 
behörde, sobald  ihre  Verfügung  die  Rechtskraft  beschritten  hat,  die  Aus- 
weisung der  in  die  Wohnung  oder  Schlafstelle  aufgenommenen  Person  an- 
ordnen ;  hierbei  soll  in  Ansehung  der  vor  Beginn  der  Mietbenutzung  poli- 
zeilich nioht  beanstandeten  Wohnräume,  Schlafräume  und  Schlafstellen,  die 
Frist  zur  Räumung  nioht  unter  einem  Monat  bestimmt  und  unter  Um- 
ständen bis  fünf  Jahre  von  sechs  zu  sechs  Monaten  erstreckt  werden,  so- 
fern der  Mieter  nachweist,  dafs  unbeanstandete  Wohnungen  von  der  seinen 
Verhältnissen  entsprechenden  Gröfse  und  Preislage  zur  Zeit  nioht  vor» 
handen  sind;  Beschwerden  der  Mieter  wegen  der  Räumungsfrist  entschei- 
den Kreis-  und  Provinzialausschufs.  Der  Regierungsentwurf  wollte  dem 
ausgewiesenen  Mieter  einen  Anspruch  gegen  den  Vermieter  auf  Ersatz  des 
ihm  durch  die  Ausweisung  erwachsenen  Schadens  einräumen;  in  der 
Kammer  wurde  die  betreffende  Bestimmung,  schwerlich  zum  Vorteil  des 
Gesetzes,  gestrichen,  da  man  der  Ansicht  war,  dafs  die  Vorschriften  des 
bürgerlichen  Recht*  über  die  Haftung  des  Mieters  hinlänglich  auareichten. 
Personen,  welche  bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  eine  Wohnung  der 
obenbezeichneten  Kategorie  oder  eine  Schlafstelle  vermietet  haben,  sind 
verpflichtet,  innerhalb  eines  Monats  der  Ortspolizeibehörde  die  erwähnte 
Anzeige  mit  dem  vorgeschriebenen  Inhalt  zu  erstatten ;  die  Unterlassung 
der  Erstattung  unterliegt  ebenso  wie  die  Angabe  unrichtiger  Thatsachen 
der  Bestrafung;  selbstverständlich  hat  die  Polizeibehörde  auoh  in  An- 
sehung der  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  bereits  vermieteten  Woh- 
nungen und  Schlafstellen  die  gleichen  Rechte  und  Befugnisse  wie  in  An- 
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sehung  der  erst  unter  der  Herrschaft  desselben  sur  Vermietung  gelangen- 
den, jedoch  mufs  bemerkt  werden,  dafs  das  Untersagungsrecht  durch  die 
Beschlüsse  der  Kammer  derart  verklauseliert  ist,  dafs  Härten  aus  seine: 
Anwendung  gegenüber  den  bereits  bei  Inkrafttreten  des  Gesetzes  ver- 
mieteten  Wohnungen  bezw.  deren  Vermietern  mit  nichten  entstehen  können. 
Als  erster  Schritt  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsgesetzgebung  verdient 
das  im  Vorstehenden  seinem  Hauptinhalte  nach  dargestellte  Gesetz  bei- 
fällige Anerkennung;  ob  es  zur  Verbesserung  der  Wohnungszustände  in 
Hessen  beitragen  wird  und  ob  sich  die  Erwartungen  erfüllen  werden,  die 
man  auf  seine  Wirksamkeit  setzt,  hängt  vor  allem  von  der  Energie  nnd 
Thatkraft  seiner  Anwendung  und  Durchführung  ab.  In  dieser  Hinsicht 
kann  nur  wiederholt  darauf  hingewiesen  werden ,  dafs  lediglich  staatliche, 
von  dem  Einflufs  der  Gemeindebehörden  und  Gemeindevertretungen  durch- 
aus unabhängige  Wohnungsinspektoren  die  Gewähr  dafür  bieten ,  dafs  das 
Gesetz  ohne  Ansehung  der  Person  zur  Anwendung  gelangen  wird.  Die 
Anstellung  solcher  Beamten  erscheint  dieserhalb  unbedingt  geboten,  will 
man  nicht  dem  unkontrollierbaren,  aber  gleichwohl  sehr  fühlbaren  Einfloß 
der  kommunalen  Behörden  gestatten,  die  wichtigsten  Bestimmungen  de« 
neuen  Rechts  zu  toten  Buchstaben  zu  machen. 
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VIII. 

Die  zweite  Lesung  des  Entwurfes  eines  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  das  Deutsche  Reich. 

(Fortsetzung)  ') 

Von  Assessor  Greiff. 
XXII. 

Der  zweite  Titel  des  auf  da«  Eigentum  bezüglichen  Abschnitts  handelt 
von  dem  Erwerb  des  Eigentums  an  Grundstücken  und  zwar  zu- 
nächst ron  der  Uebertragung  durch  Rechtsgeschäft.  Zu  der- 
selben ist  nach  §  828  aufser  der  Eintragung  des  Erwerbers  in  das  Grundbuch  ein 
z  wischen  dem  Veräu&erer  und  dem  Erwerber  zu  schliefsender  Vertrag  erforder- 
lich. Ueber  diesen  Vertrag,  den  der  Entwurf  als  Auflassung  bezeichnet,  enthalten 
die  §§  868 — 871  nähere  Bestimmungen.  Der  §  868  schreibt  als  Form 
desselben  Absohlufs  vor  dem  Grundbuchamt  vor.  Ueber  die  Angemessen- 
heit dieser  Vorschrift  gingen  in  der  Kommission  die  Ansichten  weit  aus- 
einander. Auf  der  einen  Seite  fand  der  Entwurf  lebhafte  Billigung;  es 
wurde  namentlich  betont,  nur  die  grund  buch  amtliche  Form  sohütze  aus- 


Vor läufige  Zusammenstellung  der  Konunissionsbeschlflssa.  (Fortsetzung.) 

Zweiter  Titel. 

Erwerb  and  Verlast  des  Eigentums  an  Grundstücken. 

§  868.  (868,  870.)  Die  zur  Uebertragung  des  Eigentums  an  einem  Grundstücke 
nacb  §  828  erforderliche  Einigung  des  Veräufserers  und  Erwerbers  (Auflassung)  mufs 
vor  dem  Grandbnchamt  oder  vor  Gericht  oder  vor  einem  Notar  erklärt  werden. 

Eine  Auflassung,  die  unter  einer  Bedingung  oder  einer  Zeitbestimmung  erfolgt,  ist 
unwirksam. 

§  868a.  Sind  der  Veräufserer  and  der  Erwerber  darüber  einig,  dafs  die  Verlufse- 
rung  sich  auf  das  Zubehör  des  Grundstücks  erstrecken  soll,  so  erlangt  der  Erwerber  mit 
dem  Eigentum  an  dem  Grundstück  auch  das  Eigentum  an  den  xur  Zeit  des  Erwerbes 
vorhandenen  Zubehörstücken ,  soweit  sie  dem  Veräufserer  gehören.  Im  Zweifel  ist  anzu- 
nehmen, dafa  die  Veraufserung  sich  auf  das  Zubehör  erstrecken  soll. 

Erlangt  der  Erwerber  auf  Grand  der  Veraufserung  den  Besitz  von  Zobebörstücken, 
welche  dem  Veraufserer  nicht  gehören  oder  mit  Becbten  Dritter  belastet  sind ,  so  finden 
die  Vorschriften  der  §§  877  bis  880  Anwendung;  für  den  guten  Glauben  des  Erwerbers 
ist  jedoch  die  Zeit  der  Erlangung  des  Besitzes  mafsgebend. 


1)  Vergl.  S.  543. 
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reichend  vor  leichtsinnigen  Auflassungen,  nur  sie  sichere  den  Erwerber 
gegen  die  Gefahr,  dafs  er  trotz  der  Auflassung  das  Eigentum  wegen  de? 
zur  Zeit  der  Auflassung  vorliegenden  oder  vor  der  Eintragung  ver- 
änderten Inhalts  des  Grundbuchs  nicht  oder  doch  nur  unter  ungünstigeren 
als  den  bei  der  Auflassung  vorausgesetzten  Bedingungen  erwerbe,  nur  sie 
mache  daher  eine  Erfüllung  Zug  um  Zug  bei  Grundstücksveräufserungen 
möglich.  Von  anderer  Seite  wurde  dagegen  empfohlen,  den  §  868  zu 
streichen  und  es  mithin  auoh  bezüglich  der  Eigentumsübertragung  ledig- 
lich bei  den  allgemeinen  Vorschriften  des  §  828  bewenden  zu  lassen. 
Andere  Vorschläge  gingen  dahin,  es  solle  unter  Beibehaltung  des  §  868 
der  Landesgesetzgebung  vorbehalten  werden,  die  Auflassung  vor  anderen 
Behörden  und  Beamten  als  dem  Grundbuohamt  oder  wenigstens  vor  Ge- 
richt oder  Notar  zu  gestatten.  Die  Mehrheit  der  Kommission  hielt  zum 
Schutz  gegen  unüberlegte  Veräußerungen  von  Grundeigentum  eine  Formä- 
nderung der  Auflassung  für  UDerläfslich,  weil,  wenn  es  bei  §  828  be- 
wende, der  zwischen  dem  Veräufserer  und  dem  Erwerber  mündlich  ge- 
schlossene Vertrag  und  die  Eintragung  des  Erwerbers  auf  Grund  einer 
von  der  nach  Landesgesetz  zuständigen  Behörde  beglaubigten  Bewilligung 
des  Veräufserers  zur  Eigentumsübertragung  genügen  und  oben  ein  nach 
§351  Abs.  2  den  mündlich  geschlossenen  obligatorischen  Vertrag  wirk- 
sam maohen  würde.  Die  Mehrheit  entschied  sich  jedoch  dafür,  reiohi- 
rechtlioh  neben  der  Auflassung  vor  dem  Grundbuohamt  auoh  die  Auf- 
lassung vor  Gericht  oder  Notar  zuzulassen.  Ausschlaggebend  war  dafür 
die  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  und  Gewohnheiten  der  Landesteile  mit 
weitgehender  Bodenzersplitterung  und  lebhaftem  GrundstÜoksverkehr 
namentlich  im  Westen  (Baden,  Bheinhessen,  Rhein preufsen);  diese  Rüok- 
sioht  bestimmte  insbesondere  auch  mehrere  dem  Gebiete  des  preufsischen 
Rechts  angehörige  Mitglieder,  auf  die  an  sich  vorzuziehende  Ausschliefs- 
lichkeit  der  grundbuohamtliohen  Auflassung  zu  verzichten.  Für  die  be- 
zeichneten Landesteile,  nahm  man  an,  würde  der  Zwang,  zur  Auflassung  vor  das 
Grundbuohamt  zu  gehen,  neben  der  Formalisierung  des  obligatorischen  Vertragt 
(§  35 1  Abs.  1)  eine  unerträgliche  Erschwerung  und  Verteuerung  des  Ver- 
kehrs zur  Folge  haben.  Für  die  Gestattung  der  notariellen  Auflassung 
war  nebenbei  die  Erwägung  mafsgebeud,  dafs,  wenn  den  Notaren  die  Zu- 
ständigkeit für  die  Auflassung  genommen  werde,  dem  in  einigen  Gebieten 
(namentlich  in  Bayern)  bestehenden  Institut  des  selbständigen  Notariats 
die  Lebensfähigkeit  entzogen  werden  würde,  während  es  geboten  er- 
scheine, dieses  bewährte  und  für  die  Bevölkerung  wertvolle  Institut  zu  er- 
halten. Die  Mehrheit  verkannte  bei  ihrem  Besohlufs  nicht  die  Vorzüge 
der  grundbuchamtlichen  Auflassung  vor  jeder  anderen  Form,  war  aber 
der  Ansioht,  dafs  es  genüge,  den  Beteiligten  diese  sie  in  besonderem 
Mafse  sichernde  Form  zur  Verfügung  zu  stellen.  Bezüglich  der  Auf- 
lassungsformen durch  Vorbehalte  für  die  Landesgesetzgebung  eine  Rechts- 
Tersohiedenheit  bestehen  zu  lassen,  erachtete  die  Kommission  für  nicht 
gerechtfertigt  8ie  besohlofs  sodann  noch,  in  üebereinstimmung  mit  der 
Absioht  des  Entwurfs  klarzustellen,  dafs  die  zur  Auflassung  erforderlichen 
Erklärungen  von  den  Parteien  oder  ihren  Vertretern  gleichzeitig  und 
mündlich  abzugeben  seien. 
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Im  Ansohlufs  an  den  §  868  kam  man  hierauf  mit  Bezug  auf  die 
Auflassung  auf  die  früher  vorbehaltene  Frage  zurück,  oh  auch  die  Wirkung 
dinglicher  Rechtsgeschäfte  auf  das  Zubehör  der  den  Gegenstand  des  Ge- 
schäfts bildenden  Saohe  zu  erstrecken  sei  (vergl.  diese  Jahrb.  Bd.  LV 
8.  683).  Bezüglich  der  Auflassung  bejahte  die  Kommission  die  Frage. 
Sie  ging  davon  aus,  dafs  nuch  der  VerkehrsauffasBung  das  Grundstück 
und  sein  Zubehör  als  eine  wirtschaftliche  Einheit  angesehen  würden ;  des- 
halb müsse  das  Gesetz  nioht  nur  den  Partei  willen,  der  dahin  gehe,  das 
Eigentum  am  Zubehör  zugleich  mit  dem  Eigentum  am  Grundstück  (ohne 
die  sonst  erforderliche  Uebergabe)  zu  übertragen,  als  wirksam  anerkennen, 
sondern  6ogar  einen  dahin  gehenden  Parteiwillen  als  regelmäfsig  vorhanden 
annehmen.  Durch  den  gleichzeitigen  Erwerb  des  Eigentums  am  Zubehör 
werde  der  Erwerb  wesentlich  vereinfacht  und  gesichert.  Die  hiernach 
beschlossene  Kegel  bezieht  sich  nur  auf  das  dem  bisherigen  Grundstücks- 
eigentümer —  zur  Zeit  des  Uebergangs  des  Eigentums  am  Grundsücke 
—  gehörige  Zubehör,  auf  dieses  aber  ohne  Unterschied,  ob  sich  dasselbe 
zu  der  bezeichneten  Zeit  im  BeBitze  des  Grundstückseigentümers  oder 
eines  Dritten  befindet  Die  Frage,  inwieweit  der  Erwerber  des 
Grundstücks  auch  das  Eigentum  an  dem  Zubehör  erwerbe,  welches  einem 
anderen  als  dem  Grundstückseigentümer  gehört,  wurde  zunächst  ausgesetzt 
(■.  unten  S.  689). 

Der  §  869  macht  von  der  Regel  des  §  828  Abs.  1,  dafs  nur  der 
eingetragene  Berechtigte  wirksam  den  zur  Aenderung  von  Rechten 
an  Grundstücken  erforderlichen  dinglichen  Vertrag  abschliefsen  kann,  eine 
Ausnahme  für  die  Auflassung  duroh  die  Erben  eines  eingetragenen  Eigen- 
tümers. Wie  früher  mitgeteilt  worden  ist  (vergl.  diesen  Bd.  8.  73,  74), 
hat  jedoch  die  Kommission  die  Regel  geändert  und  das  Erfordernis,  dafs 
der  Berechtigte  in  des  Grundbuch  eingetragen  sei,  fallen  gelassen.  Damit 
war  der  §  869  .erledigt.  Der  Grundbuchordnung  behielt  man  die  Ent- 
scheidung vor,  ob  etwa  eine  dem  §  869  entsprechende  Bestimmung  in 
dieselbe  aufgenommen  werden  solle.  —  Nach  §  870  ist  eine  Auflassung 
unter  einer  aufschiebenden  Bedingung  oder  unter  Bestimmung  eines  An- 
fangstermins unwirksam;  dagegen  soll  nach  §  871  eine  Auflassung  unter 

§  869  gestrichen. 

Anmerkung.    Der  Grundbucbordnung  bleibt  vorbehalten,  eine  dem  Inhalte  des 
§  869  des  Entw.  I  entsprechende  Vorschrift  aufzunehmen. 
§  870  vergl.  §  868  Abs.  2. 
§  871  gestrichen. 

§  871a.  Wer  ein  Grundstück  im  Eigenbesitze  hat  und  als  Eigentümer  im  Grund- 
buch eingetragen  ist,  ohne  Eigentümer  zu  sein,  erwirbt  das  Eigentum,  wenn  der  Besitz 
und  die  Eintragung  dreifsig  Jahre  bestanden  haben.  Die  Frist  wird  in  gleicher  Weise 
berechnet  wie  die  Frist  für  die  Ersitsung  einer  beweglichen  Sache.  Der  Lauf  der  Frist 
ist  gehemmt,  solange  ein  Widerspruch  gegen  die  Richtigkeit  der  Eintragung  des  Besitsers 
als  Eigentümer  im  Grundbuch  eingetragen  ist 

§  871b.  (878.)  Der  Eigentümer  eines  Grundstücks  kann,  wenn  das  Grundstück 
seit  dreifsig  Jahren  im  Eigenbesits  eines  anderen  als  des  Eigentümers  ist,  im  Wege  des 
Aufgebotsverfahrens  mit  seinem  Rechte  ausgeschlossen  werden. 

Die  Besitzzeit  wird  in  gleicher  Weise  berechnet,  wie  die  Frist  für  die  Ersitsung 
einer  beweglichen  Sache.  Ist  der  Eigentümer  im  Grundbuch  eingetragen,  so  ist  das  Auf- 
gebotsverfahren nur  zulässig,  wenn  er  gestorben  ist  und  seit  seinem  Tode  dreifsig  Jahre 
verstrichen  sind. 
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auflötender  Bedingung  oder  Bestimmung  eines  Endtermins  wirksam  selo, 
der  Veräufserer  jedoch  durch  Eintragung  eines  Rückfallreohts  gesichert 
werden.  Die  Kommission  hielt  die  Gründe  für  diese  verschiedenartige 
Behandlung  der  beiden  Arten  von  Bedingungen  und  Zeitbestimmungen 
für  lediglich  formale,  saohlich  niobt  durchschlagende.  Sie  war  daher  der 
Ansicht,  es  könne  sioh  nur  fragen,  ob  in  beiden  Fällen  die  Auflassung 
für  unwirksam  erklärt  oder  ob,  entsprechend  dem  §  871,  auoh  im  Falle 
des  §  870  die  Auflassung  mit  der  Mafsgabe  zugelassen  werden  solle,  dafs 
für  den  Erwerber  ein  Anfallrecht  eingetragen  werde.  Sie  entschied  sich 
aus  praktischen  Gründen  für  die  erste  Alternative,  indem  sie  erwog,  dafs 
die  zu  §  844  beschlossene  Vormerkung  zur  Sicherung  eines  —  auch  be- 
dingten oder  betagten  —  Anspruchs  auf  Einräumung  oder  Aufhebung 
eines  Rechtee  an  einem  Grundstücke  (vergl.  diesen  Band  S.  249  [§  234  d], 
257)  den  Beteiligten  ein  ausreichendes  Mittel  biete,  für  den  Fall  des  Ein- 
tritts einer  aufschiebenden  Bedingung  oder  eines  Anfangstermins  den  Er- 
werb für  den  Fall  des  Eintritts  einer  auflösenden  Bedingung  oder  eine« 
Bndtermins  den  Rüekerwerb  des  Eigentums  an  einem  Grundstüok  mit 
dinglicher  Wirkung  sicherzustellen,  und  dafs  daneben  die  Zulassung  be- 
dingter und  betagter  Auflassungen  unter  Eintragung  eines  Anfall-  oder 
Rückfallrechts  entbehrlich  und  wegen  der  damit  verbundenen  Verwicke- 
lungen nioht  ratsam  sei. 

Der  zweite  Unterabschnitt  des  hier  in  Rede  stehenden  Titels  be- 
handelt den  Erwerb  des  Eigentums  an  Grundstücken  durch  Zueignung 
und  Aufgebot.  Die  auf  die  Zueignung  (oder,  wie  die  Redaktions- 
kommission statt  dessen  sagen  will,  die  Aneignung)  bezüglichen  Vor- 
schriften des  §  872  erfuhren  folgende  Aenderungen:  Während  nach  Abs.  3 

Derjenige,  welcher  das  Ausschiufsurteil  erwirkt  bat,  erlangt  das  Eigentum  dadurch, 
dafs  er  sich  als  Eigentümer  in  das  Grundbuch  eintragen  llfst. 

Ist  vor  der  Erlassung  des  Ausschlufsur  teils  ein  Dritter  als  Eigentümer  oder  wegen 
des  Eigentums  eines  Dritten  ein  Widerspruch  gegen  die  Richtigkeit  des  Grundbuchs  ein- 
getragen worden,  so  wirkt  das  Urteil  nicht  gegen  den  Dritten. 

Anmerkung.  Im  Artikel  1 1  des  Entwurfes  des  Kinf&hrungsgeaetses  sollen  zum 
Ersätze  des  §  873  Abs.  3,  4  des  Entw.  I  folgende  Vorschriften  in  die  CiviJprozeCsoni- 
nung  eingestellt  werden: 

§  886s.  Für  das  AafgeboUverfahren  um  Zwecke  der  Ausschliessung  des  Eigen- 
tumers eines  Grundstücks  nach  §  871b  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  gelten  die  nach- 
stehenden besonderen  Bestimmungen. 

§  836t.    Zuständig  ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirke  das  Grundstück  belegen  ist. 
§  836u.    Antragsberechtigt  ist  derjenige,  welcher  das  Grundstück  seit  der  im 
871b  des  Bürgerlichen  Gesetsbuchs  bestimmten  Zeit  im  Eiganbesitse  hat. 
§  836v.    Der  Antragsteller  hat  die  zur  Begründung  des  Antrags  erforderlichen 
Tbatsachen  vor  der  Einleitung  des  Verfahrens  glaubhaft  zu  machen.    Ist  der  Eigen- 
tümer im  Grundbuch  eingetragen,  so  Ist  sein  Tod  durch  Vorlegung  der  Sterbeurkunde 
nachzuweisen  oder  eine  Ausfertigung  des  die  Todeserklärung  aussprechenden  Urteils 
beizubringen. 

§  836w.  In  dem  Aufgebot  ist  der  bisherige  Eigentümer  aufzufordern ,  sein  Recht 
spätestens  in  dem  Aufgebotstermin  anzumelden,  widrigenfalls  seine  Aasschliefsun? 
erfolgen  werde. 

§  872.  Das  Eigentum  an  einem  Grundstücke  kann  dadurch  aufgegeben  werden,  dsf> 
der  eingetragene  Eigentümer  den  hierauf  gerichteten  Willen  vor  dem  Grundbuchamt  er- 
klärt und  der  Verzicht  in  das  Grundbuch  eingetragen  wird. 

Das  Recht  zur  Aneignung  des  aufgegebenen  Grundstücks  steht  dem  Fiskus  des  Bundes- 
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die  Bestimmung  der  zur  Aneignung  eines  von  dem  bisherigen  Eigentümer  auf- 
gegebenen Grundstück»  berechtigten  Person  den  Landesgesetzen  vorbe- 
halten bleiben  soll,  beschlofs  die  Kommission,  das  Aneignungsreoht  dem 
Fiskus  desjenigen  Bandesstaates  beizulegen,  in  dessen  Gebiete  das  Grund- 
stück liegt;  sie  wollte  hiermit  einerseits  das  in  manchen  Teilen  des  Reichs 
noch  in  Geltung  befindliche  römisohreohtliche  Aneignungsrecht  desjenigen, 
der  zuerst  den  Besitz  ergreift,  beseitigen,  andererseits  für  diejenigen  Landes- 
teile,  in  denen  die  Frage  der  Aneignungsberechtigung  gegenwärtig  nicht 
entschieden  ist,  eine  Entscheidung  treffen.  Um  jedooh  nicht  in  den  be- 
stehenden Reohtszustand,  wie  er  sich  geschichtlich  und  auf  Grund  ört- 
licher Verhältnisse  entwickelt  hat,  einzugreifen,  erhielt  man  diejenigen 
Landesgesetze  aufrecht,  welche  eine  andere  bestimmte  Person,  insbesondere 
die  Ortsgemeinde,  vereinzelt  auoh  i.  B.  den  Besitzer  eines  Ritterguts,  den 
früheren  Landesherrn,  für  aneignungsberechtigt  erklären.  Die  Ausdehnung 
der  Vorichrift  des  Abs.  2  auf  andere  herrenlose  Grundstücke,  als  die  ge- 
xnäfs  Abs.  1  vom  Eigentümer  aufgegebenen,  wurde  abgelehnt,  weil  die- 
selbe dem  Zweck  der  Bestimmung  des  Abs.  1  nioht  entsprechen  und  dem 
Grundbuohamt  eine  schwer  lösbare  Aufgabe  stellen  würde.  Der  Beratung 
des  Einführungsgesetzes  blieb  überlassen,  ob  die  Regelung  der  Aneignung 
bezüglich  der  gedachten  herrenlosen  Grundstuckt  der  Landesgesetzgebung 
vorbehalten  werden  solle.  Die  Vorschriften  des  Abs.  3  Satz  1,  welche, 
um  Dritten  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Aufgabe  des  Grundstücks 
und  der  Aneignung  durch  den  Aneignungsberechtigten  die  Geltendmachung 
von  Rechten  an  dem  Grundstücke  zu  ermöglichen,  die  gerichtliche  Bestellung 
eines  Vertreters  vorsehen,  wurden  gebilligt,  aber  in  die  Civilprozefsordnung 
verwiesen.     Dagegen  wurde  der  8atz  2  des  Abs.  3,  nach  welchem  die 


Staats  sa,  in  dessen  Gebiete  das  Grundstück  liegt.  Der  Fiskus  erwirbt  daa  Eigentum 
dadurch,  dafs  er  sich  als  Eigentümer  io  daa  Grundbuch  eintragen  llfst. 

Anmerkung.  1.  Im  Art.  11  des  Entwurfes  des  Einführungsgesetzes  sollen  tum 
Ersätze  des  §  878  Abs.  8  de«  Entw.  I  folgende  Vorschriften  in  die  Civilprozefsordnung 
eingestellt  werden: 

§  65a.  Soll  ein  Recht  an  einem  Grundstücke,  das  von  dem  bisherigen  Eigen- 
tümer nach  §  872  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  aufgegeben  und  von  dem  Aneig- 
nungsberechtigten noch  nicht  erworben  ist,  im  Wege  der  Klage  geltend  gemacht 
werden ,  so  hat  der  Vorsitsende  des  Prosefsgerichts  auf  Antrag  einen  Vertreter  su 
bestellen ,  dem  bia  zur  Eintragung  eines  neuen  Eigentümers  die  Wahrnehmung  der 
sich  aus  dem  Eigentum  ergebenden  Rechte  und  Verpflichtungen  im  Rechtsstreit 
obliegt. 

§  696a.  Soll  durch  die  Zwangsvollstreckung  ein  Recht  an  einem  Grundstücke, 
das  von  dem  bisherigen  Eigentümer  nach  §  872  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auf- 
gegeben und  von  dem  Aneignungsberechtigten  noch  nicht  erworben  ist ,  geltend 
gemacht  werden,  so  bat  das  Vollstreckungsgericht  auf  Antrag  einen  Vertreter  zu 
bestellen ,  dem  bis  zur  Eintragung  «Ines  neuen  Eigentümers  die  Wahrnehmung  der 
sich  aus  dem  Eigentum  ergebenden  Rechte  und  Verpflichtungen  im  Zwangsvoll- 
streckungsverfahren obliegt. 

S.    An  geeigneter  Stelle  soll  folgende  Vorschrift  in  den  Entwurf  des  Einfübrungs- 

gesetzes  eingestellt  werden: 

Unberührt  bleiben  die  landesgesetalichen  Vorschriften,   nach   welchen   das  Recht 
sur  Aneignung  eines  nach  §  872  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  aufgegebeneu  Grund- 
stücks nicht  dem  Fiskus,  sondern  einer  bestimmten  anderen  Person  ansteht. 
3.    Es  wird  vorausgesetzt,  dafs  der  §  47  Nr.  9  des  Gerichtskostengesetzes  auf  die 

Fälle  der  §§  55a,  696a  der  Civilprosefsordnung  erstreckt  wird. 
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Kosten  der  gerichtlich  bestellten  Vertretung  uDbesohadet  des  Anspruchs 
auf  Ersatz  derselben  von  dem  Antragsteller  zu  tragen  sind,  gestrichen. 
Es  erschien  unbillig,  den  Realgläubigern,  deren  Hechte  bei  der  regel- 
mäßigen Wertlosigkeit  oder  Uebersohuldung  aufgegebener  Grundstücke 
ohnehin  schon  gefährdet  seien,  auoh  noch  die  Kosten  der  Vertretung  auf- 
zubürden. Mit  Rücksicht  auf  die  beschlossene  Verweisung  der  Vorschriften 
des  Abs.  3  Satz  1  in  die  Civilprozefsordnung  hielt  man  eine  Bestimmung 
über  die  Verpflichtung  zur  Kostentragung  für  entbehrlich.  Die  Kommission 
setzte  dabei  voraus,  dafs  die  Bestellung  des  Vertreter»  im  vorliegenden 
Falle  ebenso  gebührenfrei  erfolgen  müsse,  wie  nach  §  47  Nr.  9  des  Ge- 
richtskostengesotzes  in  dem  verwandten  Falle  dees  §  693  der  Civil- 
prozefsordnung. 

Nach  §  873  kann  derjenige,  der  ein  Grundstück  dreifsig  Jahre  lang 
nach  dem  Tode  des  eingetragenen  Eigentümers  im  Eigenbesitze  gehabt 
hat ,  das  Eigentum  an  dem  Grundstücke  dadurch  erwerben ,  dafs  er 
gegen  den  bisherigen  Eigentümer  im  Aufgebotsverfahren  ein  Aussohlufs- 
urteil  erwirkt  und  sich  als  Eigentümer  in  das  Grundbuch  eintragen  läfst. 
Die  Vorschrift  setzt  also  voraus,  dafs  bezüglich  des  zu  erwerbenden 
Grundstücks  ein  Eigentümer  im  Grundbuoh  eingetragen  ist  Die  Kommission 
billigte  die  Vorschrift  zwar  ihrem  positiven  Inhalt  nach,  glaubte  aber 
auoh  für  die  Fälle  einen  Eigentumserwerb  auf  Grund  eines  Aufgebots 
zulassen  zu  müssen ,  in  denen  das  Grundstück  selbst  und  folglich  auoh 
ein  Eigentümer  im  Grundbuch  nioht  eingetragen  ist;  sie  nahm  an,  dafs 
auch  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzbuches  und  der  Grundbuchordnung 
Fälle  dieser  Art  nioht  selten  sein  würden.  Daneben  kam  auch  der  Fall 
in  Betracht,  wenn  ein  Grundstück  gern  Ufa  §  872  von  dem  bisherigen 
Eigentümer  aufgegeben  ist,  der  Aneignungsbereohtigte  sioh  jedoch  nicht 
als  Eigentümer  hat  eintragen  lassen.  Man  besohlofs  daher,  das  Aufgebot 
regelmäfsig  nur  davon  abhängig  zu  machen,  dafs  das  Grundstück  sich 
seit  dreifsig  Jahren  im  Eigenbesitze  eines  anderen  als  des  Eigentümers 
befunden  hat,  jedoch  in  dem  Falle,  wenn  der  Eigentümer  in  das  Grundbuch 
eingetragen  ist,  eine  dreifsigjährige  Dauer  des  Eigenbesitzes  seit  dem 
Tode  des  Eigentümers  zu  erfordern.  Im  übrigen  blieben  die  Bestim- 
mungen des  §  872  saohlioh  unbeanstandet,  wurden  aber,  soweit  sie  das 
Aufgebotsverfahren  betreffen,  in  die  Civilprozefsordnung  verwiesen. 

Während  auf  dem  in  §  873  vorschriebenen  Wege  ein  Nichteigen- 
tümer, der  sich  lange  Zeit  im  Eigenbesitz  eines  Grundstücks  befunden  hat, 
Eigentum  erwerben  kann,  giebt  der  Entwurf  einem  Nichteigentümer,  der 
aufser  dem  dauernden  Eigenbesitz  auoh  die  Eintragung  im  Grundbuch 
als  Eigentümer  für  sich  hat,  keine  Möglichkeit,  cum  Eigentum  zu  ge- 
langen ;  das  Becht  des  wahren  Eigentümers  dauert  fort ,  auoh  wenn  er 
wegen  Verjährung  des  vindikatorischen  Anspruchs  kein  Mittel  mehr  hat, 
dem  Nichteigentümer  den  Besitz  zu  entziehen,  und  folgeweise  nach  dem 
zu  §  843  gefafsten  Besohlufs  (vergl.  diesen  Band  8.  256)  auoh  nioht  mehr 
seine  Eintragung  erlangen  kann ;  sein  Recht  bleibt  als  ein  sog.  dominium 
sine  re  bestehen.    Die  Mehrheit  der  Kommission  hielt,  während  die  Minder- 


§  878  vergl.  §  871b. 
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hei t  das  Bedürfnis  zu  gesetzgeberischem  Eingreifen  bestritt,  entsprechend 
den  bei  der  Beratung  des  §  154  gemachten  Vorbehalt  (vergl.  Bd.  LVII 
8.  707  a.  £.),  für  wünschenswert,  dieses  dominium  sine  re  zu  beseitigen, 
zumal  da  es  in  dem  Falle,  wenn  ein  Dritter  den  Besitz  erlangt,  auch  zu 
praktischen  Schwierigkeiten  führen  könne.  Sie  beschlofs  daher,  den  Nicht- 
eigentümer unter  der  Voraussetzung  dreifsigjährigen  Bestandes  seiner  Ein- 
tragung als  Eigentümer  und  seines  Eigenbesitzes  ohne  Aufgebot  das 
Eigentum  an  dem  Grundstüoke  erwerben  zu  lassen.  In  dieser  sog. 
Tabularersitzung  erblickte  man  zugleich  einen  zweckmässigen  Schutz  des 
eingetragenen  wahren  Eigentümers  gegen  die  Anfechtung  seines  Eigen- 
tums wegen  angeblicher  Mängel  des  lange  Zeit  zurückliegenden  Erwerbs- 
aktes. 

Der  auf  den  Erwerb  des  Eigentums  an  beweglichen 
Saohen  bezügliche  dritte  Titel  handelt  wiederum  im  ersten  Unter- 
abschnitt von  der  Uebertragung  durch  Rechtsgeschäft.  Zu 
dieser  ist  naoh  §  874  Abs.  1  Satz  l  ein  «wischen  dem  Eigentümer  und 
dem  Erwerber  unter  Uebergabe  der  Sacht  zu  sohliefsendor  Vertrag  er- 
forderlich ,  welcher  die  Willenserklärung  der  Vertragsohliefsenden  ent- 
hält ,  dals  das  Eigentum  auf  den  Erwerber  übergehen  soll.  Saohlich 
wurde  dagegen,  dafs,  entsprechend  dem  §  828,  zur  Uebertragung  des 
Eigentums  an  beweglichen  Sachen  aufser  der  Uebergabe  ein  sog.  ding- 
licher Vertrag  erforderlich  sein  soll,  im  Gegensatz  zu  der  ablehnenden 
Haltung  vieler  Stimmen  der  Kritik  aus  der  Mitte  der  Kommission  kein 
Widerspruch  laut.  Man  beschlofs  jedooh,  ebenso  wie  zu  §  828,  die  er- 
forderliche Willenseinigung  der  Parteien  nicht  im  Gesetze  als  Vertrag 
zu  bezeichnen  (vergl.  diesen  Bd.  8.  74).  Abweiohend  vom  Entwurf, 
welcher  einen  „unter  Uebergabe  der  Sache"  zu  schliefsenden  Vertrag  er- 
fordert, war  die  Kommission  der  Ansicht,  dafs  die  Willenseinigung  nioht 
notwendig  mit  der  Uebergabe  zeitlich  zusammenfallen  müsse.  Die  in 
Abs.  1  Satz  2  enthaltene  Verweisung  auf  den  §  829  kam  durch  die 
Streichung  dieses  Paragraphen  in  Wegfall.     Der  Abs.  2,  welcher  für 

Erwerb  und  Verlust  des  Eigentums  an  beweglichen  Sachen. 

I.  Uebertragung. 

§  874.  Zur  Uebertragung  des  Eigeutums  an  einer  beweglichen  Sache  ist  erforder- 
lich, dals  der  Eigentümer  die  Sache  dem  Erwerber  übergiebt  und  beide  darüber  einig 
sind,  dafs  das  Eigentum  Ubergehen  soll.  Ist  der  Erwerber  im  Besitze  der  Sache,  so  genügt 
die  Einigung  über  den  Uebergang  des  Eigentums. 

§  874a.  (805.)  Ist  der  Eigentümer  im  Besitze  der  Sache,  so  kann  die  Uebergabe 
dadurch  ersetzt  werden,  dafs  zwischen  ihm  und  dem  Erwerber  ein  Rechts  Verhältnis  ver- 
einbart wird,  vermöge  dessen  der  Erwerber  den  unmittelbaren  Besitz  erlangt. 

§  874b.  (804.)  Ist  ein  Dritter  im  Besitze  der  Sache,  so  kann  die  Uebergabe  dadurch 
ersetzt  werden,  dafs  der  Eigentümer  den  Ansprach  auf  Herausgabe  der  8ache  dem  Erwerber 
abtritt. 

Anmerkung.  In  den  Titel  über  den  Eigentumsanspruch  soll  die  Vorschrift  ein- 
gestellt werden: 

Der  Besitzer  einer  Sache,  die  nach  §  874  b  durch  Abtretung  des  Anspruchs  auf 
Herausgabe  verlufsert  worden  ist,  kann  dem  neuen  Eigentümer  nur  die  Einwendungen 
entgegensetzen,  welche  Ihm  gegen  den  abgetreteneu  Anspruch  zustehen. 
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einen  übrigens  sehr  seltenen  Feil  ein  durch  die  besondere  Terminologie 
des  Entwurfa  und  den  §  8 1 3  ermöglichtes  Mifsverständnis  auszuschliefsen 
bezweckt,  wurde  durch  die  Beseitigung  jener  Terminologie  und  die 
Streichung  des  §  818  entbehrlich.  Der  Abs.  3,  nach  welchem  es  der 
Uebergabe  der  Sache  nicht  bedarf,  wenn  der  Erwerber  sich  bei  Schliessung 
des  Vertrages  bereit«  im  „Besitze*1  (im  Sinne  des  Entwurfs)  der  Sache 
befindet,  erledigte  sich  durch  die  beschlossene  Aenderung  des  Besitz  - 
begriffe».  Statt  seiner  nahm  man  aber  der  Deutlichkeit  wegen  den  8atz 
auf,  dal»  die  blofse  Einigung  Uber  den  Uebergang  des  Eigentums  genügt, 
wenn  der  Erwerber  im  Besitz  (im  Sinne  der  2.  Lesung)  der  Sache  ist. 

Die  Vorschrift  des  §  874  Abs.  1  Satz  1  findet,  soweit  sie  zur  Eigen- 
tumsübertragung die  Uebergabe  der  Sache  erfordert,  ihre  Ergänzung  in  den 
aaf  den  Erwerb  des  Eigenbesitzes  bezüglichen  §§  803 — 805.  Da  man 
diese  gestrichen  hatte,  ergab  sich  nunmehr  die  Notwendigkeit,  entsprechende, 
auf  den  Erwerb  des  Eigentums  an  beweglichen  Sachen  beschränkte  Vor- 
schriften hier  einzustellen.  Man  beschäftigte  sich  zunächst  mit  «1er  Frage, 
ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Uebereignung  ohne  körper- 
liche Uebergabe  durch  blofse  Vereinbarung  des  Veräufserers  und  des 
Erwerbers  derart,  dafs  der  im  Besitz  befindliche  Veräufserer  deo  Besitz 
behält,  d.  h.  durch  sog.  constitutum  possessorium,  als  wirksam  anerkannt 
werden  solle.  Nach  dem  Entwurf  (§  806)  ist  die  Wirksamkeit  davon  ab- 
hängig, dafs  zwischen  dem  Veräufserer  und  dem  Erwerber  ein  besonderes 
Rechtsverhältnis  begründet  wird,  vermöge  dessen  der  Veräufserer  be- 
fugt oder  verpflichtet  ist,  die  Saohe  als  Besitzer  zu  behalten.  Dieser 
Vorschrift  gegenüber  wurden  in  der  Kommission  dieselben  abweichenden 
Ansiohten  vertreten,  welohe  auch  in  der  Kritik  Ausdruck  gefunden  haben. 
Von  der  einen  Seite  wurde  die  Zulassung  des  constitutum  poss.  als  mit 
dem  Traditionsprinzip  unvereinbar  bekämpft.  Ein  anderer  Vorschlag 
ging  im  Anschlufs  an  Jhering  dahin,  nur  ein  auf  Grund  gewisser  im 
Gesetz  bestimmter  Rechtsverhältnisse  zwischen  den  Parteien  vereinbarte 
Konstitut  als  wirksam  anzuerkennen.  Von  dritter  Seite  wurde  empfohlen, 
das  im  Entwurf  aufgestellte  Erfordernis  eines  besonderen,  das  Behalten 
der  8ache  rechtfertigenden  Rechtsverhältnisses  fallen  zu  lassen.  Die  Mehr- 
heit der  Kommission  hielt  ein  gänzliches  Verbot  des  Konstituts  für  un- 
vereinbar mit  dem  Bedürfnis  des  Lebens  und  zudem  wirkungslos,  da  es 
durch  Uebergabe  und  sofortige  Rückgabe  der  Sache  leicht  umgangen 
werden  könnte.  Sie  war  der  Ansicht,  da  der  Hauptzweck  des  Uebergabe- 
erfordernisses  nicht  darin  bestehe,  den  'Eigentumsübergang  Dritten  er- 
kennbar zu  machen,  sondern  darin,  das  Vorhandensein  eines  auf  den  un- 
mittelbaren Eintritt  des  Eigentumsübergangs  gerichteten  ernstlichen  Partei- 
willens festzustellen,  so  biete  das  Konstitut  einen  in  der  Hauptsache  ge- 
nügenden Ersatz  für  die  körperliche  Uebergabe,  vorausgesetzt,  dafs  zugleich 
mit  der  Einigung  über  den  Eigentumsübergang  ein  den  Veräufserer  zum 
Behalten  der  Sache  berechtigendes  oder  verpflichtendes  Rechtsverhältnis 
vereinbart  werden ;  an  diesem  Erfordernis  müsse  festgehalten  werden,  denn 
ohne  die  Vereinbarung  eines  solchen  Rechtsverhältnisses  sei  ein  ernstlicher, 
zugleich  auf  die  Eigentumsübertragung  und  auf  das  Verbleiben  der  Sache 
beim  Veräufserer  gerichteter  Wille  der  Parteien  nicht  denkbar.    Im  Sinne 
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des  später  gefafsten,  schon  mitgeteilten  Beschlusses  (vergl.  diesen 
Bd.  S.  62,  69)  mufs  das  vereinbarte  Rechtsverhältnis  ein  solches  sein, 
vermöge  dessen  der  Erwerber  den  mittelbaren  Besitz  erlangt.  Die  Kom- 
mission lehnte  sodann  einen  Antrag  ab,  der  dahin  ging,  die  Uebereignung 
durch  Konstitut  für  den  Fall  auszuschliefsen,  wenn  die  Umstände  ergeben, 
dafs  durch  dieselbe  dem  Erwerber  Sicherheit  wegen  einer  Forderung  ver- 
schafft werden  solle;  sie  sah  keinen  Grund,  durch  eine  solche  Aus- 
nahmevorschrift  den  Grundsatz  der  Unabhängigkeit  des  Eigen  tumsüber- 
ganges  von  seinem  Beohtsgrunde  zu  durchbrechen,  und  nahm  an,  dafs  die 
fraglichen  Uebereignungen  keineswegs  überwiegend  zum  Schein  oder  zur 
Umgehung  der  auf  die  Erfordernisse  des  Pfandrecht«  an  beweglichen 
Saohen  bezüglichen  Vorschriften  (§  1147  Abs.  3  Satz  2)  vorgenommen 
würden,  sondern  dafs  es  sich  dabei  um  ernstliche,  zur  Befriedigung  de« 
Kreditbedürfnisses  der  kleinen  Leute  unentbehrliche  Geschäfte  handle.  — 
Der  Entwurf  enthält  bezüglich  des  Konstituts  noch  eine  besondere  Be- 
stimmung in  §  805  Abs.  2  für  den  Fall,  wenn  der  Veräufserer  berechtigt  ist, 
den  Erwerber  bezüglich  des  Besitzerwerbes  zu  vertreten ;  dann  soll  zum 
Besitzerwerbe  des  Erwerbers  jede  Handlung  des  Veräufserers  genügen, 
durch  welche  dieser  den  Willen  kundgiebt,  die  thatsäohliohe  Gewalt 
für  den  Erwerber  auszuüben.  Die  Kommission  hielt  die  Aufnahme  einer 
entsprechenden  Vorschrift  für  entbehrlich,  da  aus  der  bezüglich  des  sog. 
Kontrahierens  mit  sich  selbst  beschlossenen  Vorschrift  (vergl.  diese  Jahrb. 
Bd.  LYII,  S.  65)  sich  ergebe,  dafs  in  dem  vorausgesetzten  Falle  der  Ver- 
äufserer zum  Zweck  der  Erfüllung  einer  ihm  gegen  den  Erwerber  ob- 
liegenden Verbindlichkeit  die  Uebereignung  durch  Konstitut  sich  selbst 
gegenüber  vornehmen  könne,  und  hierdurch  für  die  praktisch  wichtigsten 
Fälle,  insbesondere  die  Uebereignung  von  selten  des  Vormunds  an  den 
Mündel  und  von  Seiten  des  Einkaufskommissionärs  an  den  Kommittenten, 
dem  Bedürfnisse  genügt  werde. 

Eine  im  Besitz  weder  des  Veräufserers  noch  des  Erwerbers,  sondern 
eines  Dritten  befindliche  Saohe  kann  nach  dem  Entwurf  nur  mittels  der 
in  §  804  geordneten  Uebergabe  duroh  Anweisung  übereignet  werden. 
Diese  Regelung  fand  nicht  die  Billigung  der  Kommission ;  man  war  der 
Meinung,  dafs  dieselbe  weder  dem  Bedürfnisse  des  Verkehrs,  noch  dem 
Interesse  des  dritten  Besitzers  gereoht  werde,  indem  einerseits  der 
Eigentumsübergang  vom  Willen  des  Dritten  abhängig  sein,  anderer- 
seits dieser  die  ihm  au«  seinem  Rechtsverhältnis  zum  Veräufserer  zu- 
stehenden Einwendungen  dem  Erwerber  gegenüber  verlieren  «olle,  wenn  er  der 
Anweisung  des  Veräufserer«  nicht  rechtzeitig  widerspreche.  Die  Kommission 
ging  umgekehrt  davon  aus,  dafs  für  das  Gesetz  kein  Grund  bestehe,  in 
dem  hier  fraglichen  Falle  der  Uebereignung  dem  dritten  Besitzer  nioht 
die  bezeichneten  Einwendungen  dem  Erwerber  gegenüber  zu  belassen. 
Geschehe  dies,  so  könne  von  einer  Zustimmung  de«  Dritten  abgesehen 
werden;  es  handle  Bich  dann  nur  darum,  einen  Rechtsakt  zu  bestimmen, 
der  geeignet  sei,  die  körperliche  Uebergabe  in  Bezug  auf  die  Klarstellung 
de«  auf  den  unmittelbaren  Eintritt  der  dinglichen  Rechtawirkung  ge- 
richteten Parteiwillens  zu  ersetzen,  und  als  ein  soloher  Rechtsakt  biete  sioh 
die  Abtretung  des  dem  Veräufserer  gegen  den  Erwerber  zustehenden  An- 
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gpruchs  auf  Herausgabe  der  Sache.  Meinungsverschiedenheit  bestand  nur 
darüber,  ob  die  Uebereignung  duroh  Abtretung  des  Anspruchs  auf  den 
Fall  zu  beschränken  sei,  wenn  zwischen  dem  Veräufserer  und  dem  Dritten 
ein  für  den  Veräufserer  mittelbaren  Besitz  begründendes  Rechtsverhältnis 
bestehe,  aber  auch  dann  zuzulassen  sei ,  wenn  der  Veräufserer  gegen  den 
Dritten  nur  den  dinglichen  Anspruch  auf  Herausgabe  habe.  Die  Mehr- 
heit entschied  sich  aus  praktischen  Gründen,  namentlich  im  Interesse  der 
Einfachheit  des  Gesetzes,  für  die  letztgedachte  Regelung. 

Der  §  875  bestimmt,  dafs,  wenn  die  nach  §  874  erforderliche  Er- 
klärung des  Eigentümers  durch  ein  Urteil  ersetzt  ist,  die  Uebergabe  der 
Sache  mit  dem  Zeitpunkt  als  bewirkt  gilt,  in  welchem  die  Sache  dem 
Gerichtsvollzieher  behufs  Ablieferung  an  den  Erwerber  im  Wege  der 
Zwangsvollstreckung  weggenommen  ist.  Die  Fassung  dieser  Vorschrift  be- 
durfte insofern  der  Berichtigung,  als  die  in  ihr  vorausgesetzte  Wegnahme 
der  Sache  nicht  auf  Grund  eines  den  Veräufserer  gemäfs  §  779  C.P.O. 
zur  Abgabe  der  Uebertragungserklärung  verurteilenden  Erkenntuisses,  son- 
dern nur  auf  Grund  einer  Verurteilung  des  Veräufaerers  zur  Uebergabe 
der  Sache  erfolgen  kann.  Der  Gedanke  der  Vorschrift  fand  Billigung; 
man  belief«  sie  auch  in  dem  Gesetzbuch,  da  sie  die  materielle  Frage 
entscheidet,  durch  welchen  Rechtsakt  in  dem  vorausgesetzten  Falle  die 
Uebergabe  der  Sache  ersetzt  wird.  Die  Bestimmungen  des  §  876  über 
die  Voraussetzungen,  unter  welohen  die  Veräufserung  einer  beweglichen 
Saohe  durch  einen  Nichteigentümer  wirksam  ist  oder  wird,  kamen  als 
duroh  die  früher  beschlossene  allgemeine  Vorschrift  des  §  127  o  (diese  Jahrb. 
Bd.  f. VII  S.  65)  gedeckt  in  Wegfall. 

Nach  den  §§  877 — 880  erlangt  der  redliche  Erwerber  einer  beweg- 


§  875.  Soll  die  Uebergabe  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  erwirkt  werden,  so 
gilt  sie  als  erfolgt,  wenn  der  Gerichtsvollzieher  die  Sache  uun  Zwecke  der  Ablieferung 

§  876  gestrichen. 

§  877.  Durch  eine  in  Gemäfsheit  der  §§  874,  876  erfolgte  Verlagerung  wird  der 
Erwerber  aach  dann  Eigentümer,  wenn  die  Sache  nicht  dem  Veräufserer  gehört,  es  sei 
denn,  dafs  er  zu  der  Zeit,  in  welcher  er  nach  den  §§  874,  875  das  Eigentum  erwerben 
wurde,  nicht  in  gutem  Glauben  ist.  In  dem  Falle  des  %  874  Sata  2  gilt  dies  jedoch  nur 
dann,  wenn  der  Erwerber  den  Besitz  von  dem  Veräufserer  erlangt  hatte. 

Oer  Erwerber  ist  nicht  in  gutem  Glauben,  wenn  ihm  bekannt  oder  nur  infolge  gruber 
Fahrlässigkeit  unbekannt  ist,  dafs  die  Sache  nicht  dem  Veräufserer  gehört. 

§  877a.  (879  Sata  1.)  Gehört  eine  nach  §  874«  veräufterte  Sache  nicht  dem  Ver- 
äufserer, so  wird  der  Erwerber  Eigentümer,  wenn  er  den  Besits  der  Sache  von  dem 
Veräufserer  erlangt,  es  sei  denn,  dafs  er  tu  dieser  Zeit  nicht  in  gutem  Glauben  ist. 

Gehört  eine  nach  §  874b  veräufserte  Sache  nicht  dem  Veräufserer,  so  wird  der 
Erwerber,  wenn  der  Veräufserer  mittelbarer  Besitzer  der  Sache  ist,  mit  der  Abtretung 
des  Anspruchs,  anderenfalls  dann  Eigentümer,  wenn  er  den  Besitz  der  Sache  von  den 
Dritten  erlangt,  es  sei  denn,  dafs  er  zur  Zeit  der  Abtretung  oder  des  Besitserwerbe» 
nicht  in  gutem  Glauben  ist 

§  877b.  (879  8ata  *.)  Der  Erwerb  des  Eigentums  auf  Grund  der  §§  877,  877a 
tritt  nicht  ein,  wenn  die  Sache  dem  Eigentümer  gestohlen  oder  von  ihm  verloren  oder 
sonst  ohne  reinen  Willen  aus  seinem  Besitze  gekommen  war.  Das  Gleiche  gilt,  falls  der 
Eigentümer  nur  mittelbarer  Besitzer  ist,  dann,  wenn  die  Sache  dem  Besitzer  in  solcher 
Weise  abhanden  gekommen  war. 

Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwendung  auf  Geld-  oder  Iohaberpapiere  sowie  auf 
Sachen,  die  im  Wege  öffentlicher  Versteigerung  veräufsert  werden. 
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liehen  Sache  anter  gewissen  Voraussetzungen  auch  dann  da«  Eigentum, 
wenn  der  Veräufserer  nicht  Eigentümer  war.  Der  Grundgedanke  dieser 
Vorschriften  fand  in  der  Kommission,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die 
Uebereinstimmung  mit  dem  Handelsrecht,  allgemeine  Billigung.  Die  Mehr- 
heit ging  jedoch  in  dem  Schutz  des  redlichen  Erwerbers  noch  einen  Schritt 
weiter  als  der  Entwurf.  Während  nämlich  nach  §  877  Satz  1  der  gute 
Glaube  des  Erwerbers,  d.  h.  seine  nicht  auf  grober  Fahrlässigkeit  be- 
ruhende Unkenntnis  von  dem  Rechtsmangel  des  Veräuf serers,  Voraussetzung 
des  Eigentumserwerbes  sein,  dem  Erwerber  somit  der  Nachweis  seines 
guten  Glaubens  obliegen  soll,  beachlofs  die  Kommission,  umgekehrt  den 
Eigentumserwerb  nur  unter  der  vom  Eigentümer  zu  beweisenden  Voraus- 
setzung des  bösen  Glaubens  des  Erwerbers  auszuschliefsen.  Man  ging 
davon  aus,  da  der  in  den  hier  fraglichen  Vorschriften  liegende  Eingriff 
in  das  bestehende  Eigentum  sich  wesentlich  nur  durch  die  Rücksicht  auf 
das  Verkehrsinteresse  rechtfertige,  müsse  dieser  Rücksicht  auch  in  vollem 
Mafse  Reohnung  getragen  werden;  hierzu  aber  sei  notwendig,  da£s  dem 
redlichen  Erwerber  der  oft  unerbringliche  Beweis  seines  guten  Glaubens 
abgenommen  werde.  Der  Eigentümer  müsse  naoh  dem  den  Vorschriften 
zu  Grunde  liegenden  Satze  „Hand  wahre  Hand",  ebenso  wie  die  Gefahr 
des  Eigentumsverlustes  überhaupt,  auch  den  Nachteil  der  Beweislast 
tragen.  Daneben  kam  in  Betracht,  dafs  sowohl  im  Handelsrecht  (WO. 
Art.  74,  H.G.B.  Art.  805  und  nach  weit  verbreiteter  Auslegung  Art.  306), 
als  auch  in  anderen  Vorschriften  des  Entwurfs  selbst  (§§  837,  881,  900, 
930)  die  Beweislast  der  hier  beschlossenen  Art  entsprechend  ge- 
regelt ist. 

Der  Entwurf  wurde  weiter  verdeutlicht  und  ergänzt  bezüglich  der 
Voraussetzungen,  unter  wechen  in  den  Fällen  mangelnder  Uebergabe  der 
Sache  der  redliche  Erwerber  Eigentum  erlangen  soll,  sowie  bezüglioh  des 
Zeitpunkts,  der  für  den  den  Erwerb  ausschliefsenden  bösen  Glauben  mafs- 
gebend  ist  In  dem  Falle,  in  welchem  nach  der  an  Stelle  des  §  874 
Abs.  3  beschlossenen  Vorschrift  die  Uebergabe  deshalb  entbehrlich  ist, 
weil  der  Erwerber  bereits  im  Besitz  der  Sache  sich  befindet,  soll  der 
redliche  Erwerber  nur  dann  Eigentum  erlangen,  wenn  er  den  Besitz 
seinerzeit  vom  Veräufserer  selbst  (alt  Mieter  etc.)  erlangt  bat,  denn 
nur  unter  dieser  Voraussetzung  nahm  man  an,  habe  er  Grund,  auf  das  Eigen- 
tum des  Veräuf serers  zu  vertrauen.  Sein  böser  Glaube  soll  den  Erwerb 
in  diesem  Falle  dann  ausschliefsen,  wenn  er  zur  Zeit  der  Willenseinigung 
über  den  Eigentumsübergang  vorhanden  war.  Wenn  zwisohen  dem  Ver- 
äufserer und  dem  Erwerber  nur  ein  constitutum  possessorium  vereinbart 
ist,  soll  naoh  §  879  Satz  1  der  Erwerber  nicht  Eigentum  erlangen.  Diese 
Ausnahme  wurde  gebilligt  Man  sprach  aber  den  auch  der  Absicht  des 
Entwurfs  entsprechenden  Satz  ausdrüoklioh  aus,  dafs  der  Erwerber  in 
diesem  Falle  Eigentümer  werde,  wenn  er  später  den  Besitz  der  Sache 
vom  Eigentümer  erlange ;  böser  Glaube  des  Erwerbers  soll  den  Erwerb  dann  hin- 
dern, wenn  er  zur  Zeit  der  Besitzerlangung  bestanden  hat  Anlangend  end- 
lich die  Fälle  der  Veräufserung  einer  im  Besitz  eines  Dritten  befindlichen 
Sache  durch  Abtretung  des  Herausgabeanspruchs,  so  war  die  Kommission 
der  Ansicht  dafs  in  der  hier  fraglichen  Hinsicht  unterschieden  werden 
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müsse  zwischen  dem  Fall,  wenn  der  veräußernde  Nichteigentümer  mittel- 
barer  Besitzer  der  Sache  sei  und  dem  Fall,  wenn  er  lediglich  einen  ihm 
angeblich  zustehenden  dinglichen  Herausgabeanspruch  dem  Erwerber  ab- 
zutreten erkläre.  Im  ersteren  Falle  sei,  der  Veräufserer  im  stände,  durch 
Abtretung  des  ihm  gegen  den  dritten  Besitzer  in  Wahrheit  zustehendeu 
Anspruchs  auf  Herausgabe  der  8aohe  dem  Erwerber  ein  rechtliches  Mittel 
zur  Erlangung  des  Besitzes  zu  verschaffen,  und  die^e  rechtliche  Macht 
des  Veräufsercrs  über  die  Saohe  rechtfertige  ebenso  das  Vertrauen  des  Er- 
werbers darauf,  dafs  er  Eigentum  erlange,  wie  der  unmittelbare  Besitz 
des  Yeräufserers ;  aus  diesem  Grunde  und  aus  Rücksicht  auf  das  Verkehrs- 
bedürfnis müsse  der  Erwerber  mit  der  Abtretung  des  Herausgabeanspruchs 
Eigentum  erlangen,  es  sei  denn,  dafs  er  sich  zur  Zeit  der  Abtretung  nicht 
in  gutem  Glauben  befunden  habe.  Im  zweiten  Falle  dagegen  biete  die 
bloße  Abtretungserklärung  des  Veräufserers  dem  Erwerber  keine  hin- 
reichende Grundlage  für  das  Vertrauen  darauf,  dafs  er  Eigentum  erlange; 
erst  wenn  der  Erwerber  auf  seiu  Verlangen  von  dem  Dritten  den  Besitz 
der  Sache  erlange,  sei  für  ihn  die  Grundlage  zu  solchem  Vertrauen  ge- 
geben, und  er  müsse  daher  nach  dem  Grundgedanken  der  Vorschriften 
mit  diesem  Zeitpunkt  Eigentümer  werden,  es  sei  denn,  dafs  er  zu  dieser 
Zeit  sich  nioht  in  gutem  Glauben  befunden  habe.  —  Die  Redaktions- 
kommission hat  schliefelich  in  der  von  ihr  vorgeschlagenen  Fassung  auch 
den  Fall  berücksichtigt,  wenn  die  Uebertragung  gemäß  §  875  durch  die 
Wegnahme  der  Sache  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  ersetzt  wird,  und 
zwar  ist  sie  der  Ansicht  gewesen,  dafs  auch  in  diesem  Falle  der  Schutz 
des  redlichen  Erwerbers  Platz  greifen  müsse.  Der  §  877  Satz  2  kam 
durch  den  sohon  früher  mitgeteilten  Beschlufs,  eine  auch  ihn  deckende  all- 
gemeine Vorschrift  in  das  erste  Buch  einzustellen,  in  Wegfall  (vergl.  diesen 
Band  S.  251  a.  E.). 

Nach  §  878  Satz  1  erlöschen  mit  der  Erlangung  des  Eigentums  durch 
den  Erwerber  sowohl  im  Falle  des  Erwerbes  vom  Eigentümer  (§  874), 
wie  aueh  im  Falle  des  redlichen  Erwerbes  vom  Nichteigentümer  (§  877) 
die  an  der  Sache  begründeten  sonstigen  Hechte,  vorausgesetzt,  dafs  sie 
dem  Erwerber  ohne  grobe  Fahrlässigkeit  unbekannt  gewesen  sind.  Diese 
Vorschrift  wurde  gebilligt,  abgesehen  davon ,  dafs  man  die  Beweislast 
hinsichtlich  des  guten  Glaubens  ebenso  wie  im  §  877  umkehrte.  Außer- 
dem machten  die  früheren  Beschlüsse  zwei  Zusätze  erforderlich.  Wenn 
der  Eigentümer  oder  der  Nichteigentümer  eine  im  Besitz  eines  Dritten 
befindliche  Sache  durch  Abtretung  des  Herausgabeanspruchs  veräußert, 
so  würden  nach  §  878  auch  die  dem  Dritten  an  der  Saohe  zustehenden 
Rechte  mit  dem  Eigentumserwerb  des  Erwerbers  erlöschen,  falls  sie  diesem 

§  878.  Ist  eine  verlagerte  Sache  mit  dem  Rechte  eines  Dritten  belastet,  »o  erlischt 
das  Recht  mit  dem  Erwerbe  des  Eigentums.  Erfolgt  die  Veräufserung  nach  §  874a  oder 
war  die  nach  §  874b  veräufserte  Sache  nicht  im  unmittelbaren  Besitze  des  Verluderen, 
so  erlischt  das  Recht  des  Dritten  erst  dann,  wenn  der  Erwerber  den  Besitz  der  Sache 
erlangt. 

Das  Recht  des  Dritten  erlischt  nicht,  wenn  der  Erwerber  zu  der  nach  Abs.  1  maf*- 
gebenden  Zeit  in  Ansehung  des  Rechtes  nicht  in  gutem  Glauben  ist 

Steht  im  Falle  des  §  874b  das  Recht  dem  dritten  BeeiUer  an,  so  erlischt  es  auch 
dem  gutgläubigen  Erwerber  gegenüber  nicht. 
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ohne  grobe  Fahrlässigkeit  unbekannt  wären.  Die  Kommission  war  jedoch 
der  Ansicht,  dafs  aus  demselben  Grunde,  aus  dem  beschlossen  worden  sei, 
dem  dritten  Besitzer  seine  Einwendungen  gegen  den  Herausgabe- 
anspruch zu  belassen,  auch  die  ihm  zustehenden  Hechte  an  der  Sache 
(insbesondere  Niefsbrauchs-  und  Pfandrechte)  ohne  Rücksicht  auf  den 
guten  Glauben  des  Erwerbers  stets  unberührt  bleiben  müfsten.  Wenn 
ferner  der  Eigentümer  durch  constitutum  possessorium  oder  durch  Ab- 
tretung des  blofsen  dinglichen  HorauBgabeanspruchs  veräufsert,  so  tritt 
der  Eigentumserwerb  sehon  mit  dem  Abschlufs  des  Konstituts  oder 
mit  der  Abtretung  ein.  Die  Kommission  beschlofs  jedoch,  in  diesen 
Fällen  die  Rechte  Dritter  an  der  veräufserten  Sache  erst  dann  erlöschen 
zu  lassen,  wenn  der  Erwerber  den  Besitz  der  Sache  erlangt;  es  erschien 
dies  folgerichtig,  weil  auch  der  Eigentumserwerb  des  redlichen  Er- 
werbers in  den  Fällen  der  Yeräufserung  durch  Konstitut  oder  Abtretung 
des  dinglichen  Herausgabeanspruchs  erst  dann  eintreten  soll,  wenn  der 
Erwerber  den  Besitz  der  Sache  erlangt.  Der  Vorschlag,  eine  Aus- 
nahme vom  §  878  für  das  Pfandrecht  des  Vermieters  an  den  noch  auf 
auf  dem  yeräufserten  Grundstücke  befindlichen  Sachen  des  Mieters  zu 
machen,  wurde  abgelehnt,  weil  der  Vermieter  die  Veräußerung  durch 
seinen  Widerspruch  hindern  und  erforderlichen  Falls  den  bösen  Glauben 
des  Erwerbers  beweisen  könne.  —  Die  Ausnahmen  von  den  §§  877,  878, 
welche  der  §  879  Satz  2  für  gewisse  8achen  bestimmt,  wurde,  abgesehen 
von  einer  durch  die  Umgestaltung  der  Besitz  vor  Schriften  gebotenen 
Aenderung,  saohlioh  gebilligt.  Ebenso  fand  der  §  880  Zustimmung,  welcher 
den  nach  §§  877,  878  in  ihren  Rechten  Verletzten  einen  Bereicherungs- 
anspruch gegen  den  Veräufserer  gewährt.  Entsprechend  dem  zu  §  839 
gefafsten  Beschlufs  (vergl.  diesen  Band  8.  251)  gab  man  aber  den  Ver- 
letzten im  Falle  unentgeltlicher  Veräußerung  auoh  einen  Bereicherungs- 
anspruch gegen  den  Erwerber. 

Die  Kommission  kam  nunmehr  auf  die  früher  (oben  S.  679)  ausge- 
setzte Frage  zurück,  unter  welohen  Voraussetzungen  der  Erwerber  eines 
Grundstücks  auch  das  Eigentum  an  dem  dem  Veräufserer  nicht  gehörigen 
Zubehör  des  Grundstücks  erwerben  solle.  Die  Ausichten  waren  darüber 
geteilt,  in  welchem  Umfange  es  geboten  und  gerechtfertigt  sei,  der  Rück- 
sicht auf  die  wirtschaftliche  Einheit  des  Grundstücks  mit  seinem  Zube- 
hör mafsgebende  Bedeutung  für  die  Entscheidung  auch  dieser  Frage  beizulegen. 
Am  weitesten  ging  der  Vorschlag,  mit  der  Auflassung  und  Eintragung  den 
Erwerber  des  Grundstücks  Eigentum  auch  an  allem  dem  Veräufserer  nicht 
gehörigen  Zubehör  erwerben  zu  lassen.  Ein  anderer  Antrag  empfahl, 
diesen  Eigentumserwerb  nur  für  das  im  Besitz  des  Veräufserers  befindliche 
Zubehör  eintreten  zu  lassen,  auf  das  übrige  Zubehör  dagegen  die  Vor- 
schriften über  den  redlichen  Erwerb  beweglicher  Sachen  anzuwenden. 


§  879  rergl.  §§  877,  877  a. 

§  880.  Wer  infolge  der  Vorschriften  der  §§  877  bis  878  durch  eine  Veranfserung 
einen  Rechtaverlust  erleidet,  kann  von  dem  Veräufserer  dasjenige,  was  dieser  durch  die 
Verlagerung  erlangt  hat ,  nach  den  Vorschriften  über  die  Herausgabe  einer  ungerechtfer- 
tigten Bereicherung  fordern.  Der  gleiche  Ausprnch  steht  ihm  gegen  den  Erwerber  an, 
wenn  die  Veräufserung  anentgeltlich  erfolgt  ist 
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Die  Mehrheit  war  der  Meinung,  die  Rücklicht  auf  die  wirtschaftliche 
Natur  des  Zubehörs  rechtfertige  nicht,  don  Eigentumer  der  dem  Veräufserer 
Dicht  gehörigen  Zubehörstüoke  derartig  tu  benachteiligen,  wie  es  durch 
die  eine  wie  die  andere  Regelung  geschehen  würde,  indem  es  bezüglich 
aller  oder  doch  der  im  besitz  des  Veräufserers  befindlichen  Stucke  nur 
auf  den  guten  Glauben  des  Erwerbers  cur  Zeit  der  Auflassung  und  Ein- 
tragung ankommen  solle.  Sei  verabredet,  dafs  die  Uebergabe  des  Zube- 
hörs erst  einige  Zeit  nach  der  Auflassung  erfolgen  solle,  so  liege  hierin 
ein  constitutum  possessorium ;  nach  der  für  dieses  beschlossenen  Vorschrift 
dürfe  daher  der  Erwerber  erst  mit  der  Besitzerlangung  Eigentum  erlangen, 
und  der  zu  dieser  Zeit  vorhandene  böse  Ulaube  müsse  den  Eigentums- 
erwerb aussohliefsen. 

Die  §§  881 — 889  regeln  die  Ersitzung  beweglicher  Sachen,  An 
dem  in  §  881  Abs.  1  aufgestellten  Erfordernis  zehnjährigen  Ki  gen  besitze« 
hielt  die  Kommission  fest;  insbesondere  wurde  eine  Abkürzung  der  Er- 
sitzungsfrist auf  fünf  Jahre  als  mit  der  gebotenen  Rücksioht  auf  den  bis- 
herigen Eigentümer  unverträglich  abgelehnt.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2 
über  den  Ausschluß  der  Ersitzung  durch  bösen  Glauben  blieb  unbeanstandet, 
ebenso  die  Vorschrift  des  §  882  über  die  Anrechnung  der  Besitzzeit 
eines  Rechtevorgängers  und  der  Zeit  bis  zur  Besitzergreifung  durch  einen 
Erben  sowie  die  in  §  883  aufgestellte  Vermutung  für  die  Fortdauer  des 
Besitzes.  Die  Mehrheit  der  Kommission  billigte  auch  den  §  884,  nach 
welchem  ein  die  Verjährung  hemmendes  Hindernis  der  Geltendmachung 
des  EigentumsanBprucha  auch  die  Ersitzung  hemmen  soll. 

Die  Bestimmungen  des  §  885  über  die  Unterbrechung  der  Ersitzung 
durch  Besitzverlust  und  im  Falle  des  Todes  des  Ersitzenden  durch  die 
Besitzergreifung  eines  Anderen  als  des  Erben  erfuhren  eine  sachliche 
Aenderung.  Nach  dem  Entwurf  (Abs.  2)  soll  die  Ersitzung  zwar  als 
nicht  unterbrochen  gelten,  wenn  der  Ersitzende  oder  der  Erbe  den  Besitz 
ohne  seinen  Willen  verloren  hat  und  binnen  Jahresfrist  oder  mittelst  einer 
innerhalb  dieser  Frist  erhobenen  Klage  wiedererlangt,  die  Zwischenzeit  bis 


II.  Ersitzung. 

§  881.  (881,  886.)  Wer  «ine  b«w«gliche  8ache  sehn  Jahre  im  EigenbesiUe  bat, 
erwirbt  das  Eigentum  (Ersitsnng).  Die  Ersitzung  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  Erwerber 
bei  dem  Erwerbe  des  Eigenbesitses  nicht  in  gutem  Glauben  ist  oder  wenn  er  spater 
erfahrt,  dafs  ihm  das  Eigentum  nicht  zusteht. 

§  881  rergl.  §  888a. 

§  88S.  Hat  jemand  eine  Sache  am  Anfang  und  am  Ende  eines  Zeitraums  im  Eigen - 
besitze  gehabt,  so  wird  vermutet,  dafs  sein  Eigenbesitz  auch  in  der  Zwischenzeit  bestan- 
den habe. 

§  884.  Die  Ersitzung  kann  nicht  beginnen  und,  falls  sie  begonnen  hat,  nicht  fort- 
gesetzt werden,  solange  die  Verjährung  des  Eigentumsanspruchs  gehemmt  ist  oder  ihrer 
Vollendung  die  Vorschriften  der  §§  166,  167  entgegenstehen. 

§  886.  (885  Abs.  1,  8.)  Die  Ersitzung  wird  durch  den  Verlust  des  Eigenbesitzes 
und  im  Falle  des  Todes  des  Eigenbesitsers  dadurch  unterbrochen,  dafs  ein  anderer  als 
der  Erbe  den  Eigenbesitz  ergreift. 

Die  Ersitzung  gilt  als  nicht  unterbrochen  ,  wenn  der  Elgenbeeitzer  den  Eigenbesitz 
ohne  seinen  Willen  verloren  und  Ihn  binnen  Jahresfrist  oder  mittels  einer  innerhalb  dieser 
Frist  erhobenen  Klage  wiedererlangt  hat. 

Die  Vorschrift  des  Abs.  2  findet,  wenn  eine  Erbschaftssache  von  einem  Nichtberech- 
tigten in  den  Eigenbesitz  genommen  worden  ist,  zu  Gunsten  des  Erben  Anwendung. 


Digitized  by  Google 


■ 


Nationalökonomische  Gesetzgebung.  691 

zur  Wiedererlangung  des  Besitzes  soll  aber  nicht  in  die  Ersitzungszeit 
eingerechnet  werden.  Der  Kommission  schien  es  dem  der  Bestimmung 
su  Grunde  liegenden  Gedanken  besser  zu  entsprechen,  dafs  auch  die 
Zwischenzeit  eingerechnet  werde.  In  der  Fassung  wurde  klargestellt, 
dafs  der  Abs.  3  für  beide  in  Abs.  1  bezeichneten  Fälle  der  Unterbrechung 
der  Ersitzung  gilt  Nach  §  886  wird  die  Ersitzung  unterbrochen,  wenn 
der  Ersitzende  nachträglich  von  seinem  Rechtsmangel  Kenntnis  erlangt; 
der  Entwurf  stellt  hier  anders  wie  bezüglich  des  den  Beginn  der  Ersitzung 
ausschliefsenden  böseu  Glaubens  die  auf  grober  Fahrlässigkeit  beruhende 
Unkenntnis  des  Kechtsmangels  der  Kenntnis  nicht  gleioh.  Er  fand  hierin 
einem  abweiohendeu  Antrage  gegenüber  die  Billigung  der  Mehrheit.  Der 
zweite  Halbsatz  des  §  886  wurde  als  selbstverständlich  gestrichen.  Der 
von  der  Unterbrechung  der  Ersitzung  durch  Geltendmachung  des  Eigen- 
tumsanspruchs  handelnde  §  887  blieb  sachlich  unverändert. 

Es  lag  sodann  ein  Antrag  vor,  entsprechend  dem  auf  die  Tabular- 
ersitzung des  Eigentums  an  Grundstücken  bezüglichen  früher  gefaßten  Be- 
schlüsse für  bewegliche  Sachen  an  den  dreifsigjährigen  Eigenbesitz  ohne 
Bücksicht  auf  guten  Glauben  des  Eigenbesitzers  den  Erwerb  des  Eigentums 
zu  knüpfen.  Die  Kommission  lehnte  diesen  Antrag  ab,  weil  sie  annahm, 
dafs  eine  derartige  aufserordentliche  Ersitzung  mit  der  Rücksicht  auf  den 
bisherigen  Eigentümer  und  dem  Gerechtigkeitsgefühl  nicht  vereinbar  und 
durch  ein  Bedürfnis  nicht  gerechtfertigt  sei. 

Naoh  §  888  kann  derjenige,  der  als  vermeintlicher  Erbe  den  Besitz 
von  Erbsohaftssaohen  ergriffen  hat,  die  Saohen  durch  Ersitzung  gegen 
den  wirklichen  Erben  nioht  für  sich  erwerben.  Dieser  Vorschrift  wurde 
die  beschränkende  Voraussetzung  hinzugefugt,  dafs  der  Erbschaftsanspruoh 
(vergl.  §  2080)  nicht  verjährt  sei;  naoh  Verjährung  dieses  Anspruchs 
soll  also  der  Erbschaftsbesitzer  (vergl.  §  2080)  sich  auch  dem  wahren 
Erben  gegenüber  auf  Ersitzung  berufen  können.  Der  Entwurf  erfuhr 
ferner  eine  Ergänzung  bezüglich  der  Frage,  ob,  wenn  eine  vom  Erb- 
schaftsbesitzer  als  Erbschaftssache  besessene,  aber  nicht  zum  Nachlafs 


§  886  vergl.  §  881. 

§  887.  Die  Ersitzung  wird  unterbrochen,  wenn  der  Eigentumsanspruch  gegen  den 
Eigenbesitzer  gerichtlich  geltend  gemacht  wird  ;  die  Unterbrechung  tritt  jedoch  nnr  su 
Gunsten  desjenigen  ein,  welcher  die  Unterbrechung  herbeigeführt  hat.  Die  für  die  Ver- 
jährung geltenden  Vorschriften  der  §§  170  bis  171,  178,  178,  170  finden  entsprechende 
Anwendung. 

§  887a.  (885  Abs.  8.)  Wird  die  Ersitzung  unterbrochen,  so  kommt  die  bis  sur 
Unterbrechung  verstrichene  Zeit  nicht  in  Betracht ;  auch  kann  eine  neue  Ersitzung  erat 
nach  der  Beendigung  der  Unterbrechung  beginnen. 

§  888.  Der  Erbschaftsbesitzer  kann  eine  Sache,  die  er  als  Erbschaftssache  im  Besitze 
hat,  nicht  gegen  den  Erben  ersitien,  solange  der  Erbschaftsanspruch  gegen  ihn  nicht  ver- 
jährt ist. 

§  888a.  (88S.)  Gelangt  die  Sache  durch  Rechtsnachfolge  in  den  Eigenbesitz  eines 
Dritten,  so  kommt  die  wlhrend  des  Besitzes  des  Rechts  Vorgängers  verstrichene  Ersitzungs- 
zeit dem  Dritten  zu  statten. 

Im  Falle  der  Erbfolge  wird  die  Zeit  zwischen  dem  Erbfall  und  der  Erlangung  des 
Eigenbesitzes  durch  den  Erben  in  die  Ersitzungszeit  eingerechnet.  Die  Ersitzungszeit, 
welche  zu  Gunsten    eines  Erbschaftsbesltaers  verstrichen   ist,   kommt  dem  Erben  zn 
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gehörige  Sache  später  in  den  Besitz  des  wahren  Erben  kommt  und  im 
übrigen  bei  diesem  die  Voraussetzungen  der  Ersitzung  gegeben  sind,  be- 
züglich der  Ersitzungsfrist  die  Besitzzeit  des  Erbsehaftsbesitzers  dem  Erben 
angerechnet  werden  soll.  Während  naoh  dem  Entwurf  (§  885  Abs.  1) 
diese  Frage  zu  verneinen  sein  würde,  entsohied  sioh  die  Kommistion  ent- 
sprechend dem  zu  §  885  Abs.  3  gefafsten  Beschlufs  für  die  Anrechnung 
der  Besitzzeit,  und  zwar  ging  sie  davon  aus,  dafs  ee  für  die  Anrechnung 
nur  darauf  ankommen  dürfe,  dafs  der  Erbschaftsbesitzer  bezüglich  der 
Zugehörigkeit  der  Saohe  zur  Erbschaft,  nicht  auch  darauf,  dafs  er  sich 
bezüglich  seines  Erbrechts  in  gutem  Glauben  befunden  habe.  Die  Vor- 
schriften des  §  889  über  die  Wirkung  der  Ersitzung  in  betreff  sonstiger 
an  der  Sache  bestehender  Rechte  Dritter  wurden  unverändert  beibehalten. 

Von  den  Bestimmungen  des  folgenden  Unterabschnitts,  der  vom 
Eigeutumserwerb  durch  V  er  bi  n dun  g,  Vermischung,  Verarbei- 
tung handelt,  wurden  die  auf  die  Verbindung  und  die  Vermischung 
bezüglichen  §§  890—892  nicht  beanstandet  Nach  §  893  erwirbt  der- 
jenige, der  durch  Verarbeitung  (oder  Umbildung)  eines  Stoffes  oder  meh- 
rerer Stoffe  eine  neue  bewegliche  Sache  herateilt,  das  Eigentum  an  der 
Sache;  es  soll  also  für  den  Eigentumserwerb  weder  auf  das  Verhältnis 
des  Wertes  der  Arbeit  zum  Werte  des  Stoffes,  noch  auf  den  guten  Glauben 
des  Verarbeitenden  ankommen.  Die  Kommission  besohlofs,  von  der  bei- 
zubehaltenden Regel,  dafs  der  Verarbeitende  Eigentümer  der  neuen  Sache 
wird,  eine  Ausnahme  für  den  Fall  zu  bestimmen,  weun  der  Wert  der  Arbeit 
erheblich  hinter  dem  Wert  des  Stoffes  zurücksteht;  einen  erheblichen 
Wertunterschied  machte  man  zur  Voraussetzung  der  Ausnahme,  um  thun- 
lichst Zweifel  und  Streit  darüber  auszusohliefsen,  ob  der  Verfertiger  Eigen- 
tum erworben  habe  oder  nicht  In  betreff  der  Nichtberücksichtigung  de« 
bösen  Glaubens  des  Verarbeitenden  fand  dagegen,  abweichenden  Anträgen 
gegenüber,  der  Entwurf  die  Zustimmung  der  Mehrheit  Sie  hielt  es  mit 
Rüoksicht  auf  die  im  Verkehr  herrschende  Auffassung,  welcher  die  durch 
die  Verarbeitung  hergestellte  Sache  als  eine  neue  gilt,  für  innerlich 
gerechtfertigt,  aufser  im  Falle  erheblichen  Minderwerts  der  Arbeit  gegen- 
über dem  Stoffe,  das  Eigentum  an  der  neuen  Sache  stets  dem  Verarbei- 
tenden zuzuweisen,  und  war  der  Ansicht  dafs  es  vielfach  zu  unbilligen 
Ergebnissen  und  zu  unerquicklichen  Streitigkeiten  führen  würde,  wenn 
man  bei  bösem  Glauben  des  Verarbeitenden  den  Stoffeigentümer  daa  Eigen- 
tum an  der  neuen  Sache  erwerben  liefse.  Eine  besondere  Vorschrift  darüber, 
wie  die  Frage  des  Eigentums  an  der  hergestellten  Sache  in  dem  beschlos- 
senen Ausnahmefall,  in  dem  dor  Verarbeiter  nicht  das  Eigentum  erwirbt 


§  889.  Mit  dem  Erwerbe  des  Eigentums  durch  Ersitzung  erlöschen  die  an  der 
Sache  vor  dem  Erwerbe  des  Eigenbesitzes  begründeten  Rechte  Dritter,  es  sei  denn,  dafs  der 
Eigenbesitzer  bei  dem  Erwerbe  des  Eigenbesitzes  In  Ansehung  derselben  nicht  in  gutem 
Glauben  war  oder  das  Besteben  der  Rechte  später  erfahren  hat.  Die  Vorschriften  der 
§§  884  bis  887  finden  entsprechende  Anwendung. 

III.    Verbindung.    Vermischung.  Verarbeitung. 

§  890.  Wird  eine  bewegliche  Sache  mit  einem  Grundstücke  dergestalt  verbunden, 
dafs  sie  wesentlicher  Bestandteil  des  Grundstücks  ist,  so  erstreckt  sich  das  Eigentum  an 
dem  Grundstück  auch  auf  diese  Sache. 
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zu  entscheiden  sei,  erschien  neben  den  §§  891,  892  entbehrlich.  Ab- 
weichend von  einer  in  der  Kritik  bekämpften  Ausführung  der  Motive 
sah  die  Kommission  als  selbstverständlich  an,  dafs  der  §  893  auch  zu 
Gunsten  desjenigen  Anwendung  findet,  -welcher  die  Verarbeitung  für  sioh 
durch  einen  anderen  vornehmen  liifst.  Der  §  894  stellt  klar,  dafs  der 
§  893  auch  Anwendung  findet  im  Falle  einer  auf  die  Oberfläche  sich 
beschränkenden  Verarbeitung  einer  fremden  Saohe,  sofern  dieser  durch 
die  Bearbeitung  ein  Wert  versohafft  wird,  hinter  welchen  der  Wert  des 
Stoffes  zurücktritt.  Diese  Vorschrift  wurde,  was  die  Berücksichtigung 
des  Wertverhältnisses  betrifft,  entsprechend  dem  zu  §  893  gefafsten  Be- 
schlüsse geändert.  Aufserdem  erwähnte  man  neben  den  im  Entwurf 
aufgeführten  Beispielen  einer  Bearbeitung  der  Oberfläche  auoh  das 
Schreiben. 

Die  Bestimmungen  des  §  89ö  Über  den  Einflufs  der  Verbindung, 
Vermischung  oder  Verarbeitung  auf  die  sonstigen  Reohte  an  einer  Saohe, 
an  weloher  nach  den  §§  890 — 894  ein  anderer  als  der  bisherige  Eigen- 
tümer Eigentum  oder  Miteigentum  erwirbt,  blieben  unbeanstandet.  Der 
§  896,  nach  welchem  die  Vorschriften  des  §  896  entsprechende  Anwen- 
dung finden  sollen,  wenn  der  Eigentümer  selbst  Sachen  verbindet,  ver- 
mischt oder  verarbeitet  und  diese  Handlungen  daher  in  Bezug  auf  das 
Eigentum  nicht  die  in  den  §§  890 — 894  bestimmten  Wirkungen  haben 
können,  wurde  gestrichen.  Man  ging  davon  aus,  dafs  dieser  Satz  sich 
durch  argumentum  a  majore  ad  minus  aus  §  895  von  selbst  ergebe,  und 
befürchtete,  dafs  aus  der  Aufnahme  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  bezüg- 
lich des  §  895  ein  unrichtiges  argumentum  a  contrario  in  betreff  des 


§  891.  Werden  bewegliche  Sachen  mit  einander  dergestalt  verbunden,  dafs  sie 
wesentliche  Bestandteile  einer  einheitlichen  Sache  sind,  so  werden  die  bisherigen  Eigen- 
tümer Miteigentümer  dieser  Sache  nach  dem  Verhältnisse  des  Wertes,  welchen  die  ein- 
seinen Sachen  zur  Zeit  der  Verbindung  hatten. 

Ist  eine  der  Sachen  als  die  Hauptsache  ansusehen,  so  erwirbt  deren  Eigentümer  das 
Alleineigentum. 

§  892.  Werden  bewegliche  Sachen  mit  einander  UDtrennbar  vermischt  oder  ver- 
mengt, so  finden  die  Vorschriften  des  §  891  entsprechende  Anwendung. 

Untrennbarkeit  ist  auch  anzunehmen ,  wenn  die  Ausscheidung  der  vermischten  oder 
vermengten  Sachen  mit  unverhältnismifsigen  Kosten  verbunden  sein  würde. 

%  892a.  (895.)  Erlischt  nach  den  §§  890  bis  892  das  Eigentum  an  einer  Sache, 
so  erlöschen  auch  die  sonstigen  an  der  Sache  bestehenden  Rechte.  Erwirbt  der  Eigen- 
tümer der  belasteten  Sache  Miteigentum  ,  so  bestehen  die  Rechte  an  dem  Bruchteile  fort, 
welcher  an  die  Stelle  der  Sache  tritt.  Wird  der  Eigentümer  der  belasteten  Sache  Allein- 
eigentümer, so  erstrecken  sich  die  Rechte  auch  auf  die  hinzutretende  Sache. 

§  893.  (893,  894,  895  Abs.  1.)  Wer  durch  Verarbeitung  oder  durch  Umbildung 
eines  oder  mehrerer  Stoffe  eine  neue  bewegliche  Sache  herstellt,  erwirbt  das  Eigentum 
an  der  neuen  Sache,  es  sei  denn,  dafs  der  Wert  der  Verarbeitung  oder  der  Umbildung 
erbeblich  hinter  dem  Werte  des  Stoffes  zurücksteht.  Als  Verarbeitung  gilt  auch  das 
Schreiben,  Zeichnen,  Maien,  Drucken,  Gravieren  oder  eine  ähnliche  Bearbeitung  der 
Oberflache. 

Mit  dam  Erwerbe  des  Eigentums  an  der  neuen  Sache  erlöschen  die  Rechte  ,  welche 
an  dem  Stoffe  bestanden  haben. 
§  894  vergl.  §  898 
§  895  vergt.  §§  892a,  893  Abs.  2. 
§  896  gestrichen. 
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dem  §  895  verwandten  §  889  abgeleitet  werden  könnte.  Der  §  897  giebt 
demjenigen,  der  in  Gemäfsheit  der  §§  890 — 896  einen  Reohtsyerlust  erleidet, 
gegen  den  infolge  dieser  Vorschriften  Bereioherten  einen  Anspruch  auf  Her- 
ausgabe der  Bereicherung  nach  §  748  Abs.  3.  Die  Kommission  stellte 
in  Uebereinslimmung  mit  dem  Grundgedanken  der  §§  890  —  895  klar, 
dafs  sich  der  Anspruch  nicht  auf  Wiederherstellung  des  früheren  Zustan- 
de*, wie  er  vor  der  Verbindung  etc.  bestanden  hat,  sondern  nur  auf  Ver- 
gütung in  Geld  richten  könne. 


§  897.  Wer  Infolge  der  Vorschriften  der  §§  890  bis  895  einen  Rechtsverlust  erleidet, 
kann  von  demjenigen,  sn  dessen  Gunsten  die  Kechtsinderuug  eingetreten  ist,  nach  den 
Vorschriften  Ober  die  Erstattung  einer  ungerechtfertigten  Bereicherung  Vergütung  in  Geld 
fordern.    Die  Wiederherstellung  des  früheren  Znstandes  kann  nicht  verlangt  werden. 

Die  Vorschriften  Ober  die  Verpflichtung  sum  SchadeusersaUe  wegen  unerlaubter  Hand- 
lungen bleiben  unberührt. 
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XIII. 

Die  Preise  des  Jahres  1892  verglichen  mit  den 

Vorjahren. 

Wie  in  den  früheren  Jahren  wollen  wir  auch  in  diesem  die  Preis- 
entwiokelung  auf  Grund  des  Materials  in  „Hamburgs  Handel  und  Sc  hin- 
fahrt" und  dem  „statistischen  Auszuge  in  Bezug  auf  Hamburgs  Handela- 
zustände  im  Jahre  1892"  dann  der  „Statistik  des  Deutsehen  Reichs«  und 
schließlich  des  Artikels  von  August  Sauerbeck:  Prices  of  Commodities 
during  the  last  seven  jears"  im  Journal  of  Statistical  society  verfolgen. 
Leider  hat  gerade  die  erste  Quelle  eine  abermalige  Veränderung  erfahren, 
so  daf»  wir  genötigt  waren,  die  Tabellen'  für  die  Hamburger  Preise  umzu- 
gestalten. Bis  zum  Jahre  1888  wurden  die  Preise  auf  Grund  der  dekla- 
rierten Werte  durch  die  Gesamteinfuhr  in  Hamburg  berechnet.  Infolge 
der  mit  dem  Anschlüsse  Hamburgs  an  das  deutsche  Zollgebiet  im  Jahre 
1888  eingetretenen  veränderten  Verhältnisse  ist  die  Deklaration  des  Wertes 
der  eingeführten  Waren  auf  die  Einfuhr  zur  8ee  beschränkt  worden.  Da- 
durch war,  wie  wir  schon  vor  2  Jahren  ausführten,  die  Vergleichung  mit 
den  älteren  Zahlen  vor  1888  nicht  mehr  mit  Genauigkeit  durchzuführen. 
In  dankenswerter  Weise  sind  nun  in  dem  vorliegenden  45.  Jahrgang  die 
Durchschnittswerte  auch  für  die  ältere  Zeit  in  der  gleichen  Weise  be- 
rechnet, wie  es  in  den  letzten  Jahren  geschieht,  nämlich  allein  nach  der 
deklarierten  Einfuhr  zur  8ee,  aber  infolgedessen  nur  für  180  Artikel, 
während  seit  1847  bis  zum  vorigen  Jahre  820  Gegenstände  in  ihrer  Preis- 
entwickelung verfolgt  waren.  Wir  waren  genötigt,  die  Berechnung  des 
arithmetischen  Mittels  auf  163  Artikel  zu  beschränken,  gegen  320  in  den 
früheren  Jahrgängen  und  haben  für  diese  nun  gleichfalls  gleichartige  Zahlen 
bis  1847  vor  uns.  Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dafs  dadurch  das  Ergebnis 
nicht  unbedeutend  modifiziert  wurde.  Der  Preisrückgang  erscheint  danach 
in  der  neueren  Zeit  erheblich  geringer,  die  Steigerung  in  den  70er  Jahren 
gegenüber  den  20  Jahren  von  1847 — 67  ist  dagegen  gröfser.  Nach  den 
früheren  Zahlen  wie  100  : 104,  jetzt  wie  100  :  III.  Gegenüber  dem  Durch- 
schnitt von  1847—80  früher  79,  jetzt  95.  Noch  gröfser  ist  der  Unter- 
schied in  den  letzten  Jahren  1890 — 91,  wo  die  älteren  Verhältnisziffern 
74  lauteten,  die  jetzigen  95  und  gegenüber  dem  Durchschnitt  von  1871 
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Tabelle  I. 

Die  Preisentwickelung  im  Hambarger  Handel  während  der  letzten 

Dezennien. 

Durchschnittswert  verschiedener  Handelsartikel  in  Mark  pro  Centner  nach 
der  nach  den  Hamburger  Börsenpreisen  deklarierten  Einfuhr. 


Durchschnittspreise  der  Jahre 


Nr 

Wurf 

1847 

1851 

1861 

«04" 

184  4 

187 1 

1881 

1  QQü 
1  8öD 

1890 

1891 

189» 

-50 

—60 

— 70 

—  70 

— 80 

— 85 

—90 

1 

Kaffee,  Brasil 

35.10 

45,10 

54.88 

47,51 

73.70 

45,66 

68.64 

8l, 80 

76.53 

69,74 

2 

Kakao 

64  86 

47,94 

56.49 

54.32 

63.30 

74  «1 

67,69 

66  05 

7L90 

71. 16 

3 

The« 

144,48 

152.31 

156,19 

152,62 

132.13 

106,0  8 

99-04 

99  23 

107,37 

8l,*9 

4 

Zacker,  roher 

22,83 

26,11 

23,71 

24,36 

26,81 

20.97 

1469 

13.24 

15.09 

5 

Korinthen 

23.97 

31.02 

18.58 

24,66 

22,07 
26,66 

20,34 
26.19 

'9,08 

18,46 

19.97 

17.40 

6 

Rosinen 

21,36 

29,05 

26,71 

26,7  9 

21,03 

24,38 

23  4  2 

I8.6H 

7 

Handeln 

<>6,x8 

64,50 

67,14 

64.23 

* 

71,24 

71,79 

7». 09 

83.90 

86,40 

67,2s 

8 

Pfeffer 

27,51 

41.28 

35,9i 

36.7  5 

51.68 

64,40 

70,05 

56,66 

43.70 

33.57 

9 

Kokos6l 

45,93 

44,10 

48,12 

46,08 

41.07 

34  48 

28,69 

29,02 

30.63 

28,80 

10 

Palmöl 

32,73 

39.01 

38.37 

37.70 

37.87 

3>.63 

21,93 

23,32 

24,06 

21,74 

11 

Indigo 

431,25 

587,08 

750.87 

629,35 

70I.13 

637.26 

537.92 

463.82 

534.59 

450.86 

12 

Mahagoniholz 

IO,9& 

12,04 

11,97 

11,83 

IO,95 
65.87 

9.72 

9-95 

12,20 

9.56 

8,56 

13 

Baumwolle 

5S.68 

53.08 

119,68 

w  ■ 

81, 2.; 

52.83 

48,80 

49,86 

47.19 

39.*» 

14 

Seide 

IQ31. 82 

'773,46 

2069,53 

1923.22 

1975.25 

1553.69 

1295.07 

1 107,76 

1005,93 

16 

Flachs 

47,40 

50.5  a 

75.oi 

60,23 

6t, 78 

64,09 

45  55 

39.19 

36,79 

28,05 

16 

Hanf 

3591 

36.4rt 

35.oi 

35.76 

35.06 

30,82 

30.3s 

28,06 

28,73 

17 

Beis 

(6,83 

13.03 

1 1.50 

13  03 

IO,61 

9,26 

8,50 

8,81 

9.08 

8,83 

18 

Weizen 

9.72 

1 1.47 

10.93 

IO,93 

11.43 

9,34 

7,36 

7,40 

9.^3 

8,03 

19 

Koggen 

1 

0,12 

8,49 

8,23 

7,99 

8.49 

7.65 

5.54 

6,36 

8,65 

8,44 

20 

Gerste 

7,17 

8,20 

8,71 

8,24 

10.53 

8,8*1 

593 

5.53 

6,40 

4,99 

21 

Hafer 

5.58 

7.74 

7,59 

7,32 

8,05 

7. «6 

5,83 

6,35 

6,70 

5.72 

22 

Hopfen 

44.88 

90,99 

108,31 

90.52 

136  «4 

159.50 

85.22 

124,05 

167,46 

23 

Kleesaat 

32,61 

56,46 

51.05 

58,72 

54.82 

45-24 

39.51 

44,56 

49.60 

24 

Baps  u.  Rübsaat 

36.2  7 

15.25 

15.78 

15,09 

14.77 

13,65 

12,00 

12,68 

12.58 

IO,4  5 

25 

Riiböl 

40,60 

39  78 

39  6* 

339* 

30,67 

27,47 

30.4  3 

28,37 

26 

Leinöl 

29,19 

34  30 

36.75 

3447 

31.21 

25. 83 

22.07 

24,42 

24  20 

20,7  7 

27 

Kalbfelle 

78,00 

110,92 

125,28 

111,42 

114.76 

96,60 

7L47 

64.I8 

67.75 

64,71 

28 

Borsten 

177,03 

243,93 

241.14 

231.62 

359.63 

399.92 

275-30 

199-33 

237.70 

233,13 

2» 

Pferdehaare 

138,24 

186.42 

174,61 

173.47 

178.93 

168.59 

145  05 

140.41 

120,6  9 

30 

Wachs 

134,04 

'53. 93 

152,83 

150,16 

II5. 60 

91. 08 

71  43 

67,29 

70,7  2 

75,54 

31 

Talg 

41,07 

49.«« 

44.10 

45,92 

41.21 

3963 

28.87 

27,95 

27,95 

28,75 

32 

Thran 

28,05 

35.69 

38,68 

35-«* 

29,27 

28,58 

18,88 

16,42 

•9.65 

16,89 

33 

Butter 

6o,*jö 

79.08 

93,94 

82.25 

I  10  35 

106,7  2 

7«,94 

49.75 

74,78 

34 

Schmalz 

46,56 

56,23 

55,27 

54.2* 

47.13 

47.60 

37.25 

33'84 

33,22 

37,»» 

35 

Heringe 

8,49 

10,89 

11,41 

IO,72 

13.06 

13.4» 

9  97 

9,98 

11,67 

.10,00 

36 

Eisen,  rohes 

3.72 

3.87 

3.45 

3.67 

4.32 

a,90 

2,72 

3.20 

2,7  8 

2,71 

37 

Zink,  rohes 

15.64 

21,39 

19.99 

19,83 

22,36 

16.85 

1387 

18,15 

19.04 

86,66 

38 

Zinn 

80,10 

120,46 

111,15 

87.39 

I09  85 

105. 81 

93  42 

92.71 

88,60 

87,10 

39 

Kupfer 

85,98 

IO5.88 

94,86 

83.50 

65.02 

56,22 

55-24 

57,69 

53,1» 

40 

Blei 

18.24 

21,69 

20,0  5 

20,43 

22.92 

14.12 

20,i  1 

29,6  s 

23.23 

16,7  1 

41 

Quecksilber 

418.14 

236,74 

aas»» 

262,20 

339.66 

192,13 

245.21 

297» 10 

341,87 

214,97 

42 

Steinkohlen  und 

Koks 

0,7  8 

0,84 

0,79 

0,81 

0,89 

0,63 

0,6  3 

0,79 

0,81 

0,7  4 

43 

Salpeter 

12,81 

15,99 

1317 

14,28 

13-81 

1 1,83 

9,22 

8,01 

8,33 

8,46 

44 

Eisen  in  Stangen 

6,87 

8,49 

7.7» 

6,94 

engl 

9.6« 

9.»7 

9,«» 

9.61 

10.91 
164,43 

7,04 

45 

Baumwollengarn 

90,42 

95-P« 

209,40 

I42,*4 

137.43 

162,37 

136,86 

131,71 

146,81 

46 

Wollen-  u.  Halb- 

wollengarn 

308,07 

269.49 

355.78 

311,87 

3l6,S2 

233-40 

203,05 

201,88 

197,15 

«93.98 

47 

I55<*5 

157,35 

162,30 

159,15 

128,19 

151.64 

160,84 

185,85 

186,91 

183,30 
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Prozentverhaltnis  gegen  den  Durchschnitt 


Nr. 

Ware 

der  Jshre  1847  —  70  —  100 

1847 

—  70 

1871 

-80 

1881 
-85 

1886 
—90 

1  OAA 

1890 

1891 

1892 

1 

Kaffee,  Brasil 

IOO 

«55.13 

06  1 1 

172.1  7 

161  na 

146,7  7 

2 

Kakao 

IOO 

1 16,53 

127.  SS 

1 24,6 1 

121,59 

172  <trt 

I3Ii00 

3 

Tbee 

IOO 

86,57 

fiQ  K 1 
1 

04.89 

6c  ni 

53.26 

4 

Zacker,  roher 

IOO 

109. 16 

8c  1R 

:q  11 
3V'B1 

C2.91 

6l  11 
01,*» 

5 

Korinthen 

IOO 

89.60 

81  *q 

77.S7 

80  <lft 

W|  3  O 

70,56 

6 

Rosinen 

IOO 

99.M 

Q7  7  & 

7B.  ^  n 
/  o, 

q  1  An 

8?  14 
0/  ,4  X 

69,73 

7 

Mandeln 

IOO 

110,91 

1  I  I  7? 

1  m  n 

I20  «9 

104,70 

8 

Pfeffer 

IOO 

140,35 

I7C  «1 

IOO  «  1 

I  CA.  1  R 

I  l8  Q  1 

9«.35 

9 

Kokosöl 

IOO 

89,18 

62  96 

66  47 

62.50 

10 

Palmöl 

IOO 

100,45 

83'90 

5^  ♦  1 7 

61  &  1 

fil  A4 
«J.Ol 

57,67 

11 

Indigo 

IOO 

111,41 

IQ!  afi 

8*. 17 

71  1(1 

/  3'  <  w 

8a  41 

71.6« 

IS 

Mahagoniholz 

IOO 

92,56 
8l,  06 

82  1  r 

"'10 

°*ti  X  1 

102. 1 1 

8O  R  1 

72, 3K 

13 

Baumwolle 

IOO 

fiC  n  t 

iiVfUO 

6l 

c8  in 

48,6.) 

14 

Seide 

IOO 

102,71 

8O  -Q 

ov»,7» 

67. HA 

C7  10 

52.34 

— 

15 

Flachs 

IOO 

102,57 
98,01 

106.1 1 

/  3  o  ■  1 

65,07 

6 1,08 

— 

16 

Hanf 

IOO 

80    ,  '4 

8a.  Qn 

78  47 

80  34 

78,44 

17 

Reis 

IOO 

81,43 

7  I  07 

6c.9  q  ■ 
uji  z  •> 

67  A  1 
VI/ ,0  1 

60  « ■  ^ 
V*fiv  m 

67,7  7 

18 

Weizen 

IOO 

104,88 

05.3O 

67  91 

67  «iR 

73.36 

19 

Roggen 

IOO 

I06.26 

OC  71 

6O.  *i 

70.60 

108,26 

105,63 

20 

Gerste 

IOO 

127,7» 

107 

7  I.M 

67.1  1 

v/  ,11 

77  87 

60, 5  6 

21 

Haler 

IOO 

109,97 

00  11  x 

70. (54 

86,75 

91,52 

78,14 

22 

Hopfen 

IOO 

150.51 

176  «A 
■  /  o,ZU 

127  04 

18c  00 

— 

23 

Kleesaat 

IOO 

115.0« 

107  *b 

88  1  s 

77  3<* 

87,29 

97,16 

24 

Raps  n.  Rübsaat 

IOO 

97,88 

QO  1 1: 

70,^8 

/  7M  ■ 

8d  03 

8*  37 

69. 2  f. 

25 

Rttböl 

IOO 

85,84 

77  *7 

60 1  1  Ii 

76,96 

71.75 

— 

26 

Leinöl 

IOO 

90.54 

/<t>93 

64t. ft4 

TO  84 

70  2 1 

60. 2. i 

27 

Kalbfelle 

IOO 

103,00 

86  7ft 

6d.i  1 

C7  50 

3/  ,"v 

60  81 

58,08 

28 

Borsten 

IOO 

155.8* 

I  72 

I  l8.ttfi 

86,06 

I02  62 

IOO,65 

29 

Pferdehaare 

IOO 

103.15 

Q7  1 1 

8o,94 

bO  5  7 



30 

Wuchs 

IOO 

76,98 

60.66 

47.57 

44,81 

47.10 

50,31 

31 

Talg 

IOO 

86.30 

6l, 78 

6o,87 

60,8  7 

62,61 

32 

Thran 

IOO 

82,17 

80,24 

53.00 

46,15 

55.1' 

47,4  2 

33 

Butter 

IOO 

134,16 

129.75 

87,47 

60,49 

90,92 

34 

Schmalz 

IOO 

86,  a* 

87.79 

68,70 

62,41 

6l, 27 
IO8.86 

68,sy 

35 

Heringe 

IOO 

121,94 

12$  30 

93.00 

93.10 

93,2s 

36 

Eisen,  rohes 

IOO 

117.71 

79.02 

74.11 

87,19 

75." 

73-8* 

37 

Zink,  rohes 

IOO 

112,76 

84.97 

69,94 

91,53 

96,02 

38 

Zinn 

IOO 

96,32 

85.04 

84,40 

80,66 

79  29 

78,34 

39 

Kupfer 

IOO 

88,02 

68.54 

59.27 

58.2s 

6o,82 
H3.70 

56,03 

40 

Blei 

IOO 

112,19 

69.11 

98.4s 

145.03 

81,79 

41 

Quecksilber 

IOO 

129,54 

73.28 

935  8 

113.31 

92.25 

81,99 

42 

Steinkohlen  und 

Koks 

IOO 

109,88 

77.78 

77.77 

97.53 

100,00 

58,33 

91,36 

43 

Salpeter 

IOO 

96,71 

82,84 

64,57 

56,09 

59,24 

44 

Eisen  in  Stangen 

88.35 

80,6  4 

engl. 

IOO 

113,53 

73.»« 

71,49 

72.22 

45 

Baumwollengarn 

IOO 

115,60 

96.62 

1 14.15 

96.2» 

92,60 

103,25 

46 

Wollen-  u.  Halb- 

62,20 

wollengarn 

IOO 

.  101,43 

74.84 

65,11 

64,57 

63,22 

47 

Leinengarn 

IOO 

80,55 

95.«8 

101,06 

116,78 

117,44 

115.17 
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bis  1880  nach  der  früheren  Aufnahme  in  den  beiden  letzten  Jahren  nicht 
ganz  72,  jetzt  dagegen  über  86.  Während  in  dem  Jahre  1892,  soweit 
wir  daa  ungefähr  durch  Vergleichung  festzustellen  vermochten,  die  ältere 
Ziffer  von  70  auf  etwa  68  zurückgegangen  sein  würde,  erhalten  wir  jetzt 
für  das  Jahr  1891  87,4,  für  das  Jahr  1892  82,7.  Das  ist  immerhin  eine 
Differenz  von  15  Pro/.,  woraus  einmal  hervorgeht,  dafs  die  inländischen 
Erzeugnisse  erheblich  mehr  im  Preise  gesunken  sind  als  die  überseeischen. 
Auf  der  anderen  Seite  mahnt  die  Differenz  sich  vor  einer  UeberBchätzung 
der  Zahlen  zu  hüten,  denn  sie  zeigt,  wie  verschieden  das  Ergebnis  je  nach 
der  Wahl  der  ins  Auge  gefafsten  Gegenstände  ist,  und  wie  notwendig  die 
Heranziehung  einer  möglichst  grofsen  Zahl  von  Gegenständen  wird. 

In  den  Tabellen  I  und  II,  welche  47  resp.  22  ausgewählte  Gegen- 
stände behandeln,  fehlen  diesmal  die  Preise  für  Rohzucker,  Seide,  Flach6, 
Pferdehaare,  Hopfen,  rohes  Zink,  wodurch  auch  dort  die  berechneten 
Durchschnitte  erheblich  berührt  werden  und  eine  Umrechnung  der  ganzen 
Tabelle  erforderlich  wurde. 

Der  Zucker  hat  nach  der  deutschen  Reichstatistik  nur  eine  ganz  un- 
bedeutende Erhöhung  in  diesem  Jahre  gegen  das  Vorjahr  erfahren.  Nach 
„dem  statistischen  Auszug  in  Bezug  auf  Hamburgs  Handelszustände"  ist 
der  Preis  für  Raffinade  sogar  im  letzten  Jahre  ganz  unverändert  geblieben, 
man  würde  deshalb,  ohne  einen  erhebliohen  Fehler  zu  begehen,  die  vor- 
jährige Zahl  wieder  verwenden  können.  Hopfen  ist  nach  der  deutschen 
Reichsstatistik  im  letzten  Jahre  erheblich  gestiegen;  der  gewöhnliche 
Nürnberger  Landhopfen,  der  1886  nur  91  M.  kostete,  1887  118,  ist  in 
den  folgenden  Jahren  auf  135,  188,  212,  220,  im  Jahre  1892  auf  268 
gestiegen.  Durch  die  Fortlassung  dieses  Gegenstandes  erscheint  infolge- 
dessen die  Steigerung  in  den  Durchschnittswerten  etwas  zu  niedrig.  Dies 
wird  aber  durch  das  Fortbleiben  des  Rohzinks  wiederum  ausgeglichen, 
welches  von  45  M.  in  den  Jahren  von  1890  und  91  anf  40  im  Jahre 
1892  gesunken  ist.  Bei  dem  Durchschnitt  von  12  Artikeln  der  Tabelle  II, 
bei  denen  nur  Zucker,  Seide  und  Rohzink  gegen  früher  fehlen,  ist  der 
Preisrückgang  gegen  1891  sehr  erheblich,  von  85  auf  76,8,  was  genau 
dem  Verhältnis  entspricht,  welches  die  4  Getreidearten  zeigen,  es  ist  da- 
mit fast  das  Niveau  von  1890  wieder  erreicht.  Auch  die  Steinkohle  ist 
sehr  erheblich  im  Preise  zurückgegangen,  weniger  die  Metalle.  Die  kolo- 
nialen Nahrungsmittel,  welche  in  den  letzten  3  Jahren  nach  dem  Aus- 
schlufs  des  Zuckers  über  100  standen,  im  Vergleich  zu  dem  Jahrzehnt  von 
1871 — 80,  sind  auf  93  zurückgegangen;  in  noch  stärkerem  Mafse  die 
Baumwolle,  welche  in  den  letzten  5  Jahren  auf  circa  73  stand,  ist  sogar 
auf  60  gesunken.  Die  Entwiokelung  war  daher  bei  den  verschiedenen 
Gegenständen  eine  ausserordentlich  ungleiche. 

Ein  ähnliches  Ergebnis  gewinnen  wir  aus  den  Zahlen  der  offiziellen 
Reichsstatistik.  Von  33  Artikeln  haben  wir  in  Tabelle  III  die  Zahlen 
zusammengestellt,  und  wenn  man  1879—89  gleich  100  setzt,  so  lauten 
die  Verhältnissahlen  des  arithmetischen  Mittels  1890  105,7,  1891  98,1, 
1892  95,3.  Der  durchschnittliche  Preisrückgang  ist  unverkennbar,  obwohl 
die  Hauptgetreidearten  teils  Stabilität  wie  beim  Weizen,  teils  nicht  unbe- 
deutende Erhöhung  wie  beim  Roggen  aufzuweisen  haben,  während  Mais 


Digitized  by  Google 


Missellen 


703 


allerdings  gesunken  ist.  Am  niedrigsten  von  allen  aufgeführten  Gegen- 
ständen steht  der  Zucker,  aber  ohne  wesentliche  Veränderung  gegen  die 
letzten  beiden  Jahre.  Kaffee,  Zink  und  Steinkohle  stehen  nooh  immer 
nicht  unbedeutend  über  dem  Durchschnitt,  aber  nicht  mehr  so  erheblich 
wie  in  den  beiden  vorhergehenden  Jahren. 

Ueber  die  englischen  Preisverhältnisse  giebt  uns  wieder  Herr  Sauer- 
beck  in  der  bekannten  englischen  Zeitschrift,  wie  schon  in  den  früheren 
6  Jahren,  ausführliche  Auskunft  Wird  bei  den  bekannten  Indexnummern 
des  Economist  die  Periode  von  1867  —  78  zum  Ausgangspunkte  genommen 
und  gleich  100  gesetzt,  so  ergiebt  sioh  für  1892  die  Ziffer  68,3,  während 
die  vorhergehenden  drei  Jahre  zwischen  71,6  und  72,3  schwankten.  Nur 
das  Jahr  1887  stand  nooh  ein  Geringe*  unter  der  Ziffer  des  letzten 
Jahres. 

Volle  32  Proz.  ist  also  das  Preisniveau  des  Jahres  1892  unter  dem 
der  Periode  von  1867 — 77;  14  Proz.  unter  dem  des  Pezenniums  von 
1878 — 87  und  51/,  Proz.  niedriger  als  das  des  letzten  Jahrzehnts. 

Die  vegetabilischen  Nahrungsmittel  blieben  in  diesem  Jahre  noch 
hinter  dem  allgemeinen  Durchschnitte  mit  nioht  ganz  66  zurück;  nament- 
lich in  dem  letzten  Vierteljahr,  wo  die  Ziffer  auf  60,7  gesunken  war. 
Das  ist  besonders  auf  den  Weizen  zurückzuführen,  der  im  Durchschnitt  des 
Jahres  30,3  sh.  pro  Quarter  kostete,  was  in  der  letzten  Zeit  nur  noch 
durch  das  Jahr  1889  mit  29,9  überboten  wurde.  Aber  Ende  Dezember 
war  der  Preis  sogar  auf  25  sh.  8  d.  (im  März  1893  sogar  auf  24  Sh. 
8  d.  heruntergegangen),  das  ist  der  niedrigste  Preis,  der  dort  in  den 
letzten  140  Jahren  vorgekommen  ist.  So  ist  für  Weizen  im  Jahre  1892 
die  prozentische  Indexnummer  56,  während  Gerste  und  Hafer  67  u.  76, 
Mais  67  zeigen.  Günstiger  sind  die  Preise  der  tierischen  Produkte  mit 
der  Verhältniszahl  84.  Besonders  das  Schweinefleisch  war  gegen  das 
Vorjahr  gestiegen.  Zucker  erhielt  sich  auf  dem  vorjährigen  Stand,  da- 
gegen war  der  gewöhnliche  Thee  zu  einem  exceptionell  niedrigen  Preise 
zu  haben,  so  dafs  die  Indexnummer  für  gewöhnlichen  Kongo  43,  für 
durchschnittliche  Importware  69  lautet.  Eine  abweichende  Preisbewegung 
schlug  dagegen  der  Kaffee  ein,  indem  Rio  106,  Ceylon  sogar  120  als 
Indexnummer  erreichte.  Alle  3  Gegenstände  bleiben  im  Durchschnitt  mit 
73  etwas  über  der  Generalzahl,  aber  immerhin  unter  der  vorjährigen 
Ziffer.  Auch  die  Metalle  und  Kohle  sind  weiter  im  Preise  herabgesunken, 
auf  71,4  gegen  76  im  Jahre  1891,  80  im  Jahre  1890,  während  allerdings 
von  1884 — 87  die  Zahlen  noch  unter  70  gesunken  waren.  Das  Eisen 
stand  1892  (schottisches)  auf  61,  Kupfer  60,  Blei  sogar  52,  Zinn  dagegen 
89,  Kohle  84,  gegen  86  in  den  beiden  Vorjahren,  aber  73  in  der  Zeit  von 
1886—87.  Ganz  außerordentlich  sind  die  Preise  der  Baumwolle  gesunken, 
auf  46  der  Indexnummer  gegen  52  im  Vorjahre,  66  und  67  in  den  Jahren 
1889  und  1890.  Ueberseeisohe  Wolle  ist  auf  61,  Seide  auf  53  herabge- 
gangen. Die  Gegenstände  der  Textilindustrie  zeigen  überhaupt  56,  während 
der  Durchschnitt  von  1888 — 92  doch  nooh  auf  63  berechnet  ist.  Die 
Indexnummer  des  Silbers  ist  im  Jahre  1892  65,  steht  also  bereits  unter 
dem  allgemeinen  Niveau. 
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Wir  fügen  zum  Schlufe  noch  eine  kleine  Tabelle  an,  welche  die  Ent- 
wicklung der  Indexnummern  nach  derselben  Quelle  in  10-  resp.  5-jährigen 
Perioden  für  die  einzelnen  Gruppen  wiedergiebt 


Indexnummern.   Verhältnis  1867—77  gleich  100. 


Perioden 

Ge- 
treide 

Mehl 

Fleisch 
Balter 

Zacker 
Kaffee 
Thee 

Nah- 
rung»- 

mittel 
im 

allge- 
meinen 

Mine- 
rale 

Tex- 
tilien 

Sonstiges 

Bob- 
material 

Material 
im 
allge- 
meinen 

Ge- 
samt- 

durch- 
schniu 

Silber') 

1818—27 

I09 

90 

151 

III 

128 

105 

106 

112 

III 

99 

18*8-37 

95 

78 

127 

96 

97 

94 

92 

91 

93 

98,* 

1838—47 

102 

80 

122 

99 

93 

82 

93 

90 

93 

98 

1848—57 

95 

79 

87 

88 

93 

80 

94 

89 

89 

100 

1858-66 

9i 

89 

IOO 

9* 

94 

117 

»03 

IO5 

99 

100.9 

1867—77 

100 

100 

IOO 

100 

100 

IOO 

IOO 

IOO 

IOO 

96,4 

1878-87 

79 

95 

76 

84 

73 

71 

81 

76 

79 

82,1 

1888-92 

67 

83 

70 

74 

76 

63 

68 

69 

7i 

7W 

|l  1)  Silber  verglichen  mit  60,84  d.  per  Uose  entsprechend  dem  Wertverh&ltois  tum 
Golde  wie  1*15%. 
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XIV. 

Die  bimetallißtische  Bewegung  in  England. 

Von  Dr.  Bob  er  t  Zuckerkand!,  Dozent  au  der  Universität  Wien. 

Durch  die  Aufhebung  der  freien  Ausprägung  von  Rupien  sind  die 
Aussichten  der  internationalen  Doppelwährung  nicht  besser  geworden;  sie 
werden  —  so  erwartet  man  —  sich  noch  mehr  verschlimmern,  wenn  die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die  Silberkäufe  einstellen  und  man  hört 
Stimmen,  welche  für  diesen  Fall  voraussagen,  dafs  die  bimetallistisohe 
Bewegung  als  gegenstandslos  authören  werde.  Andererseits  hofft  man, 
dafs  das  Uebermafs  an  Goldwährung  bald  zu  einem  bimetallistiBchen 
Rückschlag  führen  werde.  Unter  diesen  Umständen  scheint  es  nicht  un- 
wichtig zu  sein,  die  treibende  Kraft  der  Doppelwährungsagitation  wieder 
einmal  festzustellen,  und  ich  möchte  dies  für  England  an  der  Hand  der 
Litteratur  der  letzten  Jahre  versuohen. 

In  England  war  die  Bewegung  bislang  sehr  beachtenswert.  Es  ist  be- 
kannt, dafs  von  den  12  Mitgliedern  der  königlichen  Kommission,  welche 
im  Jahre  1886  zur  Untersuchung  der  Verschiebung  des  Wertverhältnisses 
zwischen  Qold  und  Silber  eingesetzt  wurde,  schließlich  sechs  sich  als  Bime- 
tallisten  erklärten ;  bei  einer  Abstimmung  im  Hause  der  Gemeinen  im  Februar 
dieses  Jahre«  traten  148  Abgeordnete  dafür  ein,  die  Regierung  möge  dahin 
wirken,  dafs  die  Brüsseler  Münzkonferenz  ein  Hilfsmittel  gegen  die  Ver- 
schiebung des  Austauschverhältnisses  zwischen  Gold  und  Silber  finde.  Es 
wird  sich  zeigen,  dafs  Handelskammern  und  andere  Vertretungen  von  Unter- 
nehmern und  Arbeitern  für  den  Bimetalliamus  einstehen  und  dafs  bei  den 
Wahlen  von  einzelnen  Kandidaten  ein  bimetallistisches  Bekenntnis  ge- 
fordert wurde.  Die  Minderheit,  welche  die  Doppelwährung  im  Ver- 
einigten Königreiche  einführen  will,  ist  demnach  an  Zahl  und  Bedeutung 
nicht  unbeträchtlich:  waren  doch  im  letzten  konservativen  Kabinett  zwei  er- 
klärte Anhänger  des  internationalen  Bimetallismus  und  ein  Anhänger  der 
Theorie  von  der  Appreoiation  des  Goldes  Minister. 

Es  würde  kein  gröfserer  Kreis  ernster  Männer  in  Grofsbritannien 
dann  denken,  die  Währung  zu  ändern  und  eine  Einigung  über  das  Geld- 
wesen mit  anderen  Staaten  anzustreben,  wenn  sich  in  den  letzten  zwanzig 
Jahren  nioht  wirtschaftliche  Mißstände  gezeigt  hätten,  die  man  mit  der 
Demonetisierung  des  Silbers  in  Verbindung  bringen  und  duroh  den  Bi- 
metallismus heilen  zu  können  glaubt.  Auch  können  die  Uebel,  die  man  be- 
klagt, nicht  geringfügig  sein,  da  ein  so  eingreifendes  Heilmittel  ange- 
raten wird. 

Wenn  man  sich  Uber  die  Frage  Auskunft  verschaffen  will,  welohe  Uebel 
ermittelt  worden  sind,  und  welohe  Klassen  der  Bevölkerung  dabei  leiden, 
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so  empfiehlt  es  sich,  den  Bericht  über  den  Verlauf  einer  Audienz  zu  lesen, 
welche  einer  bimetaliistischen  Deputation  am  11.  Mai  1892  von  den 
Ministern  Salisbury,  Goschen  und  Balfour  gewährt  worden  war1).  Es 
handelte  sioh  darum,  die  Regierung  zu  ersuchen,  dafs  sie  die  von  der  nord- 
amerikanischen Union  angeregte  Münzkonferenz  beschicke.  Die  Veran- 
stalter dieser  Audienz  waren  naturgemäfs  bestrebt,  thunlichst  Vertreter  aller 
am  Bimetallismus  interessierten  Beschäftigungsarten  in  die  Deputation  auf- 
zunehmen, und  derart  durch  die  Grö'fee  der  von  ihr  behüteten  wirtschaft- 
lichen Interessen  Eindruck  zu  machen.  Die  Deputation  war  denn  auoh 
sehr  bedeutungsvoll,  es  beteiligten  sich  Parlamentsmitglieder,  Vertreter  von 
Unternehmer-  und  Arbeiterverbänden,  das  parlamentarische  Komitee  des 
Gewerkvereinskon  grosses,  Professoren,  Bankiers  und  Kaufleute;  allein  wenn 
man  die  Liste  der  Anwesenden  und  die  Ansprachen  die  gehalten  wurden,  im 
ganzen  fünfzehn,  durchliest,  so  findet  man,  dafs  doch  nur  wenige  wenn 
auch  allerdings  höchst  wiohtige  Beschäftigungszweige  mit  Nachdruck  für 
die  internationale  Doppelwährung  eintraten.  Sieht  man  ab  von  jenen 
wenigen  Rednern,  die  nicht  ein  eigenes  Interesse  wahren,  wenn  sie  für  den 
Bimetallismus  agitieren,  sondern  das  allgemeine  Wohl,  wie  Herr  Tait  (Mit- 
glied der  Labour- Commission  und  Generalsekretär  dee  Gewerkvereins  der 
Eisenbahnbediensteten  von  Schottland),  der  sich  darauf  beruft,  dafs  er  im 
Interesse  der  Arbeiterschaft  und  des  Wohlergehens  des  Landes  überhaupt  für 
eine  Beendigung  der  Währungswirren  spreche,  so  stellt  die  Baumwollindustrie 
die  meist«  n  Redner  und  die  stärkste  Vertretung  in  der  Deputation. 
Denn  es  erschienen  aufser  vielen  Herren  aus  Manchester  der  gesetz- 
gebende Rat  der  United  textile  faotory  workers  association,  Abgeordnete 
von  anderen  Arbeitervereinigungen  aus  der  Baumwollbranche  und  nicht 
weniger  als  6  Redner  sprachen  zu  ihren  Gunsten.  Ferner  findet  man 
vertreten  den  Handel  mit  den  ostasiatisohen  Ländern,  sowie  die  Banken, 
die  an  diesem  Handel  beteiligt  sind.  Endlich  die  englische  Landwirt- 
schaft; es  waren  8  Abgeordnete  der  Central  Chamber  of  agriculture 
erschienen,  von  denen  2  sprachen.  Die  Beteiligung  der  Arbeiterschaft  an 
der  Deputation,  und  zwar  nicht  blofs  der  in  der  Baumwollindustrie  be- 
schäftigten ist  sehr  bemerkenswert. 

Welches  Interesse  haben  nun  diese  Beschäftigungen  an  der  Her- 
stellung einer  internationalen  Doppelwährung? 

Beantworten  wir  diese  Frage  zunächst  für  die  Baum  Wollindustrie. 
Diese  ist,  wie  bekannt,  die  gröfste  Exportindustrie  des  Vereinigten 
Königreiches.  Im  Jahre  1892  betrug  der  Wert  der  Ausfuhr  von  Er- 
zeugnissen dieses  Staate«  227,07  Millionen  Pfd.  Sterling;  die  Ausfuhr 
an  Baumwoll-Garnen  und  Stoffen  wird  mit  66,26  Millionen  Pfd.  Sterling 
angegeben.  Von  dieser  Ausfuhr  ging  ein  beträchtlicher  Teil  nach  soge- 
nannten Silberländern  und  zwar  nach  Ostindien,  China  mit  Hongkong,  Japan 
und  den  Streits  Settlements.  Im  Jahre  1892  entfielen  von  der  gesamten  Aus- 
fuhr per  283,2  Millionen  lbs.  Garnen  39,5  Millionen  Ibs.  auf  Indien, 
8,6  Millionen  lbs.  auf  China  und  Hongkong  und  23,3  Millionen  lbs.  auf 


1)  The  bimeUllIc  question.  Deputation  to  the  Marquis  of  SsIUburj,  G.  J.  Goschen 
and  A.  J.  Baltour.    London  Effinghun  Wilson  189S. 
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Japan;  von  der  Ausfuhr  an  Baumwollstoffen  per  4873  Millionen  yards 
nahmen  Indien  1850  Millionen  yards,  China  und  Hongkong  497,4  Millionen 
yards,  Japan  75,18  Millionen  yards  und  die  Stroits  Settlements  108,49 
Millionen  yards.  Demnach  wären  von  den  letztgenannten  Waren  allein 
mehr  als  50  Pros,  nach  Silberländern  gegangen. 

Die  Industrie  hatte  in  den  letzten  20  Jahren  ein  sehr  starkes  Sinken 
der  Preise  ihrer  Erzeugnisse  zu  verzeichnen.  Der  Preis  von  Baumwoll- 
garn Nr.  40  betrug  am  1.  Januar  1873:  15  d  ,  am  1.  Jannar  1883:  9»/4  d„ 
am  1.  Januar  1892:  8  d.,  am  1.  September  1892  7  d.  und  hob  sioh  bis 
1.  Juli  1893  auf  8»/g  d.,  der  Preis  ron  8hirtings  betrug  am  1.  Januar 
1878,  1883,  1892  und  am  1.  September  1893:  11  sh.  8  d.,  7  sh.  10'/9  d., 
7  sh.  9  d.  und  7  sh.  3  d.  Man  behauptet  demnach,  dafs  die  Industrie  »ehr 
schlechte  Zeiten  durchmache.  Was  nun  die  Ursachen  dieser  üblen  Lage 
anlangt,  so  wurde  bereits  vor  der  königlichen  Kommission  zur  Prüfung 
der  Ursachen  der  industriellen  und  Handelsdepression  von  einzelnen  Baum- 
wollindustriellen  behauptet,  dafs  der  schlechte  Geschäftsgang  in  der 
Branche  zum  Teil  auf  den  Fall  der  Silberweohselkurse  zurückzuführen 
sein  dürfte.  Vor  der  königlichen  Kommission ,  welche  die  Ursachen  und 
Wirkungen  der  Wertverschiebung  zwischen  Gold  und  Silber  zu  unter- 
suchen hatte,  traten  jedoch  die  Interessenten  bereits  mit  einer  voll- 
ständigen Theorie  über  die  Ursachen  des  Niederganges  ihrer  Beschäftigung 
hervor.  8ie  behaupten :  Soweit  die  Industrie  nach  Silberländern  verkauft, 
wird  sie  in  Silber  bezahlt,  und  das  starke  Schwanken  der  Silberwechsel- 
kurse kann  ihr  ebensowenig  gleiohgiltig  sein,  wie  der  beträchtliche  Fall 
des  Silbers  gegenüber  dem  Golde.  Die  Preise  der  Baumwoll-Garne  und 
Stoffe  sinken,  weil  die  Silberwechselkurse  fallen;  die  Bewohner  der 
Silberländer  seien  nioht  imstande,  höhere  Silberpreisezu  bewilligen,  wenn 
der  Goldpreis  des  Silbers  fällt,  die  Exporteure  seien  also  genötigt,  sioh 
mit  den  früheren  Silber-,  d.  h.  mit  immer  geringeren  Goldpreisen  für 
ihre  Baumwollfabrikate  zu  begnügen.  Ferner:  Das  Schwanken  des 
Silberwechselkurses  behindere  den  Handel  in  sehr  beträchtlichem  Mafse 
und  bewirke  Verluste,  jedenfalls  erhöhte  Auslagen.  Endlich:  In  dem  Aus- 
mafse,  als  das  Silber  gegenüber  dem  Golde  fällt,  wachse  in  den  Silber- 
ländern die  Prämie  für  Erzeugung  von  Baumwollfabrikaten  gegenüber 
den  Gold  Währungsländern,  in  der  That  sei  in  Ostindien  in  den  letzten 
Jahrzehnten  eine  Baumwollindustrie  entstanden  und  in  tropischer  Dimension 
gewachsen,  die  für  einzelne  Sorten  England  nioht  nur  in  Ostindien,  son- 
dern auoh  in  China  und  Japan  verdrängt1). 

Die  bimetallistische  Agitation  war  nun  bestrebt,  zunächst  die  an  der 
Baumwollindustrie  beteiligten  Kreise  auf  diese  Lehren  einzuschwören  und 
dann  die  Bevölkerung  von  deren  Richtigkeit  zu  überzeugen.  Dafs  auoh 
nur  das  erstere  völlig  gelungen  sei,  kann  nioht  behauptet  werden,  denn 
es  erheben  sich  immer  wieder  Stimmen,  namentlich  aus  Handels-  und 


1)  S.  Final  report  pag.  95  f.  Ferner  die  Aussagen  von  Barclay  und  Fielden  im 
ersten  and  zweiten  Report.  Aas  der  nicht  geringen  neueren  Litteratar  erwähne  ich  hier 
die  Publikation  „British  Industries  and  International  Bimetallism",  London  1892,  sie  ent- 
hüll Beden,  welche  bei  einer  Versammlung  am  27.  Oktober  in  Manchester  Uber  den 
Bimetallism us  gehalten  worden. 
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Unternehmorkreisen,  die  jene  Theorien  bestreiten,  die  Depression  anf  andere 
Umstünde  zurückführen  und  das  Entstehen  der  osündischen  Konkarrens  durch 
den  natürlichen  Vortag  des  Landes  bei  Produktion  der  gröberen  Sorten 
Ton  Garnen  nnd  Geweben  erklären  Allein  die  Mehrheit  der  Unter- 
nehmer dürfte  doch  die  dargestellte  Einwirkung  des  Falles  und  der  Schwan- 
kungen des  Silberwechselkurses  für  richtig  anerkennen.  Bemerkenswert 
ist,  dafs  die  Arbeiterschaft  für  den  Bimetallismus  Stellung  genommen  hat 
Es  wurde  schon  erwähnt,  dafs  Herr  Tait  im  Interesse  der  ganzen  arbei- 
tenden Klasse  für  eine  Währungsreform  eintritt,  er  sagte  in  der  Bede, 
welche  er  bei  der  oben  erwähnten  Audienz  hielt:  „We  believe  that  the 
bread  and  butter  of  the  workmen  of  this  country  is  being  aasailcd  by 
the  present  system  of  currency  disarrangement."  Der  Vorsitzende  der 
United  textile  factory  workera,  James  Mawdsley,  gleichfalls  Mitglied  der 
labour  Commission,  spraoh  damals  in  demselben  Sinne :  Die  Industrie  könne 
ihr  Erzeugnis  nioht  zu  einem  ergiebigen  Preise  absetzen,  ,,wir  führen 
dies,  wie  wir  glauben,  mit  Hecht  darauf  zurück,  dafs  die  Schwankungen 
and  der  Fall  im  Silberpreise  den  Handel  mit  Indien  und  anderen  Silber- 
ländern derart  gestört  haben,  dafs  er  nioht  mehr  so  wie  früher  mit  Ge- 
winn betrieben  werden  kann."  Bereite  im  Jahre  1891  hat  der  gesetz- 
gebende Bat  der  United  textile  factory  workers  Association  in  einem 
Handschreiben  an  die  Parlamentsmitglieder  und  Kandidaten  in  Lancashire 
nnd  anderen  englisohen  Teztilindustriebezirken  erklärt,  dafs  die  Demone- 
tisation  dea  Silbers  sowie  das  in  der  Folge  eingetretene  Schwanken  des 
Silberkuraes  für  die  Textilindustrie  eine  Frage  des  Wohlergehens,  in  ein- 
zelnen Zweigen  wahrscheinlich  eine  Frage  der  Existenz  sei.  Man  müsse 
deshalb  auf  Regierung  und  Parlament  einwirken,  dafs  nnverzüglioh  Schritte 
unternommen  werden,  um  Silber  im  britischen  Reiche  und  im  Verkehre 
desselben  mit  anderen  Staaten  zum  vollgiltigen  Cirkulationsmittel  zu  machen. 
Im  Jahre  1892  aas  Anlafs  der  allgemeinen  Wahlen  hat  dieselbe  Körper- 
schaft einen  Aufruf  an  die  Fabrikarbeiter  erlassen,  in  dem  es  heifst: 
„Bei  diesen  allgemeinen  Wahlen  ist  die  Frage  des  Bimetallismus  diejenige, 
die  unsere  Interessen  am  vitalsten  berührt  Es  ist  für  regelmäfsige  Be- 
schäftigung und  angemessene  Löhne  unerläfslich,  dafs  ein  stabiles  Aus- 
tauschverhältnis zwischen  den  Cirkulationsmitteln  der  Gold-  und  Silber- 
länder hergestellt  werde  ....  Das  einzige  Mittel  gegen  das  Uebel,  welches 
nun  die  Textilindustrie  erdrückt,  ist  der  internationale  Bimetallismus. 
Wähler,  die  mit  dieser  Industrie  nnd  dem  von  ihm  abhängigen  Handel 
verbunden  sind,  sollten  nur  für  solche  Kandidaten  stimmen ,  welche  sich 
verpflichten  für  den  Bimetallismas  einzutreten." 

Eine  Unterstützung  findet  die  Agitation  in  dem  nicht  bestreitbaren 
Umstände,  dafs  das  Wachstum  der  englischen  Baumwollindustrie  in  den 
letzten  Jahren  ein  langsameres  geworden  nnd  dafs  auf  einzelnen  Gebieten 
der  Ausfuhr  eine  Abnahme  nachweisbar  ist.  So  ist  die  Anzahl  der  Spin- 
deln von  37  615  782  im  Jahre  1874  auf  42  000  000  im  Jahre  1883  ge- 

1)  8.  die  Aussage  von  Comber  im  2.  Beport  über  die  Veränderungen  des  Anataascb- 
verbältniMes  «wischen  Gold  nnd  Silber.  Ferner:  Disenssion  on  International  Bimetallism 
at  the  Manchester  Chamber  of  Commerce.  Fall  report  of  the  three  days  debate,  April  13. 
aud  27.  and  4.  May  1898.    London,  Effing bim  WiUon. 
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stiegen,  was  einen  Zuwachs  von  4  484  228  Spindeln  ergiebt.  Von  1883 
bis  1892  beträgt  der  Zuwachs  jedoch  nur  3  350  000  Spindeln.  Die  Ausfuhr 
von  Garnen  aus  dem  Vereinigten  Königreich  war  im  Jahre  1891  niedriger 
als  im  Jahre  1878  und  zeigt  in  diesem  Zeiträume  keine  dauernde  Steigerung. 

Betrachtet  man  die  Statistik  dor  Ausfuhr  von  Baumwollfabrikaten  naoh 
Silberläudern ,  so  zeigt  sich,  daf?  auch  diese  nicht  jenen  Aufschwung 
nimmt,  wie  in  früherer  Zeit.    Es  betrug  die  Ausfuhr  nach  Ostindien 


Garne  Ibs. 

cottout,  yards 

1873 

26  171  936 

989  954  089 

1877 

36  030  025 

l  304  935  496 

1878 

33  39a  000 

I  189  059  900 

1879 

29  363  OOO 

I  205  563  900 

1880 

44097  700 

1  670310900 

1881 

40  183  300 

1  639  743  5°<> 

1882 

42  082  300 

1  521  970  700 

1883* 

42  172  400 

1  653  073  000 

1884 

45  58S  «oo 

1  642  731  800 

1885 

41  520600 

1  664  636  600 

1886 

46  605  80O 

2  1 18  838  400 

1887 

48  852  400 

1  8 1 1  964  500 

1888 

54069OOO 

2035  138  900 

1889 

45  354  30° 

2001  153400 

1890 

49  734  000 

2  021  028  500 

1891 

49  990  800 

1  836391  900 

1892 

39  505  200 

1  850872200 

Demnach  ist  die  Ausfuhr  von  Garnen  aus  Grofsbritannien  naoh  Indien 
seit  dem  Jahre  1888  nicht  gestiegen,  und  stand  im  Jahre  1892  tiefer, 
als  in  irgend  einem  Jahre  seit  1880.  Die  Ausfuhr  an  Stoffen  ist  seit 
dem  Jahre  1886  nicht  gestiegen,  seit  1888  sogar  gesunken.  Die  Ausfuhr 
aus  Grofsbritannien  an  Baumwollfabrikaten  naoh  den  Silberläoderu  Ost- 
asiens (mit  Ausnahme  Indiens)  bewegte  sioh  in  folgenden  Ziffern: 


Ausfuhr 
nach  China,  Hongkong 
cottons,  yard* 
Millionen 


1873 

9,8 

349,7 

7,8 

1874 

15.1 

393,3 

7,1 

1875 

14.5 

396,3 

14,8 

1876 

12.4 

447,8 

17,3 

1877 

17,9 

367,3 

15.1 

1878 

IM 

340,o 
462,8 

35,4 

1879 

14.» 

X 

1880 

19.* 

447,7 

28,3 

1881 

19,1 

5*3,8 

1882 

15.» 

401,9 

19,1 

1883 

13  s 

370,6 

20,1 

1884 

»5,7 

394.» 

23.1 

1885 

20,3 

5*3.9 

12,6 

1886 

IO,5 

455,» 

16,3 

1887 

U.8 

55a.7 

23,4 

1888 

17,4 

574,6 

»7,1 

188» 

8,8 

474-* 

26,8 

1890 

14,7 

570.» 

23.1 

1891 

«3,i 

534,1 

I4.8 

1892 

8,5 

497,4 

33,3 

Aasfuhr 
nach  Japan 
Garne  lös.    cottons,  y»rda 


33,4 
20,3 

39,6 
45.« 
37,1 

KS 

61,3 
63,3 
53,9 
45,3 
45.3 
45,4 
34.6 
65,4 
77.8 
82,5 
63,3 
61,1 

75,i 


Aasfuhr 
nach  Stroits  Settlements 
Garne  Ibs.    cottons,  yards 


3,1 
2,3 
2,0 
1.9 
3,6 
3,2 
1,6 
2,8 
3,4 
2,6 
3,0 
3,3 
2,9 

3.1 
3,5 

3,o 
3,t 
2,6 

3,9 
3,4 


84,3 
108,2 
8l,l 

97,7 

113,6 
84,3 
96,6 
115,4 
133,5 
123,8 
126,7 
127,4 
121,1 
103,9 

»44,» 
147-6 
120,9 

151,* 
111,3 
108,4 
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Ei  ceigt  iioh  also  auch  hier  kein  grofaer  Aufschwang  des  Exportes 
in  den  letzten  Jahren.  Die  Ziffern  weisen  ein  grofses  Sehwanken  der 
Ausfuhr  nach,  allein  die  Grenzen  der  Schwankungen  nach  oben  und  unten 
haben  sich  im  letzten  Dezeouium  nicht  stark  verschoben.  Zur  Charakte- 
ristik der  wirtschaftlichen  Lage  der  Baumwollindustrie  wäre  noch  beizu- 
fügen ,  dafs  nach  den  Ergebnissen  der  Aktienbetriebe  auf  diesem  Gebiete 
die  Unternehmungen  keine  gewinnreichen  gewesen  sein  dürften.  Die 
Aktienspinnereien  in  Oldham  haben  im  Zeiträume  von  1876  bis  1891 
dem  Aktienkapital  durohsohnittlioh  3,4°/0  bezahlt;  würde  man  die  Wertver- 
minderung  der  Anlagen  und  Kapitalverlust«  in  Betracht  ziehen,  so  würde 
sioh  diese  Dividende  nooh  sehr  reduzieren  Im  Jahre  1891  wiesen  von 
93  Aktienspinnereien  in  Oldham  blofs  48  einen  Gewinn  aus  (von  138  375  £) 
während  45  einen  Verlust  von  127  612  £  su  verzeichnen  hatten.  Das 
ergiebt  für  alle  diese  Unternehmungen  einen  Gewinn  von  10  763  £.  Im 
Jahre  1892  haben  90  Aktienspinnereien  in  Oldham  ein  Anlagekapital  von 
7  070  106  £  mit  etwa  8/<  °/0  verzinst.  Bei  dieser  Bereohnung  ist  sowohl 
die  Verzinsung  der  Anleiben,  als  auoh  die  des  Aktienkapitals  in  Betracht 
gelogen.  Das  Jahr  1892  wird  übrigens  als  Unglücksjahr  in  der  Geschieh  tu 
der  Baumwollindustrie  gelten  können,  denn  es  sah  den  Beginn  der  gröfaten 
Arbeitseinstellung,  die  dieser  Gewerbszweig  je  erfuhr.  Etwa  320  Werke 
und  45  000  bis  50  000  Arbeitskräfte  feierten  durch  20  Wochen.  Schlief«- 
lieh  mufsten  die  Arbeiter  in  eine  Herabsetzung  der  Löhne  um  beiläufig 
3°/0  willigen. 

Man  begreift,  dafs  unter  diesen  Umständen  in  England  eine  ernste 
Diskussion  darüber  entstehen  konnte,  ob  jetzt  von  einem  Verfalle  der  englisohen 
Baumwollindustrie  gesprochen  werden  könne  oder  blofs  von  einem  Still- 
stande. An  der  unbehaglichen  Situation  dieses  Beschäftigungszweiges  kann 
wohl  nicht  gezweifelt  werden.  Dazu  kommt,  dafs  gleichzeitig  die  Baum- 
wollindustrie in  Ostindien,  sowie  die  Ausfuhr  von  Baumwollfabrikaten  aus 
Ostindien  einen  enormen  Aufschwung  genommen  hat.  Man  betrachte 
zunäohst  die  folgende  Tabelle,  welche  die  wichtigsten  Angaben  enthält, 
um  den  Aufschwung  der  Baumwollindustrie  in  Indien  zu  beurteilen.  Es 
betrug  die  Ansah!  der 


Betriebe 

Webstahle 

Spindeln 

1878/79 

58 

12983 

I  436  464 

1883/84 

74 

16  S51 

I  895  284 

61834 

1887/88 

97 

18  840 

2  375  739 

80515 

1888/89 

108 

22  156 

2  670  022 

92  126 

1889/90 

114 

22  078 

2  934  637 

99224 

1890/91 

"5 

*3  845 

3  197  740 

in  998 

1891/92 

127 

24  670 

3  272  988 

Entsprechend  dem  starken  Aufschwünge,  welchen  diese  Ziffern  seigeD, 
bewegt  sich  auch  die  indische  Ausfuhr  von  Baumwollfabrikaten  in  auf- 
steigender Linie.    Es  betrug  der  Export: 

Garne  cottons 

1000  Ibs.       1000  yards 

1876—  77  7  926  »5  544 

1877—  78  15  600  17  545 

1878 —  79  21  333  22  661 

1879—  80  25  862  25  800 
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Garne  cottons 
1000  Ibt.     1000  y*rd» 


1880—  81 

1881—  82 

1882—  83 

1883—  84 
1884  -85 

1885—  86 

1886—  87 

1887—  88 

1888—  89 

1889—  90 

1890—  91 

1891—  92 


26901  30424 

30786  29  911 

45  378  41  534 

49  876  55  564 

65  879  47  908 

78  242  51  528 

91804  53360 

113  451  69434 

128907  70244 

«4  '  950  59  462 

169275  67639 

»61253  73394 


Da  es  eich  dabei  hauptsächlich  um  die  Ausfuhr  nach  den  asiatischen 
Silberländern  handelt,  so  stehen  wir  vor  der  Erscheinung,  dafs  Indien  Eng- 
land verdrängt.  Ist  nun  diese  Thatsache,  die  Stagnation  der  Baum  Woll- 
industrie in  England  und  ibr  Aufschwung  in  Indien  auf  die  Demoneti- 
sierung  des  Silbers  und  deren  Folgen  zurückzuführen  ? 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  würde  eine  weitausholende  theoretische 
Untersuchung  notwendig  machen  über  den  Einflufs,  welchen  Aenderungen 
des  Austauschverhältnisses  zwischen  Gold  und  Silberauf  den  Handel  zwischen 
Ländern  mit  Gold-  und  Silberwährung  überhaupt  ausüben.  Hier  kann  nur 
das  Folgende  bemerkt  werden :  Jede  dauernde  Verschiebung  des  Silber- 
wechselkurses in  Ländern  mit  Goldwährung  mufs  begleitet  sein  entweder 
von  einer  Aenderung  der  Güterpreise  im  Gold  Währungslande ,  oder  von 
einer  Aenderuug  der  Güterpreise  im  Silberlande,  oder  von  beiden  zu- 
gleich. Das  Austauschverhältnis  zwischen  Gold  und  Silber  und  die  Güter- 
preise in  den  Gold-  und  in  den  Silberländern  hängen  also  unter  einander 
zusammen  und  bestimmen  einander.  Wäre  es  nun  richtig,  was  be- 
hauptet wird,  dafs  der  Freisfall  des  Silbers  die  Güterpreise  in  Indien 
unverändert  läfst,  dagegen  sohliefslich  die  Güterpreise  in  England  drückt, 
also  in  der  Zwischenzeit  die  Ausfuhr  aus  Indien  nach  England  stimu- 
liert und  die  Einfuhr  aus  England  hemmt,  so  könnte  der  Preisfall  des 
Silbers  gegenüber  dem  Golde  kein  dauernder  sein;  denn  wenn  England 
aus  Indien  mehr  Weizen,  Baumwolle,  Jute,  Thee  einführt,  aber  weniger 
Baumwollwaren  nach  Indien  ausführen  kann,  so  mufs  es  das  grofse  Pas- 
sivus der  Handelsbilanz  mit  Silber  zahlen,  also  mehr  Silber  kaufen,  der 
Silberpreis  mufs  steigen  und  die  Prämie  für  Indien  wäre  ebenso  besei- 
tigt, wie  das  Hemmnis,  unter  dem  die  englisohe  Ausfuhr  litt.  Es  kann 
nicht  angenommen  werden,  dafs  die  engliaohen  Exportindustrien  ihre 
Erzeugnisse  in  Indien  20  Jahre  hinduroh  fortdauernd  mit  Verlust  ver- 
kauft haben,  noch  kann  angenommen  werden,  dafs  der  Preisfall  der 
indischen  Erzeugnisse  in  England  nicht  deren  Verbrauch  und  folglich 
deren  Preis  hätte  steigern  müssen.  Wenn  wir  daher  linden,  dafs  Baumwoll- 
waren ebenso  wi6  der  Weizen  im  Preise  sinken,  so  mufs  angenommen  werden, 
dafs  Ursachen,  welohe  von  der  Verschiebung  des  Silberpreises  verschieden 
sind,  also  normale  Ursachen  jenen  Preisfall  hervorgerufen  haben  und  hier 
(beim  Weizen)  eine  Preissteigerung  verhinderten.  Für  diese  Anschau- 
ung spricht  die  Thatsaohe,  dafs  wie  immer  auch  der  Goldpreis  des  Silbers 
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notirt  wurde,  die  Verschiebung,  die  im  Austauschverhältnisse  zwischen 
Gold  und  Silber  in  den  letzten  20  Jahren  stattfand,  nicht  vermocht 
hat,  den  Güteraustausch  zwischen  Großbritannien  einerseits  und  Indien 
andererseits  zu  schmälern  dieser  vielmehr  stärker  geworden  ist  Dem  ent- 
sprechend wäre  der  Aufschwung  der  indischen  Baumwoll Verarbeitung 
wie  des  Weizinexporles  auf  natürliche  Vorzüge  bei  der  Produktion  und 
billigere  Zufuhrkosten  zurückzuführen  l). 

Daraus  folgt  indessen  nicht,  dafs  nicht  plötzliche  gröfsere  Schwan- 
kungen  des  Silberwechselkurses  zeitweilig  den  Handel  hemmen ,  bis  eben 
die  Adjustierung  der  Preise  stattgefunden  hat").  Jeder  Preisfall  des  Sil- 
bers gegenüber  dem  Golde  ist  zunächbt  dem  Exporteur  in  England  nach- 
teilig und  für  den  Exporteur  in  Indien  ein  Vorteil;  er  bedingt  sohliefslich 
eine  neue  Preisstellung  nach  einem  mit  Verlusten  verbundenen  Uebergang 
und  die  Klagen  der  britischen  Exportindustrien  sind  um  so  mehr  berechtigt, 
wenn  die  Schwankungen  des  Silberwtchselkurses  meist  mit  einer  Ver- 
minderung des  Goldpreises  des  8ilbers  enden.  Während  dieses  Sinken 
den  englischen  Exporteur  sohädigt,  ist  es  dem  Exporteur  in  den  Silber- 
ländern nicht  unzuträglich,  da  der  Preis  (in  Silber  berechnet),  den  er 
für  sein  Gut  erzielt,  schliefslich  im  ungünstigsten  Falle  unverändert  bleibt. 
Von  einem  Vorzuge  des  indischen  Exporteurs  vor  dem  englischen 
kann  nur  in  dem  Sinne  die  Rede  sein,  dafs  er  die  Wertverschiebung 
zwischen  Silber  uud  Gold,  welche  seit  dem  Jahre  187S  stattfand,  nicht  als 
Machteil  empfinden  mufste,  während  der  englische  Exporteur  allerdings 
durch  jedes  plötzliche  Sinken  des  Silbers  gegenüber  dem  Golde  in  eine  ge- 
wisse Verlegenheit  gerät.  Die  Klagen  der  Baumwollindustrie  über  dieses 
Sinken  des  8ilbers  sind  also  allerdings  wohlbegründet  und  ihrerseits 
wie  seitens  aller  Industrien,  die  nach  Silberländern  ausführen,  ist  es 
demnach  ein  berechtigter  Wunsch,  dafs  die  Silberwechselkurse  keinen 
anderen  Schwankungen  unterliegen,  als  den  normalen,  welche  bei  den 
Wechselkursen  zwischen  Ländern  mit  reiner  Goldwährung  vorkommen. 
Xp  den  gleichsam  offiziellen  Aeufserungen  der  Interessenten  über  das,  was 
ihnen  in  ihrer  jetzigen  üblen  Lage  notthut,  ist  denn  auch  immer  die 
Stabilität  der  Wechselkurse  als  Ziel  der  Bestrebungen  genannt.  So  hat 
das  parlamentarische  Komitee  des  Gewerk Vereinskongresses  am  23.  Juni 
1.892  einstimmig  den  folgenden  Beschlufs  gefafst:  „Das  parlamentarische 
Komitee  giebt  seiner  Befriedigung  darüber  Amdruck,  dafs  die  Währungs- 
frage von  einer  internationalen  Konferenz  in  Betracht  gezogen  wird,  und 
sie  hofft  zuversichtlich,  dafs  im  Interesse  der  produktiven  Thätigkeit  dieses 
Landes,  und  insbesondere  im  Interesse  der  Lohnarbeiter  durch  diese  Kon- 
ferenz ein  festes  Austauschverhältnis  zwischen  den  Cirkulationemitteln  der 


1)  „Upon  the  whole  we  cannot  see  any  evidence  that  the  effect  of  a  falling  exchaoge 
on  the  country  (Britisch-Indien)  at  large,  in  influencing  either  exports  or  imports  ha* 
over  a  serie»  of  years  been  yery  considerable.  Sorna  trains  of  a  priori  reasoniog  would 
stem  to  lead  to  the  Mine  conclusions."  Report  of  the  Committee  appointed  to  inquire 
into  the  Indian  currency,  pag.  13. 

2)  So  hat  der  starke  Frei»fiül  des  Silbers  nach  der  Schliefsung  der  indischen  Münzen 
den  Handel  zwischen  Indien  and  China  sowie  Japan  augenblicklich   fast  tum  Stillstand 
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Gold-  und  Silberwährungsländer  sichergestellt  werden  wird."  Die  Handels- 
kammer in  Manchester  beschloß,  „dafs  die  seit  so  langer  Zeit,  ohne  Hoff- 
nung anf  Besserung  in  der  Zukunft  bestehenden  unbefriedigenden  Handels- 
verhältnisse zum  grofsen  Teile  durch  Umstände  hervorgerufen  worden 
sind,  welche  mit  den  häufigen  und  heftigen  Schwankungen  der  Wechsel- 
kurse in  Bezug  auf  Indien,  und  andere  Silberländer  zusammenhängen.  Diese 
Kammer  ist  der  Meinung,  dafs  die  Regierung  unverzüglich  Sehritte  thun 
solle,  ein  Uebereinkommen  auf  breiter  internationaler  Basis  zu  fördern, 
um  stabile  Austauschverhältnisse  zwischen  Oold-  und  Silbergeld  zu  sichern." 

Das  Ziel,  welohes  die  Baumwollindustrie,  mit  ihr  die  Industrien,  die 
nach  Silberländern  ausfuhren,  ferner  überhaupt  (der  Handel,  der  mit 
diesen  Landern  zu  thun  hat  und  die  an  diesem  Handel  beteiligten 
Banken  anstreben,  ist  ein  stabiler  Silberwechselkurs.  Es  ist,  wie  gezeigt, 
ein  völlig  berechtigtes,  duroh  die  wohlverstandenen  Interessen  der  Be- 
teiligten in  England  richtig  gesteoktes  Ziel.  Diel  Beziehung  zum  inter- 
nationalen Bimetallisraus  ist  demnach  klar:  dieser  hat  Bich  anheischig  ge- 
macht, das  Ziel  zu  erreichen;  er  hat  vermittelst  einer  theoretisch  sehr 
interessanten  Lehre,  wie  er  glaubt,  zur  Evidenz  nachgewiesen,  dafs  ein 
in  den  hervorragendsten  Staaten  festgesetztes  Verhältnis  für  die  freie 
Ausprägung  beider  Edelmetalle  auf  das  Angebot  von  und  die  Nachfrage 
nach  Gold  und  8ilber  derart  einwirken  müsse,  dafs  das  Austauschverhältnis 
zwischen  Gold  und  Silber  auf  dem  offenen  Markte  sich  von  diesem  Aus- 
prägeverhältnisse nicht  stark  entfernen  könne  f).  Diejenigen  Industriellen, 
Kaufleute  und  Bankiers  in  England,  die  mit  den  Silberwührungsländern 
in  Beziehung  stehen,  haben  im  Vertrauen  darauf,  dafs  der  Bimetallismus 
die  Wechselkurse  stabilisiert,  und  weil  sie  kein  anderes  Mittel  wufsten, 
um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  ihn  aeeeptiert,  und  die  Arbeiterschaft  ist 
der  Unternehmerklasse  darin  gefolgt.  Die  Mögliohkeit,  den  stabilen 
Silberweohelkurs  ohne  internationalen  Bimetallismus  zu  erreichen ,  wurde 
nicht  ernstlich  erwogen.  Mit  Rücksioht  nun  auf  den  Grund,  der  alle 
diese  Kreise  dem  Bimetallismus  zugeführt  hat,  scheint  es  sicher  zu  sein, 
dafs,  wenn  die  Stabilisierung  der  Silberweehselkurse  ohne  den  Uebergang 
zur  internationalen  Doppelwährung  herbeigeführt  werden  könnte,  sich  das 
jetzige  geschäftliche  Interesse  am  Bimetallismus  zunächst  in  eine  laue 
Anerkennung  der  theoretischen  Möglichkeit  desselben  verwandeln  würde. 

Es  ist  wichtig,  sich  dies  vorzuhalten,  weil  die  Einstellung  der 
freien  Silberprägung  in  Indien  allerdings  geeignet  ist,  zwisohen  England 
und  dem  bedeutendsten  Silberwährungslande  eine  gewisse  Stabilität  der 
Wechselkurse  herbeizuführen.  Wäre  Indien  das  einzige  oder  doch  das 
alle  übrigen  derart  überwiegende  Silberwährungsabsatzgebiet  der  englischen 
Baumwollindustrie,  dafs  diese  anderen  Länder  nioht  in  Betracht  kämen, 
man  könnte  wohl  annehmen ,  dafs  dann  die  englische  Baumwollindustrie 
»ich  um  den  Bimetallismus  nicht  mehr  viel  kümmern  würde.  Derzeit 
sind  indessen  neben  Indien  auch  noch  China,  Hongkong,  Japan  und  die 


1)  8.  hierüber  d.  a  einen' Vortrag  ron  Prof.  H.  8.  Fox  well  über  „certain  miscon- 
cepüons  in  regard  to  tbe  bimetallic  policy  on  tbe  fixed  ratio"  in  den  „Proceedings  of 
the  bimetallic  Conference  beld  at  Manchester  4.  and  5.  April  1888". 
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Straits  Settlements  höchst  bedeutsame  Kunden  (wie  die  oben  angeführten 

Ziffern  beweisen),  und  wenn  der  indische  Wechselkurs  auch  stabil  bleibt, 
so  werden  die  Wechselkurse  in  London  mit  Bezug  auf  die  anderen  ost- 
asiatischen Absatzgebiete  our  um  so  mehr  schwanken.  Also  ist  die 
Stabilität  der  Silberweohselkurse  nur  teilweise  erreicht.  Freilich  ist 
jetzt  Indien  an  den  Schwankungen  des  Silbers  wegen  seines  eigenen 
Handels  mit  den  Silberländern  nicht  minder  interessiert  als  Eng- 
land, und  es  wird  den  Fall  des  Silbers  gegenüber  der  Rupie  so  em- 
pfinden, wie  England  den  Fall  gegenüber  seiner  Goldwährung  empfindet 
Ueber  die  künftigen  Beziehungen  der  Baumwollindustrie  zum  Bimetallis- 
mus kann  demnach  vorerst  noch  keine  bestimmte  Voraossagung  gemacht 
werden.  Wenn  diese  Beziehungen  sich  lockern  sollten,  was  eigentlich  zu 
erwarten  ist,  so  verliert  die  englisohe  Agitation  für  die  internationale 
Doppelwährung  ihre  beste  Stütze. 

Soviel  über  das  Interesse  der  englischen  Baumwollindustrie  am  Bi- 
metallismus. Genau  wie  sie  verhalten  sich  cur  internationalen  Doppel- 
währung die  Exporteure,  die  mit  8ilberländern  in  Besiehung  stehen, 
und  die  au  diesem  Verkehr  beteiligten  Banken.  Wie  ist  nun  aber  die 
Anhängerschaft  zu  erklären,  welche  der  Bimetallismus  in  der  britischen 
Landwirtschaft  findet? 

Dafs  die  landwirtschaftlichen  Kreise  überhaupt  nach  Hilfe  ausspähen, 
ist  in  dem  starken  Preisfall  der  Erzeugnisse  der  Agrikultur  begründet 
Der  Preis  des  eoglisohen  Weizens  ist  von  46  sh.  2  d.  im  Jahre  1876  auf 
35  sh.  8  d.  im  Jahre  1884,  auf  29  sh.  9  d.  im  Jahre  1889  und  bis  auf 
24  sh.  8  d.  im  Jahre  1893  gefallen.  Dieser  Preisfall  ist  nicht  durch  die 
erhöhte  Produktivität  der  englischen  landwirtschaftlichen  Arbeit  zu  er- 
klären, noch  auch  durch  eine  Zunahme  der  in  Grofsbritannien  dem 
Weizenhau  gewidmeten  Fläche.  Es  handelt  sich  deshalb  darum ,  ein 
Mittel  zu  finden,  um  diesen  Preisfall  zum  mindesten  aufzuhalten. 

Einzelne  Rimetallit-ten  behaupten  nun,  der  Preisfall  des  Weizens  sei 
durch  den  Preisfall  des  Silbers  hervorgerufen  worden;  in  dem  Masfe,  als 
das  Silber  fällt,  könne  Indien  seinen  Weizen  um  einen  niedrigeren 
Goldpreis  in  England  verkaufen ;  der  indisohe  Weizenproduzent  geniefse 
eine  Prämie  gegenüber  dem  englischen  Weizenproduzenten  und  unterbiete 
diesen  um  so  wirksamer,  je  tiefer  der  Goldpreis  des  Silbers  in  London  fallt 
Man  verweist  auf  die  starke  Zunahme  der  Weizenausfuhr  aus  Indien, 
die  gerade  in  den  Jahren  seit  1877  bemerkbar  wurde. 

Allein  diese  Behauptungen  sind  kaum  erweislich.  Der  Weizenpreis 
wie  jeder  Preis  wird  durch  Angebot  und  Nachfrage  bestimmt,  und  wenn 
man  in  kurzen  Zeiträumen  die  Kachfrageverhältnisse  als  konstant  ansetzt, 
so  sind  die  Ernteausfälle  der  wichtigsten  Produktionsländer  das  ent- 
scheidende Moment,  von  dem  der  Preis  abhängt.  Wollte  man  nun  nach- 
weisen, dafs  neben  den  auf  den  Markt  kommenden  Mengen  der  Silber- 
preis von  Einflufs  auf  den  Weizenpreis  sei,  so  müfste  man  entweder 
Jahre  finden,  in  denen  die  Angebots-  und  Nachfrageverhältnisse  gleiche 
waren  und  der  Weizenpreis  mit  dem  Silberpreise  fiel,  oder  nachweisen, 
dafs  die  Schwankungen  des  Silberpreises  in  kurzen  Zeiträumen  meist  von 
entsprechenden  Schwankungen  des  Weizenpreises  begleitet  waren.  Diese 
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Nachweise  sind  kaum  zu  erbringen.  Mit  der  Exportprämie  zu  Gunsten 
der  indischen  Produzenten  steht  es  so,  dafs  ihnen  ein  gleichzeitiger  Fall 
der  Goldpreise  des  Weisens  und  des  Silbers  nicht  nachteilig  ist,  während 
der  Weisenprodusent  in  Grofsbritannien  allerdings  leidet  wenn  der 
Freis  des  Weizens  sinkt  Was  endlich  den  Aufschwung  der  Weizen- 
ausfuhr aus  Ostindien  betrifft,  so  erklärt  man  ihn  durch  den  Bau  von 
Eisenbahnen  in  Indien,  durch  den  Suezkanal  und  durch  das  allseitige  Sinken 
der  Frachtsätze  auf  Bahnen  und  Schiffen.  Man  beruft  sich  darauf;  dafs 
kein  dem  Falle  des  Silberpreises  entsprechendes  fortwährendes  Steigen 
der  Weizeneinfuhr  aus  Indien  nach  Grofsbritannien  zu  verzeichnen  ist, 
vieiraehr  seit  dem  Jahre  1881  diese  Einfuhr  zwischen  13  und  7  Millionen 
otw.  schwankt  und  z.  B.  schon  1883,  1885  und  1886  beiläufig  so  hoch 
war  wie  im  Jahre  1892.  Man  glaubt  daher,  dafs  die  Situation  der  Agri- 
kultur keine  bessere  wäre,  auch  wenn  Indien  Goldwährung  hätte. 

Mit  Rücksicht  auf  die  sehr  bestreitbare  Eichtigkeit  der  Annahme,  der 
Silberpreis  habe  den  Weizenpreis  gedrückt,  sehen  wir  die  landwirsohaft- 
lichen  Kreise  meist  einer  anderen  von  der  bimetallistisohen  Lehre  ver- 
tretenen Theorie  ergeben:  sie  führen  ihre  Beschwerden  mehr  auf  die 
Appreciation  des  Goldes  'zurück.  Schon  in  der  Enquete  des  Jahres 
1886  über  die  industrielle  und  Handelsdepression  hat  8ir  James  Caird 
auf  diese  Appreciation  als  die  Ursache  des  Preisfall  der  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  hingewiesen.  Bei  der  bimetallistisohen  Konferenz, 
welche  im  April  1888  in  Manchester  abgehalten  wurde,  bezeichneten 
die  Fürsprecher  der  landwirtschaftlichen  Interessen  mit  voller  Klarheit 
den  Goldmangel  als  Ursache  der  Notlage :  „There  are  fewer  pounds  Ster- 
ling in  our  stook  of  com,  bnllocks,  sheep,  lambs,  wool  and  everything 
eise",  sagte  ein  Redner,  während  ein  anderer  betont,  die  niederen  Preise 
seien  zurückzuführen  auf  die  „appreciation  of  gold,  dne  in  part  to 
scaroity  and  to  the  increased  demand  in  consequence  of  the  restriotions  of  the 
use  of  silver"  *).  In  demselben  Sinne  sprach  Chaplin  in  der  Versamm- 
lung der  Central  Chamber  of  agriculture  im  Jahre  1888  *).  Auch  bei  der 
mehrfach  erwähnten  Audienz  beklagten  die  Vertreter  der  Landwirtschaft 
die  bestehende  „scarcity  of  money"  und  sie  sagten  schließlich  „plenty, 
unity  and  stability  of  value  are  our  desires  in  regard  to  money"*). 

Kann  der  internationale  Bimetallismus  diesen  Wunsch  erfüllen,  kann 
er  gewährleisten,  dafs  die  Preise  aus  der  angeführten  Ursache  nicht  weiter 
fallen,  dafs  sie  sogar  steigen  werden  ?  Seine  Anhänger  müssen  mindestens 
das  Erstere  für  die  nächste  Zeit  versprechen;  denn  wenn  einer  der  Mängel 
unserer  Währungsyerhältnisse,  wie  behauptet  wird,  darin  besteht,  dafs  das 
Gold  den  Aufgaben  nicht  genügen  kann,  denen  es  als  Geldstoff  zu  ge- 
nügen hat,  dafs  infolgedessen  die  Preise  in  den  Ländern  mit  Gold- 
währung gesunken  seien  und  noch  weiter  sinken  müssen,  so  müfste  eine 
Währungsreform  doch  in  dieser  Beziehung  Hilfe  bringen.  In  der  That 
wird  yon  der  bimetallistisohen  Lehre  behauptet,  dafs  jedes  Fallen  der  Preise, 


1)1.  c.  pag.  99  ff. 

2^  BimeUlliam  and  Aericulture :  published  by  the  bimetallic  leajmo  1889 
S)  L  c  pag.  41  ff. 
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welches  durch  ein  Selteowerden  des  Geldstoffes  hervorgerufen  werde, 
für  alle  produzierenden  Klassen  höchst  ungünstig  sei,  und  dafs 
Unternehmer  und  Arbeiter  gemeinschaftlich  ein  Währungssystem  be- 
kämpfen müfsten,  das  einen  solchen  Preisfall  bewirkt.  Eine  kunstliche 
Vermehrung  der  Uralaufsmittel  werde  vom  Bimetallismus  nicht  beab- 
sichtigt, sondern  er  wünsche  eine  in  ihrem  Werte  beständige  Währung, 
allein  wenn  man  zwischen  dem  sich  in  seiner  Kaufkraft  unausgesetzt  er- 
höhenden Oolde  und  einer  in  ihrer  Kaufkraft  sinkenden  Währung  zu 
wählen  hätte,  so  müfste  die  Entscheidung  zu  Gunsten  der  letzteren  aus- 
fallen. Vom  Bimetallismus  sei  sicherlich  eine  gröfsere  Stabilität  der 
Preise  zu  erwarten,  dag  Sinken  der  Preise  werde,  soweit  es  durch  die 
Knappheit  des  Goldes  hervorgerufen  wurde,  aufhören;  nicht  wenige  Ver- 
treter dieser  Lehre  glauben  sogar  an  ein  8teigen  der  Preise,  als  Wirkung 
der  internationalen  Doppelwährung »). 

Es  ist  nun  zwar  keineswegs  erwiesen,  dafs  die  Preise  gesunken  sind, 
weil  das  Gold  verhältnismässig  seltener  geworden,  nooh  ist  die  Lehre 
widerlegt,  dafs  der  Preisfall  die  Wirkung  der  die  stetige  Herabmi nderung 
der  Produktionskosten  bezweckenden  Kulturarbeit  der  Mensohheit  sei. 
Es  steht  deshalb  auch  nicht  fest  ,  dafs  der  Preisfall  für  die  Volkswirt- 
schaften im  ganzen  ungünstisr  gewesen  sei  und  dafs  die  Stabilisierung 
oder  Steigerung  der  Preise  durch  den  Bimetallismus  günstig  wirken  müsse. 
Allein  man  begreift,  dafs  industrielle  Unternehmer  und  Arbeiter,  zumal 
aber  dafs  die  landwirtschaftlichen  Kreise  dieser  Lehre  Sympathien  ent- 
gegenbringen und  sich  von  der  Appreciation  des  Goldes  sowie  davon 
überzeugen  lassen,  dafs  durch  eine  Aenderung  der  Währung  auf  die  Preise 
einzuwirken  sei. 

Man  betrachte  die  bimetallistischen  Resolutionen,  welche  von  den 
Vertretern  der  Landwirtschaft  in  den  letzten  Jahren  gefafst  wurden. 
Von  dem  Schwanken  der  Silberwechselkurse  ist  kaum  die  Rede,  sondern 
von  dem  Preisfall  der  Erzeugnisse;  der  Bimetallismus  soll  nicht  das  sta- 
bile Austauschverhältnis  zwischen  Gold  und  8ilber  schaffen  oder  wieder- 
herstellen, sondern  der  Appreciation  des  Goldes,  der  Seltenheit  des  Geldes 
ein  Ende  machen.  Man  lese  z.  B.  die  Resolution,  welche  von  einer  zur 
Besprechung  der  Lage  der  Landwirtschaft  im  Dezember  1892  in  London 
abgehaltenen  sehr  ansehnlichen  Versammlung  (es  waren  290  Fachvereine 
vertreten,    zahlreiche  Grundbesitzer  und  Päohter  anwesend,    im  ganzen 


1)  8.  über  diese  Fragen:  Po  z  well,  Irregularity  of  Employment  and  fluetnations 
of  prices.  London  1886,  pag.  S8  ff.;  Final  Report  of  tbe  royal  commission  appointed 
to  inquire  Into  the  recent  changes  in  the  relative  values  of  the  precinas  meUls,  Part  III. 
Ferner  die  Reden  von  Otbbs,  Hermann  Schmidt,  Foxwell  und  F  i  e  1  d  e  n  in 
den  „Proceedings  of  the  blmetallic  Conference  held  st  Manchester,  4.  and  5  April  1888  ': 
Sir  Onilford  L.  Molesworth,  „Silver  and  Gold  ;  the  money  of  the  world".  London, 
Effingbam  Wilson  1891  ;  endlich  die  Rede  Balfours  in  der  citierten  Schrift  „British  in- 
dustries  and  international  bimetallism".  Ich  erwähne  noch  die  Aenfsernng  Chaplin'*, 
dafs  wenn  man  da.«  Silber  rehabilitiert,  „yoa  add  to  and  increa««  the  mass  of  legal  tender 
money  in  the  world'* ,  es  würde  sich  eine  Veränderung  ergeben,  wie  nach  den  austra- 
lischen Goldfunden,  „it  will  not  matter  in  the  least,  whether  your  discoveries  are  of  siker 
or  of  gold,  whether  the  coin  is  yellow,  or  whether  it  is  while,  the  effect  will  be  undoubtedly 
the  same."    Bimetallism  and  Agriculture. 
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etwa  2000  Personen)  mit  grober  Majorität  angenommen  wurde.  Sie  lautet: 
„Dieae  Konferenz  ist  der  Meinung,  dafs  der  den  landwirtschaftlichen  Inter- 
essen so  abträgliohe  fortgesetzte  Fall  der  Preise  grösstenteils  der  Apprecia- 
tion  des  Goldes  und  dem  Fall  der  Silberwechselkurse  zuzuschreiben  ist; 
dafs  das  beste  Mittel  in  einer  Vereinbarung  auf  breiter  internationaler 
Grundlage  liegt,  wonaoh  die  Münzstätten  der  führenden  Staaten  der  un- 
beschränkten Prägung  Ton  Gold  und  Silber  geöffnet  werden,  und  dafa  die 
Kegierung  ernstlich  aufgefordert  wird,  im  Vereine  mit  den  anderen  Staaten 
auf  der  jetzigen  .Münz konteren/  dahin  zu  wirken,  dafs  eine  solche  inter- 
nationale Vereinbarung  zustande  komme"  1 ). 

Die  Landwirtschaft  führt  also  den  Preisfall  ihrer  Erzeugnisse  auf 
die  Appreeiation  des  Goldes  zurück.  Dafs  aber  die  Preise  nicht  weiter 
fallen,  dafs  sie  vielmehr  steigen,  dies  wünscht  die  Landwirtachaft  nioht 
nur,  sondern  sie  stellt  ea  als  eine  Lebensfrage  hin.  Sie  beruft  sioh  darauf, 
dafs  jeder  Preisfall  einea  Gutes,  der  nioht  durch  erhöhte  Produktivität 
der  Arbeit  verursacht  wurde,  für  den  Produzenten  eine  Kalamität  ist,  wenn 
es  ihm  nioht  gelingt,  die  Erzeugungpkosten  und  anderweitigen  mit  dem  Be- 
triebe verbundenen  Ausgaben  herabzudrücken.  Gerade  bei  der  Land- 
wirtschaft sei  diese  Anpassung  mit  grofsen  Schwierigkeiten  verbunden, 
vielfach  mit  BückBicht  auf  Steuern,  Abgaben,  Kenten,  Sohuldzinsen  und 
Tilgungsraten  unmöglich. 

Die  Beziehung  zwischen  der  Landwirtachaft  und  dem  Bimetallismus, 
wie  sie  eben  dargestellt  wurde,  tritt  sehr  klar  hervor  aua  der  vortreff- 
lichen Schrift,  welche  der  Erzbischof  von  Dublin,  Walsch,  über  die 
Währungsfrage  herausgegeben  hat 2).  Er  geht  davon  aus,  dafs  die  irischen 
Pächter,  welohe  für  15  Jahre  feste  Pachtrenten,  oder  für  49  Jahre  feste 
Zahlungen  behufs  Erwerbung  ihrer  Stellen  vereinbaren,  der  übernommenen 
Goldlaet  erliegen  müssen,  weil  die  Kaufkraft  dea  Goldes  unausgesetzt 
steigt,  der  Pächter  also  Jahr  für  Jahr  mehr  Erzeugnisse  verkaufen  mufs, 
um  aeine  Verpflichtungen  zu  erfüllen.  Die  stetige  Erhöhung  der  Kaufkraft 
des  Goldes  ist  durch  die  immer  mehr  sich  verbreitende  Goldwährung  her- 
vorgerufen worden,  als  daa  einzige  Hilfsmittel  erscheint  dem  Verfasser 
die  Umkehr  zur  internationalen  Doppelwährung.  Das  Wesen  der  letzteren 
legt  der  Verfasser  sehr  gut  dar,  und  er  verteidigt  sie  sehr  energisch 
unter  reichlicher  Benützung  der  Litteratur  gegen  die  erhobenen  Einwen- 
dungen. Seine  Ansicht  lautet  zusammengefafst :  Durch  den  ausschliefs- 
lichen  Goldmonometallismus  sinken  die  Preise  der  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnisse, das  Gold  appreoiiert  und  die  festen  Gold  Verpflichtungen  werden 
unerträglich.  Er  geht  soweit,  zu  bemerken,  „die  Annahme  des  Bime- 
talliamua  oder  eines  gleichwertigen  Hilfsmittels,  wenn  ein  solches  existiert, 
ist  eine  gebieterisohe  Notwendigkeit,  sollen  die  irischen  Pächter  —  und 
ioh  beschränke  dies  gar  nicht  auf  Irland  —  vor  dem  sonst  unausweich- 
lichen Ruin  bewahrt  werden." 

Dies  die  Haltung,  welohe  die  Landwirtschaft  des  Vereinigten  Königreiche 


1)  S.  Bericht«  der  Times  vom  8.  und  9.  Des.  1898. 

2)  BimeUdlism  and  MonomeUllism ,  what  they  are  and  how  they  bear  upon  tbe 
IrUb  laud  queation.    Dublin  1893. 
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gegenüber  der  Währungsfrage  einnimmt.  Sie  kann  zwar,: wie  erwähnt,  nicht 
ii  ach  weisen,  dafs  die  Getreidepreise  infolge  der  Appreciation  des  Goldes 
gestiegen  seien,  allein  sie  vertritt  die  Ansicht,  dafs,  wenn  eine  der  starken 
Vermehrung  der  Gütermengen  entsprechende  Vermehrung  der  Cirkulations- 
mittel  stattgefunden  hätte,  der  Preiafall  der  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nisse keine  solche  Ausdehnung  hätte  annehmen  können,  üebrigens  ist 
auch  ohne  Rücksicht  auf  die  Währungsfrage  die  üble  Situation  der  Land- 
wirtschaft verständlich:  wenn  der  Preisfall  der  Produkte  nicht  auf  die 
erhöhte  Produktivität  der  Arbeit  zurückgeführt  werden  kann,  und  eine 
Reduktion  der  Produktionskosten  und  Lasten  nicht  in  entsprechendem 
Mafse  möglich  ist,  so  mufs  jede  Unternehmung  leiden  und  endlich  ein- 
gehen. Für  die  Landwirtschaft  des  vereinigten  Königreiches  ergab  sich 
in  den  letzten  Jahrzehnten  ein  Preisfall  der  Erzeugnisse,  hervorgerufen 
durch  die  überseeische  Konkurrenz,  ohne  dafs  die  Produktivität  der 
heimatlichen  Arbeit  entsprechend  gestiegen  wäre.  Wir  sehen  den  Weizen- 
preis in  England  ohne  Rücksicht  auf  den  Ernteausfali  Englands  schwanken. 
Die  Landwirtschaft  verlangt  nun  bessere  Preise  oder  doch  stabile 
und  erwartet  sie  vom  internationalen  Bimetallismns.  Allein  wenn  sieh 
die  Hoffnungen  auf  dessen  Einführung  nicht  erfüllen  sollten,  so  wird  der  Staat 
erst  recht  zu  erwägen  genötigt  sein,  ob  nicht  auf  einer  anderen  Seite  geholfen 
werden  kann,  das  heifst,  ob  das  System  der  festen  Geldschulden  nicht  durch  einen 
gerechteren  Plan  ergänzt  oder  ersetzt  werden  könnte,  der  den  Umfang 
der  Verpflichtungen  mit  den  Ergebnissen  der  Wirtschaftsführung  in  ein 
richtiges  Verhältnis  setzt.  Die  Landwirtschaft  wird  immer  mit  Recht 
geltend  machen,  dafs,  wenn  durch  die  überseeische  Konkurrenz  der  Ge- 
treidepreis sinkt,  alle  Klassen  daraus  Vorteil  ziehen,  weil  sie  sich  billiger 
mit  Nahrungsmitteln  versorgen  und  blofs  die  Landwirtschaft  leidet,  weil 
nicht  nur  ihr  Erzeugnis  weniger  Gold  bringt,  sondern  überdies  die  Renten, 
Steuern,  Schuldzicsen  und  Amortisationsquoten  unverändert  bleiben,  der 
Landwirt  also  mit  der  nämlichen  Geldsumme  eine  immer  höhere  Quote 
des  Reinertrages  seiner  Arbeit  an  den  Gläubiger  überträgt. 

Für  die  Landwirtschaft  ist  die  Einstellung  der  8ilberprägung  in 
Indien  gleichgiltig,  vielleicht  sogar  auf  die  Dauer  nachteilig.  Es  wäre 
möglioh,  dass  ein  stabiler  indischer  Wechselkurs  die  Investition  englischen 
Kapitals  in  Indien  fordert,  oder  den  indischen  Staat  su  Investitionen  be- 
stimmt, da  dann  Goldanleihen  vom  Standpunkte  der  indischen  Staats- 
finanzen nioht  allzu  gefährlich  sind.  Wenn  derart  in  Indien  neue 
Eisenbahnen  und  Häfen  gebaut  werden,  so  kann  mehr  Weizen  als  bis- 
her und  mit  geringeren  Kosten  an  die  Küste  und  nach  England  ge- 
bracht werden.  Zunächst  bietet  die  Währungsänderung  in  Indien  keines- 
falls eine  Veranlassung,  um  die  englische  Landwirtschaft  von  ihrer  Stellung 
gegenüber  dem  Bimetallismus  abzubringen.  Freilich  werden  auch  die 
eifrigsten  Anhänger  des  internationalen  Bimetallismus,  da  die  Ereignisse 
die  Einführung  desselben  immer  mehr  erschweren,  daran  denken  müssen, 
anderweitig  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft  zu  wirken.  In  England  soll 
nun  eine  königliche  Kommission  zur  Prüfung  der  Situation,  in  der  sich 
die  Agrikultur  befindet,  eingesetzt  werden,  und  vielleicht  findet  sie  Mittel, 
um  zu  helfen. 
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Die  vorstehenden  Ausführungen  haben  gezeigt,  dafs  die  bimetallistische 
Agitation  in  England  ihre  Kraft  aus  dem  Umstände  schöpft,  dafs  sie  so- 
wohl dem  Schwanken  der  Süberwechselkurse  als  dem  Falle  der  Grofs- 
handelspreise  (soweit  er  durch  den  behaupteten  Goldmangel  bewirkt 
worden)  ein  Ende  zu  bereiten  verspricht  Sie  würde  damit  sehr  weit 
verbreitete  Wünsche  erfüllen:  in  der  That  mufs  die  ganze  arbeitende 
Bevölkerung  die  Stabilität  der  Silberwechselkurse  wünschen,  und  das 
Sinken  der  Güterpreise  wollen  Unternehmer  und  Arbeiter  wenigstens  be- 
züglich der  eigenen  Erzeugnisse  vermieden  sehen.  So  weit  gehen  also  alle 
Freunde  des  Bimetallismus  Hand  in  Hand;  aber  sie  bleiben  nicht  gleioh  lange 
vereint;  wenn  z.  B.  die  Stabilität  der  indischen  Wechselkurse  erreicht  wird, 
so  verliert  ein  Teil  der  jetzigen  Anhänger  des  Bimetallismus  das  Interesse 
an  diesem  und  zieht  sich  vielleicht  von  der  Agitation  zurück,  während 
anderen  Anhängern  durch  die  Stabilisierung  der  indischen  Wechselkurse  in 
keiner  Weise  genützt  wird.  Allein  wenn  der  Agitation  durch  die  Ein- 
stellung der8ilberprägungen  in  Indien  vielleicht  das  eine  oder  andere  ihrer 
Argumente  entgeht,  so  werden  ihr  möglicherweise  andere  Argumente  zufliefsen, 
die  sic  h  aus  der  neuen  Sachlage  ergeben.  Es  ist  deshalb  auch  sehr  schwer,  die 
Zukunft  der  bimetallistischtn  Agitation  inGrofsbritannien  vorherzusagen.  Der 
jetzige  britische  Schatzkanzler  hat  in  der  8itzung  des  Hauses  der  Gemeinen  vom 
8.  August  zwar  behauptet:  die  indische  Währungsänderung  ist  der  Tod 
des  Bimetallismus,  aber  das  ist  sicher  unrichtig;  die  indische  Währungs- 
änderung allein  vermag  diese  Wirkung  nicht  hervorzubringen.  Vorerst 
hält  sich  der  englische  Bimetallismus  noch  für  sehr  lebensfähig,  hat 
dooh  erst  vor  kurzem  der  Führer  der  Konservativen,  Balfour,  vor 
einer  sehr  ansehnlichen  Versammlung,  der  der  Lord  Major  von  London 
präsidierte,  für  den  internationalen  Bimetallismus  gesprochen 1).  Auch 
im  Hause  der  Gemeinen  wurde,  nach  der  indisohen  Währungsänderung, 
die  Einführung  des  internationalen  Bimetallismus  als  allein  zweckent- 
sprechend empfohlen.  Die  bimetallistische  Liga  hat  nicht  minder  offiziell 
erklärt,  dafs  durch  die  indisohe  Währungsänderung  nicht  der  monetäre 
Friede  geschlossen,  sondern  eine  Aera  des  monetären  Krieges  eröffnet 
worden  sei.  Man  kann  daraus  sohliefsen,  dafs  die  Liga  ihre  Agitation 
nicht  einschränken  will.  Soweit  man  jetzt  sehen  kann,  sind  also  die  Führer 
der  bimetallistisohen  Agitation  keineswegs  zu  einem  anderen  Glauben  be- 
kehrt. Aber  auf  die  Führer  kommt  es  nicht  so  sehr  an,  denn  sie  sind 
doch  nur  die  Wortführer,  welche  die  Formeln  über  die  Beziehungen 
zwischen  der  Demonetisierung  des  Silbers  und  den  volkswirtschaftlichen 
Mifsständen  in  Umlauf  setzen.  Auf  die  Anhängerschaft  aus  den  Wühler- 
kreisen, die  der  Agitation  allein  Kraft  verleiht,  kann  der  Bimetallismus 
aber  nur  so  lauge  zählen,  als  geschäftlich  etwas  bietet.  Es  ist  nicht 
unwahrscheinlich,  dafs  diese  Anhängerschaft  zunächst  eher  ab-  als  zu- 
nehmen werde. 

Wien,  im  August  1893. 

1)  Die  Rede  ist  abgedruckt  in  der  Schrift:  „The  currency  question,  Adresa  by 
A.  J.  Balfour"  etc.,  London,  Kffingham  Wilson. 
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XV. 

Die  deutschen  Handelskammern  über  den  Schutz  der  Waren- 
bezeichnungen. 

(Nach  den  Jahresberichten  für  1892.) 

Von  B.  van  der  Borght. 

Die  groben  Mangel  des  deutschen  Markensohutzgesetzes  vom  30.  Kor. 
1874  haben  den  deuUohen  Handelskammern  wiederholt  Anlafs  zur  Klage 
und  zur  Aufstellung  von  VerbesserungsTorschlägen  gegeben.  Bs  war  daher 
zu  erwarten,  dafs  der  am  24.  Aug.  1892  im  Reichsanzeiger  veröffentlichte 
„Entwurf  eines  Gesetzes  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen"  von  den 
Handelskammern  schleunigst  eiuer  gründlichen  Prüfung  unterzogen  werden 
würde,  soweit  in  den  betr.  Bezirken  überhaupt  ein  lebhafteres  Interesse 
an  der  Frage  bestand. 

Wenn  die  Reichsregierung  durch  die  Veröffentlichung  des  Entwurfs 
lange  vor  der  Besohlufsfaasung  im  Bundesrat  und  der  Vorlegung  an  den 
Reichstag  die  sachverständigen  und  berufenen  Vertreter  des  Handels  und 
der  Industrie  zur  Mitarbeit  veranlassen  wollte,  so  ist  ihr  das  in  vollem  Malte 
gelungen.  Ein  sehr  beträchtlicher  Teil  der  Handelskammern  hat  noch 
die  letzten  Monate  des  Jahres  1892  benutzt,  um  zu  dem  Entwurf  im 
ganzen  und  im  einzelnen  Stellung  zu  nehmen  und,  soweit  es  nötig  Bchien, 
sich  zu  gemeinsamen  Schritten  zu  verbinden.  Ein  Teil  der  Handelskam- 
mern war  freinch  nicht  lebhaft  genug  an  der  Frage  beteiligt  und  sah 
deshalb  von  besonderen  Schritten  ab.  Ein  anderer  Teil  mochte  es  viel- 
leicht vorziehen,  die  endgiltige  Fassung  des  Entwurfs  abzuwarten. 

Daraus  erklärt  es  sioh,  dafs  die  Zahl  der  Berichte,  die  Angaben  über 
den  diesmal  hier  zu  besprechenden  Gegenstand  nicht  enthalten,  gröfser 
ist,  als  bei  den  früheren  Beferaten  an  dieser  Stelle  1 ). 

Für  die  nachfolgenden  Auslührungen  konnten  die  Jahresberichte  für 
1892  von  nachstehenden  113  Handelskammern  benutzt  wurden  (nach 
Ländern  bezw.  Proviuzcn  geordnet):  Freiburg  i.  B.,  Heidelberg,  Karls- 
ruhe, Mannheim,  Pforzheim,  Schopfheim  (Urofsh.  Baden);  München,  Pas- 
sau, Ludwigshafen,  Bayreuth,  Nürnberg,  Augsburg,  Regensburg,  Bamberg1), 
Fürth  ■)  (Kgr.  Bayern) ;  Dessau  (Anhalt) ;  Braunschweig ;  Bremen  ;  Lü- 


1)  Vergl.  diese  Jahrb.  III.  Folge  Bd.  III,  8.  264  ff.,  und  III.  Folge  Bd.  I,  8.  412  ff. 

2)  Bezirkfcgremium  der  Handelskammer  in  Bayreuth. 

3)  Besirk»gremiuin  der  Handelskammer  tu  Nürnberg. 
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beck;  Hambarg;  Colmar,  8trafsburg  i.  E.  (EUafa-Lothringeo) ;  Dannstadt, 
Mainz,  Offenbaoh  (Grofeh.  Hessen);  Berlin1),  Cottbus,  Frankfurt  a.  0., 
Soraa  (Fror.  Brandenburg);  Geestemünde,  Göttingen,  Goslar,  Hannover, 
Harburg,  Hildeshein),  Lüneburg,  Osnabrück,  Verden  (Prov.  Hannover); 
Cassel,  Dillenburg,  Frankfurt  a.  M.,  Hanau,  Limburg  a.  L.,  Wiesbaden 
(Prov.  Hessen-Nassau);  8tettin,  Stralsund  (Prov.  Fommern);  Bromberg, 
Posen  (Prov.  Posen);  Danzig l),  Elbing  *),  Insterburg,  Königsberg1), 
Memol1),  Tborn,  Tilsit1)  (Prov.  Preufsen);  Aachen,  Barmen,  Coblens, 
Crefeld,  Düsseldorf,  Duisburg,  Elberfeld,  Essen,  Eupen,  Köln,  Lennep,  M.- 
Gladbach, Mülheim  a.  Rbein,  Mülheim  a.  d.  Kühr,  Neuss,  Saarbrücken,  So- 
lingen, Stolberg  Bh.,  Trier,  Wesel  (Rheinprovinz);  Erfurt,  Halberstadt, 
Halle  (Saale),  Magdeburg1),  Mühlhausen  i.  Tb..,  Nordhausen  (Prov.  Sach- 
sen); Breslau,  Görlitz,  Hirschberg,  Landeshut,  Lauban,  Liegnitz,  Oppeln, 
Sag  an,  Schweidnitz  (Prov.  Sohlesien);  Altona,  Flensburg,  Kiel  (Prov.  Schles- 
wig-Holstein); Altena,  Arnsberg,  Bielefeld,  Bochum,  Dortmund,  Hagen, 
Iserlohn,  Lüdenscheid,  Minden,  Münster,  Siegen  (Prov.  Westfalen);  Gera 
(Reufu-Gera);  Greiz  (Reufs-Greiz) ;  Chemnitz,  Dresden,  Leipzig,  Plauen, 
Zittau  (Kgr.  Sachsen);  Sonneberg  (Saohsen-Meiningen) ;  Stuttgart  (Kgr. 
Württemberg). 

Von  diesen  enthalten  die  folgenden  54  keine  Mitteilungen  über  die 
Stellungnahme  der  betr.  Handelskammern  zu  dem  Entwurf :  Altena  i.  W., 
Altona,  Arnsberg,  Berlin,  Breslau,  Cassel,  Cottbus.  Danzig,  Dillenburg, 
Dortmund,  Dresden,  Duisburg,  Elberfeld,  Elbing,  Erfurt,  Essen,  Eupen, 
Gera,  Görlitz,  Goslar,  Halberstadt,  Hannover,  Harburg,  Hirschberg,  Inster- 
burg, Iserlohn,  Kiel,  Landeshut,  Lauban,  Liegnitz,  Limburg,  Lübeok, 
Lüneburg,  Memel,  Minden,  MübJhausen  i.  Th.,  Mülheim-Ruhr,  M.-Glad- 
bach,  Neufs,  Nordhausen,  Plauen,  Posen,  Saarbrücken,  Sagan,  Schopfheim, 
Schweidnitz,  Siegen,  Borau,  8tettin,  Stolberg  Rh.,  Stralsund,  Tilsit,  Verden, 
Wesel. 

Die  Stellung  der  verbleibenden  59  Kammern  1 )  zu  dem  Entwurf 
übersichtlich  zusammenzufassen,  dürfte  sioh  namentlich  mit  Rücksicht 
darauf  empfehlen,  dafs  der  Entwurf  nicht  zur  Verabschiedung  gelangt  ist 
und  voraussichtlich  noch  im  Winter  1893/94  den  Reichstag  von  neuem 
beschäftigen  wird. 

Der  Gesetzentwurf  stellt  das  Markenschutzrecht  auf  eine  ganz  neue 
Grundlage,  indem  er  das  Markenwesen  im  Patentamt  zentralisiert,  das 
Anmeldeverfahren  wesentlich  verbessert  und  zugleich  den  Rechtsschutz 
gegen  die  Nachahmung  von  Warenzeichen  verstärkt.  Darüber  hinaus  sucht 
er  den  unlauteren  Wettbewerb,  die  concurrence  deloyale,  auf  dem  Gebiet 
der  Warenbezeichnung  überhaupt  zu  erschweren.  Die  Aufgaben,  die  damit 


1)  Korporation  der  Kaufmann  schuft 

2)  Heine  eigene  Auffassung  über  den  Entwurf  habe  ich  in  dem  Aufsat z :  „Die  Reform 
des  deutschen  Markenschutzrechtes"  in  der  Beilage  „Industrieschatz"  sa  Qlaser's  Annalen 
für  Gewerbe  and  Bauwesen  vom  15.  Sept.,  1.  nnd  15.  Okt.  1892  niedergelegt  Die 
mehrfachen  Berührungen  meiner  Vorschlafe  mit  denen  der  Handelskammer  so  Aachen 
erklären  sieb  aas  meiner  persönlichen  Mitwirkung  bei  den  Beratungen  des  „Vereins 
deutscher  Nadelfabrikanten" ,  dessen  Gutachten  dem  der  Handelskammer  zu  Aachen  su 
Grunde  liegt. 

Dritt«  Folf*  Bd.  VI  (LX1).  46 
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dem  Entwurf  gestellt  waren,  erforderten  wegen  ihrer  grofsen  Bedeutung 
für  das  praktische  Leben  eine  ganz  besonders  vorsichtige  und  geschickte 
Bearbeitung.  Dem  Verfasser  des  Entwurfs 1)  ist  es  indessen  geglückt, 
die  Aufgabe  im  ganzen  in  der  den  lautgewordenen  Bedürfnissen  entsprechen- 
den Weise  zu  lösen.  Unter  den  zahlreichen  Gesetzentwürfen,  die  in  den 
letzten  Jahren  das  Lioht  der  Welt  erblickten,  ist  keiner,  dem  von  Anfang 
an  so  allseitiges  und  warmes  Lob  gespendet  worden  wäre,  als  dem  in 
Rede  stehenden.  Auch  die  Handelskammern  stellen  sich  zumeist  dem 
Entwurf  im  ganzen  sehr  freundlich  gegenüber.  Zwei  Handelskammern 
(Bayreuth  8.  10  und  Dessau  8.  31)  stimmen  sogar  dem  Entwurf  „seinem 
ganzen  Wortlaute  nach"  zu  und  haben  „in  keinem  Punkte"  Anlafs  su  Er- 
innerungen  oder  Anträgen  gefunden.  Die  übrigen  haben  zwar  in  einzelnen 
Funkten  Bedenken,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Bekämpfung  des  unlau- 
teren Wettbewerbs  bei  Warenbezeichnungen  überhaupt,  sprechen  aber 
doch  dem  Entwurf  im  übrigen  unumwunden  ihre  Anerkennung  aus,  die 
einige  Kammern  freilich  ausdrücklich  auf  die  Bestimmungen  über  den 
eigentlichen  Markenschutz  beschränken  *).  Der  Entwurf  wird  als  eine 
„gediegene"3)  und  als  eine  „treffliche,  wohldurchdachte"4)  Arbeit  be- 
zeichnet, die  „in  außerordentlich  dankenswerter  Form"5)  die  Aufgabe 
in  Angriff  genommen  hat  und  „mit  entschiedener  Sachkenntnis  und  vollem 
Verständnis  für  die  zahlreichen  Bedürfnisse  der  Interessenten  ausgearbeitet" 
ist 6).  Dem  Entwurf  wird  eine  „glückliche  Fassung"  7)  vieler  Bestim- 
mungen und  insbesondere  seine  Anpassung  an  die  thatsäohlicher  Verhält- 
nisse und  an  die  berechtigten  Wünsche  des  Gewerbestandes  etc.  nach- 
gerühmt8). Die  „mannigfachen"9)  und  „grofsen  Vorzüge"  des  Entwurfs 
sind  von  den  Beteiligten  „allseitig"  anerkannt  worden10),  wie  er  sich 
denn  überhaupt  „grofsen"  1 1)  bezw.  „fast  ungeteilten  Beifalls"  la)  und  „all- 
seitiger" 1 3  \  „ungeteilter  Anerkennung"  1 4)  zu  erfreuen  hatte  und  als  eine 
wesentliche  bezw.  erhebliche  Verbesserung  1 5),  als  ein  „bedeutender  Schritt 
vorwärts"»«)  „aufs  denkbarste"1'),  „mit  Freuden" 1 »)  und  „mit  Befriedi- 
gung"19) begrüfst  worden  ist. 


1)  Soweit  bekannt,  Geb.  Reg. -Rat  des  Reichsamts  des  Innern,  Hauss. 

2)  Bremen  (8.  30),  8raftburg  (8.  31),  Offenbach  (S.  29). 

3)  Wiesbaden  (8.  29). 

4)  München  (8.  87). 
6)  OsnabrUck  (8.  60). 

6)  Ludwigshafen  (8.  62). 

7)  Hanau  (8.  31). 

8)  Oppeln  (8.  24),  Augsburg  (8.  47),  Ludwigshafen  (8.  62),  Mannheim  (8.  137), 
Wiesbaden  ^8.  29). 

9)  Sonneberg  (S.  38). 

10)  Flensburg  (8.  12). 

11)  Coblenz  (8.  4). 

12)  Osnabrück  (8.  60). 
18)  Wiesbaden  (8.  29). 
14)  MUlheim  a.  Rh.  (8.  5). 

16)  Ludwigshafen  (8.  62),  Nürnberg  (8.  67),  München  (8  87),  Münster  (S.  109), 
Magdeburg  (8.  15),  Offenbach  (8.  29). 

16)  Passau  (8.  86). 

17)  Mannheim  (S.  137). 

18)  Lüdenscheid  (8.  6),  Crefeld  (8.  3). 

19)  Bannen  (8.  14). 
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Eine  grundsätzlich  ablehnende  Haltung  tritt  nirgends  zu  Tage,  und 
der  Aufnahme  des  Entwurfs  ist  es  wesentlich  zu  statten  gekommen ,  dafs 
bei  seiner  Ausarbeitung  gerade  das  früher  von  den  Handelskammern 
gelieferte  Material  sorgfältig  berücksichtigt  wurde.  In  der  Lebhaftigkeit, 
mit  der  die  Handelskammern  die  Vorzüge  des  Entwurfs  anerkennen,  hallt 
die  Erinnerung  an  frühere  Gesetzentwürfe  naob,  die  ein  gleich  bereitwil- 
liges Eingehen  auf  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  beteiligten  Kreise 
nicht  erkennen  liefsen. 

Was  die  auf  den  Markenschutz  als  solohen  bezüglichen  Bestim- 
mungen des  Entwurfs  anlangt,  so  wird  die  Frage,  ob  das  reine  An- 
meldungsverfahren oder  das  vollständige  Vorprüfungsver- 
fahren vor  dem  zwischen  beiden  stehenden  Verfahren  des  Entwurfs  den 
Vorzug  verdient,  nur  gelegentlich  gestreift.  Barmen  (S.  14)  erklärt,  dafs 
das  reine  Anmeldeverfahren  wegen  seiner  Einfachheit  vorzuziehen  sei, 
will  sich  aber  den  Wünschen  der  Mehrheit  der  Handelskammern  fügen. 
Magdeburg  (8.  15/16)  berichtet,  dafs  angeregt  sei,  ob  nicht  das  von  der 
Mehrheit  der  deutschen  Handelskammern  befürwortete  Vorprüfungsver- 
fahren vorzuschlagen  sei,  dafs  man  sich  aber  sohliefslioh  mit  dem  im 
Entwurf  vorgesehenen  verbesserten  Anmeldeverfahren  zufrieden  gegeben 
habe. 

Ueberden  bedeutend  erweiterten  Kreis  der  Personen,  die  fortan 
zur  Führung  von  Warenzeichen  berechtigt  sein  sollten  (§  1),  lassen  sich 
die  Handelskammern  nicht  aus.  Nur  Düsseldorf  (S.  31)  verlangt  Ver- 
weigerung bezw.  Ungiltigkeit  der  Eintragung  von  Zeichen  für  Personen, 
welche  das  Zeichen  nicht  selbst  benutzen,  sondern  damit  Handel  treiben 
wollen.  Da  eine  nähere  Erläuterung  nicht  beigefügt  ist,  s»o  bleibt  der 
Sinn  dieser  Anregung  dunkel. 

Die  Forderung,  dafs  den  geschützten  Zeichen  ein  die  Thatsacho 
dieses  Schutzes  klarstellender  Vermerk  einzufügen  sei,  wird 
von  Aachen  (8.  192)  und  Augsburg  (8.  48)  erhoben.  Augsburg  weist  da- 
bei besonders  darauf  hin,  dafs  der  Begriff  der  groben  Fahrlässigkeit  un- 
bestimmt sei  und  dafs  laut  Reichsgerichtsentscheidung  vom  18.  April  1882 
ein  strafbarer  Vorsatz  nicht  herausgeleitet  werden  könne  aus  der  Ver- 
säumnis der  unterstellten  Verpflichtung,  die  Bekanntmachungen  im  Reichs- 
anzeiger zu  lesen. 

Die  Handelskammer  zu  Aachen  (S.  192)  will  den  oben  bezeichneten 
Vermerk  benutzen,  um  eine  Unterscheidung  zwischen  Fabrik  - 
und  Handelsmarken  herbeizuführen.  Diejenigen,  welche  die  betr. 
Ware  selbst  herstellen,  bezw.  die  von  anderen  Betrieben  bezogenen  Waren 
für  ihre  Zwecke  einer  Verarbeitung  unterziehen,  sollen  in  ihro  einge- 
tragenen Marken  den  Vermerk  „Fabrikmarke"  oder  abgekürzt  F.  M.,  die 
übrigen  dagegen  den  Vermerk  „Handelsmarke"  (H.  M.)  aufnehmen.  Wer 
unberechtigter  Weise  die  erstere  Bezeichnung  gebraucht,  soll  einer  Strafe 
von  100 — 500  M.  verfallen. 

Die  Frage,  die  hier  angeschnitten  wird,  ist  von  grundsätzlicher  Be- 
deutung; es  wäre  gut,  wenn  sie  aus  Anlafs  dee  Entwurfs  zum  Austrag 
gebracht  werden  könnte. 

Gegen  die  Zentralisation  des  Markenwesens  an  sich  werden 
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Einwände  von  keiner  Seite  erhoben.  Auoh  dagegen,  dafe  die  Zentralisation 
beim  Patentamt  erfolgen  soll,  ist  kein  Widerspruch  laut  geworden. 
Nur  Aachen  (8.  193)  giebt  zur  Erwägung  anheim,  ob  man  nicht  besser 
ein  selbständiges  Reichemarkenamt  schaffen  solle,  da  bei  der  grofsen  Be- 
lastung des  Patentamts  ohnehin  eine  besondere  selbständige  Marken- 
abteilung des  Patentamts  mit  je  einer  Anmelde-,  Nichtigkeit*-  und  Be- 
schwerden bteilung  nötig  werden  würde. 

Die  Erleichterung  der  Anmeldungen  sucht  Düsseldorf  (8.  31)  durch 
die  Einrichtung  lokaler  Meldeämter  herbeizuführen,  ein  Gedanke, 
der  an  sich  mit  dem  Prinzip  der  Zentralisation  wohl  vereinbar  ist.  An 
derselben  Stelle  wird  weiter  empfohlen,  für  die  nach  §  4  und  5  des  Ent- 
wurfs nötige  Prüfung  der  angemeldeten  Zeichen  in  den  Vororten  der  In- 
dustrie besondere  Prüfungsämter  zu  errichten.  Sachlich  fällt  damit 
der  von  Barmen  (8.  14)  und  Solingen  (8.  7 — 8)  vertretene  Gedanke  zu- 
sammen, dafs  bezüglich  der  Zeichen  der  Kleineisenindustrie  stet«  das  Gut- 
achten eines  am  Vorort  dieser  Industrie  eingesetzten  Sachverständigen- 
kollegiums  eingeholt  werden  soll.  Der  Grundgedanke  solcher  Vorschläge 
ist  der,  dafs  das  Patentamt  nicht  über  eine  genügende  Zahl  von  Speiial- 
sachverständigen  verfügt  und  diesen  Mangel  durch  Befragung  von  Sach- 
verständigen von  Fall  zu  Fall  ergänzen  mufs.  Magdeburg  (8.  16)  und 
der  Ausschufs  des  deutschen  Handelstages  haben  in  der  gleichen  Erwägung 
empfohlen,  in  zweifelhaften  Fällen  regelmässig  und  bei  Zeichen  für  die 
Kleineisenindustrie  stets  vorher  sachverständige  Gutachten  einzuholen,  während 
Stuttgart  (S.  64)  allgemein  die  „ständige  Heranziehung  von  Sachver- 
ständigen ev.  der  betr.  Handelskammern"  vorschlägt. 

Andere  Vorschläge  bezwecken  eine  gröfsere  U  eher  s  i  c  ht  Ii  oh - 
keit  der  eingetragenen  Marken.  Magdeburg  (8.  16)  wünscht,  dafs  die 
Veröffentlichung  der  Eintragung  nach  Geschäftszweigen  erfolgt  und  dafe 
das  Verzeichnis  jedes  Zweiges  für  Bich  erhältlich  ist.  Aachen  (8.  192) 
und  Offenbach  (8.  29/30)  setzen  direkt  bei  der  Anmeldung  den  Hebel  an. 
Der  §  2  des  Entwurfs  verlangte  als  Beilage  zu  der  Anmeldung  die  Bezeichnung 
des  Geschäftsbetriebes,  in  welchem,  und  ein  Verzeichnis  der  Waren- 
gattungen, für  welche  das  Zeichen  verwendet  werden  soll.  Aachen 
will  statt  des  „Verzeichnisses  der  Warengattungen"  ein  „spezifiiiertea  Ver- 
zeichnis der  Warenklassen",  für  die  das  Zciohen  bestimmt  ist,  „unter  Ver- 
meidung allgemeiner,  Unklarheit  erzeugender  Sammelbezeichnungen".  Zu 
diesem  Vorschlag  haben  die  Mifsstände  Anlafs  gegeben,  die  für  die 
Xad Ölindustrie  aus  der  Eintragung  von  Zeichen  für  „Kurzwaren"  oder 
„für  Stahlwaren"  oder  „für  Waren  aller  Art"  etc.  erwachsen  sind.  Offen- 
bach sucht  die  wachsende  Unübersichtlichkeit  des  Markenwesens  dadurch 
zu  beseitigen,  dafs  für  den  Markenschutz  nach  englischem  Vorbilde  Klassen 
gebildet  werden  und  dafs  der  Anmeldende  dann  nur  noch  die  Klasse,  für 
die  er  das  Zeichen  geschützt  sehen  will,  nicht  aber  die  Warengattung  zu 
bezeichnen  hat.  Will  er  das  Zeichen  für  mehrere  Klassen  haben,  so  müfste 
für  jede  Klasse  eine  besondere  Taxe  gezahlt  werden.  Dies  Verfahren  ist 
an  sich  einfach,  sein  praktischer  Wert  ist  aber  vollkommen  davon  ab- 
hängig, wie  die  Grenzen  für  die  Klassen  gezogen  werden. 

Die  Ausdehnung  des  Schutzes  auf  die  Farbe,  in  der  die  Marken 
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verwendet  werden  sollen,  wird  von  Frankfurt  a.  M.  (S.  51  und  62)  in 
Anregung  gebracht  Der  Anmeldende  soll  die  Danteilung  des  Zeichens 
in  so  viel  farbigen  Ausführungen  liefern,  als  er  beim  Gebrauch  seines 
Zeichens  zu  verwenden  denkt,  oder  erklären,  dafs  er  alle  mögliohen  Farben 
in  Anspruch  nimmt  Durch  die  Eintragung  dieser  Angaben  in  die  Zeichen- 
rolle soll  dann  der  Besitzer  des  Zeichens  auch  gegen  diejenige  Nach- 
ahmung seines  Zeiohens  geschützt  werden ,  die  sieh  anderer  Farben- 
zosammenstellungen  bedient  Die  Handelskammer  erklärt  unter  Hinweis 
auf  das  englische  Markenschutzgesetz  den  Schutz  ohne  diese  Erweiterung 
für  unvollständig. 

Zu  mancherlei  Vorschlägen  gab  auch  der  §  4  des  Entwurfs  Anlafs. 
Der  §  stellt  die  Fälle  fest,  in  denen  die  Eintragung  zu  versagen  ist 
und  bestimmt  schliesslich,  dafs  gelöschte  Zeichen  für  die  bisherigen  oder 
für  gleichartige  Warengattungen  zu  Gunsten  eines  anderen  als  des  bis- 
herigen Inhabers  erst  nach  Ablauf  von  2  Jahren  Beit  der  Löschung  von 
neuem  eingetragen  werden  können.  Was  diesen  letzteren  Punkt  anlangt 
so  tritt  mehrfach  das  Streben  hervor,  dem  seitherigen  Besitzer  des 
gelöschten  Zeichens  noch  einen  weiter  reichenden  Schutz  gegen  die 
Aneignung  des  Zeichens  durch  Dritte  zu  verschaffen.  Frankfurt  a.  M. 
(8.  53)  will ,  dafs  gelöschte  Zeichen  überhaupt  nur  dem  alten  Be- 
sitzer wieder  geschützt  werden  dürfen,  so  dafs  jeder  Uebergang  auf  einen 
anderen  Vertreter  des  gleichen  Geschäftszweiges  ausgeschlossen  sein  würde. 
Ludwigehafen  (S.  65)  empfiehlt,  die  Anmeldung  des  gelöschten  Zeicheos  zu 
Gunsten  eines  Dritten  erst  nach  einem  mehr  als  zweijährigen  Zeiträume 
zuzulassen,  aber  dem  früheren  Besitzer,  der  die  Verlängerung  des  Zeichens 
versäumt  hatte,  die  Anmeldung  sofort  wieder  zu  gestatten.  Nürnberg 
(8.  60)  dagegen  schlägt  vor,  dafs  gelöschte  Zeichen  noch  zwei  Jahre  lang 
nach  der  Löschung  zu  Gunsten  des  letzten  Inhabers  wieder  eingetragen 
werden  können,  anderenfalls  aber  nach  Ablauf  dieser  Frist  als  Freizeichen 
gelten  sollten. 

Dem  Streben,  su  verhindern,  dafs  ein  vorher  schon  für  die  gleiche 
oder  eine  ähnliche  Warengattung  gebrauchtes  Zeichen  für  irgend  einen 
anderen  Gewerbetreibenden  geschützt  werde,  verdankt  auch  der  weitere 
Vorschlag  der  H.  E.  Frankfurt  a.  M.  (8.  53  und  56)  seine  Entstehung, 
zu  den  von  der  Eintragung  auszuschneidenden  Zeichen  auch  diejenigen  zu 
rechnen,  die  zuvor  schon  für  die  gleiche  oder  eine  ähnliche  Warengattung 
in  Anwendung  gewesen  sind.  Düsseldorf  (8.  31)  empfiehlt  zu  demselben 
§  4  die  Verweigerung  des  Schutzes  für  Kollektiveintragungen  zu  Gunsten 
mehrerer  Besitzer  mit  getrennten  gleichartigen  Geschäftsbetrieben. 

Eine  wesentliche  Verschärfung  des  §  4  war  in  Magdeburg  (S.  16) 
angeregt  worden.  Es  sollte  nämlich  die  Eintragung  solcher  Harken  un- 
zulässig sein,  die  mit  bestehenden  Marken  von  Unternehmungen  der 
gleichen  Branche  dasselbe  figürliche  Zeichen,  denselben  Gegenstand  (z.  B. 
einen  Löwen,  einen  Elefanten  etc.)  gemeinsam  haben.  Auf  den  ersten 
Blick  scheint  das  berechtigt  zu  sein,  da  viele  Nachahmungen  durch  Be- 
nutzung desselben  Gegenstandes  als  Charakteristikum  der  Marke  vorkommen. 
Man  hat  aber  mit  Recht  von  dem  Vorschlag  in  Magdeburg  wieder  abge- 
sehen, einmal,  weil  bei  der  grofsen  Zahl  vorhandener  Zeichen  die  Erfindung 
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neuer  Zeichen  schwierig  ist,  und  dann,  weil  die  Bestimmung  sehr  leicht 
duroh  Benutzung  ähnlicher  Gegenstände  (Tiger  statt  Löwe,  Dolch  statt 
Kreuz  etc.)  umgangen  werden  kann,  ferner,  weil  für  gewisse  Export- 
gebiete, namentlich  für  den  Orient,  nur  ein  enger  Kreis  von  Bildern  zur 
Verfügung  steht,  und  endlich,  weil  bei  richtiger  Handhabung  des  Ge- 
setzes in  derartigen  Fällen  Nachahmungen  ohnehin  verhindert  werden  können. 

Was  die  Untersagung  der  Benutzung  fremder  Staatswappen 
anlangt  (§  4  Ziff.  2),  so  hebt  Aachen  (8.  192)  mit  Recht  hervor,  dafs  die 
betr.  Wappen  nur  dann  von  der  Eintragung  ausgeschlossen  werden  sollen, 
wenn  der  betr.  Staat  auch  seinerseits  die  Eintragung  deutscher  Staats- 
wappen verbietet.  Wenn  man  volle  Reciprocität  verlangt,  wie  man  es 
thun  mufs,  so  ist  eine  solche  Aenderung  unumgänglich.  Von  Aachen 
(8.  192)  wird  weiterhin  die  Beseitigung  des  Eintragungsverbotes  für  Zeichen 
verlangt,  die  solche  Angaben  enthalten,  die  „offenkundig  den  thatsäch- 
lichen  Verhältnissen  nicht  entsprechen  und  die  Gefahr  einer  Täuschung  be- 
gründen"; diel  Fassung  dieses  Satzes  (§4  Ziff.  3)  ist  in  der  That  zu  dehnbar. 

Duroh  die  Fassung  des  §  4  Ziff.  1)  ist  bis  zu  gewissem  Grade 
die  Eintragung  von  Zeiohen  für  zulässig  erklärt  worden,  die  ausschlieft- 
lioh  aus  Wörtern  bestehen,  was  bisher  nicht  gestattet  war.  Die  Wörter 
dürfen  nur  nicht  Angaben  über  Art,  Zeit  und  Ort  der  Herstellung,  über 
Beschaffenheit,  Bestimmung,  Preis,  Mengen-  oder  Gewiohtsverhältnisse 
der  Waren  enthalten.  Die  meisten  Kammern  haben  sieh  damit  zufrieden 
gegeben.  Düsseldorf  (8.  31),  Kegensburg  (S.  45)  und  Augsburg  (S.  49/50) 
aber  bekämpfen  diese  Neuerung  and  verlangen,  dafs  der  Zeiohenschutz  auf 
figürliche  Darstellungen  beschränkt  werde.  Augsburg  weist  besonders 
darauf  hin,  dafs  aus  der  „unnatürlichen"  Verbindung  von  Figuren  und  Wörtern 
die  gTöfsten  Schwierigkeiten  für  die  Rechtsprechung  entstehen,  und  führt 
an ,  es  sei  ein  Zeiohen  eingetragen  und  erst  naoh  3  gerichtlichen 
Urteilen  für  ungiltig  erklärt  worden,  das  1700  Wörter  enthielt.  Jeden- 
falls wäre  es  gut,  wenn  solche  Miftbräuche  duroh  eine  Fassung  unmög- 
lich gemacht  würden,  die  den  Kreis  der  zulässigen  Wörter  unzweideutig 
abgrenzt. 

Einer  der  schwierigsten  Punkte,  die  im  §  4  behandelt  werden,  ist 
die  Bestimmung  der  Begriffs  „Fr  ei  zeiohen".  Als  Freizeichen  sollen 
nach  §  4  Ziff.  4  gelten  die  Zeichen,  die  „im  wesentlichen  aus  solchen  An- 
gaben, Darstellungen  oder  Wörtern  bestehen,  die  zur  Bezeichnung  der 
Warengattuug ,  für  welche  das  Zeichen  bestimmt  ist,  oder  gleichartiger 
Waren gattun gen  innerhalb  bestimmter  Verkehrskreise  allgemein  gebräuch- 
lich sind". 

Diese  Fassung  erschien  der  Kammer  zu  Geestemünde  (8.  54)  und 
Sonneberg  (8.  9)  bedenklich.  Doch  sehen  beide  von  anderweitigen  Vor- 
schlägen ab.  In  Nürnberg  (8.  68/69)  lag  von  Industriellen  der  Vorschlsg 
vor,  der  oben  angeführten  Begriffsbestimmung  beizufügen :  „und  deren  erste  be- 
rechtigte Inhaber  oder  Rechtsnachfolger  nicht  mehr  vorhanden  oder  nicht  mehr 
nachweisbar  sind".  Die  Handelskammer  zu  Nürnberg  lehnte  das  ab,  weil 
nicht  zu  erkennen  war,  wie  das  Reichszeichenamt  zur  Entscheidung  dieser 
Frage  in  Stand  gesetzt  werden  soll.  Der  Vertreter  'der  Handelskammer 
Nürnberg  (8.  75/76)  hat  dann  später  im  deutsohen  Vereine  für  gewerb- 
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liehen  Reohtssohutz  eine  Ergänzung  der  Begriffsbestimmung  des  Ent- 
wurfs durch  den  Zusatz  beantragt:  „und  deren  redlioher  Erwerb  für  eine 
bestimmte  Person  in  dem  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag  einzuleitenden 
Prüfungsverfahren  nicht  nachgewiesen  werden  kann'4.  Aufserdem  sollen 
die  gelöschten  und  innerhalb  2  Jahren  nach  der  Löschung  vom  letzten 
Inhaber  nicht  wieder  angemeldeten  Zeichen  zu  Freizeichen  werden.  Weitere 
Versuche  einer  Begriffsbestimmung  sind  nicht  gemacht  worden.  Die 
übrigen  Kammern,  die  sich  zu  der  Freizeichenfrage  geäufsert  haben,  fassen 
die  Sache  mehr  vom  praktischen  Gesichtspunkt  aus  an.  Sie  gehen  davon 
aus,  dafs  die  beteiligten  Kreise  selbst  am  besten  wissen,  welche  Zeichen 
als  Freizeiohen  anzusehen  sind.  Daher  wird  von  Osnabrück  (S.  62)  und 
Mülheim  a.  Rh.  (S.  9)  die  obligatorische  Heranziehung  von  Sachver- 
ständigen bei  der  Prüfung  der  Freizeicheneigensohaft  von  Fall  zu  Fall 
empfohlen.  Das  berührt  sich  nahe  mit  einem  weiteren  Vorschlag  von 
Nürnberg  (8.  76/76),  zur  Feststellung  der  Freizeicheneigenschaft  ein  be- 
sonderes Prüfungsverfahren  einzurichten,  dessen  Grundlagen  durch  Be- 
fragung der  HaodelBkorporationen,  sachverständigen  Vereine  etc.  leicht  ge- 
wonnen werden  können. 

Xoch  unmittelbarer  geht  Aachen  (S.  193)  auf  das  Ziel  los  duroh  den 
Vorschlag,  dafs  unter  Heranziehung  der  Handelskammern,  Berufsgen  ossen- 
schafts-  bezw.  Sektionsvorstände  und  gewerblichen  Vereine  eine  von  10 
zu  10  Jahren  zu  revidierende  Liste  der  vorhandenen  anerkannten  Frei- 
zeichen aufgestellt  und  veröffentlicht  wird.  Dem  entspricht  dem  Sinne 
naoh  auch  der  Vorschlag  von  Magdeburg  (S.  16).  Den  Gedanken  einer 
besonderen  Freizeichenliste,  ohne  die  eine  zweckmässige  Löschung  der 
Freizeichenfrage  nicht  möglich  ist,  vertritt  auch  Mülheim  a.  Rh.  (8.  9). 

Eine  wenig  glückliche  Regelung  sieht  der  Entwurf  in  §  5  insofern 
vor,  als  die  vom  Patentamt  wegen  ihrer  Verwechselungsfähigkeit  bean- 
standeten Anmeldungen  doch  zur  Vornahme  der  Eintragung  führen, 
sofern  der  Anmelder  nur  bei  seinem  Antrage  beharrt  Der  Inhaber  des 
in  Betracht  kommenden  früher  angemeldeten  Zeichens  wird  von  der  Sach- 
lage verständigt  und  mufs  dann  versuchen,  auf  dem  Prozefswege  sein 
Recht  zu  wahren.  Erklärt  sich  der  Anmeldende  innerhalb  eines  Monat« 
nicht,  so  gilt  die  Anmeldung  als  zurückgenommen.  Nürnberg  (8.  69), 
8onneberg  (S.  39),  München  (8.  88),  Frankfurt  a.  M.  (S.  53/54),  Passau 
(S.  86)  und  Aachen  (S.  193)  wenden  sioh  gegen  diese  Regelung,  die  von 
Nürnberg  (8.  69)  mit  Recht  als  inkonsequent  bezeichnet  wird  und  ge- 
eignet erscheint,  einem  rechtswidrigen  Zustande  den  Schein  des  Rechtes  zu 
leihen.  Der  bösgläubige  Anmelder  wird,  wie  München  (S.  88)  ausführt, 
auf  der  Anmeldung  bestehen  und  so  den  Inhaber  des  älteren  Zeichens 
zum  Prozefs  drängen.  Während  des  Prozesses  aber  wird  der  letztere 
Inhaber  trotz  seines  guten  Rechtes  schwer  gesohädigt,  wie  auch  Sonneberg 
(S.  39)  hervorhebt.  Der  spätere  Ersatz  dieses  Schadens  (laut  §  13)  bleibt 
dabei  immer  ungewifs,  da  der  bösgläubige  Anmelder  auoh  oft  genug  nioht 
zur  Zahlung  der  Entschädigung  im  Stande  sein  wird.  Wenn  über  die  Aehn- 
lichkeit  eines  angemeldeten  Zeichens  mit  einer  älteren  Marke  Zweifel  be- 
stehen, dann  ist  nach  den  Darlegungen  der  H.  K.  Frankfurt  a.  M.  (S.  53/64) 
der  gesetzliche  Zweck  des  Zeichens,  die  Unterscheidung,  überhaupt  nioht 
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mehr  zu  erfüllen.  Die  Konsequenz  dieser  Auffassung  ist  die,  daXa  das 
Patentamt  die  Eintragung  von  Zeichen,  die  mit  bereits  geschützten  Zeichen 
der  gleichen  oder  einer  gleichartigen  Warengattung  verweohselungsfähig 
sind,  verweigert  und  den  Anmelder  auf  den  nach  §  9  zulässigen  Be- 
schwerdeweg verweist.  Dahin  geht  denn  auch  der  Vorschlag  von  Frank- 
furt a.  M.  (8.  53/54),  Aaohen  (8.  198)  und  München  (8.  88).  Nürnberg 
(8.  69)  will  dem  Patentamt  die  Entscheidung  überlassen  unter  Offen- 
haltung des  Beschwerdeweges  für  den  beschwerten  Teil  Für  den  Fall, 
dafs  die  Gerichte  darüber  zu  entscheiden  haben,  ob  das  angemeldete  Zeichen 
mit  einem  eingetragenen  identisch  oder  verweohselungsfähig  ist,  empfiehlt 
München  (8.  88)  weiter,  die  Eintragung  so  lange  auszusetzen,  bis  deren 
Zulässigkeit  rechtskräftig  ausgesprochen  ist.  Passau  (8.  36)  wünscht,  dafs 
die  Eintragung  überhaupt  erst  nach  Ausgleichung  der  beiderseitigen  Wider- 
sprüche bethätigt  werde. 

Solingen  (S.  8)  begnügt  sich  mit  der  Forderung,  dafs  gleichzeitig 
mit  dem  Anmelder  des  verwechselungsfähigen  Zeichens  auoh  der  Inhaber 
der  schon  eingetragenen  Marke  benachrichtigt  und  dafs  den  Beteiligten 
für  ihre  daraufhin  abzugebenden  Erklärungen  eine  längere  Frist  als  «in 
Monat  gewährt  werde. 

Bezüglich  der  Löschung  der  Zeiohen  (§  7  und  8  des  Entwurfs) 
empfiehlt  zunächst  Düsseldorf  (8.  31),  die  Frist  für  den  Einspruch  de« 
Inhabers,  dessen  Zeichen  ohne  seinen  Antrag  gelöscht  werden  soll,  auf 
mindestens  3  Monate  auszudehnen.  Weiter  werden  mehrfache  Vorschläge 
zur  Ergänzung  der  Gründe  gemacht,  aus  denen  ein  Dritter  die  Löschung 
beantragen  kann.  Frankfurt  a.  M.  (8.  54)  will  dem  Dritten  dies  Recht 
nicht  nur  dann  geben,  wenn  das  neue  Zeichen  mit  dem  seinen  identisch 
ist,  sondern  auch  dann,  wenn  es  mit  demselben  verwechselungsfähig  ist 
Nürnberg  (8.  70)  beansprucht  das  gleiohe  Recht  zu  Gunsten  desjenigen 
Dritten,  der  überhaupt  schon  ein  gleiches  oder  verwechselungsfähiges 
Zeichen  für  dieselben  oder  gleichartige  Waren  geführt  hat,  derart,  dafs 
das  Zeichen  in  den  betr.  Verkehrskreisen  allgemein  als  Kennzeichen  der 
Waren  dieses  Dritten  gegolten  hat,  selbst  wenn  keine  Eintragung  zu  seinen 
Gunsten  stattgefunden  hatte.  Nürnberg  (S.  70)  und  Aachen  (8.  193) 
halten  es  ferner  für  nötig,  jeden  Dritten  zu  dem  Antrag  auf  Löschung 
zu  berechtigen,  sofern  das  betreffende  Zeiohen  ein  Freizeichen  ist.  Aachen 
will  jedoch  die  Anfechtung  auf  diesem  Wege  nur  innerhalb  der  ersten 
2  Jahre  nach  der  Veröffentlichung  der  Eintragung  zulassen. 

Aufserdem  wird  von  Frankfurt  a.  M.  (8.  66),  Mülheim  a.  Rh.  (8.  9), 
8olingen  (8.  8),  Barmen  (8.  14),  Ludwigshafen  (8.  65),  Coblenz  (S.  4) 
und  dem  Aussohufs  des  deutschen  Handelstages  empfohlen,  die  Entscheidung 
der  betr.  Streitigkeiten  nicht  den  Gerichten,  sondern  dem  Patentamt 
zu  übertragen,  um  eine  gleiohmäfsige  Beurteilung  aller  Fälle  zu  sichern. 

Das  gröfsere  Vertrauen,  das  nach  diesen  Vorschlägen  dem  Patentamt 
in  Bezug  auf  das  Markensohutzwesen  entgegengebracht  wird,  äufsert  sich 
auoh  darin,  dafs  mehrfach  eine  Erweiterung  der  durch  §  10  begründeten 
Pflicht  des  Patentamtes  zur  Erstattung  von  Gutachten  an  die  Gerichte  ge- 
wünscht wird.  Aaohen  (8.  193)  will  nioht  nur  dann,  wenn  abweichende 
Gutachten  von  Sachverständigen  vorliegen,  sondern   überhaupt  in  allen 
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Fällen,  in  denen  das  Gericht  darum  ersucht,  eine  gutachtliche  Mitwirkung 
de»  Patentamts.  Nürnberg  (8.  71)  möchte  die  bezeichnete  Pflicht  des 
Patentamts   überhaupt    auf  alle   Arten   der   Warenkennzeichnung  aus- 

Ueber  die  Erhaltung  des  Hechtes  an  einer  Schutzmarke  nach 
dem  Aufhören  des  Geschäftsbetriebes  (of.  §  8  Ziff.  3  des  Ent- 
wurfs) läfst  sioh  nur  Düsseldorf  (8.  31)  aus  und  empfiehlt  die  Ausdehnung 
des  Rechtes  zu  Gunsten  des  Zeioheninhabers  und  seiner  Erben  bis  auf 
5  Jahre  nach  dem  Aufhören  des  Geschäftsbetriebes. 

Für  den  Fall  der  Uebertragung  des  Gesohäfsbetriebes  auf 
einen  anderen  raufe  der  gleichzeitige  Uebergang  des  Rechts  an  der  Marke 
nach  §  6  in  der  Zeichenrolle  vermerkt  werden,  und  solange  das  nicht  geschehen 
ist,  kann  der  Rechtsnachfolger  sein  Reoht  nioht  geltend  machen.  Das 
letztere  wird  von  Nürnberg  (8.  70)  beanstandet,  da  bei  verwickeiteren  Rechts- 
verhältnissen oft  lange  Zeit  verstreichen  würde,  ehe  der  Uebergang  des 
Markenrechtes  in  der  Zeichenrolle  bemerkt  werden  kann,  und  da  in  dieser 
Frist  für  den  Rechtsnachfolger  schwere  Schädigungen  eintreten  könnten. 
Es  sollte  deshalb  derjenige,  der  sich  als  Rechtsnachfolger  des  bisherigen 
Zeichenbesitzers  legitimieren  kann,  das  Markenrecht  schon  vor  der  Ein- 
tragung des  Uebergang a  in  der  Zeich enr olle  ausüben  können. 

Zum  Schutze  des  Zeioheninhabers  gegen  widerrechtliche  Be- 
nutzung seiner  Marke  (besw.  seiner  Firma  und  seines  Namen»)  sieht 
§  13  des  Entwurf»  eine  Verschärfung  vor.  Hiernach  soll  derjenige,  der 
„wissentlich  oder  aus  grober  Fahrlässigkeit"  die  „Waren  oder  deren 
Verpackung  oder  Umhüllung  oder  Geschäftsbriefe,  Empfehlungen,  Ankün- 
digungen, Rechnungen"  eto.  widerrechtlich  mit  dem  Namen  oder  der 
Firma  oder  der  geschützten  Marke  eines  anderen  versieht  oder  aolehe 
widerrechtlich  bezeichneten  Waren  „in  Verkehr  bringt  oder  feilhält", 
dem  Verletzten  Entschädigung  leisten  und  bei  wiBsentHohem  Vorgehen 
aufserdem  auf  Antrag  einer  Geldstrafe  von  150 — 5000  Mk.  oder  einer 
Gefängnisstrafe  bis  zu  6  Monaten  verfallen.  Nürnberg  (8.  71/2)  hält  diese 
Bestimmung  noch  nicht  für  ausreichend.  Zunächst  soll  auch  die  wider- 
rechtliche Bezeichnung  von  Etiketten  und  das  schriftliche  Anbieten  der 
widerrechtlich  bezeichneten  Waren  in  den  §  13  hineingezogen  werden. 
Weiter  soll  nicht  nur  bei  grober  Fahrlässigkeit,  sondern  überhaupt  bei 
fahrlässigem  Verhalten  der  §  13  Platz  greifen.  Endlieh  —  und  darin 
würde  eine  sehr  bedeutende  Verschärfung  liegen  —  soll  die  Strafe  (neben 
der  Entschädigung)  nicht  nur  bei  wissentlichem,  sondern  auoh  bei  fahr- 
lässigem Vorgehen  eintreten,  um  der  „üppig  emporgewuoherten  Marken- 
fälacherei"  entgegenzutreten.  Von  anderer  Seite  sind  diese  Vorschläge 
nieht  unterstützt  worden. 

Zu  dem  wichtigen  §  18,  der  den  Schutz  des  Gesetzes  auch  beim 
Vorliegen  einer  täuschenden  Aehnliohkeit  ausspricht  und  als 
Kennzeichen  der  letzteren  „die  Gefahr  einer  Verwechselung  im  Verkehr" 
hinstellt,  hat  nur  Aachen  (S.  193)  einen  Zusatz  beantragt  Aachen  will 
auch  die  Zeichen  hierher  rechnen,  aus  denen  „die  Absicht,  ein  geschütztes 
Zeichen  nachzuahmen,  deutlich  erkennbar  ist" 

Bezügüch  der  Behandlung  der  Ausländer  (§  21  des  Entw.)  liegt 
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nur  von  Ottenbach  (8.  31)  ein  Wunsch  vor,  nämlich  der,  den  Ausländern 
den  Schutz  des  Gesetzes  nur  insoweit  zu  gewähren,  als  deutsche  Zeichen 
in  dem  betr.  Lande  einen  Schutz  geniefsen.  Nach  der  Fassung  des  Ent- 
wurfs ist  anzunehmen,  dafs  den  Ausländern  der  volle  8chutz  des  Gesetzes 
schon  dann  zu  teil  wird,  wenn  in  ihrem  Heimatstaate  überhaupt  deutsche 
Warenzeichen  „einen",  also  irgendwelchen  Schutz  geniefsen. 

Die  hierdurch  geschaffene  Möglichkeit  einer  Schädigung  deutscher 
nteressen  zu  beseitigen,  ist  die  Absioht  des  eben  genannten  Vorschlags. 

Nach  §  20  kann  weiter  der  Bundesrat  fremden  Waren  die  Pflicht 
zur  Herkunftsbezeiohnung  auferlegen,  wenn  in  dem  betr.  Lande  deutsche 
Waren  einer  entsprechenden  Verpflichtung  unterliegen.  Da  die  Handels- 
kammern nirgends  dies  Prinzip  anfechten,  so  mui's  man  ihr  Einverständnis 
voraussetzen.  Düsseldorf  (S.  32)  wünscht  nur,  dafs  nicht  der  Bundesrat, 
sondern  der  Beichskanzler  zur  Durchführung  des  §  20  berufen  werde, 
was  ein  schnelleres  Eingreifen  ermöglichen  würde. 

Bei  den  Übergangsbestimmungen  (§  22)  wünscht  Aachen 
(S.  193)  klargestellt  zu  sehen,  dafs  ein  älteres  Besitsrecht  an  einer  Marke  wäh- 
rend der  Uebergangszeit  nicht  ohne  weiteres  durch  einen  zufällig  oder  absicht- 
lich früher  erfolgenden  Antrag  eines  späteren  Besitzers  zum  Schaden  des 
enteren  beeinträchtigt  werden  kann.  Nürnberg  (8.  73),  Frankfurt  a.  M .  (8.55) 
und  Ludwigshafen  (S.  65)  heben  übereinstimmend  hervor,  dafs  unter  der 
Herrschaft  des  bisherigen  Gesetzes  viele  Zeichen  eingetragen  sind ,  die 
nach  dem  neuen  Gesetz  nicht  eintragsfähig  sind.  Die  beiden  letzteren 
Kammern  verlangen  deshalb,  ;dafs  auch  die  älteren  Zeichen  der  Prüfung, 
wie  der  Entwurf  sie  vorsieht,  vor  ihrer  Wieder  ein  tragung  unterworfen 
werden.  Nürnberg  will  wenigstens  die  Klage  auf  Löschung  gegen  die 
wieder  eingetragenen  älteren  Zeiohen  zulassen ,  die  auf  Grund  des  §  3 
Abs.  1  des  Ges.  v.  30.  Nov.  1874  die  Eigenschaft  eines  Kennzeichens 
für  die  Waren  eines  bestimmten  Gewerbtreiben  den  nicht  besessen  haben. 

Am  meisten  haben  sich  die  Handelskammern  mit  den  gegen  die 
concurrenoe  de  loyale  gerichteten  §§  14  und  15  beschäftigt.  §  14 
wendet  sich  gegen  die  unbefugte  Benutzung  der  „Aufmachung,  Ausstat- 
tung oder  Verzierung"  eines  anderen,  die  —  ohne  eingetragen  zu  sein  — 
in  den  beteiligten  VerkehrskTeisen  als  Kennzeichen  der  Waren  dieses 
anderen  gelten.  §  15  bekämpft  die  unrichtige  Herkunftsbezeichnung.  Diese 
Bestimmungen  haben  auf  der  einen  Seite  viel  Zustimmung  gefunden,  auf 
der  anderen  Seite  aber  auch  mancherlei  Bedenken  erregt  Münster  (S.  109— 
110),  Offenbach  (S.  30/31)  und  Hanau  (8.  130)  halten  die  Bestimmungen 
nicht  für  ausreichend  und  empfehlen  ein  besonderes  und  umfassendes  Gesetz 
gegen  den  unlauteren  Wettbewerb. 

Bremen  (8.  20)  hebt  die  Gefahr  einer  Rechtsunsicherheit  hervor,  die 
daraus  hervorgehen  mufs,  dafs  die  hier  geschützten  Warenbezeichnungen 
nicht  eingetragen  sind,  alles  also  vom  Ermessen  des  Kiohters  abhängt 
Die  gleichen  Bedenken  werden  von  Düsseldorf  (8.  32),  Colmar  (8.  19) 
und  mit  besonderer  Ausführlichkeit  von  Strafsburg  (8.  31—32)  geäufsert 
Diese  drei  Kammern  verlangen  deshalb,  dafs  für  die  Etiketten,  Ausstat- 
tungen und  sonstigen  Warenbezeichnungen  ein  besonderes  vereinfachtes 
Eintragungsverfahren  eingeführt  werde.    Nürnberg  (8.  72)  will  dagegen 
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den  §  14  auch  auf  nicht  geschützte  Warenzeichen  ausdehnen  und  die 
betr.  Bestimmungen  auch  gegen  denjenigen  kehren,  der  andere  zu  den 
in  dem  §  14  (und  13)  besprochenen  Handlungen  veranlagt. 

Die  besonderen  Verhältnisse  der  Tabakindustrie  sind  in  §  14  nioht 
genügend  berücksichtigt.  Hier  sind  schon  seit  langer  Zeit  gewisse  Packungen 
und  Bezeichnungen  bei  mehreren  Fabrikanten  gleichzeitig  in  Gebrauch, 
ohne  dafs  jemand  wüfste,  wer  sie  eigentlich  zuerst  eingeführt  hat;  die 
unveränderte  Beibehaltung  des  §  14  würde  deshalb  zu  zahlreichen  sehr 
schwierigen  Prozessen  führen.  Deshalb  verlangen  Osnabrück  (S.  61/62), 
Münster  (S.  HO)  und  Offen  buch  (S.  32),  dafs  nur  die  ..durch  längeren 
Gebrauch  eigentümlichen"  Kennzeichnungen  der  Waren  den  Schutz  des 
§  14  geniefaen  sollen.  Münster  (S.  111)  und  Ottenbach  (8.  32)  wollen 
aufserdem  noch  den  Zusatz:  „Aufmaohungen,  Ausstattungen  oder  Verzie- 
rungen, welche  sich  vor  dem  1.  Jan.  1892  nachweislich  im  unbestrittenen 
Gebrauoh  mehrerer  befanden,  gelten  als  Eigentum  der  bisherigen  Ge- 
braucher." 

Der  Sohutz  gegen  falsche  Herkunftsbezeiohnungen,  wie  ihn  §  15 
begründet,  erscheint  mehreren  Handelekammern  nicht  weitgehend  genug. 
München  (8.  89)  hält  es  für  nötig,  auch  den  falschen  Gebrauoh  des  Namens 
eines  Landes  unter  Strafe  zu  stellen.  Pforzheim  (8.  17)  schlägt  vor, 
die  Strafe  des  §  16  auoh  gegen  falsche  Bezeichnungen  bezüglioh  der 
Qualität  vorzuschreiben.  Stuttgart  (8.  54)  empfiehlt,  auch  die  täuschende 
fremdländische  Etikettierung  dem  §  15  zu  unterstellen,  und  will  über- 
haupt jede  irreführende  Art  der  Kennzeichnung  des  Geschäftsbetriebes 
der  Strafe  unterwerfen.  Auoh  wenn  jemand  in  seinem  Geschäftsbetriebe 
Angaben  macht,  die  den  thatsäohlichen  Verhältnissen  nicht  entsprechen 
und  zugleich  andere  Gewerbtreibende  in  Bezug  auf  ihr  Vermögen  oder 
ihr  geschäftliches  Ansehen  zu  schädigen  oder  das  Publikum  irre  zu  führen 
geeignet  sind,  soll  die  Strafe  eintreten. 

Häufiger  als  die  Erweiterungsversuohe  sind  die  Einsohr änkungs ver- 
suche, die  namentlich  im  Interesse  der  Tabaksindustrie  und  des  Wein- 
handels unternommen  worden  sind.  In  der  Tabakindustrie  hegt  naoh 
den  Auslassungen  von  Darmstadt  (S.  14),  Osnabrück  (8.  62),  Zittau  (8.  27), 
Münster  (8.  110),  Bielefeld  (8.  34),  Orlenbach  (8.  33—34)  und  Strafs- 
burg (8.  53)  die  Sache  so,  dafs  die  Bezeichnungen  Habana,  Portorioo, 
Maryland,  Varinas  etc.,  ferner  die  Benutzung  der  Wappen  von  Habana, 
Cuba,  Spanien,  Holland  etc.  längst  nioht  mehr  als  Herkunftsbezeichnung 
gelten,  sondern  nur  zur  Bezeichnung  der  Qualität  und  Preislage  dienen. 

Aehnliohe  Gewohnheiten  haben  sich  in  umfangreichem  Mafse  im  Wein- 
handel entwickelt  Hierüber  äufiern  sich  namentlich  die  Berichte  von 
Wiesbaden  (8.  30—89),  Dannstadt  (8.  12—13),  Mainz  (8.  55—60),  Frank- 
furt a.  M.  (S.  58),  Mannheim  (8.  207—212)  u.  Ludwigshafen  (8.  62—66) 
eingehend.  Auf  dem  gleiohen  Boden  stehen  grundsätzlich  auoh  die  Be- 
richte von  Karlsruhe  (8.  5),  Regensburg  (8.  46),  Osnabrüok  (8.  62),  Bam- 
berg (&  39),  Hildesheim  (8.  12),  Göttingen  (8.  13),  Freiburg  i.Br.  (8.  10— 
11),  Coblenz  (8.  4).  Bromberg  (8.  6),  Heidelberg  (8.  50),  Münster  112— 
113),  Passau  (8.  36—37),  Köln  (S.  18),  Offenbach  (S.  35),  Stuttgart 
(8.  53)  und  Strafsburg  (8.  32—34)  u.  a.  m.  Alle  diese  Kammern  halten 
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die  Gewohnheit,  die  Namen  von  Weinorten  and  Weinlagen  zur  Bezeich- 
nung Ton  Weinen  zu  benutzen,  die  zwar  an  diesen  Orten  nioht  gewachsen 
sind,  aber  in  Bezug  auf  Beschaffenheit  und  Preislage  den  dort  gewonne- 
nen Weinen  entsprechen,  für  eine  berechtigte,  durch  die  Anforderungen 
des  Publikums  nötig  gewordene  und  ohne  schwere  Schädigungen  des 
Weinhandels  nioht  zu  beseitigende  Eigentümlichkeit.  Sie  betonen,  dafs 
bei  Einführung  eines  Zwanges  zur  Herkunftabezeicbnung  für  Weine  die 
Gewächse  von  Orten  mit  unbekannten  Namen  unverkäuflich  sein  würden 
und  dafs  das  gesetzlich  zulässige  und  neuerdings  noch  durch  die  Behand- 
lung der  Versohnittweine  in  den  Handelsverträgen  anerkannte  Verschnei- 
den geringer  Weine  mit  besseren  Sorten  bei  unveränderter  Annahme  de« 
§16  unmöglich  werde. 

An  Abänderungsvorschlägen  zur  Schonung  der  Gewohnheiten  des 
Tabak-  und  Weinhandels  hat  es  unter  diesen  Umständen  nicht  gefehlt. 
Am  vorsichtigsten  war  Stuttgart  (S.  55)  mit  dem  Vorschlag,  ein  amtliche« 
Verzeichnis  derjenigen  Ortsbezeichnungen  aufzustellen,  die  als  Gattungs- 
namen anzuerkennen  sind  und  deshalb  ungehindert  weiter  gebraucht  werden 
B&UMtti 

8ehr  zurückhaltend  ist  aueh  die  Anregung  von  Magdeburg  (8.  16), 
zu  Gunsten  der  Tabaksindustrie  eine  längere  Uebergangtzeit  zu  gewähren, 
was  auch  Osnabrück  (8.  62)  als  Mindestforderung  aufstellt.  Andere  ver- 
langten dagegen,  dafs  §  16  auf  den  Tabakhandel  und  den  Handel  mit 
stillen  Weinen  keine  Anwendung  finde.  Jenes  wird  von  Zittau  (S.  27), 
dieses  von  Prankfurt  a.  M.  (8.  68)  und  Bamberg  (S.  39)  empfohlen.  Auch 
eine  von  der  Handelskammer  zu  Mainz  am  6.  Dez.  1892  abgehaltene 
Versammlung  von  Mainzer  Interessenten  stellte  sich  auf  diesen  Standpunkt 
Nooh  andere  (Düsseldorf,  S.  32,  Strafsburg,  8..  38)  verlangen  Beschrän- 
kung des  §  16  auf  Fabrikate.  Colmar  (8.  19)  empfahl  —  um  daa  gleich 
hier  zu  erwähnen  — ,  dafs  bei  Fabrikaten  nur  der  Fabrikationaort  ge- 
schützt werde.  Offenbach  (8.  34)  forderte  bezüglich  dee  Tabake,  dafs 
der  Gebrauch  von  Wappen,  die  zu  Warenbezeichnungen  geworden  bind, 
gestattet  bleibe,  Coblenz  (8.  4)  erklärte  im  Einklang  mit  dem  Ausschuf > 
des  Handelstages,  der  Sohutz  des  §15  dürfe  nioht  den  legitimen  Handel, 
namentlich  nioht  den  Weinhandel  und  den  überseeischen  Verkehr  beein- 
trächtigen. Mannheim  (S.  207 — 212)  beantragte,  dafs  bei  Wein  von  dem 
Zwang  zur  Herkunftsbezeichnung  abgesehen  werde ,  und  fand  dafür  Unter- 
stützung bei  Güttingen  (8.  13),  Heidelberg  (8.  60),  Leipzig  (S.  19—20)  und 
Münster  (8.  112 — 113).  Bromberg(S.  6)  trat  dafür  ein,  dafs  die  Benutzung  der 
Namen  bekannter  Weinorte  und  Weinlagen  nicht  unter  §  1 6  falle.  Lud wigshafan 
(8.  62/66)  stellte  den  Antrag,  dafs  „Ortabezeiohnungen  nioht  als  Ursprungs- 
namen zu  betrachten  sind,  wenn  sie  Gattungsnamen  geworden  sind,  und 
dafs  dazu  auch  die  Namen  von  Weinorten  und  Weinlagen  gehören".  Dem 
schlössen  sioh  an  Bingen,  Darnstedt,  Hamburg,  Mannheim,  Passau,  Worms 
und  Würzburg.  Wiesbaden  (8.  39)  schlug  den  Zusatz  vor:  „wofern  nicht 
derartige  örtliche  Benennungen  als  Warenbezeichnungen  nach  anerkannten 
Handelsgebrauch  zu  Gattungsnamen  geworden  und  ihren  aussohliefsliohen 
Charakter  als  Ursprungsangaben  verloren  haben". 

Einen  mehr  vermittelnden  Standpunkt  nahm  Mainz  (8.  67)  ein  mit 
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folgendem  Antrag:  „Der  gleichen  8trafe  unterliegt,  war  Wein  unter  der 
Bezeichnung  einer  bestimmten  Weinbergslage  eines  Ortes,  einer  Gemeinde 
oder  eines  weiteren  öffentlichen  Verbandes  in  Verkehr  bringt  oder  feil 
hält,  wenn  nachgewiesen  wird,  daTs  der  betr.  Wein  nicht  in  der  ange- 
gebenen Weinbergslage  gewachsen  ist  Dagegen  dürfen  beim  Verkauf  von 
Weinen  zur  Bezeichnung  (Etikettierung)  von  Weinflaschen  die  Namen  von 
Orten,  Gemeinden  oder  weiteren  öffentlichen  Verbänden  benutzt  werden, 
wenn  die  Weine  von  derjenigen  Art  sind,  welche  allgemein  unter  dem 
Namen  dieser  Orte,  Gemeinden  oder  weiteren  öffentlichen  Verbände  feil- 
geboten zu  werden  pflegen." 

Mainz  versuchte  auch  durch  gemeinsame  Beratungen  die  Sache  zu 
klären  und  berief  deshalb  auf  den  5.  Januar  1893  eine  Versammlung  ein, 
an  der  sich  die  Vertreter  der  Handelskammern  Bingen,  Coblenz,  Darm- 
stadt, Frankfurt  a.  M. ,  Freiburg  i.  B.,  Hamburg,  Heilbronn,  Karlsruhe, 
Köln,  Ludwigshafen,  Mannheim,  Mainz,  Offenbach,  Stuttgait,  Wiesbaden 
und  Würzburg,  ferner  des  landwirtschaftlichen  Vereins  für  Starkenburg 
und  Rheinhessen,  sowie  des  Vereins  nassauisoher  Land-  und  Forstwirte 
beteiligten.  Auch  das  Reichsamt  des  Innern,  die  hessische  Regierung  und 
die  Stadt  Mainz  waren  vertreten.  '  Die  Versammlung  nahm  in  erster  Linie 
den  Antrag  Mannheim  an,  dafs  §  15  auf  den  Verkehr  mit  stillen  Weinen 
keine  Anwendung  finde.  Nur  der  Verein  nassauischer  Land-  und  Forst- 
wirte und  die  Handelskammern  Mainz  und  Wiesbaden  stimmten  dagegen, 
während  Offenbach  sich  der  Abstimmung  enthielt.  In  zweiter  Linie  wurde 
auf  Antrag  von  Offenbach  folgender  Zusatz  zu  §  15  einstimmig  be- 
schlossen: „Auf  örtliche  Bezeichnungen,  welche  durch  Herkommen  und 
allgemeine  Uebung  des  Verkehrs  zu  Wertbegriffen  oder  Gattungsnamen 
(Sortenbezeichnungen)  für  eine  Ware  geworden  sind,  findet  die  Bestimmung 
dee  Abs.  1  keine  Anwendung." 

Diesen  Antrag  haben  sioh  später  auch  Münster  (8.  110)  und  Osnabrück 
(S.  62)  angeeignet. 

Die  Schaum weinindustrie  ist  an  diesen  Schritten  nicht  beteiligt,  weil 
sie  gerade  ein  Interesse  an  scharfer  Bekämpfung  soloher  Ortsbezeichnungen 
ftat.  Französische  Firmen  verkaufen  nämliohSohaumwein,  den  sie  in  ihren 
deutschen  Filialen  haben  herstellen  lassen,  unter  der  Marke  ihrer  franzö- 
sischen Hauptniederlassung,  und  darin  erblicken  die  deutschen  Schaumwein- 
fabrikanten eine  concurrence  de*loyale,  die  durch  §  15  beseitigt  wird. 

Bemerkenswert  ist,  dafs  Augsburg  und  Trier  sich  auf  einen  anderen 
Boden  gestellt  haben.  Augsburg  (8.  51/52)  lehnte  die  Unterstützung  des 
schon  mitgeteilten  Antrages  Ludwigshafen  ab.  Sollte  der  Antrag  be- 
zwecken, dafs  alle  Weinorte  und  Weinlagen  als  Gattungsnamen  gelten 
sollten,  so  ging  er  der  Handelskammer  Augsburg  zu  weit.  Sollte  er  aber 
nur  aussprechen,  dafs  auch  Weinorte  und  Weinlagen  als  Gattungsnamen 
in  Betracht  kommen  können,  so  schien  er  ihr  überflüssig  zu  sein,  da  der 
Gesetzgeber  Gegenteiliges  nicht  bezweckt.  Grundsätzlich  nimmt  Augsburg 
gegen  den  §  15  nicht  Stellung,  auch  nicht  mit  Rücksicht  auf  den  Wein- 
handel. Trier  (8.  6 — 7)  aber  wendet  sich  als  Vertreterin  eines  wichtigen  Wein- 
landes sehr  scharf  gegen  die  Grundidee,  von  der  das  Vorgeben  der 
übrigen  Handelskammern  beherrscht  wurde.    Trier  bezieht  sich  zuuächst 
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darauf,  dafs  auch  Mainz  einen  berechtigten  Kern  in  §  15  anerkannt  habe» 
weil  es  nicht  gestattet  sein  dürfe,  geringe  Weiue  mit  der  Marke  einer 
Gemeinde  zu  versehen,  deren  Produkten  diese  Weine  der  Beschaffenheit 
nach  nicht  entsprechen,  „wie  das  b  ekan  n  termafsen  heute  die 
Regel  ist",  und  weil  es  zweckmässig  sei,  mit  der  Marke  einer  be- 
stimmten Weinbergslage  nur  den  dort  gewachsenen  Wein  su  bezeichnen. 
Mit  dieser  „durch  die  Natur  der  Saohlage  begründeten  Auffassung"  ist 
Trier  durchaus  einverstanden,  ja  noch  mehr,  Trier  erwartet  von  der  An- 
wendung des  §  15  in  seiner  vollen  Schärfe  auf  Wein  nicht  nur  nicht 
eine  Schädigung,  sondern  erhebliohe  Vorteile  für  den  deutschen  Weinbau 
und  Weinhandel.  Die  Abstellung  von  Mifsbräuohen  hebe  stets  das  An- 
sehen eines  Geschäftszweiges  im  inneren  Verkehr  wie  auf  dem  Weltmarkt, 
und  die  Gewohnheit,  die  Namen  bestimmter  Orte  und  Weinbergslagen 
als  Gattungsnamen  su  behandeln,  erscheint  der  Trierer  Handelskammer  als 
ein  Mifsbrauoh,  der  ebenso  eine  Täuschung  des  Käufers  bezweckt,  wie  die 
in  anderen  Branchen  vorkommenden  Fälle,  in  denen  der  Entwurf  Wandel 
schaffen  will.  Ein  Zwang  zur  Herkunftsbezeichnung  werde  auch  im  Ent- 
wurf nicht  ausgesprochen;  es  werde  nur  verlangt,  dafs,  wenn  Herkunfts- 
orte angegeben  werden,  die  richtigen  Orte  genannt  werden.  Für  ver- 
schnittene Weine  könnten  indifferente  Namen  benutzt  werden,  die  sich 
bald  einbürgern  würden.  „Nicht  der  Name  ist  es,  welcher  den  Preis  und 
Absatz  des  inländischen  Weines  bestimmt,  sondern  sein  innerer  Wert,  seine 
Güte.  Der  deutsche  Weinhandel  bedarf  deshalb  des  bedenklichen  Mittels 
der  unwahren  Herkunftsbezeichnung  nioht,  um  erfolgreich  auf  dem  Welt- 
markt zu  bestehen." 

Die  Reichsregierung  hat  inzwischen  dem  §  15  in  der  an  den  Reichs- 
tag gelangten  Vorlage  eine  andere  Fassung  gegeben.  Hiernach  ist  straf- 
bar die  falsohe  Herkunftsbezeichoung  zu  dem  Zweck,  „über  Beschaffen- 
heit und  Wert  der  Waren  einen  Irrtum  zu  erregen".  »Die  Verwendung 
von  Namen,  welche  nach  Handelsgebrauoh  zur  Benennung  gewisser  Waren 
dienen,  ohne  deren  Herkunft  zu  bezeichnen,  ,j:i.h  unter  diese  Bestimmung 
nicht."  Colmar  (S.  19  und  20),  Mainz  (S.  60)  und  Wiesbaden  (S.  39) 
erklären  sich  mit  dieser  neuen  Fassung  einverstanden. 

Strafsburg  (S.  34)  hält  dagegen  die  Bestimmung  nicht  für  ausreichend, 
woil  dadurch  die  Erregung  eines  Irrtums  über  den  Herstellungs-  bezw. 
bei  Fabrikaten  über  den  Fabrikationsort  nicht  verhindert  wird.  Zu  dem  eben 
angegebenen  Zusatz  der  Regierungsvorlage  schlägt  Strafsburg  deshalb 
folgende  Ergänzung  vor:  „Ist  ein  solcher  Name  gleichwohl  geeignet,  bei 
der  grofsen  Masse  der  Konsumenten  einen  Irrtum  über  die  Herkunft  der 
Ware  zu  erregen,  so  bedarf  es  der  Beifügung  eines  unzweideutigen  und 
augenfälligen  Vermerkes  über  den  wirklichen  Herkunft«-  bezw.  Fabri- 
kationsort." 

Auch  in  einigen  anderen  Punkten  sucht  die  neue  Fassung  des  Ent- 
wurfs den  vorgetragenen  Wünschen  gerecht  zu  werden.  Der  Anmeldung  soll 
nicht  mehr  ein  Verzeichnis  der  „Warengattungen",  sondern  der  „Waren", 
für  die  das  Zeichen  bestimmt  ist,  beigefügt  werden  (§  2).  Für  die  Ver- 
öffentlichung der  Eintragungen  wird  nicht  „das  amtliche  Blatt  des  Patent- 
amts" als  Organ  genannt,  sondern  nur  gesagt:  „Jede  Eintraguug  und 
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jede  Löschung  wird  amtlich  bekannt  gemacht,"  eine  Fassung, 
die  jedenfalls  die  Herausgabe  eines  systematisch  geordneten  Reichs-Marken- 
blattes  nicht  ausschliffst.  Nach  §  5  soll  für  den  Fall  der  Ueberein- 
stimmung  des  angemeldeten  Zeichens  mit  einem  schon  geschützten  der 
Inhaber  des  letzteren  benachrichtigt  werden.  Erhebt  dieser  inner- 
halb eines  Monats  Widerspruch  gegen  die  Eintragung,  so  wird  die  Ein- 
tragung ausgesetzt  und  dem  Anmelder  anheimgegeben,  den  An- 
spruch auf  Eintragung  durch  Klage  gegen  den  Widersprechenden  zu  er- 
zwingen. Klagt  der  Anmeldende  binnen  drei  Monaten  nicht,  so  gilt  die 
Anmeldung  als  zurückgezogen.  Hierin  liegt  eine  wesentliche  Verbesserung. 
Würde  das  Gleiche  auoh  für  den  Fall  der  Verwechselungsfähigkeit  un- 
zweideutig bestimmt,  so  wäre  damit  wohl  allen  Wünschen  genügt. 

Dem  §  8  ist  angefügt:  „Hat  ein  nach  dem  Gesetze  über  Markenschutz 
vom  30.  Nov.  1874  von  der  Eintragung  ausgeschlossenes  Warenzeichen 
bis  zum  Erlafs  des  gegenwärtigen  Gesetzes  in  den  beteiligten  Verkehrskreisen 
als  Kennzeichen  der  Waren  eines  bestimmten  Geschäftsbetriebes  gegolten, 
so  kann  der  Inhaber  des  letzteren,  falls  dasselbe  nach  Mafsgabe  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  für  einen  anderen  in  die  Zeichenrolle  eingetragen  wird, 
bis  zum  1.  Jan.  1895  die  Löschung  beantragen." 

In  anderen  wichtigen  Funkten  ist  freilich  eine  Aenderung  im  Sinne 
der  Anträge  der  Handelskammern  nioht  eingetreten.  Immerhin  wird  der 
Entwurf,  der  vermutlich  dem  neuen  Reichstage  wieder  zugehen  wird,  einen 
Fortschritt  gegen  den  bisherigen  unhaltbaren  Zustand  des  Markenwesens 
und  hinsichtlich  der  Abwehr  unlauteren  Wettbewerbes  darstellen,  sofern 
der  Reichstag  sich  im  wesentlichen  den  Standpunkt  der  Reichsregierung 
aneignet.  Die  Handelskammern  dürfen  ihrerseits  das  Verdienst  für  sich 
in  Anspruch  nehmen,  dafs  sie  durch  ihre  unermüdliohe  Bekämpfung  der 
seitherigen  Mifsstände  und  durch  ihre  eifrige  Mitarbeit  an  dem  Reform- 
werk zu  einer  gedeihlichen  Lösung  der  Frage  viel  beigetragen  haben. 


736 


Litt  er  atur. 


Litteratur. 

L 

Zur  neueren  Litteratur  über  Hausindustrie. 

(1891— 1898.)  ») 
Von  Werner  8  omba  rt. 

A.  Allgemeines. 

1.  Bücher,  Karl  (Prof.  an  der  Univers.  Leipzig),  Artikel  „Gewerbe" 
im  Handwörterbuch  der  Staatewissenschaften,  herausgegeben  von  Con- 
rad, Elster,  Lexis,  Loening,  Band  III.    Jena  1892. 

2.  Derselbe,  Die  gewerblichen  Betriebsformen  in  ihrer  historischen 
Entwicklung.  (Sonderabdruok  aus  der  Festsohrift  der  Technischen 
Hochschule  zu  Karlsruhe  zum  40-jährigen  Regierungsjubilänm  Sr.  K. 
Hoheit  des  Grofaherzogs  Friedrich  von  Baden.)  Karlsruhe  1892.  4°.  28  8. 

3.  Derselbe,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  Sechs  Vorträge. 
Tübingen  1893.  8°.  304  8.  Insbesondere  II.  Die  gewerblichen 
Betriebssyteme  in  ihrer  geschichtlichen  Entwickelung.     8.  79 — 118. 

4.  Schneider,  J.  P.,  Artikel  „Hausindustrie"  im  ötaatslexi  kon, 
herausgeg.  im  Auftrage  der  Görres-Gesellschaft  zur  Pflege  der  Wissen- 
schaften im  katholischen  Deutschland  durch  Dr.  Ad.  Bruder,  Bd.  III. 
Freiburg  1893. 

B.  Einzelne  Länder. 
I)  Deutschland  im  allgemeinen: 

5.  Gebhard,  Hermann,  Die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  der 
Hausgewerbetreibenden  der  Tabakfabrikation.    Berlin  1892.  8°.  95  8. 


1)  AU  zeitlicher  Ausgangspunkt  für  unsere  Uebersicht  ergab  sieb  von 
selbst  du  Jahr  1891,  d.  i  derjenige  Zeitpunkt,  bis  zu  welchem  der  Referent  die  deutsche 
Litteratur  über  die  Bausindustrie  vollständig,  von  der  ausländischen  die  theoretischen  Schriften 
in  seinen  8tudien  Ober  Wesen  und  Natur  der  Hausindustrie  zur  Verarbeitung  gebracht  hatte.  An 
jene  Studien  des  Jahres  1891  knüpft  nun  die  neue  Litteraturühersicht  an.  Daher  auch  die 
Tom  Referenten  über  Hausindustrie  veröffentlichten  größeren  Arbeiten  naturgemifs 
nicht  mit  aur  Anzeige  gelangen.  8ie  bilden  vielmehr  die  theoretische  Grund- 
lage für  die  Beurteilung  der  oben  aufgeführten  neuen  Schriften.  Die  betreffenden  Auf- 
sitze sind :  „Die  Hausindustrie  in  Deutschland"  im  Archiv  (ür  soziale  Gesetzgebung  and 
Statistik,  herausgeg.  von  Dr.  H.  Braun,  Band  IV,  1891,  und  der  Artikel  „Hausin- 
dustrie" im  Handwörterbuch  der  Staatswiss.  etc  ,  Band  IV,  1 892  (Geschrieben  Sommer  1891  ) 
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II.  Preufsen  im  allgemeinen1). 

6.  Acta  bor  usRica  etc.,  herauegeg.  von  der  K.  Akademie  der  Wissen- 
schaften. Die  einzelnen  Gebiete  der  Verwaltung:  Die  preufsische 
Seidenindustrie  im  18.  Jahrhundert  und  ihre  Begründung  durch  Fried- 
rich d.  Gr.    3  Bande.   Berlin  1892. 

7.  Schindler,  U.,  Die  preufsische  Seidenindustrie  im  18.  Jahrhundert 
und  ihre  Begründung  durch  Friedrich  d.  Gr.  S.-A.  aus  der  Beilage 
cur  „Allgemeinen  Zeitung",  No.  117  und  120  vom  19.  und  28.  Mai  1892. 
Hünchen  1892.    kl.  8°.  38  8. 

8.  Hintze,  Dr.  0.,  Die  preufsische  SeideninduBtrie  dei  18.  Jahr- 
hunderts, im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc.,  herausg.  von  0.  Schmoller, 
XVIII.  Jahrgang,  1893,  Heft  1. 

* 

III.   Einzelne  Teile  Deutschlands. 

a)  Rheinland-Westfalen: 

9.  Stegemann,  Dr.  B.,  Studien  auf  dem  Gebiete  der  Bergischen 
Klein-  und  Hausindustrie  (Zeitschr.  für  Handel  und  Gewerbe,  IV.  Jahr- 
gang, 1891,  No.  5,  6,  7,  8,  9,  10,  12). 

b)  8chlesischea  Gebirge: 

10.  Gothein,  Georg,  Die  Lage  der  Hausweber  im  Eulengebirge  (Ar- 
beiterfreund, XXIX.  Jahrgang  (1891),  8.  16  ff.). 

11.  &,  Das  Weberelend  in  Schlesien  (Preufsische  Jahrbücher,  herausgeg.  von 
H.  Delbrück,  Februarheft  1891,  8.  173  f.). 

12.  Sombart,  W. ,  Zur  Lage  der  schlesischen  Hausweber  (Sozialpoli- 
tisches Centralblatt,  I.  Jahrgang  (1891),  8.  175  f.). 

13.  Derselbe,  Statistik  der  Hausweberei  im  schlesischen  Eulengebirge 
(ebenda  S.  391  f.). 

14.  Zusammenstellung  (Statistische)  der  im  Bezirk  der  Handels- 
kammer Schweidnitz  im  Jahre  1891  vorhandenen  Handweber.  Auf- 
genommen im  Februar  1892.    Veröffentlicht  im  Jahresbericht  1892. 

15.  Meyer,  Christ,  Die  sohlesiscbe  Leinenindustrie  und  ihr  Not- 
stand. (Vierteljuhrsschrift  für  Volkswirtschaft  etc.  Herausgegeben 
von  K.  Braun.    Jahrgang  XXIX,  (1893)  Bd.  III,  S.  58  ff. 

16.  Grünhagen,  C. ,  Der  Anlafs  des  Landeshuter  Webertumults  am 
28.  März  1793  (Zeitschrift  des  Vereins  für  Geschichte  und  Altertum 
Schlesiens,  XXVII.  Bd.  (1893),  8.  291  f.). 

17.  Hauptmann,  Gerhart,  De  Waver  (Die  Weber).  Schauspiel  aus 
den  vierziger  Jahren.    Berlin  1892.    8°.  119  8. 

18.  Brentano,  Lujo,  Ueber  den  grundherriichen  Charakter  des  haus- 
industriellen Leinengewerbes  in  Schlesien  (Zeitschrift  für  8ozial-  und 
Wirtschaftsgeschichte,  herausgeg.  von  Bauer,  Grünberg  etc.  I.  Bd. 
1893),  8.  318  ff.). 


1)  Dl«  hier  genannten  8chriften  über  die  preußische  Seidenindustrie  unter  Friedrich  M 
gelangen  nicht  zur  Anzeige,  da  sie  ausführlich  in  diesen  „Jahrbüchern''  zi 
Herr  Professor  Bister  sich  rorbehalten  hat 
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19.  Fe  ohaer,  H.  (Prof.),  Die  sohlesische  Glasindustrie  unter  Friedrioh 
dem  Grofseu  und  sei  neu  Nachfolgern  bis  1806  (Zeitschrift  des  Ver- 
eins für  Geschichte  und  Altertum  Schlesiens.  XXYI.  Bd.  (1892) 
S.  74  ff.). 

c)  Obersohlesien: 

20.  Stegemann,  K. ,  Untersuchungen  über  die  Lage  der  Katscher  We- 
berei und  Outachten  betr.  die  Errichtung  einer  Lehrwerkstätte  für 
diese.    Oppeln  1891.    8°.  27  S. 

21.  Derselbe,  Die  Eleinindustrie  der  Stadt  Eieferstädtel.  Eben- 
da 1891. 

22.  Derselbe,  Untersuchungen  über  die  Lage  der  hausindustri eilen 
Korbmacherei  in  Oberschlesien.  1892. 

[No.  20  bis  22  wieder  abgedruckt  in  dem  Sammelwerk  „Aus  der 
Praxis  der  Handelskammern.  Beiträge  zur  praktischen  National- 
ökonomie", herausgeg.  von  Dr.  R.  Stegemann,  nach  dem  wir  citieren. 
Bd.  t    Oppeln  1892.] 

d)  Sächsisches  Erzgebirge: 

23.  8 i e g e  1 ,  Ed.,  Zur  Gesohichte  des  Posaraentiergewerbes  mit  beson- 
derer Rücksichtnahme  auf  die  erzgebirgische  Posamentenindusthe. 
Mn  18  Abbildungen.    Annaberg  1892.    8°.  126  8. 

e)  Baden  (Schwarzwald) : 

24.  Gothein,  Eb. ,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes  und  der 
angrenzenden  Landschaften.  Herausgegeb.  v.  d.  badischen  historischen 
Komm.  Erster  Band:  Städte-  und  Gewerbegeschichte.  Stras- 
burg 1892.    Lex.  8°.  XVI  und  896  S. 

I V.  Fremde  Länder, 
a)  S  o  h  w  e  i  z : 

25.  Baumberger,  Georg  (Redakteur  der  „Ostschweiz"),  Geschichte 
des  Centraiverbands  der  Stickereiindustrie  der  Ostschweiz  und  des 
Yorarlberges  und  ihre  wirtschafte-  und  sozialpolitischen  Ergebnisse. 
St.  Gallen  1891.    8°.    278  S. 

26.  Laurent,  Gust.  Ad.,  Die  Stickereiindustrie  der  Ostschweiz  und 
des  Vorarlbergs,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Hausindustrie. 
Eine  sozialökonomische  Studie.    Diss.    Basel  1891.    8°.    52  8. 

27.  Jay,  Raoul,  Une  Corporation  moderne.  Grenoble  1892.  gr.  8°.  27  8. 

28.  Erisis  (Zur),  des  schweizerischen  Stickereiverbands  (Neue  Zeit, 
X.  Jahrgang,  1891/92,  IL  Band,  S.  146  f.). 

29.  Bericht  (V.)  des  Centralverbandea  der  Stickereiindustrie  der  Ost- 
schweiz,  umfassend  die  Periode  vom  1  Juni  1889  bis  30.  Mai  1893. 
St.  Gallen  1893.    8°.    80  8. 

b)  Oesterreich-Ungarn: 

30.  Paygert,  Dr.  Com.  von,  Die  soziale  und  wirtschaftliche  Lage 
der  galizischen  Schuhmacher.     Eine  8tudie  über  Hausindustrie  und 
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Handwerk  auf  Grund  eigener  Erhebungen.  Leipzig  1891.  8°.  XIII 
und  198  8.  (A.  u.  d.  T.  Staats-  und  sozial  wissenschaftliche  For- 
schungen, herausgeg.  von  Q.  Sohmoller,  Bd.  XI,  Heft  1.) 

31.  Schwiedland,  Dr.  Eug.,  Die  Wiener  Perlmutterindustrie  und 
ihre  Krisia.    Ein  Vortrag.    Wien  1891.    gr.  8°.    21  S. 

32.  Derselbe,  Die  Entstehung  der  Hausindustrie  mit  Rücksicht  auf 
Oesterreich  (Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Ver- 
waltung, herausgeg.  von  E.  v.  Böhm-Bawerk,  E.  Th.  v.  Inama-Stero- 
egg,  E.  ▼.  Plener,    Bd.  I  (1892),  Heft  1). 

33.  Derselbe,  Eine  alte  Wiener  Hausindustrie  (ebenda,  Heft  8). 

34.  Protokoll  (Stenographisches)  der  im  Gewerbeaussohufs  des 
Abgeordnetenhauses  am  12.,  14.  und  15.  Dez.  1891  stattgehabten 
Expertise  über  die  Lage  des  Sohuhmaohergewerbes.  Wien  1892. 
8°.    140  8. 

35.  Herkner,  Heinrich,  Die  Lage  des  Wiener  Schuhmachergewerbes 
(Deutsche  Worte,  herausgeg.  von  Engelb.  Pernerstorfer,  X.  Jahrgang 
(1892),  7.  und  8.  Heft). 

36.  Daazynska,  Dr.  Sophie,  Fabrik-  und  Hausarbeiterin.  Ein  un- 
gehaltener Vortrag  (ebeuda,  10.  Heft). 

37.  Bio  dl,  Rieh.,  Hausindustrie  und  Sitzgeselleuwesen  im  österreichi- 
schen Gewerberecht  (ebenda,  XIII.  Jahrgang  (1893),  6.  Heft). 

o)  Grofsbritannien. 

38.  Whateley  Cooke  Taylor,  B.,  The  modern  factory  system. 
London  1891.    gr.  8°.    476  S. 

39.  Fischer,  Paul,  Das  Ostende  von  London.  Ein  soziales  Nacht- 
bild.   1.  Abteilung.    Berlin  1891.    kl.  8°.    30  8. 

40.  Jeans,  Viotorine,  Factory  Act  Legislation.  Its  industrial  and 
commercial  effects  actuals  and  prospective.  Being  the  Cobden  Prize 
essay  for  1891.    London  1892.    kl.  8°.    96  8. 

41.  Royal  Commission  on  Labour.  Digest  of  the  evidence  taken 
before  Group  A.  of  the  R.  Coram.  on  Labour.  Vol.  II.  Iron,  enginee- 
ring  and  hardware.  Presented  to  both  Houses  of  Parliament  by 
Comroand  of  Her  Majesty.    June  1892.    London  1892.   fol.    196  8. 

42.  Industries  (Some)  of  East  London  working  girls:  their  lives  and 
homes.    London  (1892).    kl.  8°.    76  8. 

43.  Booth,  Charles,  Life  and  labour  of  the  people  in  London.  Vol.  IV. 
The  trades  of  East  London.  Neue  Ausgabe.  London  1893.  8°. 
354  8. 

d)  Frankreich: 

44.  Pin  gen  et,  Fdlicien,  Pie'ces  diverses  concernant  la  Corporation 
des  coüteliers  de  Langres.    Langres  1891.    gr.  8°.    50  S. 

45.  MarouBsem,  Paul  de,  Ehernstes  du  Faubourg  St.  Antoine;  Grand 
magasin,  „8weating-syatem".  Paris  1892.  311  8.  (A.  u.  d.  T.: 
La  quesüon  ouvriere,  Vol.  II.) 

46.  Idem,  Le  Systeme  parisien  de  1' Industrie  du  meuble  et  le  „sweating- 
system"  (Revue  d 'economic  politique,  Mai  1892). 
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47.  I  dem,  L 'Industrie  des  jouets  ä  Paris:  La  Situation  de«  ouvriers  et 
le  „sweating-Bystem"  (La  Reforme  sociale,  Bulletin  de  la  societ<$  d  'eco- 
nomie  sociale  etc.,  1892,    No.  32  und  33). 

e)  Belgien: 

48.  Steen  de  Iehay,  F.  van  den,  Tisserand  de  la  fabrique  coUeotire 
de  üand  (Flandre  Orientale,  Belgiqoe).  (A.  u.  d.  T.  Lee  ouvriers 
des  deux  mondes,  Deuxieme  sene  22  •  faeoicnle).    Paris  1891. 

49.  Qdnart,  Ch. ,  Coütelier  de  la  fabrique  collective  de  Gembloux  (Prov. 
de  Namur,  Belgique).  (A.  a.  d.  T.  Le«  ouvrier»  de«  deux  mondes, 
2.  «ene,  38.  faaa).    Paris  1892. 

f)  Bufsland: 

50.  Issaiew,  A. ,  A«,  Le  travail  en  famille  en  llussie  (Revue  d '  eco- 
nomic politique,  Mai  1893). 

g)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

öl.  Banks,  Louis  Albert,  White  slaves  or  the  oppressioo   of  the 

worthy  poor.    Boston  1892. 
62.   Sweating  System  (The)   in  Europe  and  America  (Journal  of 

Social  Science  containing  the  traneactiou  of  the  American  Association. 

No.  XXX  [October  1 892].   Saratoga  Papers  of  1 892.  pag.  57—140)  »). 


A.  Allgemeine«. 

Wir  durften  an  die  Spitze  unserer  Litteraturübersicht  eine  Anzahl  von 
Schriften  stellen  (No.  1 — 3),  die  aus  der  Feder  des  ausgezeichneten,  um 
die  Forschung  auf  gewerbegeschichtlichem,  gewerbestatistischem  und  ge- 
werbetheoretisohem  Gebiete  so  hooh  verdienten,  nunmehr  Leipziger  Ge- 
lehrten Professor  Bücher  geflossen  und  ohne  Zweifel  als  eine  köstliohe 
Bereicherung  der  einschlägigen  Litteratur  anzusehen  sind.  Die  drei  ge- 
nannten Schriften  haben  alle  einen  mehr  oder  weniger  gleichen  Inhalt, 
den  der  Verfasser  in  verschiedene  Formen  zu  giefsen  verstanden  hat.  Ur- 
sprünglich als  Aufsatz  für  das  „Handwörterbuch  der  Staatawissenschaften" 
gedacht,  hat  der  reiche  Stoff,  wie  sich  die  günstige  Gelegenheit  bot,  deren 
auch  in  unserer  Uebersicht  Erwähnung  geschieht,  nooh  ein  anderes  Mal 


1)  Diese  interessant«  Sammlung  von  Monographien  über  das  8weating  sjstem  in 
Europa  und  Amerika  ging  mir  leider  ia  spat  su,  um  sie  noch  eingebend  in  meiner 
Litteraturübersicht  berücksichtigen  su  können  Für  europäische  Verhältnisse  enthalten 
die  Arbeiten  allerdings  wohl  kaum  etwas  neues.  Um  so  mehr  können  wir  aus  den 
Schilderungen  der  Zustände  in  Amerika  lernen,  die  hier  tum  ersten  Male  in  gröberer 
Ausführlichkeit  inr  Darstellung  gelangt  sind  (p.  73—104).  Hauptsächlich  sind  New- York 
und  Massachusetts  berücksichtigt,  während  die  Zustände  in  Boston  nur  gestreift  werden. 
Ueberall  finden  wir  Analogien  atringentester  Art  su  europäischen,  namentlich  englischen 
Verhältnissen.    Ein  Schlufsartikel  von  Joe.  Le«  endlich  behandelt  das  Sweating  System 


Digitized  by  Google 


LiU«r»tur.  741 

als  Fes  tbei  trag,  ein  drittes  Mal  als  Vortrug  in  der  Gehestiftung  und  ein 
viertes  Mal  als  Teil  des  neuesten  Buches  Bücher's  passende  Verwendung 
gefunden. 

Es  würde  nur  schwer  sein,  die  Fülle  neuer  Aufschlüsse  in  einem 
kurzen  Referate  wiederzugeben,  mit  denen  Bücher  die  wissenschaftliche 
Welt  abermals  besohenkt  hat.  Es  gereioht  uns  deshalb  gewisBermafsen 
mm  Tröste,  dafs  in  den  die  Hausindustrie  betreffenden  Abschnitten 
die  Ausführungen  Bücher's  Aber  den  Stand,  den  die  Forschung  bei 
Abfassung  der  Schriften  einnahm,  und  wir  dürfen  sagen,  noch  einnimmt, 
nicht  hinausgegangen  ist,  was  auoh  von  Gustav  Schmoller  neulioh,  als 
er  die  Bücher'schen  Bücher  anzeigte,  mit  Recht  hervorgehoben  wurde  und 
wogegen  Bücher  selbst  wohl  kaum  Einwendungen  zu  machen  gewillt  sein 
dürfte.  Seme  grofsen  Verdienste  als  bahnbrechender  Forscher  liegen  ge- 
wifs  auf  anderem  Gebiete.  Auch  dafs  in  den  Neudrucken  des  ursprüng- 
lichen Aufsatzes  keine  Aenderungen  vorgenommen  sind,  liegt  in  der  Natur 
der  Sache.  Nur  einen  Zusatz  habe  ich  am  Schlüsse  des  zuletzt  ange- 
führten Druckes  (No.  8)  gefunden,  der  mich  persönlich  augeht  und  der 
mir  willkommene  Gelegenheit  bietet,  meinen  Standpunkt  gegenüber  dem 
Hausindustrieproblem  dem  Leser  dieser  Zeilen  wenigstens  anzudeuten. 

Bücher  schreibt  a.  a.  0.  8.  117,  118:  „Es  ist  in  letzter  Zeit  mit 
seltener  Dringlichkeit  der  Ruf  nach  Beseitigung  der  älteren  industriellen 
Betriebssysteme  erhoben  worden  —  so  von  H  Losch,  Nat.  Prod.  etc.  1892, 
und  bezüglich  der  Hausindustrie  von  W.  Sombart  in  Braun's  Archiv  etc., 
IV,  144  f.  und  im  Handwörterbuch  der  Staatawisscn  schatten  etc.  —  Das 
Handwerk,  die  Hausindustrie,  überhaupt  alle  Kleinbetriebsformen,  sagt  man, 
lähmten  die  nationale  Produktionskraft;  sie  seien  „rückständige,  überwundene, 
rohe,  um  nicht  zu  sagen,  sozial  hemmende  Produktionsmethoden",  die  im 
eigensten  Interesse  derjenigen,  welche  sie  ausüben,  durch  eine  „vernünftige 
und  zweckmässige  Gliederung  und  Regelung  der  menschlichen  Thätigkeiten 
im  Grofsen"  ersetzt  werden  müfsten,  wenn  nicht  auch  ferner  die  thataäoh- 
liche  Nationalproduktion  hinter  der  technisch  möglichen  weit  zurück- 
bleiben solle.  Diese  kurzsichtige  wirtschaftspolitische  Studierstubenlogik 
ist  nicht  neu.  Es  gab  eine  Zeit,  in  der  man  jeden  Bauernschuster,  der 
•eine  Kartoffeln  und  seinen  Kohl  selber  baute,  als  eine  Art  Feind  des  höchst- 
möglichen Nationalreicbtums  ansah  und  ihn  am  liebsten  von  Polizei  wegen 
gezwungen  hätte,  bei  seinem  Leisten  zu  bleiben,  selbst  auf  die  Gefahr 
hin,  ;dafs  er  dabei  verhungerte.  Es  ist  ja  immer  viel  leichter  gewesen, 
die  Dinge  zu  meistern,  als  sie  zu  verstehen." 

Es  gereicht  mir  nun  zu  ganz  besonderer  Freude,  konstatieren  zu 
dürfen,  dafs  sich,  soweit  meine  Person  in  Frage  kommt,  die  schweren  Vor- 
würfe, die  Bücher  gegen  mioh  erhebt,  als  unbegründet  erweisen.  Büoher 
hat  offenbar  Losch  gemeint  und  mir  gleich  im  Ramsch  den  Kopf  mitge- 
waschen. Wie  aber  schon  aus  dem  Gedankengange  des  Bücher'schen  An- 
griffes hervorgeht  riohtet  sich  dieser  vornehmlich  gegen  Losch,  der  Manns 
genug  sein  wird,  sich  selbst  zu  verteidigen.  Wenn  ich  jedoch  im  Fol- 
genden meinen  Standpunkt  zu  der  Frage,  wie  er  in  den  beiden,  von 
Bücher  angezogenen  Schriften  niedergelegt  ist,  präzisiert  haben  werde,  so 
wird  Professor  Bücher  gewifs  ohne  weiteres  zugeben,  dafs  wir  im  wesent- 
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liehen  einer  Meinung  sind,  dafs  nur  durch  ein  kleines  Mifsverständnis  eine 
scheinbare  Abweichung  unserer  primipiellen  Beurteilung  der  Hausindustrie 
hat  hervortreten  können.    Ich  bemerke  also : 

1)  habe  ich  niemals  und  an  keinem  Orte  eine  direkte  allgemeine  „Beseiti- 
gung" der  Hausindustrie  etwa  durch  Mafsnahmeo  der  Politik  vertreten.  Ein 
anderes  ist  es,  die  Beseitigung  eines  Zustande«  für  wünschenswert  halten,  ein  an- 
deres, ihn  fordern.  Mein  grundlegender  Aufsatz  in  Brauns  Archiv  so  h  liefst 
mit  der  Bemerkung,  dafs  ich  nur  das  Hausindustrieproblem  hätte  zerlegen,  die 
„Dinge  nur  verstehen"  wollen,  dafs  ich  aber  von  jeder  Ausführung  über  das 
Verhalten  der  Politik  zur  Hausindustrie  Abstand  nehme.  Wo  ioh  dann  in 
aller  Kürze  „Ziele  hausindustrieller  Politik"  aufstelle  —  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften  —  verlange  ich  ausdrücklieh  nur  eine  Aus- 
dehnung der  Arbeitersohutzgesetzgebung  auf  die  Hausindustrie,  mit  dem 
Hinweis  allerdings,  dafs  dadurch  eine  Beseitigung  der  meisten  Hausindustrien 
—  nicht  aller  sage  ich  ausdrücklich  —  hergebeiführt  werden  würde.  Wenn 
ich  nicht  irre ,  steht  im  sozialpolitischen  Programm  Professor  Büeher's 
ganz  ebenso :  Die  Ausdehnung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  auf  die 
Hausindustrie!  80  viel  über  meine  Stellung  zur  Frage  einer  „Beseitigung", 
die  der  Sphäre  praktischer  Politik,  der  Sphäre  des  „Meisten»  der  Dinge" 
angehört  Nun  zur  Sphäre  des  „Verstehens  der  Dinge",  zur  Theorie.  Da 
konstatiere  ioh : 

2)  dafs  ich  in  meiner  Beurteilung  der  Hausindustrie  niemals  die  öko- 
nomischen Gründe,  gegen  die  Bücher  sioh  uusschliefslich  wendet,  in  den 
Vordergrund  gerückt,  ja  nur  besonders  stark  betont  habe.  Auch  hier  liegt 
wohl  eine  Verwechselung  mit  Losch  vor.  Vielmehr  habe  ich  mindestens  eben- 
so sehr,  wenn  nicht  mehr,  soziale  Gesichtspunkte  hervorgekehrt  Mein 
Bestreben  ist  es  gerado  immer  gewesen,  die  Hausindustrie  zu  verstehen: 
aus  dem  Interessiertsein  des  Unternehmers  heraus:  die  Ursache;  in  ihrem 
Einflufs  auf  die  nationale  Produktion  und  deren  Wettkampf  im  In-  und 
Auslande;  auf  die  Arbeiter  in  ihr  und  aufser  ihr:  die  Wirkung.  Gerade 
diese  Zusammenhange  aufzudecken,  habe  ich  versucht.  Und  wahrhaftig 
habe  ich,  auch  wo  ioh  ökonomische  Gesichtspunkte  geltend  machen  mufste, 
nioht  nach  einem  Sehuldogma  mein  Urteil  gefällt.  Dafs  dem  so  ist,  geht 
wohl  am  deutlichsten  aus  der  Thatsache  hervor,  dafs  ich 

3)  gerade  immer  im  Hinblick  auf  die  gesamte  ökonomische  Entwicke- 
lung  die  Hausindustrie  beurteilt  habe.  Weil  ich  den  stetigen  Flufs  dieser 
Enlwickelung  durch  das  längere  Verweilen  breiter  Arbeiterschichten  in 
der  Sphäre  der  Hausindustrie  gefährdet  sehe,  darum  habe  ich  mich  so  scharf 
gegen  sie  ausgesprochen.  Wenn  irgendwo  ein  „historisches  Begreifen" 
wenigstens  versucht  wurde,  so  hier.  Die  folgende  Uebersicht  wird  mehr- 
fach Gelegenheit  geben,  mich  über  diesen  wichtigen  Punkt  noch  weiter  aus- 
zulassen. 

4)  Wie  sehr  mir  Bücher  mit  seinen  harten  Worten  Unrecht  thut, 
beweist  allein  schon  der  Umstand,  dafs  ich  niemals  die  gewerbliche 
Thätigkeit  in  der  Familie  als  so  lohe  ungünstig  beurteilt  habe,  was  dooh 
nach  Büeher's  Insinuation  der  Fall  sein  müfste.  Ueberall,  wo  ioh  von  Haus- 
industrie spreche  und  gegen  sie  kämpfe,  meine  ich  stetB  blofs  die  Haus- 
industrie als  eine  Erschei  nun  gsf  orm  des  Kapitalismus,   loh  habe 
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es  deutlich  ausgesprochen,  dafe  ich  unter  gewissen  Umständen  berufsmässige 
gewerbliche  Beschäftigung  im  Hause  —  obwohl  ich  sie  immer  nur  als  ein  not- 
wendiges Uebel  betrachte  —  in  Bedingungen  des  Orts,  der  Zeit,  auch  anderer 
Momente  als  unvermeidlich  begründet  sehe.  Nur  dafs  ich  in  diesen  Fällen 
jede  Organisationsform  der  Arbeit  (genossenschaftlichen  Vertrieb,  Verkaufs- 
magaxine,  Hausiererei  u.  dergl.)  für  geeigneter  halte,  als  die  kapitalistische 
Hausindustrie.  Gerade  mein  8treben,  „die  Dinge  zu  verstehen",  hat  mich 
dahin  geführt,  alle  Erscheinungen  der  Hausindustrie  aus  dem  Centraipunkt 
des  Untern ebmerinteresses  zu  erklären,  und  gerade  dabei  habe  ich  die 
Ueberzeugung  gewonnen,  dafs  hausgewerbliche  Thätigkeit,  wo  sie  not- 
wendig oder  wünschenswert  ist,  jast  um  sioh  gesund  zu  erhalten,  den 
Sohlingen  der  hausindustriellen  Organisationsform  zu  entgehen  trachten 
mufs.  Hein  eigentliches  AngriiFsobjekt,  um  es  pointiert  au  sagen,  ist  stets 
der  Kapitalismus  in  der  Sphäre  der  Hausindustrie  gewesen. 
Also  nie  und  nirgends  auch  nur  der  Schimmer  eines  Gedankenganges,  wie 
ihn  Büoher  an  mir  rügt.  Und  darum  Studierstubenlogiker!  Das  ist  der 
Humor  bei  der  Sache,  dafs  gerade  Professor  Bücher  uns  beiden,  Losch 
und  mir  —  8tudierstubenlogik  vorwirft. 

Der  Artikel  Schneide  r's  über  „Hausindustrie"  im  Eatholisohen  Staats- 
wörterbuch (No.  4)  ist  eine  gute  Zusammenstellung  der  heutigen  For- 
schungsergebnisse auf  unserem  Gebiete.  Er  will  nichts  anderes  sein.  Da 
der  Verfasser  katholischer  Sozialpolitiker  ist,  so  ist  er  einem  geregelten 
Fortbestande  der  Hausindustrie  nicht  abgeneigt.  Die  wichtigste  Litteratur 
über  den  Gegenstand  ist  berücksichtigt 

B.   Einzelne  Länder. 
I)  Deutschland  im  allgemeinen. 

Hier  liegt  ein  kleines  Schriftchen  vor  aus  der  Feder  des  verdienten 
Direktors  der  Hanseatischen  Versicherungsanstalt  für  Invalidität«-  und 
Altersversicherung,  Herman  Gebhardts  (Nr.  5),  in  dem  die  Frage 
einer  Ausdehnung  jener  Versicherung  auf  die  Hausgewerbetreibenden  der 
Tabakefabrikation  mit  grofser  Sachkenntnis  erörtert  wird.  Wie  es  das 
Thema  mit  sich  bringt,  sind  es  wesentlich  Probleme  der  Verwaltungstechnik, 
um  die  es  sich  handelt.  Nur  der  Vollständigkeit  halber  haben  wir  hier 
von  dem  8chriftohen  Notiz  genommen,  das  für  alle,  die  mit  der  Ausfüh- 
rung der  Versicherungsgesetze  zu  thun  haben,  von  grofsem  Werte  sein 
wird.  Dem  Vernehmen  nach  wird  die  Ausdehnung  der  Versicherung  auf 
einzelne  Branchen  der  Hausindustrie  energisch  gefördert 

III.   Einzelne  Teile  Deutschlands, 
a)  Rheinland-Westfalen. 

Als  der  Verein  für  Sozialpolitik  in  den  Jahren  1889-91  Beriohte 
über  die  Hausindustrie  in  Deutschland  sammelte,  gelang  es  ihm  nicht 
für  alle  Hausindustriegebiete  Referenten  zu  finden.  Es  ist  nun  ein  glück- 
licher Zufall,  dafs  duroh  die  neuere  Litteratur  einige  jener  Lücken  aus- 
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gefüllt  worden  sind.  Es  ist  vor  allem  Dr.  R.  Stegemann,  der  sich  hierbei 
Verdienste  erworben  hat.  Ihm  verdanken  wir  die  Bearbeitung  zweier 
wichtiger  jungfräulicher  Gebiete  deutscher  Hausindustrien :  Obersehlesiens 
(vergl.  unten  8.  767)  und  der  Bergisohen  Lande,  lu  die  letztere  Zone  hat 
sich,  wie  bekannt,  s.  Z.  Thun's  grofses  Werk  erstreckt.  Was  Stegemann 
daher  über  die  „Bergische  Klein-  und  Hausindustrie"  in  seinen  „Studien" 
(No.  9)  mitteilt,  ist  als  Ergänzung  oder,  wie  der  Verfasser  will,  auch  als 
Berichtigung  der  Thun'sohen  Darstellung  aufzufassen.  Wenn  je  zwei  ver- 
schieden veranlagt«  Forscher  dasselbe  Thema  behandelt  haben,  so  ist  es 
hier  der  Fall.  Thun,  der  stürmische  Vertreter  moderner  Sozialpolitik,  der 
begeisterte  Freund  der  Arbeiterschaft  und  darum  Gegner  der  Hausindustrie, 
das  flammende  Gewissen  der  Unternehmerschaft;  Stegemann,  der  konser- 
vative Politiker,  der  duroh  seine  Stellung  als  Sekretär  der  Handelskammer 
seines  Bezirkes  lange  Jahre  in  der  Atmosphäre  des  Unternehmertums  ge- 
atmet hat,  ein  überzeugter  Anhänger  und  Verteidiger  der  Hausindustrie, 
ruhig,  besonnen,  korrekt.  Aber  gerade  dieser  eigenartige  Standpunkt 
Stegemann's  macht  seine  Studien,  die  auf  einem  breiten  Thatsachenmaterial 
sich  aufbauen,  überaus  wertvoll.  Es  läfst  sich  sehr  viel  aus  ihnen  lernen,  und 
wir  wünschen  dem  Verfasser,  dafs  er  noch  viele  Mufse  haben  möge,  seine 
schätzenswerten  Arbeiten  auf  jenen  wichtigen  Forschungsgebieten  fort- 
zusetzen. 

Der  Hausindustrien  im  Bergischen,  über  die  uns  Stegemann  berichtet, 
zählen  wir  fünf:  1)  die  Sohlofsfabrikation,  naoh  Produkt  und  Gebiet  in 
zwei  Unterteile  geschieden ;  2)  die  Hausnäherei ;  3)  die  Bandfabrikation  ; 
4)  die  Schäftestepperei ;  5)  die  Holzschuhmacherei.  Wollen  wir  diese  ver- 
schiedenen Hausindustrien  gruppieren  und  nach  ihren  charakteristischen 
Merkmalen  kennzeichnen,  so  finden  wir  —  naoh  Aussoheidung  der  wenig 
bedeutsamen  Holzschuhmacherei,  die  nur  in  ca.  100  Häusern,  teils  als 
bäuerliche  Nebenbeschäftigung,  teils  als  Hauptberuf  immer  von  Männeru 
in  der  Väter  Weise  betrieben  wird,  vergl.  Sp.  359  flf.  —  in  den  übrigen 
4  Hansindustrien  3  verschiedene  Typen  vertreten  :  eine  berufsmäfsige  männ- 
liche Hausindustrie  im  Niedergang  (die  Schlosserei),  eine  ebensolche  in  der 
Blüte  (die  Bandfabrikation)  und  zwei  teils  als  Nebenbeschäftigung,  teils  be- 
rufsmässig betriebene  weibliche  Hausindustrien  (die  Hausnäherei  und  die 
Sohäftestepperei).  Diese  verschiedenen  Grundbedingungen  ergeben  tiatnr- 
gemäfs  Verschiedenheiten  im  Bilde  der  einzelnen  Hausindustrien.  Wenn 
wir  gleichwohl  in  ihnen  allen  doch  die  nämlichen  Züge  wiederfinden, 
so  darf  uns  das  nicht  wunder  nehmen:  Hausindustrie  bleibt  eben  Haus- 
industrie. Um  den  Inhalt  der  Stegemann'schen  Studien  möglichst  getreu 
wiederzugeben,  beschränken  wir  uns  nunmehr  auf  einen  Auszug  und  wer- 
den, soweit  angängig,  den  Verfasser  selber  reden  lassen.  Unsere  Glossen 
zu  dem  Texte  wird  der  Leser  unschwer  als  solche  erkennen. 

1)  D  ie  Schlof  sfabr  i  ka  ti  o  n.  Die  Bergische  Schlofsfabrikation 
beschäftigt  heute  noch  etwa  1000  Personen,  die  Bich  auf  9  Bürgermeistereien 
verteilen  (Velbert  380,  Wülfrath  220,  Remscheid  100,  Wald  70,  Rade  vorm 
Wald  65,  Mattmann  50,  Hückeswagen  30,  Sonnborn  10,  Hölingen  7).  Stegemann 
handelt  nun  im  besonderen  zunächst  von  der  Rade  vorm  Walder  Thür- 
schlofsfabrikation.    Dieser  Industriezweig  soll  sehr  alt  sein.  Seit 
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Mitte  der  1850er  Jahre  ist  er  mehr  und  mehr  zur  Hausindustrie  gewor- 
den. „In  den  1850er  Jahren  aollen  augeblich  uoch  etwa  200  selbständige 
Schlosser  in  Rade  vorm  Wald  gewohnt  haben,  vor  einigen  Jahren  zählte 
man  deren  noch  30—40,  heute  giebt  es  daselbst  nur  noch  wenige  selb- 
ständige Betriebe,  die  Mehrzahl  der  Hausindustriebetriebe  steht  vielmehr 
in  festem  Verhältnis  zu  dortigen  Fabriken'4  (Sp.  137).  Dementsprechend 
ist  die  Lage  der  Meister  und  ihrer  Gesellen  erbärmlich.  Alle  Uebelstände 
der  Hausindustrie:  karger  Lohn,  lange  Arbeitszeit,  Vernichtung  der  Ge- 
sundheit, Verödung  des  Familienleben?,  zeigen  sich  in  grellem  Lichte. 
„Die  Kost  der  Leute  ist  geringwertig,  viele  Kartoffeln  und  Brot  und  wenig 
Fleisch.  Dabei  geht  die  Kleidung  weit  über  den  8tand  hinaus  .  .  .  Die 
rauhe  Luft  der  Höhen  von  Rade  vorm  Walde  im  Verein  mit  der  schlechten 
Lebenshaltung  haben  den  Gesundheitszustand  der  Bevölkerung  stark  her- 
niedergedrückt.  Wohl  an  keinem  Platze  ist  Sohwindsucht  und  Bluthusten 
■o  verbreitet,  wie  dort.  Auch  über  die  Tranksucht  wird  Klage  geführt, 
über  Zunahme  der  unehelichen  Geburten,  sowie  über  Kindersterblichkeit." 
(Sp.  139.)  Die  Industrie  wird  an  Auszehrung  dahinsiechen,  da  ihr  der  Nach- 
wuchs fehlt.  Die  jungen  Burschen  verdienen  lieber  in  der  Fabrik  das  Doppelte 
und  Dreifache  bei  kürzerer  Arbeitszeit  und  leiohterer  Arbeitsverrichtung 
(Sp.  135,  138).  Der  Velberter  Möb elschl  of s-  und  Vorhänge- 
sohlofsfabrikation  geht  es  etwas  besser,  da  sie  in  der  Hauptsache 
bessere  Arbeit  als  die  Rader  macht  (Sp.  164).  Gleichwohl  ist  der  „Ver- 
dienst in  der  Velberter  Hausindustrie  kein  hoher"  (ebenda).  Sie  erhält 
sich  gegenüber  der  konkurrierenden  Fabrikindut-trie,  weil  sie  eine  „Ab- 
wälzung des  Risikos  bei  unregelmäßigem  Geschäftsgänge  auf  die  kleinen 
Lieferanten"  zuläfst  (Sp.  164),  und  ferner  weil  sie  den  grofsen  Vorzug 
vor  der  ürofsfabrikation  voraus  hat,  „den  sie  der  Eigenart  ihrer  Bevölke- 
rung verdankt" :  dafs  „der  Bergigehe  bedürfnislos  und  bis  zur  Grenze  der 
Unmöglichkeit  arbeitsam"  ist  (Sp.  170).  „Das  ist  das  grofse  Geheimnis, 
weicht s  manohes  und  namentlich  auch  das  erklärt,  dafs  die  Kleinindustrie 
bisher  noch  den  Mitbewerb  der  ürofsindustrie  hat  aushalten  können"  (eb.). 
Stegemann  enthält  sich  weiterer  Ausführungen  zu  dieser  Bemerkung.  Wir 
thun  das  Gleiche. 

2)  Die  Bandfabrikation.  In  der  hausindustriellen  Band- 
wirkerei und  deren  Hilfsarbeiten  sind  nach  den  von  Stegemann  ange- 
stellten Erhebungen  gegenwärtig  im  Bergischen  ungefähr  5977  Personen 
beschäftigt.  Davon  entfallen  auf  Ronsdorf  1950,  Barmen  1700,  Lüning- 
hausen 720,  Elberfeld  600,  Wermelskirchen  455,  Langenberg  192,  Harden- 
berg 148,  Cronenberg  144,  auf  weitere  7  Bürgermeistereien  je  20  und 
weniger.  Wie  auch  aus  der  von  Stegemann  angeführten  Statistik  hervor- 
geht, die  von  der  Düsseldorfer  Regierung  1883  aufgenommen  wurde,  tritt 
der  mechanische  Betrieb  dem  Handbetriebe  bereits  stark  entgegen.  „Ihre 
eigentliche  Stärke  hat  die  Hausindustrie  nooh  im  Kreise  Lennep,  wogegen 
im  Wupperthale  der  Maschinenbetrieb  bereits  eine  erdrückende  Macht- 
stellung gewonnen  hat4''  (8p.  226).  Die  Geschichte  der  Industrie 
(Sp.  227—236)  enthält  nichts,  das  der  Erwähnung  wert  wäre.  Die 
Technik  der  Fabrikation  (Sp.  236 — 241)  ist  einfach.  Neben  dem  Wir- 
ker and  seinen  Gehilfen  sind  bei  Herstellung  des  Bandes  nooh  4  Per- 
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sonen  beschäftigt :  1 )  die  sog.  Maschinerin ,  welche  die  Fäden  auf  die 
Bobinen  abzudrehen  hat;  2)  die  Scheerhasplerin,  die  die  Kette  soheert, 
3)  der  Kartensch  läger,  der  die  sog.  Patrone,  das  punktierte  Muster,  aus- 
schlägt; 4)  der  Andreher.  Bei  der  Hausindustrie  findet  zwischen  den 
Verrichtungen  1 — 3  je  ein  Transport  von  Haus  zu  Haus,  oder  cur  Fa- 
brik und  zurück  statt.  Die  Bandfabrikation  ist  im  Aufschwünge  begriffen, 
den  tie  namentlich  der  Entwickelung  der  Hutfabrikation  verdankt.  „Das 
Absatzgebiet  für  die  Hutbätider  ist  ein  fast  unbegrenztes  geworden,  und 
Bonsdorf  hat  damit  die  nachhaltige  Kraft  einer  von  fremdartigen  Be- 
wegungen unbeeinflußten  Stapelproduktion  gewonnen"  (Sp.  239).  Hutbänder 
sind  das  wichtigste  Produkt;  doch  werden  auch  andere  Artikel  der  Branche 
hergestellt.  Die  Bandwirkerei  wurde  früher  als  Nebenbeschäftigung  neben 
der  Landwirtschaft  betrieben,  erwies  sich  aber  als  unvereinbar  damit 
(Sp.  260)  und  ist  jetzt  fast  durchgängig  ausschließlicher  Erwerb.  Die 
Organisation  des  Gewerbes  hat  viel  Verwandtes  mit  der  in  der 
Lyoneser  8eidenindustrie;  wie  in  dieser,  finden  wir  den  „Ateliertypus" 
häufig,  der  sich  dadurch  charakterisiert,  dafs  ein  Hausindustrie-„Meister" 
mehrere  Stühle  bei  sich  aufstellt,  an  deren  einem  er  selbst  arbeitet,  während 
er  an  den  übrigen  Gesellen  arbeiten  läßt.  Dadurch  wird  die  soziale 
Struktur  kompliziert.  Die  Hausindustriellen  erscheinen  nicht  als  einheit- 
lich interessierte  Klasse,  sondern  zweien  sich  in  die  beiden,  zum  Teil  gleich, 
zum  Teil  entgegengesetzt  interessierten  Klassen  der  „Meister"  und  der 
Gesellen.  Es  kommt  vor,  dafs  letztere  allein  striken  (Sp.  235).  Die 
Lage  der  Baodwirker  ist  nun,  nach  Stegemann,  eine  vorzügliche:  guter 
Lohn  (30 — 40  M.  brutto  pro  Stuhl,  d.  h.  ohne  Abzug  der  Löhne  für 
etwa  beschäftigte  Hilfspersonen  und  ohne  Abzug  der  entstehenden  Unkosten; 
St  rechnet  etwa  15 — 20  M.  Wochen  verdienst  für  den  Meister)  bei  ver- 
hältnismäßig geringer  (12  —  1 5-stündiger)  Arbeitszeit  (Sp.  269).  Dem- 
entsprechend ist  die  Lebenshaltung  vielfach  eine  hohe.  Stegemann  teilt 
einige  Beispiele  mit,  allerdings  Fälle,  in  denen  viele  Familienglieder  beim 
Erwerbe  mithelfen,  die  manchen  Fabrikarbeiterverhältnissen  nioht  nach- 
stehen, ausgenommen  natürlich  immer  die  Behaglichkeit  des  Heims,  Aus- 
gestaltung des  Feierabends  und  Pflege  geistiger  Interessen:  Dinge,  die 
selbst  in  den  höchsten  Schichten  der  Hausindustrie  unfiedbar  sind.  } 
ist  bezeichnend  für  die  Oede  dieser  materiell  nioht  sohlecht  ge- 
stellten Bandwirkerfamilien,  was  Stegemann  (Sp.  277)  berichtet:  „Bei  dieser 
Familie  sah  man  ausnahmsweise  auch  einige  Bücher,  wenn  auch  nur  Kol- 
portageromane der  schlechtesten  Art"  Von  einem  B  ind wirkergesellen 
heißt  es  (Sp.  291):  „Seine  Sonntagsfreude  besteht  darin,  gemütlich  auf 
rinem  Stuhle  sitzend,  die  Pfeife  zu  schmauchen."  (I)  Es  ist  eine  Erschei- 
nung, die  auch  Stegemann  nicht  zu  erklären  vermag  (Sp.  233),  dafs  Leute 
dieses  Schlages  sozialdemokratisch  wählen.  Ronsdorf  ist  bekanntlich  seit 
Lassalle's  Zeiten  eine  Hochburg  der  Sozialdemokratie.  Oder  ist  doch  nicht 
alles  Gold,  was  glänzt?  Sollte  auch  diese  Hausindustrie,  die  in  der  tob 
Stegemann  entworfenen  Schilderung  thatsächlioh  ein  Unikum  darstellen 
würde,  ihre  ganz  erheblichen  und  empfindlichen  Uebelstände  aufweisen: 
Wir  werden  unwillkürlich  an  Alfons  Thun  erinnert,  dessen  Darstellung 
nicht  selten  von  der  Stegemann'«  abweicht.    Aber  auch  dieser  läßt  die 
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wirklich  vorhandenen  Uebelstände  nicht  unberührt;  nur  mufs  man  sie 
s.  T.  zwischen  den  Zeilen  herauslesen.  Hier  sind  die  wichtigsten  zu- 
sammengestellt: 1)  unmenschlich  lange  Arbeitszeit  (s.  o.);  2)  eine  über- 
mäfsige  körperliche  Anstrengung,  da  der  Handstuhl  vom  Wirker  selbst 
gedreht  werden  mufs  (Sp.  293);  hie  und  da  fangt  man  jetzt  an,  Motoren 
zu  benutzen;  3)  eine  schamlose  Ausbeutung  der  Kinderarbeit  „Bs  ist 
eine  Härte,  wie  uns  von  einer  Gemeindebehörde  mitgeteilt  wird,  dafs  schul- 
pflichtige Kinder  vor  der  Schule  morgens  um  6  Uhr  zum  Wirker  zum  Spulen 
gehen  und  dies  nach  der  Schule  bis  8  oder  9  Uhr  abends  fortsetzen 
müssen"  (8p.  296).  4)  Die  mit  jeder  Hausindustrie  unvermeidlich  ver- 
knüpfte Unregelmäßigkeit  der  Beschäftigung:  „als  flaue  Periode  gilt  die 
Zeit  vom  Februar  bis  August"  (!)  (8p.  271).  Aber  trotzdem  diese  Uebel- 
stände und  vielleicht  noch  andere  vorhanden  sind,  ist  die  hausindustrielle 
Bandwirkeroi  doch  allem  Anscheine  nach  eine,  wenigstens  für  eine  grofse 
Anzahl  von  Personen,  nicht  ungünstige  Erwerbsthätigkeit.  Die  Gründe 
für  diese  auffällige  Thatsache  giebt  Stegemann  leider  nicht  an.  Wir 
können  sie  aber  aus  seiner  Darstellung  entnehmen.  Es  scheinen 
mir  vornehmlich  folgende  Punkte  in  Betracht  zu  kommen:  1)  Der  In- 
dustriezweig ist  ein  in  rasch  aufstrebender  Konjunktur  befindlicher,  für 
dessen  Artikel  jene  Gegend  noch  ein  weitgehendes  Prestige  hat  (8p.  239, 
240).  2)  Der  Fabrikbetrieb,  der  grofse  technische  Vorzüge  hat,  ist 
dem  Unternehmer  zu  unbequem:  es  würde  ihm  die  „Elasticität  der  Haus- 
industrie4' fehlen.  „Solange  sie  es  irgend  ermöglichen  können,  werden 
diese  (die  Fabrikkaufleute)  nichts  thun,  um  den  jetzigen  Zustand  abzu- 
ändern, der  die  Beschwernisse  des  ganzen  Arbeitsprozesses  und  sohliefs- 
lich  auch  das  Risiko  der  Fabrikation  auf  die  Schultern  der  Meister  lädt" 
(Sp.  291).  „Sind  die  Zeiten  gut,  so  beschäftigt  ein  solches  Haus  300  bis 
400  Stühle,  sind  sie  schlecht,  so  erleidet  es  nicht  etwa  selbst  einen  Aus- 
fall, sondern  es  läfst  eben  nur  die  entsprechende  Anzahl  von  Stühlen 
frei."  „So  wird  das  Risiko  der  Konjunkturen  in  letzter  Linie  auf  die  un- 
selbständigen Arbeitskräfte  abgelenkt"  (8p.  292).  Dazu  kommt,  dafs  für 
Modespezialitäten  u.  U.  so  geringe  Quantitäten  verlangt  werden,  dafs  sich 
ein  mechanischer  Betrieb  nicht  lohnt.  3)  Die  Bandwirkerei  setzt  ein  nicht 
unbeträchtliches  Kapital  und  Geschicklichkeit  voraus,  was  beides  nicht 
jeder  besitzt.  Wird  duroh  die  beiden  ersten  Momente  die  Nachfrage  naoh 
hausindustriellen  Bandwirkern  vermehrt,  so  duroh  das  dritte  Moment  das 
Angebot  eingeschränkt:  so  entsteht  eine  verhältnismäfsig  günstige  Markt- 
lage für  die  „Meister",  während  die  Gesellen  durch  die  Möglichkeit,  in 
die  Fabrik  überzugehen ,  den  notwendigen  Rückhalt  gegenüber  den 
Meistern  bekommen.  Für  den  Verdienst  dieser  letzteren  ist  noeh  zu  be- 
rücksichtigen :  4)  dafs  sie  aU  „Unternehmer"  an  den  beschäftigten  Ge- 
sellen und  Lehrlingen  Profit  machen.  Dieser  ist  oft  recht  beträchtlich; 
z.  B.  berichtet  Stegemann  (Sp.  274)  von  einem  Stuhl,  der  dem  Meister 
durchschnittlich  jede  Woche  35  M.  einbringt;  „davon  erhält  der  Geselle 
40  Proi.  =  14  M."    Das  ist  das  übliche  Teilungsverhältnis. 

Die  Zukunft  der  Bandwirkerei  als  Hausindustrie  hält  Stegemann 
für  gesichert.  „Neuerdings  hat  zwar  ein  auswärtiger  Grofsfabrikant  die 
Konzession  zur  Anlage  von  400  mechanischen  Stühlen  erlangt"  (8p.  291). 
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Dooh  sei  das  unbedenklich,  da  der  Unternehmer  —  aus  Gründen,  die  oben 
gestreift  wurden  — heute  noch  zu  sehr  an  der  Erhaltung  der  Hausindustria 
interessiert  sei.  Dafs  er  an  dieser  Erhaltung  nur  so  lange  interessiert,  als 
ihm  die  Hausindustrie  billiger  arbeitet,  ist  klar.  Auch  die  bergische 
Bandwirkerei  aber  ersielt  diese  gröfsere  Billigkeit  nur  durch  Hintansetzung 
aller  humanen  und  sanitären  Rücksichten,  wie  wir  oben  schon  angedeutet 
haben.  Jenes  Geheimnis,  das  manches  erklärt  (8p.  170),  erklärt  auch  die 
Weiterexistenz  jener  „blühenden"  Hausindustrie. 

3)  Die  beiden  weibliohen  Hausindustrien.  A.  Die 
Hausnäherei.  Diese  wird  im  Anschlufa  an  die  Strumpfwarenfabri- 
kation seit  etwa  20  Jahren  in  beträchtlichem  Umfange  betrieben.  „Alle 
diese  Fabriken  beschäftigen  in  gröfserem  oder  geringerem  Umfange  Frauen 
und  Miidchtn  in  der  Hausindustrie,  sog.  Hausnäherinnen,  welche  auf  Hem- 
den und  Jacken  etc.  die  Knöpfe  annähen,  Knopfiöoher  maohen,  Band  auf- 
setzen und  ähnliche  Besatzarbeiten  verrichten"  (Sp.  193).  Naoh  einer 
Uebersicht,  die  Stegemann  Eingangs  seiner  Studie  mitteilt,  wurden  etwa 
600  Hausnäherinnen  im  Bergisoheu  beschäftigt  sein ;  naoh  den  Zahlen  je- 
doch, die  er  bei  Beschreibung  der  einzelnen  Ortschaften  angiebt,  beträcht- 
lich mehr.  In  den  letzten  Jahren  hat  die  Maschine,  mit  Dampf  betrieben, 
der  Hausnäherei  einen  Teil  der  Verrichtungen  abgenommen.  „Für  die 
Hausindustrie  verbleibt  in  der  Hauptsache  das  Aufsetzen  der  Stücke  und  die 
übrigen  Konfektionsarbeiten"  (Sp.  195).  Durch  dieses  Vordringen  der 
Maschine  in  geschlossen«  n  Etablissements  sind  die  sohon  immer  niedrigen 
Löhne  noch  gesunken  (1  Dtzd.  Jacken  zu  besetzen:  1886  0,90  M  1889 
0,60  M  ;  für  andere  Arbeiten  in  gleichem  Verhältnis).  Die  Löhne  wer- 
den dadurch  auf  einem  besonders  mäfsigen  Niveau  gehalten,  dafe  die 
Hausnäherei  vielfach  Fiillarbeit  der  Hausfrauen  etc.  ist.  Während  eine 
Fabrikarbeiterin  der  Branche  bei  1 1  —  12-stündiger  Arbeit  durchschnittlich 
wöchentlioh  20  II.  verdient  (8p.  196),  „kann  man  im  allgemeinen 
sagen,  dafs  die  gest hiokten  und  fleifsigen  Hausnäherinnen  in  1  4  Tagen 
15 — 20  M.,  die  weniger  geschickten,  trägeren  und  durch  den  Haushalt 
behinderten  7—8  M.  verdienen"  (8p.  198).  Wir  dürfen  zudem  annehmen, 
dafs  jene  „fleifsigen  Näherinnen"  diejenigen  sind,  bei  denen  „man  die 
Nähmaschinen  schon  am  frühesten  Morgen  bis  in  die  tiefste  Nacht  hinein 
arbeiten  hört"  (eb.),  denn  solche  Fälle  sind  „nicht  selten".  Dafs  unter 
gewissen  Bedingungen  oine  derartige  gewerbliche  Thätigkeit,  wo  sie  zur 
Ausfüllung  müfsiger  Stunden  von  Hausfrauen  und  Haustöchtern  betrieben 
wird,  sehr  segensreich  für  die  betreffenden  Haushalte  sein  kann,  unter- 
liegt keinem  Zweifel.  Für  die  Berufsnäherin  ist  jene  Art  des  Betriebes 
der  Ruin :  er  wirkt  auf  die  Preise  etwa  ebenso,  wie  die  Gefängnisarbeit,  von  der 
Stegemann  so  oft  und  so  entrüstet  spricht.  Jene  Hausfrauen  und  Haus- 
töchter, die  sich  nebenbei  durch  Näherei  etwas  verdienen,  sind  es  aber 
anch  gar  nicht,  weshalb  der  Unternehmer  noch  aufser  dem  Hause  nähen  läfst. 
Wenn  nämlich  trotz  jener  auf  das  denkbar  niedrigste  Niveau  herabgedrüokten 
Löhne,  bei  den  Unternehmern  doch  die  Vorliebe  für  diese  Hausindustrie  «u 
schwinden  beginnt  (Sp.  203),  so  ist  teils  der  schon  erwähnte  Umstand  schuld, 
dafs  es  die  Dampfmaschine  eben  noch  billiger  thut,  teils  aber  auch  der  Um- 
stand, „dafs  die  Herstellung  in  den  Fabriken  einen  gleichmäfsigeren  Betrieb 
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gestattet,  da  cur  Zeit  der  Erntearbeiten  und  häufig,  wenn  gerade  die  An- 
spannung aller  Kräfte  erforderlich  wird,  diu  Hausarbeiterinnen  leicht  aua- 
bleiben" (eb.).  Diese  Kalamität  würde  natürlich  allgemein  werden,  wenn 
die  Berufsnäherei  ausstürbe.  Für  so  hübsohe  Sachen,  wie  Schaffung  eines 
Nebenerwerbs  für  müfsige  Hausfrauen  und  -Töchter  kann  dagegen  der 
Unternehmer  unmöglich  empfänglich  sein.  —  Nichts  illustriert  trefflicher,  als 
eine  solche  einfache  Episode  aus  der  Entwicklungsgeschichte  einer  weibliehen 
Hausnäherei,  wie  hobl  und  nichtssagend  die  Phrasen  unserer  Hausin- 
dustrieapostel  sind,  unter  denen  jene  vom  Segen  für  müfsige  Familien- 
glieder eine  wiohtige  Rolle  spielt.  Ich  habe  schon  früher  es  ausge- 
sprochen und  wiederhole  es  hier:  lohnende  gewerbliche  Beschäftigung  im 
Hause  sur  Ausfüllung  von  MuTsestunden,  sei  es  der  Bauern  in  den  Winter- 
monaten, sei  es  der  Frauen ,  kann  sehr  nützlich  und  wünschenwert 
sein.  Aber  keine  Organisationsform  eignet  sich,  im  Interesse  der  be- 
dürftigen Personen,  schlechter  dazu,  als  die  kapitalistische  Hausindustrie. 
Es  sind  ganz  vereinzelte  Fälle,  in  denen  das  Interesse  eines 
solche  Nebenbeschäftigung  suchenden  Haushalts  und  das  eines  Profit  er- 
strebenden Unternehmers  auf  die  Dauer  sich  decken. 

B.  Die  Schäfte  Stepperei.  Sie  beschäftigt  i.  Z.  im  Bergisohen 
1245  Personen.  Es  handelt  sioh  vornehmlich  um  die  Lastingschäfte,  für 
deren  Herstellung  die  bergische  Industrie  als  Mittelpunkt  für  Deutsch- 
land gelten  kann.  Auch  diese  Hausindustrie  wird  vielfach  von  weib- 
lichen Hausgenossen  als  Nebenbeschäftigung  betrieben.  Die  Löhne  sind 
elend:  eie  betrugen  bei  einer  10 — 11 -stündigen  Arbeitzeit  zwischen  8  und 
11  M.  per  Woche  (8p.  303).  (Damitstimmen  nicht  die  Spalte  354  angeführten 
Lohnsätze.)  Diesen  niedrigen  Löhnen,  die  um  so  mehr  sinken,  je  mehr  die 
Hausindustrie  aufs  platte  Land  hinausgetragen  wird  (3p.  301),  ist  es  zu- 
zuschreiben, dafs  die  Lastin  gachäfte- Fabrikation  seit  16  Jahren  eine  Bück- 
bildung von  der  Fabrik-  zur  Hausindustrie  vollzogen  hat  (Sp.  300).  „Der 
Fabrikant  hat  nur  Vorteil  davon,  wenn  sioh  seine  Fabrikthätigkeit  so 
mehr  und  mehr  in  die  Hausindustrie  auflöst.  Er  spart  in  gleiohem  Ver- 
hältnis an  Licht,  Heizung,  Meisterlohn,  Nadeln,  Schmiere"  etc.  (Sp.  302) 
und  —  können  wir  hinzufügen  —  bezahlt  doch  noch  niedrigere  Löhne. 

Wir  sobliefsen  hier  unseren  Bericht  über  die  Stegemann'sohen  Studien  mit 
der  wiederholten  Versicherung,  dafs  wir  sie  mit  gröfstem  Nutzen  gelesen 
haben  und  mit  dem  Kate  an  jedermann,  sie  selbst  zu  lesen.  Was  die 
Sohriften  so  interessant  macht,  ist  das  :  dafs  8tegemann  duroh  seine  langjährige 
Erfahrung  wie  wenig  andere  Autoren  befähigt  ist,  die  innersten  und  ge- 
heimsten Begnügen  der  Unternehmerseele  nachzufühlen.  Meist  erfahren 
wir  von  ihm:  Welches  sind  die  Gründe,  weshalb  der  Unternehmer  an 
der  Aufrechterhaltung  dieser  oder  jener  Hausindustrie  interessiert  ist. 
Bald  ist  es  die  gtöfnere  Billigkeit,  bald  das  Bedürfnis,  das  Konjunkturen- 
risiko von  sioh  auf  die  Arbeiterschaft  abzuwälzen,  bald  die  Notwendig- 
keit, Artikel  in  kleinen  Quantitäten,  die  den  mechanischen  Betrieb  nicht 
lohnen,  herzustellen  u.  s.  f.  Eins  der  wichtigsten  Momente  aber,  das  die 
Vorliebe  für  die  Hausindustrie  in  weiten  Kreißen  der  Unternehmerschaft 
wach  erhält,  hatten  wir  lange  bei  Stegemann  nicht  erwähnt  gefunden, 
bis  es  endlich  in  seiner  Studie  über  die  Schäftestepperei  mit  aller  nur 
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wünschenswerten  Deutlichkeit  ausgesprochen  wurde.  Et  ist  jenes  Moment, 
das  mich  und  meine  sozial  politischen  Freunde  vor  allen  übrigen  Momenten 
su  prinzipiellen,  unerbittlichen  Gegnern  der  Hausindustrie  macht,  der  Um- 
stand, den  ioh  in  allen  meinen  Schriften  in  den  Vordergrund  gerückt 
habe:  dafs  die  Mausindustrie  mehr  und  mehr  die  wirksamste  Waffe 
für  den  Kapitalismus  wird,  die  aufstrebende  Arbeiterbe- 
wegung niederzuschlagen.  Ich  wußte  nicht,  womit  ich  die  An- 
zeige der  äufserst  lehrreichen  „Studien"  Dr.  Stegemann's  wirksamer  und 
passender  abschließen  könnte,  als  mit  der  wortlichen  Wiedergabe  jener 
Zeilen,  in  der  das  Puuctum  saliens  aller  hausindustrie-freundlichen  Po- 
litik, soweit  sie  nicht  der  Ausflufs  ideologischer  Romantik  ist,  offenbart 
wird.  Die  denkwürdige  Stelle  lautet  (8p.  355,  356) :  „Dieser  Unterschied 
(sc.  in  der  Kostenberechnung)  ist  grofs  genug,  vorläufig  der  Hausin- 
dustrie ihren  Bestand  zu  sichern.  Andererseits  liegt  in  ihrem 
Bestände  für  den  Fabrikanten  ein  grofses  Machtmittel 
gegenüber  der  Fabrikarbeiter schaft.  Die  Hausindustrie 
ist  für  ihn  das  grofse  Reservoir,  aus  dem  er  naoh  Bedarf 
seine  Arbeitskräfte  herauszieht  und  in  das  er  siewieder 
zurüokgiebt,  wenn  es  die  Lage  des  Geschäfts  erfordert. 
Sie  sichert  ihn  ferner  vor  ungebührlichen  Ansprüchen 
der  Fabrikarbeiter.  Diese  letzteren  wären  selbst  bei  ge- 
drückten Freisen  nicht  leicht  imstande,  eine  etwaige 
höhere  Lohnforderung  durchzusetzen,  da  das  Hausge- 
werbe zu  jedem  Preise  arbeitet  Sie  ist  hierzu  in  der 
Lage,  weil  die  Fabrikgesetzgebung  einseitig  nur  in  der 
Fabrik,  nicht  aber  auch  im  Hansgewerbe  volle  Aus- 
nutzung  der  Fraue'n-  und  Kinderarbeit  beschränkt." 
Sapienti  Bat! 

b.  SchlesischeB  Gebirge. 
(Haus  web  erprobtem.) 

Als  vor  ein  paar  Jahren,  in  einem  harten  Winter,  das  Elend  der 
sohlesischen  Hausweber  wieder  einmal  einen  Grad  erreicht  hatte,  bei  dem 
es  unvermeidlich  wurde,  dafs  etwas  davon  auch  außerhalb  der  Notstands- 
distrikte  verlautete,  ist  in  der  Litteratur  das  Thema  der  Webernot  zum 
so  und  so  vielten  Male  behandelt  worden.  Es  lafat  sich  kaum  behaupten, 
dafs  irgend  ein  relevanter,  neuer  Gesichtspunkt  in  irgend  einer  der 
Schriften  zu  Tage  gefördert  Bei.  Wie  sollte  er  auch?  Die  „Weberfrage" 
ist  heute  für  den  Sozialpolitiker  und  Volkswirtschaftlor  kaum  eine  „Frage" 
mehr.  Seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  hat  sich  nichts  geändert 
in  einer  Situation  ,  die  in  ihren  Grundzügen  vollständig  klar  liegt.  Von 
zwei  Dingen  eins:  entweder  man  legt  Wert  auf  die  Erhaltung  einer 
notorisch  in  technischer  Hinsioht  inferioren  Betriebsform,  dann  mufs  man 
Mittel  bereit  stellen,  um  den  Ausfall  zu  decken,  der  bei  der  hausindu- 
striellen  Produktion  unvermeidlich  wird.  Wo  die  Mittel  herkommen,  ist 
zunächst  gleichgilt  ig.  Am  liebsten  nicht  aus  Staatsfonds,  d.  h.  aus  den 
Taschen  der  Steuerzahler.     Eher  möchten  sich  private  Kreise  für  die 
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künstliche  Unterstützung  der  Hausweberei  eignen,  die  hier  ihrem  Wohl- 
thätigkeitsdrange  vollauf  Genüge  thun  können.  Also:  Bazare  veranstalten, 
nm  Produkte  der  Hausweberei  an  den  Mann,  noch  besser  an  die  Frau  zu 
bringen,  Handweber  in  eigens  dazu  errichteten  Sohnlen  für  Spezialitäten 
ausbilden  lassen,  nötigenfalls  für  die  doch  nicht  zu  Verdienst  gelangenden 
Weber  tanzen  oder  singen  oder  Tombola  errichten  :  das  sind  hier  die 
richtigen  Mittel.  Der  Staat  dagegen  kann  sioh,  wo  überall  gespart  werden 
soll,  einen  solchen  Luxus ,  alte  Betriebsformen  aus  purer  Pietät  zu  kon- 
servieren, kaum  gestatten.  Daher  sind  Militärlieferungen  an  Hausweber, 
und  was  dergleichen  Mafsnahmen  sind,  sehr  bedenklich.  Jedenfalls  sind 
hier  volkswirtschaftliche  Erwägungen  gar  nicht  am  Platze.  Hausweber 
auf  Staatskosten  erhalten  wollen  ,  ist  etwa  dasselbe  wie  die  Unterhaltung 
der  Kriegsinvaliden.  Es  interessiert  den  Armenpfleger,  allenfalls  den 
Finanzminister,  den  Nationalökonomen  nicht.  Fast  ebenso  unbeteiligt 
steht  dieser  aber  auch  denjenigen  Mafsnahmen  gegenüber,  die  ergriffen  werden 
sollen,  falls  man  die  oben  gestellte  Alternative  im  anderen  Sinne  ent- 
scheidet: die  Hausweberei  soll  nicht  künstlich  konserviert  werden.  Dann 
gilt  es  zu  verhindern,  dafs  die  alten  Weber  nicht  Hungers  sterben,  allen- 
falls auch  noch,  dafs  der  Nachwuchs  andere  Berufszweige  ergreift.  Jeden- 
falls handelt  es  sich  hier  immer  nur  um  Detailfragen,  um  Kleinkram  der 
Yerwaltungstecbnik,  um  modifizierte  Armenpflege.  Der  Nationalökonom 
kann  verhältnismässig  wenig  dabei  thun.  Dieses  Wenige  haben  einige  der 
genannten  Schriften  zu  leisten  unternommen.  Der  sachkundige  Gothein, 
jetziger  Syndikus  der  Breslauer  Handelskammer,  weist  zunäohst  (Nr.  10 
unserer  Uebersicht),  was  freilich  kaum  noch  nötig  sein  sollte,  die  Meinung 
als  irrig  zurück,  es  könne  die  Hausweberei  als  gesunde,  volkswirtschaft- 
liche Institution  erhalten  werden.  Dann  aber  wendet  er  sich  sehr  ver- 
ständigerweise gegen  einen  der  Hauptprogrammpunkte  in  der  Weber- 
politik unserer  Regierung :  die  Weber  und  ihren  Naohwuchs  zu  Hand- 
werkern zu  machen.  „Den  Gedanken,  eine  Hausindustrie  daduroh  fort- 
zubringen ,  dafs  man  die  Leute  zu  Handwerkern  erzieht,  sollte  man  end- 
lioh  einmal  fallen  lassen,  er  ist  undurchführbar;  eine  Industrie  läfst  sich 
nur  durch  eine  Industrie  verdrängen,  nie  duroh  ein  Handwerk."  (a.  a.  0. 
8.  22.)  Nur  halte  ich  es  kaum  für  das  Riohtige,  nun  eine  beliebige  an- 
dere Industrie  in  den  Weberdistrikten  heimisch  maohen  zu  wollen ;  Goth- 
ein denkt  an  die  Tabakindustrie,  die  Uhrenmanufaktur,  die  Schnitzerei, 
die  Bijouteriefabrikation.  Ich  frage  dann  immer  —  und  das  ist  der 
wesentliche  Inhalt  meines  unter  Nr.  12  citierten  Artikels  —  warum  nicht 
das  Naheliegende  wählen  und  die  Handweberei  in  die  mechanische  Weberei 
überführen?  Ersparnis  an  volkswirtschaftlichem  Kapital  bedeutet  es 
doch  immer,  wenn  die  Jahrhunderte  alten  Traditionen  eines  Berufes  in 
der  Gegend  konserviert  und  ausgenutzt  werden.  Diese  meine  Auffassung 
hat  denn  zu  meiner  lebhaften  Freude  die  Zustimmung  der  vielleicht  kom- 
petentesten Körperschaft  —  der  Handelskammer  des  wichtigsten  Weberei- 
gebietes, nämlich  der  Schweidnitzer  —  gefunden,  die  sich  in  ihrem  Jahres- 
bericht für  1891  (S.  5),  wie  folgt,  äuf*ert:  „Wir  sind  der  Ueberzeugung, 
dafs  alle  anderen  Versuche,  die  Erwerbsverhältnisse  zu  bessern  (so.  aufser 
der  Hebung  des  Verkehrs,  Erschliefsung  der  Gegenden  durch  Eisenbahnen), 
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nur  zu  Falliativmitteln  führen  werden,  die  lediglich  vorübergehend  wirken 
können  und  für  eine  so  grofae  Bevölkerung  völlig  umureichend  sind. 
Namentlich  darf  nioht  vergessen  werden,  dafs  die  Neueinführung  anderer 
Hausindustrien  grofsen  Bedenken  unterliegt.  Alle  reinen  Hausindustrien 
sind  in  ähnlicher  Lage  wie  unsere  Hand  Weberei,  sie  werden  sohlecht  be- 
zahlt. Sie  sind  meist  der  Mode  unterworfen;  und  ihr  Absatz  verschwindet 
zuweilen  ganx  plötzlich,  auch  sind  sie  fast  alle  der  Gefahr  ausgesetzt» 
von  der  mechanischen  Industrie  bei  der  rapiden  Enlwickelung  unseres 
Maschinenwesens  verdrängt  zu  werden.  .  .  .  Aof  die  Förderung  und 
Entwickelung  des  gröfseren  mechanischen  Fabrikbetriebes  mufs  daher  vor 
allem  das  Augenmerk  gerichtet  werden.  Von  diesem  Standpunkt  aus  sind 
wir  für  die  Errichtung  einer  Weberachule  in  Keiohenbach  und  namentlich 
dafür  sehr  daukbar,  dafs  dieselbe  vor  allem  die  Förderung  der  mecha- 
nischen Weberei  ins  Auge  gefafst  hat.  Die  mechanische  Weberei 
ist  ohne  Frage  der  naturgeraäfseate  Ersatz  für  die  Hand- 
weberei, und  ihre  Entwickelung  hat  die  meiste  Zukunft  in  unseren 
Webergegenden". 

Diesen  Gedankengang  immerfort  wiederholen,  ist  die  wichtigste  Auf- 
gabe der  volkswirtschaftlichen  Litteratur  gegenüber  dem  „Weberproblem" 
von  heute.  Das  zu  leisten,  ist  aber  jetzt  schon  die  Journalistik  voll- 
kommen imstande. 

Bedauerlich  ist  es  nur,  dafs  jene  klare  Einsicht  in  die  Verhältnisse  heute 
noch  immer  nicht  allgemein  verbreitet  ist,  dafs  es  vielmehr  sogar  gelehrte 
Fachleute  giebt,  die  den  kindlichen  Glauben  an  eine  Zukunft  der  Haus- 
weberei nooh  nicht  verloren  haben,  die  also  wähnen,  sie  könne  erhalten 
bleiben  nicht  nur  alz  Rarität,  sondern  als  ein  gesundes,  thätigea  Glied 
der  Volkswirtschaft. 

Dieser  Meinung  scheint  der  Herr  Ii  zu  sein,  der  in  den  Freufsischen 
Jahrbüchern  über  das  „Weberelend  in  Schlesien"  geschrieben  hat  (Nr.  11.) 
Der  kleine  Aufsatz  ist  im  wesentlichen  dem  geschichtlichen  Rückblick 
gewidmet,  und  die  Art,  wie  auf  wenigen  8eiten  die  Eutwickelung  der 
Weberei  skizziert  wird,  läfst  auf  eingehende  historische  Studien  schliefsen. 
Es  könnte  Zimmermann  der  Schreiber  sein.  Dm  so  mehr  ist  es  zu  be- 
dauern ,  dafs  dem  Verfasser  für  die  Gegenwart  offenbar  alle  praktischen 
Kenntnisse  und  konkreten  Anschauungen  vollständig  mangeln.  Sonst 
könnte  er  auf  der  letzten  Seite,  wo  er  die  heutige  Lage  bespricht,  nicht 
so  oft  irren.  So  meint  er  (S.  185),  dafs  die  „Leute  in  den  grofsen  Unter- 
nehmungen fast  ebensowenig  wie  vorher",  nämlich  in  der  Hausindustrie 
verdienen.  Das  widerspricht  den  Thatsachen.  Selbst  die  Mädchen  ver- 
dienen in  den  meohaniseben  Webereien  und  Spinnereien  kaum  irgendwo 
im  sohlesischen  Gebirge  weniger  als  tätlich  1  M.,  meist  1,20 — 1,50  M. 
und  das  bei  10-  bis  höchstens  12-Btündiger  Arbeitszeit,  während  ein 
männlicher  Hausweber  mit  seiner  ganzen  Familie  bei  14  —  1  6-stün- 
diger  Arbeitszeit  sehr  gut  gestellt  ist,  wenn  er  in  den  7  Wochentagen 
9  M.  verdient.  Die  Regel  dürften  6  M.  sein.  Ferner  spricht  der  Ver- 
fasser von  den  heutigen  Zuständen  der  hausiudustriellen  Weberei  und 
Spinnerei?!  Mir  ist  von  hausindustriellen  Spinnern  nichts  bekannt 
Der  Hauptirrtum  aber,  den  sich  £2  zu  schulden  kommen  läfst,  ist  die 
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Meinung ,  dafs  der  „Besitz  unveräußerlicher  kleiner  Laudstückchen  der 
beste  Schutz  vor  gänzlicher  Verarmung"  sei  (8.  190).  Nun  sind  notorisoh 
gerade  die  Stellen-  und  Hausbesitzer  heute  ebenso  im  Elend,  wie  es  früher 
die  anderen  waren,  die  inzwischen  einen  neuen  Beruf  ergriffen  haben. 
Was  heute  an  Hauswebern  übrig  bleibt,  ist  mehr  und  mehr  gerade  jene 
Kategorie  von  „Besitzern",  die  durch  ihren  Besitz  an  die  Scholle  gefesselt 
sind.  Es  ist  dann  aber  ein  weiterer  Irrtum  Herrn  Omega's,  wenn  er  an- 
nimmt, die  Handweberei  könne  noch  einmal  als  häusliche  Nebenbeschäf- 
tigung eine  gröfsere  Rolle  spielen.  Alle  Erfahrung  hat  gelehrt,  dafs  der 
Warenmarkt  ein  viel  zu  rücksichtsloser  Geselle  ist,  um  sich  daran  zu 
kehren,  ob  der  Hausweber ,  der  nebenbei  Landwirtschaft  betreibt,  gerade 
freie  Zeit  hat  oder  nicht.  Gerade  die  Konjunkturschwankungen,  wie  oft 
soll  man  es  wiederholen,  fallen  am  empfindlichsten  auf  die  Hausindustrie. 
Will  sich  diese  überhaupt  erhalten ,  mufs  sie  die  Arbeit  nehmen ,  wann 
und  wo  sie  sie  findet.  Herrgottsohnitzerei  kann  als  winterliche  Neben- 
beschäftigung betrieben  werden,  aber  nioht  die  Weberei  marktgängiger 
Artikel.  Es  braucht  deshalb  gar  nicht  ausdrücklich  gesagt  zu  werden, 
dafs  es  auch  keineswegs  im  Interesse  der  Fabrikanten  liegt,  wie  fi  an- 
nimmt, Landwirtschaft  treibende  Hausweber  zu  beschäftigen.  Der  Fabri- 
kant will  nioht  Aufträge  geben ,  wenn  der  Weber  gerade  Zeit  hat,  son- 
dern wenn  bei  ihm  Bestellungen  einlaufen.  Das  sind  doch  so  elementare 
Dinge.  Uebrigens  mag  seiner  mehrfachen  Eigentümlichkeit  wegen  der 
Schlufssatz  des  Aufsatzes  von  Herrn  Omega  hier  vollständig  wieder- 
gegeben werden;  er  lautet:  „Auch  das  Interesse  der  Fabrikanten  wird 
dabei  (nämlich  wenn  die  Weberei  wieder  zur  Nebenbeschäftigung  degra- 
diert wird)  gewahrt;  es  wird  ihnen  weder  an  Arbeitskräften  fehlen,  noch 
wird  der  Lohn  zu  hoch  steigen'4  (siel). 

Es  scheint  also  doch  fast ,  als  ob  Gothein  zu  optimistisch  geurteilt 
hätte,  als  er  a.  a.  0.  S.  20  schrieb:  „Als  ein  grofser  Fortschritt,  als  eine 
geistige  Klärung  kann  es  bezeichnet  werden,  dafs  man  in  allen  mafs- 
gebenden  Kreisen  nunmehr  davon  durchdrungen  ist,  dafs  es  unmöglich 
die  Aufgabe  sein  kann ,  der  notleidenden  Handweberei  aufzuhelfen,  son- 
dern dafs  es  gilt,  die  darin  Beschäftigten  anderen  Berufszweigen  zuzu- 
fahren", loh  fürchte  fast,  Herr  LI  steht  den  „massgebenden"  Kreisen 
nicht  allzu  fern.  Oder  meint  Gothein,  „mafsgebend"  Beien  diejenigen 
Kreise,  die  etwas  von  der  Sache  verstehen.  Dann  allerdings  bat  er  Ju  cht. 

Ebenfalls  wesentlich  der  historischen  Darstellung  des  Hausweber- 
problems und  namentlich  der  Hausweberpolitik  gewidmet  ist  die  kleine 
8kizze  Chr.  Meyers  (No.  1 5),  eines  früheren  Arohivars  am  Breslauer 
Staatsarchiv.  Für  Gegenwart  und  Zukunft  fehlen  Herrn  Meyer  auch  offen- 
bar die  richtigen  Vorstellungen.  Sonst  könnte  er  nicht  (S.  66)  schreiben : 
„Die  schlesische  Weberei  hat  keine  Aussicht  mehr,  eine  Weltindustrie  zu 
werden"  und  eine  Ueberführung  aller  Hausweber  in  die  Landwirtschaft 
oder  ihre  Wegsohaffung  aus  Sohlesien  als  einzig  richtige  Mafsnahmen  der 
Politik  empfehlen. 

Dieweil  zieh  die  sozialen  Heilkünstler  damit  beschäftigen,  entweder 
wie  die  HauBweberei  noch  hinzuhalten  sei  oder  wie  man  durch  allerlei 
Lockungen  und  Stimulationen  die  Hausweber  und  ihren  Nachwuchs  zu 
Maurern  oder  8chustern  machen  könne,  ist  es  interessant  zu  beobachten, 
wie  zwar  langsam,  aber  doch  stetig,  unter  gräfslichen  Leiden  für  die  Personen, 
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zum  Segen  für  das  Laad,  der  natürliche  Gang  der  Dinge'1  zur  allmäh- 
lichen Vertilgung  der  Hausweberei  fuhrt.  Diesen  Absterbeprozefs  zahlen- 
mäßig verfolgt  zu  haben  bezw.  zu  verfolgen,  ist  ein  Verdienst  der 
Schweidnitzer  Handelskammer,  die  im  Februar  1892  durch  Individual- 
zählblätter  sich  vom  Status  quo  der  Hausweberei  in  ihrem  wichtigen  Be- 
zirk uberzeugt  und  die  Resultate  ihrer  Statistik  mit  den  Ergebnissen 
früherer  Ermittelungen  in  ihrem  Jahresbericht  zusammengestellt  hat  (Nr. 
14).  Ich  habe  darüber  im  Soz.-pol.  Centralblatt  berichtet  (Nr.  13),  er- 
achte es  aber  bei  der  Wichtigkeit  der  Ergebnisse  für  zweckmäfsig,  die  be- 
treffenden Zahlen  an  dieser  Stelle  ebenfalls  zu  resümieren. 

Handweber  wurden  in  153  Ortschaften  des  Bezirks  insgesamt  7668  er- 
mittelt. Davon  waren  männlichen  Geschlechts  4156,  weiblichen  3502.  Haupt- 
bitz  der  Hausweberei  ist  der  Kreis  Reiohenbach  mit  2265  männlichen  und 
1515  weiblichen  Handwebern.  Wenn  wir  von  der  Gesamtsumme  der  Hand- 
weber 99  sog.  Fabrikhandweber  abziehen,  d.  h.  Handweber,  welche  in 
Räumen  des  Unternehmers  weben,  so  erhalten  wir  die  Zahl  der  eigent- 
lichen Hausweber:  7559.  Hiervon  sind  „Meister  oder  selbständige  Weber" 
4342,  „Gehilfen4'  (wozu  auch  die  webenden  Hauskinder  über  14  Jahre  — 
das  Hilfspersonal  unter  14  Jahren  ist  aufser  acht  gelassen  —  und  die 
mitwebenden  Ehefrauen  gerechnet  werden)  3316.  Die  Familienzugehörig- 
keit  der  Gehilfen  darf  in  der  Hausweberei  als  der  weitaus  häufigste  Fall 
angesehen  werden,  so  dafs  jene  Zahlen  wesentlich  das  Verhältnis  zwischen 
Familienvätern  bezw.  Müttern  und  beschäftigten  sonstigen  Hausgenossen 
darstellen. 

Die  Störte,  welche  in  der  Hausweberei  des  Bezirks  hergestellt  wer- 
den, sind  vorwiegend  baumwollene  Gewebe.  Mit  der  Erzeugung  derselben 
befassen  sich  4279  Weber,  mit  der  halbleinener  Stoffe  1659,  mit  der 
leinener  1602,  mit  der  halbwollener  65,  mit  der  wollener  53.  Hauptsitz 
der  Leinenweberei  ist  der  Kreis  Waldenburg,  in  dem  allein  von  jenen 
1602  Leinenwebern  1373  gezählt  wurden;  die  übrigen  Branchen  verteilen 
sich  ziemlich  gleiohmäfsig. 

Alle  diese  Zahlen  erscheinen  nun  aber  in  einem  viel  helleren  Lichte, 
wenn  wir  sie  in  Vergleich  stellen  mit  den  Ergebnissen  früherer 
Anfnahmen,  welche  die  8chweidnitzer  Handelskammer  gleichfalls  ver- 
anstaltet hat  Zwar  ist  der  Erhebungsmodus  in  früheren  Jahren  nicht 
ganz  derselbe  wie  im  letzten  Jahre  gewesen;  es  ist  nicht  mittest  Indiri- 
dualzählkarten ,  sondern  nur  durch  Umfrage  bei  den  Ortspolizeibehörden 
die  Zählung  veranstaltet  Immerhin  werden  wir  die  Ergebnisse  der  ver- 
schiedenen Erhebungen  vergleichen  dürfen,  wenn  wir  uns  gegenwärtig 
halten ,  dafs  die  Ziffern  aus  früheren  Jahren  kleine  Abweichungen  von 
der  Wirklichkeit  aufweisen  können.  Die  grofsen  Züge  der  Entwicklung 
lassen  sich  trotzdem  mit  ziemlicher  Gewifsheit  aus  dem  Vergleiche  entnehmen. 

Es  ergiebt  sich  aus  den  Erhebungen  der  Schweidnitzer  Handels- 
kammer, dafs  die  Zahl  der  Hausweber  sich  seit  1871,  also  innerhalb 
zweier  Jahrzehnte,  um  rund  50  Proz.  vermindert  hat  Während  1891, 
wie  wir  sahen,  7658  Handweber  in  dem  Bezirke  gezählt  wurden,  gab  es 
1871  deren  nooh  15  326.  Also  trotz  aller  Hausmittelohen,  die  man  zur 
Erhaltung  der  Hausindustrie  angewandt  hat,  eine  Verminderung  auf 
die  Hälfte. 

Interessant  ist  auch  zu  verfolgen,  in  welchen  Etappen  die  Tötung  der 
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Haasweberei  stattgefunden  hat.  Die  purgierenden  Jahre  sind,  wie  leicht 
begreiflieh,  die  Jahre  niedersteigender  Konjunktur.  Erfolgt  ein  Aufschwung 
des  Industriezweiges,  dann  vermag  auch  die  Hausweberei  sioh  wieder  ein 
bi fachen  zu  erholen  und  bleibt  stabil.  80  vermindert  sich  die  Zahl  der 
Hausweber  in  den  guten  Jahren  1871 — 76  nur  von  15  326  auf  14047. 
Die  Depression  des  Endes  der  1870er  Jahre  reifst  dann  aber  empfindliche 
Lücken  in  die  Reihen  der  Handweber;  sie  vermindern  sich  bis  1881  auf 
11  752,  um  su  Beginn  des  9.  Jahrzehntes  sogar  sich  noch  einmal  unter 
der  verbesserten  Geschäftslage  auf  12  878  zu  vermehren  (diese  Zahl  wird 
allerdings  von  Eingeweihten  als  die  zweifelhafteste  bezeichnet).  Immerhin 
wird  es  der  Wirklichkeit  entsprechen,  wenn  wir  bis  in  die  Mitte  des 
9.  Jahrzehnts  das  1881  erreiohte  Niveau  annehmen.  Nun  aber  kommt 
der  fnrchtbare  Niedergang  der  Industrie  1885 — 1888,  und  mit  ihm  hält 
Schritt  die  rasche  Verringerung  der  Hausweberei.  Das  niedrige  Niveau 
des  Jahres  1891  darf  bereits  Ende  der  1880er  Jahre  als  erreicht  gelten. 
Die  vorübergehende  Haussebewegung  in  der  Textilindustrie  während  der 
Jahre  1889/90  hat  zu  einer  Vennehrung  der  Hausweberei  doch  nicht 
mehr  geführt.  Und  nun  frifst  der  Wurm  an  den  letzten  Resten.  Die 
böse  Zeit,  welche  während  der  vergangenen  Jahre  wieder  über  die  Textil- 
industrie, gerade  auch  die  Baumwoll-  und  Halbstoffweberei  hereinbrach, 
hat  zu  der  Vergröfserung  des  Elends  in  Hausweberkreisen  wesentlich  bei- 
getragen. Es  ist  aber  auch  begreiflich,  dafs  die  Beseitigung  der  jetzt 
noch  bestehenden  Reste  die  furchtbarsten  Konvulsionen  verursacht,  deshalb, 
weil  es  jetzt  mehr  und  mehr  den  „selbständigen"  Webern,  d.  h.  den 
Familienvorständen  selbst  an  den  Kragen  geht.  Bisher  hat  sich  die  Ver- 
minderung noch  viel  mehr  auf  Kosten  der  Hilfspersonen,  sei  es  fremder, 
sei  es  Familienangehöriger  vollzogen,  die  begreiflicherweise  nooh  eher  ein 
anderes  Gewerbe  ergreifen  oder,  weil  jünger,  leichter  in  die  mechanische 
Weberei  übergehen  oder  anoh  besser  wegwandern  können.  Unsere  Statistik 
zeigt  uns,  dafs  die  Zahl  der  „Selbständigen"  sich  seit  1871  um  40,2  Proz. 
vermindert  hat  Während  1871  noch  89,4  Unselbständige  auf  100  Selb- 
ständige entfielen,  wurden  1891  nur  noch  76,5  gezählt.  Im  Zusammen- 
hange mit  dieser  Entwiokelung  steht  wohl  die  Thatsache ,  dafs  die  Zahl 
der  Nebenbeschäftigten  verhältnismäfsig  geringer  wird.  Während  1871 
noch  17,2  Proz.  der  Hausweber  einen  Nebenerwerb  hatten,  war  diese 
Kategorie  1891  auf  12,8  Proz.  herabgesunken. 

In  ebenso  erfreulichem  Mafse  wie  die  Hausweberei  zurückgeht,  blüht 
die  Maschinenweberei  in  unserem  Bezirke  auf.  Sie  weist,  trotz  aller 
zeitweiligen  Baissebewegungen  doch  eine  stetige  Zunahme  der  mechanischen 


Webstühle  auf,  deren  Zahl  zieh  in  den  12  Jahren  von  1879  bis  1891  mehr 
als  verdoppelt  hat    Die  Zahl  der  Maschinenstühle  betrug  im  Bezirke: 


Den  Anlafs  zu  dem  Landshuter  W^ebe.rtumult  am  28.  März 
1793  sollten  naeh  den  bisherigen  Darstellungen  die  rohen  Aeufserungen 


1879  2536 

1880  2668 


1886  3007 

1887  3932 

1888  4413 

1889  4817 

1890  5289 

1891  5439 


1881  2794 

1882  3058 

1883  3143 

1884  3476 

1885  3810 
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einiger  Leinwandkaufleute  gegeben  haben.  Zimmermann  in  seinem  Buche 
über  Blüte  und  Verfall  des  Leinengewerbes  in  Schlesien  (8.  189),  hatte 
zuletzt  die  Episode,  wie  folgt,  geschildert:  „Der  Markt  wurde  eröffnet 
Alles  blieb  ruhig.  Da  lief  plötzlioh  von  Mund  zu  Munde  eine  Kunde, 
welche  sofort  die  höchste  Erbitterung  hervorrief.  Ein  Kaufmann,  hiefs  es. 
hätte  den  Webern,  welche  über  den  niederen  Leinwandpreis  gejammert, 
zugerufen:  „Ihr  könnt  Heu  und  Stroh  fressen".  Sein  Nachbar 
sollte  hinzugesetzt  haben:  „Es  wird  an  diesem  noch  nicht  genug  sein, 
jetzt  kommt  das  Grüne,  da  könnt  Ihr  Gras  fressen."  Nnn  wäre 
der  Tumult  losgebrochen.  Grünhagen  hat  nun  in  der  vorliegenden 
Arbeit  (Nr.  16)  eine  erneute  eingehende  Erörterung  der  Frage  versucht, 
ob  jene  Aeufserungen  wirklich  gefallen  seien  oder  nicht  Er  kommt  zu 
einem  den  Kauzleuten  günstigen  Ergebnisse,  sofern  er  konstatieren  zu 
können  glaubt,  „dafs  die  den  beiden  Kaufleuten  in  den  Mund  gelegten 
rohen  Aeufserungen  bei  näherer  kritischer  Betrachtung  nicht  wohl  als 
erwiesen  oder  auch  nur  wahrscheinlich  anzusehen  sein  dürften"  (8.  307). 
Dagegen  läfst  er  dahingestellt,  „ob  und  wie  weit  deren  (der  Kaufleute 
sonstiges  Verhalten  zu  der  Mifsliebigkeit,  die  sie  bei  den  Tumulten  von 
1793  getroffen,  Ursache  gegeben  habe".  Nur  um  die  formellen  Aeufse- 
rungen handelte  es  sich  für  Grünhagen  bei  seinen  Untersuchungen.  — 

„Ueber  den  grundherrlichen  Charakter  des  hausindu- 
striellen  Leinengewerbes  in  Schlesien". 

Sehr  interessant  ist  die  Studie  Lujo  Brentano's,  die  den  an  die  Spitze 
dieses  Abschnittes  gestellten  Titel  trägt  (Nr.  18).  Sie  beginnt  mit  einem 
„allgemeinen  Stofsseufzer"  über  die  Handhabung  der  wirtschaftsgeschicht- 
lichen Forschung  unserer  Tage,  die  über  der  Anfertigung  „Begeisterung- 
verbrämter  Archiv-Auszüge"  immer  mehr  vergesse,  die  wirklichen  Kausal- 
zusammenhänge der  historischen  Entwickelung  aufzudecken.  Dafs  dem  so  sei, 
beweise  u.  a.  Zimmermanns  Buch  „Blüte  und  Verfall  des  Leinengewerbes  Schle- 
siens", „eine  der  gerühmtesten  unter  den  neueren  wirtschaftsgesohichtlichec 
8chriften",  die  aber  gleichwohl  „durch  einige  der  beklagten  Fehler  beeinträch- 
tigt werde".  Brentano  erklärt,  dafs  ihm  aus  diesem  Buche,  trotzdem  er  es 
wiederholt  gelesen  habe,  „die  Geworbeorganisation  der  gewöhnlichen  Weber 
und  ihre  elende  Lage  . . .  unverständlich  geblieben"  seien,  „bis  er  auf  einen 
Gedanken  kam:  die  Organisation  des  schlesischen  Leinengewerbes  auf  dem 
Lande  beruhte  auf  der  Gutsherrlicbkeit"  (S.  328).  Aus  dieser  Thataache 
erklärton  sioh  alle  Erscheinungen,  die  diesem  Gewerbe  eigentümlich  seien. 
„Der  gutsherrliche  Charakter  der  Weberei  erklärt  .  .  .  die  Organization 
des  Gewerbes,  seine  rückständige  Technik,  das  Vergebliche  aller  Zwanga- 
mafsregeln  der  Regierung,  die  Konkurrenzfähigheit  der  schlesischen  Leinen- 
industrie mit  der  Techuik  freierer  Völker  aufrecht  zu  erhalten,  kurz  alle 
die  Momente,  deren  Ergebnis  die  bekannte  Webernot  ist'* 
(S.  324).  Nachdem  dann  im  Verlauf  der  Darstellung  dieser  Gedanke  im 
einzelnen  durchgeführt,  insbesondere  auch  die  gesamte  Fridericiaoische 
Leinenpolitik  einer  vernichtenden  Kritik  unterzogen  worden  ist,  wird  der 
„Gesamteindruck"  (8.  338),  wie  folgt,  zusammengefafst:  „Das  hausindu- 
strielle Leinengewerbe  in  Sohlesien  ist  aus  der  Unfreiheit  hervorgegangen, 
und  die  Unfreiheit  giebt  ihr  das  ganze  Gepräge.  Grundherren  riefen  sie 
ins  Leben,  um  von  ihren  Hörigen  und  den  ausschUefsenden  Rechten  ihrer 
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Grundherrschaft  gröfseren  Vorteil  zu  ziehen.  Der  gröfsere  Teil  der  Arbeit 
wird  von  Hörigen  verrichtet;  die  freien  Arbeiter  sind  zur  Entrichtung 
von  Abgaben  an  die  Grundherren  verpflichtet.  Die  enorme  Mehrzahl  der 
BeBobäftigten  findet  sich  stets  im  tiefsten  Elend.  .  .  .  Aus  der  Hörigkeit 
erklärt  sich  die  hilflose  Lage  der  Leute  gegenüber  den  Kaufleuten.  Sie 
können  keinen  bessern  Markt  aufsuchen.  Sie  können  nicht  auf  besseren 
Bedingungen  bestehen.  Daher  kein  Selbstinteresse  an  der  Arbeit  .  .  . 
Daher  die  primitive  Technik.  Hörigen  ohne  Interesse  an  der  Arbeit 
können  bessere  Instrumente,  auch  wenn  ihr  Gebrauch  mit  Prügeln  ge- 
schützt wird,  nicht  anvertraut  werden.  Die  Sache  wird  nicht  besser,  als 
nach  der  Eroberung  Schlesiens  durch  Friedrich  den  Grofsen  die  preufsi- 
schen  Beamten  die  schlesische  Leinenindustrie  zu  fördern  suchen.  Im 
Gegenteil;  die  Saohe  wird  schlechter.  Denn  die  zwangsweise  Vermehrung 
der  Weber  vermehrt  nur  die  Zahl  der  Leidenden,  während  die  unver- 
nünftigen Mafsnahmen  der  Verwaltung  ihre  Leiden  vergröfsern".  .  .  „So 
bleiben  als  Resultat  der  Fridericianisohen  Bemühungen  um  die  schlesische 
Leinenindustrie  zwei  Jahre  der  Blüte  1784—1786  und  —  die  chronische 
Webernot"  (8.  340). 

Ohne  allen  Zweifel  ist  Brentano's  Erklärungsversuch  sehr  beachtens- 
wert; vielerlei  wird  unter  dem  von  ihm  hervorgekehrten  Gesichtspunkt, 
der  bisher  immer  nebensächlich  behandelt  worden  ist,  in  ein  helleres 
Licht  gerückt  werden.  Gleichwohl  aber  und  trotzdem  mir  im  allgemeinen 
Brentano's  Auffassung  sehr  sympathisch  ist,  scheinen  mir  verschiedene 
Momente  dafür  zu  sprechen,  dafs  nicht  allein  der  grundherrliche  Ursprung 
der  Bchlesichen  Leinenindustrie  herangezogen  werden  darf,  um  alle  ihr 
eigentümlichen  Erscheinungen  zu  erklären.  Eine  Reihe  von  Erwägungen 
drängt  sich  mir  auf,  die  zu  einer  Einschränkung  der  Giltigkeit  der  Bren- 
tano'sohen  Hypothese  zu  zwingen  scheinen.   Sie  mögen  hier  Platz  finden. 

Brentano's  Ausführungen  lassen  sich  in  zwei  Teile  zerlegen,  die  nur 
verhältnismäßig  lose  miteinander  verbunden  sind  :  es  wird  nämlich  ein- 
mal der  Nachweis  zu  führen  versucht,  dafs  sich  alle  Erscheinungen  der 
schlesischen  Leinenindustrie  früher  wie  jetzt  aus  ihrem  grundherrlichen 
Charakter  erklären,  und  es  wird  sodann  an  der  Politik  Friedrich  des 
Grofsen  Kritik  geübt  Zwischen  diesen  beiden  Qedankenreihen  besteht  nur 
insofern  ein  Zusammeuhang,  als  die  Fridericianische  Leinenindustriepolitik 
um  so  thörichter  erscheint  in  Anbetracht  der  grundherrliohen  Verfassung 
des  Gewerbes,  die  Friedrich  zu  beseitigen  unterliefs.  Alle  Vorwürfe,  die 
Br.  gegen  Friedrich  erhebt,  würden  aber  auch  in  weitem  Umfange  be- 
stehen bleiben,  wenn  sich  die  preufsische  Politik  auf  ein  freies  Gewerbe 
bezogen  hätte.  Andererseits  würde  die  grund herrliche  Verfassung  ihre 
schädliche  Wirkung  geäufsert  haben  mit  oder  ohne  Friedrich.  Behandeln 
wir  also  die  beiden  Probleme  getrennt  und  fragen  zunächst:  ißt  Brentano's 
Behauptung  richtig,  dafs  „der  grundherrliohe  Charakter  der  Weberei  .  .  . 
alle  die  Momente  (erklärt),  deren  Ergebnis  die  bekannte  Webernot  ist". 

Zunächst  seheint  es  mir  nicht  ohne  weiteres  statthaft,  anzunehmen, 
dafs  thatsächlich  die  Mehrzahl  der  in  der  Leinenindustrie  Beschäftigten 
bis  zum  Anfang  dieses  Jahrhunderte  ,, Hörige"  gewesen  seien;  wohl  mag 
da»  für  die  Spinnerei  gelten,  nicht  aber  auoh  für  die  Weberei.  Brentano 
selbst  giebt  zu,  dafs  viele  Weber  nicht  Gutahörige  waren,  sondern  nur  den 
Weberzins  an  den  Grundherrn  zu  zahlen  hatten  als  eine  Art  von  Ge- 
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werbesteuer,  während  es  im  übrigen  freie  Leute  waren.  Ob  diese  nun 
die  Mehrzahl  ausmachten  oder  die  Hörigen,  läfst  sieh  wohl  kaum  nachweisen. 
Jedenfalls  gelten  alle  Argumente,  die  aus  der  Hörigen  ei  genschaft  abge- 
leitet werden,  wie  Mangel  des  Selbstinteresses,  von  vornherein  nicht  für  die 
—  gröfsere  oder  kleinere  —  Zahl  freier,  Zins  oder  nicht  Zins  zahlender 
Weber.  Wenn  dann  Br.  aber  weiter  sagt:  Grundherren  riefen  die  schle- 
sische  Leinenindustrie  (so.  als  Exportindustie)  ins  Leben,  so  ist  das  doch 
nur  in  noch  beschränkterem  Umfange  richtig.  Nach  Zimmermann,  dem 
Brentano  hier  folgt,  dürfte  im  Gegenteil  die  schlesische  Hausindustrie  „der 
regen  Aufmunteruag  und  Naohfrage  seitens  der  fremden  Händler 
ihren  Aufschwung  überhaupt  verdanken"  (8.  6).  Dafs  die  Grundherren 
von  den  Städten  das  Recht  zum  Weben  duroh  Vertrag  zu  erwerben 
suchen,  worauf  sich  Br.  als  Beweis  besieht,  ist  doch  erat  die  Folge  jener 
Nachfrage  seitens  der  Kaufleute.  Uebrigens  bezieht  sich  jene  Abmachung 
vom  Jahre  1590  zwischen  der  Glatzer  Ritterschaft  und  den  8tädten,  was 
auch  Zimmermann  zu  übersehen  scheint,  gar  nicht  auf  das  Recht  zum 
Leinenweben,  sondern  auf  das  Recht,  Wolle  mit  unterzuwirken,  also  in 
die  Kompetenz  des  rein  städtischen  Wollgewerbes  einzugreifen. 

Den  grundherrliohen  Charakter  der  schlesisohen  Leinenindustrie  nun 
aber  als  Thatsaohe  angenommen  in  welchem  Umfange  genügt  er  zur  Er- 
klärung der  Erscheinungen  jener  Industrie  ?  Ohne  Zweifel  müssen  wir 
scharf  zwei  Epochen  der  Leinenindustrie  für  diese  Frage  unterscheiden: 
die  Zeit  bis  in  den  Anfang  unseres  Jahrhunderts  und  die  neuere  Zeit; 
beide  Epochen  tragen  ein  ganz  verschiedenes  Gepräge.  Keineswegs  wicht 
der  grund herrliche  Ursprung  des  Gewerbes  hin,  um  etwa  auch  die  Lage 
der  schlesisohen  Hausindustrie  in  unserer  Zeit  zu  erklären,  wie  hier  schon 
bemerkt  werden  mag,  aber  auch  für  die  Vergangenheit  dürfen  wir 
nicht  alle  Erscheinungen  auf  ihn  zurückführen.  Wenn  Brentano  dieses 
verbucht,  so  sieht  er  den  Beweis  für  seine  Behauptung  erbracht  durch  die 
Existenz  der  „konstanten  Webernot",  die  eben  aus  mangelnder  Konkurrenz- 
fähigkeit des  grundherrlichen  Gewerbes  zu  erklären  sei.  Wir  müssen  je- 
doch wieder  unterscheiden:  zwischen  der  Lage  der  8pinner  und  Weber 
einerseits  und  der  Lage  des  „Gewerbes",  will  also  sagen  der  Unternehmer 
andererseits.  Unstreitig  geht  aus  allem,  was  wir  über  die  schlesische 
Leinenindustrie  wissen,  hervor,  dafs  zu  allen  Zeiten  sich  die  Produzenten 
in  einer  mehr  oder  weniger  kümmerlichen  Lage  befunden  haben.  Man  kann 
behaupten,  dafs  die  „schlesische  Webernot"  als  Arbeiternot  drei  Jahr- 
hunderte alt  ist.  Bedarf  es  aber,  um  diese  Thatsache  zu  erklären,  eines 
Rekurses  auf  den  grundherrliohen  Charakter  des  Gewerbes?  Ist  die 
kümmerliche  Lage  der  Arbeiter  nicht  vielmehr  eine  Begleiterscheinung 
jeder  für  den  grofsen  Markt  Massenartikel  produzierenden  Hausindustrie? 

1)  Wi«  der  Leser  ersieht,  wendet  sich  meine  Kritik  hauptsächlich  gegen  d« 
Deduktionen  Brentanos,  die  euch  in  de&ien  Aufaats  den  breitesten  Raum  einnehmen 
Den  Induktion»  beweis  von  der  historischen  Thatsache  der  Qrondherrlichkeit  in  der 
schlesischen  Leinenindustrie  hat  sich  Brentano  ▼erhaknismäfsig  leicht  gemacht:  er  ver- 
webt auf  eine  briefliche  Notis  Zimmermann'»  and  auf  eine  Bemerkung  Hauptmann'»  in 
den  „Webern".  Die  sachkundigen  Historiker,  mit  denen  ich  die  Frage  besprach,  halten 
die  Grund herrlichkeit  in  weiterem  Umfange  für  absolut  nicht  wahrscheinlich.  Jedenfalls 
dürfte  die  Brentano'sche  Behauptung  auch  von  den  Historikern  nicht  unwidersprochen 
bleiben.    Im  obigen  ist  nur  die  Antwort  des  Nationalökonomen  an  den  Nationalökonomeo 
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Findet  sich  der  Umstand,  dafs  die  Arbeiter  keinen  besseren  Markt  auf- 
suchen können,  weil  sie  an  die  Scholle  gefesselt  sind,  also  niobt  auf 
besseren  Bedingungen  bestehen  können,  nicht  überall  verwirklicht,  wo  wir 
die  Hausindustrie  in  Verbindung  mit  kleinem  Häuser-  oder  Landbesitz  an- 
treffen ?  Lauteu  die  Berichte  nicht  übereinstimmend  ungünstig  über  alle 
heutigen  „freien"  Hausindustrien  ?  Oder  wenn  wir  speziell  England 
berücksichtigen:  war  die  Lage  der  „freien"  englischen  Hausarbeiter,  ins- 
besondere der  Hausweber  um  ein  Haar  besser  als  die  der  „grundherr- 
lichen" Schlesier?  Schulze  in  seinem  „Grofsbetrieb"  (1892)  hat  neuer- 
dings wieder  die  elende  Lage  der"  englischen  Hausweber  um  die  Wende 
unseres  Jahrhunderts  geschildert;  er  hat  darauf  hingewiesen  (6.  40),  „dafs 
auoh  in  England  die  Frage  des  Elends  der  Hausweber  allen  Lösungsver- 
suchen zu  spotten  schien ;  dafs  ihre  Lage  voll  schlagender  Analogien  mit 
den  Verhältnissen  unserer  Hausindustrien"  gewesen  sei.  Insbesondere 
wird  uns  auch  von  der  sklavischen  Abhängigkeit  des  Webers  vom  Händ- 
ler, von  dem  betrügerischen  Gebahren  des  letzteren  aus  dem  freien  Eng- 
land des  vorigen  Jahrhunderts  mindestens  ebensoviel  Uebles  als  aus  Sohlesien 
berichtet    (Vgl.  Ad.  Held,  Zwei  Bücher  etc.,  S.  562  u.  a.) 

Nun  ist  aber  ebenso  verbürgt,  wie  das  chronische  Elend  der  Spinner 
und  Weber  die  Jahrhunderte  lang  währende  Blüte  des  schlesischen 
„Leinengewerbes",  d.  h.  Beine  Rentabilität,  seine  Konkurrenzfähigkeit,  ja 
seine  Herrschaft  auf  dem  Weltmarkte.  Wenn  wir  von  der  Nachblüte  ab- 
sehen, die  das  Gewerbe  gegen  das  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  trieb, 
so  können  wir  die  Periode  bis  in  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  als  die 
Zeit  des  Gedeihens  und  Ansehens  der  schlesischen  Leinen  ohne  weiteres  an- 
sprechen. Bis  dahin  also  würde  der  grund herrliche  Charakter  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Industrie  jedenfalls  nicht  beeinträchtigt  haben.  Haben 
wir  aber  Grund,  anzunehmen,  dafs  die  Erisis  und  der  Niedergang  des  Ge- 
werbes, wie  er  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  einsetzt,  aus- 
scbliefalich  auf  die  Grundherrliohkeit  zurückzuführen  sei  ?  Brentano  meint 
ja,  denn  sie  war  schuld  an  der  zunehmenden  Konkurrenzunfähigkeit,  und 
diese  wiederum  hatte  ihren  Grund  einmal  in  der  rückständigen  Teohnik,  so« 
dann  in  der  Unreellität  der  Produzenten ;  diese  beiden  Uebelstände  aber  haben 
ihre  letzte  Ursache  in  der  Unfreiheit.  Die  rückständige  Technik  zunächst, 
weil  diese  „überall  das  Korrelat  der  Unfreiheit  ist".  „Einerseits  verhin- 
dert die  vermeintliche  Billigkeit  der  unfreien  Arbeit  die  Beschaffung 
teurer  Produktionsinstrumente  seitens  des  Arbeitgebers,  andererseits  lassen 
sich  diese  dem  Unfreien  auch  nicht  anvertrauen,  da  er  sie  in  kürzester 
Zeit  verdirbt"  (a.  a.  0.  S.  326).  Ich  kann  dieser  Argumentation,  so  sehr 
ihre  prinzipielle  Richtigkeit  über  allem  Zweifel  erhaben  ist,  für  den  vor- 
liegenden Fall  eine  übermässig  grofse  Beweiskraft  nicht  zuerkennen.  Um 
was  für  technische  Fortschritte,  um  was  für  „teure  Produktioneinstru- 
mente" in  der  Leinenindustrie  handelte  es  sich  bis  in  die  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts?  Um  die  Spindel  für  die  Spinnerei,  den  Schnell- 
schützen für  die  Weberei.  Dafs  nun  letzterer  —  eine  verhältnismäfsig 
einfaohe  Vorrichtung:  zwei  Federn  an  den  Enden  des  Stuhls,  mittels  deren 
man  den  Schützen  hin  und  herschnellte  —  ein  so  teures  oder  kostbares 
Instrument  gewesen  wäre,  um  ihn  „unfreien"  Arbeitern  nicht  anvertrauen 
zu  können,  scheint  mir  nicht  sehr  plausibel.  Zudem  würde  wiederum 
gerade  für  die  doch  auch  nach  Brentano's  Ansicht  in  gewissem  Umfange 
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von  „Freien"  betriebene  Weberei  das  Bedenken  wegfallen.  Was  aber 
die  späte  Einbürgerung  des  Spinnrades  anbelangt  —  das  man  übrigens 
auch  doch  kaum  als  ein  sehr  kostbares  Produktionsinstrument  an- 
sehen kann  —  so  hatte  dies  erwiesenermaßen  in  einer  sogar  kauf- 
männisch begründeten  Ansicht  seinen  Grund:  es  war  nämlich  allge- 
mein die  Meinung  verbreitet,  dafs  die  Absatzfähigkeit  des  schlesischen 
Leinen  wesentlich  durch  seine  Weichheit  bedingt  sei,  dafs  diese  aber 
beeinträchtigt  werden  würde,  wenn  man  das  Garn  mit  dem  Rade  spänne 
(Zimmermann,  8.  232). 

Was  dann  den  zweiten  Hauptgrund  anbelangt,  der  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  schlesischen  Leinwandindustrie  nach  Brentano  beeinträchtigt 
haben  soll,  die  Unreellität  der  Arbeiter,  so  hat  es  hiermit  auch  seine 
eigene  Bewandtnis.  Wenn  nämlich  Brentano  meint  (S.  832),  „der  Krebs- 
schaden des  schlesischen  Leinengewerbes  war  die  Unredlichkeit  in  Fabri- 
kation und  Handel",  so  ist  dieses  mit  gewissen  Einschränkungen  ohne 
weiteres  zuzugeben.  Wenn  er  dann  aber  wieder  hinzufügt:  „die  letzte 
Ursache  hiervon  lag .  .  .  in  der  Unfreiheit  der  Arbeit,  die  den  Arbeiter  zum 
Betrug  nötigte,  um  sein  Leben  fristen  zu  können"  u.  s.  w.,  so  möchte 
ich  demgegenüber  doch  an  die  Thatsache  erinnern,  dafs  wir  die  Betrü- 
gereien und  Unredlichkeiten  auch  bei  sehr  vielen  „freien"  Hausindustrien 
beobachten.  Ich  möchte  vor  allem  wieder  an  die  Zustände  in  den  freien 
englischen  Hausindustrien  im  vorigen  Jahrhundert  erinnern.  Hier 
wucherte  die  Materialunterschlagung  und  Betrügerei  dermafsen  üppig,  dafs 
eine  „systematische  Gesetzgebung"  dagegen  erlassen  werden  mufate.  1 .  Anna 
stat.  2  cap.  18;  13.  Georg,  cap.  8;  22.  Georg,  oap.  27;  17.  Georg  III, 
cap.  56  und  andere  Gesetze  werden  ins  Leben  gerufen,  um  jenen  Un- 
redlichkeiten in  der  Hausindustrie,  insbesondere  auch  in  der  Textilindu- 
strie, zu  Bteuern.    (Vgl.  Ad.  Held,  Zwei  Bücher  etc.,  S.  558—560.) 

Nun  läfst  sich  aber  auch  gar  nicht  in  dem  von  Brentano  vertretenen 
Umfange  die  Ansicht  aufrecht  erhalten,  dafs  der  Niedergang  der  schlesi- 
sohen  Leinenindustrie,  wie  er  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
einsetzt,  seinen  Grund  in  zunehmender  Konkurrenzunfähigkeit  des  Gewerbes 
gegenüber  „freien  Völkern"  ausschliefslich  gehabt  habe.  Die  sohlesische 
Leinwand  verlor  ihre  überseeischen  Märkte,  namentlich  den  englischen, 
keineswegs,  weil  die  fremden,  „freien"  Völker  etwa  billiger  und  besser 
produziert  hätten,  sondern  zunächst  deshalb,  weil  die  fremden,  „freien" 
Völker  seit  Mitte  des  Jahrhunderts,  allen  voran  England,  duroh  ein  über- 
aus künstliches  und  rigoroses  Protektionssystem  die  deutsche  Leinwand 
von  ihren  Märkten  fernzuhalten  und  eine  nationale  Industrie  ins  Leben 
zu  rufen  für  gut  befanden.  Wenn  dieses  Bestreben  insbesondere  in  Eng- 
land so  grofsen  Schwierigkeiten  begegnete,  wenn  immer  und  immer  wieder 
strengere  Verbote  oder  höhere  Zölle  oder  reichlichere  Prämien  bewilligt 
werden  mufsten,  so  hatte  dies  seinen  Hauptgrund  in  der  gröfseren  Billigkeit 
und  Güte  des  deutschen  und  darunter  gewifs  auch  des  schlesischen  Produkts. 
„Die  Leinwandindustrie"  (so.  Englands),  so  leitet  A.  Held  a.  a.  O.  S.  512 
den  Abschnitt  ein,  der  den  Rattenkönig  künstlicher  Mafsnahmen  zu  ihrer 
Hebung  darstellt,  „litt  unter  überlegener  Konkurrenz  deutscher  Leinwand, 
die  unter  dem  Namen  „Osnaburgh"  in  den  Handel  kam".  „Trotz  aller 
Begünstigungen  und  Exportprämien  .  .  .  wollte  die  Leinenindustrie  nicht 
recht  prosperieren  und  suchte  in   neuen  Zollgesetzen  ihr  Heil,  sowie  in 
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künstlichen  Mitteln,  das  Angebot  von  Leinengarn  zu  steigern.  ...  1773 
befand  sich  die  Leinenindustrie  in  arger  Not  nnd  das  Elend  der  Arbeiter 
war  grofs.  Man  kam  auf  kein  anderes  Mittel  zur  Abhilfe  als  verschärfte 
Beschränkung  der  ausländischen,  namentlich  deutschen  Konkurren«"  (Held, 
a.  a.  0.  8.  512,  513). 

Zu  dieser  systematischen  Bekämpfung  der  deutschen  Leinwand  mittels 
protektionietisoh-merkantilistisoher  Maßnahmen,  wie  sie  im  vorigen  Jahr- 
hundert nach  und  nach  in  allen  für  Schlesien  wichtigen  Absatzgebieten 
geschaffen  wurden,  kam  dann  am  Ende  des  Jahrhunderts  die  nicht  minder 
künstliche  Abdrängung  des  schlesischen  Produkts  von  den  fremden 
Märkten  durch  die  Kriege  und  die  in  ihrem  Gefolge  sich  einfindenden 
Zwangsmafsregeln,  Vorgänge,  die  von  Zimmermann,  namentlich  im  3.  Buohe 
seines  Werkes,  eingehend  dargestellt  sind.  Endlich  aber  ist  hier  eines 
Moments  noch  Erwähnung  zu  thun,  dessen  Wichtigkeit  von  Zimmermann 
mir  immer  nicht  genügend  gewürdigt  schien ,  das  aber  dooh  von  ganz 
erheblicher  Bedeutung  für  den  Niedergang  der  Leinenindustrie  ist:  des 
glänzenden  Siegeszuges,  den  die  billigere  Baumwolle  seit  dem  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  auf  dem  Weltmarkte  antrat. 

Kein  einziger  der  Gründe  also,  die  den  Niedergang  der 
sohlesischen  Leinenindustrie  notorisch  versohuldet  haben,  läfst  eich  mit 
einiger  Sicherheit  auf  ihren  grundherrlichen  Charakter  zurückführen.  — 

Wenn  dieser  nun  aber  nicht  hinreicht,  um  die  Kaiamitaten  des  Ge- 
werbes bis  zum  Beginn  unseres  Jahrhunderts  zu  erklären,  so  dürften  sich 
doch  wichtige  Bedenken  aach  dagegen  geltend  machen  lassen,  ihn  für  die 
Erklärung  der  Uebelstände  in  neuerer  und  neuester  Zeit  heranzu- 
ziehen, loh  sagte  oben,  das  Problem  der  „Webernot"  in  früheren  Jahr- 
hunderten sei  ein  ganz  anderes  gewesen,  als  das  in  unserem  Jahrhundert. 
Während  diese  früher  ausschliefslioh  in  wirtschaftlichen  und  sozialen  Um- 
ständen begründet  war,  tritt  in  neuester  Zeit  das  technische  Moment  hinzu. 
Denn  darin  gebe  ich  Brentano  ohne  weiteres  recht,  dafs  die  Uebelstände  in 
der  Leinenhausindustrie  unseres  Jahrhunderts  ihren  Grund  vornehmlich  in 
der  rückständigen  Technik  haben  ;  da  die  schlesisohe  Leinenhausindustrie  in 
den  primitiven  Formen  des  Handbetriebs  bis  heute  stecken  geblieben  ist, 
so  mufste  sie  gegenüber  der  in  nnserem  Jahrhundert  entwickelten  Fabrik- 
industrie sich  als  konkurrenzunfähig  erweisen:  Grund  genug,  um  daraus 
alles  Elend ,  alle  „Webernot"  der  neueren  Zeit  zu  erklären ;  ganz  davon 
abgesehen ,  dafs  die  der  Hausindustrie  als  solcher  eigentümlichen  Uebel- 
stände nach  wie  vor  weiterwirken.  Aber,  und  das  ist  wieder  die  Pointe 
—  lälst  sieh  derNaohweis  führen,  dafs  an  der  heute  rück- 
ständigen Teohnik  die  grundherrliche  Vergangenheit  der 
Leinen  Industrie  schuld  sei?  loh  glaube  nioht  Denn  nur  die 
Vermutung  spricht  dafür,  folgende  Thatsaohen  aber  sprechen  dagegen : 

1)  Die  Grundherrliohkeit  wurde,  wenn  nicht  schon  im  Anfang  dieses 
Jahrhunderts,  so  doch  durchgängig  im  Jahre  1850  beseitigt.  Von  diesem 
Augenbliok  ab  hätte  dooh  der  Einführung  einer  höheren  Technik  niohts 
mehr  im  Wege  gestanden.  Nun  meint  Brentano  zwar:  „als  die  Freiheit 
kam,  waren  die  Weber  durch  den  langdauernden  Druck  physisch  und 
geistig  so  degeneriert,  dafs  sie  keinen  vernünftigen  Gebrauch  davon 
machen  konnten"  (a.  a.  0.  S.  340).  Das  aber  gilt  dooh  immer  nur  für 
eine  Generation,  nicht  für  drei  oder  vier,  die  nun  jetzt  im  Sumpfe  stecken 


Digitized  by  Google 


762 


Litteratur. 


geblieben  sind.  Dafs  aber  Brentano's  llaisonnement  anfechtbar  ist,  scheint 
mir  doch  anoh 

2)  die  ThaUaohe  zu  erweisen ,  dafs  in  weitestem  Umfange  gerade  in 
ehemaligen  Cenlren  der  haasindustriellen  Leinenindustrie  Schlesiens  sich 
grofsartige  Fabrikbetriebe  ersten  Kanges  entwickelt  und  thataäohlich  die 
Hausindustrie  dort  aufgesogen  haben.  loh  brauche  nur  an  die  Spinnereien 
und  Webereien  grofsen  Stils  in  Lauban,  Landeshut,  Freiburg,  Erdmanns- 
dorf, Wüste-Giersdorf,  Wüste- Waltersdorf,  Keichenbach,  Langenbielau,  Neu- 
rod« u.  a.  su  erinnern  ,  um  es  deutlich  zu  machen ,  dafs  an  den  meisten 
Orten  an  die  Stelle  „grundherrlioher"  Hausindustrie  blühende  Fabrik- 
betriebe getreten  sind.    Dafs  dem  so  sei,  erweist  aber  fast  noch  schlagender 

3)  der  Umstand,  daf«  die  hausi industrielle  8pinnerei,  also  der 
allergrundherrliohste  Zweig  der  Textilindustrie  heute  völlig  auch  aus 
Sohlesien  verschwunden  und  durch  die  meohanisohe  Spinnerei  ersetzt  ist. 
Die  Spinner  oder  ihre  Naohkommen  haben  also  den  Uebergang  schon  seit 
einigen  Jahrzehnten  cur  Fabrikindustrie  vollziehen  können  oder  müssen. 

Dafs  aber  die  Grundherrliohkeit  die  heutigen  Uebelstände  in  der  haus- 
industriellen Textilindustrie  nicht  su  erklären  vermag,  soheint  mir  auch 
aus  der  Beobachtung  sich  zu  ergeben,  dafs  umgekehrt 

4)  alle  typischen  Anzeichen  der  „Webernot "  sieh  ebenso  sehr  und 
zum  Teil  ganz  besonders  in  Industriezweigen  finden,  deren  Arbeiter  no- 
torisch niemals  in  einem  grundherrlichen  Verhältnis  gestanden  haben.  Um 
nicht  Beispiele  aufserhalb  Schlesiens  zu  wählen,  erinnere  ioh  nur  an  die 
bedeutende  hausindustrielle  Ba  um  w  oll  Weberei,  die  jedenfalls  zum  gröfs- 
ten  Teil  erst  naoh  Beseitigung  der  Grundherrschaft ,  also  unter  „freien" 
Arbeitern  ins  Leben  gerufen  worden  ist.  Unter  den  Baumwoll-  und  Bar- 
chentwebern  ist  aber  heute  die  Not  noch  viel  gröfser  als  unter  den  Leinewebern. 

Alles  spricht  also  gegen  die  Richtigkeit  der  Annahme,  dafs  die  heu- 
tige sehlesisohe  „Weberoot"  in  irgend  einem  Zusammenhange  mit  ihrem 
grundherrliohen  Ursprung  stehe.  Aber  benötigen  wir  su  ihrer  Erklärung 
überhaupt  eines  Bekurses  auf  die  historischen  Wurzeln  der  Hausindustrie  ? 
Mich  dünkt  doch  nicht.  Die  heutigen  Bestände  der  hausindustriellen 
Weberei  Schlesiens  erklären  sich  vielmehr  ganz  zwanglos  als  die  natür- 
lichen Ueberbleibsel  bei  dem  Aufsaugungsprozefs  der  Hausindustrie  durch 
die  Fabrik,  wie  er  sioh  in  unserem  Jahrhundert  vollzogen  hat:  Ueberall 
dort  ist  die  veraltete  Betriebsform  hängen  geblieben,  wo  lokale  Umstände 
die  Ansiedelung  von  Fabriken  nicht  rentabel  erscheinen  liefsen :  in  den 
abgelegenen  Bergen  und  Thälern  der  8udeten.  Hierhin  kam  der  Prophet 
nicht;  aber  die  armen  Hausindustriellen  konnten  auch  nioht  zum  Pro- 
pheten in  die  Niederungen  hinabsteigen,  weil  sie  —  nun  nicht  die  Grund- 
herrliohkeit sondern  —  irgend  eine  Armseligkeit,  das  Wahrzeichen  eines 
„freien"  Mannes:  eine  Hütte  oder  ein  Fetzen  Landes  an  die  Scholle 
fesselte.  Hartnäckigkeit  und  Schwerfälligkeit,  die  Attribute  aller,  auoh 
der  „freien"  Hausindustriellen,  haben  oft  die  Fesselung  zu  einer  selbstge- 
wählten gemacht. 

So  erscheint  der  heute  noch  vorhandene  hausindustrielle  Bodensatz 
als  das  durchaus  natürliche  Ergebnis  eines  frei  wirtschaftlichen  Entwioke- 
lungsprozesses.  Weder  die  Grundherrlichkeit,  nooh  irgend  eine  Regie  - 
rungsmafsregel  ist  schuld,  dafs  die  Privatindustrio  nicht  in  alle  Winkel 
des  Gebirges  gekrochen  ist,  um  die  Hausindustrie  aus  diesen  zu  Ter- 
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treiben.  Will  man  die  Regierung  verantwortlich  machen  für  die  heutige 
Webernot,  so  könnte  man  dies  in  einem  anderen  Sinne  allerdings  thun. 

1)  nämlich  ist  es  ein  nationales  üebel ,  dafs  noch  heute  oder  rich- 
tiger heute  wieder  sich  in  maßgebenden  Kreisen  ein  günstiges  Vorurteil 
der  Hausindustrie  gegenüber  eingenistet  hat,  das  nun  freilich  die  Gefahr 
heraufbeschwört,  der  natürliche  Qesundungsprozefs ,  der  in  unserem  Falle 
ein  Absterbeprozefs  ist,  könnte  verlangsamt  werden  dadurch,  dafs  man 
mit  allerhand  Quacksalbereien  die  alte  Betriebsform  noch  eine  Zeitlang 
künstlich  über  Wasser  hält  Bislang  läfst  sich  der  unheiyolle  Einflufs 
einer  solchen  reaktionären  Politik  nioht  naohweisen.  Womit  die  Regierung 
•ich  aber  schon  thataächlich  mitschuldig  an  dem  heutigen  Weberelend 
gemacht  bat,  sind  Unterlassungssünden.    Deren  erste  besteht  darin: 

2)  dafs  die  Entwicklung  des  Verkehrsnetzes  in  den  sohlesisohen  Ge- 
birgen nicht  rasch  genug  und  su  wenig  im  Hinblick  auf  die  Lage  der 
Hausindustrie  erfolgt  ist  Die  Praktiker  in  den  Interessentenvertretungen 
haben  vollständig  recht,  wenn  sie  auf  alle  Anfragen  der  Regierung,  wie 
den  Webern  zu  helfen  sei,  mit  einem  ceterum  oenseo  antworten:  „Baut 
Eisenbahnen"!  Dann  erst  können  die  Fabriken  auoh  in  die  heute  noch 
restierenden  Nester  der  Hausindustrie  vordringen. 

3)  aber  kann  man  der  Regierung  vorwerfen,  dafs  sie  nicht  energisch 
genug  positiv  den  üebergang  zum  Fabrikbetrieb  gefördert  hat  Hier  ist 
also  der  Fehler:  in  wenig  „Polizey"!  Man  hat  es  mir  sehr  verübelt,  als 
ioh  vor  einiger  Zeit  als  wirksamstes  Mittel  zur  rasohen  Beseitigung  der 
Webernot  die  Erbauung  von  Fabriken  aus  Staatsmitteln  oder  mit  Staats- 
subvention in  den  Hausindustrieoentren  vorgeschlagen  habe.  Und  doch 
habe  ioh  damit  nur  auf  daa  probate  Mittel  hingewiesen,  dessen  sich  in 
den  1880er  und  40er  Jahren  die  preofsisohe  Regierung  bereits  bedient 
hat,  um  der  gräulichsten  Not  in  den  wichtigsten  Hausindustriegebieten  su 
steuern.  Damals  stand  im  Vordergründe  die  Spinnernot;  und 
dafs  diese  seit  ein  paar  Jahrsehnten  bereits  aus  der  Welt  geschafft  ist,  ver- 
danken wir  zum  nicht  geringen  Teil  der  Errichtung  von  mechanischen 
Spinnereien  aus  Mitteln  der  Seehandlung.  Die  ehemaligen  „Staatsfabriken" 
gehören  heute  zu  den  blühendsten  Privatunternehmungen  gröfsteo  Stiles  im 
sohlesisohen  Gebirge.  — 

Es  erübrigt,  den  zweiten  Teil  der  Brentano'sohen  Aus- 
führungen zu  prüfen:  seine  Kritik  der  Fridericianisohen 
Hausindustriepolitik.  Brentano  macht  Friedrich  hauptsächlich 
folgendes  zum  Vorwurf: 

1)  dafs  er  das  einsige  Mittel ,  das  eine  Blüte  der  Leinenindustrie 
hätte  hervorrufen  können,  die  Beseitigung  der  Unfreiheit,  nioht  angewandt 
habe.  Was  es  mit  diesem  Vorwurf  auf  sioh  hat,  geht  aus  unseren  bis- 
herigen Ausführungen  schon  hervor:  da  wir.  glauben  den  Nachweis  ge- 
führt su  haben,  dafs  die  Grundherrliohkeit  zu  keiner  Zeit  etwas  su  thun 
hatte  mit  den  Nöten  der  Leinenindustrie,  so  würde  auoh  die  Beseitigung 
der  Unfreiheit  vermutlich  nichts  gebessert  haben. 

2)  sei  Friedrichs  positive  Politik  verfehlt  gewesen,  da  sie  mit  poli- 
zeilichen Zwangsmafsregeln  versucht  habe,  wirtschaftliche  Uebelstände  su 
beseitigen.  Die  Saohe  sei  dadurch  nicht  besser  geworden.  „Im  Gegen- 
teil:  die  Saohe  wird  schlechter.  Denn  die  zwangsweise  Vermehrung  der 
Weber  vermehrt  nur  die  Zahl  der  Leidenden,  während  die  nn vernünftigen 
Mafsnahmen  ihre  Leiden  vergröfsern"  (a.  a.  0.  8.  338). 
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Demgegenüber  scheinen  mir  doch  folgende  Erwägungen  der  Berück« 
sichtigung  wert 

Als  Friedrich  Schlesien  eroberte,  und  nooh  mehr  als  er  nach  dem 
siebenjährigen  Kriege  mit  positiven  Maßnahmen  zur  Förderung  der  schle- 
■isohen  Gewerbe  begann,  befand  sioh  die  Leinenindustrie 
bereits  in  einer  Krise,  die  duroh  den  Verlust  früherer  wichtiger 
Absatzgebiete  ,  wie  oben  gezeigt  wurde ,  herbeigeführt  war.  Die  Krisis 
wurde  dann  gegen  Ende  der  Kegieruogszeit  Friedriohs  {gemildert  DaTs 
sie  naoh  seinem  Tode  um  so  heftiger  ausbrach,  stand  in  gar  keinem  Zu- 
sammenhange mit  seiner  Politik,  sondern  war  wiederum  die  Folge  un- 
vorhergesehener und  un  vor  herseh  barer  Umstände,  namentlich  der  Kriege. 
Dafs  endlich  die  Krisis  im  19.  Jahrhundert,  die  zum  ersten  Haie  ihren 
Grund  in  der  rückständigen  Technik  des  hausindustriell  weiterbetriebenen 
Gewerbes  hatte,  nicht  Friedrich  sohuld  gegeben  werden  kann,  dürfte  eben- 
falls aus  dem  Gesagten  bereits  hervorgehen.  Dafs  aber  Friedrichs  Politik 
unschuldig  an  irgend  einer  „Webernot"  zu  irgend  einer  Zeit  war,  geht 
auch  aus  einer  unbefangenen  Prüfung  der  angewandten  Mafsregeln  selbst 
hervor.  Im  Gegenteil  scheint  mir  das  Urteil  anderer  Schriftsteller,  wie 
Zimmermann^,  Friedrichs  Politik  habe  der  scbJesisohen  Leinenindustrie 
zum  Segen  gereioht,  nicht  ganz  unberechtigt,  wenn  iob  auch  Brentano 
darin  recht  gebe,  dafs  kein  Grund  vorliegt,  Friedrichs  Mafsnahmen  als 
den  Gipfelpunkt  aller  wirtschaftspolitisohen  Weisheit  zu  preisen.  Nur 
ganz  so  dumm  waren  sie  nicht  wie  Brentano  meint.  Was  Friedrich  für 
die  sohlesische  Leinenindustrie  that ,  war  hauptsächlich  dreierlei :  einmal 
versuchte  er  für  Solidität  und  Keellität  durch  allerband  Kontrollvor- 
schriften Sorge  zu  tragen;  dann  bemühte  er  sich,  der  Leinwand  neue 
Absatzwege  zu  erschliefsen  ;  endlich  strebte  er  eine  Hebung  des  Gewerbes 
duroh  positive  Beförderung  des  Gewerbfleifses,  Vermehrung  der  Arbeiter  an. 

Die  Mafsnahmen  der  ersteren  Kategorie  —  Vorschriften  über  die 
Teohnik,  obligatorische  Schau  etc.  —  erscheinen  uns  heute  selbstver- 
ständlich als  sehr  merkwürdig,  und  doch  wird  in  einer  früheren  Zeit 
überall,  wo  wir  hinblioken,  bei  freien  wie  unfreien  Völkern,  dieselbe  Po- 
litik verfolgt  Es  mufs  doch  also  wohl  kein  anderes  Mittel  als  die  „Po- 
lizey"  gegeben  haben ,  um  damals  dasselbe  zu  erzielen ,  was  heute  durch 
die  freie  Konkurrenz  besorgt  wird.  Wir  sollten  doch  nun  aus  der  Wirt- 
schaftsgeschichte gelernt  haben,  dafs  in  aller  Zeit  unentwickelten  Verkehrs 
und  somit  unentwickelter  Konkurrenz  es  schliefalioh  immer  die  obrigkeit- 
liohe  Garantie  gewesen  ist,  auf  die  sioh  der  Kredit  der  Waren  gründete. 
Dafs  die  Unreellität  kein  Ausflufs  der  Gutsherrliohkeit  war,  wurde  oben 
schon  hervorgehoben ;  deren  Aufhebung  hätte  also  die  Kontrollmafsnahmen 
nicht  überflüssig  gemacht.  Es  ist  aber  heute  ziemlich  sohwer  zu  sagen, 
wie  etwa  die  Kontrolle  besser  als  duroh  Friedrich  hätte  ausgeübt  werden 
können.  Kaum  aber  wird  sich  der  Beweis  erbringen  lassen,  dafs  jene 
polizeiliche  Kontrollierung,  wie  sie  Friedrich  übrigens  bekanntermafaen 
nur  fortsetzte,  nicht  neu  begann,  dem  Gewerbe  geradezu  geschadet 
habe.    Uöohstens  hat  sie  doch  nichts  genützt. 

Dagegen  wird  auch  Brentano  den  erheblichen  Nutzen  nicht  abstrei- 
ten, den  die  auf  Erschliefsung  neuer  Absatzgebiete  gerichteten  Mafsnahmen 
Friedriohs  gestiftet  haben.  Wiedergewinnung  eines  Absatzgebietes  war 
ohne  Zweifel  das  Wichtigste,  ja  das  Einzige,  das  der  sohlesischen  Leinen- 
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Industrie  damals,  wo  die  freien  Völker  allerorts  ihr  ihren  Markt  verboten 
hatten,  vor  allem  not  that  Diese  Sorge,  Absatzgebiete  für  das  schlesisohe 
Leinen  wiederzufinden ,  wäre  dooh  selbst  naoh  Aufhebung  der  Unfreiheit 
geblieben,  so  dafs  in  dieser  Richtung  Friedrich  wohl  keinerlei  Tadel  trifft. 

Bleibt  die  dritte  Kategorie  von  Mafanahmeu  Fridericianischer  Politik, 
jene,  die  eine  direkte  Vermehrung  der  Produktion  zum  Zweck  hatten. 
Gegen  sie  richtet  sich  vornehmlich  Brentano'e  Kritik.  „Am  wunderlichsten 
ist,  sagt  er  a.  a.  0.  8.  334,  335,  dafs  der  Regierung  die  Vermehrung  der 
Zahl  der  Weber  als  ein  Mittel  erscheint,  um  der  konstanten  Webernot  ab- 
zuhelfen. Immer  und  immer  wieder  werden  Leute  dem  Gewerbe  neu  zu- 
geführt. Wer  den  Webstuhl  nioht  kaufen  kann ,  erhält  ihn  geschenkt. 
Der  Grund  der  Krise,  schreibt  Friedrich  der  Grofse  an  Schlabrendorff, 
liege  in  dem  „Mangel  der  Arbeiter,  da  wie  Ich  Euch  sohon  gemeldet 
habe,  Meiner  Rechnung  naoh  im  Gebürge  noch  an  die  12/m  Menschen 
fehlen  müssen",  und  ähnlich  später  an  Hoym :  Wie  viele  schlesisohe  Städte 
seien  noch  ohne  Weber;  was  hindere  die  Antsetzung  solcher?!  Während 
das  Land  fortwährend  darunter  leidet,  dafs  seiner  Leinwand  der  Absatz 
fehlt,  bemühten  sich  demnach  die  Beamten,  die  Weberei  durch  Prämien, 
Ermahnungen,  Vorschüsse  in  jedem  schlesischen  Dorf,  in  jedem  Häuschen 
heimisch  zu  machen.*'  So  wie  Brentano  hier  die  Saohe  darstellt,  erscheint 
sie  allerdings  mehr  als  wunderlich;  ein  Vorgehen,  wie  es  hier  geschildert 
wird,  wäre  geradezu  pathologisch.  Ganz  so  verrüokt  war  aber  Friedrioh 
nioht,  dafs  er  um  der  Webernot  zu  steuern,  Weber  hätte  ansetzen 
wollen.  In  der  Mehrzahl  dor  Fälle,  auf  die  sioh  Brentano  bezieht,  z.  B. 
bei  jenen  „12/m  Menschen"  handelt,  es  sich  aber  gar  nicht  um  die  För- 
derung und  Vermehrung  der  Weberei,  sondern  der  Spinnerei.  Um 
die  Webernot  zu  mindern,  sollte  die  Spinnerei  gehoben  werden  —  das 
ist  dooh  kein  ganz  so  dummer  Gedanke;  jedenfalls  ein  Gedanke,  den  die 
freien  Engländer  mit  grofser  Konsequenz  verfolgt  haben.  Wir  wissen 
nämlich,  dafs  eine  Hauptkalamität  der  sohlesischen  Leinenweberei  seit 
Mitte  des  vorigen  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  der  Mangel  an  gutem 
und  billigen  Gespinst  war.  Nun  sollte  die  Spinnerei  gehoben  bezw.  das 
Angebot  von  Gespinst  gesteigert  werden,  um  diesem  Uebelstande  abzu- 
helfen :  daher  Förderung  des  Flachsbaues,  Anlage  von  Röstanstalten,  Ver- 
bot der  Flachs-  und  Garnausfuhr  und  —  Prämiierung  der  Spinnerei.  Dann 
allerdings  war  Friedrich  auch  bemüht,  die  Weberei  zu  befördern;  aber 
niemals  zu  dem  Zweck ,  um  der  Webercot  abzuhelfen ,  sondern  das  eine 
eine  Mal,  um  für  den  durch  jene  künstlichen  Mittel  endlioh  erzeugten 
Garnüberflufs  Verwendung  zu  sohaffen.  Vgl.  Zimmermann,  S.  152, 
wo  sich  jene  von  Brentano  citierten  Worte  finden:  „wie  viel  schlesisohe 
Städte  seien  noch  ohne  Weber,  was  hindere  an  der  Ansetzung  solcher"? 
an  die  sich  dai.u  sogleich  die  Erklärung  anschliefst:  „wenn  man  hierfür 
sorge,  werde  kein  Garnüberflufs  mehr  sein".  Ein  anderes  Mal  (Zimmer- 
mann, S.  127)  wird  uns  dann  von  dem  8treben  des  Königs,  die  Weberei 
zu  vergröfsern,  berichtet  ohne  Angabe  eines  Motivs1),  wie  Zimmerman 
hinzufugt,  „unbekümmert  um  eine  zukünftige  Krisis". 

Es  liegt  mir  nun  durchaus  fern,  diese  Massnahmen  Friedrichs  als 

1)  Durch  Herrn  Geh.  Archivrat  Grflnhagen  erfahr«  ich  nachträglich,  dafs  «s  Friedrieb 
vor  allem  um  eine  Hebung  der  hausgewerblichen,  gar  nicht  der  hausindustriellen 
Leineweberei  su  thun  war. 


Digitized  by  Google 


766 


Litte  ratur. 


sehr  zweckmäßige  verteidigen  oder  rahmen  zu  wollen.  Vielleicht  waren 
sie  fehlerhaft,  aber  es  fehlten  in  gleicher  Richtung  dann  fast  alle  da- 
maligen Regierungen,  allen  voran  die  englisohe.  Was  ich  nur  klarstellen 
wollte,  war  das:  dafs  Friedrieh  niemals  durch  eine  Vermehrung  der 
Weber  die  Weber  not  hat  beseitigen  wollen.  Wie  man  aber  auch 
aber  diese  eoht  merkantilistisohe  Politik  Friedrichs  urteilen  möge, 
keineswegs  läfst  sioh  der  Nachweis  führen,  dafs  sie  auch  nur  im  gering- 
sten die  spätere  Krisis  der  Leinenindustrie  verschuldet  haben  sollte.  Wo- 
durch diese  bewirkt  wurde,  haben  wir  gesehen.  Man  könnte  nun  meinen: 
hätte  Friedrich  nicht  künstlich  den  Umfang  des  Gewerbes  vergrößert, 
dann  wäre  die  spätere  Absatzstockung  vielleicht  zu  vermeiden  gewesen. 
Gegen  eine  solohe  Annahme  spricht  aber  die  Thatsache,  dafs  bei  Leb- 
zeiten des  Königs ,  solange  also  jene  Beförderungspolitik  vornehmlich  be- 
trieben wurde,  von  einer  beträchtlichen  Ausdehnung  der  Weberei  gar  keine 
Rede  ist.  Während  (naih  Zimmermann,  a.  a.  0.  8.  448—451)  die  Zahl 
der  Webstühle  in  Schlesien  1755  22  821  betrug,  war  sie  1785,  also  nach 
30  Jahren  erst  auf  26  869  gestiegen.  Eine  starke  Vermehrung  beobachten 
wir  erst  ein  paar  Jahrzehnte  nach  Friedrichs  Tode.  Im 
Jahre  1805  wurden  bereits  84  645  Webstühle  gezählt. 

loh  meine  also,  das  Fazit  der  Fridericianischen  Politik  sei  ein  an- 
deres, als  es  Brentano  zieht:  Friedrich  überkam  die  Leinenindustrie  in 
einer  schweren  Krisis;  es  gelang  ihm,  diese  Krisis  wenigstens  für  ein 
paar  Jahre  zu  mindern ;  dafs  sie  später  in  verschärftem  Maße  wieder 
ausbraoh,  hat  er  nioht  verschuldet ;  vor  allem  nicht  durch  eine  künstliche 
Förderung  des  Gewerbes ;  diese  bezog  sich  vornehmlich  nur  auf  die  För- 
derung der  Spinnerei,  nur  gelegentlich  oder  in  zweiter  Linie  auf  die  der 
Weberei;  dafs  letztere  jedenfalls  nicht  eine  besonders  starke  Vermehrung 
der  Webstühle  zu  Friedrichs  Lebzeiten  bewirkt  hat,  erweist  die  Statistik. 

So  beachtenswert  daher  die  Ausführungen  Brentano'«  sind,  scheint 
mir  doch,  wie  gesagt,  sowohl  seine  Kritik  der  Fridericianischen  Politik,  wie 
seine  Zurückführung  der  gesamten  „Webernot14  auf  den  grundherrlichen 
Ursprung  des  Gewerbe  seiniger  Einschränkung  zu  bedürfen.  Vielleicht,  daß 
die  obigen  lückenhaften  Bemerkungen  die  Notwendigkeit  erwiesen  haben,  an 
den  geistreichen  Hypothesen  Brentano's  einige  Modifikationen  vorzunehmen. 


„De  Waver." 

Ein  Dichter  unter  lauter  Gelehrten  und  Praktikern!  Mit  vollem 
Rechte  gebührt  dem  gewaltigen  Werke  unseres  jungen  Dichterfürsten  auch 
in  einer  Uebersicht  über  die  wissenschaftliche  Litteratur  der  Hausindustrie 
ein  Platz.  Gerhart  Hauptmann's  „Waver44  (Nr.  17)  sind  ohne 
Zweifel  die  bedeutsamste  Erscheinung  auf  dem  Gebiete  der  neueren  Weber- 
litteratur.  Auch  die  Wissenschaft  kann  großen  Nutzen  daraus  ziehen. 
Es  ist  hier  nioht  der  Platz,  die  noch  niemals  gebührend  gewürdigte  Be- 
deutung der  sozialen  Dichtung  für  die  soziale  Wissenschaft  zu  be- 
gründen. Dafs  sie  in  weitem  Umfange  vorhanden  ist,  weiß  jeder  soziale 
Forscher,  der  durch  einen  Kingsley  oder  Zola  Förderung  und  Anregung  erfahren 
hat  Auch  Hauptmanns  „Weber"  werden  durch  die  wunderbare  Plastik,  mit 
der  die  Figuren  dargestellt  sind,  durch  die  glitzernde  Lebhaftigkeit,  mit 
der  die  Vorgänge  in  den  Verlagskontoren,  in  den  Weberhütten,  in  dem 
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Hause  Dreifsigers  geschildert  sind,  die  Vorstellung  von  den  Zuständen  in 
der  schlesischon  Hausweberei  bei  vielen  geklärt  und  verdeutlicht  haben. 
Wer  diese  wundersame,  bahnbrechende  Dichtung  nicht  kennt,  dem  würde 
unser  armseliges  Referat  gar  keine  Ahnung  von  dem  Reichtum  und  der 
Fälle,  die  in  ihr  strotzen,  zu  verschaffen  vermögen.  Wer  sie  kennt,  dem 
brauchen  wir  nicht  hölzerne  Krücken  mit  auf  den  Weg  zu  geben.  Es 
mag  genügen,  sie  in  diesem  Zusammenhange  erwähnt  zu  haben.  — 


Die  Studie  Dr.  Fechner's  in  Breslau  über  die  sohlesisohe  Glas- 
industrie unter  Friedrich  dem  Gr ofsen  (Nr.  19)  beruht  auf  einer 
überaus  sorgfältigen  Benutzung  des  kgl.  Staatsarchivs  in  Breslau,  und  enthält 
eine  eingehende  detail lirte  Zusammenstellung  aller  auf  die  Glasindustrie  nur 
irgend  bezüglichen  Dokumente.  Es  ist  gleichsam  eine  Nachlese  zu  Lan  g  e's 
Glasindustrie  im  Hirschberger  Thal,  der  ,,die  Akten  des  Breslauer  Archivs 
nur  in  beschränktem  Mafse  benutzt  hat".  Der  Nationalökonom  wird  kaum 
nennenswerte  Aufschlüsse  bei  einer  Lektüre  der  Fechner'sohen  Arbeit  er- 
halten; höchstens  sind  einige  handelspolitische  Mafsnahmen  von  allge- 
meinerem Interesse,  die  aber  mit  dem  uns  hier  beschäftigenden  Thema 
der  Hausindustrie  in  fast  gar  keinem  Zusammenhange  stehen.  Uober  die 
innere  Organisation  des  Gewerbes,  Arbeiterverhältnisse  in  der  Hausin- 
dustrie u.  dergl.  bringt  der  Aufsatz  nichts  Neues,  wie  denn  überhaupt 
die  Hausindustrie  in  der  Glasfabrikation  aus  technischen  Gründen  immer 
nur  von  sekundärer  Bedeutung  sein  konnte.  Auffallend  war  mir  der  ge- 
ringe Umfang  der  schlesischen  Glasindustrie  noch  am  Ende  der  Regierung 
Friedrichs  des  Grofsen;  1787  hatte  ganz  Schlesien  erst  182  Glasarbeiter 
(a.  a.  O.  S.  117).  Erst  nach  dem  Tode  Friedrichs  beginnt  ein  rasoherer 
Aufschwung.  Es  hängt  das  teilweise  mit  der  nicht  sehr  freundlichen 
Glaspolitik  des  Königs  zusammen.  Fechner  resümiert  sein  Urteil  des 
Schicksals  der  Industrie,  wie  folgt  (S.  130):  „Ueberbliokt  man  .  .  die 
Geschiohte  der  Glasindustrie  in  der  Zeit  der  selbständigen  Provinzial- 
verwaltung  Schlesiens ,  so  ergiebt  sich ,  dafs  sie  sich  nicht  beson- 
derer Gunst  Friedrichs  deB  Grofsen  zu  erfreuen  hatte,  dafs  sie  aber  in- 
folge der  Behinderung  der  Glaseinfuhr  aus  Böhmen  und  des  Ansporns, 
den  der  König  zur  Benutzung  der  Forsten  gab,  sowie  durch  die  Be- 
mühungen Hoym's  emporkam  und  sich,  von  den  Fesseln  ihres  Absatzes 
befreit,  unter  Friedrich  Wilhelm  II.  und  III.  mächtig  emporschwang.  Nach 
einer  längeren  Periode  des  Darniederliegens  befindet  sie  sich  jedoch  heute 
in  einem  Zustand  der  Blüte,  vor  dem  jene  frühere  völlig  in  Schatten  tritt." 

o)  Oberschlesien. 

Sehr  schätzenswerte  Beiträge  zur  oberschlesischen  Hausin- 
dustrie enthalten,  wie  wir  schon  an  anderer  Stelle  hervorzuheben  Ge- 
legenheithatten, die  unter  Nr.  20 — 22  genannten  Sohriften  Dr.  Richard  8tege- 
mann's,  der  jetzt  Sekretär  der  Handelskammer  für  den  Regierungsbezirk 
Oppeln  geworden  ist  Die  gewaltige  Großindustrie  Obersohlesiens  hat 
stets  das  Interesse  der  Theoretiker  wie  Praktiker  so  vorwiegend  in  An- 
spruch genommen,  dafs  man  darüber  der  zahlreichen  Hausindustrien,  die 
über  das  ganze  nichtindustrielle  Gebiet  des  Regierungsbezirks  Oppeln 
verbreitet  sind,  fast  ganz    vergessen  hat.     Wo   aber   von  schlesischer 
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Hausindustrie  schlechthin  die  Rede  ist,  pflegt  man  in  erster  Linie  nur  an 
die  Hausindustrie  in  der  Textilbranehe,  allenfalls  an  die  großstädtische 
Bekleidungsindustrie  zu  denken.  Auch  Dr.  Lange  in  seiner  vortreff- 
lichen Schrift  über  die  Hausindustrie  Schlesiens  (8ohr.  d.  V.  f.  8.  P., 
Bd.  42)  hat  doch  vorwiegend  auf  Grund  seiner  Kenntnis  der  genannten 
beiden,  allerdings  bei  weitem  wichtigsten  Zweige  der  schlesischen  Hausindustrie 
und  zwar  Mittel-  und  Niedersohlesiens  geschrieben.  Jetzt  lernen  wir,  in 
Ergänzung  zu  der  Darstellung  Lange's,  eine  Reihe  hausindustriell  betriebener 
Gewerbe  Obersohlesien s  kennen,  von  denen  nur  eins  —  die  Eatscher 
Weberei  —  der  Textilbranehe  angehört.  Wir  wollen  die  interessanten 
Studien  Stegemann's,  die  meist  auf  eigener  Anschauung  beruhen  und  trotz 
ihrer  praktischen  Veranlassung  das  Problem  unter  weiteren  Gesichtspunkten 
ins  Auge  fassen,  der  Reihe  nach  einer  Betrachtung  unterziehen.  Die  Ge- 
werbszweige, die  Stegomann  untersucht  hat,  sind  die  Nagelfabrikation,  die  Mö- 
beltischlerei, die  Schuhmacherei,  die  Weberei  und  die  Korbflechterei.  Erstere 
drei  für  das  Gebiet  der  Stadt  Kieferstädtel,  die  Weberei  für  Katsch,  die 
Korbmacherei  für  ganz  Oberschlesien. 

1.  Die  Nagelsohmiederei.  Obwohl  das  Untersuchungsgebiet 
hier  beschränkt  ist,  so  dürfen  doch  die  Verhältnisse  des  Gewerbszweiges 
in  Kieferstädtel  als  typische  angesehen  werden,  wie  sie  sich  in  den 
noch  in  Frage  kommenden  Ortschaften  Zedlitz,  Ostroppa,  Chorinskowitt, 
Polsdorf,  Althammer,  Lona-Lany,  Ornontowitz  u.  a.  gestaltet  haben.  Die 
Kleineisenindustrie  dieser  Gegend  ist  alten  Datums.  Ihre  Entstehung 
verdankt  sie  dem  Erschliefsen  von  Erzlagern,  dem  Aufkommen  von  Hoch- 
öfen und  Eisenhämmern  in  der  Umgegend.  Sie  ist  dann  verwaist  zurück- 
geblieben, als  sich  Eisengewinnung  nnd  Eisenverarbeitung  mehr  und  mehr 
um  die  Kohlenfelder  des  sog.  inneren  Industriebezirks  (Kreise  Beuthen, 
Tarnowitz,  Zabrze,  Kattowitz)  zu  konzentrieren  begannen.  Da  sie  nicht 
für  den  lokalen  Bedarf  arbeitet,  so  war  sie  genötigt,  ihren  Absatz  naoh 
wie  vor  in  den  umliegenden  Städten,  sei  es  auf  den  Jahrmärkten,  sei  es 
bei  Händlern,  zu  suchen.  Sie  ist  duroh  die  Schwierigkeiten  des  Absatzes 
mehr  und  mehr  zu  einer  Hausindustrie,  d.  h.  Verlagsindustrie  geworden 
und  ist  das  heute  ohne  Zweifel  überwiegend.  Das  behaupte  ich  gegen 
Stegemann,  der  die  Nagelsohmiederei  immer  nooh  als  Kleinindustrie  mit 
selbständiger  Organisation  des  Absatzes  und  eigener  Leitung  der  Pro- 
duktion ansprechen  möchte.  Dem  widersprioht  die  Thatsache,  dafs  heute 
annähernd  9/4  des  Absatzes  von  2  grofsen  Gleiwitzer  Fabriken  abhängt, 
zu  denen  die  Sohmiede,  wie  ich  nooh  unlängst  bei  einer  Besichtigung  der 
bei  weitem  bedeutendsten  der  Verlagsfirmen,  der  Oberschlesischen  Eisen- 
industrie Gleiwitz,  konstatiert  habe,  im  reinen  hausindustriellen  Verhältnis 
stehen,  d.  h.  sie  erhalten  das  Rohmaterial  von  der  Fabrik,  führen  ganz 
bestimmte  Aufträge  aus  und  liefern  das  fertige  Produkt  wöchentlich  oder 
monatlich  gegen  Auszahlung  des  Lohnes  in  Gleiwitz  ab.  Stegemann  („Aus 
der  Praxis",  8.  99)  drückt  dieses  Verhältnis  nur  etwas  anders  aus,  wenn 
er  sagt:  „Die  Hauptabnehmer  in  Gleiwitz  liefern  das  Rohmaterial  auch 
gegen  Verrechnung  bei  der  monatlichen  Ablieferung  der  Nagel."  Bei 
dem  gewaltigen  Aufschwung,  den  die  Draht-  und  Nägelfabrik  der  Ober- 
schlesischen Eisenindustrie  nimmt  (von  8958  t  im  Jahre  1879  stieg  die 
Gesamtproduktion  auf  33  042  t.  im  Jahre  1891)  und  bei  der  Lage  der 
kleinen  oben  genannten  Orte  kann  es  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein,  dafs 
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die  gesamte  hausindustrielle  Nägelschmiederei  ihren  Absatz  auf  die  Gle- 
witzer Fabriken  konzentriert  In  ihrem  eigenen  Interesse  ;  denn  ea  wird 
diese  Konzentration  zunächst  einen  Aufschwung  bedeuten.  Von  einem 
solchen  berichtet  schon  Stegemann  (a.  a.  0.  8.  97);  er  hat  ermittelt  in 
Kieferstädtel  Nagelschmiede: 

1876     27  Meister,       7  Gesell»,     5  Lehrlinge 
1886     39      „  II  8 

1890     40     „  17       „         7  „ 

Der  Aufschwung  wird  bewirkt  durch  eine  Vergröfserung  und  gröfsere 
.Sicherstellung  des  Absatzes;  ferner  auoh  durch  das  Eindringen  unge- 
lernter Arbeiter  infolge  grösserer  Spezialisierang  der  Arbeit;  s.  T.  wohl 
auch  durch  eine  Steigerung  des  Verdienstes.  Diese  kann  nämlich  deshalb 
eintreten,  weil  mit  der  Konzentration  des  Absatzes,  wie  schon  erwähnt, 
die  Spezialisierung  der  Arbeit  nnd  mit  ihr  die  Leistungsfähigkeit  fort- 
schreitet Freilich  bat  dieser  Aufschwung  seine  Grenzen.  Wenn  die 
hausindustrielle  Arbeit  erst  soweit,  dank  dem  erweiterten  Absätze,  spe- 
zialisiert ist,  dafs  jeder  Schmied  nur  eine  oder  wenige  Sorten  Nägel  fertigt, 
dann  ist  die  Hausindustrie  reif  zur  Konzentration  unter  dem  Dache  des 
Unternehmers,  da  alsdann  die  wirtschaftlichen  Vorzüge  der  Kooperation 
sich  mit  Entschiedenheit  geltend  maohen.  Sie  liegen  —  neben  anderen 
Momenten  —  vor  allem  in  der  Ersparung  der  ganz  beträchtlichen  Trans- 
portkosten des  schweren  Rohmaterials  und  des  fast  gleich  schweren  Pro- 
dukts von  der  Fabrik  zur  Werkstätte  des  Einzelsohmiedes  bezw.  zurück. 
Dabei  ist  von  der  immer  mehr  auoh  für  grofse  Fa^onnägel  um  eich  greifen- 
den Konkurrenz  der  Maschine  ganz  abgesehen.  Wie  allein  wirtschaftliche, 
nicht  technische  Vorzüge  zu  einer  kooperativen  Betriebsform  drängen 
können,  zeigte  mir  das  Beispiel  der  Ketten  schmiede,  die,  trotzdem 
die  Arbeit e Verrichtung  von  den  Fortschritten  der  Technik  ganz  unbe- 
rührt ist,  in  dem  genannten  Üleiwitzer  Werk  in  der  Zahl  von  ea.  300 
räumlich  vereinigt  sind.  Das  kann  auch  nur  die  Zukunft  der  Nagel- 
schmiede sein,  die  mehr  nooh  als  die  Schwei fsketten schmiede  unter  dem 
Drucke  der  Maschinenkonkurrenz  zu  leiden  haben. 

Dafs  schon  heute  sich  die  hausindustrielle  Nagelsohmiederei  nur  durch 
längere  Arbeitszeit  und  niedrigen  Lohn  konkurrenzfähig  erhält,  haben  die 
Untersuchungen  Stegemann's  erwiesen.  Der  Verdienst  des  „Meisters"  schwankt 
zwischen  6 — 12  M.  für  die  Woche,  die  effektive  Arbeitszeit  beträgt  12 
bis  16  Stunden.  Dementsprechend  ist  die  Lebenshaltung:  „Trockenes 
Brot  und  Kaffee,  Kartoffeln  und  Kraut,  Milch-  und  Mehlsuppen,  viel 
Heringe  und  wenig  Fleisch,  das  ist  gewifs  keine  rechte  Kost  für  so  schwere 
Arbeit.  Fleisch  wird  nur  2  —  3mal  in  der  Woche  und  zwar  in  kleinen 
Portionen  (15 — 20  Pf.  für  die  ganze  Familie)  beschafft  Geradezu  arm- 
selig aber  waren  die  Wohnungsverhiiltnisse"  (a.  a.  0.  8.  102).  Da  Ver- 
dienst und  Arbeitsmafs  des  hausindustriellen  Schmiedes  weit  ungünstiger 
als  in  den  Fabriken  sind,  so  beginnt  der  junge  Nachwuchs  zu  fehlen 
(a,  a.  0.  S.  101).  Im  ganzen  wird  sich  wohl  ohne  U  eher  treibung  sagen 
lassen,  dafs  weder  die  gegenwärtige  Lage  der  hausindustriellen  Nagel- 
schmiederei  glänzend,  nooh  ihre  Zukunft  besonders  hoffnungsreich  sich  ge- 
staltet Das  giebt  auch  Stegemann  zu,  kommt  dann  aber  zu  dem  für 
einen  so  hervorragenden  Kenner  praktischer  Verhältnisse  höchst  befremd- 
lichen Schlüsse:    Der  Untergang   dieser  Hausindustrie  kann  vermieden 
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werden,  wenn  die  Verlagsfirmen  sich  entschliefsen,  „die  Lohnsätze  .  .  auf 
die  Höhe  des  in  der  Gegend  üblichen  Fabriktagelohne  hinaufzubringen" 
(8.  102).  Das  ist  ein  Ansinnen  an  den  Unternehmer,  das  allenfalls  ein 
Komantiker  der  Hausindustrie  in  der  Studierstube  stellen  kann,  das  aber 
bei  dem  Praktiker  wohl  nur  auf  eiuem  lapsus  calami  beruht.  Oekonomiseh 
inferiore  Betriebsformen  zu  erhalten,  kann  wohl  der  Staat  als  sozial- 
politischen Sport  betreiben,  wird  aber  vom  Unternehmer  unmöglich  ver- 
langt werden  können. 

2.  Die  Möbeltischlerei,  die  für  einen  interlokalen  Markt  ar- 
beitet, ist  in  Oherschlesien  hauptsächlich  in  den  Ortschaften  Quttentag, 
Kieferstädtel,  Peiskretscham,  Annaberg,  Rybnik,  Loslau,  Sohrau  und  Plefs 
zuhänge.  Sie  ist  in  diesen  Orten  entstanden  wegen  der  Nähe  der  grofsen 
Forsten  einerseits,  des  aufblühenden  Industriebezirks  andererseits.  Diese 
oberschlesisohe  Möbeltischlerei  ist  nun  aber  durchaus  noch  nicht  durch- 
gehends  Hausindustrie.  Zum  grofsen  Teil  besorgen  vielmehr  die  kleinen 
Produzenten  den  Absatz  auf  eigene  Faust;  sie  ziehen  mit  ihren  Waren  auf 
den  Jahrmärkten  der  oberschlesischen  Ortschaften  umher  und  halten  sie  hier 
für  die  ärmere  Bevölkerung  feil  (Stegemann,  a.  a.  0.  8.  108,  109).  Da- 
neben freilich  beginnt  das  Verlagssystem  an  Boden  zu  gewinnen;  der 
direkte  Vertrieb  der  Ware  hört  auf,  die  Arbeit  wird  für  die  Händler  oder 
das  Möbelmagazin  geliefert  Es  ist  aus  Stegemann's  Darstellung  leider 
nicht  das  genaue  Verhältnis  ersichtlich,  in  dem  schon  jetzt  die  Produ- 
zenten zu  den  verlegenden  Personen  oder  Geschäften  stehen.  Technisch 
trägt*  das  Gewerbe  aber  bereits  das  Gepräge  spezialisiertester  Massen- 
produktion. 

Deber  die  Lebensverhältnisse  der  Tischler  berichtet  unser  Autor  nur 
kurz :  „Dieselbe  Genügsamkeit  in  Nahrung  und  Wohnung,  dieselbe  An- 
spruchslosigkeit in  den  Lebensbedürfnissen"  (sc.  wie  bei  den  Nagelsohmieden). 
Der  durchschnittliche  Verdienst  dee  Tischlermeisters  wird  auf  8 — 12  M 
wöchentlich  berechnet.  Stegemann  ist  der  Ansicht,  dafs  das  Gewerbe  eine 
Konkurrenz  von  Fabriken  nicht  zu  fürchten  habe,  „da  dieselben  bei  so 
geringem  Nutzen  nicht  arbeiten  könnten"  (8.  112). 

3.  Die  Schuhmacherei  Ober  Schlesiens  mit  interlokalem  Absatz 
hat  ihren  Hauptsitz  in  den  Kreisen  Neustadt  Ratibor,  Leobsohütz;  sie  iet  in 
Kieferstädtel,  für  das  Stegemann  genauere  Untersuchungen  angestellt  hat 
(1886),  mit  82  Meistern,  15  Gesellen  und  9  Lehrlingen  vertreten.  Auoh 
die  Schuhmacherei  ist  nur  z.  T.  Hausindustrie,  d.  h.  Arbeit  für  Verlags- 
magazine. Die  Situation  des  Gewerbes  ist  sehr  einfach:  es  kämpft  eben 
seinen  langwierigen  Todeskampf.  Die  hergestellten  Produkte  (Massen- 
artikel) haben  die  unmittelbare  Konkurrenz  mit  der  Fabrik  aufzunehmen. 
Wie  überall  in  diesen  Fällen  halten  sioh  die  Gewerbetreibenden  nur  durch 
eine  immer  weiterschreitende  Verringerung  ihres  Arbeitsverdienstes  bei 
gleichzeitiger  Ausdehnung  der  Arbeitszeit  noch  kümmerlich  aufrecht.  „An 
einer  16-stündigen  Arbeitszeit  (einschliefslioh  der  Pausen  für  Frühatück 
und  Mittag  von  zusammen  einer  Stunde)  wird  in  den  meisten  Werk- 
stätten festgehalten.  Dieser  Tagesleistung  entspricht  ein  Wochenverdienst 
von  6—9  M."  (a.  a.  0.  8.  116). 

4.  Die  hausindustrielle  Weberei  ist  in  Obersohlesien  eben- 
falls noch  stark  vertreten;  einer  ihrer  Hauptzweige  ist  die  Plüsch-  und 
Krimmerweberei  in  Katsoher  und  einigen  umliegenden  Ortschaften,  auf  die 
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sich  die  Untersuchung  Stegemann' s  bezieht.  An  das  Katsoher  Weberei- 
gebiet schliefst  sich  dann,  wie  hier  im  Vorübergehen  erwähnt  sein  mag, 
nach  Westen  zu  die  Leobschützer  Wollwarenwirkerei,  Knüpferei  und  Kon- 
fektion, an  diese  weiter  nach  Westen  die  Neustädter  Damastweberei  an. 
Dann  beginnt  schon  das  Olntzer  Gebiet,  mit  dem  die  Reihe  der  mittel- 
und  niederschlesipchen  Handwebereidistrikte  eröffnet  wird.  Das  K atscher 
Webergebiet  bildet  also  im  Osten  das  äufserste  Glied  der  Kette  hausin- 
dustrieller Herde,  die  sich  bekanntermaßen  ununterbrochen  von  den  thü- 
ringischen und  fränkischen  Bergen  an  längs  des  Sudetenkammes  hinzieht  Im 
Katsober  Distrikt  sind  nach  Stegemann's  Ermittelungen  s.  Z.  etwa  1600 
Webstühle  hausin  du  »tri  eil,  mit  einer  Bedienung  von  3 — 4000  Personen, 
beschäftigt.  Die  Organisation  des  Gewerbes  ist  die  typisch  hausindustriellu ; 
gearbeitet  wird  meist  für  Berliner  Fabriken,  die  Aufträge  werden  ver- 
mittelt durch  deren  Vertreter  in  der  Gegend,  die  8tegemann  „Verleger" 
nennt.  „Die  Fabrik  erteilt  ihre  Aufträge  an  den  Verleger,  dem  sie  zu- 
gleich die  Kette  und  das  zum  Weben  erforderliche  Material  zugehen  läfst. 
Dieser  verteilt  die  Aufträge  gegen  den  von  ihm  festzusetzenden  Lohn  an 
die  Weber,  nimmt  die  gewebten  8tücke  entgegen  und  schickt  sie  an  die 
Fabrik,  wo  sie  appretiert  und  zum  Verkauf  fertig  gestellt  werden"  (a.  a.  O. 
8.  6).  Gewebt  wird,  wie  schon  erwähnt,  Plüsoh  und  Krimmer,  beide  als 
Kleiderbesatzartikel.  Der  Arbeitsprozefs  weist  die  Eigentümlichkeit  der 
Plüschweberei  auf,  die  darin  besteht,  dafs  an  jedem  Webstuhl  zwei  Per- 
sonen arbeiten,  meist  eine  männliche  und  eine  weibliche,  die  sog.  Ruthen- 
steekerin.  Diese  hat  dem  Weber  zwischen  8chufs  und  Schüfe  je  zwei 
dünne  Leistchen  einzuschieben,  um  welche  sich  die  Fäden  sohleifenmäfsig 
legen  und  zwisohen  denen  alsdann  diese  Schleifen  aufgeschnitten  werden. 
Besonderes  Interesse  gewährt  ein  Blick  auf  die  Entstehung  und  die  öko- 
nomischen Daseintbedingungen  der  Katsoher  Weberei  (Stegemann,  8.  3 — 7). 
Dil  se  hat  seit  altersher  als  Leinen-  und  Baumwollweberei  bestanden  nnd  als 
solche  bis  zum  Jahre  1880  sich  im  typischen  Zustande  langsamen  Dahin- 
siechens befunden.  Da  ist  im  Jahre  1880  plötzlich  ein  Aufsohwung  da- 
durch eingetreten,  dafs  Berliner  Firmen  die  Fabrikation  von  Plüsoh  und 
Krimmer,  einem  damals  gerade  in  Mode  kommenden  Damenkonfektions- 
artikel, in  die  verarmte  Gegend  einführten.  Die  Aufträge  häuften  sich, 
die  Löhne  stiegen;  aber  „die  guten  Jahre  haben  nicht  lange  angehalten. 
Das  zunehmende  Arbeitsangebot  ermöglichte  es  den  Fabrikanten,  .  .  .  die 
Löhne  mehr  und  mehr  herabzusetzen  und  heute  ist  fast  wieder  der  Stand 
irreicht  worden,  der  Ende  der  1870er  Jahre  in  Katscher  verlassen  war" 
(a.  a.  0.  8.  4).  Die  Plüsch-  und  Krimmer  Weberei  wird  nun  so  lange 
noch  bestehen  bleiben,  als  es  die  launische  Mode  erheischt.  Sie  wird 
aber  auoh  als  Hausindustrie  weiter  bestehen,  gerade  weil  es  ein  Mode- 
artikel ist,  der  produziert  wird.  Der  Herstellung  von  Plüsoh  und  Krimmer 
auf  mechanischem  Wege  stehen  keine  technischen  Gründe  im  Wege,  wohl 
aber  sehr  plausible  priyatwirtschaftliohe.  Die  Kapitalanlage  für  eine 
mechanische  Plüsch-  und  Krimmerweberei  würde  unrentabel  sein :  1)  weil 
die  Zukunft  des  Artikels  zu  unsicher  ist;  2)  weil  die  Fabrikation  von 
70 — 80  verschiedenen  wohlfeilen  Mustern  in  verhältnismässig  kleinen 
Aufträgen  (bis  zu  50  m  hinunter!)  eine  entsprechende  Ausnutzung  der 
Maschinerie  nicht  gestatten  würde  (a.  a.  0.  8.  15);  3)  weil  die  Nachfrage 
schon  jetzt  zu  ungleichmäßig  ist,  d.  h.  die  Produktion  den  gröfsten  Schwan- 
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kungen  unterliegt.  Gerade  aber  diese  ökonomischen  Bedingungen  bereiten 
der  Hausindustrie  den  günstigsten  Boden.  „Je  nach  dem  Grade  der  Be- 
schäftigung setz,  n  die  Fabriken  die  Zahl  der  von  ihnen  beschäftigten 
Personen  herauf  oder  herab  .  .  .  Io  der  8aisonzeit  ist  die  Beschäftigung  eine 
fieberhafte,  in  den  Wintermonaten  setzt  sie  dagegen  fast  gänzlich  aus. 
Die  Fabrik  kündigt  dies  dem  Verleger  mit  dem  Vermerk  an,  dafs  die 
Zahl  der  beschäftigten  Stuhle  zu  vermehren  oder  zu  vermindern  sei  und 
die  blofse  Ankündigung  pflegt  dann  auch  schon  den  Lohnsatz  nach  oben 
oder  naoh  unten  zu  beeinflussen"  a.  a.  0.  8.  6).  Dafs  niedrige  Löhne 
den  hausindustriellen  Betrieb  für  den  Unternehmer  um  bo  passender  er- 
scheinen lassen,  ist  selbstverständlich;  keine  Hausindustrie  ohne  niedrige 
Löhne. 

Die  Zustände  der  Weberbevölkerung  sind  nun,  wie  sichs  nicht  anders 
erwarten  lafst,  elend.  Unser  Autor,  im  grofsen  Ganzen  ein  Freund 
der  Hausindustrie,  schildert  sie  in  den  düstersten  Farben.  Aus  der 
interessanten  Darstellung  mag  folgendes  hervorgehoben  werden :  Der 
durchschnittliche  Wochen  verdienst  eines  Webers  beträgt  4 — 5  11.,  dafür 
die  tägliche  Arbeitszeit  13—14  Stunden.  „Die  Wohnstätten  spotten 
zum  Teil  der  Beschreibung.  Der  Bogel  nach  besitzt  eine  Weberfamilie 
nur  ein  einziges  Zimmer,  welohes  zugleich  Küche,  Wohnzimmer,  Schlaf« 
zimmer,  Vorratskammer  und  Arbeitsraum  ist,  geichviel,  ob  die  Familie 
nur  wenige  oder  viele  Köpfe  zählt  und  unabhängig  von  Alter  und  Ge- 
sohlecht der  Kinder"  (a.  a.  0.  8.  7).  Die  Ausnutzung  unreifer  Arbeits- 
kräfte geschieht  in  weitestem  Umfange.  Die  Zahl  der  schulpflichtigen 
Kinder  wird,  auf  30  Proz.  der  Gesamtzahl  angegeben.  „Der  Gesundheits- 
zustand und  die  körperliche  Entwickelung  der  in  der  Weberei  beschäftigten 
Personen  ist  durchweg  eine  schlechte,  wie  sioh  bei  der  anstrengenden 
Arbeit  und  der  unzureichenden  Ernährung  nioht  anders  denken  läfst. 
Infolge  der  frühzeitigen  Ueberanstrengung  ist  die  Brust  nicht  entwickelt, 
die  schlechte  Luft  und  die  mangelhafte  Ernährung  macht  den  Körper 
blutarm  .  .  .  Die  Atmungsorgane  funktionieren  schwach  und  die  Lungenleiden 
bilden  den  überwiegenden  Teil  der  Krankheiten"  (a.  a.  0.  8.  7).  Von 
34  Webern,  welche  1889  zur  Aushebung  zu  erscheinen  hatten,  wurden 
nur  3  als  diensttauglich  befunden.  „Es  kann  nioht  ausbleiben,  dafs  die 
mangelhafte  physische  Ernährung  und  das  Uebermafs  der  Arbeit  auch  das 
intellektuelle  und  moralische  Leben  der  Bevölkerung  herabdrücken  mufs" 
(a.  a.  O.  8.  15;  vergl.  8.  10).  Eingehend  erörtert  Stegemann  die  Frage, 
welohes  die  Zukunft  der  Katsoher  Weberei  ist  und  wie  sich  die  Politik 
ihr  gegenüber  zu  verhalten  habe.  Dabei  streift  er  die  allgemeine  Frage 
der  hausindustriellen  Weberei.  Er  kann  sich  der  Einsicht  nicht  ver- 
schliefsen,  dafs  deren  Aussichten  trübe  sind.  Naoh  dem  Urteil  eines  ^her- 
vorragenden Kenners  der  einschlägigen  Verhältnisse"  sollen  etwa  10  Proz. 
der  noch  im  Gange  befindlichen  Handwebestühle  überhaupt  genügen,  um 
die  der  mechanischen  Weberei  technisch  oder  wirtschaftlich  noch  ver- 
schlossene Herstellung  einiger  Spezialitäten  zu  bewirken.  Der  Best  ist 
dem  Untergänge  geweiht.  Unter  jenen  Zweigen,  die  der  Handweberei 
noch  verbleiben  können,  befindet  sioh  aber  auch  z.  B.  die  Spezialitäten- 
weberei von  Katsoher,  da  diese  „solche  Gewebe  herstellt,  deren  Konsum 
ein  zu  geringer  ist,  als  dafs  der  für  grofse  Quantitäten  eingerichtete 
mechanische  Webstuhl  mit  Vorteil  ihre  Anfertigung  lohnte."  Welches 
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die  Bedingungen  für  die  Erhaltung  der  Katsoher  Weberei  sind,  haben 
wir  gesehen.  Auch  sie  würde  verschwinden,  sobald  diese  Bedingungen 
menschenwürdiger,  d.  h.  für  den  Unternehmer  ungünstiger  würden.  Liefse 
sich  eine  Arbeiterschutzgi  setzgebung  angelegen  sein,  Normativbestimmungen 
für  die  Ausdehnung  der  Arbeitszeit,  das  Mafa  der  Heranziehung  unreifer 
Arbeitskräfte  etc.  zu  erlassen,  und  würde  sie  dadurch  die  Produktions- 
kosten erhöhen,  so  wären  zwei  Folgen  denkbar:  entweder  die  Krimmer 
tragende  vornehme  Damenwelt  zahlt  höhere  Preise  und  ermöglicht  da- 
durch den  Uebergang  zu  dem  mechanischen  Betriebe;  oder  —  die  Her- 
stellung von  Krimmer  wird  unlohnend,  dieser  Zweig  der  Weberei  stirbt 
ab.  Auoh  kein  Schaden !  Vorausgesetzt,  dafs  für  die  brotlos  werdenden 
Handweber  anderweitig  Unterhalt  beschafft  wird.  Das  beste  Mittel  hier- 
für ist  die  Errichtung  von  Fabriken  in  den  Weberdistrikten,  die  auch 
Stegemann  (S.  18)  als  wichtigste  Reform  anerkennt  Je  mehr  sich  die 
Kenntnis  von  den  Existenzbedingungen  der  Handweberei  erweitert,  desto 
deutlicher  wird  es,  dafs  es  für  sie  nur  ein  Ziel  giebt:  ihr  Ersatz  durch 
die  mechanische  Weberei.  Das  giebt  auch  Stegemann  zu.  Und  ioh  stimme 
auch  darin  mit  ihm  vollständig  überein,  dafs  „Bedacht  zu  nehmen  ist, 
mit  dem  Untergange  der  Produktionsform  nicht  auch  zugleich  die  Indi- 
viduen untergehen  zu  lassen".  Hat  die  hauaindustriefreundliche  Politik 
letzteres  im  Auge,  so  ist  nichts  gegen  sie  einzuwenden.  Sie  soll  nur  die 
natürliche  und  gesunde  Entwickelung  nioht  künstlich  in  falsche  Bahnen 
lenken  und  dadurch  die  Uebelsände  einer  Uebergangsperiode  noch  ver- 
gröfsern  helfen.  Die  Studie  über  die  Katscher  Weberei  ist  in  vieler  Be- 
ziehung sehr  lehrreich  und  wird  dazu  beitragen,  das  Urteil  über  die  Da- 
sei nsbedingun  gen  der  wichtigsten  deutschen  Hausindustrie  zu  klären.  loh 
empfehle  ihre  Lektüre  vor  allem  auch  denjenigen  Freunden  der  Haus- 
industrie, die  sich  an  den  Strohhalm  der  „Spezialitäten "-Produktion  an- 
klammern. Hier  haben  wir  eine  solche,  die  nicht  unter  der  Konkurrenz 
des  mechanischen  Betriebes  zu  leiden  hat,  und  wie  sieht  sie  aus! 

6.  Die  Korbflechterei  ist  seit  altersher  in  einigen  Gebieten 
längs  der  Oder  in  Oberschlesien  heimisch.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung 
den  Weidenwerdern  der  Oderniederung,  die  das  Rohmaterial  liefern.  Das 
gröfstenteils  hausindustriell  organisierte  Gowerbe,  obwohl  längs  des  ganzen 
oberen  Oderlaufs  zertreut,  hat  zwei  gröfsere  Zentren;  eins  im  Umkreise 
von  Ratibor,  ein  anderes  unterhalb  Oppeln  in  der  Gegend  von  Schürgast 
Nach  der  Gewerbestatistik  vom  5.  Juni  1882  betrug  im  Regierungsbezirk 
Oppeln  die  Gesamtziffer  der  die  Korbmaoherei  hausindustriell  betreibenden 
Personen  549,  davon  betrieben  jedoch  die  Korbmaoherei  als  Hauptgewerbe 
nur  368  Erwerbstätige,  und  nur  235  ohne  Nebengewerbe.  Die  übrigen 
113  betreiben  meist  die  Landwirtschaft  als  Nebengewerbe  und  von  den 
213  in  der  Korbmacherei  als  Nebenbeschäftigung  thätigen  Personen  waren 
ebenfalls  mehr  als  die  Hälfte  in  der  Landwirtschaft  als  Hauptberuf  be- 
schäftigt. Wir  haben  es  hier  also  mit  einem  Gewerbszweige  zu  thun,  der 
sich  in  Anlehnung  an  die  landwirtschaftliche  Thätigkeit  aus  den  örtlichen 
Bedingungen  entwickelt  hat  und  dessen  Erhaltung  offenbar  im  Interesse 
der  Bevölkerung  liegt.  Da  nach  Stegemann  der  junge  Nachwuchs  jedooh 
fehlt,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  die  Arbeit  in  anderen  Gewerbs- 
zweigen,  namentlich  der  Industrie,  lohnender  ist,  da  andererseits  aus 
strombaulichen  Rücksichten  die  Weidenkultur  eingeschränkt  werden  wird, 
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so  dürfte  die  Korbmachern  nur  in  den  jetzigen  bescheidenen  Grenzen 
und  thunliehst  nur  als  Nebenbeschäftigung  —  wozu  sie  sich  wegen  ihrer 
einfachen  Teohnik  eignet  —  eine  Zukunft  habe.  Nur  eins  freilich  scheint 
nach  den  Ausführungen  Stegemann's  wünschenswert :  dafs  sie  die  hausin- 
dustrielle Form  abstreift  und  ihren  Absatz  genossenschaftlich  oder  staat- 
lich-kommunal regelt.  Die  mifsliche  Lage,  in  der  sich  die  meisten  haus- 
industriellen  Korbmacher  Oberschlesiens  heute  befinden,  ist  zum  gröfsten 
Teile  der  Abhängigkeit  von  unzuverlässigen  Händlern,  ihren  Verlegern, 
zuzuschreiben,  die  nicht  nur  den  Absatz,  sondern  auch  den  Rohmaterial- 
roarkt  monopolisiert  haben  und  den  kleinen  Produzenten  Preise  und  Löhne 
willkürlich  diktieren.  Die  Ansätze  zu  einer  gemeinschaftlichen  Verkaufs- 
stelle für  die  Produkte  der  Korbmacherei  finden  sich  in  der  von  der  Ge- 
meinde Katibor  gegründeten  und  unterhaltenen  Korbflechtanstalt,  von 
der  unser  Autor  a.  a.  0.  S.  163 — 173  handelt.  Sie  zu  einer  grösseren 
Bedeutung  für  die  Organisation  des  gesamten  Absatzes  zu  bringen,  ist  ver- 
sucht worden,  der  Versuch  jedoch  an  der  Kurzsichtigkeit  und  Schwerfällig- 
keit der  hausindustriellen  Korbmacher  selbst  gescheitert  ,  a.  a.  0.  S.  172). 

d)  Sächsisches  Erzgebirge. 

Die  Schrift  über  die  Gesohichte  des  Posamentiergewerbes,  ins- 
besondere die  erzgebirgische  Posamentenindustrie  (Nr.  23) 
ist  die  Arbeit  eines  Fachtechnikers  (der  Verfasser  ist  Lehrer  an  der  Po- 
samentiersohule  zu  Geyer)  und  trägt  alle  Vorzüge,  aber  auch  Nachteile 
einer  solchen  an  sioh.  Die  Vorzüge  erblicken  wir  in  der  grofsen  Sach- 
kunde, mit  der  vor  allem  die  einschlägigen  technischen  Fragen  behandelt 
werden.  Die  Entwickelung  der  Posameutentechnik  von  der  ältesten  bis 
auf  die  neueste  Zeit  wird  uns  an  der  Hand  guter  Abbildungen,  die  von 
der  Verlagsfirma  mit  lobenswerter  Sorgfältigkeit  ausgeführt  sind,  klar  ge- 
macht. Wir  gewinnen  durch  diese  technischen  Darlegungen  dann  auch 
am  Schlüsse  mit  dem  Verfasser  ein  gesichertes  Urteil  über  die  zukünftigen 
Lebensbedingungen  des  Gewerbes  voruehmlich  im  Erzgebirge,  soweit  diese 
von  der  Technik  beeinflufst  werden.  Andererseits  sind  dem  Verfasser  die 
Sozialwissenschaften  doch  zu  wenig  vertraut,  um  ihn  trotz  seines  redlioheu 
Strebens  und  seines  grofsen  Sammelfleifses  zu  befähigen,  uns  ein  voll- 
ständiges Bild  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwickelung  des  Gewerbes 
sowie  seiner  heutigen  ökonomischen  Lage  zu  geben.  Hier  sind  es  wesent- 
lich nur  Materialien,  die  er,  allerdings  z.  T.  in  reicher  Fülle,  namentlich  aus 
den  Archiven  und  Urkundensammlungen  herbeigeschafft  hat  und  die  einem 
künftigen  Wirtschaftshistoriker  kostspielige  Vorstudien  ersparen  werden. 
Am  wenigsten  enthält  die  Schritt  leider  an  Mitteilungen  über  die  heutige 
Lage  des  Gewerbes  und  seiner  Angehörigen,  zu  denen  der  Verfasser  doch 
noch  am  ehesten  durch  seine  Stellung  befähigt  gewesen  wäre.  Die  Lücke, 
die  von  der  deskriptiven  Litteratur  über  Industriezustände  gelassen  ist  und 
die  auch  noch  nach  der  systematischen  Berichterstattung  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  über  die  Hausindustrie  in  Deutschland  geblieben  ist  —  die 
Darstellung  der  obererzgebirgischen  Posamentierindustrie  —  ist  daher  nur 
zum  Teil  durch  die  vorliegende  Schrift  ausgefüllt  worden.  Es  hiefse  je- 
doch undankbar  gegen  den  Verfasser  sein,  wollten  wir  nicht  die  immerhin 
beachtenswerten  Aufschlüsse  anerkennen,  die  uns  seine  fleifsige  Schrift 
über  teilweise  völlig  im  Dunkel  liegende  Verhältnisse  zu  gewähren  ver- 
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mag.  Die  folgenden  Mitteilungen  werden  zur  Genüge  darthun,  dafs  die 
Ausbeute  an  Witten,  die  uns  Siegel'i  Arbeit  liefert,  durchaus  nicht  gering 
anzuschlagen  ist. 

Zur  „Geschichte  des  Posamentiergewerbes"  teilt  uns  der 
Verfasser  ans  einer  Beine  deutsoher  Städte  die  ZuofUtatutcu  und  Ord- 
nungen des  Gewerbes  mit,  aus  denen  wir  mit  ziemlicher  Deutlichkeit  auch 
dessen  Organisation  am  Ausgange  des  Hittelalters  zu  ersehen  vermögen. 
Die  meisten  der  beigebrachten  Statuten  datieren  aus  dem  Ende  des  16. 
and  dem  Anfange  des  17.  Jahrhunderts  (Hamburg  1586,  Basel  1699,  Nürn- 
berg 1601,  Strasburg  1681 ;  dann  zahlreiche  Ordnungen  der  erzgebirgisohen 
Städte  namentlich  aus  dem  17.  Jahrhundert).  Während  nun  ein  Teil  der 
Ordnungen  noch  durchaus  den  lokal-handwerksmäfsigen  Charakter  des  Ge- 
werbes erkenneu  läfst  —  so  die  Hamburger  von  1586  —  geht  aus  anderen 
hervor,  dafs  um  die  Wende  des  16.  Jahrhunderts  sich  Anfänge  des  Ver- 
lagssystems im  Posamentiergewerbe  bemerkbar  machen  und  in  der  üb- 
lichen Weise  Versuche  der  Zünfte  hervorrufen,  die  neue  Organisation 
gleichfalls  zu  reglementieren  oder  wenigstens  sie  vom  Haudwerk  säuber- 
lich zu  unterscheiden,  die  beiden  Gebiete  des  Handwerks  und  der  Haus- 
Industrie  nach  Möglichkeit  scharf  abzugrenzen  (so  in  Strafsburg  1681). 
Teilweise  beobachten  wir  auch  das  Bestreben  der  Handwerkszünfte,  den 
Anforderungen  einer  umfassenden  Organisation  des  Absatzes,  über  das 
Weiohbild  der  Stadt  hiuaus,  ihrerseits  gereoht  iu  werden:  duroh  Vor- 
schriften betreffend  den  Besuch  fremder  Märkte  und  Messen,  das  Hausieren  etc. 
Im  allgemeinen  scheinen  mir  die  Verhältnisse  im  Posamentiergewerbe 
keine  hervorragenden  Eigentümlichkeiten  in  der  gesohiohtliohen  Entwioke- 
lung  aufzuweisen.  Während  an  den  meisten  Orten  die  Formen  der  kapi- 
talistischen Unternehmung  an  ein  altrennomiertes  städtischem  Handwerk  an- 
knüpfen, tritt  die  Posameutierindustrie  im  Erzgebirge,  wie  aus  den  nicht 
sehr  durchsichtigen  Darlegungen  des  Verfassers  entnommen  werden  mufs, 
gleich  in  kapitalistischer  Gestalt  und  zwar  als  Hausindustrie  auf.  Der 
Grund  hierfür  liegt  in  den  ortlichen  Eigentümlichkeiten  jener  Gebiete. 
Es  scheint,  als  ob  der  Zeitpunkt  der  Entstehung  der  Posamentierindustrie 
im  Erzgebirge  an  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts  zu  verlegen  sei.  Die 
Veranlaasung  zur  Verbreitung  dieses  neuen  Erwerbszweiges  bot  der  seit 
Mitter  des  Jahrhunderts  sioh  vollziehende  Niedergang  des  Bergbaus  auf 
8ilber.  Es  sind  vorwiegend  Kaufleute  aus  Schottland,  die  um  jene  Zeit 
das  Erzgebirge  aufsuohen  und  die  Posamentierindustrie  einbürgern  (a.  a.  0. 
8.  42  f.).  Viel  mehr  erfahren  wir  über  die  Entstehung  des  erzgebirgisohen 
Gewerbes  aus  unserer  Schrift  nicht.  Der  Verfasser  teilt  im  übrigen  nur 
die  bald  überall  erlassenen  Zunftordnungen  der  Posamentierer  mit,  die  aber 
fast  aussohliefslich  die  Interna  des  Gewerbes  behandeln :  wohl  ein  Be- 
weis dafür,  dafs  die  äufsere  Organisation,  vor  allem  die  Regelung  der  Ab- 
«atzverhältnisse,  das  autonome  Werk  der  Händler  war. 

Aus  der  Geschiohte  der  Technik  soheint  mir  ein  Ereignis  von 
allgemeinem  Interesse  der  Hervorhebung  wert:  das  ist  das  Schicksal  der 
ersten  Poaamentiermaschine,  der  „Bandmühle" ,  in  Deutschland.  Wir 
wissen  schon  aus  anderen  Darstellungen,  dafs  deren  Erfindung  um  die 
Wende  des  16.  Jahrhunderts  erfolgte  und  welohes  Los  ihrem  Schöpfer 
zu  teil  wurde.  Eine  Keihe  interessanter  Urkunden,  die  Siegel  in  der 
vorliegenden  Schrift  zusammenstellt,  belehrt  uns  über  das  Verhalten  der 
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Regierungen  und  der  Gewerbetreibenden  gegenüber  der  neuen  Erfindung 
selbst.  Wir  entnehmen  daraus,  welch  ungeheuere  Empörung  das  „Mon- 
strum" allgemein  hervorrief  und  weloh  energischem  Widerstand  die  Ma- 
schine fast  allerorts  begegnete.  Im  Interesse  der  lebenden  Generation 
wurde  ihre  Einführung  in  Deutschland  verboten,  in  Anbetracht,  „dafs  sie 
von  16  Personen  immer  15  brotlos  machen  würde."  Diese  humane, 
arbeiterfreundliche  Politik  erhielt  sieh  in  Sachsen  bis  tief  in  unser  Jahr- 
hundert hinein,  bis  man  endlich  mit  Sohrecken  erkannte,  dafs  die  hu- 
mane, ar  heiter  freundliche  Politik  fast  zum  —  Ruin  des  Gewerbes 
selbst,  insbesondere  der  einst  blühenden  Bandfabrikation  geführt  hatte. 
Andere  Länder  nämlioh,  deren  Regierungen  weniger  „human"  waren,  hatten 
längst  der  maschinellen  Technik  Einlafs  in  die  Posamentierindustrie  ge- 
währt und  diese  dadurch  befähigt,  der  in  veralteten  formen  weiterarbeiten- 
den erzgebirgisohen  Industrie  den  Rang  abzulaufen.  Aehnlioh  mufs  schließ- 
lich die  Wirkung  der  preufsisoh-deutsohen  Politik  unserer  Tage  sein,  die 
aus  Ehrfurcht  vor  der  alten  hausindustriellen  Betriebsweise  diese  künst- 
lich zu  erhalten  sucht  und  daduroh  wichtige  Zweige  der  deutschen  In- 
dustrie von  den  Segnungen  der  technischen  Fortschritte  ausschliefst. 

Wie  oben  schon  hervorgehoben  wurde,  erfahren  wir  aus  der  vor- 
liegenden Sohrift  über  die  heutige  wirtschaftliche  und  soziale 
Lage  der  Posamentierindustrie  am  wenigsten.  Was  der  Verfasser  darüber 
mitteilt,  bezieht  sich  ausschliesslich  auf  erzgebirgisohe  Verhält- 
nisse. Das  Gebiet  der  Posamentenindustrie  des  Erzgebirges  erstreckt 
sich  jetzt  im  Norden  bis  nach  Zwönitz,  Geyer,  Ehrenfriedersdorf,  Zschopan, 
FreibeTg,  im  Osten  bis  in  die  Gegend  von  Olbernhau  und  8ayda,  im  Süden 
bis  hinüber  an  den  Abhang  des  Erzgebirges  in  Böhmen  und  im  Westen 
bis  in  die  Gegend  von  Eibenstock  und  Schneeberg.  Es  grenzt  demnach 
nördlich  an  das  Gebiet  der  Strumpfwirkerei  und  Weherei,  östlich  an  das 
der  Spielwarenindustrie  und  westlich  an  das  Gebiet  der  Stickerei  und  des 
Musikinstrumentenbaues  im  Vogtlande.  Das  Zentrum  der  Industrie  i»t 
Annaberg.  Die  Zahl  der  im  Gewerbe  Nahrung  findenden  Personen  schätzt 
unser  Verfasser  (S.  119)  auf  100  000.  Die  Posamentierindustrie  wird 
heute  teils  als  Hausindustrie,  teils  in  Fabriken  betrieben.  In  wel- 
chem zahlenmässigen  Verhältnis  die  Hausindustriellen  zu  den  Fabrikarbeitern 
heute  stehen,  ist  aus  der  Sohrift  nioht  ersichtlich.  Bei  Gelegenheit  der 
Innungsgeschichte  teilt  der  Verfasser  den  augenblicklichen  Personenstand 
der  noch  weiter  existierenden,  offenbar  hauaindostriellen  Innungen  mit. 
Er  ist  in  stetiger  Abnahme  begriffen.  Für  das  Jahr  1890  entnehme  ich 
unserer  8chrift  folgende  Ziffern.    Es  gehören  an  der  Posamentierinnung: 
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Zwönitz 

5 

0 

0 

it  1321 

3.8 

71 

Digitized  by  Google 


L  i  1 1  er  a  tu  r. 


777 


Danach  machen  die  Innungaleute  nur  einen  kleinen  Prorentsatz  der 
Gesamtarbeiterschaft  ans. 

Im  allgemeinen  geht  aus  den  Ausführungen  dee  Verfassers  über  die 
heutige  Lage  des  Gewerbes  hervor,  daTs  dieses  z.  Z.  keineswegs  auf  Bosen 
gebettet  ist.  Es  befindet  sich  im  Zustande  der  Stagnation.  Hauptgrund 
dafür  die  vielfach  nooh  geringe  Entwickelung  der  Technik,  woran  wiederum 
vornehmlich  der  Umstand  sohuld  ist,  dafs  der  üebergang  von  der  Haus- 
industrie zum  Fabrikbetriebe  sich  nicht  rasch  genug  vollzieht.  Unter  den 
Mitteln  zur  Hebung  der  Posamentenindustrie  schlägt  der  Verfasser  Ein- 
führung besserer  Unterriohtsanstalten  (über  deren  heutigen  Stand  ein  be- 
sonderes Kapitel,  8.120 — 1 26,  berichtet)  u.  dergl.  vor.  An  erster  Stelle  seines 
Keformprogramms  stehen  jedoch  erfreulicherweise  folgende  Punkte  (S.  117): 

„1.  Man  greife  immer  zu  den  neuesten  Maschinen,  da  die  Mode 
leicht  über  Veraltetes  hinwegsohreitet! 

2.  Die  Fabrikation  in  geschlossenen  Betrieben  ist  in 
den  meisten  Fällen  der  Hausindustrie  vorzuziehen!" 

e)   Baden  (Sohwar  zwald). 

Das  grofse  Werk,  dessen  erster  stattlicher  Band  in  unserer  Uebersioht 
unter  Nr.  24  aufgeführt  ist,  wird  an  anderer  Stelle  in  diesen  „Jahr- 
büchern" von  berufenerer  8eite  gewürdigt  werden1).  Es  hiefse  aber  eine 
allzu  unvollkommene  Uebersicht  über  die  neuereu  Erscheinungen  auf  dem 
Gebiete  der  Hausindustrie  geben,  wollten  wir  nicht  in  aller  Kürze  die  Be- 
deutung hervorheben,  die  die  Gewerbegeschichte  des  Schwarzwaldes  auch  für 
die  hausindustrielle  Forschung  hat.  Dafs  nicht  blofs  der  Historiker,  sondern  auoh 
der  Nationalökonom  reiche  Ausbeute  bei  einem  Studium  des  vorliegenden 
Werkes  haben  kann,  verdanken  wir  dem  Bemühen  des  nationalökonomisch 
gebildeten  Bearbeiters,  das  darauf  geriohtet  war,  aus  dem  Wust  der  Einzel- 
erscheinungen mit  möglichster  Schärfe  die  grofsen  Züge  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Entwickelung  hervorzuheben ;  und  dafs  ihm  dies  in  hohem 
Mähe  gelungen  ist,  dazu  hat  ihm,  wie  mir  soheint,  die  Thatsache  ver- 
holfen,  dafs  Gothein,  obwohl  Historiker,  doch  mit  klareren  und  konziseren 
Vorstellungen  von  der  Eigenart  moderner  volkswirtschaftlicher  und  sozialer 
Erscheinungen  an  die  Bearbeitung  herangegangen  ist,  als  sie  durchschnitt- 
lich unter  den  Faohleuten  sich  vorfinden.  Sehr  vertrauenerweckend  sind 
schon  die  Worte  der  Einleitung,  mit  denen  er  die  Ziele  seiner  Untersuchungen 
hervorhebt  Er  sagt  dort  (S.  IV),  dafs  deren  zwei  ihm  vorgeschwebt 
hätten :  „Die  Entstehung  der  mittelalterlichen  Stadt-  und  Zunftverfassung 
und  die  Entwickelung  der  kapitalistischen  Wirtschaftsform  nach  Möglichkeit  su 
verfolgen."  „In  der  gesamten  Gewerbe-  und  Industriegeschichte  habe  ich," 
fährt  er  fort,  „die  einzelnen  Erscheinungen  immer  unter  dem  Gesichts- 
punkte betrachtet:  zu  ergründen,  wie  die  notwendige  Evolution  des  Be- 
triebes und  der  sozialen  Verhältnisse  zur  kapitalistischen  Produktionsweise 
sich  abgespielt  hat  und  welche  Momente  und  Mafsregeln  diese  Entwicke- 
lung verzögert  und  hintangehalten  haben."  Es  ist  allzu  bescheiden,  wenn 
Gothein  daran  die  Hoffnung  knüpft,  dafs  das  Werk  „auch  dem  National- 
ökonomen  einige  Anregung  bieten  möge."  Das  Mafs  der  geboteneu  An- 
regung ,  ist  reoht  erheblioh.     Wenn  nun  gleichwohl  für  die  Fragen,  die 


1)  Di«  ersten  drei  Lieferangen  sind  bereite  in  Band  I  der  3.  Folge  8.  487  (.  angezeigt. 

Anm.  d.  Red. 
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der  Theoretiker  nach  Natur  and  Wesen  der  Hausindustrie  stellt,  das  Werk 
kaum  neue  Gesichtspunkte  enthält,  so  ist  das  nioht  Schuld  des  Autors, 
sondern  es  hat  seinen  einfachen  Grund  in  der  Thatsache,  dafs  für  den 
Theoretiker  der  Hausindustrie  heutigentags,  wie  mir  scheint,  die  geschicht- 
liche Forschung  überhaupt  keine  beträchtliche  Ausbeute  mehr  zu  liefern 
vermag.  Die  Momente,  die  den  Nationalökonomen  interessieren,  sind  doch 
wohl  in  allen  wesentlichen  Punkten  festgestellt.  Es  können  höchstens 
noch  einzelne  nebensächliche  Irrtümer  berichtigt,  vernachlässigte  Partien 
geklärt  werden.  Das  freilich  geschieht  in  unserem  Werke  in  um- 
fassendem Mafse,  dank  dem  reichen  Material,  das  zur  Verarbeitung  ge- 
langt ist.  Im  übrigen  aber  liegt  dessen  Bedeutung  gerade  darin,  dafs  es, 
die  früher  gewonnene  Einsicht  in  das  gesoh iohtliohe  Wesen 
der  Hausindustrie  bestätigend,  unser  Wissen,  auf  die 
solidere  Basis  eines  reichen  Thatsaohenmateri  als  stellt. 

Was  vor  allem  mit  aller  Deutlichkeit  auch  aus  der  Wirtschaftsge- 
schichte des  Sohwarzwaldes  wieder  hervorspringt,  ist  der  soharf  autge- 
prägte kapitalistische  Charakter  der  Hausindustrie  in  unserem  Sinne.  Der 
Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwiokelung,  wie  ihn  Gothein  uns  für  ein 
räumlich  begrenztes  Gebiet  darstellt,  giebt  allen  denen  Recht,  die  die 
Hausindustrie  als  eine  Organisationsform  der  spezifisch  kapitalistischen 
Unternehmung  auffassen.  Es  hiefse  die  klare  Einsicht  in  den  Gang  der 
Dinge  mutwillig  preisgeben,  wollten  wir  nicht  den  prinzipiellen  Unter- 
schied zwisohen  der  Hausindustrie  einerseits  und  dem  Handwerk,  auch 
wenn  es  „exportiert",  sowie  dem  Hausiergewerbe,  auch  wenn  es  Haus- 
arbeit ist,  andererseits  statuieren.  In  der  Wirtschaftsgeschichte  des  Sohwarz- 
waldes begegnen  wir  wiederum  einer  Anzahl  „Exporthandwerker44,  die  wir 
nach  der  schulmäfaigen  Definition  als  Hausindustrie  ansprechen  müfsten. 
deren  innere  Natur  aber  mit  dem  Wesen  der  Hausindustrie  gar  nichts 
gemein  hat.  Dasselbe  gilt  von  zahlreichen  Gewerben,  die  von  den  Raaern 
betrieben  wurden,  deren  Eigentümlichkeit  aber  darin  liegt,  dafs  sie  eine 
Zeit  lang  wenigstens  der  hausindustriellen  Organisation  auszuweichen  ver- 
mögen, weil  der  Absatz  genossenschaftlich  geregelt  wird.  Es  ist  mir 
wieder  bei  der  Lektüre  des  Gothein'sehen  Werkes  so  recht  klar  geworden, 
wie  fruohtbar  jene  gescholtene  scharfe  Begriffsbestimmung  der  Hausin- 
dustrie für  unsere  Erkenntniszwecke  ist.  Dafs  an  sich  es  eine  „Wort- 
klauberei'* sein  würde,  eine  Erscheinung  der  sozialen  Welt  in  die  be- 
engende Form  einer  Definition  zu  pressen,  ist  mir  ebensowenig  ent- 
gangen, wie  die  Binsenwahrheit,  dafs  wir  in  den  Erfahrungswissenschaften 
noch  keine  Erkenntnis  gewinnen,  wenn  wir  „definieren".  Aber  die  De- 
finition, die  ja  für  uns  niohts  weiter  ist,  als  die  genaue  Bezeichnung  des 
Schwerpunktes,  des  Kernpunktes,  des  Leben  sprinzipes  einer  sozialen  Er- 
scheinung ist  der  Schlüssel,  der  allein  zur  Erkenntnis  führt.  Darum 
hat  die  Begriffsbestimmung  ausschliefslioh  zu  erfolgen  im  Hinblick  auf 
das  Ziel,  das  ich  meiner  Erkenntnis  gesteckt  habe.  Immer  aber  können 
wir  nicht  sauber  genug  in  der  begrifflichen  Sonderung  sein.  Von  der 
Güte  und  Präzision  der  Instrumente  hängt  die  Leistungsfähigkeit  des  Künstlers 
wesentlich  ab. 

Ebenso  wie  der  kapitalistische  Charakter  der  Hausindustrie  wird  auob 
die  ThaUaohe  durch  unsere  Geschiohte  bestätigt,  dafs  ihr  Spezifikum 
die  blofs  kaufmännische  Organisation  der  Arbeit  ist    „Die  ursprüngliche 
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Gestalt  der  Großindustrie  ist  die  Handelsvormundschaft"  (S.  35) ;  und  in 
dieser  Gestalt  erscheint  eben  die  Großindustrie,  d.  h.  die  kapitalistische 
Unternehmung  als  Haasindustrie.  Ueberall  dort  erseheint  sie,  wo  die 
kapitalistische  Ausbeutung  eines  Gewerbezweiges,  er  bestehe  sohon 
oder  werde  erst  eingebürgert,  profitabel  erscheint  und  eine  kooporative 
Gestaltung  des  Arbeitsprozesses  nooh  nicht  schlechthin  notwendig  ist,  sei 
es,  weil  die  Hausarbeit  billiger  ist,  sei  es,  weil  die  technischen  Fort- 
schritte in  einem  Gewerbezweig  nooh  gering  sind.  Die  Hausindustrie 
ist  niemals  etwas  anderes  gewesen  als  ein  kapitalistisches  Rechenexempel. 
Das  lehrt  uns  die  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes  wiederum  mit 
aller  nur  wünschenswerten  Klarheit.  Der  Umstand,  dafs  in  den  ver- 
schiedenen Gewerbszweigen  die  Hausindustrie  in  verschiedenen  Epochen 
ihrer  Entwiokelung  erscheint,  beweist  nichts  dagegen.  Freilich  ist  sie 
für  das  eine  Gewerbe  der  Ausgangspunkt,  wie  beispielsweise  für  ver- 
schiedene Zweige  der  Textilindustrie:  Zeugweberei,  Seidenspinnerei,  Wir- 
kerei, Stiokerei  u.  s.  w.,  die  in  die  Geschiohte  als  Hausindustrien  ein- 
treten, um  bald  als  solohe  zu  Grunde  zu  gehen  oder  dem  mechanischen 
Betrieb  anheimzufallen;  während  sie  für  das  andere  Gewerbe  am  Ende 
seiner  Tage  eine  ruhmvolle  Vergangenheit  abschliefet :  so  bei  den  städtischen 
Zunfthandwerken,  so  vor  allem  bei  den  im  Schwarzwald  besonders  wiohtigen 
bäuerlichen  Gewerben:  der  Löffelmacherei,  der  Biirstenbinderei,  Strohhut- 
flechterei,  ja  auch  der  Uhrmaoherei,  die  alle  als  „organisierte  Hausierge- 
werbe"  (8.  852)  anfangen,  dann  Hausindustrie  werden  und  z.  T.  heute 
noch  in  der  hausindustriellen  Organisation  stecken  geblieben  sind.  Diese 
verschiedene  Entwiokelung  in  den  einzelnen  Gewerben,  wie  sie  Gothein 
so  anschaulich  uns  vorführt,  beweist  eben  gerade  nur,  dafs  die  ökono- 
mischen Bedingungen  für  die  Entstehung  der  Hausindustrien  sioh  gleioh 
bleiben,  wenn  sie  auch  in  verschiedenen  Gewerben  zu  verschiedenen 
Zeiten  erfüllt  sind.  Die  Gleichheit  der  Bedingungen  in  der  Verschieden- 
heit der  Veranlassung  zu  finden,  soheint  mir  die  Aufgabe  des  National  - 
ökonoraen,  wie  jene  des  Historikers  gerade  umgekehrt  darin  besteht,  die 
Verschiedenheit  der  Veranlassungen  zu  verfolgen,  die  zur  Lebendigwerduug 
einer  ökonomischen  oder  sozialen  Institution  geführt  haben.  Diese  letztere 
Aufgabe  ist  von  Gothein  in  seiner  Eigenschaft  als  Bearbeiter  der  Sohwarz- 
waldwirtschaftsgOBchichte  glänzend  gelöst  worden.  Hierbei  unserem  Autor 
zu  folgen,  ist  nicht  der  Zweck  dieses  Referates.  Nur  ein  paar  besonders 
interessante  Momente  aus  dem  Werdegang  der  Hausindustrie  mögen  Er- 
wähnung finden.  Einmal  scheint  mir  lehrreich  die  Art  und  Weise,  wie 
die  wichtigsten  Zweige  der  textilen  Hausindustrie  namentlich  im 
südliohen  Schwarzwald  sieh  eingebürgert  haben.  (VgL  hierzu 
8.  723  ff.,  736  ff.,  760  ff.)  Ich  meine  nicht  sowohl  jene  städtischen 
Zunflhandwerke,  die  z.  T.  sohon  früh  eine  kapitalistische  Umgestaltung 
erfahren,  als  vielmehr  jene  Industrien,  die  fast  vollständig  neu  im  Lande, 
namentlich  während  des  18.  Jahrhunderts  eingebürgert  werden.  Das  sind 
namentlich  die  Baumwoll-  und  Seidenspinnerei,  die  Stickerei,  auch  Baum- 
wollweberei. In  dieseu  Branchen  sind  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts viele  Tausende  von  Personen  hausindustriell  beschäftigt.  Die 
rasche  Verbreitung  dieser  textilen  Hausindustrie  ward  dem  zunehmenden 
Verwertungsbedürfhis  des  schweizerischen  Kapitals  geschuldet.  Dieses 
strebte  einerseits  nach  Expansion  schlechthin,  sodann  aber  vor  allem  nach 
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Ausbreitung  in  Gebieten,  die  ihm  möglichst  günstige  Arbeitsbedingungen, 
d.  h.  niedrige  Löhne  gewährleisteten.  Sehr  richtig  bemerkt  Oothein  zu 
dieser  Erscheinung  (S.  742):  „In  der  Beherrschung  des  Handels,  des  Ab- 
satzes der  Produkte,  sucht  gewöhnlich  das  organisierte  Kapital  zuerst  sich 
zu  festigen  und  zu  ergänzen ;  die  Herabminderung  der  Produktionskosten, 
die  Ersparnisse  auf  Kosten  anderer,  die  möglichste  Beschränkung  der  Aus- 
lagen für  Arbeitslohn  bilden  gewöhnlich  erst  die  zweite  Stufe  in  der  Eut- 
Wickelung  der  Kapital  Wirtschaft."  Das  Lockmittel,  durch  das  es  dem 
Kapital  stets  am  ehesten  gelingt,  erst  die  Indifferenz  des  Landvolks  zu 
brechen  und  dann  die  Abhängigkeit  der  Hausindustriellen  dauernd  zu  er- 
halten —  der  Vorschufs  —  wird  auoh  von  den  Schweizer  Kapita- 
listen des  18.  Jahrhundert«  beliebt.  Dank  diesen  Bestrebungen  entwickelt 
sich  eine  lebhafte  gewerbliche  Thätigkeit  im  Schwarzwald,  die  namentlich 
in  der  Verrichtung  einzelner  Zwischenarbeiten  im  Gesamtproduktionsprozesse 
bestand:  man  spann  für  Kühlhäuser  oder  Baseler  Webereien,  bestickte  die 
in  der  Sohwei«  gewebten  8toffe  u.  s.  w.  Aber  —  gleioh  im  Beginne  der 
Entwickelung  stellen  sich  auch  alle  Nachteile  und  Uebelstäude  einer  der- 
artig rein  aus  der  kapitalistischen  Initiative  erwachsenen  Hausindustrie 
heraus:  Verelendung  der  Massen,  Betrügereien,  Unsicherheit  der  Exi- 
stenz u.  s.  w.  Als  dann  das  schweizerische  Kapital  sich  durch  ver- 
schiedene Momente  veraulafst  sieht,  sich  aus  den  8ohwarzwälder  Gebieten 
zurückzuziehen,  wird  das  chronische  Elend  zum  akuten  Jammer,  bis  die 
anderweite  Unterbringung  der  Bevölkerung  gelingt  oder  die  Fabrikindustne 
als  Erlöserin  ersoheint. 

Einen  wesentlich  andereu  Ausgangspunkt  nimmt,  wie  oben  schon  ange- 
deutet wurde,  die  hausindustrielle  Organisation  in  den  spezilisch  Schwan- 
wälder  Industrien,  deren  bekannteste  die  Uhrenindustrie  ist.  An 
ihr  gerade  haben  die  Freunde  der  Hausindustrie  ott  den  Nachweis  der  segeus- 
reichen  Wirkungen  dieser  Organisationsform  zu  erbringen  unternommen. 
Sie  haben  leider  vergessen  hinzuzufügen,  dafs  die  Organisation  der  Schwarz- 
wälder Uhrenindustrie  lange  Zeit  hindurch  ein  ganz  eigentümliches  Ge- 
präge getragen  hat,  dafs  die  ökonomischen  und  sozialen  Bedingungen 
dieses  Gewerbes  ganz  ecceptionelle  waren  und  vor  allem,  dafs  überall  da, 
wo  sich  der  Typus  der  hausindustriellen  Organisation  rein  herausgebildet 
hat ,    trotz  aller  Sonderheit   doch    dieselben  Uebelstände  wie  anderswo 
sioh  herausgestellt  haben.     Dafs  es  heute  nur  eine  Frage  der  Zeit  ist, 
wann  die  8chwarzwälder  UhreninduBtrie  vollständig  zu  einer  Fabrikin- 
dustrie  umgewandelt  wird,  habeu  die  Ausführungen  Muth's  im  Sammel- 
bande des  V.  f.  8.  P.  erwiesen;  schon  jetzt  wird  ein  rapider  Uebergang 
zur  Fabrik  beobachtet,  während  die  Reste  häuslicher  Arbeit  sich  genossen- 
schaftlich organisieren  werden.    Für  die  Vergangenheit  jedoch  die  Eigen- 
tümlichkeiten der  Sohwarzwälder  Uhrenindustrie  sei  es  aufgedeckt,  sei  es 
zusammenfassend  dargestellt  zu  haben,  ist  wiederum  ein  Verdienst  des 
Gothein'schen  Werkes  (8.  831 — 848).    Die  unbestreitbare  Thataache,  dafs 
unser  Geworbe  zweifelsohne  lange  Zeit  hindurch  ein   im  ganzen  freund- 
liches Gepräge  getragen  hat,  soheint  demnach  ihren  Grund  hauptsächlich 
in  folgendem  gehabt  zu  haben.    Einmal  ist  es  seit  den  Anfängen   bis  in 
die  neueste  Zeit  eine  Fabrikation  von  Spezialitäten,  was  die  Schwarz- 
wälder Uhrmacher  betrieben  haben,  also  von  Waren,  für  deren  Erzeugung 
sie  eine  Art  von  Monopol  hatten.    Dazu  aber  kam,  dafs  der  Absatz  ganz 
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eigentümlich  organisiert  war:  einheimische  Hinterwälder,  die  sich 
zu  sonderbaren  Formen  von  Handelsgesellschaften,  Mitteldingen  zwischen 
Hansgenossenschaft  und  Erwerbsgesellschaft  (vgl.  darüber  Gothein,  8.  845 
bis  868)  vereinigten,  haben  den  Vertrieb  in  Händen,  Leute,  die  sozial 
mit  den  Produzenten  Fühlung  behielten,  die  oft  mehr  den  Charakter  von 
Beauftragten  als  von  autokratischen  Unternehmern  trugen.  Es  ist  inter- 
essant ,  was  Gothein  8.  866  feststellt,  dafs  die  Schwarzwälder  Uhrenin- 
dustrie in  dem  Augenblioke,  wo  diese  eigentümlichen  Organisationsformen 
aufangen,  mehr  und  mehr  rein  kapitalistische  Unternehmungen  zu  werden, 
trotz  aller  Spez  i  al i  tä t  e  n  ar  b ei  t,  doch  von  allen  typischen  Uebel- 
Btänden  der  Hausindustrie  heimgesucht  zu  werden  beginnt.  Endlich  aber 
wird  ein  wichtiges  Moment  von  Gothein  mit  Recht  betont,  was  unserem 
Gewerbe  erst  gar  eine  Sonderstellung  verleiht:  dafs  nämlich  die  Uhr- 
macherei  ebenso  wie  die  eng  verwandte  Automatenverfertigung  in  ihren 
Anfängen  wie  in  ihrem  Verlauf  gar  nioht  sowohl  aus  Notdurft,  als  viel- 
mehr oft  genug  nur  aus  Liebhaberei  betrieben  worden  ist.  Ganz 
wohlhabende,  in  ihrer  Existenz  dauernd  gesicherte  Hauern,  denen  Gothein 
allen  im  bergigen  Oberlande  eine  Neigung  zum  Seltsamen  und  eine  Be- 
gabung für  kniffliche  Konstruktionen  zuspricht,  sind  es  gewesen,  die  jenen 
Huf  von  der  satten  und  gesunden  Uhrenhausindustrie  des  Sohwarzwaldes 
in  der  Welt  mit  ihren  Erzeugnissen  verbreitet  haben.  Sie  sind  ganz  un- 
gebührlicherweise zum  Normalhausindustriellen  in  allen  Hand-  und  Lehr- 
büchern geworden.  Wie  unstatthaft  es  ist,  diese  ganz  wunderbaren  Er- 
scheinungen überhaupt  bei  einer  Beurteilung  hausindustrieller  Verhält- 
nisse heranzuziehen,  zeigen  die  treulichen  Ausführungen  unseres  Werks. 
Erst  in  letzter  Zeit  ist  die  Uhrmaoherei  eine  wahrhafte  Hausindustrie  ge- 
worden mit  typischen,  nicht  ausnahmsweisen  Existenzbedingungen :  die 
Spezialitätenerzeugung  verliert  in  unserer  Zeit  mehr  und  mehr  an  Boden, 
jene  Originale  von  matbematisoh-meohanisch  interessierten  Hofbauern 
sterben  aus,  die  alten  Formen  patriarchalischer  Handelsorganisation  ver- 
schwinden und  machen  der  reinen  kapitalistischen  Erwerbsgesellschaft 
Platz.  Was  heute  sich  an  Uhrenhausindustrie  im  Sohwarzwald  erhalteu 
hat,  führt  ein  ebenso  gedrücktes  Dasein,  wie  irgend  eine  Hausindustrie  am 
Ende  des  1».  Jahrhunderts. 

(Schlafs  folgt  im  nictuten  lieft  j 
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Salzburg  im  Jahre  1892.  Erstattet  tou  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  das  Herzog- 
tum Salzburg  au  Se.  Exc.  den  Handelsminister.  Salzburg,  Kerber,  1893.  gr.  8.  60  SS. 
mit  Tabelle,    lf.  1,60. 

Hoernes,  M,  Dinarische  Wanderungen  Kultur"  und  Landschaftsbilder  aus  Bos- 
nien und  der  Herzegowina.  2.  (Titel-)Ausgabe.  Wien,  0.  Graeser,  1893.  gr.  8.  VIU— 
364  und  XU  SS.    M.  6. — 

Naumann,  E.  (ehemal.  Direktor),  Vom  Goldenen  Horn  zu  den  Quellen  des  Euphrat. 
Ueisebriefe,  Tageblätter  und  Studien  über  die  asiatische  Türkei  und  die  anatolische  Bahn. 
München,  B.  Oldenburg,  1893.  hoch-4.  XV— 494  SS.  mit  140  Illustrationen,  2  Karten 
der  anatolischen  Bahn  und  1  Uebersichukarte  Ton  Anatolien.    M.  20. — . 

Schott,  G.,  Wissenschaftliche  Ergebnisse  einer  Forschungsreise  sur  See ,  aus- 
geführt in  den  Jahren  1891  und  1892.  Gotha,  J.  Perthes,  1893.  Roy.-8.  X — 132  SS. 
mit  6  Tafeln  und  9  Figuren  im  Text.  M.  8.—.  (A.  u.  d.  T.:  Ergänzungsbeft  Mr.  109 
ssu  „Petermanns  Mitteilungen«'.) 

W  uttke,  R.,  Gesindeordnungen  und  Gesindezwangsdienst  in  Sachsen  bis  zum  Jahre 
1835.  Eine  wirtschaftsgeschichtliche  Studie.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1893.  gr.  8. 
XI— 231  SS.  M.  6,40.  (A.  u.  d.  T.:  Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungen, 
hrsg.  von  G.  Schmoller,  Bd.  XU,  Heft  4.) 


Expose  de  la  Situation  administrative  de  la  province  de  Flandre-orientale,  pour 
l'annee  1892.  Gand,  Imprim.  V.  van  Doosselaere ,  1893.  8.  276— CHX  pag.  (Table 
des  matteres:  Population.  —  Bienfaisance.  Institution  de  prevoyance.  —  Cultu*.  In- 
struction publique.  —  Arts  industriels.  —  Contributions  publiques.  —  Voies  de  commu- 
nication.    Regime  des  eaux.  —  Agriculture.  —  etc.  — ) 

de  Foville,  A.,  La  richesse  eu  France  et  k  l'etranger.  Paris,  Berger- Levrault  & 
Ck,  1893.    8.    68  pag.    (Extrait  du  „Dictionnaire  des  finances".) 

Germain,  L.,  Deuz  fragments  d'etude  »ur  les  vitraux  de  Vezelise  (XVI«  siede). 
Nancy,  Sidot  freres,  1893.  8.  22  pag.  (Extrait  du  „Journal  de  1*  Sori«§t<  d'arcbeologie 
lorraine",  mal  et  juin  1893.) 

Six  semaines  en  Russie.  Paris,  Bergor-Levrault  &  C'e ,  1893.  in-12.  380  pag 
fr.  3,80.  (Sommaire:  Sites.  —  Moeurs.  —  Beaux-arts.  —  Industrie.  —  Finances.  — 
Exposition  de  Moscou.  — ) 

Prideaux,  8.  T.  (Miss),  An  historical  sketch  of  bookbinding :  with  a  chapter  on 
carly  sUmped  bindings,  by  E.  Q.  Duff.    New  York,  Bouton,  1893.    12.,  clotb,    J  2,40. 
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Esperson,  Alfr.,  La  Sardegna  in  rapporto  all»  questione  economica :  note  ed 
appanti.    Saasari,  tip.  O.  Dessi  edit.,  1898.    8.    81  pp. 

Jardncci,  Fr.,  Com«  la  potensa  a  ricchezza  commerciale  dell'  Inghilterra  debbono 
la  loro  origine  al  genio  e  all'  anergia  di  an  italiano  (Sebaatiano  Caboto).  Venezia,  tip. 
sacc.  Fontana,  1898.    8.    87  pp.    (Estr.  dall'  Ateneo  veneto,  aprile-giugno  1898.) 

Valore  (*al)  della  moneta  estera  ragguaglita  a  quell»  veneziana  :  terminazioni  dei 
consiglio  dei  Dieci  (pabblicate  da  Folcio  Miari).  Venesia,  tip.  dall'  „Emporio",  1893.  8  70  pp- 

8.    Bevölkerungslehre  and  Bevölkorungspolitik     Auswanderung  und  Kolonisation 

Anton,  Günther  K  ,  Fransösische  Agrarpolitik  in  Algerien.  Eine  kolonialpoli- 
tische  Skixia.    Leipzig,  Dancker  &  Humblot,  1893.    gr.  8.    IV— 128  SS.    M.  2,80. 

Frenzel,  C.  and  G.  Wende,  Deutschlands  Kolonien.  Karte  Beschreibung  von 
Land  and  Leuten  unserer  außereuropäischen  Besitzungen.  3.  Aufl.  Hannover,  C.  Meyer, 
1898     gr.  8.    180  88.  mit  Abbildungen  und  Karten.    M.  3.—. 


Gaffrael,  P.  (doyen  de  la  faculte  des  lettres  de  Dijon),  Las  colonies  franeaiaes. 
fi«  editlon.    Paria,  F.  Alcan,  1893.    8.    566  pag.    fr.  6.—. 

V  a  u  c  h  e  1  e  t ,  Histoire  de  la  Guadeloupe.  Montreuil-snr-Her,  simpr.  Duquat,  1893 
8.    16  pag. 

El  Iis,  A.  B.,  Hlstory  of  tbe  Gold  Coast  of  West  Africa.  London,  King  &  Son, 
1893.    8.  10/6. 

Mc  Dermott,  P.  L.,  British  East  Africa.  A  history  of  tbe  formation  and  work 
of  tbe  imperial  british  East  Africa  Company.  London,  King  &  Son,  1893.  gr.  tn-8. 
Witb  maps  and  illastrations.    6/. — . 

Year-book,  the,  of  the  Imperial  Institute  of  tbe  ü.  Kingdom,  the  colonies  and 
India.  A  Statistical  record  of  tbe  resources  and  trade  of  the  colonial  and  indiao  posses- 
sions  of  the  British  Empire.  Compiled  cbiefly  from  offieial  sources.  2nd  issue  (1893). 
London,  Offices  of  the  Imperial  Institute,  1893.  Roy.  in- 8.  XVIII — 888  pp.  witb  81  dia- 
grams  and  7  maps,  cloth.    M.  12. — . 

Legge  e  regolamento  sull'  emigraaione  (la  ligure  brasiliana:  navigaxione  postale  a 
vapore  per  il  Bresile  e  PlaU).    Geoova,  tip.  Pallas,  1893.   16.   16  pp. 

4    Bergbau.    Land-  und  Forstwirtschaft.  Fiaohereiwesen. 

Barth,  M.  (Direktor  der  kais.  landw.  Versuchsstation  für  Elsafs-Lothringen  ia 
Kufach),  Die  künstlichen  Düngemittel  im  Getreide-,  Futter-  und  Handelsgewlcbsbaa  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Phosphate.  8.  venu.  Aufl.  Berlin,  Parey,  1893.  gr.  8. 
IV— 884  88.    M.  3.—.    (Gekrönte  PrelsschrUt.) 

Burlage,  E.  (AmtsR.),  Die  Pfändung  bei  Personen,  welche  Landwirtschaft  betreiben. 
Zugleich  ein  Beitrag  aar  allgemeinen  Lehre  von  den  Pfändungsbeschräukungen.  Berlin, 
O.  Liebmann,  1893.    gr.  8.    VI— 103  SS.    M.  8,80. 

Dies,  G.  (AmtsR.),  Ueber  die  rechtliche  Natur  der  Grundstückssusammenlegang 
and  die  Fortfahrung  der  Grund-  und  Hypothekenbücher  im  Falle  einer  Zusammenlegung 
der  Grundstücke.    Barlin,  O.  Liebmann,  1893.    gr.  8.    VI— 65  SS.    M.  1,60. 

Gestütbuch  der  holsteinischen  Marschen.  Herausgegebeu  vom  Verband  der 
Pferdesuchtvereine  in  den  holsteinischen  Marschen.  Band  III  Berlin,  Parey,  1893. 
gr.  8.    LXXII— 750  und  85  SS.  mit  9  Tafeln  und  1  Karte,  geb.    M.  20.-. 

Hausbesitterkalender,  deutscher,  für  das  Jahr  1894.  Hrsg.  im  Auftrage 
des  Centraiverbandes  der  Haus-  and  städtischen  Grundbesittervereine  Deutschlands. 
Jahrg.  V.    Berlin,  C.  Heymann,  1893.    18.    XXXII— 130  88. 

Jahrbuch  für  den  Oberbergamtsbezirk  Dortmund.  Im  Auftrage  das  kgl.  Ober- 
bergamts  tu  Dortmund  mit  Benutzung  amtlicher  Unterlagen  für  das  Jahr  1893  zusam- 
mengestellt von  (ObBergR.)  Weidtmann.  Jahrg.  I.  Essen,  G.  D.  Baedeker,  1893.  gr.  8. 
IV— 310  88.    geb.    M.  3.—. 

Ka erger,  K.  (Privatdoteoi,  kgl.  landwirtsch.  Hochschale,  Berlin),  Die  Arbeiter- 
pacht. Ein  Mittel  aar  Lösung  der  ländlichen  Arbeiterfrage.  Berlin,  Gergonne  &  O, 
1893.    Roy.-8.    VIII— 883  SS.    M.  9 — . 

Mattermilch,  L.,  Credit  foncier  de  France  und  seine  Bedeutung  für  den  land- 
wirtschaftlichen Qrandkreditin  Frankreich.  Leipzig,  K  F.  Koehler,  1893.  gr.  8.  157  SS.  M.  8,50. 

Rodbertus-Jagetzow,  Zar  Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigen  Kreditnot  des 
Grundbesitze*.  8.  (anveränderte)  Aufl.  mit  einem  Vorwort  von  Rudolph  Meyer.  Berlin, 
H.  Bahr,  1898.    gr.  8.    XL — 800  SS.    M.  9.—. 

Bchencking,  A.  B.  (fr.  Reichskonsul),  Die  Landwirtschaft  in  China  und  in  Europa 
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mit  Angabe  der  Methode  aar  raschen  Hebung  der  landwirtschaftlichen  Reinerträge  durch 
Tiefkoltor,  Grün-  und  Kunstdung.  3.  Aufl.  Münster,  H.  Schöningh,  1893.  gr.  8.  84  SS. 
mit  8  Abbildungen.    M.  1.—. 

Schindler,  F.  (Prof.  der  Landwirtschaft,  Biga),  Der  Weisen  in  seinen  Beziehungen 
sam  Klima  und  das  Oesets  der  Korrelation.  Ein  Beitrag  aar  wissenschaftlichen  Begrün- 
dung der  Pflansenbeulehre.  Berlin,  Parey,  1883.  gr.  8.  XII— 176  SS.  mit  i  graphischen 
Darstellung.    M.  4.—. 

Schotte,  K.  (Forstmeister),  Die  Tucheier  Haide,  vornehmlich  in  forstlicher  Bezie- 
hung. Danaig,  Bertling,  1893.  gr.  4.  V— 68  SS.  M.  3,60.  (A.  n.  d.  T.:  Abhand- 
langen sur  Landeskunde  der  Provinz  Westpreufsen,  hrsg.  von  der  Provinzialkommission 
zur  Verwaltung  der  westpreufsiseben  Provinsialmuseen,  Heft  V.) 

Verhandlungen  der  Delegierten  von  SchlachtTiehhofverwaltungen  mit  den  Ver- 
tretern des  Deutschen  Landwirtschaftsrats,  sowie  des  Viehhandels  und  Fleischergewerbes, 
Berlin,  am  86.  bis  27.  Mai  1893,  Berlin,  Parey,  gr.  8.    VII-168  SS.    M.  8,60. 


Annuaire  de  la  pomme  de  terre  industrielle  de  1898,  publik  sous  la  direction  de 
G.  Gras  (ingtaieur  sucrier)  avec  la  collaboration  d'A.  Baadry  (inglniear  chimiste).  Notes 
pratiques  et  rensei gnetnents  utiles  pour  l'industrie  (exuliere.  Amin  (depart.  Nord),  impr. 
Ricouart-Dugoor,  1893.    16.    883  pag.  av.  Agares. 

Herisson  (prol.  departem.  d'agriculture),  Resume  des  Conferences  agricoles,  annee 
1893.  Le  Puy,  impr.  Marchessou  fils,  1893.  8.  (Sommaire :  Conference  sur  les  prairies 
naturelles.  —  Conference  sar  les  irrigations  et  le  drainage.  —  Revue  du  materiel  agricole 
de  la  Häute-Loire.  — ) 

Reglement  general  pour  la  cnltore  du  tabac  eu  1893  dans  le  döpartement  de 
Met  r    e-et-Moselle.    Nancy,  impr.  Berger-Levrault  &         1898.    8.    61  pag. 

Ära.  Iii  o,  D.  (prof.),  Istrusioni  teorico-pratiche  snlla  coltivaiione  de  IIa  barbabietola 
da  xuechero  in  Italia.  8«  editione  migliorata  e  ampliata.  Savigliano,  tip.  edit.  Bressa, 
1893.    8.    48  pp.    L  0,70. 

Atti  della  Commissione  consultiva  per  la  pesca:  sassione  aprile  1893.  Roma,  tip. 
G.  Bertern,  1893.  8.  140  pp.  (Pubblicaxione  del  Ministero  di  agricoltura,  industria  e 
commercio:  direzione  generale  dell'  agricoltura.    Annali  dl  agricoltura,  1893,  N°  186.) 

Clerici,  Fr.  (ingegnere),  Bacbi  da  seta  e  gelsi:  conferense  tenute  alla  societa 
agraria  di  Lombardia  dal  1888  al  1893.  Milano,  tip.  L.  F.  Cogliatl,  1893.  8.  108  pp. 
(Contiene:  II  pratico  ailevamento  in  Lombardia  dei  baohi  da  seta  di  razsa  gialla.  — 
Stadl  ed  esperiense  diverse.  —  Studi  ed  osservasioni  sulla  coltura  dei  gelsi.  —  La  pota- 
tura  iemale  dei  gelsi.  — ) 

Passerini,  N.,  Agraria.  Vol.  I:  Agronomia.  Milano,  tip.  della  casa  edit  P. 
Vallardi,  1893.    VI— 144  pp.    c.  flg.    1.  1,50. 

6.    Gewerbe  und  Industrie. 

B  u  j  a  1 1  i  s  e  n.,  Fr.  (gew.  Hof-Seidenzeagfabrikant),  Die  Geschichte  der  Seiden- 
Industrie  Oesterreichs,  deren  Ursprung  and  Entwickelang  bis  in  die  neueste  Zeit.  Wien, 
A.  Holder,  1893.  gr.  8.  VII— 170  SS.  mit  1  Tafel  in  Heliogravüre  and  graphischer 
Darstellung  der  Bewegungen  der  Seidenpreise.  M.  3,80.  (A.  u.  d.  T. :  Monographien 
des  Museums  für  Geschichte  der  österr.  Arbeit,  Heft  IV.) 

Ehrenfried,  W.,  Die  Handwerkerinnungen  im  Mittelalter  im  Anschlufs  an  die 
soziale  Frage  der  Gegenwart.  Neckarsulm,  Druck  der  „Neckarsnlmer  Zeitung",  1893. 
18.    48  SS.    M.  0,46. 

Frick,  K.,  Ueber  Lehrlings-  und  Accordwesen  der  schweizerischen  Metallindustrie. 
Im  Auftrage  des  Centralvorstandes  des  schweiserischen  Metallarbeiterverbandes.  Zürich, 
Grfltlibuchhandlong,  1893.    8.    46  88.  nebst  8  Uebersichtsubellen  in  imp.-folio. 

Kihler,  W.  (D*-  jur.),  Die  Stellvertretung  im  Gewerbebetrieb.  Eine  gewerberecht- 
liche Untersuchung.    Leipzig,  G.  Böhme,  1893.    gr.  8.    VI— 53  88.    M.  1,80. 

Morl,  R.,  Die  Verkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit.  Ihre  Ursachen,  Wirkungen 
und  Folgen.  Erfahrungen  und  Urteile  von  Geschiftsieuten.  7.  Auti.  Zürich,  Verlag 
des  Schweis.  Grütlivereins,  1898-    8.    32  SS.    M  0,20. 

de  R  i  d  d  e  r ,  L.,  Der  „normale  Geheimrat"  der  Kölnischen  Zeitung  und  die  Orga- 
nisation der  Handwerker,  der  erste  Schritt  zur  Erhaltung  des  Mittelstandes.  Bonn,  P. 
Hauptmann.  1893.    8.    16  88.    M  0,10.    (Aus  „DeuUche  Reichszeitung".) 

Rofsmifsler,  F.  A.,  Die  Petroleum-  und  Scbmierölfabrikation.  Leipzig,  J.  J. 
Weber,  1893.    gr.  8.    X     147  SS.  mit  26  Abbildungen.    M.  3.—. 

Verseichnisder  Rübenzuckerfabriken,  Raffinerien-  and  Kandisfabriken  im  Deutschen 
Reiche,  sowie  in  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Holland,  Dänemark,  Schweden,  England, 

Dritt.  Fol«.  Bd.  VI  (TJU).  50 
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Italien  und  Spanien.  Jahrg.  X,  Kampagne,  1893/94.  Magdeburg,  A.  Rathke,  1898.  gr.  8. 
186  SS.    geb.    M.  4.—. 


Bernardot,  F.,  Le  Familistere  de  Guise  et  aon  fondateur ,  Jean  Baptist«  Andre 
Godin,  Conference  faite  ie  9  mai  1893.  Nimes,  impr.  Roger  &  Laport«,  1893.  8.  40  pag. 

Bremond,  F.  (inspecteur  departemental  da  travail  de  la  Seine) ,  Precis  d'hygiene 
industrielle,  avec  des  notions  de  chimie  et  de  mecaniqo»,  ridigi  conformement  au  Pro- 
gramme de  La  loi  du  2  noyembre  1892  a  l'usage  des  inspecteura  et  inspectrices  du  travail 
dans  rindustrie.  Paris.  Bailllere  &  fils,  1893.  ln-18  jesua.  VII— 384  pag.  av.  figures. 
fr.  6.—.  (Sommaire:  Usines.  Chantiers  et  ateliers.  Atmosphere  da  travail.  Oos,  vapeurs, 
poussier os.  Hygiene  da  miliea  indastriel.  Maladies  profeasionoelles.  Matieres  irritantes, 
toxlques  et  infecüeases.  Oatillage  indastriel.  Hotears  divers.  Organe«  dangereu  et 
appareils  protecteurs.  Accidenta  des  mach  in  es  et  dea  outila.  —  etc.) 

Repertoire  de  la  fabrique  (1893 — 1894).  Paris,  impr.  Mouillot,  1893.  16.  419  pag. 

S  a  n  d  o  a ,  C,  Origine  et  developpement  de  l'indastrie  horlogere  k  Besanoon  et  en 
Franche-Comtt'.    Besänne,  impr.  Dodivers,  1893.    8.    71  pag. 

di  Brasia,  Cora  Slocomb  (Countess),  Old  and  new  lace  in  Italy.  Chicago,  W. 
B.  Conkey  C«,  1893.    12.    J  0,50. 

G  a  r  c  k  e ,  E.  and  J.  M.  Fells,  Sommary  of  the  Factory  and  Workshop  Acts 
for  the  ose  of  manufacturers  and  managers.  London,  Crosby  Lockwood  &  Son,  1893  8. 
40  pp.    /  O.6. 

Gl  ad  den,  W ,  Tools  and  the  man:  Property  and  industry  ander  Christian  law. 
Boston  and  New  York,  Hoaghton,  Mifflin  &  C°,  1893.    8.    308  pp. 

Indaatries,  the,  of  Rassia.  Manafactures  and  trade,  by  the  Department  of  trade 
and  manafactures,  Ministry  of  finance,  for  the  World's  Colambian  Exposition  at  Chicago, 
(editor  of  the  english  translation  J.  M.  Crawfort,  U.  St.  Consul  general  to  Rassia). 
Vol.  II.  St.  Petersbarg,  1893.  Boy,-8.  M.  6.—.  (Contents:  Sagar  manufactare,  by 
W.  N.  Andrcev.  —  Tobacco  industry,  by  L.  P.  Vessine.  —  Grein  flour  and  groats,  by 
P.  A.  Afanaaaiev.  —  Ifanafacture  of  oiis,  by  Vessine.  —  The  destiliation  of  spirits,  by 
Andreev.  —  Ship  building  and  navigation,  by  N.  A.  Krylov.  —  Carriage  mannfactores, 
by  K.  K.  Nellis.  —  Review  of  the  Russian  customs  tariff  Systems,  by  W.  I.  Timiriaaev. 
—  Review  of  foreign  trade,  by  A.  J.  Stein.  —  The  inferior  trade  and  fairs  of  Rassia, 
by  N.  J.  Samoilovich  aod  A.  W.  Boanlakovski.  —  The  eonsumption  of  fuel  for  lndos- 
trial  parposes,  by  S.  O.  Goalishamborov.  —  Wag  es  and  working  boars  in  factories,  by 
J.  T.  Mikhailovski.  —  Data  showing  the  wages  paid  to  workmeu  in  factories,  by  the 
same.  —  The  indaatries  of  the  Grand  dueby  of  Finland,  by  the  State  Secretary  Office 
of  the  Grand  duchy  of  Finland.  — ) 

K night,  G.  H  ,  Patent  Office  manual,  including  the  law  and  practioe  of  cases  in 
the  U.  States  Patent  Office  and  the  courts  holding  a  revisory  relation  thereto;  also  an 
appendlx  of  Copyright  decisions,  etc.  Boston ,  Little,  Brown  &  C*,  1898.  8.    653  pp.  $  6. — . 

L  e  n  i  i ,  O.,  Delle  societk  cooperative  in  genere  e  delia  cooperativa  di  prodosione 
in  ispecie :  stadio.    Biena,  E.  Torcinl  edit,  1898.    8.    64  pp.    L  1,60. 

6.    Handel  and  Verkehr. 

Bericht  über  die  Thfitigkeit  der  Handelskammer  au  Bremen  im  Jahre  1892  erstattet 
an  den  Kaufmannskonvent.  Bremen,  Druck  von  Hauschild,  1893.    gr.  8.    48  SS. 

Geschäftsbericht  über  den  Betrieb  der  Main-Neckar-Eisenbabn  im  Jahre  1892. 
Darmstadt,  J.  C.  Herbert'sche  Hofbuchdruckerei,  1893.  Roy.-e.  10  SS.  u.  17  Anlagen 
mit  2  Tabellen  in  Imp.-folio. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  die  Kreise  Arnsberg,  Meschede  and  Bri- 
lon für  das  Jahr  1892.    Arnsberg,  Drack  von  H.  R.  8tein,  1893.    Folio.    10  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  au  Hanau  für  1892.  Hanaa,  Drack  der 
Kittsteiner'schen  Bacbdrackerei,  1893.    8.    VII— 194  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  au  Leipzig,  1892.  Leipzig,  J.  C.  Hinrichs- 
sche  Buchhandlang,  1893.    gr.  8.    255  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  au  Lüdenscheid  für  1892.  Lüdenscheid, 
Druck  von  W.  Crone  jr.,  1898.    Folio.    40  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Mannheim  für  das  Jahr  1892, 
2  Teile.  Mannheim,  Verlag  der  Kammer,  1895.  8.  13,  297  and  24,  156  88.  mit 
4  graphischen  Darstellungen. 

Jahr  e a  b  e  r  i  c  h  t  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Mittelfranken,  1892.  Nürn- 
berg, Hofbuchdruckerci  Bieling-Dietx,  1893.  gr.  8.  IX— 291  88.  mit  tabellarischen  Bel- 
lagen in  4.  u.  qu.-fol. 
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Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  für  Oberbayern,  1892.  München, 
Druck  von  C.  Wolf  &  8ohn,  1893.    gr.  8.    XIV— 291  88. 

Jahresbericht  der  Handels- und  Gewerbekammer  der  Oberpfali  und  von  Regens- 
borg  für  das  Jahr  1892.  Regensburg,  Druck  der  Verlagsanstalt  vormals  G.  J.  Man«, 
1893.    gr.  8.    XI— 272  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Ostfriesland  und  Papenburg  für  das  Jahr 
1892.    Leer,  Druck  von  Leendertz,  1893.    Polio.    66  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Amtsbezirk  Pforzheim  für  das  Jahr 
1892.     Pforzheim,  1892.    8.    52  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Siegen  pro  1892.  Siegen, 
Druck  von  Vorlander,  1893.    8.    ISO  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Solingen  pro  1892.  Solingen, 
189S.    Folio.    72  8S. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Stra&burg  i/E.  für  das  Jahr  1892.  Stras- 
burg i/E.,  Elsissiscbe  Druckerei  und  Verlagsanstalt,  1893.    Polio.    82  88. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  für  Kreis  Thorn  für  das  Jahr  1892.  Thorn, 
Buchdruckerei  Thorner  Ostdeutsche  Zeitung,  1893.    gr.  8.    85  SS. 

Kaufmann,  V.  (Gerichtsassessor),  Die  mitteleuropäischen  Eisenbahnen  und  das 
internationale  öffentliche  Recht.  Internationalrechtliche  Studien  und  Beitrage.  Leipzig, 
Duncker  &  Hamblot,  1893.    gr.  8.    XIV— 289  SS.    11.  6.—. 

Protokolle  der  am  26.  IV.  1892  und  am  15.  IV.  1893  in  Töplitz  abgehaltenen 
XXXIV.  und  XXXV.  ord.  Generalversammlung  der  k.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  Eisenbahn- 
gesellschaft, samt  Geschäftsbericht,  Rechnungsbeilagen  und  Statistik  für  die  Jahre  1891 
und  1892.    2  Hefte.    Teplils,  Selbstverlag  der  Gesellschaft,  1892/93.  Imp.-i. 

v.  Schweiger-Lerchen feld,  A.  (Prh.),  Vom  rollenden  Flügelrad.  Darstellung 
der  Technik  des  heutigen  Eisenbahnwesens.  Lieferung  1.  Wien,  A.  Hartleben,  1893. 
gr.  8.  32  SS.  M  0,60.  (Das  vollständige  Werk  wird  25  Lieferangen  mit  ca.  300  Ab- 
bildungen umfassen) 

Schranka,  Ed.  Maria,  Datenseiger  der  Weltpostgeschicbte.  Leipzig,  Slavische 
Buchhandlung,  o.  J.  (1893).    12.    IV— 212  SS.  mit  Titelkupfer.    M.  2.—. 

Steinbrecht,  G.,  Die  8ondermesse  in  Berlin  and  ihr  Verhältnis  zar  Leipziger 
Messe.    Bunzlau,  Verlag  der  „Thonwarenindustrie",  1893.    8.    32  88.    M.  0,50. 

Weithase,  H.  (ObPostdirSekr.) ,  Geschichte  des  Weltpoetvereins.  Strafsburg, 
Heitz,  1893.    gr.  8.    111—88  SS.    M.  2,50.  (Preisgekrönt.) 

Afanassiev  (privatdocent  k  l*  Uni  veralte  d'Odessa),  Commerce  des  cereales  en 
France  an  XVIH«  siecle.  Etüde  historique ,  tradait  da  rosse  sous  la  direction  de  P. 
Boyer.    Paris,  A.  Picard  &  fils,  1893.    8.    XIX— 576  pag.    fr.  12.—. 

Debauve,  A.  (ingeniear  en  chef  des  ponts  et  chaussees),  Les  travaax  pablics  et 
les  Ingeniears  des  ponts  et  chaussees  depnis  le  XVH«  siecle.  Paris,  V  Dun  od,  1893.  8. 
447  pag.  avec  portraits.    fr.  12. — . 

Bowlen,  A.  L.,  A  short  accoant  of  Englands  foreign  trade  the  XIX1*  Century ; 
its  economic  and  social  resalts.  London,  Swan  Sonnenschein,  1898.  8.  VIII — 152  pp. 
with  10  Statistical  dlagrams,  clotb.  2/.6.  (Contents:  Introductory :  England  commerciaily 
in  1793  internally  and  abroad.  Division  of  labour.  —  The  french  wars,  1793 — 1815. — 
The  battle  over  free  trade,  1815 — 1850.  —  Success  of  Are«  trade,  1850—1870.  —  Recent 
trade,  1870 — 1892.  —  England's  present  position.  — ) 

Larrabee,  W.,  The  railroad  question  :  a  historical  and  practical  treatise  on  rail- 
roads  and  reraedies  for  their  abuses.  Chicago,  Schulte  Publishing  C°.  1898.  12.  488  pp., 
cloth.  $  1,60.  (Contents:  History  of  transportation.  —  History  of  railroads.  —  History 
of  railroads  in  the  ü.  States.  —  Monopoly  in  transportation.  —  Railroad  abuses.  — 
Stock  and  bond  Inflation.  —  Railroads  in  poliücs.  —  Railroad  literature.  —  Railroads 
and  railroad  legislation  in  Jowa.  —  The  Interstate  Commerce  Act  —  The  rate  question. 
—  Tables  and'statistlcs.  —  etc.) 

Review  of  the  trade  of  India  in  1891/92.  8  parts.  8imla  1892.  4.  (Pablication  of 
the  Government  of  India,  finance  and  commerce  Department.  Contents:  1.  Foreign  sea- 
borne  trade.  2.  Trans-frontier  trade.  8.  Coasting  trade,  by  J.  E.  O'Conor.) 

Todd,  Marion  (Mrs.),  Railways  of  Europe  and  America ;  or,  government  ownership : 
with  notes  from  official  sources.  Boston,  Arena  Publishing  (_'",  1893.  12.  UI— 285  pp., 
cloth.  |  1,25.  (paper :  $  0,50.)  (Contents  chapters  of  aUtistics  of  the  railways  of  Europe 
and  America  taken  from  official  reports ;  these  statistics  relate  to  equipment,  employees, 
earnings  and  expenses,  cost  and  revenue,  killed  aud  injared,  general  public  service, 
capitalization,  traffic,  etc.) 
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Banti,  A  ,  La  telegrafia  in  Italia  ed  il  bilancio  1893—94  del  Minister©  delle  postc 
e  telegrafi.  Ifilano,  Up.  degli  „Operai",  1893.  8.  15  pp. 

Commercio  d'eaportazione  colla  Svizzera.  Alessandria,  tip.  dell'  „Osservatore'S 
1893-  8.  30  pp.  (Pubblicazione  ,della  K.  Camera  dl  commercio  ed  arti  della  provincia  di 
Alessandria.) 

Pegna,  G.,  Camere  di  commercio.   Firenze,  tip.  di  G.  Carnesecchi  e  figli,  1893 
8.   35  pp. 

Vers  lag  over  den  toestand  van  handel,  acheepvaart  en  nijverheid  te  Amsterdam, 
in  1892.  Opgemaakt  door  de  Kamer  van  [koophandel  en  fabrieken  aldaar.  Amsterdam. 
Job.  Maller,  1893.   gr.  8.   VI-814  bis.  m.  2  platen.   fl.  2,50. 

7.  Finanzwesen. 

Livonins,  H.  (BegAss.),  Anleitung  zur  Ermittelung  und  Berechnung  des  Ertrages 
im  Sinne  des  Gewerbesteaergeseties  vom  24.  VI.  1891-  Schleswig,  Bergas,  1893.  gr.  8. 
IV— 28  SS.   M.  0,50. 

Wacker,  Th.,  Zur  Geschichte  des  Branntweinsteuergesetees  (1885—1887.)  Frei- 
bürg  i/Br.,  1893.   gr.  8.   III— 63  SS.   M.  0,80. 

G  r  i  m  a  1  d  1  (Ministre),  Expo.,.'  financier  fait  k  la  Chambre  des  deputes  dans  Li  seance 
du  11  fevrier  1893.   Rome,  imprim.  nationale  di  G.  Bertero,  1893.   8.    107  pag. 

Stourm,  Ren  (ancien  iospecteur  des  finances,  prof.  k  l'Ecole  des  sciences  polit.), 
Systeme«  generale,  d'impöts.  Paris,  Guillaumin  &  O  ,  1893.  gr.  in-8.  XVI— 416  pag. 
fr.  7. — .  (Table  des  matierea:  Introduction :  Histoire,  deünition  et  qualites  de  l'impöt. 
—  8ystemes  utopique«  d'impöts:  L'impöt  unique  Impöt  nnlqne  aar  le  capiui.  Impöt 
uniforme  ou  capiution.  Impöt  en  natura.  Imp6ts  sur  le  luxe,  Impöts  socialistos.  — 
Sy  ,t eines  d'impöts  existants  ou  susceptibles  d'application :  Impöts  sur  le  revenu.  Projets 
radicaux  de  reformes  d'impöts.  Imp6t  mixte  sur  le  capital  et  sur  le  revenu.  Impöts  tar 
lea  successions.  Systeme  progressif.  Grands  monopoles  fiscaox.  —  Grandes  divisions 
fiBcaJes  des  aystemes  existants  :  Imp6ts  directs  et  indirecto.  Imp6to  de  repartition  et  de 
quotite.  Impöts  sur  les  valeurs  mobilieres  et  sur  les  valeurs  foncieres.  Impöts  aar  la 
proprio  et  sur  les  consommations.  Incidence  de  l'impöt.  Impöts  «ur  les  objets  de  pre- 
miere  necessite.  — ) 

Foreign  import  duties  Return  of  the  rates  of  import  duties  levied  in  European 
countries  and  the  United  States  upon  the  produce  and  manufactures  of  the  D.  Kingdom 
London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.  gr.  in-8.  XII — 403  ppj,  (Pari,  paper, 
ordered,  by  tbe  Bouse  of  Common«,  to  be  printed,  1  Sept.  1898.) 

Br  u  ni,  E.  (avvocato),  L'impoata  aui  redditi  di  ricchesza  mobile.  Milano,  U.  Hoepli 
edit,  1893.  16.  VI— 218  pp.  (Contiene:  Generalitkj  materia  e  «oggetti  dell'  imposto, 
esenzioni.  —  Misura  e  modi  di  applicasione  dell'  imposta.  —  Accertamento  dei  redditi 
tassabili  per  ruoli  nominativi.  —  Determinazione  dei  redditi  imponibili  e  Ussabili ;  ruoli 
principali;  accertamenti  e  ruoli  suppletiv!}  prescrizione  dell'  imposta.  —  Ricorsi  in  via 
amministrativa  posteriori  al  ruolo.  —  Ricorsi  in  via  giudisiaria.  —  etc  ) 

M  a  r  c  h  i ,  A.  (prof.),  Prolusione  al  corto  libero  di  contabilitk  di  Stato,  fatta  il  20  maggio 
1898  nella  nniversiu  di  Camerino.   Camerino,  tip.  E.  Marchi  e  figli,  1892.   8.   40  pp 

8.    Geld-,  Bank.,  Kredit-  und  Versicherungswesen. 

Aktiengesellschaften,  die,  Rheinlands  und  Westfalens  in  ihren  vorliegenden 
Bilansen  pro  1892/98.  Abgeschlossen  am  1.  Oktober  1893.  Düsseldorf,  Ad.  Schneider, 
1893.    8.    VII— 837  SS.    M.  6  — . 

Bericht  über  den  Geschäftsbericht  der  hessischen  Brandversicherungsanstalt  vom 
Jahre  1892.    Kassel,  Druck  von  Weber  &  Weidemeyer,  1893.   4.    138  SS. 

Joseph»,  G.,  Die  allgemeine  Existenzversicherung.  Band  I.  Zürich.  Verlags- 
magaxin,  1893.   gr.  8.   VIII— 396  SS    M.  8. — 


Compte-rendu  des  Operations  et  de  1«  »iiuation  de  la  caisse  generale  d'epargne 
et  de  retraite  instituee  par  la  loi  du  16  mars  1865  sous  la  garantie  de  l'EUt.  Annee 
1892.    Bruxelles  1893.  4. 

8  a  r  d  a ,  P.,  L'assurance  sur  la  vie,  gratuite  par  la  consommation.  Paris,  impr 
Sarda,  1893.   in-4.   7  pag. 

Foote,  Allen  Ripley,  Prosperity  and  politics.  Washington,  Kensington  Publishing 
C°,  1893.  16.  187  pp.  |  0,50.  (Enthalt  n.  a. :  The  repeal  of  the  Silver  Purchase  Act 
and  the  national  tax  on  State  bank  currency.) 

Roth  well,  R.  P.,  Universal  bimetallism  and  an  international  monetary  Clearing 
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house ;  with  a  record  of  tbe  world's  money,  sUtistics  of  gold  and  silver,  etc.  New  York» 
Scientific  Publishing  C°,  189S.   8.,  cloth.   $  0,78. 

Annali  del  credito  e  della  previdensa,  anni  1893.  Atti  della  Commissione  con- 
sultiva  solle  istituzioni  di  previdenza  e  sul  lavoro,  sessione  del  1898.  Borna,  tipogr.  di 
G.  Bertero,  1898.   8.   VIII— 484  pp.   L  2,60. 

Seminsrio,  M.  E,  La  cuestion  monetaria  en  la  Atnericana  espanola.  Paris, 
OuUlaumin  St  O  ,  1898.   8.    274  pag.  et  planche.   fr.  5.—. 

Nederlandsuhe  Bank,  1892/93.  Verslag  van  den  President  en  verslag  Tan  de 
commissarissen.  Amsterdam  1893.  4. 

9.    Soziale  Frage. 

Bericht,  stenogr.,  über  die  Verhandlungen  der  XIII.  Jahresversammlung  des  Deutschen 
Vereins  für  Armenpflege  und  WohlthätiKkeit  am  26.  und  26.  Mai  1893  in  Görlitz,  betreffend 
die  Fürsorge  für  Obdachlose ;  Zwangsmaftregeln  gegen  arbeitsfähige  Personen ;  Ausübung 
vormundschaftlicher  Funktionen  und  die  Fürsorge  für  entlassene  Sträflinge.  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot,  1893.  8.  VI— 1 16  u.  X  SS.  M.  2,80.  (A.  u.  d.  T.i  Schriften 
des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit,  Heft  17.) 

Faulhaber,  H.  (Pfarrer),  Drei  soziale  Fragen  unser  Landvolk  betr.:  Landesver- 
sorgungsämter, Armenbeschäftigung,  Krankenpflege  auf  dem  Lande,  aus  dem  Leben  beant- 
wortet.  Schw.  Hall,  Buchhdl.  für  innere  Mission,  1893.   gr.  8.  42  SS.   M.  0,60. 

Fischer,  K.  (Prof.),  Grundzüge  einer  Sozialpädagogik  und  Sozialpolitik.  Eieenacb, 
M.  Wilckens,  1892.  gr.  8.  VIII— 429  SS.  M.  5.—.  (Inhalt:  Die  soziale  Kriegserklä- 
rung und  ihre  Begründung.  —  Vorgeschichte  und  Berechtigung  der  Kriegserklärung, 
Kriegszustand  bis  1890.  —  Methoden  und  Ziele  des  Kampfes.  —  Der  Kampf  und  seine 
Mittel.  —  Soziale  Friedensarbeit.  — ) 

Frafsl,  F.,  Das  Maschinenrecht.  Ein  Beitrag  aur  sozialen  Frage  und  Nachwort 
zur  Wiener  Gewerbeenquete  des  Jahres  1893.  Dresden  ,  Verlag  der  Druckerei  Glöfs, 
1893.    gr.  8.   44  SS.    M.  0,60. 

Häntzscbel,  W.,  Beamtentum  und  Sozialdemokratie.  Leipzig-Neuschönefeld, 
Gebr.  Kretsachmar,  1893.   8.   11—56  SS.   M.  0,80. 

Hartmann,  G.  W.,  Sensationelle  Enthüllungen  Uber  die  Führer  der  ,.sozialdemo- 
kratischen  Partei'*.   Hamburg,  Epstein  &  Engelke,  1898.   8.  46  SS.  M.  0,50. 

Krause,  O.  (Herbergsvorstand  in  Annaberg  i.  Erzgeb.),  Arbeitslosigkeit,  Bettelei 
und  Wanderverpflegung.  Unter  besonderer  Berücksichtigung  sächsischer  Verbältnisse.  Leip- 
zig, Duncker  &  Humblot,  1898.  8.  40  SS.  M.  0,75.  (A.  u.  d.  T.I  Volkswohlschriften, 
hrsg.  von  V.  Böhmert  in  Dresden,  Heft  14.) 

Pollaczek,  F.,  Die  unverehelichten  Mütter  und  der  Code  civil  in  Deutschland. 
Ein  sozialer  Uebelstand.    Leipzig,  A.  Schupp,  1893.   gr.  8.   88  SS.   M.  0,50. 

Bittinghausen,  M.,  Die  direkte  Gesetzgebung  durch  das  Volk.  5.  Aufl.  Zürich, 
Schweiz  Grütliverein,  1898.  gr.  8.  XX— 246  SS.  M.  I.— .  (Früher  erschienen  als 
„sozialdemokratische  Abhandlangen",  Heft  1—5,  1868-72.) 

Wacker,  Tb.,  (Landtags- Abg.) ,  Wie  stellt  sieb  die  sozialdemokratische  Presse 
zu  dem,  was  dem  gläubigen  Christen  vor  Allem  heilig  istf  Freiburg  i/Br.,  Litterar.  An- 
stalt, 1893.   8.   11—96  88.   M.  0,50. 

Wenzel,  Job.  (Domvikar  und  Beichstagsmitglied),  Arbeiterschutz  und  Centrum 
mit  Berücksichtigung  der  übrigen  Parteien.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Sosialreform 
im  Deutschen  Reiche.  Im  Auftrage  des  Volksvereins  für  das  katholische  Deutschland 
verfafst.    Berlin,  Verlag  der  Germania,  1893.   8.   4—269  u.  VU  SS.   M.  1.—. 

Paule  t,  G.,  Les  bourses  du  travail.  Paris,  impr.  Davy,  1893.  16.  8  pag.  (Eztrait 
da  „Progres  eeonomique".) 

8  c  o  1 1 ,  (Thompson)  J.,  The  conditions  of  female  labour  in  Ontario.  Toronto, 
1892.   8.    31  pp.   (Studies  in  political  scienee.    Pubücation  of  tbe  Toronto  Univeraity.) 

Tasche  vuote  e  modo  di  riempirle:  studio  popolare  sulla  questione  sociale  di  G.  L. 
2«!»  edizione.   Offida,  tip.  Anselm!,  1893.   24.    78  pp.   I.  0,60. 

10.  Gesetzgebung 

Bolze,  A.  (ReichsgerR,),  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Clvilsachen.  Band  XV. 
Leipzig,  Brockhaus,  1893.   gr.  8.   XI — 455  88.   M.  6.—. 

v.  Brocken,  H.  (Referendar),  Beiträge  zur  Lehre  vom  Schuldanerkennungsvertrag. 
Göttingen,  Druck  von  W.  F.  Kästner,  1892.   8.   32  88.  (Dissertation.) 

Dietrich,  H.  (Referendar),  Die  rechtliche  Stallung  der  Gläubiger  eines  überschul- 
deten Nachlasses  zu  einer  von  dem  Erblasser  abgeschlossenen  Kapitalversicherung  des 
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eigenen  Lebens  auf  den  Todesfall.  Leipsig,  Druck  von  Max  Hoffmann,  1893.  8.  62  SS. 
(Dissertation.) 

O  linther ,  F.  (Kammerger.-Refer.),  Das  Automatenrecht.  Güttingen  ,  Druck  von 
W.  F.  Kistner,  1892.   8.   43  SS.  (Dissertation.) 

K  ras  sei,  F.  W.,  Privatrecht  und  Prostitution.  Eine  sozial-juristische  Studie.  Wien, 
Breitenstein,  1893.   gr.  8.   43  88.   M.  0,75. 

Lichtenstein,  A.  (Referendar),  Die  Auslobung.  Dansig,  Druck  von  Kafemanr.. 
1893.    fr.  8.   38  SS.   (Göttinger  Dissertation.) 

IIa  raun,  W.  (Bürgermstr.  a.  D.),  Das  Kommunalabgabengesetz  vom  U.Juli  1893 
nebst  den  auf  dasselbe  bezuglichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  wegen  Aufhebung  direkter 
Staatssteuern.   Berlin,  Liebel,  1893.  gr.  8. 

P  e  i  s  e  r ,  H.  (Landrichter),  Die  Geschäftsführung  der  Zwangsverwalter  und  die  gericht- 
liche Zwangsverwaltung  auf  Grund  der  allgemeinen  Verfügung  vom  7.  Hirt  1892  und 
des  Gesetses  v  13.  Juli  1883.  Berlin ,  8iemeuroth  &  Worms.  1893.  8.  VIII— 226  SS.  M.  4.— . 

Pommer,  G.  (Referendar),  Die  Pflichten  und  Rächte  der  Mitglieder  einer  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung  nach  dem  Gesetze  vom  20.  IV.  1892.  Göttingen,  Druck 
von  W.  F   Kastner,  1893.   8    48  SS.  (Dissertation.) 

Sei  igst  ein,  J.,  Die  Haftung  des  Uebernehmers  eines  Handelsgeschlifts  für  die  vor 
der  Uebernahme  entstandenen  Handelsschulden.  Berlin,  Druck  von  Sittenfeld,  1892.  8. 
64  SS.   (Guttinger  Dissertation.) 


Legris,  A.,  Du  secret  des  lettres  missives  de  leur  proprio,  de  leur  production 
en  justice.   2«  edition    Paris,  Delamotte,  1894.   8.    fr.  6.—. 

Naquet,  E.  (procureur  gener»!  pres  la  Cour  d'appel  d'Aiz),  Traite"  des  droits  de 
timbre.   Paris,  Delamotte,  1893.   8.   fr.  10.—. 

de  Villoutrejs  de  Brignao,  G.,  Du  S6nat  dans  les  municipes,  en  droit  romain ; 
des  attributions  du  conseil  general  et  de  la  commission  dipartementale,  en  droit  francais 
(these).   Angers,  impr.  Lachese  &  0 ,  1893.   8.   VIII-  317  pag. 

Foote,  A.  Ripley  and  C.  E.  Everett,  Economic  legislation  of  all  the  states  : 
the  law  of  incorporated  companies  operating  under  munidpal  franchises,  such  as  illu- 
minating  gas  companies,  fuel  gas  companies,  electric  central-station  companies,  telephone 
companies,  street-rallway  companies,  water  companies,  etc. ;  preceded  by  a  suggestive  dis- 
cussion  of  the  economic  principles  involved  In  the  Operation,  control  and  serriee  of  such 
companies.   8  vols.   Cincinnati,  R.  Clarke  &  C*,  1893.   8.   3000  pp. ,  cloth.   $  15.—. 

Murfree,  W.  L.,  jr.,  Law  of  foreign  corporations :  a  discussion  of  the  principles 
of  private  international  law  and  of  local  statutory  regulations  applicable  to  transactions 
of  foreign  companies.  St.  Louis,  Central  Law  Journal  C°,  1893.   8.  46  and  376  pp  $  4. — . 

Franchini  Placidus,  De  causa  proprietatis  et  possessionis  secundum  jus  cano- 
nicum: thesis  laureae.   ürbini,  apud  Sabinum  Roocbetti,  1898.  4.   21  pp. 

11.    Staats-  und  Verwaltungsweg. 

Angermünde.  Bericht  über  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten 
der  Stadt  Angennünde  für  das  Jahr  1892,  besw.  für  das  Rechnungsjahr  vom  1.  IV. 
1891/92.   Angermünde,  Druck  von  Flügge,  1898.   8.   26  SS. 

Bahlmann,  P.  (Kustos  an  der  kgl.  Paulinischen  Bibliothek),  Der  Regierungsbezirk 
Münster,  seine  Zusammensetzung,  Einteilung  und  Bevölkerung.  Münster,  AachendorlTsche 
Buchhandlung,  1893.  8.   120  SS.   M.  3.—. 

Bismarck.  Die  politischen  Reden  des  Fürsten  Bismarck.  Historisch-kritische 
Gesamtausgabe  besorgt  von  Horst  Kohl.  Band  VII:  1877—1879.  Stuttgart,  Cotta,  1893. 
gr.  8.   XXIV— 448  SS.   M.  8.—. 

Fürstenwerth,  L.  (aus  Merseburg),  Die  Verfassungsänderungen  in  den  ober- 
deutschen Reichsstädten  zur  Zeit  Karls  V.  Göttingen,  Druck  von  W.  F.  Kastner,  1893. 
8.   XTV— 106  88.  (Dissertation.) 

Gutsch,  G.  (0.-  u.  GRegR.  a.  D  i.  Die  bürokratische  Verfassung  im  Spiegel- 
bilde der  Provinsialsteuerdirektionen  in  Preufsen.  München,  Th.  Ackermann,  1894.  gr.  8 
IV— 126  88.  M.  1,80. 

Handbach  für  Eis  als- Lothringen,  1892.  Nach  dem  8tande  vom  1.  IV.  1892. 
Strafsburg,  Fr.  Ball,  1893.  8.  XXXVIII— 453  88.  (8.  281  ff.:  Uebersicht  über  die 
Hauptergebnisse  der  Volkszählung  vom  1.  XU.  1890  in  Elsafs-Lothringen.) 

Hannover.  Haushaltsplan  der  kgl.  Haupt-  und  Residenzstadt  Hannover  für  das 
Rechnungsjahr  vom  1.  IV.  1893  bis  Ende  Marz,  1894.  Hannover,  Druck  von  F.  Cule- 
mann,  1893.    4.    24  SS. 

Iserlohns  Gemeindeangelegenheiten.  Bericht  über  deren  Verwaltung  und  Stand 
für  das  Jahr  1891/92.    Iserlohn,  Bachdruckerei  von  Fr.  Dofsmann,  1898.    4.    64  88. 
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t.  Kamptz,  B.  (Verwger.-Dir.),  Die  Landgemeindeordnung  für  die  Provinz  West- 
falen, vom  19.  III.  1856,  in  ihrer  beutigen  Gestalt.  Textausgabe  mit  Anmerkungen. 
Psderborn,  Schöningh,  1893.    8.    82  88.    M  1.—. 

Meyer,  Q.  (o.  Prof.,  Heidelberg),  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes.  Im 
Anschlufs  an  das  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechtes  von  demselben  Verfasser  be- 
arbeitet. 8.  erheblich  umgearbeitete  und  vennehrte  Aufl  Teil  I:  Allgemeine  Lehren. 
Innere   Verwaltung.  Leipzig,  Duncker  &  Bumblot,  189S.gr.  8.  XIV— 669  88.  M.  14.  — . 

Hommsen,  Tb.,  Abrifs  des  römischen  Staatsrechts.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot, 
1898.  Roy  -8.  XV— 863  SS.  H.  8,40.  (A.  u.  d.  T. :  Blndlng,  Handbuch  der  deutschen 
Rechtswissenschaft,  I.  Abteilung,  Teil  8.) 

Mühlhausen  i.  Thür.  Verwaltungsbericht  des  Magistrats  für  die  Zeit  vom  1 
IV.  1880  bis  31.  Marz  1898.  Müh  Ihausen  i.  Tb.,  Druck  von  Q.  Danner,  1898.  Roy  .-8 
IV— 114  SS.  (Inhalt:  Stadtgebiet.  Städtische  Bohörden  und  Vertretungen.  Bevölkerung 
Finanz-  und  Kassenverwaltung.  Handel  und  Gewerbe.  Verkehrswesen.  Armenwesen 
Religions-  und  Kirchenwesen.    Unterrichte-  und  Schulwesen.  —  etc.) 

M.-Gladbach.  Haushaltsetat  für  das  Rechnungsjahr  1893/94.  M  -Gladbach," 
Druck  von  W.  Hütter,  1893.    4.    64  SS. 

Rittner,  K.  H.  (Strafanst.-Dir.  a.  D.),  Erinnerungen  eines  höheren  Reichsbeamten 
aus  Elsafs-Lotbringen  1871/73.  Saarbrücken,  Klingebeil,  1898.  gr.-8.  VI— 143  88.  M.  8,60. 

Schweizer,  P.  (Prof.),  Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität.  Teil  II. 
Frauenfeld,  J.  Huber,  1898.    gr.  8.    S.  281—628  mit  1  Karte.    M.  4.—. 

Trier.  Bericht  Uber  Verwaltung  und  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten  der  Stadt 
Trier  für  das  Rechnungsjahr  1892/93  nebst  Haushaltsetat  pro  1893/94.  Trier,  Lintx'sche 
Buchdruckerei,  1898.    4.    67  SS. 

v.  Wickede,  F.  (Landvogt  z.  D.),  Handbuch  der  Polizeiverwaltung  für  den  Regbex. 
Wiesbaden.  Auf  Grund  amtlichen  Materials  zusammengestellt  Wiesbaden,  Brems,  1893. 
gr.  8.    XVIII— 566  SS.  mit  1  Bildnis,  geb.    M.  6.—. 

Wigand,  F.,  Das  Fehmgericht  Westfalens,  nach  den  Quellen  dargestellt  und  durch 
Urkunden  erläutert.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  2.  Aufl. 
Halle,  H.  W.  Schmidt,  1893.    gr.  8.    VIII— 445  88.    M.  6.—. 


Bellanger,  P.  (avocat  ä  la  cour  d'appel  d'Angers),  Krudes  d'organisation  politi- 
que  et  administrative.  Angers,  Lachese  &  (>■ ,  1893.    16.  185  pag. 

Le  s  eur,  P.  (prof.  k  la  faculte1  de  droit  de  Lyon),  Introduction  k  un  cours  de  droit 
international  public.    Paris,  Pedone-Lauriel,  1893.    8.    158  pag. 

de  Mondoucet.  Lettres  et  negociations  de  Claude  de  Mondoucet,  resident  de 
France  aaz  BaysBas  (1671—1674).  Publikes  d'apres  le  manuserit  de  la  bibliotheque  de 
Reims  par  L.  Didier.    Tome  8.    Reims,  Michaud,  1893.    8.    XVII— 369  pag. 

Ohe  rho  lt  ze  r  ,  Ellis  Paxson,  The  referendum  in  America:  a  discussion  of 
law-making  by  populär  vote.  Philadelphia,  published  by  the  University  of  Pennsylvania, 
1893.  8.  830  pp.  |  1,50.  (Publications  of  the  University,  vol.  IV,  wbole  number,  18. 
Content«  :  Constitution  and  their  amendments.  —  The  Submission  of  State  and  local  law* 

—  The  people  and  their  dty  charters.  —  Is  law  making  by  populär  vote  constitutione!. 

—  The  referendum  in  the  various  States.  — ) 

Catania.  Relazione  de  IIa  deputazlone  provinciale  sulla  propria  gestione  inorale  e 
progetto  dl  bilando  pel  1894.  Catania,  Up.  C.  Galatola,  1893.  4.  390  pp.  (Consiglio 
provinciale:  sessione  ordinaria  del  1893.) 

12.  Statistik. 

Deutsches  Reich. 

Bericht  des  Medizinalinspektorats  über  die  medizinische  Statistik  des  Hamburgi- 
schen Staates  für  das  Jahr  1898.  (Berichterstatter  Dr.  med.  Reincke.)  Hamburg,  Druck 
von  J.  C.  H.  Rüter,  1893.  4.  Mit  zahlreichen  statistischen  Tabellen  und  graphischen  Tafeln. 

Ergebnis,  das,  der  Viehzählung  vom  1.  Dezember  1892  im  Grofsherxogtum 
Sachsen,  Herzogtum  Sachsen-Altenburg  und  in  den  Fürstentümern  Schwarsburg-Sonders- 
hausen,  Scbwarzburg-Rudolstadt,  Reufs  Aelterer  und  Reufs  Jüngerer  Linie.  Weimar, 
Druck  von  R.  Wagner,  1893.    gr.  8.  XL — 83  88. 

Influensaepidemie,  die,  vom  Winter  und  Frühjahr  1891/92  im  Grofsherzogt 
Hessen.  Darmstadt  1893.  Roy.-8.  68  SS.  (Nach  den  Berichterstaltangen  der  grofsb. 
K  reisgesundheitsämter.) 

Magdeburger  Armenstatistik   für  die  Zeit  vom  1.  IV.  1891  bis  81.  III  1892 
Magdeburg  1892.    gr.  4.    22  SS.    (Sonderabdruck  aus  dem  „Bericht  Über  die  Verwaltung 
der  Gemeindeangelegenheiten  der  Stadt  Magdeburg  für  das  Etatsjahr  1891/92.) 
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Mitteilungen,  statistische,  betreffend  Bremens  Handel  und  Schiffahrt  im  Jahre 
1893.    Bremen,  Drack  von  Hauschild,  1893.    8.    66  88. 

Machrichten,  statistische,  von  den  Eisenbahnen  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen für  das  Bechnungsjahr  1890.  Herausgegeben  von  der  gasch&ftsfuhranden 
Verwaltung  des  Vereine.  X LI.  Jahrgang.  Barlin,  gadruckt  iu  der  Nauckschan  Buchdr  , 
1898.    Imp.-folio.    218  88. 

Prankreich. 

Denombrement  des  Strängen  en  France.  Resultats  statistiquea  du  denombre 
ment  de  1891.  Paris,  imprimerie  nationale,  1893.  gr.  ln-8.  XCIV— 265  pag.  ave«  4 
cartes  graphiques  et  21  figures  grapbiques  daus  le  texte.  (Publication  du  Ministere  du 
commerce  et  de  Industrie,  Office  du  travall.  Table  des  matieres :  Nombre  des  etrangers 
en  Franc«  d'aprta  les  recensements  de  la  population  (1851—1891).  —  Claasement  des 
etrangers  d'aprea  le  aexe,  l'etat  civil  et  1'äge.  —  Classement  des  Strängen  par  profession 
et  par  condition.  Resultats  generaux.  —  R*partition  des  etrangers  suivant  leur  coadition. 
—  Reparation  das  Etrangers  dans  les  divers  groupes  profeasionnels.  —  Monographie* 
sommaires  des  principales  colonies  etrangeres  en  France.  —  Recensement  des  etrangers 
par  la  prefectur«  de  police.  —  Etudiants  etrangers  en  France.  —  etc. 

8tatistique  des  chemins  de  ferfranc>ais  au  81  decembre  1891.    Documenta  divers, 

partie.  France :  Interet  general.  Paris,  impr.  nationale,  1893.  in-4.  VII— 234  pag.  fr.  5.—. 

8tatistique  de  la  navigatlon  interieur«.  Anne«  1892.  2  volumes.  Parts,  impri- 
merie nationale,  1893.  4.  631  et  290  pag.  avec  2  cartes.  gr.  in-folio.  fr.  8. — . 
(Publication  du  Ministere  des  travaux  publics.  Directlon  des  routes,  de  la  navigation  et 
des  min  es,  Division  de  la  navigation.  Sommaire:  Nomenclature  et  conditions  de  naviga- 
bilite  des  fleuves,  riviisres  et  canaux.  —  Releve  general  du  tonnage  des  marchandises.  —  > 

England. 

Statistical  abstract  for  the  United  Kingdom  in  each  of  the  last  fifteen  yaars  from 
1878  to  1892.  XIVth  number.  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893.  gr. 
ln-8.  241  pp.  (Parliam.  paper  by  command.  Poblished  by  the  Commercial  Department, 
Board  of  trade,  July  1893.) 

Ru  fsl  and. 

Tobten,  A.,  Ergebnisse  der  Rigaer  Handelsstatistik  aus  den  Jahren  1866 — 1891 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Pentade  1886 — 1890.  Riga,  L.  Hoerschelmanns  Ver- 
lag, 1898.  Imp.-folio.  XIV— 86  und  161  88.  (Herausgegeben  im  Auftrage  der  handels- 
statistischen Sektion  des  Rigaer  Börsenkomiteee.) 

Italien.  , 

Annuario  staüsüco  italiano  1892.  Roma,  tlp.  O.  Bertero,  1898.  8.  X—  963  pp. 
1.  5. — .  (Contiene:  Superficie  e  popolazione.  —  Iglene  e  sanita.  —  Iatruzione.  —  El«- 
«ioni  politiche  ed  amministrative.  —  Beneficensa  ed  assistensa  pubbllca.  —  Oiustixia 
civil«  •  pcnale.  —  Carc«ri.  —  Agricoltura.  —  Bonificasioni  di  tsrreni  compiute  od  in 
corso  di  esecusione  a  cura  diretta  o  indiretu  dello  Statu  —  Industrie.  Privativ««  in- 
dustriali.  Mercedi  degli  operai  addetti  ad  alcune  Industrie.  —  Scioperi.  —  Preazi  di 
alcuni  generi  alimentär!  sui  mercati  principali.  —  Valori  di  alcune  merci,  stabiliti  per 
1«  statistiche  doganali.  —  Commercio  coli'  estero.  —  Navigation«  marittima.  —  Marina 
mercantlle.  —  Viabilita  —  Post«,  telegrafi  «  telefoni.  —  Moo«U,  credito  «  istltuti  di 
previdenaa.  —  Debito  ipotecario  iscritto  sulla  proprietk  fondiaria.  —  Finanz«  comunali  • 
provlneiali.  Finanz«  dello  Statu.  —  Es«rcito.  Marina  militare.  —  Possessi  «  protettorati 
in  Africa.  — ) 

Statistica  d«lla  biblioteche.  Part«  I.  Biblioteche  dello  Stato,  delle  provincie, 
d«i  comuni  ed  altri  enti  morali  aggiuntevi  alcun«  biblioteche  private  accessibili  agli 
studiosi,  fra  I«  piü  importantl  per  numero  di  volumi  o  per  rarith  di  collezioni.  Vol.  I: 
Piemont«,  Liguria,  Lombardia,  Veneto  «d  Emilie.  Roma,  tipogr.  nazionale,  1893.  4-min. 
XLV1U— 208  pp.    1.  2,60.    (Pubblicasione  della  Direzione  generale  deUa  statistica.) 

Statistica  delle  elesioni  generali  politich«  6  «  18  Novambr«  1892.  Roma,  tipogr. 
di  O.  Bertero,  1892.  4.  XXII— 140  pp.  1.  1,50.  (Pubblicasione  della  Direzione  generale 
della  statistica.) 

Statistica  giudlslaria  civil«  •  commercial«  per  l'anno  1891.  Roma,  tipogr.  di 
Bertero,  1893.  Roy.  in-8.  18— CXXIII,  169  pp.  1.2,60.  (Pubblicasione  della  Direaion« 
generale  della  statistica.) 

Statistica  giudisiaria  pönale  per  l'anno  1891.  Roma,  tipogr.  di  G.  Bertero,  1893. 
Roy.  in-8.  24-CCXI,  341  pp.  1.  3,50.  (Pubblicasione  della  Direzione  generale  della 
statistica.) 
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Belgien. 

Statistiqu«  medicale  de  l'armee  beige,  annee  1891.    firuzelles,  impr.  J.  Gocmaere, 
1892.    Roy.  ln-8.    XX— 49  pag.  av.  Üble  grapblque. 

Schweden. 

Bidrag  tili  Sveriges  officiela  Statistik.  J.  Telegrafväsendet,  ny  följd  32.  Berättelse 
für  är  1892.  XXI— 48  pp.  mit  6  graph.  Darstellungen  und  2  Karten.  —  K.  Helso-  och 
»jukvarden,  I.  Ny  löljd  81.  Berättelse  för  är  1891.  70-LXXVU  pp.  (Allgemeine 
Medizinalstatistik  für  1891.)  Helso-  och  »jukvarden,  II.  Berättelse  för  «r  1891.  26  pp. 
(Krankenhaus-  und  Irrenanstaltsstatistik  für  1891.)  —  L.  Statens  jernvägstrafik  30b.  AU- 
män  svensk  jeravägsslatislik  lor  ,\r  1891.  82  u.  31  pp.  mit  Karte.  (Allgemeine  schwedische 
Eisenbahnslatislik  für  1891.)  L.  Statens  jernvägstrafik  31*:  Kongl.  jernvägs-styrelsens 
berättelse  för  ir  1892.  37  u.  109  pp.  mit  Kart«.  (Schwedische  StaatsbahnsUtistik  für 
1892  )  —  M.  Fostverkct,  29.  Generalpoststyrelsens  berättelse  för  1892.    XXVIII— 68  pp. 

—  N  Jordbruk  och  boskapssköUel,  XXVII.  berättelse  för  ar  1891.  (Anbau-,  Ernte-  und 
Viehstandsstatistik  für  1891.)  27  (nach  den  einzelnen  laus  gesonderte  Teile).  —  O.  Landt- 
mäteriet,  XXV.  berättelse  för  Sr  1892.  (Landvermessungswesen  ihr  1892.)  18  pp.  — 
P.  Untervisuingsväsendet.  Berättelse  om  statens  allmänna  läroverk  för  gosaar,  läsearet 
1889/90.    IV— 71  u.  164  pp.    (Mittlerer  und  Hochschulunterricht,  Studienjahr  1889/90.) 

—  T.  Lots-  och  lyrinrättuingen  samt  lifräddningsanstalterna  »  rikets  kuster,  XX.  be- 
rättelse för  Sr  1892.  XV— 34  pp.  mit  2  Plänen  und  2  Karten.  (Lotsen-,  Leuchtfeuer- 
und  Kettungsstalionsstatistik  an  den  schwedischen  Küsten  für  1892.)  —  U.  Kommunernaa 
fattigvSrd  och  finanser,  XVIII.  berättelse  för  Sr  1891.  XXIII— 110  pp.  (Oeffentliche 
Armenpflege-  und  Gemeindefiuanzstatistik  für  1891.)  —  V.  Bränvius  tillverkniug  och 
försäljoiog  samt  hvitbetssockertillverkningen,  XI.  berättelse  för  tiUverkniugs*ren  1890/91 
och  1891/92.  XXI— 22  pp.  (Branntwein-  und  Rübenzuckerfabrikation,  1890/91  u.  1891/92.) 

Bidrag  tili  Sveriges  olticiela  sUUsiik.  N.  Jordbruk  och  boskapsskötsel.  Arsväxt- 
berättelser  för  2r  1892.  Stockholm  1892  Roy.  in-4.  16  pp.  (Provisorische  Ernteergeb- 
nisse für  1892.) 

Bulgar  ien. 

CitIXCTKK  &  3a  TLpruBH.lxa  HA  EurapCKOIO  KHJUKeCTBO  C"h  -iyi-Kjyxt  ^tp>KaBH 
upt.st,  1892  roAHlia.  (Auswärtige  Uandelsttatistik  des  Fürstentums  Bulgarien  ftlr  das 
Jahr  1892.  Veröffentlichung  des  bulgarischen  statistischen  Bureaus.)  Sofia,  Buchdruckerei 
Voulkoff,  1893.    4.    V—  315  pp. 

Amerika  (Brasilien). 

Nun  e»,  J.  P.  Favilla,  Recenseamento  do  Estado  do  Rio  de  Janeiro,  feito  em  30  de 
Agosto  de  1892,  por  ordern  do  J.  Tb.  da  Porciuncula  (Presidente  do  Estado.)  Rio  de  Janeiro, 
companhia  typogr.  do  Brasil,  1893.  Roy.  in-8.  287  pp  c  carta  do  Estado  do  Rio  de  Janeiro 
(contendo  48  municipios  e  195  districtos).    [Indice:  Conside-  roc^es  geraes  sobre  o  censo. 

—  Divisäo  administrativa.    Reaultado  do  recenseamento.  —  PoqulacSo  eacoloar.  — ] 

—  Mexiko. 

Estadistica  general  de  la  Republica  Mezicana  a  cargo  del  Antonio  Penafiel. 
Periödico  oficial:  Boletin  de  estadistica,  Ano  VI,  N°  6:  Censo  de  habitant«»  de  la  mu- 
nicipalidad  de  Mexico,  1890.  Mexico,  Oficina  tlp.  de  la  Secretaria  de  fomento,  1892. 
Roy.  in-8.    CVIII— 906  pp.    (Publicaci6n  del  Ministerio  de  fomento.) 

Asien  (Britisch-Iudien). 

Prices  and  wages  in  India.  Compiled  in  tfae  Statistical  brauch  of  the  Finance  and 
Commerce  Department  of  the  Government  oflndia.    Calcutta  1892.  4. 

Table«,  Statistical,  for  British  India.  XVHU»  issue.  Compiled  in  the  Statistical 
braneh  of  the  Financ«  and  Commerce  Department.  Calcutta  1898.  4.  (Contents: 
Censns.  —  Emigration.  —  Nativ«  passenger  ahipa.  Railways.  —  Forets  —  Cotton 
mills.  —  Jute  mills.  —  Woollen  mills.  —  Paper  mills  —  Breweries  —  Coliieries.  — 
Largo  Industrie»  not  separately  treated.  —  Joint  stock  companies.  —  Salt  production  and 
revann«.  —  Customs  revenue.  —  Foreign  trade.  —  Sbipping  wrecks.  — ) 

—  (Straits  SettlemenU). 

M  ere  wethe  r  (Esq.,  8up«rint«ndeut  of  the  Census),  Report  of  the  Census  of  the 
Straits  Settlements  taken  on  the  5U>  april  1891.    Singapore  1892.  4. 

18.  Verschiedenes. 

Abhandlungen  der  Naturhistoriscben  Oesellschaft  xu  Nürnberg.  Band  IX. 
Nürnberg,  Sebald,  1892.  8.  «inschl.  Beilage  VI— 94  u.  185  u.  67  SS.  mit  16  Tafeln. 
(JubUäumsschrift  zur  Feier  des  90jährigen  Bestehens  der  Gesellschaft.) 


Digitized  by  Google 


794    Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschland«  und  des  Auslande«. 


Bahr,  Hermann,  Der  Antisemitismus.  Ein  internationales  Interview.  Berlin, 
S.  Fischer,  1893.  8.  VI— 216  SS,  M.  2— .Zuerst  in  der  Wiener  „Deutschen  Zeitung41 
erschienen.  (Inhalt:  August  Bebel.  —  Theodor  Mommsen. —  Gustav  Schmoller.  —  Pastor 
Schmeidler.  —  Maximil.  Harden.  —  v.  Egidi.  —  Ernst  Hackel.  —  Adolf  Wagner.  — 
Prinz  Heinrich  su  Schoeneich-Carolath.  —  J.  H.  Mackar.  —  Jul.  Simon.  —  A.  Leroy- 
Beaulieu.  —  A.  Daudet.  —  Francis  Magnard  —  Severine.  —  Cluseret.  —  A.  Sawa.  — 
Man.  R.  Zorilla.  —  H.  Rochefort.  —  Ch.  W.  Düke.  —  J.  A.  Balfour.  —  H.  Labouchere 
—  Annie  Besant.  —  Tim.  Healy.  —  E.  Picard  —  etc.) 

Bothe,  A.,  Die  familiale  Verpflegung  Geisteskranker  (System  der  Irrenkolonie 
Gheal)  der  Irrenanstalt  der  Sadt  Berlin  su  Dalldorf  in  den  Jahren  1885  bis  1893.  Ber- 
lin, Springer,  1893.   gr.  8.   VIII— 154  88.   H.  4.—. 

G  r  u  p  p ,  G.  (f.  Oettingen- Wallersteinscber  Bibliothekar),  Kulturgeschichte  des  Mittel- 
alters. Band  I.  Stuttgart,  J.  Roth'sche  Verlagshdl.,  1894.  gr.  8  VIII— 356  SS.  mit 
28  Abbildungen.  M.  6,20.  (Aus  dem  Inhalte:  Wirtschaftsbewegung:  Gutsablösungen. 
Maierwesen.   Urproduktion.   Handwerk.   Handel.  — ) 

Haacke,  W.,  Gestaltung  und  Vererbung.  Eine  Entwickelungsmechanik  der  Orga- 
nismen. Leipzig,  T.  O.  Weigel  Nachfolger,  1893.  gr.  8.  IV— 337  SS.  mit  26  Abbil- 
dungen im  Teit.   M.  8. — . 

Jahrbuch,  geographisches,  begründet  1866  durch  E.  Behm.  Band  XVI,  1893. 
Unter  Mitwirkung  genannter  Autoren  hrsg.  von  Hermann  Wagner.  Gotha,  J.  Perthes, 
1893.  gr.  8.  VIII— 49»  SS.  M.  12.-.  (Aus  dem  lohalte:  Die  Fortschritte  der  Geophysik, 
von  II.  Hergesell  und  E.  Rudolph.  —  Die  Fortschritte  der  Ozeanographie  (1891  u.  1892), 
von  (Prof.)  O.  Krümmel.  —  Geographische  Erforschungen  in  außereuropäischen  Gebieten, 
von  (Prof.)  F.  Hahn,  G.  Wegener,  (ProfT.)  W.  Sievers  und  B.  Weigand.  —  Uebex  die 
Fortschritte  in  der  geographischen  Namenkunde,  von  J.  J.  Egli  (Zürich).  —  etc.) 

Jahresberichte  über  das  höhere  Schulwesen,  herausgegeben  von  C.  Rethwisch. 
Jahrgang  VII:  1892.   Berlin,  Gaertner,  1893.   gr.  8.  VII— 632  83.   M.  12.—. 

Leist,  Fr.,  Urkundenlehre.  Katechismus  der  Diplomatik,  Paliographie,  Chrono- 
logie und  SphragUtik.  2.  Aufl.  Leipaig,  J.  J.  Weber,  1893.  8.  XH-372  SS.  mit 
6  Tafeln  Abbildungen,  geb.    M.  4  —. 

Paets,  A.  (Direktor  der  Provinxialirrenanstalt  „Rittergut  Alt-Scherbiti") ,  Die 
Kolonisierung  der  Geisteskranken  in  Verbindung  mit  dem  Ofentürsystem,  ihre  historische 
Entwickelang  und  die  Art  ihrer  Ausführung  auf  Rittergut  Alt-Scherbits.  Berlin,  J.  Springer, 
1893.  gr.8.  X— 242  88.  mit  27  Textabbildungen,  6  Lichtdrucktafeln  und  1  Lageplan.'M.  6.— 

Peter  son,  J.  O.,  Unsere  Nahrungsmittel  In  ihrer  volkswirtschaftlichen  und  ge- 
sundheitlichen Bedeutung.  Stuttgart,  A.  Zimmers  Verlag,  1894.  8.  VIII— 335  88.  mit 
3  Tabellen.    M.  4.—. 

Ssehss,  F.  (Schuldirektor,  Lelpsig),  Ueber  Arbeiterbildung.  Ein  Beitrag  sur  Lö- 
sung dieser  pidagogischen  Frage  Leipzig,  O.  Klemms  Sortim.,  1893.  8  50  S3.  M.  0,50. 

Schräder,  W.  (GORegR.  u.  Universitltskurator) ,  Geschichte  der  Friedrichsani- 
versitlt  su  Halle.  2  Bände  Berlin,  F.  Dümmler,  1894.  gr.  8.  VIII— 640  u.  V— 583  SS. 
M.  31  — . 

8  ehr  ei  b  er,  P.  (Prof.),  Klimatographie  des  Königreichs  Sachsen.  1.  Mitteilung. 
Stuttgart,  Engelhorn,  1893.  gr.  8.  97  88.  mit  2  Karten.  M.  4. —  (A.  u.  d.  T. : 
Forschungen  zur  deutschen  Landes-  und  Volkskunde,  hrsg  von  (Prof.)  A.  Kirchhoff. 
Band  VIII,  Heft  l.) 

Schroeder,  E.  A  .  Das  Recht  in  der  geschlechtlichen  Ordnung  kritisch  syste- 
matisch und  kodifiziert.  Sozialwissenschaftliche  Rechtsuntersuchungen.  Berlin,  E.  Felber, 
1893.  gr.  8.  X— 890  88.  M.  12.—.  (Inhalt:  Grundlagen:  Das  Recht.  Die  geschlecht- 
liche Ordnung.  Das  Recht  in  der  geschlechtlichen  Ordnung.  —  Kritik:  Die  Ehe.  Die 
freie  Liebe.  Die  Prostitution.  —  System:  Stellung  und  Teile  des  Rechtes  In  der  ge- 
schlechtlichen Ordnung.  —  Codex.  — ) 


Annuaire  de  l'enseignement  commercial  et  industriel,  public  sous  la  direction  de 
G.  Paulet  (chef  de  bureau  de  l'enseignement  commercial  au  Miniatere  du  commerce). 
Paris,  Berger-Levrault,  1893.   16.   X— 725  pag.   tolle,   fr.  3.—. 

Calmettes,  F.,  Memoire*  du  genlral  (baron)  Thiebault,  publies  sous  tes  auspiees 
de  sa  Alle  M"«  Ciaire  Thiebault  d'apres  le  manusrit  original.  I.:  1769—1796.  Paria,  Plön, 
1898.  gr.  in -8.   X  —  546  pag.  avec  2  portraits  en  heliogravure.  fr.  7,60. 

Lehautcourt,  P.,  Campagne  de  la  Loire  en  1870 — 1871.  Coulmiers  et  Orleans. 
Paris,  Berger-Levrault  &  i> ,  1893.   gr.  in-8.  474  pag.  avec  6  cartes.  fr.  7,60. 

Martianoff,  P.,  La  societe  russe  contemporaine.  Croquls  et  esquisses  des  hommes 
celöbres  de  la  Russle.   Paris,  Nilsson,  1893.   12.   fr.  3,50. 
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Benjamin  Franklin  and  the  University  of  Pennsylvania,  edited  by  Fr.  Newton 
Thorpe.  Washington,  Government  Printing  Office,  1893.  8.  451  pp.  illustrated.  (Bureau 
of  Education,  Circular  of  information,  N°  2,  1892.) 

Currier,  C.  Gilman,  Outlines  of  practical  bygiene  adapted  to  American  con- 
ditions.   New  York,  Treat,  1893.   8.    VI-469  pp.,  cloth.  J  2,75. 

Disease,  the,  of  inebriety  from  alcobol,  opium  and  otber  oarcotic  drngs,  its  etio- 
logy,  pathology,  treatment  and  medico-legal  relations.  Bristol,  J.  Wright  &  C°,  1893. 
8.  XIV— 394  pp.,  cloth.  6/ — .  (Arranged  and  compiled  by  the  American  Association 
for  the  study  and  eure  of  inebriety.) 

Stearns,  J.  W,  Columbian  history  of  education  in  Wisconsin,  by  various  authors  ; 
embracing  universities,  Colleges,  academies,  private  schools,  institutions  for  the  preparation 
of  teachers,  city  and  county  school  Systems,  Lutheran  and  Catholic  education  in  Wis- 
consin, Milwaukee  College  for  women,  etc.  Milwaukee,  C.  N.  Caspar,  1893.  8.  720  pp., 
cloth.   $  2 — . 

Chiala,  L.,  Dal  1858  al  1892:  pagine  di  atoria  contemporanea.  Fase.  3:  La 
triplice  allianaa.  Torino,  L.  Ronx  &  C,  1893.  24.  377  pp.  1.  4. — .  (Contiene:  Movi- 
mento  dell'  opinione  pubblica  in  Italia  verso  l'alleanza  austro-gertnanica.  —  11  viaggio 
reale  a  Vienna.  —  L'IUlia  di  contro  alla  Gennania.  —  Adesione  dell'  Italia  all'  alleanxa 
austro-germanica.) 

Cor  bei  Ii,  A.  (ingegnere),  Per  una  asaociazione  nazionale  cooperativa  fra  gl'inseg- 
nanti:  studi  e  proposte,  con  prefazioue  del  (prof.)  G.  A.  Marcati.  Milano,  casa  edit  del 
„Rirveglio  educativo",  1894.    16.   62  pp. 

Lambroso,  C.  e  G.  Ferrero,  La  donna  delinquente,  la  prostituta  e  la  donna 
normale.  Torino,  L.  Roux  &  C°  edit.,  1893.  8.  XI— 640  pp.  figg.  e  con  8  tavole. 
1.  16. — .  (Contiene:  La  donna  normale.  —  Criminologia  femminile.  —  Anatomia  pato- 
logica  e  antropometria  della  donna  crimlnale  e  della  prostltuU.  —  Biologia  e  psicologia 
delle  criminali  e  delle  prostitute.  — ) 
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A.  Frankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  legialation  comparee.  XVU'tae  annee  (1893)  8ep- 
tembre.  A.  France :  De*cret  concernant  l'exercice  des  raffineries  de  sucre.  -  La  navi- 
gation  franco-algärienne.  —  Lea  contributiona  directes  et  les  tax  es  assimilees,  Situation 
au  1«  septembre  1893.  —  Les  revenus  de  l'Etat,  les  buit  premiera  mois  de  1893.  — 
Le  commerce  exterieur,  mois  d'Aout  de  1893.  —  Les  succeasiona  et  les  donations,  1868 
k  1892.  —  Produits  des  contributiona  indirectes  percus  et  constatca  pendant  le  premier 
semestre  des  annee»  1893  et  1892.  —  L'impöt  du  timbre  en  Alglrie  avec  diagramme.  — 
Lea  postea  et  les  tdlegraphes  en  1890  et  1891  (suite  et  fin).  —  Les  prets  sur  valeura 
mobilieres  au  mont-de-pi&£  de  Paris.  —  B.  Pays  etrangers:  Angleterre:  Le  projet 
d'emancipation  de  l'Irlande.  —  Belgique:  La  revision  de  la  Constitution.  —  Bussie:  Le 
regime  de  l'argent.  —  Etats-Unis:  La  reforme  monetaire.  Le  commerce  exterieur.  — 
Canada :  Le  commerce  exterieur  —  Afrique  :  Le  commerce  exterieur  des  peuples  africains.  — 

Journal  de»  Economistes.  52«  annee,  6«  särie,  Septembre  1893:  Le  congres 
socialute  de  Zürich,  par  G.  de  Holinari.  —  Les  elections  k  la  Ch ambro  des  deputes  et 
iVcononiie  politique,  par  E.  Lame-Fleury.  —  Travaux  parlementaires  de  la  Cbambre  dea 
deputla  (1892/93).  La  fin  d'une  legislature,  par  A.  Liesse.  —  Combien  nous  reste-Ml 
d'ecus  de  cinq  francs?  par  A.  de  Foville.  —  Mouvement  scientifique  et  industriel,  par 
D.  Bellet.  —  Revue  de  l'Academie  des  sciences  morales  et  politiques  (du  15  mai  au 
10  aoüt  1893),  par  J.  Lefort.  —  Lettre  d'Italie,  par  Vilfredo  Pareto.  —  Le  meeting 
annuel  du  Cobden  club.  —  L'antisemitisme  et  l'abatage  teraelite  en  8uiase,  par  P.  Muller. 
—  Bulletin :  L'arbitrage  de  Bebring.  Le  measage  du  prisident  Cleveland  au  sujet  de  la 
question  de  l'argent.  Statistique  moneUire.  —  Socijte  d'economie  politique  (seance  pn 
fi  septembre  1893):  Lea  lois  economiquea  et  morales  autortsent-elles  un  pays  ä  aliener 
•es  colonies  k  prix  d'argent  ?  —  Chronique.  —  etc. 

Journal  de  la  Soeiete  de  sUtistique  de  Paris.  XXXIVWme  tmne«  (1893)  N°  9, 
septembre  1893:  Les  exportations  d'or  dea  Etats-Unis  en  1891,  1892  et  1893,  par  Pierre 
des  Essars.  —  La  richesse  en  France  et  k  lVtranger.  par  A.  de  Foville.  —  Chronique 
de  statistique  judiciair«  —  Chronique :  Etats-Unis.  Canada.  Guyana  anglaiae.  Uruguay.  — 

Moniteur  des  assurances.  Revue  mensuelie.  Tome  XXV,  N°  301,  16.  X.  1898: 
Assurances  contre  l'incendie.  Comment  votre  mobilier  est-il  assurö?  par  A.  Thomereau. 
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—  Etüde  juridique  sur  le  contrat  d'assorance  cootre  l'incendio  (suite) :  Des  declaratioos 
de  co-aasurance»,  par  C.  Oadiette.  —  Assarances  »ur  la  vie.  Les  reales  k  capitai  reserve, 
par  Leon  Marie.  —  Les  asaurances  maritimes  a  Paris  tu  1892,  par  P.  Sidrac.  —  La 
nouvelle  loi  fiscale  sar  les  assurances  eu  Espagoe.  —  etc. 

Beforme  sociale,  la.  Bulletin  de  la  Socirt.  d'economie  sociale,  III  Serie, 
Kot  57  et  58,  1«  mal  et  16  mai  1893  :  Comment  il  faut  aller  au  peuple,  par  D.  Guerin. 

—  Berlin  et  »es  institntions  administratives,  IV.  V.  VI.  VII.  :  Charit«  publique-  Easeigne- 
ment.  Travaux  publica.  Questions  ouvrieres,  par  O  Pyfferoen.  —  Les  conditions  de 
l'harmonie  dans  l'industrie,  par  A.  Oibon  (article  I  et  II,  dernier)  —  Les  assemblee* 
des  paya  d'Etats  sous  l'anclent   regime,   par  Albert  Babeau  (premiere  partie  et  satte  1). 

—  Melanges  et  notices :  Ce  qu'on  voit  a  Borne,  par  C.  B.  La  question  des  assnrance* 
par  l'Etat  en  Angleterre ,  par  Cl.  Jaunet.  —  etc.  —  La  question  des  universite*,  par  G. 
Bloudel,  suivie  d'observations  de  G.  Aliz.  —  La  liberte  d'associatjon  et  la  loi  francais« 
d'apres  un  livre  recent:  (,,Du  contrat  d'association,  ou  la  loi  francais«  permet-elle  aax 
aasociations  non  reconnnes  de  posseder?  par  (le  comte)  d*  Vareilles-Sommieres",  Paris 
1893),  par  Maur.  Vaulaer.  —  Cbronique  du  mouvement  social,  par  A.  Fougeroasse.  — 
Le  mouvement  social  a  l'itranger.  Le  auftrage  universal  et  le  rote  plural  en  Belgique. 
par  J.  Casajeux.  —  etc. 

Bevue  generale  d'adminlstration.  XVI»*»e  annee,  Septembre  1893:  Notes  de  juris- 
prudence  (Section  de  l'interieur,  des  cultes,  de  l'instruction  publique  et  des  beanx-axts  du 
Conseil  d'Etat  (suite).  —  ,, Priels  de  droit  administrativ*,  de  Maar.  Haariou  (prof,  Tou- 
louse) par  L.  Michaud  (prof.  k  Grenoble).  —  Cbronique  d'Angleterre :  Le  rot«  da  Home 
Bule  Bill  aus  cummunes.  Les  colis  postaux  Emprisonnement  pour  dettes.  —  Cbronique 
d'Italie:  Police  des  mines,  carrieres  et  tourbieres.  Les  capitaux  francais  en  Italie.  — 
Cbronique  de  l'administration  fran<,aise.  —  etc. 

Bevue  maritime  et  coloniale.  Tome  CXV1I1,  livraison  882,  383,  384  et  385, 
Jolllet  k  Octobre  1893  :  Le  Ministers  de  la  marine  du  duc  de  CboUeui  et  la  preparation 
de  l'ordonnance  de  1763,  par  L.  Batiflol.  —  Etüde  sur  l'organiaation  de  la  defense  das 
c6tes  des  Etats-Unis,  par  P.  Louel.  —  Congres  de  l'Association  francaiae  poar  l'avance- 
ment  des  sciences.  Rapport  au  Ministre  —  Etüde  sur  f  Organisation  civile  et  militaire 
de  la  Chine  et  sur  la  province  de  Kwang-Si,  par  Famin  -—  Vocabulaire  des  poudres  et 
explosifs  (suite).  —  Etudes  historiques  sur  la  marine  militaire  de  France  (suitas) :  Lad« 
ministration  das  deux  Choiseol  et  l'ordonnance  de  1765;  le  Ministre  de  Boy n es  et  l'or- 
donnance de  1772,  par  Chabaud-Arnault.  —  Association  amicale  des  fonetionnaires  de 
l'administration  centrale  de  la  marine.  —  Historique  des  instrumenta  nautiques,  par  (la 
contre-amiral)  Pleuriais.  —  Geometrie  des  diagrammes,  par  Baills  (capitalne  de  fregate) 

—  Notice  geographique,  topographique  et  sUtistique  sur  le  Dahomey,  par  (le  colonal)  Lasn« 
binet  —  SUtistique  des  naufrages  et  autres  accidents  de  mer  pour  1'annee  1891-  Rapport 
par  E.  Fabre  (administrateur  de  l'etablissement  des  invalides.  —  etc.  —  Peche»  mari- 
times :  La  chasse  des  phoques  dans  la  mer  de  Bebring.  Les  cantonnements  de  p£che. 
De  la  creation  d'un  Service  d'avertissements  pour  les  pecheurs.  La  biologie  de  la  aardtne. 
Est-il  dangereux  de  manger  des  buitres  en  ete.  La  pöche  du  garmon  dans  la  golfe  de 
Gascogne,  par  G.  Koche  et  A.  Odin.  La  deatruetion  du  jeune  poisson  dans  la  mar  da 
Nord  et  la  reglem  utation  du  chalutage.  Terre-Neuve :  Acte  concernant  les  bateox  de  peebt 
«trangers.  L'ezportation  des  buitres  francaises.  La  pöche  k  vapeur  dans  la  baie  de  Vigo. 
Situation  de  la  peche  et  de  l'ostreiculture  pendant  les  mois  d'avrii  k  juillet  1893.  —  etc. 

B.  England. 

Board  of  Trade  Journal,  Vol.  XV,  N°  86:  September  1893:  Summary  of  agrieol- 
tural  returns  of  Great  Britain  for  1893.  —  Development  of  the  world's  talepbones.  — 
German  economy  in  iron  manufactore.  —  The  cork  forests  of  Spain  and  Portugal  — 
Fruit  culture  in  Malaga.  —  Coal  produetion  in  Japan.  —  The  foreign  trade  of  Corea.  — 
The  oil  prodneing  plants  of  Formosa.  —  Tariff  changes  and  castoms  regalattons.  — 
Extracts  from  diplomatic  and  consular  reports.  —  General  trade  notea.  —  8tate  of  the 
akilled  labour  market.  —  Statistics  of  trade  emigration,  flsheriea,  etc.  — 

Contemporary  Review,  the.  October  1893:  A  atory  of  crooked  finance,  by  W. 
A.  Hunter.  —  An  early  aspirant  to  tbe  german  imperial  crown,  by  Karl  Blind.  —  The 
banditti  of  Corsica,  by  Caroline  Holland.  —  Tbe  drift  of  land  reform,  by  R.  Monro 
Ferguson  —  8erpent-worship  in  ancient  and  modern  Egypt,  by  (Prof.)  Sayce.  —  Chinese 
art  an  index  to  tbe  national  cbaracter,  by  (the  R«v.)  VV.  A.  Cornaby.  —  etc. 

E  conomic  Review ,  tbe.  (Published  quarterly  for  the  Oxford  University  branch 
of  the  Christian  Social  Union,  Vol.  III,  N°  4,  October  1893:  Bimetallism:  a  criticism, 
by  Edw.  Cannan.  —  Old  age  pensions,  by  (Rev  )  L.  R.  Pbelps.  —  Some  of  the  Christian 


Digitized  by  Google 


Die  periodische  Presse  des  Auslandes. 


797 


socialiats  of  1848  and  the  following  years,  by  J.  H.  Ludlow  (art.  1).  —  The  casuistry 
and  ethics  of  investments,  by  (Prof.)  Percy  Gardner.  —  Villaga  Settlements  in  Victoria, 
by  (Ray.)  H.  F.  Tucker.  —  People's  banks  for  England,  by  H.  W.  Wolff.  —  Bonar's 
philosophy  and  politlcal  economy,  by  D.  G.  Ritcbie.  —  Legislation,  parliamentary  in- 
qairies,  and  official  retarns,  by  K.  Cannan.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the.  October  1893:  The  canses  of  pessimism ,  by  C.  H. 
Pearson.  —  The  anemployed,  by  A  White.  —  The  royal  road  to  history,  by  Fr.  Harri- 
son.  —  The  balance  of  trade,  by  (General)  G.  Chesney.  —  The  indastrial  position  of 
women,  by  (Lady)  Düke.  —  The  pomaks  of  Rhodope,  by  J.  D.  Bonrcbier.  —  Unlver- 
sity  Systems,  by  P.  Geddes.  —  The  süver  qaestion,  by  Dana  Horton.  —  Rehabilitation 
of  silver,  by  A.  G.  Schiff  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries,  N*  CLXXI,  October  1898:  Some  of  the 
modern  developments  of  the  life  assnrance  System ,  by  B.  Newbatt.  —  A  discassion  of 
some  points  of  life  assnrance  adminlstration  in  respect  of  which  divergence  of  practica 
exists:  a  plea  for  nniformity,  by  H.  C.  Thiselton.  —  etc. 

Jonrnal  of  the  Royal  Statistical  Society,  Vol.  LV1.  part  3,  September  1893: 
Report  of  the  conncil  to  the  LlXth  annnal  general  meeting  of  the  Royal  Statistical 
Society,  held  on  the  27">  of  Jnne.  1893.  —  Rnral  depopnlation,  by  G.  B.  Longstaff 
(with  discnssion.)  —  Investigation  of  mortgages  and  farm  and  homa  proprietorship  in  the 
United  States,  by  G.  K.  Holmes  —  MUcellanea:  Indian  currency.  Currency  Systems  of 
different  nations.  Financea  of  the  United  States  Trade  of  Siam,  1892.  The  french 
Conseil  supeneur  de  statistique.    The  french  national  debt  etc.  — 

Liberty  Review,  the.  A  quarterly  magaaine  devoted  to  the  defence  of  freedom 
and  of  the  right  of  property ,  adited  by  Fr.  Miliar.  N°  8  and  8,  July  and  Octobar 
1893:  The  triumph  of  free  labour  at  Hull,  by  (the  Kev.)  H.  Hayman.  —  The  State  and 
parental  freedom,  by  H.  N.  Mosley.  —  The  monetary  question,  by  A.  Raffalovich.  — 
Bi-metallism  and  commercial  depression,  by  J.  C.  Fielden.  —  Unaeen  foundations  and 
unsonnd  snperstrocture,  by  E.  Stanley  Robertson.  —  A  stränge  oversight,  by  A.  E.  Hake. 

—  A  defence  of  grocers'  licensea,  by  H.  G.  Crews.  —  The  reasonableness  of  personal 
directum  in  personal  matters,  by  Constance  E.  Plumptre.  —  The  confiicts  of  capital  and 
labour  in  Germany,  by  H.  A.  Bueck.  —  Should  experiments  on  animals  by  prohibited  by 
laws ? •  by  Marc  A.  Ruffer.  —  The  Crofter  question,  by  (Lieutenant-General)  F.  Traill 
Burroughs.  —  Natural  wealth,  by  J.  C.  Spence.  —  How  to  remedy  the  evils  of  local 
government,  by  E.  I..  Sellon.  —  etc. 

National  Review,  the.  October  1893  :  The  crowning  mercy,  by  (Lord)  Asbbourne.  — 
Tbe  new  Chamber  of  deputies ,  by  (Mra.)  Crawford.  —  A  fortnight  in  Finland,  by 
J.  D.  Rees.  —  Tbe  Session,  L  Its  personal  aspecta,  by  M.  P.  II.  Its  barren  labours,  by 
(Sir)  G.  Baden-Powell.  —  A  missing  page  in  Alpine  hiatory,  by  R.  Edgcumbe.  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  October  1893:  A  cabinet  minister'»  vademecum,  by 
A.  Herbert.  —  „8etting  the  poor  on  work",  by  (Prof.)  J.  Mayor.  —  Through  the  Khyber 
Pass,  by  Sp.  Wilkinson.  —  The  transformation  of  Japan,  by  (the  Countess  of)  Jersey 
(concluded).  —  Theophraste  Reuaudot:  Old  journalism  and  new,  by  J.  Macintyre.  — 
Tbe  Parsees,  by  (Miss)  Cornelia  Sorabji.  —  etc. 

Quarterly  Review,  the.    N 0  854  (published  on  the  84t»  October  1893):  Chicago. 

—  W>nche»ter  College.  —  The  Pcorage.  —  The  modern  bospital.  —  Coalitions.  —  The 
disbonoured  Bill.  —  etc. 

Transactions  of  the  Manchester  Statistical  Society,  session  1898/98.  Manchester, 
J.  Heywood,  1898.  8.  188  pp.  (Contents :  Considerations  in  relation  to  State  insurance 
of  old  age  pensions  and  other  beneflta,  by  Eli  Sowerbutts.  —  Tbe  extent  of  food  Im- 
ports into  the  United  Kingdom ,  by  St.  Bourne.  —  Tbe  effect  of  the  taxation  of  land 
values  on  local  rates,  by  (tbe  Rev.)  H.  Rylett.  —  A  Statistical  view  of  some  anomalies  of 
out  educational  system,  by  (Rev)  J.  Hirst  Hollowell.  —  E astward  ho!  or  some  consi- 
derations on  onr  responsibilities  in  the  East,  by  L.  C.  Casartelli.  —  Workers  in  cotton  fac- 
to ri  es  and  the  eight  hoars'  day,  by  W.  Fogg  (President  of  the  Manchester  Statistical  Society.) 

C.  Oesterreich-Ungarn. 

Monatsschrift  für  christliche  8oaialreform,  Gesellschaftswissenschaft  etc.  Hrsg. 
von  (Prof.)  Jos.  Scheicher.  Jabrg  XV  (1893)  Heft  6—10:  Henry  George's  Landtheorie, 
von  Scheicber.  —  Böse  Rechenfehler,  von  (Pater)  Matth.  Kurs  (Forts.).  —  Aus  dem 
Lager  der  katholischen  Soaialreforroer  Frankreichs.  —  Sonderbare  Vorgange  und  Zu- 
stande bei  der  Donaudampfschiffahrtsgesellschaft,  von  (Pfarrer)  Eichborn.  —  Der  Bericht 
des  Österreich.  Gewerbeinspektorates,  von  M.  V.  —  Ein  protestantisch-sozialer  Kongrelä. 

—  Die  Wertlehre  des  Aristoteles ,  von  W.  Hohoff.  —  Das  allgemeine  Stimmrecht  in 
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sozial-politischer  Bedeutung,  von  Scheicher.  —  Der  Landfragekongreft  so  Chicago.  — 
Zur  Steuer  der  Wahrheit  (die  Mifsstände  bei  der  Donaudampfschiffahrtsgesellschaft  be- 
treffend), Ton  (Pfarrer)  Eichhorn.  —  Offener  Brief  an  den  k.  k.  Schiffahrtsgewerbe- 
inspektor,  von  dem  Vorhergehenden.  —  Die  soziale  Sektion  der  Leo-Gesellschaft,  von 
Wentel.  —  Arbeiterunfall-  und  Krankenstatistik ,  von  Job.  Leitemayer.  —  Am  Scheide- 
wege, von  Scheicher.  —  Die  Beform  des  Zivilprozetses,  von  J.  Brxobobaty.  —  Die  Er- 
lernung der  sweiten  Landessprache  ist  durchaus  vorteilhaft  und  wohl  auch  unschwer  er- 
reichbar, von  A.  Peroutk*.  —  Scbiffahrtsfrerel,  von  (Pfarrer)  Eichhorn.  —  Daa  Gewerbe- 
inspektorat  in  England,  Frankreich,  Deutschland,  der  Schweiz  und  Oesterreich,  von  M.  V. 

—  Ein  Separatvotum  (betreffend  die  „Alliance  Israelite") .  von  (Prh.)  v.  Böselager.  — 
Soziale  Nothelfer,  von  Scbeicher.  —  Daa  Breve  Papst  Leo  XIII  an  Dr-  Decortins.  — 
Die  österreichische  Gewerbeenquete,  von  Z.  (I.  Artikel).  —  Der  internationale  Arbeiter- 
kongrefs,  von  M   V.  —  Die  Wertlehre  des  heiligen  Thomas  von  Aquin,  von  W.  Hohoff. 

—  Auch  ein  Separatvotum  (über  die  Agrarreform  von  Henry  George,  in  der  «ine  An- 
näherung zur  Grundentlastung  nach  christlich-sozialen  Grundsätzen  erblickt  wird),  vr,r 
(Pater)  Matth.  Kurz.  —  Ein  sozialistisches  Exempel  (im  Schatten  der  Donaudampfschiff- 
fahrtsgesellschaft),  von  (Pfarrer)  Eichhorn.  —  Sozialer  Rückblick.  —  etc. 


Bulletin  de  l'Institut  international  de  statistiqoe.  Tome  VII,  Ire  livraison.  (Rom 
1893):  Hai  luv  als  Statistiker.  Zur  Feier  des  zweihundertjährigen  Bestehens  von  Halieys 
Sterblichkeitstafel,  von  R.  Böckh.  —  Sülle  discordance  che  si  osservano  fra  le  sUtisticbe 
commerciaJi  dei  rari  Stati,  per  L.  Bodio.  —  Les  charges  de  la  propriete  fonciere  en 
Antriebe,  par  W.  Schiff«  —  8uir  ordinamento  dol  potere  legislativo  e  sulle  eleaioni  poli- 
tiche  nei  principali  Stati  d'Europa.  —  Appunti  di  legislazione  e  statistica  comparata,  per 
C.  8cbanzer.  —  N6crologies:  Tb.  G.  Balfour.  Don  C.  de  Ibanes.  G.  (Ritter)  t.  Leon- 
harde A.  de  Wesselowsky.  A.  Gabeiii.  E.  de  Laveleye.  J.  J.  Knoz.  Karl  Keleti. 
V.  Ellens.    H.  F.  (Ritter)  v.  Bracheiii.    Ad.  Soetbeer.    J.  E.  Jahnson.  —  etc. 

Giornale  degli  Economisti.  Rivista  mensile.  Ottobre  1893:  Considerazioni  soi 
principli  fondamentali  dell*  economia  pura,  per  V.  Pareto  (Continus).  —  La  dottrina  dello 
8t*to  e  la  fllosofia  politics  contemporanea,  per  F.  Flora  (continua).  —  La  legislazione 
economico-sociate  Austriaca  negll  Ultimi  snni,  per  H.  ▼.  Schullern-Schrattenbofen  (conti- 
nuazione  e  Bne).  —  II  censimento  svizzero  del  1888,  per  G.  B.  Salvioni.  —  Rivista  det 
credito  popolare,  per  C.  G.  B.  —  Cronaca,  per  V.  Psreto.  —  etc.  Supplemento  al 
Giornale  degli  Economisti:  Saggio  di  bibliografia  economica  italiana  (1870—90),  per  A. 
Bertolint  (continuazione).  — 

Rivista  della  beneficensa  pubblics  e  di  igiene  sociale.  Anno  XXL  N°  8/9,  31 
Agosto — 30  Settembre  1893  :  1  monti  di  pietk  in  Italia  (a  proposito  del  2°  Congresso 
nazionale  delle  opere  pie  di  Firenze),  per  (Prof.)  P.  8itta.  —  La  mendicitk  e  raasistenza 
per  mezzo  del  lavoro  in  Germania,  per  T.  —  Appendice  alla  relazione  sul  disegno  di 
legge:  „Istituzione  di  uns  cassa  nazionale  di  pensioni  per  gli  operai,  per  II.  Panizza,  — 
Per  gli  infortuni  sul  lavoro.  —  L'iatitozione  dei  Collegi  dei  probi-viri.  —  Uno  sgusrdo 
agli  ospedali  italiani:  L'ospedale  di  Faenza,  per  Gutierrez.  —  L'ingegneria  sanitaria  nei 
costumi,  nelle  leggi  e  nell'  insegnamento,  per  (ingegnere)  Chiapponi.  —  Norme  precausio- 
nali  coti tro  il  colera,  per  C.  Gorini.  —  Istituzione  di  un  asllo  per  gli  emigranti  in  Genova. 
—  Giurisprudenza.  —  etc. 


Nationalekonomisk  Tidsskrift.  Redaktor:  A.  Petersen-Stadnits.  Aargang 
1893,  Hefter  1 — 5  (in  dänischer  Sprache):  Ueber  die  gegenwärtige  Bewegung  unter  den 
Handwerkern  und  Industriellen  Dänemarks,  von  Ad.  Bauer.  —  Dänische  AgrarstatiMik 
für  1892  und  die  Jahre  1890/92,  von  H.  Hertel.  —  Daa  preußische  Rentengiitergescts, 
von  demselben.  —  Brauchen  wir  ein  dänisches  Versicherungsgesetz?  von  (Cand.  jur.) 
C-  A.  Iversen.  —  Sitzungsbericht  der  volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  vom  22  II.  1893. 
mit  Diskussion  über  Versicherungsgesetsgebung.  —  Referat  über  Brent  nnos :  „  Verhältnis 
von  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  sur  Arbeitsleistung,  Lps.  1893",  von  Marcus  Rubin, 
nebst  Entgegnung  von  A.  Frsenkel.  —  Statistische  Dsten  über  die  Morde  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  —  Small  Holdings  Act,  von  Hertel.  —  Ueber  den  Hans 
Delbrückschen  Aufsatz:  „Die  gute  alte  Zeit"  in  dem  Januarhefte  des  Jahrg.  1893  der 
,,Preufsiscben  Jahrbucher".  —  Ueber  die  Lagerhäuser  der  Kooperativgenossenschaften. 
Vortrag  des  Großhändlers  Fatt  in  der  Volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  zu  Kopenhagen 
am  14.  III.  1893.  —  Oesterreich-Ungarns  Goldanfkäufe,  von  (Prof.)  W.  Scharling  — 
Die  Branntweinbrennerverbände  und  Kämpfe  gegen  den  Alkoholismus  in  Norwegen.  — 
Ueber  die  Schrift  von  Stener  Grundtvig  „Dedsdomme  (Todesurteile)  in  Däuemsrk  in  den 
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Jahren  1866/92.  Referat  von  M.  Rabin.  —  Arbeitersyndikate  und  Einigungaämter,  von 
(Cand.  jur.  et  polit.)  C.  Trap.  —  Geburten,  Trauungen  and  8terbefälle  in  Dänemark  in 
den  Jahren  1880/89.  —  Die  Ernte  in  Dänemark  im  Jahre  1898.  — 

H.  Schweiz. 

Schweilerische  Blätter  für  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik.  Jahrgang  I  (1893) 
Nr.  6  und  7,  15.  und  SO.  September:  Der  Kampf  gegen  die  Lungentuberkulose  vom 
Standpunkte  der  Sozialpolitik.  —  Zur  Währungsfrage,  I.,  von  O.  Wullschleger.  —  All- 
mend und  Freiland.  Eine  Erwiderung,  von  J.  F.  Schär.  —  Arbeitsvermittelung  und 
Arbeitsbörsen.  —  Die  internationalen  Gewerkschaftskongresse  in  Zürich.  —  Die  Sozial- 
gesetzgebung und  die  wohlerworbenen  Rechte,  von  J.  Fischer.  —  Die  direkte  Gesetz- 
gebung durch  das  Volk  vor  dem  Zürcher  Arbeiterkongrefs,  von  Th.  Baerwart.  —  Sozial- 
politische Rundschau:  Einbeziehang  des  Handels  in  die  eidgen.  Gesetzgebung.  Zur  Or- 
ganisation des  Handwerks  in  Deutschland.  —  Gemeindliche  Sozialpolitik:  Intervention 
der  Gemeinden  bei  zwangsweiser  Versteigerung  bäuerlicher  Güter.  Soziale  Pflichten  ge- 
legentlich des  Truppenzusammenzugs.  —  etc. 

L'Union  postale,  XVIII.  vol.  So*  7  ä  10,  l«juillet  k  1  octobre  1893  :  L'associa- 
tion  postale  egyptienne  de  secours  mutnels.  —  Organisation  de  la  poste  militaire  dans  la 
Bosnie-Herzegovine.  —  Le  Service  postal  du  Canada  pendant  l'exercice  1891/92.  —  Le 
service  des  postes  de  Suede  en  1891.  —  Les  mandats  de  poste  en  Bolivie.  Rapport  de 
gestion  de  1891/92.  — Trois  boraires  des  postes  suisses  du  XVIII«  siecle.  Renseignements 
sur  le  service  des  postes  de  Guatemala.  —  etc. 

K.  Amerika. 

Political  Science  Quarterly.  Edited  by  the  University  faculty  of  political  science 
of  Columbia  College.  Volume  VIII,  N°  S,  September  1893:  Giffen's  case  against  bi- 
metallism,  by  Cb.  B.  Spabr.  —  Theory  of  the  inheritance  tax,  by  Max  West  —  The 
modern  spirit  in  penology,  by  AI.  Winter.  —  The  late  Chilis n  controversy,  by  (Prof.) 
J.  B.  Moore.  —  The  prussian  archives,  by  (Prof.)  H.  L.  Osgood.  —  Ashley's  English 
economic  history,  by  (Prof.)  Cunningham.  —  etc. 


Die  periodische  Fresse  Deutschlands. 

A  n  n  a  1  e  n  des  Deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Statistik.  Her- 
aasgegen  von  G.  Hirth  und  M.  v.  Seydcl.  Jahrgang  1898,  Nr.  10:  Die  Wohnungsver- 
hältnisse der  Arbeiter  in  den  gröfseren  gewerblichen  Betrieben  im  Herzogtum  Braun- 
schweig, von  (FinanzR.)  F.  W.  R.  Zimmermann.  —  Rechnungsergebnisse  der  Berufs- 
genossenschaften für  1891.  —  Zur  Frage  der  Beschränkung  des  Hausierhandels  —  Zur 
Statistik  des  Heerwesens.  —  Ueber  die  Wehrpflicht  nach  Erwerbung  und  Verlust  der 
Reichsangehörigkeit,  von  (GORegR  )  C.  Siegel.  —  etc. 

Christlich-soziale  Blätter.  Katholisch-soziales  Centraiorgan.  Jahrg.  XXVI 
(1893)  Heft  13/16:  Stimmen  zum  Entwurf  des  katholisch-sozialen  Programms.  —  Vom 
internationalen  Sozialistenkongrefs  in  Zürich.  —  Zur  internationalen  Gewerkschaftsbe- 
wegung. —  Das  ,,Recht  auf  Arbeit"  in  der  Schweis.  —  Arbeiterausschüsse  in  den  eid- 
genössischen Waffenfabriken  in  Bern  und  Thun.  —  Zu  Gericht  (SchJufs).  —  Die  Arbeiter- 
organisation in  den  Vereinigten  Staaten.  —  Amerikanische  Arbeiterverhältnisse.  —  Kon- 
grefs  der  englischen  Trades  Cnions  zu  Belfast.  —  Ein  italienischer  Sozialistentag  (am 
8.  IX.  zu  Reggio  d'Emilia).  —  Die  Gewerbereform  In  Oesterreich.  —  Ist  bei  unserer 
Produktionskraft  die  Sparsamkeit  noch  notwendig?  —  Arbeitgebervereinigungen  in  Eng- 
land. —  Ueber  die  Ursachen  der  französischen  Revolution  (II.  Artikel).  —  Das  Neueste 
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XIL 

Das  Rentenprinzip  im  Dienste  des  Anerbenguts. 

Von 

Prot  Dr.  Baron. 

Der  Aufsatz,  welchen  der  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  über  die 
Verwertung  des  Rentenprinzips  zur  Sicherung  der  Grundbesitzverhält- 
nisse veröffentlichte,  hat  mich  durch  die  Besonnenheit  der  Argumentation 
und  das  Maßvolle  seiner  gesetzgeberischen  Vorschläge  in  hohem  Grade 
angesprochen.  Die  Leidenschaftlichkeit,  mit  welcher  die  agrarische 
Partei  ihre  Interessen  vertritt,  hat  sie  gegenüber  allgemeineren  Gesichts- 
punkten, sowie  gegenüber  dritten  Interessen  blind  gemacht;  sie  sieht 
nichts  als  ihre  eigenen  Bedürfnisse  und  will  alles  nach  diesen  zuge- 
schnitten wissen ;  ja,  noch  mehr,  selbst  bei  der  Bemessung  ihrer  eigenen 
Bedürfnisse  fehlt  ihr  so  sehr  der  weite  Blick,  daß  sie  lediglich,  was 
der  Augenblick  zu  fordern  scheint,  für  maßgebend  erachtet 

Nur  so  ist  es  zu  erklären,  daß  die  agrarische  Bewegung  sich 
besonders  in  einem  Angriffe  auf  die  Hypothek  und  in  der  Verehrung 
der  Rente  geltend  machte ;  sie  sieht  (um  mich  Conrad's  Worte  zu  be- 
dienen) geradezu  das  Heilmittel  für  die  hauptsächlichsten  Schäden  der 
Grundbesitzverhältnisse  in  der  Einführung  des  Rentenprinzips. 

Nun  habe  ich  einmal  in  diesen  Jahrbüchern  Bd.  53  (N.  F.  XIX) 
S.  227  ff.  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  ein  großes  wirtschaftliches  Be- 
dürfnis mehrere  Rechtsformen  erfordert,  und  ich  habe  dies  an  Beispielen 
aus  der  Rechtsgeschichte  und  aus  der  Gegenwart  erwiesen.  Das  Kredit- 
bedürfnis des  Grundbesitzes  ist  ein  so  kolossales,  und  es  tritt,  eben 
weil  es  so  kolossal  ist,  in  so  mannigfachen  Spielarten  auf,  daß  unmög- 
lich eine  einzige  Rechtsform  imstande  ist ,  ihm  zu  genügen ;  mit 
anderen  Worten,  wenn  heute  die  Rente  die  einzige  Rechtsform  für  den 
Kredit  des  Grundbesitzes  wäre,  so  müßte  die  Hypothek  geradezu  er- 
funden und  eingeführt  werden! 

Gegenüber  dieser  klaren  und  sofort  einleuchtenden  Erwägung  tritt 
selbst  die  Rodbertus'sche  Anschauung,  daß  das  Grundstück  kein  Ver- 
kaufsobjekt, sondern  ein  Rentenfonds  ist,  in  den  Hintergrund.  Ich 
gebe  gern  zu,  daß  es  nicht  bloß  ein  ökonomischer  Mißstand,  sondern 

Wtt«  Fol««  Bd.  VI  (LXI).  5  1 


802 


B>ron, 


eine  sittliche  Verderbnis  ist,  wenn  die  Grundstücke  wie  eine  Ware 
von  Hand  zu  Hand  gehen,  aber  daraus  folgt  noch  nicht  die  Anforde- 
rung, daß  die  Gesetzgebung  der  Hypothek  entgegentreten  solle;  es 
würden  ja  sonst  alle  Kreditbedürfnisse  unbefriedigt  bleiben,  für  welche 
die  Rente  nicht  passend  ist,  Kredite,  welche  sich  auf  der  gläuberischen 
oder  schuldnerischen  Seite  nur  auf  eine  Reihe  von  Jahren  beschränken. 

Sondern  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  kann  nur  darin  bestehen, 
die  Rente  so  einzurichten,  daß  sie  in  gewisser  Weise  sich  als  vorzüg- 
licher gegenüber  der  Hypothek  erweist,  daß  sie  bei  Abwägung  der 
einzelnen  Momente  als  die  sachgemäßere  Kreditform  für  beide  Teile 
erscheint.  Stellen  wir  einmal  die  beiden  bedeutendsten  Momente  neben 
einander. 

Die  Rente  ist  unabänderlich  und  sichert  dem  Gläubiger  persönlich 
wie  seinen  Erben  eine  bestimmte  Einnahme.  Darin  liegt  ein  sehr 
großer  Vorzug,  denn  jeder  Kenner  der  Rechtsgeschichte  weiß,  daß  der 
Zinsfuß  mit  geringen  Unterbrechungen  im  Rückgange  begriffen  ist ;  Er- 
höhungen des  Zinsfußes  sind  vorübergehende  Erscheinungen,  weil  an 
vorübergehende  Ursachen  geknüpft:  an  Krieg,  Handelskrisen,  plötzlicheu 
Aufschwung  des  Verkehrs.  Die  Regel  ist  die  allmähliche  Herabsetzung 
des  Zinsfußes.  Hierfür  ist  die  Rente  unempfänglich,  sie  bleibt  immer 
dieselbe.  Zwar  haben  die  modernen  Großstaaten,  welche  ja  Milliarden 
von  Rente  emittierten,  bei  der  Emission  sich  zugleich  die  Konversion 
vorbehalten,  und  wir  erleben  es  alle  Tage,  daß  auf  diese  Weise  die 
Staatsrentengläubiger  in  ihren  Einkünften  geschmälert  werden.  Auch 
im  Mittelalter  war  dieser  Vorbehalt  bei  dem  sogen.  Rentenkauf  nichts 
Seltenes,  allein  unsere  Agrarier  haben,  wie  ihre  Autorität  Rodbertus, 
in  den  Debatten  über  die  Rentenfrage  nichts  darüber  verlauten  lassen ; 
sie  sind  offenbar  damit  einverstanden,  daß  die  auf  ein  Gut  gelegte 
Rente  immer  dieselbe  bleibe;  nicht  von  der  Verminderung  des  Zins- 
fußes, sondern  von  der  Erhöhung  der  Gutserträgnisse,  welche  aus  der 
verbesserten  wirtschaftlichen  Erkenntnis  folgt,  hoffen  sie  eine  Ver- 
besserung der  Lage  des  Rentenschuldncrs,  und  sie  gewähren  hierdurch 
dem  Rentengläubiger  die  Garantie  für  eine  bestimmte  Summe,  welche 
dem  Hypothekengläubiger  fehlt 

Auf  der  anderen  Seite  bietet  die  Rente  dem  Grundstücksbesitzer 
einen  großen  Vorteil  vor  der  Hypothek:  die  Rente  ist  unkündbar, 
die  Hypothek  kündbar.  Das  ist  bekanntlich  der  Grund  für  die  Be- 
liebtheit der  Rente  bei  den  Agrariern,  sie  leiden  schwer  unter  der 
Kündbarkeit  der  Hypothek.  Aber  man  darf  nicht  den  unerhörten  Er- 
werbssinn unserer  Tage  vergessen.  In  Zeiten,  wo  der  Verkehr,  unter- 
stützt durch  die  Entdeckungen  und  Erfindungen  auf  dem  Gebiete  der 
Naturwissenschaften,  wie  durch  Gewährung  der  individuellen  und 
sozialen  Freiheit  seitens  der  Gesetzgebung  einen  riesigen  Aufschwung 
genommen  hat,  in  Zeiten,  wo  die  Freude  am  Erwerbe  alle  Stände  und 
Lebensalter  ergriffen  hat,  leidet  die  Rente  wegen  ihrer  Unkündbarkeit 
an  einem  schweren  Fehler;  der  Rentengläubiger  kann  nicht  kündigen, 
d.  h.  er  erhält  das  Kapital  niemals  in  seine  Hände,  und  die  im  Ver- 
hältnis zum  Kapital  bescheidene  Rente  reicht  nicht  aus,  um  ein 
Unternehmen  darauf  zu  gründen. 
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Bei  dieser  Sachlage  begreift  man  (die  gegenwärtig  bestehenden 
Verhältnisse.  Die  Rente  ist  ja  dem  geltenden  Rechte,  insbesondere 
dem  preußischen  Rechte,  nicht  fremd;  die  preußische  Gesetzgebung  hat 
bloß  eine  einzige  Bestimmung,  welche  als  unangemessen  bezeichnet 
werden  muß;  es  ist  der  §  91,  Absatz  4  des  Ablösungsgesetzes  vom 
2.  März  1850,  wonach  die  Kündigung  höchstens  während  eines  Zeit- 
raumes von  dreißig  Jahren  im  Vertrage  ausgeschlossen  werden  darf. 
Aber  man  darf  diese  Vorschrift  nicht  zu  hoch  anschlagen ;  die  Grund- 
besitzer würden  froh  sein,  wenn  die  Kapitalisten  ihnen  ihr  Geld  für 
eine  dreißig  Jahre  unkündbare  Rente  hergäben.  Bekanntlich  ist  das 
nicht  die  Gewohnheit  unserer  Geldleute ;  soviel  mir  bekannt,  verstehen 
sie  sich  höchstens  zur  Einräumung  einer  fünfjährigen  Unkündbarkeit, 
und  das  ist  so  wenig  dem  Begriffe  der  Rente  entsprechend,  daß 
in  unserem  Geldverkehre,  soweit  er  sich  auf  die  Grundstücke  bezieht, 
die  Rentenform  so  gut  wie  ausgeschlossen,  die  Hypothekenform  gang 
und  gäbe  ist.  Mit  anderen  Worten:  die  Kündbarkeit  der  Hypothek 
ist  starker,  als  die  in  der  Rente  liegende  Garantie  für  ein  bestimmtes 
Einkommen,  und  zwar  ist  ihre  größere  Stärke  eine  wohlmotivierte, 
nämlich  innerlich  begründet  durch  den  Erwerbssinn  unserer  Zeit, 
welchem  mit  der  bescheidenen  Rentensumme  kein  Genüge  geschieht, 
welcher  vielmehr  des  Kapitals  bedarf.  Und  weiter :  dieser  Erwerbssinn 
steht  in  engem  Zusammenhange  mit  unseren  sittlichen  Anschauungen; 
denn  wir  verlangen,  daß  ein  jeder  heutzutage  seinen  Unterhalt  erwerbe, 
d.  h.  daß  er  arbeite,  um  sich  zu  ernähren;  wir  verlangen  es  von  jeder- 
mann, auch  vom  Künstler  und  Philosophen ;  sie  müssen  ihre  Phantasie 
und  Ideen  in  erwerbende  Arbeit  umsetzen;  wir  achten  nur  diejenigen 
Rentiers,  die  es  nach  einem  Leben  voll  Arbeit  geworden  sind.  Das 
ist  eines  der  Kennzeichen  unserer  Zeit;  es  ist  die  Art,  wie  wir  die 
Vorschrift  des  Apostels  Paulus,  zu  beten  und  zu  arbeiten,  durchführen. 
Unser  Erwerbssinn  ist  an  sich  eine  moralische  Eigenschaft;  keine 
Gesetzgebung  darf  ihm  hemmend  entgegentreten. 

Zu  meinen  bisherigen  Ausführungen  hoffe  ich  die  Zustimmung  von 
Conrad  zu  erhalten;  kurz  und  scharf  ist  auch  er  den  agrarischen 
Forderungen  bezüglich  Rente  und  Hypothek  entgegengetreten,  er  be- 
zeichnet es  als  einen  Fehler,  „daß  man  das  Rentenprinzip  zur  Grund- 
lage unseres  ganzen  landwirtschaftlichen  Kreditwesens  zu  machen 
trachtete,  wozu  es  sich  in  unserer  Zeit  nicht  mehr  eignet,  und  daß 
man  dadurch  die  Kapitalverschuldung  zu  verdrängen  suchte,  man  ver- 
kannte, daß  sich  in  unserer  Zeit  der  Kapitalist  nicht  willkürlich  die 
Form  octroyieren  läßt,  in  der  er  dem  Landwirte  Kredit  gewähren 
soll,  und  daß  deshalb  der  Landwirt  selbst  durch  jede  solche  Zwangs- 
maßregel geschädigt  wird,  die  seinen  Gläubigern  unbequem  ist  und  der 
sie  sich  zu  entziehen  vermögen." 


ständig,  wenn  man  das  Rentenprinzip  nicht  zur  Grundlage  der 
gewöhnlichen  Kreditoperationen  macht,  sondern  es  nur  als  Ergänzung 
zuläßt,  es  dafür  aber  als  die  alleinige  Form  der  Vererbung  im  In- 
testaterbfalle  aufstellt,  um  es  damit  zur  Grundlage  eines  Anerbenrechts 


Verhältnis  verändert  sich  voll- 
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zu  machen.  Hier  sei  kein  neu  von  außen  herzutretender  Gläubiger, 
der  sich  dem  Zwange  entziehen  könne,  sondern  der  gebundene  Mit- 
erbe, der  sich  der  Wirkung  des  Gesetzes  unbedingt  unterwerfen  müsse, 
und  es  geschehe  ihm  hiermit  kein  Unrecht,  denn  er  habe  von  dem 
Rentenfonds  nicht  Kapitalabfindung,  sondern  nur  Rentenanteil  zu  be- 
anspruchen." 

Hier  muß  ich  meine  Aeußerung  in  Zustimmung  und  Widerspruch 
teilen.  Gewiß  verändert  sich  das  Verhältnis;  das  Gesetz  kann  den 
Kapitalisten  nicht  zwingen,  sein  Geld  für  Rente  herzugeben,  der 
Kapitalist  kann  es  zu  anderen  Unternehmungen  verwenden;  der  Mit- 
erbe ist  gebunden  und  muß  dem  Gesetze,  welches  seine  Abfindung  in 
Reute  ausspricht,  sich  unterwerfen.  Aber  eine  ganz  andere  Frage  ist 
es,  ob  dem  also  behandelten  Miterben  kein  Unrecht  geschieht,  und  ob 
es  dem  Gesetzgeber  zusteht,  ihn  also  zu  behandeln.  Das  muß  ich 
verneinen.  Denn  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  hier  eine  ungleiche  Be- 
handlung des  Anerben  und  der  Miterben  erfolgt;  der  Anerbe  bekommt 
nicht  allein  die  Rente,  sondern  den  Rentenfonds  selbst  in  seine  Hände; 
damit  gewinnt  er  zugleich  eine  Lebensstellung;  er  ist  der  Herr  eines 
Bauerhofs,  hingegen  der  Miterbe  erhält  bloß  die  Rente,  und  ich  habe 
schon  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  diese  oft  zum  Erwerbe  einer 
neuen  Lebensstellung  ungenügend  ist;  Conrad  operiert  mit  einem  all- 
zuhoch gegriffenen  Beispiele;  er  setzt  einen  Gutsreinertrag  von  fünf- 
tausend Mark  voraus,  aber  wieviel  Bauergüter  mit  diesem  Reinertrage 
giebt  es  denn?  So  würde  denn  die  —  ohne  weitere  Einrichtungen 
getroffene  —  Abfindung  des  Miterben  mit  Renten  in  den  meisten 
Fällen  seine  ungleiche  Behandlung  involvieren,  und  diese  ist  ein  Un- 
recht und  wird  als  Unrecht  empfunden.  Das  wird  am  besten  durch 
die  auch  von  Conrad  berichtete  Thatsache  erwiesen,  daß  die  Höferollen 
in  den  preußischen  Provinzen,  wo  sie  neu  eingeführt  sind,  fast  gar 
nicht,  in  denen,  wo  sie  längst  in  Gebrauch  sind,  viel  zu  wenig  ver- 
wertet werden.  Das  Gesetz  stellt  es  in  das  Belieben  des  Bauern,  ob 
er  bei  seinem  Gute  das  Anerbenrecht  einführen  wolle;  er  muß  es  als- 
dann in  die  Höferolle  einschreiben  lassen.  Wenn  die  Bauern  hiervon 
so  geringen  Gebrauch  machen,  so  ist  der  Grund  hiervon,  daß  sie  eine 
Ungleichheit  unter  ihren  Kindern  nicht  selbst  herbeiführen  wollen,  sie 
wollen  nicht  die  sittliche  Verantwortlichkeit  dafür  übernehmen,  weil 
sie  ihnen  allen  gleich  zugethan  sind;  nur  in  verhältnismäßig  wenigen 
Bauern  ist  ein  Familiensinn  im  höheren  Sinne  vorhanden,  welcher  hier 
mit  den  Anforderungen  des  öffentlichen  Wohles  sich  deckt  Solchen 
Thatsachen  darf  der  Gesetzgeber  nicht  seinen  Blick  verschließen;  er 
muß  das  Unrecht,  welches  in  der  Abfindung  des  Miterben  mit  Renten 
liegt,  durch  gewisse  Einrichtungen  wieder  wett  zu  machen  suchen, 
Einrichtungen,  welche  den  Miterben  in  den  Stand  setzen,  die  Rente  in 
Kapital  umzuwandeln  und  sich  hiermit  eine  neue  Lebensstellung  zu 
verschaffen. 

Hier  ergiebt  sich  nun,  daß  die  Differenz,  welche  soeben  zwischen 
Conrads  und  meiner  Anschauung  aufgezeigt  wurde,  nicht  hoch  an- 
geschlagen werden  darf;  denn  Conrad  macht  eine  Unterscheidung 
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zwischen  Unrecht  und  Nachteil ;  er  leugnet  bloß  das  Unrecht,  er  giebt 
zu,  daß  dem  mit  Renten  abgefundenen  Miterben  ein  Nachteil  zugefügt 
werde,  wenigstens  „in  vielen  Fällen"  und  „gegenüber  den  gegen- 
wärtig bestehepden  Rechtsverhältnissen".  Ich  lasse  jene  feine  Unter- 
scheidung auf  sich  beruhen,  und  konstatiere,  daß  auch  Conrad,  um 
den  Nachteil  auf  ein  Minimum  zu  reduzieren,  Einrichtungen  verlangt, 
welche  die  Umwandlung  der  Rente  in  Kapital  ermöglichen,  mit  an- 
deren Worten,  daß  der  Miterbe  Rentenbriefe  erhält,  welche  auf  dem 
Markt  verkäuflich  sind. 

Die  erste  sich  hierbei  ergebende  Frage  ist:  welche  Organisation 
ist  der  Sache  zu  geben? 

Conrad  denkt  wie  Rodbertus  an  die  allgemeine  Errichtung  von 
Rentenbanken  mit  durchaus  lokalem  Charakter  unter  Haftung  des  Grund- 
besitzes des  betreffenden  Distrikts,  ein  großes  Netz  kleiner  Renten- 
banken solle  von  Staats  wegen  über  das  ganze  Land  gespannt  werden, 
die  Rentenbanken  sollen  wie  die  Raiffeisen'schen  Darlehnskassen  nur  für 
einen  kleinen  Bezirk  in  der  nächsten  Umgebung  arbeiten,  wo  die  lei- 
tenden Persönlichkeiten  mithaftende  Landwirte  sind,  welche  ohne  be- 
sondere Arbeit  die  Schätzung  der  Nachbargüter  vornehmen  und  die 
Kontrolle  der  Bewirtschaftung  und  der  Kreditwürdigkeit  der  Schuldner 
durchführen  können.  Die  großen  Centraiinstitute  hält  Conrad  für  un- 
geeignet, er  erklärt  ihren  Geschäftsgang  für  schwerfällig  und  kost- 
spielig, auch  die  erforderliche  Aufsicht  für  undurchführbar. 

Wenn  dieser  Vorschlag  wörtlich  zu  nehmen  ist,  dann  muß  er 
Widerspruch  erfahren.  Denn  es  besteht  ein  großer  Unterschied  zwischen 
den  Bedürfnissen,  die  zu  einer  Raiffeisen'schen  Darlehnskasse  und  zu 
einer  ländlichen  Rentenbank  führen.  Ein  Darlehn  braucht  zeitweise 
leicht  ein  jeder  Bauer,  die  Miterbenrente  tritt  aber  infolge  von  Be- 
erbungsfällen  ein,  und  auch  hier  (wie  auch  Conrad  annimmt)  nicht 
immer,  z.  B.  nicht,  wenn  nur  Töchter  erben,  wenn  andere  Verwandte 
als  Kinder  erben,  wenn  ein  Testament  vorliegt,  ferner  nicht  (darüber 
hat  sich  Conrad  nicht  deutlich  ausgesprochen),  wenn  das  Bauergut 
eine  solche  Größe  hat,  daß  es  füglich  eine  Realteilung  verträgt.  Kurz, 
mir  scheint,  daß  eine  Raiffeisen'sche  Darlehnskasse,  die  auf  etwa  1500 
Seelen  berechnet  ist,  immer  zu  thun  hat,  hingegen  eine  ländliche 
Rentenbank  mit  solchem  Umfange  hat  herzlich  wenig  zu  thun  und, 
was  schwerer  ins  Gewicht  fällt,  ihr  Markt  ist  zu  klein,  ihre  Renten- 
briefe werden  keine  Käufer  finden. 

Ich  denke  an  eine  Verbindung  mit  der  politischen,  insbesondere 
der  Kreisverfassung.  Dann  bedürfen  wir  keines  Organisationsgesetzes, 
sondern  die  Elemente  der  Organisation  sind  bereits  gegeben :  Landrat, 
Kreisausschuß,  Dorfschulze,  Kreiskasse;  dann  ist  auch  ein  ansprechen- 
der Markt  vorhanden ,  unzählige  Kreise  haben  Obligationen  emittiert, 
welche  im  Kreise  ihr  Publikum  gefunden  haben.  Für  diesen  Vorschlag 
hoffe  ich  die  Zustimmung  Conrad's  zu  erhalten,  denn  groß  ist  der  herr- 
schende Widerwille  gegen  Neuorganisationen,  wir  haben  deren  in  den 
letzten  Jahren  zu  viele,  darunter  solche,  die  sich  nicht  bewährt  haben, 
erhalten ;  vielleicht  teilt  Conrad  diesen  Widerwillen,  denn  ausdrücklich 
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erklärt  er,  daß  sein  Organisationsvorschlag  nicht  die  conditio  sine  qua 
non  seines  Rentenbriefvorschlages  sei.  Knüpft  man  aber,  wie  ich  es 
eben  gethan,  an  die  bestehende  politische  Verfassung  an,  so  ergiebt 
sich  daraus  eine  wichtige  Konsequenz,  die  zu  besprechen  ist,  nämlich 
die  Folgerung,  daß  nicht  alle  Bauerngüter  für  die  ausgegebenen  Ren- 
tenbriefe haften,  sondern  bloß  dasjenige,  für  welches  sie  ausgegeben 
worden  sind.  Die  Bauergutsbesitzer  des  Kreises  treten  ja  nicht  sämt- 
lich zur  Befriedigung  eines  gemeinsamen  Bedürfnisses  zusammen,  son- 
dern, wie  gezeigt,  wird  es  immer  eine  ansehnliche  Zahl  geben,  welche 
nicht  rentenbriefbelastet  sind;  ich  sehe  nicht  ein,  wie  diese  zwangs- 
weise zu  einer  Haftung  für  fremde  Interessen  herangezogen  werden 
sollen ;  aber  auch  die  rentenbriefbelasteten  Bauergüter  sind  es  in  sehr 
verschiedenem  Maße ;  bei  etwelchen  mögen  Rentenbriefe  bis  zur  äußer- 
sten Grenze  ausgegeben,  bei  anderen  mag  ein  gewisses  Maß  inne- 
gehalten oder  durch  Ablösung  herbeigeführt  worden  sein;  ich  sehe 
nicht  ein,  wie  bei  solcher  Ungleichheit  der  Belastung  dennoch  eine 
Gleichheit  der  Haftung  gerechtfertigt  werden  kann.  Auch  darauf 
mache  ich  aufmerksam,  daß  nach  dem  preußischen  Rentenbanksgesetz 
vom  2.  März  1850  keine  Solidarhaftung  der  Bauergüter  für  die  zur 
Ablösung  der  Reallasten  ausgegebenen  Rentenbriefe  stattfindet,  viel- 
mehr haftet  nach  §  18  des  Gesetzes  ein  jedes  Bauergut  für  die  Dauer 
der  Amortisationsperiode  der  Rentenbank,  die  Rentenbank  haftet  ihrer- 
seits dem  Rentenbriefinbaber.  So  muß  es  auch  mit  den  Rentenbriefen 
gehalten  werden,  die  zur  Ablösung  der  Intestaterbansprüche  ausgegeben 
werden ;  das  Bauergut  haftet  der  Kreiskasse,  die  Kreiskasse  dem  Ren- 
tenbrießnhaber ;  eine  Belastung  des  Kreises  wird  daraus  nicht  hervor- 
gehen, vorausgesetzt,  daß  bei  der  Abschätzung  des  Guts  und  Bemessung 
der  Höhe  der  Rentenbriefe  ein  gründliches  unparteiisches  Verfahren 
stattfindet;  die  Voraussetzungen  zu  einem  solchen  sind  in  den  leiten- 
den Kreis-  und  Lokalbehörden  gegeben. 

Noch  ein  Punkt  ist  zu  besprechen:  das  Verhältnis  der  Renten- 
briefsbehörden (wenn  ich  so  sagen  darf)  zu  den  Gerichtsbehörden. 
Das  Bauergut  bildet  nicht  das  einzige  Erbstück,  vielmehr  besteht  die 
Erbmasse  gewöhnlich  noch  aus  anderen  Dingen,  sie  ist  andererseits 
auch  mit  Schulden  belastet.  Nach  dem  regelmäßigen  Rechte  ist,  falls 
die  Miterben  sich  nicht  gütlich  einigen,  das  Gericht  dazu  berufen,  die 
Auseinandersetzung  resp.  die  Teilung  vorzunehmen.  Man  könnte  nun 
im  vorliegenden  Falle  daran  denken,  das  Bauergut  aus  der  Erbmasse 
auszuscheiden  und  die  Erledigung  der  dasselbe  betreffenden  Fragen 
(Schätzung  des  Gutes,  Bemessung  und  Ausgabe  der  Rentenbriefe)  den 
Rentenbriefsbehörden  zu  überlassen.  Meines  Kruchtens  würde  dies 
fehlerhaft  sein,  denn  die  durch  das  Gericht  zu  bewerkstelligende  Tei- 
lung des  übrigen  Nachlasses,  resp.  Auseinandersetzung  bezüglich  der 
Schulden  würde  dadurch  gefährdet  werden;  die  Höhe  der  den  Mit- 
erben auszuhändigenden  Rentenbriefe  hängt  ja  nicht  bloß  vom  Werte 
des  Bauergutes,  sondern  auch  davon  ab,  ob  Schulden  vorhanden  sind 
und  ob  dieselben  vom  Anerben  übernommen  werden  (was  wohl  die 
Regel  bilden  wird);  ferner  davon,  ob  die  anderen  Erbstücke  auf  alle 
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Miterben  (den  Anerben  eingeschlossen)  verteilt  werden  oder  ob  der 
Anerbe  hierbei  seinen  Teil  den  Geschwistern  überläßt,  was  natürlich 
bei  Bestimmung  der  Höhe  der  Rentenbriefe  berücksichtigt  werden  muß. 
Das  sind  Dinge,  um  welche  sich  die  Rentenbriefsbehörden  nicht  be- 
kümmern können.  Meines  Erachtens  bleiben  also  für  das  Erbteilungs- 
und Auseinandersetzungsverfahren  (immer  vorausgesetzt,  daß  die  Mit- 
erben sich  nicht  gütlich  einigen)  die  gewöhnlichen  Gerichte  kompetent; 
diese  haben  also  auch  die  den  einzelnen  Miterben  zukommende  Abfin- 
dungssumme zu  bestimmen ;  da  aber  die  Höhe  dieser  Abfindungssumme 
von  dem  Werte  des  ßauergutes  abhängt,  so  bat  das  Gericht  die  des- 
fallsige  Schätzung  der  Rentenbriefsbehörde  zu  übertragen;  ist  das 
gerichtliche  Verfahren  beendet  und  die  Abfindungssumme  festgestellt, 
so  tritt  die  Rentenbriefsbehörde  selbständig  behufs  Feststellung  und 
Ausgabe  der  Rentenbriefe  in  Thätigkeit.  Bei  gütlicher  Einigung  der 
Miterben  wenden  sich  diese  sofort  an  die  Rentenbriefsbehörde,  und  es 
ist  nötig,  für  diesen  Fall  der  Rentenbriefsbehörde  die  Pflicht  aufzu- 
erlegen, den  von  den  Miterben  abgeschlossenen  Teilungs-  und  Aus- 
einandersetzungsvertrag zu  revidieren;  sie  muß  prüfen,  ob  die  Rente 
dem  Werte  des  Anerbengutes  entspricht,  resp.  ob  sie  innerhalb  der  Be- 
leih ungsgrenze  des  Anerbengutes  verbleibt;  eine  Taxe  wird  sie  also 
immer  aufnehmen  müssen.  Sie  mag  bei  der  Gelegenheit  auch  die 
Befugnis  erhalten,  den  Vertrag  ganz  aufzunehmen,  damit  den  juristisch 
unbeholfenen  Leuten  geholfen  werde.  Dadurch  wird  es  zugleich  er- 
möglicht, daß  sie  unter  Miterben,  welche  guten  Willens  und  einer 
Einigung  nahe  sind,  das  Vermittleramt  übernimmt,  wozu  sie  an  sich 
viel  mehr  als  die  Gerichtsbehörde  befähigt  sein  dürfte. 

Die  zweite  Frage  betrifft  den  Schätzungsmaßstab  des  Bauergutes. 
Ist  bei  Berechnung  der  einzelnen  Erbteile  der  Verkaufswert  oder  der 
Ertragswert  in  Ansatz  zu  bringen?  Conrad  entscheidet  sich  für  den 
Ertragswert,  gewiß  mit  Recht.  Da  die  Grundstücke  nicht  zu  den 
beliebig  vermehrbaren  Sachen  gehören,  so  wird  bei  starker  Bevölkerungs- 
zunahme (abgesehen  von  den  Zeiten  eines  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Niedergangs)  ihr  Verkaufswert  mehr  oder  weniger  einen  monopolartigen 
Charakter  tragen ;  es  ist  bekannt ,  daß  die  Not  vieler  Landwirte  in 
dem  allzuhohen  Erwerbspreise  ihren  Grund  hat;  der  Erwerber  bewil- 
ligt einen  solchen,  weil  er  auf  die  allmähliche  Steigerung  des  Ver- 
kaufswertes rechnet,  welche  mit  den  Zeiten  wirtschaftlichen  Aufschwungs 
verbunden  zu  sein  pflegt,  er  antizipiert  also  zukünftige  Möglichkeiten, 
und  das  ist  unwirtschaftlich.  Bekennt  man  sich  freilich  zum  Kapital- 
prinzip, so  ist  diese  unwirtschaftliche  Berechnungsweise  schwer  zu  ver- 
meiden, denn  die  Antizipation  geht  nicht  bloß  in  dem  Kopfe  des  ein- 
zelnen Erwerbers,  sondern  ganz  allgemein  vor  sich ;  man  sagt  alsdann : 
in  dieser  Gegend  gilt  der  Morgen  Weizenacker  so  und  soviel.  Führt 
man  hingegen  das  Rentenprinzip  ein,  so  entgeht  man  jenen  Ueber- 
treibungen ,  dann  unterläßt  man  es ,  einen  Wechsel  auf  die  unsichere 
Zukunft  zu  ziehen ,  denn  es  stellt  sich  alsdann  ganz  von  selbst  als 
einziger  sicherer  Maßstab  die  Vergangenheit  ein,  und  man  berechnet 
den  durchschnittlichen  Reinertrag  nach  einer  Reihe  zurückliegender 
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Jahre.  Es  wird  übrigens  unten  gezeigt  werden,  daß  die  Miterben  unter 
diesem  Schätzungsmaßstab  keinen  Nachteil  erleiden;  denn  wenn  es 
gelingt,  wie  später  ausgeführt  werden  wird,  die  Renten  zur  Grundlage 
vierprozentiger  Rentenbriefe  zu  machen,  die  al  pari  verkauft  werden, 
so  können  die  Miterben  mit  ihrer  Abfindung  durchaus  zufrieden  sein. 

Die  dritte  Frage  betrifft  die  nähere  Gestaltung  der  Beleihung  resp. 
der  Rentenbriefe. 

Ich  nehme  als  Beispiel  ein  Bauergut  mit  1000  Mark  Reinertrag 
und  eine  Zahl  von  fünf  Miterben.  Dann  kommt  auf  jeden  Miterben 
eine  Rente  von  200  M.,  auf  die  vier  (außer  dem  Anerben)  also  800  M. 
Allein  die  Beleihung  des  Bauergutes  darf  unmöglich  bis  auf  800  M 
ausgedehnt  werden;  strebt  man  die  sog.  pupillarische  Sicherheit  an, 
so  muß  man  nach  §  39  Abs.  3  der  preußischen  Vormundschaftsordnung 
vom  5.  Juli  1875  bei  ländlichen  Grundstücken  innerhalb  zwei  Drittel 
der  Taxe,  resp.  innerhalb  des  fünfzehnfachen  Betrages  des  Grundsteuer- 
reinertrages der  Liegenschaft  stehen  bleiben.  Man  darf  also  auf  jenes 
Bauergut,  vorausgesetzt,  daß  der  Grundsteuerreinertrag  mit  dem  im 
vorliegenden  Erbfalle  berechneten  sich  decken  sollte1),  Rentenbriefe  auf 
höchstens  750  M.  ausstellen,  und  bleibt  also  ein  von  den  Renten- 
briefen ungedeckter  Rest  von  f)0  M.  übrig;  ein  solcher  Rest  ist  nicht  vor- 
handen, wenn  bloß  zwei  oder  drei  Kinder  vorhanden  sind ;  sind  vier  Kin- 
der vorhanden,  so  tritt  der  Rest  dann  nicht  ein,  wenn  man  (wie  oben 
geschehen)  die  Beleihung  bis  auf  drei  Viertel  ausdehnt,  wohl  aber 
dann,  wenn  man  sie  auf  zwei  Drittel  beschränkt,  und  bei  der  soeben 
in  der  Anmerkung  angedeuteten  Differenz  zwischen  Grundsteuerrein- 
ertrag und  gegenwärtig  berechnetem  Reinertrage  wird  man  gut  thun, 
die  Beleihung  auf  zwei  Drittel  zu  beschränken.  Wie  also  ist  es  mit 
jenem  Rest  zu  halten?  Conrad  ist  auf  diese  Frage  nicht  ausdrücklich 
eingegangen,  aber  aus  einzelnen  Andeutungen  glaube  ich  schließen  zu 
sollen,  daß  nach  seiner  Meinung  der  Anerbe  seinen  Miterben  für  jenen 
Rentenrest  persönlich  verhaftet  ist  und  daß  er  ihnen  bloß  einen  Schuld- 
schein darüber  auszustellen  hat.  Es  wird  niemand  bestreiten,  daß  der 
Schuldschein  lange  nicht  den  Wert  des  Rentenbriefes  hat  (er  ist  that- 
sächlich  nicht  zu  veräußern),  und  daß  also  wieder  die  Gefahr  entsteht, 
den  Miterben  ein  Unrecht  resp.  (in  Conrad'schem  Ausdruck)  einen 
Nachteil  zuzufügen.  Müssen  wir  es  hierbei  bewenden  lassen?  Die 
Antwort  auf  die  Frage  stelle  ich  einen  Augenblick  zurück,  um  vorher 
einen  anderen  Punkt  zu  besprechen. 

Ks  handelt  sich  um  die  Ablösbarkeit  resp.  um  die  Ablösung  der 
Rente.  Conrad  stellt  sich  hierbei  in  Gegensatz  zu  Rodbertus  und  ver- 
langt die  Ablösung  der  Rente  —  gewiß  mit  Recht.  Ich  will  seine 
Gründe  nicht  wiederholen,  mir  genügt  der  eine:  ewige  Belastungen 
sind  ein  Uebel,  und  es  ist  verkehrt,  alles  auf  den  guten  Willen  des 
Schuldners  zu  stellen  und  seinem  Ermessen  die  Ablösung  zu  über- 


1)  Wu  Ich  nicht  glaub«,  vielmehr  wird  der  ßrundsteuerreinertrag  hinter  dem  gegen- 
wärtig berechneten  ansehnlich  zurückbleiben;  man  sehe  s.  B.  die  Mitteilung  in  die-.cn 
Jahrbüchern  Bd.  61,  8.  65. 
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lassen ;  vielmehr  muß  das  Gesetz  für  die  Ablösung  sorgen.  Wie  weise 
sind  doch  die  Vorschriften  der  beiden  preußischen  Gesetze  vom  2.  März 
1850,  welche  zum  Zweck  der  Ablösung  die  zahlreichen  Rentenbanken 
schufen!  Gerade  in  unseren  Tagen  (nachdem  die  41  lfl3  Jahre1)  des 
§  22  des  Rentenbankengesetzes  abgelaufen  sind)  haben  die  altpreußischen 
Bauern  zum  erstenmal  rentenfreies  Eigentum  erlangt,  und  sie  haben 
es  dank  der  Rentenbanken  erlangt,  ohne  daß  die  Zahlung  der  Ab- 
lösungsrente sie  irgendwie  beschwert  bat;  und  in  solcher  Zeit  sollten 
wir  Renten  schaffen,  ohne  für  die  Ablösung  zu  sorgen  ?  Ich  lasse  mich 
auch  nicht  dadurch  irre  machen,  daß  das  preußische  Rentengütergesetz 
einen  anderen  Weg  gegangen  ist;  bei  diesem  Gesetze  handelte  es  sich 
um  die  Schaffung  neuer  Bauerstellen,  und  die  Großgrundbesitzer  haben 
hiermit  bekanntlich  noch  besondere  Ziele  verbunden,  welche  man  da- 
durch unterstützte,  daß  man  die  Ablösung  von  der  Einigung  beider 
Teile  abhängig  machte;  gegenwärtig  (bei  dem  Anerbengut)  handelt  es 
sich  hingegen  um  die  Stärkung  und  Auf rech terhaltung  bestehender 
Bauergüter,  und  da  muß  wie  1850  für  die  Ablösung  und  endliche 
Freimachung  des  Bauergutes  von  vornherein  gesorgt  werden.  Der 
Conrad'schen  Argumentation  füge  ich  noch  eine  Erwägung  hinzu.  Es 
steht  nämlich  in  unserem  Falle  eine  Rente  der  M Herben  in  Debatte, 
und  ich  habe  oben  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  sie  leicht  die 
ganze  Beleihungsfähigkeit  des  Bauergutes  erschöpft  Wie  nun  in  der 
zweiten  Generation,  bei  einem  zweiten  Beerbungsfalle?  Wenn  inzwischen 
keine  Ablösung  stattgefunden  hat,  so  ist  das  Anerbenrecht  nunmehr 
unmöglich.  Wir  bleiben  bei  unserem  früheren  Beispiele.  Der  erste  An- 
erbe hat  750  M.  Rente  auf  das  Gut  gelegt  und  nichts  davon  getilgt; 
er  stirbt  mit  Hinterlassung  mehrerer  Kinder;  das  Bauergut  kann  nicht 
mehr  belastet  werden,  und  das  Gesetz  über  Anerbenrecht  bleibt  un- 
ausführbar. Die  Rodbertus'sche  Theorie  hat  zwischen  den  verschiedenen 
Anlässen  der  Rentenbelastung  nicht  unterschieden;  sie  hat  Übersehen, 
daß  der  Erbenfall  immer  und  immer  wiederkehrt,  während  das  Dar- 
lehensbedürmis  des  Grundbesitzers  nicht  mit  notwendigen  Naturer- 
eignissen in  Verbindung  steht 

Hier  nehme  ich  die  Erörterung  über  den  oben  dargelegten,  durch 
die  Rentenbriefe  nicht  gedeckten  Rest  der  Rente  wieder  auf;  ich  will 
ihn  die  Schuldscheinrente  im  Gegensatz  zur  Rentenbriefrente  nennen. 

Bei  der  Rentenbriefrente  ist  die  Ablösung  (Amortisation)  im  Inter- 
esse des  Rentenschuldners  erforderlich :  das  Bauergut  soll  endlich  ein- 
mal wieder  lastenfrei  werden,  und  es  besteht  die  Gefahr,  daß  in  späterer 
Generation  das  Bauergut  dem  Anerbenrecht  verloren  geht.  Bei  der 
Schuldscheinrente  liegt  die  Ablösung  im  Interesse  des  Rentengläubigers ; 
seine  Schuldscheinrente  ist  unveräußerlich,  und  doch  bedarf  er,  wie 
früher  ausgeführt,  des  Kapitals,  um  sich  eine  neue  Lebensstellung  zu 
verschaffen.  Man  muß  also  auch  hier  die  Amortisation  einführen, 
dadurch  wird  ihm  oder  doch  seinen  Nachkommen  einmal  das  Kapital 
zu  teil,  ja,  wahrscheinlich  wird  die  Schuldscheinrente  alsdann  auch  einen 


1)  Conrad  spricht  von  49,15  Jahren  bei  seinem  Vorschlage. 
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Käufer,  wenngleich  zu  geringerem  Kaufpreise  wie  die  Rentenbriefrente, 
finden.  Ich  meine  sogar,  daß  man,  um  letzteres  zu  begünstigen,  die 
Amortisation  verstärken  müsse.  Für  die  Rentenbriefrente  nämlich 
schließe  ich  mich  den  Vorschriften  der  bereits  mehrfach  erwähnten 
preußischen  Gesetze  von  1850  an;  diese  überließen  es  dem  Belieben 
des  Bauergutsbesitzers,  ob  er  von  der  kapitalisierten  Rente  jährlich 
ein  halbes  oder  ein  ganzes  Prozent  amortisieren  wolle,  ersterenfalls 
wird  die  Amortisation  in  56ViS,  letzterenfalls  in  41  l/i  t  Jahren  voll- 
endet; dementsprechend  möchte  ich  es  dem  Anerben  bezüglich  der 
Rentenbriefrente  anheimstellen,  ob  er  jährlich  10  oder  20  Prozent  des 
Rentenbetrages  als  Amortisationsquote  zahlen  wolle;  hingegen  bezüg- 
lich der  Schuldscheinrente  stimme  ich  für  durchgängig  20  Proz.,  um 
die  Amortisation  in  der  kürzeren  Seit  durchzuführen;  eine  besondere 
Beschwerung  des  Anerben  wird  hieraus  nicht  hervorgehen,  weil  ja  die 
Schul dscheinrente  stets  nur  von  geringem  Umfange  sein  wird.  Noch  einen 
anderen  Gedanken  möchte  ich  jenen  Gesetzen,  aber  unter  Einschränkung 
auf  die  Schuldscheinrente,  entnehmen;  nach  §  64  des  Ablösungs- 
gesetzes konnte  nämlich  der  Bauergutsbesitzer  die  Reallast  durch  Bar- 
zahlung des  achtzehnfachen  Betrages  an  den  Berechtigten  ablösen. 
Auf  unsere  Rentenbriefrente  möchte  ich  diese  Bestimmung  nicht  über- 
tragen, weil  sie  ein  Unrecht  gegen  den  Miterben  enthalten  würde,  denn 
ich  nehme  an,  daß  er  die  Rentenbriefe  zum  Parikurse  wird  verkaufen 
können;  anders  steht  es  mit  der  Schuldscheinrente,  die  ich  mehrfach 
als  unveräußerlich  erklärt  habe;  hier  dürfte  sich  jene  Begünstigung 
im  beiderseitigen  Interesse  rechtfertigen. 

Meine  Darstellung  fasse  ich  jetzt  zusammen :  infolge  des  Anerben- 
rechts entstehen  zwei  Renten.  Die  erste  Rente  haftet  auf  dem  Renten- 
gute und  wird  ins  Grundbuch  eingetragen;  die  Rentenbriefe  hierüber 
werden  von  der  Kreiskasse  ausgegeben;  der  Anerbe  hat  dieser  die 
Rente  und  Amortisationsquote  zu  zahlen;  diese  haftet  dem  Rentenbrief- 
inhaber  auf  Zahlung  der  Rente,  die  Amortisationsquote  sammelt  sie 
auf  bis  ans  Ende  und  legt  sie  verzinslich  an  (namentlich  durch  An- 
kauf von  Rentenbriefen).  Die  zweite  Rente  ist  eine  rein  persönliche 
Schuld  des  Anerben ;  er  stellt  darüber  dem  Miterben  einen  Schuldschein 
aus  und  zahlt  ihm  die  Rente  und  die  Amortisationsquote,  er  kann  sie 
durch  Zahlung  des  achtzehnfachen  Betrages  ablösen;  bei  Ausstellung 
des  Schuldscheines  wirkt  die  Rentenbriefsbehörde  mit,  um  die  unge- 
übten Leute  vor  Mißgriffen  in  juristischer  Beziehung  zu  behüten. 

Ich  nehme  an,  daß  die  Rentenbriefe  ein  vierprozentiges  Papier  sein 
werden,  d.  h.  daß  es  gelingen  wird,  die  Rente  zum  25 fachen  Kapital- 
betrage zu  verkaufen.  Die  Haftung  des  Kreises  in  Verbindung  mit 
dem  Zinssatze  von  4  Proz.  wird,  hier  ein  Resultat  herbeiführen,  das  der 
Anerbe  für  sich  allein  nicht  erreichen  dürfte,  der  Kreis  stellt  seinen 
Kredit  in  den  Dienst  des  Anerbengutes,  und  die  Miterben  profitieren 
davon,  wie  der  Staat  1850  die  Rentenbanken  schuf,  um  seinen  Kredit 
für  die  Befreiung  der  Bauergüter  von  Reallasten  zu  verwenden.  Bei 
der  Subhastation  des  Anerbengutes  muß  demnach  der  Käufer  entweder 
die  Rente  übernehmen  oder  den  25 fachen  Betrag  derselben  entrichten. 
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Ich  berühre  nunmehr  mit  wenigen  Worten  einige  schon  von  Conrad 
hervorgehobene  Punkte. 

Das  Anerbenrecht  tritt  nur  zu  Gunsten  von  Söhnen  ein,  nicht  von 
Töchtern  oder  von  Seitenverwandten ;  unter  mehreren  Söhnen  giebt  das 
Alter  den  Vorzug. 

Das  Anerbenrecht  ist  ein  Recht,  und  zwar  ein  unübertragbares; 
will  kein  Berechtigter  es  ausüben,  so  finden  die  gewöhnlichen  Be- 
stimmungen statt. 

Das  Anerbenrecht  tritt  bei  Intestaterbfolge  ein;  aber  auch  bei 
testamentarischer  Erbfolge,  wenn  der  Testator  einen  Sohn  zum  An- 
erben ernennt  und  den  übrigen  Kindern  eine  Abfindung  in  Rente 
hinterläßt,  ist  in  dieser  Abfindung  keine  Verletzung  des  Pfiichtteil- 
rechts  zu  erblicken;  auch  kann  ein  solcher  testamentarischer  Anerbe 
die  Ausstellung  der  Rentenbriefe  verlangen  —  nach  den  früher  darge- 
legten Grundsätzen. 

Das  Anerbenrecht  tritt  nur  bei  Bauergütern  von  gewissem  Um- 
fange ein.  Dies  ist  ein  bei  Conrad  nicht  erwähnter  Punkt.  Allein  es 
liegt  auf  der  Hand,  daß  das  Anerbenrecht  nicht  die  Bestimmung  hat, 
Großbauern  aufzuziehen,  resp.  zu  erhalten.  Wenn  demnach  das  Bauer- 
gut eine  Teilung  verträgt,  ohne  daß  aus  derselben  Zwergwirtschaften 
hervorgehen,  so  findet  das  Anerbenrecht  keine  Anwendung;  das  ge- 
wöhnliche Erbteilungsverfahren  ist  alsdann  geeignet ,  das  Bauergut 
der  Familie  zu  erhalten,  ohne  daß  eine  Beschwerung  mit  Schulden 
einzutreten  braucht.  Bei  Festsetzung  des  ümfangs  wird  man  gut 
thun,  den  Grundsteuerreinertrag  für  maßgebend  zu  erklären  ;  falls  nicht 
alle  deutschen  Landesteile  eine  genügende  Katastereinrichtung  be- 
sitzen, so  wird  man  der  Landesgesetzgebung  Raum  geben  müssen. 

Wenn  der  Anerbe  das  Gut  veräußert,  so  sollen  nach  Conrad, 
wenn  dies  innerhalb  zehn  Jahren  geschieht,  die  Miterben  an  dem 
Kapitalerlöse  partizipieren,  nach  10  Jahren  aber  hat  der  Anerbe  das 
Recht  des  freien  Verkaufs.  Mir  scheint,  daß  hier  dem  Anerben  zu 
viel  eingeräumt  ist;  ich  glaube,  daß  das  Anteilrecht  am  Kaufpreise 
den  Miterben  gewahrt  bleiben  muß,  entweder  solange  die  Rentenbriefe 
unabgelöst  sind ,  oder  jedenfalls  solange  einer  von  den  mit  Renten- 
briefen abgefundenen  Miterben  lebt.  Das  ganze  Anerbenrecht  hat  die 
Bestimmung,  das  Gut  der  Familie  zu  erhalten ;  geht  es  aus  den  Uänden 
der  Familie  heraus,  so  sind  die  im  Interesse  dieses  Zieles  getroffenen 
Sondermaßregeln  hinfällig;  man  kann  zwar  dem  Anerben  die  Ver- 
äußerung nicht  untersagen  (das  verbietet  sich  aus  anderen  Gründen), 
aber  man  kann,  wenn  er  veräußert,  die  besondere  Behandlung  seiner 
Miterben  fallen  lassen  und  ihn  wie  sie  einander  gleich  stellen. 

Der  Anerbe  hat  das  Recht,  die  Rentenbriefe  schneller  zu  amorti- 
sieren, als  gesetzlich  vorgeschrieben  ist;  die  Kapitalisierung  erfolgt 
alsdann  nach  Conrad  zum  20fachen  Betrage;  ich  glaube,  daß  hierin 
ein  Unrecht  gegenüber  dem  Rentenbriefinhaber  liegt  und  stimme  für 
den  25fachen  Betrag,  zumal  jener  Anerbe  offenbar  sich  nicht  in  Geld- 
verlegenheit befindet. 

An  mehreren  Stellen  drückt  Conrad  seine  Zweifel  aus,  ob  die  von 
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ihm  vorgeschlagene  besondere  Behandlung  des  Bauergutes  im  Erbfalle 
bei  den  Juristen  Anklang  finden  werden.  Gemeint  unter  den  Juristen 
sind  die  Romanisten,  denn  das  deutsche  Recht  hat  ja  ftr  die  ver- 
schiedenen Güter,  aus  denen  die  Erbmasse  besteht,  mannigfache  Erb- 
ordnungen aufgestellt.  Als  Romanist  nun  glaube  ich  mit  vollster 
Ueberzeugung  die  besondere  Behandlung  des  Bauergutes  billigen  zu 
sollen.  In  meinem  früheren  Aufsatze  habe  ich  gezeigt,  daß  die  Römer 
für  das  Erbpachtsgut  eigene  Grundsätze  aufgestellt  haben;  wenn  sie 
es  auch  nicht  rechtlich  als  unteilbar  erklären,  so  verwerfen  sie  seine 
Teilung  aus  praktischen  Gründen,  weil  sonst  Zwergwirtschaften  ent- 
stünden, welche  der  Pachtforderung  des  Herrn  gefahrlich  werden 
könnten  *)•  Warum  sollen  wir  nicht  einen  Schritt  weiter  gehen  und 
eine  organische  Einrichtung  (die  Rentenbriefe)  auf  die  Bauergüter  von 
gewissem  Umfange  in  Anwendung  bringen*)?  Denn  das  ist  ja  das 
charakteristische  Zeichen  der  modernen  Zeit,  daß  sie  bewußt  mit 
legislatorischen  Motiven  arbeitet  und  sie  in  organischen  Einrichtungen 
mannigfacher  Art  zum  Ausdruck  bringt;  daher  die  Grundbuchver- 
fassung für  alle  Rechtsverhältnisse  der  Grundstücke,  die  Agrar- 
gesetzgebung mit  ihrer  Sorge  für  Entstehung  und  Erhaltung  freien 
Eigentums,  die  zahlreichen  Register  in  Handel  und  Gewerbe.  AU  diese 
Dinge  hat  weder  Rom  noch  das  Mittelalter  besessen  3);  denn  sie  sind 
das  Erzeugnis  eines  bewußt  arbeitenden,  gewisse  Ziele  setzenden,  die 
Erfahrungen  der  Vergangenheit  benutzenden  Verstandes,  sie  sind  nicht 
Volksrecht,  sondern  gesetzgeberisches  Recht  Solche  Dinge  zeigen  die 
Denkweise  der  Zeit  auf,  darin  liegt  ein  großes  Stück  Fortschritt  auf 
dem  juristischen  Gebiete.  Warum  sollte  der  Romanist  sich  ihnen  ent- 
gegenstellen wegen  der  Wahrnehmung,  daß  das  Römische  Recht  für 
die  verschiedenen  Erbschaftsstücke  nicht  verschiedene  Erbordnungen 
aufgestellt  hat?  Einer  verschiedenen  Erbordnung  könnte  ich  nicht 
zustimmen;  sie  widerspricht  dem  Gleichheitsprinzipe,  zu  welchem  wir 
uns  nicht  bloß  in  politischem  Gebiete,  sondern  besonders  in  dem  des 
Privatrechts  hindurchgerungen  haben.  Aber  um  eine  verschiedene  Erb- 
ordnung handelt  es  sich  nicht,  sondern  um  Besonderheiten  der  Erb- 
auseinandersetzung. Wir  waren  bemüht,  einem  jeden  Kinde  den  gleichen 
Wert  zukommen  zu  lassen,  nur  daß  der  Wert  bei  den  Einzelnen  sich  anders 
äußerlich  darstellt:  bei  dem  Anerben  als  Bauergut,  bei  den  anderen 
Miterben  als  Rente.  Gerade  dadurch  unterscheidet  sich  der  gegen- 
wärtige Vorschlag  von  den  bisherigen  Gesetzen  über  Anerbenrecht, 
welche  sämtlich  zu  Gunsten  des  Anerben  die  übrigen  Miterben  zurück- 
setzten und  welche  deshalb  bei  den  Vätern  keinen  Anklang  fanden. 
Eine  pekuniäre  Zurücksetzung  soll  nicht  stattfinden,  vielmehr  erhält 


1)  Siehe  Bd.  48,  8.  «80  dieser  Jahrbücher. 

2)  In  meiuem  froheren  Aufsätze  habe  ich  das  Rentenpriniip  als  allgemeine«  verworfen, 
aber  seine  Anwendbarkeit  aof  Anerbengüter  aosdrfickHch  als  berechtigt  anerkannt  (8.  848); 
ich  Terlangte  damals  wie  beute  die  Aasgabe  von  Rentenbriefen,  nur  dachte  ich  damals 
nicht  an  die  Zuhilfenahme  von  Kreiskassen. 

3)  Oder  will  etwa  jemand  die  Salbficher  des  Mittelalters  mit  unserer  universalen  grofs- 
trtigen  Grondbucbsverfassung  identifizieren? 


Digitized  by  Google 


Das  Rentenprinsip  im  Dienste  des  Anerbenguts. 


813 


jedes  Kind  den  gleichen  Wert,  nur  wird  dem  Anerben  zugleich  eine 
Lebensstellung  zugewiesen,  während  die  anderen  Geschwister  sich  eine 
solche  mit  dem  ihnen  zugewiesenen  Werte  neu  erwerben  müssen;  das 
ist  ja  aber  das  Schicksal  der  bei  weitem  meisten  Menschen.  Dieses 
Resultat  wird  dadurch  erreicht,  daß  wir  den  Kreis  und  seinen  Kredit 
in  den  Dienst  des  Anerbengutes  stellen;  das  ist  aber  nichts  Neues, 
sondern  es  knüpft  an  die  schönsten  Leistungen  des  modernen,  insbe- 
sondere des  preußischen  Staates  an :  die  preußische  Agrargesetzgebung 
ist  dem  Bauernstande  nicht  bloß  mit  Gesetzesparagrapheu  zu  Hilfe  ge- 
kommen, sondern  mit  jahrzehntelanger  Arbeit  der  Beamten  und  mit 
dem  Kredit  des  preußischen  Staates ;  die  analoge  Thätigkeit  der  Kreis- 
organe, das  analoge  Zurückgehen  auf  den  Kredit  des  Kreises  wird  dem 
Bauern  gleichen  Nutzen,  dem  Kreise  gleiche  Ehre  bringen. 
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XIII. 

Zur  Agrarfrage. 

Von 

Dr.  F.  Heinrich  Geffckon. 

Seit  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  vom  20.  und 
21.  März,  in  denen  auf  Grundlage  umfassender  Spezialberichte  über 
die  einzelnen  Teile  Deutschlands,  die  ländliche  Arbeiterfrage,  die  Boden- 
besitzverteilung und  die  Sicherung  des  Kleingrundbesitzes  erörtert 
wurden,  ist  die  Agrarfrage  Gegenstand  mancher  Besprechungen  geworden, 
so  namentlich  von  A.  Schaff! e  in  einer  Reihe  von  Artikeln  44,  45,  49 
der  „Zukunft11  und  von  Dr.  G.  Ruhland  in  fünf  Aufsätzen  in  den 
Münchener  Neuesten  Nachr.  vom  Okt  d.  J.  Beide  bieten  in  ihren 
Ausführungen  viel  Beachtenswertes  und  sind  durch  lange  Beobachtung 
auf  diesem  Gebiete  kompetent,  fordern  aber  im  einzelnen  manche 
Bedenken  heraus,  denen  hier  Ausdruck  zu  geben  versucht  werden  soll. 

Dr.  Ruhland  war  nicht  nur  längere  Zeit  als  praktischer  Landwirt 
thätig,  sondern  hat  auch  u.  a.  mit  Unterstützung  des  Reichs  und 
Bayerns  vor  einigen  Jahren  eine  Weltreise  zur  Erforschung  der  Ge- 
tieideproduktionsverhältnisse  unternommen,  kann  also  gewiß  bean- 
spruchen, über  diese  Frage  gehört  zu  werden.  Gleichwohl  scheinen 
die  Ergebnisse,  zu  denen  er  gelangt,  in  manchen  Punkten  anfechtbar 
zu  sein. 

L 

Der  erste  seiner  Artikel,  betitelt:  „Das  nahende  Ende  der  aus- 
wärtigen Getreidekonkurrenz",  führt  aus,  daß  trotz  der  jetzigen  Ueber- 
fülle  von  Getreide  die  mitteleuropäischen  Industriestaaten,  welche 
nicht  so  viel  Korn  produzieren,  wie  ihre  Bevölkerung  gebraucht,  in 
nicht  ferner  Zukunft  dem  Mangel  des  Imports  aus  den  jetzigen  Ge- 
treideproduktionsländern entgegensehen,  weil  „in  Nordamerika,  Ruß- 
land, Australien,  Südafrika  und  Indien  die  industrielle  Entwickelung  so 
weit  vorgeschritten  ist,  daß  die  getreidekonsumierende  Bevölkerung 
den  Ueberschuß  gerade  aufzehrt".  Diese  Behauptung  erscheint  im 
Lichte  der  Thatsachen  doch  recht  fraglich.  Nehmen  wir  zuerst  den 
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Fall  Indiens;  Dr.  Ruhland  sagt,  in  der  indischen  Ware  fänden  sich 
4  bis  5  bis  6  Proz.  Staub  und  10  bis  15  bis  20  Proz.  der  Körner  seien 
von  Würmern  angefressen,  es  handle  sich  um  Vorrate,  die  oft  5,  10 
und  mehr  Jahre  hindurch,  alter  Ueberlieferung  getreu,  als  Notreserve 
in  Erdsilos  vergraben  waren  und  jetzt  durch  den  Bau  von  Eisenbahnen 
von  ihrer  Bestimmung  freigegeben  seien.  In  dem  Maße,  als  diese  Not- 
vorräte  verschwänden,  werde  die  indische  Ware  zwar  reiuer,  verliere 
aber  ihre  Bedeutung,  die  Ausfuhrziffern  gingen  bereits  langsam 
zurück  und  dieser  Rückgang  werde  anhalten,  weil  die  Finanzen  einen 
weiteren  Ausbau  des  Eisen  bahnsystems  nicht  erlaubten.  Die  wach- 
senden Schulden  zwängen  den  Bauer,  seine  Ernte  nach  dem  Erdrusch 
zu  verkaufen,  Zwischenhändler  belehnten  und  kauften  sogar  die  Ernte 
schon  auf  zwei  Juhre  im  voraus.  —  Sehen  wir  nun  zunächst,  wie 
diese  Verhältnisse  sich  für  Indien  in  Wirklichkeit  stellen,  indem  wir 
auf  Rußland  später  zurückkommen.  Für  Indien  haben  wir  ein  aus- 
gezeichnetes Material  erhalten  in  dem  kürzlich  erschienenen  Blaubuche 
„Minutes  of  Evidence  taken  betöre  the  Committee  appointed  to  inquire 
into  the  Indian  Currency".  London  1893,  in  welchem  nicht  nur  die 
Währungsfrage,  sondern  auch  der  ganze  Stand  des  indischen  Handels 
eingehend  erörtert  ist,  wir  nehmen  daraus  die  Aussagen  der  bewahr- 
testen Zeugen  über  den  Bau  und  die  Ausfuhr  des  Getreides.  Von  der 
Unterscheidung  zwischen  altem  vergrabeuen  und  neu  geerntetem  reinen 
Weizen  finden  wir  kein  Wort ;  wenn  der  indische  Bauer  früher  Weizen 
für  künftigen  Notstand  in  Erdsilos  vergrub,  so  haben  die  partiellen 
Hungersnöte,  von  denen  Indien  einst  heimgesucht  wurde,  durch  die 
Eisenbahnen  längst  ganz  aufgehört,  da  diese  ermöglichen,  jederzeit 
Korn  nach  den  Gegenden  zu  bringen,  die  etwa  eine  Mißernte  haben. 
1079  sagt  Mr.  Mackay:  „A  famin e  all  over  India  is  unknown.  One 
district  may  be  short,  but  others  have  a  surplus.1'  Die  Regierung,  die 
nach  Sir  J.  Adam  (1896)  der  größte  Grundeigentümer  ist,  und  aus 
ihrem  Bodenbesitz  24  Mill.  £  zieht,  hat  für  solche  partielle  Notstände 
Getreidespeicher,  aber  wird  sicherlich  das  Korn  nicht  in  Erdsilos  ver- 
graben, wo  es  verdirbt.  Die  Getreideausfuhr  hat  (1049)  erst  mit  deu 
Eisenbahnen  und  speziell  mit  der  Eröffnung  des  Suezkanals  begon- 
nen, da  Weizen  in  irgend  welcher  Menge  nicht  um  das  Kap  herum 
gesandt  werden  konnte,  weil  er  auf  der  langen  Fahrt  Schaden  leiden 
mußte.  Wie  steht  es  nun  mit  dem  behaupteten  langsamen  Zurück- 
gehen der  Ausfuhrziffern  V  Das  Blaubuch  S.  44  giebt  darauf  die  fol- 
gende Auskunft:  Die  Ausfuhr  betrug: 

1887/88:     676908  Tons 
1888/89 :     880  $04  „ 
1889/90:     689  96 1  „ 
1890/91:     716024  „ 

1891/9«:  ISI5  349  „ 

Außerdem  kommt  in  Betracht,  daß,  wenn  man  die  indische  Ausfuhr 
für  längere  Zeit  betrachtet,  es  sich  ergiebt,  daß  die  Weizenausfuhr 
im  engsten  Zusammenhang  mit  dem  jedesmaligen  Ausfall  der  Ernte 
steht,  also  nicht  aus  Erdsilos  kommen  kann,  von  denen  die  vernom- 
menen Zeugen  überhaupt  nichts  wissen. 
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Daneben  schwankt  die  Ausfuhr  natürlich  nach  der  Lage  des 
Weltmarktes,  der  Menge  Korn,  die  andere  Lander  auf  denselben 
werfen  können  und  den  dadurch  bedingten  Preisen,  man  kann  auch 
zugeben,  daß  die  enorme  Steigerung  in  1891/92  durch  Rußlands  Miß- 
ernte und  Ausfuhrverbot  hervorgerufen  ward,  aber  nach  den  ange- 
führten Zahlen  kann  man  doch  nicht  von  einem  Zurückgehen  der 
Ausfuhr  sprechen,  zumal  das  Fallen  des  Silberpreises  dieselbe  begün- 
stigt, während  die  Kaufkraft  der  Rupie  nach  allen  Zeugenaussagen  im 
Kleinverkehr,  also  auch  für  den  Bauern  nicht  abgenommen  hat1). 
Noch  weniger  ist  ein  Abnehmen  der  Ausfuhr,  abgesehen  von  den  er- 
wähnten natürlichen  Schwankungen,  für  die  Zukunft  anzunehmen ;  was 
die  Verschuldung  der  Bauern  betrifft,  so  erklärt  Sir  J.  B.  Lyall 
(2840,  41),  daß  sie  in  manchen  Gegenden  besteht,  in  andern  nicht, 
daß  sie  aber  in  der  letzten  Zeit  „has  been  enormously  decreased". 
Mr.  J.  A.  Baine  konstatiert  (2989,  90),  daß  der  Bau  von  Weizen,  durch 
Vorschüsse  der  Agenten  von  Ausfuhrfirmen,  ständig  ausgedehnt  werde, 
dies  sei  eine  ganz  neue  Erscheinung,  die  bis  vor  drei  Jahren  nicht 
gesehen  ward,  in  der  Umgegend  der  Dörfer  werde  Land  unter  den 
Pflug  gebracht,  das  früher  dem  Baumwollenbau  diente.  Ebenso  hin- 
fällig ist  es,  wenn  Ruhland  sagt,  daß  die  Finanzen  den  weiteren  Aus- 
bau der  Eisenbahnen  hinderten ,  Sir  J.  Adam  bestreitet  (1924) ,  daß 
diL-s  zufolge  des  Fallens  der  Rupie  eintreten  könne,  in  den  10  Jahren 
von  1880—90  sei  das  Netz  um  7000  Meilen  vergrößert,  während  vou 
1870 — 80  nur  5000  Meilen  gebaut  seien,  außerdem  habe  die  Regierung 
das  Bewässerungssystem  sehr  ausgedehnt  und  thue  es  noch  fortwah- 
rend, da  es  „a  lucrative  Investment,  bringing  in  returns  just  as  rail- 
ways  do"  sei.  Ferner  macht  Mr.  Fowler  (1623)  darauf  aufmerksam, 
daß  in  Indien  große  Summen  für  Eisenbahnen  und  andere  öffentliche 
Werke  jährlich  aus  den  laufenden  Einnahmen  bezahlt  würden,  die 
man  in  England  nur  durch  Anlehen  bestreite;  wenn  die  Regierung 
dies  gleichfalls  thue,  so  könne  sie  den  Eisenbahn  bau  noch  sehr  aus- 
dehnen. Was  aber  die  für  diesen  kontrahierten  Anlehen  betreffe,  so 
giebt  Sir  J.  Adam  zu  (1894),  daß  sie  an  den  für  die  Zinsen  in  Gold 
zu  machenden  Rimessen  allerdings  verliere,  daß  aber  die  Zinsen  der 
in  England  gemachten  Anleihen  an  sich  so  viel  geringer  seien,  als 
wenn  sie  dieselben  in  Indien,  wo  man  6  Proz.  zahlen  müsse,  aufgenom- 
men hätte,  also  sich  der  eingeschlagene  Weg  doch  als  der  vorteil- 
haftere bewähre;  im  ganzen  hätten  die  von  Indien  für  seine  Schuld 
zu  zahlenden  Zinsen  in  den  letzteu  Jahren  abgenommen.  Es  ist  also 
nicht  der  geringste  Grund  anzunehmen,  daß  eine  intelligente  Regie- 
rung, wie  es  die  anglo-indische  ist,  den  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes 
und  des  Bewässerungssystems  sistiert,  welche  die  Produktionsfähig- 
keit des  Landes  schon  so  erhöht  hat  und  weiter  vermehren  wird. 


1)  (1051)  „The  poiot  is  that  the  price  always  tends  to  come  down,  as  the  rvpee 
goes  down  (d.  h.  im  grofsen  Handel)  that  the  advautage  which  India  gets ,  is  in  being 
able  to  get  the  aame  nutnber  of  rnpees,  which  is  the  same  thing,  it  is  aaid,  a*  Um 
porchasing  power  of  the  rupee  not  differing;  and  getting  the  same  nomber  of  rnpees, 
to  Charge  a  lower  pnc*.»' 


Digitized  by  Google 


Zur  Agrarfrage. 


817 


Wenden  wir  uns  nun  zu  Rußland ,  welches  Ruhland  stets  gleich 
mit  Indien  behandelt,  währeDd  bis  auf  den  einzigen  Umstand,  daß  erst 
der  Dampf  die  Massenausfuhr  ermöglicht,  die  Verhältnisse  beider 
Länder  diametral  verschieden  sind,  so  finden  wir  allerdings  ein  Sinken 
der  Ausfuhr,  noch  mehr  aber  der  Produktion  und  dies  ist  sehr  be- 
greiflich, da,  wenn  in  Indien  eine  weise  Regierung  mit  Erfolg  bemüht 
ist,  die  Lage  des  Ackerbaues  zu  heben,  in  Rußland  gerade  das  Gegen- 
teil geschieht,  obwohl  der  Natur  der  Sache  nach  die  Interessen  der 
Landwirtschaft  die  maßgebenden  sein  müßten,  denn  von  der  Bevölke- 
rung gehören  873/4  Proz.,  etwa  80  Mill.,  der  ländlichen  an.  Dagegen 
sind  nach  dem  Bericht  des  kommerziellen  Attaches  der  englischen 
Botschaft  in  Petersburg,  Mr.  Law1),  nur  847  000  Personen  in  der  In- 
dustrie und  496  836  im  Bergbau  beschäftigt.  Gleichwohl  scheint  die 
Regierung  ihr  ganzes  Bestreben  darauf  zu  richten ,  durch  prohibitive 
Zölle  die  verhältnismäßig  unbedeutende  Industrie  künstlich  zu  heben, 
was  nur  die  Folge  hat,  daß  die  Fabrikanten  reich  werden,  aber  bei 
dem  Mangel  an  Konkurrenz  keine  Fortschritte  in  der  Produktion 
machen,  für  die  Landwirtschaft  hat  zwar  die  Regierung  durch  Aus- 
bau der  Eisenbahnen  und  angemessene  Tarifierung,  Aufstellungen  von 
Elevatoren  und  Herstellung  von  Lagerräumen  in  den  Hafenplätzen 
manches  gethan,  was  der  Ausfuhr  zu  Gute  kommt,  aber  zugleich  saugt  sie 
die  Landwirtschaft  durch  Steuerdruck  aus.  Die  Anbaufläche  ist  nicht, 
wie  Ruhland  sagt,  ziemlich  dieselbe  geblieben,  sondern  stark  zurück- 
gegangen. Schon  1885  berichtete  der  Sekretär  der  englischen  Botschaft, 
Mr.  Kennedy,  daß  die  mit  Korn  bestellte  Fläche  des  europäischen 
Rußlands  um  167  Mill.  Acres  in  1879,  auf  136  Mill.  in  1883  gefallen 
sei  und  der  Ertrag  von  1498  Mill.  Busheis  auf  701  Mill.  Nach  Law 
(Tabelle  III)  war  der  Ertrag  an  sämtlichen  Kornarten  in  50  Pro- 
vinzen : 

1886 :  256  748  300  Ttfchetwerts  ') 
1887:  303  738  5O0  ,, 
1888:  286143*74  „ 
1889  :  324  143  IOO  11 
1890:  267035000  „ 
1891:207  733  000 

1891  war  durch  die  Mißernte  ein  Ausnahmejahr,  ebenso  wie  1890 
ein  ungewöhnlich  gutes,  1889  aber  zeigt  gegen  1887  eine  Abnahme 
von  mehr  als  60  Mill.  Demgemäß  hat  auch  die  Ausfuhr  abgenommen, 
sie  betrug  an  Roggen  1888:  106159000  Puds,  1889:  78909000,  1890: 
74115000,  1891:  67938000  Puds,  an  Weizen  1888  :  214 141  000  Puds, 
1889:  178635000,  1890:  173611000,  1891:  176059000  Puds s).  Das 
Gesamtbild  ist  unstreitig  ein  starker  Niedergang,  begründet  in  den 
schlechten  sozialen  Verhältnissen.  Der  russische  Bauer  hat  überhaupt 
nicht  sehr  viel  Getreide  zu  verkaufen,  was  er  erntet,  braucht  er  ent- 


1)  Report  011  Rusiian  Agricalture,  Foreign  Offlee,  1892. 
S)  1  Tsehetwert  =  ».099  Hektol. 
3)  1  Päd  —  16,381  kg. 
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weder  selbst  oder  muß  es  dem  Wucherer  überlassen,  um  seine  Steuern 
zu  zahlen.  Das  Land,  das  er  bebaut,  gehört  nicht  ihm,  sondern  der  Ge- 
meinde (Mir),  er  kann  es  auch  nicht  bauen,  wie  es  ihm  am  vorteil- 
haftesten dünkt,  sondern  muß  sich  an  die  herkömmliche  Fruchtfolge 
halten,  Korn,  Hafer  und  Brache;  da  ihm  das  Land  nur  auf  3  Jahre 
zugeteilt  wird,  so  fehlt  jeder  Trieb  zur  Verbesserung  der  Kultur,  er 
würde  nur  säen ,  was  sein  Nachfolger  ernten  würde.  Die  Masse 
des  Getreides  für  die  Ausfuhr  wird  gebildet  durch  dasjenige,  was 
der  Großgrundbesitz  erzeugt  und  was  die  Wucherer  von  den  Bauern 
kaufen.  Trotz  des  Rückgangs  des  Gesamtertrags  ist  nun  nach  obigen 
Zahlen  die  Ausfuhr  noch  sehr  bedeutend1),  wenn  Rußland  in  dem 
Notjahr  1891 ,  wo  dazu  noch  im  August  die  Ausfuhr  verboten 
ward  (eine  ganz  widersinnige  Maßregel,  da  die  Mittel  zum  Transport 
in  die  notleidenden  Gegenden  fehlten  und  das  Getreide  in  den  Hafen 
verfaulte),  ca.  68  Mill.  Pud  Roggen  und  176  Mill.  Pud  Weizen  aus- 
führte, in  den  Jahren  1888—91  nach  14  europaischen  Ländern  zu- 
sammen 1957 Mill.  Pud,  so  wird  in  bessereu  Jahren  die  Ausfuhr 
wieder  steigen.  Die  allgemeinen  Klagen  der  Westprovinzen  über  den 
Zollkrieg  mit  Deutschland,  welcher  bei  unseren  50  Proz.  Differentialzoll 
die  Ausfuhr  hemmt,  zeigen,  daß  die  Getreideproduzenten  großenteils 
auf  die  Ausfuhr  angewiesen  sind,  und  dies  wird  klar  bewiesen  durch 
die  trotz  der  Kampfzölle  erfolgte  Vermehrung  der  Getreideeinfuhr  in 
Deutschland  im  September  d.  J.,  sie  betrug  113348  M.-Ztr.  Roggen 
gegen  13057  in  1892,  14929  M.-Ztr.  Hafer  gegen  1310  in  1892, 
350537  Gerste  gegen  271294  in  1892.  Rußland  muß  seinen  Getreide- 
Überschuß  los  werden,  um  Geld  zu  bekommen,  und  kann  dafür  den 
deutschen  Markt  nicht  entbehren.  Durch  künstliche  Mittel,  wie 
Regierungsaufkäufe,  hat  man  gesucht,  das  Fallen  der  Preise  bei  der 
jetzigen  Stockung  aufzuhalten,  ferner  sind  die  Eisenbahnfrachten  nach 
der  österreichischen  und  rumänischen  Grenze  um  40  Proz.  herab- 
gesetzt, wozu  die  Ermäßigungen  der  österreichischen  Bahnen  für  den 
Transit  russischen  Getreides  nach  der  Schweiz,  Frankreich  und  Italien 
kommen,  aber  alle  diese  Mittel  haben  wenig  geholfen.  Zu  wirklich 
umfassenden  Aufkäufen  bat  die  Regierung  kein  Geld,  die  Kosten  des 
Transports  nach  den  baltischen  Häfen  oder  Odessa  sind  zu  groß  bei 
den  niedrigen  Preisen,  so  muß  der  Produzent  schließlich  um  jeden 
Preis  verkaufen  und  die  gute  Ernte  dieses  Jahres  hilft  ihm  nichts. 
Dies  sind  aber  Ausnahmeverhältnisse,  die  mit  dem  Fallen  des  deutschen 


1)  Block  Riebt  in  l'Europe  politique  et  sociale,  2  ed.,  1898  folgende  Atufuhrxiffern  io 
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Die  Ziffern  der  Ausfuhr 
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Durchschnitt  in  1883/87: 
3Il67I370P.,i 
die  Einfuhr  au 
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Differentialzolles  beseitigt  sein  werden,  Rußland  wird  trotz  dieser 
schlechten  Agrarverhältnisse  eine  starke  Ausfuhr  behalten,  weil  es  nur 
mit  Korn  den  Import  auswärtiger  Waren,  den  es  trotz  der  hohen 
Zölle  bedarf,  so  z.  B.  landwirtschaftliche  Maschinen,  Eisen,  Kohlen 
bezahlen  kann.  Die  Verringerung  der  Ausfuhr  beruht  nur  auf  aus- 
nahmsweisen  Umständen,  sobald  die  unhaltbaren  Verhältnisse,  welche 
die  Abnahme  verursachten,  aufhören,  ist  eine  große  Steigerung  der 
Produktion  und  der  Ausfuhr  zu  erwarten.  Es  kommt  schließlich  in 
Betracht,  daß  die  Verschlechterung  des  russischen  Ackerbaus  mit 
darauf  zurückzuführen  ist,  daß  er  mit  Ausnahme  der  Ostseeprovinzen 
und  Polens  vielfach  Raubbau  gewesen  ist,  indem  man  z.  B.  in  dem 
Gebiet  der  Schwarzen  Erde  im  Vertrauen  auf  die  unerschöpfliche 
Fruchtbarkeit  des  Bodens  alle  Düngung  unterlassen,  tritt  in  diesem 
Punkte  unter  dem  Druck  der  Notwendigkeit,  Korn  zu  erzeugen,  ein 
Umschwung  ein  und  steigen  andererseits  die  Preise  bei  ungünstigen 
Ernten  des  Auslandes,  so  ist  die  Getreideproduktion  Rußlands  noch 
großer  Steigerung  fähig.  Jedenfalls  wird  Rußland  nicht  so  bald  aus 
der  Reihe  kornausführender  Länder  verschwinden,  wie  Ruhland  an- 
nimmt ,  der  russische  Bauer  mag  elend  leben ,  der  Großgrundbesitz 
kann  die  Ausfuhr  nicht  entbehren,  um  Geld  zu  bekommen. 

Die  Annahme  Ruhland's,  daß  die  ungarische  Weizenausfuhr  in 
etwa  7  Jahren  beendet  sein  soll,  beruht  nur  auf  der  Dr.  Polya's,  und 
scheint  die  Wahrscheinlichkeit  dagegen  zu  sprechen,  da  es  noch  lange 
dauern  wird,  bis  dies  dünnbevölkerte  Land  sein  Korn,  dessen  Anbau 
in  rascher  Steigerung  begriffen  ist,  selbst  verzehren  wird.  Wenn  die 
Einfuhr  nach  Deutschland  aus  der  Gesamtmonarchie  nicht  groß  ist 
(45673  Tonnen  Weizen  und  34358  Tonnen  Roggen) l),  so  ist  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  daß  der  ganze  Süden  für  seine  Ausfuhr  auf  die 
Häfen  des  adriatischen  Meeres  und  der  Donau  angewiesen  ist. 

Um  so  auffallender  ist  es,  daß  Ruhland  eines  der  wichtigsten 
Getreideproduktionsländer,  Rumänien,  ganz  übergeht.  1892  war  die 
Produktion  2V/4  Mill.  Hektol.  Weizen,  5  Mill.  mehr  als  1891, 
1 V,  Mill.  Roggen,  71/,  Mill.  Gerste,  4  Mill.  Hafer,  wovon  60  Proz.  Weizen, 
75  Proc.  Roggen,  Gerste  und  Hafer  ausgeführt  wurden,  dazu  kommt, 
daß  die  Maisausfuhr,  die  nach  Deutschland  allein  1892  7173102  Meter- 
zentner gegen  4083266  M.-Ztr.  in  1891  betrug,  noch  sehr  erweitert 
werden  kann,  wenn  Rumänien  für  den  eigenen  Bedarf  Mais  aus  Ruß- 
land heranzieht.  Hierzu  hat  es  um  so  mehr  Anlaß,  als  der  Bezug 
dieses  Artikels  nicht  nur  für  die  Branntweinbrennerei,  sondern  auch 
für  Futterzwecke  bei  seinem  billigen  Preise  dem  Ausland  große  Vor- 
teile bietet.  Die  Ausfuhrfähigkeit  Serbiens  steht  hinter  der  Rumäniens 
sehr  zurück,  hat  sich  aber  in  letzter  Zeit  sehr  gehoben,  nach  fachmänni- 
scher Schätzung  betrug  die  Getreideausfuhr  1892  etwa  875000  Meter- 
zentner, wovon  700000  Weizen.  Endlich  kommt  das  in  stark 
fortschreitender  Entwickelung  begriffene  Bulgarien  mit  seiner  ganz 
überwiegend  ackerbauenden  Bevölkerung  in  Betracht;  die  Bulgaren, 


1)  Statistisches  Jahrb.  des  Deutschen  Reichs  für  1893,  8.  71. 
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schon  unter  türkischer  Herrschaft  die  besten  Landbauer,  haben  die 
Donauebene  in  Getreide-  und  Maisfelder  umgewandelt,  welche  den 
besten  rumänischen  gleichstehen,  von  der  Ausfuhr  von  71  MUL  Frcs.  in 
1891  kamen  53430000  Frcs.  auf  Getreide,  wenn  dies  bei  noch  sehr 
primitiven  Geräten  möglich  war,  so  stellt  die  Verbesserung  der  Kul- 
tur, für  welche  die  Regierung  unausgesetzt  thatig  ist,  noch  einen 
großen  Zuwachs  in  Aussicht 1). 

Der  größte  Faktor  für  die  Getreideproduktion  in  Gegenwart  und 
Zukunft  ist  Nordamerika,  und  hierüber  liegt  uns  ein  umfassendes  Material 
in  den  Schriften  von  Sering Peetz  *),  Semler4)  und  Ratzel6) 
vor,  das  mit  einiger  Bestimmtheit  ein  Urteil  erlaubt.  In  dem  plötz- 
lichen ungeheuren  Aufschwünge  der  amerikanischen  Kornerzeugung  trat 
wohl  zum  erstenmal  der  Fall  auf,  daß  sich  die  Masse  der  Nahrungs- 
mittel in  größerem  Maßstabe  vermehrte,  als  der  Bedarf  der  Menschheit, 
während  sonst  umgekehrt  die  Vermehrung  des  letzteren  die  des  ersteren 
Überstieg  und  oft  durch  Mangel  die  Völker  aus  ihren  Wohnsitzen 
hinaustrieb,  um  günstigere  Produktionsverhältnisse  aufzusuchen.  Das 
Eintreten  dieser  gewaltigen  Konkurrenz  der  Vereinigten  Staaten  auf 
dem  Weltmarkte  mußte  die  tiefste  Wirkung  auf  die  europäische  Land- 
wirtschaft äußern  und  nicht  nur  sie,  sondern  auch  den  allgemeinen 
Wohlstand  zu  bedrohen  scheinen,  da  die  Blüte  oder  der  Rückgang 
einer  Nation  mit  dem  Gedeihen  oder  dem  Verfalle  des  Ackerbaues  in 
engstem  Zusammenhange  steht.  Erst  die  Untersuchungen  der  ge- 
nannten Verfasser  haben  uns  jedoch  klarere  Einsicht  in  die  Ursachen 
jenes  Aufschwunges  und  der  wahrscheinlichen  Zukunft  der  amerikanischen 
Produktion  gegeben.  Nach  dem  Bürgerkriege  von  1861—63  mußte  die 
einer  raschen  Kolonisation  wenig  günstige  Politik  der  bisher  vor- 
herrschenden Sklavenhalter  des  Südens  der  des  Nordens  weichen,  und 
diese  bestand  einmal  in  der  Einführung  hoher  Schutzzölle  zur  Be- 
günstigung der  Industrie  der  Neuenglandstaaten,  andererseits  in  der 
Erschließung  des  Far  West  durch  großartige  Erweiterung  des  Eisenbahn- 
netzes. Um  diese  zu  ermöglichen,  wurden  den  Bahngesellschaft  in 
„land  grants1'  im  weitesten  Umfange  gegeben,  dessen  sich  diese  dann 
entäußerten,  um  Geld  zum  Baue  der  Bahnen  zu  bekommen.  Diese 
Landanweisungen  haben  bis  1871,  wo  sie  aufhörten,  nach  der  Schätzung 
des  Landdepartements  757000  qkm  betragen,  eine  Fläche,  welche  die 
des  Deutschen  Reiches  beinahe  um  die  Hälfte  übertrifft  Dazu  kamen 
die  Schenkungen  an  die  neuen  Staaten  und  Territorien  für  Regierungs- 
und Schulzwecke,  die  des  als  sumpfig  oder  überschwemmt  angenommenen 


1)  Dafi  das  frachtbare  Italien  Korn  immer  stark  einführt,  ist  nur  die  Folge  der 
falschen  Politik  der  Regierung,  die  durch  den  anklagen  Masseverkaaf  der  Kirchengüier 
die  Latifundienbildung  begünstigte,  an  der  das  Land  schon  vorher  krankt«,  die  Ein- 
fuhr betrug  1892:   146400  030  Lire  (v.  Scberser  Konsiliarbericht.    Wien  1893,  S.  SO) 

S)  Sering,  Die  landwirtschaftliche  Konkurrenz  Nordamerikas  in  Gegenwart  and 
Zukunft,  1887. 

8)  Peeta,  Die  amerikanische  Konkurrenz,  1881. 

4)  Sem  ler,  Die  wahre  Bedeutung  und  die  wirklichen  Ursachen  der  nordamerika- 
ni  sehen  Konkurrenz,  1881. 

5)  Hutzel,  Politische  und  Wirtschaftsgeographie  der  Verein.  8taaten,  2  Aufl.,  1891 
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Landes  von  28,35  Mill.  qkm  und  die  an  gediente  Soldaten  verliehenen 
„bounty  lands"  (Sering,  S.  128  ff.).  Die  ungeheure  Masse  des  so  in 
kurzer  Zeit  auf  den  Markt  geworfenen  Landes,  das  entweder  in  die 
Hände  von  Kapitalisten  kam,  die  ihren  Besitz  durch  Pächter  bewirt- 
schaften ließen  oder  von  selbständigen  Partners  bebaut  wurde,  be- 
dingte es,  daß  der  Preis  ein  sehr  niedriger  war.  Abgesehen  von  den 
bedeutenden  Landstrecken,  die  verschenkt  wurden,  wurde  das  öffent- 
liche Land  zu  l1/»— 2M4  Doli.  p.  Acre  verkauft,  die  Eisenbahnen 
realisierten  das  ihrige  durchschnittlich  zu  5  Doli.,  während  z.  B.  in 
Oesterreich  -  Ungarn  der  durchschnittliche  Preis  des  Hektars  für  die 
ganze  Monarchie  zwischen  250  und  300  fl.  liegt,  in  Gisleithanien 
sehr  viel  höher.  Zu  diesem  Vorteile,  der  allein  ausreichte,  um 
die  Entfernung  von  den  europäischen  Märkten  wett  zu  inachen, 
kam  der,  daß  das  Neuland  in  der  unbewaldeten  Prairie  lag, 
welche  rasche  Aufschließung  des  Bodens  ermöglichte,  geringes  Land 
konnte  5  Jahre,  Schwarzerde  20  Jahre  ohne  Düngung  benutzt  werden. 
Nimmt  man  dazu  den  raschen  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  und  die 
durchschnittlich  große  Intelligenz  und  Thatkraft  des  amerikanischen 
Farmers,  die  Massen  von  Ackerbauern,  welche  die  Handelskrisis  von 
1873—79  dem  Westen  zuführte,  so  erklärt  sich  die  Steigerung  der 
Produktion  und  der  Ausfuhr,  wie  sie  noch  nie  zuvor  gesehen,  von 
1870—90  wuchs  der  mit  Getreide  bestellte  Boden  um  den  Betrag  der 

Snzen  kornbauenden  Fläche  Deutschlands,  von  1872—85  die  Anhau- 
che 112  Proz.,  die  Bevölkerung  44  Proz.  Die  Ausfuhr  von  Brot- 
stoffen stieg  von  72  250  933  Doli,  in  1870  auf  277226762  Doli,  in 
1880,  welches  den  Höhepunkt  bezeichnet.  Nimmt  man  dazu  die  Aus- 
fuhr Kanadas  mit  22,8  Mill.  Doli,  an  Ackerbauerzeugnissen  in  1882 
bis  83  neben  6,4  Mill.  Doli.  Käse,  2,2  Mill  Doli.  Eiern  etc.,  dazu  die 
Australiens,  wo  die  bewaldeten  Osthänge  von  Neusüdwales,  Queens- 
land, Tasmanien  und  Neuseeland  Bürgschaft  reicher  Ernten  bieten,  so 
ist  begreiflich,  welchen  gewaltigen  Einfluß  diese  Zutuhr  von  Lebens- 
mitteln, mit  der  der  vermehrte  Export  der  vorhergenannten  europäischen 
Länder  zusammentraf,  auf  den  Weltmarkt  und  die  Landwirtschaft 
Englands,  Frankreichs  und  Deutschlands  ausüben  mußte.  In  England, 
welches  so  überwiegend  Industriestaat  geworden,  daß  eine  Verteuerung 
der  Lebensmittel  durch  Schutzzölle  außer  Frage  war,  trat  eine  Krisis 
ein,  durch  welche  eine  große  Anzahl  von  Farmern  bankerott  ward; 
aber  da  hier  der  Großgrundbesitz  vorherrscht,  fiel  die  Last  auf  die 
stärksten  Schultern,  indem  die  Eigentümer  genötigt  waren,  die  Pachten 
stark  herabzusetzen,  wenn  sie  überhaupt  Pächter  finden  wollten. 
Anders  in  Frankreich  und  Deutschland,  wo  die  Bewirtschaftung  durch 
Eigentümer  vorherrscht.  In  beiden  Ländern  suchte  man  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  durch  landwirtschaftliche  Schutzzölle  entgegen- 
zutreten, in  Frankreich  durch  einen  Zoll  von  6,50  Frcs.  auf  Weizen, 
Hafer,  Roggen,  Gerste  1,50  Frcs.,  Mehl  9,60  Frcs.,  in  Deutschland 
zuerst  1879  mit  einem  Kornzolle  von  1  M.,  der  dann  successive  bis 
5  M.  gesteigert  ward.  Dieser  Versuch  eines  Ausgleichs,  um  den  Rein- 
ertrag des  Bodens  so  weit  zu  erhalten,  daß  der  Eigentümer  das  Grund- 


822 


F.  Heinrich  Geffcken, 


kapital  und  eine  mäßige  Rente,  der  Gläubiger  die  Sicherheit  seiner 
Hypothek,  der  Staat  die  der  Grundsteuer  behielt,  war  in  Anbetracht 
der  plötzlichen  Flutwelle  ausländischer  Konkurrenz  und  des  UmStandes, 
daß  die  russische  Ausfuhr  durch  die  amerikanisch-indische  vom  eng- 
lischen Markte  abgedrängt  und  um  so  intensiver  auf  Deutschland 
wirken  mußte,  wohl  gerechtfertigt;  denn  wie  Schmoller  damals 
hervorhob  1 ),  setzten  die  Ratschläge  zur  Veränderung  der  Wirtschaft 
nach  dem  Muster  Amerikas  und  anderer  Länder  einen  wohl  situierten 
Besitzer  voraus,  dem  das  hierfür  nötige  Kapital  zu  Gebote  stand,  was 
bei  uns  nicht  der  Fall  war.  Aber  man  darf  dabei  nur  nicht  die  Opfer 
in  Abrede  stellen,  welche  diese  Maßregel  der  Masse  der  Konsumenten 
auferlegte  zu  Gunsten  der  Landwirtschaft  und  vor  allem  der  Groß- 
grundbesitzer, nicht  die  statistischen  Nachweise  von  Conrad,  Lexis 
u.  n.  ignorieren,  daß  der  Zoll  die  Lebensmittel,  wenn  nicht  um  seinen 
ganzen  Betrag,  so  doch  annähernd  um  denselben  verteuerte  im  Ver- 
gleiche mit  den  Ländern,  welche  die  Einfuhr  unbesteuert  ließen  *).  Es 
mußte  eine  transitorische  Maßregel  sein,  um  die  deutsche  Landwirt- 
schaft in  den  Stand  zu  setzen,  die  auswärtige  Konkurrenz  aushalten 
zu  können,  um  so  mehr,  als  dieselbe  zurückging.  In  den  Vereinigten 
Staaten  betrug  die  Erzeugung  von  Weizen  1890  nur  4/5  von  der  des 
Jahres  1884,  seit  welchem  die  Anbaufläche  von  40  Mill.  Acres  nicht 
mehr  erreicht  wurde.  Die  plötzlich  großen  Erträge  wurden  wesentlich 
durch  Raubbau  erzielt,  das  erschöpfte  Land  wurde  verlassen,  der 
Weizenertrag  soll  nach  Ratzel  in  Ohio  von  30  Bushel  pro  Acre  auf 
15,  der  von  Indiana  von  66  auf  40  herabgegangen  sein,  im  ganzen 
rechnet  man  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  einen  Rückgang  von 
9,16  Busheis  auf  6,6  Busheis. 

Aber  damit  ist  die  Annahme  Ruhland's,  daß  für  Amerika  der 
Tag  nahe  gerückt  sei,  an  dem  es  mit  der  Zunahme  seiner  Bevölkerung 
kein  Korn  an  Westeuropa  mehr  abzugeben  habe,  keineswegs  gerecht- 
fertigt Der  minimale  Bodenpreis  ist  allerdings  weggefallen,  und  das 
ganz  billige  Land  steht  nunmehr  nur  in  Gegenden  zur  Verfügung,  wo 
ungünstige  klimatische  Bedingungen  den  niedrigen  Kaufpreis  mehr  als 
wett  machen,  die  westlichen  Steppen  eignen  sich  nur  zur  Viehzucht. 
Aber  eben  weil  die  1872—84  erzeugte  Masse  des  Getreides  auf  Raub- 
bau beruhte,  ist  die  Produktion  bei  rationeller  Wirtschaft  noch  großer 
Steigerung  fähig.  Zu  Gunsten  Amerikas  spricht,  wie  Ratzel  bemerkt, 
zunächst  der  Mangel  der  felsigen  Teile  unserer  Hochgebirge,  Mittel- 
gebirge und  Hochebenen,  sodann  aber  liegen  von  Illinois  bis  Nebraska 
noch  Millionen  Acres  unbebauten  Landes,  die  zum  Teil  zur  Steigerung 
der  Produktion  benutzt  werden  können,  Ohio,  das  Seen-  und  das 


1)  Jahrb.  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  n.  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reiche, 
N.  F.  VI,  1.  Heft:  Die  amerikanische  Konkurrenz  und  die  Lage  der  mitteleuropäischen, 
besonders  der  deutschen  Landwirtschaft. 

2)  Bei  den  gegenwärtigen  Weltmarktspreisen  betragt  für  unverzollte  Ware  der  deutsch« 
Weizenzoll  etwa  30  Proz.  vom  Werte  der  Ware,  der  Roggenzoll  40  Proz.,  der  Hafersoll 
30  Proz.,  der  Mehlsoll  60 — 60  Proi.  Für  Frankreich  berechnet  L.  Say  die  Belastung 
der  Geaamtberölkerung  durch  die  Getreidezölle  auf  SO  Mill.  Frcs. 
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Mississippigebiet  allein  haben  fünfmal  soviel  gutes  Kornland,  als  Ungarn 
und  Sadrußland;  Indiana,  Michigan,  Illinois  und  Missouri  haben  italie- 
nische Sommerwärme  und  Vs  mehr  Regen  als  Ungarn  und  Südrußlaod,  das 
Weizengebiet  von  West -Kansas,  Nebraska,  Wyoming,  Montana,  das 
absolut  geringere  Regenmenge  hat,  leidet  dadurch  verhältnismäßig 
weniger,  weil  der  Regen  in  die  Zeit  vom  April  bis  Juli  fällt,  welche 
für  den  Weizen  entscheidend  ist.  Die  pacifischen  Regionen,  namentlich 
Kalifornien  und  Oregon,  haben  den  Niederschlag  der  Südsee,  über  der 
sich  reichliche  Wassermengen  bilden,  welche  durch  die  Winde  in 
Gestalt  von  Wolken  ans  Land  getragen  werden,  auf  das  sie  nieder- 
träufeln; ähnlich  ist  es  mit  dem  Mississippi-  und  Missourigebiete;  das 
Thal  des  letzteren  allein  ist  sechsmal  so  groß  wie  Frankreich,  Texas 
allein  mit  einer  Fläche,  die  der  des  Deutschen  Reiches  gleichkommt, 
könnte  mehr  Weizen  produzieren  als  letzteres.  Was  bisher  fehlte,  ist 
die  Düngung,  die  noch  ganz  in  der  Kindheit  steht,  man  wird  aber  auf 
dieselbe  nach  Erschöpfung  der  natürlichen  Fruchtbarkeit  des  Bodens 
um  so  mehr  kommen,  als,  wie  Ratzel  bemerkt,  Amerika  großen  Reich- 
tum an  Phosphaten  und  Fischguano  hat.  Ferner  kann  rationelle  Be- 
wässerung sehr  viel  für  die  Steigerung  der  Anbaufähigkeit  thun;  in 
Nevada,  Arizona,  Utah  sind  gewaltige  Bewässerungsanlagen  in  der 
Ausführung  begriffen,  seit  1880  ist  hierfür  eine  Fläche  so  groß  wie 
Deutschland  vermessen  und  ganze  Flußsysteme  in  die  Bewässerungs- 
organisation gezogen  l),  in  Kalifornien,  wo  durch  intensivere  Wirtschaft 
und  niedrige  Kornpreise  der  Weizenbau  vielfach  feineren  Kulturen 
Platz  gemacht,  war  schon  1885  eine  Fläche  zur  Vermessung  in  Angriff 
genommen,  welche  nach  Sering  (S.  259)  eine  Steigerung  von  etwa 
20  Mill.  Busheis  Weizen  möglich  machen  wird.  Auch  das  Wachsen 
der  Bevölkerung  wird  diese  Mehrproduktion  nicht  wett  machen,  dieselbe 
ist  in  den  Vereinigten  Staaten  trotz  ihres  raschen  Wachstums  noch 
immer  dünne,  der  Osten  zwar  hat  56,4  Mill.  Seelen,  der  Westen  aber 
nur  6,3  Mill.,  in  ersterem  kommen  auf  den  qkm  15  Seelen,  in  letzterem 
1,5,  in  Deutschland  dagegen  91,4,  in  England  121,  in  Belgien  242; 
nach  Schätzung  von  Sachverständigen  könnten  die  Verein.  Staaten 
eine  siebenfache  Bevölkerung  ernähren.  Nimmt  man  nun  dazu  die 
große  Verbilligung  der  Frachten  sowohl  im  Binnenlande  auf  den  Eisen- 
bahnen (60  Pf.  p.  Ton  und  km)  und  den  mächtigen  Wasserstraßen,  mit 
denen  die  Natur  Amerika  ausgestattet  und  die  durch  großartige  Kunst- 
bauten fortwährend  vervollkommnet  und  ergänzt  werden,  als  zur  See, 
wo  der  Transport  von  New- York  nach  Liverpool  von  21,12  Cents  p. 
Bushel  in  1873  auf  6,20  Cents  in  1885  heruntergegangen  war  (Sering 
S.  519),  so  wird  man  zu  dem  Ergebnisse  kommen,  daß,  wenn  auch 
schwerlich  eine  Steigerung  der  Produktion  wie  1872—85  wieder  eintreten 
wird,  die  Vereinigten  Staaten  noch  auf  lange  Zeit  hinaus  ein  getreide- 
ausführendes Land  bleiben  werden. 


I)  v.  Pbilippovicb ,  Die  Vereinigten  Staaten  and  die  Auswanderung-  (Archiv  für 
sociale  Gesetagebung  und  Statistik,  VI,  S.  Heft.)  In  neuester  Zeit  tat  allerdings  unter 
den  Druck  der  wirtschaftlichen  Lage  die  Anlage  von  Bewässerungen  ins  Stocken  ge- 
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Dasselbe  gilt  von  dem  so  dünnbevölkerten  West-Kanada,  der  so- 
gar fruchtbare  Gürtel  des  Gebietes  Red  River  und  Saskatchevan  um- 
faßt 311000  qkm  und  enthält  nach  Abrechnung  des  Unlandes  eine 
Fläche  von  15  Mill.  Acres  Weizenland,  welches  bei  einer  Durchschnitts- 
ernte von  15  Busheis  225  Mill.  Busheis  Weizen  geben  könnte,  (Sering 
S.  338),  das  wird  allerdings  noch  lange  nicht  erreicht  werden,  aber 
da  die  Regierung  die  Kolonisation  durch  alle  Mittel  fördert1),  das 
Land  billig  ist  und  der  westkanadische  Weizen  sich  durch  Schwere  und 
Güte  auszeichnet,  so  haben  wir  hier  jedenfalls  ein  Gebiet,  das  Europa 
in  Zukunft  viel  Korn  liefern  kann. 

Gar  nicht  erwähnt  finden  wir  bei  Rußland  die  südamerikanischen 
Republiken,  die  seit  kurzem  stark  Getreide  ausführen ;  nach  einer  Notiz, 
des  Reicbsboten  deren  Genauigkeit  wir  nicht  kontrollieren  können,  hat 
Deutschland  aus  Argentinien  u.  s.  w.  im  ersten  Halbjahr  1893  bereits 
600093  Meter  zentrier  an  Weizen  eingeführt.  Ebensowenig  ist  Australien 
erwähnt,  vor  25  Jahren  importierte  dasselbe  noch  Korn,  jetzt  führt  das- 
selbe nach  Juraschek  (Uebersichten  des  Welthandels  VL  Jahrgang) 
572  Mill.  Kilogramm  aus.  Endlich  kommt  als  Kolonisationsfeld  für 
den  Ackerbau  Kleinasien  in  Betracht,  einst  das  reichste  Land  der 
Vorzeit  und  die  größte  Kornkammer  der  Welt*),  das  nur  durch  die 
tückische  Mißwirtschaft,  welche  die  alte  Kanalisation  verfallen  ließ, 
zur  Wüste  gemacht  ist.  Noch  im  10.  Jahrh.  waren  101/»  Mill.  Hekt. 
bebaut,  die  leicht  auf  20  gesteigert  werden  können.  Was  bei  guter 
Kultur  dort  zu  machen  ist,  zeigen  die  trotz  aller  politischen  Hinder- 
nisse blühenden  schwäbischen  Templergemeinden  in  Palästina;  gelänge 
es  der  deutschen  Regierung,  die  vis  inertiae  und  das  Mißtrauen  der 
türkischen  Regierung  gegen  fremde  Ansiedler  zu  überwinden,  so  wäre 
der  deutschen  Kolonisation  das  fruchtbarste  Feld  und  der  Getreide- 
produktion eine  neue  Zukunft  eröffnet. 

TL 

Kann  man  so  mit  Zuversicht  sagen,  daß  für  die  Länder,  welche 
mehr  Getreide  brauchen,  als  sie  selbst  bauen,  keine  Gefahr  eines 
Mangels  besteht,  so  ist  doch  der  Eigenbau  von  der  hervorragendsten 
Wichtigkeit  Es  ist  sicher  ein  sehr  künstlicher  Zustand,  wenn  das 
Getreide,  das  England  baut,  nur  für  vier  Monate  des  Bedarfs  seiner 
Bevölkerung  reicht,  ein  Zustand,  der  namentlich  im  Falle  eines  Krieges 
große  Gefahr  droht,  weil  der  Feind  suchen  wird,  ihm  die  Zufuhr  zur 
See,  auf  die  er  absolut  angewiesen  ist,  abzuschneiden.  „If  our  commerce 
by  sea  is  stopped,  we  perish  by  starvation",  schrieb  bereits  am  23.  Okt. 
1884  Mr.  Boyd-Kinnear.  Dagegen  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  schon 
zur  napoleonischen  Zeit  England  nicht  seinen  ganzen  Bedarf  durch 
eigene  Produktion  deckte,  dieselbe  aber  seitdem  durch  Intensität  sehr 


1)  Durch  die  Vertiefung  der  KanUe  können  jetxt  Seeschiffe  ohne  Umladung  tob 
Binnenhäfen  nach  Liverpool  fahren. 

2}  Plüüua  nennt  die  Tigrisebene  „fertilissimus  ager  totius  OrienU»". 
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erhöht  hat.  Deutschland  aber  ist  einmal  keine  Insel  und  wird  auch 
im  Kriege'oder  schlechten  Jahren  Getreide  vom  Auslande  durch  Eisen- 
bahnen beziehen  können ,  und  andererseits  wird  das  Mißverhältnis 
zwischen  Produktion  und  Einfuhr  in  absehbarer  Zeit  nicht  so  groß 
werden  wie  in  England.  Wenn  wir  noch  1872  Korn  ausführten  und 
1892  548  599  Tonnen  Roggen  und  1 296213  Tonnen  Weizen  einführen 
mußten,  so  ist  die  Ursache  vor  allem  unsre  rasch  wachsende  Bevölke- 
rung, die  von  41288000  Einw.  in  1872  auf  49428470  in  1890  ge- 
stiegen ist,  und  dieser  Zuwachs  muß  großenteils  in  der  Industrie  seinen 
Platz  suchen.  Ist  deshalb  die  Zunahme  der  Ausfuhr  unserer  gewerb- 
lichen Erzeugnisse  eine  Lebensfrage,  so  erscheint  es  immerhin  bedenk- 
lich, daß  der  Getreidebau  in  Deutschland  nicht  zugenommen  hat.  Es 
war  die  Erntefläche  für  die  wichtigsten  Nährfrüchte: 

Koggen       Weiaan       Speli        Gerste      Kartoffeln      Hafer  Heu 
1887    5842280    I  919  682    370714    I  731  121    2  918  147    3310244  5911461 
1892    5  479677    1885284    327854    1806695    2922766    4154683  5906277 

Der  Geeamternteertrag  war  im  Innern  an  1000  kg 
1887    6375734    2830804    457079    2  305  5o4  25  272  938     4301  407  16362238 
1892    4782804    2333757    373082    261737418558379    5279340  18  715  "2 

Zugenommen  haben  nur  Gerste  Hafer  und  Kartoffeln,  in  Roggen, 
Weizen,  ist  die  Abnahme  merklich,  die  Erträge  wechseln  zwar  nach 
den  Ernten  und  werden  in  diesem  Jahre  wieder  gestiegen  sein ,  aber 
jedenfalls  hat  sich  die  Voraussage  der  Agrarier,  daß  die  Zölle  eine 
Vermehrung  des  Getreidebaus  bewirken  würden,  nicht  bestätigt  und 
unter  bewandten  Umständen  können  wir  die  Einfuhr  fremden  Korns 
nicht  entbehren.  Es  muß  nun  zwar  als  eine  ganz  aus  der  Luft  ge- 
griffene Behauptung  Ruhland's  bezeichnet  werden,  wenn  derselbe  sagt, 
es  unterhege  für  Fachleute  gar  keinem  Zweifel,  daß  in  Deutschland 
leicht  das  Drei-  und  Vierfache  an  Getreide  geemtet  werden  könne. 
Er  bringt  dafür  nicht  den  geringsten  Beweis  vor,  wogegen  es  doch 
auf  der  Hand  liegt,  daß  bei  einem  Zuwachs  von  jährlich  5  — 
600000  Seelen  die  Unmöglichkeit,  für  alle  in  Deutschland  lebende 
Menschen  die  zu  ihrer  Ernährung  erforderliche  Menge  von  Nahrungs- 
mitteln innerhalb  der  Grenzen  des  Reichs  hervorzubringen,  entsprechend 
zunehmen  muß.  Wenn  er  sagt,  daß  die  Technik  des  Getreidebaus 
in  den  letzten  zehn  Jahren  bedeutende  Fortschritte  gemacht,  so  be- 
weisen die  vorstehenden  Zahlen  betr.  die  Anbaufläche,  daß  diese 
Fortschritte  in  Deutschland  trotz  der  Schutzzölle  durchschnittlich 
nicht  gemacht  sind  oder  daß  Land  dem  Ackerbau  entzogen  ist.  Tech- 
nisch ist  eine  starke  Ausdehnung  des  Getreidebaus  wohl  möglich,  aber 
nicht  wirtschaftlich,  insofern  dieselbe  sich  nicht  rentieren  würde.  Wenn 
Schmoller  in  der  erwähnten  Abhandlung  den  Schutzzoll  als  mildernde 
Uebergangsmaßregcl ,  als  Kompromiß  zwischen  dem  Interesse  der 
Konsumenten,  billiges  Brot  zu  bekommen,  und  dem  der  Landwirte, 
nicht  durch  die  plötzlich  so  stark  auftretende  ausländische  Konkurrenz 
bankerott  zu  werden,  verteidigte,  so  konnte  man  ihm  damals  bei- 
stimmen. Ebenso  gewiß  aber  ist,  daß  die  deutsche  Landwirtschaft 
im  großen  und  ganzen  diese  Uebergangsmaßregel  sehr  wenig  benutzt 
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bat,  um  sich  den  neuen  vervollkommneten  Methoden  zuzuwenden,  wo- 
bei natürlich  nicht  an  eine  Kopie  Amerikas  oder  sonstiger  Länder 
zu  denken  ist,  aus  der  unter  anderen  Bedingungen  produzieren,  sondern 
an  einen  ihrer  Natur  entsprechenden  Fortschritt  durch  Intensität  des 
Betriebes,  Spezialisierung  der  Maschinen,  Ausdehnung  der  Viehzucht, 
der  Molkerei ')»  des  Obstbaus  u.  8.  w.  Damit  soll  keineswegs  gesagt 
sein,  daß  aus  der  Verringerung  des  Getreidebaues  auf  eine  Verringerung 
der  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Landwirtschaft  zu  schließen  sei. 
Der  Rückgang  der  Preise  trotz  des  Zolles  nötigte  sie  sich  mehr  der 
Viehzucht  und  Handelsgewächsen  zuzuwenden,  aber  dieser  Preisfall 
zeigt  auch  eben,  daß  Zölle  nichts  helfen. 

Wenn  aber  als  feststehend  betrachtet  werden  darf,  daß  die  öko- 
nomische Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Landwirtschaft  durchschnitt- 
lich durch  den  Schutz  nicht  erheblich  gestiegen  ist,  so  entsteht  die  Frage, 
warum  die  Wirklichkeit  hinter  der  technischen  Möglich  keit  einer  ver- 
mehrten Produktion,  die  nicht  bestritten  werden  kann,  so  zurückge- 
blieben ist?  Eine  Ueberbürdung  mit  öffentlichen  Abgaben  seitens  des 
Grundbesitzes  kann  nach  neueren  Steuerreformen,  namentlich  der  preußi- 
schen, welche  die  ganze  Grundsteuer  den  örtlichen  Verbänden  über- 
wiesen hat,  kaum  behauptet  werden;  wenn  auch  die  Lasten,  welche  die 
Arbeiterversicherungsgesetze  gebracht,  nicht  gering  anzuschlagen  sind, 
so  kann  die  ganze  Steuerbelastung  des  Grundbesitzes  nur  in  sehr 
geringem  Grade  als  Grund  für  die  mißliche  Lage  der  Landwirtschaft  an- 
gesehen werden ').  Die  Realsteuern  in  Frankreich  sind  durch  die  hohen 
Abgaben  der  droits  de  mutation  und  der  enregistrement  sicher  nicht 
geringer,  in  England  fallen  die  local  taxes  ganz  auf  den  Grundbesitz,'  die 
viel  höher  sind,  als  in  Deutschland.  Das  Gleiche  gilt  von  Amerika  und 
die  Steuern  in  Rußland  werden  unbarmherzig  von  den  Gemeinden  ein- 
getrieben. Wenn  ferner  in  Amerika  der  Bodenpreis  auch  in  bemittelten 
Gegenden  noch  viel  geringer  ist  als  bei  uns,  so  sind  die  Löhne  und 
der  Kapitalzins  um  so  höher. 

Daß  bei  rationeller  Wirtschaft  die  Landwirtschaft  an   sich  in 


1)  Dänemark  und  Schweden   liefern  glänzende  Beispiele  dafür,  was  sich  mit 
neiler  Molkerei  erreichen  lädt.   Das  Beispiel  ihrer  Molkereigenossenschaften  ist  in 
land  mit  groBem  Erfolg  a.  B.  in  der  Rheinprovina  nachgeahmt ,  aber  noch  längst 


2)  Der  „Reichsbote"  vom  1.  Nov.  1893  bringt  den  Brief  eines  Landwirts,  der  die 
Ueberbürdung  des  Grundbesitzes  mit  Abgaben  beweisen  soll.  Das  Out,  um  welches  es 
sich  handelt,  liegt  in  der  Provinz  Posen  and  umfafst  ein  Areal  von  1080  Morgeu.  Der 
Besitzer  zahlt  nnn  pro  Jahr  an  Abgaben:  Grundsteuer  S07  M.  88  Pf.,  Gebäudestauer 
32  M.  80  Pf.,  Einkommensteuer  86  M  ,  Renten  für  kathol.  Kirche  144  M.,  Kommunal- 
Steuer  (nicht  eingerechnet  seine  eigenen  Dorfannen-  und  Wegelasten)  174  M.  87  Pf.. 
Beitrag  für  Invslidenmarken  360  M  ,  Beitrag  für  Unfallversicherung  15  M.,  Schule  and 
Kirche  86  M.,  Samma  1105  M.  95  Pf.  Zu  dieser  Summe  kommen  rund  an:  Hagel-  und 
Feuerversicherung  1000  M..  so  dafs  also  vorweg  abgehen  in  8nmma  X105  M.  95  Pf. 
Die  eigenen  Armen-  nnd  Wegelasten  stellen  sich  auf  400  M.,  Summa  9505  M.  95  Pf. 
Das  ist  aber  doch  eine  Summe,  die  für  ein  Gut  von  1080  Morgen  keineswegs  als  flber- 
mäfsig  angesehen  werden  kann,  wenn  dasselbe  schuldenfrei  wäre.  Die  Ueberweisang  der 
Grundsteuer,  die  sonst  in  die  Tasche  de«  8taates  Hofs,  kommt  wesentlich 
Gutsbesitzern  au  gute.    Für  den  Fürsten  Plefs  soll  sie  30  000  M.  betragen. 
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Deutschland  wohl  rentiert,  kann  nicht  bestritten  werden.  Herr  v.  Hell- 
dorf-Baumersrode hat  aus  seinen  Wirtschaftsbüchern  nachgewiesen, 
daß  der  Ertrag,  den  er  aus  25  ha  zog,  1860/63  durchschnittlich  für 
das  Jahr  1381  M.  war,  1881/84  2933  M.  betrug,  obwohl  die  Gehalte 
der  Beamten  für  dieselbe  Fläche  bar  und  in  Naturalien  von  154  M. 
auf  316  M-,  die  Lohne  der  Arbeiter  von  1289  M.  auf  2434  M.  ge- 
stiegen *).    Ein  anderes  Beispiel  aus  neuester  Zeit  ist  nach  einem 
Vortrag  von  Dr.  J.  Giersberg  aus  Dortmund  der  Schniftenberger  Hof 
in  der  Rheinpfalz.    Derselbe,  71,5  ha  groß,  in  hoher  Lage  und  von 
wenig  natürlich  fruchtbarem  Boden,  war  vollständig  heruntergekommen, 
als  ihn  1883  Herr  Schickert  pachtweise  übernahm.   Derselbe  brachte 
den  Hof  durch  Energie  und  Intelligenz  so  in  die  Höhe,  daß  von  1884 
bis  1892  der  Ertrag  pro  Morgen  sich  steigerte:  an  Roggen  von  7,75 
Ztr.  auf  19,50,  an  Weizen  von  2,50  Ztr.  auf  15,30,  an  Gerste  von 
12  Ztr.  auf  18,85,  an  Hafer  von  7  auf  18,85  Ztr.    Mit  dem  Körnerbau 
hielt  der  Futterbau  gleichen  Schritt  und  wurde  damit  die  Viehzucht 
gehoben,  1884  verwertete  sich  das  Liter  Milch  kaum  mit  71  /,  Pf., 
jetzt  mit  12  Pf.*).  Das  Beispiel  der  Schickert'schen  Wirtschaft  hat  durch 
ihre  Erfolge  so  auf  die  benachbarten  Ländereien  gewirkt,  daß  während 
der  letzten  4  Jahre  der  Preis  der  Grundstücke  in  der  ganzen  Gegend 
sich  wenigstens  verdoppelt  hat  Aber  wenn  dieser  Vorgang  zeigt,  daß 
es  auch  unter  heutigen  Verhältnissen  sehr  wohl  möglich  ist,  eine  gute 
Rente  aus  dem  Boden  zu  ziehen,  so  gehört  zu  solcher  rationellen 
Wirtschaft  flüssiges  Kapital,  nur  durch  ausgiebige  Düngung  war  ein 
solches  Ergebnis  zu  erzielen.  Schickert  verwandte  z.  B.  auf  Gerste  pro 
Morgen  für  31,80  M.  Dünger,  erzielte  damit  aber  ein  Mehr  von 
49,96  M    An  diesem  flüssigen  Kapital  zur  Ergänzung  und  Erhöhung 
der  Bodenkraft,  ohne  das  Meliorationen,  Intensität  des  Betriebes,  kurz 
alle  Fortschritte  unmöglich  sind,  fehlt  es  eben  der  deutschen  Land- 
wirtschaft gar  sehr,  wegen  der  unproduktiven  Verschuldung  des  Grund- 
besitzes, deren  Zinsen  vielfach  den  besten  Teil  des  Ertrages  weg- 
nehmen.   Wie  groß  dieselbe  ist,  hat  noch  nicht  ermittelt  werden 
können,  Ruhland  schätzt  sie  auf  15  Milliarden  8).  Beta  nimmt  an,  daß 
V»  des  landwirtschaftlichen  Ertrages  mit  Verzinsung  der  Grundschuld 
fortgehen4),  was  sicher  zu  hoch  gegriffen  ist;  die  genaue  Feststellung 
wird  überhaupt  schwierig  sein,  schon  bei  der  hypothekarischen  Be- 
lastung, weil  dabei  zugleich  der  Wert  der  betreffenden  Liegenschaften, 
das  Schuldobjekt  nach  dem  einzuschätzenden  Reinertrag,  kapitalisiert 
nach  dem  gebräuchlichen  Zinsfuß,  konstatiert  werden  muß,  um  den 
Prozentsatz  der  Verschuldung  zu  schätzen,  was  keineswegs  leicht  ist. 
Uebrigens  ist  die  Verschuldung  sehr  verschieden.    Der  bayrische 
Minister  des  Innern  konstatierte  am  10.  Nov.  d.  J.,  daß  bei  den  Er- 
hebungen für  die  Flurbereinigung  durchschnittlich  mindestens  V3  des 

1)  Verstaatlichung  des  Grund  nnd  Bodens  oder  Schutzzölle  für  die  Landwirtschaft 
1885,  S.  IS  u.  28. 

2)  Der  Schniftenberger  Hof.    Kölner  Verlagsanstalt  um 
S)  Die  Agrarfrage  und  ihre  Grundprinzipien. 
4)  Deutsche  Agrarverfassung,  1876. 
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ländlichen  Grundbesitzes  ohne  Hypothekenschulden  gefunden  ward  und 
in  einzelnen  Ortschaften  solche  gar  nicht  vorhanden  waren.  In  man- 
chen Fallen  waren  Hypotheken  noch  eingeschrieben,  deren  Schuld- 
kapital längst  zurückgezahlt  war 1).  Die  Zwangsversteigerungen  gingen 
in  den  letzten  4  Jahren  um  50  Proz.  zurück.  Außerdem  aber  würde, 
wie  der  bayrische  Finanzminister  v.  Riedel  in  der  Abgeordnetenkammer 
(24.  Okt.  1893)  hervorhob,  dies  nicht  genügen,  weil  persönliche  Schul- 
den, die  sog.  Handscbriftschulden,  die  sich  gar  nicht  berechnen  lassen, 
ebenso  drückend  sein  können  wie  Hypothekenschulden.  Gewiß  ist,  daß 
die  Grundschuld  sehr  hoch  ist  und  durchschnittlich  die  Hälfte  des 
gesamten  Grundbesitzes  als  für  Darlehen  verpfändet  angenommen  wer- 
den kann.  Abgesehen  von  den  Privatkapitalisten,  die  ländliche  Grund-' 
stücke  beleihen,  führen  die  Rechenschaftsberichte  der  zahlreichen 
Grundkreditbanken,  welche  mit  Spesen,  Amortisation  und  Gewinn 
schwerlich  unter  5  Proz.  für  ihre  Darlehen  nehmen,  zu  demselben 
Schluß.  Der  Aufschwung  der  Industrie  durch  den  1879  gesteigerten 
Zollschutz,  zufolgedessen  derselben  zahlreiche  Kapitalien  zuflössen, 
hat  den  ländlichen  Zinsfuß  teilweise  gesteigert  und  den  der  Land- 
wirtschaft gewährten  Schutzzoll  nahezu  wett  gemacht,  denn  wenn  die- 
selbe sicher  von  der  Hebung  von  Handel  und  Wandel  Vorteil  hat,  so 
ist  das  doch  nur  der  Fall,  wenn  die  breite  Masse  des  Volkes  daran 
teilnimmt,  nicht  wenn  nur  die  Kapitalsrente  davon  Gewinn  hat.  Ist 
somit  die  Not  der  Landwirte  in  dem  Mißverhältnis  begründet,  das 
zwischen  dem  Bruttoertrag  des  landwirtschaftlichen  Kapitals  und  der 
Höhe  der  Verzinsung  der  unproduktiven  Schulden  besteht  und  kann 
es  nicht  zweifelhaft  sein,  daß,  wenn  diese  Schuld  eine  bestimmte  Grenze, 
etwa  ein  Drittel  des  Wertes  der  Liegenschaften  überschreitet,  bei  den 
wechselnden  Erträgnissen  die  ausreichende  Gewähr  für  einträgliche 
Produktion  benimmt,  so  fragt  es  sich,  wodurch  entsteht  die  bedrohliche 
Höhe  der  unproduktiven  Grundschuld  in  Deutschland?  und  die  Ant- 
wort ist  durch  das  Erbrecht  und  die  Restkaufgelder.  Bei  den  letzteren 
zahlt  der  Käufer  einer  Liegenschaft  einen  gewissen  Teil  des  Preises 
nicht,  sondern  läßt  denselben  als  Hypothek  eintragen.  Solange  diese 
Summe  so  gering  ist,  daß  sie  wegen  ihrer  unbedingten  Sicherheit  nur 
geringen  Zins  zahlt,  ist  dagegen  nichts  zu  sagen ;  je  größer  sie  aber 
ist,  desto  mehr  muß  sie  die  Ertragsfähigkeit  des  Gutes  schmälern, 
beziehungsweise  zu  neuer  Verschuldung  führen  *).  Dabei  liegt  außer- 
dem die  Gefahr  nahe,  daß  z.  B.  ein  Besitzer,  der  ein  Gut  für  200000  M. 
kauft  und  40  000  M.  als  Restkaufgeld  eintragen  läßt,  so  lebt,  als  ob 
er  ein  Gut  von  200000  M.  besäße.  Bei  weitem  der  größte  Teil  der 
Grundverschuldung  wird  durch  unser  Erbrecht  herbeigeführt,  dem  eine 
nähere  Betrachtung  zu  widmen  ist. 


1)  Wie  mir  A.  de  Foville  mitteilt,  war  dasselbe  1877  bei  der  Revision  der  Hypo- 
theken «u  einem  Betrag  von  5'/t  Milliarden  Frcs.  in  Frankreich  der  Fall. 

2)  Der  Reichsbote  vom  1.  Nov.  d.  J.  bringt  die  Klagen  eines  Grundbesitsers  Aber 
die  Lage  der  Landwirtschaft.  Derselbe  aber  giebt  an,  dafs  er  das  Out  für  180  000  M. 
gekauft,  jedoch  nur  80  000  M.  beaablt  hat  und  an  Zinsen  6000  M.  fUr  Hypotheken 
sableu  mufs,  wie  kann  er  sich  daher  wundern,  da  ['s  der  Reinertrag  nur  gering  ist  ? 
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III. 

In  keinem  Gebiete  des  Rechtes  ist  die  Wirkung  desselben  auf  die 
Volkswirtschaft,  namentlich  für  die  Verteilung  der  Güter,  so  eingreifend 
wie  in  der  Nachfolge  in  das  Vermögen  eines  Verstorbenen.  Die  Güter, 
die  ein  Geschlecht  neu  erwirbt,  sind  immer  nur  gering  im  Vergleich 
mit  denen,  die  es  bereits  vorhanden  findet,  und  mit  der  nächsten 
Generation  unterliegen  die  erste  reu  derselben  Erbfolge,  nach  der  die 
letzteren  verteilt  waren.  Die  Erbgesetze  wirken  wie  eiae  Mühle,  unter 
welche  allmählich  alle  Güter  kommen  müssen,  und  üben  so  den  weit- 
reichendsten Einfluß  auf  den  ganzen  wirtschaftlichen  Zustand  der  Ge- 
sellschaft, der  dann  wieder  die  politischen  Institutionen  mitbedingt. 
Die  Naturnotwendigkeit  des  Erbrechtes  ist  begründet  in  dem  Zusammen- 
bang des  gegenwärtigen  Geschlechtes  mit  dem  zukünftigen,  die  That- 
sache  der  Vererbung,  die  körperlich  wie  geistig  in  der  natürlichen 
Reihenfolge  der  Geschlechter  stattfindet,  wird  auf  dem  Gebiet  des 
Vermögens  durch  die  Erbordnung  zum  Recht  erhoben.  Schneidet  man 
die  Möglichkeit  der  Vererbung  ab,  so  zerstört  man  die  edelsten  und 
wirksamsten  Triebe  zum  Fleiß  und  zur  Sparsamkeit.  Während  wir 
aber  demgemäß  überall  ein  Erbrecht  finden,  ist  es  demselben  eigen- 
tümlich, daß  auf  keinem  Gebiete  des  Rechtes  eine  tiefergreifende  Ver- 
schiedenheit je  nach  Zeit  und  Land  obwaltet,  seine  Ausgestaltung  muß 
also  durch  BUligkeits-  und  Zweckmäßigkeitsgründe  bedingt  sein,  die 
je  nach  den  Verhältnissen  wechseln.  Diese  Thatsache  der  verschieden- 
artigen Verwirklichung  eines  Prinzips,  das  durch  die  ganze  civilisierte 
Welt  geht,  zeigt,  daß  das  Gesetz  das  Erbrecht  nicht  nach  den  Ge- 
sichtspunkten eines  absoluten  persönlichen  Rechtes  ordnet.  Niemand 
kann  behaupten,  daß  er  in  seiner  Freiheit  beeinträchtigt,  sei,  wenn  der 
Staat  ihm  nicht  das  Recht  gewährt,  beliebig  über  sein  Vermögen  zu 
verfügen  für  einen  Zeitpunkt,  wo  er  aufgehört  hat,  eine  Persönlichkeit  zu 
sein  und  Rechte  zu  haben.  Ebensowenig  kann  ein  anderer  seine 
Freiheit  für  verletzt  erklären,  weil  nach  A's  Tode  das  Gesetz  nicht 
ihn,  sondern  B  erben  läßt  Ist  schon  das  Privateigentum  kein  ab- 
solutes Recht,  sondern  wird  es  vielfach  vom  Staat  nach  höheren  Ge- 
sichtspunkten beschränkt,  so  gilt  dies  noch  weit  mehr  vom  Erbrecht, 
das  nicht  mit  dem  Eigentum  zusammenfällt,  sondern  als  Erweiterung 
desselben  ein  selbständiges  Rechtsgebiet  bildet.  Wenn  in  erster  Linie 
sein  Grund  die  Kontinuität  und  Sicherstellung  der  Familie  ist,  als 
Grundlage  der  Gesellschaft,  so  ist  der  Staat  berechtigt,  dasselbe  so 
zu  gestalten,  daß  es  diesen  Zwecken  entspricht  Aber  nicht  bloß 
privatrechtliche  und  privatwirtschaftliche  Zwecke  bestimmen  das  Erb- 
recht, auch  die  Bedürfnisse  der  Gesamtheit,  volkswirtschaftliche, 
soziale  und  politische  Rücksichten  wirken  bei  der  Erbordnung  mit, 
welche  demnach  die  Normen  begreift,  welche  dem  Staat  und  der  Ge- 
sellschaft im  allgemeinen  Interesse  richtig  erscheinen  lassen  für  die 
Verteilung  der  Güter,  die  durch  Todesfall  aufgehört  haben,  Eigentum 
einer  Person  zu  sein,  unter  die,  welche  zu  Lebzeiten  des  bisherigen 
Besitzers  kein  Eigentum  daran  hatten. 
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Der  tiefgreifendste  Unterschied  im  Erbrecht  ist  nun  der  des  un- 
beweglichen und  des  beweglichen  Vermögens.  Das  römische  Recht 
der  klassischen  Zeit  behandelte,  im  Gegensatz  zu  dem  alten  gebundenen 
Sondereigentum  der  Patrizier,  beide  Arten  gleich,  ihm  ist  der  Fundus 
nur  ein  Kapital  wie  ein  anderes,  das  geteilt  werden  kann,  wie  eine 
Summe  Geldes.  Der  Grund  ist,  daß  man  die  durch  Eroberung  unter- 
worfenen Völker  mit  ihren  mannigfaltigen  Institutionen  durch  das 
Band  eines  einheitlichen  Rechtes  verbinden  wollte,  welches  aber  eben- 
deshalb die  individuelle  Entwickelung  der  Länder  und  Rände,  also 
auch  die  Eigentümlichkeit  des  Grundbesitzes  unberücksichtigt  ließ 
und  auf  ein  abstrakt-rationelles  Prinzip  begründet  war.  In  dieser 
Gestalt  ist  das  römische  Erbrecht  das  Stadtrecht  eines  Staates,  in 
dem  der  Grundbesitz  durch  Sklaven  bebaut  wurde  und  ebendeshalb 
führten  seine  den  unbeweglichen  Besitz  betreffenden  Gesetze  schon 
im  römischen  Reiche  zu  den  traurigsten  Folgen,  der  Latifundien- 
wirtschaft und  der  Kolonenflucht.  Demgemäß  war  auch  in  der 
Kaiserzeit  in  den  Provinzen  die  Grundsteuer  die  schwerste  Last,  als 
dieselbe  so  gesteigert  wurde,  daß  die  Besitzer  sie  nicht  mehr  aufzu- 
bringen vermochten,  brach  das  Reich  auseinander. 

Im  Gegensatz  dazu  macht  das  germanische  Recht  yom  Anfang 
eine  einschneidende  Unterscheidung  zwischen  beweglichem  und  unbe- 
weglichem Besitz,  nur  der  erstere  unterliegt  der  Verfügung  des  Erb- 
lassers, der  letztere  ist  Familiengut.  Die  Hufe  ist  die  unteilbare 
Einheit,  die  auch  bei  der  Erbteilung  nicht  angegriffen  werden  darf. 
Au  ihr  giebt  es  also  kein  Pflichtteilsrecht  der  Geschwister  des  Erben, 
diese  haben  nur  Anspruch  auf  das  bewegliche  Vermögen.  Das  Lehns- 
erbrecht beruht  auf  demselben  Prinzip,  weil  auf  dem  Gut  die  Ver- 
pflichtung ruhte,  einen  oder  eine  Mehrheit  waffenfähiger  Männer  zu 
stellen.  Als  der  Lehensverband  sich  lockerte  und  gleichzeitig  das 
römische  Recht  in  den  Staaten  des  Festlandes  eindrang,  suchte  man 
die  bisherige  Erbordnung  für  das  Grundbesitz  zu  schützen  durch 
ständische  Rezesse,  durch  Fideikommisse,  Majorate,  Substitutionen, 
Hofrechte  mit  Anerben  und  ähnliche  Institutionen,  welche  sämtlich 
bezweckten,  die  Substanz  des  Gutes  zu  erhalten,  im  Gegensatz  zu  dem 
römischen  Princip  der  geichen  Teilung  aller  Erbschaft.  Der  wuch- 
tigste Angriff  gegen  die  bisherige  Erbordnung  ward  von  der  franzö- 
sischen Revolution  gemacht.  Mit  der  ausgesprochenen  Absicht  die 
vermögensrechtliche  Grundlage  der  alten  Gesellschaft  zu  zerstören 
und  die  für  die  Demokratie  notwendige  Unterlage  zu  schaffen,  be- 
seitigte das  Dekret  des  Konvents  vom  7.  März  1793  jede  letztwillige 
Freiheit  des  Erblassers  und  bestimmte,  daß  das  gesamte  Vermögen 
in  so  viele  Teile  zerlegt  werden  solle,  als  Erben  vorhanden  waren. 
Der  Code  Napoleon  gestattete  dann  zwar  eine  gewisse  Verfügungsfrei- 
heit des  Erblassers,  aber  doch  nur  in  geringem  Grade,  über  die  Hälfte 
des  Vermögens,  wenn  nur  ein  Kind  vorhanden,  über  1/3  bei  zwei, 
über  llA  bei  drei  oder  mehreren.  Prinzipiell  wurde  das  nivellierende 
Prinzip  beibehalten.  Nach  Art  785  berücksichtigt  das  Gesetz  bei  der 
Erbteilung  weder  Art  noch  Ursprung  der  Güter,  die  Kinder  erben  zu 
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gleichen  Teilen  nach  Köpfen  resp.  Stämmen.  Nach  Art  815  kann 
die  Teilung  jederzeit  und  von  jedem  Erben  verlangt  werden,  sie  muß 
stattfinden  (Art.  819),  wenn  nicht  alle  Erben  gegenwärtig  oder  wenn 
unter  ihnen  Minderjährige  sind,  ebenso  können  Gläubiger  sie  auf 
Grund  einer  vollstreckbaren  Urkunde  resp.  gerichtlicher  Erlaubnis 
fordern  (Art.  820).  Jeder  Erbe  kann  seinen  Anteil  in  natura  ver- 
langen (Art  827)  an  beweglichen  wie  unbeweglichen  Gütern,  lassen 
sich  letztere  nicht  füglich  teilen,  so  werden  sie  verkauft  Jeder  Erbe 
ist  nach  geschehener  Teilung  ohne  weitere  Beziehung  zu  seinen  Mit- 
erben. Schenkungen  bei  Lebzeiten  müssen  bei  der  Erbteilung  rück- 
gebracht werden.  Die  Folge  ist  eine  ungeheure  Zunahme  der  Zer- 
stückelung des  Grundbesitzes.  Anfangs  wurde  dieselbe  weniger  fühl- 
bar durch  den  Verkauf  der  Güter  des  Staates,  der  Kirche,  der  Kor- 
porationen und  Emigrierten,  deren  Käufer  meist  Grundbesitzer  waren, 
aber  seitdem  hat  die  Zerstückelung  ungeheuer  zugenommen.  Nach 
A.  de  Foville  (Le  morcellement  1885  p.  88)  gab  es  1884:  14674  801 
Einzelgrundstücke.  Unendlich  viel  größer  noch  ist  die  Zahl  der  Parzellen, 
in  die  der  oft  einem  Eigentümer  gehörige  Boden  zersplittert  ist,  trotz  des 
Art  832,  wonach  bei  Erbteilung  die  Zerstückelung  möglichst  in  diesem 
Fall  vermieden  werden  soll;  die  Enquete  Agricole,  die  zufolge  des  Dekrets 
vom  28.  März  1866  angestellt  wurde,  fand  im  Maasdepartement  einen  Kom- 
plex von  832  üekt,  welcher  270  Besitzern  gehörte  und  in  5348  Parzellen, 
zerfiel.  Mit  deren  Zahl  wächst  die  von  Wegen  und  Rainen  einge- 
nommene Fläche,  die  oft  bis  10  Proz.geht  und  da  nicht  jede  Parzelle  ihren 
Weg  haben  kann,  so  kommt  es  oft  zu  einem  indirekten  Flurzwang 
vermöge  dessen  nicht  jeder  bauen  kann,  was  er  will,  sondern  sich 
nach  seinem  Nachbarn  richten  muss.  Dazu  kommt  der  Zeitverlust 
und  die  Zahl  der  Prozesse  neben  der  hohen  Besitzveränderungsabgabe. 
Gegen  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  reagiert  zwar  der  konservative 
Sinn  der  Grundbesitzer  durch  das  Zweikindersystem,  freiwillige  Ab- 
findung von  Miterben,  Sparsamkeit,  welche  bewegliches  Vermögen 
sammelt,  Finanzheiraten  und  vor  allem  die  intensive  Kultur  in  dem 
reichen  Lande,  aber  die  Thatsache  der  angeführten  Parzellierung  und 
infolgedessen  auch  hoher  hypothekarischer  Verschuldung  bleibt 
Im  J.  1877  wurde  die  Hypothekenschuld  auf  13  V,  Milliarden  be- 
rechnet und  1840  auf  121',. 

Die  genannten  Bestimmungen  des  Code  Napoleon  galten  auch  im 
linksrheinischen  Deutschland  und  in  Baden,  aber  auch  hiervon  abge- 
sehen, hatte  schon  vor  der  französischen  Revolution  der  Einfluß  des 
römischen  Rechts  vielfach  Bresche  in  die  Geschlossenheit  und  Unver- 
schuldbarkeit  des  Grundbesitzes  gelegt,  wie  sie  früher  bestanden  und 
wie  sie  die  ständischen  Rezesse  zuzusichern  gesucht  hatten.  In  Preußen 
waren  diese  zuletzt  1653  vom  großen  Kurfürsten  bestätigt,  aber  die 
neue  Wehrverfassung,  welche  die  persönliche  Verpflichtung  zum 
Kriegsdienste  der  Gutsbesitzer  in  eine  Geldabgabe  umwandelten  und 
die  Opfer,  welche  die  Kriege  forderten,  führten  zur  Verschuldung. 
Friedrich  Wilhelm  L  führte  1718  die  Hypothekenbücher  ein,  damit 
kam  Ordnung  in  die  Sache,  aber  die  Verschuldung  stieg,  nach  dem 
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siebenjährigen  Krieg  drohte  eine  allgemeine  Insolvenz.   Friedrich  II. 
sah  ein,  daß  geholfen  werden  müsse,  er  begründete  nicht  ohne  starken 
Zwang  die  ritterschaftlichen  Kredit  vereine,  wobei  der  Wert  der  Güter 
nach  mäßiger  Taxe  festgestellt  wurde  und  Pfandbriefe  bis  zur  Hälfte 
des  WerteB  ausgegeben  wurden.   Die  Besitzer  waren  so  bei  pünkt- 
licher Zahlung  der  Zinsen  gegen  Kündigung  geschützt,  sie  hatten 
es  nur  mit  der  Korporation  zu  thun.    Leider  führte  er  indes  seine 
ursprüngliche    Absieht   der   gleichzeitigen  Amortisation  nicht  durch 
und  außerdem  kam  durch  das  preußische  Landrecht  ein  auflösendes 
Element  in  die  den  Grundbesitz  betr.  Gesetzgebung.   Des  Königs 
Motive  für  die  Abfassung  desselben  waren  durchaus  richtig,  als  er 
dieselbe  1746  befahl  erklärte  er  eine  Kodifikation  für  notwendig  „weil 
die  größte  Verzögerung  des  Rechts  von  dem  ungewissen  römischen 
Recht  herrührt,  welches  nicht  allein  ohne  alle  Ordnung  kompiliert, 
sondern  worin  singulae  leges  pro  et  contra  disputiert,  die  nach  eines 
jeden   Capricen  limitiert   oder  extendiert  werden".    Das  römische 
Recht  war  nun  freilich  nicht  sowohl  an  sich  ungewiß,  sondern  wurde 
es  erst  durch  Anwendung  auf  die  ganz  verschiedenartigen  deutschen 
Verhältnisse,  dort  stand  ein  allmächtiger  Imperator,  der  alles  Eigen- 
tum als  gleichartig  behandelte,    hier    hatte   man  Landesfürsten, 
Stände,  Stadtrechte,  Korporationen,  Geistliche,  dort  herrschte  eine 
Sklaven  und  Geldwirtschaft  vor,  hier  Lehensverbaud,  Majorate  und 
Naturalwirtschaft    Der  König  sah  dies  wohl  ein  und  wollte  alles 
von  der  Anwendung  des  römischen  Rechtes  ausscheiden  „was  auf 
den  deutschen  Statum  nicht  applikabel".    Aber  über  das  so  nicht 
Anwendbare  wurden  die,  welche  es  betraf  nicht  gehört,  Juristen  allein 
arbeiteten  das  Landrecht  aus  und  auf  diese  hatten,  um  so  mehr  da 
sich  das  Gesetzgebungswerk  bis  1791  hinschleppte,    die  naturrecht- 
lichen Anschauungen  des  18-  Jahrh.,  welche  das  Recht  allein  auf  die 
Vernunft  d.  h.  was  ihnen  als  vernünftig  galt,  den  tiefgreifendsten  Ein- 
fluß; so  zeigt  das  preußische  Landrecht  einen  durchaus  individua- 
listischen Charakter.   Dieser  wurde  noch  gesteigert  durch  die  Stein- 
Hardenbergsche  Gesetzgebung,  ihre  wohlthätigen  Folgen  der  Lösung 
der  Fesseln  des  nationalen  Wohlstandes  durch  Aufhebung  der  Erb- 
unterthänigkeit,  des  Obereigentums  u.  s.  w.  sollen  gewiß  nicht  be- 
stritten werden,  aber  die  Gemeiuheitsteilung  war  von  zweifelhaftem 
Wert.   Am  besten  fuhren  die  größeren  Bauerngüter  dabei,  deren 
Acker  durch  Verkoppelung  zusammengebracht  wurde  und  zu  freier 
Verfügung  des  Besitzers  stand.    Für  die  bisherige  Grundherrschaft 
war  sie  nur  dann  vorteilhaft,  wenn  sie  genüg  Vermögen  besaß,  die 
größere  Grundfläche,  welche  sie  für  aufgehobene  Dienste,  Schäferei- 
gerechtigkeit u.  s.  w.  erhielt,  gehörig  einzurichten,  was  aber  in  jener 
Zeit  wirtschaftlicher  Zerrüttung  nur  selten  der  Fall  war.  Die  Kossäten 
und  Büdner  aber,  die  von  den  bisherigen  herrschaftlichen  Diensten 
befreit  wurden,  hatten  dafür  eine  jährliche  Rente  als  Ablösung  zu 
zahlen  oder  einen  Teil  ihres  kleinen  Besitzes  abzutreten,  der  Rest 
reichte  nicht  aus,  sie  zu  ernähren  und  so  mußten  sie  doch  wieder 
Tagelöhner  werden. 
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Die  Hauptsache  aber  war,  daß  der  gesamte  Grundbesitz  mit  Aus- 
nahme der  Fid ei kom misse  wesentlich  unter  das  gemeine  Erbrecht  ge- 
stellt und  seine  freie  Teilbarkeit  und  Verschuldbarkeit  geltend  wurde. 
Die  Teilbarkeit  hat  ihre  unbestreitbaren  Vorteile,  aber  mit  ihr  fiel 
auch  jeder  Schutz  gegen  übermäßige  Parzellierung  sowie  jede  Be- 
schränkung der  Bodenanhäufung  in  einer  Hand.  Die  freie  Verschuld- 
barkeit führte  dazu,  daß  hinter  der  landschaftlichen  Pfandbrieftaxe 
beliebig  Hypotheken  aufgenommen  werden  konnten,  die  dann  um  so 
höheren  Zins  zu  zahlen  hatten,  das  Grundstück  wurde  so  einfach  Ver- 
mögenskapital, dessen  belastete  Teile  mobilisiert  waren.  Das  Ein- 
greifendste aber  war  die  Aenderung  des  Erbrechts,  abgesehen  von  den 
Fideikom  missen  und  Majoraten.  Früher  galt  es  als  Grundsatz,  daß, 
wenn  durchweg  der  älteste  Sohn  das  Gut  übernahm,  er  nur  seine 
Schwestern  zur  Ehe,  die  jüngeren  Brüder  für  einen  Beruf  auszustatten 
hatte,  jetzt  hatten  alle  Kinder  gleiches  Erbrecht  und  wenn  das  Gut 
nicht  geteilt  wurde,  so  wurde  ihnen  ihr  Anteil  hypothekarisch  auf  das- 
selbe eingetragen,  den  der  Besitzer  ihnen  zu  verzinsen  hatte.  Damit 
wurden  eine  Menge  Existenzen  geschaffen,  die  vom  Ertrage  der  Güter 
lebten,  ohne  mit  ihm  verwachsen  zu  sein  und  andererseits  mußte  die 
Verschuldung  des  Grundbesitzes  rasch  steigen,  welche  die  Wirtschaft 
des  Besitzers  hemmte,  denn  wenn  er  für  die  Hypotheken  4  Proz.  fest 
zu  zahlen  hatte,  aber  nur  3  Proz.  Ertrag  erzielte,  so  konnte  er  das 
Gut  nicht  meliorieren.  Jede  Vererbung  eines  Gutes,  sagte  Graf  Schulen- 
burg Beetzendorf  im  Herrenhause  (12.  Januar  1883),  wo  die  sämtlichen 
Kinder  ihr  volles  Erbteil  ausbezahlt  erhalten,  ist  bereits  eine  Teilung, 
denn  der  Besitz  wird  so  mit  Kapitalschulden  belastet,  daß  er  nicht 
imstande  ist,  sie  jemals  wieder  aufzubringen.  Ein  solches  System  war 
überhaupt  nur  durchführbar  in  einer  Zeit  raseh  steigender  Grundrente, 
wie  wir  sie  seit  den  Befreiungskriegen  gesehen.  Man  kann  annehmen, 
daß  die  Gutspreise  1818  am  tiefsten  standen,  von  da  an  begannen  sie 
zu  steigen,  der  lange  Friede  übte  seine  segensreiche  Wirksamkeit,  die 
Brennerei  nahm  großen  Aufschwung  und  ermöglichte  erst  die  Ver- 
arbeitung der  Kartoffel  zu  einer  leicht  transportierbaren  Ware,  während 
die  Schlempe,  als  Viehfutter  verwendet,  eine  erhöhte  Fleisch-  und  Dünger- 
produktiou  bewirkte.  Ein  anderer  Fortschritt  war  der  Zuckerrübenbau, 
zumal  der  so  erzeugte  Zucker  zuerst  gar  nicht,  dann  nur  sehr  gering 
besteuert  ward.  Vor  allem  aber  brachten  großen  Aufschwung  die  Eisen- 
bahnen welche  erst  erlaubten,  für  die  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nisse den  vorteilhaftesten  Markt  zu  suchen,  und  mit  ihrem  Ausbau 
fiel  zusammen  die  Aufhebung  der  englischen  Korngesetze,  durch  die 
dem  Norden  Deutschlands  eine  lohnende  Ausfuhr  seiner  Bodenfrüchte 
gegeben  ward.  Der  Nationalwohlstand  stieg  durch  die  große  Ent- 
wickelung  der  Industrie,  ausgiebige  mineralische  Lager,  vor  allem 
Kohlen  und  Eisen,  wurden  in  vielen  Landesteilen  in  Angriff  genommen, 
der  Betrieb  der  Landwirtschaft  selbst  machte  Fortschritte  durch  Ver- 
edelung der  Viehrassen,  Einführung  von  Maschinen  u.  s.  w.  So  nahm 
der  Wert  des  Grundbesitzes  einen  beispiellosen  Aufschwung,  der  bis 
etwa  1870  andauerte;  es  wären  leicht  Beispiele  anzuführen,  wo  Güter 
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um  den  sechsfachen  Betrag  verkauft  wurden,  welcher  vor  30  Jahren 
dafür  bezahlt  war l).  Die  Grundrente  kann  aber  nicht  ins  Ungemessene 
steigen,  es  kam  eine  Zeit,  wo  die  Vervollkommnung  der  Transport- 
mittel, die  dem  heimischen  Besitz  so  vorteilhaft  gewesen  war,  sich 
gegen  denselben  kehrte,  indem  die  auswärtige  Konkurrenz  begann  und 
sie  erreichte  ihren  Höhepunkt,  als  Rußland,  Amerika  und  andere  Länder 
die  Möglichkeit  erlangten,  ihre  ungeheuere  Produktion  auf  den  Welt- 
markt zu  bringen,  und  jetzt  erst  bei  sinkenden  Preisen  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  trat  die  Schattenseite  der  Rechtsordnung,  der 
man  das  Grundeigentum  unterworfen,  hervor.  Nicht  Mangel  an  Kredit 
war  es,  welcher  dasselbe  bedrückte,  im  Gegenteil,  derselbe  wurde  durch 
die  Grundkreditbanken  auf  das  höchste  gesteigert,  die  unproduktive 
Verschuldung  durch  das  Erbrecht  war  es,  weil  sie  den  Meliorations- 
kredit meist  unmöglich  machte,  durch  den  allein  man  sich  den  neuen 
Bedingungen  wirtschaftlichen  Gedeihens  anpassen  konnte. 

Die  deutschen  Regierungen  blieben  zwar  dem  Ackerbau  gegenüber 
nicht  unthätig,  Zusammenlegungen,  Flurbereinigungen,  Bewässerung 
u.  s.  w.  haben  sehr  viel  Gutes  gestiftet,  bei  der  Vorlage  des  bayerischen 
Arrondierungsgesetzes  vom  10.  Nov.  1861  berechneten  die  Motive,  daß 
durch  die  Zusammenlegung  ein  Mehrwert  des  bayerischen  Grundbesitzes 
von  mindestens  100  Mill.  fl.  erzielt  werden  würde.  In  gar  manchen 
Ländern  wie  Westfalen,  Schleswig-Holstein,  dem  nördlichen  Hannover, 
Altbayern  hielt  sich  auch  die  Geschlossenheit  des  bäuerlichen  Besitzes 
durch  das  Höfe-  oder  Anerbenrecht,  wonach  die  jüngeren  Geschwister 
mit  einer  mäßigen  Summe  abgefunden  wurden,  welche  anzusammeln 
dem  Besitzer  bei  seinem  durchgängigen  Wohlstand  nicht  schwer  wird ; 
er  giebt  den  Kindern,  welche  nicht  auf  der  Scholle  bleiben  können, 
eine  Ausbildung  für  andere  Berufszweige,  in  denen  sie  meist  ebenso 
gut  ihr  Fortkommen  finden,  wie  der  Anerbe.  Dieser  Ueberschuß  der 
ländlichen  Bevölkerung  ist  gleichfalls  ein  treffliches  Material  für  Sub- 
alternbeamte und  Unteroffiziere,  und  es  ist  unbegründet,  daß  derselbe 
sich  vorzugsweise  der  Auswanderung  zuwendet.  Mit  der  Zeit  nehmen 
auch  die  Regierungen  eine  der  Erhaltung  des  Grundbesitzes  günstigere 
Stellung  ein ;  wie  Prof.  Gierke  in  seinem  Referat  vom  21.  März  d.  J. 
im  Verein  für  Sozialpolitik  bemerkte,  wußte  Preußen  nach  der  Einver- 
leibung der  neuen  Provinzen  18(36  nichts  Besseres  zu  thun,  als  seine 
Agrargesetzgebung  auf  dieselben  zu  übertragen,  dem  widersetzten  sich 
zuerst  die  Hannoveraner  mit  Erfolg,  man  ließ  ihnen  das  dort  be- 
stehende Höferecht  und  die  Erbpacht,  dann  versuchte  die  Regierung 
selbst  Neubildungen  vom  Gesichtspunkt  einer  sozialrechtlichen  Bindung 
des  Grundeigentums,  sie  erstrebte  allgemeiner  die  Wiederbelebung  des 
bäuerlichen  Anerbenrechtes  in  verjüngter  Gestalt,  sie  brachte  vor  allem 


1)  Noch  uu  neuester  Zeit  liegt  ein  solches  Beispiel  vor,  das  Rittergut  Tamm-Buchwald 
wurde  vor  6  Jahren  für  1  Mill.  Mk.  gekauft  und  ist  vor  kurzem  für  2  Mill.  Mk.  verkauft, 
ist  diese  Verdoppelung  des  Wertes  begründet,  so  kann  sie  nur  auf  grofsen  Meliorationen 
beruhen,  woraus  folgt,  dafa,  wenn  andere  Besitzer  solche  nicht  vornehmen,  sie  infolge  so 
geringen  Betriebskapitals  hinter  den  Anforderungen  rationeller  Kultur  zurückbleiben.  Ist 
das  Out  aber  jetit  über  seinen  Wert  gekauft,  so  mufs  der  Käufer  den  Schaden  tragen 
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die  Ansiedelungs-  und  Rentengutsgesetze  zustande,  Eingriffe  des  Staates 
in  die  Bodenverteilung  zu  Gunsten  des  mittleren  und  kleinen  Besitzes, 
Ersetzung  der  Hypothek  durch  die  Rentenschuld,  Beschränkung  der 
Veräußerung  und  Teilbarkeit,  alles  Dinge,  die,  wie  Gierke  richtig  sagte, 
noch  vor  zwei  Jahrzehnten  undenkbar  gewesen,  lautete  doch  die  ur- 
sprüngliche Fassung  des  Art.  42  der  preußischen  Verfassung  dahin, 
daß  bei  erblicher  Ueberlassung  eines  Grundstückes  nur  die  Ueber- 
tragung  des  vollen  Eigentums  zulässig  sei.  Der  brandenburgische 
Provinziallandtag  ging  schon  1882  noch  weiter  und  empfahl  die  bei 
der  Diskussion  der  Güter  volle  Aenderung  des  Intestaterbrechts  in 
gleichem  Sinne,  ein  Beschluß,  dem  das  Herrenhaus  am  12.  Jan.  1883 
mit  63  gegen  53  Stimmen  beitrat.  Alles  dies  sind  hoffnungsvolle  An- 
fänge einer  Rückkehr  zu  gesunden  Grundsätzen,  denn  wie  Roscher  sagt: 
„Auf  den  mittleren  Gütern  beruht  der  eigentliche  Bauernstand,  diese 
Wurzel  des  ganzen  Volkes  und  Hauptquelle  der  militärischen  Kraft". 
Die  Lage  dieser  mittleren  Güter  ist  aber,  nach  der  Mehrzahl  der 
vom  Verein  für  Sozialpolitik  veranlaßten  31  Gutachten  aus  allen  Teilen 
Deutschlands,  bei  weitem  die  günstigste.  Nach  den  meisten  Berichten  1 ) 
befinden  sich  die  bäuerlichen  Wirtschaften  in  befriedigender  Lage,  nicht 
Rückgang,  sondern  Fortschritt  hat  stattgefunden,  der  sich  in  zunehmen- 
der Rentabilität  und  steigenden  Bodenpreisen  kundgiebt,  in  der  Mehr- 
heit der  Falle  ist  die  Verschuldung  nur  */4l  Vs»  höchstens  */■  des 
Besitzwertes,  schuldenfreier  Besitz  oder  doch  Abnahme  der  Verschuldung 
nicht  selten2).  Größeres  Betriebskapital  und  Einwirkung  der  Acker- 
bauschulen der  landwirtschaftlichen  Vereine  und  ihrer  Wanderlehrer 
befähigen  die  Bauern  zur  Verbesserung  des  Betriebes  und  überall 
herrscht  das  Streben,  im  Erbgang  den  Besitz  der  Familie  zu  erhalten, 
indem  der  Anerbe  günstiger  gestellt  wird  und  zwar  aus  freien  Stücken 
ohne  gesetzliche  Nötigung,  selbst  da,  wo  rechtlich  gleiche  Teilung  be- 
steht, wie  in  Baden,  finden  wir  nach  Buchenberger  eine  sehr  namhafte 
Anzahl  Bauerngüter  mittleren  und  großen  Umfanges  —  22000  mit 
einem  Besitz  von  145000  Hektar  oder  rund  36  Proz.  der  Gesamt- 
fläche des  Landes  —  ein  Beweis,  daß  mächtige  konservative  Tendenzen 
gegen  das  Landrecht  sich  dauernd  wirksam  erweisen.  Pächter  bäuer- 
licher Besitzungen  kommen  meist  nur  vor,  wenn  bei  Todesfallen  minder- 
jährige Erben  vorhanden  oder  sonst  besondere  Umstände  dies  nötig 
machen,  die  Verpachtung  von  Gütern  betrefis  Rübenbaues  an  die  Zucker- 
fabriken kann  bei  der  Höhe  der  Preise,  welche  die  Besitzer  erhalten, 
nur  als  Vorteil  angesehen  werden. 

Ganz  anders  steht  es  mit  dem  Kleinbesitz.  Am  ungünstigsten 
ist  natürlich  die  Lage  desselben,  wo  der  Boden  schlecht,  das  Klima 
ungünstig  und  so  auf  derselben  Fläche  nur  geringe  und  unsichere 
Erträge  wachsen,  die  sich  nur  mit  großen  Kosten  würden  heben  lassen, 
besser,  wo  der  Boden  sich  zu  intensiver  Bewirtschaftung  eignet  und 

1)  so  s.  B.  die  Buchenberger  für  Beden,  v.  Langsdorfs  für  Sachsen,  S.  vi  Bürsten- 
binder iiir  Braunschweig,  Prof.  Eheberg  für  Bayern. 

S)  In  Bayern  haben  sich  nach  der  Rede  des  Hinisters  Ton  Riedel  am  24.  Okt.  von 
1888—93  die  Zwangsversteigerungen  um  die  Hälfte  reduziert. 
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die  persönliche  angestrengte  Arbeit  des  Besitzers  und  seiner  Familie 
demselben  größere  Erträge  abgewinnen  kann.  Aber  auch  da  macht 
die  Zersplitterung  sich  nachteilig  fühlbar,  schlechte  Jahre  bringen 
Hunger  und  die  Verschuldung  ist  Obergroß,  der  Wucherer  hat  den 
Kleinbauern  in  seinen  Händen  und  läßt  demselben  nur  den  notdürf- 
tigsten Unterhalt,  diese  Zahl  der  ländlichen  Kleinbesitzer  aber  ist 
sehr  groß;  Lady  Verney1),  welche  diese  Frage  in  verschiedenen  Län- 
dern eingehend  studiert  hat,  rechnet,  daß  sich  in  Deutschland  7  Mill. 
Besitzer  finden,  welche  weniger  als  500  M.  einnehmen.  Bei  solchen 
Zuständen  kann  selbst  intensive  Arbeit  dem  Boden  nur  dann  leid- 
lichen Ertrag  ahgewinnen,  wenn  die  Absatzbedingungen  besonders 
günstig  sind,  wie  in  der  Nähe  großer  Städte;  die  Ernte  hängt  überall 
vorwiegend  von  der  Summe  der  in  der  Erde  niedergelegten  Pflanzen- 
nahrung ab,  welche  Düngung  notwendig  macht  und  diese  kann  der 
Kleinbesitzer  nicht  liefern,  weil  er  nur  selten  Vieh  hat,  bei  der  Par- 
zellierung der  Gemeinheitsweiden  ist  er  am  schlechtesten  gefahren, 
da  er  auf  dem  ihm  verbleibenden  kleinen  Rest  keine  Kuh  halten  kann 
(wo  Allmendweiden,  bestehen  wie  in  Baden  und  Württemberg,  ist  seine 
Lage  schon  besser),  er  muß  solche  Gewächse  bauen,  die  baldigen 
Ertrag  geben,  die  aber  den  Boden  auszehren.  Fehlen  spärliche  Neben- 
gewerbe, namentlich  für  den  Winter,  so  muß  der  Besitzer  sich,  was 
zum  Unteihalt  mangelt  durch  Tagelöhnern  erwerben*).  Im  Süden 
und  Westen  besteht  keine  soziale  Scheidewand  zwischen  dem  Klein- 
besitzer, welcher  so  Arbeit  sucht  und  dem  größeren  Eigentümer,  der 
sie  bedarf,  gegen  die  Handhilfe,  welche  der  erstere  leistet,  gewährt 
der  letztere  ihm  vielfach  Spannhilfe,  ähnlich  ist  es  in  Schleswig-Hol- 
stein. In  Westfalen,  wo  der  Einzelhof  des  Großbauern  herrscht,  ist 
der  Landarbeiter  günstig  gestellt,  der  Bauer  giebt  demselben,  dem 
Heuerling,  ein  Stück  Land  in  Pacht,  wogegen  letzterer  verpflichtet  ist, 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Tagen  dem  Bauern  seine  Arbeitskraft  um 
einen  billigen  Lohn  zur  Verfügung  zu  stellen,  wozu  er  eventuell  noch 
Spannleistung  und  Kost  erhält.  Arbeiter  und  Arbeitgeber  befinden 
sich  dabei  in  guter  I^age,  keiner  von  beiden  denkt  an  Kündigung.  In 
Niedersachsen ,  zwischen  Elbe  und  Weser,  finden  wir  gleichfalls  einen 
wohlhabenden  Bauernstand,  der  aber  im  Gegensatz  zu  Westfalen  in 
geschlossenen  Dörfern  lebt,  die  dazwischen  liegenden  Rittergüter  sind 
nicht  zahlreich  und  kleiner  als  die  des  Ostens,  der  Kleinbesitzer,  der 
Köter,  Brinksitzer,  und  Häusling  lebt  in  den  Dörfern  und  findet  für 
seine  freie  Zeit  stets  Nebenverdienst  bei  den  größeren  Besitzern,  ohne 
daß  wie  in  Westfalen  ein  kontraktliches  Verhältnis  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  besteht 

Anders  liegen  die  Dinge  in  dem  großen  Gebiet  östlich  von 
der  Elbe,   es  bietet  zwar  auch  große  Striche,  wo  der  bäuerliche 

1)  Peasant  properties.  *  vol  London  1885,  besonders  beschäftigt  die  Verfasserin  sich 
mit  Frankreich  nnd  der  traurigen  Lage,  in  der  sich  dort  der  Kleinbesila  befindet,  in 
Mittel-  und  SQdfrsnkreirh  .,la  petite  culture  est  devenue  impossible". 

2)  Vgl.  für  das  Folgende  die  Referat«  von  Knapp,  Weber,  Sering  u.  a.  in  den  Ver- 
handlungen y.  20./21.  Mira  1893. 
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Besitz  sich  erhalten  hat,  im  ganzen  aber  herrscht  der  Großgrund- 
besitz und  der  Kleinbesitz  wird  nur  repräsentiert  durch  den  Insten. 
Der  Gutsbesitzer  sichert  sich  durch  Vertrag  die  Arbeitskraft  einer 
Familie  gegen  geringen  Tagelohn,  indem  jeder  einen  Mann  und  Ge- 
hilfen stellen  muß,  der  Inste  erhält  Wohnung  auf  dem  Boden  des 
Grundherrn  und  etwas  Gartenland,  außerdem  wird  für  ihn  ein  gewisser 
Anteil  des  gutsherrlichen  Bodens  bestellt,  dessen  Ertrag  ihm  gehört, 
endlich  hat  er  das  Recht,  währenddes  Winters  das  Getreide  des  Guts- 
herrn auszudreschen  gegen  einen  bestimmten  Anteil  des  Erdrusches, 
dies  fällt  aber  mit  der  Einführung  der  Dreschmaschine  immer  mehr 
weg  und  ebenso  machen  die  anderen  Naturaldeputate  dem  Geldlohn 
Platz,  der  patriarchalische  Betrieb  der  früheren  Zeit  hört  auf  und 
damit  verschlechtert  sich  die  Lage  des  Insten;  während  nach  Weber 
der  Durchschnittskonsum  einer  Arbeiterfamilie  dort,  wo  die  Katural- 
löhnung noch  besteht,  40  Ctr.  Cerealien  beträgt,  sinkt  er  im  Osten 
auf  28  Ctr.,  am  schlechtesten  ist  der  Nabruugsstand  in  Schlesien. 
Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  im  ganzen  hat  sich  unendlich  ver- 
bessert, nur  die  der  ländlichen  Arbeiter  im  Osten  ist  stark  gesunken, 
sie  sind,  wenn  auch  der  Geldlohn  gestießen ,  Proletarier  geworden. 
Es  begreift  sich,  daß  bei  dieser  elenden  Lage  der  Inste,  der  keine 
Aussicht  hat,  dieselbe  zu  verbessern,  wenn  er  kann,  auswandert,  ent- 
weder in  die  Städte  und  Industriebezirke  oder  nach  Amerika,  weshalb 
gerade  in  diesen  dünnstbevölkerten  Provinzen  der  Abzug  am  stärksten 
ist;  daß  andererseits  dadurch  für  den  Großgrundbesitz  Mangel  an 
Arbeitern  eintritt,  den  er  sucht  durch  billige  Wanderai  heiter,  Sachsen- 
gänger oder  Polen  zu  ersetzen.  Aber  wie  Weber  sagt:  „Der  patri- 
archalische Großbetrieb  hat  den  Nahrungsstand  der  Landarbeiter  und 
ihre  militärische  Tüchtigkeit  erhalten ;  der  kapitalistisch  organisierte 
Großbetrieb  aber  besteht  heute  auf  Kosten  des  Nahrungsstandes,  der 
Nationalität  und  der  Wehrkraft  des  deutschen  Ostens"  (Verhandlungen 
S.  16).  Derselbe  ist  der  größte  Polonisator,  1891  kamen  33000  pol- 
nische Arbeiter  allein  in  die  vier  Grenzprovinzen,  während  andere 
weiter  tief  in  Deutschland  hineingehen  und  alle  diese  verdrängen 
deutsche  Arbeitskräfte,  die  nicht  mit  den  kulturell  tief  unter  ihnen 
stehenden  ausländischen  konkurrieren  können,  während  früher  der 
polnische  Großgrundbesitz  deutsche  Arbeiter  heranzog,  welche  began- 
nen das  Land  zu  germanisieren.  Eben  deshalb  ist  auch  die  deutsche 
Kolonisation  im  Osten  für  Bauern  ein  Erfolg  gewesen,  für  den  Klein- 
besitz nicht,  der  Pole  kann  sich  mit  sehr  viel  weniger  begnügen  als 
der  deutsche,  für  den  ersteren  reichen  2 — 3  Hektare  aus,  für  den 
letzteren  nicht,  deshalb  sind  es  vorzugsweise  deutsche  Arbeiter,  die 
nach  überseeischen  Gegenden  auswandern,  sobald  sie  Mittel  dafür 
haben. 

Dies  führt  schließlich  auf  die  Lage  des  Großgrundbesitzes  in 
den  östlichen  Provinzen,  der  auch  politisch  insofern  eine  Ausnahme- 
stellung einnimmt,  als  er  nicht  inkommunalisiert  ist,  sondern  selb- 
ständige Gutsbezirke  bildet  Der  Besitz  ist  sehr  verschiedenen  Datums, 
neben  den  alteingessenen  ritterschaftlichen  Familien  finden  wir  sehr 
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viele,  die  erst  verhältnismäßig  neuerlich  große  Güter  erwarben  *),  in 
den  40er,  50er  und  60er  Jahren  ist  ihr  Umfang  sehr  vermehrt  durch 
Auskauf  von  Bauern,  so  auch  in  dem  ritterschaftlichen  Mecklenburg, 
später,  als  die  Bauerngüter  zu  teuer  wurden,  durch  den  Auskauf  von 
Kleinbesitzern.  Eine  kartographische  Uebersicht  des  jetzigen  Standes 
des  Großgrundbesitzes  im  Verhältnis  zu  dem  mittleren  und  kleineren 
scheint  nicht  vorhanden,  der  vom  Kaiserl.  Statist.  Amt  1881  heraus- 
gegebene Atlas  der  Bodenkultur  des  Deutschen  Reiches  hat  diesen 
wichtigen  Punkt  nicht  berücksichtigt.  Die  neueste  Statistik  des 
Grundbesitzes  in  den  Provinzen  östlich  der  Elbe  hat  Prof.  Conrad 
gegeben*),  danach  stellen  Bich  die  GrCßenverhältnisse  folgender- 
maßen: 15  Proz.  der  Gesamtfläche  der  ertragsfähigen  Liegenschaften 
von  21852057  Hekt.  sind  zerlegt  in  kleine  Stücke,  40  Proz.  nehmen 
die  Bauern  von  10—100  Hekt.  ein  und  45  Proz.  die  größeren  Wirt- 
schaften über  100  Hekt.,  davon  sind  481  mit  1000  Hekt.  und  darüber, 
im  ganzen  667  100  Hekt.  Anbaufläche.  Der  Flächenbesitz  entscheidet 
nun  an  sich  keineswegs  darüber,  welche  Güter  als  Latifundien  zu 
betrachten  sind.  Conrad  nimmt  als  Grenze  derselben  5000  Hekt  an, 
von  solchen  befinden  sich  158  in  Händen  von  einzelnen  Personen, 
an  der  Spitze  steht  der  preußische  Domänenfiskus  mit  772287625 
Hekt.  Anbaufläche  und  1655000  Hekt.  Forsten,  die  übrigen  Besitzer 
verfügen  über  1830  der  betr.  Güter  mit  692250  Hekt  Acker  und 
Wiesen,  936388  Hekt.  Wald.  Darunter  finden  sich  15  Souveräne 
und  Mitglieder  fürstlicher  Häuser,  123  Adlige,  10  Bürgerliche,  2  Er- 
werbsgesellschaften, 8  juristische  Personen,  nämlich  die  Universität 
Greifswald,  der  braunschweigische  Fiskus  und  6  Städte.  Die  übrigen 
von  den  17  896  Gütern  über  100  Hekt  können  also  nicht  als  Ladi- 
fundien  betrachtet  werden,  sie  liefern  teilweise  verhältnismäßig  nicht 
große  Erträge.  1865  ergab  die  Grundsteuerschätzung  nur  108  Be- 
sitzungen von  über  30000  Mark  Grundsteuerreinertrag  und  ein  Cirku- 
lardesFinanzministers  v.  Patow  von  1862  stelltefest  daß  im  Regierungs- 
bezirk Knslin,  der  914  Rittergüter  hat,  nur  555  Personen  Einkommen- 
steuer, die  mit  3000  M.  begann,  zahlten,  was  allerdings  gewiß  mit  an 
mangelhafter  Einschätzung  lag.  Ferner  aber  kommt  es,  wie  Conrad 
bemerkt,  nicht  sowohl  auf  die  Fläche  des  Besitzes  an,  sondern  ob 
derselbe  auch  als  Latifundium  bewirtschaftet  wird.  Dabei  ist  zuerst 
die  Natur  des  Bodens  in  Betracht  zu  ziehen,  in  Steppengegenden  wird, 
wie  Conrad  sagt,  der  Besitz  eines  qm  kaum  als  Latifundie  anzu- 
sehen sein,  solche  haben  wir  in  Deutschland  nicht,  aber  auch  Forst- 
güter von  großem  Umfang  sind  es  nicht,  ebenso  bedingen  Güter,  auf 
denen  Viehzucht  allein  betrieben  wird,  sehr  viel  größere  Ausdehnung; 
je  intensiver  die  Kultur  ist,  desto  kleiner  wird  die  Fläche  sein,  die 
schon  als  Latifundium  gelten  kann.  Aber  auch  hier  ist  die  Art  der 
Wirtschaft  maßgebend,  der  englische  Grundbesitz  ist  überwiegend  der 


1)  Vgl.  über  die  geschichtliche  Bildung:    Niendorf,  Die  Rittergüter  der  östlichen 
Hrovinsen,  Ihre  historische  Entwickelang  und  soziale  Lage  in  der  Gegenwart,  8.  187. 
i)  AgrarsUtistische  Untersuchungen,    Jahrb.  f.  Nat.-Oek.  u.  Statistik.    XVI,  1888 
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Fläche  nach  Latifundium  es  ist  nun  sicher  kein  wünschenswerter 
Zustand,  wenn  die  Konzentration  so  weit  geht,  daß  die  etwa  600 
Familien  der  Prairie  allein  1I6  des  ganzen  Bodens  besitzen  und  der 
frühere  freie  Bauernstand,  die  yeomanry,  verschwunden  ist,  weil  sie 
die  Konkurrenz  mit  dem  Großbetrieb  nicht  aushalten  konnte.  Dieser 
Zustand  ist  mit  die  Folge  des  englischen  Erbrechts,  das  ab  intestato 
die  Präsumtion  für  den  ältesten  Sohn  statuiert,  ein  Pflichtteilsrecht 
der  Geschwister  nicht  kennt  und  dem  Besitzer  das  Recht  der  Sub- 
stitution für  zwei  Generationen  giebt.  Das  mag  abgeschafft  werden, 
aber  das  Recht  freier  testamentarischer  Verfügung,  das  auch  in  Ame- 
rika besteht,  wird  kein  Parlament  antasten  lassen  und  der  Erblasser 
wird  durchweg  die  Zusammenhaltung  des  Besitzes  festsetzen.  Zum 
Verkauf  kommt  ländlicher  Grundbesitz  in  Großbritannien  fast  nnr  bei 
übermäßiger  Verschuldung,  dann  aber  hat  der  kleine  Kapitalist  am 
wenigsten  Aussicht,  zu  konkurrieren,  da  der  Boden  weit  über  seinen 
Wert  bezahlt  wird  und  solche  Preise  nur  reiche  Leute  geben  können, 
die  aus  sozialen  Rücksichten  Grundbesitzer  werden  wollen.  Aber  so 
wenig  diese  Verfassung  des  Grundbesitzes  als  eine  günstige  betrachtet 
werden  kann,  so  erhält  sie  doch  ein  starkes  Gegengewicht  dadurch, 
daß  bei  der  allgemein  herrschenden  Verpachtung  die  Latifundien  in 
kleine  Wirtschaftseinheiten  zerlegt  werden,  die  Inhaber  derselben,  die 
Farmer,  zahlen  über  1 160000  und  können  zufolge  ihres  Besitzes  an 
totem  und  lebendem  Inventar,  dessen  Wert  auf  lj&  des  Landkapitals 
berechnet  wird,  in  gewissem  Grade  als  Miteigentümer  gelten.  Der 
Grundherr  ist  stets  bereit,  ihnen  Vorschüsse  zu  billigen  Zinsen  für 
Meliorationen  zu  machen,  und  so  erklärt  sich,  daß,  abgesehen  von  den 
lediglich  für  Viehzucht  bestimmten  Gütern,  die  namentlich  in  Schott- 
and zahlreich  sind,  gerade  auf  den  englischen  Latifundien  die  inten- 
sivste Wirtschaft  getrieben  wird.  Caird  berechnet,  daß  die  Farmer 
fünfmal  so  viel  produzieren,  als  sie  thun  würden,  wenn  sie  Eigen- 
tümer wären.  Der  Weizenbau  giebt  durchschnittlich  28  Busbel  p. 
Acre,  in  Frankreich  und  Deutschland  16,  in  Indien  14,  in  der 
Schwarzen  Erde  Rußlands  13.  Obwohl  dem  Weizenbau  viel  Land 
entzogen  ist,  hat  das  Vereinigte  Königreich  nach  dem  neuesten  „Agri- 
culture  pro  duce  Statistics"  1884—90  jährlich  27359000  Hekt.  Weizen, 
28122000  Hekt.  Gerste,  56969000  Hekt.  42'/,  Mill.  Hekt.  Kar- 
toffeln erzeugt,  allerdings  wenig  im  Verhältnis  zur  Einfuhr  an  Ge- 
treide und  Mehl  im  Werte  von  1047  Mill.  M.,  aber  viel  im  Verhält- 
nis zur  bebauten  Fläche. 

Aehnlich  steht  es  nun  vielfach  bei  dem  großen  Grundbesitz  in 


1)  Dies  ist  jedoch  nach  dem  neuesten  Blaubuch  aber  die  Verteilung  des  Grundbe- 
sitzes keineswegs  so  nnbedingt  der  Fall,  wie  oft  angenommen  wurde.  Dasselbe  aeigt, 
im  Gegensats.  an  der  Behauptung  Bright's,  der  Grundbesitz  befinde  sieb  in  den  Händen 
von  80  000  Eigentumern,  dafs  die  Zahl  der  Grundbesitier  in  England  und  Wales  972  836 
Personen  betrügt,  davon  813  049,  welche  1  Acre  und  mehr  besitien,  708  289  mit  weniger 
als  1  Acre,  4217  Grohgrundbesitaw  von  1000  Acres  und  mehr  (56,2  Pros,  der  Ge- 
samtflache), 14  469  die  Korporationen.  (Vgl.  auch  Klepl,  Die  Entwicklung  der  engl.  Land- 
wirtschaft nsch  Aufhebung  der  Kormölle,  1888.) 
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Deutschland,  der  größte  Eigentümer,  der  Staat,  verpachtet  seinen  Be- 
sitz in  einzelnen  Domänen  und  Vorwerken  und  so  machen  es  auch 
manche  Privatgroßgrundbesitzer.  Sodann  kommt,  abgesehen  von  den 
Forsten  die  Natur  des  Bodens  in  Betracht;  ist  er  leicht,  so  ist  eine 
extensive  Bewirtschaftung  angezeigt  und  dies  ist  in  dem  größten 
Teile  der  Beliehen  Provinzen  der  Fall,  wo  7  762584  Hekt.  mit  Kar- 
toffeln bebaut  sind  gegen  623)258  mit  Getreide,  weshalb  dieses  Ge- 
biet das  Hauptland  der  großen  Brennereien  ist  Die  Verpachtung 
ist  verhältnismäßig  Ausnahme,  von  den  481  Wirtschaften  von  1000 
Hekt.  und  darüber  haben  325  kein  Pachtland,  nur  49  allein  Pacht- 
land, welche  größtenteils  Domänen  sind.  Daß  es  nun  namentlich  in 
Pommern,  Posen,  Schlesien  Latifundienwirtschafteu  giebt,  auf  welchen 
infolge  ihrer  großen  Ausdehnung  keine  ausreichend  intensive  Wirt- 
schaft betrieben  werden  kann,  ist  zuzugeben,  aber  die  10692  von 
200—1000  Hekt.  umfassenden  Güter,  33,4  Proz.  der  Fläche  umfassend, 
bildete  den  Hauptbestand,  auf  denen  die  tüchtigen  Grundbesitzer 
thätig  sind,  welche  der  deutschen  Landwirtschaft  nur  Ehre  machen, 
und  sie  sind  durchgängig  weit  besser  bewirtschaftet,  als  die  40 
Proz.  der  bäuerlichen  Güter.  Ausnahmen  kommen  gewiß  vor  nach 
der  einen  wie  der  andern  Seite,  wir  finden  in  den  Niederungsgegenden 
der  Weichsel,  im  Oderbruch,  in  Ostpreußeu,  der  Altmark  u.  s.  w.  sehr 
rationell  betriebene  bäuerliche  Wirtschaften  und  dagegen  mangelhaft 
bebaute  größere  Güter,  durchschnittlich  aber  erzielt  der  größere 
Grundbesitz  besseren  Ertrag,  weil  er  sich  die  Fortschritte  der  Land- 
wirtschaft mehr  angeeignet  hat  Die  Verpachtung  spielt  auch  hier 
keine  große  Rolle  (6,1  Proz.),  ebensowenig  der  Absentismus,  welcher 
der  Natur  der  Sache  nach  bei  den  großen  Gütern  über  1000  Hekt. 
viel  häufiger  ist.  Die  Regel  bildet  die  Selbstwirtschaft,  sei  es  per- 
sönlich, sei  es  durch  Administration,  dagegen  findet  vielfach  Vereini- 
gung mehrerer  Güter  in  einer  Hand  statt  und  dies  steigert  sich  na- 
türlich in  dem  Maße  als  der  Besitz  Latifundium  wird,  wie  denn  z.  B. 
Fürst  Pleß  83  Güter  mit  70139  Hekt  Gesamtfläche  hat,  der  Herzog 
von  Ratibor  53  mit  34026  Hekt,  ebenso  fürstliche  Familien  und  der 
Kronfideikommißfonds,  der  allein  98  746  Hekt  mit  einem  Grundsteuer- 
reinertrag von  651631  M.  besitzt. 

Im  ganzen  hat  der  Großgrundbesitz  in  den  östlichen  Provinzen 
nichts  Anormales,  es  wird  immer  für  den  Staat  förderlich  sein,  wenn 
derselbe  ein  Gegengewicht  gegen  den  großen  beweglichen  Besitz  bildet 
aber  eigentümlich  ist  es,  daß  gerade  aus  diesen  Kreisen,  die  an  sich 
doch  als  wohlhabend,  ja  reich  gelten  sollten,  die  meisten  Klagen  über 
Unrentabilität  der  Landwirtschaft  und  der  Ruf  nach  Schutz  gegen  die 
Konkurrenz  des  Auslandes,  billigen  Ausnahmetarifen  für  ländliche 
Produktion  u.  8.  w.  ertönen.  Es  wird  dabei  zwar  allgemein  von  der 
Not  der  Landwirte  gesprochen,  aber  zwischen  dem  Großgrundbesitz 
und  dem  des  Bauern  besteht  eine  Interessengemeinschaft  in  Beziehung 
auf  den  Schutz  nicht;  der  kleine  Besitzer,  der  kein  Korn  oder  nur 
wenig  verkauft,  hat  vom  Zoll  keinen  Vorteil,  dem  Großgrundbesitzer 
schüttet  die  Steigerung  der  Preise,  welche  der  Zoll  doch  bewirken 
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soll,  einen  erheblichen  Gewinn  mühelos  in  den  Schoß.  Die  Behauptung, 
daß  durch  die  Schutzzölle  die  Kaufkraft  der  Nation  erhöht  werde,  ist 
haltlos,  nur  die  Kaufkraft  dessen,  der  geschützt  wird,  steigert  sich, 
die  aller  derjenigen,  welche  dem  Geschützten  das  Mehr  seines  Ge- 
winnes zahlen,  werden  um  den  gleichen  Betrag  in  ihrer  Kaufkraft  ge- 
schwächt. Der  eine  hat  mehr,  der  andere  weniger,  für  die  Gesamt- 
heit ist  das  Facit  Null.  Eben  deshalb  ist  der  Getreidezoll,  welcher 
als  Uebergangsmaßregel,  wie  oben  erwähnt,  verteidigt  werden  mochte, 
auf  die  Länge  unhaltbar;  man  fand  schon  5  M.  ungenügend  und 
jammert  jetzt  über  die  Herabsetzung  um  1'/«  M.  Wir  wünschen  ge- 
wiß nicht,  daß  Deutschland  ein  reiner  Industriestaat  werde,  aber  that- 
sächlich  kanu  unsere  Industrie  schon  lange  nicht  ohne  große  Ausfuhr 
bestehen,  alles,  was  sie  befördert,  muß  begünstigt,  alles,  was  sie  hemmt, 
beseitigt  werden.  Zu  dem  letzteren  gehören  aber  die  Getreidezölle, 
weil  sie  die  Konkurrenz  mit  der  Industrie  der  Staaten,  die  keine 
haben,  erschweren,  zum  ersteren  die  viel  verlästerten  Handelsverträge, 
vornehmlich  die  mit  überwiegend  ackerbauenden  Staaten,  welche  für 
die  Entrichtung  ihrer  Getreideeinfuhr  nach  Deutschland  unsere  in- 
dustrielle Ausfuhr  nach  denselben  ermöglichen.  Die  jetzige  agrarische 
Agitation  beweist,  daß  der  Zoll,  der  noch  immer  3,50  M.  beträgt,  auch 
als  er  5  M.  war,  den  Grundbesitzern  nicht  viel  geholfen  hat,  und  noch 
weniger  können  es  Differentialzölle  gegen  eineu  Staat,  die,  wie  der 
russische  Finanzminister  Witte  richtig  sagte,  nur  so  wirken,  wie  wenn 
man  an  einem  Gefäß  elf  Löcher  offen  läßt  und  das  zwölfte  verschließt; 
das  Getreide  kommt  dann  eben  aus  andern  Ländern.  Unstreitig  sind 
viel  Grundbesitzer  in  übler  Lage,  aber  eiuen  sicher  lohnenden  Erwerbs- 
zweig giebt  es  überhaupt  nicht  und  die  Landwirtschaft  kann  so  wenig 
wie  Industrie,  Handel  und  Schiffahrt  beanspruchen,  eine  gegen  die 
natürlichen  Verhältnisse  und  Schwankungen  des  Wirtschaftslebens  ge- 
schützte Stellung  einzunehmen.  Es  giebt  überhaupt  kein  Beispiel  in 
der  Geschichte ,  daß  es  einem  Lande  möglich  gewesen  wäre ,  seine 
Lebensmittelproduktion  so  gleichmäßig  zu  gestalten,  daß  der  Bevölke- 
rung stets  eine  genügende  Ernährung,  den  Grundbesitzern  eine  sicher 
lohnende  Bodenrente  —  d.  h.  der  jährliche  durchschnittliche  Ueber- 
schuß  des  Ertrags  eines  Grundstücks  über  sämtliche  Arbeitsleistung, 
die  des  Nutznießers  inbegriffen  —  gewährleistet  gewesen  wäre.  Die 
Forderung  des  Grafen  Kunitz  im  Abgeordnetenhause,  die  Regierung 
müsse  der  Landwirtschaft  einen  bestimmten  Getreidezins  sichern,  steht 
auf  einer  Stufe  mit  der  des  schlesischen  Bauern,  welcher  verlangte, 
der  Staat  müsse  einen  Rübenpreis  mit  1  M.  pro  Centner  gewährleisten. 
Der  Kapitalzins  sinkt  eben  überall,  die  soliden  Staaten  und  Banken 
setzen  ihre  Zinsen  herab  und  es  wird  immer  schwerer,  sein  Geld  an- 
zulegen ,  der  Gewinn  der  Fabrikanten  nimmt  durch  die  Konkurrenz 
ab,  wenn  sie  nicht  gerade  in  der  Lage  sind,  neue  Erfindungen  ergiebig 
auszunutzen,  die  Landwirte  können  nicht  beanspruchen,  hiervon  allein 
eine  Ausnahme  zu  machen. 

Davon  abgesehen  ist  aber,  wie  oben  gezeigt,  der  Betrieb  eines 
schuldenfreien  Landbesitzes  noch  immer  gewinnbringend,  die  unverschul- 
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deten  Hauern  bestehen  auch  bei  niedrigen  Kornpreisen;  was  unsern 
Grundbesitz  drückt,  ist  die  unproduktive  Verschuldung,  die  kein  Zoll  wett 
machen  kann,  und  der  Grund  derselben  liegt  wesentlich  in  unserui 
Erbrecht,  welches  die  Güter  mit  Hypotheken  für  die  jüngeren  Ge- 
schwister belastet ,  beziehungsweise  in  den  eingetragenen  Restkauf- 
geldern, nicht  zu  wenig,  sondern  zu  viel  Kredit  hat  der  Grundbesitz, 
aber  er  wird  zu  unproduktiven  Zwecken  in  Anspruch  genommen,  so 
daß  nichts  für  den  Meliorationskredit  übrig  bleibt.  Mit  einem  Wort, 
es  wollen  in  Deutschland  zu  viele  Menschen  von  der 
Erde  leben,  die  keine  Beziehungen  zu  ihr  haben,  als 
eine  auf  derselben  lastende  Schuld.  Und  diese  Menschen 
wollen  gut,  standesgemäß,  wie  es  heißt,  leben. 

Endlich  ist  noch  ein  Punkt  zu  erwähnen.  Die  Landwirtschaft  ist 
ein  hochentwickeltes  Gewerbe  geworden,  das  nur  gedeihen  kann,  wenn 
die  Besitzer  für  ihren  Beruf  gründlich  und  von  unten  auf  vorgebildet 
sind,  wie  Kaufleute,  Fabrikanten,  Reeder  für  den  ihrigen.  Man  kann 
nicht  jahrelang  Offizier  sein  und  dann  plötzlich  ein  Gut  übernehmen, 
von  dessen  Bewirtschaftung  man  nichts  versteht.  Treffend  sagte 
H.  Schul tz-Lupitz  in  einer  Rede  vom  7.  Juli  1893:  „Es  ist  das  Un- 
glück unserer  Zeit,  wenn  Leute,  die  Jahrzehnte  hindurch  in  anderen 
Berufen  gestanden ,  nicht  allein  die  Landwirtschaft  meisterhaft 
auszuüben ,  sondern  auch  in  landwirtschaftlichen  Vereinen  die  erste 
Rolle  zu  spielen  beanspruchen  und  es  hernach  heraus  kommt,  dali 
diese  Herren  nicht  anders  arbeiten  können,  als  wenn  sie  durch 
einen  hohen  Wall,  durch  hohe  Zölle  geschützt  werden."  Wie  soll  nun 
aber  geholfen  werden,  um  den  Grundbesitz  aus  seiner  mißlichen  Lage 
zu  bringen?  Wir  antworten  zunächst  durch  die  Aufhebung  des  Mit- 
erbenrechts am  Grundbesitz;  die  freie  Teilbarkeit,  die  vielfach  im 
Interesse  desselben  liegt,  soll  im  Prinzip  nicht  angetastet  werden,  aber  es 
soll  unstatthaft  sein,  das  Gut  mit  Hypotheken  zu  Gunsten  der  jüngeren 
Brüder  und  der  Schwestern  zu  beschweren.  Das  mag  härter  bei  uns 
erscheinen,  wo  dieselben  die  Last  des  vornehmen  Namens  ohne  Besitz 
tragen,  als  in  England,  wo  sie  nur  den  Familiennamen  führen,  der  sie 
nicht  hindert,  einen  bürgerlichen  Beruf  zu  ergreifen,  aber  es  ist  not- 
wendig, weil  sonst  das  Gut  zu  Grunde  geht.  Andererseits  dürfte  es 
nicht  geraten  sein,  den  Latifundienbesitz  durch  Verleihung  des  Fidei- 
kommißrechts  zu  begünstigen,  dasselbe  ist  unnötig,  wenn  die  volle 
testamentarische  Freiheit  für  den  Erblasser  eingeführt  wird,  der  am 
besten  weiß,  was  seinem  Besitz  frommt  (auch  in  England  ist  das  „strict 
entail"  Ausnahme),  werden  die  Fideikom misse,  mit  Ausnahme  des  der 
Krone,  aufgehoben,  so  wird  mit  der  Zeit  eine  Zerteilung  der  Latifundien 
eintreten,  während  dieselben  unter  der  Herrschaft  der  Gebundenheit  es 
einem  großen  Teile  der  Bevölkerung  unmöglich  machen,  an  dem  Segen 
des  Grundeigentums  teilzunehmen.  Dem  mittleren  Großgrundbesitz  von 
200—1000  Hektar  macht  die  freie  testamentarische  Verfügung  mit  Be- 
seitigung des  Rechtes  der  Geschwister  an  demselben  die  Erhaltung  in 
einer  Hand  möglich. 

Der  Großgrundbesitz  muß  ferner  die  Verbesserung  der  Lage  der 
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ländlichen  Arbeiter  in  die  Hand  nehmen,  die  Erhöhung  der  Löhne  der- 
selben bedeutet  keine  Verbesserung  ihres  Loses,  sie  bleiben  Proletarier 
und  um  so  unzufriedener,  je  größer  der  Unterschied  zwischen  ihren 
Existenzbedingungen  und  denen  der  industriellen  Arbeiter  wird.  Auch 
die  Ansiedelung  von  Kätnern  zwischen  größern  Güter  würde  nicht 
helfen,  wenn  es  an  Arbeitsgelegenheit  in  der  Nachbarschaft  fehlt;  sie 
müssen  auf  den  Gütern  selbst  angesiedelt  werden.  Würde  so  viel  vom 
Großgrundbesitz  genommen,  daß  jeder  Arbeiter  auf  seiner  Scholle  leben 
konnte,  so  würden  die  Güter  nicht  viel  kleiner  und  doch  der  Abzug 
der  Arbeiter  aufhören  i).  Das  ländliche  Proletariat  würde  in  zufriedene 
Kleinbesitzer  umgewandelt,  während,  wenn  es  so  fortgeht  wie  jetzt, 
wir  dahin  kommen ,  daß  deutsche  Herren  in  einer  Umgebung  von 
polnischen  Arbeitern  leben.  Daß  ein  derartiges  Verfahren  Erfolg  haben 
würde,  zeigt  die  Wirksamkeit  des  über  die  Beförderung  der  Errichtung 
von  Renteugütern  erlassenen  preußischen  Gesetzes  vom  7.  Juli  1891. 


grundbesitzer  140 — 150000  Hektar  Land  einer  überaus  regen  Nach- 
frage zur  Verfügung  gestellt  und  mehr  als  3000  Verträge  über  rund 
30000  Hektar  abgeschlossen,  ohne  daß  dies  dem  Staat  einen  Pfennig 
gekostet.  Derselbe  hat  sich  begnügt,  die  betr.  Flächen  aus  der  hypo- 
thekarischen Fesselung  des  Gutsverbandes  zu  lösen,  den  Käufern  den 
Rentbankkredit  zum  Bodenerwerb  gegen  üblichen  Zins  zu  bewilligen 
und  das  Geschäft  durch  seine  Agrarbehörden  zu  vermitteln.  Die  Be- 
reitwilligkeit der  Gutsbesitzer  aber  erklärt  sich  daraus,  daß  die  Käufer 
der  Rentengüter  bei  rationeller  Wirtschaft  einen  größeren  Ertrag  er- 
zielen werden,  als  sie  selbst  es  bei  extensivem  Betrieb  von  einem 
Centrum  aus  thun.  Was  damit  für  die  Ausdehnung  eines  kräftigen 
Bauernstandes  geschieht,  würde  sich  durch  die  vorgeschlagene  Maß- 
regel für  den  Kleinbesitz  vollziehen.  Jetzt  ist  das  Verhältnis  zwischen 
Arbeitgeber  und  -nehmer  durch  die  das  Angebot  weit  übersteigende 
Nachfrage  vollständig  verschoben.  Während  früher  der  Arbeiter  be- 
sorgt sein  mußte,  seinen  Dienst  zu  verlieren,  da  er  nicht  wußte,  wo 
er  sich  dann  seinen  Unterhalt  suchen  sollte,  muß  jetzt  der  Grund- 
U'sitzer  nur  suchen,  sich  seine  Arbeiter  zu  erhalten,  die  leicht  einen 
anderen  Dienst  finden.  Sie  werden  daher  unbotmäßiger  und  begehr- 
licher, trotz  besserer  Beköstigung  und  höherer  Löhne  wächst  die  Zu- 
friedenheit keineswegs.  Mit  der  Seßhaftmachung  der  Arbeiter  wird 
ein  Umschwung  eintreten,  sie  wäre  im  eigenen  Interesse  der  Guts- 
besitzer, denn  sie  würden  dadurch  die  nötigen  Kräfte  zu  mäßigen 
Preisen  gewinnen,  die  Liebe  zur  eigenen  Scholle  wird  die  Arbeiter 
vom  Auswandern  abhalten  und  sie  werden  gern  bereit  sein,  dem  Guts- 
besitzer ihre  überschüssige  Zeit  zur  Verfügung  zu  stellen.  Man  gebe 
dem  landwirtschaftlichen  Arbeiter  außer  Wohnung  und  kleiner  Stallung 
einige  Hektare  Land  zu  Eigentum,  wobei  aber  das  Dienstverhältnis 
zum  Gut  bestehen  bleibt.  Der  Kaufpreis  muß  mäßig  gestellt  sein,  bei 
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1)  Im  mecklenburgischen  Domanium  sind  solche  Bauerndörfer  sogar  neugegründet, 
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geringer  Anzahlung  und  Abzahlung  in  kleinen  Raten,  schlechten  Zahlern 
und  unbrauchbaren  Arbeitern  kann  gekündigt  werden  gegen  Erstattung 
des  Gezahlten.  Nur  an  Arbeiter,  welche  den  Dienstvertrag  eingehen, 
darf  die  Uebereignung  stattfinden,  bei  Todesfällen  wird  die  Frage  da- 
nach reguliert,  ob  der  Erbe  in  dies  Verhältnis  eintreten  will,  wo  nicht, 
erhält  er  den  Wert  des  vom  Erblasser  Geleisteten  zurück.  Auch  die 
Arbeitspacht,  wie  sie  neuerlich  Dr.  Kaerger  empfiehlt,  wäre  in  Betracht 
zu  ziehen. 

Was  nun  den  kleinen  Besitz  betrifft,  so  ist  dabei  wie  überall  Selbst- 
hilfe das  beste.  Es  liegt  in  der  Natur  des  Grundbesitzes,  daß  er,  wie 
Rodbertus  betont  hat,  auch  bei  der  rationellsten  Wirtschaft  nicht  im- 
stande  ist,  Darlehen  in  einer  Summe  aus  dem  Betrieb  zurückzuzahlen, 
sondern  nur  in  Raten,  weil  er  der  Regel  nach  keine  anderen  Mittel 
hat,  als  den  Markterlös  seiner  Erzeugnisse,  im  Gegensatz  zu  Handel 
und  Industrie,  welche  bei  richtigem  Betrieb  ermöglichen,  das  geliehene 
Kapital  bald  zurückzuzahlen.  Dem  Interesse  des  Grundbesitzers  ent- 
spricht also  für  Darlehen  nicht  die  Hypothek,  die  dem  Darleiher  das 
Kündigungsrecht  gewährt,  sondern  die  auf  das  Grundstück  eingetragene 
Rente,  die  womöglich  dann  zu  zahlen  ist,  wenn  der  Landwirt  durch 
den  Verkauf  seiner  Produkte  Einnahme  hat,  während  die  Zinsen  der 
Hypothek  unabhängig  davon  an  bestimmten  Terminen  zu  zahlen  sind. 
Deshalb  spielt  in  dieser  Frage  die  Befristung  des  Kredits,  die  im  Ein- 
klang der  Wiedererzeugung  des  Kapitals  stehen  muß,  eine  so  große 
Rolle.  Auf  diesem  Prinzip  beruhen  die  Pfandbriefgenossenschaften, 
wo  die  Tilgung  der  Schuld  unter  Ausschluß  der  Kündigung  seitens  der 
Gläubiger  stattfindet,  durch  gewisse  über  dem  Zinssatz  zu  zahlende 
Prozente,  welche  allmählich  die  Amortisation  herbeiführen.  Das  Interesse 
des  Pfandbriefgläubigers  aber  ist  dadurch  gewahrt,  daß  er  nicht  etwa 
bloß  ein  prioritätisches  Pfandrecht  am  beliehenen  Grundbesitz  hat, 
sondern  daß  ihm  die  Gesamtheit  der  Genossenschaft  von  Eigentümern, 
welche  die  Pfandbriefe  ausgeben,  haftet,  während  die  jederzeit  ige  Ver- 
käuflichkeit  der  letzteren  ihm  die  Möglichkeit  giebt,  sein  Geld  zu  be- 
kommen, wenn  er  es  braucht.  Dies  Prinzip  ist  mutatis  mutandis  mit 
Glück  für  den  kleineren  Grundbesitz  in  den  Raiffeisen'schen  Darlehens- 
vereinen angewendet,  die  1862  in  der  Rheinprovinz  entstanden,  sich 
vorzugsweise  im  westlichen  und  südlichen  Deutschland  verbreitet  haben. 
Sie  beruhen,  wie  alle  genossenschaftlichen  Kreditvereine,  auf  Solidar- 
haft aller  Mitglieder  und  geben  gegen  genügende  Sicherheit  Darlehen, 
welche  in  längeren  Fristen  zurückzuzahlen  sind.  Sie  wurden  anfangs 
namentlich  von  Schultze- Delitzsch  1 )  stark  angegriffen,  weil  sie  mit  ge- 
liehenem Gelde  arbeiteten  und  niemand  seinen  Schuldnern  längere 
Zahlungsfristen  zugestehen  kann,  als  diese  ihm  selbst  von  seinen 
Gläubigern  gewährt  werden.  Dagegen  ist  zu  erwidern,  daß  im  Anfang 
jenes  fremde  Leihkapital  unentbehrlich  war,  weil  es  sich  um  eng  be- 
grenzte örtliche  Genossenschaften  handelte,  für  welche  die  Ausgabe 


1)  Die  Raiffeisen'scbeu  Darlehenskassen  in  der  Bheinprovinz  und  die  Grnndkredit- 
frage  für  den  ländlichen  Kleiubeaiu,  1875, 
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von  Pfandbriefen  untbunlich  war,  welche  niemand  genommen  hätte; 
thatsächlich  aber  wurde  bei  ihrer  Ausbildung  jener  Einwurf,  wonach 
die  Vereine  einen  Teil  ihres  auf  längere  Zeit  ausgeliehenen  Betriebs- 
kapitals ebenfalls  auf  längere  Zeit  unkündbar  zu  erhalten  suchen 
mußten,  neutralisiert  durch  den  gebildeten  Reservefonds,  in  den  der 
Reingewinn  floß  und  der  unteilbares  gemeinschaftliches  Vereinsvermögen 
bis  zur  Höhe  des  für  den  Verein  notwendigen  Betriebskapitals  bildet; 
üeberschüsse  über  dieses  werden  zu  gemeinnützigen  Zwecken  verwendet. 
So  sind  diese  Kassen  selbst  in  Zeiten  allgemeiner  Krisen  in  keine  Ver- 
legenheit geraten.  Die  Dezentralisation  liegt  in  der  Natur  dieser  Vereine, 
und  andererseits  giebt  ihr  Verband  mit  einer  möglichst  großen  Zentral- 
kasse ihnen  den  Rückhalt  einer  gegenseitigen  Rückversicherung.  Diese 
Vereine  haben  sehr  segensreich  gewirkt  und  viel  dazu  beigetragen,  den 
Klein  besitz  aus  den  Händen  der  Wucherer  und  Güterschlächter  zu 
befreien. 

Andere  Vorschläge  betreffen  das  sogen.  Heimstättenrecht,  es  beruht 
auf  dem  richtigen  Gedanken,  daß  der  Grundbesitz  nicht  bloß  eine 
Ware,  sondern  die  Basis  eines  Familienlebens  ist  und  die  Anhänglich- 
keit der  kleinen  Besitzer  an  den  Staat  steigert.  Indes  die  Ueber- 
tragung  des  amerikanischen  Home- stead- Gesetzes  vom  20.  Mai  1860 
auf  deutsche  Verhältnisse  würde  doch  nicht  passen.  Das  Gesetz, 
welches  einen  reichlich  bemessenen  Bedarf  in  Form  eines  Grundstückes 
und  seines  Inventars  der  Zwangsvollstreckung  entzieht,  hat  einen  großen 
Anteil  an  der  Besiedelung  unbebauter  Flächen  gehabt,  aber  wir  haben 
nicht  wie  die  Verein.  Staaten  solchen  freien  Boden  zu  vergeben,  der 
unsrige  ist  bereits  in  festen  Händen.  Außerdem  hat  in  Amerika  selbst, 
wie  Sering  (21.  März  1«53,  S.  145  der  Verhandlungen)  bemerkte,  das 
Gesetz  nach  der  Besiedelung  keine  wesentliche  Wirkung  gehabt,  weil 
man  sich  scheute,  den  Schutz  auch  gegen  Hypothekenforderungen  in 
Wirksamkeit  zu  setzen.  Dagegen  hält  Oering  mit  Recht  für  möglich, 
eine  Grenze  gegen  Ucberscliuldung  des  bäuerlichen  Besitzes  zu  ziehen 
und  schlägt  dafür  folgendes  vor.  So  wie  allgemein  der  Arbeitslohn 
nicht  Gegenstand  der  Verpfändung  und  Beschlagnahme  ist,  soll  auch 
der  ländliche  Arbeitslohn  —  d.  h.  hier  der  Unterhalt  einer  Hauern- 
familie von  Mann,  Weib  und  unerwachsenen  Kindern  —  nicht  der 
Verschuldung  unterliegen,  sondern  lediglich  der  Grundrenten-  und 
Kapitalswert  des  Besitzes.  Dieser  Ertragswert  wird  bei  jider  Grund- 
änderung durch  Sachverständige  ermittelt  und  die  nach  dem  Grund- 
renten- und  Kapitalswert  gezogene  Ueberschuldungsgrenze  ins  Hypo- 
thekenbuch eingetragen.  Ist  dieser  Wert  bereits  voll  verpfändet,  so 
gehen  bei  Erbteilung  die  Miterben  leer  aus,  Zwangsvollstreckungen  aus 
Personalschulden,  soweit  sie  nicht  innerhalb  der  bezeichneten  Grenze 
ihre  Deutuug  finden,  sind  ausgeschlossen.  —  Hiermit  wäre  der  Ueber- 
schuldung  allerdings  eine  gewisse  Grenze  gezogen,  aber  doch  nur  in- 
soweit, daß  der  Bauer  gerade  noch  seinen  Unterhalt  findet,  denn  jene 
Grenze  wird  bald  erreicht  werden  und  von  einer  Abtragung  des  Besitz- 
kredits würde  schwerlich  die  Rede  sein. 
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Sehr  viel  weiter  gehen  Schaffte1)  und  Ruhland*).  Es  sollen 
überall  bäuerliche  Berufsgenossenschaften  bestehen.  Bei  jeder  Hand- 
änderung wird  der  wahre  Wert  des  Gutes  durch  Sachverständige 
ermittelt,  im  Erbfalle  übernimmt  es  der  Erbe,  bei  freihändiger  Ver- 
äußerung die  Genossenschaft,  zahlt  den  festgestellten  Preis  dem  Ver- 
käufer aus  und  veräußert  ihn  zu  gleichem  Preise  an  den,  der  die  größte 
Anzahlung  machen  kann,  eine  Individualhypothek  giebt  es  nicht,  an 
ihre  Stelle  tritt  das  Realkreditmonopol  der  Genossenschaft. 

Diese  Reform  kann  nicht  gleich  und  allgemein  eingeführt  werden, 
denn  bei  der  Zurückführung  des  Gutswertes  vom  jetzt  bestehenden 
freien  Kaufpreis  auf  den  wahren  Wert  und  der  großen  Zahl  über- 
schuldeter Güter,  die  derart  zum  Verkauf  kommen  würden,  müßten 
die  Preise  so  sinken,  daß  vielfach  die  Hypothekengläubiger  nicht  be- 
friedigt werden  könnten.  Es  sollen  daher  zunächst  nur  Güter  und 
Güterteile,  die  nicht  über  40  Proz.  des  WTertes  verschuldet  sind,  dem 
neuen  Kreditrecht  sofort  unterstellt  werden,  die  übrigen  aber  erst  aus 
Anlaß  des  Besitzwechsels  unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen,  wobei 
die  nötige  Liquidation  vorgenommen  würde.  Sollte  sich  dieser  Prozeß 
zu  langsam  vollziehen,  so  könnte  man  nach  Schäffle  die  überschuldeten 
Güter  so  unter  das  neue  Kreditrecht  stellen,  daß  denselben  unter 
Garantie  des  Staates  bei  der  Körperschaft  nachhypothekarischer  Kredit 
gewährt  würde,  unter  der  Bedingung  der  allmählichen  Tilgung  der  Ge- 
samtscliuld.  Dies  eventuelle  Opfer  würde  im  Vergleich  mit  den  Kosten 
der  Ablösung  der  bäuerlichen  Grundlasten  nicht  zu  groß  sein. 

Ruhland  giebt  zu,  daß  sich  diese  Vorschläge  nur  auf  den  Süden 
und  Südwesten  Deutschlands  beziehen,  wo  der  mittlere  und  nament- 
lich auch  der  Kleinbesitz  dem  Großgrundbesitz  gegenüber  prävaliert*), 
1886  wollte  er  auch  nicht  die  Bedürfnisse  der  jetzt  von  der  Ungunst 
der  Konjekturverhältnisse  betroffenen  Landwirte  in  Betracht  ziehen, 
weil,  so  sehr  sie  zu  beklagen  bleiben,  die  soziale  Gemeinschaft  weder 
imstande  noch  berechtigt  sei,  die  individualwirtschaftlichen  Defizite  zu 
ergänzen;  es  handle  sich  nur  um  die  Zukunft,  daß  dann  der  Bauern- 
fonds in  Krisen  nicht  massenhaft  zusammenbreche4).  Heute  scheint 
er  einen  beschleunigten  Verlauf  in  Aussicht  zu  nehmen,  will  die  Reform 
aber  doch  erst  bei  Besitzveränderungen  eintreten  lassen  und  nur  den 
Ertragswert  annehmen,  da  mit  der  Annahme  des  „wahren  Wertes", 
der  gewiß  ein  Viertel  der  „heutigen  Grundpreise  repräsentiert,  zu  große 
Vermögensverluste  verbunden  sein  würden"*).  Aber  der  sogenannte 
„wahre  Wert,  der  Buchwert",  soll  doch  das  Ziel  sein.  Nun  liegt  gewiß 
die  eigentliche  Ursache  der  landwirtschaftlichen  Notlage  in  dem  Miß- 


1)  Die  Inkorporation  des  Hypothekarkredits,  1885,  and  Aufsatz.:  in  der  „Zukunft". 
44,  45,  49. 

8)  Tubinger  Zeitachr.  f.  Staatswissenscbaft,  1888,  1885,  1886,  1887,  1890.  Di« 
Lösung  der  landwirtacbafU.  Kreditfrage,  1888-  Ueber  die  Grundprinzipien  aktueller 
Agrarpolitik,  1893. 

5)  Tübinger  Ztschr.  f.  StaaUwiasensch.,  Bd.  46,  1886,  S.  470. 

4)  8.  479. 

5)  Die  Einführung  der  Agrarreform,  Münch.  N.  Nachr. 
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Verhältnis  des  Preises,  den  der  Käufer  zahlte  oder  der  dem  Ueber- 
nehmer  angerechnet  wurde  und  der  Ertragsfähigkeit  des  betr.  Grund- 
besitzes und  eben  daher  sehen  wir,  daß  der  unverschuldete,  mit  Be- 
triebskapital entsprechend  ausgerüstete  Landwirt  noch  heute  sein  Fort- 
kommen findet,  wenn  auch  die  augenblicklich  schlechte  Preislage  seiner 
Erzeugnisse  niederdrückend  wirkt.  Es  kann  auch  nicht  besser  werden, 
als  bis  die  übertriebenen  Kaufpreise  auf  das  Niveau  des  durchschnitt- 
lichen Ertrags  heruntergehen  '),  aber  darüber  hinaus  einen  sogenannten 
„wahren  Wert"  nach  dem  Preise,  der  früher  einmal  gezahlt  wurde, 
zu  konstruieren,  scheint  uns  keinen  Sinn  zu  haben  •).  Sodann  aber 
unterliegt  der  zwangsweise  Beitritt  zu  den  Berufsgenossenschaften,  die 
das  Realkreditmonopol  haben  sollen,  erlieblichen  Bedenken;  sie  wären 
durchführbar  nur  bei  geschlossenen  örtlichen  Bauernschaften,  welche 
annähernd  in  gleicher  Lage  sind,  gerade  wie  die  nicht  obligatorischen 
RairJeisen'schen  Vereine;  aber  wenn  der  mittlere  und  kleine  Grund- 
besitz im  Süden  und  Südwesten  vorwiegt,  giebt  es  dort  auch  große 
Güter  und  diese,  die  vielfach  in  ganz  anderer  Lage  sind,  zum  Beitritt 
zur  Genossenschaft  und  zur  Unterwerfung  unter  das  Kreditmonopol 
derselben  zu  zwingen,  geht  doch  nicht  an.  Ferner  würden  die  bis- 
herigen Hypotbekengläubiger  nicht  ohne  weiteres  geneigt  sein,  ihre 
Forderungen  der  Genossenschaft  abzutreten  oder  für  dieselbe  in  die 
Herabsetzung  des  Zinsfußes  bereit  sein.  Dann  aber  muß  auch  die 
Genossenschaft  Kapital  aufnehmen,  hängt  also  vom  jeweiligen  Zins- 
fuß dafür  ab  und  könnte  ihren  Schuldnern  keinen  niedrigeren  gewäh- 
ren. Sodann  setzt  der  Vorschlag  voraus,  daß  sich  überall  Grund- 
besitzer finden,  welche  die  Geschäfte  als  Ehrenamt  besorgen,  wo  das 
nicht  der  Fall,  würde  die  Dezentralisation  zu  einer  zweifelhaften  Schrei- 
berwirtschaft führen.  Auf  den  Nordwesten,  wo,  wie  in  Westfalen,  Ein- 
zelhöfe oder  Dörfer  neben  kleineren  Rittergütern  Regel  sind  und  vollends 
auf  den  Großgrundbesitz  des  Ostens  ist  die  Anwendung  der  einheit- 
lichen Inkorporation  des  Realkredits  außer  Frage.  Außerdem  ist 
nicht  die  Verschuldung  an  sich  Ursache  des  Minderertrags,  son- 
dern nur  ihre  übermäßige  Höhe ;  ein  Gut,  das  nur  mit  Pfandbriefen 
belastet  ist,  wird  stets  prosperieren;  wenn  alle,  die  den  Boden  bei 
dessen  Erwerb  nicht  bar  bezahlen  können,  künftig  ausgeschlossen  werden 
sollen,  so  wird  vielfach  den  Tüchtigsten  der  selbständige  Betrieb  un- 
möglich gemacht  und  damit  die  Basis  des  Familienlebens,  auf  der  der 
Vorteil  des  Grundbesitzes  beruht,  verringert,  der  Ertrag  und  das  An- 
gebot vermindert,  während  doch  Ruhland  selbst  die  künstliche  Be- 
schränkung der  Nachfrage  verwirft.  Endlich  aber  kommt  es  doch 
nicht  bloß  darauf  an,  ein  Zukunftsprogramm  zu  entwerfen  und  die 


1)  In  diesem  richtigen  Sinne  hat  sich  auch  der  Reichskanzler  kürzlich  gegen 
Herrn  von  Manteuffel  in  Bezog  auf  die  agrarische  Agitation  gegen  die  Handelsvertrag« 
ausgesprochen. 

2;  In  gleichem  Sinne  behandelte  Dr.  Ratzinger  in  der  Sitzung  der  bayrischen  Kam- 
mer v.  7.  Nov.  d.  J.  die  Vernachlässigung  der  agrarpolitischen  Wissenschaft  auf  den 
Universitäten,  wo  dieselbe  nur  so  nebenbei  gelesen  werde  und  dafs  in  München  der  Kul- 
tusminister die  gante  Volkswirtschaft  zum  Monopol  eines  einsigen  Mannes  gemacht  habe 
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gegenwärtigen  Besitzer  ihrem  Schicksale  zu  überlassen.  Ganz  gewiß 
hat  Ruh I  and  Recht,  wenn  er  betont,  daß  die  Not  derselben  nicht  in 
der  auswärtigen  Konkurrenz  liegt,  da  wir  längst,  ehe  dieselbe  auf- 
getreten, zu  Eude  der  zwanziger,  vierziger  und  sechsiger  Jahre  ähnliche 
Krisen  gehabt,  also  Schutzzölle  nicht  helfen  können,  geschweige  bi- 
metallistische  Quacksalberei,  aber  die  Not  besteht  darum  nicht  minder, 
und  sie  liegt,  wie  immer  wieder  zu  betonen,  in  der  unproduktiven 
Verschuldung.  Diese  aber  eventuell  durch  den  Staat  ablösen  zu  lassen, 
wie  Schäffle  es  möchte,  um  die  Inkorporation  des  Realkredits  rascher 
durchzuführen,  hieße,  doch,  da  es  sich  hier  um  Milliarden  handeln 
würde,  der  Gesamtheit  der  Steuerzahler  zu  Gunsten  eines  Teiles  der 
Grundbesitzer  Lasten  aufbürden,  die  mit  der  Ablösung  der  Reallasten 
gar  nicht  in  Vergleich  zu  stellen  sind  '). 

Aber  allerdings  glauben  auch  wir,  daß  bei  der  eminenten  sozialen 
Wichtigkeit  eines  potenten  Grundbesitzes  für  Staat  und  Gesellschaft 
der  erBtere  dun  jetzigen  Stande  der  Dinge  nicht  unthätig  zusehen 
kann.  Die  Einführung  der  Rentengüter,  so  segensreich  sie  sich  bereits 
bewährt,  genügt  nicht;  ist  unser  Erbrecht  der  Hauptgrund  der  Ver- 
schuldung, so  muß  es  für  den  Grundbesitz,  der  keine  beliebig  ver- 
mehrbare und  teilbare  Ware  ist,  in  dem  oben  erwähnten  Sinne  der 
Beseitigung  aller  Rechte  der  Miterben  geändert  werden.  Auch  dies 
reicht  für  die  Geyenwart  nicht,  die  unveihaltnismaßtge  Bewertung  der 
Güter,  wie  sie  sich  im  Kauf-  und  Uebernaliniepreise  ausdrückt  und  die 
dann  nur  zu  neuen  Schulden  führt,  muß  auf  das  richtige  Niveau  des 
Ertragswertes  zurückgeführt  werden.  Dies  kann  aber  unserer  Ansicht 
nach  durch  Zwangsverkauf  alles  Grundbesitzes  geschehen,  dessen  Ueber- 
schuldung  eine  gewisse  Greuze  übersteigt,  die  natürlich  nicht  absolut, 
sondern  je  nach  den  örtlichen  wirtschaftlichen  Bedingungen  festzusetzen 
wäre.  Wir  haben  einen  Vorgang  für  dies  Verfahren  in  der  von  dem 
konservativen  Minister  Sir  Robert  Peel  durchgesetzten  „Encumbered 
Estates  Act11,  nachdem  die  Untersuchungskommission  von  1834  die  Not- 
wendigkeit der  Schaffung  kleiner  Eigentümer  in  Irland  betont  hatte. 
Eine  eigene  Behörde  (Encumbered  Estates  Court)  brachte  eine  Menge 
überschuldeter  Güter  des  Landes  unter  den  Hammer  und  in  kapital- 
kräftigere Hände.  Lord  Dufferin  giebt  an,  daß  so  34  Mill.  £  in  Irland 
investiert  sind*).  Eine  ähnliche  Befugnis  wäre  in  Deutschland  den 
Agrarbehörden  zu  geben,  sei  es,  daß  es  sich  um  die  Ueberschuldung 

1)  In  gleichem  Sinne  wies  der  bayrische  Minister  des  Innern,  Freih.  v.  Feilit&sch, 
nachdem  er  die  übertriebenen  Klagen  Uber  die  N»t  der  Landwirtschaft  statistisch  wider- 
legt and  aufgeführt,  was  die  Iterierung  für  dieselbe  gethan  ,  das  Programm  des  Bauers- 
bundes,  das  Dr  Ratainger  in  ähnlichem  Sinne  wie  Ruhland  entwickelt  balle,  snrück 
„als  absolut  unnuslührbar,  das  weit  ül>er  die  Dinge  hinausgehe,  welche  die  Landwirtschan 
berühren.  Die  Verhältnisse  des  Bauernstandes  sind  cur  Zeit  allerdings  ungünstig.  Aber 
man  darf  deshalb  nicht  fortwährend  den  Bauern  zurufen :  ,,Dir  gehts  so  schlecht,  daXi 
Du  nicht  leben  kannst,  Du  gehst  Oberhaupt  dem  Ruin  au ;  der  Staat  thut  nichts,  der 
kann  alles  Wenn  man  mit  solchen  Worten  immer  herumwirft,  dann  wird  nichts  genütit, 
dann  bekommen  wir  einen  unzufriedenen  und  aufgeregten  Bauernstand  und  bei  einem 
solchen  ist  Hilfe  gar  nicht  möglich*1.    (Sitzung  der  Abg  -Kammer  r.  7.  Nov.  189S.) 

*2)  Mr.  Mill's  Plan  for  the  pacificaiion  of  lreland.    London  1868,  p.  10. 


Digitized  by  Googl 


Zur  Agrarfrage. 


849 


des  großen  Grundbesitzes,  sei  es  um  die  durch  Güterzertrümmerung 
handelt.  Es  darf  dabei  natürlich  nicht  übereilt  vorgegangen  werden, 
weil,  wenn  zugleich  eine  Masse  von  Land  an  den  Markt  käme,  die 
Preise  unnatürlich  gedrückt  würden,  wie  man  dies  bei  dem  Verkaufe 
der  italienischen  Kirchengüter  gesehen,  die  meist  in  die  Häude  von 
Großgrundbesitzern  und  Kapitalisten  zu  Spottpreisen  übergingen.  Die 
Behörden  müßten  sogar  das  Recht  haben,  das  zu  verkaufende  Gut 
Dicht  dem  Meistbietenden  zuzuschlagen,  wenn  das  Mindergebot  von 
einem  Bewerber  ausginge,  den  sie  als  besser  für  die  Kultur  geeignet 
hielten  und  es  müßte  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  ein  Minimum 
lür  die  Anzahlung,  ein  Maximum  für  die  Verschuldung  des  neuen  Er- 
werbers festgesetzt  werden.  Die  Hypothekengläubiger  würden  auf  diese 
Weise  durchschnittlich  befriedigt  werden,  haben  sie  aber  ein  Gut  über 
dessen  wirklichen  Wert  beliehen,  so  würde  ihr  Verlust  nur  dem  Risiko 
entsprechen,  das  sie  gelaufen.  Auf  diese  Weise  würde  sich  auch  keine 
Zerschlagung  der  Rittergüter  ergeben,  die  wir  mit  Conrad  für  nicht 
wünschenswert  halten,  es  würden  sich  genug  kapitalkräftige  Erwerber 
finden,  die  in  die  Fußstapfen  der  überschuldeten  Vorgänger  träten, 
wenn  sie  das  Gut  zu  seinem  wirklichen  Ertragswerte  kaufen  könnten. 
Eine  Umwandlung  der  gesamten  Hypothekenschuld  in  eine  Renten- 
schuld,  so  daß  nicht  die  Schuldsummen,  sondern  nur  eine  feste  Rente 
als  Schuld  des  Besitzers  eingetragen  würde,  die  zwar  als  Inhaberpapier 
von  Hand  zu  Hand  ginge,  aber  nur  das  Recht  gäbe,  einen 
bestimmten  Zinsbetrag  zu  beziehen,  wäre  gewiß  an  sich  wünschens- 
wert, läßt  sich  aber  nicht  zwangsweise  durchführen,  weil  der 
Rentenbriefbesitzer  insofern  ungünstiger  als  der  Hypothekengläubiger 
steht,  als  ihm  ein  Kündigungsrecht  nicht  zusteht,  während  doch  dem 
Schuldner  die  Kündigungsbelugnis  nicht  entzogen  werden  kann,  wenn 
ihm  nicht  der  Vorteil  des  etwa  herabgehenden  Zinsfußes  entzogen 
werden  soll.  Auch  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  der 
eine  bestimmte  Kapitalforderung  repräsentierenden  Hypothek  und  dem 
Grundrentenbriefe,  dessen  Wert  vom  Kursstande  und  dem  jeweiligen 
allgemeinen  Zinsfuße  abhängt 

Daneben  können  die  Regierungen  in  anderen  Beziehungen  manches 
thun,  z.  B.  hinsichtlich  der  Güterzertrümmerung;  das  württembergische 
Gesetz  von  1851,  welches  für  die  Parzellierung  der  Grundstücke  Genehmi- 
gung der  Verwaltungsbehörde  vorschreibt,  hat  wohlthätig  gewirkt.  Im 
allgemeinen  wird  die  Zustimmung  in  liberaler  Weise  erteilt,  aber  ver- 
weigert, wenn  sich  in  einer  Gegend  Wucherer  niedergelassen  haben, 
welche  die  Güterzerstückelung  gewerbsmäßig  betreiben.  Auch  in  Bayern 
findet  eine  polizeiliche  Aufsicht  des  Geschäftsbetriebes  bei  Parzellierungen 
Btatt ;  ein  dem  württembergischen  ähnliches  Gesetz  soll  dem  Vernehmen 
nach  dem  preußischen  Landtage  vorgelegt  werden.  Die  wohltbätigen 
Folgen  der  Flurbereinigungen  und  Arrondierungen  sind  schon  erwähnt, 
Wassergesetze  für  Bewässerung  und  Entwässerung  wirken  in  gleichem 
Sinne  für  die  Bodenverbesserung.  Dagegen  hat  die  zwangsweise  Ab- 
lösung von  Forst  Servituten  vielfach  schädlich  gewirkt,  diese  waren  nicht 
ex  post  bestellte  römischrechtliche  Servituten,  sondern  die  Form,  in 

Dritt«  Fol«e  Bd.  VI  (I.XJ).  54 


Digitized  by  Gqpgle 


850 


F.  Heinrich  Geffcken,  Zur  Agrarfrage. 


der  das  frühere  gemeine  Nutzungsrecht  aller  Markgenossen  fortdauerte. 
Ihre  Existenz  sicherte  auch  thatsächlich  gegen  Waldverwüstung,  weil 
sie  nur  im  Hochwalde  recht  auszuüben  sind,  so  das  Brennholzdeputat, 
das  Recht  ,der  Waldmast,  der  Waldstreu,  des  Rafl-  und  Leseholzes, 
des  Windbruchs,  des  Suchens  der  Beeren  und  Schwämme.  Wollte 
man  diese  Berechtigungen,  die  um  so  wertvoller,  als  die  Berechtigten 
arm  sind,  ablösen,  so  war  das  im  früheren  Königreich  Hannover  be- 
folgte Prinzip  gewiß  das  richtige,  daß  an  die  Stelle  der  Gerechtigkeiten 
ein  Ersatz  an  die  Gemeinden  in  Grund  und  Boden  gegeben  ward,  so 
wurden  von  dem  belasteten  Staatswalde  Quoten  von  Tausenden  von 
Morgen  abgetreten  und  die  derart  gebildeten  Gemeindewälder  waren 
ein  dauernder  Schatz.  Dagegen  löste  die  preußische  Regierung  gleich 
nach  der  Einverleibung  unter  der  Diktatur  alle  diese  Gerechtigkeiten 
zwangsweise  durch  Geldzahlung  ab,  dadurch  mag  der  Ertrag  der  Forsten 
erhöht  sein,  aber  die  Maßregel  ging  von  eng  kapitalistischen  Gesichts- 
punkten aus,  das  so  gezahlte  Geld  verrinut,  während  die  früheren 
Rechte  etwas  Bleibendes  repräsentierten,  deren  Verschwinden  also  das 
Umgekehrte  der  Ablösung  der  Reallasten  waren.  Nicht  die  Masse  der 
zu  erzeugenden  Produkte,  sondern  die  richtige  Verteilung  derselben 
soll  maßgebend  sein.  Das  Sammeln  von  Pilzen  und  Beeren  mit  1  M. 
zu  belegen,  ist  nicht  human,  nicht  sozialpolitisch.  Auch  die  Ausübung 
der  Jagd  läßt  zu  wünschen  übrig,  in  Preußen  wird  sie  von  den  hohen 
Forstbeamten  verpachtet,  die  nur  darauf  bedacht  sind,  den  Wildstand 
zu  mehren;  das  Wild  richtet  jetzt  mehr  Schaden  an,  als  die  Kühe 
sonst  gethan,  Förster  dürfen  überhaupt  kein  Vieh  halten.  (Grenzboten, 
No.  42,  1893.) 

Diese  Dinge  mögen  klein  erscheinen,  aber  sie  wirken  auf  die 
Stimmung  der  ländlichen  Bevölkerung  erbitternd,  und  es  empfiehlt  sich 
wohl,  dieselben  neben  den  großen  Maßregeln  nicht  zu  übersehen. 
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XVI. 

Der  hessische  Landesgewerbeverein  und  die  Grofsherzo gliche 
Zentralstelle  für  die  Gewerbe 

Von  Dr.  T  h.  H  am  p  k  e. 

Eine  der  ältesten  gewerblichen  Organisationen  Deutschlands  ist  der 
hessische  Landesgewerbeverein.  Die  Gründung  dieses  das  ganze  Grofs- 
herzogtum  Hessen  umfassenden  Vereins  fallt  in  die  Zeit,  in  welcher, 
Deutschland  gegenüber,  die  Nachbarländer  Frankreich  und  England  uuf 
den  Gebieten  der  Industrie  und  Technik  einen  weiten  Vorsprung  errungen 
hatten;  in  die  Zeit,  in  weloher  dus  Prinzip  der  ökonomischen  Freiheit 
allmählich  auch  in  Deutschland  zur  Geltung  kum ;  in  die  Zeit  des  Bruches 
mit  dem  alten  Zunftwesen,  der  Befreiung  des  Einzelnen  von  den  Fesseln 
kleinlicher  staatlicher  Einmischungen  in  seine  ökonomischen  Angelegen- 
heiten. —  Als  wesentliches  Mittel  zur  Förderung  der  Technik  wurde 
damals  schon  in  Hessen  die  Pflege  dis  technischen  Unterrichts  duroh 
Gründung  höherer  Gewerbeschulen  mit  wissenschaftlicher  Unterlage,  sowie 
die  Bildung  von  Gewerbevereinen  zur  praktischen  Förderung  der  Ge- 
werbethätigkeit  erkannt  *). 

Ein  von  dem  Landtag sabgeordneten  Obernnanzrat  Hirsch  im  Sep- 
tember 1834  in  der  zweiten  Kammer  der  Landstände  gestellter  Antrag, 
betreffend  die  Beförderung  der  gewerblichen  Industrie  durch  Errichtung 
von  Beal-  und  Bauschulen,  sowie  eines  polytechnischen  Instituts,  fand 
bei  der  Grofsherzoglichen  Staatsregierung  warme  Aufnahme. 

Eine  Folge  dieses  Antrages  war  auch  die  im  Allerhöchsten  Auftrag 
von  der  Grofsherzoglichen  Begierung  den  Ständen  auf  dem  Landtage 
1836—1838  gestellte  Proposition,  jahrlioh  5000  Gulden  zur  Errichtung 
eines  „Vereins  zur  Beförderung  des  vaterländischen  Gewerbewesens"  zu 
bewilligen.  Ministerialreferent  war  damals  Dr.  Christian  Eckhardt.  In 
seinem  Vortrag  an  die  Stände  zeichnete  Eckhardt  kurz  und  treffend  die 


1)  Gewerbeblatt  für  das  Qrofsbenogtam  Hessen.  Zeitschrift  des  Landesgewerbe- 
Vereins,  No.  82,  August  1887,  8.  281.  Landgraf,  Gewerbevereine,  im  Handwörterbuch 
flir  Staauwissenschaften,  III.  B.,  8.  1076. 
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damalige  Lage  des  Gewerbewesens  im  Grofsherzogtum.  Er  wies  besonder! 
darauf  hin,  dafs  es  an  einem  gemeinschaftlichen  Organ  bisher  fehle,  welches 
aus  dem  Gewerbestand  hervorgegangen,  das  Zutrauen  des  Gewerbestandes 
in  vollstem  Mafse  besitze  und  mit  ihm  eins  sei. 

In  allen  Staaten,  wo  die  Industrie  rasch  auf  eine  hohe  Stufe  gestiegen, 
hätten  sich  Gewerbevereine  gebildet,  welche  die  Hebung  der  Industrie 
nach  allen  ihren  Zweigen  «um  Zweck  haben;  ausgezeichnete  Männer,  von 
der  höchsten  wissenschaftlichen  Ausbildung,  bildeten  den  Kern  und  die 
Stütze  dieser  Vereine.  Die  Staatsregierung  habe  die  Absicht,  einen  sol- 
chen Gewerbeverein  für  das  Grofsherzogtum  ins  Leben  zu  rufen ,  dessen 
Hauptzweck  sein  werde,  den  vorhandenen  Zustand  des  gesamten  Gewerbe- 
wesens im  Grofsherzogtum  zu  erforsohen,  und  durch  gemeinsames  Streben 
sowohl  den  Umfang  als  die  höhere  Ausbildung  der  Gewerbe  zu  befördern. 

Für  den  Anfang,  bis  das  Institut  mehr  an  Umfang  gewonnen  habe, 
werde  ein  jahrlicher  Staatsbeitrag  von  5000  Gulden  in  Anspruoh  genom- 
men und  die  Hoffnung  ausgesprochen,  dafs  auch  Mehrbedürfnisse  von  den 
8tänden  in  der  Folge  bewilligt  werden  würden. 

Nachdem  die  Stände  der  Proposition  zugestimmt,  erliefe  das  Grofs- 
herzogliche  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  unterm  12.  August 
1886  eine  Bekanntmachung,  welche  den  Zweck  des  Vereins,  sowie  die 
Grundzüge  seiner  Organisation  und  seines  Wirkungskreises  feststellte. 

Dieselbe  Nummer  des  Regierungsblattes  brachte  eiue  weitere  Ministe- 
rial-Bekanntmachung,  worin  der  Grofsherzogliche  Ministerialrat  Eckhardt 
zum  Präsidenten  des  zu  errichtenden  Gewerbevereitis  ernannt  wurde.  — 
Zugleich  wurde  an  Gewerbsleute  aller  Art,  sowie  an  alle  Freunde  der  vater- 
ländischen Industrie,  welche  an  dem  Vereine  Anteil  nehmen  wollten,  die 
Einladung  gerichtet,  dieses  dem  Präsidenten  baldigst  anzuzeigen. 

Nachdem  sich  ca.  800  Mitglieder  angemeldet  hatten,  berief  der  Prä- 
sident eine  Generalversammlung,  bezeichnete  näher  die  Aufgaben  des 
neuen  Vereins  und  erklärte,  vermöge  höchsten  Auftrages,  den  Gewerbe- 
verein für  das  Grofsherzogtum  Hessen  als  konstituiert  Eine  in  dieser 
Generalversammlung  ernannte  Kommission  entwart  darauf  mit  dem  Präsi- 
denten die  Statuten,  welche  unterm  25.  März  1837  die  Allerhöchste  Ge- 
nehmigung erhielten. 

Es  wurde  somit  in  Hessen  von  der  Staatsregierung  selbst  ein  Landes- 
gewerbeverein  geschaffen.  Hessen  ist  dasjenige  Land,  das  es  verstanden 
hat,  nooh  rechtzeitig,  bevor  das  Zunftwesen  ganz  abgewirtschaftet  hatte,  schon 
eine  Neubildung  für  die  künftige  Zeit  ins  Leben  zu  rufen. 

Die  Organisation  des  Landeegewerbevereins  ist  eine  eigentümliche 
und  weicht  von  den  betreffenden  Einrichtungen  in  den  anderen  deutschen 
8taaten  wesentlich  ab  l). 

Der  Zweck  des  Gewerbevercins  ist,  den  vorhandenen  Zustand  des 
Gewerbe wesens  im  Groffherzogtum  Hessen  zu  erforschen  und  durch  ge- 
meinsames Streben  sowohl  den  Umfang  als  die  höhere  Ausbildung  der 
Gewerbe  zu  befördern,  überhaupt  aber  auf  die  Hebung  des  inländischen 
Gewerbestandes  nach  Möglichkeit  hinzuwirken. 

1)  Thilo  Hampke,  Handwerker-  oder  Gewerbekammern  ?  Bin  Beitrag  *ur  Lösang 
der  gewerblichen  Organisationsfrage.    Jena,  1893,  8.  S2. 
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Auf  Berdum  aber  bildet  er  auoh  ein  Organ,  durch  welches  der  Staats- 
regierung Berichte  uud  Gutachten  über  gewerbliche  Angelegenheiten  er- 
stattet werden. 

Der  Landesgewerbeverein  ist  also  eine  Interessenvertretung  des  Ge- 
werbostandes gegenüber  der  Regierung,  er  hat  daher  für  Hessen  auch 
die  Funktionen  einer  Gewerbekammer  zu  erfüllen. 

Zur  Erreichung  der  oben  angegebenen  Zwecke  bedient  sich  der  Ge- 
werbeverein hauptsächlich  folgender  Mittel: 

a)  Pflege  der  Beziehungen  zu  seinen  Mitgliedern  und  den  ihm  an- 
gehörten Ortbge Werbevereinen,  sowie  zu  sonstigen  Vereinen  und  Verbänden, 
behufs  Ermittelang  des  Zustandes  und  der  Bedürfnisse  der  Gewerbe. 

b)  Beförderung  der  Ausbildung  und  der  Erziehung  der  jüngeren  Hand- 
werker, Fabriklehrlinge  und  jugendlichen  Arbeiter. 

0)  Unterstützungen,  öffentliche  Preisausschreibungen  und  Preisvertei- 
lungen zur  Förderung  des  inländischen  Gewerbewesens; 

d)  Anschaffung  guter  Zeitschriften  und  sonstiger  Werke,  welche  ge- 
werbliche und  technische  Gegenstände  behandeln; 

e)  Erteilung  von  Auskunft,  Gutachten  und  Ratschlägen  ; 

f)  Veranstaltung  belehrender  Vorträge  technischen  und  wirtschaftlichen 
Inhalts ; 

g)  Veranlassung  und  Beförderung  allgemeiner  Ausstellungen  von  Gegen- 
ständen des  heimischen  Gewerbeneifaes,  sowie  von  Landesausstellungen ; 

h)  Unterhaltung  einer  gewerblichen  Mustersammlung; 

1)  Erstattung  von  Gutachten  und  Anträgen  an  das  Grofsherzogliche 
Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz; 

k)  Herausgabe  einer  Zeitschrift  unter  dem  Titel  „Qewurbeblatt  für 
das  Grofsherzogtum  HeBsen"; 

1)  Berücksichtigung  neuer  Erfindungen  des  In-  und  Auslandes  und 
geeignete  Mitteilung  derselben; 

m)  Beratung  vorstehender,  sowie  sonstiger  gewerblicher  Gegenstände 
in  Generalversammlungen,  AuBschuTssitzungen  und  besonderen  Kommis- 
sionen J). 

Die  Gesohäfte  des  Vereins  werden  unter  der  oberen  Leitung  und 
Aufsieht  des  Grofsherzoglichen  Ministeriums  des  Innern  und  der  Justiz 
von  der  Grofsherzoglichen  Zentralstelle  für  die  Gewerbe  wahrgenommen ; 
deren  Beamte  vom  Staate  ernannt  und  besoldet  werden. 

Die  Leitung  der  Geschäfte  und  die  Vertretung  der  Zentralstelle  er- 
folgt durch  deren  Präsidenten,  zu  dessen  Unterstützung  die  nötigen  Beamten 
bestellt  werden.  Das  Kassenwesen  ist  einem  besonderen  Rechner  über- 
tragen. 

Zur  Bearbeitung  der  dem  Voreine  obliegenden  Aufgaben  und  zur 
Beratung  derselben  in  gemeinsamen  Sitzungen  bestehen  ein  engerer  und 
«in  weiterer  Ausschufs. 

Es  findet  also  duroh  die  Grofsherzogliche  Zentralstelle  für  die  Gewerbe 
eine  direkte  Beziehung  zwischen  dem  Landesgewerbeyerein  und  der  Regie- 
rung statt.  Alle  Berichte,  Erlasse  und  Schriftstücke  des  Vereins  werden 
von  der  Zentralstelle  für  die  Gewerbe  ausgefertigt. 

1)  Satzungen  des  Gewerbevereiii»  für  das  Grofsheriogtum  Hessen. 
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Dem  engen  Ausschüsse  gehören  aufaer  dem  Präsidenten  der  Grofaher- 
zoglichen  Zentralstelle  an: 

ein  von  der  Regierung  zu  ernennender  weiterer  Beamter1); 
der  Vorsitzende  der  Handwerkerachulkominisaion ; 
der  Vorstand  der  ohemischen  Prüfung«-  und  AuskunfUstation ; 
ein  Fabrikinspektor ; 

6  Ton  dem  weiteren  Ausschüsse  des  Landesge  werbe  Vereins  auf  die 
Dauer  von  3  Jahren  zu  wählonde  Mitglieder,  für  welche  für  den  Ver- 
hinderungsfall 3  Ersatzmänner  bestimmt  werden. 

Der  engere  Ausschufs  des  Lundesgewerbevereina  ist  eine  beratende 
Körperschaft  ohne  Verwaltungsbefugnisse ,  welche  die  Grofaherzogliehe 
Zentralstelle  für  die  Gewerbe  bei  den  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  zu 
erledigenden  Angelegenheiten  zu  beraten  und  zu  unterstützen,  insbe- 
sondere bei  der  Vorbereitung  der  in  dem  weiteren  Ausschüsse  zu  verhan- 
delnden Gegenstände  mitzuwirken  hat. 

Demselben  ist  die  selbstthätige  Anregung  von  Verbesserungen  auf 
dem  getarnten  gewerblichen  Gebiete  zur  besonderen  Pflioht  gemaoht,  auch 
liegt  ihm  ob,  alle  ihm  seitens  der  GroCsherzoglichen  Regierung  zur  Bear- 
beitung oder  Begutachtung  überwiesenen  Angelegenheiten  zu  erledigen. 

Insbesondere  gehören  zu  den  laufenden  Geschäften  die  Vorberatung 
des  Budgets,  sowie  allgemeine  die  gewerblichen  Verhältnisse  berührende 
Angelegenheiten;  die  Beratung  wichtiger,  der  Zentralstelle  vom  Grofs- 
herzogliohen  Ministerium  zum  Berichte  zugeschriebenen  oder  auf  anderem 
Wege  einlaufenden  Gegenstände,  sowie  von  Initiativanträgen. 

Die  Begutachtung  über  die  Verwendung  der  Mittel,  welche  nach  dem 
Voranschlage  als  Gesamtposten  den  einzelnen  Rubriken  überwiesen  werden; 
die  Erledigung  von  Unterstützungsgesuchen ,  welche  naoh  Beratung  und 
Feststellung  des  Jahresbudgets  eingereicht  werden,  die  Begutachtung  der 
zu   stellenden    Preisaufgaben    und   schliefslioh    die   alljährlich    vor  der 
Generalversammlung  stattfindende  Verteilung  der  48  gewählten  Mitglieder 
des   weiteren  Ausschusses   auf  die  einzelnen   Provinzen  nach   Main  gäbe 
ihrer  Mitgliederzahl:    Alles   dies  steht  dem  engeren  Ausschufs  zu,  an 
dessen  Beratungen  besondere  Vertreter  des  Grofsherzoglichen  Ministeriums 
des  Innern  und  der  Justiz  teilnehmen  können. 

Der  Präsident  der  Grofsherzoglichen  Centralstelle  ist  bereohtigt  bei  ge- 
eigneten Anlässen  auch  den  zweiten  Fabrikinspektor,  sowie  andere  Sach- 
verständige zu  den  Beratungen  hinzuzuziehen. 

Das  Amt  der  Mitglieder  des  engeren  Ausaohusses  ist  ein  Ehrenamt. 
Den  auswärtigen  Mitgliedern  werden  nur  Tagegelder  und  Reisekosten  ge- 
währt, ebenso  werden  die  Mitglieder  für  etwaige  im  Auftrage  des  Aus- 
schusses unternommenen  Dienstreisen  entschädigt. 

Die  Geschäftsbehaudlung  erfolgt  bei  dem  engeren  Ausaohufs  durch 
kollegialische  Beratung.  Die  Einberufung  erfolgt  nach  Bedürfnis,  hat 
jedoch  wenigstens  viermal  im  Geschäftsjahr  zu  geschehen.  Für  beaohlufs- 
fähig  gilt  der  engere  Ausschufs  bei  der  Anwesenheit  von  6  Mitgliedern. 
Bei  Abstimmung   entscheidet   die  Majorität.    Die  Ansioht   der  Minder- 


1)  b.  Zt.  Prof.  Dr.  Adamy,  als  Vertreter  der  kunstgewerblichen  Richtung. 
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heit  ist  auf  deren  Verlangen  in  etwaige  Gutachten  oder  Vorlagen  an  das 
Grofsherzogliohe  Ministerium  aufzunehmen,  aufserdem  ist  jedes  Mitglied 
berechtigt,  seine  Ansicht  schriftlich  zu  Protokoll  zu  geben. 

Die  Zuweisung  von  Vorlagen  zur  Bearbeitung  an  einzelne  Mitglieder 
oder  zu  fortlaufender  Beratung  regelmässig  wiederkehrender  Gegenstände 
erfolgt  duroh  den  engeren  Ausschufs  selbst;  dooh  ist  der  Vorsitzende  be- 
fugt, in  geeigneten  Fällen  vorbereitende  Untersuchungen  anstellen  zu 
lassen,  Vorberatungen  anzuordnen  und  hierzu  Mitglieder  deß  engeren  Aus- 
schusses, unter  Hinzuziehung  anderer  Sachverständiger  zu  berufen.  Die 
Protokollführung  in  den  Sitzungen  des  engeren  Ausschusses  wird  durch 
einen  Beamten  der  Grofsherzogl.  Centralstelle  besorgt,  insofern  die  Art 
des  zu  beratenden  Gegenstandes  nioht  eine  Beschränkung  auf  die  Mit- 
glieder des  engereu  Ausschusses  erfordert. 

Ist  die  Centralstelle  in  ihren  Funktionen  mit  dem  Sekretariat 
einer  Gewerbekammer  zu  vergleichen,  nur  dafs  sie  leitende  Behörde  ist  und 
viel  weitgehendere  Funktionen  hat,  so  stellt  der  engere  Ausschufs  gleich- 
sam das  Plenum  einer  solchen  Kammer  dar.  Neben  diesem  engereu 
existiert  noch  ein  weiterer  Ausschufs.    Dieser  besteht: 

a)  aus  den  Mitgliedern  des  engeren  Ausschusses ; 

b)  aus  48  auf  die  Provinzen  nach  Mafsgabe  ihrer  Mitgliederzahl 
verteilten  Vereiosangehörigeu ,  welohe  die  Generalversammlung  auf  je 
3  Jahre  wählt. 

Die  Verteilung  erfolgt,  wie  wir  bereits  sahen,  duroh  den  engeren 
Ausschufs  alljährlich  von  der  Generalversammlung.  Die  Wahl  selbst 
fiudet  in  der  Weise  statt,  dafs  duroh  die  in  regelmäfsiger  Reihenfolge  ab- 
wechselnd in  den  3  Provinzen  tagende  Generalversammlung  die  der  be- 
treffenden Provinz  zugeteilte  Zahl  von  Ausschufsmitgliedern  gewählt  wird; 

c)  aus  den  zeitigen  Vorsitzenden  der  dem  Landesgewerbeverein  un- 
gehörige! Ortsgewerbevereine  oder  ihrer  Stellvertreter,  im  Falle  der  erste 
Vorsitzende  bereits  Mitglied  des  Ausschusses  ist  oder  verhindert  sein 
Bollte. 

Zur  Bearbeitung  von  Fragen,  welche  eingehende  Fachkenntnis  er- 
fordern, wählen  die  Ausschüsse  besondere  Kommissionen.  Auch  können 
für  einzelne  Bezirke  des  Landes  Kommissionen  ernannt  werden,  um  diese 
bezüglich  der  gewerblichen  Interessen  des  betreffenden  Bezirks  zu  unter- 
stützen uud  insbesondere  die  von  dem  Verein  zur  Förderung  einzelner 
Industriezweige  getroffenen  Mafsregeln  unmittelbar  zu  überwachen.  Zu 
den  Kommissionen  können  auoh  Mitglieder  des  Gewerbevereins,  welche 
den  Ausschüssen  nioht  angehören,  gewählt  werden.  Die  Kommissionen 
wählen  ihre  Vorsitzenden ,  Schriftführer  und  Berichterstatter  unter  sich, 
insofern  nioht  andere  Bestimmungen  getroffen  werden.  Die  Aussohufs- 
sitzungen ,  in  welchen  die  in  den  Getohäftskreis  des  Gewerbevereins 
einschlagenden  Fragen  zur  Beratung  kommen ,  werden  nach  Bedarf  ein- 
berufen. Abgesehen  von  den  laufenden  Geschäften  kann  ohne  Zuziehung 
der  Ausschüsse  kein  wichtiger  Gegenstand  von  der  Centralstelle  >)  allein  er- 

1)  Diese  Bestimmung  wird  nicht  ao  streng  gebandhabt ,  da  bieraas  viel  Zeitverlust 
entstehen  würde.  Spätere  Mitteilungen  erfolgen  dann  an  die  Anschüsse,  beiw.  ein  Ver- 
waltangabericbt. 
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ledigt  werden.  Ist  ein  Gegenstand  so  dringend ,  dafs  er  nicht  bis  zu 
einer  Sitzung  des  weiteren  Ausschusses  vorschoben  werden  kann,  so  er- 
folgt dessen  Beratung  in  einer  Sitzung  des  engeren  Aussohusses,  von 
deren  Verhandlungen  dem  ersteren  bei  dessen  nächster  Versammlung  Mit- 
teilung zu  machen  ist. 

Zur  Abhaltung  einer  Sitzung  des  weiteren  Ausschusses,  welche  in  der 
Regel  an  dem  Sitze  der  Zentralstelle  erfolgt,  ist  die  Gegenwart  vou  wenig- 
stens einem  Viertel  der  stimmberechtigten  Mitglieder  trforderlioh.  Aufser 
der  Zentralstelle  und  den  beiden  Ausschüssen  besteht  noch  die  General- 
versammlung des  Vereins.  Dieselbe  findet  jedes  Jahr  auf  vorherige  Ein- 
ladung der  Zentralstelle  wenigstens  einmal  statt.  Diese  Generalversamm- 
lungen wechseln  /wischen  den  verschiedenen  Provinzen  und  Hauptorten 
des  Landes.  In  jeder  Generalversammlung  wird  der  Ort  für  die  nächste 
Generalversammlung  durch  Abstimmung  festgesetzt. 

In  den  Generalversammlungen  sollen  vorzüglich  folgende  Gegenstände 
zum  Vortrag  und  zur  Beratung  kemmen: 

a)  Uebersichtliche  Darstellung  des  Wirkens  der  Zentralstelle  und  der 
Ausschüsse  im  abgelaufenen  Jahre ; 

b)  Uebersichteu  über  das  Wirken  der  verschiedenen  Ortsvereine  im 
abgelaufenen  Jahre; 

c)  Vornahme  der  Auaschufswahlen ; 

d)  Vorträge  von  Mitgliedern  über  interessante  Gegenstände  tech- 
nischer und  wirtschaftlicher  Art; 

e)  Beratungen  über  Gegenstände  von  allgemeinem  gewerblichem  In- 
teresse. 

Auffordern  wird  womöglich  mit  jeder  Generalversammlung  oine  öffent- 
liche Ausstellung  vou  gewerblichen  Erzeugnissen  dos  Orts,  in  welchem 
die  Versammlung  abgehalten  wird,  ferner  die  jährliche  öffentliche  Aus- 
stellung der  Zeichnungen  der  Handwerker6ohulen  der  betr.  Provinz  ,  wie 
auch  eiue  Ausstellung  der  Lehrlingsarbeiten  verbunden.  Der  Präsident 
eröffnet  und  schliefst  die  Generalversammlung,  leitet  deren  Verhandlung 
und  spricht  die  von  ihr  gefafsten  Beschlüsse  aus.  Zu  einem  giltigen  Be- 
schlüsse der  Generalversammlung  des  Vereins  ist  die  Anwesenheit  von 
mindestens  40  ordentlichen  Mitgliedern  erforderlieh.  Bei  allen  Abstim- 
mungen entscheidet  einfache  Stimmenmehrheit.  Die  Protokolle  der  General- 
versammlung werden  in  der  Zeitschrift  des  Vereins  abgedruckt. 

Jedes  ordentliche  Mitglied  hat  einen  jährlichen  Beitrag  von  4  M.  zu 
zahlen,  welcher  im  Lauf  des  Rechnungsjahres  erhoben  wird.  Die  Orts- 
gewerbevereine empfangen  pro  Mitglied  2  M.  aus  der  Kasse  des  Landes- 
gewerbevereins zur  Bestreitung  ihrer  lokalen  Bedürfnisse  zurück.  Die 
Beratungen  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Landesgewerbevereins 
finden  nach  Vorberatung  in  dem  engeren  Ausschusse  in  den  Sitzungen  des 
weiteren  Ausschusses  statt. 

Die  Genehmigung  des  Budgets  und  die  Eröffnung  der  Kredite  aus  den 
gesamten  Fonds  des  Vereins  mufs  beim  Grofsherzogl.  Ministerium  des 
Innern  und  der  Justiz  erwirkt  werden.  Die  Dekretur  der  Ausgaben  wird 
durch  die  Zentralstelle,  nach  Mafsgabe  des  Budgets  und  der  vom  Aus- 
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Behufs  genehmigten  oder  von  diesem  der  Zentralstelle  zur  Verfügung  ge- 
stellten speziellen  Verwendungen  besorgt. 

Die  Grofsherzog).  Centralstelle  führt  über  alle  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Vereins  die  Eontrolle  und  stellt  nach  erfolgtem  Büoherschlufs 
die  Verwaltangsrechnung  darüber  auf,  welche,  nach  vorheriger  Prüfung 
durch  den  engeren  Aueschuf s,  dem  Grofiherzogl.  Ministerium  des  Innern 
und  der  Justiz  zum  Ereditabschlafa  vorzulegen  ist. 

Diese  soeben  geschilderte  Organisation  ist  eine  aufserordentlich  glüokliche 
und  hat  sieh  während  der  nun  mehr  als  50-jährigen  Zeit  ihres  Bestehens  gut 
bewährt.  Der  Landesgewerbeverein  ist  eine  freiwillige  Vereinigung  von  Ge- 
werbetreibenden und  Freunden  des  Gewerbewesens  aus  allen  Teilen  des  Landes 
mit  staatlicher  Spitze,  aber  unter  Kontrolle  der  Gewerbevereinsmitglieder. 
Der  Landesgewerbeverein  nmfafste  1893:  54  Ortsgewerbevereine  mit 
5048  Mitgliedern,  anfserdem  72  keinem  besonderen  Ortsvereine  au  gehörige, 
so  dafs  die  Gesamtmitgliederzahl  5120  beträgt  *).  Die  Mitgliederzahl 
des  Vereins  stellte  sioh  1880  auf  3140  Mitglieder,  die  bis  1885  auf  3590 
stieg.  Seit  dem  Jahre  1888  hat  sich  der  Verein  in  folgender  Weise  ent- 
wickelt : 

1888:  4141  Hitglieder 
1889:  4205  „ 
1890:  4525  „ 
1891 :  4840  „ 
1892:  4986  „ 
1893:  5120  „ 

Der  Verein  hat  sich  also  in  den  letzten  6  Jahren  ungefähr  um 
1000  Mitglieder  vermehrt,  gewifs  ein  Zeichen  einer  aufstrebenden  Ent- 
Wickelung dieser  Organisation.  Von  den  5120  im  Jahre  1893  dem  Ver- 
ein angehörenden  Mitgliedern  entfallen  auf  die  Provinz  Starkenburg  2478, 
auf  Oberhessen  1203,  auf  RheinheBson  1425  Mitglieder,  14  haben  ihren 
Wohnsitz  ausserhalb  des  Grofsherzogtums.  Zieht  man  die  Gesamtbevölke- 
rungszahl der  3  Provinzen  in  Betracht,  so  entfällt  ein  Gewerbevereins- 
mitglied ungefähr  auf  170  Einwohner  der  Provinz  Starkenburg  (419  640  Ein- 
wohner), auf  220  der  Provinz  Oberhessen  (265  919  Einw.)  und  auf  216 
der  Provinz  Rheinhessen  (307  330  Kinw  )  *).  Anders  gestaltet  sioh  jedoch 
daa  Bild,  wenn  man  dem  Vergleiche  nur  die  Bevölkerungsziffern  zu  Grunde 
legt,  welche  der  Industrie  bezw.  den  Gewerben  angehören,  dann  erhalten 
wir  in  Starkenburg  (172  000)- ein  Vereinsmitglied  auf  ungefähr  65,  in 
Oberhessen  (80  000)  auf  66,  in  Rheinhessen  dagegen  (III  000)  auf 
78  Personen  der  den  gewerblichen  Kreisen  angehörenden  Bevölkerung. 

Die  gröfste  Aufmerksamkeit  und  Sorgfalt  hat  der  Landesgewerbe- 
verein  dem  gewerblichen  Schwul wesen  gewidmet,  welches  er  auf  eine 
Höhe  erhoben  hat,  wie  sie  wohl  von  keinem  deutschen  Staat  übertroffen 
wird.    Im  Schuljahr  1892—93  bestanden  an  77  Orten  96  gewerbliche 


1)  GewerbeblMt  für  da«  Grofsherzogtum  Hessen.  Zeitschrift  des  Landesgewerbe- 
verein», 1893,  Ho.  88,  8.  398. 

2)  General  Versammlung  der  Mitglieder  des  Landesgewerbevereins  für  189S  au  Bingen 
(Separatabdrnck  aus  Nr.  38—35  des  Gewerbeblattes  für  das  Grofshersogtum  Hessen. 
August  1893). 
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Schulen,  deren  Schülerzahl  sich  auf  7460  belief.  Es  ist  die  Mehrzahl 
der  überhaupt  in  Betracht  kommenden  jungen  Leute,  welche  freiwillig 
die  Schulen  aufsucht     271  Lehrer  waren  an  diesen  Anstallen  beschäftigt1). 

Im  Jahre  1889  besuchten  nur  5863  Schüler  die  Anstalten.  Von 
diesen  hatten  273  das  20.  Lebensjahr  überschritten,  während  5590  in 
dem  Alter  zwischen  14  und  20  Jahren  standen;  aufserdem  wurden  nooh 
594  Vorschüler  in  einem  Alter  unter  14  Jahren  unterrichtet.  Von 
der  Gesamtzahl  der  Schüler,  welche  sioh  auf  6457  gegen  5800  des 
Jahres  1888  belief,  gehörten  61  °/0  den  Baugewerken  und  24  °/0  anderen 
gewerblichen  Berufen  an;  6  waren  Schüler  anderer  Lehranstalten 
oder  ohne  bestimmtes  Gewerbe,  die  verbleihenden  9  °/0  entfallen  auf  die 
Vorschüler  unter  14  Jahren.  20  °/0  sämtlicher  Schüler  nahmen  an  den 
Ahendunterrichtskursen  teil  8).  Aehnlich  liegen  auch  heute  die  Verhält- 
nisse. An  vier  Orten  bestehen  Zeichensohulon  für  Damen,  welche  seitens 
der  Grof »herzoglichen  Zentralstelle  unterstützt  werden  und  in  der  soeben 
angegebenen  Zahl  einbegriffen  sind.  Von  den  fraglichen  Schulen  sind 
48  Sonntagszeiohenaohulen  und  von  diesen  sind  34  Schulen  einklassig, 
31  zweiklassie  und  13  mehrklassig.  Die  einklassigen  Schulen  machen 
somit  44  °/0  der  Gesamtzahl  aus.  Das  Verhältnis  der  Zahl  der  einklas- 
sigen Sohulen  zu  der  Zahl  der  zwei-  und  mehrklassigen  hat  sich  in  den 
letzten  3  Jahren  nioht  wesentlich  geändert. 

Diese  Resultate  waren  nur  durch  das  einmütigo  Zusammenwirken 
des  Landesgewerbevereins  mit  den  Ortsgewerbev ereinen  und  Lehrern 
der  Handwerkerschulen,  sowie  durch  wohlwollende  Unterstützung  der  Grofs- 
hcrzogliohen  Staatsregierung,  der  8tände  des  Grofsherzogtums ,  von  Ge- 
meindevorständen  und  Vorständen  von  Bezirksspar-  und  Leilika^sen  zu 
erzielen.  Von  der  Errichtung  des  Landeseewerbevereins  bestanden  nur 
vereinzelt  an  wenigen  Orten  des  Landes  Priratschulen ,  in  welchen  von 
Handwerksmeistern  oder  Bauteohnikern  Unterrioht  im  Fachzeichnen  erteilt 
wurde.  Zunächst  gelang  es  dem  Verein,  in  Darmstadt,  Gicfsen  und  Mainz 
Handwerkerschulen  ins  Leben  zu  rufen.  Sobald  es  die  Mittel  des  Lan- 
desgewurbevereins,  infolge  der  Erhöhung  der  Staatsdotatioo,  zuliefsen.  hat 
er  auch  jährlich  Geldbeiträge  an  andere  Handwerkersohulen  gewährt  Als 
sioh  allmählich  an  den  gröfsten  Orten  des  Landes  Lokalvereine ,  als 
integrierende  Bestandteile  des  Land  esge  werbe  Vereins ,  bildeten,  ging  die 
spezielle  Leitung  der  an  den  betr.  Orten  befindlichen  Handwerkersohulen 
an  diese  Lokalvereine  über,  und  es  wurde  Regel,  dafs  diesen  Schulen,  aufrer 
den  Unterrichtsmitteln,  auch  Geldbeiträge  von  dem  Lnndesgewerheverein 
gewährt  wurden.  Ganz  besonders  verdient  noch  hervorgehoben  zu  werden, 
dafs  die  Vorstände  der  Spar-  und  Leihkassen  sich  der  Handwerker- 
sohulen angelegentlich  angenommen  haben,  indem  sie  aus  den  Ueber- 
sohüssen  dieser  Kassen,  welche  zu  gemeinnützigen  Zwecken  verwendet 
werden  sollen,  teils  Beiträge  zur  Unterhaltung  der  Handwerkerschulen 


1)  Statistik  der  Handwerker-  and  Konstgawerbeschulen  des  Grofshertogtams  He*>en, 
Jahrgang  1R92-  93.  Aasgestellt  von  der  Grofsherzoglichen  Zentralstelle  für  die  Gewerbe. 
Dannstadt,  im  Juni  1893. 

8)  Gewerbeblatt  fttr  das  Grofsheraogtum  Hessen,  Jahrgang  1890,  Nr.  37. 
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gewährten,  teils  die  Gesamtkosten  übernahmen,  Uebersohüase  dieser  Kassen 
haben  in  dieser  Weise  höchst  zweckmäfsige  Verwendung  gefanden  *). 

Wenn  man  alles  berücksichtigt  und  veranschlagt,  was  aus  den  Kreisen 
der  Bevölkerung  für  den  Landesgewerbeverein  und  seine  Schulen  aufge- 
wendet wird,  to  beziffert  sich  der  Jahresbetrag  auf  sehr  bedeutende  Summen. 
Für  du  ne  Anstalten  wurden  aus  staatlichen  Mitteln  rund  110  000  M.  auf- 
gewendet, hierzu  treten  Beiträge  von  Gemeinden  und  sonstigen  örtlichen 
Körperschaften  in  der  Höhe  von  ungefähr  68  000  M.,  Zuschüsse  der  Orts- 
gewerbevereine mit  rund  3000  M.  und  die  Schulgelder  mit  etwas  über 
40  000  M.,  im  ganzen  ca.  225  000  M.  *).  Aufser  den  BarzuBchüssen  gewähren 
aber  die  Mehrzahl  der  betreffenden  Gemeinden  noch  Naturalleistungen 
duroh  unentgeltliche  Stellung  der  Sohulräume,  Heizung,  Beleuohtung  u.  s.  w. 
So  stellen  46  Sohulorte  die  Lokale  und  Heizung,  16  darunter  auoh  die 
Beleuchtung,  einige  derselben  aufserdem  die  Bedienung,  von  weiteren 
13  Orten  werden  Schulräume  kostenfrei  überlassen.  Einer  Reihe  dieser 
Anstalten  stehen  eigene  Gebäude  zur  Verfügung,  deren  Zahl  von  Jahr  zu 
Jahr  wächst.  Alles  dieses  ist  um  so  mehr  zu  beachten,  als  es  sioh  um 
einen  Ausflufs  freier  Entsohliefsung  dabei  handelt. 

Vom  wesentlichsten  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  gewerblichen 
Fortbildungsschulen,  zunächst  der  Handwerker  und  später  auch  der  Kunst- 
gewerbeschulen, waren  die  Grundsätze,  von  welchen  der  frühere  Präsident, 
Herr  Geheimrat  Dr.  Eckhardt,  mit  Zustimmung  des  Vereinsausschusees, 
ausging.  Diese  Grundsätze  lassen  sich,  wie  folgt,  bezeichnen: 

a)  Die  von  dem  Landesgewerbevereine  gegründeten  oder  unterstützten 
Handwerkerschulen  haben  den  Charakter  gewerblicher  Fachschulen  ;  sie 
stehen  unter  der  Oberaufsicht  des  Landesgewerbevereins;  nioht  der  staat- 
lichen Schulbehörden,  welche  den  Unterricht  in  den  Volks-  und  Mittel- 
schulen zu  überwachen  haben. 

b)  Hauptunterrichtsgegenstand  in  den  Handwerkersohulen  ist  tech- 
nisches und  konstruktives  Zeichnen,  das  in  Volks-  und  Mittelsohulen  nicht 
gelehrt  werden  kann,  weil  sich  dieser  Unterricht  enge  an  das  Gesohäfta- 
leben  anschliefsen  mufs,  da  bei  der  Uebung  der  Sohüler  in  der  Anwen- 
dung erworbener  Kenntnisse  für  bestimmte  Aufgaben  der  einschlägigen 
Gewerbe  praktische  Fertigkeiten  und  Kenntnisse  vorausgesetzt  werden, 
welche  zunäohst  nur  in  den  Werkstätten  und  auf  den  Bauplätzen  gewon- 
nen werden  können. 

o)  Insoweit  aufser  Zeichnen  nooh  andere  Unterriohtsgegenständc  in 
die  Lehrpläno  der  Handwerkerschulen  aufgenommen  werden,  wie  Rechnen, 
Geometrie,  Aufstellung  von  Voranschlägen,  Buchführung,  Materialienkunde, 
Elemente  der  Physik  nnd  Chemie  etc.,  handelt  es  sich  hier  zunächst  um 
Ergänzung  des  in  den  Volksschulen  Erlernten  und  um  Ausbildung  des  Ver- 
mögens, erworbene  Kenntnisse  auf  praktische  Aufgaben  der  Gewerbe  an- 
zuwenden. 

d)  Eine  von  dem  Landesgewerbeverein  zu  unterstützende  Handwerker- 

1)  F.  Fink,  Die  Handwerkerschulen ,  die  Landesbauge werkschale  und  die  Kunst- 
gewerbeschuleTim  Grofsberiogtum  Hessen,  Darmstadt  1887,  S.  4  ff. 

!T2)  Gewerbeblatt  für  das  Grofeheriogtum  Hessen.  Zeitschrift  des  Landesgewerbe- 
vereins, Nu.  3S,  8.  404. 


8Ö0 


MUsellen. 


schule  darf  keine  reine  Privatanstalt  irgend  eines  Lehrers,  Bautechniker«, 
einer  geschlossen en  Gesellschaft,  Korporation  etc.  sein.  —  Es  mufs  jedem 
Handwerker,  welcher  an  dem  Unterricht  Anteil  nehmen  will,  der  Eintritt 
in  die  Schule  gestattet  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  derselbe  der 
betr.  Gemeinde,  dem  betr.  Sparkassen  bezirk  angehört  oder  nicht,  ob  dessen 
Vater  oder  Meister  Mitglied  des  Gewerbe  verein  b  ist  oder  nicht ;  ob  er 
In-  oder  Ausländer  ist.  Ebensowenig  soll  die  Aufnahme  der  Schuler 
durch  religiöse  Rüoksichten  auf  eine  bestimmte  Konfession  beschränkt 
werden. 

e)  Für  den  Unterricht  im  Zeichnen  mufs  so  viel  Zeit  im  Lehrplan 
der  Handwerkerschule  vorgesehen  werden,  dafs  dieser  Unterricht  über- 
haupt mit  Erfolg  betrieben  werden  kann. 

Der  Unterricht  im  technischen  Faohzeichnen  soll  von  einem  tech- 
nisch gebildeten  Lehrer  erteilt  werden;  erfahrungsgemäß  hat  er  sonst 
nur  geringen  Wert  und  Erfolg. 

f)  Der  Landesgewerbeverein  giebt  Exemplare  seiner  Vorlageblätter 
und  Unterrichtsmittel  nur  leihweise  an  die  Handwerkerschulen  zum  Ge- 
brauch ab,  und  nur  so  lange,  als  die  unterstützten  Schulen  von  einer 
genügenden  Schülersahl  besucht  werden  und  der  Unterricht  von  Erfolg 
begleitet  ist.  Die  mit  dem  Landesgewerbeverein  in  Verbindung  stehen- 
den Handwerkerschulen  haben  sich  deshalb  bei  den  von  diesem  Verein 
alljährlich  veranstalteten  öffentlichen  Ausstellungen  von  Zeichnungen  und 
Schülerarbeiten  zu  beteiligen,  bei  welchen  diese  Arbeiten  einer  Prüfung 
durch  eine  Kommission  von  Sachverständigen  unterzogen  und  den  Vor- 
ständen und  Lehrern  der  Schulen,  je  nach  Befund  der  8ch iiierarbeiten, 
Andeutungon   über  Lehrpläne,  Unterrichtsmethoden  etc.  gegeben  werden. 

g)  Jede  von  dem  Landesgewerbeverein  zu  unterstützende  Handwerker- 
sohule  mufs  entweder  unter  spezieller  Leitung  und  Ueberwachung  eines 
Ortsgewerbevereins  oder  einer  hierfür  gebildeten  Ortskommission  stehen. 

h)  Von  den  betreffenden  Gemeinden  wird  gefordert,  dafs  sie  die 
Handwerkerschule  am  Ort  mindestens  durch  Gewährung  der  Unterrichts- 
lokale unterstützen. 

An  diesen  Grundsätzen  wurde  fortan  festgehalten  und  ihrer  strengen 
Befolgung  ist  zum  Teil  das  Gedeihen  der  Handwerkerschulen  mit  zu  denken 

Da  der  Landesgewerbeverein  sich  anheischig  machte,  allen  Hand- 
werkerschulen,  welche  sich  nach  den  vorstehend  bezeichneten  Grund- 
sätzen bilden  würden,  die  erforderlichen  Vorlageblätter  und  Unterrichts- 
mittel unentgeltlich,  wenn  auch  nur  leihweise,  zu  liefern,  so  mufften 
zweckmafsige  Vorlegeblätter  zu  billigem  Preise  beschafft  werden.  Hierbei 
war  Rücksicht  darauf  zu  nehmen,  dafs,  neben  Vorlagen  für  allgemeinen 
geometrischen  Zeichenunterricht,  insbesondere  Muster  von  Konstruktionen 
für  die  verschiedenen  Gewerbe  gegeben  würden.  Da  sich  solche  Vorleg«- 
blätter  damals  noch  nicht  im  Buchhandel  fanden,  so  mufste  der  I.undes- 
gewerbevereein  deshalb  ihre  Bearbeitung  und  Herstellung  selbst  in  die 
Hand  nehmen.  80  wurden  von  dem  Landesgewerbeverein  auf  dem  Ver- 
einsbüreau  gezeichnete  Vorlegeblätter  für  die  Handwerkszeichensehulec 
in  sehr  grofser  Zahl  für  alle  möglichen  Berufszweige  herausgegeben.  Wie 
reichhaltig  diese  von  dem  Landesgewerbeverein  so  geschaffenen  Unter- 
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richUmittel  sind,  zeigt  ein  Verzeichnis  derselben,  welches  sich  in  dem  schon 
mehrfach  erwähnten  Buche  des  Geheim  rat  Fink:  „Die  Handwerkerschulen, 
die  Landesbaugewerbeschule  und  die  Kunstgewcrbeschulen  im  Grofsherzog- 
tum  Hessen"  als  Anhang  findet.  Diese  Unterrichtsmittel  sind  auch  in  der 
neuesten  Zeit  noch  erheblich  erweitert  worden. 

Zur  Unterstützung  der  grofsherzoglichen  Zentralstelle  in  der  Leitung  der 
mit  dem  Landesgewerbevereine  in  Verbindung  stehenden  gewerblichen 
Schulen  wählt  der  weitere  Ausschufs  eine  aus  9  — 11  Mitgliedern  beste- 
hende Handwerkerschulkommission.  Aufgabe  derselben  ist  es,  fortlaufend 
durch  ihre  Mitglieder  oder  in  sonst  geeigneter  Weise  den  Zustand  und 
die  Wirksamkeit  der  Schulen  zu  überwachen  und  von  allen  wichtigen  Vor- 
kommnissen derselben  Kenntnis  zu  nehmen,  sowie  die  für  die  Fort- 
bildung und  Weiterentwickelung  der  Schuleu  notwendig  erscheinenden 
Mafsnahmen  in  Anregung  zu  bringen. 

Die  Erneuerungswahlen  für  diese  Kommission  erfolgen  nach  Bedürfnis, 
ihre  Geschälte  werden  durch  eine  Instruktion  geregelt.  Diese  Handwerker- 
schulkommission  bat  seit  ihrem  Bestehen  eine  wesentliche  Einwirkung 
auf  den  Unterrichtsgang  in  den  Handwerk ersohulen  geübt. 

Zur  Kontrolle  über  die  Erfolge  des  Uuterrichts  an  den  Handwerker- 
schulen hat  der  Verein  seit  dem  Jahre  1840  alljährlich  eine  öffentliche 
Ausstellung  der  Schülerarbeiten  aus  den  mit  ihm  in  Verbindung  stehen- 
den Handwerkerschulen  veranstaltet.  Bis  zum  Jahre  1868  waren  mit 
diesen  Ausstellungen  auch  Prämienverteilungen  (bestehend  in  Zeichenwerk- 
seugen, nützlichen  Büohern ,  Musterzeichnungen  etc.)  verbunden ,  deren 
Kosten  die  Kasse  des  Landesgewerbevereins  übernahm.  Von  1869  an 
werden  keine  Prämien  mehr  vergeben.  Bis  1868  fanden  diese  Ausstel- 
lungen ausschliefslioh  in  Darmstadt  statt,  vom  Jahre  1869  an  wechselnd 
in  anderen  Städten.  Neuerdings  war  das  Material  auf  den  Ausstellungen 
so  gewachsen,  dafs  man  sich  entschliefsen  mufste,  nicht  mehr  alle  Schulen 
ausstellen  zu  lassen.  Ks  finden  jetzt  Provinzialausstellungen  mit  wech- 
selndem Turnus  statt. 

Die  im  Jahre  1893  zu  Langen  stattgehabte  Ausstellung  von  Zeich- 
nungen und  Schülerarbeiten  aus  den  Handwerkerschulen  des  Gro£*herzog- 
tums  war  die  46.,  welche  der  Landesgewerbeverein  seit  seinem  Bestehen 
veranstaltete.  Dieselbe  umiafste  die  gewerblichen  8chulen  der  Provinz 
Starkeuburg.  Diese  Schulen  unterrichteten  allein  3950  8chüler,  von  denen 
1050  noch  einen  Abendunterricht  besuchten.  2320  Schüler  gehörten  den 
Baugewerben,  900  anderen  Berufsarten  an.  Die  Mehrzahl  der  Schüler 
stand  im  Alter  von  14 — 20  Jahren,  während  160  das  letztgenannte  Lebens- 
jahr bereits  überschritten  hatten  1).  Die  Handwerkerschulkommission  hat 
die  Aufgabe,  die  ausgestellten  Arbeiten  eingehend  zu  prüfen.  Darüber 
erstattet  dieselbe  2  Berichte,  der  eine  ist  öffentlich,  der  zweite,  spezielle 
Bericht  wird  nur  den  Vorstanden  und  Lehrern  der  Schülern  zugestellt. 
Er  enthält  eine  Kritik  über  den  Lehrgang  und  die  Leistungen  der  ein- 
zelnen Anstalten. 


1)  GewerbebUtt  fttr  du  Grofsberxogtum  Hessen.  Zeitschrift  des  Landesgewerbevereins, 
No.  35,  Jabrg.  1893,  8.  433. 
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Da  die  auf  dieae  Weise  erteilten  Winke  von  den  Lehrern  beherzigt 
wurden,  ao  hat  die  Handwerkerschulkommission  einen  aehr  bedeutenden 
Einflufa  auf  die  Entwickelung  des  Unterrichts  auszuüben  vermocht. 

Ein  weiteres  Mittel  der  Kontrolle  wegen  Führung  des  Unterrichts 
sind  die  periodischen  Visitationen,  die  von  den  Mitgliedern  der  Zentral- 
stelle der  und  Handwerkersohulkommission  vorgenommen  werden. 

In  den  Jahren  1890—1892  wurden  besucht: 

1  Schulort  7m*i 

2  Schulorte  5  „ 
«       »      4  „ 

1»         »         *  H 

M       „      1  „ 
22       „       1  „ 
4       „    noch  nicht '). 

Neuerdings  sind  diese  Visitationen  noch  yermehrt  worden.  Es  fanden 
i.  B.  vom  1.  August  1893  bis  zum  September  1893  allein  62  Besuche 
in  57  verschiedenen  Orten  statt  Auf  diese  Weise  erhält  die  Zentral- 
stelle fortwährend  ein  eingehendes  Bild  von  der  Lage  des  Unterrichts. 
Die  Schulen  werden,  sobald  sich  Mifastände  zeigen,  aufgefordert,  dieselben 
zu  beseitigen.  Geschieht  dies  nicht,  so  entsieht  der  Landesgewerbeverein 
der  betr.  Anstalt  seine  fernere  Unterstützung  und  zieht  die  leihweise 
abgegebenen  Unterrichtsmittel  wieder  ein.  Sehr  schwer  war  es  aueh  für 
diese  Schulen  insbesondere  in  den  kleineren  Landorten,  die  geeigneten 
Lehrer  zu  erhalten.  Bei  der  Mehrzahl  der  Ii  and  werk  er  schulen  beschränkt 
Bich  der  Unterricht  auf  technisches  Zeichnen  an  Sonntagen.  Volksschul- 
lehrern fehlte  jedoch  meist  die  erforderliche  Bildung.  Deshalb  war  schon 
seit  Jahrzehnten  für  Lehrer  der  Handwerkerschulen  Unterricht  in  den  ver- 
schiedenen Zeiohenfächern  auf  dem  Büreau  der  Grofsherzoglichen  Zentral- 
stelle eingerichtet,  wobei  den  Lehrern  zur  Bestreitung  der  Kosten  ihres 
Aufenthaltes    in  Darmstadt  eine  angemessene  Vergütung  gewahrt  wurde. 

Diese  Unterriohtskurse  kamen  vom  Sommer  1891  an  in  der  Weise 
zur  weiteren  Ausbildung,  dafs  in  den  .Ferien  der  Volkssohulen  eine  gröfsere 
Anzahl  von  Lehrern  gemeinschaftlich  durch  ältere  Lehrer  der  Baugewerk- 
schule unterrichtet  werden.  Gewöhnlich  dauern  diese  Kurse  4  Wochen 
und  da  die  Volksschulferien  nur  3  Wochen  währen,  bewilligen  die  Kreis- 
schulinspektoren  in  dankenswerter  Weise  den  betreffenden  Lehrern  den 
nötigen  Urlaub.  Die  gewährte  Unterstützung  beläuft  sich  in  der  Hegel 
auf  20  bezw.  10  M.  pro  Woche,  je  nachdem  der  Betreffende  sich  in 
Darmstadt  ein  Zimmer  mieten  mufs  oder  die  Nacht  in  seiner  Wohnung 
zubringen  kann. 

Der  erste  derartige  Lehrerkursus  wurde  vom  27.  Juli  bis  22.  August 
1891  abgehalten.  An  demselben  beteiligten  sich  5  Volkeschullehrer, 
5  Lehrer  von  Handwerkerschulen,  1  Bauhandwerkerschüler  und  1  Bauhand- 
werker. Unterrichtet  wurde  täglich  vou  7 — 12  Uhr  vormittags  in  dar- 
stellender Geometrie  und  Faohzeiohnen,  an  2  Nachmittagen  in  kunstge- 


1)  Gewerbebhut  für  du  Grofsherzogtum  Hessen,  Jahrgang  1892,  No.  16  und  10. 
8.  18». 
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werblichem  Zeichnen  und  an  3  Nachmittagen  zu  derselben  Zeit  im  Nach- 
zeichnen für  Metallarbeiter,  sowie  im  Körperzeiohnen. 

Der  zweite  Lehrerkursus  dauerte  vom  4. — 16.  Juli  1892,  in  dem- 
selben wurden  2  Volksschullehrer  sowie  2  Lehrer  von  Handwerkerschulen 
an  allen  Vormittagen  von  8 — 12  Uhr  und  an  2  Nachmittagen  von  2 — 
5  Uhr  in  darstellender  Geometrie,  an  3  weiteren  Nachmittagen  dagegen 
im  geometrischen  Zeichnen  unterrichtet. 

Ein  dritter  Lehrerkursus  fand  vom  25.  Juli  bis  20.  August  1892 
statt,  an  demselben  nahmen  7  Volksschullehrer,  3  Lehrer  von  Handwerker- 
schulen und  1  Bauhandwerker  teil.  An  allen  Vormittagen  von  7 — 12  Uhr 
wurde  in  Bauzeichnen,  an  2  Nachmittagen  von  2—6  Uhr  in  Freihand- 
zeichnen und  an  3  Naohmittagcn  in  Nachzeichnen  für  Metallarbeiter  unter- 
richtet. 

Der  vierte  Lehrerkursus  währte  vom  26.  September  bis  15.  Oktober 
1892,  in  demselben  wurden  2  Volksschullehrer,  die  im  Sommer  unab- 
kömmlich waren,  in  darstellender  Geometrie  unterrichtet 

Der  fünfte  LehrerkurBus  dauerte  vom  24.  Juli  bis  19.  August  1893. 
An  demselben  nahmen  11  Volksschullehrer,  sowie  2  Lehrer  von  Hand- 
werkerschulen teil,  welche  an  allen  Vormittagen  von  8 — 12  Uhr  ihrem 
Wunsche  gemäfs  in  Freihandzeichnen  bezw.  darstellender  Geometrie  unter- 
richtet wurden.  An  2  Nachmittagen  von  21/, — ö'/j  Uhr  wurde  kunst- 
gewerbliches Zeichnen,  an  3  weiteren  Nachmittagen  Schattenkonstruküon 
und  Häoderungsmanier  gelehrt. 

Auf  diese  Weise  hat  die  Zentralstelle  versucht,  sich  selbst  das  ge- 
eignete Lehrerpersonal  zu  schaffen.  Die  im  Jahre  1890  an  den  Schulen 
unterrichtenden  196  Lehrer  setzten  sich  aus  folgenden  Berufsarten  zu- 
sammen *): 

18  Architekten  und  Ingenieure; 

12  Bildhauer  und  Maler; 

65  Bautechniker,  Kreisbauaufseher,  (z.  Zt  22)  Strafsenmeister,  Bahn- 
meister, Kreistechniker,  Geometer  u.  s.  w.; 
34  Gewerbetreibende; 

13  Lehrer  höherer  Lehranstalten,  Zeichenlehrer  etc.; 
46  Volksschullehrer; 

8  verschiedenen  Berufes. 

Hiervon  waren  als  ständige  Lehrer  nur  zu  betrachten  je  4  an  der 
Landesbaugewerkschule  und  den  Schulen  zu  Mainz  und  Offenbach,  ferner 
je  einer  an  den  erweiterten  Handwerkersohulen  zu  Bensheim,  Büdingen, 
Friedberg,  Giefsen  und  Worms,  sowie  der  Direktor  der  Handwerkerschule 
xu  Dannstadt,  im  ganzen  18  (z.  Zt  23).  Nur  sieben  (z.  Zt  15)  der- 
selben hatten  damals  definitive  Anstellung  des  Staates  oder  der  be- 
treffenden Städte»). 


1)  Denkschrift  der  Grohn.  Zentralstelle  für  die  Gewerbe-  and  den  Laudesgewerbe- 
Terein  über  die  Wirksamkeit  and  die  Ziele  dieses  Vereins  8.  17. 

2)  Nunmehr  sind  neben  den  Hauptlehrer  der  Landesbaugewerbeschnle  die  Haupt- 
lehrer der  8  erweiterten  Handwerkerschalen  in  Alsfeld,  Bensheim,  Bingen,  Bödingen, 
Friedberg,  Giefsen,  Hidder  and  Worms  aar  Verleihung  der  Stsatsdienerqualitat  berechtigt, 
beaw.  als  solche  bereits  ernannt. 
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Die  Lehrer  haben  ihr  Amt  also  meist  als  Nebenamt.  Sie  widmen 
ihre  freie  Zeit  an  den  Abenden  und  an  den  Sonntagen  dem  Unterricht  an 
den  Handwerkersohulen. 

Die  gewerblichen  Unterrichtsanstalten  kann  man  in  neun  Gruppen  ein- 
teilen : 

I.  Einklassige  Sonntagszeichensohulen  mit  Unterricht  in  Freihand- 
zeichnen, geometrischem  Zeichnen,  darstellender  Geometrie  und  Fachzeich» 
nen.  —  Ein  Lehrer,  an  einigen  Schulen  nooh  ein  Hilfslehrer. 

II.  Einklassige  Sonntagsschulen  mit  gleichen  Unterrichtsgegenständen, 
zu  welchen  noch  einige  nicht  zeichnerische  Fächer  hinzutreten. 

III.  Zweiklassige  Sonntagszeichenschulen  mit  den  oben  genannten 
Unterrichtsgegenständen.  Der  Unterricht,  welcher  meist  von  2  Lehrern 
—  in  2  Schulen  von  einem  —  erteilt  wird,  ist  verschieden  getrennt,  in 
den  überwiegenden  Fällen  derart,  dafe  der  einen  Abteilung  Freihand  und  geo- 
metrisches Zeichnen,  der  anderen  darstellende  Geometrie  und  Fachzeichnen 
zugewiesen  ist. 

IV.  Zweiklassige  8onntagszeichonschulen  mit  gleichen  Unterrichts- 
gegenständen,  zu  welchen  noch  einige  nicht  zeichnerische  Fächer  hinzu- 
treten. 

V.  Dreiklassige  Sonntagszeichenschulen ,  ebenfalls  mit  Unterricht  im 
Freihandzeichnen  darstellender  Geometrie  und  Fochzeichnen.  Der  Unter- 
richt wird  von  3  Lehrern  erteilt. 

VI.  Mehrklassige  Sonntagszeicbensohule  mit  gleichen  Unterrichts- 
gegenständen, wozu  noch  Abendunterricht  in  nicht  zeichnerischen  Fächern 
hinzutritt 

VII.  Erweiterte  Handwerkerschulen  mit  geschlossenem  Tagesunter- 
richt während  des  Winters  und  offenem  Zeichensaal.  Unterrichtsgegen- 
stunde  sind  im  wesentlichen:  Freihandzeichnen,  geometrisches  Zeichnen, 
darstellende  Geometrie,  Fachzeiebnen ,  Baukonstruktionslehre  und  Model- 
lieren, ferner  Hechnen,  Geometrie,  Aufsatz,  Buchführung  und  Wechsel- 
lehre, Veranschlagen,  Naturlehre  und  Materialienkunde.  Mindestens  ein 
ständiger  Hauptlehrer. 

VIII.  Die  Landesbaugewerbeschule  in  Darmstadt. 

IX.  Die  Fachschule  für  Elfenbein-  und  Holzschnitzerei  zu  Erbach. 

X.  Kunstgewerbeschulen  sind  verbunden  mit  den  erweiterten  Hand- 
werkerschulen zu  Mainz  und  Offenbach ,  desgleichen  wird  während  des 
Sommers  an  der  Landesbaugewerbeschule  kunstgewerblicher  Zeichenunter- 
richt erteilt 

Aufserdem  werden  Zeichenkurse  für  Damen  abgehalten  in  Darmstadt, 
Giefsen,  Mainz  und  Offenbach. 

Der  Landesgewerbeverein   wollte  jedoch   auch   die  praktische  Aus 
bildung  der  Lehrlinge  des  Kleingewerbes  und  der  Fabriklehrlinge  fördern. 
Zu  diesem  Behuf  wurden  Ausstellungen  von  Lebrlingsarbeiten  wiederholt 
veranstaltet.    Die  letzte  derartige  Ausstellung  fand  vom  9. — 24.  Juli  18S7 


1)  Denkschrift  der  Grofsherzogl.  Zentralstelle  für  die  Gewerbe-  and  den  Landet, 
gewerbeverein  über  die  Wirksamkeit  und  die  Ziele  dieses  Vereins  8.  16. 
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in  Darm stadt  statt,  an  derselben  hatten  sieh  im  Ganzen  1750  Lehrlinge 
aus  allen  Teilen  des  Grofsherzogtums  beteiligt1). 

Neuerdings  werden  auch  allgemeine  freiwillige  Gesellenprüfungen  ver- 
anstaltet, wie  diese  bereits  in  Württemberg  seit  längerer  Zeit  einge- 
führt sind. 

In  einer  Kommissionssitzung  vom  11.  Februar  1889  wurden  folgende 
Grundsätze  für  die  Prüfung  aufgestellt 

Die  Einführung  freiwilliger  Gesellenprüfungen  wird  als  zweckmässig 
erachtet  Träger  der  Prüfungskommissionen  sind  der  Ortsgewerbeverein 
unter  Zuziehung  von  Sachverständigen,  insbesondere  der  Innungen.  Vor- 
bedingung sind  in  der  Regel  der  Lehrvertrag,  sowie  Zeugnis  des  Lehr- 
herrn  und  der  besuchten  Handwerkerschule. 

Di  Prüfung  zerfällt  in  einen  theoretischen  und  praktischen  Teil.  Die 
Wahl  des  Gesellenstückes  steht  dem  zu  Prüfenden  unter  Bestätigung  der 
Prüfungskommission  frei. 

Eine  Ausstellung  der  Prüfungsarbeiten  durch  die  Ortsgewerbevereine 
wird  als  zweckmässig  erachtet 

Ueber  den  Erfolg  der  Prüfung  wird  ein  Zeugnis  ausgestellt,  die  Namen 
der  Geprüften  und  ihrer  Meister  werden  veröffentlicht. 

Es  ist  anzustreben,  möglichst  viele  Vorteile  mit  der  Ablegung  der 
Prüfung  und  der  Gewährung  des  Zeugnisses  zu  verbinden. 

Die  Fuhrung  einer  Stammrolle  der  geprüften  Lehrlinge  und  ihrer 
Meister  erscheint  wünschenswert. 

Nachprüfungen  sind  zulässig,  dagegen  nicht  Berufung  gegen  das  Ur- 
teil der  Prüfungskommission. 

Die  Prüfungen  sollen  für  den  Lehrling  überhaupt  keine,  sonst  auch 
im  allgemeinen  Kosten  nicht  verursachen ,  sondern  auf  dem  Boden  der 
Freiwilligkeit  erfolgen. 

Die  Zeit  zur  Vornahme  der  Prüfung  ist  der  Bestimmung  der  Orts- 
gewerbevereine zu  überlassen. 

Auf  Grund  dieser  festgestellten  Prinzipien  arbeitete  die  Zentralstelle 
für  die  Gewerbe  allgemeine  Bestimmungen,  Entwürfe  zu  einer  Geschäfts- 
ordnung ,  sowie  AuBführungsbestimmungen  für  diese  Prüfungen  aus ,  die 
sie,  um  die  Prüfungen  schneller  einzuführen,  in  einem  Rundschreiben  den 
Einzelvereinen  bekannt  gab. 

Rehr  wichtig  ist,  dafs  die  Zulassung  zur  Prüfung  von  der  Vorlegung 
des  Lehrvertrages  und  von  dem  Naohweis  des  Besuches  der  Fortbildungs- 
oder Handwerkerschule  abhängig  gemacht  ist 

Auf  diese  Weise  wird  ein  wohlthätiger  Druck  auf  die  Sohriftlichkeit 
des  Lehrvertrages  ausgeübt  und  um  dies  noch  zu  erleichtern,  ist  ein  nach 
allen  Richtungen  hin  sachgemäfser  Lehrvertrag,  der  auch  einen  Auszug 
aus  den  betreffenden  Bestimmungen  der  G.-O.  enthält,  entworfen,  der 
überall  zur  Geltung  kommt.  Ferner  wird  auf  diese  Weise  auoh  ein  Druck 
sum  Besuch  der  Schulen  ausgeübt. 

Die  Gesellenprüfungen,  die  zuerst  nur  in  Darmstadt  und  Offenbach 

*)  Der  Landesgewerbeverein  hat  auch  die  erste  deutsche  Industrieausstellung  (189« 
in  Mains)  ins  Leben  Kernten. 

Dritt«  Fol«*  Bd.  VI  (LXI).  55 
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stattfanden,  haben  bis  jetzt  schon  eine  gute  Verbreitung  gefunden.  Die 
Teilnahme  ist  stets  im  Steigen.    In  Darmstadt  erhielten 

1889:  34 
1890:  45 
1891:  62 
1891:  49 

den  Gesellenbrief. 

Dadurch,  dafs  die  Namen  sowohl  der  Lehrlinge  wie  der  Meister  be- 
kannt gemacht  werden,  wird  auf  beide  Teile  ein  Druok  ausgeübt,  das 
Möglichste  während  der  Ausbildungszeit  zu  leisten. 

Die  Ueberreichnng  der  Gesellenbriefe  findet  von  Seiten  der  Gewerbe- 
vereine stets  in  besonders  feierlioher  Weise  statt,  um  den  jungen  Leuten 
die  Bedeutung  dieses  Aktes  für  ihre  ganie  Zukunft  reoht  warm  ans  Hers 
su  legen. 

Der  Landesgewerbeverein  giebt  sodann  eine  Zeitschrift,  das  Gewerbe- 
blatt für  das  Grofahcrzogtum  Hessen,  heraus,  von  welcher  jedes  Mitglied 
ein  Exemplar  unentgeltlich  erhält.  Die  Mitteilungen  dieser  Zeitschrift 
erstrecken  sich  hauptsächlich  auf  folgende  Hauptgegenstände: 

a)  Amtliche  Benachrichtigungen  der  Zentralstelle; 

b)  Mitteilungen  über  die  in  den  Ausechufssitzungen  und  Generalver- 
sammlungen des  (Jewerbe vereine  verhandelten  Gegenstände  in  Form  von 
Protokollauszügen ; 

0)  Mitteilungen  der  Jahresberichte  oder  des  wesentlichen  Inhaltes  der 
Jahresberichte  der  Ortsvereine,  sowie  sonstige  auf  deren  Thätigkeit  Bezug 
habende  Mitteilungen  der  betreffenden  Vorstände; 

d)  Mitteilungen  über  den  Stand  der  technischen  Bildongsanstalten  im 
Grofsherzogtume ,  insbesondere  über  den  Fortgang  der  Handwerker- 
sohulen ; 

e)  Mitteilungen  Uber  allgemein  gewerbliche  Angelegenheiten.  Die  Zeit- 
schrift soll  in  dieser  Beziehung  ein  Organ  für  den  hessieohen  Gewerbe- 
stand  bilden,  in  welohem  aufser  den  übrigen  im  Zwecke  derselben  liegenden 
Aufgaben  alle  auf  gewerbliohe  Zustände  Bezug  habenden  Fragen  besprochen 
und  entgegenstehende  Ansichten  ausgetauscht  werden; 

f)  teohnisohe  Mitteilungen ; 

g)  statistische  Mitteilungen  über  das  vaterländische  Gewerbewesen. 
Dadurch   dafs  dieses  Blatt   allen  Mitgliedern  unentgeltlich  zugeht, 

werden  dieselben  über  alle  gewerblichen  Vorgänge  unterrichtet  und  ihr 
Interesse  am  Verein  rege  erhalten. 

Ferner  besitzt  der  Verein  eine  sehr  gute  gewerbliohe  Bibliothek,  die 
über  12  000  Bände  umfafst  Diese  Bibliothek  ist  in  ihren  Aualeih- 
bestimmungen sehr  liberal,  so  dafs  den  Gewerbetreibenden  eine  vorzüg- 
liche Gelegenheit  geboten  ist,  sich  über  gewerbliohe  Fragen  zu  orien- 
tieren. 

Sehr  wichtig  für  die  Gewerbetreibenden  ist  auoh  die  teohnisohe  Muster- 
sammlung. Dieselbe  soll  zur  Beförderung  technischer  Kenntnisse  in  Bezug 
auf  Rohmaterialien,  Produkte,  Fabrikationsmethoden  u.  s.  w.  dienen,  sie 
•oll  ferner  eine  schnelle  Verbreitung  empfehlenswerter  Werkzeuge,  Ma- 
schinen, Geräte,  Fabrikate  und  Muster  herbeiführen.    Auf  diese  Sammlung 
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sind  nach  und  naoh  über  120  000  M.  verwendet  worden,  so  dafs  sie  be- 
reits über  9000  Nummern  aufweist. 

Um  auch  den  Gewerbetreibenden,  die  fern  von  Darmstadt  wohnen, 
diese  8ammlung  zugänglich  zu  machen,  ist  neuerdings  mit  Orteausstellungen 
von  Gegenständen  derselben  begonnen  worden.  Um  auch  besonders  wich- 
tige Zeitschriften  nnd  namentlich  Vorbildwerke  allen  Mitgliedern  zugäng- 
lich zu  machen,  sind  Urolndungen  derselben  eingerichtet,  die  Gruppenweise 
vom  Ortsgewerbeverein  zu  Ortsgewerbeverein  weiter  laufen.  Die  ßendungen 
sind  an  den  Vereinsabenden  in  den  Versammlungsräumen  auszulegen,  so 
dafs  die  Mitglieder  davon  Kenntnis  erhalten. 

Da  namentlich  die  kleineren  Ortsgewerbevereine  unter  ihren  Mitgliedern 
geeignete  Kräfte  nicht  haben,  die  Vorträge  halten  könnten,  so  übernimmt 
die  Zentralstelle  die  Vermittlung  derselben.  Sic  unterstützt  dabei  die 
einzelnen  Vereine  auch  mit  Geldbeiträgen  zur  Deckung  der  Kosten. 

Kino  sehr  segensreiche  Einrichtung  ist  ferner  die  am  1.  Januar  1886 
errichtete  grofsherzoglich  hessische  Prüfungs-  und  Auskunftsstation  für  die 
Gewerbe.  Dieselbe  übernimmt  die  Ausführung  von  Analysen  für  Handel, 
Gewerbe  und  Industrie,  Untersuchungen  von  Hüttenprodukten,  Baustoffen, 
Nahrun gs-  und  Genufemitteln  u.  s.  w.,  ferner  chemisch- technische  Versuchs- 
arbeiten, sowie  Ausarbeitung  von  Gutachten.  Sonstige  technische  Gut- 
achten nnd  Auskünfte  erfolgen  in  grofser  Anzahl  durch  die  Zentralstelle. 

Schliefslich  ist  die  grofsherzoglich  hessische  Zentralstelle  für  Gewerbe 
eine  Interessenvertretung  des  Gewerbestandes ,  welche  auf  Anfragen  der 
Behörden  Gutachten  erhält  oder  selbst  Initiatiativan träge  stellt  Auch  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Gewerbekammer  hat  die  Zentralstelle  bisher  gute  Er- 
folge zu  erzielen  gehabt.  Es  ist  daher  ganz  natürlich,  dafs  der  hessische 
LandeBgew erbeverein  sich  gegen  die  vom  Reich  geplante  Schaffung  von 
Handwerker-  oder  Gewerbekammern  ausgesprochen  hat,  weil  er  das,  was 
dort  für  das  Beich  geplant  wird,  schon  lange  besitzt  und  weil  er  die  alte,  ihm 
lieb  gewordene  Einrichtung  gern  erhalten  wissen  möchte.  Anstatt  einzelner 
Gewerbekammern  mit  Zwangsmitgliedern  besteht  in  der  Organisation  des 
Landesgewerbe  Vereins  mit  seinen  Ortsgewerbevereinen,  mit  staatlicher 
Unterstützung,  eine  freiwillige  Vereinigung  zu  gemeinsamem,  opferwilligem 
Streben  von  Handwerkern,  Fabrikanten  und  Freunden  des  Gewerbewesens 
zur  Förderung  des  Umfangee  und  der  höheren  Ausbildung  der  Gewerbe, 
wie  überhaupt  zur  Hebung  des  inländischen  Gewerbestandes. 

Die  Zentralstelle  für  die  Gewerbe,  eine  Behörde  zur  Wahrung  der  In- 
teressen des  Gewerbestandes,  stützt  sioh  auf  freie  Vereine,  und  dies  ist  ein 
Beweis  dafür,  dafs,  wenn  die  Regierung  obligatorische  Handwerker-  oder 
Gewerbekammern  ins  Leben  ruft,  dafs  dann  die  Unterorgane  nicht  auch 
obligatorisch  zu  sein  brauchen.  Eine  Notwendigkeit,  deshalb  auch  obliga- 
torische Fachgenossenschaften  oder  obligatorische  Innungen  als  Unterorgane 
der  Gewerbekammern  zu  schaffen,  liegt  also  nicht  vor. 

Professor  Stieda  1)  sagt  in  einer  Abhandlung  über  die  jetzt  für  das 
Beich   schwebende  Frage  „Was   not  thut,    das   ist  in   den  deutsohen 


1)  Stieda:  Handwerker-  oder  Gewerbekamm orn ?  Deutsches  Wochenblatt,  VI.  Jahr- 
gang, B<L  84,  8.  401. 
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Staaten,  ao  namentlich  in  Preuisen,  Bayern,  Sachsen,  Mecklenburg,  die 
einer  Zentralisation  noch  entbehren,  einen  Mittelpunkt  zu  schaffen  für 
das  Gewerbewesen,  von  dem  aus  befruchtend  Anregung  und  Belehrung 
in  die  lokalen  Korporationen  hineinstrahlen  könnte.  Aehnliohe  Veran- 
staltungen, wie  die  Zentralstelle  in  Württemberg,  die  Landesgewerbehalle 
in  Karlsruhe,  der  Landesgewerbeverein  in  Hessen  müfsten  auch  in  anderen 
Staaten  sein.  Es  mufs  in  jedem  Lande  eine  Stätte  geben,  von  der  aus 
lehrreicher  und  wirtschaftlicher  Beirat  erteilt  werden  kann,  die  über  ge- 
wisse Mittel  verfügt,  um  Lehrkurse,  Fachschulen  u.  s.  w.  ins  Leben  rufen 
zu  können,  die  gesetzgeberische  Mafsregeln  vorzubereiten  imstande  ist, 
ausgerüstet  mit  der  ganzen  8ach-  und  Fachkenntnis,  wie  sie  erforderlich 
ist  und  wie  Bie  die  wesentlich  juristisch  geschulten  Beamten  in  deu  heu- 
tigen Ministerien  leider  nicht  immer  besitzen.  Um  sich  über  die  Bedürf- 
nisse der  Gewerbetreibenden  selbst  zu  unterrichten,  könnten  die  Innungen 
und  Gewerbevereine  Belbst  gefragt  werden.  Zur  Zeit  vereinigen  diese  den 
kleineren  Teil  der  Gewerbetreibenden,  aber  wenn  sioh  herausstellen  sollte, 
dafs  sie  wirklich  Einnufs  gewinnen  auf  gesetzliche  Mafsnabmen  im  Inte- 
resse des  Handwerks,  auf  Zuwendung  von  Unterstützungen,  Begünstigung 
bei  Ausgeboten  öffentlicher  Arbeiten  u.  dgl.  m.,  so  würden  alle  Klein- 
gewerbetreibenden ein  direktes  Interesse  haben,  sich  ihnen  anzuschliefsen. 
Eine  derartige  Zentralstelle  würde  Geld  kosten,  aber  sicherlich  wäre  keine 
Ausgabe  angezeigter  als  diese.  Nunmehr  heifst  es,  die  Handwerker  sollen 
sich  selbst  helfen,  aber  man  übersieht  ganz,  dafs  gerade  ihre  Mittellosig- 
keit, ihr  Zurückweiohen  von  der  Kapitalmacht  der  Grofsindustrie  bewirkt 
hat.  Man  mufs  ihnen  Kredite  eröffnen  zur  Begründung  gemeinsamer  Ge- 
schäftsbetriebe, Summen  znr  Verfügung  stellen,  ans  denen  8tipendien  zum 
Besuch  von  Fachschulen  gebildet  und  die  eigenen  Bildungsanstalten  unter- 
stützt werden  können.  In  8üddeutschland  hat  man  das  schon  lange  be- 
griffen, uud  die  Lage  des  Kleingewerbes  ist  dadurch  keine  üble.  Aber  in 
Norddeutschland  will  man  das  nioht  einsehen  und  glaubt  durch  Befähigungs- 
nachweis, Zwangsgenossenschaften  und  Gewerbekammern  das  rollende  Rad 
aufhalten  zu  können.  Dem  Staate  kostet  das  nichts,  aber  den  Hand- 
werkern hilft  es  ganz  gewifs  auch  nichts.  Will  man  dem  Handwerke 
helfen ,  so  bedarf  es  einer  Stelle ,  an  der  zielbewußt  die  Fäden  in  der 
Hand  gehalten  werden,  an  der  man  sioh  klar  darüber  ist,  wie  weit  die 
Lebensfähigkeit  des  Handwerks  heute  nooh  reioht,  wo  man  sich  durch 
Enqueten  und  Untersuchungen  darüber  klar  zn  werden  vermag,  wo  die 
Fortschritte  der  Nachbarstaaten  in  Technik  und  Wirtschaft  verfolgt  und 
demgemäfs  die  Mafsnabmen  angewendet  werden.  Den  Bat  der  Gewerbe- 
treibenden selbst,  um  sicher  zu  sein,  dafs  man  mit  ihnen  im  Einverständ- 
nis handelt,  kann  man  schon  früh  einholen.  Dazu  bedarf  es  keiner  neuen 
Einrichtung,  wie  der  Handwerker-  oder  Gewerbekammer." 

Herr  Prof.  Stieda  lehnt  also ,  wie  aus  diesen  Ausführungen  hervor- 
geht ,  Gewerbekammern  ab  und  will  lieber  solohe  Zentralstellen ,  wie  die 
hessisohe  eine  ist,  geschaffen  wissen.  Hessen  ist  ein  kleines  Land,  für 
welohes  sioh  die  Wahrung  der  Interessen  des  Gewerbestande«  von  einer 
Stelle  aus  leichter  durchführen  läfst,  als  es  z.  B.  für  Prenfsen,  Bayern, 
Sachsen  der  Fall  sein  würde.    Die  Gewerbekammern  sollen  ja  gerade  für 
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ihren  Bezirk  solche  Zentralstellen,  solohe  Mittelpunkte  für  das  Gewerbe- 
wesen  werden,  Ton  denen  befruchtende  Anregung  und  Belehrung  aus- 
gehen soll.  Diese  Gewerbekammern  müssen  jedoch  von  den  Gewerbe- 
treibenden wenigstens  grösstenteils  selbst  erhalten  werden,  weil,  wenn 
der  Staat  die  Kosten  allein  beitrüge,  er  auch  einen  Einflufs  in  diesen  Organen 
haben  wollte.  Soll  eine  Gewerbekammer  wirklich  die  Interessen  der  Be- 
teiligten voll  and  ganz  zur  Geltung  bringen,  so  mufs  sie  von  der  staat- 
lichen Beeinflussung  völlig  frei  sein.  Alle  die  von  der  Zentralstelle  für 
Gewerbe  geübten  8elbstverwaltung8funktionen  müssen  selbstverständlich 
ebenfalls  den  Gewerbekammern  zustehen,  vor  allen  Dingen  mufs  der 
Charakter  als  Behörde  feststehen.  Damit  stimme  ich  jedoch  vollständig 
mit  Prof.  Stieda  überein,  dafs  nicht  neue  Faohgenossenschaften,  überhaupt 
nicht  obligatorische  Unterorgane,  richtiger  obligatorische  Innungen  ge- 
nannt, nötig  sind.  Die  Innungen  und  Gewerbevereine  sind  als  freie  Ver- 
einigungen fähig  genug,  die  Aufgaben  der  Unterorgane  zu  erfüllen,  und 
wenn  diese  freien  Vereinigungen  wirklioh  Einflufs  in  der  Gewerbekammer 
gewinnen,  so  werden  die  einsichtigen  Gewerbetreibenden  schon  freiwillig 
beitreten,  namentlich  sohon  deshalb,  weil  sie,  da  sie  bereits  zwangsweise 
der  Gewerbekammer  unterstellt  sind,  auch  zu  allen  Einrichtungen  zahlen 
müssen. 

Die  grofsherzoglich  hessische  Zentralstelle  für  die  Gewerbe  und  der 
Landesgewerbeverein  zeigt  daher  deutlich,  welche  Mafnnahmen  getroffen 
werden  müssen,  wenn  Gewerbekammern  geschaffen  werden  sollen,  die 
lebensfähig  sind  und  die  wirklich  die  an  solche  Organe  notwendig  zu 
stellenden  Aufgaben  erfüllen. 
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Die  ortsüblichen  Tagelöhne  gewöhnlicher  Tagearbeiter. 

Von  Dr.  E.  Hirschberg. 

Im  Band  X  N.  F.  1885  dieser  Jahrbüoher  hatte  der  Verfaseer  (auf 
S.  362)  über  die  Ergebnisse  der  Ermittelungen  der  ortsüblichen  Tagelöhne 
gewöhnlicher  Tagearbeiter  berichtet,  wie  solohe  Ende  1884  den  Beitimm ungen 
des  Krankenversioherungsgesetses  vom   15.  Jnni  1883  gemäfs  stattfanden. 

Die  Höhe  dieser  Löhne  ist  für  die  Leistungen  der  Krankenkassen  an 
Krankengeld  und  die  zu  erhebenden  Kassenbeiträge  in  bestimmter,  ge- 
nauer bezeichneter  Weise  maf »gebend.  „Der  Betrag  des  ortsüblichen  Tage- 
lohnes gewöhnlicher  Tagearbeiter  wird"  —  so  bestimmt  §  8  des  Gesetzes 
—  „von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  Gemeinde- 
behörde festgesetzt"  Die  Naturalbezüge  werden  mit  ihrem  Werte  in  An- 
rechnung gebracht. 

Der  Ausdruck  „Festsetzung"  der  Löhne  könnte  nun  leicht  zu  der 
Annahme  führen,  dafs  hier  eine  rein  willkürliche  Handlung  der  Verwal- 
tung in  Betracht  käme,  eine  Annahme,  die  —  wie  aus  den  folgenden  Re- 
sultaten hervorgeht  —  unzutreffend  ist.  Mag  auoh  zu  Anfang  hier  und 
da  eine  so  oberflächliche  Schätzung  Platz  gegriffen  haben,  so  hat  doch 
alsbald  die  notwendige  Korrektur  stattgefunden,  und  die  Resultate  der  Ende 

1892  erfolgten  Revision  liefern  im  Vergleich  mit  den  ersten  Festsetzungen 
von  1884  so  plausibele  Resultate,  dafs  kein  Anlafs  Torliegt,  die  Richtig- 
keit dieser  oder'  jener  in  Zweifel  zu  ziehen.  Schien  man  auoh  zu  Anfang 
den  Wert  dieser  Entwickelungen  für  so  unbedeutend  zu  halten,  dafs  man 
Ton  einer  amtlichen  einheitlichen  Veröffentlichung  absah,  so  hat  doch 
nach  den  Festsetzungen  von  1892  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  im 
Ceutralblatt  für  das  Deutsohe  Reich  (1892)  eine  solohe  Zusammenstellung 
vorgenommen,  welche  von  E.  Lange  im  Arohiv  für  soziale  Gesetzgebung 

1893  für  eine  kartographische  Darstellung  benutzt  worden  ist.  Für  die 
erste  Erhebung  war  der  Verfasser  bei  seiner  Arbeit  von  1885  auf  die 
Publikationen  in  den  Amtsblättern  der  Regierungen  und  briefliche  Benach- 
richtigungen angewiesen.  Inzwischen  ist  indessen  (1886  und  1888)  eine 
vollständige  Zusammenstellung  von  J.  Schmitz  (2.  Auflage,  Berlin  und 
Neuwied  1888)  erschienen,  wie  auoh  die  Statistischen  Aemter einiger  Einzel- 
staaten in  ihren  Quellen  werken  das  Material  wenigstens  für  das  betreffende 
Staatsgebiet  mitteilten. 

Der  Begriff  des  gewöhnlichen  Tagearbeiters,  Tagelöhners,  ist  ein  in 
der  Litteratur  und  Praxis  feststehender,  es  handelt  sioh  um  die  Arbeiter, 
welche  in  einem  viel  wechselnden  Arbeitsverhältnis  stehen,  nicht  eine  be- 
stimmte gewerbliohe  Ausbildung  besitzen,  bezw.  mit  Arbeiten  betraut  sind, 
für  welche  solohe  Ausbildung  und  Kenntnis   unerheblich  ist    Es  sind 
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im  allgemeinen  die  niedrigst  bezahlten  Arbeiter.  Dies"  hindert 
nicht,  dafs  man  ausnahmsweise  fauch  Arbeiter  finden  wird,  welche  noch 
unter  dem  ortsüblichen  Tagelohn  arbeiten.  Namentlioh  können  Aooord- 
arbeiten,  wenn  der  hierdurch  erlangte  Verdienst  gering  ist,  als  Tagelohn 
umgerechnet,  noch  unter  jenem  Lohnsatz  stehen. 

Anfechtbarer  als  die  Ermittelungen  wird  die  Art  ihrer  Benutzung  er- 
scheinen. Der  Verfasser  hat  die  Durchschnittslöhne,  welche  an  sich  schon 
lohnstatistisohen  Anforderungen  nicht  genügen,  zu  weiteren  Durohsohnitten 
verarbeitet  Die  durchschnittlichen  ortsüblichen  Löhne  waren  zunächst 
nur  für  einzelne  engere  Bezirke  gegeben ;  der  Verfasser  hat  hieraus  Durch- 
schnitte für  die  Regierungsbezirke  für  bestimmte,  nach  Gröfeenklassen  ge- 
ordnete Städtegesamtheiten  berechnet.  Dies  ist  selbstverständlich  nicht  der 
wirklich  erlangte  Arbeitsverdienst  der  beschäftigten  Tagelöhner.  Denn 
wenn  in  A  der  Lohn  2,  in  B  3,  in  C  4  M.  beträgt,  so  könnte  man  einen 
wirklichen  Durchschnitt  nur  berechnen,  wenn  man  die  Zahl  der  Lohn- 
empfänger in  A,  B,  C  kennen  würde.    Betrüge  diese  Zahl  1000,  4000  und 

3000,  .o  wär.  derDurch.ohni,t.>„hD  W™]*  ~ 

1000  4-  4000  -f-  3000 

2  _i_  g    i  4 

3,25  M.,   während   der  blofse  Durchschnitt  der  3  Orte  — -  -  «» 

3 

3,00  M.  ergiebt.  Nun  fehlte  indessen  jeglioher  Anhalt  für  die  Schätzung 
der  Zahl  der  in  den  einzelnen  Orten  vorhandenen  Tagearbeiter,  und  es 
blieb  dem  Verfasser  nichts  übrig,  als  der  Versuch,  allgemeine  Durchschnitte 
aus  den  stattgehabten  Festsetzungen  zu  ziehen.  So  kam  er  zwar  nicht 
tu  einer  eigentlichen  Lohnstatistik ,  aber  doch  zu  einer  Statistik  der 
Lohnsätze  für  die  gewöhnlichen  Tagearbeiter;  und  dafs  auoh  diese  in- 
teressante Einblicke  in  die  Einkommenverhältnisse  der  niedrigst  gelohnten 
Arbeiter  gewähren,  dürften  die  folgenden  Tabellen  erweisen.  Diese  be- 
ziehen sich  vorläufig  nur  —  wie  auch  die  erste  Arbeit  des  Verfassers  — 
auf  das  Königreich  Preufsen  und  die  freien  Städte.  Während  indessen 
damals  auoh  die  Löhne  der  jugendlichen  Arbeiter  in  den  Kreis  der  Be- 
trachtungen gezogen  wurden,  handelt  es  sioh  diesmal  cur  um  die  Löhne 
der  erwachsenen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen. 

Für  ganz  Preufsen  einschliefslich  der  freien  Städte  ergaben  sioh  im 
Vergleich  mit  dem  Jahre  1884  folgende  Tagelohnsätze  (in  Mark): 

,aaj       .»„„      Gestiegen      Männerlohn  höher  als  Frauenlohn  Pros. 
1884      1892       ,n  prof  lgg4  18M 

Arbeiter  1,46       I.SS  11,6  1  , 

Arbeiterinnen     o,96       1,04  9,5  J53'7  50,7 

Der  Jahresarbeitsverdienst  (bei  300  Arbeitstagen)  betrug  demnach  bei 
Arbeitern  1884:  438,  1892:  489  M  ,  bei  Arbeiterinnen  1884:  285,  1886: 
312  M.,  bei  jenen  öl,  bei  diesen  27  M.  mehr. 

Dem  Durchschnitte  gegenüber  läfst  die  Betrachtung  der  einzelnen 
Regierungsbezirke  erkennen,  dafs  eine  Steigerung  der  Löhne,  wenn  auoh 
nicht  überall  in  demselben  Halse,  so  dooh  thatsäohlich  fast  überall  für 
männliche  wie  für  weibliohe  Arbeiter  eingetreten  ist.  Ausnahmen  finden 
sich  bei  den  Arbeitern  nur  im  Begierungsbezirk  Schleswig,  wo  der  hohe 
Lohnsatz  von  2  M.  auf  1,94  M.  vermindert  erscheint,  bei  den  Arbeite- 
rinnen nur  im  Begierungsbezirk  Coblenz  und  im  lübeckischen 
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Löhne  der  erwachsenen  gewöhnlichen  Tagearbeiter  in  Mark  Ende 

Jahre  1884  und  1892. 


gebiet. 


tlegicrungsbeslrke 

Männliche 

Weibliche 

1884 

1892 

1884 

1892 

Königsberg 

1,18 

1,31 

0,71 

0.81 

Gambinnen 

1,05 

1,36 

O  58 

0,80 

Danzig 

1,39 

1,46 

0,84 

0.86 

Marienwerder 

1,11 

1,31 

0,77 

0,84 

Berlin,  Stadt 

2,40 

2,70 

1.50 

1.50 

Potsdam 
Frankfurt  a.  0. 

1,60 

1,78 

0.94 

1,06 

1,16 

1,36 

0,78 

0,88 

Stettin 

1,60 

na*. 

Köslin 

1,23 

1,38 

O  7  *. 
W|  /  D 

O  ftO 

Stralsund 

1,50 

1,58 

v,  y  j 

O  ST 

Brandenbarg 

1,35 

1.67 

O.90 

0,97 

Posen 

1,06 

MI 

0,6  4 

0,78 

Breslau 

1,01 

L14 

0,65 

0,70 

Liegnitz 

1,10 

Ml 

0,71 

0,77 

Oppeln 

0,97 

1,13 

0,66 

0,76 

Magdeburg 

1,63 

1,73 

1.00 

1,05 

Merseburg 

1,49 

1,64 

0.87 

0,9S 

Krturt 

I.4S 

1,49 

0.87 

0,9» 

Schleswig 

2,ii0 

1,94 

0,89 

1,18 

Hannover 

1,59 

1.80 

1,06 

Ml 

Aurich 

1.7« 

1,84 

1.10 

1,11 

liil  desneim 

1.50 

1,64 

0.95 

1,01 

Lüneburg 

ff  a  a 
1,4» 

1,77 

1 ,051 

1,21 

BBHM 

1,87 

2,10 

1,34 

1,48 

Osnabrück 

1,48 

1,60 

1,03 

1,10 

Münster 

1,66 

1,68 

1,90 

1,21 

Minden 

1,35 

1,57 

0,98 

Ml 

Arnsberg 

1,88 

2.06 

1,25 

1,33 

Kassel 

1,50 

1,83 

1,06 

1,25 

Wiesbaden 

1,80 

2,06 

1,15 

1,86 

Koblenz 

1.70 

1,76 

1.17 

1,16 

Düsseldorf 

1,99 

2,09 

1.84 

1,43 

Köln 

1,83 

1,90 

1,20 

1,20 

Trier 

1,65 

1,76 

I.II 

1,18 

Aachen 

1,63 

1,68 

1,11 

Mi 

1,60 

1,80 

1,03 

1,20 

Hamburg  (Staat) 

2,80 

2,43 

1,38 

1,58 

Bremen  ,, 

2,38 

2,56 

1,68 

1,69 

Lübeck  „ 

1,90 

1,97 

1,83 

1,20 

Hier  ist  der  Lohn 

von  1,88  M.  anf 

1,20  M., 

dort  Ton 

1,17  M. 


anf  1,16  M.  zurückgegangen  ;  aufserdem  ist  in  der  Stadt  Berlin  (mit  1,50  M 
und  im  Regierungsbezirk  Köln  (mit  1,20  M.)  der  Lohn  für  Arbeiterinnen 
gleich  geblieben.  Aehnlich  dem  Jahre  1884  stehen  auch  1892  die  Löhne 
in  den  Östlichen  Provinzen  in  der  Kegel  unter,  in  den  westlichen  in  der 
Regel  über  dem  Durchschnitt.    Von  den  westlichen  Regierungsbezirken 


Digitized  by  Google 


Miszellen. 


873 


ist  es  bei  den  Arbeitern  nur  Minden,  Osnabrück  und  Erfurt,  bei  den 
Arbeiterinnen  nur  Büdesheim,  Merseburg  und  Erfurt,  welche  unter  dem 
Durchschnitt  stehen ,  während  im  Osten  nur  die  Regierungsbezirke  Pots- 
dam (sowie  auoh  die  Stadt  Berlin)  und  Bromberg  bei  mannlichen  wie 
weiblichen  Arbeitern  den  Durchschnitt  überragen. 

Die  prozentuale  Steigerung  der  Löhne  ist  beim  männlichen  Geschlecht 
namentlich  in  denjenigen  östlichen  Regierungsbezirken  eine  höhere,  welche 
sehr  niedrige  Löhne  hatten  und  haben.  80  ist  der  Lohnsatz  im  Begie- 
rungsbezirk Oppeln,  der  niedrigste  von  allen,  um  16,5  Proz.  gestiegen, 
im  Regierungsbezirk  Oumbinnen  um  29,5  Proz.  Beim  weiblichen  Geschlecht 
betrug  die  Steigerung  15,2  bez.  37,9  Proz.,  so  dafs  die  Männerlöhne  1892 
um  48,7  bez.  70,0  Proz.  höher  standen  gegen  47,0  bez.  81,0  Proz.  im 
Jahre  1884.  Es  durfte  der  Arbeitermangel  auf  dem  Lande  sein,  welcher 
in  den  östliohen  Provinzen  die  Lohnsätze  erhöht  hat,  und  zwar  in  ver- 
schiedenem Grade  bei  den  beiden  Geschlechtern.  Die  Industriebesirke 
am  Rhein,  wie  Düsseldorf  und  Köln,  wiesen  beim  männlichen  Geschlecht 
nur  eine  Steigerung  der  Lohnsätze  von  5,0  bes.  8,8,  beim  weiblichen 
von  6,7  bez.  0  Proz.  auf,  während  der  Männerlohn  um  46,1  bez.  58,3 
Proz.  höher  war  gegen  48,5  bez.  52,5  Proz.  im  Jahre  1884. 

Die  bessere  Beurteilung  dieser  Verhältnisse  würde  nur  an  der  Hand 
einer  eingehenderen  und  allgemein  gewerblichen  Lohnstatistik  der  ver- 
schieden eu  in  Betracht  kommenden  Bezirke  möglioh  sein.  Wenn  der 
Mangel  an  männlichen  Arbeitskräften  auf  dem  Lande  in  den  Ostprovinzen 
den  Lohn  für  die  Männer  in  die  Höhe  treibt,  so  wird  dies  allein  prä- 
sumtiv auoh  sohon  auf  die  Erhöhung  der  Frauenlöhne  einwirken.  Die 
geringere  Zunahme  des  Lohnes  im  Westen  ist  vielleicht  auf  Rechnung 
des  stärkeren  Angebots  der  aus  den  Ostprovinzen  Einwandernden,  sowie 
den  suhlechten  Geschäftsgang  zu  setzen.  Die  Art  der  Industrien,  die 
Höhe  der  Nahrungsmittelpreise  und  andere  Umstände  wirken  hier  mit. 

Im  Zusammenhang  hiermit  beachtenswert  sind  die  Resultate  der  Be- 
rechnung der  Durchschnittslöhne  naoh  bestimmten  Größenklassen  der  Orte. 

Unter  Zugrundelegung  der  Zählung  von  1890  und  gleichzeitiger  Aus- 
scheidung von  20  kleinsten  Landstädten  mit  wenig  über  5000  Einwohnern 
(5011  bis  5120)  ergiebt  sich  folgendes: 


Zahl  der 
8tidte 
n.  •.  w. 

Einwohnerzahl 

1884 

1892 

Oes  tiegen 
in  Pro*. 

Minnerlöhn 
Fraaenlöhn 

1884 

e  höher  als 
e  in  Pros. 

1892 

18 
70 

mehr  als  100  000  J* 

üb.  60-  b.  IOOOOoK 
\w. 

üb  20-  b.  60  000  j™' 
Orte    bis   20  000|"- 

2. 20 
1.39 
2,00 
I.SO 
1,74 
1.1« 
1.44 
0.94 

2,4* 
1,44 
2.14 
1,33 
1,91 
I  SS 
1,58 
I.OS 

10,0 
3,« 
7.0 

io,s 

10.3 
70 
97 
8,5 

1 

• 

58.« 
66,7 

52,6 
53.« 

68,1 
60,» 
57,4 
54** 

20 

dar.  Orte  mit  |m. 
6011    bis   6120  l*r. 

1.41 
0,94 

1,61 
1,04 

I4S 

10,6 

}  5O.0 

5*1 
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Städte  mit  über  100  000  Einwohnern. 


Männliche 

Weibliche 

Staate 

1884 

1892 

1884 

1891 

Berlin 

2,40 

2.7  0 

1,60 

1,50 

Hambarg 

1,00 

1,86 

2,00 

Breslau 

1.60 

2,00 

1.00 

1,10 

Köln 

2  50 

2.&0 

1,60 

1,60 

Magdeburg 

2,00 

2,00 

1,40 

1,40 

Frankfurt  a  M 

2,40 

2,50 

1.70 

1,80 

Hannover 

2,00 

2,40 

1,50 

1,50 

Königsberg 

1.70 

2,50 

0,10 

1,00 

Düsseldorf 

2,40 

2,40 

1.50 

1,50 

Altona 

2,60 

3,00 

1,00 

2,00 

Elberfeld 

2,40 

2,40 

1,50 

1,50 

2,50 

3-Oü 

2,00 

1,75 

Daoiig 

1.80 

1.80 

1,26 

1,00 

Barmen 

2,40 

2.40 

1,50 

1,40 

Stettin 

2.00 

2,25 

1,00 

1,00 

Crafeld 

2,40 

2,40 

1.60 

1,60 

2,00 

2,10 

1,20 

1,40 

Halle 

2.10 

2,10 

1,40 

1,10 

2.80 

2,42 

1,3» 

1,44 

Städte  mit  über  50  000  bis  100  000  Einwohnern. 


Dortmund 

2,00 

2,00 

1,40 

1,40 

Essen 

2,40 

2,40 

1,50 

1,50 

Cbarlottanburg 

2,00 

2.60 

1,00 

1,50 

Kusel 

M2 

2,17 

I.S8 

1,93 

Erfurt 

1,60 

2.00 

0,2  0 

1,20 

1.60 

1.60 

1,00 

1,00 

2,7  0 

2,70 

1,00 

1,60 

3,10 

2  20 

1,40 

1,40 

Lübeck 

2,20 

2,40 

1,60 

1,60 

Görlitz 

1,60 

1,70 

1,00 

1,10 

Duisburg 

2,40 

2,40 

1,50 

1,50 

Frankfurt  a.  0. 

1,40 

1,80 

1,00 

MO 

1,8» 

2,00 

0,90 

1,00 

2,00 

3,14 

1,20 

1,83 

Städte  u.  ■.  w.  mit 

über  20  000  bis  50  000  Ei 

nwohn 

2,00 

1,70 

1,60 

1,20 

Münster 

2.25 

2  00 

1,60 

1,40 

Bochum 

2,20 

2,20 

1,60 

1,50 

Liegnita 

1,50 

1.60 

1,00 

1,00 

2,60 

3.50 

1,50 

1,50 

BMs« 

1.50 

1.60 

1,00 

I,0U 

Bromberg 

1,50 

2,00 

1,00 

1,00 

Remscheid 

2,20 

2,20 

1,50 

1,60 

Bielefeld 

1,80 

2,00 

1,40 

1,60 

Osnabrück 

1.80 

1,90 

1,20 

1,30 

Bonn 

2,00 

2,20 

1,10 

1,50 

Brandenburg  a.  H. 

2,00 

2,00 

1,20 

1,80 

Beuthen 

1,20 

1,60 

0,80 

0,90 

Flensburg 

2,00 

2,00 

0,80 

1,30 

Halberstadt 

2,00 

2,00 

1,20 

1,20 

Solingen 

2,20 

2,40 

1,50 

1,50 

KönigsbUtte  (Kr.  Beu- 

then) 

1,10 

1,40 

0,80 

1,00 
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Städte  u.  b.  w.  mit  üb.  20  000  b.  50  000  Einw.  (Fort».) 


Städte  u,  8.  w. 

im 

liehe 
189S 

Weib 
1884 

liehe 
1892 

Mm 

1,60 

1,80 

1,85 

1,90 

Stedorf 

2,00 

2,40 

1,20 

1,60 

Hairen 

2,10 

2, SO  ' 

1,40 

1.40 

Harburg 

2,40 

2.40 

1.50 

1.60 

Kottbu* 

1,20 

1,50 

O,80 

I.OO 

Hildesheim 

1,80 

W\  V  V 

I.t6 

1.1  & 

Köhlens 

1,80 

2,00 

I.t  0 

I.SO 

Altendorf  (Kr.  Essen) 

2,90 

2,20 

1,40 

1,60 

Mülhausen  a.  Rh. 

a,60 

2,60 

1,60 

1,60 

Gaben 

1,20 

1,60 

O,80 

1,00 

Schöneberc 

2.00 

•  ,  v  v 

2.40 

|  *  V 

I.to 

•»»V 

1.50 

Borbeck  (Kr.  Essen) 

2,20 

2.20 

1,40 

1,50 

Lendsberg  a.  W. 

i.to 

1,40 

O,80 

O.90 

Oelsenkirehen 

2,20 

2.60 

1.60 

1.60 

Linden  i.  Hann. 

1.60 

2.00 

1.00 

I.SO 

Mühlbeim  a.  d.  B. 

2.50 

2,40 

1,50 

1.60 

Stralsund 

1,50 

1.76 

1.00 

I  00 

1,00 

1,70 

O,90 

7  *  w 

1.00 

Thorn 

1.20 

1,50 

0,80 

O.90 

w,a  v 

1,20 

1.60 

0,80 

O,90 

Heydt  (Kr.  Gladbach) 

2,00 

2,00 

1,60 

1,60 

Witten  (Kr.  Bochum) 
Oberbausen  (Kr.  M ühJ h .  a.  d.  R.) 

2,20 
2,20 

2,20 
2,60 

1,60 
1,50 

1,50 
1,50 

Hanau 

1.76 

2,17 

1,25 

I  SS 

Hamm 

1,76 

1,76 

1,40 

1.40 

Schweidnitz 

1,80 

1 .80 

0,85 

O.90 

Tilsit 

1,20 

1,40 

O,80 

0,70 

Bisleben  (Mansfeld.  Seekr.) 

1,70 

2.A0 

I  00 

I  no 

8tolp  (Pommern) 

1,60 

1.60 

1,10 

1.10 

Starfrard  (Pommern) 
Weifsenfeis 

1.20 

1,60 

1,60 
1,80 

O.70 
1,00 

I  00 
1.20 

Göttingen 

I,H"0 

2  00 

1,00 

I  OO 

Forst 

1.20 

"  1  4»  V 

O.80 

I  95 

1,60 

1.80 

1,10 

1,10 

Lichtenberg 

2,20 

2,50 

1,90 

1.26 

Neuis 

2,00 

2,00 

1.40 

1.40 

Neifse 

1,10 

1,20 

O,80 

O  90 

Insterburg 

Viersen  (Kr.  Gladbach) 

1,20 

1,70 

O,80 

2,00 

2,00 

1,60 

1,50 

Iserlohn 

2,20 

2,20 

1,26 

I  25 

Dflren 

1,60 

1,80 

1,00 

1.20 

Zelts 

1,75 

2,20 

1,00 

1.00 

Greifswald 

1.60 

1.60 

1,00 

1,00 

Quedlinburg 

1.60 

1.60 

1,10 

1,10 

Rstibor 

1.10 

1,80 

O.SO 

0,80 

Wesei  (Kr.  Rees) 

2,00 

2,00 

1,40 

1,40 

Lüneburg 

1,60 

2,00 

1,00 

1,20 

Wandsbeck  (Kr.  Stormarn) 

2.60 

2,75 

1,80 

1,90 

Glogau 

1,10 

1.40 

0,80 

O,80 

Meiderich  (Kr.  Ruhrort) 

2,20 

2,50 

1,60 

1,50 

Graudens 

1.87 

1.80 

0,76 

1,00 

Minden 

1,60 

1,80 

1,00 

1,90 

Brieg 

i.oo 

1.00 

O,60 

O,60 

1,74 

1,92 

1,14 

MI 
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20  Ortschaften  mit  5011  bii  5120  Einwohnern. 


Ortschaften 


1884 


Männliche 


Weibliche 


1892 


Sonderbar« 

Wormditt  (Kr.  Brunsberg) 
Wiebelskirchen  (Kr.  Ottweiler) 
Gr.-StrehliU  (Kr.  Oppeln) 
Drieseu  (Kr.  Friedeberg  1.  Nrn.) 
Homberg  (Kr.  Mörs) 
Kyrits  (Kr.  OstpriegnlU) 
Heven  (Kr.  Hattingen) 
Rammelt  borg  in  Pommern 
DTOssen  (Kr.  West-Sternberg) 
Oeistingen  (Siegkreis) 
Werburg 
Briesen 

Eilendorf  (Landkr.  Aachen) 
Lieben  (Kr.  Landeshut) 
Dahl  hausen  (Kr.  Hattingen) 
Kogasen  (Kr.  Obornick) 
Schkeuditz  (Kr.  Merseburg) 
Bendorf  (Landkr.  Köhlens) 
Bütow 


1,60 
I.oo 
1.80 
1,00 
I.SO 
1,60 
1,50 
2,80 
1.00 
1,00 
1.50 
1,85 
1,00 
1,80 
1,80 
2,80 
1,00 
1,50 
1,80 


1,60 
1,50 
2,00 
1,00 
1,80 
2,50 
1,50 
2,50 
I,*0 
1,80 
1,80 
1,50 
1,80 
2.00 
1,80 
2,50 
1,05 
1,50 
1,80 


1,80 

0,75 
1,10 
O.60 
O.80 
1,80 
1,00 
1,50 
O.50 
O.60 
1,00 
0,95 
0,75 
1,80 
0,70 
1,50 
0,7  0 
1,00 
1,10 


1,80 
1,00 
1,8« 
0,60 
0,80 
2,00 
1,00 
1,50 
0,80 
0,70 
1,80 
1.00 
0,80 
1,80 
0,70 
1,50 
0,70 
1,00 
1,10 


o 


Durchschnitt 


1,41       |  1,61 


0,94 


1,04 


Es  zeigt  sich  hier,  und  zwar  übereinstimmend  mit  den  Resultaten 
von  1884,  dafs  der  Lohn  mit  der  Grefte  der  Stadt  wächst.  Dies  ist  der 
Fall  bei  den  Männer-  wie  bei  den  Frauenlöhnen.  Jedooh  sind  die  letz- 
teren gegenüber  den  enteren  höher,  wenn  der  Ort  kleiner  ist.  Eine  ganz 
gleichmütige  Skala  liegt  hier  allerdings  nioht  vor.  Indessen  stand  der 
Lohn  der  Männer  in  den  gröfsten  8tädten  im  Jahre  1892  um  68,  in  den 
kleinsten  nur  um  55  Proz.  höher,  während  freilich  das  Jahr  1884  andere 
Verhältnisse  aufweist.  Die  Lohnsätze  selbst  sind  in  den  18  gröfsten 
Städten  beim  männlichen  Geschlecht  7mal  gleichgeblieben,  llmal 
gestiegen,  beim  weibliohen  Geschlecht  9mal  gleichgeblieben,  Smal  gefallen 
und  6 mal  gestiegen.  In  den  13  mittelgrofsen  Städten  wurde 
beobachtet  beim  mannliohen  Geschlecht:  ein  Gleichbleiben  5mal,  ein  Steigen 
Bmal,  beim  weibliohen  Geschlecht:  ein  Gleichbleiben  6mal,  ein  Fallen 
Imal,  ein  Steigen  6mal;  in  den  7  0  kleineren  Städten  beim  männ- 
lichen Gesohlecht  ein  Gleichbleiben  28mal,  ein  Fallen  Smel,  ein  Steigen 
44mal,  beim  weiblichen  Geschlecht:  ein  Gleichbleiben  34mal,  ein  Fallen 
4 mal,  ein  Steigen  82mal;  bei  den  20  kleinsten  Orten  beim  männ- 
lichen Geschlecht:  ein  Gleichbleiben  7 mal.  ein  8teigen  13mal,  beim  weib- 
liohen Geschlecht:  ein  Gleichbleiben  llmal,  ein  Steigen  9 mal.-  Dafs  im 
Durohsohnitt  bei  den  einzelnen  Gröfsenklassen  überall  eine  Steigerung  der 
Lohnsätze  eingetreten  ist,  wurde  bereits  bemerkt. 

Wenn  schliefslioh  u.  a.  noch  besonders  für  die  Lebensmittelpreise 
als  der  hauptsächlichsten  Ausgabe  des  Arbeiters  ein  Einflufs  auf  die  Höhe 
der  Löhne  in  Anspruch  genommen  werden  mufs,  so  ist  dieser  Einflufs 
bei  dem  heutigen  Stande  der  Konsumtions-  und  Ernährungsstatistik  nur 
schwer  nachweisbar. 
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Im  Jahre  1884 


Tagelöhne 

100  kg  kosteten' 

1  kg 

Tagelöhne 

100  kg  kosteten 

1  kg 

M 

in  M 

M 

M  ' 

in  M 

Provinzen 

— 

ja 

c 

m. 

w. 

s 

1 

•< 

a 

Sc 

OV 

O 

3- 

O 

f 
1 

kl 

V 

■ 
-0 

s 

m. 

w 

Weisen 

g 

Oft. 

Ol 
— 

Kartoffel 

1 

1 
53 

i 
j 

— 

Ostpreufsen 

1,17 

O.  i  II 

I/,l 

■31 

Pf  n 

57,0 

1,02 

1 .3  2 

0,8 1 

19,2 

17,0 

63.0 

1,16 

Westnreufsen 

1 . 2 « 

0,79 

l6,6 

13" 

49.'' 

1,00 

1.35 

0,85 

18.5 

17.8 

57.5 

1,14 

Stadt  Berlin 

1,50 

I  7  i 

1.18 

2  in 

1.50 

18.3 

I  7  1 

65,5 

1,98 

Brandenbarg 

1.50 

0,90 

17,* 

144 

40,0 

1,13 

1.63 

1,00 

i8,ü 

56,5 

l,M 

Pommern 

1,26 

0,76 

16,7 

14. 0 

4«. & 

1.11 

1.47 

0,90 

18,4 

16,8 

53-0 

1,21 

Posen 

1,09 

0.66 

13.* 

48.  | 

1  ,UH 

1,38 

0,83 

18.9 

«7.» 

53,o 

1.20 

Schlesien 

1.02 

0,67 

I7.i 

I6.H 

14.1 

48,0 

1,00 

1,16 

0,7  5 

18.'» 

18.0 

57,o 

1,16 

Sachsen 

1.67 

0,95 

15.3 

44 .* 

1.24 

1,67 

1,00 

18.3 

17.8 

63.0 

1,29 

Schlesw. -Holst. 

2,00 

O.S9 

17,0 

I4.Ö 

62.11 

1,43 

1,94 

1,18 

18.5 

17,* 

74.5 

1,43 

Hannover 

1,5» 

1,08 

17,11 

15.1 

1,33 

1,79 

1.19 

18,5 

17.7 

67,5 

1,33 

Westfalen 

1.49 

1,05 

17  5 

1 4  H 

56.0 

1,2H 

1.72 

1,19 

19.4 

18,2 

74.5 

1,27 

Hessen-Nassau 

1.64 

1,10 

18^6 

16.1 

45-0 

1,29 

1,89 

1.28 

19.& 

18.S 

70,5 

1,29 

Rheinland 

1.77 

1.20 

18.S 

IS- 4 

56,;, 

I  tt 

I.H7 

1.2  4 

19.» 

18,6 

73-r> 

1,33 

Durchschnitt 

o.i.uM 

17.* 

14.1 

49»« 

l.lv 

"■■  " 

1,0-; 1 

18,, 

IM 

&S 

1,26 

Durchnitt  der  10 

Jahren  vorher 

21.1 

«7,1 

593 

1,16 

18,2 

15,3 

52,0 

1,1» 

Im  Jahre  1892 


Gleichwohl  läfst  die  letzte  Tabelle,  für  welche  hinsichtlich  der  Preise 
die  Zeitschrift  d.  Kgl.  Preufs.  Statist.  Bureaus  benutzt  wurde,  erkennen, 
dafs  die  Lebensmittelpreise  in  den  Provinzen  mit  relativ  hoben  Lohn- 
sätzen auoh  höhere  sind.  Allerdings  ist  dabei  zu  berücksichtigen,  dafs 
zwischen  der  Höhe  der  Nahrungsmittelpreise  und  der  Löhne  eine  gewisse 
Wechselwirkung  vorauszusetzen  sein  dürfte. 

Vielleicht  führen  spätere  Ermittelungen  bez.  „Festsetzungen"  der 
Lösung  dieses  Problems  näher;  einstweilen  wird  man  sich  mit  den  ange- 
führten allgemeinen  Resultaten  begnügen  müssen.  Wenn  die  denselben 
zu  Grunde  liegenden  Zahlen  auch  nur  einen  begrenzten  Wert  haben  und 
auf  absolute  statistische  Genauigkeit  keinen  Anspruch  erheben  können, 
so  sind  sie  doch  nioht  gänzlich  zu  übersehen.  Die  wichtige  Einkommen- 
Statistik  der  Arbeiter  entbehrt  bisher  noch  so  sehr  jeder  einheitlichen 
Grundlaxe,  dafs  es  Aufgabe  des  Statistikers  ist,  auch  minderwertiges  Ma- 
terial nioht  unbenutzt  zu  lassen. 


1)  Diese  Zahlen  schliefsen  die  freien  Städte  nicht  mit  ein,  wie  dies  bei  der  ersten 
Rechnung  der  Fall  war,  und  sind  ferner  einfache  Durchschnitte  der  für  die  Provinzen 
berechneten  Löhne.  Letstere  stellen  dagegen  Durchschnitte  aus  allen  Einselangaben  dar, 
sind  also  nicht  aus  dem  Durchschnitt  der  Regierungsbesirke  berechnet 
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XVIII. 
Preisangabe. 

Die  philosophische  Fakultät  der  Königlichen  Universität  Breslau  ist 
•Ii  Verwalterin  einer  TOD  dem  verstorbenen  Generalkonsul  und  Major  a.  D. 
Neigebaur  begründeten  Stiftung  verpflichtet,  von  Zeit  zu  Zeit  Preise  für 
Abhandlungen  auszuschreiben ,  all  deren  Gegenstand  der  Stifter  den  der- 
maligen  Einflufe  der  Wissenschaften  auf  das  öffentliche  Leben  in  Deutsch- 
land und  die  seit  dem  Jahre  1866  bemerkbar  gewordenen  Portschritte  oder 
Rückschritte  desselben  bezeichnet  bat. 

In  Ausfuhrung  dieser  Pflicht  stellt  die  Fakultät  folgende  Preis- 
aufgabe: 

Welche  Einwirkung  haben  die  in  den  letzten  dreifsig  Jahren  er- 
zielten Fortschritte  der  Kenntnis  fremder  Erdteile  auf  das  staat- 
liche und  wirtschaftliche  Leben  des  Deutschen  Reiches  geübt? 
Die  Fakultät,  weloher  auch  die  Beurteilung  der  bei  ihr  eingehenden 
Freisarbeiten  zusteht,  hat  zur  Erteilung  von  Prämien  die  Summe  von 
12  000    bis    14  000  Mark  zur  Verfügung.     Sie  kann  die  einlaufenden 
Arbeiten,  welche  eines  Preises  würdig   erachtet  werden,  je  nach  ihrem 
Werte  mit  grosseren  oder  kleineren  Beträgen  honorieren,  jedoch  so,  dafs 
der  kleinste  Preis  mindestens  900  Mark  betragen  mufa. 

An  der  Preisbewerbung  kann  sich  jeder  Deutsohe  beteiligen.  Die 
Arbeiten  müssen  nach  dem  Wunsche  des  Stifters  in  möglichst  reiner 
deutscher  Sprache  abgefafst  und  mit  leserlicher  Handschrift  geschrieben 
aein.  Sie  sind  bis  zum  ersten  Januar  1896  der  Fakultät,  mit  einem  Er- 
kennungswort bezeichnet  und  begleitet  von  einem  versiegelten,  mit  dem- 
selben Erkennungswort  versehenen  Zettel,  in  welchem  sich  der  Name  und 
die  Wohnung  des  Verfassers  angegeben  finden,  einzureichen.  Die  Fakultät 
wird  ihr  Urteil  am  8.  März  1896  im  Deutschen  Reichs-  und  KönigL 
Preufs.  Staatsanzeiger  verkünden.  Die  Abhandlungen  bleiben  Eigentum 
ihrer  Verfasser  und  stehen  bis  zum  81.  Dezember  1896  zur  Verfügung 
derselben. 

Die  philosophische  Fakultät  der  Königlichen  Universität. 

J.  Caro,  d.  Z.  Dekan. 
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XIX. 

Die  Erträgnisse  der  sog.  „Börsensteuer". 

Von  A  Hachenbach. 

Als  das  Oesetz  vom  1.  Juli  1881  (Iber  die  Reichsstempelabgaben  in 
Kraft  trat,  wer  gleichseitig  über  die  Verarbeitung  statistischer  Materialien, 
welche  von  selbst  aus  der  Anwendung  des  Gesetzes  sich  ergeben  mußten, 
nichts  bestimmt  worden.  Dieser  Mangel  machte  sich  denn  auch  bereite 
fahlbar,  als  das  Gesetz  in  mehreren  Punkten,  und  zwar  sowohl  grund- 
sätzlich wie  betreffs  des  Tarifs,  einer  Aenderung  unterworfen  wurde. 
Aber  auch  als  die  Novelle  vom  29.  Mai  1885  Gesetzeskraft  erlangte, 
unterblieb  eine  gesetzgeberische  der  verwaltende  Anordnung  in  dieser  Be- 
ziehung: was  weiteren  Kreisen  bekannt  wurde,  waren  einsig  die  viertel- 
jährlichen Uebersiohten  über  die  Gesamtsumme  der  Einnahmen. 

Diefs  war  die  Lage  der  Sache,  als  die  Börse  nenquetekommission  auf 
Anregung  des  Mitgliedes  derselben,  Professor  Schmoller,  in  einem  bereite 
ziemlich  weit  vorgeschrittenen  Stadium  der  Beratungen  im  November  1892 
beschlofa,  ober  gewisse  Zweige  des  Börsenverkehrs  thunliohst  eingehende 
statistische  Erhebungen  zu  veranstalten.  Es  wurde  hierzu  eine  Unter- 
kommission eingesetzt,  zu  deren  Vorsitzenden  ebenfalls  der  Vorsitzende  des 
Plenums,  Kaiserliche  Wirk!.  Geheime  Rat  Reichsbankpräsident  Dr.  Koch  Ex- 
cellenz, gewählt  wurde,  während  der  Kommission  als  ferner  Mitglieder 
angehörten  die  Herren  Geheimer  Kommerzienrat  und  Präsident  des  Aeltesten- 
kollegiums  der  Kaufmannsohaft  von  Berlin,  Frenz el,  Geheimer  Ober- 
regierungsrat  und  vortragender  Rat  im  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe, 
Gamp,  Major  a.  D.  Freiherr  von  Hoiningen,  gen.  Huene,  Professor 
Sc  hm  oller  und  die  beiden  Hilfsarbeiter  der  Kommission,  der  damalige 
Geriohtsassessor,  jetzige  Syndikus  der  Bremer  Handelskammer,  Endemann 
und  der  Verfasser  dieser  Arbeit,  und  zwar  letztere  mit  der  näheren  Be- 
stimmung, dafs  durch  sie  die  zu  beschliefsenden  Arbeiten  selbst  ausgeführt 
werden  sollten.  Später  wurde  dann  noch  das  Mitglied  der  Börsenenquete- 
kommission, Professor  Dr.  Gustav  Cohn,  ebenfalls  in  die  8ubkommission 
gewählt. 

Der  Plan  der  Arbeiten  war  ein  ziemlich  umfassender  und  hoffe  ich 
demnächst  des  näheren  auf  das  Geleistete  an  dieser  Stelle  zurückkommen 
zu  können.  Vorläufig  sei  bemerkt,  dafs  sich  die  Arbeiten,  welche  in 
gröfserem  Umfange  und  nach  einem  gewissen  System  unternommen  als 
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solche  die  ersten  auf  diesem  Gebiete  waren,  insofern  wider  Erwarten 
sohwierig  gestalteten,  als  sieh  das  Rohmaterial  ebenso  schwer  zu  be- 
schaffen, wie  teilweise  an  sich  spröde  erwies.  Die  Arbeiten  Warden  von 
den  erwähnten  Hilfsarbeitern  in  der  Weise  erledigt,  dafs  eine  Teilung 
in  Gruppen  stattfand :  in  die  dem  Verfasser  zufallende  gehörte  unter  anderem 
die  Bearbeitung  der  Materialien,  welche  den  eingangs  erwähnten  Gesetzen 
ihre  Entstehung  verdanken. 

Die  so  gestellte  Aufgabe  betrachtete  ich  als  eine  doppelte:  einmal 
erschien  mir  im  höchsten  Grade  wünschenswert,  festzustellen,  welche 
Summen  von  ausländischen  Papieren  seit  der  letzten  grofsen  Emissions-  bezw. 
Gründungsperiode  in  Deutschland  durch  die  Bevölkerung  zur  thatsächliohen 
Aufnahme  gelangt  sind,  und  sodann,  wie  sich  des  näheren  die  Verhält- 
nisse der  sogen.  „Börsensteuer",  um  einen  kurzen  und  allgemein  ange- 
wandten Ausdruck  zu  gebrauchen,  gestaltet  haben. 

Die  hier  vorliegende  Arbeit  ist  der  zweiten  Aufgabe  gewidmet,  und 
zwar  unter  teilweise  anderen  —  mehr  wissenschaftlichen  —  Gesichts- 
punkten, als  dies  für  die  naturgemäfs  mehr  auf  unmittelbare  Zwecke  ge- 
richtete Enquete  selbst  augezeigt  erschien.  Zur  Erledigung  der  anderen, 
nioht  minder  wiohtigen  Aufgabe  hoffe  ich  demnächst  ebenfalls  schreiten 
zu  können. 

Es  mag  übrigens,  ohne  dafs  damit  selbst  Stellung  zu  der  Frage  ge- 
nommen sein  sollte,  an  dieser  Stelle  erwähnt  sein,  dafs  die  Börsenenquete- 
kommission  in  ihrem  Fragebogen  auch  folgenden  Passus  aufgenommen  hatte : 
Giebt  es  Umstände  (u.  ev.  welche  ?),  wonach  sich  der  reelle  Termin- 
handel vom  blofsen  Differenzgesohaft  unterscheidet,  und  empfiehlt  es  sich, 
dem  letzteren   etwa  daduroh  entgegenzuwirken,  dafs  die  sogen.  Börsen- 
steuer für  dergleichen  Geschäfte  erhöht  wird? 

Wie  die  Antworten  der  Sachverständigen  ausgefallen  sind,  ist  aus 
den  Materialien  der  Kommission  zu  ersehen  1 ). 

Angesiohte  nun  der  gegenwärtig  die  gesetzgebenden  Faktoren  erneut 
beschäftigenden  Frage  einer  erhöhten  Besteuerung  der  Börsengeschäfte 
erschien  es  von  Interesse,  die  bisherigen  Ergebnisse  der  Steuer  unter  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  retrospektiv  zu  betrachten. 

Zunächst  lag  nun  der  Gedanke  nahe,  festzustellen,  wie  hooh  sich 
denn  überhaupt  die  Gesamterträge  der  Steuer  bis  jetzt  belaufen,  und  zwar 
geordnet  sowohl  nach  Jahrgängen  wie  nach  den  einzelnen  hauptsächlich 
dabei  in  Betracht  kommenden  Bundesstaaten.  Diesem  Zwecke  dient  die 
nachfolgende  Tabelle  I,  wobei  zu  bemerken  ist,  dafs  die  Reihenfolge 
genommen  wurde  nach  der  Höhe  der  an  die  Reiohskasse  abgelieferten 
Beträge,  wonach  sich  dann  folgende  Uebersicht  ergiebt: 

(Vergl.  Tabelle  L) 

Diese  Tabelle  I  giebt  nun  aber  auch  naoh  mehreren  Seiten  in- 
teressante Aufschlüsse,  namentlich  auch  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
Beitrages  zu  den  Börsen steuererträgnissen  seitens  der  Gesamtbevölkerung 
des  Reichs,  wie  der  fiinzelstaaten. 

Nimmt  man  nämlich    die  Bevölkerung  des  Reichs  nach  der  Volks- 


1)  Vergl.  SystenutUchw  SechregUter  tu  den  stenographischen  Berichten  Seite  139  ff 
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Zählung  vom  1.  Dezember  1890  zu  rund  50  Millionen  und  die  bisher 
nach  dem  Gesetz  im  gesamten  Reich  aufgebrachte  Totalsumme  zu  150  Mil- 
lionen an,  so  ergiebt  sich,  dafs  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  den 
11  Jahren  genau  3  M.  Stempel  entfallen.  Dieses  Normal  Verhältnis 
verschiebt  sioh  aber  ganz  erheblich  zu  Gunsten  der  süddeutschen  Bundes- 
staaten und  zu  Lasten  des  Bundesstaates  Preufsen.  Es  haben  nämlich 
in  gedachtem  Zeitraum  geliefert: 

pro  Kopf 

Mark  Bevölkerung  am  1.  12.  1890        der  Bevölkerung 

1)  Württemberg        1249000  2000000  0,62  M. 

2)  Bayern  6175000  5500000  i,u  „ 

3)  Baden  2066000  1  700000  1,81  „ 

4)  Preuben  119:70000  .  30000000  4,00  „ 

Wenn  auch  diese  Zahlen  insofern  sioh  nach  der  normalen  Seite  hin 
etwas  verschieben,  als  die  süddeutschen  Quoten  zu  einem  Teile  in  dem 
erhöhten  preufsischen  Satze  stecken,  da  die  Emmissions-  wie  Schlufa- 
schein  Stempel  für  zahlreiche  Gesa  hafte  von  den  Kommission  shäusern  in 
Berlin  und  Frankfurt  nur  ausgelegt  und  später  von  den  süddeutschen 
Auftraggebern,  als  ihnen  in  Rechnung  gestellt,  bezahlt  worden  sind,  so 
ist  doch  der  Unterschied  immerhin  ein  sehr  erheblicher;  derselbe  wird 
auch  nach  schlechter  Rechnung  immerhin  sioh  so  stellen,  dafs  höchstens 
2  M.  anstatt  der  normalen  3  oder  4  M.  (wie  in  Preufsen)  auf  den 
Kopf  der  süddeutschen  Bevölkerung  entfallen.  Dies  ergiebt  zu  Gunsten 
der  Bevölkerung  der  gedachten  drei  süddeutschen  Bundesstaaten  die  8umme 
von  fast  1 1  000  000  M.,  zu  Lasten  derjenigen  des  Bundesstaats  Preufsen 
aber  eine  solche  von  mindestens  80  Mill.  M.  Setzt  man  jedoch  die 
Differenz  zwischen  2  M.  und  4  M.  (süddeutsche,  bezw.  preufsisohe 
Kopfquote)  mit  2  M.  zu  den  30  Millionen  Einwohnern  Preufsens  in 
Proportion,  so  ergiebt  sich,  dafs  von  Seiten  der  letzteren  60  Millionen 
Mark  mehr  zu  den  Gesamterträgnissen  beigetragen  worden  sind,  als  nach 
dem  süddeutschen  Einheitssatz  auf  dieselbe  entfallen  würde. 

Dabei  sei  übrigens  auch  noch  darauf  hingewiesen,  dafs  der  Normal- 
gesamtsatz von  3  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  pro  Jahr  insgesamt 
nur  27  Pf.  entfallen  läfst,  während  die  entsprechenden  Steuern  in  Frank- 
reich pro  Jahr  und  Kopf  1,57  fr.  ausmaohen  l). 

In  der  vorletzten  Kolonne  finden  sich  ferner  die  Gesamtbeträge  des 
Emissions-  und  des  Umsatzstempels  getrennt  angegeben  und  zwar  mit 
61  426  000  und  90  408  000  M.  Ton  diesen  Zahlen  ist  die  entere,  wenn 
etwa  man  einen  DurohschnitUsatz  aus  dem  Tarif  einsetzen  wollte,  um 
duroh  eine  entsprechende  Multiplikation  einen  annähernden  Betrag  über 
die  seit  1881  emittierten  Papiere  —  ev.  auch  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung berechnet  —  zo  gewinnen,  nicht  verwendbar.  Dies  nämlich 
aus  folgenden  Gründen:  Einmal  sind  die  Anleihen  des  Reichs  und  der 
Bundesstaaten  an  sich  stempelfrei  —  und  bekanntlich  belanfen  sich 
dieselben  in  diesem  Zeitraum  auf  viele  Hunderte  von  Millionen  —  und  so- 
dann fehlt    zunächst    noch  jeder  Anhalt   für  eine  irgend  zuverlässige 


1)  Vergl.  die  Statistik  im  „Handwörterbuch  der  StaaUwuaenacbaften",  Artikel:  „Börsen- 
»teoer".    (Verfasser:  Prof.  Dr.  Friedberg) 
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Tabelle 


Erträge  der  sog.  Börsensteuer  (oM.  r.  ^—JJJ) 


Etats- 

jahr 

Preufsen 

Hamburg 

Bayern 

Kür  Interimsscheine,  Aktien, 
Renten  u.  Schuldverschreibungen 

■ 

Wert  der  verkauften 
Stempelmarken  etc. 
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|  P 

B 

l.  - 
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c 
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'S  3 
Jt  -O 

<  £ 

a?| 
•i  £ 

1  i 
Ii 

a  3 

a  3 

fl  = 
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:3  — 
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B 
,  « 

c  u 
s  s 

-  3 

<  1 

«  1 

.5  £ 
«  « 

JS  > 

g  2 

2  3 

■r  ^ 

i" 

3  3 

fl  a 
u  w 

:3  - 

Bl 

Wert  der  verkauften 
Stempelmarken  etc. 

s 

i 

8 

NJ 

gl 

<  j 
=  • 

•  La 

O  vB 

—  > 

is 
ä  3 

B  * 

|a 

a  a 

-  a 

Wert  der  verkauften 
Stempelmarken  etc. 

B 

B 
■ 

« 

3 

N 

in  1000  Mark 

in  1000  Mark 

in  1000  Mark 

in  1000  Mark 

in  1000  Mark 

1881/82 

(S.  und 
4.  CluarUl) 

1882/83 
1883/84 
1884/85 
1885,86 
1886/87 
1887/88 
1888/89 
1889/90 
1890/91 
1891/92 
1892,93 

2079 

I  184 

3  263 
*  07} 
5071 

5  769 

168 

129 

297 
382 

479 
422 

596 

242 

56 

29« 
3'3 
519 
5« 

359 
746 
488 
621 
806 
603 
447 
453 

«59 

74 

233 
261 

369 
226 
268 

357 
493 
827 

584 
428 
390 

104 

23 

127 
72 
171 
.26 
IO8 

- 

I58 

254 
262 
2IO 

«93 
181 

2212 

I  761 

211 

17« 

*«5 

98 

»43 

118 

3° 

42 

3  277 

1794 

330 

149 

4M 

I05 

164 

121 

50 

3  962 

I  807 

286 

136 

408 

»4 

259 

... 

76 

50 

2846 

4  330 

7  176 

10456 

94II 
16494 

19  456 
•5  324 
«2  655 
10222 

323 

273 

206 

'53 

126 

100 

57 

3  541 

6915 

366 

445 

811 
1  292 
1  857 
1  91 1 
M38 

1  327 
1  242 

498 

248 

168 

100 

127 

3  490 

5  921 

342 

950 

3<3 

«75 

250 

107 

74 

i 

6  1 1 1 

10383 

540 

1317 

375 

246 

321 

172 

148 

106 

6  500 

12956 

579 

'332 

544 

262 

588 

239 

143 

119 

3  709 

II  615 

37i 

1067 

387 

216 

332 

252. 

108 

,02 

3  289 

9366 

299 

1028 

261 

186 

258 

170 

94 

2469 

7  753 

275 

967 

263 

190 

239 

'5» 

76 

105 

43  485f75  78S  119  270 

4090  7964  12  oS4 

4126I2049I6175 

3007  >7i8  47:5l 

t  X c8l  008  2066. 
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in  den  elnaelnen  Bundesstaaten. 
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35 

20 

44 
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55 

99 
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■ 
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60 

68 

3 
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34 

94 

40 
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2 

77 
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5 
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26 

86 

5 
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84 
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28 

41 

2 

54 
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7 

35 

84 

4 
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81 

54'5 
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33 

42 

2 

57 

1  126 

6 
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7  779 
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33 

189 

76 

3  990 

'3 

33 

2 
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223 

66 

2 
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18 

45 
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4  949 

7  938 

23 

37 

3 

90 
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4« 

82 
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4 

83 

38 

1 
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7  398 

36 

80 
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74 

4 
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47 

54 

2 
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50 

5 
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«457 
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104 
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4 

/ 

■65 
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76 

49 

4 
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8 
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96 

64 

1 
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62 

44 

3 

95 

108 

4 
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40 

17 
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38 

2 

74 

11  021 
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90 

78 
99 

19 

- 

2 
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48 

42 

58 

4« 

2 
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;" 
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46 

32  78 
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Schätzung  der  nach  den  verschiedenen  Tarifsätzen  vorschieden  zu  be- 
steuernden verschiedenen  Effektenarten.  Hier  wird  erst  vielmehr  später 
die  Statistik  mit  zutreffenden  Zahlen  einsetzen  können.  Ebenso  sind  ge- 
nauere Schlußfolgerungen  aus  der  zweiten  Zahl  nicht  angängig,  wie  weiter 
unten  ausgeführt  werden  wird;  soweit  einschlägig  allgemeine  Schätzungen 
im  breiten  Rahmen  nach  dieser  Richtung  hin  zulässig  erscheinen,  sind 
solche  am  Schlüsse  gegeben  worden. 

Ungleich  brauchbareres  Material  nach  anderen  Richtungen  hin  liefern 
dagegen  die  nachfolgenden  drei  Tabellen,  welche  eine  Uebersicht  darüber 
gewähren,  wie  sioh  die  Erträge  des  Gesetzes  zunächst  nach  Emissions- 
stempel und  Umsatzsteuer  getrennt  und  danach  beide  Summen  zusammen* 
gezogen  auf  die  einzelnen  Hauptbörsenplätze  Deutschlands  verteilen. 

(Vergl.  Tabelle  II,  III,  IV). 

Zur  Tabelle  II  ist,  da  nähere  Daten  über  die  einzelnen  Arten  und 
Gattungen  der  emittierten  Effekten  an  dieser  Stelle  nicht  gegeben  werden 
können,  sondern  diese  Untersuchungen  eine  eigene  umfangreichere  Arbeit 
bilden  würden,  zunächst  zu  bemerken,  dafs  das  grofse  Uebergewicht  der 
Börsenplätze  Berlin,  Frankfurt  und  Hamburg  sich  vor  allem  daraus  er- 
klärt, dafs  an  diesen  Orten  die  grofsen  Anleihen  —  sowohl  der  aus- 
ländischen Staaten  wie  auch  der  inländischen  Communen,  Korporationen 
u.  s.  w.  zur  Zeichnung  und  zur  Abstempelung  gebracht  worden  sind,  um 
dann  in  der  Bevölkerung  des  ganzen  Landes  zur  Distribution  gebracht  zu 
werden.  Was  die  übrigen  Orte  anlangt,  so  wird  man  die  dort  aufgebrachten 
Summen  mit  ziemlicher  Sicherheit  auf  die  Gründungen  bezw.  Erweite- 
rungen von  Aktiengesellschaften  —  in  denen  ja  selbst  nach  Ansicht  weiter 
kaufmännischer  Kreise  zu  viel  des  Guten  gesohehen  ist l)  —  und  die 
Stempelung  von  Kommunalanleihen  zurückzuführen  haben,  was  nament- 
lich daraus  hervorgeht,  dafs  die  betreffenden  Zahlen  genau  mit  dem  An- 
wachsen und  dem  Zusammenbruch  der  letztverflossenen  grofsen  „Konjunk- 
tur" und  den  Schöpfungen  derselben  ebenfalls  anschwellen  und  abnehmen. 

In  noch  ungleich  höherem  Mafse  tritt  dies  letztere  Moment  zu  Tage 
in  der  Tabelle  III  betreffend  die  Umsatzsteuer.  Hier  verdoppeln,  ja 
selbst  verdreifachen  sich  die  Zahlen  in  den  Jahren  von  1887—89/90 
an  mehreren  Orten.  Gerade  dies  ganz  unverhältnismäfsige  Anschwellen 
und  Fallen  giebt  nun  aber  auch  einen  Einblick  in  den  Umfang  der 
Spekulationen  der  aufserhalb  der  Börse  stehenden  Bevölkerung  in  soge- 
nannten „grofsen  Zeiten'*  im  Verhältnis  zu  den  ruhigen  Gesohäftläuftec, 
in  denen  die  betreffenden  Steuersummen  nur  überwiegend  durch  effektive 
Kapitalanlagen  seitens  des  Publikums  und  die  berufsmässigen  und  der  Mehr- 
zahl nach  als  volkswirtschaftlich  legitim  zu  betrachtenden  Spekulationen 
des  Börsenhändlerstandes  als  solchen  aufgebracht  werden.  Dies  tritt  gerade 
bei  Berlin  ganz  evident  zu  Tage,  wo  die  Erträge  in  dem  noch  völlig 
ruhigen  Jahre  1887/88  auf  4  664  000  M.  sich  belaufen,  um  dann  auf  fast 
81/,  Million,  ja  selbst  1889/80,  bekanntlich  der  Zeit  der  höchsten  Ueber- 
spekulation  des  Publikums   auf  10  816  000  M.    zu    steigen    und  schon 

1)  Diesen  SUndpunkt  vertreten  auch  in  gewissem  Sinne  seit  bereits  geraumerer  Zeit 
di«  Jahresberichte  der  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin,  namentlich  in  ihrem  für 
den  Kenner  des  Büraenwesens  höchst  instruktiven  Teile  „Wechsel-,  Fonds-  und  Geldbaadal" 
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1892/93  auf  61/*  Million  zu  sinken,  —  d.  h.  in  eine  Periode  zu  ver- 
fallen, in  der  notorisoh  die  Spekulationen  der  Bevölkerung  im  weiteren 
Sinne  ihr  Ende  erreicht  hatten,  bezw.  demselben  mit  jenen  grofsen  Ver- 
lusten zugeführt  worden  waren,  welche  jetzt  als  „geschwächte  Kapital- 
kraft des  Mittelstandes"  auf  der  einen  und  „Kapitalplethora  der  Börsen- 
händler" auf  der  anderen  Seite  seitens  der  Fachleute  in  den  täglichen 
Börsenberichten  ihre  zutreffende  Charakterisierung  finden.  Der  Unter- 
schied zwischen  den  sog.  „grofsen  Konjunkturen"  und  der  „Liquidationsära 
und  deren  Folgezeit"  ist  eben,  um  in  der  Börsensprache  zu  reden,  folgen- 
der: in  jenen  Zeiten  „spielt  das  Publikum",  bezw.  die  Börse  spielt  mit 
demselben,  in  diesen  aber  ist  die  Börse  auf  das  „Spiel  unter  sich"  ange- 
wiesen, und  die  täglichen  Kursbewegungen  sind  überwiegend  weiter  nichts  als 
ein  „Tagesspiel  auf  Positionen".  Der  aufmerksame  Beobachter  der  Wirt- 
sohaftsereignisse  wird  diese  typischen  Ausdrücke  in  jedem  Börsenblatte 
fast  täglich  gebraucht  finden  1). 

In  gewissem  Sinne  von  Interesse  ist  auoh  die  Wirkung,  weiche  die 
Novelle  vom  29.  Mai  1883  in  Bezug  auf  die  Erträgnisse  de»  Gesetzes 
gehabt  hat.  Bekanntlich  bestand  der  Unterschied  zwischen  dem  ersten 
und  zweiten  s.  g.  Börsensteuergesetz  hauptsächlich  in  folgendem :  Wahrend 
der  Emissionsstempel  der  gleiohe  blieb,  wurde  für  die  Umsatzsteuer  so- 
wohl das  Prinzip  wie  der  Tarif  geändert.  Bis  zur  gedachten  Novelle 
wurde  für  jede  Schlufsnote,  bezw.  Geschäft  oder  Keohnung  über  Wechsel, 
ausländische  Banknoten  und  Papiergeld ,  Aktien ,  Staats-  und  für  den 
Handelsverkehr  bestimmten  Wertpapiere  oder  Mengen  von  solchen  Sachen 
oder  Waren  jeder  Art  ein  Fixstempel  von  20  Pfennigen  erhoben, 
der  bei  Zeit-  oder  Prolongationsgeschäften  gleicher  Art  auf  1  M.  erhöht 
wurde.  —  Durch  die  gedachte  Novelle  dagegen  wurde  der  Geschäfts- 
abschlufs  als  solcher,  nicht  die  schriftliche  Urkunde  (Schlufsnote  u.  s.  w.) 
als  steuerpflichtig  erklärt,  die  Ausstellung  dieser  Urkunde  selbst  jedoch 
obligatorisch  gemacht.  An  Stelle  des  Fixstempels  aber  trat  ein  ab- 
gestufter Tarif  von  >/l0  M.  bei  Wertpapieren  und  von  */io  M.  bei 
Waren  pro  1000  M.  Objekt. 

Die  Tabelle  III  ergiebt  nun  bei  einigen,  namentlich  den  gröfseren 
Börsenplätzen,  eine  sehr  erhebliohe  Steigerung  der  Einnahmen  im  Etats- 
jahr 1886/87  im  Verhältnis  zu  denjenigen  von  1884/85/86,  während  bei 
kleineren  Orten  eine  solche  Steigerung  überwiegend  nicht  stattgefunden 
hat,  ohne  dafs  der  Grund  dafür  naohweisbar  wäre. 

Im  übrigen  aber  beweist  Tabelle  IV,  in  der  für  die  in  II  und  III 
aufgeführten  Orte  die  Emissions-  und  Umsatzsummen  zusammengezogen 
sind,  dafs  sich  —  mit  Ausnahme  der  bereits  mehr6rwähnten  grofsen 
Konjunktur  1887/90,  welche  die  allgemeine  künstliche  Steigerung  der 
Umsätze  u.  s.  w.  hervorrief  —  aus  den  nachgewiesenen  Summen  ander- 
weite konkretere  Schlüsse  bei  der  bis  jetzt  stattgehabten  Sammlung  und 
Richtung  des  Materials  an  den  betreffenden  Amtsstellen  nicht  ziehen 
lassen.    Die  Schwankungen  sind  mangels  des  Nachweises,  wie  sich  die 


1)  In  besonders  drastischer  Weise  findet  sich  die  au  weite  Aasdehnung  der  Gründangen 
und  die  damit  verknüpfte  Verleitung  der  Bevölkerung  xur  Spekulationssucht  zurückgewiesen 
im  Jahresbericht  der  Aeltesten  der  Kaufmannschart  von  Berlin  pro  1888,  8.  »09. 
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einzelnen  Summen  de«  näheren  zusammensetzen ,  je  nach  dem  Haupt- 
charakter der  betreffenden  Bönenorte  —  ob  mehr  Effekten  oder  mehr 
Warenmarkt  —  so  grofse,  dafs  zuverlässigere  8chlnf8folgerungen  ohne  Zu- 
hilfenahme anderer  Quellen  nicht  mit  genügender  Sicherheit  gezogen  werden 
können.  Wohl  aber  können  folgende  Betrachtungen,  welche  auf  mehr- 
seitigen längeren  Beobachtungen,  den  Zahlen  der  Börsenbesucher  an  den 
verschiedenen  Börsen,  dem  Studium  zahlreicher  Prozeßakten,  bezw.  der 
in  denselben  enthaltenen  Contocurrentauszfige,  der  Statistik  der  Liquidations- 
kaasen  1 )  und  der  Verteilung  der  respektiven  Zahlen  der  Tabelle  III  auf 
die  einzelnen,  mehr  Waren-  oder  Effektenhandel  treibenden  Börsen  beruhen, 
wohl  als  der  Wirklichkeit  sich  nähernd  betrachtet  werden. 

Der  Umsatzstempel  als  solcher  —  Gesamtbetrag  nach  Tabelle  I 
90  408  000  M.  —  wird  zu  etwa  25  Proz.  auf  Geschäfte  in  Waren  und  zu 
75  Proz.  auf  Geschäfte  in  Effekten  entfallen.  Von  den  letzteren  wieder 
dürften  —  als  Einheit  von  100  Proz.  genommen  —  75  Proz.  den  Zeit-, 
25  Proz.  den  KaBsageschäften  zu  gehören.  Von  den  Effektenzeitgeschäften 
aber  wird  mindestens  8/10  auf  Termingeschäfte  in  dividendentragenden 
Papieren  und  der  Rest  auf  solche  in  Valuten  und  Staatspapieren  zu  rechnen 
sein.  Diese  schätzungsweise  Berechnung  findet  in  gewissem  Sinne  ihre  Be- 
stätigung aus  den  in  Tabelle  III  (Umsatzsteuer)  bei  den  Börsenplätzen 
Berlin  und  Frankfurt,  also  den  Hauptvermittelungsorten  der  Spekulationen 
der  Bevölkerung,  für  die  Jahre  1889/90  und  1892/93  mitgeteilten  Zahlen. 
Diese  letzteren  Zahlen  fallen  nämlich  um  rund  40  Proz.,  wenn  man  jene 
Zeit  der  weitgehendsten  Privatspekulationen  mit  der  jetzigen  der  fast 
völligen  Enthaltung  der  Bevölkerung  von  Börsengeschäften  vergleicht,  da 
sich  das  Verhältnis,  wie  folgt,  stellt: 

1889/90         1892/93  ^JjJh 

Berlin  io  816000     6504OOO  4312000 

Frankfurt*./«.        1324000        834000  490000 

Sofern  diese  Annahmen  sich  als  im  ganzen  zutreffend  ergeben  sollten, 
würden  demnach  etwa  rund  50  Proz.  aller  Börsengeschäfte  als  rein  spekula- 
tive Zeitgeschäfte  in  Aktien  u.  s.  w.  sich  darstellen,  da  ja  von  den  für  das 
Zeitgeschäft  in  Waren  mit  vollstem  Recht  geltend  gemaohten  Gründen 
nach  immer  mehr  sioh  verbreitender  Ansicht  sowohltin  Kreisen  der  National- 
ökonomie, wie  sogar  der  kaufmännischen  Welt  selbst  —  natürlich  aus- 
genommen die  selbst  interessierten  Börsenkreise  —  wenig  oder  nichts 
auch  für  das  Zeitgeschäft  in  Aktien  geltend  gemacht  werden  kann: 
jedenfalls  dürfte  diejenige  Ansicht  als  wohl  bald  die  herrschende  be- 
trachtet werden  können,  welche  die  durch  den  Terminhandel  in  Aktien 
hervorgerufenen  schweren  sozialen  und  wirtsohaftliohen  Sohäden  und 
Gefahren  für  ungleioh  gröfser  erachtet,  als  die  daduroh  zu  Gunsten 
relativ  eng  begrenzter  Börsenkreise  erwachsenen  Vorteile,  eine  Thatsache, 
der  mehrfach  vor  der  Enquete  vernommene  Sachverständige  dadurch  Aus- 
druck gaben,  dafs  sie  hervorhoben,  dafs  es  sich  hierbei  günstigsten  Falls 
nur  um  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  indirekt  produktive  Thätigkeit 

1)  Vergl.  die  betreffende  Abhandlung  über  „Statistik  der  Liquidationska&sen"  in  dem 
statistischen  Anlageband  der  Materialien  der  Börsenenquetekommüiion. 
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handeln  könne,  bei  der,  wie  ebenfalls  bemerkt  wurde,  der  „Vorteil  des 
einen  stets  den  Schaden  des  anderen  bildet1)". 

Im  übrigen  sei  für  die  Beantwortung  der  Frage,  inwieweit]  auf 
dem  Gebiete  des  Waren termin handele  die  Geschäfte  durch  effektive  Er- 
füllung und  in  welchem  Umfange  durch  Differenzregulierung  sich  auflösen, 
auf  die  schon  erwähnte  Arbeit  in  den  Enquetematerialien  verwiesen.  Hier- 
bei mag  jedoch  auoh  an  dieser  Stelle  zum  Schutz  der  Börse  der  viel- 
verbreiteten Ansicht  entgegengetreten  werden,  dafs  durchaus  nicht  alle 
Termingeschäfte,  welche  sich  nioht  durch  Effektiverfüllung,  sondern  durch 
Differenzzahlung  auflösen,  als  unsolide  oder  Spieloperationen  betrachtet 
werden  können,  was  vielmehr  überwiegend  nur  bei  derlei  Geschäften  in 
Aktien  der  Fall  ist.  Der  Warenhandel  und  das  Zeitgeschäft  in  Yaluten 
kann  durch  und  durch  reell  und  wirtschaftlich  berechtigt  sein,  selbst,  wenn 
die  Abwickelung  durch  Differenzzahlung  eine  häufigere  ist.  Der  Unter- 
schied zwischen  dem  Zeitgeschäft  in  Aktien  einer-  und  Waren  und 
Valuten  sowie  Arbitragewerten  andererseits  ist  eben  ein  geradezu  prinzipaler, 
dessen  Begründung  jedoch  selbstverständlich  aufserhalb  des  Rahmens  dieses 
Aufsatzes  liegt.  Die  zum  Schutz  der  Börse  in  dieser  Beziehung  aus- 
gesprochenen Auffassung  wird  auoh  duroh  die  Thatsache  nur  bedingt 
modifiziert,  dafs  etwa  nur  3  Proz.  der  Warenzeitgesohäfte  durch  Effektiv- 
erfüllung abgewickelt  wird.  Sofern  freilich  in  den  Best  von  97  Fror, 
eine  ungesunde  Ausbildung  und  Ueberspannung  des  Ereditmoments  im 
Handel  gefunden  werden  mnfs  —  und  das  ist  unleugbar  der  Fall  —  er- 
scheint das  Verhältnis  als  ein  nicht  gesundes:  eben  diese  Kreditfrage  ist 
es  denn  auch,  welche  neben  der  erwähnten  Ausmerzung  des  Privat- 
publikums aus  der  Spekulation,  das  Charakteristikum  für  die  Solidität  und 
Nützlichkeit  der  Spekulationen  der  berufsmäfsigen  Börsenhändlerkreise  ab- 
giebt.  Dafs  hier  auch  seitens  weitblickender  Interessenten  selbst  ein  gründ- 
licher Wandel  für  nötig  erachtet  wird,  ist  nach  den  Ergebnissen  zahl- 
reicher Saohverständigenäufserungen  vor  der  Enquete  ebenfalls  fernerhin 
nicht  mehr  zweifelhaft  *). 

Bei  dieser  Gelegenheit  möge  auch  noch  dem  Wunsche  Ausdruck  ge- 
geben sein ,  dafs  die  Zentralverwaltung ,  also  das  Reichsschatzamt  bezw. 
der  Bundesrat  durch  Verwaltungsmafsregeln  die  Statistik  in  den  Stand  setzen 
möge,  auf  diesem  für  die  gesamte  Volkswirtschaft  so  ungemein  wichtigen  Ge- 
biete zu  zuverlässigeren  Daten  und  Resultaten  zu  gelangen,  als  es  bisher 
möglich  war.  Das  würde  sich  nämlich  sehr  leicht  ermöglichen  lassen,  indem 
für  die  verschiedenen  Gesohäftsarten  verschiedene  Stempelmarken  ausgegeben 
werden,  —  eine  Mafsregel,  die  auch  in  der  statistischen  Unterkommission 
der   Börsenenquete    von    den    kaufmännischen   Mitgliedern    selbst  für 

1)  Die  obigen  Berechnungen  haben  inzwischen  in  gewissem  Sinne  ihre  wider  Er- 
warten genaue  Bestätigung  erfahren  durch  eine  an  den  Reichstag  gelangte  Petition  der 
Frankfurter  Handelskammer  zu  dem  neuen  Börscnsteuergesetzentwurf :  in  demselben  ist 
anf  Grund  der  Hitteilung  von  Bankhäusern  das  Verhältnis  der  Kassa-  zu  den  Zeit- 
geschäften in  Effekten  ebenfalls  von  rund  80 :  70  angenommen. 

8)  Die  vorstehend  angedeutete  Ansicht  über  das  Termin-  bezw  Differenzgescbäft  ist 
von  mir  von  jeher  in  einschlägigen  Arbeiten  vertreten  worden,  worüber  unter  anderen  zu 
vergl.  Anm.  3,  sowie  die  Besprechung  der  David  Kohn'schen  Schrift  ,,Der  Oetreidetermin- 
handel"  in  Band  II  3.  F.  S  932  dieser  Jahrbücher. 
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wünschenswert  erklärt  wurde.  Hierbei  wäre  eine  doppelte  Trennung  in 
Betracht  zu  ziehen :  einmal  eine  solche  für  Waren  und  Effekten  und 
sodann  für  Kassa-  und  Zeitgeschäfte.  Die  Durchführung  wäre  keinesfalls 
mit  im  Verhältnis  zu  den  dadurch  ermöglichten  Feststellungen,  die  nicht 
zum  wenigsten  auoh  im  Interesse  eines  gegen  unberechtigte  Angriffe  zu 
schützenden  Börsenverkehrs  liegen  würden,  zu  grofsen  Schwierigkeiten 
möglioh.  Denn  einmal  sind  alle  gröfseren  Geschäfte  mit  Ausnahme  weniger 
kleineren  Provinzialfirmen  solche,  die  entweder  nur  Effekten-  oder  nur 
Warengeschäfte  treiben  bezw.  vermitteln,  —  ein  gemeinsamer  Betrieb 
findet  sich  nur  relativ  selten,  höchstens  in  einigen  hanseatischen  Grofs- 
firmen.  Aber  auoh  hier  ist  dann  die  Arbeitsteilung  stets  so  weit  vorge- 
schritten, dafs  irgend  welche  Schwierigkeiten  bei  Verwendung  der  Stempel- 
marken nioht  entstehen  können.  Etwa  ebenso  ist  eine  getrennte  Ver- 
wendung für  Kassa-  und  Zeitgeschäftssohlnfsnoten  ebenfalls  sehr  wohl 
möglich,  da  diese  Trennung  durch  die  Natur  des  Börsenverkehrs  — 
Trennung  in  Maklergruppen  u.  s.  w.  —  schon  jetzt  fast  ausnahmslos 
thatsächlioh  der  Fall  ist  Die  Kenntlichmachung  der  verschiedenen  so 
aufgewendeten  Summen  aber  würde  für  die  Wissenschaft  und  Gesetz- 
gebung ebenso  klare  wie  vielseitige  Einblicke  in  den  so  ungemein  kom- 
plizierten Körper  des  Börsenverkehrs  gestatten  und  denselben  —  wie  sohon 
erwähnt  —  vor  Mifsgriffen  nicht  minder  wie  vor  ungerechten  Angriffen 
schützen.  Dafs  das  „Kleben",  eine  Manipulation,  die  sonst  ja  viel  berufen 
ist,  im  kaufmännischen  Börsenverkehr  nioht  als  irgend  nennenswerte  Last 
empfunden  wird,  dürfte  unter  anderem  daraus  hervorgehen,  dafs  der  Ge- 
brauch abgestempelter  Formulare,  den  die  Gesetzgebung  ursprünglich  im 
Interesse  des  Verkehrs  vorgesehen  hatte,  so  gut  wie  gar  nicht  in  Aufnahme  ge- 
kommen ist,  sondern  überall  die  Klebemarke  zur  Verwendung  gelangt.  Die  an- 
geregte Trennung  naoh  verschiedenen  Marken  würde  aber  auch  unter  den 
dann  zu  Tage  tretenden  Gesichtspunkten  nach  dem  Ort  der  Verwendung, 
dem  Umfang  des  Absatzes  u.  s.  w,  schätzenswerte  Gesichtspunkte  ihr  die 
Unterscheidung  der  Börsengeschäfte  als  volkswirtschaftlich  berechtigter 
und  notwendiger  oder  schädlicher  Spiel-,  bez.  sogen,  reiner  Differenz- 
geschäfte abgeben.  Dies  um  so  mehr,  wenn  der  von  dem  Verfasser 
mehrfach  1 )  angeregte  Gesichtspunkt  der  Einführung  von  sog.  Börsen- 
registern ,  d.  h.  des  Erwerbs  der  Berechtigung  zu  rechtswirksamen 
Zeitgeschäften  durch  Eintragung  in  ein  öffentliches  Register,  that- 
säohlioh  zur  gesetzlichen  Verwirklichung  kommen  sollte,  nachdem  die 
Börsenenquetekommission  denselben,  wenn  auch  zunächst  unter  Beschrän- 
kung auf  die  Produktenbörse  —  mit  grofser  Majorität  angenommen  hat  *). 
Man  darf  vielleicht  um  so  mehr  hoffen,  zogleioh  mit  einer  Erledigung  der 
vorerwähnten  Kreditfrage  betreffs  der  Börsenhändlerkreise  auf  diesem  Wege 
zu  einer  brauchbaren  Unterscheidung  zwisohen  legitimen  und  niohtlegitimen 
Termin-  bezw.  Differenzgeschäften  zu  kommen,  als  diese  Frage  durch  den  er- 
wähnten Vorschlag  auf  ein  anderes  Gebiet  verwiesen  worden  ist:  es  ist  damit 
die  Ansicht  ausgesprochen  worden,  dafs  diese  viel  gesuohte  Unterscheidung 

1)  „Zur  Börsen  re  form"  (Berlin  189*)  und  Preuft.  Jahrbücher,  Oktoberheft, 
1881,  8.  26/27. 

2)  Vergl.  Bericht  der  Kommission  S.  102  ff. 


Digitized  by  Google 


892 


Miszelleu. 


sioh  allerdings  nicht  finden  lasse  in  äufseren,  objektiven,  in  der  Art  und 
Form  des  Vertragssohlusses  liegenden  Merkmalen,  sondern  dafs  sie  vielmehr 
—  und  wie  auch  festgestellt  worden  ist  —  gesucht  und  gefunden  werden  müsse  in 
den  subjektiven  Umständen  und  Bernfsverhältnissen  der  vertragschliefsenden 
Personen:  beispielsweise  ist  ein  Zeitgeschäft  über  russische  Noten,  Kaffee, 
Roggen  u.  s.  w.,  falls  von  beruf smäfsi gen  Händlern,  Müllern,  Importeuren, 
exportierenden  Fabrikanten  u.  s.  w.  abgeschlossen,  um  sich  einen  Gewinn  im 
Geschäftsbetrieb  zu  sichern,  zweifellos  ein  unter  allen  Umständen  legitimes 
und  volkswirtschaftlich  höchst  schätzenswertes  Geschäft,  sofern  mit  dem- 
selben nicht  die  oben  erwähnten  Ueberspekulationen  im  Wege  des  zu 
überspannten  Kredites  verknüpft  sind,  — -  während  dieselben  Trans- 
aktionen von  einem  Beamten ,  Krämer ,  Offizier ,  Rentner  u.  s.  w.,  vor- 
genommen in  den  Augen  jedes  unbefangen  Urteilenden,  nichts  anderes 
sind,  als  höchst  bedenkliche  Spiel gesohäfte ,  —  doppelt  bedenklich,  weil 
sie  nicht  nur  wirtschaftlich  und  sozial  den  betreffenden  8pieler  und  seine 
Familie  ruinieren  können  und  meist  auch  schliefslich  bei  fortgesetztem 
Betrieb  ruinieren  werden,  sondern  weil  sie  zugleich  auch  ohne  die  wirk- 
liche schwierige  Kenntnis  des  Marktes,  der  Geschäftslage  u.  s.  w.  auf  die 
gesamte  Preisbewegung  und  Preisbewertung  der  fraglichen  Handelsobjekte 
von  höohst  beunruhigendem  und  weithin  wirkenden  Ein flufs  sein  müssen.  Dies 
geht  denn  auch  aus  den  gewaltigen  Schwankungen  der  Preise  und  Kurse  zu  jenen 
Zeiten,  welche  ausweislich  der  vorstehenden  Tabellen  auch  die  stark  schwan- 
kenden Steuererträge  liefern,  unwiderleglich  hervor.  Das  erste  Postulat  einer 
gesunden  Volkswirtschaft  —  eine  möglichst  ruhige  und  stabile  Preis- 
bildung —  steht  mit  dem  unaufhörlichen  nnd  mögliohst  groben  Auf  und 
Ab  der  Kurse  und  Preise,  d.  h.  den  „Konjunkturen",  wie  sie  der  Börsen- 
handel und  seine  an  Zahl  so  kleinen  Interessentengruppen  sich  wünscht,  eben 
leider  in  einem  schwer  lösliohen  Gegensatz,  und  die  Frage  ist  nicht  zum 
wenigsten  die,  ob  diese  oder  die  grofsen  Interessen  der  Allgemeinheit,  der 
Produktion,  des  effektiven  vermittelnden  Zwischenhandels  und  der  kon- 
sumierenden Gesamtbevölkerung  als  die  wichtigeren  zu  betrachten  sind. 

Zum  Sohlusse  sei  noch  in  einer  kurzen  Uebersicht  dargestellt,  welche 
Stufe  die  vorerwähnten  19  gröfseren  deutsohen  Börsenplätze  bei  dem  Auf- 
bringen des  Emissionsstempels  und  der  Umsatzsteuer  sowie  des  Gesamt- 
betrages der  beiden  Stempelarten  wechselseitig  einnehmen,  wobei  die 
Zahlen  in  Kolonne  1,  2  und  3  auf  die  betreffende  Rangstufe  hinweisen. 

Diese  Tabelle  ergiebt  in  gewissem  Sinne  überraschende  Resultate. 
Abgesehen  von  dem  ja  freilich  selbstverständlichen  Uebergewioht  der  drei 
grofsen  Zentren  Berlin,  Frankfurt  und  Hamburg  auf  allen  Gebieten,  zeigt 
sie,  dafs  Orte,  die  vielfach  nicht  im  entferntesten  als  irgend  bedeutende 
Börsenplätze  angesehen  werden,  solche  von  altem  Ruf  bei  weitem  über- 
flügelt haben:  Breslau,  Leipzig,  selbst  Dresden  haben  danach  einen  be- 
deutend gröfseren  Börsenhandel  als  selbst  Bremen  und  Plätze ,  die  sonst 
stets  mit  an  erster  Stelle  genannt  werden,  wenn  es  sioh  um  den  Handel 
im  eigentlichen  Sinne,  d.  i.  des  Güteraustausches,  handelt,  treten  an  die 
letzten  Stellen:  Stettin,  Danzig,  Königsberg,  stehen  selbst  hinter 
Orten  wie  Hannover,  Strafsburg,  Posen  zurück  oder  günstigsten  Falls  mit 
denselben  auf  einer  Stufe.    Hierbei  liegt  allerdings  der  Gedanke  nahe,  und 
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Emissions- 
stempel 
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Mannheim 

9 

8 

9 

Posen 

>3 

18 

'5 

Stettin 

14 

»3 

•4 

Strasburg  i  E. 

12 

*7 

13 

Stuttgart 

10 

ii 

10 

zwar  aus  mehrfachen  Anzeichen,  dafs  dieses  Ueberwiegen  vorzugsweise 
durch  die  in  weite  Kreise  der  betreffenden  Provinzialstädte  und  ihre  Um- 
gebungen getragene  Spekulationssucht  der  zum  Böraenspiel  verleiteten  Be- 
völkerung hervorgerufen  ist.  —  Auch  diese  Ergebnisse  sind  aber  ein  Beweis 
dafür  wie  strengere  Beobachtung  alt  überkommene  und  weil  unermüdlich 
wiederholt  auch  fast  stets  als  richtig  angenommene  theoretische  Ansiohten 
oftmals  als  irrig  nachweisen  kann,  —  eine  Wahrheit,  die  selten  auf  einem 
Gebiet  mehr  zutrifft,  als  auf  dem  des  Börsenwesens.  Freilich  auch  leider 
mit  dem  Erfolge,  dafs  der  Feststellung  solcher  manchen  Kreisen  unliebsamen 
uud  mit  der  Doktrin  in  Widerspruch  stehenden  Wahrheiten  alles  andere 
eher  als  allgemeine  Unterstützung  geschenkt  wird.  Der  Kampf  gegen 
wirtschaftliche  Sonderinteressen  ist  ein  stets  desto  undankbarerer  und  fast 
könnte  man  sagen  gefährlicherer,  je  mehr  die  aus  höheren  Gesichtspunkten 
einer  Kritik  unterzogene  schwache  Position  in  das  Licht  der  Oeffentlich- 
keit  und  Allgemeinheit  gerückt  wird.  Es  geht  aber  eben  für  den  Volks- 
wirt und  die  gesetzgebenden  Faktoren  nicht  au.  darüber,  was  dieseits  oder 
jenseits  von  „Gut  uud  Böse"  liegt  oder  was  zu  fördern  und  was  zu  be- 
seitigen sei,  einzig  die  engen  Interessentenkreise  selbst  befinden  zu  lassen; 
sondern  über  dem  Einzelinteresse  steht  dasjenige  der  gesamten  Volkswirt- 
schaft. Diese  fast  banale  Wahrheit  kann  aber  gerade  heute  nicht  oft  genug 
wiederholt  werden,  um  denjenigen  die  Unterstützung  der  objektiven  Faktoren 
der  öffentlichen  Meinung  zu  verschaffen,  welche  ohne  eigene  materielle 
Interessen  ihre  Kräfte  einzig  in  den  Dienst  der  Allgemeinheit  stellen 
wollen.  Und  damit  ist  auf  die  Dauer  auch  sohliefslioh  jenen  Einzel- 
interessen mehr  gedient,  als  wenn  man  unhaltbare  Verhältnisse  mit  ziem- 
lich skrupellos  gewählten  Waffen  zu  verteidigen  bemüht  ist. 
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Zur  neueren  Litteratur  über  Hausindustrie. 

(1891  —  1893.) *) 

Von  Werner  Sombart. 
(Fortsetzung.) 

IV.  Fremde  Länder, 
a)  Schweiz: 

26.  Baumberger,  Georg  (Redakteur  der  „Ostschweiz") ,  Geschichte 
de»  Central  verbände  der  8tickereiindustrie  der  Ostschweiz  und  de« 
Vorarlberges  und  ihre  wirtschafte-  und  sozialpolitischen  Ergebnisse. 
8t.  Gallen  1891.    8°.    278  8. 

26.  Laurent,  Gust.  Ad. ,  Die  Stickereiindustrie  der  Ostschweiz  und 
des  Vorarlbergs,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Hausindustrie. 
Eine  sozialökonomische  Studie.    Diss.    Basel  1891.    8°.    52  8. 

27.  Jay,  Raoul,  Une  Corporation  moderne.  Grenoble  1892.  gr.  8°.  27  S. 

28.  Krisis  (Zur),  des  schweizerischen  Stickereiverbands  (Neue  Zeit, 
X.  Jahrgang,  1891/92,  IL  Band,  S.  146  f.). 

29.  Bericht  (V.)  des  Centralverbandes  der  8tiokereiindustrie  der  Ost- 
schweiz, umfassend  die  Periode  vom  1.  Juni  1889  bis  30.  Mai  1893. 
8t.  Gallen  1893.    8°.    80  8. 

b)  Oesterreich-Ungarn: 

30.  Paygert,  Dr.  Com.  von,  Die  soziale  und  wirtschaftliche  Lage 
der  galizischen  Schuhmacher.  Eine  Studie  über  Hausindustrie  und 
Handwerk  auf  Grund  eigener  Erhebungen.  Leipzig  1891.  8°.  XIII 
und  193  8.  (A.  u.  d.  T.  8taate-  und  sozialwissenschaftliche  For- 
schungen, herausgeg.  von  G.  Schmoller,  Bd.  XI,  Heft  1.) 

31.  Schwiedland,  Dr.  Eug.,  Die  Wiener  Perlmutterin duitrie  und 
ihre  Krisis.    Ein  Vortrag.    Wien  1891.    gr.  8°.    21  S. 

32.  Derselbe,  Die  Entstehung  der  Hausindustrie  mit  Rücksicht  auf 
Oesterreich  (Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Ver- 
waltung, herausgeg.  von  E.  v.  Böhm-Bawerk,  K.  Th.  v.  Inama-Stern- 
egg,  E.  v.  Plener,    Bd.  I  (1892),  Heft  1). 

1)  Wegen  des  «eitlichen  Ausgangspunktes  vergl.  die  Bemerkung  oben  S.  736,  Anm 
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83.  Derselbe,  Eine  alte  Wiener  Hausindustrie  (ebenda,  Heft  8). 

34.  Protokoll  (Stenographisches)  der  im  Gewerbeaussohufs  des 
Abgeordnetenhauses  am  12.,  14.  und  15.  Dez.  1891  stattgehabten 
Expertise  über  die  Lage  des  Schuhmachergewerbefl.  Wien  1892. 
8°.    140  8. 

35.  Herkner,  Heinrich,  Die  Lage  des  Wiener  Schuhmaohergewerbes 
(Deutsche  Worte,  herausgeg.  von  Engelb.  Pernerstorfer,  X.  Jahrgang 
(1892),  7.  und  8.  Heft). 

36.  Daszynska,  Dr.  Sophie,  Fabrik-  und  Hausarbeiterin.  Ein  un- 
gehaltener Vortrag  (ebenda,  10.  Heft). 

37.  Eiedl,  Rieh.,  Hausindustrie  und  8itzgesellenwesen  im  österreichi- 
schen Gewerberecht  (ebenda,  XIII.  Jahrgang  (1893),  6.  Heft).  • 

c)  Grof  sbritan  nien. 

38.  Whateley  Cooke  Taylor,  R.,  The  modern  faotory  system. 
London  1891.    gr.  8°.    476  S. 

39.  Fischer,  Paul,  Das  Ostende  von  London.  Ein  soziales  Nacht- 
bild.   1.  Abteilung.    Berlin  1891.    kl.  8°.    30  8. 

40.  Jeans,  Victorine,  Factory  Act  Legislation.  Its  industrial  and 
commercial  effects  actuals  and  prospective.  Being  the  Cobden  Prize 
essay  for  1891.    London  1892.    kl.  8°.    96  8. 

41.  Royal  Commission  on  Labour.  Digest  of  the  evidence  taken 
before  Group  A.  of  the  R.  Comm.  on  Labour.  Vol.  II.  Iron,  enginee- 
ring  and  hardware.  Presented  to  both  Houses  of  Parliament  by 
Command  of  Her  Majesty.    June  1892.    London  1892.   fol.   196  8. 

42.  Industries  (Some)  of  East  London  working  girls:  their  lives  and 
homes.    London  (1892).    kl.  8°.    76  8. 

43.  Booth,  Charles,  Life  and  labour  of  the  people  in  London.  Vol.  IV. 
The  trade»  of  East  London.  Neue  Ausgabe.  London  1893.  8°. 
854  8. 

d)  Frankreich: 

44.  Pingenet,  Fei icien,  Pieces  diverses  concernant  la  Corporation 
des  coüteliera  de  Langres.    Langres  1891.    gr.  8°.    50  8. 

45.  MarousBem,  Paul  de,  Ebenistes  du  Faubourg  St.  Antoine ;  Grand 
magasin,  „Sweating-system".  Paris  1892.  311  S.  (A.  u.  d.  T. : 
La  question  ouvriere,  Vol.  II.) 

46.  Idem,  Le  systime  parisien  de  l'induetrie  du  meuble  et  le  „sweating- 
system"  (Revue  d 'economic  politique,  Mai  1892). 

47.  Idem,  L'industrie  des  jouets  h  Paris:  La  Situation  des  ou Triers  et 
le  „sweating-syBtem"  (La  Reforme  sociale,  Bulletin  de  la  societe*  d  'eco- 
nomic sociale  etc.,  1892,    No.  82  und  33). 

e)  Belgien: 

48.  8teen  de  Iehay,  F.  van  den,  Tisserand  de  la  fabrique  collective 
de  Gand  (Flandre  Orientale,  Belgique).  (A.  u.  d.  T.  Les  ouvri^rs 
des  deux  mondes,  Deuxieme  seYie  22«  fascicule).    Paris  1891. 

49.  Ge'nart,  Ch.,  Coütelier  de  la  fabrique  collective  de  Gembloux  (Prov. 
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de  Naomi-,  Belgique).  (A.  a.  d.  T.  Les  ouvriers  des  deux  mondes, 
2.  «Srie,  38.  fasa).    Paris  1892. 

f)  Bufsland: 

50.  Ibsaiew,  A.  A.,  Le  travail  en  famille  en  Russie  (Revue  d'eco- 
nomie  politique,  Mai  1893). 

g)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

51.  Banks,  Louis  Albert,  White  slaves  or  the  oppreasion  of  the 
worthy  poor.    Boston  1892. 

52.  Sweating  System  (The)  in  Europe  and  America  (Journal  of 
Social  Scienoe  ooataioing  the  transactiou  of  the  American  Association. 
No.  XXX  [October  1892].   Saratoga  Papers  of  1892.  pag.  57  —  140)  *). 


IV.  Fremde  Länder. 

a)  Schweiz. 
Di«  Stickeroiindustric  der  Ostschweis  und  Ihr  Verband. 

Die  unter  Nr.  25—28  unserer  Uebersicht  aufgeführten  Schriften  beschäf- 
tigen sich  sämtlich  mit  der  Stickereiindustrie  der  Ostschweis, 
die  zum  grofsen  Teil  noch  Hausindustrie  ist.  Während  Laurent  (Nr.  26) 
eine  allgemeine  Darstellung  der  Zustände  in  jenem  Industriezweige  zu 
geben  versucht,  handeln  Baumberger  (Nr.  25),  Jay  (Nr.  27) 
und  der  Anonymus  (Nr.  28)  wesentlich  nur  von  dem  „Verbände",  zu 
dem  sich  die  Stickereiindustrie  der  Ostschweiz  und  des  Vorarlberges  seit 
einigen  Jahren  zusammengeschlossen  hat.  Die  genannten  Schriften  sind 
alle  in  ihrer  Art  ganz  brauchbare  Leistungen:  Laurents  Dissertation  der 
erste  Versuch  eines  strebsamen  Jüngers  der  Nationalökonomie,  Baum- 
berger* s  Geschichte  die  fleifsige  Chronik  aus  der  Feder  eines  erfahrenen 
und  gewiegten  Journalisten;  Jay's  „Etüde"  die  elegante  Skizze  eine* 
litterarisch  gebildeten  und  reisegeubten  Akademikers,  ein  Auszug  aus 
Baumberger,  ergänzt  durch  Notizen  für  das  Jahr  1891  und  die  ersten 
Monate  1892;  des  Anonymus  Glossen  endlich  das  Urteil  eines  sattelfesten 
Sozialdemokraten,  das  meines  Dafürhaltens  der  Sache  am  tiefsten  auf  den 
Grund  geht.  Alle  vier  Schritten  zusammen  aber  schneiden  das  überaal 
interessante  Problem  der  Entwiokelung  in  der  schweizerischen  Stickerei- 
industrie  nur  an;  keine  einzige  erschöpft  das  Thema,  dieses  auch  nur 

1)  Diese  interessante  Sammlung  von  Monographien  über  das  Sweating  System  in 
Raropa  and  Amerika  ging  mir  leider  su  spät  su,  am  sie  noch  eingehend  in  meiner 
Litteraturfibersicht  berücksichtigen  sa  können.  Für  earoplische  Verhaltnisse  enthalten  dk 
Arbeiten  allerdings  wohl  kaum  etwas  Neues.  Um  so  mehr  können  wir  aas  den  Schilde- 
rangen der  Zustände  in  Amerika  lernen,  die  hier  sum  ersten  Male  in  grüfserer  Ausführ- 
lichkeit aar  Darstellung  gelangt  sind  (p.  73 — 104).  Hauptsächlich  sind  New-York  mi 
Massachusetts  berücksichtigt,  während  die  Zustände  in  Boston  nur  gestreift  werden.  Ueberall 
finden  wir  Analogien  stringentester  Art  su  europäischen,  namentlich  englischen  Verbält- 
nissen.   Ein  Schlafsacke)  von  Jos.  Lee  endlich  behandelt  das  Sweating  System  im  all- 


Digitized  by  Google 


Litteratur. 


897 


«af  die  Geschichte  des  Zentrah erbaudea  beschränkt  gedacht.  Hier  ist 
noch  ein  kostbarer  Schutz  zu  heben.  Was  sioh  auf  Grand  der  vor- 
liegenden Bearbeitungen  des  Stoffes  erkennen  lüfst,  ist  etwa  folgendes: 
Die  8tickereiindustrie  der  Ostschweis,  als  Gewerbe  etwa  seit  1750 
bestehend  (Laurent  S.  2),  erstreokt  sioh  vorwiegend  auf  die  Kantone 
St.  Gallen,  Appenzell  und  Thurgau;  aufserdem  auf  den  Vorarlberg.  Der 
"Wert  der  produzierten  Waren  ist  sehr  grofs ;  ein  grofser  Teil  der  Sticke- 
reien wird  exportiert.  Nach  Angaben  der  Handelsstatistik  betrug  der 
Wert  der  Ausfuhr  an  Stickereien: 

1885  83745681  Frcs. 

1886  84907730  „ 

1887  84840294  „ 

1888  83158753  „ 

1889  81000000  ,. 

1890  90596981  „ 

Hauptausfuhrgebiete  sind  Nord-  und  Südamerika,  Indien  etc.,  aber 
auch  europäische  Staaten.  Die  Bevölkerung,  die  bei  der  Herstellung  dieser 
Werte  beschäftigt  wird,  macht  einen  grofsen  Teil  der  Gesamtbevölkerung 
jener  Kantone  aus.  Laurent  (8.  11)  sohätzt  sie  auf  „insgesamt  100  000  Per- 
sonen". Nun  sind  zwei  Hauptgruppen  von  Produktionsmethoden  vorerst 
scharf  zu  sondern  —  was  seitens  der  Litteratur  nicht  immer  geschieht,  — die 
Kleinstickerei  und  die  Grofsstickerei,  wie  ich  sie  —  entgegen  dem  nicht 
klaren  Sprachgebrauche  —  hier  bezeichnen  möchte.  Jene  wird  entweder 
ganz  mit  der  Hand  oder  auf  kleinen,  den  Nähmaschinen  ähnlichen  Stick- 
maschinen,  sog.  Pariser  Maschinen,  fast  ausschliesslich  von  Frauen  besorgt ; 
diese  entweder  auf  grofsen  Handstiokmasohinen  mit  je  104 — 380  Nadeln 
(über  die  Technik  verbreitet  sich  kurz  Laurent  S.  13  f.)  oder  auf  Dampf- 
stickmaBchinen  :  den  sog.  Schifflimasohinen  (seit  1850)  für  gröbste  Ware 
einerseits,  einer  jetzt  sich  einbürgernden  Dampfstickmaschine  auch  für 
feinere  Ware  —  System  Saurer  und  J.  J.  Rieter  —  andererseits.  Die 
Betriebsformen  der  Stickeroi  sind  zwiefach:  wir  finden  teils  Fabrik- 
betrieb, teils  Hausbetrieb.  Letzterer  bildet  die  fast  ausnahmslose  Regel 
für  die  Kleinstickerei,  während  die  „Masohinenstickerei"  (=  Grofsstickerei) 
sich  1885  wie  folgt  auf  die  beiden  Betriebsformen  verteilte  (Baumberger  8. 11): 

Maschinen  in  Fabriken     Einzelmaschinen  Total 

Besitzer  Maschinen  Besitzer  Maschinen  Besitzer  Maschinen 

Kanton  St.  Gallen  649         5665  4639         5464        5)88        II  129 

„      Appenzell  206        1644  884        1  020        1 090         2  664 

Thurgau  263         1758  1461         1864        I  724  3622 

„      Vorarlberg  60  260  2069        2302        2129  2565 

Ges.  Ostschweiz  und  

Vorarlberg  1261         9993  93OO       IO  086  10661       21  089 

Die  Unternehmungsform  scheint  vorwiegend  die  kapitalistische  zu 
sein;  ich  sage:  scheint,  denn  genaue  Auskunft  giebt  uns  Uber  diese 
wichtige  Frage  die  Litteratur  nioht.  Daneben  besteht  aber  offenbar  noch 
eine  Art  von  Handwerk:  ein  für  den  lokalen  Absatz  auf  eigene  Rechnung, 
mit  eigenen  Mustern  arbeitendes  Kleingewerbe,  von  dem  wir  freilich  hören, 
dafs  es  „fast  ganz  versohwunden  ist"  (vgl.  IV.  Jahresbericht  des  Zentral- 
verhandes  etc.  1 889  S.  8).  Die  kapitalistische  Unternehmung  nimmt  in  unserer 
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Industrie  ebenfalls  verschiedene  Formen  an.  Leiter  der  Produktion,  kapi- 
talistischer Unternehmer  ist  in  allen  Fällen  der  Kaufmann  (Exporteur): 
er  beherrscht  den  Markt  und  regelt  den  Absatz,  nach  seinen  Weisungen 
Tollzieht  sich  die  Produktion.  Nur  dafs  entweder  der  Exporteur  selbst 
Fabrikant  ist  —  dann  haben  wir  eine  einfache  exportierende  Fabrikin- 
dustrie vor  uns;  dieser  Fall  scheint  jedoch  die  Ausnahme  zu  bilden  — 
oder  dafs  er  nur  den  „Verleger"  spielt,  d.  h.  fremde  Betriebe  seine  Auf- 
träge ausführen  lüfst;  das  ist  die  Regel.  Diese  Betriebe  sind  aber 
wiederum  entweder  „Fabrikbetriebe'4,  meist  nur  ein  euphemistischer  Aus- 
druck für  verlegte  weiland  Kleinbetriebe  mit  einem  kleinen  „Fabrikanten" 
an  der  Spitze,  der  wenige  Stühle  —  wie  unsere  Statistik  zeigt,  im 
Durchschnitt,  also  einschliefslich  der  gröfseren  Etablissements  nur  7,9 
—  bei  sich  aufgestellt  hat  und  durch  Lohnarbeiter  betreiben  lüfst,  eine  Art 
„Ateliersystem"  (Analoga  hierzu  bieten  die  Lyoner  8eidenindustrie  und  die 
Ronsdorfer  Bandfabrikatiou),  oder  es  sind  eudlich  hausindustrielle  Betriebe  im 
engeren  Sinne:  eine  Stickmaschine  steht  in  der  Wohnung  des  Arbeiters  und 
wird  von  diesen),  er.  unter  Zuhilfenahme  seiner  Familienangehörigen  bedient. 
Das  ist  die  regelmässige  Betriebsform  für  die  Klcinstickerei  und  für  etwa  die 
Hälfte  der  Grofsstickerei.  Die  grofsen  Stickmaschinen,  die  früher  mehrere 
1000  Free,  kosteten,  sind  entweder  Eigentum  der  hausindustriellen  Ar- 
beiter oder  von  diesen  nur  gemietet :  in  welchem  Verhältnis  Miet-  zu 
Eigenstühlen  stehen  und  ob  etwa  die  eine  Kategorie  sich  auf  Kosten  der 
anderen  vergröfsert  —  eine  sehr  wichtige  Frage  — ,  sagt  uns  die  Litte- 
ratur  nicht.  Bei  der  Beträchtlichkeit  der  Ausgabe  für  eine  Stickmaschine 
wissen  manche  hausindustrielle  Maschinen  besi  tz  er  einstweilen  noch 
nicht  recht,  ob  sie  Unternehmer  oder  Arbeiter  sind.  Durch  diese  mannig- 
faltige Gestaltung  der  Betriebsverhältnisse  werden  nun  eine  ganze  Reihe 
wirtschaftlich  und  sozial  unterschiedlicher  Personenkategorien  ge- 
schaffen, deren  Charakterisierung  eine  dankbare,  ebenfalls  bisher  noch  nicht  ge- 
leistete Aufgabe  wäre.  Es  siud  das:  1)  die  Exporteure,  die  selbst  Fabri- 
kanten sind;  2)  die  Exporteure,  die  nur  Verleger  sind;  3)  die  letzten 
Handwerksmeister;  4)  die  verlegten  kleinen  „Fabrikanten";  5)  die  in  Fa- 
briken beschäftigten  Lobnarbeiter  (sog.  „Fabrikstioker4');  6)  die  verlegten 
Hausindustriellen  der  Grofsstickerei  (sog.  „Einzelsticker4') :  a)  Besitzer, 
b)  Pächter  von  Stickmaschinen;  7)  die  verlegten  Haus  industriellen  der 
Kleinstiokerei,  meist  Weiber;  8)  die  Fergger  (Ausgeber  =  Vermittler 
zwischen  Verleger  und  Hausindustrieilen).  Ebensowenig  wie  die  soziale 
Struktur  der  Stickereiindustrie  bisher  genügend  untersucht  ist,  ebensowenig 
die  Entwickelungstendenzen,  die  sie  beherrschen.  Nach  Andeutun- 
gen, die  sieh  hie  und  da  zerstreut  finden,  scheint  es,  als  ob  in  den 
1870er  Jahren,  als  die  8tickerei  einen  Aufschwung  erlebte,  die  Verleger 
auf  die  Dörfer  gegangen  wären,  die  Menschen  von  den  Strafst  c  und 
Zäunen  herbeigeholt,  ihnen  in  ihren  Wohnungen  Maschinen  aufgestellt 
und  so  die  hausindustrielle  Stickerei  gefordert  hätten,  dafs  diese  dann 
durch  die  Einführung  des  gesetzlichen  11 -stündigen  Arbeitstages  in  Fa- 
briken noch  weitere  Vorzüge  für  den  Unternehmer  geboten  hätte,  dafa 
aber  seit  einiger  Zeit  —  namentlich  seitdem  der  Zentral  verband  auch  für 
die  Einzelsticker  den  1 1-stündigen  Arbeitstag  eingeführt  hat  («.  u.  S.  900)  — 
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sich  eint-  Rück  Strömung  zu  Gunsten  der  Fabrikarbeit  geltend  mache, 
die  viele  technische  Vorzüge  besitzt,  auch  wenn  sie  nicht  mechanischer 
Motoren  sich  bedient  (Laurent  S.  22,  88,  IV.  Jahresbericht  S.  8,  Neue 
Zeit  8.  147).  Die  ganze  Stickereiindustrie  steht  aber  gerade  im  Augen- 
blick vor  der  entscheidenden  Umwälzung:  der  Einbürgerung  des  Dampf- 
stickstuhls, der  schon  jetzt  das  8—  4 fache  der  Handstickmaschine  leistet 
und  naturgemäfs  binnen  kurzem  die  Hausindustrie  auf  den  Aussterbeetat 
setzen  wird.  Bereits  Eingang  gefunden  haben  mehrere  Hilfsmasohinen, 
die  eine  höhere  Stufe  der  Technik  verkünden,  wie  die  Einfädelmaschine, 
die  von  einem  Kinde  bedient,  täglich  80  000  Nadeln  fädelt,  also  für  den 
Einzelstickef  unwirtschaftlich  ist .  (Laurent,  8.  1 5)  1 ). 

Ueber  die  heutige  wirtschaftliche  und  soziale  Lage  der 
Sticker,  insbesondere  der  Hausindustriellen,  enthält  nun  einige  Angaben 
Laurent.  Danach  sind  die  goldenen  Zeiten  für  unsere  Industrie  vorbei.  Die 
Löhne  sind  seit  den  1870er  Jahren  erheblich  heruntergegangen,  die  Arbeite- 
zeit ist  verlängert.  Am  schlimmsten  dran  sind  natürlich  die  Hausindustriellen : 
ihre  Beschäftigung  ist  am  unregelmäßigsten,  sie  haben  unter  dem  Ab- 
zugsunweeen,  der  Uebervorteilung  von  Seiten  der  Fergger  etc.  am  meisten 
zu  leiden,  sie  werden  am  ehesten  beschäftigungslos,  aufser  aus  den  all- 
gemein bekannten  Gründen  auch  noch,  weil  sie  meist  veraltete,  schlecht 
im  Stande  gehaltene  Maschinen  besitzen,  daher  minderwertige  Waren  liefern. 
Am  elendesten  ist  die  Lage  der  weibliohen  Kleinstickerinnen,  von  der 
Laurent  (a.  a.  0.  8.  28)  folgendes  Bild  entwirft,  dessen  Richtigkeit  ich  auf 
Wanderungen  in  8tickereidörfern,  die  ich  im  8ommer  1892  unternahm,  im 
grofsen  Ganzen  bestätigt  fand :  „DaB  Lob  dieser  Arbeiterinnen  ist  kein  be- 
neidenswertes. 8ie  erhalten  die  Arbeit  von  Ferggern  oder  solchen  Personen, 
welche  dieselben  von  Ferggern  bezogen  haben  (das  wäre  die  9.  Personen- 
kategorie!), also  oft  erst  aus  dritter  Hand.  Wenn  die  Arbeit  kaum  aus- 
gehändigt, soll  sie  schon  fertig  wieder  abgeliefert  werden.  Da  schafft 
denn  manche  Frau  und  Tochter  bis  in  die  tiefe  Nacht  und  den  frühen 
Morgen  hinein.  Ihr  kärgliches  Brot  zu  verdienen,  sind  sie  gezwungen, 
sich  zu  überarbeiten,  wenn  sie  Arbeit  haben:  trifft  es  sich  dooh  wieder, 
dafs  sie  in  einer  Woche  2 — 3  Tage  ohne  Arbeit  sind.  Die  Lebensweise 
dieser  Hausindustriellen  ist  naturgemäfs  vielfach  eine  ungeregelte.  Die  Arbeit 
ist  pressant,  der  Lohn  gering,  jeder  Augenblick  mufs  ausgenutzt  werden: 
von  Ruhe  und  Erholung  keine  Rede.  Die  Ernährung  ist  infolgedessen 
mangelhaft."  Aber  auch  die  Lage  des  „eigentlichen"  (männlichen)  8tickers, 
d.  h.  des  Bedienen  einer  grofsen  Stickmaschine,  ist  nioht  viel  günstiger, 
wie  bei  Laurent  nachgelesen  werden  mag.  Ueberall  —  trotz  des  häu- 
figen Besitzes  einer  kostspieligen  Maschinerie  —  die  allerorts  beobachteten 
krankhaften  Symptome  der  Hausindustrie.  Das  Ergebnis,  zu  dem  Laurent 
gelangt,  fafst  er  (8.  37)  in  die  Worte  zusammen:  „Wahrlioh,  man  braucht 
nicht  erst  hinabzusteigen  in  jene  ärmlichen  und  verkommenen  Winkel 
der  Grofs-  und  Weltstädte,  um  neben  dem  gröfsten  Reichtum  auch  die 


1)  Oleichwohl  sah  ich  bei  2  Einsal  stick  ern  in  Renkweil  (Vorarlberg  die  Fldelma- 
schine  in  Tbfttigkeit.  Das  waren  aber  vornehme  Herren,  die  sieh  den  Lüne  gestatten 
konnten:  ihr  Vater  war  ein  reicher  Holshindier. 
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gröfste  Armut  vorzufinden.  Die  Hausindustrie  hat  sich  seither  durch* 
gehend«  als  ein  Danaergeschenk  erwiesen."  Auch  hier  stimmen  meine 
autoptischen  Untersuchungen  mit  jenen  Laurent'*  im  Resultat  überein. 

Gegen  die  Mitte  der  1 880er  Jahren  nun  wurde  die  Stickereiindustrie  von 
einer  schweren  KrUis  beimgesuoht:  der  Absatz  stockte,  die  Warenpreise 
sanken,  die  Arbeiter  wurden  teils  beschäftigungslos,  teils  auf  immer  ge- 
ringere Löhne  hin  abgedruckt.  Da  entsohlofs  man  sich  su  einem  bedeut- 
samen Schritte:  einer  Kar tel  1  i er un g  der  gesamten  Industrie;  der 
,,Zen tral verband  der  Stiokereiindustrie  der  Ostschweis 
und  des  Vorarlberges"  wurde  ins  Leben  gerufen.  Ohne  Zweifel  haben 
wir  es  in  diesem  Verbände  mit  einem  der  interessantesten  Gebilde  im 
modernen  Gewerbewesen  zu  thun.  Er  hat  Leistungen  vollbracht,  die  man 
in  unserer  Zeit  schwerlioh  für  möglich  gehalten  hätte  und  er  hat  zweifellos 
auf  jeden  Fall  die  Bedeutung  eines  sehr  wiohtigen  Experiments  auf  dem  Ge- 
biete wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens.  Seine  Geschichte  zu  schreiben, 
wird,  wie  eingangs  schon  angedeutet  wurde,  eine  sehr  reizvolle  Aufgabe  dar- 
stellen. Bisher  kennen  wir  nur  den  äufseren  Verlauf  dieser  seiner  Gesohichte, 
den  uns  Baumberger  mit  dankenswerter  Ausführlichkeit  geschildert  hat; 
hier  müssen  wenige  Andeutungen  genügen.  Der  Verband  war  von  vorn- 
herein nur  bestimmt,  zu  umfassen :  die  Kaufleute  und  Fabrikanten,  sowie 
die  hausindustrieUen  Grofssticker  nubst  Fergger.  Ausgeschlossen  blieben 
die  Fabrikstioker  (10—11000)  und  die  zahlreichen  Kleinsticker.  Wider 
Erwarten  wurde  die  Verbandsidee  rasch  und  fast  allgemein  acoeptiert :  am 
28.  XIL  1884  fand  die  erste  Besprechung  der  Vertrauensmänner  statt, 
am  14.  VII.  1885  trat  der  Verband  in  Aktion,  und  umfafste  bereits  an 
diesem  Tage  die  Hälfle  aller  Maschinen  (12  299).  Wenige  Wochen  nach 
seiner  Begründung  waren  bis  auf  wenige  Ausnahmen  sämtliche  Maschinen 
beigetreten.    Es  waren  (nach  Baumberger  8.  147): 

im  Verbände       aofserhalb  des  Verbandes 
Mitglieder    Maschinen  Mitglieder  Maichinen 
Ende  1888        12921         21847         115  148 
„    1889        13299         21748         202  260 
„    1890         13  340         21950         160  170 

Was  aber  erstrebte  der  Verband  ?  Der  §  2  der  Zentralstatuten  spricht 
es  aus  mit  den  Worten  (vgl.  dazu  Baumberger,  S.  47  ff.):  „Der  Verband  be- 
zweckt einerseits  der  Ueberproduktion  in  der  Stiokereiindustrie  vorzu- 
beugen, andererseits  bessere  Lohnverhältnisse  zu  erzielen  und  im  allge- 
meinen durch  alle  zweckdienlichen  Massnahmen  an  der  Hebung  der  Stickerei- 
industrie und  der  Erhaltung  derselben  auf  gesunder  Basis  mitzuarbeiten." 

Drei  einschneidende  .Mafsregeln  hat  der  Verband  gleich  nach  seiner 
Begründung  getroffen,  um  das  vorgesteckte  Ziel  zu  erreichen ;  es  sind  das 
(nach  Baumberger)  „die  drei  Säulen,  welohe  Mittelpunkt  und  Träger  des 
Verbands"  bildeten,  „blieben'-,  sagte  Baumberger  im  Jahre  1891.  Diese 
drei  „Kühr  mioh  nioht  an"  (nach  Baumberger)  waren  aber: 

1)  Ausschliefslioher  Verbandsverkehr:  Arbeit  darf  nur  an  Verbands- 
mitglieder abgegeben  und  von  solchen  angenommen  werden. 

2)  Normalarbeitstag :  kein  Sticker  darf  länger  als  1 1  Stunden  arbeiten. 

3)  Minimallohn;  für  181/,  Stabmaschinen  darf  nicht  weniger  als 
28  Cts.  per  100  Stich  für  •/«  und  83  Cts.  für  */4  an  Lohn  bezahlt 
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Alle  die  übrigen  zahlreichen  Massnahmen,  welche  der  Verband  seit 
seiner  Gründung  getroffen  hat,  sind  nur  Ergänzungen  der  oben  genannten, 
oder  Konsequenzen ,  die  zwecks  ihrer  Durchführung  gezogen  werden 
mußten :  wie  z.  B.  ein  grausamer  Boykott  gegen  ausgeschiedene  Firmen 
gegen  Ende  des  Jahres  1890  u.  a.  Der  Leser  findet  sie  genau  ver- 
zeichnet bei  Baumberger  8.  48 — 148,  im  Auszüge  auch  bei  Jay.  Wir 
können  hier  nur  in  aller  Kürze  die  wichtigste  Frage  noch  beantworten  : 
Welche  Wirkung  hat  die  Verbandgründung  ausgeübt  und  welches  war 
bisher  das  Schioksal? 

Wenn  man  die  Apologie  des  Zentralverbundes  bei  Baumberger  im 
2.  Kapitel  seiner  Schrift  liest,  wo  er  die  „Wirtschaft*-  und  sozialpolitischen 
Ergebnisse"  zusammentrafst,  so  kann  man  nur  den  Eindruck  gewinnen,  als 
ob  in  jeder  Beziehung  der  Verband  segensreich  gewirkt  habe  und  sein 
Bestand  für  alle  Zukunft  gesichert  sei.  Baumberger  hat  sein  Büchlein 
abgeschlossen ,  als  der  Verband  auf  dem  Zenith  seiner  Erfolge  stand. 
Heute  kann  man  dreist  behaupten:  „der  Zentralverband  der  Stickereiin- 
dustrie der  Ost echweiz"  hat  su  leben  und  zu  wirken  aufgehört ;  der  Ver- 
band, wie  er  1885  gegründet  wurde,  hat  allem  Anscheine  nach  nur  noch 
einen  langsamen  Tod  als  einzige  Zukunft  vor  sich.  Anfang  1892  begann 
das  Zerstörungswerk  an  den  Vorschriften  des  Verbandes;  am  12.  Januar 
wurde  das  Lohnminimum  reduziert;  am  26.  de6s.  Mon.  ganz  aufgehoben  1); 
am  3  /4.  November  trennte  sich  der  Vorarlberg  ab  und  der  Verbandsver- 
kehr wurde  lür  ungebunden  erklärt.  Damit  waren  von  den  3  Säulen, 
auf  denen  die  Verbandsidee  ruhte,  woran,  als  Baumberger  schrieb,  „schon 
ein  Versuch  zu  rütteln,  als  ein  Vergehen  gegen  die  allgemeine  Wohlfahrt 
galt"  (S.  47),  zwei  zusammengebrochen  und  mit  ihnen  das  ganze  Gebäude. 
Denn  z.  Z.  ist  der  Verband  ein  Messer  ohne  Klinge,  wenn  sohon  am 
1.  Januar  1893  immer  nooh  die  Mehrzahl  der  Maschinen  im  Verbände 
waren:  12  500  gegen  8500  aufserhalb  des  Verbandes.  „Heute  läfst  sich 
nioht  ermessen,  ob  der  Verband  länger  dauern  und  wieder  erstarken  wird, 
oder  ob  er  sioh  auflöst",  schreiben  die  Männer  an  der  Spitze.  Lädt  sich 
aber  vielleicht  sohon  ermessen,  welohes  die  Gründe  seines  Zusammen- 
bruchs gewesen  sind?  Ich  wage  es  nicht,  diese  schon  heute  mit  aller 
Bestimmtheit  anzugeben,  dazu  ist  der  Zeitpunkt  zu  früh.  Nur  die  Rich- 
tung möchte  ich  andeuten,  in  der  sie  ohne  Zweifel  zu  suchen  sind.  Was 
den  Verband  wirtschaftlich  charakterisiert,  ist  das  Bestreben,  Angebot  und 
Nachfrage  in  Einklang  zu  bringen  durch  Regelung  der  Produktion ;  dafs 
dies  prinzipiell  möglich  ist,  zeigt  uns  jedes  neue  Kartell.  Freilioh  setzt 
auch  die  Kartellierung  zu  ihrem  Gelingen  bestimmte  technisch-ökono- 
mische Bedingungen  voraus:  es  Bcheint  mir  zweifelhaft,  ob  eine  so  stark 
dezentralisierte  Indutrie  wie  die  Stickereiindustrie  überhaupt  auf  die 
Dauer  kartellierbar  ist.  Doch  liegen  hierin  noch  nicht  die  eigentlichen 
Schwierigkeiten,  an  denen  der  Zentralverband  su  Grunde  gegangen 
ist;    diese   Bind    vielmehr    auf   sozialem    Gebiete:    in   der  Unver- 

1)  Bis  hierher  reicht  die  Darstellung  bei  Raoal  Jay  j  vgl.  Etüde«,  1.  c.  pag  «55  ff. 
Die  Nachrichten  Uber  die  jüngeren  Schicksale  des  Verbandes  verdanke  ich  der  heben** 
würdigen  Mitteilung  der  Direktion,  der  Herren  Schlatter  nnd  Steiger,  denen  ich  an  dieser 
Stelle  meinen  Dank  für  ihr  freundliches  Entgegenkommen  ausspreche. 
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einbarkeit  der  In  tereaienge  ge  ■  sätse  der  kontrahieren- 
den Parteien  zu  Buchen.  AU  der  Verband  florierte,  hatten  seine 
Verteidiger  guten  Grund,  mit  Stolz  darauf  hinzuweisen,  dafs  die  Ver- 
bandsidee  eigentlioh  daB  Ei  des  Columbua  gewesen  sei,  dafs  man 
nun  endlioh  die  langersehnte  Lösung  der  sozialen  Frage  gefunden  habe: 
eine  Organisation,  die  das  Grab  der  sozialen  Kämpfe,  die  Wiege  sozialer 
Harmonie  und  wirtschaftlichen  Gedeihens  sei;  „was  man  den  sozialen 
Kampf  der  Gegenwart  nennt,  ist  schließlich  nur  ein  Ringen  um  die 
Postulate,  welche  der  Verband  z.  T.  verwirklicht  hat"  (Baumberger 
8.  156;.  In  der  That:  ein  Gelingen  des  Verbandes  wäre  der  schla- 
gende Beweis  für  die  Richtigkeit  derjenigen  Ansohauung  gewesen,  die 
eine  Lösung  unserer  sozialen  Konflikte  in  der  harmomisohen  Versöhnung 
aller  Klassengegensätze  erblickt;  „das  Zeiohen,  in  dem  ein  kommen- 
des Jahrhundert  siegen  wird,  .  .  .  liegt  in  den  Kartellen  der  alle 
Interessenten  umfassenden  Berufsgenossensohaiten"  (Baumberger  8.  195). 
Sein  Soheitern  beweist  aufs  neue  zur  Evidenz,  dafs  ohne  Kampf  kein 
Sieg  in  der  sozialen  Welt,  dafs  vor  allem  keine  Lösung  der  Konflikte 
möglich  ist  duroh  eine  Zusammenkoppelung  so  entgegengesetzt  inter- 
essierter und  so  verschieden  mächtiger  Interessentengruppen,  wie  es  in 
dem  Zentralverbaude  versucht  worden  ist  Ein  aufmerksamer  Beobachter 
hätte  wahrnehmen  müssen,  dafs  vom  ersten  Tage  der  Verbandsgründung 
an  die  Interessenkonflikte  nur  oberflächlich  beigelegt  waren,  nur  unter 
der  gräflichsten  Kot  auf  Augenblicke  die  natürlichen  Interessengegen- 
sätze zurückgedrängt  wurden.  Und  dann  hat  viel  Täuschuug  bei  der 
Gründungdes  Vereins  mitgespielt :  die  Idee  ging  von  den  Stickern  aus ;  die  Vor- 
teile sind  zum  ganz  überwiegenden  Teile  den  Kaufleuten  zu  gute  gekommen, 
wie  selbst  der  noch  an  Interessenharmonie  glaubende  Baumberger  zugeben 
mufs;  „die  quantitative  Abstufung  (der  Vorteile)  vollzieht  sich  in  auf- 
steigender und  nicht  in  absteigender  Linie."  Minimallohn  und  Maximal- 
arbeitszeit haben  sioh  ebenfalls  fast  ausschließlich  den  Unternehmern  nütz- 
lich erwiesen:  Baumberger  8.  54,  Neue  Zeit  S.  150,  so  dafs  mir  der  Ano- 
nymus in  der  Neuen  Zeit  annähernd  das  Richtige  zu  treffen  scheint, 
wenn  er  den  Zentralverband  einen  „Unternehmer verband"  oder  einen 
„Löwenverband  zwischen  Arbeit  und  Kapital"  nennt.  Diese  feindselige 
8timmung  gegen  den  Verband,  der  doch  nur  den  Kaufleuten  nütze  und 
den  armen  Stiokern  nur  schade,  war  schon  im  Sommer  1892,  als  ich  Ge- 
legenheit nahm,  einige  Stiokerdörfer  aufzusuchen,  bereits  die  herrschende 
unter  den  Hausindustrie  llen  geworden ;  dank  der  natürlichen  Disharmonie 
der  verschiedenen  sozialen  Klassen  ist  denn  auch  bald  darauf  der  Verband 
in  die  Brüche  gegangen.  Was  nun?  Es  scheint,  als  hätte  man  eingesehen, 
dafs  die  Verbrüderung  zu  früh  erfolgt  sei,  ehe  die  kontrahierenden  Parteien 
gleichmächtig  sich  gegenüberstanden,  dafs  man  vor  allem  dieses  Zwischen- 
glied jetzt  ergänzen  müsse:  die  Kräftigung  der  einzelnen  Interessentengruppen. 
Wenigstens  schreibt  man  mir,  dafs  „Anstrengungen  gemaoht  werden,  Se- 
paratverbände von  Arbeitnehmern,  Arbeitgebern,  Ferggern  etc.  zu  gründen 
und,  wenn  möglioh,  diese  dann  durch  Karteliverträge  zu  einigen."  Das 
dürfte  denn  auch  der  einzig  richtige  Weg  sein,  der  zum  Ziele  fuhrt. 
Nur  darf  eins  dabei  nicht  vergessen  werden:  solange  Hausindustrielle  Ver- 
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legem  gegenüberstoben,  kann  von  Gleiobmächtigkeit  keine  Bede  sein.  Es 
ist  daher  vorerst  nötig,  ehe  an  ein  Kartell  der  Interessentengruppen  zu 
denken  ist,  dafs  die  hausindustrielle  Betriebsform  wesentlich  eingeschränkt 
werde.  Die  Tendenz  scheint  schon  jetzt  dahin  zu  gehen,  die  Agitation 
der  Fabrikarbeitersohaft  drängt  ebenfalls  dahin  und  die  Einbürgerung  der 
Dampfstickmaschine  wird  das  übrige  thun.  Dafs  überall  es  die  unglück- 
liche Hausindustrie  ist,  die  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritt 
aufhält,  dafür  soheint  mir  wieder  das  Schicksal  der  schweizerischen  Stiokerei- 
Industrie  den  Beweis  zu  liefern.  Doch  ioh  wiederhole:  ein  abschließen  - 
des  Urteil  läfst  sioh  zur  Zeit  nicht  fällen;  wir  müssen  die  weiteren  Er- 
eignisse abwarten.  Die  Litteratur,  die  wir  jezt  zur  Anzeige  bringen 
wollten,  wird  aber  den  zukünftigen  Forscher  zu  lebhaftem  Dank  verpflich- 
ten für  die  reiohe  Belehrung,  die  sie  ihm  über  eine  abgegrenzte  Periode 
zu  bieten  vermoohte. 

Nachschrift  Die  vorstehenden  Zeilen  waren  schon  längere  Zeit 
gesehrieben,  als  mir  (August  1893)  der  V.  Bericht  des  Zentral - 
verbandes  (Nr.  29  unserer  Uebersicht)  zugesandt  wurde.  Er  umfafst 
die  Periode  vom  1.  Juni  1889  bis  28.  Mai  1893  (in  einem  Nachtrag  bis 
Ende  Juni),  also  jene  stürmischen  Jahre,  deren  Vorgänge  wir  skizziert 
haben,  die  als  die  Jahre  der  höohsten  Blüte  und  des  Niedergangs  ange- 
sehen werden  können.  Da  mich  die  freundlichen  Mitteilungen  der  Herren 
Vorstandsmitglieder  schon  vor  Erscheinen  des  letzten  Jahresberichte  auf 
das  Laufende  gesetzt  hatten,  so  konnte  ich  schon  unter  Berücksichtigung 
der  Vorgänge  im  Zentralverbande  etwa  bis  April  1893  meine  Skizze  ent- 
werfen. 8eitdem  sind  immerhin  noch  einige  Ereignisse  zu  registrieren, 
die  alle  in  derselben  Richtung  ihre  Wirkung  äufsern:  den  Verband  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  der  Auflösung  entgegenzuführen: 

1)  die  Urabstimmung  über  seinen  Fortbestand  vom  22.  Mai  1893. 
Sie  war,  wie  unser  Bericht  ausführt  (S.  20,  21)  in  einer  Ende  April  ab- 
gehaltenen Delegiertenversammlung  beschlossen  worden ,  eigentlich  um 
überhaupt  mal  wieder  an  die  Existenz  des  Verbandes  zu  erinnern.  „Man 
sprach  nicht  mehr  von  ihm;  wer  noch  von  ihm  sprach,  that  es  in  dem 
Tone,  als  ob  es  sioh  um  einen  Toten  oder  um  einen  in  Agonie  befind- 
lichen handle."  Diese  allgemeine  Teilnahmlosigkeit  —  „das  schlimmste, 
was  in  solchen  Fällen  passieren  kann",  bemerkt  unser  Berichterstatter,  als 
welcher  übrigens  jetzt  der  uns  wohlbekannte  G.  Baumberger  funktioniert 
—  drückte  sich  denn  auoh  in  der  Urabstimmung  aus.  Von  der  stark  re- 
duzierten Mitgliederzahl  (März  1893  =  8321)  beteiligten  sich  an  der  Ab- 
stimmung überhaupt  nur  67,3  Proz.  (gegen  noch  76,3  Proz.  ein  Jahi  früher, 
am  1.  Mai  1892),  nämlioh  4766  Mitglieder.  Von  diesen  stimmten 
2400  für  Verbandsauflösung  und  23  6  6  dagegen,  also  die  Ab- 
stimmung ergab  eine  Majorität  für  Auflösung.  Da  jedoch,  um  diese  wirklich 
herbeizuführen,  ein  Besch  lufs  mit  absoluter  Mehrheit  samtlicher  Mit- 
glied» r  erforderlich  ist,  so  war  der  Fortbestand  des  Vereins  einstweilen 
nooh  einmal  gesichert,  dank  einer  kleinen  Minorität  von  Verbandsfreunden. 

2)  Die  abermalige  Reduktion  der  M i  tglied  erz  ah  1.  Noch  ver- 
hängnisvoller als  jene  Urabstimmung  soheint  für  den  Zentral  verband  die 
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betrübliche  Thatsache  6ich  gestalten  zu  sollen,  dafs  Ende  Juni  1893 
abermals  rund  2  6  00  Mitgieder  ihren  Auetritt  angemeldet  haben 
(S.  78).  Danach  zählt  der  Verband  jetzt  nooh  rund  5700  Mitglieder, 
etwas  mehr  als  ein  Drittel  aller  Sticker.  Die  Konsequenz  ist,  dafs  in 
allen  wesentlichen  Angelegenheiten  die  Thätigkeit  des  Vereins  bis  auf 
weiteres  suspendiert  bleiben  muTs.  Es  weht  ein  heldenhafter  Geist  durch 
die  Schlufsworte  unseres  Berichts,  die  trotz  aller  Niederlagen  und  Ent- 
täuschungen doch  noch  zum  Festhalten  an  der  Verbandsidee  auffordern: 
„Es  hiefs  einen  grofsen  Zug  der  Zeit  verkennen,  einen  fruchtbaren  Strom 
rückwärts  lenken,  ein  siegreiche«,  hohes  Prinzip  verleugnen,  wollte  man 
den  Verbandsgedankon  preisgeben.  Vorwärts  heifst  es  auch  hier!  Ein 
aufrichtiger  guter  Wille  und  männliche  Festigkeit  werden  die  heutigen 
Schwierigkeiten  Uberwinden !"  Es  ist  nur  zu  verwundern,  dafs  der  Be- 
richterstatter nicht  auch  die  Wege  angiebt,  auf  denen  das  Ziel  am  sicher- 
sten wird  zu  erreichen  sein.  Wir  wiederholen:  es  ist  die  vorherige 
Gründung  von  Interessentenverbänden.  Mufs  dooh  unser  Be- 
rioht  (S.  9,  10)  selbst  zugeben:  „In  organisatorischer  Beziehung  gipfelt 
die  Berichtsperiode  recht  eigentlich  in  dieser  Richtung  .  .  .  Die  Einzelver- 
bände sind  das  Produkt  einer  natürlichen  Entwicklung;  sie  sind  dem  Gesamt- 
verbande nur  gefährlich,  wenn  sie  ein  mehr  oder  weniger  wildes  Dasein  fristen 
und  nicht  legaliter  in  seine  Organisation  eingefügt  werden ;  einmal  richtig  ein- 
gefügt aber  würde  der  Verband  eine  Organisation  erhalten,  die  aich  enge 
und  in  natürlicher  Weise  an  die  wirklichen  Verhältnisse  der 
Industrie  anschmiegt  und  darum  lebenskräftig  ist."  Was 
die  Thatkraft  und  Umsicht  einer  Reihe  von  hervorragenden  Persönlich- 
keiten zu  leisten  vermochten,  ist  in  glänzender  Weise  geleistet  worden. 
Die  Zeiten  schrecklicher  Not  haben  die  Erfolge  eine  Weile  lang  nooh  ver- 
größert; aber  dauernder  Bestand  und  kräftiges  Leben  werden  einer  In- 
stitution dooh  nur  beschieden  sein,  wenn  sie,  wir  bedienen  uns  der  eigenen 
Worte  des  Berichtes,  „sich  an  die  wirklichen  Verhältnisse  der  Industrie 
anschmiegt'-.  Möge  der  „Zentralverband"  in  verjüngter,  lebenskräftigerer 
Gestalt  bald  wieder  von  den  Toten  erstehen! 

b)  Oesterreich-Ungarn. 

In  Nr.  30  unserer  Schriften  schildert  Dr.  Cornelius  von  Pay- 
gert  „die  soziale  und  wirtschaftliche  Lage  der  galizischen  Schuhmacher". 
Der  Verfasser  hat  eingehende  Studien  an  Ort  und  Steile  gemaoht  und  trägt 
ein  hübsches  Thatsachenmaterial  zusammen,  dem  leider  die  rechte  geistige 
Durchdringung  fehlt.  Zwar  schwärmt  Dr.  Paygert  für  Hausindustrie,  aber 
die  Schärfe  des  Denkens  und  die  Klarheit  der  Auffassung  entsprechen  nicht 
ganz  jener  Zuneigung  zu  seinem  Gegenstande. 

Das  interessanteste  Ergebnis  einer  Lektüre  des  Buches  wird  für  uns 
das  sein ,  dafs  es  einstweilen  in  Galizien  noch  gar  keine  hausindustrielle 
Schuhmaoherei  giebt.  Soweit  die  Anfertigung  von  Schuhwaren  nicht  als 
lokales  Handwerk  betrieben  wird,  finden  wir  sie  als  Nebenbeschäftigung 
in  bäuerlichen  Familien,  die  aber  ihre  Produkte  selbst  auf  den 
benachbarten  Märkten  abBetzen  (S.  49).  Hier  und  da  bilden 
sich  Ansätze  zur  Hausindustrie.    „In  den  Grenzstädten  Skala  und  Shalat 
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sind  die  russischen  Kaufleute  Abnehmer  eines  grofsen  Teiles  der  ange- 
fertigten Ware"  (eb.  Vgl.  auch  8.  64,  55 :  „Die  Unregelmäfsigkeiten  des 
Absatzes  begünstigen  die  Ausbeutung  durch  den  Lederhändler.  Es  ist 
deshalb  zu  befürchten,  dafs  sich  eine  Klasse  von  Verlegern  bilden 
wird").  Wie  an  anderer  Stelle  (vgl.  unten  S.  909)  ausgeführt  ist,  liegt 
die  Gefahr  einer  Verhausindustrialisierung  der  galizischen  Schuhmacherei 
nicht  fern.  Ob  dann,  wenn  die  Hausindustrie  sich  wirklich  erst  wird 
etabliert  haben,  jene  idyllischen  gesegneten  Zustände  weiterbestehen  wer- 
den, von  denen  der  Verfasser  so  begeisterte  Schilderungen  entwirft,  müssen 
wir  abwarten.  — 

Dr.  Eugen  Schwiedland  in  Wien,  Sekretär  bei  der  Handels- 
kammer für  Niederösterreich,  hat  uns  auoh  mit  drei  auf  die  Hausindustrie 
bezüglichen  Schriften  beschenkt,  die  wir  unter  der  Nr.  31— 33  in  unserer 
Uebersicht  verzeichnet  haben. 

Von  einer  Anzeige  des  an  erster  Stelle  genannten  Aufsatzes  über 
„Die  Wiener  Perlmutterindustrie  und  ihre  Krisis"  (Nr.  31)  können  wir 
Abstand  nehmen ,  da  diese  „Jahrbüoher"  seiner  bereits  früher  (III.  Folge, 
Bd.  I  S.  937)  Erwähnung  gethan  haben. 

Der  Artikel,  der  über  „Die  Entstehung  der  Hausindustrie  mit  Rück- 
sicht auf  Oesterreich"  handelt  (Nr.  32),  unterzieht  sich  der  sehr  lobens- 
werten Aufgabe,  unter  dem  österreichischen  Publikum  Klarheit  über  den 
Begriff  der  Hausindustrie  zu  verbreiten.  Bekanntlich  herrscht,  seitdem 
der  IX.  internationale  statistische  Kongrefs  vom  Jahre  1876  zu  Budapest 
sich  mit  der  Frage  befafst  hat,  auf  unserem  Gebiete  heillose  Konfusion, 
die  hauptsächlich  durch  das  Bestreben  jenes  Kongresses  hervorgerufen  ist, 
ein  Ding,  was  gar  keine  Hausindustrie  ist,  nämlich  das  bäuerliche  Haus- 
gewerbe Südosteuropas  unter  den  Begriff  der  Hausindustrie  zu  subsummieren. 
Schwiedland  stellt  nun  zunächst  die  wirtschaftliche  und  soziale  Eigentüm- 
lichkeit dieser  auch  für  Oesterreich  wichtigen  „traditionellen  nationalen 
Hausindustrie",  d.  h.  jenes  südeuropäischen  bäuerlichen  Hausgewerbes  fest, 
um  im  Gegensatz  zu  ihm  dann  erst  die  „Hausindustrie"  als  eine  modern- 
westeuropäische  Erscheinung  hervorzuheben. 

Ich  kann  mich  in  allen  wesentlichen  Punkten  mit  den  Ausführungen 
Schwiedland's  einverstanden  erklären  :  sie  stehen  auf  der  Höhe  der  neueren 
hausindustriellen  Forschung  in  Deutschland.  Auch  gegen  die  diskrete  An- 
wendung der  von  Bücher  gewünschten  Unterscheidung  zwischen  west-  und 
osteuropäischer,  d.  h.  sog.  „sekundärer"  und  „primärer"  Hausindustrie  läfst 
sich  nichts  einwenden,  wenn  man  sich  dabei  bewufst  bleibt,  dafs  diese 
Unterscheidung  eine  zwar  unzweifelhaft  richtige,  aber  für  den  National- 
ökonomen ziemlich  belanglose  Thatsache  zum  Ausdruck  bringt.  Das  Wesen 
der  Hausindustrie  als  einer  Erscheinungsform  des  Kapitalismus  wird  natür- 
lich nicht  tangiert:  ob  sie  an  diesen  oder  jenen  Stand  der  Dinge  an- 
knüpft. Es  hat  die  Unterscheidung  —  ich  bemerke  wieder  für  den 
Nationalökonomen  —  etwa  die  Bedeutung,  die  für  die  Kenntnis  des 
modernen  Eisenbahnwesens  der  Umstand  hat,  ob  dieses  schon  einen  orga- 
nisierten PoBtverkehr  bei  seinem  Entstehen  vorfand  oder  nicht:  Europa- 
Amerika,  Zweifellos  wird  z.  B.  für  die  Erklärung  der  Kuppeeformen  jene 
Unterscheidung  von  grofser  Wichtigkeit  sein:  für  irgend  eine  die  Natur 
des  Eisenbahnwesens  berührende  Erscheinung  wohl  kaum. 
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Ich  wiederhole:  im  allgemeinen  sind  die  Ausführungen  Schwiedland's 
über  die  Natur  der  Hausindustrie  richtig  und  verdienen,  wegen  ihrer  ge- 
legentlichen Exemplifikation  auf  österreichische  Verhältnisse,  auch  in 
deutschen  Leserkreisen  Beachtung. 

In  der  dritten  Studio  (Nr.  83)  ist  die  „alte  wiener  Hausindustrie", 
mit  der  uns  Schwiedland  bekannt  macht,  die  Strumpf  Wirkerei.  Diese 
befand  sich  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  dem  Uebergangsstadinm 
vom  Handwerk  in  die  Fabrik-  und  Hausindustrie.  Was  uns  Schwiedland 
in  sehr  anschaulicher  Weise  schildert,  ist  der  Kampf  innerhalb  der  Strumpf- 
wirkerzunft um  das  Recht  der  Zunftmeister,  Sitsgesellen  aufser  dem 
Hause  für  sich  arbeiten  su  lassen.  Die  Zunftgenossen  spalteten  sich  in 
fast  gleiche  feindliche  Parteien :  die  einen  wollen  diese  Befugnis  er- 
kämpfen, die  anderen  sie  ablehnen.  Es  ist  der  alte  Konflikt,  der  den 
wenigsten  Zunfthandwerkern  erspart  blieb  :  zwischen  den  Meistern,  die  über 
die  Schranken  der  Zunftordnung  hinauszugehen  sioh  kräftig  genug  fühlen 
und  jenen,  die  den  Schutz  des  alten  Rechtes  gegen  die  Gefahren  der  öko- 
nomischen Umwälzung  mit  Zähigkeit  festzuhalten  suchen.  Fabriken- 
inspektion und  Stadthauptmannschaft  von  Wien  stellten  sioh  endlich  auf 
den  Standpunkt  derer,  die  das  Recht  beanspruchten,  Gesellen  aufser  dem 
Hause  zu  beschäftigen,  also  sagen  wir  auf  den  industriefreundlichen  Stand- 
punkt (S.  495).  Sie  wollen  der  Möglichkeit,  „den  Betrieb  zn  erweitern", 
keine  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legon.  So  wenigstens  im  Jahre  1801, 
während  nooh  in  den  1790er  Jahren  wiederholte  Verfügungen  zur  Auf- 
rechterhaltung der  alten  Zunftbeschränkungen  erlassen  waren.  Jetzt  sollten 
diese  für  die  sog.  „Polizeygewerbe"  zwar  noch  Geltung  behalten,  d.  h.  für 
jene  Gewerbe,  die  nur  für  den  lokalen  Bedarf  arbeiteten,  während  bei 
allen  anderen,  den  sog.  „Kommenialge werben",  das  Verlegen  der  Gesellen 
mit  Arbeit  allen  Meistern  und  befugten  Fabrikanten  ohne  Anstand  ge- 
stattet würde.  „Die  Gründe",  heifst  es  in  den  Motiven  au  diesem  Kut- 
scheide, „welche  die  Regierung  in  ihrem  Beriohte  über  das  Gesuch  des 
.  .  .,  dafs  den  Meistern  bewilligt  werden  möchte,  ihren  Gesellen  Arbeits- 
stühle aufser  dem  Hause  zu  geben,  anführt,  sind  den  echten  Kommerzial- 
grundsätzen  um  bo  mehr  angemessen,  als  jeder  nicht  höchst  nötige  Zwang 
und  jede  Beschränkung  die  Fortschritte  des  Erwerbsfluifses  nur  hemmt 
und  die  zweckmäßigste  Unterstützung  und  Beförderung  desselben  in  der 
Beseitigung  der  annoch  vorhandenen  Hindernisse  bestehet,  worunter  jede 
Vermehrung  der  Kosten,  jeder  Zeitverlust  und  jede  Erschwerung  des  so 
wohlfeilen  und  vorteilhaften  Hauswerks  vorzüglich  gerechnet  werden 
mufs."  —  Man  sieht :  schon  ist  der  Wind  der  englisch-französischen  Laiseez- 
Faire-Doktrin  bis  in  die  Direktorialkanzleien  an  der  Donau  hinübergeweht!  — 

Der  „ungehaltene  Vortrag"  der  Dr.  Sophie  Daczynska  (Nr.  86) 
weist  auf  die  grofse  Bedeutung  der  weibliohen  Hausindustrien  in  Oester- 
reich hin  und  verlangt  auoh  für  die  in  ihnen  ausgebeuteten  Arbeiterinnen 
wenigstens  gleiohes  Recht  wie  für  die  Fabrikarbeiterinnen.  — 

Die  unter  Nr.  34,  35,  37  genannten  Schriften  legen  sämtlich  Zeugnis 
ab  von  dem  Interesse,  das  man  in  Wien  seit  einiger  Zeit  den  Zuständen  in  der 
Schuhmacherei,  insbesondere  der  hausindustriellen  Schuhmacherei 
zuwendet    Dieses  Interesse  wurde  zuerst  waohgerufen  durch  eine  Ver- 
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Sammlung  arbeitsloser  Schuhmacher,  die  Ende  des  Jahres  1891  in  Wien 
stattfand.  Bei  dieser  Gelegenheit  wurden  die  grauenhaftesten  Zustände  in 
dem  Gewerbe  zu  öffentlicher  Kenntnis  gebracht  und  das  Abgeordnetenhaus 
beschlofs  auf  die  von  E.  Pernerstorffer  unterstützte  Eingabe  jener  Arbeits- 
losen Versammlung  hin,  eine  Untersuchung  zu  veranstalten.  Zu  diesem 
Behufe  trat  eine  Kommission  des  Gewerbeausschusses  des  Parlaments  zu- 
sammen und  verhandelte  mit  den  zugezogenen  Vertretern  der  Handwerks- 
meister, der  Kapitalisten  und  der  Arbeiter  am  12.,  14.  und  16.  Dezomber 
1891  über  eine  Reihe  der  brennendsten  Fragen,  unter  denen  die  des  Sitz- 
gesellenwesens,  d.  h.  der  Hausindustrie  im  8chuhmaohergewerbe ,  den 
breitesten  Raum  einnahm.  Der  Bericht  über  die  Verhandlungen  der 
„Expertise"  erschien  im  Hai  1892  (Nr.  34).  Auf  ihm  fufst  der  Auf- 
satz Herkner's  (Nr.  85).  Als  praktisches  Ergebnis  der  Verhandlungen 
darf  der  Antrag  auf  Abschaffung  des  Sitzgesellenwesens  angesehen  werden, 
der  gegenwärtig  dem  Gewerbeaussohusse  des  Abgeordnetenhauses  zur 
Prüfung  vorliegt  Ihn  nimmt  Riohard  Riedl  zum  Ausgangspunkt  für 
seine  Kritik  der  heute  im  österreichischen  Gewerbereoht  herrschenden 
Auffassung  von  der  Hausindustrie  (Nr.  37).  Die  Materie,  die  in  allen 
diesen  Sohriften  behandelt  wird,  ist  der  interessantesten  eine  und  würde 
xu  eingehender  Besprechung  Anlafs  geben.  Da  jedoch  der  jedermann 
leicht  zugängliohe  Aufsatz  Herkner's  in  übersichtlicher  Weise  über  den 
Stand  der  Dinge  orientiert,  so  glauben  wir  an  dieser  Stelle  uns  auf  eine 
kurze  Angabe  der  springenden  Punkte  beschränken  zu  dürfen:  allen  In- 
teressenten die  Lektüre  des  Herkner'schen  Berichts  anempfehlend. 

Was  etwa  die  Schneiderei  in  London  und  Leeds,  die  Tischlerei  in 
Paris ,  das  ist  die  Sohuhmaoherei  in  Wien :  der  Typus  eines  kapitalistisch 
zersetzten  hochwichtigen  Gewerbes,  das  aber  den  Uebergang  zum  Grofs- 
betrieb  noch  nicht  vollzogen  hat,  sondern  wesentlich  noch  in  den  Nie- 
derungen der  Heimarbeit  haust,  der  Typus  also  einer  noch  im  Sohwunge 
befindlichen,  modernen,  grofsstädtisohen  Hausindustrie.  Es  unterscheidet  die 
kapitalistische  Schuhmacherei  Wiens  von  der  deutschen  vor  allem  diese 
Thatsache,  dafs  in  ihr  die  mechanische  und  kooperative  Entwicklung  noch 
nicht  den  Grad  erreicht  hat  wie  in  Deutschland  (Expertise  S.  42  f.).  Die 
Organisation  ist  die  denkbar  einfachste:  Verleger,  Fabrik kaufleute  lassen 
ganz  wenig  Verrichtungen  in  ihren  eigenen  Etablissements  vornehmen : 
das  meiste  an  der  Herstellung  des  Stiefels  thut  der  bei  sich  zu  Hause 
sitzende  Arbeiter,  der  sioh  von  der  Centrale  seine  Arbeit  abholt  und  dort- 
hin zurückbringt.  Nimmt  ein  solcher  Heimarbeiter,  der  natürlich  in  vielen 
Fällen  ein  Weiland- Handwerksmeister  ist,  nooh  einen  oder  mehrere  Ge- 
sellen zu  sioh  in  Kost  und  Logis ,  so  nennt  man  diese  Sitzgesellen  (Exp. 
S.  24  f.).  Es  kommt  nun  vor,  dafs  derjenige,  der  sich  solche  Sitzgesellen 
annimmt,  allmählich  selbst  zu  arbeiten  aufhört  und  von  der  Ausbeutung 
seiner  Kostgänger  lebt  (eb.  S.  84).  Damit  ist  der  Anfang  zum  englischen 
Sweatingsy stem  gemacht.  Doch  fehlt,  wie  es  scheint,  noch  ganz  in  der 
Wiener  Schusterei  der  Ansatz  zu  jenem  „Ateliertypus",  der  dem  Sweating- 
system  vielfach  erst  seinen  eigentümlichen  Charakter  aufdrückt,  d.  h.  nir- 
gends, auch  wenn  mehrere  Sitzgesellen  b  e  i  sammen  arbeiten,  arbeiten  sie 
zusammen,  kooperativ.    Vielmehr  bleibt  es  beim  isolierten  Arbeitsprozefs 
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(eb .).  Die  Zahl  der  Hausindustriellen  in  der  Wiener  Schuhmacherei  ist 
sehr  groß»,  sie  wird  auf  12 — 14  000  geschätzt.  Wie  ihre  Lage  ißt,  kann 
man  sich  denken :  erbärmlich.  Wiederum  treten  alle  Plagen  der  Haus- 
industrie in  schärfster  Weise  auf.  Die  Löhne  sind  Schritt  für  Schritt 
tiefer  gesunken:  4  IL  ist  ein  durchschnittlicher  Wochenlohn,  wenn  der 
Arbeiter  volle  Beschäftigung  hat;  es  ist  aber  höchstens  3 — 6  Monate 
Saison  (eb.  S.  22,  23).  Die  Lebenshaltung:  Wohnung,  Essen,  Kleidung, 
spottet  jeder  Beschreibung.  Kein  Londoner,  keiu  New  Yorker  Elend  kann 
gröfser  sein  (Herkuer,  S.  500,  506,  Exp.  S.  106  1).  Jene  Versammlung, 
von  der  oben  die  Bede  war,  konnten  viele  arbeitslose  Schuhmacher  nicht 
besuchen,  weil  sie  keine  —  Schuhe  hatten! 

Der  Ausweg  aus  diesem  Pfuhl  des  Elends  ist  für  jeden  Einsichtigen 
deutlich  vorgezeichnet:  U ebergang  zum  geschlossenen  Betrieb.  Die  Vor- 
züge des  letzteren  sind  von  fast  allen  Sachverständigen  überzeugend  dar- 
gethan  worden.  Dafs  die  Vertreter  der  Arbeiterschaft  für  ihn  plaidierten, 
ist  selbstverständlich.  Aber  auch  die  Unternehmer  in  der  Wiener  Schuh- 
macherbranche scheinen  den  Standpunkt  zu  vertreten ,  dafs  das  Auf- 
hören der  Hausindustrie  im  Interesse  des  Gewerbes  und 
schliefslich  auch  ihres  eigenen  Geldbeutels  gelegen  sei. 
Man  steht  also  gerade  in  dem  Wendepunkte,  wo  die  Vorzüge  der  Haus- 
industrie auch  für  den  Kapitalisten  nicht  mehr  voll  die  Nachteile  auf- 
wiegen. Solcher  Nachteile  sind  aber  in  der  Expertise  eine  ganze  Reihe 
aufgedeckt:  Unsicherheit  der  Lieferungen;  Veruntreuung  von  Material 
(manohe  Heimarbeiter  sollen  die  Schäfte  ins  Leihhaus  getragen  haben!); 
Betrügereien  (Heimarbeiter  fälschen  Stempel  der  Verleger);  Verarbeitung 
minderwertigen  Materials  (sog.  Kunstleders)  und  infolgedessen  Diskredi- 
tierung der  Wiener  Schuhwaren  auf  den  Konkurrenzmärkten.  Vor  allem 
ist  Deutschland,  das  diesmal  die  fabrikmäfsige  Schuhmacherei  schon  viel 
weiter  ausgebildet  hat,  ein  gefährlicher  Konkurrent  auf  allen  umstrittenen 
Absatzgebieten  geworden;  Oesterreich  kann  mit  ihm  eingestandenermafsen 
(Exp.  8.  114)  überhaupt  nur  noch  konkurrieren  dank  seinen  schamlos 
niedrigen  Löhnen  in  der  Hausindustrie.  Jetzt,  wie  gesagt,  scheint  der 
Zeitpunkt  gekommen,  wo  dieses  Mittel  des  Lohndruoks  nicht  mehr  ver- 
schlägt und  da  bleibt  kaum  etwas  anderes  mehr,  auch  nicht  für  den  Unter- 
nehmer übrig,  als  sich  die  Errungenschaften  des  Großbetriebes  zu  eigen 
zu  machen.  Dafs  innerhalb  dieses  Baum  genug  für  „Handarbeit"  bleibt, 
weifs  jeder,  der  grofse  „Schuhfabriken"  beBucht  hat.  Unter  den  Experten 
war  es  der  Arbeitervertreter,  der  diesen  Punkt  erst  klarstellen  mufste  (eb. 
S.  54).  In  diesen  wie  in  allen  übrigen  Fragen,  das  möchte  ich  nicht 
unterlassen  hier  anzuführen,  zeigten  sich  überhaupt  in  den  Verhandlungen 
die  Vertreter  der  Arbeiter  allen  übrigen  an  Urteilsfähigkeit  und  klarem 
Blick  nicht  nur  stets  ebenbürtig,  sondern  meist  überlegen.  Ich  habe  aus 
dem  Studium  der  Expertise  genau  denselben  Eindruck  wie  Herkuer  (S.  507) 
gewonnen:  dafs  „die  Vertreter  der  Arbeiter  allein  über  eine  das  ganze 
Gebiet  der  Untersuchung  beherrschende  Sachkenntnis  verfügten". 

Da,  wie  gesagt,  das  Unternehmertum  jetzt  auch  anfängt,  die  Schatten- 
seiten der  Hausindustrie  zu  spüren,  so  ist  Aussicht  vorhanden,  dafs  dem 
Unwesen  des  „SitzgesellentumB"  in  der  Wiener  Schuhmacherei  gesetzlich 
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zu; Leibe  gegangen  werde.  Man  braucht  ee  ja  nur  den  Bestimmungen  des 
Arbeiterschutzes  zu  unterwerfen  und  es  ist  tot  Nur  verlangten  die  Ex- 
perten (Exp.  8.  124),  jede  Regelung  der  Frage  solle  durch  Reiohs- 
geset'z  geschehen,  da  sonst  die  Hausindustrie  dooh  noch  in  der  Provinz 
weiterflorieren  würde.  Dafs  diese  Befürchtung  sehr  begründet  ist ,  zeigen 
die  Zustände  beispielsweise  in  Galizien,  wo  ein  höchst  geeignetes  Material 
zur  Schaffung  einer  von  Wien  abhängigen  hausindustriellen  Sohnhmacherei 
vorhanden  ist.    Vgl.  die  8chrift  von  Paygert  (Nr.  30  unserer  üebersicht). 

Dafs  es  bei  der  gesetzlichen  Regelung  gewerblicher  Verhältnisse  aber 
vor  allem  auch  auf  eine  konzise  Begriffsbestimmung  und  klare  Auffassung 
der  Institutionen,  wie  in  unserem  Falle  der  Hausindustrie  ankomme,  und 
dafs  es  daran  bei  den  gesetzgebenden  Faktoren  Oesterreichs  noch  sehr 
gebricht:  dafür  den  Nachweis  zu  erbringen,  ist  die  Aufgabe  des  Riedl - 
sehen  Aufsatzes  (Nr.  37),  dessen  Succus  wir  mit  seinen  eigenen 
Worten  (a.  a.  0.  8.  367,  368)  hier  wiedergeben  wollen:  „Fafst  man", 
schreibt  Riedl,  „das  Resultat  unserer  Erwägung  übersichtlich  zusammen, 
so  ergeben  sich  nach  österreichischem  Gewerberecht  folgende  Kategorien 
von  Hausindustriellen: 

I.  Hausindustrielle,  die  äußerlich  als  selbständige  Gewerbetreibende 
erscheinen,  einen  Gewerbeschein  besitzen  und  mit  einer  Erwerbsteuer  be- 
legt sind :  hausindustrieUe  Meister. 

II.  Hausindustrielle,  die  keinen  Gewerbeschein  besitzen,  nämlich: 

1)  Personen,  welche  eine  gewerbliche  Arbeit  als  häusliche  Neben- 
beschäftigung allein  oder  unter  Mitwirkung  der  gewöhnlichen  Mitglieder 
des  eigenen  Hausstandes  ausüben  und  nach  Art.  V,  lit.  e  des  Kunden- 
rechnungspatentes zur  G.-O.  von  den  Bestimmungen  derselben  ausge- 
nommen sind. 

2)  Personen,  welche  gewerbliche  Arbeit  in  ihren  Wohnstätten  als 
Hausindustrielle  im  Sinne  des  Erlasses  vom  16.  Sept.  1883,  Z.  26,  701, 
d.  i.  gleichviel,  ob  als  Haupt-  oder  Nebenbeschäftigung,  nach  örtlicher 
Gewohnheit  und  ohne  Mitwirkung  gewerblicher  Hilfsarbeiter  betreiben. 

3)  Sitzgesellen,  d.  h.  alle  unter  den  bisherigen  Kategorien  nicht  be- 
griffenen Hausindustriellen.    Diese  erseheinen  wieder: 

a)  als  aufser  Hause  beschäftigte  Gehilfen  nach  §  73  bez.  78  a  G.-O., 
wenn  sie  nicht  für  den  gewerbsmäfsigen  Absatz  an  Konsumenten  oder, 
nach  Anschauung  der  Praxis,  gleichzeitig  immer  nur  für  einen  bestimmten 
Gewerbsinhaber,  in  dessen  Dienst  sie  stehen,  arbeiten  und  selbst  keine 
weitere  Hilfsarbeiter  halten. 

b)  andernfalls  als  unbefugte  Gewerbetreibende  (Pfuscher)  §  132  lit.  a. 
Dies  der  Standpunkt  des  geltenden  Gewerberechtes.    Vergeblich  suoht 

dasselbe  einer  Erscheinung  gerecht  zu  werden ,  die  es  gerade  von  ihrer 
wichtigsten  Seite  her  nicht  erfafst  Indem  es  seine  Kategorisierung  auf 
untergeordnete  Merkmale  völlig  systemlos  aufbaut  und  das  Wichtigste, 
allen  Formen  der  Heimarbeit  Gemeinsame,  die  Unselbständigkeit  des  Ab- 
tsatzes, aufser  acht  läfst,  trennt  es  Gleichartiges,  fafst  Verschiedenes  in 
Eins  zusammen,  und  erzeugt  so  eine  Konfusion  der  Begriffe,  die  sowohl 
in  der  praktischen  Handhabung  der  Gewerbeordnung  als  auch  bei  der  Dis- 
kussion   neuer  gesetzgeberischer   Mafsnahmen   auf  diesem  Gebiete  ihre 
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Wirkung  liufeort.  Vollkommen  willkürliche  rechtliche  Kategorien  be- 
herrschen die  natürlichen  Verhältnisse." 

o)  Grofsbritannien. 

Der  Verfasser  des  Werkes,  das  sich  „The  modern  Factory"  betitelt 
(Nr.  38),  ist  der  bekannte  englische  Fabrikinspektor  W.  Taylor  Cooks, 
der  sich  auch  in  der  wissenschaftlichen  Welt  vor  einigen  Jahren  durch 
die  Introduktion  to  a  History  of  the  Factory  System  (Bentley  1886)  zu- 
erst rühmlichst  bekannt  gemacht  hat.  Zu  jener  „Einfuhrung"  soll  nun 
die  vorliegende  Arbeit  gleichsam  die  Darstellung  selbst  bringen.  Der 
Verfasser  will  ein  Oesamtbild  des  modernen  „ Fabrik wesens"  geben,  das 
ist  sein  Vorwurf.  Unter  Factory  System  versteht  er  im  wesentlichen 
den  kapitalistischen  Großbetrieb,  sei  dieser  Fabrik  im  engeren  Sinne  oder 
das,  was  wir  auch  heute  noch  nicht  anders,  als  mit  dem  Ausdruck  Manu- 
faktur bezeichnen  können.  Der  nioht  völlig  klaren  Begriffsbestimmung 
ist  es  zuzuschreiben,  wenn  im  Verlauf  des  Buohes  die  technischen,  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Kriterien  des  Factory  System  zuweilen  durcheinander 
geworfen  werden ;  vgl.  z.  B.  8.  319,  320,  wo  das  „Factory  System"  erst  als 
maschineller  Betrieb,  dann  als  Großbetrieb,  dann  als  kapitalistische  Unter- 
nehmung kritisiert  wird,  ohne  dafs  sich  der  Autor  der  Verschiebung  des 
Objektes  bewußt  würde.  Dooh  leidet  im  grofsen  Ganzen  die  Darstellung 
nicht  unter  dieser  begrifflichen  Unklarheit.  Das  Werk  ist  entschieden 
eine  der  besseren  Leistungen  neuerer  Zeit  auf  dem  Gebiete  industrieller 
Entwickelungsgeschiohte.  Der  Standpunkt  des  Verfassers  ist  etwa  der 
kathedersozialistische,  wie  er  noch  heute  die  deutschen  Lehrbücher  be- 
herrscht. Auch  die  fast  völlige  Ignorierung  der  Bewegung  von  unten 
her,  der  Arbeiterbewegung,  wie  sie,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen, 
der  deutschen  Kathederökonomie  bislang  eigen  war,  verleiht  dem  eng- 
lischen Werke  eine  gewisse  Familienähnlichkeit  mit  den  Arbeiten  deut- 
scher Akademiker.  Taylor  Cooke  stellt  die  Entstehung  des  Fabrik- 
wesens dar,  schildert  dessen  Uebelstände  und  folgert  daraus  die  Not- 
wendigkeit staatlichen  Eingreifens,  das  er  in  der  Gestalt  der  Arbeiter- 
sohutzgesetzgebung  in  seinen  historischen  Phasen  namentlich  für  England 
verfolgt.  Diese  einseitige  Berücksichtigung  des  Arbeitersohutzes,  um  dessen 
Darstellung  sich  alle  übrigen  Ausführungen  gleichsam  gruppieren,  darf 
mit  dem  beruflichen  Charakter  des  Autors  erklärt  werden.  Fragen  wir 
naoh  der  wissenschaftlichen  Bedeutung  des  vorliegenden  Werkes,  so  wer- 
den wir  sagen  müssen,  dafs  für  uns  Deutsche  kaum  neue  Aufschlüsse  darin 
enthalten  sind.  Der  Verfasser  kommt  nioht  über  Engels,  Marx,  Held, 
Brentano,  Schulze  und  die  anderen  Englandforscher  hinaus,  ja  bleibt  in 
vielen  Stücken  weit  hinter  ihnen  zurück  Dagegen  ist  das  Buch  für  Eng- 
land, dem  erst  im  Jahre  1887  Marx  erschlossen  wurde,  eine  gewifs  be- 
deutsame Erscheinung.  Es  gewährt  dem  dortigen  Publikum  gute  Ein- 
sicht in  die  wirtschaftliche  und  soziale  Entwicklung  des  eigenen  Landes 
und  hilft  von  dem  Banne  erlösen,  in  dem  noch  immer  weite  Kreise 
Englands,  wie  es  scheint,  duroh  das  manohesterliohe  Epigonentum  ge- 
halten worden.  Die  Methode  des  Verfassers  ist  für  einen  Engländer 
merkwürdig  fortgeschritten:  er  hat  sich  im  wesentliehen  die  Errungen- 
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Schäften  der  psychologisch-historischen  Schule  zu  eigen  gemacht.  Da  das 
Werk  in  Deutschland  wenig  Beachtung  gefunden  hat,  die  es  doch  auoh 
hier  als  eine  übersichtliche  Zusammenfassung  bestimmter  Seiten  der  so- 
zialen Entwicklung  in  England  verdient,  so  mag  hier  sein  Inhalt  kurz 
angegeben  werden.  Das  erste  Kapitel  (S.  1  —  43)  behandelt  die  „industrielle 
E e volution" ;  der  Verfasser  skizziert  das  vorindustrielle  England,  um  dann 
die  Bedeutung  der  modernen  Entwickelnng  zu  kennzeichnen.  Es  werden 
Handwerk,  Hausindustrie,  Manufaktur,  Fabrik  in  ihrem  Wesen  zu  be- 
schreiben versucht.  Die  eigentliche  Erzählung  der  industriellen  Um- 
wälzung bringen  die  folgenden  Kapitel  (II — IV,  8.  44 — 176),  deren  eines 
die  Entstehung  (ri.se ),  das  andere  die  Etablierung  (establishment),  das  letzte 
die  Ausbreitung  (environment)  des  „Faotory  System"  behandelt.  Im 
fünften  Kapitel  (S.  177 — 227)  entwickelt  der  Verfasser  „The  factory  con- 
troversy",  d.  h.  schildert  er  die  Uebelstände,  die  der  Kapitalismus  in 
seinem  Gefolge  gehabt  hatte,  mit  besonderem  Hinblick  auf  die  Ausbeutung 
der  Kinder  und  die  damit  verbundenen  8chäden:  der  Erzählung  des 
Schioksals  Robert  Blincoes  allein  sind  10  Seiten  gewidmet.  Ueberraschend 
wirkt  es,  im  sechsten  Kapitel  (S.  228 — 27 0)  einen  litterargesohiohüichen 
Abrifs  der  politischen  Oekonomie  von  den  Uranfängen  bis  zum  Sozialis- 
mus zu  finden.  Die  Erwartung  jedoch,  der  Verfasser  möchte  eine  innere 
Verbindung  der  sozialen  Thatsaohen  und  ihrer  Theorien  versuchen, 
wird  nioht  erfüllt;  das  Kapitel  ist  nur  geschrieben  worden,  um  die  land- 
läufigen Ausführungen  über  die  Wirkung  der  manohesterliohen  Lehren 
auf  die  soziale  Entwickelung  um  die  Wende  dieses  Jahrhunderts  zu  machen. 
Mit  dem  siebenten  Kapitel  (8.  271—315)  beginnt  die  Darstellung  der  Fa- 
brikgesetzgebung, vornehmlich  in  England,  die  dann  im  neunten  Kapitel 
(S.  366 — 418)  zu  Ende  geführt  wird.  Das  achte  Kapitel  (S.  316 — 365) 
beschäftigt  sich  mit  dem  „Progrees  of  the  Faotory  System".  Hier  ver- 
sucht der  Verfasser  zunächst,  mit  wenig  Glück,  wie  mir  scheint,  die  Gren- 
zen abzustecken,  über  die  hinaus  ein  Fortschritt  des  Fabriksystems  nicht 
möglich  sei;  hier  eben  ist  die  Stelle,  wo  er  maschinellen  Betrieb,  Urofs- 
betrieb,  kapitalistische  Organisation  durcheinander  wirft  und  damit  seiner 
Beweisführung  den  Wert  benimmt.  Einer  eigentümlichen  Auffassung  vom 
Sweating  System  als  einer  „reversion  of  type"  werden  wir  weiter  unten 
noch  zu  gedenken  haben.  Im  übrigen  handelt  das  Kapitel  wirklich  von 
den  industriellen  Fortschritten  der  letzten  Jahrzehnte,  die  freilich  nur 
angedeutet,  nicht  ziffermäfsig  belegt  werden.  Im  letzten  (X.)  Kapitel 
(S.  418—468)  endlich  fafst  unser  Autor  die  Besults  of  the  Faotory  System 
zusammen ;  er  giebt  hier  gewissermaßen  sein  Urteil  über  das  Fabrik- 
system ab  und  schliefst  mit  einem  etwas  phantastischen  Prognostikon  der 
Zukunft,  in  der  er,  dank  der  Dienstbarmachung  der  Elektrizität,  eine 
Rückbildung  des  gesellschaftlichen  Arbeitsprozesses  in  den  Zustand  der 
isolierten  Arbeit  sieh  vollziehen  zu  sehen  glaubt.  Trotz  seiner  zahl- 
reichen Mängel  enthält  doch  gerade  dieses  letzte  Kapitel  eine  Reihe  von 
Keimen  neuer,  weiterdringender  Gedanken,  die  auoh  dem  deutsohen  Leser 
mancherlei  Anregung  bieten  dürften. 

Die  ganze  Anlage  des  Werkes,  wie  wir  sie  im  Vorstehenden  zu 
skizzieren  versucht  haben,  bedingte  ein  häufiges  Eingehen  auch  auf  die 
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hau  »industrielle  Betriebsform.  Iq  der  That  kommt  Taylor  Cooke 
an  den  verschiedensten  Stellen  auf  die  Hausindustrie  zu  sprechen  und 
zwar,  wenn  wir  von  gelegentlichen  Seitenblioken  absehen,  vornehmlich 
bei  zwei  Gelegenheiten:  einmal  dort,  wo  er  die  Entstehung  des  modernen 
Kapitalismus  schildert,  sodann  dort,  wo  er  die  Bedeutung  der  heute  noch 
vorhandenen  Hausindustrien  zu  würdigen  versuoht  Bei  jener  ersten  Be- 
handlung des  Hausindustrieproblems,  die  sioh  im  1.,  2.  und  3.  Kapitel, 
namentlich  8.  28  f.,  56  f.,  108  f.  findet,  nimmt  der  Autor  auoh  Veran- 
lassung (8.  28 — 82),  die  verschiedenen  Betriebssysteme  zu  analysieren 
und  die  Hausindustrie  in  ihrer  Eigentümlichkeit  zu  erfassen;  offenbar  ist 
er  hierbei  stark  von  Marz  beeinflufst,  mit  dem  er  sich  „in  substantial 
agreement"  befindet,  wie  er  „with  no  imall  satisfaction"  konstatiert  (S.  32 
Anm.).  Oleiohwohl  fehlt  ihm  die  Marxisohe  Klarheit.  Unser  Autor  unter- 
scheidet (8.  28)  drei  verschiedene  „Produktionssysteme",  die  beim  Be- 
ginne der  neuen  Zeit  um  die  Herrschaft  ringen,  das  sind  Handwerk 
(=  system  of  isolated  handioraft  labour),  Hausindustrie  (=  System  of  cot  tage 
iudustry,  in  whioh  several  members  of  a  family  usually  partioipated,  with 
or  without  other  assiBtance  and  also  mostly  handicraft)  und  Fabrikin- 
dustrie (=  system  of  combined  labour  under  a  direoting  provider  and 
head).  Im  grofsen  Ganzen  könnte  man  diese  Unterscheidung,  die  zwar 
nicht  sehr  fruchtbar,  aber  doch  nicht  falsch  ist,  acceptieren,  wenn  dann 
der  Autor  nicht  durch  seine  weiteren  Ausführungen  Konfusion  in  die 
Sache  brachte  Es  heifst  dann  nämlich:  „The  typioal  modern  repräsen- 
tatives of  the  first  of  these  categoriea  are  the  many  home  industries, 
whioh,  under  altered  ciroumstances  still  reraain"  .  .  „the  second  claas  is 
one  that  has  left  no  exact  counterpart  behind  and  has  certainly  escaped 
adeguate  notice."  Das  ist  natürlich  falsch,  denn  die  heutigen  Reste 
der  Hausindustrie  sind  ebenso  häufig  ursprünglich  bäuerliche  Gewerbe 
wie  handwerksmäfsig  organisierte  Gewerbe  gewesen.  Woran  unser 
Autor  hier  gescheitert  ist,  ist  dieselbe  Klippe,  die  sohon  vielen 
vor  ihm  gefährlioh  geworden  ist:  mangelnde  Unterscheidung  zwischen 
historischer  Anknüpfung  und  Wesenheit  des  hausindustriellen  Betriebs- 
systems, ferner  mangelhafte  Unterscheidung  zwisoben  der  Hausindustrie 
als  der  Thatsaohe  familienmärsiger,  häuslicher  Arbeit  und  als  einer  be- 
stimmten Unternehmungsform,  einer  besonderen  Erscheinung  der  kapita- 
listischen Organisation.  Ich  brauche  hier  nicht  näher  auf  diese  Fragen 
einzugehen,  da  der  interessierte  Leser  deren  eingehende  Erörterung  in 
meinen  verschiedenen  theoretischen  Schriften  über  Hausindustrie  findet. 
Was  dann  der  Autor  weiter  über  die  geschichtliche  Bedeutung 
der  Hausindustrie  in  England  während  des  vorigen  Jahrhunderts  ausführt, 
ist  nicht  mehr,  als  uns  aus  deutschen  Autoren  sohon  bekannt  ist.  Be- 
stätigt wird  die  Thatsaohe,  dafs  in  weitem  Umfange  der  Kapitalismus  als 
Hausindustrie  in  die  Erscheinung  eingetreten  ist,  wenngleich  auch  sohon 
Behr  früh,  lange  vor  Einführung  der  Maschine  und  der  Dampfkraft  die 
Manufactur  grofsen  Stiles  wenigstens  vereinzelt  eine  Rolle  gespielt  hat 
Die  Unternehmung  Jaoks  von  Newburg  (16.  Jahrhundert),  eine  Woll- 
spinnerei und  Weberei,  von  der  unser  Autor  eingehend  berichtet  (8.  48  f.), 
soll  über  1000  Personen  unter  einem  Dache  vereinigt  haben.     Für  die 


Digitized  by  Gc 


Litteratar. 


913 


Geschichte  der  Hausweberei  in  England  ist  die  auch  von  Taylor  Cooke 
gebührend  gewürdigte  Thatsache  von  entscheidender  Wichtigkeit,  dafs  in 
der  Zeit  zwischen  der  ersten  Anwendung  der  mechanischen  Spinnerei 
und  der  Einbürgerung  der  mechanischen  Weberei  eine  gewaltige  Expan- 
sion der  Hausweberei  erfolgte,  die  Hausweber  sich  sowohl  rasch  ver- 
mehrten, als  auch  mehr  und  mehr  Berufsweber  wurden ;  „for  labour  when 
employed  solely  on  the  loom  was  more  profitable  and  more  immediate  in 
ist  return"  (8.  91).  Diese  kurze  Uebergangszeit  ist  die  eigentliche  goldene 
Zeit  der  Hausweberei. 

Von  der  heute  noch  vorhandenen  Hausindustrie  spricht 
unser  Autor  ebenfalls  an  verschiedenen  8 teilen,  vornehmlich  im  8.  Kapitel,  wo 
der  „Fortschritt  des  Fabriksystems"  erörtert  wird.  Wie  oben  schon  ange- 
deutet, sieht  Taylor  Cooke  die  für  das  moderne  England  wohl  wichtigste 
Form  der  Hausindustrie,  das  sog.  8weating  System,  in  den  Städten  als 
einen  Rückschlag  in  ältere  Betriebsformen  an,  als  eine  „reversion  from 
the  modern  type".  Das  mag  in  einzelnen  Fällen  zutreffen,  wo  früher 
fiibrik-  und  manufakturmäfsig  betriebene  Gewerbe  teilweise  wieder  huus- 
industriell  werden,  weil  bestimmte  Teilverrichtungen  im  Arbeitsprozefs 
von  Hausarbeitern  übernommen  werden;  von  solcher  En  t  Wickelung  erzählen 
uns  z.  B.  Stieda  für  Saohsen ,  Maroussem  für  Paris ;  sie  mag  auch 
in  England  vorkommen,  bildet  jedoch  ohne  Zweifel  nioht  die  Kegel.  Ins- 
besondere die  dem  Sweating  System  anheimgefallenen  Industrien,  auf  die 
unser  Autor  besonders  rücksiohtigt,  also  vor  allem  die  Bekleidungsindustrie, 
befinden  sich  in  vorfabrikmäfsigem  Entwickelungsstadium  und  die  hausin- 
dustrielle Betriebsform  ist  bei  ihnen  erste  Staffel  der  kapitalistischen 
Umformung.  Dagegen  hat  Taylor  Cooke  vollständig  recht,  wenn  er  seinen 
Landsleuten  auf  das  ausdrücklichste  einschärft:  das  Sweating  System  sei 
keine  neue  Erscheinung  in  der  Wirtschaftflgeschichte,  keine  „novelty",  wie 
man  fälschlich  annehme,  sondern  es  sei  nichts  anderes  als  eine  besondere 
Form  der  Jahrhunderte  alten  Hausindustrie:  „it  is  of  course  no  special 
„system"  at  all"  (S.  322).  Dann  wird  unser  Autor  zur  Erörterung  einer 
Reihe  von  Einzelheiten  des  Hausindustrieproblems  geführt.  Er  lälat  «ioh 
angelegen  sein,  zwei  der  hauptsächlichsten  Irrtümer  zu  widerlegen,  die 
das  Publikum  im  Hinblick  auf  die  Hausindustrie  immer  noch  habe :  ein- 
mal deu  Irrtum,  dafs  alle  Hausarbeit  Handarbeit  sei ;  sodann  den  anderen, 
dafs  noch  niemals  die  Hausindustrie  der  staatlichen  Aufsicht  unterstellt 
gewesen  sei  (S.  324 — 331).  Sehr  sympathisch  haben  mich  die  Aus- 
lassungen berührt,  die  Taylor  Cooke  an  dieser  Stelle  über  das  Verhältnis 
der  Hausindustrie  zur  Fabrikindustrie  einfliefsen  läfst;  Bie  deoken  sich 
im  wesentlichen  mit  dem  von  mir  vertretenen  Standpunkt  Vor  allem 
weist  der  Verfasser  auf  den  auch  von  mir  öfters  hervorgehobenen  Um- 
stand hin,  dafs  man  fälschlich  die  schlechten  Fabrikarbeiterverhältnisse 
mit  guten  Hausindustrien  verglichen  habe,  dafs  man  vor  allem  die  Ver- 
besüerungsfähigkeit  der  Fabrik  zustände  übersehe.  Auoh  darin  begegne 
ich  mieh  vollständig  mitdem  Verfasser,  wenn  er  schreibt  (S.  330) :  „It  is  even 
an  open  question  if  the  home  is  ever  the  best  arena  for  industrial  work 
where  it  can  be  avoided,  and  migbt  not  more  happily  be  reserved  for 
rest  and  social  life."    Als   das  nächste  Ziel  praktischer  Politik  stellt 
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dann  der  Fabrikinspektor  nicht  sowohl  die  Beseitigung,  als  vor  allem  die 
Regelung  der  Hausindustrie,  Ausdehnung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
auf  die  Heimarbeit,  sei  es  in  Form  strengerer  Handhabung  der  bestehen- 
den, sei  es  durch  Erlafs  neuer  Bestimmungen,  hin :  eine  auoh  von  uns 
für  Deutschland  oft  genug  erhobene  Forderung.  Interessant  ist  es,  im 
Munde  eines  Engländers,  dem  der  Satz  „my  home  is  my  Castle"  ein 
längst  verbürgtes  Recht  enthält,  das  wir  armen  Deutschen  erst  erstreben, 
doch  den  unverblümten  Ausspruch  zu  finden:  Wo  im  eigenen  Hause  Un- 
menschlichkeit geübt  werden,  Ausbeutung  herrschen  kann,  da  mufs  dem 
Staat  , ein  Aufsichtsrecht,  nötigenfalls  ein  Einspruchsrecht  gewährt  werden ; 
„to  suppose  tbat  ezcesses  produced  by  modern  competitive  industry  re- 
quire  less  to  be  provided  against  because  they  are  exhibited  in  one  kind 
of  building  rather  than  another,  or  that  it  is  the  proper  part  of  Govern- 
ment to  favour  any  of  these,  is  to  mistake  altogether  both  the  nature 
of  the  Obligation  imposed  on  rulers  by  the  Industriell  Revolution  and 
the  whole  character  and  course  of  our  industrial  history."  Goldene 
Worte! 

Die  Studie,  mit  der  Victorine  Jeans  den  Cobden  Club-Preis  für 
1891  gewonnen  hat  (Nr.  40),  will,  wie  der  Titel  sagt,  die  industriellen 
und  kommerziellen  Wirkungen  der  englischen  ArbeiterBchutzgesetzgebung 
darstellen  und  kommt  dabei  naturgemäfs  bei  verschiedenen  Gelegenheiten 
auf  die  Hausindustrie  zu  sprechen.  Der  Gedankengang  der  Verfasserin, 
die  dem  Arbeiterschutz  sympathisch  gegenübersteht,  gipfelt  darin,  dels  als 
hauptsächlichste  Wirkung  der  Fabrikgesetzgebung  der  Triumph  des  stärkeren 
Unternehmers,  der  besseren  Produktionsweise,  des  vollkommneren  und 
leistungsfähigeren  Arbeiters  anzusehen  sei.  „Legislation  tended  to  enforce 
everywhere  the  principle  of  the  selection  of  the  littest"  pg.  60.  So  kommt 
es  scbliefslich  dahin,  dafs  man  in  den  Fabriken  immer  mehr  nur  die 
ganz  Tüchtigen  brauchen  könne,  während  der  Schund  in  die  Haus- 
industrie abgeschoben  würde,  in  denen  nun  die  Ausbeutung  ihre  wüstesten 
Orgien  feiere;  „faotory  legislation  tends  to  press  heuvily  on  the  very 
weakeet  class  of  workers.  Their  last  asylum  is  some  hitherto  unreguiated 
branch  of  domestic  industry"  (p.  50).  Die  Verfasserin  ist  nur  konsequent, 
wenn  sie  daraus  den  praktischen  Schlufs  zieht:  die  Fabrikgesetzgebung 
müsse  ausgedehnt  werden  auf  alle  Betriebe,  auoh  die  handwerksmäßigen 
und  bausindustriellen  ohne  Unterschied,  da  ja  to-day  „exists  no  really 
fundamental  distinetion  between  a  „factory"  and  a  „Workshop"  or  an 
ordinary  and  a  „domestic"  Workshop"  (p.  81,  82).  Die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  von  1878,  die  sioh  bereits  auf  Handwerk  und  Hausindustrie  be- 
ziehen, seien  teils  zu  eng  gefafst,  teils  ständen  sie  bislang  nur  auf  dem 
Papiere.   Das  Schriftohen  ist  auch  für  deutsche  Leser  von  Interesse.  — 

Die  unter  Nr.  39,  42,  43  aufgeführten  Schriften  behandeln,  soweit  sie 
uns  hier  interessieren,  denselben  Gegenstand:  Hausindustrien  Londons. 
Nr.  39,  das  Büchlein  von  Faul  Fischer,  will  nur  einen  populären  Auszug 
ans  dem  Werke  von  Charles  Booth  bringen  und  erledigt  sich  mit  diesem; 
Nr.  42  dagegen  darf  in  mancher  Hinsicht  als  eine  Ergänzung  zu  dem  zu- 
letzt genannten  Buche  angesehen  werden  und  mag  mit  wenigen  Worten 
charakterisiert  werden.    Es  ist  eine  kleine  Agitationsbroschüre,  die  auf 
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Veranlassung  der  „Bast  London  Organizing  Committee  of  the  Girl'« 
Friendly  Society"  herausgegeben  worden  ist  und  den  Zweck  verfolgt,  für 
die  Arbeiterinnen  Ostlondons  weitere  Kreise  zu  interessieren  und  sie  mit 
den  sehr  lobenswerten  Tendenzen  des  „Organizing  Committee'1  bekannt 
zu  machen.  Dieses  hat  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  den  arbeitenden  Mädchen 
in  ihrer  freien  Zeit  Gelegenheit  zu  harmlosen  Vergnügungen  und  Unter» 
haltungen,  auch  zum  Lernen  zu  bieten,  die  sie  in  ihren  trostlosen  Woh- 
nungen nicht  haben,  um  sie  dadurch  den  Versuchungen  fern  zu  halten, 
die  ihnen  in  den  Strafsen  Londons  oder  in  öffentlichen  Lokalen,  in  denen 
sie  sonst  ihre  Mufse  verbringen  würden,  auf  Schritt  und  Tritt  begegnen. 
Es  ist  ein  Klub  für  die  jungen  Mädchen  gegründet,  in  dem  sie  lesen, 
musizieren,  tanzen,  kochen  und  haushalten  können.  Selbstredend  hat  der 
Verein  alle  Kategorien  von  jugendlichen  Arbeiterinnen  im  Auge,  vor 
allem  auch  die  Fabrikmädchen.  Wir  gedenken  an  dieser  Stelle  des  lesens- 
werten Schriftohens ,  weil  in  der  Aufzählung  der  äußerst  mannigfachen 
weiblichen  Industrien  Londons  auch  eine  ganze  Reihe  interessanter  Haus- 
industrien sich  findet,  auf  die  einzeln  einzugehen  uns  der  Baum  ver- 
bietet. In  der  Regel  sind  in  der  Beschreibung  der  betreffenden  Be- 
schäftigung auch  die  Lohnsätze  mitgeteilt,  die  in  dem  Gewerbszweige  ver- 
dient werden.  Erwähnenswert  ist  das  zusammenfassende  Urteil  über  die 
Inferiorität  der  Heimarbeit  gegenüber  der  Fabrikarbeit:  „as  a  rule,  we 
should  say,  that  where  any  home  work  is  carried  on,  the  life  is  hardeat, 
for  there  is  less  attention  to  hours,  thorter  intervals  for  food  and  no 
wholesome  outdoor  air  at  either  end  of  the  day"  (pag.  69).  Es  ist  die 
alte  Geschichte.  —  Unser  Interesse  wird  vornehmlich  von  den  unter  den 
drei  hier  zusammen  behandelten  Schriften  an  dritter  Stelle  (Nr.  43)  ge- 
nannten in  Anspruch  genommen:  dem  bekannten  und  gerühmten  Werke, 
das  von  Charles  Booth  in  Gemeinschaft  mit  einer  Reihe  anderer  hervor- 
ragender Schriftsteller  und  Schriftstellerinen  unter  dem  Titel  „Life  and  Labour 
of  the  people  in  London"  neu  herausgegeben  ist  Es  kann  hier  nicht  unsere 
Aufgabe  sein,  jenes  Epoche  machende  Sammelwerk  in  seiner  ganzen  Be- 
deutung auch  nur  für  das  uns  z.  Z.  beschäftigende  Thema  zu  würdigen. 
Das  Erscheinen  seines  ersten  Bandes  fällt  bereits  in  das  Jahr  1889,  also 
früher,  als  unsere  Litteraturtibersicht  zurückreichen  soll.  Es  darf  auch 
angenommen  werden,  dafs  die  interessierten  Kreise  in  Deutschland  hin- 
reichende Kenntnis  von  dem  Werke  in  den  4  Jahren  seit  seinem  ersten 
Erscheinen  gewonnen  haben.  Wohl  aber  betrachten  wir  es  als  unsere 
Pflicht,  auf  die  Keuherausgabe  des  8tandard-book,  die  in  den  Jahren 
1892 — 93  erfolgt  ist,  hinzuweisen  und  die  Aenderungen  bezw.  Ergänzungen 
hervorzuheben,  die  in  der  neuen  Ausgabe  gegenüber  der  früheren  ent- 
halten sind,  selbstverständlich  immer  nur,  soweit  sie  sich  auf  die  Dar- 
stellung der  Hausindustrien  beziehen. 

Die  neue  Ausgabe  ist,  bei  aller  für  deutsche  Begriffe  glänzenden 
Ausstattung,  eine  billige  Volksausgabe  in  4  Bänden,  jeder  zu  3  eh. 
6  p.  statt  der  bisherigen  2  Bände  nebst  Kartenband.  Zu  begrüfsen 
ist  die  veränderte  Anordnung  des  Stoffes,  sofern  jetzt  alle  auf  die 
gewerbliche  Thätigkeit  der  Londoner  Bevölkerung  bezüglichen 
Aufsätze  in  dem  4.  Bande,   der   nun  den  Titel  The  Trades   of  East 
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London  trägt,  im  Zusammenhange  gedruckt  sind.  Dieaer  4.  Band  der 
neuen  Ausgabe  enthält  demnach  zunächst  die  einschlägigen  Aufsätze 
des  ersten  Bandes  der  älteren  Ausgabe  mit  ergänienden  Notisen,  ferner 
einen  Aufsatz  aus  dem  2.  Bande  (1891  erschienen),  in  dem  Tailoring  and 
Bootmaking  vornehmlich,  in  Central-  London  und  West  End  beschrieben 
wird.  Seiner  müssen  wir  ausführlich  gedenken,  da  er  aus  einer  Zeit 
stammt,  auf  die  sich  unsere  Litteratur Übersicht  mit  besieht;  im  übrigen 
beschränken  wir  uns  auf  eine  Wiedergabe  der  Zusatznotizen  su  den  Auf- 
sätzen von  1889. 

Bekannt  dürfte  den  meisten  meiner  Leser  sein,  wenn  nicht  aus  dem 
frühesten  Bande  des  Booth'sohen  Werkes,  so  aus  den  oft  erwähnten 
Kommissionsberichten  über  das  Sweating  system,  dafi  die  meisten  Be- 
kleidungsindustrien, vor  allem  Schusterei  and  Schneiderei  in  Ost- 
London  in  gTÖfseren,  von  Sub-Contractors  gehaltenen  Shops,  den  sog.  Schwitz- 
höhlen,  unter  weitestgehender,  manufakturmäfsiger  Arbeitsteilung  betrieben 
werden.  Dieses  Produktionssystem  ist  so  charakteristisch  für  jenen  Teil 
Londons,  dafs  es  von  dem  Herausgeber  unseres  Werkes  (N.  A.  Vol.  IV, 
pag.  140)  geradezu  als  der  East  End  method  of  produotion  bezeichnet 
wird  Zu  ihr  in  Gegensatz  stellt  er  dann  den  Frovincial  method  und 
den  West  End  method,  die  Bekleidungsgewerbe  zu  organisieren.  Jenes, 
das  ProvinzialBystem,  ist  einfach  das  Fabriksystem  ;  dieses,  das  West  End- 
system, dem  jener  besondere  Aufsatz  (a.  a.  0.  pag.  138—156)  gewidmet 
ist,  beruht  in  einer  Beschäftigung  von  Einzelhandwerkern,  die  je  allein, 
höchstens  selbander,  das  ganze  Produkt  (Schuh  oder  Anzug)  herstellen.  Die 
Sohuhmaoherei  zunächst,  die  in  East  London  in  6—8  Teilverrich- 
tungen zerfällt,  weist  im  Westen,  wo  teure  Kunden  wäre  gemaoht  wird, 
nur  2  Arbeiterkategorien  auf:  die  Schäfte  mach  er  und  die  Fertigsteller. 
Die  Anfertigung  der  8chäfte  („closing")  geschieht  entweder  in  der  Werk- 
statt des  Unternehmers  oder  beim  Arbeiter  zuhause;  die  Fertigung 
(„making")  entweder  zuhause  oder  in  Genossenschaftswerk statten,  die  von 
den  Arbeitern  gemeinsam  gemietet  werden.  In  diesen  Werkstätten  ar- 
beitet die  Aristokratie  der  Arbeiter;  jeder  mufs  Gewerkvereinsmitglied 
sein,  um  zugelassen  zu  werden  (pag.  141).  Der  Schund  wiederum  bleibt 
für  die  Hausindustrie  übrig. 

Auch  die  S  c  h  n  e  i  d  e  r  e  i  ist  entweder  Werkstatts-  oder  Heimarbeit 
Unser  Bericht  unterscheidet  aufserdem  noch  Männer-  und  Weiberarbeit. 
Sehen  wir  uns  zunächst  die  männlichen  „Out  workers"  näher  an.  Sie 
sind  gelernte  Schneider,  die  in  der  Regel  einige  Hilfspersonen,  mit  Vor- 
liebe natürlich  ihre  Familienglieder,  beschäftigen.  Als  fremde  Hilfsar- 
beiter bekommen  sie  meist  nur  Aussohufs,  der  in  einer  Werkstatt  nicht 
mehr  geduldet  wird  (,»who  through  drink  or  other  cauaes  have  got  too 
low  down  to  go  into  a  respectable  shop  to  work").  Die  Erscheinungen 
dieser  Hausindustrie  sind  die  übliohen.  Es  ist  bezeichnend,  dafs  unter 
den  Vorzügen  (!)  dieses  Systems  als  gröfster  (the  greatest  advantage)  figu- 
riert „the  power  of  making  profit  out  of  his  own  family  or  the  labour  of 
an  Outsider4'  (pag.  146).  Wie  üblich,  sind  die  Heimarbeiter  das  Blei- 
gewicht an  den  Füfsen  der  übrigen  Arbeiter.  Durch  sie  gelingt  es  den 
Unternehmern,  die  Arbeitsbedingungen  auf  dem  niedrigsten  Niveau  zu 
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erhalten ,  alle  Bestrebungen  der  organisierten  Arbeiterschuft  zu  ver- 
eiteln. Die  hierauf  bezüglichen  Bemerkungen  unseres  Berichts  (8.  148  f.) 
verdienen  hier  wiedergegeben  zu  werden;  es  heifst  dort:  „Die  Wirkung 
der  Hausarbeit  auf  das  Gewerbe  ist  meist  ungünstig!  Mit  Hilfe  der  Heim- 
arbeiter gelingt  es  manchen  Firmen,  rasch  emporzukommen  und  die  alt- 
bewährten Unternehmer,  die  ihre  Arbeiter  menschlich  behandeln,  aus 
dem  Sattel  zu  heben.  Die  Leute,  die  nie  zusammenkommen,  selten  über- 
haupt einander  sehen,  wissen  nieht  und  können  nicht  wissen,  welches  der 
übliohe  Lohnsatz  ist;  daher  mancher  2  sh.  weniger  für  einen  Rock  als 
ein  anderer  erhält.  Zweifellos  besteht  die  Tendenz,  die  Preise  auf  das 
niedrigste  Niveau  des  billigsten  Arbeiten  herabzudrücken.  In  der  That 
haben  sich  die  Juden  im  Westend  eingenistet  mit  Hilfe  dieser  Lohndruck- 
taktik, die  einzuschlagen  die  Unternehmer  durch  die  Hausarbeit  in  den 
Stand  gesetzt  worden  sind."  Der  Berichterstatter  erachtet  daher  den 
Uebergang  der  gesamten  8chneiderei  zum  Fabriksystem  als  unausbleiblich: 
„Nothing,  so  far  as  I  can  see,  will  prevent  the  application  of  the  factory 
System  of  produetion  to  the  tailoring  trade  as  a  whole"  (pag.  149).  Die 
Schneiderinnen  arbeiten  entweder  bei  fremden  Hausindustriellen ,  der 
günstigere  Fall,  oder  bei  ihrem  Mann  oder  Vater,  der  schlimmere  Fall, 
weil  sie  dann  häufig  auf  die  schamloseste  Weise  ausgebeutet  werden. 
„Die  Frau  mufs  dann  arbeiten  zu  jeder  unpafslichen  Zeit;  sie  und  ihre 
Tochter  mögen  sich  abarbeiten  bis  tief  in  die  Nacht  und  mögen  getrieben 
und  gesohunden  werden,  wie  nur  ein  Ehemann  oder  Yater  es  wagen  darf, 
zu  sohinden  und  zu  treiben."  Weib  oder  Tochter  stellen  so  für  den  männ- 
lichen Hausschneider  ein  höchst  wertvolles  Ausbeutungsobjekt  dar.  Daher 
das  Streben  der  Schneider,  erst  eine  gute  Partie  zu  machen,  d.  h.  eine 
gelernte  Schneiderin  zu  heiraten ,  dann  alle  Familienangehörigen  das 
Schneiderhandwerk  lernen  zu  lassen.  „Eine  Schneiderin  zu  heiraten,  ist 
für  einen  Schneider  dasselbe,  wie  eine  Erbin  zu  heiraten;  und  die 
Schneiderin  läuft  dasselbe  Risiko  wie  die  Erbin :  sie  wird  häufig  nur  ge- 
heiratet, um  ausgebeutet  zu  werden"  („in  order  to  be  ezploited")  (pag.  153). 
Hier  stellt  sich  als  das  letzte  soziale  Ergebnis  einer  Hausindustrie  die 
vollständige  Industrialisierung  der  Familienbeziehungeu  dar. 

Jener  Artikel  über  Schneiderei  und  Schuhmacherei  im  Westend 
Londons  ist,  wie  oben  bemerkt,  1891  geschrieben  und  zuerst  im  2.  Bande 
der  ersten  Ausgabe  unseres  Werks  veröffentlicht.  Zur  neuen  Aufgabe 
von  1892 — 93  ist  dann  eine  Zusatzbemerkung  gemacht,  die  sioh  auf 
einige  Bestrebungen  der  Arbeiterschaft,  ihre  Lage  zu  verbessern,  bezieht. 
Der  Erfolg  ist  kein  sehr  erfreulicher  gewesen.  Zwar  haben  die  Unionisten 
einen  Tarif  durchgesetzt,  der  aber  wenig  genutzt  hat.  Fragt  man  die 
Werkstattarbeiter  nach  der  Ursache  ihres  Mifserfolges,  so  weisen  sie  auf 
die  Hausindustrie  hin,  während  die  Heimarbeiter  die  Schuld  den  Juden 
aufbürden.  Von  den  übrigen  in  unserem  Bande  enthaltenen  Abhand- 
lungen kommen,  weil  sie  hausindustriell  betriebene  Gewerbe  betreffen,  fol- 
gende in  Betracht:  III.  The  Tailoring  Trade;  IV.  Bootmaking ;  VI.  The 
Fumiture  Trade;  VIII.  Silk  Manufacture;  IX.  Womens  Work.  Von  ihnen 
haben  die  Aufsätze  über  die  Schneiderei,  die  Schuhmaoherei,  die  Ein- 
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riohtungsgewerbe  Zusatzuoten  in  der  neuen  Ausgabe  erhalten,  mit  deren 
Inhalt  wir  in  Kürze  den  Leser  bekannt  machen. 

Dem  Kapitel  über  die  Schneiderei  in  Eaet  London  ist  eine 
interessante  Statistik  beigefügt  worden,  der  wir  folgende  Ziffern  ent- 
nehmen (pag.  67).  Es  wurden  Shops,  d.  h.  also  Werkstätten,  der  Mehr- 
zahl nach  Schwitzhöhlen,  insgesamt  1272  ermittelt;  in  42  von  diesen 
waren  über  25  Arbeiter,  in  265  10  bis  25  Arbeiter,  in  den  übrigen 
weniger  als  10  Arbeiter  beschäftigt.  Aufser  diesen  ,, Shops"  giebt  es  dann 
aber  eine  gTofse  Zahl  häuslicher  Werkstätten  (Hausindustrie  i.  e.  8.),  in 
denen  gelegentlich  auoh  fremde  Arbeiter  beschäftigt  werden,  die  sich  aber 
vollständig  der  Fabrikinspektion  entziehen.  Ihrer  findet  man  besonders 
viele  in  den  östliohen  Teilen  von  Mile  End  Old  Town,  Stepney  und 
Poplar,  Distrikten,  in  denen  die  Hosen-  und  Kinderanzugsschneiderei  vor- 
nehmlich zuhause  ist. 

In  der  Sohuhmacherei  Ostlondons  sind,  wie  uns  die  Note 
pag.  136  f.  berichtet,  nicht  unwesentliche  Veränderungen  seit  Ende  der 
1880er  Jahre  vor  sioh  gegangen.  Vor  allem  interessiert  uns  der  Streik 
des  Jahres  1890,  der  zum  Ziele  die  Beseitigung  der  Hausindustrie  hatte, 
mochte  diese  in  Schwitzhöhlen  oder  in  den  Wohnungen  der  Einzelarbeiter 
betrieben  werden.  Nach  einem  Konflikt,  der  am  31.  März  begann  und 
erst  am  5.  Mai  endigte,  wurde  eine  Vereinbarung  herbeigeführt  auf  Grund- 
lage der  den  Unternehmern  aufgelegten  Verpflichtung,  ihre  Schuhe  auoh 
nur  von  direkt  von  ihnen  beschäftigten  Arbeitern  vollenden  zu  lassen. 
Ein  Board  of  Conciliation  and  Arbitration  ist  für  diese  ganze  Brauche 
der  Londoner  Schuhmacherei  (Fertigmaoher  genagelter  Sohuhe)  einge- 
richtet. Auch  die  Arbeiter  genähter  Schuhe  haben  im  September  1890 
gestreikt  und  eiue  Lohnerhöhung  durchgesetzt;  dooh  dürften  diese  Streiks 
kaum  auf  die  Hausindustriellen  sioh  erstreokt  haben ,  wie  aus  dem 
Charakter  des  ersten  der  erwähnten  Streiks,  der  eine  direkt  anti-haus- 
industrielle Tendenz  verfolgte,  geschlossen  werden  darf. 

Die  Einriohtungsgewerbe  (furniture  trade),  deren  wichtigster 
Zweig  die  Möbeltischlerei  ist,  haben  seit  1889  nur  geringe  Aenderungen 
in  ihrer  Organisation  erfahren  (vgl.  pag.  218).  Wie  bekannt,  herrscht  in 
dieser  Branche  in  London  noch  die  unentwickelte  Technik  des  haus- 
industriellen oder  handwerksmäßigen  Betriebes  bei  gleichzeitig  weitest- 
gehender kapitalistischer  Ausbeutung  vor.  Unser  Berichterstatter  kon- 
statiert in  der  Zusatznote,  dafs  die  Agitation  zu  Gunsten  der  Ueberfuhrung 
in  den  Fabrikbetrieb,  die  sich  als  eine  Frucht  der  Reports  des  8weating- 
Komitees  gebildet  hatte,  keinerlei  Erfolg  bis  heute  aufzuweisen  habe. 
Die  üblen  Zustände  herrschen  nach  wie  vor.  Auch  die  Gewerkvereins- 
orgaoisation  hat  nur  in  geringem  Umfange  daran  bislang  etwas  ändern 
können.    Wie  sollte  sie  auch!  — 

Die  Berichte  der  neuesten  englisohen  Royal  Commiasion  on 
Labour  dürfen  zweifellos  wieder  als  eine  Quelle  für  sozialpolitische 
Studien  allerersten  Banges  angesehen  werden.  Auch  für  die  Kenntnis  der 
hausindustriellen  Zustände  im  heutigen  England  sind  sie  von  grofser 
Wichtigkeit.  Sie  bilden  eine  äufserst  wertvolle  Ergänzung  der  Sweating 
system-Commission  und  versprechen  ein  vollständiges  Bild  der  gesamten, 
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haute  noch  vorhandenen  Hausindustrie  Englands  zu  geben,  ein  Bild,  wie 
es  durch  die  neueren  privaten  Untersuchungen  des  Vereins  für  Sozial- 
politik für  Deutschland  naturgemäfs  nicht  in  annähernder  Vollkommenheit 
geboten  werden  konnte.  Von  den  bisher  veröffentlichten  Bänden  der 
Labour-Commission  kommt  für  unsere  Zwecke  der  zweite  in  Betracht 
(Nr.  41),  der,  wie  aus  unserer  Uebersicht  hervorgeht,  die  Eisenbranche 
behandelt.  Nur  in  ihr  hat  sioh  die  hausindustrielle  Betriebsform  in  nam- 
haftem Umfange  erhalten,  in  grösserem  Umfange  allerdings,  als  man  ge- 
meinhin anzunehmen  geneigt  ist.  Als  Hausindustrie  werden  in  der  eng- 
lischen Eisenindustrie  namentlich  wichtige  Zweige  der  Kleineisenindustrie 
betrieben.  Da  ich  in  meiner  Uebersicht  über  die  räumliche  Verbreitung 
der  Hausindustrie,  die  ich  erstmalig  im  „Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften" zu  geben  versucht  habe,  die  Resultate  der  neuesten  Untersuchungen 
der  Labour-Commission  noch  nicht  verwerten  konnte,  so  möchte  ich  hier 
dem  Leser  zunächst  einen  Ueberbliok  über  die  Art  und  Zahl  der  noch 
hausindustriell  in  der  englischen  Eisenbranohe  beschäftigten  Personen  ver- 
schaffen. 

Der  Hauptsitz  der  englischen  Kleineisenindustrie  ist,  wie  be- 
kannt, Mittelengland,  vor  allem  Staffordshire  und  Woroestershire  für  Ketten- 
macher, Nagelmacher,  Nieten-  und  Bolzenverfertiger,  Schlofs-  und  ßchlüssel- 
schmiede,  Sheffield  insbesondere  für  Weifs-  und  Messerschmiede.  Nach 
den  Angaben,  die  sioh  in  unseren  Berichten  über  die  Zahlen  der  be- 
schäftigten Arbeiter  finden,  sind  in  den  genannten  Gebieten  doch  sicher- 
lich noch  6 — 7000  Personen  hausi  ndustriell  thätig,  die  einen  oft 
bedeutenden  Prozentsatz  der  gesamten  Industrie  darstellen.  Ueber  die 
einzelnen  Gewerbszweige  finden  wir  folgende  ziffermäfsigen  Angaben 
(pig.  57  f.,  61  f.):  Kettenmacher  (South  Staffordshire,  East  Worcestershire, 
Pontybridd,  New-Castle,  Gateshead-on-Tyne)  insgesamt  3200  Personen,  davon 
die  Hälfte  Hausindustrielle ;  Nagelmacher  in  und  um  Haiesowen  5 — 600  Per- 
sonen, die  teils  Hausindustrielle,  in  um  um  Bromsgrove  ca.  1500  Per- 
sonen, die  alle  Hausindustrielle  sind;  Nieten-  und  Bolzenmacher  (South 
Staffordshire,  Worcestershire)  insgesamt  3 — 4000  Personen,  wovon  ca. 
30  Proz.  Hausindustrielle ;  Schlofs-  und  Schlüsselschmiede  (Wolverhampton 
und  Willenhall)  2000  Personen,  oa.  */4  Hausindustrielle  ;  Silber-  und 
Britanniaarbeiter  (Sheffield)  Hausindustrielle  „sehr  selten";  Messer- 
Scheren-,  Feilen-  u.  dergl.  Schmiede  (Sheffield)  —  die  Angaben  der 
Zeugen  sind  unklar  und  lassen  sich  auf  ihren  Wert  nicht  naohprüfen  — 
1590  +  2500  -+-  2500  =  6590,  welche  Gesamtziffer  jedooh  möglicher- 
weise Doppelzählungen  enthält;  unter  diesen  Arbeitern  sind  auch  Haus- 
industrielle,  in  welchem  Verhältnis,  ist  nicht  ersichtlich;  in  der  Feilen- 
industrie allein  sollen  2000  domestic  Workshops  existieren  (19  972 — 5  der 
Fragen). 

Ueberaus  lehrreich  sind  nun  die  Aussagen  der  Zeugen  über  die  Zu- 
stände in  diesen  Hausindustrien,  vor  allem  über  das  Verhältnis  der  Haus- 
industrie zu  der  Fabrikindustrie.  Soll  ich  das  Urteil  zusammenfassen, 
das  ich  mir  aus  der  Lektüre  der  Zeugenvernehmungen  gebildet  habe,  so 
kann  es  nur  dieses  sein:  alle  Arbeiter,  aber  auch  die  meisten  Unternehmer 
haben  eine  ungünstige  Meinung  von  der  Hausindustrie,  von  ihren 
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Wirkungen  auf  Arbeiter  und  Gewerbe.  Was  namentlich  die  vernommenen 
Arbeiterführer  immer  wieder  betonen  und  wu,  wie  ich  ebenfalls  immer 
wieder  hervor  hebe,  einer  der  sozialpolitisch  wichtigsten 
Funkte  im  Hausindustrieproblem  ist:  die  Hausindustrie  bleibt 
das  wirksamste  Werkzeug  in  den  Händen  renitenter  Unternehmer,  um  die 
Organisationsbestrebungen  der  Etablissementsarbeiter  zu  vereiteln  und  so 
die  gesamte  Arbeiterschaft  in  ihrer  Gewalt  zu  behalten.  Wie  verkehrt  es  ist, 
eine  Betriebsform  wie  die  Hausindustrie  für  sich  allein  und  nicht  im  Zu- 
sammenhange mit  den  übrigen,  nicht  im  Hinblick  auf  die  Gesamt- 
entwiokelung  unserer  sozialen  Zustände  zu  beurteilen,  lehrt  nichts  so 
deutlich,  als  die  Aussagen  der  von  der  Royal  Commission  on  Labour  ver- 
nommenen Gewerkvereinsführer,  die  ex  professo  gerade  auf  diese  Be- 
deutung der  Hausindustrie  für  die  Gesamtarbeiterbewegung  hinzuweisen 
genötigt  waren.  loh  teile  nun  die  bedeutsamsten  Auslassungen  aus  unserem 
Bericht  für  einige  Gewerbe  in  der  Cebersetzung  mit  und  zwar  der  Reihe 
naoh  für  die  verschiedenen,  einzelnen  Gewerbszweige,  in  denen  die  Haut* 
industrie  eine  Rolle  spielt  Zeugen  sind  Arbeiterführer  und  Unternehmer, 
allerdings  habe  ioh  keinen  Nur-Hausindustriellen  selbst  unter  ihnen  be- 
merkt, was  immerhin  hervorgehoben  zu  werden  verdient. 

1.  Eettenmaoherei  (pag.  55).  „Hausarbeiter  sind  oft  vor  dem 
allgemeinen  Sohulzwaog  geboren  und  können  daher  die  Summen  nicht 
kalkulieren,  die  sie  verdient  haben,  was  zur  Folge  hat,  dafs  sie  von 
skrupellosen  Unternehmern  betrogen  werden."  „Die  Löhne  der  Hausin- 
dustriellen  haben  die  Tendenz  zu  fallen,  weil  sie  bei  jedem  neuen  Auf- 
trag neu  vereinbart  werden."  „8ehr  wenige  der  Heimarbeiter  sind 
Hitglied  des  Gewerkvereins."  „Trotz  der  besseren  Arbeitsbedingungen 
in  der  Fabrik  ziehen  manche  Arbeiter  die  Hausarbeit  vor:  1)  weil 
sie  daran  gewöhnt  sind;  2)  weil  sie  ihre  Arbeitszeit  freier  ein- 
richten können;  3)  weil  sie  die  Wege  zu  und  von  der  Fabrik  sparen; 
4)  weil  sie  ihre  Familie  besser  beaufsichtigen  können ;  5)  weil  sie  fremde 
Fersonen  ausbeuten  können." 

2.  Nagelfabrikation  (pag.  56):  „Einige  der  Arbeitsstätten  sind 
sehr  kalt,  in  kläglichem  Zustande  (wretohed)  und  ungeeignet  für  mensch- 
liche Wohnungen."  Im  übrigen  enthält  die  Zeugenaussage  Angaben  über 
Maschinenwesen,  Weiberarbeit,  Löhne  etc.  Im  ganzen  kein  besonders 
ungünstiges  Urteil  über  die  Hausindustrie:  „the  oonditions  of  work 
are  no  better  in  faotories  than  in  domestio  Workshops",  allerdings 
mit  der  Einschränkung,  dafs  sieh  die  Hausarbeiter  ihr  Feuer  selbst  zu 
ungünstigeren  Bedingungen  als  der  Fabrikant  besorgen  müssen. 

3.  Nieten-  nnd  Bolzenfabrikation  (pag.  56,  57,  58):  „Durch 
Anwendung  billiger  Kinder-  und  Frauenarbeiter  in  der  Hausindustrie 
werden  8weater  in  die  Lage  versetzt,  den  Unternehmern  billigere  Ware 
zu  liefern,  als  sie  mit  den  erwachsenen  Fabrikarbeitern  gezahlten  Löhnen 
hergestellt  werden  können.  Das  übt  einen  Druck  auf  die  Fabriklöhne 
aus.  In  der  That  werden  durch  die  niedrigen  Löhne  in  der  Hausindustrie 
die  Vorteile  der  Anwendung  von  Maschinerie  mehr  als  kompensiert.  Die 
Arbeitszeit  in  den  Fabriken  beträgt  54,  in  der  Hausindustrie  60  8tunden 
und  darüber.    Es  wäre  zu  wünsohen,  dafs  diese  denselben  Bestimmungen 
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■wie  die  Fabriken  unterworfen  würde.  Noch  vorteilhafter  wäre  es  immer* 
bin,  wenn  die  Hauearbeit  ganz  und  gar  abgeschafft  würde."  „Unter- 
nehmer lieben  die  Hausindustrie,  weil  sie  bei  ihr  den  Verpflichtungen 
des  Fabrikgesetzes  entzogen  sind."  „Die  Weiber  in  der  Hausindustrie 
müssen  sich  das  Eisen  von  der  Fabrik  holen  und  die  Ware  zurüok bringen, 
sie  müssen  ihre  Werkzeuge  selbst  kaufen  und  auf  ihre  Kosten  reparieren 
lassen,  und  doch  arbeiten  sie  billiger  als  die  Fabrikarbeiter!" 

4.  Schlofs-  und  Schlüssels  oh  miede  (pag  58,  59):  „Haus- 
industrielle haben  die  Tendenz,  die  Fabrikarbeiterlöhne  zu  drücken.  8ie 
verdienen  die  gleichen  Löhne,  müssen  aber  dafür  länger  arbeiten." 
„Hausindustrielle  werden  ausgebeutet  (are  sweated),  weil  sie  nur,  wenn 
sie  sich  zu  langer  Arbeitszeit  und  niedrigen  Lohnsätzen  verstehen,  über- 
haupt Arbeit  bekommen."  „Unternehmer  und  Arbeiter  haben  sich  zu 
Gunsten  einer  Ausdehnung  des  Fabrikgesetzes  auf  erwachsene  männliche 
Arbeiter  in  Fabriken  und  Werkstätten  ausgesprochen.  Wäre  diese  Aus- 
dehnung erfolgt,  könnten  auch  die  Hausindustriellen  nicht  mehr  zu  so 
billigen  Sätzen  arbeiten."  „Nur  durch  gesetzliche  Maf »regeln  kann 
die  Heimarbeit  abgeschafft  oder  unter  gleiche  Bedingungen  wie  die  Fabrik- 
arbeit gestellt  werden;  das  Vorgehen  einzelner  einsichtiger  Unternehmer 
in  dieser  BJohtung  wird  von  anderen,  die  von  der  billigen  Hausarbeit 
profitieren  wollen,  unmöglich  gemacht." 

Ks  würde  den  Leser  ermüden,  wollte  ich  auch  für  die  übrigen  ein- 
zelnen Gewerbe  die  Zeugenaussagen  wiedergeben.  Schon  aus  den  für 
4  H runchen  mitgeteilten  geht  hervor,  wie  übereinstimmend  das  Ur- 
teil der  Sachverständigen  ist  Auch  für  die  übrigen  Hausindustrien  kehren 
immer  die  nämlichen  Aussagen  oft  in  derselben  Form  wieder.  Das  Ge- 
sagte mag  daher  genügen,  um  die  wiohtigen  Berichte  der  Royal 
Commission  on  Labour  in  ihrer  Wesenheit  zu  charakterisieren. 

Erwähnt  sei  zum  Schlüsse  nur  noch,  dafs  auf  Seite  128  f.  unseres 
Bandes  die  Aussagen  zusammengestellt  sind,  die  sich  auf  die  Frage  der 
gesetzlichen  Regelung  der  Hausindustrie  beziehen.  Sie  gipfeln 
fast  übereinstimmend  darin,  dafs  am  liebsten  die  Heimarbeit  ganz  verboten 
würde.  Da  das  jedoch  für  den  Augenblick  praktischen  Bedenken  be- 
gegnen würde,  so  spricht  sich  die  grofse  Mehrzahl  der  Zeugen  für  eine 
Ausdehnung  der  bestehenden,  bezw.  Anwendung  einer  verschärften  Ar- 
beiterscbutzgesetzgebung  auf  die  Hausindustrie  aus.  Auch  dieser  Teil 
unseres  Berichts  bestätigt  wiederum,  um  wie  viel  reifer  als  unseres 
das  englische  Urteil  in  sozialpolitischen  Dingen  ist. 

d)  Frankreich. 

Die  erste  der  von  uns  angeführten  französischen  Schriften  (Nr.  44) 
enthält,  wie  der  Titel  sagt,  „verschiedene  Dokumente  zur  Geschiohte  der 
Korporation  der  Messerschmiede  in  Langres".  Langres  rühmt  sioh,  wie 
bekannt,  seit  unvordenklichen  Zeiten  der  Sitz  einer  blühenden  Kleineisen- 
industrie  gewesen  zu  sein,  die  schon  frühzeitig  über  die  Grenzen  der 
Stadt  hinaus  ihre  Waren  vertrieb.  Die  hier  mitgeteilten  „Dokumente" 
sind  zunächst  eine  Beihe  von  Firmenschildern,  Prospekten  einzelner  Fa- 
brikanten etc.;  ferner  vor  allem  einige  Schriftstücke,  Eingabe  und  Gegen* 
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eingäbe,  in  denen  Klage  geführt  wird  über  den  rechtswidrigen  Gebrauch 
von  einheimischen  Handelsmarken  seitens  der  Kaufleute.  Was  wir  für 
unsere  Zwecke  aus  dem  Schriftchen  lernen,  ist  folgendes :  Das  MeBser- 
echmiedegewerk  von  Langres  war  im  18.  Jahrhundert  scheinbar  voll- 
ständig in  die  hausindustrielle  Organisation  übergegangen :  die  gesamte 
„Communaute"  des  Maitres-coüteliers  de  Langres"  bestand  damals  (pag.  44) 
aus  80  Meistern,  von  denen  aber  einige  gar  nicht  mehr  selbst  produ- 
zierten, bezw.  nur  die  letzten  Vornahmen  an  den  Waren  in  ihren  Werk- 
stätten ausführen  liefsen,  im  übrigen  aber  die  anderen  Meister  (s/4)  „ver- 
legt" hatten.  Jene  „Verleger"  hatten  dann  aber,  wie  wir  ebendort  er- 
fahren, ihre  Kreise  weiter  gezogen  und  aufser  ibren  früheren  Kollegen 
noch  viele  andere  Arbeiter  außerhalb  der  Stadt  mit  Aufträgen  versehen  ; 
„cinq  ou  six  oent  coüteliers  disperses  ä  Nogent,  ä  Poulangy,  ä  Meuvy, 
a  Tivet  travaillent  presque  tous  pour  ceux  de  Langres".  Alle  diese  ar- 
beiteten unter  der  Schutzmarke  ihres  Verlegers.  Zuweilen  nun  ver- 
suchten sie  auf  eigenes  Konto  Waren  in  den  Handel  zu  bringen  und  be- 
dienten sich  der  Marke  ihres  Arbeitsherrn.  Darob  die  Entrüstung  dieser 
letzteren.    Das  soheint  der  ganze  Handel  gewesen  zu  sein. 

Im  übrigen  erfahren  wir  über  Organisation  des  Gewerbes,  Lage  der 
Arbeiter  etc.  nur  wenig,  so  dafs  das  Schriftchen  ein  wesentlich  historisches 
Interesse  hat 

Um  so  reicher  wird  die  Ausbeute  an  sozial  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis sein,  die  wir  aus  den  übrigen  unter  Frankreich  angeführten 
Schriften  machen.  Sie  stammen  alle  aus  der  Feder  eines  Autors,  Faul 
du  Maroussems.    Wir  wenden  uns  nunmehr  ihnen  zu. 

Di  e  A  rbeiten  Paul  du  Maroussems,  eines  Privatdozenten  der  Pariser 
Rechtsfakultät,  (Nr.  45—47),  sind  sehr  tüchtige  Leistungen  und  gehören 
unzweifelhaft  zu  den  besseren  Erscheinungen  der  letzten  Zeit  auf  dem 
Gebiete  der  darstellenden  Sozialwissenschaften.  Da  sie  in  Deutschland 
fast  gar  keine  Beachtung  gefunden  haben,  so  sei  hier  mit  ein  paar  Worten 
ihre  allgemeine  Bedeutung,  ihr  Geaamtcharakter  hervorgehoben.  M.  hat  sich  als 
Aufgabe  gestellt:  die  „Arbeiterfrage"  in  Form  monographischer  Behand- 
lung einzelner,  bisher  nur  Pariser  Gewerbe,  zu  behandeln.  Er  knüpft 
damit  an  Le  Play  an,  dessen  Untersuchungsschema  er  sogar  zum  grofsen 
Teil  selbst  anwendet.  Sein  Ausgangspunkt  ist  die  „typische"  Arbeiter- 
familie in  irgend  einem  Gewerbszweige,  deren  Dasein  er  nach  Le  Play- 
scher  Art  bis  zu  den  Strümpfen  und  Unterhosen  der  verschiedenen  Fa- 
milienglieder blofslegt.  Wir  begegnen  der  bekannten  „Histoire  de  la 
famille",  begegnen  vor  allem  dem  bekannten  „Inventaire"  und  „Budget" 
mit  allen  ihren  Chikanen.  In  der  That  ist  auch  ein  Teil  der  Marous- 
sem'schen  Untersuchungen  in  den  „Ouvriers  des  deux  mondes" 
publiziert  worden :  der  erweiterte  Abdruck  einzelner  Kapitel  seines 
gröfseren  Buchs  1 ).  Maroussem's  Darstellung  erschöpft  sich  aber  nicht 
in  Le  Play'soher  Mikrologie.     Sie  geht  über  die  Methode  des  Meisters 


1)  Nr.  25  der  8.  Serie  (Tome  troisieme)  Paris  1892  (Charpentier)  and  Nr.  29  der- 
selben Keihe  (Tome  quatrieme)  Paris  1893.  Letsteres  ein  Ausiug  aus  dem  anter  Nr.  45 
uoserer  (Jebersicht  publizierten  Werkes. 
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insofern  hinaus,  als  sich  um  jenen  Kern  weitersiohtige  Untersuchungen 
über  das  betreffende  Gewerbe  selbst,  seine  technischen,  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Existenzbedingungen,  gruppieren.  Damit  vermeidet 
der  Verfasser  die  Engherzigkeit  Le  Play'scher  Miniaturbilder,  ohne  dooh 
in  den  Fehler  so  vieler  gerade  seiner  Landsleute  zu  verfallen,  über  die 
Gebühr  zu  generalisieren.  Zwischen  jenen  eigentümlichen  Gegensätzen  der 
französischen  sozialen  Forschungsweise :  der  extremen  Spezialisierung  und 
•der  extremen  Generalisierung  stellt  Maroussem,  einen,  wie  mir  scheinen 
will,  sehr  glüoklichen  Zusammenhang  her.  Er  bildet  gleichsam  die  Synthese 
zwisohen  Le  Play  und  Levasseur.  Ich  kenne  in  keiner  Litteratur  etwas 
ähnliohes,  das  sioh  den  Maroussem'schen  Arbeiten  an  die  Seite  stellen 
Heise.  Mit  grofsem  Geschick  entwirft  uns  der  Autor  ein  äufserst  lebens- 
volles Bild  von  den  heutigen  Zuständen  des  von  ihm  gewühlten  Ge- 
werbes, allerdingt  mit  Beschränkung  auf  Paris.  Wir  lernen  die  Her- 
stellung»- und  Absatzbedingungen,  lernen  die  verschiedenen  sozialen 
Klassen  in  ihrem  Wesen,  ihrem  Denken  und  Handeln,  ihren  Anschauungen 
und  Lebensgewohnheiten  kennen;  wir  sehen  die  grofsen  Züge  der  Ent- 
wicklung bloßgelegt  und  es  ist  vor  allem  anzuerkennen,  dafs  nirgends 
in  der  Darstellung  sich  die  Subjektivität  des  Verfassers  über  Gebühr  her- 
vordrängt Manche  der  Schilderungen  von  dem  Leben  und  Leiden,  dem 
'Wirken  und  Wollen  der  verschiedenen  Klassen  erinnert  an  die  besten 
Darstellungen  sozialer  Zustände,  die  wir  aus  der  Feder  eines  Zola  be- 
sitzen. Das  macht,  Maroussem  ist  nicht  blofs  Forscher,  es  steckt  auch 
ein  Stück  Künstler  in  ihm,  das  ihn  befähigt,  das  Niveau  seiner  Dar- 
stellung über  die  Sterilität  der  durchschnittlichen  Gelen rtenlitteratur  hin- 
auszuheben. Anzuerkennen  ist  auch  der  Eifer  und  die  Arbeitskraft,  mit 
denen  Maroussem  an  die  Bewältigung  seiner  Aufgabe  herantritt.  Zwei 
Jahre  hintereinander  hat  er  jetzt  sohon  jährlioh  die  Monographie  je  eines 
Gewerbes  veröffentlicht,  jedesmal  einen  stattlichen  Band,  deren  erster 
(1891)  die  Darstellung  des  Zimmerhand werks,  deren  zweiter  (1892)  die 
des  Tisohlergewerbes  bringt.  Und  ein  neuer  Band  ist  schon  in  Vor- 
bereitung, wie  aus  den  Mitteilungen  in  der  „Reforme  sooiale"  (Nr.  47) 
hervorgeht,  der  die  Spielwarenindustrie  in  Paris  behandeln  soll.  Maroussem 
hat  sioh  vorgenommen,  in  dieser  Weise  das  gesamte  Pariser  Gewerbe  auf- 
zurollen und  er  scheint  das  nötige  Mufs  Zolaisoher  Unverdrossenheit  zu 
besitzen,  um  seinen  Weg  bis  ans  Ziel  fortzusetzen.  Für  uns  kommt  hier 
vor  allem  der  zweite  Band  in  Betracht,  der  die  Darstellung  der  Pariser 
Tischlerei  enthält  (Nr.  45  und  46;  der  unter  dieser  letzteren  Nummer  ver- 
zeichnete Aufsatz  ist  ein  wörtlicher  Abdruck  aus  dem  VI.  Kapitel  des 
Hauptwerkes  und  findet  mit  diesem  seine  Erledigung);  aufserdem  die 
vorläufige  Mitteilung  über  den  dritten  Band  i^Spielwarenindustrie,  Nr.  47), 
während  der  erste  Band,  da  das  Gewerbe  (Zimmerei)  keinerlei  Haus- 
industrie aufweist,  aufserhalb  des  Kahmens  unseres  Beriohtes  fällt. 

Die  Pariser  Möbeltischlerei  ist  ein  auf  den  Faubourg  St.  An- 
tonie fast  ausschließlich  beschränktes  Gewerbe,  das  16 — 20  000  Mitglieder 
zählt;  rechnet  man  jedooh  die  verwandten  Gewerbe :  Tapeziererei,  Dreohs- 
lerei  etc.  dazu,  so  kann  man,  meint  unser  Autor,  sagen,  dafs  eine  Be- 
völkerung von  ca.  100  000  Köpfen  in  der  Einriohtungsindustrie  überhaupt 


924 


Litterstur. 


Nahrung  findet.  In  der  Tischlerei,  mit  der  lieh  nach  einigen  einleitenden 
Worten  da«  vorliegende  Werk  dann  auaschliefslich  beschäftigt»  lassen  sich 
drei  verschiedene  Bereiche  („zones")  unterscheiden,  die  M.  als  die  Sphäre 
der  „Kunsttischlerei"  (industrie  du  meuble  de  haut  luxe),  der  Verfertigung 
bürgerlicher  Möbel  (Industrie  du  meuble  oourant)  und  der  „Tröle"  be- 
zeichnet und  in  den  verschiedenen  Abschnitten  behandelt  Die  beiden 
ersten  Kategorien  sind,  wie  ersichtlich,  nach  der  Art  und  dem  Ver- 
wendungszweck der  hergestellten  Produkte  unterschieden,  die  dritte  da- 
gegen nach  der  Art  und  Weise  des  Absatzes.  Tröle  ist  nämlich  alle 
Ware,  die  nicht  auf  Bestellung,  sondern  auf  Vorrat  gearbeitet  wird.  Sie 
bedingt  daher  in  unserem  Falle  eine  besondere  Vertriebs  weise,  die  ent- 
weder das  Hausieren  oder  das  Feilbieten  auf  öffentlichem  Markte  ist. 
Meist  ist  es  gleichzeitig  Schundware,  „oamelote",  die  in  die  Kategorie 
der  Tröle  gehört,  doch  können  auch  bessere  Möbel  unter  diesen  Be- 
dingungen hergestellt  werden.  Die  Produktion  der  Trölemöbel  erfolgt  in 
isolierten  Kleinbetrieben ;  ganz  genau  ebenso,  wie  die  des  meuble  oourant, 
während  der  meuble  du  haut  luxe  fabrik-  bezw.  manufaktarmäfsig,  jeden- 
falls in  geschlossenen  Großbetrieben  verfertigt  wird.  Die  Organisation 
des  Absatzes  wurde  für  die  Trdle  schon  angegeben;  fdr  die  Kunst- 
tischlerei ergiebt  sie  sioh  von  selbst  aus  der  Produktionsweise  (kauf- 
männische Leitung  in  Verbindung  mit  der  Betriebsleitung).  Bleibt  die 
Sphäre  des  Meuble  conrant  Hier  nun  ist  es  das  „Grand  magasin",  das 
Verkaufsmagazin,  welches  sich  fast  im  Alleinbesitz  des  Absatzes  befindet 
(Kundenproduktion  der  kleinen  Meister  kommt  zwar  hier  und  da  noch 
vor,  wird  aber  immer  seltener ;  vergl.  pag.  95  f.)  und  das  durch  seine 
Agenten  den  kleinen,  vereinzelten  Tischlern  seine  Aufträge  zuwendet 
Zur  industrie  du  meuble  de  haut  luxe  gehören  ca.  4000,  zu  der  des 
meuble  oourant  oa.  10  000,  zur  Tröle  oa.  7000  Arbeiter  besw.  Gewerbe- 
treibende. 

Die  Einteilung  Maroussems  hat,  wie  er  selber  fühlt,  ihre  8chwäohen. 
Wollte  man  die  verschiedenen  Kategorien  der  Möbeltischlerei  ihrem  inneren 
Wesen  nach  und  vor  allem  in  einer  für  die  sozialen  Erkenntniszwecke 
fruchtbaren  Weise  unterscheiden,  so  könnte  man  auf  Grund  des  von  M. 
beigebrachten  Materials  etwa  folgendermaßen  verfahren.  Man  würde  zu- 
nächst feststellen,  dafs  fast  die  gesamte  Pariser  Tischlerei  als  kapita- 
lististische  s  Gewerbe  betrieben  wird,  in  dem  Sinne,  dafs  ea  die 
Form  der  handwerksmäfsigen  Organisation  abgestreift  hat,  dafs  alle  darin 
Beschäftigten  vom  Kapital  abhängig  sind,  nur  von  Kapitals  Gnaden 
produzieren.  Des  weiteren  wäre  festzustellen,  dafs  das  leitende  Kapital  in 
der  gesamten  Pariser  Tischlerei  auf  einem  hohen  Grad  der  Zentralisation 
angelangt  ist.  Wo  es  auftritt  tritt  es  als  Grofs  kapital  in  die  Er- 
scheinung. Nun  aber  —  und  damit  gelangen  wir  zu  den  unterschied- 
lichen Kategorien  der  Tischlerei  —  verhält  sich  das  Kapital  zu  den  ver- 
schiedenen Branchen  des  Gewerbes  verschieden.  Während  es  in  allen 
den  Absatz  aussohliefslich  beherrscht  und  der  eigenen  Zentralisation  ent- 
sprechend zentralisiert,  bezw.  monopolisiert  hat,  hat  es  nur  in  einer  Sphäre 
die  Konzentration  des  Produktionsprozesses  bewirkt:  in  der  Kunsttischlern. 
Hier,  wie  gesagt,  bestehen  wenige  ganz  grofse  Etablissements,  die  einen 
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Umsatz  Ton  mehreren  100  000  M.  haben  —  das    typische",  das  M.  ein- 
gehend sohildert,  hat  einen  solchen  von  400  000  M.  —  und  ihre  Ar- 
beiter kooperativ  arbeiten  lassen.     In  den  übrigen  Sphären  dagegen  ist 
der  Produktionsprozess  dezentralisiert  geblieben,  d.  h.  einzelne 
Arbeiter  (mit  je  1  Gehilfen  oder  Lehrling)  stellen  mit  handwerksmäfsigar 
Technik  in  ihren  Behausungen  die  Produkte  her.     Sind  dieses  nun  alles 
Hausindustrielle?  fragen  wir.    Streng  genommen  nur  diejenigen,  die  auf 
Bestellung  des  Kapitalisten  (grofsen  Fabrikanten,  Verkaufsmagazin)  ar- 
beiten, also  die  Verfertiger  des  Meuble  courant,  deren  wichtigster  Ver- 
treter der  „ ('abonnier"  ist.   Aber  auch  die  „Tröleurs"  sind,  wie  mir  scheinen 
will,  nur  eine  Spielart  von  Hausinduetriellen,  denen  alle  typischen  Eigen- 
arten dieser  Arbeiterkategorie  anhaften.    Zwar  arbeiten  sie  nioht  auf 
Bestellung,  nicht  unter  der  unmittelbaren  Leitung  des  Kapitalisten,  sondern 
sie  gehen  mit  ihrer  Ware  hausieren  oder  halten  sie  auf  dem  Markte  feil. 
Wenn  wir  aber  bei  Maroussem  lesen,  wie  sie  ihre  Sachen  an  den  Mann 
bringen,  dafs  es  wiederum  fast  ausschlief sli oh  die  Magazine  sind,  bei 
denen  sie  zum  Verkanf  vorfahren,  dafs  es  fast  ebenso  aussohlielslich  die 
Vertreter  bestimmter,  ganz  weniger  Verkaufsgeschäfte  sind,  die  ihnen 
unter  den  härtesten  Bedingungen,  mit  den  gehässigsten  Chikanen  auf  dem 
Markte  Ledru-Kollin,  wo  sie  Sonnabends  zusammenkommen,  die  Waren 
abkaufen,  wie  dieser  scheinbar  freie  Verkauf  im  Grunde  nichts  als  eine 
ganz  regelmäfsige  Lieferung  ist,  so  gewinnen  wir  den  Eindruck,  als  habe 
hier  das  Kapital  nur  eine  andere  Form  der  Direktion  gewählt,  als  seien 
die   sämtlichen  Tröleurs    ebenso  sehr  Marionetten,     die   an   den  von 
Kapitalisten  gezogenen  Fäden  tanzen,  wie  andere  Mausindustrielle,  nur 
mit  dem  Unterschiede,  dafs  es  der  Unternehmer  hier  vorteilhafter  gefunden 
habe,  ganz  von  der  Oberfläche  zu  verschwinden.    Dem  Tröleur  steht  der 
Kapitalist  nooh  unabhängiger,  schrankenloser  gegenüber  als  dem  Haus- 
industriellen,  aber  er  beherrscht  ihn  mindestens  ebenso  wie  diesen.  Die 
mafslose  Konkurrenz  der  kleinen  Lieferanten  unter  einander,  die  eigen- 
tümliche Gestaltung  der  ganzen  Situation  des  Tröleur  —  sehr  interessant 
nachzulesen  bei  Maroussem  pag.  131  f.  —  Bichern  dem  kapitalistischen 
Verkaufsmagazin   bei  dieser  Art  des  Einkaufs  zur  Genüge  das  nötige 
Quantum  von  ganz  bestimmten  Möbelsorten,  deren  es  jede  Woche  bedarf, 
zum  ebenso  bestimmten  Preise.    Wozu  soll  es  sioh  die  Umstände  machen, 
direkt  mit  den  Hauaindustriellen  zu  verhandeln.    Selbstverständlich  geht 
diese  Praxis  nur  an  bei  völlig  fungibeln  Möbelstücken  geringen  Wertes. 
Wo  es  nooh  auf  individualisierte  Wünsche  bei  der  Herstellung  ankommt, 
wie  doch  immerhin  in  weitem  Umfange  beim  „Meuble  courant",  ist  da- 
gegen jener  umständlichere  direkte  Verkehr  mit  einem  bestimmten  und 
bekannten  Hausindustriellen  unabweislioh.    So  können  wir  sagen,  ist  die 
„iröle",  wie  sie  im  Pariser  Tisch lerge werbe  organisiert  ist,  die  dem  Ka- 
pitalisten bequemste  und  —  dem  Arbeiter  verhängnisvollste  Form  der 
Hausindustrie.    Dafs  jedenfalls  die  beiden  Kategorien  in  einander  praktisch 
überfliefsen:  der  faconnier,  wenn  er  gerade  unbeschäftigt  ist,  Tröle  ar- 
beitet und  der  Tröleur,  wenn  er  kann,  Aufträge  annimmt,    wird  von 
Maroussem  wiederholt  bestätigt  (vergl.  z.  B.  pag.  137). 

Fragen  wir  nun,  wie  ist  die  Lage  der  verschiedenen  Ar- 
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beiterklasBen  in  der  Pariser  Tischlerei,  so  können  wir  sagen,  jene 
der  Fabrikarbeiter  ist  gut,  die  der  eigentlichen  HausiuduBtriellen  mäfeig 
die  der  Tröle  schlecht.  Oder  in  Zahlen  aasgedrückt:  die  ersten  ver-, 
dienen  bei  10-stündiger  Arbeitzeit  täglich  8  Frcs.,  die  zweiten  bei  12 
bis  1 3-stündiger  täglich  6,50  Frcs. ,  die  letzten  bei  13 — 14-stündiger 
3,50  Frcs.  (pag.  65,  110,  140  f.),  wobei  zu  berücksichtigen  ist,  dafs  die 
Hausarbeiter  Miete,  Feuerung,  Werkzeuge,  kleine  Zathaten  ihrerseits  be- 
zahlen müssen,  was  die  Fabrikarbeiter  alles  gratis  erhalten.  In  der 
Schilderung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  der  verschiedenen  Ar- 
beitertypen liegt  nun  der  Hauptreiz  des  Maroussem'schen  Buches,  der  in 
unserer  trockenen  Anzeige  naturgemäß  nioht  zum  Ausdruck  kommen  kann : 
möge  darum  der  Leser  sich  das  grofse  Vergnügen  bereiten,  die  einschlägigen 
Kapitel  selbst  einzusehen.  Hier  können  nur  die  grofsen  Züge  der  Dar- 
stellung wiedergegeben  werden.  Wir  wenden  uns  daher  zu  den  wich- 
tigen allgemeinen  Fragen,  die  sich  uns  jetzt  aufdrängen  und  die 
auch  Maroussem,  wenn  freilioh  in  etwas  anderer  Fassung,  zu  beantworten 
unternimmt  (vergl.  namentlich  Ch.  VI.) :  einmal,  wie  erklärt  sich  die  ver- 
schiedene Lage  der  verschiedenen  Klassen  und  dann,  wie  erklärt  sich  die 
eigentümliche  Gestaltung  der  Arbeitsorganisation  in  unserem  Gewerbe. 
Beide  Fragen  stehen  im  engsten  Zusammenhange.  Wollten  wir  in 
etwas  zugespitzter  Form  antworten ,  so  würden  wir  sagen :  die  ver- 
schiedene Lage  erklärt  sieh  aus  der  eigentümlichen  Arbeitsorganisation : 
gutgestellt  die  einen,  weil  Fabrikarbeiter,  schlecht  gestellt  die  anderen, 
weil  hilflose  Hausindustrielle ;  die  eigentümliche  Arbeitsorganisation  aber, 
das  Vorwiegen  der  kapitalistischen  Hausarbeit  erklärt  sich  aus  der  ge- 
drückten Lage,  in  der  sich  alle  Hausindustriellen,  vor  allem  die  in  Paris, 
die  sioh  z.  T.  aus  Fremden  (Deuteohen,  Italienern  etc.)  rekrutieren,  be- 
finden. Was  die  Fabrikarbeiter  auf  das  relativ  hohe  Niveau  gebracht 
hat  und  dort  erhält,  ist  ihr  Zusammenhalten,  ihre  Organisation,  mit  Hilfe 
deren  sie  zu  verschiedenen  Malen  (namentlich  Anfang  der  1880er  Jahre) 
Lohnerhöhungen  und  Arbeitszeitermäfsigung  durchzusetzen  verstanden 
haben.  Was  die  Fa<;onniers  und  Tröleurs  nicht  in  die  Höhe  kommen 
löfst,  sondern  sie  von  8tufe  zu  Stufe  tiefer  in  das  Elend  bringt,  ist  ihre 
Vereinzelung  und  die  als  Folge  dieser  Vereinzelung  immer  auftretende 
Konkurrenz  unter  einander,  eine  „coneurrence  ötourdie  que  se  fait  cette 
prodigieuse  quantite*  de  petits  „fabrieants"  (pag.  202),  jene  „impre*voyance" 
und  „desorganisation" ,  wie  sioh  Maroussem  ein  anderes  Mal  aus- 
drückt (pag.  204).  Diese  Sachlage  erklärt  nun  aber  auch  ganz  cur 
Genüge  die  heutige  Organisation  der  Pariser  Tischlerei.  Der  Kapitalist 
hat  die  Wahl  zwischen  dem  teuren  Fabrikarbeiter  und  dem  billigen  Haus- 
industriellen.  Da  nun  die  technische  Entwiokelung  des  Gewerbes  in  einem 
solohen  Stadium  sich  befindet,  dafa  der  Preis  der  Handarbeit  ein  ent- 
scheidender Faktor  des  Produkten preises  ist,  da  zudem  auch  die  Haus- 
industriellen einiger  Errungenschaften  der  maschinellen  Technik  teilhaftig 
werden  dadurch,  dafs  sie  öffentlich  jedem  gegen  Entgelt  zugängliche 
Hobel-,  Fraise-,  Sägemaschinen  u.  s.  w.  benutzen,  so  wird  der  Unter- 
nehmer nur  unter  ganz  bestimmten  Bedingungen  —  sagen  wir  also  im 
Notfalle  —  zur  fabrikmäfsigen  Herstellung  sohreiten;  das  ist  der  Fall 
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bei  der  Kunsttischerei    aus    naheliegenden  Gründen.    In  den  meisten 
Fällen  wird  68  für  ihn  profitabler  sein,  von  der  billigen  Arbeit  des  Haus- 
industriellen Gebrauch  in  machen.    Wo  diese  Grenze  liegt,  unterscheidet 
der  Calcul  des  Kapitalisten.     80  berichtet  uns  Maroussem  z.  B.,  dafs  bis 
Anfang  der  1880er  Jahre  noch  viel  mehr  in  geschlossenen  Betrieben  ge- 
arbeitet wurde;  da  kam  nun  Lohusteigerung  und  die  Arbeit  wurde  ein- 
gestellt oder  eingeschränkt:  die  Grenze  war  überschritten,  wo  die  Fabrik- 
arbeit profitabler  war:  die  8tunde  der  Hausindustrie  hatte  geschlagen 
(vergl.  z.  B.  pag.  195).     Die  Funktion  dieser  Betriebsweise  in  der  mo- 
dernen kapitalistischen  Produktion  tritt  aufs  allerdeutlichste  wieder  bei 
der  Pariser  Tischlerei  in  die  Erscheinung:  dem  Kapital  billige  Arbeits- 
kräfte zu  sichern.     Evident  wird  auch  hier  wieder,  welches  die  Gewerbe 
sind,  in  denen  noch  heute  die  Hausindustrie  eine  Rolle  spielen   kann : 
eben  diejenigen,  in  denen  die  technische  Eutwickelung  noch  keinen  so 
hohen  Grad  erreicht  hat,  um  die  selbst  teuer  bezahlte  Fabrikarbeit  billiger 
erscheinen  zu  lassen:  triviale  Feststellungen,  die  aber  doch  immer  wieder 
aufser  acht  gelassen  werden.   Dafs  daher  bei  diesen  Gewerben  heutzutage 
unter  Umständen  eine  dezentralistische  Entwickelung  Platz 
greifen  kann,  liegt  auf  der  Hand  und  ist  von  uns  sehr  oft  konstatiert 
worden.    Maroussem  ist  also  im  Irrtum,  wenn  er  diese  Entdeckung  als 
sein  Eigentum  ausgiebt,  während  die  „Oekonomisten"  immer  nur  eine 
zentralistische  Entwicklungstendenz  angenommen  hätten  (pag.  196,  210, 
278  u.  passim).   Nur  möchte  ioh  unserm  Autor  gegenüber  noch  folgendes 
ausdrücklich  feststellen :  1)  auch  bei  eiuer  derartigen  „dezentralistisohen" 
Entwickelung  der  Produktion  geht  die  Zentralisation  des  leitenden  Ka- 
pitals, also  vor  allem  des  den  Absatz  beherrschenden  Kapitals,  seine 
eigenen  Wege.    Thateache,  die  Maroussem  selbst  implicite  oft  genug  kon- 
statiert: Entwiokelung  der  Grand  magasins  u.  s.  w. ;  2)  jene  Dezentralisation 
hat  rein  kapitalistische  Beweggründe:  das  Streben  des  Unternehmungs- 
kapitals nach  Verwertung;  keinerlei  technische  oder  sog.  natürliche.  Bei 
gleichen  Arbeitsbedingungen,  d.  h.  gleicher  Lohnhöhe,  gleicher  Arbeitszeit, 
gleichen  Arbeitsrüumen  u.  s.  w.  würde  auch  beispielsweise  in  der  Tischlerei 
der  Grofsbe  trieb  unendliohe  Vorzüge  gegenüber  der  zersplitterten  Pro- 
duktion aufweisen;  Maroussem  führt  deren  selbst  eine  ganzen  Reihe  an 
und  der  beste  Beweis  dafür  ist  die  Thatsaohe,  dafs  selbst  für  den  Unter- 
nehmer erst  bei  Behr  hohen  Arbeitslöhnen  im  Etablissement  und  sehr 
niedrigen  bei  der  Hausarbeit  die  Grenze  erreicht  wird,  wo  diese  ihm  pro- 
fitabler  ersoheint.     Nur    die    sohamloseste  Ausbeutung  der 
menschlichen   Arbeitskraft   verhilft    dem  Kleinbetriebe 
zum  Siege.    Würde  man  diesen  staatlicherseits  einer  gewissen  Kontrolle 
unterziehen,  so  wäre  es  sofort  aus  mit  jener  natürlichen  Tendenz  zur  De- 
zentralisation. Das  haben  Maroussem's  wertvolle  Untersuchungen  wiederum 
zur  Evidenz  erwiesen  und  vielleicht  ist  dem  Autor  selbst  dieses  wichtige 
Ergebnis  seiner  Arbeit  nicht  sehr  erfreulich  gewesen.     Denn  allem  An- 
scheine nach  —  es  ist  freilich  nicht  ausgeschlossen,  dafs  ioh  mich  darin 
täusche  —  gehört  er  persönlich  zu  den  Freunden  des  Kleinbetriebes. 
Es  zeugt  für  seine  schon  eingangs  erwähnte  Objektivität,  wenn  er  seiner 
eigenen  Liebhaberei  zum  Trotz  den  Freunden  und  Verteidigern  des  Grofs- 
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betriebe*  eioe  der  schneidigsten  Waffen  in  die  Hand  gedrückt  hat,  die 
in  letzter  Zeit  geschmiedet  worden  sind. 

Wie  oben  angedeutet  wurde,  arbeitet  unser  Autor  z.  Z.  an  einem 
neuen  Bande  seiner  Question  ouvriere,  der  die  Darstellung  der  Pariser 
Spielwarenindustrie  zum  Gegenstand  hat.  Eine  vorläufige  Mit- 
teilung über  das  Ergebnis  seiner  Studien  hat  Marousaem  in  einer 
Sitzung  der  Societd  d'ficonomie  sociale  gemacht,  über  die  in  der 
Zeitschrift  der  Gesellschaft  (Nr.  47  unserer.  Uebersicht)  berichtet  worden 
ist.  Auoh  in  dieser  Industrie  findet  sich  Hausindustrie  noch  in  weitem 
Umfange  neben  der  allerdings  täglioh  mehr  um  sioh  greifenden  Etablisse- 
mentsindustrie, die  in  ganz  grofaem  Stile  neuerdings  Ton  dem  deutschen 
Juden  Fleischmann  (wohl  demselben  Spielwarenhändler,  der  sioh  durch  seine 
Angriffe  auf  Em.  8ax  zu  einer  Art  trauriger  Berühmtheit  verholfen  hat) 
zum  Entsetzen  aller  französischen  Firmen  betrieben  wird.  Von  dem  Elend 
der  Hausindustriellen,  die  hier  oft  deklassierte  Damen  sind,  wtifs  Marous- 
aem die  ergreifendsten  Schilderungen  zu  machen  (vgl.  Beform  sociale, 
Nr.  32,  pag.  603 — 609).  Die  typischen  Begleiterscheinungen  der  Haus- 
industrie auoh  hier:  lange  Arbeitszeit  in  der  „guten*'  Saison  '19  1  .,  8tundcn 
rechnet  M.  heraus),  karger  Lohn  (eine  ganze  Familie  verdient  1800  Frcs., 
einen  für  Pariser  Verhältnisse  enorm  geringen  Betrag)  und  fieberhafte 
Schwankungen  zwischen  Ueberarbeit  und  Flauheit  der  Saison  (zwischen 
April  und  8eptember  fast  andauernde  Feierzeit).  Man  darf  wiederum 
mit  lebhafter  Spannung  dem  neuen  Bande  des  M  .'sehen  Werkes  entgegen- 
sehen, auB  dem  hier  so  interessante  Proben  mitgeteilt  sind.  Wir  möchten 
jedoeh  allein  auf  diese  hin,  ohne  Kenntnis  der  vollendeten  Arbeit,  nicht 
näher  auf  den  Gegenstand  eingehen.  Wohl  aber  acheint  es  der  Mühe 
wert,  mit  einem  Blicke  die  Diskusaion  zu  streifen,  die  sich  in  jener 
Sitzung  der  Socie*ttf  d'Eoonomie  sociale  an  den  Vortrag 
Maroussems  angeschlossen  hat  (Ref.  soc.  Nr.  33,  pag.  679  f.).  Es  geht 
daraus  zunäohst  hervor  —  und  das  wird  manohem  Streiter  in  unserem 
Vaterlande  zum  Trost  gereiohen  — ,  dafs  auch  M.  nicht  ohne  Anfeindung 
seine  verdienstliohe  Arbeit  verrichten  kann.  Einige  der  älteren  Herren 
in  der  Versammlung  können  nämlich  nicht  umhin,  ihre  „Bedenken"  zu 
äulsern  gegenüber  Untersuchungen,  die  soziale  Schäden  aufdecken,  ohne 
gleich  die  Mixtur  für  ihre  Heilung  darzubieten.  Ein  Herr  Albert  Gigot 
fühlt  sioh  zu  der  Aeufserung  veranlasst :  „il  est  toujours  grave  de  soulever 
des  queations  troublantes  sans  leur  propo«er  de  Solution",  verwahrt  Bich 
zwar,  wie  es  stets  geschieht,  gegen  den  Vorwurf,  der  freien  wissenschaft- 
lichen Forschung  Schwierigkeit  bereiten  zu  wollen,  aber  —  die  Regierung 
solle  sich  wenigstens  uicht  dazu  hergeben,  durch  offizielle  Enqueten  die 
sozialen  Uebelstände  bloßzulegen.  Mr.  Cheysson,  ein  vielfach;  verdienst- 
voller Statistiker,  aber  reiner  Typus:  alte  Schule,  schliefst  eine  längere 
Klagerede  mit  den  wohlgemeinten  und  sehr  bezeichnenden  Worten :  „cette 
joie  (so.  über  die  M .'sehen  Untersuchungen)  serait  sans  me'langes,  si .  .  .  . 
dans  ses  paysages  pousse's  au  noir  comme  des  Ribera,  son  beau  t-ilent 
consentait  a  mettre  un  ooin  de  ciel  bleu."  Maroussem  antwortet  datauf. 
man  dürfe  sich  nicht  selbst  durch  die  schrecklichsten  Situationen,  die 
man  konstatiert,  irre  machen  las«en.    „La  politique  peut  effacer  et  gizer; 
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la  scienoe  ne  le  doit  pas!"  Ein  zweites  Ergebnis  jener  Verhandlungen 
aber  acheint  mir  nicht  minder  interessant.  Wie  bekannt,  ist  die  Societe* 
d'Eoonomie  sociale  die  legitime  Erbin  der  Le  Play'sohen  Ideen  und  Pläne. 
Auch  das  ist  bekannt»  dafs  in  dem  romantischen  Reformplane  des  Alt- 
meisters die  Erhaltung  und  Pflege  der  Hausindustrie,  der  „fabrique  colleo- 
tive",  wie  er  sie  nannte,  einen  wichtigen  Bestandteil  bildete,  wie  in  den 
meisten  Reformplänen  sozialpolitischer  Schwärmer  der  älteren  Generation. 
Nun  ersteht  in  dieser  orthodoxen  Gemeinde  ein  Forscher  wie  Maroussem, 
der  die  Traumgebilde  der  alten  Schule  unerbittlich  zerstört,  ünd  was  noch 
bezeichnender  ist:  er  findet  für  seine  Auffassung  schon  in  den  Kreisen  der 
Altgläubigen  selbst  Anhänger.  Diese  Wirkung  zu  konstatieren,  schien  mir 
wichtig,  sie  aber  läfst  sioh  aus  dem  Gang  jener  Diskussion  aufs  deutlichste 
erkennen.  Tritt  da  nämlich  ein  Mr.  Jules  Michel  auf  und  hält  im  An- 
sohlufs  an  Maroussem's  Vortrag  eine  Philippika  gegen  die  Hausindustrie 
su  Gunsten  des  Grofsbetriebe«,  wie  sie  ein  junger  Ketzer  nioht  besser 
halten  könnte.  Es  ist  höchst  interessant,  dort  oft  denselben  Gedanken- 
gängen, ja  denselben  Worten  und  Wendungen  zu  begegnen,  wie  sie  in 
unseren  Schriften  sioh  finden.  Sehr  sobön,  sagt  Mr.  Michel,  nimmt  sioh 
die  Hausindustrie  in  den  Köpfen  der  Büohergelehrten  aus :  „Ce  petit  patron 
prenant  a  la  täohe  un  trevail  pour  lequel  il  a  aoquis  une  reelle  habi- 
lete",  l'executant  a  domicile,  aide"  par  sa  femme  et  ses  enfants,  entoure* 
de  oonsideration  dans  son  voisinage,  libre  d'emploi  de  son  temps,  au  lieu 
d'dtre  Bouruis  a  la  rigoureuse  diseipline  de  l'usine,  loin  du  foyer  de  la 
famillu:  quoi  de  plus  seduisant?  —  Malheur eusement  les 
faits  ne  repondent  pas  toujours  k  la  theorie!"  Und  nun  folgt 
ein  Resume*  der  wirklichen  Zustände  in  der  Hausindustrie  und  dann  ein 
trefflioher  Vergleich  mit  den  sozial  gesunden  Zuständen  in  geschlossenen 
Etablissements,  der  mit  den  Worten  eingeleitet  wird:  „Les  Communications 
interessantes  que  nous  vonone  d'entendre  roe  paraissent  un  Eloquent 
pladoyer  en  favour  de  la  grande  industrie!"  Mr.  Michel  war 
der  letzte  Redner  an  jenem  Abend.  Aber  in  dem  Resume,  das  der  Prä- 
sident über  die  Verhandlungen  giebt,  heifst  es  am  Sohlusse:  „Aussi  M. 
le  preeident,  en  remeroiant  MM.  Gigot,  Cbeysson  et  Jules  Michel,  s'associe 
pleinement  aux  observations  qu'ils  ont  preaentCes" ;  schlofs  er  sich  wirk- 
lich auch  den  Ausführungen  M.  Michel's  an  und  erkannte  er  die  Trag- 
weite dieser  Phrase?  Wenn  gar  aus  dem  8chofse  der  Le  Play'sohen 
Societe*  d'economie  sociale  erst  die  Verfeohter  des  Grofsbetriebes  hervor- 
gehen ! 

Wir  sohliefsen  damit  den  Bericht  über  die  Maroussem'schen  Studien. 
Der  Leser  dieser  Zeilen  wird  freilich  kaum  imstande  sein,  sich  auf  Grund 
unseres  Referats  ein  Bild  von  der  Gediegenheit  und  Reichhaltigkeit  der 
Untersuchungen  des  französischen  Gelehrten  zu  machen.  Und  doch  ge- 
bietet es  uns  die  Knappheit  des  Raumes,  von  dieser  interessanten  und  er- 
freulichen Erscheinung  der  neuen  sozial  wissenschaftlichen  Litteratur  Ab- 
schied zu  nehmen.  loh  möchte  zum  Schlufs  noch  meiner  lebhaften  Freude 
darüber  Ausdruck  geben,  dafs  jetzt  auch  die  französische  Forschung  in 
derselben  Riohtung  zu  arbeiten  anfängt,  in  der  die  deutsche  sich  schon 
seit  längerer  Zeit  abmüht    Die  Studien  Faul  du  Maroussem's  werden  der 
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internationalen  Sozialwissenschaft  zweifellos  Förderung  zutragen.  Möchten 
die  deutschen  gelehrten  Kreise  mehr  als  bisher  den  Bestrebungen  dieses 
französischen  Forschers  folgen  und  möchten  noch  riele  deutsche  Leser 
nach  mir  gleichen  Oenufs  und  gleiche  Anregung  aus  der  Lektüre  der 
vortrefflichen  Schriften  des  liebenswürdigen  Franzosen  schöpfen,  die  mir 
daraus  zugeflossen  sind. 

e)  Belgien. 

Zwei  Hefte  der  „Ouvriers  des  deux  mondes";  zwei  Stillleben,  wie  sie 
ein  Ostade  nicht  reizender  auf  die  Leinwand  geworfen  hat.  Ein  Haus- 
weber in  üytbergen ,  einem  kleinen  Flecken  im  östlichen  Flandern ,  der 
niemals  aus  seinem  Ort  herausgekommen  ist,  der  nach  der  Väter  Art  sein 
Linnen  spinnt  und  in  Znoht  und  Ehren,  fromm  und  sittsam  mit  seiner 
Ehegefährtin  in  Frieden  Kinder  zeugt.  Ein  Messerschmied  dort,  in  der 
Provinz  Namur  im  Dorfe  Grand-Manil,  ebenso  still  und  beschaulich  sein 
Pflanzendasein  dahinlebend,  ohne  Zusammenhang  mit  der  Welt,  die  er 
einen  Sonntag  im  Jahre  in  Namur  sieht,  zufrieden  und  gottesfürchtig,  un- 
berührt vom  Geiste  seiner  Zeit.  Die  beiden  Verfasser  unserer  Heftohen, 
strenggläubige  Le  Playisten,  schwelgen  förmlich  in  der  Schilderung  dieser 
frommen  Pflanzenwesen,  die  sieh  als  so  ausgezeichnete  Objekte  Le  Playscher 
Reformprojekte  darstellen.  Beide  sind  selbstredend  Freunde  der  Haus- 
industrie, jener  Arbeitsorganisation,  die  den  Arbeiter  fromm  und  frei,  das 
Familienleben  fest  im  Gefüge  erhält,  bei  der  noch  Baum  für  patriarcha- 
lische Beziehungen,  vor  allem  auch  Baum  für  den  wohlthätigen  Einflufs 
der  katholischen  Kirche  bleibt.  In  der  Tbat  stellen  unsere  beiden  Typen, 
der  Leineweber  in  üytbergen  und  der  Messersohied  in  Grand-Manil,  Ideale 
von  Hausindustriellen  dar,  an  denen  empfindliche  Seelen  begreiflicherweise 
sich  begeistern  können.  Nur  schwer  werden  sich  unsere  beiden  Ver- 
fasser das  Geständnis  losgerungen  haben,  dafs  ein  Verschwinden  dieser 
wirklich  noch  idyllischen  Hausindustrie  unabwendbar  sein,  dafs  ein  Auf- 
gehen in  den  Grofsbetrieb  nahe  bevorstehen  dürfte.  Deutlich  ausge- 
sprochen von  Genart  (No.  49,  p.  445:  „L'usine  agglomeree  remplacera 
bi en tot  la  fabrique  collective"),  angedeutet  vom  Verfasser  unserer  Nr.  48. 

Die  Einsicht  in  das  Wesen  der  Hausindustrie  wird  durch  die  beiden 
Schriften  nioht  gefördert ;  Kenner  werden  in  ihnen  nur  den  allbekannten, 
typischen  Erscheinungen  begegnen.  Immerhin  sind  sie  als  dankenswerte 
Bereicherung  der  hausindustriellen  Litteratur  anzusehen,  da  sie  uns  interes- 
sante Einblioke  in  die  nicht  sehr  bekannte  belgische  Hausindustrie  ge- 
währen. Es  wird  dem  Leser  nioht  unlieb  sein ,  wenn  ich  im  Folgenden 
den  wesentlichen  Inhalt  unserer  Monographien  wiederzugeben  versuche. 

Zunächst  zum  Weber  in  Üytbergen  (Nr.  48).  Reiner  Typus  des 
Hausindustriellen:  Joseph,  so  heifst  unser  Held,  arbeitet  für  einen  Grofa- 
kaufmann  in  Gent,  der  ihm  seine  Aufträge  durch  einen  in  der  Nähe 
Uytbergens  ansässigen  Faktor  (Contre-Maitre)  zukommen  läfst.  Der  Faktor 
liefert  auch  das  Garn  —  in  welchem  Zustande:  ob  gespult,  ob  die  Kette 
gescheert  und  aufgebäumt  oder  nioht,  giebt  der  Berichterstatter  nioht  an 
(vgl.  p.  209).  Der  Weber  ist  Leineweber.  Er  erhält  für  das  Stück 
starker  Leinwand  12,60  Frcs.,  für  das  Stück  leichter  Leinwand  6,84  Frcs., 
an  jenem  webt  er  7  Tage,  an  diesem  S1/,  Tag.    Danach  beträgt  sein 
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taglicher  Arbeitsverdienst  1,64  Frcs .,  die  tägliche  Arbeitszeit  13 — 14  Standen 
durchschnittlich :  unser  Autor  giebt  einmal  (p.  188)  13,  das  andere  Mal 
(p.  208)  14  8tunden  als  Durchschnitt  der  —  natürlich  effektiven  — 
Arbeitszeit  an.  Der  Weber  mit  seiner  Familie  —  er  hat  ein  Weib  und 
5  Kinder  unter  12  Jahren  —  wohnt  in  einem  Häuschen,  das  aus  2  Stuben 
besteht,  zur  Miete.  Den  Wert  der  Möbel  berechnet  unser  Autor  auf 
73,51  Frcs.  Die  Nahrung  ist  yerhältnismäfsig  einfach,  wird  dafür  aber, 
wie  van  den  Steen  bemerkt,  in  häufigen  Mahlzeiten  genommen:  1.  Früh- 
stück: Kaffee  und  Fettschnitten;  2.  Frühstück:  Kaffee  und  Fettsohnitten ; 
Mittagbrot:  Mehlsuppe,  dazu  eine  Schnitte  Brot  mit  Salz  und  Kartoffeln; 
Vesperbrot :  Kaffee  und  Fettschnitten ;  Abendbrot :  Kartoffeln.  Nach  Mei- 
nung des  Grafen  F.  van  den  8teen  de  Jehay  (p.  187),  „Ce  Systeme  d'ali- 
mentation  parait  süffisant  pour  maintenir  chacun  en  bonae  santä",  eine 
Annahme,  die  mit  einer  früheren  Bemerkung  des  Verfassers  (p.  180)  in 
Widerspruch  steht,  wonach  der  Joseph  „sans  avoir  jamais  dtd  malade,  il 
n'est  guere  a  m£me  de  supporter  des  excec  de  travail".  Die  670,98  Frcs. 
Gesamteinkommen  der  Familie  werden  jedes  Jahr  aufgebraucht,  Erspar- 
nisse keine,  sogar  Doch  kleine  Schulden,  beim  Krämer  und  —  beim  Faktor, 
der  nämlich  selber  Waren  liefert  (p.  209).  Religiöser  und  moralisoher 
Zustand  vorzüglich.  Bücher  besitzt  Joseph  keine  aufser  dem  Katechismus, 
diesen  aber  in  2  Exemplaren  (p.  179).  Von  Joseph  dem  Weber  zu 
Joseph  dem  Messerschmied  (Nr.  49).  Die  Messersohmiedekunst 
ist  alt  in  Gembloux,  zu  dem  unser  Grand-Manil  gehört.  Augenblicklich 
leben  nooh  400  Hausindustrielle  im  Ort  und  seiner  Umgebung  von  diesem 
Gewerbe.  Ihre  Lage  ist,  wie  M.  Genart  sagt  (p.  414),  recht  kläglich; 
„aber  sie  sind  genügsam  und  bescheiden  und  geben  eine  gute  Bevölkerung 
ab,  die  am  alten  Glauben  festhält  und  in  der  der  Sozialismus  noch  keine 
Verwüstungen  (ravages)  angerichtet  hat".  Joseph  verfertigt  Taschenmesser, 
ganz  aus  dem  Rohen.  Er  holt  sich  das  Rohmaterial  beim  Verleger  und 
wird  nach  dem  8tüok  bezahlt,  arbeitet  aber  so  regelmäfsig,  dafs  er  Woche 
für  Woche  16  Free,  bei  einer  effektiven  täglichen  Arbeitszeit  von 
14  Stunden  (p.  422)  verdient;  davon  sind  Spesen  für  Oel,  Feuer  etc.  ab- 
zuziehen, so  dafs  sich  das  Gesamtjahreseinkommen  der  Familie  auf 
717,58  Free,  beläuft  (p.  481,  436).  Dieser  Betrag  wird  für  das  Laufende 
ganz  ausgegeben,  Ersparnisse  werden  nicht  gemacht  Die  Lebensbe- 
dingungen Josephs  des  Messerschmieds  sind  fast  identisch  mit  denen 
Josephs  des  Webers;  er  hat  erst  3  Kinder.  Sonst  alles  wie  dort:  ein 
stall  als  Wohnung  (Ja  terre  y  est  simplement  dourcie"),  der  allerdings 
aein  Eigentum  ist  Brot,  Kartoffeln,  Kaffee  als  Nahrung,  gelegentlich  etwas 
Kohl  und  im  Lauf  de«  Jahres  —  bei  der  täte  du  village  —  1  Pfund 
Fleisch.  „Religion  et  habitudes  morales"  tadellos.  Geistiges  Leben  vacat. 
Wie  eingangs  schon  erwähnt  wurde,  hält  unser  Autor,  „trotz  aller  Vor- 
züge, die  die  Hausindustrie  aufweist",  den  Uebergang  der  Coütellerie  in 
den  Grofsbetrieb  für  unvermeidlich  (p.  445). 

f)  Rufsland. 

Die  Schrift  Issaiews  (Nr.  50)  erscheint  weder  geeignet,  unsere  theo-  1 
retische  Einsicht  in  das  Wesen  der  Hausindustrie  zu  vermehren,  obwohl 
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die  Erörterung  der  prinzipiellen  Fragen  darin  einen  bedeutenden  Raum 
einnimmt,  noch  auch  unsere  Kenntnisse  Ton  den  Eigenarten  der  russischen 
Hausarbeit  beträchtlich  an  vermehren.  Wenige  Worte  genügen  in  ihrer 
Charakteristik.  ' 

lasaiew  will  zunächst  uns  seine  Theorie  der  Arbeitsorganisation  und 
der  Produktionsmethoden  mitteilen.  Er  unterscheidet  fünf  verschiedene 
Produktionsformen :  1)  die  Produktion  mit  Sklavenarbeit;  2)  die  Gemeinde- 
produktion (kommunistische  Produktion);  3)  die  Produktion  in  der  Familie; 
4)  die  korporative  Produktion;  5)  die  kapitalistische  Produktion.  Der 
westeuropäische  Theoretiker  wird  sioh  mit  dieser  auf  russische  Verhält- 
nisse schlechthin  zugeschnittenen  Systematik  kaum  befreunden  können. 
Eine  Kritik  erscheint  überflüssig.  Des  weiteren  unternimmt  dann  der 
Verfasser,  das  Wesen  und  die  Bedeutung  eines  jener  Produktionssysteme, 
der  Familienproduktion,  zu  charakterisieren.  Das  einzig  Interessante  hier- 
bei ist,  dafs  er  den  entgegengesetzten  Ausgangspunkt  für  seine  Betrachtung 
wählt,  als  er  gewöhnlich  genommen  wird :  er  beginnt  mit  dem  Wesen 
der  Familiengemeinsohaft  und  ihrer  Bedeutung  für  Produktion 
und  Verteilung:  „Le  travail  en  famille  est  une  union  d'individus  qui, 
rattaches  entre  eux  par  les  lieus  de  la  parente"  ont  pour  but  quelque 
aotivite*  commune"  (p.  431).  Travail  en  famille  ist  im  Issaiew'schen 
Sinne  also  das,  was  ich  „Hauafleifs"  zu  nennen  vorgeschlagen  habe,  „jede 
gewerbliche  Thätigkeit  in  der  Familie"  (Hdw.  d.  St.  W.,  IV.  Bd.,  8.  418). 
Sie  kann  verschiedene  Zwecke  verfolgen.  Sie  kann  u.  a.  auch  Haus- 
industrie sein.  Issaiew  stellt  nnn  die  Punkte  zusammen,  die  jede  familien- 
mäfsige  Produktion  vor  anderen  auszeichnet  und  kommt  im  Verlaufe  auch 
auf  die  Hausm dußtrie  im  engeren  Sinne  zu  sprechen. 

In  einem  dritten  Abschnitt  giebt  der  Verfasser  einen  Ueberbliok  über 
die  heute  bestehenden  familienmäfsig  betriebenen  Gewerbe  in  Rufsland. 
Auoh  hier  erfahren  wir  nicht  mehr,  als  wir  aus  früheren  Mitteilungen 
schon  wufsten.  Erwähnung  verdienen  die  Lohnangaben;  2 — 21/»  Rubel 
Wochenverdienst  erscheinen  als  eine  reoette  süffisante.  Andere  Haus- 
industrielle  (Haararbeiter,  Nagel  schmiede  u.  a.)  sind  froh,  wenn  sie  10 — 
15  Kopeken  täglich  verdienen  (p.  442).  Einen  Ausbliok  in  die  Zukunft 
schliefst  Issaiew  mit  der  bezeichnenden  Bemerkung  (p.  443),  dafs  sich 
die  russische  Hausarbeit  nur  dann  gesund  erhalten  könne ,  wenn  es  ihr 
gelinge,  sich  vor  der  hausindustriellen  Organisation  zu  retten,  d.  h.  wenn 
sie  duroh  eine  selbständige  (genossenschaftliche)  Organisation  des  Absatzes 
das  Zwischenglied  des  kapitalistischen  Unternehmers  zu  umgehen  ver- 
möchte. Ob  dies  keine  Utopie  ist,  vermag  ioh  bei  meiner  beschränkten 
Kenntnis  russischer  Zustände  nicht  zu  entscheiden.  Kenner  halten  es 
dafür. 

g)  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Ueber  die  Verbreitung  der  Hausindustrie  in  Amerika  wissen  wir 
wenig.  Man  spricht  nicht  von  ihr,  weil  sie  in  den  meisten  Branchen  ge- 
werblicher Thätigkeit  niemals  eine  Rolle  gespielt  hat  Man  darf  aber 
nicht  meinen,  nun  seien  die  Vereinigten  Staaten  von  der  Plage  der  Haus- 
industrie überhaupt  versohont  geblieben.   Wo  sie  auftritt,  tritt  sie  in  ihrer 
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achreckli  chsten  Form  auf.  Ihre  Sphäre  ist  vor  allem  die  grofsstädtieche 
Bekleidungsindustie,  wo  sie  mit  ganz  analogen  Erscheinungen, 
-wie  in  England,  vorkommt.  Wie  dort  sind  es  vornehmlich  auch  zuge- 
wanderte Angehörige  ökonomisch  tiefer  stehender  Völker  (Polen,  Deutsche, 
Italiener,  Portugiesen,  Juden),  die  das  Hauptkontingent  der  bis  aufs  Blut 
ausgesaugten  Insassen  der  berüchtigten  Schwitzhöhlen  stellen. 

Ein  grofses  Verdienst  hat  sioh  nun  Mr.  Banks  erworben  damit, 
dafs  er  ein  anschauliches  Bild  von  den  Zuständen  in  einseinen  Bostoner 
Hausindustrien ,  namentlich  der  Schnei derei ,  zu  entwerten  versucht  hat. 
Der  Inhalt  des  Buches,  das  uns  eine  Freude  ist,  anoh  einem  europäischen 
Publikum  anzuzeigen  (Nr.  51),  wird  gebildet  aus  umgestalteten  Pre- 
digten, die  der  Verfasser,  ein  Geistlicher,  gehalten  hat  In  welchem 
Sinne  er  sie  gehalten  hat?  Ich  glaube,  der  Hinweis  auf  den  Titel  sagt 
es  zur  vollen  Genüge.  „Weifse  Sklaven",  hat  er  den  Hut  gehabt,  sie  zu 
betiteln!  In  der  That  habe  ich  selten  so  viel  Trauriges,  Herzerschüttern- 
des im  Zusammenhang  gelesen,  wie  in  diesem  Buohe.  Es  gehört  ein 
harter  Sinn  dazu,  die  Schilderungen  des  Verfassers  ohne  Thränen  mit 
anzuhören.  Und  weloh  eine  prächtige,  männliche  Erscheinung  dieser 
amerikanische  Prediger,  der  mit  einer  Stimme,  die  vor  Erregung,  vor  In- 
grimm und  Mitleid  zittert,  seinen  Brüdern  und  Schwestern  die  Wunden 
aufdeckt,  an  denen  die  christliche  Gesellschaft  krankt.  Es  ist  ein  Buch, 
das  wahrhaftig  wieder  einmal  mit  dem  Herzblute  geschrieben  worden  ist. 
Wir  wünschen  ihm  allen  Erfolg.  Und  es  wird  ihn  haben,  daran  zweifeln 
wir  nicht.  Eine  originelle  Idee,  die  mioh  zuerst  frappierte,  haben  die 
Herausgeber  gehabt;  das  Werk,  das  für  ein  Laienpublikum  bestimmt  ist, 
mit  Illustrationen  nach  Momentphotographien  auszustatten.  loh  halte  das 
für  gar  kein  schlechtes  Hilfsmittel  zur  Verdeutlichung  sozialer  Zustände, 
das  auoh  die  streng  wissenschaftliche  Litteratur  vielleicht  in  Zukunft  wird 
verwerten  können. 


Ich  habe  der  Litteraturübersioht  wenig  hinzuzufügen :  ich  will  auch 
nicht  schon  wieder  eine  Abhandlung  über  Hausindustrie  schreiben.  Nur 
zwei  Bemerkungen  will  ich  tum  Schlüsse  noch  Raum  geben:  einer  mehr 
formalen,  einer  materialen  Inhalts. 

Die  formale  Bemerkung,  die  ioh  zu  machen  habe,  ist  diese:  Meine 
redliche  Absicht  war  es,  in  dieser  Uebersioht  über  die  gesamte  haus- 
industrielle  Litteratur  des  Inlandes  und  de«  Aualandes  zu  be- 
richten, die  während  des  Zeitraums  von  Mitte  1891  bis  zum  Absohlufa 
dieses  Artikels  (September  1893)  erschienen  ist.  loh  habe  auoh  über  alles 
referiert,  von  dem  ich  Kenntnis  erhalten  habe;  nur  den  Aufsatz  über  das 
Sweating-8ystem  in  Europa  und  Amerika  in  dem  Journal  of  Social  Science 
(No.  XXX,  Okt.  1892)  erhielt  ioh  erst,  als  der  Druck  bereits  begonnen 
hatte.  Aber  —  ich  bin  mir  trotzdem  durchaus  bewufst,  dafs  meine  Uebersicht 
sehr  lückenhaft  sein  kann.  Dafür  nehme  ioh  gern  einen  grofsen  Teil  der 
Schuld  auf  mioh;  die  Un Vollständigkeit  mag  z.  T.  in  subjektiver  Unzu- 
länglichkeit ihre  Ursaohen  haben.  Einen  Teil  der  Schuld  aber  möchte  ich 
abwälzen   und   für   diesen  Rest   die   auf  s  er  or  d  e  n  tli  c  h  e  Unvoll- 
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kommenheit  unserer  bibliographischen  Technik  als  Grund 
geltend  machen.  Es  ist  erstaunlich  geradezu,  welche  Schwierigkeiten  es 
verursacht,  auch  nur  ein  paar  Schriften  wie  die  in  der  Uebersicht  be- 
sprochenen zusammenzustellen  und  ihrer  habhaft  zu  werden.  Man  ist 
auf  die  wenigen  Litteraturübersichten  in  den  Fachzeitschriften ,  deren 
beste  noch  die  in  diesen  Jahrbüchern  bearbeitete  ist,  angewiesen, 
denn  die  bibliographischen  Hilfsmittel  der  Buchhändler  lassen  die  Zeit- 
schriften aufser  Betracht  loh  will  hier  keine  weit  ausblickenden 
Reformvorschläge  machen,  wie  diesem  Uebelstande  abzuhelfen  sei.  Er 
hat  —  soviel  sei  nur  bemerkt  —  unbedingt  seinen  Hauptgrund  in 
der  bedauerlichen  Thatsache ,  dafs  fast  alle  Gewerbe  in  neuester  Zeit 
von  den  Errungenschaften  des  Grofsbetriebes  Nutzen  gezogen  haben  ,  nur 
da6  litterarische  Gewerbe  nicht,  das  sich  doch  wie  wenig  andere  dazu 
qualifiziert.  Wenigstens  können  diese  Errungenschaften  einstweilen  nur 
von  reichen  Leuten  genossen  werden :  duroh  Inanspruchnahme  des  Berliner 
Bibliographischen  Bureaus,  das  m.  W.  bis  jetzt  der  erste  litterarische  Be- 
trieb grofsen  Stiles  in  Deutschland  ist  Wenn  irgendwo,  so  müfsten  hier 
die  öffentlichen  Körper,  vielleicht  duroh  Vermittlung  der  Universitäten  wirklich 
grof Bartige,  gemeinnützige,  internationale  Anstalten  ins  Leben  rufen,  die  dem 
Gelehrten  die  Teohnik  des  Handwerks  etwas  abnehmen  und  seinen  Betrieb 
gleichzeitig  auf  eine  höhere  Stufe  der  Leistungsfähigkeit  erheben.  Biblio- 
graphische Anstalten,  an  denen  Hunderte  und  Tausende  das  Material  zu- 
sammentragen und  dem  Einzelnen  auf  Wunsch  abgeben,  Anstalten,  an 
denen  vor  allem  Volontäre,  angehende  junge  Gelehrte  zu  ihrer  Ausbildung 
eine  Zeit  lang  beschäftigt  werden  könnten,  Anstalten,  die  aber  der  8phäre 
der  zu  teuer  für  die  armen  Gelehrten  arbeitenden  Privatindustrie  entrückt 
sein  müfsten,  der  Sphäre,  in  der  das  einzige  mir  in  Deutschland  bekannte 
Institut  dieser  Art,  das  oben  erwähnte  B.  B.  B.,  z.  Z.  sich  befindet  Doch 
ioh  weifs  nur  zu  gut,  dafs  für  solche  schönen  Dinge  einstweilen  die  Zeit 
noch  nioht  erfüllt  ist  Darum  möchte  ich  wenigstens  in  Ermangelung  durch- 
greifender Reformen  für  die  Gegenwart  und  nächste  Zukunft  an  die  Herren 
Bibliographen,  Bibliothekare  u.  dgl.  einschliefslioh  des  Herrn  Bibliographen 
dieser  Zeitschrift  die  ergebene  Bitte  richten:  sie  möchten  den  Inten- 
tionen der  wissenschaftlichen  Forschung  sich  so  weit  an- 
schliefsen,  dafs  sie  mehr  Kücksioht  als  bisher  auf  die  Stichwörter  legen, 
unter  denen  wissenschaftliche  Probleme  abgehandelt  zu  werden  pflegen, 
wie  in  meinem  Falle  das  Stichwort  „Hausindustrie"  (,»VerlaK8By8tom<0» 
damit  man  wenigstens  nioht  aus  allen  möglichen  und  unmöglichen  Gebieten 
sein  Bifschen  Material  zusammenzusuchen  hat:  Völkerkunde,  Industrie, 
soziale  Frage,  Theorie,  Wirtschaftgeschichte,  Geschichte  einzelner  Länder 
u.  s.  w.  u.  s.  w.,  ein  Uebelstand,  der  hauptäohlioh  bei  Anfertigung  gröfserer 
Bibliographien  empfindlich  wird.  Hier  könnte  gerade  die  neue  Zeitschrift 
für  Litteratur  der  Staatswissenschaften,  die  Dr.  Frankenstein  herausgiebt 
in  sehr  dankenswerter  Weise  eine  unangenehme  Lücke  ausfüllen.  Dafs 
mit  der  richtigen  Anordnung  des  bibliographischen  Materials  —  nach 
Kriterien  der  wissenschaftlichen  Forschung,  nioht  nach  den  Sohablonen 
der  Bibliothekswissenschaft  wie  bisher  —  auch  eine  thunlichste  Reich- 
haltigkeit  und  Vollständigkeit  verknüpft  sein  mufs,  ist  selbstverständlich. 
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Möohte  in  Zukunft  dieae  wichtige  Frage  litterarischer  Technik  etwas  sorg- 
fältiger behandelt  werden! 

Und  nun  noch  eine  kurze  sa  oh  Ii  che  Bemerkung  über  den  Inhalt 
der  neueren  hausindustriellen  Litteratur,  die  wir  vor  uns  haben  Kerne 
passieren  lassen. 

Derjenige  Eindruck,  der  sich  wohl  jedem  Leser  vor  allem  wird  auf- 
gedrängt haben,  ist  der,  dafs  in  all  den  zahlreichen  Hausindustrien,  von 
denen  wir  die  Berichte  vernommen  haben,  zum  grofsen  Teile  überein- 
stimmende Er  s  c  hei  nun  gen  wiederkehren.  Welohe  das  sind,  brauche 
ich  hier  nioht  noch  einmal  darzutun ,  die  Wiederholung  würde  ermüdend 
wirken.  Und  was  ebenso  deutlich  wie  selbstverständlich  auch  aus  diesen 
neuen  Schriften  wieder  sich  uns  ergiebt,  ist  die  Einsicht,  dafs  die  über- 
einstimmenden Erscheinungen  nicht  auf  Zufall  beruhen,  sondern  auoh  auf 
einen  glei  oh  wi  r  k  end  en  Ursa  ch  e  n  k  o  m  p  lex  sich  zurückführen 
lassen.  In  der  Hausindustrie  „das  Weh  und  Ach,  so  tausendfach,  aus 
Einem  Punkte"  zu  verstehen,  war  stets  mein  hauptsächlichstes  Bestreben 
und  ist  es  auch  diesmal  wieder  gewesen.  Ich  habe  durch  das  Studium 
dieser  neuen  52  Schriften  nur  meine  Ueberzeugung  befestigen  können,  dafs 
die  Methode:  Einheit  in  den  Wust  der  Thatsachen  zu  bringen  durch  Auf- 
deckung des  Gleichen  und  Bückführung  der  gleichen  Erscheinung  auf 
die  nämliche  Ursache  eine  der  fruchtbarsten  ist,  um  soziale  Erscheinungen 
zu  begreifen.  Daneben  brauchen  wir  uns  der  Erkenntnis  nioht  zu  ver- 
schliefsen ,  dafs  in  einer  geschichtlichen  Institution ,  wie  der  Haus- 
industrie, sich  unendliche  Varietäten,  vor  allem  zahlreiche,  markante 
Stufen  historischer  Entwiokelung  unterscheiden  lassen.  Hat 
man  das  Gemeinsame  erfafst,  dann  ist  das  Verständnis  für  das  Unter- 
schiedliche um  so  eher  zu  gewinnen.  Weil  ich  meist  nur  auf  das  Gemein- 
same in  aller  Hausindustrie  hingewiesen  habe,  darum  bin  ich  nioht  blind 
für  das  Unterschiedliche.  8ollen  wir  auf  Grund  nur  der  neu  überblickten 
Litteratur  die  grofsen  Etappen  in  der  Entwiokelung  der  Hausindustrie  kurz 
markieren,  so  müfste  es  etwa  in  dieser  Weise  geschehen:  die  meisten, 
nicht  alle,  Hausindustrien  haben  ein  goldenes  Zeitalter  erlebt,  in  dem  ihre 
Technik  der  gesellschaftlich  überhaupt  angewandten  nicht  nachsteht,  in 
der  einer  starken  Nachfrage  nooh  ein  schwaches  Angebot  entspricht,  in 
der  die  hausindustriellen  Produzenten  noch  ihre  wirtschaftlich  robuste  Kon- 
stitution aus  der  früheren  Zeit  sich  bewahren.  Vielleicht  ist  ein  moderner  Typus 
hierfür  die  Bonsdorfer  Bandwirkerei,  hier  und  da  noch  die  ostschweizerisohe 
Stickerei,  ferner  wohl  diese  oder  jene  schwarzwälder  Hausindustrie,  obwohl  es 
schwer  sein  dürfte,  heute  nooh  einen  reinen  Typus  für  solche  oft  kräftige 
und  gesunde  Hausindustrien  „der  guten,  alten  Zeit"  zu  finden.  Es 
kommt  dann  die  für  unsere  Entwiokelungsphase  typische  Lebens- 
periode der  Hausindustrie,  die  bei  manchen  Hausindustrien  —  ich 
erinnere  an  die  grofsstädtischen  Bekleidungsindustrien  —  gleich  von  An- 
fang an  eintritt:  in  der  die  Markt  Verhältnisse  sich  zu  Ungunsten  der 
Hausindustriellen  verschieben,  in  der  nun  der  profitsuchende  Unter- 
nehmer erbarmungslos  sein  Treiben  beginnen  kann.  Mit  allen  Geüseln 
wird  die  Hausindustrie  zu  Tode  gehetzt  —  um  so  grausamer,  je  stärker 
der  Druck   des   vollkommenen  Betriebes,   der   maschinellen  Technik  zu 
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wirken  beginnt  Dann  kommt  der  Moment,  wo  aller  Druck,  alle  Ver- 
elendung den  Kapitalisten  in  der  Sphäre  der  Hausindustrie  nichts  mehr 
verdienen  läfst,  weil  die  Technik  nun  zu  weit  fortgeschritten  ist  Dann 
flieht  die  Seele  des  Unternehmers  aus  dem  hauaindustriellen  Körper,  dieser 
bleibt  leblos  zurück  und  fällt  der  langsamen  Verwesung  anheim :  Typus 
Haus weberei  in  der  Leinen-  und  Baumwollbranche.  Hier  hat  der  Unter- 
nehmer am  Fortbestände  selbst  das  Interesse  verloren,  das  er  stets  bis  zu 
dem  Punkte  behält,  wo  ihm  die  Hausindustrie  nooh  durch  billige  Löhne, 
Abnahme  des  Risikos  u.  dgl.  für  die  mangelnden  Vorzüge  des  Grofsbetriebs 
entschädigt.  Das  ist,  wie  wir  sahen,  noch  in  vielen  Hausindustrien  der 
Fall,  um  nur  ein  paar  zu  nennen:  Tischlerei,  Sohneiderei,  Schuhmacherei. 
Zwischen  den  verschiedenen  Etappen  finden  selbstverständlich  Uebergänge 
statt.  Dieser  ganze  Prozefs  aber  vollzieht  sich  mit  fast  naturgesetzlioher 
Notwendigkeit,  weil  die  Abhängigkeit  von  der  Teohnik  eins  der  ent- 
scheidenden Momente  ist. 

Die  Arbeiterschaft  kann  demgegenüber  nichts  thun,  denn  dafs  sie  an 
Händen  und  Füfsen  gebunden  ist,  das  gerade  ist  ein  allgemeines  Kenn* 
zeichen  der  Hausindustrie.  Der  Staat  kann  eingreifen,  gewils.  Er  kann  auch 
mit  Erfolg  eine  Hausindustrie  „reglementieren",  solange  sie  sich  in 
ihrem  ersten  Stadium  der  Entwickelung  befindet,  daher  wir 
zahlreiche  Hausindustrieordnungen  aus  früheren  Jahrhunderten  kennen,  die 
gute  Erfolge  gehabt  haben.  Ich  behaupte  aber,  dafs  ganz  verschwindend 
wenig  Hausindustrien  heutzutage  sich  nooh  auf  jener  ersten  Etappe  be- 
finden. Was  aber,  wenn  die  Hausindustrie  in  das  zweite  oder  dritte  Sta- 
dium der  Entwickelung  eingetreten  ist?  Dafs  auch  der  mächtigste  Staat 
keinen  Toten  lebendig  machen  kann,  ist  klar.  Eine  absterbende  Haus- 
industrie wieder  beleben  wollen  —  Hausweberei!  —  ist  eitel  Thorheit 
8ollte  aber  auf  jene  anderen  Hausindustrien,  in  denen  nooh  das  Interesse 
des  Unternehmers  auf  seine  Kosten  kommt,  ein  staatlicher  Einfinfs  in 
humanisierendem  Sinne  geübt  werden,  es  würde  dies  nur  eine  Folge  haben 
können,  wir  haben  oft  an  Hand  der  Thatsachen  darauf  hingewiesen :  dafs 
nun  auoh  aus  dieser  Sphäre  der  Hausindustrie  die  Seele  des  Unternehmers 
entflieht  Denn  sie  findet  dann  keinen  Baum  mehr  für  ein  ihr  zuträg- 
liches Dasein.  Damit  aber  wäre  alle  Hausindustrie  der  Verwesung  über- 
liefert und  der  Armenpfleger  hätte  sein  Werk  zu  beginnen:  der  Toten- 
gräber in  der  sozialen  Welt 
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Erwiderung. 

Herr  Dr.  Ehrenberg  hat  oben  8.  616 — 618  meine  Schrift  „Ham- 
burgs Seeschiffahrt  und  Warenhandel  vom  Ende  dee  16.  bis  zur  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts41  einer  Besprechung  unterzogen,  die  mir  Veran- 
lassung su  folgenden  Bemerkungen  giebt: 

1)  An  keiner  Stelle  meiner  Schrift  habe  ioh  behauptet,  dafs  durch 
dieselbe  eine  Benutzung  des  TJnnaterials  überflüssig  geworden  sei.  loh 
habe  nnr  diejenigen  Fragen  aus  dem  Material  der  SchüFerbücher  su  be- 
antworten gesucht,  die,  dem  Charakter  der  letzteren  nach,  mir  beant- 
wortbar erschienen.  Das  Unwesentliche  und  so  statistischen  Vergleichen 
nicht  Geeignete  habe  ioh  größtenteils  fortgelassen  und  ich  glaube  bei 
dieser  Ausscheidung  im  Allgemeinen  objektiv  und  diskret  verfahren  su 
sein.  Ioh  betrachte  es  nicht  für  ausgeschlossen,  dafs  ich  in  einem  anderen 
Zusammenhange  und  von  anderen  Gesichtspunkten  aus  nooh  auf  den  In- 
halt der  Schifferbücher  zurückkomme.  Den  gesamten  Inhalt  derselben  in 
Tabellenform  su  bringen,  wie  E.  fordert,  ist  ein  so  ungeheuerliches  Ver- 
langen, dafs  ich,  wenn  mir  nicht  zufallig  das  Gegenteil  bekannt  wäre, 
zweifeln  könnte,  dafs  £.  die  Schifferbücher  je  gesehen  hätte. 

2)  Seit  dem  Jahre  1604,  sagt  £.,  sei  der  Abfahrtshafen  bei  den 
Schiffseingängen  „ziemlich  regelmäßig"  genannt  Diese  Behauptung  legt 
Zeugnis  ab  von  der  mangelhaften  Bekanntschaft  E.'s  mit  dem  Material. 
Pur  9  Jahre  zwischen  1604 — 1620  sind  Schifferbücher  dieser  Gattung 
vorhanden;  für  diese  Jahre  finden  sioh  die  Abfahrtshäfen  nicht  benannt: 
1604  bei  29,2  Pros,  aller  eingelaufenen  Schiffe;  1606:  33,2  Pros.;  1607: 
18,7  Pros.;  1609:  14,5  Pros.;  1611:  27  Pros.;  1612:  17  Pros.;  1615: 
6,4  Pros.;  1617:  5,9  Pros.;  1620:  5,1  Pros.  Und  daa  nennt  Herr  Dr.  £. 
„ziemlich  regelmässig",  und  wünsoht,  ioh  hätte  die  Zahlen  der  Abfahrts- 
häfen dooh  angeben  sollen.  Da  frage  ioh,  was  hat  es  für  einen  Wert, 
Zahlen  von  so  geringem  vergleiohsstatistischen  Gewioht  anzuführen? 
Ioh  konnte  mich  ruhig  darauf  beschränken,  die  Gesamtzahlen,  die  unan- 
fechtbar sind,  mitzuteilen,  um  so  mehr,  als  für  da«  folgende  Jahrsehnt 
die  Zahlen  über  die  Abfahrtshäfen  nahesu  vollständig  vorlagen.  —  Dafs 
ioh  aber,  obwohl  mir  der  statistisohe  Unwert  jener  unvollständigen 
Ziffern  wohl  bewufst  war,  trotzdem  und  swar  wegen  des  allgemeinen 
Interesses  dieser  Zahlen  und  der  mit  ihnen  verbundenen  Hafen  angaben 
auf  3.  13—27  für  eine  ganse  Reihe  von  Abfahrtshäfen  (so  Dan  zig,  Rufs- 
land, Faroer,  Shetlandinseln,  Prankreich,  Venedig,  Italien,  Afrika  u.  s.  w.) 
diese  Zahlen  angeführt  habe,  das  verschweigt  Herr  Dr.  £.  und  schreibt, 
ioh  hätte  nur  die  Gesamtzahlen  genannt. 

3)  £.  verlangt,  ioh  hätte  „die  fehlenden  Lastziffern  der  eingelaufenen 
Schiffe  naoh  den  Listen  der  Sohiffsausgänge  ergänzen"  sollen.  Das  wäre 
vielleicht  möglich  gewesen,  wenn  die  letsteren  Listen  die  Lastenangaben 
vollständig  enthalten  hätten;  das  ist  aber,  wie  ich  mehrfaoh  bemerkt  habe, 
nur  für  das  Jahr  1625  der  Fall;  es  fehlen  (vgl.  8.  8)  die  Laetangaben 
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im  Jahre  1610  bei  10,4  Proz.  aller  ausgelaufenen  Schiffe  ,  1611:  10,7  Proz,; 
1612:  11,2  Proz.;  1613:  14,5  Proz  ;  1615:  24,5  Pro«.;  1616:  80  Proz.; 
1617:  26,6  Proz.,  1620:  55,8  Proz.  u.  s.  w.  Und  diese  statistisoh 
ganz  wertlosen,  weil  unkontrollierbaren  Ziffern  sollte  ich  benutzen,  um 
mit  ihnen  etwas  zu  „ergänzen",  was  gar  nicht  ergänzt  zu  werden  brauchte, 
was  aber  jedenfalls,  wenn  auf  diese  Art  „ergänzt",  ein  ganz  unzuverlässiges 
Ergebnis  geboten  haben  würde.  Die  Durchschnittszahlen,  die  ioh  aus  der 
Liste  für  1625  in  Tabelle  4  entwickelt  habe,  werden  im  Allgemeinen  auch 
für  die  übrigen  Jahre  stimmen. 

4)  E.  will,  dafs  ich  hätte  nachweisen  sollen,  „ob  die  Lüoken  in  den 
Schifferbüohern  duroh  deren  Verlust  bezw.  teilweise  Zerstörung  oder  viel- 
leicht durch  zeitweilige  Sperrung  des  Schiffsverkehrs  hervorgebracht  worden 
sind".  Schon  dafs  dieses  Verlangen  überhaupt  ausgesprochen  werden 
konnte,  kennzeichnet  den  Grad  der  Kenntnis  K.'s  von  dem  in  Rede 
stehenden  Material.  Hätte  ioh  ahnen  können,  dafs  jemand,  der  sich  bereits 
mit  hamburgischer  Handelsgeschichte  beschäftigt  hat,  auf  den  Gedanken 
kommen  könute,  das  Nichtvorhandensein  ganzer  Jahrgänge  der  Schiffer- 
bücher (es  fehlen  z.  fi.  für  den  einlaufenden  Verkehr  zwisohen  1590 
und  1633  die  Jahrgänge  1599,  1600,  1603,  1605,  1608,  1610,  1613, 
1614,  1616,  1618,  1619,  1630)  sei  etwa  zu  erklären  mit  einer  „zeit- 
weiligen Sperrung  des  Schiffsverkehrs",  so  hätte  ich  meinen  Kommentar 
etwas  weiter  ausgedehnt,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  bei  Manchem  duroh  Mit- 
teilung von  Selbstverständlichem  anzustofsen.  Ich  halte  es  aber  überhaupt 
für  unmöglich,  in  jedem  einzelnen  Falle  nachweisen  zu  wollen,  ob  eine 
Lüoke  auf  „Sperrung  des  Verkehrs"  oder  Zerstörung  des  Materials  zurück- 
zuführen ist;  für  leere  Vermutungen  ist  hier  ein  weites  Feld  gelassen, 
und  auf  diese  zu  verweisen  hielt  ioh  für  unnötig.  Zeitungen,  die  alltäg- 
lich die  Sohiffsbewegungen  nnd  ev.  die  „Sperrung"  melden,  gab  es  im  An- 
fang des  17.  Jahrhunderts  in  Hamburg  nicht;  aus  den  Chroniken  und 
sonstigen  Quellen  ergiebt  sich  zu  dieser  Frage  so  gut  wie  nichts. 

5)  Der  Vorwurf,  ich  hätte  nioht  alle  Waren  angegeben,  zeugt  davon, 
dafs  Herr  Dr.  E.  meine  Bemerkung  S.  40,  wo  ich  ausdrücklich  betone, 
dafs  ich  „namentlich  für  die  Jahre,  deren  8chifferbüoher  unvollständig 
vorliegen,  die  sonst  öfter  vorkommenden  Waren  nicht  mit  aufgezählt  habe", 
nioht  beaohtet  hat 

6)  „Die  Ausfuhr  ist  aus  den  Sohifferbüchern  nur  zum  kleinsten  Teile 
ersichtlich",  so  schreibt  Herr  Dr.  E.  und  will  offenbar  damit  kundthun, 
wie  genau  er  in  diesem  Material  orientiert  ist  Seine  Behauptung  beruht 
aber  auf  einem  gründlichen  Irrtum.  lieber  die  Ausfuhr  ist  aus  den  Schiffer- 
büchern niohts  ersichtlich,  gar  nichts ;  dasjenige,  was  ich  in  meiner  Schrift 
über  Ausfuhren  mitgeteilt  habe,  entstammt,  wie  E.  daselbst  hätte  lesen 
können,  nicht  den  Sohifferbüchern,  sondern  anderem  archivali sehen  Material, 
das  mit  jenen  nichts  gemeinsam  hat 

7)  E.  sagt,  er  hätte  mich  „zuerst  auf  die  grofse  Wichtigkeit  dieses 
Materials  hingewiesen".  Diese  Behauptung  mufs  ich  als  unberechtigt 
zurückweisen.  Herr  Dr.  E.  hat  s.  Zt  der  Welt  von  seinem  „Fund",  <L  h. 
von  dem  Vorhandensein  eines  registrierten  Archivmaterials,  in 
den  Mitteilungen  des  Vereins  f.  hamb.  Gesch.  Kenntnis  gegeben;  die 
„Wichtigkeit"  dieses  „Fundes"  lag  auf  der  Hand,  nachdem  letzterer  bekannt 
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geworden;  eines  Hinweises  seitens  des  Herrn  Dr.  E.  hat  es  mir  gegen- 
über nicht  bedurft.  K.  lehnte  die  Bearbeitung  ab  und  ioh  entsehlofs  mich 
zu  der  mühsamen  und  undankbaren  Arbeit,  deren  wirkliche  Mängel  mir 
übrigens  eben  so  bewufst  sind,  wie  dem  Herrn  Dr.  E.  sein  mehrfaoh  betontes 
Finderrecht. 

Herr  Dr.  E.  hat,  als  er  „die  Sohifferbücher  fand",  nur  den  Waren- 
verkehr Englands  „extrahiert".  Extrakte  genügen  aber  nicht,  um  einen 
vollständigen  Ueberblick  und  ein  tieferes  Verständnis  eines  so  spröden 
Materials  zu  gewinnen,  wie  es  die  Schifferbücher  sind. 

Hamburg.  Dr.  Ernst  Baas  oh. 


IV. 

Bemerkungen  zn  obiger  Erwiderung. 

Zu  obiger  Verteidigung  des  Herrn  Dr.  Baasch  bemerke  ich  lediglioh 
folgendes : 

ad  1.  Es  ist  weder  „ungeheuerlich",  noch  auch  nur  besonders 
schwierig,  den  gesamten  Inhalt  der  „Schifferbüoher"  in  Tabellenform  zu 
bringen.  Jedenfalls  mufs  dies  geschehen,  ehe  von  einer  gründlichen  Be- 
handlung der  hamburgisohen  Handelsgeschichte  für  den  fraglichen  Zeitraum 
die  Rede  sein  kann. 

ad  2  und  3  beziehe  ich  mioh  auf  das  in  meiner  Kritik  Gesagt«.  Die 
in  den  „Sohifferbüchern"  enthaltenen  Angaben  sind  vom  gröTsten  Werte 
auoh  da,  wo  sie  lückenhaft  sind.  Nur  bedarf  es  bei  den  unvollständigen 
Büchern  einer  besonders  sorgsamen  Behandlung.  Diese  vermisse  ich  eben 
bei  Baasoh's  Bearbeitung. 

ad  4.  Der  Schiffsverkehr  Hamburgs  war,  wie  ich  aus  völlig  zuver- 
lässigen Quellen  weifs,  während  des  fraglichen  Zeitraums  wiederholt 
längere  Zeit  duroh  Blookaden  gesperrt  Ein  gewissenhafter  Bearbeiter  hätte 
untersuchen  müssen,  ob  die  —  teilweise  nur  Monate  umfassenden  —  Lücken 
in  den  „Schifferbüchern"  mit  jenen  Sperrungen  zusammenhängen. 

ad  5  beziehe  ich  mich  auf  meine  Kritik.  Eine  Schrift,  welche  den 
Titel  führt:  „Hamburgs  Seesohiffabrt  und  Waarenhandel  vom  Ende  des 
16.  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts",  darf  nicht  ganze  wichtige 
Warenkategorien  auslassen,  zumal  wenn  diese  sich  aus  dem  bearbeiteten 
M  uteri ale  direkt  nachweisen  lassen. 

ad  6  gestehe  ich  meinen  Irrtum  ein :  Die  Ausfuhr  ist  aus  den  Schiffer- 
büchern nicht  „nur  zum  kleinsten  Teile",  sondern  überhaupt  nicht  nachweisbar. 

ad  7.  loh  habe  die  „Sohifferbücher"  gefunden  und  wochenlang  be- 
nutzt, als  Herr  Dr.  Baasoh  noch  auf  der  Hochschule  war.  Später  habe 
ich  ihn  dann  auf  diese  und  noch  auf  manche  andere  für  die  hamburgisohe 
Handelsgesohiohte  besonders  wichtige  Materialien  aufmerksam  gemacht 
und  mioh  mit  ihm  über  die  Bedeutung  der  Bücher  unterhalten.  Wenn 
ioh  hierauf  in  meiner  Kritik  kurz  hinwies,  so  gesohah  das  lediglich  in 
dem  erklärlichen  Gefühle  des  Bedauerns  darüber,  wie  diese  und  so  manche 
andere  erhebliche  Abfälle  meiner  Studien  jetzt  behandelt  werden.  Schlief»- 
lieh  stelle  ich  fest,  dafs  Herr  Dr.  Baasoh  in  seiner  „Erwiderung"  meine 
wesentlichsten  Bedenken  gegen  seine  Bearbeitung  gar  nioht  erwähnt  hat. 

d.  Zt.  Brügge.  Ehrenberg. 
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und  des  Auslandes. 

1.    Geschichte  dar  Wissenschaft     Encyklopädiiches.    Lehrbücher  Spezielle 

theoretische  Untersuchungen 

Bruckner,  F.  X.,  Zur  Geschichte  des  Pideikommisses,  sugleich  ein  Beitrag  iur 
Lehre  von  der  sogenannten  extraordinaria  cognito.  Rechtshistorische  Stndie.  München. 
Th.  Ackermann,  1893.    Roy.-8.    82  88.    H.  2,40. 

Jahrbücher  der  kgl.  Akademie  gemeinnütziger  Wissenschalten  an  Erfurt.  Nene 
Folge,  Heft  XIX.  Erfurt,  C.  VUlaret,  1893.  gr.  8.  LX — S8S  88.  M.  6.—.  (Aus  dem 
Inhalte:  Die  Lebens-  und  Studienordnung  auf  der  Universität  Erfurt  wahrend  des  Mittel- 
alters, von  (Pastor)  O.  Oergel.  —  Schilderungen  Erfurter  Zustande  und  Sitten  aus  dem 
Anfange  des  16.  Jahrh.,  von  (Prof.)  K.  Krause.  —  Ueber  den  deutschen  Volkscharakter, 
von  (Prof.)  W.  Heinzelmann.  —  Ueber  vorbeugende  Hygiene,  eine  Skizze  von  (G8anR.) 
Axmann.  — ») 

Körner,  A,  Unternehmer  und  Unternehmergewinn.  Wien,  Hans,  189S.  gr.  8. 
88  88.    M  1,80. 

Marx,  Karl,  Das  Kapital.  Kritik  der  politischen  Oekonomie.  Band  II,  Buch  2  : 
Der  Cirknlationsprosefs  des  Kapitals.  2.  Aufl.  Herausgegeben  von  Fr.  Engels.  Ham- 
burg, O.  Meifsner,  1893.    gr.  8.    XVII— 500  88.    M.  8.—. 

Meyer,  Rudolf,  Der  Kapitalismus  fin  de  siecle.  Wien,  Verlagsbuchhdl.  „Austria", 
1894.  Roy.-8.  VIII— 487  S8.  M.  7.—.  (Inhalt:  Die  drei  Wirtschaftsperioden :  Alter- 
tum, Mittelalter,  Neuzeit.  —  Der  Kapitalismus  in  Deutschland  und  die  Staatshilfe  für  den 
Kapitalisten.  —  Folgen  der  Staatshilfe.  —  Antikapitalistische  Tendenaen  in  Deutschland 
—  Die  auswärtige  Koukurrena.  —  Di«  Kartelle.  —  Evolution  der  Urproduktion  von 
Nahrungsmitteln.  —  Volkswirtschaftliche  Wirkung  der  neueren  Wlhrungsmafsregeln.  — 
Handelskriege.  —  etc.) 

Pöhlmann,  R.  (o.  Prof.,  Erlangen),  Geschichte  des  antiken  Kommunismus  and 
Sozialismus.  Band  I.  München,  O.  Beck,  1893.  gr.  8.  XVII— 618  SS.  M.  11,50 
(Inhalt:  Buch  I.  Hellas:  Der  Kommunismus  älterer  Gesellsehaftastufen.  Wahrheit  and 
Dichtung.  —  Die  individualistische  Zersetsung  der  Gesellschaft  und  die  Reaktion  der 
philosophischen  Staats-  und  Gesellschsftstheorie.  —  OrganiaationsplKne  zum  Aufbau  einer 
neuen  Staats-  und  Gesellschaftsordnung.  —  Der  soziale  Welutaat  des  Stifters  der  8toa.  — ) 

Post,  A.  H.  (Richter  am  Landgericht  in  Bremen),  Gruudrifs  der  ethnologischen 
Jurisprudens.  Band  I.  Allgemeiner  Teil.  Oldenburg,  Schulische  Hofbbdl  .  1894.  8. 
XO— 473  88.  M.  6.—.  (Inhalt:  1.  Buch.  Die  Erscheinungsformen  des  Rechts.  — 
2  Buch.  Die  sozialen  Organisationsformen.  I.  Die  elementaren  Formen  der  sozialen 
Organisation:  1.  Hauptabschnitt:  Die  geschlechterrechtliche  Organisation.  2.  Hauptabschnitt: 
Die  territorialgenoMensehaftliche  Organisation.  8  Hauptabschnitt:  Die  herrschaftliche 
Organiasüon.  4.  Hauptabschnitt:  Die  gesellschaftliche  Organisation.  II.  Die  höheren 
Formen  der  sozialen  Organisation.  — ) 

Schaff!«,  A  .  Deutsche  Kern-  und  Zeitfragen.  Berlin,  E.  Hofmann  &  C  -  .  1894. 
gr.  8.  VIII— 472  SS.  M.  10—.  (Aus  dem  Inhalte:  Kernfragen  der  Entwickelung»- 
weise  oder  Sozialauslese  unseres  Zeltalters.  —  Kern-  nnd  Zeitfragen  der  Entwickelung»- 
spannunfr,  insbesondere  der  Bevölkerungsspannung.  —  Kern-  und  Zeitfragen  der  Verfas- 
sungspolitik; der  Volksvertretung;  der  auswärtigen  Politik  und  der  Kolonislpolitik ;  der 
Handelspolitik ;  der  Agrarpolitik ;  der  Sozialpolitik  ;  der  Finanzpolitik.  —  Die  allgemeine 
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Vermögens-  und  die  allgemeine  Erbschaftssteuer.  —  [Teilweise  Neubearbeitungen  besw. 
Erweiterungen  der  in  der  Berliner  ,, Zukunft"  erschienenen  Arbeiten.] 

Staatslexikon.    Herausgegeben  im   Auftrage  der  GSrresgesellschaft  zur  Pflege 
der  Wissenschaft  im   katholischen  Deutschland     Heft  26     Freibarg  i  R  ,  Herder,  1893. 
8.    Bogen  25-29_des  IIL  Bds.    M.J.50.    (Enthält  an  gififseren  Artikeln»  Kircben- 

"  t;  Landarbeiter.) 


A  r  n  a  n  1 1 ,  L.  (prof.  k  la  faculte  de  droit  de  Toulouse).  Rlsume  d'un  conrs  d'eco- 
nomle  politiqae.  2'"^-  ediUon  entierement  refondae.  Paris,  A.  Kousseau,  1898.  in-18. 
fr.  6.—. 

F>  Bleton,  P.  A.  (prof.  d'economie  polit.  k  l'Ecole  La  Martinlere),  Manuel  d'economie 
politiqae.    £ouvelle  ediUon.    Paris,  A.  Rousseau,  1893.    in-18.    fr.  1,50. 

Cos  sa,  L.,  An  introduction  to  tbe  study  of  political  economy.    Revised  by  tbe 

anthor.    Tranlated  from  the  Italien  by  L.  Dyer.    London,  Macmillan,   1893.  crown-8. 

Ö70  pp.  8/.6. 

Dietionary  of  national  biograpby.  Vol.  XXXVI:  Malthus-Mason.  Edited  by 
Sidney  Lee.    London,  Smith,  Eider  &  C°,  1893.    Roy.-8.    VI— 447  pp.  16/.—. 

Nicholson,  J.  S.,  Principles  of  political  economy.  Vol.  I.  London,  A  &  C. 
Black,  1893.    8.    458  pp.  15/.—. 

Ward,  Lester  F.  (author  of  „Dynamic  sociology"),  The  psychlc  facto rs  of  clvili- 
xation  Boston,  Ginn  &  C°,  1898.  8.  XXI— 369  pp.,  cloth.  $  8—.  (Das  Buch 
bekämpft  n.  a  den  Individualismus  Herbert  Spencers.) 

Watt,  G,  Dietionary  of  the  economic  producta  of  Indla.  Publlshed  unter  the 
authority  of  the  government  of  India.  6  vols  London,  W.  II.  Allen,  1893.  Roy  -8.  63/. — . 

Esperson,  A.,  Note  sulle  cause  morali  della  questione  economica.  Saasari,  Up. 
G.  Dessl,  1893     8.    19  pp 

Esperson,  A  .  Saggi  economico-sociall.  Saasari,  Up.  G.  Dessl,  1898.  8.  47  pp. 
(Contiene :  Istrusione  e  questione  sociale.  —  Cooperasione  e  casc  operaie.  —  GH  anarchici. 
—  Un  libro  sulla  quesUone  sociale  del  conte  L.  Tolstoi.  —  üna  nnora  teoria  sul  capitale 
del  prof.  E.  Caporali.  —  etc.) 

d'Ippoliti,  Fr.  (prof.),  Corso  di  economia  sociale:  prolegomeni.  Napoli,  Up. 
N.  Jovene  &  C,  1898.  16.  XII— 187  pp.  1.  2  —.  (Contiene:  L'economia  e  sue  distin- 
xioni.  —  Attinenze  e  limiU  della  sciensa.  —  Metodo.  —  Determinaaione  scientific«  di 
alcane  idee  che  ricorrono  in  tatte  le  teorie  economiche.  — ) 

Tangorra,  V.  (prof),  La  teoria  economica  del  costo  di  produaione.  Roma,  Up. 
Agostiniana,  1893.    16.    878  pp.    1.  4.—. 


Frei  vogel,  L.,  Die  Landschaft  Basel  in  der  zweiton  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts. 
I ,  einleitender  Teil  (Geschichte  der  Landschaft  Basel).  Basel,  DeUoffs  Buchhdl.  (R  Reich), 
1893.    gr.  8.    VIII— 198  SS.    (Berner  Dissertation.) 

Heyn,  E.  (Pfarrer  zu  Marieuberg),  Der  Westerwald  und  seine  Bewohner  von  den 
ältesten  Zeiten  bis  heute.  Eine  Geschichte  der  wichtigsten  Verhältnisse  des  Westerwaldes 
und  seiner  Bewohner,  nebst  einer  Beschreibung  und  Topographie  des  Oberwesterwald- 
kreises. Marienberg,  Verla«  des  Verfassers,  1893.  gr.  8.  VIII— 300  SS.  mit  einer  histo- 
rischen Karte  vom  Westerwald.  (Aus  dem  Inhalte:  Teil  II.  Die  materielle  Kultur:  Die 
Ansiedlungen  Die  Wohnhäuser,  ihre  Einrichtung  und  Ausstattung.  —  Der  Nahrungs- 
stand im  allgemeinen.  —  Die  Viehzucht  und  der  Ackerbau.  —  Der  Bergbau.  —  Handel 
und  Gewerbe.    Die  Einrichtungen  des  Verkehrs.  — ) 

Schwendimann,  J,  Der  Bauernstand  des  Kantons  Luxem  ehemals  und  heute, 
dargelegt  vom  Standpunkte  der  8taatswirtachaft  und  SosialpoliUk.  Luzern,  Gebr.  Räber 
A  C°,  1893.    gr.  8     XV— 806  SS.    M.  8,40. 

Zoepfl,  G.  (Sekretär  des  Vereins  für  Hebung  der  Flufs-  und  Kanalschiffahrt  in 
Bayern),  Fränkische  Handelspolitik  im  Zeitalter  der  Aufklärung.  Ein  Beitrag  sur  deutschen 
Staats-  und  Wirtschaftsgeschichte.  Erlangen,  A.  Deichen,  1898.  gr.  8.  VUI— 848  SS. 
mit  8  Karten.  M.  9.—.  (A.  n.  d.  T.:  Bayerische  Wirtschaft»-  und  Verwaltungsstudien, 
herausgegeben  von  Georg  Schani,  Band  III.) 


Delaperrierre,  E.  (Intendant  general),  La  France  economique.  Limoges  et 
Paris,  H.  Charles-Lavauaelle,  1893     Roy   in-8  618  pag.  fr.  12.—.  (Table  des  matierw: 
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Noüons  d'economie  politique:  Da  la  production.  Circulation  des  richesses  oa  echangts. 
Distribution  ou  repartition  dea  richeaaea.  —  Consommation  dea  ricbesses.  —  Notions  de 
sUtiatique:  Considerations  generale*.  Organisation  de  la  statistique.  Metbodes  de  Ja  »tati>ti- 
que.  —  Geographie  economique :  Lea  regions  agricolea  da  la  France.  Commerce  exterienr 
de  la  France.  Cereales.  Llgumes.  Sei.  Sucre.  Cafe.  Vin.  Fourragea.  Betail.  Bois.  Combu- 
tibles  mineraux.  Fer.  Dea  induatriaa  textiles.  Cuir.  — ) 

lies  Hawai.  ün  printompa  aur  le  Pacifique.  Paria,  Plön,  Nourrit  &  t> ,  1893. 
in-18.  arec  gravures  et  carte  speciale,  fr.  4.—.  (Couronne  pax  I'Academie  franceUe, 
prix  Montyon.) 

Verrier,  P.  (prof.  a  l'Ecole  professionnelle  etc.,  Reima),  Creation  des  cites  mann- 
facturieres.  Paria,  Cbaix,  189S.  8.  86  pag.  et  plancbe.  (Extrmit  du  „Bulletin  tecb.no- 
logique",  N°  7,  juillet  1898.) 

Wiener,  L.  (conaervateur  du  Mus  de  historique  Lorrain),  Etüde  sur  las  filigranes 
despapiera  lorraina.  Nancy,  Ren  6  Wiener,  1893-  gr.  in- 8.  80  pag  es  de  texte  et  85  plancbes 
(plua  de  850  filigranes  de  grandeur  naturelle).      fr.  15. — . 

Calvert,  A.  E.,  The  discovery  of  Auatralia.  London,  G.  PhUip  &  8on,  1898.  4. 
With  maps.  10/.6. 

Coues,  E.,  History  of  the  Expedition  under  the  commaod  of  captaina  Lewis  and 
Clark  to  the  soarce  of  the  Missouri  river,  thence  acrosa  the  Rocky  Mountains,  and  down 
the  Columbia  river  to  the  Pacific  Ocean,  performed  during  the  yeaxs  1804— '05— '06, 
by  Order  of  the  government  of  the  United  States.  Reprinted  from  the  original  Phila- 
delphia edition  of  1814.  With  notea,  bibliographical  and  biographical  prefacea  from  atw 
sourcea,  and  the  Held  note-booka  of  the  Expedition.  4  vola.  London,  Stevens  &  Sons, 
1893.    8.  60/.-. 

Dawson,  E.  W.  (CapUin),  Madagaacar,  past,  preaent  and  future,  the  aggression 
of  the  Kreuch  and  the  revival  of  the  slave  trade,  etc.  London,  J.  Haddon  &  C°,  1898. 
8.    98  pp.  with  numeroua  woodcuta.    9/. — . 

Hubert,  Pb.  G.  jr.,  Inventors.  New  York,  C.  Scribner's  Sons,  1893.  8  301  pp. 
with  illustrationa,  hf.  leath.  $  2.—.  (Schildert  den  Bildungsgang  folgender  Erfinder: 
Franklin,  Fulton,  Whitney,  Morse,  Goodyear,  Ericsson,  Cyros  H.  McCornick,  Edison, 
Bell  und  enthält  die  Darstellung  der  Technik  ihrer  Erfindungen.) 

King's  Handbook  of  the  United  8tates  (planned  and  edited  by  Moses  King).  Text 
by  M.  F.  Sweetser.  London,  Osgood,  Mc  llvaine  tt  C°,  1893.  8.  938  pp.  with  9630 
illustrationa  and  51  mapa,  cloth  elegantly.  10/.6. 

L  o  n  g  I  a  n  d ,  H.,  The  golden  Transvaal :  An  illuatrated  review,  deacriptive  ,  bisto- 
rical,  Statistical  and  biographical.  London,  Simpkin,  Marshall,  Hamilton,  Kent  tt  C, 
1893.    4.    60  pp.  with  58  figures  and  illustrationa.  1/.6. 

Macpherson,  A.  Glimpses  of  church  and  social  life  in  tbe  highlanda  in  olden 
times,  and  other  papera.    London,  Blackwood  &  Sons,  1898.    4.  25/.—. 

Rank  in,  D.  J.,  The  Zambeei  and  Nyassaland.  London,  Blackwood  &  Sona,  1893. 
crown-8.    266  pp.  with  maps  and  illustrationa.    10/  6. 

Albonico,  C.  G.  (prof.),  La  legge  »torico  del  lavoro  :  aaggio.  Cuneo,  tip.  Oggero 
&  Brunetti,  1893.  8.  143  pp.  1.  2  —.  (Contiene:  Noaioni  del  lavoro  e  della  sua 
leggi  di  aviluppo.  —  La  legge  del  lavoro  nelle  aocietk  orientali  antiche,  nell'  Egitto  e 
nell'  antica  Grecia  —  La  legge  del  lavoro  e  l'economia  umana  presso  i  FenicL  — 
L'economia  umana  nell'  antica  Roma.  —  La  legge  di  aviluppo  del  lavoro  nell'  antica 
Roma.  —  La  legge  di  aviluppo  del  lavoro  nel  primo  e  seeondo  periodo  dei  tempi  criatiani.  — 
La  legge  del  lavoro  e  l'economia  umana  nell*  etk  nostra.  — ) 

8.    Bovolkerungslehre  and  Bevölkorungspolitik.    Auswanderung  und  Kolonisation 

Hey,  G.  (Prof.  am  Realgymnaa.,  Döbeln),  Die  'slavischen  8iedelungen  im  König- 
reich 8achsen  mit  Erklärung  ihrer  Namen.  Dresden,  W.  Baensch,  1893.  gr.  8.  IV— 
335  SS.    M.  6.— .| 


Chailley-Bert.J,  La  Hollande  et  lea  fonctionnalres  des  Indea  neerlandaises 
Paria,  A.  Colin  *C««,  1893.  ln-16.  fr.  1.—.  (Le  recrutement  des  fonctionnairea  coloniaux.) 

Monnier,  Marcel,  Mission  Binger.  France  noire.  (C6te  d'Ivoire  et  Soudan.) 
Paris,  Plön,  Nourrit  &  C>«,  1898     8.    avec  40  gravures.    fr.  7,50. 

d'Orsey,  O.  J.  D.  (Rev.),  Portuguese  discoveries,  dependencies  and  xniaaions  in 
Ali*  and  Africa.    London ,  W.  H.  Allen  &  C°,  1898.    crown-8.    XVI— 48»  pp.  7/.6 
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Selon»,  Fr.  Courteney,  Travel  and  ad  venture  in  8outh-Ea»t  Africa :  being 
tbe  narrative  of  the  last  eleven  years  »pent  by  the  author  on  the  „Zambesi  and  its  tribu- 
Uries".  London,  Rowland  Ward  &  C°,  1893.  8.  521  pp.  witb  numerous  illustrations, 
map,  etc.  26/.—.  (With  an  acconnt  of  the  colonisation  of  Mashonaland  and  the  progress 
of  tbe  gold  industry  in  that  conntry.) 

Lebrecht,  V . ,  II  malthusianismo  •  i  problemi  sociali :  aaggi  critici.  Torino,  E. 
Loescher,  1893.  8.  167  pp.  1.  3 — ■  (Contiene :  II  principio  biologico  ed  economico 
della  popolazione  secondo  le  ultimo  dottrine.  —  Bocialisti,  sociologi  e  malthusiani.  —  II 
malthusianismo  della  Francia  e  la  questlone  del  numero.  —  La  reatrizione  preventiva  e 
i  probleme  sociale:  religiune,  etica,  igiene,  intervento  dello  Stato.) 

4.    Bergbau.    Land-  and  Forstwirtschaft.  Fischereiweien, 

Dathe,  E.  (kgl.  Landesgeologe,  Berlin),  Geologische  Beschreibung  der  Umgebung 
▼on  Salzbrunn.  Berlin,  Schropp,  1898.  gr.  8.  VII — 167  88.  mit  geologischer  Spezial- 
karte  der  Umgebung  von  Salzbrunn,  sowie  2  Kartentafeln  und  4  Profilen  im  Text.  (Ab- 
handlungen der  kgl.  preufs.  geologischen  Landesaostalt,  N.  F.  Heft  13.) 

Daul,  A.,  Illustrierte  Geschichte  des  Hufeisens,  dessen  Verbesserungen  und  Neu- 
erfindungen  in  den  verschiedenen  Lindern,  wie  Deutschland,  Oesterreich,  England,  Frank- 
reich und  Nordamerika.  Wien,  M.  Perles,  1893.  Roy.-8.  IV— 58  88.  mit  61  in  den 
Text  gedr.  Illustrationen.    M.  2,40. 

Eck,  H.t  Geognostiscbe  Beschreibung  der  Gegend  von  Raden-Baden,  Rotbenfels, 
Gernsbach  und  Herrenalb.  Berlin,  Schropp,  1892.  gr.  8.  XLVI— 686  88.  mit  einer 
geognostischen  Karte  in  imper.-quer-folio.  (Abhandlungen  der  kgl.  preufs.  geologischen 
Landesanstalt,  N.  F.  Heft  6.) 

Geiniti  (Rostock),  E.,  XIII.  Beitrag  zur  Geologie  Mecklenburgs.  Güstrow,  Opita 
&  C°.  1893.    8.    Mit  3  Tafeln. 

Jahresbericht  fiber  die  Fortschritte  auf  dem  Gesamtgebiete  der  Agrikulturchemie. 
Neue  Folge,  XV  :  1892.  Unter  Mitwirkung  genannter  Autoren  herausgegeben  von  (Proff.) 
A.  Hilger  und  Th.  Dietrich.  Berlin,  Parey,  1893.  gr.  8.  XXX VIII— 757  SS.  M.  26.—. 
(Inhalt:  I.  Landwirtschaftliche  Pflanzenproduktion.  —  IL  Landwirtschaftliche  Tierproduk- 
tion. —  III.  Agrikulturchemische  Untersuchungsmethoden.  —  IV.  Landwirtschaftliche 
Nebengewerbe.  — ) 

Landwirtschaftlicher  Genossenschaftskalender  für  den  Jahrgang  1893. 
Herausgegeben  von  K.  Ihrig  (Offenbach  a./M.)  Darmstadt,  Herbert'sche  Hofbuchdruckerei, 
1893.    12.    XX— 238  SS.  geb. 

Sanitfttsbericht  des  oberschlesischen  Knappschaftsvereins  für  das  Jahr  1892. 
Kattowitz  O/S.,  Druck  von  Gebr.  Böhm,  1893.    Folio.    76  SS.  mit  5  Tafeln. 

8  c  h  i  n  k  e ,  C,  Die  rationelle  Aufsucht  der  Truthühner  oder  Puter.  Hamburg,  Ver- 
lagsanstalt  und  Druckerei  A.-G.,  1898.    8.    78  SS.    M.  1,50. 

Schwarznecker  (Korpsrofsarzt  des  Gardekorps),  Anleitung  zur  Begutachtung 
der  Schlachttiere  und  das  Fleisches.  Zum  Gebrauch  für  MilitirverwaltuDgsbeamta  und 
Fleischbeschauer  zusammengestellt.  Berlin,  Mittler  &  Sohn,  1894.  8.  VU—  68  88.  mit 
8  Textabbildungen  und  6  Tafeln.    M.  1,60. 

Stötzer,  H.  (Prof.,  Direktor  der  Forstlebranstalt  zu  Eisenach),  Waldwertrechnung 
und  forstliche  Statik.  Ein  Lehr-  und  Handbuch.  Frankfurt  a/M.,  Sauerlander,  1894. 
gr.  8.   VIII— 198  SS.  mit  5  Tafeln.    M.  3,60. 

Trientl,  Ad.,  Die  Waldwirtschaft  in  den  Alpenlänaern,  insbesondere  in  Tirol. 
Innsbruck,  Wagner,  1893.    kl.  8.    77  88.    M.  0,60. 

Uthemann,  A.  (Bergass.),  Die  BraunkohlenlagerstlUten  am  Meifsner,  am  Hirsch- 
berg und  am  Stellberg  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Durchbruchs-  und  Kontakt- 
ainwirkungen .  welche  die  Basalte  auf  die  Braunkohlenflötse  ausgeübt  haben.  Berlin, 
Schropp,  1892.  gr.  8.  54  88.  mit  3  Tafeln  n.  10  Textflguren.  (Abhandlungen  der  kgl. 
preufs.  geologischen  Landesanstalt,  N.  F.  Heft  7.) 

Woelfer,  Th. ,  Die  geologische  Spezialkarte  und  die  landwirtschaftliche  Boden- 
einschätzuug  in  ihrer  Bedeutung  und  Verwertung  für  Land»  und  Staatswirtscbaft.  Berlin, 
Parey,  1892.  gr.  8.  IX— 162  88.  mit  2  Tafeln.  (A.  n.  d.  T. :  Abhandlungen  der  kgl. 
preufs.  geologischen  Landesanstalt,  N.  F.  Heft  11.) 


Fuchs,  Ed.  et  L.  de  Launay  (professeur  k  l'Ecole  super,  des  minas),  Traft* 
des  gites  mlneraux  et  metalliferes.    Recherchas,  etude  et  cooditions  Exploitation  des 
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mineraux  utile» ,  descriptioo  de«  principales  min  es  connaes,  asages  et  sUtistique  des 
metaux.  Court  de  geologie  «ppiiquee  de  l'Ecole  superieure  des  mines.  3  »ols.  Paris, 
haudry  &  O,  189S.  gr.  in-8.  CXI  —  82  3  et  1015  pag  Avec  beaueoup  de  figur.  dans 
le  texte  et  7  cartes  geologiques  bors  le  texte,  toile.    fr.  60. — . 

Tourteaux,  DicUoouaire  des  claoses  domaoiales.  Manuel  pratique  pour  servir 
a  1'interpreUtion  des  roserves  en  faveur  de  la  voie  publique  de  Paris.  Paris,  L.  Larose, 
1898.    8.    fr.  7.—. 

Arnold,  E.  L.,  On  tbe  Indian  hüls ;  or,  coflee-planting  in  Southern  India.  New 
edition.    London.  Low,  1898.    crown-8.    820  pp.  wlth  illustrations.    7/  6. 

Bur  eau  of  American  Republioe.  Special  bullet»,  October  1893:  Coffee  in  America. 
Metbods  of  production  and  facilities  for  successful  cultivation  in  Mexico,  tbe  Central 
American  States,  Brasil  and  other  8outb  American  countries,  and  the  West  Indies. 
Washington  1898.    8.    86  pp. 

Qibson.  H.,  Tbe  bistory  and  present  State  of  tbe  sbeep  breeding  industry  in  tbe 
Argentine  Republic.  Buenos  Ayres,  Ravenscroft  &  Mills,  and  London,  Simpkin,  1893. 
8.    896  pp     6/.— . 

Moore,  C.  W  .  A  practical  guide  for  prospectors,  explorera,  and  miners:  a  man  aal 
for  all  those  engaged  or  interested  in  tbe  searcb  for  or  development  of  metallic  and 
other  mineral  deposita  London,  Paul,  Trübner  &  C°,  1898.  8  294  pp.  with  numerous 
illustrations.  12/—. 

B  e  1 1  o  n  i ,  E.,  La  piscicultura  nel  lago  Maggiore  :  conferensa  tenutasi  a  Pallanxa' 
il  16  aprile  1898     (Vicensa)  1893.    8.    17  pp. 

Bordiga,  O.  (prof.),  Salria,  E.  (avvoc.j,  Chioccarelli,  L.  (ingegn.),  Progetto  econo- 
mico,  legale  e  tecnico  per  l'impianto  di  magazzini  generali  e  dt  un  istituto  di  antici- 
pazioni  agrarie  nel  comune  di  Boscoreale.     Napoli ,   tip.    di  L.  Gargiulo,   1893.  8 
IV— 12*  pp.  con  2  tavole. 

Gare  Iii,  A.  (prof.),  La  patata  di  gran  reddito :  un  nuoro  progresso  in  agricoltura 
Torino,  Casanova  edit.,  1893.    8.    öS  pp. 

5.    Gewerbe  und  Industrie. 

Bachem,  J.  (Rechtsanwalt),  Der  unlautere  Wettbewerb  in  Handel  und  Gewerbe 
und  dessen  Bekämpfung.    Köln,  J.  P.  Bachem,  1893.    kl.  8.    42  88. 

Intae,  0.  (Prof.),  Bericht  über  die  Wasserverhältnisse  Ostpreufsens  und  deren 
Ausnutzung  zu  gewerblichen  Zwecken  Berlin,  C.  Heymann,  1898.  8.  IV— 48  SS. 
M.  1.-. 

Judenfeind-Hülsse,  G.  H.  (Prof.),  Die  fehlerfrei  definierten  Erfindungen  der 
Klasse  42  der  deutschen  Patente.  Chemnitz  1898.  4.  (enthalten  in  „Jahresbericht  der 
technischen  Staatslehranstalten  in  Chemnitz",  Ostern  1898,  Seite  1 — 66) 

Annual  report,  VI1U> ,  of  the  Commissioner  of  Labor,  1891:  Cost  of  produc- 
tion: the  textiles  and  glass,  volume  II.  Washington,  Government  Prinüng  Office,  1892. 
gr.  in-8.,  clotb,  pp.  VI,  845—2048  (Contents:  Cost  of  living ) 

Cooks,  C.  J.  Bowen,  British  locomotives:  their  history,  oonstruction  and 
modern  development.  London,  Whittaker  &  C*  1893.  crown-8.  XVI— 881  pp.  wlth 
numerous  illustrations  from  sketches  and  diagrams  by  C.  E.  Jones  and  R.  A.  Me  Lellan, 
etc.  7/.6. 

Ladies  at  work  :  Paper*  on  paid  employments  for  ladies,  by  experts  in  the  seve- 
ral  brauche*.  With  an  introduetion  by  (Lady)  Jeune.  London,  A.  D.  Innes  Sc.  C°,  1893. 
8.    143  pp.  2/.6. 

Armengaud  aini  (ing^nieur-conseil  en  matiere  de  propriete"  industrielle),  Tratte 
pratique  des  brevets  d'invention.  Droit*  et  Obligation»  de  l'inventeur  et  du  brevete, 
lifce  partie.  Paris,  libraire  tecbnologique  Armengaud  aine ,  1893.  8.  IV — 487  pag. 
fr.  5. — .  (Sommaire:  Du  brevet  d'invention  —  Des  inventions  brevetables  —  De  la 
demande  et  de  la  delivrance  des  brevets.  —  Des  certificate  d'addltion.  —  Droits  des 
etrangers.  —  Documenta  legislatifs.  —  Legislation  etraugere.  — ) 

Landolt,  Ch.  (attache  k  la  statistique  föderale  Suisse),  Savetier  de  Bäle  (Suisse). 
ouvrier,  cbef  de  metier.  dans  le  Systeme  du  travail  sans  engagements  d'aprea  les  renseigne- 
menU  recueillis  sur  les  Ueux,  du  1«  avril  1889  au  1«  avril  1890  Paris,  Firmin-Didot 
4  f>,  1893.  gr.  in-8.  fr.  2.—.  (Les  ouvrier»  des  deux  mondes.  publies  par  la  Societe 
d'economie  sociale,  He  serie,  fascicule  32.) 
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6.    Handel  and  Verkehr. 

Bericht  der  Handele-  und  Gewerbekammer  zo  Dresden.  Teil  II.  Dresden, 
C.  Heinrichs  Druckerei,  1898.    gr.  8.    79  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  tu  Flensburg  für  1892.  Flensburg,  Druck 
Ton  Oebr.  Funke,  1898.    gr.  8.    IV— 76  88.  mit  16  tabellarischen  Anlagen. 

Kosel.  Mansuet  (Hinisterialsekr.  im  k.  k.  Handelsministerium),  Oesterreichische 
Postvorschriften.  Teil  I.  Wien,  A.  H6lder,  1898.  8.  VI — 196  SS.  H.  8  —  (Ent- 
haltend die  grundsltalichen  Bestimmungen  über  du  Postwesen  und  die  reglementären 
Vorschriften  über  den  Sachentransport  durch  die  Post) 

Teuscher,  W.  (A.  RagR.),  Die  Lötschbergbahn  in  ihrer  Bedeutung  für  den  inter- 
nationalen Verkehr  und  für  das  Zustandekommen  des  Simplem.  Bern,  Schmld,  Francke 
&  C°,  1893.    gr.  8.    VIII— 107  SS.    M.  1,60. 


Plön,  E.  (inspecteur  principal  de  la  boucherie  de  Paris)  et  P.  Oodbille  (inspecteur 
sanltaire  du  Mtail  k  la  Vilette),  Vente  et  achat  du  betail  vivant.  Lois,  reglements,  usages 
au  marche*  de  la  Vilette  et  en  province.  Paris,  A.  Collln  &  O'  ,  1893.  in-18  jesus. 
fr.  8,50. 

Bowley,  A.  L.,  A  short  aecount  of  England's  foreign  trade  in  the  XIXta  Century. 
London,  Swan  Sonnenschein,  1893.    crown-8.    160  pp.  with  10  Statistical  diagrams.  2./6. 

Joyce,  H.,  The  hiatory  of  the  Post  Offlee  from  its  esUblishment  down  to  1886. 
London,  Bentley,  1893.    8.    «60  pp.  16/.—. 

Macdonald,  A.  Fräser,  Our  ocean  railways ;  or,  the  rise,  progress  and  d e ve- 
lopment  of  ocean  steam  navigation.  London ,  Chapman  &  Hall ,  1898.  8.  272  pp. 
with  maps  and  illustrations.    6/. — . 

Wallin,  V.,  Suomen  maantiet  v.  1808  saaka.  Vaiaistu  kolmella  kartalla  (ent- 
halten in  „Fennia.  Bulletin  de  la  Societe*  de  geographie  de  Finlande*',  N°  8,  S.  1—141 
mit  3  Karten.)  Helsingfbrs  1893.  gr.  in-8.  [Die  Oeschichle  der  finländischen  Land- 
strafsen  während  der  Schwedenzeit  bis  tum  Jahre  1808.] 

Deel  us,  Malaise  in  den  diamanthandel  en  verarming  der  Israeliten  te  Amsterdam. 
Amsterdam,  uitgeversmaatschappU  „Vivat",  1898.    gr.  8.    16  bis.    fl.  0,20. 

Frankel.  H.,  Starker  Tabak!  Die  geplante  ungeheure  Erhöhung  der  Tabaks- 
besteuerung, zur  Aufklärung  für  Jedermann  an  der  Hand  der  Tbatsachen  beleuchtet. 
Würaburg,  A.  Huber,  1893.    gr.  8.    36  SS.    M.  0,50 

v.  Mayr,  G.  (Privatdos.,  Strmfsburg),  Zur  Reichsfinansreform.  Stuttgart,  Cotta 
Nachfolger,  1898.    gr.  8.    VIII— 152  SS.    H.  2,40. 

Platter,  J.  (Prof.,  Zürich),  Die  Besteuerung  der  Erbschaften.  Basel,  U.  Müller, 
1898.  gr.  8.  16  SS.  M.  0,20.  (Sonderabdrack  aus  den  „Schweizer  Blättern  für  Wirt- 
schafts- und  Sozialpolitik".) 

v.  Sicherer,  Die  gemeindliche  Finanz-,  Polizei-  und  Strafgewalt  in  Bezug  auf 
Verbrauchssteuern  und  ander«  örtliche  Abgaben  nach  den  Artikeln  40  und  41  der 
bayerischen  Gemeindeordnung  für  die  Laudesteile  diesseits  des  Rheins.  München,  Schweitser, 
1893.    8.    IV— 87  88.    M.  1,80. 


Joubert,  A.,  Los  finances  de  la  France:  La  rente  et  l'lmpot,  leur  origine,  leur 
histoire.    Paris,  Guillaumin  &  O«-,  1898.    in-18  Jesus.    IV— 620  pag.    fr.  8,50. 

M  a  s  t  i  e  r  (eonseiller  d'Etat,  directeur  de  l'administration  departementale  et  commu- 
nale),  La  Situation  nuanciere  des  communes  de  France  et  d'Algerie  en  1892,  preaentee  a 
Ch.  Dupuy,  Minlstre  de  l'interieur.  Melun,  imprim.  administrative,  1893.  4.  XIX— 
586  pag.    (Publkation  du  Ministere  de  l'interieur.) 

Black,  Ch.  C.  New  Jersey  tax  laws.  Jersey  dty,  Linn  &  C°,  1893.  8. 
$  4,50.  (Contents  :  Deflnitions  :  diatinetions ;  constitutional  mandate ;  property  ;  aasessed  ; 
general  laws ;  uniform  rules ;  true  value.  —  Double  taxation.  —  8ources  of  State  and 
local  taxation  in  New  Jersey.  —  Taxation  of  railroad  and  canal  property  since  1884.  — 
Taxation  of  certain  eorporations  since  1884.  —  The  collateral  Inheritance  Tax  Act  of 
1892.  —  Local  taxation.  Karly  tax  leglslation  in  New  Jersey.  —  General  scheine  of 
local  taxation  in  New  Jersey.  —  The  assessment  —  Persons,  eorporations  and  property 
Dritte  Fol«.  Bd.  VI  (LH).  60 
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liable  to  taxation.  —  Deductions  for  debt.  —  Exemptions.  —  Remedies.  —  The  taxtag 
officers.  —  Collection  of  local  or  municipal  taxes.  —  Sale  of  land  for  unpaid  tazes.  — ) 

Co  stell  oe,  B.  F.  C,  The  incidence  of  taxation.  With  the  text  of  the  Owner's 
Rate  Bill,  and  an  appendix  on  the  eqaaliaation  of  rates.  London,  Ward  Lock  &  Bow. 
den,  1893.    8.    40  pp.    /  0,3 

Seavey,  W.  M.,  The  power»,  datiea  and  liabilities  of  towns  and  town  officers 
in  Massachusetts.    Boston,  Little,  Brown  k  C,  1898.    8.    XVI— 516  pp.    $  4.—. 

Galleani,  A.t  II  finanxiere:  ricordi  di  85  anni  di  serviaio.  Genova,  tip.  della 
Gioventu,  1898.    16.  112  pp. 

Novell!  (Direttore  generale),  Relazione  alla  commissione  di  vigilansa  sul  rendi- 
eonto  dell'  amminiatraaione  del  debito  pubblico  per  l'esercisio  dal  1°  Inglio  1891  al 
80  gingno  1892.  Roma,  tip.  O.  Bertero,  1898.  4.  289  pp.  (Pubblicaaione  del  Mini- 
stero  del  tesoro,  direaione  generale  del  debito  pubblico.) 

8.   Geld-,  Bank-,  Kredit-  und  Versicherungswesen. 

Balfoar,  A.  J.  (Mitglied  des  englischen  Parlaments),  Die  W&hruogsfrage. 
Rede  gehalten  in  Mansion  House  in  London  unter  Vorsiti  des  Lord  Major  Ton  London 
am  5.  August  1893.    Berlin,  H.  Walther,  1893.    8.    32  88.    M.  0,50. 

t.  Debscbltz,  P. ,  Die  Gebrechen  des  deutscheu  Hagel-  und  Feuerversicherungs- 
wesens. Ein  Beitrag  sur  Abhilfe  unter  Berücksichtigung  der  Provimial-Feuersosiet&ten 
(besonders  der  Schlesischen).  Raudten  (Bezirk  Breslau),  1893.  8  IV— 202  SS.  mit 
8  Tabellen.  M.  3. — .  (Selbstverlag  des  Verfassers,  zu  beziehen  durch  die  Expedition 
des  „Raudten  Köbener  Stadtblattes".) 

Gutachten,  wissenschaftliche,  Uber  die  Wfihrungsfrage,  von  (Proff.  D«-)  W.  Lexis 
(Göttingen),  W.  Scharling  (Kopenhagen),  F.  Kleinwachter  (Csernowitz),  J.  Conrad  (Halle), 
A.  Schlfite  (Staatsininistor  a.  D.,  Stuttgart),  Herrn.  Schmidt  (London).  Berlin,  H.  Wal- 
ther, 1893.    8.    52  SS.    M.  0.60. 

K  a  s  a  n  e  r  (Generaldir.  der  Prov.-Städte-Feuersoziet&t  der  Prov.  Sachsen),  (Jeher 
Blitzschläge  in  Deutschland  wahrend  der  Jahre  1876  bis  1891.  Merseburg,  Juni  1892. 
gr.  4.  32  88.  mit  5  Tabellen  und  3  graphischen  Karten.  (Veröffentlichung  des 
Feuerversicherungsverbandes  in  Mitteldeutschland.) 

Oefele,  F.  X.  (kgl  BezirksamUassessor),  Handbuch  der  wichtigsten  sozialen  Ver- 
sicherungsgesetze, betreffend  Krankenversicherung,  gewerbliche  Unfallversicherung  ein- 
schliefslich  der  Bau-Unfallversicherung ,  land-  und  forstwirtschaftliche  Unfallversicherung, 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung.  2.  Aufl.  Bamberg,  Buchner,  1898.  8.  25  Bogen 
einschl.  Anhang  von  Tabellen  und  Formalaren.    M.  4,50. 

Riesenfeld,  C.  E. ,  Das  besondere  Haftpflichtrecht  der  deutschen  Arbeiter- 
versicherungsgesetze. Kritische  Beitrage  zur  Erläuterung  insbesondere  der  §§  95  bis  98 
des  industriellen  Unfallversicheruogsgesetzes  vom  6.  Juli  1884.  Berlin,  Siemenrotb 
&  Worms,  1894.    gr.  8.    XVI— 813  SS.    M.  7.-. 

Scberl'sche  8parsystem,  das,  in  seiner  praktischen  Gestaltung,  o.  O.  (Berlin) 
1892.  Roy.-8.  20  SS.  —  Vier  Gutachten  Ober  das  Scherische  Sparsystem  von  (GehR , 
Prof.)  Wilhelm  Roscher,  (GRcgR.,  Prof.)  Ad.  Wagner,  (ORegR )  Carl  Roscher,  (RegR) 
G.  Evert,  ebd.  4,  15,  66  n.  16  SS.  —  Dazu  5  Anlagen  u.  d.  T.:  Grundgedanken  zu 
August  Scherls  Sparsystem  mit  einer  vergleichenden  Darstellung  des  Sparkassenwesens  in 
Europa.  135  88.  u,  XXVI  Tabellen;  August  Scherl?  Sparsystem  in  kurzen  Umrissen, 
17  SS.;  Kurse  Begründung  zu  den  Hauptpunkten  aus  August  Scherls  Sparsystem,  11  SS.; 
Beleuchtung  der  über  das  „Scherische  8parsystem"  seitens  der  Herren  GebRäte  Prefess- 
W.  Roscher,  Ad.  Wagner,  (ORegR.)  C.  Roscher,  (RegR.)  G.  Evert  erstatteten  Gutachten, 
17  SS.;  Die  Ausschreitungen  der  Spielsucht  und  deren  Bekämpfung  durch  die  Prämien- 
Verlosung  des  Seherischen  Sparsystems,  datiert  v.  28.  V.  1892,  42  SS.  Zusammen  10 
als  Manuskript  gedruckte  Hefte  in  Roy-8. 

8taudinger,  J.  (Pfarrvikar),  Die  Raiffeisen vereine,  ihr  Wesen,  ihre  Stärke,  Ihre 
Sicherheit,  ihr  allseitiger  Nutzen  und  ihre  Gründung  im  bayerischen  Landesverbände. 
Passau,  Waldbauersche  Buchhdl.,  1893.    8.    47  SS.    M.  0,40. 

Wlrth,  Max,  Die  Notenbank  frage  in  Besiehnng  sar  Wahrungsreform  in  Oester- 
reich-Ungarn.   Frankfurt  m/U.,  Sauerländer,  1894.    gr.  8.    116  SS.    M.  2,40. 


Chevrot,  R.,  Pour  devenir  financier :  Traite  theorique  et  pratique  de  banque  et 
de  bourse.    Paris,  Gauthier-Villars  &  61»,  1893.    gr.  in-8.    XX— 401  pag.     fr.  6.— 
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(Table  des  matteres:  Partie  tbtorique:  lntroduction :  De  la  Banque  de  France.  Le 
Cr*dit  foncier  de  France.  Des  societes  de  credit  et  des  banquiers.)  —  Partie  pratique: 
De  la  banque:  De  la  comptabilite"  dans  les  banques.  Du  portefeuille.  Service  des 
titres.  Coupons.  De  la  correspondance.  De  la  caisse.  Contentieuz.  —  De  la  bourse  et 
des  fonds  publica:  De  la  bourse.  De  l'action.  De  l'obligation.  Parts  de  fondateur. 
Emprunts  de  la  rille  de  Paris.  Obligation  du  Cr-  dit  foncier  de  France.  Obligation» 
des  grandes  compagnies  de  chemins  de  fer  francaie.  Valeurs  coKes  a  la  boorse  de  Paris 
tu  comptant  et  k  terme.  Negociations  a  terme.  Marcbe  en  banque.  Des  primes  et  du 
marche  k  primes.  Courtage  sur  Operations  a  terme.  Des  reports.  Etüde  du  march6 
de  la  bourse.  De  l'escompte  des  achats  k  terme.  Operations  ä  terme.  Reglement  particu- 
Her  de  la  compagnie  des  agenta  de  change  de  Paris.  -  etc.) 

Credit  fonder  de  France.  Statuts  et  legislation.  Paris,  P.  Dupont,  1898.  8. 
148  pag. 

Lefort,  J.  (avocat  au  Conseil  d'Etat ,  laureat  de  1' Institut).  Tratte  theorique  et 
pratique  du  contrat  d'assurance  sur  la  Tie.  Tome  I«r.  Paris,  Tborin  &  fiis,  1894. 
Roy.  in-8.  XVI— 429  pag.  fr.  12,80.  (Table  des  matierea :  Notions  generalea  sur  les 
assurances  sur  la  vie.  —  Le  contrat  d'assurance  sur  la  rie,  ses  elements  constitutifs  et 
sa  natnre  juridique.  —  Formation  du  contrat  d'assurance  sur  la  vie.  — ) 

Currency  question.  Report  of  the  Hersebell  Committee  proeeedings  in  the  im- 
perial legislative  Council.    London,  W.  H.  Allen,  1898.    8.  2/.—. 

Montagu,  H.,  Tbe  copper,  tin  and  bronse  coinage,  and  patterns  for  coins  of  Eng- 
land from  the  reign  of  Elizabeth  to  that  of  Her  present  Majesty.  2nd  edition.  London, 
Quaritcb,  1898.    8.  10/.8. 

Webb,  W.  W.,  The  currencies  of  the  Hindu  States  of  Rajputana.  London,  Con- 
stehle,  1893.    8.  16/.—. 

Banca  del  patrimonio  siciliano  in  Messina  (societk  cooperativa  di  credito  e  lavoro); 
stetuto  sociale.    Messina,  tip.  Ribera,  1893.    8.    54  pp. 

Verbeek,  R.  D.,  Het  ontwerp  eener  mijnwet  voor  Nederlandsch-Indic.  Leiden, 
E.  J.  Brill,  1893.    gr.  8.    IV— 168  bis.    fl.  1,80. 

9.    Soziale  Frage. 

G  a  e  r  tn  er ,  K.  1 1  Bürgermstr.  der  Stadt  Rinteln),  üeber  Beschaffung  und  Verbesserung 
vou  Arbeiterwohnungen.  Eine  wichtige  Zukunftsaufgabe  für  die  Staatsverwaltungen. 
Berlin,  Mittler  &  Sohn,  1898.    gr.  8.    IV— -j 4  SS.    M.  0,50. 

Jahresbericht,  LX  V. ,  der  Rhelnisch-Westfklischen  Geflngnisgesellschaft  Uber 
das  Verein  Hahr  1891/92,  im  Auftrage  des  Ausschusses  zusammengestellt  von  dem  Haupt- 
agenten Pastor  v.  Koblinski.    Düsseldorf,  L.  Vofs  &  ©• ,   1898.    8.    162  SS.    M.  0,78. 

Protokoll  der  ersten  ordentlichen  Gesamtverbands  v.  >r*amn  düng  (deutscher  Ver- 
pflegungsstationen: (Wanderarbeitsstätten)  su  Berlin  am  8.  Mira  1893.  Bielefeld,  Ver- 
lag der  8chriftenniederlage  der  Anstalt  Bethel,  1893.    8.    90  SS.    M.  M.  0,75. 

Schmidt,  Chr.,  Die  arbeiterfreundliche  und  wirtschaftliche  Diktatur,  die  letzte 
and  sicherste  Hoffnung  der  arbeitenden  Klassen.  Reichenbach  i/8cblee.,  A.  E.  Pape, 
1893.    gr.  8.    14  SS.    M.  0,40. 


DuMaroussem,  P  ,  La  question  ouvriere:  Partie  III.  Cours  libre  professl  k 
la  faculte  de  droit  de  Paris.  lntroduction  de  Tb.  Funck  Brentano  (prof.  k  l'Ecole  libre 
des  sciences  polit.).  Paris,  A.  Rousseau,  1893.  8.  fr.  6.—.  (Sommaire  :  Le  jouet  Parisien. 
—  Grands  msgasins.  —  Sweating  system.  — ) 

Leloup,  J.  (Ingenieur,  president  de  la  chambre  de  commerce  dArras),  Le  socialisme 
actuel.    Arras,  impr.  Rohard-Courtin,  1898.  8.    90  pag. . 

Ran  du,  ».,  La  question  sociale  resolue  aux  frais  des  conservateurs.  21*«0*  eehelon. 
Bourges,  impr.  Prot,  1893.    8.    40  pag.    fr.  1,50. 

Bebel,  A . ,  Womsn :  her  position  in  the  past,  present  and  future.  Translated  from 
the  German  by  H.  B.  Adams  Walther.  London,  W.  Reeves,  1893.  crown-8.  260  pp. 
1/.— .    (BeUamy  library.) 

Jay,  A.  O .,  The  social  problem:  its  possible  Solution.  London,  8impkin,  1893. 
12.    142  pp.  1/.—. 

Rights  of  natural  children,  the.  Verbatim  report  of  the  inaugural  proeeedings  of 
the  Legitimation  League.    Leeds,  G.  Cornwell,  1893.   crown-8.    86  pp.  1/.—. 
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A  j  o  n ,  Sc,  Per  la  feeta  dei  primo  maggio  della  soeietA  lavoro  ed  ordine :  parole. 
Piazza  Armerina,  Up.  fratelli  Bologna  La  Bella,  1898.    8.    19  pp 

M  a  f  f  e i ,  O.  (deputato),  Programma  agrario  dei  socialisti  •  quistioni  min ori  :  lettera 
al  deputato  C.  Prampolini  pel  secondo  congresso  socialisU  nasionale.  Reggio  nell'  Emilia, 
tip.  economiea  dl  O.  Caaelli,  1898.    8.    36  pp. 

Maironl,  A-,   La  delinquenza  giovanile:  studio  giuridico-sociale.    Bergamo,  tip 
fratelli  Cattaneo,  1898.    8.    48  pp. 

10.  Gesetzgebung 

Bayerische  Landrecht,  das.  (Codex  Maximilianeus  Bavaricus  civilis^  Tom  Jahre 
1766  in  seiner  heutigen  Geltung.  Text  mit  Anmerkungen  und  Sachregister  herausgegeben 
▼on  Max  Danser  (Rechtsanw.,  München).  München,  J.  Schweitzers  Verlag,  1894.  Roy. -8 
VIII— 878  88.    M.  8.—. 

Geller,  L.  (Hof-  und  Gericbtsadvokat),  Die  Konkarsordnung.  Mit  Erläuterungen 
aas  den  Materialien  und  der  Rechtsprechung.  Wien,  Perle»,  1898.  8.  VIII— 183  SS. 
M.  8.—. 

Goldenring  (LandgerR.) ,  Das  Recht  des  Vermieters  an  den  eingebrachten 
Sachen  des  Dritteigentümer*  and  des  Aftermieters  nach  Reichs-  and  Landesrecht.  Mann- 
heim, J.  Bensheimer,  1898.    gr.  8.    84  SS.    M.  0,80. 

Maechler,  A  ,  Das  Begribniswesen  nach  schweilerischem  Bundesrecht.  Herisau, 
Druck  von  Schläpfer  &  C  ' ,  1898.    gr.  8.    168  SS.    (Barner  Diasertation.) 

Pauer,  K.,  Ueber  die  Entschädigungsforderung  wegen  eines  widerrechtlich  erlangten 
Arrestes.    München,  J.  Schweitzer,  1893.    gr.  8.    48  88.    M.  1.—. 

Schneider,  J.  8.,  Das  Aasdehnungsrecht  bei  der  Zwangsenteignung.  München, 
J.  Schweitser,  1893.    gr.  8.    67  SS.    M.  1,80. 

Staub,  B.  (Rechtsanwalt),  Kommentar  zum  allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetz- 
buch (ohne  Seerecht).  8.  durchgearbeitete  Aufl.  Lieferang  1.  Berlin,  J.  J.  Heine,  189S. 
gr.  8.  96  SS.    M.  1,60. 

Tugginer.R.  (cand.  jur.),  Kauf  bricht  Miete.  Solothorn,  Druckerei  Union,  189« 
8.    VIII— 90  88.    (Berner  Dissertation.) 


Delanney,  L.  (redacteur  principal  au  Ministere  de  l'inteneur),  Les  occupation» 
temporaires  et  la  loi  da  89  decembre  1892.  Nancy,  Berger-Levrault  A  0 ,  1898.  in- 
18  jesus.    VI— 800  pag.    fr.  3,60. 

Burks,  M.  P.,  Notes  on  tbe  property  rights  of  married  women  in  Virginia.  Lynch- 
barg (Virginia),  Bell  C«.,  1893.    8.    95  pp.    $  1.—. 

Barmen.  Bericht  über  Verwaltung  and  Stand  der  Gemeindeangelegenheiten  der 
Stadt  Barmen  für  das  Jahr  1898.  Barmen,  Buchdruckerei  von  D.  B.  Wiemann,  1893 
4     236  SS.  —  Haupt-  und  Spesialetats  der  Stadt  Barmen  pro  1893/94,  ebd.  106  88. 

Berlin.  Hauptjahresabschlufe  der  Stadthauptkasse  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Berlin  pro  1.  IV.  1892/98.  Berlin,  Druck  von  Gebr.  Gronert,  1893.  Qner-FoBo. 
849  88.  —  Daza  Erläuterungen  zum  Jahresabschlufs  der  Hauptkasse  pro  1.  IV.  1892/93 
ebd.  103  SS. 

Bezirkstag  des  Unterelsaff  Sitzung  von  1893.  Verwaltangsbericht  and  Vorlagen 
des  Besirkspräsidenten.  —  Haushaltsetat  des  Bezirks  Unterelsaff.  8  Teile.  Strafsbun;. 
Elsässlsche  Buchdruckerei ,  1893.  4.  Vi  11—208  u.  68  88.  (Inhalt  des  Verwaltung- 
berichte:  Reichsverkehrsanstalten.  —  MUitärweeen.  —  Zölle,  indirekte  Stenern  and  Ei- 
registrements.  Direkte  Steuern.  —  Bergwesen.  Dampfkessel  und  Privatbahnen.  —  Porst- 
wesen. Landwirtschaft.  Meliorationswesen  und  Fischerei.  —  Wegebau.  —  Kultus-  und 
Unterrichtsangelegenbeiten.  —  Medizinal-  und  Tierarzneiwesen.  —  Armenwesen.  —  Spar- 
kassen, Vorschuf,-  und  Darlehnskassen.  —  Finanzielle  Lage  de«  Bezirks  etc.) 

Caprlvi.  Die  Reden  des  Grafen  v.  Caprivi  im  Deutschen  Reichstage,  preußischer 
Landtage  und  bei  besonderen  Anlässen,  1888 — 1893.  Mit  der  Biographie  und  dem  Bild- 
nis. Herausgegeben  von  Rudolf  Arndt.  Berlin,  E.  Hofmann  &  C°,  1894.  8.  IV— 484  SS. 
M.  5.— . 

Caspari,  W.  (Prof.,  Erlangen),  Die  geschichtliche  Grundlage  des  gegenwärtiger- 
evangelischen  Gemeindelebens  aus  den  Quellen  Im  Abrifs  dargestellt.  Erlangen,  Deichen. 
1894.    gr.  8.    VI— 146  88.  M.  2,60. 
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Köln.  Finalabschlüsse  der  Stadtkasse  tu  Köln,  der  selbständigen  Ksssen  und 
der  Nebenfonds  für  1898/98.  Köln,  Kölner  Verlagaanstalt  nnd  Druckerei  ,  1898.  4. 
606  SS. 

Kolberg.  Berichte  betreffend  die  Verwaltung  städtischer  Angelegenheiten  von 
Kolbarg  seit  1887,  insbesondere  seit  1890.  Kolberg,  C.  F.  Post'sche  Buchdruckerei,  1893. 
4.    106  SS. 

Laverrenz.  V.,  Der  Deutsch«  Reichstag  und  die  Parteien ,  ihre  Programme  und 
ihre  Fahrer.    Berlin,  Laverrenz,  1898.    kl.  8.    70  SS.    M  0,50. 

Batzenhofen  G,  Wesen  und  Zweck  der  Politik.  Als  Teil  der  Soziologie  und 
Grundlage  der  StaaUwiasenschaften.  Band  I.  Leipzig,  Brockbaus,  1893.  gr.  8.  X— 
400  88.  Preis  für  das  Tollstindige  dreibändige  Werk  M.  80.—.  (Inhalt  von  Band  1: 
Die  soziologische  Grundlage  —  Die  Politik  im  allgemeinen.  —  Die  Politik  im  Staate.  — ) 

Rumänien  mufs  gröfser  sein.  Berlin,  Deutsche  Schriftstellergenossenschaft,  1893. 
8.  16  88.  M.  0,40.  (Besiebt  sich  auf  die  anzustrebende  Union  der  Rumänen  in  den 
ungarischen  Provinzen  und  im  KR.  Rumänien.) 

8  o  e  s  t.  Bericht  des  Magistrats  zu  8oest  über  den  8tand  und  die  Verwaltung  der 
Gemeindeangelegenbeiten  für  das  Verwaltungsjahr  1898/98.  Soest,  Buchdruckerei  von 
Max  Hotmann,  1808.    8.    47  SS. 

Zorn,  Ph.  (Prof.  der  Rechte,  Königsberg),  Die  staatsrechtliche  Stellung  des  preußi- 
schen Gesamtministeriums.    Göttingen,  Dieterich,  1893.    gr.  8.    60  88.    M.  8  — . 


Annuaire  general  des  finances ,  publik  d'apres  les  documents  officiels  sous  les 
auspices  du  Ministere  de  finances.  IV«me  annee  (1893—1894).  Paris  et  Nancy,  Berger- 
Levrault  4  O,  1898.  gr.  ln-8.  VI— 438  pag.  fr.  6.—.  (8ommaire:  Presldence  et 
grands  corps  de  l'Etat.  —  Ministere  des  finances.  —  Administration  departementales 
—  etc.) 

Comp  t  e  -  reu  du  des  seauce»  de  la  Chambre  des  deputcs  du  grand-ducbe  de  Luxem- 
bourg.  Session  ordinaire  du  8  novembre  1898  au  81  man  1893.  Discussions  et  an- 
naxea.    Luxembourg,  imprim.  V.  Buck,  1893.    8.    XIX— 981,  547  et  XXVI  pag 

Annual  report  of  the  Secretary  of  tbe  Interior  for  the  fiscal  year  ending  Jane  80, 
1893.  Volume  I  and  II.  Washington,  Government  Prutting  Office,  1898.  gr.  in-8. 
clotb.  CLXXIII — 581  pp.  and  1468  pp.  with  map  showing  Indian  reservatlon»  witbin 
the  limita  of  the  U.  State«  compiled  under  the  direction  of  T.  J.  Morgan,  CotnmUsioner 
of  Indian  affairs,  1898.  (Contents:  Vol.  I:  Report  of  the  Commissi  ner  of  the  General 
Land  Office.  —  Vol.  II:  Report  of  the  Commissioner  of  Indian  affairs.  Report  of  the 
Bosvrd  of  Indian  Commissioners.) 

Behring  Sea  arbitration :  Letters  to  the  „Times"  by  its  special  correspondent, 
together  with  the  «ward.    London,  Clowes  &  Sons,  1893.    crown-8.  8/.6. 

Goodnow,  Frank,  J.,  Com  parat  ive  administrative  law,  an  anslysis  of  the  ad- 
ministrative Systems  national  and  local,  of  tbe  D.  8tates,  Kngland,  France  and  Germany. 
8  vols.  New  York,  Putnam's  Sona,  1893.  8.  XXV— 857;  VIII  —  387  pp.,  cloth. 
$  5. —   (Vol.  I :  Organization  ;  vol.  II :  Legal  relations.) 

Hnrlbert,  W.  H  ,  Eogland  under  coercion  :  a  record  of  private  rights  outraged 
and  of  public  justice  betrayed  by  political  malice  for  partizan  ends ;  »et  forth  aa  in  a 
letter  to  the  Lord  Coleridge ,  Lord  Chief  Justice  of  England.  Genoa,  printed  by  the 
istitnto  «ordomuti,  1898.    8.    508  pp. 

Indian  Mutiny,  1867 — '68:  Selections  from  the  letters,  despatches  and  otber  State 
papers  preserved  in  the  Militär  Department  of  the  government  of  India ,  1857 — '58. 
Edited  by  G.  W.  Forrest  (Director  of  records  of  the  government  of  India.)  Vol.  I.  Lon- 
don, W.  H.  Allen,  1898.    Roy-8.  18/-6. 

Stephens,  H.  O,  Parochial  self-government  in  rural  districts :  argument  and  plan. 
2nd  «dition.    London,  Longmans,  1893.    crown-8.    XX — 870  pp.    1/. — . 

Ferrara.  Atti  del  Consiglio  provinciale  nelle  sue  sessiuni  dell'  anno  1898.  Ferrara, 
tip.  dell'  Eridano,  1898.    4.    443  pp 

Firenze.  Rendimento  dei  conti  dell'  anno  1891  dell'  amministrazione  provinciale. 
Firense,  tip.  di  G   Barbera,  1891.    8.    XXVI— 181  pp. 

Plini,  G.  B.  (Albe  neu  de  Jonio),  Spirito  dei  trat  tat;  di  Parigi  e  di  Berlino  e 
diaagio  attuale  d'Europa.  Napoli,  tip.  Jovene  &  C  ,  1893.  16.  180  pp.  L  1,70.  (Contiene: 
Svolgimento  dlplomatico  deila  qoestione  Orientale  —  8pirito  dei  tratuti  di  Parigi  e  di 
Berlino.  —  La  pace  armata  ed  il  präsente  disagio  d'Europa.  — ) 
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Reg  Rio  Calabrla.  Atti  del  Consiglio  provinciale  di  Calabria  ülteriore  Prima. 
Reggio  Calabria,  üp.  A.  d'Andrea,  1893.    4.    280— CXV  pp. 

IS.  Statistik. 

Allgemeines. 

BrUderkalender,  1894.  Statistisches  Jahrbuch  der  evangelischen  Brüderkircbe 
und  Ihrer  Werke.  Jahrg.  1,  bearbeitet  von  E.  Wiek.  Niesky,  Verlag  des  „Herrnbut'1, 
1893.    16.    100  SS.    M.  0,50. 

L  am  b  i  n  e  t,  E.  (colonel,  commandant  superieur),  Notice  geographique,  topographiqae 
et  statistique.    I**"  partie.  Paris,  J.  Baudoin,  1893.  Roy.  in-8.  35  pag.  fr.  1,50. 

■Deutsches  Reich. 

Beitrige  aur  Statistik  der  Stadt  Prankfurt  a/H.  Neue  Polge.  Im  Auftrage  des 
Magistrats  herausgegeben  durch  das  statistische  Amt.  Heft  2  :  Die  Bewegung  der  Bevölke- 
rung im  Jahre  1891,  insbesondere  Studien  Uber  die  Wanderungen.  Bearbeitet  von  dem 
Vorsteber  des  statistischen  Amtes  H  Bleicher.  Frankfurt  a/M.,  SauerUoder,  1898.  Roy.-8. 
64  SS.  mit  83  Tabellen  und  1  graphischen  Darstellung. 

Bericht,  XXV.,  statistischer,  Uber  die  Pfründen-  und  Krankenanstalt  des  kgi. 
Jaliusspitals  zu  WUrzburg  fUr  1892.  WUrzburg,  Druck  von  H.  Stünz.  1893.  gr.  8. 
49  8S.    (Herausgegeben  von  dem  kgl.  Oberpflegeamte  des  Juliusspitals.) 

Bevölkerungswechsel,  der,  in  der  Stadt  Leipzig  im  Jahre  1891.  Leipzig, 
1893.  Imper.-quer-folio.  44  SS.  metallographierte  Tabellen.  (Bearbeitet  im  statistischen 
Amt  der  Stadt  Leipzig.) 

Preufsische  Statistik  (Amtliches  Quellenwerk).  Herausgegeben  in  zwanglosen 
Heften  vom  kgl.  statistischen  BUreau  in  Berlin,  Heft  104,  Teil  I  und  II.  Berlin,  Verlag 
des  Bureaus,  1898.  Roy.-4.  M  20,40.  (Inhalt:  Teil  I.  Statistik  der  Brände  im  preufiu- 
•schen  Staate  für  die  Jahre  1885,  1886  und  1887.  Darstellung  der  Hauptergebnisse  der 
Statistik  der  Britade,  mit  Beifügung  von  Besonderheiten.  14  — CUX  I.III  S8-  —  Teil  H. 
Statistik  der  Brände  etc.  für  1885/87.  Tabellarische  Uebersicbten  zur  Statistik  der  Brinde. 
540  SS.  — ) 

Protokoll  Uber  die  Verhandlungen  der  Kommission  für  Arbeiterstatistik  vom 
SO.  Juni  bis  3.  Juli  1893  Berlin,  C  Heymann,  1893.  Folio.  54  SS.  M.  0,60.  (Druck- 
sachen der  Kommission  für  Arbeiterstatistik,  Verhandlungen  Nr.  3.) 

Statistik  der  Deutschen  Reichs-,  Post-  und  Telegrapbenverwaltung  flir  das  Kalen- 
derjahr 1892.   Berlin,  gedruckt  in  der  Reichsdruckerei,  1893  Folio.  IV— 102  SS. 

Statistik  der  Güterbewegung  auf  deutschen  Eisenbahnen,  nach  Verkehrsbecirkec 
geordnet  Herausgegeben  im  kgl.  preufs.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten.  Band  XLVI 
Jahrg.  XI:  1893,  2.  Vierteljahr).  Berlin,  Heymann,  1893.  Folio.  863  SS.  geb.  M.  11.—. 

England. 

Agricultural  return».  Statistical  Übles  showing  acreage  under  crops  and  gras» 
and  the  number  of  horses,  cattle,  sheep  and  pigs  in  the  United  Kingdom,  with  particulars 
for  each  county  of  Great  Britain,  1893-  London,  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  1893. 
gr.  in-8.    37  pp.   (Pubücation  of  the  Board  of  Agriculture.) 

Quarterly  return  of  marriages,  birtbs,  and  deaths,  registered  in  the  divisions, 
counties,  and  districte  of  England,  by  autbority  of  the  Registrar  General  N°  179:  Mar- 
riages: April,  May,  June  1898;  Births  and  deaths:  July,  August,  September  1893.  Lon- 
don, Eyre  &  Spottiswoode,  1893.   8.    XVI— 76  pp. 

Oesterreich-Ungarn. 
Oesterreichische  Statistik,  Band  XXXIV,  Heft  2:  Die  Ergebnisse  der  Vieh- 
zählung vom  31.  Dezember  1890  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern.  Heft  2 :  Detail bearbeitung.  Bearbeitet  in  der  k.  k.  statistischen  Centraikom- 
mission unter  Mitwirkung  des  k.  k.  Ackerbauministeriums.  Wien,  C.  Gerolds  Sohn,  1893. 
Imp.-4.   6— LX  u.  168  SS.   fl  3,50. 

*      Oesterreichische   Statistik.    Band  XXXVII,  Heft  4 ,  1.  Abteilang:  Statistik 
des  Verkehrs  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Lindern.  Vornehmlich 
für  die  Jahre  1881  bis  1891.   Bearbeitet  von  dem  BUreau  der  k.  k.  statistischen  Central 
kommission,  Abteilung  1  :  Landstraßen,  Wasserstrafsen,  Flufsschiffahrt.  Wien,  C.  Gerolds 
Sohn,  1893.   Imp-4.   V— 113  88.   fl.  1,60. 
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Statistik  des  auswärtigen  Handels  des  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes  im 
Jahre  1898.  Verfafst  und  herausgegeben  vom  Statistischen  Departement  im  k.  k.  Han- 
delsministerium. Band  II.  Warenein-  und  -ausfuhr  im  freien  Verkehre.  Wien,  k.  k.  Hof- 
nnd  Staatsdruckerei,  1893.  gr.  8.  VI— 582  8S.  fl.  8.—.  (Die  Binde  I  und  III  erscheinen 
später.) 

Rufsland. 

Bei  tr  ige  xur  Statistik  des  Handels  von  Reval  und  Baltischport.  Jahrgang  1892. 
Reval,  1898.  Imp.-4.  V— 74  SS.  (Herausgegeben  von  handelsstatistischen  Büreau  des 
Revaler  Börsenkomitees.) 

Bldrag  tili  Pinlands  offlciela  Statistik.  I.  Handel  och  sjöfart,  N 0  10.  VI— 111  u. 
111  pp.  (Auswärtige  Schiffahrt  und  Außenhandel  Pinlands  in  den  Jahren  1889  und 
1890.)  —  I.  Handel  och  sjöfart,  N°  11.  140,  21  u.  61  pp.  (Pinlands  Handel  und 
8chiffahrt  mit  Rufsland  und  dem  Auslande  1891.)  —  VI.  Befolknings-statistik.  N°  21. 
IV— 84  n.  84  pp  (Uebersicht  über  die  Volksbewegung  in  Pinland  im  Jahre  1891.)  — 
Vllb  Postsparbanken.  N°  6  20  pp.  (Bericht  über  die  finlindischen  Postsparkassen  im 
Jahr  1892.)  —  IX.  Statistik  öfversigt  af  elementarliroverkens  i  Pinland,  tillstand  och 
verksamhet  under  läse&ret  1891 — 92.  47  pp.  (Statistik  der  öffentlichen  Schulen  Pinlands 
in  dem  Schuljahre  1891/92,  nebst  einer  Notis  Uber  die  Privatschulen.)  —  XVIII  In- 
dustri-statistik ,  7  och  8:  1880  och  1891  förra  delen  (lr  Teil)  X-Ö5  n.  IX -49  pp. 
(PinUnds  Montan-  und  Metallindustrie  1890  und  1891)—  7  Hefte:  Uelsingfors,  Weilin  St 
Göös'  Tryckeri,  1893.    Roy -8 

IÜHayoepTa,  B  H.,  üerotna«  qaxoTKa  bt>  Mockbx  1880—1889  rr.  Mcahko- 
CTaTHCTHiecKoe  H3dt jOBauic.  MocKBa  1893.  gr.  in-8.  (Statistik  des  Auftretens  der  Lungen- 
schwindsucht in  Moskau  in  den  Jahren  1880—89,  verfafst  von  (Df- med.)  W.  Schnaubert. 
190  SS.  mit  5  Tafeln  graphischer  Darstellungen.)  [Herausgegeben  von  dem  Moskauer 
Polizeipräsidium] 

Serbien. 

Äp*»Bonuc  Cpfiuie.  Hs  craTBCTHURor  ojeieua  ÄIniiHCTapcTBa  mpo&ae  npuBpeAe. 
CßecKa  (Band)  XVII.  Eeorpaxy  (Belgrad)  1893.  4.  LXX— 681  pp.  (Serbische  Statistik. 
Herausgegeben  von  der  statistischen  Sektion  des  Ministeriums  für  Landwirtschaft,  In- 
dn>trie  und  Handel.  Inhalt:  Bewegung  der  Bevölkerung  im  Königreich  Serbien  in  den 
Jahren  1880  bis  1887  mit  4  Karto-  und  6  Diagrammen.) 

Italien. 

Relasione  medico-statistica  sulle  condizioni  sanitarie  dei  corpi  della  Regia  Marina 
durante  il  triennio  1890/92.  Roma,  tipogr.  0.  Bertero,  1893.  Roy.  in-8.  301  pp.  e  6  tavole 
gratkhe.  (Pubblicazione  del  Ministero  della  marina,  Direzione  del  serviaio  aanitario,  riparto 
statistica.) 

Statistica  delle  emigrazione  Italiana,  avvenuU  nell'  anno  1892.  Roma,  tipogr. 
cooperativa  Romana,  1893  Roy.  in-8.  XX— 81  pp.  1.  1.—.  (Pubblicazione  del  Mi- 
nistero di  agricoltura,  industria  e  commercio,  Direzione  generale  della  statistica.) 

Statistica  d«gli  scioperl  avvennti  nell'  industria  e  nell'  agricoltura  duranti  gli 
anui  dal  1884  al  1891.  Roma,  tipogr.  di  G.  Bertero,  1892.  Roy.  in-8.  88  pp.  (Pubbli- 
cazione del  Ministero  di  agricoltura,  industria  e  commercio,  Direzione  generale  della 
statistica.)  [Statistik  der  Arbeitslosen  im  KR.  Italien  in  den  Jahren  1884  bis  1891, 
nach  Landesteilen  und  den  einzelnen  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Betrieben  mit 
Angabe  der  Ursachen  der  Arbeitslosigkeit  geordnet.] 

Dinemark. 

Dan  marks  Statistik.  Statistisk  Tabelvterk,  fjerde  Rtekke  (IV.  Serie),  Lit.  D  N«  22 : 
Kongerigets  Vare-Indforsel  og  Udfersel  samt  den  indenlandske  Prembringelse  af  Brtendevin, 
Ol  og  Roesukker  i  Aaret  1892.  Kjebenhavn,  Gyldendal,  1898.  4.  CXIII— 207  pp.  (Däne- 
marks Warenein-  und  -ausfuhr,  sowie  Branntwein-,  Bier-  und  Rübenzuckerproduktion  im 
Jahre  1892.   Herausgegeben  vom  dlnischen  statistischen  Büreau.) 

Holland. 

8 1  a  t  i  s  t  i  e  k  van  den  in-,  uit-  en  doorvoer  o  ver  het  jaar  1892,  II.  gedeelte.  'sQraven- 
hage,  gedrnkt  bii  gebroeders  Giunta  d'Albani,  1893.   gr.  in-folio.   blz.  XX,  508-829- 
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(Inhalt:  Handelsverkehr  der  Niederlande  mit  den  ausländischen  Staaten  alphabetisch  nach 
den  Verkebrslindern  geordnet.  —  Internationale  handelsstatistiscbe  Z uaammenstellungen. 
—  8chiff.ahrtsstatistik  de*  KR.  der  Niederlande.  -) 

Schweix. 

Schweizerische  Handelsstatistik.  Jahresbericht  Ober  1892.  Bern,  Buchdruckerei 
J.  Schmidt,  1893.    kl.  4     83  SS.    (Ausgegeben  am  31.  Oktober  1893  ) 

Statistik  de*  Warenverkehrs  der  Schweis  mit  dem  Auslande  im  Jahre  1892. 
(Hit  deutschem  und  französischem  Texte)  Bern,  Druck  von  8.  Collin,  1893.  Imp.-folio. 
281,  88,  35  u.  16  SS.  (Veröffentlichung  des  schweizerischen  Zolldepartements.  Inhalt: 
Einfuhr  und  Ausfuhr:  1.  Gesamtresultat  nach  Lindern  und  nach  volkswirtschaftlichen 
Kategorien.  2.  Spesial-,  Effektiv-  und  Oeneralhandei.  8.  Uebersicbt  des  8pezialhand«ls 
nach  den  einseinen  Herkunft**  und  Bestimmungsländern  —  Dorchfuhr  und  spezielle 
Verkehrsarten:  1.  Unmittelbar«  Durchfuhr.  2.  Lagerverkehr.  8.  Veredlungsverkehr  und 
übriger  Freipafsverkehr.  4.  Orenzverkehr.  3.  Retourwaren.  —  Zollertragnisse:  1.  Zoll- 
ertrag  der  einzelnen  Artikel.   2.  Einnahmen  und  Abfertigungen  der  einzelnen  Zollämter. 

3.  Rang  der  Zollämter.  —  etc.) 

Asien  (China). 

China.  Imperial  maritime  customs.  I.  Statistical  series,  N°  2:  Customs  Gazette 
N°  XCVIII.  April-June  1883.  Shanghai,  Kelly  &  Walsb,  and  London,  King  &  Son,  1893. 

4.  IV— 222  pp.   $  1.—.   (Pablished  by  order  of  the  Inspector   general  of  Ctutoms. 

—  British-Indien. 

Statistical  abstract  relaüng  to  BriÜsh  Indla  from  1882-83  to  1891—92.  XXVllti. 
number.  London,  printed  by  Eyre  &  8pottlswoode,  1893.  8.  299  pp.  1/.6.  (Parliam. 
paper,  blue  book.  Bringt  u.  a.  auf  8.  89/42  die  Bevölkerungsziffern  der  british-lndUchen 
Städte  bis  zu  20000  Einwohnern  herab  nach  den  definitiven  Ergebnissen  des  189U  Census.) 

18.  Verschiedenes. 

Becknrts,  H.  (Prof.,  teebn.  Hochschule,  Braunschweig),  Jahresbericht  über  die 
Fortschritte  in  der  Untersuchung  der  Nahrung*-  und  Genufstnittel.  Jahrgang  I  (1891). 
GSttingen,  Vandenboeck  &  Ruprecht,  1893.   8.    106  SS.   M.  2,80. 

Bleibtreu,  Karl,  Geschichte  und  Geist  der  europäischen  Kriege.  Kritische 
Historie.  Band  I  u.  II.  Leipzig,  W.  Friedrich,  1898.  8.  M.  12.—.  (Inhalt:  Bd.  I,  Abt  1 : 
Friedrich  der  Grofse  und  die  Revolution  ,  X— 167  SS  —  Bd.  I,  Abt.  2  :  Die  Napoleo- 
nischen Kriege  um  die  Weltherrschaft,  VI— 208  SS.  —  Bd.  II,  Abt.  1  :  Die  Befreiungs- 
kriege. VUI— 228  S8.  —  Bd.  U,  Abt.  2:  Wellington,  VI— 108  SS  ) 

Bretholz,  B.,  Geschichte  Mährens.  Band  I,  1.  Abteilung  (bis  906).  Herausgegeben 
vom  Landesausschuf*  der  Harkgrafschaft  Mähren.  Brünn,  K.  Winiker,  1893.  gr.  8.  XU — 
120  88.   H.  2.—. 

Burkhardt,  G  ,  Die  Brüdergemeine  Teil  I:  Entstehung  und  geschichtliche  Ent- 
wickelung  der  Brüdergemeine.  Im  Auftrag  der  Unitäts&ltesten-Konferenx  bearbeitet 
Gnadau,  Unitätsbuchbdl.,  1898.    8.    VII— 316  88.    H.  1,60. 

Fisch,  K.  (Oberstleutnant),  Das  schweizerische  Kriegswesen  bis  zum  Untergang 
der  alten  Eidgenossenschaft  Aarau,  Sauerländer  &  C°,  1893.    12.    VUI — 61  SS.    H.  0,80. 

Geffcken,  F.  H.,  Frankreich,  Rußland  und  der  Dreibund.  Geschichüiche  Rück- 
blicke für  die  Gegenwart    2.  Aufl.    Berlin,  Wilhelmi,  1893.    gr.  8.    179  SS.    H.  8.—. 

Jahresbericht,  55.  und  66.:  1890/91  und  1891/92.  Herausgegeben  von 
(Stadtbibliotbekar)  Fr.  C.  Ebrard.  Frankfurt  s/M.,  Druck  von  Gebr.  Knauer,  1893. 
gr.  8.  202  SS.  (Aus  dem  Inhalte:  Die  Entdeckung  Amerikas  in  ihrem  Einflüsse  auf 
die  Geschichte  der  Pflanzenwelt  in  Europa,  von  W.  Jän nicke.  —  Der  IX.  Deutsche 
Geographen  tag  zu  Wien  am  1.  bis  S.  April  1891,  von  P.  Scbmölder.) 

Memoiren  von  Jacob  Iwanowitsch  de  Sanglen,  1776 — 1831.  Aus  dem  Russischen 
übersetzt  von  L.  v.  Marnitz.  Stuttgart,  Cotta,  1898.  gr.  8.  X— 167  88.  M.  8 — . 
(A.  u.  d.  T. :  Bibliothek  russischer  Denkwürdigkeiten.  Hrsg.  von  Th.  8chiemann, 
Band  I.) 

Hey,  0-,  Die  Berliner  Gemeindeschule  und  die  Sozialdemokratie.  Eine  pädagogische 
Skizze.    Berlin,  Bibliographisches  Büreau,  1893.    gr.  8.    82  SS.    M.  0,60. 

t.  Holtke,  Helmuth,  Briefe  über  Zustände  und  Begebenheiten  in  der  Türkei 
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•tu  den  Jahren  1835  bis  1889.  8.  Aufl.  eingeleitet  und  mit  Anmerkungen  verseben  von 
(Prof.)  Gustav  Hirschfeld  (Königsberg.)  Berlin,  Mittler  &  8obn,  1898.  gr.  8.  LXXX 
u.  VI — 646  SS.  mit  Bildnis  des  Verfassers  aus  dem  Jahre  1861,  11  Abbildungen, 
8  Karten  und  Planen  nnd  1  Uebersicbtskarte  der  Reisewege  in  Kleinasieo.  M.  9.—. 
A.  u.  d.  T. ;  Gesammelte  Schriften  und  Denkwürdigkeiten  des  Generalfeldmarschalls  Grafen 
v.  Moltke.    Band  VIII.) 

Ton  der  Osten,  Jenny,  Luise  Dorotbee,  Herzogin  von  Sachsen-Gotha 
1738—1767.  Mit  BenuUung  «rchivalisehen  Materials.  Leipzig ,  Breitkopf  k  Hirtel, 
1893.    8.    Vi n -42  8  88.  mit  6  Bildnissen  (3  Heliogravüren  und  8  Silhouetten).    M.  7,50. 

Schmidtmann,  A.  (Reg.-  u.  Med  K.J.  VI.  Generalbericht  über  das  öffentliche 
Gesundheitswesen  des  Regbei.  Oppeln  für  die  Jahre  1886  bia  1891.  Oppeln,  E.  Raab«, 
1893.    gr.  8.    158  SS.  mit  134  SS.  meist  tabellarischer  Anlagen. 

Schmölder  (OLandesGerR. ,  Köln  a/Rh.),  Die  gewerbsm&fsige  Unsucht  und  die 
zwangsweise  Eintragung  in  die  Dirneniiste.  Vortrag  gehalten  am  7.  September  1893  in 
Frankfurt  a/O.  Berlin,  Allg.  Konferenz  der  deutschen  Sittlichkeitsvereine,  und  Leipzig, 
R.  Werther,  1898.    8.    40  SS.    M.  0,60. 

Universititskalender,  deutscher.  XXXX1V.  Ausgabe,  Wintersemester 
1893/94.  Herausgegeben  von  (Prof.)  Ascberson.  Teil  II :  Die  Universitlten  im  Deutschen 
Reich,  in  der  Schweis,  in  Oesterreich  und  den  russischen  Ostseeprovinzen.  Berlin,  Simion, 
1893.    12.    819  SS.    M.  1,80. 

Vetter,  Benj. ,  (weiland  Prof.  an  der  techn.  Hochschule  in  Dresden),  Die  moderne 
Weltanschauung  und  der  Mensch.  6  öffentliche  Vortrige.  Jena,  G.  Fischer,  1894. 
gr.  8.  XII— 167  SS.  M.  8.50.  (Inhalt:  Einleitendes.  —  Das  einheitliche  Weltbild  der 
modernen  Forschung.  —  Der  Mensch.  —  Das  Sittengesets  auf  natürlicher  Grundlage.  — 
Religion  und  Philosophie.  —  Entwickelungsgeschichte  der  Religion  und  ihre  philosophische 
Begründung.  Zusammenfsssung  der  Ergebnisse  und  Ausblick  auf  künftige  Zustande  des 
Menschengeschlechts.  — ) 

Volksschullebrer,  der  preußische ,  in  seiner  rechtlichen  Stellung  zum  Staat 
and  zur  Gemeinde.  Berlin,  Trowitzsch  &  Sohn,  1893.  12.  76  SS.  M.  0,80.  (Beilage 
an  Trowitzsch's  Taschenkalender  für  deutsche  Volksschullehrer,  Schuljahr  1894.) 


Armee  ()')  italienne,  son  Organisation,  aa  mobilisation.  2«  edition.  Paris  et  Limoges, 
Cb.  Lavauzelle,  1894.    32.    118  pag.    fr.  0,60. 

Charmes,  Fr.,  Etudes  historiques  et  diplomatique».  Paris,  Hachette  ,  1893. 
in- 18  Jesus  VIII— 402  pag.  fr.  8,50.  (Sommaire :  L'antecbrist  de  Renan.  —  L'esprit 
public  au  XVIII«  siede.  —  Les  origines  de  la  France  contemporaine.  —  La  Revolution. 

—  Talleyrand.  —  Histoire  de  Napoleon  I«r.  —  Napoleon  et  Alexandre  I«.  —  Napoleon 
I«  et  le  roi  Louis.  —  Charles  de  Remusat  et  sa  mere.  —  La  politique  fran9aiae  en  1866. 

—  L'affaire  du  Luxembourg.  Le  prelude  de  la  guerre  de  1870.  —  L'Allemagne  et 
Htalie  (1870—1871).  —  Le  „Journal  des  Debets  '  sous  la  S*«"  Republique.  —  etc.) 

de  Lano,  Pierre,  La  cour  de  Berlin.  (2«mo  mille.)  Paris,  Sim.  Emplis,  1894. 
in-18  jesus.  IV— 284  pag.  fr.  8,60.  (Table:  L'Empereur  Guillaume  I«.  —  L'Empereur 
Frederic.  —  L'Empereur  Guillaume  II.  —  Les  princes  et  les  princesses.  —  M.  de 
Bismarck.  —  La  Cour  et  le  monde.  —  La  ville.  — ) 

Lubomirski  (le  prince),  Beust  et  Bismarck  1866—1868.  Paris,  Calman  L.'vy, 
1898.  IV— 683  pag.  gr.  in-8.  fr.  7,50.  (Histoire  contemporaine  de  la  transformation 
politique  et  sociale  de  l'Europe,  vol.  V  ) 

Plante,  A.,  Le  Congres  (des  Am^ricanlstes)  de  Huelva.  Ortbes,  impr.  J.  Goude- 
Dumesnil,  1893.    gr.  in-8.    44  pag.    fr.  3.—. 

Questions  d'assistance  et  d'bygiene  publiques  traitees  dans  les  conseils  generaux 
en  1892.    8.    VI— 298  pag.    Nancy,  Berger-Levranlt  &  O  ,  1893.    8.    VI— 298  pag. 

A  n  n  u  a  1  report  of  the  Board  of  regents  of  the  Smitbsonian  Institution,  ahowing 
the  Operations,  expenditures,  and  condition  of  the  Institution  for  the  year  ending  June  SO, 
1690.  Washington,  Government  Printing  Office,  1891.  gr.  in-8.  XVUI— 805  pp.  with 
163  plates  and  numerous  text  figures,  cloth.  (Contents:  Report  of  tbe  C.  St.  National 
Museum  under  tbe  direction  of  the  Smitbsonian  Institution  for  the  year  ending  June  30, 
1890.) 

Garnett,  Lucy  M.  J.,  The  women  ofTurkey,  and  their  folk-lore.  Cheap  edition. 
3  vols.    London,  Nutt,  1893.    8.    10/  6. 

Moore.  B.  (Mrs.) ,  Keely  and  bis  discoveries:  terial  navigation.  London,  Paul, 
Trübner  &  C°.  10/.6. 
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Oldfield,  J  ,  Tubercalosis,  or  flesh  eating  s  cause  of  eoasamption ,  with  an 
appendix  relating  to  the  objections  raised  at  the  Sanitary  Congress,  1892.  London,  „the 
Vegetarian"  Publishing  Office,  1892.    8.    62  pp.  /0,6. 

Salisbury,  W.  A.,  Portugal  and  iu  people :  a  history.  London,  Nelsons,  1893. 
8.    824  pp.    8/  6. 

Smeaton,  J.,  Plumbing,  dratnage,  water  sapply  and  bot  water  Atting.  London, 
Spons,  1893.    8.    236  pp.  7/.6. 

Triplice  (la),  la  guerra,  la  pace.  8tadio  sociale.  Veneria,  tip.  fratelli  Visentini, 
1893.    8.    28  pp. 

Norske  (den)  Nordhavs-Expedition  1876—1878.  XXI:  Zoologi  (Crinoida  og 
Echinlda,  ved  O.  C.  Danielssen.  Christiania,  H.  Aschehoug  &  C°,  1893.  Imp.  in-folio. 
28  og  9  pp.  med  6  plancher  og  1  kart. 


Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  compareV  XVIP«««  annee  (1893), 
Octobre :  A.  France,  colonies,  pays  sous  les  protectorat  de  la  France :  Les  monnaies 
divisionnaires  d'argent.  Recensement  du  14  sept.  1893,  avec  carte.  —  Production  des 
vins  en  1893  —  Le  commerce  extdrieur  en  1892  (r£sultats  difinitifs).  —  Le  rapport  da 
prlsident  de  la  Commission  permanente  des  valeurs  de  donane.  —  La  Situation  fioanciere 
des  departemeiit»  en  1891.  —  Les  exemptions  temporaires  d'impftt  foncier  daus  les  di- 
partements  phylloxöres  pendant  l'annee  1892.  —  Les  recettes  des  chemins  de  fer,  trois 
Premiers  trimestres  1893  et  1892.  —  Les  contributions  directes  et  les  taxes  assimilees, 
Situation  au  1»  Octobre  1893  —  Les  revenus  de  l'Etat  (les  9  premiers  mois  de  1893). 

—  Le  commerce  exterieur,  mois  de  Septembre.  —  La  navigation  Interieure  (fleuves, 
rivieres  et  canaux),  1847/92.  —  Madagascar:  Les  monnaies  malgacbes.  —  B.  Pays 
Strängen:  Pays- Bas :  Le  projet  de  budget  pour  l'exercice  1894.  —  Suisse:  Le  monopole 
de  l'alcool.  —  Autriche  -  Hongrie:  Le  projet  de  budget  autrichien  pour  l'exercice  1894. 
Le  projet  de  budget  hongrois  pour  1894.  Le  monopole  des  tabacs  en  Autriche  depuis 
vingt  ans.  —  Inde  anglaise :  La  rd  forme  mondtaire  et  le  budget.  —  Etats-Unis :  La 
question  monetaire.    Les  importations  des  pays  k  monnaie  ddpreciee. 

Journal  du  droit  international  privd  et  de  la  jurisprudence  comparee,  publie  par 
Ed.  Cluuet.  20«  annee  (1893)  Nos  VII,  VIII,  IX,  X:  De  la  nationalit«  des  enfants  nes 
sur  le  sol  franceis  de  parents  etrangers,  par  F.  Surville  (prof.,  Poitiers).  —  De  l'dtat 
actuel  du  droit  des  auteurs  dtrangers  en  France  et  des  auteurs  francais  k  l'etranger,  par 
A.  Darras  —  Le  droit  pour  les  Etats  etrangers  de  possdder  des  immeubles  en  Allemague, 
consultation  fournle  par  la  facult*  de  droit  de  Berlin  k  l'occasion  de  la  succession  Zappa. 

—  Etüde  sur  la  loi  du  30  octobre  186°  relative  aux  mariages  entre  Haitiens  et  itrangera, 
par  (prof.)  L.  Borno  (Port-au-Prince).  —  Des  droits  de  succession  d'nn  enfant  ni  d'un 
mariage  celebre  en  Italie  devant  un  consul  des  Etats-Unis,  par  O.  Diena  (avocat,  Flo- 
rence). —  Renseignements  pratiques  sur  la  nationalite  allemande,  par  J.  Keidel  (suppleant 
au  gonrernement  dcpartem.  de  la  Haute-Baviere).  —  etc. 

Journal  des  Economistes  Llle  annee  (1893),  Octobre:  Le  Senat  et  l'Algdrie, 
par  Ch  Roussel  (conseiller  d'Etat).  —  La  reTorme  mondtaire  dans  1'Inde,  par  G.  Fran- 
^ois.  —  Revue  des  principales  publications  economiques   de  l'6tranger,  par  Haur.  Block. 

—  L'abus  du  credit,  par  Ladisias  Domanski.  —  La  loi  de  1857  concernant  les  soci£tes 
Strengeres,  dans  son  application  au  point  de  Tue  fiscal,  par  E.  Rochetin.  —  L'oeuvre  de 
la  sous-commission  juridique  du  cadastre,  par  J  G.  Henricet.  —  L'oeuvre  de  la  paix  en 
Amerique,  en  Suisse  et  au  Japon,  par  Fr.  Passy.  —  Lettre  d'Autriche-Hongrie ,  par  A. 
E  Horn.  —  Lettre  de  la  Turquie  d'Asie,  par  Azarian.  —  Rapport  au  President  de  la 
Republique  francaise  sur  l'Exposition  universelle  de  1900.  —  La  greve  du  bassin  da 
Pas-de-Calais.  —  Le  Siam.  Situation  actuelle.  —  Societt'  d'economie  politique,  seance  da 
5  octobre  1893.  Diskussion:  Examen  de  la  mithode  a  employer  pour  combattre  le  malen- 
tendu  social.  —  Cbronique  economique.  —  etc. 
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Journal  de  1»  8ociete  de  statistique  de  Paris  XXXIV««*  aonee  (1893)  N°  10, 
Octobre:  La  ßscalltd  sur  l'eclairage  k  Paris,  par  O.  Bienayme. —  Les  prix  (extrait  d'une 
commnnication  faite  k  la  Society  nationale  d'agriculture  de  France)  ,  par  E.  Levasseur.  — 
Chronique  des  quesüons  ouvrieres  et  des  assurances  sur  la  Tie,  par  Haur.  Bellom.  — 
Chronique  trimestrielle  de  statlstiqae  generale,  par  A.  Liegeard.  —  De  Zella  aux  frontleres 
de  l'empiro  Kaffa:  voyages  d'A.  Cecchi.    Compte-rendu  par  M.  de  Cassano. 

H  6  form  e  sociale,  la.  Bulletin  de  la  Socio  te  d'economie  sociale  etc.  XHI^me  annee 
(1893)  III  serle,  N<>«  59 — 66,  1er  juln  a  16  septembre :  Le  credit  populaire  par  le  socia- 
Hsme  et  par  l'association  libre,  I  et  II,  par  E.  Rostand.  —  Le  referendum  commuual, 
par  K.  de  la  8izeranne  (article  I  et  II).  —  Les  assemblees  des  pays  d'Etats  sous  fan- 
den regime,  par  A  Babeau  ffin).  —  Le  metayage  en  Italie,  par  J.  P.  Assirelli.  —  Les 
grandea  compagnies  de  commerce  et  de  colonisalion,  par  (le  comte)  de  Bisemont.  —  Le 
credit  agricole  et  populaire  et  les  banques  en  Ecosse ,  par  H.  des  Essars  (sous-cbef  a  la 
Banque  de  France)  —  L'assnranco  libre  contre  les  accidents  dn  travail  ;  ses  resultats 
au  comite  des  forges  de  France,  par  A  Oigot  —  Comptc  rendo  de  la  reunion  annuelle 
des  Dnions  de  la  paix  sociale  (N°  61,  1  jnillet).  —  De  la  Separation  de  l'eglise  et  l'Etat 
aux  Etats-Unis  et  en  France,  par  (le  vicomte)  de  Meaux.  —  Les  recents  progres  du 
socialisme  en  Allemagne,  par  Ü.  Blonde!  (prof ,  Lyon).  —  Dne  belle  rie:  J.  Evelart, 
par  J.  Lacointa.  —  A  propos  des  denx  livres  sur  les  Basses-Pyrenees,  par  L.  Batcave. 
—  II.  Tamiiey  de  Larroque  et  les  livres  de  raison,  par  A.  Babeau.  —  L'enseignement 
economique  en  Allemagne,  d'apres  des  livres  recents  (par  H.  Saint-Marc  et  E.  Duthoit), 
par  £.  Dubois  et  E.  Perreao.  —  Programme  de  l'enquete  sur  la  condition  des  ouvriers 
agricoles,  ouverte  par  la  8ociete  des  agricnlteurs  de  France  et  la  Societe  d'economie 
sociale.  —  Les  greves  d'Amiens,  par  H.  Valleroux.  —  Une  Imitation  anglaise  de  la 
famille  chinoise.  Le  major  Poore  et  les  villsges  du  Wiltsbire,  par  E.  Simon.  —  Les 
salaires  et  la  duree  da  travail  dans  la  grande  et  la  moyenne  Industrie  du  departement 
de  la  8eine,  par  A.  Fontaine.  —  Un  devoir  social.  Les  caisses  Raiffeisen  et  le  credit 
agricole,  par  L  Durand.  —  La  politique  sociale  en  Autriche,  par  E.  Dubois.  —  La 
Philosophie  morale  et  la  reforme  sociale,  e'tude  par  J.  Oardair.  —  L'AUemagne  au  moyen 
Age,  par  C.  Juglar  (nach  der  Blondel'schen  Schrift  :  „Etüde  sur  la  politique  de  Fred6- 
ric  II  "I.  —  La  tradition  de  patronage,  par  A.  Delaire.  —  8tatistique  de  la  propriete 
fonciere  enregistree  en  Oalicie,  par  E.  Dubois.  —  Un  disconrs  de  distribntion  de  prix, 
par  L.  Olle-Laprune.  —  Chronique  du  mouvement  social,  par  A.  Fougeronsse.  —  Le 
mouvement  social  a  l'&ranger,  par  J.  Cazajenx.  —  etc. 

Revue  generale  d'administration.  XVI^nie  aonee,  Octobre  1893:  Notes  de  jaris- 
pradence,  section  de  l'interieur,  des  caltes  etc.  (snite).  —  Les  budgets  de  la  ville  de 
Bordeaux  aux  XV«,  XVIe,  XVII«,  XVIII«  et  XIX«  siecles.  —  Chronique  d'Autriche-Hongrie : 
Leg  assurances  provinciales  contre  l'incendie.  Statistique  des  assurauces  contre  les  acci- 
dents du  travail.  —  Chronique  de  Belgique :  La  dette  publique  beige.  Le  dnel  en  Belgi- 
que.  Les  fcmmes  et  les  fonctions  publiques.  —  Chronique  d'Italie :  Les  greves  onvrieres 
en  Italie.  —  Chronique  de  l'administration  fran^aise. 

Revue  d'economie  politique.  Secritaire:  H.  St-Harc  (prof.,  Bordeaux).  Vi l ann.;e 
(1893)  N"-  8,  9,  10,  Aout  a  Octobre  1898:  Les  fondements  philosophiques  de  l'economie 
politique  de  Quesnay  et  de  Smith,  par  Quill  liasbach.  —  Les  nouvelles  compagnies 
ouvrieres,  2«  article :  I.  Associations  egaiitaires.  II.  Association!  de  production  k  Tonne 
inegalitaire,  par  HU.  Regnault  et  Maur.  Waton.  —  Le  probleme  de  l'immigration 
dans  les  Etats-Unis  de  l'Am^rique,  par  Pictro  8itU.  —  Chroniqne  4conomique,  par 
Ch.  Gide  et  M  Lambert.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  (Publication  du  Ministere  de  la  marine).  Tome  CXIX, 
livraison  386,  Novembre  1898:aAgde,  son  origine,  son  histoire  maritime,  par  Robin  (sous- 
commissaire  de  la  marine.)  —  Commission  des  chaudieres.  Conclusions  et  recomman- 
dations  de  la  Commission  nommee  par  les  Lords  de  l'Amiraute  pour  examiner  les  types 
existants  et  les  dessins  de  machines  et  chaudieres  de  la  marine  royala  (d'Angleterre).  — 
Jean-Gaspard  Vence,  corsaire  et  amiral,  par  M.  Loir.  —  Statistique  des  naulrages  et 
autres  accidents  de  mer  pour  l'annee  1891.  Rapport  an  Ministre,  par  E.  Fabre  (suite  et 
fin).  —  Developpement  de  la  marine  marchande  de  l'empire  allemand  pendant  les  vingt 
dernleres  annees  (1871  — 1892).  —  Chronique.  —  Pecbes  maritimes:  La  chasse  des  phoques 
dans  la  mer  de  Behring.  Elevage  des  salmonides.  Situation  de  la  peche  sur  les  cotes 
d'Angleterre.    Situation  de  la  peche  et  de  l'ostreiculture  pendant  le  mois  d'aoßt  1898. 
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Board  of  Trade  Journal.  Vol.  XV,  N°  88,  November  1893:  Meeting  of  the 
International  Statistical  Institute  at  Chicago.  —  The  comparability  of  trade  statistics.  — 
Kecent  prosecution  under  the  Merchandlse  Marks  Act  —  The  Bossian  cotton  manufac- 
turing  industry.  —  The  Nederlands  goTernment  and  the  sogar  industry.  —  Weights 
and  measures  in  ose  in  Turkey.  —  Public  works  and  private  enterprise  in  Bulgaria.  — 
Coal  production  in  Western  Enrope  —  Cotton  culUvation  in  Central  Asia.  —  Bailway 
construction  in  Colombia.  —  Tarif!  changea  and  eustoms  regulations.  —  Customa  tariff 
of  the  Bahamas.  —  Generai  trade  notes.  —  State  of  the  akilled  laboor  market  — 
Proceedings  of  Chambers  of  commerce.  —  etc. 

Contemporary  Beview,  the,  for  November  1893:  Tbe  political  Situation  in 
France ,  by  Q.  Monod.  —  The  Parish  Councils  Bill,  by  tbe  Bishop  of  Bipon.  —  Mas- 
honaland and  ita  people,  by  J.  Th.  Bent  —  Christlanity  and  Mohammedaniam ,  by 
O.  Wasbbnro.  —  The  English  poor  law  and  old  age,  by  J.  Frome  Wllkinson.  —  Tbe 
geographica!  evolution  of  the  North  Sea ,  by  A.  J.  Jukes-Browne  (with  maps).  —  The 
Conference  of  colonlal  members ,  by  J.  E.  Hogan.  —  Tbe  problem  of  the  famlly  in  th« 
U.  States,  by  8.  W.  Dike.  —  Ugency  In  Slam,  by  H.  Norman.  —  The  minera'  battla 
and  alter,  by  Sydney  Olivier.  —  etc. 

Economic  Journal .  the.  (London,  Macmillan.)  1898,  September:  Report  of 
annual  meeting:  Etbics  and  economies,  by  Goschen.  —  The  agricultural  problem,  by 
Bear.  —  Labour  federation,  by  Edwards.  —  Some  controverted  poinU  in  the  administra- 
Üon  of  poor  relief,  by  Loch.  —  The  rlse  of  the  English  Post-office,  by  Agilwie.  — 
The  suspend  rupee  and  the  policy  of  contraction,  by  Dana  Borton.  —  etc. 

Fortnightly  Beview,  the.  November  1893:  The  lock-out  in  the  coal  trade,  by 
Vaughan  Nash.  —  The  ice  age  and  its  werk,  part  1  ,  by  A.  B.  Wallace.  —  Deli  in 
Sumatra,  by  B.  W.  Egerton  Eastwick.  —  la  money  a  mere  commodity?  How  to  save 
E&ypt*  with  map,  by  Cope  Whitehouse.  —  Carl  Wilhelm  Scheele,  by  (Prof.)  Tborpe. 

—  Tbe  psychology  of  labour  and  capital,  by  B.  Wallace.  —  The  Ireland  of  to-day, 
part  1,  by  X.  —  etc. 

Bumanitarian,  the.  Vol.  III,  N°  6,  November  1893:  The  reform  of  the  public- 
house,  by  (the  Bev.)  the  Lord  Bishop  of  Chester.  —  The  education  question  (a  reply  to 
the  Dean  of  St  Paul's),  by  E.  Lyulph  Stanley  —  The  struggle  of  the  sexes :  its  effect 
upon  the  race,  by  Straham.  —  A  plea  for  the  domestic  servant,  by  (Miss)  Helena  Heath. 

—  Electriclty  and  bealtb,  by  H.  Newman  Lawrence.  —  The  Parliament  of  religions  in 
Chicago,  by  B.  8.  —  etc." 

National  Beview,  the.  November  1893:  Tbe  European  outlook,  by  (Admiral) 
Maxse.  —  Becollections  on  the  way  home  ,  by  H.  E.  M.  James  —  Robert  Lowe  as  a 
Journalist  by  A.  Patchett  Martin.  —  Parish  Councils,  by  (the  Bev.)  T.  W.  Fowle  and 
J.  Sc.  Montagu.  —  Church  and  tbe  press,  by  J.  Th.  Bunce.  —  Maabonaland,  by  W.  Gres- 
well.  —  In  cabinet  Council,  by  H.  D.  Trail. 

Nineteenth  Century,  the.  N"  201,  November  1893:  England  and  France  in 
Asia,  by  (Sir)  Lepel  Griffin.  —  Employers'  liability,  by  A.  D.  Provand.  —  What  nezt? 
(in  Bezug  auf  die  Ablehnung  der  Borne  Bule  Bill  im  englischen  Oberhause),  von  J.  E.  Bed- 
mond.  —  Darwinism  and  swimming,  a  theory,  by  L.  Bobinaon.  —  Beligion  at  the 
London  School  Board,  by  E.  Lyulph  Stanley.  —  The  coal  crisis  and  the  paralyais  of 
british  industry,  by  J.  Stephen  Jeans.  —  „Bussud" :  and  Indian  grievance,  by  the  Bajab 
of  Bhinga  Oday  Pertap  Sing.  —  etc. 

Scottish  Review,  the,  published  quarterly.  October  1893:  A  scottish  merchant 
of  tbe  XVIth  Century,  by  A.  H.  Miliar.  —  The  scottish  paraphrasea,  by  J.  Cutbbert 
Hadden.  —  The  meaning  of  tbe  Bussian  name,  by  K.  Blind.  —  Tbe  ice-age  and  poat- 
glacial  period,  by  D.  Gath  WhiUey.  —  etc. 

Weatmineter  Beview,  the,  November  1893:  Life  of  (Sir)  Bichard  Burton.  — 
The  sea:  wrecks  and  aalvage.  —  The  Indian  civil  Service  resolution.  —  Habits  and 
eustoms  of  savage  life.  —  New  Australia:  Communistic  work  at  the  Antipodes.  —  etc. 

C.  Oesterreich-Ungarn. 
Deutsche    Worte.     Monatshefte    herausgegeben    von    Engelbert    Pernes  torfer 
Jahrg.  XUI  (1893),  Novemberheft:  Methoden  der  deutschen  Arbeitslohnstatistik ,  von 
K.  Thiers  (Berlin).  —  Zur  Erinnerung  an  Erost  Busch  (Verfasser  der  Schriften:  „Die 
sosiale  Frage  und  ihre  Lösung",  „Ursprung  und  Wesen  der  wirtschaftlichen  Krisia"), 
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von  A.  Mtllberger  (Crailsheim).  —  Amerikanisches.  —  Antwort  an  die  Herren  (Prof.) 
Tönnies  and  (DO  Himmelbaur ,  von  F.  v.  Feldegg  (Wien).  —  Aas  meinem  „ Bauern - 
spiegel1',  von  W.  Nagl  (Wien),  Fortsetzung :  Das  Gewissen.  —  etc. 

Monatsschrift  für  christliche  Sotlalreform,  Gesellschaftswissenschaft  etc.  Hrsg. 
von  (Prof.)  J.  Scheicher,  Jahrg.  XV,  Heft  11,  November  1898:  Ein  Schritt  tum  allge- 
meinen Wahlrecht,  vom  Heraasgeber.  —  Böse  Rechenfehler,  von  (Pater)  Matth.  Kars 
(Fortsetzung  et  Die  Heilang  der  üblen  Folgen  der  Wirtschaftsteilang).  —  Die  Oase  von 
Siwah.  —  Sozialer  Bttckblick  ,  von  M.  V.  —  Die  landwirtschaftlichen  Dienstboten  in 
Kirnten ,  von  v.  Manndorff.  —  Die  Totenbestattung  bei  den  alten  Aegypten ,  von 
Heinr.  Becker.  —  Der  8chmiedefang  und  die  alten  Laternen  der  Donaadampfschiffahrts- 
gesellschaft,  von  (Pfarrer)  Eichhorn.  —  8oxiale  Streiflichter.  —  etc. 

E.  Italien. 

Giornale  degli  Economisti :  Bivista  mensile  degli  interessi  italiani.  Novembre 
1893:  Tcoria  della  popolazione,  per  E.  La  Loggia  (I.  art.).  —  La  dottrina  dello  Stato  e 
la  filosofia  politica  contemporanea,  per  F.  Flora  (continuasione  e  fine  —  Affrancamento 
di  enfiteusi,  per  L.  Bameri.  —  Barbarismi  di  economia  monetaria,  per  L.  Baroeri.  —  La 
mortalita  infantile  e  il  costo  dell'  uomo  adnlto,  per  V.  Pareto.  —  Previdenza,  per 
C.  Bottoui.  —  Cronaca:  II  discorso  del  Giolitti  e  la  lettera  del  Badini,  per  V.  Pareto. 

—  Supplemento  al  Gioroale  degli  Economisti:  Saggio  di  bibliografia  economica  italian« 
1870—90),  per  A  Bertolini  (continuasione).  — 

G.   Belgien  und  Hotland. 

Revue  de  droit  international  et  de  legislation  comparee  (Bruzelles).  Tome  XXV, 
1893,  N°  5:  La  question  des  pecheries  daos  la  mer  de  Behring,  par  Th.  Barclay.  — 
Considdrations  historiques  et  juridiques  sur  les  protectorats,  par  E.  Engelhardt.  —  Les 
juridiction»  infe>ieures  en  Rossie  d'apres  le  code  de  1864  et  les  lois  des  9  et  12  jaillet 
1889,  par  J.  Dubois  (Sieme  article).  —  Histoire  du  droit  international.  Le  reglement  de 
rang  du  pape  Jules  II  —  etc. 

deEconomlst  XLII.  Jaargang  (1893),  Juli— November :  (in  hollindischer  Sprache) : 
Die  Schließung  der  Münzstätten  (fttr  die  Silberrupie)  in  Britiscb-Indien ,  von  G.  M. 
Boissevain.  —  Mitteilung  eines  Schreibens  von  Rochussen  an  C.  A.  Verrijn  Stuart  betr. 
dessen  Artikel*  in  der  Juni-Nr  des  Economist  Aber  die  Angriffe  der  Sozialisten  auf  die 
kapitalistische  Gesellschaftsordnung  und  Replik  Stuarts.  —  Koloniale  Chronik  and  koloniale 
Litteratur,  von  J.  K.  W.  Quartes  van  Ufford.  —  Die  gewerblichen  und  industriellen 
Zustande  in  den  Provinzen  Nordbrabant  and  Limburg,  von  E.  Fokker  (Sekretär  der 
Handelskammer  von  Middelburg).  —  Die  holländische  Demokratie  und  der  Staatsschatz, 
von  A.  D.  van  Asaendellt  de  Coningh.  —  Das  holländische  Gesetz  betreffend  den  Durch- 
zug and  die  Weiterbeförderang  fremdländischer  Auswanderer,  von  J.  Wilmlnk.  —  Der 
Volksscbalunterricht  in  Berlin,  von  S.  Gille  Heringa.  —  Das  Bettelwesen  in  Paris  (nach 
der  Paulian'schen  Schrift:  „Paris  qai  mendie.  Les  vrais  et  les  faux  pauvres"),  von 
H.  Pyttersen  Tz.  —  Silbereinfuhr  in  Britisch-Indien,  von  v.  d.  B.  —  Beferat  Aber  das 
Guyot'sche  Werk:  „La  tyrannie  socialiste",  von  C.  A.  Verrijn  Stuart  —  Postalische  Zu- 
stände in  Grofsbritannien ,  von  S.  Gille  Heringa.  —  Der  Gesetzentwurf  aar  Wiederein- 
führung des  Octroi  im  Königreich  der  Niederlande,  von  J.  (Baron)  d'Aulnis  de  Boarooill. 

—  Die  letstjährigen  ungünstigen  Einuahmeverhältnisse  der  Niederländischen  Bahnen  and 
die  von  der  öffentlichen  Meinung  dafür  verantwortlich  gemachten  Eisenbahnfusionsverträge 
von  1890,  von  L.  E.  Asser.  —  Wirtschaftliche  Chronik.  —  Handelschronik.  —  etc. 

H.  Schwelt. 

Schweizerische  Blätter  für  Wirtschaft*-  und  Sozialpolitik,  redigiert  von  O.  Wull* 
schleger.  Jahrg.  I  (1883),  Nr  8  und  9:  15.  Oktober  und  1.  November:  Zar  Besteuerung 
der  Erbschaften,  von  J.  Platter.  —  Zur  Währungsfrage  II:  Uebersicht  der  Währungs- 
verhältnisse der  Kalturländer,  von  J  Fr.  Schär.  III.  Die  Schweis  and  die  lateinische 
Milnskonvention,  von  O.  Wullschleger.  —  Die  Sozialgesetzgebung  und  die  wohlerworbenen 
Bechte,  von  J.  Fischer.  —  Zur  Frage  des  Bechts  auf  Arbelt.  —  Sozialpolitische  Bund- 
schau:  Ethische  Bewegung  and  Soiialismus.  Bundessabvention  für  die  Volksschule.  Zu 
den  Nationalratswahlen.  Die  Deutsche  Gesellschaft  für  ethische  Kultur.  —  Wirtschafts- 
chronik: Die  Währungsfrage  in  Indien,  China  und  den  Vereinigten  Staaten  Zur  Lage 
der  Stickereiindustrie  etc.  —  Gemeindliche  Sozialpolitik.  —  Statistische  Notizen.  — 
Kleine  Mitteilungen.  —  etc. 
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Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik.  Jahrg.  XXIX  (1893)  4.  Qoartalhett 
Statistique  des  alilnes  specialement  a  Geneve  et  en  Soisse,  par  P.  Ladame.  —  Die 
Ferienkolonien  in  der  Schweis  in  den  ersten  15  Jahren  ihrer  Entwickelang  (1876 — 1890), 
Ton  (Pfarrer)  H.  Marthaler.  —  Adolf  Quetelet  als  Moralstatistik,  >r  ,  von  (Privatdocent) 
Naüm  Reichesberg  (Univers.  Bern).  —  Vier  thurgauische  Haushaltungsbudgets ,  von 
(Pfarrer)  E.  Hofmann.  —  Geschichte  des  Armenwesens  im  Kanton  Bern  von  der  Reforma- 
tion bis  auf  die  neuere  Zeit,  von  K.  Geiser.  —  Die  Entwickelung  der  Seidenindostrie. 
Vortrag  gehalten  in  der  Statistisch-volkswirtschaftlichen  Gesellschaft  zu  Basel  von 
R  Sarasin-Warnery.  —  Statistisch-volkswirtschaftliche  Gesellschaft  zu  Basel,  Notiz.  — 
Die  überseeische  Auswanderung  aus  der  Schweiz  im  Jahre  1892.  —  | 


K.  Amerika. 

A  n  n  al  s  of  the  American  Academy  of  political  and  social  seience  (issued  bi-monthly). 
Editors  E.  J.  James,  R.  P.  Falkner,  J.  H  Robinson.  Vol.  IV,  N°  2,  September  1893: 
First  State  Constitution«,  by  W.  C.  Morey.  —  Married  women's  property  in  anglo-saxon 
and  anglo-normsn  law,  by  Fl.  G.  Buckstaff.  —  Peons  of  the  South,  by  G.  K.  Holmes.  — 
The  medievaJ  manor,  by  E.  P.  Cheyney.  —  etc.  Supplement  to  this  number:  Inland 
waterways:  their  relation  to  transportation ,  by  E.  R.  Johnson.  —  Vol.  IV,  N°  3:  No- 
vember 1893:  Contents:  Interest  and  proflts,  by  A.  T.  Hadley.  —  Austrian  theory  of 
value,  by  S.  M.  Macvane.  —  Subjective  and  objective  view  of  distribution,  by  J.  Hobson. 
—  Congress  and  the  cabinet  (II.),  by  G.  Bradford.  —  Total  Utility  Standard  of  deferred 
paymeots,  by  E.  A.  Ross.  —  Briefer  Communications:  American  Economic  Association. 
International  Statistical  Institute.  Proportional  representation  congress ,  by  St.  Cooley. 
Betterment  clause  of  the  London  Improvement  Bill.  National  Prison  Association.  —  Per- 


Bulletin  of  the  American  Geographical  Society  (published  qaarterly).  Vol.  XV 
N  '  2  and  3,  June  30  and  September  SO,  1893:  The  Finger  lakes  of  New  York,  by  A. 
P.  Brigbam.  —  Honduras,  by  E.  W.  Perry.  —  Nicaragua:  studies  on  the  Mosquito  Sbore 
in  1892,  by  Courtenay  De  Kalb.  —  The  wild  peoples  of  Farther  India,  by  C.  W.  Ros- 
set —  Geographical  naroes  of  Angola,  W-Africa,  by  Heli  Cbatelain.  —  Letter  from  C. 
Lumholtz  in  Northern  Mexico.  —  The  geographical  and  architectural  monuments  of  medissval 
Europe,  by  (General)  E.  L.  Viele.  —  Life  in  the  wilds  of  Central  Africa,  by  E.  J.  Glave. 
—  Geographical  notes,  by  G.  C  Hurlbut.  —  Washington  letter.  —  Obituaries.  —  etc. 

Quarterly  Publicaüons  of  the  American  Statistical  Association.  Newseries,  N»  23, 
(Vol.  III) ,  September  1893  :  Marders  in  Massachusetts,  by  Waldo  M.  Cook.  —  Classi- 
fication of  occupations  in  the  Census,  translated  of  report  made  by  M.  Bertillon.  —  Growth 
of  cities  in  the  United  States  during  the  decade  1880—1890,  by  Carl  Boyd.  —  The  vital 
statisties  of  an  Apache  Indian  Community. 
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Annalen  des  Deutschen  Reichs.  Hrsg.  von  Georg  Hirth  und  M.  v.  Seydel.  Jahr- 
gang 1893,  Nr.  11  o.  12:  Zar  Frage  der  Regelung  des  Handwerks:  1.  Vorschlage  für 
die  Organisation  des  Handwerks.  2.  Vorschläge  für  die  Regelung  des  Lehrlingswesens 
im  Handwerk.  —  Anweisung  zur  Ausführung  des  preufsischen  Einkommensteuergesetzes 
vom  24.  Juni  1891,  vom  5.  August  1891.  —  Das  bayerische  Gehaltsregulativ  vom  11.  Juni 
1892.  —  Juristisches  Prfifungswesen  in  Bayern  (Prüfungsverordnung  vom  12.  VII.  1893 
und  Ministerialbekanntmachung  vom  14.  VII.  1893).  —  Die  W  oh  du  ogs  Verhältnisse  der 
Arbeiter  in  den  gröfseren  gewerblichen  Betrieben  im  Herzogtum  Braunschweig,  von 
(FlnanzR.)  F.  W.  R.  Zimmermann  (Nachtrag).  —  Gewissensfreiheit  and  Religionsanter- 

Arbeiter freund,  der.  Zeitschrift  für  die  Arbeiterfrage.  Organ  des  Centraivereins 
für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Jahrg.  XXXI  (1893)  3.  Vierteljabrsheft :  Ein 
Lehrbach  der  politischen  Oekonomie  aas  dem  Jahre  1723  von  einem  ungenannten  Deut- 
schen :  („Traite  de  la  richesse  des  Prinees  et  de  leurs  etats  et  des  moyens  simples  et 
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naturels  ponr  y  parvenir,  par  C.  C.  d.  P.  de  B.  [AJlemand]*'),  von  (Prof.)  V.  BOhmert.  — 
Eine  sächsische  Gutswirtschaft  in  den  Jahren  1854,  1864,  1884  und  1890  mit  besonderer 
Bücksicht  anf  die  Lohnverhältnisse  der  Landarbeiter,  von  E.  v.  Graisowsky.  —  Das 
Lohn-  und  Arbeitssystem  von  A.  Dolge  in  Dolgaville  (Staat  New  York),  von  (Prof.)  V. 
Böhme«.  —  Materialien  für  praktische  Versnebe  zur  Lösung  der  Arbeiterfrage.  —  Vier- 
teljahrschronik. —  etc. 

Archiv  für  Post  und  Teltgraphie.  Nr.  19,  SO  und  21,  Oktober  und  November 
1893:  Fortschritte  und  neuere  Versuche  auf  dem  Gebiete  des  Telegraphen-  und  Stadtfern- 
sprechbauwesens  bei  der  BeichsteleKraphenverwaltung.  —  Das  wttrttembergiscbe  Post-  und 
Telegraphenwesen  im  Jahre  1891/92.  —  Javanische  Eisenbahnverhiltnisse.  —  Postver- 
ordnungen zur  Zeit  der  französischen  Invasion  im  Jahre  1793.  —  Ein  Augsburger  Post- 
bericht aus  dem  Jabre  1786.  —  Skizzen  aus  Chinas  (Kultur-)Gescbicbte.  —  Postkurs- 
karten und  Postkursbücher.  —  Die  Oceantelephonie.  —  Die  Eisenbahnen  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  —  etc. 

C  h  r  i  s  1 1  i  c  h- soziale  Blätter.  Katholisch-soziale*  Centraiorgan.  Jahrgang  XXVI 
(1898),  Heft  17  und  18:  Ein  guter  Tag  des  Ministeriums  Taafe,  von  A.  Tr.  —  Ar- 
beiterinnenfürsorge. —  Sosiales  Wirken  der  Kirche  vor  der  Reformation  —  Ueber  die 
Ursachen  der  französischen  Revolution  (II.  Fortsetzung)  —  Der  sozialdemokratische 
Parteitag  zu  Köln.  —  Die  deutschen  Gewerkschaften  im  Jahre  1892.  —  Die  deutschen 
Gewerkvereine  (Hirsch-Duncker).  —  Ueber  die  Zerreibung  des  Mittelstandes.  —  etc. 

Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deuteeben  Reich. 
Hrsg.  von  G.  Schmoller.  Jahrg.  XVI  (1893),  Heft  4:  Die  geschichtliche  Entwickelung 
der  Unternehmung,  von  G.  Schmoller.  (Art.  XIII:  Die  Handelsgesellschaften  des  17.  und 
18.  Jahrhunderts,  hauptsächlich  die  grofsen  Kompagnien.)  —  Bodenrecht  und  Bodenver- 
teilung in  Irland  bis  zum  Schlüsse  des  17.  Jahrhunderts,  von  Mor.  Jafle.  —  Die  neuere 
sozialistische  Bewegung  in  der  Schweis,  von  Fr.  Berghoff  ising  (IL  Artikel).  —  Zur  Vor- 
bildung der  Eisenbabnbeaniten,  von  de  Terra.  —  Neuere  münzpolitische  Litteratur,  be- 
sprochen von  W.  Lötz.  —  Der  Verband  deutscher  Gewerbevereine,  seine  Entstehung, 
Organisation  und  die  bisherige  Wirksamkeit,  von  Tb.  Hampke.  —  Die  Berufsgenossen- 
schaften als  Träger  einer  nationalen  Lohnstatistik,  von  H.  Losch.  —  Grundsätze  der 
städtischen  Bodenpolitik,  von  Rud.  Eberstadt.  —  Ein  neues  englisches  Lehrbuch  der 
Nationalökonomie  („Marshai),  Principles  of  economic»,  vol.  I"),  von  L.  Katzenstein.  — 
Nochmals  die  englische  und  deutsche  Baumwollindustrie,  von  G.  v.  Schulze-Gävernitz.  — 
Statistik  der  sozialen  Lage  der  deutschen  Handlungsgehilfen,  von  K.  Oldenberg.  —  etc. 

Neues  Lausitzisches  Magazin.  Im  Auftrage  der  Oberlausitzischen  Gesellschaft  der 
Wissenschaften.  Band  LXIX,  Heft  2  (Görlitz  1893):  Die  »lavischen  Orts-  und  Flurnamen 
der  Oberlausitz,  von  P.  Kfihnel  (Fortsetzungen).  —  Bautzner  Marktzeichen,  von  W.  v. 
Böttlcher.  —  Görlitz  im  Kriegsjahre  1870/71,  von  v.  d.  Velde.  —  Ueber  die  Bezeich- 
nung gewisser  ländlicher  Grundstücke  als  „Vollunge"  oder  „Folge",  von  Knothe.  —  Das 
Zweitälteste  Stadtbuch  von  Görlitz  1842  ff,  von  Jecht.  —  Zwei  Bücher  aus  der  Görlitzer 
Münze,  von  R.  Scheuner.  —  etc. 

Neue  Zeit,  die.  Jahrg.  XI  (1892/93),  II.  Halbjahr,  Nr.  44  bis  53:  Die  direkte  Ge- 
setzgebung durch  das  Volk  und  der  Klassenkampf,  von  K.  Kautsky.  —  Volapük.  Ein 
Beitrag  zum  bevorstehenden  internationalen  sozialistischen  Arbeiterkongrefs,  von  Ed.  Bern- 
stein. —  Indien  und  die  8ilberkrisis,  von  Max  Scbippel.  —  Der  Fluch  der  Zivilisation, 
von  E.  Beifort- Bai  Deutsch  von  V.  Adler.  —  Die  wirtschaftliche  Entwickelung  Japans 
bis  1868,  von  Paul  Ernst.  —  Bucher  und  Lassalle.  —  Die  österreichische  Gewerbe- 
inspektion im  Jahre  1892,  von  Dionys  Zinner.  —  Dr.  Rudolf  Meyer  und  der  landwirt- 
schaftliche Großbetrieb,  von  N.  L.  —  Küster  und  Lehrer,  von  ms.  —  Beiträge  zur  Ent- 
wicklungsgeschichte der  Grofsindustrie  in  Deutschland,  von  J.  8.  —  Menschentum  und 
Klasseninstinkt,  von  E.  Belfort-Baz.  Deutsch  von  V.  Adler.  —  Die  Grenzen  des  Nutzens 
und  Einflusses  internationaler  Kongresse,  von  Ed.  Bernstein.  —  Das  Sinken  der  Real- 
löhne. —  Der  Nordostseekanal,  von  Erwin  Erni.  —  Die  rasche  Zunahme  der  Eisenbahn- 
unfälle in  den  letzten  Jahren  und  ihre  Ursachen.  —  Die  Organisation  des  Handwerks, 
von  ms.  —  Die  ländliche  Bevölkerung  und  die  Sozialdemokratie,  von  R.  Calwer.  —  Die 
Arbeiterbewegung  in  Schweden,  von  Hjalmar  Branting.  —  Zur  Kritik  des  statistischen 
Materials  im  „Sozialpolitischen  Handbuch"  von  Dr.  Lux,  von  J.  S.  —  Aigues-Mortes,  von 
G.  A.  Sutor.  —  Einige  Worte  zur  ethischen  Bewegung,  von  A.  R.  Hardeg.  —  Herzog 


Ernst  von  Koburg.  —  Die  sanitären  Zustände  im  Blickergewerbe,  von  ms  Die  preußi- 
schen Landtagswahlen  und  die  Sozialdemokratie,  von  Ed.  Bernstein.   —  Die  Lage  der 
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Porzell  Anarbeiter  in  Nordwestböhmen,  von  C  Spöhnmann.  —  Die  Durchführung  des 
schweizerischen  Fabrikgesetzes,  tod  Dionys  Zinner.  —  Der  Kongrefs  von  Belfast,  von 
B.  B.  —  Münchener  Geiangniszustlnde.  —  Noch  Einiges  Über  den  landwirtschaftlichen 
Großbetrieb,  von  Rudolf  Meyer.  —  etc. 

Preufsiscbe  Jahrbücher.  Herausgegeben  von  Hans  Delbrück.  LXXIV.  Band, 
Heft  1,  November  1893:  Dorpat:  Jorjew,  von  Livonus.  —  Die  neueste  Silberkrisis  and 
unser  Münzwesen,  von  (GRegB.,  Prof.)  A.  Wagner.  (II.  Artikel.)  —  Das  Extrahonorar 
der  Rechtsanwälte,  von  §.  —  Moderner  Jesuitismus,  von  (Graf)  Paul  von  Hoensbroech. 

—  Die  Muse  von  Tiefurt,  von  (Schuldirektor)  G.  Kreyenborg.  —  Das  Deutsche  Reich  und 
die  Polen,  von  L.  E.  (II.  Artikel.)  —  etc. 

Vereinsblatt  fflr  Deutsches  Versicherungswesen.  Organ  des  Verbandes  deutscher 
Privatfeuerversicherungsgesellschaften,  redigiert  von  J.  Neumann.  Jahrg.  XXI  (1893), 
Nr.  10  und  11:  Internationaler  Transportveraicbernngsverband,  XXI  (ordentliche)  Ge- 
neralversammlung, abgehslten  tu  Salzburg  vom  11.  bis  IS.  Sept.  1893.  —  Zur  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts  etc.  in  Versicherungsangelegenheiten. 

Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats  Wissenschaft.  Herausgegeben  von  A.  Schaffle. 
Jahrgang  L  (Jubiläumsband),  1894,  Heft  1  :  Zur  Pathologie  der  Armut,  von  W.  Roscher. 

—  Die  Marzscbe  Dialektik  und  ihr  Einflufs  auf  die  Taktik  der  Sozialdemokratie,  von 
(ObersteuerR.)  Rümelin.  —  Untersuchung  über  die  Grundlagen  des  Tarifwesens  der  See- 
schiffahrt, von  (Frh.)  y.  Weichs  (1.  Artikel).  —  Ueber  die  Grenze  zwischen  relativem  und 
absolutem  Waldboden,  von  C.  v.  Fischbacb.  —  Die  Jahresberichte  der  deutschen  Fabrik- 

aufsichUbeamten,  von  Fr.  Wörisboffer  Missellen :  Zur  Statistik  der  Volksabstimmungen 

in  der  Schweiz  Die  ersten  S  Jahre  (1889/91)  Unfallversicherung  im  cisleitbanischen 
Oesterreich.  Zur  Wirkung  der  Getreideausfuhrverbote  bei  modernen  Verkebrsverhalt- 
aissen.  Die  8klaverei  in  Kamerun.  Eisenbahn  und  Karawane  in  Deutsch-Ostafrika. 
Berliner  Lohnverhiltnisse.  Arbeitslosenversicherung  der  niederösterreichischen  Buch- 
drucker. —  etc. 


Nach  dem  Geschäftsberichte  des  Preufsischen  Beamtenvereins  betragen  die  Ver- 
waltungskosten einschliefsUch  Steuern  98  OOO  M.  53  Pf.  mm  2,06  Pros,  der  Jahreseinnabme, 
wahrend  in  der  Tabelle  des  Supplementheftes  XXI  124590  M.  =  2,61  Proz.  der  Jahres- 
einnahme angegeben  sind.  Ferner  wurde  ein  reiner  Jahresilberscbufs  von  764  180  M.  29  Pf. 
— »  19.6O  Proz.  der  Pramieneinnahme  und  nicht,  wie  in  der  Tabelle  angegeben  ist,  von 
733  180  M.  mm  18, Sl  Pros,  der  Pramieneinnahme  erzielt. 
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